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12. Sitzung 
Seite 326 A Zeile 17 Hit ſtatt Büdesheim“ zu leſen: „Rüdesheim“, 


We Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König von Preußen ꝛc. 
verordnen auf Grund des Artikel 12 der Verfaſſung, im Namen des Reichs, was folgt: 

Der Reichstag wird berufen, am 19. Februar d. J. in Berlin zufammenzutreten, und beauftragen 
Wir den Reichskanzler mit den zu diefem Zwecke nötigen Vorbereitungen. 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterichrift und beigedrucdtem Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin im Schloß, den 4. Februar 1907. 


(L. 8.) Wilhelm. 
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Eröffnungsſitzung 


tm 


Weiten Saale des Königlichen Schloſſes zu Berlin | 


am Dienstag den 19. Februar 1907. | 


In Gemäßheit der Allerhöchſten Verordnung bom 
4. Februar d. J. wurde ber Reichstag heute vormittag 
11 Ihr eröffnet. 

Der Eröffnung ging ein Gottesbienft voraus, und 
zwar für bie Mitglieber ber u mar Kirche um 
10 Uhr in ber Säloktapeike, two der Generaljuperintendent 
D. aber unter Zugrundbelegung des Textes Jeſaias 43, 1 
die Predigt hielt. Für die Mitglieder der katholiſchen 
Kirche wurde um 10'/, Uhr in der St. Hedwigskirche von 
bem Pfarrer Stull unter Aififtenz des Kuratus Dr. Bertram 
und deö Kaplans Blod eine Segendandadht gehalten. 

Nach der kirchlichen Feier verfammelten fi die Ab: 
georbnieten zum Neichdtage im Weißen Saale und nahmen 
daſelbſt dem Thron gegenüber Aufftellung. 

Sobald die Abgeordneten zum Reihötage verſammelt 
waren, erjchienen unter Bortritt des Reichskanzlers bie 
Bevollmächtigten zum Bundesrat und ftellten ſich links 
vom Thron auf. 

Auf die Meldung des Reichskanzlers Fürſten bon 
Bülow begaben Sih Seine Majeftät der Kaiſer unter | 
probem Bortritt und unter Vorantragung der Reichs— 
nfignien, gefolgt von den hier anweſenden Prinzen des 
Königlichen Haufes ſowie den Mitgliedern deutſcher Fürſten⸗ 
häufer, in den Weißen Saal, wurden beim Eintritt von | 
ber Verfammlung mit dreimaligem Hod empfangen, bas | 
der Geiftlihe Nat, Prälat Dr. Lender auöbradte, und 
nahmen vor dem Thron Stellung. Die ... des 
Königlihen Haufes und die hier anmwefenden Mitglieder 
ber beutjchen Fürftenhäufer traten zur Nechten des Thrones. | 

Hierauf gerubten Seine Majeftät, aus der Hand des 
Reichskanzlers Fürften von Bülow die Thronrede entgegen= | 
zumehmen und, dad Haupt mit dem Helm bebedt, wie 
tolgt, zu verlejen: 

Reichstag. 12. Legiel.P. 





tl. Seſſioen. 1WT. | 


1907. 


Geehrte Herren! 


Im Namen Meiner hohen Verbündeten heiße Ich 
den neugewählten Reichstag willkommen. 

Aufgerufen zur Enticheidung über einen Zwieipalt 
zwijchen den verbündeten Regierungen und der Mehr: 
heit des vorigen Reichstags hat das deutjche Bolt 
bekundet, daß es Ehr und Gut der Nation ohne 
fleinlihen Parteigeift treu und feſt gehütet wiſſen will. 
In jolher Bürger, Bauern und Wrbeiter einigenden 
Kraft des Nationalgefühlse ruhen des Baterlands 
Geſchicke wohl geborgen. Wie Ich alle verfafjungs- 
mäßigen Rechte und Befugniſſe gewifjenhaft zu achten 
gewillt bin, jo hege Ich zu dem neuen Reichstage 


| das Vertrauen, daß er es als jeine höchſte Pflicht 


erkennt, unjere Stellung unter den Kulturvölfern 
verjtändnisvoll und tatbereit zu bewahren und zu 
befeftigen. 

Ihre erite Aufgabe wird die Erledigung des 
Reichshaushalts für 1907, des Nachtragäfredits für 
Südweſtafrika und des Bahnbaus von Keetmanshop 
nach Kubub jein. Dieje Vorlagen gehen Ihnen jofort 
in der früheren, nur unwejentlich veränderten Geftalt zu. 

Die ſchwere Krifis, die durch die Aufftände der 
Eingeborenen in Südweſt- und Oftafrita über dieje 
Schutzgebiete hereingebrochen war, ift überwunden. 
In Oſtafrika ift der Aufitand volljtändig unterdrüdt. 
In Südweitafrifa find die feindlichen Stämme bis 
auf wenige Überrejte unterworfen worden, ſodaß eine 
erhebliche Verminderung der dort ftehenden Schub: 
truppe aller Borausfiht nad) möglich jein wird. 


Der Dank des Vaterlandes iſt den Tapferen jicher, 
I 





2 Reichstag. — Eröffnungsfigung. Diendtag den 19. Februar 1907. 


die in jahrelangen ſchweren Kämpfen mit einem ver: 
ichlagenen und hartnädigen Geguer den Ruhm der 
deutschen Waffen Hochgehalten haben. 

Die Entwidlung unjerer Kolonien zu einem 
wertvollen Teil des nationalen Beſitzſtandes erfordert 
vor allem einen jorgfältig auszuarbeitenden Plan für 
den Ausbau der Verkehrswege. Um allmählich zu 
einer gedeihlichen Selbjtverwaltung zu gelangen, 
werden zunächit das Rechnungsweſen zu vereinfachen 


| 


‚ wird. 


und die Beamtenverhältniife nen zu ordnen ſein. 


Wie mit dem Vorſchlage, ein Kolonialamt zu er: 
richten, jo wird der Reichstag auch mit den Beihilfen 


i 
' Der am 


für die Schwer gejchädigten Anfiedler in Südweſtafrika 


von neuen befaßt werden. 

Der gejunde Sinn in Stadt und Land Hat im 
Wahlfampf einer Bewegung Halt geboten, die fich, 
alles beitehende Gute und Lebenskräftige verneinend, 
gegen Staat und Gejellichaft in ihrer ftetigen Fried: 
lichen Entwiclung richtet. Die großen grundlegenden 


Gejege zum Schupe der wirtichaftlih Schwachen find | 


gegen den Widerftand der Fraktion geichaffen worden, 


die ji als die wahre Vertreterin der Arbeiterinter: | 
eſſen bezeichnet, jelbjt aber nichts für jie und für | 


den Kulturfortſchritt geleiftet Hat. Gleichwohl zählen 
ihre Wähler immer noch nad Millionen. Der deutjche 
Arbeiter darf darunter nicht leiden. Jene Gejep- 
gebung beruht auf dem Grundjah der jozialen Ver: 
pflichtung gegenüber den arbeitenden Klaſſen und ift 
daher unabhängig von der wechjelnden Partei— 
geftaltung. Die verbündeten Regierungen find ent- 
ichlofien, das joziale Werk in dem erhabenen Geiſte 
Kaiſer Wilhelms des Großen fortzuſetzen. 


Als König von Preußen habe Ich am 27. Januar 





d. J. fundgegeben, daß Ich bei Beleidigungen Meiner 
Berjon von Meinem Begnadiqungsrect größeren 
Gebraud; machen will. Es ift Mein Wunſch, aud) 
im Gejeße den Beftrafungen wegen Majeitätsbeleidigung 
engere Grenzen gezogen zu jehen. Eine Vorlage für 
den Bundesrat wird vorbereitet. 

Die allgemeine politifche Lage berechtigt zu der 
Zuverficht, daß uns der Friede weiter erhalten bleiben 
Zu unjeren Berbündeten unterhält Meine 
Regierung die alten herzlichen, zu den anderen 
fremden Mächten gute und korrekte Beziehungen. 
11. Januar d. J. unterzeichnete Vertrag 
mit Dänemark, der durch Regelung der Verhältnifie 
der Optantenfinder jtörende Reibungen bejeitigen joll, 
twird, wie Ich hoffe, das freundliche Verhältnis zu 
unferem nördlichen Nachbarftaate kräftigen. Auf 
Grund der Anregungen der Vereinigten Staaten von 
Amerika und der Vorjchläge der ruffiichen Regierung 
habe ch die Einladung zu der zweiten Haager 
sriedensfonferenz angenommen, die berufen fein wird, 
im Anſchluß an die Ergebnifje der eriten Haager 
Konferenz das Völkerrecht im Sinne des Friedens 
und der Humanität weiter auszubilden. 

Und nun, meine Herren, möge das nationale 
Empfinden und der Wille zur Tat, aus dem diejer 
Reichstag hervorgegangen ift, auch über ſeinen 
Arbeiten walten — Deutſchland zum Heil! 


Nah Berlefung der Thronrede trat der Reichskanzler 
vor den Thron und erflärte den Reichstag für eröffnet. 

Seine Mafeftät der Kaiſer verließen hierauf unter 
erneutem, bon dem Königlich bayerifhen außerordentlichen 
Geſandten und bevollmäcdtigten Minifter Grafen von und 
zu Lerchenfeld-⸗Köfering ausgebrachten Hoch in Begleitung 
ber Prinzen, nad allen Seiten huldvoll grüßend, den Saal. 


Druck und Verlag der Norddeutſchen Buchdruckerei und Verlagsanftalt, Berlin SW., Wilbelmftrahe 32. 
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Die Sigung wirb um 1 Uhr 15 Minuten durch bem 
Fr vb. Winterfeldt-Menkin als Alteröpräfidenten 
eröffnet. 


Alterspräſident v. Winterfeldt-Menfin: Nah S 1 
der Geſchäftsordnung für den Reichstag foll beim Eintritt 
in eine neue Legiöälaturperiode das ältefte Mitglied des 
Reichstags die Gefchäfte führen. Meine Herren, ih bin 
am 2. März 1823 geboren, ich ftehe alfo im 84. Lebens: 
jahre. IH frage, ob ein Älteres Mitglied hier im Haufe 
it. — Es meldet fi niemand; id; nehme alfo an, daß 
ich das ältefte Mitglied dieſes Haufes bin, und eröffne hier: 
mit bie Sitzung.7 

Zu einftweiligen Schriftführern berufe ich bie 
Herren Abgeorbneten Bauli (Oberbarnim), Engelen, Rimpau 
und Dr. Hermes und bitte diefelben, fih an meine Seite 


zu feßen. 
a (Beichieht.) 

Ich bitte den Herrn Abgeordneten Dr. Hermes, ben 
Namendanfruf, und den Herrn Abgeorbneten Engelen, bie 
Protofolführung zu übernehmen. 

Wir haben nunmehr den Namensaufruf vorzu— 
nehmen, um die Zahl ber anweſenden Herren feitäuftellen, 
und id erſuche die Herren Abgeorbneten, beim Aufruf 
ihre Namens laut und deutlich mit „hier“ zu antworten. 

Der Namensaufruf beginnt mit dem Buchftaben 9. 

(Derjelbe wirb vollzogen.) 
”° Das Alphabet wirb refapituliert, umd id bitte bie 
Herren, bie noch nicht geantwortet haben, ſich zu melden. 


Geſchieht.) 

Anweſend find: 
Dr. Ablaß. Ahlhorn. Albrecht. Arendt (Labiau). 
Dr. Arendt (Mansfeld). Dr. Arning. Arnold. Auer. 
Dr. Bärwinkel. Bahn. Baflermanı. Bauermeifter. 
Baumann. (Bebel. ed (Aichach). Bed (Heibelberg). 


Beder (Arnsberg). Dr. Beder (Coln). Behrens. Dr. Belzer. 
Beuchelt. Rogalla v. Bieberftein. Bindewald. Birken: 
maher. Dr. Bitter. Dr. Blanfenhorn. Dr. Böhme. 
Bömelburg. Böning. Bolt. v. Bonin. Neichögraf 
v. Bothmer. Brandys. Brejski. Brey. v. Brodhaufen. 
Brühne. Bruhn. Dr. Brunftermann. Buchſieb. bbe= 
berg. Dr. Burdharbt. Burlage. v. Byern. Graf v. Garmer: 
Often. Grafp. Garmer-Zieferwig. Carſtens. Dr.d.Chtapowo 
Chlapowsti. Dr. Contze. Cuno. b. Damm. Dadbadı. 
Reichstag. 12. Legisl.P. 1. Seſſion. 1907, 





Dr. David. Dr. Delbrüd. Delfor. Detto. Dietrich. 
v. Dirffen. Doerkſen. Fürſt zu Dohna-Schlobitten. 
Dr. Dohrn. Dr. Doormann (Lüben). Dove. Dr. Dröfcer. 
Duffner. Dr. v. Diiembowsfi-Bomtan. Ehrhart. Eid): 
born. Eickhoff. v. Elern. Emmel. Enders. Engelen. 
Erzberger. Euen. Euler. Everling. Dr. Faßbender. 
Fehlhaner. Fehrenbach. Feldmann. Findel. Fiſchbeck. 
Fiſcher. Dr. Fleiſcher. Dr. Frank (Mannheim). Frank 
(Ratibor). Freiherr v. Freyberg. Fritzen (Düſſeldorf). 
Frohme. Fuhrmann. Gäbel. Gamp. Geck. dv. Gersdorff. 
Gerftenberger. Geyer. Giesberts. Dr.Giefe. Gleitsmann. 
Glowatzki. Glüer. Dr. Görd (Holftein). Dr. Börde 
(Brandenburg). Göring. Goldftein. Dr. Goller. Gothein. 
Graef (Weimar). Gräfe (Sadjen). Dr. Grögoire. Gröber. 
Günther. Gyßling. Haas. Haeudler. Hagemann. Hagen. 
Dr. Hahn. Hameder. Haniſch. Hansen. Fürſt v. Hatfelbt. 
Haufer. Hausmann (Hannover). Hau. Haukmann 
(Württemberg). Hebel. Dr. Hedider. Heine. Dr. Heinze. 
Held. Hengsbach. Henning. Dr. Hermes. Herold. 
Dr. Freiherr v. Hertling. Herzog. Dr. v. Heydebrand. 
Freiherr Heyl zu Herrnsheim. Dr. Hieber. Hildenbrand. 
Hilpert. Hinterwinkler. Hirſchberg. Dr. Hitze. Hod). 
Dr. Hoeffel. Hoen. Hoffmeifter. Erbprinz zu Hohenlohe: 
Langenburg. Fürſt zu Hohenlohe-Dehringen. Holzapfel. 
Sr vd. Hompeih. Hormann (Bremen), Horn (Neiße). 
Horn (Reuß). Horn (Sachſen). Hubrich. Hue Huf: 
nagel. Hug. Irl. Dr. Jäger. Jankowsti. Dr. Jund. 
Kaden. Ktaempf. Kalkhof. Graf v. Kanitz. dv. Stap- 
hengft. v. Kaufmann. Seller. Kirſch. Kloſe. Kobelt. 
Köhler. Kölle. Kohl. Dr. Kolbe. Kopſch. Korfanty. 
Krebs. Kreth. v. Ktröcher. Kulerski. Langerfelbt. 
Lattmann. Ledebour. Legien. Lehemeir. Lehmann 
(Wiesbaden). Dr. Lender. Dr. Leonhart. Leſer. 
Liebermann v. Sonnenberg. v. Llebert. Lind, Linz. Löſcher. 
Malkewitz. Freiherr v. Maltzan. Manz. Dr. Marcour. 
Dr. Mayer (Kaufbeuren). Mayer (Pfarrkirchen). Mentz. 
Merkel. Metzger. v. Micaelid. Dr. v. Mieczkowski. 
Mommſen. Müller (Fulda). Müller (Iſerlohn). Dr. Miller 
(Meiningen). Müller (Rudolftadt). Dr. Mugdan. Naden. 
Napieralski. Naud. D. Naumann. Nehbel. Dr. Neu: 
mann» Hofer. Veuner. Nißler. dv. Normann. Noöfe. 
dv. Dergen. Oeſer. Götz v. Dlenhufen. Dr. Opfergelt. 
Graf vd. Opperäborff. Graf v. Oriola. Ortel. Dr. Oſann. 
Dr. Paaſche. Dr. Bahnide. Pauli (Oberbarnim). Bauli 
(Potsdam). dv. Bayer. Berniod. Dr. Pfeiffer. Freiherr 
v. Pfetten. Dr. Pfundtner. Dr. Bihler. Dr. Bieper. 
v. Janta-Polczynsft. Dr. Votthoff. Graf Praſchma. Preiß. 
Püg. Gans Edler Herr zu Putlig. Quarck. Raab. Fürſt 
Radziwit. dv. Rautter. Reefe. Freiherr v. Richthofen- 
Damddorf. Rieſeberg. Rimpau. Roeren. Dr. Roeſicke. 
Roth. Mother. Dr. Ruegenberg. Rupp. Sadjie. 
Dr. v. Saldern. vd. Saß-Jaworski. Dr. v. Savignh. 
Schad. Dr. Schaedler. Schefbeck. Scheidemann. Scell- 
horn. Scerre. Schidert. Schiffer. Schirmer. Schlüter. 
Schmid (Immenfiadt), Schmidt (Altenburg). Schmidt 
(Berlin). Schmibt (Halle). Schmidt (Warburg). Schneiber. 
Schrader. v. Schubert. Schüler. Schultz. Schwabad. 
Schwartz (Yübed). Schwarze (Lippſtadt). Schweidharbt. 
Graf dv. Schwerin: Löwig. Dr. Semler. Severing. 
Stebenbürger. Sieg. Stelermann. Sieverd. Singer. 
Sir. Sittart. Dr. v. Starzynsfi. Stowronsfi. Sommer. 
Dr. Spahn. Sped. Spethmann. Spindler. Stadt: 
bagen. Stamm. v. Staudy. GStauffer. Dr. Stengel. 
— v. Steinaecker. Steindl. D. Stoecker. Dr. Üdo 
raf zu Stolberg-Wernigerode. Stolle. Storz. 
Dr. Streſemann. v. Strombeck. Dr. Struve. Strzoda. 
Stubbendorff. Stücklen. Stupp. Stychel. Dr. Südekum. 
Dr. Thaler. Traeger. Trautmann. v. Treuenfels. 
Trimborn. Ulrich. Dr. Varenhorſt. Vogt (Crailsheim). 
Vogt (Hall. Dr. Vonderſcheer. Wachhorſt de Wente. 
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(C) 
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Neihdtag. — 1. Sigung. Dienstag den 19. Februar 1907. 








(Namensaufruf.) 

(A) Dr. Wagner (Sadjen). ug (Württemberg). Wallen: 
born. Wattendorf. Dr. Weber. Wehl. Wellſtein. 
be Wendel. dv. d. Wenſe. Werner. Wetterle Wetel. 
—— Wieland. Dr. Wiemer. Wilckens. Wilde. 
Bil (Stolp). Dr. Will (Straßburg). Windler. 
dv. MWinterfeldt-Menkin. de Witt (Köln). Witt (Marten: 
werber). Wölzl. Freiherr v.Wolff-Metternih. Wommels- 

dorf. Dr. Zehnter. Zimmermann. Zindler. Zubeil. 


Alteröpräfident v. WinterfeldteMenkin: Der Namens: 
aufruf ift geſchloſſen. Ich bitte bie Herren Schriftführer, 


das Refultat des — raue: 
eichieht. 
Während bie Herren Schriftführer dad Ergebnis des 
Namensaufrufs 


fett ellen, bitte ich den Herm Schriftführer 
Pauli (Oberbarnim), zu verlefen, in welcher Weiſe burd das 
203 die Wahlaften an die Abteilungen verteilt find. 


Schriftführer Abgeordneter Pauli (Oberbarnim): 
Behuf3 Prüfung der Wahlen find bie Wahlatten durch 
da3 208 den Abteilungen, wie folgt, zugeteilt worden: 

ber 1. Abtellung: Königreih Württemberg, Groß: 
berzogtum Baben, Herzogtum Sadjfen-Alten- 
burg, die Fürftentümer Shwarzburg-Sonbers- 
haufen, Schwarzburg:Rubolftabt, Reuß ä. 2. 
und Reuß j.2., Schaumburg:Zippe, Lippe, bie 
Freien Städte Lübel und Bremen und bas 

eichsland Elſaß-Lothringen; 

der 2. Abteilung: Probinz Brandenburg (mit 
Ausnahme von Berlin), Provinzen Sachſen, 
Heflen » Naffau und Herzogtum Braunfhweig; 

ber 3. Abteilung: Provinzen Weſtfalen und Rhein: 
probinz, Hohenzollern, Großherzogtum Sachſen⸗ 
Meimar und Fürſtentum Walbed; 

ber 4. Abteilung: Provinzen Schleswig⸗Holſtein und 
Hannover, Königreich Sachſen, Großherzogtum 
Oldenburg und das Herzogtum Anhalt; 

der 5. Abteilung: Provinzen Bojen und Schlefien, Die 
Herzogtümer Sadfen-Meiningen und Sadjfen- 
—— und die freie Stadt Hamburg; 

ber 6. Abteilung: Provinzen Oſtpreußen, Weſi⸗ 
preußen und Pommern, Stabt Berlin, bie 
Großherzogtümer Medlenburg: Schwerin und 
Medlenburg-Strelig; 

ber 7. Abteilung: Königreich Bayern und Groß: 
berzogtum Heffen. 


UlterSpräfident v. WinterfeldteMenfin: Ich bitte, 
nunmehr aud das Verzeichnid der eingegangenen Bor: 
lagen verleſen zu wollen. 


Schriftführer Abgeorbneter Pauli (Oberbarnim): An 
Borlagen find eingegangen: 

Entwurf eined Geſetzes betreffend bie Feftitellung 
eine? Nachtrags zum Meich&haushaltsetat 
für das Rechnungsjahr 1906, nebft Anlagen; 

Entwurf eines Geſetzes betreffend die Feſtſtellung 
eined Nachtrags zum Haushaltsetat für bie 
———— auf das Rechnungsjahr 1906, 
nebſt Anlagen; 

Entwurf eines Geſetzes betreffend die Feſtſtellung 
eines zweiten Nachtrags zum Reichshaushalts- 
etat für das — * 1906, nebft Anlagen; 

Entwurf eined Gefeges betreffend die Feſtſtellung 
eines zweiten Nachtrags zum Haushalt3etat 
für die Schußgebtete auf das Rehmungsjahr 
1906, nebft Anlagen; 

Entwurf eines Gefebes betreffend die Gewährung 
eined Darlehnd an das ſüdweſtaäfrikaniſche 
Schubgebiet; 

Entwurf eines Geſetzes betreffend die Feſtſtellung 
des Reichshaushaltsetats für das Rechnungs: 


(B) 





jahr 1907, nebft Anlagen und einer Denkichrift; 
dazu ein alphabetifches Inhaltsverzeichnis; 

Entwurf eines Geſetzes betreffend bie FFeftftellun 
bes Haushaltsetats für die Schußgebiete au 
bad Nehnungsjahr 1907, nebft Anlagen; 

bie Nahmwelfung der burd ben Reichshaushalts: 
etat für 1906 erfolgten und ber im Entwurfe 
zum Reichshaushaltsetat fir 1907 vor— 
geichlagenen Erhöhungen folder Titel zu fort: 
dauernden Ausgaben, bei benen im Rechnungs— 
jahre 1905 ſiberſchreitungen vorgefommen find; 

Die Nachweiſung ber Bewilligungen, ber berans: 
gabten Beträge und ber verbliebenen Beftände 
bei den übertragbaren Titeln der fortdauern- 
ben und bei den ratenweilen Anfägen ber ein- 
maligen Ausgaben bed Neihehaushalts für 
die Rechnungsjahre 1901 bis 1905; 

Entwurf eines Geſetzes betreffend den Hinter: 
bliebenenverfiherungsfonds und ‚ben Reichs⸗ 
invalibenfonb3; 

berficht der Reichs-Ausgaben und » Einnahmen 
für dad Rehnungsjahr 1905, nebit Anlagen; 

bie Allgemeine. Rehnung über ben Reihshaus: 
halt für das Nechnungsjahr 1902 nebit ben 
dazugehörigen Spezialrehnungen, einem Bor: 
bericht und Den Bemerkungen bes Rechnungshofs; 

bie Überfiht ber Einnahmen und Ausgaben des 
oftafrifanifhen und bes ſüdweſtafrikaniſchen 
—— für dad Rechnungsjahr 1901 
nebft einer Anlage, ſowie j 

bie Ilberfiht der Einnahmen und Ausgaben ber afri- 
kaniſchen Schuggebiete, des Schuggebiet3 Neu: 
Guinea, der Verwaltung der Starolinen, Palau 
und Marianen fowie des Schubgebietd Samoa 
für das Nehuungejeht 1903 nebſt einer Anlage; 

bie Ülberfihten der Ginnahmen und Ausgaben bes 
Schutzgebiets Kiautſchou für die Rechnungs— 
jahre 1904 und 1905; 

die Rechnung über ben Haushalt der afrifanifchen 
Schubgebiete für dad Etatsjahr 1896/97; 

eine Nachweiſung der Veränderungen im Grund: 
beſitze des Neichs für das Rechnungsjahr 1905. 


Alterspräfident v. Winterfeldt-Menfin: Die Drud: 
legung biefer Vorlagen ift verfügt. 

Ser Kamendaufruf hat eine 
373 Mitgliedern ergeben. 


(Brabo!) 
Wir find alio beihlußfähig und würden in bie Beratungen 
eintreten können. 

Meine Herren, es würde nun nad) $ 2 der Geſchäfts— 
ordnung zur Verloſung der Abteilungen zu ſchreiten fein. 
Ih ſchlage vor, wie es aud früher geiäehen ift, bie 
Schriftführer und das Bureau mit der Verlofung ber Ab— 
teilungen im Namen des Reichstags zu beauftragen; die 
felben werden gleich nah Schluß ber Styung bie Berlofung 
vornehmen. — Ein Widerſpruch wird htergegen nicht erhoben. 

Damit wäre unfere heutige —— erſchöpft. 

Ich ſchlage Ihnen vor, die nächſte Sitzung zu 
halten morgen, Mittwoch ben 20. Februar 1907, Rad): 
mittags 1 Uhr, mit folgender Tagesordnung: 

Wahl des Präfidenten, der Bizepräfidenten und 
der Schriftführer. 
Hiergegen wird ein Widerſpruch nicht erhoben. 

Ich berufe die Abteilungen auf morgen unmittelbar 
nah Schluß der Plenariigung zu ihrer Konftituterung. 

Ich ſchließe die Sitzung. 

(Schluß der Sitzung 1 Uhr 54 Minuten.) 
Drud und Verlag der Norddeutſchen Buchdruckerei und Verlagsanſtall, 
Berlin SW, Wilhelmſtraße 32. 


Anweſenheit von 





(0) 


m 


D) 


Reichstag. — 2. Sigung. Mittwoch den 20. Februar 1907. zu 5 














(A) 
2. Sißung. 
Mittwoch den 20. Februar 1907. 
Seite 
Geſchäftlichs 8 5B, 6D 
Wahl der Präfidentenfür die nächſten vier Wochen: 5 B 
Annahmeerklärungen: 

Dr. Graf zu Stolberg-Wernigerode, 
Feentt 5D 
Dr. Paaſche, Erfter Vizepräfident: 6B 
Kaempf, Zweiter Vizepräfident... 6C 
Wahl der Schriftführer. ..... 60 
Ernennung der Auäfloren ...: — 6D 
Verleſung eingegangener nterpellationen . . 6D 

Feitjtellung der Tagesordnung für die nächſte 
BR 2.0 nee 7B 


Die Sitzung wird um 1 Uhr 23 Minuten durch den 
Alteröpräfidenten v. Winterfeldt:Dienkin eröffnet. 


Alteröpräfident v. Winterfeldt-Menfin: Die Sigung 
ift eröffnet. 

Das Protofoll der vorigen Sitzung liegt auf bem 
Bureau zur Einfiht offen. 

Seit der legten Plenarfigung find eingetreten bie 
Herren Abgeordneten dv. Ghrzjanowsli und Freiherr 
v. Thünefeld. 

Ich bitte ben Herrn Schriftführer, dad Verzeichnis 
ber weiter eingegangenen Borlagen zu verlefen. 


Schriftführer Abgeordneter Dr. Hermes: 

1. Entwurf eines Geſetzes betreffend die Bemeffung 
des KHontingentfußes für landwirtſchaftliche 
Brennereien; 

2. a) die Dentichrift über bie Gntwidlung ber 
deutihen Schußgebiete in Afrika und ber 
Sübdfee, Berihtäjahr 1905/6, 

b) die Anlagen zu biefer Denkſchrift nebft ber 
ea über bie Verwendung des Afrika: 
onds; 

3. Entwurf eines Geſetzes betreffend die Vornahme 
einer Berufs⸗ und Betriebszählung im Jahre 1907. 


Alterspräſident v. WinterfeldtsMenfin: Die Druck— 
legung habe ich verfügt. 
Wir treten jebt in die Tagesorbnung ein. Gegen: 
ftand derſelben ift: 
Wahl des Präfidenten, der Vizepräfidenten und 
der Schriftführer. 
Wir beginnen mit der Wahl ded Bräfidenten 
fir die erften vier Wochen. 


Reidistag. 12, Legisl⸗P. L Seſſion. 1907. 


Ich bitte den Herrn Schriftführer, den 5 9 der (C) 
Geihäftsorbnung zu verlefen. 


Schriftführer Abgeorbneter Dr. Hermes: 

Sobald die Anweſenheit einer beſchlußfähigen 
Anzahl von Mitgliedern des Reichstags durch 
Namensdaufruf feitgeftellt ift, vollzieht der Reichs— 
cab bie Wahlen ber Präfibenten und der Schrift: 

ter. 

Die Wahlen ded Präſidenten, ſodann bes 
GErften und hierauf bed Zweiten Bizepräfidenten 
erfolgen durch Stinmzettel nad) abfoluter Stimmen: 
mehrheit. 

Hat ſich eine abſolute Mehrheit nicht ergeben, 
ſo ſind diejenigen fünf Kandidaten, welche die 
meiſten Stimmen erhalten haben, auf eine engere 
Wahl zu bringen. Wird auch bei dieſer Wahl 
keine abſolute Mehrheit erreicht, ſo ſind diejenigen 
beiden Kandidaten, welche die meiſten Stimmen 
in der engeren Wahl erhalten haben, auf eine 
zweite eugere Wahl zu bringen. Tritt in dieſer 
legten Wahl Stimmengleichheit ein, jo entſcheidet 
das 208, welches durd bie Hand des Präfidenten 
gezogen wird, Bei Auömittlung derjenigen Kandi⸗ 
baten, welche nad ben vorſtehenden Vorſchriften 
auf die engere Wahl zu bringen find, entſcheidet 
bei Stimmengleichheit ebenfalld das Los. 


Alteröpräfident v. Winterfeldt-Meukin: Ich bitte 
die Herren Abgeorbneten, bei ihrem Namendaufruf mit 
„bier“ zu antworten und ihre Stimmzettel in bie Wahl- 
urne zu legen. Die Herren Schriftführer bitte ich, die 
Abgabe der Stimmzettel zu fontrollieren. 

Der Namendaufruf —— mit dem Buchſtaben B. 
Ih bitte um Ruhe und deutliche Antwort auf den Namens—⸗ 


aufruf. 
(Der Namendaufruf und die Abgabe der 
Stimmzettel erfolgt.) 
Das Alphabet wird refapituliert. 
Geſchieht. 
Der Namensaufruf und die 
iſt geſchloſſen. 
(Das Ergebnis wird ermittelt.) 
Dad Nefultat der Abſtimmung iſt folgendes. Es 
find abgegeben 383 Zettel 
(Bewegung); 
davon ift ungültig feiner: es bleiben 383 gültige Zettel. 
Die abfolute Mehrheit beträgt 192. Es haben erhalten 
an Stimmen: 
Dr. Graf Udo zu Stolberg-Wernigerobe . 214, 
16 


(D) 


bgabe der Stimmzettel 


Di. SB ae ; 
Dr. Baalde ... 22 ce een 4, 
Dr. Freiherr v. Hertling ».- 2»... 1 


macht 383 Stimmen. Es ift alfo gewählt worben als 
Präftdent der Abgeordnete Dr. Graf zu Stolberg: Wernige- 
rode. 

Ich frage den Herrn Abgeordneten Grafen zu Stolberg, 
ob er geneigt iſt, die Wahl anzunehmen. 


Dr. Graf zu Stolberg» Wernigerode, Abgeordneter: 
Meine Herren, ich danke Ihnen für die fehr hohe Ehre, 
die Sie mir mit diefer Wahl erwieſen haben. Ich nehme 


bie Wahl an. 
(Beifall rechts und links.) 
(bernimmt den Borfik.) 

Meine Herren, dad an und für fi jchwere und 
berantwortungsvolle Amt, welches Sie mir übertragen 
haben, ift unter den jegigen politiihen Berhältniffen 
boppelt jchwer und boppelt verantwortungspoll. Dazu 
fommt, daß die erprobte Amtstätigfeit,. die hohe Be— 
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6 = Reihdtag. — 2. Sigung. Mittwoch ben 20. Februar 1907. 





(Bräfident.) 


(A) gabung, die Sclagfertigkeit und bie perfönliche Liebens- 


würbigfeit meined Herrn Vorgängers 

(Bravo! rechts) 
noch frifh im unferem Gedächtnis ftehen und zu Ber: 
gleihen ummillfürlich herausfordern. Meine Herren, ich 
weiß, daß ein Präſident nur dann etwa leiften fan, 
wenn cr vom Haufe unterftüßt wird. 

Ich will mein Amt unabhängig nad allen Richtungen 
bin, ih will es gerecht und unparteiifd führen; ich will 
die Würde des Haufe wahren und jeine Geſchäfte nach 
Möglichkeit zu fördern ſuchen, — und, meine Herren, wenn 
im übrigen das, was ich leiften werde, hinter dem, was 
ih leiften möchte, noch fo weit zurüdbleiben jollte, fo 
hoffe ih doch, dat Sie von mir fagen werden: Ut desint 
vires, tamen est laudanda voluntas! 

Ih ſpreche nun unſerem verehrten Herrn Allers— 
präfibenten ımferen Danf für feine Mühewaltung aus 

(brabo!), 
und th bitte Sie, fich zum Zeichen diefes Ihres Dankes 
von Ihren Plägen erheben zu wollen. 
(Der Reichstag erhebt fid.) 

Mir kommen nunmehr zur Wahl bes Erften Vize— 
präftdenten. 

Ich bitte die Herren Schriftführer, den Namendaufruf 
vorzunehmen. Der Namensaufruf beginnt mit dem Buch— 
ftaben 6. 

(Der Namendaufruf und die Abgabe der Stimme 

zettel beginnt.) 

Meine Herren, ich bitte um etwas Nube, bie Herren 
Schriftführer können die Namen nicht veritehen. 

(Der Namensaufruf und die Abgabe der Stimme 

zettel wird fortgefegt und zu Ende geführt.) 

Ich bitte, das Alphabet zu refapitulieren. 

Geſchieht.) 
Die Abſtimmung iſt geſchloſſen. Ich bitte, das 


(Geſchieht.) 

Meine Herren, dad Refultat iſt folgendes: abgegeben 
wurden 382 Zettel, davon find ungültig 167, bleiben 
215 gültige Zettel; die abfolute Mehrheit beträgt dem— 
nad) 108. &3 erhielten: 

der Herr Abgeordnete Dr. Paaſche 209 Stimmen 

(bravo! links und rechts), 

ber Herr Abgeordnete Liebermann v. Sonnens 
berg 2 Stimmen, 

der Herr Abgeordnete Korfanty 1 Stimme, 

der Herr Abgeorbnete Graf Bothmer 1 Stimme, 

ber Herr Abgeordnete Dr. Spahn 1 Stimme, 

der Herr Abgeordnete Bebel 1 Stimme. 

Es ift alfo der Herr Abgeordnete Dr. Paaſche zum 
Erften Bizepräfidenten gewählt, und ich frage ihn, ob er 
die Wahl annimmt. 


Dr. Paaſche, Abgeordneter: Ich nehme die Wahl mit 
Dant an. 


Präfident: Wir kommen nunmehr zur Wahl des 
Zweiten Bizepräfidenten. 

Ich bitte bie Herren Schriftführer, den Namendaufruf 
vorzunehmen; berfelbe beginnt mit dem Buchſtaben D. 
— Meine Herren, ic bitte um etwas Ruhe. 

(Der Namensdaufruf und . Abgabe der Stimmzettel 


erfolgt.) 
Ich bitte, das Alphabet zu refapitulieren. 


Geſchieht.) 
Die Abſtimmung iſt geſchloſſen; ich bitte, das Reſultat 
zu ermitteln. 
Geſchieht.) 


h 
Das Refultat der Abftimmung ift folgendes: abges 
geben wurden 379 Zettel, davon find ungültig 166 Zettel, 


(B) Reſultat zu ermitteln. 





bleiben gültig 213 Zettel; die abjolute Mehrheit beträgt (0) 


hiernach 107. Es erhielten: 

ber Herr Abgeordnete Staempf 205 Stimmen 

(brabo!), 

der Herr Abgeordnete D. Naumann 2 Stimmen, 

ber Herr Abgeordnete Singer 2 Stimmen, 

ber Herr Abgeorbnete Lattmann 1 Stimme, 

der Herr Nbgeordniete Bebel 1 Stimme, 

der Herr Abgeordnete Shad 1 Stimme, 

ber Herr Abgeordnete Schiffer 1 Stimme. 

Der Herr Abgeordnete Kaempf tft alfo zum Zweiten 

Bizepräfidenten gewählt, und ih frage ihn, ob er bie 
Wahl annimmt. 


Kaempf, Abgeordneter: Herr Präfident, ich nehme 
die Wahl mit Dank an. 
(Bravo!) 


PBeäfident: Wir gehen nunmehr über zur Wahl der 
acht Schriftführer für Die Dauer der Seffion. Ich 
erfuche die Herren daher, adıt Namen auf die Stimmzettel 
zu fchreiben und biefelben beim Namendaufruf in bie 
Urne zu legen. Ich bitte die Herren Schriftführer, ben 
Namensaufruf borzunchmen. Derjelbe beginnt mit dem 
Buchſtaben E. 

(Der Namensdaufruf und die Abgabe ber 

Stimmzettel erfolgt.) 

Das Alphabet wird refapituliert. 

(Geicieht.) 

Die Abftimmung ift geichloffen. 

Meine Herren, ih ſchlage Ihnen vor, das Nefultat, 
wie dies üblich ift, nad) der Sitzung durch bie proviſoriſchen 
Schriftführer und das Bureau feftitellen zu lafjen; das 
Refultat wird dann beim Beginn der nädlten Plenar- 
figung mitgeteilt werden. — Ein Widerſpruch erfolgt 
nicht; der Reichstag hat jo beſchloſſen. 

Nunmehr ift der Reichstag konſtituiert. 
nit unterlaffen, Seiner Majeftät dem Kaiſer die pflicht- 
mäßige Anzeige hiervon zu machen. 

Zu Quäftoren ernenne ich die Herren Abgeorbneten 
Baffermann und Schmidt (Warburg). 

Ich babe Urlaub erteilt den Herren Abgeorbneten: 

MWiltberger für 4 Tage, 

Prinz zu Schönaich-Carolath für 5 Tage. 

Es judhen für längere Zeit Urlaub nad die Herren 
Abgeordneten: 

Fürft zu Inn- und Knyphaufen für 10 Tage 
wegen Teilnahme an den Verhandlungen des 
bannoverfchen Provinzialausſchuſſes; 

Lehmann (Jena) bis zu den Dfterferien wegen Teil: 
nahme an ben Verhandlungen bed weimarifchen 
Landtags. 


(Ob) 
Den Urlaubögefuhen wird nicht widerfproden; fie finb 
bewilligt. 
Meine 
gegangen. 
zu verlejen. 


Schriftführer Abgeorbneter Dr. Hermes: 
SInterpellation Freiherr Heyl zu Herrnsheim, 
Dr. Strefemann : 

Nach den Erklärungen, welde ber Staatd- 
fetretär des Neihsamt3 des Innern in ber 
Reichstagsſitzung dom 10. Mai 1904 umd ber 
Geheime Oberregterungärat Dr. ffaufmann in der 
Sigung der Petitionskommiſſion vom 18. Januar 
1905 abgegeben haben, war die Abfaffung einer 
Denkichrift in Ausficht genommen, melde auf 
Grund des von den Organifationen der Privat: 
beamten überreichten und bon bem Regierungs- 


erren, eö find brei Interpellationen ein- 
ch bitte den Herm Schriftführer, diefelben 


Ad werbe (D) 


(A) 
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vertreter Dr. Kaufmann als ausreichend an: 
erfannten Matertald die Verhältniſſe der Privat: 
beamten als Grundlage für eine eventuelle 
ftaatlihe Penfiond- und Hinterbliebenenverforgung 
darlegen follte. 
Wir rihten an bie verbündeten Regierungen 
die Anfrage, 
ob das Ergebnis der porgenommenen 
Bearbeitung nunmehr vorliegt und wann 
die in Ausficht geftellte Denlſchrift dem 
Neichötage zugehen würde. 


Snterpellation Dr. Noefide: 

Mas gedenkt der Herr Reichskanzler zu tun, 
um ben Wünſchen des MWinzerftandes unb bes 
Weinhandel nad einer fahgemäßen Anderung 
des Weingeſetzes geredht zu werben, nachdem den 
berbündeten Regierungen in den Beratungen ber 
bon ihnen in ber Zeit vom 8. bis 10. November 
1906 einberufenen Wein-Sachverſtändigen biefe 
Wünſche zur Kenntnis gefommen find? 


SImterpellation Schellhorn, Dr. Blanfenhorn, 
Dr. Sieber, Dr. Paaſche: 
Iſt dem Herrn Reichskanzler befannt, dab in 
ben beteiligten Sreifen des Minzerftanded inte 
des Meinhandeld das Bebürfnis nad einer ſach— 
emäßen Revifion und befferen einheitlichen Aus: 
— des Weingeſetzes vom Jahre 1901 in 
hohem Maße vorhanden ift? 
Und iſt der Herr Reichskanzler bereit, dieſen 
Wünſchen zu entſprechen? 


Prãſident: Es iſt ferner eingegangen ein ſchleuniger 
Antrag von den Herren Abgeordneten Fürſt Radziwin 
und Genofjen, ben ich gleichfall zu verlefen bitte. 


Schriftführer Abgeordneter Dr. Hermes: 


Der Reihötag wolle beſchließen: 
ben Herrn Neichälanzler zu erfuchen, zu ber: 








anlaffen, dab das gegen ben Abgeordneten (B) 
Dr. vd. Chlapowo Ehlapowski wegen Ilbertretung 
des Vereinsgeſetzes (8 1 und 12) beim König: 
lihen Landgericht Liſſa i. P., I Straffammer, 
ſchwebende Strafverfahren (Geſchäftsnummer 3 N 


N) für die Dauer der gegenwärtigen Seffion 
eingeftellt wird. 


Bräfident: Meine Herren, ich werde bie Inter 
pellationen auf bie Tagesordnung einer der nächſten 
Sigungen fegen. Den foeben verleſenen ſchleunigen An: 
trag werde ich auf die nächſte Tagesordnung ſetzen. 

Ih ſchlage Ihnen nunmehr vor, bie nächſte 
Sigung zu halten am Montag ben 25. Februar Nad)- 
mittagd 1 Uhr mit folgender Tagesordnung: 

1. Beratung bes jchleunigen Antrags Fürft Radziwin 

wegen Ginftellung eines gegen ben Abgeordneten 
Dr. v. GHapowo Ghlapowäti beim Landgericht 
Liffa i. P. Ihwebenden Strafverfahrend für bie 
Dauer ber gegenwärtigen Seſſion (Nr. 52 ber 
Druckſachen); 

2. erſte Beratung des Entwurfs eines Geſetzes 
betreffend bie Feſtſtellung des Reichshaushalts— 
etats für das Rechnungsjahr 1907, nebſt Anlagen 
und einer Denkſchrift (Nr. 9 der Drudjadhen), 

in Verbindung mit ber 
erften Beratung bed Entwurfs eines Geſetzes 
betreffend die Feftftellung des Haushaltsetat3 für 
die Schuägebiete auf das Rechnungsjahr 1907, 
nebft Anlagen (Nr. 10 der Drudiaden). 
Gegen biefen Vorſchlag erhebt ſich fein Widerſpruch; die 
Tagesordnung fteht feft. 

Die Abteilungen berufe ih auf Montag Vormittag 
10 Uhr zur Vornahme der Wahlprüfungen. 

Ih ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Situng 4 Uhr 10 Minuten.) 
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(A) 


3. Sitzung. 


Montag den 25. Februar 1907. 


Mitteilung über den Empfang des Präſidiums — 
bei Seiner Majeſtät dem Kaiſer und Ihrer 
Majeſtät der Kaiſerin.. . .. .. 90 

Geſchäftliches.... . . .. 90, 10A, 38D 


Mitteilung über ein Gejchent des bisherigen 
PräfidentendesReichstags®rafenv.Ballejtrem 
für die Wohnung des Reichstagspräfidenten: 9C 
Ergebnis der Schriftführerwahl ....... 9D 
Beratung des jchleunigen Antrags Fürſt 
Radziwin und Genofjen wegen Einftellung 
(DB) eines gegen den Abgeordneten Dr.v. Chtapomo 
Chlapowski beim Landgericht Liſſa ſchwebenden 
Strafverfahrens für die Dauer der gegen— 
wärtigen Seffion (Nr. 52 der Anlagen)... 10C 
Erjte Beratung der Entwürfe: 
a) eines Gejehes betreffend die Feititellung 
des Reichshanshaltsetats für das 
Rechnungsjahr 1907, 
b) eines Gejeßes betreffend die Feſtſtellung 
des Haushaltsetats für die Schußgebiete 
auf das Rechnungsjahr 1907 
(Nr. 9, 10 der Anlagen) ......... 10C 
Freiherr v. Stengel, Wirklicher Ge: 
heimer Rat, Staatsjelretär des 


Reichsſchatzamts .......... 106 

Di OR ren 15B 

Baſſermann aan 240 

Fürft v. Bülow, Reichstanzler ..... 33C 

Die Beratung wird abgebrochen und vertagt: 380 

Eidhoff — perſönlich ......-. 38C 
Feitftellung der Tagesordnung für die nädhfte 


IE: 4.5 0 a ee 39A 


Die Sigung wird um 1 Uhr 21 Minuten burd ben 
Bräfidenten Dr. Grafen zu Stolberg:Wernigerobe eröffnet. 
Reichttag. 12. Legisl.P. 1. Seffion. 1907. 


Bräfident: Meine Herren, ich eröffne die Sitzung. 

Das Protokoll der vorigen Situng liegt zur Ein: 
fiht auf bem Bureau offen. 

Meine Herren, Ihr Präfident und die beiden Herren 
BVizepräfidenten find geltern Mittag von Seiner Majeftät 
dem Kaiſer und Ihrer Majeität der Kaiſerin emp» 
fangen worden. Seine Majeität ſprach Seine beiten 
Wünſche für die Arbeiten des Reichstags aus. 

Ein Schreiben des Herru Reichskanzlers bitte 
ich zu verlefen. 


Schriftführer Abgeordneter Freiherr v. Thünefeld: 

Berlin, den 23. Februar 1907, 
Dem Neihstag beehrt fih der Unterzeichnete 
beifolgend in 20 Eremplaren die von der Stolonial- 
abteilung des Auswärtigen Amts herausgegebenen 
Mebdizinalberihte über die deutſchen Schutgebiete 
Deutid » Oftafrifa, Kamerun, Togo, Deutſch-— 
Südweſtafrika, Neu-Buinea, Starolinen, Marianen, 
Marſchallinſeln und Samoa für das Jahr 1904/05 
zu gefälliger Kenntnisnahme ergebenft vorzulegen. 

Der Reichskanzler: 
v. Bülow. 
An den Reichstag. 


Präfident: Meine Herren, die Anlagen  biejes 
Schreibens liegen in gewohnter Weife im Zimmer des 
Herrn Direktors zur Entnahme aus. 

Ein Schreiben des bisherigen Herrn Neid: 
BIRTEAHRERER Grafen dv. Balleftrem bitte ich zu ver— 
efen. 


Schriftführer Abgeorbneter Freiherr v. Ihünefeld: 
Seine Majeftät der Sailer Wilhelm II. hat 
bie Gnade gehabt, in dem neuen Reichstags: 
präfibentenhaufe bei Gelegenheit des Mahles, 


(C) 


welches ich dem Vorſtande bes Deutihen Reichs- (D) 


tag3 gleihlam zur Einweihungsfeier des Haufes am 
3. Februar 1904 gab, als Gaſt zu erſcheinen, in 
der Uniform des Leibfüraffierregiments, welchem 
anzugehören ich bie Ehre hatte. Es ift dies das 
erſte Mal, daß ein Deutſcher Kaiſer den Präſi— 
denten des Deutihen Reichſtags in feiner 
Wohnung durch einen Beſuch auszeichnete. 

Zur Grinmerung daran ftifte ich hierdurch ein 
Bildnis Seiner Majeftät Kaiſer Wilhelms I. in 
ber Uniform des Leibfüraffiercegiments, in meinem 
Auftrage von Profeffor Willtam Pape gemalt, 
als einen Schmud für die Wohnung des Präſi— 
denten des Deutfhen Reichstags. 

Berlin, den 12. Januar 1907. 

Graf v. Balleftrem, 
bisheriger Präfibent de3 Reichstags. 


Präfident: Meine Herren, ich bitte, mid ermächtigen 
zu wollen, Seiner Erzellenz dem Herrn Grafen v. Balleftrem 
für dieſes hochherzige Geſchenk im Namen des Reichstags 
ben Dank ausſprechen zu dürfen. 

(Bravo!) 
Damit ift bad Haus einverftanden. Ich fonftattere das. 

Nen eingetreten find die Herren Abgeorbneten 
Dr. Dahlem (3. Wiesbaden) und Wiltberger (10. Elſaß— 
Lothringen). 

Das nad) der legten Sitzung von dem Herren Schrift: 
führern ermittelte Refultat der Schriftführerwahlen 
ift folgendes. Bon 372 abgegebenen gültigen Stimmen 
fielen auf die Herren Abgeordneten 


Freiherr v. Thünefed . . . . 367, 
Engeln». © » 2 2 2 0000. 866, 
Rimpau -». >» > 2 222. 807, 
Pauli (Oberbarnim) . . . . . 8308, 


(A) 


(B) 
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(Brüfident.) 
Rogalla v. ——— 290, 
vb. Daum . . 276, 
Dr. Hermes 231, 
Hagemamı . . 194, 
Graf v. Brubzene Wielgyiäti. 143, 
Siderr . . . 176, 
zerfplittert . 12. 


Es jind ſomit die Herren Abgeordneten Freiherr 


v. Thünefeld, Engelen, Rimpau, Pauli (Oberbarnim), 


Rogalla v. Bieberſtein, y. Damm, Dr. Hermes, Hagemann 
zu Schriftführern mit Majorität gewählt. 

Das Vrotokoll hierüber liegt auf dem Bureau zur 
Einſicht offen. 

Ein Verzeichnis neu eingegangener Vorlagen bitte 
ich zu verleſen. 


Schriftführer — Freiherr v. Thünefeld: 
Als Vorlagen find eingegangen 
1. Uberſicht ber Geimäfte be3 Reichsmilitärgerichts 
fir bad Jahr 1906; 
2. Denkjchrift über die Tätigleit der Phyſitaliſch— 
men — vom Anfang 1904 Dis 


3, Ersän — "zum Entwurf des Reichshaushalis— 
etat3 für das Rechnungsjahr 1907 nebſt Anlagen; 

4. Deulſchrift über die Beihäftigung der Gefangenen 
in ben zum Vollzuge gerichtlich erfannter Frei- 
hetiöftrafen beitimmten Anftalten; 

5, reisen Zufagübereinfommen zum internationalen 
Ibereinfonmen über ben Gilenbahnfrachtvertehr 
vom 14. Oftober 1890; 

6. Vertrag zwiſchen dem Fislus des Schutzgebiets 
Togo und der Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
Lenz & Go. zu Berlin, betreffend den Bau ber 
Landungsbrücke, der Füſtenbahn und der Inlands— 
bahn bis zum 31. März 1908; 

7. Bericht über die Tätigkeit der Zentralauskunfts— 
ftelle für Auswanderer für die Zeit vom 1. Of: 
tober 1905 bis 30. September 1906; 

8. Denkſchrift über den Verlauf bes Aufftandes in 
Südweftafrifa. 


Präfident: Die Drudlegung habe id) verfügt. 

Ferner ift eine Interpellation eingegangen von 
ben Herren Abgeordneten Graf v. Hompeſch und Genofjen. 
Ich bitte fie zu verleſen. 


Schriftführer Abgeordneter Freiherr v. Thünefeld: 
Iſt der Herr Reichskanzler in der Lage, Auskunft 
darüber zu erteilen, ob und wann Geſetzentwürfe 
zu erwarten find, welche eine Ntenifion ber Straf: 
prozeborbiung und der die Strafgerichte bes 
treffenden Teile des Gerichtsberfaſſungsgeſetzes 
betreffen, insbeſoudere darüber Auskunft zu 
geben, ob bie Zuziehmg von Schöffen zu ben 
Straftammern ımb die ABulaffung der Be 
rufung gegen die Urteile der Straflammern beab- 
ſichtigt ift? 
räfident: Meine Herren, id werde die Inter— 
pellation auf bie Tagesordnung einer der nächlten 
au ſetzen. 


ge. 
65 ſuchen für längere Zeit Urlaub nach bie Herren 
Abgeordneten: 
Dr. Heim für 6 Wochen wegen Strankheit; 
Prinz v. Arenberg für 4 Wochen gleichfalls wegen 
Krankheit. 
Den —— wird nicht widerſprochen; dieſelben 
find bewilligt. 


Reichstag. — 3. Sitzung. Montag den 25. Februar 1907. 











en find bie Herren Abgeordneten Herzog 

Mir treten in * Tagesordnung ein. Erſter 

Gegenſtand derſelben iſt 
Beratung des lennigen Antrags Fürft Radzi⸗ 
wii und Genofjen wegen Ginftellung eines 
gegen den Abgeordneten Dr. dv. Chlapowo Ghla- 
powsfi beim Landgeridt Lila i. P. ſchwebenden 
Strafverfahrens für die Dauer der gegenwärtigen 
Seffion (Nr. 52 der Drudjachen). 

Sch eröffne die Diskuffion über den Antrag, — Es 
meldet fi niemand zum Wort; ich fhließe fie, und wenn 
niemand widerſpricht, nehme ich an, daß der Reichstag 
dem Antrage zugeitimmt hat. — Ich fonftatiere, daß das 
ber Fall ift; der Antrag iſt angenommen. 

Mir Tommen zum zweiten Gegenftand ber Tages— 
ordnung: 

erite Beratung des Entwurfs eines Geſetzes 
betreffend die Feititellung des Reichshaushalts⸗ 
etats für das Redinungsjahr 1907, nebit Anlagen 
und - Denkſchrift (Nr. 9 der Drudiachen), 
in Verbindung mit der 

eriten Beratung ded Entwurfs eines Gefekes 
betveffend die Feſtſtellung des Haushaltsetats 
für die Schuggebiete auf das Rechnungsjahr 1907, 
nebft Anlagen (Nr. 10 der Drudjadhen). 

Ich eröffne die Diskuſſion. 

Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte zum Bundes: 
rat, Staatöfefretär des Reichsſchatzamts, Wirkliche Gehelme 
Nat Freiherr dv. Stengel. 


Freiherr v. Stengel, Wirfliher Geheimer Rat, Stantö- 
fetretär des Reichsſchatzamts, Bevollmäctigter zum 
Bundesrat: Meine Herren, bevor ih auf den eigentlichen 
Gegenftand der heutigen Tagesorbnung, den Reichs— 
haushaltsetat für 1907, näher eingebe, habe ich zunächſt 
über die Geftaltung des Neih3haushalts in Be beiden 
—— 1905 und 1906 einige Bemerkungen voraus— 
aufchiden 

Anlangend vor allem die Ergebniffe des Rechnungs: 
jahres 1905, fo glaube ich mich hier um fo kürzer faffen 
zu können, ald in dieſer Beziehung durch bie offizielle 
Preſſe und durch die wiederholt dem Reichstage vor: 
gelegte Überfiht alle Einzelheiten —— Beta fein 
bürften. Hier möchte ich nur noch im allgemeinen herbor- 
heben, daß das Geſamtergebnis des Jahres 1905 ſich 
weit günſtiger geſtaltet hat, als bei der ſeinerzeitigen 
Vorbereitung, Aufſtellung und Verabſchledung des Etats 
für dieſes Jahr ſich hatte vorausſehen laſſen; und zwar 
waren es hauptſächlich bie ganz enormen Verſchiebungen 
in ber Mareneinfuhr anläßlih des Inkrafttretens bes 
neuen Zolltarifs, welche die Zollerträge gerade für bas 
Jahr 1905 beſonders günftig beeinflußt haben. 

Die Mehreinnahme an Zöllen gegen das Etatsſoll 
hat in dieſem Jahre den Betrag von nahezu DO Millionen Mart 
erreidt. Es ift Diefe Mehreiunahme in Zufammenhang 
mit einer Neihe geringerer Mehrerträge, auf bie ich bier 
nicht näher each zu Sollen glaube, fo groß, daß fie 
vor allem den erwünſchten Ausgleih Dot für fehr 
empfindlihe Ausfälle, die ſich insbejondere bei ber 
ke im Betrage von 17 Millionen und beim Poft: 

erſchuß mit 81/, Millionen Mark — haben. Zus 
gleich gewährte dieſe überraſchend hohe Mehreinnahme auch 
nod dolle Dedung für alle entftandenen Mehrausgaben 
bei einzelnen Verwaltungözweigen, darunter allein für 
über 6 Millionen, die mehr erforderlih waren zur Ber: 
zinfung ber Neihsfhuld. Aber dad nicht allein, meine 
Herren! Der Einnahmeertrag war belangreidh genug, bie 
Bımbesftaaten nicht nur von den ihnen für die Rechnungs— 
jahre 1904 und 1905 einftweilen geftundeten Matrikular- 


und 


(C) 


(D) 


(B) &tat3 
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(Freiberr ». Stengel.) 


(A) beiträgen in Gefamthöhe von 71'/, Millionen Mark vollends 
zu entlaften; ja, e8 fonnte ihnen fogar noch bon ben für 


1905 bereit3 bezahlten, durch Überweifungen nicht gededten 
Matrifularbeiträgen gemäß 8 2 des erften Finanzreform— 
geſetzes von 1904 ein Teilbetrag von über 6 Millionen 
Markt bar zurüderftattet werben. 

Ich darf indeffen bei dieſer Gelegenheit nicht vers 


ihweigen, daß biejes günftige Ergebnis des Jahres 1905 
e 


zum nicht geringen Teile auch der tunlichſt ſtrengen Ein— 
haltung ber Ausgabeetats ſeitens der verſchiedenen Reichs— 
refſſorts zu danken iſt. Es gilt das insbeſondere auch 
von den Verwaltungen des Reichsheeres und der Marine, 
deren Verwaltungen bekanntlich in früheren Jahren an 
den Überfchreitungen ber Ausgabeetat3 mitunter in recht 
erheblichem Umfange beteiligt waren. Am Jahre 1905 
war es eigentlih nur eine Ginnahmeverwaltung, Die 
Reichs-Poſt- und Telegraphenverwaltung, die ihren Aus- 
gabeetat in erheblihen Maße überfchreiten mußte. Dort 
aber finden jene Überfchreitungen im weſentlichen teild in 
der erheblichen Steigerung des Verkehrs, teil$ aber auch 
in gefeglichen Verpflichtungen der Reichs-Poſtverwaltung, 
inöbejondere in Anfehung ber Herftellung von Anſchlüſſen 
an da3 Telephon: ımb Zelegraphennet, ihre Begründung. 
Auch bei den Überweifumgäftenern hat fi im Jahre 1905 
gegenüber bem Etatsſoll ein Mehrertrag von 6?/, Millionen 
ergeben. Diefer Mehrertrag kam indes ben Bunbesftaaten 
nit zugute. Vielmehr wurde er mit deren Zuftimmung 
bei der Reichskaſſe aurüdbehalten und vorweg zur Abs 
ihreibung an den geitundeten, noch aus dem fahre 1904 
berrührenden Matrikularbeiträgen mit verwendet. 

Bon beionderem Intereſſe tft diesmal die Frage, wie 
fih vorausſichtlich das Ergebnis des laufenden Rechnungs: 
jahres 1906 geftalten wird; denn undergeffen, meine 
Herren, in allen näher beteiligten Streifen find wohl nod 
beute die großen Schwierigkeiten, die bei Feſtſtellung bes 
für das Rechnungsjahr 1906 die Veranfchlagung 
der nad dem neuen Tarif zu erhebenben Zölle jowie ber 
bei der Finanzreform nengeidhaffenen oder in ihren Grund» 
lagen veränderten Steuern dargeboten hat. 

Borweg will ich hier gleich erwähnen, daß trogbem 
im großen unb ganzen der Etat für 1906 fi aller Vor— 
ausſicht nah al ziemlich zutreffend erwetien wird. Sm 
einzelnen allerding3 find fehr namhafte Abweichungen von 
dem Gtatöpräliminare zu erwarten. Mit am menigften 
dürften aber folde Abweichungen wohl bei der wichtigften 
Einnahmequelle, nämlich bei den Zöllen, zutreffen. Daß 
der Ertrag ber Zölle gegenüber dem des Vorjahres er: 
heblich zurüdblieb und zurüdbleiben mußte, wird faum 
überraichen fönnen. Hier übt nämlid) die gewaltige Bor: 
einfuhr des vorausgegangenen Jahres ihren natürlichen 
Rüdihlag aus. Immerhin haben die Zölle auch im 
laufenden Jahre ſchon jegt eine Höhe erreicht, Die einiger: 
maßen den Erwartungen ded Etats für bas Jahr 1906 
entfpriht; und wenn dad Ergebnis der noch ausftehenden 
beiden Monate nicht noch Enttäuſchungen bringt, kann 
das Etatsſoll der Zölle, obihon ed, und zwar auf Ver: 
anlafjung des Reichstags, recht hoch gegriffen war, doch 
recht wohl wenigſtens annähernd erreicht, wenn nicht ſogar 
noch überfchritten werben. 

Bei diefer Gelegenheit möchte ich nicht unbemerkt 
laffen, daß beſonders bie bielumftrittenen Zölle für Gerfte 
bisher recht befriedigende Ergebniſſe gezeitigt haben, bes 
friedigend micht nur durch ben finanziellen Grirag der 
Dölle, befriedigend auch in Beziehung auf Die Zwede, die 
der Gefeßgeber durch bie Differenzierung bon Malzgerſte 
md anderer Gerſte erreihen wollte. Die amtliche 
Statiftif, die eime erfledlihe Einfuhr der Gerfte auch zu 
dem höheren Zollfag nachweiſt, liefert jedenfalls feine 
Befätigung dafiir, daß ber höhere Zolliag in mennens- 
pertem Maße mißbräuglid umgangen wird. 


Bon den erit im Laufe des Rechnungsjahres 1906 (c) 


in Kraft getretenen neuen Steuern wird aller Wahr: 
icheinlichfeit nach der Stempel auf die Perfonenfahrfarten 
gegen die Vorausfegungen des Stats jehr erheblich zurüd- 


bleiben. 
(Hört! hört! Links.) 

Ob der Grirag dieſer wichtigen neugelhaffenen Ein— 
nahmequelle etwa aud) für den fpäteren Beharrungszuſtand 
zu hoch angenommen war, wird ſich mit hinlänglicher 
Sicherheit erſt beurteilen laſſen, wenn nah Einführung 
des neuen Perſonentarifs mindeftens einmal ein volles 
Jahr mit den Ginnahmen der eigentlichen Reifezeit hinter 
uns liegt. Mag aber der Ausfall im laufenden Rechnungs⸗ 
jahr auch noch jo erheblich jein, jedenfalls läßt ſich ſchon 
heute mit ziemlicher Beſtimmtheit erwarten, daß er allein 
ihon durch die Mehrerträge ber Zigarettenfteuer, des 
Stempels fir Fradturfimden und ber reformierten Brau— 
ſteuer, die wir zufammen auf rund 12 Millionen Mark 
ſchätzen, wenigſtens annähernd ausgeglichen werben wird. 

Am unklarſten liegen die Verhältniffe noch bei der 
Beſteuerung der Vergütungen an Auffichtäräte, bei der 
Beftenerung ber Sraftfahrzeuge und bei der Erbidafts- 
ftener. Nicht ald ob bier etwa beiondere Zweifel in bie 
Nichtigkeit der Unterlagen der feinerzeitigen Schäßungen 
überhaupt beftänden; aber es ift heute noch, obwohl wir 
und ſchon dem Ende bed Nedinungsjahres nähern, un: 
gemein fchwer zu überfehen, ob von der mutmaßlichen 
SJahreseinnahme {don für die erften 9 Monate jo viel 
zur baren Abführung an die Reichskaſſe gelangen wird, 
als man bei der Etatdaufftellung annehmen zu dürfen 
glaubte. Sollten ſich indeflen bier auch etwaige Minder- 
einnahmen ergeben, fo ftehen ihnen doch andermweite recht 
beträchtliche Mehreinnehmen, jo 3. B. bei ber Zuderfteuer, 
bet der Wechielftempelfteuer, bei dem ilberihuß ber Reichs— 
eifenbahnen, bei den Münzgewin, aus dem Bankweſen uſw. 


gegenüber, auf die wir mit ziemlicher Beſtimmtheit hoffen (D) 


bürfen. 

Bei der Zuckerſteuer allein rechnen wir auf eine 
Mebreinnahbme von 8 bis 9 Millionen Mark; und wenn 
die an der Berliner Börſe bei Ablauf des Kalenderjahres 
aufgeftellten Schägungen der Dividenden ber Reichsbank— 
anteilseigner nicht trügen, würde fih für das Reich ein- 
ihlichli der Banknotenftener aus dem Bankweſen allein 
eine Mehreinnahme von eiwa 12'/, Millionen Mark 
ergeben. ü 

(Hört! hört! links. Zuruf rechts: Leider! Heiterkeit.) 

Mentger günſtig wird fih auch für 1906 wiederum 
der Abſchluß bei der Poſt- und Telegraphenverwaltung 
eftalten. Das ftarfe Anwachſen des Werfehrd läßt 

eilih brutto auf eine Mehreinnahme von rund 11 Mils 
lionen Mark rechnen. In ftärkerem Maße aber als die 
Einnahmen find die Ausgaben gefticgen. 

(Hört! hört! rechts.) 

Neben den namentlihb buch bie allgemeine Verkehrs— 
fteigerung bebingten Mehraufwendungen kommen hier bes 
fonder3 die erhöhten Betriebötoften für Telegraphen- und 
Fernipredanlagen in Betracht. Im ganzen dürfte ſich 
bier ein Minderüberihuß von etwa 6'/, Millionen Mark 
ergeben, dem dann noch der entiprehende Ausfall an den 
von Bayern und Württemberg zu zahlenden Ausgleichungs- 
beträgen hinzutritt. 

Sp erheblih aber diefer Ausfall bei dem Boftüber: 
ſchuß and fein mag, die anderweiten fehr beträchtlichen 
Mehreinnahmen werden aller Vorausſicht nad nicht allein 
genügen, diefen Ausfall zu deden, ſondern wohl aud) 
nod; ausreichende Mittel zur Dedung des Mehrbedarfd 
bei ben Ausgabeverwaltungen bieten. 

Bei den Ausgaben find die Abweichungen vom Ctat 
im einzelnen zwar nicht jo bedeutend wie bei ben Ein— 


nahmeguellen, fie fallen aber dod nah Gegenrechnung 
f 4* 
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(A) einzelner Erfparniffe mit einem Mehrbetrag von etwa 


12 Millionen Mark im ganzen noch immer erheblich ins 
Gewicht. Das Reichsheer wird fir 1906 ammähernd 
5 Millionen Marl über den Etat in Anfprud nehmen, 
worauf beſonders die hohen fFleifchpreife und die ver- 
mehrte Gifenbahnbeförberung der Truppen nad ben 
Nbungs: und Schießplätzen bon Ginfluß geweſen find. 
Auch für die Marineverwaltung bleibt bie etatmäßige 


Dedung hinter dem mwirklihen Bedarf um annähernd 
2 Millionen zurüd, 
Der ftärkfte Mehrbedarf zeigt fih mit nahezu 


6 Millionen Mark bei den Zinsausgaben für die im 
Mege des Kredits aufgenommenen Gelbmittel. Diele 
erhebliche — des Etatsanſchlags hat in der 
Hauptſache ihren Grund in den bis auf 6 und 7 Prozent 
gefteigerten Dislontfägen der Reichsbank, die felbftrebend 
and auf die vom Reiche in ſehr erheblichen Umfang zu 
begebenden Schaganweifungen ihre belaftende Wirkung 
ausüben. Ih bin mir bewußt, meine — hier 
wiederholt einen ſehr wunden Punkt in unſerer Reichs— 
finanzwirtſchaft zu berühren, der mir ſchon ſeit der Zeit 
der Übernahme meines Amtes viele und ſchwere Sorgen 
bereitet hat. 

Daß in Zeiten, im denen indbefondere infolge ge: 
fteigerter Anfprüce ber Induſtrie an den Geldmarkt Gelb 
fnapp wird, der Diskont in die Höhe geht und in bie 
Höhe gehen muß, ift erflärlih. Bedenllich und bedauer- 
li aber ift es, dab burd bie offenbare Unzulänglichkeit 
der Betrteböfonds des Reichs dieſes m. ift, in ſolchen 
Beiten auch noch jeinerfeitö zur Steigerung des Diskonis 
mit beizutragen. 

Menn man nun ben Urſachen dieſer umleugbaren 
Kalamität nachgeht, fo ergibt fi, daß die ohnehin viel 
zu fnapp bemefjenen Betrieböfondd und die zu ihrer Ver: 
ftärfung dienenden Schaganweifungen, bie doch firenge 


(B) genommen nur dazu beitimmt fein jollten, die wechfelnden 


Geldbedürfntffe im eigenen Haushalte de3 Reiches auszu: 
gleichen, tatiählih zum großen Teile und in jährlich 
wachſendem Umfange zu einem ganz anderen Zwece ge 
braucht werden, und dieſer dem Neihshaushalt an ſich 
frembe Zweck befteht in der Auszahlung der lnfall- 
entihädigungen, welche die Poſt für bie Berufsgenoſſen— 
ihaften gegen jährlihe Abrehnung vorzuſchießen hat. 
(Sehr recht3.) 
Diefe Vorſchüſſe waren ja in ben erften Jahren nad Eins 
führung der Infallverfiderungsgefege umerheblih. Sie 
betrugen im Sahre 1887 2:/, Millionen Mark, im Fahre 1838 
7°/, Millionen Marl, im Jahre 1889 121,, Meilltonen 
Mark. Sie fteigerten fi aber in der Folge ganz gewaltig. 
Im Jahre 1900 überftiegen fie bereit3 100 Millionen Marf. 
(Hört! hört! recht.) 
Sie betrugen am 1. Januar d. J. rund 142 Millionen 


Mart 

(hört! hört! rechts), 
und fie werden bi3 zum Tage ber Abrehnung im Monat 
Mat d. %. den Betrag don rund 184 Millionen Mark 


erreicht haben. 

(Hört! hört! rechts.) 
Menn diefem Übelftande nicht in Bälde abgeholfen wird, 
— ſie von Jahr zu Jahr mit Rieſenſchritten weiter 
wachſen. 

Der Poſtvorſchuß für die Berufsgenoſſenſchaften war 
von Anfang an gedadt ala eine Art Beitrag des Reichs 
zu ben often der linfallverfiherung. Es liegt mir auch 
durdans fern, etwa grunbläglic dagegen Bebenten zu 
erheben, wenn das Reich neben den allerbings ſchon recht 
erheblichen Verwaltungstoften der Boftanftalten zur Förde: 
rung jenes hochwichtigen foztalpolitifhen Zwedes inner: 
balb mäßiger Grenzen noch weiterhin finanziell belaftet 
werben fol. Sin der Tat wird die Berzinfung jener Bor: 


ſchüſſe im Endeffekt für das Neid) finanziell aud wenig (C) 


in Gewidt fallen. Denn was auf ber einen Seite an 
Zinfen mehr aufzubringen ift, das fließt auf der anderen 
Seite in Form des Anteild des Neihs an dem Gewinn 
der Reichsbank großenteild wieder an die Reichskaſſe 
zurüd. Allerdings mögen durd die Höhe des Diskonts 
unter Umſtänden auch die Kurfe der Reichsanleihen und 
die Bedingungen bei weiterer PBegebung einer ſolchen 
ungünftig beeinflußt werben. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Mein Hanptbedenfen liegt aber auf einem ganz anderen 
Gebiete. Ih halte e3 grumbfäglich für verfehlt, daß man 
den Berufögenofienfhaften unter die Arme zu greifen 
ſucht mit einer Maßnahme, die zumal in gelbfnappen 
Betten unferem gejamten Erwerböleben, unferer gefamten 
beutfhen Volkswirtſchaft zu offenbar ſchwerem Schaben 


gereihen muß. 
(Sehr richtig!) 

Die verbündeten Regierungen haben auch bereil3 im Fahre 
1900 mit der bamal3 eingebrachten Unfallverfiherungs: 
novelle den Verſuch gemacht, bier Wandel zu ſchaffen. 
Der Verſuch Icheiterte jedoch befanntlih an dem Wider: 
ftande ber großen Mehrheit des Reichſstages. Der Bericht: 
eritatter der damaligen Kommiſſion, ber Herr Abgeordnete 
Frimborn, hatte zwar in feinem Schlußworte in ber 
Reichſtagsſitzung dom 8. Mai 1900 der Hoffnung Aus- 
drud gegeben, ſchließlich werde die erleuchtete Budget: 
fommiffion ſchon Mittel und Wege finden, um der Schwierig: 
feiten Herr zu werben, unb ber ftenographiiche Bericht 
bemerft hierzu: „Große Heiterkeit” und „Bravo“! Bi 
jeßt aber ift der Budgetlommiffion das ihr damals an— 
gejonnene Kunſtſtück leider noch nicht gelungen. 

Perfönlih bin ich der Meinung, daß ſchon viel ges 
wonnen wäre, wenn wenigftend beſtimmt würbe, daß die 
eleifteten Borfhüffe nit erſt 4 bis 5 Monate nad 


Jahresſchluß, fondern vorbehaltlih der Endabrechnung in (D) 


kürzeren Sriften, etwa in vierteljährlicen Abichlags- 
aahlungen, zu erftatien wären. Vorläufig weiß ich indeflen 
nicht, ob nad der im Fahre 1900 gemachten Erfahrung die 
verbündeten Regierungen in abjehbarer Zeit geneigt fein 
werden, aud nur mit einem ſolchen Borfchlage hervor: 
zutreten, ohne mit einiger Sicherheit auf ein Entgegen- 
fommen bom feiten des Reichſtags rechnen zu fünnen. 

Eine ausreichende Verſtärkung der Betriebsfonds ber 
Reichshaupttaſſe, an die ja auch gedacht werden könnte, 
würde jo enorme, wohl nur, wie bie Dinge gegenwärtig 
liegen, im Wege einer fundierten Reichsanleihe aufzu— 
bringenbe Gelbmittel erfordern, daß diefer Weg wenigſtens 
vorläufig nicht als ein gangbarer zu betrachten if. » 

Was nun enblih den Abihluß des Nechnungsjahres 
1906 anlangt, jo ift darauf, daß er ben Bunbesftaaten 
im If eine weientlihe Entlaftung von ben ihnen aufer 
legten ungededten Matrilularbeiträgen in dem namhaften 
Betrage von rund 82 Millionen Marl bringen werde, 
freilich faum zu rechnen. Die Hoffnung aber, daß ber 
Neihshaushalt felbft wenigftend einigermaßen balanzierend 
abſchließen werde, möchte ich nach ben vorliegenden Er- 
gebniffen nicht als unberechtigt anfehen. 

Auch bei den, den eigenen Haushalt nicht berührenden 
Überweifungsftenern fteht zu erwarten, daß bie im einzelnen 
noch vorhandenen Abweichungen vom Etatsſoll ſich 
ſchließlich in der Hauptfache gegenfeitig ausgleichen werben. 
Im ganzen nehme ich daher au, dab die Bunbedftaaten 
für 1906 an Überweifungen wenigftend annähernd fo viel 
erhalten werben, als ihnen der Etat in Ausſicht ftellt; 
vielleicht kann es auch noch eine Kleinigleit mehr fein. 

Dies vorausgeſchickt, kann ich nun übergehen zu beim 
eigentlichen — unſerer Tagesordnung, dem 
Entwurf des Reichshaushalts für 1907, wobei ih den 
nachträglich eingebrachten Ergänzungsetat wohl gleich mit 


(A 


— 
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einbeziehen darf. Abgeſehen von dieſem letzteren, erft vor 
ein paar Tagen verteilten Grgänzungsetat ift der Inhalt 
der Vorlage fhon ſeit Monaten urbi et orbi befannt. 
Ich glaube daher Kr Ihre Zuftimmung rechnen zu können, 
wenn ich es grunbfäglich möglichft vermeide, Sie mit der 
Relapitulierung von zu viel Zahlenmaterial zu ermüden; 
und wenn ich mid in der Hauptſache barant beichränte, 
dad Gefamtbild, das die Etatsborlage gewährt, etwas 
näher zu beleuchten. Daß dieſes Bild ein durchweg be— 
friedigendes fei, das wage ich nicht zu behaupten. 63 Mil- 
lionen Mark ungebedte Matrikularbeiträge neben einem 
Anleihebebarf von 265 Millionen Mart ald Endergebnis 
eines mit größtmöglicher Sparfamteit aufgeftellten Etats 
erfcheinen in der Tat recht wenig erfreulid. Außerdem 
fteht noch eine weitere Belaftung des Haushalts für 1907 
durch bejondere Gejegeövorlagen wegen Erhöhung ber 
Zivilpenſionen und der Neliktengelder in Ausſicht. 
Immerhin läßt die Vorlage gegenüber deut vor— 
jährigen Gtatdentwurf, dank der inzwiſchen verabſchiedeten 
Finanz» und Steuerreform, ſchon eine wefentlihe und recht 
erheblihe Befferung unſeres Reichshaushaltsetats er: 
fernen. Sie werden dem ohne weiteres beipflichten, 
wenn Sie fi vergegenwärtigen, daß wir bei Bor: 
bereitung des GEtatdentwinfö für 1906 und noch einem 
Defizit von über 240 Millionen Mark gegenüber befanden. 
Wäre der Reformplanı des Morjahred gefceltert, 
jo wüßte ih in der Tat nicht, wie der Haushalt des 
Reichs noch in halbwegs geordneten Bahnen hätte fort- 
geführt werben können, — bon einer Reihe recht ſegens— 
reicher Neuerungen, die fi überhaupt nur auf der Grunds 
lage einer angemeflenen Regelung der Reichseinnahmen 
ermöglichen ließen, gar nicht zu reben. Ich erinnere hier 
uur beifpieläwelfe an bie Erhöhung ber —— 
zuſchüſſe für die Unterbeamten, für die uns Tauſende und 
aber Tauſende von Beamtenfamilien dankbar ſein werden, 


(B) und ich erinnere weiter an bie neuen Militärpenſions— 


geiege, bie nun im laufenden Jahr nod weiter ihre Aus» 
dehnung finden follen auf die Penfionen aller Beamten. 

Gewiß hatte jene Neform im einzelnen auch mande 
Mängel, wie jedes Werk von Menjhenhand. Aber das 
Beffere wäre auch bier der Feind des Guten gemwejen, 
und ich geftehe Ahnen ganz offen, dab nad meiner 
Meinung auch ber iheoretiih beſte, feinft durchdachte 
Neformpları, fir den man bei ben gejeßgebenden Körper— 
ſchaften feine Mehrheit zu gewinnen vermag, für ben 
praktiſchen Finanzpolitifer völlig wertlos ift. 

(Heiterfeit.) 

Wer übrigens ben Verlauf ber vorjährigen Ver— 
bandlungen über bie fFinanzreformdorlage genauer verfolgt 
bat, den konnte der Abichluß des jegt Ihnen vorliegenden 
Gtatdentwurf3 in der Tat aud) faum überraihen. Die 
verbündeten Regierungen hatten zur Beſeitigung des nad): 
gerade chronisch gewordenen Defizits bie Eröffnung neuer 
Steuerquellen im Gefamtbetrage von rund 225 Millionen 
Mark für erforberlih erklärt. Im Reichstage glaubte 


Körperſchaften beranzutreten. 
um jo mehr aufbrängen, wenn man ſich Mar machte, auf 
welde Gründe der für 1907 noch beftehende Fehlbetrag 
in der Hauptfadhe zurüdzuführen it. Wenn Sie genauer 
zufehen, meine Herren, fo werden Sie fidh überzeugen, 
dab zur Dedung des ordentlichen Ausgabebedbarfes für 
1907 bie ordentlihen Einnahmen besfelben Jahres nahezu 
audreihen würden, fofern man nur von einer Ausgabe: 
pofittion abjieht, die fireng genommen bem eigentlichen 
Bedarf des Jahres 1907 9— gar nicht angehört. Das 
noch vorhandene Defizit ift nämlich in der Hauptfache da— 
durh veranlaßt, daß wir geſetzlich verpflichtet find, aus 
ben orbentlihen Einnahmen an Böllen einen fir 1907 
auf rund 48 Millionen gefhägten Betrag auszufondern 
und für einen erft in fpäteren Jahren zu erfüllenden 
Reihdzwed, bie Witwen: und Waifenverforgung der 
Urbeiter, im voraus in Ausgabe zu fielen und einftweilen 
u thefaurieren. Das wird in jpäteren Jahren ohne 
weifel ber Durhführung jener hochwichtigen ſozial⸗ 
politiſchen Aufgaben zu gute fonımen 
(ehr richtig), 
nur im ber Gegenwart und zumal in ber erften Ülber- 
gangszeit nad Einführung des neuen Zolltartf3 macht ſich 
die ſchwere Laft für dad Reich doppelt fühlbar. Aber 
das Reich hat nun einmal jene Verpflichtung übernommen, 
und wir müſſen jegt durchhalten. Nur bürfen wir babet 
auch nicht — daß die eigentlich Leidtragenden 
zunächſt die Einzelſtaaten ſind, die gemäß ber Verfaſſung, 
wie für jeden Fehlbetrag im Reichshaushalt, fo ſchließlich 
auch für jene 48 Millionen infolange und inſoweit auf: 
zukommen haben, als fie nicht durch anberweite Beflerung 
ber eigenen Reichſseinnahmen eine Entlaftung erfahren. 
Gine —* indirekte Abwälzung ber Fürſorge für bie 
Arbeiterwitwen und =waifen auf bie Haushalte ber 
Einzelftaaten lag ohne Zweifel auch gar nicht in ber 
urſprünglichen Abfiht der lex Trimborn. 
Trotz alledem erachteten es bie verbünbeten Regterungen 
für richtiger, vorerft von einer weiteren Steuervorlage im 
Reiche nod) abzufehen und einftweilen bie weitere Entwicklung 
ber Zölle und ber übrigen, im vorigen Jahre eröffneten 
neuen Steuerquellen abzuwarten. Sie glaubten ſich hierzu 
um jo eher entſchließen zu können, als nah $ 3 bes 
Reformgejeged von 1906 die den Betrag bon rumb 
24 Millionen Mark überfteigenden ungededten Matrikular: 
beiträge ihnen einftweilen bis 1910 zu ftunben find. Es 
it überdies auch nicht ausgeſchloſſen, daß im Falle der 
Fortdauer des gegenwärtigen wirtſchaftlichen Auf —— 
dad Rechnungsſahr 1907 feinerzeit im Iſt weſentlich 
gäuftiger abihliegen wird ald im Sol. Die ver 
ündeten Negterungen glauben allerdings andererſeits 
aud darauf vertrauen zu bürfen, dab im Notfalle ber 
Reichstag feine wirlſame Mithilfe nicht verfagen werde, 
wenn es gilt, von ben Haushalten der einzelnen Staaten 
eine für fie unerträgliche Belaftung mit Matrikularbeiträgen 
fernzubalten. Sie haben zu biefem Vertrauen auch um fo 


Diefer Gedanke mußte fid (0) 


mehr Grund, als die Steuerlommiſſion felbft die Unzuläng- 
licheit der von ihr vorgefhlagenen Dedungsmittel unums 
wunden anerkannt und in berichledenen Nefolutionen den 
Weg zu zeigen verſucht hat, auf dem nad ihrer Meinung 
bie für die nachträgliche Ergänzung der Reform nod) 
weiter erforberlihen Mittel am zweckmaͤßigſten zu gewinnen 
wären. 

Da ich mich gerade bei dem Kapitel der Eiunahmen 
befinde, jo mödte ich mich hierüber nod gleich etwas 
weiter verbreiten. Was vor allem die im vorigen Jahre 
eröffneten neuen Steuerquellen anlangt, fo waren bie 
Unterlagen, welche bie ftüdweifen Erträge des laufenden 
Rehnungsjahres darboten, noch jo unſicher, daß und nichts 
anderes übrig blieb, ald an den im Frühjahr des Jahres 
1906 aufgeftellten Beranfhlagungen bis auf weiteres feft: 


man ein foldes Defizit nur in Höbe von etwa 
200 Millionen Mark ald vorhanden anerkennen zu jollen. 
Die tatjählid, bewilligten neuen Steuern blieben indes 
auch Hinter biefem Dedungsbedarf noch um rund 25 bis 
30 Millionen Mark zurüd. Dieſes Manko von 25 bi 
55 Millionen Mart muß ſich nun aber gerade in ben 
erften Jahren, wo die neuen Steuern ſchon nad ber 
Natur der Sade und * der in nun Phase Brau⸗ 
ſteueräquivalente und ber Erbſchaftsſteuer den Einzelſtaaten 
gewährten Schonzeit noch keine volle Wirkſamkelt äußern 
nnen, noch um jo fühlbarer machen. 
Unter ſolchen Verhältniſſen lag wohl die Erwägung 
nahe, ob es nicht gerechtfertigt wäre, behufs Ergänzung der im 
vorigen Jahre bewilligten Dedungsmittel [don demnächſt 
mit einer weiteren Steuervorlage an dic geſetzgebenden 


(A) zubalten. 


14 

(Freiberr v. Stengel.) 
Mir waren und dabei wohl bewußt, dab fi 
zwifchen ber geſchätzten und ber wirflihen Einnahme im 
einzelnen wohl recht erhebliche Differenzen ergeben würden; 
wir glaubten aber doch annehmen zu dürfen, daß etwaige 
Ausfälle bei den einen Steuern durch Mehreinnahmen bei 
den anderen ſich wenigftens annähernd auögleichen würden. 
Immerhin kann auch dDiefe Annahme trügen. Eben deshalb 
mödte ich aber zugleich dringend empfehlen, bei ben 
weiteren Beratungen des Gtat3 in der Kommiſſion und 
in bdiefem hohen Haufe aud im Anjchung der übrigen 
Einnahmen aus Zöllen und aus anderen indirekten 
Steuern etwaige Wünſche auf Erhöhung der Anſätze 
tunlichſt zurückzuſtellen. 

Die reichſseigenen Einnahmen an Zöllen und Steuern 
fonnten einfhließlih de3 don mir erwähnten Witwen— 
und MWaifenrefervats im ganzen gegenüber dem Borjahre 
1906 um 108 Millionen Mark höher veranfchlagt werden. 
Bei den Betrieböverwaltungen, ſpeziell bei ber Poſt- und 
und den Reichseiſenbahnen, rechnen 








wir auf Mehrüberſchüſſe im Betrage von 17 Millionen und 
von 31/, Millionen Mark. Bei den Überweiſungsſteuern 
ebot dagegen bie Vorfiht, um einige Millionen Mark 
* den Voranſchlägen des Vorjahres zurückzubleiben. 

Bei den Ausgabefonds des ordentlichen Etats ragen 
beſonders hervor die beträchtlichen Mehrausgaben, welche 
der Sicherung des Friedens dienen ſollen, des inneren 
Friedens nicht minder wie des Friedens nad außen. 

Zu den erfteren zähle id) vor allem die wachſenden Auf: 
wendungen des Reichs für fozialpolitiihe Zwede. Die 
Zuſchüſſe des Reichs zu den Inbaliden- und Alterörenten 
ſcheinen zwar jegt mit etwa rund 50 Millionen bei einem 
gewiffen Stillftande angelangt zu fein; um fo größer iſt 
ſedoch die Belafiung des vorliegenden Etat? mit dem bon 
mir ſchon erwähnten, zur einftweiligen Thefaurierung be— 
ftimmten Betrage von 48 Millionen für die Witwen- und 


(B) Watfenverfiherung. Sie finden den Betrag im Gtat des 


Reichsſchatzamts verausgabt, mo aud) ſchon im Jahre 1906 
die erftmalige Ausgabe von 22 Millionen für den gleichen 
Zwed vorgetragen war. Für beide Jahre zufammen be: 
ziffern fih hiernach die zu thefaurierenden Beträge an- 
ſchlagsgemähß ſchon auf rund 70 Milltonen Mark. Wegen 
ber künftigen Verwaltung des neuen Fonds tft dem Reichs— 
tage eine befondere Vorlage bereit3 zugegangen. 

Der —— des Friedens nach außen ſind zu 
dienen beſtimmt die Forderungen für Heer und Marine. 
Die für letztere in Anja gebradte Mehrausgabe von 
19'/, Millionen Dark hält jih im Rahmen des Flotten— 
geiehed. Die Mehrforberungen für das Neichöheer mit 
zufammen 38'/, Millionen Markt haben vorwiegend in den 
aus milttärtehnifhen Gründen gebotenen Beihaffungen 
auf dem Gebiete des Waffenweiend ihren Grund. Die 
näheren Darlegungen hierüber muß ich den Herren Ber: 
tretern der Heereöverwaltung vorbehalten. 

Das Anwachfen der Zinjenlaft um weitere 9 Millionen 
Mark ift eine Konſequenz bed gefteigerten Anleihebebarfs, 
auf den ih im übrigen noch mit einigen Worten kommen 
werde. In ber Mehrausgabe von etwas über 5 Millionen 
fir Penſtonen macht fi die Folge der im vorigen Jahre 
berabfchiedeten Militärpenfiondgejege geltend. Die Ge- 
währung von Beihilfen an hilf&bebürftige Kriegsveteranen 
erfordert für 1907 eine weitere Mehrausgabe von 
2°/, Millionen Mark. Der im Etat des Reichsſchatzamts aus⸗ 
gebrachte Gejamtbetrag für dieſen patriotiihen Zweck ift 
nun Schon auf mehr ald 19 Millionen angewachſen, und 
er wird auch ohne bie wiederholt angeregte Erweiterung 
der geſetzlichen Beftimmungen noch eine Reihe von Jahren 
erheblich weiter wachſen, bis endlich der Höhepunkt ber 
Belaftung erreicht jein wird. 

Die Verwaltung ber —— erfordert im ganzen 
für 1907 im ordentlichen Etat keinen erhöhten Reichzuſchuß; 


im Gegenteil hofft man bier im ganzen mit einem Minder— 
bedarf von annähernd einer halben Million Mark aus: 
zufommen. Dem jteht jedoch bei ber Zentralverwaltung 
ein etwa gleich großer Bebarf für Errichtung eines 
befonderen Neichäfolontalamt3 gegenüber. Die letztere 
Forderung ift an fich nicht neu; fie kehrt, nachdem fie im 
vergangenen Jahre vom Reichsſstage abgelehnt worden war, 
fir 1907 in etwas erweitertem * e wieder. Die 
verbündeten Regierungen vertrauen, daß der Reichstag 
der Forderung, zu deren näherer Begründung dem Etat 
eine beſondere ausführliche Deukichrift beigegeben iſt, dies: 
mal feine Zuftimmung nit verfagen werde. 

Ich komme nun noch mit einigen Worten auf die 
im Etatsentwurf vorgeſehene Einkommensverbeſſerung ber 
Beamten. Die Reichsverwaltung hat ſich in dieſer Be— 
ziehung dem preußiſchen Vorgehen angeſchloſſen. Daß ſie 
nicht weiter gegangen iſt, werden Sie, wie ich hoffe, bei 
der Ihnen dargelegten, zurzeit noch vorhandenen Ungunſt 
der Finauzlage im Reiche wohl verſtehen. Auch die Vor— 
ſchläge der Reihöverwaltung beſchränken fi) daher, dem 
Vorgehen Preußens entfpredend, für 1907 im weſentlichen 
auf die Beamten des Außendienſtes, und bei biejen 
wiederum auf diejenigen Kategorien, bezüglich deren jeit 
Sinfrafttreten der letzten allgemeinen Gehaltsaufbeflerung 
Umfang, Schiwierigfeit und Verantwortlichkeit des Dienftes 
in einem foldhen Maße zugenommen haben, daß eine Auf: 
befferung im Dienfteintommen zur Befeitigung befonderer 
Härten unabweisbar erichien. 

Beteiligt an dieſer Nufbeflerung find neben ben 
Beamten aus dem Bereiche einiger anderer Reſſorts ins— 
befondere rund 13500 Beamte der Reichs-Poſt⸗ und 
Telegraphenverwaltung, ſowie 3200 Beamte der Reichs: 
eifenbahnverwaltung. Diefe Gehaltsaufbefferungen erfordern 
einen Mehraufwand von jährlid etwa 2'/, bis 3 Milltonen 
Mark. Um denjenigen Unterbeamten, auf welde die er- 
wähnten befonderen Borausfcgungen nicht zutreffen, wenig: 
ftens in den geringeren Bejoldungsftufen, aud fir 1907 
nod eine finanzielle Zuwendung machen zu können, tft, 
wie in Preußen, die Gewährung außerorbentlicher ein: 
maliger Beihilfen in Ausſicht Jeuommen. Die Anforderung 
für Diefen med beläuft fih im ganzen auf etwas über 
3 Millionen Mark. Daß mit diefen Maßnahmen bei der 
unleugbaren Steigerung der Preife vieler Lebensbebürfnifie 
noch feine durchgreifende Befferung in ben Einfommens: 
verhältnifien fämtlicher Unter und mittleren Beamten ge: 
ichaffen wird, liegt auf der Hand. Es werben alfo weitere 
dahin zielende Maßnahmen für dad Jahr 1908 vorzu— 
behalten —* 

Dahin gehört auch bie Frage der Aufbeſſerung des 
Wohnungsgeldzuſchuſſes, über welche die verbündeten 
Regierungen kraft geſetzlicher Beſtimmung ihnen im 
nächſten Jahre, 1908, ohnehin eine erneute Vorlage zu 
unterbreiten haben. Vorausſetzung für eine günftige, der 
NReihöverwaltung dringend am Herzen liegende Regelung 
aller diefer Ginfommendverhältniffe ift allerdings die 
Möglichkeit ihrer Befriedigung aus eigenen Einnahmen 
be3 Reiches. Auf ungebedten Matritularbeiträgen wird 
biefe Aufbefferung nicht aufgebaut werben fönnen, und 
zwar um fo weniger, als, wie ich vorhin ſchon erwähnte, 
noch weitere Belaftungen aus Anlaß ber zu ändernden 
Ziotlpenfiond: und Meliftengefete hinzutreten werben. 
Die hierzu erforberlihen Gejegentwürfe ftehen unmittelbar 
vor ihrem Abſchluß. Ich gebe mid der Hoffnung hin, 
daß e3 möglich fein wird, fie diefem hohem Haufe alsbald 
zugehen zu laffen. 

Nun nod einige Worte über den außerordentlichen 
Etat. Entiprehend der Refolution des Reichstags find 
bie im Jahre 1901 vereinbarten Anleihegrundiäße ciner 
forgfältigen Repifton unterzogen worden. Ste finden bie 
Ergebniffe biefer Reviftion auf Seite 47 und folgenden der 


(D) 
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(Freiberr v. Stengel.) 


(A) Denfirift zum Reichshaushaltshauptetat niedergelegt. 


Die neuen Grundſätze unterjcheiben jid von den älteren 
im weſentlichen nur dadurch, dab fie den Wünſchen des 
Reichsſstags entſprechend eine präziſere und Harere Faſſung 
erhalten haben. Leider hat ſich ſelbſt bei ſtrengſter Ein— 
haltung dieſer Grundſätze nicht vermeiden laſſen, auch 
den Etat für 1907 wiederum mit einem recht beträcht— 
lihen Anleihebedarf in Höhe von annähernd 265 Mil- 
lionen Mark zu belaften. Nur 86 Millionen hierbon ent- 
fallen auf unmittelbar werbende Zwede; ber größere Teil 
mit 179 Millionen wird für Feſtungszwecke, für die Ber: 
vollftändigung bes beutihen Eiſenbahnnetzes im Intereſſe 
der Zanbeöverteibigung, für die planmäßige Weiterent- 
widlung der Marine jowie für Eriegeriihe Expeditionen 
erfordert. Auf bie leßteren, inöbefondere auf die Expedition 
in das füdweftafritantide Schutgebiet, glaube ih in 
diefem Zufammenhange nit mäher eingehen zu follen, 
zumal hierüber ohnehin demnächſt zu ausführlichen Erör— 
terungen Beranlaffung gegeben jein wird. Ohne Zweifel 
wäre es für bie Reihsichagverwaltung am erwünfchteften, 
alle ſolche Ausgaben, mit alleiniger Ausnahme vielleicht 
der für unmittelbar werbende Zwecke beitimmten, aus 
ordentlichen Einnahmen beftreiten zu können. Borläufig 
befteht aber dazu leider wenig Ausſicht. Wenn men zur 
Rechtfertigung des gegenwärtigen Verfahrens noch etwas 
geltend machen will, jo wäre eö wohl das eine, daß ſich 
doch auch unter den einmaligen Ausgaben des Ordinariums 
eine Neihe folder befindet, welhe in ber Tat nicht bloß 
der Gegenwart, ſondern auch nod) fpäteren Generationen 
zu gute fommen. Auch ſoll ja gefegliher Beftimmung 
gemäß vom Jahre 1908 ab mit einer planmäßigen Tilgung 
der deichsſchuld begonnen werben. 

Hiermit wäre ih am Ende meiner Rebe angelangt. 

Wenn ih nun das Ganze nochmals überblide, fo 
fann id meine Ausführungen wohl dahin zufammenfafien: 


(B) Wir haben auf bem Wege ber Sanierung des Reichshaus— 


halts unleugbar einen gewaltigen Schritt vorwärts getan. 
(Hört! hört! bei den Nationalliberalen.) 
Wenn es auch noch nicht gelungen ift, das geſtörte 
Gleichgewicht zwiſchen Ausgaben und Einnahmen voll: 
ſtändig wiederherzuſtellen, ſo beſteht doch nicht ber mindeſte 
Grund zur Entmutigung. Ein chroniſches Defizit gänzlich 
aus der Welt zu ſchaffen, das einige hundert Millionen 
Mark beträgt und in ſeinen Wurzeln bis auf Dezennien 
zurückreicht, iſt am ſich feine leichte Aufgabe. Aber mit 
feftem Willen, patriotifdem Opfermut und weijer 
Sparfamkeit werden wir hoffentlih aud nod ber 
lesten Schwierigleiten Herr werden und, wenn 
auch nicht ſchon von heute auf morgen, jo dod in 
naber Zeit zu einer vollftändigen und nad: 
haltigen Gefundung der Reihöfinanzen gelangen. 
(Brabo!) 


Bräfident: Der Herr Abgeordnete Dr. Spahn hat 
das Wort. 


Dr. Spahn, Abgeordneter: Meine Herren, ich möchte 
den Etat von etwas anderen Gefihtöpunfte prüfen, als 
es ber Herr Staatöfelretär des Reichsſchatzamts getan hat, 
und möchte bei der Berückſichtigung der einzelnen 
Pofitionen nur in Betracht ziehen — und id glaube, 
dann kommen wir zu einer richtigen Beurteilung bes 
Etats — Diejenigen Poſitionen, welde nicht unter dem 
Begriff der durchlaufenden Poſten fallen; dann treten 
einige wichtige Pofitionen des Etats ftärfer hervor, als 
e3 der all ift, wenn wir bie burdhlaufenden Bolten mit 
berüdfihtigen, wie ed der Herr Staatsſekretär getan hat. 
Nehmen wir ben Gtat aljo unter Außeraächtlaſſung 
derjenigen Boften, bei denen bie gt a dur bie Be: 
triebeinnahmen gededt find, dann ftellt ſich im orbent- 
lihen Etat die Einmahme auf 1487 Millionen, die Aus: 


gabe auf rund 1550 — es find genauer etwas über (C) 


1549 /, Millionen Mark —. Darin ftedt die VBerzinfung ber 
Reichsſchuld, die bei deren jetzigem Beftande von 3800 Mil: 
lionen Mark 127 Millionen Mark ausmadt. Der Herr Staatö- 
fefretär jagt uns, daß dieſe Differenz zwiihen ben Aus- 
gaben von 1550 Millionen und den Ginnahmen von 
1487 Millionen gebedt werben jolle durch Matrikular— 
beiträge in Höhe von 621/, Millionen oder, wie der Herr 
Staatöfetretär meinte, rund 63 Millionen Marl. Zu 
diefem Betrage tritt hinzu der außerordentliche Etat mit 
268 Millionen Mark, von denen 264°/, Millionen Markt 
durch Anleihe zu deden find. Nach Begebung bdiefer An: 
leihe beziffert fich die Zinfenlaft auf 136'/,, Millionen 
Mark. Bei der Begebung diefer Anleihe müffen wir 
num beridfihtigen, daß fie anf den Geldmarkt ftarf 


drüden wird 
(ehr richtig! rechts); 
denn wir müſſen uns gegenwärtig halten: die Auleihe des 
laufenden Jahres 1906 ift ſeitens des Konſortiums, 
welches die Unterbringung der Anleihe umternommen hatte, 
bis jeßt noch nicht voll in ben Verkehr gebracht worden. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Meine Herren, laſſen wir num die 48 Milliouen Darf 
weg, die für die Witwen: und Waiſenverſicherung vor— 
geichen find — und es tut mir leid, baß ber Herr Staats: 
fefretär auch nur bemängelt hat, daß der Befchluß bei 
dem Zolltarifgejeg gefaßt wurde, die 48 Millionen Mark 
jest ſchon dafür zu referbieren 
(ehr richtig); J 

aber ich freue mich, daß nicht daran gerüttelt werden 
ſoll — laſſen wir ferner weg die 50 Millionen, die für 
bie Anvalidenverfiherung beitimmt find, dann verbleibt 
ein verhältnismäßig geringer Betrag, der für andere 
Zwecke ald für Zwede der Madititellung des Reiches nad) 
außen aufgewendet wird. Ich will dieſen Gefichtspuntt 


in den Vordergrund fchieben, weil ber Herr Reich$fanzler (m) 


bei fo verfhiedenen Außerungen während der vergangenen 

Wahlperiode barauf hingemwiejen hat, als habe ber Reichsſstag 

die Mittel nicht bewilligen wollen, die notwendig feien 

für Ehr’ und Gut und Madhtftellung des Reiches. 
(Bravo! in ber Mitte.) 

Meine Herren, es jollen für Heer und Marine von 
den 1487 Millionen Einnahmen 1080 Millionen Mart 
berwenbet werben, und dazu treten noch 115 Millionen 
Mark, die wir für bie Kolonten, fir bie Expedition nad 
Dftafien und für fonftige Heinere Zwede ausgeben. 

Im Vorjahr — darauf hat ja ber Herr Staats— 
jefretär hingewieſen — haben wir Neueinnahmen für das 
Neih bewilligt in Höhe von ungefähr 176 Millionen 
Markt. Wir haben damal3 rund gerechnet 180 Millionen; 
aber ich glaube, ich komme mit der Einjegung der Zahl 
bon 176 Milltonen der Wahrheit am nächſten, und davon 
waren 80 Millionen Mark beftimmt zur Dedung von 
Mehrausgaben, die das Reih ſchon damals als Fehl— 
beirag hatte, und nur ber Reft von 96 Millionen Mark 
war beitimmt für neue Bedürfniſſe bes Reichs, allerdings 
unter Annahme der Bebürfnisfteigerung für die nächften 
zehn Jahre, nicht ſchon im vollen Betrage für Bebürfniffe, 
die augenblidlih vorhanden feien. Nun find von biejen 
neubewilligten 176 Millionen Mark in den biesjährigen 
Etat eingefegt 152 Millionen Markt, und dabei find 
angenommen bie Reinerträge aus Zöllen, Steuern und 
Gebühren nad) dem biäherigen Stand in Höhe von 
1179’, Millionen Mark. 

Nun foll der Fehlbetrag von 63 Millionen Mark, 
der durch Matritularbeiträge zu beden ift, ben Einzel— 
ftaaten nicht voll für dieſes Jahr auferlegt werben, 
fondern auch wieber nur, wie in dem beiden Vorjahren, 
mit einen Teile, und zwar mit 24 Millionen Mark, 
während ber Neft mit 38'/, Millionen Marl geftundet 


16 u Reichstag. — 3. Sigung. Montag ben 25. Februar 1907. 


( Dr. Spahn.) 


CA) werben foll. Geſchieht dad, und werben dieſe 381/, Millionen 


Mark nun zugezählt den Beträgen, welche in den Vor: 
jahren geftunbet, alfo von ben Einzelftaaten noch auf: 
zubringen find, fo laften vom laufenden Jahr ab auf 
den Schultern der —— an geſtundeten Matrikular⸗ 
beiträgen etwa 961/. Millionen Mark. 
eine Herren, auch dieſer Geſichtspunkt iſt bei 
dem Etat im Auge zu behalten, weil ja die Einzelftaaten 
in ihren ftenerlihen Belaftungen gleichzeitig mit zu ben 
Laften des Reichs herangezogen werben. Und babei müſſen 
wir nun fefthalten, daß die Gelbforderungen, die an und 
gefiel find in flbereinftimmung mit den Forderungen, 
ie im preußiſchen Etat geftellt find, zur Erhöhung ber 
Bejoldungen der unteren und ber mittleren Beamten, zur 
ausreihenden Befriedigung der Bebürfntife diefer Beamten: 
fategorien nicht ausreichen. Meine Herren, es iſt leicht 
fagen: wir fönnen jegt nicht .. für die Beamten tum. 
Aber es ift für die Beamten ſehr ſchwer, mit ben geringen 
Behältern auszufonmen, die fie haben 
(jehr richtig! in der Mitte und Links), 
und wir wollen und nicht verhehlen, in ben Unterſtufen 
der unteren Beamtenklaffen find‘ ben gegenwärtigen 
Zeurungsverhältniffen gegenüber die Gehälter fo niedrig, daß, 
wenn die Familie das geringfte Unglück trifft — und auch 
wenn fie das freudige Ereignis eines neugeborenen Kindes 
bat —, ber Beamte in Gelbverlegenbeiten gerät. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Ich meine, dad fei fein Zuftand, der bes Deutſchen Neiches 
auf die Dauer würbig wäre. 
(Sehr richtig tu der Mitte.) 

Dazu kommen nun auch diejenigen Arbeiterfategorien 
in Betracht, die entweder direkt für das Neich arbeiten 
ober bie im Betrieben tätig find, die für das Neid 
arbeiten. Es muß auch für dieſe Urbeiterfategorten in ben 
Orten, die als bejonderd teuer in Deutfchland anzufchen 


(8) find, geforgt werben: durch Erhöhung der Löhne, foweit 


ſich's um Reichsbetriebe handelt, oder durch die Art ber 
Verdingung der Arbeiten an die Betriebe, die für das 
Reih arbeiten, indem u aa wird, daß wenigſtens 
gewiſſe Mindeftlöhne den Arbeitern gefichert werben. 
(Bravo! in der Mitte.) 

Ich bin in ber Lage, über diefe Frage mitzureben, weil 
ich wiederholt Gelegenheit hatte, an einem Orte, wo unfere 
Werft unter teueren Berhältnifien eine ganze Anzahl 
Arbeiter beſchäftigt, aus den Einkommenverhältnifſen ber 
Arbeiter zu jehen, daß aud für fie, folange nur ber Bater 
allein tätig ift und nicht andere Familtenmitglieber mit: 
arbeiten, bie Löhne nicht als zureichend anzufehen find. 

Meine Herren, wegen der Höhe der Matrifular: 
beiträge haben bie verbünbeten Regierungen den Wunſch 
nad einer neuen Steuerborlage. Der Herr Staatsſekretär 
beruft fih darauf, daß in ber Bubgetfommiliion des 
vorigen Reichsſtags anerfannt worden fei, daß die damals 
bewilligten Steuern nicht genügten. Ich möchte ihm be- 
merken: dieſes Anerkenntnis der Budgetlommiffion des 
vorigen Reichstags hat für den neuen Reichstag feine 
bindende Kraft. 

(Sehr richtig! in ber Mitte. — Heiterkeit. 
Wir ftehen auf dem Boden ber felbftändigen Prüfung der 
Bedürfnisfragen, wir find nach diefer Richtung frei; ber 
Reichsſstag ift eben fein Amt mit Lontimwierlihen Ber: 
pflidtungen, fondern eine Körperfchaft, die aus periobifchen 
Wahlen hervorgeht. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Die Urſache des Fehlbetrages von 63 Millionen Mark 
liegt — daS müſſen wir und bei ber Beurteilung bes 
Etats gegenwärtig halten — wejentlid in dem Anwachſen 
unferer orbentlihen Ausgaben, nit in dem Anwachſen 
der außerordentlihen Ausgaben. Dad Ordinarium ift 
erhöht um 81 Millionen Marl. Davon entfallen 








34 Millionen — durch ben Nachtragsetat werben es ja (C) 


40 Millionen fen — auf die SHeereöverwaltung, 
18 Millionen auf die Marine. Nun entſpricht dieſem 
Anwachfen dauernder Ausgaben nicht die Steigerung ber 
Ginnahinen aus ben alten eigenen Ginnahmeauellen des 
Reiches. Aus den bisherigen felbftändigen Einnahme: 
quellen des Reichs, den Zöllen, dem Zuder, dem Tabat, 
dem Salz, dem Schaummein, ber Wecfelftempeliteuer 
find im ganzen hinzugefommen nur 9/, Millionen Mark; 
dazu kommen nod hinzu ag aus ber Boft- und 
Telegraphenverwaltung mit 7'/, Millionen, wobei ich bie 
Einnahme von 10 Millionen aus der Portoerhöhung 
nicht mit in Betracht ziehe — demm fie find bereits in 
Einnahme geftelt bei den 152 Millionen Mark neu 
beiwilligter Steuern —, aus ber Eifenbahnverwaltung mit 
31, Millionen Mark, zufammen 19',, Millionen Marf. 
Aber von biefen 19'/, Millionen gehen — und das ift 
das Auffallende —, obgleich wir ein Jahr mit fehr günftiger 
Wirtſchaftsentwicklung haben, infolge von Mindereinnahmen 
bei den Zöllen, bei Branntwein: und Lotterieftempel 
8'/, Millionen ab, ſodaß uns aus den jelbfteignen alten 
Stenern, Zöllen und Gebühren nur eine Mehreinnahnte 
von 12 Millionen Mark bleibt. Die Mehreinnahnen 
bleiben alfo Hinter den Mehrausgaben zurüd um 
61 Millionen, und dabei ift für dieſes Jahr feine Schulden: 
tilgung vorgefehen. Wären — das möchte id auch mit 
dem Herrin Staatöfetretär betonen — 1906 neue Ein: 
nahmequellen nicht erfchloffen worden, jo ftünden wir jett 
vor einem Fehlbetrag von 216 Millionen Part. 
(Hört! hört! in der Mitte.) 

Die Zölle find gegen den Voranſchlag um 6'/, Millionen 
zurüdgeblieben. Ich bin immer ber Anficht gewefen, die 
der Herr Staatöfekretär bed Reichsſchatzamts eben ver— 
treten hat, daß daraus noch nichts für Die Zukunft ge: 
folgert werben darf, und daß wir, weil es fi hier nur 


um ein einziges Jahr handelt, ruhig abwarten follen, ob (m) 


bie Bewilligung neuer Steuern notwendig tft. Eine Reihe 
von Jahren kann erſt zeigen, ob nicht eine ausreichende 
Steigerung ber Einnahmen aus Zöllen eintritt, wie wir 
es angenommen hatten. 

Der preußifhe Herr Finanzminiſter hat gelegentlich 
des Einbringens des preußtichen Etats darauf hingewiefen, 
baß bie wirtichaftlihe Entwidlung bed Jahres 1906 eine 
aukergewöhnlich günftige gewefen fet, hat aber Bedenken 
geäußert, ob für das Jahr 1907 mit Sicherheit mit ber 
Hochkonjunktur gerechnet werben könne infolge ber Gelb: 
frappheit und infolge ber lingewißhett, ob das Sohlen: 
ſyndikat und der Stahlwerf3band zufammenzuhalten fei. 
Er hat unter der Vorausſetzung, daß letzteres ber Fall 
fei, angenommen, daß bie günftige Konjunktur fortdauert, 
und ber Herr Reichsſchatzſekretär ſcheint bon berfelben 
Vorausſetzung auszugehen. Ih meine, ber Reichstag 
wiirde bei ber Beurteilung feines Verfahrens richtig ver— 
fahren, wenn er aud auf biefen Boden ſich ftellte. Wenn 
auch bei einzelnen Betrieben fih Schwankungen zeigen und 
bier und da die Beſorgnis herbortritt, unfere wirtihaftliche 
GEntwidlung habe ihren Höhepunkt erreiht und trete in 
eine finfende Konjunktur ein, jo möchte ich biefe Be- 
fürchtung nicht für ausreihend begrimdet eradhten, und 
fie jolte uns in der ruhigen und ſicheren Bemeffung der 
Süße, die wir in unferen Einnahmeetat einftellen Polen, 
nicht beirren. Das ift dad Gharakteriftiihe der Hoch— 
fonjunftur der Jahre 1905 und 1906, dab fie weſentlich 
bedingt ift duch die Kaufkraft im Inlande und nicht 
durch unferen Export nad) den Auslande; das läßt unfere 
wirtfaftlihe Entwidlung gefund erſcheinen und ift ein 
Beweis dafür, daß wir mit unferem Zolltarif und unferen 
— —— ben erſtrebten Zwed, bie Kaufkraft des 
Inlandes zu ſteigern, auch wirklich erreicht haben. 

(Sehr wahr! in der Mitte.) 


Reichſstag. — 3. Sitzung. Montag ben 25. Februar 1907. 


= 





(Dr. Spahn.) 


(4) Die Wirkungen der günftigen wirtſchaftlichen Entwidlung 


zeigen ſich bei der Inbuftrie, beim Handel, bet ber Land— 
wirtihaft und bei den Arbeitern; meine Herren, fie zeigt 
fih auch in der von bem Herrn Staat3fefretär des Reichs— 
ſchatzamts mißbtlligten Höhe bed Diskonts ber Reichs— 
banf. Der Diskont der Reichsbank wäre nicht fo hoch, 
wenn unfere Induſtrie biefen hohen Disfont nicht ver— 
tragen könnte. Sie beanfprudht die Reichsbank, weil 
ber Zinsſatz fie in ihrem Betriebe bei thren en. 
——— der dauernden Beſchäftigung gegenüber nicht 
rü 


Aber, meine Herren, dad Bebenklihe des Hohen 
Diskonts Tiegt auf anderen Gebieten, und barauf hat ja 
der Herr Staatsſekretär hingewiefen. Für unferen Mittel: 
fand im Gewerbe, in der Landwirtihaft und im Handel 
ift der hohe Diskontſatz ſchädlich, und deshalb muß alles 
getan werben, um ihn berabzubrüden. 

(Lebhafte Zuftimmung in der Mitte.) 
Meined Eradtend liegt — darin ſtimme ih mit bem 
Herm Staatsſekretär überein — in der Art und Weife, 
wie wir beftändig unferen ſtredit bei der Reichsbank 
durch Begebung ber Schatanmwelfungen in Anſpruch 
nehmen, mit ein Grund für diefen hohen Diskont, und 
es wird ber Frage näher getreten werden müffen, wie 
eine Erleichterung der Reichsbank gefhaffen werben kann. 

(Sehr rihtig! in der Mitte. — Zuruf redit3.) 

— Wir hätten und bahingehenden Maßnahmen immer wider: 
jest? Das trifft micht zu; es iſt mir jedenfalls nicht 
befannt, daß unter meiner Beteiligung dieje Frage erörtert 
worden ift. 

Meine Herren, id) möchte noch auf eines aufmerkfam 
mahen. Wenn ich betone — und darin unterſcheide ic) 
mich, glaube ih, etwas von dem preußifchen Herren Finanz: 
minifter, vielleiht nicht ſachlich, vielleicht nur, weil er 
diefen Punkt nicht berührt hat —, wenn ich betone, daß 


3; unfere günftige Konjunktur auf dem Inlandskonſum be— 


rubt, jo möchte ih damit andeuten, daß er Kohle und 
Eiſen zu einfeitig erwähnt hat. Die günftige Wirtſchafts- 
entwidlung Beruh nicht jo fehr auf der Produktion der 
durch die Synbifate beichräntten Kohlengruben und Eifen- 
hätten, fie beruht mehr auf der Berfeinerungsinduftrte, 
und das iſt ein günftiges Zeichen, allerdings aud ein 
Beweis dafür, dak wir bon einem agrarifchen Deutſchland 
nicht mehr reden fünnen. Es ift ein Beweis dafür, wie 
fehr die Entwidlung zum Induſtrieſtaate fortgefchritten ift. 

Ach jehe darin fein Berberben. Gegenüber einer 
Bemerkung, bie der preußiſche Herr Landwirtſchaftsminiſter 
bei ber Beratung des Etat3 gemadt hat, nach der eine 
Herabfegung der landwirtſchaftlichen Zölle möglich ſei, 
und gegenüber den Beforgnifien, die dadurch hervorgerufen 
worden find, möchte ich darauf hinweiſen, daß gerade da— 
durch, daß ein Teil ber landwirtſchaftlichen, die Getreide: 
zölle mit 48 Millionen Mark für die Witwen: und Waifen- 
berfiherung beftimmt find, der Landiwirtfhaft eine hohe 
Garantie dafür gegeben worben ift, daß biefe Zölle nicht 
mehr herabgefegt werben können 

“(ehr richtig! in ber Mitte); 
denn wir können diefe 48 Millionen Mark fir die Witwen: 
und Waifenverfiherung, wenn fie einmal burdgeführt ft, 
uimmermehr entbehren. 

Was nun die Mehrforderung im außerorbentlichen 
Etat betrifft, jo betrug biefer im Iabre 1906 244 Millionen 
Mark, wovon 239 durch Anleihe gebedt worden find. 
Nun find wir in dieſem Jahre noch innerhalb der legten 
Bereinbarung über bie Triedensftärfe des Neichäheeres, 
und unfere Marine tft Durch das Flottengeſetz noch in 
ihren Husgaben befchränft; trogbem betragen bie Forde— 
rungen für bie Marine mit 57 Millionen Marf 6'/, Millionen 
Mark, für dad Heer mit 51,6 Millionen 13 Millionen 
Mart mehr ald 1906. 

Reichstag. 12. Begisl.-P. 1. Seffion. 1907. 


Die Mehrforderung beim 
Zeile auf den Neuformierungen, bie dur das Gefek vom 
15. Mai 1905 für den 1. Dftober 1907 vorgefehen find, 
und auf Forberungen für Feftungsbauten und für bie 
Beihaffung von fFelbartilleriematerial. Wir alle ftehen 
auf dem Boden, dab wir verpflichtet find, unfer Heer und 
unjere Marine jederzeit auf der Höhe der Ausbildung und 
ber Bollenbung ber Organifation erhalten zu wiffen, wie 
fie ihr alter Ruhm und ihre eg erfordern. 
Demungeachtet wird geprüft werben müflen, ob nicht 
mit Rüdfiht auf die Finanzlage Erfparniffe zu machen 
find. Der F Staatsſekretär äußerte allerdings, ber 
Etat jet außerordentlich Inapp beſchnitten, ſodaß Ab— 
ſtreichungen ausgeſchloſſen ſeien; ſeine Sparſamkeit will 
ich nicht beſtreiten, aber im Leben gilt immer der Grund⸗ 
fat, daß man verpflichtet ift, fich nach der Dede zu ftreden. 
Die 265 Millionen Anleihe, von ber er gel rochen hat, 
umfaßt nämlich nicht unferen ganzen Anleihebedarf für 
das laufende Jahr, fondern es treten hinzu die Anletheı, 
bie notwendig werden durch bie Nachtragsetats und bie 
Eifenbahnforderung für Südmweftafrifa. Damit beträgt aber 
unfere Anleihe nicht 265, fondern 310 Millionen Marf. 

(Hört! Hört!) 
Das ift eine nicht ganz unerhebliche Mehrbelaftung bes 
deutſchen Gelbmarft3. 

Meine Herren, bie Reichspoſt, um ganz kurz einzelne 
Bofitionen des Extraordinariums zu erwähnen, forbert 
mit 45 Millionen 6'/, Millionen, die Reichseiſenbahnen 
mit 37,6 Millionen 20'/, Millionen Mark mehr ala 1906. 
Bon der ya Sein Be bie Eifenbahnen find aller: 
dings 18',, Miltonen Mark für Betrtebömittel befttmmt. 
In Südweſtafrika haben wir, obgleich und die Thronrede 
berfünden fonnte, daß bie feindlihen Stämme bt3 auf 
er: Überrefte unterworfen find, nichtsdeſtoweniger für 
dad Jahr 1907 doch nur mit einer Minderforberung gegen 
das Jahr 1906 von 16,8 Millionen Mark zu rechnen, fo= 
daß noch eine Forderung eingeftellt ift von 66,5 Millionen 
Mark. Ich will unfere Finanzlage nicht grau in grau 
malen, das liegt mir fern, aber ich fann nur wteberholen: 
vorfihtige Finanzgebarung ift und gebotene Pflicht. 

Mas nun, meine Herren, bie auswärtigen Verhältniſſe 
betrifft, fo ftehen wir vor Verhandlungen mit Spanten 
und mit ben Vereinigten Staaten wegen des Abfchluffes 
von Handeldverträgen. Ach weiß nicht, ob wir über den 
Stand der Verhandlungen Auskunft zu erwarten haben. 
Den Wunſch möchte id äußern, daß bei ber Beratung 
biefer Handelöverträge den Refolutionen entſprochen werbe, 
bie vom Reichsſstag gefaßt worden find bei ber Beratung 
des Vertrags mit Schweben. 

(Sehr richtig! im der Mitte.) 
Damal3 hat und der Herr Staatäfekretär des Innern die 
Erklärung abgegeben, er betrachte den heutigen deutſchen 
Ktonventionaltarif als durch die bisherigen Verhandlungen 
abgeihloffen und Abänderungen nur Infofern noch als 
möglich, als es fih um Spezialitäten anderer Länder 
handle, die den einheimifchen Artikeln keine unmittelbare 
Konkurrenz machen. Der Neihdtag hat die Erwartung 
ausgeſprochen, daß eine rechtzeitige Zuziehung des Wirt- 
Shaftlihen Ausſchuſſes bei der Beratung biefer Verträge 
erfolge, und baß feine weiteren Herabfegungen ber Zoll: 
füge des geltenden Gemeraltarif3 unter bie in ben 
geltenden Handelöverträgen bewilligten zugebilligt würden, 
was namentlid in Betracht fommt in dem Vertrag mit 
Spanien bezüglich ber Herabjegung des Verſchnittweinzolls, 
daß endlih die Intereſſen ber deutſchen Biehzüchter 
Amerika gegenüber gewahrt würben. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Meine Herren, mit Freuden haben wir bie Zu: 
fiherung ber Thronrede begrüßt, daß bie verbünbeten 
Regierungen in herzlichen Beziehungen ſtänden zu unferen 
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ere beruht zum großen (C) 


D) 
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(A) alten Verbündeten, und daß ſie zu ben anderen fremben 


Mächten gute und korrekte Beziehungen unterhielten, ſowie 
aud, daß die allgemeine —— Lage zu der Zu— 
verſicht berechtige, daß uns der Friede weiter erhalten 
bleiben werde. 

Mit Freuden haben wir auch die Bemerkung in der 
Thronrede begrüßt, daß die verbündeten Regierungen 
unabhängig von der wechſelnden Parteigeſtaltung ent— 
ſchloſſen ſelen, die ſoziale Geſetzgebung in dem erhabenen 
Geiſte Kaiſer Wilhelms bes Großen fortzuſetzen. 

Bravo! in der Mitte.) 

Bon diefem Boden aus tft meine Fraktion, wie im Bor: 
jahre, jo auh im biefem Jahre mit einer Anzahl 
Intttativanträge und aud) mit Interpellationen an das 
hohe Haus herangetreten. Außerdem werden bon uns 
noch einzelne Refolutionen zu den Etats beantragt werben. 
Mir fragen an, wie es fi mit bem Gefegentwurf ber: 
halte, der ſich bezieht auf die Regelung der öffentlich: 
rechtlihen und privatrechtlihen Verhältnifſe der Berufs: 
vereine aller Art. Der Gefegentwurf hat dem verfloffenen 
Reichsſstage vorgelegen, er iſt bis jetzt nicht eingebracht, 
wir hoffen, dab eine Stodung in biefer Materie nicht 
eintreten wird. 

Wir fragen ferner an und verlangen einen Geſetz— 
entwurf, ber bie Errichtung von Arbeitskammern betrifft 
zum freien und friebliden Ausbrud ber Wünſche und 
Beſchwerden der Arbeiter. Mir will ſcheinen, als ob fait 
noch wichtiger ift ald ber Geſetzentwurf über die Berufs: 
vereine der Gejegentwurf, der diefe Materie regelt. 

Meine Herren, wir verlangen einen Geſetzentwurf, 
betreffend die Sicherung und ben weiteren Ausbau de 
Koalitionsrechts, und wir verlangen einen Gefegentwurf, 
betreffend die Sicherung und bie weitere Ausgeſtaltung 
ber Tarifgemeinſchaften zwifchen Arbeitgebern und Arbeit: 
nehmern. In der fozlalen Geſetzgebung ift für uns ber 


(8) leitende Gedanke, daß für alle Diejenigen, bie in ab» 


hängiger Lebensſtellung find, geforgt werde für Gejundheit 

und Leben, für Sittlichkeit und Religion, und daß, foweit 

bie Gefeßgebung darauf einwirken kann, aud geiorgt 

werbe : für einen ber ehrlichen Arbeit angemeffenen Lohn. 
(Bravo! in der Mitte.) 

Meine Herren, wir fordern einen Geſetzentwurf, der 
ſich bezieht auf die den Arbeitern zu gewährende Ruhe 
für Sonn: und Fefttag mit mindeitend 36 und für zwei 
aufeinander folgende Sonn: und Felttage mit 60 Stunden. 
Wir fordern einen Gefegentwurf, welcher regelt die Arbeitö- 
zeit ber Handlungsgehilfen und Lehrlinge und Arbeiter, 
fowelt fie nicht in offenen Verkaufsſtellen beichäftigt 
werden, und welder eine Arbeitözeit an Sonn- und Felt 
tagen von nur 2 Stunben haben will. Wir fordern eine 
ortöftatutartiche —— der Sonntagsruhe. Wir wollen 
den in Gaſt⸗ und Schankſtätten beſchäftigten Perſonen ben 
Beſuch des Gottesdienſtes an Sonn: und Feiertagen 
ſichern. Wir wollen die Sonntagsruhe auch auf die in 
der Binnenfhiffahrt beihäftigten Perſonen ausgedehnt 
haben. And, meine Herren, wir wollen einen Geleh: 
entwurf zur Beichränfung ber regelmäßigen Arbeitözeit 
der Wrbeiter über 16 Jahren in Fabriken und in biejen 
gleihgeftellten Anlagen auf 10 Stunden täglich oder aber, 
wenn ſich eine Verftändigung darüber nicht erreichen läßt, 
wenigftens zur Beſchränkung ber Arbeitözeit fir Arbeiterinnen, 
wobei an ben Bortagen von Sonn: und Fyefttagen bie 
Arbeitözeit auf nur 9 Stunden zu beſchränken und bie 
Arbeitözeit der Arbeiterinnen, welche ein Hausweſen zu 
beforgen haben, in Fabriken und ben biefen gleichgeitellten 
Anlagen auf höchſtens 9 Stunden und an VBorabenden von 
Sonn: und Feſttagen auf höchſtens 6 Stunden felt- 
äufegen ift. 

Wir haben erneut eingebradht den Antrag, ber ſich 
bezieht auf bie jugendlichen Arbeiter. 


Im Intereſſe der Landiwirtfhaft wird von uns ver: (C) 


langt eine Anderung des Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau— 
geſetzes dahin, daß die Stoften dieſer Unterſuchung nicht 
mehr den einzelnen zur Laft fallen, fondern daß fie auf 
die einzelnen Staaten übernommen werben. 

Dann wünſchen wir eine Abänderung bed Wein— 
geſetzes durch Einfügung befonderer Beamter im Haupt: 
amt, welde die Weinfontrolle auszuüben haben. Wir 
wollen weiter die Ginführung eines Lagerbuches, eine 
wirffame und zeitlihe Beſchränkung des Zufages von 
Zuderwafler, und wir wollen die Deklarationspfliht für 
alle Verſchnittweine. 

Eingebracht wird aud ein Antrag, der ſchon früher 
vorgelegen hat, und ber fidh bezieht auf die Mühlen— 
umjagiteuer. 

Dann fordern wir die Vorlegung eines Gefegentwurfs 
und Anordnungen beftimmter Erhebungen und Maßregeln 
bezüglich der Privatbeamten und bezüglid der techniſchen 
Beamten. 

In bezug auf die Reihsbeamten wünſchen wir, daß 
das Neihöbeamtengefeg dahin abgeändert werbe, daß das 
dem Beamten nicht zu beftreitende Necht der gemeinfamen 
Geltendmachung bon Bitten und Beſchwerden gefihert 
wird. Dann jollen die Venfiondbezüge für die Reichs— 
beamten und deren SHinterbliebene aufgebeifert werben 
unter angemeffener Erhöhung des Mindeftbetrages ber 
MWitwenpenfton. Wir wollen eine Erhöhung des Wohnungs- 
geldzuſchuſſes unter Berüdfihtigung der Familienver— 
hältniffe mit Wirkung vom 1. April 1908 ab, wir wollen 
eine entiprehenbe Erhöhung der Gehälter der Beamten, 
um ben augenblidlihen Teurungsverhältniflen entgegen- 
zutreten. 

Dann ift ein aller Antrag wieber eingebradt, ber 
ſich bezieht auf die Baufontrolle und den Schuß der Bau- 
handwerker; e3 ſind Anträge eingebracht, die fich beziehen 
auf alle Mittelſtandskategorien. 
langt, daß einer Abgrenzung bon Handwerk und Yabrif 
näbergetreten werde, damit bie Art der Ausbildung der 
Lehrlinge in befferer Weife geregelt werde. Dann if ein 
Gefegentwurf wieder eingebradt zur Siderung ber 
Forderungen der Bauhandwerker. In ben großen Stäbten 
führt die lebhafte Bautätigkeit immer zu einer über- 
produktion von Wohnungen, und bie Folgen bavon find 
Zwangöverfteigerungen, Die zu Berluften für die Baus 
arbeiter führen. Wir verlangen, daß bei der Vergebung 
öffentlicher Lieferungen für das Reich unter Berüdfichtigung 
ber für das betreffende Gewerbe beitehenden Tarifverträge, 
aljo nit nur unter Berüdfihtigung des Mindejtgebots, 
die Handwerlergenofjenfhaften, die Handwerker, melde 
den Hanbwerfertitel zu führen berechtigt find, tunlichſt 
bevorzugt werden. Wir müffen durch dieſe Maßregel 
beruhen, das Genoſſenſchaftsweſen ber Handwerker mehr 
zu beleben. Wenn den Handwerkern eine Hilfe gewährt 
werden kann gegenüber den ?yabrifbeirieben, jo kann 
died nur gefchehen durch Zuſammenſchluß zu Genoflen- 
ihaften, die fi) den Bedürfniſſen entſprechend geitalten. 
Dann wollen wir ein Handwerkerblatt nad dem 
Vorbild des Neichdarbeitsblattes. Wir wollen eine Aus— 
geftaltung des Geſetzes über den umlautern Wettbewerb. 
Die Erfahrung hat gezeigt, daß mit dem gegenwärtigen 
Gefege dem freien Spiel der Kräfte nicht genug entgegen: 
getreten werben kann, un dem Tüchtigen den Vorſprung 
auch wirklich zu gewähren gegenüber dem Gewiffenlojen, 
dem jedes Mittel recht ift. Der Schu durch dieſes Geſetz 
foll nicht nur den einzelnen, fondern auch der Allgentein- 
heit zu gute fommen. Wir müflen dahin fommen, daß 
in Deutichland der ehrliche Mann ſich des Fleißes feiner 
Hände erfreut und nicht umlauterer Wettbewerb ihm ben 
Gewinn entzieht. Zur Durchführung diefes Gejeges wollen 
wir Hanbelöinfpeftoren in der Kaufmannſchaft, und wir 


Beim Handwerk fit ver⸗ (D) 


(8) geftellt, die eimer Abhilfe 
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(A) wollen Erwägungen darüber, ob und wie dieſe Handels— 


injpetoren für bie Kontrolle des Ausverkaufsweſens, der 
Wanberlager, der Wanderlagerverfteigerungen fowie ber 
rhaahlumgbgeiäite benugt werben fünnen. Dann ber- 
langen wir Erhebungen über die Lage des kaufmänniſchen 
Mittelftandes auf dem Lande, in den fleinen, mittleren und 
größeren Städten unter Anhörung der Interefjentengruppen. 

Wiederkehren wirb unjer Toleranzantrag. Wir halten 
es für unmöglich, daß bei der beitehenden Greigügig- 
teit, daß bei bem Vereinsrecht ber Einzelſtaaten bie 
Freiheit des einzelnen in ber Betätigung feines religtöfen 
Belenntnifies und die auf diefem Bekenntnis beruhende 
und einen integrierenbden Beftanbteil besfelben bildende 
Selbftändigleit ber ge ra re durch ſtaat⸗ 
liche Beſchränkungen gekränkt werde. 

(Brabo! in ber Mitte.) 
Meine Herren, daß ben privilegierten Kirchen gegenüber 
die Stantöhoheitörechte gewahrt werben follen, das haben 
wir nie angegriffen; aber um —— es ſich nicht, 
ſondern es handelt fih um ben ug der Freiheit des 
religiöfen Bekenntniſſes des einzelnen. Es ift bem 
Zoleranzantrag enigegengehalten worden — und biejes 
Moment lafien Sie mid ſchon jest mit einem Wort 
berühren —, baß damit eine Bevorzugung der katholiſchen 
Kirche — ſei. 
(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 
— Nichts weniger ald das! Der Toleranzantrag will 
gleiches Recht wie für jeden einzelnen, jo für jede 
Religionsgemeinſchaft. Er ift ein Ausbau des Reichsrechts. 
(Sehr wahr! in der Mitte. Widerſpruch bei ben 
Nationalliberalen.) 

Meine Herren, wir werben mit einem Antrag fommen, 
ber fi) auf eine rer des Wahlgeſetzes und Wahl: 
reglement3 bezieht. haben fi) bet ben vorigen 
und bei ben biedmaligen Wahlen Mängel heraus— 

' bebürfen, Mängel in bezug 
anf die Wahlurnen nnd Mängel in bezug auf den 
Iſolierraum. Mir ift mitgeteilt worben, man habe 
fi einen SIfolierraum eingerichtet gehabt, über deſſen 
Offnung oben ein Spiegel angebraht geweſen jei, 
mittel beflen man vom Wahltiihe aus habe beobachten 
nnen, was im Solierraum vorging. — Wir halten auch 
für nötig, daß rare eingeführt werben gegen 
die Wahlvorſtandsmitglieder, die bie ihnen obliegenden 
Pflichten verlegen. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Meine Herren, wir werben einen Antrag einbringen, 
der ein freied Vereins- und Verſammlungsrecht bed Reichs 
berlan Wir werben aud) wieberholen ben Antrag auf 
periodiſche Vorlegung der biplomattichen Aktenftüde, bie 
in ber auswärtigen Politik geführt worden find, und wir 
werben nad den jüngften Vorkommniſſen vor dem Berliner 
Landgericht hervortreten müflen mit einem Antrag, ber ſich 
bezieht auf die Immunität der Abgeorbneten. 

(Brabo! in ber e.) 

Konnte man über bie Frage der Immunität bisher 
zweifelhaft fein, jo Hat ein Vorgang und eine Mitteilum 
im belgiſchen Senat biefe Trage, glaube ich, erhebli 
Hlarer geftellt, als fie bisher lag. Der Senator Descamps 
in Brüffel hat in ber Begründung feines bort eingebrachten 
Antrags auf Schuß der Abgeordneten gegen bie Ber- 
pflichtung, vor Gericht zu erſchelnen und Zeugnis abzulegen, 
daran erinnert, wie politiſche Beibenfchaft zwei ehemalige 
belgiſche Zuftizminifter, die, der eine wie ber andere, als 

oc über das Mittelmaß emporragten, Barra 
mb Woefte, alfo einen liberalen und einen fatholiichen 
übrer, vor bem Unterſuchungsrichter erſcheinen ließ, 
der vom ihnen Zeugnis über —* verlangte, die ſie als 
Abgeordnete kennen gelernt und behandelt hatten. Beide 
verweigerten ihr Zeugnis unter Bezugnahme auf ihre 


parlamentarifhe Immunität. 
darf nicht mehr vorkommen, und beöhalb muß die belgiſche 
Berfaffung dahin deflartert werben, daß fie diefe Möglichkeit 
ausjchlieht.* 

Meine Herren, wir werden durch eine’ Interpellation 
anfragen, in welchem Stadium ſich die Verhandlungen ber 
Reform der Strafprozehorbnung befinden, fowohl in 
bezug auf die Frage ber Berufung wie im bezug auf bie 
Frage ber großen Schöffengerichte. 

Der Herr Reichskanzler hat in feiner Rede vor dem 
folonialpolitiihen Attionsfomitee am 19. Januar 1907 
betont, daß zur Entwidlung der politiihen Betätigung der 
Parteien im Innern für notwendig eradjtet werde bie 
Paarung be fonferbativen Geiftes mit dem Liberalen 

(Laden in ber Mitte), 

und der Herr Abgeorbnete Baſſermann hat in Duisburg 
ihm bie DVerfiherung gegeben, dab Konſervative und 
Nationalliberale wenigſtens — oder alle Liberalen? — 
16 nicht trennen laſſen würben. Die Erklärung des Herrn 

eihöfanzlerd von ber Paarung bes Lonfervativen und 
des liberalen Geiftes für die Betätigung der Parteien im 
Innern läßt nun darauf fließen, dab wir vor der Tat: 
ſache ftehen, daß in ber inneren Politik eine Schwentung 
borgenommen werben fol, und wenn wir die Thronrede 
leſen, jo finden wir, baß als einzige Gefegesvorlage in 
Ausficht geftellt ift bie Verwirklichung eines Antrags, den 
ber verfiorbene Kollege Munfel vor langen Jahren ſchon 
in bem hohen Reichstag eingebracht hat, die Beihräntung 
der Mafeftätöbeleidigungäbeftimmungen im Strafgefehbud. 
Wir haben nicht gegen biefen Gefetentwurf, und wenn 
ber Herr Abgeordnete Dr. Müller (Meiningen) vielleicht 
im Einverftändniffe mit dem Herrn Reichskanzler einem 
Reporter zen hat, daß nad Ablauf des Quinguennats 
bie Freiſinnigen die einjährigen Perioden für die Militär- 
bewilligungen verlangten, jo fönnen wir uns das aud 


gefallen laſſen. Ernſter wirb bie Sache, wenn birefte (D) 


Reichsſteuern eingeführt werben follen. 
Etwas Heinlic fieht es aus, wenn der Herr Abgeordnete 
Dr. Müller (Meiningen) davon fpricht, bie Mehrheit des 
früheren Reichstags hätte den $12 des Zoleranzantrages 
annehmen fönnen, und es wäre dadurch möglich geworben 
baß bie Erziehung unferer Töchter in bie Hände von Klofter- 
frauen übergegangen wäre. Ich kann nur wiederholen, e3 tft 
ein merfwürbiger Freiſiun, der uns Satholifen nicht nad) 
unferer eigenen Überzeugung leben und fterben laſſen will. 
8 i FE an . er f 
ur Frage des Lebens ge oh mwahrlih au 
bie Frage, wie ih mein Kind er * ee 
namentlih wenn ich bad Sind noch F Schule befuchen 
laſſe, nachdem es feine ftaatlihe Schulpflicht erfüllt Hat, 
und etwas anderes fteht nicht in Frage. Nun hat ja der 
Herr Reichskanzler erflärt, es handle fih um feinen 
Stampf gegen die katholiſchen Landsleute und gegem bie 
tatholiihe Religion, es Handelt fih um ben religiöfen 
Frieden, bie religiöfe Duldung und um bie religiöfe 
Gleichberechtigung. die bolle Gewiſſensfreiheit, und er hat 
geiärieben, fein Vertreter der verbimbeten Regierungen 
benfe daran, bie Barität aufzuheben, die Gewifjenäfreiheit 
zu verlegen und die fatholiihe Religion zu bebrängen. 
Dad Wort des Herru Reichskanzlers in Ehren. ch 
bezweifle I gewiß nicht, daß er fo bentt; F derſelbe 
Herr Reichskanzler hat bei der Beratung bes Toleranz⸗ 
autrages in einem früheren Jahre fi veranlaßt gefehen, 
auf Grund ber Mißftände, die damals zur Sprache 
ebracht worben waren, an die Gingzelregierungen den 
unſch zu richten, fie möchten doch dieſe Mißftände, bie 
bier zur Sprache gefommen find, und die doch bon ihm 
wohl auch als eine Gewifjensverlegung angefehen wurden 
befeitigen, und er erfreut ſich aud des Grfolgs, baf in 
einzelnen Staaten einzelnes geſchehen ift. ber wer in 
5* 


Descamps bemerkt: „Das (C) 
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(A) dieſer Bewegung fteht, wirb und doch zuftimmen, daß von 


(B 


=— 


einer vollen Gleichberechtigung in den einzelnen Staaten 
nicht Die Rede fein kann. 
(Sehr wahr! in der Mitte.) 
Befteht doch im Reiche noch das Jeſuitengeſetz — die 
Jefutten find bie einzigen Perſonen, die unter einem Aus— 
nahmegefeg ftehen —, noch gilt ber Sanzelparagraph, ber 
gegen unfere katholiſchen Geiftlichen gemünzt ift; dem will ich 
aber nicht herborfehren, weil auch andere darunter fallen 
können. Noch find, während rubig in den ebangeltichen 
Gemeinden der Privatihulbienft eingerichtet werben Tann, 
bie Saere Goeur-Schweftern als Schulſchweſtern aus 
Deutſchland ausgewieſen, und wir Katholiken find, wenn 
wir unferen Hindern bon ihnen Unterricht geben laſſen 
wollen, nod gezwungen, bie Stinder ind Ausland zu 
fhiden. Was liegt für ein Grund vor, biefe Schweltern 
von dem Deutihen Reihe auszuſchließen? Es wäre bod) 
richtiger, man ließe das Geld in Deutſchland und ließe 
bie Schweftern jelbft nad Deutſchland kommen und ftellte 
in Deutſchland ihren Unterricht unter unſere beutichen 
Schulauffihtsbeitimmungen. Dad wäre den Schweftern 
und und Statholifen Iieber, vielleicht auch für unſere 
Kinder beffer. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Aber von Gleichberechtigung zu reden, das, glaube ich, 
ift etwas zu viel elagt. . 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Gehen wir nad Preußen! Sind denn in Preußen unfere 
Ordensſchweſtern den Diakoniffinnen gleichgeftellt in bezug 
auf die Nieberlaffungen? Und gehen wir nad Sadıjfen! 
Da ift durch die Verfaffung, nicht durch das Geſetz von 
1876, die fatholifche Kirche beſchränkt in der Ausbildung 
ber Geiftlichfeit. Dabei hat Sadjjen, das uns bie Kultur: 
fampfgefeggebung nachgemacht hat, einen Biömard nicht 
gefunden, der, ald man ſich überzeugte, daß der Kultur- 
fampf ein eitler Wahn geweſen ift, auch dort mit ben 
Kulturkampfgeſetzen aufgeräumt hätte; fie gelten fort, man 
fucht nur im Berwaltungöwege Erleichterungen herbeizus 
führen. Geben wir nad) Braunfhweig und nah Medlen- 
burg. Soweit Orden in Fragen fommen, bürfen wir durch 
bie metften deutſchen Staaten hindurchgehen, und wir werben 
fehen, daß von einer — ————————— die Rede iſt. 
(Sehr wahr! in der Mitte.) 

Wir befürdten bei einem Wechſel des Steuerd um einige 
Gänge nad) links, daß unfere ſozialpolitiſche Geſetzgebung, 
wenn auch nicht jeßt, aber doch jpäter, daß unfere eg 
politifche, auch unfere wirtfchaftlihe Gejeggebung in die 
Gefahr komme, in andere Gleiſe übergeführt zu werben. 
Der Umftand, dab unfere Hanbelöverträge noch eine Reihe 
von Jahren fortdauern, ift fein Schuß gegen Änderungen 
auch auf diefem Gebiet; das tft nur ein zeitweiier Schuß. 

Und dann: unter welden Zeichen ift der Wahlkampf 
geführt worden? 

(Ah! Links.) 


Haben wir denn je einen Wahlkampf gehabt, in bem bie 
religtöfen Leidenſchaften heftiger aufgewühlt worden find 
als in bem gegenwärtigen? 
(Zebhafte Zuftimmung in ber Mitte. Lebhafte 
Zwiſchenrufe lin: Durd wen?) 
— Bon Ihnen! 
(Lebhafte Zuftimmung in der Mitte. Lautes 
Lachen Links.) 
Und die Leidenſchaften find auch aufgerührt worben 
von dem Herr Reichöfangler. 
(Lebhafte Zuftimmung in ber Mitte. Lebhafter 
Widerſpruch links und rechts.) 
Ich mache ihm gewiß nicht den Vorwurf, daß er es be— 
wußt getan hat; aber wir find uns doch darüber klar, 
daß fein Herborfehren der SKatholizität der Mitglieder 
ber Zentrumsfraktion in feinem Syivefterbrief einer ber 
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ſchärfſten Be war, die durch bie Aſche bed Kultur (O) 


fampfgeiftes hindurchgetrieben worben find. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Wenn in bezug auf den Kampf um die Weltanſchauungen 
— um ben dreht ſich jegt Die Stulturfampffrage, nit um 
das Eingreifen der Geſetzgebung — die PBarteileitung der 
Rheinprovinz in ihrem probinztalen Wahlaufruf die Be- 
merkung gemacht hat, daß im Hintergrund ber modernen 
Bewegungen ber Sulturfampf lanere, jo läßt ſich dem 
Herrn Reichskanzler nicht beiftimmen, daß in jener Be— 
— die Religion nur als Mittel zum Schutz politiſcher 
raltionsintereſſen diene. 
(Sehr richtig! links.) 
Ich muß dieſe Bemerkung ganz entſchleden zurückweiſen. 
(Lebhaftes Bravo in ber Mitte.) 
Wir haben nicht nötig, in dem Wahltampf mit religiöfen 
und fonfeffionellen Waffen zu kämpfen. 
(Laute Laden hg — Zuſtimmung 


er tte.) 

Der Wahltampf hat gezeigt, dab die Macht über die 
Gemüter unferer Wähler noch in unferen Händen ruht. 
(Sehr gut! in der Mitte.) 

Wir haben aber aud feinen Anlab, im Wahlfampf zurüd- 
aubalten mit ben Beſorgniſſen, die wir für bie Zukunft 

des beutfchen Wolke und des Deutfhen Reiches hegen 
(ehr richtig! in der Mitte), 
und zu biefen Beforgniffen gehört auch die um die Ordnung 
ber religiöfen Verhältniffe, die bet einer anderen Geftaltung 
ber Reichöpolitif, nicht hier im Reich, aber in ben Einzel- 
— ſich zu Ungunſten unſerer Konfeſſion verſchieben 
nnen. 

Dazu kommen noch einige Außerungen des Herrn 
Reichſskanzlers. Er bat in feinem Silvefterbriefe Die Be— 
merfung gemadt: ber nationalliberalen Partei gehe bie 
Nation über die Partet, das jei ihr Ruhm, den werde fie 
behaupten. Gr hat biefe Bemerkung aud) für die konſer— 
bative Bartei gemadt. Ich Habe keinen Anlaß, ber 
fonferbativen Partei gegenüber auf diefe Bemerkung ein- 


zugehen. 
(Zebhafte Rufe bei den Nationalliberalen: Aha!) 

— Meine Herren, Sie werden glei hören, warım. Ic 
muß nämlich den Herrn Reichskanzler fragen, ob er jo 
fremd ift in ber Parteigeſchichte Deutſchlands, ob er 
nicht dad Buch Philippiohns über v. Fordenbed und die 
Kritit der ae rn dazu gelejen, niemals etwas 
von Baäfer, niemals senkt bat, wie Herr v. Bennigjen 
im Jahre 1879 dem Neichdfanzler verfagte? Deshalb 
wende ich mid nur an bie Nationalliberalen, weil damals 
nicht die nationale Ehre es war, die von biefer Partei 
bochgehalten worden ift! Und weiß ber Herr Reichs— 
fanzler nicht, daß bie nationalliberale ... — das ift 
noch ein weiterer Grund, weshalb ich dieſe Partei allein 
erwähne — durch Herrn v. Bennigſen trog ber Warnung 
des Grafen Bismarck auf ihr Banner ben Ktampf gegen 
bie Ultramontanen ohne Raft und Gnabe, wie es —* 
Bee erhalten * Und nun kommt der Herr 

eichöfanzler und will mit dieſem Anerkenntniſſe feine 
Drehung des Steuerd in der Inneren Politik rechtfertigen! 
Meine Herren, wenn eine Partet, jo dürfen wir für uns 
die Anerkennung in Anſpruch nehmen, baß wir jeit 
dreißig Jahren bet allen großen Gefegen ohne Partei: 
intereffen, ohne Parteiegoismus 

(Zaden bei den Nationalliberalen) 

— das hat der Herr Reichskanzler beftätigt, als er fagte: 
er habe niemald uns ein Kälbchen zugetrieben —, dab 
wir bei allen großen Gefegen von unferer politifchen WBelt- 
anſchauung aus für fie eingetreten find, nur mit Rüdficht 
auf dad Wohl des Reiches und das Wohl bed gefamten 
deutichen Volkes. 

(Zebhafter Beifall in der Mitte und bei ben Polen.) 


| 


D) 
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(A) Meine Herren, wir haben — das will ich auch zu unſerem 


uhme anführen — felbft dann, wenn Geſetze und wider: 

firebten, unfere Wähler und die Mitglieder der katholiſchen 
Kirche finmer barauf aufmerffam gemadt, daß fie biejen 
Geſetzen zu geboren hätten. Meine Herren, ber Wahl- 
fampf hat bie Kluft zwiſchen den Religionögefellihaften 
in Deuiſchland erweitert 

(fehr wahr! in der Mitte), 
und das ift nach meiner Überzeugung bie ſchlimmſte Folge 
dieſes u geweſen. 

Erneute Zuſtimmung in der Mitte.) 
Dieſe aluf hat ſich erweitert zu unſerem Leide und ohne 
unſere Schuld. 

Und was und für die Zukunft beſorgt macht, das iſt 
aud die Art, wie der Herr Reichskanzler in feinem Ver: 
bältnis zum Generalmajor Keim in den Wahlkampf ein- 
gegriffen hat. 

(Sehr tung in der Mitte und links. 
Aha! bei den Nationalliberalen.) 
Wir haben 5 bier mit MWahleingriffen zu tum, bie fi 
abweidhenb von ber —— Praxis direft auf die 
——— laſſen. General v. Liebert er: 
elt einen Brief vom 15. Jannar: 
Es ift von bier aus alles gejchehen, auch von 
feiten der Reichskanzlei 
(hört! Hört! im ber Mitte und links), 
Da bie unbequeme Konkurrenz vom Halfe zu 
affen. 
(Erneute Rufe: Hört! hört! in ber Mitte 
und bei ben Sozialdemofraten.) 

Der Herr Abgeorbnete Eickhoff — um zu einer anderen 
Bartei zu geben, es find die verſchiedenen Parteien berüd: 
ſichtigt — befommt die Mitteilung: 

ch war geftern im Palais und habe den Fürft 
Bülow gefproden und ihn darauf aufmertſam 
gemacht, baß die Regierung bie Güte haben muß, 
dem Steuer einige Grad nad) links zu geben und 
vor allem dafür zu forgen, daß bie Konſervativen 
und der Bund der Landwirte nit Sonderpolitif 


treiben 
Am 15. — 1907 empfängt ber Herr Abgeordnete 
Eidhoff den folgenden Brief — er ft außerordentlich 
harafteriftif 
a verfiebenen Rückſprachen mit Wilhelm: 
ſtraße 


(Heiterkeit) 
ift bie amtliche lnterftügung im Wahlfreife 
Bennep-Nemfheib in jeder 


en —— 
(Cebhafte Rufe: Hört! hört! in der M 

und bei ben Sozialbemofraten.) 
Was Langenjalza betrifft, fo bebaure ih und 
ebenfo Wilhelmftraße 77 aufrichtig, da bort ein 
nationaler Gegenfanbibat gegen Sie aufgeftellt 
worben tft. 


(Zuruf redt3.) 
— Bom wen bie Briefe ftammen? Aus der Zeitung! 
(Baden rechts und bei ben Nationalliberalen.) 
— Meine Herren, was tft denn darüber noch zu reden? 


Eachen.) 

Laſſen Sie mid eins Hinzufügen! Der Herr Ab» 
—— Eichhoff iſt gewählt worden mit ben Stimmen 
de3 Zentrums im feinen beiden Wahlfreijen. 

(Hört! hört! bei ben Sozialdemokraten.) 

Er bat ben Mut, einem Reporter gegenüber von ber 
Tyrannei bes Zentrums u reben, bie fih wohl am 
färfften darin betätigt hat, daß dieſe Partei ihn 
gewählt hat. 

(Sehr gut! und Heiterkeit in der Mitte.) 

Meine Herren, aber nun noch ein ernfted Wort zu biefer 

Sade! Wäre der Abgeordnete Richter noch an biejer 


Sielle in biefer Fraktion, dann würde er auf Grund (c) 


diefes dem Herrn Abgeordneten zugeftellten Schreibens, 
in dem ihm die amtliche Unterftägung zugefagt ift, ver: 
hindert haben, daß der Herr Abgeordnete bier feinen Platz 


einnimmt. 
(Sehr richtig! in ber Mitte.) 

Meine Herren, auch der Herr Abgeordnete Baſſermann 
hat jih in dem Briefe bed Herrn Keim Bemerkungen 
über ſich gefallen laffen müſſen: 

ze. Ste nidt, 


machen, 

— wird je Brief an Herrn Knauf in Hoyeröwerba 

geſchrieben — 
daß erftend Stolonialpolitit ohne Flottenpolitif 
Unfinn ift, zweitens die nationalliberale Partei 
fi) in ber lottenfrage fehr wenig national 
benommen hat 

(aha! und Heiterfett in der Mitte), 
da Herr v. Tirpig nicht den Mut hatte aus Augſt 
vor bem Zentrum, eine vernünftige Flotten— 
borlage ——— bringen. Dasſelbe gilt auch von 
Herrn v. 
(Heiterteit in der Mitte.) 
Und dann am 18. Januar: 
Ih traue daher Herrn Baflermamı nicht ganz. 
(Große Heiterkeit.) 

Aber die Nationalliberalen ſchulden uns durch 
unfere Unterftügung bei ben Wahlen jo unendlich 
viel, Daß ed geradezu haarfträubend wäre, wenn 
fie diesmal wieder flau wirben. Nach meiner 


Anſicht — — 
— das ift jehr zu beachten, weil naher Herr Heim bei 
einem anderen Briefe feinen Worten eine andere Aus: 
legung gibt — 
Nah meiner Anfiht ift dad Zentrum gefährlicher 
als die Sozialdemokratie. 
(Aha! in der Mitte und Heiterkeit.) 
Meine Herren, gegenüber biefem Zweifel gegen Herrn 
v. Tirpig und den Herrn Reichskanzler möchte ich. kurz 
darauf aufmerffam maden: Schiffe bauen iſt feine allzu 
große Kunſt, wenn man den Typ einmal bat. Aber 
Schiffe bemannen und Schiffe leiten, dad erfordert Köpfe, 
Köpfe der Zahl nad, Köpfe aber auch ber geiftigen 
Bedeutung nad) 
(jehr gut! in der Mitte), 
und ih möchte bitten, daß bei ber ottenverle e, bie 
hier gefordert wirb, feitend ber maßgebenden Inſtanzen 
eſonders auf das Moment Wert gelegt wird, baß man 
nicht mehr Schiffe baut, al3 man m wirtich fähigen 
Köpfen leiten kann. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Ih Halte in der Schlaht den fähigen Kopf für viel 
Bit er als ein Schiff mehr ober weniger. 
eine Herren, dann kommt ein Brief vom 4. Januar, 
= harakteriftifch dafür ift, wie die Preſſe beforgt wird. 
Da wünfht Herr Keim, daß ber Chef der Reichskanzlei 
auf die „Staatöbürgerzeitung” einwirke; beim Reichs—- 
boten“ jei er jelbft gewefen. Dann fol eingewirtt werben 
ni die „Voffiihe Zeitung“, das „Berliner Tageblatt“ 
den „Börfenkurier“. ann tommt eine Bemerkung, 
bie unfern Herrn Staatsſekretär des Reichspoſtamts 
intereſſteren wird. Es wird .. ichlagen, durch Ber: 
mittelung des Reihspoftamts fi) die Adreſſen von Poft- 
infpeftoren geben zu laſſen 
(hört! hört! in der Mitte und bei den Sozialdemokraten), 
damit diefe, weil fie fo viel müßten, bie Flugſchriften 
verteilen könnten. Deine Herren, das Willen biejer Poft- 
infpektoren ift ein Willen, das fie in ihrem Dienft erlangt 


haben. 
(Sehr richtig! im der Mitte.) 


Herrn Baflermann flar- 


(A) Da tft mir doch zweifelhaft, 
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ob es bem Sinne beö 
Beamtengefeges entipriht, daß dieſe Beamten ſich 
zur Mitverteilung von Adreſſen hergeben. 
(Sehr richtig! in ber Mitte und bei den Polen.) 
Meine Herren, nun kommt — und bad tft für ben 
Herrn Reichskanzler perfönlich wichtig; ich freue mich, daß 
er bier ift, um darauf ſich erklären zu können — es fommt 
die Mitteilung : dem Fylottenverein feien durch feine Ber- 
fendung von 15 Millionen Flugichriften, darunter etwa 
124 000 an Lehrer, Schulden entftanben, worauf der Herr 
Fürft Salm Herrn Keim antwortet, daß ber Herr Reichs— 
fanzler hierfür 30 000 Mark zur Verfügung geftellt Habe. 
(Hört! hört! in der Mitte und bei deu Polen.) 
Wir haben fpäter dur die „Norddeutſche Allgemeine 
Zeitung“ erfahren — und ich nehme an, daß deren Mit- 
teilung tatſächlich richtig iſt —: 
Bon privater Seite find zur Unterſtützung 
regierungsfreundlicher Kandidaten Mittel auf: 
gebracht worden, bei Deren Verwendung in dankens⸗ 
werter Weife auch mehrfah der Rat amtlicher 
Stellen eingeholt und befolgt worben ift. 
(Hört! hört! in der Mitte und Links.) 
Der Neichölanzler war in der Lage, dem Fürften 
Salm in Ausſicht zu ftellen, daß er fid für eine 
Beihilfe zu den Koften bed Wahltampfed aus 
folden privaten Mitteln intereffieren werde. 
(Hört! hört! in der Mitte und bei ben 
Spztaldemofraten.) 
Nun, meine Herren, wir haben's zum Zeil noch mit- 
erlebt, wie einem Direktor im Reichsamt des Innern 
12 000 Mark zur Verfügung geftellt wurden, bamit Flug: 
ſchriften verbreitet werden fönnten zu Gunften ber bamals 
in dem Reichstag eingebraditen Zuchthausvorlage. Im 
Reichſtag hat man fi über dieſe 12 000 Mark aufgeregt, 
mit Recht, weil ja dad Gelb gerabe aus Streifen kam, 


(8) denen durch diefe Zuchthausvorlage gedient werben follte, 


aus den fogenannten Scharfmaderkreifen, aus reifen, 
die von ber Neichöregierung Aufträge bekommen, Ber: 
bienfte von ber Reichäre — haben, und da ſagte man 
R : wenn ein hoher Reichsbeamter 12000 Mark aus 
olden Streifen —— ſo ſtellt er ſich in eine 
gewiſſe —— von dieſen Kreiſen ſelbſt. 

(Sehr richtig! im der Mitte und bei den 

Sozialdemokraten.) 
Der Herr Reichskanzler bat damals erklärt, dab er 
davon feine Kenntnis gehabt habe, und er jchüttelte den 
Beamten, ber über bad Gelb verfügt hatte, ab. Meine 
Herren, jet handelt es ih um 30000 Mark, bie ber: 
wendet werden follen zu Eingriffen in die Wahlagitatton! 
Der Reichstag hat in kontinuierlicher Haltung der Anſicht 
Ausdrud gegeben, dab das Eingreifen amtlider Stellen 
in die Wabhlagitation unzuläffig je. Ich glaube, wir 
haben im Intereſſe bed Reichstags umb zur Aufrecht⸗ 
erhaltung feiner eigenen Würbe den allgemeinen Wunſch, 
daß uns der Herr Reichslanzler über biefen Punkt 
Aufſchluß gibt. 
(Sehr richtig! in ber Mitte.) 

Ich will dem Herrn Reichskanzler jagen, damit er Ge— 
legenheit nimmt, es zu berneinen, daß man im weiten 
Kreifen der Anficht iſt, es feien Mittel aud dem Dis: 
pofitionsfonds für die Wahlen verwendet worden 

(hört! Hört! in der Mittte und bei ben 

Sozialdemotraten), 
was bei diefem Punkte, da die „Norbbeutihe Allgemeine 
Zeitung” fagt, daß es fi nur um private Mittel ges 
hanbelt hat, nicht in Frage kommt. 
Dann kommt ein Brief an Herrn v. Gröben — es 

ift anſcheinend eine Mehrzahl von Reſſorts —— —: 

Der Herr Reichskanzler iſt durchaus damit ein- 


verftanden, daß eine Zentralftelle für die Heraus: 


gabe von Flugblättern uſw. gefhaffen werbe. (C) 


Ih habe hierauf gefagt, daß der FFlottenverein 
ar) Stelle im Intereffe der guten Sade annehmen 
werde. 

Ich bin geſtern bei Fürſt Bülow und heute 
bei Herrn v. Loebell geweſen, die meinen Beſuch 
— hatten. Wir find konform, was bie 
Agltation betrifft. 

Eine Karakteriftiihe Mitteilung ift auch die: Hauptmann 
Salzer im Generalftab der Schugtruppe in Südweftafrifa 
jagt: „Ih Habe mich dem FFlottenverein nur auf aus— 
drüdlihen Wunſch des Oberkommandos zur Verfügung 


geftellt* 
(hört! hört!) 

— und das ift gefhehen im Wahllampf, meine Herren! 
Da frage ih: wie fommt das Oberlommando dazu, während 
dad Militär nicht wahlberedhtigt tft, Offiziere von fih aus 
iu fommanbieren zu Reben, bie feinen anderen Zwed als 
en Eingriff in die Wahlbewegung verfolgen, gerabe weil 
fie feitend des Flottenvereind erfolgen? 

Meine Herren, nun kommt aud etwas Humoriſtiſches 
in ber Sadıe. 

Im Rheinland hat ber Flottenverein 
— jhreibt Herr Steim am 11. Januar — 
es fertig gebracht, daß in acht Wahltreifen Front 
gegen bad Zentrum gemacht wird. 
— Es hat nit viel genügt. — 
Macht ihm das in Heffen nad. 

Meine Herren, der Aufruf der „nationalen Katholiken“ 
in ber Rheinprovinz war Pulver, dad nicht gezündet hat. 
(Sehr gut! in der Mitte. — Heiterkeit.) 

Nun kommt eine befonderö bezeihnende Bemerkung. 
Am 1. Februar fchreibt Herr Heim an Dr. Hopf in 
Dreöben: 

mi unterliegt feinem Zweifel, daß gerade ber 
T 
gemein viel dazu beigetragen hat, dem Philiſter 
anfzurütteln. 
(Hört! hört! in der Mitte.) 
Das reditfertigt meine Bemerkung über bie Aufregung 
ber religiöſen Leidenſchaften bet biefen Wahlen. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Nun fommt noch ein harakteriftifcher Briefwechſel zwiſchen 
Stern in Beuthen und Herrn Keim, ber ſich darauf be= 
zieht, dab eine Abmachung getroffen werden folle, daß bie 
Sozialdemokratie und die nationalen Parteien einander 
& en dad Zentrum im Stihwahltampf Wahlbilfe leiſten 
ollten. Herr Keim beftreitet ja, daß eine Antwort, bie 
er darauf gegeben hat: 
Was das Zentrum betrifft, fo babe ich ſchon in 
berfelben Richtung nah dem Maße mteiner 
ſchwachen Sträfte gewirkt 
dahin zu verſtehen ſei, als ob er für eine Vereinigung der 
beiden Parteien eingetreten ſei. Aber ich mache darauf 
aufmerkſam, daß in dem Briefe, der fich auf Herrn 
Baſſermann bezieht, ausdrücklich von ihm bemerkt ift: 
Nach meiner Anſicht iſt das Zentrum gefährlicher 
als die Soztalbemofratie. 
Meine Herren, der Fürft Bismard hat ja aud einmal 
nad) Frankfurt depefchtert: „Wählt Sabor*. Aber auf 
biefe Depeſche Hat er fi, foweit bie Offentlichkeit bas 
fontrollieren fann, beſchränkt. Der Herr Reichskanzler 
ift im die Öffentlichkeit getreten durch Briefe und Neben. 
Das iſt men in umferen Wahlfämpfen, und man muß 
zurüdgehen in die napoleonifchen Zeiten 
(Lachen rechts; fehr wahr! in der Mitte), 
um eine gleiche Beeinfluffung des bireften geheimen all 
emeinen Wahlrechts zu finden, wie fie uns bier von bem 
neral Keim bargeftellt wird. 
(Sehr wahr! in der Mitte.) 


protestanticus in Mitteldeutfchland jo un⸗ (m) 





(Dr. Spahn.) 
.„ „Der Herr Reichskanzler hat dann weiter einem aus⸗ 
länbifchen Brebtonfortium geſchrieben: 
Der Reihötag ift gewählt gegen bie antinattonale 
Arroganz einer wibernatürlicen Barteikonftellation. 
Diefe Arroganz hat das nationale Empfinden 
empört. Die Frage (am 13. Dezember) lautete: 
Behauptung oder Aufgabe der Kolonie Deutich- 
Südweſtafrika. 
Meine Herren, ich will auf dieſe Vorgänge nicht weiter 
zurückkommen; aber ich bin wegen dieſer Außerung nad 
dem Auslande hin doch garen. nod ein paar Worte 
über fie zu ſprechen. 8 ber Herr Reichskanzler dieſe 
Worte ſchrieb, da wußte er, baß ber Feldzug in Südweſt⸗ 
afrifa jo gut wie beendet ſei, daß — um die Worte der 
Thronrebe zu gebrauden — es fih nur nod um Kleine 
Anfammlungen bon Hottentotten handelte. Das war ja 
bereit3 zu Weihnachten befannt, unb da, meine ich, hätte 
man auf das Empfinden der Mitglieder der Partei, Die 
immerhin als bie ftärffte wieder in ben Reichsſtag zurüd- 
gekehrt ift, etwas Rüdficht nehmen bürfen, und ber Herr 
Reichskanzler hätte auch erwägen dürfen, daß er feine 
bebeutendften Erfolge gerade der Zentrumspartel au ver 
banfen hat. 
(Sehr richtig! in ber Mitte. Lebhafte Rufe Links: 
Leider! 


Wir haben für Deutih-Südweftafrifa rund 400 Millionen 
Mark bereit bewilligt, um ed aufrechtäuerhalten, nit um 
es preiözugeben, und wir haben das getan ohne Zuden, 
während ein Herr Kolonialdirektor jelbit Zweifel darüber 
äußerte, ob es richtig fei, noch weiter Gelb auszugeben, 
um ben Süden ber Kolonie zu behaupten. 

Nah dem Antrag Hompeſch follten jpäteftens bis 
31. März 1907 Maßregeln getroffen werben, daß eine 
Nebultion ber Truppen auf eine beftimmte Zahl erfolgte, 
bie dann erft fpäter zur Durhführung kommen follte. 


(8) Bor dem Feind felbft follte fein Mann weggebradht und 


ben Truppen follte nichts verfagt werben, was zu ihrem 
Unterhalt erforderlih war. Wir alle anerkennen bie 
Tapferkeit, den Mut und bie Mühfal, die diefe Truppen 
zu ertragen haben, bollauf mit ben Worten, bie bie 
Thronrede für fie gefunden hat. Aber, meine Herren, ift 
wirtlih ein Preisgeben von Ehre und Gut bei biefem 
Antrag in Trage geweien? Was hat denn der ganze 
Neihötag ein halbes Jahr vorher getan? Damald hat 
die Regierung 92 Millionen zur Fortführung des Kampfes 
in Südweſtafrika gefordert, und während wir damals 
noch mitten im Krieg waren, hat der Neichdtag mit 
Zuftimmung bes Reichskanzlers dieſe 92 Millionen auf 
75 Millionen herabgefegt, und zwar beöhalb, weil damit 
gerechnet wurde, aud vom Oberſten v. Deimling, dab 
ber Feldzug ein rafcheres Enbe finden werbe, und jetzt 
wirb Ehre und Anfehen des Vaterlandes preigegeben, 
weil bei Beendigung de Kampfes und eines eges, 
der, wie von allen zugeſtanden werden muß, außer— 
gewöhnlich teuer geweſen ift, berſucht werden ſoll, bie 
Foſten zu mindern. Sch benfe, der Herr Reichskanzler 
nimmt Gelegenheit, nachdem er vor dem Auslande es 
jo dargeftellt hat, als habe die ſtärkſte Partei des Reichs— 
tags ihre Pflicht zur Verteidigung vaterländifcher Intereffen 
verlegt, nunmehr auch unfere Ehre wiederherzuftellen und 
anzuerkennen, daß wir bewilligt haben, was das Neid 
zur Aufrechterhaltung feiner Machtſtellung und zur Abwehr 
feindficher Angriffe und zur Niederwerfung dieſes Auf: 
ſtandes gebraudte. 
(Lebhaftes Bravo in ber Mitte.) 

Meine Herren, ber Etat bringt die Vorlage bes 
Kolonialamts wieder. Die Maßregel ift neu begründet. 
Ih meine, wenn man fi fagt, daß bie Gründe für 
eine ſolche Maßregel ſchwankend find, jo follte man nicht 
mit dem Vorwurf fommen, daß eine Madiprobe ber 
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parlamentarifchen Stellung gemacht worben fei, als man (C) 


vor Sahresfrift das Kolonialamt ablehnte. Der Herr 
Reichskanzler hat auch die Frage des Kolonialamt3 vor 
dem folonialpolitiichen Aktionsfomitee verihwinden laſſen. 

Der Eifenbahnbau von KHubub nah Keetmannshoop 
fehrt wieder, und da haben wir die Genugfuung, daß bie 
neue Vorlage nad) den Vorſchlägen geftaltet ift, die wir 
felbft in der Fommiſſion gemacht haben. Und wenn ber 
Herr Neichäfanzler und vorwirft, daß wir ben Krieg fo 
verteuert hätten, weil wir bie Bahn im vorigen Frühjahr 
nicht bewilligt haben, fo kann ich ihm nur antworten: 
fein Kolonialdireltor hat hier im Namen ber verbimbeten 
Regierungen, nicht in feinem Namen bie Erflärumg ab- 
gegeben, daß die Verzögerung der Bewilligung der Bahn 
bom Mai biö zum November erheblihe Nachteile nicht 
zur Folge gehabt hätte. 

(Hört! hört! in der Mitte.) 

Dann hat der Herr Reichskanzler auch noch auf bie 
Berfagung der Entfhädigung der Farmer Wert gelegt. 
Hätte der Herr Reichskanzler, ehe er einen Mikbraud) 
der Zentrumdgewalt aus diefer Ablchnung gefolgert hat, 
noch einmal raſch in die ftenographtichen Berichte dieſes 
hohen Haufes geblidt, fo würde er gefunden haben, daß 
die Stellungnahme zu Diefer Frage feine definitive, ſondern 
nur eine bilatorifhe war, weil man bei der Ablehnung 
noch befürchtete, daß der Aufſtand ſich wieder im Innen— 
gebiete ausbreiten könnte, und daß bie neu errichteten 
Farmen wieder vernichtet werben könnten. Wir haben 
die Frage der Entihäbigung offen gelaflen, bis der Strieg 
tatfächlich; beendet war. Und wenn, meine Herren, uns 
von glaubwürbiger Seite mitgeteilt wird, unter bem zu 
Entihädigenden feien Farmer, die durch ben Strieg 
Milltonäre geworden feten 

(hört, bört!), 
weil fie Lieferungen für den Krieg befamen, dann werben 


wir uns doch fragen, ob es ein richtiger Grundſatz ift, (D) 


die Entihädigung jo ganz nad gleihen Prozentfägen 
allen zu Entihädigenden zu gewähren. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Meine Herren, der neue Neichdtag verdankt feine 
Zufammenfegung teilmeife — das wird fid) kaum beftreiten 
lafien — dem Gingreifen der Reichskanzlei in die Wahl- 
aftion, und es ift beöhalb erflärlih, daß ber Neichdtag 
fein Präſidium je wählt, wie es tatſächlich geſchehen ift. 
Meine Herren, id will daran feine Krilik üben; aber id 
muß verhindern, daß aus biefer Wahl ein Präjudiz für 
die Zukunft wird, und deshalb muß ich feftftellen, daß 
meine Fraktion, wie fie es getan hat in der Zeit, wo fie 
Minderheitöfrattion war, geringer war in ihrer Stärte 
ald andere Fraktionen, wie fie es getan hat, ala fie 
ftärfer war als andere Fraktionen, immer feitgehalten 
bat und ee wird an dem Grunbfag, daß ber 
Präfident dieſes Haufe ber ftärfften Fraktion zu ent» 
nehmen ift, wenn die Fraktion au ſich bereit ift, Die Ver: 
pflihtungen, die dem Präfidenten des Haufes zur äußeren 
BVertreiung des Reichstags obliegen, zu erfüllen. 

(Bravo! in ber Mitte. Widerfpruh bei ben National: 
liberalen.) 

Man hat und in der Prefſe entgegengehalten, wir 
hätten bei der Wahl des Herrn dv. Levekomw zum Präſi— 
denten an biefem Grundſatz nicht feftgehalten. Meine 
Herren, das tft ein Irrtum. Als Herr v. Levetzow zum 
erften Male Präſidentſchaftskandidat und als er es zum 
zweiten Mal wurde, reichte für ihn die Stärfe feiner 

raktion nicht aus, um auf fie hin den erften Präfidenten- 
is einzunehmen. Er trat bamald an den Abgeorbneten 
Windthorft heran, hat mit dem die Lage beiproden, und 
biefer hat ihn gebeten, den Präſidentenſtuhl einzunehmen; 
er folle ſich betraditen als ein aud) von und aufgeftellter 
Präſident; wir würden ihm in den Geihäftsorbnungs: 
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(A) fragen Folge Ieiften, wie wenn es umfer eigenes Mitglied 


(B) 


wäre. Meine Herren, damit Haben wir ben Herrn 
b. Levetzow mit den Konfervativen zufammen als unferen 
Präſidenten aufgeftellt. 

Meine Herren, es hat einen tiefen Grund, daß bie 
höchſte Zahl bei diefer Stellenbefeguug maßgebenb bleibt. 
Meine Herren, der Präfident wird damit, daß das Geſetz 
ber Zahl herrſchend tft, nicht das Gefek ber Partei: 
gruppierung, herausgehoben aus dem Parteigetriebe, er 
wird bon ihm unabhängig. Damit wird feine eigene 
Unabhängigkeit und fein Anfehen dem Neichdtag wie dem 
Volke gegenüber gefichert. 

(Sehr gut! in ber Mitte.) 

Die Stellung des Präfidenten — id rede gewik nicht 
von ber Perfon unſeres gegenwärtigen Herrn Präſidenten, 
dad ift jelbftverftändlid, fondern nur von dem Amt — 
bie Stellung des Präfidenten wird damit herabgedrüdt — 
nehmen Sie mir dad Wort nicht übel —, wenn fünftlich 
zuſammengeſetzte er a rt über die Vergebung 
biefer Stelle zu entfcheiden haben. 

(Sehr wahr! in der Mitte. MWiderfpruch bei den 

Nationalliberalen.) 
Ich nebe bereitwillig zu, bie Mahl bes Herrn Präfibenten, 
bie Rebe des Herrn Reichskanzlers dokumentiert nad) 
außen ben Wechſel der Politik im Innern. Mir werben 
biefe Tatſache ruhig hinnehmen; ber ruhende Pol in ber 
Eriheinungen Flucht if, wie es war, bie Zentrums: 


partet. 
(Lebhafter Beifall in der Mitte. Lachen bei 
ben Nationalliberalen.) 
Auf ihr beruht vor wie nah die Gewähr bafür, daß 
unfere inmere Politik einen ftetigen Charakter hat. Der 
Herr Reichskanzler bat und für entbehrlih gehalten, 
nahdem wir ihm große Maßnahmen, bie er in der aus— 
wärtigen Politit bedurfte, hatten zuftande bringen helfen. 
(Sehr wahr! in der Mitte.) 
Das Wahlergebnis hat ihm vielleiht im betreff bes 
Zentrums eine Enttäufhung gebradt. Wir find nicht 
geſchwächt, wir find im gleiher Stärke hierher zurüd- 
efehrt, und unfere Stärke verbürgt uns, dab man eine 
olittt über unfere Köpfe hinweg auf bie Dauer nicht 
wird führen können. 
(Zuruf rechts: Abwarten!) 
— Gie warten ab, meine Herren, gewiß! 
(Heiterkeit in ber Mitte) — 
Wir werden im Rahmen unfered alten Programms zu 
ben — ber verbündeten Regierungen Stellung 
nehmen. ir find babon überzeugt, und ich hoffe das 
auh bon dem Herrn, ber mir das „Abwarten“ eben 
augerufen bat, daß die Überzeugung noch lebt und, wenn 
fie geſchwächt fein follte, wieder durchdringt, daß bie 
Zukunft von Reih und Volt, um ein Wort Friedrichs 
v. Schlegel zu gebrauchen, nur geborgen ift auf bem 
Fundament eines gr Staated und bed driftlichen 
ebend und unter bem Obdach des leuchtenden Sternen: 
himmels des göttlihen Glaubens und unter feinem be— 
feelenden Einfluß. 
(Lebhaftes Bravo in der nn 
Und wir werben hingebender noch, ald es feither geſchehen 
tft, bemüht fein, unfere Aufgabe nad diefer Richtung hin 
bier in biefem hohen Haufe zu erfüllen. 
(Bravo! in ber Mitte.) 

Gewiß, der Erfolg fteht bei Gott. Wir können nicht 
mehr tum als unfere Schulbigkeit, und ich gebe bem Herrn, 
ber mir enigegengerufen bat, jehr gern und bereitwillig 
au, daß bie Verhältniffe unklar geworben find — meine 
Herren, ohne unſer Verſchulden! Wir Halten aber feft 
mit der Thronrede an dem Glauben, daß das beutiche 
Volt berufen tft, nicht bloß Mitglied der Aulturnationen 
zu fein, fondern an der Spite ber Kultur zu fchreiten. 
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Aber wir find auch tief durchdrungen bavon, daß unfere (C) 


ganze Kultur auf dem Ghriftentum beruht, und deshalb 
nehme ih an, daß mir und alle, bie an dieſem Boben 
fefthalten, mit uns zufammentwirfen werden, um aud) 
fernerhin im Geiſte einer hriftlihen Weltanfhauung unferm 
Reich und unferm Wolf zu dienen. 

(Anhaltender lebhafter Betfall in der Mitte.) 


Bizepräfident Dr. Paaſche: Dad Wort hat der Herr 
Abgeorbnete Baflermann. 


Baflermann, Abgeordneter: Meine Herren, es ift im 
Laufe des letzten Jahrzehnts die Gepflogenheit dieſes 
Haufed geweien, die Generaldebatte über ben Etat aus: 
zugeftalten zu einer Antwort auf bie Thronrebe, d. h. tn 
den Betradhtungen ber Fraktionsredner einzugehen auf bie 
Ankündigungen, die bie Thronrede enthält. 

Meine Herren, es wirb bei biefer Gelegenheit, wie 
ber Herr Abgeordnete Spahn das bereitö getan hat, auch 
unfererfeitö eingegangen werben auf bie Hinter ums 
liegende Wahlperlode, auf einzelne Borgänge, bie in diefer 
Wahllampagne befonderd markant in bie Grideinung 
traten, auf bie Nefultate der Wahl. Mir Haben es 
angenehm empfunden, daß durch bie Thronrede ein frifcher 
nationaler Zug geht. Die Freude an dem MWahlergebnis 
tritt im der Thronrede Har zu Tage, und ich bin auch ber 
Meinung, dab, nachdem der Herr Reichskanzler im Laufe 
ber Wahlbewegung über feine eigenen Meinungen keinerlei 
Zweifel gelaffen hat, eine Zurüdhaltung in der Thronrede 
nicht am Plate geweſen wäre. 

(Sehr richtig! bei ben ne 

Man kann als das Ergebnis der Wahlen feftftellen, 

daß das Ziel der Auflöfung erreicht ift. 
ee richtig! bei den Nationalliberalen.) 
Die Mehrheit des 13. Dezember ift verfhwunben, fie hat 


fi in eine Minderheit umgewandelt. Die Veranlaffungen (D) 


ber damaligen Auflöfung find in den Wahlwochen 
gerügend aud bem Wolfe gegenüber Flargeftellt worden. 
63 war bie Verweigerung der notwendigen Summen für 
ben linterhalt der Truppen in Südweſtäfrila und, was 
ſchwerer wog, der Eingriff in die Kommandogewalt. 

Nun, meine Herren, ber Wahlfampf hat gegen bie 
Sozialdemokratie entſchieden. Sie hat der nationale Zorn 
unferes Volkes in ihrem Fraktionsbeſtande ſchwer ges 
troffen. — 68 ift doch gar fein Zweifel, Herr Kollege 
Lebebour: Sie haben brei Dutzend Mandate eingebüßt. 
Meine Herren, ich gebe Ihnen zu: das tft aud und 
überrafhend gekommen; daß Sie eine ſolche Niederlage er- 
leiden würden, das haben wir an jenem 13. —— 
als bier die Auflöſungsbotſchaft verleſen wurde, nicht er= 
wartet. Auf der anderen Seite haben wir vielfach in der 
deutſchen Preſſe wei daß die Minberheitöparteten bes 
13, Dezember weitgehende Hoffnungen auf eine Schwächung 
ber Zentrumsfraktion gehegt hätten, — das ift falſch; denn 
bie Berechnungen über die Wahltreife, in denen das Zen» 
trum von einer Niederlage getroffen werben konnte, find 
gerade im unferer ui — id verweiſe beiſpielsweiſe 
auch auf eine genaue Berechnung bed Herrn Abgeordneten 
Naumann — aufgeftellt worden, und baraus ergab fid 
fofort, daß nur in einer geringen Anzahl von Zentrums 
fiten die Möglichkeit zu fliegen für die damaligen 

inoritätöparteien vorhanden war. 

Nun, meine Herren, dad Zentrum bat bei biejen 
Wahlen — bad wird unfererfeit3 ohne weiteres —* 
räumt — gut abgeſchnitten; ein Teil ſeiner Schlußerfolge 
bet den Stichwahlen iſt dem Zuſammengehen mit ber 
Sozialdemokratie zu verdanken. 

(Laden in der Mitte.) 
— Ha, meine Herren, id werde Ahnen bad für bie 
einzelnen Wahlfreife auseinanderjegen, daß bas jo ift. 





(Baflermann.) 


(4) Es iſt nur erftannlich, daß Sie über biefe erwiefene Tat: 


(B 


De 


ſache laden tönnen. 
(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 

Nun bat ber Herr Abgeordnete Spahn in abfälligem 
Zon über die Bewegung ber nationalen Katholiken ge— 
ſprochen. Ih will auf biefed Thema meinerfeit3 nicht 
eingehen, ich möchte biefen Streit im eigenen Haufe bem 
Herm ſelbſt überlaffen, auch die ganze Erörterung über 
ben Mauerfraß im Zentrumdturm und barüber, daß eine 
große Zahl von Zentrumswählern nit einverftanden 
war mit ber Taktik, bie Sie in ben Stichwahlen ein: 
geihlagen haben, ausfhalten. Wir begnügen und damit, 
bag munmehr das Refultat ber Wahlen bahin feftftcht, 
bat für nationale Fragen heute eine er beiteht aus 
Konfervativen und Liberalen, fobaß in biefen Tragen bie 
Regierung nicht mehr auf die Zuftimmung bed Zentrums 


ange wiefen ift. 
(Lebhaftes Bravo!) 
Meine Herren, bad iſt dad Schlußergebnis ber 
—— Wenn nun ber Herr Abgeordnete Spahn Hin: 
gewiefen hat auf Ausführungen, bie ich jängft in Duls— 
burg gemadt habe, fo muß ih ba bod etwas richtig: 
ftelen. Ich babe in biefen Ausführungen nicht geſprochen 
von bem Zuſammenwirken ber Konferbativen und National- 
liberalen, —— ich Habe der Hoffnung Ausdruck gegeben, 
dab in biefen großen politifchen Fragen auch künftighin 
biefe neue Mehrheit, die die Neuwahl gebradt hat, 
zufammengeben wird. Id babe von fäntlihen Liberalen 
Parteien umd nicht von den Nationalliberalen geſprochen. 
(Sehr richtig!) 

Meine Herren, biefe Neu ehaltung bed Reichstags 
und diefe Veränderung in ben Mehrheitöverhältniffen wird, 
io hoffe ich, num das weitere Refultat haben, daß wir 
bier Zünftig von ber bis zum Überbruß gehörten „Neben: 
regierung*, von ber Aufrichtung eines kaudiniſchen 
Jochs“, von „Hintertreppenpolitif* uf. nicht mehr hören 


werben. 
(Bravo!) 
Auch die Zentrumspartei, bie für jeben einzelnen Borgang, 
für das, was ein einzelner Abgeorbneter getan hat, nicht 
* weiteres — ge werden kann, kann 
nicht erfreut ſein über die t, die wir über einzelne 
Bentrumsfollegen ige haben, auch beifpielöweife im 
„Zorwärtd“, ber einer Neihe von Artikeln den Fall 
Roeren und bie „Abſchlachtung“ bed Herrn Roeren durch 
Herrn Dernburg behandelt hat. Meine Herren, es ift 
nit nur bie mationalliberale Preffe, die über biefe 
füngften Vorgänge ein ſcharfes Urteil abgegeben hat, 
fondern es ift ebenfo bie weiter links und rechts ftehende 
Prefie. Wenn 3. 5. gelagt wird: um einen Beamten, 
gegen ben eine Disziplinarunterfuhung geführt wirb, por 
den Folgen dieſes Verfahrens zu fügen, bebütiert ber 
Herr Abgeordnete unter Berufung auf bie Madhtitellung 
des Zentrums mit einer Drohung, die, jagen wir es 
ehrlih heraus, einer verſuchten Erpreſſung verteufelt 
ähnlich Sieht, — fo find das Grörterungen, bie äußerft 
wnerguidlih find umb dem Anfehen des Parlaments 
ſchaden. Dieſen Dingen, glaube ih, haben die Neuwahlen 
ein Ende bereitet, und ba3 werben wir alle, ich glaube 
auch bie Einſichtigen bom Zentrum, mit Freuden be= 
en 


Der Herr Abgeorbnete Dr. Spahn Hat mun einige 
Bemerkungen über bie Präfidentenwahl gemadt. Meine 
politifhen Freunde find in ber Meinung gewefen, unb 
mit ihnen — das hat bie Wahl beutlih gezeigt — waren 
es die fonfervativen und die übrigen liberalen Parteien, 
daß bem neuen Gefiht bed Neihätagd aud ein neuer 
Präfident entfpredhen muß, und baß ed im Vollke nicht 
verfianden wäre, wenn wir angeſichts ber Nieberlage — 
nicht der Zentrumspartei, aber ber Mehrheit vom 

Reichstag. 12, Legiel-P. 1 Seſſion. 17. 
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13. Dezember — wiederum einen Präfibenten gewählt (0) 


hätten aus ber Fraktion, bie bis dato ben Präfidenten ftellte. 
(Sehr richtig! bei ben Nattonalliberalen.) 

Und wenn bie fiegenden Parteien in ber Präfibentenwahl 
ch zufammentun, dann ift das ihr gutes Recht, dann ift 
as eben ber Ausbrud des Wahlergebniffes, und biefe 

Präfidentenwahl ift auch im Volle verfianden worden. 

Gwiſchenruf.) 

— In unſeren Reihen zweifellos, das beweiſen die 

hunderte von Zuſtimmungserklärungen in Briefen und 

Telegrammen, die wir aus dem Lande befommen haben. 

Der Herr Abgeordnete Spahn ift auf bie Zolontalen 
ragen eingegangen, allerdings nicht auf bie Einzelheiten, 
er hat die einzelnen Fragen nur geftreift. Ich werde das— 
felbe tum, es einem fpäteren Nebner meiner Fraktion bor- 
behalten, wenn es nottut, auf die folonialen Fragen noch⸗ 
mals näher einzugehen. Wir bleiben babei ftehen, baß 
die Veranlaffung zur Auflöfung am 13. Dezember in ber 

Bewilligung ungenügender Mittel, nicht der vollen Summe, 

bie die Reglerung verlangt bat für umfere Truppen, zu 

finden ift, und der angebliche Präzebenzfall, den der Herr 

Abgeordnete Spahn erwähnt hat, paßt nicht. Selbfi- 

verſtändlich ſcheidet fofort jeber Streit aus, wenn mit 

einem Abſtrich an einer Megierungdvorlage ber Reichs— 
fanzler fi einverftanben erklärt. Dann hat eben bie 

Regierung auf Grund einer Nahprüfung erfannt, dab fie 

mit einer geringeren Summe audlommen kann. Das ift 

doch mit unferem Falle in feinen Vergleich zu ftellen. 

Meine Herren, wir begrüßen bie Verfündung in ber 

Thronrede, den Hinweis barauf, daß bie ſchwere Kriſis in 

unferer Solonialpolitif überwunden ift, und daß wir dem⸗ 

nächſt aud mit der Verminderung der in Afrika ftehenden 

Schußtruppen zu rechnen haben. Wir begrüßen bie Wieder: 

einbringung früherer Forderungen, die im vergangenen 

Sommer abgelehnt find, einmal das Reichsſskolonialamt — 


das eradten wir in ber Tat für dringend notwenbi 
biefe neue Zentrale unter Abtrennung vom Auswärtigen 
Amt errichtet wird —, bie Wiebereindringung ber Bahn 


nad Keetmanshoop und ber Farmerentihäbigung, aber 
auch darüber hinaus den Teil der Thronrebe, ber bavon 
fpricht, dab es motwendig ift, einen forgfältig ausge: 
arbeiteten Plan über den Ausbau bed Verkehrsweſens 
borzulegen. Das entfpriht dem Wunſche, der gerade aus 
dem Kreiſe meiner Fraltionskollegen in ben früheren 
Debatten ausbrüclich hervorgehoben iſt. Enblih jchließen 
wir und dem Danke an, wie bad ber Herr Abgeorbnete 
Spahn aud getan bat, für die tapferen Truppen, bie in 
Südweftafrifa feit Fahren unter Aufopferung von Geſund⸗ 
eit, viele auch ihres Lebens im Kampfe gegen biefe auf- 
änbifhen Wöller geftanden und die fih durch ihre 
Tapferkeit und ihre Energie und burd bie ungeheuren 
Strapazen, bie fie im diefen Kämpfen außhalten mußten, 
den Dank bes Vaterlandes verdient haben. 
(Bebhafter Beifall.) 

Meine Herren, ich möchte anknüpfend an bie Worte 
des Herrn Abgeordneten Spahn auf ein paar Vorgänge 
bei ber Wahlbewegung fur; eingehen unb zunäät be= 
ginnen mit dem Flottenverein, von dem ber Herr Abge- 
ordnete Dr. Spahn geiproden Hat. Ich meine, bas 
bißchen Agitation vom Flottenverein 

(Heiterkeit) 
follte die Herren wirklich nicht jo nervös machen angefihts 
der mächtigen Agitationgmittel, die fie felbft in Händen 
haben und der Agitation ihrer Geiftlichkeit. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen und Ins. 
Da find die paar FFlottenagitatoren bie reinen Walſen⸗ 
fuaben dagegen. Was machen fie? Sie halten ein paar 
Borträge, um die Beute zu orientieren über unfere Flotten- 
entwidlung und die Flotten anderer Staaten unb bie 
damit zufammenhängende Stolontalpolitif. So großes Auf- 

6 


daß (D) 


(A) heben ift non der Sache wirklich nicht zu machen. 
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(Baffermann.) 

Im 
übrigen hat Herr Spahn Außerungen borgelefen, bie 
General Keim über meine Berfon in Briefen gemacht hat. 
Nun, aus diefen Außerumgen geht nur bad eine herbor, 
daß wir ganz unabhängig bon der Stritif des Flottenvereins 
bie Vorlagen der verbündeten Negierungen geprüft haben 

(ehr richtig! bei den Nationalliberalen), 
und daß wir und aud) durch bie Agitationen des Flotten— 
vereind, der damals weitergehende Forderungen aufſtellte 
über ben Rahmen der legten Flottenvorlage hinaus, nicht 
beftimmen ließen, auf diefen Boden zu treten, fondern im 
großen und ganzen bereit waren, dem Herrn Staatsjefretär 
bed Reichsmarineamts mach wie vor unfer Vertrauen für 
die Weiterentwidfung unferer Flotte zu Schenken. Mid 
lafjen diefe Bemerkungen des Herrn Generals Keim doll: 
ftändig falt, id werde mid) trog berielben bemühen, das 
ganze Vorgehen des Flottenvereins objektiv zu beurteilen. 
Der Flotienverein ift ein vortreffliher Verein 
(Heiterkeit), 

das haben bie Herren vom Zentrum jelbft amerfaunt, 
eine ganze Menge waren Mitglieder und find ed wohl 
heute noch zum Teil. Er müßte in ber Tat begründet 
werden — zur Aufklärung unſeres Volkes in dieſer Richtung 
bat er viel Segen gewirkt —, wenn er nicht beftände. Er 
hat fi aud in den Wahlen betätigt, und nüchterne Bes 
trachtung ergibt, daß der Flottenverein aud bei Wahlen 
berechtigt ift, aufzuklären über die Flottenvorlagen, über 
Kolonialfragen, die damit in Verbindung ftehen, und td 
glaube, daß er nad) feinem Programm fogar zu diefer 
Tätigkeit verpflichtet if. Ob im einzelnen ber Herr 
General Keim Überfchreitungen dieſes programmatiichen 
Umfanges der Tätiglett des Flottenvereind ſich zu Schulden 
hat fommen laffen, dad wird Sade des Flottenbereins 
felbft fein zu unterfuchen, und ich bin überzeugt, in der 
Generalverfammlung wird e8 — barüber haben wir bie 


(B) nötigen Ankündigungen in ber Breffe bereit gehört — aud) 


an Lob und Tadel nicht fehlen. Sch werde mid für 
meine Berfon nicht weiter einmifchen, ich meine aber eines, 
bie Briefe, die im „Bayeriichen Kurier” erfchienen find, 
find zweifellos geftohlen. 

(Sehr richtig bei den Nationalliberalen.) 
Ich hoffe, daß die Täterfchaft der beiden Perſonen, bie in 
Trage kommen, ar erwiejen wirb; fie befinden ſich ja, 
wie man hört, zur Zeit in Sicherheit im Ausland. 
Mohin jol unfer öffentliches Leben eigentlich nur kommen, 
wenn ein Preßorgan, wie der „Bayerliche Kurier“, gar kein 
Bedenken trägt, foldhe Briefe, die durch eine friminelle 
Handlung in jeinen Befig gekommen find, zu veröffentlichen ® 
Das wird Schule madıen, dba kann man eine Menge Leute 
bfosftellen, wenn man ihre Privatkorreſpondenz veröffentlicht. 

(Zuruf aus der Mitte.) 

— Nein, nicht die Nationalliberalen. — IH halte ſolche 
Verdffentlihung für eine Gemeinheit 

(ehr richtig! bet ben Nationalliberalen), 
und id; möchte jeden Herrn vom Zentrum fragen, wenn 
beiſpielsweiſe die Wahlkorreſpondenz deö Herrn Abgeordneten 
Müller (Fulda), welche ſicher fehr intereflant ift, geitohlen 
und in einen nationalliberalen Blatte veröffentlicht würde, 
ob Sie nit auch fagen würben, das ift eine Gemeinhett 
von dem nationalliberalen Blatt. 

Herr Spahn hat dann das Gingreifen de3 Herrn 
Reichslanzlers Fritifiert. Der Herr Reichskanzler wird wohl 
felbft gegen diefe Darlegungen fih wenden. Ich möchte 
nur eines Tagen, bem Herrn Stolonialdireftor, der cine 
Reihe von Vorträgen gehalten hat, die dann auch fehr 
prompt im Drud erfhienen und verteilt werben konnten, 
find wir jedenfalld großen Dank jhuldig für die Auf: 
Märungen, bie er im Wahlkampf gegeben hat. 

(Schr richtig! bei den Nationalliberalen.) 
Ich meine, man follte den leitenden Staatsmännern 





— da bin ih anderer Anfiht alö der Herr Abgeordnete (C) 


Spahn — auch nidt verbieten, im Wahlfampf das 
Programm der Negterung zu entwideln. Das ift fein 
Rückſchritt, das ift ein Fortſchritt 

(lebhafte Zuftimmung bei den Nationalliberalen), 
und biefen Fortſchritt müßten namentlich biejenigen 
anerkennen, die nach der Wichtung des parlamentariichen 
Syſtems drängen. Alſo vor allen Dingen die Herren auf 
ber Linten müßten es anerfennen, wenn im Wahlfampf 
bon den führenden Staatömännern klipp und Kar gejagt 
wird, welche leitenden Geſichtspunkte fie für die Fort— 
führung der deutſchen Politik haben. 

Nun, meine Herren, wa3 bie Flugblätter des Flotten— 
bereind njw. anlangt, jo werben wir biefe künftig viel 
leiht gar nit mehr in dem Umfange brauchen. Ich 
möchte, wenn ed wieder einmal ben Kampf gegen die 
Sozialdemokratie gilt, empfehlen, als Flugblätter zu 
veröffentlichen Die Ausführungen des Reichsſstagskandidaten 
Herrn Richard Galwer und des Reichstagskandidaten 
Herrn Eduard Bernftein, welde im Februarheft ber 
„Soztaliftiihen Monatshefte“ dargelegt find. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 

Diefe Darlegungen ftanımen von offiziellen Kandidaten 
der GSoztaldemofratie im lebten MWahlfampf, und Herr 
Bernftein hat ja befanntlih bis zur Auflöjung als Mit: 
glied der ſozialdemokratiſchen Fraktion dem Reichstag 
angehört. Ich möchte nur ein paar ganz kurze Zitate 
aus biefen Artikeln hier vortragen, und zwar beshalb, 
weil daraus hervorgeht, wie richtig unfere Politit war, 
und wie im großen und ganzen biefe Richtigkeit unferer 
Politit jegt aud von denjenigen ſozialdemokratiſchen 
Köpfen anerkannt wird, bie fih don ber Autorität des 
Herrn Bebel abwenden. 

Gert von den Sozialdemokraten. — Heiterkeit.) 
Der Kandidat Calwer fagt bier u. a.: 


Menn man nim im Jahre 1906 die Parole (D) 


„Hungerwahlen“ ausgibt und damit bei ben 
Mählern einen Vergleih mit 1903 herausforbert, 
fo reagiert eben die Einſicht des Wählers in ber 
MWeife auf bie Parole, daß er jagt: wenn eine 
Veränderung zu fonftatieren ift, fo war es eine 
Befferung; eine Befferung, die den Arbeiter nicht 
befriedigen kann, jol und wird, aber eben doch 
eine Befferung. 
Dasjelbe haben wir jo und fo oft Hier im Haufe aus: 
geiproden, daß im großen und ganzen bie Lebenshaltung 
der Arbeiter in die Höhe geht. 
(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 
Gewiß, wir haben aud anerkannt, daß die Lebensbedürf— 
niffe, die ganze Aufbringung des Unterhalts teurer ge: 
worden ift; aber bas Fazit, dad Herr Galwer zieht, ift 
eben body daS, daß er fagt: im großen und ganzen ift c8 
nicht ſchlechter geworben, fondern befjer, troß unjerer viel: 
berufenen Wirtichaftspolitif! Dann geht es weiter: 
Freilich, Die Wirkungen diefes jogenannten „Wudher: 
tarifs“ find ſtark übertrieben und aufgebaufcht 
worden. Was fir ſchwarze Bilder wurden nicht 
bem Bolfe an die Wand gemalt! Daß man mit 
dem neuen Tarif überhaupt feine Handelöverträge 
zuftande bringen Könnte, war noch eines ber wenig 
ſchrechaften. 
Dann fährt Herr Calwer fort: 
Wir haben Handeläverträge befommen, Induſtrie 
und Verkehr gedeihen. Unſer Handel mit dem 
Auslande hat zugenommen, nur Brot und Getreide 
haben in Breite angezogen. Die legtere Gr: 
ſcheinung ift zu einem Teil 
— wie er ausdrücklich ſagt — 
allerdingd eine Folge der höheren Zölle. Aber 
mit welder Übertreibung wurbe gerade biefe 
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(Baffermann.) 
Trage der allgemeinen Ginwirkung bes Zolles 
auf den Getreidepreis behandelt! 

Dann geht Herr Galwer auf die Kolonialpolitit über, und 

da jagt er: 

Es gibt fein zweites Induſttieland der Melt, 
das einen fo ftarfen Bevölkerungszuwachs ent: 
widelt wie Deutihland. Da kann die Sozial: 
demofratie in Deutſchland nit verlangen, das 
beutfche Unternehmertum folle hübſch zu Haufe 
bleiben und keine mweltpolitiihen Ziele verfolgen. 
ö (Hört! hört! bei den Nationallideralen.) 
Hier wird alio Elipp und Har anertannt dad, was man 
als Weltpolitit, Kolonialpolitik ufw. bezeichnet. 
(Zuruf von den Sozialdemofraten.) 
— Auch bezahlen?” Das maden wir ja, wir bezahlen 


fie ja auch. 
(Große Heiterkeit.) 

Dann: wenn fo oft der Vorwurf erhoben ift, daß bie 
Sozialdemokratie der Anwalt des Auslandes ift — und 
das hat der Herr Abgeordnete Bebel ja immer ſehr übel 
genommen —, fo jagt Herr Galwer: 

Eine Grenze barf nicht überſchritten werben: es 

darf nicht der Gindrud entftchen, ald ob bie 

beutihe Sozialdemokratie den Kapitalismus des 

Auslandes und die Regierungen des Nuslandes 

auf Koften unſerer beutfhen Gegner bevorzuge. 
Das ift annähernd dasjelbe, was wir bier auch gejagt 
haben. Er geht dann auf die Marokkopolitik des weiteren 
ein, — das will ich nicht verfolgen. Nur noch eins! 
Wenn wir von fozialdemofrattiher Orthodorie ſprachen, 
bon dem fozialdemofratifhen Programm, von Marrismus, 
da haben bie Herren beftritten, daß in der Sozial: 
bemofratie ein Terrorismus herridt. Da fagt nun 
Galmwer: 

(Zwiſchenrufe von den Soztaldbemofraten.) 


PVizepräfident Dr. Paaſche: Meine Heren, ich bitte um 
etwas Ruhe! 


Baflermann, Abgeorbneter: Da jagt nun Calwer: 
Mir belämpfen die katholiſche Kirche wegen Ihres 
Unfehlbarkeitsbdogmas, aber im unferer eigenen 
Partei hat fi en Fr entmwidelt 

ört! hört! 


die für ein bemofratifches Gebilde im 20. Jahr: 
hundert geradezu Staumen herborrufen muß. 
(Hört! hört!) 
Sozialdemofratiiche Dokumente! 

Nun kommt in dem zweiten Artikel dieſes höchſt 
inftruftiven Hefts, welches ſich eigentlich jeder Abgeordnete, 
auch derjenige, der nicht Sozialdemofrat iſt, anſchaffen 
müßte für fein Waffenarjenal, Bernftein auf die Stolontal- 
politik zu ſprechen. Da fagt er: 

Herr Dernburg bat bei Anpreifung der Kolonten 
gewiß did aufgetragen. 

(Zuruf von den Sozialdemokraten: Sehr bid!) 

— Alſo: fehr Did! — 
Aber es ift mir pafflert, daß ih irgendwo in 
einer ſozialdemoktatiſchen Publifation zu leſen 
befam, die beutichen Kolonien feten allefamt nur 
Sandwüſten. Solden Ausſprüchen gegenüber 
waren die Dernburgihen Gründerfaltulationen 
immer noch harmlofer Optimismus 
(hört! hört! und Heiterkeit), 

und fie mußten, da fie doch immerhin Tatſachen 
zur Grundlage hatten, auf ben nicht ſchon vor— 
eingenommenen Lefer um fo tieferen Eindrud 


machen. 
Schließlich richt er bon ber Kolontalpolitit im all: 
gerieinen, fpricht bon verwerflicher Pfennigfuchferei, daß 
das Deuiſche Reich doch ſo viel Mittel haben müßte, um 


für ſolche Kulturzwecke etliche Millionen auf Vorſchuß zu (C) 


geben. 
(Hört! Hört!) 
Das find im großen und ganzen Ausführungen, die fid 
deden mit den Darlegungen, die wir im hohen Haufe 
gemacht haben, und die nunmehr aud bon fozialdemos 
fratifchen Neihstagsfandidaten in vollem Umfang auf: 
genommen worden find. Deswegen meine ich, es werben 
fünftig vielleicht die Flugblätter des Generals Keim gar 
nicht jo notwendig fein, wir nehmen die Flugblätter aus 
den foztaldemofratiihen Publikationen. 
(Sehr gut! und Heiterkeit.) 

Dann nod ein Wort zu den Darlegungen des Herrn 
Kollegen Spahn.über den Toleranzantrag und das damit 
zufammenhängende Gebiet des Kulturkampfs! Ich Habe 
mid im meiner politiihen Tätigkeit immer vollftändig 
frei gefunden bon kulturkämpferiſchen Neigungen; id 
habe immer die Meinung gehabt, daß der Stulturfampf, 
der nunmehr viele Jahre hinter und liegt, dem Zentrum 
bie großartige Organtfation gefhaffen hat, die es Heute 


befigt 
(ehr richtig! links), 
und die es zu dieſer Widerſtandsfähigkeit auch gegenüber 
einer Wahlparole, wie es die letzte war, befählgt. Ich 
möchte hier im Namen meiner Partei eine Erklärung ab» 
geben über den fogenannten neuen Stulturfampf, ber im 
der hinter uns liegenden Wahlbewegung eine fo große 
Rolle geſpielt hat. Ich Jane: das Beitreben, von Staats: 
wegen in bie inneren Angelegenheiten der Kirche — bier: 
der katholiſchen Kirche — und einzumiſchen, weifen wir 
vollftändig von der Hand. 
(Sehr gut! umb Hört! hört! Links.) 

Wir wollen dasfelbe, was der Herr Abgeordnete Spahn 
geſagt hat: die Katholiken follen nad) eigener berzeugung 
leben und fterben können, genau wie bie Angehörigen 


anderer Stonfeffionen auf. Nun meine id: wenn Die (n) 


erren dom Zentrum feine Grörterung winfchen über 
firhenpolitiiche Dinge, fo haben fie das ja ohne weiteres 
in der Hand: fie brauchen nur den Toleranzantrag nicht 
mehr einzubringen 
(ſehr gut! links, Laden in der Mitte), 
oder fofern ihre Klagen über ſchlechte Behandlung ber 
Katholiken auch in einzelnen Bundesftaaten — e3 waren 
Medlenburg, Braunfhweig, Sachſen früher genannt — 
nicht vollftändig ausgeräumt find, was mir bedauern 
würden, dann beſchränken Ste fih auf den erften Tell bes 
Antragd und verihonen Sie und mit dem zweiten Teile, 
der in die Hoheit und Selbltändigkeit bed Staated eins 
reift und die ftaatlihen Hoheitsrechte ausräumen will. 
Auf diefem Wege werben wir nicht mit Ihnen geben. 
Der Herr Abgeordnete Spahn hat dann im Anſchluß 
daran ein paar Bemerkungen über die Zuperläffigkeit des 
Zentrums im nationalen und politiihen Fragen gemacht. 
Mir find weit entfernt davon, zu beftreiten, daß ein großer 
Tell der Hinter und liegenden Gefehgebung mit dem Ben- 
trum gemacht worden it, und daß dad Fentrum ſich auf 
manchem Gebiete PVerdienfte erworben hat. Dieſe Ge— 
rechtigkeit habe ih auch im Wahltampfe dem Zentrum 
angedeihen laſſen. 3. B. bezüglich des Bürgerlichen Geſetz— 
buches — id weiß nicht, ob der Herr Abgeordnete Spahn 
das ausbrüdlic erwähnt hat —, bezüglich eines großen 
Teiles ber wirtſchaftlichen Gefeggebung ber Hinter uns 
liegenden Jahre, der Finanzreform, aber auch der fozial- 
politifchen Geſeßgebung find wir weit entfernt, irgendwie 
die Verdienfte ded Zentrums zu beftreiten. Wenn aber 
der Herr Nbgeorbniete Spahn nun gemeint hat, im Jahre 
1879 habe die nationalliberale Partet unter der Führung 
von Bennigien verfagt, — ja, meine Herren, dad war 
doch eine rein wirtfchaftliche Frage, dad war bie Ein: 
führung des Schußzolled in Deutfhland. Das meinen 
6* 


(A) Sie doch, Herr Kollege Dr. Spahn! 
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(Baffermann.) 
Damals waren die 
Gegenfäge zwiſchen Schutzzöllnern und Freihändlern aud 
in meiner Partei ſehr jtarfe, und es wäre für bie 
nattonalliberale Partei wohl beffer geweſen, wenn fie 
—— den Standpunkt genommen hätte, den ſie heute 
einnimmt. 
(Behr richtig! bei den Nationalliberalen.) 

Aber es ift faljch, wenn Sie fagen: tm Jahre 1879 hat die 
nattonalliberale Partei in einer nationalen Frage berjagt. 

Im übrigen war es bei Ihnen im Zentrum mit ben 
großen nd ber Heereöverftärfung auch nicht immer fo, 
wie es ſeit bem Jahre 1893 tft. Ich verweiſe Sie tn 
biefer Beziehung auf die Auflöfung des Jahres 1887, bie 
fih gegen Ste richtete, und auf die Auflöfung bes Jahres 
1893 — das war bie lette vor 1906 —, und bann ift 
bad Zentrum milttärfromm geworden. 


(Heiterfeit.) 
68 bat dann auch, wie ich anerkennen will, mit uns bie 
Blottenorganifattondgefehe gemacht. 

Nun muß id noch ein paar Worte über Wahlbünd— 
niffe jagen, namentlih, nachdem Sie mir bei den erften 
Sätzen einige Zurufe darüber gemacht haben. Peccatur 
intra et extra muros, und zu fubtil wird man bei einer 
Wahlbewegung nicht Fritifieren und urteilen bürfen. 

Ih will anfangen mit bem, was uns von feiten beö 
Zentrums zum Vorwurf gemacht worben if. Meine 
Herren, das iſt ohne weiteres zuzugeben: e8 gibt im 
nationalliberalen Lager eine Reihe von Leuten, bie, tie 
dies auch Herr General Keim den Briefen ſchreibt, 
ba Zentrum für bie größere Gefahr anfehen — e3 wäre 
töricht, das leugnen zu wollen — und dieſer Anſchauung 
mit bem Stimmzettel Ausdrud verleihen. Es mag aud 
ein, baß ba unb bort bei biefer Neihdtagswahl ber 

erſuch gemacht worden ift, mit der Sozialdemokratie 
Abmahungen zu treffen; das find Iofale Eriheinungen. 


(8) Aber demgegenüber möchte ich folgendes feftftellen: durch 


bie mationalliberale Partei ift fein einziger Zentrums: 
wahlfrei3 an bie Sozialdemokratie ausgeliefert worden. 
(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen. Widerſpruch 
und Zuruf in der Mitte: Mainz!) 

— In Mainz hat die Parole der Heffiihen national» 
liberalen Zandespartei für dad Zentrum gelautet, und ich 
De an, daß auch im großen ganzen biefe Parole 
befolgt worben ift. 

(Widerſpruch in der Mitte.) 
— In Mainz waren die Gegenfäge immer fehr geipannt, 
— aber gut, jagen wir: in Mainz haben eine Anzahl 
Rationalliberale den Sozialdemokraten gewählt. Mainz 
war fchon vorher ſozialdemokratiſcher Beligftand. 

(Zuruf: ber badiſche Blnd!) 
— Auf das, was Herr Bebel jo ftürmifch verlangt, will 
Id) eben zu fpreden kommen. 

(Glode des Präfibenten.) 


Bizepräfident Dr. Paaſche: Meine Herren, ich bitte 
nicht zu unterbrechen! 


Baffermann, Abgeordneter: Meine Herren, bie 
Kölniihe Volkszeitung“ fchreibt von dem blausroten 
Bündnisverfud). Das geht auf Baden und zielt ab auf 
einen Artikel de „Mannheimer Generalanzeigers*, in 
welhem von Berhandlungen mit ber Sozialdemokratie 
die Rebe if. Ich war fehr erftaunt, als ich dem Artikel 
lad. Ich babe mich aber nun nad Karlöruhe gewandt 
und habe darüber ein Telegramm befommen: 

Bon badiſcher Partetlettung keinerlet Verhandlung 
ep ee wegen Reichstagswahl 
e 
Wo * betreffende Redalteur feine Information hat, 
weiß ich nicht; bie badiſche Parteileitung beftreitet aus— 
drüdlich, daß ſolche Verhandlungen geführt worden find. 





Meine Herren, id kann feftftellen, dab, was unfere (C) 


Tätigkeit in biefen Wahlen anlangt, durch unfer Ver: 
ihulden Sige des Zentrums nicht ausgeliefert worden 
find; Köln, Effen, Düffelborf find dem Zentrum erhalten 
eblieben, und wir haben bie Beftätigung dieſes Ver— 
Baltens auch in der Preffe anderer Parteien befommen. 
Die „Schlefiihe Zeitung“ ſchreibt ausdrücklich: 
Die Tatſache befteht, dab da, wo die National: 
Itberalen ben Ausſchlag gaben, ber Zentrumsmann 
gegen den Sozialdemokraten gewählt ift, Dagegen 
da, wo bad Zentrum den Ausſchlag gab, ber 
Nattonalliberale gegen ben Soztalbemofraten 
unterlegen tft. 
(Sehr richtig! und hört! hört! bei ben 
Nattonalliberalen.) 
Meine Herren, in dieſem Vorgehen be3 Zentrums lag Syftem 
(ſehr richtig! bei den Nattonalliberalen), 
und weil in biefem Vorgehen Syftem lag, muß id) barauf 
mit ein paar Worten noch eingehen. 

Meine Herren, ber Herr Abgeorbnete Spahn hat in 
feinen legten Ausführungen fo ftarf den riftlichen Staat 
ald Fundament unfered Vaterlandes betont. Mit diefen 
Auffaffungen und auch mit Außerungen ded Zentrums, 
die wir früher gehört haben, ftimmt das planmäßige 
Zu —— bed Zentrums mit der Sozialbemofratie 
in ben beutfchen Ländern und Provinzen nicht. 

(Sehr richtig! bei den Nattonalliberalen.) 

Wir haben ung Illuſionen darüber nicht Hy 
wie die Sache gehen wird; denn bie „Kölnische Volks— 
zeitung“ bat fofort gefchrieben: „Seine Stimme einem 
nationalliberalen Kandidaten!“, und ein viel interbieiter 
Zentrumsführer hat dieſe Parole ausdrücklich —— 
Wir haben fie und ſofort dahin überſetzt, wie es auch in 
der Wirklichkeit gegangen iſt: da, two der Nationalliberale 
mit dem Sozialdemokraten in der Stihwahl ift, wählt 
bad Zentrum den Sozialdemokraten. 


gegangen. 

eine Herren, im rechtörheiniihen Bayern hat bie 

Parole gelautet: 
Unfere Barteifreunde werden in jenen Fällen, in 
welden die Liberalen bei der Hauptwahl in ber 
Minderheit geblieben find, Wahlenthaltung zu 
üben haben, während in jenen Fällen, in welden 
die Liberalen bereit3 bei ber Hauptwahl eine 
Mehrheit der Stimmen auf fi vereinigt haben 
oder bei ber Stihwahl günftigere Ausfichten 
haben, die Wahl des liberalen Kandidaten durch 
Abgabe eined auf den fozialbemofratifchen 
Kandidaten lautenden Stimmzettel hintanzu— 
halten ift. 

(Hört! Hört! bei den Nationalliberalen.) 

Stihwahlparole des bayerifhen Zentrums! 

Das hat ſich num folgendermaßen in ber Praxis gemacht. 
In Münden 1 ift der Verſuch mißglüdt, trogdem ein 
paar taufend Zentrumsftimmen nad) ber fozialdemofratifchen 
Seite fielen. In Münden 2 ift Herr v. VBollmar gewählt 
worben, 9000 Stimmen plus aus dem Bentrumslager. 
In Fürth-Erlangen, wo man die Sache aud probiert hat 
mit Herrn Segig, ift der Plan gefceitert. 

Dad Zentrum empfing von ben Sozialdemokraten 
Würzburg und Immenftadt. Bei Forchheim ift der Pat 
wiederum berunglüdt; ba tft ein Liberaler gewählt. Es 
ift harakteriftifh, was für Reben bei ber projektierten 
Stegeöfeier in München bei ber Feftftellung des Wahl« 
rejultat3 gehalten worden find. Da ift vom felten bes 

entrums gelagt worden: wir find unterlegen, — als ber 
Liberale in Münden 1 gegen den Sozialdemokraten ges 
wählt wurde. Dann geht e3 weiter: 
Kein bayerifcher Abgeordneter darf für Hertling 
ftimmen, ber Ajpirationen auf das Reichstags- 


Und fo ift ed (D) 


(A) 


(B) 
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(Baffermann.) 
präfidium hat, vom Feinde nicht befiegt, vom 
Freunde berlaffen. 

In meiner —— in der bayriſchen Pfalz, iſt 
bie Sadıe ja jehr glatt gegangen; ba hatten die National- 
liberalen einen guten Satholiten in Ludwigshafen auf: 
geftellt, in der Abfiht — — 

(Zurnf von den Sozialdemokraten: der war ja 

Zentrumdmann!) 
— nein, er war nie Zentrumdmann! 
(Heiterkeit in der Mitte — erneuter Zuruf) 
— Herr Ehrhart, der Herr Buhl war nie Zentrumsmann 


(Zuruf), 
war niemals Zentrumdmann! barüber können wir und 
ja noch perfönlich unterhalten — in ber Abficht, den Herrn 
Ehrhart hinauszuwählen, das ift ja ganz Mar. Aber die 
Herren haben fi dahin vereinbart, Yubwigshafen bleibt 
den Herren Sozialdemokraten, und dafür hat ſich Herr 
Ehrhart bemüht durch perſönliches Eingreifen, Zweibrüden 
und Germer&heim der Zentrumsdpartei zuzuführen, was ja 
auch geglüdt if. Ich will Württemberg übergehen. In 
Baden ift es ja geblieben, wie ed war; Berdanblungen 
wären für bie Nationalliberalen ganz zwecklos geweſen, 
da fie den Sozialdemokraten nichts zu bieten hatten. 
(Hört! hört! in der Mitte. Zuruf.) 
— Ich Habe bie ausdrückliche Beftätigung, Herr Bebel, 
daß nicht verhandelt worden tft! 
(Zuruf von ben Sozlaldemokraten: Ich habe 
einen Beweis 
— Bitte, dam beweifen Sie, daß meine Jnuformation 
unrihtig iſt; aber mir ift es ausdrücklich beftätigt, daß 
nicht verhandelt wurbe. Darüber werben wir und noch 
weiter unterhalten, wer in diefer Frage recht hat. 

Über Baden veröffentliht ber Hlerifale „Freiburger 
Bote* folgendes: 

Wenn in Karlsruhe und Pforzheim am Stich— 
wahltage Nadhmittagd bekannt geworben wäre, 
baß bie Sozialdemokraten in Freiburg geichloflen 
für Obkircher eintreten, dann wären Geck und 
Eihhorn in ber Berfenkung verſchwunden, ohne 
daß die Sozialdemokraten den geringften Vorteil 
dafür eingetaufht hätten. Auch Wahlparolen find 
bazu da, um gehalten zu werben. 

In Helfen ift dann Offenbach verloren gegangen. Nun, 
ba bat der Sozialdemofrat ja einen fehr großen Vor— 
iprımg gehabt. Dann Ift ſehr harakteriftiih das Elſaß. 
Im Elſaß ift Straßburg, das mit Leichtigkeit gehalten 
werden Zonnte, verloren gegangen durch die Unterſtützung, 
die dad Zentrum der Sozialdemokratie hat angebeihen 
loffen; dafür hat die Sozialdemokratie Straßburg-Land 
und Golmar an das Zentrum bezw. an Herrn Preiß 
ausgeliefert. 

Zentrum und Sozialdemokratie find zufammengegangen 
in Lothringen gegen bie drei liberalen wilden Lothringer, 
bie da gewählt worben find; ba Haben wir aud das 
Bündnis von ſchwarz und rot zu verzeichnen. Dann find 
für die Liberalen durch dieſes Bündnis verloren gegangen 
Wiesbaden und Hanau, und zwar durch das perjönliche 
Eingreifen des Herrn Abgeordneten Müller (Fulda), der 
in Hanau dem Sozialdemokraten 1200 Stimmen und im 
Rheingau 2500 Stimmen zugeführt hat durch Flugblätter, 
die feinen Namen tragen, in benen e3 heißt: 

Nieder mit den Liberalen! Tue jeder Wähler am 

5. Februar feine Pflicht 
ulm. Daran fließt fih Weftfalen mit der Auslieferung 
von Bielefeld, dem Verſuch, Hagen auszuliefern; Bodum 
md Dortmund find ausgeliefert an die Soztalbemofratie, 
um dafür HammsSoeft einzutaufhen. Im Bielefeld war 
eö der Dank bafür, daß die Nationalliberalen bis dato 
dreimal in ber Stihwahl den Zentrumsmann gewählt 
haben. Bedauerlich waren die Angriffe, die in dieſer 


Mahl gegen Herrn Möller gemadt wurben, daß er näm- (C) 


lich, wie es da geheißen hat, durch die folonialen Land— 
fonzeffionsgefellihaften riefenhafte Geſchenke in Form von 
Aktien belommen hat. Das tft in den Wahlkampf hinein: 
geworfen worden. Der Widerruf des Herrn Erzberger 
ift dann erfolgt, wie es zu fpät war. 

(Hört! Hört! bei den Nationalliberalen.) 
Es ſchließt fih daran an bie Parole für Hagen — hier 
mißglüdte der Verſuch —: „Die Sozialdemokratie da3 
Hleinere Ubel!“, der Verluft von Duisburg. Ich will darauf 
nicht weiter eingehen. Das ftimmt natürlich alles nicht 
mit bem, was wir früher vom Zentrum lafen, daß, wer 
fozialdemofratiih wählt, feine Religion und das Vater: 
land verrät, und das hat ja dann auch biefe Gegen: 
erflärungen aus bem Lager der nationalen Satholiten 
hervorgerufen, beifpielöweife auch den Aufruf, bie Erflärung 
Net 1. Februar 1907, unter der ber Freiherr v. Hertling 
eht: 

Die unterzeichneten Angehörigen ber Zentrums: 

partei erflären, daß fte diefen Beihluß, für den 

Sozialdemokraten einzutreten, lebhaft bebauern, 

weil er mit den Grunbfäßen des Zentrums in 

Widerfprud fteht und feinen politifhen Intereſſen 

auwiberläuft. 
Das muß feftgeftellt werben angefihts ber Vorwürfe, bie 
ung gene erhoben worben find. 

er Beweid muß aud vor bem Lande geliefert 

werben, daß ba3 fein Zufall gewefen fein kann, wie fo 
durch die Länder und Provinzen Zentrum und Sozial: 
bemofratie zufammenging, fonbern daß das offenbar ein 
planmäßiges Borgehen war. 

(Sehr ga bei den Nationalliberalen.) 
Die Abrehnung mit der Soztaldemofkratie über Herrn 
Quidde und Herrn Blumenthal werde id wohl geichelter 
den Herren bon ber Freifinnigen Partei überlaflen, um 


nit zu lange Ihre Zeit in Auſpruch zu nehmen; id) cn) 


werde barüber hinweggehen. ’ 

Nun, meine Herren, ich wende mid von dieſer Rück— 
ſchau auf den hinter und liegenden Wahltampf zu einem 
Ausblid auf bie Zukunft, zu den neuen Aufgaben, bie an 
und herantreten. Es iſt eine neue Lage herborgerufen 
burh die Zurüddrängung ber Sozialdemokratie, nicht in 
der Stimmenzahl — fie haben ja befanntlid an Stimmen 
wohl noch, es iſt eine Viertel Millton, zugenommen —, 
aber doch in ihrem Einfluß, und dieſes Charakteriſtikum 
ber diegmaligen Wahlbewegung und des MWahlrefultats 
ftellt mit Notwendigkeit Sozialreform und Mittelſtands— 
ei wiederum in ben Vordergrund unferer inneren Auf: 
gaben 

(jehr richtig! bei den Nationalliberalen); 
fie treten erneut, für viele Forderungen Erfüllung beifchend, 
on Staat und Gefellihaft, an Parlament und Regierung 
eran. 

Meine Herren, ber befte Bewels ift ja bereit3 heute 
geliefert in den nad Dugenden zählenden Initiativanträgen 
aller Fraktionen, die fih auf dem Gebiete der Sozial- 
politit und der Mittelftandöpolitif bewegen. Ich begrüße 
mit Freuden da8 Bekenntnis der Thronrebe zur Soztal« 
reform, aber auch bie Ausführungen, die der Herr 
Reichskanzler in feinem Briefe gemadt bat, den er 
an dad Direktorium bed Zentralverbandes beutfcher 
Induſtrieller gerichtet hat, und daß gerade biefem Ber: 
bande gegenüber das Belenninis in dieſer program: 
matiſchen Erklärung abgegeben ift, daß der Herr Reichs— 
fanzler hofft, daß ihm bet den Fünftigen Bemühungen 
ber verbündeten Regierungen zur Abftellung fozialer Miß- 
fände und zur Milderung der wirtſchaftlichen Gegenfäge 
bie Unterſtützung des Zentralverbandes zuteil wird. 
Das weiſt barauf Hin, dab ber Herr Reichskanzler 
fi der Hoffnung bingibt, dab man munmehr alle 


30 u _ Reichstag. — 3. Sitzung. Montag den 25. Februar 1907. 








(Baffermann.) 


(A) ſcharfmacheriſchen Projekte in den Hintergrund treten läßt 


und dafür die pofitive Sozialreform in den Vordergrund 
ſchiebt. Meine Herren, das ift ein Verdienft des heutigen 
Kurſes, daß wir ſeit der Leitung der Geſchäfte durch den 
Fürſten Bülow verſchont geblieben find mit folden Ge: 
feben, wie es das verfloffene Umſturz- und Zuchthaus: 
gejeg war. Ich meine, gerade dad Nefultat diefer Wahlen, 
die Tatſache, daß es uns gelungen ift, das Vertrauen von 
Taufenden und aber Zaufenden früher unter fozial- 
demokratiſchem Einfluß ftehender Arbeiter zurüdzugewinnen, 
muß dazu führen, auf dieſem Wege zu verharren 

(fehr richtig! bei den Nationalliberalen) 
und umter feinen Umſtänden diefe gefunde Entwidlung zu 
unterbreden durch Pollzeigelege, die am legten Ende nur 
den Erfolg haben fünnen, die Genoffen enger aneinander 
zu ſcharen, aber aud über ben Kreis ber fozialdemo- 
fratiihen Genoſſen hinaus in den Sreifen aller beutichen 
Induſtriearbeiter und der damit zufammtenhängenden Bes 
rufsklaſſen großes Mißtrauen gegen Staat und Geſellſchaft 
hervorzurnfen. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 
Dak eine rüdläufige Bewegung in den Kreiſen ber Arbeiter 
vorhanden tft, darüber fit fein Zweifel. Ich verweife auf 
die Wahlrefultate beifptelöweife in Sachſen und Thüringen, 
anf die Mittelungen, die mir da gemadt worden find 
bon ben neugewählten Kollegen, aber aud auf bie Dokus 
mente, bie die fozialdemofratifche Preſſe felbft uns ges 
geben hat. Es iſt im einzelnen Außerungen ſozialdemo— 
fratifher Führer und in der ſozialdemokratiſchen Preſſe 
ber eine Gefihtäpunft hervorgehoben worden: es finden 
fih Anzeichen dafür, daß bei der jehigen Wahl auch 
Arbeiter, ſogar gewerfihaftltih organifierte Arbeiter, an 
die fapitaliftiihen Parteien zurüdverfallen find. Die 
iozialdemokratifche Preſſe erkennt damit an, daß offenbar 
waclendes Mißtrauen in die Berheißungen der Sozial— 


(B) demofratie von Zukunftsſtaat uſw. in die reife ber 


Arbeiter einzieht. 

Nun, meine Herren, wir werben bie frage ftellen 
miüflen, ob der Herr Reichslanzler diefe neuen Anforderungen, 
die auf dem Gebiete der Soztalpolitit und der Sozlal— 
reform an ihn herantreten, erfüllen kann auf Grund der 
heutigen Amterorganifation. Das Neihsamt des Innern 
tft ja ein Niefenamt geworden. Ob «8 auf die Dauer 
möglich) fein wird, in einem Amte die ganze Sozialreform, 
die ganze Mittelftandspoliti zu behandeln und gleichzeitig 
dieſes Amt fungieren zu laſſen als Handelöminifterium 
aur Vorbereitung bon Handelöperträgen und zur Er— 
fedigung der ganzen Zollfragen, dad muß, wie fich jeder 
ohne weiteres jagen muß, die größten Bedenken erregen, 
und es muß jchließlih dahin wirken, die Fortführung ber 
Sozialreform aufzuhalten. Die Soztalreform des Grafen 
Poſadowsty hat ja in biefem Haufe feit Jahren Ber: 
traten gefunden. Wir hatten aber jehr oft den Eindrud, 
daß die Projekte, die er und bringt, nicht jeiner urſprüng— 
lihen Meinung entiprachen, fondern daß feine weitſchauende 
Sozialpolitit fih gepaart hatte mit engherzigen Auf: 
faffungen au dem preußiſchen Staatöminiftertum 

(ſehr aut! bei den Nationalliberalen), 
und daß aus dieſer Paarung dann fold ein Wechſelbalg 
entitanden ift, wie beifpieläweife das Geſetz über bie 
Berufövereine, und da möchte ich in ber Tat den dringenden 
Wunſch ausſprechen, daß angefihts der Tatſache, baf wir 
bei den Wahlen in Arbeiterfreifen erneut Einfluß gefunden 
haben, den wir früher verloren hatten, uns ſolch ein 
Gefeg nicht mehr vorgelegt werde. Es ift body eine ganz 
ſchlechte Politif, wenn man ein Arbeitergefeg borlegt — 
und das Geſetz über die Berufsvereine iſt doch ein ſolches —, 
daß dann dieſes Geſetz fo ausgeftaltet ift, daß es ſchließlich 
fetten Arbeiter befriedigt, gleichgültig, welcher Organifation 
und welder Partei diefer Arbeiter angehört. Sie haben, 


foweit Sie bereit dem vergangenen Reichätag angehörten, (C) 


den Eindrud noch friih im Gedächtnis, den diefe Debatten 
machten, daß dies Geſetz über die Berufäpereine in allen 
feinen Teilen zerpflüdt wurde, und ich follte meinen, daß 
auch die Staatömtnifterien von Preußen und Sachſen zu 
der Auffaſſung fommen follten, ſolche Geſetze müſſen aus 
einem freiheitlichen Geifte heraus geboren werben 
(jehr richtig!) 

und niht aus einer Auffafjung, ald wenn man die Ar: 
beiter nur gängeln und reglementieren und überwachen 
wollte. Man muß die Anfhauung aufgeben, daß man 
durch Heinliche Polizeimaßregeln, die ſehr oft aud zur 
Schifane werben, etwas erreichen könnte. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 
Das wollte ih fagen unter Wiederholung deſſen, was ich 
bei der erften Lefung des Gefeged über bie Beruföpereine 
damals in biefem hohen Haufe gefagt habe. 

Wir haben unfererfeitö in der Reihe unferer Snittativs 
anträge wiederum den Antrag eingebracht, ber die Errichtung 
eined Reichsarbeitsamts fordert unter Beteiligung einer 
gleihen Zahl von Arbeitgebern und Arbeitnehmern, des 
weiteren aber aud) ben Gelegentiourf über bie parttättfchen 
Arbeitäfammern, einen Antrag, ber feit Jahren von meinem 
Freunde Heyl zu Herrnsheim eingebradt worben ift. Ich 
follte meinen, daß biefe Aufgaben in der Tat jpruchreif find, 
und id möchte wünſchen, daß der Neichätag, wenn aud) 
nicht in diefer, fo doch in der fommenden Seffion mit 
biefen Aufgaben befaßt wird. Auf die übrigen fozial: 
volitiihen Fragen mill ich Bier nicht weiter eingehen. 
Der Herr Abgeordnete Spahn hat fie teilwelfe berührt. 
63 find Gebiete, auf denen vielfah die verſchiedenen 
Fraktionen des Reichsſtags gemeinfame Arbeit geleiftet 
haben. Ich darf hinweifen auf den Smitiativantrag be- 
züglic der Heimarbeit, auch eine bringliche Materie, bie 
der Regelung bedarf, dann auf bie Worbereitung ber 


Witwen- und Wailenverforgung und was weitere An- (D) 


träge find. 

Ein Wort möchte ich jagen über bie Mittelftands- 
geiedgebum ; aud hier find — das ergibt ein Nüdblid 
auf bie Hinter uns liegende Legiälaturperiode — eine 
Neihe geſetzgeberiſcher Aufgaben fpruchreif. Wir vertreten 
den Standpunkt, daß ber Staat Sozialpolitik nicht ein— 
feitig machen kann fir die Induſtriearbeiter, ſondern daß 
er anderen notleidenden Scicten, die im heutigen 
Konkurrenzlampf nicht mehr recht mitlonmen, aud) die 
Wohltaten der Geſetzgebung geben muß. Die Geſetz- 
gebung hat auch ben Erfolg gehabt — das wird uns 
bon ber foztaldemokratiihen Preſſe beftätigt — daß ein 
großer Teil der Mitläufer von der Sozialdemokratie aus 
dem Heinen Bauerntum, ben Kaufleuten, dem Handwerker— 
ftande ufw. abgeſchwenkt find. Alſo ber Beweis ber Vor— 
trefflichkeit der Mittelſtandspolitik ift aud) von ben Wahlen 
geltefert. Ih möchte wiederholt darauf hinweiſen, daß 
einmal die Trage des Meinen DBefähigungsnachweifes 
ſpruchreif it. Darüber liegt ja eine mit großer Mehrheit 
angenommene Refolution des Neichdtagd dor aus 
Anlaß des Gefeßed über den Bauhandwerferbefähigungs: 
nachweis. 

Dann erhoffen wir die Wiedervorlage des Geſetzes 
zum Schutz der Bauhandwerker, und ſprechen endlich Die 
Hoffnung aus, daß aus den Vorberatungen im Reichsamt 
des Innern vom 15. und 16. Februar d. J. über die 
Ausgeſtaltung des Geſetzes über ben unlauteren Wett— 
bewerb, über Ausverkaufsweſen, Wanderlager uſw. dem— 
nächſt ein Geſetzentwurf an den Reichſtag kommen möge. 

Meine Herren, den Ausführungen des Herrn Ab— 
geordneten Spahn über die Lage unſerer Beamten und 
Unterbeamten kaun ich mich anſchließen. Ich nehme 
vorweg die Privatbeamten, die Beamten in den privaten 
Betrieben. Hier liegt eine Interpellation der Herren 
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(4) Freiherr Heyl zu Herrnöheim und Strefemann vor, bie 


uns ja in den nächſten Tagen befhäftigen wird, ſodaß 
ih über bie Forderungen der Privatbeamten, insbeſondere 
auf Einführung einer ftaatlihen Penfiond: und Hinter: 
blicebenengejeggebung wohl heute hinweggehen Tann. 

Mir werben aud) gemeinfam mit anderen Parteien 
bie Anträge wieber einbringen, bie auf dem Gebiete des 
Rechtes der Handlungsgebilfen und der techniſchen Be— 
amten liegen. Darüber liegt ja ein Kommiſſionsbericht 
— id glaube, eö war die XIV. tommiffion — bor, der die 
nötigen Unterlagen für eine Behandlung im Reichstage 
gibt. Ebenſo ſcheint mir nad) diefer Richtung bie Regelung 
der Arbeitäzeit im Kontoren des Handlungsgewerbes 
Ipruchreif zu fein. Da find eine Neihe von Vorarbeiten 
bon der arbeiterfiatiftiihen Kommiffion gemacht worden. 
Auch die Handlungsgehilfenverbände haben fi mit diefer 
Materie jehr eingehend befchäftigt, ſodaß wir aud hier hoffen 
fönnen, dab bemmächft bie geiegliche Regelung erfolgen wird. 

Was der Herr Abgeorduete Spahn über Beamte 
und Unterbeamte ausgeführt hat, fann ich namens meiner 
politiihen Freunde ohne weiteres unterfchreiben. Uns 
allen find im Laufe der hinter uns liegenden Wochen 
Zuſchriften zugegangen, aber aud genaue Berechnungen 
über die Haushaltungäbudget3 der Heinen und mittleren 
Beamten, aus benen ohne weiteres hervorgeht, daß ohne 
Gehaltsaufbeſſerung bie Leute nicht nur zurückkommen, 
fondern verſchuldet werben. Alfo, in diefer Nichtung 
einzugreifen auch unter Berüdfihiigung der Geſichtspunkte, 
bie jungft im preußiſchen Abgeorbnetenhaus hervorgehoben 
worden find, werben auch meine politifhen Freunde fid 
angelegen jein laſſen. 

Was die Reformen auf politifchen Gebiete anlangt, 
jo bat die Thronrede den Grundſatz ausgeiproden, baß 
gewiffenhaft die verfaflungsmäßigen Rechte und Befugniffe 
des Volkes geachtet werden. Meine Herren, das richtet 
fih gegen die vielfah in ber Reichdtagswahlbewegung 
aufgeiretenen Behauptungen, da man das Reichstags— 
wahlreht antaften wolle. Wir find biefer Behauptung 
immer entgegengetreten unter Hinweis auf das Programm 
der nationalliberalen Partei, welches das unbedingte Feſt— 
balten an dem beitehenden Reihstagswahlredt ausſpricht. 
Wer fih diefem Programmpuntt entgegenitellt, tritt außer: 
halb de3 Rahmens der nationalliberalen Bartei und ihres 
Programms. 

Im übrigen meine aud id, daß es not tun wird, 
bie Sicherung des Wahlgeheinmiſſes befler auszubauen, 
und in Rückſicht darauf haben wir den Antrag der jüngften 
Seſſion wiederum eingebracht, es möchten — und bas ift 
wohl der Haupimißſtand, der bei der Wahl zutage getreten 
iſt — von Reichs wegen Urnen an bie Einzelitaaten für 
die einzelnen re geliefert werden, und zwar 
Umen, fo eingerichtet, dab eine mechaniſche Mifhung ber 
Mahlzeitel in ihnen erfolgt, ſodaß die kontrolle, bie viel: 
fach noch namentlich in Heinen Bezirken darüber erfolgt, 
wie der einzelne Wähler abgeftimmt hat, dann künftighin 
unmöglich jein wird. 

Dann, meine Heren, möchte ich dem Herrn Reichs— 
fanzler anheimgeben, ob nunmehr nit unter dem Ein— 
drud diefer Wahlen aud) der Zeitpunkt gelommen ift, ein 
freiheitliche8 Vereins- und Berfammlungsreht für ganz 
Deutihland zu maden. 

(Sehr richtig bei den Nationalliberalen.) 
63 bat ja wohl jelten eine Wahl ben Beweis geliefert, 
wie ſehr unfer Volk immer noch geneigt, ift, unter großen 
Geſichtspunkten energiſch auch in der Wahlbewegung ſich 
zu betätigen, und andererſeits den Beweis geliefert, daß 
man große Klaſſenbewegungen, wie es bie jozialdemofratiiche 
Bewegung ift, nicht befämpfen und nit Kerr über fie 
werben durch Polizeimaßregeln 

(jehr richtig! bei den Sozialdemokraten), 


fondern daß das gemacht werben muß durch organiſche (C) 


Reformgefege und durd ein ſolches Verhalten von Staat 
und bürgerliher Geſellſchaft den Arbeitern gegenüber, 
welches das Vertrauen zurüdgewinnt. 

Meine Herren, daß die Zuftände in unferem Vereins— 
und Berfammlungsreht durchaus unzulänglich find, daß 
Beftimmungen, wie beifpielöweife die Beſtimmung über 
das fogenannte Segment, in dem Frauen Berfanmlungen 
anwohnen können, weiter nichts im Gefolge haben, als 
baß ber Fluch der Lächerlichkeit fi) an jolhe Maßregeln 
anknüpft 

(ehr richtig! bei den Nationalliberalen), 
daß es überhaupt vollſtändig rückſtändig iſt, wenn man 
auf dem Gebiete des Vereins— und —— — 
die Frau ſchlechter ſtellt als den Mann, darüber iſt man 
in weiten Kreiſen des Volkes längſt einig, und wenn 
einmal, ſo, glaube ich, wäre dieſer Zeitpunkt im Anſchluß 
an die Neuwahlen ſehr günſtig, um auf dieſe lange auf: 
geihobene und auf den heutigen Tag nicht gelöfte Auf: 
gabe ber Einführung eines freiheitlihen Vereins- und 
er: Ser zurüdzufonmen. 
(Bravo! bei den Nationalliberalen.) 

Ich möchte, meine Herren, ein ganz furzes Wort 
jagen über bie Notwendigkeit von Srollsrelarnen. Das 
ift ein weited Gebiet und wir werben beim Keichsjuftizamt 
ja darauf zurüdfommen. Ih Habe aber und mit mir 
viele meiner Freunde und wohl aud Herren aus anderen 
Fraktionen den Eindrud, daß diefe Reformen jehr langſam 


vor fi gehen. 
(Sehr richtig) 

Ich will nicht Sprechen von der Reform bes materiellen 
Strafredt3. Das ift eine fehr ſchwierige Materie, und 
wir fünnen gan; damit einverſtanden fein, wenn dieſe 
Sade zunächſt wiflenihaftlih gründlich vorbereitet wird, 
wie es durch bie Vorarbeiten der deutſchen Gelehrten 
zurzeit gefchieht. Aber wir Haben mit Freuden gehört, 
baß bereit durch eine Kommiſſion ein Entwurf eines 
neuen Strafgefeges aufgeftellt wird. Ich gebe mich auch 
feinen Jlufionen darüber hin, dab das auch für ben 
Neichdtag eine fehr Ihwierige Materie jein wird. 

Aber anders liegt die Frage bezüglich des Straf: 
prozeſſes. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 

Meine Herren, es iſt ein ganz unhaltbarer Zuftand, daß 
man beim Militärftrafprozeh die Berufung gegeben hat, 
und daß wir nun fehen, wie oft Urteile dort reformiert 
werben, daß der Mann in ber zweiten Inflanz ganz 
anderd angefehen wird binfihtlih der Schuldfrage und 
binfihtlih des Strafmaßes als in der eriten Inſtanz, wo 
er vielfach feine Verteidigung nicht genügend vorbereitet 
hat. Es iſt ein ganz unhaltbarer Zuftand, daß ber 
Strafprozeß der Zivilperfonen immer nod die Berufung 
nit hat. Und nun meine ic) folgendes. 

Drei Jahre find wir Hier in der Straſprozeß— 
fommtiifion im Reichsjuſtizamt gefeflen. Ob die einzelnen 
Beſchlüſſe zu den einzelnen Paragraphen und Materien 
befriedigen oder nicht befriedigen, das tft ja ganz gleich— 
gültig; die Vorarbeiten liegen jedenfalls in vollem Umfange 
vor, und wenn ber Regierung ein Beihluß, den wir 
gefaßt haben nicht paßt, gut, dann mag fie einen anderen 
Vorſchlag machen. Der Reichstag wird ja auch vieles 
anberd geftalten, als dad in dieſer Sachverſtäudigen— 
fommiffion gefhehen ift. Aber den Abſchluß dieſer Materie 
—— wir, und ben können wir mit Recht nach dieſen 
grimmblichen VBorbereitungsarbeiten verlangen. 

Ih möchte dem Herrn Staatsſekretär des Reichs— 
juſtizamts —— im Laufe dieſer Beratungen über 
den Stand dieſer, Vorarbeiten hier Auskunft zu geben. 
Wenn er eine derartige Auskunft hier gibt, dann eripart 
das unter Umſtänden die Wiebereinbringung der. Inter— 


— 


D) 





(Baflermaun.) 


(A) pellation über ben Stanb der MBorarbeiten in ber 


Berufungsfrage in Straffahen, die ich in ber vergangenen 
Legiälaturperiode eingebracht habe. 
(Schr richtig! bei den Nationalliberalen.) 
Daöfelbe gilt, meine Herren, fir bie Neform bes 
er erg für die Erweiterung der amt&gerichtlichen 
uftändigfeit. Es hat jüngft im preußtfchen Abgeordneten: 
haufe der Herr Abgeordnete Schiffer eine jehr gute Rebe 
über bie Zuftände unferer Juſtiz gehalten und auf bie 
großen Mängel bingewiefen, auf das fi hinſchleppende 
Verfahren mit viel zu hohen Gerichtöfoften, während unſer 
Publitum durch dad Geſetz über die Gewerbegerichte und 
jetzt auch durch das Geſetz über bie taufmannägericte 
geſehen hat, daß man in ganz anderer Weiſe judizieren 
Tann, raſch, billig, nicht durch Jahre hindurch die Querelen 
weiterſchleppen, wie das vielfach bei unferen Zibillammern 
uſw. der Fall iſt. Alſo auch dieſe Reform iſt dringend. 
Meine Herren, ich bin überzeugt, auch hier liegt die 
Urſache ber Verſchleppung viel weniger an dem Reichs— 
juſtizamt als an ben Wiberftänden, die das Reichsjuſtiz— 
amt in anderen Juſtanzen findet. 
(Sehr richtig! bei ben Ntattonalliberalen.) 
Auf der einen Seite ift es vielleicht ber preußiſche Herr 
Finanzminiſter, der an biefe Frage der Einführung ber 
Berufung nicht heran will 
(ſehr richtig! bet ben Nationalliberalen), 
und in ber Frage ber ———— unſerer Amts⸗ 
gerichte ſind es, wie ich höre, beiſpielswelſe Bayern und 
andere Staaten, bie bie Befürchtung haben, daß bei einer 
ſolchen Reform, die die Zuftändigfeit der Amtsgerichte ers 
weitert, vielleiht bas eine oder andere Landgericht ins 
Schwanken fommen könnte. Meine Herren, bas tft doch 
ber ſelundäre Gefihtöpunft; in erfter Reihe muß doch bie 
Rüdficht eo das Publikum a — Alſo, meine Herren, 
bad wollte ich fagen über dieſe Reform, die wir für bring- 


(B) ih und notwendig erachten. 


Ich will nidt ge auf das Gebiet ber aus: 
a. ‚Bolitit, da3 würde ja heute zu weit führen. 
Wir begrüßen bie Ankündigung in ber Thronrede, in ber 
auögeiproden ift, daß bie Erhaltung bes Friedens ala 
gefihert betrachtet werben kann. Ich meine, es hat nad) 
biefer Richtung auch bie Wahl nad dem Auslande Hin 
einen ganz guten Gindrud gemadt. Wenn man bie 
EN verfolgt, muß man zu biefem Urteil ge: 
angen 
(na nu! bei den Sozialdbemofraten), 

und zwar meine ih nad folgender Richtung. Die 
deutſchfeindliche Preſſe hat ja bei Diefen Wahlen auf 
einen ftarfen erneuten Steg ber Sozialbemofratie gerechnet 
— darüber ift gar fein Zweifel —, fie hat bie Hoffnung 
gebegt, dab durch biefe ftarke ſozialdemoktatiſche Be: 
wegung nad) und nad die Berhältniffe im Innern unferes 
Baterlandes ind Schwanfen geraten würben. In biefer 
Hoffnung mußte ja aud bie Preſſe des Auslandes 
beftärft werden burd die vielfachen Auseinanderfegungen 
ber Sozialdemokratie, die wir gehört haben, wo uns bar- 
gelegt worden ift, wie bie Dinge im Falle der Mobil: 
madung mit ben Rekruten gemacht werden follen, daß 
nicht in jedem Falle der ſozialdemokratiſche Rekrut das 
Gewehr über bie Schulter nehmen und marfjchteren würde. 
Das find Dinge, die natürlich im Auslande mit befonberer 
Aufmerkfamkeit verfolgt worden find. Nun find bie Saden 
anderd gegangen, bie Wahlen find anders ausgefallen, 
und darauf hat das Ausland natürlich ſehr Acht gehabt. 

Daß diefe Wahlen nun einen imperialiftiihen Charatter 
an fi tragen, davon Tann gar feine Rede fein, auch wenn 
die ſozialdemolratiſche Preſſe das Ausland mieder auf 
biefen Gedankengang hinweift. Im „Vorwärts“ ift fofort 
wieder ein Artikel erſchienen: „Imperialiftiihe Wahlen“, 
wo und Deutfhen alle möglichen Dinge unterftellt werben, 
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beifpielöweife, bak wir die Truppen in Sübweltafrifa nur (0) 


beöwegen zurüdhielten, weil wir mit unferer Flotte Eng— 
land nicht an den Hals fünnten unb nun auf dem Land» 
wege nad der Kapkolonie gehen wollten. 
(Zuruf bet den Soztalbemofraten.) 
— Das ſteht ausdrücklich in biefem Artitel. — Und das 
wollen Sie mit den paar taufend Mann madhen, bie im 
Norden, der Mitte und dem Süben bed Schußgebietes 
zerftrent find? Ad, Herr Bebel, 
(Zuruf bet ben Soztaldemofraten) 
— wenn bad aud ein Alldeutſcher gefagt hat, nun, wir 
wiffen ja, wieniel Truppen wir dort drüben haben, und 
daß biefe Truppen faum genügen, um unfer ganzed Gebiet 
im Norben gegen die Ovanıbod, im Süden gegen bie 
Hottentotten und in ber Mitte gegen die Herero— 
refervationen zu ſchützen. Davon kann alfo gar feine 
Rede fein. Wir wollen feine ausſchweifende Weltpolitik, 
dad ift immer bon und audgefproden worden. Mir 
treiben auch feine Eroberungspolitik, wir wollen eine 
frieblihe MWeiterentwidlung ber Dinge, aber auch feine 
Nafenftüber von anderen Nationen 
(ehr richtig! und brabo!), 
und wollen und aud nicht in das Maß unferer Rüftung 
bineinreben laffen. Das müſſen wir felbft beurteilen, 
wa3 wir brauden an Heer und Flotte. Im großen und 
anzen meine ich: die befte Baſis bes Friedens ift ein 
Rartes Heer, das bat die Entwidlung ber Dinge gereiet, 
auch eine tüchtige Flotte, und dann vor allen Dingen, 
wenn ab und zu einmal durch eine ſolche Neuwahl gezeigt 
wird, daß das beutiche Volt in nationalen Fragen nicht 
mit fih ſpaßen läßt 
(lebhafter Beifall), 
und daß in nationalen Fragen die Parteien, die auf 
biefem Boden ftehen, immer wieder in der Lage find, ben 
Sieg zu erringen, wie es diesmal gefhehen iſt. 


ch möchte noch ein kurzes Schlußwort jagen über (D) 


bie Gefamtrefultate dieſer Wahlen, wie jie fih in meinem 
Kopfe barftellen. Ich meine: zunächſt ift dad Kolontal- 
intereffe durch diefe Wahlen ein derartig vertieftes ge- 
worben, wie e3 leider in einem 2d-jährigen Seitraum 
auch nicht entfernt möglid war. Den Bauern unb 
Handwerkern und Arbeitern ift dieſes Mal bie Be— 
deutung ber Kolonialfrage von allen Seiten klargelegt 
worden, fie haben gelernt, fie haben aber nicht nur gelernt, 
fondern fie haben aud ben Beweis geltefert, daß fie fo 
intelligent find, baß fie all den Tiraben von Sandwüſten 
und ertlofigfeit der Kolonien Heine Folge — 
haben, ſondern daß ſie eingeſehen haben, daß wir auch 
nicht ſolche Narren ſind, daß wir Millionen und aber 
Millionen in unfruchtbare Gebiete hineinſtecken. Alſo 
dieſer Apell au die Intelligenz unſeres Volkes hat doch 
einen großen Erfolg gehabt, und ſo wird der Herr 
Kolonialdirektor Dernburg nun in der Tat den Boden 
bereit finden für eine intenfive SKolontalpolitif nach ber 
Richtung, dab Handel und Induſtrie für die Auffchließung 
unserer Kolonien in ganz anderer MWeife heranzuziehen 
find, als das biöher der Fall war, und id glaube, daß 
Herr Dernburg and nad) diefer Richtung bin, wenn er 
fo fortfährt, feine Energie zu entfalten, Erfolge auf- 
zuweilen haben wird. . 

Dann ein zweites, was biefe Wahlbewegung nebradht 
bat: ber nationalgefinnte Arbeiter tft zum erften Mal mit 
großer Energie und großer Madhtentfaltung in ber 
politiihen Arena erichienen, und ich habe ben Eindrud, 
daß biefen nationalen Arbeiterorganifationen die Zukunft 
viel eher gehören wirb als der Sozialdemokratie. 

(Sehr richtig!) 

Ich bin der Meinung, daß feine Partei fich dieſem Neuen, 
was in bem Wahlfampfe durch biefe nationale Arbeiter» 
bewegung hervorgetreten ift, wird entziehen können, daß 


(Baffermann.) 
(a) jede Partei genötigt fein wird, dem Gedanken, der vor 
Jahren bon Seiner Majeftät dem Kaiſer auögeiprochen 
worben ift, auch Arbeiter in das Varlament zu entienden, 
Rechnung zu tragen. Auch die nationalliberale Partei 
hat in Duisburg ja damit den Anfang gemadıt. 
. (Sehr richtig!) 

Meine Herren, daß es uns möglich war, in diefem 
Wahltampfe dieſe Refultate zu erzielen, tft zurüdzuführen 
darauf, daß das Bürgertum fi gefammelt hat, dab aud) 
endlih einmal Opfermut auf biefem Gebiet ſeitens bes 
Bürgertum ſich entfaltet Hat. Das war ja eben unier 
Kummer, daß die Genoflen fo opferwillig in der Zahlung 
bon Beiträgen an bie Parteifajje waren, während wir 
mes und Not die paar Basen uns zufammenkragen 
mußten. 
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Frage aufgeworfen wird, um die Reichsſtandarte ſich (C) 
ſcharen wird und treu ſtehen wird zu Kaiſer und Reich. 
(Lebhafter Beifall bei den Nationalliberalen.) 


Präfident: Dad Wort hat der Herr Reichskanzler. 


Fürft v. Bülow, Reichskanzler: Der Herr Abge: 
ordnete Spahn hat fi in dem zweiten Teil jeiner Aus— 
führungen mit meiner Stellung zur Zentrumspartei be- 
ihäftig. Im Laufe der legten Jahre ift mir oft von 
der Linken, bier und da auch von fonferbativer Seite 
übertriebene Hinneigung zur Sentrumspartei vorgeworfen 
worden. Heute wurde mir aus ben Reihen der Zentrums: 
partei, von dem Führer der Zentrumdpartei vorgeworfen, 
daß ich gerabe biefe Partei brüsftert hätte. Ich will mid) 
über mein Verhältnis zur Zentrumspartei ganz offen aus— 
fpreden. Id made audy heute fein Hehl daraus, daß 
ih lange und ehrlich beftrebt neweien bin, die Mitwirkung 
der Zentrumspartei fir große Aufgaben unferer nationalen 
Politik zu gewinnen. Das war von mir nit nur taf- 
tiſche —* das war meine Pflicht gegenüber dem 
Lande. Wie die Parteiverhältniſſe im Reichsſstag lagen, 
gab es feine andere Möglichkeit, eine fruchtbare innere 
Politik zu machen. Gewiß, meine Herren, das Zentrum 
bildete am 13. Dezember auch mit der Sozialbemofratie 
eine feſte Mehrheit; ich hätte aber einmal die Politik ſehen 


(Heiterfeit.) 

Es ift natürlih alled nur ein Anfang. Noch ftehen wir 
bor der Tatſache, dab die Sozialdemofratie 3 Milltonen 
Stimmen aufgebradit hat, und dab aud ihr abfoluter 
Zuwachs Heute noch an Stimmenzahl vorhanden it. Das 
gibt natürlich die Mahnung an die bürgerliben Parteien, 
niht zu erlahmen in ihrer Tätigkeit und fi maments 
un die Erridiung von Arbeitervereinen angelegen zu 
afien. 

Das eine ift ohne weiteres Kar geworben: der Glaube 


von dem unaufhaltfamen Auffteigen der Sozialdemofratte 
it dahin, der Slaube, den wir zum Teil am 13. Dezember 
in dbiefem Haufe nod hatten, daß fie eine Menge Sige 


mögen, bie man auf die Dauer mit biefer Mehrheit ge: 
macht hätte. 
(Sehr gut!) 


neu gewinnen würde. Damit ift aud bem Bürgertum 
auh ein gut Teil des Peſſimismus verfhwunden, ber 
lange auf bemjelben laftete, der Gebanfe: es ift doch 
nichts zu maden, die Indufiriezentren, die großen Städte 
find dem foztaldemofratifhen Einfluß verfallen, und wir 
fönnen nichts dagegen maden. Das ift mit diefer Wahl: 
bewegung ander geworden, das Bürgertum bat geſehen, 
(8) daß, wenn es einig ift, es ihm auch möglich ift, die Wahl- 


Auch mit anderen Parteien bildete daS Zentrum eine 
Mehrheit. Mit diefer Mehrheit beftimmte praltiſche Auf: 
gaben ber Gefeggebung zu löfen, bin ich beftrebt geweſen. 
So habe id mit ihr im Neich den Ausbau der beutfchen 
Flotte ermöglicht und den Bolltarif, bie Handelsverträge, 
die Brüffeler Zuderfonvention, die Reichäfinanzreform, 
in Preußen ben Ranal, die Bergarbeiternovelle, das Voltd- 
fchulgefeg zuftande gebradt. Das damalige Gerede über (D) 


beteiligung fo zu fteigern, daß es fiegt. Zidzadturs und Fortwurfteln war ebenfo töriht wie bie 
(Zwiſchenrufe bei den Soztaldemofraten.) Behauptung von meiner Abhängigkeit von der Zentrums: 
— Ad, das bischen Regierungdagitation! partei. Ohne eine innerlich homogene Mehrheit läßt ſich 


(Heiterfeit.) 
Schen Sie fih doch die Wahlkämpfe an in den ſächſiſchen 
Städten, bie zurüdgewonnen find! Iſt denn bad Ne: 
gierungseinfluß geivelen? Das ift unaufhaltiame, raftloje 
Tätigfeit bes Bürgertums gewefen! 
(Bebhafter Beifall.) 
Meine Herren, in unhaltbarer Lage haben die verbündeten 
Regierungen den Reihstag aufgelöft und an das Bolt 
appelliert, das Bolt hat in dieſen Wahlen auch gefproden 
und bat in einer wichtigen nationalen Frage fein Verdikt 
egeben. Wie widtig die Frage dem Wolfe erſchien, das 
Deipeift dieje ftarfe Wahlbeteiligung, das Anfchwellen der 
Wahlbeteiligten in Deutſchland Fn 85 Prozent, und das 
war nicht der Abhub der Bevölkerung, wie die fozlal- 
demokratiſche Prefje geihrieben hat, dad war aud) nicht 
der dumme Kerl — fo viel dumme Kerls gibt es in 
Deutihland gar nicht 
(Heiterkeit) —, 
fondern bad war dad Bürgertum, bem bie Bebeutung 
diefer Wahl und wohl auch bie Bebeutung ber fozial- 
demofratifhen Gefahr nah und nad Har wird. Es war 
aud der Zorn gegen bad Zentrum 
(fehr richtig bei den Nationalliberalen und links), 
der dazu geführt hat, daß die Sozialdemokraten bie 
Prügel bekommen haben. In diefer Entwidlung, mie fie 
fih nunmehr gezeigt bat in ber nunmehr hinter uns 
liegenden Wahl, barin liegt bie hohe Bedeutung biefer 
nunmehr abgefchloffenen Wahl, die dem Reichstag ein 
anbered3 Geſicht gegeben hat. Uns geben diefe Wahlen 
die Gewähr, daß unfer Volk auch ſchwere Tage beftehen 
wird, daß unfer Bolf allemal da, wo eine nationale 
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feine programmatifche Politif treiben, ohne eine foldhe 
laffen fi) nur beftimmte Fragen von Fall zu Fall Idfen. 
Das habe ich getan, nit, wie man mir das hier und 
ba vorgeworfen hat, als finaffierender Diplomat, fondern 
al3 praktiſcher Staatsmann. Es mar ganz in ber 
Ordnung, dab id verfuchte, folange ed ging, mit ber 
Mehrheit zu regieren, bie für nationale, db. h. im Intereſſe 
bed Ganzen liegende Zwede vorhanden war, und daß id) 
biefe Mehrheit in den Dienft folder Zwede geftellt habe. 
Ich erkenne auch heute durchaus an, daß das Zentrum 
mitgewirkt hat bei ſolchen Aufgaben, und daß es geholfen 
bat, fie in einer Wetfe zu Lofen, die im Intereffe bes 
Landes war, bis zu dem Tage, wo bad Zentrum ſich 
nit nur getrennt bat von den anderen bürgerlichen 
Parteien, mit denen zufammen es fo große Aufgaben 
gelöft hatte, ſondern wo es die Regierung gezwungen hat, 
den Reichstag aufzulöfen. Denn mein Zuſammengehen 
mit jeder Partei hat eine beftimmte Grenze. Ich habe 
auf fie hingewiefen, als id einmal — ich ee ed war 
im Abgeorbnietenhaufe — fagte, daß ih in nationalen 
Fragen feinen Spaß verftünde. Ich gehe mit jeder Partei, 
die die großen Bedingungen adıtet, ohne welde das 
beutfche Volk in der Welt nicht atmen und leben und ſich 
behaupten fann. Wird dagegen gejünbigt, fo hört bei 
mir die Gemütlichkeit und bei ber Regierung das Zu— 
fammengehen auf. Der Einfluß, bie Macht einer Partei 
werben zu einer Beißel für die anderen, fie werben zu 
einer Plage für da Land, wenn fie mißbraudt werben. 
Und folder Mißbraud liegt nicht einmal im Interefie ber 
Bartei, die ihn ausübt; denn da heißt ed auch: Drud 
erzeugt Gegendrud, und früher oder fpäter ftellt ſich der 
‘ 


(A) Rüdichlag ein. 
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Das Zentrum hat jeine ausſchlaggebende 
Stellung nit mit demjenigen Maße von Befonnenheit 
und Selbftbeherrfchung bemußt, die für eine Partei die 
Vorbedingung dauernden Ginfluffes ift. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 

Meine Herren, wie ift es zu dieſer Kriſis gelommen? 
Auch darüber hat fich der Herr Abgeordnete Spahn ver: 
breitet. Ih mill Ihnen meine Auffaffung der Dinge 
bortragen, bie von derjenigen des Herrn Führers der 
Bentrumsdpartei allerdings in weientlihen Momenten 
abweicht. Als ih — es war ja wohl noch im November 
— biejem hohen Haufe den neuen Herrn Kolonialdirektor 
borftellte, habe ih die in ber Stolonialverwaltung be: 

angenen Fehler und Irrlümer offen eingeräumt. Ich 
Babe nichts vertuſcht. Ich habe gejagt, daß die zur 
Sprade gebradten und wirklich vorgefallenen Mißſtände 
fireng unterfuht und unmahfichtlih geahndet werben 
jollten. Ich Habe der beftimmten Abfiht Ausdruck ge: 
geben, Wandel und Beſſerung zu ſchaffen. Ich babe 
aber aud feinen Zweifel darüber gelaflen, daß ich auf 
die Mitwirkung dieſes hohen Haufes rechnete, damit auf 
eine vorübergehend vielleicht motwendige, aber fehr un: 
erquidlihe und auf die Dauer dem Kredit de3 Landes 
fhädlihe Periode eines ununterbrodenen Waſchens 
ſchmutziger Wäſche endlich eine Zeit ruhiger und pofitiver 
Arbeit in umferer a folgen fönne, 

(Sehr gut!) 

Ih hatte damals den Eindrud, daß diefer mein Appell 
einer verftändnispollen Aufnahme begegnete. Da kam der 
Zufammenftoß zwiſchen dem Stolontaldirettor und dem 
Herrn Abgeorbneten Roeren. Daß es zu dieſem Zu— 
fammenftoß fam, mußte mich deshalb in hohem Grade 
überrafchen, weil auf meine Veranlaſſung ımd in meinem 
Beifein der Herr Kolonialdireftor zwei herborragenden 
Führern der Bentrumspartei den ganzen status causae, 


(B) die begründeten Beichwerden und die berechtigten Er: 


wartungen ber Kolonialverwaltung vorgetragen hatte. 
(Hört! hört! Fints.) 
Ih war überzeugt, daß nad dieſer loyalen Ausiprade 
die Zentrumdpartei die Fortführung eimer fachlichen nnd 
vernünftigen Stolonialpolttif nicht weiter ftören würde. 
Diefe meine Erwartung hat ſich nicht erfüllt. Der Herr 
Abgeorbnete Roeren ging gegen ben Herrn Solontal- 
direftor im einer in der Sache nicht begründeten, in ber 
Form maßlofen Weile vor. 
(Lebhafte Zuftimmung lint3 und rechts.) 
Am Tage nad diefem Zufammenftoß bin ich ter erichienen 
und babe in ernſten und klaren Worten keinen Zweifel 
barüber gelafien, daß ich hinter dem Stolonialdirettor 
ftünde, ber nad meiner Weiſung bier gehandelt hatte. 
Ih habe es bis zulegt für ausgeſchloſſen gehalten, daß 
mic die Zentrumspartei für diefe meine felbjtverftändlidhe 
und pflidtmäßige Haltung durch die Ablehnung einer 
Forderung würde ftrafen wollen, bei der es fich nicht nur um 
einen wichtigen Akt unferer bisherigen tolontalpolttif, fondern 
darüber hinaus um eine große Brinzipienfrage handelte. 
(Sehr richtig! Links.) 

Der Herr Abgeordnete Spahn Hat ſoeben das bon 
mir gefprodhene Wort von ber wünidhenswerten Paarung 
von fonjervativem und liberalem Geifte beanftandet. Nun, 
meine Herren, id bin aud heute ber Anficht, daß Die 
fruchtbarſten Epochen in unferer Gntwidlung zurückzu— 
führen find auf die richtige Miſchung von konſervativem 
und liberalem Geifte. 

(Bravo! Laden bei den Sozialdemofraten.) 
Aber, meine Herren, eine Paarung, die ich allerdings bis 
zum legten Augenblick für unmöglicd gehalten habe, das 
war bie Paarung Roeren-Singer, bie mir am 13. Dezember 
entgegentrat. 
(Sehr aut!) 
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Es iſt nicht möglich, eindringlicher zu warnen, als id (C) 


das in der Sigung vom 13. Dezember getan habe. Wer 
daraufhin nicht den Ernft der Situation einfah und die 
Unmöglichkeit für bie verbündeten Hegierungen, unter das 
bor ihnen aufgepflanzte kaudiniſche Joch zu gehen, dem 
war nicht zu helfen. 
(Sehr richtig! rechts und Linfs.) 
Wenn die Herren von der Zentrumspartei die Verſtändi— 
ung gewollt hätten, wenn fie unter Wahrung des beiber: 
Feitigen prinziptellen und Ehrenſtandpunktes die Auflöfung 
des Reichtags hätten vermeiden wollen, jo brauchten fie 
nur für den Antrag Ablaß zu ſtimmen 
(fehr richtig! lints), 
ber das Budgelrcht des Reichstags vollftändig wahrte, 
und der dem Wunſch nah Sparſamkeit jede Rechnung 
trug. Das haben fie nicht getan, weil fie gemeinſam mit 
der Sozialdemokratie die Regierung duden wollten. Das 
bat fih die Negierung nicht gefallen laſſen, und das wird 
fih, jo Gott will, die Regierung niemals gefallen laffen. 
(Stürmifhed Bravo rechts und linfs. 
Lachen bei ben Sozialdemokraten.) 

Der Herr Abgeordnete Spahn hat auch gemeint, 
duch das Vorgehen der Regierung wäre die Ehre ber 
Zentrumspartei verlegt worden. Wodurch fol id) denn 
die Ehre der Zentrumspartei verlegt haben? Etwa da— 
durd, daß ich ohne ihre Erlaubnis den Neihätag auf: 


gelöft habe? 
(Große Heiterkeit.) 
Meine Herren, das wäre ja nicht mehr ausfchlaggebende 
Stellung, dad wäre auch nicht der ruhende Bol in der 
Erſcheinungen Flucht 
(ehr richlig!), 


den ber Herr Abgeordnete Spahn ſoeben zittert hat, das 
wäre nit einmal mehr Trumpf, fondern dad wäre 
Barteityrannet — und die läßt fi niemand gefallen. 
(Sehr gut!) 
Nicht die Ehre der Zentrumdpartei ift verlegt worden, 
jondern der Beichluß, den die Zentrumspartei gemeinſam 
mit der Sozialdemokratie uns aufzwingen wollte, war ein 
Vorftoß gegen die Autorität der Regierung und gegen 
große Regierungsgrundſätze, deren Aufrehterhaltung nad) 
meiner Überzeugung im Intereſſe des Landes, feines 
Friedens und feiner ruhigen Fortentwidlung liegt. 
(Schr gut!) 

Meine Herren, ih muß mic jest zu zwei Behaup- 
tungen wenden, bie eine große Nolle im Wahlkampf ge= 
fpielt haben. In Artikeln der foztaldemokratifchen wie 
ber Zentrumspreſſe und aud in Wahlaufrufen ift die 
Sade jo bargeftellt worden, ald wenn es ſich barım 
handelte, verfeilungawmäßige Einrihtungen und Freiheiten 
gegen daS perlönlihe Negiment zu verteidigen, Meine 
Herren, dad war eine Jrreführung der Wähler, dad war 
ein falſches Signal, ausgeſteckt, um die Wähler irre zu 
führen, wie das in jetnem bekannten Artikel ein Sol 
des eriten Borfigenden der Zentrumdfraftion ausgeſprochen 
u Es ift ja bie linfitte eingeriffen, das perſönliche 

egiment ald eine Art von Popanz hinzuftelen, um bie 
politiihen Kinder zu ſchrecken, deren Zahl allerdings fehr 


groß ift. 
(Große Heiterkeit.) 

Wo tft deun in der legten Zeit das perſönliche Regiment 
in die Grideinung getreten? Meder in ber braun—⸗ 
ſchweigiſchen Frage, nod bei irgend einem anderen Anlaß, 
nod) insbeſondere bei der Auflöjung des Neihstagd. Die 
Auflöfung des Neihdtagd war die durchaus konftitutionelle 
Ausübung eines in der Berfaflung feftgelegten Rechts 
und in feiner Weife ein Borftoß gegen die Stellung des 


Reichstags. 
(Sehr richtig!) 
Bon einer Bebrohung der Reichsverfaſſung durch dad per- 


(D) 
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(A) fönlihe Regiment ift überhaupt nie die Rede geweien; 


eine folche liegt ganz außerhalb des Bereiches der Wahr: 
ſcheinlichkeit und felbft der Möglichkeit. Wohl aber find 
unſere verfaffungsmäßigen Einrichtungen, die bon ben 
verbündeten Regierungen gewiffenhaft beobachtet und tren 
gewahrt werben, bedroht durch bie Partei, die da auf den 
Bänfen der äußerften Linken figt, und bie ihre letzten 
Ziele ja gar nicht anders erreihen kann als durch einen 
Verfaſſungsbruch; und an bie Seite biefer Partel hatte 
Ach die Zentrumspartei geftellt. Alle Behauptungen über 
Eingriffe ober Übergriffe der Krone bei der Auflöfung des 
Reihätags oder während ber Wahlbewegung find ohne 
Ausnahme müßige und frivole Erfindungen. Die Krone 
bat lediglich feine Zuftimmung gegeben zu einem Beſchluß 
ber verbündeten Regierungen; dad war ihr gutes Ned. 
Es handelte fih aud gar nicht darum, wer im legten 
Ende zu enticheiden hat: der Staifer oder der Reichstag. 
Das iſt eime töridhte Antithefe. Der Neihätag hat das 
Recht, Vorlagen der verbündeten Regierımgen abzulehnen; 
bie verbimdeten Regierungen haben das Necht, wenn fie 
die im Intereffe des Landes für notwendig halten, mit 
Zuftimmung des Kaiſers den Reichstag aufzulöfen. Ich 
erfläre es ein für allemal für eine dreifte Unwahrbeit, 
wenn man der Negierung, wenn man mir verfaſſungs— 
widrige Handlungen oder Abſichten oder Gefinnungen 
imputiert. Ich habe das Wahlgeheimnis durch ein be— 
ſonderes Geſetz geihügt 

(Zuruf links), 

ich habe Diäten eingeführt, ich habe wiederholt erklärt 
und erklären laſſen, daß ich unverrückt auf dem Boden 
der Verfaſſung ſtünde. Ich habe das Budgetrecht des 
Reichsſstags nicht verlegt, ſondern gewahrt, nicht bedroht, 
fondern gehütet. Ich berbitte mir folche mwahrheitd- 
wibrigen Inſinuationen. Es handelte ſich bei dieſem 
Wahllampfe nicht um Abſolutismus, Despotismus, 


(B) Militarismus, Feudalismus, und wie die ismen alle 


lauten 
(Heiterkeit), 
ſondern e3 handelte fi darum, daß das Zentrum, auf 
die Sozialdemokratie geftügt, die verbündeten Regierungen 
in die Enge treiben wollte. Urt. 5 oder 4 der Reichs— 
verfaffung — ich erinnere mich im Augenblid nicht genau, 
Art. 5, glaube ih — lautet: 
Die Reichsgeſetzgehung wird ausgeübt dur ben 

Bundesrat und den Reichstag. 
Darin liegt fhon, baß feine Seite allein zu entſcheiden 
hat. Die verbündeten Regierungen erfennen die Gleich: 
beredtigung des Reichſtags volllommen an, nicht aber 
die Alleinberehtigung. Es wäre Alleinherrihaft, wenn 
eine Partei der Regterung Entichlüffe aufzwingen wollte, 
für welche dieſe nicht bie — ng using fann. 

Meine Herren, nun hat der Herr Abgeordnete Spahn 
auch davon geiproden, daß durh den Wahltampf_ bie 
religiöfen Leidenſchaften aufgewühlt worden wären. 
Darauf erwidere ih, daß leider zu dem gröbften Wahr: 
heitöentftellungen, die im Wahlkampf eine Rolle 5* 
haben, die Behauptung gehört, die katholiſche Reg on fet 
in Gefahr, ed würde ein neuer Kulturkampf vorbereitet. 
Wenn ed eine Regierung gibt, welche den Vorwurf 
religionsfeindliher und namentlich antitatholifher Politik 
und Gefinmung nicht zu ſcheuen braucht, fo ift es bie 
Regierung, an deren Spite ich ftehe. 

(Sehr richtig! rechts und bei den Nationalliberalen.) 
Sp etwas zu verbreiten, wie dad im Wahlfampfe ge: 
ſchehen ift, war nicht nur direft wahrheitäwibrig, es war 
auch eine unpatriotiihe Handlung. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 
Der Herr Abgeorbnete Spahn hat ſoeben gemeint, 
es wäre durch diefen Wahlkampf die Kluft zwifchen ben 
beiden Stonfefftonen erweitert worden. Wenn dies wirklich 


ber Fall wäre, fo würde mid) daS mit bem tiefiten Be: (C) 


dauern erfüllen. Es würde das aber in erfter Linie 
darauf zurüdzuführen fein, daß ohne jede Not, ohne jeden 
zwingenden Anlaß die Parole von der Gefahr eines neuen 
Kulturfampfes in die Maſſen Hineingeworfen worben ift. 
(Sehr richtig! links und rechts.) 

Ich ftehe noch heute auf dem Standpunkt voller Geredhtig- 
feit gegenüber beiden Stonfeffionen, voller Parltät, wahrer 
Toleranz. Diefen Standpunkt werde ich niemals verlaffen. 
Aber wenn von der Zentrumdpartei die Zentrumsfraktlon 
identifiziert wird mit der Tatholifhen Religion, das ift 
freilich ein Standpuntt, dem ich nicht aboptiere, das if 
eine Haltung, die id nicht mitmachen kann. 

(Bravo! rechts und bei den Nationalliberalen.) 
Der Kampf kehrt ſich auch nicht gegen das Zentrum al 
fonfeffionelle Bartei, fondern gegen den Mißbraud, den 
das Zentrum, gelehnt auf die Sozialdemokratie, mit feiner 
ausſchlaggebenden Stellung getrieben hat. Die Abftimmung 
vom 13. Dezember hatte leider bewieſen, daß aud eine 
für die katholifche Kirche und für unfere katholiſchen Mit- 
bürger gerechte und wohlwollende Regierung nicht vor 
Feindihaft und Angriffen ber Zentrumspartei ſicher ift; 
aber das jollte doch wenigftens die Haltung der Regterum 
bewirkt haben, daß und nicht in vollftändigem Wiberfpru 
mit dem wirklichen Sachverhalt Gefinnungen und Abſichten 
beigelegt werden, bie niemals beftanden haben. 

Meine Herren, ich fomme jegt auf einen Punkt, über 
ben begreiflicderweife — das muß ich zugeben — ber 
Herr Abgeordnete Dr. Spahn raſch weggegangen ift, über 
den uns aber ber Herr Abgeorbnete Bafſermann manderlei 
Antereflantes gejagt hat: ich meine das Verhältnis, das 
in biefem Wahlfampf obgewaltet hat zwiſchen der 
Zentrumspartei umd ber ſozialdemokratiſchen Partei. Meine 
Herren, ein Mitglied der Zentrumdpartei hat mir im 
Abgeoronetenhaufe den Vorwurf gemacht, daß ih bie 


Zentrumspariei in benfelben Topf neworfen hätte mit der (D) 


joztalbemofratifchen Partei. Das ift mir gar nicht ein: 
gefallen. Aber zu meinem lebhaften Erftaunen und zu 
meinem tiefen Bebanern fand ich plöglih das Zentrum in 
dem Topf ber ſozialdemokratiſchen Partei. 
(Große Heiterkeit.) 

Wie das zuftande gefommen ift, wer fich zuerft zum 
andern Hingezogen gefühlt hat, das weiß ich nicht; ich 
weiß nur, daß ich mic undermutet einer Koalition zwiſchen 
Zentrum ımb Sozialdemokratie gegenüber befand, zu ber 
ih Stellung nehmen mußte. Um fo ungerechter ift ber 
Borwurf, dab ich durch meine Haltung pass der 
Zentrumsdpartei eine Einigung aller bürgerlichen Parteien 
negenüber der Sozialdemokratie unmöglich gemacht hätte. 
Wenn ed zu einer folhen Einigung, auf die id lange 
bingearbeitet habe, die noch heute das deal vieler guten 
Batrioten if, — wenn es zu einer folden einheitlichen 
ig noch nicht gekommen ift, fo lag die Schuld in erfter 

inie an der Zentrumdpartei. Nicht nur weil fie es pr 
Bruch mit der Regierung getrieben hatte, fondern weil fie 
auch demonftrativ an der Seite der Sozialdemofratie 
Plak nahm. Wenn e3 eine Partei gibt, die mad ihrer 
Baſis, nad) ihrem ganzen Programm, nad ihren Grunde 
fägen, nad) ihren Zielen nicht mit der Sozialdemofratie 
zufammengehen follte, jo ift es die Bentrumdpartel. 

(Sehr gut! (ints.) 
Das Zufammengehen der Zentrumspartei mit der Sozial⸗ 
bemokratie war nicht nur ein polittfcher Fehler, ein grober 
politiicher Fehler, es war auch ein moralifdhes Unrecht. 
(Sehr richtig! rechts und bei den Nationalliberalen.) 
Es war ein moralifches Unrecht, zufammenzugehen mit 
einer Partei, die alles in den Staub zieht, was Ghriften 
heilig if. Sol ih Ihnen alle Blasphemien der Führer 
der Sozialdemokratie vorlefen? Die find bier zufammen- 
geftellt in einem Bude, das von einem Statholifen ber: 
7* 
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(A) faßt iſt. Es war ein Unrecht, ein ſchweres moraliſches 


Unrecht, zufammenzugehen mit einer Partei, die hier in 
biefem Hohen Haufe fir die Barifer Kommune ein: 
getreten ift 

(Lachen bei den Sozialdemokraten), 
für die Pariſer Kommune, bie ben Grabiihof Darboy 
füfiltert bat — baran erinnere ih Sie, Herr Bebel, gegen: 
über der Heiterkeit, die fih Ihrer plötzlich bemädhtigt; bie 
Sade war nit heiter —, bie den Erzbiſchof Darboy 
erſchießen Iteß, die bie unſchuldigen Dominifaner von 
Autenil abgeſchlachtet Hat! Für die Apologeten und Ges 
finnungsgenoffen der Parifer Kommune haben Zentrums: 
abgeordnete bie Stihwahlparole ausgegeben. Diefer Partei 
find vom Zentrum ungefähr 12 Wahlkreiſe zugeihanzt 
worben. Diefer Partei haben Zentrumswähler den Steig: 
bügel gehalten. Ohne die Iinterftügung bon Zentrums: 
feite würbe bie Sozialdemokratie, die Bartei der Chriſten— 
tumsfeindlichlkeit — fo nannte fie noch kürzlich ein großes 
fatholifhes, ein Zentrumsblatt — auf zwei bis brei 
Dugend Wahlmandate zurüdgeworfen fein. 

(Sehr richtig! rechts und links.) 
Die Zentrumspreffe mag das jetzt dialektiſch verkleben 
und verfleiftern, wie fie will, das Unrecht bleibt beftehen. 
Man fündigt nicht ungeftraft gegen große ethiſche Geſichts— 
punfte. ie fol übrigens eine Ginigung unter den 
bürgerfihen Parteien möglich fein, wenn bie ftärffte 
bürgerlide Partei, fobald ihr etwas nicht paßt, oder 
wenn fie gegen bie Regierung und Die anderen bürger: 
lichen Parteien auftrumpfen will, gelehnt auf die Sozial: 
bemofratie, der Regierung und ben anderen bürgerlichen 
Parteien Schad) bietet? 

(Sehr richtig! rechts.) 

Wenn das fogar in nationalen, in Mehrfragen geichieht, 
dann ift freilich feine einheitliche Front gegenüber der Sozial- 
demofratie möglid. 

Wenn man mir bad gr ber Liberalen in 
Köln entgegenhält, jo erwidere ih darauf, dab zunädft 
eine große Anzahl Kölner Liberaler, der Herr Ober: 
bürgermeifter Beder an ber Spike, für ben Zentrums: 
reg eingetreten find. Das hat, wenn mid mein 
Gedächtnis nicht täuſcht, auch der Herr Abgeordnete 
Trimborn nad feiner Wahl anerkannt. 

(Zuftimmung bed Abgeordneten Trimborn.) 
— Ich fonftatiere mit Vergnügen, baß ber Herr Abgeorbnete 
Trimborn mir zuftimmt. — Sofern aber Liberale in Köln 
eine andere Haltung eingenommen haben, mißbillige ich 


ihr Verhalten. 
(Bravo! ) 
Ih habe vor und bei ber Mahl nicht ben minbeften 
Zweifel darüber gelaffen, dab ich jede Direkte oder indirekte 
Unterftükung, bie bier und da Liberale der Sozial: 
bemofratte gewährt haben, durchaus und im höchften Grade 
mißbillige. 
(Bravo! rechts. Unruhe und Zurufe von den Sozlal- 
bemofraten.) 
Solange die Sozialdemokratie auf ihrem gegenwärtigen, 
von dem Herrn Abgeorbneten Bebel in Dreöben fo prägnant 
formulierten Stanbpunfte ber Todfeindſchaft gegen den 
nationalen Staat umd bie bürgerlide Geſellſchaft verharrt, 
fo lange follten Wahlbündniſſe nur zwifchen den bürgerlichen 
Parteien möglih fein. Die bürgerlichen Parteien follten 
auch zu ftolz fein, fie follten zu viel Würde und Selbft: 
adhtung haben, um im Wahlfampfe mit ber Sozial: 
demofratie zufammtenzugehen, die alle bürgerlichen Parteien 
mit dem gleichen So verfolgt, die fie alle mit derſelben 
verächtlichen Geringſchätzung behandelt. 
(Lebhaftes Bravo rechts und links.) 
Das Zentenm aber, dad chriſtliche Grundſätze vertritt, 
das jocben noch durch den Mund feines Führers und ge: 
jagt hat, daß unſere ganze Kultur auf dem Chriftentum 


ruht, follte in biefer Beziehung mit gutem Beifpiel voran: (C) 


gehen; gerade ihm follte jedes Zuſammengehen mit ber 
Sozialdemokratie unmöglih fein. Und es ift mir ein 
Bebürfnid, von dieſer Stelle aus denjenigen Katholiken, 
vor allem aber den Bifchöfen, meinen Dank auszufpreden, 
bie im Wahlkampf furdhtlo und treu ihrer Nberzeugung 
Ausdruck gegeben haben. 

(Brabo! rechts.) 
Die Zukunft wirb zeigen, wie ſehr fie nicht nur im 
Intereſſe des Materlandes, fondern auch ihrer Kirche 
gehandelt haben, als fie nicht Heinlicher Fraktionsarithmetit, 
gehäffigen Rankünen und egoiftiihen Herrſchaftsgelüſten, 
fondern dem Leitftern ewiger Wahrheit gefolgt find. 

Cebhaftes Bravo.) 

Der Herr Abgeordnete Spahn hat fih aud) beichäftigt 
mit der Haltung der Regierung und mit meiner Haltung 
gegenüber den Wahlen. Gr hat von Wahlbeeinfluffungen 
geſprochen. Ich nehme für bie Negierumg und ich nehme 
für mid das Recht in Anſpruch, bei den Wahlen bie 
Wähler aufzuklären über bie Abfihten der Regierung 
und über bie Abfichten der Gegner der Regierung. 

(Lebhaftes mehrfeitiges Sehr richtig!) 
Bon diefem Rechte werbe ich bei künftigen Wahlen jogar 
nod in viel weiterem Umfange Gebrauch maden. 
(Stürmiſches Bravo. Hänbeflatichen.) 
Da werde ih Ihnen, meine Herren von der äußerjien 
Linken, nod ein ganz anderes Lieb vorblafen. 
(Bravo! und Sehr gut! rechts und links.) 
Das wäre noch beffer, wenn gegen die Regierung mit den 
unerhörteſten Beihimpfungen und MWahrheitöverdrehungen 
borgegangen wird, ber Regierung aber verbindet man das 
Maul, die fol nit einmal antworten dürfen. Nein, 
meine Herren, wenn wir angegriffen werben, fo ants 
worten wir. 
(Bravo!) 
Wenn man auf uns jchießt, jo jchießen wir wieder. Das (m) 
geichteht in anderen Ländern auch fo. Gerabe in den 
fonftitutionell-parlamentarifcy regierten Yändern nehmen die 
Minifter noch einen viel aktiveren Anteil an dem Wahl- 
fampfe, als das, wentgftend biöher, bei und ber Fall 
geweſen ift. 

Nun Hat der Abgeordnete Spahn fi auch mit dem 
Flottenverein beſchäftigt. Er hat dem FFlottenverein eine 
ungebörige — Tätigkeit, er hat der Regierung eine 
unzuläſſige Verbindung mit dem Flottenderein vor— 
geworfen. Die Regierung ſteht dem Flottenverein 

eradeſo unabhängig gegenüber wie anderen Vereinen, 
orporationen und Parteien. Was insbeſondere die 
Verftärkung unferer Flotte und dad Tempo ihrer Ber- 
ftärfung angeht, fo können hierfür ſelbſtverſtändlich nur 
bie Erwägungen maßgebend fein, die im Intereſſe bes 
Landes, feiner Sicherheit und ſeines Friedens Die ber- 
bündeten Regierungen im Nahmen einer verftänbigen 
inneren und auswärtigen Politik für rihtig und an: 
gemeffen halten. 

Was aber die Briefe angeht, die dem Herren General: 
major Keim geftohlen worben find 

(ſehr gut! und Heiterkeit), 
was Diele dem sFloftenverein offenbar in jchimpflicher 
Weiſe geitohlenen Briefe angeht, jo habe ih darüber das 
Nachſtehende zu fagen. Der Flottenverein bezweckt die 
Mitwirfung an einer nationalen Aufgabe, indem er in 
weiten Streifen für unfere überfeeifhen Zwede Verftändnis 
erwedt und für die Notwendigkeit, unfere Hüften zu 
jhügen. Deshalb Finde ich es auch durchaus begreiflich, 
daß ſich Mitglieder des Flottenbereins an diefem Wahl— 
fampf beteiligt haben, der ſich drehte um eine nationale 
Trage und um überfeeifche Angelegenheiten. Inwieweit 
ber Flottenverein al3 folder in Aktion treten und welchen 
Spielraum er feinen Mitgliedern fir ihre politifche Be— 


(u) gegen bie Perſonen ber 
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(Fürft ©. Bülow.) 


(A) tätigung laſſen will, das zu beurteilen, tft lediglich feine 


Sade. Ich bin nicht der Flottenverein, das fünnen Sie 
ihon aus der Kritik erfehen, die ber FFlottenverein an 
mir geübt hat. 


(Heiterfeit.) 

Wenn aber ein hervorragendes Mitglied des Flotten- 
bereind zu mir fommt und mir erklärt, daß er ſich im ben 
Dienft der nationalen Sade ftellen und bei den Wahlen 
für ben Standpunkt ber Regierung wirken wolle, fo nehme 
ich eine ſolche Unterftügung dankbar an. Es wäre einfach 
läderli und kommt — ich wieberhole e8 noch einmal — 
nirgends vor, daß ein leitender Staatsmann, ber die 
Auflöfung eines Parlaments für notwendig gehalten hat, 
dab ber, wenn die Entiheidung herannaht, in bie Rolle 
einer Pagode verfällt. 

(Sehr gut! und Heiterkeit recht3.) 
Die Regierung ift durchaus beredtigt, gegen fie erhobene 
Angriffe zu widerlegen und bierfür auch amtliches 
Material zur Verfügung zu ftellen, ihren Rat, wenn er 
erbeten wird, nicht zu verweigern. 

Nah der Auflöfung des Neichdtagd find mauche 
Herren aus Ihrer Mitte bei mir gewefen und haben mit 
mir Gedanken über ben Wahlkampf ausgetaufht. Ach 
glaube nicht, dab einer biefer Herren ben Eindrud mit: 
genommen haben wird, als ob ich unberechtigte Wahl: 
beeinfluffung betriebe. Ob der General Keim in jedem 
einzelnen Fall immer das richtige getroffen hat, kann id) 
nit entfcheiden; aber gegenüber ben Verlegenheiten, bie 
man jebt bem Generalmajor Keim mit Hilfe geftohlener 
Briefe zu bereiten ſucht, will ich laut und dankbar an— 
erfennen, daß fi ber Generalmajor Keim mit feiner 
Perſon in felbitlofer, aufopfernder, raftlofer Weife in den 
Dienft einer guten Sade geftellt hat. pe 

(Bravo! rechts.) 

Ich billige jelbftverftändlih nicht perfönliche Angriffe 
Gegner; aber aud in bieler 
Richtung muß man die Hite des Wahlfampfes in Betracht 
ziehen. Ich kann das jagen, meine Herren, ber id 
während der 10 Jahre, wo ich auf dieſer Bank fiße, 
meines Wiſſens nie einen politifhen Gegner in perſön— 
liher Weiſe angegriffen babe, der ih ben politifchen 
Kampf niemals auf das perſönliche Gebiet übertragen 
habe, weil ich dad Hleinlich finde. Aber anderöwo wird 
das nit immer fo gehandhabt. 

(Sehr ri Hat rechts.) 
Mit der Art und Weiſe, wie die Sozialdemokratie dieſen 
Wahlkampf geführt bat, werde ih mich wohl noch an 
befcnäftigen haben; aber auch von der Zentrumspartei ift 
in Wabhlaufrufen, in Wahlartifeln, in Wahlbrofhüren und 
in Wahlflugſchriften viel gefündigt worden. 

Ih habe bier eine ganze Blütenlefe ſolcher Außerungen 
vor mir. Da wimmelt es nur fo bon Injurien und — 
mehr al kühnen Behauptungen. Alſo, meine Herren, 
lefen Sie, bitte, bie ſchöne Barabel vom Splitter und 
vom Balken. Denken Sie lange darüber nad), benfen 
Sie an ben Balken im eigenen Auge, und mefjen Sie 
Freund und Gegner mit dem gleihen Maße! 

(Brabo!) 

Meine Herren, von zwei Seiten ift heute die Frage 
aufgeworfen worden: wer hat bei biefen Wahlen gejiegt? 
Kiht die Parteien, meine Herren, die aud in dieſem 
Wahlkampf mande Beweiſe von Engherzigteit und Kurz: 
fihtigfeit gegeben haben. Auch nicht die Herren Partei: 
führer, die zum Teil vor der Auflöfung daran zu zweifeln 
ſchienen, ob der Reichskanzler den Mut haben würde, den 
ihm bingeworfenen Handſchuh aufzunehmen, und bie nad 
der Reihstagsanflöfung biefelbe für ein fehr gewagtes 
Unternehmen, für einen Huſarenſtreich — ich trage ja feit 
37 Jahren Hufarenımiform — zu halten ſchien. Auch nicht 
die haupiftäbtifche Preſſe, die mit einigen rühmlichen Aus: 


nahmen — ich nenne in erfter Linie bie „Deutihe Tages: (0) 


—* — viel geſündigt hat durch doktrinäre Ein— 
eitigkeit und Rechthaberei. Im einem großen Blatte, das 
freilich kein Berliner Blatt war, las ich nach der Auflöſun 
einen ſchönen Artikel; im Eingang hieß es, endli 

hätte ih mich entſchloſſen, den Reichsſtag aufzulöſen, und 
am Schluſſe, ich hätte den Parteien und dem Volke doch 
noch zwei Jahre Zeit laſſen ſollen, um ſich auf ben Wahl- 
kampf vorzubereiten. 

(Heiterfeit.) 


Nein, meine Herren, wer in dieſem Wahlkampf geſiegt 
bat, das iſt das deutſche Volt! Im Vertrauen auf das 
beutiche Volk, auf ben gefunden, ben nationalen Sinn 
be3 deutſchen Volls haben die verbünbeten Regierungen 
fi) zur Auflöfung entichloffen. Ich ftelle vor dem Inland 
und namentlid vor dem Ausland feit, daß fih alle die- 
jenigen täufchen, welde wegen gewilfer deutſcher Fehler, 
aus unferem Parteihaber, aus unferer Neigung zu Peſſi— 
mismus, zu übertriebener Aritif, daran zweifeln, baß wir 
in groben Momenten, wo es um Anfehen, Ehre und 
Stellung des Landes geht, über eine große, über eine 
gewaltige Mehrheit im deutfchen Volke verfügen. 

(Lebhaftes Bravo.) 

Nun, meine Herren, liegt es in unferer parlamens 
tariſchen Geſchichte, es Liegt in unferen fo eigentümlichen 
Partetverhältnifien, es liegt in umferer — politiſchen, 
wirtſchaftlichen, ſozialen und konfeſſtonellen Struktur, daß 
Wahlen auf der Baſis unſeres Wahlrechts kaum eine 
homogene Mehrheit ergeben können. Die Mehrheit, die 
bon Herrn v. Normann zu Herrn Kaempf und Herrn 
Schrader reicht, geht in ihren Anſchauungen über viele 
wichtigen Punkte weit auseinander. 

(Sehr rihtigN) 

‚ri 3 meine Herren vom Zentrum, Sie jagen: fehr 
richtig! 

(MWiderfpruh in der Mitte. Zuruf: Es war links) (D) 
Sie hätten ed auch fagen können. Gerade im Ihrer 
Preffe, in ber Zentrumspreſſe, habe ich das fortgefegt ge- 
lefen. Bilden Sie, meine Herren vom Zentrum, — id 
führe meinen Gebanten weiter and — denn fo eine homogene 


Bartel? 
(Sehr gut!) 
Stoßen Ste niht ſchon im Rahmen Hhrer Fraktion auf 
Gegenfäge, wie fie etwa zwiſchen Herrn v. Heydebrand 
und Herrn Fiſchbeck oder Herrn Paper beftehen? 
(Heiterfeit.) 
Sie bilden auch feine homogene Maffe und würden wahr: 
ſcheinlich alle Plätze dieſes hohen Haufes von rechts bis 
links füllen, wenn das fonfejfionelle Band fortfiele, das 
Sie zufammenhält. 
(Sehr gut!) 


Alfo denken Sie an Ihre eigene Verſchiedenheit; denken 
wir an die Verfchiedenheiten in der Zentrumsfraftion, und 
wundern wir und nicht barüber, daß aud bie Mehrheit, 
bie fih aus den Wahlen herausgeftellt hat, in ihren An— 
fihten über mande Punkte auseinandergeht. 

Diefe Mehrheit hat fich gefunden in einem Punkte, 
ber für bie verbündeten Negierungen weitand ber wichtigfte 
ift, nämlih im bem nationalen Gedanken. Bon biefem 
Punkte ausgehend und ihn als umverrüdbare Baſis 
betrachtend, muß die Mehrheit jest vor allem zeigen, daß 
fie poſitive Arbeit zu leiften — Darauf kommt 
alles an. Dadurch wird fie ihren Steg bei den Wahlen recht⸗ 
fertigen, daburd ſich dauernd den Einfluß fihern, dadurch 
immermehr fih das Vertrauen des Volkes erwerben. Und 
wenn bie Mehrheit pofitive Arbeit Ieiftet, dann wird aud) 
jeber leitende Staatdmann mit der Verſchiedenartigkeit 
ihrer Zufammenfegung rechnen müſſen. Ich, meine Herren, 
werbe ihr Rechnung tragen. 

(Bravo!) 


(A) 


(B 


— 


38 
(Fürft v. Bnlow.) 

Meine Herren, ich habe hier mal geſagt, daß ich keine 
Vorurteile Hätte. Das ſoll nicht bedeuten, daß ich heute 
fonferbativ und —— liberal regieren könnte, heute bie 
nad pflichtmäßiger Überzeugung von mir vertretene Wirt: 
ſchaftspolitit hren, morgen mich dem Freihandel 
zuwenden könnte. Nein, meine Herren, in dem Schuß 
aller nationalen Arbeit, in der gleihmäßigen Berüdfihtigung 
ber Intereſſen aller Erwerbözweige, in bem Schuße, dem 
vollen Schutze für die Landwirtſchaft 

(brabo! redht3), 

in der Förderung der Induftrie, in der Fürforge für die 
Arbeiter mwerbe ich mir treu bleiben. Diefe Politik be: 
trachte ich als mein eigenſtes Werk, das ich nicht zerftören 


iverbe. 

(Bravo! rechts.) 
er habe ich um jo weniger Veranlaffung, als ſich dieſe 
Politik durchaus bewährt hat, wirtihaftlih und auch 
politifch bet den Wahlen. 

(Bravo! und Sehr richtig! rechts und bei ben 

Nattonalliberalen.) 

Das ſchließt aber nit aus, meine Herren, daß ich 
benjenigen Wünſchen entgegenkomme, die anf anderen Ge— 
bieten von der bitrgerlihen Linken gehegt werben. Der 
Herr Abgeordnete Baflermann hat ja foeben eine Reihe 
folder Wünſche geäußert, über bie ſich reden läßt. Ich 
benfe da an eine Reform unfered Vereins- und Verfanm: 


lungsrechts. 

Eebhafter Beifall.) 
Ich denke an Erſparniſſe durch Vereinfachung, auch in ber 
Armee; ich denle an die Reform bes Strafrechts und der 
Strafprogeßorbnung, an die Aufbeſſerung ber Beamten in 


ihren Bezügen. 
(Bebhafter Beifall.) 

Durch die hochherzige Initiative unferes Kaiſers 
fol, wie Sie aus ber Thronrede erjehen haben, 
dur die Beihränfung der Majeftätsbeleidigungsprozefle 
— in weiten Kreiſen herrſchenden Wunſche entſprochen 
werden. 

Im Jutereſſe des Staatskredils und unſeres ganzen 
Wirtſchaftslebens werden, wie ich hoffe, Rechte und Linke 
dahin wirken, daß unſer Kapitalsmarkt gekräftigt wird, 
und daß unſere Börſe in den Stand geſetzt wird, ihrer 
Aufgabe als wichtiges nationales Wirtſchaftsinſtrument 
gegenüber den Börſen des Auslands beſſer als bisher 
gerecht zu werden. 

(Brabo!) 


Die Praris hat zweifellos ergeben, dab durch einzelne 
erg, ber gegenwärtigen Gefeßgebung die deutſchen 
Börfen in ihrem Wettbewerb mit ben ausländiſchen Börſen 
in eine nacdhtellige Stellung gedrängt find, die bem Gefamt: 
intereffe des Landes nicht entfpridt. 

(Sehr ridtig! Links.) 

Wir werden und, meine Herren, auch, wie ich hoffe, 
einig finden in ber Fortführung einer gefunden, kräftigen, 
vorurteilälofen, vernünftigen Soztalpolitif. 

(Bebhafter Beifall.) 
Auf diefem Gebiete wird nicht Rückſchritt und nicht Still: 
ftand, ſondern FFortfchritt unſere Lofung fein. 
(Wieberholter Iebhafter Beifall.) 
Die Sozialpolitik fol aber nicht Halt machen, wenn für 
den Arbeiter geforgt ift, fie foll nach meiner Überzeugung 
aud in verftändigen Grenzen dem Mittelftande zu gut 


fommen 
(lebhafte Bravo), 
der vielfach mindeſtens ebenfo ſchwer zu kämpfen und zu 
leiden hat wie bie eigentlich arbeitende Bevölkerung. 
(Bebbaftes Sehr richtig.) 
Meine Herren, ich beſchränke mich heute auf dieſe 
furzen Andeutungen, die Ihnen nur zeigen follen, daß 
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nad meiner feften Überzeugung es fehr wohl möglich ift, (C) 


eine fruchtbare zielbewußte Politik mit derjenigen Mehr: 
heit zu treiben, die uns das deutſche Wolf durch die 
Wahlen gegeben hat. 

(Zebhafter Beifall rechts und Links.) 
Diefe Politit wird um fo fruchtbarer fein, je mehr fie 
getragen wirb von Vertrauen unter ben Mehrheitöparteien 
und zwifchen den Mehrheitparteien und den verbündeten 


Regierungen. 
(MWiederholter Beifall.) 
Möge dieſes Vertrauen fih immer mehr befeftigen und 
wachen zum MWohle des deutſchen Volkes und zum Beften 
der ihm geftellten großen Aufgaben. 
(Stürmifhes, anhaltendes Bravorufen und 
Beifallklatſchen.) 


Präſident: Meine Herren, ich ſchlage Ihnen nunmehr 
vor, fi zu bertagen. — Ein Widerfprud erfolgt nicht; 
bie Vertagung ift beichloffen. 

Das Wort zu einer perfönlihen Bemerkung hat ber 
Herr Abgeordnete Eidhoff. 


Eickhoff, Abgeorbneter: Meine Herren, ber Herr 
Abgeordnete Dr. Spahn hat mid, in feiner Rebe lebhaft 
angegriffen. Im Rahmen einer perfönlihen Bemerkung 
ift es mir nicht möglich, darauf zu antworten. Ich habe 
mic inzwifchen zum Worte gemeldet und hoffe, daß mir 
bie Möglichkeit gegeben wird, die Angriffe des Herm 
Dr. Spahn fachlich zurüdzumeifen. Heute möchte id mir 
nur eine kurze Bemerkung erlauben. 

Meine Herren, ber Herr Dr. Spahn hat auch von 
ben Außerungen geſprochen, die ich gegenüber bem Big 
Bertreter der „Neuen Freien Brefle* gemacht habe. Ich 
halte biefe ——— im allgemeinen durchaus aufrecht; 
aber ich bin doch nicht fo unhöflich geweſen, von einer 


Tyrannei der Zentrumspartei zu fprehen, fonbern id) (D) 


habe lediglich zum Ausdrud gebradht, was wirklich fein 
Beheimnid mehr war, daß die Zentrumspartei durch den 
Ausfall der letzten Wahlen aus der ausſchlaggebenden 
Stellung verbrängt worden tft, Die fie feit 1908 mit 
Hife der Sozialdemofratie in diefem hohen Haufe 
befleibet hat. 


Bräfident:e Meine Herren, es iſt nod eine Inter— 
pellation eingegangen. Ich bitte, biefelbe zu verlefen. 


Schriftführer Abgeordneter Freiherr v. Thünefeld: 
Dr. Ablaß und Genoffen. 

Hält der Herr Reichskanzler die Einführung 
von Schiffahrısabgaben, wie fie in 5 19 bes 
preußiſchen Geſetzes betreffend bie —— 
und den Ausbau von Waſſerſtraßen vom 
1. April 1905 vorgejehen find, für vereinbar mit 
der Neihöverfaffung und mit den beftehenden 
internationalen Verträgen? Billige ber Herr 
Reichskanzler die Erklärung, welche ber preußifche 
Minifter ber ödffentlihen Arbeiten in ber 
Ki Sigung ber Budgetlommiffion abgegeben 
at? 


Bräfident: Meine Herren, ich werbe bie Interpellation 
Br bie Tagedorbnung einer ber nächſten Stgungen 
egen. 

Meine Herren, nachdem die Tagesordnung für heute 
in umnferer legten Sitzung feitgeitelt war, ift eine Er— 
gänzung zum Entwurf des Neihähaushaltsetats für 
a3 Rechnungsjahr 1907 dem Reichstag zugegangen. 
Diefe Ergänzung bezieht fih auf die Berbeflerung ber 
Beamtengehälter und bildet einen Beftandteil umferes 
Etats; ih darf wohl auf Ihre Zuftimmung rechnen, 
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(Bräfident.) 


(a) wenn id ihm morgen mit auf die Tagesordnung Er erften Beratung der Ergänzung zum Gntwurfe (B) 
Die Herren Haben ja auch ſchon alle heute über biejen bes Reichshaushaltsetats für das Rehnungsjahr 
Geſetzentwurf gefproden. 1907 nebft Anlagen (Nr. 74 der Druchkſachen). 

(Zuftimmung.) Gegen diefen Vorſchlag erhebt ſich fein Widerſpruch; bie 
Dann ſchlage ih Ihnen vor, die nächſte Sigung | Tagesordnung fteht seh. 
zu halten am Dienstag, den 26. Februar 1907 mit Ih ſchließe die Sigung. 
tolgender Tagesorbnnung: 
Fortjegung ber heutigen Beratung (Schluß der Sitzung 5 Uhr 58 Minuten.) 


in Verbindung mit der 








Drud und Verlag der Norbdeutichen Yuchdruderi uud Verlagsanftalt, Berlin SW, Wilbelmftrahe 32, 


(4) 


(B) 


Reihdtag. — 4. Sigung. 





4. Siung. 
Dienstag den 26. Februar 1907. 


Seite 
Geſchäftliches 41B, 42B 
Fortſetzung der erſten Beratung der Entwürfe: 
a) eines Geſetzes betreffend die Feſtſtellung 
des Reichshaushaltseials für das 
Rechnungsjahr 1907, 
b) eines Geſetzes betreffend die Feititellung 
des Hanshaltsetats für die Schukgebiete 
auf das Rechnungsjahr 1907, 
in Verbindung mit der erjten Be: 
ratung 
c) der Ergänzung zum Entwurf des Reichs: 
haushaltsetats für das Nechnungs: 


V——— 


jahr 1907, 
(Nr. 9, 10, 74 der Anlagen) ...... 44B 
NEE ua ar ae 44B 
Fürft v. Bülow, Reichskanzler. . .. 63C 
Freiherr v. Richthofen-Damsdorf. ... 67C 
Feititellung der Tagesordnung für die nächſte 
a EEE ER EERFTE 71B 


Die Sitzung wird um 1 = 20 Minuten burd ben 
Präfidenten Dr. Grafen zu Stolberg:Wernigerobe eröffnet. 


Bräfident: ch eröffne die Sitzung. 

Das Protololl der vorigen Sigung liegt zur Elnſicht 
anf bem Bureau offen. 

Es ift eine Interpellation von ben Abgeorbneten 
—— und Genoſſen eingegangen; ich bitte, dieſelbe zu 
verleſen. 


Schriftführer Abgeordueter Rimpau: 

Iſt dem Herrn Reichskanzler bekannt, daß das 
Neichdlanzleramt, das Neihdmarineamt, das 
Reihöpoftamt und das Oberlommando ber 
Schugtruppen in die Agitation für die Wahlen 
zum Reichstag eingegriffen haben, und zwar 
ſowohl durch Erteilung von Winken und Nat: 
ihlägen als auch durch Herftellung und Ber- 
breitung bon Agitationsmaterial und bie Senbung 
von Ngitatoren für bie Wahl von Kandidaten 
ber fogenannten nationalen Parteien? 

Sft weiter dem Herrn Reichskanzler bekannt, 
daß ber Deutiche Flottenverein, ber bon ben 
Rolizeibehörben als unpolitiiher Verein ange 
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fehen und behandelt wird, bie Wahlagitation (C) 


burh Wort und Schrift beeinflußte und babei 
im Cinverftändnis mit dem Reichskanzleramt 
handelte? 

Unb was gebenft ber Herr Reichskanzler gegen 
biefe ungefeglihen Handlungen zu tum? 


Präfident: Ih werde bie uterpellation auf bie 
Tagesordnung einer der nächſten Situngen fegen. 

Ein Berzeihniß ber von ben Abteilungen geprüften 
und einftweilen al3 gültig erklärten Madlen bitte ih 
zu verlefen. 


Schriftführer Abgeorbneter Rimpan: 
Bon ben Abteilungen find die Wahlen folgender 
Herren Abgeordneten geprüft und im Sinne bes 
$ 7 ber Geihäftsorbnung einftweilen als gültig 
erachtet worben: 


Duffner, Bebel, 
Birfenmaper, Diet, 
Dr. Blantenhorn, Mepger, 
Haufer, v. Bollmar, 
Schüler, Bed Aichach), 
Dr. Lender, Freiherr v. Freyberg, 
Beck (Heidelberg), Irl, 
Dr. Zehnter, Freiherr v. Thünefeld, 
Müller (Rudolſtadth, Ranner, 
Horn (Reuß), Lehemeir, 
Stubbendorff, Gleitsmann, 
Dietrich, Schefbed, 
Stadthagen, interwinfler, 
Bruhn, teinbl, 
Dr. v. Salbern, Freiherr vd. Pfetten, 
v. Kaphengſt, Sir, 
Schlüter, Kohl, 
Sommer, Schirmer, 
vb. Strombed, Dr. Heim, 
Ahlhorn, Dr. Goller, 
Traeger, Hagen, 
Burlage, Dr. Pfeiffer, 
Fürſt vd. Hatzfeldt, Dr. Schaedler, 
Dr. Pfundtner, Dr. Südelum, 
Fürſt = Hohenlohe: Sped, 
Dehringen, Bler, 
Brandy, Hilpert, 
Napieralöti, Gerftenberger, 
Stowronäft, Baumann, 
Frank (Ratibor), Stamm, 
Kloſe, Haeusler, 
Strzoda, Holzapfel, 
Hubrich, Dr. Thaler. 
Horn (Neiße), 


Präſident: Selt ber legten Plenarfisung find ferner 
eingetreten bie Herren Abgeordneten: 
Prinz zu Schönaich-Carolath (7. Frankfurt), 
v. Gzarlindft (2. Bromberg), 
Dies (2. Hamburg), 
Graf Find dv. Findenftein (2, Marienwerber), 
v. Grabsfi (6. Bromberg), 
Lehmann (Jena) — (3. Sachſen-Weimar), 
Graf v. Brudzewo-Mielzynsft (2. Vofen), 
Ranner (7. Oberbayern), 
Dr. Am Zehnhoff (12. Düſſeldorf). 
Ih babe Urlaub erteilt den Herren Abgeorbneten: 
Götz db. Dlenhufen für 5 Tage, 
Hoen für 6 Tage, 
Storz für 8 Tage. 
Meine Herren, wie mir geftern nad ber Sitzung mit- 
er worben ift, haben einzelne Mitglieber des Haufe 
ber geitrigen Sitzung ihrem Beifall wicht nur burd 
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(Bräfident.) 


(A) Bravorufen, fondern aud durch Händeklatſchen Ausdruck 


gegeben. 

(Heiterfeit.) 
Bei bem ſehr ſtarken Bravorufen und bem vollbeſetzten 
Haufe war das bier nicht zu hören. 


(Heiterfeit.) 
Ich will beshalb daran erinnern, daß das Händellatfchen 
bier im Haufe nicht zuläſſig ift. 
(Rufe: Tribünen!) 

Bet diefer Gelegenheit will ich aud) daran erinnern, 
bat nad 8 63 ber Geſchäftsordnung von ben Tribünen 
Zeichen des Beifalld oder des Mißfallens überhaupt nicht 
gegeben werben bürfen. 

(Zuftimmung.) 

Wir treten in die Tagesordnung ein. 
berfelben ift: 

erite Beratung des Entwurfs eines Geſetzes 

betreffend die Feititellung des Reichshaushalts⸗ 

etats für das Rechnungsjahr 1907, nebft Ans 
lagen und einer Dentichrift (Nr. 9 ber Drud: 
faden), 

in Verbindung mit der erften Beratung 

a) bed Entwurfs eines Geſetzes betreffend bie 
Feſtſtellung des Haushaltsetats für die Schutz⸗ 
gebiete auf dad Rechnungsjahr 1907, nebſt 
Anlagen (Nr. 10 ber Drudjaden), 

b) ber Ergänzung zum Entwurf des Reichs-— 
haushaltöetat3 für das Rechnungsjahr 1907 
nebft Anlagen (Nr. 74 der Drudfaden). 

Ein Schreiben des Herrn Stellvertreters bes 
Reichſskanzlers, betreffend die Anmeldung befonderer 
—— für die Beratung des Etats, bitte ich zu 
verleſen. 


Schriftführer Abgeordneter Rimpau: 
Berlin, ben 23. Februar 1907. 

Eurer Erzellenz beehre ich mich mitzuteilen, 
baß ben dem Reichstage vorgelegten Entwurf 
eines Geſetzes betreffend die Feſtſtellung des 
Reihöhaushaltsetats für das Rechnungsjahr 1907 
fowte den Entwurf eines Gefeges betreffend bie 
Veftftellung des Haushalts für bie Schußgebiete 
auf da3 Nechnungsjahr 1907 außer den Mit: 
gliedern des Bundesrat auf Grund des Artitel3 16 
ber Berfaffung aud bie nachſtehend genannten 
Kommiſſare vertreten werben: 


A, Für den Reihshaushaltsetat 
für 1907: 


Gegenftanb 


— 


. Für bie 
und bie nachſtehend nicht befonberd 
bezeihneten Verwaltungszweige: 

1. der Wirflihe Geheime Ober-Regierungsrat 
Neumann 
bezüglih ber Etat ber Reichs-Poſt- und 
Telegraphenverwaltung, der Reichsdruckerei, 
be3 allgemeinen Penfionsfonds und bes 
Hauptetat3; 

. ber Geheime Ober-Regierungdrat Koreuber, 

. ber Geheime Ober-Regierungsrat Meufchel, 

. ber Geheime Ober-Regterungsrat Blau, 

. ber Geheime Ober-Regterungdrat Pindernelle, 

. ber Geheime Ober-Regterungsrat Dr. v. Buchka, 

. ber Geheime Regierungsrat Mehlhorn, 

. ber Geheime Regierungsrat Dr. Hoffmann, 

. ber Geheime Regierungsrat Rheinboldt 
bezüglid) der Etats des Reichsſchatzamts 
ſowie für bie Zölle, Steuern und Gebühren; 

. ber Geheime Ober-Regierungsrat Herz 
bezüglih der Etats ber Verwaltung des 


SEES OB END 


fer 
© 


allgemeine Finanzverwaltung 


—— des Reichsmilitärgerichts, des (C) 

Reichsſchatzamts, ber Expedition nad Oft: 
afien und bed Hauptetats; 

11. der Geheime Ober-Regierungdrat Dombois 
bezüglih der Etats des Reihsamtd bes 
Innern, bed Reichsſchatzamts, der Reichs— 
ſchuld und des Hauptetats; 

12. der Geheime Ober-Regterungdrat Krüger 
bezüglich ber Etats des Reichsſchatzamts, 
des Reichskolonialamts, des Reichseiſenbahn⸗ 
amts, der ed em nt er 
Erpebition in dad Sübweftafritantfhe Schuß: 
gebiet und des Hauptetat3; 

13. ber Geheime Regierungsrat Jahn 
bezüglich der Etats des Auswärtigen Amts, 
ber Reihsjuftizperwaltung, bes Reichsſchatz⸗ 
amts, des Rechnungshof, bed allgemeinen 
Penfionsfonds und des Reichsinvaliden- 


fonds; 

14. der Geheime Regierungsrat Freiwald 
bezüglich des Etats der Ratferlihen Marine, 
ber Reichsſchuld, der Erpebdition nad Oft: 
afien und ber Erpebitton in das Südweſt⸗ 
afritanifhe Schußgebiet; 

15. ————— und Baurat, Profeſſor Müßig- 

ro 


bezüglich des Etats des Reichsſchatamts. 


U. Für den Bereich des Auswärtigen Amts 


I. 


einſchließlich des Etats der Erpebition nad Oft- 


aften: 

1, der Wirkliche Geheime Legationdrat Lehmann, 
2. ber Geheime Legationsrat Klehmet, 

3. ber Geheime Legationdrat Dr. Matthieu, 

4, der Geheime Legationdrat Weller, 

5. ber Wirklihe Legationsrat Mathieu. 


Innern: 

. ber Geheime Ober » Regierungsrat v. Sydow, 

. ber Geheime Ober:Reglerungdrat Werner, 

. — Präfident des Kaiſerlichen Geſundheltsamts 
umm, 

. ber Geheime Ober-Regierungdrat Dr. Lewaldt, 

. ber Geheime Ober:-Baurat Hüdels, 

. ber en DOber:Regterungdrat Müller, 

. ber Geheime Ober-Regierungsrat Robolski, 

. ber Geheime Ober-Regierungsrat Dr. Gallen- 


famp, 

9. der Geheime Ober » Regierungsrat Dr. Kautz, 
10. ber Geheime Regierungsrat Freiherr v. Stein, 
11. der Geheime Regterungsrat Jaup, 

12. der Regierungdrat Dr. Glafer, 

13. der Königl. preußifhe Geheime Ober:Bergrat 
Meißner, 

Königlich preußiſche Geheime Ober- 
Regierungsrat Frick, 

15. ber Königlich preußiſche Geheime Ober-Bergrat 


*2 2 23 * wow 


Reuß. 
IV, Für ben Bereich der Verwaltung des 


Reichsheeres: 
a) für das Königlich preußiſche Kriegs— 
miniſterium: 
Etat für die Verwaltung des Reichs: 


heeres: 

1. der Oberftleutnant und Abtellungschef Hoff: 
mann, 

. ber Oberftleutnant und Abteilungschef Goltz, 

. ber MWirklihe Geheime Kriegsrat und Ab- 
teilungächef Weidemann, 

. ber Wirklihe Geheime Kriegärat und Ab- 
teilungschef Wolf, 


= 


De 


Für ben Bereih des Reichſsamts bed (D) 





(Schriftführer Rimpan.) 
. ber Geheime Ober:Baurat und Abteilungs- 
ef v. Roſainsky, 
. der Wirkliche Geheime Kriegsrat und Ab» 
a ad Dr. Wrubel, 
der Major Scheüch, 
. ber Major Jung, 
. ber Geheime Sertegärat Lemmel, 
. ber Betriebödireftor Baurat Koch, 
. ber Hauptmann Studenfchmibt; 
Anja für die Verpollftändigung des 
deutſchen Gifenbahnneges im Intereſſe 
ber Lanbeöverteidigung: 
ber Oberft und Chef ber VFſenbahnabteilung 
bed Großen Generalſtabs Staabs; 
Etats des allgemeinen Penſions⸗ und 
bed Reichsinvalidenfonds: 
. ber Oberſt und Abteilungschef Henſeling, 
. ber Oberſtleutnant und Abteilungschef Golg, 
. ber Geheime Kriegsrat Gral; 
erg! pn Rayonentfhädigungen im Etat 
des Reichsſchatzamts: 
der Oberſtleutnant und Abteilungschef 
Schroeter; 

Etat der Expedition nach Oſtaſten: 
der Oberſtleutnant und Abteilungschef Goltz, 
. ber Wirkliche Geheime Kriegsrat und Ab: 
teilungschef Dr. Wrubel, 

. ber Major Scheüch, 

. ber Major v. Hartrott, 

. ber Major Hoffmann, 

. der Geheime Kriegsrat Lemmel, 

ber Geheime Kriegsrat Grall; 
Etat der Erpebition in das fübmelt- 
afrifanifhe Schuggebiet: 

. ber Oberftleutuant und Abteilungschef Goltz, 

. ber Wirtlihe Geheime Kriegsrat und Ab— 
teilungächef Dr. Wrubel, 

. ber Major dv. Hartrott, 

. der Major Bering, 

. ber Hauptmann Schwabe; 

b) für das Königlich ſächſiſche Kriegs— 
miniſterium: 

Etats fir die Verwaltung des Reichsheeres 

ſowie des allgemeinen Penſions- und des 

Reichsinvalidenfonds: 

1. der Major im Kriegsminiſterium Rohde, 

2. der Hauptmann im Kriegsminiſterium 

ichter ; 
ec) für das Königlich mwürttembergifdhe 
Kriegsminiſterium: 

Etats für die Verwaltung des Reichsheeres 

fowie bed allgemeinen Penſtons- und des 

Reihsinvalidenfonds: 

ber vortragende Rat im Sriegäminiftertum 
ar e Geheime Kriegsrat vd. Ger: 
arbt. 


V. Für ben Bereid bed Reichsmilitärgerichts: 

ber Militäranwalt Mülberger. 

VL Für den Bereid der Kaiſerlichen Marine: 
Etat für bie Verwaltung ber Kaiſerlichen 
Marine: 

1. ber Fontreabmiral Goetz, 

2. ber Kapitän zur See Dähnhardt, 

3. ber Korvettenkapitän Behnde, 

4. der Kapitänleutnant Boy-Ed, 

5. ber Stapitänleutnant Reymann, 

6. ber Wirkliche Geheime Admiralitätsrat Klein, 

7. der MWirflide Geheime Admtralitätsrat 
Dr. Dannee 
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8. ber — Geheime Admiralitätsrat (C) 


arms, 
9. der Geheime Adwmiralitätsrat Koch, 
10, ber line Abmiralitätörat Dr. Feliſch, 
11. der Geheime Abmtralitätärat v. Gölln, 
12. ber Wirkliche Admiralitätsrat Nüder, 
13. ber Geheime Baurat MWierft, 
14, dberMarine-Ober-$triegägerichtäratv. Thadden, 
15. ber Marines ntendanturrat Dr. Schramm; 
Etats des allgemeinen an 
bes Reichöinvalidenfonds, über Penfionen, 
Witwen: und MWatfengelder im Etat der 
Erpebition nad Oftafien: 
1. der Hapttän zur See Meier, 
2. der Geheime Abmiralitätärat Dr. Feliſch, 
3. der Marine-Striegögerichtörat Gummert. 


VI Für ben Bereih ber Reichsjuſtizver— 
waltung: 
1. ber ne Ober-Negierungdrat Graywacz, 
2. der Geheime Ober-Regierungdrat Delbrüd. 


VII. Für den Etat des Reichskolonialamts und 
für ben Etat der Erpedition in das Süd— 
weſtafrikaniſche Schußgebiet. 

1, ber Geheime Legationdrat Dr. Golinellt, 

2. der Wirkliche Legationsrat Ehermater, 

3. der Wirkliche Legationdrat Dr. Schnee, 

4. ber Legationsrat Gerftmeyer, 

5. ber Militär-Intendanturrat Markmann, 

6. der Marine-Intendanturrat Schroeder, 

T. der Regierungsrat Brüdner, 

8. der Regierungd- und Baurat Balker, 

9. der Bautnfpeltor Schlüpmann, 

10, der Gouberneur v. Lindequift, 

11. der Geheime Regierungsrat Haber, 

12. der Oberftleutnant Quade, (D) 

13. ber Oberftabdarjt Dr, Steubel, 

14, ber Major v. Wolff, 

15. ber Sapitän zur See Hentel. 

IX. Für ben Bereich des Reichseiſenbahnamts: 

1. der Geheime Ober-Baurat Betri, 
zugleich bezüglich bes Anſatzes für die Ver— 
vollftändigung bes deutſchen Eiſenbahn— 
netzes im Intereſſe der Qandeöverteidigung, 

2. ber Geheime Ober-Regierungsrat Mefferfhmidt, 

3, ber Geheime Regierungdrat Dr. Elöner. 


X. Für den Bereih ber Reichs-Poſt- und 
Telegraphenverwaltung und ber Reichs— 
druderei fowie für die Erpebition nad 
Dftaften und in bad Südweſtafrikaniſche 
Schutzgebiet, unb zwar: 

a) bezüglich ber Etats ber Poſt- und Tele: 
graphbenverwaltung jowie ber Reichs— 
druderet: 

. ber Wirkliche Geheime Ober-Baurat Hafe, 

. ber Geheime Ober:Poftrat Mind), 

. ber Geheime Ober: Boftrat Granzow, 

. ber Geheime Ober-Boftrat Aichenborn, 

. ber Geheime Ober-Boftrat Kobelt, 

. ber Geheime Ober:Poftrat Wachenfeld, 

. ber Geheime Poftrat Teude, 

. ber Gem Boltrat Lehmann, 

. ber Geheime Boftrat Ofter; 

b) bezüglich ber Etats für bie Erpebitionen 
nah DOftafien und in das Südweſt— 
afrikaniſche Schußgebiet: 

10. der deli Ober⸗Poſtrat Kobelt, 
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11. ber Geheime Ober-Boftrat Köhler, 
12, der Geheime Poftrat Teude. 
8* 
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(Schriftführer Rimpau.) 
XI. ur ben Bereih ber Berwaltung ber 
eichſeiſenbahnen: 
1. der Geheime Ober-Baurat Krieſche, 
2. ber Geheime Ober-Baurat Sarre, 
3. der Geheime Ober⸗Regierungsrat Fritſch. 


B. Für ben Haußhaltsetat für die Schuggebiete 
auf das Rechnungsjahr 1907. 
I. Für die allgemeine Finanzverwaltung: 
1. ber Geheime Ober:-Regierungdrat Krüger, 
2. der Geheime Regierungsrat Freiwald für dad 
Schutzgebiet Kiautſchou. 
II. Für den Bereich des Auswärtigen Amts: 
1. ber Geheime Legationdrat Dr, Bolinelli, 
2. der Wirklihe Legationsrat Ehermater, 
3. der Wirklihe Legationsrat Dr. Schnee, 
4. ber Legationdrat Gerſtmeyer, 
5. der MilttärsIntendanturrat Markmanı, 
6. der Marine-Intendanturrat Schroeder, 
7. der Regierungsrat Brüdner, 
8. der Regierungd- und Baurat Baltzer, 
9. der Baninfpeftor Schlüpmann, 
10. der Gouverneur v. Lindequift, 
11. der Geheime Regierungsrat Haber, 
12. der Oberitleutnant Quade, 
13. der Oberftab3arzt Dr. Steubel, 
14. der Major v. Wolff, 
15. der Kapitän zur See Hentel. 
II. Für den Bereih der Kaijerliden Marine 
Schutzgebiet Kiautſchou): 
a) für den Etat: 
1. der Kapitän zur See Weber, 
2. der Kapitänleutnant Sarer, 
3. ber Wirkliche Admiralitätsrat Profeffor 
Dr. föbner, 
4. der Marine-Intendaturrat Winhenbad); 
b) für die Überfihten der Einnahmen und 
Ausgaben: 
1. der Kapitän zur See Weber, 
2. der Kapilänleutnant Sarer, 
3. der Marine-Intendbanturrat Windenbad. 
Der Stellvertreter des Reichskanzlers: 
Graf Poſadowskh. 


An 
den Herrn Präfidenten bed Reichstags. 


Bräfident: Die Diskuffion tft wieder eröffnet. 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Bebel. 


Bebel, Abgeorbneter: Meine Herren, bevor ich auf 
das eigentlihe Thema unferer Berhandlungen eingebe, 
bin ih genötigt, auf die Ausführungen zurüdzugreifen, 
die geftern ber Herr Reichſskanzler und ber Herr Ab: 
geordnete Baffermanı gegen meine Partei und das Zentrum 
erihtet haben. Nad den Nußerungen biefer beiden 
—5* erſcheint es als das höchſte politiſche Verbrechen, 
das denkbar iſt, wenn ein Dann einer bürgerlichen Partei 
einem ſozialdemokratiſchen Kandidaten ſeine Stimme gibt. 

(Sehr richtig! rechts. Lachen bei den Sozialdemokraten.) 
Su ganz befonderem Maße galt es in den Augen des 
Reichslanzlers ald Verbrehen bed Zentrums, dab dieſes 
in einer Reihe von Wahlfreifen durch die Unterſtützung, 
bie e8 dem ſozialdemokratiſchen Kandidaten zuteil werben 
ließ, dieſem zum Siege verhalf. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Meine Herren, es ift vielleicht nicht überflüffig, baran zu 
erinnern, daß in ber Zeit der flärkiten Hige des Sozialiften- 
geſetzes im Jahre 1884, als es fi in Frankfurt a. M. 
um eine engere Wahl zwifchen dem Standbibaten ber 
bemofratifhen Partei, Herrn Sonnemann, unb bem 





Kandidaten meiner Partei, Herrn Sabor, handelte und (0) 


bon bort aus an ben Fürften Bismard die Anfrage ge 
richtet wurde, wen denn wohl die Rationalliberalen und 
Stonferbativen wählen folten, nah Frankfurt die Order 
telegraphifh fam: „Fürſt wünſcht Sabor* 

(ſtürmiſches Hört! hört! reis), — 
d. 5. den Soztaldemofraten. 

Meine Herren, in biefer Beziehung wird ber Herr 
Reichskanzler, der heute —— niemals dem Fürſten 
Bismarck nahe kommen. Bei allem Haß und aller Feind— 
fhaft, die Fürſt Bismard gegen die Sozialdemofratie 
hegte, war er doch immer fo objeltiv, daß er bie Stellung, 
die die Sozialdemokratie in dieſem Reichsſstag im bezug 
auf ihre Tätigkeit einnahm, allezeit anerkannte. 

(Ah! und Lachen bei den Nationalliberalen.) 
— Meine Herren, ih werde Ihnen fpäter die Beweife 
bringen. Ich werbe feinen Sag ausſprechen, den ich nicht 
beweifen kann. 
(Stürmifhe Heiterkeit reht3 und linls.) 
Und nit allein — — 
(Glode des Präfidenten.) 


Bräfident: Meine Herren, ich bitte, bier etwas Platz 
um bie Tribüne zu machen. Die Herren hinten fönnen nicht 
hören. Bitte, meine Herren, etwas mehr zurüdzutreten. 


Bebel, Abgeorbneter: Ganz anberd, meine Herren, 
ift die Stellung des heutigen NeichSlanzlerd. Wenn ber 
Herr Reichskanzler auf die Sozialdemokratie zu ſprechen 
fommt, wird er im höchſten Grabe nervös, dann gerät 
er in eine Aufregung, daß es ihm vollftändig unmöglich 
tft, auch nur einen objektiven Gebanfen über die Sozial- 
demofratie auszuſprechen 

(adj! rechts und lints — fehr richtig! bei ben 

Sozialdemokraten); 

er an * wenn die Sozialdemokratie fein perſönlicher 

eind ſei. 
Fern Bülow und haft. Aber, meine Herren, bon einem 
Staatömann verlange ich denn doch in erfter Linie, daß 
er wenigftend den Schein der Objektivität wahrt und jo 
tut, wie wenn er, ber regierende Mann, wenigftend über 
den Parteien ftehe. Das bat nun freilih ber Fürſt 
Bülow in biefem Wahlkampf nah feiner Richtung Hin 
—5 Er iſt vom erſten Tage der Auflöſung des letzten 

eichſtags ab gegen und als Partei aufgetreten und hat 
ald Staatsmann dad Signal zu einem Wahlkampf 
gegeben, wie ihn Deutſchland in ähnlicher Weife noch nicht 
erlebt hat. 

(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten.) 
Darüber und mit im zu unterhalten und auszufpredhen, 
wird eine Gelegenheit fih bieten. Sie haben gehört, daß 
wir heute bereit eine Interpellation einbradten, bie 
darauf hinausgeht, daß ber Wahlkampf, wie er fi 
— hat, mit all den offiziellen —— die 
vom Reichskanzler bis zum legten Bolizeibiener vorgefommen 
find, bier im Neichstage erörtert wird in feinem vollen 
Umfange. Wir müffen wünfhen, daß die Welt erfahre — — 

(Hut hu! bei den Nationalliberalen.) 
Die Welt fol erfahren, wie e8 in dieſem Wahlfampfe zu— 
gegangen ift. 

Beſonders fittlih entrüftet hat ſich geftern der Ab⸗ 
georbnete Baflermann ausgeſprochen. Meine Herren, wenn 
ih einen Nationalliberalen höre, ber politiſch fittlih ent- 
rüftet it, fommt mir immer ein Lächeln an. 

(Heiterkeit. Ob! oh! bei den Nattionalliberalen.) 
Meine Herren, ganz beſonders in bezug auf bie Trage, 
welde Stellung die nationalliberale Partei biöher zur 
Sozialdemokratie einnahm. Weiß denn Herr Baffermann 
gar nicht, daß im Jahre 1905 für bie badiſchen Land— 
tagöwahlen 

(lebhaftes Sehr richtigl in ber Mitte) 


Nun haben wir gar nichts dagegen, wenn ber (D). 





(A) zwiſchen der fozialdemofratiihen Barteileitung und der 


Parteileitung ber nattonalliberalen Bartei offiziell ein Ab⸗ 
fommen getroffen wurde, wonach bie beiben Parteien fid) 
gegenfeitig bei den Landtagswahlen unterftügten? 

(Stürmifhes Hört! hört! und Sehr richtig! in ber 

Mitte und bei ben Sozialdemofraten.) 
Es ift damals das offizielle Abtommen getroffen worden, 
daß die mationalliberale Partei meine Barteigenofien in 
fünf verſchiedenen Wahlfreifen gegen bie Zentrumspartei 
unterſtützen follte. 
(Hört! hört! in der Mitte.) 

Diefed Abkommen bat auch infofern ein Nefultat gehabt, 
als unter den fünf Wahlfreifen meine Parteigenoffen zwei 
durch die Hilfe 33 RR der nationalliberalen 
Bartei eg td 

(Zebhaftes Hört! hörtı in ber Mitte und bet ben 

Soztaldemofraten.) 
Das iſt eine Tatfache, die Herrn Baſſermann nicht 
unbefannt fein kann. Ob er damit einverftanden war 
ober nicht 
(aha! bet ben Nationalliberalen), 

das fommt doch nicht in Brage; in Frage fommt, daß 
Ihre Bartei in Baden fo gehandelt hat. 

(Zebhafte Zuftimmung in der Mitte und bei den 

Soztalbemofraten.) 
In Frage kommt aud), meine Herren, daß damald in 
der Wahl hohe Staatöbeamte, Referveoffiztere, Lehrer, 
Pfarrer, Sriegerbereinler ufw. für bie ſozialdemokratiſchen 
Kandidaten geftimmt haben. 
(Hört! hört! in der Mitte.) 
Das muß einmal angenagelt werben. Es iſt einfach 
lachhaft, wenn heute es jo Hingeftellt wird, ala hätten 
Sie einen wahrhaft fitilihen Horror dagegen, einen 
Sozialdemokraten zu unterftügen. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemofraten.) 


(8) Selbitverftändlid hat dann auch, dad war ja ber Zwed 


des Geſchäfts, meine Partei die nationalliberalen 
Kandidaten in einer ganzen Reihe von Wahlfreifen 
gewählt. Dadurch ift verhindert worden, daß das Zentrum 
im badiſchen u, bie Majorttät befam. 

(Hört! hört! in ber Mitte.) 
Das war ber Zwed und bie Abſicht des damaligen Wahl: 
abfommen3. 

Dann, meine Herren, find auch bei der Neichätags- 
wahl folde Berhandlungen geführt worden. Ih kann 
ben Nachweis führen, daß ber Leiter der nationalliberalen 
Partei in Freiburg in Baden, Stabtrat Glodner, zu 
meinem Barteigenoffen Engler, bem Leiter ber ſozialdemo⸗ 
fratifhen Partei in Freiburg, gekommen ift und ihm ans 
geboten hat: wenn er es fertig befomme, daß bie Parole 
meiner Freiburger Parteigenofjen, fi in der Stihmahl 
zwiſchen Nationalfiberalen und Zentrum der Stimme zu 
enthalten, bahin abgeändert werde, baß bie Sozialdemo⸗ 
fratie ſich bereit erfläre, für den nationalliberalen Kandi— 
baten zu ftimmen 

(hört! hört! in ber Mitte), 
würben fie bereit fein, dahin zu wirken, baß bie National: 
—— in Mainz und in Köln für den Sozialdemokraten 


fkimmten 
(Stürmifdes Hört! hört! in der Mitte und bei ben 
Sozialdemofraten.) 
Ferner ift, meine Herren, ber Redtsanwalt Kaufmann 
in Gießen bei meinem Barteigenofien Ulrih in Offenbach 
eivefen unb hat ihn gebeten, für bie nationalliberale 
andibatur —— gegen ben antiſemitiſchen 
Kandidaten einzutreten 
(hört! hört! bei ben Antifemiten), 
und hat aud) erklärt, wenn das gejchehe, würben fie ihrer- 
feitö zu Gegenbienften in anderen Wahlfreifen bereit fein. 
(Zebhafte Zurufe: Hört! Hört!) 
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Meine Herren, id; war im jener Zeit, zwiichen ber (C) 


Haupt- und der Stihwahl, eine Reihe von Tagen in Frank: 
furt am Main, und ba find liberale Herren aud an mid 
—— und haben ſich ihrerſeits bereit erklärt, daß, 
wenn id meine Freunde in Gießen beftimmte, für 
Heyligenftaebt einzutreten, fie dahin wirken würben, daß 
wir in Mainz uſw. von ben Liberalen gegen das Zentrum 
unterftügt würden. 

(Hört! hört! in der Mitte.) 
Die Nationalliberalen in Hildesheim — die politiſche 
Moral ſogar ſo gehandhabt, daß, als meine Parteigenoſſen 
dort erflärten, ſich der Stimme enthalten zu wollen, bie 
Nationalliberalen gefälſchte MWahlflugblätter ausgegeben 
haben, worin im Namen ber joztaldemofratiihen Partei 
die Wähler der Soztaldemotratte aufgefordert wurben, 
für den nationalliberalen Kandidaten zu ftimmen. 

(Lebhafte Zurufe: Hört! hört!) 

Es wird mir weiter gefagt — ich weiß nicht, mit welchem 
Rechte —, daß, als Herr Baſſermam in den Tagen 
zwiichen der Hauptwahl und ber Stihwahl in Osnabrüd 
gewejen fei, er bei dieſer Gelegenheit den Verſuch ge— 
macht habe bei meinen Parteigenoſſen, fie zu bewegen, 
niht für den Bentrumsfandidaten, fondern für Den 
früheren nationalliberalen Abgeordneten Wamhoff zu 


ſtimmen. 
(Hört! hört! in der Mitte.) 
Ob es wahr ift, weiß ih nicht 
(aha! bei den Nationalliberalen) 
— einer meiner Parteifreunde, der dafür einftehen wird, 
bat es mir mitgeteilt. Aber ich möchte doch anführen, 
was im Jahre 1904, als es fih in jenem MWahlfreife 
um eine Nahmwahl handelte und es auch zu einer engeren 
Wahl kam, bei der die Sozialdemokratie ben Ausſchlag 
ab, das Organ ber Nationalliberalen, die „Dsnabrüder 
—* in bezug auf dieſe Wahl geſchrieben hat. Da 
eiß 
Welchen Wert die Sozialdemokratie als Partei 
der unabhängigen und unerſchrodenen Kritik be— 
ſitzt, darüber iſt ſich niemand im Zweifel, und 
was ſpeziell ihre Anregungen auf dem jozial- 
politifchen Gebiete betrifft, fo müßte berjenige 
blind fein, ber nicht bemerkte, daß fte befruchtend 
nad) mehr wie einer Seite gewirkt haben. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
reibt eine nationalliberale Zeitung, dad Organ bed 
amhoff! Weiter heit es: 
Noch auf vielen anderen Gebieten find bie 
Ziberalen in der glüdlichen Lage, ben Beftrebungen 
ber Sozialdemokraten nicht entgegentreten zu müſſen 
(Hört! hört! in ber Mitte und bei ben 
Spztaldemofraten), 
und wer bie —— bat, im Reichstage zu— 
hen, wie die an taldemofraten ſich um Unter: 
Ken ihrer Anträ ge bei ben Liberalen und 
biefe umgefehrt bei ben Soztalbemofraten bes 
mühen, zu bemerken, wie höflih und zuvor— 
fommend bie linterhändler beider Parteien mit- 
einander berfehren 
(lebhafte re 
ber weiß auch, wie oft ſozlaldemokratiſche und 
liberale Abgeordnete bei der Abftimmung fir eine 
und biejelbe Sache eintreten. 
(Hört! Hört! und el 
Meine Herren, das find doch wahrhaftig Zeugniffe, die 
beutlid) beweifen, wie bie Herren ganz ander3 über uns 
denken, fobald fie fozialdemofratiihe Stimmen befommen 
wollen. Gin Nationalliberaler mag feinen Sozial» 
bemofraten leiden, aber in Stimme nimmt er gern! 
(Große Heiterkeit.) 
Und fo, meine Herren, bei allen Parteien, von Herrn 


Das [ 
Herrin 


(D) 
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(Bebel.) u 


(A) v. Normann bi zu Herrn Haußmann. In diefem Wahl: 


(B) 


fampf find meine Parteigenoffen einige Male veranlaßt 
worden, fogar für fonfervative Kandidaten einzutreten. 
(Zurufe rechts.) 
— Ja, meine Herren, ber Vertreter für Jerichow I verbanft 
der Unterſtützung meiner Partei feine Wahl. Ich nehme 
es meinen Parteigenoffen bi3 zu einem gewiſſen Grabe 
übel, daß fie da3 getan haben; aber zurüdgewiefen haben 
Sie die Stimmen nidt. 
(Burufe reits.) 
— Aud Sie, Herr dv. Liebermann, nehmen jebe foztal: 
demokratiſche Stimme. 
(Zuruf des Abgeorbnieten Liebermann v. Sonnenberg: 
Ih fann es nicht hindern.) 
— Sie fünnen e3 natürlich nit hindern, felbftverftändlih 


wollen Ste es auch nidt. 
(Heiterkeit. Zurufe rechts. Glode des Präfidenten.) 


Präfident: Ih bitte, dem Herrn Redner nicht zu 
unterbrechen. 


Bebel, Abgeordneter: Wir Iefen ja in bem Brief: 
wechſel, den der Bahyeriſche Kurier veröffentlicht hat, daß 
ein Agitator für ben Flottenverein, Landridter Stern, 
fogar die Anfchauung vertrat, daß bet ben engeren Wahlen 
e3 ih darum handle, mit ber Sozialdemokratie zu gehen, 
damit das Zentrum unter allen Umſtänden unter den Tiſch 
gebradjt werde. 

(Zuruf redt3.) 
Ob fonfervativ oder nattonalliberal, ift bier gleich. 
63 muß alles daran gejegt werben, 
— fagt biefer Herr — 
ein welteres Erftarfen des Zentrums in ber Stid;- 
wahl zu verhindern, um bie Sozialdemokratie 
dahin zu bringen, daß fie bet Stihwahlen, wo 
bad Zentrum gegen andere bürgerliche Parteien 
fteht, ſtets F dieſe gegen das Zentrum den 
Ausſchlag gibt. 
(Hört! hört! in ber Mitte.) 
Jetzt nah den furdibaren Schlägen, bie bie 
Sozialdemokratie befommen hat, wird fie wohl 
u Verhandlungen bereit fein. Befonberd muß 
I rechter Flügel geftärft werben. Es ift daher 
eine Abmadhung dahin geboten, dab die Soztal- 
bemofratie und die nationalliberale Partei ein- 
er gegen das Zentrum gegenfeitig ſich unter: 
en 


(Hört! hört! bei ben Sozialdemokraten.) 
Und Herr Generalmajor Keim, an ben biefer Brief ge: 
richtet war, weift das nicht etwa zurüd, fonbern fagt, in 
bezug auf dad Zentrum teile er ganz und gar bie Auf- 
faffung bed Ratgeberd. Meine Bes Ilse Stich⸗ 
wahlen im Deutſchen Reiche beſtehen, wird es notwendiger⸗ 
weiſe vorkommen, daß ſelbſt Parteien, die ſonſt einen 
udverſchiedenen Standpunkt vertreten, unter Um— 
änden ——— werden, gemeinſame Sache gegen 
einen politiichen Gegner zu machen. 
(Sehr richtig! auf verſchiedenen Seiten.) 

Der Herr Reichskanzler ift geftern im höchſten Grabe 
entrüftet —— über die Haltung eines Teils ber 
— Er Tann nicht verſtehen, wie bie 

entrumöpartei, bie nah all und jeber Richtung fo 
grunbfäglih verſchiedene Anfhanungen und Lebens: 
auffafjung vertritt, mit einer Partei wie bie Sozial- 
bemofratie gemeinfame Sache machen könnte. 
(Sehr richtig! redht3.) 
Das beweift nur, daß Sie in biefer Frage gerabe nicht 


fehr weitfichtige Herren find. Ich will mid milde aus— 
brüden. Meine Herren, wie tft benn dieſe Sade ge- 
fommen? Das Zentrum, bie Sozialdemokratie, die 


Polen und Welfen waren die Gegner des Herrn Reichs-— 





fanzler8 am 13. Dezember. 
bat er ben fogenannten Silvefterbrief veröffentlicht. Diefe 
vier Parteien wurden alfo gewiflermaßen wider Willen 
in bie gleihe Scladtreihe getrieben. Es war alſo 
ganz —— daß, nachdem die Hauptwahl vorbei 
war — und bie Herren bom Zentrum werben zugeben, 
daß wir ihnen im Wahlkampf nichts geſchenlt haben 
(fehr richtig! im der Mitte), 

fie aber auch und nichts 

(fehr richtig! bei den Sozialdemokraten), 
wir find aufeinander loögegangen, wie nur zwei Todfeinde 
aufeinander losgehen können — als aber bie engeren 
Wahlen herankamen, war es dod ganz naturgemäß und 
felbftverftänblih, daß jest bie Parteien, gegen die ſich ber 
ganze Wahlfampf richtete, ſich bemühten, zu retten, was 
zu reiten war. Das Zentrum verſuchte nunmehr bon 
feinem Standpunfte aus, feine Bofition im Reichdtag nad) 
Möglichkeit zu verftärfen, indem es und teilweije unter: 
ftüßte, wie auch wir bereit waren, unfererfeit3 einen Teil 
der Bentrumsfandidaten zu unterftügen. Im übrigen 
haben wir nicht das mindefte miteinander gemein. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemofraten 

und in ber Mitte.) 

Das Zentrum fteht Ihnen, meine Herren auf der Rechten, 
taufendmal näher als und. Das beweilt die ganze Ver— 
gangenheit. 

Sehr richtigl bei ben Sozialdemokraten.) 
Ich veritehe deshalb nicht bie maßlofen Angriffe, die ber 
Herr Reichskanzler geftern gegen das Zentrum gerichtet 
bat, gegen eine Partei, mit ber er während ber ganzen 
Dauer feiner Kanzlerihaft in ber freunblichiten Weiſe 
berfehrte, und ber er alle Erfolge jeiner Politif zu ber- 
danken hat. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Das Zentrum hat im dem vergangenen Jahren brei 


lottenborlagen und zwei Militärvorlagen bewilligt, es CD) 


at den Zolltarif durchgebracht, es bat bie Handelsber— 
träge gutgeheißen, es hat alle möglichen neuen Steuerbor- 
lagen in Höhe von mehreren hundert Millionen unters 
ftügt; kurz, meine Herren, es bat fo viel getan, daß es 
mit vollem Recht zu Herrn v. Bülow fagen kann: ich 
babe für dich fo viel getan, daß mir zu tum bald nichts 
mehr übrig bleibt. 

rn richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Daher tft mir die Haltung, bie er geftern eingenommen 
bat, unbegreiflich. Dad Zentrum babe mit uns ein 
Bündnis eingegangen; das Zentrum fet an bie Seite der 
Sozialdemokratie getreten. Auf dieſe Anklagen mögen bie 
Herren vom Zentrum antworten; ich erfläre: dieſe Anflagen, 
meine Herren, find einfach abſurd. 

(Sehr ar in ber Mitte und bet ben 

oztaldemokraten.) 
Wenn ſolche Ankllagen aus bem Munde eine? Staat3- 
manned ausgeſprochen werben, ber ber erfte Mann im 
Deutfchen Reiche tft, fo ift das ein ſtarkes Stüd; denn es 
ift fein Funke von an biefen Behauptungen. 
(Sehr richtig! in ber Mitte. 
entrum und wir haben gar nichts miteinander gemein ; 

wir find freilich auf foztalpolitiihem Gebiete, nachdem 
unfere eigenen Anträge abgelehnt worben waren, in ſehr 
zahlreichen Fällen gezwungen worben, bie Anträge bes 
Zentrumd zu unterftügen, um nur etwas zu reiten. ber, 
meine Herren, wir haben mit allen Parteien bald bier, 
bald bort arg und ich ferne fogar Fälle, 
wo bie äußerfte Linke und die äußerfte Rechte allein zu— 
fammengeftanden find 

(jehr richtig! in der Mitte und bei ben 

Soztalbemotraten), 

allerdings nur in der Minorität. Das ergibt fih als 
etwas ganz Selbftverftändliches aus dem parlamentariſchen 
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(Bebet.) 


(A) Leben. Das parlamentarifhe Leben beruht auf Kom— 


promiffen, und wenn nun gar ein Parlament wie ber 
Deutſche Reihdtag aus einer jo großen Zahl von Parteien 
aller Art zufammengefegt ift, daß feine einzelne Partei 
für fih allein oder mit anderen Parteien zufammen 
bauernb eine Majorttät zu bilben im ftande iſt, ba ber: 
ſteht es fi) don felbft, daß je nad) der Natur ber Vorlage, 
bie zur Beratung fteht, die funterbuntefte und für bie 
draußen Stehenden oft umverftänblide Zufammen- 
fimmung ber verfchiebenen Barteien zuſtande fommt. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Das iſt eine Ericheinung, die wir im Deutfhen Reiche 
haben, folange es einen Deutſchen Reihätag gibt, und 
es ift wahrbaftig eine kindliche Auffafjung unſerer inner 
politiihen Berhältniffe, der Verhältniffe im Reichstage, 
aus einem derartigen Zuftand der Dinge gegen bie eine 
ober andere Bartei eine Anklage machen zu wollen. 
(Sehr richtig! in der Mitte und bei ben 
Sozialdemotraten.) 

Meine Herren, genau fo wie geitern ber fittlich ent» 
rüftete Herr Baflermann haben auf der anderen Seite die 
bogen Biſchöfe gegen und Stellung genommen, bie 
tatholiichen Biſchöfe in Bayern gegen ihre eigenen Partei: 
reden nur daß zu meiner großen Genugtuung bie 
anerifhen Zentrumdleute vou den Biſchöfen fih nicht 
haben einſchüchtern laſſen. Das märe freilih bei 
Proteftanten ganz unmöglich. 

(Sehr richtig! und Heiterkeit.) 
Benn bie proteftantifhe Geiftlichkeit für die Proteftanten 
die Bedeutung hätte, wie ber katholiſche Klerus, felbft 
dann wäre bad nicht möglidh; aber ich bin zufrieden, daß 
die proteftantiiche Geiftlichkeit dieſen Einfluß nicht hat. 

Aber, meine Herren, ich frage mich auch: warum benn 
diefe Entrüftung der katholiſchen Biſchöfe, dab Zentrums: 
mitglieber bei den engeren Wahlen und unterftügen wollten? 


8) Die tatholiſchen Biſchöfe haben doch geſchwiegen, als vor 


zwei Jahren meine Freunde in Bayern mit dem Zentrum 
dad befannte Abkommen zu den bayriihen Lanbtags- 
wahlen abgeihloffen haben. 
(Zurufe bei den Nationalliberalen.) 
Das war bad Gegenftüd zu bem Ablommen in Baben. 
(Sehr richtig! in ber Mitte.) 
In Baden haben meine Parteigenoffen gemeinfame Sache 
mit den Nationalliberalen gemadt, um dad Zentrum 
bintanzuhalten. In Bayern haben meine PBarteigenofien 
mit dem Zentrum gemeinfame Sache gemacht, um bie 
Liberalen, die Gegner der Wahlreform waren, and bem 
Landtag möglihft re — 
(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten.) 
Das Kompromiß ift zuftande gekommen, um das bayrijche 
Wahlrecht zu reformieren, um ein neued Mahlreht zu 
haften. Das Zentrum hat in biefer Frage fein Wort 
— das muß jein größter Feind anerkennen — bis zum 
Tüpfelhen auf dem i eingelöft. Bayern hat ein neues 
Bahlreht, und bei dem nächſten bayriihen Wahltampf 
gibt e8 weber mit ben Liberalen noch mit dem Zentrum 
ein Zufammengehen der Sozialdemokraten. Dann gehen 
fie jelbftänbig vor, weil fie jet felbftändig vorgehen können, 
was unter bem —— Wahlreht ohne ſchwere Nach⸗ 
teile für eine Partei nicht möglich war. 
(Sehr richtig! bei den Sozialbemofraten.) 

Meine Herren, biefe Entrüftung über dad Zufammen- 
geben von Zentrum und Sozialdemokratie hat für jeben 
Kenner unferer Verhältniffe herzlich wenig zu bedeuten; 
aber fogar in ber frage, die ben Reichsſstag zur Auflöfung 
brachte, ſelbſt im biefer Trage find wir nicht mit bem 
Zentrum fondern gegen dad Zentrum gegangen. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
As in der Bubgetlommiffion bie Forderung ber 
29 Millionen abgelehnt war, da find wir nicht, wie wir 
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das font zu tum pflegen bei Gtatöforberungen, für das 
Weniger eingetreten, fonbern wir haben bie Herren bom 
Zentrum im Stich gelaffen. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Auf diefe Weiſe fam überhaupt in ber Budgetkommiſſion 
fein Beſchluß zuftande. Und genau mit berjelben Tattif, 
mit der wir in ber YBubgetlommtiffion verfahren find, find 
wir im Reichstag verfahren. Das ergab fi aus ber 
Stellung, bie wir ber Kolontalpolitif gegenüber einge: 
nommen haben und weiter einnehmen werben. 

Und wenn geftern, um das bier gleich mit zu er- 
ledigen, der Herr Abgeordnete Baffermann glaubte meinen 
Parteigenoffen Galwer gegen und austrumpfen zu können, 
indem er e3 unternahm, eine Neihe von Zitaten aus 
einem Artikel in ben „Monatsheften“ hier borzutragen, 
wobei er Ihnen noch befonberd empfahl, das betreffende 
Heft fi zu faufen — ih will es ihnen weiter empfehlen 


(Heiterkeit), 
es ift das britte Heft, das Märzheft von btefem Jahre —, 
fo hat der Herr Abgeordnete Baffermann es unterlaffen, 
auch auf diejenigen Stellen hinzuweiſen, in benen ber 
Abgeorbnete Galwer klipp und far feine abweichende 
Stellung von der im Deutſchen Reiche betriebenen Kolontal- 
politit darlegt. 
(Hört! hört! und Sehr richtig! bei ben 
Sozialdemokraten. 
Auf der Seite 196 biees eftes heißt e8: 
Ich Habe jhon einen Gefihtspunft angedeutet, 
ber es mir unmöglich madt, als Sozialdemofrat 
für tolonialpolitifche Forderungen zu ſtimmen. 
(Hört! hört! bei den Soztalbemofraten.) 
Die Ausgaben für Kolonien dürfen auf keinen 
Tal aus dem Lohneinfommen ſondern müflen 
aus dem Kapitaleinfommen gebedt werben. 
(Hört! hört! bet den Sozialdemokraten.) 

Das iſt berjelbe Standpunkt, den wir einnehmen, 
wenn wir auf bem Wege ber birelten Steuern ber Mittel: 
Hafje und ber reichen Klaſſe die Mittel für die Kolonial- 
politif aufbringen wollen, ober wenn bie bentjche Kauf: 
mannfhaft und Bankterfhaft das tun will — was Herr 
Derndburg fi gehüter hat zu tun, folange er Direktor ber 
Darmftäbter Bank war. 

(Sehr wahr! und große Heiterkeit.) 
Er bat feine Millionen im engliſchen Kapland angelegt. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Die Aktionäre follen freilich fehr wenig erbaut davon fein. 
(Heiterfeit.) 
Aber in Südweſtafrika auch nur 100000 Mark anzu— 
legen, das ift ihm fo lange nicht eingefallen, als er Direktor 
ber Darmftäbter Bant war. 
(Sehr gut!) 

Die ganze Erleuchtung über den Wert der Kolonien tft 
ihm erft gefommen, als er Kolontalbireftor geworben ift. 
Hier heißt es wieder einmal: wen Gott ein Amt gibt, 
dem gibt er aud) den nötigen Berftand! 

(Große Heiterkeit.) 
Aber, meine Herren, dem Herrn Kolonialbireltor Dern: 
burg hat der liebe Gott nicht nur den nötigen Kolonial: 
verſtand gegeben, fondern aud bie nötige Kolonialphantafte 

(große Heiterkeit), 
bie eig war, bie mwunberbaren Reben zu Balten, 
in denen er befanntermaßen aus einer verlorenen Dattel: 
fifte fo und fo viel Dattelpalmbäume erwachſen fah. 

(Große Heiterkeit.) 

Meine Herren, wer berartige Phantafieprodufte vor 
ernfthaften Leuten vorträgt — und ed waren 1600 ber 
ſchwerreichſten Beute, alles ſachverſtändige Leute, bie er 
damals für feine Kolontalpolitif zu begeiftern berſuchte —, 
wer das in allem Ernft einer folden Verfammlung von 
Sadverftändigen borzutragen wagt, ber hat für mid das 


(0) 


(D) 
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(Bebel,) 


(A) Recht verloren, in dieſer Frage noch ernft genommen zu 


werben. 
(Große Heiterkeit. — 
Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten.) 
Da3 war eine Heine Abſchweifung. 

Dann, meine Herren, eine andere Stelle aus dem 

Artikel meines Parteigenoffen Calwer. Es Heißt bort: 
Neben biefem aus ber wirtfhaftlichen Stellun 
bes Arbeiters im heutigen Produktionsweſen fi 
ergebenden Grunde fommen noch allgemeine 
politiſche Gründe hinzu, die mir als Sozial— 
demofraten es zurzeit berbieten, für folonials 
politiihe Forderungen einzutreten. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Nun, meine Herren, können Sie aus dem Artikel fonft 
borlefen, was Sie wollen: mit biefen beiden von mir 
vorgetragenen Sägen ift alles widerlegt. 

‚ (Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Hier ift die prinzipielle Stellung meines Parteigenoſſen 

Galwer feftgelegt. Alles das, was er über bie Not» 

wendigfeit, die Wiünfchbarfeit, den etwaigen Vorteil einer 

Kolontalpolitif ausführt, dad führt er vom Standbpunft 

der Bourgeoifie, vom Standpuntt des Stlaffeninterefjes 

der Bourgeoifie and. Gr fagt: wenn ihr Bourgeoid im 

Intereſſe der Kolonien eure Kapitalkräfte, eure geiftigen, 

eure phyſiſchen Kräfte betätigt, fo tft das eure Sadıe, 
aber die deutſche Sozialdemokratie fol mit biefen Dingen 
nicht3 zu tun haben. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Meine Herren, e3 find alfo auch nad) biefer Richtung 
bin die Ausführungen, die der Herr Abgeordnete Baffermann 
geitern machte, beplaztert. Wenn aber meine Partei: 
genoffen Galwer und Bernftein Ihnen in ihrer An— 
ſchauung fo nahe ftehen, wie Sie es behaupten, wenn fie 
wirflih fo kolonial- und weltpolitiffreundlih find, ja, 


(B) meine Herren, warum haben Sie denn alles aufgeboten, 


bie genannten Parteigenofjen aus dem Reichsſstage hinaus: 
aumerfen!? 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Sie hätten und doch, von Ihrem Standpunkt aus, gar 
feinen unangenehmeren Streich fpielen können, ald daß 
Sie Galwer und Bernftein in den Reichstag ſchickten. 
Gegen Galwer haben aber die Herren dort brüben bon 
ber linken Seite, ihrem reaktionären Triebe folgend, einem 
Bauernbündler mit ihren Stimmen durchgeholfen, damit 
Galwer geftürzt wurde. Und in Breslau find bie Herren 
Breifinnigen von vornherein im Bunde mit ben Stonfer- 
bativen vorgegangen. Sie haben bie Beute geteilt, indem 
auf der einen Seite der Fürft Habfeldt als fonfervativer 
Kandidat und auf ber anderen Seite ein Herr bon ber 
freifinnigen Partei gewählt wurde, um auf dieſe Weiſe 
die Sozialdemokratie, darunter Bernftein, von bem Reichs 
tag fernzuhalten. Wenn dieſe Elemente in unferer Bartei 
Sprengpulver fein könnten, wenn Sie biefe Meinung 
hatten, dann war es im höchſten Grade polttifch unklug, 
daß Sie nicht dieſe Männer und zum Arger und zum 
Trotz in den Reichsſstag gewählt haben. 
(Heiterkeit und fehr richtig! bei den Sozial: 
demofraten. — Zurufe redit3.) 
— Natürlich und zum Arger; denn warum bringen Ste 
fonft dieſe Dinge hier vor? — Aber wenn Sie glauben, wir 
ärgerten und barüber, bann irren Sie fih. Wenn in 
einem Artikel Galwer jammert über die Intoleranz, bie 
in gewiffen Kreiſen der Partei herriche, fo meine ich, 
wenn jemand Artikel ſchreiben kann ungehindert und feit 
Jahren wie die vorliegenden, dann hat der Betreffende 
nicht ben geringften Grund, über Intoleranz zu lagen. 
(Zuruf: Den Gegenjag zwiſchen Galwer und Ihnen 
haben Sie zugeftanden!) 
— Gelbftverftändlih Habe ih den zugeftanben, Herr 


Kollege d. Liebermann. 
leugnen, was Tatjahe it? Aber auch Galwer und 
Bernftein ftehen nicht auf einem Standpunkt. Galwer 
und Bernftein find wirtihaftspolitifch die [härfften Gegner, 
die in umnferer Bartei eriftieren. Aber das können wir 
ohne Schaden vertragen. 

(Heiterkeit und Rufe: Na! na!) 
— Na! nal? Sie find doch beide nod) in der Partei. 

(Heiterfeit.) 

Und bis jetzt hat noch fein Parteigenoffe den Wunſch 
ausgefproden, daß die Herren außerhalb der Partei ihre 
Meinungen außfprehen möchten. 

Dann, meine Herren, ein anbered. Wenn es benn 
fo ſchrecklich iſt, daß wir und dad Zentrum mal gegebenen- 
falls und in einer außerorbentlihen Lage zufammengehen, 
fo müßte das doch nicht weniger zwiſchen Nationalliberalen 
und dem Zentrum ber Fall fein. Es gibt im biefem 
Haufe innerhalb der bürgerlihen Parteien feine ftärferen 
Gegenfäge als zwiſchen ben Nationalliberalen und ber 
Zentrumspartei. 

(Sehr richtig!) 


Wem hatte benndie Zentrumdpartei in erfter Linie den Kultur⸗ 
fampf zu verbanten als gerade Ihnen, den Nationalliberalen? 
Lebhaftes Sehr richtig! in der Mitte und bei ben 
Sozialdemokraten. — Zuruf bei den Nationalliberalen.) 
— Meine Herren, Sie Lönnen fagen und jchreiben, was 
Sie wollen, «3 gibt heute noch unter Ihnen eine ganze 
Anzahl Leute, die bereit wären, fofort den Kulturfampf 

wieder aufleben zu laſſen. 
(MWiederholtes lebhaftes Sehr richtig! in ber Mitte 
und bei ben Sozialbemofraten.) 
Diefe müffen eben von Ihrer Parteileitung mit aller Ge— 
walt an der Kandare zurüdgehalten werden, bamit fie 
keine Kulturlampfdummheiten machen. Und dann anderer: 
ſeits: wie haben bie Herren friedlich, ſchiedlich die ganzen 


Jahre mit einander gearbeitet! Wenn man Herrn Spahn (D) 


und Herrn Baffermann mit einander verhandeln jah, fah 
da3 aus, als wären fie ein Herz und eine Seele, wie zwei 
Brüder mit gleihen Kappen. 
(Sroße Heiterkeit.) 
Ich geftehe offen: mir ift oftmals, wenn ich diefe Intimität 
und gegenfeitige Liebenswürbigfeit fah, etwas ſchwummerig 
zu Mute geworden. 
(Heiterfeit.) 


Ich fagte mir: das Ende vom Liede wird fein, daß unſere 
Haut dabei geteilt wird. 
(Große Heiterkeit.) 
Dad war ja auch geplant, ed war alled jo hübſch im 
Gange, man wollte bei ben nächſten Hauptwahlen die 
Teilung der Mandate in den verſchiedenen Wahlkreifen 
vornehmen. Herr Gröber nidt mir zuftimmend zu. 
(Xebhafte Hetierkeit.) 
So ift ed! So war eö geplant! Man wollte unfere Haut 
teilen, man wollte den Bären gründlich zerlegen, wobei es 
hieß: die und die Wahlkreife befommt ihr Nationalliberalen, 
und bie und die Wahlfreife befommen wir im Zentrum, 
bazu gehen wir hübih im Wahlkampf zufammen. Das 
wäre im Jahre 1908 fo gelommen, und deöwegen haben 
wir und gefreut, daß ſchon im Jahre 1907 der Wahl: 
fampf nod unter etwas günftigeren Umſtänden ftattfaud, 
ald es im Jahre 1908 ber Fall gewefen fein würde. Es 
braudte gar nit de3 Zum und Treibens — barauf 
fommen wir fpäter mod, nicht heute zu fpreden —, um 
und die Mandate abzubrüden, wie es gefchehen iſt. Denn 
nichts als die Mandate hat man und genommen. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Freilich Hat fi nachher gezeigt, daß all die Liebe und 
Freundſchaft zwiſchen Nationalliberalen und Zentrum nur 
die Liebe ce Hund und Habe war. 
(Heiterkeit.) 


Glauben Sie benn, ich wollte (C) 





(Bebel.) 


(A) Innerlih fühlte man fih noch ala ber alte Feind. Auf 


einmal fam dann bie Gelegenheit zur Differenz, und fiehe 
ba, die alte Feindſchaft ift wieber zum Ausbruch gefommen 
und hat in dieſem Wahlkampf ihre Früchte getragen. 
Freilich war die alte Feindſchaft noch nicht wieder fo weit, 
dab man nicht trog alledem Verſuche zu gegenfeitiger Ans 
näherung zu unferem Schaben gemadt hätte. So ift mir 
3. B. befannt geworden, daß ber liberale Blodfanbidat in 
Karlsruhe —— die engere Wahl, mein ehemaliger Par— 
teigenoſſe, ber jetzige fortſchrittliche Rechtsanwalt Weill 
wenige Tage vor der Wahl mit dem Amtmann Loes in 
einem Auto von Ort zu Ort bei ben katholiſchen Pfarrern 
berumgefahren tft und fie um die Stimmen der Katholiken 
angebettelt hat. 
(Hört! Hört! in ber Mitte.) 
Da fehen wir, wie die Nationalliberalen, wenn e3 ein, 
ein Mandat zu ergattern, fid) nicht genieren, bis zur Selbft- 
entwürbigung zu gehen. 
(Sehr gut! bei den Soztalbemofraten.) 

Und wenn man weiter ber Zentrumspartei Hinter: 
treppenpolitif borwirft — hat benn bie nationalliberale 
Partei noch feine Hintertreppenpolitif getrieben? 

(Zwiſchenrufe.) 
— Herr Baſſermann ſchüttelt ſehr entrüſtet den Kopf! 
Herr Baſſermann, in jenen Zeiten, von denen die Memoiren 
des Fürſten Hohenlohe und vorliegen, wird erzählt, daß 
ber Fürſt Bismard zum Fürften Hohenlohe bon ben 
Herren v. Bennigfen und Miquel als von Karlchen 
Miesnid-Politifern gefproden habe. Was war benn 
damal3 anders in Frage, ald daß fie, nachdem fie dem 
Fürften Bismard fo reichlich ihre Dienfte geleiftet hatten, 
num auch bie entiprechende Belohnung an Mintfterjeffeln 
und an Staatspoſten haben wollten? 

(Widerſpruch bei den Nationalliberalen. Sehr richtig! 
bet ben eg 


8) — Gewiß, darüber kann gar fein Zweifel fein! — Und wie 


mm gar bie Herren Sonfervativen Hintertreppenpolitif 
maden, bavon hat ja Herr v. Kröcher im Wahlkampfe 
recht intereffante Mitteilungen gemadt. 

(Große —* 
Alſo es wird in und außer Ilion gemogelt, ſowohl 
hüben wie drüben. In letzter Inſtanz iſt es Ihnen doch 
nur um bie Beute zu tun 

(lebhaftes ſehr richtig! bei den Soztalbemofraten), 
um die Staatögewalt. Der Staat ift ja in erfter Linie 
Ihr Staat, dad Neid ift in eriter Linie Ihr Reid. 
re Stlaffe ift ed, bie bie Minifterfeffel BER und fo 
mödten eben bie verichlebenen Parteien fich bei ber Ber: 
teilung der Beute nad Möglichkeit berüdfichtigt fehen. 

(Sehr gut! bei den Sozialdemofraten.) 

Weiter trugen bie Herren geſtern aud eine furchtbare 
ſittliche Entrüftung über bie geftohlenen Briefe bes 
„Bayriichen Kurier“ zur Schau. Das brachte ber Herr 
Reichskanzler insbeſondere in einer fo — —— 
Weiſe vor, daß biefe Briefe geſtohlen jeien — id kann 
ts gar nicht nachmachen —, dab einen babei bie Gänſe— 
baut über ben Rüden lief. 

(Große Heiterfeit.) 
Reine Herren, Sie werben hoffentlich bis in bie fünfziger 
Jahre des vorigen Jahrhunderts geihichtlih beſchlagen 
fin, alsdann werben Sie aud wiflen, daß es bie 
tonfervative Partei, bie Kreuzzeitungspartei“ war, bie 
damals die Zuchthäusler Lindenberg und Techen —— 
hatte, dem Prinzen von Preußen, dem ſpäteren Kaiſer 
bon Deutſchland, die Briefſchaften aus der Schatulle zu 


1. 
wiſchenrufe rechts. Hört! Hört! und fehr richtig! 
— bei ben Soztalbemofraten.) 
— Jawohl, das tft eine biftoriihe Tatſache, die können 
Sie nicht beftreiten. Sie haben wohl aud; feine Kenntnis 
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davon, wie Fürſt v. Bismard bon Frankfurt und von (C) 


—— aus in feinen Briefen an feine Familienmit- 
glieder und an andere Berfonen fo und fo viel Mal fich 
äußerte, er wolle das und das dem Briefe nicht ander: 
trauen, das Briefgeheimnis jei keineswegs ſicher! 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Alſo ſelbſt im heiligen preußiihen Staate konnte nit 
einmal ein Gefandter es wagen, offen an feine Familie 
zu fchreiben, was er über gewifje Dinge dachte. Und ift 
es nicht eine allbefannte Tatſache, daß feine Regierung 
in ber Welt widtige Staatögeheimniffe und Akten der 
Poſt anvertraut? Sie jhidt eben ihren Kurier, weil fie 
überzeugt ift, daß bei ber verichiebenen Paffterung von 
Bandeögrenzen die große Gefahr befteht, daß einer der 
freundnachbarlichen Staaten dafür forget, daß folde 
wichtige Altenftüde in die unrechten Hände gelangen. 

(Sehr gut! bei ben Sozialbemofraten.) 

Weiter haben Ste, meine Herren, im vorigen Jahre 
bie geheimen Fonds von 500000 Mark auf ı Million 
erhöht. Haben Sie dad getan, damit mit Hilfe biefes 
geheimen Fonds ben verjdhiebenen fremden Regierungen 
allerlet Komplimente und Lobeshymmen in ber fremden 
Preſſe gefungen werben? 

(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) 
Meine Herren, bad haben Sie getan, damit die Regierung 
in bie Lage kommt, wo fie es für notwendig hält, zu 
ipionieren, Briefe ftehlen oder unterfchlagen zu laſſen, 
um Staatögeheimniffe herauszubelommen, kurz Dinge zu 
tun, bie, wenn ber betreffende Täter erwiſcht wird, mit 
fo —— jo viel Jahren Zuchthaus oder Gefängnis beftraft 
werben. 

(Sehr — in der Mitte und bei den 

ozialbemofraten.) 

Meine Herren, wenn etwas eim unſittliches Handwerl 
tft, ift e8 die große Politik, namentlih bie auswärtige 


Politik, und wenn irgendwo mit den unfittlichften Mitteln (m) 


gefämpft wird, dann ift e8 wieder in ber auswärtigen 
—* Daher habe ich ſehr lachen müſſen, als geſtern 
ürſt v. Bülow gar nicht genug ſeiner Entrü Ausdrud 
eben konnte über bie geftohlenen Briefe bed „Bayertfchen 


urier*. 
(Große —— 
Ach, meine Herren, wenn Ihnen eines Tages geheime 
Briefe der ſozlaldemokratiſchen Führer ober geheime Akten⸗ 
ftüde des fozialdemokratifhen Parteivorftandes, bie 
geftohlen wurben, übergeben würden, Sie würben fie mit 
geihmagten Händen annehmen! 
(Sehr richtig! in der Mitte und bei den 
Sozialdemokraten.) 

Diefe ganze Entrüftung tft eigentlich nur politiſche Heuchelei, 
von ber Fürft Bismard allerdings ſelber erflärte, daß fie 
politiſch berechtigt und notwendig ſei, aud) er bebiene ſich 
diefer politifchen Heuchelei. 

Weiter behauptet Herr Baflermann, dad Ausland fei 
über den Ausfall der deutſchen Reichötagäwahlen jehr 
enttäufcht gewefen, db. h. über bie Niederlage, welche bie 
Sozialdemokratie babei erhalten De Ich habe einen 
anz anderen Eindrud gehabt, id habe gefunden, daß der 
nternationale Geiſt ber Solidarität, der notwendigerweiſe 
die Bourgeoifie aller Länder beberriht, bei bem Ausfall 
ber beutfhen Reihstagswahlen auf3 Haffiicäfte zum Aus: 
drud gelommen ift; denn bie Bourgeviöpreffe aller Ränder 
hat gebe über bie angebliche Niederlage der deutſchen 
Sozialdemokratie. Das zeigt, daß die Siege ber deutſchen 
Sozialdemokratie ald eine Art Alp nit nur auf ber 
beutfhen Bourgeoifie, fonbern auf ber Bourgeoifie ber 
ganzen Welt gelegen haben. 

(Sehr richtig! bei ben Sozialbemofraten.) 
Man fagte fi, was jegt in Deutichland möglich ift, wird 
aud in anderen Länbern möglich fein. Auf der anderen 
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(Bebel.) 


(A) Seite haben der Kaiſer von Rußland, der Kaifer von 


Ofterreich und ber König von England, dem man wahr: 
haftig nicht eine allzu freundliche Gefinnung gegen Deutid- 
land nachſagen darf — alio ſogar dieſer konnte fich befien 
nicht enthalten —, ihre Glüdwünfcdhe über den Ausfall der 
beutfchen Wahlen in Form bon Bratulationddepejchen zum 
Ausdrud gebradt. Hier hat ſich wieber gezeigt, daß fo- 
wohl bie Intereffen ber Krone wie die Intereſſen bes 
Kapitals international find, wie andererſeits auch die 
Intereſſen ber Arbeiterflaffe international find. 
(Sehr ritig! bei den Sozialdemokraten.) 

Der Herr Abgeordnete Baffermann hat weiter gefprodhen 
bon dem nationalen Zorn unjered Volkes, der in den 
Wahlen in bezug auf die Sozialdemokratie zum Ausdruck 
gefommen fei. Herr Abgeorbneter Baſſermann, wenn es 
eine Partei im Haufe gibt, der in bezug auf Wahlnteber- 
lagen Bejheidenheit anempfohlen werden müßte, dann ift 
das bie nattonalliberale Partei! 

(Heiterkeit und jehr richtig! bei den Sozial- 
bemofraten und in der Mitte. — Zuruf von 
ben Nationalliberalen.) 
— Sie fommen immer vorwärt3? Das glauben Sie doch 
felber nicht, das ift doch nicht wahr! Ich will Ihnen 
jagen, Herr Stollege Paaſche, wie Sie vorwärts gefommen 
find! Sie hatten 1874 152 Abgeordnete im Reichätag, 
1884 nur noch einige 50, alfo nur nod den dritten Teil; 
1887 famen Sie burh das konſervatibe- nationalliberale 
Kartell auf 97, 1890 ſanken Sie aber auf 41, alfo auf 
weniger als bie Hälfte. 
(Zuruf von den Nationalliberalen: Settbem 
gehts immer vorwärts!) 
— Was haben Sie denn feitbem gehabt? 1890 hatten 
Sie 41 Mandate, 1893 45, 1898 50, 1903 52 und 1907, 
nachdem Sie bie konſervative Partei und die Ngrarier 
für ih eingefpannt haben, Ahr Liberalismus alfo voll- 


(B) ftändig zum Teufel gegangen tft 


(oho! und große Unruhe bei ben Nationalliberalen), 
aben Ste endlich 57 Abgeorbnete befommen! Und, meine 
erren, wenn e3 nun gar fo weit gelommen ift, dak der 

Führer dieſer felben Partei, Herr Baffermann, im ganzen 
Deutſchen Reiche herummwanbern muß, um zu fuchen, mo 
er fein Haupt nieberlege 
(ftürmifche Heiterkeit in der Mitte und bei den 
er 
wo er eine parlamentariihe Sclafftätte finden kann 
(erneute große Heiterkeit in ber Mitte und bei ben 
Sozialdemokraten), 
wenn bie eigene Partei ihm un nicht zu bieten imftanbe 
ift, er fi vielmehr dem Zonfervativen Grafen Arnim— 
Mustau in die Arme werfen muß, indem biefer ihm 
feinen Wahlkreis abtrat, dann ift das eine fo blamable 
Tatſache, wie fie blamabler nicht gedacht werben kann! 
(Zebhafte Zuftimmung in der Mitte und 
bei den Sozialdemokraten. — Zuruf von den 


Nationalliberalen.) 
— Das muß ein politifches Kind fein, das ba fragt, ob 
bad wahr ift! 
—— 
Meine Herren, betradten wir und einmal bie fo: 


genannte Niederlage ber Sozialdemokratie etwas näher! 
Wir hatten 1903 3010 000 Stimmen und mit Hllfe ber 
Stihwahlen 81 Mandate. Im Jahre 1907 haben wir 
auf unfere Kanbibaten 3 260 000 Stimmen vereinigt und 
haben nur 43 Mandate. Das ift ja bebauerli für eine 
Partei, wenn fie derart an Mandaten verliert, aber zum 
Krankwerden tft es nicht, das kann id, Ihnen fagen! 
(Sehr richtig! bei den Sozialbemotraten.) 
Wir find jo munter, wie nur jemals vorher 
(na! na! rechts), 
und wir haben bie fefte Überzeugung: was Sie und bies- 





mal mit allen Mitteln abgejagt haben, das holen wir (C) 


uns da3 nähfte Mal wieder! 
(Rufe rechts: Abwarten! — Sehr richtig! bei ben 
Spzialdemofraten.) B 
Die Tatſache fteht feft, dab von den 13 Millionen Wählern 
im Deutihen Neich der vierte Mann, über 25 Jahre alt, 
ein Sozialdemokrat it 

(bravo! bei ben Sozialdemokraten, Laden rechts), 
und wenn Sie (nad) rechts) das —— macht, nun, 
wir haben nichts dagegen! Wenn ein gerechtes Wahl: 
ſyſtem im Reiche beftünde, jo hätten wir mit unſeren 
3 260 000 Stimmen 117 Mandate ftatt 43. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Zentrum und wir, wir hätten die Mehrheit in dieſem 
Reichstag, wenn es nad) den abgegebenen Stimmen ginge! 
Und wenn behauptet wird, wir jeien niedergeritten worden, 
man babe ber Partei ein „Halt!” zugerufen: mein, man 
bat uns weber niebergeritten, noh hat man uns ein 
„Halt!“ zugerufen! Wenn ale Parteien io „nieber- 
geritten” werben, wie wir, und babet jo lebendig fort: 
marjchieren, wie wir, dann fönnte ber Staat fih gratu— 
lieren! Meine Herren, wir find noch um eine volle Milton 
Stimmen der ftärkften bürgerlichen Partei, dem Zentrum, 
voraus! Wir, bie deutſche Sozialbemofratie, haben nahezu 
400 000 Stimmen mehr ald die ganze liberale Linfe, die 
Nationalliberalen mit einbegriffen! Und wenn man fragt, 
was in Wirklichkeit das Wahlrefultat war, fo antiworte 
ih: auf bie Seite der Oppofition find erheblih über 
6 Millionen Stimmen gefallen, während der gefamte 
Hottentottenblod — 

(laute Lachen rechts und links) 
während ber gefamte Hottentottenblod nur 5'/, Millionen 
Stimmen erhalten hat. Die —— hat alſo nahezu 
1 Million Stimmen mehr als die geſamten Parteien, bie 
nad ihren Mandaten Hier die Mehrheit repräfentieren. 

(Lebhafte Zuftimmung bei den Sozialdemokraten.) 
Über folk; Refultat uns zu ärgern, haben wir gar feine 
Urfade. Gewiß, und alle hat ber Zorn, ber Unmut über 
dad Refultat gepadt. Wir find aber auch alle bis zum 
legten Mann entſchloſſen, unfere legten Kräfte dranzu— 
fegen, alles, was wir können, zu tum, um bie Scharte 
auszuwetzen und ben Kampf jo bald wie möglich wieber 
aufzunehmen. 

(Sehr wahr! Sehr richtig! bei den Soztal- 

demofraten. — BZurufe.) 
— Sie wollen den Kampf bald wieder aufnehmen? 
(Zurufe.) 

— €i, dam nehmen Sie ben Antrag an, ben wir ein- 
— haben, die fünfjährigen Legislaturperioden wieder 
n eine dreijährige zu verwandeln. 

(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) 
Den können Sie annehmen! Den müffen Sie annehmen, 
wenn e3 Ihnen mit Ihrer Kampfluſt ernſt iſt! 1887 
haben bie Nationalliberalen und Stonferbativen gegen 
Liberale, Sozialdemokraten und Zentrum bie Legislatur- 
periodben von brei auf fünf Jahre verlängert. Und 
weshalb? Weil Sie bie Wahltämpfe fürdteten 

(fehr richtig! bei den Sozialdemokraten), 
biefer Grund wor allein maßgebend. 

Meine Herren, ber biedmalige Wahlkampf war ein 
offizieller Wahllampf. Es war eine Wahl, wie fie 
Deutſchland ähnlich nie gehabt hat; es war eine Wahl, wie 
fie nur unter dem bas empire eine8Napoleon IIL. möglich war. 

(Sehr wahr! Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
63 war eine Wahl, in der ber Reichskanzler, bie Reichs⸗ 
fanzlei, das Neihömarineamt, das Reichskolonialamt, das 
Oberkommando der Schugtruppen, bis zum legten Nadht- 
wächter und zum legten Bolizeidtener, offiziell in ben Wahl: 
fampf gegen bie beutiche Sozialdemokratie eingetreten find. 

(Sehr richtig! bei den Soztaldemofraten. — Bravo!) 
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(Bebel.) 


(4) Sie, meine Herren, haben alles aufgeboten, was Sie auf: 


bieten fonnten, um uns aus dem {Felde zu fchlagen. Der 
Reichsverband zur Verleumdung der Sozialdemokratie war 
berufen, den Wahllampf im Namen des Reichskanzlers 
zu führen, der auch befanntermaßen Mittel zu biefem 
Wahlkampf gegeben hat. Er hat geftern fein Wort darüber 
geiagt, als der Herr Abgeordnete Spahn ihn frug, woher 
die 30000 Marf gekommen find, bie von ihm für ben 
Wahlkampf gegeben wurben. 

(Sehr gut! bei ben —— Zurufe.) 
Meine Herren, der Herr Reichskanzler on gefäligft 
mal feine Rebe nadjlefen, bie er am 24. November 1900 
über die 12000 Mart, bie bamald dem Reichsamt bes 
Innern zur Verbreitung gewifler Schriften für bie Zucht: 
hausvorlage gegeben wurden, gehalten hat. Diefe Rede 
des Grafen Bülow vom 24. November 1900 ift ber 
moralifche Totihlag bed Fürften Bülow vom Jahre 1907. 

(Lebhafter Beifall bei den Sozialdemokraten. 
Lachen rechts.) 
Ich verzichte —— darauf — denn ich habe noch 
viel zu jagen — dieſe Rede zum Vortrag zu bringen; 
ih werbe es bei einer anderen, befferen Gelegenheit tun. 
Aber mittlerweile mag fie der Herr Reichskanzler nach— 
lefen, und da mag er doch eim Gefühl ber Beihämung 
über fi felbft empfinden über den Wechſel ber Anfihten, 
den er im biefen fieben Jahren im biefer Angelegenheit 
durchgemacht Hat. Meine Herren, wenn ba3 alle wahr 
it, was ber „Baperifche Kurier” behauptet bat, dann 
ftehen die Dinge fo, daß bie große Hälfte dieſes Reichs— 
tags wegen ungejegliher Wahlbeeinfluffung nad Haufe 
geihidt werden müßte. 
(Lebhaftes Sehr richtig! bei den Soztalbemokraten. 
Lauted Lachen reits und Iint3.) 

Ih muß nunmehr auf die Ausführungen der Thron- 

rebe über meine Partei eingeben. Ich habe bereit3 darauf 


‘B) bingewiefen, daß die Behauptung ber Thronrebe, in dem 


Bahltampfe fei der I erg nn Bewegung Halt 
geboten worden, eine objektive Unwährheit ift 
(jehr richtig! bei den Sozialdemokraten — 
Widerſpruch rechts), 

ih ſage eine objektive Unwahrheit, die durch die Wahl— 
jiffern widerlegt tft. Die Zahl ber Mandate entfcheibet 
nicht, dieſe hängt in zahlreihen Fällen von Zufälligkeiten 
ab. So haben wir 1903 eine ganze Neihe Wahltreife 
erobert, von denen wir uns glei gelagt haben: dieſe 
werben wir bei einer Künftigen Wahl nicht zu Halten im— 
ſtande jein. 

Die Thronrede fagt weiter, wir verneinen das Gute 
und Lebenskräftige, unjere ganze Tätigkeit richte ſich gegen 
Staat und Gefellihaft in ihrer fetigen frieblihen Ent: 
wicklung. Das ift wieberum eine objektive Unwahrheit. 

et wahr! bei den Sozialdemofraten.) 
Pir befämpfen das Schlechte, Verderbliche, Unhaltbare, 
um Gutes und Bebensfä — zu ſchaffen und an Stelle 
des Schlechten und Unhaltbaren zu fegen. 

(Sehr richtig! bei den Soztalbemofraten. Laden 

und Zurufe rechts.) 
Derjenige, ber in Deutichland das Lebensunfähige, das 
Sclechie aufrecht erhält, das tft nicht die — 
das ift der Reichs kanzler des Deutihen Reichs. 
Eebhaftes Sehr wahr, ſehr richtig! liuls. Zurufe 
und Widerſpruch rechts.) 
Das iſt der Minifterpräfident Preußens, Fürſt Bülow. 
Erneute ——— * den Sozialdemokraten 
ol re 


t8.) 
Das Dreitlafienwahlinften, dad Fürſt Bismard ſchon im 
Jahre rg — es find im den nächſten Tagen genau 
4) Yahre — als das ſchlechteſte und erbärmlichfte aller 
Bahlinfteme bezeichnete, ift mittlerweile durch bie Toglale 
Entwidiung der Dinge noch ſchlechter und erbärmlicher 


geworben, und der beutjche Neichöfanzler hält diefes (0) 


ſchlechteſte und erbärmlichſte aller Wahliyfteme aufredt. 
Mir verlangen dad allgemeine gleiche direfte Wahlrecht 
für die Männer und Frauen. 
(Bebhafte Zuftimmung bei Sozialdemokraten. 
Zuruf rechts: Für bie finder!) 

— 650, für die finder Herr ** Sie ſind ja noch ein 
junger Mann, ein Neuling im Reichsſstage, Sie haben 
vielleiht bon ben früheren Verhandlungen faum eine 
richtige Idee! 


——— 

Geehrter Herr Kollege, wir ſind ſeit mehr als anderthalb 
Jahrzehnten für die Gleichberechtigung der Frauen mit 
den Männern auf dem Gebiete des Vereins- und Ber: 
ſammlungsrechts eingetreten und auf bem Gebiete bes 
Univerfitätöftubiums. Die jehr große ost war anfangs 
dagegen. Allmählic Hat ſich aber bieje Ibee die Mehr: 
heit des Reichstags erobert, und jet fommt fogar bie 
Rartei bed Herrn Abgeordneten Stoeder, die noch vor 
wenigen Jahren das verneinte, und ftellt einen Initiatib⸗ 
antrag, wonad) bie Frauen zur politiichen Betätigung auf 
bem Gebiete des Vereins- und Verſammlungsrechtes 
gleich den Männern zugelaſſen werden ſollen. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Das tft eine moraliſche Eroberung meiner Partei. 
(Lebhafte Zuftimmung bei den Sozialdemokraten. — 
Laden rechts.) 

Das preußifhe Vereins- und Verſammlungsgeſetz ift ein 
Anachronismus. Das hat der Minifter v. Hammerftein 
felber zugegeben durch ben befannten Segmenterlaß, ber 
im Widerſpruch mit dem preußiſchen Vereind- und Ver: 
ſammlungsrecht ſteht. Der erfte Beamte des preußiſchen 
Staat3 hat biefe In —— begangen, weil er dem 
Drängen ſeiner boliti en Freunde nahgeben mußte. Er 
hat lieber das Geſetz verlett, ald bad Geſetz verbeflert 
und verändert, wie e8 fih von Rechts wegen —— Und (D) 
ber Herr Reichskanzler Fürft Bülow Bält biefes allen 
Zeitverhältniffen Hohnfprehende Vereins- und Ber- 
fammlungsgejeg bis auf ben heutigen Tag aufredt! 
(Sehr wahr! Sehr richtig! bei den Soztalbemofraten.) 

Wir haben gelefen, daß in ben legten Tagen im 
preußifhen Abgeordnetenhauſe eine Debatte über bie 
Dienftbotenorbnung war. Der Herr Minifter v. Beth: 
mann=Hollweg hat bei dieſer Gelegenheit eingeräumt, daß 
bie Dienftbotenorbnung volftändig unhaltbar fei, daß fie 
mit der Entwicklung unferer Berhältniffe in Wider: 
ſpruch fteht. 

(Zuruf: Das hat er nicht gejagt!) 
— Shlimm genug, daß Sie, Herr Gamp, unb Ihre 
Freunde ein Geſetz, dad mit umferer Entwidlung in 
ſchneidendſtem Widerſpruche fteht, das gänzlich altbar 
geworben ift, und mit Ihnen ber Herr Reichskanzler, 
aufreht erhalten, d. h. Schlechtes, Lebendunfähig: 
geworbenes aufrecht erhalten. Das alſo ift die Rolle, 
die heute ber Herr Reichslanzler als Minifterpräfident in 
—— ſpielt: Aufrechterhaltung des Schlechten, des 
ebensunfähigen. Das neue preußiſche Schulgeſetz, der 
Studtſche Bremserlaß ſind Fauſtſchläge ins Geſicht eines 
modernen rtſchrittsmannes, fie find ein Fauſtſchlag 
gegen alle Kultur, ein Geſetz, das in einem wahrhaft 
modernen Staate niemals Pla greifen dürfte, das aber 
ber Fürft Bülow als Minifterpräftdent im Preußen ge— 
billigt hat und alſo aufrecht erhält. Furt Bülow hat 
por zwei Jahren bei Gelegenheit ber Ginweihung des 
neuen preußiihen Herrenhauſes eine ſchöne Rede 
gehalten — wie immer. 
(Große Heiterkeit.) 
Er bat bet diefer Gelegenheit ben ſchönen Ausſpruch 
getan: „Preußen in Deutihland voran, Deutihland in 
der Welt voran!“ Das tft wieder ein Zitat, eine Be- 
gr 


(4) hauptung, die 
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(Bebel.) 
mit der hiſtoriſchen Wahrheit im 
ſchneidendſten Widerſpruch fteht. 

(Laden rechts. tr wahr! ſehr richtig! bei ben 
’ Soztalbemotraten.) 

Das offizielle Preußen mit bem Minifterpräfidenten 
Fürften Bülow an ber Spike ift die Infarnation alles 
fulturellen Stillftanbes. 

(Ah! und Lachen rechts und links. Lebhaftes 
Sehr wahr! ſehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Preußen brüdt durch feine reaftionäre Politik Deutſchland 
den Stempel auf, und bad Urteil, was bie Welt fällt, 
bas fällt fie nit auf Grund ber Zuftände Preußens, 
fondern betrachtet fie als deutſche Zuftände, denen Preußen 
feinen kulturfeindlichen Stempel aufbrüdt. Im Jahr 1905 
hat ein franzöftihes Blatt „Le Courier Europsen“, eine 
Enquete veranftaltet bei einer ga Anzahl bekannter 
europäifcher Männer über ihr Urteil bezüglich Deutſchlands. 
Darauf hat u. a. geantwortet ber order Lombroſo. 
Dieſer zollte der deutſchen Bourgeoiiie, ihrer Tätigkeit, 
ihrer Intelligenz das höchſte Lob, Dann führt er fort: 
Trogbem kann ein Wachstum des deutſchen Ein- 
fluſſes im Intereſſe der Freiheit und des 
menſchlichen Fortſchritts nicht gewünſcht werden; 
denn bie große deutſche Zinilifation zeigt über» 

lebte und barbariſche Züge 

(aha! rechts — ſehr wahr! bei den Sozial- 

bemofraten), 

die fih im Antiſemitismus, Feudalismus und 

Militariſsmus, ſchließlich in einer wahren Militär: 

biktatur ausbrüden, welche Deutſchland zum 

einzigen Staat bed perfönlihen Regiments 
(Laden rechts) 

in ganz Europa madt. 

(Zurufe rechts. Sehr wahr! ſehr richtig! bei ben 
Soztalbemofraten.) 

Ein zweites Urtell wird gefällt von dem Bize— 
präfibenten ber Royal Hiftorical Society in London, 
Frederick Harrifon. Diefer jagt: 

Das gutmütige deutſche Volk, „gan in Anſpruch 
enommen bon feiner bewunderungswürdigen 
a und jeiner ungeheuren Induſtrie, 
bebroht niemand. Aber diefe 60 Millionen 
braven und gelehrigen Leute werben durch bie 
Schulmeiſterei ber Gelehrten und den Ehrgeiz der 
Militärherrichaft ſchamlos betrogen. Die friedliche 
Zukunft ganz Europas wird von diefem Cäſarismus 
bedroht, der Europa im zwanzigiten Jahr: 
hunbert in biefelbe Unruhe verfegt, wie Napoleon 
im meungehnten, der vierzehnte Lubwig im 
achtzehnten. Das Deutfchland von 1905 tft für 
das weftlihe Europa dasſelbe geworben, was bie 
laviſche Gefahr“ um 1850 für unfere Väter war. 
(Heiterkeit. Lebhafte Zuftimmung bei ben 
Sozialdemokraten.) 

Ganz im ähnliher Weiſe läßt fi ber belgiſche 
Senator Baron de Seligd:Ronghamps aus. 

— Gelbitverftändlid! 


(Zuruf: Alles Ausländer!) 

Der Redakteur des Blattes hat ſich 
abfihtlih an biefe gewandt, um ihr lirteil über Deutich- 
land zu bören; id fomme auch mitt Urteilen unferer 
eigenen Landsleute. 

(Zuruf rechts: Wie lange bauert dad no?) 
— Solange es mir gefällt! 
(Große Heiterkeit.) 
es fönnen ja hinausgehen, Herr Gamp; ich habe nichts 
agegen. 
(Heiterkeit! — Sehr gut! bei den Soztaldemofraten.) 

Der Genannte fagt: 

Dieſes Regime bedeutet für den Frieden bie 

ſchwerſte Gefahr und bie legte Hoffnung für 





die Reaftion. 
wäre dad (mweltpolitifche) Ubergewicht des ver: 
preußten Reiches ein großes Unglück für das 
beutihe Volk felbft und für die ganze übrige 
Welt. Aber biefes Übergewicht wird ſich ſchwerlich 
durchſetzen, denn bie Brutalität bed Berliner 
Kabinett3 umd feine zyniſche Selbftfuht Haben 
es aller Sympathien beraubt; eine unüberwinb- 
lie Stoalition wird fi ihm bald entgegen: 


fürmen. 
(Hört! hört! bei ben Soztaldemofraten.) 

Dann, meine Herren, ein Urteil eined Mannes in 
einem und befreundeten Staate, in Öfterreih! Es ift ber 
Staatsrechtsgelehrte Rudolf Springer. Diefer ftellt 
Betrachtungen an, was für ein Geſetze und Verwaltungs: 
ioftem Oſterreich einleiten müffe, nachdem das allgemeine 
pen in Ofterreih zur Geltung gekommen tft. Und 

a jagt er: 
Das preußifhe Mufter in ber Gefeggebung und 
in ber Verwaltung, inöbefondere in der Kommunal⸗ 
organifatton, iſt darum das ſchlechteſte Vorbild, 
dad wir wählen können. 
(Hört! hört! bei ben Sozialdemokraten.) 
Preußen befitt die am meiften auf dad Imperium 
eingefehtworene, auf Sitengeift und NKlaſſen⸗ 
berrihaft aufgebaute Verwaltung ber außer- 
ruffifhen Welt, ſomit bie im modernen Sinne 
ſchlechteſte überhaupt. 
(Hört! ech bei den Sozialdemokraten.) 
So ein öſterreichiſcher Staatsrechtslehrer über ben Einfluß 
Preußens auf das Deutſche Reid). 

Und, meine Herren, was erflärt ber Stuttgarter 
Hiftorifer Profeffor Otto Harmad in Nr. 3 der Halb 
monatözeitfchrift „März*? Der Artikel ift überſchrieben: 
„Rußland und Veutfelande. 

(Zuruf rechts: Alles ſchon bekannt!) 
— Freilich ift der Artikel befannt! Ich will ihn aber 
weiteren Streifen bekannt machen; e3 find ja nicht alle jo 
geichett wie fie, Herr Gamp! 


— 

Alſo Sie müſſen ein bißchen leid haben mit Ihren 

Kollegen, die vielleicht nicht fo weit find wie Ste. 
(Zuruf redts: Ste müfjen Mitleid haben mit und. — 


—— 

Er kommt darauf, daß Preußen nicht allein auf ein Haar 
Rußland in feinen ganzen inneren Zuſtänden ähnlich jet, 
fondern zum Teil no ſchlimmer daran fei. 

(Baden recht und bei den Nationalliberalen.) 
Ruſſiſch Ift die Überfpannung des monardifhen Prinzips 
und des dynaſtiſchen Empfindens, bie in Preußen wie im 
Deutfhen Reiche mehr und mehr bi an die Grenzen beö 
Pathologiſchen fich fleigert. 

(Sehr richtig! rechts.) 
— Das freut mich, dab Sie mal „jehr richtig“ rufen. 
(Burufe recht.) 
Unter ben heutigen Kulturflaaten ift außerhalb 
be3 Zarentums biefe Borftellung — bie ben 
Monardhen zum Erdengott ftempelt — nur im 
Bereih des preußtfhen Königtums zu finden 
und fie hat fi bon dort auf das Deutſche Reich 
ausgedehnt. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Er fommt dann anf den befannten fall des Hauptmann 


bon Köpenid 

Lachen reits) 
und fpridht dabei die Anficht aus, zu dem, was ber Vers 
brecher in ber preußifhen Hauptmannsuniform in Preußen 
zuwege gebradht habe, gehöre in Rußland ſchon eine 
Oberftenuniform. Inſofern fest er alfo Deutſchland hinter 
Rußland zurüd. 


Unter den gegenwärtigen Umſtänden (C) 


(D) 


(A) 


(B) 


(Bebel.) 

Nah der Thronrede ſoll die Sozialdemokratie aber 
auch Staat und Geſellſchaft in ihrer ftetigen friedlichen 
Entwidlung befümpfen. Wir untergrüben bie beftehende 
Staats: und Gefellihaftsorbnung. Meine Herren, find 
wir imftanbe, mit unferer Agitation dieſe Staats: und 
Geſellſchaftsordnung zu untergraben, fo ift das ein Be- 
weis, daß biefe Staatd- und Geſellſchaftsordnung fehr 
wenig wert ift. 

(Sehr richtig! bei den Sozialbemofraten.) 

Eine Staatd- und Geſellſchaftsordnung, die gut ift, die 
ben allgemeinen Vollsbedürfniſſen entipridt, kann nicht 
untergraben werben. Das Intergraben an ſich aber iſt 
die Tätigkeit jeder Partei, die Beftehenbes befeitigen und 
Neued an feine Stelle fegen will. Selbit Sie, meine 
Herren (nad) rechts), haben eine untergrabende Tätigkeit 
auf Staat und Gejellihaft ausgeübt; alle Beftrebungen, 
die jegt darauf gerichtet find, bie Gefetgebung im konſer⸗ 
bativen Sinne zu ändern, fie finb eine untergrabende 
Tätigkeit, fie find darauf gerichtet, Beſtehendes unhaltbar 
5 machen in ber öffentlihen Meinung, Neues, nach Ihrer 

einung Beſſeres an jeine Stelle zu ſetzen. Umgekehrt 
wollen wir überall, wo e3 möglih if, Gutes ſchaffen, 
indem wir Nened, Lebensfähiges ins Leben rufen, das 
Alte, Adgeftorbene befeitigen. Das ift vom erften Augen: 
blid an die Tätigkeit ber Soztaldemofratie im Reichstag 
eweſen. In all den Jahren, im denen die Sozialbemo- 
atie in diefem Reichötag fitt, hat fie nie einen Antra 
eingebracht, bon dem man behaupten könnte, er richte fi 
ke bie Grundlagen ber beftehenden Staatd- und Gejell: 


chafts ordnung. 
(Obo! —— 


— Nein, nicht ein einziger! Beweiſen Sie es mir! Alle 
unſere Anträge waren darauf gerichtet, die beſtehende 
Staats- und Geſellſchaftsordnung zu verbeſſern 

(ehr richtig! bet den Sozialdemokraten), 
Schlechtes zu befeitigen, unhaltbar Gewordenes auszu: 
ſcheiden, Lebenskräftiges an die Stelle zu fegen. 

Die Stellung, die bie Soztalbemofratie in der heutigen 
Staats- und Gejellihaftsordnung einnimmt, wird in 
Haffifher Welfe in der Vorrede zur erſten Ausgabe von 
Marz’ „KRapital” zum Ausbrud gebracht. Dort heißt es 
in wenigen Sägen: 

Eine Nation fol unb kann von ber anderen 
lernen. Aucd wenn eine Gejellihaft bem Natur- 
peiet ihrer Bewegung auf die Spur gefommen 
ft — umb e3 tft ber letzte Endzweck biefed Werkes, 
bas ökonomische ewegungögejet ber modernen 
Geſellſchaft zu enthülen —, fie naturgemäße 
Entwicklungsgefahren nicht überfpringen, noch weg⸗ 
befretieren. Aber fie kann die Geburtswehen 
abfürzen unb mildern. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Das ift ber —— von dem aus Marx ſein großes 
wiſſenſchaftliches Wert „Das Kapital“ begründete, und 
dies ift das Ariom umferer Tätigkeit feit vierzig Jahren, 
die wir im biefem Deutihen Reichstag tätig find. linfere 
ze Tätigkeit im Reichstage, in den Landtagen, in ben 
——— furz überall, wo unſere Vertreter zu Worte 
tommen, ift darauf gerichtet, die beftehenden Zuſtände zu 
ändern in dem Sinne, daß fie beffere, vernünftigere, 
geredjiere, kulturell höhere werben — und nicht das 
Gegenteil, was bie Thronrebe in dieſer Beziehung uns 
gegenüber behauptet. Man hat bie Wahlrechtsverſchlechte⸗ 
rungen in Sadien, in Hamburg, in Bremen, Lübed uſw. 
—— nicht weil man befürchtete, die Sozialdemokratie 
würbe Schlechtes, Unhaltbares, Lebensunfähiges einführen 
oder aufrechierhalten, ſondern im Gegenteil, weil man 
befürchtei hat, ſie würde das Schlechte und Unhaltbare 
belämpfen umd zu beſeitigen traten. 
(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten.) 


Die Furt vor biefer reformierenben, organifierenben (C) 


Kulturarbeit ift es geweſen, bie bie feindfelige Stellung 
der Geſetzgebungskörperſchaften und ber a egen 
uns —— hat. Der Sozialismus iſt in breit 
——— der die bürgerliche Geſellſchaft vorwärts 
eibt. 
(Laden rechts. — Sehr wahr! ſehr richtig! bei ben 
Sozialdemokraten.) 
Dei der Berggefesnovelle hat das Herr Bueck wider Willen 
anerkannt, indem er in einer Berfammlung ber Groß— 
inbuftriellen jagte: ein Glüd, daß die Berggeſetznovelle 
im preußifchen Landtage gemacht worden Ift, wo feine 
Sozialdemokraten und feine Zentrumdlente in ber 
entſcheidenden Stellung find; wenn fie im Reichstage 
gemacht worden wäre, wäre fie viel böfer für und, bie 
Unternehmer, ausgefallen, al3 fie ausgefallen ift. 
Außerdem, meine Herren, hat unfere Tätigkeit im Reichs⸗ 
tage fett all den Fahren wie die ſozialiſtiſche —5 
haupt in hohem Grade die Wiſſenſchaft beeinflußt. Wer 30 
ober 35 Jahre und noch beſſer 40 Jahre zurückdenken 
fann, wird wiſſen, daß die deutſche Wiſſenſchaft in bezug 
auf bie wirtfhaftliden Fragen vollftändig auf dem 
Standpunkt bed Mancheſtertums ftand, und daß es erft 
des Auftretend von Laflalle, Engeld und Marr und ber 
fozialtftifchen Bewegung Deutſchlands bedurfte, um neue 
Gedanken und Anregungen in die wiffenfhaftlichen Kreiſe 
bineinzutragen. 
(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten. 
Meine Herren, woher fam denn ber Name „Satheber: 
foztaliften*? — Er fam von jener Zuſammenkunft im 
Jahre 1871 in Eiſenach, bei der die Schmoller, Scheel, 
Schönberg, Wagner, Naffe, Held, Brentano ufw. auftraten. 
Und wer war e3, ber ihnen dieſen Spottnamen gab? Das 
waren die Oppenheim, die Bamberger, die Eugen Richter, 
bie alten Manchefterleute, Die die neue Richtung auf das 
entſchiedenſte befämpften. 
vollftändige Umwandlung der Anfhauungen in der gefamten 
deutſchen Wiffenfhaft im bezug auf bie Stellung bes 
Staated und ber Gefelihaft zu der Wrbeiterklafie 
eingetreten. 
(Sehr wahr! ſehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Wenn weiter in ber Thronrebe gejagt wird, bie 
großen grundlegenden Befege in bezug auf die Verſiche⸗ 
rung jeten gegen ben Widerftand der Sozialdemokratie 
zuſtande — ſo iſt das ebenfalls eine hiſtoriſche 
Unwahrhe 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Wir haben feinen Wiberftand geleiftet, wir haben im 
Gegenteil die Gelege nad Kräften verbeflern wollen, wir 
hatten auch eine Menge Verbeſſerungsanträge geftellt. 
Und Sie, meine Herren, haben es uns unmöglich gemadit, 
für dieſe Gefege zu ftimmen, weil fie nicht entfernt dem 
entſprachen, was wir von biefen Gefegen verlangten. 
Wenn Ste einmal näher hören wollen, wie bie Dinge 
Keen: fo verweife ih Ste auf die Verhandlungen bes 
Reichſstags dom Jahre 1881, als bie erfte Unfallberſiche⸗ 
rungövorlage und gemadt wurde. Diefe Vorlage ver: 
langte eine Reihsanitalt mit Reichszuſchuß fir die Unfall: 
betroffenen. Zwei Jahre vorher hatten wir im Neichdtage 
eine Debatte hervorgerufen, in der wir für bie Reform 
einer Unfallverſicherung eintraten. ALS dann bie Vorlage 
fam, und bie Debatte hierüber eröffnet wurbe, erflärte ber 
heftigfte Gegner jener Vorlage, Herr Dr. Bamberger, unter 
anderem folgendes: 
Materiell ebenſo wie formell fteht ber heutige 
Gefegentwurf auf dem Boden bed Sozialismus. 
Meine Herren, dieſes war infofern richtig, ald in ben 
Motiven zu jemer Vorlage gefagt war: 
bie bißherigen Beranftaltungen, welche die Arbeiter 
vor ber Gefahr fihern follten, durch den Verluſt 


Seit jenen Tagen ift eine (m) 


(A) 


(B 


= 
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(Bebel,) 
ihrer Arbettöfähigfelt infolge von Unfällen oder 
infolge Te Alters, in eine Hilflofe Lage zu 
geraten, haben ſich als unzureichend erwieſen, 
und dieſe Unzulänglichkeit hat nicht wenig dazu 
beigetragen, Angehörige diefer Berufsklaffen dazu 
zu führen, daß fie in der Mitwirkung zu fozial- 
demokratiſchen Beftrebungen den Weg zur Abhilfe 


fuchen. 

Und an einer anderen Stelle ber Motive heißt es: 
Das Bebenken, daß in die Gefeßgebung, wenn 
fie dieſes Ziel verfolgt, ein fozialiftifhes (Element 
eingeführt werde, darf von ber Betretung biefes 
Meges nicht abhalten. 

Sp damald Fürft Biömard. Dad war aber für bie 
erren Liberalen ein Schredihuß ſchlimmſter Art. 
agegen machten fie Front, und fo erflärte Herr Bam: 

berger, Seite 679, GSeffion 1881 des ftenographiichen 

Berichtes: 

Herr Bebel Hat im Jahre 1878 bei Gelegenheit 
gerabe des Vorſchlags, bie Unfallverfiherungs: 
geſetzgebung au verbeffern, eine Rebe gehalten, 
und er bat im berjelben genau die Grundzüge 
bedjenigen Gefeged entworfen, das Ihnen Heute 
vorliegt. Ich will Herrn Bebel des Vergnügens 
nicht berauben, bie Stelle wörtlich voraulefen, in 
ber die ganze Delonomie des Geſetzes auch feiner 
Ausführung nah enthalten ift; aber das fann 
ih jagen, nachdem ich die Rede heute morgen 
noch einmal nachgeleſen habe, ift mir der Gedanke 
gelommen, id weiß nicht, warum Herr Bebel 
nicht bortragender Rat der volkswirtſchaftlichen 
Abteilung in der Reichsregierung ift. 
(Hört! hört!) 

Sp urteilte damald Herr Bamberger über den Einfluß 

ber Sozialdemokratie anf die foziale Gefekgebung. Es 

kann aber nad) feiner Richtung beftritten werben, daß wir 

im Reichstag jeit 40 Jahren, d. h. alfo, folange ein 

Reichdtag eriftiert, eine reformatorifche Tätigkeit zum Wohle 

ber arbeitenden Klaſſen und ber Allgemeinheit betrieben 

haben, ohne bafitr die nötige Unterftügung im Tr. 

zu finden. Schon im den Iapren 1867, 1868 unb 186 

haben wir zahlreihe Anträge zum Wahlgefeb, zum Frei: 

sügigfeitßgcieh und jur Gewerbeordnung geftellt. Wir 
haben bet ber Gewerbeorbnung im Jahre 1869 die Ein- 
führung von Schiedögerichten, eines zehnſtündigen Normal- 
arbeitötaged, ben utz ber Frauenarbeit, dad Verbot 
ber Kinderarbeit vertreten, und eine ganze Reihe —* 
licher Beſtimmungen verlangt, die damals bis auf eine 
einzige ſamt und ſonders abgelehnt wurden. Dieſe eine 
war ber bon mir geſtellte Antrag, die Arbeitsbücher abzu—⸗ 

Ichaffen, dem damald der Reihätag und die verbündelen 

Regierungen zuftimmten. Der Reichstag und bie ber- 

bünbeten Regierungen haben aber zehn Jahre fpäter für 

Arbeiter unter 21 Jahren die Arbeitsbücher wieder ein- 

geführt. Genau jo war e3 auf bem Gebiete ber Haft- 

pflichtgefeßgebung. Ich darf noch heute fagen, daß 
bie Kritik, bie wir im Jahre 1871/72 an dem damaligen 

Haftpflichtgefeg geübt Haben, fih nachher vollſtändig richtig 

ertviefen hat und bie Notwendigkeit einer Anderung ber 

Geſetzgebung herbeiführte. Unſere —— zur Unfall⸗ 

geſetzgebung habe ich bereits erwähnt. Ähnlich war unſere 

Stellung zur Krankenverſicherung, zur Invaliditäts- und 

Alteröverfiherung. In der Thronrede behauptet ber Herr 

Reichſskanzler mit Emphaſe, wir hätten biefen Gejegen 

Wiberftand geleiftet. Meine Herren, auch das ift nicht 

wahr. Wiberftand hat in erfter Linie die deutſch⸗freiſinmige 

Partei geletftet, die gegen alle drei Gejege geftimmt Hat, 

weil fie mit ihrem Grundgedanken nicht einderftanden war. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Bei und war ed umgelehrt. Wir waren mit bem Grund» 


gebanken der Gefege einverftanden, aber bie Ausführung (C) 


genügte und nicht, und deshalb haben wir und gegen dieſe 
Gefete erflärt. Alles, was fpäter zur Infallverfiherung, 
zur Sranfenverfiherung, zur Invaliditäts- und Alters⸗ 
berfiherung an Anträgen und Novellen dem Reichstag 
vorgelegt worden ift — hierfür rufe id den Herrn Staats- 
fefretär Graf Poſadowsky zum Zeugen an — fowie ein 
großer Teil der Neformgebanten in ber Gewerbeorbnung, 
war bereit 15 bis 20 Sabre früher in den ſozialdemo— 
kratiſchen Anträgen enthalten. 
(Sehr richtig!) 
Meine Herren, Sie können auf dem Gebiete der Sozial- 
politit faum einen Antrag einbringen, der nit fhon von 
der Sozialdemokratie vorweggenommen worben wäre. 
(Sehr wahr! bei den Sozialdemokraten.) 

Sp fteht es mit diefen Dingen. In biefen Tagen, wo 
eine große Menge von Initiativanträgen der verſchiedenen 
bürgerliden Parteien uns borgelegt worben tft, habe ich 
mir ein über das andere Mal gejagt: jet fommen bie 
Herren nad) 25, 20, 15, 10 Jahren und beantragen das, 
was fie damals, von uns beantragt, für unmöglich erklärt 


haben! 
(Sehr ana > in ber Mitte und bei ben 
ozialdemofraten.) 

Hätte Fürft Bülow ein objektives Urteil über biefe 
Dinge und über unfere Stellung zu ben fozialen Reformen 
in bie Thronrebe bringen wollen, fo wäre er verpflichtet 
geweien, die Geheimräte des Reichſsamts des Innern 
zu Rate zu ziehen und ſie zu fragen, welche Arbeit die 
Sozialdemokratie geleiſtet hat. Die Herren vom Bundesrat 
wie die Herren Geheimräte fordere ich auf zu ſagen, ob 
es unwahr tft, wenn ich behaupte, daß bet den Beratungen 
biefer Gefege und Anträge in den Kommiffionen Die 
fozialbemofratifhen Abgeorbneten mit bie fleißigften und 
ſachkundigſten gewefen find 

(ehr wahr! ſehr richtig! bei den Sozialdemokraten — 
Widerſpruch recht), 
mit die fleigigften und fachkundigften, fo anmaßend bin 
id, das zu jagen. Wir haben alles Mögliche aufgeboten, 
um biefe Gejege zu bem zu machen, was fie fein follten. 
Das tft und durch ben MWiberftand, ber und bon Ihrer 
Seite und fpeziel von der Reichöregierung entgegengeftellt 
wurbe, unmöglich gemacht worden. Weiter, meine Herren! 
Der Reichſstag hat gegen Ende ber 80er Jahre einen 
Gefegentwurf angenommen, welcher bie Unterſtützung der 
Familien und ber zur Übung eingerufenen Referpiften und 
Lanbwehrleute regelte. Wer war aber ber Anreger biefes 
Gefegentwurf3? Das war die Sozialbemofratie. 
(Sehr richtig! bei ben Soztalbemofraten.) 

Der Abgeordnete Harm, der bamald Vertreter von Barmen 
Elberfeld war, ftellte den Antrag, der vom Reichstag 
angenommen wurde, und auf Grund desſelben ift ber 
betreffende Gefegentwurf dem Reichſtag von ben ber: 
bündeten Regierungen vorgelegt worben, für ben iir 
jelbfiverftänblic ftimmten. 

Dann heißt e8 in den Motiven zur Semanndorbnung: 
Nahdem im Reichsſtag durch ben Antrag 
Schwarg die Revifion ber Seegejeßgebung an- 
geregt worben ift... . 

Meine Herren, wer war denn dieſer Schwarg? Das war 
niht der Schwarz aud bem Zentrum, bad war ber 
Schwark aus der Sozialdemokratie 
(ehr richtig! bei den Sozialdemokraten), 

und ber Reichsſstag hat in feiner Mehrheit jenem Antra 
Augeitimmt, und bie verbündeten Regterungen haben au 
teje Anregung bin das Geſetz eingebradt. Der Reichs— 
fanzler hat in ganz ähnlicher Weife wie jegt in ber Thron- 
rebe auch im November 1903 —— ihr habt ja nur 
negiert. Darauf hat mein Parteigenoſſe Mollenbuhr, ber 


leider nicht mehr tm Reichstag tft, am 15. Dezember 1903 in 
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(Bebei.) 


(A) einer Nebe eine lange Lifte von Anträgen und Anregungen 


aufgeführt, die, von und ausgegangen, im Reichdtage Unter: 
ftügung und Annahme gefunden haben und die Behauptung 
des Reichöfanzlers ——— Von unſerm erſten großen 
Reichsarbeiterſchutzgeſetzentwurf, im Jahre 1884, ber 
ein Reichsarbeitsamt, Arbeitsämter, Nrbeitsfammern, 
Einigung3ämter uſw. uf. verlangte, von dem zehren Ste 
noch heute, meine Herren! 

(Sehr wahr! bei den Sozialdemokraten.) 
Ein großer Teil Ihrer gegenwärtigen Anträge beruht auf 
biefem * eg efegentwurf von 1884 

(jehr richtig! bei den Sozialdemokraten), 

den wir alsdann in den Jahren 1890, 1893, 1898, zuletzt 
1903 wieber eingebracht hatten, mit "entiprechenden Ver: 
befferungen und Erweiterungen, ohne daß er jemals Ihre 
Zufimmung gefunden hätte. Jetzt aber kommen Ste, 
holen den Gefegentiwurf hervor, nehmen ihn in Bruch— 
ftüden auseinander und — dieſe Bruchſtücke als 
Imitiativanträge von Ihrer Seite bier ein! 

(Sehr richtig! bei den Soztalbemofraten.) 

Ein Mann wie Profeffor Herfner, der befanntlich ein 
Gegner ber Sozialdemofratie ift, ſchreibt in feiner „Arbeiter: 
frage”: ber Gejegentwurf jet ein ausgezeichnetes Stüd 
Arbeit. Und alö er im Jahre 1898 wieder von und ein: 
gebracht wurde, erflärte dad Organ des Herrn Naumann, 
„Die Hülfe*, ber neue Reichstag könnte nichts Beſſeres 
tum, als ohne jede Debatte dem Gefegentwurf feine Zu: 
fimmung au geben. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Das ift die fogenannte negierende Tätigkeit, die an: 
geblih die Sozialdemokratie ausgeübt haben foll. 

MWeiter, meine Herren! Weiß der Herr Reichs— 
fanzler nicht, daß die Sozialdemokratie für die Handels: 
berträge mit Oſterreich-Ungarn, Rumänien, der Schweiz, 
Belgien und Rußland im Jahre 1892/93 geftimmt hat? 


(B) Weiß der Herr Neichölanzler nicht, daß, wenn damals 


die 36 Stimmen ber Sozialdemokratie für den ruffifchen 
Hanbelövertrag nicht abgegeben worben wären, der Hanbel3- 
vertrag abgelehnt wurbe? 

(Sehr wahr, jehr je bei den Sozialdemofraten 


und redht3.) 
Weiß er bad wirklich nicht, oder war das eine kultur— 
feindliche Tätigkeit? 
(Zuruf rechts: Der frühere Reichskanzler!) 

Meine Herren, machen Sie dem Vorgänger des 
Fürften Bülow den Vorwurf, dem Grafen Gaprivi, daß 
er damals dieſe Handelöverträge eingebracht hat? Damals 
war bad in den Augen bed Kaiſers ein Kulturwerk. 
Damald mwurbe Herr dv. Gaprivt für dieſe Tat gegraft. 
Daß zehn Jahre fpäter für einen dem damaligen ent: 
gegengejeten Handelövertrag ber Graf Bülow gefürftet 
wurde 


(lebhafte Heiterkeit), 
dafür können wir doch nidt. Das tft eben ein Wandel 
der Anfhauungen in ben enticheidenben Stellen, für ben 
man ums nicht verantwortlich machen kann. 

Aber, Herr Reichskanzler, wenn ich gefragt werbe, 
was war fulturfördernder, der Handelsbertrag bon 
1892/93 oder ber von 1905/06? — dann fage ih: ber 
von 1892/93 und nicht ber von 1905/06! 

(Sehr richtig! bei 3 Sozialdemokraten. 


— Gewiß, Sie denken anders has weiß id. Damals 
haben Sie fih über unfere Abftimmun für den ruſſiſchen 
Hanbelövertrag weidlich geärgert. Sie — vergnügt 
geweſen, wenn wir dagegen —— hätt 

(Sehr richtig! 
— So barbariſch find FE nit! 


iterfeit.) 
Ih möchte weiter noch a einige Vorgänge des 
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legten Jahres zu ſprechen fommen. Sie haben im vorigen 
Frühjahr unferen Lanbüberweifungsantrag angenommen, 
ber bezweden jollte, in Südweſtafrika Nuhe und Frieden 
zu ftiften, ber die Abficht hatte, den aufftändifhen Ein: 
geborenen bie nötigen Neiervate an Band zu geben. Die 
oße Mehrheit des Reichſtags mit Musnahme der 
außerften Rechten hat für biefen Antrag geſtimmt. Ic 
bin heute noch der Überzeugung, wäre dem Antrag 
Rechnung getragen worden, der Aufftand in Südweltafrifa 
wäre jhon im vorigen Sommer zu Ende geweſen. 
(Sehr richtig! bet den Soztaldemofraten.) 
Aber daß man das nicht getan Hat, ift nicht unfere 
Schuld! 

Wir haben ferner im vorigen Jahre dem Geſetz— 
entwurf über die Penfionierung ber Mannſchaften ber 
Armee und Marine unfere Zuftimmung gegeben, wie wir 
auh in rühriger Weife in der Kommilfion für biefen 
Gefegentwurf gearbeitet haben. Wir haben fogar aus— 
nahmsweiſe zwei Steuergefegen unſere Zuftimmung ges 
geben, der Tantiemeftener und ber Erbichaftsftener und 
zwar einzig und allein, weil es der Anfang einer direkten 
Beftenrung im Reihe war, und weil wir wünſchen, daß 
auf biefem Gebiete weiter fortgefchritten werbe. So haben 
wir nad allen Richtungen Hin duch unfere Tätigkeit das 
getan, was man nennt „den Staat janieren*, den Staat 
auf bie Bahnen des Fortſchritts der Kulturentwicklung 
treiben. Wenn und das nit in dem Maße gelungen ift, 
wie wir e3 haben wollten, dann find Sie, die Mehrheit 
bes Reichsſstags, an diefem allen ſchuld und nicht wir! 

(Sehr richtig! bei den Soztalbemofraten.) 

Wir haben von ber Hulturentwidlung, von den Aufgaben 
und Pflichten des Staates ganz andere und höhere An— 
ſchauungen al3 Sie, meine Herren vom Bürgertum. 

(Widerfpruch rechts. — Sehr wahr! bei den 

Soztalbemotraten.) 

— Jawohl, wir wollen alles Falſche, alles Rüdjtändige, 
Hemmende bejeitigen. Da aber, wie id wohl annehmen 
darf, all dad, was ich Ihnen bier fage, ald von ung 
fommenb wenig Eindruck machen wird, fo erlauben Sie 
—— Herren, eine Anzahl Gegner für uns ins Feld 
zu 

Ich berufe mich zunächſt auf ein Urteil des Fürſten 
Bismarck, bad er am 26. November 1884 äußerte, als 
bier im Reichsſtag zwiſchen dem Zentrum und der Sozial- 
demofratie eine Debatte entftanden war über bie Frage, 
wer ber moralifhe Urheber der Arbeiterverfiherung jet. 
Mein BParteigenoffe Auer hatte bamald behauptet, das 
fet die Sozialbemofratie. Dad wurde vom Zentrums: 
abgeorbneten beftritten. Darauf nahm Fürft Bismard 
das Wort und erflärte: 

Wenn es feine Sozialdemokratie gäbe und nicht 
eine Menge fi vor ihr fürchtete, würden bie 
mäßigen Fortfchritte, die wir überhaupt in ber 
Soztalreform gemadt Haben, auch noch nicht 
eriftieren. 
— hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Nun, meine Herren, einen urteilsfählgeren Mann in 
biefer Frage als den Fürften Bismarck gibt es nicht. 
(Hört! hört! rechts.) 
— Im biefer Frage fiber! Man muß jet den Fürſten 
Bismard oft gegen Sie anführen, bie Sie bie aus— 
gearteten Jünger des en ui find. 
erfe 

Der Februarerlaß ur Katjerd vom Jahre 18%, 
meine Herren, womit beginnt denn ber? Der beginnt An 
ber Einleitung mit der Erklärung: nachdem bie Arbeiter 
der verſchiedenen Kulturländer der Welt auf ihren inter: 
nationalen Kongrefien die und bie Forderungen geftellt 
haben, ſehe ich mid) veranlaßt, das und das zu tum umb 
zu befürworten. Darauf kam die Internationale Arbeiter: 


(C) 


(D) 
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(Bebel.) 

(A) fußgfonferenz, entftand das Wort von ben Mufterwerf: 
ftätten, die die ftaatlichen Betriebe fein follten ufw. Wer 
war alfo ber Anreger zu biefem Erlaß? Wie deutlich in 
demſelben fteht, bie beutfche, die internationale Soztal- 
bemofratie. 

(Widerſpruch rechts. — Sehr richtig! bei ben 

Sozialdemokraten.) 
— Ta, wehren Sie fih, fo viel Ste wollen, das können 
Sie abfolut nicht beftreiten! 

Ich fomme nun zu einigen weiteren Ausführungen 
bon Gegnern ber fozialbemofratiihen Parte. Da fit 
N B. ber Profeffjor Edgar Milhaudb in Genf. Diefer 
agt am Schluſſe feines Buchs über die deutſche Arbeiter: 
bewegung: 

Möchte man fih doch vor Augen halten, welche 
gewaltigen Kräfte das deutſche Proletariat, ganz 
auf ſich allein geftellt, aufiwenbet, um feinen An—⸗ 
teil an der Wahrheit und Schönheit ber Welt zu 
erobern. Die Sadje der Kultur in allen ihren 
Formen, allen ihren Beftrebungen tft bie Sache 
des beutfchen Proletariats. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
So ein Mann, der ein Gegner von uns ift. 

Profeffor Schmoller erklärte Ende September 1899: 
Ih muß geliehen, fo ſehr ih auch bie Irrlehre 
der Sozialdemokratie befämpfe, fo jehr begrüße 
ih das ge ber Arbeiterbewegung im 
Intereſſe der Bildung, Gefundheitöpflege und 
Fultur überhaupt. 3 ftehe nicht an, es aus: 
zufpreden, daß ih für bie meiften fozial- 
bemofratifchen Führer eine große perfönliche Hoch- 
achtung habe. 

(Hört! Hört! bei ben Soztalbemofraten.) 

Und Profeſſor Enab, der zum bayerifchen Zentrum 

gehört, erflärte am 27. November 1906: 

(B) Ich meinerſeits betrachte ſchon längft bie Sozial- 
demokratie nach dem, was ſie leiſtet. Und, meine 
Herren, geleiftet m fie doch ſchließlich auch ſchon 
etwas: ſie war hinter den anderen Parteien de 
und hat fe gebrängt, die Sozialreform energiſcher 
in Angriff zu nehmen und dad Menſchenmögliche 
durchzuführen. Ich leugne auch nicht, daß bie 
Sozialdemokratie au auf bad Zentrum etwas 
in der Weiſe eingewirkt hat, daß dieſes energiich 
und entſchieden bie Megierung zur Durdführung 
der Reformen brängt. 

(Hört! hört! bei ben Sozialdemokraten.) 

Der badiſche Minifter des Innern Herr Dr. Schenkel 
erflärte am 22. Februar 1904: 

Die Sozialdemokratie tft zu einem geoben Teile 
eine berechtigle, aus geſunden Motiven herbor- 
gegangene Bewegung. Ich möchte daher ihre 
Vertreter hier im Haufe nicht mifjen. 

(Hört! hört! bet ben Sozialdemokraten.) 

Das fagt ein badijcher Minifter des Innern vor jekt 

drei Jahren, und in derfelben Rede fährt er fort: 
Die Herren Sozialdemokraten, namentlich eine 
Anzahl hervorragender Führer, Leute, die aus 
unferer Schicht, aus der Schicht ber höher Ge- 
bildeten und der Sapitaliften hervorgegangen find, 
haben bie fozialen Bebürfniffe diefer großen, 
vielgegliederten Schicht ergründet, fie haben ber: 
ftanden, zum großen Teil bie Angehörigen ber: 
jelben um fi zu icharen, und fie haben barans 
eine bei den Wahlen in Deutihland große Er: 
folge erzielende Partei geſchaffen. Dieſe Partei 
bat an ſich eine eg richtige und erftrebens- 
werte Aufgabe, nämlich bie, bie unteren Schichten 
unfered Volkes nicht bloß wirtſchaftlich, ſondern 
auch im ihrer Kultur meiter emporzuheben, eine 


Aufgabe, die naturgemäß nur langfam zu Erfolgen (C) 


führen kann. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
So ſpricht ein beutfcher Minifter über die Sozial- 
bemofratte. 

Daß es felbft unter den Fabrikanten Leute gibt, bie 
bie Taten der Sozialdemokratie mit Dank anerkennen, 
mag Ihnen beweiſen, daß ih bier eine Zufchrift habe 
aus bem Jahre 1902, die der Verband ber thüringiichen 
und ſächſtſchen Bederfabrifanten an den ſozialdemokratiſchen 
Reichſstagsabgeordneten Wurm geſandt hat wegen feiner 
Tätigkeit Fe Befeitigung der Gerbftoffzölle: 

ir ſprechen Hnen 

— heißt e8 im ber Adreſſe — 

unfere ganz befondere Hochachtung und unferen 

Dank dafür aus, daß Gie fih in bie ganze 

Gerbftoffzollangelegenheit fehr gut eingearbeitet 

und daß Sie die Intereſſen der beutfchen Leber: 

inbuftrie fo warm vertreten haben unb dabei 

äußerft fahlid vorgegangen find. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

So das lirteil der Gegner über einen joztaldemofratifchen 
Abgeordneten. Ich will nebenbei erwähnen, daß mir 
bereitö brei Jahre früher ber deutſche Innungsverband 
für Friſeure und Barbiere in einer Abreffe feinen Dank 
dafiir ausgeſprochen hat, baß ich bei der Gewerbeorbnun 
im Jahre 1899 e3 weientlih mit durchgeſetzt babe, ba 
für die Herren eine größere Sonntagdruhe eingetreten ift. 
Alfo in diefen Kreifen hat man eine Empfinbung bafür, 
was bie Sozialdemokratie bedeutet. So, meine Herren, 
könnte ich noch durch eine ——— von Zeugniſſen beweiſen, 
wie gerade in ben angeſehenſten, intelligenteſten Kreiſen 
—X bie Sozialdemokratie in ihrer ſozialrefor⸗ 
matorifhen und kulturfördernden Tätiglelt geſchätzt wird. 

Grlauben Sie mir weiter ein Urteil eines national» 


liberalen Profeſſors anzuführen, ber im Jahre 1903 in (D) 


ber „Freiſtatt“ einen Artikel veröffentlichte — es ift ber 

Profeffor Graf Du Molin-Edardbt — in dem es heißt: 
Begreift man denn nit, daß biefe Bewegung 
ebenfo notwendig ift, wie bie mittelalterlichen 
Stänbefämpfe und bie des „tollen Jahres 48*. 
Berubt nicht auf diefen „Genoſſen“ mit zum großen 
Zeile die Zukunft ber deutſchen Nation? Man 
nehe in die MWerkftätten und fehe bie leuchtenden 
Augen, biefe gefunden Schläfen, Hinter denen noch 
unverbraudhte, undverborbene geiftige Kräfte pul⸗ 
fieren, die eine Taged dem Baterlande zu Nutz 
und Frommen in Tätigkeit treten werben. . . 
Wir jehen nur bie Bitterfeit und den Groll ber 
Maſſen und nit das Große und en 
bad in ihnen ſchlummert. Und doch, muß id 
Tagen, babe id aus dem —— der er⸗ 
bittertften ſozialdemokratiſchen Abgeordneten bei 
ben legten Verhandlungen des Reichstags mehr 
deutſche Kraft und nationalen Mut herausgehört, 
als aus all ben gefünftelten Wendungen ber 
fämtlichen Nebner der Ordnungsparteien. 

(Lebhaftes Hört! hört! bet den Soztalbemofraten. 

Es ift aljo ein nationalliberaler Profeffor, der biejes 

—— — die Haltung der Sozialdemokratie beim Zoll» 

arif fällt! 

Ein anderes Urteil eine nattonalliberalen Profeffors, 
bes Brofefford Kindermann an derliniverfität Heibelberg, ber 
im Jahre 1904 im Volksbildungsverein Pirmafens einen 
Vortrag über „Zwang und Freiheit, ein weiterer General» 
faktor im Volksleben“ hielt, Tautet: 

Daß bad Maß der Anfprüde an bas Leben noch 
lange nicht erreicht ift, das auch ber arbeitenden 
Bevölkerung gebührt, und dab dad, was bem 
Arbeiter heute zufteht, nicht erreicht wäre, wenn nicht 


(4) 


(B) 
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(Bebet.) 
bie Sozialbemofratie die Rechte und Anſprüche 
mit eiferner Fauft geltend und ben übrigen Volls⸗ 
tlaſſen begreiflih machen würde, daß aud) bie 
Arbeiter noch da find. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Das ift wieber ein Urteil, das Härlich zeugt, daß, foweit 

Männer in den verfchiebenften Parteien objektiv zu denken 

imftande find — was ber Herr Reichskanzler unfähig ift 

zu tun — ein ganz anderes Urteil über bie Sozial- 
demofratie haben, alö er es in der Thronrede gefällt hat. 
eiter, meine Herren, ein Urteil eines früheren 

Reihstagsabgeorbneten, der Seite an Geite mit uns 

bat, der inöbefonbere in ber Gewerbeordnungs⸗ 

mmijfion ber Jahre 1890/91 mit uns tätig war. Es 
tft Profeſſor Gutfleifh, ein Partetgenoffe der Herren von 

ber freifinnigen Partei — der am 29. November 1906, 

indem er fih auf eine Außerung bed Herrn Grafen 

v. Poſadowsky, bie mir unbekannt tft, ſtützte, im heſſiſchen 

Landtag fagte: 

Das Bürgertum leidet [wer unter den Angriffen 
ber Sozialdemokratie. Wir dürfen aber aud 
nicht vergefien, was alles wir ihr zu verbanten 

aben. Daß eine gewifle Summe ſozialer und 
fozialpolitifcher Intereffen in Deutſchland erwachſen 
und allmählid; Gemeingut geworben tft, das haben 
wir wefentlich ben Soztalbemofraten zu verbanten. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Er fährt meiter fort und jagt, daß vieles geichaffen 

worben ift, was man früher für unmöglich gehalten, jei 

in erfter Linie der fortgefegten Tätigkeit der Sozial: 
demofratie zu banken. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Er fagt dann weiter: 
Man bat die ganze Krankenverfiherung, Unfall— 
berfiherung, Inbalidenverſicherung, Arbeiterihug: 
gefeggebung unter dem lebhaften Widerſtande 
eined großen Teils der bürgerliden Elemente 
eingeführt. 

Und als ihm dann zugerufen wird: „Fa aber aud) ber 

Sozialbemofraten”, antwortet er: 

Allerdings aud ber Sozialdemokraten! Aber ber 
Borwurf, Widerftand geleiftet zu haben, ber trifft 
die Sozialdemokraten nidt. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Ich weiß ja, 

— ruft er feinem Unterbrecher zu — 
was Sie jagen wollen. Sie wollen fagen, daß 
aud die Sozialdemokratie an einem Teil oder 
einem größeren Teil biefer Gefege negativ mit- 
gewirkt habe. Das ift aber nicht richtig. Etwas 
anberes ifteö, ob man bei der Schlußabftimmung, 
weil man noch nicht joniel erreicht hat, ald man 
erreichen wollte, einem Geſetze zuwider ift, oder 
ob man dieſes Gefeg bon vornherein nicht will. 
Den Unteil, den bie Sozialdemokratie an ber 
fozialpolitiihen Geſetzgebung hat, dürfen wir 
ehrlicherweife nicht leugnen. Diefer Anteil tft 

oß und wir müfjen ber Partei in diefer Hinficht 
et3 zu Dank verpflichtet fein und bleiben. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Wenn unparteiifhe und objektiv urteilende Männer, bie 

bier im Plenum und in den SKommilfionen mit uns 

gearbeitet haben, in dieſer Weife ein Urteil über unfere 

Tätigfeit und Stellung fällen, dann ift mir das weit mehr 

wert als dad Urteil bes Neichöfanzlerö, der all ben 

Dingen fern geftanden hat und fern fteht. Für ben Herrn 

Reidötanzler ift die Sozialpolitif eine terra incognita, er 

verfieht von biefen Fragen nichts. 

(Dbo! rechts und bei den Nationalliberalen. 
Sehr wahr! und fehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Reichstag. 12. Kegisl.-P. I. Seſſion. 1907, 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Herr Abgeordneter Bebel, (C) 


Sie bürfen dem Herrn Reichskanzler nicht vorwerfen, daß 
er einen der widtigften Teile unſerer Gefeggebung nicht 


fennt. 
(Heiterkeitibei den Sozialdemokraten.) 
— Ich bitte um Ruhe, meine Herren! 


Bebel, Abgeorbneter: Das Urteil in der Thronrebe 
wäre unmöglich, wenn ber Herr Reichskanzler bie foziale 
Gefeßgebung und unjere Stellung und Tätigkeit bei biefer 
genauer kennte. 

(Sehr gut! bei den Soztaldemofraten. 
Große Unruhe und Zurufe.) 
Mir bleiben der Überzeugung: entweder kennt ber Herr 
Reichskanzler unfere Tätigkeit nicht — das ift gg seyn 
oder er fagt etwas, was nicht wahr if, und bad märe 
underzeihlich. 
(Sehr wahr! fehr gut! bei den Soztalbemofraten.) 

Ich komme nod auf ein Urteil, das ein Barteigänger 
ber freifonferbativen Partei über die Sozialdemokratie ge- 
fällt hat. Es ift dieſes das lirteil bes Profeſſors Hand 
Delbrüd über unfere Tätigkeit bei ber lex Heinze. Herr 
Brofeffor Hans Delbrüd ſchrieb Damals in den „Breußifchen 
Jahrbüchern“: „Einen glänzenden Feldzug hat jett bie 
Sozialdemokratie mit der lex Heinze geführt. Auch wir 
haben uns ja gegen biefed Gefet erflärt, und wir könnten 
und ja infofern auch ber reinen Siegesfreude hingeben. 
Wenn wir dennod die ganze Aktion fahlih und nicht 
bloß als einen Sieg, fondern in game —— als 
eine Niederlage anſehen, ſo liegt dieſe Niederlage in der 
—— daß wir dieſen Sieg ber Sozialdemokratie ver: 

anfen 

(hört! hört! bei den Sozialdemokraten), 
und daß deutſche Bildung wie der deutſche Liberalismus 
fi nicht aus eigener Sraft haben behaupten können. Die 


allgemeine Erregung ber Iiterarifhen und fünftlerifchen (D) 


Streife in Deutihland gab den lintergrund ab, aber den 
Sieg verlieh erft die Entſchloſſenheit und taltiſche Geſchick⸗ 
lichkeit der fozialdemofratiihen Fraktion. Kunſt, Willen: 
ſchaft und er haben fi in Deutichland unter bie 
Fittiche der Soztaldemofratie flüchten müſſen.“ 
(Sehr wahr! Sehr richtig bei den Sozialdemokraten. — 
Laden bei ben Nationalliberalen. 
— Meine Herren, laden Sie,” fopiel Ste wollen, e3 ift ein 
Gegner ber Sozialdemokratie, ber dies jagt, und das lirteil 
auch dieſes Mannes ift und taufendmal mehr wert, als 
das lirteil be3 Reichskanzlers in der gleihen Sache. 
Eachen rechts. ey wahr! Sehr richtig! 
bei ben en — 

Ich komme num mit ein gen wenigen Ausführungen auf 
bie Andeutungen ber Thronrede über bie auswärtige Politik. 
Die Thronrede erflärt, daß die Verhältniffe zu den fremden 
Mächten, d. h. mit denen wir nicht verbündet find, gute 
und forrefte ſeien. Vor zwei Jahren lautete e3 etwas anders, 
da wurde nur bon forreften Verhältniſſen geſprochen. 
Deine Herren, biefe guten und korrekten Verhältniffe, bie 
vorhanden fein follen, haben befanntermaßen in ber Rebe 
bed Abgeorbneten Baffermann am 13. November vorigen 
Jahre ungemöhnlid wenig Beifall gefunden. Das 
Urteil, das damals der Abgeorbnete Baſſermann über 
unfere auswärtige und zum Teil auch über unfere innere 
Politik ausgeiproden hat, dedt fih volllommen mit bem, 
was wir ſeit Jahren von diefer Stelle gejagt haben. 
Ih darf wohl annehmen, daß Herr Ballermann, ber 
geftern auf biefen Punkt vielleicht aus guten Gründen 
nicht eingegangen tft, das Urtell, das er über ben Wert 
und bie Bebeutung unferer auswärtigen Bolitit am 
13, November hatte, auch En nod voll und * 
Die Unzufriedenheit über die Reichsleitung war ja in den 
nationalliberalen Sreifen fo bedeutend, daß im Oktober 

10 


58 





Reichstag. — 4. Sitzung. Dienstag den 26. Februar 1907. 











(Bebel.) 
(A) borigen Jahres bie ng ar eig ein gut national 

liberales Blatt, dieſem Unwillen in ber ſchärfſten Weiſe 
Ausdruck gab und ſchließlich erklärte, wenn bie Dinge fo 
weiter gingen, müffe die Parole fein: der Regierung, wie 
fie jest ifl, und dem Syſtem, mit dem wir jeßt regiert 
werben, feinen Pfennig mehr! 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Das ift das rabifalfte, wad man vom parlamentarifchen 
Standpunftt and einer Regierung gegenüber tum Tann, 
wenn man, weil man mit ihr ungufrieben tft, ihr ein 
Mißtrauensvotum auöftellen will. Auch Herr Paaſche war 
im Sommer vorigen Jahres unter die Nörgler gegangen. 
Heiterkeit.) 

Herr Paaſche, der mationalliberale Vizepräſident bes 
Reichsſstags, hat damals auf bem nationalliberalen Bartet- 
tag — e3 war im Juni in Schleswig-Holſtein — fo 
ſchwere Anlagen ausgeſprochen, daß ich mich ſchier wunderte, 
daß ein nattonalliberaled Gemüt fie öffentlich ausſprechen 


konnte. 

(Heiterkeit bet den Sozialdemokraten.) 
Gr fagte u. a. über unfere auswärtige Politik, man dürfe 
fih nicht darüber täuſchen, daß troß aller heißen Be- 
mühungen, vielleiht gerabe ii berielben, die augen: 
blidlihe Lage Deutſchlands mit einer glänzenden Iſolierung 
viel Ahnlichkeit habe. Und Herr Paaſche darakterifterte 
in biefer fcharfen Weife nicht nur die auswärtige Politik 
bes Fürſten Bülow, fondern auch unfere Militär- und 
Kolontalpolitit; er ſprach fich in der [chärfften und Fräftigften 
Weife aus über das Cliquenweſen, das 3. B. in der Militär: 
verwaltung herrſche 

(hört! hört! bei den Sozialdemokraten), 
über die Beborzugungen, bie Pla& gegriffen hätten. 

Meine Herren, ich freue mi, wenn bie Herren von 

ber nattionalliberalen Bartet und mit folder Kritik ein 
wenig zu Hilfe kommen; es tft immer wohltuend, wenn man 


(#) in den Hämpfen, bie man zu führen hat, Unterſtützung 


gerade bon ber Seite findet, von ber man fie am wentgften 
erwartet. 
(Sehr wahr! links und Heiterkeit.) 
Ih nehme an, dab die Lage ber Dinge, wie wir fie heute 
in Deutihland und Europa haben, auch an bem lirteil 
bes Herm Faaige vom vorigen Juni nicht das geringe 
neändert hat. Daß aud nichtB daran geänbert hat bie 
Tatſache, dab im vorigen Jahr in Homburg ber englifche 
König mit dem Deutſchen Katfer zufammengefommen ift. 
Geändert hat an dieſen Verhältniffen wohl aud nicht bie 
Tatſache, daß wieder einmal ein Geſchenk nah England 
gegangen ift, die Statue bed Oranterd, die dem Stönig 
bon England präjentiert wurde, id weiß nicht, fir welden 
Freundſchaftsdienſt oder für welche Gefälligkeit. Jeden⸗ 
falld gehört das mit zu dem Kapitel, über das bamals 
auch Herr Paaſche äußerte: wir follten niemandem nad: 
laufen; gerade weil man fo vielen nadlaufe, deswegen 
jet unfere auswärtige Politit bisher fo übel gefahren. 
63 ift auch charakteriſtiſch insbeſondere in bezug auf 
unfere Stellung zu Italien, daß, als im Oktober bes 
borigen Jahres Herr Lodroy in Rom, anknüpfend an 
eine ziemlich gleichlautende Außerung des Deutfchen Kaiſers 
an ben Grafen Goluchowskh, eine Rede hielt, die Stelle 
biefer Rebe, „fein guter Franzoſe werde ben wertvollen 
Selundantendienft vergeffen, den Italten uns in Algeciras 
—— bat“, mit großem Jubel aufgenommen und bon 
er gefamten italienischen Preſſe afllamiert wurde. Wir 
müffen eben damit rechnen — die Gründe bafür liegen 
jehr nahe —, dab, wenn Jtalien heute auch noch offiziell 
im Dreibunbe fteht, feine tatfählihen Intereſſen es nad 
ganz anderen Seiten hinweifen, bie Intereffen, die e3 im 
mittelländifhen Meere zu verfechten hat, Intereſſen, bie 
es um jeden Preis gemeinfam mit England und Frankreich 
vertreten muß. 


Sehen wir und bie Situation in Europa an, fo (C) 


müffen wir fagen, daß das Leitmotiv der auswärtigen 
Bolitif in Europa nad) wie vor tft: es wird weiter 
gerüftet, allen Friedenskonferenzen zum Trog! Wir —— 
ja in dieſem Srübjahr abermal3 eine Friedenskonferenz 
im Haag, bie zweite feit eimer Reihe von Yahren, zu 
erwarten. Was haben diefe Friedenskonferenzen überhaupt 
für eine Bedeutung? ALS vor 7 oder 8 Jahren bie erfte 
Friedenskonferenz im Haag ftattfand, wurde eine Refolution 
einftimmig angenommen, in ber die fämtlichen Vertreter 
ber dort anweſenden NMegierungen erklärten, daß bie 
militärifchen Rüftungen eine außerordentlich drüdende Laft 
ür bie Völler ſeien, und daß die Staaten alles aufbieten 
ollten, um biefen Rüftungen ein ende zu machen. Als: 
dann gingen bie Vertreter der Regierungen nah Haufe 
und — bie Antwort war: ihre Regierungen famen mit 
neuen Militär: und Flottenforderungen, und bie Barlamente 
haben biefe neuen Militär und Marinevorlagen gute 
gebeißen. Man tritt Jahr für Jahr feitens der bürger- 
lihen Parteien auf fogenannten Friedenslongreſſen zu— 
ſammen, man redet fehr viel, man fpeift und trinkt ſehr 
gut und geht nad ein paar Tagen fehr jelbftzufrieden 
auseinander. Aber wenn bie Beiuher biefer Friedens— 
fongrefie ald Barlamentävertreter in ihre jeweiligen Länder 
zuruckkehren und bort zu entjcheiden haben, ift faum einer 
unter ihnen, der gegen biefe Rüftungen auftritt; alle heißen 
fie diefelben gut, und ber alte Zuftand dauert weiter. 
(Sehr richtig! bei den Soztaldemokraten.) 

Wir haben im diedmaligen Etat mit neuen For— 
mationen faum zu tum. Was an Neuformattionen gefordert 
wird: ein Imfanteriebatatllon, ein Pionierbataillon, ein 
Telegraphenbataillon, neue Funtentelegraphenabteilung — 
find verhältnismäßig Heine Neuformationen. Trotzdem 
erfordert der Militäretat in diefem Jahre 53'/, Millionen 
an Ausgaben gi ald im vorigen Jahre, die Marine 
24°, Millionen, bie Zinfen ber Reichsſchuld werben, wie 
ſchon geftern Herr Spahn anführte, von 127 Milltonen 
auf 136 Millionen fteigen. Kurz, wir ftehen in einer 
Situation, wo nad) meiner Überzeugung neue Steuern gar 
nicht ausbleiben konnen. Das Reich kommt troß aller 
erft bewilltgten Steuern mit ben gegenwärtigen Einnahmen 
nicht mehr aus. Geftern hat der Herr Staatsſekretär des 
Reichsſchatzamts ſich alle erbenklihe Mühe gegeben, ben 
Reihshaushaltsetat in einem möglichft günftigen Lichte 
erfcheinen zu laſſen, nach meiner ilberzeugung einzig und 
allein aus dem Grunde, um nah außen bin um feinen 
Preis den Gedanken auffonmen zu laffen, baß ber eben 
gewählte, umter großem patriottfhen Tamtam zuſammen⸗ 
gebrachte Neichätag als feine erfte Aufgabe neue Steuer: 
borlagen au beraten haben werde. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Aber was Ihnen in diefer Seffion erfpart bleibt, wirb 
fiher in ber nädften kommen; unb wenn mittlerweile da3 
Unglüd es will, dab an Stelle ber gegenwärtig 
berrihenden Proſperitätsepoche eine ölonomiſche Kriſe 
hereinbrechen ſollte, wo alsdann notwendigerweiſe bie auf 
die Verbrauchsſteuern baſierten Einnahmen des Reichs ſtatt 
einer Erhöhung einen Rückgang erfahren würden, werden 
Sie erſt recht gezwungen ſein, zu neuen Steuern zu 
greifen. Ich hoffe nur, daß alsdann in ber neuen 
Stellung, weldje gegenwärtig dad Zentrum im Reichstage 
einnimmt, es fih etwas mehr al& biöher über bie Be— 
beutung ded 8 6 bed Flottengeſetzes Har wird, ber ba 
befagt, daß neue Steuern nit auf bie notwendigen 
Bebarfsartifel ber großen Maffe abgewälzt werben 
dürfen. Menn das Zentrum in diefer Frage endlich ein- 
mal feftftehen jollte, wie wir das ſchon im vorigen Früh— 
jahre von ihm wünſchten und verlangten — leider ver: 
geblih —, wenn es infolge feiner veränderten Stellung 
auch den Steuerfragen gegenüber eine etwas anbere 


— 


D) 


Reichstag. — 4. Sitzung. Diendtag den 26. Februar 1907. 


59 





(Bebel) 


(4) Stellung einnimmt, haben wir ja die Gewißheit, in diefem 


neuen „mationalen* Reichstag eine Mehrheit zu beſitzen, 
die für direkte Reichsſteuern ift: das Zentrum mit feinen 
110 Mitgliedern, wir mit unferen 43, die Herren Links— 
liberalen mit ihren nahezu 60. 
(Große Heiterkeit.) 
Das wäre aljo eine Mehrheit, die für birefte Neichs- 
fteuern: für Reichſseinlommenſteuer, Vermögenöftener ufiw. 
zu haben ift. 
(Zuruf von den Nationalltberalen: Wir aud!) 

— Sie mh? Alſo Sie endlich aud! Das freut uns 


befonders! 

(Große Heiterkeit.) 
Über einen Sünder, ber Buße tut, tit befanntlih mehr 
rende als über 99 Gerechte. 

(Erneute Heiterkeit.) 
Benn Sie alfo, meine Herren Nationalliberalen, in ber 
Tat bereit find, jet, wo neue Steuern notwendig werben, 
birefte Reichöftenern einzuführen, begrüßen wir Sie als 


Bundesgenoſſen. 
(Heiterkeit und Zurufe.) 

Wir find nicht bie Menfhenfrefler, für die Sie nna 
halten. Wenn Sie uns mit vernünftigen Neformen 
fommen, finden Sie allezeit unfere Unterſtützung. Das 
lann ich Ihnen fon heute fagen. Das haben wir aud) 
früher getan. Leider haben Ste und anferorbentlich felten 
Gelegenheit gegeben, ung über Ste zu freuen. 


(Heiterfeit.) 
Ich hoffe alfo, daß die Mehrheit des Reichstags für 
direfte Steuern um jo mehr zu haben fein wird, als ja ber 
Herr Direltor des Kolonialamts in feinen Agitationd- 
borträgen, bie er vor ber Reihstagswahl gehalten hat, 
Ah bie undenklichſte Mühe gegeben hat, zu beweifen, daß 
die Laſten, bie jet und fünftig bie Folonialpolitif er- 
fordert, eigentlid gar nicht in Betradht kämen; benn — fo 
führte er aus — die beutide Nation ſei in ben lebten 
2% Zahren um 30 Taufend Millionen reicher geworben. 
Es ift bad, Herr Kolonialdirektor, die ng: Stelle in 
rer Rebe, mit der ich voll und ganz mit Ihnen ein- 


verftanben bin. 
(Große Heiterkeit.) 
Ih babe fogar bie Überzeugung, daß diefe Angabe 
eher etwas unter der Wahrheit bleibt, als darüber hin- 
ausgeht. Die befigenden Klaſſen in Deutichland find in 
den letzten 20 Jahren gewaltig reicher geworben; ich 
glaube, Deutſchlands Reichtum kann fi Heute Englands 
Reichtum dreiſt an bie Seite ftellen. 
(Widerfprud. — Sehr richtig! bei den 
Sozialdemokraten.) 

Wenn es ber engliihen Nation mit ihren 42 Millionen 
Einwohnern möglid; wird, bei Einkommen von 3200 Mart 
aufwärt? an Einfommen:, Vermögens: und Erbſchafts- 
ftener jährlich die folofjale Summe von 1150 Millionen 
aufzubringen, dann muß es Deutſchland möglich fein, 
neben den 400 Millionen, die heute zu dem Zwecke 
m ben Ginzelftaaten aufgebraht werben, minbeftend 
600 Millionen an bireften Steuern für bad Reich auf: 
bringen fönnen. Wo die Steuern zu holen find, das 
weit die Statiftit nah. ine einzige Tatſache jet 
angeführt. Ich habe hier eine Aufſtellung aus ber Stabt 
Een vor mir. Dort waren vom Sabre 1895 bis 
1%05/7 die Vermögen von mehr als 6000 Mark bis zu 
ben vielen Millionen, bie Serupp liefert, von 381 Millionen 
auf 628 Millionen geftiegen, aljo nahezu um 100 Prozent. 


(Zuruf.) 
Wenn Sie meinen, ba3 jet in der Hauptſache Krupp allein, 
fo irren Sie fid). 
(Zuruf rechts.) 


f 
— Frlauben Sie, auch bie geh ber Zenfiten ift geftiegen. 
Im Jahre 1895 waren 2320 Zenfiten vorhanden und im 


Jahre 1905 3340, alfo nahezu 50 Prozent mehr. Es trifft co) 


alfo diefer Vermögenszuwachs bei weitem nicht allein 
Krupp; das Vermögen tft allgemein bedeutend — — 
Angeſichts dieſer Tatſache, bin ich allerdings der Meinun 
iſt es unumgänglich notwendig, daß von jetzt ab die 
beſitzenden Klaſſen entſprechend der ungeheuren Zunahme 
an Macht, Einkommen und Vermögen auch zu ben Reichd- 
laften beizutragen haben. 
(Sehr richtig! bei den eg 
Meine Herren, Sie werben e3 ja brauchen; täuſchen wir 
uns doch nicht. Es handelt ſich nicht bloß um das, was 
jett gefordert wird: wir brauchten ſchon Heute für 
mindefteng 100 Millionen Mark neue Steuern. Man 
wurftelt nod ein, zwei Jahre weiter, dann geht e8 aber 
nicht mehr. Und mittlerweile fteigen auch bie Anforberungen. 
Wir haben eine ganze Reihe Etats, bei denen Jahr für 
Fahr die Ausgaben wachen. 
Und bann ein andered. Wir haben au ben Akten- 
ftüden, die ber „Bayeriſche Courier“ veröffentlichte, er: 
fehen, mit weldem Eifer bie Herren bom Flottenverein 
für neue Flottenvorlagen eintreten. Sie meinen, jet 
endlich würde Herr v. Tirpitz, ber bisher nicht die Gourage 
ehabt habe, dem Zentrum gegenüber eine —— 
— einzubringen, bei dieſem Reichſtage Gehör 
nden. Beiläufig bemerkt, ein ſchönes Kompliment, 
das man den Herren macht, daß ſie nicht den Mut gehabt 
hätten, des Zentrums wegen eine „vernünftige“ Flotten- 
borlage zu bringen! Und der Herr Reichskanzler hätte 
angeblich aud nicht den Mut, und zwar ebenfall3 aus 
Angft vor dem Zentrum, eine foldhe Vorlage = bringen. 
Ih fage offen: ich bin überraſcht, aus bieten ktenftüden 
zu erjehen, wie nüglih das Zentrum gewirkt hat. 
Sehr gut! und große Heiterkeit.) 
— Meine Herren vom Zentrum, ir dachte gleich, daß 
das Kompliment Ihnen gefallen würde. 
(Erneute Hetterfeit.) 
Wir Haben Ste immer angegriffen, weil Sie immer 
bewilligten.. Aber die dort (auf die Nationalliberalen 
weifend) hätten weit ne bewilligt, das iſt ficher. 
(Große Heiterkeit.) 
Der Herr Generalmajor Keim und bie anderen Herren 
ur allerdings ein lebhafte Mißtrauen gegen Herrn 
affermann ausgeſprochen. Aber Herr Baffermann wird 
mit ſich reben laſſen. 
(Heiterfeit.) 
Nachdem er jetzt eine entſprechende Mehrheit hinter ſich 
bat, wird er wohl auch weicher geworben fein. Der Herr 
Generalmajor Keim meint au: es fei ganz unbentbar, 
e3 wäre fonft ſcheußlich, dab die Nationalliberalen jegt 
nicht für eine neue Flottenvorlage eintreten follten nad) 
bem, was man für fie getan. Und wenn man uns fagt: 
ber Flottenverein tft ein Privatverein, — jo antworten wir: 
er ift fein Privatverein. Die Tätigkeit, die der Flotten- 
verein bei den Wahlen enttwidelt hat, die Tätigkeit, bie 
ber Herr General Keim als fein Geſchäftsführer ent- 
widelte, indem er im Reichskanzlerpalais und im Reichs⸗ 
fanzleramt aus» und 4 * en ift und bort mit ihm 
bie Feldzugspläne für bie Wahlen verabredet worben find, 
Dat und beutlid) gezeigt, was für eine große politifche 
acht der Flottenberein ift. Beiläufig bemerkt, gilt ber 
Slottenverein als unpolitiiher Verein bei ber Polizei, 
während er in Wahrheit ein rein politifcher Verein ift. 
eg richtig! bei den Sozialbemofraten.) 
Er entwidelt eine politiihe Tätigkeit, wie fie ein Verein 
nur entwideln fan. Und dann, meine Herren, bad 
unwiberfprochen —— Wort des Kaiſers auf dem 
letzten Hofball, als er dem Fürſten Salm, dem Präſidenten 
des Flottenvereins, wie es im Bericht heißt, mit laut 
erhobener Stimme zurief: „Mein lieber Fürſt, bie 
Wahlen ſind ja vorzüglich ausgefallen, und ich freue 
10° 


(D) 


(a) mid), 
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GBebel.) 

daß Ihr Flottenverein die Sache ſo prächtig 
gemacht hat.“ 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Diefes ge zu Wort des Kaiſers fpricht ebenfalls für 
bie politiihe Tätigkeit des Flottenvereins. 

Es ift auch fehr intereifant, wie bie Herren unter 
fi über die Flottenrüftungen urteilen. Ich habe vor 
mir den Beriht der „Kölniſchen Zeitung“ über eine 
Hauptverfammlung, die im vorigen Jahre in Bonn 
die Mitgliever der Bezirks-, Kreis- und Ortögruppen 
des Deutſchen Flottenwereins in der Rheinprovinz ab» 
hielten. Hier war es der Oberpräfident der Rheinprovinz, 
Freiherr v. Schorlemer-Alft, der u. a. ausfprad: 

Ih glaube aber troßdem die Hoffnung und 
Überzeugung ausbrüden zu können, daß die ge: 
waltige Bewegung, die der Deutihe Flotten— 
verein angefacht hat, nicht eher erlahmen wird, bis 
der Tag angebroden tft, wo unfere Flotte ebenbürtig 
benen anderer Länder ſich zur Seite ftellen kann. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten. 
er. richtig! rechts.) 
Meine Herren, darin ift alio das offizielle Gingeftändnis 
enthalten, daß ber Flottenberein darauf hinarbeitet, 
Deutihland eine Flotte zu ſchaffen, die ber engliſchen 
Flotte ebenbürtig an der Seite fteht. 
(Zuruf rechts: Anderer Länder!) 
— Anderer Bänder! Iſt denn ba Der nicht dabei? 
(Emeuter Zuru 
rr Fe Kollege Gamp, Sie find let fo nato, wie Sie 
ı 


ellen. 

(Große Heiterfeit.) 

Es wurde in dieſer Berfammlung auch eine Rejolution 
angenommen, in ber bireft audgeiproden wurde, daß 
trog ber angenommenen Flottenvorlage das Baterland 
nod lange nicht in der Lage fei, fi im Beſitze derjenigen 


(B) Flotte zu befinden, bie ben fiheren Schu der beutjchen 


Brüder im Auslande, unferer Kultur: und Handels— 
intereffen verbürge 
(Hört! Bört! bei den Sozialbemofraten.) 

Meine Herren, über die Tätigfeit und die Stellung 
des Deutichen FFlottenvereind Tann und nah alledem 
fein Menſch mehr ein & für ein U vormaden. 

Sehr intereffant find auch die Außerungen, bie voriges 
Jahr im September auf ber Generalverfammlung des 
Alldentihen Verbandes in Dresden gemacht wurden. 
Dort nahm u.a. der Marinefchriftfteler Graf Reventlow 
dad Wort und machte folgende intereflante Ausführungen. 
Ich bitte namentlih den Herrn Reichskanzler, diefen Be— 
merfungen recht ge folgen zu wollen. Der Graf 
Reventlow führte nämlih aus: 

Im Sprahgebraudh unferer Unteroffiztere findet 

fih eine Redensart, die ungeſchickten Refruten 

gabe angewendet wird: was nicht in ben 
opf will, muß in bie Beine. Dieſes Wort 

müflen wir auf unfer ſtaatliches Leben über: 

en PR ſchwächer unfere auswärtige Politit, 
defto flärfer muß unfere Wehrkraft fein. 

(Hört! hört! "ei ben Soztalbemofraten. Heiterkeit 

im Zentrum.) 

Meine Herren, ein eflatantere3 — — gegen 
den Leiter der äußeren Politik iſt niemals ausgeſprochen 
worden, als es hier auf dem Alldeutſchen —— 
in Dresden geſchehen iſt. Damit aber nicht genug, daß 
ber Herr Graf Reventlow dieſes wunderbare Mißtrauen 
gegen den Herrn Reichskanzler ausſprach; nah ihm kam 
noch ein anderer Nebner, der folgendes ausführte: 

Wir Deutihen haben um fo mehr ein ftarfes 

Heer und eine große Flotte nötig, als uns jet 

eine Diplomatie fehlt. 

(Heiterkeit bei den Sozialdemokraten.) 





Das, was uns an Diplomatie fehlt, müffen wir (0) 


durch brutale Macht, durch Kraft erfegen. 
Macht ift eben Heer und Flotte. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemofraten.) 
Meine Herren, der dad ausiprad), war ber Generaltffimus 
be3 legten Reichdtagdwahltampfet, der Präfibent bes 
Verbandes zur Verleumdung der Sozialdemokratie, Herr 
Generalleutnant dv. Liebert. 

(Bravo! rechts. Große Heiterkeit bei ben 

Sozialdemokraten und im Zentrum.) 
Das iſt doch das ftärkfte Mißtrauensvotum, das dem 
Reichskanzler durch dieſen Herrn gegeben werben konnte. 
Alfo weil wir feine Diplomatie haben, bie etwas taugt, 
auf die wir uns verlaffen können, müſſen wir eine ftarfe 
Flotte Haben, müffen wir durch brutale Macht erjegen, 
was und an gejhidter Diplomatie fehlt! 
(Zurufe rechts) 

Meine Herren, e8 läge nahe, auch auf die Kolonial- 
politif einzugehen, die in der Thronrede erörtert worden 
ift. Ich sehe heute davon ab. Wir werden noch Ge- 
legenheit haben, und über biefe Dinge weiter zu unter: 
halten; wir werben alsdann aud ganz bejonderd ben 
Herrn Kolonialdireftor ind Gebet nehmen. 

(Heiterkeit bet den Sozialdemokraten.) 
Denn was ber Herr Kolonialdirektor in feinen Agitations- 
reden für bie Reichstagswahl ſich ae bat, das geht, 
wie man zu jagen pflegt, wirklich über die Hutfchnur. 

(Laden rechts und bei den Nationalliberalen. — 

Sehr richtig! bei den Sozialdemofraten.) 
Gr hat in einer Weile Phantafiebilber über ben Wert ber 
Kolonien entwidelt, wie ih das niemals für möglich ge- 
... hätte. Ich kann nur wiederholt fagen: folange 
der Herr Kolonialbireftor Bankdireftor war, war er offen- 
bar ein fehr vernünftiger, ruhig überlegender Mann 
(große Heiterkeit), 


Diefe 


damals waren ihm unfere Kolonien Hefuba, damals hatte (D) 


er für fie nichts übrig; ich glaube, er hat faum gewußt, 
wo Deutihland Kolonien hatte. 

(Große Heiterkeit bei den Sozialdemokraten. — 
Baden rechts und bei ben Nationalliberalen.) 
MWenigftend machten feine Reben dieſen Eindruck. Auch 
bat er offenbar bis zu ber Zeit, wo er jene fchönen 
Neben hielt, ſich noch nicht genügend mit unferen Kolonien 
beihäfttgt; denn gerade in ben Tagen, wo er in ber 
überſchwenglichſten Weile die mwunberbarften Phantas- 
magorien enthüllte über das, was bie Stolonien bieten 
follten, in denſelben Tagen hat 3. B. ber Herr Legations⸗ 
rat a. D. Zimmermann, ein Mann, ber eiwad mehr 
bon den Stolonien weiß als ber jegige Herr Solonial- 


bireftor 
(na! na! rechts), 
ein ganz anderes Bilb von benjelben entwidelt, als 
—— das ber Herr Kolonlaldirektor bei jeber Ge— 
legenheit entwidelt hat. Da war nicht weniger al3 alles, 
was wir in unjeren Kolonien zu holen imftanbe feien. 
Das war fo in feinen Vorträgen hier in Berlin, bad war 
fo in feinem Vortrag in nden, bad war aud in 
Stuttgart noch I; Ka in Frankfurt fam bereitö bie 
Grnüdterung über ih 
(Sehr wahr! pr Kun in ber Mitte und bei ben 
albemofraten.) 

In der Frankfurter Nede war ein ganz anderer Ton als 
in ben Reden vorher. Während er vorher in ber über- 
ſchwenglichſten Weiſe die ungeheuerlichften Hoffnungen Bm 
erweden ſuchte, was aus ben Kolonien zu holen jet, 
feine Frankfurter Rebe im tiefften Mollton gehalten — * 
klang aus in bie tm erg 4 Geduld! — Gebuld! — Bebulb ! 

(Große Heiterkeit bei den Sozialdemokraten.) 
Nun, der deutihe Michel hat ſchon lange Gebulb gehabt 
und wirb fie aud) weiter üben, und wir werben und freuen, 


(B) mir mein Gebantengang 


(Bebel) 





(A) wenn Sie auf diejem Gebiete die Gebuld des deutfchen 


Michels recht Iange in Anſpruch nehmen, d. h. daß Sie 
ihm recht wenig Opfer für die Kolonien zumuten. Ich 
babe ſchon vorhin erwähnt, da Fürft Bismard eines 
Tages ſehr ernfthaft zu nehmende Männer, wie Miguel, 
DBenmigien ufw., als Karlchen Mießnick-Politiker bezeichnete. 
Bei dem Fürſten Bülow ift das anderö geworben; bei 
bem jcheinen bie Karlchen Mießnick-Politiler in befonderem 
Anfehen zu ftehen, die nimmt er mit offenen Armen auf; 
denn Karlchen Mießnick-Politik ift 3. B. die Koloniai— 
politif, die der Herr Kolonialdireftor in feinen Vorträgen 
vertreten hat. 
(Lachen rechts und bei den Nationalliberalen. Sehr 
richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Der Haifer bat in der Thronrebe das Verſprechen 
abgegeben, bie verbünbeten Regierungen ſeien entichlofien, 
das ſoziale Werf Wilhelms I. fort — Meine Herren, 
wie wir zu dieſer Geſetzgebung ſtehen, habe ich vorhin 
ausgeſprochen. Kommen Geſetze, jo werben wir fie ſach— 
lich prüfen und werben unſeren Parteimaßſtab anlegen 
und werben bie Forderungen ſtellen, die wir im Intereſſe 
der Arbeiter ftellen zu müflen glauben. Wfzeptieren Sie 
biefelben, jo wirb uns das freuen; berweigern Sie baß, 
jo werben wir, wie früher, im bie Rage fommen, gegen ein 
Gefeg ftimmen zu müſſen. 

Aber, meine Herren, es tft doch charakteriſtiſch, daß 
in demſelben Augenblide, in dem in ber Thronrede eine 
derartige Ankündigung erfolgt, bereit3 in einem Teile ber 
foniervativen Preſſe ein Gefchrei darüber eutiteht, daß die 
Sozialpolitif fortgefegt werden folle. 


(Zuruf.) 
Ih erinnere an dad Verhalten des Zentralverbanbes ber 
Großinbuftriellen. 
(Zuruf redts: Das find feine Konfervativen!) 
— Barten Sie nur, bie fommen naher; im Augenblid ift 
etwas burdeinandergegangen 
durch einen Zuruf von feiten meiner Freunde. — Die 
— und bie ‚Poſt“ wehren ſich ſehr dagegen, 
daß dieſe Art Sozialpolitik mit „Automobilgeſchwindigleit“ 
wie die Poſt ſagt, weiter geführt werden ſolle. Als wenn 
wir jemals im Deutſchen Reiche auf dem Gebiete der 
Sozialpolitit eine — ah kennen gelernt 
hätten! Und dann, wie haben ſich bie Herren auf der 
Generalverfammlung der Wirtſchaftsreformer ausgefprochen? 
Halt jolle gemacht werben mit der Berfiherungsgefeßgebung, 
ben Arbeitern ginge es gerade gut genug, bem Arbeiter 
brauche nit mehr geholfen zu werden, jetzt müffe dem 
Mittelftand geholfen werben. 
(Sehr richtig! rechts.) 
— Meine Herren, wenn Sie dad nur vor ben Wahlen 
gejagt hätten! 
(Große Heiterkeit. Sehr wahr! bei ben 
Sozialbemotraten.) 
(Zurufe rechts: Haben wir ja!) 
— Nein, dba haben Sie zwar gejagt: wir helfen dem 
Mittelftanb; aber Sie fügten binzu: aud bem Arbeiterftand. 
Seht verſchwindet ber Arbeiterftand und bleibt nur noch 
der Mittelftand übrig. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) . 
Es geihieht Ihren Arbeitern ganz recht, daß, wenn fie 
naher die Rechnung aufmachen, fehen, daß fie bie 
Blamierten find. Das wird überhaupt fommen. Wir 
jehen mit großem Vergnügen bem Gang ber Verhand— 
lungen dieſes Reichstages enigegen. Glauben Sie nidt, 
dab wir ernfthaft betrübt find, daß die Dinge jo ge 


fommen find. 
(Heiterkeit.) 
Jetzt haben Sie Ihre Majorität, jetzt können Sie fid 
mehr darauf berufen, daß es Barteten gebe, bie 
Ihnen bindernd in den Weg getreten feien. 
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Sie können alfo in uneingefhränttefter Weife die joge- (0) 


nannte Mittelftandspolitif vertreten. Ste haben überhaupt 
ihon ſeit 20 Fahren diefe Mittelftandöpolitif vertreten. 
Was haben Ste denn gerettet? Den Mittelftand? Nach 
Ihren eigenen Worten geht es ja heute dem Mittelftand 
ichledhter al3 je. Und warum? Meil alles, was Sie 
gemacht haben, ſoziales Pfuſchwerk war. 
(Bebhafter Beifall bei den Sozialdemokraten. 

Widerſpruch recht.) 
Weil alles das dem Mittelftand nicht helfen fan. Ich 
ſage noch mehr: weil Sie bemfelben überhaupt zu helfen 
nit imftande find mit all Ihren ſchönen Verſprechungen. 
Ih wünſchte mur, daß alle Ihre Anträge Geſetzeskraft 
erlangten. Ja ih wünſche, dab Herr Pauli in das 
Neihdamt de? Innern berufen wiirde 

(große Heiterkeit), 
um bie Mittelftandögefege auszuarbeiten. Sie haben den 
Mittelftand bis 1895 nicht retten Zönnen, wie uns bie 
Gewerbeftatiftif zeigt. Wir haben 1907 eine neue Berufs: 
zählung; die betreffende Vorlage liegt und bereits bor. 
Meine Herren, ich ſage Ihnen ſchon heute: das Fahr 1907 
wird ähnliche Refultate ergeben wie das Jahr 1895. Es 
wird zeigen, daß abermald die Kapitalmacht gewaltige 
Fortſchrute gemacht hat, daß die Großindbuftrie in ge: 
waltiger Weije gewadien tft, daß die Konzentration der 
Betriebe riefenhafte Fortichritte gemadht hat, und daß auf 
ber anderen Seite der Mittelftand mehr und mehr zurüd- 
egangen if. Dad werben bie Früchte diefer Statiftit 
ein, und ber, ber das herbeigeführt hat, ift der Groß— 
tapitalismus, den Sie trog aller Mittelſtandsfreundlichkeit 
fortgefegt unterftügt haben. 

(Widerſpruch rechts. — Zurufe.) 

— Nein, Sie umterftügen ihn mit Ihrer ganzen Schub: 


zolfgefeggebung. 
(Zuruf: Börfenfteuer!) 


— Ja, meine Herren, auch Ihre Börfenfteuergefeßgebung hat (D) 


bazu beigetragen. Fragen Sie einmal die Börfenleute, 
was Sie mit der Börfengefehgebung erreicht haben! Sie 
haben erreicht, daß drei Viertel der fleinen Bankiers, die 
noch bor 20 Jahren eriftierten, aufgehört haben, eriftenz- 


fähig zu fein. 
(Sehr richtig! links.) 

Meine Herren, wir find der Überzeugung, daß aud) in 
biefem neuen Reichdtag die fozialen Nekorm eehbäume nicht 
in ben Himmel wachſen werben. Der Geift, der heute 
herrſcht, iſt Hipp und Har durch ben Gefekentwurf charak— 
terifiert, den der letzte Reichstag in feiner legten Tagung 
a befam, ben Gefegentwurf über bie and 
ber Berufäperetne. Ich habe feinen Zweifel, baß, wenn biefer 
Gefegentwurf wieder fommt, er faft in berjelben Geftalt 
dem Reichstag wieder vorgelegt wird, obgleich er die ein- 
ftimmige Verurteilung aller Arbeiter ohne Rüdfiht auf 
ihre Parteizugehörigfeit — hat. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Was wir vor allem einmal verlangen müflen, ift ein 
demokratiſches Vereins- und Berfammlungsgejeg. Wenn 
der Staat Württemberg mit einem folden auskommt, 
dann kann auch das Deutſche Reich dabei gebeihen. Ich 
erinnere ben Herrn Reichskanzler an eine Stelle in ſeinen 
Silvefterdrief. Er Hat bort den Sat ausgeſprochen, der 
deutſche Arbeiter jei ber gebilbetite Arbeiter der Welt. 
Num gut, Herr Reichskanzler, wenn dad Ihre Überzeugung 
ift — und ich bezweifle das nicht —, fo tft es Fre ver⸗ 
dammte Pflicht und Schuldigleit, den deutſchen Arbeiter 

enau ſo zu behandeln, wie die minder gebildeten Arbeiter 
n anderen Ländern ſchon behandelt werben. 

(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten.) 
Sp Hat der ſchweizer Arbeiter, der nah Ihnen nicht der 
gebildetfte Arbeiter if, jhon mit 20 Jahren dad Wahl: 
recht für die Kommune, für den Kanton, für ben Nationalrat, 
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(Bebel.) 


(A) und er hat ein abjolut freies Vereins: und Verfammlungs- 


reht dazu. Auch ber —38 der engliſche Arbeiter 
haben ein obſolut freies Vereins- und Breuer 
recht. Frau und Mann werben gleih behandelt. ir 
verlangen für den „gebilbetiten Arbeiter ber Welt“ das— 
felde Recht an Freiheit der Vereine und Berfammlungen, 
welches die Arbeiter anderer Länder längft haben. Alio, 
Herr Reichskanzler, bier werden Sie mit Ihren eigenen 
Worten angenagelt! Der Phraſen find genug gewedjelt, 
wir wollen endlich Taten fehen! 
(Sehr wahr! bei den Sozialdemokraten.) 
Mir wollen und nicht länger hinhalten laſſen mit ſchönen 
Verſprechungen. 
(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) 

Der Herr Reichskanzler hat geftern gejagt, an was 

alles er denke. Gr denke an das, er benfe an jenes. 
(Heiterfeit.) 

Ganz ſchön, dab er fo denkt. Aber wir hoffen, dab dem 
Denken nun auch die entſprechenden Taten folgen, und 
dab diefe Taten dem Zuſtande entfprehen, in dem nad) 
feiner eigenen Meinung der deutſche Arbeiter ſich befinden 
jol. Wir verlangen enblih einmal die Sicherung des 
Koalitionsrechts der Arbeiter gegen polizeiliche und richter- 
liche Übergriffe. Wir verlangen die Gleichheit der Be: 
handlung der Unternehmer und ber Arbeiter. Wir wollen, 
daß der Arbeiter und der Unternehmer mit dem gleichen 
Maßſtabe behandelt werden, wa3 ja heute leider nicht ber 
Fall if. Wir verlangen, daß der Arbeiter von feinem 
Menſchen- und Staatöbürgerreht Gebrauch machen und 
die Arbeit einftellen fan, ohne daß mit Gewalt, Drohung, 
Mord und Totihlag gegen den ftreifenden Arbeiter vor: 
gegangen wird. 

(Zuruf rechts: Umgekehrt! — Sehr wahr! jehr 

ridtig! bei den Sozlalbemofraten.) 
Meine Herren, wir haben foldhe Taten in Nürnberg, 


(8) Fürth, Köln und hier in Berlin kennen gelernt. Es gibt 


eine ganze Neihe von Fällen, wo ftreifende Arbeiter von 
Arbeitswilligen ſchwer verlegt, jelbft getötet worben find, 
ohne daß bisher die entſprechende Sühne eingetreten ift. 

(Sehr wahr! bei den Sozialdemokraten. 

Zurufe rechts: Umgekehrt!) 

— Nein, meine Herren, fein Gebanfe! Sie haben bie 
BVolizet, die Staatsanwälte, die Richter auf Ihrer Seite; 
wie fönnen Sie jagen: umgelehrt? Wenn ein organifierter 
Arbeiter nur das geringite gegen einen Arbeitäwilligen 
unternimmt, fo fann er ſicher fein, daß er mit ben aller: 
härteften Strafen, die dad Geje zur Verfügung bat, 
getroffen wird. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Wir verlangen endlich, daß bie Klaſſenjuſtiz befeitigt 
wird, dab Recht und Gerechtigkeit für alle im Deutfchen 
Reiche gelten. Wir wollen nicht, daß auf der einen Seite 
die ftrengfte Beftrafung und auf der anderen bie laxeſte 
Anwendung der Gefege Pla greife. Ich habe ſchon 
daran erinnert, wenn eine Organifation wie ber Flotten— 
verein eine ſozialdemokratiſche Organifation wäre, wäre 
er längft von den Staatöbehörben, vom der Polizei und 
dem Staatsanwalt zur N, gezogen worden. 
Die Herren dort an ber Spige gehen frei aus. 

Meine Herren, id habe jchon vorige Jahr bier 
Fälle jchwerer Urkundenfälfhungen vorgebradt, die ſich 
der Striminallommiffar Schöne hat zuſchulden kommen 
laffen. Bis heute haben dieſe Schandtaten noch feine 
Sühne gefunden. 

(Hört! hört! bei ben Sozialdemokraten.) . 
Nicht die geringfte Unterfuhung ift, ſoviel ich weiß, über 
dieſe ſchweren Urkundenfälſchungen, die nad dem Straf: 
geſetzbuch mit vieljährigem Zuchthaus beftraft werden 
müßten, bis heute erfolgt. 

Dem Arbeiter Biewaldb in Breslau iſt die Hand 
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abgehauen worden; der Poliziſt, der das getan, ift bis (C) 


heute noch nicht entbedt, obgleidh man in Breslau glaubt, 
mit ben Fingern auf den Mann zeigen zu können, ber es 
getan haben ſoll. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Alüberall jehen wir zweierlei Maß in der Handhabung 
ber Geſetzgebung, insbeſondere aud in ber Rechtſprechung. 
Dagegen proteftteren wir auf das energiſchſte. 

Wir verlangen weiter Schaffung eined Reichsberg— 
geſetzes, eined Bergarbeiterfhuges, der Unglücksfälle, wie 
wir fie jüngft auf der Grube Neben gehabt haben, un— 
möglid madt. Wir verlangen, dab endlich einmal ben 
Bergarbeitern, bie gerade am allerfchwerften den Kampf 
ums Leben ar führen haben, eine Geſetzgebung zu ihrem 
Vorteil zuteil wird, die das preußiſche Dreiklaffenwahl- 
parlament zu geben verweigerte und nad; feiner Stellung 
zu geben verweigern muß. Wir verlangen für bie 
Arbeiter eine Organifation, in der fie ihre Intereflen nad) 
allen Richtungen, in vollem Maße, in voller Freiheit und 
Unabhängigkeit gegemüber ben linternehmern und ber 
Staatögewalt vertreten können. Wir verlangen volle 
Gleichheit der polittihen Rechte ohme Unterſchied des Ge- 
ſchlechts und ohne Unterſchied des Standes, wir ber- 
langen Freiheit und Recht ohne Anfehen der Berfon, 
freie Betätigung ber politiichen und religiöfen Überzeugung, 
Strafe dem, der ed wagt, eine Perfon wegen threr 
religiöfen oder politifhen Überzeugung zu maßregeln ober 
zu ſchädigen. Wir verlangen, daß ber Beamte und 
Staatdarbeiter das Net hat, frei feine Überzeugung 
fagen zu dürfen, ohne befürdten zu müffen, daß er ge: 
maßregelt und eriftenzlo8 gemacht wird. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten. Wieberholte 
Zurufe rechts. — Glocke des Präfidenten.) 


Vizepräſident Dr. Paaſche: Ich bitte, nicht immer zu 
unterbrechen. 


Bebel, Abgeorbneter: Meine Herren, 1 babe bereits 
vor einer langen Reihe von Jahren bei einer ähnlichen 
Erörterung im Reihötag in ber energtihiten Weiſe er- 
klärt, daß ich meinerfeitd es auf das entſchiedenſte miß- 
billige, wenn Perſonen wegen ihrer politiihen Gefinnung 
boyfottiert werden 
(aha! bei den Nationalliberalen), 

und ich erkläre Ahnen, wenn ein folder Boykott von 
feiten meiner Parteigenoffen ausgeht, dann mißbillige ich 
- an entichieben, ald wenn er von anderer Seite 
ausgeht. 

(Laden und Zurufe rechts und bei den Nalional- 

liberalen.) 

— Erlauben Sie, ein fozialbemofratifher Gewerbetreibender 
befommt von feiner Staatd- und Gemeindebehörbe ein 
Stüd Arbeit. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Ein foztalbemokratifäher Gewerbtreibender befommt bon 
ea Mitgliede des Bundes ber Landwirte ein Stüd 

rbeit. 

+ richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

In diefen Tagen haben in Gera, wo ja ebenfallö 
unfere Bartet bei ber Wahl unterlegen ift, bie fogenannten 
Orbnungsparteien einen öffentlihen Aufruf erlafen durch 
alle Blätter, worin fie die Gewerbireibenden warnen, in 
dem Parteiblatt der Sozialdemokratie zu annoncteren 

(hört! hört! bei den Sozialdemokraten), 
es werde alddann fein Orbnnungdparteiler mehr etwas von 
ihnen faufen. 
(Zurufe rechts. Hört! hört! bei den Sozial- 
bemofraten.) 
Meine Herren, bad ift ein Boykott brutalfter Art, fo 
brutal, wie er nur gedacht werben kann! 


(D) 





(Bebel.) 

„In Bernburg hat man einen meiner Parteigenoffen 
genötigt, aus ber Parteiorganifation audzutreten, der 
Stabtverorbneter war, weil ihm von gegneriidher Seite 
— worden war, wenn er das nicht täte, werde er 
geſchäftlich zu Grunde gerichtet werben. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

In Sachſen hat man einen Parteigenoffen von mir, 
ber Gemeinbeältefter werben follte, geziwungen, aus bem 
Konfumberein —— der angeblich ein ſozial— 
demotratiſcher geweſen jet, ſonſt könne er von der Amts— 
hauptmannſchaft nicht beſtätigt werden. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Auch von der Milttärbehörde befommt fein Sozial: 
demofrat ein Stüd Arbeit. Ih war doch aud lange 
Jahre Stleingewerbtreibender, ich weiß am beften, was 
für einen ſchweren Kampf id gegen biefe Art Maß: 
tegelungen zu führen gehabt habe. ALS ich gegen Ende 
ber ſechziger Jahre rückſichtslos und offen für bie Sozial- 
demofratie eintrat, wurben mir Aufträge, die ich früher 
von der ſächſiſchen Etaatseifenbahnverwaltung erhalten 
hatte, fofort entzogen. Ind fo geht es jebem bon uns. 

(Zuruf bei den Sozialbemofraten.) 

Dann, meine Herren, tft ber Militärboyfott nicht das 
gleihe? Wird nicht jedem Wirt angebroht: du wirſt 
ruiniert, wenn du dein Lokal für eine ſozialdemokratiſche 
Berjamminng hergibt? 

(Zurufe rechts.) 
Wenn es darauf ankommt, hüben und brüben abzumägen, 
wo am meilten gefündigt wird, dann wirb bei Ihnen 
zehntaufendmal mehr gefünbigt. 

(Sehr richtig! bei ben —— Heiterkeit 

r 


echts.) 
Meine Herren, unſer Ziel iſt die demokratiſche 
Organifation des Staates. Wir wollen die höchſte 
Hebung ber förperlichen, ber geiftigen und der politifchen 


(3) Bildung bes Volkes. 


(Heiterkeit rechts. Sehr richtig! bei ben 
Sozialdemokraten.) 
Auf dieſem Gebiete geht keine Partei in dieſem Hauſe 
auch nur annähernd fo weit wie bie Sozialdemokratie. Wir 
wollen ein Staatöwefen, das auf der Höhe ber Kultur fteht 
(Widerfpruch rechts; fehr wahr! bei ben 
Spzialdemofraten), 
in dem auch bem letten feiner Staatdangehörigen bie 
Möglichkeit gegeben wird, ein menſchenwürdiges Dafein 
zu führen und als Kulturmenſch fi auszuleben. 
(Zebhafter Widerſpruch rechts. Sehr wahr! 
fehr richtig! bei den Soztaldemofraten.) 
Wir wollen ben Fortfchritt auf allen Gebleten. Wir be: 
fümpfen bie Standes: und bie Klaſſenherrſchaft. Wir 
wollen, dat Deutfchland ein Land werde, das in der Melt 
hochgeachtet und geehrt bafteht 
(Heiterkeit rechts), 
als ein Mufter für alle Staaten! 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten. 
Burufe rechts.) 

— Das mit Ihnen zu machen, ift unmöglich. Der preußifche 
unter ift bie reaftiomärfte Klafſe, die es auf ber Melt gibt. 
(Zebhafte Zuftimmung bei ben Sozialdemokraten. 
Widerſpruch rechts.) 

Solange in Deutſchland das Junkertum exiſtiert, iſt von 

einem wirklichen kulturellen Fortſchritt nicht die Rede. 
(Sehr wahr! ſehr richtigl bei den Sozialdemokraten. 
Widerſpruch reits.) 
Solange dad Junkertum ber maßgebende Faltor im 
Staatöwefen ift, wie heute in Preußen und im Deutjchen 
Reich, Tann an wirkliche Kulturzuftände für alle nit 
gedacht werben. 
(Lebhafte Zuftimmung bei den Sozialdemokraten. 
Widerſpruch rechts.) 
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Meine Herren, wir werden arbeiten wie * Fir uns (C) 
heißt ed: borwärtd auf allen Gebieten ohne Ruh’ und 
Naft und barum: unfer die Zukunft trog alledem und 
alledem! 
(Stürmifdes Bravo bei den Sozialdemokraten. 
Laden und Widerſpruch! reits.) 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Das Wort hat ber Herr 
Reichskanzler. 


Fürſt v. Bülow, Reichskanzler: Meine Herren, mit 
bezug auf eine fonfrete Anfrage, die ber Herr Abgeordnete 
Bebel im Laufe feiner Ausführungen über angebliche 
Wahlbeeinfluffungen der Regierung während bes MWahl- 
fampfes an mich gerichtet hat, will ich dor biefem hohen 
Haufe und vor dem Lande auf das entichiedenfte und 
unzweideutigfte erflären und feftitellen, daß während der 
Wahlbewenung aus amtlihen Fonds für Wahlzwede nicht 
ein roter Heller ausgegeben worden iſt. 

(Hört! hört! rechts und bet ben Nationalliberalen.) 

Sm übrigen, meine Herren, weiß jedes Mitglied 
biefes hohen Haufes, dab ebenfo wie zum Sriegführen 
auch zu einer Wahllampagne Geld gehört. Ich habe mich 
deshalb für die Bildung eines Komitees imtereffiert, 
welches für die Minderheitöparteien am 13. Dezember 
Geld gefammelt hat. 

(Hört! hört! bei ben Sozialdemokraten.) 

Das zu tun, meine Herren, tft mein gutes Recht, und bon 
diefem meinem guten Recht habe id Gebraud gemacht. 
Die gefammelten Gelber find nicht durd mich, ſondern 
durch Vertranendmänner ber Parteien verteilt worben. 
Dem Wunſche einzelner Geldgeber gemäß haben auch in 
einzelnen Fällen Anregungen, die mir zugegangen find 
und von mir an bie Berteilungäftellen übermittelt waren, 
Berüdfihtigung gefunden. j 

Im übrigen gehe ih auf bie Ausführungen bes 


Herrn Abgeordneten Bebel über Wahlbeeinfiuffungen heute (D) 


nicht weiter ein, da ich fie geftern ſchon im voraus wider: 
legt zu haben glaube. 
(Heiterfeit.) 


Ich will diefen Teil der Ausführungen des Herrn Bor: 

redners aber dankbar quittieren als einen Beweis dafür, dab 

die Regierung bei diefen Wahlen nicht geichlafen hat, 

fonbern daß fie auf dem Poſten war und ihre Schuldigkeit tat. 
(Sehr richtig! und Bravo! rechts.) 

Meine Herren, der Herr Abgeorbnete Bebel hat auch 
gemeint, daß bie Sozialdemokratie vorzugsweiſe, wenn 
nicht gar lediglich, eine reformatoriihe Tätigkeit entfalte. 
Gr hat den Vorwurf weit abgewiefen, ald ob die Sozial: 
bemofratie deftruftiv ſei. Das Hat mich gewundert, da 
im Laufe derfelben Nebe der Herr Abgeorbnete Bebel uns 
in Ausficht geftellt Hatte, daß er heute nur Dinge fagen 
wolle, die er beweifen könne. 

(Große Heiterkeit.) 
Der Herr Abgeorbnete Bebel hat wohl vergefien, dab 
er bor wenigen Jahren auf bem fozialdemofratijchen 
Parteitag in Dreöden, wo er frei von ber Leber ſprach, 
geiagt bat, er fei ein Todfeind der beftehenben geſellſchaft— 
lihen Ordnung, und er werde nicht eher ruhen und raften, 
als bis er dieſe geſellſchaftliche Ordnung zerftört und 
vernichtet habe. 
(Hört! hört! und Heiterkeit.) 

Nun Hat ber Herr —— Bebel auch dem 
Andenken des verewigten Fuürſten Bismarck gehuldigt, 
indem er geſagt hat, Fürſt Bismarck habe der Sozial: 
demofratie immer objektiv gegemübergeftanden. Ich 
fonftatiere zunächſt, daß dieſe Anerkennung bed Herrn 
Abgeordneten Bebel für meinen großen Amtsborgänger 
etwas fpät fommt. 

(Große Heiterfeit.) 
Wenn der Herr Abgeorbnete Bebel aber weiter mir 
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(Fürit v. Bülow. 


(A) porgeworfen bat, id nehme Partei gegen die Sozial: 


(B) 


demofratie, fo erwidere ih darauf, daß, folange bie 
Sozialdemokratie die Monarchie bekämpft, welche bie 
Grundlage unferer Berfaffung ift, jeder Minifter, ber feine 
Sculdigfeit tut, Bartet nehmen muß gegen die Sozial: 


demofratie. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Das hat Fürft Bismard getan, und das wird jeber feiner 
Nachfolger tun. 
Nun, meine Herren, hat ber Herr Abgeordnete Bebel 
gemeint, fobald die Rebe auf die Sozialdemokratie käme 
oder ſobald ich ihn vor mir fähe, würde ich nervös, Ad 


du lieber Himmel! 

(Große Heiterkeit.) 
Ich nehme die fozialdemofratiihe Gefahr ernſt, id 
nehme fie ſehr ernft, aber nervös macht fie mid gar nicht. 

Der Herr Abgeordnete Bebel hat ſich dann mit ber 
Mahlniederlage beihäftigt, die die Sozialdemokratie 
erlitten hat. Er hat fich bemüht, diefe Niederlage abzu— 
ſchwächen, er war fichtlich beftrebt, die Nieberlage zu 
befhönigen, bie unter feiner Führung bie lat: 
demofratifhe Armee erlitten hat. Gefchlagene Feldherren 
pflegen fich ja verfchiebenartig zu benehmen. Entweder 
fie hüllen fi in Schweigen — ba3 ift wohl das Würbigfte 

(Heiterkeit), 
das tat 3. B. ber tapfere Benebef; oder fie bringen ſich 
felbft um, wie der alte Gato 
(große Heiterfeit), 
— das läßt fih auch fehen — 
(wiederholte große Heiterkeit); 
ober aber die Niederlage erhöht noch die Redſeligkeit 
(türmiſche Heiterkeit), 
eine gewiffe gereizte Nebfeligkeit. Ich glaube aber, daß 
in ımferem heutigen Falle das feinen großen Eindrud 
maden wird — außerhalb ber Partei 
(große Heiterfeit), 
und ich möchte beinahe jagen, außerhalb der nächſten 
perfönlichen Anhängerfchaft ded Herrn Abgeordneten Bebel 
(ehr richtig!), 
feiner allerintimiten periönlihen Umgebung. 

Die Niederlage, welche bie Sozialdemokratie bei diefen 
Wahlen erlitten hat, und mit ber ich mid etwas ein- 
gehender beſchäftigen will, al3 der Herr Bebel aus nahe: 
liegenden Gründen getan hat, war zu wohlverbient. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Ste war zunächft wohlverbient, weil fie bie Strafe war 
für vorhergegangene Großfpredereien. In Hamburg hatte 
Herr Bebel gejagt: bei dieſem Wahlfampf fol ber 
bürgerliche Liberalismus zerrieben werden. Meine 
Herren, mir ſcheint, der Liberalismus befindet ſich noch 


ganz wohl. 
(Sehr ritigN) 

In einer Entrevne mit bem Storrefpondenten eines 
beſonders deutſchfeindlichen ausländifhen Blattes, eines 
jener deutſchfeindlichen Blätter, die bei fi zu Haufe bie 
Sozialdemokratie wie die Peſt verabiheuen und ber: 
folgen, fte bei und aber hätſcheln und ſtreicheln und fie 
uns an ben Hald wünfhen — alio in einem Gefpräd 
mit bem Forrefpondenten eines folden Londoner Blattes, 
der „Daily Mail*, — Ih ber Herr Mbgeorbnete 
Singer in fühnen Zu rs offnungen. Alle offiziellen 
und offizidfen Organe der Sozialdemokratie, die mir zu 
Gefiht gefommen find, vom „Vorwärts“ bis zur „Neuen 
Zeit*, ſprachen von bevoritehenden großen Erfolgen. Aber 
Hochmut fommt vor dem Fall. 

(Heiterfeit.) 
Die Bravorufe, das Hänbdellatihen, mit dem Sie mid 
von den Bänken der äußerften Linken begrüßten, als id) 
bier die Auflöfung des Reichstags ankündigte — Herr 
Bebel hat ja Wert darauf gelegt, noch kurz vor den 








Wahlen feftzuftellen, daß die Sozialdemokratie und nur (0) 


bie Sozialdemokratie die Auflöfung des Reichsſstags mit 
bonnerndem Applaus begrüßt habe, jo meinte er ore 
rotundo — aljo biefer bonnernde Applaus war verfrüht. 
Diesmal kam es anders herum. 

(Heiterfeit.) 

Die Niederlage war aber weiter mwohlverbient, weil 
fie die Strafe war für einen engherzigen, bogmatifchen, 
Heinlien, philiftröfen Geift, ber blind gegen alle Anders: 
benfenbden wütete unb troß allem Gerede von Kulturhöhe 
an ber Schwelle bed —— Jahrhunderts, eine Inter: 
brüdung ausübte, ein Zwangsſyſtem betätigte, eine Ge- 
finnungsfhmüffelei betrieb, ein geiftiges Joch vorbereitete, 
wie es die Welt faum im Mittelalter gejehen hat. 

(Unruhe bei den Sozialdemokraten; fehr richtig! rechts.) 
Sol ih Ste daran erinnern, daß ſelbſt Ihr Gefinnungs- 
genofie Jaure3 fi genötigt fah, über den dogmatisme 
intolörant, den intoleranten Dogmatiömus der deutfchen 
Sozialdemokratie zu feufzen? Soll id Sie daran erinnern, 
daß ein Freund und Parteigenoffe Sie, den Führer der 
Sozialdemofratie, al3 ben neuen Dliver Grommell, ben 
neuen 2ordproteftor der Soztalbemofratie apoftrophierte, 
daß fozialdemofratiiche Blätter den Herrn Abgeordneten 
Bebel mit Julius Cäſar verglichen? 

(Große Heiterkeit.) 
Julius Cäfar — Auguft Bebel! 

(Erneute Hetterfeit.) 
Sol id Sie an das Ketzergericht in Dreöden erinnern? 
Sol id Sie daran erinnern an die Art und MWeife, wie 
die ſechs armen Redakteure des „Vorwärts“ an die Luft 
befördert wurben? 

(Heiterfeit.) 


L’Etat, c’est moi! fagte Ludwig XIV. zu feinem Parla—⸗ 

ment — „ich bin bie Sozialdemokratie,” war für eine ge: 

wife hohe Stelle in der Sozialdemofratie ſchließlich die 

Loſung geworben. 

eben nod hat ber Herr Abgeordnete Bebel betont, daß 

* ee Partei vor allem eine demokratiſche 
artei ſei — 


(jehr wahr! bei den Sozialdemokraten), 
alio eine demokratiſche Partei — meine Herren, die Sie 
„Sehr wahr“ rufen — mit autofratifcher Spike und Führung, 
— da ift eine contradietio in adjecto, das ift ein Nonfens. 
j (Sehr richtig! rechts.) 

Die Niederlage der u gg war aber aud) 
wohlverbient, weil fie bie Strafe war für eine politifche 
Kampfesweiſe und für eine publtziſtiſche Methode, wie fie 
fo brutal die gebildete Welt doch noch kaum gefehen hat. 

(Sehr richtig) 

Ih Habe ja nun in ber Kundgebung bes fozial- 
bemofratiihen Parteivorftandes nad) den Wahlen, in der 
fogenannten Troftepiftel an die Genoffen 

(Heiterkeit), 
elefen, künftig würde der Ton der Sozialdemokratie ein 
einerer werben. Na, ich will dad abwarten. Die Höf: 
lichkeit, die Gourtoifie, mit der foeben Herr Vebel, dem 
gegenüber ich niemals bie Form ber guten Geſeilſchaft 
ni adıt gelofjen abe, mir grobe Unwiſſenheit vor- 
läßt mic im dieſer Beziehung noch einige 


(Heiterfeit.) 
Sebenfalld, bisher war es einfach fürdterlih. Ih bin 
viel herumgefommen, id) habe infolge meines Lebens— 
gange3 viel im Auslande gelebt, ich entfinne mich aber 
nicht, irgendwo berartige Rüpeleien erlebt zu haben, wie 
fie namentlih ſeit dem Dreöbener Barteilongreß die 
fozialbemofratifche Preſſe im unfer früher anftändiges und 
bornehmes, von ibealiftiihem Schwunge getragenes öffent- 
liches Leben einzubürgern ſuchte. 
(Sehr richtig! rechts und links.) 


eworfen hat, 
weifel hegen. 


Eine demokratiſche Partei — und (D) 


(A) Und das war eine logiſche Entwidelung. Aus dem 9 


(B} 
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(Fürft v. Bülow,) 
aß 
Ben mußte bie fozialbemofratiiche Preife ſchließlich 
ei dem Sauherbenton anlangen. Nicht nur die Monarchie, 
die Armee, nein, das Vaterland, die Nation, alle, was 
ber großen Mehrheit umfered Volkes heilig und teuer ift, 
wurde mit einer Wut, mit einem Ingrimm verfolgt, mit 
bem ber große Dichter feinen Caliban alles Hohe und 
Edle angreifen läßt. Und dieſer Tonart, bad will id) 
anz beſonders fonftatieren, ift die ſozialdemokratiſche 
Bariei aud in biefem Wahlkampf treu geblieben. 
(Sehr richtig! links.) 

Wie ein Inbianerftamm auf dem Kriegspfad find fie in 
biefen Wahlkampf gezogen 


(Heiterkeit), 
Un liches ift geleiftet worben, nicht nur im Herunter- 
ziehen nationaler Empfindungen und Gefühle, ſondern 
aud in der Beihimpfung der Gegner. 

.- in anderer Beziehung hat bei biefem Wahlkampf 
die Sozialdemokratie fi felbft übertroffen. Der Herr 
Abgeordnete Bebel hat und eine ganze Reihe von Zeitungs 
ausihnitten vorgelefen, und ih mödte mir erlauben, 
bier furz einen Ausichnitt vorzulefen aus einem bürger: 
lihen bemotratiihen Blatt. Die „Frankfurter Zeitung” 
ihrieb unter dem 6. Februar: 

Die hiefige Soztalbemofratie 

— alfo die Frankfurter Sozialdemokratie — 
hat im Wahlkampf von dem verwerflichen Mittel 
der Fälſchung und Verleumdung auögiebigen Ge- 
braud; gemadt. Ihren Fälfcherkunftftüden ſetzte 
fie aber am heutigen Stihwahltage mit einem 
heute Nachmittag verteilten ylugblatt bie Krone 
auf, in dem unter ber Spitzmarke „Stimmenkauf“ 
mitgeteilt wird: vor bem „Reftaurant zum Stordy*, 
am Wahllofal bes erften Wahlbezirkes, ſeien heute 
Morgen um 10 Uhr einem Tapezier namens 
Wilhelm Haeicher, wohnhaft Bendergaffe 32 (im 
Adreßbuch nicht auffindbar), von einem freifinnig- 
bemofratiihen Wahlhelfer 10 Markt geboten 
worden, wenn er Defer wähle. Das gleiche An- 
> jei einem Zementarbeiter gemadt worden. 

aß das eine free Lüge ift, braucht nicht erſt 
gefagt zu werben. Aber bie Frechheit, mit ber 
das „jozialdemotratiiche Wahltomitee” diefe Lügen 
verbreitete, wirb ind rechte Licht erft durch bie 
Tatſache gerüdt, daß dieſes Flugblatt bereits 
geftern Abend gedrudt und zur Verteilung bereit 
gelegt war. 

(Große Unruhe und linterbredungen bei ben 

Sozialdemokraten.) 
Mir find auf Grund zuverläffigfter Information 
in ber Lage, jederzeit ben Nachweis für die Wahr: 
beit unferer Behauptung zu erbringen. 

(Hört! hört! rechts. — Andauernde Zurufe von 

ben Soztalbemofraten.) 
— Widerlegen Sie mich doch fpäter, wenn Sie das Wort 
haben! Unterbrechen Sie mid nit ftänbig! Das ift eine 
ſchlechte Angewohnheit. Ich habe Sie aud nit unter» 
brochen, Herr Bebel! 
a3 verteilte Flugblatt harakterifiert fi bar- 
nad) als eine Schurkerei ber baran beteiligten 


Berjonen. , 

(Sehr richtig! rechts.) 
Unterzeichnet ift das Fälſchungsprodukt: „Das 
fozialdemotratifhe Wahlkomitee. Im Auftrag: 
Wilhelm Dittmann.” 

Die Niederlage der Soztalbemofratie war aber aud), 
meine Herren, bie gerechte Sache für den jo rückſichtslos 
von ihr geführten Klaſſenkampf, für ihre Gehäſſigkelt, für 
ihre Taftit der Verhegung; fie war wohlverdient wegen 
der terroriftiihen Art und Weife, in ber die Sozialbemo- 
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fratie mit Einihüchterung auf Unterdrückung arbeitet, (0) 


wegen ihrer deöpotifch-terroriftifchen Allüren. Und gegen: 
über dem, was und foeben ber Herr Abgeorbniete Bebel 
bon Erzeffen Arbeitöwilliger gegen Streifende erzählt hat, 
will id) doch darauf hinweifen, daß die Ausſchreitungen, 
welche von fozialdemofratifcher Seite bei und nad den 
Wahlen fo vielfad) provoziert worben find — ich erinnere 
nur an die tiefbebauerlichen Vorgänge in Bremen und in 


Anhalt 
(Zuruf rechts) 
— und in Magdeburg, wird mir noch mit Recht zuge: 
rufen —, daß biefe Erzeffe aus bemfelben terroriftiichen 
Geift hervorgegangen find. Ich hoffe, meine Herren, daß 
bie Anhänger der beftehenden Orbnung der Dinge — bie 
„Ordnungslümmel“, wie fie die fozialdemofratiihe Preſſe 
geſchmackvoll nennt 
(große Heiterkeit) — 
folden Erzeſſen feft und mutig bie Stirn bieten werden! 
Ih erwarte, dab bie Behörden ihre Schuldigkeit tun und 
dab fie die öffentliche Ordnung und bie ‘Freiheit ber 
Bürger gegenüber fozialdemokratiihem Terrorismus mit 
Energie ſchutzen werben! 
(CLebhaftes Bravo rechts und bei ben 
Liberalen. — Unruhe bei den Sozialdemokraten.) 

Meine Herren, die Niederlage der Sozialdemokratie 
war ferner wohlverdient, weil fie die Strafe war für bie 
bon ihr geführte öde Verneinungs- und Nörgelpolitik. 
Der Herr Abgeordnete Bebel hat fich heute bemüht, auf 
eine Reihe von Fällen hinzuweiſen, aus denen das Gegen: 
teil hervorgehen fol. Herr Bebel berief fih aber im 
wejentlichen doch nur auf Anregungen, bie bon ber Sozial: 
bemofratie auögegangen waren. a, weshalb diefe An- 
regungen? Sie waren darauf zurüdzuführen, daß bie 
Sozialdemokratie auch damit bie Erregung von Unzu— 
friebenheit betrieb, indem fie Forderungen aufftellte, die 
in biefem Umfang niemand erfüllen kann 

(jehr wahr! rechts), 
indem fie Wünſche ermwedte, die völlig zu befriedigen 
niemandem gegeben tft. Wenn aber dann bie verbündeten 
Regierungen aus folden phantaftifchen oder perfiden 
Forderungen und Wünſchen einen berminftigen, gefunden, 
tealifterbaren Stern herausſchälten, fo hat bie Sozial: 
demofratie fait immer dagegen geftimmt, fich faft regel- 
mäßig dagegen erflärt. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Sozialdemokratie war ja von Anfang an mehr auf 

‚auf bad Negative ald auf bas Pofitive an— 
gelegt. Sie erinnern fi, wie ih Ihnen einmal in diefem 
Haufe gejagt habe: Sritif 1a, pofitive Leiftungen 5b. 

(Heiterfeit.) 

Aber biefer kritiſche 334 hatte ſich namentlich bei den 
Führern der Sozialdemokratie gerade in den letzien Jahren 
immer mehr herausgebildet und verſtärkt. Beſonders feit 
bem Dreöbener Parteitage, feit dem Bad in bem Jung: 
brunnen ded Herrn Abgeorbneten Bebel 


(Heiterkeit), 
jeit dem damals erfolgten Untertauchen ber Reviftoniften 
durch den Herrn u Bebel trat es deutlich zu— 
tage. Gewiß, es hat eine Zeit gegeben, da konnien 
Hoffnungen, ernfthafte Hoffnungen auf den Revifiontsmus 
gejegt werben. Ich ſelbſt bin vielleicht von ſolchen Hoff: 
nungen nicht ganz frei —— 
(Bemwegung.) 
Aber da fam der Tag bon Dreöben, ba kam ber große 
Kotau der Nepifioniften, da klappte ber Reviſionismus 
zufammen wie ein Tafchenmefler 
(Heiterkeit), 
da war es aus mit dem Reviſionismus. Denn in der Politit 
ift die Buße nicht ganz — wie in der Moral 
ehr ), 
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(A) da bat ber verlorene Sohn, der ſich reumütig dem Water 


(B 


De 


als Tagelöhner anbietet, etwas beinahe Komiſches; da 
ift es mit der bloßen Unterwürfigkeit nicht getan, mit dem 
Berleugnen feiner eigentlichen inneren Abſichten und Hoff: 
nungen, wenn der gewiffe rote Hahn fräht. Herr Stautsty 
und Herr Mehring haben doch recht behalten, wenn fie 
von Anfang an fagten, die Prinzipien des Reviſionismus 
beſäßen bie Feſtigkeit eines Kartenhauſes, die Reviftoniften 
ſeien halb Eklektiker, halb Skeptiler, mit ſolchen Leuten 
komme man von nichts durch nichts zunichte. 
(Heiterfeit.) 

Nun wird mir allerdings von Zeit zu Zeit geſagt, 
ber Reviſionismus ftelle fi nur fo, al3 ob er tot wäre. 
Sn einem für die Revifioniften freundlichen Artikel habe 
ich gelefen, ber Reviſionismus verfolge eine jehr ſchlaue 
Taktik, die in dieſem Artikel bie MWanzentaftif ge: 
nannt wird. 


(Hetterfeit.) 
Wie dieſes intereffante Tierchen ftelle fih ber Revi— 
ſtonismus nur fo, ald ob er tot wäre; er würbe aber 
plöglih erwaden und alle Welt durd feine Bebensfähig- 
feit überrafchen. — Meine Herren, id glaube nicht recht 
an biefe Wanzentaktik. 
(Heiterfeit.) 
Ich glaube aud nicht, daß der Herr Abgeordnete Bebel, 
wie dad ber frühere Abgeordnete Bernftein einem aus— 
ländifhen Sournaliften in Ausſicht geftellt hat, ſich in 
einen ehrlichen Nevifioniften verwandeln und daß er dem 
Rebiſionismus Abbitte leiften wird. Non dimittit pellem 
suam Aethiops senex, nec pardus quando senescit diver- 
sitatem: der Neger bleibt immer Neger, ber Panter behält 
fein buntes Fell, und der Herr Abgeordnete Bebel wird 
wohl immer der Herr Abgeordnete Bebel bleiben. 
(Heiterkeit.) 
Der Reviſionismus, ber ſtets nachgibt, ber immer tanzt, 
wie ber Radikalismus pfeift, ber wird nach meiner Übers 
eugung im abfehbarer Zeit feine Rolle mehr fpielen. 
raurig, bitter traurig aber bleibt es, daß fo viel 
Tüchtigfeit, fo viel Kraft, jo viel hochftrebender Idealis⸗ 
mus, fo viel Begabung, wie fie — bad will id aud hier 
nochmals wiederholen — gerade im beutfchen Arbeiter 
fih verkörpern, dem verbohrten Fanatismus der einen, 
der Schwäche ber anderen hingeopfert werben. 
(Sehr gut!) 
Ih babe Ihnen, meine Herren von der Soztaldemofratie, 
bor Jahren zugerufen: beireten Sie ben Boden ber 
Regalität, betreten Sie ben Boden ber Vernunft, hören 
Sie auf, Gefühle zu verlegen, bie der großen Mehrheit 
bed deutſchen Volkes heilig find! und — ſo ſchloß id 
manche Gegenfäge können fi mildern. Sie haben meine 
Aufforderung mit Gelächter aufgenommen, Ste haben fie 
nicht befolgt. Die deutſche Sozialdemokratie hat zum 
Schaben der Arbeitgeber und Arbeitnehmer Streils in 
mutwilliger Weife hervorgerufen, fie hat mit ber bee 
des Maſſenſtreils, mit der bee ber Revolution ein 
frivoles, ein ruchloſes Spiel getrieben, fie ift immer 
—— er, immer terroriſtiſcher, immer kulturwidriger 
geworben. 
(Zebhafte Zuftimmung recht? und links. Unruhe bei 
ben Sozialdemokraten.) 
Solange fie fih in dieſer Beziehung nicht wandelt, tft 
fein Paltieren, ift feine Sg mit ihr möglid. 
Und, meine Herren, bie eberlage ber Sozial- 
demofratie war auch wohlverdient aus einem Grunde, den 
einer ber guten Köpfe der Sozialdemokratie, Herr Schippel 
(aba! bei den res 
in einem Artifel hervorgehoben hat, der mir vor einigen 
Tagen vorgelegt worden if. In biefem Artikel des 
Herrn Schippel wird die Wahlnieberlage der Sozial 
demofratie zurückgeführt auf bie Unmwahrhaftigfeit in der 
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Ngitaiion der Sozialdemofratie. 
habe erklärt, ber Zolltarif wird niemals zuftande fommen! 
— er ift zuftande gekommen. Sie haben erklärt, auf ber 
Baſis dieſes Zolltarifs ließen ſich feine Handeläperträge 
abſchließen: — wir haben fie abgeſchloſſen. Ste haben 
erflärt, dieſe Handelsverträge mürben bie Induſtrie 
ſchädigen, unſeren Wohlftaud lähmen: — unfer Wohlftand 
ftetgt, unfere Induſtrie blüht. Nun meint Herr Scippel 
— mohl nicht mit Unreht —, daß ein ſolches Geflunter, 
wie er ſich ausdrückt, viele Wähler fatt befommen hätten. 

Die Niederlage der Sozialdemokratie war endlich 
wohlverbient wegen der unpatriotiihen Haltung, in die ſich 
die deutihe Soztaldemofratie leider, leider mehr und 
mehr verrannt hat. Nur die deutihe Sozialdemokratie 
ftelt internationale Ideale über die nationalen, nur 
ben beutihen Sozialdemokraten fehlt bebauerlicherweife 
nod immer jeder Sinn für nationale Bebürfniffe und 
Forderungen. Die Sozialdemokraten aller anderen 
Länder ftehen mit verichwindenden Ausnahmen in großen 
nationalen Fragen zu ihrem Volke. Wann hat je ein 
namhafter ausländifher Sozialdemofrat erflärt, daß 
ber Sozialdemofrat das Vaterland nur bann verteidigen 
könne, wenn das Parteiprinzip das zulaffer Glauben Sie, 
daß Jaurès, daß Millerand, daß Turani je fo etwas 
fagen würben? Nie und nimmermehr! Und das war doch 
der Sinn mancher Ausführungen, die wir hier von dem Ab— 
georbneten Bebel in früheren Jahren gehört haben. Das 
nenne ih eben umbatriotiih und vaterlandslos, wenn 
man bie Partei über das Vaterland ftellt, wenn man bem 
Vaterlande ein Sedan, ein Jena wünſcht, vorausgeſetzt, 
daß die Partei dabei proiperiert. 

Erft vor wenigen Tagen ift mir ein Wrtifel des 
„Vorwärts“ vorgelegt worben, in dem infinutert war, daß 
wir nur beöhalb Südweſtafrika fefthielten, um bon bort 
aus den englifchen Befig in Südweſtafrika zu bedrohen. 


Diefe Infinuation ded „Vorwärts“ ift nit mur eine (D) 


niederträchtige ee 
(aroße Unruhe bei ben Sozialdemokraten), 
fonbern fie ift aud ein heller Unftnn. Niemals haben 
ſolche Abfichten beftanden, niemals werben fie beitehen. 
Daß uns aber berartige Abfihten untergelegt werben, daß 
man baburd gegen und im Auslande Mißtrauen zu er— 
weden und uns baburd das Ausland auf den Hals zu 
hetzen fucht, dad nenne verwerflich. 
Eebhafter Beifall rechts und links.) 

Auf ſolche Manöver, auf ſolche Quertreibereien iſt es 
auch zurückzuführen, daß im Auslande bier und ba ber 
Sieg ber nationalen Parole bei den Wahlen ald eine 
Bebrohung des Friedens eufgefaßt worben tft, während 
doch in Wirklichkeit dadurch bie berechtigten Hoffnungen 
auf bie Erhaltung des Friedens und die guten Be— 
ziehungen zu allen anderen Mächten gefräftigt und befeftigt 


werben. 
(Lebhafte Zuftimmung.) 

"Meine Herren, die Bedeutung biefer Niederlage der 
Sozialdemokratie fehe ich im zwei Momenten. ſehe 
fie zunächſt mit dem Herrn Abgeordneten Baſſermann 
darin, daß klar zutage getreten tft, daß bie fozialbemo- 
fratiihe Bewegung nicht, wie das gewiſſe Bonzen ber 
ſozialdemokratiſchen Lehre behaupteten, mit Naturnotwenbig=- 
feit fteigen, baß fie, wa8 man aud dagegen unternehmen 
möge, mit elementarer Gewalt alles überſchwemmen müffe. 
Kein, nein, unb dreimal nein! 

(Eachen bei ben Sozialdemokraten.) 
Wenn bie bürgerliche Geſellſchaft fich auf fich felbft befinnt, 
wenn fie ihre Reihen fchließt, wenn fie bie zum Schuße 
ihrer freiheit und ihrer Kultur nötigen Schugdämme und 
sdeihe aufführt, jo ftehen die trüben Gewäfler ber 
Sozialdemokratie, fo weichen fie, jo gehen fie zurüd. 
Nicht nur in den ländlichen Diftrikten, ſondern aud in 


Die Sozialdemokratie (C) 


(A) ben Großitäbten. 
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(Fürft », Bülow.) 
Ich hoffe, daß bei den nächſten Wahlen 
Karlöruhe und Stuttgart, Mainz und Nürnberg erreichen 
werben, was bei dieſen Wahlen Leipzig, Frankfurt a. M., 
Breslau, Elberfeld, Königsberg, Stettin, jo viele andere 
ihöne, ehrwürdige Städte, dank dem Bürgerfinn, dank 
ber Tapferkeit und ber Einigkeit ihrer Bürger erreicht haben. 
(Bravo! rechts.) 

Ih hoffe, dab Lübel und Hamburg dem ruhmpollen Bei: 
ipiel von Bremen folgen werben 

(brabo!), 
und wenn e3 überall helle wird, dann wird ja hoffentlich 
Berlin nit allein im Dunkel bleiben wollen. 

(Große Heiterkeit und lebhaftes Bravo.) 

Die —— dieſer Nieberlage der Sozialdemokratie 
ſehe ich weiter darin, daß dieſer Sieg erfochten worden 
iſt durch die eigene Kraft des Bürgertums, mit dem 
Stimmzettel in der Hand, unter der Herrſchaft des 
freieften Wahlrechts, das überhaupt denkbar iſt. Denn, 
meine Herren, die Heilung durch die eigene Kraft des 
Organismus und vom innen heraus tft, ſolange fie möglich 
ift, und wenn fie möglid ift, immer beſſer als operative 
Eingriffe 


(ſehr richtigh, 
als zu viel Herumdoktern und zu viel Medizin. 

Sehr richtig!) 
— Gewiß, meine Herren, nichts könnte falſcher ſein, als 
wenn wir uns der Illuſion hingeben wollten, als wäre 
die ——— Gefahr dauernd und ganz über— 
wunden. 

(Sehr richtig! rechts und bei den Nationalliberalen.) 
Das wäre eine verhängnisvolle Slufion. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Diefe Gefahr ift nur fuspendtert, fie ift nur gebannt, jo» 
lange dad Bürgertum einig, folange ed auf dem Poſten 
bleibt. Mir bürfen ed nit machen mie die alten Deut: 
ſchen, bie, wenn fie gefiegt hatten, nachher auf dem Bären- 
fell und bor dem Methorn alles vergaßen; dann famen 
die Feinde, überfielen fie und befiegten fie ſchließlich doch. 
Wir müffen mad bleiben, und ich hoffe vor allem, baß 
die bürgerlichen Parteien weiter ausbilden und ausbauen 
werden bie Organifation für den Wahlkampf, bie fie ſich 
endlih geihaffen haben. Und was ich nod) ganz befonbers 
betonen will, das ift, Daß dieſer Kampf nicht dem deutfchen 
Arbeiter galt, jondern er galt der politiihen und revo- 
lutionären Sozialdemokratie. 

(Sehr richtig! rechts und bei den Nationalltberalen.) 
Das werden die Regierungen, das werben bie bürgerlichen 
Parteien, das wirb bied hohe Haus dem deuiſchen Ar- 
beiter beweifen dur die Fortführung jener Sozialpolitif, 
in der Deutjchland bis heute noch allen andern Ländern 
voraus ift. 

Meine Herren, die beutihe Sozialdemokratie teilt die 
ganze moderne Gejellihaft ein in zwei große Lager: das 
Lager der Bourgeoifie und das Lager be3 per 
zwiſchen denen eine unüberbrüdbare Kluft befteben, zwiſchen 
denen ein unverſöhnlicher Klaſſenkampf undermeiblich fein 
iol. Ich behaupte zunächſt, daß die Annahme, ald ob 
die Gegenfäge zwiſchen rei und arm, zwiſchen gebildet 
umd ungebildet fi immer mehr verfhärfen, irrig tit 

(ehr richtig! rechts); 

ih behaupte, daß die Doktrin von der Unüberbrüdbarfeit 
dieſer Gegenfäge, von der Unverſöhnlichkeit von Arbeit 
und fapital, von der Unvermeidlichkeit eined unverſöhn—⸗ 
lichen Slaffenfampfes, — daß biefe Doktrin burd die tat= 
fädlige Entwidlung der Dinge widerlegt wird. 

(Lebhafte Zuitimmung.) 
Die mittlere Schicht, die ſich zwiſchen dieſen beiden Polen 
gebildet hat und fie in geiftiger wie in materieller Be- 
ztehung einander nähert, tft in der Zunahme begriffen, 

(Sehr richtig! rechts und links.) 


Und jedenfalls hoffe ih, daß die verbündeten Regierungen, (©) 


daß die bürgerlihen Parteien, daß alle diejenigen, bie 
eine frieblihe und — id) füge hinzu — eine freiheitliche 
Entwidlung unferer inneren Berhältniffe wünfhen, nicht 
erlahmen werben im dem Beitreben, biefe Kluft zu mildern 
und, joweit bied in menfchlicher Macht liegt, zu über: 
brüden. Ich hoffe, daß weder die verbündeten Negterungen 
noch die bürgerlihen Parteien ſich durch die Sozial- 
bemofratie irre machen laffen werben in bem Beftreben, 
durch gewiffenhafte Erfüllung ihrer fozialen Pflichten bie 
vorhandenen Gegenfäge auszugleihen. Ich glaube, daß 
im legten Ende die wahren Intereſſen der Arbeitgeber 
und ber Arbeitnehmer ſolidariſch find. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Ich glaube, daß, wenn auch erft nach langen und ſchweren 
Ktämpfen, der Tag kommen wird — ja, er wird fommen! —, 
wo Hopf und Hand einträdtiger zuſammenwirken 
werben al3 heute, wo wir auf die jozialdemofratiiche Be- 
wegung zurüdbliden werben, wie ber Genefene zurück— 
blidt auf eine böje Krankheit, wie der Erwachende zurüd- 
blidt auf einen wüſten Traum. 
(Stürmiſcher Beifall rechts und links.) 


Vizepräſident Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Freiherr v. Richthofen-Damsdorf. 


Freiherr v. Richthofen » Damsdorf, Abgeordneter: 
Meine Herren, wenn es fhon von bornherein mein Plan 
war, — — 


Vizepräſident Dr. Paaſche: Meine Herren, ich bitte 
um etwas Ruhe. 


Freiherr v. Richthofen » Damsdorf, Abgeordneter: 
— — mein Plan war, nur eine eigentliche Rede zum Etat zu 
halten, glaube ich nunmehr, dem Beifpiel der Rebner ber 


anderen Barteien wenigftend in etwas folgen zu müfjen. In (0) 


biefer Abficht bin ich weſentlich beftärft worden durch den 
Inhalt der Neben, welche der Herr Reichskanzler geftern 
und heute gehalten hat. Namentlich, meine Herren, bie 
eftrige hochbedeutungsvolle, durch freimütige Offenheit 
Fran Rede des Herrn Reichskanzlers hat in 
mancher Beziehung nad meiner Auffaffung eine dantens- 
werte Klärung un. dur innerpolitifhen Lage herbeigeführt, 
insbeſondere aud, indem fie das Märchen von bem per: 
fönlihen Regiment gründlich zerftört hat. 

63 kann freilich nicht meine Abſicht fein, auf alle 
von ihm herborgehobenen Gefihtöpunfte einzugehen, etwa 
auch eine allgemeine Kritik der jüngften Vergangenheit 
borzutragen oder und etwa für bie Zukunft auf ein 
bindende3 Programm feftzulegen. Meine Herren, wir 
find praftiihe Politiker, und praftiiche Politiler werben 
ftetö den Vorlagen, wenn fie fommen, offen ins Geficht 
jehen und werben die Vorlagen nah ihrem Inhalt be— 
urteilen. Das wird unfere Aufgabe fein, das bleibt unfer 
Wille. Ganz gewiß, meine Herren, foweit die fommenben 
Vorlagen nicht deu weientlihen Prinzipien unjerer Partei 
widerfprechen, werben wir ihnen gern zuftimmen; aber 
niemand wird und fann von und verlangen, daß wir bie 
Grundgedanken unferer Partei verleugnen. Das ift nit 
unjere Abfiht und kann nicht unfere Abſicht fein. 

Durch die Rede deö Herrn Reichskanzlers von geftern, 
noch mehr durch die bon heute zog fich wie ein roter 
Faden die Betonung der Notwendigkeit einmütigen Kampfes 
gegen die Sozialdemokratie. Gewiß, wir haben und auch 
unfererfeitö ganz außerordentlich gefreut, daß bieje Bartei 
aus dem Wahltampfe geihwäht hervorgegangen iſt. 
Aber, meine Herren, davon bin ich für meine Perjon noch 
lange nicht überzeugt, daß biefe Niederlage eine endgültige 
ift, daß wir in Zukunft auf ein ähnliches weiteres Zurüd- 
gehen der Sozialdemotratie rechnen können. Ich glaube, 
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(Breiberr v. Richthofen-Damsdorf.) 


(A) bie Ausführungen des Herrn Abgeorbneten Bebel waren 


in biefer Beziehung nicht falſch, infofern er hinwies auf 
ein zeitlihed Hin- und Herſchwanken der Parteien, auf 
ein wechjelndes Wachen und Sinken. Aber, meine Herren, 
es wird darauf ankommen, baß dem entgegengewirkt wird, 
und es kann nur dadurch etwas erreicht werben, daß 
alle Parteien eng zufammenhalten, wie es auch von dem 
Herrn Reichskanzler eben wieder dringend empfohlen ift. 
Solange die Partei der Soztaldemokratie nicht etwa bloß 
dasjenige verfolgt, was fie in parlamentarifchen Anträgen 
bier nieberlegt, folange fie niht etwa bloß das ver— 
tolgt — und bad war meiftend eine Summe von 
politiſcher Heuchelei —, was fie in ihren Wahlaufrufen 
angibt, fondern folange die Partei an ben Grund» 
prinzipien fefthält, welche fte ein für allemal proflamiert 
bat, fo lange muß fie bekämpft werben. Diefe Grund» 
prinzipien fehe ich nad) wie vor in den Erklärungen ihres 
Führers Bebel aus dem Jahre 1872 und ber befannten 
Rede vom 31. März 1881. So befannt es ift, es muß 
doch daran wieder erinnert werben. Wir wiſſen alle, 
daß er da — in Fürze — fagte: „wir erftreben auf 
politiihem Gebiet die Republit, auf dem ökonomiſchen 
Gebiet den Sozialismus und auf dem, was man heute 
bad reliniöfe Gebiet nennt, ben Atheismus“. Solange 
das bie Enbdziele der Bartei find — und Herr Bebel hat 
das meber heute noch jemals in Abrede geftellt —, 
fo lange ift und wird es die Verpflichtung aller Barteien 
fein, unter allen Umftänden gegen dieſe Partei zuſammen— 
zubalten. Meine Herren, ich kann nur bedauern, daß im 
Wahlfampfe nit von allen Parteien fo vorgegangen ift. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Ih kann nur bedauern, daß biefe Partei von verſchiedenen 
Zeilen verſchiedener Parteien — id will fie nicht näher 
präzifteren — fin bimbnisfähig gehalten if. Ach muß 
hoffen, dab bie Einfiht in allen bürgerlihen Parteien 


(B) bahin geht, daß in Zukunft von biefem Vorhaben ab: 


geftanben wird. Ich kann auch zu meiner Freude fagen, 
daß in meiner engeren Heimat Schlefien diefed Zuſammen— 
gehen mit der Soztaldemotratte überhaupt nicht verftanden 
wird. Gerade dort iſt man der feiten Überzeugung, daß 
wahrer Katholizismus und wahre Sozialdemokratie ſich 
gerode jo gegemüberftehen wie Teuer und Waſſer und 
daher aud feine vorübergehenden politiichen Verbindungen 
ſchließen dürfen. 

Meine Herren, e8 muß aber immer wieder betont 
werben, baß, fo ſcharf und feft wir vorgehen wollen und 
vorgehen müflen gegen bie Sozialdemokratie, wir in feiner 
Weiſe daran denken, gegen bie Arbeiter vorzugehen. Wir 
find weit entfernt, bie Sozialbemotratie für eine wahre 
Arbeiterpartei zu erflären; fie ift feine Arbeiterpartei, fie 
ift eine Genoffenpartei. Wir werben zu allen Zeiten 
beftrebt fein, das wahre Wohl ber Arbeiter in jeder Weiſe 
zu fördern, und haben mit großer Befriedigung in der 
Thronrebe gehört, daß ber deutſche Arbeiter unter ſolchen 
Beftrebungen nicht leiden darf. Deshalb wird ed an und 
nicht fehlen — wenn und ba einzelne Preßftimmen ent: 
gegengehalten werben, fo fünnen wir die einfach ignorieren 
und desavouieren — es wird an und nicht fehlen bei der 
Fortarbeit an dem fozialen Werk in dem erhabenen Sinne 
Kaifer Wilhelms des Großen, weldes nah ber Thron» 
rebe in Ausfiht genommen ift. Wir werben ba redlich 
mitarbeiten. Allerdingd vertrauen wir darauf, daß bei 
ber Borlage ber weiteren Gefegentwürfe zwei Gefichtö- 
punkte niemals aus dem Auge gelaflen werben: ber eine 
ift die Nüdficht auf die Leiftungsfähigkeit der Arbeitgeber, 
der andere ift ber notwendige Schuß der Arbeitäwilligen, 
bon dem auch heute hier fchon Die Rebe gewefen ift. 
Aber e3 ift bisher mehr die Rede bavon geweſen, als dab 
biefer Schug in bie Geſetzgebung eingeführt if. Wir 
werden und aud nit dadurch irremadjen laffen, dab ba, 








wie ed ber Herr Abgeorbniete Baffermann getan hat, und (C) 


ein Wort wie Polizeigefeg entgegengehalten wird. Daß 
bier etwas geichieht, wird von dem größten Teil bes 
Volles als ebenfo notwendig anerfannt wie bie Fortführung 
ber Soztalreform felbft. Wir glauben aud), daß in dieſer 
Beziehung nicht allein bie Legislative etwas tun Tann, 
fondern — ımd die letzten Worte ded Herrn Reichs— 
fanalerd haben mich in dieſer Auffaffung beſtärkt — wir 
meinen, dab aud bie Adminiftrative für einen größeren 
Schuß ber Arbeitäwilligen wirken muß. Ich babe mich 
fehr gefreut, daß geftern der Herr Neichäfanzler — und heute 
fehrten ähnliche Worte wieder — mit energiſcher Stimme 
ausgeiprochen hat, daß bie Sozialpolitik keineswegs eine 
ausſchließliche Arbeiterfozialpolitif fein könne. Der Herr 
Reichskanzler hat in Nusfiht geftellt, daß erhebliche 
geſetzliche Taten für die Mittelſtandspolitik geſchehen 
jollen. Ich will dieſe Fragen, fo umfänglid fie find, 
bier nicht im einzelnen erörtern. Daß auch in ber 
Richtung eimas geſchehen muß, unterliegt feinem Zweifel; 
ich gebe mich der Hoffnung hin, daß, wenn id auch ein- 
fehe, dab in biefem Winter es nicht mehr möglid fein 
wird, in der nächſten Seſſion auf dem Gebiete ber 
Mittelftandspolitit wir grundlegende Gefegentwürfe er- 
halten werben. 

Mie mit der Sozialvolitif im ihren verſchiebenen 
Gebieten Hat fich die Thronrede ausführlih mit unferen 
Kolonien beihäftig. Es ift vielleicht mit ber größte 
Erfolg des legten Wahlkampfs, dab das Intereſſe 
für unſere Kolonien zum erſten Male in weitere Kreiſe 
gedrungen iſt, und daß das Verſtändnis für ſie in weiten 
Kreiſen gewachſen iſt. Wenn dies zum Teil durch die 
aktive Mitwirkung und durch —— uſw. von Mit- 
gliedern ber Reichsregierung geſchehen ift, jo wiſſen wir 
denjelben dafür Dank und find weit entfernt bavon, ihnen 
deshalb Vorwürfe zu maden. Meder hierin noch in 
anderen Erklärungen, bie während ber Verhandlungen und (D) 
während ber Mahler von Organen ber Regierung und 
einzelnen Bertretern ber Regierung abgegeben worden 
find, können wir ein unzuläffiges Gingreifen in den 
Wahlkampf erkennen, vielmehr nur das berechtigte Be— 
Kan über bie Abſichten der Regierung Klarheit zu 
chaffen. 

Was das RKolonialweſen ſelbſt anlangt, fo brauche 
ich nicht erft zu fagen, daß wir in jeder Weiſe wiederum 
für ein felbftändiges Kolonialamt eintreten werben, daß 
wir für alles, was zur Niederwerfung auch der letzten 
Refte der aufftändiihen Bewegungen notwendig wird, 
bereit find mit unferer ganzen Kraft einzutreten. Ebenfo 
find wir bereit, an der Ausführung ber weiteren 
angekündigten Pläne mitzuwirken, insbefondere, foweit e8 
fih um Gewährung von Netabliffementsgelbern an die 
Gefchädigten handelt. Selbftverftändlih hat in dieſer 
Beziehung fih unfer Standpunkt nicht geändert. Er dei 
nur im MWahltampfe neue Argumente gefunden, er bat 
gefunden, dab die Sympathien weitefter reife dieſem 
Geſichtspunkte gelten. Aber, meine Herren, wer, wie wir 
alle bier, gerade während der Wahlen in vielerlei 
Beziehungen mit allen möglichen Streifen bes Volkes 
getreten ift, wirb bon dieſen Dingen nicht fprechen fünnen, 
ohne der Stimmung bed Volkes gerecht zu werden, ohne 
daß er mit lauter und vernehmliher Stimme auch 
feinerfeitö den helbenmütigen Taten der Truppen, bie bort 
im Süden gekämpft haben, ben Danf der Nation zu 


erfennen gibt. 
(Brabo! rechts.) 

Ih weiß ganz genau, für jeden, ber des Königs 
Rod getragen hat, beiteht die wejentlihe Entlohnung im 
der Anerfennung des Königs, und bie Anerkennung bes 
Monarchen tft ihmen in der Thronrebe geworden. Aber 
die Soldaten und ihre Führer follen auch wiffen, baf das 
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(A) ganze Bolt in Bewunderung hinter ihmen fteht und 


geftanben hat. 

(Bravo! redht3.) 
Sie follen auch willen, dab wir aus ihren Taten ein 
neued Vertrauen in die Zukunft unferer Nation geſchöpft 


Im übrigen ſoll ja das Kolonialwejen zurzeit aus 
ben Grörterungen ausgeſchieden bleiben. Es wird des 
langen und breiten wahrſcheinlich bei a Er der 
Nachtragsetats erörtert werden. Deshalb will ich hier 
nicht näher darauf eingehen. Nur furz will ich meiner 
befonderen Freude darüber Ausbrud geben, daß im ben 
Anlagen der Gtat3 der Schußgebiete ſehr ausführliche 
und gründliche Denkichriften zu finden find, in welder 
Weile ber Wiederaufbau der Kolonie Südweſtafrika 
geplant wird und erreicht werben kann, im welcher Weiſe 
— und das ift ſehr weſentlich — ein Programm für bie 
Berbefferung ber Verkehrswege aufzuftellen ift. 

Wenn und die Darlegung diefer Dinge in den Drud- 
ſachen, die uns vorgelegt find, mit großer Befriebigun 
erfüllt hat, fo kann ich nicht unterlaffen, zu erflären, ba 
ih auch gerne einer Erwähnung in der Thronrede oder 
in den ärungen des Herrn Reichskanzlers begegnet 
wäre, wie es mit dem Abſchluß ber Verhandlungen über bie 
ansftehenden Hanbelöverträge fteht. Darüber ift biäher 
noch fein ausführliches Wort gejagt. Wir müffen viel⸗ 
mehr da3 wenige, was wir darüber wiffen, aus offiziöfen 
Auslaffungen fremder Regierungen ſchöpfen, und bod 
bandelt es fi) um eine ber weſentlichſten Fragen unferer 
ganzen wirtſchaftlichen Zukunft, eine derjenigen Fragen, 
melde uns in abſehbarer Zeit beihäftigen ſollen. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Meine Herren, ich hoffe mich nicht zu irrem, wer ich 
in bem Schweigen der Regierung über biefe Sade eine 
Zuftimmung für unfere Forderung finde, daß derartige 


(8) Berhandlungen, bevor fie in bie Offentlichkeit treten, dem 


Wirtſchaftlichen Ausfhuß zur Vorbereitung von Handeld: 
verträgen vorgelent werden. Es ift Ihnen erinnerlic, 
daß ber vorige Reichſstag am 26. Mat eine bezügliche 
Rejolution angenommen hat, und daß von ſeiten bes 
Bertreter8 des Herrn Reichslanzlers und zugeſagt worden 
ift, dieſer Refulotion Folge zu geben. Wir hoffen bald 
an hören, daß ber Wirtihaftlihe Ausfhuß mit Vorbereitung 
der Handelsverträge befaßt wird; benn notwendig ift bie 
ſchleunige — dieſer Dinge, wie allbekannt. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Eine andere wirtſchaftliche Frage, welche mit uns 
weite Kreiſe des Volkes beſchäftigt, iſt die andauernde 
Höhe des Bankdiskonts, unter welcher Handel und Induſtrie 
ſchwer leiden. Es iſt geſagt worden, die könnten es ja 
tragen. Der Mittelſtand leide allein darunter. Das iſt 
doch ſehr unrichtig. Handel und Induſtrie leiden mindeſtens 
in derſelben Weiſe darunter. Meine Herren, wir hoffen 
und rechnen darauf, daß uns vom Regierungstiſch, und 
zwar noch im ber erſten Leſung dieſes Etats, eine beſtimmte 
rg gegeben wird, in welder Weife Abhilfe in 
biefen Dingen geſchaffen werben fol. Ob ba genau nad) 
bem Intativantrag Dr. Arendt gehandelt werben foll, ift 
eine Sache für fi; wir find aber ber Meinung, daß, 
wenn diefe unjere Erwartung nicht erfüllt werben wird, 
es notwendig werben wird, ber Sade im Wege einer 
Interpellation mäherzutreten. 

(Zuftimmung rechts.) 
Wir find der Meinung, daß mir in allen diefen Dingen 
biöher im wejentlihen richtige Wirtſchaftspolitik getrieben 
haben, und darin finden wir auch eine Begründung ber 
Überzeugung, daß unfere Anfhauungen bei diefen Dingen 
bie richtigen für bie zukünftige Behandlung ber Sadıe 
fein werden, daß fie Beachtung verdienen. Denn, meine 
Herren, dieſe Wirtfchaftspolitil, welde geführt tft, und 


beren Fortführung wir beanfpruchen, ift es, welche Wohl: (0) 


ftand und beflere Berhältnifie in Landwirtſchaft, Induſtrie 
und Handel gebradt hat. Sie ift e8 zum Teil auch — 
und da3 wird meines Gradtend nicht immer genügend 
betont — welde einen Umſchwung bei den legten Wahlen 
zum großen Teil mit herbeigeführt hat. 

(Sehr wahr! rechts.) 
Denn der Umſchwung bei dem legten Wahlen ift doch — 
und ich könnte mic da auch auf Ausführungen des Herrn 
Abgeorbneten Bebel außer dem Haufe beziehen — zum 
** Teil mit dadurch veranlaßt, daß das Volk erkännt 
at, wo ſeine wahren Freunde ſitzen, nicht da drüben 
ſondern hier 

(Heiterkeit bei den Sozialdemokraten), 

daß das Volk erkannt hat, durch welche Wirtſchaftspolitik 
ſeine Intereſſen am meiſten gefördert werden. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Der Herr Abgeordnete Bebel hat heute noch über 
das Wachstum unfered Natiowaldermögend des langen 
und breiten geiprochen, welches eine Folge der neueren 
Wirtſchaftspolitik if. Er hat feinerfeitS aber nur bon 
dem Vermögenszuwachs in den oberen Klaſſen geiproden. 
Wir wiffen ganz genau, daß die Beflerung in den Ber: 
ei ber unteren Klaſſen gleihen Schritt ge— 


alten hat. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Wenn wir mit ber Entwidelung biefer Dinge im 
großen und ganzen und einverftanden erklären können, 
wenn wir jagen können, daß die Grfahrungen bie 
Richtigkeit der aufgeftellten Gefihtspunfte betätigt haben, 
fo mag es ja zweifelhaft fen, ob wir ein gleich günftiges 
Urteil über die Reichsfinanzreform felbft fällen können. 
Wir wiſſen vielmehr, dab fie in großen Zellen beö 
Volkes, auch bei vielen unjerer Wähler, feine Billigung 
erfahren bat. ber, meine Herren, bie Reichsfinanz— 


reform war — und das ſoll man nicht vergefien — das (D) 


Ergebnis eines Kompromiſſes, und al foldes muß fie 
gewürdigt werben, und es barf ber Reichsfinanzreform, 
wie fie zuftande gefommen ift, dad Lob nachgeſungen 
werben, daß fie im weſentlichen die Sanierung ber ED 
finanzen herbeigeführt Hat — in der Hauptfacdhe, freilich 
nur in ber Hauptjadhe. 

Eine deutliche Anerkennung dieſes Umſtandes, daß es 
nur in der Hauptſache geſchehen ift, müflen wir finden in 
der Dentichrift zum Hauptetatgefeße, wo die Notwendigkeit 
neuer Steuern ziemlid eindringlich betont wird. ir 
—— inzwiſchen mit großer Genugtuung von dem Herrn 

eichsſchatzſekretär vernommen, vr dieſe Abſicht zunächſt 
nicht beſteht. Freilich iſt doch durch die Etatövorlage und 
durch die ganzen Verhältniſſe keineswegs dargetan, daß 
auf ferne Zukunft hin davon abgeſehen werden kann. 
Insbeſondere müſſen wir nur bedauern, daß, wenn auch 
in Ausführung des beſtehenden Geſetzes, uns wieder ein 
Etat vorgelegt iſt, in welchem Matrikularbeiträge geſtundet 
werben. Es iſt das ganz gewiß nad dem Geſetze ge— 
ſchehen, aber an ſich doch höchſt bedauerlich. 

Wie ſoll denn überhaupt die Reichshauptkaſſe auf 
eſunde Bahnen kommen, wenn ihr die Möglichkeit, Uber— 
chüſſe zu erzielen, nahezu abgeſchnitten wird? Wie ſoll 
denn je eine hinreichende Sicherheit in die Finanzen der 
Einzelſtaaten kommen, wenn immer an dem Stundungs» 
prinzip feftgehalten wird? Beibes erfheint auf die Dauer 
unmöglich, und ich muß ſtark bezweifeln, daß bie 381/, Mil- 
lionen Mark, welde wieder geftundet werben können, 
fpäter nicht eingeforbert werben müſſen oder etwa durch 
Sriparungen bei dem Etat herausgebracht werden fünnen. 
Es wird unzweifelhaft wieder ein Reſiduum bleiben und 
zivar um jo mehr, als große neue Ausgaben bevorftehen, ala 
wir feineöfallö der Überzeugung find, daß die neuen Grund- 
fäge, welche ſich auch in ber vorgedachten Denkſchrift finden, 
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(A) und bie die Grundſätze vom Jahre 1901 erfegen follen, 


vollfommen genügen. Ich meine bie Grundfäge über bie 
Scheidung der Ausgaben, welche in ben ordentlihen und 
in ben außerordentlihen Gtat gehören. Es iſt fehr zu 
erwägen, ob in biefer Beziehung nicht doch gewiſſe Prozent: 
füge aller Poften, bie in den außerorbentlihen Etat jeht 
hineingefegt werden, in den ordentlihen tat hinein— 
gehören. Es liegt bei vielen berfelben eine Überlaftung 
ber Zukunft vor. Ich will biefe Frage nicht etwa auf: 
werfen im bezug auf daS Flottengefet, daS betrachte ich 
als abgemadte Sache. Wohl aber werben wir bei ber 
Einzelberatung des Etat3 mäher erwägen müfjen, ob biefe 
Grundſätze ohne weiteres Billigung finden dürfen. Sollten 
fie feine Billigung finden, fo ftehen wir vor Mehrausgaben, 
die durch dem ordentlichen Etat zu beftreiten find. 

Solde Mehrausgaben ſtehen aud fonft auf vers 
ſchiedenen Gebieten in recht umfaffendem Maße In Aus— 
fiht. Ich denke vor allem an daS Gehaltöwefen der 
Beamten. In diefer Beziehung können die Anforderungen, 
die der Hauptetat mit feinen 22 Kategorien geftellt hat, 
ebenſo wenig genügen, ald wir uns befriedigt erklären 
fönnen mit den Süßen des Ergänzungsetats. Es wirb 
in der Budgetkommiſſion oder bier im hoben Haufe zu 
prüfen fein, ob fhon im kommenden Etat Erweiterungen 
möglich find, reip. in weldem Umfange weitere Gehalts» 
aufbefferungen im neuen Etat 1907 ſchon Platz greifen 
fünnen. Für die Folge muß das ohne allen Weifel ges 
ſchehen. Und wer darüber in Unkenntnis ber Verhältniſſe 
überhaupt noch Zweifel hegen tönnte, ber könnte ſich ſchon 
durch die Ausbringung eines Fonds von etwa 3 Millionen 
Mark zu außerordentlihen Beihilfen davon überzeugen. 
Sp gern und freudig wir es begrüßen, baß biefer Fonds 
von 3 Millionen Mark ausgebracht ift, und fo bereitwillig 
wir prüfen werden, ob er für zureidend wirb anerkannt 
werben fönnen, fo ſicher find wir auch der Überzeugun 


(B) dab dieſe Beihilfen niemals wieder rüdgängig gemadıt 


werben fönnen, fondern daß fie in der einen oder anberen 
Weiſe in ftändige Gehaltöteile umgewandelt werben 
müffen. Es Liegt alfo hier eine erhebliche dauernde Mehr- 
forderung vor. Aber, meine Herren, damit ift nicht genug 
geihehen. Wir find nicht imftande, in diefen beiden Vor— 
lagen, Hauptetat und Grgänzungsetat, irgend Gefichtö- 
punkte zu finden, bie wir für Behandlung der Gehalid: 
It für organifch erflären könnten. Wir müſſen barauf 
beitehen, dab das ganze Gehaltöwefen nicht nur ber 
unteren, ſondern auch der mittleren Beamten einer Neu— 
regelung unterzogen werben muß, und, meine Herren, 
wenn wir auch der feften Überzeugung find, daß das nicht 
ohne Berbindung mit Preußen geſchehen kann, jo glauben 
wir doch, daß bie Bezugnahme auf Preußen nicht als ein 
Zögerumgdgrund angejehen werden darf. Es muß in 
diejer Beziehung aus eigener Initiative des Reichs vor— 
gegangen werben. 

Bei Gelegenheit * Erbrterung hätte ih — viel⸗ 
leicht habe ih es nur überhört — ſehr gern eine Aus— 
führung des Herrn Reichsſchatzſekretärs über die Lage ber 
Vorarbeiten für das Wohnungsgeldzuſchußgeſetz gehört. 
Meine Herren, das muß gefördert werden, die Beſtrebungen 
aller beteiligten Klaſſen find dahin gerichtet, und das hohe 
Haus Hat in allen Teilen die Notwendigkeit biefer Neu: 
regelung auf das entichtedenfte betont. Ich Hoffe, daß 
wir im weiteren Verlauf diefer Verhandlungen erfahren 
werben, wann die Vorarbeiten zu biefem Geſetz beendigt 
jein werben, Vorarbeiten, über deren Einzelheiten wir nur 
aus ben Zeitungen über Preußen und andere Staaten 
bruchſtückweiſe Kenntnis erhalten haben. Alle diefe Dinge 
bedingen erhebliche er unb es muß bahin- 
geitellt bleiben, ob dieſen Mehrforberungen wirklich ohne 
neue Steuern Rechnung getragen werben kann. Sollten 
aber neue Steuern wirklich notwendig werben, worüber 


en wi 


ich mich einftweilen einer näheren Behauptung enthalten will, 
fo glaube ih daran erinnern zu müffen, daß unfere 
Partei geneigt ift, auf die Vorſchläge zurüdzulommen, 
welde fie im vorigen Jahre bei Beratung der Finanz— 
reform eingebraht bat. Sie wird namentlih mit ber 
äußerten Energie fi gegen die Zummtung wenden, bie 
Herr Bebel vorhin gemaht Hat, die Einführung einer 
Reich3eintömmenftener. Denn, meine Herren, unfere 
Partei ift ja nie — und bad verfennt man — tm Prinzip 
gegen Ginlommenftenern geweien. Wir haben ja in 
eußen Einkommenſteuern, wir haben in allen Staaten 
nfommenftenern und halten das Prinzip an ſich für ein 
ganz richtige. Mir haben nur immer wieder betont 
und werben baran feithalten, daß es feine Reichs— 
einfommenfteuer geben fol, daß das Reich auf dieſem 
Gebiete eine Quelle an Einnahmen nicht finden foll. 

Unter den Mehrforderungen des Etat, wie er uns 
vorliegt, nehmen einen ganz herborragenden Pla die 
Mehrforderungen ber Heereöperwaltung ein. Wir werben 
diefelben im patriotifhen Sinne prüfen, find allerdings 
ber Meinung, dab ein großer Teil berfelben nur in ber 
Budgetkommiſſton geprüft werben kann, ſich der näheren 
Erörterung in diefem hohen Haufe entzieht. Bet einzelnen 
mag das anbers fein. Ic denke an die Forderungen für 
Kraftwagen und namentlid diejenige für 196 neue Haupts 
leute. Das tft ein wefentliher Poſten, wir wollen die 
nähere Begründung abwarten, ftehen aber im Prinzip 
diefer Forderung ſympathiſch gegenüber, ebenjo ſympathiſch 
wie denjenigen Erjparniffen in der Militärberwaltung, auf 
welche ber Herr Neichöfanzler in ber geftrigen Sigung als 
möglich hingewieſen — 

Weiter möchte ich aus dem Etat noch Einzelheiten 
erwähnen, insbeſondere daß wir mit großem Danke an— 
zuerkennen bereit ſind, daß der Etat des Reichsamts des 
Innern eine ſtärkere Berückſichtigung der Landwirtſchaft 
aufweiſt. Wir haben uns gefreut, daß endlich — es iſt 
eine alte Forderung von uns und anderen Parteien — 
ein beſonderer vortragender Nat für landwirtſchaftliche 
Angelegenheiten dem Reichsamt des Innern angehören 
fol, und daß verſchiedenes geſchehen ſoll zur Ber: 
ftärfung ber Fonds für das Neihögefundheit3amt ufw. 
Aber einen Boften hätten wir fehr gerne noch ausge— 
worfen gejehen, ben wir vermiffen. Diejenigen Herren, 
welde dem aufgelöften Reichſtag angehört haben, werben 
fi wohl ber Ausführungen bed Herrn Grafen Schwerin 
erinnern, mit welden er bet Erörterung der fogenannten 
Fleiſchteurungsfrage energiih für eine BVerftärfung ber 
Mittel zur Belämpfung der Viehſeuchen eingetreten ift. 
Wir find der Meinung, dab bieje Frage nicht auf ſich 
beruben fann, und werden zu erwägen haben, ob etwa 
im Wege des Nachtragsetats in dieſer Beziehung etwas 
geichehen muß. 

Sonft möchte ih daran erinnern, daß ber Gtatö- 
entwurf, wie er und vorliegt, nicht bloß beim Reichs— 
tolonialamt, fonbern auch bet verſchiedenen anderen hohen 
Neichsbehörben, als da find Reichskanzleramt und Aus— 
wärtiged Amt, Organifattonsänderungen in Vorſchlag 
bringt. Soweit wir bis jegt in der Lage geweſen find, 
biefe Organifationdänberungen zu prüfen, werben wir 
benfelben auftimmen. 

Wir wiffen alle, meine Herren, daß biefe Tagung 
nicht in der Lage fein wird, im übrigen weitere große 
Geſetze der Grörterungzuunterziehen. Wirbebauerndas. Zur 
Beruhigung weiter Kreiſe unfered Voltö wird es aber dienen, 
wenn wir Auftlärung darüber erhalten follten ımb könnten, 
in welder Richtung ein Zeil der Gefegeöporlagen des 
nädften Jahres fih bewegen fol, und wann wir auch 
wirklich, im nächſten Fahr oder jpäter, dieſe Gefege zu 
erwarten haben. Ich denke hierbei im weſentlichen daran, 
daß ich hoffe, einiges Nähere barüber im Laufe ber 


(0) 


(D) 


(Freiberr v. Nichthofen-Damöborf.) 


(A) Berhandlungen über den Etat zu hören, in welchem Stabium 


die Vorarbeiten für das große foztale Reformgefek fi 
befinden. Über dieſe Sade muß weitere larheit werben, 
muß ben Beteiligten belannt werden, in welcher Weiſe 
die Unifilation der drei großen Geſetze beabfichtigt if. 
Ih hoffe auch weiter, daß wir Mitteilung erhalten, wie 
es mit der Ausarbeitung einiger Denkſchriften fteht, 
welde uns verſprochen find, ich meine vor allen Dingen 
einmal die Denkſchriſt über die Witwen: und Waiſen— 
fürforge und beren often, anbererjeit3 aber aud bie 
und berfprodene Denkſchrift über das Verſichernngs— 
wefen ber Privatbeamten, ein Gegenftand, dem wir nad) 
iwie vor in umfänglichfter Weife unfer Intereffe zu widmen 


gebenfen. 
(Bravo! rechts.) 

Wir hoffen, daß dieſem weientlihen Zeile einer gefunden 
Mittelitandspolitit bald Rechnung getragen wird, und 
nehmen an, daß der Herr Reichskanzler ber Lage ift, 
und baldigft über die Vorlage biefer Dentichrift und viel- 
leicht auch über die Gründe, welche die Berüdfihtigung 
dieier Angelegenheit bei der nächften Berufs- und Betrieb3- 
zählung ausgefhloffen haben mögen, eingehende Mitteilung 
zu maden. 

Im übrigen, meine Herren, beabfichtigen wir in nüß- 
lihem Wettbewerb mit allen großen To yon dieſes Hauſes, 
bei ben weiteren Verhandlungen dieſes Winters dahin mit 
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zuwirken, daß ben nationalen Intereſſen weſentlich gebient (B) 


wird. Die nationalen Anterefjen find es, die und — und, 
ih hoffe, allen Zeilen dieſes Haufes — in erfter Linie 
und entjheidend am Herzen liegen! 

(Brabo! redht3.) 


Vizepräfident Anempf: Meine Herren, es liegt ein 
Antrag auf Bertagung vor, geftellt von ben Herren 
Abgeordneten Fiſchbeck, v. Normann, Dr. Arendt und 
Baflermann. Ich frage, ob diefem Antrag widerfproden 
wird. — Dies ift nit der Fall; die Vertagung tft bes 
ſchloſſen. 

Ich ſchlage dem Hauſe vor, die nächſte Sitzung 
zu halten morgen, Mittwoch den 27. Februar, Nach— 
mittags 1 Uhr, mit folgender Tagedorbnung: 

1. Beratung des jchleunigen Antrags Albrecht und 
Genoffen wegen Einftellung eines gegen ben Ab: 
geordneten Stüdlen bei dem Landgericht Dort« 
mund ſchwebenden Strafverfahrens für bie Dauer 
— ERROR Seffion (Nr. 55 ber Drud- 
achen); 

2. Fortſetzung der heutigen Beratung. 

Wird gegen dieſen Vorſchlag Wiberfprud erhoben? — 
Das ift nit ber Fall; die Tagesordnung fteht ſomit 
feft, und ich fchließe die heutige Sitzung. 


(Schluß der Sigung 5 Uhr 12 Minuten.) 


Druck und Verlag der Norbdeutfchen Buchdruderei und Berlagsanftalt, Berlin SW. Wilhelmſtraße 32. 





(A) 


3. Sigung. 


Mittwoch den 27. Februar 1907, 


Seite 
Geihäftlihes ..- . 2:22.20 .. 730, 103D 
Beratung des jchleunigen Antrags Albrecht 
und Genofjen wegen Einftellung eines 
gegen den Abgeordneten Stüdlen bei dem 
Landgericht Dortmund jchwebenden Straf- 
verfahrens für die Dauer der gegen= 
wärtigen Sejfion (Nr. 55 der Anlagen): 73C 
Fortjebung der erjten Beratung : 

a) des Entwurfs eines Geſetzes be: 
treffend die Feſtſtellung des Reichs 
haushaltsetats für das Rechnungs: 

® jahr 1907, 

b) des Entwurfs eines Geſetzes be- 
treffend bie Feſtſtellung des Haus- 
haltsetats für die Schußgebiete auf 
das Rechnungsjahr 1907, 

ec) der Ergänzung zum Entwurf des 
Reihshaushaltsetats für das Rech— 
nungsjahr 1907, 


(Nr. 9, 10, 74 der Anlagen) ...... 73D 
De: BEE na 73D 
BR et ae. 82D 
Fürſt Rabziwit ......... 92D 


Dr. Graf v. Poſadowsky-Wehner, 

Staatsminifter, Staatöfefretär 

des Funem 2222220 940 
Liebermann v. Sonnenberg ... 95A 
Freiherr v. Stengel, Wirklicher Ge— 

heimer Rat, Staatsſekretär des 


Reihsihapamtd3 ........ 102C 

Bebel — perfönlih ....... 103 A 
Feititellung der Tagesordnung für die nächite 

1 ae ie ae 104 A 


Die Sigung wird um 1 Uhr 20 Minuten durch ben 
Bräfidenten Dr. Grafen zu Stolberg:Wernigerode eröffnet. 
Reichstag. 12. Legisl.»WP. 1. Seſſion. 17. 
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Bräfident: Die Sitzung tft eröffnet. (C) 

Dad Protokoll der vorigen Sigung liegt auf dem 
Bureau zur Einfiht offen. 

ALS Vorlage ift eingegangen: 

Rechnung ber Kaffe der Ober-Rehnungstamıner 
—— bie Rechnungsjahre 1903 und 1904 bezüglich 
erjenigen Zeile biefer Rechnungen, welde bie 
Reichsberwaltung betreffen. 

Die Drudlegung habe id) verfügt. 

Ih habe Urlaub erteilt dem Herrn Abgeorbneten 
Labroiſe für 4 Tage. 

Wir treten in bie Zagesorbnung ein. Erſter 
Gegenſtand derfelben ift: 

Beratung bed ſchleunigen Antrags Albredt und 
Genofien wegen Einftelung eined gegen ben 
Abgeordneten Stüdlen bei bem Landgericht 
Dortmund ſchwebenden Strafverfahrens für bie 
Dauer ber gegenwärtigen Seffion (Nr. 55 ber 
Druckſachen). 
Der Antrag Albrecht und Genoſſen lautet: 
Der Reichstag wolle beſchließen: 

ben Herrn Reichskanzler zu erſuchen, zu ver: 
anlafjen, daß dad gegen den Abgeorbneten Stüdlen 
bei dem Landgericht Dortmund wegen Aufreizung 
zum Alafienhab, verübt Durch Die Preffe, ſchwebende 
Strafverfahren — Nr. 1173/07 — für die Dauer 
der gegenwärtigen Seffion eingeftellt werbe. 

Ich eröffne die Diskuſſion; — ich liebe fie, ba das 
Wort nicht verlangt wird. Ich darf, wenn niemand 
widerfpriht, annehmen, daß der NReihätag dem Antrag 
zugeftimmt hat. — Das iſt der Fall; der Antrag ift 
angenommen. 

Wir kommen zum zweiten Gegenftandb ber Tages: 
ordnung: 

Fortſetzung der erften Beratung des Entwurfs 


eined Geſetzes betreffend die Feititellung des (m) 


Reihshanshaltsetats für das Rehnungsjahr 1907, 
nebft Anlagen und einer Denkſchrift (Nr. 9 ber 
Druckſachen), 
in Verbindung mit der Fortſetzung der erſten 
Beratung 

a) des Entwurfs eines Geſetzes betreffend bie 
Feſtſtellung des Haushaltsetats für die Schutz⸗ 
gebiete auf dad Rechnungsjahr 1907, nebſt 
Anlagen (Nr. 10 der Drudjadhen), 

b) der Ergänzung zum Entwurf bed Reichs- 
haushaltsetat3 für das Rechnungsjahr 1907, 
nebft Anlagen (Nr. 74 der Drudiadhen). 

Die Diskuſſton tft wieder eröffnet. 
Das Wort hat ber Herr Abgeorbniete Dr. Wiener. 


Dr. Wiemer, Abgeordneter: Meine Herren, nach altem 
germaniſchem Rechtsbrauch darf der Iinterlegene das Urteil 
eine zeitlang fchelten. Bon biefer Befugnis haben bie 
bor dem „Volksgericht“ unterlegenen Parteien in dieſen 
Tagen reihlihen Gebrauh gemadt. Ich glaube aber, 
baß bie rückſchauenden Betrachtungen auf die Wahl 
fhließlih eine Grenze haben müfien 

(ehr richtig! rechts), 
zumal wir ja bei Behandlung ber ſozialdemokratiſchen 
Snterpellation über die Wahlvorgänge darauf fo wie fo 
noch zurückkommen müffen. Der Herr Abgeorbnete Bebel 
bat geitern feine ganze agttaroriiche KHunft aufgeboten, um 
den durch die Niederlagen gefuntenen Mut feiner Ans 
hänger zu beleben. Mit weldem Erfolg, bleibt je abzu= 
warten. Ih an meinem Teile habe das nicht nötig; ber 
entſchiedene Liberalismus, der nad) ber Vorausſage beö 
Herrn Bebel zerrieben werben follte, tft mit Verftärfung 
aurüdgetehrt. 
(Bravo! links.) 
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(B) Der Herr Reichskanzler 


74 Neichstag. — 5. Sitzung. Mittwod ben 27. Februar 1907, 





( Dr. Wiemer.) 


(A) Die freifinnige Volkspartei bat den fchweren Wahltampf 


mit Erfolg durchgefochten, und bie beiden einzelnen Gruppen, 
bie den entfchtebenen Liberalismus vertreten, haben Man— 
date gewomten. 
(Zuruf von den Sozialdemokraten: Mit Hilfe ber 
Sozialdemokraten. — Heiterkeit.) 

Der Liberalismus verfügt bier über 50 Mandate, über 
50 Stimmen im Haufe, und hat damit in vielen Fragen 
eine ausſchlaggebende Stellung erhalten. 

(Sehr ridtig! links.) 
Die Regierung wie die Parteien werden bamit zu rechnen 
baben, daß biefe Stimmen in vielen Fragen entfcheidend 
in die Wagſchale fallen werben. 

(Sehr richtig! links.) 
Ich möchte, um irrtümlichen Auffaffungen über unfere 
Haltung entgegenzutreten und bereit laut geworbenen 
Mibverftändnifien entgegenzumirken, gleih von vornherein 
über unfere Auffaffung der Sadjlage einige Bemerkungen 
vorausſchicken. 

Der Herr Reichskanzler hat von ber gegenwärtigen 
Mehrheit in diefem Haufe geſprochen, zu der er aud uns 
rechnet; die Mehrheit habe fih zufammgefunden in einem 
Punkte, der für die verbündeten Regierungen ber weitaus 
wichttgfte fei, in einer nationalen Sache. Bon dieſem 
Punkte aus — fo äußert ſich ber Herr Reichskanzler —, 
den er ald unverrüdbare Baſis betradte, müfle bie 
Mehrheit zeigen, daß fie pofitive Arbeit zu leiften ver— 
mag. Auch meine Freunde find durchaus bereit, pofittve 
Arbeit zu leiften; aber es wird baranf ankommen, welde 
Borlagen bie Regierung dem Reichstag unterbreitet. 

(Sehr richtig! links, Heiterkeit in der Mitte.) 
Der Herr Reichskanzler fpriht von einer nationalen Frage, 
— auch wir nehmen für und volles Verſtändnis für nationale 
Aufgaben in Anſpruch. 
(Sehr richtig! lints.) 

hat in feinem Silvefterbrief von 
dem wachſenden Verſtändnis bes Liberalismus für nationale 
Fragen gefprohen. Dad war gewiß freundlich gemeint; 
aber wir müffen es doch infofern ablehnen, al3 wir glauben, 
bat wir nicht erft in neuerer Zeit ein ſolches Verftändnis 
für nationale Aufgaben befundet haben. Ich möchte nur 
im Borbeigehen darauf hinweiſen, daß bie Deutfche Fort: 
ſchrittspartei, unfere Vorgängerin, als erfte ber deutſchen 
Parteien bie Forderung in ihr Programın aufgenommen 
hat: Einigung Deutihlands unter Preußens Führung, in 
einer Zeit, ald ber Reichsgedanke noch verfemt war. 
Ich möchte hervorheben, daß ber entfchiebene Liberalismus 
allezeit freubig eingetreten tft fir ben Reichsgedanken 
unb mitgearbeitet hat an dem Ausbau des Reichs, und 
dad werben wir auch in Zukunft tum. Allerbings ift im 
Laufe der Fahre in den Kämpfen, bie zurüdliegen, gar 
manches als nationale Forderung bezeichnet und bem 
Reihötag empfohlen worden — id) erinnere an bie heißen 
Kämpfe um dad Septennat —, was nadı unferer Auf: 
faſſung eine reine Zwedmäßigteitöfrage, nit aber ein 
Poftulat nationaler Gefinnung geweſen ift. 

(Sehr wahr! links.) 
Wo ed ſich in Wahrheit um nationale Interefien handelte, 
um die Ehre und die Machtftellung des Baterlandes, da 
haben auch wir niemald verjagt. 
(Na, na! reits.) 

— Sie jagen: „Na, na!" Ich weife nur auf die Frage bin, 
bie zur Auflöſung des Reichsſtags geführt hat! Wir 
haben und ohne Zögern auf bie Seite der Regierung ge: 
ftellt, nit etwa in einer Anberung unferer Anſchauungen, 
wie und im Wahlkampf von den Sozialdemokraten und 
auch aus bem Zentrum entgegengehalten wurde, fondern 
getreu unferer biöherigen Auffaſſung. Hat doch unfer 
aroßer Führer, der im vorigen Sabre bahingegangen ift, 
Eugen Richter, noch in feiner letzten Rede hier auge: 





fprodhen: foweit es fih um bie Nieberwerfung des Auf: (C) 


ftanbes, um bie Durdführung des Krieges handelt, müſſen 
bie Mittel bewilligt, muß die Schüffel bis zur Neige ge— 
leert werben! 

Meine Herren, wir werben getreu unferer biöherigen 
Haltung aud) weiter handeln; wir werben nicht verfagen, 
was nad) unferer flberzeugung notwendig ift, um bie 
Intereffen der Nation wahrzunehmen. Wir find bereit, 
pofitiv mitzuarbeiten; aber nad eigener, ſelbſtändiger Ent- 
ſcheidung. Wenn wir erkennen, daß Vorlagen ber Re— 
gierung richtig find und unferen Anfhauungen entipreden, 
dann werben wir, wie häufig biöher, die Regierung unter: 
ftügen; wenn wir aber erkennen, daß ſolche rar 
nad umferer Überzeugung für die Vollswohlfahrt nicht 
gebeihlih find, dann werden wir „Nein!“ jagen. 

(Sehr richtig! Links). 
Ih will auch keinen Zweifel darüber laflen, daß wir e3 
für unfere Aufgabe halten, nad) dem Wahlkampf erft recht 
die Forderungen und Anſchauungen des entihiebenen 
Liberalilämus bier im Reichſstage zur Geltung zu bringen. 
Mir haben im Wahlfampf feinen Zweifel darüber ge— 
laffen, daß wir, aud wenn wir in biefer einen Frage 
auf der Scite der Regierung ftehen, doch nicht gemwillt 
find, von unferen grundſätzlichen Anfhauungen irgend 
etwas preißzugeben. Ich glaube aud, bie Erfolge, die 
wir erzielt haben, find gerade darauf zurüdzuführen, daß 
in ber Wählerſchaft, und insbefondere in ber Iinf3ftehenden, 
bad Vortrauen vorhanden war, daß wir aud für bie 
Folge unferen Anfhauungen getreu bier im Reichstage 


wirfen werben. 
(Sehr wahr! links.) 

Der Herr Reichskanzler hat vom einer richtigen 
Miſchung don fonfervativen und liberalen Grundbjägen 
geiproden und das Wort von der Paarung konfervativen 
und liberalen Geilte geprägt. Offenbar benft er an 
einen ähnlichen Ausfpruch, den früher Bismarck (D) 
getan hat, es gebe Zeiten, in benen fonlervaiiv regiert 
werben müſſe, und anbere, in denen man liberal regieren 
müffe. Nun, das fonfervative Regime hat ja eine ganze 
Weile gebanert; und wenn jebt das Steuer des Staates 
einige Grabe nad links gebreht werben foll — mir find 
damit einberflanden. 

(Zurufe rechts.) 

Wir werden dem Verſuch feinen Widerftand entgegenfegen, 
fondern ruhig abwarten, was aus biefem Berfudh und 
aus biefem Zufammentwirfen heraustommt. Es jcheint ja 
aud, als ob auf der rechten Seite des Haufes für bie 
Situation jekt ein wenig mehr Verftändnis vorhanden 
tft, ald dad früher der Fall war. Ich entuehme das 
baraud, daß auh von jener Seite eine Reihe von An— 
trägen geftellt find, die wir durchaus begrüßen, ba fie 
unferen Anfhauungen entfprehen und nur Anregungen 
wieberanfnehmen, die von ber linken Seite bed Haujes 
gegeben worden find. 

Der Herr Reichskanzler hat eine Neihe von Maß- 
nahmen aufgeführt, die in der Richtung Fliberaler An—⸗ 
fhauungen liegen. Die Ankündigung diefer Geſetze war 
ja etwas vorfidtig und diplomatiih gefaßt; aber ih an 
meinem Zeil hege feinen Zweifel, dab es dem Herrn 
Reichskanzler mit der Verwirklichung diefer Vorlagen 
Ernft iſt. Die Frage ift mur, melde Geftalt bie 
Gefegentwirfe gewinnen werben, bis fie alle bie 
Staatsämter und Neihsämter pafftert haben, bie bei ber 
Entſcheidung mitzufprehen haben. Was der Herr Reichs- 
fanzler in Ausſicht geftellt hat, werden wir mit Un— 
befangenheit prüfen, fobald e3 an das Haus fommt. Die 
Einfhräntung der ggg arg a ift eine 
Forderung, die feit Jahren bon unferer Seite erhoben 
worben ift, ebenfo die Reform des Strafprozeffes, Ver: 
befferungen im Strafrecht — id will hoffen, daß gerabe 


eichstag. — 5. Sihung. Mittwoch den 27. Februar 1907. 1 





(Dr. Wiemer) 


(A) die Erklärung des Herm Reichskanzlers elwas mehr 


Dampf dahinter macht — wir haben die Empfinbung, 
daß man anf bdiefem Gebiete fchneller vorwärts gehen 
Könnte, als e3 im ber legten Zeit der Fall geweſen ift. 
Wir freuen und ebenfo über die Anfündigung, daß eine 
Reform des Vereins- und Verſammlungsrechts erfolgen 
folle — wie ih annehme: in freiheitlihen Sinne, in der 
Rihtung ber Anregungen, die von ber linken Seite 
bes Hauſes feit langer Zeit gegeben worden find. Ich 
barf mit einer gewiſſen Genugtuung fefiftellen, daß 
auh aus ber Mitte und bon der redhten Geite ber 
Reformen im Vereins- und Berfammlungsreht jetzt mit 
uns verlangt werben. Wir erahten ed aud für not: 
wendig, daß bie Neform des Börſengeſetzes durchgeführt 
wird. Die Ankündigung des Herın Reichöfanzlerd bat ja 
einen gewiſſen Groll bei der Prefle des Bundes ber Zand- 
wirte herborgerufen, das ift ziemlich deutlid im biefen 
Tagen herborgetreten; aber ih meine, dab gerabe auf 
jene Herren, die doch gem als Hüter ber heimijchen 
Sntereffen gegenüber dem Auslande auftreten, dad Ein: 
drud machen müßte, was die „Boft“, ein freifonferbatives 
Drgan, geftern ausführte: e3 feien berechtigte Beichwerben 
darüber zu erheben, daß die Börjengefeggebung, ohne den 
beabfichtigten Zwed zu erreichen, die Konlurrenzfähigleit 
der deutfchen Börfen gegen das Ausland in bedenflider 
Weiſe beeinträchtigt hat. Das ftimmt auch mit unferer 
—— überein, und aus dieſem wie aus vielen 
anderen Gründen verlangen wir eine zeitgemäße Reform 
des Börſengeſetzes. Wir werden die Vorſchläge ber ber: 
bündeten Regierungen abwarten und danach unfere Haltung 
einrichten. Unſere Aufgabe wird es fein, dafiir zu forgen, 
daß bei dieſer gemeinfamen Arbeit der liberale Geift 
möglichft Träftig einzumirlen hat. 
(Sehr richtig! links.) 

Ich brauche nicht zu betonen, daß wir über diefe Vorlage 
(2) hinaus noch weitergehende Wünfche haben. Wir haben 
fie, ebenfo wie andere Parteien, niedergelegt in einer 
Anzahl von Anträgen, bie an bad Haus gelangen werden. 
Ih will darauf verzichten, dem Beifpiele eines meiner 
Herren Vorredner folgend, bie Initiativanträge hier zu 
verleien; ich glaube, ed wäre eine zu ftarfe Zumutung 
an dad Haus, wenn wir all die Smitiativanträge, bie 
wie ein befruchtender Frühlingsregen auf das Haus nieder: 


gegangen find 

(ehr gut! Link), 
bier bei der Gtatödebatte verlefen wollten. Aber ich will 
mit ein paar furzen Bemerkungen bie Richtung umferer 
Würnſche, die wir haben, andeuten. 

Wir wünfhen vor allen Dingen ein Vorgehen auf 
dem Gebiete des Wahlreditd, wo unferer Überzeugung 
nad Reformen dringend notwendig find, jowohl was bie 
Sicherheit der Wahlfreiheit anlangt, die heute noch leines⸗ 
wegs volllommen durdgeführt if, ald auch was bor 
allen Dingen bie veraltete uns ber Wahlbezirke 
anlangt. Wir wollen ferner bie Fortführung der Sozial 
gefengebung und treffen da zufammen mit vielem, was 
von Rednern der Rechten und bed Zentrums, aud von 
den Bertretern der verbündeten — ausgeführt 
worben ift: vor allem Ausbau und Sicherung bes 
Koalitiondreht3, die Förderung all der Einrichtungen, 
bie zur friedlichen Berftändigung zwiſchen Arbeitgeber 
und ing aeg ar — a = für er 
Grfüllung ber bere en Forderungen der Brivatbeamten, 
jenes beranwachjenben neuen Mittelftandes, der bei 
unſerem fich rajch entwidelnden vielgeftaltigen Erwerbs» 
leben immer größere Bebeutung gewinnt. 

Meine Herren, aud dem Mittelftande in Handel 
zub Gewerbe muß erhöhte Aufmerkfamfeit zuteil werben. 
3b unterfchreibe, was ber Herr Reichslanzler in biefer 
Beziehuug geftern ausgeführt hat, daß es weite Kreiſe 


bes Mittelftandes gibt, die noch fchwerer zu kämpfen (0) 


haben alö die arbeitende Jnbuftriebevölterung, und daß 

ed notwendig ift, Maßnahmen der Gefeggebung neben 

ber unſerer Anfiht nad fehr wichtigen Selbiditfe zu 

unterftägen, um bier eine Beflerung durchzuführen. 
(Bravo! links.) 

Meine Herren, der Herr Abgeorbnete Bebel hat 
—— der Meinung Ausdruck gegeben, daß dem Mittel: 
ande doch nicht geholfen werben faun, daß er in dem 
Entwidlungöprozeß, der num einmal vorhanden fei, 
awifchen dem immer größer werbenden Kapital und bem 
Proletariat zerrieben werden würde. Die tatfächliche 
Entwidlung fteht mit dieſer Behauptung nicht im Einklang. 
(Sehr ritig!) 

Die Berufd- und Gewerbezählung, die Einkommenſteuer— 
ftatiftit und andere feitftehende Tatſachen reden eine 
andere Sprade; fie ergeben, daß der Mittelftand nicht 
zurüdgebt, daß er an Zahl und Bedeutung für das BVolts- 
leben im Gegenteil zunimmt, und daß e3 daher auch 
Aufgabe ber Gejeggebung und der GSelbfihilfe iſt, den 
Mittelftand zu ſtützen in * Kampfe ums Daſein und 
weckentſprechende Maßnahmen zu unterſtützen. Allerdings 
ei eins betont: wir glauben auch, daß man mit der 
Verſicherung des men und mit Berheißungen für 
bie Zukunft nicht viel ausrichten faun; jehr bald kommt 
die Enttäufhung nad. Man kann nur hier vorgehen mit 
leer die dem Geifte ber Zeit entfpredhen, die 
durdführbar und praftifh find, ander wird wirkfante 
Abhilfe nit geihaffen werden, und barum Haben wir 
und bemüht, zunächſt eine Forderung in den Vordergrund 
y ftellen, nämlih bie Reform des Submiſſionsweſens. 
ir wünſchen eine reihögefeglihe Regelung diefer Frage, 
bie für den Handwerkerſtand vom großer Bedeutung tft. 

* (Sehr richtig! Links.) 
Wir hoffen, daß auch ſehr bald dieſe Negelung erfolgt. 
Der Herr Staatöfelretär hat jeinerzeit im Ausficht geftellt, 
daß das preußiihe Submilfionsverfahren, das ſich gut 
bewährt, demnächſt auf daS Neid übertragen werden fol. 
Meine Herren, bei diefen Grundſätzen wollen wir getroft 

an bie politiihe Arbeit herantreten. 

ir werben dabei allerbing3 auf die Anerkennung 
des Herrn Bebel und feiner Freunde nicht zu rechnen 
haben, wie ja vorher ſchon einige liebenswürdige Zwiſchen— 
rufe von jener Seite zu erkennen gaben. Wir wiſſen ja, 
daß Herr Bebel allen Glauben an den Liberaligmus und 
—* Leiſtungsfählgkeit verloren hat. Er hat uns das 
chon des öfteren fehr deutlich gejagt. In Frankfurt a. M. 
bat er auögefproden, ber Ziheralismus habe feine Eriftenz- 
berechtigung für alle Zukunft verloren. Herr Bebel wird 
erlauben, daß wir darüber anderer Meinung find. Die 
Troftepiftel, die an feine Freunde gerichtet wurde, hat ja 
benfelben Gebanfen, nur in etwas gröberer Tonart, variiert. 
Man kann ed den Sozialdemolraten nicht recht machen. 
Wenn fie und Site abnehmen wollen, baun fagen fie: 
ber Liberalismus hat feine Eriftenzberegtigung mehr, die 
Sozialdemokratie muß fein Erbe antreten; wenn wir ihnen 
aber Site abnehmen, dann haben wir unfere Eriftenz- 

beredtigung für alle Zufunft verloren. 

(Heiterfeit.) 

Meine Herren, Id) zu, biefe Behauptung gehört zu 
benen, fiir die Herr Abgeordneter Bebel einen Beheie nicht 


erbringen kann. 
(Sehr richtig! Links.) 

Auch für eine andere Behauptung ift er geftern trotz 
jeined guten Vorſatzes ben Beweis ſchuldig geblieben. 
Er hat bei feinem Überblid über die Stihwahlbewegung 
auch davon geiproden, dab in Baben der Blodkandidat, 
Rechtsanwalt Weil, um bie Stimmen der Zentrums— 
eiftlichen fi bemüht habe. Nach dem „Vorwärts“ hat 
* Bebel geäußert, es ſei ihm bekannt, daß in Karls: 
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(Dr. Wiemer.) 


(A) ruhe der Blockkandidat, „unfer ehemaliger Parteigenoſſe“ 


Rechtsanwalt Weill, mit dem Amtmann von Ort zu Ort 
in ben fatholtihen Dörfern herumgefahren fei und bie 
katholiſchen Pfarrer un Haas babe, um zu erreichen, daß 
bie Katholiken für ihn ftimmten. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten. 
Sehr falſch! —— 

Meine Herren, das iſt ein wenig unrichtig, wie ich — 
gleich beweiſen werde! Wir haben uns ſchon geſtern 
telephonifh mit unſerm Freunde Weill in Verbindung 
geſetzt, und ich habe heute einen längern Brief von ihm 
befommen und aud Zettungsausfchnitte, die er beigefügt 
hat. Zunächſt ift die Behauptung, daß Herr Rechtsanwalt 
Weill ein früherer Barteigenoffe des Herrn Bebel jet, 


unrichtig. 
(Hört! Hört! links und rechts.) 
Herr Stadtrat Weill jagt, er habe der Partei niemals 


angehört. 
—— hört!) 

Gr habe ald Stubent jeinerzeit Sympathie befunbet für 
bie Opfer des Sogtaliftengefeges und der Ausnahme: 
gefege, aber er hat feit langen Jahren bie Anſchauungen 
des Liberalismus gerade im Sampfe gegen bie Sozial- 
bemofratie vertreten. — Aber das nur nebenbei, darauf 
wiirde es ja nidt ankommen. Das Springende ift bie 
Behauptung, dab er emoelansen fei von Ort zu Ort, 
um in ben katholiſchen Dörfern für. fi zu werben. Herr 
Redtsanwalt Dr. Weil erflärt diefe Behauptung für voll 


fommen unwahr. 
(Bebhaftes Hört! Hört!) 
Bon der Behauptung — — 

(Lebhafte Zwiſchenrufe von den Sozialdemokraten.) 
— Meine Herren, warten Ste gefälligft einen Augenblid 
ab und hören Sie, was Rechtsanwalt Weil fagt! — Es 
ift nur das eine zutreffend, daß er in einem Orte einmal 

(ah! bei den Sozialdemokraten) 
mit einem 75jährigen fatholiichen Geiftlichen ein Geſpräch 
ehabt habe, worin er auf beffen Erſuchen ihm bie 
Stellung zum Sentrum auseinanderfegte. Uber es tft 
vollkommen unridtig, daß er herumgefahren, in allen 
Orten herumkutſchiert ift, um fir fi bie Stimmen ber 
Geiftlichen zu gewinnen. Eine ähnliche Behauptung hat 
die Zentrumsprefle bereit$ mit Bedauern zurüdgenommen. 
Auch diefe Behauptung gehört alfo zu jenen Süßen, bie 
—— Abgeordneter Bebel ausſpricht, ohne daß er den 
eweis dafür zu erbringen in der Lage iſt. 
(Sehr gut! linls.) 
Meine Herren, id) kann mur bedauern, daß Herr Stabt- 
rat Dr. Weil, einer unferer beften und treueften Partei: 
genofien, nicht gewählt worden ift, daß eö ihm infolge 
der Haltung bed Zentrums bei der Stihmwahl nicht ge- 
lungen ift, bie badiſche Hauptftabt ber Sozialdemokratie 
zu entreißen. \ i 
(Seh gut! links. Lachen bei den Sozialdemokraten.) 

eine Herren, Herr Bebel hat von dem inneren reaftio- 
nären Geift der Freifinnigen geſprochen deshalb, weil fie 
die Sozialdemokratie befümpft hätten. Ich Habe feine 
Beranlaffung, eingehend auf diefe Frage des Berhältnifles 
zwiſchen Liberalismus und Sozialdemokratie heute einzu— 
gehen; ich will nur eine kurze Bemerkung darüber aus- 
ſprechen, um einen Zweifel über unfere Stellung nicht zu 
laffen. Wir find als Fortichrittsmänner immer Gegner 
der Sozialdemokratie gewefen und werben es auch bleiben, 
folange bie Partei fie nicht von Grund aus ändert. Die 
Gegnerſchaft berußt nit auf ber Tätigkeit der Herren 
bier im Haufe. Der Herr Abgeordnete Bebel hat geßern 
eine lange Leporellolifte rg bon ben Antr agen 
und ber Wirkfamfeit der Partei hier im Reichstag. n 
ja, wer wollte verfenmen, daß auch eine ganze Reihe von 
verftändigen Anregungen bon jener Seite audgegangen ft? 


— 


Am allerwenigſten wir; denn dieſe Anträge find vlelfach (C) 


gerade liberalem Rüſtzeug entnommen worden. 
(Heiterkeit und lebhafte Zuſtimmung links.) 
Herr Bebel iſt Meiſter darin, Licht und Schatten ungleich 
zu verteilen. 
(Sehr gut!) 


h 
Alles, was gut iſt, nimmt er für ſich und ſeine Freunde 
in Anſpruch, und alles, was er für ſchlecht hält, das 
ſchiebt er den anderen Parteien zu. 
(Sehr gut! Sehr richtig!) 

Herr Bebel darf doch nicht vergefien, dab das, was ge— 
ſchaffen ift, nicht von ber Sozialdemofratie allein geſchaffen 
ift, auch wenn fie zugeftimmt hat, fondern daß da mitge- 
wirft haben auch andere Parteien und vor allen Dingen 
ber entſchiedene Liberalismus, ber ſich ehrlich und reblich 
bemüht hat, auch auf den Gebieten ber Soztalreform vor— 
wärt3 zu fommen. Meine Herren, unfere Gegnerihaft 
— ber Sozialdemokratie beruht auf anderen 

ründen; darin berühren ſich unfere Anfhauungen zum 
Teil mit dem, was geftern ber Herr Reichsſskanzler aus: 
geführt hat. Sie beruht in der Meinungsverfhiedenheit 
über dad Gndziel der Partei und die marriftiihe Grund- 
rihtung der Sozialdemokratie, fie beruht in der An 
fhauung über den Stlaffenfampf und feine zerſetzende 
Wirkung, wie er von der Sozialdemokratie geprebigt 
wird, bie unferer Anficht, daß Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer gemeinfam arbeiten follen, bireft entgegenläuft. 
Unfere Gegnerfhaft beruht auf den Erfahrungen, die wir 
aus ber Agitatton der Sozialdemofratie geihöpft haben, aus 
dem Terrorismus und ber Zügellofigfeit ihres Auftretens. 
Meine Herren, Herr Abgeorbneter Bebel hat geftern ben 
politiihen Boykott in jeder Form verurteilt. ch freue 
mid darüber. Aber das wird dem Herrn Abgeorbneten 
Bebel nicht unbekannt fein, daß gerade jeine Bartei- 
genoffen, zumal bei den legten Wahlen, dieſen Boykott 
um ber politiihen Gefinnung willen gegen abhängige (m) 
Perſonen, Gaftwirte, Gewerbetreibende, in ber ridfehte 
lofeften Weife geübt haben 

(ſehr richtig! LintS und bei den Nationalliberalen), 
und id will hoffen, daß Herr Abgeorbneter Bebel troß 
ber Niederlage noch immer Autorität genug haben wird, 
um feinen Barteigenoffen beizubringen, daß ein folder 
politiſcher Boykott ein Unfug tft, der aus unferem Beben 
verſchwinden follte. 

(Zebhaftes Bravo links.) 

Meine Herren, unfere Gegnerfhaft entipringt alfo 
—— Anſchauung und unſeren eigenen Er— 
ahrungen. 

Der Herr Reichskanzler hat geſagt, er mißbillige jede 
Unterſtützung der Sozialdemokratie durch Liberale. Nun, 
das iſt ſeine Sache. Aber jedenfalls, weil über unſere 
Stellung zur Sozialdemokratie fein Zweifel fein kann, 
möchte ih doch nicht die Bemerkung unterbrüden: nicht 
die Billigung oder Mikbilligung des Herrn Reichskanzlers 
ober einer anderen Stelle ift für unfere Stellungnahme 
gegenüber der Sozialdemokratie entſcheidend 

(fehr gut! Link), 
ſondern die Erkenntnis, daß bie ſozialdemokratiſche Partei, 
wie fie Heute ift und heute geführt wird, bem Staat und feinen 
Einrichtungen, bie wir erhalten wollen, feindlich ift, auch 
feindlich ift liberalem Weſen und ben Beftrebungen, bie 


wir verfolgen. 
(Lebhaftes Bravo — 
Meine Herren, nun bin id ber Anficht, daß eine 
Etatörebe ſchließlich doch —n ſich befhäftigen muß. 


(Heiterfeit.) 
Die Etatöbebatte ift bei ben biäherigen Verhandlungen 
einigermaßen zu furz gelommen; das SHauptintereffe bat 
fih den Wahlangelegenheiten zugewendet. Ih mö 

aber body zu dem Etat felbft mir auch einige Bemerkungen 


(Dr. Wiemer.) 
(A) —— weiteres eventuell der zweiten Leſung vor— 
ehalten. 

Meine Herren, der Herr Reichsſchatzſekretär hat im 
Laufe ſeiner Außerungen, die im einzelnen zu verfolgen 
uns ſchwer wurde, ausgeführt, daß eine Verſtärlung der 
Betriebsfonds bed Reichs erfolgen müſſe, namentlich mit 
Rückſſicht anf die Belaftung, die dem Reiche durch bie 
Vorſchüſſe an die Poſt erwächſt zwecks Durdführung ber 
Unfallverfiherung. Ich erfenne an, daß bier eine gewiffe 
Schwierigkeit vorhanden tft; aber ich glaube doch nicht, 
daß diefe Schwierigkeit jo leicht zu befeitigen fein wird, 
ud daß dad, was ber Herr Reichsſchatzſekretär vorge: 
ihlagen bat, die vierteljährlihe Einziehung der Zeiftungen 
der Berufögenoffenfchaften, ohne weiteres möglich fein 
wird. Die Dinge hängen zufammen mit ber ganzen Ge— 
Raltung des Geſetzes, mit der durch Geſetz vorgefchriebenen 
Erhebung der Umlagen ber Berufögenofienichaften, und 
wir werben bier eine Anderung nur durdführen können, 
wenn in biefem Punkte auch das Unfallverſicherungs⸗ 
geieh geändert wird, was aber keineswegs leicht fein wird. 

Dagegen trete ih dem Herrn Schatzſekretär in ber 
Beurtellung de3 Etat ſelbſt im allgemeinen bei. Auch 
ih bin ber Anficht, daß zu einer ungünftigen Beurteilung 
des Etats fein Grund — Die Finanzen haben ſich 
gebeſſert, und eine weitere Beſſerung ſteht in Ausſicht. 
Der Herr Reichsſchatzſekretär hat hervorgehoben, daß das 
Jahr 1905, das mit einem Defizit veranſchlagt war, einen 
Überihuß geliefert Hat, und daß die Mehreinnahmen aus 
den Zöllen ſich allein auf nahezu 90 Millionen Mart 
belaufen. Meine Herren, wir haben bet ber Beratung der 
Reichsfin anzreform vorausgeſagt, da unferer Meinung 
nah infolge der Erhöhung der Zölle und ber baburd) 
bedingten Boreinfuhr eine folde Bermehrung der Einnahmen 
für dad Neid fi ergeben würde, und bie Ausführungen, 
bie wir bei der Beratung der Finanzreform gemacht 
(#) haben, find auch in diefem Punkte durd die Erfahrung 
beftätigt worden. Nun ift ja allerdings nicht anzunehmen, 
dat für das Jahr 1906 eine gleihe Mehreinnahne aus 
ben Zöllen ſich ergeben wird, weil eben bie Voreinfuhr 
in Wegfall kommt, die im Januar vorigen Jahres fo un: 
gewöhnlich hoch war. Aber vorausſichtlich wird ber Bor: 
anfhlag erreicht werden und die Schägung beö Reichstags 
bei der Ginftellung der Bolleinnahmen ſich als richtig 
erweilen. Dagegen hege ich Zweifel, ob die Zölle für 
bad Jahr 1907 richtig veranſchlagt find, und bie Budget: 
iommiffion wird jorgiam zu prüfen haben. Sch meine, 
daß die Wirkungen ber wirtichaftlihen Hochkonjunktur, 
die boch ficher für biefed Jahr noch andauern wird, auch 
in einer höheren Mehreinnahme, als fie veranſchlagt ift, 
bei den Zöllen ſich zeigen wird. 

Meine Herren, bie Gtatögeftaltung für bad Neid 
würbe ja wefentlich günftiger fein, wenn aus ben Zöllen 
niht die Mehreinnahme von 48 Millionen Mark für die 
Witwen⸗ und Waifenverforgung der Arbeiter beifeite ge— 
ftellt wiirde. Der Herr Schatzſekretär hat dieſen Punft 
mit einem gewiſſen Bebauern berührt, und der Herr Ab- 
georbnete Dr. Spahn hat fi) beeilt, die lex Trimborn 
ihm gegenüber in Schuß zu nehmen. Meine Herren, id) 
bin durchaus bereit, an der Durdführung der Witwen: 
md Watfenverforgung ber Arbeiter mitzuwirken, und 
meine Freunde gewiß alle mit mir. Aber ein Bebauern 
über die finanzpolitiiche Geftaltung in biefem Etat Tann 
and ih nicht unterbrüden. 

! (Hört! Hört! in ber Mitte.) 
68 ift fein Zweifel, dab durch die Beifeiteftellung eines 
jo Hohen * die Finanzgebarung des Reichs 
erſchwert wird. beten bier im Reiche auch wieder 
den Berfuh einer Thefaurierung, über bie wir jonft 
namentlich in Preußen manhmal zu Magen haben. Der 
preußtfcde Herr Finanzminifter Freiherr v. Rheinbaben 
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hat ja mit der linken Seite des Haufe manchmal Aus— 
einanderfegungen gehabt über die Thefaurierung, darüber, 
daß in Preußen eine ganze Anzahl von Millionen in 
befonderen Dispofilionsfonds und Spartöpfen beifeite ge: 
ftelt werben. Der Unterſchied ift nur der: ber preußiiche 
Herr Finanzminifter freut fich darüber, wenn ſolche Dis— 
pofitionäfonds beijeite geftellt werden; ber Herr Reichs— 
ſchatzſekretär nimmt ed mit Bedauern auf, baß bier 
48 Millionen feiner Verfügung entzogen werben. 

Der Herr Schagjekretär hat nicht unrecht, wenn er 
jagt, daß die Abwälzung der Laften auf die Matrikular- 
beiträge erfolgt, und daß die Einzelftaaten zunächſt bie 
Beidtragenden bei dieſer finanziellen Geftaltung ber An- 
gelegenheit find. Aber im übrigen haben die Einzelftaaten 
jeßt feinen Grund zu befonberen Stlagen über die Baften, 
die dad Neid auf ihre Schultern legt. Ste haben aus 
dem Vortrag des Herrn Schagfefretärd entnommen, daß 
aus den Überfhüffen des Jahres 1905 bie geftunbeten 
Matritularbeiträge für 1904 und 1905 in Höhe von über 
70 Millionen erlaffen worden find, und daß fogar noch 
6 Millionen den Ginzelftaaten bar zurüdgezahlt worden 
find, die fie bereit3 an das Reich abgeführt hatten. Auch 
weiter fteht eine erhebliche Verminderung der Matrikular: 
umlagen in Ausfiht. Im ber bem Gtat beigefügten 
Denkſchrift wird trotzdem leiſe das Lieb angeitimmt bon 
der Belaftung ber Einzelftaaten, und es wirb ausgeſprochen, 
daß eine entiprehende Entlaftung durch nachträgliche Er— 
gänzung ber jüngft verabſchiedeten Steuergefege in Aus» 
fiht zu nehmen Hei. Es ſchien bem Herrn Schatzſekretär 
fauer zu fallen, bier vor dem Reichstag mit dem Ein- 
geftändnts zu kommen, daß einftweilen neue Steuern nicht 
erforderlich werben, und daß die Regierung ſich entfchloffen 
hat, vorläufig von ſolchen Steuern abzufehen. Ich glaube, 
er hat wohl daran getan; denn angeſichts ber Beſſerung 
ber Finanzlage wäre es ein eigenartiges Unternehmen ge— 
wejen, wenn man bier vor dem Reichstage ein folches 
Verlangen erneut hätte ftellen wollen. Ich hoffe, es wirb 
bei bem Vorſatz bleiben. Der Herr Reichsſchatzſekretär hat 
aber an die Mitwirkung bed Reichstags appelliert für 
ben Notfall, wenn fi wirklich ein neues Bedürfnis im 
neuen Reih3haushalt ergeben follte. Nun ja, wenn ein 
ſolches Bebürfnts nachgewieſen werben follte, jo wird ber 


Reichstag neue Vorſchläge zu prüfen haben. Ich hoffe 
el daß auch auf Diefem Gebiete die fonfervativsliberale 
aarung 


Geiterkeit) 
ſich dann fruchtbar erweiſen wird in der Richtung unſerer 
Anſchauungen. Wir haben ja ſchon im vorigen Jahre 
dem Haufe einige unſerer Vorſchläge unterbreltet. Wir 
haben eine Reichsvermögensſteuer in Vorſchlag gebradt, 
die, glaube ih, ohne große Schwierigkeit durchführbar fein 
und dem Reich erhebliche Mittel zur Verfügung ftellen 
würde. Wir haben im Vorſchlag gebradt eine Reform 
ber Branntweinbeftenerung, und ich glaube, daß das 
Reih wirklich nicht am diefer Reform wird vorbeigehen 
fönnen. Auch der Gtat für 1907 zeigt eine Minber- 
einnahme aus der Verbrauhsabgabe und aus dem Zu- 
fhlag um 1,6 Millionen. Seit längerer Zeit haben wir 
beobachtet: trotz Bermehrung der Bevölkerung vermindern 
fi die Einnahmen aus der Brantweinfteuerr. Wir haben 
eine ftändige Abbrödlung bed Ertrags ber Matihbrau- 
fteuer, einen Rückgang aud ber Berbrauhsabgabe unb 
ben Zufchlägen. Wir Haben ein Steigen der Verwaltungs 
koften, ein Steigen der Aufwendungen bed Reichs, ein 
Steigen ber finanziellen Opfer des Reichs, bie ſich aus 
ber Konftruftion der Branntweinbeftenerung ergeben, und 
darum glaube ich, daß, wenn wirklich vermehrte Ein- 
nahmen für das Reich erforderlich fein follten, vor allem 
bie Reform ber Branntweinbeftenerung in Angriff ge 
nommen werben muB. ‚Das liegt nicht nur im finanziellen 
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(Dr. Wiemer.) 


(A) Intereſſe des Reis, ſondern iſt auch unferer Anficht nad) 


ein Gebot ftenerpolitiiher Gerechtigkeit. 

Von beſonderem Intereſſe war mir das, was ber 
Herr Reichsſchatzſelretär über die Wirkung ber neuen 
Stenergefege ausgeführt hat, und namentlich; feine Erklärung, 
daß die Verfonenfahrkartenfteuer lange nicht die Erträge 
bringt, die man jeinerzeit in Ausſicht genommen hatte. 
Auch hierin haben wir recht behalten. Wir haben bie 
Neihöfahrkartenftener bekämpft aus einer Reihe von 
Gründen, aber auch deöwegen, weil wir fagten, dab für 
das Reich nicht der Betrag fid ergeben würbe, den man 
bier im Haufe bei der Beratung in Ausſicht genommen 
hat, und die Erfahrung hat das beftätigt. Es bat fid 
aud) beftätigt, daß ein Abftrömen im die unteren Wagen: 
Hafjen eingetreten if, daß eime nicht zu unterſchätzende 
Verminderung der Einnahmen aus dem Perfonenverfehr 
für die Einzelftaaten fih ergeben hat. Wir haben jüngft 
in Breußen in ber Bubgetlommilfion darüber nähere 
Ausführungen gehört, und im Plenum wirb noch weiteres 
nad ber Richtung zu jagen fein. Meine Herren, bie 
ungünftigen Erfahrungen, die mit diefem Experiment und 
zwar, wie ich anerfenne, anfänglich) gegen ben Willen ber 
Regierung gemacht worden find, follten doch abkühlend 
ewirft haben auch auf diejenigen, die früher mit ſolchem 
sreuereifer für Fahrkartenſteuer und Erſchwerung bes 
Verkehrd eingetreten find 

(ehr richtig! lints), 
und ich hoffe, daß auch bei den Herren von ber national- 
liberalen Partei, die fih im vorigen Jahre ja lebhaft 
für die Fahrkartenftener intereffiert haben, die Erkenntnis 
wach geworben ift, die in Goslar auf dem Parteitag 
ausgeſprochen wurbe, daß eine Befteuerung und eine Er— 
fchwerung ded Verkehrs nicht in Einklang fteht mit 
liberalen wirtihaftlihen und Bertehräauffaflungen. 

(Sehr richtig! links.) 

Meine Herren, die Beflerung der Finanzlage fteht in 
engem Zujammenhang mit der Befferung ber wirtidaft- 
lihen Lage und mit den Mebrerträgen, bie fi aus ber 
Zollpolitit ergeben. Das hat einige Herren aus bem 
Haufe veranlaßt, einen Blick zu werfen auf die Wirkungen 
der Handesbertrags- und der Bolpolitil. Der Herr 
Abgeordnete Dr. Spahn hat audgeführt, man ſehe doc, 
daß dieſe Wirtſchaftspolitit günfttg gewirkt habe. Der 
Herr Abgeordnete Freiherr v. Richthofen hat die Wirkungen 
fir Induftrie, Handel, Gewerbe und Lanbwirtihaft ge- 
rühmt. Etwas ähnliches hat auch ber Herr Reichskanzler 
in feinem Silvefterbrief ausgeſprochen. Aud der Herr 
Finanzminifter v. Nheinbaben hat es im Abgeorbneten- 
hauſe rg 

Nun, meine Herren, zunächſt bat das eine gewiß 
günftig gewirkt, dab durch die Verträge auf eine längere 
Reihe von Jahren Sicherheit geihaffen ift, und daß bie 
Induſtrie ih einrichten fanı. Das tft ja auch ein Grund 
mit, warum wir für bie —— — eintreten, und 
ein Grund, warum wir auch ihre Fortführung wünſchen. 
In dieſer Beziehung möchte ih nur bitten, daß ber Frage 
der Handeläbeziehungen zu ben Wereinigten Staaten 
ernfte Aufmerkſamkeit zugewendet wird. 

(Sehr richtig! rechts.) 
(53 liegt Grund zu ber Annahme vor, daß die Verhand— 
lungen, bie jüngft zwiſchen deutihen und amerifantihen 
Tariftommiffaren in Berlin geführt worden find, nicht 
ganz frudtlos verlaufen find, und ich will hoffen, daB 
fi) die Ergebniffe ſehr bald zu einem Kandelövertrage 
zwifchen Deutihland und den Vereinigten Staaten ver- 
dichten, der, wie ich überzeugt bin, für beide Nationen 
von außerordentlihem Wert fein würde. 

(Bravo! links.) 

Meine Herren, was aber bie Wirkung der Verträge 

anlangt, fo möchte ih gegenüber den Äußerungen aus 
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dem Haufe doch jagen, die Zeit iſt noch viel au furz, um 
überhaupt ſchon ein ficheres Urteil über die Wirkungen der 
Hanbelövertragäpolitif abgeben zu können. 
(Sehr richtig! links.) 
Wir haben eine wirtſchaflliche Hocdlonjunktur, die aus 
einer Neihe von Gründen entftanden if. Wir wollen 
normale Zeiten abwarten, meine Herren; aber jegt ſchon 
zeigt fih, daß eine Reihe von Induftrien nicht Vorteile, 
jondern Nachteile von den Zollerhöhungen gehabt hat, 
und ich möchte auf eine Außerung — die in dieſen 
Tagen die Sorauer Handelskammer, deren Vorſitzender 
der Herr Kollege Bahn von der nationalliberalen Partei 
iſt, getan hat. In dem Berichte der Handelskammer wird 
feftgeftellt, daß die Induſtrie des Bezirkes nicht nur in 
bezug auf die Einfuhr notwendiger Rohſtoffe aus dem 
Ausland durch den neuen deutſchen Zolltarif und beffen 
Auslegung erheblich benachteiligt ift, fondern daß aud für 
eine Anzahl von Fabriken die Ausfuhrmöglichkeit durch 
erhöhte Schußzölle bed Auslandes verloren tft. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Meine Herren, es fteht leider zu befürdten, wenn erft bie 
Hodhlonjunktur abflaut, wenn vielleicht ein wirtſchaftlicher 
Ntebergang 14 einftellt, mit dem wir doch aud) rechnen 
müffen, daß dann bie ungünftigen Wirkungen der Handel⸗ 
vertragdpolitif erft recht in die Erſcheinung treten werben. 
(Sehr richtig! Links.) 

Meine Herren, num hat ber Herr Abgeorbnete Freiherr 
v. Richthofen vom dem beſonderen Segnungen biefer Zoll 
erböhungen für bie Landwirtſchaft geſprochen. Ich will 
ben Streit, den wir ja bei dem Zolltarif ausgefochten 
haben, bier nicht erneuern; aber id möchte doch darauf 
hinweifen, daß auch bei den Herren von ber Rechten, auch 
bei Männern der Regierung jetzt eine gewiſſe Ernüchterung 
berbortritt über die Wirkungen der Zollpolitit auf bie 
Landwirtſchaft. 

Der preußiſche Landwirtſchaftsminiſter Herr v. Arnim 
IM im Abgeordnietenhaufe einige Ausführungen über bie 

ollpolitit gemacht, die fich im wefentlichen bdeden mit 

ben Bedenken, bie von und feinerzeit geltend gemacht 


worben find. 
(Sehr richtig! links.) 
Er Hat gefagt, man könne fih dem Gindrud nicht ber- 
fhließen, baß die Chancen, die die Zollgeſetzgebung 
bietet, doch überſchätzt worden ſeien; die Erhöhung ber 
Arbeitslöhne, bie durch das Steigen ber —— reiſe 
bedingte Erhöhung der Produltionskoſten bilde ein ſchwer⸗ 
wiegended Gegengewicht gegen die etwad höheren PBreife, 
die die Landwirtſchaft aus den Zöllen gezogen habe. Und 
er hat dann noch auf einen Punkt hingewieſen, ber 
unferer —— nach ein außerordentlich wichtiger Punkt 
für bie Beurteilung der Zollpolitik it. Er hat geſagt, 
* eine Preisfteigerung der Grundſtücke in die Erſcheinung 
ete. 


(Hört! —— links.) 
Dieſe allgemeine Preisſteigerung ſei auch deshalb fo 
bedenklich, weil fie nicht nur bei Verkäufen, ſondern auch 
— das tft das allerbebenklichfte — bei Vererbung in die 
Erſcheinung trete 

(ehr richtig! links) 


und bei jedem —— Anlaß biete zu einer vermehrten 
und beſchleunigten — Er hat weiter darauf 
hingewileſen, daß die Verſchuldung wachſen muß, und daß 
die Zollgeſetzgebung dann nichts nützt ſondern vielleicht 
mehr ſchadet. „Faͤnde je eine Aufhebung der Zölle ſtatt“ 
— und wer wollte bie Möglichkeit dafür Ienguen? —, 
bann, meine Herren, „werden Stataftrophen ber ſchlimmſten 


Art eintreten.” 

(Sehr — links.) 
Das iſt nicht von unſerer Seite geſagt, ſondern vom 
preußiſchen Landwirtſchaftsminiſter, und das weicht einiger⸗ 


Br i 


(0) 


(D) 
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(Dr. Wiemer.) 





(A) maßen ab von dem, was wir aud vom Tiſch der ver— 


bünbeten Regierungen bei der Erörterung über ben Zoll: 
tarif ge haben. 
err d. Arnim hat von dem proviſoriſchen Wall bes 
ollſchutzes geiprodhen. Ich entnehme daran nur das 
e, daß bie Erfenntnid auch auf jener Seite mehr und 
mehr wachen wird, daß bie agrariihe Zollpolitif auch 
für die Landwirtſchaft nicht von Vorteil ift 
(Heiterkeit rechts) 
wegen ber Folgen in der Zukunft, und dab Sie vielleicht 
zu dem Entſchluſſe mit uns fommen, daß biefer provifortfche 
Wall abgetragen oder wenigitend ermäßigt werben muß. 
(Heiterkeit rechts.) 
. Dad wird um fo notwendiger fein, meine Herren, als 
ja aud) von Ihrer Seite nicht mehr verfannt wird, wie 
ſehr biefe en eingewirft hat auf die Steigerung 
der Preije für die notwendigften Lebensmittel. 
(Sehr wahr! Tinte.) 
srüher ift das beftritten worben, heute werben gerade bon 
der rechten Seite Anträge geftellt, um die Wirkungen diefer 
Breisteurung mwenigftend für die Beamten auszugleichen. 
(Sehr richtig! Tinte.) 
Wir freuen und darüber; denn bie Anregung dazu ift 
ſchon vorher von unferer Seite aus ergangen, und ich hoffe, 
daß das, was von ber rechten Seite beantragt iſt, aud) von 
den Herren vom Zentrum und aus anderen Parteien, der 
—— ein Anſporn fein wird, möglichſt bald mit einer 
dlichen Aufbefferung der Beamtengehälter vorzugehen. 
. (Sehr gut! links.) 

Was im Etat geboten wird und in ber Ergänzung 
des Etats, die Nachahmung des Vorbilds, das Preußen 
gegeben hat, dad genügt meines Erachtens nicht, um die 
berechtigten Wünſche der Beamten zu erfüllen. 

j j (Sehr richtig! links.) 
Es muß eine allgemeine Neuordnung der Gehaltöfäge ber 


8) Beamten burchgefegt werben, entfprehend der gefteigerten 


Lebenshaltung, und es müfjen dabei auch Ungleichheiten 

bejeitigt werden, bie innerhalb der einzelnen Sategorien 

in der Geftaltung ihrer Bezüge heute noch vorhanden find. 
(Sehr richtig! Links.) 

Meine Herren, ich glaube aber, daß man fi hüten 
fol, wenn man bie Berechtigung der Beamtenwünſche 
anerkennt, gegen bie Beamten mit Schroffheit vorzugehen, 
fobald Klagen über ihre Lebenslage laut werden. Ach 
habe Beranlaffung dazu aus einem Bergen, über ben 
in ben leßten Tagen Mitteilung geworben if. Es iſt 
bie Nachricht durch bie Preſſe gegangen, daß ber preußiſche 
Landwirtihaftäminifter, der zugleich der oberite Vorgejegte 
der preußiſchen Forftihugbeamten tft, die Mitglieder des 
Bereind der preußiichen Forftihugbeamten aufgefordert 
bat, aus dem Verein audzutreten und das Abonnement 
auf die Wochenſchrift für Forſtbeamte aufzugeben. 

(Hört! hört! Links.) 
Ju dieſer Wochenſchrift war ausgeführt, es fet bedauerlich, 
daß nur eine jo geringe Gehaltderhöhung in dem neuen 
Etat vorgeichlagen fei, und es war auch auf den Einfluß 
ber Förfter bet den Wahlen hingemwiefen — vielleicht eine 
etwas umgeihidte Wendung, aber jedenfalls doch nicht 


derart, daß fie ein ſolches Eingreifen rechtfertigen fünnte. 
Der Horftminifter hat nämlich angeordnet durch 
einen Erlaß an bie Forſtſchutzbeamten, 


nunmehr aus dem obengenannten Verein aus— 
— und das Abonnement auf die Wochen— 
chrift aufzugeben. Wer biefer meiner Erwartung 
nicht entſpricht, wird für bie Folge von dem 
Aufrüden in ben höheren Verwaliungsdienſt aud- 
geichloffen unb hat weder auf Remumeration noch 
auf linterftüßung, noch auf bie von ihm bezogene 
Oftmartenzulage fernerhin zu rechnen. 
(Zebhaftes Hört! Hört! links und in der Mitte.) 


Ich habe mich erkundigt, ob das zutrifft, und ich habe di (C) 


Beftätigung erhalten. Die Maßnahme wird noch infofern 
verihärft, ald die FForftihugbeamten infolge ber An— 
regung, aus biefem Verein audzutreten wegen der 
Außerung ber Zeitung, auch das verlieren, was fie bisher 
ſchon geleiftet haben zur Kranken- und Penſionsverſicherung. 
Meine Herren, ich glaube, daß das ein nenn 
Vorgehen ift. Wir werden ja Gelegenheit finden, au 
anderer Stelle darauf noch näher einzugehen; aber id 
möchte doch heute mit die Gelegenheit vorübergehen 
laſſen, ohne fogleih Verwahrung einzulegen gegen ein 
Vorgehen, dad meiner Meinung nad ebenfo ungerecht 
wie hart und geeignet ift, Erbitterung in die Reihen einer 
Beamtenkategorie zu tragen, deren Pilichttreue über jeden 
Zweifel erhaben und von den Parteien des Haufe an 
erkannt worben ift. 
(Xebhafter Beifall links.) 

Meine Herren, was nun den Gtat im einzelnen an: 
langt, fo wird eine genaue Prüfung erforberlich fein. Ich 
glaube, daß Abftrihe in einzelnen Punkten möglich fein 
werden, und daß Sparfamfeit dringend notwendig ift. 
Im großen und ganzen find ja bie Hauptausgaben, ſoweit 
Marine und Militär in Betracht fommen, durd; Geſetz 
bereitö feftgelegt. Beim Neichöheer, um das zu erwähnen, 
find erhebliche Mehrausgaben von etwa 5 Millionen durd) 
die Naturalverpflegung entftanden, wieder eine ungünflige 
Rüdwirtung der PVertenrung der Lebensmittel und der 
anberen aud für bad Heer notwendigen Erforderniſſe. 
Was bie Marine anlangt, fo find ja die Neubauten, die 
bom Reichstag gefordert werben, durch das Geſetz feſt— 
gelegt. Ich brauche auf die Einzelheiten Heute nicht 
einzugehen, aber eine ——— möchte ich machen. Es 
iſt feſtgeſtellt, daß regelmäßig in den letzten Jahren die 
für Schiffsneubauten vom Reichstag bewilligten Mittel 
nicht ganz ausgegeben worden ſind. Für 1901 verblieb 


noch ’/, Million Mark, für 1902 3,5 Millionen, für 1904 (D) 


fogar 7,4 Millionen, fir 1905 1,3 Millionen, im ganzen 
bi3 1905 nicht weniger als 11,7 Millionen. Das ift ein 
Beweis dafür, daß man nicht in bem Tempo bauen kann, 
wie vielfah die Freunde einer forcierten Flottenvermehrung 
annehmen, ſondern daß eine Grenze liegt in ber Leiſtungs— 
fähigkeit der deutſchen Werften, und daß nicht einmal das 
vol ausgenüßt werden konnte, was bereit3 vom Reichstag 
bewilligt worden tft. Ich hebe das herbor gegenüber ber 
erneut einſetzenden Agitation bes Flottenvereins. Der 
Herr Generalmajor Keim ſchilt ja bereits wieber in der 
Preſſe über bad Schnedentempo ber Ylottenvermehrung 
und verlangt ein fchleumigered Vorgehen. Meine Herren, 
bad hängt auch noch von anderen Faktoren ab, und 
gerade bie Rückſſicht auf die Leiftungsfäbigkeit der Werften 
und auch auf den Mannſchafts- und Offizierderfag bürfte 
biefen Wünfhen des Herrn Generalmajor Selm etwas 
binderlih im Wege ftehen. , 

Meine Herren, der Herr Reichskanzler hat ein Loblied 
gefungen auf ben Flottenverein. Ich kann in das Lob— 
lied nicht einftimmen. 

(Sehr gut! links.) j 
Ich bin ber Anficht, daß der FFlottenverein bei den 
Wahlen mit mehr Eifer ald Geſchick vorgegangen ift 
(ſehr richtig! linls und in der Mitte), 
und daß er aud) mit feinem Vorgehen der Regierung oft 
Berlegenheit bereitet hat. Der Herr Reichskanzler hat 
ben Herrn General Keim gerühmt; aber id; möchte doch 
glauben, daß das Belanntiwerden mander Beröffent- 
HÜdungen auch ihm den Stoßſeufzer erpreßt hat: Gott 
ſchütze mid vor meinen Freunden. 
(Sehr gut! lints und in der Mitte) 

Meine‘ Herren, der Herr General Keim hat ſich aud) 
für meinen Fraftionsfollegen Eichoff intereffiert. Herr 
Dr. Spahn ift anf die Angelegenheit zurüidgelommen. 
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(Dr. ®temer.) 


(A) Kollege Eicdhoff wird ja Gelegenheit Haben, auch hier im 


Haufe feine Auffaffung über diefe Angelegenheit auszu— 
fprehen. Wenn aber Herr Dr. Spahn gemeint hat, 
wenn ber Herr Abgeorbnete Richter noch am Plage wäre, 
fo würbe Herr Kollege Gidhoff nicht dort unter und figen, 
fo möchte ih bod glauben, gerabe er ald Richter follte 
doch das audiatur et altera pars aud einem Kollegen 
gegenüber zur Geltung bringen. Er ald Richter wird 
nicht geneigt fein, den unbeglaubigten Abdrud eines ge- 
ſtohlenen Briefes ſchon ald ausreihenden Beweis für bie 
Verurteilung anzufehen. Meine Herren, wir werben bie 
Klärung der Sade abwarten, aber das eine will ich 
heute unumwunden ausſprechen: wir alle verurteilen 
MWahlbeeinfluffungen jeder Art, ob fie nun zu unfern 
Gunften oder Ungunſten eintreten. 
(Brabo! linf3 und in der Mitte.) 
Wir verurteilen e8 and), wenn wirklich zu Gunften eines 
unferer Stollegen der Megierungdapparat berart in 
Bewegung gelegt fein ſollte. Als der Wahlkampf ein: 
geleitet wurde, ift und von der offiziöfen Preſſe verfichert 
worden, daß volle Ilnparteilichkeit walten ſolle. Wir 
haben Grund zu der Annahıne, daß ed nicht überall mit 
diefer Verfiherung ernft geweſen ift, und wir wollen in 
Rüdblid auf den Wahlkampf erneut bie Forderung 
ftellen, daß die Regierungsorgane im Wahlfampf volle 
Neutralität und Inparteilichkeit gegenüber ben politifchen 
Parteien zu beobadten haben. 
(Bravo! Links.) 
Meine Herren, der Herr Reichsſchatzſektetär hat nad) 


einem Hinweis auf bie m. für Heer und Marine. 


auch von den Ausgaben geiprodhen zur Sicherung des 
inneren Friedend. Ih kann bie gg meiner 
Freunde ausſprechen, daß wir bereit find, bie Mittel zu 
bewilligen, bie zur Fortführung der Maßnahmen für ben 
inneren Trieben beftimmt find. Wir freuen und über bie 


(8) Erflärung des Herrn Reichskanzlers, daß bie foziale 


Gefeßgebung gefördert werden fol. Im Gtat bes 
Reichſsamts des Innern findet ſich auch wieder eine Anzahl 
neuer Forderungen, und der Reichſtag wird weitere Wünfche 
laut werben laffen. Meine Herren, die Frage wirb immer 
ernfter, ob die Organtjation des Reichſsamis des Innern 
auf bie Dauer fi ald ausreichend erweiien wird. Auch 
ein Mann von ber großen Arbeitäfraft, dem Wiſſen und 
ber Arbeitsfreudigkeit des Herrn Staatsſekretär Grafen 
v. Poſadowsty wird den ſteigenden Anforderungen dieſes 
Amts kaum ſich gewachſen fühlen, und wir werben zu 
prüfen haben, ob nicht eine Anderung der Organifation 
im Sinne unſerer fhon früher vertretenen Anſchauungen 
erforderlich fein follte. 

Meine Herren, was die Wünſche aus dem Reichstage 
angeht, jo will ich mich auf kurze Bemerkungen befchränfen. 
Ich will vor allem dem Wunſch Ausdrud geben, daß fehr 
bald der Gefegentwurf betreffend bie Rechtsfähigkeit der 
Berufövereine wieder vorgelegt werben möge. 

(Sehr gut! Tints.) 
Ih ſtimme durchaus dem bei, was ber Herr Kollege 
Baflermann ausgeführt hat, daß dieſe Regelung not- 
wendig tft, dab fie aber auch erfolgen muß in freiheit 
lichem Geiſte. Wir wünfchen einen Gefegentwurf, der die 
Vorteile der früheren Vorlage bringt, ber aber befreit 
wirb von ben polizetlihen Schifanen und den ängftlichen 
Strafbeftimmungen, bie in dem vorigen Entwurf enthalten 
waren. Für uns ift der Gefegentwurf die Betätigung 
des Gebantend, daß für den Arbeiter volle Gleich: 
berechtigung in unferem wirtfhaftlihen und öffentlichen 
Leben gefhaffen werben muß. 
(Sehr richtig! Links.) 
Ich babe nicht die Illuſion, daß durch zeitgemäße foziale 
Gejege, durch Anerkennung der beredtigten Forderungen 
die foziale Mißſtimmung volltommen befeitigt werden kann 





und bie Sozialdemokratie verſchwinden wird, id trete (C) 


bem Herrn Reichskanzler bei, wenn er vor folder Illuſion 
gewarnt hat; aber ich glaube auf ber anderen Seite, daß 
ehrliched Vorwärtsgehen auf biefem Gebiete, bie ber: 
ftändige Mitarbeit ber bürgerlihen Parteien auch bei 
einem Teil ber Arbeiter dad Verſtändnis erwecken wird, 
daß ihre bereditigten Forderungen erfüllt und geförbert 
werden können aud auf bem Boden ber heutigen Staats: 
und Gefelihaftdorbnung 
(ſehr richtig! Links), 

und daß fie es nicht — haben, Wahldienſte einer Partei 
zu leiſten, bie die Arbeiterbewegung doch vor allem als 
ein Mittel zur Förderung ihrer parteipolitiichen Ziele 


anfieht. 
(Sehr richtig! links.) 

Wir wünſchen eine Reform ber Krankenverſicherung, 
wir haben einen Antrag eingebradt, der in feinen Einzel⸗ 
heiten Ihnen unterbreitet werden wird. Es ift viel bie Rebe 

ewefen von einer Zufammenlegung der brei großen Ber- 

— eſetze. Der Herr Staatsſekretär Graf v. Poſa— 
dowöly hat ſich vor * Zeit darüber eingehend 
geäußert. Ich für meinen Teil glaube, daß dieſe Frage 
nicht fo einfach zu löſen fein wird, wie vielfach in der 
Preffe ausgeſprochen wird, baß bei diefer weitausſchauenden, 
folgenfhweren Reform eine ganz große Zahl von Schwierig 
feiten in Betracht kommt, und ich glaube, baß jeben- 
falls für die nächſte Zeit eine ſolche Vereinheitlihung nicht 
durchgeführt werben wird. Deshalb erfcheint es uns 
erwünfht, daß man mit Verbefferungen der Sozialgejeh- 
gebung vorgeht, die jetzt ſchon durchgeführt werben können, 
und wir meinen, daß eine Reform der Ktrankenverſicherung 
dringend notwendig ift, vor allen Dingen aud eine Be- 
jettigung ber Zerfplitterung, die auf bem Gebiete ber 
Kranlenverſicherungsgeſetzgebung beftebt; wir wollen durch 
unferen Antrag in ber Nichtung bie Anregung geben. 


In ben neuen Etat ift beim Neichdamt des Innern au) (D) 


eine Pofition eingeftellt, die Erhöhung ber Forderung von 
50000 Marl auf 100000 Mark zu Aufwendungen für 
Einrichtungen und Beranftaltungen, welde den allgemeinen 
Intereſſen des beutihen Handel und Gewerbes bienen. 
Wir werben diefer Forderung zufimmen. Sie wirb bor 
allem damit begründet, daß die Beftrebungen gefördert 
werden jollen, die darauf gerichtet find, der deutſchen 
Baummwolleinbuftrie die Belhaffung des Rohmaterials 
zu erleichtern. Es wird in den Erörterungen auf die 
Baumwollekultur in den deutſchen Kolonien hingewieſen. 
Wir find durchaus bereit, bie Verſuche zu unterftügen, bie 
zur Hebung der Baummollefultur in den Kolonien unter: 
nommen werben folen. Wir würben und freuen, wenn 
aus biefen Berfuchen etwas u... berausfommt; 
wir können nur wünjchen, daß aud bie Kolonien —— 
zu ben Bedürfniſſen der Heimat gerade auf dem Gebiete 
ber Berforgung unferer Zertilinbuftrie. 

Damit bin ich au der Frage der Stolonialpolitif über- 
haupt gefommen. Nach den eingehenden Debatten, bie 
wir im November und Dezember gehabt haben, kann ich 
mich kurz faffen, zumal ja bei den Nachtragsetats noch 
eine weitere Erörterung in Ausficht ſteht. So erfreulich 
es ift, daß die Ausgaben für bie Kolonien biedmal fich 
vermindern gegenüber dem Borjahr um 15*/, Millionen, 
fo wirb das doch nod nicht als ausreichend angefehen 
werben können. Wir haben unjere Stellung zur Kolonial⸗ 
politit Hargelegt — ich verweiſe auf bie — — 
meines Freundes Kopſch und des Kollegen Dr. Müller 
(Meiningen) —, und ich will heute nur wiederholen, daß 
wir eine verſtändige Kolonialpolitik zu unterſtützen bereit 
find, die ſich hält im Rahmen der Leiſtungsfähigkeit bes 
Reichs und der beutjhen Steuerzahler. Der Gefidts- 
punkt der wirtihaftlihen Rentabilität wird dabei vor allem 
beflimmend fein, und id; fann von biefem Geſichtspunkt 
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(Dr. Wiemer.) 


(A) aud nicht alles unterjchreiben, was der Herr Ftolonial- 


bireltor Dernburg in feinen Wahlreden ausgeſprochen hat. 
Die Fritif, die ber Herr Abgeordnete Bebel an biefen 
Wahlausführungen des Herrn Stolonialdireftord geübt 
hat, war in mandem Punkte nicht unberechtigt. Der 
Reichſstag wird jedenfall die Aufgabe haben, nüchtern 
und Eritifch zu prüfen; es wäre burdaus falſch, ſich in 
eine optimiftiiche Beurteilung der Kolonien hineinzureben, 
die vor den Tatſachen hinterher nicht Stich halten kann. 
(Sehr richtig! links.) 
Meine Herren, in diefem Zufammenhang möchte id 
eined erwähnen. Es ift die Rede davon, daß bie Aktien 
der South Weft Africa Company an der Berliner Börfe 
zugelaffen werden follen, daß Beftrebungen im Gange 
find, die Regierung zu veranlaffen, Aktien dieſer Gefelichaft 
and unter dem Nominalwert von 1000 Mark zur Börfe 
zuzulaffen. ch würde es fir bedenklich halten, biefem 
Borihlag zu folgen. Die South Welt Africa Company 
hat noch feine Dividende gezahlt; fie bat zwar Minen: 
rehte im Ovamboland erworben, aber bon einer wirk— 
lichen —— iſt bisher noch nicht die Rede, und 
man tappt noch im Dunkeln über ihre wirtſchaftliche Er- 
tragäfühigfeit. Was aber vor allen Dingen bedenklich ift, 
das ift bie Tatfache, daß kleine Anteile von einem Pfund 
Sterling, — 20 Mark, ausgegeben werden ſollen. Ich 
würde es bedauern, wenn die Zulaſſung ſolcher kleinen 
Anteile erfolgen ſollte. Wir haben nichts dagegen, wenn 
ber Herr Kolonialdirektor das Großkapital für koloniale 
Unternehmungen zu intereffieren vermag; bad Großkapital 
fann überſchauen, was aus einem linternehmen heraus: 
fonımen fann, und kann etwas riöfteren; aber ich würde 
es doch für bedenklich halten, wenn das Stleinfapital, ber 
Heine Rentner, in bie Spekulation mit hinetugezogen und 
der Gefahr ausgeſetzt werben ſollte, Opfer ider aus: 
ländifhen Spelulationdunternehmungen zu werben. 
(Sehr wahr! links.) 

Meine Herren, was die Frage der Truppenftärte in 
den Kolonien anlangt, jo habe ich ja feinen Zweifel, daß 
der Nachtragdetat, der zur Auflöfung des Reichstags ge: 
führt hat, vom neuen Reihdtag bewilligt werben wird. 
Ich freue mid, aus ber Thronrebe entnehmen zu können, 
daß eine erhebliche weitere Verminderung der Truppen in 
Ausfiht genommen wird. Das flimmt überein mit dem, 
was wir feinerzeit im Antrag Ablaß zum Ausbrud zu 
bringen ſuchten. Wir hoffen, daß die Zeit der Eriegeriichen 
Unruhen vorbei ift, und daß in ben Stolonten jett bie 
Friedensarbeit der wirtihaftlihen Erfchließung beginnen 
fan. Wir haben im vorigen Jahre im der Budget— 
tommiffion außerorbentlid) intereffante Grörterungen bier: 
über gehabt. ch erfenne an, daß das Programm, das 
der Herr Gouverneur vd. Lindequiſt ber Kommiſſion vor— 
gelegt hat, und das ja aud) in einer Denffchrift zum Etat 
enthalten ift, fehr vieles enthält, was auch wir von unferer 
Seite unterſtützen können. Wir haben das ſchon in ber 
Rommilfion ausgefproden. Der Herr Gouverneur v. Binde: 
quift hat in übereinftimmung mit unferen Anſchauungen 
geiagt, daß eine ftarfe Schußtruppe unter allen Umftänben 
eine unwirtihaftliche Ausgabe ſei und es darauf anfomme, 
friedliche Zuſtände herzuftellen, die Behandlung ber Ein— 
geborenen in die richtigen Wege zu leiten, und was fonft 
an ſolchen Friedensarbeiten noch mehr if. 

Auf dem Gebiete des KHulturfortihritt3 in dem Solo» 
nien findet fih im Gtat für Kamerun eine Poſition: es 
werden 8000 Mark zur Errichtung öffentlicher Aborte für 
die Eingeborenen gefordert. 

(Heiterfeit.) 
Ih will nur hoffen, daß nicht ein findiger Kopf auf ben 
Gedanken fommt, für die Benugung ber Aborte eine 
Steuer zu erheben — das würde dad Gegenteil herbei 
führen. 
Keihstag. 1907. 


12. Zegisl.-P. I. Seſſion. 


Wenn man aber annimmt, daß eine Harfe Schuß: (C) 


truppe nicht erwünfcht tft im Intereſſe des Gebeihend ber 
Kolonien, fo follte man nicht darnach ftreben, fie zu er- 
weitern, fonbern darnach, fie einzufchränten. Da möchte 
ih darauf aufmerfjam machen, daß im Etat für Oftafrifa 
eine ſoche Erweiterung der militäriihen Schugtruppe tn 
Ausfiht genommen ift: es werben für Oftafrifa für Die 
Pilitärverwaltung 325 690 Mark mehr gefordert, im ganzen 
über 3 Millionen, für die Schutztruppe — babei tft, wie 
in der Thronrede ausdrüdlih ausgeſprochen wird, der Auf: 
ftand dort völlig erlofhen. Auch in Kamerun wird eine zehnte 
Kompagnie gefordert, ein Mehrbebarf von 327 000 Mark, 
obwohl im den Erläuterungen zugegeben wird, daß bie 
Polizeitruppe im Sango:Ngofogebiet Herr der Rage ger 
blieben ift. Diefe Forderung fcheint uns niht im Ein- 
Hang = ftehen mit dem, was uns in ber Kommiſſion 
auch im vorigen Jahre in Auficht geftellt worden ift. 
Mir meinen, daß man bahin ftreben fol, bie überaus 
foftfpielige und unwirtfhaftlide Schuptruppe zu ber: 
mindern und dafür Die Volizeitruppe durch zwecmäßige 
Organiſation auszugeftalten. 
(Hört! hört!) 

Ich hoffe, daß im diefer Beziehung noch weiteres durch— 
geführt werden wirb. 

Mir freuen und barüber, daß in ber Thronrede 
angefünbigt ift, die Neuorbnung ber Beamtenverhältnifie 
innerhalb der Stolonialverwaltung jolle fortichreitten. 
Wir hoffen, e3 wird darin energiſch fortgefahren und bie 
begonnene Säuberung gründlich a werben. 

Mir find auch bereit, das Kolonlalamt zu bewilligen, 
weldes von neuem bon dem Reichstage u. wird, 
und gerade aus dem Gedanken heraus, ben ich eben 
berührte. Wir wünfhen, daß ber Leiter ber SKolontal- 
politit auch gegenüber den ihm unterftellten Beamten 
volle Selbftänbigkeit und volle Energie entfalten Tann, 


und das wird er beffer ald Staatsſekretär, denn als ftell- (D) 


vertretender Kolonialbireftor tum können. In ber Denf: 
fchrift ift dargelegt, aus melden Gründen die Aus— 
geftaltung bes, Kolonialamt3 erfolgen fol. Ich kann in 
der Hauptſache diefer Begründung zuftimmen. Es läßt 
ſich nicht verfenmen, daß die Aufgaben ber Kolontalpolitif 
immer größer geworben find, daß die Verantwortlickeit 
immer mehr gewachſen tft, daß fih Schwierigkeiten aus 
der heutigen Organifation für bie Disziplin ergeben 
haben. Ich will der Hoffnung Ausbrud geben, daß ber 
Herr Staatöfelretär des Neichätolonialamt3 noch mehr 
als ber jeßige ftellvertretende Kolonialdireltor fi ber 
hohen Aufgabe bewußt fein wird, die Ausgaben für bie 
Kolonien in Einllang zu Halten mit ber Zeiftungsfähig- 
feit des Reichs und mit ben übrigen Aufgaben, bie 
das Reich zu erfüllen hat, daß er ſich bewußt fein pr; 
der Pflicht, durch feine Politit dazu beizutragen, ba 
nicht die Stellung Deutfchlands gegenüber den europätichen 
Staaten beeinträdtigt wirb. 
(Sehr gut! links.) 

Es ift wohl nicht zu befürchten, daß dieſe Neuorganifation 
ungünfttg auf die auswärtige Politik einwirkt, mie bei 
ben Gröterungen im borigen Jahre hier ausgeführt if. 
Die Entfheidung bleibt ja immer in der Hand des Herrn 
Reichskanzlers. 

Was bie auswärtige Politik anlangt, jo entnehmen 
wir der Thronrede, daß die Zuperfiht im ber Erhaltung 
ded Friedens befteht. Wir haben aud mit Genugtuung 
ed aufgenommen, daß ein Bertrag mit Dänemark be= 
treffend bie Regelung ber Optantentinder abgeſchloſſen tft. 

(Sehr gut! Ins.) 
Ich Hoffe, daß aud die Schwierigkeiten, bie noch bor- 
banden find bezüglich der Maroffofrage, ſehr bald ihrer 
endgültigen Löfung entgegengehen werben. 

Wir haben aud mit Genugtuung aufgenommen, dab 
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(Dr. Wiener.) 


CA) die deutſche Regierung die Einlabung zur zweiten Haager 


Friedenskonferenz angenommen bat. Wir halten es für 
Hate, daß alle Beitrebungen unterftügt werben, bie ge- 
eignet find, den Frieden zu fihern, unter ber Borausfegung 
natürlich, daß folche Beftrebungen nicht als diplomatiſches 
Mittel benutt werden, um Deutſchlands Machtſtellung 
zu beeinträdtigen. Ih möchte mir die Anregung er: 
lauben, baß auf biefer zweiten Haager Stonferenz bor allen 
Dingen die Frage des internationalen Seerechts geregelt 


werden möchte. 

(Sehr richtig! links.) 
Gerade die Erfahrungen im ruſſiſch-japaniſchen Kriege 
haben gezeigt, daß auf diefem Gebiete mannigfadhe Lücken 
—— ſind, daß es angezeigt erſcheint, auf der 
zweiten Haager Konferenz dieſer Frage volle Aufmerkſam— 
keit zuzuwenden. 

Meine Herren, wir haben ſchon früher zum Ausdruck 
gebracht, daß wir eine ſtärkere Nüdwirkung der Volks— 
vertretung auch bei den Verhandlungen über bie aus: 
wärtige Politif wünſchen. Das Zentrum hat im biefer 
— einen Antrag eingebracht, den wir voraus— 
ſichtlich werben unterſtützen können. Es iſt unſerer Meinung 
nach überhaupt die Aufgabe, auf ein vertrauensvolles 
Zuſammenwirken zwiſchen Regierung und Volksvertretung 


hinzuwirken. 
Bravo! Eee) 

Der Herr Reichskanzler hat in feiner erften Rebe 
bon dem perfönlihen Regiment gefproden. Er hat gegen 
die Behauptung fih gewandt, dab ein perjünliches 
Regiment beftehe, und aufgeforbert, nachzuweiſen, wo in 
ber legten Zeit das perfönliche Regiment in die Ericheinung 
getreten ſei. Er fcheint ein —— Gewicht auf die 
Worte „in der legten Zeit“ zu legen, und ich will hoffen, 
daß feine Darftelung auch für die Zukunft Geltung haben 
wird. Früher find aud im biefem Haufe lagen nad 


(8) biefer Richtung laut geworben, und zwar nidt nur bei 


und, fondern aud bet anderen Parteien ift die Anſicht 
vertreten, daß ein perfönliches Negiment weder in der 
inneren noh in ber auswärtigen Politik Heute im 
zwanzigften Jahrhundert durchgeführt werben kann. 
(Sehr richtig!) 

Der Lonftitutionelle Staatögebante 
eg ber parlamentariihen Rechte. Ich möchte be- 
dauern, daß —5— in einem Prozeſſe ein Vorſtoß gegen 
ein bedeutungsvolles Recht des Parlaments, die Immunität 
ber Abgeordneten, unternommen tft 

(fehr richtig! in ber Mitte), 
zugleih aud; bebauern, dab ein Mitglied dieſes Haufes 
die Rechte ber Immunität nicht ausreichend geihügt hat. 
(Sehr richtig! links.) 

Der Herr Neichölanzler wird, glaube ich, wenn e3 ihm 
Ernft ift mit dem vertrauendvollen Zufammenmwirken 
zwiſchen Regierung und Volksvertretung, dahin zu wirken 
haben, daß ſolche Borgänge für bie Solpe unmöglich 
werben. Ein Antrag ift don unferer Seite hier ein- 
nebradht, eine Anderung ber Gefeßgebung in biefer 
Richtung vorzunehmen. Ich will hoffen, daß die Mit- 
wirkung der verbünbeten Negterungen 
werben wird. 

Der Herr Reichsſskanzler hat im GSilvefterbrief über 
ben Fraltlionshader und ben Barteigeift gellagt und hat 
aud) im feiner meulichen Rebe Andeutungen barüber ein- 
fließen laffen. Nun, wenn Fraktionshader und Partet- 

eift bei und borhanden find, jo ift das nad meiner 
einung bie Solge be3 Mangeld einer ausreichenden 
Mitwirkung ber Bollövertretung bei ben Regierungs— 


geſchäften. 
(Sehr richtig! links.) 
Der Herr Reichskanzler hat ſich feines Eingreifens 
bei den Wahlen gerühmt und hervorgehoben, baß er ſich 


verlangt bie 


nit verfagt 


bad Recht wahre, wie andere Staatdmänner Englands (C) 


und Frankreichs, in die Wahlbewenung einzugreifen und 
über die Anfichten und Abſichten der Regierung Aufklärung 
zu Schaffen. Ih will ihm das gar nicht verargen; ich 
glaube, das tft im Gegenteil als ein Fortichritt anaufehen, 
wenn burd ein ſolches Eingreifen ber leitenden Staats: 
männer Klärung geihaffen wird, vorausgeſetzt, daß nicht 
unzuläffige Wahlbeeinfluffungen geübt werben; aber wenn 
ber Herr Reichſskanzler auf dad Vorbild anderer Staats: 
männer bingewiefen hat, jo vergißt er eins, daß in Eng: 
land und in Frankreich die leitenden Staatsmänner zugleich 
auch Parteiführer ſind, die durch ihr Eingreifen in die 
Offentlichkeit den Einfluß ihrer Partei auf die Negierungs: 
geihäfte fihern wollen. 
(Sehr richtig! links.) 

Meine Herren, es ift im Wahlkampf und nad dem 
MWahltampf wiederholt an ein Wort des Fürften Bidmard 
erinnert worden, daß Deutichland werde reiten können, 
wenn e3 in den Sattel gefegt wird. Es ift auch vom 
Niederreiten gefprodhen worden. Ich glaube, auf das 
Neiten oder auf das Nieberreiten allein fommt es nicht 
an, fonbern e3 muß aud der richtige Weg eingefchlagen 
werben, der zum Ziele führt, und das kann nad unferer 
Meinung nur die Bahn ve h fonftitutioneller, moderner 
Staatdentwidlung fein. Auf diefen Wege wird Deutich- 
land nicht vorwärts fommen ohne eine ausreihende Berüid- 
fihtigung der ftaatderhaltenden Kräfte, die im Liberalen 
Bürgertum in Stadt und Land lebendig find. 

(Sehr richtig! Links.) 

Wir an unferem Teil — und id jprede das aus 
für die 50 entichteden liberalen Abgeorbneten, bie ſich hier 
zufammengefunden haben unter Aufrechterhaltung ber 
politiichen Selbftändigfeit in dem Entſchluß, gemeinfam 
zu wirfen — wir Vertreter bes entſchiedenen Liberalismus 
erachten es als unfere Aufgabe, mit feſtem Sinn und 
flarem Blid in die Zukunft die politifche Arbeit zu führen, 
um dem freiheitlihen Bürgertum im Waterlande den 
Einfluß auf das Staatöleben zu fihern, ber ihm nad) 
jeiner geiftigen und wirtfhaftlichen Bebentung zulommt. 

(Xebhaftes Bravo Links.) 


Präfident: Der Herr Abgeordnete Samp hat das Wort. 


Gamp, Abgeordneter: Meine Herren, ih möchte 
zunächſt meinem Bedauern darüber Ausdruck geben, daß 
unfer ältefted Mitglied, Herr v. Kardorff, nicht wiederum 
an biefer Stelle bie Fraktion bei ber Etatöberatung ber: 
treten Tann, und ich glaube, daß nicht bloß meine engeren 
polttifchen Freunde, ſondern aud weite Kreiſe dieſes 


Bedauern teilen. 
(Sehr richtig!) 

Meine Herren, ih mödte auch einige Bemerkungen 
zum Gtat machen, da auch ic die Anfiht habe, daß bie 
Generalbebatte zum tat doch ben Etat nicht ganz 
unberührt lafien kann, wie dies ſeitens mander — 
Redner, namentlich des Herrn Abgeordneten Bebel, 
geſchehen iſt. 

Sn ber Budgetkommiſſion haben die Vertreter ber 
Reichsfinanzverwaltung auf das entfchiedenfte den Stand- 
punft vertreten, baß alle Forderungen, welche aus ber 
Mitte des Haufes geftellt werben umd die eine Ver— 
mehrung ber Ausgaben zur Folge haben, von der Reichs— 
finanzverwaltung unter allen Umſtänden abgewiefen werden 
würben, wenn nicht gleichzeitig für Dedungsmittel geforgt 
wirde. Meine Herren, die Budgetlommtffion hat fich 
biefer Auffafjung angefhloffen und fie im ganzen als zu— 
treffend und richtig angefehen. Aber dann müflen wir 
auh von den Verbündeten Regierungen und bon ber 
Neihsihakverwaltung verlangen, daß fie dieſen Stand— 
punft auch gegenüber ben Forderungen der Heered= 
verwaltung, der Marineverwaltung und aller übrigen 


S 


D) 


(4) 
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(&amp.) 

Reſſorts geltend machen. Ach meine, daß die Reichs— 
finanzberwaltung unter allen Umftänden verpflichtet ift, 
wenn fie erheblihe Mehrforberungen von und haben will, 
auch gleichzeitig für Dedungsmittel zu forgen, und baf 
fie die Refiorts mit ihren Forderungen unter allen Um— 
ſtänden zurüdweift, wenn die Reichsfinanzverwaltung nicht 
in der Lage ift, und Dedung für dieſe Forderungen vor: 
zufdlagen. 

Ih will in diefem Jahre mit Rückſicht auf befondere 
Verhältniffe wegen der Berlegung dieſes Grundſatzes 
mildernde Umſtände konzedieren. Es handelt ſich erſtens 
darum, daß bie Reichsfinanzverwaltung nicht diejenigen 
Mittel belommen hat, die notwendig waren, um ben Etat 
ind Gleichgewicht zu bringen. Es find ferner ganz 
dringlihe Forderungen, z. B. die Erhöhung der Beamten» 
gehälter, auch vielleicht eine oder bie andere Militär: 
forberung, und mit Rüdfiht auf biefe befonberen Ber: 
bältniffe will ih davon Abſtand nehmen, die Innehaltung 
des Prinzips, welches bie Reichsſsfinanzverwaltung uns 
gegenüber aufrehterhalten will, von ihr zu forbern. 

Meine Herren, der Herr Stantöjelretär des Reichs— 
ihagamt3 hat mit ſehr begehrlihen Augen nad ben 
48 Millionen hingeſchaut, die zur Reichſswitwen- unb 
:watjenfürforge zurüdgelegt find. Ich bebaure, daß ber 
Herr Abgeordnete Wiener einige Ausfiht gemacht hat, 
dab er für bie Nugbarmahung dieſer 48 Millionen für 
allgemeine Reichszwecke beim Haufe Entgegentommen finben 
würde. Meine politifchen Freunde würden es umter allen 
Umftänden ablehnen, an biefen 48 Millionen rühren zu laſſen. 

(Bravo! rechts.) 
Und wenn ber Herr Staatsfefretär des Reichsſchatzamts 
gejagt hat, es jeien die Ginzelitaaten die Leidtragenden, 
jo muß ich jagen: bie Einzelitaaten fönnen viel eher bie 
Leibtragenden jein als bie Witwen und Waiſen. Wir 
fönnen bie Witwen: und Watfenfürforge unter feinen 


‚ Umftänden durchführen, wenn nicht ganz erhebliche Reichs— 


mittel dafür zur Verfügung geftellt werden, unb wir 
würden die ganze Witwen: und Waiſenfürſorge preid« 
geben, was wir nicht wollen, wenn wir barein willigten, 
daß biefe Thefaurierung nicht ſtattfünde, und daß bie 
Mittel für allgemeine Finanzzwede verwendet würben. 
Ich bin aber auch der Anficht, dab dieſe Thefaurte- 
rung gar nicht fo ſchlimm für bie Syinanzverwaltung if. 
Leider muß ja bie Finanzverwaltung alle Jahre fehr 
viele Millionen auf Anleihe nehmen; was heißt benn nun 
dad, ed werben 48 Millionen thefauriert? | Sie legt 
48 Millionen 3'/, prozentige Konfold für dieſen Zweck 
in ben fogenamnten en= und Walſenfonds, ober fie 
läßt bie 48 Millionen in das Reichsſchuldbuch eintragen, 
ſodaß alſo der Witwen- und Watfenfonds einen gewiſſen 
Anſpruch an das Neih hat. Ich fürchte, wir werben 
bis zum Jahre 1910 mit dem Geſetz nicht fertig fein, 
md wir werben bann ferner thejaurieren. Wenn wir 
etwa 1000 Milltonen in biefem Fonds haben, dann wird 
die Zeit ba fein, wo wir bie Witwen: und Watfen- 
fürforge durchführen können. 
Meine Herren, in einer Beziehung bin ich allerdings 
der Anfiht, dab der Reichsfinanzverwaltung entichteben 
egengefommen werben muß, das tft in ber Frage ber 
—— ber notwendigen Betriebsmittel. * meines 
Erachtens ein unleidlicher Zuſtand, wie er allmählich ein- 
iſſen iſt, daß die —— ——————— in einem 
—— 900 Millionen Schatzanweiſungen ausgibt, und daß 
zeitweife 328 Millionen atanweifungen im Berfehr 
find. Der Herr Staatäfefretär hat und mitgeteilt, woran 
das liegt. Ih bin ber Anficht, wir müſſen unter allen 
Umftänden die Berufsgenoſſenſchaften nötigen, viertel 
jährlich einen erheblichen Teil ihrer Schuld an bad Reid 
abzutragen, und id) glanbe aud nicht, daß dem erhebliche 


prattiſche Bedenken entgegenfiehen. Dem Schuldner tft 


bad vielfah fogar angenehmer. 
Einfommenfteuer in vier Raten jährlid, und wir können 
aud die Beiträge an bie Berufsgenoſſenſchaften viertel: 
—— bezahlen und auf dieſe Weiſe weſentlich dazu 
beitragen, die Neihäfinangverwaltung zu entlaſten. Dieſe 
184 Millionen find ein fehr erhebliher Faktor und haben 
einen fehr erheblihen Einfluß auf die Reichsbank und auf 
bie ungünftigen Strebitverhältniffe. 

Das zweile, meine Herren, tft, daß die Stundung an 
die Einzelftaaten befeitigt ober eingefhräntt werben follte. 
(Aha! in ber Mitte.) 

Die Einzelftaaten müffen fih doch unter allen Umſtänden 
auf eine gewiffe Leiftung an das Reid einrichten, und 
wenn biefe Schuld geftundet wird, jo haben fie allerbings 
ein und zwei Jahre eine Erleichterung, aber die Schuld 
drüdt nachher befto mehr auf fi. Der Grunbfaß: mer 
feine Schulden bezahlt, verbeffert fein Vermögen, findet 
auch auf bie Einzelftaaten Anwendung, unb ich bin des— 
halb ber Anfiht, daß die Einzelftaaten — Preußen natürlich 
voran — ihre Schulden regelmäßig an das Reich bezahlen 
follten, und daß man höchſtens da, wo einzelne Staaten 
ihren Verpflichtungen nicht nachlommen können, eine gemiffe 
Serebitierung eintreten läßt. Sollte man aber nicht dazu über: 
gehen, jo möchte ich bem Herrn Staatsſekretär zur Erwägung 
anheimgeben, ob es dann midht wenigftend gerechtfertigt 
wäre, denjenigen, die die Gelbmittel an dad Reid früher 
einzahlen, eine gewiſſe Zinsbonifilation zu gewähren. Es 
ift ja jelbftveritändlih bem preußtfchen Herr Finanz: 
minifter, von dem man ganz genau weiß, baß er bie 
Groſchen zufammenhält und unnützige Geſchenke an das 
Reich nicht macht, nicht zugumuten, daß er für Preußen 
allein bie Beiträge an das Neich rechtzeitig bezahlen fol, 
während die anderen Staaten e3 nicht tun. Gr ſucht mit 
bem Geld vermitteld der Scehandlung fo biel wie möglich 
zu verdienen, und das iſt feine Pfliht. Aber er würbe 


vielleicht anderd handeln, wenn dad Neich für bie redht- (m) 


zeitige Bezahlung ber Schuld einen gewiſſen Zinsſatz 
gewährte. Dann würde das Neid ein gutes Geichäft 
maden, und ber preußiiche Staat vielleiht auch; denn 
wenn jett dad Reich für feine Schatzanweiſungen vielleicht 
6 bis 7 Prozent zahlen muß, während ußen zu 
3 Prozent das Geld ausleiht, fo ift das ein fo erhebliches 
Mikverhältnis, daß der preußiſche Staat auch ſchon als 
Teil des Deutichen Reiches entfchtebenen Nuten haben würbe. 

Meine Herren, ih bin aud ber . t, baß ber 
Frage unbedingt näher getreten werben muß, wie wir bie 
Betriebsfonds des Reichs überhaupt vermehren. Ich bin 
der Anſicht, daß die dauernd notwendigen Betriebsfonds 
nit durch — — beſchafft werden bürfen, 
fondern nur auf bem Mege der Anleihe. Die über- 
mäßigen Schatanweifungen belaften den Gelbverfehr 
außerorbentlih, und wer die Berichte über die Sitzungen 
der Reichsbank mit Aufmerkſamkeit gelefen bat, wirb 
wiederholt den Unmut des Reichsbankpräſtdenten über 
biefe koloſſale Belaftung des Verkehrs mit Reichsſchatz- 
anmweifungen herausgehört haben. Es tft ganz zweifellos, 
wenn im ungünftigen Zeiten ſolche Anforberungen an bie 
Reichsbank und an den ok geftellt werben, daß das 
zu einer wefentlihen Verfhärfung ber Kredit- und Gelb- 
berhältniffe beiträgt. . 

Der Baus bes Kurſes der Staats: und Reids- 
anleihen ift ſehr bebauerlih und follte eine ernftere Sorge 
für bie verbünbeten Regierungen fein. 

(Ber richtig! rechts.) 

Wir haben ja en verſucht, den Staatd- und Reichs⸗ 

frebit durch die Einrichtung zu unterftügen, daß bei 

Bombardierung von ih3- und Staatdanleihen nur 

1; Pays über den Reichsbankwechſelzinsſatz zu zahlen 

ift. Diefe Beſtimmung erregte in landwirtſchafilichen 
eiſen ernfted Bedauern, weil die Paptere, die wir für 

13* 


Wir bezahlen unfere (C) 


(A 


— 


84 
(Gamp.) 
ebenio ſicher hielten, die Pfandbriefe, nicht das gleiche 
Privilegium hatten. Nun hat man meines Erachtens bad 
Törichtſte getan, was man tum fonnte: man hat ben 
Pfanbbriefen dad Privilegium nicht zugebilligt, man hat 
ed aber aud; den Reichs- und Staatöpapieren genommen. 
Dad ift, glaube id, auch ein Grund, weshalb die Ent: 
widlung des Kurſes ber Reichs- und Staatsanleihen in 
ben legten jahren eine ſehr wenig günftige gewejen ift. 
Nun werden mir wohl alle Herren darin recht geben, daß 
unfer landwirtſchaftlicher Kredit, unfer Realkredit in jo 
engem Zufanmenhang mit dem Kurſe der Reihspapiere 
fteht, da wir aud) ein großes Intereſſe an dem Sure 
ber Staatöpapiere haben, und daß mir den Pfanbbrief: 
frebit unter allen Umſtänden wefentlih fügen, wenn wir 
dafür forgen, daß fi ber Ktursſtand der Reichs- und 
Staatöpaptere erheblid erhöht. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Meine Herren, der Herr Staatöfefretär hat auch den 
hohen Disfontfa und den Rüdgang des KHurfes der 
Reichspapiere bedauert. Er fagt, dad wäre auf zwei 
Urſachen zurüdzuführen: auf bie "großen Bedürfuiffe ber 
Induſtrie und zweitens auf die Geldfnappheit. Diefer 
aweite Grund —— mich an den Ausſpruch von Onkel 
Bräſig, daß „die Armut von ber Powerté herkommt“. 


(Heiterfeit.) 
Eine Erklärung gibt diefer Ausdruck nicht. Ih will aber 
meinerjeits * e eigentlichen Gründe eingehen. Es ſind 
zunächſt, wie ich ſchon nachgewieſen habe, die ungenügenden 
Betriebsfonds ber Reichsverwaltung. Ich babe ſchon 
darauf hingewieſen, daß im Jahre 1903 nicht weniger als 
900 Millionen Schaganweifungen durch Bermittelung der 
Reichsbanl dem Verkehr zugeführt find. Der zweite Grund 
— in ag abjolut ungenügenden Betrieböfonds ber 


(Sehr richtig! rechts.) 





(8) Meine Herren, bie Reichsbant hat ein Grunbfapital von 


180 Millionen und einen Reſerbefonds von 64 Millionen 
Marl. Es ift den Herren befannt, wie Ich ſich der 
Präfident Koh im Jahre 1900 gegen bie Berftärkung 
des Reichsbankfonds fträubte, und daß der Reichstag 
ihm zwangsweiſe 30 Millionen Mark mehr zugewieſen 
hat, als er haben wollte. Run ift aus dem — 
nicht zu erſehen, wieviel von dieſen Millionen flüſſig find 
und welde Summen in Grundftüden angelegt find. IH 
glaube, daß das recht erheblihe Summen find, fobaß ein 
großer Zeil von dem Banklapital als nicht flüſſig in 
Abzug zu bringen if. Weiter: jeit dem Jahre 1875 bis 
1905 hat ſich der Verkehr der Neihsbant um dad Sieben: 
fache erhöht. Wenn alle Erzeugniffe ber Großinduftrie, 
die Kohlen ufw. eine £olofjale Preisfteigerung erfahren, 
fo bedarf bie Reichsbanl, um die Bedürfniffe des Ver— 
lehrs zu befriebigen, auch jehr viel größerer Mittel; was 
im Jahre 1875 gemügte, ift jet bei dem gegen damals 
um das Siebenfache gefteigerten Verkehr ungenügend. Daß 
bad die Auffaſſung aller Bankkreiſe it, geht daraus 
hervor, daß alle Privatbanten im leiten Dezennium ihr 
Betriebökapital fehr wejentlich erhöht haben, und daß wir 
heute eine Anzahl Privatbanten haben, die ein höheres 
Betrieböfapital haben ald die Neihöbant. Das find un: 
erhörte Zuſtände. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Die Reihsbant muß fi genügend Betriebsmittel unter 
allen Umftänden fichern, auch ſelbſt, wenn ihre Aktionäre 
eine Einbuße an der Rente haben follten 
(jehr gut! rechts), 
und bon den Ginnahmepofitionen bedaure ich feine fo, 
wie bie, dab dad Reich 12 Millonenen mehr aus der 
Reichsbanl — ug 
t! redht3.) 


Sehr 
Ich bin ber Anficht daß Hefe 12 Milionen dem Reich 
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und dem allgemeinen Verkehr und der Landwirtſchaft das 
Zehnfache gefoftet haben. 
(Sehr gut! rechts.) 

Der dritte Grund ift eine übermäßige Inanſpruch— 
nahme des inländiſchen Geldmarktes für bie Auslands— 
bedürfniffe. Ich will hierfür Bezug nehmen auf den 
Jahresbericht der Reichsbank felbft, in Dem meines Wiſſens 
zum eriten Mal das offen anerfannt if. Es Heißt im 
Jahresbericht für 1905: 

Bei dem günftigen Stand des Gelbmarftö ge- 
lang es nicht immer leicht den Bebürfniffen ber 
andauernd regen Tätigkeit des Inlands zu ge: 
ir fondern die Mittel des Markts wurben 

aud in ungewöhnlichen Maße dem großen Strebit- 
bebürfniffe fremder Staaten und ausländiſcher 
Unternehmungen zugewandt. Durch bie fich 
hieraus ergebenden Zahlungen und den Rüdfluß 
ausländifcher Guthaben und ben fortgefegt ſtarken 
Auffhwung der Induſtrie wurbe bie Lage ber 
Bank vollftändig verändert. 

Am 30. September 1903 erreihten bie Anz 
lage und ber ungededte Notenumlauf mit 1667 
beziehungsweiſe 920 Millionen feit Beftehen ber 
Reichsbank den höchſten, die Notendedung mit 
762 Millionen feit dem Ende des Jahres 1903 
ihren niebrigften Stand. 

Alfo Hier ift es offen ausgeſprochen, daß wir unfere 
ungimftigen Strebitverhältniffe zum großen Teil der Tat- 
fahe verdanken, daß wir bie ausländiſchen Gelb: 
bebürfniffe mit unferem Gelde befriedigt haben. Wir 
werben auf diefe Frage noch näher eingehen bei ber Be- 
ratung der Refolution, die wir geftellt haben, nämlich bie 
Verhältniſſe der Reichsbank einer eingehenden Prüfung zu 
unterziehen. Ich möchte hier nur darauf aufmerffam 
maden, dab in dem zu erwartenden Börfengefeg Be- 
fiimmungen aufgenommen werben müßten, die eine In— 
anfpruchnahme unſeres Geldmarkts für bad Ausland 
unmöglid maden, jolange die inländifchen trebitverhältniffe 
das nicht geftatten. Ich bin der Anſicht, daß bas ohne 
Mitwirkung des Staates dadurch ge geidehen ann, daß man 
vor —— ausländiſcher Effekten eine Anhörung der 
Reichsbant und der Seehandlung vorſchreibt. 

In diefen Tagen ift mir ein Profpelt zugegangen 
bon einer 4/,prozentigen 30 Millionen Pfund Sterling 
betragenden Anleihe ber fiamefijchen Regierung. Nad ben 
Beltimmungen des Börfengefeges jollen in jeden Brofpekt 
aufgenommen werben alle Tatfahen, die zur Beurteilung 
eines Unternehmens unbedingt notwendig find. Nach 
meiner Meinung handelt e3 ſich bei ber ſiameſiſchen Au— 
leihe um ein ſehr wenig fihered Papier. In den legten 
beiden Jahren wurde dad Budget mit mehr oder minder 
erhebligen Unterbilanzen zum Abſchluß gebradt. Für 
das nächſte Jahr wird eine fünftliche Bilanzierung verſucht. 
Darunter befinden fid, unter ben. Einnahmen, folgenbe 
Bolten: 3,6 Millionen Tilals — 1 Zifal ift etwas über 
1,42 Marf — Pachtvertrag der Spielhänfer 

drt! 2 rechts) 
ferner 11 300000 Einnahmen aus Opium, 2900 000 
Einnahmen aus ber Lotterie, 234 000 Einnahmen aus 
ben chineſiſchen Ruchenbädereien, was, wie ich gehört habe, 
fehr zweifelhafte Lokale a ae 
e ? 
ferner 363 000 Gewinnung von Vogelneftern 
(Heiterkeit), 
enblih nod eine Pofitton von 3 900 000 Fkopffteuer und 
900 000 Kopfſteuer der Chineſen. Ja, meine Herren, wer 


ben Mut bat, dem beutihen Publikum zuzureden, auf 


diefe Einnahmen hin fein Geld in fiamefiihen Anleihen 
anzulegen, den bewundere ich außerorbentlich. 
(Sehr ridtig! reits.) 


(G) 


(D) 


Gamp.) 


(a) IH wünſchte, die Bankiers hätten fo viel Verſtändnis für 


die Bebürfniffe des Inlands haben jollen, daß fie einfach 
die fiamefiihe Regierung abwieſen und ſich auf ſolche 
Geſchäfte gar nicht einlieken. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Meine Herren, dem Publikum zuzumuten, dieſe mit 4'/, 
Prozent verzinälichen Papiere zu kaufen, wo wir heute 
für bie fiherften Hypotheken 4'/, Prozent befommen, das 


finde ich naiv. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Meine Herren, woher kommt denn umfere ganze 
Mifere am ber Börfe? Daburd, dab die amerikaniſchen 
Gijenbahnobligattonen in ben legten Jahren maffenhaft 
eingeführt worden find, und daß dadurch unfere Börfen 
in völlige Abhängigteit von der New Norler Börfe ge: 
lommen find, und, meine Herren, id) möchte die Regierung 
bitten, dieſe Frage — zu prüfen. Nach Mitteilungen 
in der Preſſe ſind die amerilaniſchen Bahnen ſo ſchlecht 
gebaut, daß in dem nächſten Dezennium jedes Jahr noch 
mindeſtens 1000 Millionen gebraucht werben, um bie 
Bahnen in orbnungsmäßigen Zuftand zu bringen. Nun, 
meine Herren, * doch jeder, daß wir lange nicht ſo 
reich find wie Amerila. Wie kommen unſere Banken 
dazu, um den amerikaniſchen Kredit zu unterſtützen, das 
Geld hier aus Deutſchland zu nehmen? Ich meine, wir 
haben es gewiß hier im Inlande viel nötiger; es iſt nicht 
richtig, die reihen Amerikaner mit unſerem Ktredit zu 


unteritügen 
(jehr richtig! rechts), 

und wenn bie Amerikaner dieſe Eijenbahnpapiere hier 
einführen, jo werben fie wiflen, weshalb fie das getan haben. 

Meine Herren, ich lommme mit wenigen Worten auf 
die legten Steuern. Ich muß ja jagen, die Anſichten 
find ja im DOften und MWeften, in Stadt und Land nicht 
ganz gleih. Ich möchte deshalb auch im diefer Beziehung 


(2) mehr meinen perſönlichen Erfahrungen Ausdrud geben als 


der Auffaffung der Gejamtheit meiner Fraktion. 

Meine Herren, die Zigarettenfteuer ift im Often und 
auf bem Lande, in ben Zleinen Städten durchaus beliebt. 
linfere Bauern, unfere Arbeiter rauchen Tabak und rauchen 
jaft gar nicht Zigaretten. Die Einführung biefer Steuer 
it ihnen alſo durchaus nicht unangenehm. Ju den 
Stäbten mag bad ja anders fein. 

Was die Bierfteuer anbelangt, fo ift bie Wirkung 
leineswegs die, die Die Herren von der Sozialdemokratie 
voraudgefagt haben. Es ift durchaus nicht überall ber 
Preis um die Steuer erhöht. In weiten Gebieten, 
;. 2. in meinem Wahlfreiö, ift ber Preis unverändert 

eblieben. Andere Gebiete bebauern wieder, daß ber 

eis durch die Steuer nicht mehr erhöht worden tft, 
damit die Steuer mit Redht von den Konfumenten gezahlt 
wird. Biele Konſumenten müffen jebt die erhöhte Steuer 
zahlen, und die Differenz zwiſchen dem, was fie zahlen, 
fließt in die Taſchen ber Brauereien. 

Was bie Fradturfundenftener anlangt, jo ift auch 
bamit die Heine Bevölkerung zufrieben. In ben Induſtrie⸗ 
gegenben wird matürlih eine andere Auffaſſung Platz 


greifen. 

Ebenſo liegt die Sache mit ben Ortspoftlarten. In 
ben Eleinen Orten auf bem platten Zanbe ift ber Wegfall 
des Ortöportod durchaus populär. Es wird fogar bon 
vielen gewünſcht, daß das Ortsporto — efe 
beſeitigt wird, während natürlich die Großſtadt Berlin, 
auch Elberfeld⸗Barmen und andere ſehr —* dagegen 
find. Diejenigen, die bie Beſeitigung dieſer Begünftigung 
wünſchen, maden darauf aufmerkjam, dab eine Bevölkerung 
von 4 bis 5 Millionen einfach ein —— hat, und 
daß wir auf dem Lande von dieſer äßigung des Orts⸗ 
vortoß faft gar keinen Gebrauch machen. 

(Richtig! reits.) 
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Außerdem tritt eine große Belaftung ein, 
genügend franfierte Briefe ins Land gehen. Ich werde 
den Herrn Staatöjefretär eine Poſtſache geben, bie an 
mid gefommen tft. Ich Ich daß ed eine Drudjadhe war. 
Ih follte 15 Pfennig Strafporto zahlen und verweigerte 
die Annahme Diejer Brief ift nachher ungefähr mit 
15 Stempeln mit „belaftet” und „entlaftet* verſehen 
worden uud nachher wurde feitgeitellt, daß es ein frei- 
fonferbativer Wahlaufruf war. 
(Heiterfeit.) 

Das hatte man auf der Reihspoft feftgeftelt. Man ging 
an Herrn d. Tiedemann. Der fagte: mich geht die Sadıe 
nichts an! Schließlich war der Herr Abgeordnete Arendt 
fo liebenswürdig und hat die 15 Pfennig bezahlt. 

(Große Heiterkeit.) 
Aber, meine Herren, eine ſolche Arbeit, eine ſolche Laſt, 
bie die ungenügend frantierte Briefe verurſachen, wird 
durch einheitliche Porto vermieden; da wäre es fon 
amı beften, auch hier dem Grundfag zu Hulbigen: alle 
Preußen find vor dem Geſetz gleich. 

Meine Herren, die Fahrfartenfteuer wird allerdings 
wohl einer Neform umterzogen werden müſſen. Der 
Grundgebanfe wirb aufrecht erhalten werben. Es treten 
aber Unſtimmigkeiten ein dur die weiten Stufen, ſodaß 
unter Umftänden jemand, der ein Billet nad) einer Station 
weiter löft, 2,60 Mark Steuer zahlt, während die Gebühr 
für dieſe kurze Strede vielleicht nur wenige Zehnpfennig- 
ftüde beträgt! 

Soweit ich gehört, will die preußifche Verwaltung 
dad Beripredien, da3 fie bier gegeben, loyal erfüllen und 
fucht die Stemererhöhungen zu befeitigen, bie durch die 
Be — der Rückfahrkarten eintreten würden; denn 
durch die Befeitigung der Rüdfahrkarten würde unter Um— 
ftänden eine Werboppelung der Steuer eintreten, was 
fehr empfindlih für ben Dften und bie weiten Ent— 


fernungen wäre. Da ſucht man den Ausweg, daß man (D) 


Runbreifebillet3 einführt, die mad) der Beftimmung im 
Gefeg nur mit der einfachen Steuer belegt find. Alſo 
nad der Richtung wird man zu begründeten Bejchwerben 
feine große Urſache haben. Auch dieſe Steuer ift im 
großen ganzen jehr populär. Man empfindet ed durchaus 
ald recht und billig, daß bei den ungenügenden Einnahmen 
aus dem Perjonenverfehr, die nicht eiumal annähernd bie 
Selbfttoften deden, die wohlhabenden Klaſſen herangezogen 
werben, und ba namentlich das Ausland fehr erheblide 
Steuerbeträge dadurch zu zahlen hat. 

Bon verſchiedenen Seiten ift mir gegenüber die Ein- 
führung einer Weinftener angeregt worden 

(jehr richtig! rechts), 

und ich möchte bie verbündeten Wegierungen dringend 
bitten, dieſe Frage einmal ernftlih zu prüfen. eite 
Kreiſe empfinden es al3 eine große Unbilligkeit und Härte, 
daß, während man bie ärmfte Bevölkerung mit der Brannt- 
weinftener und bie mittlere mit ber Bierftener belaftet, die 
wohlhabenden Sreife ganz frei find von einer Steuer für 
bie Getränfe, die fie vorzugsweiſe brauchen. 

(Sehr richtig! rechts. — Widerſpruch in der Mitte.) 
Ich bin ber Anfiht, daß das auch möglid iſt, Herr 
Kollege Dahlem, ohne Belaftung der einheimiſchen Pro— 
buzenten. Es muß felbftverftändltch eine Steuer fein, bie 
bie Konfumenten bezahlen, und wir haben an der Schaum: 
weinftener gefehen, Herr Stollege, daß die Schaumwein⸗ 
probuftion in feiner Weife durch die Schaummeinftener 
belaftet ift, und daß der Konſum durch dieſe Steuer, bie 
3 bis 4 Millionen einbringt, durchaus nicht beeinträchtigt iſt. 

Meine Herren, auf die Äußerungen des preußſſchen 
ern Landwirtſchaftsminiſters bezüglid ber mög— 
licherwetfe eintretenden Grmäßigung ber Getreibezölle 
möchte ich nicht weiter eingehen. Wenn ber Herr Minifter 


gemeint hat, daß unter Umſtänden bei jehr hohen Preiſen 


wenn un⸗ (0) 
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(Gamp.) 


(A) bie Konferbativen und Agrarier felbft die Ermäßigung ber 


Zollſätze beantragen würden, jo hat er fi barin nicht 
er Es ift ja befannt, daß bereit im Jahre 1892 
e SKonfervativen den Antrag ftellen wollten, bie da— 
maligen @etreidezölle zu ermäßigen, daß es lebiglich der 
Graf Gaprivi war, der im Interefle des Zuftandefommens 
einer Handeldverträge dieſe Ermäßigung der Zölle hinderte. 
fo die Sonfervativen werben felbftverftändlih in 
ähnlicher Lage ähnlich vorgehen und werben ſich nicht 
wieder in der Durdführung ihrer beredtigten Maßnahmen 
hindern lafjen. Aber, meine Herren, ba eine habe id 
auch hier vom Herrn Landwirtihaftäminifter nicht ver— 
ftanden, wie er bie Zölle in urſächlichen Zufammenhang 
bringen konnte mit der Steigerung ber Produltionskoſten 
für die Landwirtſchaft. j 
(Zuruf links: Natürlich!) 
— Nein, gar nicht natürlih, Herr Kollege! Die land» 
wirtſchaftlichen Arbeiter leiden natürlich umter ben Zöllen 
garnicht; denn im großen und ganzen kaufen fie ihr Ge— 
treide nicht auf dem öffentlichen Markt, jondern bekommen 
es bireft Durch die Naturalbezüge. Sie haben In großem 
Umfange felbft Ader angewiejen befommen, pa bem fie 
ihre Bedürfniffe an landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen jelbft 
bauen. Auch bie BEN namentlih bie Schweine: 
zucht, Tiegt überwiegend in den Händen ber Arbeiter und 
kleinen Leute. Für diefe iſt es alfo vollftändig gleich- 
gültig, welcher Preis für bie Viehprobufte gezahlt wird. 
Ich verſtehe es jehr wohl — unb meine politiſchen 
reunde teilen dieſe Anfiht durchaus —, daß wir für bie 
eamten eine Erhöhung der Bezüge wegen ber gefteigerten 
Rebendhaltung und ber gefteigerten Breifen finden müflen. 
Vor allen Dingen fommt bie gefteigerte Lebenshaltung in 
Betracht; denn wir wünfchen, daß die Beamten nicht auf 
dem niedrigen Niveau bleiben, auf dem fie fich jegt viel: 
fach befinden; wir wünſchen, daß fie mindeſtens ebenfo 


cn) gut leben und wohnen wie bie Arbeiter, während fie jegt 


vielfah in dieſer Beziehung Hinter den Arbeitern zurüd- 
ftehen. Wenn Ste jeden, was bie Briefiräger und bie 
Heinen Poſtbeamten befommen und es mit ben erheblichen 
Bezügen vergleihen, bie unfere Iubuftriearbeiter vielfach 
befommen, fo wirb man jagen müflen: das tft ein unbilliges 
Mißverhältnis, und dad muß befeitigt werben. 

Dabei möchte ih das Intereſſe der Herren von links 

erbitten für die Einführung der Oftmartenzulage für unfere 
Voftbeamten. Wir haben einen entfprehenden Antrag 
eftellt, und ich hoffe auf Ihre Mitwirkung, baß biefen 
enten das, was ihnen jet unbilligerweife vorenthalten 
wird, > wird, und ich benfe, bie Herren werben 
biefen Billigkeitsrückſichten Rechnung tragen wollen. 

Der Herr Abgeordnete Baffermann hat mit Recht 
ausgefproden, daß bie Sozialpolitif frei fein foll von 
—— Schikanen. Ich wimſche aber, daß die 
Sozialpolitik nicht blos frei ſei von polizellichen Schilanen 
egen die Arbeiter, ſondern ſie ſoll auch frei ſein von 
h hen gegen bie Arbeitgeber 

(fehr richtig! rechts), 
und das haben wir leider bei den Verordnungen des 
Bunbesrat3 vielfah vermißt. Ich erinnere nur ar bie 
Bäderei- und Gaftwirtöverorbnung. 

Ich möchte überhaupt dem verbündeten Regierungen 
ben Gedanken nahelegen, ob es nicht gerechtfertig wäre, 
dad Verordnungsrecht, das ihnen durch die Gewerbe: 
ordnung eingeräumt ift, einzuſchränken und feinen Gebraud) 
davon zu machen, ſondern bie betreffenden Fragen im 
Wege der Geſetzgebung zu regeln. Nachdem die Sozial 
politif jet auf ein richtige8 Geleife gelommen ift, meine 
ih, follte man ber Geſetzgebung Gelegenheit geben, zu 
diefen fragen Stellung zu nehmen. Der Herr Staat3- 
jefretär wird bemerkt haben, daß eine Reihe von Ber: 
orbnungen, bie ber Herr Reichskanzler hat einführen 


wollen, und bie 
Genehmigung sugegangen find, bier abgelehnt worben find, 
fo daß ber Herr Reichskanzler genötigt war, biefe Ver- 
ordnungen nicht zu erlaffen bezw, zurüdzuziehen. Er flieht 
daraus, daß im Neihdtag die in Rebe ftehenden Fragen 
vielfach ander beurteilt werben, weil er im engerer 
Fühlung nit dem praktiſchen Leben ift, als dies fetten? 
der dem praktiſchen Leben doch immerhin fernſtehenden, 
ſonſt ſelbſtverſtändlich hervorragend tüchtigen Beamten des 
Neihdamt des Innern ber Fall iſt. 

Meine Herren, wir wollen, wie id ſchon oft geſagt 
habe, eine großzügige Sozialpolitif, wir wollen aber nicht, 
daß fie ihre Spige richtet gegen die Arbeitgeber, und 
barum bedaure ich, die Auffaflung bed Herrn Abgeorb- 
neten Bafjermann entſchieden zurüdiweifen zu müffen, ber 
ber Neichöregierung empfohlen bat, fie möchte auf bie 
preußifchen Reſſorlis in diefer Beziehung keine Rüdfiht 
nehmen. Ich muß im Gegenteil jagen, baß ber Herr 
Minifter Delbrüd ein fo herborragender Stenner ber 
inbuftriellen und gewerbliden Berhältniffe tft, daß er ſich 
fo ernftlih bemüht, nicht nur ben Intereffen der Arbeiter 
auf fozialpolitiihen Gebiet gerecht zu werben, fondern 
aud die Intereſſen ber Arbeitgeber fahgemäß zu ver- 
treten, daß es nit würbe verantivortet werben können, 
wenn bie berbündeten Regierungen auf bie Mitwirkung 
des Herrn Minifterd Delbrüd verzichten würden. 

Ich fonıme mit einigen Worten auf die Bereinfahung 
ber Sozialpolitit, bie au wir gewünfdht haben. Die 
Frage ift ſchwierig, aber jeder muß ſich darüber flar fein, 
daß fie mit jedem Jahre ſchwieriger wird, denn bie wohl- 
erworbenen Rechte fteigen von Fahr zu Jahr. Deshalb 
muß das Reihsamt des Innern in abjehbarer Zeit jagen: 
bie Vereinfachung tft durchführbar ober nicht durchführbar. 
Im Neihdamt des Innern befhäftigen fih ja ſchon fett 
längerer Zeit mehrere Beamte mit diefer Frage. Wenn 


man bebentt, wie kurze Zeit notwendig geweſen ift, um (m) 


alle dieſe Befeke einzuführen — dann follte man meinen, 
daß wenigftend bie Aufſtellung ber u. e ber 
Reform der Gefege nicht unüberwindliche Schwierigkeiten 
maden fann. Mit jebem halben Dezennium, was ind 
Band läuft, ohne daß die Reform durchgeführt wird, wirb 
diefe Reform felbft außerorbentlih erſchwert. Deshalb 
dege ich ben bringenden Wunſch, der Herr Staatsjetretär 
möchte der öffentlichen Meinung balb Gelegenheit geben, 
fi wenigſtens über bie beabfidhtigten Grundzüge ber 
geplanten Neform zu äußern. 

Meine Herren, daß enblic für bie Handwerker beffere 
Zeiten kommen follen, hat meine politiſchen Freunde, bie 
in erfter Reihe für die berechtigten Wünſche und Intereffen 
der Handwerker —— find, mit beſonderer Freude 
exfüllt. Der Herr Staatsſekretär hat und in ber lebten 
Seffton zwei Gefegentwürfe in Ausficht geftellt, und ich 
möchte ihn bitten, dieſe Gefegentwürfe ſchon jet wieber 
einzubringen. Ich glaube nicht, daß im biefem hoben 
2 irgend welche erheblichen Meinungöverfchiedenheiten 

ber ben fogenannten Heinen Befähigungsnachweis und 
über bie Beborzugung bed Meiftertiteld befteht. Ich bin 
überzeugt, dieſe Gelege würden in ganz kurzer Friſt 
ziemlih einftimmig Annahme finden, und es wäre das 
endlich einmal ein prafitiher Erfolg für die Hanbiwerter. 

Außerbem möchte ich ben Herrn Reichskanzler bitten, 
alle Reſſorts anzumeifen, fie fo prüfen, weldhe hand⸗ 
werfömäßigen Arbeiten ben Handwerkerorganiſationen 
übertragen werben können. Der Herr Kolomialbireitor 
Dernburg äußerte bei ber Kolonialdebatte: bewilligen Sie 
das Geld, es fol aud ein großer Teil bem Handwerk 
zufließen. Das find allgemeine Verſprechungen, auf bie bie 
Handwerker feine Hoffnung ftügen können. Alle Reſſorts, 
die Kolonialverwaltung, bie Boftverwaltung, die Militärs, 
Gifenbahn: und Marineverwaltung müffen prüfen, welche 


dem Neichdtage zur Kenntnis und (C) 


(@amp.) 

(A) Bebürfniffe von handwerlsmäßigen Organtfationen zweck⸗ 
mäßig bergeftellt werben fönnen. Ich bitte ben Herrn 
Reichskanzler, von feinen Behörden zu verlangen, daß fie 
ihm zeitweiſe Berichte über die Beichäftigung ber 
Handwerler maden, und daß davon dem Neichätag 
gemacht wird, damit dieſe Berfprehungen 
nit einfah auf bem Papier bleiben. ch meine, 
alle Chefs ber Behörden haben eine Derpflichtung, 
das Wort des Herrn Reichskanzlers einzulöſen, 
daß für das Handwerk fo viel wie möglich geſorgt wird. 
Wenn die Beamten müßten, mit welden Entbehrungen 
biejer königstreue baterlandäliebende Stand zu fämpfen 
hat, wenn fie müßten, wie alle fozialpolitifhe Fürforge 
bor den Türen des Handwerks Halt macht, dann würben 
alle Refſorts aus eigener Initiative ſich felbft be 
mühen und nit immer bie Anregung von uns abwarten, 
dem Handwerk zu Hilfe zu kommen. 

. (Bravo!) 

Wir; werben bei jeder Gelegenheit und bei jebem Etat 

den Herrn Reichskanzler und die Behörden befragen, was 

fie fir das Handwerk getan haben. Wir laſſen uns 

niht mehr mit allgemeinen Verſprechungen bertröften; 

wir verlangen mehr, wir wollen auch Taten fehen. 
Cebhhaftes Bravo.) 

Ebenſo möchte ih eine allgemeine Verfügung von 
der höchſten Stelle an alle Reſſorts erbitten, daß fie 
fo weit wie möglich die Handwerker bei der Lieferung für 
Rechnung des Reichs berüdfichtigen follen. Das trifft 
vorzugsweiſe auf bie Eifenbahnverwaltung, auf bie 
Bot ufw. zu. Die Cifenbahnverwaltung berhäftigt eine 
Reihe don Handwerkern, bie fie felbft ausgebildet hat, 
und läßt vielfach in bem einzelnen Orten durch ihre von 
weither geholten Arbeiter die Arbeiten beforgen, Die auch 
von einheimifhen Handwerkern beforgt werben könnten; 
ebenſo tut das vielfah bie Poſt- und Telegraphenver: 





(B) waltung. Ih meine, e8 muß aud bier der Grundſatz 


unter allen Umſtänden feftgehalten werben, dab bie 
Arbeiten in einem beftimmten Orte in erfter Reihe, und 
foweit tüchtige Handwerker in dem Orte vorhanden find, 
den Handwerkern biejed Ortes — werden. Die 
Handwerker haben das Recht, dies zu verlangen; fie 
haben bie Steuern zu zahlen, während ber Reichsfislus 
überhaupt feine Steuern an diefen Orten zahlt; er macht 
ben Handwerkern Sonkurrenz und ſchädigt die Hand- 
werfer auf das empfinblichfte. 

Wenn and wir die Ausdehnung ber fozialpolitiichen 
Gejeggebung auf bie Heinen Gewerbetreibenden befür— 
wortet haben, fo habe ih bie Gründe bafür jchon wieder: 
bolt angeführt. r wollen aber auch den Privatbeamten 
eine verftärkte Fürſorge zuteil werben laffen. Das braudt 
nicht in der Weile zu geſchehen, wie das für die Arbeiter 
geplant ift, fondern wir haben dba das Mufter ber öfter- 
teihifhen Geſetzgebung im Auge, die durch ganz zweck⸗ 
mäßige Organifationen bie Berfiherung ber PBrivatbeamten 
ermöglicht Hat umter Beteiligung ber Privatbeamten und 
ber Arbeitgeber. 

Zweifellog hat fi bie Lage ber Arbeiter außer: 
ordentlich verbeffert; auc die Lebensmittelpreiſe find, fo- 
weit die agrariihen Probufte in Frage kommen, wefentlich 
zurüdgegangen. Es haben fi alle die Prophezeiungen 
erfüllt, die ich bei der jogenannten Fleifhnotbebatte aus» 
ſprach; die Lage bed Fleifhmarktes, insbeſondere bes 
Schweinemarktes, ift total verändert durch bie kolofiale 
Zufuhr. Während die Schweinepreife im November 1905 
für erfle Qualität 150'/, Mark betrugen, betragen fie heute 
112 Mart, find alfo um 37'/, Mark zurüdgegangen. Die 
Engrospreife find jest fo, daß fie in ber Eat nicht mehr 
weiter herabgehen bürfen 

(ſehr richtig! rechts), 
ohne die Schweineproduftion ernftlich zu gefährben. Wir 
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befommen jest in Pommern 40 bis 41 Mark für ben Zentner (0) 


Lebendgewicht 

(hört! hört! rechts); 
das iſt das äußerſte, was die Landwirtſchaft beanſpruchen 
muß, um noch einigermaßen mit Ausſicht auf Rente den 
Betrieb der Schweinemaft und ber Schweinezucht aufrecht 


erhalten zu können. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Die Induftrie iſt vorzüglich befhäftigt. Ich glaube 
nicht, daß dieſe Beihäftigung und dieſe günftigen Beiten 
ewig dauern werben. 

(Sehr richtig! Links.) 

Es maden fih jetzt ſchon Anzeichen geltend, die einen 
> Rüdgang in der Induſtrie progmoftizieren. Ich 
in allerdingd ber Anſicht, dab die von Herrn Gothein 
fo viel geihmähten Synbitate einen weſentlichen, plöß- 
lichen, intenfiven Rüdgang und namentlich ernite Halami- 
täten verhindern werden. Während ohne bie Synbifate 
bei Serien die betreffenden Inbuftriellen durch übermäßige 
Steigerung der Produktion ihre Fehlbeträge auszugleichen 
fuchten und damit die Kriſis ftetig verſchärften, wird in 
Zufunft, wenn bie Konjunktur eine rüdläufige ift, bie 
Produktion allgemein und zwangsweiſe eingefchräntt 
werben, und es merben infolgebeflen die betrübenden 
Begleiteriheinungen nicht eintreten, die wir fonft bei allen 
Induſtriekriſen wahrzunehmen Gelegenheit hatten. 

Ich komme nun anf einige, nit mit dem Gtat in 

gi ftehende, mehr allgemeine politiſche 

ragen. Ich möchte zunähft einige Worte ſprechen über 
bie Anträge, das Privileg ber Reihdtagsabgeorbneten auf 
Zeugenausfagen auszubehnen. Ic bebaure fehr, erklären 
zu müffen, daß meine Partei in feiner Weiſe geneigt ift, 
auf biefen Wunſch einzugehen. Wir haben Me Sache 1886 
eingehend erörtert und haben und damals ganz entſchieden 
gegen diefe Ausdehnung der Reichstagsprivilegien aus: 
geiprodhen. 
daß bie —* Verteidiger, Geiſtlichen und Rechtsanwälte 
vom geran 8zwang entbunben feien, trifft abſolut nicht 
zu. Bei dieſen Perfonen handelt e3 ſich um vertrauliche 
Mitteilungen, die ihnen gemacht werben, nicht zu bem 
Zwede, fie weiter zu erzählen, fonbern zu dem Zwech, 
fie für fi zu behalten, und ba ift es —2 berechtigt, 
wenn bie Gefehgebung dieſe Perfonen vom Zeugniszwang 
entbindet. Wollte man aber aud die Reichstags- 
abgeorbneten vom Stege wang entbinden, fo würbe das 
geradezu zu einer eginftigung und Berleitung zu 
Verbrehen Anlaß geben! 

Ohol in der Mitte.) 
Zweifellos würden die Beamten nicht bloß zu ber Ver— 
legung des jfeinerzeitigen Arnimparagraphen verleitet 
werben, fonbern es könnten auch fchwerere Strafgefege, 
Landesverrat ufw. infolge dieſes Privileglums ungefühnt 
bleiben, wenn die Mitteilungen, die an Reichſtags- und 
Landtagsabgeorbnete gelangen, nicht durch Zeugniszwang 
auf ihre Autorfhaft geprüft werben fünnen. 
(Zuruf links.) 

— Grlauben fie, Herr Schrader, Ihnen follte doch ber 
Fall Poeplau ſchon bekannt fein, wo es ſich um bie Ber- 
legung eines Strafgefegparagraphen handelt! Es gibt 
aber auch noch viel gröbere Strafgefegverlegungen. Wenn 
Ihnen, Herr Schrader, ber Fall, ber zuerft zu ber Er: 
Örterung dieſer Frage Anlaß gab, nicht bekannt ift, fo 
bebaure ih das! Es war von einem Mitgliede 
behauptet worden, daß deutſche Bankfirmen in u. 
Taler prägten und biefe mit großem Gewinn hierher 
brädten. Das wäre ein ſchweres Münzverbrechen; diejes 
Verbrechen würde ungefühnt bleiben, wenn das betreffende 
Neihstagämitglied feine Ausfage verweigern bürfte. 

Alenfald würden wir bereit fein, wenn es ſich um 
Disziplinarbergehen von Beamten handelt, das Zeugnis: 


Die Analogie, bie bier angeführt worben ift, (D) 
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(Gamp.) 


(A) zwangäverfahren auszufhließen; das ift ein Zugeftändnis, 


bad man den Abgeordneten wohl maden kann. 
Disziplinarverfehlungen find verhältnismäßig unter: 
georbniete Vergehen, und ba fann man allerdingö bie 
Entbindung von dem Zeugniszwang ausſprechen. 
komme zu den Veröffentlichungen über den 

Flottenberein. Da hat der eine gelangt, die Außerungen 
bed General Keim feien ihm ſympathiſch, der andere, fie 
geftelen ihm gar nicht. Ich lehne es überhaupt ab, zu 
den Außerungen bed General3 Keim Stellung zu nehmen; 
fie gehen uns abfolut nichts an. Ich habe auch Teine 
Beranlaffung, dem hohen Haufe mitzuteilen, welde Auße— 
rungen mir gefallen und welche nicht, weil jeder darüber 
feine befonbere Anficht Haben wird. Nicht bloß ber Flotten- 
verein, jondern ebenio der Verein gegen die Sozialdemo— 
fratie, ber ja auch angegriffen ift, find Vereine, Durch die 
eine Reihe auf gewiflen Gebieten gleichgefinnter Perſön— 
lichkeiten beftimmte Zwecke anftrebt. Ob diefe Vereine 
oder ihre Vorfigenden richtig gehandelt haben, das tft Sache 
der Bereine jelbft und geht und gar nichts an. 

Gewundert hat ed mid, daß gerade bie Herren vom 
Zentrum ägriert barüber find, daß Herr Keim die Wahl 
von Sozialdemokraten für minder gefährlih hält als die 
Wahl von Zentrumsmitgliedern. Ste willen, daß id 
niht auf dieſem Standpunkt ftehe; ich ziehe unter 
allen Umftänden — das möchte ich Hier erflären — 
die Wahl eines Zentrumdmitgliedes ber eines Sozial: 
demofraten vor 

(Heiterkeit in der Mitte), 

und ih glaube, auch meine fümtlihen Barteigenoflen. 
Aber die Partei, die oft Sozialdemokraten den Mitgliedern 
bürgerlicher Parteien vorgezogen hat, die Männern, mie 
ben Minifter v. Möller, den Oberbürgermeifter Haarmann 
und unfere Sollegen aud Hanau und Offenbach zu Fall 
gebradt und Sozialdemokraten an ihrer Stelle gewählt 


(B) hat, kann fi) doch nicht darüber befchweren, wenn Herr 


Keim ungefähr bie gleiche Anficht hat wie fie felbft! 
(Zuruf links.) 

— Sie wiflen, Herr Kollege Gothein, man muß vorfidtig 

fein mit Zwiſchenrufen, beren Flxierung im Stenogramm 

einem mandmal in ben Wahlverhandlungen fehr zu ftatten 


fommt. 
(Heiterfeit rechts.) 

Meine Herren, der Herr Kollege Spahn Hat auch 
hervorgehoben, daß der Flottenverein nicht fehr gut auf 
Exzellenz Tirpig und den Herrn Reichskanzler zu ſprechen 
it. Wenn wir in die forrefpondenz der Zentrumsführer, 
bie aus Anlaß der Wahlen geführt wurde, einen Einblid 
gewinnen würden, ich glaube, im biefer würden noch ganz 
andere Außerungen über ben Herrn Reichskanzler ent— 
halten ſein. Die Herren haben ja hier ſogar ſchon viel 
ſchärfere Außerungen über den Herrn Reichskanzler ge— 
macht als der General v. Keim. Sie haben aber das 
Glück, und ebenfo die Sozialdemokraten — die in ihren 
MWahltorreipondenzen zweifellos viel ſchwerere Angriffe 
gegen den Herrn Reichskanzler gerichtet haben —, daß 
Sie Hhre Papiere durch anftändige Leute haben auf: 
bewahren lafien, während ber Flottenverein das Unglüd 
hatte, in die Hände von Verbrechern zu fallen. 

(Sehr gut! reits.) 
Hoffentlich wirb der Verein daraus die Lehre entnehmen, 
ſich in Zukunft fein Perfonal etwas beffer anzufehen. 

Herr Baſſermann hat in bezug auf die Wahl bon 
Sozialdemokraten gemeint, gefündigt ſei intra et extra 
muros. Wenn er unter intra muros feine Partei meint, 
fo kann ich ihım darin nicht entgegentreten; ich muß aber 
auf das entichiebenfte dagegen Verwahrung einlegen, daß 
meiner Partei ber Vorwurf gemacht werben kann, wir 
hätten ebenfalld bei Wahlen die Sozialdemokratie gegen 
bürgerliche Barteien unterftügt. Ich ſagte ſchon, wir find 


ber Anficht, unter allen Umftänden ben Zentrumsmann (C) 


dem Sozialdemokraten vorzuziehen. 
drt! Hört! 


(Hört! ) 
Ich kann die Haltung der Nationalliberalen nicht ver— 


ſtehen. 
(Oh! links. Sehr gut! rechts.) 

Ich fand, daß es ein loyales Anerbieten vom Zentrum 
war, bie bürgerlichen Kandidaten in mehreren rheiniſchen 
Wahlkreiſen ſowie in Hanau und noch anderen Wahlfreijen 
zu unterftügen, wenn dad Zentrum in Köln, Mainz und 
in weiteren Streifen von dem bitrgerlichen Parteien unter: 
ftügt würde. Dieſes loyale Anerbieten hätte angenommen 
werben jollen. Was haben wir nun erreiht! Das Gin- 
treten des Oberbürgermeifter8 Beder in Köln gemügte, 
um die Mehrzahl ber Kölner Wähler zu überzeugen, was 
jeder verftändige Menſch auch ohne died Eintreten ein: 
fehen mußte — daß Herr Trimborn ein viel geeigneterer 
Vertreter für Köln ift ald der ihm entgegenitehenbe 
Soztaldemofrat. 

(Sehr rihtig! — Zuruf von den Nationallideralen.) 
— Ad, Herr Semler, Ste haben dod am wenigſten 
Urſache, mir mangelndes Verſtändnis vorzuwerfen. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Mir ift vom rheinifchen Freunden mitgeteilt, daß bie 
Niederlage, welde die Nationalliberalen erlitten haben, 
vorzugsweiſe auf Ihre Tätigkeit in Rheinland und Weit: 
falen zurüdguführen ift. 

(Sehr richtig! rechts. Zuftimmung in der Mitte, 

Oh! bei den Nationalliberalen.) 

Da id; beim Flottenverein bin, möchte ih den Wunſch 
diefed Vereins in bezug auf die Vergrößerung ber Flotte 
warn unterftügen. Wir find durchaus für eine Ber: 
mehrung ber Flotte, und halte biefe unbedingt für bring- 
licher als eine Vermehrung des Lanbheeres, ſchon aus 
bem Grunde, weil 10000 Mann auf ber ‘Flotte viel 


wirffamer nicht bloß zur Verteidigung, fonbern aud zum (D) 


Angriff find als vielleiht 100 000 Soldaten zu Lande. 
Menn die dom Herrn Reichskanzler in Ausſicht geftellten 
Vereinfahungen bei der Landarmee Erfparniffe zur Folge 
haben, jo werben jebenfall3 alle GEriparnifie zur Ber- 


rößerung unferer Seemacht verwandt werden müflen; 
bon ift es möglid, ber Marine recht viel zuzu— 
wenben. 


Wir haben ben Wahlkampf auch gegen bad Zentrum 
burhaus nicht fo gekämpft, wie das ber Herr Stollege 
Spahn ausgeführt hat. Uns iſt es nicht eingefallen, 
fonfeffionelle Gegenfäße herborzuheben. Wenn Sie meinen 
Wahlaufruf jehen, der ja allerdings gegen Ihre Berfon, 
Herr Spahn, gerichtet werden mußte, fo werben Sie 
finden, daß ih in loyalſter Weiſe die Verbienfte des 
Zentrums auf vielen Gebieten anerfannt habe. Ich babe 

ervorgehoben, daß bie bon dem Zentrum aufgeworfene 
Machtfrage und zum Kampfe nötigte, und daß bie Ab- 
lehnung der aeg durch das Zentrum darauf 
a ‚daß die alten erfahrenen Barlamentarter 
n Ihrer Traktion bet ber betreffenden Abftimmung nicht 
die Majorttät befommen haben. 

(Bebhafter Widerfpruc in ber Mitte.) 
— Das weiß jeder, Herr Gröber, wie die Sache geweſen 
ift. — Das habe id zu meinem Bedauern den Wählern 
gegenüber hervorheben müffen, daß darauf bie Niederlage 
der verbündeten Negterungen zurüdzuführen ift. 

Herr Stollege Spahn hat ja felbft am 13. Dezember 
ausgeführt, daß eigentlich bad Zentrum alle Forderungen 
bewilligt hätte, die bie verbündeten Regierungen geftellt 
haben. a, war bamı biefer Kampf beredtigt? Sie 
hatten doch den Antrag Ablaß, ber Sie in jeder Beziehung 
befriedigen mußte. Wenn Ste fagten: wir wollen 
nicht alle3 bewilligen, was bie verbünbeten Regierungen 
verlangen, dann lag eine fachliche Differenz vor. Wenn 


(4) 





(Gamp.) 
Sie aber felbft fagen: wir find ſachlich einverftanben, 
bewilligen aber nicht das, was bie Reichsregierung für 
notwendig hielt, bann war ba3 ein Mißbrauch ihrer Macht. 
Meine Herren, id) Habe die Überzeugung, dab Sie das 
faudinifhe Jod, von bem Ste einjahen, daß Sie es 
im Rolonialamt nicht mehr gebraudhen würden, in das 
Reichskanzlerpalais überführen wollten, und das war ein 
nicht zu entſchuldigendes Vorgehen, das fih für Sie bitter 
gerächt hat. 

Aber ih bin überzeugt, unſere Wege werben ſich 
wieder zufammenfinden — 

(Broße andauernde Heiterkeit.) 


Bizepräfident Dr. Paaſche: Meine Herren, ich bitte 
um Aue! 


amp, Abgeorbneter: — — wenn auch jeber bon 
uns feinen eignen Weg gebt; fie werben ſich zuſammen— 
finden trog ber empörenden Angriffe, bie 4. DB. bie 
Zentrumspartei in Bonn wegen ber Tippelskirch- und 
Woermann:Berträge gs bie Stonfervativen gefchleubert 
hat. Ich meine, folde Leute tarieren ihre eigene Ehre 
fehr niebrig ein, bie fich nicht fcheuen, fo leichtfertig und 
frivol wahrheitswidrige Anfhulbigungen gegen meine 
politiichen Freunde zu rihten wegen ihrer Haltung in ber 
Woermann: und Tippelskirch-Frage. IH verzichte auf 
eine Widerlegung dieſer Angriffe Ih meine, Herr 
Erzberger, wenn mir das im Wahlfampfe paffiert wäre 

(Zuruf aus der Mitte) 

— Barbon, lafien Ste mid bitte audreden —, baß in 
einem Blatte, bad mir nahe fteht, ſolche perfiden perſön— 
lien Verleumdungen gegen Sie gerichtet worden wären, 
— ich hätte e8 für meine follegialiihe Pfliht gehalten, 
diefe Verleumdungen rihtig zu ftellen und bon Ihnen 


abzumenben. 
(Sehr richtig! links.) 


(B) Meine Herren, ich fage, wir werben und zufammenfinben, 


u — 


weil Sie Ihre Mitwirkung zu unferen foztalpolitifchen 
und agrarpolitiihen Mabnahmen doch nicht um ber 
ihönen Augen bed Herrn Reichskanzlers 
(hört! Hört!) 

unb bes Herm Grafen Bofabwöly willen gegeben, fonbern 
weil Sie nah ernfter Prüfung der Sache zu ber flber- 
zeugung gelommen find, daß das Intereſſe bed Bater- 
landes es verlangt. 

(Bebhafte Zufimmung in der Mitte.) 
Ich bin überzeugt, dab Sie ald patriotiihe Männer nad) 
wie vor biefelben Grundbjäge bei Ihren Entſchließungen 
maßgebend fein laſſen werben. 

(Erneute Zuftimmung in der Mitte. — Zurufe links.) 
— Wenn Ihnen da3 unangenehm tft, bebaure ich es, es 
dient aber zur Klärung der Sadhe und iſt im Interefle 
der objektiven Wahrheit geboten. 

Herr Kollege Spahn hat auch bie Präfidentenfrage 
zur Sprade gebradt und darauf hingewiejen, daß es felt- 
fhiehender Grundſatz fei, daß die Fraktion, bie bie meiften 
Mitglieder hat, das Recht habe, den Präfidenten zu ftellen. 
Ih glaube, man wird mir ale weitere zugeben, baß 
der Begriff „Fraktion“ ein fehr problematifher Beriff ift 

(Lachen lin); 
er hängt ab bon ber Art, wie man bie Mitglieber 
gruppiert. Wenn wir jeßt 3. B. hören, daß bie brei frei- 
finnigen Parteien fi verſtändigt haben, um einem 
Redner die gemeinſchaftliche Vertretung ber drei Gruppen 
zu übertragen, fo kommt das ſchon einer Fraktionsbildung 
ziemlih nahe. Wenn ferner die Parteien der Nechten: 
die Reformpartei, die Wirtfchaftlihe Bereinigung, die 
Reichspartei fi mit den Stonfervativen zufammenzählen 
laffen, um die Kommiſſionen zu befegen, jo wird man 
auch barin eine Art von FFraftionsvereinigung erbliden 
fönnen. Wenn man biefen Standpunkt einnimmt, und 
Reichetag. 12. Legisl.P. I. Seffton. 1907. 


— — 


bie Parteien nad ihrer politiſchen Zuſammengehörigkeit (0) 


aruppiert, fo ftellt fi das Verhältnis fo: Sonferbative, 
Reichspartei, Reformpartei und Wirtihaftlihe Vereinigung 
haben 110 Mitgliever, das Zentrum mit den Deutidh: 
Hannoderanern 104, die Nationalliberalen, Freifinnige 
Volkspartei, Freifinnige Vereinigung und Deutſche Volks— 
partei 103. Es handelt fi allo um fo minimale Diffe- 
renzen, daß man davon nicht die prinzipielle Frage wirb 
abhängig maden können. 
(Zuruf aus ber Mitte.) 

— Die Rechte hat alfo aud) bei biefer Gruppierung ben 
Anfprud auf dem erften Präfidenten; ich hielt mid für 
verpflichtet, dieſes bier feitzuftellen. 

ch lomme nun mit ein paar Worten auf ben Fall 
Woedtke und auf den analogen Fall ber Verwendung von 
Mitteln, die von Privatperfonen aufgebradt und Beamten 
für gewiffe Zwede zur Verfügung geftellt werben. Ich 
mödte da an einen Vorgang erinnern, der aus bem Ge— 
dächtnis aller Parlamentarier entf hwunden zu fein ſcheint. 
Es war Ende ber achtziger Jahre, ba hatte der Handels: 
minifter Fürft Bimard vom preußifchen Abgeorbnetenhaufe 
bie Bewilligung, glaube ih, von 100000 Mark für 
Errihtung eined Vollswirtſchaftßsrats beantragt. Diefe 
Forderung wurbe abgelehnt — ich glaube, mit Stimmen» 
gleihheit oder mit einer Stimme Majorität. Darauf 
fand fich eine Reihe von Induftriellen, die dem Fürſten 
Summen von 5000, 6000, 10000 Mark zur Verfügung 
ftellten, weil fie biefe Ablehnung im Intereſſe des Landes 
bebauerten und bem Volkswirtſchaftsrat im Intereſſe ber 
Induſtrie und ber Gefamtheit für notwendig hielten; fie 
wollten das notwendige Geld aus Privatmitteln aufbringen. 
Der Fürft Bismarck behandelte diefe Zuwendungen nicht 
heimlid, fondern am nächſten Tage veröffentlichteder „Reich: 
anzeiger* einen Brief des Firften Bismard an biefe 
BVerfonen, worin er ihnen dankte für das Anerbieten und 


fi) bereit erklärte, biefe Summe namens bed Staates (D) 


anzunehmen und zu bem bom ben Geſchenkgebern an— 
gegebenen Zwed zu verwenden, wenn ber ganze Betrag 
aufgefommen fein würde. Damals hat weder bas Parlament 
noch bie Preſſe biefes Verfahren beanftandet; es wurde 
allgemetn als durchaus loyal und einwandöfret angefehen, 
bus der Fürſt Bismard über Gelber, bie ihm bon privater 
Seite zur Verfügung geftelt waren, öffentlih quittierte 
und fie im Intereſſe ber Gefchentgeber verwenden wollte. 
Der einzige Unterſchied zwiſchen dieſem Fall und dem Fall 
Woedtke war nur ber, daß ber Fürft Bismard in der 
breiteften Öffentlichkeit und nicht heimlich behandelte, und 
ich möchte auch für die Zukunft den Weg empfehlen, ben 
ber Fürft Bismard im Jahre 1886 gegangen ift. 
(Zuruf von den So ——— 

— Sie find auch damit einberſtanden, Herr Bebel? 

(Geiterkeit. — Widerſpruch bei den Sozial: 

demokraten und Zurufe. — Glocke des Präſidenten.) 


Vizepräſident Dr. Paaſche: Meine Herren, ich bitte 
doch, keine Zwiſchenbemerkungen zu machen. 


Gamp, Abgeordneter: Alſo, meine Herren, ich empfehle 
dieſen Weg. 

Ich fomme nun zu ben Außerungen bed Herrn 
Reichskanzlers mit ein paar Worten. Der Herr Reich: 
fanzler hat bie Mifhung von fonfervativen und liberalen 
Grundbfägen empfohlen. Ich nehme an, daß er bamit bie 
Grundfäge der Reichsſspartei, die eine genügende liberale 
und fonjervative Miſchung in fi hat 

(große Heiterkeit), 
für bie zufünftige Politik hier im Reihätage hat empfehlen 
wollen. Ich lann bem Herm Reichskanzler unfere Mit- 
wirkung auf dieſem Gebiete voll und ganz zur Verfügung 
ſtellen. Ich bin überzeugt, daß bie Gegenfäge — 
der Rechten und der Linken ſich weſentlich mildern 
14 
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(Gamp.) 


(A) werben, wenn e3 fid) um bie Löfung praftifcher Aufgaben 


(B 


= 


handelt, weil ich immer die Erfahrung gemadıt habe: 
wenn zwei Gegner fi zu einer offenen Ausiprade 
zufammenfinden, fo bient das immer zu einer Der: 
minderung ber Gegenfäte. Eine große Anzahl meiner 
politifhen Freunde, vielleicht alle, erfennen durchaus bie 
Neformbedürftigkeit des Strafrechts, der Strafprozeb- 
ordnung und auh des Zivilprozeſſes an. Biele 
—— en, bie bon liberaler Seite erhoben werben, 
nden bei und Zuftimmung. Wir wollen einen ftärferen 
Shut ber Individuen gegen ben Staatdanwalt ebenfo 
wie Sie; wir wollen eine Beihränfung von poltzeilicher 
Willtür, einen vermehrten Rechtsſchutz ebenſo wie Ste; 
wir wollen, daß bad Recht voltötümlicher wird, daß es 
ben Bebürfniffen bes fleinen Mannes unb bes fleinen 
Berkehr3 mehr entipriht als bisher. Auf allen biefen 
Gebieten werden wir gern mitarbeiten. Wir wollen 
ferner eine billigere Rechtspflege. Wir find deshalb bereit, 
in biefen Fragen mitzuarbeiten, bie ber Herr Reichs— 
fanzler bier berührt hat. 

Wir vertreten aud den Standpunkt, dab bei Be- 
feßung der höchſten Stellen lediglich die Qualifikation 
entfcheibend fein fol. Wir verfennen keineswegs mancherlei 
Auswüchle bes korpsftubentiichen Lebens. 

(Hört! hört! links.) 
Wir wünſchen nicht, daß irgend welche Proteltion getrieben 
wird. Wir befämpfen aud Auswüchſe bed Korpsweſens 
nad anderer Richtung, was ich hier nicht näher erörtern 
wil. Wir wollen aud) eine großzügige Sozialpolitik, eine 
intenfive Mittelftandspolitif. Mir jind auch einveritanden 
mit der Reform des Vereins- und Verſammlungsrechts, 
fofern e3 ausgedehnt werben foll auf bie Frauen; aller: 
dingd find wir anbererfeitS aber auch der Anſicht, daß 
man unreife Verfonen, die nad dem bürgerlichen Geſetz 
zur Verwaltung ihrer eigenen Angelegenheit nicht geeignet 
find, auch nicht zulaffen darf bei der Beratung Öffentlicher 
Angelegenheiten. Wir wünſchen möglichfte Erfparniffe in 
ber ganzen Neihöverwaltung; wir find auch durchaus 
bamit einverftanden, was * demnächſt wohl erörtert 
werden wird, daß die Militärverwaltung ſich mehr Mühe 
gibt als bisher, das Hazardſpiel beim Militär zu unter: 
drücken. Wir ſehen darin eine bedauerliche Erſcheinung, 
daß jährlich viele Familien ruiniert werden durch das 
Hazardſpiel, das namentlich in Offizierskreiſen immer noch 
in großem Umfange betrieben wird. 
(Hört! hört!) 

Das Hazarbipiel follte unter allen Umftänden unterbrüdt 
werben, und ich hoffe, baß der Kollege Gothein, der eben 
„hört! hört!“ rief, auch in diefer Beziehung mit und gehen 
wird. 


(Zuftimmung links.) 

Meine Herren, wir haben ſtets den Standpunkt ver— 
treten, daß die Lage ber Arbeiter fih bon Jahr zu Jahr 
verbeifert hat. Wenn Herr Kollege Baſſermann dte Herren 
Galwer und Bernftein zitiert und darauf hingewieſen Hat, 
wie abweihende Auffafjungen diefe Führer der Soztal- 
demofratie haben, fo ift ja Fehr erfreulich, daß Herr Kollege 
Bebel erklärt hat, daß diefe noch in ihrer Partei bleiben 
können. Meine Herren, nachdem eine jo große Anzahl 
von Ihnen unfreiwillig hinausgeflogen ift, wird natürlich 
Herr Bebel in dem Bebürfnis, die Flugmafchine gegen 
feine eigenen Genofjen anzumwenben, zurüdhaltender jein. 


(Heiterkeit.) 
Es ift alfo ſehr begreiflih, daß Ste dieſe Perfonen in 
Zukunft in Ihrer Partei zu behalten beabfihtigen. 

Herr Baflermann hat meines Erachtens durchaus mit 
Recht aus biefen Außerungen hergeleitet, daß fi in ben 
Arbeiterfreifen immer mehr die Überzeugung Bahn bricht 
von der Solidarität der Intereffen der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer, und daß bie Schutzzollpolitik, die viele 





Snduftrien groß und blühend gemadjt hat, auch unferen (C) 


Arbeitern zu gute fommt. Darüber kann doch nicht ber 
minbefte Zweifel fein, daß, wenn es einer Induſtrie qut 
gebt, wenn fie erheblichen Nuten abwirft und ihre Brobuftton 
immer mehr und mehr ausdehnt, dies auch für bie Arbeiter 
von großem Borteil fein muß, daß eine Induſtrie, bie 
ſich in kümmerlicher Lage befindet, die mit dem Auslande 
nicht konkurrieren fan, deren Produkte auf einen Preis—⸗ 
ftand heruntergedrüdt find, daß ber Fabrikbeſitzer ſelbſt 
faum zu leben hat, nicht auskömmliche Löhne zu bezahlen 


— 

eine Herren, der Abgeordnete Bebel, auf den 
ih num fomme, — id glaube, er würde es mir übel- 
nehmen, wenn ich mich mit ihm nicht befchäftigen wollte 

(Heiterkeit — Zurufe von den Sozialdemokraten) — 
bat auf unfere Einfommenfteuer in Preußen hingewieſen. 
Unfere Eintommenftener in Preußen zieht die höheren 
Einfommen in Preußen in nicht unerheblidem Maße 
heran. Ich habe Ihnen gegenüber, Herr Bebel, bereits 
nachgewieſen, daß der Steuerfag bon 12 Prozent, ben 
Sie ald recht und billig verlangen, bei Zenfiten, die ihr 
Vermögen aus Aftiengefelichaften haben, ſchon jegt um 
das Doppelte und mehr überftiegen wird. Aber wie ftellen 
fi} num bie Steuerverhältniffe in Preußen? Mit einem 
Einfommen von 900 bis 3000 Mark haben wir in Preußen 
4145000 Zenfiten, das find 88 Prozent; von 3000 bis 
6000 Mart haben wir 342000 Zenfiten, das find 
7,33 Prozent. Alfo 96 Prozent aller Zenfiten haben ein 
Einkommen unter 6000 Mark. Dagegen betragen bie 
großen Einkommen, bon denen Ste immer fpreden, nur 
0,41 Prozent. Zenfiten mit einem Einkommen von 
30 500 bis 100000 Mark gibt es in Preußen 15 760, 
das find 0,34 Prozent, und ein Ginfommen über 
100 000 Mart . in ganz Preußen nur 3175 Ber: 
fonen, das ift ein Prozentfag von 0,07. Sind Sie nun 
wirflih fo naiv, Herr Bebel, zu glauben, daß Sie alle Be: 
bürfniffe, die jegt durch indirekte Steuern gebedt werben, 
und alle weiteren Bebürfniffe, die Herborgetreten find und 
in ber Zufunft berbortreten, dadurch deden können, daß 
Sie nur bie reichen Leute, alfo die 3175 Perſonen, die 
ein Einkommen von über 100000 Mark haben, belaften? 
(Zuruf von den Sozialdemokraten.) 

Sie können gar nidt die große Maffe der Steuer: 
pflichtigen von den direkten Steuern befreien, wenn Sie 
Ihre Grundfäge in bezug auf bie Befeitigung der indirekten 
Steuern durchführen wollen. Schon jett haben wir in 
Preußen über 60 Prozent der Bevölkerung, bie gar feinen 
Pfennig direfter Steuern zahlen. Bon dem Gefant- 
einfommen an Gintommenftener werden 45 Prozent von 
dem Einkommen unter 6000 Mark aufgebradht und nur 
28 Prozent von den Einfommen über 30 500 Marf. 

Wenn Sie immer wieder und wieder bie Forderung 
nad) einer Reichseinlommenſteuer erheben, fo frage ih Sie: 
wozu eine Reich3einfommenfteuer? Wir haben doch eine 
Ginfommenfteuer in Preußen und ben anderen Staaten! 
Neformieren wir einfah die Grundfäge wegen der Um— 
legung ber Matrifularbeiträge, und dann fann jeder Staat 
die Mehrbedürfnifie des Reichs durch feine eigene Einlommen= 
ftener aufbringen. Aber denjenigen Staaten, die fein Be— 
dürfnis haben nad einer Vermehrung ihrer Einnahmen, 
und bie ihren Pflichten an dad Reih auch ohne diefe 
Vermehrung nadjfonımen können, zwangsweiſe eine Reichs— 
einkommenftener zu oftroyleren, davon fanın doch nidht Die 
Rebe fein. 

Meine Herren, der Herr Abgeorbnete Bebel hat 
geftern mit bewegten Worten, wie er das ja immer tut, 
Deutihland in Grund und Boden fhledht gemadt; er Hat 
alles getadelt. In bezug auf indirekte Steuern fteht aber 
Deutihland bei weiten am beften da. Mir haben 
18 Mark pro Kopf der Bevölkerung; in Ofterreich, einem 


Es} 
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(B) ih weiß nicht, ob im Ern 
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(Gamp.) 


(A) Rande, das jehr viel ärmer tft, fommen 29 Mark auf den 


Kopf der Bevölkerung, in Franfreid 45 Mark, in England 
48 Marl. Herr Bebel fagte geftern, Deutihland jet jo 
rei wie England; ich beftreite dad. Mber wenn es 
richtig wäre, Herr Bebel, jo müffen Sie doc zugeben, daß 
Deutihland in bezug auf bie indirekten Steuern fehr 
erheblich Hinter allen anderen Ländern zurüdfteht. 

Wir find voran auf allen Gebieten. Auf allen 
Gebieten fteht Preußen und Deutihland an der Spike. 
(Sehr richtig! rechts. Lachen bei den 
Sozialdemokraten.) 

Wir find voran in bezug auf die Arbeiterfirforge; wir 
find voran auf bem Gebiete der fozialpolitiihen Geſetz— 
gebung. Was haben denn Ihre Barteigenoffen in Frank— 
reich bi jegt erreicht, Herr Bebel? 
(Abgeordneter Bebel: Ic babe von Frankreich gar 
nicht geiproden.) 

— Ja, Sie haben doch gefagt, in bezug auf alle Kultur: 
anfgaben ſei Preußen und Deutfchland ruͤckſtändig. Welde 
andere Staaten haben Ste benn im Auge, wenn Sie 
Deutfchland in bezug auf die fozialpolitifche Fürforge für 
rüdftändig halten. Dann drüden Sie doch Ihre Anfichten 
fo ans, daß fie verftändlid find! Wenn Sie hier Deutſch— 
land und Preußen in jeder Beziehung herunterreißen, 
dann haben wir doch bie Berpflichtung, hervorzuheben, 
daß Deutihland auf dem Gebiete ber Arbeiterfürforge 
und ber Sozialpolitif allen anderen Staaten der Welt 


boranfteht. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Gehen Sie doch erft nah Frankreich und bem anderen 
Staaten, Herr Bebel, und fuhen Ste Ihre Parteigenoffen 
zu beftimmen, baß fie unfere Gefege annehmen, und dann 
erſt können Sie fordern, daß wir weiter vorgehen follen! 
In Frankreich gibt ed bis jetzt noch nicht einmal eine 
Eintommenfteuer. Ihre — * bemühen ſich — 

t oder nicht, jedenfalls nicht mit 
befonderem Eifer —, die Eintommenfteuer durchzuführen. 

Herr Bebel fagte, die Heinen Gewerbtreibenden 
werben aufgezehrt durch die Großbetriebe. Das ift abfolut 
unrichtig. Herr Bebel, wenn Ste aud nur einen flüchtigen 
Blick in die Gewerbeftatiftif getan hätten — — 

(Adgeorbneter Bebel: Habe ich getan.) 

— Nein, das können Sie gar nicht; denn ſonſt könnten Sie 
biefe Außerung nicht getan haben, da gerade dad Gegen: 
teil richtig if. Wir haben Kleinbetriebe 2934 000 mit 
1 bis 5 Berfonen, Mittelbetriebe 141300 und Groß: 
betriebe mit über 51 Perfonen nur 18900. Wir haben 
aljo rumd 3 Millionen Kleinbetriebe gegen 18 900 Groß: 
betriebe. Das ift faft genau dasſelbe Verhältnis wie bei 
den Großgrundbefigern und Kleingrundbeſttzern, wo 3'/, 
Millionen Sleingrundbefiger 20 000 Großgrundbefigern 
gegenüberftehen. Auch im foztaldemofratiihen Zutunfts- 
ftaate wird man nicht allein mit Stleinbetrieben auskommen 
formen. Bon ben Großbetrieben hat die höchſte Zahl das 
Baugewerbe, wo es fih um große Bauten handelt, was 

entlih gar nicht einmal eine induftrielle Tätigkeit ift. 
Die zweite Stelle nimmt bie Tertilinduftrie ein, und ich 
nehme an, daß ed Herrn Abgeordneten Bebel aud nicht 
einfällt, im ſozialaldemokratiſchen Zufunftäftaate die Textil⸗ 
waren mit dem Spinnroden und bem Handwebeſtuhl 
berzuftellen. Er wirb dann wahriheinlih ebenfo einen 
Großbetrieb einrichten, wie es jest ber Fall ift. 

Ih komme auf dad Schulwefen. Herr Bebel ſprach 
geftern mit Entrüftung von dem preußiſchen und deutfchen 
Schulweſen 

(Zuruf bei ben —— Säulgefeh)), 
alio er erwähnte bie NRüdftändigkeit unſerer Schulgeſetze. 
Nun, meine Herren, Preußen und Deutſchland marſchieren 
in bezug auf die Schulbildung an der Spige. Herr Bebel 


erwähnte Belgien. Es iſt ihm wohl nit unbefannt, daß 
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in Belgien 30 Prozent der Bevölkerun 
ſchrelben können. Ferner berief fi Herr Bebel auf Lom⸗ 
brofo und Italien. Nun, Herr Bebel, Italien können 
Sie überhaupt in fultureller Beziehung doch nicht mit 
Deutihland vergleihen. Sind unfere Arbeiter nicht fehr 
viel höher gelohnt als die italieniſchen? Haben fie nicht 
eine ganz andere techniſche und Schulausbildung? Reifen 
etwa die Deutihen nad anderen Staaten, um bie tech— 
nifhen Anftalten zu benugen? Alle Staaten fhiden ihre 
jungen Leute hierher, um auf unjeren techniſchen Anftalten 
ihr Bildungsbedürfnis zu befriedigen. 

Herr Bebel erwähnte unſerer Rechtspflege. Er 
ſchmähte natürlich auch dieſe. Auch ich bin nicht mit allem 
zufrieden, aber in bezug auf Rechtsſicherheit und Rechts- 
pflege ift e8 in Deutihland und Preußen fo gut beftellt 
wie in feinem anderen Bande der Welt! Bekommt der 
Arbeiter in England und Amerika überhaupt Recht? Kann 
er bie hohen Moften erfchwingen, die dort gefordert 
werben? ft es denn dem Herrn Bebel ganz unbelannt, 
daß wir eine völlig unentgeltliche Rechtspflege bei allen 
Rechtsſtreitigleiten aus ben Verſicherungsgeſetzen haben? 
In welchem Lande der Welt ift das der Fall? Und 
angeſichts dieſes Zuftandes Haben Sie den Mut, unfere 
Rechtspflege in den Staub zu ziehen?! 

Unfer Beamtentum ift hervorragend tüchtig und integer; 
Sie werden fein einziged Land der Welt finden, deſſen 
Beamte Sie mit unferen deutihen und preußiſchen Beamten 
vergleihen können. Gine Fülle von Pflichttreue, ver 
opferung, Selbftentfagung! Frei von jeder Beftechlichkeit! 
Das ift doch ein wahrer Schag, ben wir in unjeren 
— haben! Auch das hat Herr Bebel nicht an— 
erkannt. 

Herr Bebel iſt gegen ben Boykott der Gewerbetrei⸗ 
benden. Ja, meine Herren, es iſt ein billiges Vergnügen, 
hier zu ſagen, ich bin dagegen. 

(Zurufe bei ben Sozialdemokraten.) 
— Ich werde Ihnen gleich jagen, was Sie tum follen. Sie 
follen auf die Tagesordnung des nächſten ſozialdemo— 
fratifchen Kongreſſes fegen: „Die gemeine Behandlung ber 
Gewerbetreibenden”, und bann follen Sie ihren fozialdemo- 
fratifhen Arbeitern jagen: ihr feid nicht würdig, Sozial⸗ 
bemofraten zu fein, und da ihr euch folder Schandtaten 
ſchuldig macht, fo fliegt ihr hinaus! Wenn Sie das tum, 
Herr Bebel, fo wirb man zu ber Überzeugung fommen, 
daß Ihre Außerung ernft gemeint war. Sonft wirb man 
diefe Überzeugung nicht haben können. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Meine Herren, der Herr Abgeorbnete Bebel hat ben 
Schuß ber Streifenben gegen Bedrohung mit Mord und 
Totſchlag ſeitens Arbeitäwilliger verlangt. 

(Hört! hört! rechts.) 

Meine Herren, wir haben uns aud) die Frage vorgelegt, 
ob man wohl einen Gefegentwurf zum Schuß der Arbeits- 
willigen einbringen folle. Wir haben vorläufig davon 
Abftand genommen. Nun fagte geftern Herr Bebel, alles, 
was er behaupte, würde er beweifen. Ich erfuche den 
Herrn Abgeordneten Bebel, den Beweis für dieſe Be- 
hauptung zu erbringen, daß bie Streifenden mit Morb 
und Totſchlag jeitens Arbeitswilliger bedroht ſeien 

(Zuruf von den Sozialdemokraten: fogar getötet 

worden find), 
— fogar getötet worden find. Wenn das ber Fall tft, 
dann bitte ich ben Herrn Staatsſekretär des Reichsjuſtiz⸗ 
amts, davon Notiz zu nehmen und dur eine Umfrage 
bet den verbündeten Regierungen — in welchem 
Umfang ftreifende Perſoñnen von arbeitäwilligen mit Mord 
und Zotihlag bedroht ober gar getötet worden find. 
Aber in jedem Fall, Herr Bebel, find wir durchaus damit 
einderftanden, wenn Sie einen folhen Antrag ftellen; 
benm Sie werben doch einen linterfchteb nicht machen 
14* 
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(Gamp,) 


(A) wollen, ob bie Bebrohten fireifende ober arbeitswillige 


Perſonen find. 
(Zuruf von den Sozialdemokraten: Die anderen werben 
ja ſchon beftraft! — Glode bed Präfidenten.) 


Dizepräfident Dr. Paaſche: Ih bitte nochmals, 
Zwiegeſpräche zu unterlaffen. Ich muß auch den Herrn 
Rebner bitten, nicht fortwährend zu einzelnen Abgeordneten 
zu fprechen, ſondern zu ch ganzen Haufe. 

(Heiterkeit 


feit.) 


Gamp, Abgeordneter: Herr Bebel fteht alfo auf dem 
ganz forreften und loyalen Standpunft, daß er biefen 
Schuß für alle haben will. Ich kann mid diefer Auf: 
faffjung des Herrn Bebel nur durchaus anſchließen und 
bin überzeugt, daß, wenn er bet feinen polttifchen Freunden 
bie zur Unterftügung eines foldhen Antrag notwendigen 
Unterfhriften nicht findet, wir ihm gern die nötige Anzahl 
bon Stimmen zur Verfügung ftellen werben. 

(Sehr ridtig! rechts.) 
Ich bitte, wenn biefer Antrag geftellt wird, denfelben als 
einen Antrag anzufehen, ber nicht don einer einzelnen 
Partet fommt, fondern von dem ganzen Haufe; denn id 
bin überzeugt, daß jeder einzige Abgeorbnete jowohl ben 
Schuß ber Arbeitöwilligen wie den Schuß der Streifenden 
gegen Bedrohung mit Mord und Totihlag unter allen 

mftänden von den verbündeten Regierungen will. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Meine Herren, wir ftehen fhon lange auf dem Stand: 
puntt ber Gleichheit der Imtereffen zwiſchen Arbeitern 
und Arbeitgebern 

(Baden bei den Soztalbemofraten); 
aber, meine Herren, wenn hier ein Vertreter der Sozial- 
bemofratie bei der Beiprehung der Bergarbeiterfrage aus» 
führte, daß auch die Arbeiter foldher Betriebsunternehmer 
ftreifen müßten, die alle Forderungen ber Arbeiter be— 


(8) friebigt hätten, lediglich aus Korpägeift, Tebigli um bie 


mitfümpfenden Arbeiter zu unterftügen, bann, meine 
Herren, bürfen Sie es auch den Arbeitgebern nicht ver» 
benten, wenn fie fih zu Berbänden zufammenfhließen 
und ebenfo handeln wie Ste, d. h. Arbeiter ausfperren, 
wenn buch Einftellung ber Arbeit feitend eines Teils 
ber Arbeiter bie Fortführung des Betriebes unrentabel 
gemadt wirb. 

Der Herr Abgeorbnete Bebel beſchwerte fidh darüber, 
daß er in früheren Jahren von ber jähfiihen Regierung, 
al3 er noch das Drechſlerhandwerk ausübte, ſchlecht 
behandelt worden ſeiz man hätte ihm bie Aufträge ent— 
sogen. Ich bedauere das außerordentlich. 

(Große Heiterkeit bei den Soztaldemofraten.) 
Meined Erachtens hätte die fächflihe Regterung dem 
Abgeorbneten Bebel jo viele Aufträge geben follen, daß 
er überhaupt gar nicht daran hätte denken können, ſich 
auf das politiiche Gebiet zu begeben. 

(Stürmifche Heiterkeit.) 
Bielleiht wäre das für die bürgerliche Geſellſchaft nütz— 
liher gewefen. Der Herr Abgeordnete Bebel iſt ja aud 
in der bürgerlichen Gejelfhaft durch Ausnutzung aller 
Rechtsinſtitutionen, die dieſe Geſellſchaft aufgeftellt hat 
— PBrivateigentum, Erbredt ufw. —, doch in eine Lage 
gefommen, die auh er alö eine leidlich behagliche 
anfehen wird. 
eiterfeit.) 


( 
Wer weiß, ob Sie im foztaldemokratifhen Zukunftsſtaat 
eine foldhe gute Poſition hätten; Ste hätten vielleicht bei 
Ihrem Drechſlerhandwerk bleiben müffen. 

Wenn wir dbod enblid einmal erführen, wie bie 

Herren fi ihren Zulunftöftaat denken! 

(Heiterfeit.) 
Meine Herren, fommen Sie in den Wahlkampf und fehen 
Sie fozialdemotratifhe Flugblätter in ber Hand eines 


Bauern oder eines Handwerkers, bann finden Sie etwas 
ganz anderes barin gefchrieben. 
(Zuruf bet den Sozialdemokraten: Selbft- 
verftändlich!) 

— Selbſtverſtändlich! — Da lügen die Soztaldemofraten 
ben Bauern dor, fie dächten gar nit baran, am bem 
Erbredt zu rütteln; fie dächten nicht daran, ben 
Grund und Boden verftaatlichen iu wollen; fie dächten 
nicht daran, bie Ausübung der Religion en hindern 
zu wollen; fie dächten nicht daran, irgendwie die fyamilien- 
bande Iodern zu wollen, und was bergleihen ſchöne 
Worte mehr find. In den foztaldemokratifhen Arbeiter: 
verfammlungen klingt das Lieb anders. 

Daß Sie bisher feine Anträge bier geftellt, um bie 
Grundlagen der bürgerligen Gefelfhaft zu befeitigen, 
ift ja feloftverftändlid. Für fo naiv wird man Sie doch 
nicht halten, daß Sie in einem Neichätag, in dem Sie 
nur ein Fünftel Mitglieder bis jegt hatten, Anträge 
fielen, um bie bürgerliche Geſellſchaft über den Haufen 
au werfen; denn, meine Herren, fo Hug find Ste natürlich 
auch, um dad Schidjal diefer Anträge vorauszuſehen. 

Meine Herren, ih möchte num ſchließen. 

(Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 
Ih möchte bitten, daß wir eine Lehre aus dem Wahl- 
fampf ziehen: baß das beutfche Volk der Fraftionstämpfe 
müde tft, und daß es bie einzelnen Mitglieder und die 
Parteien beurteilt jehen will nad ihren Zeiftungen, daß 
der Neihätag in gemeinjamer Arbeit das Intereffe bes 
Reichs und feiner Berufözweige fördert. Laflen Sie und 
zu gemeinfamer Arbeit und vereinigen, fobaß das Deutſche 
Neich wieder ftolz fein kann auf feinen Reichstag! 
(Zebhafter Beifall rechts.) 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Das Wort hat ber Herr 
Abgeordnete Fürft Nadzimwilt. 


Fürft Radziwin, Abgeorbneter: Meine Herren, Sie 
werben verftchen, wenn th, berufen, in der jeßigen 
politiihen Zage des Haufes den Standpunkt meiner 
Fraktion bier zu vertreten, auch meinerfeitd, wie es bie 
meiften meiner Vorredner getan haben, von den Ziffern 
bed eigentlichen Etats vorläufig abfehe und mehr allgemeine 
Gefihtspuntte in den Vordergrund ftelle. 

Hierzu veranlaßt mich auch befonders bie erfte Rede, bie 
wir vor einigen Tagen ſeitens ded Herrn Reichskanzlers 
gehört haben. Ich kann nicht fagen, daß ich den Beifall, 
der von verſchiedenen Seiten des Hauſes biefer Rebe 
gezollt worden ift, teilen kann. Ich finde in berfelben 
doch einige fehr anfechtbare Punkte, und in biefer Bes 
piebung habe ich vor allen Dingen den PBaffus im Auge, 
n weldem ber Herr Reichskanzler es verſucht bat, in 
dem Wahlkampf, den er bei Auflöfung bed Reichstags 
namentlih auch gegen bad Zentrum geführt hat, ben 
deutſchen Epiftopat und bie fogenannten nationalen Katho—⸗ 
lifen gegen dad Zentrum audzufpielen. 

Ih halte das nicht für einen glüdlihen Gebanten 
im Sinne des Herrn Neihäfanzlerd; denn er kann doch 
in der fatholiihen Welt nur ein Lächeln hervorrufen. 

(Sehr er bei den Polen.) 

Der Auf ded Zentrums ift ein hiſtoriſcher, er ift in ber 
ganzen fatholtihen Welt, in der ganzen katholifhen Kultur: 
welt feit begründet, und er fußt auf ben benfwürbigen 
Erfolgen, welche dieſe Partei im Hulturfampf davon» 
getragen bat. Die ganze fatholifche Welt beneidet Deutjch- 
land um fein Zentrum 

(Zurufe links), 
und ich glaube, daß das Zentrum, an befien Seite während 
des Hulturfampf3 gelämpft zu haben eine der fchönften 
Erinnerungen meines Lebens ift, ſich leicht über bie Worte 
be3 Herrn Reichslanzlers bezüglich feines Verhältniſſes 
zur kirchlichen Autorität tröften fann. 


(©) 


(D) 


(8) lenten 
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(Fürft Rabziwilt.) 

Meine Herren, ber Herr Reichslanzler hat als fein 
Ideal die Paarung des fonjervativen und bes liberalen 
Gebantend bingeftellt. Ih meine, daß das feine neue 
Erfindung ift; der Paarung des Eonfervativen und liberalen 
Gedantend find mir in ber deutſchen Geſchichte feit 
Gründung des Reichs ſchon oft begegnet. Ich möchte als 
eine ber bebeutenbiten Inlarnationen dieſes Gedankens 
einen hervorragenden Staatsmann binftellen, ben 

überen preußifhen Finanzminifter Herrn dv. Miguel, 
aus der Sturm: unb Drangberiode bed 
Jahres 1848 bis zum Minifterfeffel in einer vielbewegten 
Laufbahn durchgerungen hat. Es wird ja im allgemeinen 
angenommen, daß biefer herborragende Staatömann, ber 
in vielen anderen Beziehungen * Bedeutendes in der 
preußiſchen Verwaltung geleiſtet bat, der spiritus rector 
—— iſt, der dem Fürſten Bismarck den Gedanken der 
utipolenpolitit in den 80er Jahren — t hat. Nun, 
meine Herren, wenn das ſo iſt, ſo würde ich mir auch 
fünftighin von ber Paarung des konſervativen und liberalen 
Gebantend in diefer Beziehung für und nicht viel Gutes 
beriprechen, und ich würde es bebauern, wenn ein neuer 
Vertreter diefer Richtung wieder einen entiheidenben Ein: 
Hug auf die Verhältniffe derjenigen Zanbesteile erlangen 
folte, die und als ihre Bertreter in dieſes hohe Haus 
geſchickt haben. 
(Sehr richtig! bei den Polen.) 

Meine Herren, aber in einem anderen Gebanten, ben 
der Herr Reichskanzler ausgelprochen bat, begegne ich mic 
durchaus mit ihm, und das ift ber Gedanke, als er das 
—— ermahnte, dem „Leitftern ewiger Wahrheit” zu 
olgen. Meine Herren, dieſe Aufforderung möchte ich 
an die hohe Staatdregierung richten, namentlih an bas 
preußiihe Staatdminiftertum. Aber ih muß daran bie 
Frage knüpfen: wie ift es denn mit dieſem Leitftern ber 
ewigen Wahrheit in ber preußiſchen Politit meinen Lands⸗ 
egenüber beftellt? Ich kann nicht finden, baß bie- 
jenige Politik, welche darauf hinausläuft, Preußen und 
das Deutihe Reih in Anfehung der Rechte ber Reichs— 
und Staatdangehörigen in einer Weife zu behandeln, mit 
derjenigen Freiheit obrigkeitliher Bewegung biefer Be: 
völferung en wie etwa ein Jagbberr in 
berug u n Jagdrevier die Hegung nützlichen Wildes 

die Bertilgung ſchädlichen Wildes mit Recht ausübt, 
in irgend einer Weiſe dem Leitftern ewiger Wahrheit 
entipriht. Ein anderes Bild fann ich auf die Bolitif der 
preußifchen Regterung in den polniſchen Zandesteilen nicht 
anwenden. Ich behaupte, daß infolge der Antipolengefege 
unfere Bevölterung in bezug auf ben Genuß ftaatöbürger- 
liher Rechte vielfach rechtlos — ift. 

(Sehr richtig! bei ben Polen.) 

Ia, meine Herren, wie wollen Sie es anberd auf: 
faffen, wenn Ausnahmegefege gegen Staatsbürger ftatuiert 
werben, welche lediglich die Abftammung, die Nationalität 
als Grundlage der Ausnahmeftelung haben? It das 
nit eine unglaubliche Negierung ber Gleichheit aller vor 
dem Gefeße, wie fie in der Verfaffung niedergelegt ift? 

(Sehr richtig! bei den Polen.) 

Bergeffen Sie doch nicht, daß es in Preußen, bem 
größten deutfchen Bunbesftaate, Geſetze gibt, welde z. B. 
dem polniihen Arbeiter, nur weil er Pole ift, im Gegenſatz 
zum deutſchen Arbeiter die Errichtung eines einta en 
Wohnhauſes auf feinem Grund und Boden verbieten, und 
wenn aud nicht im allgemeinen verbieten, fo doch das 
Rest, fih ein Wohnhaus auf feiner eigenen Scholle zu 
gründen, von ber Zuftimmung bed Negierungspräfidenten 
abhängig machen und zugleih dem Regierungöpräfidenten 
die Anweifung geben, bie Erlaubnis in jedem alle zu 
verſagen, wenn e3 ſich um einen Bolen handelt, und wenn 
die ede bed Anſiedelungsgeſetzes dadurch geſchädigt 
würden. Ich ſehe darin eine unglaubliche, eine flagrante 








Härte, und ih möchte eim anderes Kulturland genannt (©) 


wiffen, in dem derartige Geſetze möglich wären. 
(Sehr gut! bei den Polen.) 

Auch auf dem Gebiete der Schule, das hier zu vers 
ſchiedenen Malen von ben Vorrednern geftreift worden ift, 
ift keineswegs, wie mein Herr Vorredner mit folder 
Emphaſe bervorhob, alle gut beftellt. Jedenfalls ftehen 
verſchiedene Anordnungen der Schulverwaltung im Gegen: 
fat zu allen Begriffen moderner Kultur. 

(Sehr richtig! bei den Polen.) 
IH will im Augenblid ganz davon abfehen, ob ber in 
den Schulen in unferen Landesteilen zurzeit herrſchende 
Schulſtreik pädagogiſch zuläffig ift oder nicht. Ich fcheibe 
bie frage bier aus. Mber die Schuld, dab es zu fo 
borrenden Zuftänden in unferen Landesteilen in ber 
Schule gekommen ift, fchtebe ih einzig und allein der 
preußifhen Staatöregierung zu. 
(Sehr riätig! bei ben Polen.) 
Denn fie hat in einer Hundertjährigen Mißachtung ber 
Pflicht, dem nationalen Bebürfniffe des Landes durch 
Dede und Kultur der Mutteriprache gerecht zu werben, 
der Mutterfpracdhe, die doch ſchließlich der Exponent ber 
geiftigen Individualität bes Volles ift 
(Bravo! bei den Polen), 
fie bat durch eine ſyſtematiſche Verfolgung diejenige 
Erregung und diejenigen Grundlagen geidhaffen, auf denen 
die jegigen in, ich möchte jagen, ſtark heuchlerifcher Weiſe 
—— Regierung bedauerten Zuftände erſt erwachſen 
nnten. 
(Obo! rechts. Bravo! bei den Polen.) 


Dizepräftdent Dr. Paaſche: Ich muß es rügen, daß 
Ste der preußiihen Staatöregterung heuchleriſche Motive 
unterſchieben. Ich rufe Sie bewegen zur Orbnung. 

(Bravo! recht.) 


Fürft Radziwin, Abgeorbneter: Ih will auf biejes (m) 


Thema weiter nicht eingehen, weil ich mir wohl bewußt 
bin, daß biefe Saden vor biefed hohe Haus nur mittel 


bar gehören. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Aber nachdem in dem Gang ber Hr ai Debatte auf 
fie mehrfach; Bezug genommen wurde, habe ich das Recht, 
meinerjeitö — zu antworten. Denn das muß ich 
pr vor bem hoben Haufe fefiftellen, wir haben ein Recht 
n biejem hohen Haufe, eine bejondere nationale Stellung 
einzunehmen. 
Sehr richtigl bei ben Polen.) 

Wir find durd Gottes Fügung vollberechtigte Mitglieder 
des preußiſchen Staates und bed Deutjchen Reichs ge— 


mworben 
(ſehr richtig! rechts) 
und haben dabei ein Recht, haben die Verpflichtung, ja, 
wir haben die Verpflihtung und kommen dieſer 2er: 
pflihtung in vollem Maße nad 
(na! nal rechts — ſehr richtig! bei den Polen), 
unfere Pflichten gen Regierung und gegen ben Staat 
zu erfüllen. J enke, ich brauche nur an bie Striege 
von 1864, 1866 und 1870 zu erinnern, baß unfere 
Bevölkerung ihr Blut auch für die Errichtung des Reichs, 
in beffen Haufe wir er ftehen, beigetragen hat. 
(Sehr richtigl bei ben Polen.) 
Was war bie Anerkennung dafür? Die ftaatsbürgerliche 
Ausnahmeftellung diefer Vollsteile in der Gefeggebung 
(hört! hört! bet ben Polen), 
bie biefe Kriege geführt haben! 
(Brabo! bei ben Polen.) 
Wenn wir alſo dieſen Verpflichtungen nachkommen, jo 
haben biefe Verpflichtungen eine beftimmte Grenzlinie, 
a line must be drawn somewhere, wie ber Engländer 
fagt, und dieſe ift bie Anforderung, bie in deutlicher 
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(Fürft Radziwirt,) 


(A) Weife immer von neuem bom Regilierungstiſch an ums 


berantritt, unfer nationales Fühlen, unfer nationales 
Selbftbewußtfein als Mitglieder, als lebendige Teile ber 
polniſchen Nation aufzugeben. 

(Bravo! bei ben Polen.) 
Dad, meine Herren, werden Sie nie erreichen 

(fehr Pr bei den Polen), 
und bier verfagen wir ben Anforderungen, bie wir als 
beleidigenb für unfere nationale Würde anfehen! 

(Lebhaftes Bravo bei den Polen.) 

Dad, meine Herren, werden Sie auch durch Gewaltmaß- 
regeln nicht erlangen, und in dieſer Beziehung kann ich 
Ihnen nur anheimgeben, Ihre Anforderungen an unſere 
Zugehörigkeit und an unſere Stellung in diefem hohen 
Haufe auf dad zu beichränfen, was Sie nad) Gott und 
Gerechtigkeit erfordern können. 

(Bravo! bei den Polen.) 

Dann möchte ih noch auf unfere Stellung zu dem— 
jenigen Gtatöteil lommen, der ja die unmittelbare Beran- 
laffung zur Auflöfung des Reichstags gewefen ift, auf unfere 
Stellung zum Solonialetat. In diefer Beziehung möchte 
ih mich auch auf ein Wort des Fürſten-Reichskanzlers be⸗ 
ziehen, ein Wort, in bezug auf das ich mein Einverſtändnis 
mit den Auffaffungen des Herrn Reichskanzlers kundgeben 
fan. Er bat im Laufe des Iekten Mahltampfes bie 
Außerung getan, daß er hoffe, daß dad Durchdringen 
Deutſchlands mit den Gedanken der Kolontalpolitif einen 
befänftigenben Einfluß aud auf die Stellung der Barteien 
im Lande ausüben würde. Ganz meine Auffaffung, meine 
Herren, aber unter einer —— nämlich unter der 
Bedingung, daß die Kolonialpolitik in einer Weiſe geübt 
wird, welde mit ben ziviliſatoriſchen Aufgaben überein— 
flimmt, deren fih bie Stolonialpolitif eines chriſtlichen 
Staates bewußt bleiben muß. Ich will nicht darauf ein- 
gehen, inwieweit bie bisherige Kolontalpolitif diefen An- 
(8) forderungen entiprodhen hat; ich bin nicht dazu legitimiert, 

weil ih die Alten nicht kenne; ich weiß nicht, ob bie 
mannigfaltigen Auflagen, die gegen eine brutale unmenſch— 
lie Ausübung ber Regierungdgewalt in den Schußgebieten 
hervorgetreten find, begründet find; verſchiedentlich find ja 
in biefer Beziehung Schwere Anklagen aud von Mitgliedern 
dieſes Haufe geäußert worben. Hier möchte ich, bei- 
läufig gelagt, aud ein Wort des ftellvertretenden Herrn 
Kolonialdireftord hervorheben in einem feiner Vorträge 
im Laufe des Wahlkampfes, die ja zum Teil vielleicht 
etwas den Anftrich eines Nittes in dad romantiſche Land 
gehabt haben mögen, welches er über die Prinzipien, bie 
ältere folonifatoriihe Staaten, England oder Holland, 
in bezug auf bie Behandlung ber Schußgebtete eingehalten 
hätten, anführte.e Dad Wort hat mid frappiert als 
Leitſatz, dab die Schußgebiete zu ihrem Nuten, in ihrem 
Sintereffe verwaltet werden müßten. Das tft burdaus 
im Auge zu behalten, und id kann nur bie Hoffnung 
ausſprechen, baß ber Herr Kolonialdireftor biefen Stand» 
punft in jeder Richtung in der Stolonialverwaltung ein- 
halten möge. Ich meine, ber Name „Schuggebiete” allein 
ſchon weilt die Reichdregierung auf ihre Miffion hin, die 
Eingeborenen in erfter Linie nicht als Mittel zum Zweck 
inſonderheit anszubenten, fonbern ihre kulturelle Hebung als 
Hauptzwed der Kolontfation anzufehen. Es mwürbe allen 
chriſtlichen Begriffen geradezu widerfprehen, es würde ein 
Hohn, ein Schandfled für die Zinilifation Europas fein, 
wollten wir in die Kolonten die Mißftände, bie Lafter, bie 
Herrenmoral, die fich leider in der europäiſchen Geſellſchaft 
jo breit macht, übertragen, ftatt an diejenigen Sträfte 
in bezug auf Hebung der Gingeborenenbevälferung zu 
appellteren, welche beionder3 berufen find, zivilffatorifihen, 
erfichtlihen Einfluß auf die Eingeborenen auszuüben. 

Diefe Kräfte müſſen gefhüst und entfaltet, aber nicht, 
wie es leider in einigen Fällen vorgefommen zu . fein 





ſcheint, zurüdgeſetzt werben feiten® ber Verwaltung. Aber (C) 


wenn, wie wir e3 zu unferem Leidwefen hier ausſprechen 
müffen, wir jeher, daß unfere nädften Schußbefohlenen, 
unfere Wähler, im eigenen Lande von Gefegen und Ber: 
waltung niedriger eingefhägt werden durch Untergrabung 
ihres ötonomiſchen Wohlftandes, als wir wünſchten bie 
Eingeborenen in Afrika von der Reihöverwaltung behandelt 


zu fehen 
(oh! redt3), 

dann können Sie es meiner Fraktion nit als einen 
Mangel an Pflichtgefühl auslegen, wenn wir abwarten, 
ob vor allem die Königlich preußiſche Staatöregierung 
eine Anderung ihrer PBolitif gegenüber unferer Landes— 
bevölferung einzuführen fir gut findet, ehe wir unſere 
Zuftimmung und Sorge auf dieſe überfeeifhen Unter— 
nehmungen ausdehnen. In der Beziehung mögen Sie ed 
begreiflich finden, baß wir bis jetzt einen durchaus ab: 
Iehnenden Standpunkt in biefen fragen haben einnehmen 
müffen. Auch bier lehne ich die eigentliche Verantwortung 
auf die Maßnahmen der Königlich preußifden Staats: 


regierung ab. 
(Bravo! bei ben Polen.) 


PVizepräfibent Dr. Paaſche: Dad Wort hat der Herr 
Bebollmächtigte zum Bundesrat, Staatsſekretär bes 
Innern, Staatöminifter Dr. Graf dv. Bojadowsty: Wehner. 


Dr. Graf v. Poſadowsky-⸗Wehner, Staatöminiiter, 
Staatöfefretär de3 Innern, Benollmädtigter zum Bundes: 
rat: Meine Herren, ich habe bier in biefem hohen Haufe 
fhon vielfach Polenreden angehört und mid) ftet3 —— 
legitim darauf beſchränkt, zu erklären, daß die Polenfrage 
eine ſpeziell preußiſche Frage iſt und nicht vor dies hohe 


Haus gehört. 
(Sehr richtig!) 
Heute bin ich ber Mühe überhoben, dieſen Einwand zu 
wiederholen, weil der verehrte Herr Vorrebner felbit zu— 
geftanden hat, daß die bier vorgebrachten ragen nicht 
zur Kompetenz des Reichstags gehören. 
(Sehr gut! — Zurufe von den Polen.) 

Der Herr Abgeordnete hat aber zwei Bemerkungen 
gemadt, die ich nicht unwiderſprochen ins Land hinaus: 
gehen laffen kann. Gr bat gelagt, daß diejenigen Maß- 
regeln ber preußifchen Regierung, bie eine gewifle Be- 
fhränfung der Parzellierungstätigfeit in ben jogenannten 


gemiſchtſprachigen Landesteilen bezweden, ungeſetzlich ſeien. 


(Sehr richtig! bei den Polen.) 
Diefe Behauptung kann der Herr Vorredner nicht aufrecht 


erhalten; denn die preußiiche Negterung ergreift diefe 


Mafregeln auf Grund eined verfaffungsmäßig zuftande- 
gelommenen preußifchen Geſetzes. 
(Zuruf: Gegen das Reichsgeſetz! 


Ferner hat der Herr Abgeordnete erflärt, bie ber- ».‘ 


Ce] 


T. 


bündeten Regierungen dürften fi nicht wundern, wenn .°- 
bie Polen innerhalb biefed Hohen Haufes eine beſondere 


nationale Stellung einnehnten. 
redner darauf entgegnen, daß ein folder Anſpruch ver- 
faffungsmäßig ſich nicht begründen läßt. 

(Sehr richtig! rechts und Links.) 


Denn nad ber Reichsverfaſſung ift jedes Mitglied dieſes * 
hohen Hauſes Vertreter des geſamten deutſchen Volkes. *8 


(Emente Zuſtimmung rechts und links.) 


Ich muß dem Herrn Vor-⸗ * 


Die Reichsverfaſſung kennt feine beſondere nationale— 
Stellung eines Abgeorbneten; jeder Abgeordnete in dieſem 


Hauſe darf nur Vorſchläge erörtern und vertreten, die ſich 


mit dem Wohle und der Sicherheit des gefamten Deutfhen 


Reiches vertragen. 
(Bravo!) 


Bizepräfident Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr. fü 


Abgeordnete Liebermann dv. Sonnenberg. 
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(8) lihen Zuftand der Bevölkerung 





Liebermann v. Sonnenberg, Abgeorbneter: Meine 
geehrten Herren, man kann dem letten Herrn Redner 
darin recht geben, daß es die Aufgabe ber Kolonialver: 
waltung if, die Schugbefohlenen zu erziehen und kulturell 
zu heben. Dad muß in ben Stolonien gegenüber ber 
Ihwarzen Bevölkerung zunächſt durch Erziehung zur 
Arbeit geſchehen und, ba fie freiwillig dieſer Anleitung 
nicht folgt, durch Zwangsarbeit. Ich glaube, es ift eine 
ftarfe Übertreibung, wenn der Herr Vorredner geſagt hat, 
bie polnifhe Bevölkerung würde in dieſer Beztehung nod) 
ſchlechter behandelt als die Benölferung in den Kolonien. 

(Sehr richtig! bei den Polen.) 

— Aber, meine Herren, wer zwingt denn bei Ihnen bie 

Leute, zu arbeiten? Das haben Sie, Gott fei Dank, nicht 

nötig, Sie find ja ein arbeitfames Volk. 

(Bravo! bei den Polen.) 

Sie werben fi) doch nicht freiwillig unter bie Hottentotten 
ftellen wollen! 

(Sehr gut!) 


Wenn ber Herr Borrebner ſich in ſolchen Übertreibungen bier 
gefällt, ſchwächt er den Eindrud feiner ganzen Rebe ab. 
(Sehr rihtig!) 
Es mu durchaus zugeftanden werben, daß bie polniſch— 
iprehende Bevölkerung in dem großen Kriegen ihre volle 
Schuldigkeit getan, daß fie ihren vollen Tribut an Blut 
für die Errihtung bed Reiches mit gezollt hat. 
(Zwiſchenruf: Na alfo!) 
— Warten Sie doch meine Folgerung ab! — Die polniſche 
Bevölkerung entftammt einer tapferen Nation; die Polen 
im Heere haben ihre Schuldigkeit im Ktriege getan; dadurch 
baben fie den Dank dafür abgeftattet, daß durch hunbert- 
jährige preußiihe Graiehung der MWohlftand und bie 
Bildung in der polnifhen Bevölkerung gehtegen ift. 
(Sehr richtig! rechts. — Widerſpruch bei den Polen.) 
Bergleihen Sie doch einmal den geiftigen und wirtidaft- 
n Poſen mit dem in 


Galizien! 
(Sehr richtig! rechts.) 
Und Sie wagen e3, der preußiihen Regierung vor— 
zumerfen, daß fie nichts für bie Hebung der polnischen 
Bevöllerung getan habe? 
5 von den Polen.) 
Ich wiederhole: Sie haben eine Pflicht der Dankbarkeit 
gegenüber dem preußiſchen Staate und gegenüber dem 
t 


Deutſchen Reiche 

(Sehr richtig! rechts.) 
Was Ihnen ber Herr Staatöfekretär Schon geſagt hat, 
barf ich wiederholen: Ste erfüllen nicht Ihren Beruf ald 
Abgeorbnete im Deutſchen Neihdtage, wenn Sie fih als 
Bertreter einer befonderen Nationalität hinftellen. 

(Bravo! rechts.) 

Dad mußte vom Standpunkt des beutichen Relchstags— 
abgeordneten auch einmal heute hier ausgeſprochen werden. 

Begreifliherweife find bie Verhandlungen, beſonders 
der beiden erſten Tage, bier bei den Etatöberatungen in 
hohem Make audgefüllt worden durch Beratungen über 
bie merfwürbigen Wahlen, die hinter uns Liegen. Manche 
Redner haben den eigentlihen Etat, die Thronrede faum 
geftreift. ch verſtehe das vollftändig; um mid aber 
ielber vor zu weiten Abſchweifungen zu bewahren, will 
ih meine Betradtungen über bie hinter uns liegenden 
Bablen an den Schluß meiner Ausführungen ftellen 
und wende mich nun zunächſt mit wenigen Worten der 
Thronrebe zu. 

Die Thronrede zeichnet ſich diesmal durch einen 
befonderd warmen Ton aus, wie wir ihn ſchon lange 
nicht mehr im Weißen Saale aehört Haben; infolgebefien 
ft der Widerhall im ganzen Lande viel ftärker als fett 


L . 
angen Jahren (Sehr richtig! rechts.) 





Die legten Wahlen haben Volk und Regierung einander 

er nähergebradjt. Das Volk hat lange darauf gewartet, 
bat bie Regierung auch endlih einmal zeigte, daß fle 
aktiv tätig fein kann 

(Sehr richtig! rechts), 
daß fie nicht alles über ſich ergehen läßt, dab fie fi 
felbft zu wehren verfteht. 
(Brabo! redht3.) 

Das BVerftändnis für den Goetheihen Spruch „Was 
bringt zu Ehren? Sid wehren!“ tft gerade im beutjchen 
Volke fehr ftark vorhanden. 

Wenig, aber — wer wußte bie Thronrede 
von unferen auswärtigen Beziehungen zu jagen. Man 
bat mit Befriedigung im Lande vernommen, bab bie 
Beziehungen zum Auslande zu dem einen Keil ber 
Mächte gute, zu dem andern Teil herzliche feien. Das 
Ausland hat ed auch verftanden, daß durch die letzten 
Wahlen bie Pofition der deutfhen Reglerung ihm gegen: 
über fehr verftärkt ift. Natürlih hat man im Auslande 
mit gemifhten Empfindungen bie Auflöfung des Reids- 
tags und die Neuwahlen verfolgt. Der Ausfall hat bie 
Freunde Deutihlands im Muslande befriedigt. Die 
Monarchen haben ihren Glückwunſch ausgeſprochen, denn 
fie fehen mit Recht in dieſer Niederringung der anti« 
monardiihen Partei bei und eine Verftärkung der Sicher: 
heit für die Throne in ganz Europa. Aber e8 gab aud) 
zahlreiche Leute im Auslande, die auf innere Zerwürfniſſe 
und eine baburh erzeugte Schwächung Deutichlands 
fpefulierten; bie fi) hatten verblenden Laffen von dem ſieges— 
fiheren Auftreten unferer Sozialdemokratie, die geglaubt 
haben, e3 käme bei und demnächſt zu einer fozialen 
Revolution. Diefe find von dem Ausfall der Wahlen 
natürlich fehr wenig erbaut. Eins aber ift bei Freunden 
und Gegnern im Ausland zweifellos gewachſen: das 
ift ber Reſpelt vor dem Deutichen Reiche 

fehr richtig! rechts), 
und das wird unlerer Regierung bie erwünſchte ſichere 
Baſis geben, auf ber fie mit dem Audlande Handels— 
verträge abſchließen fann, bie für uns günftig find. 
(Bravo! rechts.) 
Ich glaube, die Neichäregierung wird es leichter haben 
als früher, die Handelöproviforien zu befeitigen, unter 


benen wir noch immer — id möchte beinahe jagen, 
leiden: das Handelsproviſorium mit England, das 
Proviſorlum mit Amerika. Wir erwarten, daß aus 


diefen Proviſorien num endlih endgültige Abmadhungen 
entftehen, unb hoffen, daß es der Regterung gelingen 
wird, diefe Abmachungen fo zu führen, wie es der Bund 
der Landwirte beifpielöweife in der Reſolution feiner 
Generalverfammlung verlangt hat. Es wird darin zuerjt 
betont, daß unbedingt an ber rüdhaltslofen Erklärung, 
bie feinerzeit abgegeben jet, von dem Herrn Vertreter des 
Herrn Reihskanzlerd, dem Grafen Pojadowäly, daß jebe 
Abſchwächung bes Zolltarifs nach irgend einer Richtung 
hin ausgeſchloſſen fei, feitgehalten werde. Es müſſen 
alfo jebwebe Verhandlungen über ben Abſchluß bon 
Hanbelöverträgen nur unter Anerkennung dieſes Grund: 
ſatzes ausgeführt werben. Die verbündeten Regierungen 
müßten in&befondere den MWereinigten Staaten von 
Amerika gegenüber daran fefthalten, daß wir abzuwarten 
haben, welde Zugeftänbnifle fie uns jegt machen wollen 
auf Grund ber proviſoriſchen Zugeſtändniſſe, die wir 
ihnen gemacht haben. Das deutſche Bolt hofft, dab 
Handelöverträge in biefem Sinne bald zum Abſchluſſe 
fommen werben. 

Meine Herren, die Stellung der Thronrebe zu der 
neugeplanten Haager Konferenz war fehr befriedigend. 
Der fühle, geſchäftsmäßige Ton, in dem die Annahme ber 
Einladung ausgeſprochen wurde, war biefer Beranftaltung 
gegenüber durdaud am Plate. Wenn internationale 


(C) 


(D) 
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(A) Humanitäre Abmachungen bort getroffen werden, bie für 


künftige Kriege in Anwendung fommen, gut, jo wird ſich 
jedenfalls dad ganze deutſche Volt darüber mit freuen. 
Aber weitergehende Bebentung für die Erhaltung des 
MWeltfriedend hat bie erite Haager Konferenz nicht gehabt 
und wird bie zweite Sonferenz nicht haben; fie hat dafür 
nicht mehr Bebeutung als etwa die interparlamentarifchen 
Zufammenkünfte der Friedensfreunde, die alljährlih bald 
in dem einen, balb in einem anderen europätfchen Staate 
ftattfinden. Man macht eine hübſche Reife, wird bon ben 
dortigen Behörden begrüßt, wird zu erlefenen Diners ein: 
geladen, freundet fih mit intereffanten Leuten an, und 
damit ift bie ganze Sache beendet. Ich möchte eigentlich 
aud; mal zu einer ſolchen Friedenskonferenz mitfahren 
und ba eine ganz kurze Rede halten, nämlich ben bes 
kannten lateinifhen Spruh ber Verſammlung zurufen: 
si vis pacem, para bellum! Ich glaube, darin liegt 
heutzutage bad einzig brauchbare Rezept, wonad ber 
Frieden in ber Welt erhalten werben fann. Aufs Schwert 
gehügt wahrt Deutfchland Heute den MWeltfrieben unb 
wird ihn hoffentlich noch für lange wahren. 
(Sehr gut! rechts.) 

Möge doch die neue Mehrheit wenigſtens barin zufammen: 
halten, daß die Mittel zur Erhaltung des Friedens, bie 
angemeffene Berftärfung unſeres Heered und unferer 
Flotte ohne Schwieriglfeiten bewilligt werben, wofür 
andere Staaten 5. B. Stantreih uns ein nachahmungs⸗ 
wertes Beiſpiel geben. 

Meine Herren, au das, was bie Thronrebe an— 
fündigt in bezug auf die Behandlung der Kolonialfragen, 
hat uns erfreut. Wir haben ſtets den Gedanken ber (Er: 
richtung eine befonberen Solonialamtd gebilligt und 


hoffen, daß es nunmehr vom Reichstage bemilligt 
werden wird. Wir erwarten bon ber tung eines 
folhen SKolonialamts, daß dadurd eine größere 


(8) Selbftänbigfeit und damit eine erhöhte Verantwortlichkeit 


für bie Kolonialbeamien gefhaffen wird. Mir werben 
dann ein vollftändiges und klares Solonialprogramm 
befommen mit dem Endziel ber wirtfchaftlihen Selbftänbig- 
machung unferer Kolonien. Wir zollen dem neuen Herrn 
Kolontalbireftor unb vorausſichtlich ——— Leiter des 
Kolonialamts ohne jeden Vorbehalt volle Anerkennung 
für die energiſche Art und Weiſe, wie er angefangen hat, 
Unzuträglichkeiten in feinem Amt abzuftellen. Wir dürfen 
aber feine Neben im Lande body nicht jo ganz umwider: 
ſprochen hinausgehen laffen; wir nehmen für uns in 
Anfprud, dab wir die Kolonialpolitif, die bie Regierung 
jest einzufchlagen beginnt, lange, bevor er im Amte war, 
icon gefordert haben. Wir haben auf die Schädlichkeit 
der Landgefellihaften und ihres Treibens hingewieſen 
durch unſeren Mebner in ber Bubgetlommilfton und aud) 
bier im Haufe; wir möchten uns unferen Anteil an biefem 
Erfolge nicht ſchmälern laſſen durch Darftellungen, 
al ſeien es ganz neue, bon Herrn Dernbur 
erft entbedte Bahnen, bie er jett befchreiten will. Au 

die hriftlich-foziale Partei hat, lange bevor der neue Herr 
Folontaldireftor fein Amt übernahm, durch einen ihrer 
Rebner im Lande ein Kolonialprogramm aufftellen laſſen, 
dad noch viel abgerundeter und umfaſſender ift ald das 
bes Herrn Dernburg. Das ift fein Zabel für ihn; er 
fonnte erft Solontalpolitif treiben, nachdem er bazu bes 
rufen murbe. 

Meine Herren, ber Dank an unfere Truppen ift vom 
Thron, ift auch aus biefem Haufe in wärmfter Form aus: 
geiprochen worden. Unſere braven Reiter in Südweſt⸗ 
afrifa haben durd ihre friegerifchen Leiftungen unter Ers 
tragung unerhörter Strapazen niht nur dem deutſchen 
Baterlande, fondern der ganzen Welt und bem Welt: 
frieden einen großen Dienft erwiefen. Das Ausland, bas 
aufmerkfam biefen Kolonialfrieg verfolgt hat, fagte fi: 


wenn ſolch Geift im beutfchen Heere herricht, ift e8 wohl (0) 


fir und geraten, Frieden zu halten und mit Deutſchland 
nicht anzubinden. 
(Bravo! rechts.) 


Den treuen Toten aber, die in afrikaniſcher Erde ruben, 
wollen wir unferen Dank dadurch abftatten, daß wir das 
mit ihrem Blute gebüngte Land feithalten für alle Zeiten 
und dafür forgen, daß bort allmählich in dem Neuland 
nened deutſches Volkstum aufblühen und fih aus: 


breiten Tann. 
(Bravo! rechts.) 

Meine Herren, mit befonderer Genugtuung und Freude 
haben die foztalpolitifh gerichteten Männer im Bande das 
Bekenntnis der Thronrede zu dem Vermächtnis Kaiſer 
Milhelmd des Unvergeßlichen begrüßt. Wenn jcharfer 
Kampf gegen bie Sozialdemokratie angefünbigt worden 
ift, fo wurde body der Sat mit ausgeſprochen, daß unter 
ben Beftrebungen der Soztalbemofratie der Arbeiter nicht 
leiben ſolle. Wir dürfen alfo Sortfegung der ſozialen 
Politik, die vom großen Reichſslanzler und dem unvergeß- 
lihen Kaiſer eingeleitet ift, erwarten. Aber ich meine, 
es würde biefer fozialen Fürforgepolitit durchaus ent- 
fprechen, wenn nun bie Gerechtigkeit in ber —— der 
Laſten etwas mehr in den Vordergrund geſchoben würde, 
als das bei der bisherigen Geſetzgebung der Fall iſt. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Unſer deutſcher Mittelſtand, unſere Heinen und mittleren 
Kaufleute, unfere Handwerker, unſere Heinen und mittleren 
Landwirte ſind zu ſchwer belaſtet, und die beſitzenden und 
wohlhabenden Klaſſen, beſonders die Vertreter des mobilen, 
des internationalen Kapitals tragen viel zu wenig zu 
dieſen friedenſpendenden Einrichtungen bei, von denen fie 
ben größten Vorteil haben. 
(Sehr wahr! reits.) 
Meine Herren, ih meine aud, ed wirb fi in den 


Parteien, die ben Kriftlichen Arbeiterorganifationen bisher (m) 


ablehnend gegenübergeftanden haben und ihnen mißtrauten, 
jegt allmählich auch das Verſtändnis für bie chrift« 
lihen nationalen Wrbeiterorganifationen herausbilden. 
Wir brauchen fie zur Belämpfung ber Sozialdemofratie; 
fie müflen die Möglichkeit für dem Arbeiter geben, daß er, 
ohne Vaterland umd Religion zu verleugnen, ſich Vertreter 
wählen kann, die feine Intereſſen verftändnispoll wahr: 
nehmen. Die Thronrebe fließt mit dem ſchönen Sote: 
„Möge das nationale Empfinden und ber Wille zur Tat, 
aus dem biefer Neihätag herborgegangen iſt, aud über 
feinen Arbeiten walten, Deutſchland zum Heil!“, und biefem 
Schlußſatz ſchließt fih ganz gewiß alles, was national 
enipftnbet, in Deutſchland an. 

Es iſt nur mit Zuftimmung zu begrüßen, baß bie 
Thronrede und nicht eine Vielzahl neuer Vorlagen an— 
gekündigt hat. Der gegenwärtige Reichſtag hat vollauf 
u tun, wenn er ben Etat rechtzeitig oder bod nicht zu 
mm herftellen will. Wohl aber muß eine ganze Reihe 
bon notwendigen Gejegentwirfen von der Regierung im 
Laufe diefer Begislaturperiode verlangt werben; Anregungen 
bazu aus diefem Haufe werden gewiß nicht fehlen. 

Der neue Etat ift bon dem Herrn Abgeorbneten 
Wiemer fehr fympathiih begrüßt worden und zwar mit 
einem gewifien Recht. Er zeigt einen Fortſchritt gegen 
früher vor allen Dingen dadurch, daß ber vorige Reichs— 
tag bie Finanzreform bemilligt hat. Aber daß biefe 
Finanzreform nicht ausreichend ift, ſehen wir leider auch 
aus dem gegenwärtigen Etat. Aud er fieht eine neue 
Zweihunbertmillionenanleihe vor. Wir wünfden wohl 
alle von ganzem Herzen dem Herrn Staatsſekretär und 
aud uns, daß der Tag nicht zu fern fei, wo wir endlich 
einmal einen Etat befommen, der ohne Anleihe balanclert. 
63 wird daher gar nicht a vermeiden fein, baß bie 
Regierung no nad) neuen Einnahmequellen ſucht. Diefe 
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(a) neuen Einnahmequellen wird fie, wenn fie mit dem Volt 


im Einverftändnts bleiben will, nicht auf dem Wege er: 
itreben dürfen, den fie bei der vorigen Finanzreform ein- 
geimiegen hat, fondern indem fte fih mehr den Bor: 
lägen bier aus dem Haufe anfchließt und vielleicht 
bie eine oder bie andere neu eingeführte Steuer wieder 
befeitigt, die fih Schon im erften Jahre nicht bewährt hat. 
Ich wünſchte zum Beifpiel, daB bie Fahrkartenſteuer jo bald 
wie möglich wieder aufgehoben würbe, vielleicht im Ans 
ihluß an die Perfonentarifreform in Preußen. Was im 
preußiſchen Abgeorbnnetenhaufe über die Erfahrungen aus 
ber Fahrkartenſteuer geſagt ift, Hingt ganz gewiß nicht 
ermutigend für deren Beibehaltung. 

Der Nachtragsetat beſchäftigt fih mit der Abhilfe 
angenblidlicher Notftände beit der Beamtenihaft. Selbft- 
verſtändlich ſtehen wir auch biefem Nachtragsetat freund» 
lich gegenüber. Wir können nicht behaupten, daß er ſehr 
ſplendid ſei. Es iſt durchaus notwendig, daß bei den 
egenwärtigen Zeitläufen und der Preisſteigerung, die alle 
Teile ber —— ie haben, ber Beamten- 
Ihaft geholfen wirb. ir haben damit den MWeltruf 
aufreht zu erhalten, den unsere deutſche Beamtenſchaft 
genießt, unb ber fich auf die Dauer nicht damit verträgt, 
wenn bie Beamten in ihrer Bebendhaltung hinter 
Kreifen der Bevölkerung zurüdftehen, für bie fie ge- 
wiffermaßen zu forgen haben. Die Urſache ber Teurung 
ift aber nicht etwa, wie dad don links mit Vorliebe be— 
hauptet wird, bie agrarifche Begehrlichkeit, die Fleiſch— 
teurung, bie ja raſch, wie wir vorher gejagt haben, über: 
wunden tft, die Brotverteurung uſw. mein, fie liegt in 
den allgemeinen Zeitverhältniffen. Eine große Rolle fpielt 
babei die Verteurung der Wohnungen und der Sohlen: 
wucher; da foll bie eleagebung allerbing3 eintreten, daß 
die Ningbildungen, die den Kohlenwucher zu Gunften 
weniger großer Kapitaliften treiben, eingefchräntt werben. 


(8) Durch verftändige Bobenreform und duch eine verftänbige 


Arbeiterwohnungspolitif follte man bafür forgen, daß 
and die Wohnungen im Deutſchen Reiche befier werben. 

Wenn wir für die Staatöbeamten pflihtmäßig forgen 
müſſen, jo gu: na bie Reichsregierung doch aud) er— 
immern, daß wir auch Staatsarbeiter haben, die zum Teil 
Beamtenaufgaben erfüllen, und bie wenigftend in einzelnen 
Gruppen augenblidlih außerordentlich Schlecht geftellt find. 
Ih denke dabei an bie —— ie Sonder⸗ 
wünſche ber Beamten gehören nicht im bie allgemeine 
Etatsrede. Man wird fie bei ben entſprechenden Einzel- 
etat8 zur Sprade bringen. Hier wollen wir nur bie all: 
gemeine Zufttmmung zu ber Tendenz, den Beamten zu 
helfen, ausfprehen und wollen den Wunſch anfchließen, 
aß man nicht allzu farg jein möge. 

Das Petitionsrecht der Beamten tft oft ein Stein 
bes Anftoßes bei ihren —— Behörden, und ich gebe 
zu, daß in die Beamtenhierardie ſich das Petitionsrecht 
eigentlich recht ſchwer einreihen läßt. Andererſeits kann 
man es aber ben Beamten nicht nehmen wollen. Man 
ton fie nicht zu Staatöbürgern zweiter Klaſſe maden, 
und ih meine, ba follte ein Gedanke erwogen werben, 
der aus Beamtenkreiſen entitammt. Man möge Beamten- 
ausihüffe ſchaffen, bie die Pfliht und das Recht haben, 
die Magen über bie Berhältniffe der Beamten in ange 
meffener Form zur Kenntnis der Staatöbehörben zu bringen. 
Daß der „Wille zur Tat”, wie ſich die Thronrede ausbrüdt, 
in jehr hohem Maße in diefem hohen Haufe vorhanden ift, 
beweiit die Sturmflut der Inttiativanträge. Wenn ih bie 
Smitiativanträge, die von anderen Parteien eingebracht 
find und die umferen vollen Beifall haben, hier he rn 
mollte, dann würbe ich wohl Ihre Geduld in zu weitem 
Maße in Auſpruch nehmen müſſen. Ich will mich daher 
der Einfachheit und Zeiterſparnis halber auf bie Er— 
Märung beichränten: alles das, was bie Herren Kollegen, 
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gleichviel welcher Partei fie angehören, in ihren Initiativ— 
anträgen und Interpellationen an wirklich Erſtrebenswertem 
und für bad Volk Nützlichem hier vorgebracht haben, 
unterſtützen auch meine freunde und id). 

Meine Herren, aus ber großen Zahl ber Sonber- 
wiünfche, die meine air bon der MWirtichaftlihen Ver: 
einigung in ihren Aynitiativanträgen niedergelegt haben, 
will ih nur einige Stihworte mit ganz kurzen Grläute: 
rungen erwähnen. Ich will nicht etwa in eine Be— 
gründung dieſer Forderungen eintreten. Wir fordern, 
und meinen, daß raſche Geſetzgebungsarbeit in biefer 
Richtung mötig ift: für die Arbeiterbebölkeruug Arbeits: 
fammern zur Weberbrüdung des Gegenfates zwiſchen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern und zur Erhaltung des 
—— Friedens; wir wünſchen Tarifverträge, wir 
wünfhen Erhebungen über bie Einwirkung, bie bie 
Mafjeneinwanderung fremder Arbeiter in Deutihland nad 
fi zieht im gefundheitlicher, im fittlicher, in wirtfchaftlicher 
Beziehung. 

(Sehr richtig! bei der Wirtihaftliden Vereinigung.) 
Wir wiiniden Mir das Handelögewerbe eine Gleihftellung 
der techniſchen Angeftellten mit dem Hanblungögebilfen- 
ftand, der fich die beflere Poſition bereit3 erfämpft hat. 
Wir wollen fahmännifhe Auffiht für fie haben, nicht 
Volizetaufficht. 

Meine Herren, für die Gewerbetreibenden, die Kauf: 
leute, Handwerker wünſchen wir in erfter Linte befleren 
Schuß gegen ben umlauteren Wettbewerb. Wir ame: 
daß ed notwendig iſt, bet der Landwirtſchaft bald durch 
gefeglihe Maknahmen dem gefahrbrohenden Arbeiter: 
mangel entgegenzuwirfen, und meinen, baß eine Borkehrung, 
bie dazu führen könnte, auch darin beftänbe, wenn man, 
wad die Derwaltungsbehörbe, dad Krlegäminiftertum 
—— erfüllen kann, mit reichlichem Ernteurlaub, ver: 

unden mit Freifahrt, den Landleuten, die im Herre dienen, 
die Möglichkeit bietet, zu Hauſe zu helfen. 

(Sehr gut! rechts.) 

Auch wenn manbielinteroffiztersprämien, die in barem@elbe 
heute nad dem Gefege ausgezahlt werden, auf Wunſch 
ummandelte in Qandabfindungen, wiirde man einer Ber- 
mehrung des kleinbäuerlichen Stande vorarbeiten, und 
auch das Tann dem Vaterlande nur nüglich fein. Unſere 
Wünſche nach Förderung nationaler Hochziele will ich Heute 
bi3 auf einen unerwähnt laſſen. Diefer lautet: unſere 
Hochſchulen dürfen nicht noch mehr ber Tummelplatz höchſt 
ungeeigneter Elemente werben, als fie es jegt ſchon find. 
Meine Herren, bie Gaftfreundfchaft anderen Völfern gegen- 
über, die und dann mit dem Wiſſen, bas ihre Angehörigen 
auf dentſchen Hochſchulen erworben haben, ſchlimme Kon— 
firrenz machen, muß ihre Grenze haben. Ich will fie 
nit ganz aufheben, — das entipräde nicht der Kultur: 
ftelung Deutihlands; aber wenn dieſe auslänbifchen 
Elemente in für das Deuifche Neid ſchäbdlicher Weiſe ſich 
bei und breit maden, bann follte man ihnen doch ernit- 
lich auf die Finger flopfen. 

(Sehr richtig! bei ber Wirtſchaftlichen Bereinigung.) 
Mindeſtens follte die Staatdregierung daran gehen, Er» 
bebungen anzuftellen, wie benn dieſe ausländiſchen Elemente 
auf deutſchen Hochſchulen wirken, und ob wir nicht Ver— 
anlafjung haben, Ünderungenen in der Zulafjung eintreten 
zu laffen. 

Meine Herren, id will ben Wunſchzettel unferer 
Partei, der ja noch viel größer ift, mit biefer kurzen 
—— ſchließen und nur noch zweierlei kurz nach— 
holen. Die Reichsregierung möge nun endlich einmal 
dafür forgen, daß wir ein vermünftiges Weingeſetz be— 
fommen, ein Weingeſetz, wie es bie Winzerbevölferung 


felber will. 
(Sehr richtig!) 
Es iſt ja doch umerbört, dab man es ber Winzer- 
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(A) bevölkerung ſchlechterdings nicht geftattet, 


98 Reichſtag. — 5. Sitzung. Mittwoch ben 27, Februar 1907. 








(2iebermann v. Sonnenberg.) 
und reinen 
Mein einzufchenten 

(Heiterkeit), 
bat man ben Deflarationdzwan 
Mie lange beſchäftigt fih der Reichſstag ſchon mit ber 
Weinfrage! ch erinnere mih aus meiner erften 
Parlamentözeit, daß damals gerade ber Herr Abgeordnete 
Bamberger mit ganz beſonderer Begeifterung für bie 
Zuderung und Berwäflerung des Weins eintrat, und id 
ihm antwortete: gut, bad möge man madhen; man möge 
aber den fo zubereiteten Wein dann nicht ald „Wein“ 
verkaufen, jondern möge ihm den Namen bes Proteftord 
biefer Beftrebungen geben, man möge ihn „Bambergerine* 


nennen. 

Heiterkeit.) 
Meine Herren, der Name ift ja jegt nicht mehr an— 
wenbbar; wenn aber irgend jemand im Haufe ben Ehrgeiz 
bat, fi nad biefer Richtung verewigen zu laffen, jo mag 
er ed fagen. Jeder Name läßt fi nad) ber Anologie 
bon Vinofine unändern. 

Zweitend meine ic, die Regterung follte endlich aus 
den Erwägungen über dad Schidfal unferer mittleren und 
Heinen Mühlenbetriebe herausfommen. Zehn Jahre hat 
man ſchon erwogen und erwogen und ift zu feiner 
rettenden Tat gelommen. 

(Sehr richtig! rechts.) 
In dem Heinen und mittleren deutſchen Müllerftand geht 
ein wertvolles Glied des deutſchen Mittelftandes zu 


Grunde. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Meine Herren, ih fann für meine weiteren 
Betradhtungen anknüpfen an ben Schluß meiner letzten 
GEtatörede bier im Haufe. Ich fprad da ben Wunſch aus: 
wenn ber Regierung es nod nicht an der Zeit erichlene, 
bie allgemeine Wahlpfliht, alfo die allgemeine Wahl: 


nicht einführen will. 


(8) pflicht gegen ben Umfturz, bei uns in Deutſchland ein- 


uführen, dann möge fie auf einem anderen Wege ber- 
Fach, „Deutichland im Innern wieder zu beruhigen, daß 
es erftarfen könne und ber Friedenshort der Welt bleibe”. 
Ih fagte: „Auf den Weg fommt ed uns nidt an, 
fondern auf das Ziel.“ Ich bin erfreut, daß die Regierung 
einen ſolch anderen Weg eingefchlagen und auf biefem 
Wege einen, wenn auch nur relativen, Erfolg erreidt hat. 

Ich glaube, der Ausfall der legten Wahl hat bewielen, 
bab wir mit dem Vorſchlage der Einführung einer 
allgemeinen Wahlpflicht durchaus auf ber richtigen Bahn 
find. Meine Herren, die Wirkung einer annähernd 
allgemeinen Wahlpflicht ift diesmal burd die nationale 
Mahlparole erreiht worden. Ih weiß nicht, welches 
Ergebnis eine Gefamtftatiftit feftftellen wird; aber es 
werben wohl über 80 Prozent, vielleiht 85 Prozent 
berausfommen; in manden Wahlkreifen natürlih noch 
mehr. Das widerlegt auch einen Ginwand, ben man 
unferem Verlangen nad allgemeiner Wahlpflicht entgegen- 
gejegt hat. Man Hat noch neuerdings bor ben x ce 
in ber Preffe betont, über den Vorſchlag an fidh ließe ſich 
ſprechen, aber wer gäbe benn bie Sicherheit, daß bie zu 
Haufe bleibenden Elemente, die Wahlfaulen, wirklich nicht 
in der Mehrzahl Unzufriedene jeien, Verärgerte, bie gar 
nichts von ber Wahl wiffen wollten, und die dann biel- 
feiht, wenn man fie zum Wählen zwänge, gerade ben 
opofitionellen Parteten, gerade ber Sozialdemokratie 
Stärkung zuführen würden? 

Der Gegenbeweis tft Ient vollſtändig geliefert. Die 
Nefernen, bie aus ben —— erausgezogen 
wurden, find eingetreten für bie Erhaltung des Staates. 
Den Stimmenzuwachs, ben die Sozialdemokratie befommen, 
bat fie niht dom flachen Lande, fie hat ihn im weſent— 
lihen nur aus ben großen Inbuftriegentren erhalten und 
bort in ganz ungeheurem Maße. * treuen Bauern⸗ 





ſchaft vor allem gebührt Dank, daß fie auf ben Ruf (C) 


bed Baterlandes und bed Kaiſers berausgefommen  ift 
aus ihren Hütten und eingetreten tft im einem bisher 
Bei nicht bagewefenen Maße für die Erhaltung des 
eiches. 


(Sehr richtig!) 

Wenn bie Frage aufgeworfen ift, wer eigentlich ben 
Wahlfieg erfochten habe, und fie beantwortet wurbe mit 
„ba3 beutfche Volt“, fo tft das zweifellos richtig; aber 
im deutſchen Voll die Bauernfhaft am allermeiften, und 
dann, meine Herren, bie Mittelftandövereinigung. Diedmal 
bat fie noch nicht den Erfolg ihrer Beitrebungen in ber 
Wahl zahlreiher Abgeorbneten ernten fünnen. Sie wird 

n aber ernten, wenn fie jegt nicht auf ber Bärenhaut 
liegt, fonbern weiter organifiert. Weiter zu organifieren, 
ben Wiberftand des alten Staated gegen bie Umfturz= 
beftrebungen borzubereiten, das tft bie Verpflichtung für 
alle nationalbentenden Bevölkerungsgruppen, wie aus ber 
Betradtung ber letzten Wahlen fih ergibt. 

Sehr angefohten, meine Herren, ift non verfchiebenen 
Seiten die jcharfe Beteiligung der Regierung bei ben 
Wahlen. Das tun wir nicht. Wir meinen, es entſpricht 
durchaus der Zeit, und es entfpridht durchaus dem allge- 
meinen Wahlredt, daß die Regierung nit wie eine 
Bagobe daſitzt und alle möglichen Be himpfungen über 
fi nieberhageln läßt, ohne fi zu rühren, ohne fih zu 
wehren. Aber ich meine, e8 follen gewiffe Grenzen inne- 

ggg werben, bie im allgemeinen ja auch vefpektiert 
An ‚„ und zwar mehr bei ber Regierung als bei ben 
Barteien im Lande; denn der Regierung haben bie pro= 
tegierten Parteien mandhmal ganz Ungeheuerliches zuge= 
mutet. Ich will das an biefer Stelle nit ausführen; 
aber eö wird wohl bie Gelegenheit fommen, wo man 
über mande Zumutungen fpreden kann, bie an ben 
Reichslanzler geftellt wurben von nationalliberalen Wahl- 
borftänben. 

Sehr richti 


tig!) 

Meine Herren, ich meine, man follte bie Beteiligung 
ber Regierung an ben Wahlen, bie und auch fir bie Zu— 
funft in Ausfiht geftelt worben tft, auf eine gefegliche 
Grundlage ftellen. Man foll der Regierung einen Fonds 
bafür bewilligen. 

(Sehr gut! rechts. Heiterkeit links.) 
— a, meine Herren, ba fieht die Regierung ihre Freunde 
auf der Linken! Wollen Sie denn lieber, daß die Regierung 
fi) von Großinduftrielen Geld bazu geben läßt? Ich 
nicht! Dann würde die Regierung leicht in ein gewiſſes 
Abhängigkeitöperhältnis zu —— fommen; 
das könnte Ihnen (nad) links) vieleicht pafien, und paßt 
das aber nit. W d ber Anſicht, bie Regierung ſoll 
künftig verfaſſungsmäßig in der Lage fein, ſich an ben 
Wahlen in gewiffem Umfange zu beteiligen. Sie fol 
Aufllärung ſchaffen Lönnen im Lande durch Anſchläge, 
eventuell auch durch Beſchickung ber einzelnen Wähler 
mit der Boft. 
(Heiterfeit und Zurufe Int.) 
— Meine Herren, was Sie ba fo ungeheuer beladen, ift ja 
in anderen mehr parlamentarifch regierten Staaten burd- 
aus der Fall. Hat die franzöfifche Regierung etwa nicht 
Mittel dazu? Aus welden Mitteln beftreitet fie benn bie 
Maueranihläge und I Einwirkung bei den Wahlen? 
Das deutſche Volk will feine Regierung als etwas Stabiles 
anfehen, ald eine Regierung, bie fid ihrer Haut wehren 
kann. Das haben bie gegenwärtigen Wahlen bewieſen; 
und daß ih nun vorſchlage, dies für die Zukunft auf 
eine gefeglihe Grundlage zu ftellen, das begrüßen bie 
Herren bon ber Regierungdmehrheit auf der Linken, die 
diesmal ben Vortell bapon gehabt haben, mit Hohn: 
gelüchter! Das ift doch höchſt merkwürdig. 
(Große Heiterkeit.) 


(A) 








(Zießermanz v. Sonnenberg.) 
Meine Herren, ich komme Logifcherweife von biefen 
Ausführungen — — 


(Buruf links. 
— Wie meinen Sie, Herr Bankdirektor — Herr Ab: 
georbnieter Mommfen ? 

(Zuruf Tin: ve fage: e8 war fehr ap !) 

— Das war ** ? Dann haben Sie eine andere 
Logik ſtudiert als ich 
Heiterkeit lints), 

und das gereicht Ihnen nicht befonderd zum Ruhme. 
Die römiſche Geſchichte Ihres Herrn Vaters zeigt aller 
dings auch logiſche Widerfprüde mit feiner Ha Ri im 
der Judenfrage. Aber id will, wie gefagt, auf biefen 
Punkt nicht eingehen. Ich bin froh, daß mein gejunder 
Menihenveritand mir noch ſtets geftattet hat, den Geſetzen 
ber Logik zu folgen. 

Meine Herren, ih fomme alio Logiicherweife — ich 
fomme jeßt erft zur Beendigung meines Satzes, unb ber 
Zwifchenruf Herrn Mommfend war daher mindeftens ver⸗ 
früht — auf ben General Keim, der bier fehr ſcharf an- 
gegriffen und auch emtiprehend verteidigt worden if. 
Gegen ben General Heim könnte meines Erachtens nur 
ein Vorwurf erhoben werben, und dad wäre der, went 
er wirflih in ber Sorrefponbenz mit bem Herm Stern 
ans Schleften bem Plan zugeftimmt hätte, daß bie natio- 
nalen Parteien ein Wahlbündnis mit ber Sozialdemokratie 
abihließen möchten. Aber die Ausfage des Herrn Stern 
felber und der energiſche Widerſpruch ded Generals Keim 
beweiien, daß das nicht ber Fall geweſen iſt. MWenn ber 
General Keim ald Vertreter des Flottenvereins bie Wahl 
von Abgeordneten unterftügt bat, bon denen er eine 
Förderung ber Pläne bes Flottenvereins erwartete, fo ift 
das fein gutes Recht gewefen, und niemand kann ed an— 
fehten. Denn da3 liegt ja gerade in ben Zielen bes 
Flottenvereins, in den Reichſstag möglichft viele Abgeordnete 


(B) für die Beftrebungen des Flottenvereins zu entfenben; 


dad war ebenfo zuläffig, ald wenn der Afrikanerberein 
fih ben regierungsfreundlichen —— zur Verfügung 
ſtellte und dafür wirkte, daß bie Bedeutung der kolontalen 
Fragen im Lande verbreitet würbe.. Auch wenn ber 
Berein zur Belämpfung ber Sozialdemokratie in energiſcher 
Weiſe in ben Kampf eingegriffen hat, verdient das volle 
Anerkennung; gerade dem letzteren Verbande fpredje ich 
meine Anerfennung um fo lieber aus, als ich mit großem 
Mißtrauen feiner Gründung — babe. 
Ih habe geglaubt, es würde ein nationalliberaler Wahl: 
verein baraud werben und ferner eine Art von Ber- 
fiherung für Leute, die ſozialpolitiſch nichts tum wollen 
und fih deshalb mit Geld mit ihrem Gewiſſen fo ab- 
finden, wie bie Mitglieber des Vereins für —— 
und Betteleil. Ich muß aber jetzt ſagen: Der Verein 5 
zielbewußt und mit Erfolg gearbeitet; er bat Fehler ge: 
macht — wer madt feine? — bie wird er in ber nft 
zu vermeiden fuchen. nit berechtigt e id 
e8 aber, wie ich ſchon fagte, wenn durch Vermittlung 
von Hohen Stellen an Imtereffentengruppen im 
Lande die Aufforderung zur Hergabe von großen Gelb» 
mittelm gerichtet wird, und biefe großen Gelbmittel dann 
einem Regierungsbeamten, diesmal war ed Herr Geheimrat 
dv. Zeblig, Berwaltung übergeben werben. Er hat 
biefe Gelbmittel dann verteilt. Der Herr Reichskanzler 
bat das —— zugeſtanden; er hat erflärt: es ſei aus 
privaten eln ein Fonds aufgebracht und auf bie 
Minoritätsparteien vom 13. Dezember verteilt worden. 
Zu den Minoritätöparteien haben wir auch gehört; aber 
dir find, Gott fei Dank, bei der Verteilung nicht berüd- 
gt worden. Ein Borlommnis muß ich jedoch er- 
nen, weil es jehr bezeichnend ift umb vielleicht im 
uſammenhange mit jenen Fonds fieht. Bald nad ber 
chſtags fung richtete ein Herr, ben ich von früher 
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ber kenne, die Aufforderung an mid, im Bartelintereffe (0) 


mit ihm zufammenzulommen. Id tat bad. Gr mollte 
mic zuerft zur Verfchwiegenheit verpflichten; als ich aber 
darauf nicht einging, fagte er mir, er fei in ber Lage, 
mir eine wefentlihe Stärkung meine Wahlfonds zuzu— 
fihern, wenn ich mic verpflichten wollte, daß unjere 
Partei über ihren Beſitzſtand hinaus nicht Wahlkreife in 
An nähme. habe ihm darauf geantwortet, und 
ba ich nicht weiß, ob er feinen Auftraggebern die Antwort 
audgerichtet hat, fo wiederhole ich fie: 7* Sie die 
Herren, die Ste geſchickt haben, ob fie verrüdt ge— 
morben find!“ 
(Heiterfeit.) 


Die Zummtung, daß man und ben Verziht auf Ber: 
mehrung unferer Mandate mit Geld ablaufen wollte, dad 
ift wirklich der Höhepunft! 

Alſo wir find nicht unter den Parteien, bie nad) 
Angabe des Herrn Reichskanzlers aus dem von Börfen- 
fenten geſpendeten Fonds etwas bekommen haben. Ob 
ber Flottenverin oder ber Verein zur Bekämpfung der 
u ge ober ber Afrifanerberein von jenen 
Geldern etwas befommen hat, wiſſen wir nicht und können 
wir nicht wiffen. Jene Vereine haben auch in einzelnen 
Wahltreifen der Dentjchfozialen oder Chriſtlichſozialen 


mitgeholfen. 
(Zwiſchenrufe ea 

— Sie rufen: Bund der Landwirte? — Der Bund der Land— 
wirte bat von der Regierung natürlich auch nidts 
befommen. Er hat in biejen Wahlen fein Geld für feine 
befonberen eigenen Wahlen gebraudt; für die Wahlen 
der Bumbeömitglieder in den verſchiedenen Parteten ift 
verhältnismäßig wenig verausgabt. In meinem Wahl- 
freid 3. B. find rund 100 Mark Bundesgeld verbraudt 
worden, und zwar nußlos dadurch, daß die Stimmzettel 
—— verdruckt waren. Sie mußten vernichtet 
werden. 
ſtützung des Bundes glücklicherweiſe nicht gebraucht, denn 
wir haben in Friedenszeiten vorgeſorgt und ſtanden bei 
ber Auflöfung fo, daß wir unſere erſten Wahlausgaben 
machen konnten. Die Opferwilligkeit unſerer Partei— 
enoſſen hat dann fpäter die nötigen Mittel für die Durch— 
ührung der Wahl zur Verfügung geftellt. 

Ih komme nun zu ben einzelnen Herren Nebnern 
aus dieſer Etatöberatung. Der Herr Abgeorbnete Spahn 
bat fi gegenüber ben fharfen Angriffen, Die von ber 
Regierung gegen das Zentrum gerichtet worden find, ent 
ſprechend gewehrt. Ich Habe aber aus feinen Aus: 
führungen fir mich bie Zuverſicht gewonnen, daß bie 
Möglichkeit, daS Kriegsbeil zu begraben, jeinerzeit bor- 
handen fein wird; benn die Zentrumspartei ift viel zu 
Hug, um dauernd ab irato bier PVolitit zu treiben. 

Herr Bafjermann und die nmationalliberale Partei 
find von Herrn Bebel ſehr ſcharf Fritiftert worden in 
bezug — t früheres Verhältnis zur Sozlaldemokratie. 
Das Paktieren mit der Sozialdemokratie iſt ben Herren 
Nationalliberalen nachgewieſen, fie können es nicht von 
fih abſchütteln; fie können ſich aber jetzt jelber verfpredhen, 
daß ähnliches für die Zukunft nicht mehr vorfommen foll. 

(Heiterkeit und Zwiſchenrufe.) 

— Im Stettin? Ich habe mit Wahlen in Stettin nie etwas 
= tun gehabt und bin deshalb barüber nicht unterrichtet. Herr 

ebel rief mir geftern auf einen Zwiſchenruf meinerjeits 
zu: Sie nehmen auch die Stimmen der Sozialdemokratie, 
Herr v. Liebermann. Das muß ich mit aller Beftimmtheit 
beftreiten.. Herr Bebel hat die Berhältniffe bei den 
Stihwahlen richtig Kharakteriftert; wenn zwei bürgerliche 
Parteien fi in der Stichwahl gegenüber ftehen, und bie 
—— den Ausſchlag hat, mag bei einzelnen 
Politikern — und ich nehme meine Partei nicht aus — 
ber Wunſch auftauchen, die ſozialdemokratiſchen Stimmen 
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(A) vielleiht zu befommen. 
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(Liebermann v. Sonnenberg.) 
Mo id aber eine Einwirkung 
barauf habe, wird das nie und nimmer gelüehen. Einmal 
vor circa 12 Jahren, ald mir in Waldeck bet 
einer Nahwahl kämpften, hat ein PBarteifreund von 
mir in Berlin auf eigene Fauſt mit dem Herrn 
Kollegen Auer, glaube ich, über Stihmwahlunterftüßung 
verhandelt. Das babe ih damals in fo fchroffer Wetfe 
ihm gegenüber gerügt, daß daraus eine dauernde Spannung 
zwifhen und entitanden if. Ich werde niemald mein 
Bartetintereffe über da3 nationale ftellen, und das wird 
geihädigt, wenn man mit der Sozialdemokratie überhaupt 
paktiert, wenigftens meiner Auffaflung nad. Peecatur 
intra muros et extra, jagt Herr Ballermann, — er hat redt: 
es tft im biefer Beziehung gefündigt worden beim Zentrum, 
bei den Nattonalliberalen, bei den Freifinnigen in hohem 
Make. Die Parteien der Rechten können für ſich darin 
einen Vorzug in Anfprud; nehmen; auf ber rechten Seite 
ift dad von leitenden Stellen niemals gejchehen. 
(Sehr richtig! en) 
Die nationalliberale Partei aber, wie ih ſchon fagte, 
braudt fi nur — daß es von ihrer Seite 
fünftig nicht mehr geſchehen ſoll, dann wird ſie ſich ſelbſt 
und dem Vaterlande nützen. Ich glaube, man kann die 
nationalliberale Partei hier im Hauſe nicht für alles 
verantwortlich machen, was früher geſchehen iſt; die 
nationalliberale Fraktion iſt im gegenwärtigen Reichstag 
eigentlich nur ein halb beſchriebenes Blatt; die größere 
Hälfte darin find neue Herren, — wie kann man bie mit 
berantwortlid machen für dad, was früher von ber 
Fraktion gefünbigt iſt? Aber die heutige Zujammen- 
fegung der nationalliberalen Partei zeigt aud, was aus 
ihr geworben wäre ohne bie günſtige Regterungsparole. 
Wo wären die Herren dba wohl geblieben? 
(Sehr aut!) 
Mit dem Aufſchwung des Liberalismus, ber heute hier 





(B) bon der freifinnigen Seite fo emphatiſch betont wurde, tft 


es nicht weit her. Wenn Ihnen bon ber Regterung bie 
Krüde entzogen wird, liegen Ste platt unter dem Tiſch. 


(Sehr gut!) 
Ich dachte eigentlid, das würde fchon jett bei den Wahlen 
paffieren; ih muß nämlich geftchen, daß ich biesmal 
einer Prophezeiung bed Herrn Bebel geglaubt habe. Als 
Herr Bebel in Hamburg behauptet hatte, der Freiſinn 
wird zerrieben werben, da ſagte ich mir, obwohl ich fonft 
immer bereit biu, auf dad Gegenteil feiner Prophezeiungen 
zu wetten: im dieſem Falle wird er recht behalten, denn 
er hat ja die Macht, es herbeizuführen. Darum war id) 
enttäufht; man hat auf beiden Seiten fi fehr bald 
wieber ber gegenfeitigen Seelenverwandtſchaft erinnert, und 
damit verihwand die Gefahr der Vernichtung für den 
Freiſinn. Aber das bleibt beftehen: Wenn ed einmal 
heißt: Bebel afflavit, — dann heißt e8 von Ihnen: dissipati 
sunt. Alfo in jo hohen Tönen, nad) ber notbürftig zu— 
fammengeflidten Ginigung, von liberalem Aufihwung zu 
fpreden, das war nit am Platze. 

(Sehr gut!) 

Ich wieberhole noch einmal, mir und unferer Partei: 
leitung kann niemand ein Baltieren mit der Sozialdemokratie 
nachſagen, und wenn ich erführe, daß es von underant- 
wortliger Seite in unferer Partei einmal gefhähe, io 
würbe id das in allerfchärffter Weiſe zurückweiſen. Auf 
unferen Grundfag, mit ber Sozialdemokratie niemals zu 
paftieren, und auf unferen Grundſatz, bei den Wahlen 
unfer Bateiintereffe ſtets Hinter das nationale Intereſſe 
zu ftellen, rechnen ja gerade bie Herren bort bon ber 
freifinnigen ei oft genug. Sie fagen bei den Wahlen 
immer: der Antifemit darf nicht in die Stihwahl kommen, 
denn für den ftimmen wir nicht; kommen wir aber in die Stich⸗ 
wahl, dann verlangen wir von den Antifemiten, daß fie 
für und eintreten. Died und ehrende Vertrauen wird 
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Sie (nad links) nie täuschen. 
Stihwahl mit der Sozialdemafratie fiir jeden Freifinnigen, 
auch wenn er ganz links ftebt, das wird Herr Defer aus 
Frankfurt beftätigen. 
(Zuruf von den Sozialdemokraten: Ste haben auch 
freifinnige Stimmen befommeıt.) 
— Selten, Herr Singer, jehr felten. Denten Sie an 
die Gefhichte in Eifenah uud Heilbronn, an bie Ber: 
abredung der FFreifinnigen. Wir ftimmen in Heilbronn 
für Naumann, und in Eiſenach ftimmen bie Frreifiunigen 
in ber Stihwahl genen Schad. Alfo Ihr Zwildenruf 
ftimmt nicht, Herr Singer, wir wilfen Befcheid! Frei— 
finnige Stimmen — gewiß, die müßten uns bei ben dies— 
maligen Wahlen ja eigentlich oft zugefallen fein; aber 
man bat fie für und nur da abgegeben, wo eine Gegen- 
leitung für die Freifinnigen felbit dabei herausſpringen 
fonnte. Solde Erwägungen ftellen wir nie an; wir 
treiben mit unferer nationalen Gefinnung feinen Handel, 
wir handeln ſtets bedingungslos national! 
Eachen lint3.) 
— a, das tun wir, und haben es immer getan, ohne 
und irgendiwie an bie Folgen zu fehren oder Dank oder 
Beifall dafür zu erwarten! 

Meine Herren, bei der Rede bes Herrn Reichskanzlers, 
bie er gegen bie Verbrüberung mit der Sozialdemokratie 
hielt, war das, was er fagte, noch weniger intereffant als 
als das, was er verihiwieg Gr fand im Topfe der 
Sozialdemokratie dad Zentrum; warum hat er denn nicht 
ein bißchen weiter gerührt und weiter gefhöpft? Dann 
hätte er bort, bei den Stihwahlen, aud die Freifinnige 
Vereinigung finden müffen 

(ehr richtig! rechts), 
die die Wahlparole für die Sozialdemokratie und] gegen 
bie redhtöftehenden Parteien auögegeben bat, bie ihr gerade 
vorher noch in manden Wahlfreifen zum Siege verholfen 
hatten und auch nachher in der Stihwahl noch zum Siege 
verhalfen! Herr Schrader gab im „Berliner Tageblatt“ die 
Parole aus: „ber Feind fteht rechts“, — aljo dba, wo bie 
figen, bie ihm im erften Wahlgang in Deffau ben Sieg mit 
erfämpft hatten! Wozu benn diefes wohlwollende Schweigen 
bed Herrn Reichskanzlers über diefe Verhältniffe? 

(Sehr richtig! reits.) 
Ich meine, ganz flipp und flar muß das herausgefagt 
werben! In bdiefem Mangel an Homogenität der neuen 
Mehrheit, die burch das Verhalten ber Freifinnigen bei 
der Stihwahl nachgewieſen wird, liegt aud) ihre zeitliche 


—— 
( ** Heiterkeit. — Sehr gut! in der Mitte.) 

Der Herr Reichskanzler hat ſehr richtig gefagt, er habe 
eg gar nicht anders regieren können ald von Fall zu 
Fall; denn ihm habe feine homogene, fompafte Mehrheit 
zur Verfügung geftanden. Ich will wünſchen, baß er jte 
tm Laufe der Zeit bier im Reichstage findet; aber bag 
er große Freude an der gegenwärtigen Mehrheit erleben 
werde, das ift mir höchſt ee: 

(große Heiterkeit in der Mitte), 
zumal ich auch nicht weiß, wie man drüben auf der 
Linken mit feinen geftrigen Erklärungen über das liberale 
Regieren zufrieben tft. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Herr Wiemer wittert ja Morgenluft, er ficht ja die Sonne 
des Freiſinns ftrahlend am Horizont emporfteigen. Ja, aus 
der Rede des Herren Reichskanzlers konnte er das body 
eigentlich nicht entnehmen! Die Rede des Herrn Reichskanzlers 
möchte ich vergleihen mit dem Mädchenaus der Fremde: 
Er teilte jedem eine Gabe, 
Rechts Früchte und links Blumen aus 
(ihallende Heiterkeit), 
Der Yüngling wie der Greis am Stabe, 
Ein jeder ging beſchenkt nah Haus! 


Wir ftimmen in ber (C) 


(D) 
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(Liebermann v. Sonnenberg.) 


(4) Ob mm der GreiS am Stabe mit ber Beſchenkung 


zufrieden ift, das werben wir erft morgen aus ber Nebe 
des Herrn Kollegen Schrader hören. 
(Große Heiterkeit rechts.) 

Meine Herren, wenn ber Freiſinn ſich jegt notdürftig 
geeinigt hat, jo hat das gejhäftsorbnungsmäßig ganz ficher 
einen Borteil: wir bekommen in einer Rebnerferie immer 
nur einen freifinnigen Redner! 

(Heiterkeit reht3 und Widerſpruch.) 
— Wenn nod ein anderer fommt, fo wäre ba3 nicht 
fonjequent, nicht logiſch; die Logik haben die Herren ja 
doch gepadıtet! 

Und wie wird fi nun bie Ehe zwifchen dem männ— 
lihen Freifinn, der Volkspartei, und dem weiblichen Frei— 
ſim wohl geftalten? Ich glaube, die kommt bald zur 
Scheidung; denn bie Freiſinnige Vereinigung läuft ja aus 
innerftem Herzensdrange fortgefegt der Sozialdemokratie 
nah! Ich möchte fie beinahe vergleichen mit der Philine 
im „Wilhelm Meifter*, die jagt: „Wenn id) dich liebe, 
was gehts dich an?“ 

Stürmiſche Heiterkeit.) 
Was hat die Sozialdemokratie fortgeſetzt doch dem Herrn 
v. Gerlad für moralifhe Abweifungen zuteil werben laſſen; 
er liebt fie trotzdem mit der ganzen Sraft feines wandlungs⸗ 
fähigen Herzens! 
(Erneute große Heiterkeit rechts.) 

Meine Herren, der Herr Nebner bes Freiſinns hat 
von dem Einfluß, den ber Freifinn nunmehr gewinnen 
würbe auf die Regierungämaßregeln, begeiftert geſprochen. 
Er wieberholte dabei das Bild des Fürſten Reichskanzlers 
von ber fonjerbativ:liberalen Miſchung oder gen 
Der Gedanke des Herrn Reichskanzlers hat gewiß etwas 
Richtiges; aber dad Bild dafür ift wohl etwas ſchief 
gewählt. Bet einer folhen Paarung und Miihung fo 
verjchtebenartiger Eltern muß man immer unwillkürlich an 


(B) einen Wechſelbalg denken, ber babei herausfommt. 


(Heiterkeit) 
Ich ftelle mir die Wirkung liberaler und konfervativer 
Kräfte im Staate unter einem anderen, wie ich glaube, 
richtigeren Bilde vor. Ich meine, in jebem gefunden 
Staatöweien find und müſſen vorhanden fein Liberale 
Kräfte und Lonfervative Kräfte, wenn man einmal bie 
Scheidung nad) biefen alten Firmenbezeihnungen machen 
will. Die Liberalen haben bie Mufgabe, dafiir zu jorgen, 
dat bas Alte, Veraltete weggeräumt wird. 
(Sehr gut! Links.) 

Wenn Sie dad tun, banın erfüllen Sie liberale Ber: 
pilihtungen. Die liberale Partei hat nad biefer Richtung, 
der des Ginreißens und Forträumens, viel geleiftet; aber 
für pofitives Schaffen bat fie ſich — das beweift ihre 
Geſchichte — immer ‚gens unfruchtbar erwiefen. 

(Sehr richtig! rechts. Zuruf links.) 
— Das Deutſche Neich haben Sie geſchaffen? 


bört’3 auf! 

(Große Heiterkeit.) 
Da haben Sie nicht nur einen befonderen Unterricht in 
der Logik, ſondern auch einen befonderen Geſchichtsunter⸗ 


richt gehabt. 
(Große Heiterkeit.) 

Das Deutſche Reich ift unter Führung bed alten Kaiſers 
und de Fürften Bismarck durch daß Heer, dad deutſche 
Vollsheer geſchaffen, das Gie, d. h. Ihre Vorgänger, in 
der Stonfliftözeit nicht bewilligen wollten. 

(Lebhafte Zuftimmung.) 
erren, ih ſagte: es müffen liberale und 
fonfervative Kräfte vorhanden fein. Die liberalen forgen 
alio für Wegräumung, die fonfervativen dafür, dab man 
feithält am Alten, geſchichtlich Geworbenen und Bewährten 
jo lange, bis fih das Neue auch alö das Beſſere er 
wielen hat. Im Wibderftreit dieſer beiden Kräfte ergibt 


Na, ba 


Meine 


ſich — wenn ih mid; jo auöbrüden barf — die richtige (C) 


Diagonale im Parallelogramm ber Kräfte. 
(Zuruf von Inf.) 
— Nein, der Wechſelbalg ergibt fih aus der Miſchung 


und Paarung! 
(Große Heiterkeit.) 
Bitte, nehmen Sie noch einmal collegium logieum, wenn 
Sie diefe einfahen Auseinanderfegungen nicht verftehen, 
unb ich bin nicht dazu da, Sie zu belehren. 
(Heiterfeit.) 

Ich fagte: die homagene Miſchung tft auch in der neuen 
Mehrheit nicht vorhanden. Darım war der Herr Reichs— 
fanzler auch geftern nicht in der Lage, eine programmatiiche 
Nede zu halten. Ich alaube, die fonferbativ gerichteten 
Elemente im Haufe können eigentlih mit feiner Rede 

anz zufrieden fein: das Reale, das Realpolitiſche ift 
nen berfproden worden. Aus der Rede bed Herrn 
Reichskanzlers geht ganz fiher hervor, daß ber ſturs, ber 
im Gegenlag zum Gapriviihen Kurs eingeſchlagen worden 
ift, weiter verfolgt werben fol. Und wenn Ihnen (links) 
ber Herr Reichskanzler Blumen überreichte, fo möchte id) 
bemerfen, daß aud auf der reiten Seite bed Hauſes 
Leute figen, bie Geihmad an biefen Blumen haben: 3. B. 
Anderung des Vereinsgeſetzes, Reform des Strafgefegbuchs 
u. dgl. mehr. Aber eine von den Blumen, die Ihnen 
(nad) links) überreicht wurden, bie Ausfiht auf eine Reform 
bes Börfengefeßes, findet auf ber rechten Seite des Haufes 
— und, ih glaube, aud noch in einem anderen Zeil 
dieſes Haufes — 
(fehr richtig! in ber Mitte) 

gar feinen Beifall. Wir vertennen zwar die Bedeutung 
einer vor groben Ausjchreitungen behüteten Börfe im 
Staatöwefen nit; aber bie Behütung bor groben Aus- 
fchreitungen durch Geſetz iſt jehr —— und darf nicht 
fehlen. Dafür kann ich mich auf Lasker berufen, der ein- 


mal ſagte, die Börfe ſei die hohe Schule ber Geſetzes- (D) 


übertretung. Wenn dieſe gejeglihen Beſchränkungen nicht 
aufrecht erhalten werden, jo wird bie Börfe ihre Freiheit 
nicht zum Wohle des Volkes audnugen, dann wird fie, 
wie einmal das Wort vom Miniftertifch gebraudt worden 
ift, der Gifibaum fein, der feine Schatten auf das Leben 
der Nation wirft. Alfo Börjenreform — warum nidt? 
Daß die Herren an der Börfe gu wenig freiheit hätten 
in ihren Handlungen, dem Baterlande zu dienen, wie das 
von ihnen behauptet wird, das beftreite ih. Denn wenn 
das ber Fall wäre, dann würden fie die fo oft gehörte 
Drohung, auszuwandern, enblih wahr machen. 
(Heiterfett.) 

Die fteigenden Einnahmen aus der Börfenftener beweifen 
aber, daß es ihnen bei uns jehr we geht; ed ift bei und 
den Börfianern fo wohl wie der Made im Sped. 

(Große Heiterkeit.) 
Sped barf ich eigentlih im Zufammenhange mit der 
Börfe nicht fagen 

(erneute große Heiterkeit), 

wie ber Made im Stäfe. 

(Erneute Heiterkeit.) 
Wenn die Börfenreform eingeleitet werden follte, dann 
werben wir mit reformieren, dann werben ** 
Riegel vorgeſchoben werben, daß ber Terminhandel, 
der doch getrieben wurde, obwohl er verboten war, und 
noch andere Sachen mehr ernſtlich verhindert werden. 

Viel wichtiger als eine Börſenreform wäre in dieſem 

Augenblick eine Reform der Reichsbank 

(ſehr richtig! rechts), 
die Herr Gamp ja ſchon ausführlich beſprochen hat. Die 
Reichsbank mit ihrem unerhört hohen Diskontſatz hat 
zu lange den ganzen Verkehr belaſtet; ſie hat mit ihren 
Einrichtungen, die es nicht zulaflen, dab fie auch dem 
Heinen und mittleren Geihäftsmann, der Landwirtſchaft 
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(A) ihren Kredit zur Verfügung ftellt, nur dem Großkapital 


——— Das läßt ſich nur ändern, wenn bie Reichs— 
ank eine vollſtändige Staatsbank wird, wenn eine völlige 
Neuorganiſation ftattfände. Aber ich möchte um Himmels 
willen nicht, daß an eine Reform ber Reichsbank unter 
bem gegenwärtigen Regime herangegangen wird. Da 
muß dad Wort Plat greifen: man füllt nicht neuen Wein 
in alte Schläuche —; erſt fort mit dem alten Schlauche 
(große Heiterkeit) 

unb dann Reichsbankreform! 

Meine Herren, es hat mich mit großer Freude erfüllt, 
daß ber Herr Reichsſskanzler in feiner zweiten Rede bie 
Sanfaren, die vorher erflungen waren, doch etwas herab: 
eftimmt bat, baß er ben Wahlfieg ohne Übertreibung auf 
Feine wirflihe Bebeutung zurüdgeführt hat. Der F 
Abgeordnete Bebel hat ganz recht — nicht darin, daß er 
fagte, ſeine Partei hätte feine Niederlage erlitten; der 
Berluft jo vieler Mandate jet nur eine Unbequemlichkeit 
für fie — das ift etwas zu weit gegangen —; aber daß 
die Sozialdemokratie nicht niedergeſchmettert ift, bemetft 
bie Zunahme ihrer Stimmen. Daraus follte für bie 
bürgerlihen Parteien unb für bie Regterung die Mahnung 
erwachſen, nun auch ihrerſelts auf dem Poſten zu fein 
und ben num einmal eingefchlagenen Weg energifch weiter 
zu verfolgen. Wir wiegen und fo leicht in Siegeszuverſicht 
ein, beſonders unfere Zeit fteht unter bem Beinen des 


Feſttaumels. 
(Sehr richtig!) 

Das follten wir und auch bei diefem Siege vor Augen 
—— Wir haben noch lange feine Zeit, Feſte zu 
eiern; noch iſt die legte Schlaht nicht geſchlagen, die 
a für die jegt erft die Heerhaufen im Auf: 
m nd. 

Meine Herren, ber Herr Abgeorbnnete Bebel hat mit 
ber ihm eigenen Energie oder mit dem ihm eigenen 


(8) Fanatismus bier für fih und feine Partei gefteın das 


Gelöbnis —“ bie Scharte auszuwetzen, bie fie 
erlitten haben. Und baß er alles Mögliche tum wird, 
darauf können Sie ſich verlafien. Seine ganze Lebens» 
arbeit fteht auf dem Spiel. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Und bie Sozialdemokratie ift im Augenblick aud ſchon 
daran, heute in Berlin ein Flugblatt zu verteilen, wo fie 
zum Beitritt zu ihrer Organtfation auffordert, wo fie auf 
die gewaltige Drgantfation des Bundes ber Landwirte 
und ähnlider Einrihtungen hinweiſt. Die Soztaldemofratie 
ift unausgefegt auf dem Poſten; mögen bie bürgerlichen 
Barteien, möge die Regierung e8 aud fein! 
(Rebhaftes Bravo rechts.) 

Gegenüber ben Revandehoffnungen bed Herrn Bebel 
haben wir bie Hoffnung auf baldige Herftellung einer 
lüdenlofen Schladtlinie der ftaatätreuen Parteien, von 
Herrn dv. Normann bis zu Herm Mugdan — id nenne 
—F Mugdan, weil ich glaube, daß in ihm der ehrliche 

chterſche Haß gegen bie Sozialdemokratie am meiſten 
zum Ausdruck kommt — 


(Heiterkeit), 
eine Tüdenlofe Schlachtreihe gegen die Sozialdemokratie 
unb ihren Anhang. 
(Brabo!) 
Mögen diejenigen, bie tm Liebeswerben fi nicht genug 
tun können, dad Schidjal der Sozialdemokratie teilen! 
Denn daß das Schickſal dann eine wirkliche Vernichtung 
werben fann, das werben bie Sozialdemokraten, bie ja 
Hug genug dazu find, felber wiſſen. Wir Deutſchſozialen 
und Ghriftlichfozialen wollen in dieſer lüdenlofen Schlacht⸗ 
linie gern Vorpflichten übernehmen; wir wollen bie Vor—⸗ 
often bilden, wir wollen am Feinde bleiben, wir wollen 
beobadten, was er tut und plant, wir wollen die Avant» 
garde fein und mollen bie erften Angriffe führen; wir 


wollen unfere Barteiintereffen gern opfern im Intereſſe (C) 


der nationalen Sade, — nicht um Anerkennung bom 
Regierungstiſch, nicht um Warteivorteile zu erreichen, 
fondern weil wir an bie Zukunft des Deutfhtums glauben. 
Wir wollen den ſchweren Kampf führen aus heiltger Liebe 
zu unferem deutſchen Volke und im alter Treue zu Kaifer 


und Neid. 
(Zebhafter Beifall rechts.) 


Bräfident: Meine Herren, bie Bertagung ift beantragt 
bon ben Herren Mbgeorbneten Dr. Pachnicke, Graf 
v. Hompeſch, Baflermann und Freiherr v. Nichthofen- 
Damsdorf. Ich darf annehmen — — 

Ih bitte um Entihuldigung! Der Herr Bevoll» 
mädhtigte zum Bundesrat, Staatöfetretär bed Reichs— 
ſchatzamts, MWirklihe Geheime Rat Freiherr v. Stengel 
bat das Wort. 


Freiherr v. Stengel, Wirkliher Geheimer Nat, 
Staatöfetretär des Reichsſchatzamts, Benollmädtigter zum 
Bundesrat: Meine Herren, ich beabfihtige Ihre Gebuld 
nicht lange in Anfpruch zu nehmen. Nur wenige Worte! 
Aber e3 find nun bereit3 zweimal — — 

(Glocke des Präfibenten.) 


Präſident: Ih bitte um etwas Ruhe, meine Herren! 


Freiherr v. Stengel, Wirfliher Geheimer Rat, 
Staatsſekretär des Reichsſchatzamts, Bevollmächtigter zum 
Bundesrat: — und zwar bon ſeiten bed Herrn 
Abgeordneten Dr. Spahn und heute, wenn ich nicht irre, 
von fetten de3 Herrn Abgeordneten Gamp, bie Aus- 
führungen meiner Etatsrede über bie lex Trimborn 
bemängelt worden. Es ift imdbefondere von beiben 
Nebnern fo — worden, als wenn mir als Reichs— 


ſchatzſekretär dieſe lex Trimborn gewiſſermaßen ein Dorn (D) 


im Auge wäre. Meine Herren, nach meinem Dafürhalten 
aben ſich bie beiden Herren Redner bei ihren Aus— 
ührungen in der Beurtellung meiner Rede im Irrtum 
befunden. Ich habe allerdings keinen Zweifel darüber 
gelaſſen, dab die 48 Millionen Mark, die wir auf 
Grund ber lex Erimborn im Jahre 1907 zu thefaus 
rieren haben, in dem Haushalt bed Reichs gerade 
für biefes Jahr mit Nüdfiht auf ba Übergangs 


ftablum, in dem wir und gegenwärtig befinden, als 
eine ſchwere Laft empfunden werben. Ich Habe aber 
ausdbrüdiih die Erklärum nachdem das 


beigefügt: 
Deutſche Reich nun einmal dieſe Verpflichtung übernommen 
bat, müßten wir unter allen Verhältntffien durchhalten, fo 
ſchwer aud bie Laft uns brüden möge Ich war auch 
wohl berechtigt, meine Herren, darauf hinzuweiſen, baß 
bie eigentlich Zeidtragenden in Anfehung ber Belaftung 
mit diefen 48 Millionen Markt die Bunbeöftaaten ſeien, 
und zwar um beömillen, weil, wie bie gegenwärtige 
—— des Reichs nun einmal beſchaffen iſt, in der 
at dieſe 48 Millionen in vollem Betrage bon ben Einzel- 
ftaaten mittels — Matrikularbeiträge aufgebracht 
werden müſſen. Deshalb habe ich zugleich — und ich 
glaube, mit Recht — dem Bertrauen Ausdruck gegeben, 
er Reichſstag werbe Mu gelegener Zeit fi) daran erinnern, 
daß von Haufe aus bie Haushalte der Einzelftaaten — und 
ber Herr Abgeordnete Trimborn felbft wird mir barin 
beipflichten — nicht gedacht waren als die eigentlichen Träger 
ber Witwen- und ——— der Arbeiter. Meine 
Herren, ich muß heute an dieſem Vertrauen, das ich zum 
Ausdruck brachte, um ſo mehr feſthalten, als ich nur 
konſtatieren kann, daß ich mich bei meinen Ausführungen 
im vollen Einflange befinde mit der programmatifchen 
Erklärung, die an dem bentwürbigen 18. Dezember 1902 
unter dem lebhafteften Beifall diefes hoben Hauſes ber 
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(Freiberr ». Stengel.) 


(A) Der lg bier funbgeneben hat, jener Kundgebung, 


ber er bem hoben Haufe Mitteilung gemacht bat über 
bie een g ber verbündeten Regierungen zu der vom 
Stage damals beſchloſſenen lex Trimborn. Es ift 
ns vom Reichstage nicht ber leiſeſte Widerſpruch 
a jene Ausführungen des Herrn Reichölanzlerö er: 
en worden, bie fih mit dem nun aud bon mir 
—8 ausgeſprochenen Vertrauen durchaus decken. 
Es iſt ja richtig, meine Herren, damals war das nicht 
derſelbe Reichſtag, wie er heute verſammelt ift; es war 
ber Reichſstag ber Legislaturperide bis 1902. Aber, meine 
Herren, ed war aud) ber bamalige Reihötag bie Vertretung 
beö deutſchen Volkes 
(Bravo! reits.) 


Bräfident: Ich ſchlage dem Haufe nunmehr vor, ſich 
zu bertagen. — Widerfprud wird nit erhoben; bie 
a ift beſchloſſen. 

—— er perſönlichen Bemerkung hat das Wort der 
Herr Abgeordnete Bebel. 


Bebel, Abgeordneter: Der Herr Abgeordnete Gamp 
hat eine Anzahl Bemerkungen * meine geſtrigen Aus⸗ 
gen gemacht, von denen nur einige im Rahmen 
einer perfönlichen Bemerkung tatfählih richtigſtellen kann. 
Herr Gamp hat geäußert, ich hätte einen Vergleich 
zwiſchen ber preußiſchen und ber belgiſchen Schulbildung 
gezogen. Das iſt eine durchaus unrichtige Auffaſſung 
meiner Ausführungen. Ich habe Belgien in meiner Rede 
nur in einer Beziehung genannt und mit Preußen in Ver: 
Ks geftellt, und das bezog fih auf das WVereind- und 
ammlungsrecht, wobei id ausführte: wennberpreußifche, 
wenn ber beutiche Arbeiter nach dem Herrn Reichskanzler 
der gebildetfte Arbeiter der Welt fei, babe er in nod 
böberem Grabe als ber belgifche Arbeiter das Recht, das 
e freie Bereind- und Berfammlungdrecht wie der 
elgtiche men zu beanfprudien. 

Im weiteren bat ber Herr ng Gamp mir 
vorgeworfen, daß ich die deutihen Beamten angegriffen 
und berabgejegt hätte. Auch das ift eine durchaus ierige 
Ausführung. Ih Habe von feiner Beamtenfategorie 
ſprochen; ih habe, indem ich auf bie Klafſenjuſtiz ufto. 
binwies, felbfiverftändlih nur einzelne Perſonen bamit 
meinen fönnen. 

Zum britten ift ihm auch ein Irrtum paffiert. Er 
erflärte, er bedaure, daß bie ſächſiſche Regierung mir in 
den jedaiger Jahren ihre Kundſchaft entzogen habe. . 
it ebenfalld ein Irrtum. Die ſächſiſche her sg Pl 
nicht mein Kunde gewefen, fondern bie ſächſiſche Eifen: 
bahnverwaltung zu Leipzig, und ich glaube nicht, daß bie 
fähftiche Regierung irgend melde Ahnung von biefen 
Geihäftsbeziehungen gehabt hat. Wenn aber ber Herr 
Abgeorbnete bedauert, daß mir damals deren Kundſchaft 
entzogen worben ift, ſo teile ich dieſes Bedauern voll und 

ganz, füge aber Hinzu, daß das auf meine Gefinnung 
nicht dem geringften — en haben würde. 


Ih komme dann zu den Ausführimgen bed Herrn 
Abgeorbneten Wiemer, bie ich leiber perfönlich nicht gehört 
babe. Der Herr Nbgeorbniete Wiemer hat auf Grund 
bon Mitteilungen, bie ihm ber Kandidat feiner Partei in 
Karlsruhe gemacht hat, befiritten, dab ber Rechtsanwalt 
Weill zwiſchen ben Haupt- und Stihwahlen in einem Auto 
im Wahlfreife herumgefahren fei, um bei den katholiſchen 
Geiftlihen für feine Wahl Propaganda zu machen. 
Diefe Nachricht hatte das Zentrumsblatt, der „Babilche 
Beobachter”, gebracht, und von bort war biefe Nachricht 
in bie die & — Bartet übergegangen. Daß mittler⸗ 
weile eine Berichtigung erfolgt war, wußte ich nicht. Ich 
babe mir aber den „Bablihen Beobachter“, ber bie 


Berichtigung bed Herrn Well enthält, kommen laſſen und (C) 


will daraus folgendes Lonftatieren. 

Herr Weil erklärt, daß die Orientierung3fahrt mittel® 
Automobil als Hauptzwed den Beſuch katholiſcher Pfarrer 
nit gehabt Habe, die Fahrt habe anderen Zwecken 
gegolten. Er gibt aber zu, daß er auf Betreiben eines 
eifrigen Zentrumsmannes und langjährigen Gemeinderats 
in Mingoldöhelm, der bie Abſicht gehabt habe, ihn zu 
wählen, deſſen Rat befolgt babe, dem bortigen Pfarrer 
einen Befuh zu machen. Er habe dem Pfarrer alsdann 
audeinanbergejegt, daß die Behauptung, daß er einen 
neuen Aulturfampf wünſche, durchaus irrig jel, daß er 
aud nicht dafür fei, daß eine Trennung bon Staat und 
Kirche eintrete, und daß er ber Wahrheit gemäß erflärt 
habe, daß bie Freiſinnigen feinerzeit nicht den Kulturkampf 
mitgemacht hätten. 

Meine Herren, dieſer Beſuch des Herrn Weill war 
unzweifelhaft ein politifher Beſuch, der ben Zwed hatte, 
ben Umfchlag ber ee des Ortöpfarrerö zu Gunften 
ſeiner a at ühren. 

! bei den Sozialdemokraten.) 

* en u Herr Weill, noch andere Pfarrer 
befucht zu Haben, erflärt aber, daß, wenn es ihm feine 
Zeit erlaubte, er auch anbere Pfarrer beſucht haben würde. 

(Na alfo! bei den Sozialdemokraten.) 

Der „Badiſche Beobachter“ erflätt, daß dieſe 
Berichligung in der Hauptſache das beftätige, was er 
behauptet habe. 

Im weiteren, meine Herren, hat ber Herr Abgeorbnete 
Miemer auf Grund perfönliher Mitteilungen feines 
Barteigenofjen Weill aud) beftritten, daß berjelbe früher 
gig geweien je. Herr Weill fol erklärt 
haben, wenn ich richtig unterrichtet bin — id war bei 
den Ausführungen nicht im Haufe anweſend —, daß er 
in dem achtziger Jahren nur Sympathie mit der bunt 
das Sozialiſtengeſetz verfol 

habe. ar darauf erflären, daß id bon meinen 
gig ee auch a ” “2 zurüdnehme. 
eil war erften Hälfte ber 
achtziger Se —* — — Studentenzeit in 
Straßburg als auch nad feiner Rückkehr in Karlsruhe 
ein eifriger Mitkämpfer der unter —* ——— 
verfolgten badiſchen Sozialdemokratie; er unte 


ver im Sabre 1883 aus bem bürgerfigien Base 
in das fozialbemokratifhe übergegangenen „Dffen= 
mit feinen itteln. Er bat 


burger Vollsfreund“ 
Katkhlä e zu 7 Geſinnungsänderung des „Offen⸗ 
—— oltsfreundes eben, und er hat lange 
in den intimſten perſön von Beziehungen zu unferen 
Kollegen Ehrhardt und Gel geftanden, ebenſo zu bem 
verftorbenen Abgeordneten Dreesbach. Wie aud mir 
durch meine Geſchäftsreiſen aus ben achtziger Jahren, wo 
ih alle Jahre mehreremale nad; Karlsruhe fam, fehr wohl 
befannt ift, ift damals ber Rechtsanuwalt Weill 
—— als arteigenoſſe angeſehen worden. "Er bat 
finanziell die Parteipreffe unterftügt und zugleid 
arbeit an dem ſozialdemokratiſchen „Offenburger Volls⸗ 


d* gel 
a ne (Heiterfeit.) 


Präfident: Meine Herren, es ift ein ſchleuniger 
Antrag ber Herren Abgeordneten Brandys und Genoſſen 
eingegangen. Ich bitte, ihm zu verlefen. 


Schriftführer Abgeorbneter Hagemann: 
Der Reihätag wolle beichließen: 
ben Herrn Reichslanzler zu erfuchen, zu ber 
anlaffen, daß das gegen ben Abgeordneten Stychel 
wegen öffentlicher —— ber Kreisſchul⸗ 
inſpeltoren und Lehrer in der Provinz Poſen 


en Sozialdemokratie gehabt (D) 
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Beratung des ſchleunigen Antrags Brandys 
und Genoſſen wegen Einſtellung eines 
gegen den Abgeordneten Sthychel beim 
Königlihen Schöffengeriht in Poſen 
jchwebenden Strafverfahrens für die Dauer 
der gegenwärtigen Seſſion (Nr. 145 der 
Anlagen) 

Fortfeßung der erſten Beratung: 

a) des Entwurfs eines Geſetzes be: 
treffend die Feſtſtellung des Reichs- 
hanshaltsetats für das Rechnungs: 
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Die Sitzung wird um 1 Uhr 18 Minuten durch ben 
Präfidenten Dr. Grafen zu Stolberg-Wernigerode eröffnet. 


Bräfident: Meine Herren, ich eröffne die Sigung. 

Das Protokoll der vorigen Sigung legt zur Einficht 
auf bem Bureau offen. 

Seit der legten Plenarfigung find eingetreten bie 
Herren Abgeorbneten v. Bolko (2. Liegnig) und Fürſt 
zu Inn: und Knyphauſen (1. Hannover). 

Als Vorlage ift eingegangen: 

fiberfiht über biejenigen Bauausführungen und 

Beihaffungen der Reichseifenbahnverwaltung, für 

welde die Mittel bei den Fonds zu einmaligen 

Ausgaben bewilligt find, nah dem Stande vom 

30. September 1906. 

Die Drudlegung habe ich verfügt. 

Es ſuchen für längere Zeit Urlaub nad bie Herren 
Abgeordneten: 

Freiherr Hey! iu Herrusheim bis zum 8. März 
wegen Beteiligung an den Arbeiten ber 
Heſſiſchen Ständekammer; 

Haas bis zu ben Dfterferien wegen Teilnahme 
an ben Geichäften ber Zweiten Kammer bed 
Heſſiſchen Landtags; 

Dr. Dfann für 14 Tage aus demfelben Grunde. 

Den Urlaubsgefuhen wird nicht wiberfproden; biefelben 
find bewilligt. 

Entſchuldigt find die Herren Abgeorbneten v. Stroms 
bed und dv. Bollmar. 

Wir treten in die Tagesordnung ein. Erſter 
Gegenftand berjelben tft: 

Beratung bed fchleunigen Antrags Brandy und 

Genoffen wegen Einſtellung eined gegen ben 

Abgeordneten Stychel beim Königlichen Schöffen: 

eriht in Poſen jchwebenden Strafverfahrens 
fir die Dauer der gegenwärtigen Seffion (Nr. 145 
der Drudjaden). 
Der Antrag lautet: 
Der Reichstag wolle beſchließen: 

ben Herrn Reichskanzler zu erſuchen, zu ber- 

anlaffen, daß das gegen ben Abgeorbneten Stychel 

wegen öffentlicher Beleidigung ber Kreisſchul— 
infpeftoren und Lehrer in ber Provinz Mofen 

(85 186, 200, 196 Str.-G.:3.) beim Königlichen 

höffengeriht in Poſen ſchwebende Strafver: 

fahren (Geihäftsnummer 19 D ek ) für bie 

Dauer der gegenwärtigen Seffion eingeftellt wird. 

Ich eröffne die Diskuffion; — ich fchließe fie, ba 
das Wort nicht verlangt wird. Wenn niemand wiber: 
fprit, — und das ift nicht der Fall, — fo nehme ich 
an, dab ber Reihötag dem Antrage zugeftimmt hat. 

i Wir gehen über zum zweiten Gegenftand ber Taged- 
orbnuung: 

Fortfehung der erften Beratung des Entwurfs 

eines Gefehes betreffend Die Feſtſtellung des 

Reichshaushaltsetats für das Rechnungsjahr 

1907, nebft Anlagen und einer Dentfchrift (Nr. 9 

ber Drudiaden), 

in Verbindung mit ber Fortſetzung ber 
erften Beratung 

a) bed Entwurfs eines Geſetzes betreffend bie 
Feſtſtellung des Haushaltsetats für Die Schutz⸗ 
gebiete auf das Rechnungsjahr 1907, nebſt 
Anlagen (Nr. 10 ber Drudiachen), 

b) der änzung zum Entwurf bed Reichs: 
haushaltsetat3 für bad Rechnungsjahr 1907, 
nebft Anlagen (Nr. 74 ber Drudiaden). 

Die Diskuſſion wieber eröffnet. Das Wort hat 
ber Herr Abgeorbnete Schraber. 
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Schrader, Abgeorbneter: Meine Herren, ber Herr 
Stollege Wiemer gi zugleih für bie breit vereinigten 
Fraktionen geiproden; ich habe darum nicht nötig, auf 
alle die Fragen noch einmal einzugehen, welche er feiner: 
ſelts behandelt Hat. Insbeſondere habe ich nicht bie 
Abſicht, noh einmal zurüdzulommen auf die Wahl—⸗ 
bewegung. Sie ift ja außerbem ſchon fo reichlich beſprochen 
worben, daß wohl im Haufe niemanb ein Bebürfnis 
haben wird, noch weitere Ausführungen darüber zu hören. 

(Sehr richtig!) . 
Ich werbe mich alſo im weſentlichen darauf befchränten, 
einige Bunkte nadhzutragen und auf das einzugehen, was 
in der Diökuffion zur Sprache gefommen if. Da möchte 
ich zunächſt eines erwähnen. 

Meine Herren, es wird auf Sie alle einen tiefen 
Eindrud gemadt haben, mit welcher inneren Überzeugung 
und welcher Erregung ber Fürſt Nabzimilt, eines ber 
älteften Mitglieder Hier im Haufe, bie Intereffen feiner 
Landsleute, der Polen, vertreten hat. Wie wir zu ber 
Bolenfrage auch ftehen: ich glaube, diefe Rede wird doch 
in uns den Wunſch erwedt haben, daß bon beiden Seiten 
verftändige Leute enblid ben Wen finden möchten, den 
im höchſten Grade unerquidlichen Streit zu befeitigen 

(fehr richtig! lints), 
ein Streit, der in einer Weife — ich fage es ausdrücklich 
— von beiden Seiten geführt wird, bie eine Verföhnung 
erſchwert, und bie anf beiden Seiten nicht der Würde 
und ber Bedeutung der Sache entſpricht. Es ift nicht 
unfere Sache, auf biefe Frage weiter einzugehen; id 
glaube aber dem Eindruck, ben viele hier im Haufe 
empfangen haben, Ausdruck zu geben, wenn id ben 
Wunſch ausfprede, dab es gelingen möge, enblih einmal 
zum Frieden —* fommen. Es iſt und unter mindeſtens 
ebenſo ſchwierigen Verhältniſſen in Elſaß-Lothringen ge— 
lungen, die bortige Bevölkerung mit den neuen Zuſtänden 
zu berfühnen. Sollte e3 denn nicht möglich fein, bei 
utem Willen dies endlih auch bei unferer polniſchen 
ebölferung zu erreichen? 
(Zuruf bei ben Polen.) 

— as gutem Willen, verehrter Herr Kollege, von beiben 
Seiten! 

Damit verlaffe ich diefen Punkt. 

Der Herr Reichskanzler hat auögeführt, daß er es 
als fein gutes Recht betrachte, mit feiner Meinung in ber 
Wahlbewegung uicht zurüdzuhalten. Dieſes gute Recht 
ertenne ih auch an, ja, ich habe ben lebhaften Wunſch 
gehabt, daß der Herr Reichskanzler feine Anficht im viel 
eg Weiſe zum Ausdruck gebradt hätte, als 
ed in ber Wahlbewegung geichehen if. Im weientlichen 
beihränften fih feine Erklärungen auf bie Negative, 
ei. * Wunſch, die bisherige Mehrheit zurückgedrängt 
zu ſehen. 

Aber die Ziele ſeiner Politik ſind uns nicht in einer 
Weiſe dargelegt worden, wie es hätte geſchehen können, 
nicht einmal in der Weiſe, wie ed bier im Reichstag in 
feinen Ausführungen gefhehen if. MWahrfcheinlic; würde 
die Wahlbewegung einen anderen Charakter angenommen 
haben, wenn wir and nur das von ihm in ber Wahl: 
bewegung gehört hätten, was jetzt von ihm im Reichstag 
ausgeführt iſt. Alfo das Recht beftreite ih nicht dem 

ern Neichöfanzler, feiner Anfiht Ausbrud zu geben 
über bie Wahlen und bei den Wahlen. Er hat fid) mit 
Recht darauf bezogen, dab auch in anderen Ländern es 
Sitte fei, dor allen Dingen in ben parlamentariich 
regierten Bändern. Allerdings — dort die Dinge doch 
ein klein wenig anders. Dort iſt die Regierung eine 
Parteiregierung, dort vertritt ſie ihre Anſichten vor dem 
Lande, und zwar mit ber Wirkung, daß, je nachdem das 
Land feine Anfiht äußert, die Regierung wechſelt. Bet 
und fol die Regierung eine dauernde fein, und das 
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gibt allerdings dem Eingreifen bei der Wahl eine andere (C) 


Debentung. 
(Sehr ridtig!) 

Und ein zweited noch! Sobald dieſes Eingreifen 
in die Wahl ſich erfireden follte auf ein Eingreifen in 
eine einzelne Wahl, dann ift allerding3 ber Punkt ge- 
fommen, an dem nad) unferer biöherigen Prariö eine 
MWahlbeeinfluffung der Regierung vorliegt, und dann bie 


Wahl für ungültig erflärt werben müßte. Was von 
einem Kreisdireltor, was bon einem Landrat gilt, das 


gilt zum minbeften ebenfo bon einem Minifterpräfidenten 
und Reichskanzler. 
hr * 


(Se 1) 

Der Fall liegt, fontel ich weiß, nicht vor; vor liegen nur 
MWahlbeeinfluffungen feitend der Beamten. Die haben 
diesmal genau ebenjo ftattgefunden im dem Königreich 
Preußen, wie das biäher der Fall geweſen if. Ich habe 
das nicht in meinem Wahlkreife erlebt — er liegt ja nicht 
in Preußen —, aber ih babe e3 in anberen Streifen in 
Preußen erlebt und Tann nur fagen: die Gaalabtrei- 
bungen, bie Beeinfluffungen ber Beamten ng in 
nit minderem Make bei diefen eine liberale oder eine 
liberal » fonfervative Ara vorbereitenden Wahlen vor 
handen gemwelen, als es bisher ber Fall gewefen ift. 
In diefer Beziehung ift eine Anderung nicht eingetreten. 
Ich bebaure das lebhaft, kann es allerdings darauf zurück 
führen, daß nicht einmal ber Einfluß der oberften Be- 
hörden, wenn er nicht fehr eneratid außgeübt wird, auf 
die Kreiſe, von denen die MWahlbeeinfluffungen ausgehen, 
einen erheblichen Eindrud mahen würde. Die Landräte 
laffen e3 fi ganz rubig gefallen, fie wiflen, daß das 
nicht viel zu bedeuten hat, — eine ernfte ar bat das nicht, 
vielleiht wird aus einem Verweife hinterher in irgend 
einer Form eine VBelobigung, genau fo wie die Herren, 
bie gegen bie SKamalvorlage geitimmt Haben und zur 
Dispofition geftellt waren, ieh 

Stellungen kamen. Nlfo in diefer Beziehung tft bei ber 
Wahl noch ziemlich alles beim alten. 

Einen Teil der Bolitit hat der Reichſskanzler in feinen 
Publikationen von borneherein ausgefhloflen: bad war 
die Wirtfhaftöpolitil. Die Wirtſchaftspolitik, fagte er, 
tft auf das ſchönſte geordnet; für die Landwirtſchaft tft 
geforgt, daran iſt nichts weiter zu tun, das fteht feft, 
ba3 tft ein Kräutlein Rühr-michnichtsan. Nun, wenn der 
Herr Reichskanzler daran eine Anderung hätte ſchaffen 
wollen, fo hätte er allerdings die Wahlen in anderer 
Weiſe bdirigieren müflen. Er hat e3 nicht gewollt, und 
wenn er heute wollte, fo könnte er ed nicht; denn bie- 
jenigen Barteien, melde hinter biefer MWirtjchafts- 
politif, der Zollpolitik und der Steuerpolitit ftehen, 
find nicht geſchwächt, fondern verftärft wiedergefehrt, und 
es if in dieſem Hohen Haufe und in anderen Ver— 
fammlungen ſchon beutlih erflärt, da man auf diefem 
Gebtete nicht3 ändern laſſen werde. Hier fteht alfo ber 
Herr Reichskanzler, jelbft wenn er anders wollte, was ich 
nit annehme, vor einem non possumus, Mir werben 
dieſe Politit weiter zu dulden haben, wie es bisher ber 
Fall war; es wird auch für dem Herrn Reichskanzler nicht 
möglih fein, etwa Bertragöverhandlungen mit anderen 
Staaten zuftande zu bringen, bie bon irgend welcher Be- 


deutung find. 
(Sehr richtig lints.) 

Wollen wir mit Amerika, England und anderen Staaten 
in andere Berhältniffe fommen, dann ift bie erfte Vor— 
ausfehung, dab wir bereit find, auf dem Gebiete nach— 
zugeben, an weldem ben anberen Staaten am meiften 
gelegen ift, nämlih auf dem Gebiete unferer Mgrarzölle, 
und bazu ift feine Ausſicht. Ich bin baher überzeugt, 
baß ber Herr Reichslanzler und fein Abkommen mit Amerita 
borlegen wird, weldes von irgend welcher Bebeutung ift; 


t bald barauf in höhere (D) 
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(Schraber.) 


(A) wir werben auf dieſem Gebiete im günftigften Falle mit 


Proviſorien wie biöher zu wirtfchaften haben, wir. werben 
auf biefem Gebiete feinen Schritt weiter fommen. Das 
hat nit bloß eine Bedeutung für unfere Wirtfchafts- 
polttit, es ift von großer Bedeutung für unfere Beziehungen 
zu anderen Staaten überhaupt. Wir beflagen und ja 
darüber, und barüber ift ziemlich eine Meinung, felbft bei 
ben hohen verbündeten Regierungen, daß Deutſchland ziemlich 
allein im der Welt fieht. Ja, warum? Wenn Sie bver- 
folgen, wie fi andere Staaten miteinander verftänbigen, 
wie fih England und Frankreich miteinander verftändigt 
haben, jo haben fie nicht dadurch fi veritändigt, daß fie 
fih gegenjeitig Statuen jchenkien ober Profeffuren ein- 
richteten oder ſich gegenfeitig Freunblichkeiten und unter 
Umftänden Unfreundlichkeiten fagten 
(Heiterkeit lints), 

ſondern daß fie wirkliche, materiell bedeutende Zugeſtänd⸗ 
niffe gemadt haben. Wir haben ein einziges Gebiet, auf 
dem wir Zugeftändniffe machen könnten, und das ift das 
Gebiet unfered Handels, unferer Zollpolitik. Auf biefem 
Gebtete haben wir die Türe zugeſchloſſen; wir find nicht 
in der Bage, folange wir unfere Agrarpolitif weiter treiben, 
irgendwie mit anderen Staaten zu HandelSablommen zu 
lommen und damit zu freundliheren Beziehungen. Wir 
müffen auf dem Standpunft bleiben, auf dem wir uns 
heute befinden, auf dem Standpunkt dauernd korrekter Ver: 
hältniffe mit anderen Staaten und ber Gefahr, daß mehr 
und mehr durch gegenjeitige Zugeftänbniffe ſich die Staaten 
untereinander verbünden, und daß wir dahin kommen, 
was don verſchiedenen Seiten ſchon ——— iſt, je 
weniger geſchickt unſere auswärtige Politik ift, defto mehr 
Geld für Rüſtungen ausgeben zu müſſen, d. h., damit 
dann von neuem den Unfrieden zu erregen. Denn jede 
Rüſtungsvermehrung bon uns bringt eine Rüſtungsber⸗ 
mehrung von anderen zu Wege. Wir kommen bamit zu einem 


(8) wirklich friedlichen, guten Verhältnis zuanderen Bändern nicht. 


Nun Hat ja unfere Agrarpolitit auch bereit3 in 
ben Streifen der Landwirte einiges Bedenken erregt; 
der offizielle Vertreter, der preußifhe Landwirtſchafts— 
minifter, bat ja bereit$ ben Herren zu verftehen ge— 

eben, daß bie Vorteile, welche fie burd die agrarifchen 
Ölle haben, zum guten Teil aufgewogen werben durch 
die jest ſchon eingetretenen Nachteile, durch die Erhöhung 
der Preife des Grund und Bodens, durch bie Erhöhung 
der Materialpreife, durh die Erhöhung der Löhne. 
Freilih hat Herr Gamp uns geftern auseinander: 
geſetzt, daß eigentlich die landwirtſchaftlichen Arbeiter an 
den Preiſen ber Lebensmittel gar fein Intereſſe hätten, 
fie bezögen in natura ihre Lebensmittel, in natura ihre 
Löhne, für fie ſpiele der Geldpunkt feine Rolle; eine Rolle 
fpielt er unter allen Umſtänden, die bie Banbwirte ſchwer 
empfinden: nämlich die Erhöhung ber Löhne in der In— 
buftrie zieht ihmen immer mehr die Arbeiter ab, und ber 
Raturallohn drüdt fih doc) ſchließlich auch im Gelbe aus, 
d. h. bie Naiuralien, die geliefert werben, find Geldwert, 
und je mehr fie Geldwert find, deſto höher tft bie Leiſtung 
an Naturalien. Das wirb ja für ben Augenblid vielleicht 
auch unfere Landwirtſchaft noch nicht beſonders rühren. 
Ste wirb aber empfinden, daß die eine Wirkung, bie wir 
von den Zollerhöhungen —— haben, eingetreten 
iſt, mit aller Sicherheit eingetreten iſt und von Jahr zu 
Jahr weiter wirt. Es iſt heute bei niemandem ein 
5* darüber, daß die Folge dieſer Zollerhöhungen, 
an unferer neuen Steuern eine erhebliche Verteurung 

benöhaltung tft. 
(Sehr richtig! Links.) 

Ih weiß ja, dab man von agrariſcher Seite wohl zu 
fagen pflegt, das jet eigentlich eime Art Qurus; die Beute 
hätten fi daran gewöhnt, befier zu leben, und nun 
wollten fie, um. das zu können, höhere Löhne haben. 


ber 


107 


63 ift das nicht 3— ; aber woher iſt denn das (0) 


entftanden? In günitigen Zeiten, bei billiger Ernährung 
haben ſich unfere Arbeiter und die ihnen naheſtehenden 
Klaffen, wie auch bie höheren Klaffen, daran gewöhnt, 
beffer zu leben. est, wo ihnen die Ernährung teurer 
wird, empfinden fie ed natürlich ſehr ſchmerzlich, daß fie 
num bie Wahl haben, entweder anf bie beflere Beben» 
haltung zu verzichten oder aber zu verſuchen, ihre Löhne 
zu erhöhen. In biefer gg ftehen wir heute mitten 
darin. Die Verteurung ber Bebenshaltung führt zu fort: 
währenben Lohnerhöhungen, zu vollſtändig bereditigten 
Rohnerhöhungen. Ste haben das ja jelbft in diefem hohen 
Haufe anerkannt, dab bie Verteurung ber Bebendhaltung 
höhere Löhne, daß fie vor allen Dingen höhere Beamten: 
gehälter bebingt. 

(Sehr richtig! Links.) 
Das wird ſich mit jedem Jahre fteigend geltend machen, 
nicht bloß direft in den Löhnen, Sondern in dem Breife 
aller Gegenftände, die wir gebrandhen. 

(Sehr wahr! links.) 
Jede Erhöhung der Löhne bringt eine weitere Erhöhung 
der durch die Arbeit hergeftellten Gegenftände mit fid. 
Ih will an eins erinnern: wodurd find die Wohnungen 
vor allen Dingen fo teuer —— Sie ſind ſo teuer 
geworben durch bie fortwährende Steigerung ber Bau—⸗ 
foften, und diefe Steigerung geht im wefentliden zurück 
auf die Steigerung der Löhne. Wir ftehen vor neuen 
erheblihen Steigerungen, zum Betfpiel hier in Berlin; 
wir haben wieder große Streits, bie bad Ende haben 
werben, weitere Qohnerhöhungen herbeizuführen und ins 
folge davon weitere Verteurungen ber Bauloften. Jeder 
von und, ber weniger und der mehr Bemittelte, bezahlt 
mit jedem Jahre fteigend mehr infolge der Erhöhung der 
Löhne, infolge der daraus fid) ergebenden Steigerung ber 
Preiſe aller Dinge, bie wir gebrauchen. 

(Sehr richtig! lints.) 

Nun, meine Herren, unferen Reihshaushalt und 
unfere Staatöhaushalte wird das ganz aufßerorbentlich 
treffen. Wir find uns ja darüber einig, dab diefe Um— 
fände nicht mur eine Erhöhung der Löhne verlangen, 
ſondern aud eine Erhöhung der Gehälter, und zwar fo- 
wohl ber niedrigen Gehälter wie daran anfchließend eine 
Neuregulierung aller Gehälter, mit anderen Worten: eine 
wefentlihe Erhöhung aller Gehälter der Beamten, der 
Angeftellten im Reich und im Staate. Wenn Sie bie 
Etats nachſehen, jo werben Sie finden, wie fehr viele 
Millionen das dem Reihe und dem Staate koſten wirb. 

(Sehr richtig! Link.) 
Das ift eine ſehr ernfte Folge, eine Folge, die wahr: 
ſcheinlich das, was das Reich aus den Zollerhöhungen 
einnimmt, weit mehr als aufzehren wird. Ich merbe 
bemnädft, wenn id über den Gtat ſpreche, noch mit 
einigen Worten barauf zurückkommen; id habe nur ſchon 
an biefer Stelle darauf aufmerffam machen wollen, welche 
bebenflihen Folgen bie aus unferer Agrarpolitif hervor: 
egangene Erhöhung der Lebenshaltung auch fir umfere 


inanzen hat. 
(Sehr wahr! links.) 

Der Herr Reichskanzler hai alles Gewicht darauf 
gelegt, das zu ſchaffen, was er eine nationale Mehrheit 
nennt, dafür zu forgen, baß künftig das Zentrum 
mit ber Sozialdemokratie nicht mehr imftande ift, 
baßjenige zu verweigern, was bie Regierung zu nationalen 
Zweden für notwendig hält. In welchem Umfange das 
biöher geihehen ift, abgejehen von dem legten all, habe 
ich feine Beranlaffung zu erörtern. Ich glaube, das wirb 
bon anderer Seite wohl in ausreichender Weife geichehen. 
Ih nehme an, daß in Zukunft der Fall nicht häufig vor- 
gefommen fein würbe, daß biefe Majorktät wieder ins 
Beben getreten wäre; das weiß ich nit, darüber gehe ich 
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(A) hinweg. ber eimed iſt micht zu bezweifeln: dieſe fo» 


enannte nationale Mehrheit ift durchaus feine homogene 

affe. Sie wäre ja dann homogen, wenn fie fi zu 
dem entichlöffe, wad ber Herr Abgeordnete Gamp und 
gelagt hat. Diefer meinte geitern: bie eigentlihe liberal» 
fonfervative Partet tft ja die freifonfervative Partei. Er 
deutete und an: werbet nur freifonjerbativ! dann ift ja 
alles erledigt. Ja, ich glaube, wenn wir einmal mit 
Herrn Gamp ernithaft über die einzelnen Fragen ſprächen, 
jo würden fid) nicht bloß zwiſchen uns und ihm, fondern 
auch zwiſchen Freifiunigen und Nationalliberalen wahr: 
ſcheinlich manche nicht unerhebliche Differenzen finden, und 
ih glaube, es würden fehr wenige bereit fein, ben Bor: 
ſchlag des Herrn Gamp anzunehmen. 

(Sehr richtig!) 
Wir find eben drei Parteien, jede mit ihren eigenen An: 
fhauungen, und feine bon ihnen ift bereit, von ihren 
biöherigen Anfchauungen abzumweiden. Wir haben bas 
von Herren Freiherrn dv. Richthofen gehört, ebenfo von 
Herrn Gamp und aud bon anderer Seite: wir bleiben 
dad, was wir gewefen find. Dasfelbe kann ich auch von 
und jagen. Ih kann es mit um fo mehr Ruhe jagen, 
ald wir ftetö bereit gemwejen find, für das, was man mit 
Fug und mit gutem Recht nationale Forderung nennen 
fann, einzutreten. 
(Sehr richtig! Links.) 

Wir find bereit geweſen, —— für die Erhaltung 
unſerer Wehrkraft, auch bereit geweſen, für eine bers 
ſtändige Kolonialpolitik einzutreten. Ich kann nur wieder: 
holen, was id) bei Beratung des Kolonialetats im vorigen 
Dezember gejagt habe: wir find bereit, aud) ber Kolonial- 
politit des Herrn Dernburg zu folgen, weil wir annehmen, 
daß er fie in den vernünftigen Grenzen halten wird, wie 
er fie und vorgeführt hat, daß er barauf fehen wird, 
einmal, die Kolonien jo zu entwideln, daß fie möglichft 


(8) bald ſich felbft erhalten, unb zweitens, dem Deutichen 


Reihe nicht größere Laſten aufzuerlegen, als es zu tragen 
imftande ift. Ich nehme an, dab diefe Vorausfegungen 
erfüllt werben, fann aber bei allen biefen Punkten nur 
bie felbftverftänblihe Vorausſetzung mahen: wir find 
bereit, alles zu bewilligen, was und notwendig erfcheint, 
unter der Vorausſetzung, daß wir von der Notwenbigfeit 
und überzeugen, mit anderen Worten: wir behalten uns 
jede Kritit vor. Wir werben nur das bewilligen, was 
nad dieſer Kritik uns wirklich erforderlih erſcheint. 
Ich nehme auch an, daß ſowohl bei den Sonjervativen 
als aud bei ben Nationalliberalen biefelben Anfichten 
beftehen, baß fie bereit find, in dieſen Grenzen einzutreten 
pn dad, was man jegt nationale Forderung zu nennen 
beliebt. 

Über das ift doch nur ein fleined Gebiet ber Politik. 
Ale die anderen Gebiete der Politik, mit Ausnahme eines, 
auf welches ich demnächſt fommen werde, werben bon 
diefer Vereinigung der Varteien, von diefer Liberal-tonfer- 
vativen Vereinigung wahriheinlid wenig Vorteil ziehen. 
Wenn e3 fih darum handelt, freiheitlihe Inftitutionen 
zu ſchaffen oder beftehende Inftitutionen auszubilden, fo, 
bin ich überzeugt, werben wir auf feiten ber Konſer— 
vativen denſelben Widerfprud finden, ben wir früher auch 

efunden haben. Wenn wir 3. B. verlangen — und das 
ift eine außerorbentlich billige Forderung, die wir geftellt 
haben — eine Neueinteilung der Wahltreife tm Deutichen 
Reiche, jo weiß ih ja fehr wohl, daß wir da auf Wider: 
ſpruch zu rechnen haben; ich weiß, daß es und ebenfo 
gehen wird wie bei einer Reihe von anderen fForberungen — 
umgekehrt Haben die Herren aud ihrerſeits vielleicht 
MWünfde, die zu erfüllen wir nicht bereit find. Auf eigent- 
lich politifhem Gebiete, glaube ich, wird diefe Vereinigung 
wenig vor fi bringen. 

(Sehr richtig! rechts und links.) 
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Ein Gebiet aber, dad wir alle Beranlafjung haben (C) 


zu beſchreiten, ift das Gebiet ber Sozialpolitik. 
(Sehr richtig! links.) 
Darüber find in fehr vielen Punkten alle Parteien biefes 
Haufes einig, daß auf diefem Gebiete wir beim Zentrum 
eine fehr eifrige Mitarbeit zu erwarten haben. Das 
Zentrum ift vom jeher ſozialpolitiſch geitimmt geweſen, 
zum guten Zeil aus innerfter Überzeugung, zum anderen 
Teil aber wohl beöwegen, weil ed doch eine ftarfe 
demofratifhe Bevölkerung Hinter fi hat, eine ftarfe Arbeiter- 
bevölterung, deren Intereſſen wahrzunehmen es alle 
Beranlaffung hat. 
(Sehr richtig! Lints.) 

Wir find auch fehr wohl darüber unterrichtet, welche 
Anfiht dad Zentrum auf dem Gebiete ber Sozialpolitik 
vertritt, und, ich glaube, auch bei anderen Parteien wirb 
man durchaus bereit fein, viele Dinge, die vom Zentrum 
ausgegangen find, mitzumachen, ebenfo wie dad Zentrum 
feine Mitarbeit den Vorſchlägen anderer nidt entziehen 
wird. Natürlich wird man darüber nicht in allen Punkten 
übereinftimmenber Anfiht fein; das haben wir geftern 
bereitö vom Herrn Stollegen Gamp gehört. Er hat freilich 
eine große Zuneigung zum Zentrum geftern zu erkennen 


gegeben. 
(Sehr richtig! links.) 
Ob biefe Zuneigung bloß eine perfünliche ift, oder ob 
diefe Zuneigung der konſervativen und freitonfervativen 
Fraktion entipriht, das zu unterfuchen tft nicht meine 
Sadıe, das ift Sache feiner eigenen Partei. 
(Zuftimmung lints.) 
Uber trogbem wird aud Herr Gamp, wie wir geftern 
bon ihm gehört haben, keineswegs bereit fein, alle bie- 
jenigen mehr freiheitligen Anträge mitzumaden, bie vom 
Zentrum, die bon anderen Parteien geftellt werben. 
Nichts ift leichter, als, wenn es fi nur barum handelt, 
Themata zu bezeichnen, in Übereinftiimmung zu fein; 
nichts ift leichter, ald, wenn ber Herr Neihäfanzler und 
alle Parteien jagen: wir wollen ein neues Vereins⸗ und 
Verfammlungsreht haben, — darin alle übereinzuftimmen. 
Aber wenn die Frage fommt, wie es außfehen fol, wird 
die Meinungsverjchiedenheit eine ieh: große fein. 
(Sehr richtig! links.) 
Genau ebenfo wird ed aud bei vielen Gebieten ber 
Sozialpolitit fein. Ich glaube, daß das Beftreben nad 
Bereinheitlihung ber drei großen Verſicherungsgebiete eine 
ganz andere Bebentung bei den verſchiedenen Parteien 
bat. Ic glaube, bei deu fonfervativen Parteten ift Damit 
zugleich die Abfiht verbunden, eine Verbilligung, vielleicht 
eine Herabfegung ber Zeiftungen herbeizuführen, wie eö 
bon anderen Barteien nicht gebadt if. So wirb ed auch 
bei einer großen Reihe von anderen Punkten gehen. 
Trotz allebem bim ich der Überzeugung, daß ſich ein 
ziemlich weites Gebiet finden wird, auf dem wir alle 
————— können, und ich begrüße das mit be— 
onderer Freude. 
ei den Wahlen iſt der Hauptkampf gegen die 
Sozialdemokratie geführt worden; bie Sozialdemokratie 
iſt der Leidtragende geweſen. Wollen wir den richtigen 
Vorteil daraus ziehen, fo kann er nur darin beftehen, 
bat wir bie Verminderung der Autorität ber Führer ber 
Sozialdemokratie, die Verminderung ded Anſehens der 
Partei und manderlei Beſchwerden, die aus ber Partei 
ſelbſt heraus erhoben find, dazu benugen, um, wie das 
ber Herr Reichskanzler auch beabfichtigt, den Arbeitern zu 
* en, baß, wenn wir auch die Soztaldemofratie befämpft 
aben, wir daburd in feiner Weiſe die deutfchen Arbeiter 
befämpfen wollen, daß uns vielmehr daran gelegen ift, 
in jeber Welfe den Arbeitern entgegenzulommen. 
(Zebhafter Beifall lin. 
Das, meine Herren, liegt aber nicht allein barin, daß wir 
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(B) trägt f 
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(Schraber.) 


(A) eine SJmvalidenverfiherung, eine Witwen: und Waiſen⸗ 


berforgung maden; bie Grfahrung haben wir ſchon in 
reichſtem Maße gemacht, dab, fo nützlich fie auch für Die 
Arbeiterflaffe find, es doch polittih nicht ben Einbrud 
gemacht hat und wahrſcheinlich auch fünftig nicht machen 
wird, ben wir erwartet haben. Wollen wir wirklich bie 
Arbeiter für bie — en Zuftänbe gewinnen, fo müflen 
wir ihnen zeigen, daß wir in keiner Weiſe ihre Freiheit, ihre 
Rechte antaften, daß wir fie im Gegenteil fördern wollen 

(jehr richtig! lints), 
baß wir ihre Stellung dem Arbeitgebern gegenüber nicht 
2 ſchwächen beabfihtigen, ſondern im Gegenteil ihnen bie 

öglichkeit zu geben, m. Weife ihre Intereffen 

zu bertreten, genau ebenfo, wie feiner daran benfen kann, 
ben berechtigten Intereſſen der Arbeitgeber entgegen» 
autreten. müffen ben Weg ſuchen, bier im Reichs— 
tage beiber Interefjen gerecht zu werben, und babet auch 
nicht vergefien die berechtigten Intereſſen des Mittel: 
ftanded — id) betome hier: berechtigte Intereſſen, meine 
Herren, weil neben den berechtigten auch mandherlei 
berlaufen, die nit einmal für ben Mittelftand von 
wirklicher Bebentung find. 

(Sehr richtig! Links.) 
Wenn Sie, meine Herren, den Meinen Befählgungd« 
nachweis befommen — Sie werben bamit um eim fehr 
weniges glüdliher werben; und wenn Sie ben ganzen 
Befähigungdnahweis befommen — es wird Ihnen auch 
nit mehr dienen. 

a lint3: Im Gegenteil!) 

Die eigentliche Förderung unſeres Meittelftandes liegt auf 
anderen Gebieten, und ih will nur an eined erinnern. 
Kein Stand leidet unter unferen Emährungöverhältnifjen 
mehr als ber Mittelftand. 

(Sehr richtig! Tinte.) 
Unfer reinigen unfer einer Kaufmannäftand 
ehr ſchwer an ber fortwährenden Verteurung ber 
Rebendmittel, an ber daraus herbortretenden Berteurung 
auch der Hilfäträfte, die er fi halten muß, und vielleicht 
auch daran, daß, wenn einmal bie Dinge etwas anders 
werben, wenn die fogenannte Hochkonjunktur zurüdgeht, 
dann ‚mit einem Schlage aud jein Erwerb zurüdgebt; 
und wenn bie Synbifate, auf bie heute von gewiffer Seite 
dann bie Hoffnung gefeht wird, daß fie den Rüdgang 
verhindern werben, an bie Stelle treten, dann wirb man 
fehen, daß biefe Verhinderung geſchieht zum Schaden 
unferer fleinen Gewerbetreibenden, dann werden mehr und 
mehr die großen Syndifate die Geihäfte in die Hanb 
nehmen, und ber Mittelftand wird dabei ben Schaden 
haben. Die Synbitate, begünftigt durch unfere Wirt: 
fhaftöpolitif, find für unfere Mittelftandspolitit außer: 
orbentlich gefährlih, namentlih in folhen Zeiten. Das 
möge man bebenfen! 

Alfo, meine Herren, mein Wunſch ift — und id 
glaube, das ift ein Wunſch, ber erreihbar tft —, daß wir 
eime wirklich freiheitliche, den Intereffen ber Arbeiter ge: 
reht werdende Sozialpolitit treiben. Das könnte und 
follte für die nächſte Zeit, vielleicht für einige Seſſionen, 
die Hauptaufgabe fein. Es ift eine große, fehr um: 
fafiende Aufgabe, und der Herr Staatsſekretär des Innern 
wird in der Tat Arbeit genug daran haben, und mir 
ſelbſt im Reichſtage. Wenn wir aud nur bie wenigen 
groben Geſetze zuftanbebringen follen, von denen bie Rebe 
ft; wenn wir zuftanbebringen follen eine Umgeſtaltung 
unferer Berfiherungägefege, — wenn wir bie Witwen- und 
MWoatfenverforgung binzufügen follen: das find Arbeiten, 
meine Herren, die die Zeit und die Kraft des Reichsſtags 
in or Make in Anſpruch nehmen werben. 

barf dabei beiläufig eine Bemerkung maden. Es 
ift geftern der Herr Schagjefretär angegriffen worden 
wegen einer Außerung, bie er gemadt über bie Witwen: 


„m 


und Watfenverforgung. Er hat ba mit einem gewiflen (0) 


Bedauern davon geiproden, daß die 48 Millionen, die 
wir für bie Witwen- und Waifenverforgung beifeite legen, 
in feinem Etat fehlen. Das Bedauern ift vollkommen 
eg und id vn er wird es auch heute noch 
an Aber er hat daran nicht gedacht und kaun nicht 
baran benten, * er irgendwie rüdgängig zu 
madhen. Es ift eine geſetzlich beſchloſſene Masreget an 
ber, mag man über ihre Swedmäßigteit denfen wie man 
will, nichts mehr zu ändern ift, und ich habe dem Herrn 
Staatöfefretär nie zugetraut — und id) nehme an, es wirb 
feiner, ber einigermaßen aufınerffam zugehört hat, ihm 
zugetraut haben —, daß er Sie dazu beftimmen wollte, 
hierin eine Anderung zu treffen. Allerdings, meine 
Herren, unfer Herr Schagfefretär ift, ich glaube, keines— 
wegs ohne Sorge über unfere finanziellen Zuftände Gr 
hat Ihnen in einigen Punkten einige Einzelheiten, die ihn 
betrüben, vorgeführt; er hat Ihnen vorgeführt, in mie 
hohem Maße die Reichölaffe in Anfpruch genommen wird 
ür zwei große Vorfhüffe, die fie zu leiten hat: einmal 
ür den Vorſchuß für die Berufögenoffenihaften und 
zweitens für ben VBorfhuß bei den Matrikularbeiträgen. 
Das nimmt bie NReihsfonds in hohem Maße in Anſprüch, 
zwingt dad Reid dazu, im ſolchen Zeiten, in denen das 
Geld knapp ift, zu fehr hohen Zinfen das Gelb auf: 
zunehmen. Das ift ein zweifellos höchſt umnerfreulicher 
Zuftand für dad Neid; ob er leicht geändert werben kann, 
das ift mir noch zweifelhaft. Die Genofjenihaften —— 
ſeils werben fi darauf berufen, daß ihnen geſetzlich dieſes 
Net zugeftanden tft. Ich erinnere mich noch, meine 
Herren, daran, wie davon zuerft bie Rede war. Ich 
babe alle bie alten Verfiherungdgefege mitgemacht, und 
ih weiß nod, wie, als diefer Punkt in der Kommtifion 
zur Sprache kam, als davon geſprochen wurde, daß künftig 
das Reich, die Reichspoſt die Rente vorlegen ſollte, ich 
barauf aufmerffam machte, daß bad eine unter Um— 
ftänden nicht geringe Zaft werben würde. Das wurde 
bamal3 von ber Hand gewiefen: e3 Handle ſich ja nur 
um etwas Geringed. Es ift jeht etwas Großes geworben, 
und je größer eö geworben it, befto weniger werben bie 
Interefienten bereit fein, das ihnen einmal gewährte 
Recht aufzugeben. Ebenfo, fürdte ich, wird es bei den 
Matrifularbeiträgen ftehen. Für die Einzelftaaten ift es 
fehr unbequem, in kurzen Friften zahlen zu müflen; fie 
werben darauf beftehen, die Borfhüffe wie bisher vom 
Reiche geleiftet zu jehen. Ob bier herauszukommen ift 
auf andere Weiſe ald durch Erhöhung unferer Betriebö- 
fonds, ift mir zweifelhaft; das heißt natürlich eine weitere 
Vermehrung unferer Anleihen, würde aber wenigitens die 
eine Schwierigkeit befeitigen, daß in Zeiten hohen Distonts 
bad Reich in befonderd hohem Maße bebrüdt wird, weil 
es nun bie hohen Zinſen und bie teure Begebung ber 
Schaganwelfungen jeinerjeit3 zu tragen hat. 

Meine Herren, unfere Schulden wachſen ja in be 
benflihem Maße 

(fehr richtig! in ber Mitte und links) 

bon Jahr zu Jahr weiter. Mberhaupt wachſen unſere 
Ausgaben in einem außerorbentlih jchnellen Tempo und 
unfere Einnahmen nit. Ih will nur auf eine ganz 
furze Zeit zurüdgehen. Nehmen Sie, meine Herren, nur 
bie Zeit von 1901 bi8 1907. Im Jahre 1901 Hatten 
wir laufende Ausgaben 1377 Millionen. Ich habe darin 
nidt eingerechnet bie Überweifungen, bie ja nur ein 
durchlaufender Bolten find. Im Jahre 1407 war bie 
Zahl 1822 Millionen, alfo eine Steigerung um 450 Mil- 
lionen. Dazu fommen bie einmaligen Ausgaben, die von 
207 auf 272 Millionen —— en find, bie außer— 
ordentlichen bon 184 auf 268. Bählen Sie biefe brei 
Voften zufammen, fo find wir in biefer kurzen Zeit um 
693 Millionen in bie Höhe gegangen. 


— 
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Nun, meine Herren, wie ſtehts denn mit unſeren 
Einnahmen? Unſere Einnahmen an Zöllen, Steuern 


Gebühren und Stempel find in biefer Zeit geftiegen bon 
901 Millionen auf 1179 Millionen. Aber, meine Herren, 
in biefen 1179 Millionen fteden die meubewilligten 
Steuern mit ungefähr 160 Millionen. Ziehen Sie dieſe 
ab, fo ift bie Steigerung von 901 Millionen auf ungefähr 
1000 Millionen, mit anderen Worten eine Steigerung um 
ungefähr 100 Millionen, — gegenüber aber 600 Millionen 
Ausgabevermehrung. Das heißt alfo, unfere vorhandenen 
Steuerquellen find feineöwegd in dem Maße ergiebiger 
geworden, wie unfere Ausgaben geftiegen find. 

Nun ftehen wir, wie id Ihnen ſchon ausgeführt habe, 
vor einer jehr großen Ausgabeerhöhung, vor der Erhöhung 
ber Gehälter, und dieſe Ausgabeerhöhung wirft ja nicht 
bloß auf dad Deutiche Reid, fie wirft auf alle Bundes— 
ftaaten. Das wird unferen Etat und bie Etats der Einzel» 
ftaaten jchwer treffen. 

Aber, meine Herren, außerdem wachſen ja alle unfere 
Ausgaben fortwährend. Nicht bloß die reinen Ausgabe— 
verwaltungen, fondern auch bie Verwaltungen, bie einen 
Ertrag liefern, haben fortwährend ein ungünftiges Ber- 
hältnis zwifchen Einnahmen und Ausgaben, und dad Ber: 
hältnis wird noch ungünftiger werben, je teurer bie Preiſe, 
je höher die Löhne werden. Das ift ein bebenkliher Zu— 
ftand, meine Herren. 

Moher kommt denn nun hauptfählich dieſe Steige: 
rung? Diefe Steigerung liegt ja wejentlih an unferen 
beiden Hauptauögabepoften: das ift das Reichöheer und 
die Marine. Die ordentlichen laufenden Ausgaben für 
das Reichſsheer waren im Jahre 1901 563 Millionen, im 
Sabre 1907 638 Millionen; die laufenden Ausgaben der 
Marine im Jahre 1901 81 Millionen, im Jahre 1907 
120 Millionen Markt. Dazu fommen bie einmaligen und 
die außerordentlihen Ausgaben, die bei dem Reichsheer 
bon 87 Millionen auf 109 Millionen, reip. von 27 Mil- 
lionen auf 51 Millionen geftienen find und bei der Marine 
bon 70 Millionen auf 112 Millionen und von 53 auf 
57 Millionen Mark. Hier liegt eine folofjale Steigerung 
der Ausgaben vor, und aud) diefe Ausgabevermehrung hat 
feine Ausfiht auf Verminderung. Ich fehe ganz ab von 
etwaigen Vermehrungen der Beftände der Marine und des 
Heeres. Gin Poſten wirb ſich immer geltend maden, und 
das ift die Technik. Heute find unfere militäriihen Eins 
richtungen zu einem guten Zeile techniſche Anftalten, am 
allermeiften bei der Marine. Ein Schiff, dad wir Heute 
für vorzüglih halten, wird nad ein paar Jahren ein 
ihwimmender Sarg genannt. Da3 bringt immer ernente 
große Ausgaben. Und nicht anders liegt es beim Heere. 
Sie fehen, meine Herren, daß wir fortwährend mit ben 
Ausgaben weiter gedrängt werben, jelbft wenn wir keine 
neuen Ausgaben übernehmen. 

Der Etat für 1907 fließt ja noch einigermaßen 
leiblih ab. Es wird wahrſcheinlich — ſein, dieſen 
Etat ohne weſentliche Erhöhung der Matrikularbeiträge 
abzuſchließen. Aber dieſen Ausgabeerhöhungen ſtehen 
Einnahmeerhöhungen längſt nicht in dem genügenden 
Maße zur Seite. Wenn man nun daran denlt, neue 
Steuern einzuführen: — meine Herren, wir tragen an ben 
Steuern jhon ſchwer genug, nicht allein an den Steuern, 
die in die Staatäkaffe fließen, viel Schwerer an den Steuern, 
die in die Taſchen der Privaten fließen. 

(Sehr richtig! Links.) 
Gezahlt wird ja an Zöllen nicht allein dasjenige, was 
das Reich einnimmt, ſondern aud das, was daran ber- 
dienen unfere Landwirte, und es wirb gezahlt bei ben 
Induſtrieprodukten dad, was baran bie Induſtrie verdient. 
Kurz ein Vielfaches defien, was im die Reichskaſſe fließt, 
wird gezahlt von den Stonfumenten, zum Beſten von 
privaten Perfonen. Das, meine Herren, macht bie große 
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Steuerbelaftung aus, über die man ja immer binwegfieht (C) 


beim Vergleich mit anderen Ländern. 
(Sehr richtig! links. 
Bei den Bergleihen der engliſchen Steuerbelaftung mit 
der unfrigen wird meift ganz überfehen, daß bort fehlt 
ber bei weiten größere Poſten, der in ber Steuer zu 
Gunften von Privaten liegt. 
(Sehr richtig! links.) 
Darum, meine Herren, wird unfere Nation von den Steuern 
fehr ſchwer bebrüdt, und darum wird es ſchwer fein, 
unferen Etat in Zukunft im Gleihgewidht zu halten. 
Der Reichstag kann dazu nicht viel tun. Die Prüfung 
der Budgetlommilfion und unfere Prüfung hat darum 
immer nur einen verhältnismäßig geringen Wert und 
Einfluß, weil es nicht möglich ift, in bie Details in ber 
MWeife einzubringen, wie es notwendig iſt. Das, meine 
Herren, ift vor allen Dingen Sache ded Bundesrat und 
im Bunbesrate ber einzelnen Reſſorts. Es muß bie 
Überzeugung bei und lebendig werden, dab man nicht 
immer aud bem Bollen wirtjhaften fann, und daß man 
ben Zwed, ben man erreichen will, mit geringeren Mitteln 
zu erreichen ſucht. 
(Sehr richtig! Tinte.) 
Man wird vielleiht in ber Armee manded an Zurud- 
audgaben fparen können, wad man heute ald burdans 
notwendig anſteht. Ih kann darüber matürlih feine 
Vorſchläge machen, am allerwenigften in ber erften Leſung 
bes Etats. Aber ich fehe unfere finanzielle Lage in feiner 
MWeife als erfreulih an, unb ich babe ben dringenden 
Wunfd, daß die hohen verbündeten Regierungen fi ihrer- 
ſeits gründlich einmal bie Frage überlegen, wie es möglich 
tft, unferen Etat in dem Gleichgewicht zu halten, welches 
notwendig ift, wenn wir mit Ehren beftehen wollen. 
Wir wollen nicht wieder anfangen, unfere laufenden Aus- 
gaben aus Anleihen zu beftreiten. Täten wir es, dann würden 
unfere laufenden Ausgaben durd bie Zinfen fo wachen, 
daß bie Gefahr noch größer wird. Und wenn wir daran 
benten, unfere Reichsſchuld wirklich zu tilgen, fo kommt 
wieder eine neue Aufgabe auf und. Ih kann nur bie 
un Bitte auöfprehen, daß umfere verbünbeten 
Regierungen biefe Frage, wie unfer Finanzweien in Zu: 
funft geftaltet fein fol, um mit Sicherheit unferen Reichs⸗ 
haushalt durchführen zu können, im allerernftefte Gr: 
wägung ziehen; bemm, meine Herren, wir haben das 
Bedürfnis, als ein großer, ein wachſender $ulturftaat 
immer weiter vorwärts zu fchreiten, und es ift für ums 
notwendig, daß für das, was im Intereffe der wirtichaft- 
lihen und kulturellen Entwidlung unfered Landes not: 
wendig tft, alles geichieht, und daß wir bazu bie nötigen 
Mittel haben, daß wir darin nicht beengt find, daß wir 
audy die Mittel fir die Weiterführung unferer Sozial: 
politit haben. Die Aufgabe ift eine außerordentlich 
ſchwierige — das verfenne ich feinen Augenblid, aber fie 
muß im Interefie be Landes gelöft werden, und wenn 
wir vorwärts kommen wollen, jo müſſen wir bahin 
ftreben, baß wir Finanzen haben, bie uns erlauben, auch 
Ausgaben zu maden, bie über den gegenwärtigen Rahmen 
inauögehen. Darum wieberhole id; meine Bitte an bie 
oben verbündeten Regterungen, unjeren finanziellen Ver: 
älıniffen möglihft ernfte. Sorgfalt zu widmen. Wir 
haben e8 dringend —— 
Eebhaftes Bravo links.) 


Präfident: Dad Wort hat der Herr Abgeordnete 
Zimmermann. 


Simmermann, Abgeorbneter: Meine Herren, mit ben 
legten Ausführungen des Herrn Vorredners kann ich mich 
ausnahmsweiſe einverftanden erflären. Auch id) ftehe auf 
dem Standpunkte, daß ed wünfchenswert tft, daß wir zu 
einer. Gefunbung unſeres Finanzlebens gelangen, in ber 


(D) 


at 
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(Zimmermann.) 


(A) Weile, daß dadurch die gebeihlihe Entwicklung unferes 


Reichs gefihert wird. Aber anberd ftehe ih zu allem 
übrigen, was ber Herr Borrebner ausgeführt bat. Ich 
möchte furz jagen, wenn ber geehrte Herr Vorrebner das 
Produkt repräfentieren follte von der Paarung des konfer: 
vativen und bes liberalen Geiſtes 
(Heiterkeit), 

bann würde ich mid; beftens dafür bedanken, bort noch 
weiter mitzutun; benn das wäre unmöglid. Alles das 
nämlidh, was bem Herrn Vorrebner Schmerzen verurſacht, 
begrüße ich mit großer Freude, und insbeſondere bie Tat- 
ar baß an eine Anderung unferer Wirtſchaftspolitik 
nicht zu denken ift. Das ift allerdings bie Vorausſetzung 
für eine prakliſche erfolgreiche nationale Arbeit bei uns. 
Es ift fehr erfreulich, wenn auch der Herr Vorredner bier 
betont, daß wir nicht bie berechtigten Intereffen des Mittel: 
ſtandes vergeffen follen, wenn ich ihn recht verftanden 
habe. Aber fobalb e3 fih dann um pofitive Ausführungen 
handelt, wie ben feinen Befähigungdnahweis, dann kommt 
fofort dad „Nein!® Und ber Mittelftand draußen wird 
aus allen biefen Dingen aud nur dad „Nein“ heraus: 
hören. Wenn ber Herr Abgeorbnete Schrader hier fagt: 
ja gerade auch die Kleinen, bie Handwerker ufw. leiden 
indbefonbere unter ber Berteurung der Leben3mittel, 
unb wenn er baran bie ne fchließt, daß in deren 
Intereffe unfere Wirtfhaftspolitif geändert werden müßte, 
jo kann ich dieſe Auffaffung nur durchaus beftreiten. Sie 
erinnert mih an jenen bekannten Ausſpruch, ber vor 
langen Jahren einmal gefallen if, daß man nämlich 
fagt: —* Getreidepreiſe verlangt man, und in Wirk: 

feit meint man billige Löhne! Wir ftehen auf dem 
Standpunkt, daß durch unfere Wirtichaftspolitit, durch 
ben Schuß ber nationalen Arbeit eine derartige Steigerun 
unſeres Wohlſtandes herbeigeführt worben ift, daß au 
ber Arbeiter feinen berechtigten Anteil daran haben joll, 


(8) daß durch bie Steigerung ber heimiſchen Arbeitäfraft allen 


Erwerbskreiſen die Möglichkeit geboten ift, fi mit in ber 
gegenwärtigen gehobenen Lage zu behaupten. 

eine Herren, bad wollte ih nur fur; voraus— 
ihiden. Im allgemeinen ift ja bad, was wir biefes 
Jahr in der Etatöberatung zu hören befommen, nur ein 
Epilog zu den Wahlen, die im Deutſchen Reiche ftatt: 
gefunden Haben. Ih muß fagen, das Megierungd- 
programm, das ber Herr Reichskanzler uus bier entwidelt 
bat in feinen beiden bebeutfjamen Reben, das iſt eine 
wertvolle Ergänzung zu ber Thronrede, mit ber ber 
Reichstag eröffnet worben iſt; denn biefe Thronrede war 
doch nad mehr als einer Seite recht lüdenhaft, und ich 
muß offen ausſprechen, für die bedeutfame Wandlung, bie 
fi bei den Wahlen in unferer inneren ®Bolitif poll 
zogen hat, hat es an der Prägung bes rechten treffenden 
Ausdruds im jener Thronrebe gefehlt. 

Meine Herren, im allgemeinen, wie gejagt, Tann ic 
mid mit bem einverftanden erklären, waß ber Herr 
Reichslanzler nad diefer Seite ergänzend ausgeführt hat. 
Insbeſondere werben ja aber auch andere Streife davon 
zufrieben geftellt. Meine Herren, in ber legten Thronrede 
war mit feinem Worte von einer Anderung unſeres Börfen- 
geſetzes die Rebe, und unſere Börfe fteht ja auf dem 
Standpunkt: wenn nit biefe Anderung des Börfen- 
a. verſprochen wird, dann tft das überhaupt feine 

ge Thronrede! Dann zählt fie nicht mit für die 
Herren Börfianer; dann kommt überhaupt für fie das 
ganze parlamentarifhe Treiben nicht mehr in Frage, wenn 
nit ihre Sonderwünſche berüdfichtigt werben. 

Meine Herren, der Herr Reichöfanzler hat und ja 
uun erklärt, daß bie Börfe in den Stand geſetzt werben 
[ll ihrer Aufgabe als wichtiges Mirtihaftsinftrument 

efier als bisher zu genügen. Meine Herren, in ber Ein- 
ſchrünkung Tann ich fchließlih auch ja“ dazu jagen. 





Sollte das Börfengefek in der Praxis Mängel gezeigt (O) 
haben, jo wird jeder vernünftige Menſch gerne bereit jet, 
mifzuhelfen, daß dieſe praftiihen Mängel bejeitigt werben. 
Wenn aber nah dem Wunſch ber Börfe an den Grund» 
fägen jener Börfenreform gerüttelt werben fol, Dann wird 
allerdings jeder Vollsfreund dem aufs ſchärfſte Widerftand 
letften müffen. 

Meine Herren, es ift im Laufe der Debatte fo häufig 
betont worden, bak wir heute vor einer Paarung bes 
fonfervativen und liberalen Gedankens flünden. Dom 
Standpunft meiner Bartel, der Deutihen Neformpartet 
aus, ift mir biefer Gebanfe an und für fi durchaus 
nicht fremd. Wir ftehen gemäß unferem Programm burdh= 
aus auf bem Boden ftaatderhaltender Anſchauungen 
infofern, als wir die heutige Geſellſchaftsordnung fihern, 
als mir unſerer nationalen Arbeit den unbedingt 
erforberlihen Schuß gewähren wollen, während wir nad) 
der anberen Seite, nad ber Seite von Verfaffungsfragen, 
Staatörehtöfragen ufw. durchaus er u: 
fhauungen huldigen und unferem Volke feine Rechte und 
Freiheiten nah jeder Seite hin gewahrt wiſſen wollen. 
Infofern begrüßen wir es mit befonderer Freude, daß 
auch in ber Thronrede betont worden ifl, daß an ben 
berfaffungämäßigen Rechten nicht gerüttelt werben fol, 
die wir im Deutichen Reich genießen. Man kann eben in 
politifher Hinfiht durchaus auf freiheitlihem Boden ftehen 
und dabei anerkennen, daß in wirtſchaftlicher Hinſicht der 
Schutzzoll ein unbedingtes Erfordernis für die gefunde 
Entwidlung im Innnern Deutihlands ift. 

Meine Herren, in der Wahlbewenung und auch in 
ben legten Ausführungen des Herrn Vorrebners hat nun 
ber Begrilt „national“ eine große Holle geipielt, und 
dazu möchte ich denn doch mal etwas jagen. Wir ſtehen 
nämlich auf dem Standpunkt, daß die Aufgabe, national 
zu fein, bamit nimmermehr erihöpft ift, daß man geneigt 


und bereit ift, die Mittel fürd Heer und für bie Flotte (D) 


zu bewilligen. 

(Sehr wahr! bei der Deutihen Reformpartei.) 
Gewiß, meine Herren, Heer und Flotte find Lebensfragen 
für unfer Neid, und demgemäß muß jeber, ber auf 
nationalem Boden flieht, dafiir eintreten, daß diefe Waffen 
jederzeit gefhärft bleiben; denn gerade die Stärte unſeres 
Heeres und unſerer Flotte iſt die Gewähr für eine 
gedeihliche Entwicklung unſerer wirtſchaftlichen Verhältniſſe. 
Aber, meine Herren, was ben Begriff „national“ anlangt, 
da gehen allerdings umfere ———— viel weiter. 
Wir meinen, national fein, heißt, fein Bolt lieben über 
alles in der Welt, und heißt, diefe Liebe auch betätigen 

tiehr richtig!) 
dadurch, dab man gewillt ift, dur Förderung und Ent- 
faltung, durd Erneuerung und Gefundung deulſchen 
Lebens auf allen Gebieten mitzuwirken für unfere Zukunft. 

(Sehr richtig! bei der Deutſchen Reformpartet.) 

Hat man diefen grunbfäglihen Standpunft, dann 
wird man daraus aber auch praftifche Folgerungen für feine 
politifche Arbeit ziehen müffen. Meine Herren, ohne irgendwie 
chauviniſtiſch zu fein, ift es entſchieden —— daß bei 
uns in Deutfhland ein gefunder nationaler Egoismus 
zur Geltung gelangt, daß wir uns jeberzeit bewußt find, 
die Intereſſen unferes deutſchen Volles müffen uns als 
Reitftern obenan ftehen. 

Gewiß rechnet man zu bem deutſchen Tugenden bie 
Gaftfreundfhaft. Wenn fie aber fo gemißbraudt wird, 
wie e3 gegenwärtig auf unferen Univerfitäten und techniſchen 
Hochſchulen durd die Ausländer und insbeſondere durch 
Slawen und Ruſſen gefchteht, dann, meine id, ift es auch 
nötig, an eine Grenziperre zu denken 


(jehr gut!) 
gegen derartige bebenkliche Elemente, bie für unfere Hoch— 
ſchulen einen jehr unerfreulichen Zuwachs bedeuten. an 


112 
(Bimmermann.) 








(A) wird da entſchieden praftifh daran benfen müffen, durch 


Erhöhung der Stubiengelber, insbeſondere aber auch durch 
erichwerte Aufnahmebedingungen bie Verhältniffe umzu— 
geftalten. Unſere Hochſchulen Foften die Ginzelftaaten 
ganz außerorbentlich hohe Summen, bie aus ben Tafchen 
der deutihen Steuerzahler fommen, und ba, meine id, 
ift e8 eine ganz berechtigte Forderung, daß ber Fremde, 
der aus dem Ausland zu und kommt, in ganz anderer 
Weiße zahlen muß als ber deutihe Staatdangehörtge. 
(Sehr richtig! bei der Deutihen Reformpartet. 
Meine Herren, wir haben aber bei den Wahlen ja 
auch daS Betrübenbe erleben müflen, daß auslänbifche 
Schüler unferer Hochſchulen fih zu Gunſten ber inter- 
nationalen Sozialdemokratie an diefen Wahlen beteiligt 


aben. 

(Hört! Hört! bei der Deutſchen Reformpartei.) 

Dad ift, meine ih, ein Mißbrauch des Gaſtrechts, ber 
auf das fchärffte geahndet werden muß. 
(Sehr wahr!) 

Soviel mir befannt ift, find Ausweifungen daraufhin bereits 
im Königreich Sachſen erfolgt, und ih begrüße dieſes 
entichiedene Eintreten der Regierung gegen ſolche über: 
griffe frembländifher Studenten al3 durchaus begründet 
und beredtigt. 

Wenn man für unſere Univerſttäten nun erſchwerende 
Bedingungen Ausländern gegenüber einführt, fo wäre ja 
vielleicht eine Ausnahme zu maden, und bie würbe fi 
beziehen auf die Deutfchsöfterreidher; denn wenn uns bie 
Grenzpfähle auch trennen, fo find wir doch eines Blutes 
und eined Volkes, und insbeſondere in geiftiger Hinficht 
verbinden und fo viel Beztehungen, baß wir da wohl feine 
Schranfe aufrichten möchten. Denn auch jenfeit$ jener 
Grenzpfähle hat man fi gefreut über den Ausfall der 
Wahlen im nationalen Sinne, und wir fönnen für brüben, 
wo das neue MWahlgefet zum erften Mal in Wirkſamkeit 


(B) tritt, nur wünſchen, daß ben bortigen beutichnationalen 


Parteien es ebenfo gelingen möge, Herr zu werben all ber 
fremden und internationalen Gewalten. 

Wenn wir gerabe dieſen Standpunkt betonen, fo ift 
es ſelbſtverſtändiich, daß wir unſererſeits insbeſondere 
auch bereit ſind, mitzuarbeiten daran, daß die Geſetzgebung 
bezüglich ber Reichsangehörigkeit ufw. reformiert wird. 
Das find ja Dinge, auf die im einzelnen fpäter einmal 
— werden muß. 

deine Herren, wozu verpflichtet und denn nun aber 
da3 Ergebnis jener Wahlen, bie fi im Deutihen Reiche 
vollzogen haben? Zunächſt ohne Zweifel zur Fortführung 
ber Sozialreform. Das ift mit gutem Grunde in ber 
Thronrede betont worden. Mir unfererfeit3 find ſtets 
eingetreten für eine Bereinfahung und Bereinheitlihung 
unferer Arbeiterberficherungsgefege, weil wir das unbedingt 
für notwendig halten, und wir werben gern daran mit- 
arbeiten. Wir b* auch bereit, dem zuzuftimmen tm 
Intereſſe unferer Arbeiterſchaft, daß bie Altersrente bereit3 
bei Vollendung des 65. Lebensjahres gewährt wird. Nach 
allen dieſen Seiten bin ſoll den praktiſchen Bedürfniſſen 
Rechnung getragen werden. Auch die Frage der Heim— 
arbeit, die gewiß zu den ſchwerſten Aufgaben gehört, be— 
darf endlich einer Regelung, und es wird erfreulich ſein, 
wenn das bon ber Regierung zugeſagte Material uns 
einmal vorgelegt wird. 

Die Rechtsfähigkeit der Berufsbereine beſchäftigte ung 
ja bereils in der vorigen Seſſion. Ih ſtehe nicht an, 
bier nochmals zu erwähnen, baß ber Entwurf, wie er und 
vorlag, für und aud nicht annehmbar war, und ich meine, 
nad der Seite wird irgend etwas geichehen müffen. 
Meine Herren, gerade bie frage ber Beruföpereine nıußte 
und aber doch an eins erinnern. Gin Geſetz über bie 
Rectsfähigkeit ber Berufsvereine hätten wir ſchon längſt 
gehabt, wenn nicht durch die ſozialdemokratiſche Agitation 
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immer Mißtrauen und Bedenken erregt worden wären. (C) 


Es ift von niemandem ander als vom preußiſchen 
anbelöminifter v. Berlepſch ſchon im Jahre 1895 öffent: 
lid ausgefproden, daß die Rechtsfähigkeit ber Berufs: 
vereine hätte früher geregelt werben können, und daß ein 
Entwurf ſchon erſchienen wäre, wenn nicht bie ſozial⸗ 
bemofratiihe Agitation überall —— erzeugt 
hätte. Meine Herren, das iſt eine Erſcheinung, die nicht 
une ift, daß nämlich bie Sozialdemokratie ſich bei 
und vielfadh erwiefen hat als ein Hindernis ber Sozial» 
reform. Wenn 3. B. auf bem SBarteitage zu Mann: 
heim ganz offen ausgeſprochen if, daß bie ges 
werfichaftlihe Bewegung von dem Geifte ber 
Sozialdemokratie beherriht fein müſſe, fo ift ed erflär- 
id, daß fih dann Zweifel regen, ob nicht durch bie 
Verleihung ber Rechtsfähigkeit ber Berufsbereine direkt 
ber Sozialdemokratie in die Hänbe gearbeitet würbe. Auf 
biefe Weiſe erwachſen Schwierigfeiten Boat bebenklicher Art. 
So fieht es meiter aus, wenn man bie fozial- 
bemofratiihe Partei prüft auf ihr Inneres und auf ihre 
ihönen Programmmorte, die fie immer verkündet. Ste 
will die politifhe Freiheit; wenn aber jemand anbere 
olitiſche Anſichten vertritt und verfidht, dann fucht man 
hm, wenn er im gefhäftlihen Leben fteht, Schaden über 
Scaben zu bereiten. Es iſt ja fehr erfreulich, wenn ber 
Herr Abgeordnete Bebel neuli bier ausgeſprochen hat, 
daß er bie Boykottierung gegen politiſch anders Dentenbe 
nicht billige. Aber wie fieht es in ber Praxis aus? Ich 
babe jelbit am Abend vor der Stihwahl in Meißen 
Gelegenheit gehabt, dem früheren Abgeorbneten Herrn 
Fräßdorf zu hören, und Herr Fräßdorf führte in feiner 
Rebe aus, die „Genoſſen“ follten fih ja die Handwerker 
und Geſchäftsleute recht genau merken, bie für ben 
nationalen Kandidaten arbeiteten und einträten. 
(Hört! hört!) 


Und als ih ihm darauf vorführte, dab das doch an bie (D) 


GErflärung des Boylotts grenze, da fam eine ähnliche Er⸗ 
Härung wie bei Herrn Bebel: nein, boytottieren wollen 
wir fie nicht, wir wollen nur warnen und bie Arbeiter 
zum Nachdenken beranlaffen. Ja, meine Herren, ber 
frühere Herr Abgeordnete Fräßdorf hält bei uns in 
Sachſen, wo die Sozialdemokraten beſonders traurig über 
ihre Niederlage find, überall Vorträge über dad Thema: 
wie die Arbeiter fi nah bem Ausfall der Reichſtagswahl 
al3 FKonfumenten verhalten follen. 
(Hört! hört!) 
Nun, meine Herren, dad Thema befagt doch ſchon allein, 
in welcher Richtung biefe Vorträge gehalten werben. 
Schon bie Faffung dieſes Themas gibt ein beutliches 
Bild, um was e3 ſich eigentlich handelt. Der Herr Ab» 
geordnete Fräßdorf hat aber trogdem in einem DBlatte, 
das ich bier habe, in bem „Dreöbener Anzeiger”, eine 
Berichtigung erlafien, es fei nicht ein Boykott beabfichtigt. 
Gr gibt in biefer Berichtigung zu, man müffe den Kampf 
bis aufs Meffer führen. Aber, fagt er, bie Geſchäftsleute 
zu boykottieren, ſei —* — und unmoraliſch. 
eiterkeit. 
Alſo dasſelbe, was Herr Bebel uns hier gejagt bat. Wie 
fährt er aber fort? Er fagt wörtlich im feiner Berichtigung: 
Wenn man aber bei den Leuten, bie fich in ber 
Belhimpfung der Sozialdemokratie hervorgetan, 
nicht kaufen wolle, fo folle man ben Sonfıms 
vereinen beitreten, dann faufe man „bei fich felbft*. 
Meiter führte ih aus, 
— fo fagt Herr Fräßdorf — 
daß die Konfumvereine auch zur Vrobuktion, vor 
allem zur Produktion bed Brotes übergehen 
fönnten ufw. Zum Schuß erklärte ich, 
— fagt Herr Fräßdorf — 
dab nicht die Schädigung ber Geſchäftsleute, 


(8) nicht ohne Schuß laffen. 
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(Bimmermann.) * 
ſondern bie Förderung ber Intereſſen der Arbeiter 
” folden Maßnahmen die Zriebfeder fein 
müſſe 


Meine Herren, wenn wir dieſe ſchönen Worte auf ihren 
wahren Inhalt prüfen, dann zeigt ſich, daß bie Partei— 
moral benn doch eine recht megative if. Denn wenn 
man jagt: kauft nicht bei bem Gegner, Zauft bei euch 
felbft, — fo fommt dad dem Weſen nad) dem Boykott poll: 
fommen gleich, und ich meine, ben geihäbigten Geſchäfts- 
leuten wird es ziemlich gleich jein, ob fie mit oder ohne 
Berlegung ber ſozialdemokratiſchen Parteimoral die Kunden 
verlieren, alfo tatfählih aufs jchwerfte geſchädigt werben. 
Das find, wie gefagt, Erjcheinungen, die im politifchen 
Leben meines Erachtens hoch bebauerlih find; benn ber 
en mag politifch feiner freien Meinung folgen und 
biejelbe betätigen, er fol darum nicht wirtſchaftlich, ge: 
ſchäftlich leiden. 

Meine Herren, wenn in ber Thronrede nun ber 
foztalen Fürſorge mit lebhaften Worten gedacht iſt, fo iſt 
mit Recht demgegenüber eine Frage aufgetaudht: wo bleibt 
benn der Mittelftand®? Des Mittelitandes tft in ber 
Thronrede mit feinem Worte gedacht worden, und gerade 
ber beutfche Mittelftand hat doch im letzten Wahlkampf 
zu Gunften der nationalen Intereffen ein geradezu ausſchlag⸗ 

ebendbe3 Gewiht mit in die Wagſchale geworfen. Er 
he wohl Anſpruch darauf, daß nun aud ihm Berück— 
tigung zuteil würbe, daß er nicht mit Stillfehweigen 
übergangen wird. Aus der Berfegung unſeres Mittels 
ftandes Hat die Sozialdemokratie immer wieder neue 
Anhänger gefunden, und wenn wir praftiihe nationale 
Politik treiben wollen, dann wird unjere erfte Pflicht fein 
mäffen, zu forgen für bie Sicherung unſeres Mittelftandes, 
bamit er nicht weiter zerrieben wird, damit nicht der 
Sozialdemokratie auf diefe Weife neue Anhänger zuge: 
trieben werden. Wir dürfen bad jeßhafte Bürgertum 
Ich begrüße mit Freuden, daß 
der Herr Reichskanzler in feinen Ausführungen diefe Lüde 
der Thronrede ergänzt hat, daß er insbeſondere betont 
bat, die Sozialpolitit fol nicht Halt machen, wenn für 
die Arbeiter geforgt ift, fie folle ſich in verftändigen 
Grenzen auch dem Mittelftande zumenben, ber ebenfo 
ſchwer zu arbeiten habe. Das kann ich vollauf beftätigen, 
und ich glaube, es kann mit Recht dahin gedeutet werden 
tönnen, daß bie verbündeten Regierungen gewillt find, zu— 
zuftimmen, daß durch Ausdehnung der obligatoriſchen 
Kranken, Alterd: und Imvalidenverfiherung auf den 
Kleingewerbeſtand und auf bie Privatbeamten mit ge— 
ringerem Einkommen zugelommen wird, und zwar unter 
wejentliher Beteiligung des Reichs an dieſen Koſten. 
m eine gefunde praftiihe Wirtſchaftspolitik ift in ber 
enkſchrift des ſächſiſchen Mittelftandes, die wohl ben 
meiften Kollegen zugegangen ift, ein überaus wichtiges 
Material zujammengetragen. So hoch wir bie Zufage 
des Herrn Reichskanzlers einihägen, noch mehr werben 
wir und freuen, wenn ber Zufage nun aud bie Tat 
folgen wirb. 

Für unfere Landwirtſchaft wird ja eine der wichtigften 
Fragen jein die Regelung ber Landarbeiterfahe. Es wird 
dahin geftrebt werben müffen, wollen wir zu befferen Zu- 
Händen gerabe auf dem Lande kommen, daß wir wiederum 
u einer Seßhaftmachung unferer Arbeiter bort gelangen. 

amit werben wir auch einen Riegel vorfchieben, daß 
nicht unter den Lanbarbeitern die fozialdemofratifche 
Agitation offene Türen findet. Die Sozialdemofratie er 
ja ftetö jede Sehhaftigkeit befämpft und befehbet, fie hat 
ftet3 befämpft, daß man den Verſuch madıt, die Arbeiter 
anfäffig zu machen. Ich erinnere daran, was erft im 
vorigen Fahre in Bremen in biefer Hinſicht geichehen ift. 
Bremen ift ja gemäß ber eigentümlihen Anlage feines 
Häuferbaued eine Stadt, wo nod überaus viele Arbeiter 
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jelbft als Hausbeſitzer anfäffig find, und da hat bie „Bremer (C) 


Dürgerzeitung*, das ſozialdemokratiſche Organ, einen 
Artikel gebracht, in dem offen ausgeſprochen wurde: los von 
Grund und Boden!, — wo direft an die Sozialdemokraten 
die Mahnung gerichtet wurbe, fie hätten feinen Anlaß, 
darüber froh zu fein, dab dieſe Sozialbemofraten zum 
Zeil dort anfäffig und Hauöbefiger jeien. Zum Schluſſe 
wurbe einfach gejagt: 
Die Bremer Arbeiterbewegung wird nur dadurch 
gewinnen, daß Feld- und Gartenbau verſchwindet. 
203 von Grund und Boden muß ber Arbeiter, 
bevor er revolutionär denken und handeln kann. 
Das waren die Schlußfäge der „Bremer Bürgerzeitung*, 
und ich meine, fie find charakteriſtiſch für die Auffaffung, 
bie in der Sozialdemokratie herrſcht; fie enthalten aber 
leichzeitig fir die Gegner die Mahnung, auf weldem 
ege man am praftifcten und beften gerade ben zer: 
fegenden Tendenzen begegnen fann. Im einzelnen wird 
es von ben Landwirten mit bejonberer Freude begrüßt 
werben, wenn in Zulunft der Ernteurlaub der Soldaten 
vermehrt und Freifahrt für unfere Soldaten auf den 
Bahnen gewährt würde ufw. Durch den Zolltarif und 
die Hanbelöverträge ift ja unfere Produftion in unferen 
beiden großen Erwerbötreifen, der Landwirtſchaft und 
Induſtrie, angemeflen geihügt worden; jetzt bleibt aber 
die Nufgabe übrig, inäbefondere zu begegnen jenen 
Vampiren, die im Innern unfer wirtſchaftliches geben 
gefährden. Da kommen bie Aufgaben, die nötig find fir 
unferen geihäftlihen Mittelftand und für unſere Hand» 
werker. Da werden wir herangehen müſſen zum mindeften 
an ben fleinen Befähigungsnachweis, an bie Regelung 
bes Ausverfauföwefens, an die Berfhärfung des Geſetzes 
über den unlauteren Wettbewerb, praftiihe Dinge, wo 
wirklich gezeigt werben kann, daß die Mehrheit des Reichs: 
tags gewillt ift, zu erfüllen, was in ber eh 
verſprochen worben iſt. Denn wenn man aus ber Wahl- (D) 
bewegung heraus die Flugblätter und Wahlaufrufe nimmt, 
fo find es faft fämtlihe Parteien des hohen Haufed, bie 
auf einmal ihr mittelftandsfreundliches Herz entdedt haben. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Bor 15 und 20 Jahren, wenn wir Reformer vom Mittel: 
ftand zu reden anfingen, fam oft bie höhniſche Frage: 
was ift eigentlich Mittelftand? der geht ja zu Grunde! Er 
wurde betrachtet als eine Sache, die überhaupt nicht ein- 
mal ber Erörterung volltommen würbig fei, und jegt auf 
einmal ber gewaltige Wandel in all den Aufrufen, jet 
haben alle F Freude an dem Mittelſtande und wollen 

m alle helfen. Da muß man jagen, jetzt hat ber neue 

eichötag Gelegenheit, dieſe Liebe zu betätigen: hie Rhodus, 
hic salta! Mag der neue Reichätag, die nationale Mehrheit, 
einmal zeigen, ob fie dem Mittelftand zu Helfen gemillt 
it. Merkwürdig ift ja, daß fogar in einzelnen Flug— 
blättern bie Soztaldemofratte ihr Herz für ben Mittelftand 
entbedt hat; aus Stettin und anderen Punkten find mir 
Ylugblätter befannt, wo die Sozialdemokraten aufs wärmfte 
I dem Mittelftand empfohlen haben. Was tft denn das 
ür eine Liebe zum Mittelftand? Das ift die Liebe, bie 
ber Hahn zum Regenwurm hat, ben er verfpeifen will. 

(Bravo! rechts.) 

Es ift ihon erwähnt worben, ich will Darauf nicht weiter 
eingehen; aber id will betonen, daß unſer geſchäftlicher 
Mittelftand insbeſondere bebrängt ift durch die dauernd 
hohen Diskontofäge unferer Reichsbank. Das find aller: 
dings ſchwere Schädigungen, und id) fann Herrn v. Karborf, 
ber leider nicht mehr im Haufe ift, nur beiftimmen, wenn 
er bier in Berlin gelegentlich außgeiproden hat, wir hätten 
‚ Disfonte und Zinsfäge, wie fie eigentlih nur in halb- 
barbariihen Ländern noch üblich feien, England und 
Frankreich kennen folde Säge nicht. Wenn vielleicht Groß- 
handel und Großinduftrie dieſe Schwierigkeiten überwinden 
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(Zimmermann,) . 


ca) können, fo find fie doch für ben kleinen unb mittleren 


Geihäftsmann fo groß, daß er in feinem Fortlommen 
außerorbentlid) gehinbert wird. 

63 wird des weiteren in Ergänzung einer praftifchen 
Mittelftanbspolitit nötig fein, an eine Aufbefferung ber 
Gehälter der Beamten im Reid und im ben Einzelftaaten 
beranzugehen. An dem großen Auffhiwung, an dem be- 
fonder8 unfere Induſtrie, Unternehmer wie Arbeiter, 
beteiligt waren, haben biefe Streife ja feinen Anteil 
genommen, und es tft ganz naturnotwendig, daß ihnen 
num in anderer Weife ein Erfa dafür geboten wird. 

ch will auf Ginzelheiten micht weiter eingehen, 
fondern nur noch eind erwähnen, was bie Meinfrage 
betrifft. Da muß id dem MWeinhänblerverein ber Mofel 
vollkommen recht geben, wenn er in dem Geſetz ftrengere 
Strafen für die Verwendung ‘von Ghemifalien bei der 
MWeinbereitung und Weinbehandlung vermißt. Die Ein- 
rihtung etmer ſtaatlichen Kellerfontrolle wird meines 
Erachteus nad einheitlihen Grumdfägen erfolgen müffen. 
Wir werden ja Gelegenheit haben, und bei der vor— 
liegenden Interpellation im einzelnen darüber zu äußern. 

Meine Herren, im allgemeinen möchte ih fagen: 
wenn ald Negterungäprogramm, auf das wir ums zus 
fammenfharen follen, bier verkündet wirb: „Gegen bie 
Sozialdemofratie!*, jo hat dieſes negative Programm 
vielleicht für die legten Wahlen genügt; aber auf bie 
Dauer kann ed nicht genügen, fondern muß es feine 
Ergänzung finden in einer praftifhen nationalen 
Regierumgspolitif. 

er richtig! bet ber Deutſchen Reformpartei.) 

Es iſt Sehr richtig, was der Herr Reichskanzler gejagt 
bat: bet den legten Wahlen hat das deutſche Volt gefiegt. 
Sa, das deutſche Volk hat fich wieder einmal erwieſen ald 
ein gutes, gläubiged, ald ein treues Volk, dad fih um 
das nationale Panter ſchart, wenn der Ruf dazu ergeht. 


(8) Das ift geſchehen trog mander herben Enttäufchungen, 


die dad Vollk unter unferer heutigen Regierung ſchon 
erlebt hat, und trotz mander Verfttimmung, die im Volke 
vorhanden war. Ih möchte aber dod warnend jagen: 
man fol die Bevölkerung nicht wieder enttäufchen, wie 
man dies fo oft getan hat! 

— ut! bei ber Deutichen NReformpartet.) 
Tehler, wie e bei ber letzten Steuergefeßgebung gemacht 
worben find durch Einführung von Steuern, die die Heinen 
und mittleren Eriftenzen ſchwer trafen, dürfen nicht wieder 
vorfommen! Sonit würbe man wohl erleben, daß fi In 
der Bevölkerung doch ber Mißmut darüber aufs neue 
Luft madtel ES find ja immer wieder bie Fehler ber 
regierenden Kreiſe gewejen, die neues Waſſer auf bie 
Mühlen der Sozialdemokratie geliefert haben. 

(Sehr richtig! bei der Deutſchen Neformpartei. 
Wenn und leider genügende Mittel in unferem Reichs— 
haushalt fehlen, und wenn wir zu neuen Ausgaben 
jchreiten müflen, jo werben wir Wege gehen müſſen, wie 
fie von und des Öfteren angezeigt worden find, 3. B. 
durch Einführung ber Wehrfteuer, die ja feine Arüppel- 
fteuer fein joll, und eventuell der progreifiven Reichsein— 
fommenfteuer, dba wir mit ber Erbſchaftsſteuer ja doch 
ben Weg der bireften Reichsſteuern eingeſchlagen haben. 

Ich bin durchaus damit einverftanden, baß bie 
Regierung die Möglichkeit haben muß, ihren Stanbpunft 
im Wahlfampfe zu vertreten, in Wort und Rede fund zu 
geben, wie fie zu ben Dingen fteht. Die Regierung barf 
nicht ftumm fein wie eim Fiſch, und ich glaube, gerabe 
die Reben, die Herr Kolonialdireltor Dernburg auf Grund 
amtlichen Material$ gehalten hat, haben über den Wert 
unferer Kolonien anßerordentlih aufllärend gewirkt. So 
weit ift das Eingreifen ber Regierung durchaus beredtigt. 
Wenn aber geftern der Herr Abgeordnete Liebermann 
dv. Sonnenberg ben Borfhlag gemacht hat,; wir follten 


einen Wahlfonds der Neichdregierung zur Verfügung (C) 


ftellen, aus Gtatömitteln womöglich, fo muß id dagegen 
den fhärfften Widerfpruch erheben. 

(Sehr ridtig!) 
Das würde ein Weg zur Korruplion, zur Korrumpierung 
fein, wenn in diefer Art und Weiſe ein Wahlfonds für 
die Regierung geihaffen würde, ber fie zu weit in ben 
Wahlkampf zöge 

(jehr richtig‘), 


und ich hege großen Zweifel, ob die Art und Weiſe, wie 
Herr Generalmajor Keim in feinen Briefen vorgegangen 
ift, nicht ſchon über die richtigen Grenzen weit hinaus— 


gegangen ift. 

(Sehr richtig!) 
Die Regierung fol jahlih ihren Standpunkt aufflären, 
fol aber feine Begünftigung einzelner Perſonen oder 
einzelner Richtungen vornehmen. Wir werden ja nod 
Gelegenheit haben, bei ber betreffenden Interpellation 
barauf zurüdaufommen. 

Das weſentlichſte und erfreulichſte Ergebnis ber 
Reichſstagswahlen iſt ja, daß in der Mehrheit unſeres 
Volkes einmal gebrochen worden iſt mit der Läſſigkeit, 
mit der Gleichgiltigkeit, dem alten Indifferentismus. 
Wenn hier im Hauſe von verſchiedenen Seiten betont 
worden iſt, daß ja die Sozialdemokratie mit vermehrten 
Stimmen, wenn auch mit weniger Mandaten, ins Haus 
wiedergelommen ſei, fo muß ich ſagen: ſtellenweiſe hat 
fi) doch auch nach dieſer Seite ein Wandel draußen voll: 
zogen. Bei und im Sönigreih Sachſen z. B. haben bie 
Soztaldemofraten feine Stimmen gewonnen, fondern nad 
dem Zugeſtändnis der „Sächſiſchen Arbeiterzeitung* tft 
von ben 23 ſächſiſchen MWahlkreifen nur in 3 Kreiſen: im 
6,, 13. und 16, ein Zuwachs bon ſozialdemokratiſchen 
Stimmen gegen das Jahr 1903 geweien, ein Zuwachs, 
ber aber aud unbeträdtlich war: 62281 Stimmen — in 


allen übrigen ſächſiſchen Wahltreifen Itegt ein Minus an (D) 


rag rigen Stimmen gegen bad Jahr 1903 vor. 
Diefer Rüdgang ift am allerhärfften in meinem eigenen 
Mahlkreife, wo das Minus für die Sozialdemofraten 
feit der legten allgemeinen Wahl 2335 Stimmen beträgt. 


(Hört! — 

Was beweiſt das? Daß allmählich doch in den Reihen 
der Sozialdemokratie ſelbſt, im ihrer bisherigen Anhänger- 
Ihaft und auch im Arbeiterkreifen Bedenken und Zweifel 
wach geworben find. 

(Sehr richtig!) 
Ich meine, daß gerade das Erwachen bed nationalen 
Gewiffens in dieſen Streifen ſehr hoch anzuſchlagen ift, 
daß es und verpflichtet, fozialreformeriic vor allen Dingen 
praftifch vorzugehen und dafür zu forgen, daß die nationalen 
und chriſtlichen Gewertichaften geftärkt werben, daß fie als 
fefted Bollwerk daftehen gegenüber ben ſozialdemokratiſchen 
Einrichtungen. Unſer großer Hiſtoriker Treitſchle hat 
einmal gejagt: große politiſche Leidenſchaft ift ein köſtlicher 
Schatz, das matte Herz ber Mehrzahl der Deutjchen bietet 
fo wenig Raum bafür. Bet ben legten Wahlen hat fi 
biefer föftlihe Schaf in unferer Vollsſeele aufgetan, und 
wir wollen dafür jorgen, daß dieſer köſtliche Schaf poli- 
tifchen Intereſſes aud in Zukunft unferem Volke erhalten 
bleibt. Bor allem hat ſich auch gezeigt, daß trotz vieler 
früheren Berfiimmungen Kaiſer und Volk wieber einander 
näher gerüdt find. Das gibt und die Verpflichtung, uns, 
ben Bertretern ber nationalen Mehrheit, auch in praftifcher 
Arbeit dafür zu forgen, dab die Wirtihaftöpolitif unter 
dem nationalen Zeichen ftehe. Wir find verpflichtet, darum 
unermüblih weiter zu arbeiten, follen nicht bie Erfolge 
bloß momentane fein, fol es wirklich ein Wendepunkt fein 
in ber inneren Boljtif, der mit den Wahlen begonnen hat, 
und ber zur Erneuerung unſeres politifchen Lebens führt. 
Deswegen werben wir ftetd gewappnet und gerüftet und 
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( Bimmermane.) ö 


(A) fampfbereit fein müffen, wir können nicht auf Lorbeeren 


ausruhen, wir jtehen erft am Anfang diefes Ringend. Da 
gilt für und dad MWort cined modernen Dichters: 
Lab den Flamberg nie aus Händen, 
Im Triumpf nit und Genuß; 
Denn du braudit ihn aller Enden 
BIS zum letzten Atemſchluß! 
(Lebhaftes Bravo. — Händellatſchen.) 


Präfident: Ich habe da wieder Händeklatſchen gehört. 
Das ift unguläffig. 
Der Herr Abgeordnete dv. Payer hat dad Wort. 


v. Bayer, Abgeorbneter: Meine Herren, ber lebte 
Redner in der erften Serie muß fih kurz faflen. In 
ganz kurzer Zeit wird wieder die große Kanonade zwiſchen 
dem Zeutrum, der Sozialdemokratie und dem Herrn Reichs— 
fanzler beginnen, und ba müffen die Vertreter der Heinen 
Parteien recht zufrieden fein, wenn ſie vorher noch ein 
paar Bemerkungen bei leiblicher Aufmerkſamkeit bes Haufes 
unter Dad bringen können. Man fieht ja heute wohl, 
daß wir im bierten Tage unferer Gtat3beratungen ftehen; 
aber bad Bild, weldes das Haus bezüglich feiner Be— 
ſetzung und feiner Aufmerffamfeit bietet, weicht doch fo 
bon dem Bild ab, weldes ber vierte Tag ber Etats— 
beratung uns in früheren Jahren gebracht hat, daß man 
jagen kanu, daß bem Hohen Haufe der Wahltampf aud 
äußerlich recht gut befommen ift. 

(Sehr richtig! links.) 
Auf die Wirkung der Diäten allein vermag ich nämlich 
dieſe Erſcheinung nicht zurücdzuführen. 
ÜSeitert it.) 

Noch beffer aber ift zweifellos der Wahlkampf dem 
Herrn Reichskanzler befommen. Die Entfchiedenheit feiner 
Polemik, das zielbewußte Auftreten, das er in den legten 
Tagen gezeigt hat, ſtechen außerorbentli vorteilhaft von 


(B) dem Bilde ab, das fein Auftreten und in früheren Jahren 


gezeigt hat. 
(Sehr richtig! links.) 
Ih möchte faft jagen, feine Politik gewinnt zuſehends 
förmlich ein Gefiht, was man von berjelben früher nicht 
immer fagen fonnte. 
(Sehr gut! und Heiterfeit Iint3.) 

Etwas überraiht in feinem Munde bat mid ber 
Appel an die Mehrheit des Haufes, unter gintanfehung 
ber Barteirüdfihten fi zu gemeinfamer pofitiver Arbel 
zufammenzufchließen, weil er es in früheren Jahren doch 
in ber Regel für beffer gefunden hat, feine Politik bald 
auf bie eine, bald auf bie andere Partei zu ſtützen, ſodaß 
ihm ein pojitives Bufanımenarbeiten ber berichtebenen 
Parteien wenigftend in früheren Jahren häufig fehr 
unbequem geworben wäre. 

Der Herr Reichskanzler hat ber liberalen Partei, ber 
bürgerlihen Linten, oder wie man fid ausdrüden will, 
eine Reihe don Anerbietungen gemadt, die doch etwas 
mehr find ald Blumen, wie geftern gefagt worden tft; 
fie haben immerhin einen realen Hintergrund, wenn man 
fie aud nicht überfhägen fol. Wenn er fogar eine Reform 
des Börfengefeged anfünbigt, hat mir das von feinem 
guten Willen den allerbeften Begriff beigebracht 

(fehr richtig! Unks); 
denn barüber muß er ſich ja flar fein, daß es gerabe dieſe 
Reform ift, bet der ihm Folge zu leiften die rechte Hälfte 
ber Mehrheitöparteien am allerwenigften geneigt fein wird. 

Gr bat auch — was mir wiederum aufgefallen ift, 
und was ich deshalb unterftreihen möchte — barauf 
bingewiefen, daß durch PBereinfahungen in ber Armee 
GEriparniffe erzielt werben follen. Das ift ein Standpunkt, 
den wir vom jeher eingenommen haben, und ich begrüße 
eine fo Fräftige Unterflügung wie bie bed Herrn Reichs— 
fanzlerd auf das allerlebhaftefte, obwohl ich mich eigentlich 


darüber wundern muß, daß dieſer Vorfchlag gerade von (C) 


feiner Seite gekommen ift; denn bisher hat man wenigftens 
nad meinen Erfahrungen das Gintreten für Erſparniſſe 
durch Vereinfahung in ber Armee nicht gerade als das 
charakteriſtiſche Merkmal der Angehörigkeit zu einer natio- 
nalen Partei betradhtet. 
(Zebhafte Be 

Meine Herren, wenn der Herr Reichskanzler auch nur 
bad alles ausführen will, was alles er uns auf der Linken 
angekündigt hat, jo wird er auf feinem Wege auf eine 
große Reihe ſchwerer Widerftände treffen, bie er über: 
winden muß, und ich fann mich ber Hoffnung nicht hin= 
geben, daß ihm babei bie fonfervativsliberale Mehrheit, oder 
wie man fie nennen mag, eine wejentlihe Unterftügung 
fein werde. Diefes fonfervativ-[iberale Kartell oder, wie 
man ed mit einem noch intimeren Ausdruck zu bezeichnen 
fi; angewöhnt hat, diefe fonfervativsliberale Paarung 

(Heiterkeit) 

bat nad meiner perfönlihen Wahrnehmung bie merk: 
würbdige Eigenheit, daß diefe Paarung zuftande gelommen 
ift, ohne daß die Beteiligten dabei irgendwie tätig ge— 


weſen wären 
(Heiterkeit) 
oder auch nur eine Ahnung bon rn gehabt hätten. 
Nah meinem Empfinden aber liegt in biefer Art, wie bie 
Sache zuftande gekommen ift, eine ftarfe Garantie für ein 
inneres, einträchtige8 Zuſammenwirken oder aud nur für 
einen längeren Beitand diefer Paarung nicht. Nun, das 
Unglüd wird auch nicht fo groß fein. 
(Sehr richtig! links.) 

Wir rechts und links werden auch ohne ein ſolches Kartell 
in ben een zufanmengebhen, in benen wir uns 
zufammenfinden fönnen, und wir wollen hoffen, daß das 
häufig fogenannte nationale frage fein werben. Aber 
im übrigen kann ein folches Kartell nit marſchieren. 


Mid haben die Aufftelung besfelben und die warmen (m) 


Worte, die ihm gefpendet worden find, an eine Außerung 
unfere8 früheren Kollegen bed Generalfeldmarjdalls 
dv. Moltke über ben ewigen Frieden erinnert. Derielbe 
bat einmal — wobei er allerdings nad meiner Auffaffung 
nit im Recht war — über den ewigen Frieden bad 
efagt, was ich auf biefes Kartell anwenden möchte: das 
Ih ein Traum und nicht einmal ein fchöner. 
(Heiterkeit.) 

Meine Herren, darüber aber wirb fi ber Herr Reichs— 
fanzler Har fein müffen: er bat einen Wechſel an bie 
liberale Richtung — nicht dieſes Haufes, jondern an bie 
liberale Richtung im ganzen Deutihen Reihe — aus— 
eftellt, und biefen Wechſel muß er auch einlöfen, ob es 
m bequem tft ober nid. 

Was ift denn eine ber weſentlichſten Urſachen ber 
bisherigen Stagnation im Reid, jener Stagnation, aus 
welder bie Ubermacht des Zentrums und ber Sozial: 
bemofratie im abgelaufenen Reihstage herausgewachſen 
ift?_ Humbertaufende don Wählern haben eine ſolche 
Summe bon Unzufriedenheit mit den politiichen Zuſtänden, 
hervorgerufen durch die Energielofigkeit in unferer inneren 
Politik, eine ſolche Neichöverbrofienheit in ſich aufs 
genommen, daß fie, am jedem bürgerlichen Fortſchritt 
vollftändig verzweifelnd, es feit vielen Jahren nicht einmal 
ber Mühe wert erachtet haben, auch nur noch den Weg 
zur Wahlurne anzutreten. 

(Sehr ridhtig! Links.) 
Bet diefen Wählern war es, zum großen Teil wenigitens, 
diesmal anberd. Aus dem Teil der Wahlparole der 
Regierung, ber fih gegen das Zentrum gerichtet hat, 
haben fie geglaubt Die Berechtigung entnehmen zu bürfen, 
Morgenluft zu wittern, a daß das, was ihnen 
als ein eg eg Drud feit langem erfchienen ift, bie 
Freundſchaft zwiihen dem Herrn Reichslanzler und dem 
17° 





(A) Zentrum, nun einer befferen Geftaltung der Dinge weichen 


folle, und in dem Augenblid, da ber Herr Reichskanzler 
ernſtlich durchblicken ließ, daß er beabfihtige — ob frei— 
willig ober ob aus einer ee heraus, ber er fi 
gebeugt hat, wollen wir bahingeftellt fein laffen —, ba3 
Band, das ihn an das Zentrum gefeflelt hat, zu Iöfen 
und einen liberalen Geift in der Neichöregierung zur 
Geltung fommen zu laffen, find ihm dieſe bisher fern- 
gebliebenen Wähler mit ihrem Stimmzettel zu Hilfe geeilt. 
Ein anderer Teil derjenigen, welche in dieſem Wahlkampfe eine 
veränderte Stellung eingenommen und mit zum Stege unferer 
Richtung beigetragen haben, waren diejenigen Mitläufer 
ber Sozialdemokratie, welche, ohne zu dieſer felbft zu ge- 
hören, Hr vielen Jahren ſich angewöhnt hatten, bei Wahlen 
mit der Sozialdemokratie zu geben, aus dem einfachen 
Grunde, weil fie, diefelbe Unzufriedenheit wie die vorhin 
erwähnte Kategorie und aus berfelben Urſache heraus 
empfinbenb, nicht glaubten ſich mit einer paffiven Haltung 
begnügen zu dürfen, fondern es für das Richtige gehalten 
haben, ihrer Unzufriedenheit dadurch Ausdruck zu geben, 
daß fie den Stimmzettel für die allerfchärffte und raditalite 
Richtung abgeben. Diefen Wählern mochte wohl im Lauf 
ber Zeit dod allmählich die Einficht gekommen fein, daß 
fie nicht auf dem richtigen Wege feien, daß fie ae 
durch ihre Taftit Beftrebungen unterftügten, denen fie in 
ihrem Herzen eigentlich feindlich gegenüberftehen. Sie 
haben die Belehrung, bie dazu notwendig war, wahr: 
ſcheinlich den Toglatbem Ratacn PBarteitagen entnommen 
eiterfeit); 
benn es läßt ſich nicht berlennen, daß aus dieſen eine 
große Summe von Wiſſen und ——— in den letzten 
Jahren gewonnen werben fonnte. Sie haben ſich infolge— 
beffen mit ber Rolle, die fie biäher gefpielt haben, nicht 
mehr befriedigt erklären können, und aud fie fanden ſich 
in dem Augenblid, ba man ihnen in Ausficht geftellt hat, 


ca) daß wirklich eine Beſſerung ber Verhältniffe eintreten 


werde, bereit, ihrerfettö noch einmal ben Verſuch zu machen, 
mit dem Stimmzettel für den Fortſchritt einzutreten. 

So leicht haben es die Großen ber Erde, und wenn 
es fih nur um einen Reichskanzler handelt, daß, wenn fie 
nur ein wenig guten Willen bofumentieren, fie im Augenblid 
die Sympathie ber Bevölkerung von allen Seiten für ſich 


haben. 
(Sehr richtig! in der Mitte und links.) 
Mit wenigen Worten gelingt e3 ihnen, ein großes Stüd 
Pelfimismus in ein ebenfo großes Stüd Optimismus in 
der fürzeften Friſt zu verwandeln 
(fehr richtig! Tinte), 

und mit wenigen Worten können fie ein Heer eifriger und 
ergebener Anhänger und Mitarbeiter um ſich Be 
Aber eine Gefahr allerdings, meine Herren, Itegt in biefer 


Reichtigkeit 
5 (fehr richtig! Tine): 
eine Enttäufhung darf, nachdem einmal diefer Appell 
erfolgt ift, nicht mehr eintreten. 
‚ (2ebbafte Zuftimmung links.) 
Eine berartige Enttäufhung würde einen Rückſchlag von 
unüberjehbaren Folgen für unfere ganze innere Entwidlung 


haben 
z (jehr richtigh, 
wiirde uns wahrideinlid auf lange Jahre in dieſer Ent: 
widlung volftändig zurüdmwerfen. 
„ (Zebhafte Zuftimmung Inte.) 

Im gegenwärtigen Augenblick liegt allerdings nicht das 
geringſte Anzeichen dafür vor, daß eine ſolche Enttäuſchung 
in abſehbarer Zeit zu erwarten ſei. Ich gehe nicht ſo 
weit wie der Herr Abgeordnete Baſſermann, der neulich, 
ſeine eigene Natur eigentlich —— verleugnend, über: 
a vor Stampfeöfrendigfeit und bereit3 vor 
einem geiftigen Auge bie Ernte des Liberalismus im 
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Deutfchen Reihe reifen fah. Aber eines muß mit und 
auch der Herr Reichskanzler fehen: er hat mit der Tattif, 
die er in dem letzten Tagen eingeſchlagen hat, die Brüden 
hinter ſich abgebroden. 
(Sehr gut! links.) 

Auf feine biöherige politiihe Haltung kann er nidyt mehr 
zurüdgreifen. Wenn er jegt erflärt hat, fih auf bie 
liberale Richtung mehr ftügen zu wollen als bisher, fo ift 
das nicht bloß fein freier Wille, ſondern es entſpricht ber 
inneren Notwendigkeit der Situation, in die er fid, wie 
ich annehne, aus freiem Willen und mit Bedacht hinein: 
begeben hat. 

(Heiterkeit und jehr gut! im der Mitte und links.) 

Der Herr Reichskanzler hat uns ein Tiberales 
Programm aufgeſtellt, von dem ich fagen muß, den An- 
forderungen, bie wir an ein liberales Regiment ftellen, 
entfpricht es bet weitem noch nicht; aber fo gut iſt es 
doch, daß außerordentlich zu bedauern tft, daß der Herr 
Reichskanzler die Notwendigkeit biefes liberalen Programms 
nicht fchon vor vielen Jahren 

(ſehr ig fehr richtig! in der Mitte und ini), 
etwa zurzeit ſeines Amtsantrittes eingefehen hat, fonbern 
erft jet umter etwa3 veränderten Umftänden. 

Meine Herren, ich fürdte, der Herr Reichskanzler 
wird, ehe er biefed Programm durchgeführt bat, noch 
mande bittere Erfahrung machen müſſen. In feiner 
nädften Umgebung ſchon wird er finden, daß bie Herren 
nicht alle geneigt find, ihm unterftügend zur Seite zu 
ftehen; er wird umgekehrt vielfach Anfeindung und Gegner: 
ichaft finden. Die Rechte wird fi, wenn fie auch geftern 
durch den Mund des Herrn Abgeordneten Gamp hat er: 
Hären laflen, daß fie fiir die Nealifierung de Programms 
wenigftens in einzelnen Richtungen einzutreten geneigt fein 
werde, bald auf die Form bes paſſiven Widerſtandes 
zurüdziehen, mit bem fie fchon mehr Erfolge erzielt bat, 
und fo, wie ich die Gutmütigkeit des Zentrums einfchäte, 
wird fih das Zentrum nicht einmal mit einem paffiven 
MWiderftande begnügen, ſondern dem Herrn Reichskanzler 
einen recht aktiven Widerſtand entgegenzuftemmen bemüht 
fein. Es ift ausgefhloflen, daß der Herr Reichskanzler 
für feine Perfon allein oder aud; mit der Unterftügung, 
die er in den Streifen ber Neichäregierung finden wird, 
fein Vorhaben durchſetzen kann; er wird das, was er will, 
nur dann durchhalten können, wenn er fi auf bie Unter— 
ſtützung ber bürgerlichen Linken mehr verläßt, als ihm 
vielleicht zur Zeit noch vorſchwebt. 

(Heiterkeit in der Mitte.) 

An und demokratifche und liberale Vertreter deutſchen 
Bürgertums tritt damit eine große Verantwortlichkeit und 
eine ernfte Aufgabe heran. 

(Sehr richtig! Links.) 
Mir müffen und ar barüber fein, daß wir nicht aus 
perfönligen Gründen, fondern aus fahlihen Gründen 
heraus verpflichtet find, die liberale Politik bed Herrn 
Reichſskanzlers nad Kräften zu uuterftügen, und daß wir 
und ebenjo bed größten Fehlers ſchuldig machen würden, 
wenn wir ed an dieſer Unterftügung fehlen laffen würben, 
wie ber Herr Reichskanzler einen Fehlgriff machen würbe, 
wenn er feinerfeitö von feinem Wege zurüdichreiten wollte. 
eifall links.) 

Wir müſſen jogar nod einen Schritt weiter gehen: wir 
müffen und barüber klar fein, daß es unfere Mufgabe if, 
bad Programm, zu bem ber Herr Reichskanzler einen 
Anlauf genommen hat, joweit es in unferen Sträften fteht, 
nod) zu vertiefen und zu erweitern, damit wirklich Zu— 
ftänbe erreicht werden, wie fie und vorſchweben. 


(Zurufe.) 
— Ich freue mich diefer Beftätigung. — Sie werben doch 
wohl nit der Meinung fein, dab wir, weil das Schlag: 
wort ber Zonfervativsliberalen Einigung durch die Welt 


(C) 


(D) 


Reichstag. — 6. Sigung. Donnerstag den 28. Februar 1907. 





— —— nn nn nn nn nd ——— ——— 


(Heiterkeit.) 
Wir find, glaube ich, felbftlofe Politiker 
(große Heiterkeit in der Mitte), 
ſelbſtloſer als die Mehrzahl der Richtungen in dieſem 
Haufe; aber fo jelbftlos find wir denn doch nit, daß 
wir auf eine derartige Brüde treten würben. Die Durch: 
führung unferer Programme und unferer Beftrebungen 
liegt auch uns jelbftverftändlih am Herzen. 
(Sehr richtig! Links.) 
Alfo, ob es und gelingt, das, was wir durch unfer beider: 
fettiged Zuſammenwirken num herbeizuführen beftrebt fein 
müffen, dur dieſes Zuſammenwirken auch zu erreichen, 
und ob auf biefem Wege bem beutfchen Bürgertum bie: 
jenige —— im Deutfchen Reiche wieder verſchafft wird, 
auf die ed Anſpruch maden kann, und die ihm von Rechts 
wegen gebührt, ober nicht, das wird bie Frage fein, welche, 
wenn dieſe Wahllämpfe mit ihren Heinen Wellen längft 
bon der Tagedorbnung verſchwunden fein werben, nod 
ber ganzen Legislaturperiode ihr Gepräge im guten oder 
im ſchlechten Sinne aufdrücken wird. 
(Beifall IintE.) 

Zu einer gewiffen Hoffnung in biefer Richtung num, 
ſcheint mir, bereditigen und doch einzelne Erſcheinungen, 
bie im legten Wahlkampf zu Tage — ſind. Fürchten 
Sie nicht, daß wir nun auch mit unſeren perſönlichen 
Wahlſorgen, Stegen und Niederlagen und deren Urſachen 
vor Sie treten werden. Das haben andere Parteien ſchon 
reichlich beſorgt. 

Geiterleit.) 


Ich verzichte für unſere Partei darauf, obwohl ich Ihnen 
bie Verficherung geben kann, daß auch unſere Deutſche 
Volkspartei für bie Richtigkeit und Redlichkeit ihrer Wahl: 


(B) taftif wie für bie Verworfenheit ihrer Gegner Ihnen 


überzeugende Beifpiele in Fülle beibringen könnte. 
eiterfeit. — Sehr gut!) 
IH will vielmehr auf eine Wahrnehmung viel allgemeinerer 
Natur hinweiſen. Nicht bloß in Süpdeutfhland werben 
alle diejenigen, weldye auf demokratiſcher und freifinniger 
Seite den Wahlkampf geführt haben, fih der Wahr— 
nehmung nicht entzogen haben, baß für biefen Wahlfampf 
haralteriftiih war das Zuftrömen jüngerer Wähler und 
Agitatoren in außerorbentlih großer Zahl, welde man 
ber in ben Reihen biefer Parteien nicht gefehen hat. 
(Sehr richtig! links.) 
Damit zufammenhängend war wahrnehmbar eine anbere 
Erſcheinung, die und bisher gleichfalls fremb mar, 
nämlich eine ganz weit verbreitete Neigung, auch bie 
eheiligften Parteijäge und =grenzen nicht zu refpeltieren, 
onbern mit Ignorierung berjelben ſich au einer größeren 
Einheit zufammenzufinden, in biefer Einheit aber auch 
mit aller Tatkraft für die freiheitliche und wirklich liberale 
Sade einzutreten. 
Sehr richtig! links.) 
Die Jugend, welche jet bie Hochſchulen verläßt ober in 
ben legten Jahren verlaffen bat, und welde nun in das 
politiihe Leben bed Reiches eintritt und damit auch für 
eine Reihe von Jahren über unfere politifche Zukunft 
entfheibet, hat fi ganz anders entwidelt, als man nad 
den Wahrnehmungen ber legten Jahre erwarten mußte. 
Die politiſche Blaftertheit, welche fo lange bad charakte— 
riftifhe Merkmal für die afabemiihe Jugend und "der 
ihmen gleichſtehenden gebildeten Elemente der Bevöllerung 
im he war, ift feit ben letzten Jahren im Schwinden 
begriffen. An deren Stelle ift bie fefte Entichlofienheit 
Ber Kreiſe diefer Jugend getreten, auch ihren Teil an 
ampf und Einfluß in Anspruch zu nehmen. Auch eine 
andere Erſcheinung tft verſchwunden. Früher haben bie 
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jenigen, welche fi von biefer Apathie ferngehalten haben (C) 


und frühzeitig politiih aktiv zu werben begonnen haben, 
an eine Unterfunft in ben Reihen der äußerften 
Linken gefucht, fie haben ſich mit jugenblichem Feuer der 
fozialbemofratiihen Partei angefhloffen. Das hat nad): 
gelaſſen. Es war mir fehr intereffant Em hören — td 
glaube, e8 war ber Herr Sollege Sübelum, der neulich 
barauf in Nürnberg aufmerffam gemacht hat —, daß man 
nun in ber fozialdemofratiihen Partei den Mangel an 
Nachſchub empfindet, ber mit biefer Umwandlung ber An- 
ſchauungen zufammenhängt. 
(Hört! Hört! links.) 

Dagegen haben die anderen Barteien und zwar je 
entſchledener um fo mehr, einen erheblihen Zuwachs von 
biefer Jugend erfahren, Diefelbe paßt fich vielleicht nicht 
überall fo ganz in die Parteifhablone hinein, wie wir 
ba3 früher gewöhnt geweſen find, fie hat eben ihre Eigen— 
art, bie fennen zu lernen und gu refpeftieren für und 
geboten ift. Die: jungen Politiker verlangen ziemlich 
einmütig eine durchaus entichiedene, einheitliche, groß- 
zügige, demofratifche Bolitit im Innern. Dagegen wollen 
fie, die ſchon in größeren Berhältniffen aufgewachſen 
find und namentlih auch bie Geldfrage ganz anders 
anzufehen gewohnt find als wir älteren, ſobiel id 
beurteilen fann, Anforderungen, bie beifpielöweife an 
fie geftelt werben auf dem Gebiete der SKolontalver- 
waltung, williger und weitgehender entiprechen, ald wir 
auf ber bürgerlichen Linken bisher vielfah geglaubt 
haben es vor und unb unferen Auftraggebern verantworten 


zu können. 
Sehr richtig! links.) 

Man follte an biefen beiben Seiten biefer Erſcheinun 
bie ich hervorgehoben habe, niht ohne Achtſamke 
borübergehen. Diefe Strömung wird? — das wird man 
leiht prophezeien können — der Reichdregierung zunächſt 


bequem eriheinen. Ste wirb gerade bei dem Fragen, die (m) 


in ber nächſten Zeit an und herantreten, bier eine linter- 
ftügung finden, auf bie fie vor Monaten noch nicht 
rechnen konnte. Es wird ihr alfo erleichtert werben, 
durch die Mitwirkung dieſer Elemente in nächſter Zeit 
dasjenige durchzuſetzen, was fie und unter ber Firma ber 
nationalen Forderungen angefündigt hat. Aber fie würde 
fi irren, wenn fie glauben würde, daß biefen Herren 
eine —— Bewilligungsluſt innewohne, daß ſie 
auf die Kritik verzichten wollen. So habe ich die 
Herren nicht kennen gelernt; im Gegenteil, das Recht und 
die Pflicht der Prüfung werben fie für ſich ebenfo 
entfhieden in Anſpruch nehmen, wie wir das bisher 


getan haben. 

(Sehr richtig! Links.) 
Sie werben durchaus nicht gemeigt fein, wenn irgendwo 
bie nationale Flagge mit Recht oder Unrecht gehißt wird, 
fi dann fofort dem vollftändig zu beugen, gleichgültig, 
ob fie die Forderung für eine beredtigte anzuerkennen 
vermögen oder nit. Sie werben, glaube ich, 3. B. glei) 
in ber Kolonialpolitit, aud wenn fie die Forderungen 
bemilligen, bie fommen werben, gewiſſe —— 
zu ſtellen beabſichtigen: fie werden ein großes Gewicht 
darauf legen, daß in der Verwaltung unſerer Kolonien 
auch eine wirkliche Umwandlung eintritt 

(fehr richtig! Tin), 
baß ber Herr Affeffor und ber Herr Leutnant enblid 
einmal auf diejenige Stufe von Bebentung in ben 
Kolonien zurüdgefhraubt werben, auf bie fie zurüd- 


geihraubt gehören 

(febt richtig! Int), 
und daß umgefehrt der Anfiebler, ber fidh in ben Kolonien 
aufhält, der Kaufmann, der bort mit feiner Intelligenz 
und feinem Kapitale tätig ift, auf die Verwaltung unferer 
Kolonten wenigftens bastenige Maß von Einfluß erringen 


(B) ber Sozialdemokratie Gelegenheit zu geben, 


18 
(v. Bayer.) 








(A) werben, das ihnen in anderen Staaten von vornherein 


eingeräumt worden tft. 
(Bravo! links.) 

Dieſe Strömung wird aber, glaube ich, der Regierung 
viel weniger bequem fein, joweit fie fih in der inneren 
BVolitit betätigt. Es find durchaus moderne Menſchen, 
die von bem alten lintertanenverftand, der in unferer 
Jugend nod hie und da gang und gäbe war 

(Heiterkeit), 
nur noch einen ganz unbolllommenen Begriff haben, bie 
durchaus nicht meinen, daß ber Staatäbürger, wenn er 
nur fein redlihes Teil an dem Laſten mitgetragen habe, 
dann auch feine Schuldigfeit voll erfüllt habe 

en 
und für fein Net, für feine Einwirkung auf die Geichide 
ber Nation mit dieſer Laftentragung abgefunden jet. 

(ak gut! lint3.) 
Nein, fie werben auf die Gefahr Hin, daß bie konfervativ- 
liberale Paarung dabei in die Brühe geht, ganz ent: 
—— Fortſchritte verlangen, und das mit allem 
echt. 


Der Hinblick auf dieſe eigenartige intereſſante Bewegung 
war es unter anderem weſentlich auch, der uns in den 
drei Parteien, die ja ſchon öfter benannt geworben find, 
mitveranlaßt hat, und 7 einer Einheit, foweit es und 
möglid war, zufammenzuichließen. Wir find der Meinung, 
daß es auf biefem Wege, und nur auf biefem Wege 
möglih für uns fein wird, einzutreten für bie ernftliche 
Durchſetzung demokratiſcher oder wenigftend liberaler 


Forderungen 

(ſehr richtig! Links), 
auf die anderen Parteien eine entſprechende Einwirkung 
zu gewinnen und nicht minder eine entſprechende Ein— 
wirkung auf die Regierung 

(fehr richtig! links), 
an ber 
Förderung demokratiſcher Fragen mitzuarbeiten 
(ehr ea int), 
eit Aa bazu bie Neigung und ben guten 


ſow 
Willen ha 

(ſehr gut! Links), 
und die Wähler, die fih nun einmal in bem letzten 
Wahlkampf aufgerafft und ein großes Gewicht in bie 
Wagſchale geworfen haben, ber politifchen Tätigkeit auch 
zu erhalten und fie zufammenzufaffen in ber Richtung, in 
welcher fie ja von fi aus tätig fein wollen. 

Gelingt das, meine Herren, — ih weiß es nicht, 
wir müffen eben abwarten — dann wird allerdings ber 
Herr Reichskanzler noch den einen ober anberen Schritt 
weitergehen müffen, als er und unlängft in feiner 
Programmrebe — hat. Wenn er das, was man 
mit einem ſehr unglücklich gewählten, weil verletzenden 
Ausdruck die nationale Mehrheit nennt, auf die Dauer 
hinter ſich behalten will, dann wird er, glaube ich, ſchon 
der Friedensbewegung, ben Beſtrebungen auf Herbei— 
führung geordneter Zuſtände in bem Verhältnis der 
Völker zueinander ganz anders gegenübertreten und bie 
Reichsſsregierung anweiſen müſſen, fi dieſen Beſtrebungen 
gegenüber anders zu verhalten, als das bisher der Fall 


geweſen iſt 
(ehr en links), 
—— ber Fall geweſen iſt auf dem letzten Kongreß 


aag. 

Es iſt — die Herren mögen bazu lächeln ober 

nidt — umnbeftreitbar, daß zu ber beflagenäwerten 

Holterung, in die wir im Streife der Völfer hineingeraten 

find, bie unglüdlihe Haltung außerordentlich viel bei: 

etragen hat, die damals bie deutſchen Delegierten auf 
enem Kongreſſe eingenommen haben. 
(Sehr richtig! links.) 
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Die Gelegenheit wird nicht fern fein, 
diefer Richtung wieder Stellung nehmen müflen, und es 
wird ſich dabei durchaus nicht bloß um theoretiiche oder 
bofirinäre Fragen handeln, obwohl ih jagen muß, daß 
auch der fittliche Kern, der diefen Friedensbeſtrebungen 
zu Grunde liegt, jelbjt wenn er zunächſt auf eine Reali— 
fierung feiner Tendenzen gar feine Ausſicht hätte, doch, 
weil ed ein fittliher Kern ift, aller Unterftügung nicht 
bloß durch bie Völker, ſondern auch durch die Regierungen 


wert fein müßte. 
(Sehr richtig! links.) 

Man faun aber an einem einzigen Beiſpiel zeigen, 
um weld eminent praktifche Fragen es fi bei derartigen 
Konferenzen aud handeln kann, wenn man nur den guten 
Willen hat, derartige Fragen zu behandeln. Nehmen Sie 
nur bie Frage, ob im Falle eines Kriegs dad Privat- 
eigentum ber Angehörigen ber friegöführenden Staaten 
bogelfret fein, ober ob e3, wie es mit dem Eigentum auf 
dem Lande ja auch ber Fall ift, nah völkerrechtlichen 
Gründfägen dem Eigentümer geihüßt fein fol. 

Es ift eigentlih fait unbegreiflih, daß biefe In— 
fongruenz zwifchen dem ſchwimmenden und dem anderen 
Eigentum bi zum heutigen Tage noch beftehet; denn bas 
it doch nichts anderes ald ein Reſt alter Barbarei 

(fehr richtig! Links), 
die von der Anihauung ausging, daß die Angehörigen 
einer Nation, wenn man mit derjelben Krieg führe, mit 
ihrem Leib, mit ihrem Leben und mit ihrem Gut zur 
Be gung des Gegners ftehen, foweit fie erreicht werben 
nen. 

Stellen Sie fid vor, fall e3 gelingen würde, hier 
gerechte und vernünftige Grundfäge völferrechtlih im Wege 
der Vereinbarung durchzuführen, welde ftarfe Wirkung 
auf Marinefragen und auf deren Entwidlung das nidt 
bloß auf und, fondern auf alle eine Flotte befigenden 
Völker haben müßte! 

(Sehr richtig! Links.) 

Aber auch im Innern wird ber Herr Reichskanzler 
noch einiges in Ausficht nehmen müſſen. Wenn er wirk- 
lid dem Liberalismus näher treten will, ald das biäher 
ber Fall gewefen tft, dann wird fi ber Herr Reichs— 
fanzler daran erinnern müflen, daß er aud preußiſcher 
Minifterpräfident if. Ein großer Teil der fogenannten 
Neichöverbrofienheit, der allgemeinen Verſtimmung, über 
bie jo viel gellagt worden ift, refultiert, wenn auch unbe- 
wußt, meines Dafürhaltend aus dem Mangel an Überein- 
ftimmung zwiſchen ber inneren Politik im Deutſchen Neid) 
und im KHönigreih Preußen. 

(Sehr richtig!) 
Und wenn jet nad) ber Ankündigung des Herrn Reichs— 
fanzlerd im Deutihen Reich Iiberaler regiert werben wird, 
ald es bisher der Fall geweſen ift, dann wird biefe 
Nichtübereinſtimmung um ſo draſtiſcher und ſchärfer hervor: 
treten, und es wird um ſo angezeigter ſein, hier nach 
einer gewiſſen Einheit zu ſuchen. 
(Sehr richtig! Links.) 
Man kann nad meiner Auffaffung nicht im Reich liberal 
und in Preußen rüdjhrittlih regieren. Noch weniger 
fönnen das biefelben Perfonen in bem einen und in bem 
anderen Staate. 
(Heiterkeit.) 


Die liberalen Zufagen, welde und für bad Neid gemacht 
werben, haben meines Dafürhaltend nur einen jehr be— 
bingten, ih will nicht jagen, befchränften Wert, wenn ber 
Geift, dem fie entftammen, nicht auch gleichzeitig für das 
Königreih Preußen feine Wirkung ausübt. Das tft aber 
gar nicht möglid, ohne daß man an eine Anderung des 
preußifhen Wahlrechts Herantritt. Wir wollen einmal 
den Fall fegen, daß wirklich im Deutihen Reich und in 
Preußen gleichzeitig fonftitutionell regiert würde. Was 


dak wir nad (C) 
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(v. Bayer.) 


(A) wäre dann bie Folge? Dann müßten bie betreffenden 


Regierungen jeweild das größte Gewicht auf die Kund— 
rg der betreffenden Wolföveriretung legen, und 
onah müßte der Herr Reichskanzler ald folder das 
allergrößte Gewicht darauf legen, was wir hier, bie wir 
aus dem allgemeinen Wahlrecht hervorgegangen find, im 
Sinne bed allgemeinen Wahlrechts beſchließen, und in 
Preußen müßte berielbe Herr Neichölanzler in feiner 
Eigenſchaft ald Mintfterpräfident den größten Wert darauf 
legen, was das preußifche Abgeordnetenhaus fagt, das im 
Gegenſatz zu dem allgemeinen Wahlredt aus bem Pilehteften 
aller Wahliyfteme hervorgegangen ift, und das ſich natur— 
gemäß, weil es fi hier um eine Hlaffen- und Intereflen- 
bertretung handelt, in umgekehrter Richtung bewegen muß. 
Es iſt wirklich unfaßbar, wie fo lange Jahre Bin- 
durch derartige Zuftände bei uns überhaupt beftehen können, 
und es wird ein interefjantes Problem fein, abzuwarten, 
wie viele Jahre dieſer Zuftand noch fortdauern wird. 
Eine geſunde Politik befommen wir weder in Preußen 
noch im NReih fo Tange, als nicht diefe beiden Körper: 
fhaften, was dad Wahlrecht anlangt, auf denjelben Boden 
eftellt find. Es ift ja ohnedies beſchämend, wie Preußen 
n biefer Richtung zurüdgeblieben tft. Die mittleren und 
die Heinen Staaten haben fi längft zu der Einficht durch— 
gerungen, baß eine Übereinftimmung zwiſchen beiden Wahl: 
teten herbeigeführt werben muß, wenn ordnungsgemäß 
und zwedmäßig mweitergearbeitet werben joll. Sie haben 
auch faft alle die Sonfequenzen daraus gezogen, fait alle 
haben bad allgemeine Wahlredt für ihre eigenen 
— eingeführt; Preußen allein iſt derjſenige 
taat, weldjer mit der größten Seelenruhe bad, was jeit 
Sahrzehnten als ein verknöcherter und umerträglicher Zus 
ftand erkannt worden ift, zu Zonferbieren fi) bes 


rufen fühlt. 
(Sehr richtig! Links.) 

Über die Schulfrage ließe fi, obgleich fie nicht zur 
Stompetenz des Reiches gehört, auch noch mandes fagen. 
Ich begnüge mich in dieſer Richtung mit der Bemerkung, 
daß ich es für unmöglih halte, daß der Herr Reichs— 
fanzler auf die Dauer im Deutfhen Reih eine wirklich 
liberafe Politik mit der Linken treiben fann, wenn ber 

err Reichskanzler gleichzeitig den Vorfig im preußifchen 

taatöminifterium führt, weldem der Herr Kultusminiſter 

Studt angehört, den man doch, ohne ihm zu nahe zu 

treten, das nachſagen kann, daß feine Politik das Gegen: 

ſtück von einem gefunden und vernünftigen Fortſchritte ift. 
(Sehr richtig! Links.) 

Es wäre auch an der Zeit, von der Einführung ber 
zweijährigen Dienftzeit bei dem berittenen Waffengattungen 
noch zu reden. Das wird ja nun noch nicht als zeit 
gemäß angefchen, es wird wieder etne längere Zeit 
anftehen, bis dieſer Gedanke fih zur Verwirklichung 
durchgerungen hat; ich halte es aber für meine Pflicht, 
ihn wieber einmal wenigftens bei biefer Gelegenheit den 
Herren in bie Grinnerung zu rufen. 

Alfo, meine Herren, an Gelegenheit wird es bem 
Herrn Reichskanzler nicht fehlen, dem Liberalismus ent- 
gegenzufommen. Es wird feine Sade fein, abzumefjen, 
wie viel Wert er auf die Mitwirkung des Liberalismus 
legt, und danad) feftzufegen, wie weit er den Wünfchen 
beöjelben entgegentommen kann. Wir geben und der 
Hoffnung hin, und glauben, daß fie und nicht täufchen 
wird, daß er die Zeichen der Zeit, bie er uns felbft aus— 
gelegt hat, auch verftehen und demgemäß handeln wird. 
Wir drei freifinnigen Gruppen — das ift ja geftern ſchon 
bon anderer Seite gejagt worben, und id fann das für 
meine freunde aus ber ſuddeutſchen Volkspartei beftätigen 
— wir werben unfererfeitö bemüht fein, ihm nach beiten 
Kräften unfere Mitwirkung zur Verfügung zu ftellen. 
Wir geben und babet keinen Jllufionen Hin, wir bilden 


und feineöwegd ein, daß jet — mag num ber Herr (C) 


Reichſskanzler noch einen Schritt weiter gehen ober nicht 
— ein wirklich bemofratifcher Su durch die Reichöregierung 
hindurchgehen und dem Volke reiche Früchte tragen könne. 
Sp main ift niemand. Wir wiffen vielmehr, daß, um 
auch nur weniges durchzuſetzen, viele Arbeit und Ans 
ftrengung und ein Zufammenmwirfen bon ben verſchiedenſten 
Seiten erforderlich fein wird; wir wiſſen aber aud, daß 
dem Sat, ber längft ein Nllgemeingut geworben tft und 
lautet: jo kann es im Deutſchen Neiche nicht länger fort- 


gehen wie biäher 
(ehr richtigh, 


noch ein zweiter Satz hinzugefügt werden muß, der zu 
lauten hat: folglich muß es im Deutſchen Reiche anders 
werben als bisher. Über die Richtung dieſes Anders— 
werden kann, glaube ich, kein Zweifel ſein. Daß die 
Nation in einer Entwicklung nach rechts eine innere 
Befriedigung finden würde, das zu behaupten, wird wohl 
niemand den Mut haben. Die Entwicklung muß nach 
links gehen. Wir find ber Überzeugung, nur ein ganz 
entſchiedener Fortſchritt auf allen Gebteten fann uns vor 
einem Rüdfall in dasjenige Elend retten, dem zu ent- 
rinnen wir kaum erſt begonnen haben. 
(Zebhafter Befall links.) 


PVizepröftdent Kaempf: Dad Wort hat ber Herr 
Abgeordnete Gröber. 
erfte 


Gröber, Abgeordneter: Meine Herren, ber 
Fraftionörebner der Zentrumspartei bat den Etat und 
jeine Einzelheiten behandelt, und ich widerſtehe der Ber: 
fuchung, auf die Ausführungen der übrigen Borrebner 
über einzelne Punkte des Etat heute einzugehen, weil id) 
die Anficht teile, daß es wichtiger ift, die großen Fragen 
zu behandeln, die mit den legten Wahlen zufammens 
hängen. Ich glaube, im Lande draußen wird man es 


erwarten und verfteben fünnen, wenn in unferen Reden (D) 


auch diefe Fragen im Borbergrunde ftehen. 

Der Herr Reichskanzler, den ich zu meinem Bebauern 
nicht an feinem Plage jehe, hat in feinen Angriffen gegen 
die Zentrumdpartei Bemerkungen gemadt über eine ber: 
traulihe Beſprechung, die vor Beginn der letzten Reichs— 
tagäfigungen, am Samdtag, ben 10. November vorigen 
Jahres, zwiſchen ihm, dem Herrn Kolonialbireftor, dem 
Kollegen Spahn und mir ftattgefunden hat. Bei dieſer 
Belprehung erwähnte der Herr Holontaldireftor nebenbei, 
daß früher Zerwürfniffe mit der Miffion in Togo leider 
ftattgefunben hätten; er führte an, ber Orden habe bie 
zur Beendigung der Zerwürfniffe getroffene Vereinbarung 
nicht volftändig gehalten. Died veranlaßte ben Kollegen 
Spahn, dem die Vorgänge in Togo, um bie e8 id 
hanbelte, ebenſo wenig wie mir jpeziell bekannt waren, zu 
der Frage, ob ihm zu feiner Information Einfiht in die 
Alten gewährt werden könnte. Der Herr Reichskanzler 
geftattete dies, und ber Herr Stolonialbireftor händigte 
einige Tage ſpäter dem Koͤllegen Spahn ſtatt ber Akten, 
wahrjcheinliih um ihm die Information zu erleichtern, 
einen Aktenauszug ein. In dieſem Aftenauszug war 
aber leider gerade über denjenigen Punkt, um den es 
ſich handelte, ein Aufſchluß nicht zu finden. 

(Heiterkeit in ber Mitte.) J 
As nun der Kollege Spahn in ber Fraktlonsſitzung für 
die Kolontalverwaltung eintrat und ber Nichterfüllung des 
Übereintommend feitend des Ordens Grwähnung tat, 
wurde ihm die Mbfchrift eines Protokolls entgegengehalten, 
wonach das urfprüngliche Übereintommen in dem kritiſchen 
Punkte durch ein ſpäteres Übereinfommen aufgehoben 


worben ift. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Dem Herrn Reichötanzler wird diefer Vorgang vielleicht 
unbekannt fein; er wird aber, wenn er dad Stenogramm 
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(Gröber.) 


(A) meiner Rede Lieft, nunmehr verftehen, weshalb unfere 


(B) 


Bemühungen in ber Fraktion ben von ihm gewünfchten 
Erfolg in biefem Punkte nicht haben konnten. Auf biefen 
Punkt aber beſchränken fih bie Beſchwerden bes Herrn 
Reihälanzlerd; denn er felbft hat in den Debatten vom 
Dezember vorigen Jahres die Haltung zweier Nebner ber 
Fraktion in den Erörterungen über ben Kolonialetat an- 
erfannt und er muß ferner auch die Annahme der Elſen— 
bahnvorlage Aus —Keetmanshoop in der Budgetlommilffion 
anerkennen. Diefe Tatfahen zeigen, baß bie Zentrums 
fraktion lebiglih nah jahlihen Erwägungen zu ben 
Forderungen ber Regierung Stellung genommen hat. 

Was fpeziell die Bahn Aus— Keetmanshoop betrifft, 
fo ift die befanntli im Frühiahr 1906 abgelehnt worden, 
weil fie lediglich mit den Intereſſen ber milttärifchen 
Erpebition begründet worben war, und weil ber Reichstag, 
nit bloß die Sentrumsmitglieder, fih nad ber Bes 
grünbung, bie biefer Forderung damald die Regierung 
egeben hatte, jidh fagen mußte, daß der Bau einer Bahn 
ediglih mit milttärtihen Rüdjihten nit begründet 
werden könne; denn dieſe Bahn jollte ja nad ber eigenen 
Begründung ber Regierung erft im Bau begonnen werben 
im November vorigen Jahres, und der Bau follte 
mindeftend zwei Jahre bauern. Da mußte man ſchon 
fi dod jagen, eine ſolche Bahn könne nad aller menſch— 
lihen Berehnung für den Feldzug, ber denn doch vor 
bei Jahren ansgehen mußte, praftiih gar nicht mehr in 
etracht kommen. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Deshalb ift damals die Gifenbahnvorlage abgelehnt 
mworben, und ber Herr Stolonialdireltor Dernburg hat im 
Herbit 1906 felbft anerkannt, daß jene Begründung für 
den Eifenbahnbau Aus—Keetmandhoop eine unzulänglide, 
eine die Bewilligung nicht genügend rechtfertigende ge— 


weien war 
IE richtig! in der Mitte), 

und er hat deshalb eine ganz neue, aus allgemeinen 
wirtihaftlihen Nachweiſen über ben Wert ber Solonie 
Eu Begründung gegeben, umd dieſe neue Begründung 
at und beranlaßt, nunmehr aus allgemeinen wirtichafts 
lihen und nicht militärifhen Gründen die Bahn zu be= 
willigen. Wir haben fie bewilligt am Mittag beöfelben 
Tages, an weldem Abends ber Reichstag aufgelöft 


worden ift. 
J (Sehr richtig! in der Mitte.) 

Hätte man, ftatt den Reichſstag aufzulöfen, jenen Beſchluß 
ber Budgetlommiffion noch zur Plenarberatung lommen 
lafien, dann fönnte ja mit dem Bau ber Bahn bereits 
begonnen fein. 

Auch der Antrag Graf v. Hompeih und Genoſſen 
betreffend Vorbereitungen zur Berringerung der teuren 
Schugtruppe war lediglich aus ſachlichen Gründen einge: 
bradt und von ums feftgehalten. Es ift nicht wahr, 
meine Herren, daß in biefem Antrag irgend ein Termin 
für die Verringerung ber Schußtruppe und damit ein Ein: 
gi in bie Striegführung enthalten gewefen wäre. Man 
raucht biefen Antrag nur zu Iefen, um zu finden, daß 
gar fein Termin darin enthalten ift; er verlangte nur für 
ben Reſt des Gtatöjahres, bis zum 31. Mär; 1907, 
„Vorbereitungen“ für die Verringerung der Schußtruppe 
auf ben Beftand von 2500 Dann. Ich will die Gründe 
nicht wiederholen — da3 wäre überflüffig —, bie ung be— 
ſtimmt baben, im Intereſſe einer Griparnis bon zahl: 
reihen Millionen die Verwendung eines großen Teils ber 
Schugtruppe zu polizeilihen und fulturellen Zweden zu 
erjegen durd eine weſentlich billigere Polizeimannſchaft 
und fonftiged Perſonal. 

Der Herr Reichskanzler hat in feiner Wahlrede vom 
19. Januar behauptet, das Zentrum habe „gemeinfam mit 
der Sozialdemokratie” die Regierung zwingen wollen, bie 








Fruppenftärte auf bem Kriegsſchauplatz vor völliger Ein- (C) 


ftelung ber Operationen bon einem beftimmten Termin 
ab auf 2500 Mann herabzufegen. Meine Herren, e3 ift 
einmal unrichtig, dab das Vorgehen des Zentrums 
„gemeinfam“ mit ber reg erfolgt fei. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Da3 gerade Gegenteil ift wahr; denn bie Gozial« 
bemofratie hat bekanntlich in der Budgetlommiffion gegen 
unferen Antrag geftimmt 

(ſehr richtig! in ber Mitte), 
und im Plenum bes Reichsſstags fam e3 nur deshalb nicht 
mehr zu einer Abftimmung, weil ber Herr Reichskanzler 
es mit der Auflöfung fo eilig Hatte, daß er eine 
Abftimmung gar nicht mehr abgemwartet hat. 

(Heiterkeit in der Mitte.) 
Ebenſo falih ift aber auch bie Behauptung des Herrn 
Reichskanzlers, dab die Schugtruppe nah dem Antrag 
des Zentrums bon einem beitimmten Termin ab in ihrer 
Stärfe hätte herabgejegt werben follen. Der Herr Reichd- 
fanzler möge und doch den Termin bezeichnen, bem wir 
borgeihlagen haben! 
(Lebhafte Zuftimmung in der Mitte.) 

Im Wahlkampf ift vielfach) behauptet worden, dad Zentrum 
hätte beantragt gehabt, bie Zruppenftärfe mit bem 
1. April 1907 auf 2500 Mann herabzufegen. Davon 
fteht gar fein Wort in dem ganzen Antrag; es find nur 
Vorbereitungen verlangt worden, um bie nit vor dem 
Teinde ftehenden Schugtruppen allmählich durch billigeres 
Perſonal zu erfegen. Bor dem Feinde ftanden aber nad 
ber Darlegung bed Generalftabs nur 1500 Mann, und 
man fonnte außerdem nod etwa 1000 Mann Hinzu: 
nehmen, bie zur Befegung ber Grenze gegen bie Obambo 
in Betradit famen; dad macht nad Adam Riefe zufammten 
2500 Mann. Meine Herren, nicht einmal für das Etat3- 
—* 1907 war die Herabſetzung auf 2500 Mann formell 
gefordert. Über eine wirkliche er ber Schutz- (D) 
truppen hätte frübeftend das Etatögefeg für 1907 bie 
Entſcheidung bringen können; an dieſes Etatsgeſetz zu 
gehen, waren wir aber im vorigen Reihdtag noch gar 
nicht in ber Lage. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) ; 

Nebenbei bemerkt, ift ed auch falſch, wenn ber ver— 
ehrte Herr Kollege Gamp geftern — id) weiß nicht, aus 
welcher Wiffenihaft — mitgeteilt hat, in unferer Fraktions⸗ 
figung hätte eö einen lebhaften Streit abgejegt, und bie 
erfahrenen alten Parlamentarier feien in der Minderheit 
geblieben. Wenn ber Herr Kollege Gamp bei und ge— 
wefen wäre, hätte er bieje Behauptung nicht aufgeftellt. 

(Sehr richtig! in der Mitte. — Zuruf von ben 

Nationalliberalen.) 
— Sie meinen, er werde noch zu und fommen?! Nun, 
in der Sitzung ber Fraktion vom Dezember vorigen 
Jahres ift er doch N erteit) bei und gewejen! 
eiterfeit. 
Ich kann dem verehrten Herrn Kollegen und ben übrigen 
Herren ganz ruhig erflären: das ift eitel Geflunfer, das 
ift gelogen von Anfang bis zu Ende, und ber Herr Ab— 
geordnete Gamp ift das Opfer einer breiften Erfindung 
geworben. Wir Haben in aller Ruhe über bie Sade 
debattiert, eine ernſtliche Differenz war unter und gar nicht 
vorhanden, und der Enlſchluß ber Fraktion tft einftimmtg 
gefaßt worden. 
(Sehr richtig! in ber Mitte.) 

Der Herr Reichſskanzler nimmt ſodann an, bie Rebe 
bes Herrn Abgeordneten Roeren über die Behandlung ber 
Eingeborenen in Afrifa und der Miffionare in Togo fei 
ein Akt der Feindfeligkeit gegen ihn gewefen, und die Ab- 
Ichnung eines Teil des Nachtragsetat durch die Zentrums: 
fraftion hätte gleihfam — 

(Zwiſchenruf: Das hat er nicht gejagt!) 


(B) der Anfiht bes 
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(@röber.) 


(A) — Ich habe mit Ihnen, Herr dv. Xoebell, nicht zu reden; 


Sie haben mid auch gar nicht zu unterbredhen! 
(Zuruf: Ich habe ja nichts gefagt!) 
— Ste haben mich unterbrochen mit ben Worten, daß ber 


Herr Reichskanzler das nicht geſagt hätte. Ich verbitte 
mir von Ihnen eine jolde Unterbredung. 
(Bebhafte Zuftimmung in ber Mitte und bei ben 


Sozialdemokraten.) 


Bizepräſident Dr. Paaſche: Ich bitte, das dem Prä- 
fidenten zu überlaffen! 


Gröber, Abgeorbneter: Wenn ih ben Schut bes 
Herrn Präfidenten nicht befomme, dann wehre ich mich jelber. 
(2ebhafter Beifall in der Mitte und bei dem 
Sozialdemokraten.) 


Bizepräfibent Dr. Paaſche: Jh muß den Herrn Ab: 
georbneten darauf aufmerkſam maden: Herr dv. Loebell 
hat fo leife gefprochen, daß es bier abfolut nicht möglich 
war, das mindefte von feinem Zwiſchenruf zu verftehen. 

(Lebhafte Zwifchenrufe aus der Mitte und von 

ben Sozlaldemofraten.) 
— Laſſen Sie mid ausfpreden! — Sein Zwiſchenruf 
war auch nicht jo laut, da ihn einer der anderen Herren 
neben mir hätte hören können; ihn zu rügen, lag fein 
Grund für mid vor. 


(Zuruf.) 
— Der Herr Abgeordnete hat ihm gehört, weil er zu ihm 
bireft gefprochen worden iſt. Es kdann aber niemand einen 
Vorwurf gegen ben Präſidenten daraus herausleſen, daß 
er einen Zwiſchenruf hätte rügen follen, den er nicht hat 


hören Fönnen. 
(Zebhafte Zuſtimmung.) 


Gröber, Abgeordneter: — Die Ablehnung eines Teils 
des Nacıtragdetatd durch die Zentrumsfraktion ſoll nad) 
Herrn Reichskanzlers eine „Strafe* 

eweſen fein für die Art der Behandlung, die dem Herrn 
Sibgeorbneten Roeren durch den) Kolonialbireftor zuteil 
geworben fei. Die Zentrumsfraltion hat nad) ber nr 
fafjung des Herrn Reichskanzlers die Abficht gehabt, bie 
Regterung zu buden, db. h. zu bemütigen, und das könne 
fih eine Regierung nicht gefallen laffen. Wenn dieſe 
Darlegung die Auffaflung des Herrn Reichskanzlers richtig 
wiedergibt, dann handelt es fih um eine fortlaufende 
Kette von Srrtümern des Herrn Reichöfanzlerd, und eine 
einfahe Ausſprache zwiſchen dem Herrn Reichskanzler 
und denjenigen Vertretern ber Zentrumsfraktion, welchen 
der Herr Reichskanzler bis dahin ſein Vertrauen geſchenkt 
hatte, würde jeden möglichen Zweifel darüber beſeitigt 
haben, daß der Herr Reichskanzler von falſchen Vor— 
—— und Annahmen zu falſchen Schlüſſen 


gelangt i 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Der Herr Reichskanzler beklagt ſich darüber, daß ber 
Herr Abgeordnete Roeren gegen ben Stolomialbireftor 
ſcharf vorgegangen ſei. Bielleicht hat der Herr Reichs— 
fanzler doch die erſte Rebe des Herrn Abgeordneten 
Roeren gelejen über die Vorgänge in Togo. Dieſe erfte 
Rede emihielt nichts perſönlich Berlegendes für ben 
Kolonialdirektor; denn fie behandelte Gegenftände, welche 
gar nicht während deſſen Amtsführung borgelommen 
waren; er ftand biefen Vorgängen fozujagen völlig unab⸗ 
bängig gegenüber, er war gar nicht berantwortlic bafür, 
daß he vorgefommen waren; denn die Vorgänge lagen 
fhon ein paar Jahre zurüd. Dagegen war allerdings die 
erfte Entgegnung des Herrn Solonialbireftord perſönlich 
zugefpigt und in einem recht Heftigen Tone gehalten. 

(Sehr richtig! in ber Mitte.) 

Unzutreffend iſt die Annahme des Herrn Reichs-— 

fanzlerd, daß die Zentrumsfraktion, zur Strafe ober aus 
Reichetag. 12. LegislP. I. Seffion. 1907. 


Rache für bie —— des Abgeordneten Roeren durch (o) 
ben Kolonialdirekltor zu dem Antrag auf ge 
zur Verringerung der Schutztruppe gelangt fe. Dieje 
Annahme können wir ſchlagend widerlegen durch ben 
Hinweis darauf, daß der Zwiſchenfall Roeren-Dernburg 
am 3. Dezember ftattgefunden hat, während ſchon mehrere 
Tage ... bie offiziellen FFraktiondrebner der Partei 
eine Bei eun gung ber Rückſendung der Schutztruppen 
ausdrücklich und ganz entſchieden verlangt haben. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 
63 war zuerft der Zentrumsabgeordnete Dr. Schaebler, 
der am 28. November wörtlid erklärte: 
Mir haben ben dringenden Wunfch und das ent: 
fchiebenfte Verlangen, daß fo bald wie möglich 
* Krieger in die Heimat zurückbefördert werden 
Önnen. 
Am 30. November erklärte ber Herr Abgeordnete Erz: 
berger gleihfall3 namens der Fraktion: 
Die Streitfrage, um welche es fid nad unferem 
Dafürhalten handeln kann, ift nicht: foll die Bahn 
gebaut werben ober fol bie Bahn nicht gebaut 
werben? — jondern bie Streitfrage. und ber 
entſcheidende Geſichtspunkt ift unſeres Dafür: 
haltens die Verminderung der Schutztruppen in 
Südweſtafrila. 
(Hört! hört! in der Mitte.) 
Das tft bad, was dem Deutſchen Reiche am 
meiften Gelb koſtet, und Hier muß ber Hebel 
eingefeßt werben. 
Meine Herren, die beiden Rebner haben diefe Forderungen 
auf Grund einer Beratung in ber Fraktion geftellt, und 
es ift daher eine durchaus irrige Annahme des Herrn 
Reichskanzlers, als ob der mehrere Tage nachher ftatt: 
findende Zwiſchenfall Roeren-Dernburg auf die Ent: 
[Onebung bed Zentrums irgend eine Einwirkung gehabt 
e. 


(Lebhafte Zuſtimmung in der Mitte.) 

Die Darlegung des Herrn Reichskanzlers über feine 
Auffaffung der Sachlage Dr aber, mit weldem ber: 
ſchiedenen Maß ber Herr Reichskanzler Abgeorbnete des 
a und Abgeordnete einer liberalen Partei be- 
anbelt. 

(Sehr wahr! in der Mitte und bei ben 
eng 
Man vergleiche doch nur die Rede, bie Herr Abgeordneter 
Müller (Meiningen) über bie Kolonialſtandale in jenen 
Tagen gehalten bat 
(erneute Zuftimmung in der Mitte und bei den 
Soztaldemofraten), 
mit der Beurteilung und Behandlung ber Rebe beö Ab- 
georbneten Roeren. Der Herr Abgeordnete Dr. Müller 
(Meiningen) hat — was ih ihm nicht zum Vorwurf 
machen will, ih will nur die Tatſache konftatieren — in 
feinen Ausführungen gegen bie Kolontalverwaltung am 
4, Dezember 1906 die jchwerften Vorwürfe nicht bloß 
gegen die Kolonialverwaltung, fondern gerabe gegen bie 
Perſon des Herrn Reichskanzlers erhoben, und er hat 
dafür weder bei dem Herrn Reichskanzler nody bei dem 
Herrn Kolonialdirektor auch nur ein Wort des Tadels 
gefunden. 

(Cebhafte Rufe in der Mitte: Hört! hört! Zurufe.) 

Vizepräfident Dr. Paaſche: Ich habe den Herrn Ab: 
georbneten gu Zwiſchenrufe zu ſchützen und bitte deshalb, 


feine Zwiſchenrufe zu machen. 
(Große Heiterkeit.) 


Gröber, Abgeordneter: Solche Unterbredungen bon 
Kollegen genieren mid gar nicht, unter Kollegen ift das 


ganz egal, meine Herren. 
(Große Heiterkeit.) 
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(Gröber.) 

Der Herr Reichskanzler erihien im Neichdtage am 
4. Dezember und machte geltend, man folle bod nit 
immer alte und neue Fülle von Verfehlungen im Kolonial- 
amt aus ber Vergangenheit herbvorzerren, die Regierung 
wolle die vorhandenen Mißftände bejeitigen, umd fie werbe 
in diefer Arbeit durch die Grörterungen im Reichstag nur 
geitört und gehemmt. Nach dem Reichskanzler in derielben 
Situng erflärt nun ber Abgeordnete Dr. Müller (Meiningen) 
wörtlid) gegen ben Herrn Kolonialdireftor: 

Sie irren fih, Herr Kolonialdireftor, wenn Sie 
glauben, daß bieje Enthüllungsaffäre jett ſchon 
ihr Ende erreiht Hat. Ah kann Ihnen heute 
ihon jagen, daß im ber nächſten Zeit hier noch 
tollere Dinge vorgetragen werben. 
(Hört! hört! in der Mitte.) 
Man munkelt von ehemaligen Unteroffizieren als 
Unterſuchungsrichter, man munkelt vom Hängen 
einer großen Anzahl bon Gingeborenen ohne 
jedes gefegliche Verfahren, man fpridt von Be— 
zirlsamtmännern als Richter, die nicht ganz bei 
Sinnen geweſen feien uſp. Beim Etat werden 
wir über dieſe Gegenftände noch des näheren 
fpreden müſſen. 
Nun, meine Herren, das wollen wir abwarten. 
(Große Heiterkeit.) 
Es gibt in dieſer Seffion and einen Etat, und der Herr 
Abgeordnete Dr. Müller (Meiningen) tft ja wieder Mitglied 
des hohen Haufes; wir werben ja jehen, welche intereffante 
Dinge wir zu hören befommten werben. Speziell gegen 
ben on Neichölanzler hat der Herr Abgeordnete Müller 
ben jchweren Vorwurf erhoben, der Herr Reichskanzler 
habe jeit Jahren gewußt, welche Wirtichaft im Solonial: 
amt beftehe, und babe trogbem nichts getan. 
(Hört! hört! in der Mitte und Links.) 
Und barauf jagte weder der Herr Reichskanzler noch ber 
(B) —F Kolonialdirektor ein Wort, während man über den 
bgeordneten Roeren hergefallen iſt wie über einen Mörder. 
(Lebhafte Zuſtimmung in der Mitte und bei den Sozial— 
bemofraten. Große Unruhe rechts und links.) 
Das tft der Gegenſatz in der Behandlung. Wir bezweifeln 
nicht, daß dad auf einem ——— Plan beruht. 
(Sehr richtig! und Heiterkeit in der Mitte.) 
Wir wollen nur zeigen, wie es gemacht worden iſt! 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Nicht minder zeigt fi eim verichiedenes Maß im 
Urteil des Reichskanzlers gegenüber dem Zentrum und 
anderen Barteien, wenn man ben Antrag Hompefh und 
den Antrag Ablaß bezüglich der Vorbereitungen zur Ver: 
ringerung der Schuätruppe vergleicht. Merkwürdig! Der 
Antrag Ablaß ſoll nah der Auffaffung der Regierung 
fein Eingriff in die Kommandogewalt gewefen fein, wohl 
aber der Antrag des Zentrums. Beide Anträge, meine 
Herren, haben verlangt, daß im Nachtragsgeſetz, im Etats: 
gefe Vorbereitungen zur Verminderung der Stärke der 
Schugtruppen getroffen werden follen. Die beiden Ans 
träge unterſchieden fih nur infofern, als der Antrag 
Ablaß fi darauf beſchränkte, zu verlangen, es follen Bor: 
bereitungen zu einer „erheblihen“ Berminderung ber 
Schutztruppenſtärke geivoffen werben, während ber Antrag 
des Zentrums forderte Vorbereitung zur Verringerung der 
Schugtruppe auf 2500 Mann. 

(Zuruf rechts: Darin liegt's!) 
— Im Prinzip, meine Herren, im rechtlichen Brinzip find 
beide Anträge gleich 

(jehr wahr! in der Mitte); 

denn beide Anträge gehen davon aus, dab es dem Reichs— 
tag zuſtehe, zu verlangen und im Etatsgeſetz feftzulegen, 
dab die Schugtruppen —— werden ſollen. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Um dieſe fiaatredhtliche Frage handelt es fid, meine 


Herren! 
rechtlich zuläffig oder beide Anträge rechtlich unzuläffig fein. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Enthält der Antrag des Zentrums, wie behauptet worden 
ift, einen Eingriff in die Kommandogewalt, danı enthält auch 
ber Antrag Ablab einen Eingriff in die Kommandogewalt. 
(Sehr wahr! fehr richtig! in der Mitte.) 

63 ift dann nur ein quantitativer Unterſchied zwifchen ben 
beiden Anträgen. Das fcheint auch die Stolontalverwaltung 
gefühlt zu haben, denn der Herr Kolonialdirektor erklärte 

am 13. November 1906 im Reichstage: 
Die verbündeten Regierungen ftehen dem Antrag 
Ablaß und Genoſſen infofern freundlich gegenüber 
— falls die Negierungövorlage angenommen 
werben follte —, daß fie dieſen Antrag dahin 
interpretieren, daß die Einfegung der einfchränfenden 
Bedingungen in das Dispoſitiv irgend einen 
Eingriff in bie Kommandogewalt nicht bedeuten ſoll 
(Zuruf aus der Mitte: fol! — Heiterkeit) 
während des Krieges. 
Alſo es ift mur abgeftellt auf bie jubjektive Bedeutung bes 
Antrags, auf die Abſicht der Antragfteller; bei der überaus 
freundlichen Interpretation des Antrags Ablaß foll der 
Antrag nicht die Bedeutung eine Gingriff haben; 
objektiv fünnte man eigentlid) dann meinen — das ift 
allerdings nicht ausgeiprohen worden — enthält ber 
Antrag aber aud einen Eingriff. 
(Sehr gut! in der Mitte.) 
Sie fehen, meine Herren, bei dem braven Herren vom 
Treifinn vermutet man die gute Abficht, beim böfen 
Zentrum bie böje Abſicht! 

(Heiterkeit und ſehr gut! in der Mitte. — Sehr 
richtig! rechts. — Zuruf links: Das ſchwarze 
Herz! — Große Heiterkeit.) 

Wenn dad Zentrum trotz der prinzipiellen übereinſtimmung 
bes Antrags Ablaß mit dem Antrag Hompefch gegen den 
Antrag Ablaß geftimmt hat, jo ift das gejchehen, weil 
der Antrag Ablaß nad; unferer Überzeugung dad Daß 
der Verminderung der Schugtruppe in das freie Ermeffen 
ber Verwaltung Melle und damit im Grumde genommen 

alles beim alten belich. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Der Herr Reichskanzler hat jobann die Ausführung 
bed Herrn Sollegen Spahn, daß er bie Ehre ber 
Zentrumsfraktion verlegt habe, mit einen gewiſſen Hohn 
beantwortet, indem er fragte: ift denn das etwa dadurch 
geſchehen, daß ich den Reichstag ohne Erlaubnis des 
Zentrums aufgelöft habe? Meine Herren, zu dieſem 
wohlfeilen Hohn hat weder der Abgeordnete Spahn noch 
bie Zentrumspartet Anlaß gegeben. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Der Abgeordnete Spahn fand die Ehrverlegung im feinen 
nad der MWahlauflöfung geſchriebenen Briefen, ins— 
befondere an eine amerifantiche, alſo ausländiihe Preß— 
geſellſchaft. Auf diefen Geſichtspunkt einzugehen, bat der 
Herr Reichskanzler vermieden. Und der Bentrumspartei 
ift niemalö eingefallen, das Recht des Bundesrats, nicht 
des Reichskanzlers 
(fehr richtig! in der Mitte), 
zur Auflöfung des Neihstags zu beftreiten. Wir finden 
aber allerdings darin eine Verlegung der Ehre der Fraktion, 
wern man aus der Ablehnung bon 8 oder 9 Millionen 
eines Nachtragsetat3 im Reid, wo der Gtat an Ausgaben 
2 Milliarden überfchreitet, eine angeblih hochwichtige, 
große nationale Frage madt und bem Zentrum nun bor 
dem In- und Auslande Mangel an nationaler Gefinmung 
wegen der Ablehnung von 8 bis 9 Millionen zum Bor: 
wurf gemadt hat. 
(Sehr gut! fehr richtig! in der Mitte.) 

68 ift doch fehr bezeihnend, meine Herren, was fon 


Es fünnen alfo nur entweder beide Anträge (C) 


(D) 
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(Gröber.) 


(A) ber Herr Kollege Spahn hervorgehoben hat, was ich aber 


bes Zufammenhangs wegen doch noch mal unterftreichen 
will, dab ſchon im Frühjahr 1906 mitten im Feldzug 
ein Abſtrich don 15 Millionen Markt an den Forderungen 
ber Regierung für Südweſtafrika erfolgt tft obme jebe 
ernftlihe Belämpfung von jeiten der Regierung. Damals 
mitten im Feldzug wird aljo eine nahezu boppelt jo große 
Summe ruhig abgeftrihen ohne Aufregung für bie Re: 
gierung; im Herbft aber, wo man inzwiichen andere Pläne 
gefaßt hatte, fol dann der Abſtrich von 8 bis 9 Millionen 
ein ftaatögefährliches, antinationales Unternehmen, ein 
Eingriff in die Kommandogewalt bes Kaiſers fein! 
(Sehr gut! in der Mitte.) 

Ja, war denn der Abftrih von 15 Millionen im Frühjahr 
dann nit auch ein Eingriff in die Kommandogewalt? 
(Sehr gut! in der Mitte.) 

Der Herr Abgeordnete Bafjermanı hat einen merk: 
würdigen Einwand gefunden, den ich doch firieren möchte. 
Er meinte, ber Ai von 15 Millionen im Frühjahr, 
fei ja von der Regierung angenommen morben 

en in der Mitte), 
und bamit ſei feitgeltellt, baß keineswegs ungenügende 
Mittel bewilligt worden jeien 
(Heiterkeit), 
alſo mit anderen Worten, daß zu viel gefordert worben ift. 
(Heiterfeit in der Mitte.) 

Danadı wäre alfo die Zuläffigfeit von Etat3abftrichen davon 
abhängig zu maden, ob die Regierung edgenehmigt oder nicht 
(ehr gut! im der Mitte), 

ob der Herr Reichskanzler feinen Segen bazu gibt. 
(Große Heiterkeit und fehr gut! in der Mitte.) 
Wir halten eine ſolche fubalterne Auffaffung der Aufgaben 
des Reichstags 
(ſehr gut! in der Mitte) 
fir unwürdig eines freien Parlaments. 
(Große Heiterkeit und Iebhafter Beifall in der Mitte 
und bei den Sozialdemokraten.) 
Meine Herren, bei einer ſolchen Auffaflung ſoll man lieber 
die Reichſtagsbude ſchließen 
(Zuſtimmung in ber Mitte und bei den Sozial: 
demofraten) 
und fol es dem hohen Bundesrat überlaflen, die Ent- 
ſcheidung zu treffen, der ja natürlich weit über dem be= 
ihräntten lntertanenverftand erhaben ift. 
(Heiterkeit unb ſehr gut! in der Mitte.) 

Aber, meine Herren, der Einwand des Herrn Ab— 
geordneten Bafjermann iſt falih. Die Zuftimmung bes 
Herrn Reichskanzlers zu dem Abftrih von 15 Millionen 
a nicht verhindert, daB wegen ber Fortdauer des Auf: 

ands ber Nadıtragsetat nötig wurde. Unſer Antrag auf 
Herabminderung ber Truppenftärfe erwies fi aber als 
richtig, denn der Aufſtand war wenige Tage nad ber 
Auflöfung des Neihstags beendet. Der Vorwurf eines 
Mangel3 der nationalen Gefinnung ift boppelt verlegend 
bei einer Fraktion, von der ber Herr Reichskanzler felbft 
anerkennen mußte, daß fie feit vielen Jahren bei dem 
Zuftandebringen aller großen Geſetzgebungswerke bes 
Reich mitgewirkt hat, und zwar, wie ber Here Reichs— 
fanzler felbft hervorgehoben hat — er hat im Grunde 
genommen eine große Lobrede auf das Zentrum fingen 
müfjen gegen feinen Willen — > 
(Heiterleit und fehr gut! in ber Mitte und bei ben 
Sozialbemofraten), 

in einer Weife mitgewirkt hat, die im Intereſſe des Reichs 
lag. Der Reichskanzler bat fpeziel den Ausbau der 

otte, den Bolltarif, die Zuderfonvention 

(fehr richtig! bei den Sozialdemokraten), 
und bie Hanbeläverträge 
(Guruf auf der äußerften Linken: Xeiber!) 

erwähnt. 





Sogar noch weiter im Lobe des Zentrums ging (0) 
der Führer der nationalliberalen Fraktion, ber Herr 
Abgeordnete Baflermann, der anerfannte — es hat mid 
das wirflicd überrafiht nah all den Vorgängen bei dem 
MWahlfampfe — 
(Zuruf von ber äußerften Linken: Gerührt!) 
— gerührt nicht, nein 
(große Heiterkeit), 
darüber bin ich hinaus, Herr Bebel. 
(Erneute Heiterkeit.) 
Der Herr Abgeordnete Baflermann hat anerkannt, daß bas 
Zentrum ſich „große Verdienſte“ — denken Ste, meine Herren 
von der nationalliberalen Fraktion! — „große Verdienſte“ 
erworben hat bei dem Bürgerlichen Geſetzbuch, bei ben 
Siottengejeßen, der Reichsfinanzreform und einem großen 
Teil der wirtihaftlihen und fozialen Geſetze. Meine 
Herren, wir Lönnten diefe Lifte noch erheblich vermehren. 
Ste wird aud dadurch nit abgeſchwächt, daß der Herr 
— Baſſermann auf die Haltung der Zentrums— 
fraftion gegenüber ben gr rg von 
1887 und 1893 hingewieſen hat. eine Herren, bie 
älteren Mitglieber des hohen Haufes, zu denen ich leiber 
nachgerade auch gehöre, erinnern fi der Vorgänge beim 
Septennatdrummel im Jahre 1887. Damals ift jeder als 
ein Neichäfeind erklärt worden, ber ſich nicht davon über- 
zeugen fonnte, daß man bie Friedenspräſenzſtärke abſolut 
auf fieben Jahre gleih im voraus feitftellen müſſe. 
(Heiterkeit in der Mitte.) 
Und was ift fpäter geſchehen? Was haben wir daun 
erlebt? Da famen die verbümndeten Negierungen felbft 
und haben gejagt: ad) was, lieben Jahre — Unſtnn, fünf 
Jahre tun's ebenjo 
(Heiterkeit); 


ba waren dann bie verbünbeten — in der 
Sprechweiſe des Wahlkampfes von 1887 anf einmal zu 


„Reichsfeinden“ geworden. Selbftverftändlid find fie in (pn) 


Wirklichkeit gerade jo wenig Neichöfeinde gewefen wie 
diejenigen, bie im Jahre 1887 ſich gegen das Septennat 
erklärt hatten. Alſo möge doch Herr Ballermann uns 
—8 jener Geſchichte nicht einen Vorwurf zu machen 
uchen. 

Dann die intereſſanten Verhandlungen über bie 
Milttärvorlage vom Jahre 1893. Die Regierung forderte 
damals eine Vermehrung der Präfenzftäre um 84000 
Mann. Die Nationalliberalen waren — olim meminisse 


juvat — jo „antinational“ und verlangten, daß die Summe 


herabgejegt werben folle auf 49 000 M 
(Heiterfeit.) 
Ja, meine Herren, im heutigen Stil zu reben war das 
ganz „antinational*. Noch antinationaler war der Frei— 
finn, der wollte nur 25 000 Mann bewilligen 
(Heiterkeit) 
und dazu eine Verbefferung wegen ber Ausbildung ber 
Erfagrejerbiften einführen. Zur Annahme gelangte ſchließ⸗ 
lich ein Antrag deö damaligen Abgeorbneten Freiherrn 
v. Huene aufBermehrung der Präſeuzſtärle um 70000 Maun. 
63 find alfo abgeftrihen worden 13 000 bis 14 000 Mann. 
Und — erihreden Sie nicht, meine Herren! — für biefen 
Abſtrich Haben fogar die Konfervativen geftimmt. 
j (Heiterfeit.) 

Wie waren doch die Varteien damals antinational nad 
der heutigen Nebeweife! Ober, meine Herren, laffen wir 
lieber dad „antinational” weg und fagen wir einfach: 
wie haben fi die Parteien damals doch jo wenig geniert, 
aud an den Hegierungsforderungen ganz andere Beträge 
abzuftreihen, ald wir im en ga Herbſt, wo wir bloß 


ann. 


8 bis 9 Millionen abgeftrihen haben! 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Einer Fraktion aber auf einmal den Patriotismus 
abzufpregen wegen einer Differenz in einer unwichtigen 
18° 


(8) Stanalvorlage im preußifhen Abgeordnetenhauſe, 
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(&röber.) 


(A) Frage, das tft ein Unrecht meine Herren, und bleibt ein 


Unrecht und wird feine guten Folgen haben. 
(Beifall in der Mitte.) 
Mer fol den jchließli darüber entiheiden, was eine 
nationale Frage ift? Hat denn ber Herr Reichskanzler 
das Recht, darüber allein zu entfcheiben? 
(Sehr gut! in der Mitte.) 
Ober hat der hohe Bundesrat bie Entſcheidung darüber 
oder ber Herr Bafjermann oder ber Herr Arendt? 
(Heiterfeit.) 

Ich meine, was geftern und heute von liberaler Seite 
gejagt worden ift, muß ftet3 zutreffen und zutreffen nicht 
bloß für die freifinnigen Parteien, jondern aud für andere 
Barteien: ob eine nationale Frage vorliegt, dad muß jebe 
Partei und jeder Abgeordnete für fi nad feinem Ge— 
willen entſcheiden 

(lebhafter Beifall in der Mitte) 
und nad feiner eigenen Überzeugung ohne Rückſicht 
darauf, ob feine Entſcheidung dann jemand anders 
angenehm tft ober nit. In ber häufigen Verwendung 
be3 nationalen Regifter8 liegt, glaube ich, eine ernite 
politiihe Gefahr. 

(Lebhafter Beifall in ber Mitte.) 
Denn wenn man immer, bei jeder Kleinigkeit von ein 
paar Millionen Mart — eine lumpige Summe im 
Milliarbenetat des Reichs — gleih von einer nationalen 
Gefinnung oder Gefinnungslofigteit redet, dann verliert 
ſchließlich der nationale Geſichispunkt jede Bedeutung. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Dann bürfte man überhaupt nidit im dem gerinaften 
Punkte eine Oppofition mahen. Und dod hat ber Kauf 
ber politiſchen Dinge es gefügt, daß fogar bie zur Oppo- 
fition gewiß am wenigften geneigten konſervativen 
Barteien gelegentlich auch einmal inOppofition treten mußten 
— id rechne ihnen das zur Ehre an —, nämlich bet der 
mo 
21 Eonfervative Abgeorbnete deswegen zur Diöpofition 
geftellt wurden: 2 Regierungspräfidenten, 18 Landräte und 
ein Brofeffor, der als Hilfsarbeiter im Kultusminiſterium 
verwandt war. 

(Xebhafte Zurufe. — Glode des Präfidenten.) 
Meine Herren, die Kanalvorlage war doch zweifellos viel 
wichtiger als ber dritte Teil eines Nachtragdetat3 bon 
29 Millionen, der nur eine Baufhaljumme forderte, wo 
alio die Verwendung ber Gelber im einzelnen ber Ver— 
waltung vollftändig freigegeben war. 

Im übrigen konnten wir und im Zentrum —— 
freuen, daß der Herr Reichskanzler und ſogar Herr Baſſer— 
mann gezwungen waren, eine fo große Lobrede auf bie 
Bentrumdfraktion faft wider Willen öffentlich zu halten, 
daß fie felbft bewiefen haben, daß die Zentrumsabgeord⸗ 
neten feit vielen Jahren eine patriotiihe Haltung inne: 

ehalten haben. Dadurh wird die Mißhandlung des 
Gehtrums bei der Auflöfung bes Neihdtags nur um fo 
reller beleuchtet, und bie Bekämpfung der Zentrums: 
aktion im Wahlfampfe wird nun um fo deutlicher als 
eine beuchlerifche hingeftelt. Hat man e3 doch gewagt, 
und ben Vorwurf zu machen, wir feien „Feinde bon 
Kaifer und Rei“. Meine Herren, und Zentrumßdleute 
ald „Feinde von Kaiſer und Reich“ Hinzuftellen, iſt eine 
bodenlofe Verleumdung, die wir mit Entrüftung zurüds 


weifen. 
(Lebhafte Zuftimmung in der Mitte.) 

Ih habe es nicht begreifen können, ala ih in einer 
Zeitung ein Schreiben des Zentralvorftandes der national: 
Itberalen Partei vom Januar diefed Jahres gelefen habe, 
in weldem eine ſolche Verleumdung der Bentrumspartei 
enthalten war. Das Schreiben war nad) Amerika gerichtet 
und hatte den Zweck, Gelder zu erbetteln für die national- 
liberale Parteitaſſe. Es beginnt folgendermaßen: 


Hochgeehrter Herr und Landsmann! 

Die Auflöfung des Deutſchen Reihstags zwingt 
die nationalliberale Partei, welche an der Wiege 
des Reiches ſtand und in gemeinfamer, hin- 
gebender Arbeit mit dem Fürften Bismard bie 
Fundamente des neuen Reichsbaues ſchuf, im 
Kampf gegen dad Zentrum und die Sozial— 
demofratie als dem ftillen und offenen Feinden 
bon Kaifer und Reich einzutreten. 

(Wieberholte Zurufe aus der Mitte: Bfui!) 
Das unterfchreibt als erfter Vorſitzender Baflermann 
(Zuruf: Butt), 
als zweiter Vorfigender Dr. Friedberg, Mitglied bes 
preußifhen Abgeordnetenhauſes! 
(Zuruf: Pfuil) 

Der Herr Abgeorbnete Baſſermann bezeichnet uns 
als „ſtille Feinde von Kaiſer und Neth“, er, der hier im 
Reichstage anerkannt hat, daß wir und „große Verbienfte 
um das Reich“ erworben haben 

(Heiterkeit) 
durch die Mitwirkung bei den wichtigſten Geſetzgebungs⸗ 
werfen der Reichsgeſetzgebung, bei denen ber Herr Abge— 
ordnete Baffermanı und feine Freunde mit und auf bas 
eınfigfte zufammen gearbeitet haben, angefangen vom 
Bürgerlihen Geſetzbuch biß zulegt bei der Finanzreform, 
wo wir Schulter an Schulter auf Grund ber eingehenbften 
Verftändigung mit Mitgliedern ber mationalliberalen 
Fraktion Anträge eingebradt haben, und dann ſchreiben 
bie Herren nad) Amerika: ſchickt und Geld, denn es gilt 
den Kampf für Kaiſer und Reich gegen offene und ftille 
Feinde! Meine Herren, wenn das von ber Zentralleitung 
ber nattonlliberalen Partei geichehen ift, bann darf man 
fi nicht wundern, was erft in Flugblättern und Zeitungs 
artifeln ber großen und Heinen Zofalblätter alles über 
und loögezogen worben iſt, und wenn fchließlih Die Be- 
pölferung zu einer Siebehige von Hab und Wut gegen 
das böſe Fentrum aufgeftahelt worden tft. 
(Zurufe: Bilderbogen!) 

— Ad, meine Herren, bier ift auch fo ein Bilberbogen! 
Wir werben da dargeftellt, daß wir bie deutſchen Truppen 
in Afrika im Stiche laffen wollten, baß wir bie Mörber 
und Näuber in Südweſtafrika begünftigen wollten, und 
was dergleichen Liebenswürbigfeiten weiter find. 

Nun noh ein Wort über die amtlichen Wahlbeein- 
fluffungen! Der Herr Reichskanzler bat hier auch ver: 
mieben, fi über den von bem Abgeordneten Spahn 
bervorgefehrten Geſichtspunkt der amtlihen Wahlbeein- 
fluſſung auszufpredhen, er redete nur bon feinem durch 
Spahn nicht beftrittenen Rechte, bei den Wahlen das 
deutſche Volt über die wahren Abſichten der Regierun 
aufzuklären. Er hat babei hingewieſen auf parlamentarif 
regierte Länder, hat dabei aber nur vergeflen, daß wir 
fein parlamentariſch regiertes Land find. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Das ift eine Stleinigfeit, dad macht einem Herrn Reichs⸗ 
fanzler nichts aus! 

(Große Heiterkeit.) 
Es gibt irgendwo ein parlamentarifch regierte Land, wo 
die Parteiführer zugleich die Funktionen der Miniſter ver- 
fehen; bie treten vor die Wähler, laffen die Wähler über 
ſich entſcheiden und über ihre Partei. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Das iſt das Entſcheidende. Und dann jagt der Herr 
Reichäfanzler: das Necht will ich auch haben, wie bie aus 
ber Mitte der Parteien geftellten Minifter. Meine Herren, 
wir beftreiten gar nicht, daß der Herr Reichskanzler die 
Übfihten der Regierung im MWahltampf klarlegen barf. 
Wir find jogar der Meinung, er hätte es noch viel klarer 
darftellen dürfen, als er es pa hat. 
(Große Heiterkeit in der Witte.) 


(C) 


(D) 
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(Gröber.) 


(A) Wir find der Meinung, er bat felbft jet noch lange nicht 


die gemügende Klarheit — das hat ja auch mein Lands: 
mann, Herr vd. Paher, vorhin angedeutet — über feine 
wirklichen Abfichten verbreitet. Wenn nun aus dem hohen 
Haufe ber Rebner der fonfervativen Partei in dem ganzen 
Berhalten des Reichslanzlers nichts Unberechtigtes gefunden 
hat, nun, das überrafht mid nicht. Die Herren Slonfer- 
bativen find fo gewöhnt, eine Wahlbilfe von ber Regierung 
zu ihrer Seite zu haben, daß fie es fid gar nicht anders 
porftellen können. 
(Sehr wahr! in der Mitte und bei den 
Spzialdemofraten.) 

Wenn aber der Herr Mbgeorbnete Liebermann 
vd. Sonnenberg zu bem ſonderbaren Vorſchlag gefommen 
ift, der Regierung no einen Fonds für die Wahlen zu 
bewilligen, iA ift ja inzwifchen das nötige gefagt worben. 
Ih will bad nicht wiederholen; ich teile die Anſicht, daß 
—— Wahlkorruptionsſonds ſchlimmſter Sorte werben 


e. 
(Sehr richtig! in der Mitte und bei den 
ozialdemofraten.) 

Die Regierung hat ihre Geheimfonds, wie fie in dem 
laufen. Das ift genug; mehr braucht man ihr nicht 

zu bewilligen. Ich habe mid deshalb auch gefreut, daß 
der Herr Abgeordnete Wiemer namens ber freifinnigen 
Bartei fi gegen jede amtlihe Wahlbeeinfluffung gewendet 
hat, und daß übrigend aud, was id noch hervorheben 
will, der Herr Übgeorbnete Liebermann dv. Sonnenberg 
doch ſchließlich zu dem Ergebnis gekommen tft, er würde 
es nicht für zuläſſig halten, daß die Regierung zur Ein- 
—— von Geldern für Wahlzwede auffordere und 
badurh fih in den Wahltampf ftelle.e Wenn ber 
Regierung geftattet wird, Gelber von Privaten zu 
ammeln, um dann baraus einzelnen Parteten lnter« 
gungen zufommen zu laffen, wenn fie e8 auch formell 


(B) nicht felbft verteilt, fondern einen Mittelämann aufftellt, 


ber dieſes ſchwierige * beſorgt 


eit), 
dann iſt einfach jeder amtlichen Wahlbeeinfluſſung Tür 
und Tor geöffnet! 

(Lebhafte Zuftimmung in der Mitte und bei ben 

Sozialdemokraten.) 

Denn fobann ber Herr Reichskanzler, was und aud) 
nicht gerabe beſonders aufgefallen ift, die Wahlagitation 
bed Flottenbereins in Schug nahm, jo möchte ih doch 
bie Frage an den Herrn Reichskanzler richten, ob es 
richtig iſt, was man umd mitgeteilt hat, baß ber Flotten- 
verein bei feinen Geihäften auch Marineſoldaten benußt 
Eh Es follen von Mitte Januar ab drei Marine: 
oldaten und eine Anzahl Stanzleidiener des Martneamts 
und bed Admiralftabes bei dem Flottenverein beichäftigt 
gewefen fein. 

(Hört! Hört! in der Mitte und bei ben 
Sozialbemofraten.) 

63 wäre fehr wertvoll, wenn der Herr Reichskanzler biefe 

Mitteilung widerlegen würbe und fie als eine Erfindung 

bezeihnen köunte. 

Außerbem ift in dem bekannten veröffentlichten Briefen 
des Generals Heim aud die Rebe bavon, daß Hauptmann 
Salzer im Generalftab der Schugtruppen jagt: er habe 
fih dem Flottenverein nur auf audbrüdlihen „Wunſch 
des Oberlommandos* zur Verfügung geftellt. 

(Hört! Hört! in der Mitte und bei den 
Soztalbemofraten.) 
Ya, meine Herren, darf benn ein Offizier zur Wahl- 
agitation biefer Art einfach kommandiert werben, und hält 
> — Rai Reichskanzler für eine zuläffige Beeinfluſſung 
er Wa 

Der Herr Reichskanzler hat fobann eine Reihe von 

Ausftellungen über die Art des Wahllampfes gemadht. 


Er fieht natürlih auf jeiten der gegneriihen Partelen (0) 


recht viel dunkle Stellen und viele Verfündigungen. Nur 
was bei ihm und feinen Blodparteten geſchehen, das ift 
alles unſchuldig, das ift alles geredht, das ift alle gut, 
das ift alles zuläffig. 

(Sehr richtig in der Mitte.) 

Sp hat er insbeſondere auögeftellt, daß man über 
das perfönlidhe Regiment fo viel geſprochen habe. Wo fet 
denn das perfönliche Regiment in letter Zeit — hat er 
borfihtig hinzugefügt — 

(Heiterfeit) 
in Grfcheinung getreten. Meine Herren, die „legte Zeit” 
kann man ja fehr verſchieden bemeffen 

(Zuruf: 24 Stunden!) 

— noch weniger, wenn es fein muß. 

(Heiterfeit.) 
Nun möchte ich aber herporheben, daß fpeziell von unferer 
Partei biefer Punkt gar nicht jonderlid, ſoweit id das 
überfehen kann, ind Treffen geführt worben ift. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

3 find ganz andere Männer geweſen, bie in „letter 
Zeit“ 


(Heiterfeit) 
fih über das perfönliche Regiment aufs fchärffte aus: 
geiprohen haben. Es war ein Abgeordneter deö hoben 
Haufes, der am 14. November 1906 folgende Aus: 
führungen gemadt hat. Ich zitiere nad) bem Steno- 
gramm, — Sie fünnen ſich darauf verlafien, daß ich nichts 


auslaſſe. 
(Heiterfeit.) 
Es ift heute in Deutfchland 
— jagt der verehrte Abgeordnete — 
der Eindrud erwedt, daß unfere Politik, auch 
bie auswärtige, der Ruhe und Stetigfeit entbehrt, 
bat Schwankungen hervorgerufen werben, daß 


perfönlide Antipathien und Sympathien ſich (m) 


geltend machen 
(hört! hört! bei den Soztaldemofraten), 
daß in Verhandlungen mit rauber Hand ein- 
egriffen wird, was einem richtig angelegten 
lan nicht förberlid fein fan. Berftimmungen 
in Deutfhland und im Ausland werben erzeugt 
durch Reden und Depeichen, die burch Liebend- 
würdigkeiten dann mit wieder ausgeglichen 
werden können, weder durch Statuen noch durd) 
Ehrenſäbel und ähnliches 
(hört! hört! und Heiterkeit in der Mitte), 
— id will — nicht weiter eingehen. Unſere 
Diplomatie iſt nicht an allen Stellen der Welt 
der ausländiſchen Diplomatie gewachſen. 
(Hört! hört! bei ben Sozialdemokraten.) 
Dad Ausland verfolgt diefe Dinge mit Auf: 
merffamteit, und auch im Ausland ift bie Meinung 
verbreitet, daß Stimmungen und plögliche Im— 
pulfe in unfere Polltik eingreifen, und das erzeugt 
im Auslande ein Gefühl bed Mißtrauens und 
des Mibbehagend über die deutſche Politil. Das 
Refultat ift eine Minderung des Reſpekts; bie 
Furdt vor Deutfhland, die früher beftand, tft 
verſchwunden. 
(Hört! Hört! in der Mitte.) 
Wie unpatriotifh, meine Herren, wie mangelhaft 


national 
(fehr gut! in ber Mitte) 
hat ſich dieſer Redner ausgebrüdt, der vor dem Auslande 
fo heftige Angriffe mit der deutlichften Spike gegen ben 
Träger ber Reichskrone fi) erlaubt Hat! 
(Sehr gut! in ber e.) 
Es war der Abgeorbnete Baffermann 
(tebhaftes Hört! hört! und fchallenbe Heiterkeit), 


(A 


— 


(B) 


ber dieſe Außerumgen getan hat, und dad Pitante an ber 
Sadıe ift, daß er bie Interpellation, in welder die an— 
eführten Angriffe gefallen find, mit dem Herrn Reichs— 
angzler, wie wir wiſſen, verabrebet hatte. 

Lebhaftes Hört! hört! und große Heiterkeit.) 

Meine Herren, der Herr Neihöfanzler hat ſich ferner 
mit großer Heftigfeit gegen die Darlegungen Spahns ges 
wendet, daß durch den Wahllampf bie religiöfe Leiden— 
ſchaft aufgerüttelt worden ſei. Gr hat es als eine der 
größten Unwahrheiten im Wahltampf bezeichnet, wenn von 
jeiten des Zentrums behauptet worden jet, bie katholiſche 
Religion fei in Gefahr, und es werde ein neuer Kultur— 
fampf vorbereitet. Der Herr Reichölanzler hat weiter ver— 
ſichert, daß er noch heute auf dem Standpunkt voller und ab⸗ 
foluter Gerechtigkelt gegenüber beiden Konfeffionen, voller 
Parität, wahrer Toleranz ftehe; diefen Standpunft werde er 
niemal3 verlaffen. Meine Herren, der Herr Reichölanzler 
ift ein ſehr gewandter Debatter, und wenn ihm unbequeme 
Fragen fommen, dann geht er ihnen aus dem Wege 

(ehr gut! im der Mitte) 
und unterfchtebt ihnen, um das zu verdeden, Dinge, bie 
gar nicht behanptet worden find 
(fehr richtig! im der Mitte), 
und die wiberlegt er dann gründlich! 
(Große Heiterkeit.) 

Meine Herren, niemand bat behauptet, 

Regierung fulturfämpferifche Mbfichten habe 
(jehr richtig! in der Mitte), 

wohl aber ift von unferer Seite die Behauptung auf: 
geftellt wordeu, daß ſolche fulturfämpferifchen Abfichten in 
den Reihen der liberalen Barteten beftänben. 

(Sehr richtig! in der Mitie. — Widerſpruch links. — 

Wiederholtes Sehr richtig! in ber Mitte.) 

— Ich freue mid, meine Herren, daß Sie wiberfpredhen, 
ich danfe Ihnen für den Widerſpruch. 

(Zuruf links: Deshalb hätten Sie mit dem Vorwurf 

nicht kommen follen!) 

— Ob, Herr Abgeordneter Gothein, ih werde Ihnen 
einiges von dem vorlefen, was aus der Mitte der liberalen 
Parteien im Wahltampf gefchehen ift, damit Sie Ihre 

reunde foramieren fünnen. 

(Heiterfeit.) 

Der Herr Kollege Spahn hat damals etwas ganz 
anbered ausgeführt, worauf der Herr Reichskanzler einzu- 
gehen nicht für gut befunden hat. Herr Spahn bat aus- 
ihr, daß die religiöfe Parität und Toleranz in der 

eſetzgebung des Reichs und ber Einzelftaaten noch jehr 
viel zu wünſchen übrig laſſe, obwohl der Herr Reidhd- 
fanzler in feiner Wahlrebe und ähnlich in feinem Silvefter- 
brief behauptet habe, die Staatöregierung wolle religiöſe 
Duldung und volle religtöfe Gleichberechtigung, volle 
Gewiſſensfreiheit; der Herr Reichskanzler ift auf die bon 
dem Sollegen Spahn dargelegten Fälle der Berlegung 
religiöfer Gleichberechtigung und Gemwiffensfreiheit mit 
feinem Worte eingegangen. Ih finde das begreiflich; 
benn er fonnte viert älle nicht beftreiten. fiber Diele 
Verfolgungsgeſetze gegen konfeſſionelle Minderheiten hilft 
uns aber nicht die wärmfte Betenerung einer paritätiſchen 
und toleranten Gefinnung des Herrn Reichskanzlers hinweg, 
fonbern ba hilft uns mur ein Alt der Gefeßgebung gegen: 
über ben alten intoleranten Geſetzen des Reich und ber 
Bunbesftaaten. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Und wenn ber Herr Reichskanzler trog feiner durch— 
aus paritätifhen und jo ganz toleranten Abfichten und 
der nicht minder toleranten und paritätiſchen Abfichten 
ber verbündeten Regierungen fi bisher nit dazu 
entſchloſſen hat, die entſprechenden nötigen Anderungen 
ber Geſetzgebungen im Reich und in den Bundesftaaten 
herbeizuführen, jo tft das ja fehr bebauerlih, und wir 


daß bie 
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bofien, daß ber Herr Reichskanzler mit ber erweiterten (C) 


liberalen Gefinnung alle biefe Mängel jchleunigft befeitigt. 
(Sehr gut! und Heiterfeit in der Mitte.) 

Meine Herren, es tft jogar die „Streuzzeitung“, Die 
in einem Artikel anerfannt hat, daß die Gefahr eines 
nenen Kulturkampfs nicht außer aller Möglichkeit Liege. 
63 heißt ba: 

Für die paritätiihe Haltung der verbündeten 
Regierungen kann der Herr Neichdfanzler ſich 
verbürgen, nicht aber dafür, daß eine ftarfe 
liberale Partei im Reichſstag alsbald ben ſtultur— 
fampf neu zu inſzenieren veriuhen würde, und 
dem Kulturkämpfer gilt ber Konſervative ebenfo 
als Feind wie der Ultramontane. 
Es geht alfo nidt an, fi damit tröften zu wollen, daß 
der Liberalismus die wirtichaftliche Gefehgebung nicht 
mehr rüdgängig machen fünnte. Ach, diefer Troft ift ung 
ja nicht einmal gegeben worden, es hat nur geheißen: 
e3 ift nur eine Sri von zehn Jahren, dann geht's erft 
wieber los. Der Artikel in dem Zonfervativen Blatt, ber 
„Serenzzeitung*, fährt dann weiter fort: 
Wir haben unfere firhlichen Intereffen und unfere 
politiihen Grundſätze gegen ihn zu verteidigen 
— gegen den Liberalismus — 
bie und minbeftend ebenfo wichtig find wie unfere 
wirtihaftlihe Eriftenz, und dabei find uns bie 
fonfervativen Elemente im Zentrum, auf die ja 
aud ber Herr Reichskanzler nadı wie vor feine 
Hoffnungen ſetzt, unentbehrliche Helfer. 
Darin fcheint der Artikel fich getäufcht zu haben, daß der 
Herr Reichskanzler feine Hoffnungen auf das Zentrum ſetze. 

Meine Herren, was nun die liberalen Parteien an— 
langt, jo will ich den Beweis führen, baß ich mit meiner 
Behauptung nicht zu weit gegangen bin. Ich kann nur 
dad eine Den wenn id) Ihnen mein ganzes Material 
mitteilen würbe, dann würde id bis 
12 Uhr mit Vorlefen nicht fertig werben; ich will bloß 
eine Auswahl von meinem Matertal geben; id will's 
gnädig machen. 

(Heiterkeit. — Zurufe links.) 
— Ja, Sie kommen alle an bie Reihe; bie National- 
liberalen und aud die Freifinnigen fommen drau. Aus— 
drüdlic möchte ich aber herborheben, daß tim Wahltampf 
Gage aus ber Mitte ber liberalen reife zuerft auf 
en alten Kulturkampf hingewiefen worden ift, und zuerft 
der Wunſch auögefproden worden ift, daß es wieber in 
der Richtung weiter gehen möge; bon unferer Seite ift 
nur in ber Abwehr von Kulturtampf geſprochen worben. 

(Sehr richtig! in ber Mitte.) 

Meine Herren, kurz nad) ber Auflöfung bes Reichstags 
— id) entnehme diefe Notiz der „Mündener Allgemeinen 
vom 15. Dezember — erihten eine Zuſammen- 
ellung von Außerungen ber Partelführer über dieſe Auf: 
löfung. Da tft nun der nationalliberale Herr Baffermann 
bon einem Wiener Journaliften gefragt worden, und hat 
ihm folgende Mitteilung gemacht: 

Ich begrüße die Reichstagsauflöſung mit Befrtebi- 

gung. Es wird einen frifchen, fröhliden Wahltampf 

geben. Mit der Wahlparole „Los von Rom” in 

den Wahltampf zu ziehen, Ä gute Ausfihten. 
(Hört! Hört! in der Mitte. 

Meine Herren, in dem liberalen „Wiftegteräborfer 
Grenzboten” findet fi folgende Stelle: 

„Kein Kulturkampf bei den Wahlen!” Diefe 
Barole hat die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ 
noch furz vor Jahresſchluß von neuem aus: 
gegeben, indem fie betonte, daß dieſe Wahl- 

ewegung ihres politifhen und nationalen 
Charalters unter feinen Umſtänden entfleidet 
werben bürfe. Die Sonfervativen, welde trotz 


eute naht um (m) 


(A) 


(B) 


Neichstag. — 6. Sigung. Donnerstag den 28. Februar 1907. 


127 








(Gröber,) 
be Zweckes der Reichstagsauflöſung vielfach 
Wahlbündniffe mit dem Zentrum eingegangen 
find, empfanden natürlich nicht wenig Genug: 
tuung über biefe von oben gefommene Mahnung. 
. . . In liberalen reifen ift man dagegen ver: 
ftimmt über jene Kundgebung der „Norddeutichen 
Allgemeinen Zeitung”, da man dem Frontmachen 
gegen das Zentrum ben kulturkämpferiſchen Bei: 
—— ſchlechterdings nicht nehmen könne, ohne 
den Elan der Wählerſchaft zu lähmen. 
(Hört! Hört! in der Mitte.) 
Das fteht in dem liberalen „WüftegterSborfer Grenzboten“ 
bom 9. Januar 1907. 
(Zwiſchenrufe links.) 
bi das find Außerungen aus ber Mitte ber liberalen 
artet. 


(Erneute Zwiſchenrufe links.) 

Die „Deutſche Zeitung” hat unmittelbar nah der 
Reichstagsauflöſung folgende Säge geſchrieben: 

Und waren wir biöher im neuen Deutfchen Neiche 
beutfcher Nation, in unferem modernen paritätifchen 
Staate, unter dem evangelifhen Kaifertum der 
Hohenzollern, nit ganz wie einft in römifche 
Feſſeln verfiridt? Hatte das Zentrum nicht in 
aller Stille, auf den Hintertreppen der Heuchelei, 
der Intrige und der brutaliten römischen Macht— 
politik eine Elerifale Nebenregierung eingerichtet? 
Regierte nicht der Papft ober dad, was hei 
unferen SKatholiten „PBapft* bebeutet, mit in 
Preußen und im NReihe?... Im diefem ewigen 
Kampfe ——* Staat und unduldſamem Kirchen— 
tum, zwiſchen König und Vrieſter, erſchienen auch 
uns Sterblichen einmal „taufend Jahre wie ein 
Tag“. So ftehe denn auf, alter Ghibellinenzorn 
ber deutſchen Kaiſertage! 

Meine Herren, im Ludwigsburger Wahlkreis, wo der 
Herr Abgeordnete Dr. Hieber gewählt ift, findet fid) in einem 
nad ber Wahl veröffentlichten Aufruf „an die national- 
— Wähler des zweiten (Württembergiſchen) Wahl⸗ 

eiſes“ folgende Stelle: 

Die Reichsſtagswahlen find vorüber und mit 
Befriedigung kann das deutſche Volk auf biefelben 
znrüdhliden. Ein nationaler Zug wehte durch 
bie Rande, und eine rende war ed, zu beobachten, 
mit welder Einmütigfeit bie bitrgerlihen Parteien 
überall, wo es not tat, allen Bruberzwift ver— 
geflend, fi zufammenicharten, um deutſches Wefen 
gegen römiſches Pfaffentum und gegen bie inter: 
nationale Soztaldemotratie zu verteidigen. 

Dabei find in bem gangen Wahlkreife des Herrn Dr. Hieber 
faum ein paar Statholifen! 
Heiterfeit.) 


( 
Es war alſo gar nicht nötig, fo „gegen das Pfaffentum* 
zu wüten. 
Am 14. Dezember vorigen Jahres hat im Leipzig 
eine ——— bes nationalliberalen Vereins ſtatt— 
gefunden, auf welcher der Profeſſor Thümmel aus Jena 
gegen dad Zentrum als bie vaterlandsloſe Partei wütete, 
als bie Partei, die viel ſchlimmer fei ald die Sozial: 
demofratie; Religion fei nur das Aushängeſchild des 
Zentrums, — im Wefen beftehe feine Hauptarbeit darin, 
Roms Machtgelüſte dem meltlihen Staat dienftbar zu 
madhen und dann feine eigenen Intereſſen zu fördern. 
Dann kommt auf derjelben Verſammlung ein Neich3- 
gerichtsrat Sievers, der jagt: 
es habe jest ein höherer und befferer Kultur: 
fampf angefangen, nicht mehr werde ber römtfche 
Priefter mit feinen Trabanten in Deutihland 
regieren, 
unb fo geht das jort. 


Die freifiunige „Voſſiſche Zeitung“, die Tante, bie (C) 


alte Tante, ja ſich auch noch aufgeregt 
Heiterkeit), 
und hat folgendes Skriptum losgelaſſen: 
Gegen die Knebelung des Geiſtes, gegen bie 
Mlerifei und das Pfaffentum erhebt ſich freubig 
die Maffe bes Volks. Aber dann muß fie fehen, 
daß es ber Regierung Ernft ift mit dem Kampfe 
gegen die Dunfelmänner und den Klerikalismus. 
Mi „Dortmunder Zeitung“, auch ein Liberales Blatt, 
treibt: 


Etwas von Huttengeift Hang von ber Bank ber 
Regierungen. Ich hab's gewagt! Möge vom 
Lutherzorn und Luthermut ein Hauch durch unſer 
Volk wehen: Los von Rom's Knechtſchaft, der 
Wahrheit und Freiheit entgegen. 
Die „Magdeburgiſche Zeitung”, ein nationalliberales 
Organ, erflärte: 
Ein Blick auf Frankreich kamn vielleiht der 
deutſchen Regierung ebenfo gut dienen wie ber 
deutihen Zentrumspartet. 
(Sehr richtig! Links.) 
— Gie von ber Freifinnigen Partei rufen mir „Sehr richtig“ 
zu. Sie wollen alfo den Kulturkampf wie in frankreich, 
ih danfe Ihnen, dab Sie mir das beftätigen. — Ich fahre 
fort in dem Zitat aus der „Magdeburger Zeitung“: 
Wir wollen hinter dem franzöfiihen Beilpiel, das 
und diesmal ein gutes Vorbild fein follte, nicht 
zurüdbleiben. Der frifche Luftzug, der von Weften 
weht, foll jih auch bei und aufmachen, bamit 
die umerträgliche Stidluft, die iiber dem Deutfchen 
Reiche Liegt, ein Ende hat. 
Ich will nicht allzu viel vorlefen; aber folgendes möchte 
id doch noch anfügen. Die antiultramontane Vereinigung 
in Baden hat folgenden Wahlaufruf erlaffen: 
Das DIR: 
nicht länger vom Vatikan aus regiert werben. 
(Sehr richtig! links.) 
— Sa, da rufen Sie auch noch: „ſehr richtig!* 
(Heiterkeit lints.) 
Dies Hat durh die Auflöfung des Reichstags 
die Neichöregierung felbft erflärt, oder die Reichs— 
tagsauflöſung ift Annlos geweſen. Wähler! Die 
verbündeten Megierungen appellieren au das 
deutſche Voll, damit es belunde, ob das bom 
Zentrum ihm bereitete Jod ber Prieſterherrſchaft 
länger gebulbet werben fol, ob eine Partei bei 
uns ausſchlaggebend fein fol, welche die Ent: 
fheidung über alle nationalen, politiihen und 
wirtſchaftlichen Angelegenheiten, über des Deutſchen 
Neihes Wehr und Finanzkraft, über bie Be— 
ziehungen zu den auswärtigen Mächten, über die 
Erhaltung und Ausgeftaltung unferer Kolonien 
von lirchenpolitiſchen Geſichtspunkten und Zu— 
geſtändniſſen abhängig macht. .. . Eine kon— 
feffionellspolitifhe Partei, wie das Zentrum, 
untergräbt in einem fonfeffionell gemiſchten Ge— 
meinwefen, wie unfer Deutſches Reich es ift, 
den bürgerlihen Frieden in feinen Grunbfeften. 
Das ift der Religionskrieg im Dauerzuftand. 
Als Derfehter des Ultramontanismus ober 
Jeſuitismus, als konfeſſionelle Partei empfängt 
das Zentrum letzten Endes ſeine Loſung aus dem 
Vatikan. 
(Sehr richtig! links.) 
— Ach, „ſehr richtig!“ Die Herren rufen: Ich richtig! 
und bejtreiten dann no, daß ein kulturfämpferiicher Geift 
in ihren Zeitungen malte! — Ich will das Zitat aus 
dem Wahlaufruf der antiultramontanen Bereinigung zu 
Ende bringen: 


iſt voll, Deutjchland darf und ſoll (D) 


(A) 


(B) 


Reichstag. — 6. Sitzung. Donnerstag ben 28. Februar 1907. 





(Gröber.) 
Jede Stimme, die dem Zentrum gegeben wird, 
tft Daher — wenn auch vielfah unbewußt — 
eine Auslieferung unfered deutſchen PVaterlandes 
an bie römiſche Fremdherrſchaft. Die „Trreiheit*, 
bie das Zentrum meint, ift in Wahrheit bie 
unumfchräntte Herrschaft des römifhen Bapittums 
und feiner Priefter über ben Staat, über ba3 
Gewiſſen der Staatöbürger, fie fommt im End: 
ziel der Unterdrückung der Gewiſſens- und Geiftes- 
freiheit und damit der Vernichtung auch jeber 
politifchen Freiheit gleih . Dad ganze 
Streben bed Zentrums, beffen verborgene Draht: 
zieher im Batilan figen, zielt dahin, unjer 
Deutfches Reich wieder, wie im Mittelalter, zu 
einem heiligen — römiſchen von Papſtes Gnaben 
zu maden. Wähler! Wie lange wollen wir 
noch ben entmannenden Terroriämus bes religiöfen 
Fanatismus erbulden, wie diefen das Zentrum 
zielbewußt ſchürt und organifiert?r Wähler! So— 
lange Zentrum und damit der Ultramontanismus 
„Trumpf“ ift, wir den römiſchen Keil im Fleiſche 
haben, find wir nicht Herren im — Hauſe, 
haben wir kein freies Deutſches R Darum 
herunter mit der Fahne der ua Dunfel» 
männer vom deulſchen Reichsſstagsgebäude! 

(Sehr richtig! Links.) 

— Nachdem Sie immer: „Sehr richtig“ rufen, meine 

Herren, brauche ich einen Beweis nah der Richtung gar 

nicht mehr weiter zu führen. Es ift Ihre Gefiunung, die 

aud) in diefem Wahlaufruf zum Ausdrud gekommen ift. 

(Sehr richtig! und Heiterkeit Links.) 

Einige Einzelheiten mödte ih Ihnen dann uod) vor— 
tragen, um das Gedächtnis zu jhärfen. In Hildesheim hat 
der Bund ber Landwirte mit dem Zentrum eine Berftändigung 
getroffen und hat fi nicht mit dem Nationalliberalen ber: 
einigt. Das war natürlich ein „nationales“ Verbrechen 

(fehr richtig! aus ber Mitte); 
benn eine andere Partei darf ſich nur mit den National: 
liberalen verbünden, fonft ift das antinational. Das 
haben nod andere Barteien erfahren als ber Bunb ber 
Landwirte. Die eg hat num ihrem Ärger 
über bie Kandidatur des Bundes der Bandiwirte in Hildes— 

heim —— Ausdruck gegeben: 

ie Führer des Bundes der Landwirte haben in 
echt jeſultiſchem Geiſte —— . Auf der 
einen Seite behaupten dieſe Bündler, fie ſeien 
„national bis auf bie Knochen“, und auf ber 
anberen Seite jchließen fie mit dem bom ber 
Regierung aufs ſchärfſte befämpften Zentrum ein 
Schutz- und Trutzbündnis; damit tun bie evange- 
liſchen Bünbler bes 10. hannoverſchen Wahl: 
freife8 ben zweiten Schritt, um bie Zentrumd- 
herrihaft im bem zu zwei Dritteln evangeltihen 
Mahltreife zu verewigen! Es gehört ein recht 
naived® Gemüt zu dem Glauben, ber ultra- 
montansagrarifhe Kandidat, ein evangeliſcher 
Landwirt, werde bom Zentrum wiberfprud3los 
gewählt, wenn er zuvor binbende Zufagen, 
vielleicht Zuftimmung zu ber vollen Aufhebung 
bed eluitengeießes, gegeben habe. Kommt es 
bazu, daß dieſer Nenegat mit bem Sozialdemo— 
fraten in Stihwahl gelangt, dann muß mit ber 
Wahl des letzteren gerehnet werben, da bie 
evangelifche Bevölkerung das auf Unſittlichkeit 
und Umwahrheit beruhende Wahlbünbnis zwiſchen 
bem Bund der Lanbiwirte und dem Zentrum wit 

aller Entfchtebenheit ablehnen wird. 

(Hört! hört! in der Mitte.) 

Meine Herren, in den Streifen bes evangeltihen 
Bundes, fo von dem Generalfefretär bed Bundes, Lic. 


Bräunlih= Halle, iſt während des Wahltampfed dagegen (C) 
— worden, es jei eine Schmach für Deutſchland, 
aß in dem Reichstag des Reformationslandes ein 
Ultramontaner, ein Jeſultenzögling, auf dem Präfidenten- 
ftuhl geſeſſen habe, Graf Balleftrem! 

(Lachen und Rufe: Hut hut Pfutt in der Mitte.) 


Vizipräftbent Dr. Paaſche: Meine Herren, das Pfui— 
rufen ift nit Sitte im Reichſstag! Ich bitte, diefe Pfui— 
rufe zu unterlaffen! 


Gröber, Abgeordneter: Meine Herren, was ben 
früheren Herm Präſidenten betrifft, jo darf ih mid 
darauf befchränfen, daran zu erinnern, daß unfer verehrter 
Herr Präfident am 20. Februar in feiner Antrittörede 
ausdrüdlih gelobt hat „die erprobte Amtötätigkeit, die 
hohe Begab bie Schlagfertigkeit und bie perfönliche 
Vbenswirigel meined Herrn Amtsvporgängers“. 
gut! in ber Mitte.) 


Sehr 
Das tft die beſ Kritik einer ſolchen gehäſſigen Art und 
MWeife, ſich darüber aufzuhalten, daß ein Mann, der dem 
nr Glaubensbelenntniffe angehört, burd bie 
politiſche Entwidlung auf den Bräftbentenftuhl ge: 


kommen ift. 
*5 gut! in ber Mitte.) 

Im Wahllanıpf war man fogar fo gehälfig, einem 
fonferbativen evangelifhen Kandidaten — es war Herr 
v. Riepenhaufen — beöhalb Vorwürfe zu madhen unb 
zu befämpfen, baß feine Frau zur katholiſchen Kirche 
übergetreten fei. Darüber wurde fogar ein bejonberes 
Flugblatt verbreitet. Diefe Verhetzung erfolgte zu Gunften 
eines freifinnigen Kandidaten. 

(Hört! hört! in der Mitte.) 

Nun werben Ste mir ja jagen: das find unpaflende 
Bemerkungen und Gehäffigkeiten, die wir berwerfen; ich 
erinnere aber, daß Sie, meine Herren von ben liberalen 


Parteien, bei zahlreichen gehäffigen Stellen ber — (D) 


Wahlaufrufe immer gerufen haben: „Sehr rihtig!*; das 
waren jo viele Beftätigungen meiner Behauptung, daß ich 
das übrige Material beiſeite legen konnte. 

Nun find aber aud, meine Herren von ber liberalen 
Seite, Forderungen Fulturfämpferifher Art aufgeftellt 
worben; es tft nicht bloß bei gehäffigen Bemerkungen ge— 
blieben. Es war ein berborragenbed Organ ber national- 
liberalen Partei, nicht ein kleines, unbelannte® Blatt, 
nämlich die „Kölniſche Zeitung“, bie in ihrer Nummer 58 
vom 17. Januar allen Ernfte ben Vorſchlag gemacht hat, 
man folle die Schenkungen und Zuwendungen an Kirchen 
und kirchliche Anftalten, jogar die frommen Stiftungen 
für ein Jahresgedächtnis, für eine Seelenmefje für einen 
Berftorbenen, dadurch einſchränken, daß derartige Zu— 
wendungen und Stiftungen ber ſtaatlichen Genehmigung 
unterworfen würben. 

(Hört! hört! in der Mitte.) 
Das ift eine fehr „liberale* Forderung! Man will ben 
Katholifen Hier in das innerſte Seelenleben eingreifen, 
man will es von einer ftaatliden Genehmigung abhängig 
machen, ob fie für ihre Eltern uod eine Seelenmeffe leſen 


laſſen dürfen! 
(BE gut! in der Mitte.) 
Die Herren wiffen nicht, wie tief fie bamit in das Innerſte 
bes katholiſchen re eingreifen, wie berlegenb eine 
folche A rn Se 
ie „Dreöbner Nachrichten“, das verbreitetſte Blatt 
* Königreichs Sachſen, wo die Intoleranz am meiften 
anz Deutihland Trumpf ift, und zwar bie politifche, 
vie —* wie die religiöfe Intoleranz, — dieſe „Dresdner 
Nachrichten” Haben in den Wahllampfwochen aeforbet es 
ſolle die Heranbildung eines von Rom un abhängigen 
Klerus durchgeführt werben; eine nationale Kirche müſſe 
das Endziel der deutichen antiultramontanen Bewegung 


(A) bilben. 


(B) 


Reichstag. — 6. Sigung. Donnerdtag den 28. Februar 1907. 
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(@röber.) 
Und weiter haben bie „Hamburger Nachrichten“ 
am 14. Februar dieſes Jahres einen Aufruf von Dr. Molt: 
mann gebradjt; der will einen Neichdverband mider ben 
römiſchen Beichtſtuhl gründen! 
(Geiterkeit in ber Mitte.) 
Zwed bed Berbandes: Gmanzipation bes 
katholiſchen Deutihlands von Rom beziehungs:- 
weife vom Zentrum. 
Ad, meine Herren, daß wir in ber Zentrumsfraktion 
Beihtftühle aufftellen, habe ich biäher noch nicht gewußt; 
das erfahre ich erft aus biefem Artikel! 
(Heiterkeit in der Mitte.) 
Weiter: 


Mittel zur Durdführung dieſes Zwecks: Maffen- 
petitionen an die Reihöregierung, ben Bundesrat 
und den Reichſtag und Verbot des Beichtftuhls 
und ber SObrenbeihte als religiös unnötig 
(fiehe Proteſtantismus), politifch verbädhtig und 
ſtaatlich untontrollierbar. 

(Sehr gut! und Heiterkeit in der Mitte.) 

Wohin diefe Aufftahelung des Zonfelfionellen Gegen: 
ſatzes geführt hat, das können Sie daraus entnehmen, 
dab nad) dem Ausfall der Stihwahlen eine große Zahl 
von Katholiten wirtſchaftlich geſchädigt worden tft wegen 
ihrer politiichen Stellungnahme. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Ih führe an eine Nachricht der „Kölniſchen Vollszeitung“ 
aus Gelnhaufen. Hier heißt e8: 
Seit dem Stihwahltag iſt in Geluhaufen bie 
nieberträdhtigfte Hete im Gange. Wie das „Frank: 
furter Vollsblatt“ berichtet, haben verſchiedene 
Firmen, Beamte und Bürger der Stabt, jogar 
Geſchäftsleute, die ihr Geihäft mur ben ums 
liegenden Zatholifhen Ortſchaften verdanken, 
einige tatholifche Gefchäftsleute fofort nad dem 
Wahltage boykottiert. Selbſt ſchriftliche Auf: 
forderungen find von Haus zu Haus gegangen, 
nit mehr bet bem Katholiken zu ne m 
Freitag ſah man an den Telegraphenftangen, 
Manern und fonftigen Anfchlagftellen ber Stadt 
folgenden Anſchlag angellebt: 
Reihätreue Bürger und Bürgerinnen! 
Durch die Vergewaltigung infolge der Zentrums⸗ 
parole weht über unjerer alten Kaiſerſtadt das 
rote Banner ber Sozialdemokratie. Eure 
nationale Ehre wird dadurch von einem Kleinen 
Häuflein Zentrumsdangehöriger gefnechtet und 
mit Füßen getreten. Stattet diefen nunmehr 
euren Dank in jeder Beziehung und bei jeber 
Gelegenheit ab! Daher: los von Romll! 
damit ihr wieder deutſch benfen, reden und 
wählen fönnt. 

Noch ſchärfer ſcheint es im Duisburg zuzugehen. Ich 
habe dafür folgenden Ausſchnitt aus der „Kölniſchen 
Vollkszeitung“, bie ihre Miltellung übrigens der „Duts- 
burger Zeitung“ entnimmt: 

Wir leſen in der „Germania” über einen im 
biefigen Wahlkreis beſchloſſenen Boykott Tatho- 
liſcher Gefchäftämitgliever. Nah von und in: 
zwiſchen eingezogenen Grfundigungen beruhen 
biefe Mitteilungen auf Wahrheit. In Binter 
verſchlofſenen Türen abgehaltenen Berfammlungen 
wurde der Boykott beſchloſſen. Wie wir aus 
fehr zuverläſſiger Quelle erfahren, ſoll diefer 
Boykott auf den ganzen Kreis ausgedehnt und 
fpäter veröffentlicht werben. — Bemerkenswert 
ift, daß man in einer ſolchen Zufammentunft das 
proteftantifhe Bewußtiein ber Anweſenden an- 
geblih zu erweden ſucht. 

Der Artikel [liegt mit ben Worten: 

Reichstag. 12. Kegisl-P. 1. Seſſion. 1907, 


Wenn mit bera 
bann ift der Wahlkreis für immer am die Sozial: 
bemofratie ausgeliefert. 
(Hört! Hört!) 
Aus Gütersloh wird gejchrieben: 
Die Zentrumsmwähler, welhe dem Sozialbemo- 
fraten ihre Stimme gegeben haben, haben bie 
Güteröloher Gefhäftöleute an ben Rand bes 
Ruins gebradt. Trotzdem ba3 in Stabt und Amt 
Süterloh Sowohl als aud in KHattenftroth-Sperarb 
faft alle Katholiken, die gewählt haben, Herrn 
v. Möller wählten, ift hier von evangeliſcher Seite 
bie Barole ausgegeben worden: e3 wird bei feinem 
Katholifen mehr gefauft. Es gibt viele katho— 
liche Geihäftsleute, die nah der Wahl Leinen 
Pfennig mehr eingenommen haben; eine große 
Anzahl evangeltiher Bürger hat fofort ihre Kontis 
bei den Katholiken beglihen und bie Laufenden 
Lieferungen abbeitellt. 
Die „Strenzzeitung” jagt über biefe Vorgänge in 
Duisburg und Gütersloh: 
Das ift der Anfang bed Bürgerkriegd und des 
Religionskriegs. 
(Sehr ridtig!) 
Als befonders beihämend empfinden wir ed, daß 
dieſer geihäftliche Srieg in einer faft ganz ebange- 
liſchen Stadt gegen eine katholiſche Minderheit 
uerft audgebroden iſt, in einem Wahlkreis, 
in bem lebiglid) wegen fonfeffionellen Hafjes das 
Reihstagsmandat an bie Sozialdemokratie ver: 
loren worben ift. In ber vorigen Woche rühmte 
bie vom „Evangelifhen Bunde“ unterſtützte 
„Deutſch-ebangeliſche Korreſpondenz“, baß ber 
Bielefelder Wahlkreis, zu dem Gütersloh gehört, 
burd) den Einfluß des Bundes auf die evangelifche 
Mäbhlerfhaft dem Zentrum (Hnmann) 
— belanntlich hat übrigens der Herr Abgeorbnete Humann 
für den Antrag Ablaß geftimmt! — 
verloren gegangen jei. Der Bund habe Stimmungs- 
werte geſchaffen, die ſich jegt in Machtworte um: 
efegten. Welche Machtworte bad find, zeigt ber 
nfeffionelle Boykott. 
Meine Herren, ih glaube bamit gezeigt zu haben, 
in weldem Maße 
uruf lints) 


(3 
— oh, es kommt noch viel mehr, meine Herren 
(große Heiterkeit); 
jegt müſſen Sie erft einmal hören, ſonſt befomme ich die 
Herren nicht vor bie Klinge 
(ermente Heiterkeit) 
— id glaube, bamit den Beweis geführt zu haben, in 
weldem Maße die konfeſſionellen Verhegungen bei dieſen 
Wahlen ftattgefunden haben. 
(Sehr richtig! in ber Mitte. 
Ich wiederhole daher: es ift ber allerfleinite Teil von 
dem Material, das ich —** habe; denn ich fühle 
mit Ihnen, daß die Vorleſung dieſes Materials nicht an— 
genehm iſt; mir iſt es auch nicht angenehm. 
(CLebhafte Zurufe links.) 

Nun ein anderer Punkt. Der Herr a hat 
mit befonderer Ausführlickeit und Feierlichkeit in bem 
Zone, ben der Herr Abgeorbnete Miller (Meiningen) ben 
Paſtoralton genannt hat, und eine Rede darüber gehalten, 
was wir für abſcheullche Sünber im Zentrum feien; denn 
er babe in dem Topf der Sozialdemokratie auf einmal das 
Zentrum gefunden. Schon geftern wurbe bon anberer Seite 
gelagt, wenn er doch etwas weiter hinunter gegriffen hätte, 
dann hätte er auch bie air Bartei finden können. 

(Sroße Heiterkeit.) 
Ich behaupte, er Hätte fogar die nationalliberale 
19 


en Mitteln gefämpft wird, (C) 


(D) 


(A) Bartei in demfelben Topf gefunden. 
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(®röber.) 








Aber das wollte der 
Herr Reichskanzler nicht beiprehen, denn das find ja bie 
neuen Freunde bed Herrn Reichskanzlers. 

(Erneute Heiterkeit.) 

Meine Herren, vor allen ie möchte ich jagen: ſo⸗ 
lange man ein Wahlgeſetz befigt, welches mit dem Stihwahl- 
ſyſtem ben Wähler zwingt, unter Umftänden zwifchen zwei 
Kandidaten zu enticheiden, welche beide ber politiſchen 
Anficht des Wählers wiberfpreden, macht man es aller: 
dings dem Wähler fehr ſchwer, bei ben Stihwahlen 
Stellung zu nehmen; denn es kann vorlommen — bie 
Erfahrung bat es ja gezeigt —, dab es jehr ſchwer ift, 
zu entfcheiden, wer vom ben Gegenfanbidaten ber minder 
unangenehme und ber minder gefährlide if. Die Sad 
lage kann ja aud fo fein, daß man geradezu gezwungen 
ift, pofitiv abzuftimmen, daß man nicht durch bloße 
Stimmenthaltung den erwünschten Erfolg erzielen kann, 
fondern daß man eben, um ein größeres ilbel nad ber 
Meinung des Wähler: zu verhindern, für einen Gegner 
fiimmen muß. Es ift das etwas Unnatürliches, daß das 
Gefeg den Wähler dazu zwingt. 


(Zuruf.) 
— 5a, ed gibt verjchiedene Mittel, dieſen Mangel bes 
geltenden Wahlgefeged zu befeitigen, man kann bie 
relative Mehrheit entfcheiden Iaflen, und noch andere ber: 
ſchiedene Methoden find denkbar; aber ich will mic, jet 
darüber nicht auslaffen. Solange das Syſtem ber Stid- 
wahlen befteht, nimmt e8 fich fehr fonderbar aus, wenn 
vom Negierungstifhe die Konſequenz des Stichwahl⸗ 
ſyſtems den einzelnen Wählern oder ben einzelnen Parteten 
zum Vorwurf gemacht werben will. 
(Sehr richtig! in der Mitte und bei den Sozial- 
bemofraten.) 
Solde Vorwürfe nehmen fih um jo feltfamer aus, 
wenn man damit einen Auffag ber „Berliner Neueften 


(8) Nachrichten“, denen man offizidfe Beziehungen nachſagt, 


zufammenhält, eine Abhandlung, in welcher der bemerfens: 


werte Sat fteht: 
Sn der Stihwahl kommt ed nicht auf bie 
politifhen Grunbfäße, ſondern auf bie Taktik an 
(hört! hört! in der Mitte), 
fei e8, daß fie einen beftimmten Erfolg berbei- 
führen ober daß fie unter zwei brohenben Übeln 
wenigftend das größere verhindern will. 

Meine Herren, wir im Zentrum wiſſen recht wohl, 
daß bet folden Wahlen oft ber Unmut draftiih zum 
Ausdruck kommt, daß mander Wähler den für die Ne- 
gierung allerunangenehmften Kandidaten wählt, um ber 
Mißſtimmung, die aus dem verichtebenften Gründen vor: 
Itegen ann, einen recht fräftigen Ausdrud zu geben. Wir 
finden einen ſolchen Unmut nicht etwa nur in ben minder 
gebildeten reifen des Volkes, fondern auch in höheren 
Schichten. Wer von und hat vergeflen, dab am 21. De: 
zember 1892 ein fchlefiiher Nittergutspächter Ruprecht 
auf Ranfern öffentlich in einem Aufruf erflärt hat: 

Ih ſchlage nichts mehr und nichts weniger vor, 

ald daß wir unter bie Sozialdemokraten gehen 
(Heiterfeit in der Mitte) 

und ernftlich gegen bie Regierung Front machen, 

ihr zeigen, daß wir nicht gewillt find, uns weiter 

fo jchleht behandeln zu laſſen, wie biöher, und 

fie unfere Macht fühlen laffen. 

Meine Herren, aus biefem Aufruf ift dann allmählich, 
ein paar Monate fpäter, ber Bund der Lanbwirte ent» 
ftanden. Alfo ein ganz Zonjervativ gerichteter Mann 
lommt im Unmut, im Ärger über die ſchlimme wirtfchaftliche 
Lage zu dem öffentlich ausgeſprochenen Vorſchlag: Takt 
uns unter die Sozialdemokraten a Und, meine 
Herren, wenn auf liberaler Seile ein jo großes Blatt 
wie die Kölniſche Zeitung” in ihrem Nenjahrsartifel von 
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1892 wegen des Mißmuts über die damalige Zedlitzſche (0) 


Schulvorlage droßte: da müflen wir unfere monarchiſche 
Gefinnung revidieren — 
(hört! hört! in ber Mitte), 
fo ift das alles, nur nit monarchiſch, nur nicht patriotifch, 
vielleicht auch nicht national! 
(Sehr gut! und Heiterkeit in der Mitte.) 

Dazu kommt nocd folgendes. Wenn wir bie Briefe 
bed Herrn Generald Keim Iefen, die ja fo viel beö 
Intereffanten bieten, ba finden wir den Sat, ber übrigens 
nit ein Original bed Generald Keim iſt, daß 
dad Zentrum viel gefährlider ſei als bie. Sozial: 
bemofratie. Nun, meine Herren, dann kann man bod 
einmal in die Verfuchung fommen, angeſichts einer, folden 
Auffaffung auch umgekehrt die SKonfequenz zu ziehen! 

(Große Heiterfeit.) 
Als der Söniglihe Landrihter Stern bem General 
v. Keim ben Vorfhlag madte, man folle ein Bündnis 
mit den Sozialdemokraten verfuhen, ba hat der General 
Keim nichtd dagegen einzuwenden gehabt. Wir wiſſen 
ferner auch, daß es Verbände gibt, deren politifche Ziele 
jheinbar gar nicht gegen das Zentrum gerichtet find, 
bie aber dod auch davon ausgehen, dab das Zentrum 
überaus gefährlih und zu bekämpfen fe. Es ift ein 
befannter Berband gegen die Sozialdemokratie gegründet 
worden; ba kam eines fchönen Tages ein Brief des 
Verbandsſekretärs — id erwähne dad nur der Boll: 
ftändigfeit wegen, es iſt das nichts Neues — an bie 
unrichtige Adreffe, und barin war gelagt: Treten Sie 
nur zumächft dem Verbande bei; zumächft gehts gegen die 
Soztaldemofraten und dann gegen bad Zentrum!“ 
(Heiterkeit in ber Mitte.) 

Fa, meine Herren, wenn ein folder Verband mit biejer 
ran Intention gegründet und verbreitet wird, dann 
ürfen Sie ſich nit wundern, daß in ben Streifen ber 
Zentrumsdwähler die „Bekämpfung der Sozialdemokratie”, 
wie fie bon biefem Verband und gleichgefinnten Leuten 
betrieben wird, mit aller Vorſicht beobachtet wird. 

Ich entnehme ferner aus den neneften Verhandlungen 
bed prenßlichen Abgeorbnietenhaufes, daß bort der 
Abgeordnete Graf Balleftrem über die Reihstagswahl 
folgendes mitgeteilt hat: 

Bei ben letzten Neichötagswahlen hat bie 
Regierung in Oberfchlefien und die Betätigung 
der nationalen Gefinnung zum Teil recht erſchwert 
und bie nationale Sache dadurch geihäbigt. Ih 
möchte darauf hinweiſen, daß 3. B. in meinem 
Nahbarwahltreife von feiten der Regierung bei 
ber Hauptwahl an jeden Beamten ein Coubert mit 
einem barin liegenden Zettel geihidt worden ift, 
auf weldem in Kleiner Schrift gebrudt war: 
„Wählt feinen Polen! Wählt feinen Sozial: 
demofraten!“ Und dann fam ganz fettgebrudt: 
„steinesfall8 aber wählt einen Zentrumßmann!“ 
(Hört! hört! in der Mitte.) 
Nachher bei der Stihwahl, fagt er allerbings, habe 
die Regierung wieder andere Zettel in derſelben Weiſe 
herumgeſchickt, da ſeien wieder die Beamten barauf je 
gewiefen — ich will dad ber Vollſtändigkeit halber 
mitteilen —, ihre Stimmen bem Zentrumsmann zu 
eben — gegen ben Polen, Und was fagt auf dieſe 
ae | ber Herr Minifter bes Innern? 
ir ift nichts davon befannt, und nad ben An— 
weifungen, bie bon ber Zentralbehörbe ergangen 
find, möchte ich doch, bevor ih die Sache unter: 
fucht habe, bezweifeln, daß derartige Zettel von 
ber Regierung an bie Beamten geſchickt worben find. 
Aber meine Herren, das Sintereffante ift, daß der Herr 
Minifter zugibt, es feien Anweifungen ausgegeben worden. 
(Schr richtig! in der Mitte.) 


_ 


D) 
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(@röber.) 


(A) Alle diefe Dinge find Teinesiwegs geeignet, die Zentrums: 


wähler überall in dem Kampf gegen die Sozialdemokratie 
zu entflammen. 

Wenn man mun fo furdtbar moraliſch entrüftet 
barüber ift, daß die Wähler ber Zentrumspartei in 
manden Wahlkreifen für die Sozialdemofraten geſtimmt 
haben, wenn man bas fogar als unvereinbar mit ber 
Moral anfieht, da freut ed mid doch, in dem „Offer: 
batore Romano“ eine diesbezügliche Bemerkung zu finden. 
Die Bemerkung bezieht fi zwar nicht auf deutſche Ber: 
bältniffe; das tut aber nichts zur Sache. Es hat ſich 
auch um bie allgemeine grage gehandelt, ob ein Katholik 
einem Sozialiften bie Stimme geben könne. Da wird 
nun folgendes ausgeführt: Stein Statholif fann einem 
Spzialiften die Stimme geben; eine einzige Ausnahme 
en ed: wenn es fi darum handelt, ben glaubendfeind- 
ichen, in eine wohlmollende Maske gehüllten Liberaliämns 


zu bejeitigen 

(Öeiterteit und hört! hört! in ber Mitte); 
in biefem Falle ift ber offene Feind dem fchleichenden, 
verfappten Feinde vorzuziehen. 

(Große Heiterkeit und ftürmifcher Beifall 

in ber Mitte.) 

Übrigens, meine Herren, ich wundere mid, dab man vom 
Bundesratötifh uns eine ſolche Predigt hält; denn von 
einer ganz anderen Stelle ift ja jüngft gepredigt worden: 
wie man fiegt, ift glei, wenn nur gefiegt wird. 

(Heiterkeit und fehr gut! in ber —— 

Meine Herren, ich möchte deshalb über dieſe Frage 
folgendes jagen. Bon dem Programm der Soztal- 
bemofratie trennt und Mitglieder der Zentrumspartei ber 
bentbar größte Gegenfag; darüber ift ein Zweifel nicht 
möglid. Davon geht aud der Herr Reichskanzler aus; 
fonft hätte ja feine Predigt Leinen Sinn. Sn der Auf: 
faflung dieſes grundſätzlichen Gegenſatzes befinden wir 


(B) ım3 aud) in vollem Einklang mit unferen Wählern. Wir 


haben auch nie aufgehört und werben nie 3 unſere 
Wähler darüber aufzuklären. Allein aus dieſem grund⸗ 
fäglihen Gegenfag ber Programme folgt nicht die Ver: 
pflihtung, in * Fall, in dem ein Vertreter ber Sozial⸗ 
demofratie mit bem Vertreter einer anderen Partei zur 
Wahl fteht, diefem legteren zum Steg zu verhelfen 
(fehr wahr! in der Mitte), 

obgleich wir aud in ihm einen Gegner umferer politifchen 
Grundbjäße zu erbliden haben. 

Der Herr Reichskanzler hat unter bem Anfturm bed 
Liberalismus einen Syſtemwechſel vollzogen. Der Wahl: 
fampf ift geführt worden, um eine Mehrheit bes Neichs- 
tags für biefen Syftemwechjel zu gewinnen. Deshalb ift 
ber Wahlkampf in eriter Linie gegen das Zentrum und 
mit beſonderer Leidenſchaftlichleit von den Liberalen ge— 
führt worden. 

(Sehr richtig! in ber Mitte.) 
Daß wir trotzdem in der Stihwahl für die Liberalen 
eintreten ſollen, das fonnte niemand im Emft von und 


verlangen. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Wenn bie Zentrumdwähler in einzelnen Fällen weiter 
gegangen find und nah ben befonberen örtlichen und 
namentlich nad) den bejonderen perjönliden Berhältniffen 
in dem liberalen Kandidaten ben gefährliheren Gegner 
erbliden zu müflen geglaubt und beöhalb für ben foztal- 
Vemetratiiäen Kandidaten geftimmt haben, jo ift das 
ertlärlih, und e3 fann ein Vorwurf gegen bie Partei 
daraus mad) unferer Überzeugung nicht abgeleitet werben. 
(Bravo! in der Mitte.) 
Zu einem folden Vorwurf ift nad unferer Überzeugun 
namentlich der Herr Reichblanzler nicht berechtigt, ber dur 
die Auflöfung des Reichstags eine ſolche Lage geſchaffen hat 
(fehr richtig! in ber Mitte), 





und noch weniger haben Anlaß zu einem ſolchen Borwurf (C) 


diejenigen Parteien, bie jelbft mit den ——— 
Wahlbündniſſe abgeſchloſſen oder abzuſchließen verſucht 


haben. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Meine Herren, ift denn das etwas Neues, dab auf 
liberaler Seite mit den Soztaldemofraten ein Wahlbünbnis 
abgefchloffen worden ift? Wenn der Herr Reichskanzler 
Anlaß zu haben glaubt, und aus einem bereinzelten Zu— 
fammengehen mit der Sozialbemokratie bei den legten 
Stiäwahlen einen jo ſchweren Vorwurf zu maden, wenn 
er auögeführt hat, daß unfere hriftliche Überzeugung es 
und unmöglid machen follte, einen Sozialdemokraten zu 
wählen, bann frage ich: ſollte e3 nicht auch einem National: 
liberalen die nationale und patriotifche und monarchiſche 
Gefinnung möglih machen, für einen Sozialdemokraten 


zu flimmen 
(ſehr gut! in ber Mitte), 
und mit ben Sozialdemokraten ein Bündnis abzufchließen ?! 
Wenn die Nationalliberalen trogbem zu Wahlbündniffen 
gelommen find, dann lag das in den Berhältniffen, mit 
welden bie Bartei rechnete. Diefelben Gründe, die Sie 
zu den Wahlbimdniffen geführt haben, liegen bei und auch 
vor. Ste haben fein Net, uns einen Borwurf zu maden; 
wir wollen auch Ihnen feinen Vorwurf machen. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) j 
Ih will nur fonftatieren, meine Herren, daß es ein Stüd 
politiſcher Heuchelei ift, wenn man daraus dem Zentrum 
durhaus einen Vorwurf mahen will, was zahlreiche 
andere Parteien getan haben. 
(Stürmifher Beifall in der Mitte. — Glode des 
Bräfibenten.) 


Präfident: Herr Abgeorbneter, ich habe erft in dieſem 
Augenblick den Vorfig übernommen; aber id habe Ihre 
Worte fo aufgefaßt, als ob Sie dem Herrn Reichskanzler 
ben Vorwurf ber Heuchelei haben mahen wollen. Iſt 
das der Fall oder nicht? 


Gröber, Abgeordneter: Herr Präfident, ich habe ben 

allgemeinen Sat — — 
(ehr rihtig! in der Mitte), 

daß es ein Stüd politiicher Heuchelet fei, wenn man dem 
Zentrum allein den Vorwurf machen wolle, ein Wahl: 
bündnis mit ben Sozialdemokraten abgeſchloſſen zu 
haben, und nicht auc ben übrigen Parteien, die das 
gleiche getan haben. Ich habe den Herrn Reichskanzler 


nidt genamnt. 
(Heiterfeit.) 


Bräfident: Dann babe ich natürlich feinen Grund 


einzufchreiten. 
(Große Heiterfeit.) 


Gräber, Abgeordneter: Meine Herren, bad erfte 
Wahlbünduis mit den Sozialdemokraten habe ih in ber 
Geſchichte der deutſchen —8 ng ſchon tm Jahre 1874 
—— in Osnabrück, wo die Nattonalliberalen mit ben 

oztaldemofraten ein Bündnis abgefchlofien Haben. 1886 
wurde in dem Wahltreife Solingen der Sozialdemokrat 
Schumacher gegen ben Zentrumskandibaten Fuchs gewählt 
mit nmationalliberaler Hilfe Im Jahre 1881 Pe. 
bei der Stihwahl zwiihen dem Zentrumskandidaten 
MWeftermater und dem Sozialdemokraten vd. Vollmar in 
Münden die Nationalliberalen nit nur Mann für Mann 

x Vollmar, ſondern fie ftellten fogar den Sozialbemofraten 

fe Lifte ber nationalliberalen Bertrauensmänner im 
Bandbezirf zur Verfügung 

(hört! hört! in ber Mitte), 
damit auch dort den Sozialdemokraten ja keine Stimme 
verloren gehe. Die Neihötagäwahlen von 1884 flanden 
fozufagen unter dem Zeichen der Abmachungen zwiſchen 
19* 


u 


D) 


(A 


(B 


) 


(G@röber.) 
Liberalismus und Soztalbemofratie. 
rn in Köln, Hannover, Franffurt am Main, 
a Breslau I, Breslau II, Reichenbach-Neurode, 
lingen, Mainz, Gotha, Neuß jüngere Linie, Münden I 
= ündhen II. Kompromiffe zwiihen Sozialdemokraten 
und Liberalen wurden ferner geſchloſſen 1887 in München 
bei den Gemeinberatöwahlen, in Hagen 1893, Kaiſers— 
lautern 1894, Aalen 1895, Mannheim 1895, bei ben 
Stabtratäwahlen in Mainz und Kolmar 1901, bei ber 
Neihstagdwahl im Jahre 1908 in Würzburg, Mainz, 
&t. Jugbert, Zweibrücken, Germersheim, Landau, 
Pirmaſens, Forchheim⸗Kulmbach, Schweinfurt, Hagenau, 


Weißenburg. 
(Heiterfeit.) 

Meine Herren, bei ben Reihötagdwahlen vom Jahre 1903 
hat ein wiürttembergifher evangelifher Pfarrer, "Dr. 
Gmelin in Großaltdorf, öffentlich ausgeſprochen, man folle 
lieber den Teufel als einen Zentrumdmann wählen. 

(Große Heiterkeit.) 
Meine Herren, * Kater war id. 

Sturmiſche Heiterfeit.) 

Und num, — wie ſind — dieſe verſchiedenen 
Wahlbündniſſe gerechtfertigt worden? O, ed iſt ſehr 
intereſſant, die alten Schäte auszugraben 

(Heiterkeit); 
heutzutage, wo wir im Zentrum nad) ber Darftellung jo 
mander liberaler Herren die einzigen Sünber find und 
alle anderen bie tugenbhaften Engel, denen man feinen 
Vorwurf zu machen bat. In ber „Kölntihen Zeitung“ 


(Zurufe) 
— 9, bie „Kölniſche Zeitung* tft mir fehr lieb, darin 
fann man die liberale ——— unverfälſcht finden. 
Heiterfeit.) 
Die „Kölnifche Zeug hat am 6. November 1884 bei 
ben damali en Reihstagswahlen folgendes gefchrieben: 
Wir haben fogleid nad Bekanntwerden der erften 
MWahlergebniffe unfere Meinung bahin aus: 
Bett 1 daß bei der großen, ſtetig wachſenden 


Solde haben damals 


ahl jozialdemokratifher Stimmen eine ent: 
predhend große Zahl parlamentarifcher Vertreter 
biefer Partei fein Unglück, fondern erwünſcht fei. 
(Hört! hört! in der Mitte und bei den 
Sozialdemokraten. ! 
Solange e3 ein paar Tauſend Sozlalbengfraten 
gab, konnte man fie für Revolutionäre und weiter 
nichts halten; nachdem aber viele Hunderttaufendbe 
Menſchen fogialbemofratifch wählen begonnen 
haben, ift man verpflichtet, "6 biefelben etwas 
enauer anzufehen. Und wir glauben bei näheren 
ufehen erfannt zu haben, daß die Revolutionäre 
bie verſchwindende Zahl find. Sozialdemokratiſche 
Wähler aber eben unter uns eine halbe Million, 
ja vielleicht eine ganze Million, und bie große 
— derſelben ſind ordnungsliebende, fleißige 
Arbe . Um aber den Sozialdemokraten zu 
eigen, dak man ihre Forderungen nicht abmweifen, 
* ern prüfen und, wo es angeht, gewähren 
wolle, haben wir es für eine richtige Taktik bei 
ben —— gehalten, offen zu bekennen, daß 
wir den Sozialdemokraten nicht als den durchaus 
ſchlimmſten Kos behandelt wiffen wollen. Wir 
wollen es ben braben Arbeitern gebenfen, mit beren 
Hilfe es alletn möglich fein wird, Köln zu erobern. 
(Hört! Hört! in der Mitte.) 
Dann, am 8. November 1884 heißt es in ber gleichen 
Kölniſchen Zeitung: 

Wir Haben aldbald nah dem (Ergebnis ber 
Wahlen erklärt, daß es Pflicht aller politifchen 
Parteien, ganz befonderö ber nationalliberalen 
fet, mit den Soztaldemofraten ald einer politifchen 
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Partei zu rechnen, nicht aber fie lediglich als eine (C) 


Umfturzpartei zu behandeln. 
(Hört! hört! in der Mitte.) 
65 wäre ein Gewinn für unfere Stabt (Köln) 
und für und alle ein Gewinn, ganz befonbers für 
unfere Arbeiter, wenn der Bann des Ultramon— 
tanismus, ber unfere niederen Schichten bebrüdt, 
gebrochen werben könnte. Das zu tun, haben bie 
Urbeiter in ber Hand. Nah umferer Meinung 
müßten fie es gerabezu tun, wenn fie ſich bie 
beiderfeiti —* Kandidaten anſehen. 
Am 20. Juni 1901 ſtand in der gleichen Zeitung ein 
Artikel aus Straßburg über die Stolmarer Gemeinderats: 
wahlen, dahinlautend: 
Konnte e3 für das Kolmarer Bürgertum zweifel: 
haft fein, welches als das fleinere übel vorzu- 
ziehen jei: ein vorübergehende mit geringen 
Zugeftändniffen verbundened Zufammengehen mit 
den fozialbemokratifchen Arbeitern ober ein voll: 
ftändiger Sieg ber Klerikalen Wetterlé ſcher 
Richtung, die jahrelang den Kolmarer Gemeinde: 
rat tprannifiert hat? Nicht einen Augenblid! 
Dann, meine Herren, erwähne id noch Außerungen 
aus einer im Jahre 1903 zu Köln vor der Stichwahl 
abgehaltenen Berfammlung der Nationalliberaln. Da 
hat der liberale Rechtsanwalt Georg Fiſcher II in Köln 
folgendes geſagt: 
Die Sozialdemokratie habe ihre Umſturzideen 
abgeftreift; mit ihr habe ber Liberalidmnd viele 
Berührungspunkte. So unmöglid es fei, mit 
dem Zentrum zu gehen, fo leicht fei es ben 
Liberalen, für den Soztaldemokraten zu ftimmen. 
eiterfeit. 
Man könnte recht gut jegt ſchon mit der Soztal- 
bemofratie — 
In derſelben erſammlung bemerkte der liberale (D) 
Rechtsanwalt Dr. Mannheim: 
Die Sozialdemokratie fei bündnisfähig. 
(Hört! Hört! in ber Mitte.) 
Mit ihrer Hilfe werde es möglich ſein, bie 
Landtagsmandate dem Zentrum abzunehmen. 
Mit ihrer Hilfe dürfte es möglih fein, bie 
liberale Mehrheit im Stabtveror netenfollegium 
I erhalten; es ſei ein Gebot der Selbfterhaltu ne 
n ber Stihwahl Mann für Mann für den Sozi 
bemofraten zu ſtimmen. 
(Sroße Heiterkeit. Zuruf links.) 
— Meine Herren, ich beftreite das gar nicht, daß in Bayern 
unfere Freunde aud ein Wahlbündnis abgefchloffen haben. 
Ich habe aber nur borzutragen, was Ste, meine Herren 
2iberalen, getan haben, um den Beweis zu führen, daß 
und in weldem limfange bie liberalen Freunde bes Herrn 
EEE fi) mit ber Sozialdemokratie verbunden 
aben 
Nun wundere ih mich doch, daß in den biöherigen 
er nicht ausführliher auf das offizielle 
Wahlbündnis eingegangen wurde, welches zwiſchen ber 
nationalliberalen Partei in Baben und dem bortigen 
Sozialdemokraten bei den Landtagswahlen vom Jahre 
1905 abgeichlofien worben iſt. Ich habe bier das offizielle 
Handbuch für die badiſchen Stände. 


(Buruf.) 
— D, das iſt fehr intereffant, meine Herren, das wollen wir 
bod dem Protokoll bes Reichſtags einverleiben. Es 
nicht jeder das babifhe Handbuh in der Hand, und 
Zufammenftelung tft fo hübſch. 


(Zuruf. 
Wenn Ste fpäter einmal ein Woehlbimdnis abſchließen 
wollen, ſo haben Sie ſchon den Entwurf dazu! 
Geiterkeit.) 


te 
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(@röber.) 


(A) Es ift im Jahre 1905 folgendes publiziert worden von 


(B) 


ben vereinigten lieberalen Parteien in Baden, nicht bloß 


ber nationalliberalen Partei: 


An die Anhänger und Freunde des liberalen 
Blocks! 


Der Ausfall der Landtagswahlen vom 29. Ol⸗ 
tober bat das Zuftandefommen einer ultra- 
montanen reaftionären Kammermehrheit in bebenf: 
liche Nähe gerüdt. In Anbeiradht diefer großen, 
bie freiheitlihe Weiterentwidlung unferes Landes 
ernftlih bebrohenden Gefahr fünnen wir für den 
zweiten Wahlgang, der Ende biefer Woche in 
einer Anzahl von Bezirken ftatifindet, an bie An— 
bänger de3 liberalen Blod3 nur die Parole aus— 
geben: Unter allen Umſtänden gegen das Zentrum! 

Wir halten e3 unter den gegenwärtigen Verhält: 
nifien aber aud) für geboten, daß in eindgen Bezirken 
bie Anhänger bes liberalen Blod3 beim zweiten 
Wahlgang für ben ſozialdemokratiſchen Kandi— 
baten flimmen, nachdem fichergeftellt ift, daß bie 
fozialdemofrattihe Partei in einer Anzahl anderer 
Bezirke ihre Stimmen auf die Kandidaten des 
liberalen Blocks vereinigen wird. Selbftverftänblich 
werben dadurch bie großen grundfäglichen Meinungs: 
verichiebenheiten, bie und von der Sozialdemo- 
fratie trennen, in feiner Weiſe berührt. Wir 
haben biefe Partei im erften Wahlkampf befämpft 
nnd werben mit ihr auch beim zweiten Wahl: 
gang In verfchiedenen Bezirken um den Sieg 
ringen. Für unfere Taktif entſcheidend ift aber 
jest die Nüdfiht darauf, daß bad Zuſtande— 
fommen einer flerifal=reaftionären Kammermehr⸗ 
heit unter allen Umftänden verhindert werben muß. 

Wir erſuchen daher unfere Parteivertretungen, 
in nachſtehenden Bezirken die liberalen Kandi— 
daturen zurüdzuziehen, und bitten zugleich die 
Anhänger des liberalen Blod3, in biefen Bezirken 
im zweiten Wahlgang für den fozialdemokratifchen 
Kandidaten zu ftimmen! Es find bie Wahltreife: 

19. Freiburg Stabt IL, 

46. Durlad— Eitlingen— Pforzheim, 
50. Brudial— Durlach, 

55. Helbelberg— Wiesloch, 

57. Mannheim Land. 

In folgenden Bezirken wird bie Sozialdemo- 
fratie im zweiten Wahlgang für ben Blod- 
landidaten — 

2. Meßkirch —Stockach, 

6. Engen —Donaueſchingen, 

20. Freiburg Stadt IL, 

26. Triberg— Villingen -Wolfadh, 
27. Lahr Land. 

29. Offenburg Stabt, 

35. Baben Stadt, 

37. Raftatt Stabt, 

53. Bretten⸗Bruchſal, 

56. Schwetzingen, 

66. Eppingen-Sinsheim-Wieshad), 
67. Sinsheim. 

Dagegen ſoll in nachſtehenden Bezirken beim 
aweiten ar ber Fampf zwiſchen bemliberalen 
Blod und der Sozialdemokratie audgefochten 
werben: 

11. Lörrach Stabt, 
40, ee Lanb, 
41. Karlsruhe Stabt I, 
43. Karlsruhe Stabt III, 
44. Kkarlsruhe Stabt IV, 
45, Durlach Stabt. 
Wir erwarten, daß alle unfere Freunde dieſen 


reiflich erwogenen en Folge leiften unb (C) 
damit beweifen werben, daß fie da, wo es gilt 
ein großes Ziel zu erreichen, Disziplin zu wahren 
verftehen. 

Die vereinigten Liberalen Parteien. 
Als diefe Berftändbigung getroffen wurde, war im 

„sreiburger Tagblatt” vom 28. Oktober 1905 zu lefen: 
Achtung! Keine Politit in die Milttärbereine! 
linferem Lande brobt die Herrihaft einer ultra- 
montanen reaktionären Mehrheit! Wer gilt ba 
mehr? Dad Baterland oder ber Wille mehrerer 
Mitglieder der Militärvereine? Wer in biefer 
Stihwahl Herrn Kräuter 

— das war ber fozialdemofratifhe Kandidat — 
feine Stimme gibt, tft deshalb noch lange nicht 
Soztaldemofrat. Euer Gewiffen jagt euch, daß 
ihr nie, aud nicht einmal durch Stimmenthaltung 
das Zentrum unterftügen bürft. 

(Hört! hört! in der Mitte.) 
Und dann wird unterzeichnet: 
Für viele Mitglieder der Militärvereine: 
Stadtrat Glodner, Stadtrat Stiegler, Stabt- 
verorbneter Royer, Buchbrudereibefiger Ulrich 


Hochreuther. 
Und als das Ziel, der Sieg des Sozialdemokraten, erreicht 
war, ba erſchien im „Freiburger Tageblatt“ vom 31. Of: 
tober 1905 ein Aufruf des liberalen Wahlausfchuffes: 
An unfere Mitarbeiter und Mähler!! 
jr bon dem Frohgefühl, daß endlich ein 
mal die Fahne der Freiheit über unſerem lieben 
Freiburg weht 
— es war der Sozialdemokrat Kräuter gewählt 
(Heiterkeit) —, 
drängt es und, allen, bie durch treue Hingabe, 
aufopfernde Mitarbeit und überzeugungstreue 
Stimmabgabe 
unferen herzlihen Dank audzufpreden. 
Mit deutſchem Gruß! 
Der liberale Wahlausſchuß. 
(Stürmifhe Heiterkeit in der Mitte.) 

Meine Herren, im Jahre 1906 hat bie Deutſche 
Volkspartei in Württemberg bei den Landtagdwahlen ein 
allgemeine® Bünbni3 mit den Sozialdemokraten für dad 
ganze Land abgeichloffen. 

(Zuruf von den Sozialbemofraten.) 
— %a, das ift allerdings richtig, Herr Bebel; nachher 
bei den Reichſtagswahlen fam die Schwenfung, und da 
war bie Bolfäpartei jo elaftiih, daß E fi) mit ber 
nationalliberalen Partei wieder gegen die Soztaldemotratie 
verbindet hat; —— ſo und morgen entgegengeſetzt. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Nun, meine Herren, möchte ich aber doc nicht unter 
laffen, hervorzuheben, daß es fogar bei ben leiten Reichs⸗ 
tagäwahlen nicht an Wahlkreifen gefehlt hat, in welden 
bie Liberalen für bie Sozialdemokraten geftimmt en 
ober wenigftend ben Verfuh gemadht haben, ein Wahl: 
bündnis abzufhließen. Es hat ja auch pay allgemein 
ber antinltramontane Reihöverband für die Stihwahlen 
die Parole ausgegeben: 

Wer ift heute ber gefährlichite Feind, die ge— 
ſchwächte Sozialdemokratie oder das Zentrum? 
Die Sozialdemokratie, die nie zur Regierung ge- 
langen kann, ober ba3 regierende Zentrum? 
Wähler, laßt euch durch feine rg“ 
bes Zentrums täufhen! Stimmt auch in der 
Stihwahl auf feinen Fall für das antinationale 
Zentrum! 
Der antiultramontane Reichsberband. 
Freiherr v. Münchhaufen. 
(Heiterfeit.) 


zum Giege verholfen haben, (n) 


(A) 


(B) 
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(®röber.) 
Meine Herren, der Herr Abgeordnete Baffermann hat 
in feiner Etatörede die Mannheimer Berhältniffe berührt. 
Es ift ja ſehr verftändlih, warum er nicht näher darauf 
eingegangen ift. Wenn er uns mitgeteilt hat, daß eine 
Abmahung zwiihen ber nationalliberalen Partei bes 
Landes und den Sozialdemofraten nicht verfuht worben 
fei, jo mag das vielleicht formell zutreffen. Ich möchte 
aber folgende Stellen aus bem „Mannheimer General« 
anzeiger“, ber fonft als Organ Baflermannd gilt, 
mitteilen; es wird fih daraus ergeben, daß doch 
Verhandlungen zwiſchen Nationalliberalen und Sozial: 
bemofraten jtattgefunden haben, mögen fie auch vielleicht 
von Iofalen Organijattonen ausgegangen fein. Die Tat- 
jache fteht doch feft, daß in biefem Wahlkampf, in welchem 
die Regierung das deutſche Volt gerabe fpeziell zum 
Kampfe gegen bie Sozialdemokratie aufgeboten hat, gleich— 
wohl ein Techtelmechtel mit den Sozialdemökraten in 
Baden von nationalliberaler Seite gemacht werben wollte. 
(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten.) 
Alfo der „Mannheimer Generalanzeiger* ſchreibt folgendes, 
aber erft nad ber Wahl: 
Jetzt nad geihlagenem Kampfe läßt fi über 
die Stihwahltaktif ber liberalen Parteien freier 
reben, kann auch feftgeftellt werben, daß ber Vor- 
wurf zum minbeften unberechtigt ift, daß eine 
Berftändigung mit der Sozialdemokratie ver: 
abfäumt wurde. 
— Die wehren ſich alfo gegen den Vorwurf, man hätte 
berfäumt, fi mit der Sozialdemokratie zu verftändigen. — 
Das gerabe Gegenteil it der Fall. Schon vor 
ber Sitzung bed engeren Ausſchuſſes der national» 
liberalen Partei in Karlsruhe waren Berhand- 
lungen im Gange, um eine Verftändigung mit 
den Sozialdemokraten anzubahnen. 
Hört! hört! in der Mitte.) 
Bon einer Auslieferung der Wahlkreiſe Karls— 
ruhe und Pforzheim war freilich nicht bie Rebe, 
aud fpäter nit. Kompenfationen an die Sozial: 
bemofratie waren natürlich vorgeſehen. 
(Heitertett.) 
Auch nah der Sigung des engeren Ausſchuſſes 
wurden weitere Verhandlungen gepflogen, um eine 
Berftändigung mit ber Soztaldemofratte en 
zuführen. Diefe Sg fanden in Köln ftatt 
(hört! hört! in der Mitte), 
allerdings ohne ein Refultat zu erzielen. Un ber 
Berftändnislofigkeit der Sozialdemokratie 
(große Heiterkeit) 
find alle Berfuche, dad Zentrum in Baden zu 
ſchwächen, geſcheitert. Bon einer Schulb ber 
nationalliberalen Parteilettung in diefer Beziehung 
fann fonad gewiß nicht geſprochen werben. 
(Große Heiterkeit und fehr gut! in der Mitte.) 
Meine Herren, aus dem Eonfervatipen „Reihöboten“ 
habe id mir folgenden Auszug aus einem Bericht über 
bie legten Reihötagäwahlen in Baden gemadt. Ich 
möchte namentlich den Herren bon ber konſervativen Seite 
bad zu Gehör bringen: 
Bon einer Kooperation des Zentrums in Baben 
mit den Sozialdemokraten bei biefer Wahl kann 
feine Rede fein. Das Blatt des nationalen Ober: 
führer3 Willens, die Heibelberger Zeitung, und 
nad ihr faft die ganze liberale Preſſe, hat aber 
bald nad) der Reihötagsauflöfung die Erneuerun 
des Wahlkartells mit den Sozialdemokraten dringen 
empfohlen. Die legteren wollten aber nicht und 
überhäuften die Liberalen mit Schimpf; fonft wäre 
es fiherlih zum Kartell gefommen; denn feit 
Jahren hat man auf liberaler Seite darauf hin— 
gearbeitet, wie aus der Preſſe Har hervorgeht. 


Meichstag. — 6. Sing. Donnerdtag den 28. Februar 1907. 


Dann bezüglid der Wahlfreife Karlsruhe 
Pforzheim: 

Das Zentrum hatte wiederholt die Frage gemein: 
famen Vorgehens ber Ordnungsparteten angeregt. 
Die Liberalen Hatten ein Eingehen ſchroff 
abgelehnt. Auch die Kandidatur Leutwein in 
Karlsruhe fcheiterte nur am Blod. 

(Hört! hört! in der Mitte.) 
Nicht das Zentrum, fondern der Blod ift daran 
ſchuld, daß beide Wahltreife abermals den Sozial: 
demofraten zufielen. 

(Hört! hört! in der Mitte.) 

Danı etwas aud Bayern. Meine Herren, ber 
„Bayeriſche Vollsfreund“ in Nürnberg ſchreibt 
in Nr. 39: 

Wir können nad eingezogenen Erfundigungen an 
fompetenter Stelle erflären, daß fofort nad) ber 
Hauptwahl von ber liberalen Wahlkreisleitung 
in Ansbach der Sozialdemokratie dad Anerbieten 
gemadt wurde, fie folle dafür forgen, daß Quibbe 
in Ansbady gewählt werde. Dann würden bie 
Liberalen ald Gegenletftung in Satjerslautern 
für den foztaldemofratiihen Kandidaten Clement 
gegen ben Kandidaten des Bundes ber Landwirte, 
Dr. Roefide, eintreten. Die Sozialbemokraten 
haben es aber abgelehnt. 

Meine Herren, wie es in Mainz im Jahre 1903 
gegangen ift, dad wiffen Sie. Es tft in Heflen die aus- 
drüdliche Bereinbarung getroffen geweſen zwiſcheu ber 
Reitung der Zentrumdpartei und den Nationalliberalen, 
und diefe Verabredung ift von ben Mainzer National: 
liberalen einfach nit gehalten worden. 

(Hört! hört! in der Mitte.) 
Diesmal hat zwar die liberale Parteileitung in Mainz 
die Barole zu Gunften des Zentrumskandidaten audge- 
geben, die Mehrzahl der Liberalen hat aber auch dies— 
mal wieber gi den Sozialdemokraten geftimmt. 

Daß bei den letzten Wahlen aud in Höchſt-Uſingen, 
daß auch in Köln, Efien ein großer Teil der National- 
liberalen für den Sozialdemokraten geftimmt hat, Tann 
man gar nicht beftveiten. Höchſt-Uſingen hätte durch bie 
Liberalen für einen bürgerlichen Kandidaten gewonnen 
werben können, aber bie Liberalen handelten nad dem 
Grundſatz: lieber rot als ſchwarz. 

Meine Herren, ich hätte jetzt noch recht vieles aus 
diefem Kapitel vorzutragen; aber es hält Sie fehr auf. 
(Zuruf rechts.) 

— Ja, ed ift mir and nicht angenehm. Ich würde aud) 
lieber da unten figen und zuhören. — Geftatten Sie mir 
wenigftend nod etwas aus dem Elſaß anzufügen. In 
Mülhauſen haben die Demokraten gleich bei ber Haupt- 
wahl für ben Sozialdemokraten geftimmt, um die ſozialiſtiſchen 
Stimmen für Golmar und fir Straßburg-Land für den 
Demokraten Blumenthal zu erhalten; das Manöver ift 
aber nicht geglüdt. Die Verſuche der Nationalliberalen, 
in Hilbeöhelm mit den Sozialdemokraten ein Bündnis 
— ſind gleichfalls geſcheitert. 

lſo Ste ſehen, ed find in weiten Umfange ſogar 
bei diefen Wahlen, in welchen bie Wähler aufgefordert 
wurben, jpeztell die Sozialdemokratie zu befämpfen, dennoch 
gerade von liberaler Seite wieder in manchen Wahlfreifen 
Wahlbündniſſe gefhloffen ober es ift wenigftend verfucht 
worden, ſolche zu ichließen, und in anderen Wahlkreifen 
tft von liberaler Seite für den Sozialdemokraten geftimmt 


worden. 

Nun, meine Herren, die Wirkungen des Wahlkampfes! 
Ih werde Ste jetzt nicht mehr allzu lange in Anfpruch 
nehmen. 


(Bravo! rechts.) 
— Ganz einverftanden! — Gewonnen ift eine neue Mehr: 


und (C) 


(D) 
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(Gröber.) 


(a) heit im Neichätag, aber nicht eine neue Mehrheit im 


(B) 


Bolt. 
(Sehr richtig! in der Mitte und bei den 
Sozialdemokraten.) 
Die Barteien der Koalition, die Blodparteien, haben rund 
eine Million Stimmen weniger ald bie Gegner. 
(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten.) 

Wenn nun der Herr Reichskanzler betont, daß bie 
Niederlage der Sozialdemokratie erfohten worden fet 
durch die eigene Sraft des Bürgertums, fo nimmt ſich 
das doch recht fonberbar aus angefihts der Tatſache, mie 
der Herr Reichskanzler hat Geld jammeln 

(Heiterkeit bei den Soztalbemofraten) 
und verteilen laffen müffen, um bem liberalen Bürger: 
tum zu Hilfe zu fommen. 
(Sehr richtig! in der Mitte. — Widerſpruch.) 
- Daß hat er ja zugegeben, was wollen Ste es beum 
beftreiten? 

Meine Herren, es ſcheint der Herr Reichskanzler 
aud der eigenen Kraft des Bürgertumd in Zukunft nicht 
zu vertrauen. Sonft würde er nicht im Ausſicht ftellen, 
daß er bei den nächſten Wahlen noch mehr an Wahl: 
umtrieben leiſten werde. 

(Sehr gut in der Mitte und bei ben 
Sozialbemofraten.) 

Und was ift num das neue Programm bes Herrn 
Reichslanzlers? Er hat die „Fortführung der Sozial: 
politif in verftänbigen Grenzen“ verfproden, und da hat 
es nur fo gewimmelt: Schuß der Landwirtſchaft! — 
Schu des Mittelftandes! Shut des Arbeiter: 
ftandes! — Schu, Shut, Schutz! — Auch Shut der Börfe! 

(Große Heiterkeit.) 

63 klingt nun etwas merkwirdig: Schub der Börfe! 
Als der Herr Reichskanzler dieſes Wort ſprach, ba waren 
die Herren auf der Rechten fehr ftill. 

(Heiterkeit.) 
Das Börfengefeh, das ber Herr Reichskanzler bringen 
will, und das ſowohl die Liberalen wie die Fonferbativen 
befriedigen wird, das möchte ih doch einmal fehen. 

(Heiterfeit.) 
Und ich möchte ben Herrn Reichskanzler bitten, uns redht 
balb die Freude zu machen, dieſes Wunderwerk ber 
Geſetzgebungskunſt vorzulegen. 

(Heiterfeit.) 

Wie die Soztalpolitif des Blocks auf dem Gebiete der 
Hanbwerkerfragen auöfehen wird, it mir auch recht 


intereffant. 
(Sehr gut! in der Mitte.) 

Ia, meine Herren, Schuß des Handwerks, Förderung des 
Hanbwert3 vom liberalen Standpunft aus und ein Schub 
der Großindbuftrie — ich weiß nicht, wie man das ver» 
einigen kann. Eine gute Mittelftandspolitit kann von 
fiberaler Seite, glaube id, gar nicht gemacht werben. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Sollten Sie das können, fo legen Sie und bod) einmal 
einen folden Gefegentwurf vor! 

Daß bie Liberalen doch allerlei Haare in ber Butter 
gefunden haben, das beweiſt niemand beffer als der 
Dr. Barth, der in heller Verzweiflung über den „Auf: 
ſchwung“ des Liberaliämus feine „Nation“ begraben läßt. 


(Heiterfett.) 
Her Barth ſcheint mir auch fo umrecht nicht zu haben; 
denn wenn wir genau zufehen, dann haben wir für eine 
fonfervativ gerichtete chaftspolitik eine fehr große 
Mehrheit im Reichstag 
(ſehr richtig! in der Mitte und rechts), 

eine größere ald bisher. Merken Sie fi dad, meine 
Herren Liberalen! 

(Große Heiterfeit.) 
Das Zentrum und die Rechte einfhließlich der Polen und 


deutſchen 


einiger konſervativ gerichteter einzelner Herren zählen (0) 
nämlid) zufammen 247 Stimmen, und bie ganze liberale 
Linke einfchlteßlich der Sozialdemokraten nur 149. 
(Zuruf links: Leider! — Helterfelt.) 
— Leider? Ih kann —— Schmerz begreifen, aber wie 
. Liberalen auf eine liberale Wirtihaftspolitif rechnen 
nnen — — 
(Zuruf links: Tun wir ja gar nit!) 
— Gie tun ed niht? — Aha! Ausgezeichnet! 
(Stürmifche, langanhaltende Heiterkeit.) 

Meine Herren, am allerinterefjanteften wird aber ber 
Aufmarſch der Blodparteien fih bei Erlebigung ber 
Stenerfragen madıen. 

(Sehr richtig! in der Mitte und bei bem 
oztaldemokraten.) 
2 Kollege Wiemer hat ſchon die Forderungen geftellt: 
eine Vermögenöftener muß ber und eine Abſchaffung der 
Liebesgabe bei der Branntweinftener! Da ſah id mande 
bebentlihen Geſichter auf der rediten Seite des Haufed; 
darüber haben Sie wohl noch feine Vereinbarungen getroffen. 
(Große Heiterkeit.) 
Es ſcheint doch noch an der Morgengabe für die Paarung 
des konfervativen und liberalen Geiftes zu fehlen. 
(MWieberholte Hetterfeit.) j 
Was bietet und der Herr Reichskanzler in feinem ums 
fangreihen Progranım, dad mehr ein Programm bon 
Morten ald der Sade nad if? 
(Sehr richtig! in der Mitte und bei bem 
Sozialdemokraten.) 
Ich wundere mich, wie Herr v. Paper fi damit befriebigt 
erklären konnte. Alfo Schuk ber Landbwirtihaft, Schuß 
bed Arbeiterftandes — wer will ba etwas dagegen jagen? 
Gibt es überhaupt im hohen Hanfe jemand, der bagegen 
wäre! Reform des Vereins- und Verſammlungsrechts — 
famo3! Erfparniffe in der Armee — mwilllommen! Reform 


der Strafprozekordnung und bed Strafrechts — aus: (D) 


gezeichnet! Verbeſſerung der Beamtenperhältniffe — vor: 
trefflich, e8 wird immer beffer! 
(Heiterfeit.) 
Ja, meine Herren, alle biefe Forderungen hat das böfe 
Zentrum ſchon feit vielen Jahren vertreten, und wenn ber 
Herr Reichskanzler etwa meint, und durch dieſes Programm 
ärgern zu können, jo täufcht er fi. 
(Große Heiterkeit.) 

Aber ih) muß dod noch die Frage aufwerfen, meine 
Herren: nad) welhen Grundfägen fol denn dieſes Wort: 
programm burchgeführt werben? Antwort: nach gar keinen 
Grundfägen! 

(Heiterkeit. 


) 
Paarung bed konferbativen und des Liberalen Geifted, das 
ift dad neue Zauberwort, mit dem alle Schwierigkeiten 
jpielenb überwunden werben follen. Werd glanbt, zahlt 


einen Taler! 
(Heiterfeit.) 
Ich brauche in biefem a. * wenig zu zahlen! 
t 


Heiterkeit. 

Meine Herren, das deutſche Adelsblatt hat zu diejen 
programmatiihen Erklärungen bed Herrn Reichskanzlers 
folgendes gefagt: J 

gu Grreihung feiner Abfihten bedarf Fürft 

ülow der Paarung des konſervativen Geiftes 
mit Iiberalem Geiſt. Das deutet Har auf einen 
unferer innerſten Überzeugung nad bebenkliden 
Kurd. Der Reichskanzler, der wiflen dürfte, daß 
die Baarung fo entgegengefegter Prinzipien wie 
die ber chriſtlich-germaniſchen und tonferbativen 
mit der mobern-heibnifhen ober Liberalen Welt: 
anſchauung 

(Zwiſchenrufe links) 
— ich zitiere nur den Artikel — 


(A) 


(B) 


IM 
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(&röber,) 
außerhalb des Bereichs bed praftiih Möglichen 
liegt, fanın in Wirklichkeit beiberfeit$ nur auf 
eine Preisgabe der feinen Abfichten entgegen: 
ftehenden Grundfäge hoffen. Gr rebet ber 
Grundfaglofigkeit bad Wort, indem er fagt: 
„Prinzip geht in Deutfchland zu oft vor Gemein- 
finn, Doktrin vor GrfenntnisS des praltiſch 
Möglihen“. Darf man wirklich fonfervativen 
Männern um des zweifelhaften Preifes folder 
praftiich möglichen Erfolge willen, wie fie nur 
durch Grundſatzloſigkeit erzielbar find, ben 
politiihen Selbftmord zumuten, jene Grundſätze 
au opfern, bie allein die Revolution aud innerlich 
zu überwinden und bie Autorität wieber zu 
befeftigen vermögen? 

Die Antwort mögen die Herren von den fonfervativen 

Barteien in ihrem Herzen geben. 

(Sehr qut! in ber Mitte.) 
Fürſt Bülow hofft, die Sozialdemokratie zu überwinden 
durch den Liberalismus. 
(Hetlerfett.) 
Das ift eine ſtarke Hoffnung! Die Sozialdemokratie ift 
ja aus bem Liberalismus hervorgegangen. 
. (Sehr gut! in ber Mitte.) 

Religids vertritt fie den Materialismus — bie fort: 

geſchrittenen Liberalen auch ſchon längſt; polttiih bie 

—— des Staates; das iſt ja die eigentliche Seele 

des Liberaliämus. 

(Widerfpruch linls.) 

Und wirtihaftlih find bie Sozialdemokraten konſequenter 

als bie Liberalen; denn fie wollen nicht die Anarchie, 

fonbern fie wollen da auch die Omnipotenz des Staates, 
nur in ihrem Sinne natürlid. Der Liberaliömus des 
vierten Standes wird burd) den Liberaliämus bed britten 

Standes nit überwunden. 

(Sehr gut! in ber Mitte.) 

Wie ftelen fi aber bie politifchen Parteien zu dem 
MWortprogramm des Herrn Reichslanzlers? Der geftrige 
und ber heutige Tag haben und Zentrumdmännern viel 
Freude, köſtliche Freude, bereitet. 

(Heiterkett.) 

Denn jede Bartei ohne Ausnahme hat erflärt, daß ihr Pro— 

v fie aus dem Wortprogramm des Herrn Relchslauzlers 

o annähernd herausfinden könne, wenigftend e3 im Sinne 

ihred Programmes audlegen wolle, und feine Partei hat 

ſich geneigt geneigt, auf ihr Progranım zu verzichten, was 
auch jelbitverftändlic ift. 
Zuruf linls.) 


— Niemand! Heute hat noch der Herr Kollege Schrader 
ausgeſprochen: wir find drei Parteien! Ich habe immer 
gemeint, fie feien eine Partei; jet finde ich auf einmal, 
daß fie noch brei Parteien find, jede mit ihren eigenen 
eg Herr Schrader erflärte: feine umferer brei 
Parteien tft bereit, von ihren bisherigen Anſchauungen 
abzugeben; wir bleiben, wa3 wir gewefen find. Dann 
bat Herr Schrader noch die Mitteilung gemadt: wir find 
bereit, alled zu bewilligen, wa3 uns notwendig erſcheint, 
borauögefegt, daß wir über bie Notwendigkeit aufgeklärt 
werben. Meine Herren, fo madien wir es gerabe aud). 
(Große Heiterkeit.) 

Wir bewilligen auch alles, was notwendig ift, aber be: 
halten und vor, barüber zu enticheiden, wad wir als 
notwendig erachten. 

Herr Zimmermann kam dann nod weiter mit ber 
Grflärung, er ſei mit dem Herrn Schrader einverftanden 
in bezug auf die Notwendigkeit der Geſundung unferes 
Finanzweſens; aber im übrigen ftehe er auf einem ganz 
anderen Standpunkt. Wenn die Nußerungen des Herrn 
Vorrebnerd das Prodult fein follten von der Paarung 
des konſervativen und Jiberalen Geiftes, dann würde er 


fi) beftens bebanfen, noch weiter mitzutun. 
bem Borrebner Schmerzen berurfadt, begrüße er mit 
großer freude. Gejtern habe ih mir auch gejagt, als 
ich die Herren Wiemer, Gamp und Liebermann hörte, 
Bei Wiemer, Gamp und Liebermann 
Da fängt der Streit ſchon munter an. 
(eiterkeit.) 
Der Herr Reichskanzler hat den Ausdruck gebraucht, wir 
im Zentrum feien fo ſchlechte Leute gewefen, ein gg er 
Joh für die Regierung zu errichten. Geftern und heute 
haben die Blodparteien faudinifhe Jöcher der Reihe nad 


aufgeftellt 
(Heiterkeit in der Mitte), 
es waren mindeſtens ein halbes Dutzend Jöcher, und je 
Heiner bie Fraktion war, befto größer ihre Forberung. 
(Heiterkeit in ber Mitte.) 
Fa mein verehrter Landsmann, Herr dv. Bayer, hat fid 
nit begnügt mit den Reformen im Rei, er hat ſchon 
die Reformen in Preußen biktiert. Das ift fonfequent, er 
bat in der Sade recht gehabt, ic) gebe das vollkommen 
u. Aber wie er fein Ziel erreichen will, bleibt noch ein 
Üategifches Geheimnis der deutſchen Bollöpartet. 
Heiterfeit.) 

Einiges in ben Morträgen ber verehrten Herren 
Borrebner über bie Weiterentwidlung der Sozialpolitif 
hat mich gewunbert. Der freifinnige Herr Wiemer hatte 
ſchwere Bedenken gegen bie Thejaurierung ber Gelber 
für die Witwen: und Waiſenverſorgung ausgeſprochen. 

(Widerſpruch links.) 
— Wemm ich mich da getäuſcht haben ſollte, ſoll es mir recht 
ſein; aber ich möchte bitten, das richtig zu ſtellen, denn 
ſo wie Herr Wiemer geſprochen hat, ſollte man faſt an— 
nehmen, daß er dieſe Fonds beſeitigen oder ſchmälern 
will. Das wäre fein Fortſchritt im ſozialer Beziehung. 
Wenn ſodann Herr Gamp den Wunſch ausgeſprochen hat, 


es ſolle das Verordnungsrecht des Bundesrats zum (D) 


Schutze der Arbeiter eingeſchränlt werden, ſo möchte ich 
dem doch auch einen entſchiedenen Widerſpruch entgegen: 
ſetzen. Ich bin der —— daß wir mit dem 
Bundesrat auf dieſem Gebiet verhaͤltnismäßig nod raſcher 
boranfommen als in einem Reichstag, über deſſen Zu— 
fammenfegung noch verichiedene Meinungen befiehen. Denn 
wir wiſſen ja noch gar nicht, wie fit) die Blodparteien 
in — Fragen verſtändigen werden. 

uch was bie kolonialen Fragen betrifft, jo bin ich 
bodh Sehr begierig, was alles herausfommen wird. Ich 
zweifle ja nicht, baß die drei Streitpunfte, bie ber 
Herr NReihälanzler an den Himmel gemalt hat: ber 
Nachtragsetat, die Farmerentſchädigung und natürlich 
vor allem die Schaffung eines Staatsſekretärs 
für dad Solonialamt werben genehmigt werben. 
Aber ih finde doch, daß einzelne Herren ber Blod: 
parteien eine wunderbare Entwidlung in furzer Zeit 
durchgemacht haben 

(jehr richtig! in der Mitte), 
fo wunberbar, daß ich meine Landsleute von ber deutſchen 
Volkspartei faum mehr kenne! 
(Heiterkeit in der Mitte.) 
Seit Herr Storz feine Kolontalreife gemacht hat, Scheint 
wirklich im ber Partei der StolonialentHufiasmus ſo 
foloffal gewachſen zu fein, baß das Wachstum der Dattel- 
bäume aus ber Dattelkifte eine Kleinigkeit dagegen ift. 
(Große Heiterkeit.) 

Daß id) da nicht zu viel behaupte, meine Herren, mögen 
Sie aus folgendem entnehmen. Der Herr Abgeorbnete 
v. Payer bat am 29. September 1906 — im Sep: 


tember 1906! — 
(Zuruf Tints), 
ja, meine Herren, es war vor Tiſche! 
(Heiterkeit) — 


Alles, was (C) 
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(Gröber. ) 


(A) auf dem bemofratiihen Parteitag in München folgendes 


geſagt: 
Jetzt rächt ſich die innere Unwährhaftigkeit, 
mit der die Kolonialbewegung ſeinerzeit — 
worden iſt. Es handelte ſich damals nicht darum, 
neue Arbeisgebiete für deutſche Auswanderer zu 
finden, ſondern Fürſt Bismarck wollte das deutſche 
nationale Bewußtſein recht beſchäftigen, um es 
von der Unzufriedenheit mit der inneren Politik 
abzulenken. Dazu kam, daß das Zentrum durch 
die Bewilligung der Miſſion eingefangen wurde, 
um ben Heiden bie Wohltaten der chriſtlichen 
Fultur gu bringen, wie Dr. Bachem gefagt hat. 
Im übrigen dienten die Kolonien dazu, entgieifte 
Angehörige der einflußreigen Familien ſtandes— 
gemäß und etwas abfeit3 unterzubringen. 
(Hört! hört! in der Mitte.) 
Noch nie hat ein Land fo viel für Kolonien auf: 
gewenbet wie wir und jo wenig daraus gezogen. 
Die Frage ift, ob man nicht mindeitens bie ganz 
gottverlaffenen Gebiete unter den beutjchen 
Kolonien aufgeben follte. 
(Hört! hört! in ber Mitte.) 
Na, inzwischen ift ja eine andere Auffaffung, wie es 
icheint, in biefen Kreiſen entftanden. Das erite Erzeugnis 
ber Paarung zwiſchen bem fonjervativen und dem liberalen 
Geift wird bier offenbar zutage treten; viel Glück auf 
bie Reife! 

ie ift enblih bie Lage der Bentrumsfraktion 
heute? Ih kann jagen, nah ben biöherigen Verhand— 
lungen ftellt fih unfere Lage als eine gar nidt uns 
günftige bar. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Sie ift in manden Beziehungen gellärter als früher; die 
Partei felbft ift äußerlich und innerlich weſentlich gefräftigt 
(8) und geftärft 
(jehr richtig! in ber Mitte; Zuruf bon ben 
Denn) : 
— ich jage: weſentlich gefräftigt und geftärtt! 

In den bisherigen Verhandlungen der Generaldebatte 
war es mur ber Herr Reichöfanzler, der und angegriffen 
hat. Seine Partei aus dem Hauje ift dem Beiſpiel bes 
Herm Reichskanzlers gefolgt. 

(Sehr gut! in ber Mitte.) 

Der Herr Reichskanzler fteht mit feinen Angriffen ge en 
die Zentrumdpartei bis jebt allein. Won jeiten 
Barteien find im Gegenteil und Zentrumsleuten * 
freundlichen Außerungen gewidmet worden, geſtern und 
heute. „Wir werben uns ſchon wieder zuſammenfinden“, 
bat der eine gefagt 

(große Heiterkeit in der Mitte); 
„das Kriegsbeil wird bald begraben werben“ äußerte ein 
anderer. Na, wir wollen mal jehen! 

Der Her —— ſcheint in ſeinem Feldzug 
gegen bie Zentrumspartei auf eine gewiſſe Ilmeinigfeit 
unter den Katholiken Deutichlands zu fpefulieren. Möge 
er fi on, lofien, daß biefe Spekulation verfehlt ift! 

bhafte Zuftimmung in der Mitte.) 
Unſere wähle haft fteht feiter und treuer als je zu uns 
(lebhaftes Bravo in der Mitte), 
und die Bewegung der jogenannten nationalen Katholiken 
bat und nur rt nicht —— et! 
(Sehr richtig! in der e. — Buruf von den 
Nationalliberalen.) 
— Geben Sie nur nichts aus für die Geſchichte! 
(Heiterfeit.) 
Der Hauptfern der Zentrumdwähler, das katholiſche Bolt, 
bat fich durch feinerlei Mittel der Gegner käuſchen und 
irreführen laſſen! An feiner Feſtigkeit und Treue find 
alle Kniffe und Pfiffe der Feinde und alle Mahl: 
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gaunereien ber Zentrumshaffer und alle geheimen Wühlereien (Cy 


wirfung&los abgeprallt! 
(Lebhaſte Zuftimmung in der Mitte.) 
Der Wahltampf hat mandem allzu guimütigen Zentrums: 
mwähler die Augen geöffnet, und die geheimen Berfuche 
einer Sprengung des Zentrumsturms find in Zukunft, 
wenn es möglich wäre, noch ausſichtsloſer als biäher. 
(Na! na! links.) 


— Sa, warten Sie nur ab! — aber laffen Sie fih dad 
Marten nicht verdrießen. 
(Heiterfeit.) 


Dagegen hat der Wahlkampf eine andere, und zwar 
ſehr beflagenöwerte, Folge gehabt: die fonfeffionelle Er— 
regung hat wefentlich zugenommen, und die Kluft zwiichen 
ben Konfeſſtonen tit leider bedeutend erweitert worden. 

(Sehr richtig! in der Mitte. Zurufe Links.) 
In der katholiſchen Bevölkerung war die Grinnerung ar 
die ımglüdjeligen Zeiten be3 alten fulturfampfs allmählid) 
verblaßt; die Katholiken hatten ſich mehr und mehr, vielfach 
mit allzu weitgehenber VBertrauensfeligfeit, in die Hoffnung 
hineingelebt, daß die alte Bebrüdung und Zurückſetzung 
der Katholifen verſchwinden werde, daß die Gleich: 
beredhtigung der Katholiken von dem Papier der Verfaſſung 
ee nad) und nach ins praftiiche Leben übergeführt 
werde. 
(uruf links.) 

— Ja, es iſt noch lange nicht ber Fall! — Viele Jahre 
lang hatten die Abgeordneten des fatholiichen Volkes, Die 
in der Zentrumsfraftion vereinigt find, nad) Kräften pofitiv 
mitgearbeitet an den Werfen der Geſetzgebung des Reichs. 
Die natürliche Entwicklung der polittihen Verhältniſſe, 
nicht liſtige Umtriebe und erfünftelte Mehrheitsbildungen, 
haben die Zentrumsfraktion feinerzeit an die Spige des 
Reichstags geſtellt. Wiederholt hat der Kaiſer felbit dem 
von der Zentrumdfraftion geführten Reichstage feinen 


Dank für die patriotiiche Mitwirkung bei den größten und (D) 


wichtigiten Geſetzgebungswerken ausgeſprochen, jo bei dem 
Tlottengejeg und noch im Mai 1906 bei ber Finanz— 
reform. Da genügte ein einziger Abſtrich von wenigen 
Millionen an ber Pauſchalſumme eines Nachtragsetats, 
um mit einem Male alles zu vergeffen, was Die Abge- 
orbnieten des katholiſchen Wolfes in jahrelanger, ſorgen— 
voller und verantwortungdreiher Mitarbeit zum Wohle 
des Vaterlandes geleiftet hatten. 
(Lebhafte Zuflimmung in der Mitte.) 
Wegen einer Zappalie 
(lebhaftes Oh! oh! Links; Iebhafte Zuftimmung tm 
der Mitte), 
über die man verjchiedener Anficht fein fonnie und ber: 
fchtedener Anfiht fein durfte, hat ber Bunbedrat den 
Reichstag aufgelöft, und der Reichskanzler hat und ben 
unverbienten Borwurf mangelnder nationaler Gefinnung 
ins Geſicht gejchleubert und noch in feinem Silvefterbetrieb 
(türmiſche Heiterkeit) 

— in feinem Stlvefterbrief mit ſehr erfennbarer Spite 
ansdrüdlic hervorgehoben, daß unfere Partei ausſchließlich 
aus Katholiken beftehe, während er doch willen könnte, 
daß von Anfang bis heute auch politiich gleichgefinnte 
Abgeordnete evangeliichen Bekenntniſſes fih und an— 
eichloffen haben. „Feinde von Kaiſer und Reich“ — fo 
at man Zentrumdfanbibaten und Zentrumswähler im 
MWahltampfe geihmäht. Nah al den Arbeiten fir Wohl 


und Ehre des Vaterlandes waren wir wieder einmal bie 


: den Jahren 


„Reichöfeinde“ wie in dem Sulturfampf ber 70er Fahre. 
Glaubt denn ber Herr Reichskanzler, dab ſolche grundloje 
Schmähungen die fatholiihe Bevölkerung nicht auf das 
tieffte verlegen mußten? 
(Lebhafte Zuftimmung in der Mitte.) 
Ich kann dem Herrn Reihäfanzler verfihern, daß feit 
des alten Sulturfampfes feine ſolche 
20 


138° 
(Gröber,) 








(A) Erbitterung im fatholiihen Volke mehr herborgerufen 


worden ift wie durch bie Abſprechung nationaler Gefinnung 
in dieſem MWabltampfe. 
(Zebhafte Zuftimmung in der Mitte.) 
Die gewaltige gap) ber Stimmen für bie 
Zentrumspartei ift der befte Beweis für biefe Erbitterung. 
Mer es mit dem deulſchen Vaterlande gut meint, kann 
biefe Folge des MWahllampfes nur aufs tieffte beflagen. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Die Verantwortung vor der Geſchichte für alles dieſes 
Unheil hat aber der Herr Reichskanzler zu tragen. 
(Zebhafte Zuftimmung in der Mitte.) 
Mir Zentrumsabgeordneten aber werben nicht auf: 
hören, fortzufahren in der Arbeit für das gemeinfame 


Baterlarıd 
(bravo! in der Mitte), 
das Vaterland, in bem nit nur Evangeliſche, ſondern 
auch Katholiken und Angehörige anderer Belenntniffe zu: 
fammenleben müffen. Wir werben fortfahren in der 
Arbeit für dad gemeinfame Baterland nad unferer Über: 
zeugung; das Mi unfer politiſches Recht. Stimmen unfere 
Anfichten mit den Auffafiungen des Herrn Reichskanzlers 
überein, fo kann es und nur recht fein; ftimmen fie nicht 
überein, werben wir das zu tragen wiſſen. Das Biel, 
da3 wir verfolgen und immer verfolgen werben: es ift 
das Mohl des gemeinfamen Lieben Waterlandes. 
(Stürmiſcher anhaltender Beifall in der Mitte. — 
Ziſchen bei den Nationalliberalen.) 


Präfident: Der Herr Bevollmächtigte zum Bundesrat, 
ftellvertretende Direktor der Stolomialabteilung des Aus: 
—— Amts, Wirkliche Geheime Rat Dernburg hat 
as Wort. 


Dernburg, Wirklicher Geheimer Rat, ftellvertretender 
Direltor der Kolonialabteilung des Auswärtigen Amts, 


(8) Bevollmächtigter zum Bundesrat: Meine Herren, ich behalte 


mir ein Eingehen auf bie einzelnen, bie Stolonial: 
angelegeheiten betreffenden Bemerkungen auf eine fpätere 
Gelegenheit vor. 

Ich möchte nur eine Bemerkung des ven Mor: 
rebnerd nicht umberbeflert in die Welt gehen laflen: das ift 
nämlich feine Schilderung desjenigen, was ſich feinerzeit 
bei dem Herrn Reichskanzler zugetragen hat. Ich will 
auch dba, weil es fih um eine vertrauliche Beſprechung 
gehandelt hat, nicht auf Detaild eingehen; ih will nur 
feftftellen, daß die Akten, die ich dem Herrn Abgeordneten 
Dr. Spahn eingehändigt habe, diejenigen geweſen find, bie 
er bon mir erbeten hat, und wenn er andere erbeten hätte, 
hätte er fie zweifellos von mir erhalten. 

Außerdem möchte ih noch zurückkommen auf die Be: 
merfung binfihtlih de3 Hauptmannd Salzer. Nach der 
Korrefpondenz, die da verlefen worden ift, möchte es 
nahezu fo ausſehen, als ob der Hauptmann Salzer genötigt 
worden fei, irgenb etwas gegen feinen Willen zu tun, 
oder auf ein Kommando. Inter dem 20. September 1906 
— aljo lange vor diefem Wahlfampf — hat der Deutſche 
Flottenverein im einem mir vorliegenden Schreiben das 

berfommando der Schußtruppen erſucht, ihm geeignete 
Offiztere mitzuteilen, die in der Lage wären, über ben 
damals nod im Gange befindlichen Hottentottenkrieg Vor— 
träge zu halten, und da ift am 11. Oktober geantwortet 
worden, daß, foweit der Hererokrieg in Trage komme, 
ber Herr Oberflleutnant Quade und, foweit der Feldzug 
gegen bie Hottentotten in Frage fomme, der Herr Haupt- 
mann Salzer die geeigneten Offiziere feien. Er ift dann 
fpäter gebeten worben, einen Vortrag zu halten; es ift 
ihm dazu ein Lokal in Leipzig angeboten worden, welches 
ihm nicht gefiel, und zwar feitend des Flottenvereins, 
und er hat darauf geantwortet: „Ich babe nur auf Wunſch 
des Oberkommandos mid; bereit erflärt, eine Rede zu 
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halten; dieſes Lolal paßt mir nicht.“ Jufolgedeſſen ift (C) 


biefe Rede gar nicht gehalten worden. Es ift Ichwer, 
eine Wahlbeeinfluffung aus einer Rede zu fonftruieren, 
die nicht gehalten worden ift. 

(Sehr richtig! rechts und bei den Nationalliberalen. 

Widerſpruch in der Mitte.) 
— Gewiß wird jeit Jahren auf Wunſch des Ober: 
fommandos und auf Wunſch aller derjenigen Streife, 
welde fih für das, was in unferen Kolonien pafftert, 
intereffieren, was unjere Soldaten dort aushalten, was 
fie für Erfolge erzielen, Vortrag gehalten. Das iſt recht, 
und das il bie Nation erfahren. 

(Sehr richtig! rechts und bei den Nationalliberalen.) 
Umjonit bringen unjere Beute ihr Blut und Leben da 
unten nit hin. Diefe Neden find nicht politiiher Art, 
fie find vor dem Wahlkampf und während des Wahl: 
fampfe3 gehalten worden und werden hoffentlich auch 
nad dem Wahlfampf gehalten werben. 

(Zebhaftes Bravo rechts und bei den Nationalliberalen.) 

Ich möchte legtlih noch auf die Behauptung des 
Herrn Vorredners — daß wegen des Abſtrichs von 
ein paar Millionen Mark der Reichstag aufgelöſt worden 
fei. Er hat behauptet, dad Zentrum habe ji bereit 
erflärt, 2500 Mann vor dem Feinde zu genehmigen 
und nur zu verlangen, daß bi3 zum 31. März die Vor: 
bereitungen getroffen feien, um alles bis zu 2500 Mann 
zurüdauziehen. 

(Widerſpruch in ber Mitte.) 
Dieſe Frage ift in der Budgetlommiffion jehr breit bes 
handelt worden, und es tit dabei vollftändig klargeſtellt 
worden, dab für jeden Mann am Feind mindeltens 
4 Mann draußen fein müffen, wegen Etappen, Yazarett ufw., 
und wenn man verlangt, daß 2500 Mann am 1. April 
— und mehr wollte dad Zentrum nad dem 1. April 
natürlich nicht bewilligen — — 

(Lebhafter Widerſpruch aus der Mitte.) 
— Das ift ja aud — worden! 
(Widerſpruch.) 

— Der Herr Abgeordnete Spahn hat doch geſagt: wenn ſie 
nicht reichen, fan man ja wieber andere hinausſchicken. 
(Sehr richtig! rechts. — MWiderfprud in der Mitte.) 
Mit diefen 2500 Mann konnte fi) weder die Kommando» 
gewalt noch der Oberftlommandterende draußen nod der 
Herr Gouverneur, die verantwortwortlidien Leute, bereit 
erklären, diefen Aufftand zu Ende zu führen, und ebenfo 
wenig mit der Summe, die da gegeben war. Der Unter: 
ihied war eben der, daß der Herr Abgeordnete Ablaß 
eine „tunlichfte* Verminderung verlangt bat, das heißt, 
daß beſonders nad der Definition, die ich gegeben habe, 
und der die Minderheit zugeftimmt hat, indem fie für den 
Antrag Ablaß mit Diefer von mir gegebenen Definition 
geftinnmt hat —, daß alfo in das Ermeſſen des Kommandos 
die Entiheidung über die Höhe der Truppen gelegt war 
(fehr richtig! links), 
während nad) dem Zentrumsantrag das Zentrum be— 
iehungsweiſe die Mehrheit die Oberlommandogewalt an 

id nahm 

(lebhaftes Oho in der Mitte — fehr richtig! rechts 
und bei den Liberalen), 

indem fie diejenigen ausſchaltete, welde nad ber Ver: 
fafjung und nad dem auf Grund berjelben gegebenen 
Befehle die Verantwortung für den Krieg da unten haben 
mußten, dad war bie Regierung, und die Regierung konnte 
ih dad nicht gefallen laſſen. 

(Vebhafter Beifall reht3 und links. — Widerſpruch 

in der Mitte.) 


Präfident: Der Her Giellvertreter des Reichs— 
fanzlers, Staatöjefretär des Junern, Staatöminifter 
Dr. Graf v. Pofadowsty- Wehner hat das Wort. 
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Dr. Graf v. Pofadowsty- Wehner, Staatöminifter, 
Staatöfefretär des Innern, Stellvertreter des Reichs— 
fanzlerd3: Meine Herren, es find heute heftige Angriffe 
gegen das politiſche Programm erhoben worden, weiches 
der Herr Reichskanzler während der Wahl und bei feinen 
legten Reben bier in diefem hohen Haufe aufgeftellt a 
Der Herr Reihöfanzler ift durch anderweitige Geſchäfte 
behindert, heute und morgen im hoben Haufe anweſend 
zu fein. Ich bin aber feit überzeugt, daß er gegenüber 
diefen umfangreihen WAuseinanberjegungen bed Herrn 
Abgeordneten Gröber die erfte fih ihm barbietende 
Gelegenheit benugen wird, um auf diefelben zu antworten. 

Nur zwei Punkte will id aus der Rede des Herrn 
Abgeordneten heute ſchon Herausgreifen, vorbehaltlich ber 
fpäteren Ausführungen des Herrn Reichskanzlers jelbft. 

Der Herr Abgeorbnete ftellte es zuerft r dar, ala 
ob die Auflöfnng des Reichstags erfolgt wäre wegen des 
Dispofitivs, dad das Zentrum vorgefhlagen hatte, eines 
Dispofitins, das ſich jachlich kaum unterſchieden habe von 
dem Antrag Ablaß. Der ftellvertretende Herr Kolonial⸗ 
direftor hat indes bereit3 meine® Erachtens zutreffend 
nachgewieſen, daß es ſich nicht bloß um den Wortlaut des 
Dispofitivs handelte, jondern auch um den Abſtrich von 
beitimmten Summen; der Herr Abgeorbnete Gröber hat 
das am Schluß feiner Rede ja ſelbſt zugeitanden. 

Der Herr Abgeordnete hat gefragt: wie kann man 
—— einer Partei, die ſich unzweifelhaft bei einer 

eihe bon Gelegenheiten hohe patriotiſche Verdienſte 
erworben hat, indem fte für große Maßregeln ber Landes» 
verteibigung ftimmte, — wie kann man einer ſolchen Partei 
gegenüber, wenn fie einmal ein paar Millionen ablehnt, 
einen Kampf anfangen und biejen Kampf zur Urſache ber 
Auflöfung des Neihätags mahen? Meine Herren, ic will 
bem Herrn Reichskanzler nicht vorgreifen; ich glaube aber, 
ſolche Dinge entwideln fih doch pindologiich tiefer 
(fehr richtig! rechts und bei den Liberalen), 
und fir bie Auflöfung war bie Ablehnung diefer Forderung 
nad der Auffaffung des Herrn Reichskanzlers vielleicht 
nur bie legte Urſache. 
(Sehr richtig! rechts und bei den Liberalen.) 

63 ift gefagt worden, man hätte diefe Ablehnung 
im Wahltampf als eine nationale Frage behandelt, und 
der Herr Abgeorbnete Gröber fragt: was ift eine nationale 
Frage? — und bat fi Hierbei auf Vorgänge aus ber 
parlamentariihen Vergangenheit des Reichſtags berufen, 
in denen größere Abftride an Geſetzesvorlagen zu Gunften 
der Lanbeöverteidigung gemacht wurden, ohne daß dieſe 
Abftrihe zum Ausgangspunkt einer Auflöfung gemacht 
find. Er hat aud) darauf Hingewiejen, daß jeinerzeit von 
ber Mehrheit des preußiſchen Abgeordnetenhaufes die 
Stanalvorlage abgelehnt fei, und man baraus zwar Anlaß 
genommen hätte, eine Anzahl von Beamten ihres Dienftes 
zu emtheben, dab man aber diefe Ablehnung als eine 
antinationale Handlung nicht bezeichnet habe. Meine 
Herren, die Kanalvorlage war zunädft eine rein wirt: 
ihaftlihe Vorlage 

(jehr richtig! rechts), 
wenn fie auch durch den Kampf, wie er geführt wurbe, 
ſchließlich eine hohe politiihe Bedeutung befommen hatte. 
Was aber eine nationale Frage ift, das läßt ſich nicht 
objektiv nad) ein für allemal feititehenden Merkmalen, 
nad) vergangenen Creigniffen beurteilen. 

Melde Schwerkraft ein Streit zwiihen einer Re- 
gierung und einer gejeßgebenden Verſammlung hat, und 
ob das nad außen hin, namentlid in der Auffafjung 
fremder Nationen den Charakter einer nationalen Frage 
annimmt oder nit, weldhe Schwerkraft ein parlamen- 
tariſcher Beſchluß für unfer Anfehen und unjere Stellung 
dem Ausland gegenüber ausüben fann, das läßt fich nicht 
nach Präjudizen beurteilen, das kam man auch nicht nad) 


einer Quantitätöfrage beurteilen, na 
dad fann man nur nad) der allgemeinen jeweiligen poli- 
tifhen Lage entſcheiden 
(fehr richtig! rechts und bei ben Nationalliberalen), 
und der Herr Reichskanzler war der Anficht, daß bie 
Ablehnung jener militäriſchen Forderung bei der gegen: 
wärtigen polttiihen Lage allerdings eine foldhe war, die 
— Stellung auch nah außen hin höchſt bedenklich 
en 


(jehr richtig! Links) 
und beöhalb eine große nationale Schwerkraft beſaß. 
(Bravo! bei den Meng ug 
Dad ift der Grund gewefen, warum der Herr Reichskanzler 
Seiner Majeftät dem Statjer und dem Bundesrat die Auf: 
ade: Reichſtags vorgeſchlagen hat. 
enn der Herr Abgeordnete Gröber bemerkte, der 
Herr Reichslklanzler hat nicht aufzulöſen, ſondern der 
Bundesrat, jo iſt das ſtaatsrechtlich durchaus richtig. 
Aber wenn ein Staatsmann in leitender Stellung 
Seiner Majeftät dem Kaifer und dem Bundesrat vor— 
Ichlägt, die gefeßgebende Vertretung des deutſchen Volkes 
aufzulöjen, jo jest der leitende Staatsmann damit feine 
ganze politiiche Stellung und fein Amt aufs Spiel 
7 richtig! rechts), 

und wenn nicht ſonſtige ſchwerwiegendſte Gründe gegen 
eine Auflöfung ſprechen, wird der Bundesrat in ſolchen 
Fällen, wo nad dem Gejamtüberblid des leitenden 
Staatömannd wichtige nationale Intereffen in Trage 
fommen, jelbftverftändfih zu einem folden Vorſchlage 
ftet3 feine Zuftimmung geben. So weit wird der leitende 
Staatömann, der mit einem foldhen politiihen Kampf 
fein ganzes politifhes Renommee aufs Spiel jeßt, immer 
der verftändnispollen Einſicht des Bundesrats begegnen. 

Mie ber Herr Reichslanzler fein Programm durch— 
führen wird, auf Grund deſſen er aufgelöft hat, und wie 


er jein Programm durchführen wird, das er hier dem (mn) 


hohen Haufe vorgetragen hat, das müflen Sie mit einiger 
Geduld abwarten. In wenigen Monaten kann das nicht 
geihehen. Das Programm, das der Herr Neichätanzler 
bier entwidelt hat, erforbert jelbitverftändlich ben Zeit- 
raum einer längeren politifhen Eutwicklung und vieler 
Sejjionen. 
(Oho! und Laden in der Mitte und bet den 
Sozialdemokraten.) 

— Gewiß, meine Herren, zweifeln Sie daran? Wir 
legen Ihnen ja in der Regel viel mehr Gelege vor, als 
Sie abfertigen. Wie viel Gefege liegen noch aus der vor— 
vorigen und der vorigen Seffton vor, die der Reichſtag 
nicht imftande war zu verabjchieden! Wenn wir Ihnen 
aud demnächſt die Gejegentwiürfe vorlegen: deren Ber: 
abſchiedung dauert fehr viel länger bei den eingehenden 
Beratungen, die der Neihdtag in feinen Kommiſſionen 
und im Plenum denjelben zuteil werden läßt. 

Im übrigen muß ich doch mit Befriedigung feft 
ftellen, daß eigentlih von feiner Seite die Gefegesvor: 
ſchläge, die politiichen Maßregeln, die der Herr Reichs: 
fanzler in Ausficht geftellt hat, als unzutreffend beftritten 
find. Im Gegenteil, ic glaube, im ganzen Hauje hat 
man biejem Programm zugeftimmt. Der Zwieſpalt der 
Meinungen liegt nur darin, daß ein Teil der Herren 
Nebner, der Herr Abgeordnete v. Payer und der Herr 
Abgeordnete Gröber, glaubt, der Herr Reichskanzler werde 
mit ben Parteien, auf die er fih bei Ausführung jetnes 
Programms ftügen will — Parteien, die in iyren Grund» 
anihauungen auf Grund langer gefhidhtliher Entwidlung 
bisher allerdings weſentlich ausetnandergingen —, die in 
Ausfiht geftellte Gejeggebung nicht Durchführen fönnen. 
Meine Herren, dariiber wollen wir die Zukunft entjcheiden 
laffen, und wir wollen hoffen, daß es dem Geſchick des 
leitenden Staatsmannes gelingen wird, in abjehbarer Zeit 

a* 


Millionen, ſondern (0) 


140 
(Dr. Graf v. Pofabowerz-ZLehner.) 


Ca) jein politifhes Programm mit Ihrer Unterftügung auch 


zu verwirklichen. 


(Bravo! links.) 


Präſident: Ich Ichlage dem Haufe nunmehr vor, fi 
zu vertagen. — Es erfolgt fein Widerſpruch. 

Das Wort zu einer perfönlihen Bemerkung hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Spahn. 


Dr. Spahn, Abgeordneter: Meine Herren, gegenüber 
den Ausführungen des Herrn Abgeorbneten Gröber über 
bie Stonferenz, die bet dem Herrn Reichskanzler ig Age 
hat, und über welche ber Herr Neichöfanzler hier Mit: 
teilung gemacht hat, hat der Herr Kolonialdireltor be- 
merft, e3 feien mir bie Alten vorgelegt worden, bie id 

ewünſcht hätte, und wenn id; andere Alten gewünfcht 

ätte, fo wären mir bieje ftatt des Aktenauszuges vor: 
gelegt worben, ben ich tatſächlich erhalten habe. Ic 
glaube, Hier unterläuft ein Mißverſtändnis, das ich auf: 
flären möchte. Die Bemerkung des Herrn Stolontal: 
bireftord trifft micht dem Punkt, auf den es anfommt. 
Vorweg bemerkte ih: niemand macht dem Herm folonial- 
Direftor einen Vorwurf aus dieſer Sade. In der Kon— 
ferenz bei dem Herrn Reichskanzler fam die Togoangelegen: 
heit zur Sprade, und ed wurde erwähnt, daß ſeitens ber 
Patres ein Abkommen nicht erfüllt fei, während die Stolo- 
nialverwaltung ihrerfeit8 das Ablommen überall erfüllt 
babe. Nun fam für mic, al8 ich den Wunſch ausſprach, 
Kenntnid von den Togovorgängen zu befommen, die mir 
bis dahin abſolut gefehlt hatte, ſelbſtberſtändlich es darauf 
an, gerade bie Aften zu befommen, bie auch in betreff 
diefed Punktes Auskunft geben würden. Ich hatte ja 
keinerlei Keuntnis von den in Frage kommenden Akten. 
Wie ich dann mit dem Herrn Stolonialdireftor wegen ber 
Akten ſprach, und er mir einen Aftenaudzug gab, waren 
e3 zwei Erwägungen, bie mich beftimmten, es bei dem Uften: 
audzug bewenden zu lafjen. Einmal nahm ich an, der Aften- 
auszug würde fi über den erwähnten Punkt ausſprechen, 
befien Nichtigkeit nad) feiner Erwähnung bei dem Herrn 
Reichskanzler für mic völlig außer Zweifel ftand; ſodann, 
das will ich nicht verhehlen — bie Aften Tagen auf dem Tiſch 
bes Herrn Kolonialdireltors —, dachte id, vielleicht fei 
es ihm doch peinlich, mir die Akten auszuhändigen, und 
deshalb berubigte ich mich bei dem Alktenauszug; ich 
wollte nicht aufdringlih fein Wie ih mun in ber 
— — das Verhalten der Miſſion zu Gunſten der 

olonialverwaltung geltend machte, verſagte ber Alten— 
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auszug, als mir eine Protokollabſchrift entgegengehalten 
wurde, nad) der das angeblich vom Orden nicht gehaltene 
flbereinfommen nachträglich durch ein anderes fiber: 
einfommen zu Gunften des Ordens abgeändert worben 
war. Ich ftanb nun ba wie ein Sind, das ſchlecht unter: 
richtet war. Num konnte von einer Einwirkung auf die 
Fraktion durch mich nicht mehr die Rede jein, wie mir 
der Herr Kolonialbireftor zugeben wird. Er hat mir 
bemmächft beftätigt, daß die Protofollabichrift richtig jei. 
Er wird mir zugeben, daß, wenn Aften gewünſcht werben 
über einen PBunft, über dem man fpricht, man auch 
—5 Alten haben will, die ſich auf dieſen Punkt 
eziehen. 


Präſident: Es ift eine Interpellation einge: 
gangen von dem Herrn Abgeordneten Baffermann: 

St der Herr Reichskanzler bereit, über dei 

Stand der gefeggeberifhen Vorarbeiten fir eine 

Reform der —————— Auskunft zu geben? 
Ich werde die Interpellation auf die Tagesordnung einer 
ber nächſten Sigungen ſetzen. 

‚ Meine Herren, ich jhlage Ihnen vor, die nächſte 
Sigung zu halten morgen, "rcitag ben 1. März, Nach— 
mittags 1 Uhr, und al3 Tagesorbnung: 

Fortfegung der heutigen Beratung. 
Gegen dieſen Vorſchlag erhebt ji fein Widerſpruch; die 
Tagesordnung ftehr feit. 

Meine Herren, ih berufe jämtlihe Abteilungen 
morgen unmittelbar nad dem Schluß der Plenarfigung 
zur Wahl 

1. von 28 Mitgliedern zur Sommiffion für dem 

Reihshaushaltsetat; 

. von 28 Mitgliedern zur Kommiſſion für bie 

Betittonen; 

. von 14 Mitgliedern zur Kommiffion für bie Wahl: 


prüfungen; 
. don 14 Mitgliedern zur Kommiſſion für bie Ge: 
nn 
. bon 14 Mitgliebern für bie Rechnungskommiſſion; 
. bon 7 Mitgliedern zur Ausſchmückungskommiſſion; 
h — a ana zum Beirat für bie Arbeits: 


Sofort nad der Wahl findet bie Stonftituierung ber 
Kommilfionen zu 1 bis 5 fait. 
Ich ſchließe die Sigung. 


(Schluß der Situng 6 Uhr 6 Minuten.) 


15 B ww 
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Präfident: Ich eröffne bie Sitzung. 

Das Protokoll der vorigen Sigung liegt zur Gin. | 
fit auf dem Bureau offen. 

Als Vorlagen find eingegangen: 

1. Entwurf eined Geſetzes betreffend Die Kontrolle 
bes Reichshaushalts, des Landeshaushalts von 
Elſaß⸗Lothringen und des Haushalts der Schutz⸗ 
gebiete für das Rechnungsjähr 1906; 

2. Vorſchriften des Bundesrats betreffend die Ein— 
richtung und den Betrieb der zur Anfertigung 
von Zigarren beſtimmten Anlagen; 

3. Ergänzung der Erläuterung zu ap. 2 Fit. 1 des 
Nachtragsetats für Die Schuggebiete auf das Rech— 
nungsjabr 1906, betreffend das Vertragsverhältnis 
zu ber Firma v. Tippeläftrh & Comp. zu Berlin. 

Die Sridie ung habe ich verfügt. 
abe Urlaub erteilt den Herren Abgeordneten: 

—— für 2 Tage, 

Dr. Müller (Meiningen) für 4 Tage. 

63 fuht für längere Zeit Urlaub uns ber Herr 
Abgeordnete Cuno, bis zum 11. März wegen dringender 
Geſchäfte und wegen der Teilnahme am weitfäliihen 
Provinziallandtage. — Dem Urlaubögefuh wird nicht 
widerſprochen; es ift bewilligt. 

Entſchuldigt ift der Herr Abgeordnete Ged. 

Wir treten in die Zagedordnung ein. Gegen: 
ftand derſelben ift: 

Fortſetzung der eriten Beratung des Entwurfs 

eines Geſetzes betreffend die Feſtſtellung des 

Reihshanshaltsetats fürdas Rehnungsjahr 1907, 

nebit Anlagen und einer Dentichrift (Nr. 9 der 

Druckſachen) 

in ——— mit der Fortſetzung der erſten 
Beratung 

a) des Entwurfs eined Geſetzes betreffenb Die 
Feſtſtelluug des Haushaltsetats für die Schutz⸗ 
gebiete auf dad Rechnungsjahr 1907, nebft 
Anlagen (Nr. 10 der Drudiadhen), 

b) der @rgänzung zum Entwurf des Reichs- 
baushaltöetats für das Rechnungsjahr 1907, 
nebft Anlagen (Nr. 74 der Drudjaden). 

Die Diskuſſton ik wieber eröffnet. 

Das Wort hat der Herr ftellvertretende Bevoll⸗ 
mädhtigte zum Bundesrat, Departementödireftor im Reichs⸗ 
marineamt, Kontreadmiral Gapelle. 


Gapelle, Kontreadmiral, Departementöbireftor im 
Reichſsmarineamt, fielvertretender Bevollmächtigter zum 
Bundesrat: Meine Herren, durch die Preffe war die Nach— 
richt gegangen, daß während der Wahltampagne Stanzlei- 
diener und Ordonnanzen aus dem Neihömarineamt und 
bem Abmiralftab im Bureau des Flottenvereins tätig ge- 
weien wären. Der Herr Abgeordnete Gröber hat in A 
geftrigen Rebe bie Frage geftellt, ob daS zuträfe, und wer 
die Leute, dorthin beordert hätte. Sonoll bie Nachrichten 
in ber Rrefle ald auch die FFrageftellung bed Herrn Abs 
georbneten Gröber mußten ben Eindruck erweden, als ob 
bie Ordonnangen, alfo Seefolbaten, und die Stanzleibiener 
feiten® des Re hend dorthin fommanbiert wären, 
oder als ob ihre Beihäftigung wenigftend mit Zuftimmung 
bed Reihömarineamtd erfolgt wäre. Meine Herren, das 
ift nicht zutreffend. Auch im Reichsmarineamt haben wir 
bon dieſer Angelegenheit erft durch die Prefle erfahren. 
Der Herr Staatsfekretär des Reichsmarineamts hat darauf 
eine Unterſuchung veranlaßt, ob und was an biefer An- 

elegenheit wahres wäre, und ba hat ſich dann folgendes 
Berausgefteit: 

Der Sekretär des Flottenvereins, ein früherer 

Beamter des Admiralftabs, hat fih an einen ihm befannten 


Kanzleidiener aus dem Marineamt gewandt und hat ihn 
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(Gapelle.) 


(A) gefragt, ob er bed Abends in feiner freien Zeit ſich noch 


ein Stüd Geld verdienen und im $Flottenverein, wo fie 
augenblicklich ſehr viel zu dun hätten, behilflich fein 
wollte. Er möchte doch noch andere Kanzleidiener und 
Ordonnanzen, bie aud Gelb verdienen wollten, mit: 
bringen. Die betreffenden Leute find darauf hingegangen 
und haben nad ihrer Ausſage etwa fünf bis ſechs Abende 
dort geholfen, Druckſachen verpaden und Poſtpakete machen. 
Sobald dieſer Sachverhalt zur Kenntnis des Herrn 
Staatsſekretärs gekommen ift, hat ber Herr Staatsſekretär 
den GSeejoldaten verboten, fih an dieſer Beſchäftigung 
weiter zu beteiligen. 
(Bravo! links.) 


Präfident: Dad Wort hat ber Herr Abgeordnete 
Fürft v. Hatzfeldt. 


Fürſt v. Hatzfeldt, Abgeordneter: Meine Herren, 
als id vor 29 Jahren in das alte Reichſstagsgebäude in 
der Leipzigerftraße eintrat, da wurden in ben Gtatö- 
debatten entweder die großen politifhen Tageöfragen 
behandelt, oder aber ber Etat wurde einer —— 
Kritik unterworfen, worin ber verſtorbene Abgeordnete 
Richter ein unerreichter Meiſter war. Damals waren es 
noch die großen Parlamentarier aus Deutſchlands großer 
Zeit, welde diefen Verhandlungen ihren Stempel auf: 
drüdten. Jetzt, wo ich, weniger dem eigenen Triebe, als 
dem Rufe meiner Mitbürger folgend, hier wieder in 
dieſes neue Vollshaus eingezogen bin, da — Sie mögen 
mir dieſe Bemerkung verzeihen kann ih mid beö 
Eindruds nicht erwehren, dab in unferen Verhandlungen 
bie Barteipolitif, die Parteiwäſche vielleicht einen 
breiteren Raum eingenommen hat, als notwenbig war 

(jehr richtig! links), 
und einen breiteren Raum, ald die großen politifchen 


Gefihtöpunfte. 
(Sehr ridtig! rechts.) 

„Peccatur intra muros et extra“, hat der Herr Ab: 

eorbnete Baflermann vor einigen Tagen bier gejagt. 

it Redt; denn alle Parteien haben mehr oder weniger 
gefinbigt, wie Sie mir zugeben werden. Die fozial- 
demofratiihe Bartet hat gefündigt, indem fie ber 
bürgerlihen Geſellſchaft, in ber wir doch nun einmal 
leben, und in ber Sie aud; weiter werben leben müffen, 
die Todfeindſchaft erflärte. 

Die Freifinnigen haben gefündigt, indem fie zu lange 
Zeit zum Schaden ihrer eigenen Partei und zum Schaden 
be3 liberalen Gedankens mehr oder weniger nur eine 
Partei des kategoriſchen „Nein“ waren. 

Die Nattonalliberalen haben Sünden begangen, wie 
Herr Baflermann offen eingeftanden hat. 

Dad Zentrum, meine Herren, hat gefündigt durch bie 
Abftimmung vom 13. Dezember 1906. 

(Heiterkeit in der Mitte.) 
— Ja, meine Herren, Ste laden. Aber wenn e8 richtig 
ift, was der Herr Abgeordnete Gröber geftern gefagt hat, 
e3 habe ſich bet dieſer Abftimmung nur um eine Zappalie 
gehandelt, dann, meine Herren, haben Sie doppelt gefündigt. 
(Sehr richtig! redits.) 

Denn durch dieſe Abftimmung find Sie herausgebrängt 
worben ober haben fich feldft herausgebrängt, wie Sie 
das nehmen wollen, aus Ihrer Stellung als ausfchlag- 
gebende Bartei, und bie Verwirflihung mander Sprer 
Hoffnungen — jede Partei muß das Beſtreben haben, 
ihre Grunbfäge und ihre Hoffnungen im die Wirklichkeit 
zu überfegen — iſt vielleicht vernichtet oder doch wentgftens 
auf Jahre hinausgeſchoben worden. 

Meine Herren, auch bie rechte Seite dieſes Haufes 
mag Fehler begangen haben, in biefem Augenblid fallen 
mir nur feine ein. 

(Große Heiterkeit.) 


Wenn alle gefünbigt haben, warum follte denn ber Floiten- 
verein dies nicht auch getan haben, wie bie in einem 
ſüddeutſchen Blatt veröffentlichten Briefe, welde von 
einzelnen hervorragenden Mitgliedern des Vereins ge: 
ichrieben worden find, bewiefen haben? Aber das hindert 
nicht, daß der Flottenverein feine großen Verdienſte hat 
(fehr wahr! redits), 
und baß feine Gründung eine unbebingte Notwenbig- 


feit war. 

(Sehr richtig! redht3.) 
Denn feine Aufgabe war es, aufklärend zu wirken. 
Seitdem haben freilich die Ereigniffe im fernen Often 
bewiejen, welder Machtfaktor eine ftarfe Flotte ift 

(fehr richtig! rechts); 
fie haben bewiefen, daß feine Großmadt einer ftarfen 
Flotte entbehren kann, und fie haben ferner bewieſen, daß 
es beffer tft, überhaupt feine Flotte zu haben als eine 
ſchlechte Flotte oder eine minberwertige. 

(Sehr wahr! rechts.) 

Aber, meine Herren, wenn bier gefündigt worden ift 
— Fehler werben ja aud in Zukunft noch begangen 
werden, namentlih in der Wahlzeit —, fo glaube ich 
body nicht, daß das Volk ein großes Intereſſe daran 
bat, zu hören, wie de in ftundenlangen Reben bie ver: 
ſchiedenen Parteien ſich gegenjeitig dieſe Fehler vorhalten. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Das deutſche Volt will fruchtbringende, probuftipe Arbeit 

(ehr wahr! rechts), 
und je mehr wir produktive Arbeit leiſten, befto u 
wird das Anfehen des Reichſstags wachen, und deſto mehr 
wird feine Autorität aud den verbünbeten Regierungen 
gegenüber geftärkt werben. 

(Sehr richtig! links.) 
Darum freue ich mid, daß der Herr Reichskanzler 
und neulich bier zu pofitiver Arbeit aufgerufen und uns 
auf eine Reihe von Aufgaben —— hat, bei denen 
wir uns zu poſitiver Arbeit zuſammenfinden können und, 
— hinzufügen will, auch hoffentlich zuſammenfinden 
werden. 

Der Herr Reichskanzler bat unter anderen bie Not— 
wenbigfeit der Reform ber Börfe berührt. Die Börfe 
ift ein notwendiger, nicht zu entbehrender Faktor im wirt: 
ſchaftlichen Leben. 

(Sehr richtig! Tinte.) 

Wir müſſen unfere Börfe den anderen Börfen, namentlich 
den Börfen in London und Paris gegenüber lebensfähig 
erhalten, und darum halte auch ich eine Reform der Börfe, 
um fie zu ftärfen, für notwendig und bringend. Dabei 
glaube ich allerdings nicht, daß fich Bier eine Majorität 
dafür finden wird, welche diefe Reform fo weit wird aus- 
behnen wollen, um ben Terminhandel in Getreide wieder 
einzuführen. 

Ich weiß nidt, ob es eine Folge des Verbots dieſes 
uns ift; aber die Tatſache bleibt —— be⸗ 
ſtehen: ſeildem der Terminhandel in Getreide aufgehoben 
iſt, find die Preiſe für unſere Körnerfrüchte weniger 
Schwankungen unterworfen gg 

(ehr richtig! rechts), 
fie haben eine größere Stetigfett erhalten 
(ehr wahr! rechts), 
und hierauf muß der Landwirt einen beſonderen Wert legen. 

Der Herr Kollege Gamp hat — ich kann das gleich 
hier anführen, da ich einmal von der Börſe ſpreche — 
neulich bedauert, daß ſeitens der Reichsregierung nichts 
geſchehen wäre und nichts geſchehe gegen die Zulaſſung 
bon ausländiſchen Anleihen. Er hat dabet auf eine neue 
fiamefifhe Anleihe hingewieſen. Ih bin perfönlich anderer 
Meinung ald mein Freund Gamp. Ic kenne nicht bie 
Finanzverhältniſſe des SKönigreih® Siam, ih habe 
aud Feine Zeit, biefelben eingehend zu flubieren; 


._ 


c) 


_ 


D) 


(A) aber 





(Fürit v. Hatfelbt.) 
foptel ih von Siam weiß, herrſchen bort 
georbniete Zuftände. Wie unfere politifche Machtftellung 
unferen wirtihaftlihen Aufſchwung gezeitigt hat, fo ift es 
binwieberum leßterer, der unfere Machtſtellung im Rate 
der Völker erhöht; unfere auswärtige Politik ift in hohem 
Maße eine ———— geworden. Die ganze Blüte 
unſerer Induſtrie hängt aber zuſammen mit unſerem Export. 
Beſchneiden Ste unferen Export, fo vernichten Sie ſofort 
die Blüte unferer Induftrie, und ben Schaben babon 
werben nicht nur die Induſtriellen felbft haben, jondern 
au die Millionen von Arbeitern werden darunter leiden, 
welde in umnferer Induſttie befchäftigt find. Wie die 
Berhältniffe Heute Liegen, hängt unſer Induftrieerport nad) 
ben fremden Ländern im weſentlichen davon ab, ob aus: 
ländifhe Anleihen an unferem Markte aufgenommen und 
zugelaffen werben, ober nidt. Denn es tft eine Tatſache, 
daß biefe Anleihen in vielen Fällen nur abgefchloffen 
werben in Verbindung mit großen Induftriebeftellungen. 

Meine Herren, der Herr Minifterpräfident hat dann 
geiproden vom ber Fortführung der Sozialform, die auch 
ih für um fo notwendiger nad dem Ausfall der letzten 
Wahlen halte. Er hat davon gefproden, daß wir unfere 
Fürſorge ausdehnen müflen auf den Mittelftand. Diefer 
bat leider von unferem wirtfhaftlihen Aufſchwung feinen 
Nutzen gehabt, er hat leider daran nicht teilgenommen, 
im Gegenfag zu unferer Arbeiterbevölterung. Ich hoffe 
baber, daß uns in nicht zu langer Zeit entſprechende Vor: 
lagen zugehen werden. Der Herr Abgeorbnete Gamp hat 
neulich bereitö darauf hingewieſen, baß eine Bereinheit- 
lichung und —— unſerer verſchiedenen Verſiche— 
run — notwendig iſt. Wenn wir uns hiermit 
beſchäftigen, fo werben wir auch eine Rebiſion des Kranken— 
geſetzes anfügen müſſen; wir werden bahtn ſtreben müſſen, 
daß die Krankenkaſſen nicht dem Geiſte der Geſetzgeber 
zuwider zu einer Kampforganiſation einer beſtimmten 


(8) Partei gemacht werden — 


(ehr rihtig!), 

und ich hoffe, dab ber Herr Abgeorbnete Mugban und 
wertvolle Fingerzeige geben wird, welchen Weg wir babet 
% beſchreiten haben. — Freilih wird, wenn wir bier im 

eihe mit Reformen vorangehen, Preußen, der größte 
Bunbesftaat, nit ftillftehen bürfen. Ich Hoffe baber, 
baß der Herr Minifterpräftbent, ber ſich ja in der Perſon 
mit dem Herrn Reichskanzler bedt, es an ber nötigen 
Einwirkung auf bie verjchiebenen Reſſorts in Preußen 
nicht wird fehlen laſſen. 

Wenn der Herr Abgeordnete v. Payer aber geftern 
ber Hoffnung Ausbrud gegeben hat, in Preußen folle das 
Reihstagswahlreht für den Landtag eingeführt werben, 
fo glaube ich allerbingd, dab er fih Illuſionen Hingibt. 

(Sehr richtig! recht.) 
Ih glaube, jelbft wenn ber Herr Minifterpräfident dies 
wollte, würbe er e8 im preußiichen Landtage nicht durch— 
fegen, er würde bie wohl nur im Wege bed Staatd- 
ſtreichs zuftande bringen. Ich (de feine Mehrheit dafür 
im preußtfchen Bandtage, und ich ſehe dafür aud) feine 
Mehrheit in ber Zukunft, 


(Zuruf.) 
— Der Herr Abgeorbniete Singer jagt: „Ste brauden 
nur ein Reichögefeg zu machen“. — Meine Herren, id 
glaube nicht, daß die deutſchen Bundesſtaaten es ſich gern 
efallen laſſen werben, baß fie alle über einen Hamm ge- 
horen werben; bazu find die Berhältniffe in ben ver: 
ſchiedenen Ländern zu vielfeitig. 

Wenn wir pofitive Arbeit leiften wollen, bann 
brauden wir bazu eine pofitive Majorität, und unter ben 
gegebenen Berhältniffen ſehe ich feine andere Majorität 
ald diejenige, welche fi bei ber Präfibentenwahl zu: 
fammengefunden hat. 

(Bravo! rechts.) 


Und darum bebaure ich es, und bedauern es mit mir (C) 





meine politifchen Freunde, daß vorgeitern hier der Ab- 
geordnete Gamp in einigen Bemerkungen, welche gewiß 
nicht übel gemeint waren, welde auch nicht verlegen 
follten, aber welche doch verlegen founten, die national 
liberale Partei angegriffen hat. Wir find in eriter Linie 
auf bie Mitarbeit der nationalliberalen Partei angewiejen, 
ber Bartei, welde geftern ihren vierzigjährigen Geburts: 
tag gefeiert hat, und welder ich zu diefem Tage noch 
nachträglich unfere herzlichen Glückwünſche barbringe. 
(Heiterkeit. Zwifchenrufe aus der Mitte.) 

— Wenn Sie Ihren Geburtdtag fetern, werden wir Ihnen 
vielleicht auch noch einmal Glück wünſchen. 

(Heiterfeit.) 

Meine Herren, id glaube, wir täten gut baran, bie 

trennenden Momente zurüdzuftellen. 

(Sehr richtig!) 
Zu meiner Freude babe ich aus den Reben der Herren 
ber verſchiedenen liberalen Parteien den Eindrud gewonnen, 
baß Sie dies Beftreben teilen, und dab Sie die Abſicht 
haben, jo weit ald möglid mit und zufammen poſitive 
Arbeit zu leiften. Herr dv. Richthofen hat ja aud neulich 
in der Nebe, welde er im Namen der deutidlonferbativen 
Bartet hielt, alled vermieden, was andere Parteien ver- 
legen könnte, Wir Haben feine andere Majorität als 
diejenige, welde ben gegenwärtigen Präfidenten auf bie 
sella curulis gehoben hat. Nach der Abſage, welche ber 
Herr Neihöfanzler an die Zentrumspartei gerichtet hat, 
und nad ben Neben, welde wir von den Herren Alb: 
geordneten Spahn und Gröber gehört haben, muß ich 
annehmen, daß die gefamte Marichroute der Zentrums 
partei fih bi auf meitered mehr in ber Nichtung ber 
Neintür, als in der Richtung der Jatür bewegen wird. 

Wenn bie Zeitungsnahricdhten zutreffen, fo ift in 

Duisburg und in einigen anderen Orten ein fonfeffioneller 
Boylott von evangeliiher Seite im die Wege — (D) 
worden. Wenn dies wirflih ber Fall fein follte, fo 
glaube ich der Überzeugung Ausdrud geben zu fünnen, 
daß ber gefamte Reichsſstag dies aufs tiefjte bedauert 

(ehr richtig), 
und daß er foldes verdammt. Meine Herren, das ſetzt 
und zurüd in die ſchlimmſten Seiten des Deutſchen 
Reiches, in die Zeiten des 3Ojährigen Krieges, und gewiß 
wirb feiner bon und mollen, dab biefe Zeiten wieder: 
Wer ben konfeſſionellen a. einführt, ber 


kehren. 
eutihland wieder 


ift auf dem Wege, dieſe Zeiten in 


einzuführen. 
(Sehr ridtig!) 
Meine Herren, ber Herr Abgeordnete Bebel hat neulich 
in einer furzen Bemerkung auch die Breslauer Wahl 
berührt und hat mid und ben Abgeorbneten Pfundtner 
emeinfam al3 diejenigen Perſonen bezeichnet, welche Dort 
Br Barteigenofjen, worunter fi ber frühere Abgeorbnete 
Bernftein befindet, zu Falle gebradht haben. Ich akzeptiere 
es dankbar, daß ber Herr Abgeordnete Bebel mid 
gemeinfam mit unferm Kollegen Pfundiner genannt Bat. 
Wir haben dort einen gemeinfamen Kampf geführt, und 
ber Kampf ift und nit einmal ſehr ſchwer gemadıt 
worben. Wenn die Majorität der Wählerſchaft gegen 
bie beiben ſozialdemokratiſchen Kandidaten entichieden hat, 
fo lag der Grund hierfür nicht im irgend weldyer Animofität 
egen bie Perfönlichkeiten biefer Kandidaten. Nein, meine 
erren, was bad Bürgertum in Breslau zufammengeführt 
hat, daS war ber Terrorismus, eine Art von Tyrannis, 
welche die fjozialdemofratiihe Partei gerade in Breslau 
ausgeübt hat, vielleicht noch mehr als in anderen Orten, 
und wovon beſonders auch bie ftädtifhe Verwaltung in 
Bredlau ein Lieb zu fingen weiß. Dort hat das deutſche 
Bürgertum, einſchließlich des Zentrums — wie ich be- 
ſonders hervorheben will —, das deal verwirklicht, von 
21* 
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(A) welchem der Herr Reichskanzler neulih fprah und von 


dem er fagte, er habe es lange angeftrebt, habe eö aber 
nicht erreichen können. Die gefamte Bürgerfchaft hat ſich 
bort gegen dieſe Tyraunis aufgelehnt; das Bürgertum war 
e3 ſalt, daß Sie ihm feine heiligiten Gefühle verlegen 
und ihm feine Ideale nehmen wollen! Weil Ste unferen 
gefamten Rechtsſtaat, unſere verfaffunggmäßigen Ein- 
rihtungen, die Grundlagen der bürgerlihen und per: 
fünlihen Freiheit, dad Recht der Individuaglität dem 
deutichen Bürgertum nehmen wollen, deshalb ift e8 von Yhnen 
abgerüdt und hat im Stampfe gegen Sie zufammengeftanden 
(jehr richtig! rechts); 
und das deutſche Bürgertum wird noch weiter von Ihnen 
abrüden, wenn nicht etwa bie berbündeten Regierungen 
und ber Deutihe Reichsſstag große Fehler begehen follten. 
(Bravo! rechts.) 


PBräfident: Der Herr Abgeordnete Dr. Semler hat 


das Wort. 


Dr. Semler, Abgeordneter: Meine Herren, bie Auf: 
gabe des zweiten Etatsredners einer Fraktion pflegt in 
erfter Linie diejenige zu fein, die Angriffe abzuwehren, 
bie gegen bie Rede des eriten Fraltionsredners erfolgt 
find. Demgemäß hatte ih mir zu der Rede ber Herrn 
Bebel eine Reihe vom Notizen gemadt. Dann find 
geitern zwei Neben gekommen, einerſeits die des Herm 
vd. Bayer und anbererfeitd bie bed Herrn Abgeordneten 
Gröber. Diefe beiden Reden haben meine Aufgabe ver: 
ſchoben; ic habe namens meiner politiichen Freunde nicht 
nur Angriffe abzuwehren, jondern auch pofitiv zu fpredhen. 
Meine Zettel über die Nede bed Herrn Bebel habe id) 
etroft zerreißen können. Auf die Ausführungen des 
—— Kollegen Wiemer will id ein andermal zurück— 
fommen, und Herr Gamp mag es der Nüdjtcht, die wir 
auf feine Fraltion zu nehmen bereit find, und den Aus: 


(B) führungen des gechrten Herrn Vorredners banfen, wenn 


ih mid mit feinen Bemerkungen nicht weiter befafle. 

Meine Herren, ich ſtehe vor der Aufgabe, erſtens nad 
zumeifen, Daß e3 in ber Vergangenheit, die vor der Reichö- 
tagsauflöſung lag, nicht jo geweſen ift, wie geftern Herr 
Gröber es darzutun verſucht bat, unb zweitens nad» 
zuweiſen, daß e3 unferer Meinung nah auch in Zukunft 
nicht fo fein ſoll und wird, wie Herr Gröber dies geftern 
als feine Hoffnung ausgeſprochen hat. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 
Ich habe ferner in Anflug an das, was Herr dv. Payer 
geftern ausgeführt hat, barzutun, wie fih mad unferer 
Meinung die Möglichkeit eröffnet, die politifhe Situation, 
die wir vorfinden, nußbringend zu geftalten, — ohne baf 
ich etwa auf Einzelheiten eingehen will. 

Herr Gröber hat geftern mit der ganzen Kraft feiner 
Beredtfamkeit den Verſuch gemadt, neben die Tatſache, 
daß allerdings feine Partei ungeſchwächt, ja verftärkt aus 
dem Wahlkampf herausgelommen ift, den Nachweis zu 
ftellen — ber in der Tat wichtiger ift als eine Anzahl 
von Sitzen —, daß das —— auch innerlich dem 
Vaterlande gegenüber mit ſeinem früheren Verhalten vor 
ber Auflöſung des Reichſtags im Recht geweſen ſei, daß 
dagegen ber Herr Reichskanzler in gröblichem Friedens: 
brud Vorwürfe erhoben habe, bie unbegründet gemwejen 
feien und geringfügiger Natur, wegen Streihung von ein 
paar Millionen oder wegen eines Streites um ben In— 
halt eines Dispofitivs. 

Herr Gröber hat ferner die Wahlparole des Zentrums 
„stulturfampf“ durch jeine Rede und Zeitungsausſchnitte 
in Fülle zu verflärfen verſucht, wonach — Pläne 
auf ſeiten der verbündeten Regierungen im Verein mit 
ben noch ſchlinmmeren liberalen vorgelegen hätten, um einen 
—— gegen die katholiſche Minderheit des Volkes wach— 
zurufen. 








Herr Gröber hat endlich den Nachweis zu erbringen (C) 


geſucht, daß das Zentrum im Recht geweſen fei, wenn es 
ſich grundfäglid mit der Sozialdemokratie, was anerkannt 
würde, in den Stihwahlen verbündet hat, und er hat 
behauptet, daß die Predigt des Herren Reichskanzlers 
darüber, wie er ſich ausdrüdte, unbegründet und un— 
berechtigt ſei. Daneben aber hat Herr Gröber in feinen Aus— 
führungen den Verfucd gemacht, die Aufgabe der heutigen 
nationalen Mehrheit, jener Mehrheit, um mid mit dem 
Herrn Vorrebuer desſelben Ausdruds zu bedienen, bie bad 
Vräſidium geftellt hat, die Aufgabe dieſer nationalen 
Mehrheit von vorneherein als eine unmöglich lösbare 
binzuftellen, und zu erkennen gegeben, daß nad feiner 
Meinung das letzte und wirkliche Heil für das Vaterland 
nur und recht eigentlich in der Zentrumsführung zu ers 
bliden jet. 

Bei allebem zog ſich trotz des dem Herrn Stollegen 
Gröber zur Verfügung ſtehenden Humors und trotz ſeiner 
ſcharfen Worte ein elegiſcher Unterton durch feine Rebe 

(ſehr richtig! bei den Nationalliberalen), 
ja, die ftille Klage bes Zentrums über die verlorene 
Stellung feiner Partei. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen. Heiterkeit 
in der Mitte.) 
Aber das gekränlte Machtgefühl einer Minorität 
(brabo! bei den Nationalliberalen) 
bat reagiert in unfagbar herben Angriffen auf ben Reichs— 
fanzler. Ste abzuwehren, ift nit meine Aufgabe 
(fehr richtig! aus der Mitte); 

nur foweit wir dabet in Mitleidenschaft gezogen find, habe 
ih auf diefe Dinge einzugehen. — Die Rede bed Herrn 
Gröber war überaus geſchickt nad) gewiſſen Prämiſſen, 
aufgebaut zu gewiffen Schlüffen, und darum fehe ih mid) 
gezwungen, dem einzelnen Gebanfengängen bier nachzu— 
gehen, damit im Lande nicht die verwilhende Wirkung 


erfolgt, die in den Worten bed Herrn Gröber beab- (D) 


fihtigt war. 

Herr Gröber hat zunächſt betont die Bereitwilligkeit 
des Zentrums kurz dor Schluß des Reichstags, für 
nationale Fragen, insbefondere aud für bie folonialen 
ragen, einzutreten, die damald auf ber Tagesordnung 
ftanden; dieſe Bereitwilligfeit habe ſich deutlich doku— 
mentiert in dem Beſchluß der Budgetkommiſſion bezüglich 
der Bahn Kuhub⸗Keetmanshoop, da habe ja dad Zentrum 
ausdrücklich die Bahn beſchloſſen. Wie verhält es ſich 
in dieſer Angelegenheit? Nachdem am 13. November 
vorigen Jahres der Neihätag wieder einberufen war, 
lag bie Bahnvorlage Kubub » Steetmanshoop uns zur 
Beihlußfaffung vor. Damals kämpften im Süben ber 
Kolonie noch unfere Truppen mit ben aufftänbifchen 
Hottentotten, und fie fämpften nicht nur mit dem Feind, 
fondern fie kämpften vor allem mit ben großen Ent— 
behrungen, welche ihnen die Tatfahe auferlegte, daß 
praktiſch ber Süden der Kolonie damals bon den not— 
wendigen Zufuhren beinahe abgefchnitten war. Diefem 
Notitande in der Kolonie folte Die Bahn abhelfen. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 

Herr Gröber hat geftern eingewandt, bie Bahn, 
deren Ausbau anf die Dauer von zwei Jahren berechnet 
gewejen wäre, hätte doch unmöglich noch irgend etwas 
mit dem Kriege zu tun gehabt. Dieſer alte Einwand tft 
längft widerlegt. 

(Sehr richtig! bei ben Nationalliberalen.) 
Die Bahn war von Lüberigbudht bis Aus fertiggeftellt — 
fertiggeftelt am Anfang Oftober des Jahres 1906. 
Jeder Kilometer, den vom Anfang Oftober in den nächften 
Monaten die Bahn weiter vorgefhoben wurde in Schienen 
qleifen, fei es proviſoriſch, jei ed definitiv, war in ber 
Tat eine Erleichterung für unfere Truppen. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 





Reichstag. — 7. Sigung. Freitag den 1. März 107. 








(Dr. Semier.) 


(A) Ich ſelbſt habe den Herren hier jagen fünnen, wie bort 


unten im Süden der Kolonie alle8 nah der Bahn 
gerabezu gefiebert bat, und habe das auch dem Herren 
gefagt. Und was mehr ift: durch die SRolonialverwaltung, 
durch das Goubernement, durh ben Gouberneur von 
Südweſtafrika perſönlich, durch das Kommando der 
Schutztruppe und durd den Generalitab, furz, durch alle 
Inftanzen, die irgendwie für folde Saden in Frage 
fommen können, find wir immer wieder und wieber auf 
die umnbebingte, jofortige und fchnelle Durdführung der 
Bahn damald vor den Weihnachtsferien hingewieſen 
worben. Was haben num damals die Herren vom Zentrum 
getan? Bis auf 3 Tage vor den Weihnadtöferien haben 
wir in ber Budgetlommiffton endloſe Erdrterungen über den 
Nachtragsetat gehabt, dann fam die Bahnvorlage Kubub- 
Keetmandhoop heran; wir hatten juft noch zwei Sigungen 
vor den fyerien. In ber eriten biefer beiden Gigungen 
haben wir zur wirtihaftlihen Begründung diefer Bahn 
Vorträge von dem Gouberneur v. Lindequift, von dem 
Farmer Schlettwein, von dem fachverftändigen Profeſſor 
Hahn aus Kapftabt gehört. Ich für meine Perſon fand 
am Schluß biefer Sigung gerade noch Zeit, ſchnell zu 
erflären: ich will auf alle meine Anträge gern verzichten, 
auf die Anregungen, welche ich gerne für die Bahn 
egeben hätte, nur, damit wir noch zu einer Beſchluß— 
Er fommen. 
(Sehr gut! bei den Nationalliberalen.) 

Dann fam ber nächſte und legte Tag, der für die Beſchluß— 
faffung nötig war. Da wurden wir am Morgen dieſes 
Tages burd einen rem überrafcht, welcher in 
ſechs Paragraphen ftatt der Regierungdvorlage ein völlig 
nened Beleg vorlegte. Ich werfe jegt nachträglich bie 
boppelte Frage auf: war diefer Gefegentwurf vom Zentrum 
forgfältig vorbereitet, dann frage ih: warum wurde er 
damald denn den anderen Parteien fo forgfältig ver— 


(B) hohlen? Oder aber: war ber Gefegentwurf von einem Tag 


auf ben anderen gearbeitet? — bann werfe ich bie Frage 
auf: wie konnte man ber en zumuten, einen fo 
weittragenden Gefegentwurf in einer Sitzung zu erledigen?! 
(Sehr gut bei den Nationalliberalen. — Zuru 
in der Mitte.) 
Um jo mehr, als 3.8. im $ 6 jened Geſetzentwurfs eine 
ganz weittragende Frage, die Trage der Erpropriation 
ber angrenzenden Landgeſellſchaft, hineingeworfen wurde, 
dieſelbe Frage, über welche eine andere Kommiſſion des 
Bundesrats und des Reichstags tagte. Und noch dazu: 
ed waren wohl ag Yan bie und teilweife recht waren, 
ober nah jenem Antrage follte bereits die Kolonie 
finanziell jelbftändig geftellt werben, wie das jetzt durch 
den neueſten Antrag ber verbünbeten Klee geichteht. 
Aber gr gehörte zur Beſchlußfaſſung über 
biefe Dinge zubor ein Beihluß des Bunderats — mie 
war benn der in bem einen Tage zu erzielen? Sturz ge- 
proben: der Antrag bed Zentrums damals bedeutete 
entweder bie Ablehnung der Regierungsvorlage 
(lebhafte Zuftimmung bei den Nationalliberalen; 
Widerſpruch in der Mitte) 
und damit ber Bahn überhaupt, ober einen Zwang auf 
bie anderen Parteien, einen improviſierten Gefegentwurf 
unbefehen in ben Kauf zu nehmen 
(ſehr richtig! bei ben Nationalliberalen), 
wenn man nämlid die Bahn beicließen wollte bor 
Weihnachten und nicht durch die Weihnachtöferten aber- 
mals zwei koſtbare Monate Bauzeit verlieren wollte. 
(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 
Damals babe ih in der Bubgetlommilfion namens meiner 
politifchen Freunde ausgefproden, daß bie Situation direkt 
etwas Beihämendes für alle anderen Parteien ber Budget: 
tommiffion habe 
(jehr richtig! bei ben Nationalliberalen), 


und meine Außerung mwurbe vom rechts und bon Links 
unterftügt. 
(Erneute Zuftimmung bet den Nattonalliberalen.) 
63 fommt hinzu, daß fih die Herren vom Pentrum 
damals dur den Herrn Abgeordneten Dr. Spahn durch— 
aus den Vorbehalt gemadt haben, nachdem in der Kom— 
miffion jener 5 6 abgelehnt worben war, im Plenum über 
die Bahnvorlage zu ftimmen, wie es dann bon ber Fraktion 
beliebt werben follte. Es ift alfo daraus das Ergebnis 
zu ziehen, daß es fich nach jenem Beſchluſſe in der Budget- 
fommiffion feineswegd um eine Heine Sache handelte. 
Wie war bie Situation? Die Wahlvorlage war an jenem 
porlegten Tage vor Schluß des Reichstags in der Schwebe 
geblieben! 
Das iſt das erfte, worüber ber Herr Abgeordnete 
Gröber Unrichtiges gefagt hat. Und nun zum zweiten. 
Des weiteren hat ber Herr Abgeordnete Gröber bar- 
zutum verfucht, daß man auc bezüglich der Verringerung 
der Schugtruppe keineswegs Unmößliches gefordert oder 
pe in die Kommandogewalt eingegriffen hätte. Man habe 
ediglich verlangt, dab am 31. März 1907 bie Vorberei— 
tungen getroffen werben follten, dab der Truppenbeitand 
auf 2500 Mann reduziert werden fol. Das fei am letzten 
Ende nichts andered gewejen, als was ber Herr Abgeordnete 
Ablaß verlangt hat. Meine Herren, ih habe vor mir die 
Alten der Budgetkommiſſion Dezember 1906. Der Antrag, 
bon dem ber Herr Abgeordnete Gröber gerebet hat, gin 
damals unter dem Namen Engelen auf Nr. 112 der Drud: 
ſachen und Jantete: 
bie in der Weiſe zu erfolgen bat, daß fpäteftens 
bi3 31. März 1907 neben ber Heimfendung weiterer 
4000 Mann die Vorbereitungen dazu getroffen find, 
die Gefamtftärfe der Schußtruppen J 2500 herab⸗ 
zumindern. 
Dasjenige, was das Zentrum eigentlich gewollt hat, er: 
gibt ſich aus dem Antrage auf Nr. 110 der Druckſachen 
der Budgetlommiffion; da lautet dieſer Antrag Harer und 
verftändlider: 
bie in ber Weile zu erfolgen bat, daß bie Gefamt- 
ftärte der Schugtruppen am 31. März 1907 bie 
ah! von 2500 nicht überfteigt. 
(Hört! hört! bei ben Nationalliberalen.) 
Statt 29 220 000 15 288 0001 
(Zuruf aus der Mitte: Der ift ja zurüdgezogen!) 
— Ich war auf diefen Einwand völlig gefaßt, und ich 
war im Begriff, weiter auszuführen, man könne einwenben, 
dab dad Zentrum damit auf einen weicheren Standpunft 
ag ar fe. Das gerade Gegenteil ift der Fall. 
da3 Argument, daß die Durhführung bed erften 
Zentrumsanträges unmöglich war mangeld aller not= 
wenbigen Vorbereitungen, mangels der Schiffägelegenbeit, 
mangeld ber Trandportgelegenheit, kurz aller einfadhften 
Boraudfegungen einer Poldhen Rüdheförderung, — mur 
biefe Notwendigkeit und Erkenntnis hat dazu geführt, dab 
man ben wenig gefchidten Antrag Engelen auf Nr. 110 
ber Drudjahen dann umgewandelt hat in den etwas pe: 
ſchickteren Antrag auf Nr. 112 ber Druckſachen. Meine 
Herren, bie Sade blieb dieſelbe: das, was man wollte, 
der Zwang auf die verbündeten Regierungen 
(ehr richtig! bei den Nationalliberalen), 
auf bie Kolonialverwaltung per 31. März 1907 nicht mehr 
ald 2500 Mann im Pe Schutzgebiet zu rechnen. 
(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 
Mit aller Klarheit war bamald von dem Vertreter des 
Generalftab8 die Erklärung abgegeben mworben in ber 
Budgetfommilfton und im Plenum, imo der Antrag Engelen 
unter dem Namen ded Grafen Hompeſch wieberfehrte, daß 
die Erfüllung diefer Bedingung kriegsmäßig eine Unmög- 
lichkeit fei. Die damals leitenden Herren im Zentrum 
haben aber geglaubt auf ihrer Forderung beftehen zu 


(C) 


D) 
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(Aa) müffen. In ber Tat lag in jenen Tagen bie frage fo: 


(B) 


wer ſoll entfcheiden, wie viel Truppen in Südweſtafrila 
per 31. März 1907 vorausfichtlih nötig find? Toll das 
entſcheiden bie Kriegsleitung, bie am Feinde fteht, und 
ber bahinter ftehende hier befindliche Generalitab? oder 
follen es enticheiden die damald dad Wort führenden 
Herren vom Zentrum? 
(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 

Sp lag die Frage! 

Herr Gröber hat gejagt, der Reichskanzler habe bie 
Abftimmung des Zentrums über den Antrag gar nicht 
abgewartet, jondern den Reichstag einfach aufgelöft. Auch 
das ift unrichtig. Mit Ernſt hat der Herr Reichskanzler 
vor der Auflöfung auf die Tragweite biefer Anträge in 
folonialer Beziehung bingewiefen. Wir wiffen ja alle, 
wenigftend die DOrientierten, daß aus irgend einer Ede 
aus Südweſtafrika der Gedanke and Zentrum gelommen 
war, man möge doch den wertlofen Süden preiögeben, 
man möge doch damit Südweftafrifa räumen, und mit 
aller Klarheit ift damald von dem Herrn Reichskanzler — 
id) appelliere an dad Gedächtnis der Herren — gefagt 
worden, baß fi jchließlih in den damaligen Anträgen 
bie ganze Frage nad) der Rolonialpolitit —— 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 
Selbfiverftändlich fommt immer an einem Bunkte einmal die 
Kriſis heraus, und an diefem Punkte war die Sche kritiſch. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 

So hat’5 gelegen, und davor hat der Herr Reichskanzler 
bamald mit Ernft gewarnt. Es mag fein, daß e3 für 
die Herren vom Zentrum damals r ſpät geweſen ift, 
von den in ber Fraktion voreilig vielleicht gefaßten Bes 
ſchlüſſen rer aber die Wahrheit ift, daß die 
Herren die Möglichkeit gehabt hätten, für den Antrag 
Ablaß zu ftimmen, der damals, wie ich glaube, in durchaus 
glüdliher Weiſe die Schwierigkeiten bejettigt hätte. 

Und nun noh eind. Nad der Ablehnung der Re— 
——— hätte man doch, meint der Herr Kollege 

röber, über den Zentrumsantrag abſtimmen ſollen. 
Das war ja geſchäftsordnungsmäßig unmöglich. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 

Es ift aljo — das habe ich hier weiter zu konftatieren — 
bem Herrn Mbgeorbneten Gröber burd feine geftrigen 
Ausführungen nicht gelungen, ben bon ihm gewünſchten 
und vielleicht für feine Partei recht erwünfchten Nachweis 
zu bringen, ba& das Zentrum auch in Lolontalen Fragen 
eine fo harmloſe Politit eingefhlagen habe, und daß ihm 
bitter Unrecht geichehen fei, wenn nachher ber Herr Reichs— 
kanzler durch Auflöfung des Reichstags bie Kommando: 
gewalt wahren zu müffen geglaubt hat. 

Meine Herren, ebenfo unrichtig aber wie bie bor- 
herige Behauptung des Herrn Abgeorbneten Gröber ift es, 
wenn nun höhnend der Herr Kollege unter Bezugnahme 
auf Ausführungen meines Freundes und unferes Führers, 
Herrn Bafjermann, die Bemerkung fi erlaubt hat 

(oho! in ber Mitte) 
— ja, fid erlaubt hat 

(fehr richtig! bei den Nationalliberalen), 
e3 ſei bod eine ganz „jubalterne” eng, wenn man 
Adftrihe durch den Reichstag nur dann für zuläffig hielte, 
wenn auch bie hohen verbündeten Regierungen dieſelben 
gekattet hätten. Meine Herren, wir haben uns niemals 
geichent, Abftriche auch wider die Regierung zu machen, 
und werben und niemal3 babor ſcheuen; und mad mehr 
ift, ber Abgeorbnete Gröber weiß das ganz genau. Aber 
es ift allerdings unter Umftänden zu fragen, und es war 
in diefem Falle danach zu fragen, woran ber Abftrid ge: 
madt werden fol. Wenn es fi nur Handelt um einen 
Abſtrich, um eine Eriparung an irgend einem Etatstitel, 
bann in der Tat kann ein Abſtrich eine Zumperei fein. 
Uber bier handelte es fih um einen Abſtrich an einer 
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Summe, die frieggmäßig, die für den Krieg, die für ımfere (C) 


Truppen unerläßlid und umerjeglih war. 
(Lebhaftes Sehr richtig bei den Nationalliberalen. 
Miderfprud und Unruhe in ber Mitte.) 

Nun, meine Herren, ih gebe zu, auch im Kriege, 
aud für die Frage eines Krieges kann die Gewalt und 
bie Macht des Reichſstags audreihen, um unter Umftänden 
durch die BVerfagung der Finanzen einem kämpfenden 
Heere in den erhobenen Arm zu fallen. Aber ob und 
inwieweit man fih zu einem folden Entſchluſſe auf: 
Ihwingen fann, das ift in der Tat dann eine Frage ber 

efamten bolitiichen Nihtung, nicht nur in ber Partei, 
—— auch des einzelnen Abgeordneten. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 
Hier will ic einmal Har heraus fagen: was ber Herr 
Abgeordnete Gröber in biefer unferer Auffaffung als jub- 
altern bezeichnet, ſehen Sie, meine Herren vom Zentrum, 
bad bezeihnen wir in ganz eigentlidem Sinne als 
„national®. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen. Lachen 
und Zurufe in der Mitte — 
wiederholte Zuftimmung bei den Nationalliberalen.) 

— Ja, meine Herren, unterbreden Sie nur, laden Sie! 
Aucd Herr Gröber trieb geftern feinen Spott mit dem 
Worte national 

(ſehr richtig! bei ben erg 
und ih will Ihnen ganz offen jagen: ſchön habe ich das 
nicht gefunden. 

(Laden in der Mitte. — 

Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 
Sehr bezeichnend tft ja, wentgitens für bie augenblidliche 
Situation, daß Ste von dborther, von der Sozialdemofratie 
lebhaft unterftügt wurden, indem man ben alten unb fehr 
üblen Wit gemacht hat: weil die FFreifinnigen mal bier 
und da einen Abftrid von 50 Prozent gemacht haben, 


daher feien fie auh um 50 Prozent weniger national. (D) 


Meine Herren, das ift ein alter Wig, und er tft immer 
übel gewefen. 
(Sehr richtig! bei den Natiomalliberalen.) 
Ich meine, auch Herr Gröber follte fi über bie Frage, 
die bei biefen Abftrichen in Betracht kam, belehren laflen, 
barüber, was national ift, und zwar durch die Ereigniffe 
und Tatfahen. Nicht darauf fomımt es an, was Herr 
Gröber und bie Herren vom Zentrum für national halten, 
auch nicht, was ich und meine politifchen Freunde für 
national halten 
(fehr richtig! in der Mitte), 
fonbern es kommt darauf an, was in ber Nation für 
national und für möglich auf dieſem Gebiete gehalten wird. 
(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 
Danach müffen wir die Antwort geben, ob man national 
gehandelt hat ober nicht. 
(Rebhafter Widerſpruch in der Mitte.) 
Das Ergebnis ber Mehrzahl der Wähler tft nicht für den 
Augenblid dad Entſcheldende, fondern bad Ergebnis ber 
Zuſammenſetzung des Reichstags. 

(Lebhafte Zuſtimmung rechts und bet ben 
Nationalliberalen. — Widerſpruch in ber Mitte.) 
Das —— dieſe neue Zuſammenſetzung des Reichs⸗ 
tags, ſollte auch ben Herren vom Zentrum und dem Herrn 
Abgeordneten Gröber, der doch fonft einen Blid für Tat- 
fahen hat, die Augen öffnen. Es hat dank dem Vorgehen 
des Herrn Reichskanzlers, das meine politiihen Freunde 

mit aufrichtigem Dank für feine Energie anerkennen 
(bravo! bei den Nattonalliberalen), 
bad Neih — um zum Schluß biefer fpeziellen Ausführung 
mid) eines Bismardichen Wortes zu erinnern — — laden 
Sie nur, meine Herren! Herr Singer, unterbreden Sie, 
jest ift Gelegenheit 
(Zahen bei den Sozialdemokraten und in ber Mitte) 
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(Dr. Zemler.) 


(4) — mid eined Bismardihen Worles zu erinnern — es 


bat fi), jage id und wiederhole ich, „das Reich doch ſtark 
genug erwiefen, um, unterftüßt bon der Macht der öffent: 
lien Meinung und bem auögebildeten ftaatlihen Be— 
wußtfein der Nation, bie Mittel zu finden, um auch biefe 
Krifid zu überwinden und die gegnerifchen Anſprüche auf 
dad Maß zurüdzuführen, welches ſich mit unferem Staats» 
leben verträgt”! 
(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 

Diefed Maß, von dem der Fürft Bismard ſpricht, hat 
nad unjerer Überzeugung bie SZentrumspartei in dem 
berfloffenen Reihätag nicht bauernd zu erhalten verftanden, 
und darum wird ed aud niemand im Lande verftchen, 
wenn man heute leugnen will, daß das Zentrum bet jenem 
Vorgehen am 13. Dezember durch etwas anderes beherrſcht 
war als burd das Gefühl, die Regierung, die ihm durd) 
die Enthülungen des Kolonialbireftord weh getan hatte, 
feine Macht fühlen laffen zu wollen. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen. Widerſpruch 

aus ber Mitte.) 
Diejenigen Kreife aus dem Volke, die zu ben Mählern 
gehören, haben aufgejaudzt, ald endlich das erldjenbe 
Wort gefprocdhen war, das fie befreite von dem Jod, das 
fie ihon fo lange mit Ungeduld und Erbiiterung getragen 
— in der Vorherrſchaft des Zentrums. Wir wollen 
offen, daß bie nationale Mehrheit lange und dauernd 
fi ftark genug fühlen wird, um auf lange Zeit hinaus zu 
verhindern, daß dad Zentrum, wenn es bei feiner damaligen 
Auffaffung verharrt, die entſcheidende Stimme im Reiche hat. 
(Sehr gut! bei den Nationalliberalen.) 
Sie wehren fi, meine Herren im Zentrum, gegen bie 
nationalen Elemente unter den Katholilen; unter Ihren 
Fraktionsgenoſſen jollen fie feinen Einfluß haben. 
(Buruf aus ber Mitte: Die nationalen Elemente 
find wir elbft!) 

6) — Ja, das glauben Sie; aber es gibt auch andere, bie 

etwas anderes glauben. Aber gerade daß Ste dieſe Bes 
tonung fo maden, das zeigt mir, daß im Zentrum doc 
der Stanbpunft der eigentlihen Parteipolitit der maß- 
gebenbere ift. 

Ih fagte, dad Zentrum habe — und ich bin mir 
bewußt, daß das ein erufter Vorwurf ift — im verfloffenen 
Neichötage nicht das rechte Maß zu halten verftanden. 
Noblesse oblige! Die Herren haben — ich fage daß hier 
ganz offen als meine; Meinung und bin bereit, Ihnen 
gegenüber das zu vertreten — banf ber Berfplitterung 
der übrigen Parteien die Gefhäftsführung des Reichstags 
dauernd ſtark beeinflußt. Je mehr das ber Fall war, 
um fo mehr hätten die anderen Parteien die Nüdficht 
erwarten bürfen, welde die erfte Vorausſetzung einer 
hohen Stellung ift, nämlich ein williged Entgegentommen. 
Herr Gröber beklagt fid über ſchlechte Behandlung durch 
ben Reichäfanzler. Haben denn die Herren bamald gar 
nicht daran gedadt, dab auc die anderen Parteien fü 
ſchlechte Behandlung empfänglid find? 

(Sehr gut! bei den Nationalliberalen.) 
Wir wenigſtens haben biefe Behandlung als eine ſchlechte 
empfunden. 

( f aus ber Mitte: Melde denn?) 
— Ich will e8 gleich jagen, ich komme gleich darauf. — 
Mit Neht Hat ber Herr Staatäfefretär des Innern 
eftern herborgehoben, daß es nicht bie legten Einzel— 
Beiten find, die zur Srife führen, fonbern daß es fid 
pſychologiſch entwidelt. - „Welcher“ haben Sie gefragt. — 
Die Politik ber unbegrenzten Rechthaberei 

(Laden in der Mitte — fehr wahr! bei ben 
Nationalliberalen), 

die Politik der perfönlichen Gehäffigkeit, die Politit bes 
völlig uneingebämmten ——— 

(ehr gut! bei ben Nationalliberalen) 


ift es gemwefen, die das Zentrum und gegenüber wenigftens (C) 


geduldet hat 
(lebhafte Zurufe aus der Mitte) 
— ja, aebuldet hat, unter ſich gebuldet hat —, und biefe 
Dinge find es geweſen, die piychologtih dazu geführt 
haben, daß wir mit den Sozialdemokraten gerabezu 
gemwetteifert haben in dem Bravoruf, als der Auflöfungsd- 
beſchluß erfolgte. 
(Wideriprud aus der Mitte.) 

Nicht Hulturfampfibeen, fondern diefer lange von uns 
getragene Drud ift es gewejen, der und bat aufatmen 
lafien. Das fage ih hier ben Herren Auge in Auge. 
Und dieſe unfere eigene Erfahrung fpridt nad) meiner 
Überzeugung viel lauter und viel vernehmlicher als bie 
Zeitungsansfhnitte, und wenn Herr Gröber ſolche noch 
eine Stunde lang verlieft. 

Lachen in der Mitte. — Sehr richtig! bei ben 

ersteren. 
Was Ste und in biefer Hinfiht haben tum laffen, was 
Ste unter fi gebuldet haben, das hat nicht allein ung 
getroffen, das hat auch unfere Wähler getroffen, auch die 
Leute, die früher nicht er haben, die Partei ber 
Nichtwähler, die uns jet verſtärkt hat. 

(Lebhafter Widerfpruh in der Mitte.) 

Jenes Vorgehen, das unter Beljeitefegung aller urbanen 
Formen nicht nur die Kollegen verlegte, fondern das bier 
im Plenum dahin geführt hat, daß aud nicht Halt ge- 
macht wurde dor dem Wegierungdtiih, vor dem — das 
erwartet auch unfer Volt — man wenigſtens in ben 
äußeren Formen fi eine gewiſſe Zurüdhaltung auferlegt! 
Das ift und gegenüber nicht geihehen, das ift dort gegen⸗ 
über nit geichehen, und darum dürfen Ste ſich nicht 
wundern, meine Herren, wenn wir jo aufatmen und 
Bravo rufen, wenn dann einmal der Auflöfungsbeihluß 
fommt. Das hat aber — und das wieberhole ih Ihnen 


wieder Auge in Auge — gar nichts mit Sulturlampfideen (D) 


zu tun. Die Herren haben einfach — immer mit Unterſchied 
— in ihrer Tonart die Sozialdemokratie direft übertroffen. 
(Zuruf aus der Mitte: Beweife!) 
Der Beweis if, was ich Ihnen ald meine eigenen Wahr: 
nehmungen jetzt fage. 
(Anhaltendes Laden in der Mitte.) 

Der Beweis, daß ich Ihnen dies aus meiner eigenen 
Empfindung Auge in Auge gegenüber vortrage, ift viel 
kräftiger als bie dummen Zeltungsausfhnitte, die ung 
geftern der Herr Abgeordnete Gröber ftundenlang bor- 
getragen hat. u 

Daß das Zentrum im Wahlkampf und in ber Stich— 
wahl jo unbedingt mit ber Sozialdemokratie marſchieren 
werbe, ift doch fir manchen eine fiberrafhung geweſen. 
Der Herr Abgeordnete Gröber hat in dieſer Beziehung 
auf den „Dfiervatore Romano“ Bezug genommen. Was 
ergibt ſich daraus? Leider — ich betone ausdrüclich, 
leider — gerade dasjenige, was in proteftantiihen Boltd- 
freifen nur zu häufig laut wird: daß nämlich ber Ultra— 
montanismus, der im jener NAußerung des „Oflerbatore 
Romano“ enthalten if, immer wieder dad Hintertürden 
zu finden weiß, nad weldem der Zwed das Mittel heiligt. 

(Sehr richtig! bei den Rationalliberalen.) 

Mag das Bündnis zwiſchen Zentrum und Sozialdemo- 
fratie auch noch fo heterogen fein — es findet fih doch 
zur rechten Zeit nah dem „Dffervatore Romano“ das 
Mittel, die Sozialdemokratie zu benußen, fobald es darauf 
anfommt, ben noch jhlimmeren Feind, die Liberalen, zu 
befämpfen. Der Herr Abgeorbnete Gröber hat bon ber 
nationalliberalen Partei ald von dem Liberalismus des 
dritten Standes und von ber Sozialdemokratie ald bem 
Liberalismus des vierten Standes gefprohen. Wäre das 
richtig — es iſt aber ganz berfehrt —, aber wäre es 
richtig, dann wäre es noch zu verftehen, baß bie liberalen 


148 


Reichstag. — 7. Sigung. Freitag ben 1. März 1907. 





(Dr. Semier.) 
(A) Elemente in ben Stihwahlen zufammengingen mit ben 

Soztaldemofraten. Aber das Bündnis Sollten fatholtichen 
ftaat3erhaltenden Männern und der Sozialdemokratie be- 
darf allerbing ber ganz befonderen Begründung, die ber 
Herr Abgeorbnete Gröber dadurch zu geben verjucht hat, 
dab man fälfhlidh von einem neuen Sulturfampf ge— 
ſprochen Hat, der angeblich die Grundlage der Neihätags- 
auflöfung und bes fi daran anſchließenden Wapltampfes 
geweſen fein fol. 

Bon nattonalliberaler Seite ſei zuerft der Kultur: 
fampf provoziert — fo Hat ber Herr Abgeorbnete Gröber 
geftern gefagt. Ic erlaube mir die Frage: was ift 
nad) der Yurlöfung bed Reichstags das erfte geweſen, 
was bon matiomalliberaler Seite in die Öffentlichkeit 

elangte? Das erſte war der Aufruf der national: 
iberalen Reichſstagsfraktion. Das ift das allererfte und 
noch dazu das Autoritative gewefen, was überhaupt bon 
nationalliberaler Seite für den Wahlkampf gefagt worden 
if. Das gilt um fo mehr, als diefer Aufruf nachher der 
Aufruf geweſen tft, der der ganzen Partei zu Grunde 
gelegt worben ift durch den mationalliberalen Zentral: 
vorstand. Das ift ja ben Herren befannt. Nun frage 
ich weiter: was fteht in biefem Aufruf? Steht mit einem 
einzigen Worte irgend etwas darin, was die Abſicht nad) 
einem — auch nur vermuten läßt? 

(Zwildenruf in der Mitte.) 
— a, glauben Sie denn, wenn es unfere Abſicht gewefen 
wäre, einen Sulturfampf zu probozieren, wie ed und 
geftern Herr Gröber in die Schuhe geſchoben hat, daß 
wir dann nicht flammende Worte —— hätten? 
(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 

Sehen Sie fih einmal den Aufruf durd. Nicht bie 
Spur von einem Stulturfampf oder etwas dergleichen, 
fondern allein der fachliche politifihe Gegenfag zwiſchen 
uns und * in den Kolonialfragen! Deshalb iſt es eine 


(B) grobe Umrichtigkeit, um keinen ſchärferen Ausdruck zu 


gebrauchen, wenn Herr Gröber geſtern etwas anderes und 
das Gegenteil deſſen geſagt hat. 
(Schr richtig! bei den Nationalliberalen.) 

Meine Herren, wenn hie und da im Wahlfampfe ein- 
mal anbere Momente in ben Vordergrund getreten find, 
etwa in dem „Gieröborfer Grenzboten“ 

(Heiterkeit bei den Nationalliberalen), 

was jptelt denn das für eine Noller Meine Herren, es 
hätte vielleicht näher gelegen, daß ich in Antwort auf das, 
was Herr Gröber geftern an ſolchem Material hier por: 
zutragen eine Stunde lang die Bitte gehabt hat, mid nun 
befliffen gezeigt hätte, etwa alles das hier borzubringen, 
was in irgend einem fleinen Kaplansblättchen an un— 
erfreulihen Dingen fteht. Nein, Herr Gröber, darauf 
verzichte ich vollſtändig. So etwas zufammentragen zu 
förmen, ift doch nur eine Frage ber befieren Regiftratur 

(jehr richtig! bei den Nationalliberalen); 
das tft in Wahrheit fubaltern. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen. Heiterkeit 

und Zuruf aus der Mitte: Retourchaiſe!) 
— Jawohl iſt es eine „Netourdaife*, ſoll ed aud fein. 
Ich glaube, es wäre das gefchettefte, wir brauchten ſolche 
unerfreulihen Worte gegenfeitig überhaupt nicht trog allen 
Kampfed. Wir können in einer Sache verſchledener 
Meinung fein, aber und etwas glimpflicher behandeln. 
Menn Sie aber in bezug auf unferen — und Führer 
Baſſermann von einer fubalternen Auffaſſung ſprechen, fo 
dürfen Sie fih niht wundern: wie es in den Malb 
fallt, hallt es wieder heraus! 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 
Aber, meine Herren, wenn id aud) Darauf verzichte, ſolche 
Blättchen- und Aıtifelauszüge vorzulefen, fo will ich ber 
Frage nicht ausweichen; es fragt fih in diefem Zufammen- 
bang in ber Tat, was denn eigentlih ein Kulturkampf 


it. Es iſt almählih ein großer Mikbraud mit bem (0) 


Worte getrieben worben, und in dem Wahlkampf, der 
inter und Itegt, ift ber ganze Begriff bes Kulturkampfes 
ein blödes Schlagwort geworben. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 
Iſt denn etwa ein Kulturfampf fhon das, wenn irgenb 
jemand jagt: los von Rom? 

(Heiterkeit und Zuruf in der Mitte: Gewiß!) 
Ja, ich will Ihnen jagen, was mir darunter —— 
Wir verſtehen unter „Kulturkampf“ die Inanſpruchnahme 
des Staats und feiner Machtmittel gegen berechtigte oder 
nichtberechtigte Anſprüche der römiſchen Kirche. 
(Helterkeit in der Mitte. Zuruf: Auch gegen 
berechtigte?) 
— Ih will ja der Frage nicht vorgreifen. Ich verftehe 
darunter die Inanſpruchnahme ftaatliher Machtmittel; 
barauf fommt es an. Nicht dagegen halten wir es für 
einen Kulturfampf, wenn im freien Ringen der Geiftes- 
fräfte gegen einander innerhalb der für und alle gezogenen 
efeglihen Schranken proteftantiihe und liberale An: 
hanungen gegen ben in Deutidhland vorkommenden 
Ultramontaniämus fit wenden 
(Zuruf aus der Mitte) 

— ja, meine Herren, ben Ultramontanismus, dem zu 
Zeiten die Herren auch ihrerſeits nicht dienen zu wollen 
wiederholt erflärt haben. 

(Sehr richtig! bei ben Nationalliberalen.) 

Herr Gröber hat einen Brief unſeres Agitation- 
bureaus verlefen, in dem Gelber eingeforbert oder, wie 
fih Herr Gröber gefhmadvoll ausbrüdte, erbettelt werben, 
und der, wie ich annehme, gebrudt unterzeichnet ift von 
ben beiden Vertretern unferer Zentralorganifation. Diefen 
Brief hat Herr Gröber befonber3 übel genommen, weil 
bort vom Zentrum als bon ftillen Reichsfeinden gerebet 
wird. Stände in bem Briefe, ber, wie gelagt, wie viele 
Agitationsbriefe in die Melt gegangen ift, 
Morted „Zentrum“ dad Wort „Ultramontanigmus*, 
meine Herren, dann wäre gar nichts gegen ben Brief 
einzuwenden. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen. Heiterkeit 
und Zuruf aus ber N 63 fteht aber „Zentrum“ 
barin! 


arin!) 
Welche kleinlichen Mittel hat Herr Gröber bier angewandt! 
Er zitierte die anerfennenden Worte, die meine politifchen 
Freunde den früheren Handlungen des Zentrums gegen- 
über gewidmet haben, weil fie anſtändig genug geweſen 
find, auch in einem Momente bes Konflikts, eines ſach— 
lihen Gegenfages, der in einem Wahltampf ausgetragen 
werben mußte, die vergangenen Berbienfte einer gegnerifchen 
Partei —— Ja, meine Herren, das ſollten Sie 
nicht herabſetzen, ſondern ich habe das Gefühl, da könnten 
Sie etwas von uns lernen. 
(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 

Melde Märchen werben ftatt beffen hier über unferen 
Führer bei der Gtatöberatung erzählt! Herr Gröber be— 
rihtet von einer zwiſchen dem Herrn Reichskanzler 
— N Abgeordneten Baflermann berabrebeten inter: 
pellation — — 


Präfident: Meine Herren, ich bitte um etwas Ruhe. 


Dr. Semler, Abgeordneter: — bon einer zwiſchen 
bem Herrn Baflermann und dem Herrn Reichskanzler 
berabredeten Interpellation. Nahbem Herr Baffermann 
in bem vergangenen Sommer wieberholt bie auswärtige 
Politik des Herrn Reichskanzlers auf unferem Parteitage 
in Go8lar und aud bei fonftigen Gelegenheiten einer 
Kritik unterzogen hatte, war ed ganz felbftverftändlich, 
daß biefe auswärtige Politit bei einer ber nächſten 
Sitzungen des Reihdtags zur Sprade gebradt wurde. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 


ftatt des (m) 


(8) mütigen damaligen Sritif 
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(Dr. &emler.) 


(A) Wortlaut und Inhalt dieſer Interpellation find nicht 


zwiihen Herrn Baffermann und dem Herrn Reichskanzler 
berabrebet, fonbern fie finb feitgeftellt in ber national- 
liberalen Fraktion. 

(Sehr richtig! bei den Nationalfiberalen.) 

Die Mitteilung bed Herrn Gröber, die dem wider: 
ſpricht, fteht auf derfelben Höhe, wie etwa bie Mitteilung 
des ‚Herrn Bebel in ber Richtung, daß unfer Führer 
irgendwo in einem fonfervativen Wahlkreis fein gun 
ur Ruhe gelegt habe und untergeihlüpft fei. eine 

erren, wie liegt die Sache in Wahrheit? Herrn Bebeld 
Phantafie geht weit, weit über eine Datteltifte hinaus. 

(Heiterfeit.) 

Wie liegt es in Wahrheit? Es liegt fo, daß Herrn Bafler: 
mann im Wahlkampf nicht weniger ald ein Dubend von 
ben Wahlkreiſen angetragen wurde, bie nadher bon 
unferer Partei leicht gewonnen worden find, und es liegt 
weiter fo, baß in dem Augenblide, als der Reichstag auf: 
gelöft wurde, Herrn Bafjermann von feinen Freunden 3, 
ja 4 Wahltreife, fihere Wahlfreife direft angetragen 
wurden. Warum Herr Baflermann in Frankfurt nicht 
fanbibiert hat, und warum er nicht, wie es gefagt 
worben ift, von den Konferbativen und von der Konſer— 
vativen Gnaben feinen jegigen Wahlkreis genommen bat, 
fondern von bem vereinigten Vertrauen der liberalen umd 
tonfervativen Partei in jenem Mahltreife — warum er 
ba3 getan hat und warum er die Angebote aus unferer 
Bee nicht angenommen hat, barauf könnte ich Herrn 

bel leicht die Antwort geben — ich will es aber nicht, 
nein, weil Herr Bebel kein Recht hat, danach zu fragen. 

(Große Heiterkeit.) 
Ich frage auch nit, warum Herr Bebel denn nidt 
wieber in Straßburg fanbibiert hat. 
(Heiterfett.) 

Herr Gröber hat Herrn Baſſermann mit feiner frei- 
egenüber bem Herrn Reichs: 
fanzler zu perfiflieren geſucht. „Wie unpatriotifch und mie 
mangelhaft national!” hat mit großem ichaufptelerifhem 
Talent der Herr Abgeorbnete Gröber bier borzutragen 
verftanden. Darf id fragen: wie war denn damals bie 
Lage? Das ganze Haus hat damald in die Kritik des 
Herrn Ballermann mit eingeftimmt. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 
Nur der Herr Kollege Spahn 
(Sehr richtig! in ber Mitte) 
— bie Herren Kollegen wollen jehen, daß ih aud da 


geredt bin 
(Heiterkeit) — 

hat damald SI auf die großen Wogen gegofien und hat 
die Sache zu beruhigen geſucht. 

(Zuruf in der Mitte: Daher der Danft) 
— Das fteht auf einem anderen Blatte! — Sie fehen, 
Be ih mich gar nicht ſcheue, die Sache richtig zu kenn—⸗ 
zeichnen. 

Aber mit welchem Recht darf denn Herr Gröber ben 
Herrn Kollegen Baflermann wegen feiner Interpellatton 
perfiflieren? Er wird fi und wir werben uns niemala 
das Recht nehmen laſſen, die auswärtige Politik bes 
Herrn Reichskanzlers einer Kritik zu unterziehen, wenn 
wir es für richtig halten. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 
Wie darf man dba von „mangelhaft national* perfiflterend 
reden, Herr Gröber, daß Herr Baſſermann mangelhaft 
national oder unpatriotifch feil Ein folder Gebantengang 
muß doch felbft in Ihren eigenen Reihen für abfurb 
gehalten werben. 

(Sehr richtig! bei ben Nationalliberalen.) 

Ich will in diefem Zufammenhang doch einen Augen: 
blick von Herrn Bebel reden. Er hat in feinen Aus—⸗ 
führungen, um bie zwifhen und und dem Zentrum 
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beftehenbe Kluft zu erweitern, erflärt, es fei noch eine (0) 


ganze Weihe von Kulturkämpfern unter und, bie nur 
dur die PVartetleitung zurüdgehalten wären. 

Nun, meine Herren, ich bin jünger als ber Aultur- 
fampf und habe bdenfelben nicht erlebt; aber ih darf 
fagen, daß, folange ich die Ehre habe, diefem hohen Haufe 
anzugehören — und das find jett brei Perioden — 
ich nicht einen Fall erinnern oder mitteilen kann, wo in 
unferer Fraktion die Abficht herborgetreten wäre, ben 
Kulturtampf im Sinne der fiebziger Jahre wieder Herbeis 
zuführen, und nicht ein einziger meiner Freunde braudpte 
von einer folhen Idee zurüdgehalten zu werben. 

Wenn von einer Berhegung tm Wahlkampf die Rebe 
geweſen ift, fo fucht der Herr Abgeordnete Gröber nad) 
meiner Überzeugung bad Heben auf der unrichtigen Seite. 
Gerade die von ihm angezogene Bemerkung des „Offer: 
batore Romano” zeigt dies, und ih will feinem Zitat 
eine Mitteilung nicht aus irgend einem Heinen Blättchen, 
fondern aus einem halb offiziellen Organ des Vatikans, 
bem „Gorriere d'Atalia“, gegenüberitelen. Diefed Blatt 
ichreibt zur Unterftägung ber Sozialdemokratie durch das 
Zentrum: wenn in „einigen Wahltreifen* der foztaldemo- 
fratiihe Kandidat fih auf den Toleranzantrag des 
Zentrums feitlegte und gegen jedes Ausnahmegefeg auf 
religiöfem Gebiet ſich erklärte, während bie national- 
ftberalen Kandidaten diefe Garantie nicht gaben, fo Liegt 
die Schuld gewiß niht auf feiten des Zentrums, wenn 
ed ben Sozialbemofraten beborzugt. 

Der Herr Abgeordnete Gröber mag reichlich Urſache 
gehabt haben, das Bündnis mit ber Sozlaldemofratie, welches 
bie Soztaldemofratie vor einem noch ſchwereren Schlage 
geſchützt Hat, vor feinen eigenen Wählern zu rechtfertigen. 
Der Hinweis, den er offenbar gewünſcht St, daß dieſes 
Bündnis eine Notwendigkeit war, um einen bon ber Re— 
gierung und von den Liberalen geplanten Fulturfampf bie . 


Spige abzubrehen, ift ihm in feiner Weife gelungen. (D) 


Aber wenn felbft in den mationalliberalen Reihen noch 
Kulturfämpfer in größerer Anzahl ſäßen — wir wollen 
einen Augenblid einmal dieſe Bebelihe Phantafie als 
wahr annchmen — fo haben die Wahlen dod daS eine 
ezeigt — und bad muß in foldem Falle doc den Herren 
Fir nftruftiv fein —, daß wir, wenn es drauf und bran 
fommt, bie Wahlfreife nicht an die Sozialdemokratie aus—⸗ 
liefern, troß jungliberaler und trotz altliberaler und trotz 
aller Leute, die es vielleicht gern wollten. Dad beweiſen 
bie Wahlen in Köln, Düffeldorf, Effen. Dem ftellen wir 
gegenüber die Tatfahe — und ich ftelle das nochmals 
feft vor bem Bande —, dab Sie, meine Herren bom 
Zentrum, unter Voraudftelung der parteitaltifhen und 


: divide et impera hat in 
pofitiver Richtung geftern der Herr Abgeordnete Gröber 
verſucht, die verloren gegangene Herrihaft im Reichstag 
mwenigftend wieder zu erobern; dem Berfuh und bie 
Hoffnung, mit dem Herrn Reichskanzler wieder‘ in eine 
Stellung zu gelangen, fheint man ja im Zentrum auf- 
gegeben zu haben. E83 muß alio dem Zentrum baranf 
anlommen, im Neichdtag eine Mehrheit zu gewinnen, 
welde nötigenfalld bie —— gegen den Herrn 
Reichſskanzler einnimmt. Im dieſer Richtung, glaube ich, 
ift die Nede bed Herrn Abgeordneten Gröber überaus 
lehrreich geweſen für die nationale Mehrheit, die jetzt bad 
Präſidium geftellt bat. Im recht unverblümter Weiſe 
bat der Herr Abgeordnete Gröber geftern alsbald an bie 
Taſche ber Herren von ber fonferbativen Bartei appellieren 
zu müfjen geglaubt. Der Herr Abgeorbnete Wiemer, auf 
22 
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(Dr. Semier.) 


CA) deffen Ausführungen, denen ich in vielen Punkten bei— 


pflichte, einzugehen ich mir für ein anbermal vorbehalte, 
bat bei 5*— ber Erwähnung der Branntweinſteuer 
bon einer Reform berjelben geiproden. Ich möchte 
lauben, daß Herr Wiemer vielleicht auf der Zonjerbativen 
Seite, jebenfall3 auf unferer Seite ein Verftänbnis finden 
wirb für eine etwaige Reform ber Branntweinfteuergeieß- 
ebung. Aber wie fein erjheint doch durch dieſen feinen 
nme 8, ben ber Herr Kollege Gröber vorzunehmen für 
tig gehalten Hat, die Auffaflung des Herrn Gröber 
über dad, was hier als nationale Polttit und nationales 
Band zwiſchen dem rechten und dem linken {Flügel des 
Haufed angeſehen wird. Mit dem Worte der „Paarung“ 
ber konſerbativen und liberalen Richtung iſt inzwiſchen 
allerhand naheliegender Scherz getrieben worden; aber id) 
gebe mic der Hoffnung Hin, daß es doch nicht gelingen 
wird, durch Wie dasjenige zu befeitigen, was gefundes 
in biefenı Gedanken liegt. 
(Bravo! bei den Nattonalliberalen.) 

Damit komme ich zu bem, was mit großem Ernſt 
und, wie ich beſonders fagen will, auch mit großer Wirkung 
auf meine polittihen Freunde ber Kollege v. Bayer geftern 
bier vorgetragen hat. Es ift unzweifelhaft richtig, was 
Herr v. Paper gejagt hat, daß die politifhe Situation 
den liberalen Parteien große politiihe Pflichten auferlegt. 
Wir haben unfererfeitö, ebenfo wie Herr v. Paper, feinen 
Grund, daran zu zweifeln, daß es dem Herrn Keichöfanzler 
Ernft ift mit ber —— deſſen, was er an liberalen 
Wünſchen zu erkennen geglaubt hat. Mit dem Herrn 
Abgeorbneten v. Paper erkennen wir es als eine Pflicht 
unter den obwaltenden Umſtänden an, bie theoretiichen 
Gegenſätze gegenwärtig zurüdzubrängen und nidt in ben 
Vordergrund treten zu laflen. 


(Bravo!) 
Aber ber Herr Abgeordnete wirb mir vielleicht auch bie 


(8) Meinung geftatten, daß auf bie Durhführung liberaler 


Gedanken um fo eher zu rechnen fein wird, je mehr bie 
liberalen Barteien verftehen, in biefen Dingen doch ein 
—3 Maß zu halten. Dabei bleibt felbftverftändlich, 
aß weder bie fonferbativen noch bie liberalen Parteien 
auf ihre Eigenart werden verzichten wollen, auch wenn ſie 
entſchloſſen find, ben Herrn Reichskanzler nötigenfalls gegen 
bad Zentrum zu ftügen. In einer Hinfiht wird unfere 
Aufgabe leichter werben, als es ben Anſchein hat. Das 
Zentrum ift feinen eigenen Wählern gegenüber gar nicht in 
der Lage und, wie wir erfreulicherweife von Herrn Gröber 
gehört haben, gar nicht gewillt, bie pofitive Mitarbeit in 
wirtfhaftlihen Fragen zu verfagen. Es wird alſo am 
legten Ende nur barauf ankommen, baß bie fonferbativen 
und liberalen Parteien im Reihstage ein Gedächtnis haben, 
das ftarf genug ift, um bie Vorgänge feftzuhalten, wie fie 
unter ber Zentrumsherrſchaft vor der Auflöfung bed Reichs— 
—* gelegen haben und wie ſie zu der Auflöſung des 
Reichsſstags geführt haben. 


(Sehr ridtig!) 
Meine Herren, daß bie jetzigen Mebrheitöparteien bie 
Situation, welche zu ber jegigen Wahl geführt hat, zu 
feiner Zeit vergeffen dürfen, bad werden doch inäbefondere 
bie Wähler von und verlangen, welche die jegige Mehrheit 
hier im Haufe herbeigeführt Haben 

Gehr richtigh, 
nicht zum wenigſten die Partei der früheren Nichtwähler, 
die uns hierher geſchickt hat. 

Herr v. Bayer hat recht: wir dürfen vom Herrn 
Reichslanzler bie irn, feine neueften Programms 
erwarten; aber es tft nüglih für uns alle, bie augen: 
blicklich im Haufe die Mehrheit bilden, nicht au vergefien, 
daß man an unfere Mehrheit im Lanbe —— 
knüpft, eine Erwartung vor allem, eine grobe und biel- 
leicht bie einzige große Erwartung, und d 


e gebt dahin, 





daß ber Neichötag biefe Mehrheit in großen nationalen (0) 


Bragen insbeſondere der Regierung gegenüber, die ben alten 

eihsiag —— nicht verſagt. Trotz allen Spottes 
des Herrn Gröber von geſtern muß man ſchließlich bei 
ben wirtſchaftlichen Dingen, die uns jetzt und in Zulunft 
trennen, das nationale Band fefthalten, welches in großen 
und entf&heidendben Fragen bie jegigen Mehrhettöparteien 
gegen das rg aufammengeführt hat. Der Traum 
des Herrn Gröber, daß bie katholiſchen Abgeordneten 
— ih benutze bier abfichtlich feine eigenen Worte, bie 
fatholifihen Abgeorbneten fagte der Herr Gröber — alfo 
eine £onfeffionele Minderheit im Volte — bauernb ber 
nichtkatholiichen Mehrheit ihren eigenen Willen aufzwingen 
kann, ber muß eben ein Traum bleiben. 

(Abgeorbneter Gröber: Habe id gar nicht elagtı) 

Die tonfeffionellen Gegenfäge in unferem Volke können 
wir leider nicht befeitigen, es bleibt nur übrig, daß wir 
* Begriff der nationalen Intereſſen ſo hoch ſtellen wie 
mögli 


(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 
Iſt aud die Sozialdemokratie heute in biefem Haufe 
noch ftarf genug, um ben jeßigen Mehrheitöparteien nur 
zu einer Meinen Mebrheit zu verhelfen, jo müflen wir 
doch darauf vertrauen, daß dieſe nationale Mehrheit im 
Volke zunimmt, auch wenn, um abermald mit ben Worten 
be3 Herrn Gröber zu reben, leider bie Kluft zwiſchen ben 
Konfeifionen in dem gegenwärtigen Augenblid durch ben 
Wahlkampf vertieft erſcheint. Wir müflen barauf ver: 
trauen, daß bei bem Bündnis zwiſchen bem Zentrum und 
ber Sozialdemokratie — 

(lebhafter Widerſpruch und große Unruhe 
in ber Mitte) 
— ja das liegt vor, trog allem, was Ste fagen — baf 
bet dem Bündnis zwifhen Zentrum und Sozialdemokratie 

(Unruhe und Wiberfprud in ber Mitte) 


wir, ich wiederhole, darauf vertrauen müffen, dab bauernd (D) 


bleiben wird, was wir im letzten Wahlkampf gelernt 
haben, daß nämlich bie —— is auf weiteres 
die Zeche für dieſes Bündnis bezahlt. 

(Lebhafter Beifall links.) 


Vizepräfident Dr. Paafhe: Das Wort hat ber Herr 
Abgeordnete Singer. 


Singer, Abgeordneter: Meine Herren, in ben Streit 

bes Herrn Vorredners mit bem Zentrum will id mid 
nit einmifchen, und wenn ich auf feine Rebe nicht ein- 
ehe, fo geichieht das nicht deshalb, weil ich die Meinung 
abe, jeine Ausführungen gingen andere Parteien nichts 
an, fondern deshalb, weil, offen gejagt, bie Rebe zu 
inhalislos war und daher feinen Anlaß bietet, ſich mit 
berjelben zu beichäftigen. 

(Heiterkeit bei ben Sozialdemokraten.) 

Ich habe den Einbrud, daß ber Herr Vorrebner fi in 
einer Stimmung befindet, aus ber man fließen 

muß, daß u. feine Zropenreifen nit beſonders gut 

befommen find. 
(Ausgezeichnet! in der Mitte. Große Heiterfett.) 

Ih werbe mid zunähft mit der gegen meine Partei 
erichteten Rede ded Herrn Reichslkanzlers zu beſchäftigen 
aben. Der Herr Reichskanzler hat fieben Grünbe 

ri aus benen unfere Wahlnieberlage „wohlverbient“ 

v 


Eine Niederlage haben wir übrigens nur in bezug 
auf die Zahl der Mandate erltiten. Das iſt gewiß für 
und bebauerlid. 

ür Ste, ben Herrn Reichskanzler und bie bürgerlichen 
Barteten, bie vom Augenblide leben und am äußeren 
leben, bebeuten natürlich die Mandate alles. 

(Sehr richtig! bet den ag gg 

Für uns ift die Tatſache, daß wir eime Biertelmillion 
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(Zinger.) 


(4) Stimmen bei den Wahlen gewonnen haben, von größter 


(B) 


und ausſchlaggebender Bedeutung, und biefer Stimmen 

wachs ift für uns ein Beweid dafür, daß unfere Grund- 
äge, unjere Agitation und Forderungen im Volle immer 
—— Wurzel Yalsgen und ftetö neue Anhänger für uns 
en 


(fehr richtig! bei den Sozialdemokraten), 
und bie zu Erfolgen führen werben, die ben augenblid- 
lichen Mandatöverluft reichlich aufwiegen werben. 

(Sehr wahr! bei den Sozialdemokraten.) 

Meine Herren, id glaube nicht nötig zu haben, im biefem 

Angenblid nod längere Ausführungen über unfere fo- 

—— Wahlniederlage zu machen; das eine aber darf 
ch Ihnen ſagen, — und das, ſcheint mir, ſollten Sie in 

Ihrem eigenen Intereſſe, wenn Sie die Frage von Ihrem 

Standpuntt aus ernſt behandeln wollen, ſelbſt anerkennen, 

wenn Sie die —— in dieſem Wahlkampf, 

ſoweit meine Partei in Frage fommt, betrachten —, daß 
es und wirklich nicht Schwer fallen braucht, und über ben 

Mandatöverluft zu tröften. 

Meine Herren, abgefehen von dem Biertelmilion- 
Stimmenzuwahd Haben unfere Organtfationen im einer 
Weife an Mitgliedern zugenommen, bie für bie weitere 
Agitation zu ben ————— Hoffnungen berechtigt 

(ehr richtig! beit den Sozialdemokraten), 

it das Abonnement auf unfere Prefie während des 

Wahlkampfes in einer Weife geftiegen, wie wir es uns 

gar nicht beſſer wünſchen können. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten. — 
Zuruf von den fFreifinnigen.) 

— a, dazu fünnen Sie mit Recht —— und, 
err Mugdan, ich glaube, Sie werden die Folgen dieſer 
atſachen bei ber nächſten Wahl perſönlich zu ſpüren 

befommen. 

(Zuruf von ben Freifinnigen.) 

— Gemiß, das wird fo oft gejagt werden, bis es einmal 

eintritt, und daß biefer Zeitpunkt nicht gar zu lange auf 

fid) warten läßt, dafür forgen Sie dur Ihr realtionäres 

Borgehen im Reihstag am allererften! 

(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten. — Laden 

bei den reifinnigen.) 
So jehr wir es deshalb felbfiverftändlich bedauern, daß 
wir die Mandate verloren haben — und zwar nur bed» 
wegen, weil burch biefen Verluſt natürlih unfer Einfluß 
auf bie parlamentariidhe Geftaltung ber Dinge unb auf 
bie parlamentartihe Vertretung unferer Forderungen ges 
ſchwächt wirb —, jo haben wir doch gar feinen Grund — 
darauf bat ja ſchon mein Freund Bebel hingewieſen —, 
uns zerihmettert zu fühlen oder und, wie bie fanalleriftifche 

Redeweiſe des Katjerd behauptete, als niebergeritten zu 

betradten. 

(Sehr richtig! bei ben Soztalbemokraten.) 

Meine Herren, der Herr Reichskanzler hat feine Rebe 
eröffnet mit der Verfiherung, daß aus amtlihen Fonds 
feine Wahlgelder gezahlt worden find. Dagegen bat er 
erflärt, daß ihm Mittel zu Verfügung geftellt worben find, 
bie er durch Vertrauendleute, durch Diittelöperfonen an bie 
verſchiedenen Parteien der früheren Minderheit abgeliefert 
at. Der Herr Reichslanzler hat das als fein Recht in 

nfprud genommen und in Ausficht geftellt, von dieſem 

Recht —* noch ausgiebiger Gebrauch zu machen. Ich 

finde, daß dieſe Außerung des Herrn Reichskanzlers einen 

Ausblick eröffnet, bei dem jeder, ber ein freies, unbeein⸗ 

flußtes Wahlrecht haben will, auf das äußerfte erfchroden 

fein muß und energifhen Widerſpruch gegen dieſe Abficht 
erheben follte. 
(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten.) 

Der Herr Reichskanzler hat mit diefer ig befunbet, 

baß er ber —— das Recht zuſchreibt, bie Wahlen 

zu dirigieren, zu beeinfluffen, um ſolche Wahlen herbei- 


zuführen, wie fie bem augenblidlihen Bedürfnis ber Ne- (0) 


gierung und deren augenblidlien Plänen entfpredhen. 
(Sehr wahr! bei den Sozialdemokraten.) 

Wenn ber Herr Reichskanzler dabei auf andere Länder 
verwieſen und gejagt bat, daß in —— und Frankreich 
die Miniſter ebenfalls in bie politiſche Geftaltung des 
Parlaments eingreifen, ſo iſt das zwar richtig; aber es 
fehlt bei uns die —— die bei anderen Ländern 
zutrifft: England und Frankreich werben parlamentariſch 
regiert, bie Minifter find bort Angehörige ber parlamenta- 


riſchen Mehrheit 
(ehr u! bei den Sozialbemofraten), 
ber geſetzgebenden Körperſchaften, während bie Minifter 
bei und nad einem kaiſerlichen Wort doch nichts weiter 
find als Handlanger des Monarden. 
(Sehr gut! bei den Sozialdemofraten.) 
Deshalb trifft biefer Vergleich natürlich durchaus nicht zu. 
Aber ber Herr Reichskanzler Hat, indem er biefe Auf: 
faffung ausſprach, zugleih den beften Beweis dafür * 
liefert, daß die legte Wahl ſchon eine von ſolchen Wahlen 
war, bie ber Ben Reichskanzler für die Folge mit ben 
bon den Intereſſenten feiner Politik ihm zur Verfügung 
—— Geldern betreiben wird. Die letzte Wahl war 
hrer Infzenterung und dem perſönlichen Eingreifen bes 
Reichſslanzlers entſprechend eine Präfektenwahl nad 
napoleoniſchem Muſter. 
(Sehr richtigl bei ben Sozialdemokraten.) 
Die letzte Wahl war in noch nicht bagewelener Art von 
ber Regierung, insbeſondere von bem Herrn Reichskanzler 
beeinflußt; es find gerabezu offizielle Negierungdfandidaten 
aufgeftellt worden. 
(Sehr wahr! bei ben Sozialdemokraten. 
Widerſpruch rechts.) 
Der Herr Reichskanzler hat ſich da als einen Fr ge⸗ 
—— Schüler Napoleons des Kleinen erwieſen, indem 
er 


ahlen inſzeniert hat, fo wie unter ber napoleoniſchen (n) 


Herrſchaft die MWlebiszitwahlen in Frankreich zuftande 
gelommen find. 
(Wiberfprud rechts. Sehr richtig! bei den 
Soztaldemofraten.) 
— Jawohl! Bei ber letzten Wahl tft der gelamte Re- 
ierungd- und Berwaltungsapparat in ben Dienft ber 
Früheren Minderheitöparteien geftellt worben. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Alles, was in Deutihland irgendwie Rang und Amt hat, 
mußte den Auffaffungen des Herrn nu air ent · 
ſprechen und den Anweiſungen, die von der Regierung 
erlaſſen —* folgend diejenigen Parteien wählen, bie der 
Herr Re —— brauchte, um eine Mehrheit für ſeine 
Pläne zu erzielen. 
(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten. 
Bebhafter Wiberfprud.) 
— Der Herr Reichskanzler jelbft hat ja zugegeben, daß 
ſolche Anweifungen erteilt worden find. Es wird Aufgabe 
des Reichstags En gelegentlich der Beratung vorliegender 
Anträge die Borlegung dieſer Anweiſung zu verlangen, 
um zu ſehen, was denn eigentlich der Herr Reichskanzler, 
um Regierungöwahlen zu erzielen, angeorbnet hat. 
Sr gut! bei den Sozialdemokraten.) 
Bei ber Berftändnisinnigfett, mit ber bie Beamten in 
Deutihlaud Winten ihrer Borgefegten folgen, reiht es 
in, wenn nur leife Andeutungen gemadt werben; — bie 
eamten und Untergebenen wiffen dann ganz genau, 
welde Stimmzettel fie abzugeben haben. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Ih möchte nicht verfäumen, eine Wahlbegebenheit 
borzutragen, deren Hlarftellung wir bem Andenken unſeres 
verftorbenen Führers Liebknecht ſchuldig find. Wir find 
es bem Andenken unſeres verehrten Freundes fchuldig, 
bier feftzuftellen, dab auch fein Name in bem legten 

292°» 


(Aa) Wahlftampfe in 
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(Singer) 
einer umerbörten Weiſe beſchmutzt 
worden ift. 
(Hört! hört! bei ben Sozialdemokraten.) 
Wir find ihm dad um fo mehr fhuldig, als dieſe Ber: 
leumdung und Niebertraht gegen ben Berftorbenen aus: 
geübt ift vom den Parteien, die unter dem Schuß, dem 
MWohlwollen und der Förderung des Herrn Reichskanzlers 
in diefem Wahlkampf agiert haben. In zahlreichen Flug: 
blättern bes Reichsverleumderverbandes 
(aha! rechts; fehr richtig! bei den Soztalbemofraten) 
und dem aus feiner Küche geipeiften Afritablod ift in 
Settichrift zu leſen — id bitte den Herrn Präfidenten 
um die Erlaubnis, bie paar Süße verlejen zu dürfen —: 
Zweibeinige Tiere in Uniform nannte 1872 ber 
„Boltsftaat*, daS Blatt des Abgeordneten Lieb: 
net, die deutſchen Soldaten, Die ald Sieger 
aus Frankreich zurüdfamen. Arbeiter! Genau fo 
denken die Sozialdemokraten im Herzen aud 
beute über bie deutichen Soldaten in Sübweft- 
—** Arbeiter! Sind eure Söhne und Brüder, 
bie dort kämpfen, wirklich zweibeinige Tiere? 
Wollt Ihr einem Kandidaten eure Stimme geben, 
deſſen Parteigenoſſen fo von euren Tapferen benfen? 
Als im Wahlkampf diefe Behauptung als eine Lüge und 
Verleumdung meines verftorbenen Freundes Liebknecht 
ee wurde, dba wurde ein Flugblatt verteilt, in dem 
es hieß: 
In dem „Bollöftaat*, dem berzeitig führenden 
Blatte der Sozialdemokratie, Jahrgang 1878 
Nummer 71, heißt ed wörtlid: 
zweibeinige Tiere, welde Uniform tragen! 


Wenn 
— und num wird ber betreffende Kandidat meiner Partei 
genannt — 
Herr Wiſſel noch einen Funken von Ehrgefühl 
im Leibe hat, fo. muß er feine öffentliche feige 
Behauptung von der Lüge aud öffentlich zurüd- 
nehmen. Wer hat gelogen? 
IH antworte auf dieſe frage: ber Reichsverband zur 
Verleumdung ber Sozialdemokratie hat gelogen! 
(Vebhafte Zuftimmung bet den Sozialdemokraten. 
Burufe redt3.) 
Und zwar werde ich ihmen jegt den Artikel aus dem 
damaligen „Boltöftaat* verlefen, nm dann mit den Worten 
dieſes Flugblattes zu ſprechen: wer von den Neichsber- 
bändlern nod einen Funken Ehrgefühl im Leibe hat, wird 
zugeben, daß bie Behauptung erlogen ift. 
(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten.) 
Das angevlihe Zitat in Nr. 71 vom Jahre 1873 fteht 
in folgendem Zufammenhange: 
Zivil und Militär. Daß der Menſch, der feine 
Uniform trägt, im Milttärftaat nur für einen 
halben Menſchen gilt, wir wollen fagen, daß dad 
jweibeinige Zier, welches feine Uniform trägt, 
nur halb fo viel gilt wie bad uniformtragende 
zweibeinige Tier, 
(Zuruf: Na aljo!) 
— denn Menſchen kennt der Militärftaat nicht — 
wird und jegt gelegentlih der Cholera wieder 
recht deutlich vordemonftriert. In Graudenz brad) 
unter den dort verſammelten Übungätruppen bte 
Gholera aus. Sofort jhidte man die Soldaten 
nad Haufe, was für die Soldaten ganz nützlich 
war, aber die Wirkung haben wird, bie Seuche 
num unter ber bürgerlichen Stanaille zu verbreiten. 
In Berlin, wo in einem Garberegiment die 
Cholera ausgebrochen ift, beabfichtigt man, bie 
Soldaten aus ber Staferne zu entfernen und in 
den umliegenden Dörfern einzuquartieren 
(hört! hört! bei den Sozialdemotraten), 
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ein unfehlbares Mittel, den umliegenden Dörfern bie (C) 


Cholera zu geben. Auf genau diefelbe Weife wurde 

1866 Leipzig mit der furdtbaren Gholera ber: 

fehen, die über 2000 Menſchen Hinwegraffte — 

nicht ald ob wir für die Soldaten fein Herz 

hätten, aber wir bädıten, für das enorme Geld, 

welches die Armee foftet, Lönnte man auch den 

Soldaten gejunde Quartiere errichten. 

(Lebhafte Rufe bei den Sozialdemokraten: 

hört! hört!) 

Nun frage ih, ob ed nad) diefem Artikel geftattet fein 
darf, in dem Wahlfampfe zu behaupten, daß ber Ab— 
eorbnete Liebfneht die Soldaten für zmweibeinige Tiere 
n Untform erflärt hat! Und ich kann dem Herrn Reich» 
fanzler nur fagen, daß der mit feiner Hilfe geführte 
Wuhltampf mit den Waffen der Lüge, Verleumbung und 
Niedertracht von feinen Schugtruppen geführt worden tft. 

(Sehr wahr! bei den Sozialdemofraten.) 

Meine Herren, dad Hauptmotiv des Herrn Reichs— 
fanzlerd, weswegen die Niederlage der Sozialdemokratie 
„wohlverbient“ — iſt, beſteht darin, daß die Sozial⸗ 
demotratie die Monarchie bekämpft, welche die Grundlage 
unferer Verfaffung ift. Diefer Ausſpruch beweift nur, daß 
der Herr Reichsklanzler etwas tn die Verfaflung hineinlegt, 
was nicht drin fteht. In der Reichsverfaſſung fteht nicht 
ein Wort davon, daß das Deutſche Reich eine monardtide 
Grundlage hat. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten. 
iderſpruch rechts.) 
— Sie werben ja das Handbuch des Reichstags alle be- 
fommen ober fi verſchaffen können. eigen Sie mir, 
daß in ber beutichen Reichsverfaſſung ein Wort davon fteht, 
daß die Grundlage des Reiches die Monardie ift! 

Unfere Auffaffung, nad der wir die republifanifdhe 

Staatsform für beffer halten als die Monarchie, wirb 


burh die Reichöverfaffung abjolut nicht behindert, und (D) 


eine Ngitation für die Umänderung der monardijchen 
Staatöform in die republifantihe im Nahmen der be— 
ftehenden Gefege und Verhältniffe ift durchaus zuläffig. 
(Sehr richtigl bei den Sozialdemokraten.) 
Mir werden bei jeder Gelegenheit, wo es angebradt ift, 
von unferer Auffaffung über die Notwendigkeit, im Intereffe 
des Selbſtbeſtimmungsrechtes des Volkes Die republitaniſche 
Staatsform einzuführen, nie ein Geheimnis machen. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Wiefo der Herr Reichskanzler dazu kommt, biefen Umſtand 
ald einen Grund für bie „wohlverbiente* Niederlage zu 
betradhten, ift um fo verwunderlicher, als unfere Auf: 
faffung über die Staatöform bei allen früheren Wahlen 
befannt war, in denen wir doc jo erheblihen Stimmen 
zuwachs und Mandatögewinn gehabt haben. 
(Sehr richtig! bei den Sozialbemofraten.) 

Dann hat fi ber Herr Reichskanzler beſchäftigt mit 
ber Nuffaffung, die mein Freund Bebel über den Ausfall 
der Wahl vorgetragen hat. Er hat gemeint, daß dieſe 
Auffaffung meined Freundes Bebel, nur von feinen 
nädjften perfönlihen Anhängern fowie von feiner aller- 
intimften Umgebung geteilt wird, und baß fie außerhalb 
dieſes Kreiſes keinen Eindrud machen wird. 

Der Herr Reichskanzler irrt ſich außerordentlich. 
Ih kann ihm fagen, dab bie Auffafjung meines Freundes 
Bebel über bie Urſachen des Ausgangs des legten Wahl- 
fampfes von der Partei getragen, von der Partei geteilt 
und von ber Partei vertreten wird. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 
Eine Ausnahme hiervon können höchſtens die paar Ge» 
noſſen machen, die es fich zu ihrer literarifhen Aufgabe 
maden, bem Herm Reichskanzler viel Stoff zum Angriff 
gegen unfere Partei zu liefern. 
(Hört! hört! rechts.) 





(Singer) 


(A) Das aber, meine Herren, ift eine jo verſchwindende Zahl 


bon Barteigenofien, daß ed darauf gar nit ankommt. 
Die weit überwiegende, ungeheure Majorität unferer 
Partei fteht auf dem Stanbpunft, daß die bon der Partei 
und Fraktion verfolgte Taktit, welde den Parteitag: 
befchlüffen entſpricht, bie richtige, von ber Partei gebilligte 
und im Intereffe der Partei auszuübende ift 
(ſehr richtig! bei den Sozialbemotraten), 
und baber ift e8 auch durchaus deplaziert und erfolglos, 
wenn aus dieſen Außerungen bed Herrn Reichskanzlers 
etwa Anlaß genommen werben follte, Meinungsdifferenzen 
zwiſchen der Partei und meinem Freunde Bebel herzuleiten. 
Der Dreddener Parteitag bat ed dem Herrn Reichskanzler 
num einmal angetan. Der Herr Reichskanzler follte ſich 
lieber um feine und bie Angelegenheiten feiner politischen 
Freunde kümmern. 
Lachen recht.) 


{ 

Wir find wirklich nicht in der Lage, von ihm Belehrungen, 
Ermahnungen in dem paftoralen Tone einer Strafpredigt 
anzunehmen. 

(Sehr richtig! bei den Sozialbemofraten.) 
Wir willen ſchon allein — bad mag der Herr Reichs: 
fanzler nun endlich einmal einfehen —, was und not tut, 
und wir bedürfen zur Erledigung unjerer Parteiangelegen⸗ 
heiten feiner fremden Aſſiſtenz und können auch die Affiftenz 
des Herren Reichskanzlers, fei fie lobend oder tadelnd, 
durchaus enibehren 

(ſehr wahr! bei ben Sozialdemokraten), 
wie ich denn überhaupt bet diefer Gelegenheit ausſprechen 
muß, dab wir und ben Ton, in bem ber Herr Reichd» 
fanzler im Reihötage mit und zu verfehren beliebt, auf 
das ernftlichfte verbitten müffen. 
(Bauted Gelächter rechts. Sehr richtig! bei ben 
Sozialbemofraten.) 

Und wenn ber Herr Reichskanzler fo viel Wert auf guten 


(8) Umgangdton legt, dann fol er doch gefälligft mit gutem 


Beijpiel porangehen 
(fehr richtig! bei den ge 
und ſoll nit Ausbrüde gebrauden, wie fie in feiner gegen 
meine Partei gerichteten Rebe vielfah zu finden find. 
(Sehr richtig! bet den Sozialdemokraten.) 

Meine Herren, ber Herr Reichskanzler jcheint es ſich 
zur Aufgabe gemacht zu haben, die abiolute Unkenntnis 
der Berhältniffe umferer Partei durch Reben zu erfegen, 
bie feine Gründe, jonbern nur allgemeine Behauptungen 
enthalten, und bie mit ähnlihen Material operieren, wie 
ed im dem MWahltampfe gegen unjere Partei verwendet 
worben ift, nämlich Behauptungen ohne jede pofitive Unter: 
lage für die Richti ber Augaben. 

Wachen und Zurufe ge 

Meine Herren, wenn übrigend ber Dredbener Parteita 

bem Herrn Reichskanzler jo gefallen hat, weil er na 

feiner Auffaffung der Partei gefchabet hat, nun, fo follte 
er fi) doch darüber freuen. 

(Sehr richtig! bet den Sozialdemokraten.) 

Dann ift ja gerade das geſchehen, was er wünſcht. Ich 
fann dem Herm Reichskanzler bie Verfiherung geben: 
wir werben in unferer Bartet fortfahren, ohne jede Scheu 
biejenigen Grörterungen zu pflegen, bie wir im Intereſſe 
unferer Partei für notwendig halten, wobei es uns 
ganz gleichgültig fein wird, ob bie Verhandlungen bem 
Herrn Reichskanzler oder ben gegneriſchen Parteien 


n 
(ſehr richtig! bei den Soztalbemofraten); 
wir haben die Überzeugung, daß dur folde Ausſprachen 
die werbenbe Kraft. umferer Partet abſolut nicht ge 
ſchädigt wirb. 
(Sehr richtig! bei ben Sozialdemofraten. 
Und, meine Herren, warum reden der Herr Reichskanzler 
die ihm verbünbeten Parteien immer mur vom 
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Dredbener Barteitag, warum reben Sie nit vom Mann- (C) 


heimer Parteitag, der Ihnen body beiwiejen hat, daß als 
eine Frucht bed Dredbener Parteitaged der innige, feite 
—— — aller Elemente der Arbeiterbewegung er: 
olgt ift? 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Ih glaube, mit diefem Erfolg, dem der Dredbener 
Parteitag vorgearbeitet hat, dürfen wir recht zufrieden 
fein und können zu bem Tadel des Herrn Reichskanzlers 
heiter lächeln. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Meine Herren, dann hat der Herr Reichskanzler in 
feiner Strafprebigt befonderd gegen unfere Preſſe und 
gegen unfere SFlugblätter, die wir im MWahllampf verteilt 
haben, gewettert und ſich dabei eines Beiſpiels aus Frank: 
furt a. M. bedient. Der Herr Reichskanzler wird herzlich 
ſchlecht bedient. Der Herr Reichskanzler muß fi jetzt 
fagen laſſen, daß bie von ihm mit fo viel Wärme ber: 
tretene Nachricht der „Frankfurter Zeitung“ in der Haupt- 
ſache fred erlogen geweſen tft. 
(Sehr gut! jehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Meine Herren, ih werde mir geftatten, Ihnen hierfür den 
Nachweis zu liefern. Der Herr Reichskanzler hat aus 
ber „Frankfurter Zeitung“ folgendes verlefen als einen Be: 
weiß ber Nieberträdhtigkeit der Sozialdemokraten — id) 
darf wohl auch bieje Notiz zum Wortrage bringen —. 
Am 5. Februar bringt bie „Frankfurter Zeitung“ unter 
ber Überichrift „Hallunfenmoral* einen Artikel, in dem 
fie erzählt, daß ein Flugblatt von und verteilt ift, welches 
die Behauptung enthält, daß einem Arbeiter von einem 
freifinnig = bemofratiihen Wahlbelfer 10 Mark geboten 
worben find, wenn er freifinnig wählte. Die Stelle, 
worauf ed antommt, lautet in dem Artikel wie folgt: 
Daß das eine freche Lüge ift 

— ſo lagt die „Frankfurter Zeitung” —, 
raucht 
bie Frechheit, mit der das fozialdemofratifche 
Wahltomitee dieſe Lüge verbreitete, wird ins 
rechte Licht erft durch die Tatſache gerüdt, daß 
biejed Flugblatt bereit3 gejtern Abend gebrudt 
und zur — ag rn war. Wir find 
auf Grund zuderläffiger Informationen in der 
Rage, jeberzeit den Nachweis für unfere Be— 
bauptung zu bringen. Das verteilte Flugblatt 
harakterifiert ſich danach ald eine Schurferei ber 
baran beteiligten Berfonen. Unterzeichnet ift das 
Fälſchungsprodukt: „Das fozialdemofratifche 
Wahlkomitee. J. A.: Wilhelm Dittmann“. 

Das hat der Herr Reichslanzler verleſen, und wenn 

ich fagte, der Herr Reichskanzler ift ſchlecht bedient 
geweien, fo kann ich das durch die Mitteilung nachweifen, 
daß bereit am andern Morgen, alfo am 7. Februar, bie 
„sranffurter Zeitung“ in ber Qage war, eine Berichtigung 
unſeres Barteigenoffen Dittmann bringen zu müflen, worin 
mitgeteilt wurbe, daß an Geridhtöftelle werde bewiefen 
werden, daß das Flugblatt erft am Stihwahltage, 
Vormittag um 11 Uhr, geichrieben und gebrudt 
worben iſt. 
(Hört! Hört! bei ben Sozialdemokraten.) 
Meine Herren, id werde mir — auch dieſe 
Berichtigung borzulefen, damit in den Reichſtagsprotokollen 
nicht der Nachweis bafür fehlt, wie ſehr der Herr Reichs⸗ 
fanzler es nötig hat, ſich über bie Richtigkeit der ihm von 
jeinen Beamten gemadten Angaben jelbft zu inforneren, 
damit er nicht ſolche Tataremachrichten im Reichstage 
borzutragen in bie Lage kommt: 

Zur Bülowrede ift zu bemerken, daß ich bereits 
am Stihwahlabend, nachts 1 Uhr, ber „Frank⸗ 
furter Zeitung“ folgende Berichtigung über: 
geben habe: 


nit erſt gelagt zu werben. ber (m) 


(A) 


(B) 
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(&inger.) 
Frankfurt a. M., ben 5. Februar 1907, 
An die Redaktion ber — — Zeitung” 
er 


Unter Berufung auf 8 11 bed Preßgeſetzes 
erfuche ich Ste, in bie nädfte Nummer Ihres 
Blatted an ber geſetzlich vorgefchriebenen Stelle 
die nachftehende Berichtigung aufzunehmen: Im 
erften DMorgenblatte der „Frankfurter Zeitung“ 
bom 6. d. M. findet fih eim Artikel „Halunfen- 
moral”, in welchem bie ſchwerſten Beleidigungen 
gegen das fozialdemofratifhe Wahllomitee und 
fpeziell gegen meine Perſon —— ſind. Es 
heißt dort, das von mir unterzeichnete Flugblatt 
mit der Nachricht von dem verſuchten Stinmmen- 
faufe fir Defer harakterifiere ſich als „Fälſchungs- 
produtt“ und „Schurferei“. ‘Ferner ift Dabei von 
„Frechheit“, „Lüge* und ‚Verleumdung“ bie 
Rebe, und fchließlih erbieten Sie fi, „jederzeit 
ben Nachweis dafür zu erbringen, daß dieſes 
Flugblatt bereit3 geftern abend gebrudt und zur 
Verteilung bereitgelegt war”. Diefe lebtere 
Behauptung iſt unmwahr. Die fraglide Mit- 
teilung iſt mir erft re morgen fur; nad) 
10 Uhr von dem betreffenden Wähler in Gegen: 
wart des Mrbeiterjefretärd Heiben unb anderer 
Zeugen gemadht worben. araufbin babe ich 
das fraglide Fluglatt gefchrieben und gun 
11 Uhr morgend in bie Unionbruderei in d 
gegeben; dafür find Dutzende von Zeugen zu 
erbringen, u. a. auch mein Barteigenofie Mar 
Cohen. Wegen ber gegen mich ausgeſprochenen 
Injurien behalte ich mir gerichtliche Schritte vor. 

Ihelm Dittmann. 

Diefe Berichtigung Ift im Abendblatt der „iFrant- 

furter Zeitung” vom 6. Februar abgebrudt. 
(Hört! hört! bei den —— 

Am 7. Februar habe ich eine weitere Berichtigung 

geſchickt, bie iſt auch abgebrudt. Die Klage gegen 

bie „Frankfurter Zeitung“ ift eingeleitet; morgen 
früh tft obligater Sühnetermin. 
Ic frage Sie, meine Herren: wäre ed nicht eine Pflicht der 
a gemeien, wenn bie Beamten, von denen ber Herr 
Ne — r ſeine Mitteilungen hat, den Herrn Reichskanzler 
auch in Die Lage gefegt hätten, zu willen, baß bie Be: 
hauptung, bie er hier verlefen hat, durch zwei —— 
von derſelben Zeitung, bie er zitiert hat, bereits klargeſtellt ift? 

(Sehr richtig! bei den Soztalbemofraten.) 

Meine Herren, ih habe nicht zu unterfuhen, wen 
bie Schulb an biefer Unterlaffung trifft; ich habe nicht zu 
unterfuchen, ob nicht vielleicht der Herr Reichskanzler 
Stenntnid von den Berihtigungen hatte. Das eine darf 
ich aber jagen: wer fich in fo hervorragender Stelle wie 
der Herr ——— befindet und es für — 
hält, öffentlich im Neichätage bie ftärkfte politifhe Parte 
in der Weiſe zu brandmarfen, wie es bier geſchehen tft, 
der hat aud die verfluchte Pflicht und Schuldigfeit, dem 
Reihdtage Mitteilung bavon zu machen, wenn fich feine 
Mittetlung ald falſch herausftellt und bon feiner Quelle 
felbft berichtigt wird. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Davon entbindet den Herm Reichskanzler auch nicht bie 
Tatfadhe, daß er, nachdem er ein Telegramm bon meinem 
Barteigenofien Dittmann befommen bat, das vr aufs 
forderte, jo loyal zu fein umb im Reichstage biefe Be: 
hauptung zurüdzunehmen, an fein Blatt, die „Norbbeutiche 
Allgemeine”, eine Mitteilung von biefem Telegramm hat 
gelangen lafien. Nun, meine Herren, zum Glüd find wir 
noch nicht jo weit, daß jeder Menſch in Deutſchland ver: 
pflichtet if, die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung” zu leſen. 
(Heiterteit bei den Sozialdemokraten.) 





Worauf es ankommt, if, daß bie Öffentlichkeit, vor ber (CO) 


ber Herr Reichskanzler falſche Behauptungen aufgeftellt 
bat, daß ber Reichstag Kenntnis bon ber Beridtigung 
erhält, daß bie Verleumdung an der Stelle, wo fie aus: 
geſprochen ift, zurüdgenommen wird. 
(Sehr richtig! bei den Soztaldemofraten.) 
Der Herr Reichskanzler hätte alle Urfache gehabt, feinen 
en Stellvertreter zu bitten, im Reichstage eine foldhe 
ärung abzugeben. Haben wir doch geftern gehört, 
daß Herr Graf d. Poſadowsky, in Vertretung bed Herrn 
Neichdkanzlerd, Angriffe gegen biefen zurüdgewiefen hat. 
Warum hätte nit der Herr Reichskanzlers feinen Herrn 
Vertreter bitten können: teilen fie dem Reichſstag mit, daß 
mir bie Berichtigung unbefannt war, und daß, nachdem 
ich die Berichtigung gelefen habe, id die Vorwürfe gegen 
bie fozialdemofratiihe Partei zurüdnehme. Das hat dem 
errn Reichskanzler aber nicht in den Kram gepaßt, bazu 
it er ſchon zu tief in dem Schlamm und den Schmuß- 
wellen des Wahlkampfes verfunfen. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Der Herr —— hat auch als eine der Urſachen, 
aus denen bie Wahlniederlage der Sozialdemokratie fo 
„wohlverbient*“ tft, den Terrorismus betrachtet und über 
die Einſchüchterung und Unterdrückung gellagt, mit ber bie 
Sozialdemokratie beim Wahltampf gearbeitet habe. Er 
hat davon geiprochen, daß wir bie Wahlen mit „beipotifchen, 
terroriftifchen Allüren“ geführt haben, und tft dabei auf 
den Zwiſchenruf „Anhalt!“, der aus dem Haufe fam, ein» 
gegangen, indem er ſich biefen Zwiſchenruf zu nutze 
emacht und ſeinerſeits beftättgt hat, daß er den Vorfall 
n Anhalt au al3 einen derjenigen Vorgänge anfähe, die 
ihn berechtigten, Stlagen über den ſozialdemokratiſchen 
Terrorismus zu führen. Wenn ich ben vor längerer Zeit 
getanen Ausſpruch des Herrn Stollegen Gröber zitiere, 
„die Sozialdemokratie habe ein Schweineglüd*, jo kann 


ih jagen, dab in biefem Falle das alte Glüd ber (m) 


Sozialdemokratie fi wieder einmal bewährt hat, 
indem über ben Morb in Anhalt an einer Stelle 
entſchieden worben iſt, beren Erhebungen ben Herrn 
Reihstkanzler überzeugen werben, wie unborfihtig er 
war, als er ein Urteil ausſprach über einen Borfall, 
bet dem bie geridtlihe Entiheidbung noch ausftand. 
Bielleiht ift dem Herrn Reichskanzler fein etwas bor= 
ſchnelles Urteil jegt unbequem. Bisher haben wir vom 
Bundesratstiſch, wenn aus dem Haufe über irgenb einen 
Prozeß eiwas gejagt wurde, immer bie weife Mahnung 
gehört, man folle in folder Situation mit bem lrteil 
zurüdhalten, die Sade hänge beim Gericht, und man 
müffe ben Abſchluß des Gerichtöverfahrens abwarten. 
Ach, wenn ber Herr Reichskanzler doch nicht nur Lehren 
austeilen wollte, jonbern feinen eigenen Lehren — etwas 
nachleben möchte! Dann hätte er ſich davor bewahrt, 
jetzt überführt zu werden, daß die ng u auf ben 
Anhalter Vorgang, foweit er zu einem Vorwurf für bie 
Sozialdemokratie gemacht werben follte, burdaus auf 
a beruht und jedes tatſächlichen Untergrundes 
entbehrt. 
Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Dasselbe Erfuchen, das ich an ben Herrn Reichskanzler 
gerichtet habe, vorfihtig zu fein und nicht vorſchnell zu 
urteilen, muß ich allerdings auch an ben Herrn anhaltifhen 
Minifter richten, ber bereitd vor mehreren Tagen 
ben Mord in der anhaltifhen Kammer zum Gegenftanb 
einer Rede gemadt hat, in der er ausgeführt hat, daß 
bie Urfache biefed graufamen Mordes zurüdzuführen ſei 
auf die Schuld ber Sozialdemokratie, deren Anhänger 
ber Mörber if, und die durch ihre Lehren und dee 
Agitation ſolche Greueltaten herborrufe. 

(Hört! hört! bei den Soztaldemofraten.) 

63 ift bereitd im anhaltiihen Landtag gebührend darauf 


(B) die Lehren und bie 
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(Singer.) 


(A) geantwortet worben; aber auch in biefem Haufe foll es 


gefagt werben: wenn ein beuticher Minifter ſich herans- 
nimmt, bie ſtärkſte politiihe Partei im Lande derartig zu 
ſchmähen und zu befhimpfen, jo find das Zuftände, die 
eined Kulturſtaates unwürdig find und unter feinen 
Umftänden gebulbet werben bürfen. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Meine Herren, bie Minifter, bie berufen find, objektiv 
und ohne Voreingenommenheit bie Geſchäfte bes Landes 
zu führen, follten fi doc nicht in der Rolle von Leuten 
—— die, um der Sozialdemokratie eins anzuhängen, 
oral, Wahrheit und Anſtand mit Füßen treten. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Meine Herren, wie liegt ber Anhalter Vorfall? 
Geftern bat die Schwurgerichtöverhandlung in Deſſau 
über biefen Fall ftattgefunden. Die Berichte der Preſſe 
von geftern und heute —— mit ber Mitteilung, daß 
ber betreffende Mann wegen Morbed zum Tode ber: 
urteilt worben ift. Meine Herren, wenn man ft ber: 
gegenwärtigt, baß, ſowohl ber Mörber wie der Getötete 
zweit dem Trunke verfallene Individuen waren, von denen 
bie Zeugen übereinftimmenb ausſagen, baß fie fi dauernd 
im Zuſtande ber Dämmerung befunden haben, bie alfo 
eigentlich gar nicht für das verantwortlid gemacht werben 
fönnen, was fie tun, — wenn fid) ferner aus den Zeugen: 
außfagen zur Evidenz ergibt, daß gar feine Rede davon 
if, daß gi Perſonen in irgend einem Zufammenhang 
mit irgend einer polttifchen Partei geftanden haben, wenn 
ba3 Urteil in feinem Tenor ausbrüdlih, wie das Tele: 
gramm mitteilt, anerkennt, daß politifche Motive ber Tat 
durch bie Gerichtsverhandlung nicht erwieſen find, bann, 
meine id, wiegt bie Schuld be3 Herrn Reichskanzlers 
immer ſchwerer, weil er ſich nicht geſcheut hat, einen durch 
bad Gericht noch nicht aufgeflärten Vorfall zum Gegen: 
ftand einer Behauptung zu maden, bie darin gipfelt, daß 
gitation ber Sozialdemofratie bie 
Urſachen folder Verbrechen ſeien. Nun, meine Herren, 
mir fehlt der parlamentarifche Ausdrud für die richtige 
Bezeihnung dieſes Verfahrens. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Ih fann mur fagen: wie ſchlecht muß es um bem fitt- 
lichen Ernſt ber vereinigten Mehrheitöparteien ftehen, 
wie tief muß das moralifhe Niveau des Mehrheitsblocks 
fein, wenn ber erfte Führer dieſes Blocks es fertig befommt, 
eine gegnerifhe Partei mit berartigen Mitteln zu betämpfen. 
(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) 

Meine Herren, aus ber Gerihtöverhandlung hat fi 
etwas ganz anderes ergeben; au3 ben Verhandlungen hat 
fi) ergeben, baß ber Dorfſchulze, der als Zeuge aus: 
gejagt haben fol, der Mörder hätte gejagt, die Tat ſei 
wegen ber ſchlechten Wahl des anderen geſchehen, — daß 
für dieſe Behauptung nicht bie Spur eines Beweiſes ge 
liefert werben konnte. 

(Sehr richtig! bei den Sozialbemofraten.) 
Ih lomme zu einem anberen Schluffe: dad müfte ber: 
leumberifche Treiben der gegnertihen Parteien gegen uns, 
ber Umſtand, dab man den Wählern immer borrebete, 
alle Schlechtigkeit, alle Niedertracht im öffentlichen Leben 
ginge von ber Sozialdemokratie aus, die Lehren des Ber: 
— gegen bie Sozialdemokratie find es 
gewefen 

(jehr richtig! bei ben Soztalbemofraten), 
bie biefen Schulzen in ben Glauben verfegt haben, er 
müſſe audfagen, baß ber Mörder wegen ber ſchlechten 
Wahl bed anderen feine Tat verübt habe. Wenn alſo 
bon Borwürfen die Rebe fein kann, meine Herren, bann 
find folhe Vorwürfe ben Parteien zu maden, bie im 
legten Wahlfampf im folder Weiſe gegen bie Sozial: 
demofratie gelämpft haben. 

(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten.) 
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Das Verhalten des Herrn Reichskanzlers erinnert (C) 


mid an bie Zeit, wo man Hobel und —— die 
Attentäter des alten Kaiſers Wilhelm, an bie Rockſchöße 
der Sozialdemokratie hängen wollte. 

(Sehr wahr! bet den Sozialdemokraten.) 
Das war ungefähr basfelbe Prinzip, nad) dem damals 
die herrſchenden Barteien gehandelt haben. Heute, wenn 
auh in etwad anderer Form, macht man dasſelbe. 
Meine Herren, fo gut wie Höbel bamald ber dhriftlid- 
fozialen Partei unter Zeitung des Herm Stöder angehört 
bat, jo gut Nobiling, foviel man weiß, ber nationalliberalen 
Partei angehört hat 

(Heiterkeit bei ben Nationalliberalen), 
fo wenig war ber Mörder in Anhalt der Soztalbemofratie 
zugehörig; und wenn Ste, meine Herren, Wert barauf 
legen, dieſes Individuum einer politifchen Partei zuzu— 
teilen, fo bitte, fnobeln Sie unter einander aus, welcher 
Teil Ihres Blocks Anfpruh auf Zugehörigkeit dieſes 
Mannes erheben fol. 
(Große Heiterkeit.) 

Meine Herren, der Reichskanzler Hat auch von bem 
Wahlterrorismus geſprochen, ben wir getrieben haben, 
und ih will, ohne der Diskuffion, die ja gelegentlich 
unferer Interpellation ftattfinden wird, vorzugreifen, nur 
ein kleines Beifpiel dafür bringen, wie in dieſem Wahl- 
fampfe feitens der von dem Reichsverleumderverband 
gegen die Soztaldemofratie reffortierenden Blätter vor: 
gegangen ift. 

ch rede von ben albernen Dingen, bie im Laufe 
dieſes Mahllampfes meinem freunde Bebel, mir und 
anderen Barteigenoffen vorgeworfen worben find, gar 
nicht; ih will Ihnen bloß aus dem Kreiſe Offenbach an 
einem Beifpiel zeigen, mit welchen Mitteln man gegen 
die Sozialdemokratie fämpft. 

Meine Herren, ein Flugblatt, welches von den ber: 


einigten Blodparteien, welche bie Gegner meines Freundes (D) 


Ulrich waren, verbreitet worden ift, enthält folgende Stelle: 
Uri und Genoffen ſchwindeln eime indirekte 
Auswucherungspolitik feitend der Regierung den 
Wählern vor. Dabet treibt dieſer Halbmillionär 
von Arbeitergroihen Ulrich 

(Heiterkeit) 
Ausbeutung der Arbeiterichaft, da er fortgeſetzt 
in dem „Offenbacher Abendblatt” um weitere Gelb» 
mittel von ben Arbeitern zur Mahlagitation 
bettelt. Die foztaldemofratifhen Wähler — 20000 
— unſeres Kreiſes u. feit drei Moden 
80 000 Mark dem Arbeitergrofenmillionär Ulrich 
zu Füßen gelegt. 
(Große Heiterkeit bet den Soztalbemofraten.) 
Das find 4 Mark pro Kopf der ſozialdemokratiſchen 
Wähler. Arbeiter, aus biefen unbeitreitbaren 
Wahrheiten 
Be bei den Sozialdemokraten) 

muß es klar werben, baß bie fozialbemofratifchen 
rg Eure größten Feinde und Geldausfauger 


nb. 
(Heiterfeit bet den Sozialdemofraten.) 

Meine Herren, man braudt ja dad Ding bloß zu 
lefen, um zu begreifen, iwie, wenn e8 ernft gemeint ift, 
fhamlos und frech erlogen die Sade ifl. Aber bie 
Tendenz, bie mit biefem {Flugblatt der Afrikablodparteien 
verfolgt wird, bie Maſſen, die nicht in ber Lage find, ber 
Mahrdeit im einzelnen nachzugehen, bie Maffen, bie nicht 
in ber Lage find, ſich darum zu kümmern und feftzuftellen, 
ob ſolche Behauptungen wahr find, dieſe Maffen zu 
täuſchen, ihnen vorzureden, daß bie Sozialdemokratie nicht 
bie Zwede ber Partei im Parlamente verfolge, fondern 
daß bie fozialdemokratiihen Führer allefamt nicht3 weiter 
feien als Leute, bie den Arbeitern das Gelb auß ber 
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(Zinger,) 





(A) Tafche ziehen, um es nachher zu ihrem eigenen Nuben 


(B) 


zu verwenden, — id fage, biefe Tenbenz tft es, bie fo 
außerordentlich vergiftend auf den Wahlkampf wirken muB. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Wenn bie ſozialdemokratiſchen Parteigenoifen im 
Lande, die die meiften ihrer Vertreter feit Jahrzehnten 
fennen, und wenn bie jüngeren Barteigenoflen, die bon 
ben älteren Arbeitergenoffen über die Qualttät, über den 
Gharakter ihrer Vertreter im Reichsſstag aufgeflärt find, 
gegenüber ſolchen Nieberträdhtigfeiten endlih auch einmal 
die Geduld verlteren, und wenn irgend ein hartes Wort 
ebrauht wird, dann fchreien die Herren Zeter unb 

orbio, dann verlangt der Herr Reichskanzler einen 

guten Ton ſeitens ber foztaldemofratifhen Preſſe, während 
es doch feine Preffe, bie fogenannte Ordnungspreſſe ift, 
welde die ſozialdemokratiſche Abwehr, die fih vielleicht 
mandmal in Ausbrüden bewegt, die beffer unterblieben, 
erft herausforbert. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Und wenn dann berichtigt wird, wenn man fid dann 
binfegt und an bie Blätter fchreibt, was geſchieht bann? 
— Diefe Berihtigungen werden nicht gebradt, und wenn 
eine Berichtigung wirklich einmal gebradht wird, dann 
fehen wir, daß die Preſſe derfelben Partei bei der nächften 
Gelegenheit dieſe Hunbertmal berichtigten Lügen von 
neuem bringt. j 

(Hört! hört! bei den Sozialdemofraten.) 
Das ift eine Art des Wahlkampfs, deren fi die for 
genannten Ordnungsparteien ſchämen follten. 

(Schr richtig! bei den Sozialdemokraten. — 
Laden rechts.) 

Und ich meine, daß Leute, bie auf Grumd folder Wahl- 
agitation in den Neihötag gewählt find, es ſich über: 
legen follten, ob fie eigentlih bad Mandat annehmen 


ſollten. 
(Baden rechts.) 

Meine Herren, der Herr Reichskanzler hat davon 
geſprochen, daß unſere Niderlage verſchuldet ſei durch 
unſere Verneinungs- und Nörgelpolitik in der Sozialgeſetz⸗ 
gebung, wir hätten „phantafievolle“, „perfide“ Forderungen 
geftellt, um bie Soztalgefege zu Fall zu bringen. Meine 
Herren, diefe Behauptung jchlägt ben Tatſachen gerabezu 
ind Gefiht. Ich braude nur baran erinnern, daß wir 
zwar gegen eine Anzahl von Sozialgefegen geftimmt haben, 
aber nicht etwa um beöwillen, weil wir der Tendenz ber 
Geſetze nicht zuftimmten, fondern weil fie und nicht 
genug boten für die Arbeiter, für die biefe Gefege gemacht 
waren. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Meine Herren, den Grundfag, den wir feit Jahr: 
zehnten hier in biefem Haufe vertreten haben, werben 
wir auch weiter verfolgen; wenn ein Gejeg neu gemacht 
wird, werden wir bagegen ftinmen, wenn es ben Forde— 
rungen, bie wir an das Geſetz ftellen müffen, nicht genügt. 
Das tun bie anderen Parteien auch. Ich braude Ste 
nur daran zu erinnern, daß Sie auf der rechten Seite 
das widtigfte aller Geſetze, dad Bürgerliche Geſetzbuch, 
haben jceitern laſſen wollen, weil Ihren Anfprücen 
in bezug auf den Erfag von Haſenſchäden nicht genügt 
worden iſt 

(jehr richtig! bei den Sozialdemokraten); 
und um das Gefet nicht fheitern zu laffen, hat fich bie 
Mehrheit damals bewegen laffen, biefem ganz ungerecht: 
fertigtem Anfpruche nadjzugeben. Während wir, wenn 
Gefege neu eingebradht werben, nad unferem Ermeſſen 
und unferer Gewiffenspfliht und entiheiden, ob mir für 
oder gegen das Geſetz flimmen wollen, haben wir es 
und immer zum Grundſatz gemadt und immer biefen 
Grundſatz verfolgt, bab, wenn, nachdem die Geſetze gegeben 
waren, Berbefferungdnovellen eingebradt wurden, mochten 
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fie no fo minimen Inhalts fein, wir ftet3 für bieje (0) 


Berbefferungen L Fir haben. 
(Sehr richtig! bei den Soztaldemofraten.) 

Wenn man uns übrigens immer biefen Vorwurf macht, 
wir hätten gegen bie Sozialgeſetze geftimmt, fo, meine ich, 
muß doch endlich einmal biefer Begende ein Ende gemacht 
werden. Ich will Ihnen mitteilen, in weflen Geſellſchaft 
wir und damals befunden haben. Auch in freifinnigen 
Flugblättern babe ih im Wahlkampf biefen Vorwurf 
gelefen. Ich habe hier ein Flugblatt, wo der Stanbibat 
der vereinigten Afrifablodpartelen empfohlen wird, ber 
Schuldireltor Enderd in Sonnenberg — er ift ja wohl 
einer der freifinnigen Herren —, worin e3 heißt: 

Die Sozialdemokratie hat feit ihrem Beftehen 

nod) feine pofitive Arbeit geleifte. Die Fürforge 

für die arbeitende Klaſſe, mit ber fie ſich * 

gerne brüſtet, hat ſie dadurch — daß 

fie im Reichsſstage gegen alle Arbeitergeſetze 

geftimmt hat. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Herr Ender und feine Parteigenoffen im Lande fcheinen 
feine Stenntni davon gehabt zu haben, baß feine eigene 
Partei im Reichstag fih in Gefelihaft ber Sozial- 
demofratie befunden hat; benn fonft würden bod bie 
freifinnigen Wähler des Herrn Enders, bie einen Mann, 
der gegen biefe Geſetze geftimmt hat, für unwürdig er« 
flären in den Reihätag zu kommen, unter feinen Um— 
ftänden ihm ihre Stimme gegeben haben. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Am 31. Mai 1883 haben gegen das Srankenver: 
—S— geſtimmt die Sozialdemokraten, die Fort: 
hrittöpartei, die Sezeffioniften mit Ausnahme von einigen 
Herren. Die anderen Barteteu intereffieren dabei nicht; 
es haben auch eine Anzahl von Sonfervativen Dagegen 
eftimmt. Darauf fommt es aber nit an. Alfo, meine 
Seen, bie damalige Fortſchrittspartei, bie heutige ver⸗ (D) 
einigte Liberale Dreieinigteit hat gegen dad Kranken—⸗ 
verſicherungsgeſetz geſtimmt. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Wir kommen zum Unfallverſicherungsgeſetz. Am 
27. Juni 1884 erfolgte die Abftimmung; fie war feine 
namentlihe. Gegen das Gefeg ftimmte die Fortichritts- 
partei, für bie ber Kerr Abgeordnete Richter bie ent» 
ſprechende Erklärung abgegeben hat. 

Hört! hört!) 

Es folgt die Inbalidenverfiherung. Die Regierungd: 
borlage wurde am 24. Mai 1889 mit 185 gegen 165 
Stimmen angenommen. Dagegen ftimmten bie Sozial 
bemofraten, bie Deutf-Freifinnigen mit Ausnahme des 
Abgeordneten Thommjen, dad Zentrum mit Ausnahme 
bon 13 Abgeordneten, die Bolen, die Elſäſſer, die Welfen, 
auh 11 Nationalliserale ſtimmten dagegen, ſodaß wir 
alſo in der Gefelfhaft der Herren waren, die ihrer 
jegigen Auffaffung nah damald ungemein antinational 
und arbeiterfeindlih gehandelt haben. 

(Heiterfeit.) 

Meine Herren, eine recht intereflante Epiſode will 
th aber ben Herren vom Freifinn doch nicht verſchweigen. 
Als das Zentrum im Jahre 1897 die Aufhebung des 
Reihszufhuffes beantragte und eine Einfhräntung ber 
Verfiherungspfliht haben wollte, erflärte ber Herr Ab 
georbniete Eugen Richter, daß er für biefen Antrag ftimme, 
weil es ber erfte Schritt ber Befeltigung ber Arbeiter: 
verfiherung jet. 

(Hört! hört! bei ben Sozialdemokraten.) 

Nun, meine Herren, ich denle, Sie werben mit bem 
Vorwurf, dab wir gegen bie Sozialgefege geftimmt haben, 
für die Folge etwas vorfichtiger fein, ba wir ja in biefen 
Fällen zufammen marfchiert find. 

(Buruf.) 


(A) 


(B) 
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d, meine Herren, ber Herr Reichskanzler tabeli 
unfere phantaftevollen Forderungen; aber berjelbe Herr 
Reichsſskanzler unternimmt es und hat ed unternommen, 
bie phantafievollen Pläne, die der Herr Kolonialdirektor 
Dernburg borgetragen dat, zu billigen und zu vertreten. 

Ih beabfihtige nicht, bei dieſer Gelegenheit lange 
Ausführungen über bie Kolontalpolitif zu machen. Aber 
ein Wort muß mir bo geftattet fein. Es ift hier im 
gene mehrfah auf bie frühere Tätigkeit des Herrn 

olonialdireftord Bezug genommen worben. Ich habe 
die Überzeugung, daß, wenn ber Herr Kolonialbireftor 
in feiner früheren Tätigkeit eine Attiengefellichaft gegründet 
und verlangt hätte, daß auf Grund ähnlicher Proſpekte, 
wie feine phantafievollen Kolonialreden enthielten, bie 
Börſe die Zulaffung biefer Aktien gemehmigen möchte, 
feine beutihe Börfe bie Zulaffung biefer Aktien auf 
Grund biefer Proſpelte genehmigt hätte, wie denn über: 
haupt der Herr ſtolonialdireltor einen Phantafieflug beſitzt, 
um den man ihm wirklich beneiben könnte. Ich will von 
ber Dattelfifte gar nicht mehr reben. 

(Hetterfeit.) 
Aber die Kolonialbilanzen des Herrn Kolonialbireftord 
über unferen olontalbefig zeugen doch bon einer fo 
wunderbaren Phantaſie, wie fie eigentlich poltzeiwidrig ift! 
Id Habe immer, wenn ich biefe Bilanzen burchgelefen 
habe, daran gebadit, daß das die Art eines Mannes tft, 
der den Wert feines Beſitzes ungefähr folgendermaßen 
feftftellt: er befigt ein riefig großes Stüd Land, weldes 
fanbig ift, engagiert eine große Anzahl von Leuten, läßt 
ben Sand bon einer Stelle auf eine audere fchütten, be- 
rechnet fi) nad geraumer Zeit die Arbeitölöhne, bie er 
dafür bezahlt hat, Tapitaltfiert diefe Arbeitslöhne und jagt: 
das iſt der Wert bed Lanbbefites! 
(Heiterlett in der Mitte und bei ben 
Sozialdemokraten.) 

Sp ungefähr haben fi bie Bilanzen des Herrn Rolonial- 
bireftord angejehen. 

Meine Herren, der Herr Reichskanzler wirft und un- 
patriotiſche Haltung vor; internationale Ideale follen wir 
über nationale ftellen, es fehle uns jeder Sinn für nationale 
Bebinfniffe und forderungen. Der Herr Reichskanzler 
führt und unfere Genofien Jaures und Millerand in 
Frantreih, Turati in Italien vor. Aber gerade bie 
legten Zage haben doch, was unferen PBarteigenofien 
Jaurès anbelangt, bewielen, wie man biefe Bezugnahme 
des Herrn Reichsſkanzlers bewerten muß. Jaurs hat in 
ben allerlegten Tagen gefchrieben, daß ihn bie Nebe bes 
Kanzlers jehr Lalt laſſe; das jet er ſchon gewohnt; im 
Frankreich made man ed nämlich umgekehrt: dort werde 
ihm, Jaures, immer ber deutſche —— Bebel 
ais Muſter des Patriotismus vorgehalten. So ſehen wir 
das ſchon ſeit längerer Zeit ſpielen; das Ausland beruft 
ſich, wenn nationale Fragen zur Beratung ſtehen, auf 
den Patriotismus, den Nationalismus der beutfchen 
Sozialdemokratie, und unfere Staatömänner berufen fich 
auf ben Patriotismus und Nationaliömus ber ausländiſchen 
Soztalbemofratie. 

(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten.) 

Meine Herren, ih muß es gerabezu ald unerhört 
bezeichnen, wenn ber Herr Reichöfanzler — um ben bon 
dem Herrn Kollegen Semler bier eingeführten Ausbrud 
zu gebrauden — fih herausnimmt, zu behaupten, baß 
wir, die Sozialbemofraten, dem Deutſchen Reich ein 
Seban, ein Jena wünſchten, vorausgeſetzt, daß bie Bartei 
dabei profperiere. Der Herr Reichskauzler madt es 
dabei ungefähr fo, wie vorhin ber Herr * Semler, 
der behauptete, eine Sache ſei dadurch bewieſen, daß 
er ſie behaupte; andere Beweiſe brauche man nicht zu 


bringen. 
(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten.) 
Reichstag. 12. LegisL-«P. 1. Seſſion. 17. 
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Dieſe Auffaffung ſcheint ber Herr iger 2 borgeahnt (0) 


zu haben, als er jene Behauptung aufftellte. Die Be— 

hauptung ift aber jo unhaltbar und widerſpricht der Wahr: 

beit jo ſehr, daß wir allerdingd verlangen können, baß der 

Herr Reichskanzler Beweiſe dafiir erbringe! 

(Sehr richtig! bei den Sozialbemofraten.) 

Er fol und einen Beweis dafür bringen, er foll eine 

Rebe in diefem Haufe, einen Beſchluß unferer Parteitage 

bafür namhaft mahen, daß wir dem Deutſchen Reich ein 

Seban, ein Jena wünſchten, vorausgeſetzt daß unfere Partei 

dabei profperiere. Ich kann diefe Behauptung nicht anders 

harakterifieren, ald daß ih fie — um mit ben Worten 
des Herrn Reichslanzlers zu ſprechen — al3 eine phantafte- 
volle, perfide Nörgelet an ben Beitrebumgen der Soztal- 
bemofratie bezeichne! 

(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten.) 

Zum Schluß hat dann der Herr Reichskanzler noch 
ald einen Grund für die „wohlverbiente* Niederlage ber 
Sozialdemokratie angeführt, daß der „Borwärt3* gefchrieben 
babe, daß Deutihland Sübmweftafrifa nur beöwegen feft- 
bielte, um von dort aus den englifchen Beſitz in Südweſt— 
afrita zu bedrohen. Wenn ed bem Herrn Reichskanzler 
darum zu tum ift, feine Entrüftung über biefe Behauptung 
auszuſprechen, dann würde ich ihm raten, fih an bie 
Quelle zu wenben, von ber fie zuerft ausgegangen iſt. 

(Sehr wahr! bei den Sozialdemokraten.) 

Es war ber Herr Abgeorbnete Lattmann, ber bor einem 

Jahre hier in diefem Haufe biefe Behauptung ausge: 

ſprochen bat 

(fehr richtig! bei den Sozialdemokraten), 

ber „Vorwärts“ hat alſo eigentlich nichts anderes getan, 
ald daß er die Auffaffung — ich laſſe es bahingeftellt, 
ob fie richtig ift oder nicht — nachgebracht hat, die einer 
ber Verbündeten, eine ber Mitglieder der Schugtruppe 

des Herrn Reichskanzlers in diefem Wahlkampf zuerft 

gebraucht hat. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemofraten.) 

Die Hoffnung, bie der Herr Reichskanzler auf bie 
Sprößlinge der fonferbativsliberalen Paarung, bei denen 
ber Herr Reichskanzler vermutlich ald Pate helfend zur 
Seite ftehen wird, ſetzt, mutet doch recht ſeltſam an. 
Noch ſeltſamer ift es allerdings, dab aud noch nad ben 
Ausführungen des Herrn Reichskanzlers bie Herren bon 
ber liberalen Seite einen fo großen Erfolg von dieſer 
Einigung erhoffen. Es haben bereit — das muß man an- 
erfennen — bie Herren Wiemer und v. Bayer etwas Wafler 
in ben Wein der Bereinigung gegoffen; aber es läßt ſich 
doch nicht verfennen, daß die Herren bereit find, erhebliche 
Vorſchüſſe auf diefe demnächſt zu erwartenden Sprößlinge 
ber fonjervativ-liberalen Paarung zu leiften. Der Herr 
re v. Bayer hat geftern in ſehr eindringlicher 
Weiſe die Notwendigkeit der liberalen Einwirkung auf 
ben Regierungöblod betont; aber ich glaube doch jagen 
zu müffen, daß er babei zu erfennen gegeben bat, daß 
bie liberale Partei, um in dem von fonzert, wenn 
auch nicht die erfte Geige, fo bod ein Inſtrument ſpielen 
zu können und ſei e8 aud nur bie Flöte, erhebliche Zu— 
geftändiiffe zu machen bereit ift. 

(Sehr wahr! bei ben Sozialbemofraten.) 

Denn aus der Rede des Herrn v. Payer hat allerdings 
erausgeflungen, als ob mandjes, was bie ge 
über mit großer Energie vertreten haben, jest nicht 

mehr von ihnen fo in den Vordergrund geftellt wird. 

Die Kolonialfrendigkeit des Freiſinns, die allerdings 
erft allerneueften Datums ift, fol wohl ald Morgengabe 
betrachtet werben, während ber Lonierbative Baarungs- 
faktor dann das Börfengejeg in bie Ehe bringen fol. 

(Heiterfeit bei den Sozialdemokraten.) 
Die Debatte hat ſich ‚gehen und heute über biefe ſeltſame 
Parteimiſchung verbreitet, ich habe die Empfindung, daß ber 
23 
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(Zinger.) 


(A) Liberalismus glaubt, dab feine Stunde jegt gefommen 


fei, und fo werben wir es erleben, baß ftatt des Herrn 
Spahn Herr Dr. Müller (Meiningen) geiümüdt mit dem 
Zulinderhut in das Reichskanzlerpalais geht und von 
dort frohe Botſchaft zu feinen PBarteigenoffen bringt. 
(Sehr gut! bet den Soztaldemofraten.) 

Eingeführt bat fi übrigens der Freiſinn im biefe neue 
Ehe in außerordentlich ſplendider Weife, er hat, um ben 
Ausdrud noch einmal zu gebrauchen, ald Morgengabe für 
biefe Ehe dem reaftionären Teil bed Mehrheitsblocks 
32 Mahlkreife mitgebradt. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemofraten.) 

In 32 Mahlfreifen hat der Freiſinn dafür geforgt, 
daß bie Iinfe Seite dieſes Hauſes geſchwächt, und bie 
rechte Seite dieſes Hauſes geftärkt worben ift. 

(Sehr richtig! bei den Sozialbemofraten.) 
Vielleiht war bad notwendig, um überhaupt zu ber 
Unterſchrift des Ehepafte zu gelangen; aber es gibt 
Mitgiften, bon denen man, wegen ihrer moraliſchen 
Anruͤchigkeit, nicht gern ſpricht, und um eine ſolche Mitgift 
ſcheint es fich bet der fonferbativ-liberalen Ehe zu handeln. 

Wenn ih mid nun mit einigen Bemerkungen mit ben 
übrigen Herren Rednern beſchäftige, fo werde ich das 
Haus damit nit lange aufhalten; ih will nur nicht 
verjäumen, feitzuftellen, daß aus der Rebe des Herrn Gamp 
das Bemerkenswerteſte auch für bie liberalen Kontrahenten 
des Afrikablocks feine Bremſerei in der Sozialpolitik war. 
Die Herren vom Freiſinn, die Nationalliberalen haben in den 
letzten Tagen dem Herrn Reichskanzler Hymnen geſungen 
dafür, daß er ſich bereit erflärt hat, die Sozialpolitik fort: 
zuführen. Sein Herr Vertreter, ber dad Haus, die Verhält- 
niffe Länger fennt als der Herr Reichskanzler, war allerdings 
jo vorſichtig, auszuführen, da8 Programm des Herrn 
Reichſskanzlers jet recht Schön, er wünſche ihm aud guten 
Erfolg babei, ber Reichſstag habe ſich aber, wenn das 


(8) Programm auögeführt werben folle, auf viele Millionen 


und biele Sejfionen — und auf das legtere, glaube id, 
hat man ben größeren Nahbrud zu legen — gefaßt zu 
maden. Aber die Herren haben dem Herrn ge 
hohes Lob geipenbet fir fein Berfpreden, die Sozial: 
politif weiter zu führen. Da ift es doch nicht ohne Be— 
deutung, wenn aus ben Reihen desjenigen Teils bes 
Blocks, der ja doch unzweifelhaft mit Bezug auf bie 
Regierung ber einflußreichere, machtvollere ift, fo ftarfe 
Zweifel geäußert werben, und eine fo ftarfe Abneigung 
gezeigt wird, wie dad Herr Gamp gelan hat. Wenn 
diefer al3 ein unerläßliches Attribut der Reihöfoztalpolitit 
die Rüdfihtnahme auf preußiihe Einrichtungen hinftellt 
und für notwendig eradhtet, die Reichsſozialpolitik tragen 
zu laffen von ber Auffafiung, bie in Preußen herricht, 
dann kann ich den Herren nur gratulieren zu ber Sozial: 
politif, mit ber fie dann bie Freude haben werben ſich zu 
beſchäftigen. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Ih Habe für nötig gehalten, das hervorzuheben, damit 
nicht vergeſſen wird, wie bie Konſervativen, verireten durch 
Herrn Gamp, zur Fortführung ber Sozialpolitik ftehen. 

Bon großer Bedeutung auch beſonders für die Frei— 
finnigen — wir fliehen ja in offenem Kampf mit ben 
Herren bon der Redten; Ste (lin) find ja jebt ihre 
Freunde, und Eheleute ſollen doch wenigftens fo lange 
wie möglich ſich vertragen — ift bie Außerung bed Herrn 
Gamp über bie jegt den Reichsſstag befchäftigende Frage 
der Immunität der Abgeordneten. Herr Gamp hat erklärt, 
ihm und feinen Freunden falle es gar nicht ein, bie 
Immunität ber Reſchſtagsabgeordneten auszudehnen durch 
Befeitigung des Zeugniszwangs für dieſelben. Was er 
ba bon der Aufhebung bed Zeugniszwangs im Disziplinar: 
verfahren gejagt hat, ift bedeutungslos, nicht der Rede 
wert; aber wenn er meinte, bie Abgeordneten hätten kein 





Recht, das zu verfchweigen, was ihnen in ihrer Eigenſchaft (C) 


al3 Abgeordnete mitgeteilt wird, und wenn fie dieſes 
Recht befämen, fo läge darin die Gefahr zu einer 
—— zu Verbrechen, da kann ich nur bedauern, 
daß es einen Abgeordneten gibt, ber die Abgeordneten jo 
niedrig einſchätzt, daß er fte für fähig hält, ihre Immunität 
zur Berleitung zu Verbrechen auszunützen. 

(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) 

Ich werde jett auf dieſe Frage ebenfall3 nicht ein: 
gehen; die Anträge liegen vor; wir werben zurzeit Ge- 
legenheit haben, unfere Anfichten über die Jmmunitätöfrage 
zu äußern. 

Aber eine Bemerkung fann id nicht unterbrüden. 
IH glaube, dab umfer geehrter Herr Stollege Erzberger 
den Forderungen auf Erweiterung der Immunität ber 
Abgeordneten einen recht ſchlechten Dienft geleiftet Hat 

(jehr richtig! bei den Sozialdemokraten) 
durch fein Verhalten, da er letzthin vor dem Gericht 
beobachtet hat. 

(Zuruf in der Mitte: Im Gegenteil!) 

— Im Gegenteil? Dad wird eine ber Behauptungen fein, 
für die Sie ebenfalld nicht den Beweis liefern können, 
wo Sie fich wahricheinlicd auch zurüdziehen werden müſſen, 
indem Sie gleih Herrn Semler jagen: der Beweis ift 
dadurd geliefert, daß ich e3 behaupte. 

(Zuruf aus der Mitte: Das tue ich nie!) 

Wenn Herr Gamp in jeinen Ausführungen eine Art 
Liebeöswerben um das Zentrum getrieben bat, jo ift 
das auch ſehr bezeichnend. Es beitätigt die Vermutung, 
die aud id) habe, daß die Neigungen, die auf der Rechten 
und im Zentrum vorhanden find, bie Barteten zu gegebener 
Zeit fon wieder zufammenführen werben. Aber, wie 

efagt, dad wollen wir abwarten. Ich halte es als ein 
eihen ber Situation für nicht bedeutungslos, daß aus 
den Reihen des eben geſchloſſenen Blocks die Sehnſucht 
nah dem Zentrumsafſſocié jo lauten Ausbrud g 
hat, wie es Herr Gamp bier im Haufe getan hat. Die 
Verföhnungdmelodie, die Herr Gamp in bezug auf ben 
Freifinn angeftimmt hat, Hang aus in der Hoffnung, daß 
der Freiſinn fih zum Schußzoll befehren würde. Das 
war ber Brei, ben Herr Gamp ausſetzte, um bem Frei— 
finn eine gute Stätte in der neuen Familie zu gewähren; 
er hofft, daß ber Liberaliämus für den Schußzoll zu ge— 
winnen ift. Nun, man foll ja nad einem alten Sprid: 
wort in der Bolitit in der Beurteilung der Barteien 
niemal3 dad Wort „Niemal3* gebrauden. Und fo 
müfjlen wir abwarten, ob ſich nicht ein Kornzoll-Wiemer 
finden wird, wie ein Flottenvereins-Eichoff fih ge— 


funden hat. 
(Heiterkeit und Zurufe links.) 

Wir wollen ja abwarten; jedenfalls haben die Herren in 
ber legten Zeit eine Wandlungsfähigfeit bewiejen, daß bie 
nattonalliberale Bartet, die jeit langem das Patent auf 
eine ſolche —— ER hat, ſie bemeiden könnte. 

(Heiterfeit.) 
Die Kolonialfreundlichkeit des Herrn Eidhoff erklärt wohl 
au den Brief, den Herr Eickhoff vom General Steim 
befommen bat. er 

inf3.) 


(Zuruf Tin 
— Schön, id würde mid freuen. Jedenfalls fcheint mir 
bad ein Symptom im og Tag geweien zu fein, das 
nicht ganz bedeutungslos ift. 

Meine Herren, Herr Gamp hat dann aud bie Schul: 
verhältniffe Deutſchlands geichilbert, indem er fie über 
biejenigen des Auslandes geftellt hat. Es fällt mir nicht 
ein, biefe Ausführungen heut des breiteren zu wieberlegen; 
dazu findet fid) anderweitig Gelegenheit. Aber das ftelle 
ih doch feft: wenn Herr Gamp behauptet, dab unfere 
Schulen in Deutfhland die allerbeiten jeien, die in ber 
Welt eriftieren, dann, muß ich jagen, fennt er die Schul: 


nben (D) 





(Singer) 


(A) verhältniffe in anderen Ländern nicht und kennt aud 


unfere niht. Man braucht doch nur an bie Verhältniffe 
in Oftelbien zu benfen, und wenn ber Kaiſer einmal 
erklärt hat, die Schweineftälle feien in Kabinen beffer als 
Arbeiterwohnungen, dann hätte er mit demjelben Recht 
fagen fönnen: die Viehſtälle auf vielen Gütern find viel 
befier als bie Lehrerwohnungen und die Schulräume. 

(Sehr richtig! bet den Sozialdemokraten. 
lim eine folde Behauptung aufzuftellen, baß unfere 
Schulverhältniffe die weitaus beften feien im der ganzen 
Welt, muß man fhon einen jo feljenfeften Glauben haben 
wie ber Herr Kollege Gamp, ben in ber Bewunderung 
oftelbifher Herrlichkeit nichts erſchüttern kann. 

Herr Kollege Gamp hat auch unfere Nechtöpflege in 
bejonderen Schuß —— Ja hat denn Herr Gamp 
bie Hunderte von Fällen von Klaſſenjuſtiz vergeſſen, die wir 
im Reihötage fortwährend vorzutragen bie Pflicht haben? 
Hat denn Herr Gamp ganz vergefien, daß Urteile gefällt find, 
in denen bie Sozialdemokraten als Beute hingeftellt werben, 
bie ein mindered Recht haben als andere Leute? Hat denn 
Herr Gamp die Klaffenjuftizurteile vergeffen, bie in bezug 
auf dad Streifpoftenftehen gefällt find? Hat denn ber 
Herr Gamp vergefien, daß, wenn Soztalbemofraten wegen 
Heiner Vergehen vor Gericht ftehen, fie viel höher beftraft 
werben al3 die Mitglieder ber bürgerlichen Stlaffer 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Weiß denn Herr Gamp nicht, daß die Klagen hierüber 
feit Jahren im Neichdtage geführt und bie Beweife dafür 
beigebracht find? Wie Tann er da leugnen wollen, daß 
unjere Nechtöpflege, namentlich ſoweit fie für die Arbeiter 
in Betradht kommt, zu dem größten Mißtrauen, zu ber 
größten Unzufriedenheit DBeranlaffung gibt? Iſt denn 
Herrn Gamp bie Bolizeiwirtihaft, die in Deutſchland 
befteht, vollftändig unbefannt? Weiß er denn nicht, wie 
in Deutfhland, vor allem in Preußen der Schutzmanns—⸗ 


(B) fäbel regiert? Weiß Herr Gamp nicht, daß bie Tat- 


fahen und Borgänge fih häufen, in denen Übergriffe 
ber Polizei jelbft durch die vorgeſetzten Behörden und die 
Gerichte remebiert werden müflen? Alſo auch auf bem 
Gebiet der Rechtspflege, ſcheint mir, hat Herr Gamp gar 
feine Beranlaflung, Deutihland als hocherhaben über 
andere Länder binzuftellen. 

(Sehr wahr! bei den Sozialdemokraten.) 

Und, meine Herren, wenn und immer — barauf ift 
geftern ſchon von Herrn Gröber eingegangen, ih kann es 
mir deshalb erfparen — davon geredet wird, baß bie 
birelten Steuern in Deutſchland, namentlih auch in 
Preußen, niedriger find als in anderen Bändern, bann 
iſt mit Recht Ihon darauf hingewiefen, welche Der: 
teurungömomente in Preußen und in Dentichland dazu 
fommen, ſodaß, wenn man das Fazit zieht, weber ber 
franzöfifhe noch ber engliihe Arbeiter jo viel Abgaben 
zu zahlen hat, wie eö ber beutfche Arbeiter tun muß, fo- 
wohl an ben Staat ald an bie nimmerfatten Agrarter. 

(Laden und Zurufe rechts. Sehr richtig! 
bei den Sozialdemokraten.) 

Nun, meine Herren, fomme ich auf einen Punkt, ben 
Herr Gamp in jeinen Ausführungen beſonders ftarf 
unterftrihen hat, nämlih auf bie Vorwürfe, bie er gegen 
bie Arbeiter gejchleubert hat, gegen die Sozialbemofratie, 
indem er von ben Boylotts und von dem Mrbeiter- 
terrorismus ſprach. Zunächſt muß dabei ir A 
werben, baß jehr viele, wenn nicht die meiften Streits 
als Abwehrſtreils zu bezeichnen find, daß fie den Arbeitern 
aufgezwungen find von den Unternehmern. Ich wundere 
mich, baß bei dem Gerechtigfeitägefühl, bad Herrn Gamp 
innewohnt, er zwar bon Streils, aber nit von ben 
Ausfperrungen gefprodhen bat. Dieſe Ausfperrungen ber: 
anlafjen aber einen ſehr großen Teil der Streifs. 

(Sehr wahr! bei den Sozialdemofraten.) 
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Was den Boylott anlangt, jo ift bereits geftern (0) 


darauf Hingewiefen, daß dieſer Wahlfampf auch Blüten 
gezeitigt hat, die zu einem ber fchlimmften, wie ich 
jehr gern zugebe, zu einem fonfeffionellen Boykott geführt 
haben. 

Es ift Bezug genommen worden auf einen Artikel ber 
„serenzzeitung*. Ich kann dies Material noch vermehren, 
indem ih um bie GErlaubni bitte, einen Artikel der 
„Rtreugpeitung” vom 27. Februar hier mittellen m bürfen: 

us Gütersloh und aus — ommt die 
beſchämende und erſchreckende Nachricht von ber 
Erklärung des konfeſſionellen Boylotts. Da 
ſolche Ausbrüche der Volksleidenſchaft ſchnell um 
ſich zu greifen pflegen, halten wir es für die 
Pflicht der geſamten nationalen Preſſe, mit allem 
Nachdruck auf das Verwerfliche und Verderbliche 
dieſes Kampfesmittels hinzuweiſen. 

In Gütersloh ſoll die überwiegend ebangeliſche 
Bevölkerung der Stadt zuerſt die katholiſchen 
Geſchäftsleute boykottiert haben, worauf dann 
bie katholiſchen Kaufleute des Kreiſes ben evan- 
geliihen Fabrifanten Güterslohs ihre Kundſchaft 
aufgefagt hätten. Im Duisburg fol nad ber 
Meldung eines dortigen freiftinnigen Blattes eine 
Berfammlung bon Proteftanten Hinter ver— 
ichloffenen Türen ben Boykott ber katholiſchen 
Geihäftsinhaber, Rechtsanwälte, Arzte uſw. 
beichloffen haben, der auf den ganzen Kreis 
ausgedehnt und fpäter veröffentlicht werben joll. 

Deine Herren, unfere Auffaffung über den Boykott hat 
mein freund Bebel Ihnen vorgetragen. Wir haben uns 
ftet3 bemüht — ich könnte Ihnen bafür eine ganze Reihe 
bon Beifpielen anführen — da, wo ſolche Kämpfe aus- 
gebrochen find, ausgleichend, bermittelnd einzutreten. Auf 
der anderen Seite müſſen wir aber betonen, daß folde 


wirtihaftlihen Bewegungen, wie der Boykott ift, inner (D) 


halb der Kämpfe, zu denen in vielen Füllen bie Unter— 
nehmer ben erften Anlaß geben, ſchwer zu vermeiben find. 
Ganz ander8 aber fteht es doch noch mit ben Streif3. 
Der Herr Abgeorbnete Gamp hat gemeint, die Arbeiter, 
namentlich die Sozialdemokraten — unb in biefer Auf: 
faffung trifft er fih mit dem Herrn Reichskanzler zu- 
fammen — terrorifieren bei Streif3 biejenigen Arbeiter, 
die arbeitöwillig find. Der Abgeorbnete Gamp Hat ja 
förmlich nad einer neuen ———— geſchrieen, um 
ben braven Arbeitswilligen Schuß angebeihen zu laſſen. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Den Behauptungen des Herrn Gamp bezüglich der Streits 
ftelle ic) die Ausfperrungen gegenüber; den Sr en 
des Terrorismus gegen Arbeitöwillige ftele ih bie 
Terrorifierung ber Nichtarbeitenden dur bie Wrbeitd- 
u = gegenüber, und es wird bem Herrn Gamp und 
ben übrigen Herren vielleicht nicht unintereffant fein, wenn 
ih Ihnen hier ein Beifpiel dafür gebe, wie in linter- 
nehmerkreifen die frage des Schußed der Arbeitswilligen 
bereit3 heute behandelt wird. 

Meine Herren, id) habe Hier eine Photographie, die 
ich nachher auf den Tiſch des Haufes niederlegen will, 
bie aufgenommen worden ift gelegentlich der Ausfperrung 
bei dem Bauunternehmer Kohl in Köln im Jahre 1904. 
Da war eine Ausfperrung. Der Unternehmer Herr Kohl 
hat fi) Arbeitäwillige verſchafft, und hat ſich inmitten 
diefer Beute photographieren laflen, und ba werben Sie 
feben, daß eine ganze Reihe diejer braven Arbeitöwilligen 
den Revolver hoch in der Hand hält 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten), 
mit dem fie außgerüftet waren, um bie Streifenden zu 
terrorifieren. 
(Bebhafte Zurufe rechts und von den Nationalliberalen. 
— Gehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
23° 


(A) 


(B) 
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(Zinger.) 
Das tft ber Grund, weshalb man ihnen Revolver ge: 
ltefert hat. Wielleicht jehen fih die Herren biefe Photo- 
graphie an und kommen dann zu einer richtigen Anficht 
über das, was ſeitens ber linternehmer in bezug auf bie 
Ausrüftung ber fogenannten Arbeitäwilligen geſchieht, um 
die Streifenden einzufhüchtern. 

(Sehr richtig! bei den Soztaldemofraten.) 
Meine Herren, die Behauptung, daß die Nichtarbeitenben 
diejenigen, die arbeiten wollen, terrorifieren, ift in ben aller: 
meiften Fällen unwahr, und es zeigt fi, daß das Gegenteil 
zutrifft, und daß man mit Recht behaupten kann — dafür 
ift dieſe Photographie ein Beweis —, daß bie Inter: 
nehmer bie Arbeitöwilligen nicht nur benußen, um bie von 
den Streifenden verfagte Arbeit zu leiften, ſondern aud 
dazu benugen, um auf terrorifttiche Weiſe die Streilenden 
um ihr gutes Recht, die Arbeit einzuftellen, zu bringen. 
So fteht bie Sadıe. 

(Sehr richtig! bei ben Sozialbemofraten.) 
Und wenn Herr von Gamp — 

(Zurufe von ben Sozialbemokraten: 
Er tft noch nicht „von“) 
— aber er verdient ed, er wirb es ja auch werben. — 
(Heiterfeit.) 

Wenn alfo der Herr Abgeorbnete Gamp mit befonberer 
Emphaſe von ber Notwendigkeit des Schukes ber Arbeits- 
willigen geſprochen hat, und wenn er darauf hingewieſen 
at, dat bie Sozialdemokraten biejenigen ſeien, bie bie 
rbeiter zu Streif3 aufhegen, und daß die Unternehmer 
rein wie unfchuldige Engel in bezug auf biefe Fragen 
baftehen, dann möchte ih ihm doch einige Mitteilungen 
machen, bie für ihn wahrſcheinlich ein beſonderes Intereſſe 
haben, weil fie aus einer Fabrik ftammen, ber, wie das 
Salingſche Börfenbuch” mitteilt, Herr Gamp nicht fernfteht, 
nämlid) den Farbwerfen vormals Friedrih Bayer & Komp. 

(Hört! hört! bei ben Sozialdemokraten.) 
Ih will bloß einige Verfügungen diefer Fabrik hier ver- 
—*—* um Ihnen zu zeigen, bob Herr Gamp eigentlidh in 
feinen allernädhften reifen Gelegenheit hätte, auf bie 
Adftellung von Mißftänden zu drängen. Am 11. Auguft 
—— erläßt die Direktion dieſer Farbfabriken folgenden 

a8: 


Wir Haben fhon durch mieberholte Anfchläge 
befannt gemacht, daß wir für jegt und in Zukunft 
Angehörige der obengenannten Gewerlicaften, 
weldhe uns I ſchwer beleidigt und geſchädigt 
haben, für die Folge nicht mehr bei uns halten 
werden. Um nach dieſer Richtung hin volle 
Klarheit im Intereſſe unſerer Arbeiter zu ſchaffen, 
bitten wir jeden derſelben, auf nachſtehendem 
Schein beſtätigen zu wollen, daß keiner mehr 
derartigen Organiſationen angehört und auch 
nicht gewillt iſt, ſolange er bei und tätig iſt, 
denſelben beizutreten. 
(Hört! Hört! bei ben Sozialdemokraten.) 
Den Arbeitern unferer ſämtlichen deutſchen Fabriken, 
welche in dem und aufgeziwungenen Kampf treu 
zu und geftanden haben, wollen wir unfere be- 
fondere Anerkennung dadurch zum Ausbrud 
bringen, baß wir in Grgängung unferer zahl: 
reihen Wohlfahrtseinrihtungen, obgleih wir 
fhon heute zu unferen Krankenkaſſen außer bem 
geieglihen Beitrag einen freiwilligen Beitrag 
entrichten, von jegt ab jedem, ber ein Jahr lang 
bet und gearbeitet hat und anderen Srantentaflen 
ald derjenigen der Fabrik angehört, in Krank— 
heitsfällen 50 Progent Stranfengelb zahlen. 
Dabei war dann ein Schein beigefügt: 
Hiermit beftätige id wahrheitsgemäß, daß ich 
zurzeit feiner der oben genannten Gewerkſchaften 
und Verbände angehöre und auch, folange ich in 
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den Farbfabrifen arbeite, keiner berfelben bei- (0) 


treten will. 
(Hört! hört! bei ben Sozialbemofraten.) 
Meine Herren, das ift wohl fein Terrorismus? Wiſſen 
Sie, man muß daS bezeichnen al3 eine Hungerpeitiche; 
das find Forderungen, deren Erfüllung mit Stodihlägen 
auf den Magen erzwungen wird. 
“: ey bei ben Sozialbemofraten.) 

Am 4. Auguft erfcheint folgende Bekanntmachung: 
Nachdem dom etallarbeiter und Hirſch⸗ 
Dunckerſchen Gewerkſchaftsverein verbreitet war, 
daß die Hälfte unſerer Arbeiter bie Arbeit nieder⸗ 
geleat hätte, teilen wir mit, daß von den 3097 

rbeitern, welche vor Beginn des Streits bei 
uns beihäftigt waren, und nachdem ſich heute 
etwa 400 Schreiner am Streit beteiligt haben, 
nod 2800 Mann in Arbeit find. So erfuchen 
wir alle noch bei uns bejchäftigten Arbeiter, aus 
bem Berbande auszutreten ober bie Arbeit nieber- 


zulegen. 
(Hört! Hört! bet den Sozialdemokraten.) 
Auch werben wir niemald wieber einen organi- 
fterten Arbeiter in unferer Fabrik beichäftigen. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten. — Unruhe 
rechts. — Glode des Präfibenten.) 


Vizepräfibent Kaempf: Ich bitte um etwas mehr 
Ruhe; ich kann von Hier aus ben Herrn Redner nicht 
mehr verftehen. 

(Zuruf rechts: Wir verftehen ihn ſchon lange 

nicht mehr!) 


Singer, Abgeorbneter: — Meine Herren, ich glaube, daß 

Ihr Nichtverſtändnis nicht an meinem Organ Itegt, ſondern 

an Ihrer Umfähigteit, foldhe Dinge überhaupt zu begreifen. 
(Lachen rechts! Sehr richtig! bei den Sozialbemofraten.) 


Mir Scheint alfo, daß die Borwürfe wegen Terroridmus (D) 


an eine ganz andere Abrefie zu richten find als an bie 
der Sozialdemokratie. Kehren Sie vor Ihrer Tür, Sie 
finden da wirklich Ktehricht genug! 

(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten.) 

Die Ausführungen ber übrigen Herren Rebner geben 
mir wenig Anlab, mic damit zu befchäftigen. Intereſſant 
war mir die Nukanwendung, die Herr Liebermann 
v. eg | betreffs des Afrikablods gezogen hat, 
nämlich die Notwendigkeit der Vermehrung der Armee 
und ber Marine fowie ber energiſchen Fortführung ber 
Kolontalpoliti. Es wird ja ben Unksſeitig figenben 
Teilnehmern an dem Blod die Speiſekarte ſerviert werben. 

In bezug — Verteiluug von Geldern an bie 
—— ſtimme ich ben Ausführungen bed Herrn 
Liebermann d. Sonnenberg durchaus zu. Ich bin ber 
Meinung, daß es im Reichstag mit aller Energte befämpft 
werden muß, daß bie Regterung fi) dazu bergibt, ber 
Vermittler zu fein des Gelbes, das bie bürgerlichen 
Parteien zu ihrem Wahltampf gebrauden. Es ift von 
jeiten des Bundesrats mit großer Entrüftung aufgenommen 
mworben, ald man bon biefer Seite bie Regterung als den 
Geſchäftsausſchuß bed linternehmertums bezeichnet hat. 
Wenn bie Auffaffung bed Herrn Reichskanzlers für bie 
Regierung maßgebend ift, jo wirb man fie nicht —* als 
den geſchäftsführenden Ausſchuß der Bourgeoifie bezeichnen 
fönnen, fondern als bie Briefträger, die bazu benutzt 
werben, die gefammelte Gelder an die Regierumgöparteien 
verteilen, um gute Wahlen zu erzielen. Darin liegt eine 
derartige Herabwürbigung, daß ich nicht begreifen kann, 
wie eine Regierung, die — nad) den tönenden Worten 
beö Herrn Reichskanzlers folte man das doch eigentlich 
ra — etwas — ihre Würde hält, ſich herbeiläßt, 
olche Geſchäfte zu beforgen. Wenn nah dem Vorſchlag 
des Herrn Liebermann v. Sonnenberg aber ein Fonds für 
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(Zinger.) 
(A) die Regierung gebilbet wird, aus bem fie Wahlgelber J 
bewilligen imſtande wäre, ſo würde dieſer Fonds ein 
Korruptionsfonds ſchlimmſter Art ſein; denn derſelbe be— 
deutet nichts anderes, als daß die Regierung Mittel in 
die Hand befommt, die ihr bie Möglichkeit ſchaffen, ben 
durch das Gefet verbotenen Kauf von Wahlftimmen offiziell 
zu betreiben und ſich durch bie Unterſtützung beftimmter 
Parteien ein * Parlament zu ſchaffen. 
(Sehr wahr! bei ben Soztaldemofraten.) 

Wenn ber Herr Abgeorbnete Liebermann v. Sonnenberg 
— und damit will ih ihn verlaffen — jih und feine 
Freunde der Regierung ald Avantgarde im Kampf gegen 
die Soztalbemofratie angeboten und fi) babei auf ben 
legten Wahltampf berufen hat, jo fann ih ihm nur jagen, 
baß die Tätigkeit ſeiner Freunde bei diefem Wahltampf 
auf mich nicht ben Einbrud einer Avantgarde, fondern den 
bon Marodeuren gemadt hat. 

Heiterfeit.) 

Nun möchte ih noch einen (leinen Beitrag zu ber 
Moral, mit ber ber Wahllampf geführt worben ift, liefern, 
und ba ich bisher die Nationalliberalen nur wenig in ben 
Bereih meiner Außerungen gezogen babe, fo wäre es 
unrecht, wenn ich die Herren nicht noch nachträglich etwas 
entiäbigen wollte, und jo will ich dem Haufe mitteilen, 
wie in einem Wahlkreiſe die Nationalliberalen den Wahl- 
fampf geführt haben. Mir liegt bier ein Ylugblatt vor, 

erihtet an bie Arbeiterfchaft, welches von einem Stomitee 
fir einen nationalliberalen Kandidaten ausgeht. Dieſes 
—— bekämpft den Kandidaten des Bundes der 
ndiwirte und lautet: 
An die Arbeiterfchaft! 
Der Kandidat bed Bunbed ber Landwirte, 
Herr General dv. Klöden, bewirbt fih im biefigen 
Wahlkreis um einen Sitz im Reichſstag. Niemand 
wird behaupten wollen, daß bie politifchen Be— 
ftrebungen bed Bunde ber Landwirte, alſo 
aud nicht bie des Herrn Generald v. Klöden, 
indufiriee und arbeiterfreundlih find. Herr 
vd. Klöden muß, wenn er bad Bunbeöprogramm 
nicht verleugnen will, wirken für die Erhöhung 
ber Getreibezölle, alfo für Brotverteurung, für 
bie Erhöhung der Viehpreife, alſo für die Fleiſch— 
verteurung 
(hört! hört! bei den Sozialdemokraten), 
für die Belaftung ber Induſtrie mit drüdenben 
Steuern. Er tft inbuftrie- und arbeiterfeinblid. 
Arbeiter und Wähler aller Stonfeifionen, gebt 
darum Eure Stimme am freitag nit dem 
General v. Klöden, fondern wählt alle Herrn 
Profeffor Dr. Hermann Paaſche! 
(Große Heiterkeit bei den Sozialdemokraten.) 
—* Dahl euren re 
er ftehen, daß fie ed wagen, ein ſolches Flug: 
blatt zu verbreiten, wo doch jeber weiß, daß Herr 
Brofeflor Dr. Hermann Paaſche für alle die — 
geftimmt hat, die in dem Flugblatt als vollsfeindlich, 
als arbeiterfeindlich bezeichnet wurben? 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Meine Herren, ih wollte nicht verfäumen, biefen Heinen 
Beitrag zur Wahlmoral der nationalliberalen Partei dem 
Haufe vorzutragen. 
(Sehr gut! bei den Soztalbemofraten.) 

Meine Herren, bie fonferbativ » liberale Mehrheit bes 
Reichſtags wirb ebenjo wenig wie bie bisherige flerifal- 
fonfervativ-nationalliberale eine wirklich freiheitlihe Ent- 
widlung, polttifche und —2 in Deutſchland zeitigen. 
Dazu reiht Macht und Einfluß des Wiemer— Payer— 
Schraderſchen Liberalismus nicht aus. 

Neue Laften und Steuern für bie breiten Vollsmaſſen 
wird die fonjervativ-liberale Paarung erzeugen. Das zu 
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verhindern, wird der jogenannte entſchiedene Liberalismus (0) 


nicht imftande fein. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Meine Herren, unfere Mufgabe bier im Haufe bleibt 
aud den veränderten Berhältniffen gegenüber die alte: 

Kampf gegen alles, was fultur:, volls- und arbeiter: 
feindlich ift, 

fir alles, was ernitlich und burdhgreifend zur Hebung 
und Verbefferung der wirtihaftlihen und politiichen Lage 
der Arbeiterflaffe fowie aller wirtihaftlih Schwahen im 
Reich dient und die freiheitlihe Entwidlung auf allen 
Gebieten des Volkslebens fördert. 

Das alles, meine Herren, im Dienfte der und durch 
unfere Grundfäge und Programm geftellten Aufgabe: 

an Stelle der herrfhenden bürgerlich » fapitaltfttichen 
die ſozialiſtiſche Gefellihaft zu ſchaffen! 

(Lebhafter Beifall bei den Sozialbemokraten.) 


BVizepräfident Kaempf: Das Wort hat der Herr 
Stellvertreter des Reichskanzlers, Staatöfelretär des 
Reihsantd des Innern, Staatsminiſter Dr. Graf 
v. Poſadowsky⸗Wehner. 


Dr. Graf v. Poſadoweky⸗Wehner, Staatsminiſter, 
Staatsſekretär des Innern, Stellvertreter des Reichs— 
kanzlers: Meine Herren, ed wurde mir heute morgen 
ein Artikel des „Borwärtö* vorgelegt, der die Überſchrift 
trug: „Geduld und viele Millionen!" In biefem Leit- 
artifel wird ausgeführt, ich hätte erklärt, zur Ausführen 
bed Programms bed Herrn Reichskanzlers wären Geb 
unb viele Millionen nötig. Meine Herren, ich habe bei 
jener Rebe das Wort „Milltonen” nicht in ben Mund 
genommen, und bafür, dab ih das nicht getan habe, 
berufe ich mid) ebenfall3 auf das Zeugnis des „Vorwärts“; 
benn im SBarlamentöberiht berfelben Ausgabe vom 
1. März zitiert der Vorwärts“ durchaus richtig, ich or 


gefagt zur Ausführung des Programms des Herrn Reich: (D) 


lanzlers: 

iſt ein Zeitraum langer politiſcher Entwicklung 

und vieler Seſſtonen notwendig. 

bg Heiterkeit.) 

Meine Herren, es ne alfo bier ein Irrtum vor, und 
biefe Seſſionen, hoffe ih, werben immer nod billiger fein 
als die vielen llionen, mit denen biefer artitel 
überfchrteben ift. 


Run, meine Herren, da ich bad Wort habe, noch eine 
ganz kurze —— Bemerkung. Der Herr Abgeordnete 
Singer hat e ‚ durch ben Bolkarif würben bie beſttz⸗ 
lofen Klaſſen audgeraubt zum Beſten der Agrarier. Man 
ftellt immer, wenn man bie Bollbelaftung Deutichlands 
beurteilt, Deutſchland dem „Freihandelslande“ England 
—A — Wer eigentlich das Märchen aufgebracht hat, 

England ein Freihandelsland iſt, das zu wiſſen, 
wäre mir außerordentlich intereſſant. 

Ich erlaube mir zunächſt, um den Urkundenbeweis 
r meine Behauptung anzutreten, auf bie Verhandlungen 
e3 englifhen Unterhauſes über die Abreßbebatte vom 
19. Februar d. I. Hinzumweifen. Dort fagte der Haupt- 
berichterſtatter Mr. Hils, in Durham gewählt, folgendes: 
Natürlich, meine Herren, wir find nicht ein Schuß: 
pass, aber ber Betrag, der per Kopf an Zöllen 
England bezahlt wird, tft höher als in irgend 
einem anberen Lande ber Welt. 
(Hört! hört! rechts. Zuruf bei ben Sozialdemokraten.) 
— Bitte, meine Herren, laſſen Sie mid ausſprechen. — 
Hier wird per Kopf 12 Schilling 2 Pence, in 
ben Vereinigten Staaten 11 Schilling 8 Pence 
und in Deutichland 8 Schilling 2 Pence bezahlt. 
Die zollbelafteten Artikel find folche allgemeinen 
Verbrauchs. 
(Hört! hört! rechts und bei dem Nationalliberalen.) 


(u) tlimatiſchen Verhältniſſen und bei ben 
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(Dr. Graf v. Poſadowskh · Wehner.) 

Wenn ſolche Zahlen in parlamentariſchen Verhand— 
lungen genannt werben, iſt es aber immer möglich, eine 
objektive Probe auf biefelben anzuftelen, und das habe 
ih auch im vorliegenden Yale getan. Ich habe nach— 
rechnen laffen, wie viel in Großbritannten umd in ben 
Vereinigten Staaten von Amerika auf ben Kopf ber 
Bevölkerung an Zöllen entfält, ımb da babe ih auf 
Grund fehr eingehender Berechnungen feitgeftellt, dab in 
Großbritannien zurzeit auf ben Kopf der Bevölkerung 
an Zöllen 15,80 Darf gezahlt werben, in ben Vereinigten 
Staaten von Amerika 14,95 Mark und in Deutſchland 


10,49 Marf. 

(Hört! hört! redits.) 
Alfo in Deutfhland ift ber Verbrauch pro Kopf mit 
weniger Zöllen belaftet als in dem fogenannten Frei— 
handeläland England. 

* iſt die — * in Deutſchland in ben 
legten Jahren weſentlich weniger gewachſen ald in 
England. In Großbritannien, um mid richtig auszu— 
brüden, ift bie Zollbelaſtung pro Kopf der Bevölkerung 
fett dem Fisfaljahre 1899/1900 bis zum Fislaljahre 
1905/06 von 11,20 Mark auf 15,80 Mark gewachſen, 
in ben Vereinigten Staaten von Amerika ift fie in dem— 
jelben Zeitraum gemahlen bon 12,64 Mark auf 
14,95 Marf und in Deutihland ift fie nur gewachſen 
bon 9,89 Markt auf 10,15 Marl und für das Kalender— 
jahr 1906 auf 10,15 Mark. 

(Hört! hört! rechts.) 

Nun werben in Großbritannien befanntlih die Zölle, 
die dort den Gharakter ber Finanzzölle tragen, erhoben 
auf Tee, auf Zuder, auf Wein, auf Branntwein und 
andere Spirttuofen, auf Tabak, auf Kakao, auf Kaffee 
und auf getrodnete Früchte. 

(Zuruf bei den Sozialdemokraten: Nicht auf Brot!) 
— Die meiften diefer Gegenftände find bei den englifchen 
Ernährungs: 
berhältniffen der dortigen Bevölkerung unzweifelhaft nots 
wendige Lebensmittel. — Aus welchen wirtichaftlichen 
Gründen ber Steuerpflichtige belaftet wird — und bie 
Zölle, wie der Rebner im Parlament felbft zugibt, werben 
dort alle erhoben bireft vom Verbrauder —, das ift für 
ben Unbemittelten felbftverftändlih volllommen — 
gültig; ob er die Zölle zu tragen hat als Schutzzoll oder 
als Finanzzoll, darauf kommt es nicht an, fondern bie 
entſcheidende Frage ift bie, ob er Zölle zu tragen hat, 
durch welche die Gegenftände, bie für ihn ein notwendiger 
Gegenftand zum Verzehr find, belaftet und eventuell in 
ihrem Breife erhöht werben. 

(Sehr ai! bei den Sozialbemofraten.) 
Und ih glaube bier ben Beweid zu führen, daß in 
Deutſchland die Zollbelaftung der unbemittelten Klaſſen 
wejentlih geringer ift als in bem Häufig gepriefenen 
Freihandeläland England. Das find Zahlen, bie Sie 
nicht beftreiten können 

{oho! bei den Sozialdemokraten), 

und diefe Behauptung, meine Herren, tft meines Erachtens 
um fo zutreffender, weil in Deutſchland fih bie Zoll 
belaftung von 10, 15 Mark pro Kopf ber Benölferung 
fi auf eine große Reihe von Verbrauchsartikeln verteilt, 
die gar nicht Gegenftand bed Verbrauchs der unbemittelten 
Volksklaſſen find, und weil die Zölle nur zum Teil 
Finanzzölle, überwiegend aber Schugzölle find, während 
fich in Großbritannien die Zollbelaftung eigentlih nur 
auf Gegenftänbe verteilt, die unentbehrlihe Gegenſtände 
des Verbrauchs ber unbemittelten Klaſſen bilden. 

Ich behaupte aljo, daß die Annahme eine vollkommen 
irrige ift, daß im Deutihland durch unfere Zolltarife das 
Bolt mehr belaftet fei al3 in anderen großen Sulturftaaten. 

(Sehr richtig! rechts. — Wiberfprud bei den 
Sozialdemofraten.) 


Bizepräfibent Kaempf: Das Wort hat ber Herr Ab: (C) 


georbnete Windler. 


Bindler, Abgeorbneter: Meine Herren, als ber Herr 
Abgeordnete Singer, mit dem ich mic zunächſt befchäftigen 
will, ih im Anfange feiner Ausführungen bewegte, ba 
empfand ich ein gewiſſes Maß einer bejchräntten Zus 
flimmung. Als wir von ihm hörten, daß es ihm und 
feinen politifchen freunden bei ber Beurteilung der ſo— 
genannten Niederlage, die ihre Partei erlitten hätte, 
weniger auf bie verlorenen Mandate in biefem Haufe 
ankäme als um die BViertelmillion Stimmen, um bie fie 
zugenommen hätte, da hatte ich die Empfindung, daß wir 
dann — nicht ſo weit auseinander wären, daß die 
Herren Sozialdemokraten zufrieden ſeien mit dem MWahl- 
ausfall und wir auch. Und als er dann weiter fortfuhr 
und auseinanderſetzte, mit welcher Freude ſeine Partei 
auf die vorzügliche Organiſation blicke, von der ſie zu— 
fünftige Stege erwarte, da hatte ih auch das Empfinden: 
fiegen Sie nur fo weiter wie diesmal, wir werben dann 
auch damit zufrieden fein. Aber mit ber beichräntten 
Zuftimmung ift es dann zu Ende gewelen. Ich möchte 
aus ben längeren Ausführungen des Herrn Abgeordneten 
Singer nur einige Worte hier hervorheben, und zunächft 
dad, was er barüber fagte, daß der Herr Reichskanzler 
fih um feine eigenen Angelegenheiten befümmern möchte 
und nicht um bie der Sozialdemokratie und namentlich 
nicht um bie fozialdemokratifhen Parteitage. Ja, meine 
Herren, id) Ks bon inneren Angelegenbeiten ber Sozial: 
demofratie kann ba überhaupt gar feine Rebe fein. Jeder 
politiſch denkende Menſch im Dentihland muß bei An— 
gelegenheiten einer Partei, deren Wortführer in ber 
heutigen Sitzung es fir gut befunden bat, das Bekenntnis 
zur republifanifhen Staatsform mit Offenheit abzulegen, 
al3 feine eigenen Angelegenheiten betrachten nah dem 


Grundſatz: tua res agitur, und ber Herr Reichskanzler in (D) 


eriter Linie hat das zu tum unb wir Mitglieder des 
Reichſstags werben dad ebenfallö zu tun haben. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Wenn dann ber Herr Abgeordnete Singer auf Wahl- 
moral und Wahlagitation zu ſprechen gekommen ift, jo möchte 
ih in biefem a Feen as nur jagen, daß wir Herrn 
Singer ald Zenfor in bezug auf Brig range ablehnen. Der 
Gipfel ber, jagen wir, Kühnheit fehlen es mir dann zu 
fein, als er ſich beflagte über bie verfchlebene Behandlung 
ber fozialbemofratifhen und ber nichtſozialdemofratiſchen 
Prefſe. Auf diefe Angelegenheiten, die mit ben ber: 
gangenen Wahlen zu tun haben, werde ic) vielleicht fpäter 
nod) in anderem Zufammenhange zurüdtommen. 

Ih wende mich zu einigen anderen Herren Bor: 
rebnern und möchte, mehrere ber Herren Vorredner 
aufammenfaflend, ganz entichieben gegen bie Art und 
Weiſe Einſpruch erheben, in der hier Angelegenheiten ber 
preußiſchen Politik erörtert worden find. 

(Sehr gut! reht3.) 

Der Herr Abgeordnete Fürſt v. Hatzfeldt hat ſchon zu 
Beginn biefer Sitzung einige Worte in der Richtung ent» 
gegnet auf dad, was bon ber linken Seite in bezug auf 
das preußiiche Wahlreht ausgeführt war. Ich möchte, 
anfhließend an biefe Ausführungen, bemerken, daß wir 
preußiſchen Abgeordnete und enthalten wollen, bie Ver—⸗ 
faffungsangelegenheiten anderer beutfcher Bundesſtaaten 
bier vor dieſem Forum zu erörtern, baß wir aber ganz 
entichieden darum bitten, daß bie VBerfaffungsangelegenheiten 
Preußens dem preußtihen Landtage überlaffen werben 


möchten. 

(Sehr gut! rechts.) 
Ih möchte dad eine nur in ber Beziehung erwähnen: 
die Berhältniffe eines großen Staates find ganz anbere 
wie die ber Hleineren Bunbeöftaaten, und andere politiſche 


(A) Geſichtspuntte find ba mit 
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(Windler.) 
t u berüdfichtigen, und wir 
werben bafür forgen, baß bieje Angelegenheiten in Zukunft 
fo erledigt werben, daß auch ferner ber Zweck erreicht 
wird, daß ber preußiſche Staat bleibt, was er ift: bie 
Säule des Deutſchen Reiches. 

(Zebhafter Beifall rechts.) 

Meine Herren, id fomme dann auf die Ausführungen, 
die ber Herr Abgeordnete Fürft Radziwinn in bezug auf 
die Polenpolitit der preußtichen Regierung gemächt hat. 
IH kann da zunähft meine volle Zuftimmung aus: 
ſprechen zu ber Nrt und Weiſe, wie der Herr Stell- 
vertreter des Reichsſskanzlers dem Herrn Mbgeorbneten 
Fürften Radziwil geantwortet hat, indem er, ſich auf bie 
formale Seite beſchränkend, hervorhob, daß das eine 
preußiiche Angelegenheit fei und daß die Abgeordneten 
des Reichsſstags Vertreter de3 ganzen Volkes und nicht 
einer nationalen Minderheit jeien. Diefe Art, diefe Frage 
bom rein formalen Standpuntte zu behandeln, bewegt 
fi vollftändig in berfelben Linie, die wir im preußifchen 
Landtage als diejenige hinzuftellen bemüht find, die wir 
für die allein richtige halten, daß wir nämlid bie Er: 
wartung haben, daß unfere preußifchen Minifter in ihrer 
Eigenihaft ald Bundesratöbenollmächtigte in eine fachliche 
Behandlung preußiſcher Angelegenheiten hier im Reichstage 
nicht eintreten. Ich kann alſo aus diefem ganzen Gebanten: 
gange heraus nur meine volle Zuftimmung zu diefer Antwort 
der Regierung zum Ausbrud bringen. Elwas anderes ift 
es für dem einzelnen Abgeorbneten. Wenn hier eine Be- 
hauptung, und zwar in jo ausführlicher Weiſe, wie es 
burh ben Herren Abgeorbneten Fürſten Rabziwiit ge- 
ſchehen tft, in das Lanb hinaus getragen wird, fo joll 
auch die Antwort, aber fur; und bündig, in das Land 
hinausgehen. Ich halte das um fo mehr für richtig, weil 
ich gängt ch abweide von der Art und Weiſe, wie dieſe 
polniihen Klagen geftern von dem Herrn Abgeorbneten 


(8) Schrader behandelt worden find, ber dieſe Klagen für ver- 


ftändlid, erklärt hat und den Wunſch ausgeſprochen hat, 
daß eine Berftändigung herbeigeführt werben möchte durch 
Einfihtige, wenn ih mir richtig motiert habe, auf 
preußiſcher und polnifdher Seite. Nein, meine Herren, fo 
fteht daS nicht, dab es fi hier um zwei gleichwertige 
Mächte Handelt, die miteinander zu verhandeln haben, 
fonbern ed handelt fih um ben preußiichen Staat und 


feine Untertanen. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Wer das Recht hat, unter dem Schutze unferer Geſetze zu 
leben, und beren Schu ſich täglih zu nutze machen 
fann, ber foll aud) die Schwere umferer Gefjege fühlen 
(hört! hört! bei den Polen), 

wenn er fih gegen bie Rechtsordnung auflehnt, jawohl, 
wenn er ſich auflehnt gegen bie Rechtsordnung in unferen 
Landen. Das ift dasjenige, wogegen bie preußifche Ne: 
Ben ront zu machen bat, wobei fie den preußifchen 

nbtag hinter * hat. 

(Brabo! rechts.) 

63 handelt fich nicht um eine Aggreffive ber preußiſchen 
— ſondern um Repreſſfibmaßregeln. In der langen 

t, bie ich die Ehre habe, dem preußifchen Abgeordneten: 
haufe anzugehören, haben wir von Fahr zu Jahr mehr 
an unfere preußiſche Negterung ben Appell richten müflen, 
bag fie mit einer größeren Schärfe dieſer Aggreffion ent: 
gegentreten möchte. Wir wiffen aud ganz genau, daß 
diejenige Maßnahme, derjenige Streit, den der Herr Ab— 
geordnete bier zweifellos meinte, der Streit, ber ſich je 
auf dem Schulgebiete abipielt, nicht eine Bewegung tft, 
die aus religiöfen Empfindungen heraus oder aus bem 
Schulweien herborgegangen tft, fondern einfach eine Fort: 
fegung der Wellenlinien jenfeitö unferer Grenze ift. 

(Heiterkeit bei den Polen. Sehr richtig! rechts.) 
Das ift die Folge des Übermuts, zu dem man jenfeits 
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ber preußiihen Grenze durch bie ruffifhe Revolution ge- (C) 


fommen ift, unb fo ein Klein biächen ruſſiſche Nevolution 
will man bei uns in Breußen fpiefen. Das tft ein Grund, 
und der andere Grund ift die leider nur zu große Lang: 
mut, die unfere preußifche Negierung biefen Afpirationen 
gegenüber lange Zeit an den Tag gelegt hat. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Ich erinnere mic, in diefem Zufammenhange, daß id 
bor zwei Jahren aud eine Etatsrede gehalten habe, nicht 
bier, fondern im preußifchen Abgeorbnetenhanfe, und daß 
ih da auf biefe Dinge zu ſprechen gekommen bin im 
Auftrag meiner politifhen Freunde und die Mahnung an 
unfere Regierung gerichtet habe, daß fie ber doppelten 
Gefahr, der wir ind Auge ſehen müffen, in unferen Oft 
probinzen der Molengefahr und im ganzen Lande der 
ſozialdemokratiſchen Gefahr, mit einem größeren Maß von 
Tatkraft entgegentreten möchte. Ich habe damals unter 
dem Beifall meiner politiichen Freunde die Worte zitiert, 
die der große König als Vermächtnis hinterlaffen hat 
denen, die für feinen Staat zu forgen haben würden nad) 
ihm, und die man gewöhnlid nur mit ihrem Anfange zu 
zitieren pflegt und nicht in ihrem ganzen Zufammenhang. 
Man jagt fo oft gegenüber derartigen Gefahren: toujours 
en vedette! — aber man vergißt, daß der große König 
gefagt hat: toujours en vedette! tout soit force, nerf et 
vigueur! Und ich habe jhon damals den Wunſch aus 
geſprochen, daß diefe Worte mit goldenen Leitern überall 
in unferen preußifchen Minifterten ftehen möchten und 
auch der Leitftern fein möchten — und das bringt mid) 
auf ben nächſten Gegenftand, auf bem ich eingehen will —, 
ber Leilſtern fein möchten für bie preußifche Regierung in 
ihrer Betätigung in den Angelegenheiten des Reichs, ins— 
befonbere der Sozialdemokratie gegenüber. j 

Der Herr Reichskanzler ift in feinen Ausführungen, 
die er Herrn Bebel gegenüber gemacht hat, fehr glüdlid) 


gewejen, er hat fi mit Fug und Recht in der Rolle des (m) 


Siegerd gefühlt, und der Herr Neichäfanzler fann mit 
Freude zurüdbliden auf die Wahl nach der Richtung bin, 
dab jie eine über Erwarten große Verminderung ber 
fozialdemofratifhen Mandate herbeigeführt hat. Der Herr 
Reichskanzler hat uns die Gründe vorgeführt, bie nad 
sn Meinung hauptfählih die Niederlage der Sozial: 
emofratie herbeigeführt haben. Er hat aber — und das 
find Worte, die ich ganz beſonders unterftreihen möchte 
— am Schluſſe feiner Ausführungen in ernfter Mahnung 
gejagt, daß die Gefahr nur fuspendiert fet, und dab wir 
diefer Gefahr auch fernerhin ins Auge ſehen müffen. Daß 
das geichieht, das fünnen wir als den Willen der Wähler 
feftftellen, die die Mehrheit in dieſes Haus geſchickt haben. 
Der Kampf gegen bie Sozialdemokratie hat in fo vielen 
Wahltreifen Parteien zufammengeführt, die fi früher 
befämpft haben, und man würde es nicht verftehen, wenn 
nunmehr der neue Neichdtag, der ein neues Geſicht be— 
fommen hat, nicht dazu bemüßt werben würbe, nad) dieſer 
Richtung etwas zu ſchaffen. j 
(Sehr richtig rechts! — Hört! hört! Links.) 

Mit Fug und Recht hat der Herr Reichskanzler auf 
die brutale Methode der Sozialdemokratie hingewieſen; 
es ift Tatfache, daß biefe Methode mit der Zeit abftoßend 
gewirkt und ber Partei mande Anhänger entfrembet hat. 
Mit Recht hat der Herr Reichskanzler auch hingewieſen auf 
den Terroxismus, namentlich den Arbeitgebern gegenüber. 
Es ift ja fo weit gefommen, daß eigentlich fein Arbeit: 
geber —— darüber iſt, wen er in ſeinem Betriebe 


anſtellen 
Sehr richtig! rechts.) 

Ich möchte da einmal die beſonderen Verhältniſſe 
hervorheben, die im Bauhandwerk herrſchen. Wir wiſſen 
ganz genau, daß die Arbeiter, bie fi ber Sozialdemokratie 
zuzählen, dad zum weitaus großen Teile gar nicht 


(B) eine Mehrheit bafür gefhaffen werben?“ 
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(Windler,) 


(A) and Überzeugung tun; bem Unſtnu, ber ihnen ba vor— 


getragen wird, glauben fie ſchon lange nicht mehr; 
aber die Sorge umd Leben, um das Brot, das fie 
ſich verbienen müſſen, läßt ihnen gar feine andere Mög: 
lichkeit! Im Bauhandwerk ift die Sache fo weit gekommen, 
daß die Leute fich jagen: wenn id mich nit zur Peer 
bemofratifhen Partei rechne, Tann ich auf feinem Bau 
noch mit Sicherheit arbeiten, bann bin ich nicht fidher, daß 
nidt ein Stein einmal fo fällt, daß er mid trifft! 

(Hört! hört! rechts.) 
Daß wir in ber Sozialdemokratie einen Staat im Staate 
haben, ber in ber Weiſe, wie fie es tut, drückende Sienern 
erhebt, das tft auch etwas, was den Leuten allmählich bie 
Augen gedffuethat. Noch erfreulicher aber ift e8 — was 
ih doch aud einmal hier hervorheben möchte —, daß 
wir, wenigftend in ben Gegenden, aus denen ich ftamme, 
bie Überzeugung gewonnen haben, daß eins ber Sozial- 
bemofratte ganz beſonders Abbruch getan Hat: das ift bie 
ftete Belämpfung bed kirchlichen Siuns. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Daß auch das ewige Heben zu Streils ben Leuten mit 
ber Zeit über wird, iſt nicht zu berwunbern. 

Ih möchte dann noch auf die ganz unglaubliche 
Bemerkung des Herrn Abgeorbneten Bebel zu fprechen 
fonmen — eine Bemerkung, bie, wenn ich recht ver- 
ftanden habe, Herr Singer wiederholt hat —, daß nicht 
die Nrbeitöwilligen gefhügt werben müßten gegen bie 
Streilenben, ſondern die armen Streifenden gegen bie 


Arbeitöwilligen. 
(Laden rechts.) 


Wir haben e3 fo oft beflagt, dab noch nicht wieder ein 
geſetzgeberiſcher Verfuh zum Schutze ber Arbeitäwilligen 
unternommen worden ift, nachdem ein früherer Verſuch 
geicheitert war, und Haben vom Regierungstiſch bie 
Antwort hören müffen: „Wie fol in biefem Reichstag 
Der Umſtand, 
daß ber Reichſtag jegt eine andere Zufammenfekung bat, 
follte ber Regierung das Gewiſſen ſchärfen, nod einmal 
einen derartigen Verſuch zu machen. 
(Bravo! rechts.) 
Auf anderen Gebieten haben die Reichs- und die preußiiche 
Regierung, deren beiderfeitiger Leiter der Herr NReichd- 
fanzler if es doch auch, wenn fie einmal etmen geje- 
geberiſchen Mißerfolg erlitten hatten, nicht dabei bewenden 
laffen, ſondern es noch einmal verfucht, und dann tft 
wohl aud eim Erfolg erzielt. Ich möchte dba an bie 
Kanalvorlage erinnern, die ja in einem ganz anderen 
Zufammenhange — im einem Zufammenhange, bem id 
entihieden wiberfpredhen muß — ber Herr Abgeorbnete 
Gröber erwähnt hat. Aber nad ber Auffafjung ber 
meiften Beute im Bande tft doch die Frage, ob die Arbeits: 
willigen dauernd ſchutzlos gelaffen werden jollen — denn 
bier iſt ein Stüd Staat3autorität im Spiele — wichtiger 
als bie Frage, ob in ben weftlichen Inbuftriegegenden die 
Sohlen auf der Gifenbahn oder auf dem Waſſerwege 
beförbert werben. 
(Sehr richtig! reits.) 

Die Regierung, an beren Spite ber Herr Reidhd- 
fanzler fteht, betrachtet mit Recht den MWahlausfall als 
Antwort des Volkes auf ben Appell an die Wähler. 
Das Volk aber — das möchte ich dem entgegenhalten — 
erwartet von der Regierung nım eime Antwort auf bie 
Wahlen. Dem ber Reichstag, ber in dieſer veränderten 
Fre ne. gekommen ift, ift doch nicht etwa ein 

elbftzwed, fonberu ein Mittel zum Zwech und biejenigen 
im Lande, die ſich, bie Rüdfiht auf bie eigene Partei 
überwinbend, vielfach zufammengefunden haben, um eine 
anbere eng | des Reichstags herbeizuführen, 
haben ein begründetes Anrecht darauf, daß num, nachdem 
ber Zweck erfüllt iſt, nachdem die Sozialdemokratie derart 





in der Zahl ber Mandate verringert iſt, etwas mehr 
Aktivität — wie der Herr Abgeorbnete Liebermann 
vd. Sonnenberg fagte — einziehen möchte. Für bas 
Fremdwort „Afttvität” möchte ih aber mit Dank auf: 
nehmen das fchönere Wort, welches die Thronrede uns 
gebracht hat: den Willen zur Tat. 
(Brabo! redht3.) 

Die Antwort der Regierung auf ben Ausfall der Wahlen 
muß ber Wille zur Tat fein. Diefe Erwartung ift um 
fo gerechtfertigter, als die Regierung ja ſelber in ber 
Wedlsenegung in höherem Maße Stellung genommen 
bat als früher. 

Dad bringt mid auf die Vorwürfe, bie von ber: 
fhiedenen Seiten gegen die Mahlbeeinfluffungen der 
Regierung laut geworden find. Ih kaun mid vom 
Standpunkt meiner politiſchen Freunde dieſen Vorwürfen 
nicht anſchließen in ihrer Allgemeinheit. Wir haben früher 
die Untätigkeit auf dieſem Gebiete beflagt. Wir haben 
bingemwiefen auf die Art und Weile, wie früher auch bei 
Wahlen bas, was bie —— feſtgeſtellt worden 
iſt, auch durch die politiſchen Beamten, und wie richtig— 
geftellt wurde, was ber Regierung irrigerweiſe in d 
Schuhe geſchoben wurde, auch durch bie politiſchen Be— 
amten. Wenn hi ba bie Regierung eine größere Tat- 
fraft entfaltet hat, jo können wir in der Allgemeinheit 
bas nicht tabeln. Wenn Unvorſichtigkeiten bier unb ba 
borgelommen find, fo mag das beu einzelnen Fall be— 
treffen; in ber Allgemeinheit wird man den Vorwurf von 
unferer Seite nicht erheben können. 

Hier möchte ih noch eind antworten bem Herrn 
Abgeorbnieten Singer, ber beſonders abipredend bon 
unferen Beamten bemerkte, fie folgten doch nur ben Winken 
ber Regierung. Ich möchte doc darauf hinweiſen, daß 
wir einen fehr unabhängigen Beamtenftand haben 

fehr richtig! rechts), 


( 
auch in politifcher Beziehung recht unabhängigen, daß wir (D) 


aber auch politifhe Beamte haben, und baß dieſe aller- 

dings bie Pflicht und Schulbigfeit haben, innerhalb des 

Rahmens dieſes ihres Amtes Organe ber Regierung zu fein. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Mir haben weiterhin Vorwürfe gehört über bie Art 
und Weiſe, wie feitend einiger Perſonen, die in hoben 
Stellungen im Flottenverein ſich befinden, bei ber Wahl 
borgegangen if. Da fann ih nur jagen: was bieje 
Herren in ihrer Eigenfhaft als Privatperfonen getan 
haben, ift ihre Sade. Jedermann wird anerkennen mitflen, 
baß ber Grund, aus dem bie Sera Se tft, in fo 
enger Beziehung zu ben Zweden bes Flottenbereins fteht, 
ar e3 mehr als erflärlih war, wenn bie Herren 
Rahmen der Beftrebungen bed Vereins für Slarftellung 
geforgt haben. Wenn babei allerdings, wie es ſcheint, 
Ungeihidlichfeiten vorgefommen find, fo tft das zu be- 
dauern. Und wenn wir hören, daß in Bahern ſich jetzt 
wegen berartiger lngeididlichkeiten eine Mißſtimmung 
fundgibt im jenen Streifen bed Vereins, jo wird man das 
nad manchem, was borgelommen ift, erflärlih finden. 
Ich möchte aber, wenn ich bie befprecdhe, mit bemjelben 
Nahdrud, als es von anderer Seite gefchehen iſt, ver— 
urteilen die Art und Weiſe, wie bie Schriftitüde an bie 
Offentlichkeit gebradht worben find, aus denen dieſe Mit- 
teilungen entnommen worben find. 

(Sehr richtig! 
Wenn aus ben Kreiſen meiner politiihen Freunde bie 
Mißbilligung über diefe Dinge ausgefprohen wird, ſo 
tann ich dem Hinzufügen, baß unjere Fraktion es geweſen 
tft, bie in eren Jahren fogar einen Antrag geftellt 
hat, der durch kriminelle Verfolgung jo etwas ———— 


wollte. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Im Dezember 1898 haben bie Mbgeorbneten Graf 


* 


165 








Wiunckler.) 


(A) dv. Hlindowftröm und Dietrich einen Antrag geſtellt, wo— 


nad bie publiziftifche Verwertung bon Urkunden, bie burd) 
firafretlihe Handlungen erlangt find, friminell geahndet 


werben folle. 

(Bravo! reits.) 
63 wird vielleiht an der Zeit fein, zu erwägen, ob auf 
Grundlage de3 damaligen Antragd vorgegangen werben 


fan. 
(Zuftimmung redt3.) 

Meine Herren, ich fommme zurüd zu dem, was id 
vorhin fagte, daß der MWahlausfall und die Art und 
MWeife, wie die Wahlen ftattgefunden haben, bie Pflicht 
der Regierung, ben Willen zur Tat zu befunden, gan 
befonderd in ben Vorbergrumd drängt. Ich möchte na 
biefer Richtung noch das hervorheben: wenn in der Thron 
rede für den Reihstag der Wunſch ausgeſprochen ift, daß 
er ben Willen zur Tat bekunden möge, jo glaube ich, daß 
der Sturm von Anträgen, ber in dieſen Tagen aus den 
Fraftionen dieſes Saufes berau über den Reichstag er- 
un ift, ein Beweis für die Arbeitäwilligfeit im Reichs— 
tage ift. 

Ich möchte in biefem Zufammenhange hervorheben, 
daß meine polttiichen freunde ganz befonderes Gewicht 
auf einzelne Dinge legen, über die wir Anträge geftellt 
baben. Wir legen gang befondered Gewicht auf bie 
Beſſerſtellung der Sriegsinvaliden. Wir legen Gewicht 
auf eine weitere Auögeftaltung der fozialpolitifchen Gefet: 
gebung, insbefondere des Invalidengeſetzes. Und ba 
möchte ich gleich gegen eine geftern laut gewordene Be— 
merfung bon der Linfen mid wenden, ald wollte man 
auf ber Redten die Wohltaten vermindern, die die Gefeh- 
gebung jest ben Berficherten bringt. Es fann damit wohl 
nur eine Bemerkung des Herrn Abgeordneten Liebermann 
d. Sonnenberg gemeint fein, der den Wunſch ausiprad, 
daß eine gerechtere Verteilung der Laften eintreten möchte. 
(B) Aber jo fehr id — bin, daß auch ihm nichts ferner 

liegt, als in Verbindung damit die Wohltaten des Ge— 
ſetzes ſelbſt für die Verſicherten zu ſchmälern 

(ſehr richtig! rechts), 
fo kann ich das für demjenigen Teil der rechten Seite, 
dem ich angehöre, auf das allerbeftimmtefte erklären. 

Meine Herren, wir legen auch den größten Wert auf 
diejenigen Anträge, die fih auf dad Handwerk und den 
Mittelſtand im allgemeinen beziehen. 

Ich möchte bei biefer Gelegenheit noch bemerken, daß 
in den Wahlverfammlungen, die meine politifchen Freunde 
abgehalten haben, dieſe Gegenftände eine ganz bejonbere 
Rolle geipielt haben, weil jie und überall im ganzen 
Lande aus ben Streifen der Wahlberechtigten entgegen: 
getragen worben find. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Wir legen ebenfo dem größten Wert auf die Benfiond- 
und Hinterbliebenenderfiherung ber Privatbeamten, ferner 
darauf, daß bie Wünſche des MWinzerftandes mehr als 
biäher berüdfihtigt werden. Wir legen aud auf eine 
ganze Reihe anderer wirtichaftlicher Dinge, die in unferen 

nträgen niebergelegt find, großen Wert. Wir unterftügen 
auch verfchiebene Anträge anderer Parteien. Ich möchte da 
einen von bem Herrn Abgeordneten Dr. Arendt geftellten 
Antrag befonders erwähnen, ber ſich auf ben Bankdiskont 
bezieht, und bemerken, dab mein ern > Herr 
Abgeorbneter Freiherr von Richthofen nad biefer Richtung 
bin eine Bitte an die Regierung bereit3 gerichtet hat. Er 
führte aus: 
Eine andere wirtihaftliche Frage, welche mit uns 
weite Kreiſe des Voltes beichäftigt, ift bie an— 
dauernde Söhe des Bankdisfontd, unter welcher 
Handel und Inbuftrie ſchwer leiden. Es iſt ge— 
fagt worden, die fönnten es ja tragen. Der 
Mittelftand leide allein darunter. 
Reichetag. 12. Yegiöl.-P. 1. Selfton. 1907. 


Das iſt doch 


ſehr unrichtig. en und Induſtrie leiden (0) 
minbeftend in berjelben Weiſe barımter. Meine 
Herren, wir hoffen und rechnen barauf, daß und 
vom Regierungdtifch, und zwar noch in ber erften 
Lefung dieſes Etatd, eine beftimmte Erklärung 

egeben wird, in welcher Weiſe Abhilfe in dieſen 
ingen geſchaffen werben foll. 

Da eine Antwort bisher auf diefe Frage des Herrn 
Freiherrn v. Richthofen noch, nicht ergangen if, möchte 
ich die Bitte um eine berartige Antwort wiederholen. 

(Bravo! rechts.) 

Meine Herren, auch der Herr Abgeorbnete Gamp ift 
ja auf biefe Frage zu ſprechen gefommen, und mit biefem 
Teil feiner Ausführungen Tann id) mich nur volllommen 
einderftanden erklären. Ich freue mid, biefed Ein— 
verſtändnis erflären zu können, weil einige feiner anderen 
Ausführungen doch nicht ganz unfere Zuſtimmung finden 
tönnen, beſonders einige Ausführungen, bie fih auf bie 
Armee und den Offizieräftand bezogen. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Meine Herren, ih möchte nur mit einigen Worten 
darauf eingehen, daß wir bon ber Regterung erwarten, 
baß auch denjenigen Wünſchen, bie in agrarpolitifcher 
Hinfiht wir hegen, eine tunlichſte Berüdfihtigung und 
zwar in fjchleuniger Weife zuteil werben mödte. J 
bebe da 3. B. hervor den Wunſch nach Slarftellung 
in bezug auf den Gerftenzoll; wir betrachten die Be— 
handlung dieſer Frage als typiſch für das Entgegen: 
fommen, dad wir in bezug auf biefe Wünſche überhaupt 
finden werben. 

Meine Herren, wenn ich hier von Agrarpolitif fpredhe, 
bann bin ich doch auch gezwungen, dem Herrn Abgeorbneten 
Schrader zu bemerken, daß es burdhaus nicht richtig ift, 
wie er geftern gejagt hat, daß bie Agrarpolitif ber letzten 
Zeit ſchuld ſei an der Lebenämittelverteurung. Wenn wir 


auf diefe Dinge näher zu fpreden kommen werben, wird (m) 


ihm das bewieſen werben. 
(Zaden Iint3; fehr richtig! rechts.) 
Mir find andererſeits der Meinung, daß ber Ausfall ber 
Wahlen, der und verſtärkt hierher zurüidgeführt hat, uns in 
der Überzeugung nur ftärfen kann, dab wir im Ginne 
unferer Wähler das Richtige getroffen haben. 
ea Bravo reits.) 
Meine Herren, ich habe biefe Ausführungen in dem 
Zufammenhange gemadt, daß ich fagte, ber Sturm von 
Anträgen, der Ai diefes Haus berniedergegangen tft, fei 
ein Beweis für ben Willen zur Tat, den ber Reichstag 
hat. Ich bin ber Meimung — und fpredie darin die An- 
ficht meiner poltttihen Freunde aus —, daß wir biefen 
Willen zur Tat auch noch in einer anderen Weife beweiſen 
möchten. Nämlich wir wollen, daß die gegenwärtige erfte 
Seffion des neuen Reichsſstags recht nutzbar gemacht 
werden möchte. Wir wiſſen, daß bie letzte Seſſton bes 
alten Reichſstags eine ganze Reihe von geſetzgeberiſchen 
Arbeiten —— urüdgelaffen hat; wir hoffen, daß 
mit dem ganzen Reit, der nod übrig geblieben tft, bie 
gegenwärtige erite Seffion dieſes Reichsſtags bedacht 
werben möchte. 
(Bravo! Sehr richtig! reiht.) 
Wenn das nicht gefchteht, wenn etwa wegen bes fpäten 
Zufammentritt3 wir in der Hauptſache beſchränkt werden 
jolten auf die Beratung bed Etats, dann würde das 
Ergebnis das fein, daß in ber erften bon ben fünf 
Seifionen, für die wir gewählt find, außer bem Etat nichts 
zuftanbe kommt, und die zweite ber fünf Seffionen ber 
Hauptfahe nad die Mufgabe hat, nachzuholen, was bie 
legte Seffion des früheren Reichſtags übrig gelafjen hat. 
Wir glauben, dab ed nicht richtig iſt, wenn ber neue 
Reichstag wirklich etwas PVofitives ſchaffen ſoll und ſchaffen 
will, daß in derartiger Weife die Arbeiten verzögert werbeır. 
4 


166 


_ Reichstag. — 7. Sitzung. Freitag den 1. März 1907. 








(Windler) 


(a) Wir bitten alfo, dieſe Seſſion möglichſt zu belaften mit 


allem vorhandenen gefeßgebertihen Material, und erklären 
und bereit, nachdem wir fo ſpät zufammengetreten find, 
gern entfprehend Länger bier zufammenzubleiben und bis 
in den Sommer hinein zu arbeiten. 
(Bravo! rechts.) 

Meine Herren, ich bin am Ende meiner Ausführungen, 
Sch habe erklärt, daß wir bereit find, zu arbeiten, baß wir 
die Erwartung haben, daß dieſer neue er nugbar 
gemacht werben möchte für produktive Arbeit. Uber wir 
erwarten, dab bie Regierung dabei borangeht. Meine 
Herren, dieſer Wunſch entfpridt den monardtihen Grund: 
ſätzen, auf bie hin wir gewählt find, das entfpricht ber 
fonftitutionellemonardiihen Staatsform, die wir haben, 
und die ich ganz betone gegenüber den Bemerkungen über 
bemofratiihe Richtung unjerer Politik, die von anderer 
Seite gemadht worden find. Wir wollen biefe fonftitutionells 
monarchiſche Regierungsform aufrechterhalten, und dazu 
gehört, daß bie Initiative in erfter Linte bei der Regierung 
liegt, und darum erwarten wir, daß bie Regierung jetzt 
auch vorangeht in der Arbeit, bie wir zu leiften haben. 

(Lebhaftes Bravo rechts. Vereinzeltes Ziſchen.) 


Präfident: Der Herr Abgeordnete Eickhoff hat das Wort. 


Eichhoff, Abgeordneter: Meine Herren, das Haus iſt 

ermüdet, und ich habe deshalb nicht die Abſicht 
(Rufe: Tribüne!l), 

auf die langatmigen Ausführungen zurückzulommen, die 
der Herr Stollege Gröber geſtern und ber Herr Kollege 
Singer heute gemacht haben obgleid) namentlich bie Mohren⸗ 
wäfce, bie ber a Stollege Singer foeben vorzunehmen 
verſuchte, intereflant genug war, um barauf einiges zu 
erwibern. 

Metne Herren, id bin der Meinung, über ben ber: 
floffenen Wahllampf ift in dieſem Haufe nachgerade genug 


{») und übergenug geiproden worben 


(ſehr richtig! rechts), 
und es wäre wirklich bald an der Zeit, an die regelmäßige 
parlamentariſche Arbeit zu gehen. 
Sehr richtig! rechts.) 

Meine politiſchen Freunde, bie Herren v. Bayer, Schrader 
und Wiemer haben ja auch alles geſagt, was vom frei— 
ſinnigen Standpunkt aus über die gegenwärtige politiſche 
Lage zu ſagen iſt, und ich hätte dem nichts Weſentliches 
hinzuzufügen. Wenn ich dennoch heute auch meinerſeits 
— ich werde Ihre Aufmerkſamkeit nicht allzu lange in 
Anſpruch nehmen — auf den verfloſſenen Wahlkampf 
zurückkomme, ſo tue ich es, wie Sie zugeben werden, nur 
gezwungen und tue es nur deshalb, um die ſchweren An— 
griffe zurüdzumweifen, die der Herr Abgeordnete Dr. Spahn 
am borigen Montag een mid gerichtet hat. Meine 
Herren, ich werde babei nicht dem Beilpiele des Herm 
Stollegen Gröber folgen, ber geftern feiner ſchwäbiſchen 
Kampfesluft fo recht bie Daher hießen ließ; ich werde 
mid aller Superlative enthalten und fo ruhig und ſachlich 
ſprechen, wie es mir nur möglich ift. 

Meine Herren, Sie wiflen, ber „Bayerifche Kurier“ 
hat aud) zwei an mich gerichtete Briefe des Herm Generals 
Keim veröffentlicht, und ich bin beshalb in ber foztalifttfchen 
Preſſe auf das heftigfte angegriffen worden. Insbeſondere 
hat mid ber „Vorwärts“ mit zahlreichen Liebkofungen 
bedacht, die alle hinter ſich laſſen, was einft bie „eblen 
Sechs“ oder, wie ber Herr Reichskanzler fagte, die „armen 
ſechs Redakteure” geleiftet haben. So heißt ed in Nr. 39 
bes „Borwärt3“ in einem Artikel, der den gefhmadvollen 
Titel trägt „Bolitifche Kaſtration“ 

(Heiterkeit), 
und der einen intereffanten Beitrag zu der Moral bes 
Wahlkampfes bildet, von ber der Herr Kollege Singer 
foeben ſprach: 





Dann die Enthüllungen des Flottenmajors Keim, 
wie ber Biedermann Eidhoff bon ber —— 
ausgehalten wurde, um die Freiſinnige Volksparte 
dafür gänzlich an bie Regierung zu verſchachern. 
Und an einer andern Stelle derfelben Nummer heißt es: 
Haben doch gerade Die Herren Hermes und Eidhoff 
am ſchamloſeſten um die Gunft der Konſervativen 
und der Regierung gebuhlt. 
(Heiterfett.) 
Und endlih, meine Herren, leſe ich in einem Flugblatt, 
das zum Abonnement auf den „Vorwärts“ auffordert und 
anz merfwürbigerweife geftern abend mir auf ben 
chreibtiſch geflogen tft, die folgenden ſchönen Sätze: 
Der freifinnige Bolföparteiler Eidhoff, der bes 
rüchtigte Flottenſchwärmer, ließ fih in ſchmählichſte 
Machenſchaften mit dem General Keim, dem Leiter 
des Flottenvereins und dem Vertrauensmann des 
Fürſten Bülow, ein, um ſich die amtliche Wahl- 
beeinfluffung zu feinen Gunften zu eridleichen. 
Der Freiſinn fpielte aus Dankbarkeit für biefe 
amtlihe Wahlmache den reaftionären Wahlrechtö- 
feinden und Fleiſchwucherern nit weniger als 
43 Neihdtagdmandate in die Hände. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemofraten.) 
— Sehr unridtig, meine Herren! Ich konſtatiere heute 
nur, daß ber Herr Kollege Singer felbft foeben nur von 
32 Wahltreifen gefproden hat. 

Nun kann ich den Zorn oder die Wut der ſozialiſtiſchen 
Preſſe gegen mich einigermaßen verftehen, nachdem es mir 
gelungen if, der Sozialdemokratie meinen heimatlichen 
Wahlkreis zu -entreißen, ben fie al3 eine ihrer Hoch— 


burgen pries. 

(Sehr ridtig! Linke.) 
Das fanıı mich aber doc nicht abhalten, gerade von biefer 
Stelle aus einmal klarzulegen, was es benn mit ber 


_ 


0) 


Behauptung des „Vorwärts“ auf ſich hat, ich hätte in (m) 


ber jhamlofeften Meile um die Gunft der Konfervativen 
— in biefem falle alfo des Herm Generald Heim — und 
der Regierung gebuhlt. Ich werde mir geftatten, mit gütiger 
Erlaubnis des Herrn Präfidenten, bie Briefe zu verleſen, 
die der Dieb zwar auch geftohlen hat — deun fie find auf 
dem Bureau des Flottenvereins verſchwunden, wie feft: 
eftellt worben ift —, bie aber bisher noch nicht veröffent- 
icht worben find —, wie id annehmen darf, mit gutem 
Grunde. Und nun bitte id Sie, meine Herren, einige 
Augenblide mir zuhören zu wollen, felbft auf die Gefahr 
bin, daß ich Sie enttäufchen muß. Alſo, am 24. Dezember 
vorigen Jahres erhielt ic folgenden Brief des Herrn 
Generald Keim: 
Sehr geehrter Herr Profeſſor! 

Selbftveritänblih wirb fid) der Flottenverein, 
fomeit ihm dies das Vereinsgeſetz geftattet, durch 
feine Mitglieder an ber Wahlagitation beteiligen. 

Ich bin mit Herrn Dr. Flatau 

— einem bekannten freifinnigen Rechtsanwalt bier in Berlin — 
in Verbindung getreten, um bie Liften ber Fans 
bibaten ber beiden Vollsparteien zu erhalten und 
fie dann unferen Kreis⸗ und Ortögruppen uſw. 
mit entſprechender Information zu übermweifen 

— in den Wahlfreifen nämlih, wo wir mit ber Sozial: 

bemofratie fonkurrierten —. 

Da id) mich fpeziell für Ihre Wiederwahl 
intereffiere, möchte ih Ste bitten, mir eine kurze 
—— über die Sachlage in Ihrem Wahl- 
frei3 zu fchiden, um dann ganz befonberö werf: 
tätig eingreifen zu können. 

abe die Ehre zu fein 
mit vorzüglicher Hochachtung Ihr fehr ergebener 
eim, 
Generalmajor. 


(B) namens be3 
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Eickhoff.) 

Meine Herren, ic geltatte mir, zu dieſem Briefe das 
Folgende zu bemerken. Sie werben vielleicht fragen: wie 
fommt Herr General Keim überhaupt dazu, an Sie einen 
Brief zu ſchreiben? Diefe Frage ſchien befonderd den 
Herrn Kollegen Singer zu intereffieren, den ich leider nicht 
an feinem Plage ſehe. Die Antwort darauf ift fehr 
einfah. Ih Habe vor etwa Jahresfriſt Herrn General 
Keim perfönlih kennen gelernt. Als ih Ende des 
Jahres 1405 im mehreren öffentlihen Vorträgen mid 
prinzipiell zu Gunften ber damaligen Flottenporlage aus- 
geiprodhen hatte, wobei id mur ben Traditionen des 
alten wehfäliihen Fortſchrittsmannes Fritz Harkort folgte, 
ber bereit3 im Jahre 1861 einen flammenden Aufruf zu 
Gunften einer ftarfen deutſchen Flotte ſchrieb, da ließ mir 
Herr General Keim bier in Berlin durch den genannten 
freifinnigen Rechtsanwalt Herrn Flatau jagen, baß er 
gern meine perſönliche Belanntfhaft machen wolle. 
Einige Wochen fpäter wurde id; dann durch Zufall auf 
einer Soiree, die ein hiefiger Großinduftrieller gab, 
zu ber er mic eingeladen hatte, Herrn General Keim 
perfönlich vorgeftellt. Ich hatte damals mit Herrn General 
Keim in einer Ede des Saaled eine längere Unterredung 
über die Flottenfrage. Ih habe * General Heim 
dringend gebeten, er möge doch feine Agitation — es war 
kurz vor der Verhandlung über bie Flottenborlage — vor: 
läufig einmal einftellen, weil er nach meiner Auffaffung 
dadurch der Sache mehr ſchade ald nütze; denn Drud er- 
zeugt bekanntlich Gegendrud. Aber Herr General Keim 
war anderer Anficht, und er lehnte meine Argumente ab. 
Wir trennten uns gleihwohl in ber höflichften Weife, wie 
es unferen geſellſchaftlichen Gewohnheiten eutſprach, und 
ih habe dann von Herrn General Keim nichts mehr ge: 
jehen ober gehört bis zu dem Augenblide, wo ih ben 
Brief von ihm erhielt, dem ich mir vorzulefen erlaubte. 
Aus diefem Brief erfehen Sie, daß Herr General Keim nicht 

lottenvereind, fondern ald Mitglied desjelben 
(Laden bei ben Sozialdemokraten) 
— natürlich, meine Herren, das ift fein gutes Recht — ſich 
verpflichtet glaubte, Diejenigen Kandidaten zu unterftügen, 
die am 13. Dezember vorigen Jahres auf feiten ber Re— 
— N geftanden hatten. Ich wieberhole: bad war fein 

tes Net. Im übrigen enthalte ich mich jelbfiverftänd- 
ich jeber Kritik des Flottenvereind und feines Vorſtandes. 
„Richt rühmen will ich, nicht verdbammen!" Sie erfehen 
aus diefem Briefe weiter, daß Herr General Keim mid 
ledigli um eine furze Ortentierung über bie Sachlage 
in meinem Wahlkreiſe bat. Nun bin id wirklich mi 
unhöflih genug, um einem Marne, den ich perfönlic zu 
fernen bie Ehre er und ber, wie ich bier mit aller 
Deutlichkeit Hinzufügen möchte, nit mur ein braver, 
tapferer Soldat, fondern auch ein Ehrenmann ift, auf eine 
Anfrage feine Antwort zu erteilen. Ich würde eine ſolche 
Antwort beifpielöweije auch dem Herrn Kollegen u 
erteilt haben, wenn er 2 — Wahl intereſſiert hätte 

e 


was natürlich nicht der Fall war, oder auch dem Herrn 
Kollegen Müller (Fulda), für den leider das gleiche zu— 
trifft. Ich Habe alſo dem Herrn General Keim unter 
dem 25. Dezember v. I. das folgende erwidert — id) 
bitte auch diefen Brief verlefen zu dürfen —: 
Sochgeehrter Herr General! 

Auf das gefällige Schreiben vom 22. bj. be- 
ehre ich mich, Ihnen folgende vertrauliche Mit: 
tellungen zu maden. , 

Ich kandidiere nicht nur in meinem * 
Wahlkreis Mühlhauſen-Langenſalza-Weißenſee, 
ſondern auch in meinem heimatlichen Wahlkreiſe 
Lennep⸗ Remſcheid⸗Mettmann. Ich ſtehe in dem 
erſteren Wahlkreiſe dem Bund der Landwirte 
(tonſervativ oder freikonſervativ) 


— Herr d. Zedlitz, mein verehrter Gegenkandidat, war damals 

nod nicht nominiert — 
und ber Sozialdemokratie gegenüber, bie im 
Sahre 1903 8592 bezw. 6429 Stimmen gegen 
mich aufbrachten; außerdent verfügt die Zentrums: 
partet über rund 2000 Stimmen. In der Stid:- 
wahl wurde ich mit 10 487 gegen 10 276 Stimmen 
des Bundes der Landwirte gewählt, da ich im 
erften Wahlgange die Stimmen der Zentrums: 
partei erhielt (zufammen 6706 Stimmen). 

Die Kandidatur in bem zweiten MWahlkreife, 
der in ben Händen ber ——— iſt, 
habe ich übernommen und übernehmen müſſen, 
weil man übereinſtimmend bie Auffaſſung vertrat, 
daß id; bie geeignetite Perjönlichkeit ei, um der 
Sozialdemokratie Abbruch zu tun. 

(Heiterkeit bei den Sozialdemokraten.) 

Darum werben bie Nationalliberalen und frei: 
fonfervativen fir mich eintreten. Ich ftehe dem- 
nah den Sozialdemokraten, der Zentrumspartei 
und den Chriftlihfozialen, bezw. dem Bunde der 
Landwirte gegenüber. Es iſt anzunehmen, daß 
bie Sozialdemokratie jeit 1903 bedeutend ge— 
wachſen ift, da jeit jener Zeit Tauſende von 
Arbeitern in ben induftriel hochentwickelten 
Wahlkreis eingewandert find. Die Zahlen find 
folgende (1903): 

I Wahlgang: Sozialdemokratie 21 802, 
Freiſinn und Zentrum 12494, Nationalliberale 
7466, Ghriftlihfoziale bezw. Bund der Band» 
wirte 2600 Stimmen. 

U, Wahlgang: Sozialdemokratie 23 469, 
Freifinn 21 673 Stimmen. 

Diedmal wird die Zentrumdpartei einen eigenen 
Kandidaten aufſtellen: fie wird etwa 4000 Stimmen 
aufbringen. 

In auögezeichneter Hochachtung 

Eurer Hochwohlgeboren ſehr ergebener 

R. Eidhoff. 


Meine Herren, darauf erhielt ih nun ein weiteres 
Schreiben des Herrn General3 Keim, das vom 3. Januar 
batiert ift, und aus beu der Herr Kollege Spahn einen 
Sa zitiert hat. Meine Herren, biefer Brief ift nur zum 
Teil veröffentlicht worden. enthält die bekanute 
Aeußerung des Herren Reichskanzlers über mich, und am 
Schluffe Heißt e3 dann — und das ift meines Wiſſens 
nicht veröffentlicht worden —: 

Ich bitte, Spezialwünfhe, was die Wahlen be: 

trifft, direkt hierher an mich zu richten. Ich muß 

natürlich ſehr vorſichtig fein; aber fein Menſch 

fann dem einzelnen Flottenvereinsmitglied ver: 

wehren, ald Patriot feine Schuldigkeit zu tum. 
Meine Herren, ih habe dem Herrn General Keim auf 
dieſen Brief nichts erwibert, da ich feinerlei Wünſche an 
ihn zu richten hatte. 

(Hört! hört! links.) 

Ich babe endlich noch ein drittes Schreiben des Herrn 
Generals Helm —— das vom 16. Januar datiert iſt, 
das ber Herr Kollege Spahn gleichfalls zitiert hat, das 
aber ebenfalls unvollftändig veröffentlicht worben if. So 
fehlten meines Wiſſens — ih habe den „Bahriſchen 
Kurier” ſelbſt nicht eingefehen — in ber Veröffentlichung 
beflelben bie folgenden Säge: 

Wir haben hier fehr zugkräftige Wahlflugblätter 
gegen bie Sozialdemokratie, ebenſo bie Brolhüren, 
die auf amtlihen Quellen beruhen, die ſich teil- 
weife zur Maflenvertetlung, teilweife aber auch 
als Material für die Redner eignen. Es wäre 
beöhalb erwünfcht, wenn Sie nod mehr Adreffen 
angeben könnten zum Bertrieb diefer Schriften, 
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(Eidhoff.) 
und zwar bireft nach dem Wahltreife, da eine 
Kommunikation mit dem Zentralbureau der Frei: 
finnigen Volkspartei immer erft eine Verzögerung 
herbeiführt. 

Meine Herren, ih babe Herın General Keim darauf 

einige wenige Zeilen erwidert, in denen ich ihm ein paar 

tatfächliche Angaben machte. Ich habe es nicht einmal 

für der Mühe wert erachtet, biefen Brief zu kopieren; 

ich habe ihn indes nad) dem Gedächtnis refonftrutert und 

darf verfihern, daß id) wörtlich — oder falt wörlich — 

bad Nachſtehende an Herrn General Keim gefchrieben habe: 
Hochgeehrter Herr General! 

Auf bad gerällige Schreiben vom 15. dieſes 
eriwibere id ergebenft, daß die gewünſchten 
Adreffen folgende find: 1. Mühlhaufen i. Thür.: 
Stabtverorbneter Adolf Buſch, Bahnhofftr. 1; 
2. Remſcheid: Dianawert, Wilhelm Röhrig, 
Adolfftr. 1. 

Ih ftehe jegt mitten im Wahltampf. Es 
geſchieht hier alles, um bie Soztaldemokratte zu 
Ichlagen. In Mühlhaufen werde ich infolge ber 
Wahlenthaltung des Zentrums vorausſichtlich 
nicht in die Stihwahl fommen. Wenn ftatt 
meiner die Sozialdemokratie in die Stihwahl 
gelangt, ift die Gefahr nicht ganz ausgeſchloſſen, 
daß fie fiegt, da unter meinen Wählern zahlreiche 
Arbeiter beider Konfeffionen find. 

In ausgezeichneter Hochachtung 

Eurer ad a fehr ergebener 


. or. 

Ich füge noch Hinzu, daß diefe Auffaffung, daß bie 
— in meinem bisherigen Thüringer Wahl— 
freife eventuell in ber Stihwahl flegen würde, mir 
mehrfah fhriftlih und mündlich bon dort kundgegeben 
worden ift, und ich ftelle hier ausdrücklich feſt, dab die 
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(8) Barole der Wahlenthaltung, die dem Wunfche meiner 


fatholifchen Wähler direkt entgegenlief, von Fulda aus 


gefommen tft 
(hört! hört! Links), 
wie ein Flugblatt u. a. beweift, daS hier vor mir liegt. 

Meine Herren, das ift die ganze Korrefpondenz, Die 
ih mit Herrn General Keim gepflogen habe. N 
werben Sie es begreiflich finden, daß ber Dieb ber 
Korrefponbenz weber dem erften Brief des Herrin General 
Keim noch meine Antworten veröffentlicht hat; denn dann 
hätte das Bild ganz anderd ausgefehen. Das nennt ber 
„VBorwärts* in der Sprache der Moral, die ber Sozial: 
demofratie eigen ift, „tm ſchamloſer Weiſe um die Gunft 
der Ronferbativen bublen*. 

Meine Herren, ich möchte aber noch eine weitere Be- 
merfung maden. Ich habe meine Freunde in beiben 
Wahltreifen, in denen id) Zandibierte, dringend gewarnt, 
Flugblätter des Frlottenvereind ohne meine Zufttimmung 
u berbreiten. Meined Wiſſens ift nicht ein einziges 

Ingblatt des Flottenbereins verbreitet worden. Bon 
einer Unterftügung des Flottenvereins habe ich überhaupt 
nicht das mindefte gemerkt: fie hat in feiner Weiſe ftatt- 
gefunden. Daß meine freifinnigen und nationalliberalen 
Freunde in Remſcheid und anderöwo, bie Mitglieder des 

lottenvereins find, meine Wahl kräftig, jehr kräftig unter: 
ist haben, das werden am Ende aud) bie Herren Sozial: 
bemofraten begretflih finden. 

Aber, meine Herren, ih fol ja aud in ſchamloſer 
Meife um die Gunft der Regierung gebuhlt haben, unb 
die Herren Soztaldemofraten haben ſoeben gegen meine 
Wahl einen Broteft eingereicht, der in erfter Linte mit ber 
amtlichen Unterftügung begründet ift, die aus ben Keim— 
Briefen erſichtlich ei. kt) 


(Heiterkeit. 
Über diefen Wahlproteft freue ich mid ganz außer: 


Freitag den 1. März 1907. 


orbentlic, und feine Begründung — darauf können Sie (C) 


fih verlaffen — wird im Bergifhen Lande einen Sturm 
ber Heiterfeit erregen. 
(Sehr richtig! links.) 

Man lacht dort einfach über die Behauptung, die Regierung 
habe zu Gunsten meiner Wahl eingegriffen. Die freien 
Söhne der „ruhmreihen Berge” wiflen ſich ihrer Gegner 
felber zu ermwehren und bedürfen dazu feiner amtlichen 
Unterftügung- 

Meine Herren, ich ftelle aljo feft — und jeder ehrliche 
Gegner wird mir’ gern glauben —: id) habe niemals bie 
Negierung, wie der „Borwärt3* behauptet, um Unter— 
ftügung meiner Wahl erfudt, und von einem amtlichen 
Einfluß zu Gunften meiner Wahl babe ih nicht das 
mindefte gemerkt. Eine ungefeglihe amtliche Beeinfluffung 
bat nicht ftattgefunden, wie auch von feiten ber Regierung 
amtlid) verfünbet worden ifl. 

Meine Herren, daß amtliche Gelder zu Gunften 
meiner Wahl verwendet worden jeien, daß gehört felbft- 
verftänbli in das Reich der Fabel. Aber aud aus dem 
Fonds, ber hier in Berlin gefammelt worden ift, von 
dem ber Herr Reichskanzler in feiner Rede fprad, ift 
nicht ein einziger Pfennig für meine Wahl ausgegeben 
worden. Die Wahluntoften find einzig und allein im 
Wahlkreife anfgebradht worden; die Namen ber Zeichner 
bon Beiträgen ftehen feft. 

Meine Herren, das find die Tatfahen, das ift bie 
Wahrheit. Das hält die Sozialdemokratie natürlich nicht 
davon ab, mid) unentwegt mit bem Titel eines „NRegierungds 
ftipenbiaten“, eines „Negierungslafaien“, eined „Aus— 

ehaltenen ber Regierung“ und ähnlichen Koſeworten zu 
Ph müden, die vielleicht auc) der Moral dienen follen. Iſt es 
gleich Wahnfinn, hat es doch Methode! Denn ich fagte 
Ihnen ſchon: ich verftehe den Zorn ber Sozialbemofratie 
darüber, daß zwei ihrer Hochburgen im Bergifchen Lande 


erftürmt worben find. Ich aber freue mich dieſes Sieges (D) 


be3 vereinigten Bürgertumd und freue mid) feiner and) 
als freifinniger Mann, weil ich ber Überzeugung bin, 
daß jede Shwähung, jede Demütigung, jede Niederlage 
der Sozialdemokratie — und fiher ber Sozialdemokratie 
von heute — nur zur Erftarkung des Liberalismus bienen 
wirb und bienen muß 

(Widerſpruch bei den u — 

Zuſtimmung links), 
igura zeigt. 


eine Herren, daß die Erſtarkung des entſchledenen 
Liberalismus, der feit dem Jahre 1903 — id) fage es 
mit aller Offenheit — bier in biefem hohen Haufe zur 
quantitö nögligeable herabgefunfen war 

\. richtigh, 
auch bei Herrn Dr. Spahn und ſeinen Freunden Argernis 
erregt, das werden Sie vielleicht verſtändlich finden, 
(MWiderfprud in der Mitte); 

man braucht nur, verehrter Herr Kollege de Witt, einen 
Blick in die Kölniſche Volkszeitung“ und bie übrige Preſſe 
ber Zentrumspartei zu werfen. Mber ih Hätte doch 
niemal3 geglanbt, daß ein Mann von ber parlamentarifchen 
Bergangenheit und ber prominenten Stellung bed Herrn 
Abgeordneten Dr, Spahn fih zwar nidt den Ton — 
davon kann gar feine Rede fein —, wohl aber bie Logit 
ber Soztaldemokratie zu eigen gemadt hätte. Meine 
Herren, er hat dabei fogar ben Schatten Eugen Richters 
gegen mich heraufbefhworen; denn in ber Sigung vom 
borigen Montag hat er nad dem ſtenographiſchen Bericht 
wörtlich gefagt: 

Meine Herren, aber nun nod ein ernfted Wort 
zu diefer Sade! Wäre ber Abgeordnete Richter 
noch an biefer Stelle in biefer Fraktion, dann 
würbe er auf Grund biefes dem Herm Abgeorb- 
neten azugeftellten Schreibens, in dem ibm bie 


wie 


(Eidhoff.) 

amtliche Unterftügung zugefagt ift, verhindert 

haben, daß ber Herr Abgeorbnete hier feinen Platz 

einnimmt. 
Meine Herren, ic kann mir nicht helfen, aber diefe Logik 
bed Herrn Abgeordneten Dr. Spahn wirfi im Grunde 
doch nur tomitd: denn dieſe Logik befagt: weil Herr 
Eidhoff ohne fein Zutun einen Brief erhalten hat, in bem 
ihm buch einen Privatmann die amtliche Unterftügung 
ber Regierung ugefagt wird, die er weder begehrt nod) 
irgendiwie verjpürt, die überhaupt nicht ftattgefunden hat, 
die er felbftverftändlich ebenjo verurteilen würde wie Herr 
Dr. Spahn, wenn fie wirklich erfolgt wäre: darum verdient 
Herr Eidhoff nicht mehr auf den Bänken zu figen, auf 
denen einft Eugen Richter faß. Meine Herren, es lohnt 
fi wirklich nicht, eine folde Logik im Ernfte zu wiber- 
legen, fie verfällt unrettbar der Satire. Ich möchte aber 
an ben verehrten Herrn Kollegen Spahn auch nod ein 
paar ernfte Worte richten. Ich behaupte: wenn Eugen 
Richter noch auf dieſem Plate ſäße, von bem ich jekt 
fpredhe, niemand würde ſich mehr darüber freuen, daß es 
den vereinten Kräften der Bürger, Arbeiter und Bauern 
bed Bergiichen Landes gelungen ift, des Bergifhen Landes, 
befien Sohn er felber war, diefen Wahlkreis der Sozial- 
demofratie wieder zu entreißen, und er würbe mid, ber 
ich bier auf feinem alten Plage ftehe, dazu ebenio auf: 
richtig umd herzlich beglüdwünfhen, wie er es im Jahre 
1895 getan hat, als es mir nad meinen beicheidenen 
— vergönnt war, das gleiche Ziel erreichen zu 
elfen. 


Meine Herren, wie gefährdet dieſer Wahlkreis iſt, 
das weiß niemand beſſer als ich. Das beweiſt die Tat— 
ſache, daß er im Jahre 1903 wiederum an die Soztal- 
bemofratie verloren ging, und barım, fage id, hat ber 
Herr Reichskanzler durchaus redht, wenn er uns jüngft 
ter vor Illuſionen warnte. Ih weiß mi von foldhen 

Aufionen frei. Wenn es aber diesmal gelungen ift, 
biefen Wahlkreis dem Bürgertum — ſo iſt 
das ſicher nicht das Verdienſt der Leitung der rheiniſchen 
Zentrumspartei in Köln, die noch am Vorabend des 
Stichwahltages durch die „Kölnische Volkszeitung“, die 
in der Morgenſtunde des 4. Februar erſchien, die Parole 
ber Wahlenthaltung ausgab, — meine Herren, ih fage 
e3 jest offen, in demſelben Augenblide ausgab, wo td 
mid nad meinen Kräften reblich bemühte, die Wahl des 
verehrten Herrn Kollegen Trimborn in Köln fihern zu 
helfen. Aber biefe Parole, bie darauf ausging, auch 
meinen Wahlkreis der Sozialdemokratie wieder zuzu— 
Ihanzen, ift glücklicherweiſe gefcheitert an dem gefunden 
Sinn der Fatholifhen Wähler des Bergiſchen Landes, 
bie biefer Parole entgegen — mit wenigen Ausnahmen — 
geihloffen zur Wahlurne gingen, um einen Mann zu 
wählen, der gewiß ein freifinniger Proteftant ift, der aber 
eben deswegen von feiner Jugendzeit an als den höchſten 
Stolz des Proteftantismus die Toleranz, die Duldun 
allen Anberögläubigen gegenüber betrachtet und bana 
ehanbelt hat. Mein ganzes öffentlihes Leben ift befien 
ge, wie auch bie geehrten Herren von ber Zentrums: 
partei anerfennen werben. 

Meine Herren, wenn es fo der vereinten ſtraft des 
Bürgertumd gelungen ift, auch im Bergiſchen Lande ben 
Terrorismus ber Sozialbemofratie zu brechen, jo follten 
ſich am legten Ende aud Herr Dr. Spahn und feine 
Freunde barüber freuen, weil nad) meiner Anfiht unfer 
Sieg auch dazu —*— wird, zahlreiche katholiſche 
Mähler im bürgerlichen Lager zu halten und fo bie Reihen 
ber bürgerlihen Kämpfer gegen die Sozialdemokratie zu 
verftärten. Meine Herren, der Wahltampf — ih age 
Ihnen nichts Neues — hat ſchlagend bewiefen, dab das 
dentſche Bürgertum, und micht zulegt das freifinnige 
Bürgertum, auch heute noch ftark genug tft, wenn es mur 


Reichstag. — 7. Sigung. Freitag den 1. März 1903. 


einig fein will. In dieſem Zeichen, aber aud nur in 
diefem Zeichen, werben wir aud in Zukunft den Steg 


erringen. 
(Bravo int.) 
Präfident: Der Herr Abgeordnete Hilpert hat das Wort. 


Hilpert, Abgeorbneter: Meine Herren, ich werde nicht 
auf bie verfloffenenen Wahltämpfe eingehen, obwohl ich 
aud Habe kämpfen müflen gegen Unmwahrheiten und Ber: 
leumdbungen. Ic behalte mir das vor für bie politifchen 
Berfammlungen und werbe nur mit einigen Worten noch 
auf die Ausführungen be3 Herrn Schaielretär dv. Stengel 
fommen. Die Ausführungen haben mid; befriedigt, ſoweit 
fie dahin gingen, daß bie, Matrikularbeiträge in Zukunft 
weniger werben als biöher. Wir in Bayern fühlen aud 
die mißlihe Finanzlage, die durch bie neue Steuergefek- 
gebung geichaffen worben ift, bedeutend. Wir find Durch 
bie Erbſchaftsſteuer genötigt, hierfür andere Mittel aufzu- 
bringen, weil wir eine derartige Erbichaftöfteuer in Bayern 
fhon hatten, wie fie das Neid, jet beichloffen Hat. Auch 
bie Fahrkartenftener tft in Bayern nicht beliebt. Vielleicht 
wird es der Neichöverwaltung gelingen, durch 
andere Gefete biefe Steuern rhetgängig zu maden. 
Solange ber Herr Schatzſekretar immer nod 
in feinen Auführungn von Zufchußanleihen, von 
Stundung ber Matrifularbeiträge und von SDeftzits 
ſpricht, fo lange wirb die Sinanplage des Reichs nicht 
weſentlich befier werden. Allerdings find es im biefem 
Sahre nur noch 63 Millionen, welde als Defizit gelten. 
Ih habe nichts einzumenden gegen bie 48 {onen, 
welde für bie Arbeiterwitwen- und »waifenverforgung 
rejerbiert werben. Es ift ja biefe Beftimmung im Zoll: 
je niedergelegt, und wir fünnen bagegen nichts 
maden. 

Meine Herren, im meiteren bat ber Herr Schaf: 
fefretär davon geiproden, daß die Einführung neuer 
Reihäftenern in dieſer Tagung des Reichstags nicht ftatt- 
finden fole. Weun es aber wider Erwarten vorkommen 
folte, daß bie Reichſsreglerung gezwungen wäre, neue 
Steuervorlagen an den Reichstag zu bringen, jo möchte 
ich binmweifen auf eine Umſatzſteuer für die im Deutjchen 
Reich befindlichen großen Mehlfabrifen. Es ift in ein- 
zelnen Staaten nit möglich, biefe großen Mehlfabriten 
zu befteuern. Wir haben es tn Bayern vor einigen Jahren 
verſucht, und nach wenigen Jahren mußten wir den Rüd- 
ug antreten, weil es jo fehr nahe lag, daß biefe große 

ehlfabrik aus Bayern nad) Baden auöwandere, um bort 
mit einer geringeren Steuer ſich durchzuhelfen. 

In der Thronrede wurde von ber Kraft ber Bürger, 
Bauern und Arbeiter geiprodhen. Nun, ich glaube, daß 
biefe brei Stäbe bei den biedmaligen Wahlen gefiegt 
haben; aber dad Wohl eined großen Teiles national 
eftnnter Staat3bürger ruht nicht allein auf hochpolitiſchen 

ragen. Es bat wohl das beutfche Volk bet ben nationalen 

ragen niemals berfagt, ich weile hin auf bie verfchiedenen 

eihstagsauflöfungen 1886 und 1893, das deutſche Volt 
bat in feiner Mehrheit immer wieder bieje Forderungen ber 
Regierung, wenn fte al3 notwendig erkannt waren, bes 
willig. Aber vom politifhen und patriotifchen Sinn 
allein fünnen viele Staatöbürger nicht leben; wenn ber 
Reichstag nicht wefentliche Reformen beſchließt, banı tft 
e8 leicht möglich, daß wieder ein — der nationalen 
Stimmen, vielleicht bei der nachſten Wahl ſchon, zu ber- 
zeichnen ift. 

In ber Thronrede wurde auch darauf hingemwiefen, 
daß die gen ber Mittel für bie Fortſezung der 
Bahn von KHubub nad) Keetmanshoop in erfter Linte dem 
Reichdtag vorgelegt werbe. Wir haben fhon am 26. Mai 
vorigen Jahres für biefe Forderung geftimmt; wir be= 


(©) 


(D) 


—⸗ 


170 
(Hilpert.) 


(A) tradıten es als einen großen Fehler, daß der Reichstag 


bamald nicht die Mittel zur Fortiekung der Bahn bes 


willigt hat. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Ich habe verſchiedene Male Gelegenheit gehabt, mit 
mutigen tapferen Deutichen, die felbft drüben waren und 
die Sache mit eigenen Augen angelehen haben, zu ſprechen, 
daß es ein ſchweres Opfer an Menſchen und Gelb er: 
age bat, daß bie Bahn nicht rechtzeitig fertiggeftellt 
ft. Nun ift ja heute ſchon darauf hingewiejen worben, 
was zwar andererſeits wieber in Abrede geftellt wird, 
daß die Bahn doch nicht jo raſch gebaut worben wäre, 
wie man hoffte; es hätte für dem Aufftand feinen be— 
fonderen Zwed ınehr gehabt. Aber der Transport und 
bie Herbeiihaffung der Bedürfniſſe für unfere Truppen 
bat, glaube id, mehr Mittel erfordert, ald was bie 
Fortſetzung der Bahn damald ausgemacht hätte. Es 
waren ja auch die Herren bom Freiſinn damals dagegen, 
jegt tun fie es nicht mehr, fie find zu unferer Anſicht auf 
der reiten Seite hHerübergetreten und ftimmen für 
die Forderung. 
Es wurde in ber Thronrebe befonders a 

daß die Arbeiter nicht durch den Rüdgang der ſozial⸗ 
bemofratifchen Partei leiden ſollen. Mit biejem Hinweis 
fann ih mic vollftändig einverftanden erflären; aber 
es befindet ſich doch aud) unter dem Bürger: und Bauern: 
ftand eine außerordentlicdy große Anzahl von treuen Staatd- 
bürgern, welche auch von ber Sonne der Gefeßgebung er- 
wärmt werden müſſen. Es ift ja während des Wahl- 
fampfes von allen Parteien, wie ich glaube, denjenigen 
Bürgern, die zum Mittelftande zählen, alles möglide ver- 
ſprochen worden, und das zeigen auch bie vielen Anträge, bie 
bereitö bem hohen Haufe zugegangen find, daß man ernftlich 
elfen will. Es tft unabweislich notwendig, wirtfhaftliche 
eformen einzuführen, fonft Liegt es fehr nahe, daß bie 
Reichsverdroſſenheit, wie fie in den legten Jahren auch 
in ländlichen Kreiſen bemerkbar war, wieder hervortreten 
wird. Ich eradte hier als ein befonbere® Werk bie 
ufanımenlegung ber brei Verfiherungägefege. Es hat ein 

dner vom der freifinnigen Partei geftern gemeint, es wirb 
ſchwer jein, die brei Befege zufammenzulegen. Ich gebe zu, 
daß das nicht leicht gebt; aber mit vollem Ernſt kann 
ed erreicht werben. Es hat ber Herr Staatsjekretär Graf 
dv. Poſabowsty vor mehreren Jahren einmal_ bier bei 
einer Debatte über die foziale Gefeggebung ſich dahin 
ausgeſprochen, daß die Armenlaften in ben Gemeinden 
allmählich verſchwinden werben, wenn fih das Geſetz 
vollſtändig eingelebt hat. Es ift ganz richtig, die Armen- 
laften verlätsinben in ben Gemeinden durch die Inpaliden- 
verficherung, weil bieje Leute in dem Alter umd bei Arbeits: 
umfähigfeit Die Rente befommen; aber wer trägt die Laften? 
63 find das die Mrbeiter und Arbeitgeber. Auch in 
diefer Beziehung muß Wandel und ausgleichende Ge- 
rechtigkeit geſchaffen werben, bamit nicht eine große Anzahl 
der vermögenden Beute an biefen Beiträgen frei ausgeht. 

(Sehr richtig! 

Das iſt ein Punkt, der gar nicht außer acht gelaflen werben 
darf. Ih habe während des W — vielfach 
von kleinen Handwerkern, hauptſächlich Bauhandwerkern, 
ehört, dab fie große Summen für ihre Berufögenofjen- 
haft zahlen müfjen und fih doch, wenn fie alt werben, 
oft weit ſchlechter ftehen als intelligente Arbeit. Man 
hat mir da bielfad die Meinung entgegenbracht, daß bie 
großen Bauunternehmungen von ben fleinen unterftügt 
werben. 63 ſei dringend notwendig, bier ſehr bald 
Wandel zu ſchaffen. Gerade bie treuen Staatöbürger in 
weiten Streifen des Handwerlks tragen ſchwer zur fozialen 
Gefeggebung bei, und fie hoffen, daß der Reihätag, wenn 
auch sicht J in dieſer, ſo doch in einer ſpäteren Tagung, 
hier Wandel ſchaffe. 


Reichstag. — 7. Sitzung. Freitag den 1. März 1907. 


Man hat auch von dem hohen Bankdiskont geſprochen. (C) 


Diefer wurde auch von ben Eleinen Landwirten, ſowie in 
Handwerker: und Hanbeläfreifen, ſchwer empfunden. Wer 
ſchnell Geld brauchte, mußte tief in die Tafche greifen. — 
Auf das Börſengeſetz will ic midhtzeingehen, ſondern nur 
fagen — und damit werben bie Herren auf der Rechten 
einderftanden jein —: bie Börſe foll dem Handel und ber 
Sinbuftrie dienen, aber nidjt berrfchen! In dieſem Sinne 
werben wir mitarbeiten, wenn dem Reihötag ein Börfen- 
geſetz vorgelegt wirb. 

Weiter möchte id) noch hinweiſen auf bie vielen 
Klagen unferer tapferen Veteranen von 1866, 1870 und 
1871. Bor wenigen Tagen it mir wieder ein Schrift: 
* zugegangen von einem Mann, der in der Mitte der 
echziger Jahre ſteht und ſchwer gichtkrank iſt; er kann 
nichts erhalten, er mag ſich hinwenden, wo er will; er hat 
ſich nun an die höchſte Stelle gewandt, die, wie er glaubt, 
ihm helfen kann; aber auch das wird ihm wohl nichts 
helfen, wenn wir die Sache nicht geſetzlich feſtlegen. Der 
Antrag Nißler und Genoffen ſcheint mir einen gangbaren 
Weg zu bieten, um unferen tapferen Veteranen den längft 
verdienten Ehrenfofd zu gewähren. 

(Bravo! recht.) 

Der Herr Reichskanzler hat in feiner Rede vom 
Montag vom vollen Schug der Landwirtſchaft geſprochen. 
Das wird in weiten Streifen der Landwirte Anerkennung 
finden. Auch ber erweiterte Ernteurlaub und bie Frei— 
fahrt für die jungen Leute, die zu Erntearbeiten in Urlaub 
eben, find ein Stüd Mittelfiandspolitif, dem wir zus 

mmen fünnen. 

über unfere Zoll: und Hanbelövertragäverhältniffe zu 
Amerifa wurde bisher feine Erflärung abgegeben. Dieſes 
Schweigen der Regierung beweiftt wohl, daß fie in ben 
bisherigen Bahnen fortarbeiten will zum Wohle der Lanb- 
wirtihaft und bes gefamten deutſchen Volkes. Die deutſche 
Zoll: und Handelöveriragspolitif, die in ben letzten ya (D) 
eingeführt worden tft, hat fich in der kurzen Zeit ihres 
Beitehen ſchon bewährt. In allen Volksſchichten zeigt fich ein 
wirtſchaftlicher ulm nicht zulegt in ben Arbeiter⸗ 
freifen. Die Induſtrie ift vollauf befhäftigt und nimmt 
und unfere beiten Wrbeiter weg. Auf dem Lande 
berrfiht großer Mrbeitermangel. Bei der letzten 
Wanderung der Dienftboten jind, namentlih in den 
fleinen Orten, viele Stellen frei geworden. Es ift 
bort fchwer, Dienftboten zu befommen. In ben 
Stübten geht es ja noch leichter. Da gibt ed mehr Ber: 
gnügen; ich erinnere an eine kürzlich gehaltene Rebe im 
preußifhen Abgeorbnetenhaufe. Auf dem Lande aber 
beißt es: am Tage arbeiten und nachts zur Ruhe! Das 
ift das Prinzip ber Landwirtſchafl. Dem wollen ſich 
natürlich nicht alle fügen. Es iſt ja nur ein Teil, der 
aus Vergnügen in bie größeren Stäbte, in die Inbuftrie- 
bezirfe abwanbert; aber es ift auch ein großer Teil, der 
wegen ber beſſeren Bezahlung dorthin geht. 

Mit Befriedigung will ih nod auf die Anwendung 
ber Seuchenfonvention und der Seuchengefege überhaupt 
hinweiſen. Im allgemeinen find in ben legten Jahren 
unfere Biehbeftände bon verheerenden Seuchen frei ge- 
blieben. enn diefer Schuß unferes Nationalvermögens 
weiter jo gehandhabt wird wie bisher, jo wird bas 
Tletichnotgerede bald verihwinben. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Es find der Landwirtihaft durch die Einſchleppung der 
Seuchen in ben letzten Jahrzehnten Millionen und 
Millionen geraubt worben. Oft ift der ganze Viehftand 
vernichtet worben. In ben legten Jahren hat man etwas 
ihärfer auf die Einfuhr vom Auslande geihaut, und 
dieſe Politit muß ich anerkennen. Es hat wirklich einen 
guten Eindrud auf bie ländliche Bevölkerung gemacht, 
daß bei der legten Fleiſchnotdebatte hier im verfloffenen 





Diper 


(A) Herbſt die Reichsregierung auf ihrem Standpunkt aushielt, 


der ſich bisher bewährt hat. 
(Bravo! rechts.) 

Im übrigen werde ich auch bereit ſein, alle Anträge, 
welche zum Schutz des Mittelſtandes in Stadt und Land 
zur Beratung fommen, vorſichtig zu prüfen, und werde 
mitwirken, joweit e8 in meiner Kraft fteht, zum Wohle 
des ganzen deutſchen Baterlandes. 

(Lebhafter Beifall rechts.) 


Bräfident: Dad Mort hat der Herr Abgeordnete 
v. Liebert. 


v. Liebert, Abgeorbnieter: Meine Herren, ich werde 
Sie nicht lange mehr aufhalten; ich habe nur den beiden 
Herren Abgeorbneten Bebel und Singer zu antworten, 
die den Neichönerband gegen die Sozialdemokratie mit 
einem fehr wenig ſchönen Beiwort beehrt haben. Da fid 
in dieſem hoben Haufe eine große Anzahl gr 
dieſes Verbandes befindet, und da ber Herr Stollege 
Hagemann und ich die Borfigenden beöfelben find, h 
müffen Sie mir wohl noch ein Wort der Entgegnung 
erlauben. Der Herr Kollege Hagemann wird Gelegenheit 
nehmen, beim Etat des Reichsamts des Innern zu diefer 
Frage zu ſprechen. 

Ich möchte heute mur kurz bemerken: ber Reichs— 
verband hat ſich gebilbet infolge des traurigen Ausfalls 
ber Wahlen 1903, er hat bem entiprochen, was der Herr 
Reichſskanzler von dem deutſchen Wolke forberte: eine 
Bewegung aus dem Bolfe heraus hervorzurufen gegen 
bie Sozialdemokratie. 

(Zurufe von den Sozialdemokraten.) 
Der Reichöverband hat gearbeitet, hat eine große Organi⸗ 
ſation geſchaffen, hat Redner ausgebildet und die Wahlen 
vorbereitet. Dabei ift er abiolut unabhängig von ber 
Regierung; denn ber Silvefterbrief, wie er genannt ift, 


(8) der von dem Herrn Reichskanzler an meine beſcheidene 


Perſon gerichtet worden ift, war das erſte Lebenszeichen, 
welches wir von ber Reichöregierung im Laufe von 3 Jahren 
erfahren haben. 

(Hört! hört!) 


Die Sozialdemokratie hat und natürlich bekämpft; das 
war ihr gutes Redt. Das „Wie“ aber, wie fie und bes 
fämpft hat, das war nicht ſchön. 
(Lebhafte Zuſtimmung rechts! MWiderfprud von den 
Sozialdemokraten.) 
Wir haben früher eine befcheibene, einfache, ſchlichte Prefle 
gehabt und einen anftändigen Ton im berfelben; in ben 
legten Jahren hat fi dieſer Ton ja aber leider zum 
Sauherdenton umgemwanbelt. 
(Lebhafte Zuftimmung rechts.) 

Ih will Ihnen nicht viel borlefen, nur einiges. 
Im Bande Oldenburg, unmittelbar an ber Grenze bei 
Wilhelmshaven, erſcheint das „Norddeutfche Vollsblatt“; 
dieſes Hatte die Freundlichkeit, und zuzurufen: „deutſche 
Pogromiſten, Holigans, Banditen des weißen Schreckens, 
Agenten ber Tat aus dem moraliſchen Schlamme, 
Holiganbande, konterrevolutionäre Mordbrennerei, Stint: 


bomben, Säureflaſchen und Körbe voll efelhaften 
Unrats“ uſw. 
(Lebhafte Zwiſchenrufe von den Sozialdemokraten. 


Hört! hört! rechts. Glocke des Präftdenten.) 
Als ich deswegen Klage erhob, hat mid der gr Staats⸗ 
anwalt in Oldenburg dahin beſchieden, daß „der Be— 
ſchuldigte die Gefahr erkenne, die ſeiner Richtung durch 
die neue Bewegung drohe, und ſich derſelben mit den 
nach ſeiner Anſicht wirkſamſten Mitteln zu erwehren 


ſuche“. 

(Große Heiterkeit.) 
Meine Herren, Sie ſchreien über Klaſſenjuſtiz; hier ſehen 
Sie: ih kriege auch fein Recht. Ich bin dann weiter 
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gegangen an ben Herren Oberftaatdanwalt und an den (C) 


Herrn Juſtizminiſter von Oldenburg; aber auch biefe 
beiden haben mid dahin befchieden: fie bebauerten. Ich 
appelliere aber an das ſchöne alte Wort: il ya des juges 


& Berlin! Deshalb wird dieſe Sache noch die Betitiond- 
fommijfion und boffentih das Hohe Haus hier 
beichäftigen. 


Ein weiteres hat das „Sächſiſche Volksblatt“ dem 
Reichsberbande vorgeworfen. Wir hätten al$ Beamte 
„Serupellofe Zeilenreißer, im Gramen ——— Abi⸗ 
turienten, ſtellenloſe Referendare, verpfuſchte Techniler und 


Dr. phil. ufw.* 

(Hört! hört!) 
Meine Herren, ih will nicht nachfragen, was die Abge- 
ordneten und Redakteure ber Sozialdemokraten etwa Früher 
waren. 

(Sehr gut! rechts. Oho! bei den Sozialdemokraten.) 
Der Herr, ben ich im Wahltampfe zu befämpfen hatte, und 
leider nicht mehr drüben ſehe — wie ich überhaupt viele 
nicht mehr fehe, die früher da waren — 

(fehr gut! rechts — lebhafte Zurufe von den Sozial: 

demofraten), 
Herr Schöpflin, Hat im Wahlfampfe damit renommiert, 
daß er früher Hirtenfnabe gewefen fei. Nun, Htrtenfnabe 
ift eine jehr finnige und gemiütvolle Beſchäftigung 
(Heiterkeit); 
ob fie aber zum Volfövertreter und zum Chefrebafteur die 
richtige Vorbereitungsſtufe ift, iſt eine andere Frage. 

(Sehr rihtig! rechts. Unruhe bei den Sozialdemofraten.) 

Ein andered Blatt, der „Hannoverfhe Volkswille“ 
hat und „Denichenfreundlichteit des Henkers“ vorge: 
worfen, bei der Erwähnung, daß bie bürgerlichen Parteien 
erh a gegenüber der Arbeiterflafje geübt 

e 


n. 
Die „Tribüne“ in Erfurt hat dad Wort geprägt: 


„die Settenhunde bed Reichſsverbandes befommen Die (D) 


Hundepeitſche“. Das ift alled Sauherbenton. 

Die bekannte Sektgefhichte, die Herrn Bebel fo * 
geregt hat, und die, wie er uns vorgeworfen hat, wir 
erfunden haben ſollen, wonach drei Genoſſen, Bebel, 
Singer und ein dritter an Kaiſers Geburtstage ſich in 
ben Armen gelegen und Sekt getrunten hätten, hat in 
der „Information“ geftanden, einem Blatte, das ich nicht 
ferne, und mit dem Reichsverbande nichts zu tun Hat. 

(Zurufe von den Soztaldemofraten.) 
Das alles find Außerlichkeiten. Aber ich habe im MWahl- 
fampfe erlebt, daß Herr Schöpflin in feiner „Muldetal- 
Zeitung“ nicht meine Berfon — die hat er ja ſechs Wochen 
mit Schmuß beworfen —, aber unſere heilige nationale 
Ihwarz-weiß:rote Flagge „Schmutlappen bes Hottentotten- 
blod3” genannt hat. 

(Große Unruhe rechts und Rufe: But!) 
Daraufhin habe ich erwibdert: was er mir fagt, ift gleich: 
gültig, aber für dieſe Sade fehlt leider ein Paragraph 
in unferem Strafgefegbud, und ba wir ihm nicht mit 
ber Jufttz beilommen fönnen, müßte ih auf das Beilptel 
bon Amerika verweilen, dort würde man ihn ber Lynch— 
juftiz überwiefen haben. 

Eebhafte Zuftimmung rechts. — Lärmende Zurufe 
bei den Sozialdemofraten.) 


Präfident: Sch bitte, ben Herrn Redner nicht zu 
unterbreden! Ste fünnen ihm ja morgen antworten. 


v. 2iebert, Nbgeorbneter: Meine Herren, mir 
werben weiter fämpfen. Fünf Jahre liegen jegt vor uns, 
und wir haben zwei große Bundeögenofjen: der erite tft 
ber Erfolg, der im Kampfe eine große Rolle fpielt, und 
ber zweite Bunbesgenoffe tft der bittere Hab und Ingrimm, 
ber fich weiter Kreiſe des beutfchen Volkes bemächtigt hat, 
vor allen Dingen bed Mittelftandes, der lleinen 
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vie) 


(A) Gewerbetreibenben, der Handwerker und ber Geſchäfts— 


leute, bie fo bitter unter dem Boylott der Sozialdemokratie 


leiden. 
(Lebhafte Zuftimmung.) 
Es iſt das eine jammerbolle Rache von feiten ber 
Sozialbemofratte gegenüber unferem Mäittelftande; aber 
biefe Rache wird fi furdtbar an Ihnen rächen. 
(Zurufe von ben Sozialdemokraten.) 
Wir fpeziell, die Abgeordneten aus dem Königreich Sachſen, 
fehen täglich aus zahllofen Briefen, wie der Mittelftand 
unter diefem Boylott leidet. Wir müffen unfere Wähler 
vorläufig noch mit Gebuld vertröften, wir werben für den 
Mittelftand nad jeber Nichtung hin kämpfen, und vor 
allen Dingen werben wir ihn fügen und förbern, ſodaß 
er fpäter eus feinen Mann gegenüber ber Sozial: 
demofratie jtehen wird. 
(Lebhafted Bravo.) 
Was von ben Arbeitern abbrödelt, haben wir ja im 
Wahllampfe erlebt, und das wird nod ganz anders 
fommen, wenn wir Ihnen Arbeitervereine felbft entgegen- 
ftellen werben. 
(Sehr richtig! rechts. — Zurufe von ben 
Sozialdemokraten.) 
Ih bin der Anficht, meine Herren, der 25. Januar und 
ber 5. Februar waren nicht nur ein Vollsgericht, fondern 
auch ein Gottesgericht gegen Sie. 
(Lachen bei den Sozialbemofraten.) 
Da hub die Wage bed Weltgerichts 
Am dritten Tage ber Herr des Lichts, 
Und er ftidht den Drahen vom güldnen Stuhl 
Mit Donnerfraden hinab zum Pfuhl! 
Der Drade ift die Sozialdemofratie. 
(Badjen und lärmenbe Zurufe bon ben 
Soztaldemofraten.) 
Meine Herren, jest find Sie nur zur Hälfte befiegt; 
(8) in fünf Jahren wird ſich der Ritter Georg, das heißt das 
— Volk, noch einmal erheben und — en Reſt 
geben. 
(Lebhaftes Bravo rechts.) 
Schon heute rufe ich Ihnen für 1912 ein vae vietis zu, 
und bazu wird der Neihäverband beitragen. 
(Erneuter lebhafter Sn rehtö und bei ben 
Nattonalliberalen. 
Stürmifhe Zurufe von den Sozialdemokraten.) 


Präfident: Meine Herren, ich ſchlage Ihnen vor, ſich 
nunmehr zu vertagen. — Es erhebt fi fein Wiber- 
ſpruch; die Vertagung ift beſchloſſen. 

Das Wort zu einer perſönlichen Bemerlung bat ber 
Herr Abgeorbnete Dr. Spahn. 


Dr. Spahn, Abgeorbnieter: Meine Herren, ald ber 
Herr Abgeordnete Eidhoff am Montag in ber perfönliden 
Bemerkung äußerte, er würde im Laufe ber Debatten wohl 
Gelegenheit finden, mir zu antworten, nahm id) an, er 
würde in ber Lage fein, beftreiten nu fönnen, das Eritifche 
Schreiben empfangen zu haben, in dem ihm mitgeteilt 
worden ift, daß die amtliche Unterſtützung für ihn nad 
Mitteilung ber Wilhelmftraße gefichert ſei. Mir ift bie 

erfon bed Herrn —— Eichoff völlig ſympathiſch. 

as hat aber mit dieſer Frage nichts zu tun; denn bei 
ihr handelt es fi vom Standpunkte des Reichsſstags aus 
darum, ob wir und die amtliche Unterſtützung im Wahl: 
fampfe gefallen laſſen follen. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Dem Herrn Abgeordneten Eichoff ift nad) feinen —— 
Mitteilungen befannt geweſen, daß ihm dieſe amtliche 
Unterftügung zuteil werben würde; er hat fie nidt 
abgewehrt und nicht abwehren fünnen, was id) zugebe. 
Kr habe nicht die Forderung aufgeftellt, daß er das 


Mandat nieberlegen folle, fondern meine Auffaffung gi (C) 
dahin: die (ihre des Reichstags erheiſcht, dak ein Mit- 
glied, dad durch amtliche Unterftügung gewählt if, vor 
völliger Aufklärung der Sade fih der Teilnahme an 
unferen Sigungen oder, was enticheibend ift, an unferen 
Abftimmungen enthält. 

(Sehr richtig! in der Mitte. Lachen und 

Widerſpruch links.) 

Der Herr Abgeorbnete Richter hat in einem anbers 
er erten Falle, der bie Geſchäftsordnungskommiſſion 
efaßte, die Teilmahme des Abgeordneten an unferen Ge— 
ſchäften unangenehm empfunden und beflagt. 

Meine Herren, bad alſo ift bie frage, um bie 
es fih Handelt, und dieſe meine Auffaffung ift 
burdaus nicht komiſch, fondern fie ift bei der Unge— 
wöhnlichkeit des Falles * ernſt. Ob im vorliegenden 
Falle amtliche Wahlbeeinfluſſungen ſtattgefunden haben, 
ob dieſe amtlichen Wahlbeeinfluſſungen die Tragweite 
hatten, zur Kaſſation ber Wahl zu führen das 
ift Sache der Prüfung der Wahlprüfungstommiffion und 
der bemnächftigen Entſcheidung des Reichstags; ber Proteft 
Ikegt vor. Ih muß fonftatieren: wir hatten meines 
Miffens bis jest im Neichätag noch feinen Fall, daß ber 
Abgeordnete benadrichtigt war, daß die amtlihe Unter— 
ftügung ihm zuteil werde. 

(Zurufe links: perſönlich! — Glode des Präfibenten.) 


Präſident: Herr Nbgeorbneter, dieſe legten Be— 
merkungen gehen über die Grenze einer perſönlichen 
Bemerkung hinaus. 


Dr. Spahn, Abgeordneter: Der Herr Abgeorbnete 
Dr. Semler hat meinen Namen in Verbindung gebracht mit 
ben Verhandlungen in der Kommiſſion über die Eifenbahn 
Kubub-Seetmandhoop. Der Abgeordnete Dr. Semler gibt 
eine Darftellung, die der Sachlage nicht entſpricht. Er hat 


mir zurZaft gelegt, daß id; am Ende der Kommiffiondberatung (D) 


bie Bemerkung gemacht hätte, dab ih das Endergebnis 
biefer Abftimmung ber Entſcheidung im Plenum überlafien 
müßte. Wie war's, meine Herren? — Herr Präfident, ich 
muß, um mid zu verteidigen, eine furze Darlegung ber 
Sadıe geben; id will fie jo kurz wie möglih machen. 
— Mir haben die Berhandlungen über bie Eifenbahn 
nicht verlängert. Die Verhandlungen über bie Etfenbahn: 
vorlage zogen ſich einige Tage dadurch in bie vu daß 
Regierungslommiſſarien ſprachen — ganz nad dem Wunſch 
ber ſtommiſſion. Wir Haben dann in der Fraktlon bie 
Bahn zur Sprade gebracht — ich habe das alles in ber 
Kommiffton mitgeteilt; dem Herrn Abgeorbneten Semler 
ift das alles befannt —, und bei biejer Fraltionsberatung 
bat ſich gezeigt, daß wir bie Fraktion für die glatte An- 
nahme ber Vorlage nicht gewinnen würden, ſondern nur 
bann gewinnen würden, wenn wir die Vorlage auf ben: 
felben Boden ftellten, auf ber die Eiſenbahnen in Togo 
und Oſtafrika ftänden. Daraufhin ift von und ein ent: 
ſprechender Antrag ausgearbeitet und in ber Kommiſſion 
eingebradt worden. tefer Antrag ift nicht in allen 
Punkten angenommen worden, ein Punkt wurde abgelehnt. 
Wir haben deffenungeachtet in der Kommiffion für bie Vor: 
lage geftimmt; nach der Ablehnung bed einen Paragraphen 
unfered Antrags habe id darauf aufmerffam gemadt, daß 
wir, nachdem bieje Ablehnung erfolgt fei, für bie Fraktion 
nicht unbedingt einftehen fünnten. Ich habe dann aber 
weiter, um die Vorlage zu reiten, die Bemerkung ge: 
macht, dab wir lieber einen Tag länger bier zufammen- 
bleiben wollten 
(ſehr richtig! in der Mitte), 
wodurch die zwei Leſungen möglih geworben wären. 
Uns trifft fein Vorwurf, wenn die Vorlage damals nicht 
erledigt worden ift. 
(Bravo! in der Mitte.) 
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Präſident: Der Herr Abgeordnete Eidhoff hat das 
Wort zu einer perjünlichen Bemerkung. 


Eichhoff, Abgeordneter: Meine Herren, id) werde mid) 
auf eine ganz kurze Bemerkung beichränfen. berufe 
mid auf dad Stenogramm meiner Rede und bitte alle 
Herren, dasjelbe genau nachzuleſen, um zu prüfen, wer 
recht hat, der Herr Abgeorbniete Dr. Spahn oder ih. Im 
übrigen ift es felbitveritändlid Sache der Wahlprüfungs- 
fommiffion, zu entjcheiden, ob eine ungejeglihe Wahl: 
rn bei meiner Wahl ftattgefunden hat. Daß 
aber ein Abgeordneter, deſſen Wahl angefochten ift, nad) 
ber Logik des Herrn Dr. Spahn hier im Haufe micht 
anweſend jein bürfe, das, meine Herren, ift mir völlig 
unverftändlid. 

(Lebhafte Zuftinnmung bei den Liberalen.) 


Bräfident: Der ge Abgeordnete Dr. Semler hat 
bad Wort zu einer perlönlichen Bemerkung. 


Dr. Semler, Abgeorbneter: Es ift felbftverftändlich 
unmöglid, im Rahmen einer wirklichen perſönlichen Be: 


merfung 

(ieh gut! bei den Liberalen) 
das zu widerlegen, was foeben ber Herr Abgeordnete 
Spahn zur Sade gejagt hat. 

(Sehr gut! bei den Liberalen.) 
Ih muß mir baher vorbehalten, auf die Sade zurüds 
zufonımen, wenn Sie die Güte haben wollen, vieleicht 
durch Ihre nächſten Redner meine biesbezügliden Be— 
merfungen zu widerlegen. In dem Augenblid, wo fie 
ſachlich widerlegt werben fünnten, bin ich bereit, fie zu 
forrigieren, oder aber ich werde, wenn ich recht habe, 
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Reichstag. 


jahlih das aufrecht erhalten, was ich vorhin gefagt habe. 
In dem Rahmen der perfünlihen Bemerkung kann id 
einfah, wenn ich mid —* an die Sache binden will, 
dem Herrn Kollegen Spahn nicht folgen. 


Präfident: Der Herr Abgeordnete Dr. Spahn Hat 
das Wort zu einer perſönlichen Bemerkung. 


Dr. Spahn, Abgeorbneter: Dem Herrn —— 
Eickhoff, gleich dem ich mich auf die lag wre ſchen Be: 
richte berufe, habe ich nur zu erwidern, daß er ſich die 
Frage wird vorzulegen haben, ob er, nachdem der Wahl: 
proteft vorliegt, fih hier an einer Abftimmung be: 


tetligen will. 
(Laden links.) 


Präfident: Der Herr Abgeordnete Eidhoff hat das 
Wort zu einer perfönlichen Bemerkung. “ 


Eickhoff, Abgeorbneter: Meine Herren, ih will nur 
fonftatieren, daß die Logik des Herrn Dr. Spahn einfach 
ber Berfaflung widerfpridt. 

(Sehr richtig! bei den Liberalen.) 


Präfident: Meine Herren, ih fchlage Ihnen vor, 
die nähfte Sigung abzuhalten am Sonnabend ben 
2. März, Vormittags 11 Uhr, mit folgender Tages— 
ordnung: 

Fortſetzung der heutigen ae 
Gegen dieſen Vorſchlag erhebt ſich fein Widerfpruch; die 
Tagesordnung fteht feit. 
Ic ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sigung 6 Ihr 8 Minuten.) 





Drud und Verlag der Norddeutſchen Bucbruderei und Verlagsanftalt, 
el Berlin SW., Wilbelmftraße 32. 2. 
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(A) 
S. Sißung. 
Sonnabend den 2. März 1907. 
Seite 
Geſchäftlichs.. 175B, 200B 
Fortſetzung der erſten Beratung: 

a) des Entwurfs eines Geſetzes be: 
treffend die Feſtſtellung des Reichs- 
haushaltsetats für das Rechnungs— 
jahr 1907, 

b) des Entwurfs eines Geſetzes be— 
treffend die Feſtellung des Mans- 
haltsetats für die Schußgebiete auf 
das Rechnungsjahr 1907, 

ce) der Ergänzung zum Entwurf des 

8) Neihshaushaltsetats für das Ned: 
nungsjahr 1907, 
(Nr. 9, 10, 74 der Anlagen)... ... 176D 
Dr. Shaddlr .......... 176D 
Perſönlich ........ 199B 
MIBEREE: u nie 188D 
Perſönlich ....198C, 199D 
Dr. Graf v. Poſadowsky-Wehner, 
Staatöminifter, Staatsfefretär 
deö Innern, Stellvertreter des 
NReihöfanzlerd .... 2... 196 A 
Wölzl — perfönid ....... 197C 
Gröber — desgl. ........ 197D 
Erzberger — beögl. . .. 198A, 199B 
Windler — deösgl......... 198B 
Kohl — desgl. ... 2... .. 198D 
Teititellung der Tagesordnung für Die nächfte 
DIE: 4 u ee ea Var 200 A 


Die Sisung wird um 11 Uhr 15 Minuten durch den 
Präfidenten Dr. Grafen zu Stolberg: Wernigerode eröffnet. 


Bräfident: Die Sigung ift eröffnet. 
Das Protofol der vorigen Stgung liegt zur Einſicht 
auf dem Bureau offen. 
Seit der letzten Plenarfigung tft eingetreten ber 
Herr Abgeorbnete v. Bollmar. 
Reichstag. 12. Legisl.P. 1. Seſſion. 107. 








Das Nefultat der geftern vollgogenen Kommiſſions— 


wahlen bitte ich zu verleſen. 


Schriftführer Abgeordneter Rogalla v. Bieberftein: 
Sn die I. Kommilfion — für den Neid: 
hbaushalt3etat — find gemählt: 

bon der 1. Abteilung die Herren Abgeorbneten 
Dr. Arendt (Mandfeld), Samp, Dr. Wiener, 
Dr. Pachnicke; 

bon ber 2. Abteilung die Herren Abgeordneten 
Dr. Blantenhorn, Graf v. Oriola, Dr. Paaſche, 
Dr. Semler; 

bon ber 3. Abteilung bie Herren Abgeordneten 
Liebermann v. Sonnenberg, Lattmann, 
Kopſch, Schweickhardt; 

von der 4. En ee Herren Abgeordneten 
Müller (Fulda), Dr. Schaedler, Dr. Spahn, 


Spe 

bon ber 5 Abteilung bie Herren Abgeorbneten 
Dr. v. Starzynött, Bebel, Ledebour, Singer; 

von der 6. Abteilung die Herren Abgeordneten 
v. Staudy, Freiherr v. NRichthofen-Dams- 
dorf, p. Elern, Will (Stolp); 

von der 7. Abteilung die Herren Abgeorbneten 
Graberger, Fehrenbach, Gröber, Dr. Freiherr 
v. Hertling. 

Die Kommtifion hat fi fonftituiert und gewählt: 
zum Borfigenden ben Herrn Abgeordneten Gamp, 
zu deflen Stellvertreter ben Herrn Abgeorbneten 

Dr. Freiherrn v. Hertling, 
zu Schriftführern die Herren Abgeorbneten 
GErzberger, Lattmann, Ledebour, Will(Stolp). 
Su die II. Kommtffion — für die Petitionen 
— find gewählt: 
bon ber 1. Abteilung bie Herren Abgeorbneten 
Dr. Hoeffel, Schultz, Schwark (Lübed), 
Gans Edler Herr zu Putlig; 
von ber 2. Abteilung die Herren Abgeorbneten 
Bed (Heidelberg), Held, Dr. Weber, Wölzl; 
bon ber 3. Abteilung die Herren Abgeordneten 
Graef (Weimar), Reichsgraf v. Bothmer, 
Dr. Mugdan, Dr. Pfunbiner; 
von der 4. Abteilung die Herren Abgeordneten 
Dr. Marcour, Naden, Wattendorff, Wallen- 


orn 
von der 6. Abteilung die Herren Abgeordneten 
Brejäfi, Dr. d. Chtapowo Ghtapowätt, Ged, 


Sadje; 

bon ie 6. ——— - erren F eordneten 
v. Gersdorff, Dr. Dröſcher, v. Kaphengſt, 
Perniock; 

von der 7. Abteilung die Herren Abgeordneten 
Dr. Belzer, Giesberts, Graf v. Oppersdorff, 
Dr. Mayer (Kaufbeuren). 

Die Kommiffion hat fich fonftituiert und gewählt: 

zum Borfigenden ben Herrn Abgeordneten 
Mattendorff, 

zu deffen Stellvertreter den Herrn Abgeordneten 
Dr. Dugdan, 

zu Säriftführern die Herren Abgeordneten 
Held, Naden, Berniod, Sadje. 

In die II. Kommiſſion — für bie Wahl: 
prüfungen — find gewählt: 

von der 1. Abteilung bie Herren Abgeordneten 
db. Dergen, Dr. Hedicer; 

u der 2. Abteilung bie Herren Abgeordneten 

r. Heinze, Dr. Görd (Holftein); 

bon je 3, Abteilung die Herren Abgeordneten 

Kölle, Dr. Miller (Meiningen); 
26 
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(Schriftführer Rogalla v. Bieberftein.) 

bon der 4. Abteilung die Herren Abgeordneten 
Schwarze (Lippftabt), Wellftein; 

bon ber 5. Abteilung die Herren Abgeordneten 
v. Saß⸗Jaworski, Fiſcher; 

von der 6. Abteilung die Herren Abgeordneten 
v. Brockhauſen, Dr. Wagner (Sachſen); 

bon der 7. Abteilung die Herren Abgeord— 
neten Burlage, Dr. Dahlem. 

Die Kommiſſion hat ſich fonftituiert und gewählt: 

zum Borfigenden ben Herrn Abgeorbneten 
Wellitein, 

zu deſſen Stellvertreter den Herrn Abgeordneten 
Dr. Heinze, 

zu Scriftführern bie Herren Abgeordneten 
Dr. Dahlem und Dr. Wagner (Sadjen). 

In die IV. Kommiſſion — für die Geſchäfts— 

ordnung — find gewählt: 

von der 1. Abteilung die Herren Abgeordneten 
dv. Dirkien, Traeger; 

bon ber 2, Abteilung die Herren Abgeorbneten 
Dr. Jund, Lind; 

bon der 3. Abteilung die Herren Abgeordneten 
Liebermann v. Sonnenberg, Oeſer; 

bon ber 4. Abteilung die Herren Abgeordneten 
Noeren, Kalkhof; 

bon der 5. Abteilung die Herren Abgeordneten 
Dies, Singer; 

bon der 6. Abteilung die Herren Abgeorbneten 
Dietrih, Dr. Gieſe; 

bon der 7. Abteilung die Herren Abgeordneten 
Gröber, Kirſch. 

Die Kommiſſion hat ſich Lonftitwiert und gewählt: 

zum Borfigenden den Herrn MAbgeorbneten 
Dr. Junck, 

zu deſſen Stellvertreter den Herrn Abgeord- 
neten Singer, 

zu Schriftführern bie Herren Abgeordneten 
Kalthof und Oeſer. 

In die V, Kommtifion — zur Vorberatung ber 
Rechnungen über den Reihshaushalt — find 
gewählt: 

von ber 1. Abteilung die Herren Abgeorbneten 
Dr. Barenhorft, Dr. Südefum; 

bon der 2. Abteilung die Herren Abgeordneten 
Drtel, Dr. Börde (Brandenburg); 

bon ber 3. Abteilung die Herren Abgeordneten 
Dr. Mugdan, Mens; 

bon ber 4. —— die Herren Abgeordneten 
Hug, Schwarze (Xippftadt); 

bon ber 5. Abterlung die Herren Abgeordneten 
Kuleröti, Uri; 

von der 6. Abteilung die Herren Abgeorbneten 
Dr. Roefide, v. Bolto; 

bon ber 7. Abteilung bie Herren Abgeordneten 
GEngelen, Horn (Neiße). 

Die Kommiffion hat ſich Tonftituiert und gewählt: 

zum Borfigenden den Herrn Mogeorbneten 
Dr. Mugban, 

zu deſſen Stellvertreter den Herrn Abgeordneten 


Hug, 

zu Schriftführern die Herren Abgeordneten 
v. Bolko und Ortel. 

In bie Kommiſſion für die Ausſchmückung des 
Reichsſtagsgebäudes find gewählt: 

ber Herr Abgeordnete Dr. Arendt (Mausfeld) 
bon ber 3. Abteilung, 

ber Herr Abgeorbnete Henning bon ber 6. Ab- 
teilung, 

ber Herr Abgeordnete Dr. Freiherr v. Hertling 
bon ber 7. Abteilung, 


(A) 


(B) 


ber Herr Abgeorbnete Freiherr Heyl zu Herrns— 
heim von ber 5. Abteilung, 

ber Herr Abgeordnete Kirſch don ber 1. Ab: 
tetlung, 

ber Herr Abgeordnete Singer von ber 4. Ab: 
teilung, 

ber Herr Abgeordnete Traeger von ber 2. Ab» 


teilung, 
In ben Beirat für Arbeiterftatiitif find 
gewählt: 

ber Herr Abgeorbnete Freiherr Heyl zu Herrns⸗ 
heim von der 5. Abteilung, 

ber Herr Abgeordnete Dr. Hitze von ber 2. Ab- 
teilung, 

ber Herr Abgeordnete Dr. Pachnicke von ber 
7. Abteilung, 

ber Herr Abgeordnete Pauli (Potsdam) von 
ber 6. Abteilung, 

ber Herr Abgeorbnete Schad von ber 1. Ab: 
teilung, 

ber Herr Abgeordnete Schmidt (Berlin) von 
ber 4. Abteilung, 

der Herr Abgeordnete Dr. Pieper von der 
3. Abteilung. 


Bräfident: Zu Mitgliedern der Bibliothekskom— 
miſſion habe ih ernannt die Herren Abgeorbneten Diet, 
Dr. Hermes, Dr. Hieber, v. Normann, Graf v. Oppers- 
borff, Dr. Pachnicke, Pauli (Oberbarnim), Dr. Spahn. 
Ich bitte die Herren, fih zu konftituieren. 

Ich babe Urlaub erteilt den Herren Abgeordneten 
Müller (Rudolftadt), Graf dv. Oppersdorff und dv. Treuen: 
feld für 8 Tage. 

Es ſucht Hr längere Bett Urlaub nad ber Herr 
Abgeordnete Bolg, für 14 Tage vom 4. d. M. ab. — 
Dem Urlaubdgefuh wird nicht widerſprochen; dasſelbe ift 
bewilligt. 

Wir treten in bie Tagedorbnung ein: 

Fortfegung der erften Beratung des Entwurfs 

eines Geſetzes betreffend die Peititellung des 

Reichs haus haltsetats das Rechnungsjahr 

1907, nebſt Anlagen und einer Dentiarift Nr 9 

ber Drudiadhen), 

in Verbindung mit ber Fortſetzung ber 
erften Beratung 

a) bed Entwurfs eined Geſetzes betreffend bie 
Feſtſtellung des Haushaltsetats für die Schutz⸗ 
gebiete auf das Rechnungsjahr 1407, nebft 
Anlagen (Nr. 10 der Drudjaden), 

b) der Ergänzung zum Entwurf des Reichs: 
haushalt3etat3 für dad Rechnungsjahr 1907, 
nebft Anlagen (Nr. 74 der Drudjaden). 

Die Diskuffion ift wieder eröffnet. Das Wort hat 
ber Herr Abgeordnete Dr. Schaebler. 


Dr. Schaebler, Abgeorbneter: Meine Herren, ber 
Reichstag tft jegt eigentlidr gut daran, und man müßte 
eigentlih dem Herrn Reichskanzler dankbar dafür fein, 
baß er den alten Reichätag aufgelöft hat; denn wir haben 
jegt dad, was dem Reichstag biöher gefehlt hat, einen 
Oberfthofmeifter, einen Oberfharfmader uud einen Ober: 
zeremontenmeifter. Damit ber Reichstag nit übermitig 
werde, hat ber Herr —— Fürſt Hatzfeldt daran 
erinnert, daß vor einem Menſchenalter große Männer über 
große Fragen hier geſprochen haben in ernſter Weiſe; 
heute dagegen nehme bie Parteipolitik einen viel zu 
dreiten Raum ein. Es folle fi aud ber Neichätag 
bon parteipolitiihen Erörterungen in diefem weiten Um— 
fange fern halten. Der Herr Abgeordnete Fürft Hatz— 
feldt meinte dann: daran habe man fein Intereſſe. Das 
mag ja nun bort auf ben ftolzen Höhen fein. Aber in den 


(C) 


(D) 
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(Dr. Schaedler.) 


(A) Niederungen der misera contribuens plebs hat man tat- 


fählih ein ſehr großes Intereſſe an der Stellung der 
Parteien als folde, an dem, was fie wollen, an bem, 
was fie follen, und an bem, was fie ausführen. Dem 
Reichsſstag ift auch dor allen Dingen eine pofitive Aufgabe 
borgefchrieben worden . duch den Herrn Abgeordneten 
Windler. Er hat diefe Aufgabe dahin präzifiert, daß bie 
erfte Seffion des neuen Reichstags fruchtbar gemacht 
werde, beſonders dadurch, daß die neue Mehrheit auf ge— 
feglihem Wege, wie er ſich euphemiftiich ausdrüdte, für 
bie Arbeitöwilligen eintrete, tatfächlich alfo eine neue Auf: 
lage des Zuchthausgeſetzes. 
Sehr richtig! Links.) 

Ich babe mir gedacht, da werben die neuen Bundes— 
genoffen da brüben, die um Payer und Schraber, hoch 
entzüdt fein von dieſer neuen Aufgabe. 

(Heiterfett.) 
Das ift fo eine der Unftimmigfeiten in Dem Konzert, deffen 
ſtonzertmeiſter der Fürft-Neichölanzler ift, zugleih auch 
der Impreſario ber ganzen Sadıe. 

Heiterkeit.) 
Allerdings, diefe Aufgabe, die der Herr Abgeordnete 
Winckler dem Reichstage geftellt hat, reiht fih würdig an 
feiner Benrteilung jener barbariihen Schritte gegen 
Eltern und Gefhiwifter, deren Söhne und Brüder bon 
Gymnafien entfernt werben müffen, weil ihre Geſchwiſter 
oder Eltern anderweitig, wie man meint, gefündigt haben. 

(Hört! —* in der Mitte.) 

Es iſt mir allerdings auch der Gedanke gekommen, ob 
nicht der Vorſchlag des Herrn Abgeordneten Winckler die 
andere Seite ber Programmedaille des Herrn Reichs— 
fanzler3 ift: nad der einen Seite hin bad, nad ber 
anderen Seite auf Grund einer Aufforderung das andere; 
denn dann ift e8 ja nicht aus der eigenen Snitiative ber 
verbünbeten Regierungen hervorgegangen: halb zog «3 


(8) ihr, halb ſank er hin, jo ward er hingezogen. 


Und für ben guten Ton im Haufe forgt unſer Kollega 
Herr Dr. Semler 
(Heiterfeit in ber Mitte), 
ber jedenfalls mit ber Herausgabe eine Parlaments— 
fnigge betraut werben müßte. 
(Heiterkeit in ber Mitte.) 
Er hat fich beklagt über bie Nechthaberei des Zentrums, 
über bie wenig urbanen Formen, auch darüber, daß das 
——— es wenigſtens geduldet habe, daß die beſcheidenen 
ationalliberalen ſo ſchlecht behandelt werden. Und als 
ihm verſchiedene Male zugerufen wurde: Beweiſe — man 
ätte auch noch daran erinnern können, daß einer feiner 
reunde am 11. März, e8 war ber Herr Abgeordnete 
aaſche, das Zentrum eine befreunbete Partei genannt 
at — als ihm zugerufen wurbe: Beweiſe, antwortete er: 
abröc Era — ich hab's gejagt. 

Meine Herren, ih wollte einmal jehen, wenn man 
bor einem Gericht damit ald Beweis füme, ih glaube 
faum, daß irgend ein Gerihtähof auf eine folde Beweis: 
führung einfchnappen würde. Man könnte aber annehmen, 
bad jet ber Ubermenſch, ber Herrenmenich, für ben es 
überhaupt gar feinen anberen Beweis gibt ald wie bad: 


ih hab's geſagt! 
* .- (Heiterkeit.) 


Jedenfalls iſt es der befte Beweis ber perfönlichen Be— 
jcheidenheit, oder aber des ganzen perſönlichen Hochgefühls 
des Herrn Sollegen Dr. Semler und wenn aus dem 
Putſch auf Fernando Po nichts — iſt, dann heißt 
es trotzdem: adröc Era — ich hab's geſagt! 

Der Herr Kollege Semler iſt bei der Gelegenheit 
auch auf das Klatſchen gekommen bei der Reichstags— 
auflöſung, und er hat dieſes Klatſchen feiner Freunde 
damit motiviert, daß endlich einmal dieſer Bann gebrochen 
würde, den das Zentrum insbeſondere auf bie verehrten 


Herren bon ber nattonalliberalen Partei durch diefe minder (C) 


urbanen Formen gelegt habe. Dem Herrn Kollegen 
Semler barf ih eines fagen: wenn die äußerfte Linke 
geflatiht Hat, dann hat er die Ironie nicht verftanden, 
aus der heraus das geichehen tit, und bezüglich feiner 
Freunde habe ih gar manden geſehen, der auch geklatſcht 
bat, aber er bat es unter den Bänfen getan, damit cs 
ber Herr Lehrer nicht merkt. 
(Heiterfeit.) 

Ih habe mic, eigentlich über bie Rede des Herrn 
Kollegen Semler gewundert, denn fie ift geradezu einzigartig, 
und troßdem er jegt nach dem Reichökanzlertelegramm zum 
vierzigſten Geburtötagsfefte feiner Partei „in lichter ges 
worbener Gegenwart“ wandelt, fo hätte am geftrigen Tage 
biefe Rebe eigentlich erfcheinen können, jo etwa, wie ber 
Niederihlag der vorgeftrigen Yubiläumsfeftftiimmung, 
— wenn ih nit genau wüßte, daß der Herr Kollega 
Dr. Semler dem Feſte felber nicht beigewohnt hat. So 
muß id; allerdings feine Rede aus der Stimmung erflären, 
die die Gröberiche Rebe bei ihm erzeugt hat. 

(Ah! bei den Nationalliberalen.) 
— a, meine Herren, das fommt in den ftenographiichen 
Bericht, und ich würde vorschlagen, daß die ganze Dehnung 
des Ah! hineinkommt. 

(Große Heiterkeit.) — 
Ich muß dad annehmen, denn fonft wüßte ih mir nicht 
zu erflären, wie der Herr Abgeorbniete Dr. Semler dazu 
fommt, aus der Rede Gröbers heraudzuhören: „ed gebt 
mit gebämpftem Zrommelihlag*. Nein, meine Herren, 
dad wiſſen Sie felber fehr gut, und das weiß auch ber 
Herr Abgeordnete Dr. Semler, daß dad, was alles vor: 
gegangen ift, für und gar nicht dazu angetan ift, daß wir 
mit gebämpftem Trommelſchlag marichieren. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Der Her ent vd. Liebert hat und ja geftern in 
Ausficht geftelt, daß wir fünf Jahre zuſammen bleiben. 
(Heiterkeit in der Mitte.) 

Bei der genauen Kenntnis der Verhältniffe, die ich dem 

Herrn Abgeordneten v. Liebert zutrauen barf 

(ehr gut! in der Mitte), 
wird ſich immerhalb dieſer fünf Jahre noch Gelegenheit 
geben, auch über dieſen „gebämpften Trommelſchlag“ uns 
zu unterhalten. 

(Sehr gut! in ber Mitte.) 

Der Herr Abgeorbnete Dr. Semler hat fih mit aller 
Entſchiedenheit Dagegen verwahrt, baf er und feine Freunde 
etwas von Kulturkampf wiffen wollen, und er hat einen 
ichlagenden Beweis erbradt. Er hat und gefagt: in 
unferem Manifeft fteht fein Wort davon, und wir hätten 
doch auch flammende Worte gefunden. 

(Heiterkeit in der Mitte.) 
Meine Herren, das letztere bezweifelt bei uns fein Menſch 
(fehr gut! und Heiterkeit in der Mitte); 
benn um Worte und um flammenbe Worte waren Sie 
nie verlegen. 

(Sehr gut! und große Heiterkeit in der Mitte.) 
Aber ih möchte dem Herren Stollega Dr. Semler jagen, 
auch feine politifchen Altvorbern haben nicht gefagt: 
jetzt ſezen wir und hin und jet maden wir Kultür— 
tampf, fondern fie haben es getan. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 
Meine Herren, e8 ift ein ganz eigentümliches Zufammens 


treffen — 
(Zuruf reits), 

— wenn ed ber verehrte Herr als Zeittotichlagen betrachtet, 
ſteht es ihm ja vollftändig frei, Diejer feiner Kritik Ausdruck 
zu geben; allein dann wird er aud gewiß etwas Beſſeres 
zu tun wiffen; denn eine Verpflichtung, bie Zeil hier tot- 
zuſchlagen, befteht für ihn nidt. 

(Sehr gut! und Heiterkeit in ber Mitte.) 

26° 
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(Dr. &chaebler.) 
Meine Herren, ich babe geſagt, es ift ein ganz eigen- 
tümliches Zujammentreffen; feinerzeit hat man begonnen 
als Einfeitung zum Kulturkampf mit dem Sturm auf 
das Stlöfterlein in Moabit, und gleichzeitig hat man aud 
die Entlaffung des Kultusminiſters v. Mühler gefordert. 
Geſagt hat man gar nicht, daß man Kulturkampf machen 
will; aber man hat es getan. Eigentümlich im preußiſchen 
Abgeordnetenhaus — ſo weit wird man ſich ja damit be— 
ſchäftigen dürfen, wenn auch geſtern einer der verehrten 
Herrn Kollegen von der rechten Seite die Beſchäftigung 
mit dem preußiſchen Abgeordnetenhauſe glaubte innerhalb 
gewiſſer Grenzen feſtſetzen zu müſſen — war eine der 
erſten Erörterungen bie über eine Franziskaner Nieder: 
lafjung, wenn ich nicht irre, in Schleftien. Weiter erfahren 
wir jegt durch die Preffe, daß Anweiſungen hinauss 
gegangen find in dad Land, um den Nachweis dafür zu 
führen, ob flöfterlihe Niederlaſſungen auf Krankenpflege 
der Schweſtern, die jhon seit Jahrzehnten beftehen, 
ftaatlihe Genehmigung haben. 
(Hört! Hört! in der Mitte.) 
In den Debatten dieſes Haufes hat es durch— 
eflungen, was ſofort aud nad) der Neihstagsauflöfung 
feitens eined Zeild ber neuen Verbündeten geforbert 
worden ift, nämlid, daß eine freie Luft in das Kultus— 
minifterium in Preußen einziehe, und daß Herr Stubt 
entfernt werde. Und Hat nicht bie Nationalgeitung, die 
dod das vornehmfte nationalliberale Blatt fein will, in 
der nämlihen Stunde, wo hier bie Reichstansanflöfung bor 
fi gegangen ift, als erites Signal im Wahltampfe bie 
infame Beltchungsgelhichte mit den 500000 Mark an 
Bapit Leo XI. gebradt? 
(Sehr gut! in der Mitte.) 
Alſo ſehen Sie, Herr Kollega Dr. v. Semler 
(SBurufe: bon?) 
das wünſche ich ihm von Herzen 
(Heiterkeit) —, 
darauf kommt es nicht an, daß Ihr Manifeft nicht in 
flammenden Worten zum Kulturtampf auffordert. 
Übrigens hat bei diefer Gelegenheit der Herr Kollega 
Dr. Semler aud) eine neue Definition des ulturtampts 
gegeben, die dahin geht, daß man Stellung nehmen müffe, 
wenn ftaatlihe Hilfe geforbert werde für berechtigte oder 
unberechtigte Anſprüche der Kirche. 
(Sehr gut! in der Mitte.) 
Aud hier hätte man fofort wieder rufen fünnen: Beweiſe! 
Aber es wären notwendig Beweiſe inöbefondere, wo ſolche 
ftaatliche Hilfe in Anſpruch genommen ift für unberedtigte 
Forderungen. Und was beredhtigte angeht, fo glaube ich, 
daß die verſchiedenſten deutfhen Staaten wohl faum ber 
Scharfmachung duch) den Abgeordneten Dr. Semler 


bedürfen 
(ehr wahr! in der Mitte), 
um fi zu wahren ſowohl, wenn bie berechtigten, wie 
wenn unberechtigte Anſprüche an fie herantreten. Aber 
ih glaube, wenn man gerufen hätte, Bewelfe, hätte man 
wieder die Antwort befommen: ich hab's gejagt. 
(Heiterkeit in der Mitte.) 

Unangenehm bei biefer Sache über ben Kulturkampf 
waren bem Herrn Dr. Semler die Zitate, Die der Abge— 
ordnete Gröber vorgebracht hat. Er hat gemeint: ja, 
was hat denn das für eine Bedeutung, da fommt ed nur 
auf bie befiere Negiftratur am. Ja, verehrteſter Herr 
Kollega Dr. Semler, hätten Sie ſich eine beffere Regiftratur 
angelegt, dam hätten Sie ben Herrn Kollegen Gröber in 
den Sand ftreden können. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Sie haben feine Regiftratur, das ift ſchade. Solde Dinge 
fol man ſich immer regiftrieren, man braudjt fie mandes 
Mal notwendig. 
(Schr wahr! und Heiterkeit in ber Mitte.) 


— num, 





Das hat man anderweitig fhon bemerkt, daß Ahnen (C) 


die Regiftratur des Herrn Stollegen Gröber durchaus nicht 
fehr angenehm war, Alſo lernen Sie wenigitend davon 
— Ihnen gegenüber darf ich nit von einem Nat ſprechen; 
aber e3 ift doch ein Gedanfe von mir: möchte das Bei— 
fpiel des Kollegen Gröber Nahahmung finden, dann 
werben Sie nicht in die Lage oder Gelegenheit kommen, 
bloß einfady über derartige Zitate abzuſprechen — ober 
es war, glaube id, noch ein ſchäferer Ausdruck, ben id 
aber, weil er nicht feſtſteht, den Augenblid nicht ges 
brauchen will. 

Der Herr Abgeordnete Semler hat von fubalternen 
Anſchauungen geiproden im Zuſammenhange mit nationalen 
Forderungen. Nein, Herr Dr. Semler, wenn es fih um 
jubalterne Anſchauungen handelt, danı weiß td nicht, 
weſſen Anfchauungen jubalterner find, diejenigen, bie der 
freie Mann zum Ausdrud bringt, oder Diejenigen, Die treu 
und gehorfam auf einen Wink vom Regierungstiſch vor: 
gebracht werben. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Aber Herr Dr. Semler tft uns auch recht ernfthaft 
auf ben Leib gerüdt, und zwar wegen ber Nachtrags- 
fredite für Südweitafrifa, und er trifft im feinen An— 
ſchauungen teilweiie zufammen mit dem Herrn ftell: 
vertretenden Kolonialdireftor v. Dernburg. 

(Zurufe bei den Nationalliberalen.) 
— Wundern Sie fi Darüber, wenn ih jage v. DernburgP 
In den Zeitungen hat ja geftanden, durch einen italientichen 
Orden habe er den italienifhen Abel erhalten. 

(Heiterfeit. — Zurufe bei den Nationalliberalen.) 

— Gewiß, auf Ihren Wunſch; ftellen Sie mir das richtige 
Material zur Verfügung, und id) werde bie Regiftratur 
forrigieren, wie ih überhaupt für jede berartige Richtig— 
ftellung von vornherein dankbar bin; des fünnen Ste vers 
ſichert fein 


Ich fage, er iſt zuſammengetroffen in feinen Au- (D) 


Ihauungen über bie Nachtragdfredite mit bem Herrn 
Kolonialdireftor, dem aud, wie eö fo manches Mal geht, 
wo bie Phantafte überwiegt, feine blühende orientalifche 
Phantafie ald Märcenerzähler einen Streid geipielt hat. 

(Rufe bei den Nationalliberalen: Unerhört! Zur 

Ordnung 0) 
— Melden Sie ſich doch ald freiwillige Truppe! 
(Sehr richtigl in der Mitte. Zurufe bei den National: 
liberalen.) 

Das Haben doh Sie nicht zu beurteilen, Herr 

Dr. Semler, dafür ift ja dad Präfidium ba. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Wenn Sie ſich aber für Poltzeidienfte gern hergeben, ich 
habe gar nichts dagegen. 

(Sehr richtig! in der Mitte. — Zurufe bei den 

Nattonalliberalen.) 
— Gewiß, Zurufe find erlaubt, aber ebenfo ift es auch 
erlaubt, auf die Zwiſchenrufe eine Antwort zu geben. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Der Herr Abgeordnete Dr. Semler bat fih zu ber 
—— verſtiegen, das Zentrum habe beantragt, daß 
ab 1, April 1907 nur mehr 2500 Mann Schugtruppen in 
Südweftafrifa zu verbleiben hätten. Der Herr Abgeordnete 
Dr. Semler hat ausdrücklich verlangt, daß einer ber 
Freunde bed Herrn Abgeordneten Dr. Spahn ſachlich 
bierzu ſpreche, und er barf fih bedhalb auch nicht be— 
ſchweren, wenn, um biefem feinem Wunſche nachzukommen 
und zugleih, um ihm das Gedächtnis aufzufriihen, auch 
ich nochmals auf diefe Angelegenheit eingehen muß. Meine 
Herren, im Nadıtragdetat, der und zugegangen tft, heißt es: 

Ausgaben infolge Verftärkung ber Schugtruppen 
zur Unterwerfung des Eingeborenenaufitandes und 
zur Seimbeförderung von ——— der 
Schutztruppen: 29 220 000 Mar 





(Dr. Schaedler) / 





(a) Hierzu war nun von umferer Seite der Antrag geftellt, 


dab im Dispofitiv, das ich chen verleien babe, fort: 
gefahren wirb: 
die in der Weiſe zu erfolgen bat, dab ſpäteſtens 
bis zum 31. März 1907 neben der Heimfendung 
weiterer 4000 Mann bie Vorbereitungen dafür 
getroffen find, die Gefamtftärfe der Schußtruppen 
auf die Zahl von 2500 herabzumindern. 
Meine Herren, diefer Zufag zur Heimbeförderung wurde 
im Frühjahr 1906 einitimmig in der Bupgellommilfion 
angenommen 
(bört! hört! in ber Mitte) 
unter Broteft des Herrn Oberſten Deimling. Wenn alfo 


bierin ein Gingriff It, ein Eingriff auch in bie 
Kommandogewalt, dann liegt der Anfang in dieſer erſten 
Annahme. 


(Sehr richtig! in ber Mitte.) 

Aber Fein Menſch hat etwas dagegen gefagt. Herr Abge— 
ordneter Paaſche zum Beiſpiel, der war fehr dafür. Dann 
fan im November ber Zufat, wie er auf Nr. 617 der 
Druckſachen ftebt: 

bie in der Wetfe zu erfolgen hat, daß ſpäteſtens 

bis zum 31. März 1907 neben der Heimſendung 

weiterer 4000 Mann die Vorbereitungen bazu 

getroffen find, bie Gefamtftärfe der Schugtruppen 

auf bie Zahl von 2500 herabzumindern. 
Warum? Die Grumdlage lag in ber Erklärung bed Herrn 
Reichskanzlers, daß der Hauptaufitand gebrochen fei. Das 
Ende des Aufitandes war zugegeben. Der Antrag ging 
auf die Zukunft. Das ift das ganze Staatöverbreden, 
dad wir begangen haben. Wir haben nit verlangt — 
es ift nötig, dies immer wieder zu fagen — baß ab 
1. April die Schußtruppen 2500 Mann betragen, fonbern 
wir haben Vorbereitungen verlangt, damit, wenn der Friebe 
bergeftellt ift, die Negterung nicht jagen könne: wir haben 


(8) feine Vorbereitungen getroffen, um Truppen zurückzuſenden. 


In diefem Gedanken ging das Zentrum einig mit bem 

Herm ſtellvertretenden Kolonialdirektor Dernburg, ber 

erflärte, er denke daran, Erſatz zu fchaffen durch Miliz- 

truppen ober in anderer form. Wenn das Zentrum darauf 
fo großes Gewicht legt, fo beruht das darauf, daß ein der- 
artiger Erſatz nicht bon heute auf morgen befchafft werdenfann, 
nicht in kurzer Zeit befchafft werben kann, ſondern daß längere 
Vorbereitungen erforberlich find. Es handelt ſich nicht bloß 
darum, bad geeignete Unteroffizteröperfonal in Deutſch— 
lanb zu befommen und zwar auf dem Wege des Ab- 
ihluffes von Verträgen, fondern auch darum, ein foldhes 
neu gewonnenes Berfonal in feine neuen Aufgaben einzu- 
führen und einzuichulen. Denn e8 ift feine leichte Aufgabe, 
für fo viele taufend Mann Erſatz zu ſchaffen, und es 
wird mancher Berfuche bedürfen, um das Ziel zu erreichen, 
und auf ber anderen Seite fonnte man ſich aud ber 

Frage und ber Sorge nicht entichlagen, für die zurüd: 

fehrendben Truppen geeignete Beihäftigung in Deutſchland 

ausfindig zu machen. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Schon ber Transport des neuen Perſonals, ber Rück— 

transport der Schußtruppen nimmt nad den Darlegungen 

ber Solonialverwaltung recht viel Zeit und Mühe in 

Anfpruh. Wir fagten und beshalb, daß, wenn nicht 

ihon im Laufe des Etatsjahres fofort mit den Bor: 

bereitungen zum Erſatz der nicht vor dem Feinde ſtehenden 

Schustruppen begonnen wird, die von und erftrebte Er: 

ſparnis bedenklich hinausgeſchoben und weſentlich ver: 

ringert werben wird. 
(Sehr wahr! in der Mitte.) 

Schon der Wortlaut des Antrags — und um ben Antrag 
anbelt es fid, Herr Dr. Semler, nit etwa um einen 
ntrag, ber zuerft geftellt und dann zurüdgezogen worden 

if, denn ein zurüdgezogener Antrag heißt nichts anderes, 
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als wie daß man auf denſelben Verzicht leiſtet, zugleich 
aber auch, dab nicht das gilt, daß man etwa eine Macht: 
probe machen wollte — alio ber Wortlaut des Antrags, 
nicht minder aber auch die am 13. Dezember von dem 
Berichterftatter Herrn Abgeordneten Spahn gegebene Be: 
gründung zeigt, daß wir für die Niederwerfung des Auf: 
ftandes jeden Mann und jeden Grofhen zu bemilligen 
bereit waren 

(febr wahr! in der Mitte), 
und daß wir keineswegs die Forderung ftellten, daß mit 
dem 1. April die Truppen auf 2500 Mann reduziert fein 
müßten. Es wäre doch wirklich einmal Zeit, daß man 
in den Meihen der Barteien, wie nit minder am 
Negterungstiich, mit dieſem Märchen endlich einmal auf: 
räumen würde 

(fehr wahr! in ber Mitte), 
und daß man ed endlich in die Numpelfammer legte oder 
irgend einem Mufeum für parlamentartihe Altertümer 
einberleibte. 

Meine Herren, der ganze Entwidelungdgang ber 
Dinge hat und recht gegeben. Sie kennen die Weihnachts- 
nachricht, die umd geworden ift über bie Unterwerfung der 
Bondelzwarts, allerdings ein böfer Strih in die Rechnung 
ber Wahlparole. Ob das nit aud die Schwarzen bier 
in Berlin angezettelt haben mit den Schwarzen dort, daß 
fie fih unterworfen haben? Ich barf bier aud) hervor— 
heben — denn es iſt audı amtlich zugegeben — bie hervor: 
ragende Tätigkeit des Miſſionars Pater Milanowsti in 
biejer Frage. 

(Sehr richtig! in ber Mitte.) 
Hoffentlid wird es der Abmachung nicht geſchadet haben 
und wird ed auch dem Deutihen Reih nicht ſchaden, 
wenn biefer Pater Milanowsfi am Ende gar ein Pole 


wäre. 
(Bravo und Heiterfeit in der Mitte.) 


Aber ih darf auch einem anderen Gedanken Ausbrud (pn) 


geben: wie verlegend muß für die Wähler, bie hinter uns 
ftehen, angefiht3 der Tatſache, dab unfere tapferen 
Truppen, die in Südweſtafrika gefämpft, fih aud aus 
ben Reihen unjerer fatholiihen Wähler zufammenjeßen, 
die Behandlung, die den Vertretern berjelben bier ge» 
worden ift, fein! 

Weiter, meine Herren! Ein eigentümliches Gefühl 
beichleicht einen auch bei dem Gebanfen, daß, wenn einer 
der Männer, die hanptfählih dazu beigetragen haben, 
daß die Bondelzwarts fih unterwerfen, wenn Pater 
Milanowöti, aufgerieben bon den Arbeiten dort, nad) 
Deutihland zurüdkehrt, er bier im Kreiſe feiner Ordens— 
genoffen Ruhe nicht finden kann! 

(Hört! hört! in ber Mitte.) 
Eigentümlich ift es auch, daß man, wie wir geftern lefen 
mußten, troß ber —— Anerkennung, die ſeitens 
der Truppenführer den Krankenſchweſtern geworben iſt, 
jegt an einen Erſatz für dieſe Krankenſchweſtern dort 
benft! 


(Hört! hört! in ber Mittet) 

Ob das vielleidht auch mit zum neuen Kturs gehört, weiß 
ih nit; im Zuſammenhang allerdings mit den Auf— 
forderungen, den Nachweis der Genehmigung zu erbringen 
ſeitens reltgidjer Niederlaffungen, bie feit Dezennien bes 
ftehen, fünnte man wohl auf dieſen Gedanken foınmen! 

Alfo, meine verehrten Herren, ich bitte Sie — und 
es ift das ein Teil der Aufgabe, die und geworben tft, 
und bon ber ein Herr ber Rechten ſprach, indem er be- 
tonte, daß bie erfte Seffton eine recht frudtbare fein 
ſolle —: wirken Sie mit, daß doch endlich folde Märchen, 
wie von den 2500 Mann vom 1. April ab, verihwinben! 
Die Wahlen find ja jegt herum, man kann der Wahrheit 
ganz ruhig bie Ehre geben! 

(Heiterkeit und Sehr gut! in der Mitte.) 


— 


) 


(8) gebieten ausfpricht. 











(Dr. Schaedler.) 

Man hat damit noch cinen weiteren Vorwurf ber: 
knüpft und unferen Antrag bezeichnet ald einen Gingriff 
in die Kommandbogewalt. Darin liegt der jchwere Bor: 
wurf, als ob wir uns einen Eingriff in die Verfaflung 

eftatteten. Wir halten die Verfaffung hoch; denn mir 
nd eine Berfaffungsparteit Wir denken auch auf hundert 
Stunden Wegs nit an einen Eingriff in die Kommanbo- 
gewalt! Wir find micht Feinde des Kaiſertums; denn 
erabe und gehörte der Abgeorbnete an, der zuerft bie 

iederherftellung des Kaiſertums gefordert hat, Reichend- 
perger! Wir jehen im Kaiſertum einen Hort zum Schuße 
bes Rechts und der chriſtlichen Ordnung; es fällt und 
nicht ein, bie Befugniffe, die dem Kaiſer zur Erfüllung 
feine3 hoben Beruf gegeben find, irgendwie zu ſchmälern. 
Das überlaffen wir ruhig den neuen Freunden des Herrn 
Reichskanzlers, das überlaffen wir vor allenı der Deutjchen 


Boltöpartei 

(ehr gut! in ber Mitte), 
bie in ihrem Programm vom Jahre 1895 da3 kaudiniſche 
Joch aufgerichtet hat: Mitwirkung des Reichstags bei 
Erklärung von Krieg und Frieden. 

(Hört! hört! in der Mitte.) 
Jetzt Regierungspartei, ſelbſtverſtändlich! 

Die Kommandogewalt des Kaiſers kann ſich doch 
nur beziehen auf diejenigen Truppen, die auf Grund von 
Geſetzen ihm unterfiellt ſind. Im Deutſchen Reich iſt 
durch das Geſetz über bie Friedenspräſenzſtärke die Zahl 
ber der Kommandogewalt des Kaiſers zu unterſtellenden 
Truppen feſtgeſtellt; der Reichſstag iſt deshalb im Umfang 
dieſes unter feiner Mitwirkung befchloflenen Geſetzes ver- 
pflichtet, im Etat die Mittel zur Verfügung zu ftellen. 
Ggnz anberd aber dürfte es in ben Schußgebieten Liegen. 
Es gibt kein Reichsgeſetz, welches Friedenspräſenzſtärke 
ber Schutztruppe regelt; es gibt auch fein Reichsgeſetz, 
welches eine Verpflichtung zum Dienſt in den Schutz— 
Die verbündeten Regierungen haben 
anerkannt, daß fie nur auf Grund freiwilliger Dienftper- 
träge das Perſonal der Schußtruppe gewinnen fönnen. 
Es befteht alfo für den Reichstag feine geſetzliche Ver: 
pflihtung, Gelder für die Unterhaltung einer beftimmten 
Truppenzahl in ben Schußgebieten zu beiwilligen. 

(Bebhafte Zuftimmung in der Mitte.) 
Vielmehr hängt ed von ber freien Mitentfheibung bes 
Reihdtagd beim Etatsgeſetz ab, mie viele Gelber für 
biefen Ziwed verwilligt werben follen. 
(Sehr wahr! in der Mitte). 

Es hängt alio von ber freiwilligen Mitentiheibung bes 
Reichſtags ab, wie viele Schußtruppen in den Schuß- 
gebieten verwendet werben jollen. 

Diefer unferer Auffafjung entfpricht aud) die bisherige 
Auffaflımg bes Reichstags. 

Ih darf an dem einen ober anderen Fall erinnern. 
Im Haushaltetat für die Schußgebiete für dad Rechnungs: 
jahr 1906 war im Etat für Oftafrika ein Kapitel 2 ent» 
halten mit der Überſchrift: aus Anlaß des Cingeborenen- 
aufftandeds. Mörtlih jo Heißt es auch im tat für 
Sübweftafrifa. Unter diefer Rubrik wurde gefordert „zur 
Verftärtung der Schugtruppe* eine weiße Kompagnie. 
Aber im Dispofitiv des Etats felbft war num nicht etwa 
nur gejagt: „zur Berftärfung ber Schußtruppe*, fonbern 
ed waren bie Leute, bie bier während des Krieges ber- 
wendet werben follten, alle einzeln aufgezählt: 

(hört! hört! in ber Mitte) 
1 Hauptmann, 1 Oberleutnant, 8 linteroffiziere, 150 Ge- 
meine ufw. Es waren auch die Gehaltfäße für bie 
Soldaten angegeben. Die Regierung jelber hat einen 
detaillierten Etat eingebracht, der für bie Zeit des Auf: 
ftandes gelten follte.e Sie hatte aljo gar fein Bebenten, 
daß bamit in bie eg eingegriffen werde. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 


Weiter: diefe Poſition iſt im Neichötage 
worben, und ed waren führende Mitglieder ber neuen 
Majorttät dabei: die Herren Dr. Arendt und Dr. Paaſche 
(Hört! Hört!), 
der ſich beflen vielleicht nod erinnert. Der Zentrumds 
antrag für Südweſtafrika geht gar nicht jo weit, — und 
das foll jest ein Eingriff in die Stommanbogemwalt fein?! 
(Hört! hört! in der Mitte.) 
Es ift immerhin gut, wenn man fi fortentwidelt. 

(Sehr gut! und Heiterkeit in der Mitte.) 
Natürlich, jest ſagt der verehrte Kollega Dr. Arendt, er 
jet zu einer befleren Einfiht gefommen. — Ad), er wehrt 
ab, er meint fogar, er wäre zu keiner befferen Einficht 
gefommen. 

(Große Heiterkeit in der Mitte. Zuruf rechts.) 

Da bin id) doch anderer Meinung, fo gering benfe ich 
bon Ihnen, Herr Kollega, nicht; ic weiß, Sie find ſehr 
entwidlung&fähig. 

(Erneute Heiterfeit in der Mitte.) 

Auf einen weiteren Punkt, der damit auch im 
Beziehung fteht, darf ih noch hinweiſen: das find bie 
Ausgaben für die oftafiatiihe Expedition. Diefe Aus» 
gaben liefen von 1900 bis 1902 in einem Baufdh- 
quantum; die Zahl der Truppen war im Etat nicht 
nenannt. Im Jahre 1903 hat aber auf Anregung unſeres 
Kollegen Müller (Fulda) die Negierung den Etat in der 
Form eingebracht, daß anftelle ber Baufhalfumme eine 
genaue Spezialifterung im Etat aufgeftellt wurde. In 
biefem Etat war nun bie Zahl der einzelnen Solbaten 
ganz genau genannt, die Art ber Verwendung, bie 
Gehalisjäge; fein Menſch fprah von einem Eingriff in 
die Kommandogewalt. Seit diefer Zeit bringt bie 
Regierung ftet3 ben Etat für bie oftaftatiihe Erpebition 
in biefer fpezialifierten Form ein. Bei ber Beratung 
diefed Etats für 1904 hatten die Abgeordneten Müller 


(Fulda) und Dr. Paaſche in der Budgetlommiffton einen (D) 


Antrag eingebradt, der eine ganze Reihe bon Stellen 
von Offizieren und Beamten abftrih. Der Herr ſtriegs— 
minifter nannte dies „einfchneidende DOrgantfations- 


änderungen” 

(hört! hört! in ber Mitte); 
aber fein Menih fprah von einem Gingriff in bie 
Kommanbogemalt. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Der konjervative Abgeordnete dv. Elern hat bamald ge— 
meint, wenn man jet bie Leute zurüdichaffe, würde man 
fie vielleicht wieder hinbeförbern müffen. Im Jahre 1906 
hat man die gefamte Brigade bis auf die Geſandtſchafts- 
wade von 700 Köpfen zurüdgezogen. 

Ganz Zonform mit dieſen Anfhauungen hat das 
Zentrum gehandelt, und es barf darum mit Recht fragen, 
wiefo ed ba antinatiomal ift. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Wenn da dad Zentrum antinational ift, bann war es ber 
ganze Neihdtag, dann war ed ber hochmögende Bundes⸗ 
rat unter Führung ded Herrn Fürften Bülow. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 
Diefer Borwurf fteht im Widerſpruch mit ber ganzen 
bisherigen Auffaffung des Reichsſtags und verlegt zugleich 
aud dad von der Regierung anerfannte Budgetrecht des 
Reichstags. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Semler hat dann Klage 
geführt über die Verſchleppung dieſer Vorlage, des 
Nachtragsetats, hat gemeint, daß da eine beſtimmte Abſicht 
vorhanden geweſen. Dem Herrn Kollegen Dr. Semler iſt 
ed wahrſcheinlich entfallen, daß eine Rüdftellung der Be- 
—— — dieſer Vorlage auf Wunſch aus Regierungskreiſen 


erfolgt i 
(hört! hört! in der Mitte), 
daß vom Regierungstiſche aus verſchiedentlich hingewieſen 


abgelehnt (C) 


(A) wurde auf Borabmadjungen, auf Denkfhriften. 


(B) 
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(Dr. Schaebler.) 
Weiter 
— ber Herr Kollega erinnert fih ja deſſen — jollten 
auch Fachmänner, Spezialiften herangezogen, vernommen 
werden, unb wir haben biejelben auch gehört. Der Herr 
NAbgeorbnete Dr. Semler weiß ganz genau — id; braude 
bie Daten nicht anzuführen —, wann die Generalbebatte 
bier im hohen Haufe gewefen if, unb wann bie Ber: 
anblungen in ber Bubgetlommilfion ftattgefunden haben. 
In der Kommiſſion ging man zuerſt an den Nachtrags-— 
etat. Zumeift ſprachen bie Herren Sommiffare der 
Regierung — mehrere Sigungen hindurd. Die Beratung 
der befannten Gifenbahn Keetmanshoop ift etwas ver— 
ihoben morben, weil der für die Beratung zugezogene 
Profeffor Dr. Hahn nicht in Berlin anweſend war. 

(Hört! Hört! in der Mitte.) 
Das wird dem Herrn Dr. Semler gerade fo gut befannt 
fein wie und. Die Vorträge diefer Herren, bed Herrn 
Profeſſor Hahn und des Mufterfarmerd Schlettwein, des Herrn 
Gouverneurs Lindequift nahmen mehrere Tage in Anſpruch 

(ehr — in der Mitte und bei den 
ozialdemokraten); 

die Debatte über die Eiſenbahn ſelber wurde ſeitens der 
Kommiſſionsmitglieder kurz geführt. Die —5 — 
mitglieder haben auf Grund ftattgehabter Fraktions— 
beratung den Antrag eingebradt, daß bie Bahn zu Laſten 
der Kolonie gebaut werben follte. Diefer Antrag — und 
auch dagegen hat fi) Herr Dr. Semler gewandt, und er 
hat baraus einen befonderen Krawall gemacht — murbe 
allerdings den Kommilfiondmitgliedern in ber Kommiſſion 
erft zugeftellt, da er vorher nidjt gebrudi werben konnte, 
wie ed auch mit anderen Anträgen nicht felten geichehen 
it. Die in unferem Antrag getroffene Regelung war 
aber nicht etwas Funkelnagelneues, fondern fie entiprad) 
ber Regelung, welche bei den Gilenbahnbauten in Togo 
und Ofafrita bom Reichstag gebilligt worden war. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Die Regterungsltommiffare und auch die Mitglieder der 
verſchiedenen Parteien haben fi diefem Antrag gegenüber 
ſympathiſch geftellt und ausgeſprochen. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Dei ber Beratung der einzelnen Paragraphen wurden alle 
angenommen bis auf bie legte Ziffer, und trogbem bieje 
nicht angenoinmen wurde, hat dad Zentrum für das 
ganze Gejeg geftimmt. Das Gejeg hätte am folgenden 
Zage im Reihdtag zur Beratung kommen fönnen. 
Dr. Spahn war der Anſchauung, daß man einen Tag 
länger figen folle.. Aber — „Mutter, der Mann mit der 
Mappe ift ba” 

(große Heiterkeit in der Mitte) — 

ber Reihätag wurde aufgelöft. Das Zentrum hat aljo 
die Beratung und die Erledigung ber Vorlage in der 
Kommiffion in feiner Weife verzögert. 

Ich bemerfe noch einmal, weil aud Herr Dr. Semler 
auf die legte Nummer einen beftimmten Alzent gelegt hat, 
daß das Zentrum für die Bahn geftimmt hat, trogdem 
biefer Paragraph nicht angenommen worden ift. Und wie 
richtig der Antrag des Zentrums war, das ergibt fi) daraus, 
daß fein Inhalt in die neue Vorlage aufgenonumen worden ift 

(hört! hört! in der Mitte), 
wenn man nit etwa auf ben Gedanken kommen follte, 
daß das vielleicht nod) fo ein Nachzittern der alten Liebe 
zum Zentrum ift. 

(Heiterkeit in ber Mitte.) 

Ich denke, daß vielleicht mit biefen Ausführungen auch 
der Herr Stollega Dr. Semler wenigftend in etwas be— 
friebigt iſt. Ich glaube, diefelben wenigſtens ganz objettib 
gegeben zu Haben. 

— von den Nationalliberalen.) 
— Ich verſtehe Sie nicht. 
(Erneuter Zuruf.) 


— Ach ſo. Ja, wenn Sie mir nicht ſagen wollen, was Sie (0) 


wiſſen wollen, kann ich Ihnen auch keine Antwort geben. 
(Wiederholter Zuruf.) N 
— Unpoltommen? — Nun dann werben Sie ja für 
die Volltommenheit forgen; auf Schönheitöfehler fommt 
es mir nicht jo jehr an. 
(Heiterkeit in ber Mitte.) 
Ih glaube damit diefen Gegenftand verlaflen zu 
bürfen, um mid) einigen anderen Bemerkungen zuzuwenden. 
Meine Herren, mein verehrter Fraktionsgenofle, Herr 
Kollega Gröber, von dem ich eigentlich nicht mehr weiß, 
ob man ihn außerhalb des Haufes Landgerichtödirektor 
oder Bandgerichtörat nennen muß 
(Heiterkeit in der Mitte); 
nun, hoffentlich wird ſich die Geſchäftsordnungslommiſſion 
damit befaffen — hat bem Herm Reichskanzler das 
Kompliment gemadt, daß er ein ganz ausgezeichneter 
Debatter fei, er verftünde es audgezeichnet, Einwürfe, 
Bedenken, die man nod nit gemacht habe, zu wider: 
legen, über ſolche, die tatfählih gemacht worden feien, 
binüberzuboltigteren. Der Herr Kollega Gröber hat als 
Beweis dafür angeführt die gründliche Widerlegung 
— gründlich bei mir in Gänfefüßhen —, bie der Herr 
Reichskanzler dem Vorwurf angebeihen ließ, als ob bie 
Regierung einen neuen Kulturkampf wünfche. Allerdings, 
foweit ich es verfolgen konnte, hat fein Menſch davon ge- 
ſprochen, dab die Regierung einen neuen Kulturkampf 
wünſcht. Möglich, daß der Herr Reichskanzler allerdings 
ihon an eine Anticipatio gedacht hat. Wohl aber hat 
man babon gefprohen — bafür hat ber Herr Stollega 
Gröber den Beweis in erbrüdender Weile erbradt —, 
dab man im Neid davon fpricht, und daß berichtebene 
Parteien, wenigftend deren Preßorgane, gar nidt ab» 
geneigt für einen Sulturfampf wären. Als ber Herr 
ollega Gröber dieſe eine Mafje von Beweiſen für dieſe 


Stimmung bier im Haufe vorbradhte, ba wurbe bon einer (D) 


Seite ald Antwort geladt. Man wollte insbeſondere die 

Zitate und deren Beweiötraft nicht anerkennen, beſonders 

nit aus den Reihen heraus, deren Rebner ein Zitat aus 

den „Soztaliftiihen Monatsheften“ als fehr beweisträftig 

dem hohen Hauje vorgeführt hat. j 
(Sehr richtig! in der Mitte und bei ben 

Sozialdemokraten.) 

Insbeſondere hat auch der Herr Abgeordnete Dr. Semler 

diefe Zitate jehr wegwerfend behandelt. 

Meine Herren, ähnlich wie diefer Vorwurf nicht ber 
Neichsleitung gemacht war, ergeht es auch mit einem an- 
deren. Der Herr Reichskanzler hat fih in feiner Rebe 
vom 25. Februar nicht bloß gegen bdiefen Vorwurf ber 
Kulturtampfgelüfte gewendet, jondern aud mod gegen 
einen anderen, indem er am 25. Februar jagte: 

In Artikeln der ſozialdemokratiſchen wie der 
Zentrumspreffe und auch in Wahlaufrufen tft bie 
Sache fo bargeftellt worden, ala wenn es fih 
darum handle, berfaflungsukifge Einrichtungen 
und Freiheiten gegen das perjönlige Regiment 

— au —— en... ni 5 

nd er hat weiter davon gefproden: 
Me Behauptungen über Eingriffe oder Übergriffe 
der Krone bei der Auflöfung des Reichſtags oder 
während der Wahlbewegung find ohne Ausnahme 
mübige und — Erfindüng. ..... 

Und er hat weiter geſagt: 
—— ———— für allemal für eine dreiſte 
Unmahrbeit, wenn man ber Regierung, wenn man 
mir verfaffungswidrige Handlungen oder Abfichten 
oder Gefinnungen imputterf. Ich ber: 
bitte mir ſolche ——— Inſinuationen. 

Meine Herren, auch hier wieder ein Vorwurf gegen die 
Neichsleitung, gegen Übergriffe ber Krone, ber gar nicht 


De ur Bu u 


(A) 


(B) 
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(Dr. Schaebler.) 
ji mworben tft. Nicht von der Reichsleitung Hat man 
geſprochen, nein, fondern bon ben Neigungen der jegigen 


Blodparteien 
(fehr richtig! in der Mitte), 
ebenjo wie hinſichtlich des Kulturlampfs, fo auch Hinfichtlich 
anberer verfaffungsmäßiger Rechte eingreifen zu wollen. 
Es ift alfo wiederum eine Widerlegung, die ſich nicht 
gegen uns, fondern die ſich an eine andere Adrefje richtet. 
Ich babe es auch nur angeführt zur Erhärtung beffen, 
daß ber Die Reichſskanzler ih Einwände Zonftruiert, 
gegen biefelben vorgeht, fie mit aller Griünblichkeit 
befämpft, damit man währenddeſſen das vergikt, was 
tatfählich eingewendet worden tft, ober flüchtigen Ballett— 
fchritt3 darüber en Meine Herren, der Punkt, 
um ben es ſich hier handelt, ift angebeutet; es bezieht ſich 
das beſonders auf das Wahlrecht. Auch nad) biejer 
Seite hin hat fih in den Reihen des Blocks jo mandıes 
gezeigt, was geeignet ift, aufzufordern, auf der Hut zu fein. 
(Sehr wahr! in der Mitte.) 
Den Herren find bie „Hamburger Nachrichten“ ja belannt; 
biefelben jchreiben nun ſofort nad ber Reichstags— 
auflölung: 
Wir gehen bei aller Freudigfeit, mit der und bie 
Aufldiung des Neichdtags erfüllt, nicht jo weit, 
zu hoffen, daß bie Regierung das tum wird, was 
wir an ihrer Stelle jegt unbebingt täten, nämlich 
durch Kaiferliche Verordnung das alte Wahlgeſetz 
außer Kraft zu ſetzen. Mir können nicht darauf 
verzichten, unter dem frifchen Eindrud der Freuden: 
botkcaft von der Auflöſung des Reichstags 
unferer Anfiht nochmald bahin Ausdrud zu 
geben, dab eine jegt erfolgende Abänderung des 
NReichdtagdwahlrcht3 den Beifall von Millionen 
guter deutſcher Pairioten finden, daß aber bie 
Unterlaffung diefer Abänderung im jetzigen günftigen 
Momente nicht bloß Enttäufhungen und Unzu— 
friedenheit der nationalen, ftaatserhaltenden 
Parteien in Deutſchland hervorrufen, fondern der 
Regierung aud eine Verantwortung auferlegen 
würde, bie wir nicht zu tragen haben möchten. 
nat An anderer Stelle ſchreiben die „Hamburger Nach— 
en”: 


Wir werden immer darauf hinweifen, daß ſchließlich 
doch nichts anderes übrig bleiben wird, als zur 
Abänderung des Wahlrechts zu fchreiten, wenn 
nicht Reich und Bolt an ber Herrſchaft von 
Sozialdemokratie und Zentrum zu Grunde gehen 
tollen. ... Was in Hamburg möglid war, 
follte doch aud im Deutjchen Reihe ausführbar 
fein und zur Anwendung gelangen, wenn die Not 
es gebietet. Natürlich muß es der Reichsregierung 
überlaffen bleiben, darüber zu entichetden, wann 
ber gegebene Moment zum Handeln in diefer 
Richtung gegeben fein wird. Daß er fonımen 
wird und kommen muß, tft uns zweifellos. 
(Hört! —— in der Mitte und bei den 
Sozialdemokraten. — Zurufe.) 
— Ja, meine Herren, wenn Sie mich nicht recht verſtehen, 
dann kommen Ste doch etwas näher zu mir. Ich glaube 
nidt, daß ich Lauter zu werben braude. Sie brauchen 
feine Sorge zu haben, dab Ihnen in unferen ſchwarzen 
Reihen etwas pafjtert. 
Heiterkeit.) 
—— mit ber größten Freundlichkeit aufgenommen 
werben. 

‚ Die „Leipziger Neueften Nachrichten” drucken biefe 
Außerungen ber „Hamburger Nachrichten“ ohne Kom— 
mentar ab. 

Herr Abgeordneter Dr. Semler wird wohl im ber 
Lage jein, eventnell eine Berichtigung zu geben, wenn ich 


anführe, dab er fih am 27. November 1895 
—— Wahlrecht ausgeſprochen hat, daß eine dies— 
ezügliche Reſolution angenommen wurde, und daß der 
nationalliberale „Haunoverſche Kurier“ dem zugeſtimmt hat. 

Die „National: Zeitung“ ſchrieb am 19. Mai 1895: 

Das allgemeine Wahlrecht verwilbere, fich ſelbſt 
überlaffen, mehr und mehr. Es müßte ber ver- 
hängnispolle Lauf des allgemeinen Wahlrechts 
aufgehalten werben. 

Sntereffant find einige Ausführungen aus ben 
Memoiren des Fürften Hohenlohe. Nach diefen war and) 
der Herr Staatöminifter dv. Miquel auf dieſem Gebiete 
ein unficherer Kantoniſt. 

(Zuruf links: Auf allen Gebieten!) 
— Das möchte ih in dieſem Augenblide nicht jagen, weil 
wir und jest mit dieſer Sache beſchäftigen. 
(Zuruf: er war ein Nationalliberaler!) 
— Das tft allerdings ein erſchwerender Umſtand. 
(Heiterkeit) — 
Alfo in den Denkwürdigkeiten ift unter dem 14. Dezember 
1893 zu lefen: 
Hente war ich bei Miquel, der an dem Zuftande- 
fommen der Tabakfabrikatfteuer zweifelt... .. . 
Das allgemeine Wahlredt ſei unmöglid; bie 
Wahlen brädten immer fchlechtere Elemente in 
ben Reichstag. 
(Hört! hört! in der Mitte.) 
Eine prädtige Einihägung des Reihätags! Es ift mır 
gut, daß Miquel felber im Reichstag geweien ift. 
Das einzige Mittel, von dem man aber noch 
nicht ſprechen bürfe, jel, daß man ein Viertel der 
Abgeordneten aus den Cinzellandtagen wählen 


laffe. 
(Hört! hört! bei den Soztaldemotraten.) 
Meine Herren, eigentümlich, wie große Geifter ſich be— 


rühren, und wie bie ſich wiederfinden. Herr Ballin, aud) (m) 


fattfam befannt, hat in einer Anfprade bei der Kaiſer— 
geburtstagäfeier gewiſſe Vorſchläge entwidelt, und bie 
„Deutſche Arbeitgeberzettung” fteht dieſen Vorſchlägen bes 
Herrn Ballin durchaus nicht ablehnend gegenüber. Sie 


ſagt: 

Jedenfalls ſtehen wir für unſeren Teil nicht im 
mindeſten an, ſeine Vorſchläge für äußerſt be— 
achtenswert zu erklären, und hoffen, daß fie in 
der Tat auch nicht ungehört verhallen. Am aller: 
wenigften vermag und der gegenwärtige Wahl: 
erfolg ber nationalen Parteien davon zu über- 
zeugen, daB der Augenblid zur Inangriffnahme 
einer auf die ftärfere Beteiligung der wichtigſten 
—— der Nation gerichteten Berfafjungs- 
forreftur noch nicht gefommen ift. Gerade jet 
ift es die Zeit, die Lage auszunützen. 
(Hört! hört! in der Mitte und bei den Sozial: 
demofraten.) 

Meine Herren don der Linken, wittern Sie etwas? 
Gerade jetzt iſt es Zeit, die Lage auszunützen; 
gerabe jetzt ift eö Zeit, die als ſolche unzweifelhaft 
feftgeftellten Mängel der Berfafjung abauftellen 
und ben Folgen der mit boppelter Schärfe ein- 
—— Agitation der Umſturzpartei vorzubeugen. 

Alſo Entw 5 des Gedankens des Herrn Ballin, der 

dahin ging, es ſollen den aus dem allgemeinen geheimen 

direlten Wahlrecht herborgegangenen Äbgeordneten noch 

Vertreter der großen Erwerbsgebiete, alſo Induſtrie, 

Handel uſw., zugeſellt werben, um den Einfluß der großen 

Maſſe des Volles zu Gunften anderer Leute zu ſchwächen. 

Meine Herren, alfo auch hier ift der Blod nicht hafenrein, 

und es ift ſchon gut, bier ihm auf die Finger zu fehen. 

(Zuruf links.) 
Wenn Sie irgendwelde Anklagen gegen dad Zentrum 


egen das (C) 
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(Dr. Shaebier) 


(A) haben, wie ich foeben doch noch gehört habe, bitte, bann 


eht es Ihnen ja ganz frei, biefelben auch vorzubringen. 
Wir werben und dann aud) miteinander auseinanberfegen! 
— Das fo einzelne Proben! 

Meine Herren, der Herr Reichskanzler hat fi mit 
aller Entſchiedenheit dagegen verwahrt, er bat fich ſolche 
wahrheitöwibrigen Infinuationen — wie erfagt — erbeten. 
Dad Wort des Herrn Reichskanzlers in allen Ehren, aber 
pupillariſche Sicherheit bietet ed auch nicht. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Denn wie lang wird ed dauern? — Es wäre nach diejer 
Richtung Hin fehr wünſchenswert, einmal ben Miets- 
fontraft fennen zu lernen bezüglich ber Wilhelmftraße 77, 
auf wie viel Jahre der abgeſchloſſen ift. 

(Heiterkeit in der Mitte.) 
Allerdings, Herr vom Liebert hat es und verfidert: fünf 
Jahre dauert’s. 

(Hört! hört! in der Mitte. Zuruf rechts: 

Hoffen wir das beite!) 

— Hoffen wir's, jawohl! 
Heiterkeit.) 

Alfo heute ift ſchon Hoffnung, was geftern 
und Gewißheit. 

Ob ber Mietöfontratt jo lange dauert, 
intereffant, das einmal zu erfahren. Dann 
die Gefpenfterfurdt vor Lucanus ſchwinden, der fo bier 
und dba umgeht, und mandeömal ſoll es in ber 
MWilhelmftraße 77 fogar fehr rafh gegangen fein. 
Wenigſtens hat der erfte Kanzler fi darüber beſchwert, 
dab man faum feine Möbel Hinausbringen könnte. 
Den zweiten Stanzler haben die Philifter umgebradt zu 
Liebenberg. 

(Zuruf bei den Sozialdemokraten: Eulenburg!) 

— Ich babe gejagt, zu Liebenberg! 
(Heiterfeit.) — 


Glaube war 


— es wäre 
würde auch 


(B) Auch mit dem dritten Kanzler iſt es ungeheuer raſch 


gegangen. Jetzt alſo, auf bie Verſtcherung des vierten 
Hypotheken nehmen, das iſt auch eine äußerſt gewagte 
Sache, die ich gerade niemanden zumuten kann. Da iſt 
es ſchon beſſer, man ſieht ſich ſelber vor. 

Meine Herren, und daß ſo gewiſſe verfaſſungsmäßige 
Rechte gerade nicht überall große Freunde finden, t 
glaube, das barf man ſchon auch daraus fließen, wie 
gewiffe Parteien dem Antrag unferer Freunde im 
preußifchen Abgeordnetenhaus auf das birefte Wahlrecht 
wie im Reichstag ih gegemüberftellen 

(fehr gut! in der Mitte), 

wie man bort einen Antrag eingebradt hat für Plural: 


wabhlen 

(hört! hört! in der Mitte) 
und andere ſchöne Dinge und dadurd dafür forgt, daß 
aus der ganzen Sadıe, injoweit es auf bie Herren ar: 
kommt, die diefe Verböferungsanträge eingebradht haben, 
nichts wird. Man kann ja auch einmal unferen Herrn 
Kollegen Heyl zu Herrnsheim fragen, wie er fich zu dieſer 
Frage ftellt für Heffen. Wir haben auch gewiſſe Er— 
fahrumgen gemadit, wie bie freunde der Herren bon ber 
nationalliberalen Partei fih zur Ginführung des neuen 
Wahlrechtes in Bayern geftellt haben. 

(Sehr gut! im ber Mitte.) 
Allerdings, fie haben dafür gehörige Schläge bekommen, 
und das hat fie tatſächlich gehigte gemadt. Auch Hin- 
fihtlih Sachſens joll man al fragen. Was braucht 
man hernad noch loszugehen gegen einen Vorwurf, ben 
man ber Reichdleitung nit madt, — an bie man am 
wenigften dabei gebadht? 

Meine Herren, bei dem Stapitel „Wahlen” Hat es 
mich ſehr intereffiert — ber Herr Reichskanzler liebt bie 
mufitaliihen Bilder in nenerer Zeit, er hat aud von 
einem Konzert geiprodgen, wie es da auf die Mufikanten 
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anfomme; einige Inftrumente haben aber in ben letzten (0) 


Tagen ſchon verflucht ſchlecht geitimmt. 
Geiter 9 
Da iſt es notwendig, daß der Herr Dirigent mal mit 
Kolophonium an die Fiedelbogen geht. 
Geiterkeit.) 
Aber ich ſage: —— hat es mich berührt, wenn der 
Herr ——— er hinſichtlich der Wahlen auch davon 
geſprochen hat, daß er in Zukunft noch ein ganz anderes 
Lied blaſen werde, daß er noch ganz anders eingreifen 
werde. Ich meine, das, was wir bei dieſen Wahlen 
erlebt haben, wäre gerade ſchon gene 
(ſehr richtig! in der Mitte), 
und eigentümlih war e8 mir aud, wie von einem Redner 
des geltrigen Tages, dem Herrn Kollegen Windler, ge: 
wifjermaßen in die nämlihe Kerbe nad ber Richtung 
ehauen wurde, daß der Beamte verpflichtet ſei, ber 
eglernug auf diefem Gebiete rag gen zu leiften. 
Diefe Tonart haben wir während des Wahlkampfs aud) 
in Bayern gehört. Dort war es bie früher angefehene 
„Allgemeine Zeitung“, jest ein Scherlblatt, die die näm: 
lihe Tonart geblafen, daß ber Beamte gewiffermaßen ber 
Hörige ber Regierung ſei 
(hört! Hört! in ber Mitte), 

daß er auch feine Überzeugung der Regierung zum Opfer 
zu bringen hätte. Meine Herren, diefe Tonart find wir 
nicht gewohnt, und id) glaube, daß mit aller Entſchiedenheit 
—334 dagegen erhoben werden muß, wenn von ſolcher 
Stelle aus der Beamte gewiſſermaßen zum politiſchen 
Handlanger und Mörtelbuben der Regierung begrabiert 
werben fol. 

(Sehr richtig! in der Mitte, — Ohol rechts. — 

MWiederholted Sehr richtig! in ber Mitte.) 
Auch dem Beamten garantiert die Verfaffung feine volle 
politifche Überzeugung. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Wir können's ja abwarten. Es hat fo geflungen, ala 
wenn ber Herr Reichskanzler bald dieſe Srobe maden 
wolle, und die „Bofftihe Zeitung” bat ſchon gemiffer- 
maßen bie Afpelten geftellt für eine Reihötagsauflöfung. 
Wir Lönnen’3 ja abwarten. Defien aber darf der Herr 
Reichsſskanzler fi) überzeugt halten: bas Wort, dad er 
geiprodhen hat: wenn hergeichoffen wird, wird I 
geihoflen, — läßt fi aud) dahin vartieren, daß, wenn hin: 
geſchoſſen wird, auch hergeihoflen wird; mit anberen 
Worten: man möge ben Bogen nicht zu ftraff fpannen, 
fonft befteht Gefahr, daß er fpringt, und bad Eingreifen 
in bie immerfte polttifche Überzeugung des Mannes, auch 
be3 Beamten weiſen wir mit aller Entſchiedenhelt zurüd. 
(Bravo! in der Mitte.) 

Der Herr Reichskanzler hat ſich mit einer gewiſſen 
Eleganz über verſchiedene andere Dinge hinweggeſetzt. 
68 wurde bier in biefem Haufe Bezug genommen auf 
den Patriafonds, auf die Gelder, um gute Wahlen zu 
machen — will id einmal fagen —, die bem Herrn Reichs⸗ 
fanzler zur Berfügung geitellt find. Ich glaube, man 
bar} ba bie frage aufwerfen, ob es des höchſten Reichs— 
beamten würdig ift, ben Stlingelbeutel auszuftreden, um 
Wahlen in jenem und im Blodöfinne zu machen. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Sein Vorgänger, auf den er fi) fo gern beruft, hat, ſo— 
wohl was ben Punkt anlangt, wie aud, was bie Ein- 
pi © ber Beamten in bie er anlangt, 
andere Anfhaunngen gehabt, und es ift vielleicht dem 
ftellvertretenden Herrn Stolonialbireftor intereffant, ber 
während der Wahlperiode auf Reifen war, dieſe An: 
—— des Fürſten Bismarck kennen zu lernen. Fürſt 
ismarck ſagte am 3. März 1881 folgendes: 
Soviel an ber Neichäregierung und namentlich 
an mir als Sanzler liegt, bin ih den Ein— 


2 


Zi 


(A) 


Dr. aebler.) 
wirfungen bon Beamten ſtets entgegengetreten, 
nicht immer mit Erfolg. Ich teile die Meinung 
bed Herrn Vorrebnerd, daß ed ber Würde bed 
Beamten nicht entipridt, fih in die Wahlkämpfe 
zu mifchen, namentlich in öffentlichen Reben. ..... . 

Ih habe mid nie in bergleihen Sachen 
gemiſcht, id habe nie Andeutungen gegeben, bie 
Wahl zu beeinfluffen. Ich kann nicht fagen, daß 
ih die Neigung dazu nicht hätte, aber ich unter: 
laffe e8 aus Vorſicht, und Borfiht ift eben bie 
Mutter der Weisheit. 

Da könnte fogar der ftellvertretende Herr Kolonialdirektor 

noch etwas lernen. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 
Weiter eigentüwlich: bei dem Herrn Reichskanzler 
fließen bie Gelder zuſammen, — um die Verwaltung, wie 
er außdgeführt hat, kümmert er ſich nit. Das ift höchft 


fonberbar! 
(Zwiſchenruf.) 

— Ja, id glaube ſelbſt, daß mancher von ber Linken 
nicht weiß, was die Rechte tut. 

(Sehr gut! und Heiterkeit.) 
Wer verteilt das Geld? Herr Liebermann v. Sonnenberg 
hat e8 und gefant — es war ganz intereffant —: Oftapio 
v. Zeblig, der Mann, deffen Aufftellung unferm Kollegen 
Eidhoff gegenüber man bedauert hat, wie der Herr Keim 
an Herrn Eickhoff gefchrieben. Dabei fcheint Herr v. Zeblik 
bie braven Kinder ungleihmäßig bedacht zu haben. Herr 
Liebermann vd. Sonnenberg hat und gejagt, er habe nichts 
befommen; aus der Treifinnigen Vereinigung haben wir 
heraudgehört, daß fie and nichts befommen hat. Ob die 
Polen fehr viel befommen haben ober gar bie Sozial: 


bemofraten? 
(Heiterfeit.) 
Von und Tann ich e3 ganz ruhig jagen, daß wir auch 


(B) neben der Deichfel hergelaufen find. Wo ift alfo das 


Gelb hingekommen? Ob nicht vielleicht doch der Herr 
Reichslanzler fich gebrängt fühlt, durd Herrn d. Zeblik 
Rechenſchaft legen zu laſſen? — oder Herr v. Zeblig könnte 
es durch einen Artikel im „Tag“ tum. 
: (Heiterkeit und Zwiſchenruf.) 
— Darüber fann ich feine Auskunft geben, ob ed etwas 
einbringt ober nicht; aber intereffant wäre es doch, zu 
wiffen, ob wirklich die braven Kinder fo ungleich bedacht 
worden find. Das würde ja an ein Rabenherz glauben 
machen, unb das ift bei dem Herrn Reichskanzler doch 
feinen braven Ktindern gegenüber nicht der Fall; er umfaßt 
alle in gleicher Liebe, folange fie fiir ihn find. 
(Heiterkeit.) 

Dann wäre ed auch intereffant, bei ber Gelegenheit 
einmal au erfahren, — denn amtlihe Wahlfonds gibt es 
nicht, allerdings es gibt fo etwas wie Dispoſitionsfonds, 
ob e3 ſich ba um ben Ausbrud Handelt, daß weiß ich nicht — 
aber es wäre interefjant, zu erfahren, wer denn ber 
„Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung" den Ausfall ber 
Abonmementögebühren bedt für bie Zeit, wo fie um die 
Hälfte ober grati3 verfandt worden if. Darüber könnte 
vielleicht der Herr Reichötanzler und Auskunft geben. 

Noch etwas: es wäre vielleicht gar nicht unintereffant, 
einmal zu erfahren, wie viele Beamte beſchäftigt worben 
find, mit Abfaffung von Wahlbroſchüren. 

(Hört! hört! in der Mitte und bei den Sozial: 

bemofraten.) 
Da ift eine beſonders bemerkenswert, bie unterzeichnet 
ift: ein Katholil. Diefer Katholik fpridt fogar von 
„unferer allerheiligften up 


(Heiterkeit), 
ein Ausdrud, den ich bon einem Statholiten nod nie 
gehört habe. 
(Heiterkeit in ber Mitte). 


Reichstag. — 8. Sigung. Sonnabend ben 2. März 1907. 


Anno 1887 find die Füchſe auch in bie Sutte gekrochen (C) 


und nah Rom gewallfahrt, — jet ſchreiben fie von unferer 
allerheiligften Religion. Der Herr ftellvertretende Kolonial⸗ 
Direktor hat einmal erflärt, daß er bie Politif aus ber 
Kolonialabteilung herausgeworfen habe. 
(Heiterkeit in der Mitte). 
Es ſcheint aber dod, daß fie den Meg wieder hinein- 
gefunden bat; denn es ift noch nie ſoviel in Politik 
gemadt worden im Solonialamt, wie unter dem ſtell— 
vertretenden Herrn Solonialbireftor nad) feinem klaſſiſchen, 
glänzenden Betfpiel. 
(Sehr wahr! in der Mitte). 
Wenn darum diefed Wort auch für die Kolonien und bie 
Kolonialverwaltung gelten follte, dann „gute Nacht“! 
(Zuruf links: Gute Nacht! Heiterkeit.) 

— für mid nicht, darüber fönnen Sie ganz beruhigt fein. 

Es fommt dann bier noch ein anderer Punkt in Be- 
tracht, der bei den dem Herrn Reichäfanzler zur Verfügung 
geftellten 30 000 Mart — ob es der einzige Poſten ift, das 
weiß id ja gar nicht — mit zu beachten fein dürfte, Der 
Herr Reichsſskanzler hat mit einer gewiffen Nondalance, 
als ob das fo etwas wäre, was ſich von felbit verftünde, 
davon gefproden, daß er die Hilfe nehme, woher er fie be- 
fommt, aud die 30000 Mark. Melde Anichauungen 
hatte denn der Herr Reichskanzler früher über berartige 


Dinger? 
(Sehr gut! und Zuruf in der Mitte.) 

Ad fo, das ift etwas anderes, meinen Sie. Ich habe 
bor mir ben Sikungäberiht vom 24. November 1900, 
ba wurde bie Angelegenheit verhandelt, daß an ben Ber: 
band der Induſtriellen das Erſuchen erging, 12 000 Mark 
zu fpeuben für das befannte Geſetz. Was fagte da ber 
Herr Reihskanzler? 

Sie kennen mic ja no gar nicht gemug, weber 

politiſch noch perfönlid, um ein abſchließendes 


Urteil über mich ausſprechen zu fönnen. Politiſch (D) 


bin ich noch nicht lange genug am Merke, nament- 
ich in der inneren Politik, als daß Sie mid 
beurteilen könnten, außer wenn Sie fid) auf den 
Stanbpuntt eines Ihrer Vorgänger vom Fahre 
1848 ftelen: ich fenne die Abfiht des Minifters 
nicht, aber ich mißbtllige fi, — und perſönlich 
fernen wir und doch auch nicht genug; ich bedaure 
es, hoffentlich bedauern Ste es aud. (Heiterkeit.) 
Alfo zu einem abichließenden politiihen und 
perfönlichen Urteil über mich ift es noch zu früh, 
und ein ſolches zu fällen, — verzeihen Sie das 
harte Wort! — ift oberflädlid. Das habe id 
fonftatieren wollen und Lehre nummehr zur Be— 
anwortung der Interpellation zurüd. — Ich bin 
aber ferner der Anſicht, daß bie Regierung ſogar 
den Schein vermeiden muß irgenb welcher Abs 
hängigfeit von irgend melden Gruppen 
(hört! hört in der Mitte), 
daß fie jeden Verdacht vermeiden, jedem Verdacht 
entgehen muß, irgend welcher Abhängigkeit von 
Sonberintereffen. (Sehr richtig! Links.) 
(Hört! hört! in ber Mitte.) 

Darum ftehe ih nicht an, troß bed guten 
Glaubens, in bem bie beteiligten Beamten ge— 
glaubt haben, einer Borlage der verbünbeten 
Regierungen zu bienen, ben dabei eingefchlagenen 
Weg ald einen rt zu bezeichnen. (Hört! 
hört! und Bravo! Links.) 

(Lebhaftes Hört! hört! in der Mitte.) 

Der in Rede ftehende Vorfall, meine Herren, 
hat fih ereignet, bevor id; die verantwortliche 
Zeitung der Geſchäfte des oberften Reichsbeamten 
übernommen hatte. Wäre ich damald nm meine 
Meinung gefragt worden, fo würde id) von ber 


(A) 


(B) Meine Herren, 
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(Dr. Schaedler.) 
Beichreitung des für bie Verbreitung amtlicher 
Druckſachen gewählten Weges abgeraten haben. 

(Hört! hört! in der Mitte.) 
Und würde heute, wo id herantworilicher 
Reichskanzler bin, die Abſicht einer ſolchen 
Maßnahme u meiner Stenntniß gelangen, fo 
würde ich bie —— einer ſolchen Abſicht 
zu inhibieren wiſſen. (Bravo!) 
(Eebhaftes Hört! hört! in der Mitte.) 

Im vollen Einverftändnid® mit deni Herrn 
Staatöjekrelär bed Innern (na! na! bei den Sozial: 
bemofraten) — jawohl, im Einverftändnis mit bem 
Herrn Staatöfefretär des Innern, deſſen eminente 
Arbeitökraft, deſſen Geſchäftserfahrung, deſſen 
FKenntniſſe, deſſen Charakter ich trotz aller gegen 
ihn gerichteten Angriffe immer gleih hoch ftelle 
(Bravo!), bin ich der Anſicht, daß berartige Wege 
in Zufunft nit wieber eingefchlagen werben 
jollen. (Lebhafter Beifall.) 

* hört! in der Mitte.) 
Ober diefe meine Auffafjung und diefe meine 
Willensmeinung als des allein im Reich leitenden 
Minifter3 ift das beteiligte Neffort nicht im 
Zweifel gelafien worden. 
Meine Herren, und wer —— ſolche Wege ein, 
und wer nimmt denn bie 30000 Mart? 

(Zuruf von ben Sozialdemokraten.) 

— Es wird von einer Seite behauptet: fogar noch mehr! — 

Das ift etwas fehr eigentümliched; wenn tatſächlich dieſe 

Anſchauung, ber der Herr Reichſskanzler am 24. November 

1900 Ausdrud gegeben hat, noch heute bie Anſchauung 

des Herrn Reichskanzlers ift, dann ift in diefen Worten 

bie Behandlung, zugleid aber auch bie Verurteilung deſſen, 

wa3 wir hier haben, vollftändig gegeben! 
(Sehr wahr! in der Mitte.) 

ber Herr Reichskanzler 

„Sie kennen mich ja noch gar nid!” 


wir ihn 
(fer wahr! in der Mitte — Zuruf von den 
©pz erging 
— gewiß, gründlih! Und es war nicht jo ohne, daß die 
alten Römer einen gehabt haben mit einem Doppelgefidht, 
ben fie Janus genannt haben. 
(Sehr gut! und Heiterfeit in der Mitte.) 

(63 wäre aljo ganz gut, zu hören, ob und in welder 
Weife Hier Vorkehrung getroffen worben ift, insbeſondere 
auch, nachdem ber Herr Reichskanzler davon gelbroden 
bat, daß er das nächſte Mal no ein anderes Lied fingen 
werde. Wir fünnen e8 ganz ruhig abwarten, wie dann 
die Melodei ift, und wer den Takt zu diefem neuen Liebe 


dann ſchlägt. 
(Sehr gut! im ber Mitte.) 

Welter hat der Herr Reichskanzler fi) gegen uns 
gewandt hinfichtli de Zufammengehens mit ben Sozial- 
demofraten und insbefondere —— uns im Zentrum 
da ſo geil fermaßen einen Vorhalt — wenn id * 
ſagen foll: eine Abkanzelung — zuteil werben zu laſſen. I 

e dem, was ber Herr Kollega Gröber darüber gejagt 
at, binfihilih ber Stihwahlparole, abſolut gar nichts 
inzuzufügen. Man macht und Vorwürfe, daß durch ung, 
refpektive durch Eintreten von und in ber Stichwahl für 
den Sozialbemofraten, ben nn Vorſchub ge: 
leiftet worben feil. Man vergißt babei aber vollftändig, 
daß auch andere Leute fehr germ mit den Sozialdemokraten 

ngen wären, daß erft, nachdem. ihr Beißes Liebes: 
Er umfonft war, bie moralifhe Entrüftung 


gefest hat. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 
Man kann ja an und für fih nod gar nidt barüber 
reben, ziffernmäßig, inwieweit die IInterftügung ber einen 


fagt Bier: 
Segt keunen 


eins 


und der anderen Seite genüßt hat; 
ausgeſprochen werben, daß vom einzelnen Bartien des fo: 
genannten Blocks ganz entſchieden bie zz eitanben 
hat, mit der Sozialdemokratie ſich für ablen zu 


dereinigen. 
(Sehr ng: in der Mitte.) 

Allerdings ift Be — üh umſonſt ER 

barf 3. B. aud) noch erinnern an den Wahlkreis 
Hildesheim. Dort wurde am Morgen der Stihwahl von 
nattonalliberaler Seite ein gefälfchtes Flugblatt am die 
——— ausgegeben, wonach dieſe vom Wahl⸗ 
ausſchuß aufgefordert wurden, nicht dem lkouſervatiben 
Kandidaten Feldmann die Stimme zu geben, ſondern dem 
nationalliberalen v. Campe. Das war eine Fälſchung 


geweſen. 
(Hört! hört! im der Mitte.) 
Was berfelben voraudging, ift zu ir aus der Bei- 
lage zum „Bolfäwillen” vom 24. Februar 1907. Dort 
— aus dem 10. hannoverſchen Reichtagswahlkreiſe 
erichtet: 
Was war es denn eigentlich, was unſere 
Liberalen vor der Stihwahl bezwedten, als fie 
fpeziell dem Genoffen Ewers jeben Tag bad 
aus einliefen, dasjenige Haus, vom dem Herr 
— allis heute gar fo verächtlich ſpricht⸗ 
eiter: 
Und was für verlockende Angebote ſind uns von 
den hochanſehnlichen Kuhhändlern nicht gemacht 


worden! 
(Heiterkeit und hört! hört! in der Mitte und bei 
Ibemofraten.) 


ben —* 

Sämtlihe Wahlkreiſe, in rc unfere Genofjen 
gegen bad Zentrum fanbibierten, ſpeziell jene in 
Rheinland und Weftfalen 


(hört! Hört! in der Mitte), 


verſprachen, bie „Liberalen* und zu apbortieren, (D) 


fieben Mandate wurben und bon berjchlebenen 
Serren ganz beftimmt verfproden, vor allem 


(hört! hört! in ber Mitte), 
falls wir nur unſere Abſicht 3 Hildesheim 
ändern würden, und wir waren verblendet genug, 
mit Herrn v. Campe unfere Genofjen in fieben 
Wahlkreiſe re — zu laſſen. 
eit.) 


Wir fragen Herrn — weiter: weiß er auch 
nichts davon, daß zwei Herren ſeiner Partei 
am Sonntag, den 3. Februar, eigens nach Köln 


fuhren 
(hört! Hört! in der Mitte), 
in ber Redaktion unſeres bortigen Parteiorgand 
borftellig wurden, um zu erreichen, dab bom bort 
aus zu Gunften bed Herm v. Gampe bei uns 
interventert würde? 
(Hört! hört! in ber Mitte.) 
Meine Herren, wolle a ber Blod ni nicht befier 
machen, als re tatſächlich iſt 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Das dürfen wir ruhig fagen: wenn es auf ihn angefonmen 
wäre, dann wäre es gerade fo gegangen wie in Baben, 
bann wäre man zu einem Generalablommen gefommen. 
Die Beweife bafür liegen vor, — und wer wird vom dem 
Herrn Reichskanzler dafür hergenommen? Uns werben 
die gern bafür gemadt, und mit befonderem Nad)- 
drud wird betont: 
Wenn e3 eine Partei gibt, die nad ihrer Baſis, 
nad) ihrem ganzem Programm, nad ihren Grund⸗ 
fügen, nad) * dielen nit mit ber Sozial- 
bemofratie zu — ſollte, ſo iſt es die 
Zentrumspartei. 
27* 


wohl aber darf hier (c) 


186 Bu 
(Dr. Schaebler.) 
(A) So wirb 9 








Das Yufammengehen der Zentrumspartei mit ber 
Sozialdemokratie war nicht nur ein politticher 
Fehler, ein grober politifcher Fehler, es war ein 
moraliſches Unrecht. 
Der Herr Reichskanzler treibt da eigentlich eine Politik 
mit doppeltem Boden. 
(Sehr wahr! in ber Mitte und bei ben Sozialdemokraten.) 
Gerade der Herr Reihöfanzler hat dad Zentrum auf 
leide Stufe mit der Sozialdemokratie geftellt, und bat 
n jeinem Silvefterbriefe den Kampf gegen die Sozial: 
bemofraten, Polen, Welfen und Zentrum proflamiert. 
Nachträglich wird die Sahe jo Hingeftellt, als ob ber 
Kampf nur der Soztaldemofratie gegolten hätte. Der 
err Reichskanzler dat bie bürgerlihen Parteien zur 
gung gegen bie Sozialdemokratie aufgefordert, gleich— 
zeitig aber bat er dem Zentrum eine fcharfe Abfage 
erteilt ; er rechnet alfo das Zentrum nicht unter bie ſtaats— 
erhaltenden bürgerlihen Parteien, gerade das Zentrum, 
bon bem er felbit fagt, daß es durch feine Grundſätze, 
fein rg re am meiteften von ber Sozialdemokratie 
abfteht. Dabei verlangt er gerabe vom Zentrum an erfter 
Stelle die Erfüllung der Pflicht einer bürgerlihen Partei 
im SKampfe gegen bie Sozialdemokratie. Der Herr 
Reichskanzler Scheint alfo von der Anſchauung auszugehen, 
das Zentrum müſſe aud den übrigen Parteien feine 
fräftige Unterſtützung gegen bie Sozialdemokratie leiheu 
und nachher wehrlos fih von ber Negierung und beren 
Schußtruppen in die Pfanne hauen laſſen. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Der Herr Reichskanzler, der in biefem Wahlkampf felber 
Barteimann geweſen ift 
(fehr wahr! jehr — in der Mitte), 
Parteiführer geweſen if, hat nicht das Recht, eine folde 
Forderung zu ftellen und am allerwenigften dann fie mit 


(») den Forderungen ber Moral zu begründen. 


(Lebhafte Zuftimmung in ber Mitte.) 

Meine Herren, folde Zumutungen gehen doch über das 
äußerfte Maß ber Naivität hinaus. 

(Sehr gut! in ber Mitte.) 
Allerdings eine gleihe Idee hat auch fchon ber Reichs— 
verband gegen bie Sozialdemofratie entwidelt. Won wen 
ihm dieſe fuggeriert worben tft, daS weiß ich nicht. Allein 
es ift doch eigentümlich, daß auch in einer der Zufchriften, 
bie von dieſem Reichsverband ausgegangen find, bei ber 
man fid) no... ber Abreffe verichrieben hat, gelag! 
wird: Gott, Kinder, feid ruhig, es geht gegen bie Soztal- 
bemofvatie; aber gleich bahinter iſt das Zentrum, das 
wollen wir babet ebenfalld treffen. 

(Heiterkeit in der Mitte.) 
Meine Herren, da müßte man geradezu gottesfträflich 


dumm fein 
(jehr wahr! in ber Er 
wenn man fich felber auch noch an das Mefler liefern wollte. 
(Sehr gut! in der Mitte.) 
Das geht Ära über dad erlaubte Ma& der Naivität 
hinaus. Bis jegt tft e8, folange ich weiß, noch nie vor— 
gefommen, daß ber Parteiführer der Gegenpartei bie Nat: 
ſchläge ber Gegenpartet gegeben hat, wie fie am beften von 
ihm gehauen werbe. 
(Heiterkeit in ber Mitte.) 

Meine Herren, es wurbe bom jener Stelle aud) ge- 
rufen: „Sol id Ihnen alle Blasphemien ber Führer der 
Sogialbemofratie vorlefen?" Das könnte man zurüdgeben 
gerade in Hinfiht auf die Blodparteien, die ſich zuſammen⸗ 
gefunben haben, und einen Teil berfelben. Ober haben wir 
nicht ſeinerzeit Schon gehört von ber äußerften Linken, ald man 

r auch einen ähnlihen Vorwurf machte, daß fie entgegneten: 
die Waffen, bie wir führen, haben wir von Ihnen gelernt! 
(jehr richtig! in der Mitte), 
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und zwar unter Hinweis auf die Herren, die jegt beim (C) 


Blod find. Da könnte man die Gegenfrage ftellen, wo 
denn gerabe alle diefe Blaöphemien gezüdtet worben find 
(jehr richtig! in der Mitte), 
ob nicht gerade von Leuten, bie vom Staat als ſolchem 

dafiir — ſind. 

Politik mit doppeltem Boden iſt es, die ber Herr 
Reichskanzler beliebt, und zwar auch aus bem Grunde, 
weil er einerfeit3 hinweiſt oder hinweiſen will auf Moral: 
grunbfäße, auf der anderen Seite und wieder vollftändig 
gerabezu mit ber Sozialdemokratie zufammenmwirft. Er 
bat von dem Topf geiproden, in dem er aud das 
Zentrum gefunden habe; bei verfdhiedenen Gelegenheiten 
hat er fogar noch ganz andere Leute in dem nämlichen 
Zopf gefunden. Ich meine alfo, derartige Dinge follte 
man nicht hervorfehren, ımb einer anderen Seite des 
Hauſes fteht es gar nicht gut an, in fitiliher Entrüftung 
zu machen, wenn von einem taktiihen Zufammengeben 
mit den Sozialdemofraten in dem einen und anderen Falle 
die Rebe ift. 

Meine Herren, der Herr Reichskanzler hat bei feinen 
—— dann mit hohem Lobe gedacht einmal der 
Biſchöfe und dann jener Statholifen, die mit einem Wort 
als Nationalkatholiten bezeichnet werden. Der Herr 
Kanzler bat das Verhalten einzelner Biſchöfe — er hat 
bier, wie ich mir benfen fan, denn bon anderen habe ich 
— erfahren, das Verhalten der zwei bayeriſchen Erz« 
bifhdfe im Auge gehabt — rühmend erwähnt, denn 
meines Wiſſens haben diefe zwei dad Wort ergriffen, bie 
Erzbifhöfe von Münden und Bamberg. Es fünnte ala 
Mangel von Mut ausgelegt werben, wenn ich an biefer 
Erfheinung wortlos vorüberginge. 

Sn erfter Linte vinbiziere ich ben Biſchöfen voll- 
ftändig das Recht, zu Land und Volk bewegenden Fragen 
Stellung zu nehmen. Ic begrüße es, daß ein Anfang 
gemacht erfcheint, daS bisherige Schweigen zu breden; 
denn es erwächſt daraus für mich bie — daß auch 
in anderen Fragen, welche die Diözeſanen beſchäftigen, 
und bei deren Erörterung das gläubige Volk ſich nad 
einem Wort aus dem Munde des Biſchofs ſehnt, mit 
or Tradition des Schweigens gebroden wird. Diefer 
mein prinzipieller Standpunkt hindert mid nun aber gar 
nicht, mit dem Ausbrud des tiefften Bedauerns über Die 
Art und Weiſe des Gingreifens ber beiden Erzbiſchöfe 
und ber Ausſchlachtung ihrer Worte irgendwie zurüdzus 
ge Ich darf dad bier volftändig offen ausfpreden. 

n der „Münchener Allgemeinen Zeitung“ — dem Scerl- 
blatt jegt — war bem Erzbiſchof von Münden in aller- 
ſchärfſter Weife die Piftole auf die Bruft geſetzt worden 
ald dem „zunächft dem Throne ſtehenden“ Metropoliten. 
Nicht mit Namendunterfchrift, fondern indirekt, durch einen 
Mitteldmann, erhielten feine Didzefanen in einem Baftoral- 
blatt neuefter Art, der „Allgemeinen Zeitung“ und ben 
„Neueften Nachrichten“ und dann durch Rieſenplakate, 
Kenntnis von der Willensmeinung des Erzbiſchofs. Der 
eigenhändige Brief des Erzbiſchofs von Bamberg, gleich— 
lautend an 11 bis 12 Geiſtliche des Wahlkreiſes Erlangen 
Fürth, wurde — auf welchem Wege, iſt mir mbekannt — 
zuerſt feinem Wortlaute nad durch das parteiloſe „Bam— 
berger Tageblatt“ veröffentlicht, nachdem in der Nacht 
vor dem Stichwahltage die Hunde davon in ben Wahl- 
kreis Erlangen Fürth und Forchheim zum Borteile des 
Blocktandidaten überall als Depeſche angefchlagen worben 
war und dann auch nod in Speyer ald dem Suffragan- 
biötum ausgenützt wurde. 

Ich bedaure die Art und Welfe bed Eingreifens ber 
beiden Erzbiſchöfe in Rüdfiht auf den Mibbraud, der 
mit ihren Kundgebungen getrieben worben tft 

(fehr gut! in der Mitte), 
in Rüdfiht auf den jubelnden Beifall, den bie Erzbiſchöfe 


(D) 


nF 


(br. r. Scpaebler.) = 


(A) jetzt als „erleuchtete Kirchenfürſten“ von notoriſch lirchen— 


feindlicher Seite erhielten, in Rüdfiht auf bie Verwirrung, 
welde dieſe Erklärungen —— geeignet waren und 
anrichteten, indem fie, weil nur gegen bie Wahl bon 
Sozialdemokraten gerichtet, für den Block aus A lachtet 
wurden, deſſen Münchener Kandidat die katholiſche Kirche, 
deren ————— und deren Höchſtes, das 
iur, Itarfatrament, ber empörendften MWeife ver— 
—— pft hatte 
(hört! hört! in der Mitte), 

in Rüdfiht ferner auf die Folgen fir bie bifchöfliche 
Autorität. Gewiß, es find bebauerlihe Außerungen ge: 
fallen, die ich nicht billige und nicht billigen kann, die ich 
aber begreiflid finde aus der Erregung des Augenblid3. 
Sintereflant ift, daß bie Erklärung eines anderen, eines 
dritten Biſchofs, die fich aber ebenfo entichieden gegen bie 
Wahl eines Blodfandidaten richtete, nicht ebenfalls ver: 
wertet worden ift. 

(Heiterkeit in der Mitte. — Zunufe.) 
— Allerdings, wie joeben bemerkt wird, ift das jehr natür- 
lich. Es biente nit dem Zweck und darum ging man 
mit Stillſchweigen darüber hinweg. 

Eine gute Folge erwarten wir babon, daß bie 
biſchöfliche Autorität ind Feld geführt wurbe, nämlich 
dahingehend, daß die verehrten Herren des Blocks auch 
fernerhin den bifhöflihen Worten in Andacht Laufchen 
und benfelben ftriktiffime nachkommen, und daß enblid 
das Gerede über die Beeinfluffung der Wahlen von geift« 
licher Seite aufhöre. 

(Sehr gut! im der Mitte. — Zuruf links.) 
— Berehrtefter Herr, das wollen nit wir haben, fonbern 
das verlangen ja Sie! 


Vizepräfident Dr. Paaſche: ch bitte, doch nicht fo 
viele Zwifchenbemerkungen zu maden. 


Dr. Schaedler, Abgeorbneter: Wenn ber Herr Abge: 
ordnete Baflermann in der Verfammlung zu Duisburg 
— oder wo es war — gefagt hat, daß bie Gozial- 
bemofratie unter bie — geſchlüpft ſei, fo gebe i 
ihm zurüd, daß der Blod fih am biſchöflichen Ofrtenfta 
gehalten und auf dieſem Wege über Wafler gehalten hat. 

(Sehr richti ) 

Der Herr Reichskanzler hat in jeinen Ausführungen fi 
auch mit dem Flottenberein beihäftigt und jeine Be— 
ztehungen zu bemfelben, ich möchte jagen, mit einer Hand⸗ 
bewegung abgetan. Er hat davon geiproden, daß bie 
Regierung dem Flottenverein vollſtändig unabhängig 
gegenüberfiche. Daß mag wohl von ben verbünbdeten 
Regierungen gelten, aber von dem Herrn Reichskanzler 
it dad nicht. Der Herr Neichöfanzler, der doch 

egierungäleiter ift, fteht dem Flottenverem doch nicht 
ſo — gegenüber; denn I barf ja mur 
ben vertraulihen Ton betraditen, in dem in gewiffen 
Briefen von ber Wilhelmſtraße 77 die Rede iſt, 
von den Beziehungen zu Wilhelmftraße 77, von bem Ein: 
verſtändnis mit der Wilhelmftraße 77 ufw. Dann tft aud) 
nit zu vergeflen, baß der Herr Reichskanzler den Vorftand 
be3 Flottendereins überhaupt in perfünliden Schug nimmt 
und ihm dankt. Der Flottenverein ift bis jetzt noch 
unpolitifh. Er umfaßt Angehörige aller Parteien und 
aller Konfeffionen. Er hat fid die Aufgabe geitellt, das 
Berftändnts und das Intereſſe des deutſchen Volkes für 
die Bedeutung und bie Aufgabe ber Flotte zu meden, zu 
pflegen und zu ſtärlen. Was hat er ftatt beflen getan? 
Die Flottenvereindorgantjation ift in gerabezu ffrupellofer 
Weile zu politiihen Zweden, fpeziel zu Zwecken des 
Kampfes gegen bad Zentrum mißbraudt worden. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Der Flottenberein und aud der Herr General Keim, ber 
Privatmann, der er jetzt ift, haben in ferupellofefter Weife 


Reichsſstag. — 8. Sitzung. Sonnabend ben 2. März 1907. 


182 


Politil, Barteipolitit In dem YFlottenverein getrieben umb (0) 


nicht bloß ar — auch noch konfeſſionelle Hetze. 
r richtig! in der Mitte.) 
Aufflärend if für eine Gegenüberftellung: General: 
major dv. Keim fchreibt am 16. Januar 1907 an ben 
Katholiken Profeflor Dr. v. Savigny in Miünfter: 
3a hoffe, daß durch Ihre lichtvolle Darftellung 
weiten Streifen unferer fatholifher Mitbür * 
endlich die Augen geöffnet werden über die 
fahren, welche dem Katholizismus als hen 
drohen, wenn fein berufener Vertreter auch weiter: 
in das Zentrum in feiner jegigen Geftalt bleiben 


ollte. 
Und Generalmajor v. Keim jchreibt am 4. Januar 1907 
an ben Proteftanten Lie. Weber in München-Gladbach 
und bittet Diefen 
nad Rüdiprade mit dem Fürften Bülow und 
Herrn v. Xoebell dringend, daß bie Mitglieder 
der evangelifhen Arbe ervereine ais enangelifche 
Männer und gute Patrioten in dem Wahlkampf 
ihre Schuldigkeit tun, ... . 
uud fährt bann fort: 
Ich brauche Ihnen wohl nicht weiter auseinander: 
zufegen, daß ber Kampf gegen bad Zentrum auch 
einen ſolchen gegen den Ultramontaniämus, ben 
— unſerer ebangeliſchen Konfeſfion be— 
eutet. 
(Hört! hört! in der Mitte.) 
Sie fehen, dieſer Herr Keim tft fehr vielfeitig, wenn es 
gilt, für feine Zwede Propaganda zu maden. Ich glaube 
aber, daraus ergibt fih nur eines, und das tft fir einen 
ei Zentrumsmann: heraus aus dem Flotten- 
berein 


(jehr wahr! in der Mitte), 
infolange der Flottenverein entgegen feinem Statut der: 
artige Hebarbeit gegen eine politiihe Partei treibt! 
(Sehr wahr! in der Mitte.) 

Meine Herren, es lommen jet Proteſte gegen dieſe 
Tätigkeit bed Flottenvereind in Bayern, in Schlefien; aber 
wer bürgt und bafür, baß nicht heute oder morgen nieder 
bei einer fogenannten nationalen Frage ber umpolitifche 
Flottenverein mobil gemacht wird? 

(Sehr wahr! in ber Mitte.) 
Befonberd bann, wenn man gar auch noch krebfen gebt 
mit Außerungen aus Alerhöctt ftem Munde, welche die 
Tätigkeit des Flottenvereins belobigen. Dann hat man 
an jener Stelle dad Material auch nicht —— 

Meine Herren, eigentümlich iſt es mir geweſen, daß 
in den bisherigen Debatten von ſeiten des neuen Blocks 
immer Gewicht darauf gelegt worden iſt, daß das freie 
eg meer geiprodhen habe. Ja, auch hier jehe ich wiederum 
bie Überhebung des Herrenmenfchen. 

(Sehr wahr! in der —* 

Da beim Block, der um eine Million Stimmen zurück— 
—— iſt hinter ben Stimmen des Zentrums, ber 
oztalbemofraten, der Polen, da tft es das freie —— 
tum geweſen, — und bei uns, was ſind denn das eigentlich, 

find das vielleicht Heloten? 
(Sehr gut! in der Mitte. Zuruf von den Sozial: 
demofraten: Das find bie Hlugen!) 
— Das find bie — —— laſſe ich mir gefallen! 


Meine Herren, dieſes Bere auf dad Bürgertum 
ift eine Über ebung, die wir auf das entichtebenfte zurüd- 
weifen. Wir haben bie Unterſcheidung der Deutihen in 
Bürger erfter und zweiter Klaſſe zurüdgewiejen, wir weifen 
auch diefe neue Unterſcheidung zurüd. Dad Bürgertum 
fteht nicht bei Ihnen allein. 

(Sehr wahr! in der Mitte.) 
Darum tft es auch etwas mehr ala Beffieibenbeit, wenn 
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(Dr. Schaebler.) 


(A) Sie ſich auf das freie Bürgertum berufen wollen. Unſere 


Wähler find fo gut deutſche Reichsbürger als wie die Ihrigen. 
(Sehr wahr! in ber Mitte.) 
Und wenn Herr v. Liebert von einem ‚Vollsgericht“ ge: 
redet hat, jo haben unfere Wähler dieſes Volfögericht 
gehalten; denn mit einer Stinmenzahl von über 1 Million 
plus ftehen wir Ihnen gegenüber. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Meine Herren, es jcheint jegt alles in beftem Gange 
und zufrieben zu fein; wenigſtens bie neue Vereinigung 
hat dad erflärt. Die einen haben ihre volle Zufrieden: 
heit ausgeſprochen, die anderen ihren Wunschzettel präfentirt, 
auf beifen Grfülluug fie hoffen, und zwar gleichzeitig 
von rechts und bon links. Allerdings, es wird ſehr 
fraglich fein, ob man die Wunschzettel von beiden Seiten 
auch tatſächlich erfüllen kann. Allein wir haben damit 
vorläufig gar nichts zu tum. Das wird bie verehrte 
Regterungdmajorität mit ihrer Regierung ausmachen. 

Dad, was der Herr Reichskanzler ausgeſprochen hat, 
find SKapitelüberfchriften geweſen 

(jehr gut! in der Mitte), 
unter die man immerhin noch fegen kann, was man will — 
abgejehen davon, daß er aud immer nur geiagt hat: er 
dentt daran. Es ift alfo nit audgefchloffen, einmal, 
daß andere Leute ſchon lange daran gedacht haben, ander: 
weitig aber auch nit, dab beim Herrn Reichskanzler 
im Zaufe der Zeit ein Gedächtnisfehler eintritt, und er 
das eine oder dad andere wieberum vergißt. Es war 
eine ſchöne on Morgana, die er bier borgeführt hat. 
Die Herren Vertreter von links waren herzlid zufrieden. 
Was will man benn alfo mehr? 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Es ift wirflich intereffant, zu fehen, wie das Menu be3 
Herrn Reichskanzlers nad) allen Seiten hin — beim 
Blod felbftverftändih — Zufriedenheit hervorgerufen 
(B) Zi Unfer früherer Kollega Herr dv. Gerlah hat feine 
emerfungen gemacht über dad Programm: 

Reform des Strafprozefies! Etwa im Sinne ber 
Sr re bie ein Werk ſchlimmſter 
Rüdftändigkeit geichaften Hat? Oder in bem 
Sinne Nieberbings, der vor Jahresfriſt erflärte, 
lieber werde die Regierung die ganze Reform 
ſcheitern laſſen, ehe fie fih auf die Zuſtändigkeit 
bed Schwurgericht3 für politiiche Vergehen einlaffe? 

Reform des Strafrehts! Wird einer ber heute 
lebenden Abgeordneten die Vollendung des Wertes 
erleben, deſſen umnermeßlihe Schwierigkeit der 
Staatsſekretär des Reichsjuſtizamts jedes Jahr 
in erſchreckenderen Formen abgemalt hat? 

Reform des Vereinsrechtes! Gewiß die denlbar 
dringendfte Aufgabe! Aber gibt es einen einzigen 
preußifhen Minifter, ber ben einzig vernünftigen 
Standpunkt einnimmt, daß ein Kullurvolk nur 
ein Vereinsrecht brauchen kann: abjolute Vereins: 
und Berjammlungsfreiheit? 

Reform des Börfengefeges! Nun, damit ift 
ſchon ber verfloffene Reihstag befaßt geweien. 
Das tft feine neue Verheißung, fondern lediglich 
Einlöfung eines alten Verſprechens. 

Bortführung der Sozialreform! Fortführung? 
Drei Jahre lang hat man überhaupt fein ernft- 
haftes Arbeiterfhußgefeß eingebracht. Ober rechnet 
Fürſt Bülow etwa das berüdtigte Arbeiter: 
fmebelungögefeg über bie Nechtöfähigfeit ber 
Berufövereine zur Sozlalreform? 

Was Fürft Bilow verheißen hat, ift nichts; 
wa3 er verſchwiegen hat, ift alles. 

(Sehr ridtig! in der Mitte.) 

Kein Wort über die Sicherung des Wahl: 
geheimmifles. Kein Wort über die Neueinteilung 
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ber Wahltreife, fein Wort über die Bejeitigung (C) 


des Stlaffenwahlrcht3 in den Einzelitaaten. Und 
dod) fünnten die Liberalen auf alle Phraſen ber 
Bülowihen Programmrebe verzichten, wenn fie 
den ernftien Willen der Regierung fähen, im 
Reiche oder in Preußen durch eine Wahlreform 
die Stimme des Volkes zu Gehör zu bringen. 

Liberale, die um der Bülowſchen Zufunfts: 
muſit willen fih die höchſt reale Bülowſche 
Gegenwartöpolitit mit all ihrer Zünftlerei und 
Zöllnerei und Steuerſchikaniererei willig gefallen 
ließen, bie verdienten allerdings das Ehebündnis 
mit dem Agrariertum. 

Doch belt! Bülow „denlt“ ja auch an Ber: 
einfahungen und Verbilligungen im Heere. Nur 
ihabe: er denkt, und ein anderer lenkt. 

So fagt einer der Herren, ber bei Ihnen war, bie Sie 
jet zum Blod gehören. Sie find, wie es fheint, zufrieden, 
und wir wünſchen Ihnen gute Erfolge. 

Eines aber bürfen wir befennen: der Wahltampf iſt 
geführt worden gegen das Zentrum, ber Schlag ift neben: 
binausgegangen, — id) darf mit Freuden jagen, beſonders 
aud in unferem Bayernlande. 

(Bravo! in der Mitte.) 
Die, die getroffen werben follten, find. mit alter 
ungebrocdhener Kraft wieder bierhergefommen. Möge der 
Herr Reichskanzler, der jest ftill davon ift, und der jest 
jo tut, ald ob eigentlich der ganze Schlachtruf nur gegen 
die Soztaldemofratie auögegeben worden wäre, nachdenken, 
befonderd dann, wenn er bie Abficht hat, das in die Tat 
umzufeßen, was die ‚Voſſiſche Zeitung“ bereitö angefündigt 
hat, nochmals einen Appel an das Bolt zu wagen. 
Uns bat es nicht geſchadet 
(fehr ne in ber Mitte), 

wir laffen uns dadurch nicht irre maden, daß man viel- 


feiht auf mander Seite wünſcht, wir follten und in den (D) 


Schmollwinkel fielen. Das wäre den verehrten Herren 
gewiß ganz redt. Der Herr Reichskanzler mag jein 
Konzert dirigieren, die Muſiker hat er zuſammengeſtellt. 
Diffonanzen hat es fchon genug gegeben, und wir können 
abwarten, wie bie Probe ausfallen wird in jpäterer Zeit. 
Wir ftehen auf unferem alten Standpunkt: für das 
Bolt! Wir ftehen auf unferem alten Stanbpuntt: für 
befien Rechte. Treue gegen Treue! Verſuchen Sie's, Sie 
beißen nod einmal nr en Granit! 
(Lebhafter Beifall in der Mitte.) 


Bizepräfibent Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Gothein. 


Bothein, Abgeorbueter: Meine Herren, ich babe bie 
ehrliche Abficht, Ihnen gar nichts vorzulejen; denn es tft 
nad) meiner Anficht in den legten Tagen etwas zu viel 
vorgelefen worden. 

(Sehr richtig!) 


IH kann aber nit umhin, mit einigen Worten auf 
die Rede oder auf die Vorlefung des Herrn Abgeorbneten 
Schaedler einzugehen. 

Er hat uns zunächſt unteritellt, daß wir Freiſinnigen 
und zwar alle drei Parteien wünſchten, daß die Bifchöfe 
und Geiftlichen fih in den Wahlkampf einmiſchten. Herr 
Kollege Schaedler, das ift eine Unterftellung, die nicht dem 
geringften Hintergrund Hinter fih hat. Wir verurteilen 
die Einmifhung der Bilhöfe mit Hirtenbriefen ufw. bei 
den Wahlen, aud wenn fie und paſſen follten, genau fo, 
wie wir bie Beeinfluffungen feitend der Kapläne gegen 
und verurteilen. Aber id) wünſche, Herr Kollege Schaedler 
und feine ganze Partei fümen zu berielben Stellung» 
nahme. Ste haben es aber immer verteidigt, wenn felbft 
bie Kanzel dazu entweiht worben ift. 

(Widerfprud in der Mitte. Sehr richtig! Tinte.) 
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(Gothein.) 


(A) Sie haben es ſogar abgelehnt, über die Wahlbeein- 


fluffungen ber Geiftlihen aud nur eine Unterſuchung zu 


maden. 
(Sehr richtig! Links.) 
rn da jeien Sie mr recht vorſichtig mit Ihren Vor: 
en. 

Herr Kollege Schaebler hat una ſodann gefrant, ob 
wir denn micht bereit witterten, dab das Reichstags— 
wahlrecht in großer Gefahr fei. Num, wir find manchmal 
der Meinung geweſen, dab das Reichstagswäahlrecht ge- 
fährbet fei; aber jet find wir allerdings diefer Meinung 
weniger, benn je. Denn einmal hat der Ausfall ber 
Wahler‘ die Wirkung gehabt, daß fehr viele, bie fonft 
eine anßerorbentlihe Sozialiftenfurdht hatten, dieſe ver: 
loren haben, und ſodann ſehen Sie fih doch die Mehrheit 
an, Herr Schaebler: da haben wir die Sozialdemofraten 
die drei freifinnigen Parteien, da haben wir Sie doch 
vor allen Dingen, die Volen und bie Antifemiten. über 
die anberölautenden Wünfche der Rechten hat heute Herr 
Scaedler fo viel zitiert, daß es feiner Ergänzung von 
mir bedarf. Wir haben in biefem Falle aber auch die 
Ntationalliberalen auf unferer Seite; denn aud Sie werben 
fi erinnern, Herr Schaedler, dab ein Sollege, ber 
bei den Nattonalliberalen jaß und eifrig für die Ab» 
ihaffung des Reihsmwahlrehtd eintrat, von der national: 
liberalen Partei aufgefordert wurde, feinen Pla wo 
anberd zu nehmen. Und, Herr Kollege Dr. Arendt, Sie 
werden ſich vielleiht noch erinnern, bei welder Partei 
er feinen Play genommen hat, nämlich bei ber freis 
fonfervativen Baıtei. 

(Zwiſchenruf: Aber nicht im Neichätag!) 
— Nun, ed ift völlig gleihgültig, Herr Kollege, ob im 
NReihdtag oder im Landtag! Die Tatſache genügt. 

Nun gebe ih volltändig zu, dab aud die Herren 

Nationalliberalen, wenn auch nicht ganz fo viel wie die 


(B) Herren FFreitonferpativen und Sonferbativen, zur Ber: 


ichlehterung des Wahlrechts in den Cinzelftaaten mit: 
er haben. Das iſt bebauerli; aber gerade Herr 

ollege Schaebler und feine Freunde haben doch alle 
Urſache, darauf nicht näher einzugehen. Der Herr Kollege 
Scaebler fitt ja nur wenige zu. bon bem Herrn Kollegen 
Gröber, und jchließlih ift Württemberg auch nicht ſo— 
weit entfernt von Bayern, daß Herr Kollege Schaedler 
nit wiſſen Könnte, wie der Herr Kollege Gröber in 
Württemberg den Kampf gegen die Berbeflerung des 
Wahlrechts geführt Hat. 

Widerſpruch aus der Mitte.) 
Ad, einigermaßen habe ich das auch verfolgt, und wenn 
Sie dagegen etwas zu jagen haben, fo wirb Ihnen ber 
Herr Kollege dv. Bayer bie Antwort geben. Sie haben das 
damal3 getan, um ihre Machtſtellung in der erften Kammer, 
bie durch die Wahlreform etwas geſchwächt worden wäre, 
zu verftärfen, und haben wohl auch fchließlih dagegen 
geftimmt. Sie follten alfo am allerwenigften anbern 
Parteien einen Borwurf machen bezüglic; der Nichtgeneigt⸗ 
heit, dad Wahlrecht zu verbeſſern. 
(Sehr richtig! Links.) 

Nun hat eben der Herr Kollege Schaebler und einen 
Auffat verlefen, worin es heißt, daß in den Fe ng 
des Fürften Bülow nidt von einer Wahlreform im den 
Ginzelftaaten die Rede ift. Wir bedauern das auch außer: 
ordentlich; aber id; möchte doch auch den Herrn Kollegen 
Schaebler bitten, einmal bei feinen Kollegen im preußifchen 
Abgeordnetenhaus — eine ganze Anzahl von ihnen figt 
ja auch bier — fi zu erkundigen, wie Sie es denn 
bisher immer damit gehalten haben. Haben Sie bem 
jemals im Abgeordnetenhaus für unfere Anträge auf bie 
Wahlrechtsverbeſſerung gefiimmt? Immer haben Ste 
biefelben abgelehnt. 

(Sehr richtig! linls.) 
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Ste haben ſchöne Worte gemadt, Haben gejagt, bie Zeit (C) 


ift noch nicht gelommen, die Gemüter find aufgeregt, man 
muß erft ruhige Zeiten abwarten. Aber Diefe ruhigen 
kein fommen natürlich nicht, wenn man eine notwendige 
eform hinausſchiebt, da werben die Zelten immer un: 
ruhiger werden. Das waren höchſt mangelhafte und 
fümmerlihe Auöreben, bie Ste da borbradten. 

Herr Schaebler hat nun ber Deutſchen Volkspartei ben 
Borwurf gemacht, daß fie ihren Prinzipien vollſtänd 
untren geworben wäre, daß fie, während fie früher erfl 
babe, eine Mitwirkung des Reichſtags auch bei der Ent: 
iheidung über Krieg und Frieden zu fordern, nunmehr 
bollftändig in das Horn ftoße, daß ber Reichstag dabei 
abfolut nichts mit zu fagen habe. Woher fließen Sie 
das, Herr Kollege Schaedler? Einfah aus ber Tatjadhe, 
daß in dieſem einen Falle die Volf3partei fih von ber 
Notwendigkeit Br bat, dieſe Mittel zu bemilligen. 
Daraus können Sie doch nicht für alle künftigen Zeiten 
fließen, daß fie ihre Parteimeinung und ihre Stellung 
aufgegeben hat. Das ift eben eine Art von „ichließen“, 
wie Sie es mit Vorliebe machen. Sie unterftellen den 
Leuten ohne die geringften Gründe Saden, bie Sie 
abjolut nicht beweijen können. 

(Sehr richtig! Links.) 

Herr Dr. Schachler hat aud die Manen unferes ver— 
forbenen und, wenn er auch unfer Gegner war, hochver⸗ 
chrten Kollegen Reichenſperger zittert. Ich Hatte bie 
Empfindung, daß Herr Neichenfperger Wie von ber Art, 
wie fie Herr Dr. Schaebler heute beliebt hat, nicht ge- 


macht hätte 

(ſehr gut! Lints), 2 
daß er bad feiner für nicht würbig gehalten hätte. Der 
veritorbene Reichenſperger würde es nie fertig gebradt 
haben, von der „orientaliihen” Phantafie des Herrn ftell- 
vertretenden Kolonialdireftor8 zu fpreden. Sonft wehren 


fi ja die Herren von der Zentrumspartet gegen ben Bor» (D) 


wurf des Antiſemitismus; bier in biefer „feinen“ Ber 
merfung fommt der Antifemitismus deutlich zum Vorſchein. 
(Zurufe aus ber Mitte: Was hat das damit zu tum? 
Das haben Sie darunter verftanden!) 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Ich bitte, nit zu unter: 
brechen. 


Gothein, Abgeordneter: Nun ein Wort zum Fürſten 
v. Hatzfeldt! Er hat es für nötig befunden, den ber- 
ſchledenen Parteien den Text zu leſen und ihnen ihre 
politiihe Haltung vorzubalten. Es paffierte ihm Bloß, 
daß ihn, als er zu dem fonfervativen Parteien fam, fein 
Gedächtnis vollftändig im Stihe ließ. Ich möchte ihn 
bitten, wenn er wieder einmal den Zenfor des Haufes 
und der Parteien machen follte, fich etwas beffer vorzu⸗ 
bereiten und auch der Partei, der er angehört, und berer, 
die rechtö vom ihm figen, zu gebenlen. Im übrigen ver: 
ftehe ich es ſehr wohl, warum Fürft Hapfelbt das getan 
bat; es follte eine Milderung fein für ben Nafenftüber, 
ben er bem Kollegen Gamp, feinem eigenen Fraktlons— 
borfigenden geben mußte. 

Nun zur Sade. Der MWahlerfolg ift, daß, während 
früher dad Zentrum bie Zwidmühle hatte, nunmehr ber 
Reihäfanzler Zwickmühle hat; er hat die Möglichkeit für 
fih, bie Mehrheit zu wählen, und das Zentrum hat dieſe 
Möglichkeit in dem Maße nicht mehr. Der Gebraud, den 
dad Zentrum davon gemadt Hatte, Hat dem Molke, 
wenigſtens dem Teile des Volkes, der bie heutige Mehrheit 

ewählt hat, nicht mehr gepaßt. Es ift ja von Ihnen in 
ehr eingehender Weife immer bargeftellt worden, wie Ste 
eigentlich gar nicht das Dispofitio hätten befchneiben 
wollen, und wie patriotifch Ste gewefen find. Glauben 
Sie doch nicht, daß es dem Volke jo jehr darauf ange: 
tommen ift, wie Sie in diefer einzelnen Angelegenheit 
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(Gothein,) 
(A) geftimmt haben, und wie Sie bei der britten Lefung geftimmt 

Bäkten, fonbern der Unwille des Volles war ber über bie 
geheime Nebenregierung, die und ja in ben Mitteilungen 
aus dem Kolonialamt recht draſtiſch vorgeführt wurde, 
über bie Tätigkeit bed Herrn Moeren, auch bes 
Herrn Abgeordneten Erzberger unb anderer, bie einen 
folden Drud ausgeübt haben. Dem Voll war bie 
Sadie bon dem kaudiniſchen Joch mitgeteilt worden, 
und es war ihm weiter mitgeteilt worben die Drohung 
des Herrn Roeren, wenn nicht geichehe, was bas Zentrum 
wolle, fo werbe vielleicht die Geneigtheit des Zentrums 
zu weiteren folonialen Bewilligungen feine große mehr jein. 

Das Gefühl, dab Sie überall, bei allen Ihren Ab: 
flimmungen irgend eim Entgelt für Ihre Partei haben 
wollten, und dab Sie damit die tatfählih herrſchende 
Partei waren, dad hat ben Unwillen des Volles erregt, 
und zwar nicht erft bei biefer Gelegenheit, ſondern ſchon 
feit langen Jahren; biefer Anlaß war es mur, ber bie 
Sadıe zur Exploſton bradte. 

(Sehr richtig! Links.) 

Herr Gröber hat gejagt, feine Bartei werde, ebenfo 
wie Herr Schrader, fiir Heer und Kolonien alle bewilligen, 
bon deffen Notwendigkeit fie überzeugt ſei. Das tft eben 
fehr die Frage! Sie haben nit bloß nad Ihrer Über: 
eugung bewilligt, fondern Sie haben immer Gegen: 
rn geftellt. 

(Zuruf aus der Mitte: Nicht wahr!) 
— Bet diefer Gelegenheit vielleicht nicht, aber doch bei 
früheren, 3. 8. als Herr Roeren zum Herrn Kolonial— 
bireftor ging, und als ber Kolonialbireftor Stuebel unter 
das kaudiniſche Joch mußte! 

Mir wiffen doch aber aud), daß dad Mort „Kuhhandel* 
nicht erſt von geftern und heute ftammt. Gerabe wir von 
ber Linken erinnern und noch jehr wohl, wie beim Zoll: 
tarif ber Kuhhandel nad) langen Verhandlungen zulegt 





(B) zuftande gebracht wurde! 


(Zuruf au der Mitte.) 
— 5a, dad Zentrum hat ihn doch mitgemacht, hat ihn in 
erfter Linie mitgemacht! Sie waren es E bie die Gerſten⸗ 
Haufel hineingebracht haben, um aud für Ihre Bayern 
etwas ertra herauszuſchlagen, — wobei Sie allerbings 
gründlich Hineingefallen find. Das war ein Kuhhandel, 
wie er ſchöner gar nicht gedacht werben kann! 

Meine Herren, nun fommt e3 für die Zukunft barauf 
an: wie wird der Herr Reichslanzler die Zwidmühle, die 
er jegt hat, handhaben? Er kann fie zum MWorteil des 
Bolfes, kann fie aber aud) im gegenteiligen Sinne hand» 
haben. Leicht wird die Sache jedenfalls nicht fein; fie wird 
um fo fhwerer für ihn fein, als er es nicht mit wider: 
ftandälofen Baufteinen zu tun hat, fonbern mit Leuten 
und Parteien, die benten unb handeln. Wenn dba ber 
Herr Reichötanzler feine ganz klare Partie fpielt oder feine 
ganz klare Dispofition in feinem Vorgehen hat, fo kann 
Ihließlih aud einmal die Zwidmühle ihn felbft zwiden. 
Das würde dann die Folge haben, daß eine neue Auf: 
löfung erfolge — was id im Imtereffe der Gefunbheit 
aller bier Anweſenden nicht fo bald wünſche! 

(Heiterfeit.) 

Meine Herren, was heißt nun: „nationale Mehrheit 
B gemeinfamer Arbeit“? Es ift fo viel von der „Lonferbativ- 
tberalen Baarung* und vom „nationalen Blod" die Rebe. 
Die Herren vom Zentrum und auch bie von ber Sozial- 
demokratie fprechen ja immer wieder bon dieſen beiden 
Dingen. Ich war im höchſten Grabe erftaunt: erft als 
ih aus dem Wahlkampf zurüdfam, erft nad ben Stich— 
mwahlen hörte ich zum eritenmal etwas vom nationalen 
Blod, und erft in dieſem Haufe habe ich von der fonfer- 
vativ-[iberalen Paarung gehört. 

(Zuruf von den Sozialdemokraten.) 
— Ih habe den Zwiſchenruf nicht verftanden, ich fol ja 
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auch nicht Darauf eingehen. — In ben Wahlen meiner (C) 


Gegend war bon biefem Block durchaus nicht die Rebe. 
Aber aud) von meiner Partei find von 14 Mitgliedern 
nur 4 gegen Sozialdemofraten gewählt und 10 gegen 
Konfervative verſchiedener Schattierungen. Es ift dba ja 
nicht Immer ganz einfah und auch nicht immer liebens— 
würdi ſorgangen Vom Block war jedenfalls in meinem 
Wahlkreis nicht Die Rede. Das werben Ste mir beftätigen, 
Herr Kollege Gamp; Sie find ja breimal bagewefen, um 
gegen mich zu reben! 
(Zuruf rechts: Leider nur zweimal!) 
— Na ja, aber breimal haben Ste von — Und nun 
follen diefe Parteien auf einmal miteinander verheiratet 
werben. Mer heiraten will, muß aber doch feine Frau 
felber ausfuchen, wenn fie ihm paffen ſoll. Ich könnte allen= 
falls jagen: mit dem, was ber Herr Fürſt Habfelbt geftern 
ausgeführt hat, kann man zum Teil einverftanden fein, 
nicht etwa in allem. Das, was er über bie Wahlrechts— 
änderung in ben Ginzelftaaten, fpeziel in Preußen, ge: 
fagt hat, werben wir aufs entichledenfte befämpfen, ebenfo 
bad über ben Getreibeterminhandel. Aber es waren 
immerhin eine ganze Menge Dinge, bie er vorbrachte, von 
denen man jagen kann: bier tft vielleicht bie Möglichkeit 
eined gemeinfamen Arbeiten vorhanden. Wir werben 
das aber abwarten, vorläufig wiffen wir e8 nicht. Aber 
ih muß doch fagen, daß die andere Partei, bie wir 
politifh ehelihen follen, bie Stonfervativen, nah der 
geftrigen Wahlrede des Herrn Windler für mid ganz 
ausgeichloffen erſcheint. 
(Zuruf rechts.) 

Er ift ja Sehr ſchön, aber nad der geftrigen Garbinen- 
prebigt, bie er gehalten hat, wünſche ich mir entjchteben 
einen anderen zum Partner in dem politiihen Ehe— 
verhältnis. 

Der Herr Reichskanzler will fein Programm mit ben 


Sonfervativen und den Liberalen durchſetzen; aber es wirb (D) 


ihm bei fehr vielen Saden, an bie er „gedacht“ Hat, 
nicht anders möglih fein, als fein Programm durchzu— 
fegen mit ber gelamten Linken und vielleiht aud dem 
Zentrum und ben Polen. Sobald es fih um liberale, 
fortfcprittlihe Dinge handelt — nun, da wird e3 und 
auch gar nicht genieren, wenn bie Polen ober die Herren 
vom Zentrum mit und ftimmen, bie ja bod etwas mehr 
foziale8 Empfinden haben, als Herr Windler geftern 
bofumentiert hat. 

Nun: die Linfe mit ben Sozialdemokraten ift zu 
ſchwach, ja aud mit den Freikonſervativen hat fie noch 
nicht die Mehrheit. Das Zentrum hat bier alfo die 
ſchönſte Gelegenheit, zu beweiien, daß es eine ſozial und 
freiheitlich empfinbende Partei ift, was ich bei ihr manchmal 
recht ſehr vermißt habe. 

Meine Herren, id nehme niemandem in ber Welt 
ein Wahlbündnis mit den Sozialdemokraten übel. 

(Aha! rechts.) 
Gewiß, dad Zentrum hat gefünbigt bei vielen Sachen; 
aber dab es hier gerade beionderd gefündigt haben fol, 
verftehe ih von feinem Standpunkt nicht. Ich möchte 
dabei aber betonen, daß bie enge Paarung, die der Linken 
mit der Rechten immer vorgeworfen wird, in ganz anbers 
engem Maße befteht zwiſchen Ihnen und den Sozial: 


bemofraten. 
(Sehr richtig!) 

Wahlbündniffe haben die verfciebenften Parteien abge— 
ſchloſſen: in Baben jeinerzeit die Nationalliberalen mit 
den Sozialdemokraten, an anderen Orten aud mit dem 
Zentrum; und das Zentrum ift ja fo vielfeitig: in ber 
einen Gegend unterſtützt es Sozialdemokraten, in ber 
anderen Gegend, wie in Schleften, gibt es die Parole für 
die Monfervativen ans! Ste können aber auch anders; 
das ift hr Grundſatz. Es läßt ih ja auch befonders 
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(@othein.) 


(Aa) letht für das Zentrum mit den Sozialdemokraten zu: 


fammenarbeiten; hat doch einer feiner Hauptagitatoren, 
ein geiftlicher Herr, in bem Wahlkampfe in Bayern feiner: 
zeit die Sozialdemokratie ald eine Erfindung ber göttlichen 
Borfehung bezeichnet. 

(Zuruf aus ber Mitte.) 

Ih nehme Ihnen das, wie gejagt, nicht übel; man 
nimmt bie fremden Stimmen überall, und jede Partei, 
wo bie fie friegen kann. 

Aber allerdings, wenn ih dem Zentrum auch feinen 
Vorwurf daraus mache, daß es bier feine polttifche 
Stellung ftärfen wollte, fo muß ich einen befto größeren 
Vorwurf den Sozialdemokraten daraus madhen. Wenn bie 
Freiſinnigen ben Herm v. Oldenburg- Januſchau wählen, 
fo muß ich ſagen: ich halte das auch für eine Sünde 
wider den heiligen Geift des Liberaliämus; aber wenn 
bie Sozialdemokraten die Herren Quidde, Blumenthal, 

außmann in Sübdeutihland nicht wählen, ſondern bafür 
einen Zentrumdmann, fo halte id dad mod für viel, 
viel fchlimmer, ald was unſererſeits — nicht mit 
unferer Einwilligung — gegenüber Herrn v. Oldenburg 
geſchehen ift. 

Meine Herren (zu den Sozialdemokraten), Herr 
Gröber hat ed Ihnen auch fo —* —* Ihre 
Spaltung zu rechtfertigen. Er Hat alle Verdienſte des 
Zentrums aufgezählt, die es fich um die reaftionäre Geſetz— 
gebung ber legten Jahre erworben hat, um die Zollgefeg: 
gebung, die Biehiperre, die lex gr ulm. Wir wollen 
nicht alled das aufzählen; ich will nicht in die Weile ber 
Herren Schaedler und Gröber verfallen. Aber ih muß 
fragen: hat es Ihnen nit etwas gegrufelt, als Ihnen 
Herr Gröber das ſchöne Regifter all der Dinge vorhielt, 
was in Ihren Augen doch eine [were Sünde fein muß? 
Und diefe Männer haben Sie unterftügt! 

Gwiſchenruf.) 

(8) — Herr Bebel, ba täuſchen Sie fih! Sie haben von den 
brei Herren, bie von dem Zentrum geſprochen haben, 
gehört, daß fie fo patriotifh, fo opferwillig waren, daß 
fie nicht einen Mann und einen Grofdhen für Siübmweft- 
afrifa verweigert haben, und daß es bloß ein pures Miß— 
verftändnis ift, weswegen fie fo mißhandelt feien. Wie 
hatten Sie da Urſache, mit dem Zentrum Hand in Hand 
zu gehen? 
Herr Bebel führte bed weiteren aus: „Wenn man 
gemeinfam angegriffen wird, muß man eine gemeinfame 
Schlachtordnung bilden.“ Nun, ich halte den für einen 
ſchlechten Tatttker, der die Schlachtordnung fid) von feinen 
Gegnern diltieren läßt. 

(Sehr richtig! im der Mitte.) 
Das ift der größte Fehler; man foll feine Schlachtordnung 
jelbft maden, ſodaß man feinen Gegner jchädigt. 

Meine Herren, am Abend nad) der Auflöfung habe 
ich in einer Berliner VBerfammlung die Parole ausgegeben: 
Gegen bie Reaktion! Einige Soztaldemofraten, die zus 
gegen waren, waren bamit einberftanden und riefen: 
bravo! Wenige Tage darauf waren bie Herren uns 
fpinnefeind ohne jede Urfache; denn das können Sie doch 
nicht verlangen, daß wir Iebiglid, weil Sie auch um 
einen Wahlkreis ambieren, wir barauf verzichten, einen 
Mann aufftellen, mit dem wir glauben den Wahlkreis 
zu erobern. 

Ih möchte Sie aud noch daran erinnern: am Bor: 
abend ber Auflöfung ded Reichstags habe ih eine Zu: 
fammenfaflung aller liberalen Sräfte —— und da 
haben Sie fo lebhaft Bravo gerufen, wie nur irgend eine 
Bartei Bravo rufen kann. Wenige Tage darauf aber 
waren wir ber ——— Nun möchte ich bemgegen- 
über pas fonftatteren, daß Sie in ber Geographie 
nicht — bewandert ſind; die Kaffern wohnen ganz 
wo anders. 


Reichstag. 12, Legisl.⸗P. I. Seſſion. 1907. 


Weiter fann ich Eonftatieren, dab wir ausſchließlich (C) 


und allein mit der freifinnigen Volkspartei und mit der 
Deutiden Bollöpartei ein Abkommen über bie Verteilung 
der Wahlfreife getroffen haben, wo wir Kandidaten auf: 
ftellen wollen, damit nicht ber Fall eintrete, ba w 
gegeneinander kandidieren. 

Ih kann weiter fonftatieren — was im Anfang be: 
weifelt wurde —, baß wir nicht bad Geringfte aus dem 
Dean Nationalwahlfonds bekommen haben. 

Meine Herren, wir können weiter lonftatteren, daß 
— foweit ich wenigftend bie preußifchen Berhältnifje 
fenne, und wo anders wird es nicht viel ander gemwefen 
fein — daß der Negierungdapparat ebenfo, wenn nicht 
teilweife noch fchlimmer gegen und gehandhabt worben 
tft, als in eren Jahren. 

(Sehr richtig! linls.) 

In meinem Wahltreife ift vielleicht an einem Tage einmal 

eine Ausnahme geweſen. Da hat ber berühmte Landrat 

v. Maltan mit ber ee — ſeligen Angedenkens 
e 


) 

einen Toaft bei Kaiſers Geburtötag gehalten, in dem er 
und al3 antimonarchiſche Männer hinſtellte und u ch 
beffen verlangte, daß fein königstreuer Mann und bie 
Stimme geben jol. Da .. ein paar meiner Freunde 
an ben Herrn Reichöfanzler telegraphiert, eine Antwort 
haben fie nicht befommen; aber der Landrat hat fih dann 
etwas in acht genommen. 

Der Herr Reichskanzler hat num gefagt: ih Habe 
mid für Die Bildung eines Komitees intereffiert, welche für 
die Minberheitöparteien vom 13. Dezember Geld gefammelt 
bat. Meine Herren, wir gehören auch zu den Minber: 
heitöparteten, wir haben aber fein Geld befommen. 

(Heiterkeit und Zurufe rechts.) 
Wir find auch gar nicht traurig darüber; denn ſeit wir 
wiffen, baß der Herr Reichskanzler und bie Regierung 


einen Einfluß auf fo etwas haben, würben wir und (D) 


hundertmal bedanken, auß einem foldhen Komitee Gelb zu 


beziehen. 

(Sehr richtig! in ber Mitte.) 
Wenn ein Privatmann jo etwas macht, fo hat man nichts 
dagegen einzuwenden. Der Herr Reichskanzler ift aber 


feinen Tag atmann. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Wenn er fo etwas tut, ift er immer ber höchſte Beamte 


bes Reichs. 
(Sehr wahr! in ber Mitte.) 
Und nun muß man ein anderes bebenfen: er ift gleid- 
zeitig auch preußifcher Minifterpräfibent 
(Zuftimmung in ber Mitte) 

und hat auch ba einen koloſſalen Einfluß, und wenn der 
Herr Reichskanzler gewiflen Inbuftriellen ufw., Männern 
der haute finance einen Wunſch ausfpridt nad) Geld für 
einen ſolchen Zwed, fo ift dad unter Umftänben ein ſehr 
gewaltiger Drud. Meine Herren, es iſt Ihnen ja be— 
fannt, daß bie Stahlwerke in Danzig, jene Gründungs- 
unternehmen, welches hauptfählih die Preußiſche Sees 
handlung begründet bat, jegt krachen gegangen tft, nachdem 
es ſchon ein paarmal faniert worben war. Ald damals 
die Sache gemacht wurbe, übte der preußiſche Handels- 
minifter einen außerorbentlihen Drud aus auf verjchtebene 
oberſchleſtſche Stahlwerle, welche Eiſenbahnmaterial her: 
ftellen, damit fie ſich dabei beteiligten, obgleich bie 
Herren Generaldirektoren und Beſitzer ber Meinung 
waren, daß das linternehmen anf feiner gefunben Grund: 


lage beftänbe 
(ſehr richtig! links) 
und der dafür ausgeſuchte Mann nicht der richtige wäre, 
um bie Sache in bie Höhe zu bringen. Gegenüber dieſem 
Drud, in ber Furcht, fonft feine Lieferungen von Eiſenbahn⸗ 
material ober fonft Vorteile im Kohlenbezug aus ben 
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(Gothein.) 


(4) Staatögruben zu befommen, haben fie natürlih nad: 


gegeben und ſich mit großen Summen beteiligt, und wenn 
bier auch ein folder Drud nicht ausgeübt worden tft, fo 
ift Schon bie Tatfahe, daß der Herr Reichslanzler fo 
etwas fordert, ein Drud, und beöhalb muß fo etwas 
unterlaffen werben. 
(Sehr richtig! Links.) 

Meine Herren, wenn der Herr Reichskanzler, wie es in 
England ift, der Führer einer großen Partei wäre, bie 
die Auflöfung herbeigeführt hat, jo würde ihm das fein 
Menſch übel nehmen. Aber bei uns liegen bie Ver— 
hältniffe dod) ganz anderd. Wir haben ja die Fiktion 
einer Regierung über den Parteien, die tatfählih doch 
immer eine Regierung für die Lonfervativen Parteien ift, 
und Herr Windler hat es ja ausdrücklich bedauert, daß 
die Regierung bisher nicht genug für fie gearbeitet habe. 
Wir haben eine fonfervative Regierung bisher gehabt, 
wir haben eine Parteiregierung „gehabt; aber überall im 
Lande wurde troßdem bie Fiktion verbreitet, baß bie 
Regierung über den Parteien ftünbe, daß gar nicht eine 
Parteiregterung beftünde. 

Diejes Syſtem, wie e8 der Herr nf bier mit 
der Sammlung der Gelber und mit feinem Ginfluß auf 
die Verteilung berjelben ausgeübt hat, muß mit ber Zeit 
zur Korruption führen. Das ift Schon von einigen Herren 
diefed Haufed gefagt worden. Ach möchte aber doch 
hervorheben, daß es zuerft in ber „Liberalen Korreſpondenz“ 
geftanden hat. 

Meine Herren, was haben bie Soztaldemofraten 
durch das Einftellen in die Zentrumsfront erreiht? Sie 
haben allerdings an Stimmen zugenommen, aber fie haben 
doch eine bebeutenbe Verringerung ihrer Mandate gehabt. 
Da möchte ih Ihnen zurufen: die Sentrumspartet ift 
doch nun einmal eine entſchieden reaktionäre Partei 

(Baden in ber Mitte), 
(8) und fie ift ed immer —— Es lann ja einer mit 
beftem Bewußtjein NReaktionär fein; er fann der Meinung 
fein, daß ein Zurüdichrauben vorteilhaft tft. Aber ich 
möchte ben Herren Sozialdemotraten auch zurufen: „Qui 
mange du pape, en meurt!* Menn Sie fi jo mit den 
Herren vom Zentrum berbimben, jo wendet fid) das Wolf 
bei ben eg in —— Maße gegen Sie und 
findet, daß Sie auch reaktionär werden. 
(Zurufe von ben Sozialdemokraten.) 
Und wenn Herr Singer trogdem bon ber einheitlichen 
Billtgung diefer Wahltaltif jeitend der Partei fpricht, fo 
wiffen wir fehr viel befler aus vielen Äußerungen bon 
hervorragenden Genofjen, daß diefe Taktif nicht einheitlich 
gebiniet wirb. 
eine Herren, am meiften hat mich bie unendliche 
Klage der Herren vom Zentrum über bie ſchlechte Be- 
handlung gewundert, die fie bei den Wahlen erlitten hälten. 
Herr Gott, müſſen Sie's gut gehabt haben, daß bie Re: 
gterung Sie Htillfchweigend ober laut gefördert hat, daß 
Ste nun auf einmal dad ald etwas jo Schrecliches 
empfinden! Wir haben es fon viele, viele Jahrzente 
erlebt und empfinden es jet nicht mehr fo ſchmerzlich; ja 
ed ift und ziemlich gleihgültig Wir etwa tum nicht 
etwad wegen ber jchönen Augen des Herren Fürſten 
Bülow, fonbern nur, wenn wir bon ber Nichtigfeit ber 
So überzeugt find, und ba ift ed uns gleidhgültg, ob 
die Regierung und unterftügt ober nit. Sie tut e8 ja 
auch nicht, im Gegenteil. Aber Sie (zum Zentrum) find 
num auf einmal aus dem Häuschen. Drei fo unendlich 
lange Reden eigentlih nur über die Benachteiligung, die 
— bie Schmähungen, die Sie im Wahlkampf 


erlitten haben 
(Sehr gut! Links.) 


Meine en, bisher hat Ahr geiftlicher Apparat ſehr gut 
funktioniert, und auch diesmal wieber troß ber Gegner- 





haft der Regierung; Ste haben alfo nicht im geringften (C) 


darüber zu Hagen. Aber man merkt bei Ihnen immer 
ben Verbruß darüber, daß Sie nicht mehr Regierungs:- 
partei find, daß Sie nicht mehr die Zwidmühle haben. 

(Sehr richtig! links.) 
Ich halte es für fehr gut, daß Sie auch mal empfinden, 
wie angenehm es tft, wenn im dieſer Weiſe regierungs— 
feitig gegen eine Partei agitiert wird. 

(Sehr richtig! links.) 
Vielleicht werden Sie dann, 3. B. bei Wahlprüfungs- 
ſachen, aud etwas beffer empfinden al3 früher. 

(Sehr gut!) 

Der Herr Abgeorbnnete Gröber fagte: „ohne Wahl- 
beeinfluffung könnten die Konſervativen ſich zen 
eine Mahl für fie gar nicht mehr denken“. Ich ftimme 
ihm volfftändig zu, — und Herr Gröber nidt mir zu. Aber 
nun eins, Herr Gröber: wie war es denn bei den Wahl: 
prüfungen in der vorigen Zegislaturperiode? 

(Sehr gut! Tints.) 
Haben Sie bamal3 bie rn? aus dem gezogen, 
was nah bem Wortlaut Ihres Ausdrucks ſchon feit 
langen Jahren Ihre Überzeugung war? 
(Sehr gut! Sehr richtig!) 
Nein, meine Herren, dba bat das Zentrum mit ver— 
ihwindenden Ausnahmen immer dafür geftimmt, daß 
troß ber tollften Wahlbeeinfluffungen, die vorkamen, die 
fonfervativen und freifonfervativen Wahlen für gültig 
erflärt wurden. Zum Dank dafür revandierten fi bie 
fonfervativen Parteien und machten Ihre Wahlen gültig, 
ſelbſt wenn Die tollften Wahlbeeinfluffungen vorgefommen 
waren, von den Geiftlihen, von ber Kanzel. 
(Sehr —* 
Und nun verlangen Sie, man ſoll Ihnen glauben, daß 
Sie alles aus rein ſachlichen Gründen tun? Nein, Herr 
Gröber, nachdem Sie den Ausfprud getan haben, können 
wir das nidt. 

Und num Herr Spahn! Herr rum jet dem Kollegen 
Eichoff gejagt, Männer, die mit amtlicher linterftügung 
gewählt find, müßten ſich bon ber Teilnahme an ben 
Sigungen fernhalten, bis die Sade vollkommen auf: 
geflärt ift. Ich wäre vielleiht damit einverftanden; ba 
müßte wahriheinlid die ganze Rechte mit einmal heraus. 

(Laden u 

Nach der Auffaffung des Herrn Spahn wäre das bie 
Konſequenz der Forderung, die er geftern aufgeftellt hat; 
denn bis alles a wird, was man in Ihren Wahl: 
freifen borbringt, jelbft wenn die Wahlen infolge bes 
Zentrums für gültig erflärt werben, müßten Site alle jo 
lange braußen bleiben. Wie ftimmt das aber — möchte 
“ Herrn Spahn fragen — mit feiner Haltung bei den 

ahlprüfungen in den früheren Jahren? Auch er ſchlägt 
ſich damit tatfählih ind Geſicht. Denn die Zentrumds 
partei hat immer für die Konſervativen trog der von ihr 
anerfannten allerfhlimmften Wahlbeeinfluffungen geftimmt, 
und das Zentrum — aud Herr Spahn! — hat niemals 
— die Herren rechts ſollten ſo lange draußen 

eiben. 

Herr Gröber hat uns vorgeworfen, daß gerade von 
der geſamten Linken — und auf einen Zwiſchenruf von 
mir auch von uns — der Kulturkampf gegen das Zentrum 
wieder aufgenommen werden ſollte, und er hat dafür ein 
ſehr reichhaltiges Material gebracht. Ich bin weit ent— 
fernt, alles zu billigen, was darin ſteht. 

(Na alſo! in ber Mitte.) 
Aber wollen Sie alle Parteien für eine Entgleiſung 
irgend eined Redalteurs berantwortlihd mahen? Wenn 
man das bei Ihnen getan hat, haben Sie fih hölliſch 


gewehrt! 
(Sehr richtig! Links.) 
Auch von den Nationalliberalen, auch von ber rechten 


@D) 


(A) Seite ift Ihnen fo etwas vor 


(B) haben, will Gothein nieberreißen.* 
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(@othein.) 

ya worben; wie haben 
Sie fid) da gewehrt und es mit Entrüftung zurücgewieſen! 
Denken Sie doch an Ihren Kampf mit dem Herrn Abge- 
otdneten Müller (Meiningen)! Da ift das wiederholt vor: 
gelommen. 

Aber, meine Herren, in allen Zitaten, bie Herr Gröber 
vorgebracht Hat, war fein einziges, worin ein Stultur: 
fampf gefordert if. Es waren lUngerechtigfeiten, ber- 
legende Außerungen gegenüber ben Statholifen, die ich 
in feiner Weife billigen will; aber von bem, was 
unter SKulturfampf bisher verftanden if, war nicht 
bie Rede. Und dann möchte ich weiter herbor- 
heben: von allen Zitaten, die der Herr Abgeordnete Gröber 
vorgebracht hat, hat er nicht ein einziges auß einer 
Zeitung vorbringen können, die fi zur Freiſinnigen Ber- 
einigung rechnet. Alſo gerade bad, was ih in bem 
Zwiſchenruf gefordert habe, haben Sie mit feinem Wort 
beweifen können. 

Meine Herren, ich mißbillige auf das fchärffte das 
Hineinziehen konfeſſioneller Gegenfäge und überhaupt 
fonfeffioneller Verhältniffe in ben politiichen Kampf. Aber 
Sie im Zentrum Haben das zum größten Teile felber 
—— und machen es immer wieber aufs neue. Ich 

in aber auch weniger empfindlih darin. Als ih das 
borlegte Mal in Greifswald fanbibierte, da wurde am 
Abend vor der Hauptwahl ein Flugblatt gegen mid) ber: 
breitet: „Wähler Greifswalds, ſchützt Eure heiligften 
Güter! Gothein will Euch Fatholiih machen!“ 

(Stürmtfhe Heiterkeit.) 
Am Schluſſe hieß es: „Geſchrieben in zwölfter Stunde”; 
es war aber fhon 10 Tage vorher in ber Reglerungds 
druderei in Stralfund gedrudt. 

(Hört! hört! links.) 

Weiter: „Alles, was unfer großer Kater und unfer großer 
Kanzler zur Sicherheit gegen katholiſche Übergriffe getan 
Weil ih nämlich für 
die Aufhebung bed 8 2 des Jefuitengefeges mit war, für 
die feinerzeit doch felbft Herr v. Bennigien fi erklärt hat 
und Herr vd. Gneift, alfo hervorragende Nationalliberale, 
unb dann wegen unferer Zuftimmung zu bem erften Teil 
des Toleranzantraged. Den zweiten Teil Iehnen wir ab. 
Unb da war ed mir fehr intereffant, daß neulich Herr 
Baflermann dem Zentrum den Nat gegeben * ſich 
auf den erſten Teil zu beſchränken; er ſcheint alſo dieſen 
en Tell jetzt 2 als vernünftig und verſtändig ans 
zuſehen. 

(uruf von den Nationalliberalen: Eine falſche 

Auffaſſung!) 
— Nein, ich habe es nochmals im Stenogramm nach— 
geſehen, es heißt dort deutlich: „Dann ziehen Ste ſich doch, 
wenn Sie dieſe Argerniserregung nicht haben wollen, auf 
erſten Teil zurück!“ 

Gegen mid iſt geſagt worden: „Wählt keinen Feind 
unſeres Glaubens!“ Denken Ste, daß ih mir daraus 
etwas made, wenn fo etwas gejagt wird? Da habe ich 
bloß das eine Vergnügen, zu fagen: Herr Gott, geben 
mir meine Gegner wieder einmal eine köftliche Gelegenheit, 
ihre Dummheit ins rechte Licht zu ftellen. 

Herr Gröber jagte, wir wünfchten einen Kulturkampf 
wie in Franfreih. Da bin ich nun allerdings vollftändt 
verfhhiebener Meinung von Herrn Gröber. Das ſehe t 
für feinen Aulturfampf an. 

(Aha! in der Mitte.) 

Das ift eben die Durdführung der notwendigen Forberung 
einer reinlichen und human en rten Trennung bon 
Kirche und Staat, das iſt ſchließlich die Herftellung eines 
Berhältniffes wie in den Vereinigten Staaten von Amerita, 
und dort bat doch ber Papſt ausbrüdlich erflärt, daß er 
das durchaus ertragen könne, und daß bie Katholiken dort 
e3 durchaus gut haben. 


Die Befeitigung bes Religionsunterrichts aus den (C) 


ftaatlihen und Gemeindeſchulen Halten wir auch für eine 
unumgänglich notwendige Forderung. 
(Sehr richtig! links.) 

Halten Ste dad auch für Kulturfampf? Das könnten Sie 
auch gar nicht mehr, nachdem ein preußiſcher Erzbifchof, 
Herr d. Stablewslki, felbft biefen Vorſchlag gemacht hat 
und feitdem Herr Propft Dr. v. Zazdzewäft e8 in dieſem 
Haufe een bat. Sie fehen alfo, wie Sie jelbft mit 
ber Zeit zu unjeren Forberungen kommen. Es ift ein 
freifinniges Flugblatt eines Wahlkreifes getabelt worden, 
in welhem man einen Kandidaten deswegen angegriffen 
habe, weil feine Frau fatholifch geworben fei. Ich billige 
das nicht; aber bie Sade lag jo, daß! ber betreffende 
Kandidat bekanntermaßen koloſſal unter dem Einfluß dieſer 


Frau ftand. 
(Stürmtihe Heiterkeit.) 

Meine Herren, ih habe Ihnen gejagt, Daß ich es trotzdem 
nicht billige. Aber wie verhalten Sie fi benn, meine 
Herren aus dem Zentrum, wenn bie Frau eines fatholifchen 
Abgeordneten evangelifh werben follter 

(Sehr richtig! links.) 
Sehen Sie ſich doch einmal Ihre eigene Preſſe an, welche 
unerhörten Sachen da vorgekommen ſind 

(ſehr richtig! links), 
wo man einem Bürgermeiſter es beinahe vollſtändig 
unmöglich gemacht hat, noch weiter zu amtieren, weil er 
eine proteftantifhe Frau 5* hat. 


(Zuruf: WoP) 

Ad, ich habe die Sache nicht im Kopfe, aber ich kann bis 
zur dritten Leſung das Material beibringen. Bon jolden 
Reporelloliften, wie fie die Herren Kollegen Gröber und 
Schaebler —— haben, halte ich nicht viel; es 
entſpricht nicht meinem Geſchmack, dem Reichstag ſolche 
unendliche Vorleſungen — Alſo, meine Herren, 
wer fo im Glashauſe ſitzt, w 

nicht mit Steinen werfen. 

Auch ich bin der Meinung, daß ein unerhörter Miß— 
brauch auch in diefem Wahlkampf mit bem Wort „national* 
getrieben worben ift. Früher richtete fi daS gegen uns 
diesmal aber auch gegen die Zentrumspartei, und deshalb 
befhweren Ste ha auch jest darüber. Nun Hat der 
berühmte Landrat v. Maltan in Grimmen in ber Kaiſer— 
geburtötagsrede erflärt, daß felbft die Sozialdemokraten 
national wären, denn fie trügen ihre Blutſchuld an das 
Baterlanb ab, monarchiſch wären fie natürlih nit. Ih 
meine, angefiht3 folder Außerungen ſollten bie Herren 
von ber Rechten und auch die Herren Nationalliberalen mit 
dem Wort endlich „national” etwas vorfidhtiger ſein. Ich 
möchte aber betonen, daß von nationalliberaler Seite und 
in noch ftärkerer Weife von freilonfervativer Seite jelbft 
ih als antinational, ald in nationalen fragen verfagend, 
bingeftelt wurbe in meinem Wahltreife. 

(Zuruf rechts.) 

— * Abgeordneter, Sie haben das nicht getan, aber ſo 
ſtand es in dem Kreisblatte, in Ihren Flugblättern und 
ben Reden der Herren Rewold und Juftizrat Ollmann. 
63 find das unwürdige Kampfmittel, denn fein Intereſſe 
für das Vaterland und feine Liebe zu ihm follte man 
niemandem abftreiten. Die Meinungen barüber, wie ber 
nationale Gebante zu verwirklichen tft, mögen auseinander 
ehen, aber ein gewiſſes nationales Bewußtſein wird ein 
eber haben. 

Nun hat der Herr Kollege Gamp gefagt, daß von 
feiner Seite und von ber freifonfervativen Wartet ber 
Wahlkampf jehr vornehm geführt worben jei. n bon ber 
freifonfervativen Partei befoldeter Vortragsredner nannte 
meine Partei und mic in einer Öffentlichen Verfammlung, 
die er einberufen hatte, eine Sch... . gefelliaft! 

(Zurufe: Pfuil) 


25’ 


e Sie im Zentrum, foll (0) 
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(Gothein.) 


(Aa) Nun, meine Herren, bie erfte Silbe ift da nicht vornehm, 


zumal ein N im ihr nicht vorlam. Der Herr Abgeordnete 
vd. Liebert hat fih über den Sauherbenton feitend ber 
Sozialdemokratie befhwert, ih will nit unterfuhen, ob 
mit Unrecht, er mag in mandem recht haben. Mir 
wurbe biefer Sauberbenton auch von feinen Barteigenoffen 
vorgeworfen und bamit begründet, daß id) bon „Brot= 
wucher* ſpreche. Ich halte das für kein ſchönes Wort. 
63 fteht nicht in meinem Redelexikon, ich gebrauche eö 
nicht; aber wir wiſſen doch alle, von wen dieſes Wort 
ftammt, und da muß ich auch einmal der freilonjerbativen 
Preffe empfehlen, doch etwas vorfihtiger in ihren 
Äußerungen zu fein. Vornehm nenne ih es auch nicht, 
wenn 160 Honoratioren, Geheime Regierungsräte, Richter 
uſw. am legten Tage einen Wahlaufruf verbreiten, den 
man aus Mangel an Zeit nicht mehr widerlegen kann, 
und der die gröbften Lügen und Schwindeleien gegen ben 
liberalen Kandidaten enthält. 

Ih komme nun zu bem Herrn Staatäfefretär bed 
Innern. Derfelbe hat vorgeftern erklärt, der Bundesrat 
müſſe dem Herrn Reichskanzler folgen, wenn dieſer bie 
Auflöfung des — beichlöffe. 

j (Widerfprud).) 
— Ja doch, ziemlid genau jo war ed. Ich glaube, der 
a Staatöfekretär verwechſelt englifhe und franzöfiiche 
erhältniffe mit deutfhen. Dort ift es felbfiverfiändlid. 
Wenn der Herr Premierminifter, der fi feine Kollegen 


fommen, daß auch der Branntwein beit und einen Rieſen— 
zoll trägt, und daß unter feinem Schug die Spiritus- 
zentrale und ber Verwertungöverband ufw. den Zoll;faft 
bollftändig im Preife zum Ausdruck bringen, dab aljo 
auch all der Schnaps, der im Inland gegenwärtig ge— 
trunfen wird, um den Zoll noch verteuert wird? 


fehr wenig Roggen noch herein. 
Erportprämie, die wir in Höhe des Zolld dafür geben, 
gegenwärtig fogar noch weldyen aus; aber die Wirkung beider 
$ 


reund Schrader darüber gemacht hat, nicht begriffen hat. (0) 
ft dem Herrn Staatöfefretär nicht zum Bewußtſein ge: 


Meine Herren, und nun ber Roggenzoll, ja es kommt 
Wir führen mit ber 


aßregeln ift die, daß ber Zoll hier vollftändig im 


Preife getragen wird, und daß jedes 5-pfündige Brot um 
13'/, bis 14 Pfennig (no mehr, wenn ed aus feinem 
gemahlenen Mehl ift) verteuert wird, und dann kommt 
der 
höhere indirelte Steuern. Er hat auch fpeziell den Alkohol 
als ein beſonders die unteren Klaſſen belaftendes Vebens- 
mittel genannt, und hat hinzugefügt — was mid bon 
ihm fehr gewundert hat —, daß der Alkohol in England 
bei bem bortigen 
Lebensmittel jet. 
es gibt in England, gerade unter den englifchen Arbeitern, 
eine Antialtoholbewegung, die umendlid viel größer als 
bie Antialloholbewegung bei uns ift 


err Staatsſekretär umd jagt und: England trägt 


lima ein unbedingt motwendiges 
Herr Staatsſekretär dv. Pojabomwsty, 


(ehr richtig! Links), 


und alle dieſe Leute erklären, daß der Alkohol abſolut 
nit notwendig, fondern daß er häblih für fie fet, und 
bier wird vom Tiſch des Bundesrats erkläıt: der Alkohol 
ift in den Gegenden, die ein rauhes Klima haben, ein 
unbedingt notwendiges Lebensmittel! 

Und dann eines, was für feine Darſtellung ſehr 
charalteriſtiſch iſt. Er führte alle möglichen Sachen, zum 
Beiſpiel auch das getrocknete Obſt auf, das meines Wiſſens 
erſt ſeit wenigen Jahren bei den Kriegsſteuern in den Zoll (D) 
hineingezogen worden iſt, aber wahrſcheinlich nicht mehr 
lange als zollbelaſtet beitehen wird. Aber Herr Staats- 
feretär, warum haben Ste eine ber einträglichften und 
bebeutendften indireften Steuern und Zölle für England 
nicht genannt, der aber nicht die armen Leute trifft? Das 
ift der Zoll auf Silberzeug und filbernes ee 
der Eoloffale Summen einbringt. Das ift fein Boll, 
feine Steuer, die den armen Mann belajtet. Wir fönnten 
allerdings jehr viel mehr aus unſeren —— 
aus dem Kaffeezoll, dem Teezoll, dem Gewürzzoll, 
herausſchlagen, ohne daß unfer Bolt das jo ſchwer 
empfinden würde, wenn wir nit die Verteurung aller 
Nahrungs und Lebensmittel durch unfere Schußzollpolttif 


ja jelbft ausſucht, die nicht vom König ernannt werben, 
— wenn ber bie Auflöfung verlangt, muß das ganze 
Miniftertum mit ihm gehen. Aber, meine Herren, bei uns 
liegt doch die Sache anderd. Der Bundesrat it ein ganz 
andered Organ, ald da3 ein Minifterium ift, und, ich 
meine, es heißt dem Bunbesrat und feiner Bedeutung bod) 
— zu nahe treten, wenn man eine ſolche Forderung 
ellt, und ich möchte auch ſagen, daß das nicht gerade 
geeignet tft, im Süden und bei den anderen Bundesftaaten 
Sympathien für Preußen zu erweden. 

Nun hat der Staatöjeretär des Innern gejagt und 
an Zahlen auszuführen geſucht, in —— gebe es mehr 
Zölle pro Kopf als in Deutſchland. Meine Herren, dieſes 
Taſchenſpielerkunſtſtückchen hat ja bereit3 der Herr Minifter 
vd. Nheinbaben im preußifchen Abgeorbnetenhaufe gemacht. 
Es iſt alfo nichts Neues; aber ih frage ben 
Herrn Staatsſekretär des Innern: iſt ihm nicht 
bekannt, daß wir Schutzzölle haben, und daß der 
Zweck dieſer Schutzzölle iſt, die Preiſe der Waren im 
Fulande weſentlich über ben Auslandspreis zu erhöhen? 
Das wird ihm doch aus ben langen Debatten, die wir in 

olltariffragen geführt haben, noch in Grinnerung fein. 


(B 


—_ 


eine Herren, was heute an Fleiſch und Bieh nad) | hätten. 
Deutichland bei dieſen Zöllen und Sperren hereinfommt, (Sehr richtig! Links.) 
das ift natürlih minimal; aber um was baburd bie Nun hat Herr Gröber fo höhniſch ausgeführt, daß 


Preife von Fleiſch verteuert werben, das tft folofjal, und 
wenn der Staatsfekretär fi einmal anfehen würde, was 
die Verteurung ausmadt, die wir allein in 3 Jahren 
gehabt haben, jo wird er, wenn er es ſich durchrechnet, 
zu dem Grempel fommen, und zwar auf Grund bed 
Materiald, das der Deutihe Landwirtſchaftsrat gegeben 
bat, dab dieſe Verteurung in 3 Jahren nicht weniger ala 
1365 Millionen ausmacht 
(Zuruf rechts: Nicht durch die Zölle!) 

— und die Sperren, babe ich geſagt, nicht allein durch 
die Zölle. Aber jehen Ste, Herr Kollege, heute ift es 
beinahe unmöglich, geſchlachtetes Fleiſch einzuführen, weil 
da ber Zoll, wenn es gefroren ift, jogar 35 Marf pro 
100 Kilo beträgt. Alſo infolgedefien ift aud die Öffnung 
der Grenze gegen Däuemark für geſchlachtete Schweine 
fo gänzlich wirkungslos. 

Meine Herren, ih habe mid gewundert, daß ber 
Herr Staatöjefretär bie Maren Ausführungen, die mein 


wir mit biefem Reichstag doch bie Agrarzölle bejeitigen 
würden. Ja, meine Herren, dad haben wir uns fehr far 
gejagt: in diefem Neichätag tft leider feine Mehrheit dafür. 
Über id weiß nicht, warum wir zu biefen Illuſionen 
fommen follten. Es fann aber doch der Fall eintreten, 
allerdings nur dann, wenn einmal bie Preife fo fteigen 
würben, baß es veritable Hungerpreife werben, daß es jo 
würde, wie zu ber Zeit, als felbft die Stonfervativen bean- 
tragt haben — und wo es Gaprivi ablehnte, um feine 
Hanbelöverträge und bie Gefamtzollermäkigung durchzu—⸗ 
jegen —, die Getreidezölle herabzufegen. Das können wir 
ſehr wohl — das fann keiner vorher wiſſen — auch nod) 
in biefem Neihötag erleben, und ich hoffe, daß dann Herr 
Gröber mit feinen Freunden bereit jein wird, an dieſem 
Abbau der Zölle mitzuarbeiten. 
Meine Herren, der Herr Abgeordnete Windler hat 
ejagt, ber Ausfall der Wahlen fei die Billigung Ihrer 
olitit. Num haben Sie doch felbft gejagt und immer in 


| 
(A) ſehr pathettihen Heben, daß ber nationale Gedanke die | 


(B) 


Reichstag. — 3. Sitzung. Sonnabend ben 2. März 1907. 
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(Gothein.) 


Heranziehung ber weiteren Wählerkretfe bei Ihren Wählern 
verurſacht Habe, und daß aud, weil ber nationale Ge: 
banfe jo mächtig wurde, Ihnen viele Stimmen, die Ihnen 
fonft von liberaler Seite nicht zugefallen wären, baburd 
zugefallen feien. Aber, meine Herren, ebenfo könnten auch 
wir freifinnigen Parteien jagen: unfer Zuwachs ift dadurch 
begründet, daß wir dieſe Zollpolitit immer fo energiich 
befämpft haben! Alſo die Logik laſſen Ste künftig weg, 
exr Windler! Es ift allerdings richtig, daß, wo bie 
eute noch bejonderd dumm find, wo fie meinen, fie hätten 
bon den hohen Schweinepreijen einen Vorteil, aud) wenn 
fie gleichzeitig das Futter kaufen müſſen, daß in ſolchen 
Fällen da3 nationale Schwein den Sieg bapongetragen 
babe. Aber das find nur die Gegenden, wo bie Leute gar 
nicht rechnen können. Bei mir find die Beute nicht darauf 
eig wg 
— eine Herren, in einer Verſammlung, wo ein fons 
ſervativer Redner ben Kleinen Leuten von ben Vorteilen 
erzählte, welche fie von ben hohen Schweinepreifen hätten, 
da machte eim Kutſcher, aljo ein ganz Heiner Mann, diefem 
Redner vollftändig Klar, daß gerade die Leinen Leute, bie 
jegt ihren Noggenihrot für 8 Mark 50 Pfennig und 
9 Mark faufen müflen, am meiften leiden, daß fie nicht 
den geringften Vorteil von den hohen Preiſen haben. 
(Sehr richtig! links.) 

Herr Windler hat die zu große Langmut gegenüber 
ben Polen beflagt. Er hat weiter in jehr ſchroffen 
Worten verlangt, dab fie unbedingt gehorchen müßten, 
und daß man mit ber Macht bed Staates und bed 
Geſetzes den Drud ausüben müßte auf bie Bolen. 

Meine Herren, ih möchte alle dieſe Scharfmader 
gegen bie Polen einmal fragen: was hat denn bie gi 
ehntelange Polenpolitik, dieſe Scharfmacherpolitik fü 


olge gehabt? 
(Sehr richtig! Links.) 
Iſt denn bad Polentum zurüdgegangen, ober ift es 
dadurch geftiegen? Wir haben daS legte Mal 14 Bolen 
im Reichsſstag gehabt; diesmal haben wir 20. Wir haben 
gegenwärtig eine Verbitterung det Polen, wie fie nod 


nie dageweſen ift. 

(Sehr wahr! links.) 
Hypothetiſcherweiſe wil ih mid einmal auf ben 
Standbpuntt ftellen, diefe Machtpolitit könnte einen Erfolg 
haben, dann hätte fie doch einen Sinn. Meine Herren, 
da würde ich fie auch ablehnen, weil ich fie für umfittlich 
halte. Aber diefe Machtpolitik hat immer den entgegen- 
gelegten Erfolg gehabt, und beöhalb iſt Hug und ber: 
nünftig das, was mein Freund Schrader verlangt, daß 
verftändige Männer von beiden Seiten zufammentreten 
follten, um eine Verſöhnug herbeizuführen, und daß die 
preußifhe und Die Neihögeieggrbung dazu zuſammen⸗ 
wirfen jollten, daß nicht mit Nabelftihen, die allerdings 
jegt viel ſchärfer noch als Nabelftihe find, das National» 
bewußtjein ber Polen gereizt wird. 

Meine Herren, ic) habe aud den Wunſch, daß bie 
Polen zufriedene Staatsbürger find. Es wäre aud mein 
Wunſch, fie würden in ihrer Sprache deutſch werben. 
Aber wenn fie ed nicht wollen, fann man doch von ihnen 
io etwas nicht verlangen. Man kann fie bloß achten, wenn 
fie ihre Mutterfprache jelbft achten. Infolgedeſſen halte 
ih das für ein Verlangen, das auf der einen Seite eine 
Brutalität darftellt gegenüber einer Volksſprache und bem 
Splitter einer Nation und auf der anderen Seite das 
Gegenteil von bem — was ſie erreichen will, und 
aus nationalem Bewußtſein und Empfinden heraus machen 
wir dieſe Politik nicht mit, die genau das Gegenteil von 
dem erreicht, was fie erreichen will. j 

Der Herr Abgeordnete Windler hat ja feine Wünfche 
ausführlich dargelegt, er hat auch eine neue Zuchthaus: 





borlage verlangt. Nun, Herr Abgeordneter Windler, wenn (0) 


Sie da auf bie liberal-fonfervative Paarung, die ja 
meines Wiſſens biöher nur in ber Luft fchwebt, rechnen, 
werden Sie fih wohl verrechnen; denn meine gefanten 
Freunde, alle drei Fraktionen, werden mit Einſtimmigkeit 
dagegen fein, und vom Zentrum werden wir aud nichts 
anderes erwarten, und ich habe jogar das fefte Vertrauen, 
baß Sie auch bei den Nationalliberalen nit die geringfte 
Gegenliebe für diefen Wunſch finden werben, 

Der Herr Abgeordnete Windler nennt die Sozial- 
bemofratie einen Staat im Staate. Mit demjelben und 
noch weit größeren Rechte kann man bie katholiſche Kirche, 
fann man das Zentrum ald einen Staat im Staate be— 
zeichnen. Das tft auch eine politifche Partei. Aber, Herr 
Abgeordneter Windler, der Staat im Staate in Preußen 
das find bie Stonjerbativen, das find umfere Junker und 
ber Bund ber Landwirte. 

(Sehr richtig! ins.) 
Da3 find fehr viel gefährlidhere Staaten im Staate als 
die Sozialdemokratie 
(oo! rechts — fehr richtig! bei den 
Sozialdemokraten), 
wobet ich dieſe gar nicht für ungefährlich Halte. 

Nun hat ber Herr Abgeorbniete Windler von ber ge: 
fliffentlihen Nährung der Feindſchaft gegen die Kirche 
und gegen den Mangel an kirchlichem Sinn der Sozial- 
bemofratie in Preußen geſprochen. Es ift ja nicht meine 
Sadıe, die Sozialdemokraten zu verteidigen; aber ich habe 
mir einmal überlegt, woher benn dieſe plöglide Auf: 
wallung des Herm Abgeordneten Windler fommt, unb 
fie fommt meinem Empfinden nad) daher, daß nunmehr 
im Weften die Sozialdemokraten angefangen haben, ſich 
an den firhlihen Wahlen zu beteiligen, was natürlich 
nicht zum Vorteil der fonjervativen orthodoxen Partei 
geführt Hat, und deshalb wünſchten Sie fie am liebſten 
wohl wieder heraus. Wir aber begrüßen es fehr freubt 
wenn bie ſozialdemokratiſche Bevölkerung wieder Interefle 
an dem firdlichen Leben zeigt. 

(Aha! rechts.) 
— Jawohl, Sie können dod auch nichts anderes wünſchen, 
Sie müſſen wünſchen, wenn Sie ſie für glaubenslos und 
antireligiös gehalten haben, daß fie ſich wieder an den 
firhlihen Intereſſen beteiligen. Das ift alſo etwas, 
was Sie wollen müffen, wenn fie ſich nicht felbit ins 
Gefiht [lagen wollen. 

Dem Herrn Abgeorbneten Windler ift der Schuß ber 
AUrbeitöwilligen viel wichtiger als alle Kanäle. Er gehörte 
ja zu ben Stanalverweigerern. Aber in welchem Konner 
bieje Stanalverweigerung mit dem Schuß der Arbeits- 
willigen fteht, da3 habe ich aus feiner Rede nicht ent- 
nehmen können. 

Der Herr Abgeorbnete Windler hat dann den Schul- 
ftreit als eine Welle Bingeftellt, die mit ber ruffiichen 
Revolution zufammenhäng. Da geben unfere Welt: 
anfhauungen jehr auseinander. Ganz abgejehen davon, 
daß ich dieſe Unterftellung für ganz irrig halte, halte ich 
bie ruffiihe Revolution für einen Segen. 

(Oho! rechts. — Sehr richtig! Tinte.) 
Wir halten e3 für dringend notwendig, daß in diefem ber: 
rotteten Staat, wo eine Beamtenwilltür obnegleichen 
berricht, dad Volk zu feinem Rechte kommt, ein Staat, wo 
ber Monarch nur amgebli regiert, während tatſächlich 
nur das verlotterte und biebifche Beamtentum regiert. 


Ich bin oft genug brüben geweſen, um die Verhäliniſſe 


bort fennen zu lernen. 

Nun mit einem Wort zu bem Herrn Abgeorbneten 
Liebert! Gr hat und aud) ben Sauherdenton vorgeworfen 
mb er wirb ja nun wohl erfahren haben, in welder 
Weife feine polittfchen —5* den Sauherdenton gebraucht 
haben. Aber ſeine Auffaſſung, dab ein Hirtenlnade nid 


(A) 


(B) 
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Gothein.) 
Orbdentliches werben könnte, und daß er es gewiſſermaßen 
als verächtlich hingeftellt Hat, dab ein Sozialdemofrat 
efagt hätte, daß er in feiner Jugend Hirtentnabe geweſen 
ei, da möchte ich doch den Herrn Abgeordneten Liebert 
einmal daran erinnern, daß aus Hirtenfnaben recht be- 
deutende Männer geworden find, 3. B. einer der größten 
Maler, Defregger, hat in feiner Jugend auch das Vieh 
gehütet, und einer ber beften Schriftiteller, Roſegger, bat 
dasjelbe getan. Gerade in biefem Haufe follte jeder 
beurteilt werben nad) dem, was er leiftet, unb müßte man 
mit ſolchen Vorurteilen brechen. 

Ich babe nicht die Abſicht, bei jo vorgerüdter Zeit 
noch lange zu ſprechen. Ich möchte Ihnen und der Regierung 
nur die VBerfiherung geben, dab, wenn Fürft Bülow das, 
was er und neulich sei hat, was er „ich denkt”, ehrlich 
ausführen will mit liberaler Unterftägung, und bie Geſetze 
fo gemacht werben, daß wir fie mit gutem Gewiſſen unter- 
ftügen fünnen, dann wir ihn auch dabei unterftüßen 
werden. Der Herr Kollege Schaebler hat gemeint, fein 
Gedächtnis könnte dabei ſchwach werden. Herr Kollege 
Schaedler mag ſich beruhigen: wir werden ihm das 
Gedächtnis jhärfen. Wir werden aber ebenfo ganz uns 
abhängt bon irgend weldem phantaftiihen Block bie 
Neihöregierung befämpfen, wenn fie reaftionäre Geſetzes— 
entwürfe vorlegt. Da können Ste fih alſo vollftändig 
berubigen. Ich habe nur den einen Wunſch, daß Sie 
dabei helfen, was Sie leider jehr oft nicht getan haben. 

(Beifall links.) 


BPräfident: Das Wort hat ber Herr Stellvertreter 
bed Reichskanzlers, Staatöfefretär des Innern, Staats: 
ninifter Dr. Graf dv. Bofadowsty: Wehner. 


Dr. Graf v. Poſadowsky⸗Wehner, Staatäminifter, 
Staatsſekretär des Innern, Stellvertreter des Reichs— 
kanzlers: Meine Herren, es ift heute behauptet worden, 
bie bürgerlichen Barteien, die bei den Wahlen fi bis zu 
einem gewiflen Grabe unterftügt haben, wären nicht ganz 
„haſenrein“ in bezug auf bie Aufrechterhaltung bed = 
meinen bireften geheimen Wahlreditd. Es tft nicht meine 
Sadıe, die Parteien zu verteidigen. Aber worauf wird 
diefer Verdacht gegründet? Es wird darauf gegründet, 
daß ein ee Schiffsreeder feine Anfiht über das 
allgemeine Wahlrecht ausgeſprochen hat, ein Mann, ber, 
was ich faft bedauern möchte im Hinblid auf feine weit: 
tragenden wirtihaftlihen Erfahrungen, gar nicht Mitglied 
bes hohen Haufes tft, alfo für uns ein Privatmann. Der 
Verdacht wird ferner darauf gegründet, daß in bem 
Memoirenwert des verftiorbenen Herrn Reichskanzlers 
Fürſten Hohenlohe eine Unterhaltung wiedergegeben iſt 
mit dem ebenfalls verſtorbenen Herrn Miniſter v. Miquel, 
in der Herr v. Miquel einige allgemeine Gedanken über 
eine Anderung des allgemeinen Wahlrecht ausgeſprochen 
haben fol. Meine Herren, will niemand zu 
nahe treten, aber nehmen Sie mir nicht übel: für 
geihworen nehme ich nicht alles au, was in Memoiren- 


werten fteht. 
(Heiterkeit) 

Memoirenwerke find propria scripta, und propria scripta 
find befanntlih im Prozeßverfahren nicht beweisträftig. 
Und dann habe ich immer bet den vielen Memotrenwerken, 
bie ih durdhgeblättert, nicht durchgeleſen habe, ben 
Eindrud gehabt, daß der Schriftfteller ſelbſt ftet3 recht 
gehabt hat, immer alled vorauögefehen, immer richtig ge— 
urteilt hat, während ber andere, mit bem er geſprochen, 
immer ber Mann war, ber das falſche Urteil zur Sache 
hatte. Alfo jehr viel bewielen wird im allgemeinen durch 
Memoiren objektiv nicht; das find perſönliche Einbrüde, 
die unter Umſtänden aud irrtümliche Eindrücke find. 
Iuöbefondere ber Herr Minifter v. Miquel, den wir ja 
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ale noh das Glüd und bie Ehre Hatten gekannt zu (C) 


haben, war ein Mann von feltener Berjatilität des Geiftes, 
und wie alle geiftreihen Männer liebte er e8, einzelnen 
politiihen Ideen nachzugehen und das Für umb 
Wider berjelben zu erörtern. Aber daraus folgt noch 
lange nicht, daß Herr Minifter v. Miguel jemald dazu 
bereit gewejen wäre, eime Vorlage zu vertreten auf 
Abänderung des allgemeinen Wahlrechts; wenigftend aus 
ben erwähnten Memoiren und aus biejer Unterhaltung 
kann das nicht geihloffen werben. Aber im übrigen 
feten wir nicht zu nervös wegen alademiſchen Außerungen 
über das allgemeine Wahlrecht. Es wird ja in bem 
Zeitalter der Zeitungen über alles biöfuttert in ber Welt, 
befonder8 aber über politifdhe und da werden Sie 
immer Männer der Wiffenfhaft und ber Praris finden, 
die ih auh über das allgemeine Wahlrecht theoretiſch 
ergehen, eine Inſtitution, die eine jo ungeheure Be: 
deutung im deutſchen Volksleben hat; das tft ganz jelbft- 
verftändlih. Wie aber ber Herr Reichskanzler dazu ftebt, 
das, glaube ih, hat er in unwiderlegbar flarer Weife bei 
feinen Neben bier im Neichdtage wiederholt bargelegt; 
dba kann fein Zweifel fein, ebenfowenig bei ben ver: 
bündeten Regierungen. 

Ferner hat der Herr Abgeorbnete Gothein meine Aus: 
führımgen von geftern über dad Verfahren bei Auflöfung 
bed Reichstags Fritifiert. Herr Abgeordneter Gothein, bie 
Reihäverfaffung kenne ich wirklich fehr genau, und barüber 
werden Sie fi) deshalb nicht zweifelhaft fein, daß id 
weiß, daß ber Bundesrat die Inſtanz iſt, die allein 
zuftändig ift, über bie Nuflöfung zu befchließen. Aber 
alle Auflöfungen, bie bis jett ftattgefunden haben — und 
das Liegt in der Natur der Sache —, find erfolgt nit auf 
Grund eine! Antrags eines einzelnen Bunbesftaates, 
fondern auf Grund eined Antrags bed Reichskanzlers 
mit Genehmigung Seiner Majeftät des Kaiſers, und ich 
habe hierzu ausgeführt, daß ein Reichskanzler, der ein 
Haus auflöft, Damit tn einen feine ganze polittiche Stellung 
beetnfluffenden Kampf eintritt, und daß ber Bundesrat, 
wenn für eine ſolche Auflöfung nationale Gründe geltend 
—* werden, die der Reichskanzler, der verantwortliche 

eiter der Politik des Reichs, für ſo ſchwerwiegend hält, 
der Bundesrat einen ſolchen Antrag nicht ablehnen wird, 
wenn ſeinerſeits nicht ſehr ſchwerwiegende Gründe 
bagegen ſprechen follten. Das ift bad einfadhe tat- 
fählihe Sachverhältnis. Daraus fo aber teined- 
—* daß der Bundesrat nur deshalb, weil ber 
Relchskanzler ein Auflöſungsgeſetz vorlegt, ſeinerſeits 
irgend welche auch nur moraliſche Verpflichtung hätte, 
einer ſolchen Auflöſungsorder zuzuſtimmen, oder daß 
er einem ſolchen Auflöſungsgeſeßz zuſtimmen würde, 
wenn er nicht auch ſelbſt von der Notwendigkeit ber Auf- 
— ſtaatsrechtlich überzeugt wäre. 
er Herr Abgeordnete Gothein hat ferner meine 
Außerung bemängelt, die ich geftern im bezug auf bie 
Belaftung des großbritanntfchen Volkes mit Zöllen gemacht 
habe. Er hat bemerkt, einen Zoll hätte ich ausgelaffen, das 
wäre ber Zoll auf Silberwaren. kann diefen Zoll auf 
Silberwaren bier in dem Werk über engliſche Statiftif nicht 
finden, e8 müßte biefer Zoll benn unter „anderen Zöllen” 
einbegriffen fein; aber bie englifhen Zölle bringen 700 
Millionen Mark ein und die gefamten „anderen“ Artilel 
bringen im Ganzen überhaupt nur 7 Millionen Mark ein. 
Selbft wenn ein folder Silberzoll in biefer allgemeinen 
Poſttion inbegriffen, würbe er für die Gefamtbeurteilum 
der engliihen Zölle nicht ins Gewicht fallen. Ferner, i 
bin der eifrigfte Anhänger ber Temperenzbewegung, id) 
halte es fir daß gröbte Glück eines Volles, wenn es im 
Altoholgenuß mäßig tft, und wenn wir ben Alkoholgenuß 
nod mehr zurüddrängen könnten, würde id) das für einen 
großen wirtſchaftlichen und fittlihen Fortſchritt für das 


(D) 
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(Dr. &taf v. Poſadowoth · Wehner.) 


(A) beutiche Volk halten, vor allen Dingen für die arbeitenden 


laſſen. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Aber ich habe geſtern nicht eine hygieniſche Vorleſung 
halten wollen, ſondern ich habe —2 feſtgeſtellt, und 
es iſt eine Tatſache, daß weite Kreiſe des engliſchen 
Volkes, und namentlich der unteren Woltöflaffen, den 
Aloholgenuß bei dem feuchten englifchen Klima nod für 
unbedingt notwendig halten, daß ftarfer Altoholgenuß in 
England zum ſchwerſten Schaden des englifchen Volles noch 
weit berbreitet ift, und daß infolgebeflen, weil in England 
ein hoher Zol auf dem Alkohol liegt, unzweifelhaft 
bie umteren Klaſſen dort mit diefem Zoll belaftet find. 
Der Herr u ger Gothein hat mir auch indirekt 
angebeutet, ih hätte die Ausführungen bed Herrn 
ifterö vd. Rheinbaben über dieſe Frage, die ich, wie id) 
bemerfe, vorher nicht gekannt habe, zu den meinigen 
gemadt. Ich bin vielmehr zu meinen Ausführungen ges 
fommen durch eine Rebe, die bon Mr. Hills bei Ge: 
legenheit ber legten Adreßdebatte Im englifchen Unterhaufe 
h alten worden ift. — Der Herr Abgeordnete Gothein 
at nım offenbar aus meinen Ausführungen beöhalb einen 
Fehlſchluß ableiten wollen, weil ic; überfehen hätte, daß 
die engliſchen Zölle Finanzzölle find, während bie deutfchen 
Zölle überwiegend Schußzölle find — was ich übrigens 
aud in meiner Rebe ausgeführt habe —; Schußzölle aber 
wirkten ganz anberd ald Finanzzölle, weil fie den Preis 
der Waren, die gefhügt werben follen, im Inlande ver: 
teuerten. Meine Herren, ih halte auch noch heute — der 
Herr Abgeordnete Gothein möge mir das nicht übel 
—* — dieſe Theorie, in dieſer Allgemeinheit aus— 
geſprochen, für unbedingt unrichtig. 
(Zuſtimmung rechts.) 
Die Verteurung hängt vielmehr weſentlich ab von dem 
Prozentfag an Waren, der eingeführt wird, im Verhältnis 
u - bem Prozentfaß, der im Bande felbft erzeugt wird; das 
ein entſcheidender Faktor. Und es ift ein Irrtum, 
anzunehmen, baß beöhalb, weil bie eingeführte Ware 
mit einem fpeziftihen Zolle belegt ift, unter allen Um— 
Händen ber Preis der im Inland erzeugten Ware fi um 
biefen ſpezifiſchen Zol erhöhen müſſe. Auch Zahlen 
Iprehen dagegen. Ich möchte mid da auf ein Zeugnis 
berufen, das Ihnen, meine Herren von ber äußerften 
Linken, vielleicht nicht angenehm fein wird, auf ein Zeugnis 
des früheren Herrn Abgeordneten Schippel, der in einem 
fehr intereffanten or in den „Sozialiftifchen Monats: 
ften“: „Die europäiſche Landwirtſchaft und der Frei— 
bel uſw.“, bie verſchiedenen Zollſätze für Getreide in den 
einzelnen Staaten und deren Wirkung befpricht. Er fagt bort: 
Sp war in Deutihland das Brotkorn ber 
ollperiode billiger al3 in ber Periode ber 
reien Einfuhr. 
Diefe Behauptung trifft durchaus Er und wenn id be- 
hauptet habe, daß das engliihe Volt höher belaftet iſt, 
obgleich die engliihen Zölle Flnanzzölle find, ald das 
deutſche Volk mit feinen Schußzöllen, jo muß id 
diefe Behauptung auch heute noch aufrecht erhalten. Daß 
ber Zoll bis zu einem gewiffen Grabe, unter gewiſſen 
Berhältniffen, preisfteigernd wirkt, ift richtig; ich beftreite 
nur, daß es twiffenfpahfich nachweisbar iſt, und daß es 
tatſächlich bewieſen iſt, daß die Waren, die im Inlande 
erzeugt und durch Zölle geſchützt werben, im Inlande 
unter allen Umſtänden um den Betrag des der aus— 
ländiſchen Ware auferlegten er im Preiſe fteigen 
müffen. Diefe Theorie halte ih nicht für bewiefen und 
aud nicht für beweisbar. 


Präfident: Meine Herren, ich jchlage dem Haufe vor, 
fh zu bertagen. — Ein Wiberfpruh wird bagegen 
nicht erhoben. 
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Zu einer perfönlichen Bemerkung hat dad Wort der (C) 


Herr Abgeordnete Wölzl. 


Bölzl, Abgeordneter: Der Herr Abgeordnete Dr. 
Schaedler hat vorhin — — — 
(Große Unruhe.) 


Bräfident: Ich bitte um etwas Ruhe! 


Bölzl, —— Der Herr Abg. Dr. Schaebler 
bat vorhin bei Beiprehung der ſtundgebungen der Erz— 
biihöfe von München-Freiſing und von Bamberg unter 
anderem bemerkt, er habe Diefelben um fo mehr bedauert, als 
der „Münchener Blodfandidat* die katholiſche Kirche und das 
allerheiligfte Altarfatrament in unqualifizierbarer Weiſe 
herabgewürbigt habe. Herr Dr. Schaedler hat den be: 
treffenden Blockkandidaten nicht näher bezeichnet, und fo 
fönnte es den Anfchein gewinnen, ald ob ich, der in 
Minden gewählte Blodkandidat, ſolche Außerungen ver: 
broden hätte. 


Präfident: Herr Abgeordneter, hat der Herr Abge- 
ordnete Dr. Schaedler Ste perfönlih genannt? 


Wölzl, Abgeordneter: Mit Namen nicht; ich bin aber 
der in Münden gewählte Blockkandidat, und Herr 
Dr. Schaebler hat lediglih von dem „Mindener Blod: 
fanbidaten” geſprochen, ohne zu Tagen, wen er bamit 
meine. Um jeden Zweifel zu befeitigen, möchte ih nit 
nur entſchieden Verwahrimg einlegen gegen den etwaigen 
Verdacht, als hätte ich ſolche Außerungen getan, fondern id) 
erwarte aud von der Loyalität des Herrn Dr, Scaebler, 
baß er mir das beftätigt — 

(Abgeordneter Dr. Schaebler: Sie Habe ih nicht 

gemeint!) 
— Das tft alfo von ihm auch geſchehen; ich bebaure aber 
zugleih, daß Herr Dr. Schaedler feine Notiz genommen 
hat von der beftimmten öffentlichen Erklärung des Blod- 
fandidaten für München IL, des Herrn Rechtsanwalts 
Kohl, der zufolge er Tediglih in Ausübung feines 
Beruf ald Verteidiger in einer Schwurgerichtsſache 
Zitate aus Tolftoi, Kant und anderen Schriftitelern ver— 
wertet hat, ohne fich dieſelben perſönlich anzueignen 
(lebhafte Rufe: perjönlich! in der Mitte und bei ben 

Sozialdemofraten), 

bie dann aber in ber Yentrumdpreffe 
(wieberholte lebhafte Rufe: perfönlich!) 

alö ſeine eigenen Geiftesprodufte hingeſtellt und im 
Wahlkampf in perfider Weife gegen ihn ausgefchlachtet 


worden find. 
(Rufe: Hört!) 


Bräfident: Zu einer perfönlihen Bemerkung hat das 
Wort der Herr Abgeorbnete Gröber. 


Gröber, Abgeordneter: Der Herr Kollege Gothein hat 
mir vorgeworfen, ich hätte im württembergtihen Lanudtage 
dad allgemeine gleiche direkte geheime Wahlrecht bekämpft, 
es jei deöhalb nicht richtig, daß vom umferer Seite auf 
andere Erſcheinungen hingewiefen fei, die wir als eine 
Gefährdung dieſes Wahlrehtd anjehen. Er iſt hierbei 
offenbar falfh informiert, er kennt die Sadlage nicht 
richtig, fonft hätte er mir dem Vorwurf nit maden 
fönnen. Es bat fih bei den vorjährigen Kämpfen im 
württembergifhen Landtag um zwei Vorlagen gebanbelt: 
eine Berfaffungd: und eime Wahlrechtsborlage. Die 
Zentrumdpartei war nidt gegen bad Wahlgeſetz, ich 
pesiel nit; wir waren im Gegenteil von Anfang au 
er Meinung, dab ber Erſatz Fir die ausſcheidenden 
Privilegierten im der zweiten Sammer — um bie 
allein hat es fi bei dem Wahlgeſetz gehandelt — mittels 
BProporzed gewählt werben fole auf Grund des 


(A) allgemeinen 
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(Gröber.) 

gleihen direkten geheimen Wahlrechts. 
Die Differenz bezog fi ſchließlich nur darauf, in welcher 
Form der Proporz durchgeführt werben folle. Wir find 
mit unferem Vorſchlag unterlegen, haben aber ſchließlich 


alle zufammen 
(Rufe: perfönlich), 
alle zufammen für dad Mahlgejeg, wie es zuftande ge: 
fommen ift, geftimmt. 
Herr Kollege Gothein befindet fi alio bei feinem 
gegen mich erhobenen Borwurf in eimem wejentlichen 
Irrtum, wenn er glaubt, ich hätte gegen das allgemeine 


gleiche direkte geheime Wahlrecht im württembergifchen | 


Landtag geftimmt. Die Oppofition der württembergifhen 
Zentrumspartei bezog fi) auf das Verfaſſungsgeſetz, nicht 
auf das Wahlgeſetz. 


Präfident: Zu einer perfönlihen Bemerkung hat das 
Wort der Herr Abgeordnete Erzberger. 


Grzberger, Abgeordneter: Der Herr Abgeordnete 
Gothetn hat mir den Vorwurf gemacht, ich hätte in irgend 
einer Weiſe eine Nebenregterung ober einen Drud auf bie 
Regierung ausgeübt. Er hat diefen Vorwurf nicht näher 
begründet; ich fann ihn daher im Rahmen einer perſön— 
lihen Bemerkung nicht zurüdweifen. Ich kann jedoch zu 
feiner Entſchuldigung lediglich das eine annehmen, daß er 
fi auf eine falihe Darftellung der „Norbdeutihen All: 
gemeinen Zeitung” 

(Laden linls) 


und auf eine durchaus unwahre Aktennotiz des Chefs ber 
Reichskanzlei berufen bat. 
(Lachen links. Zurufe.) 
— Das wiſſen Sie doch nicht! Sie waren ja bei der 
Unterredung nicht zugegen. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 


Bräfident: Herr Abgeorbneter, Sie haben von einer 
„burhaus unmwahren —— des Chefs der Reichs— 
fanzlet* geſprochen. Das iſt nicht auläffg. 

(Abgeorbneter Erzberger: fie ift objektiv unwahr!) 
Ste dürfen eine folde Attennotiz bier nicht als unwahr 
bezeichnen. 

(Zurufe aus ber Mitte und von ben 
Sozialdemofraten.) 

Zu einer perfönlihen Bemerkung hat das Wort der 

Herr Abgeorbnete Windler. 


Bindler, ——— Wenn ich mir das Wort 
erbeten habe, ſo iſt es nicht geſchehen, um dem Herrn 
Abgeordneten Gothein zu antworten auf die mehrfachen 
Bemerkungen über meine Berfon — denn das ift im 
Rahmen einer perfönliden Bemerkung nit möglih —, 
fondern um richtigzuftellen, was ich geftern gejagt habe 
über das Verhältnis von Regierung und Beamten bei 
ben Wahlen, weil ber Herr Abgeordnete Schaebler an 
biefe meine Bemerkung heute eine Kritik geknüpft hat. 
Diefe Kritit würde vielfeiht zutreffend fein, wenn ich das 
Gegenteil von dem gefagt hätte, was ich in Wirklichkeit 
ausgeführt habe. Es liegt mir deshalb daran, feftzuftellen, 
was ich gejagt habe. 

Ich habe, entgegen Bemerkungen von anderer Seite, 
feftgeftellt, dab wir einen unabhängigen Beamtenftand 
haben, und daß wir und dieſes unabhängigen Beamten: 
ſtandes freuten. Ich habe zu bem Worte „unabhängig“ 
ausdrüdlih Hinzugefügt die Worte: „unabhängig auch in 
politifcher Beziehung“. Ih habe dann aber wetter 
gefagt: wir haben aber auch politiiche Beamte — be- 
anntlih ift bad eine beftimmte, der Zahl nad jehr 
beſchränkte Klaſſe von Beamten —; von dieſer beichräntten 
Hlaffe von Beamten, bon ben politiſchen Beamten, 
habe ich gefagt, daß fie allerbingd Organe der Regierung 


felen, auch in polttticher gg und babe ausdrücklich (0) 
t 


hinzugefügt: im Nahmen dieſes ihres politiihen Amtes. 
Ih glaube daher, dab, was ich ausgeführt habe, 
ben Intereffen ber Beamten mehr entipricht, als was ber 
err Abgeorbnete Schaebler von ber Gefamtheit ber 
eamten, denen ich Unabhängigkeit der Regierung gegen- 
über vindizierte, ausgeführt hat, indem er fagte, ed wäre 
beſſer, wenn fie ſich überhaupt in politiſche Angelegenheiten 
* einmiſchten und in öffentlichen Verſammlungen nicht 
redeten. 


Präſident: Zu einer perſönlichen Bemerkung hat das 
Wort der Herr Abgeordnete Gothein. 


Gothein, Abgeordneter: Meine Herren, ih würde 
außerordentlich bedauern, wenn ich den Herrn Staatsſekretär 
des Innern geſtern mißverſtanden hätte. Die Sache 
würde dann aber baran liegen, daß ber Herr Staats: 
fefretär fehr weit von uns aus fpridt, und wenn er 
dazu nicht bei Stimme iſt, wie geftern, fanı man bier 
abfolut nichts hören, weil immer ein ganzer Kreis vor 
ung fteht. Ich möchte den Herrn Stagtsſekretär bitten, 
in Zukunft von dieſem Plate hier aus zu ſprechen, weil 
man bet und bor biefem Wall von Menfhen nichts 
hören kann. Aber ich habe trotzdem aufgepaßt. 

Nun Hat der Herr Staatdfeletär gefagt, er hätte 
nachgefehen, aber von einen Ertrag aus ber Silberwaren- 
befteurung, einem Silberwarenzolle fei gar nicht in biefem 
Blatte die Rebe. Die Urfahe wird fein, daß ber Boll 
fo koloſſal hoch ift, noch etwas — als die Steuer, 
daß faſt gar keine Silberwaren mehr eingeführt werden, 
daß England aber auch eine koloſſale hohe Steuer auf 
alle Stlberwaren hat. Alfo was ich geiagt Habe, ift 
durchaus richtig. 

Ferner hat ber Herr Staatsſekretär gemeint, ich hätte 
ausgeführt, „unter allen Umſtänden erhöhten ſich bie 
Preife im Inlande um unfere Zölle”. Iſt mir gar nicht 
eingefallen, daS zu fagen. Ich habe bloß gefagt, daß in 
einer Neihe von Fällen, und fpeziell bei ben Lebens: 
mitteln, unb bei ben fartellierten Induſtrien wie ber 
Spiritusinbuftrie, biefe Erhöhung eintritt. 

Der Herr Staatöfetretär hat dann Herrn Schippel 
gegen mich zittert. Was er damit —— wollte, weiß 
ch nicht. Ich habe ausgeführt, dab ber Zoll immer 
lediglich den Preiß der Ware gegenüber bem Weltmarft3- 
preis erhöhen kann, und das iſt heute noch der Fall. 
Das ift aber etwas, wovon Herr Schippel nad dem 
Zitate des Herrn Staatdfelretär nicht gerebet hat. 

Meine Herren, der Herr Abgeordnete Gröber hat mir 
einen Irrtum vorgeworfen. Ich habe allerdings, glaube ich, 
efagt, Ste hätten gegen bie Wahlreform geftimmt. Ich 
abe aber hervorgehoben, daß Sie dieſe Verfafſungs- und 
Wahlrechtsreform auf dad entichiebenfte befämpft haben. 

(Zuruf aus der Mitte: nicht die Wahlredhtövorlage!) 
— Die Vorlagen hingen aber miteinander zufammen. 

(Zuruf aus der Mitte: nein! nein!) 

— Dann gebe id — weitere Information —— — 
zu, daß Herr Gröber in dieſem Falle recht haben mag. 

Nun hat mir Herr Erzberger ben Vorwurf gemadjt, ba 
meine Quellen unlautere ſeien. Ich kann mir nicht helfen: 
biefe Quellen find nad meiner Überzeugung ebenfo gut 
wie bie des Herrn Abgeorbneten Graberger. 

(Sehr richtig! links, Zurufe aus der Mitte.) 
Solange diefe Quellen nicht nachgewielenermaßen etwas 
Falſches bringen, muß ich bei meiner Auffaffung verbleiben. 


Präſident: Zu einer perfönlihen Bemerkung bat 
das Wort der Herr Abgeorbnete Kohl. 


Kohl, Abgeordneter: Herr Kollega Gothein hat in- 
folge der fortwährenden falſchen Darftellungen in- ber 


— 


D) 


nd 
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Rot.) 


(A) liberalen Preſſe einen Ausfpruh von mir aud bier 


unrichtig zitiert. 
(Glode des Präfidenten.) 


Präfident: Herr Abgeordneter, find Sie genannt 


worben? 


Kohl, Abgeordneter: Nein, es kann aber fein anderer 
Abgeordneter gemeint —— ſein; es iſt derſelbe Fall 
wie vorhin bei dem Abgeordneten Wölzl. 


„Präfident: Herr Abgeordneter, ich weiß nicht, ob Sie 
perjönlid genannt find. 


Kohl, Abgeorbneter: Nein; nach der Bezeichnung 
fann ich es aber nur fein. Ich muß ba fonftatieren, daß 
ih niemal3 in einer Verfammlung gefagt habe, daß bie 
Sozialdemokratie ein Produkt der göttlihen Vorſehung 
jei, fonbern ich habe in München gejagt, eine eigentümliche 
Zulaffung ber Vorſehung fei es, daß zu einer Zeit, wo 
ber proteftantifche Furor fo fehr nad dem Kulturkampf 
lechzt, die Sozialdemokratie jo ftark fei, weil dieſe einen 
Kulturfampf nit will. 

(Stürmtfhe Zurufe bei den Liberalen.) 


Präfident: Herr Abgeorbneter, das geht über bie 
Grenzen einer perjönlichen Bemerkung hinaus, 
(Zurufe aus der Mitte.) 


Kcvohl, Abgeordneter: Ich fonftatiere nur das, was 
ih in jener Verfammlung gejagt habe, und ich habe das 
Recht, zu jagen, daß die Sozialdemokratie eine Zulafjung 
der Vorſehung ift, weil fie fonft nicht da wäre. 

(Große Heiterkeit und Zurufe links.) 


— Das letztere war keine perſönliche Be— 
ung. 
zen Aurufe aus der Mitte und von Links.) 

Ich bitte um Ruhe! 
Der Herr Abgeordnete Dr. Schaedler hat das Wort 
zu einer perſönlichen Bemerkung. 


Dr. Schaedler, Abgeordneter: Meine Herren, ber 
Herr Abgeordnete Wölzl — — 
(Blode des VBräfidenten.) 


Präfident: Meine Herren, id bitte um etwas Ruhe! 


Dr. Schaedler, Abgeordneter: Dem Herrn Abge— 
ordneten Wölzl möchte ich perſönlich hier bemerken, daß 
ih nit von dem Blodabgeordbnneten geiproden habe — 
denn das ift er —, Sondern von dem Blodfanbidaten. 

(Große Heiterleit links.) 
Ih hätte jetzt von dem Blockabgeordneten geiproden, 
nachdem er bei uns tft. 

Im übrigen bin ich mit Vergnügen bereit, zu fonts 
ftatieren — das macht mir felber die größte Freude —, 
daß nicht der Herr Kollega Wölzl es geweſen ift, der ſich 
in dieſer Weiſe auögefproden hat — denn deſſen halte 
ih ihn gar nicht für fühlg —, fondern der bamalige 
Kandidat Kohl, und wenn der Herr Kollega glaubt, ihn 
in Schug nehmen zu müflen, fo ſage ich ihm, daß er ſich 
mit feinen damaligen Ausführungen identifiziert hat. 


Bräfident: Das letztere war nicht mehr perfönlid. 
(Widerſpruch bei den Sozialbemofraten und 
Heiterkeit.) 

Der Herr Abgeorbnete Erzberger hat das Wort zu einer 
perfönlihen Bemerkung. 


Erzberger, Abgeorbnieter: Der Herr Abgeordnete 
Gothein hat gejagt, ich hätte ihm vorgeworfen, er hätte 
fi auf unlautere Quellen berufen, und e3 jet bie Un— 
richtigfeit dieſer Quellen nicht bewieſen. Gegenüber 

Reichötag. 12. Legisl P. I. Seſſien. 17. 


biefer perfünlihen Bemerkung bes ige Abgeordneten (C) 
Gothein meife ih darauf Hin, daß die Unlauterkeit 
und Unrichtigkeit dieſer Quellen bereit3 zweimal bon 
mir nachgewieſen ift, indem nit nur das Datum 
der Regiftraturmottz als falfch zugegeben werben mußte, 
fondern indem auch bie Regiftratur dieſe Regiſtraturnotiz 
um ein Jahr zu jpät aufgenommen hat. Weiter darf id 
nicht zurüdgreifen; aber das dürfte jchon im Nahmen 
einer perfönlidien Bemerkung genügend fein, um bei 
Herrn Gothein die Glaubwürdigteit an diefe Notiz zu 
erfchüttern. 

Der Herr Präfident möge mir geftatten, dab ich 
folgendes bemerfe. Er hat mich offiziell nicht zur Ordnung 
gerufen wegen bed Ausdrudes „unwahr“, hat aber den 
Ausdrud gerügt. Ich gehöre feit vier Jahren dieſem 
hohen Haufe an und habe wiederholt ben Ausbrud in 
bem hohen Haufe gebraucht, ohne daß er feilher jemals 
gerügt worden ift. 


Präfident: Herr Abgeordneter, ich habe nicht den 
Ausdrud „unwahr“ an und für fi gerügt. Ich habe 
gefagt, Sie dürfen nicht jagen, daß offizielles Alten: 
material einer Neihöbehörbe durchaus unwahr jet. 

(Zurufe von den Sozialdemokraten und aus 
der Mitte.) 


Erzberger, Abgeordneter: Herr Präſident, es hanbelt 
ſich gerabe nicht um offizielles Aftenmaterial einer Reichs⸗ 
behörbe, fondern um eine eimfeitige Notiz und eine eins 
jeitige Niederfchrift, bei welcher ber betreffende Beamte 
ſich ebenfo irren kann wie jeder andere, der aud) eine 
ſolche Niederfchrift macht. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Diefe Niederfchrift entſpricht nach meinen Notizen nicht 
ber Wahrheit. Ich habe nit von „erlogen“ geiprocden, 
fondern ih habe nur „unwahr* gejagt. Darf man das 
nicht jagen? 
Tagen von dreifter Unmwahrheit in diefem Haufe, und id) 
glaube, daß das gleiche Maß von Nebefreiheit wohl einem 
Abgeordeten in diefem hohen Haufe zufteht. 

(Sehr wahr! in der Mitte.) 
Inhaltlich Halte ich volllommen anfrecht, was ich geiagt 
habe; ich fage jest nur: es ift nicht wahr, was ber Chef 
der Reichskanzlei niedergefchrieben hat! 


Bräfident: Der Herr Abgeordniete Gothein hat bad 
Wort zu einer perfönlichen Bemerkung. 


Gothein, Abgeordneter: Meine Herren, der Herr Ab— 
georbnete Kohl hat behauptet, ich hätte von ihm hier 
etwas gefagt. Ich habe feinen Namen, fo kurz er tft, 
mit feinem Worte genannt, und da ich nicht wußte, daß 
der Herr Abgeordnete Kohl der einzige katholiſche Geiſt— 
lihe aus ganz Bayern Hier im Haufe fei, fo weiß ich 
nicht, wie er darauf fommt, daß er ber lirheber des von 
mir gemadten Zitats ift, zumal er es fir ganz irrtümlich 
hält. Ich muß allerdings jagen, daß id) den Unterſchied 
zwiichen feinem und meinem Wortlaut nicht recht erfaßt 
habe; denn was die göttliche Vorfehung zugelaffen hat, 
das bat fie auch gewollt. 

(Lebhafter Widerfprud in der Mitte. Große 

Heiterkeit. — Glode des Präfidenten.) 


Präfident: Herr Abgeordneter, das ift feine perfönliche 
Bemerkung mehr. 


Gothein, Abgeordneter: Meine Herren, der Herr Ab- 
geordnete Erzberger hat gejagt, die Unrichtigkeit dieſer 
bon mir zitterten Sache wäre von ihm bereit zweimal 
nabgeniden worden. Sch bin zu meinem Bedauern nicht 
in der Lage, alles in all den Zeitfchriften zu leſen, für 
die der Herr Abgeordnete Erzberger ſchreibt. Wenn bie 
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(@othein.) 

(4) Sade richtig ift, fo, glaube ich, tft es unbedingt not- 
wendig, daß eine Ale elung dom Bundesratstiſch und 
nit von mir erfolgt. 

(Sehr akku lints und in der Mitte.) 


Präfident: Meine Herren, ich ſchlage Ihnen vor, 
bie nächſte Sigung zu halten am Montag den 4. März, 
Nachmittags 2 hr, mit —— — 

1. Fortſetzung Gl gen Beratu 
lie 


2. Waßl, bon von 6 ern fir bie 8 reichsſchulden⸗ 
ommi 
3. erſte ER bes Entwurfs eines Geſetzes be- 


Drud und Verlag ber Norbbeutfchen Buchdruderei und Verlagsanftalt, Berlin SW, 


treffend bie Bornahme einer Berufs: und Betriebs- (B) 
zählung im Jahre 1907 (Nr. 50 ber Druckſachen). 
Gegen biefen Vorſchlag erhebt ſich fein Widerſpruch; Die 
Tagesordnung ftebt fi feh 
Der Herr Abgeorbnete Schweidharbt wünſcht aus 
der Budgetkommiſſton ausfheiden zu dürfen. — Ein 
Widerſpruch hiergegen erhebt fih nicht; ich veranlaffe 
beöhalb die 3. Abteilung, heute unmittelbar nad der 
Sitzung bie erforderlihe Erſatzwahl vorzunehmen. 
Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 3 Uhr 16 Minuten.) 


Wilhelmſtraße 32. 
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9. Sitzung. 


Montag den 4. März 1907. 


Seite 
Geſchäftliches 201B, 2334, 233D 
Fortſetzung der erſten Beratung: 

a) des Entwurfs eines Geſetzes be— 
treffend die Feſtſtellung des Reichs- 
haushaltsetats für das Rechnungs: 
jahr 1907, 

b) des Entwurfs eines Geſetzes be— 
treffend die Feſtſtellung des MHans- 
haltsetats für die Schukgebiete auf 
das Rechnungsjahr 1907, 

e) der Ergänzung zum Entwurf des 
Reichshaushaltsetats für das Rech— 
nungsjahr 1907, 


(Nr. 9, 10, 74 der Anlagen) ...... 201C 
v. Loebell, Kaiſerlicher Wirklicher 
Geheimer Ober: Regierungsrat, 
vortragender Rat in der Reichs: 
11 EEE EP 201C 
Sehren 204 A 
Graf v. Brudzewo-Mielzynsti .. 207B 
Dr. Graf v. Poſadowsky-Wehner, 
Staatsminifter, Staatsſekretär 
des Junern, Stellvertreter des 
Reichölanzlerd ......... 214B 
Dr. Freiherr v. Hertling. . . . . 217A 
IN: DE 2 re ee 222 A 
Erzberger — perfönih .... . 233 A 
Feſtſtellung der Tagesordnung für die nächite 
RER u ae are 233D 


Die Sigung wirb um 2 Uhr 19 Minuten durch den 
Bräfibenten Dr. Grafen zu Stolberg-Wernigerode eröffnet. 


Präfident: Die Sigung ift eröffnet. 
Das Protofoll der vorigen Sieung liegt zur Ein— 
fiht auf dem Bureau offen. 
An Stelle des aus ber Budgetkommiſſion aus- 
geihiedenen Herm Abgeordneten Schweidharbt ift durch 
Reichätag. 12. Legisl⸗P. 1.,Schhien. 1907. 





bie vollzogene Erſatzwahl gewählt worden ber Herr Ab: (0) 


georbnete Dr. Mugdan. 
Ich babe Urlaub erteilt den Herren Abgeorbneten: 

Gel für 2 Tage, 

Storz für 5 Tage vom 6. d. Mis. ab, 

Graf Find dv. Findenftein für 6 Tage, 

Uri für 8 Tage. 

Mir treten in die Tagedordnung ein. Grfter 
Gegenſtand berjelben ift: 

Fortſetzung der erften Beratung des Entwurfs 

eines Geſetzes betreffend die Feftftellung des 

Reihshanshaltsetats fürdas Rechnungsjahr 1907, 

nebjt Anlagen und einer Denkſchrift Nr. 9 der 

Druckſachen), 

in Verbindung mit der Fortſetzung der erſten 
Beratung 

a) des Entwurfs eines Geſetzes betreffend bie 
Feſtſtellung des Haushaltsetats für die Schutz⸗ 
gebiete auf das Rechnungsjahr 1907, nebſt 
Anlagen (Nr. 10 ber Drudlachen), 

b) der Ergänzung zum Entwurf bed Reichs— 
haushaltsetats für das Rechnungsjahr 1907, 
nebft Anlagen (Nr. 74 der Drudjaden). 

Die Diskuſſion tft wieder eröffnet. 

Das Wort hat ber Herr Bevollmädtigte zum Bundes: 
rat, Wirkliche Geheime Ober-Regierungdrat und vortragende 
Rat in der Reichskanzlei v. Loebell. 


v. Loebell, Wirkliher Geheimer Ober:Regierungdrat 
und bortragender Nat in der Reichskanzlei, ftellvertretender 
Bevollmächtigter zum Bundesrat: Meine Herren, ehe ich 
mich zu dem Gegenftande wende, der mich veranlaßt hat, 
heute das Wort zu erbitten, habe ich nod eine Richtig— 
ftellung zu bewirken. 

Der „Bayeriſche Kurier” vom 3. d. M. fchreibt unter 
der Spigmarfe „Eine prächtige Antwort”: 

Eine prächtige Antwort hat laut „Elfäfler“ ber 
Zentrumsführer Spahn einem hohen Herrn aus 
Regierungskreiſen gegeben. Dem Blatt wirb 
nämlih don einem Abgeorbneten folgendes mit: 
geteilt. Cine hohe Perſönlichkeit aus der Um— 
gebung von Fürft Billow — in Klammern: Herr 
v. Loebel? — trat vor der Präfidentenwahl an 
den Abgeordneten Spahn heran in der Abficht, 
ihn zu fprehen. Herr Spahn bedeutete bem 
Herin, er fei in Zukunft fir ihn nur nod vor 
Zeugen zu fpreden. Darauf bin entfernte ſich 
der Herr. — So iſt's redt, ımb fo muß es 
bleiben. 

Meine Herren, id fonftatiere, daß dieſe Dar- 
ftellung, foweit fie meine Perfon betrifft, von A bis 3 


erfunden ift. 
(Hört! hört! rechts und links.) 

Ich überlaffe Herm Spahn die Richtigftellung, die er für 
angemeffen erachtet, muß aber doch erklären, dab es eine 
eigentümlihe Kampfesweiſe dieſes „Bayeriſchen Kuriers“ 
iſt, hier aufs Geratewohl, auſcheinend auf eine unberbürgte 
Graählumg hin, den Namen eines Beamten zu nennen 
und ihn in dieſer Weiſe bloßftellen zu wollen 

(ſehr richtig! rechts), 
und zwar in durchaus falſcher Weife. 

Meine Herren, der Herr Abgeordnete Erzberger hatte 
am Schluß der legten Sigung in meiner Abwefenheit in 
einer perſönlichen Bemerkung folgendes erklärt — id 
zittere nach dem „Dldenbergichen Parlamentsbericht“ —: 

Herr Gothein hat mir den Vorwurf gemacht, ich 

hätte eine Nebenregierung, einen Drud auf bie 

Regierung ausgeübt. Er hat das nit mäher 

begründet. Ich nehme zu feiner Entſchuldigung 

an, daß er fich hierbei ſtützt auf eine Notiz ber 
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(b. Loebell.) 
„Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ und auf 
eine burhaus unmwahre Aktennotiz des Chefs ber 
Reichskanzlei. 

Er hat ferner geſagt: 

Die Unlauterkeit und Unrichtigkeit der erwähnten 
Quellen find von mir ſchon zweifach nachgewieſen 
mworben. Erſtens war bad Datum falſch, und 
dann hat der Regiſtrator die Sache ein ganzes 
Fahr zu ſpät geiegt, und ferner: die Nieberichrift 
entipricht nicht der Wahrheit. Es handelt fi 
nicht um ein offizielles Aktenmaterial nach meiner 
Meinung, Sondern um eine einfeitige Notiz, eine 
einfeitige Niederjchrift, bei welcher ſich auch jeder 
Beamte irren fan. 

Meine Herren, ich habe es eigentlich nicht für möglich, 

jedenfalls aber nicht für wahrfcheinlih gehalten, daß ber 

Herr Abgeordnete Erzberger auf die Verhandlungen mit 

mir im Falle Poeplau hier zurückkommen würde. Für bie 

Form, in ber er das getan hat, überlaffe ich ihm Die 

Verantwortung, Ihnen, meine Herren, das Urteil, nach— 

dem Sie meine heutigen Ausführungen gehört haben werben. 

Id bin aber bierdurd zu meinem Bedauern troß der 

Geſchäftslage bed Haufe veranlaßt, auf bie Angelegenheit, 

die allerdings über ben Rahmen einer perfönlichen hinaus: 

gegangen ift, zurüdzulommen; id) werde mich dabet mög: 
liter Kürze befleigigen. 

Herr Erzberger glaubt den Wert einer Regiitratur, 
weil einfeitig, in Frage ftellen zu können und hat fi an- 
ſcheinend hierbei auf das neulich gebrauchte Wort berufen: 
propria scripta non docent. Meine Herren, es handelt 
fich in biefem Falle nicht um eine private Aufzeichnung. 
Ich habe Herrn Erzberger, der mir damals perfönlid noch 
kaum befauutiwar, in meiner amtlichen Eigenfhaftempfangen, 
er hat mir eine amtliche Angelegenheit mitgeteilt und hat 
meine amtliche Mitwirkung bei dieſer Angelegenheit nad: 


(B) geſucht; ich war deshalb nicht nur berechtigt, fondern ich 


war verpflichtet, den Inhalt der Unterredung niederzu— 
ſchreiben und ihn zur Kenntnis derjenigen Behörde oder 
berjenigen Beamten zu bringen, bie in erfter Linie bet 
biefer Angelegenheit beteiligt waren. Meine Herren, id) 
mußte dad um fo mehr tun, als das Erſuchen des Herrn 
Abgeordneten Erzberger, dad er mir bortrug, ober ber 
Vorſchlag, der mir durch ihn gemacht wurde, ein ganz 
ungewöhnlicher und für mid überrafchender war, 
bat, um dies von vornherein bier feftzuftellen, 
mir mitgeteilt, Herr Poeplau habe noch altenmäßiges 
Material Hinter fih, deffen Bekanntgabe die Kolonial- 
verwaltung aufs jchwerfte fompromittieren müſſe, er jet 
bereit, dieſes Akternmaterial herauszugeben, wenn bie 
gegen ihn ſchwebende Disziplinarunterfuhung 
(hört! hört! bei den Liberalen), 
bei der im den nächſten Tagen der Schlußtermin in 
Potsdam anftand, aufgehoben würde. 
(Hört! hört! rechts und links.) 
Ich habe diefed Erſuchen fofort und mit Entjchiedenheit 
zurüdgewiefen, und Herr Erzberger hat mir felbit erklärt, 
daß er dieje Zurüdweiiung von mir erwartet habe. 
Meine Herren, Sie werben mir znacben, daß eine 
folhe ungewöhnliche Unterhaltung, wie biefe war, bon 
mir aud; aftenmäßig fefigelegt werden mußte. Ich habe 
alsbald nad der Unterhaltung den Inhalt, wie er mir 
im Gedächtnis war, niedergeichrieben, habe eine Abichrift 
dieſer Niederfchrift machen laffen und diefe Abfchrift dem 
Herrn Staatöfelretär des Auswärtigen Amts, dem da— 
maligen Herrn Solonialdireftor und dem Legationsrat 
Profeſſor Helfferih in der Solonialabteilung vertraulich 
mitgeteilt. Herr Helfferid, der vor etwa 14 Tagen hier 
in Berlin anwejend war und mid bejuchte, hat mir be— 
ftätigt, daß ich ihm ſehr bald nadı der Unterredung mit 
Herren Erzberger dieſe Abſchrift gezeigt, und ihm den Gang 








ber Unterredung mit Herrn Erzberger fo bargeftellt habe, 
wie fie in der Altennotiz niedergelegt ift. 
Meine Herren, nachdem ich ben beteiligten Herren 
diefe vertrauliche Mitteilung gemacht hatte, habe ih am 
28. September 1905, wie eine Notiz auf dem Scrift- 
ſtück felbft bejagt, dieſe Regiftratur zur Uſſervation ges 
nommen, und zwar, um ben vertraulichen Charakter der 
Notiz zu wahren, und aus Nüdfiht für den Herrn Erz— 
berger in beſonderem Verſchluß zu den ſekreten Alten. 
Aus diefem befonderen Verſchluß ift fie erft heraus— 
gelommen, um dies gleich vorwegzunchmen, nad) Jahres: 
frift, und ift dann da zu der allgemeinen Regiftratur ber 
Reichskanzlei gefommen, nehbem bie Angelegenheit wider 
Erwarten in der Beltung wieder zur Sprade gebradt 
worben war. Daraus erfllärt ſich auc) die Notiz der Reichs— 
fanzleiregiftratur auf dem Schriftfiüd, daß fie in die Reichs— 
fanzlei erft im Jahre 1906 gekommen ift, eine Notiz, aus der 
Herr peter feine Schlüffe ziehen zu müffen geglaubt hat. 
Meine Herren, ich habe dieſes Verfahren gegenüber 
Herrn Erzberger für richtig gehalten, weil er perſönlich i mir 
gekommen tft, ſchließlich auch in vertrauliher Weile mir 
biefe Mitteilung gemacht hatte, und ich gar feine Beran- 
laffung hatte, Herrn GErzberger durch die Belanntgabe 
biefer Unterredung irgend welche Schwierigkeiten zu be: 
reiten. Ich würde auch fpäter nicht die Angelegenheit zur 
Sprade gebradht haben, wenn ich nicht zu meiner Über: 
rafhung im „Lolalanzeiger* vom 14. November 1906 
folgende Notiz gefunden hätte, die übrigens auch durch 
die anderen Zeitungen gegangen iſt: 
Gegen die halbamtlihe Auslaffung der „Sübd: 
deutſchen arg Haile ei worin die Be- 
ſchwerden des Abgeordneten Erzberger wegen der 
Beſchlagnahme ſeines Materiald über Eoloniale 
Mißſtände zurückgewieſen wurden, wendet fih ber 
genannte Abgeordnete, um zumädft, ohne den Gr: 
drterungen im Reichstage borzugreifen, ihr in 
zwei Punkten entgegenzutreten. 

= wird dann der erite Punkt erörtert, und es heißt 

weiter: 
Ferner erklärt Abgeordneter Erzberger: Was mir 
an amtlihem Material bekannt geworden ift, 
fteht in Zufammenhang mit ben vielen erfolg: 
Iofen Eingaben an das Staatöfelretariat des 
Auswärtigen Amts, an den Reichskanzler und an 
das Zwilkabinelt. Erſt als von feiner biejer 
Behörden gegen die ſchweren Mibftänbe vor— 
gegangen worden ift, habe id den Kampf im 
Barlament eröffnet, und aud ba eıft, nachdem 
ih mit dem Chef der Reichskanzlet und einem 
meiner politiichen Freunde mit dem Kolontal⸗ 
direftor a. D. Erbprinz Hohenlohe vergebens 
über eine Befeitigung der Mißſtände auf andere 
Metfe verhandelt hatte, 

Meine Herren, nach dieſem Vorgang, und ba id; bi 
dahin mit dem Herrn Erzberger nur die eine Unterhaltung 
über ben Fall Poeplau gehabt hatte, mußte mich biefe 
Notiz im höchſten Maße überrafhen. Ich zweifelte, 
ob ich fhon damals wegen bed Worwurfs, der bier 
gegen mid ausgeſprochen war, verpflichtet märe, 
eine öffentliche Richtigſtellung vorzunehmen. Ah Habe 
einen anderen Weg gewählt, ih habe Herrn Erzberger 
gebeten, zu mir zu fommen, und er tft am 19. November 1906 
bei mir geweien. Ich Habe ihm gefragt, wie er in dieſer 

reßerflärung den Vorwurf, er habe vergebens mit bem 
hef der Reichöfanzlei über bie Befeitigung der folontalen 
Mikftände auf andere Weife verhandelt, aufredt erhalten 
önnte. Herr Eraberger beftätigte mir, daß er nur einmal 
mit mir über ben Fall Poeplau geſprochen habe, daß er 
mir damals biefen Vorſchlag im Auftrage von Poeplau 
gemacht hätte, daß ich den zurüdgewiefen habe, und daß 
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(Aa) er felbit diefe Zurüdiweifung fir begründet erachtet hätte; 


er gab mir zu, daß ein Vorwurf in biefer Form gegen 
mich nicht gerechtfertigt wäre, und er verſprach mir auch, 
gelegentlidy im Neichstage die Sache einmal wieder Kar: 
auftellen. 

Meine Herren, ih habe mich damit berubigt und 
habe die Angelegenheit für erledigt angefehen. Ste werden 
mir zugeben, daß das äußerft entgegenfommend und Ioyal 
rn ift. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen und rechts.) 
Denn trogdem ich öffentlih angegriffen war, habe ich 
nicht die öffentliche Rechtfertigung vorgenommen, ſondern 
mich begnügt, ben Beteiligten zu mir zu bitten und mir 
von ihm die Nichtigkeit meiner Auffaffung beftätigen zu 
laffen. Nach diefem Borgange konnte ich nicht erwarten 
und mußte allerdingd im höchſten Grade überrafcht fein, 
old ich bei Gelegenheit der Verhandlung des Straf: 
prozeſſes Poeplau in ben Zeitungen folgende Mitteilung 
lad über die Audfage des Herrn Abgeordneten Erzberger 
in diefem Prozeß. ES heißt nad Dielen Zeitungs» 
nachrichten, die nicht wiberrufen find, und bie auch biöher 
dom Herrn Abgeordieten Erzberger nicht berichtigt find, 
folgendermaßen über den Punkt, auf den es hier anfommt: 

Sch babe e3 nicht begreifen können, 
— fagt ber Zeuge Erjberger aus — 
wie es möglih war, daß ein Beamter, ber fo 
fhwerwiegende Beſchwerden und Anzeigen er- 
ftattete, Jahr für Jahr ohne jeden Beſcheid 
elaffen wurde. Um dieſen riefengroßen Miß— 
Münden ein Ende zu bereiten, wendete ih mid 
Br an bie Reichskanzlei; der Reichskanzler 
efand fi gerade in Homburg. Ich fegte mich 
deshalb mit dem Chef der Reichskanzlei Herrn 
v. Löbel im Verbindung, Die Verhandlungen 
zerihlugen ſich jedoch infolge bed ablehnenben 
Verhaltens dieſes Herrn. 
(Hört! hört! bei den Nationalliberalen.) 
Unb weiter: 
Ich habe erft den friedlichen Weg beichritten und 
habe mid mit dem Chef der Reichskanzlel in 
Verbindung gejegt und ſpäter mit dem Erbpringen 
v. Hohenlohe. An beiden Stellen wurde mir cine 
Ablehnung zuteil. Nunmehr befaßte ich mid) mit 
ber weiteren Auöbreitung biefer Angelegenheit erft 
in meiner Eigenſchaft ald Reichsſstagsabgeordneter. 
Meine Herren, Sie werben mir zugeben, daß eine 
berartige Darftellung, wie fie bier nad ben Zeitungs- 
berihten von Herrn Erzberger gegeben war, und bie fo 
in Widerſpruch ftand mit ben, was wir miteinander bers 
—— hatten, mir die Pflicht auflegte, nunmehr zur 
ahrung meiner angegriffenen Ehre mit dem einzigen 
Mittel —J— was ich hatte, nämlich mit der 
Veröffentlichung jener bamaligen Aftennotiz, bie bie Ber: 
handlung mit Herrn Erzberger barftellte. 
(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 
Meine Herren, id Halte dieſe Aftennotig im vollſtem 
Umfange aufrecht 
(Zuruf bes Abgeorbneten Erzberger: 
ich beftreite fiel), 
und ich weife den unerhörten Vorwurf, den Ste hier am 
Sonnabend erhoben haben und, wie ich fehe, zu meinem 
Bedauern auch heute wiederholen, mit ber allergrößten 
Entfchtebenheit zurüd. 

(Bravo! rechts und bei den Nationalliberalen.) 

Der Herr Abgeorbniete Erzberger ei in ben Be- 
richtigungen, bie er auf bie Publikation folgen ließ, nur 
in zwei Punkten bie Glaubwürdigkeit dieſer Regiftratur: 
notiz anzweifeln zu jollen geglaubt. Er ſchrieb: 

Es iſt unrihtig, baß ich in ber Unterredung vom 
26. September 1905 — nicht 1906, wie Sie 
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ichreiben — gejagt habe, daß das Zentrum über: (0) 


haupt nicht mehr geneigt fein witrde, folontale 
Forderungen zu bewilltgen. Das habe ich nicht 
efagt und konnte ich nicht fagen, da ich mit 
einem Zentiumsabgeordieten über biefe Ange: 
legenheit zuvor geſprochen habe. 
Meine Herren, der Herr Abgeordnete Erzberger hatte 
mir damals gelagt: 
Das Aktenmatertal jet jo fompromittierend, daß, 
wenn es veröffentlicht würde, die Zentrumsfraftion 
nicht in der Lage jei, foloniale Forderungen zu 
bewilligen. 

(Hört! hört! rechts und bet den Nationalliberalen.) 
Er hatte jelbftverftändlih mir dies nicht mitgeteilt al3 
einen Beſchluß Seiner Fraktion — fo habe idy ed auch 
nicht aufgefaßt, davon fteht fein Wort in der Regiftratur —, 
er hat e3 mir mitgeteilt als feine Auffaſſung und Anficht 
bon der Sache. Auch dieſe Erklärung in der Regiftratur 
halte ich volllommen aufredt. 

Dann fchreibt er ferner: 

63 iſt falich, daß ich geiagt habe, Poeplau ſolle 

fein Material veröffentlichen. ch erklärte viel— 

mehr, daß diefes Material öffentlih im Reichs— 

tage bejprodhen werden müßte, wenn nicht fofort 

eine Unterfuhung der Mipitände ftatifinde. 
Meine Herren, felbft wenn biefe Auffaffung des Herrn 
Erzberger richtig wäre, fo wird damit die Umichtigkeit 
ber Regiftraturnotiz meines Gradtens in feiner Weile 
nachgewieſen. Gine Veröffentlihung des Materials lag 
felbftverftändli auch darin, wenn e3 Öffentlich hier im 
Neihötage zur Sprache gebradht wurde. Ob bie Ber: 
öffentlihung in der Preſſe oder in Verfanmlungen oder 
im Reichstage erfolgt, fpielt gar feine Yolle. Der Aus» 
drud „VBeröffentlihung* trifft felbftverftändlich auch zu für 
ben Fall, wenn der Herr Abgeordnete Erzberger auch mur 


die Beröffentlihung im Reichstage im Auge gehabt hatte. (m) 


Im übrigen aber, meine Herren, und bas tft der 
fpringende Punkt, hat der Herr Abgeordnete Erzberger in 
feiner feiner Zeitungserflärungen, die infolge jener Ver: 
öffentlichung in der „Norbbeutihen Allgemeinen“ erfolgt 
find, nämlich in den Erklärungen vom 20. und 28. Februar 
dieſes Jahres, die Richtigkeit der allein entſcheidenden Tat: 
ſache beitritten, bie in der Regiftratur enthalten ift, nämlich 
daß er mir mitgeteilt hat, Herr Poeplau fei bereit, das 
Material, das er hinter ſich habe, herauszugeben, wenn 
die Unterfuhung gegen ihn eingeftellt würde. Das tft 
ber fpringende Punkt 

(Zuruf des Abgeordneten Erzberger), 
und aus biefem feinem Vorſchlag glaubt er nun bie 
Veredtigung zu haben, mir den Vorwurf maden zu 
fönnen, ich hätte ed abgelehnt, an ber Befeitigung 
folonialer Mißſtände mitzumwirfen. Meine Herren, 
er bat das getan troß ber Ausſprache, bie wir am 
19. November 1906 gehabt hatten. Er hat jeinen Vorwurf 
aufrecht erhalten, er bat ihn hier im Reichstag wiederholt. 
(Zuruf des BERND Erzberger: Das tue ih noch 
einmal!) 

— Ich nehme an, Herr Erzberger, daß Sie nicht bereit 
find, jegt zu beftreiten, daß unfere Unterredung jo geweſen 
ift, wie id) es eben dargelegt habe. 

(Zuruf des Abgeorbneten Erzberger: Ich beftreite 

ed! — Unruhe links und rechts.) 
— Sie beftreiten e8 auch jegt noh? Dann kann ih Ihnen 
nur einen Zeugen borhalten, den aud Sie wohl als 
Haffiihen anerfennen werben, das ift nämlich der Herr 
Abgeordnete Erzberger jelbit. 

Herr Erzberger hat am 10. Juli 1906 auf Borlefung 
genehmigt, unterichrieben und beeibigt: 

Die Hauptfahe bei den erften Beſuchen des 
Poeplau war, daß er mid bat, zum Chef ber 
30* 
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(v. 2oebell.) 
Reichskanzlei, Heren v. Loebell, zu gehen, um 
zu verſuchen, ob bie ihm betreffende Angelegen: 
heit nicht auf andere Wetje als durch ein Dig: 
ziplinarberfahren beendigt werden könne. Ich 
bin auch bet Herren v. Loebell geweien, obwohl 
ih mir, wie ich auch Herrn db. Loebell fagte, ber 
Ausfihtöloftgkeit dieſes Schrittes bewußt war. 

(Hört! hört!) 
Dementfpredend tft dann die Sache auch verlaufen. 
(Zurufe: Aha! und hört! hört! bei den Liberalen.) 

Meine Herren, ich finde hier — zwar nicht jo aus: 
führlih wie in meiner Aftennotiz, aber ſachlich — eine 
bollftändige Übereinftimmung mit meiner Darftellung. 

(Sehr richtig!) 

Ich finde allerdings feine Übereinſtimmung dieſer Ausſage 

mit der Ausſage dom 16. Februar 1907, die ich vorhin 

verlefen babe, wie fie nad den Zeitungsberichten von 

Ihnen gemadt worben tft. 

Meine Herren, ih habe mic bemüht, rein fachlich 
basjenige vorzutragen, was mir über die Angelegenheit 
befannt ift, und ih kann Ihnen, meine Herren, jeßt, 
nachdem Sie mid gehört haben, ruhig das Urteil über: 


lafjen. 
(Sehr richtig!) 

Es wird nun darauf anfommen, wen Sie in dieſer Sache 
mehr glauben wollen, ber aftenmäßigen Notiz vom 
26. September 1905, mir und dem beeidigten Herrn 
Abgeordneten Erzberger vom 10. Juli 1906 oder dem 
unbeeidigten Herrn Abgeorbneten Erzberger vom 16. Februar 
1907 und vom 2. März 1907. 

(Lebhafter Beifall links und rechts.) 


* Präſident: Der Herr Abgeordnete Behrens hat das 
ort: 


Behrens, Abgeordneter: Meine Herren, die An— 
fünbigung in der Thronrede, daß das joziale Werk fort: 
efegt werben fol, bat im Lande und auch im hohen 
aufe allgemeine Zuftimmung gefunden. 

(Glode des Präfidenten.) 


Bräfident: Ih bitte um etwas Ruhe, meine Herren! 


Behrens, Abgeorbneter: Alle Parteien haben ben 
Willen fundgegeben, daß fie bereit find, an ber —** 
Reform mitzuarbeiten. Bon ber konſervativen Seite iſt 
außerdem der Wunſch audgebrüdt worden, daß man das 
foziale Wert nicht einfeitig auf die Arbeiterſchaft zus 
ſchneiden folle, ſondern auch ausdehne auf die weiteren 
wirtſchaftlich ſchwachen Stände, befonderd auf den Mittel- 
ftand, und auch wir ftehen auf dem Standpunft, daß ber 
Mittelftand in ber heutigen Zeit außerordentlih ſchwer 
zu leiden hat, und dab eine Förderung feiner Intereffen 
wohl vom hohen Haufe erwartet werben fann. 

Ich halte es für notwendig, daß die Reorganifation 
des Handwerkergejeked bon 1897 ftattfindet, dab eine 
Verſchärfung bes Geſetzes bezüglich des unlauteren Wett 
bewerbes eintritt. 

(Sehr richtig! bei der Wirtichaftlihen Vereinigung.) 
Ich erachte die Regelung des Submiffionswefens und ben 
Ausbau des Fort: und Fachbildungsſchulweſens im Inter: 
effe der Heinen Handwerker beſonders für dringend wert: 
vol. Wir find auch bereit, daran mitzuarbeiten, und 
wünfhen, daß eine Politik in Zukunft weiter verfolgt 
werde, bie ber Landwirtihaft zum Nuten und Segen ge— 
reicht; und wenn wir bie Zufammenjegung des Reichs- 
tags und bor Augen halten, jo tft ja berechtigte Hoffnung 
vorhanden, daß die landwirtſchaftliche Seite unferer Politik 
nicht zu kurz kommen wird, 

Aber, meine Herren, der eigentliche Kernpunkt der 
fozialen Frage ift und bleibt doch bie Arbeiterfrage, und 


in besug auf die Fortführung der Sozialreform, foweit (C) 
fie die Arbeiterſchaft betrifft, freut eö und, daß der Wille 
zur Tat ſich ja aus dem hohen Haufe bei allen Parteten 
geltend gemacht hat. Aber hoffentlich bleibt diefer Wille 
zur Tat nicht auf die vielen Anträge beſchränkt, fondern 
wird möglidft bald in die Tat umgefegt. 

Wenn bier im Reichstag feitend der Vertreter ber 
verbünbeten Regierungen fowohl wie auch feitens ber 
verſchiedenen Barteten eine der fozialen Reform freundliche 
Stimmung zur Geltung kommt, jo wirft es doch fait wie 
Frühlingsreif, wenn wir die Verhandlungen des preußifchen 
Zandtages in den legten Zageı verfolgen. Dort war bie 
Grundftimmung, die zum Ausdrud fam, nicht fo ſehr 
fozialfort{hrittlih; und wenn wir uns dann vergegen- 
wärtigen, daß im vergangenen Jahre und vor zwei Jahren 
die Bergarbeiterichuggefeggebung, das —— — 
im preußiſchen Landtage in einer Form verabſchiedet 
wurde, daß die Bergarbeiterſchaft Leine Freude daran 
haben fonnte; und daß dieſelbe Partei, die hier im Haufe 
jehr ſtark ſozialfreundlich ſich ausgeſprochen hat, nämlich 
die nationalliberale Partei, an dieſer unfreundlichen Berg— 
arbeiterſchutzgeſetzgebung außerordentlich mit ſchuld iſt, x 
iſt wohl berechtigt, wenn wir erſt die Tat ſehen wollen, 
wenigſtens den praktiſchen Aufang der Tat, ehe wir volles 
Vertrauen haben. 

Meine Herren, in ber Thronrede ift ung fein einziges 
foziales Gefeg angefündigt worden. Nur allgemein tft 
bie Fortführung der jozialen Reform angekündigt, und td 
fann wohl jagen, daß die Arbeiterjchaft, die auf chriſtlich— 
nationaler Grundlage fteht, der Regierung, dem Reichstag 
trog mander nicht günftigen Erfahrungen ber vergangenen 
Jahre heute noch Vertrauen entgegenbringt. Es liegt nun 
aber auch an ben verbündeten Regierungen, daß möglichſt 
bald praftifche Arbeit geleiftet wird. 

Von den Forderungen, die die Arbeiterihaft geltend 


macht, — und von dem verfchtedenen fozialen Gefegen, die (D} 


in den Anträgen berührt worden find, wünſcht bie chriſt— 
lihe Arbeiterihaft an eriter Stelle die gefeglichen Re— 
formen, die durch deu Frankfurter Kongreß 1903 gefordert 
worden find — leider ift von biefen bis heute noch feine 
einzige Geſetz geworben. Es ift gewiß außerordentlich 
wertvoll, und die Arbeiterfhaft begrüßt es mit großer 
Freude, wenn bie verſchiedenen gefehlichen Maßnahmen 
zum Schutz der Heimarbeiterinnen bezüglich der Arbeits- 
zeit ber Fabrifarbeiterinnen, bezüglich des Schußes ber 
Arbeiter in geſundheitsſchädlichen und ſchweren Induftrien, 
beſonders ber Hültenarbeiter, durchgeführt werden; wenn 
die Sonntagörube für die Hanblungdgehilfen, die Gaft- 
wirtögebilfen und für bie Binnenſchiffahrt eingeführt wird. 
Über der Kernpunkt der Wünfche ift, daß den Arbeitern 
bie Stoalitionsfreiheit geſichert wird. 

Meine Herren, bie dhriftlichnationale Arbeiterfhaft 
hat biöher ben bürgerlichen Parteien im großen Umfange 
ihr Vertrauen entgegengebradt. Wenn wir aud in den 
vergangenen Jahren 2 bi 21/, Millionen und ſchließlich 
fogar 3 Millionen fozialdemofratiihe Stimmen gehabt 
haben, fo will dody dad gar nichts jagen, wenn wir und 
vor Augen führen, daß doch 8 bis 9 Millionen beutjche 
Arbeiter und Augehörige der geringen Stände für bie 
bürgerlihen Parteien ihre Stimme abgegeben haben, und 
wir haben gehört, daß die Niederlage, bie bie Sozial- 
bemofratie bei den legten Wahlen erlitten hat, zur Folge 
haben fol, daß der Arbeiterihaft ein größeres Vertrauen 
entgegengebradht werben fol. Nun kommt es ben Ar- 
beitern vor allen Dingen auf die Sicherung der Koalitions- 
freiheit an. Wenn einer der Herren Nebner im hohen 
Haufe von dem Schuß der Arbeitöwilligen und ſchließlich 
von der Wiederholung eines Geſetzes zum Schuße ber 
Arbeitöwilligen ſprach, fo, glaube ih, wird er wohl wenig 
Anklang damit finden; jedenfalls lehnt die Arbeiterfchaft, 
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(Behrens,) 


(A) auch bie chriſtlich⸗ nationale Arbeiterfhaft ein ſolches Geſetz 


Denn damit werden mur die Geichäfte der Sozial: 
bemofratie beforgt. Der befte Schub gegen ben Terro— 
rismus ift, daß die Arbeiterfchaft ſich in chriſtlich-nationalen 
Drgantjationen, in hriftlihen Gewerkihaften zufammen: 
ſchließt. Meine Herren, die chriſtlich-nationalen Arbeiter 
wünſchen feinen befonderen Schuß, ſondern fie wünfchen 
dringend größere Freiheit und betraditen die Sicherung 
ber Stoalitiondfreiheit ald den Ausdrud dafür, daß fie den 
übrigen Ständen gleichgeadhtet werben. 

Meine Herren, vom Terrorismus ift biefer Tage 
biel gefprodhen worden, und e3 ift gewiß wahr, daß ſich 
Sozialdemokraten des Terrorismus fehr oft fchuldig 


maden. 
(Zuruf links: Beweife!) 
— Nun, den Beweis können Sie alle Tage haben. — 
Wenn man ber Bewegung näher flieht, fo hat man ſehr 
ftarf dad Empfinden, ald wenn bie leitenden Berfonen 
nit immer jo hart in ihrer Verurteilung bed ZTerrorid- 
mus find, als hier von den foztaldemokratifchen Rednern 
ausgeſprochen wurde. Der Terroridmud wird heute 
gegenüber ben Kleinen Handwerkern und Geſchäftsleuten 
am ärgſten ausgeübt, und die lagen, die aus dieſen 
Kreifen herausfommen, find außerorbentlih betrübend. 
Es wurbe vorhin gejagt, es ſollten Beweiſe erbradt 
werden. Ach will nur barauf hinweilen, daß unferem 
Kollegen Bädermeifter Riefenberg bei den vorletzten 
Wahlen nad der Stihwahl von 7 als fozialdemokratiid, 
befannten Zeuten der Laden gewilfermaßen geftürmt  ift. 
(Hört! hört!) 

Herr Rieſenberg ift im Haufe und kann felbft darüber 
Rede und Antwort ftehen, was ihm paffiert ift. Diefer 
Tage ging und nod ein Schreiben zu, worin ein Geidäfts- 
mann darüber klagt, daß durch die Sozialdemokraten ein 
Boykott über bie Geichäftsleute und Ladeninhaber in 


(8) Salbfe a. E. verhängt worden fei, daß er dadurch fat 


zum Ruin gebradt jei und ſich jetzt um eine Stellung 
bemühen müfle, ba jein Geihäft ihn nicht mehr ernähre 
und jeine Frau das Geihäft nebenher bejorgen könne. 
(Hört! hört!) 
Die Sozialdemokratie hätte alle Urſache, praktiſch dafür zu 
forgen, daß der Terroriämus aufhört. 
(Sehr ridtigN) 

Aber, meine Herren, wenn wir vom Terroriämus reben 
und ben Terrorismus der GSozialdemofraten auf das 
ſchärfſte verurteilen, jo können wir bei diefer Gelegenheit 
aber auch nicht verſchweigen, daß auch ber Terroxismus 
von andern Streifen geübt wird, und ih will nit ber: 
hehlen, daß die Arbeitgeber ben organifierten Arbeitern 

— nicht immer bon einem gewiſſen Terrorismus 

find. Und dieſe Gewaltherrſchaft — denn das ift 
ſchließlich der Terrorismus —, die bon dem wirtichaftlich 
ftärferen Arbeitgeber und von einem Manne ausgeübt 
wird, der über eine beffere Bildung als bie Arbeiter 
verfügt, wenigftens Anſpruch darauf macht, wirkt um 
fo härter, je mehr bie betroffenen Arbeiter in ländlichen 
Bezirken anjälfig find. Wenn wir und vergegenwärtigen: 
ein Arbeiter wohnt in einer abgelegenen Landgemeinde, 
bat fih, was jeber mationale Mann wünſcht, eim 
Hleined Anweſen erworben und ift für feine Arbeitäfraft, 
wie es ſehr viel ber Fall tft, auf eine einzige Grube oder 
Gefelihaft oder ein Hüttenwerk angewiefen, und er wird 
dann wegen ber Zugehörigkeit zu einer Arbeiterorgani- 
fation entlafien — es machen gewiſſe Arbeitgeber gar 
feinen Unterſchied, ob das eine fozialbemofratiiche oder 
eine chriſtliche Arbeiterorganifatton ift —, jo befommt er 
in ber ganzen Umgegend feine Arbeit, und die Folge 
davon ift, dab er abwanbern muß, um überhaupt bie 
Seinen zu ernähren. Gr verliert niht nur fein bißchen 


Befis, ſondern einen erheblihen Zeil feiner Erſparniſſe; 


denn wer kauft ihm in fol abgelegener Gegend jein An= (0) 


weſen ab? Ein folcher Terrorismus erregt jehr viel Miß— 
mut, und fehr viel nationale3 Empfinden wird burd ein 
derartig hartes Vorgehen feitend der Arbeitgeber zerftört. 
Wenn wir alfo den Terrorismus der Sozialdemokraten 
gegenüber Geihäftölenten und anders gefinnten Arbeitern 
verurteilen, fo müflen wir gerechterweiſe auch ben 
Terrorismus verurteilen, der bon unfozial gefinnten 
Arbeitgebern ihren Arbeitern gegenüber ausgeübt wird, 
weil fie von ihren ftaatöbürgerlihen Rechten und Frei— 
heiten Gebraudh machen. 

63 ift und don dem Herrn Reichskanzler angekündigt 
worden, daß wir ein freiheitliched Vereins- und Ber: 
ſammlungsrecht befommen follen. Hoffentlich wird dieſer 
Ankündigung bald Folge gegeben. Die Arbeiterichaft 
wünſcht es dringend. Die heutigen Berhältnifie find 
ziemlich unbaltbare geworden. Wenn die Behörden nicht 
bier und da ein Muge zudrüden würden, fo würden bie 
Zuftände unerträglich werben. 

Auch das Gefeh bezüglich ber Berufsbereine wird 
von der Arbeiterfchaft gewünfcht; aber ich hoffe, daß es 
bem hohen Haufe im verbefjerter Form vorgelegt wird. 
Sollte es in derſelben Form wiederfehren, jo wird 
hoffentlich Zeit genug fein, um es in erniter Beratung 
fo zu geitalten, daß bie Arbeiterſchaft wirklich Freude 
daran haben fann. 

Meine Herren, ed find Arbeiter- und Angeftellten: 
fammern vom Frankfurter Arbeiterlongreß und vom ber 
Arbeiterfchaft gefordert worden. Man hofft davon, daß 
badurd bie vielen harten Kämpfe, bie zwiſchen Arbeit: 
gebern und Arbeitnehmern ftattfinden, herabgeminbert 
werben. Biel wichtiger ald die formale Seite einer 
Inftitution ift aber, daß Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
fih freimütiger anerkennen, ala es bisher der {Fall ge- 
weien if. Wenn man von feiten ber Arbeitgeber die 


Urbeiterorganifationen als Arbeitervertretung anerkannt (D) 


und ſich dahin durdringt, die Arbeiterführer ald verhand- 
lungsfähig zu betrachten, dann werben viele Streifö ber- 
hindert, und wir werben bad Schieds- und Einigungsweſen 
in Deutſchland ebenſo entwideln können, wie e3 in Eng- 
land bereits der Fall iſt. Es wäre jehr wertvoll, wenn 
bie —— —— Schutz bekommen würden. 
Bis jetzt find eutſchland laut Statiſtik über 1500 
Tarifverträge in Kraft; 450000 Arbeiter arbeiten zu 
tartflihen Bebingungen, und das ift fegensreih. Aber zu 
gleicher Zeit zeugt diefe große Zahl bon Zartfverträgen 
und bon Arbeitern, die bereitö zu tariflihen Bedingungen 
arbeiten, davon, wie fehr ber Gedanke des friedlichen 
Bertragd zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern in 
Deutihland Platz zu greifen beginnt. Die gefeglihe Ans 
erfennung der Zarifverträge würde ber ZTarifbewegung 
förderlich wirken. 

Meiter, meine Herren, wäre es fehr wertvoll, wenn 
reht bald aud die Wünſche der tehnifchen Angeftellten 
und Privatbeamten dur die Gefeggebung erfüllt und bie 
Überwahung der Schutgefege im Handelsgewerbe durch 
Fachleute ftatifinden wiirde. — Ein Werk, dad nicht nur 
für Arbeiter, ſondern auch für Arbeitgeber, und beſonders 
für die fleinen Wrbeitgeber in Stadt und Land, bon 
großer Bedeutung ift, ift die Vereinfahung ber Arbeiter 
verfiherung.. Der Wunſch gebt auf SHerabfegung der 
Alteröflaffen in der Alteröverfiherung, dann vor allem 
auf gerechtere Berteilung der Laften, die durch die Ber: 
fiherung erwachſen. Wenn man im Lande herumkommt 
und von den Sorgen hört, bie bejonderd die Kleinbauern 
infolge der ftarfen Belaftung durch die Unfallverfiherung 
haben — einer Belaftung, die auf 50—75°/, gewachſen 
iſt —, fo muß bad jeben Freund des Heinen Mannes 
bedenklich ſtimmen. Hier eine Milderung zu ſchaffen, wäre 
bon großem Wert. 


(A) 


(B) 
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(Behrens,) 
Sehr viel ift über bie Niederlage der Sozial- 
bemolratie geiproden, und große Hoffnungen find daran 
gefnüpft worden. Aber bom einer Überwindung ber 
Sozialdemokratie fann nicht die Rede fein. 
(Sehr richtig! recht.) 
Diefe Überwindung kann nicht von außen kommen, fonbern 
nur bon innen heraus, aus der Arbeiterichaft jelbft. Wer 
nun ehrlih an dieſer inneren Überwindung der Sozial: 
bemofratie mitarbeiten will, der muß dafür forgen, daß 
bie chriſtlichen Arbeiterorganifationen Bewegungäfreiheit 
befommen und ſich entwideln fünnen. Der günftige Aus: 
fall der Testen Wahlen ift zum Zeil ber nationalen 
Parole zuzufchreiben; aber man darf auch die Eritartung 
ber riftlichnationalen Arbeiterbewegung in ihrer Bedeutung 
für den Wahlausfall nicht unterfhäten. In vielen 
bürgerliden reifen ift durch das Erſtarken der chriſtlich— 
nationalen Arbeiterbewegung erſt wieder das Vertrauen 
ur Arbeiterſchaft geweckt worden. Nun muß imn dieſer 
chtung weiter gearbeitet und deshalb alles vermieden 
werden, was dieſe Bewegung hindern kann. Da möchte 
ih darauf hinweiſen, daß die letzten Wahlen in kon— 
feffioneller Beziehung doch eine recht üble Begleit- 
erſcheinung gehabt haben. Es iſt konfeſſionelle Ver— 
hetzung getrieben worden, bie nicht zum Segen bed Volkes 
dienen fann. 
(Schr richtig! bei der Wirtfchaftlichen Vereinigung.) 
Bor mir liegt — aus einem Wohlfreife, wo zwei evan- 
geliihe Männer zur Wahl ftanden, ein Nationalliberaler 
und ein ChriſtlichSozialer — ein nationalliberales Flug: 
blatt gegen unferen Kollegen Dr. Burdhardt, in dem es 
wörtlich heißt: 
Dedhalb muß jeder evangelifche Chriſt bei der 
heutigen Wahl Herrn Amtögerihtörat Dr. Loh— 
mann feine Stimme geben; tut er bied nicht, fo 
verleugnet er jein Chriftentum und fördert nur 
den größten Feind unſeres Glaubens und bes 
Baterlandes, den Ultramontanismus. 
(Hört! hört! in ber Mitte.) 
Dabei ift Dr. Burdhardt ganz gewiß eine einwanbäfrete 
evangeliihe Perſönlichkeit. Wenn aber fo im Wahltampf 
gearbeitet wird, wenn man fo jeden in Verruf bringt, nur 
weil er ſich nicht zur mationalliberalen Partei gezählt hat, 
fo muß das zur {Folge haben, daß in der Volkömafle, in 
der Wählerfhaft auch fpäter noch recht böfe Begleit- 
erſcheinungen in bezug auf EZonfeiftonelle Gegenfäge fich 
gr maden. Die riftlichnationale Arbeiterbewegung 
at erfreulicherweife bie Belaftungsprobe, bie nad) diejer 
Richtung durch den letzten Wahlkampf für fie geftellt war, 
ſehr gut, ja man fünnte jagen glänzend beftanden. Wenn 
auch bie verfchiedenen Männer in dieſer Arbeiterbewegun 
in verſchiedenen politifchen Zagern gegenüberftanden, iſt 
jegt, nachdem der Wahltampf beendet ift, feftzuitellen, daß 
ein Mißklang und ein Mißtrauen zwiſchen ben evangeliſchen 
und ben katholiſchen Arbeitern in ber chriftlichen 
Gewerkſchaftsbewegung ſich nicht geltend macht, wohl aber 
Verſuche don gemwiffen Richtungen, im Lande einen Steil 
in dieſe chriftlichmationale Arbeiterbewegung zu ſchieben 
baburd, daß verfucht wird, fogenannte nattonale Arbeiter: 
vereine zu bilben, fogar aufzurufen zur Gründung 
nationaler Gewerkihaften. Wenn diefe Maßnahme Erfolg 
haben wird, jo iſt das eine Schäbigung der dhriftlich- 
nationalen Arbeiterbewegung, eine Hemmung der chriſi— 
lihen Gewerkihaftsbewegung, und das fan einzig und 
allein nur der Sozialdemokratie zu Nuten kommen. 
(Sehr rihtig! rechts.) 
Un diefem Tun umd Treiben find biejelben Kreiſe nicht 
ganz unſchuldig, die in folder Weife evangeltfhe Männer 
als Bajallen des Zentrums und des Ultramontanismus 
ufw. in den Wahlflugblättern ausgeſchimpft haben. 
(Sehr richtig! rechts.) 
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Wenn in den chriſtlichen Gewertichaften Die Forderungen (C) 


der Arbeiterintereffen rüdhaltlos, mitunter auch in jehr 
beutliher Sprade zum Ausdruck gebradt werben, fo 
macht bad in den Ohren der Herren, bie der Bewegung 
ferner ftehen einen unangenehmen Gindrud, und man 
ſpricht dann gerne von Verhegung und Arbeiterperhegung. 
Befonderd von nationalliberaler Seite müflen wir ung 
das fehr oft jagen laffen, befonders in ben Wahltämpfen, 
daß Arbeiterverhegung betrieben wirb. 
(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 
— Es wird mir aus ben Bänfen der Nationalliberalen ein 
„Sehr richtig“ zugerufen. Ich will Ihnen den Beweis führen, 
wer Berhegungen treibt. So wurde gelegentli ber legten 
Wahl ein Wahlflugblatt verbreitet, in welchem es heißt: 
Ihr Kleinen Befiger, Handwerker, Kaufleute, 
glaubt Ahr, daß Euch ein Großagrarier hilft? 
— Es ging nämlid gegen die Konſervativen. — 
Ih Tage Euch mein und taufendmal nein! Die 
forgen nur für ihren Vorteil. Darum habt Ver: 
ftand und bedenkt: nur die allerbiimmften Kälber, 
wählen fid die Fleiſcher felder. Einmal habt 
Ihr im Leben dasfelbe Recht wie die großen 
Herren, das ift am Wahltag. Num zeigt, dab 
Ihr Männer feid und nicht feige Sklaven. Ber: 
wahrt Euch den Zettel für Euren Helfer in der 
Not, für den Kandidaten der Meinen Leute, 
Kaufmann Guenter, der für bad arıme Volk ſtets 
fo lange eingetreten ift. 
In diefer Tonlage geht es nun weiter, und biejfer Hanf: 
mann Guenter war nichts weiter als ein nattonalliberaler 
Reichſstagskandidat 
(hört! hört!), 


und dieſe Ausführungen ftehen in einem nationalliberalen 
Reihötagswahlfingblatt. Wenn man bei den politifchen 
Wahlen jo Verhetzung treibt, dann hat man feine Urfache, 


fih über eine etwas harte Tonlage, in der die Arbeiter (D) 


zu ihren Arbeitögenoffen ſprechen, aufzuhalten. 
(Sehr gut!) 

Die chriſtliche Gewerkſchaftsbewegung hat in ben legten 
Jahren einen außerordentlihen Aufihiwung genommen, 
die hriftlich-mationale Bewegung in unferem Vollk gewinnt 
dadurch in der Arbeiterfhaft einen Rüdhalt; es ift ar 
maßen die Miebergefundung, die in ber Arbeiterihaft 
Play greift gegenüber der foztalbemotrattihen Bewegung. 
Nun lommt es aber auch barauf an, daß die fogenannten 
bürgerlihen Sreife dieſer chriftlich - nationalen Arbeiter: 
bewegung Vertrauen entgegenbringen. In der chriſtlich— 
nationalen Arbeiterſchaft bringt man ben bürgerlichen Ver: 
tretern Vertrauen entgegen. 

Eine neue Erſcheinung — hat ber Herr Follege 
Baffermann gejagt — tft, dab in dieſer Wahlbewegung 
die national gefinnten Arbeiter zum erften Male mit gober 
Energie und Madtentfaltung in die politifhe Arena 
getreten find; er habe den Eindrud, daß dieſer nationalen 
Arbeiterfchaft die Zukunft viel eher gehöre als der Sozial: 
bemofratie. Gr fagte meiter, daß infolgebeflen bie 
politiſchen Parteien genötigt fein werden, aud Arbeiter 
ins Parlament zu entfenden, und bie nationalliberale 
Partei habe in Duisburg ben Anfang damit gemacht. 
Nun, diefe Erkenntnis kommt etwas fpät; bor ber 
Reihätagdwahl wäre fie befier augebracht geweſen. 

(Sehr gut!) 
Wir haben ber nationalliberalen Partei von bem nationalen 
Arbeiterausihuß Belegenheit gegeben, über biefe Frage 
bor ber Neihätagäwahl rechtzeitig nachzudenken. 

(Hört! hört!) 
Aber der Herr Kollege Ballermann hat es vor ber 
Reichſtagswahl nicht für nötig befunden, dem nationalen 
Arbeiterausſchuß auf feine Anregung Antwort zu geben. 

(Hört! hört!) 
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(Behrens) 


(A) Wenn mun in Duisburg wirklich der Verſuch gemacht 


worden ift, fo ift das wiederum auf bie Arbeit des 
nationalen Arbeiterausſchuſſes zurüdguführen, ber, nachdem 
ber Wahlfreid Duisburg | nationalliberaler Seite feinen 
Kandidaten finden konnte, jchriftlich die Anregung gegeben 
bat, doch endlich einmal einen Arbeiter aufzuſtellen. 
(Hört! Hört!) 

Und dann fanı eben der „Anfang“ auf nationaler Seite. 
Wir können und nur freuen, daß bon nationalliberaler 
Seite man dem guten Borangeben der Wirtſchaftlichen 
Bereinigung — und bier befonders der chriſtlich-ſozialen 
und ber beutjchfozialen Gruppe — und ber Zentrums: 
partei Folge leiften will. Aber es ift nicht zu fpät; bie 
nattonalliberale Partei hat ja im nächften Jahre Gelegenheit, 
etwa ein ober ein paar Dutzend Wrbeiterabgeordnete in 
ben preußiihen Landtag zu entfenden. Es würbe außer: 
ordentlich wertvoll fein, wenn bort auch einmal foziale 


Töne aus Arbeitermund erklingen — mandes würden 
wir dann ber nationalliberalen Partei zugute halten. 
Heiterkeit.) 


Ih möchte noch darauf hinweiſen, das in ber drift- 
lIihenationalen Arpeiterbewegung durchaus Berftändnig 
für die Forderungen und Beitrebungen einer gefunden 
Mitteltandsd: und Agrarpolitit vorhanden ift. Die ber: 
gangenen Jahre haben das bewieſen. Aber nun follen 
and Mittelftand und Landwirtihaft ber Arbeiterſchaft 
ebenjo freimütig entgegenfommen in bezug auf bie Wünfce, 
die bon der chriſtlich-nationalen Arbeiterfhaft ausgeſprochen 
werben. 

Wir haben dann noch den Wunſch, daß die Gehalis— 
aufbefferung der unteren Neihsbeamten in größerem 
Umfange ftatifinden fol, als es vorgeichen it. Es ift 
Tatſache, daß die allgemeine Lebenshaltung erheblich 
geftiegen tft. Es ift ferner Tatſache, daß ſich augenblicklich 
der größere Teil des Volkes in einer befleren Lebens: 


(8) haltung befindet. Wenn die Beamtenihaft feine ent 


ſprechende Aufbefferung erhält, jo muß das großen Mißmut 
bei ihr erweden. 

Meine Herren, die Niederlage der Sozialbemofratte 
ift in der Hauptfahe auf ihre unfrudhtbare Arbeit im 
Parlament zurüdzuführen. 

(Sehr eisen rechts.) 
Wenn jebt von foztaldemofkrattiher Seite wohl der Ber: 
ſuch gemadıt wird, mehr prafttihe Arbeit zu leiften und, 
wie man gejagt hat, und zur Arbeit zn zwingen, — nun 
ih habe dad Empfinden, alö wenn man damit vorbeugen 
will; denn die Angehörigen der riftlich-nationalen Arbeiter: 
ſchaftsbewegung, die im Hohen Haufe figen, werben 
ernfilih an ber Sozlalreform mitwirken, und ba wird «8 
an ber Sozialdemofratie und ihren Bertretern Liegen, an 
ihrem Zeil in berfelben Weiſe präaktiſch mitzuarbeiten. 
An und ſoll es nicht liegen, wenn bie Sozialreform nicht 
geförbert wird; mir find aud gemwillt, alle Borteile, bie 
ım8 buch die Geſetzgebung geboten werben, zum Segen 
unſeres Volkes und zum Wohle des Reiches anzunchmen 
und fleißig milzuarbeiten. 
(Bravo! reits.) 


Bizepräfibent Dr. Paaſche: Das Wort hat ber Herr 
Abgeordnete Graf v. Brudzewo⸗Mielzynski. 


Graf v. BrudzewosMielzunsfi, Abgeordneter: Meine 
Herren, wir hatten wohl alle erwartet, daß heute ber 
Herr Reichskanzler jelber ericheinen würbe, um auf alle 
die jchwerwiegenden Vorwürfe, welche ihm hier gemacht 
worden, Antwort und Rebe zu ftehen. Anftatt befien hat 
fetn Kanzleitat bier einige Antihambrefahen vorgebradt, 
welche bvielleiht intereffant waren, die aber wohl faum 
bie Zentrumsfratiion, welche fett einiger Zeit bie Biel 
ſcheibe für bie Angriffe der Regierung und eines Teils 


des Blod3 geworben ift, in ihrer Baſis erfchüttert haben (C) 


werden. Ich glaube, die einzelnen Herren aus ber 
Zentrumsfraftion werden ihm jchon bie Antwort darauf 
nicht ſchuldig bleiben. 

Da unfer hocverehrter Herr Fraktionsvorſitzender 
ihon in fo prägnanten und Haren Worten unfere Lage 
und bie Behandlung, die uns jeitend ber preußifchen 
Regierung zu teil wird, bier vorgetragen hat, fo werbe 
ih mich auf einige allgemeine Betrachtungen befchränten 
fönnen und auf einige Angriffe antworten, die gegen und 
Polen direkt bier vorgebradt worden find. 

Vor allen Dingen meine Herren, möchte ich einige 
ſchneidige Außerungen nicht unbeantwortet laflen, bie ber 
Abgeordnete Windler bier gegen und gemadt hat. Ich 
habe zwar nicht alles veritanden, was er hier gejagt hat, 
befonderd einige Zitate nicht, die er im einer fremden 
Sprade, die mir vollkommen unbekannt ift, hier angeführt 
hat; nachträglich habe ich erfahren, es wäre franzöfiih 


geweſen. 
(Heiterfeit.) 

Trotzdem ich diefe Sprade fo ziemlich wie meine Mutter: 
ſprache beherrſche, war ed mir doch fchwer, zu berftehen, 
was er jagte. Eins habe ich jedenfalld3 aus feinen Er— 
örterungen herausgehört: das ift der neue Ton, ber bier 
von dem Herrn Reichslanzler und der Nechten des neuen 
Blods angeihlagen worden if. Da nun gewöhnlid bie 
Schiller minorum gentium gern ihren Lehrer noch über: 
bieten, jo haben aud die Herren bon der rechten Seite 
und die Nationalliberalen e3 für richtig befunden, bie 
Note, die der Herr Reichskanzler angeſchlagen, noch um 
einige Töne höher zu überjeßen. 

Es klingt ja allerliebit, wenn bie Herren, welche 
liberal fein wollen, bier in diefem hohen Haufe vom Be— 
fehlen der Regierung, vom Gehorden ſeitens ber linter: 
tanen fpreden. 

(Sehr richtig! bei ben Polen und in ber Mitte.) 
Wie fih die Herren FFreifinnigen mit diefem Tone werben 
abfinden lönnen, wie fie fih überhaupt am dieſen Ton 
ihrer neuen Bundeögenoffen werden gewöhnen können, das 
ift mir ziemlich ſchleierhaft. Ich überlaffe es ihnen, die 
Herren von ber Rechten an einen andern Kon zu gewöhnen. 

(Badıen.) 

Nun, meine Herren, hat der Herr Abgeordnete Windler 
gegen und Polen eine olle Stamelle hervorgeholt, welde 
nur nod) von ben allerihärfften Scharfmadern der haka— 
tiftifhen Richtung manchmal gegen und vorgebradht wird, 
nämlih daß wir bie ruffiihe Revolution, die wir im 
Ruſſiſch-⸗Polen angefaht hätten, — jo habe ich ihn wenig. 
ftend verftanden — bier in unfere Landesteile hinüberfchleppen 
wollten. Ich will ben Herrn Abgeordneten Windler 
fiherli nicht einer abfichtlichen Verleumbung bier zeihen; 
aber ih muß doch fagen, daß er mindeſtens eine grenzen: 
loſe Unwiffenheit, Ignoranz, was bie ruſſiſchen Verhältniſſe 
anbeirifit 

(fehr gut! bei den Polen und Sozialdemofraten; 

Lachen rechts), 
bier in diefem Haufe zum Vorſchein gebracht hat. — Ad, 
meine Herren, dad Lachen tft auh mandmal nur ein 
Mantel für die Ignoranz. 
(Sehr gut! bei den Polen und Baden bei den 
Nationalliberalen und recht3.) 
Wer hat denn in Rußland bie Zuftände gefchaffen, bie 
bort herrſchen? Wer hat die Unterlage zu biefen Ber: 
hältniffen gegeben? Die ruffiibe Bureaufratie, die ruſſi— 
ſchen Tſchinowniks. Meine Herren, die haben ſchon fett 
Jahrhunderten und bis im die lebte Zeit hinein das 
ruſſiſche Volk ebenſo wie das polniſche Volk in Ruſſiſch— 
Polen auögebeutet, auögeplündert, beftohlen und betrogen 
auf jedem Schritt und Tritt. 
(Sehr wahr! bei den Polen und Sozialdemokraten.) 


(B) Männer in Rußland 
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(Graf v. Brudzewo-Mielzyhsfi.) 


(A) Ste haben das Gelb, welches zur Führung bed Krieges 


notwendig war, bireft geftohlen 

(fehr richtig! bei den Polen), 
während die Polen immer mit allen Kräften verfucht 
haben, die Ordnung wieberherzuftellen. 

(Cachen rechts. — Sehr richtig! bei den Polen.) 
überall da, wo die Regierung nicht mit eingegriffen bat, 
überall, mo die ruffiihe Bureaufratie nicht ihre Häfcher 
bingefhidt hat, damit fie bie Ordnung nur ftören und Die 
Befeitigung der Anarchie vereiteln, da haben mir über: 
haupt wirflih Orbnung und Ruhe geichaffen. 

(Sehr richtig! bei den Polen.) 

Meine Herren, ich erinnere Sie nur daran, daß während 
einer großen Wallfahrt nah Gaenftohau mehr als 
10 000 polniſche Wallfahrer (Pilger), und zwar zu ber Zeit, 
wo die größte Anarchie gerade in Rußland herrſchte, 
mehrere Tage verfammelt waren, ohne daß ber geringfte 
Exzeß, ein Mord, ein Anfall vorgelommen wäre. Aller: 
bingd wurde die Ordnung nicht von ber ruſſiſchen Polizei, 
fondern bon Leuten aus ben Reihen der Wallfahrer 
gehalten. 

(Zurufe und Lachen rechts und bei den 
Nationalliberalen. Sehr richtig! bei den Polen.) 
Ja, meine Herren, wer hat benn bie ſchwarze Setina 
überhaupt gegen die Bevölkerung losgelaſſen? Wer hat 
Abgeordnete der Duma ermorden laffen, wenn es nicht 
die ruſſiſche Bureaufratie ift? Wer hat die Pogroms 

der Juden geleitet und veranftaltet? 

(Sehr richtig! bei den Polen und Sozialdemokraten.) 
Mas haben die Polen in Rußland verlangt? — und das 
nicht dur gewaltfame, revolutionäre Mittel, fondern auf 
geieglihem Wege. Eine Autonomie, welche ihnen bie 
PBieberherftellung ber Orbnung und das Einführen dauernd 
georbnieter Verhältniffe ein für allemal ficherte. Diefes 
Verlangen haben alle gemäßigten, wahrhaft liberalen 
gebilligt. Nur bie Bureaufratie 
natürlih will dad nicht zulaffen. Meine Herren, daß 
ber Herr Windler und feineögleihen dieſe ruffiihe Bureau: 
fratie ftet3 verteidigen werden, das iſt Elar, denn es 
herrſcht ja zwiſchen ihnen eine Affinität der Seele, eine 
Gleichheit der Meinung 

(iehr gut! bei den Polen und Sozialdemokraten), 
die ſich Schon feit Jahrhunderlen bewährt bat. Meine 
Herren, ſchon feit 1720 war ein Vertrag zwiſchen Rußland 
und Preußen, der direft befagte, Rußland und Preußen 
müßten dahin arbeiten, daß in Polen anardiftifhe Zu: 
ftände herrſchen und ja feine geordneten Berhältniffe ein» 
geführt werben. 

(Hört! bört! bei den Polen.) 
Seit ber Zeit beweift die Geſchichte, beweiſen auch bie 
legten Zeiten, der Königsberger Prozeß zum Beifpiel, daß 
überall bie preußiſche Bureaufratie I had gegangen 
ift, aufammen gefühlt hat mit der ruffifchen. 

(Sehr richtig! bei den Polen und Sozialdemokraten.) 

Ich möchte mir doch erlauben, meine Herren, bem 

Herm zes Windler einen Wat zu geben: 
nämlih daß er dieſe Berbähtigung, die er und gegen» 
über ausgeiproden hat, als er von dem Verfchleppen ber 
ruffiihen Revolution unfererfeit3 bier in die polnischen 
Landestelle, in Preußen ſprach, nicht zu laut und nit 
zu allgemein wieberhole 

(ehr gut! bei den Polen); 
denn jonft gibt er auch einem gewilfen Zweifel Vorſchub, 
ber in umferen Landesteilen ſowohl wie aud in ben 
ruffiihen Landesteilen jehr oft und ſchon ziemlich all: 
gemein ausgefprohen wird, nämlih daß die preußifche 
Regierung e3 wünſcht, daß bei uns unruhige Verhältnifie 
herrichen 
(fehr richtig! bei den Polen — Unruhe rechts 
und bei den Nationalliberalen), 





baß bie preußifche Regierung es wünſcht, daß eine Art (C) 


Revolution bei und herrſche, damit fie eingreifen könne. 
(Glode des Präfibenten.) 


PVizepräfident Dr. Paaſche: Herr Abgeordneter, Sie 
dürfen auch nicht mal bedingungsweife der preußifchen 
Regierung den Vorwurf machen, daß fie ben Wunſch habe, 

h die Revolution in den polniihen Landesteilen aus— 
Ich rufe Ste zur Ordnung! 
(Bravo! rechts.) 


Graf v. Brudzeivo » Mielzunsfi, Abgeorbneter: Ich 
babe aud nicht eg gr 3 audgefproden, daß bie 
preußifhe Regierung es wünſche; ich habe nur gebeten, 
daß ber Herr Abgeordnete Windler das, was er hier geſagt 
bat, nicht jo laut wiederhole, weil fonft in ben polntichen 
Banbeötellen ber Verdacht ausgeſprochen werben könnte, 
daß die Regierung es wünſcht, daß revolutionäre Verhält- 


niſſe herrſchen. 

(Zadhen rechts.) 
Hoffentlich nimmt ber HerrPräftdent hiernach den Otrdnungs⸗ 
ruf zurück. 


Vizepräſfident Dr. Paaſche: Herr Abgeordneter ich 
werbe das tum, wenn ich mich überzeugt habe. Ste haben, 
foweit ich hören konnte, gelagt: der Herr Abgeordnete 
Winckler wird ſich überzeugen, dab dad, was anderweil 
ihon mehrfach ausgeſprochen ift, dann eintreten kann. 


Graf v. Brudzewo » Mielzunsfi, Abgeordneter: IH 
bitte, das unforrigierte Stenogramm nachzuſehen. 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Ich werde dad Steno— 
gramm nachſehen. Sollte ih mich geirrt haben, dann tft 
es ans meine Pflicht, den Ordnungsruf zurück⸗ 
zunehmen. 


brechen möge. 


Graf v. Brudzewo⸗Mielzyuski, Abgeordneter: Ich (D) 


laube, meine Herren, daß, nachdem — und das wird 
cherlich geſchehen, denn der Fortſchritt und die Kultur 
müffen mit der Zeit fiegen — dieſer letzte Kehricht der 
Zur: a und der Tſchinownilherrſchaft aus: 
— fein wird, ed doch im Intereſſe der liberalen, freis 
tlichen Gefimmung, bie auch Sie doch unterſtützen wollen, 
bot. daß nachher nicht die preußiche Bureanfratie als 
rara avis in ber Welt vereinzelt daſteht. 
(Sehr richtig! bei den Polen und Sozialdemokraten.) 
Meine Herren, auf die Ausführungen bed Fürſten 
Radziwil über die VBerhältnifie in den polniihen Landes: 
teilen unter preußiicher Herrihaft hat der Herr Graf 
Poſadowsky erwidert, die Debatte darüber gehöre nicht in 
diefed hohe Haus, Sondern in dad Abgeordnetenhaus. 
Diefe Außerung hat ber Herr Graf Poſadowsky in dieſem 
hohen Haufe ihon mehrere Male getan. Ich kann mid 
auch nicht wundern, daß er als preußifcher Minifter bie 
ring 3 ablehnen will, uns bier über unfere 
Beihwerden Antwort zu ftehen, und fi Hinter bie 
[hügenden Mauern des preußtihen Abgeorbnetenhaufes 


verihangt. 
(Baden redit3.) 

Meine Herren, buch das Dreiklaffenigitem ift das ra 
orbnetenhand geradezu zur gefügigen Bewilligungsmaſch 
für Die Regierung, zum Paradies für die Ausnahmegeſetze 
gegen und Polen geworben. Dort, wo ed im eigentlichen 
Sinne eine — überhaupt nicht gibt oder 
wenigſtens in ihrer Mehrheit nicht gibt, iſt es der Re— 
gierung leicht, alles durchzuſetzen, was ſie will, weil ſie 
niemals bei dieſen Ausnahmegeſetzen in dem Ausrottungs⸗ 
fampf gegen und auf irgend welchen beträchtlichen Wider⸗ 
ftand ftoßen fan. 

Meine Herren, ich glaube aber — und das ift meine 
innere Überzeugung, der wahrſcheinlich der Herr Graf 
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(Graf v. Brubdzeivo-Mielzyästi.) 


(A) Boiadowäly ald preußifher Beamter wird widerſprechen 


müffen —, daß er, den ich als vornehm und frei denken— 
(a ange kenne, fih in feinem Innern doch einfach 
m 


(Laden rechts), 
bier vor diefem hohen Haufe die Maßregeln verteidigen, 
—— vertreten zu müſſen, die gegen uns getroffen 
werden. 

Was aber auch ber Herr Graf Poſabowsky für 
Gründe angeben möge, um die ſtompetenz für uns zu 
beftreiten, unfere Angelegenheiten in biefem hoben Haufe zu 
beiprechen, fo können wir und damit nicht zufrieden geben. 
Wir müflen verlangen, daß und im weiteften Umfange die 
Möglichteit geboten wird, über fragen, welche bie Eriftenz 
ber politifhen und mwirtfhaftlihen Lebensbedingungen 
bon beinahe 400 000 Reichsangehörigen betreffen, bier in 
biefem hohen Haufe zu fprehen. Was fagt der Art. 4 
der Reichöverfaffung? Der Beauffichtigung feitend des 
Reichs und der Geſetzgebung deöfelben unterliegen: Alle 
gerichtlichen Angelegenheiten, die gemeinfame Gefeg: 
gebung über das gefamte bürgerlihe Recht, dad Straf: 
recht und das gerictlihe Verfahren, ebenſo das 
Militärwefen des Reihd und die Beftimmungen über 
die Preſſe und dad Vereinsweſen; ebenfo ift durch 
Reichsgeſetz beftimmt dab jeder Reichsangehörige im 
anzen Bereih des Reichs fih anfieveln und ankaufen 


ann. 

Auf diefen Gebieten haben wir bier fehr oft lagen 

borzubringen und wir fünnen in ben meiften Fällen be— 

weifen, daß Preußen durch Maßregeln, welche gegen uns 
gerichtet find, die Reichsverfaſſung verlegt. 
(Blode des Präfibenten.) 


Bizepräfident Dr. Paaſche: Herr Abgeorbneter, ich 
babe Ihrer Kritik über beftehende Zuftände in Preußen 


(B) weiten Spielraum gelaffen, aud in den Ausbrüden, bie 


Sie gebraucht haben, die ich eigentlich ſchon vorher hätte 
rügen müffen; ich fann aber nicht dulden, daß Sie in ber 
Weiſe fortfahren, den größten deutſchen Bundeöftaat des 
Verfaſſungsbruchs zu zeihen. 

(Bravo! rechts.) 
Ich rufe Sie zur Ordnung! 


Graf v. Brudzewo⸗Mielzynski, Abgeordneter: Außer: 
dem, meine Herren, werde ich im Lauſe meiner Erörte— 
rungen auch beweilen können, daß manche Maßnahmen, 
bie die preußiſche Regierung gegen uns Polen trifft, für 
das Reich geradezu gefährlich find. 

Fürft Radziwit hat hier über das Anſiedlungsgeſetz 
einige Worte geſagt. Wie ich geſagt habe, ift jebem 
Reihsangehörigen geftattet, ſich frei anzufiebelm, anzu— 
faufen. Wenn nun bie preußiiche Regierung es unmöglich 
madt, daß ein Pole auf einer gefauften Parzelle, auf 
feinem eigenen Grund und Boben ein Haus baut, oder 
wenigftend diefe Erlaubni3 vom einem Dritten abhängig 
macht, jo macht fie eben ben Art. 4 der Reihöverfaffung 
illuſoriſch. 

(Sehr richtig! bei den Polen und in ber Mitte.) 
Das ift ungefähr fo, ald wenn jemand bie Erlaubnis 
erteilt wird, einen Stuhl zu kaufen, ihm aber verboten 
wird, ſich auf diefen Stuhl zu ſetzen. 

(Sehr gut! bei dem Polen, in der Mitte und linfs.) 


Ich alaube, daß das Verbot, fi auf den Stuhl Mu feßen, 


den Antauf des Stuhles felbftverftändlih ausſchließt. 
Nun iſt dieſes unglaublibe Geſetz doch zuftande 

gekommen, und die preußiſche Regierung, bie ja daran 

gewöhnt ift,. fobald man ihr den Heinen Finger reicht, 

and nad) der ganzen Hanb zu faflen, denkt heute auch 

ſchon daran, in Gefühle ihrer Omnipotenz biefe Befugnis 

der Anfiedlungstommiffion noch mehr zu erweitern. Nicht 
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nur kleine Zeitungen, ſondern Reglerungsorgane, ja bie (0) 


ganze offiziöfe Preſſe und ber Oftmarfenverein machen 
heute ſchon Vorſchläge für ein Erpropriationägefes, und 
wir müffen fürdten, daß basfelbe auch wirklich zuftande 
fommt, da bis heute auf —— Androhungen ſeitens 
jener Organe gewöhnlich im Abgeordnetenhauſe auch ein 
diesbezügliches Geſetz erfolgt ift. 

Meine Herren, Sie betonen immer ben Gozial- 
bemofraten gegenüber, welde aud eine Erpropriation 
allerdings in ganz anderem Sinne vorſchlagen, daß bas 
Recht perfönlihen Eigentums eine ber Grundlagen der 
menfhlihen Gefelichaft ift. Hier aber wollen Sie biefe 
Grundlage ſelbſt ftürzen, weil es ih um uns handelt. 
Ich glaube wohl, daß wir das Recht haben, gegen Geſetze. 
welde zu Gunften des einen den anderen But und Hab 
entreißen wollen, im biefen hohem Haufe zu proteftieren. 

(Sehr richtig! bei den Polen und in der Mitte.) 

Eins der fundamentalen Rechte des Staatäbürgers ift 
weiter aud) dad Recht der freien Meinungsäußerung, mit 
welchem im fiaatlihen und politiihen Leben auch das 
Vereins- und Verſammlungsrecht innig verbunden if. 
Das Bereind- und Verſammlungsrecht ift befanntlih nad 
Urt. 4 ber Heichöverfaffung unter die Oberauffiht des 
Reiches geftellt. Sehen Sie fih aber nun einmal an, 
wie dieſe Rechte bei uns reipeftiert und gehandhabt 
werben, die harten Strafen, 3. B. welche jeden Augenblid 
Redakteure und andere Perfonen treffen, wenn fie es 
wagen, bad im wahren Lichte hinzuftellen, was bie 
Regierung tut, und wie in ber letzten Zeit eine Ver— 
fammlung nad) der anderen rüdjicht3los aufgelöft worden 
if, wenn wir uns erlaubten, bie Regierung zu kritifieren. 
Es tft mir bei meiner Agitation für die Reihötagswahl ſogar 
borgefommen, daß bie Verfammlung von einem Gendarm 
aufgelöft wurde, weil ich mir erlaubt habe, über die Ver- 
handlungen hier im Neihötage zu ſprechen. So hatte 
ih in einer Berfammlung den Sat angefangen: 

Die Sozialdemokraten haben im Reichstag ben 

Herrn Kriegsminiſter angegriffen, wegen Soldaten: 

mißhandlungen . . . 
ba ftand auf einmal ein Bezirksbeamter, welder bie 
Berfammlung beauffichtigte, auf und machte mid darauf 
aufmerfjam: die Verfammlung ift katholiſch, und da dürfen 
Sie nur über katholiihe Angelegenheiten ſprechen! 

(Große Heiterkeit.) 
Ein preußliher Beamter, ber mich belehrt, daß ih in 
einer Öffentlichen Verſammlung über katholiſche Angelegen- 
heiten fprechen müffe, ift doch ein Kurioſum. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 

ALS ic) diefen Beamten in fehr höflicher Form darauf 
aufmerffam machte, dab mahrheitägetreue Wiebergaben 
ber Reihstagsverhandlungen aud in äffentlihen Ber: 
fammlungen geftattet feten, löfte er die VBerfammlung auf. 

(Hört! Hört! bei den Polen.) 

In einer anderen Berfammlung hatte ih ſchon eine 
Stunde gefprodhen und fagte, bereit3 am Schluß meiner 
Ausführungen, etwa folgendes zu den Wählen: Sie 
können fiber fein, daß wir Ste nie zum Aufruhr, nie zur 
Revolution rufen werben, im Gegenteil, dab wir Sie 
bitten, immer die Ruhe zu bewahren und der Behörde 
geborfam zu fein. In diefem Augenblick fteht fo ein 
BVolizeifagte niederer Orbnung auf und fagt: Im Namen 
bed Geſetzes löſe ih die Verfammlung auf! Ih 
fragte ihn nachher: warum haben Sie mid erft eine 
Stunde ſprechen laffen, und nachdem id fertig war 
und bie Berfammlung bat, ja der Behörde zu gehorden, 
warum treiben Sie da die Leute auseinander? Sie haben 
vielleiht von oben bem Befehl befommen, auf jeden Fall 
bie Berfammlung, wie es in ber letzten Zeit Sitte ge- 
worben ift, aufzulöfen, und ba Ste ein anftändiger Menſch 
find, wollten Sie mid) nicht unterbreden! Nein, erwiderte 
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(Graf v. BrudzetunMielsyästi.) 


(A) ber Dann, den Befehl habe ich nie befommen; wer foll 


mir den Befehl gegeben haben? Aber bie ganze Stimmung 
in ber Berfammlung deutete darauf, baß Sie vom Schul: 
ftreif ſprechen würben. 
gie 

Dabei waren bie Leute fo ruhig und vernünftig, daß 
fie gar feine BZwifchenrufe, niht einmal Bravorufe 
machten. Daraud hat er die Stimmung erfehen, und 
die Berfammlung wurde aufgelöft. Meine Herren, 
ed ift fiher nit eim erhebendes Gefühl für einen 
Bolkövertreter, wenn er im einer Tätigkeit, welde mit 
feinem Berufe ald Abgeordneter eng verbunden ift, 
bom erften beliebigen Schutzmann geftört werben 
fann, und ba3 kann dem Anfehen ded Reichstags nicht 
nüglich fein. 

Meine Herren, dieſe Mißgriffe ber hg werben 
bei und immer toller. Im der legten Zeit erlaubt fid 
bie Polizei nicht nur bort einzugreifen, wo öffentliche Ver: 
fammlungen ftattfinden, fondern in gejchloffene Privat: 
gefelfhaften und fogar in Privatwohnungen. So hat 
3. B. ein Belannter von mir einige Kollegen aus bem 
Solol zu fih zu Gaft gebeten. Sie find zu ihm ge— 
fommen, faßen im verichloffenen Raum, non da ihre 
Übungen. Auf einmal kommt die Polizei, macht ge 
waltjam die Tür auf, brängt herein und fprengt bie Ge— 
fellihaft auseinander. 

(Hört! Hört! bet ben Polen und bei ben Sozial- 

bemofraten.) 
Meine Herren, mir ift der Fall vorgelommen, daß ich mich 
mit einem Bauer in feinem Zimmer unterhalten habe, in 
feinem Haufe. Plötzlich kommt ein Gendarm herein mit 
der Pidelhaube auf dem Kopfe und ftellt fih Hin. Ich 
frage ihn jehr höflich: was wollen Sie denn hier? — „Id 
tomme hier zu beauffichtigen.“ 
(Hört! hört! bei den Polen.) 


(B) I fagte ihm: „Es ift bier doch ein Privatzimmer; ich 


bin hier bei einem Privatmann, und wenn Ste bier mit 
Gewalt einbringen, wenn Sie bier beauffidhtigen wollen, 
je ift das ein Hausfriebenshrud; denn Sie haben nur 
a3 Recht, bier einzubringen, wenn ein Verbrechen vor: 
liegt, wenn Sie ein Mandat von einem Gerichte oder 
Ihren höheren Vorgefetten haben.” Ich habe mich dann 
legitimiert, und ba ih aufälligerweife meine früheren 
Öffisieröpapiere bei mir hatte, und der Mann in bem 
Regiment gedient hatte, in dem ich geftanden bin, fo 
ftand er firamm und fagte: Ich bitte Sie um Ent: 
ſchuldigung, Herr Graf, aber ic muß auch meinem Brot 


nachgeben. 
(Hört! hört!) 

Id glaube, meine Herren, daß bad Cingeftändnis 
diefes Mannes, daß er etwas Ungeſetzliches tum müſſe, 
um fein Brot nicht zu verlieren, für fih ſpricht. Das 
zeigt, welche Befehle die Leute erhalten, und wie fie terro- 
tifiert werben, wenn es fih darum hanbelt, gegen und 


aufzutreten. 
(Blode bed Präfibenten.) 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Herr Abgeorbneter, ich 
muß aus geihäftsordnungsmäßigen Nüdfihten jebt 
einen Augenblid unterbreden. Ih habe Sie vorhin zur 
Ordnung gerufen, Ste haben mid auf dad Stenogramm 
vermwiefen. Das Stenogramm liegt mir jet vor. Es 
lautet, nachdem Ste vorher den Abgeordneten Windler 
aufgefordert haben, feine Behauptungen nicht zu laut und 
zu allgemein zu wieberholen, wörtlid: 

Denn fonft gibt er auch einem gewiſſen Zweifel 
Borihub, ber in unferen Landestellen ſowohl wie 
auch in bem ruffiich-polntihen Landesteilen fehr 
- oft und ſchon fehr allgemein ausgeiproden wird, 


nämlich daß bie preußifche Negierumg es wünſcht, 
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baß bei uns unruhige Verhältniſſe herrſchen, daß 
die preußiſche Regierung es wünſcht, daß eine 
Art Revolution bei und herrſche, damit fie ein- 
greifen könne. 
Ich wiberhole danach meinen Ordnungsruf; denn Sie 
haben tatſächlich hier in kaum mißzuverſtehender Form 
ausgeſprochen, daß die preußiſche Regierung dieſen 
Wunſch — 
(Widerſpruch bei den Polen und Iints.) 
— Sie haben das als die allgemeine Anfiht aus— 
geſprochen. Ih Habe vorhin abſfichtlich eine mildere 
Form gewählt, indem ich fagte: Sie haben nicht einmal 
bedingungsweiſe dad Recht, der preußiichen Regierung den 
—— zu machen. Ich halte den Ordnungsruf deshalb 
aufrecht. 
(Sehr richtig! rechts. Widerſpruch bei ben Polen 
und links.) 


— Meine Herren, wenn der Herr Abgeordnete mit dem 
Ordnungsrufe nicht zufrieden iſt, hat er nad) der Geſchäfts— 
ordnung das Recht, ſich ſchriftlich an dad Haus zu 
wenden, und das Haus hat morgen vor ber Tages— 
ordnung zu entfcheiden, ob ber Präſident recht ober 
unrecht hat. 

Ich bin aber verpflichtet, den Herrn Abgeorbneten 
darauf aufmerffam zu machen, daß er nunmehr zweimal 
zur Orbnung gerufen ift, und daß er nah 8 46 ber 
Geſchäftsordnung eventuell bie oe zu tragen haben 
— — ein dritter Verſtoß gegen die Ordnung 
eintritt. 

(Bravo! rechts und bei ben Nationalliberalen.) 


Graf v. BrudgewosMielzunsfi, Abgeorbneter: Meine 
Herren, e3 fällt mir nicht ein, an das Haus zu appellieren; 
aber Gedanken find zollfrei in der Beziehung — — 

(Glode des Präfidenten.) 


Vizepräfident Dr. Paaſche: 
fann nicht zulaffen, daß Sie jetzt Kritik an der Tätigkeit 
be3 Präfidenten üben. Ihnen fteht der geſchäftsordnungs⸗ 
mäßige Weg offen, das habe ih Ihnen eben gefagt. 
Den mögen Sie betreten. Ich kann aber nicht erlauben, 
* * jest Kritik üben an dem, was ich als Präfident 
geſagt habe. 

(Sehr richtig! rechts und bei ben Liberalen.) 


Graf v. Brudzewo-Mielzynsfi, Abgeordneter: Meine 
Herren, daß bei und bie Beamten ſich ſolche Sachen er: 
lauben und erlauben können, wie ich fie bier vorgetragen 
habe, das ift wohl verſtändlich, weil fie fehr gut wifien, 
dab fie für ihre Stellungnahme faft niemals beitraft 
werben, nicht mal eine Rüge erhalten, im Gegenteil be- 
lohnt werben. Wenn bei uns irgend eine Verſammlung 
aufgelöft wird aus Gründen, wie id) fie bier auch bor- 
getragen babe, haben wir biß jest faft ohme Ausnahme 
bor dem Gericht in ber höchſten Inſtanz recht befommen. 
Aber wie lange das dauert, che wir in biefer Beziehung 
Recht befommen Haben, dad weiß man ja! Das übel 
wird badurd aber nicht befeitigt, weil bie Beanıten, 
welche dafür nicht beftraft, fondern im Gegenteil belohnt 
werben, bei ber nächſten beften Gelegenheit wieber dasſelbe 
tun werben. 

Meine Herren, bier fomme ich auf ein Gebiet, auf 
bem ich beweiſen kann, daß bie Verhältntffe, die bei und 
herrſchen, für das Reich direkt gefährlich find, weil fie 
infizierend auf das Reih wirken müſſen. Wenn fo ein 
Beamter burd die Oftmarkenzulage, durch die Belohnung, 
welde ihm autell wird, wenn er feine Pfliht nad dem 
Sinne ber Regierung erfüllt, d. 5. in biefem Falle recht 
ſcharf uns gegenüber vorgeht, das bebrängte Deutfchtum 
und gegenüber ſchützt, dann, meine Herren, liegt wohl bie 


err Abgeordneter, ich 


(C) 


(D) 
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(Graf v. Brubjewo-Mielgpnsti.) 


(A) Vermutung fehr nahe, daß er biefe Schärfe wohl mand- 


mal wird übertreiben wollen, um ja bie Belohnung zu 


befommen. 
(Sehr wahr! bei den Polen.) 

Wenn Lehrern bireft verboten wird, mit ihren eigenen 
Kindern zu Haufe polniid zu fpreden — id made Sie 
auf bie an bie Lehrer ergangene Verfügung aufmertfam, 
die einmal Herr Kollege Schaebler in einer Gtatörebe, 
ich glaube, im vorigen mr: bier borgetragen hat —, 
nun, meine Herren, dann fteht der arme Lehrer, ber fo 
wie jo bei uns fehr fchlecht geftellt ift, vor dem Dilemma, 
entweber feine Stellung zu verlieren, oder aber feinen 
eigenen Kindern zu verbieten, in ber Mutterſprache 
u Haufe zu fpredhen, wie es ihn das Gewiſſen befichlt. 

aß er die Belohnung in Form von DOftmarkenzulagen 
felbftverftändlih nicht erhält, wenn er nicht gefügig ift, 
ift Har. Man kann fid nicht wundern, daß viele Leute 
da jo deuten können, daß ber Mann, wenn er dem 
Befehle gehorcht, fein Gewiffen für Geld verkauft, daß 
ihm fein fogenannter Patriotismus mit barem Gelbe 
bezahlt wird. 

(Hört! hört! bei ben Sozialdemokraten.) 

Daß dies nun auf bie frei hai des * Reiches 
ebentuell korrumpierend wirken fann, dieſe Befürchtung 
auszuſprechen, wird wohl geſtattet fein. 

Und wie ſieht es nun bei uns mit dem Gerichts— 
weſen aus? In den legten Zeiten iſt jo ein Mißverhältnis 

ifhen der Schuld und ber Sühne, ift vor allen Dingen 
o ein Mibverhältnis zwiſchen dem Strafmaße, jagen wir 
mal, im Süden Deutfchlands und in unjerem Landesteile 
vorhanden, wenn e3 fih um dieſelben —— handelt, 
daß man ſich doch — ich will recht vorſichtig jegt fein 
in meiner Ausdrucksweiſe — der Vermutung nicht erwehren 
kann, daß eine gewiſſe Suggeſtion hakatſſtiſcherſeits auf 
die Gerichte ausgeübt wird. 

(Sehr richtig! bei ben Polen.) 
Hat doch ein Staatsanwalt noch vor kurzem, als es ſich 
um einen polntihen Redakteur handelte, direkt bie Richter 
darauf aufmerffam gemadt, daß fie preußiiche Richter find. 
(Hört! Hört! bei den Polen.) 
Es gibt das berühmte Wort: il y a des juges & Berlin; 
aber il y a des juges prussiens ä Berlin, das hätte wohl 
auch ber König nicht gewagt zu jagen. Der Staatö- 
anwalt hat e& für richtig gehalten, doch bie Richter daran 
zu erinnern, daß fie ja al3 preußifche Richter dieſe Bolen- 
verbredher verurteilen follen. 
(Hört! hört! bei ben Polen und bei ben 
- Sozialbemofraten.) 

Meine Herren, ein typiicher Fall, wie ein Mann frei= 
—— worden iſt, trogdem er doch ein Verbrechen 
egangen hat, allerdings an einen Polen. Es hat vor 
furzem — es war, möchte ich mir vorzutragen erlauben, 
in Thom — ein Ulan in einer Rauferei einen polnischen 
Arbeiter totgeihlagen. Nachdem er ihn totgeſchlagen hatte, 
und der Mann am Boden lag, hat er mit ben Füßen 
auf ihm herumgetrampelt und wie eime wilde Beſtie ihn 
geihlagen und geftodhen. Ich will das nicht ala einen 
wpiſchen Fal Hinftellen und nicht generalifieren — Roh: 
heiten paffieren überall —, aber nun fommt e3 weiter: 
der Mann wirb vor bad Militärgericht geftelt, er wird 
freigefproden, und was wird ald Grund ber Freiſprechung 
angegeben? Die eg gereizte Zuftand, in bem 
er ſich befunden hat, bie , bie ihn befeelt hat. Iſt 
das vielleicht Ihr heiliger furor teutonicus, von dem Sie, 
Herr v. Gerdborff, in einer Ihrer bedeutenden Neben hier 
geiprodhen haben? 


(Heiterkeit.) 
Meine Herren, der Furor des Arminius war wirklich 
heilig, ebel und Er 
(fehr richtig! bei den Polen); 


denn dba handelte es fi um bie Notwehr eines freien (0) 


Volles gegen die Invafion der Römer. Mber diefen 
Furor hier, der alles Heiligen fol, wenn er gegen uns 
ar ift, nennen wir anders, wir nennen J rabies 
akatistica, die ja bei und, wie bekannt, ſehr verbreitet iſt. 
(Heiterkeit. Sehr richtig! bei den Polen.) 

63 gibt heute bei und fein Gebiet — fogar das 
beiligite Gebiet des Seelenlebend, die Sphäre bes 
Gewiffend und Glauben? —, in dad man nit glaubt 
mit rauher Fauft eingreifen zu können. Gewiß ift diefe 
Sphäre nirgends fo zart, nirgends fo heilig wie in ber 
Kinderſeele. 

Ih glaube, meine Herren, daß es eine hohe Auf— 
gabe für den Staat ft, die Kinder zu ſchützen, fie zu 
verteidigen und für fie zu forgen, aber ficherlich nicht in 
der Art und Meile, dab ber Staat die Finder einfach 
den Eltern entreißt, um bie Seelen biefer Stinder im 
Namen der Staatsraifon jo zurecht zu kneten, wie es ihm 


(ehr richtig! bei ben Polen und in ber Mitte), 
fondern die Pflicht des Staates ift es, dafür zu forgen, 
daß die Rechte der Eltern über bie Seelenerziehung ber 
Kinder gewahrt werben. 

(Sehr richtig! bei den Polen und in der Mitte.) 
Und da komme ih auf dad, was ber Herr Kollege 
Schrader gejagt hat. Er fagte, er hoffe, daß der Schul: 
ftreit auf gütlihem Wege beigelegt werden könne, daß 
eine Verftändigung zwiſchen ber Regierung und und bei 
beiberjeitigem guten Willen leicht zu erzielen fei, worauf 
natürlich Herr Winckler fofort fagte: eine ſolche Ver— 
ftändigung ift nicht möglich, wir haben zu befehlen, ihr 
habt zu geboren, bafta! 

Nun möchte id dem Herrn Kollegen Schraber fagen: 
wenn man ihn an einen Baum bindet und ihn durch— 
prügelt, und während er am Baume fteht und geprügelt 
wird, ihm eine gütliche Einigung vorſchlägt 

(Heiterkeit 


dann wirb der Herr Kollege Schraber wahrſcheinlich 
fagen: bindet mich zuerft vom Baume los und hört mit 
Prügeln auf, dann werden wir ung verftändigen fünnen. 
(Sehr richtig!) 

Die Eltern haben bad Recht auf ihre Finder, und es ift 
ein Gewiffendzwang, wenn man bon ben Kindern verlangt, 
baß fie ben Befehlen ihrer Eltern nicht geboren. Ebenſo 
wie man von den Eltern nicht verlangen fann, baß fie 
e8 zulaſſen, daß ihre Kinder nicht in der Mutterfpradhe 
ben Religionsunterricht erhalten. 

(Sehr richtig! bei den Polen und in der Mitte.) 
Wenn die Regierung aljo eine Verftändigung haben will, 
muß fie vor allem ben erg aufheben, ber 
heute bei und befteht, und den Unterricht in der Religion 
in polnifher Sprade erteilen laſſen. Wir haben das 
Recht zu verlangen, daß überhaupt der polniidhe Unterricht 
ben lindern erteilt wird, was bei uns nicht geſchieht. 
Aber in dieſer Streitfadhe ift es ficher, dab im bem 
Moment, wo die Neglerung den Religionsunterrihdt — 
und bas, wieberhole ich, tft ein Verlangen das wir ftellen 
follen und ftelen müffen — ben Kindern in ihrer Mutter: 
ſprache erteilen läßt, an bemfelben Tage hört ber Streit 
auf, und dann ift in dieſem Punkte die Einigung, bon 
ber Herr Kollege Schraber ſprach, ba. 

(Sehr richtig! bei den Polen.) 

Meine Herren, nit der Widerftand ber Kinder, bie 
ihren Eltern gehorchen müſſen, nicht der Wiberftand ber 
Eltern, welde fih einem —— nicht unter⸗ 
werfen können, tft unmoraliſch, ſondern die Art und Weiſe, 
wie dieſe finder und Eitern ar bei und behandelt werben. 
Es iſt im Abgeorbnetenhanfe ſchon von einem Kollegen 
bon mir mitgeteilt worden — und ich könnte unzählige 
Fälle angeben —, wie bie Kinder geſchlagen, gemartert 

31% 


(8) niederträdtige Gemeinheit. 


MIR u _/ — 
(Graf v. Brudzewo-Mielzynsti.) 


(A) werden. Es ift ein Fall vorgelommen, wo ein ſchwäch— 


liches Kind, dad ſchwer geprügelt und gemißhandelt 
worden ift vom Lehrer, . Tage danach geftorben ift. 
n 


( e.) 
Ih will allerdings nicht behaupten, dab es baran ge— 
ftorben ift, weil e8 der Lehrer gefchlagen hat. Die ärzts 
lien Atteſte haben aber ergeben, daß die Schläge für 
das ſchwache Sind gefährlich waren. 
(Heiterkeit rechts und bei den Nationalliberalen.) 

— Gie fünnen laden! Als mein Kollege Korfanty im 
Abgeorbnietenhanfe die ſchweren Mikhandlungen vorbradte, 
als er erzählte, wie ein ſchwaches Mädchen mal vom 
Lehrer mit der Fauft auf Kopf, Rüden und Hände ge- 
ſchlagen worben ift, fo daß fie verfrüppelt tft, ba haben bie 
Herren Sonfervativen und die Herren Nationalliberalen 


Bravo gerufen. 

(Widerſpruch rechts.) 
— Leſen Sie, bitte, das Stenogramm von der Rede des 
Herrn Kollegen Korfanth im Abgeordnetenhauſe! Ebenſo 
ſind Sie es wieder, welche, wenn ich hier von dieſen 
fulturwibrigen Berhältniffen, bie 
herrſchen, ſpreche, Bravo rufen und laden. 

Meine Herren, auf weldhem Niveau biefe Lehrer ftehen, 
welche bie Kinder manchmal halb tot prügeln, weil fie 
ihren Eltern gehordhen, dad wird Ihnen der folgende 
Fall bemweifen. Es haben in der Edule des Ortes 
Ranowo bie Finder den Lehrer in polntiher Sprache be- 
gi mit dem Gruße „Belobt jet Jeſus Chriſtus.“ 

arauf hat ber Lehrer geantwortet: Auf dieſe Weiſe 
önnt ihr Schweine grüßen! 

(Bewegung und Hört! hört! in der Mitte und 

bei den Polen.) 
Meine Herren, bier ift der Name Gottes ausgeſprochen, 
in diefem Gruße tft der Name Botted genannt, und dems 
gegenüber dad Wort „Schweine“ auszuſprechen, ift eine 
Die Sache ift vor ben Staat3- 
anwalt gegangen. Was hat ber Staatsanwalt darauf 
geantwortet? Gr fände es nicht für richtig, gegen ben 
Mann vorzugehen, weil bie Kinder in fo provokanter 
Weile dieſen Gruß ausgeſprochen hätten, daß mit dem Aus- 
drud: „jo könnt ihr Schweine grüßen“, nicht der Gruß 
felber, fonbern bie provofante Haltung der Finder gemeint 
fet. Wenn bier ber Staatdanwalt, der fonft mit großer 
Härte und Schärfe gegen das kleinſte Vergehen jeitend 
der Polen vorgeht, diejen fauberen Lehrer wie ein um- 
ſchuldiges Bämmlein verteidigt, fo tft das bezeichnend genug. 
(Sehr richtig! bei den Polen.) 

Meine Herren, ber Herr Abgeorbnete Liebermann 
v. Sonnenberg hat, wie er das ſchon fehr oft getan hat, 
wieder es für nötig befunden, einen kleinen Angriff gegen 
und zu maden. Er hat und wieber daran erinnert, daß 
wir eigentlich nie eine Kultur gehabt hätten, daß wir aber 
immer mit Undank die preußifche Kultur, der wir fo viel 
verbanten, lohnen. Ich möchte bem Herrn Abgeordneten 
Liebermann v. Sonnenberg doch einen Nat geben, von 
ber deutſchen, nicht von ber preußiichen Kultur zu ſprechen. 
Wir haben immer die beutihe Kultur hochgehalten, mur 
bon ihr zu lernen gefucht. Wenn der Herr Abgeorbnete 
Liebermann dv. Sonnenberg einmal in bie Strafauer 
Univerfität hineingehen wollte — wahrſcheinlich weiß 
berfelbe gar nicht, daß biefelbe eriftiert 

(Heiterftit) — 
dann würbe er jehen, mit welder Liebe die deutſchen 
Klaffifer dort behandelt werden, wie bie Jugenb mit dem 
regften Interefie die deutſchen Philojophen, Gelehrten und 
Klafſiker ſtudiert. Alfo davon zu jprehen, daß wir 
undantbar ſeien dieſer Kultur gegenüber, ift falſch, mur 
die preußiſche Kultur wollen wir nicht ſo ganz anerkennen. 
(Sehr richtig! bei dem Polen.) 
Meine Herren, daß es ganz andere Beute find, welche bie 
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deutſche Kultur nicht anerfannt haben, und unter ihnen (C) 


aud jemand, der fiher von Herrn Liebermann v. Sonnen 
berg als Autorität angefehen wird, möchte ich Ihnen bier 
aud einmal vorlefen. Im Jahre 1784 
(Heiterkeit), 
— ja, meine Herren, biefe Beriode ihrer Geſchichte Hat doch 
ber großen preußifhen Kultur ihr Gepräge bis auf die 
heutigen Tage gegeben, alio damals hat Profeflor Müller 
König Friedrid II. darum gebeten, e8 möchte doch das 
Nibelungenlieb gedrudt und in die Königliche Bücher: 
fammlung aufgenommen werden. Wa hat darauf 
Friedrich IT. geantwortet: 
Ihr urteilt viel zu vorteilhaft von ben Gedichten 
und Gelängen des 12., 13. und 14. Säculums, 
deren Drud Ihr befördert habt und zur Bereicherung 
ber beutihen Sprade für fo brauchbar haltet. 
Meiner Anfiht nad find folde nicht einen Schuß 
Bulver wert und verdienen nicht, aus dem Staube 
ber Vergeffenheit gezogen zu werben. In meiner 
Bücherſammlung wenigftend würde ich dergleichen 
alberne8 Zeug nidt dulden, fondern heraus: 


ſchmeißen. 

Die Nibelungen, eines ber herrlichſten Volksepen, bie 

in ber Welt eriftieren, die wir Polen wohl faft alle 

gelefen und bewundert haben 
(nal na! rechts. — Heiterkeit), 

— es verſteht ſich von felber, daß ich gebildete Beute und 

feine Analphabeten, die doch bei Ihnen auch find, meine — 

alio, Herr Liebermann v. Sonnenberg, ein preußifcher 

König hat fo von der herrliciten Berle Ihrer nationalen 

Literatur geiprodhen und er hat alberne3 Zeug genannt, 

was bie ganze Nation ald ihr größtes Epos verehrt und 

bewundert. . 

Was ſchreibt nun aber Leifing über bie preußlſche 
Kultur? — aud ein Mann, ben Ste wohl ald kompetent 
anerkennen werben. Gr fchreibt an einen Freund: (D) 

Sonft fagen Sie mir von Ihrer berlinertihen 
Freiheit, zu benfen und zu fchreiben, ja nichts. 
ie reduziert fi lebiglih und allein auf bie 
Freiheit, gegen die Religion fo viele Sottifen auf 
ben Markt zu bringen, ald man will. Preußen 
ift das ſtlaviſchſte Land Europas. 
(Hört! hört! bei den Polen. Zuruf reits.) 

Das fchreibt Leifing. An einer anderen Stelle ſchreibt er: 
Als ih von Glogau nad Frauſtadt gelangte, 
berührtte mih nah dem Wufenthalt in dem 
beipotifhen Lande Preußen die Luft der Republik 
Polen wie ein erfriichender Hauch. 

(Heiterkeit recht3.) 

Laden Sie über Leffing, fo viel Sie wollen; ich darf mir 

bod erlauben, ihn für fompetent zu halten. 

Meine Herren, angeſichts deſſen, was ih bis jegt 
von dem preußiichen Regime vorgetragen habe, Hier bon 
einer neuen liberalen Ara zu fpreden, einem neuen 
Liberalismus, neuen Freiheiten, welde das ganze Bolt 
beglüden follen, — Sie erlauben, daß wir doch darüber 
laden und dem Herrn Reichskanzler doch jagen: regardez 
vous dans la glace, mon prince, et gardez votre serieux. 
Der preußiiche Premterminifter, welder alle Ausnahmes 
nefege gegen und vorſchlägt und gutheißt, welder in 
Preußen eine autofratiihe Regierung führt, ſoll auf ein» 
mal ber liberale Herr in biefem Haufe und im Reiche 
fein und ben Herren Freifinnigen zumuten, ihn ernft zu 
nehmen. — Überhaupt biefe Hberal-fonfervative Paarung! 

Es hat ſchon mander Rebner gejagt, daß aus biejer 
Paarung nichts Guted herauskommt. Ich meine, auch 
felbft wenn der Herr Reichskanzler es noch fo verfucht, 
fie fünftlih au befruchten 

(große Heiterkeit), 
ed wirb ihm wohl kaum gelingen. 





(Graf v. Brubzewo-Mielzyäsfi.) 

Wenn ich von ber freifinnigsfonferbativen Paarung 
fpredie, muß ih an ein Theaterftüd denken, da3 in Berlin 
jegt Furore macht, und das heißt: „Haben Sie nichts zu 
verzollen ?* 


(Heiterkeit.) 
In diefem Theaterftüd ift die Situation folgendermaßen: 
ein junges Ehepaar führt auf die Hochzeitäreife, und in dem 
Augenblid, wo der junge Mann feinen Eltern Großvater: 
freuben verihaffen möchte, fommt auf einmal ein Beamter 
berein und fragt: „Haben Sie nichts zu berzollen?* 
Dadurch erihroden, befommt diefer junge Mann geradezu 
eine Idioſhnkrafie gegen Zölle und Zollbeamte, und 
fobald er ſich wieder an feine Pfliht ald Ehemann 
heranmachen will, hört er bad Wort: „Haben Sie nichts 
zu verzollen?“ Und fo wird feine Mannesfraft dauernd 
gelähmt. Ob basfelbe nicht auch ber Fall fein wird bei 
den Herren Freiſinnigen und ber Rechten, ob nicht eine fleine 
Zollfrage auch diefe (Ehe fprengen wird, die unter fo großen 
Berfpredhungen zuftande rar ift, Laffe ich dahingeſtellt! 

(He 


hi 
Nun iſt in diefem hoben Haufe von ber ganzen 
BWahlagitation gefprocdhen worben, die nach der Auflöfung 
ftattgehabt hat, und von der ganzen Tätigkeit des Herrn 
Reichskanzlers vor und nad der Auflöſung. Wenn man 
bier die Herren Zenttumsredner gehört hat, wenn man 
die Antworten des Herrn Reichskanzlers gehört hat 
(Zuruf aus der Mitte: Er hat ja gar nicht 
geantwortet!) 
— feit drei Tagen budt er ſich allerbings, aber er hat doch 
genug geredet —, jo muß man doch ben Eindruck ge- 
winnen, daß die ganze Sade nicht auf der Bafis beruht, 
bie ber Herr Reichsſslanzler bier mit folder Emphafe aus: 
geiproden hat. Der Herr Graf v. Poſadowsty hat und 
gejagt, daß ein Kanzler, ber eine Auflöfung des Reichs— 
tags vorſchlägt, feinen ganzen Einfluß, feine Stellung 


(8) riöfiere. Ich glaube, damit hat der Herr Graf v. Pofa- 


dowsty das Richtige getroffen, wenn auch nicht in dem 
Sinne, in dem er es ausſprechen wollte. Es handelt 
fih um die Stellung bed Herrn Neichöfanzlerd, um feine 
ganze Karriere, wenn man bon einem fo hohen Beamten 
von Karriere ſprechen kann. 
(Zuruf rechts: Was fol er noch werden?) 
— Er kaun 3. 3. Herzog werben wie ber Fürft Bismard, 
vielleicht unter denjelben —— 
(eiterkeit.) 

Meine Herren, wie war denn die Lage vor ber Auf: 
löfung des Reichſtags? Damals las man in den Zeitungen 
aller Richtungen, in Deutſchland fowohl wie im Auslande, 
e8 hertſche eine allgemeine — eine Reichs⸗ 
verdroſſenheit wie noch nie zuvor, die Regierung fet 
ſchwach und unſtät; vor allen Dingen hörte man überall 
eine Stritit der auswärtigen Bolitif, überall machten 
fih Befürdtungen laut, dag dad Negime, welches herriche, 
das Reich jeden Augenblid gefährden könne, ohne daß bie 
Boltöpvertretung dabei nur eim Wort mitzureden habe. 
Wenn ein Herr wie ber Freiherr v. Zeblig am 4. Des 
zember im ‚Tag“ bon ber „habituellen Schwäde*, dem 
„Sortwurfteln® unb der „Schaufelpolitif” des Kanzlers 
fpricht, wenn ein fo fonferpativer Herr gegen Cäſarismus, 
Byzantinismus und „Verpotäbamierung“ der Regierung 
fi) ausſpricht, wenn Herr Baffeımann in Öffentlichen Ver: 
fammlungen bie Regierung fo fritifiert hat, wie er es 
—— hat, wenn — worauf hier ſchon hingewieſen worden 
ft — feine Unzufriedenheit über das Regiment im Reiche 
jo groß war, daß er fi hinreißen ließ, in dieſem hohen 
Haufe auch den Kaiſer ziemlich auf die ſchärfſte Weife, 
wie ed jemals geſchehen ift, zu Eritifieren, dann muß es 
doch vor der Reihötagsauflöjung ziemlich. faul gewefen 
fein im Staate Dänemark! 

(Sehr richtig! bei den Polen und in ber Mitte.) 
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Und ih glaube nicht vereinzelt dDazuftehen, wenn id) da (0) 


bem Gmpfinden Ausdrud gebe, daß, wenn gerade bei 
ber Interpellatton Baflermann, an dem Tage, an weldjem 
ber ganze Groll des Bolfeö gegen den Kanzler hier durch 
feine Vertreter zum Ausdrud gebracht werben follte, nicht 
ber Nbgeorbniete Spahn befänftigend eingefchritten wäre, 
vielleicht heute der Fürft Bülow, anftatt der {Führer des 
nenen Liberalismus zu fein, höchſt feudal auf einem feiner 
Schlöſſer die wohlverdiente Ruhe genießen würde. 

(Sehr richtig! in ber Mitte. Heiterkeit.) 

Und nun dieſe ganze Kampagne gegen bad Zentrum! 
Der pompöfe Schladtruf „Auf für die Neichdehre gegen 
Zentrum, Sozialdemokratie, Polen, Welfen!“ — Hingt 
diefer ganze Tamtam nicht, ald wenn er die Stimme ber 
allgemeinen Unzufriedenheit gegen daS Regime bes 
Kanzlerd übertönen follter Wenn bie Lage verzweifelt 
tft, dann hört man den Ruf: cherchez le traitre! Hier 
haben Ste num den Berräter hier (auf bie Mitte zeigend) 
gefunden. Es iſt allerdings ein ziemlih ftarfer 
Tobak für das deutſche Bolf, zu glauben, daß bie 
Zentrumsfraktion, welche bier fo lange an den wichtigften 
Vorlagen mitgearbeitet hat, welcher der Vorwurf gemacht 
wurde, baß fie eine Regierungspartei geworden jei, bie 
doch in der Tat den Fürſten Biilow aus mander ſchweren 
Lage gezogen hat, über Nacht zum Verräter an Reid und 
Vaterland geworden fei. Aber der zweite Herr Bernhard 
ſcheint mit feinem pfiffigen Sinn dem Herrn Reichskanzler 
geiagt zu haben: bei fo einem Bluff, wie wir ihn unter- 
nehmen, ift bie Lofung, je gröber, defto beſſer. Je 
unwahriheinliher eiwas Hingt, um jo mehr zieht es in 
bem großen Zamtam unb Klimbim der Wahlmache. 
Ernſt nehmen konnte man aber die Sache nicht, ebenfo 
wenig, wie heute das ernft zu nehmen ift, was ber Reichd- 
fanzler über bie Sitwation des Reiches und der Parteien 
und borträgt. Denn in dem Deutſchen Reih bat ſich 


nichts geändert, weder in ber auswärtigen Politik nod in (m) 


ber inneren. Wenigſtens wir Polen, bie wir immer bie 

Sündenböde in diefen Sachen F — denn je ſchwächer die 

Politik der Regierung nach außen iſt, deſto ſchneidiger und 

kräftiger muß fie ſich uns gegenüber zeigen —, Eönnen abſolut 

feine Wendung zum Befjeren verfpüren, wie wir auch von 

einer liberalen Regierung bei Gott nichts empfinden können. 
(Sehr richtig! bei den Bolen.) 

Und nun dieſer Aufruf an dad Bolt und vor allem 
die Behauptung, dab das ganze Bolt mit dem Reichs— 
fanzler marſchiert! Ja, es gibt immer eine gewiſſe Menge, 
die Applaud ruft. Denken wir doch an bie römiſchen 
Beiten, an bie Zeiten Neros! 

(Baden redhıd und bei ben Nationalliberalen.) 

— Ein gefhtähtliher Vergleich ift Doch Immer geftattet! — 
Da hat es aud eine Plebs gegeben, melde, wenn fie 
panem et circenses befam, Bravo rief.” Daß der Herr 
Reichskanzler, ber in der Mitternahtöftunde, in welder 
ruhige Bürger fonft ſchlafen, plöglid von einer johlenden 
Menge gewedt 


(Heiterkeit), 

fo verfchlafen war, baß er diefen Faſchingsſcherz für ernfte 
DOpation hielt, ift verftänblih, aud das, daß er ſich die- 
jenigen nicht . angelehen hat, bie dieſe Kundgebung 
madten. — Es follen fih ba vor allen Dingen bie 
— — gewundert haben; ſie haben nämlich in ſehr vielen 

dibiduen, die am lauteften applaubterten, Stammgäfte 
verſchiedener fehr verrufener Kaſchemmen erlannt. 

(Große Unruhe rechts und bei ben Nationalliberalen.) 
Alfo da von einem Bolföwillen zu ſprechen und zu fagen, 
das ganze Volk ſei mitmarfchiert, ift nicht richtig. 

(Sehr richtig! bei den Polen und in ber Mitte.) 
Jetzt nachdem dieſer Bluff gelungen, allerdings ganz 
anders, alö fie es badhten, haben wir einen großen 
Triumphzug und hören nur eine große Triumphhymne: 


(a) ber Herr Reichskanzler triumphiert, 


(8) zu fünnen, daß 


(Straf v. Brubzewo-Mielzuäsfi.) 
err Dernburg 
triumphiert, die Rechte triumphiert. Die freifinnige Linke 
freut ſich, daß fie aus dem großen Trubel einige Mandate für 
fich herausgefifcht, denn mehr verfpricht fie fi) wohl kaum 
and der neuen Kombination. 
(Zurufe rechts.) 
— Jawohl, meine Herren, wir Polen find auch verftärft in 
died Haus eingetreten, aber wir denken nicht baran, 
irgend welde Triumphfanfaren zu blafen, und wenn wir 
auch jo ftarf, wie noch niemals, in dieſes Haus wieder 
eingetreten find, fo find mir darum nicht ftolzer geworben. 
(Zuruf: fo befcheiben!) 
Allerdings benfen wir, und das möchte ih von biejer 
Stelle aus betonen, mit Stolz und Dankbarkeit an den 
Opfermut und Eifer unſeres Volkes, welches troß aller 
Verfolgung und Beeinfluffungen fi nicht geſcheut hat, 
gefhloffen an die Urne zu gehen. Merfolgung und 
Knechtſchaft haben und gelehrt, ernft und nüchtern unfere 
Aufgabe aufzufaffen. Deshalb wollen wir aud in dieſem 
Haufe ernfte Arbeit tun. 
p! 


(Bravo!) 
Wir werben uns fiherlih an den Aufgaben, bie an das 
hohe Haus herantreten werben, in bezug auf den Schuß 
der Handwerker, die Sozialpolitif und an anderen nicht 
minder wichtigen Fragen nad unferen Kräften beteiligen. 
Wir werben trog der Behandlung, die und zu Haufe 
zuteil wird, feine Rache- und feine Bosheitöpolitik treiben. 
(Bravo!) 
Man kann und aber nicht übelnehmen, daß wir eine 
Repterung, bie und auf Schritt und Tritt entredhtet, bie 
uns aus dem Lande unferer Väter einjtmald herauswerfen 
möchte, nicht unterftügen und verftärfen. 

(Sehr richtig! bei den Polen und in ber Mitte.) 
Meine Herren, ohne große Tamtamrufe und ohne großes 
Triumphgefchrei — wir die Zuverſicht ausſprechen 

die große Mehrheit des deutſchen Volkes 
und auch bie Mehrheit ber Vertreter dieſes Volles in 
biefem hohen Haufe unfere Rechte verftehen und ver— 
teidigen werben. 
(Bravo! bei den Polen, in der Mitte und bei den 
Soztaldemofraten.) 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Der Herr Stellvertreter 
bed Reichskanzlers, Staatöjekretär bed Innern, Staatd- 
minifter Dr. Graf v. Pofabowäty: Wehner hat das Wort. 


Dr. Graf vd. Pofadowslgs Wehner, Staatöminifter, 
Staatöfefretär bed Innern, Stellvertreter bed Reichs— 
fanzlerd: Meine Herren, der Herr Vorrebner hat erklärt, 
feine Fraktion werde an ben wichtigen Aufgaben bes 
Reihätagd ernft mitarbeiten. Ich knüpfe an biefe 
—— an, und nach den vielen allgemeinen politiſchen 
Reden, die wir während der allgemeinen Debatte über 
ben Haushaltsetat gehört haben, geftatten Ste mir, daß 
id auf eine ſehr müchterne, aber für unfer wirtſchaftliches 
Leben fehr wichtige Frage zurüdfomme, bie vielfach 
Gegenftand ernfter GErörterungen in ber Preſſe und in 
öffentlichen Verfammlungen im legten Jahre geweſen tft. 

Hier im Haufe ift biefelbe Frage angeregt von ber 
reiten Seite, nämlich die Frage, welche Maßregeln ber 
Reichskanzler zu treffen gebenft gegenüber ber Höhe des 
Distontjaged, bie jhwer auf unferem wirtichaftlichen 
Beben lafte. Die Klagen über bie Reihöbant, bie in der 
Öffentlichkeit Taut geworben find, bie Angriffe, die gegen 
die Reichsbankleitung gerichtet find, fcheinen mir von der 
irrtümlichen Auffafjung auszugehen, daß bie große Reichs⸗ 
notenbant in ber Lage wäre, ben Zindfuß im wirt 
Ihaftlihen Leben, der fi aus den verfchiebenften 

toren entwidelt, ihrerfeit3 fünftlih zu beeinfluflen. 
03 meint man, wenn man verlangt, daß bie Reichs—⸗ 
bank ben Zinsfuß, wie er fi ohne ihr Zutun im freien 
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Verkehr entwidelt, ihrerſeits durch ihre Disfontopolitif ent» (C) 


ſcheidend beeinfluffen fol? Die Neihöbant könnte meines 
Erachtens nur zwei Wege gehen: fie fönnte entweder ben 
Zinsfuß hochhalten, wenn er Im freien Verkehr niebrig ift 
— in diefem Falle würden wahrfheinlid die Geſchäfte ber 
Reichsbank aufhören, und jeder Srrebitfuchenbe würde ſich 
dem freien Verkehr zuwenden —, ober andererſeits könnte 
die Reichsbank den Zinsfuß niedrig halten, obgleich der 
Diskont im Privatverklehr ein höherer iſt; dann würde 
die Folge ſein, daß jeder ſeinen Bedarf bei der Reichs— 
bank decken würde, daß ein gewaltiger ng Ser ng 
Noten entftehen würde, daß mit andern Worten das 
entftehen wiirde, was man in ber Finanzwiſſenſchaft eine 
Inflation nennt, daß dadurch bie gefunde Grundlage 
der Reihsbant und unſerer wirtihaftlihen Berhältnifie 
überhaupt erſchüttert werben müßte, unb daß ſchließlich 
bie vorgeſchriebene Notendedung in Metall nicht aufredht- 
erhalten werden könnte. Meine Herren, bereit im Jahre 
1905 hatte fi der Verkehr, unfer wirtfchaftlihes Leben 
in einer überrafhenden Weiſe entwidelt, wie ich annehme, 
weil man hoffte, daß wir wieder auf 12 Jahre zu ge= 
ordneten Hanbelöbezichungen mit ben anberen Staaten 
fommen wiürben. Aber biefer große Verkehr, dieſer wirt: 
ſchaftliche Aufſchwung hat fid im Jahre 1906 noch wefent- 
li verftärtt. Wie fi der Verkehr entwidelt hat, mag 
fih daraus ergeben, daß die Gelamteinfuhr und -ausfuhr 
im Spezialhandel im Jahre 1906 gegen bad Jahr 1905 
um über 1 Milliarde geftiegen tft und der Geſamtwechſel⸗ 
umlauf in Deutichland im Jahre 1906 um 2555 ionen 
egen 1905 und fogar um 4861 Millionen gegen das 
Sehr 1904. Es iſt Har, daß mit einer fo intenfiven 
wirtihaftlihen Bewegung auch weſentlich ftärfere Anſprüche 
an ben Strebit der Reichsbank gemaht werben. Es 
wurben bie Mittel der Reichsbank in den Jahren 1905 
und 1906 in einem Umfange in Anfpruc genommen wie 


nie zuvor. Meine Herren, diefer Mehrbebarf an Zahlungs- (D) 


mitteln ergibt ſich auch aus dem ungededien Rotenumlauf, 
der im Jahre 1906 gegen das Jahr 1905 allein um 122 
Millionen wuchs. Daß übrigens die vom Reichsbank- 
birektortum feftgefegte Zindrate von 6 Prozent, wie fie jett 
befteht, nicht über das Bedürfnis hinausging, geht daraus 
hervor, daß jetzt nod die Gelbanforberungen an bie 
—* trotz des hohen Diskonts ganz außerordentlich 
groß ſind. 

Meine Herren, man ruft mir zu: mehr Gold! und 
e3 ift und auch in ber Öffentlichkeit gefagt worden, wir 
follten mehr Gold ſchaffen. Im allgemeinen war in dem 
legten Jahre unfere Golbbilanz infolge unferer günftigen 

andel&bilanz gegenüber beim Auslande feine ungünftige. 

tr hatten im Jahre 1905 eine Mebreinfuhr. von Gold 
bon über 179 Millionen und im Jahre 1906 eine Mehr: 
einfuhr von Gold von über 268 Millionen. In Überein- 
flimmung bamit waren auch unſere Wechſelkurſe gegen: 
über dem Auslande keineswegs ungünftig. 

68 ift auch ein Irrtum, zu glauben, daß ber Distont 
entfcheibend beeinflußt wird von dem Beftreben, die Gold: 
rejerve zu erhalten. Wenn wir eine ungünftige Zahlungs 
bilanz gegenüber dem Auslande haben, oder wenn ſich 
vielmehr unfere Zahlungsbilang gegenüber dem Aus: 
lande unginftiger geftaltet, dann wird ein Golbabfluß 
nad bem Auslande eintreten, infolgebeffen wird bie 
Reichsbank in ihren Beftänden fehr beanfprucht werben. 
Entwidelt fih, wie jebt, der Verkehr im Inlande 
außerorbentlih günftig umd zwar in einer bisher in 
Deutſchland noch nicht dageweſenen Weife, fo werben 
ebenfall3 die Beſtände, der Kredit der Bank in fleigenbem 
Maße in Anfprud genommen werden und zwar bon bem 
Anlanböverkehr. Wenn aber demnähft die Bank ihren 
Bankdiskont Zu fo tut fie das nicht allein, um ihre 
Goldreferve zu beden, fondern fie tut es mit Rüdficht auf 


(Dr. Graf v. Pofadowäry- Wehner.) 





(A) bie allgemeinen wirtf&haftlihen Verhältniſſe; die Abnahme 


ber Golbrejerve, die Abnahme der Barbeftände der Bank 

tft nur ein Äußeres Symptom ber allgemeinen Lage des 

Geldmarktes. Auf künftlihem Wege läßt ſich aber biefe 

naturgemäße Folge eines zen Gelbverfehrd und 

—* geſteigerten wirtſchaftlichen Aufſchwungs nicht be— 
en 


gen. 

Man bat und verfchiebene Ratſchläge gegeben zur 
Verringerung bed Diskonts. Man hat vor allen Dingen 
verlangt, daß bie Notenftener bejeitigt werde. Das wäre 
eine Maßregel, bie gar feinen Erfolg hätte. Die Reichs— 
bant hat niemals aus fißfaliihen Gründen, um bie 
Notenfteuer zu fparen, einen hohen Bankdiskont aufrecht⸗ 
erhalten. Zu einer Zeit, wo der Betrag der ungebedten 
Noten ein ziemlich hoher war, hat fie nichtödeftoweniger 
Anftand genommen, ben Diskont auf 5 Prozent zu erhöhen. 
Man bat ferner geſagt, wir follten ben tm letter Zeit, 
namentlih auch durch die Anfprüche ber linfallverfiherung 
fo außerorbentlich gefitegenen Betrag ber Schatzanweiſungen 
nicht bei ber Reichsbank bistontieren, ſondern im Privat: 


verfehr. 
(Zuruf rechts. 
— Berehrter Herr Nbgeorbneter Gamp, Ste können ja 
nachher Ihre Anfiht äußern. Ich geftatte mir, mid; über 
das zu äußern, was ich gefragt bin. — 
Wir folten alfo die Schatzanweiſungen diskontieren 
im Brivatverkehr. Das würde eine volllommen zwediofe 


Maßregel fein 
(Sehr richtig! Links); 

benn ſchließlich würde ber Kredit und das Geld, das bie 
großen PBrivatbankinftitute zur Diskontierung unferer Schaf: 
anmweifungen brauchten, doch wieder von der Reichsbank 
—— als der letzten Geldquelle des Landes. Umge— 
ehrt gewährt und aber die Diskontierung der Schatz- 
anmwelfungen bei ber Reichsbank die ——— dieſelben 


(B) zu rediskontieren und dadurch einen gewiſſen Einfluß auf 


den Gelbmarkt zu üben. 

Man Hat uns auch die Verftärfung des Gold» 
beftandes anheimgegeben. Wir haben uns fortgeſetzt bie 
größte Mühe gegeben, unferen Golbbeftand zu verftärken. 
Selbfiverfländlih Tann man das aber mur bei einer 
günftigen Zahlungsbilanzg erreihen. Wir Haben das 
getan, indem wir zin2freie Kredite gewährt haben zur 
Hereinfhaffung von Gold. Diefed Experiment gelingt, 
wenn unſere Zahlungsbilanz eine günftige ift; ift unfere 
Zahlungsbilanzg aber eine umgünftige, fo firömt bad 
Gold m wieber heraus, und die Maßregel wäre 
darin eine reine Danaidenarbeit. Aber immerhin, meine 
Herren, ift es doch durch biefed Verfahren gelungen, 
bisher über 3'/, Miliarden Gold nad Deutſchland 
einzuführen. 

Es ift audy getabelt worben, daß wir zu viel Gold» 
barren und zu viel fremde Münzen im Treſor der Reichd:- 
banf hätten, und es ift uns geraten, biefe Goldbarren 
und biefe fremde Münzen in deutſches Gold auszumünzen. 
Ih kann bemerken, daß infolge der Neuprägungen jet 
bereit3 unfer Vorrat an Barren und an Münzen auf 
106 Millionen zurüdgegangen ift. Ferner Halten mir 
und gegenwärtig noch eine Neferve an Gold im Aus» 
lande und in Goldwechſeln in Höhe von 60 Millionen, 
um unfererjeit8 die auslänbifhen Wechſellurſe einiger: 
maßen beeinfluffen zu können. 

Sg erinnere enblid an das Geſetz vom 20, Februar 
1906, das Sie genehmigt haben, welches die Reſchsbank 
bevollmädtigt, Heine Banknoten von 50 und 20 Mark zu 
ihaffen. Wir haben bis jest für rund 56 Millionen 
Fünfztgmarknoten und fir rund 42 Millionen Zwanzig: 
marfnoten ausgegeben. Die Maßregel hat noch nicht Fehr 
wirken können, weil bie Ausführungdverorbnungen erft 
fürzlich ergangen find. 
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Meine Herren, daß wir einen hohen Diskont haben, (C) 


ift aber nicht nur eine Erſcheinung in Deutfchland; biefe 
Erſcheinung hat fih aud in anderen Staaten gezeigt. 
(Sehr richtig! rechts.) 
So ift 3. B. von Ende Auguft bis Ende Oktober ber 
Migese Diskont in Amfterbam von 4'/, auf 5 geftiegen, 
in Brüffel von 3'/, auf 41/,, inWien von 4 auf 4/,, in 
London von 3'/, auf 6 Prozent. Nur in Frankreich blieb 
der Diskont auf 3 Prozent ftehen — infolge beſonderer 
wirtfchaftlicher Verhältniffe, die auf Deutſchland feine An- 
wendung finden und finden können. 
(Sehr richtig!) 
Der biöherige amerifantihe Staatsſekretär Mr. Shaw hat 
am 10. Dezember eine Konferenz mit dem Borftand bes 
amerikaniſchen Bantterbereind abgehalten. Beim Schluſſe 
dieſer Konferenz jagte Herr Shaw: 
Unfere Segendfülle tft die tatfählihe Urſache 
unferer Geldfnappheit. Die ungewöhnlich reiche 
Ernte und bie beifpiellofe inbuftriele Tätigkeit 
haben eine Nachfrage nah Gold hervorgebrächt, 
bie ohne Borgang ift. Wir haben niemals einen 
ſolchen Betrag au Strediten gehabt. Dielelben 
find aber gegründet - einen beifptellofen Betrag 
bon Guthaben. Es liegt feine Urfahe zu Be: 
—— vor, wohl aber eine Gelegenheit zur 


Hilfe. 

Wir haben bis jet feine Ratſchläge gehört, die wir 
für geeignet hielten, den hoben Diskont, wie er jegt bei dem 
außerorbentlihen Aufſchwung unſeres Wirtſchaftslebens 
beſteht, künſtlich herabzudrücken. Aber wir ſtehen ja 
ziemlich nahe vor einer Verlängerung des Bankprivilegiums, 
und ich würde es für nützlich halten, wenn vor den Be— 
ratungen über dieſe Verlängerung unter Zuziehung von 


Sachverſtändigen 

(ſehr richtig! rechts), 
auch unter Snzlehung von jolden Sadverftändigen, die (D) 
an ber Bankleitung nicht unmittelbar beteiligt find, dieſe 
Fragen einmal fachlich erörtert würden 

(fehr gut!), 

um zu fehen, was am umjerer Banfverfafjung verändert 
werben kann, ohne bie Grundlagen unſeres Bankweſens 
und unfere3 wirtfhaftlihen Lebens zu gefährben oder zu 


erihüttern. 
(Bravo! rechts.) 

Meine Herren, ich vertrete ein großes Neffort, und 
meine Pflicht ift es, nicht nur politifhe Neben zu halten, 
fondern aud große ſachliche Fragen, die hier angeregt 
find, zu behandeln und zu beantworten. 

(Sehr richtig!) 
Der Herr Abgeordnete Gamp hat in der Sikung bom 
27. Februar gelangt wir folten „eine großzügige 
Soztalpolitif treiben”. Herr Abgeordneter Gamp, 
dieſes Wort hat mich fehr gefreut. Ich hoffe aber, Sie 
tommen wegen dieſes feden Wortes nicht in Verlegenheiten 
mit näheren politifchen Freunden. 
(Heiterfett.) 
Der Herr Abgeorbnete Gamp hat weiter geiagt: 
Die Soztalpolitit fol nicht bloß frei fein von 
Bolizeifhitanen gegen die Arbeiter, jondern aud) 
gegen die Arbeitgeber. Das haben wir viel» 
leiht vermißt. Ich erinnere nur an bie Bundes- 
ratöverordnung für die Bädereien. Hier muß 
bie Gefeggebung —— zur Stellungnahme 
erhalten. Zahlreiche Verordnungen des Bunbes- 
rais auf dieſem Gebiete haben ohnehin nicht bie 
Genehmigung des Reichsſstags erhalten und mußten 
abgeändert werben ober unterbleiben. 

Was zunähft die Polizeiſchilanen betrifft, jo bitte 

id ben Herrn Abgeordneten Gamp, einmal nachzuſehen in 


‚| den Berichten der Gewerbeauffichtäbeamten, wie zahlreich 


(8) Aber gerade 


2168— 
(Dr. Graf v. Poſadowskhy · Wehner.) 





(A) jetzt noch die Vorſchriften zum Schutze von Leben, Geſund⸗ 


heit und Sittlichkeit der Arbeiter übertreten werben. Ich 
bitte aud) ferner, die Tabellen nachzuſehen, bie ber Herr 
Juſtizminiſter in biefer Beziehung veröffentlicht. Da wird 
ber Herr Abgeordnete fehen, daß eine Auffiht notwendig 
iſt. Wo feine oder feine gemügende Aufficht ftattfindet, 
bort ftehen viele Vorfchriften nur auf dem Papier. 

(Sehr richtig! links.) 

Es ift überrafhend! Auf der einen Seite wirb und 
vorgeworfen die Schikane der Beauffihtigung, daß bie 
Betriebe ihre gefeglihen und ftatutariihen Verpflichtungen 
gegenüber ben Arbeitern erfüllen, auf der anderen Seite 
— und barüber werde ich nächſtens fprehen — wirb eine 
ftrenge Boltzeitontrolle, die umter Umſtänden fehr ſchikanös 
werben kann, gegenüber den MWinzern und Weinhänblern 
auf bem Gebiet des Meinbaus gefordert. 

In bezug auf bie tatfählihe Bemerkung bes Herrn 
Abgeordneten Gamp möchte id noch entgegnen, daß eine 
Genehmigung zu den auf Grund der Gemwerbeorbnung 
ergebenden Verordnungen des Bundesrats nur dann nots 
wendig ift, wenn es fih um Anlagen auf Grund bes 
8 16 ber Gewerbeorbnung handelt. Der Herr Abgeorbnete 
Gamp wird ſich entfinnen, baß nur ein einziges Mal 
biefe frage zu einer Differenz zwiſchen Neihötag und 
berbündeten Reglerungen geführt hat. Das war bei den 
Heinen Biegeleien. Weil das hohe Haus Bedenken hatte, 
dieſe Verordnung nadhträglih zu genehmigen, haben bie 
verbündeten Regierungen biefelbe aufgehoben. 

Sonft find auf Grund ber übrigen Paragraphen 
der Gewerbeordnung ſchon 25 Bundesratsverordnungen 
ergangen. Zwei Bunbesratöverordbnungen bon biefen, bie 
nur dem Haufe zur Kenntnisnahme vorgelegt waren, und 
bie nicht feiner Genehmigung bebürfen, find heftig 
angegriffen, nämlich die Bädereiverorbnung und bie Ber: 
ordnung über die Sonntagdruhe der Gaftwirtägehilfen. 
bie letztere Verordnung, die auch im 
preußifchen Abgeordnnetenhaufe fehr beftig getabelt worben 
ift, tft im einer Weiſe mit Sadperftändigen und mit 
Interefjenten verhandelt worben, wie jelten fonft. Auf 
Grund einer Verordnung bed verftorbenen Minifterd 
v. Hammerftein wurden, wie ſchon bie Verorbnung bem 
Bundesrate vorlag, noch die preußifhen Regierungs— 
präfibenten über dieſelbe gehört, und bie Regierungsd- 
präfidenten haben ſich überwiegend für bie zwingende 
Notwendigkeit zum Erlaſſe der Berorbnung auögefproden. 
63 war alfo nicht das ibeologifhe Reichſsamt des 
Innern, fondern es waren bie maßgebenden Provinzial: 
inftanzen in Preußen, bie ſich dafür ausgeſprochen haben. 
Außerdem kann ich dem Herrn Abgeorbneten Gamp jagen, 
wenn immer von bem weltfremben Reichſsamt des Innern 
die Rede ift, daß wir feine Verordnung erlaflen, die nicht 
auf da3 eingehendfte mit den preußiſchen Herren Mintftern 
vereinbart wird, und bie preußifchen Minifter geben ihr 
Votum meift erft ab, wenn fie die Provinztalbehörben 
gehört haben. 

Nun möchte ich bemerken, wie das preußiiche Ab: 
georbnetenhauß zu der Sadıe geitanden hat, weil gerabe 
dort die Angriffe gegen dieſe Verorbnung erfolgt find. 
Da ift ein Antrag Arndt-Gartſchin eingebracht auf Ab- 
änberungbiefer Bundesratsverordnung, vom 15. Februar 1904 
(Nr. 64 ber Drudjahen bed preußifhen Abgeordneten: 
haufes), und biefer Antrag ift, wie der Herr Präfident 
des preußifhen Abgeorbnetenhaufes bei der Abitimmung 
feftftellte, einftimmig abgelehnt worden. Alſo bas 
preußifche Abgeordnetenhaus hat eine Abänderung biefer 
Verordnung inı Intereffe der Gaftwirtögehtlfen abgelehnt. 
Geftatten Ste mir babei eine allgemeine Bemerkung. 
Wenn der Bundesrat, wenn der Reichskanzler Ber: 
ordnungen erläßt zum Schutze von Leben, Gefundheit und 
Sittlihfeit der Arbeiter, fo tft das nicht eine ideologiſche 
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und weltfrembe Neigung, fonbern es find dann fehr (C) 


wichtige Gründe dafür maßgebend. Mit unferem modernen 
Kulturleben, mit der Kompliziertheit unſerer Maſchinen, 
mit ber vielfahen Verwendung von Ghemilalien und 
Gafen in unferen SInbuftriebetrieben find ftelgende Ge— 
fahren für Beben und Geſundheit der Arbeiter verbunden. 

Wie auch der preußifche Herr Krlegäminifter über biefe 
Frage denkt, bazu will ih mir erlauben, bier den Schluß 
eined Schreibens, das berfelbe an den Herrn Reichskanzler 
— GStaatöfelretär des Innern — am 2. Oftober 1906 
gerichtet hat, Ihnen vorzulefen. Dort heißt es: 

Bei der voraudfihtlih weiter fortichreitenden 
Induſtrialiſterung bed Staates und mit Rüdjiht 
darauf, daß mit einem Zuftrömen der Ländlichen 
Bevölkerung in die Städte und Auffrifhung bes 
ftädtifhen Blutes in dem Umfang der legten 
Jahrzehnte auf die Dauer wohl nicht mehr zu 
rechnen fein bürfte, gewinnen aber aud) die Maß: 
nahmen ber Regierung zur Hebung der fozialen 
Rebenöbedingungen der Induſtriebevöllerung, 3.8. 
Hebung der Gefundheit und ber Wohnungs: 
verhältniffe, Minderung der Kinderſterblichleit, 
Fortbildung der fhulentlaffenen Jugend, Be: 
fämpfung des Altoholmißbraud ufw. vom Stand: 
punft der Heranziehung eines guten Heereserſatzes 
eine erhöhte — 

Id möchte daher dieſe Gelegenheit nicht vor: 
übergehen laffen, Eure Durdlaudt ergebenft zu 
erfuchen, bei biefen fozialpolitiihen Aufgaben, 
foweit fie in Ihr Neffort fallen, den Geſichts— 
punkten der Erhaltung unferer Wehrkraft auch 
ferner wie bisher Ihr wohlmollendes ntereffe 
zumenben zu wollen. 

Und, meine Herren, id habe hier einen Artikel von einem 
General, ben derfelbe in der Preſſe veröffentlicht hat. Der- 
felbe fchreibt dort folgendes: 
Gewiß, noch zehren wir an dem geſundheitlichen 
Gute, dad unsere ber überwiegenden Mehrzahl 
nad in ber Landwirtſchaft tätigen Borfahren 
und binterlaffen haben. Noch rollt ein Teil des 
eſunden Bluted durch unfere Adern; aber jebes 
rbteil zehrt fih auf, wenn es nicht wieder er- 
gänzt wird, und mit biefer Ergänzung fieht es 
nicht allzu günftig aus, nicht bei uns, und vielleicht 
noch viel weniger bei manden anderen Nationen. 
In diefer Beziehung möchte ich einer Außerrung 
Erwähnung tun, die in dem in Wien erſcheinenden 
öſterreichiſchen Armeeblatt vom 20. November 1906 
enthalten ift. Dort heißt es: 

Was ben moraliihen Gehalt be modernen 

Soldaten anbetrıfft, worunter wir die Kampfes⸗ 

tüchtigleit, die Unerfhrodenheit in der Kriegs: 

nefahr, das mannhafte Niederfämpfen aller 

Uubilden des ſtrieges verftanden wiffen wollen, 

fo können wir ſchon jet mit ziemlicher 

Beitimmtheit die Behauptung wagen, daß bei 

ben fozialen und wirtſchaftlichen Notftänden 

unferer Zeit das lebende Kriegsmaterial in 
biefer Richtung ſich in einem erfchredenden Rück⸗ 
gang befindet. 

Alfo, meine Herren, wenn ber Bunbedrat, wenn ber 
Reichskanzler oder der Staatdfekretär des Innern in Stell 
bertretung bed Reichskanzlers derartige Verordnungen zum 
Schub bon Leben, Gefundheit und Sittlichfeit der Arbeiter 
erläßt, fo ift das nicht eine ibeologiihe Marotte, foudern 
fo ift bad gegenüber unferen wachlenden Aulturgefahren 
eine ſehr ernfte hygieniſche Maßregel zum Beften ber Er» 
haltung unſerer Vollskraft 

(ehr richtig! links), 
und, meine Herren, ſolange ih an dieſer Stelle ſtehe, 


(D) 


(A) 


(B) 
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werbe ih mich durch feine Angriffe, wenn fie auch nod) 
fo giftig und verleumderiſch fin 
(hört! Hört!), 
abhalten laſſen, in diefer Beziehung meine Pflicht zu tum. 
(Lebhafter Beifall lins.) 


Dizepräfibent Kaempf: Dad Wort hat ber Herr 
Abgeorbnete Dr. Freiherr v. Hertling. 


Dr. Freiherr v. SHertling, Abgeorbneter: Meine 


Herren, ih muß Sie bitten, mir von den fehr intereffanten 


fahlichen Ausführungen bed Herrn Staatdfelretärd des 
Innern nod einmal zu ben allgemeinen politiichen Er— 
mwägungen zu folgen, die wir im ben legten Tagen hier 
angeftellt haben. 

Der Herr Reichskanzler hat in feiner Rede vom 
vorigen Montag gemeint, die Zentrumsfraktion beftehe aus 
heterogenen Bejtanbteilen 

(ſehr richtig! rechts), 
und wenn das Band, das und jetzt zuſammenhalte — ber 
Herr Reichskanzler nannte es das konfeſſionelle Band —, 
einmal hinweggenommen werde, dann würden die Mit— 
glieder der Zentrumsfraktion ſich wohl ſo ziemlich über 
die fämtlihen Plätze dieſes Hauſes verteilen. Ich weiß 
nicht, welchen Sitz der Herr Reichskanzler mir alsdann 
anweiſen würde. Der Herr Abgeordnete Bebel hat — 
im vorigen Jahre, glaube ich, war es — einmal gemeint, 
ich gehörte wohl zu ben am meiſten rechts ſtehenden Mit- 
gliedern der Zentrumdfraftion. Wenn biefe Meinung iu 
trifft, fo iſt es vielleicht nicht unnüg für bie Situation 
in biefem Haufe und für bie Situation außer biefem 
Haufe, wenn auch ich ein paar kurze Worte zu ber poli- 
tiſchen Situation ſage. Ich werde Ihre Aufmerkfamkeit 
nicht lange in Anſpruch nehmen, und id habe durchaus 
nit die Abficht, Die zwifchen dem verſchiedenen Parteien 
beftehende Spannung un noch zu fteigern. 
rabo! 

Meine Herren, id gehöre x ben älteren, ih muß 
leider jagen, zu den alten Mitgliedern dieſes Haufes, und 
id fann beöhalb auf eine ziemlich lange parlamentarifche 
Geſchichte zurüdbliden, und ich habe mehr als eine Auf- 
löfung des Reihätags miterlebt, die Auflöfung des Jahres 
1887 unb auch bie bes Jahres 1878, und es ift gerabe 
bie Reihstagsauflöfung bes Jahres 1878, die mir in ber 
gegenwärtigen Situation ganz außerordentlich intereflant 

heint. Ih habe nachträglich gefunden, daß bie da— 
malige Situation mit ber heutigen ganz überrafchenbe 
a Terug rn bietet, allerbingö nad) ber Seite ber 
Ahnlichkeit und der Unähnlichkeit. 

Meine Herren, Sie wiffen, im Jahre 1878 wurde 
ber Reichstag aufgeldft, weil er das erite Sozialiſtengeſetz 
abgelehnt Hatte. Der nengemwählte, im September zu— 
fammentretende Reihätag nahm dann ein Soztaliftengelet 
an; ein fpäterer Reichdtag bob es wieber auf, weil es ſich 
als eine unwirkſame Waffe erwiefen hatte. Der Anlaß der 
Auflöfung lag alfo auf der Hand. Es war bie Ab- 
lehnung des Sozialiftengefeges, bie zur Auflöfung des 
Reichstags führte. 

Über die tieferen Gründe aber, bie ben Fürſten 
Bismard damals zur Auflöfung beftimmten, bat er uns 
felbft in einer Denkſchrift unterrichtet, bie im Fahre 1894 
im erften Bande bed Bismardjahrbuds veröffentlicht 
worben ift, und, meine Herren, gerabe bie Ausführungen 
bed erſten Reichskanzlers feinen mir außerordentlich 
beachtenswert. 

Der Reichskanzler Fürſt Bismard geht von dem 
Gebanten aus, daß bie Haltung ber Regierung ber Wahl: 
bewegung gegenüber beftimmt fein müſſe durch das pflicht- 
gemäße Streben, ihre leitende Stellung in ber inneren 
NReihöpolitit zu wahren und zu biefem Zwed fi cine 
verläßlihe Mehrheit in der Reichövertretung zu fihern. 

Reichſtag. 12, Legisl.⸗P. I. Seffion, 1907. 


217 


Die Erreihung dieſes Ziels 
— fährt ber Fürft Bismard fort — 

ift in bem Reichstag bisher erſchwert durch bie 

Spaltung ber Barteigruppen — bie Bildung 

einer Majorität ift nur möglich durch die Koalition 

mehrerer Parteien, deren jede in ber Lage ift, 
ben Regierungen bie Mehrheit iu entziehen. 

Der Fürft Bisinard weift darauf hin, baß die ftärffte 
Fraktion der damaligen deutſchen Wolfövertretung, bie 
nationalliberale Partei, eine dominierende Stellung aus: 
geübt habe, daß aber für bie Regierungen bie dadurch 
erzeugte Lage nur haltbar fei, „folange bie genannte Bartet 
treu ihrem Urſprunge und ber bet ihrer Wahl maßgebend 
gewefenen Bollöftimmungen ihr parlamentariihes Gewicht 
mit diskreter Rüdfichtnahme auf bie —— der Re⸗ 
gierung benutzt, wie es lange der Fall geweſen iſt“. Und 
num fährt der Fürſt Bismarck fort: 

Mit dem Beginn dieſes Jahres aber trat eine 

Anderung in biefem Verhalten hervor. Sie — 

bie nationalliberale Bartei — ging bald fo weit, 

baß offen ber Anſpruch erhoben wurbe, daß bie 

Regierung für bie einzubringenden Vorlagen vor- 

ber die Yuftimmung und Genehmigung der aus: 

ſchlaggebenden Partei 
(hört! hört! in der Mitte) 

ober ihrer maßgebenden Führer einhole, ein Ans 

ſpruch, den jebenfall3 mit dem gleichen Rechte 

auch bie übrigen Gruppen erheben fonnten. Der: 
felbe wurde in raſcher Steigerung mit folder 

Schärfe und Rückichtsloſigkeit durchgeführt, daß 

wichtige Vorlagen durch Fraktionsbeſchluß im 

voraus ohne jede eingehende Beratung im 

Reichſtage ſelbſt und ohne jeden Verſuch einer 

etwaigen Amenbierung kurzerhand befeitigt wurben. 

(Hört! hört! 

So geſchah ed bei der Borlage in beireff ber 

Zabaffteuer, es geſchah im Landtage in betreff 

ber Minifterialveränderungen, es geſchah neuer- 

dings mit dem Entwurf gegen bie Sozial: 

bemofratte. 
Der Fürft Bismard fährt fort, eine ſolche Bevormundung 
fönne ſich feine Neglerung gefallen lafjen, die Regierung 
könne nicht ins Schlepptau einer Minorität geführt werben, 
welche wiederum bie lnterftügung anderer Fraktionen 
finden müffe, um bie Mehrheit zu erlangen. Die national- 
liberale Partei habe zubem ben großen Fehler begangen, 
daß fie fi ſtets der Leitung ihres linken Flügels unter: 
worfen habe, wobei Fürſt Bismarck fpeziel auf die Ab» 
georbneten Vader und Bamberger verweift. 

Und am Schluſſe — den einen Paſſus will id noch 
anführen — heißt es: 

Die bevorzugten Organe ber nationalliberalen 
artei beobachten ihrerſeits ſchon fett längerer 
eit eine Haltung, welche barauf hinzubeuten 

Icheint, daß die Führer entſchloſſen find, bie Ver: 

bindung mit ber Regierung abzubredhen ober doch 

nur unter ber Bedingung eines Perſonen- und 

Syſtemwechſels fortzufegen. Es liegt jedoch auf 

ber Hand, daß bon einem ſolchen nur unter ber 

Vorausſetzung bie Rebe fein könnte, daß national» 

liberale Mitglieder, wenn fie der Regierung an= 

gehörten, auch fiher imftande wären, ihre Partei 
zu führen, — nicht aber wenn fie als zen 
mitglieder fortfahren, der biöherigen Leitung der 

Fraktion zu unterliegen. 

Sie wiffen ja, meine Herren, daß dieſe letzte Be— 
merfung buch die Tatſache illuftriert wird, daß Fürft 
Bismarck mit dem angefehenften Führer ber national» 
liberalen Partei, dem durch feine geiftigen Qualitäten, 
feine einnehmenbe Berebtfamfeit hervorragenden Abgeorb- 
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ftandb und geneigt 
war, ihm den Eintritt in das Miniftertum zu —— 
daß dies aber daran ſcheiterle, daß Herr v. Bennigſen 
auch die Herren vd. Forckenbeck und v. Stauffenberg heran: 
ziehen wollte. 

Ich habe gejagt: es find intereffante Analogien und 
Bergleihöpunfte vorhanden. Aud ber jüngft vergangene 
Reichstag hatte Feine Partei, die aus ſich jelbft die Mehr: 
heit gebildet hätte; auch im vorigen Reichsſtag war es 
jederzeit notwendig, aus verſchiedenen Parteien eine Mehr— 
beit zu kombinieren. Die nationalliberale Partei war 
nicht mehr die ftärkfte, an ihrer Stelle war numeriſch 
bie ftärffte die Zentrumsdfraftion, und fo war e3 ja ſach— 
gemäß und natürlid, daß bei jeder Mehrheit3bildung bie 
re den Rückhalt und Angelpunkt bilden 
mußte. 

Nun fragt es ſich aber, wie denn nun die Zentrums— 
fraftion dieſe ihre Stellung ausgenutzt hat. Sie haben 
aus dem Munde des Fürften Bismard gehört, welche 
Prätentionen damals die nationalliberale Partei, die aus: 
ſchlaggebende Partei erhob. Daß von fetten meiner polis 
tiſchen Freunde jemals ähnliche Brätenfionen erhoben 
worden wären, ift micht befannt geworben. 

(Zurufe links.) 
— Id weiß davon nichts. Wir haben niemald verlangt, 
dab und Vorlagen vorher mitgeteilt würden, ehe fie ein- 
gebracht wurden. 
(Sehr richtig! in der Mitte. — Zurufe In.) 
Wir haben niemald Borlagen der Regierung durch 
Fraklionsbeſchluß abgelehnt, che fie im Meichätag ver: 
handelt worden wären, und feinem von meinen Freunden 
ift es je auch mur von weitem in den Sinn gekommen, 
zu verlangen, baß Mitglieder der Zentrumsfraftion in bie 
Negierung eintreten ſollten. 
(Sehr richtig! in ber Mitte.) 


(8) Alſo von derartigen Prätenfionen weiß fi bie Zentrums: 


partei frei. Su derartigen Brätenfionen fönnen daher auch 
die tieferen Gründe nicht gefunden werden, welche diesmal 
bie Auflöfung herbeigeführt haben. 

Oder war es vielleicht der Mißbrauch, ben die Zen: 
trumsfrattion mit ihrer ausfchlaggebenden Stellung ge: 
trieben hätte? Die Zentrumdfraftion ift fich jederzeit 
bewußt gewefen, daß ſie nicht nur numeriſch weit ſchwächer 
war, al& es damals die nationalliberale Partei geweſen 
ift, fondern daß fie au aus anderen Erwägungen heraus 
eine viel prefärere Stellung einnahm, als fie Damals von 
der maßgebenden nmationalliberalen Bartei eingenommen 
wurde. Meine Herren, wir haben es immer abgelehnt, 
eine Lonfeffionele Partei zu fein. 

(Heiterkeit und Widerſpruch rechts und links. — 

Widerſpruch in ber Mitte.) 
Wir haben es immer abgelehnt, eine Lonfeifionelle Partei 
zu fein in dem Sinne, als ob wir hier zufammengefommen 
wären, einfeitig die Intereffen einer Konfeffion zu Uns 
guniten einer anderen zu vertreten. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Aber Talſache ift ja, dab wir die Vertreter des fatholiichen 
Vollsteils find, des katholiſchen Vollsteils am Rhein, 
in Weftfalen, in Sclefien, in Bayern, in MWürttem: 


berg, in Baden. Und eben barım — und beiien 
find wir uns immer bewußt geweſen — eben barum 
war bie BZentrumsfraltion in ber Stellung einer 


Minoritätöpartei, die immer Minoritätspartet bleiben 
mußte und diefen Umftand nie aus den Augen verlieren 
durfte. Und nun bug: id Sie: hat vielleicht die Zentrums: 
partei trogdem dieſe ihre Lage vergeflen und mit ber 
ausſchlaggebenden Stellung in dieſem Haufe, welde ihr 
durch die Umſtände zugefallen war, Mikbraud getrieben? 
Haben wir vielleicht irgendwann die Rechte einer anderen 
Konfeſſion hier zu verlegen Anſtalt gemadt? Sein 


Borwurf nad diefer Richtung hin wird gegen und erhoben (C) 


werben können! 
(Schr ritig! in ber Mitte.) 

Nun bat am vorigen Sonnabend allerdings ber Herr 
Abgeordnete Gothein gefagt, dad Mißtrauen gegen bie 
Zentrumspartei ſei dadurch entftanden und wachgehalten 
und gefteigert worben, daß wir eine Art Nebenregierum 
hätten errichten wollen. Nun ift zunächſt zu fagen, ba 
e3 im Deutihen Reihe niemald eine regierende Partei 
geben Tann, dab auch bie natiomalliberale Partei von 
damals feine regterende Partei war, weil es regierende 
Parteien mur in parlamentariſch regierten Staaten gibt, 
nicht aber in den Zonftitutionell regierten beutfchen Einzel 
ſtaaten und im Neid. Es ift aber weiter zu jagen, daß 
ganz —— jede Partei, die irgend welchen Einfluß 
im politiihen Leben ausübt, felbftverftändlih ba ober 
bort gewiffe Wünfche äußern wird. Das tut ja jede Partel. 

(Sehr richtig!) 
Und nun frage id Sie aber: was find denn nun bie 
befondern Gewinfte, die bie Zentrumspartei aus ihrer 
einflußreihen Stellung nad Haufe gebradt hätte? Was 
haben wir denn auf bem Gebiete wirklich erreicht, was 
und ganz beionderd am Herzen liegt? Das einzige, was 
wir in ben lebten Dezennien erreicht haben, tft Die Auf: 
hebung bed Nrt. 2 des Jeſuitengeſetzes, das tit bie Be— 
feitigung einer Beftimmung aus einem nad unferer 
Überzeugung höchſt gehälfigen Ausnahmegeſetz. Das 
Ausnahmegeſetz als ſolches befteht fort, die Verordnung 
des Bundesrat3 zu feiner Ausführung befteht fort. Das 
einzige ift bie Aufhebung bes Art.2. Das ift ber große 
Berbienft, den wir heimgetragen haben! 
(Sehr gut! in der Mitte.) 

Dann haben wir allerdings den Toleranzantrag eingebradit. 
Es ift und leider bisher nicht gelungen, Sie davon zu 
überzeugen, baß wir auch mit dieſem unferem Antrag weit 


entfernt davon waren, einen Borftoß gegen bie Vertreter (D) 


anderer Belenntniffe zu machen. Wenn wir bazu fommen, 
den Toleranzantrag nochmals in biefem Haufe zu 
diskutieren, jo werden wir und alle Mühe geben, Sie 
davon zu überzeugen. Wir werben und namentlih Mühe 
geben, den Nachweis zu erbringen, daß und nichts ferner 
gelegen hat, als mit dieſem unferem Antrag einen Vorſtoß 
gegen bie beftchenden Landeskirchen zu machen. Ich fiehe 
gar nicht an, zu fagen, baß ich von meinem Standpunkte 
aus im den beftehenden Landeskirchen wichtige Bollwerke 
und Schugwehren zur Erhaltung des chriſtlichen Glaubens 
in unferem Volke erblide und wichtige Einrichtungen % 
Erhaltung Lonferbativer Gefinnung. Es Liegt und ni 
ferner, als derartige Einrichtungen und Bollwerke ſchwächen 
zu wollen. 
(Beifall rechts und in ber Mitte.) 

Nun Hat Herr Gothein, wie ih ſchon fagte, von ber 
Nebenregierung geiproden, und als ihm laute Zwiſchen— 
rufe aus den Reihen meiner Freunde entgegenjchallten, 
worin denn biefe Nebenregierung beftehe, hat er auf 
newiffe Vorkommmiffe angefpielt, die ja in ber legten 
Zeit, bie insbefondere in den Wahlfämpfen, bie bis auf 
ben heutigen Tag eine Rolle geipielt haben umd fpielen. 

Meine Herren, es haben jid, wie berlautet, zwei 
Mitglieder ber Zentrumdfraftion lebhaft für die zwei 
Subalternbeamten intereffiert. 

(Sehr richtig! in ber Mitte.) 
Sie haben das getan, wie feftitcht, ausſchließlich in ihrer 
Gigenfhaft als einzelne Abgeordnete, ed hat ihnen fein 
Beſchluß ber Fraktion zur Seite geftanden 
(ſehr richtig! im der Mitte), 
fie haben feinen Schritt im Auftrag der Fraktion getan, 
(ſehr richtig! in der Mitte), 
und nun fol das eine — Zentrums ſein! 
Geiterkeit in der Mitte.) 
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(Dr. Kreiberr ». Dertling.) 
(A) Ich bitte Sie, was geht mic; der Herr Poeplau und ber 
Herr Wiſtuha an? 








mahgebenden Perfönlichkeiten innerhalb des Reichstags (C) 
beburft, 


(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Ich bitte, neh Sie fi) einmal das ungeheure 
Mißverhältnis zwiſchen der angeblihen Madtftellung des 
Zentrums und dem Zwed der hier verfolgt worden ift. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Weiterhin bat dann der Herr Abgeorbniete Gothein 
gemeint, wir hätten ſtets für unjere Bewilligungen gewiſſe 
Gegenforberungen erhoben, aber ed war ihm freilich nicht 
möglich, beftimmte Fälle dafür anzuführen. Er hat ftatt deffen 
das beliebte Wort vom Kuhhandel wiederum auögeiprocen. 
Er bat wohl vergefien, daß der Herr Reichskanzler felbit 
einmal in einer öffentlichen Berlautbarung gefagt hat, von 
einem jolden Kuhhandel fünne nie und nimmer die Rede 
fein, man möge ihm doch die Kühe zeigen, bie von ber 
Staatöweide weggetrichen mworben wären. Wenn mir 
Kuhhandel hätten treiben wollen, fo müßten wir jagen, 
daß wir recht ſchlechte Gefhäftsleute gewefen wären und 
wir nichts dabei gewonnen hätten. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Das Letzte war bann, daß Herr Gothein auf ben 
Gerftenzoll zu ſprechen kam. Aber ich glaube, das war, id) 
will nicht fagen, eine Entgleifung, aber eine nicht ganz aus— 
reichende Ausrede, denn das liegt doch auf einem anderen 
Gebiet. Wenn in einem wirtfhaftlihen Kampfe zwiſchen 
ben entgegenftehenden Intereſſen ein Ausgleich geſucht 
wird, wenn der eine dad, der andere jenes nachgibt oder 
bewilligt, io ift das nicht ein Kuhhandel, von dem im 
vulgären Sinne die Rede it, fondern ein wirtſchaftliches 
Kompromiß, wie er immer vorkommt. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Alſo weder in ben Brätenfionen der Zentrumsfraftion 
noch im Mißbrauh, den fie von ihrer ausſchlaggebenden 
Stellung gemadt hätte, kann id) den Grund für die Auf- 
(B) ro Reichstags erbliden. 

n hat ber Herr Reichskanzler jeinerfeitö wieder hin— 
ewieſen auf die Vorgänge vom 13. Dezember v. J. Diefe 
Forgänge find in ben legten Tagen hier fehr eingehend 
beiproden worben, ohne daß man fi darüber verftändigt 
hätte, und es ift den Rednern meiner Partei, wie ic) fürchte, 
nicht gelungen, Sie zu überzeugen, daß das, was man hinter 
bem Antrag Hompefh geſucht bat, tatfählih nad ber 
Geftnnung der Antragiteller gar nicht Dahinter zu fuchen war. 
(Sehr rihtig! in der Mitte.) 

Aber ich will auf diefen Punkt jet nicht weiter eingeben; 
denn ih bin ber Meinung, daß die Vorgänge des 13. De: 
zember, wenn fie auch den Anlaß gegeben haben, ben 
Neihstag aufzulöfen, doh nicht dem eigentlichen und 
tieferen Grund dafür barbteten. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Ich bin im biefer meiner Vermutung beftärft worben durch 
die Worte, die am Freitag, glaube id, ber Herr Staats— 
fefretär des Innern bier ſprach, als er fagte, bie Auf: 
löfung müſſe man piyhologiih zu verftehen ſuchen, es 
feten tiefere Gründe vorhanden geweſen. Daß die Bor- 
pänge vom 13. Dezember nur den Anlaß gaben, das leite 
ch namenilih au dem Umſtande ab, dab man gar nicht 
verfucht hat, eine Verftändigung zu finden, bie gefunden 
worden wäre, wenn man fie 8* hätte. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Man hat aufgelöft nach der zweiten Leſung, ich bin feit 
überzeugt, daß, wenn man bis zur dritten Leſung hätte 
warten wollen, die Verftänbigung gefunden worden wäre. 
pr richtig! in der Mitte.) 
Ich bin um fo mehr biefer Meinung, als ber Herr Staat3- 
felretär des Innern in jener Außerung bom vorigen 
reitag von Nüdfichten auf bie auswärtigen Verhältnifie 
ah. Wenn derartige Nüdfihten im Spiele waren, 
hätte es nur einer freien Ausſprache darüber mit den 


und die Berftändigung wäre fofort erreicht 


(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Ich bin alfo der Überzeugung, daß es fi Hier nicht um 
den Grund, wohl aber um ben Anlaß zur Auflöfung 
handelte. Wo foll ih num aber die tieferen Gründe ſuchen? 

Meine Herren, ich habe vorhin gejagt, daß ſich bie 
Zentrumsfraftion ftet3 ihrer prefären Qage bewußt geweſen 
fet, daß fie fih bewußt geblieben ſei, nur eine Minderheit 
in dieſem Haufe zu vertreten. Aber in einer, und zwar 
in einer fehr wichtigen Beziehung lagen die Dinge doch 
fo, daß die Regierung auf bie Unterftügung des Zentrums 
angewiefen war: das waren die wirtihaftlihen Fragen. 
In einem fo fomplizierten Gebilde, wie dad Deutiche 
Reich ift, kann feine Reglerung eine ertreme Wirtichaftd- 
politik führen; fie kann feine extremsagrarifhe führen, fie 
kann auch feine führen, bie ausſchließlich den Intereſſen 
des mobilen Kapital diente. Im Deutfhen Reich wird 
jede Regierung fi vielmehr beftreben müffen, eine Wirt: 
ſchaftspolitik der mittleren Linte zu führen, und das war 
ed eben, was bie Regierung auf bie Unterſtützung des 
Zentrums hinwies. Denn nad der Zufammenfegung der 
Sentrumdfraftion, bie im Heinen die Fompliztertheit bes 
Wirtſchaftslebens in Deutſchland wiederholt, mußte die 
Zentrumsfraktion im ſich felbft jederzeit diefe mittlere Linie 
ſuchen und finden. 

(Sehr gut! in ber Mitte.) 

In dem Suchen unb Finden biefer mittleren Linie, in 
diefem Ausgleich ber wirtſchaftlichen Intereſſen begegnete 
fih naturgemäß bie Zentrumsfraktion mit der Reichs— 
regierung, und barin lag ber tieffte Grund bed Zufammen- 
gehend des Herrn Reichskanzlers und des Zentrums. 

Aber, meine Herren, ber Herr Reichskanzler mußte 
fi im jener Zeit allerdings jagen, daß infolge diefes 


gewelen. 


Zufammengehend ber Reichäregterung mit dem Zentrum (D) 


die Feinde des Zentrum aud feine Feinde feien und 
umgefehrt, Feinde, die dba in erfiremen Gruppen ber 
Wirtfhaftöpolitif vertreten waren und die fih gegen den 
Herrn Reichskanzler wandten, weil er eine Politik der 
mittleren Linie befolgte, und ſodann die befonderen Feinde 
be3 Zentrums, die fih gegen ben Herm —— 
wandten, weil er mit dem ——— zuſammenging. Bei 
dieſen beſonderen Feinden des Zentrums denke ih, um 
einige Gruppen zu nennen, an den Alldeutſchen Verband, 
an ben Evangeliſchen Bund und neuerdings an bie 
vorwärtäbrängende Gruppe der Jungliberalen. Und num, 
meine Herren, könnte id) mir wohl eine Erflärung denken, 
welche die neuerlihen Vorkommniſſe verſtändlich macht. 
Der Herr Reichskanzler mochte ſich ſagen, daß bie wirt⸗ 
ſchaftlichen Kämpfe jetzt hinter uns llegen, daß und wirt⸗ 
ſchaftliche Fragen vor der Hand hier nicht mehr oder 
doch nicht mehr mit ber gleichen Lebhaftigkeit beſchäftigen, 
wie im abgelaufenen Dezennium, daß die Wirtſchafts- 
politit inöbefondere durch bie Handelöverträge auf eine 
lange Reihe von Jahren hinaus feftgelegt ſei, daß er 
alſo fürderhin der Unterftügung ber Zentrumspartet nicht 
mehr bebürfe. Und ber Herr Reichskanzler konnte ſich 
dann jagen, das es doch recht unbequem ſei, noch weiter: 
bin ber Feind ber Feinde bed Zentrums zu fein. Ich 
fann mir recht wohl benfen, daß eben dies dem Herrn 
Reichskanzler zu einem Frontwechſel veranlaßte, der num 
bie biähertgen Feinde bed Zentrums zu feinen Freunden 
madte und zu feinen Bundesgenoffen im Kampfe gegen 
dad Zentrum. 

Meine Herren, da3 find ja Dinge, die im politifhen 
Leben fih oft genug ereignet haben und immer wieder 
ereignen werben. Wir konnten und benfen, daß es in 
ber bisherigen Weile nicht weitergehen werde; wir konnten 
immer darauf gefaßt fein, daß ein Wechſel in dem Ber: 
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(Dr. Freiberr v. Sertling.) 
bältnis der Fraktion zu den leitenden Berfönlichkeiten im 
Reich eintreten würde. Aber, was und befrembet hat, 
das ift bie Rafchheit des Tempos, in dem diefer Wedel 
vollzogen wurde. 
(Sehr gut! in der Mitte.) 
Der Bruch mit den Nationalliberalen war lange vorbereitet 
und ließ fi lange vorausſehen. Bis in dad Jahr 1875 
reichen die Unſtimmigkeiten; im Sahre 1877 lam es 
gelegentlih zu recht energiihen Ausfpraden — Sie 
fönnen das nähere darüber in ben vielberufenen Denk: 
würdigkeiten des Fürſten Chlodwig v. Hohenlohe— 
Schillingsfürſt nachleſen. Bon ſolchen Vorboten eines 
kommenden Bruchs mit dem Zentrum war nichts zu be— 
merken. Wir hatten feine Ahnung, dab ein fo jäher 
Wechſel eintreten würde. Wir hatten fie noch nicht, ala 
wir im November dv. J. hier zufammentraten. 
(Zurufe lints.) 
Ich befeune: bie Verhandlungen bom 14. November haben 
mid und haben wohl auch andere meiner Freunde ftußig 
gemadt, wenn wir auch freilid damals noch nicht ver— 
ftehen fonnten, daß ſcharf zugeſpitzte Angriffe auf bie 
Leitung ber auswärtigen Politik das Vorſpiel einer 
engen Verbrüberung auf dem Gebtete der inneren Politik 
fein follten. 
(Zebhafte Rufe: Sehr gut! in der Mitte.) 

Was und weiterhin befrembet hat, das waren bie 
Begleiterfheinungen und bad war bie Form bed gegen 
und geführten Kampfes. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Der Fürft Bismard konnte gelegentlich recht unfreundliche 
und, wie ich anerfenne, auch ungerechte Worte über die 
Führer der mationalliberalen Partet und dieſe felbft 
äußern; aber er bat fi in dem Wahlkampfe niemals 
als ihren offenen Feind beflariert in der Weife, wie bies 
jegt bon einem feiner Nachfolger und gegenüber geſchehen 
iſt. Der Fürſt Bismard hat niemals das Partelintereſſe 
ber nationalliberalen Partei in Gegenſatz geſtellt zu Ehr 
und Gut ber Nation, hat niemals jener Partei jo, wie 
dies jegt uns gegenüber gejchehen ift, die nationale Ge: 
finnung in Abrede geftellt. 
(Eebhafte Zuftimmung in ber Mitte.) 

Und noch mehr befrembet Bat und ein anderes Wort. 
Noch Lange, che es fih um Stihwahlen und Stihwahl- 
bündnifje handelte, hat ber Fürſt Bülow in feinem 
bekannten Silvefterbrief von einer ſchwarzroten Mehrheit 
geiprochen. Ich ſtehe nicht an, bier zu fagen, daß id 
bon diefem Worte auf das tieffte verlegt worden bin. 

(Zebhafte Zuftimmung in der Mitte.) 
Der Herr Reichskanzler Fürft Bülow weiß ganz genau 
— er hat uns ja darüber am vorigen Montag felbit eine 
Vorhaltung gemacht —, dab und von der Sozial: 
bemofratie ber benfbar größte Gegenfag irennt; er weiß 
ganz genau, daß jebe Partei dieſes Haufes, wenn fie in 
pflitmäßiger Erwägung im einzelnen Falle dazu kommt, 
einen Borihlag der Regierung abzulehnen, an ihrer 
Seite bie Soztaldemofratie finden wird, die immer ablehnt. 

(Zurufe von den Sozialdemokraten: nicht immer!) 
Der Herr Reichskanzler weiß ferner ganz genau, dab von 
einem Zufammengehen von Zentrum und Sozialdemofratie 
auh am 13. Dezember nicht die Rede war, ba bie 
Sozialdemokraten entihloffen waren, aud gegen ben 
Antrag Hompeſch zu ftimmen. 

(Sehr richtig! in der Mitte. Zurufe.) 
Bei folder Sadlage hat es mic tief befremdet, daß ber 
Herr Reichskanzler einen Ausdrud gebraudt hat, den wir 
zwar gewohnt find im ber und feindfeligen Preffe zu 
finden, ben aber nie ber erfte leitende Staatsmann hätte 
in den Mund nehmen follen. 
(2ebhafte Zuftimmung in der Mitte.) 
Es ift ja nun in den legten acht Tagen bier und außer: 
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halb dieſes Haufes recht viel von ber Stimmung bes (C) 


eig die Nede geweien. Der Herr Abgeorbnete 
emler bat fogar geglaubt, auß ber Rede meines 
Freundes Gröber einen elegiihen Ton herauszuhören, 
wovon id trotz einer gewiflen mufitalifihen Bildung, 
deren ich mich vielleicht rühmen darf, nichts gemerkt habe. 
(Heiterfeit.) 
Ich ftehe aber gar nit an, Ihnen meine Stimmung boll- 
kommen ridhaltlos auszufprehen. Ich bin durch bie 
Vorkommniſſe der letzten Monate im tiefften Herzen nicder: 
geihlagen, ich beflage bie legten Vorkommniſſe. Ich 
beflage fie nit ald Parteimann, fonbern ich beflage fie 


als Patriot. 
(Bravo! in ber Mitte.) 
Ih beflage fie nicht ald Parteimann, denn ich habe nicht 
den Machthunger des Liberalismus, von bem im vorigen 
Sabre die Rebe war. 
(Dh! oh! Links.) 
Wenn bier im Neichdtage gute Politik gemacht wird, fo 
möge man fie auch ohne das Zentrum machen. 
(Sehr gut! in der Mitte.) 
Wir find ja überaus erfreut gewefen über das, was und 
von allen Seiten über die zu madende Soztalpolttif vor: 
getragen wurde. Auch dba Habe ih ein weitreichendes 
parlamentarifhed Gedächtnis. Ich erinnere mich nod) 
fehr wohl des Jahres 1877, als ein von mir und meinen 
Freunden eingebrachter Antrag, der den Namen des ver- 
eiwigten Abgeordneten Grafen Galen trug, und der bie 
eriten Linten eines foztalpolttifichen Programms enthalten 
jollte, hier in diefem Haufe mit Hohn und Spott be- 
grüßt wurde. 
(Lebhafte Aufe in der Mitte: Hört! Hört!) 
Ich erinnere mich noch ſehr wohl bed Jahres 1878, ala 
bie erfte Gewerbeordnungsnovelle kam, die einige wenige 
Bellimmungen im Sinne des Arbeiterſchutzes brachte, und 


dab damals, als meine Freunde und ich in der Kommiſſton (D) 


beftrebt waren, dieſe Heinen Verbefjerungen noch weiter 
zu fteigern, und bon angefehenen an See de damaligen 
Haufed entgegengehalten wurde: wir fofettierten mit Der 
Sozialdemofratte. 
(Heiterkeit unb hört! hört! in ber Mitte.) 
Und nun diefer erfreuliche concursus omnium! 
(Sehr gut! in der Mitte.) 
Die fozialpolitiichen Anträge find ja auf und herabgeregnet 
wie warmer Frühlingsregen. 
(Sehr richtigh 
Meine Herren, das find ja unfere Gebanten, 
Anträge! 
(Lebhafter Widerſpruch links. Zuftimmung 
in der Mitte.) 
Wir können und ja nur bon Herzen freuten, wenn das 
alles durchgeführt wird, aud wenn wir nicht mitzutun 


brauden! 
Und weiterhin! Wirtſchaftliche ragen werben uns 
Immerhin 


unſere 


ja in der nächſten Zeit nicht beſchäftigen. 
beſteht die Möglichkeit, daß Vorlagen fommen, die indirekt 
in das wirtfchaftliche Leben eingreifen. Dann wirb bie 
Reichſsregierung genötigt fein, wiederum einen Ausgleich 
auf der mittleren Linie zu fuchen, und wenn es ber Kunſt 
des Fürſten Bülow gelingt, auch die jegt jo verichteben- 
artigen Beftandteile feiner Majorität auf feine Mittellinie 
= zwingen, nun wohl, dann werben auch wir biefe 
itellinie gern und ohne Ranküne befchreiten. 

Alſo das ift es nicht, was ich bebanere und gi 
ih beilage Im tiefften Herzen etwas anderes. Meine 
Herren, als vor 85 Jahren auf den blutgeträntten Schladt- 
felbern Frankreichs das neue Reich negründet wurbe, ba 
geb eö feinen Gegenfat mehr von Norb und Süd, bon 

atholiſch und Proteſtantiſch 
(ehr richtig! in der Mitte); 





(Dr. Freiberr v. Dertling.) 





(A) ba find alle getrennten Stämme unſeres Baterlandes in 


—— Begeiſterung zuſammengeeilt. Es war ein ver— 
hängnisvoller Fehler des Fürſten Bismard, daß er dem 
neuentſtandenen Deutſchen Reiche den Ktulturkampf in bie 


Wiege legte 
(ehr wahr! in der Mitte), 

unter dem Andrängen der liberalen Partei. Auch das 
zu ih ja erlebt, wie in unferen Kreiſen bie freubige 

egeifterung in Mißtrauen, in Groll und Grbitterung 
umſchlug. Damals, meine Herren, ift die Zentrumsfraktion 
uftande gelommen als eine Partei der Abwehr, fie ift 
Jahrelang eine Partei der Oppofition gewefen. Dann bat 
Fürſt Bismard — und wir banken ihm dies — ben 
Frieden herbeigeführt; er hat ben Kulturkampf beendet 
und infolgebefien mußte fih auch die Stellung ber 
Zentrumsfraftion ändern. Die Zentrumsfraftion tft ans 
einer Partei der Oppofition eine Partei ber nationalen 
Mitarbeit geworden. Ich brauche das nicht im einzelnen 
auszuführen. Viele Nebner vor mir haben es getan, und 
wenn fie es nicht getan hätten, fo ift es doch fo tief in 
den Annalen unferer deutſchen Geſchichte eingetragen, daß 
fein Zweifel daran rütteln kann. 

(Lebhaftes Bravo in ber Mitte.) 

Meine Herren, und niht nur bad! Auch unfere 
Wähler haben allmählich dieje Umwandlung mitgemacht, 
unfere Wähler haben ſich allmählid überzeugt, daß bie 
bisherige Oppofittongftellung, die durch bie damaligen 
Berhältniffe bedingt war, den veränderten Berhältniffen 
nicht mehr entiprad. Unſere Wähler find vollfommen da- 
bon durchdrungen gewefen, dab gerade bie ausſchlag— 
gebende und verantwortliche Stellung der Zentrumsfraktion 
ihr große Pflichten der Nation gegenüber auferlegt, und 
es iſt uns in unſeren Wahlfreifen nicht länger vor— 
geworfen worben, daß wir zu fchnell bereit geweſen 
wären, große Forderungen zur Siherftellung der Wehr- 


(B) macht zu Lande und zu Waffer zu bemilligen. Meine 


Herren, das war ein langer Erziehungsprozeß, den wir 
vorzunehmen hatten, ein Erziehungs: und ein Geſundungs— 
prozeß, und das tft ed, was ich beflage, daß diefer Er- 
tehungd- und Geſundungsprozeß nun plöglih zum Stil- 
and, wenn nit Scheitern gebradt ift. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Meine Herren, täufhen Sie fi darüber nicht: durch den 
tatholtihen Volköteil, den wir au vertreten haben, geht 
neuerdings ein tiefer Zug des Mißtrauend 
(jehr wahr! jehr richtig! in der Mitte), 
und das ift, weiß Gott, nicht zu verwundern. Meine 
Herren, ih werbe feine ſcharfen Worte gebrauchen, id 
werde feine unbegründeten Anklagen erheben; aber id) be- 
rufe mid anf den Artikel eines hiefigen Blattes, des 
FT bom 26. Februar db. I, wo zur Gharakterifttk 
des Wahltampfes folgendes *— it — es iſt mır 
ein ganz kurzer Satz, den ich mit Erlaubnis des Herrn 
Präſidenten wohl verleſen darf, nachdem ſchon fo vieles 
in dieſem hohen Haufe verleſen worden iſt — Es 
heißt dort: 
Im proteftantiihen Deutihland hatte man nur 
mit ftilem Ingrimm geſehen, daß bie Katholiken: 
partei, denn als ſolche, nicht als politifche Partei, 
gilt dort dad Zentrum, jahrelang im Reichstag 
die Führung batte und fogar den Präfidenten 
ftellte; deshalb fand dort ber Aufruf zum Kampfe 
gegen das Zentrum ungeheuren Widerhall. In 
der fonferbativen wie in der liberalen Preſſe las 
man Tag für Tag von bem Albbrud, ber biöher 
auf dem deutihen Volke gelaftet, unb ben man 
jest endlich abjchütteln könne. Die alten Schlag: 
wörter aus der ulturfampfzeit von ber „Vater: 
landälofigfeli* und ber Reichsfeindſchaft des 
Ultramontanismus fehrten wieder. Und als der 
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oberfte Reichsbeamte in feinem Silvefterbrief wie (0) 


in feiner Rede alle bürgerlichen Parteien zum 

Kampf gegen das in nationalen Dingen unzu— 

berläffige und unberehenbare Zentrum aufrief, 

wirkte dad in ber evangelifhen Bevölkerung wie 

ein Kampfruf gegen den Katholizismus überhaupt. 
(Hört! hört! in der Mitte.) 

Das iſt es, was ich beklage. Glauben Sie denn, 
daß an dem katholiſchen Vollsteil diefe Dinge wirkungs— 
108 vorübergehben? Glauben Sie denn nicht, daß dieſe 
alten Stampfeörufe aus der Kulturfampfzeit, dieſe alten 
Vorwürfe und Beleidigungen dort aufs tieffte empfunden 


werben? 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
IH kann Ihnen fagen, daß ich feit dem fiebziger Jahren 
niemal3 eine folde Gefchlofjenheit in den Wählermaffen 
gefunden habe wie in dem legten Wahlkampf 

(lebhafte Zuftimmung in der Mitte), 

entichloffen in der Abwehr. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Meine Herren, ih meine, im deutſchen Vaterland 
gibt es bereitö der Spaltungen genug. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Wir haben in der verfloffenen Wahllampagne wiederum 
die traurige Erfahrung machen müflen, dab Millionen 
unferer Landsleute nicht nur dem patriotifchen Empfinben, 
nicht nur deu patriotifhen Idealen, fondern der ganzen 
beitehenden Staats: und Geſellſchaftsordnung feindlich 
egenüberftehben. In dem Oſten unſeres Baterlandes 
odert ber Ntationalitätenhaber in hellen Flammen auf. 
Ih kann es nicht als das Ergebnis einer vorſchauenden 
Staatsweisheit erblicken, wenn num auch der katholiſche 
Volsteil wiederum in eine oppoſitionelle Stimmung 
hineingedrängt wird. 

(Sehr richtig! in der Mitte). 


Das iſt ed, was ich beklage, meine Herren, das iſt es, (m) 


was ich bedaure. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Meine Herren, wenn die Erbitterung, die ber Wahl: 
fampf erzeugt hat, anhält, wenn nichts gefchieht, um bie 
Befürchtungen des katholiſchen Wolfe, die wachgerufen 
worden, zu beſchwichtigen, dann werden die ausgelöſten 
oppofitionellen Strömungen wachſen und das Oberwaſſer 

ewinnen, und ich ſage das abſichtlich, um gewiſſe 
lluſionen zu zerſtören, die ba oder bort vielleicht beſtehen 
Önnten. 

Meine Herren, wenn bie Dinge jo weiter gehen, fo, 
fage ich, werben bie oppofitionellen Strömungen das 
Dberwafler gewinnen, und das kann dann vielleicht dahin 
führen, daß die fonfervativen Elemente im Zentrum, bon 
denen Sie (recht3) fo gern fprecdhen, feinen Raum mehr 
im politifhen Leben finden und verfhwinden werben. 
Die Illuſion aber, als ob ſich, geitügt auf den katholiſchen 
Boltsteil, dann eine andere, mehr fonfervative Partei 
bilden könnte — die Illuſion tft gänzlich unbegründet. 

(Bebhafte Zuftimmung in ber Mitte. 
Hört! hört! Tin.) 
Wer die hegt, der kennt die im Volksleben mwaltenden 
Kräfte nit. Wer entgläubig ber Meinung ift, er könne 
eine ſolche Partei ins Leben rufen, der wird fünftig wie 
bis dahin ein Offizier ohne Armee bleiben. 
(Lebhafte Zuftimmung in der Mitte.) 

Im übrigen, meine Herren — und ich fomme zum 
Schluß — fann ih nur jagen, was von feiten meiner 
Freunde bereitö gejagt worden ift: wir werben feine 
Politik der Verärgerung treiben, und wir werben auch bie 
Taktik zufchanden machen, die zu meiner Ueberraſchung 
geftern in einem fonft fehr ruhigen und gemäßigten Blatte 
empfohlen worden ift: man möge nur fortfahren, bad 
Zentrum zu erbittern, denn die Erbitterumg fei ein ſchlechter 
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(Dr. v. Sertling) 


(a) Ratgeber und werde und zu neuen SFehltritten ver: 


anlafjen. Diefe Taktik wird zufchanden werben. Im 
übrigen aber, meine Herren, haben wir aus der Wahl 
gelernt, wenn wir es micht ſchon vorher wußten, baß in 
ber Politik Freundſchaftsworte feinen Wert befißen, unb 
wir und nur auf unfere eigene Kraft zu fügen haben. 
(Andauernder lebhafter Beifall in der Mitte.) 


Vizepräfident Kaempf: Das Wort hat der Herr Ab— 
geordnete Dr. David. 


Dr. David, Abgeordneter: Meine Herren, die Gemüts⸗ 
flimmung des Henn Vorredners iſt ja ſehr begreiflich, 
und bie rührende Klage über dad zerbrodene Glück det 
gewiß den Weg zu unferen Herzen gefunden. Ih bin 
nicht berufen, dad Zentrum zu tröften; aber ich meine, 
en — ſich nicht gar zu ſehr dieſer Trauerſtimmung 

ngeben. 


—— ſtaempf: Meine Herren, ich bitte um 
hen ube. Der Herr Redner ift fonft nicht zu ver— 
en. 


Dr. David, Abgeorbneter: — dieſer Trauerftimmung 
hingeben, Herr Abgeordneter v. Hertling; denn was Sie 
in den Tagen biefer Debatte hier tm Haufe gefehen haben 
hinſichtlich des neuen Ehebündniſſes, das mit bem Gegen 
des Herrn Reichskanzlers geſchloſſen worden ift, ich meine, 
da3 hätte Sie doch einigermaßen tröften fönnen. Ihre 
Trennung bon ber Negierung wird ſicherlich nicht ſehr 
lange währen; Sie werben fi zurüdfinden — früher 
vielleicht, ald Sie e3 felbft glauben. Meine Herren, ich 
glaube, daß darum aud) der Herr Reichskanzler feit vorigem 
Dienstag nicht mehr in diefem Haufe erfchtenen tft, weil 
es ihm felbit wohl außerordentlich peinlich und unangenehm 

eivefen wäre, die Szenen hier mit anzufehen, bie bie 
euvermählten ſchon in ben erften Tagen ihrer Flitter— 


(Heiterkeit) 
bier ausgeführt haben. 
(Sehr gut! bei ben Sozialdemokraten.) 

Das ift doch wohl das Hauptrefultat der ganzen fieben- 
tägigen Debatte, daß es fich gezeigt hat, daß die Zonfer- 
vativsliberale Paarung an einer inneren Unnatürlichkeit, 
an einer inneren Schwäde leidet, bie jede Ausficht auf 
längere Dauer ausſchlleßt. 

Meine Herren, ich fage, das ift zweifellos das Haupt: 
refultet. Ih will nit refapitulieren, wa3 hier für 
entgegengefegte Wünſche von rechts und bon lints bor- 
getragen worden find, ich will nicht an alles das erinnern, 
was in ber fonferbativen Preffe bireft gegen ben Ge: 
danken einer tonferbativ » liberalen ParlamentSmehrheit 
oder Regierung gelagt worden ift. Nod vor wenigen 
Tagen hat Herr Dr. Dertel vom Bund ber Landiwirte 
bei einer Konferenz im Poſen erklärt, der Herr Reihe: 
fanzler müſſe der neugeihaffenen Situation dadurch 
Rechnung tragen, daß er jeinem wirtſchaftlichen Kurs 
einen gehörigen „Dreh nad) rechts“ gebe. 

Meine Herren, das ift dad wefentlidfte, daß gerabe 
bon Zonfervativer Seite, von wo aus doch die Erklärung 
hätte gegeben werden müflen, daß man fid auf den 
Boden diefer neuen parlamentariihen und Regierungs- 
fonftellation ftellen wolle, biefe Erklärung ausgeblieben tft. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Wenn dieje ganze Kouftellation überhaupt eine Bedeutung 
haben joll, jo wäre das das notwenbigfte geweſen. Daß 
die Herren von ber bürgerlichen Linfen erklären, fie jelen 
bereit, unter gewiſſen Vorbehalten dieſes Experiment mit 
zumachen, darauf fommt es nicht an, fondern darauf, ob 
die Konferbativen bereit find. 

(Sehr richtig! in der Mitte und bei ben 

Sozialdemotraten.) 


(8) wochen 


Die Herren haben aber mit feinem Ton erklärt, daß fie (CO) 


dazu bereit find. Das hätten fie bodh auch dem Herrn 
Reichskanzler gegenüber tum müſſen, ber auf dieſe Kom— 
bination nunmehr feine ganze Politik geftügt hat. Wenn 
bie Konſervativen dem Reichskanzler es ermöglichen wollten, 
dieſe Politif wirklich durchzuführen, wenn fie ihn fernerhin 
ftügen wollten, dann mußten fie das in biefer Situation 
tun. Daß bad von dem Herren bon der Rechten nicht ge— 
fchehen ift, dad war bad Bemerkenswerteſte diefer Debatte. 

(Sehr wahr! bei den Sozialdemofraten.) 

Meine Herren, ber Herr Reichskanzler hat erklärt, er 
wolle der Soztaldemofratie bei der nädhften Wahl noch ein 
ganz anderes Lied vorblafen. Wir wollen es abwarten! Id 
will nicht prophezeien; aber es fcheint mir nicht ganz 
unwahrſcheinlich, daß die Reichskanzlerſchaft Bülows die 
nädften Wahlen nit mehr erleben wird. 

(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) 
Jedenfalls ſteht das eine feft: die Sozialdemokratie wird 
bie Reichskanzlerſchaft Bülows überbauern. 

(Sehr wahr! bei den Sozialdemokraten.) 

Der Herr Abgeordnete Gothein hat gemeint, wenn 
wir Sozialdemokraten und nod mehr mit dem Zentrum 
einließen, fo würde und das draußen im Volt jehr übel 
angerechnet werben. Der Herr Abgeordnete Gothein fol 
fi) feine Sorge darüber machen. Es ift vom unferer 
Seite fein Zweifel darüber gelaffen worden, dab wir 
nah wie vor in prinzipiell fcharfem Gegenjag zum 
Zentrum ftehen. Unbeſchadet bed gelegentlichen parla= 
mentartichen Zufammengemworfenwerbens halten wir auch 
fernerhin den Kampf gegen dad Zentrum und gegen ben 
Ultramontaniämus für eine umferer Hauptaufgaben. Und 
wir find überzeugt, daß bie innere Seelenverwandtihaft 
zwiſchen Zentrum und Konfervativen die Getrennten ſehr 
bald wieder zufammenführen wird. Site haben ja fon 
während ber Wahl wieder miteinander geltebäugelt. Nicht 


einmal während ber Flitterwochen find bie Konierbativen (D) 


ben Liberalen treu geblieben. Es liegt auf der Hanb: 
bie ganze Wirtfhaftspolitif, die ganze Kulturpolitik bes 
Zentrums führt e3 zufammen mit der fonfervativen Partei. 
Die Konftellation fonfervativeliberal, das ift ein Et, bag 
auf bie Spige geftelt ift; die geringfte Erfhütterung muß 
e3 zum Umfallen bringen. Es wirb dieſes Bündnis an 
ber inneren Logik der Tatjahen auseinandergehen. Und 
barum braudt ber Herr Abgeorbnete Gothein eine 
Beforgnis zu haben, daß wir infolge biefer Konftellation 
in die Arme des Zentrums getrieben würden. 

Meine Herren, die Botſchaft von ber „liberalen Ara“ 
ift zwar ſehr ſchön; aber da fehlt wohl jedem nüchtern 
Nachdenkenden der Glaube. Selbſt wenn ber Herr 
Reichskanzler eine ſolche Liberale Ara ernftlih durch— 
führen wollte, wenn er feiner Weltanſchauung und Perſön⸗ 
lifeit nad der Mann dazu wäre, der er meiner über- 
zeugung nah nicht it —, jo könnte er fie nicht 
durdhführen. 

(Sehr wahr! bei den Sozialdemokraten.) 

Denn ber Herr Reichskanzler ift nicht im Nebenamt, 
ſondern im Hauptamt preußiſcher Minifterpräfibent 

(fehr gut! bei den Sozialdemokraten), 
und bort ift er in den Händen ber Mehrbeiten bes 
preußifchen Landtags, des Abgeorbnetenhaufes und ber 
Herrenlammer; er iſt der Gefangene biefer Mehrheit und 
fann nicht gegen ben Millen biefer ag eine 
liberale Ara im Reiche einleiten, folange er in Preußen 
reaktionäre Politik treiben muß. In Preußen und damit 
In Deutihland regiert das Junkertum. Bon Preußen aus 
beherrſcht es das Deutihe Reich. Es hat dad Monopol 
auf alle leitenden Stellen des Reiches wie Preußens und 
prägt der ganzen deutſchen Politik feinen Geiſt auf. 

ruf bei den Sozialdemokraten: Geift?) 


— Ja, der „Geift* tft hier natürlich nicht im lobenden Sinne 
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(Dr. Dabib.) 


(A) au verſtehen, ſondern im Sinne des böfen Geiſtes. — Diefes 


unfertum bulbet feinen liberalen preußifhen Minifter: 
präfidenten und darum and) feinen liberalen Reichskanzler. 
Der Wille dieſes Junkertums ift in Preußen oberftes 
Geſetz. Die Vorgänge in Preußen — ich erinnere an bie 
Kanalvorlage — haben das klärlich bewleſen. 

Es ift viel von Hintertreppenpolitif geſprochen worben, 
auch im legten Wahlkampf. Wenn ba3 von national: 
fiberaler Seite geſchah, ſo war das bloßer Neid auf 
andere, bie ber nationalliberalen Partei dabei vorgezogen 
wurben. Wenn aber die Stonjervativen davon ſprechen, 
fo haben fie infofern recht, als die Konſervativen im ber 
Tat feine Hintertreppenpolitit treiben. Das haben fie nicht 
nötig. Ste haben nämlich das Monopol auf die Bordertreppe. 

(Sehr gut! Heiterkeit.) 

Den Aufgang „Nur für Herrſchaften“ halten die Konfer: 
bativen in Preußen befegt, und darum ift es eine ſehr 
naive Anklage von ihnen, anderen Barteien Hintertreppen- 
politif vorzuwerfen. Im übrigen ift dieſe Hintertreppen: 
polttif, d. h. die bei gelegentlihen Anläffen privatim ſich 
abfpielenden Techtelmechtel zwiſchen Parlamentartern und 
Miniftern, das notwendige Ergebnis unferes Syſtems, eines 
halb abſolutiſchen und halb parlamentariihen Syſtems. 
Die Minifter find bei und nicht die Vertrauensperſonen 
der Mehrheit des Parlamenid. Sie fommen durd bie 
Gnade eines Höheren in ihre Stellung unb werben burd 
die Ungnade eines Höheren wieder fortgeblafen. Dabet 
müffen fie auf ber anderen Seite aber doch etwas zuftande 
bringen, und das können fie nicht, wenn fie nicht mit den 
einzelnen Parteien zu paftteren ſuchen. Daraus aber 
ergibt fi die Notwendigkeit der Hintertreppenpolitif. 

Ih will Ihnen nun keine Ratſchläge geben, aber ich 
meine doch, daß die Erfahrungen, die dabei gemadıt 
worden find und bie heute uns fo intereffante Ausein— 
anderfegungen gebradt haben von jelten bed Herrn 


(B) d. Loebell in bezug auf ben Herrn Abgeordneten Erzberger, 


ben Herren bon der neuen Regierungsmehrheit die Luft 
verleiden follten, zu den Herren von der Regierung zu 
ehen unb mit ihnen privatim zu verhandeln. Das ift 
ja nad; biefen Auseinanderfegungen des Herm v. Loebell 
die reinfte Maufefalle. Wenn man zu einem Herrn bon 
ber Regierung gebt, um über biefe oder jene Angelegen- 
beit zu fpreden, dann ſetzt fi) nachher ber betreffende 
Herr hin und nimmt feinerjeit3 ganz einfettig ein Protokoll 
auf über diefe Verhandlung. Herr v. Zoebell hat gejagt: eine 
ſolche Niederſchriſt darf volle Zuverläffigfeit beanſpruchen, 
denn fie ift in amtlicher Eigenſchaft verfaßt. 
(Heiterfeit.) 
Wenn Herr v. Loebell oder fonft jemand privatim cin 
derartiges Protofoll machte über einen Behu, und er 
würbe bann behaupten, da3 hat num eine bollfommen 
authentifhe Bedeutung, fo würde man ihn auslachen. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
In dem Moment aber, wo ihn jemand amtlich 
ſprechen will, und er tut das im feiner amtlichen Eigen: 
ſchaft, ift es nur die reine Wahrheit, die er niederfchreibt. 
Ich will nicht in dieſen Streit zwifchen dem Herrn Erz: 
berger und bem Herrn v. Boebell eingreifen und eine 
Entſcheidung fällen; aber das will ich jagen, bad müßte 
man denn doch vom Standpunkt bes Parlaments von ber 
Regierung verlangen, wenn derartige Nieberjchriften über 
private Beiprehungen zwiſchen Barlamentariern und Be- 
amten gemadt werben, baß dann, bevor bie beiben 
Herren auseinanbergehen 
(jehr richtig! bei den Soztaldemokraten 
und in ber Mitte), 
ben betreffenden Barlamentariern daS vorgelefen wirb, 
was zu Protokoll gebracht worden tft. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten 
und in ber Mitte.) 


Das ift bei jeber Geriditöverhandlung, bei jeder linter- (C) 


fuhung, bei jeder Zeugenvernehmung ſelbſtverſtändlich, 
und e3 ann nicht angehen, es ift ein durchaus bormärz- 
liches Verfahren 
(ſehr richtig! in der Mitte), 

einfeitige Protokolle aufzunehmen, auf bie dann der 
betreffende Unglückliche ahnungslos feitgelegt wird. Das 
Ihlummert irgendwo in einem Geheimfach, und gelegent- 
ih kommt es dann Heraus, wenn er vielleiht nicht 
mehr in der Lage ift, einen Gegenbeweis führen zu 


fönnen. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten 
und in der Mitte.) 
Meine Herren, da3 nebenbei bemerft. 

Id) meine alfo, der Herr Reichskanzler kann feine 
liberale Politit treiben, weil er als preußiſcher Minifter: 
präfident in ben Händen ber Gewalt der preußiſchen Junker 
if. Der erfte Schritt zu einer liberalen Ara im Deutſchen 
Reiche wäre die Zertrümmerung der Barlamentöherrihaft 
des Junkertums in Preußen. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Und bie erfte Vorausfegung dafür wäre eine Reform, 
eine Demokratifterung des preußifchen Landtagswahlrechts! 
(Sehr richtig! bei den Sozialbemofraten.) 
Solange dieſes Wort nit gefprohen wird, folange biefe 
Tat nicht geichieht, Können nur politifche Kinder an bie 
Möglichkeit einer liberalen Ara im Deutſchen Reiche 

glauben. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Und, meine Herren, hat benn der Herr Reichskanzler 
während feiner Kanzlerihaft auch nur ben leifeften Verſuch 
gemadt, das preußiſche Wahlrecht zu demofratifieren? 
Hat er ben Verſuch gemacht, fih aus der Gewalt und 
Umflammerung der preußifchen Junker zu befreien? Das 
ift ihm gar nicht eingefallen. Er ift Fleiſch von ihrem 


Fleiſch und fühlt ih durchaus wohl bei biefer Politik. (m) 


Meine Herren, er hat auch bei biefer Debatte nicht 
die Jeifefte Andeutung gegeben, baß er den bahin ztelenben 
Anträgen, die von liberaler und freifinniger Seite geftellt 
worden find, auch nur ben geringften Schritt entgegen- 
zutommen bereit jei. Meine Herren, es ift ja eigentlich 
nicht gut anzunehmen, daß der Herr Reichskanzler glauben 
fann, der gegenwärtige Zuftand im Reid und in Preußen, 
— diefer bald abjolutiftiiche, halb fonftitutionelle Zuftand 
lönne ein Beharrungszuftand fein. Es wäre mir wirklich 
einmal intereffant, zu erfahren, ob der Reichskanzler glaubt, 
daß dieſer Zuftand eine fefte, ruhige Baſis für die zufünftige 
Entwicklung aud nur in der nächſten Zeit geben könne. 
Gr ſcheint es anzunehmen; denn niemals noch hat er ein 
Wort geiprochen, das dahin aufgefaßt werden könnte, daß 
er eine Demofratifierung, einen Schritt vorwärts zu einer 
parlamentarifhen Regierung in Deutihland und Breußen 
tun wolle. 

Meine Herren, ftatt befien hat ber Reichskanzler einen 
anderen „großen Leitgedanken“ für die ganze Bolitit, das 
ift die Samınlung gegen die Sozialdemokratie. Darin 
hat feither fein ganzes Syſtem geanfert. Aber wenn er 
fih nun don diefem Standpunkt aus fragt, ob die Reichs— 
tagsauflöfung vom 13. Dezember biefer Sammlungspolitit 
gegen die Sozialdemokratie genügt hat, dann u er fi 
doch wohl fagen, daß er dur dieſes Vorgehen feiner 
eigenen Politik die jhwerften Hemmniſſe in den Weg & 
worfen hat. Sch weiß ja, Ste vom Zentrum werden fid) 
bod wieder Mühe geben, trog ber großen Berbitterung, 
troß des tiefen Grolls, ber jegt in Ihren Herzen tft, ſich 
zufammenfhließen gegen und. Aber eine Heine Weile 
wird es doch dauern, bis Sie Ihren Arger überwunden 
haben, und da Herr v. Hertling bedauert hat, daß Sie 
mal wieber in bie Oppofition hineingetrieben worden find, 
fo muß id fagen: das hat doch fein recht Gutes, und 
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(A) wir freuen und barüber. Ihnen war bie Piychologie 


* Dppofition ſchon etwas verblaßt und abhanden ge— 
men. 
(Sehr richtig! und Heiterkeit bei den Sozial- 
bemofraten.) 
Das Gemiffen ift Ihnen wieder einmal gefhärft worben. 
Ste glaubten ſchon, Sie ſäßen für immer im Rohr und 
ſchnitzten Pfelfen. 
(Heiterfeit.) 


Das Hatte ſich ſchon fo weit entwidelt, daß Sie eine 
durchaus reattionäre Haltung auf politiihem Gebiete ein: 
genonmen haben. Ich erinnere Sie daran, daß noch im 
November vorigen Jahres im meiner engeren Heimat 
Heffen das Zentrum mit den Nationalliberalen zuſammen— 
gegangen ift, um Sturm zu laufen genen die gerechte 
Haltung ded Großherzogs von Heffen. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Als biefer Fürſt auch uns, ben Sozialdemofraten, die 
uns zuftehbende verfaffungsmäßige Gleichberechtigung zu: 
geftand und einen unferer Genofien als Beigeorbneten 
in Offenbach beftätigte, da Itefen nicht nur die National- 
liberalen — Sturm — das begreift man ja; denn 
da ift ber Liberalismus längſt zu den Hunden geflohen —, 
fondern auch dad Zentrum, beffen oppofitionelle Er» 
innerungen body noch etwas frifcher waren, ſchloß fih an 
und proteftierte gegen die Regierung und mollte den 
Miniftern ein Mißtrauensvotum geben, weil fie uns in 
jenem Falle mal die verfaſſungsmäßige Gleichberechtigung 
zugebilligt hatten. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Das ift auch eine Heine Illuſtration dazu, daß Sie 
immer jagen, wir leifteten feine pofitive Arbeit, Gie 
fuhen ja alles baranzufegen, um und möglichſt bie 
Gelegenheiten vorzuenthalten, wo man pofitiv zu arbeiten 
vermag. 

(Sehr wahr! bei den Sozialdemokraten.) 
In Preußen kann man nicht einmal pofitive Politik als 
Zurnlehrer maden. 

(Sehr gut! und Heiterkeit bei ben — —— 
Da kommt ſchon ein Miniſter und fagt: ein Sozial: 
bemofrat ift dazu nicht geeignet. Nun ift eim Fürſt ein- 
mal gerecht genug und gibt einem unferer Parteigenoffen 
eine ftäbtifche Verwaltungditelle, und ba kommen Gie 
wieder und jagen: weg mit ihm, das geht nicht, der 
Mann darf keine pofitive Politik treiben! 

(Sehr gut! bet ben Sozialdemokraten.) 

Meine Herren, ich will nicht auf dad Sündenregiſter 
im einzelnen eingehen, das wir ben Gegenparteten aus 
bem Wahlkampf vorzuhalten haben. Das ift ſchon in 
Teil geihehen von ben beiden Vorrebnern meiner 

raftion, und es wird nod einiges nachgeholt werben 
gelegentlich der Interpellation, die wir eingebracht haben, 
in der wir ben Reichöfanzler fragen, wie er ſich zu ben 
amtlichen Wahlbeeinfluffungen ftellt. 

Der Herr Reichskanzler hat nun cine ganze Reihe 
bon Gründen aufgezählt, weshalb wir bie fogenannte 
Niederlage erlitten haben. Meine Herren, alle feine 
Debuftionen Tiefen darauf hinaus, daß wir dieſe Nieder— 
—* nur uns ſelbſt zu verdanken hätten. Wenn das ſo 
eg dann brauchte er jedenfalls gar nicht ftolz darauf 
zu fein. 5 

(Sehr gut! und Heiterkeit bei den Sozialdemokraten.) 
Dann hat er und body nicht befiegt, dann haben wir uns 


felbft befiegt. 
(Heiterfeit.) 


Giner der Hauptgründe ſei unfere „unanftänbige 
Kampfesweife*, fagte er. Früher habe ein idealſchöner Ton 
in dem parlamentariichen Leben geherriht; da feien wir 
gelommen! Ih will nidt mein Material auspaden, 
durd das id) den Tom belegen könnte, der bon anderer 


Seite angefchlagen if. Aber ein Zeugnis will ich doch (C) 


hier nieberlegen, eins, das für biele genügt. Es ift ges 
wachen auf dem Boden firenggläubigen proteſtantiſchen 
GHriftentums, es fommt aus Streifen, bie und ganz be— 
fonder3 bon ber fittlihemoraliihen Seite anzufaflen 
pflegen. In dem Guſtab-Adolf-Kalender von 1906, Der 
herausgegeben wird unter anderen bon dem Paſtor 
vd. Bodelihwingh und von dem Profeſſor Gümpel:-Speier, 
ftcht ein Artifel: „Etwas von ben Sozialdemokraten“. 
Da wirb gegen und gewettert: 
Welch moraliihes Elend ift jener ſchamloſen 
Theorie ſchon entiproffen? Widerwille, Haß, 
Ruchloſigleit bis zur Wut, Meineid, der offen 
nepredigt wird, Entfittlihung in jeder Beziehung. 
Nun, meine Herren, das laffe ih mir ja noch gefallen 
(Heiterfeit bet den Sozialdemokraten), 
denn das mwenbet fih doch wenigſtens mur gegen unfere 
Theorie, gegen die Sache, obgleih es im Ton fhon das 
denkbar Gröbſte iſt. Viel unanftändiger ift es aber, wenn 
man im politifhen Kampf, wie es fyitematifch gegen uns 
geichieht, die einzelnen Perfönlichkeiten angreift, in ben 
Schmutz zerrt, disfreditiert, in ihren Motiven verbädtigt. 
(Zuruf redt3). 
— Ob es bei und anders tft, Herr Kollege? Wenn id 
darin dad Zugeſtändnis erbliden darf, daß eö bei Ihnen 
fo ift, dann will id) das akzeptieren. Ihre ganze Kampfes: 
weife, wie Sie fie hier bei diefer Debatte angewandt 
haben, lief auf die Behauptung hinaus, dab wir nur 
diefen „Sauherbenton“ hätten, Sie aber wären bie An 
ftändigen, bie Feinen, die Vornehmen. Nun, meine 
Herren, e8 beißt bier weiter — und danach können Sie 
bie Bornehmbeit dieſes vornehmen Kalenders beurteilen —: 
Hinaus, wem's nicht im deutſchen Baterlande 
gefällt, hinaus mit dem frechen, Lafterhaften Bebel, 
dem widerlichen jüdiſchen Singer und den fonftigen 
blut» und bynamitburftigen Vampyren der 
felfchaft, die nur durch die Notgrofchen ber 
Arbeiter ſich und ihre Sippe forgenlos erhalten, 
auf anderer often leben, ſchimpfen und ſich über 
bie Dummheit ihred Anhanges im ftillen ind 
Fäufthen laden. 
(Heiterkeit bei den Sozialdemotraten.) 
Sp fpreden die aus der orthodoreften Quelle des Ghriften: 
tums Genährten. 

Meine Herren, biefe Dinge richten fih von felbft; 
aber fie follten Ihnen wirklich nahe legen, bevor Sie ben 
Splitter in unferem Auge fuchen, daß Sie erft einmal ben 
Balken aus Ihrem Auge herauszichen. 

(Zuruf rechts.) 
— Ad, Herr Abgeordneter, es handelt jih ja gar nicht 
um bie Frage ber befjeren Berfönlichkeiten, bie im Kampfe 
fiehen. Wir wollen von unferer Seite überhaupt das 
Perſönliche aus dem Kampfe fern gehalten haben, wir 
wollen einen fahlihen Kampf haben. Das tft unfer Stand: 
punkt, und von biefem Standpunkt verurteilen wir aufs 
ſchärfſte derartige gemeine, nieberträchtige Herabreißereien. 

63 ift dann aber hier — und darauf muß id nod 
zu fprehen kommen — vom Herrn Reichskanzler felber 
ein Mufterbeifpiel gegeben worden, wie man gegen und 
fümpft. Wir haben e3 erlebt, daß ber Herr Reichskanzler 
auf Grund einer einfeitigen erften Notiz in ber „Frank⸗ 
furter Zeitung“ das ſchwerſte Urteil gegen uns gefällt hat 
und babei aud die Ehre ber betreffenden Perſönlichkeit, 
unfered Parteiſekretärs Dittmann, hier vor dem Reichstag 
und dem ganzen beutfchen Wolfe ſchwer angegriffen hat. 
Mein PBarteifreund Singer hat Ihnen bereit3 den Beweis 
geführt, dab biefer Angriff durchaus Haltlos war, und daß 
es unbegreiflih tit, wie ein Reichslanzler, dem doch ein 
großer Beamtenapparat zur Verfügung ftebt, ber nicht, 
wie wir, jid) alles jelbft zufammenzufudhen braucht, eine 


e⸗ (D) 


(B) und Umgangsformen fih vollziehen. 





(Dr. David.) 


(A) derartige unzulänglihe Information befommt und ſich eine 


ſolche Information gefallen läßt. Aber noch ein anderes. 
Am vorigen Diendtag tft diefe Anklage bier vor ber 
Offentlichkeit ausgeſprochen worden, und bis heute noch 
hat ſich niemand von der Reichsregierung veranlaßt ge— 
ſehen, die angegriffene Ehre des Sn Dittmann aud 
bier, wo fie verletzt ift, wieberherzuitellen. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

ferner bat der Herr Reichslanzler auf den Yal in 
Anhalt eremplifiziert, wo ein Soztalbemofrat einen anderen 
Arbeiter erftohen haben fol, weil ber Betreffende falſch 
gewählt habe. Sein wahre® Wort ift an ber ganzen 
Sadıe; das hat die Gerichtsverhandlung erwiefen, das 
hat auch mein Freund Singer bier bereits gejagt. Aber 
bon der Reichöregierung ift auch diefe Anklage bis heute 
noch nicht zurückgenommen worden. 

(Hört! hört! bei ben Sozialdemokraten.) 

Nicht der Beift der Sozialdemokratie hat hier eine brutale 
Tat erzeugt, fondern ber „Geift“, der von fo vielen 
Herren auf ber Rechten erzeugt wird aus ber Kartoffel, 
der Fuſelgeiſt, der Branntwein, mit dem Sie die Wohl: 
fahrt des deutſchen Volkes heben, ber hat Hier einmal 
wieder ein Opfer geforbert. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Da darf man fi demm freilich nicht wundern, daß dieſe 
Art des Kampfes auch in ber —— anſtändigen 
Preſſe gang und gäbe iſt, ich nenne die ‚Voſſiſche Zeltung“, 
die „Norbdeutihe Allgemeine Zeitung“. Ste haben den 
Fall auch in feiner eriten entftellten Form gebracht, haben 
es aber nicht für eim Gebot ber Gerechtigkeit und ber 
Sittlichkeit erachtet, dieſen falfhen Bericht wieder dor dem 
Kreis ihrer Befer richtig zu ftellen. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Meine Herren, e3 gibt eine Unanſtändigleit, bie brüdt ſich 
nicht in der Form aus, die kann tn ben höflichiten Worten 
ad ift die Un—⸗ 
anftändigkeit der Sache nad), bie Ilnanftändigfeit ber Tat. 
Wenn man jemandem mit ben ſchönſten Worten die Ehre 
abfchneibet und wenn man fih dann, nachdem ſich ber 
Irrtum aufgellärt bat, und ed Pfliht und Schuldigkeit 
wäre, bie verlegte Ehre bei anderen wieberherzuftellen, 
fi in Schweigen hüllt — das ift das Unanſtändigſte, 
was überhaupt geihehen kann. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten. 

Dann ift noch ein Fall hier zur Sprache gebradyt worben 
von dem Herrn General vd. Liebert, dem Chef des Reichs⸗ 
verbandes. Der hat ben Vorwurf, den er auch in feinem 
Wahlkreis erhoben hatte, bier wiederholt, wir hätten bie 
deutfche Flagge beleidigt. Auch diefer Vorwurf ift zwar 
ſchon in der Preſſe von unferer Seite richtiggeftellt worden, 
aber das geniert, ſcheint es, den Herrn Chef des Neichd- 
verbanbes nicht. Diele Stlage geht zurüd auf eine Notiz 
ber „Beipgiger Vollszeitung“, wo gelegentlich des Berichts 
über bie Vorgänge am Wahlabend in Berlin vom „Schmutz⸗ 
lappen des Hottentottenblod3” gejprocdhen wurde. Man 
fann über die Form bed Ausdrucks ftreiten; aber wen 
bier etwas Unanſtändiges ift, fo ift es das, daß man 
diefen Ausdruck dann ohne weiteres identifiziert mit ber 
beutihen Reichſsfahne. Das wäre ja noch fchöner, wenn 
die Lügenfahne des Reichsbverbandes einfach identiſch wäre 
mit ber deutſchen Reichsfahne. Dagegen müßten wir denn 
doch proteftteren. 

(Sehr gut! bei ben Sozialdemokraten.) 
Soweit ift ed doch noch auge nicht, daß dieſe Flagge 
die 52* des deutſchen Volls wäre, obgleich wir auf 
bie Frage der Flagge an ſich dieſen Wert nicht legen. 
Auch das ift alfo ber Verſuch einer Verbrehung und aud) 
das ift nicht zurüdgenommen worden. Über den Reichs— 
verband wird ja noch zu Sprechen fein; aber das fonftattere 
ih — und vielleicht können mir aud das Herren aus 
Keicbstag. 12. Legisl⸗P. 1. Seſſion. 1907. 
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anderen Parteien beftätigen —; in Wahlkreiſen, wo feither (C) 


anftändig gefämpft wurde unter Ausſchluß von Perſön— 
lihem, hat das aufgehört in bem Moment, wo der Reichs— 
verband in einem ſolchen Wahlkreiſe mit eingreift. 

(Sehr richtig! bei den Sozialbemofraten.) 
Sofort wendet fi da das Blatt, fofort wird ba mit all 
ben niederträchtigen, perfönlich verlegenden Mitteln gelämpft, 
bie wir und Sie ernſtlich verabſcheuen follten. Das tft 
ber traurige Ruhm des Reichſsverbandes! Und wenn Herr 
db. Liebert feinen Sieg mit dem Sieg des Nitterd Geor 
verglichen hat, jo muß ich wohl ben Ritter Georg, obglet 
es eigentlich nicht meine Pflicht ift, doch in Schuß nehmen. 

(Heiterkeit bei den Sozialdemokraten.) 

Die Waffen des Ritter Georg waren blank und far, und 
das kann man von den Waffen des Reichsverbandes nicht 


fagen. 
(Sehr gut! int.) 
Im übrigen ift bie Behauptung be Herrn v. Biebert, 
dab das „Volk“ ſich erhoben und bie Sozialdemokratie 
in den Sand geftredt habe, ſchon deswegen Hinfällig, 
weil ein größerer Teil des beutfchen Volkes ald vorher 
und bei ber legten Wahl feine Stimme gegeben bat, und 
ber ganze ‚Volksſieg“, wenn er auf ben ganzen allgemeinen 
nationalen Blod bezogen werben fol, darin befteht, daß 
Sie mit Ihrer Barole in diefem Kampfe um über eine 
Milton Stimmen im beutfhen Wolfe in ber Minderheit 
geblieben find. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Der Herr Reichskanzler hat fid) dann ganz beſonders mit 
ben inneren Streitigkeiten ber —— beſchäftigt. 
Das iſt ja ein Spezialgebiet von ihm, nicht in dem Sinne, 
daß er das befonder3 gründlich beherrichte 

(Heiterfeit bet ben — 
man kann beſſer ſagen, es iſt ein Steckenpferd von ihm, 
er reitet damit immer auf der Oberfläche herum. Was 


iſt dad ſchon für ein Staudpunkt eines Beurteillers ber (D) 


Sozialdemokratie, diefe große hiſtoriſche Bewegung zu be— 
urteilen nad) den gelegentlihen inneren Meinungsfämpfen 
und Streitigkeiten! Sie kennen doch alle die Geſchichte des 
Chriſtentums. Sie wiſſen, daß in ben erften Jahr: 
hunderten, aber fpäter auch noch, die Anhänger ber neuen 
Religion ſich in verfchiedene Richtungen fpalteten, bie fi 
niht nur mit Morten, fondern mit biutigen Taten bes 
fümpften. Die Bahn ber älteren chriſtlichen Gefchichte ift 
mit Blut getränft. Was würden Sie von einem Hiftoriker 
fagen, der das Ghriftentum nur unter dem Geſichtspunkt 
biefer inneren Streitigfeiten beurteilen wollte? Ste kennen 
auch bie Geſchichte der Reformation: Auch dieſe halten 
Ste doch für eine große, hiſtoriſche einung, und das 
war ſie auch. Was ſind aber die Streitigkeiten innerhalb 
der Sozialdemokratie im Vergleich zu den Streitigkeiten 
innerhalb der Reformationsbewegung? 
(Sehr richtig! bei den Soztaldemotraten.) 

Da haben Sie Lutheraner, Galviniften, Reformierte, bie 
mit Worten übereinander bergefallen find, die etwa denen 
leihen, die jegt noch im Guſtav Adolph-Kalender zu 
finden find. 

(Sehr gut! bei ben He er 
Das iſt noch ein Nachbleibfel aus jener Zeit, ein 
Nberbleibfel der „Iutheriichen" Sprechweiſe. Auch mit 
Taten haben fi die Anhänger der Reformation befämpft; 
fie haben fih bie Hirnſchädel zerjchmettert um ihrer 
gegenfeltigen Meinungsverſchiedenheiten willen binfichtlich 
des Kelchs beim Abendmahl. Alſo, ich meine, wenn ein 
Staatömann eine biftorifche Bewegung nad den innerhalb 
biefer Bewegung heraustretenden Streitigfeiten und 
Kämpfen beurteilt, nimmt er bamit einen durchaus 
naiven, um fein ftärfere Wort zu gebrauden, Stand: 
punkt ein. 

(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) 
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(Dr. David.) 


(A) Jeden Geſchichtsforſcher, der bie Reformation danach be— 


urteilte, würde man mit Schimpf und Schande von feinem 
Lehrpoften wegjagen, und ganz mit Recht. 
(Zuruf von den Sozialdemokraten.) 
— Mein Bartelfreund Heine ruft mir fehr richtig zu, ber 
Mann mirde nicht einmal durchs Abiturienteneramen 
fommen! Es ift nod niemals, fanır man jagen, eine jo 
große Bewegung, wie bie deutſche Sozialdemokratie, 
gewefen, bie ß wenig innere Kämpfe, fo wenig Meinungs: 
ftreit in den eigenen Reihen gehabt hätte! Und es tit 
aud Leine andere Partei augenblidlih in dieſem Haufe, 
in deren Mitte ——— weniger Meinungsverſchleden⸗ 
heiten, weniger Streit herrſchte als bei uns! 
(Zahen und Zurufe rechts.) 
— Ja, Ste ſagen: „Parteltag“! Ih möchte einmal 
Mäuschen ſein bei Ihren internen Verhandlungen über 
die verſchiedenſten Fragen, in denen Sie doch oft ſchnur⸗ 
ftrad3 ‚gegeneinander fiimmen! Da erklärt heute der eine, 
ber Herr Behrens: Sozialreform, — und der anbere, ber 
Herr v. Burgäborf und ber Herr Windler: Wepreffiv- 
maßregeln als die der augenblidlidhen Situation richtig 
angepaßte Maßnahmen gegenüber ber Sozialdemokratie! 
Schärfere Gegenfäbe kann man fih gar nicht benfen! 
Aus Ihren Reihen tft fortgefegt verlangt worden, das 
Reichſstagswahlrecht zu verſchlechtern; ih könnte das 
Matertal häufen, wenn ich nicht Nüdficht nehmen wollte 
auf bie vorgeſchrittene Stunde. 
(Zuruf rechts. 
— Wollen Sie die Nußerungen des Herm v. Zedlitz, 
bes Herrn v. Mirbach, bed Herrn v. Manteuffel etwa 
ableugnen, ferner die bed Herrn v. Kröcher, des Herrn 
v. Oldenburg ufm.? Ober iſt darüber gar felne 
Meinungsverſchiedenheit bei Ihnen, ſind Sie alle derſelben 
Meinung? Ih glaube es faſt, daß Sie alle der Meinung 
find; nur find bie einen ehrlich genug, es auszuſprechen, 


(8) und bie anderen find biplomatif genug, zu fagen: „So 


was tut man — aber ſo was ſagt man nicht!“ 
Es iſt auch früher in der Partei, der ich angehöre, 

fein Mangel geweſen an Kämpfen. Sie wiſſen, daß 
unſere Partei hervorgegangen iſt aus einzelnen Richtungen, 
die ſich ſehr ſcharf belͤmpften, und niemals hat es eine 
Zeit gegeben, in der unſere Bewegung ohne innere 

einungsverſchiedenheiten und Kämpfe geweſen wäre. 
Das war auch gar nicht anders möglich, und es wäre 
nicht gut, wenn es anders wäre. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Wie wäre eö möglid, dab in einer Bewegung, wie bie 
fozialbemofratifche, mit fo umfaflenden, großen Zielen, 
wo es fih um bie Umgeſtaltung unſerer geſellſchaftlichen, 
unferer wirtſchaftlichen, unferer politiihen Zuftände handelt, 
mit fo gewaltig außgreifenden Aufgaben, zu einer 
beitimmten Zeit ein einzelner Kopf imftande wäre, alles 
überblidend, eine unfehlbare Wahrheit audzufprechen ? 
(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) 
Nein, wo ed fih um fo große Probleme 34 da kann 
es nicht anders ſein, als daß verſchiedene Auffaſſungen 
zur Geltung kommen. Und das iſt gut; denn darin liegt 
eine Garantie für ein geſundes geiſtiges Leben. 
(Sehr wahr! bei den Sozialdemokraten.) 

Das ift am fhönften von meinem Parteifreunde Bebel 
ausgeſprochen worben in der Zufunftäftaatäbebatte des 
Jahres 1893, ald Sie und auch die inneren Meinungs⸗ 
verichtebenheiten und die Minderung gewiſſer Süße, das 
——— gewiſſer Theſen vorwarfen. Da ſagte der Kollege 


ebe 
Wir find nicht mur eine, wie Gie fagen, 
revolutionäre Partei, wir find auch eine vorwärts: 
ftrebende Partei, eine Partei, die beftändig lernt 
und die in beftändiger geiftiger Mauferung 
begriffen ift, eine Partei, die nicht bie Meinung 








hat, daß ein heute ausgeſprochener Satz und (C) 


eine heute als ridtig gebegte Anſchauung 
ng gehait und unfehlbar für alle Emigfeit 


eititeht. 

Und es war ebenfalld mein PBarteifreund Bebel, der 
unferer Bewegung eine Definition gegeben bat, die wir 
alle akzeptieren. Im letzten Stapitel feines Buches über 
bie Frau und den Sozialismus erflärt er: 

Der Sozialismus ift die mit flarem Bewußtjein 
und voller Erkenntnis auf alle Gebiete menſch— 
liher Tätigkeit angewandte Wiſſenſchaft. 
Das ift in der Tat das, was wir erftreben. Wir wollen 
nichts, was unmöglih wäre, nichts, was unverftänbig 
wäre, nichts, was im MWiberftreit ftünde mit wiſſenſchaft⸗ 
licher Erkenntnis, mit der realen Wahrheit der Dinge. 
(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) 
Das aber zu finden, erfordert geiftige Arbeit, erforbert 
auch geiftige Kämpfe. 
(Sehr gut! bei den Sozialbemofraten.) 
Nur durch die kritiſche Fortbildung, nur durch eben 
biefe „beftändige geiftige Mauferung* ift die Gewähr 
geboten für die fiegeöfihere Sadridtigkeit unferer 
Forderungen, unferer Maßnahmen, unferer ganzen Kampf: 


rung. 
(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten.) 

Darum bat eö mid auch jehr falt gelaffen, als der 

Herr Reichöfanzler zum zweiten Male neulich erklärt hat, 
daß die fogenannten repiftoniftiihen Barteigenoffen ver: 
ewaltigt worden wären, und baß fie dieſe Vergewaltigung 
ch ruhig —— gefallen laſſen, fie hätten ſich „gedückt“, 
wären „zujammengeflappt wie bie Taſchenmeſſer“. Das 
widerſpricht vollfommen den Tatſachen. 

Zunädft, was bie geiftige, bie theoretifch » Eritifche 
Arbeit im der Partei anlangt, fo bat fie keinen Augen: 
blick ftilgeftanden und fann nicht ſtill fiehen. Die Partei 
hat auch gar nicht verlangt, daß fie ftill ftehen folle 

(ehr richtig! bet ben Soztaldemofraten), 
Sie ift fortgefegt weiter gepflegt worden. Die Probleme, 
die und vor Dresden beichäftigt haben, find weiter 
diskutiert worden auch mad Dredden. Darüber könnte 
ber Herr Reichskanzler fehr gut unterrichtet fein, wenn er 
etwas mehr ala eine oberflählihe Kenntnis dieſer Dinge 
fi) anzueignen ernftlih bemüht wäre. 

(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) 
Die fogenannten reviſioniſtiſchen Parteigenoſſen hätten es 
als eine Pflichtvergeffenheit angefehen, wenn fie ihrerfeits 
ber Sadıe, an ber ihr Herz hängt, nicht mit ihren beften 
Kräften auch in biefer theoretifch-Fritiichen Arbeit zu 
dienen fortgefahren hätten. 

(Sehr ridhtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Ich fagte: die Partei hat bad auch gar nicht verlangt. 
Was die Partei verlangt hat — und das mit Recht —, 
das tft, daß wir allerbingd bei ben Inneren Kämpfen ver: 
meiden follen und müffen, irgendwie die Berfonen, welche 
bie gegneriſche Anſicht vertreten, mit in bie Debatte 
hinetnziehen. 

(Sehr gut! bei den Sozialbemofraten.) 
Es ift ein Einbliched Vergnügen von den Herren Bafler: 
mann, Bülow und anderen, jebe kritiſche Außerung, die 
irgendwo im unferer Parteipreſſe auftaucht, par. Pr 
und agitatortfch gegen und auszuſchlachten. Damit — das 
müffen Ste ſich doch felbft jagen — fünnen Sie der Sozial: 
bemofratie ernftlih feinen Abbruch tun. Ste bemeifen 
damit nur eines: daß die Behauptung, bie Sie dann 
anbererjeit3 wieder aufftellen, wenn es Ihnen gerade 
paßt, dab bie Sozialdemokratie jede Meinungsfreiheit 
bergewaltige, falih if. Das beweiſen Ste durch Ihre 
Zitate felber am allerbeften. 

(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten.) 
Diefe Dinge tun und mit weh, und ich mefle barımı 
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(De —— 


(A) au den meuerlihen kritiſchen Auslaffungen nicht bie 


Wirkung bei, die mein Parteifreund Singer ihnen beizu- 
legen ſcheint. Er meint, die Genofjen hätten dem Reichs— 
fanzler Material geliefert. Mit dem Material tut uns 
der Reichskanzler nicht weh; bamit rigt er und nicht bie 
Haut. Das mühte er aud), wenn er darüber nachdächte, 
felber einſehen. 

(Sehr gut! und Zurufe bei den Sozialdemofraten.) 
— a, ba3 ift eben die ſchwache Seite bei ihm; das 
Nachbenten hat er nicht gelernt. Jedenfalls laffen fi 
unfere Barteigenoffen bei ihrer Eritiihen Arbeit von keiner 
anderen Abſicht leiten als der Sache, bie fie lieben, nad) 
beftem Gewiffen zu bienen. 

(Sehr richtig! bei den Sozialbemotraten.) 

Nun hat der Herr Reichskanzler offenbar bet feinen 
Ausführungen mehr die praktiſch-politiſche Seite ber Frage 
im Auge gehabt. Er bat dabei eime jehr intereffante 
Außerung getan, indem er Toon 

Gewiß, e3 gab eine Zeit, da konnten Hoffnungen, 

ernfthafte Hoffnungen auf den Repifionismus 

gefeßt werben. Ich felbft bin vielleiht von 

folden Hoffnungen nicht ganz frei geweſen. 
Ich muß geftehen, die frage hat mid) dieſer Tage etwas 
beſchäftigt. Was für Hoffnungen hat eigentlih Fürſt 
Bernhard dv. Bülow gehabt, auf die er ba anfpielt? 
Stimmen fie vielleicht überein mit ben Auslafjungen, bie 
nenerdingd durch bie liberale Prefie, namentlid) durch das 
„Berliner Tageblatt” gegangen find, wo aud) gefagt war, 
man habe Hoffnungen auf den Revifionismus gejegt, und 
diefe ſeien nicht erfüllt worden? Meine Herren, wenn ſich 
dabei irgend ein Karlchen Miesnid-Bolitifer etwas Ernft- 
baftes denkt, laſſe ich es mir gefallen. Aber wenn ber 
Herr Reichskanzler derartige Dinge ausſpricht, follte man 
wenigftend einmal jagen, was das eigentlid) für Hoffnungen 
gewejen find. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
So find wir alfo auf —— angewieſen. Ich 
habe mid) gefragt: was hätte eigentlich ber Reviſtonismus 
nah Dreöben tun follen, um ben Grmwartungen und 
Hoffnungen des deutſchen Reichslanzlers zu entſprechen? 
Hätte er etwa in perſönlicher Empfindlichkeit der Partei 
den Rüden ehren, „ungebudt“, ſtolz an ben Herrn 
Reichsſskanzler herantreten und fagen follen: ba find wir, 
Herr Reichslanzler 

(Heiterkeit bei den Sozialbemofraten), 
nm gib und unferen Lohn; wir verlangen: foziale Ge: 
Ben für die werftätige Vollsmaſſe, politiſche Freiheit 
für ale! — Was hätte da wohl der Herr Reichslanzler 
gefagt? Ihr armen Teufel, was wollt ihr denn? 
(Heiterfeit.) 

Meine Herren, was hätten wir fonft noch tun können? 
Hätten wir etwa die Fahne ber Rebellion in ber eigenen 
Bartet erheben und verjuchen follen, einen Teil abzu- 
jplittern, die große foztaldemofratiihe Bewegung zu 
ipalten? In weflen Haupt diefe Idee jemald gelegen 
hat, daS muß eine unglaublid naive Seele fein. 

(Sehr gut! bei den Sozialbemofraten.) 
Und wenn von liberaler Seite und derartige Dinge 
fuggeriert werben, ich meine, bie Liberalen hätten es doch 
am eigenen Leibe erfahren, was es heißt, wenn eine 
DOppofitiondpartet fi ipalte. Sie find zerrieben, voll- 
ändig einflußlos gemacht eben dadurch, daß fie im biefer 
eife ihre Kräfte zerfegt hatten. 
(Zuftimmung bei den Sozialdemokraten.) 
Es wäre in ber Tat ein Unſinn, ein Blödfinn, wenn eine 
Oppofitionspartet, ftatt ihre Kräfte zufammenzufaffen umd 
zu vergrößern, ſich in getrennten Rinnfalen verlieren 


wolle. 
(BE gut! bei den Sozialdemokraten.) 
Wenn wir mit einem derartigen Verfuch gefommen wären, 





bie Partei hätte und zur Tür hinausgeſchmiſſen, und mit (c) 


vollem Recht. 

(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten.) 
Dad find Natichläge und Gedanken, die, wie gefagt, 
würbig find eines Karlchen Miesnick-Politikers, aber fi 
nicht finden follten in bem Haupte eines verftänbigen 
Staatömanned. 

(Erneute Zuftimmung bei ben Sozialdemokraten.) 

Was die Revifioniften taten, war das einzig mögliche, 
was fie im Intereſſe ihrer eigenen Ehre und im Inſereſſe 
der Partei tun konnten: fie blieben in der Partei, 
niemand hat gewünſcht, daß fie bie Partei verließen, und 
fie haben dort mitgearbeitet im Imtereffe ber großen 
gemeinfamen Sache, wie fie es auch welter tun werben. 

(Bravo! bet den Sozialdemokraten.) 
Meine Herren, vor einer Welt von Feinden follten wir 
das tun, was unfere Feinde von und erwarteten? Das 
wäre gerade bad richtige, was wir tun fönnten! Nein, 
wir tun das, wad bie Macht und Größe unferer Be: 
wegung fteigert, was dazu beiträgt, dab wir auf bem 
Wege, auf dem wir und befinden, borwärtd kommen. 

(Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 

Meine Herren, es ift immer und immer wieber ber 
Dresdener Parteitag erwähnt worden. Die fogenannten 
Repifioniften haben niemals ein Hehl daraus gemadıt, 
daß ihnen das nicht gefallen hat; aber in feinem Momente 
fonnten und burften fie die Beſchlüſſe der Partei als 
nicht vorhanden anſehen. Es tft niemandem verwehrt 
worden mitzuarbeiten, weiter mitzuarbeiten in der Partei 
auf dem Voten, wo er ſtand. Das hatten wir zu tum, 
und das haben wir getan. 

(Sehr gut! bei ben Sozialdemokraten.) 

Meine Herren, ich ſagte vorhin, es gibt leicht feine 
Partei, die jo einig ift in allen praktiſch —* zur Ent⸗ 
ſcheidung kommenden Fragen wie die ofen nal Ge 


Ih möchte wirklich wünſchen, Ste hätten öfters mal Ge- (n) 


legenbeit, unfere Diökuffionen in ber Fraktion zu hören 
über bie uns bier geftellten Aufgaben. Ich glaube, Sie 
würden fi) meiftend wundern, wie raſch wir und über 
alle diefe Fragen verſtändigt haben, und ich bin überzeugt, 
ber Herr Reichsſslanzler hat im Bundesrat oft viel weiter: 
gehende Meinungsverfchiebenheiten und Gegenſätze zu über- 
winden, al3 wir fie haben bei ber Stellungnahme zu ben 
politifhen Aufgaben, die und hier geftellt find. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Meine Herren, wir find bie geistcherke Partei, die über: 
haupt heute im Deutſchen Reiche eriftiert. 

(Sehr gut! bei den Sozialdemofraten.) 

Es ift bier wiederholt — da will ih in biefem 
—— wenigſtens Kurz ſtreifen — ein Artikel 
meines Partelgenoſſen Schippel —— worden, der 
ſich mit den Agrarzöllen und dem Schickſal der englifchen 
Landwirtſchaft beſchäftigt. Ich kann nicht im einzelnen 
darauf eingehen und meine Auffaffung darlegen, weshalb 
ih dieſe Ausführungen für hinfällig und *4 halte; 
ich will nur das eine ſagen: ich glaube nicht, daß ein 
einziger Genoſſe in ber Pariei iſt, der dieſe Auffafſungen 

ippels teilt. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Und mir fcheint, daß ber Genoſſe Schippel fih mit diefer 
Auffaffung im fhroffiten Widerfpruh zu feinem eigenen 
parlamentarifhen Verhalten bier ald Mitglied unferer 
Fraktion befindet. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Denn er hat ja den Kampf gegen bie Agrarzölle mit uns 
durchgekämpft. Wenn alſo aus feinem Artikel der Schluß 
gezogen werben follte — er ift nicht bireft gezogen, aber 
er liegt nahe —, daß wir damals * ehandelt 
—— fo träfe dieſer Schluß ja den Verfaſſer —* am 

rfſten. 
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(Dr. David.) 

Meine Herren, e3 ift bom meinem Parteifreund 
Singer ganz richtig gefagt worden: warum Tlebt denn 
ber Neichöfanzler immer an Dredben, um daraus unfere 
Uneinigfeit zu beweifen? Warum blidt er denn nidt 
nad Mannheim? Die Antwort ift die: weil er da bie 
Einigkeit gejehen hätte, und weil ihm das eben nicht in 
fein Stonzept paßt. Denn worauf läuft das alles hinaus, 
und was ift der ganze Zwed feiner Kampfesweiſe gegen 
uns? Gr gibt fi bie größte Mühe, nachzuweiſen, dab 
die Soztaldemotratie daS verrucdhtefte Ding ift, das es 
nur auf der Welt gibt, daß fie „immer fanatifcher, immer 
terroriftifher, immer kulturwidriger“ werde, daß fie 
nur im flatternden Lodenhaar der blutigen Revolution 
dahinraſe. 

Meine Herren, der auch im Wahlkampfe immer 
wieder aufgetaudte und im diefem Haufe immer wieder 
ausgefprodene Vorwurf, daß wir nur rein negativ feien, 
dab wir nur auf Zeritörung alles Guten binarbeiteten, 
würbe eben entträftet werben, wenn ber Herr Reichs— 
fanzler ſich wirllich wollte unfere Tätigkeit innerhalb und 
außerhalb dieſes Haufe gemauer anjehen. Aber das 
will er nit; denn damit fchafft er bad Schredgeipenft 
weg, mit dem er gern alle Parteien gegen und zufanmen- 
treiben wollte. 

(Sehr gut! bei den Sozialbemofraten.) 
Sind wir nicht dad Geſpenſt, ald das er uns hinſtellt, 
dann, jo fürchtet er, bringt er feine Sammlungspolitit 
nicht zuſtande; denn ber einzige Kitt, der das zuftande 
bringen kann, tft ja die Angft vor der Sozialdemokratie. 
Nur fie Lönnte ſchließlich bie ſchroffen Gegenfäge, wenig: 
ſtens vorübergehend, überwinden. 

Meine Herren, es ift ſchon von meinen Barteifreunden 
Bebel und Singer genügend nacgewiefen worben, daß 
unfere Tätigleit Bier im Reihötage ein fortgeſetztes poſitives 
Schaffen geweſen ift; und wenn Ste jegt eine neue Sozial: 


(B) reform einleiten wollen — Sie fagen es ja alle; wir find 


geipannt, ob Sie es aud tun werben —, fo werben Sie 

nichts bringen können, was Ste nicht in den Annalen des 

— finden als von Sozialdemokraten beantragt, von 
ozialdemofraten angeregt und ausgearbeitet. 

(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) 

Ohne und gibt es feine Sozialpolitik! 

(Lebhafte Zuftimmung bei den Sozialdemokraten.) 
Diele Erfahrung werden Sie madhen, wenn Sie überhaupt 
ernftlid) daran gehen, biefed Programm auszuführen. Aber 
das bezweifle ich zunächſt nod. 

(Sehr richtig! bei den Sozialbemofraten.) 
Warum hört denn der Herr Reichskanzler nicht, wenn 
unfererfettö auf feine Anklagen des rein Negativen, des 
rein tg geantwortet wirb? 

ch will bie Worte wiederholen, die mein Kollege 
Bebel am legten Dienftag gejagt hat: 

n all ben Jahren, in denen die Sozialdemokratie 
in biefem rg figt, hat fie nie einen Antrag 
eingebradt, von dem man behaupten könnte, er 
richte ſich gegen die Grundlagen ber beftehenden 
Staatd- und Gejelihaftsorbnung. 

Sie, rechts, riefen „Obo“ babei. Darauf fährt Bebel fort: 

Nein, nicht eim einziger! Beweiſen Sie es mir! 

Ale unfere Anträge waren darauf gerichtet, die 

beftehende Staats: und Gejellihaftsorbnung zu 

berbefiern, Schlechtes zu befeitigen, unhaltbar 

Geworbenes auszuſcheiden, Lebenskräftiges an bie 

Stelle zu feßen. 

Weiſen Ste und nur nad, dab wir bie geſetzliche Durd- 
führung oder Einführung einer Reform, einer Anregung 
auf fozialem Gebiet gehemmt oder gehindert hätten! 

eine Herren, wir werben und aud durch nichts in 
diefer Haltung beirren laſſen. 

Aber wie fteht es, meine Herren, wenn man ben 
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Spieß umbdreht und fich fragt: was hat denn nun eigentlich 
der Fürſt Bülow auf fozialreformerifchem Gebiete geleiftet? 
(Sehr gut! bei den Sozialdemofraten.) 
Sein Hurd dauert ſchon 9 Jahre. Hat er denn auch nur 
bie in jenen Kaiferlihen Erlaffen angekündigten Reformen 
durchgeführt? Der Herr Mbgeorbnete Behrens Hat 
fonftatiert, daß von den Forderungen, die ber Frankfurter 
Kongreß ber Kriftlihen Gewerkihaften aufgeftellt hat, 
nod nicht eine einzige burchgeführt fei. 

(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) 
Entfinnen Sie fi, daß eine Deputation der chriſtlichen 
Arbeiter nad) dem Kongreß beim Reichskanzler war? 
Entfinnen Ste fid) des freunblihen Empfangs, der ſchönen 
Worte und ber ſchönen Berfprehungen, die der Reichs— 
leiter gab? Nun, das ift aud ſchon eine Weile ber, 
etliche Jahre find darüber hingegangen. Waren wir, bie 
Sozialdemokraten, etwa ſchuld daran, daß nod feine 
einzige biefer Forderungen erfüllt it? Der Herr Reich: 
tanzler follte wirklich feine Anklagen gegen ſich jelbft richten. 

(Sehr gut! bei den Sozialdemofraten.) 

Was hat er denm überhaupt für eine bedeutendere Sozial: 
reform im der Zeit geförbert? Steine! 


Vizepräfibent Dr. Paaſche: Meine Herren, ich bitte, 
nicht zu unterbrechen. 


Dr. David, Abgeordneter: Das Berggefeh hat er aus 
bem Reichsſstag in dem preußiſchen Landtag geihoben, ba: 
mit es den Arbeitgebern nicht zu wehe täte. Und was 
bat er denn fonft noch angelündigt? Das „Antigewerk— 
ſchaftsgeſetz““ dad Gele über die Rechtsfähigkeit ber 
Berufäpereine, dad barauf hinaus läuft, bie gemwerkichaft- 
liche Arbeiterbewegung zu fnebeln. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemotraten.) 
Das find bie Früchte feines Regimes auf fozialem Gebiete. 
(Zurufe bei den Sozialdemokraten.) 

Und weiter — mas iſt der Leititern feiner ganzen 
Wirtſchaftspolitik gewejen? Die Intereſſen der Großgrund⸗ 

T 


renine 

(Laden und Zurufe rechts) 
ftanden ihm ganz vorn. Sie können ja aud jagen: es 
ift erreicht, — bie Güterpreife fteigen, Ihr Weizen blüht. 
Aber dieſe agrarifche Intereffentenpolitit hat eine Ber- 
teurung aller Bebendmittel zur Folge gehabt, bie bie 
Segnungen aller Soztalpolitit mehr ald wettgemadt hat 

(ſehr richtig! bei den Sozialdemokraten) 

und bie Erfolge, bie bie Arbeiter ſich in ſchweren Kämpfen 
errungen haben, wieder auögeglihen hat. 

(Bahen und Zurufe redht3.) 
— Das beftreiten Sie; fie laden. Ja meine Herren, ihlagen 
Ste doch einmal die Berichte der preußiihen Fabrik— 
infpeftoren nad, und wenn Ihnen diefe Mühe zu viel 
ift, ſchlagen Sie mal gelegentlih das Protokoll des hoben 
Hauſes nad, das die Verhandlungen enthält über unfere 
Interpellation zur Fleiſchnot, Die von meinem Parteifreund 
Sceidemann begründet worden iſt! Da hat ber Stollege 
Scheibemann dieſe Urteile ber preußtfchen Fabrikinſpektoren 
zufammengetragen, und bie lauten übereinftimmend bon 
Königsberg bis Wachen, von Breslau bi Wiesbaden 
—* daß zwar nominelle Lohnerhöungen eingetreten ſind, 
daß aber durch die Steigerung ber Preiſe für bie not— 
wenbdigften Lebensmittel — Wohnung und Nahrungs: 
mittel ufw. — biefe Lohnerhöhungen wieder mwettgemadt 
worben find. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Das ift der Erfolg des Syſtems Bülow. 

Und was hat es und denn auf politiihem @ebiete 
gebraht? Das preußiſche Landtagswahlrecht, durch einen 
Verfaſſungsbruch bamald oftropiert, ift unerfchüttert 
geblieben. Herr von Bülow hat gar feinen Verſuch 
gemacht, ed trgendivie zu erfchüttern. 


(C) 


(D) 


(A) 


(B) 





(Dr. David.) 

Und wie ficht es vollends auf kulturellem Gebtet, 
auf bem Gebiet der Wiſſenſchaft, der Schule aus? Da 
ift es rückwärts gegangen; immer dunkler und dunkler ift 
es geworden. Schwarzieher jollten verbannt werben; aber 
es wurde immer ſchwärzer. Der geiftige Dumftkreis, ber 
heute die Palais der regierenden und leitenden Männer 
in Deutſchland erfüllt, ift wirklich nicht geeignet, das 
Anfehen bed Volkes der Dichter und Denker in der Welt 
zu erhöhen. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Alleufalls geht es bis Harnad; aber was darüber ift, das 
ift nicht erlaubt in der Hofluft. Da, wohin einft ein 
Friedrich II. den atheiftiihen Philofophen Voltaire ein: 
gelaben hatte, da follte ſich heute einmal ein atheiftifcher 
Bhilofoph ſehen Laffen 

+ (Heiterkeit) 
ober etwa Hädel oder ein anderer Naturforſcher. Und 
wie ift es mit ber Schule „gegangen? Sch will das nicht 
im einzelnen vorführen. an fann in bezug darauf nur 
dad Wort auöfpredhen, das ber Herr Abgeordnete 
Giesberts bei einer anderen Gelegenheit ausgeſprochen 
bat: man möchte fi faſt ſchämen, ein Preuße zu fein. 
(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) 

Angefihts dieſes Kurſes, ber bie mirtfchaftliche, 
fulturelle und politiihe Reaktion darftellt, ift eigentlich 
nichts verwunderlicher, ald daß ber Herr Reichskanzler 
fih nit darüber wundert, dab ed in der Gozlal: 
demofratie überhaupt noch fo etwas wie Nevifionismus 
gibt, das heißt, daß ed nod Männer gibt, die doch nicht 
die Hoffnung — wollen, daß wir auf dem Wege 
friedlicher organiſcher Entwicklung wirllich vorwärts 
lommen können. Ein ſolcher Glaube wird allerdings 
außerordentlich ſchwer gemacht durch die Politik des Herrn 
Reichskanzlers. 

Meine Herren, es find jetzt jo ſchöne Worte und 
roße Verſprechungen gemacht worben: es foll eine neue 
ra ber .. Neform beginnen. Schön, wir find 
dabei! Aber der Reidhötag foll beweiſen, daß das nicht 
bloß ſchöne Worte waren. Eine Mehrheit ift ja nun 
dafür ba, daran ift fein Zweifel, wenigitend wenn bie 
Worte ernftlih und ehrlich gemeint find. Das werben 
die Herren freilich zu beweiien haben. Der Herr Behrens 
fann e3 ja nım and der Nähe verfolgen. Jetzt wird er 
ja einmal fehen, ob wir, die Sozialdemokraten, ber 
Hemmſchuh einer weitgreifenden Sozialreform find, oder 
ob die Hemmſchuhe wo anders fiten. Es ift ja hoch 
intereffant, baß der Herr Staatöfelretär des Innern, 
Graf dv. Poſadowsky, foeben es für notwendig bielt, 
ein ſcharfes Abwehrwort zu fprechen gegen bie Herren, 
bie ihn wegen feiner Gosieftetormateriiien Neigungen an: 
griffen. Die Herren, auf bie bad gemünzt war, fiten 
niht in ben Reihen ber Sozialdemokratie. An unferer 
Mitarbeiterihaft wirb es nicht fehlen. Und wenn bie 
Thronrede den Vorwurf enthält, dad wir verhindert 
hätten, daß das gr Königtum fih nad Wunſch be- 
tätigen Zonnte, fo will id; wiederholen, was mein Bartels 
freund Bebel in biefer Beziehung programmatiih im 
April 1905 erflärt hat gerade hinfichtlih des fozialen 
Königstums. Ich tue dies, damit das foziale Königstum 
nicht jagen kann: bie Sozialdemokratie hindert mid 
daran. fagte: 

Wenn weiter der Herr Reichskanzler nod bie 
Hoffnung ausfprah, es werbe bem fozialen 
Königtum in Preußen gelingen, allmählich bie 
Gegenfäge audzugleihen und damit der Sozial: 
bemofratie bad Wafler abzugraben, jo kann ic 
ihm erflären, daß wir und fehr freuen werben, 
wenn dies fogenannte foziale Königtum ſich 
enblih als cin wirkliches ſoziales Königtum 
herausſtellen ſollte. — Alsdann würden wir 
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dieſes ſoziale Königtum auf das entſchiedenſte (0) 


unterſtützen. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Der Herr Reichskanzler dürfte und bann fehr oft an 
feiner Seite als —— haben, währenb er 
die Herren von ber rechten Seite des Hauſes ala 
feine entichtebenen —— ſich gegenüber hätte. 
Buruf) 
Jawohl, das würde er hier haben; denn noch vor wenigen 
Tagen iſt es auf ber Konferenz der ‚Wirtſchaftlichen 
Vereinigung“ direkt ausgeſprochen worden von Herrn 
dv. Burgsdorff und anderen konſervativen Politikern, daß 
eine Fortführung dieſer Reform nicht wollen, daß ſie 
m Gegenteil Hepreffiumaßregeln gegen bie Soztaldemo: 
fratte verlangen. Wir arbeiten mit, aud wenn ein 
Monarch wirklich Sozlalreformen durchführen will. Bor 
allem ift es und darum zu tun, daß die Reform 
— wirb. 
us alledem aber, wa3 wir erlebt haben, find wir 
außerorbentlih mißtrauifh geworben. Es müßte ein 
vollfommener Wandel im Geift eingetreten fein. Der 
verftorbene Reichſskanzler Hohenlohe berichtet einmal in 
feinen Denfwürbigfeiten auß der Zeit, wo bie Sanal- 
vorlage im Abgeorbnietenhaufe jo viel Kummer made: 
„Der Kaiſer will nun nicht den Landtag auflöfen, weil 
ihm mehr am a: im Reichſstage, ald an bem 
Kanal liegt, und zu einem Zuchthausgeſetz braucht er bie 
Konfervativen im Reichſtag.“ Das ſchrieb damals ber 
leitende Staatsmann. Wir jind num neugierig auf ben 
Wandel. Die Worte können uns nicht allein überzeugen, 
und deöhalb fagen wir: an feinen Früchten werben wir 
das foziale Königtum erkennen. 
Der Herr Reichskanzler hat immer wieder erklärt: 
ohne Berfaffungsbruh und Revolution fönnten wir gar 
nicht vorwärts kommen. Nein, meine Herren, wir haben 


niemal3 auf dem Standpunkte geftanden, daß wir unferer- (n) 


feit3 gewaltfame Entwidlung, gewaltfame Sataftrophen 
wünſchten ober hervorrufen wollten; fonbern wir haben 
jeberzeit erflärt: was am uns ift, fo ift uns ber legale 
Weg lieber, aber wir haben auch erklärt, wenn es zu 
gewaltfamen Auseinanberjegungen fommt, dann liegt bie 
Schuld auf der anderen Seite! Wer ift es benn, ber 
auh zu Beginn dieſes Wahllanıpfes mit Staatäftreid- 
brohungen gelommen ift? Wer hat erlärt: wenn fonft 
nichts hilft, fo machen wir es auf eine andere Weiſe! 
Ale diefe Leute ſitzen auch nicht auf unferen Bänken, 
fondern fie figen auf der entgegengefegten Seite des Hauſes. 
„Der Degen Bonaparted ufw.”, dad war aud jo eine 
Außerung, die dahin gehört. 

Nun, meine Herren, bat ber Herr Reichskanzler be- 
fonderen Anftoß genommen, daß wir dad republifanifche 
Syſtem für da3 richtige und befiere hielten. Me 
Fraktionskollege Singer hat ihm ſchon erwidert, es fteht 
ja gar nicht in der Verfaffung, daß nur bie monarchiſche 
Staatöform geduldet werde. Meine Herren, das iſt ja 
doch eine Tatſache, daß im deutſchen Reichsverband auch 
Republiken eriftieren; und wir Sozialdemokraten find ja 
nicht die einzigen, die biefe Verfaffung für bie mobernere 
und zeitgemäßere halten. In einer Ausgabe bes „Berliner 
Tageblatt“ vom 4. Februar 1907 ift ein Artikel enthalten: 
„Das Teftament der Königin.” Gr beichäftigt fich mit 
der frage, was bie Braunfchweiger nun tun follen, wenn 
der Gumberlander nicht auf ben Herzogsthron gefeht 
würde, und da jagt das liberale Blatt es iſt 
vielleicht ganz nützlich, daß ich das den neuvermählten 
—— Konjerbativen in Erinnerung rufe — da ſagt 

a8 ! 


Wären fie 
— nämlich die Braunfhweiger — j 
der Lage gewachſen, dann würben fie ſich bie 
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(Dr. David.) 
—— nicht entgehen laſſen, 
monarchiſchen Spitze zu entledigen 

(hört! Hört! bei den Sozialdemokraten) 
und ſich eine republifantfche Spige nad) Art ber 
freien Stäbte zu geben. 
(Hetterfeit.) 

Das Dokument ift noch ganz meu, und darauf beruht fein 

befonderer Wert in ber gegenwärtigen Situation. 

Meine Herren, alles das, was ba gegen und gejagt 
wird, alle die Sünden, bie gegen und aufgezählt werben, 
alle bie find e3 nicht, woraus fih der Haß im feindlichen 
Heerlager gegen die Sozialdemokratie erflärt. Nicht 
unfere Zulunftsgedanken und nicht unſere Kampfesmethode, 
— alles das macht es nicht aus; nein, gerade unſere 
Gegenwartsarbeit iſt es, die Ihnen ſo unangenehm iſt 

(ſehr richtigl bei den Sozialdemokraten); 
unſere Gegenwartsarbeit, die Abſchlagszahlungen, die 
wir [origeieht von Ihnen verlangen In allen Barlamenten, 
im Neihätag, in den Landtagen, in ben Kommunal: 
vertretungen, bie find es, bie die Sozialdemokratie zu fo 
unangenehmen Mitgliedern der Häufer machen 

(ſehr richtig! bei den Sozialdemokraten), 
unangenehm für die Herren, bie barin eben Angriffe auf 
ihre Spmtereffen, Abzüge an ihrem Einkommen fehen. 

(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten.) 
Meine Herren, ich wiederhole: diefe Tätigleit, unfere 
Gegenwartöforberungen, unfere pofitive Gegenwartsarbeit 
ift e8, die Sie gegen und in Harnifch bringt. Wenn wir 
noch fo „ſanfte Heinrihe* im der Kampfesweiſe würben, 
würbe biejer Gegenjag bleiben, und Sie würden nicht 
weniger alö heute gegen und zu Felde ziehen. 

(Sehr wahr! bei den Sozialdemokraten.) 

Meine Herren, ber Herr Abgeorbnete Behrens hat 
vorhin auch ben „Terrorismus der Sozialdemokratie 
berührt. Er war wenigftens fo geredht, auch einmal ben 


ji der 


(B) Terroridmus der Arbeitgeber hier zur Sprache zu bringen 


unb zu fagen, ber fei noch viel verwerflicher, weil das bie 
wirtihaftlih Stärferen find. Er bat mur einen 
Terroriömud vergefien, das ift der Terrorismus ber 
a gr ap ae gegen bie freien Gewerkihaften, und es 
wäre ſehr zu wünſchen, wenn er das gelegentlid nad)- 
holte. Wir werden und aud) gelegentlich noch a 
über die Frage unterhalten, ob Fine Anklagen im biefer 
Beziehung irgendwie einen berechtigten Grund haben. 

Meine Herren, der Herr Graf Poſadowsky hat heute 
in feinen Ausführungen einen Gedanken ausgeſprochen, 
dem jeber zuftimmen muß. Gr fagte, bie Erhaltung ber 
Gefundheit und ber ſtraft unſeres Volkes beruhe mit 
darauf, daß wir tiefgretfende Sozialreformen befommen. 
Das ift richtig. Wir fehen darin eine der wichtigften, 
dringenbften und größten nationalen Aufgaben. 

(Sehr richtig! bei ben Soztalbemofraten.) 
Sie haben und das nationale Empfinden abgeftritten. 
Sie haben und beſonders deshalb im Wahlkampf be— 
tämpft, weil wir Ihre fogenannte „nationale Weltpolitit* 
fritifieren und mit milmachen. Nun, meine Herren, 
wenn ein aroßer Staat wie dad Deutfche Neih eine 
nationale Weltpolitif treiben will, fo tft bie erfte Vor— 
ausfegung dafür, daß es im Innern freiheitliche, moderne 
Zuſtünde hat. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Moran ift denn die ruffiihe Weltpolitik gefcheitert? An 
den verrotteten, rüdftändigen, inneren ruffitgen Zuftänden. 

(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten.) 

Und wenn ic da in Parenthefe auch noch eine Be— 
merfung bed Herrn —— zurückweiſen darf — 
er greift, ba er feine neuen Argumente hat, aud) immer 
wieder auf die alten —, er hat bie Barifer Kommune 
bier vorgeführt, um unfere ganze Schlehtigfeit zu be: 
weifen, berjelbe Herr Reichälanzler, ber im innigften Ver: 
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hältnis, in freundichaftlichiten Beziehungen zu der rufftfchen (0) 


Regierung geftanden hat und noch fteht, an deren Händen 
fo ungeheuer viel Blut Hebt. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Die Vogrome, die immer und immer wieder ausbrechen, 
find eingeleitet von dem jogenannten Komitee ber echt 
ruſſiſchen Leute, unterftügt aber und geſchützt von der 
ruſſiſchen Regierung. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Da follte ber Herr Reichskanzler wirklich fchweigen und 
nicht fo tun, als ob er fo zart befaitet fei und nicht 
hören könne, daß irgendwo in ber GEntwidlung der 
Arbeiterbewegung einmal ein blutiges Ereignis war. 
Dann foll er ſchweigen und jebenfalld nicht den Verſuch 
maden, fih als einen Mann Hinzuftellen, der mit ben 
allerumanften Mitteln kämpft und nur mit folden Leuten 
Freundfchaft hält, die human denken. Die Bolenpolitit 
zeigt das ja aud) zur Genüge. 

(Sehr richtig! bei den Polen.) 

Meine Herren, warum kann England, warum fann 
Franfreid, warum fönnen bie Bereinigten Staaten fo 
leiht eine großzügige auswärtige Politik treiben? 
Meil fie innerlich freie Staatöwefen find, weil auch ihre 
auswärtige PVolittt unter der Kontrolle der gefamten 
Natton fteht. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemofraten.) 
Dad ift bei und miht ber Fall. Wir Haben feine 
deutſche auswärtige Politik, wir haben eine „preußifche“ 
MWelipolitif. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten 

und den Polen.) 
Die Diplomatie ift ein Privilegium der Junkerkaſte, und 
fie ift auch darnach. 
(Heiterfeit bei den Sozialdemokraten.) 

Das hat ja ber Maroffohandel gezeigt, unb wenn bas 
wahr ift, was jet Herr Tarbieu 
öffentlicht, dann wäre die Blamage ber deutfchen Diplo- 
matie noch viel größer, als man es feither gewußt hat. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Meine Herren, was man von der fpeziellen Junler- 
ſchaft in bezug auf die deutſche Nationalpolitif erwarten 
fann, das bat ja auch ber alte Hohenlohe in einer 
treffenden Bemerkung mitgeteilt. Herr Graf Poſadowsky 
hat zwar verfucht, diefen Denktwürdigkeiten den Glauben 
zu nehmen. Er bat gejagt: was fo einer für fi im 
ftillen Kämmerlein bahinfchreibt, das hat gar feinen An- 
ſpruch auf ge denn das tft rein fubfektiv. 

(Zuruf bei ben Sozialdemokraten: Loebell!) 
— Herr v. Loebell ift allerdings anderer Meinung. — 

(Heiterfeit.) 

Aber, meine Herren, mit ber — Bewelskraft 
dieſer Ausführungen bed Grafen Vojabomsty iſt ed doch 
wirfiih ſchlimm beftelt. Ich meine, gerade berartige 
Niederichriften, die nicht auf den Moment berechnet find, 
fondern bei denen doch der Menſch vor ber Geidhichte 
gewiffermaßen feine Anſchauungen ausfpridt, und zwar 
an einer Stelle und in einer Form, bei ber er nicht zu 
fürdten braudt, irgendwie zu Schaden zu fommen, — 
benn offen hätte Firft Hohenlohe natürlih damald das 
nicht fagen können — id; meine gerade dieſe Niederfchrift 
hätte mehr Anfpruh auf Beachtung und —* als 
andere Niederſchriften und offene Erklärungen, bie von ber 
Reichäregierung ausgehen. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Meine Herren, was ſchrieb denn ba Fürft Hohenlohe 

gi dem Jagdſchloß Springe am 15. Dezember 1898? 
r fagte: 
Wenn id fo unter ben preußiichen Erzellenzen 
fie, wird mir ber Gegenfag zwiſchen Nordbeutich- 
land und Süddeutſchland recht Mar. Der ſüd— 


m „Temps“ ber: (m) 


(4) 





(Dr. David.) 
deutſche Liberalismus kommt gegen die Junker 


nit auf. Sie find zu mächtig, und fie haben 
da3 Königtum und die Armee auf ihrer Seite. 
Auch das Zentrum geht mit ihren. Alles, was 
ih in biefen 4 Jahren erlebt habe, erklärt fich 
aud diefem Gegenfage.. Die Dentfchen haben 
recht, wenn fie meine Anwejenheit in Berlin als 
eine Garantie der Ginheit anfehen. Wie ich 
1866 bis 1870 für bie Vereinigung von Süd 
und Norb gewirkt habe, fo muß ich bier danad) 
fireben, Preußen beim Reich zu erhalten. Denn 
alle biefe Herren pfeifen auf dad Reich und 
würben es lieber heute als morgen auflöjen. 
(Hört! hört! bei ben Sozialdemokraten.) 
Das fagte der frühere Reichskanzler! 
(Zurufe redt3.) 
— Unſinn, jagen Sie. Aber ber Fürft Hohenlohe kannte 
feine Bappenheimer; er war fein Neuling in dieſen Streifen, 
er war durch feine Geburt ſchon in die höchften Regionen 
bineingeboren, er wußte Beſcheid und hatte ein langes 
Leben ımd eine lange Erfahrung Hinter fi, als er Diele 
Süße niederfhrieb. Er kannte feine PBappenheimer, ſage 
id. Meine Herren, dieſes Zeugnis charafterifiert bie 
fogenannte Reichsfreundſchaft des Junkertums am aller: 
beiten. Ihre ganze Politif geht darauf hinaus und hat 
dahin gewirkt, den Norden und Süden in einen«jchärferen 
Gegenfag zu bringen, alö es biöher ber Fall war. 
(Sehr richtig! links.) 
Ihr ee an dem Dreitlaffenwahliyftem fteht im 
ichroftften Gegenfag zu den Wahlreformen in Sübbeutfch- 
land und bat ben Gegenfag im Innern Deutſchlands fehr 
verſchärft. Es war fein Geringerer ald Prinz Ludwig 
von Bayern, der Ihnen das ja auch gejagt hat. Bei ben 
Schiffahrtsabgaben machen Sie es ja, worüber wir ung 
bemnächft unterhalten werben. Das ift aud) nichts anderes 


(B) als ein Keil in bie Reichseinheit, ald eine feinbfelige 


Politik gegen die ſübdeutſchen Staaten. 

(Sehr richtig! Links.) 
Bir Sozialdemokraten ſtehen auf dem Standpunkt der 
Reichseinheit und weiſen es zurüd, wenn man uns, zumal 
von Ihrer Seite, Reichöfeindfhaft in die Schuhe ſchiebt. 
Meine Herren, unfere angeblide „unpatriotifche 
Haltung” bat der Herr Reichskanzler und immer und 
immer wieder vorgeworfen. Er bat uns ald Vorwurf 
efagt: die Sozialdemokraten jtellen die internationalen 
eale über bie nationalen Ideale. Zunächſt konftatiere 
ih, baß ber Herr Reichskanzler und damit einmal 
wenigftend Ideale zugeiprodhen bat. Das war fon 
etwas und fieht im ſchroffſten Gegenſatz zu der anderen 
Erflärung, daß die Sozialdemokratie aus dem Haß ge: 
boren jei, was ein jehr tiefed Verſtändnis für die große 
Bewegung ber Zeit bekundet. Zukünftige Hiftorifer werben 
das Syftem des Herm Reichskanzlers beurteilen nad dem 
Berhältnis, welches er zur ſoziademokratiſchen Bewegung 

gewornen}hatte. 

Meine Herren, e3 ift ridtig, wir ftellen bie inter: 
nationalen Ideale in Konflittöfällen unter Umſtänden über 


bie nationalen. 

(Hört! hört! rechts.) 
Ja Hört! hört! — Ich werde darüber noch mehr jagen, 
dann rufen Sie nur aud wieder hört! hört! Es ift 
bier — ich glaube, es war ber preußiſche Minifter Herr 
v. Rheinbaben — einmal gefagt worben, jeber gute Patriot 
müſſe bad Wort unterſchreiben: wright or wrong — 


my country! 

(Sehr richtig! rechts.) 
Sie fagen „Iehr richtig!” ga fonftatiere dad. Alſo: 
einerlei, ob Vaterland oder Nation im Unrecht find, unter 
allen limftänden für die Nation! 

(Sehr richtig! rechts.) 
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Meine Herren, der engliſche Kollege des Herrn Reichs: (C) 


fanzlerd, der Minifterpräfident Campbell Bannerman hat 
biefer Tage einem Vertreter der „Neuen Freien Preſſe“ 
eine Unterredung gewährt. Dabei hat er ſich ausgeſprochen 
über feine Haltung zur Zeit des Krieges in Südafrika 
und mitgeteilt, damals habe ihm ein Geiftlicher 
einen Brief geihidt, der gelautet Habe: „Sie find 
ein Schurke, ein DBerräter, ein Mörder, und id 
hoffe, daß das Schidfal eines Mörbers Sie treffen 
wird.” So hat man Campbell Bannerman angegriffen, 
als er und feine Parteifreunde, zur Zeit al3 England im 
Kriege mit Sübafrifa ftand, der Sade der Gerechtigkeit 
egen feine Nation das Wort geredet haben. Und jetzt 
Fat Gampbell Bannerman — und das betraditet er mit 
Recht ald einen Fortſchritt —: 
Es darf heute ein Mitglied des Parlaments von 
dem Trandvaaltrieg fagen: „Diefer nihtöwürbige, 
unerhörte, frevelhafte Serien“, und aud viele 
Konferbative werben dieſe Worte eubie über fi 
ergehen laffen — bie Liberalen können jebo 
ungeftört ihre beifällige Zuftimmung zu dieſem 
Kriterium geben. &8 war nicht immer fo. Man 
war eine Zeitlang in England faft in Gefahr, 
wenn man diefen * verurteilte und 
doch war es — ich wiederhole es noch heute — 


ein frivoler * 
(Hört! hört! links.) 


Das ſagt der derzeitige Minifterpräfident in England. 
Ih glaube, darin fpricht ſich doch ein höherer nationaler 
Standpunkt aus ald in dem Wort „right or wrong — 
my country,“ das heißt: auch wenn wir unrecht tun, Laffen 
wir bie Nation, der unredt getan wird, nicht zu ihrem 
Rechte kommen. 

Meine Herren, wir find alfo in guter Geſellſchaft. 
Mir find auch in Gefelihaft der edelften und beiten 


. ee... 


Denker nnjered Volkes, wir find in der Gefelfchaft von (m) 


Sant, Herder, Schiller, Goethe, Fichte, Humboldt. Bor 
hundert Jahren hätte man dem für einen Barbaren an 
gejehen, der gefagt hätte: die Nation fteht über dem Recht! 
(Sehr richtig! links.) 
Und biefe Erziehung hatte ja noch lange nachgewirkt; 
aber jest ift fie bei Ihnen weggewiicht, jegt jagt man in 
jenen Streifen, die die ebelften fein wollen, wenn jemand 
fo fpridt: ad, das ift Humanitätöbufel. 
(Sehr richtig! links.) 
Meine Herren, der alte Philoſoph Eduard Zeller hat 
in einem intereffanten Aufſatz gejagt: 
Wir dürfen nie vergeflen, daß unfer Volt felbft 
nur ein dienendes Glied einer größeren Gemein: 
ſchaft ift, und daß aud) fein Wert vor der Ge: 
ſchichte nur nach dem beurteilt wird, was es ber 
Menſchheit Ieiftet. Das Intereſſe der Nationalität 
lag nur zu oft mit der Humanität im Streite; 
man bat nur zu oft geglaubt, was an ſich felbft 
unrecht ift, fünne zum Recht werden, wenn man 
es für fein Volk tut; man bat nur zu häufig bie 
nationale Macht und Größe ald einen legten 
wed behandelt, dem alle anderen weichen müffen. 
Uinfere Zeit und umfer Volk hat die Aufgabe, mit 
anderen Vorurteilen auch von dieſem fi freigus 
halten, und das Mittel dazu ift die Einficht, daß 
die Pflichten gegen das eigene Bolt und bie 
Pflichten genen die Menſchheit nit von einander 
zu trennen find, daß die höchſte Vollendung und 
die wertvollſte Frucht eines tüchtigen Vollslebens 
die Humanität ift. 
(Sehr gut! links.) 
Meine Herren, das ift and unſer nationales Be: 
lenntnis 
(ehr richtig! bei den Sozialdemokraten), 
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(Dr. Dabid.) 
(A) und wir find lieber in ber Gefellfchaft diefer Männer als 
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Wert der Sozialtften hüben und brüben müßig (C) 


in Ihrer Geſellſchaft. 
(Bravo! bei den Sozialbentofraten.) 

Die Nation fteht und fehr hoch; aber es gibt etwas, das 
fteht und noch höher, und das ift die Menſchheit. Daran 
* wir feſt, mögen Sie uns Ideologen und Utopiſten 
chelten. Wir verlangen die Anerkennung unſeres eigenen 
nationalen Rechts. Selbſtverſtändlich! Niemals werden 
wir unſere nationale Selbſtändigkeit, die Selbſtbeſtimmung 
unſeres Volles irgend einem Fremden ausliefern. Nie— 
mand in ber internationalen Sozialdemokratie denlt auch 
daran. Aber wir erkennen auch an — und das ift bie 
notwendige anbere Seite — bad Recht ber anderen 
Nationen auf ihre Nationalität. 

(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten und Polen.) 
Dad iſt der dunkelſte Punkt gerade der preußifchen 
Politit, daß fie niemald ein Gefühl, niemald einen 
Sinn, niemald eine höhere Erkenntnis diefer Notwendigkeit 
gehabt hat. 

(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) 
Meine Herren, jekt gibt England in Traudvaal die 
Minifterpräfidentichaft in bie Hand des Generals Botha, des 
Führers der Buren. Man bedenke, das ift ein erft kürzlich 
unterworfenes Volt. Und wie fieht es heute noch aus 
mit bem preußiſchen Regime in Polen, Elſaß-Lothringen! 

(Heiterkeit rechts. Sehr richtig! bei den Soztal- 

bemofraten. Bravo! bei den Polen.) 

Ih muß auch noch etwas hier in bie Akten bringen, weil 
diefe Lüge, fo oft man fie totichlägt, immer wieder auf: 
fteht, die Behauptung nämlich, daß unfere franzöfifchen 
Barteigenofjen einen anderen Stanbpuntt in diefer Frage 
einnähmen. Es ift zwar fo und fo oft in biefem Hauſe 
nachgewieſen worden, daß dieſelbe Anklage von ben 
Nationaliften in Frankreich im entgegengefegten Sinne 
erhoben wird. Trotzdem hat und der Herr Reichskanzler 


(B) am Diendtag unferen PBarteigenoffen Jaurdd wieder ein- 


mal als Mufter an Patriotismus vorgehalten. Nun tit 
aber doch den franzöftichen Nationaliften die Sache zu 
dumm geworden; das paßt benen nämlich nicht 
ind Sonzept, die leben davon, daß fie fagen: 
Ia, der Monfteur Bebel, der ift ein Patriot, der will noch 
jelber die Flinte auf ben Rüden nehmen, wenn es gilt, 
dad Vaterland zu verteidigen; baran follte fih Jaurès 
ein Beifpiel nehmen. Da ift es ihnen natürlich höchſt 
unangenehm, wenn der deutſche Reichskanzler das durch— 
kreuzt. Sonft hat ihnen bie Rede bed Reichskanzlers 
außerorbentlih gefallen, denn jelbftverftändlih wie bie 
fozialdemokratifhe Bewegung international if, fo find 
aud) ihre Gegner international. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
So ſchreibt alfo der „Temps*: 

Herr v. Bülow ſcheint und zu benetden. 

wollen ihm Jaures gern überlaffen. 

(Heiterteit.) 

Der Mann, der ben Dreibunb ald „notwendiges 

Gegengewiht gegen die  franzöfiich » ruffiiche 

Altance” gelobt Hat und in der Marofloaffäre 

die Regierung und bie Politik Frankreichs 

fortgefegt verbäditigt, angegriffen, verleumdet 

hat; der an ber Seite bed Herrn Herbe 

(hört! hört!) 

an der Spige einer Partei ſteht, die den bewaffneten 

Aufftand im Kriegsfall zuläßt und anrät — 

biefer Mann ift fein Patriot nah unſerem 

Geihmad. Und wenn Herr von Bülow an unferer 

Stelle wäre, würde er wie wir denken und fprechen 

und Herrn Jaure3 all das vorwerfen, was er 

Herrn Bebel vorwirft. 

(Hört! hört! und Heiterkeit.) 
Übrigens ift diefer Streit über den nationalen 


Wir 


und eitel. 
Denen brüben tft Die Sache alfo endlich zu Dumm geworben. 
Da wäre es wirflid an ber Zeit, wenn Sie dem Herrn 
Reichskanzler endlih aud zu dumm würde. Aber in 
diefer Beziehung habe ih wenig Hoffnung, denn es ift 
ganz richtig: davon lebt er. 

Wir haben, obgleih Sie es beftreiten; aud Vater: 
landöliebe und ih will unfere Auffaffung darüber zum 
Schluß zufammenfaflen. 

(Bravo! rechts.) 
— Id freue mid, wenn Sie mir Beifall ſpenden. 

Unser Vaterland ift unfer Volt, und Vaterlandäliebe 
heißt für uns, tatfräftiges Eintreten für die Hebung 
unferer Vollsmaſſen 

(fehr richtig! bei den Sozialdemokraten), 
und zwar von unten auf; benn nur fo hebt man das 
Ganze, nicht indem man bie Großen, Mächtigen und 
Reihen noch reiher macht und dabei die Untenſtehenden 
noch tiefer finfen läßt, worauf Ihre Politik hinausläuft. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Das halten wir als die erfte Forderung ber nationalen 
Mohlfahrt und Ehre, daß die breiten Maſſen unferes 
Volt zur vollen Kultur geführt werben, und wenn Sie 
uns den Willen und ben Sinn für die nationale Wohl- 
fahrt und Ehre abjtreiten, wenn Ste und antinational 
nennen, bann frage ich: wer hat Ihnen denn den Patrio- 
tismus in Pacht gegeben? 

(Sehr richtig! bei den nein 
Woher nehmen benn Ste dad Recht dazu, dieſe Anklagen 
auszufprehen? Die Sozialdemokratie Hat für das beutiche 
Vaterland, für beffen Wohlfahrt und Ehre mehr geleitet 
als die Parteien auf ber rechten Seite 

(fehr richtig! bei den Sozialbemofraten), 
hundertmal mehr! Wenn es nad Ihnen ginge, fähe es 
mit der Wohlfahrt und der Ehre unferes 
ſchlimm aus. Wir verlangen als erfte nationale Forderung: 
matertelle Hebung der breiten Vollsmaſſen in Stabt und 
Land von unten auf. Das ift ber Leitftern unferer 
nationalen Wirtfhaftöpolitil, das tft unfere Heimats- 


politif! 
(Bravo! bei ben Sozialdemokraten.) 

Die zweite nationale Forderung heißt: Bildung für 
das ganze Voll. Und darum fiehen wir auch ſchroff der 
ganzen reaktionären Schulpolitit genenüber: Was find 
denn unfere nattonalen Dichter und Denker, wer kennt fie 
benn im Volke? 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Wer kan fie denn leſen, wer hat denn bie Zeit dazu, 
wer befommt bie Vorausfegungen dazu in ber Schuler 
In die großen Schöpfungen unjerer Wiſſenſchaft, unferer 
nationalen Kunſt und Kultur — iſt heute ja 
nur das Vorrecht einer relativ kleinen, privilegierten Klaſſe 
im Deutſchen Reich; 90 Prozent unſeres Volkes find da— 
von ausgeſchloſſen. Darum ſagen wir: Bildung für alle! 

Das Dritte — und das iſt eime ebenjo wichtige 
Forderung der nationalen Wohlfahrt und unſeres An- 
ſehens auch nah außen — ift: bie politiihe Mündigkeit 
unferes Volles! Es tft ein für die deutſche Politik, für 
dad Volk der Dichter und Denker beſchämender Zuftand, 
daß dad Bolt über feine großen Geſchicke nichts zu 
fagen hat! 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Wir verlangen die volle Mitbeftimmung des Volkes; wir 
verlangen ein demokratiſches Spftem, wo nur ber Wille 
des Boltes und fein anderer das oberfte Geſetz ift! 
(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) 

Meine Herren, das find die Beltandteile unferes 
nationalen Programms. Ich halte es fir größer, fir 
ſchöner ald das Ihrige und ich fage: ed wäre ſchlimm 


aterlandes (D) 


(A) 


(B) 
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(Dr. David.) 

beftellt um die nationale Wohlfahrt und um die Zukunft 
des deutſchen Volkes, wenn es in Deutichland feine ſtarle 
Sozialdemokratie gäbe! Das ift die ftärkite Schutzwehr 


| irgendwie einwirken können. 


gegen Ihre Tendenzen, das iſt bie befte Garantie, daß | 


die Zukunft des deutſchen Volkes nicht verloren ift, 
fonbern daß es weiter auffteigen wird auf der Stufen: 
leiter der Kultur! Das ift die Bahn, die wir verfolgen, 
und von biejer nationalen Politik werben Sie und nicht 
abbringen, diefer nationalen Politik wird aber auch der 
Sieg zufallen! 

(Lebhafter Beifall bei den Sozialdemokraten.) 


Bizepräfident Dr. Paaſche: Meine Herren, es find 
noch al3 Vorlagen eingegangen: 

1. Entwurf eines Geſetzes betreffend bie vorläufige 

Regelung des Reihshaushalts für die Monate 
April und Mai 1907, nebit Begründung; 
2. Entwurf eines Geſetzes betreffend die vorläufige 
Negelung des Haushalt3 der Schußgebiete für 
die Monate April und Mat 1907. 
Die Drudlegung ift verfügt; die Verteilung erfolgt 
morgen abend. 

Ih ſchlage den Herren nunmehr vor, fi zu ver— 
tagen. — Es erfolgt fein Widerſpruch; die Vertagung 
iſt beichloifen. 

Zu einer perfönlihen Bemerkung Hat das Wort ber 
Herr Abgeordnete Erzberger. 


Erzberger, Abgeordneter: Meine Herren, es ift mir 
nit möglih, im Rahmen einer perfönlihen Bemerkung 
dem Herr Chef der Reichskanzlei dad zu erwidern, was 
id zu erwidern habe. Das werde ich morgen im ber 
Fortſetzung der Debatte tun. Heute, im Rahmen einer 
perfönlihen Bemerkung, kann ih nur drei umrichtige 
er bes Herrn Chefs der Reichskanzlei zurüd- 
weiſen. 

Der Herr Chef der Reichskanzlei erklärt, daß ich die 
betreffende Unterredung im September 1905 zu dem 
Zwede herbeigeführt hätte, um eine Einſtellung des Ber: 
fahren gegen den Beamten Poeplau zu erreichen. Ich 
habe demgegenüber zu erflären, daß ich den Herrn Chef 
der Reichsfanzlei in der genannten Unterredung gebeten 
babe, eine materielle Unterfuhung aller der Mißſtände in 
der Stolonialverwaltung, die Poeplan in feiner jahrelang 
vergebens an ben Staatöfekretär des Auswärtigen Amts und 
vergebens an den Herrn Reichskanzler gerichteten ſchweren 
Anklagen erwähnt hat, herbeizuführen — eine materielle 
Unterfuhung, die jhon im Januar 1905 — worüber 
ih morgen nähere Ausführungen mahen werde — dem 
Herrn Abgeordneten Dr. Müller (Sagan) zugeiagt, aber 
nit eingehalten worden ift. Es ift alfo unrichtig, wenn 
der Herr Chef der Reichskanzlei erklärt, ich hätte eine 
Einftellung des PVerfahrens gegen Poeplau gewünſcht. 
Das war gar nicht zuläffig in dem Moment, und weder 
der Herr Chef der Reichskanzlei noch der Herr Reichs— 
fanzler hätten auf dieſen bereitö zwei Tage fpäter vor 


dem BDiäziplinarhofe in Potsdam Itattfindenden Prozek | 
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nicht verlangen. 
Ebenſo unrichtig ift es, daß ich, wie ber Herr Chef 
der Reichskanzlei ausgeführt hat, erklärt hätte, Die ganze 


Zentrumsfraktion werde nichts mehr beiwilligen, wenn 


diefe Mißſtände in der Öffentlichkeit beſprochen würden. 
Ih habe den genannten Beamten 2, 3 Tage — es können 
auh 4 fein — vorher feinen gelernt; er gab mir das 
Material mit dem ausbrüdlihen Erſuchen — und das 
beftätigte er im der Öffentlichkeit — mit dem ausdrücklichen 
Erſuchen, ih möchte zu dem Herrn Reichskanzler gehen, 
um eine Unterfuhung der Mipftände herbeizuführen. 
Daß ich in diefer Zeit mich mit irgend einem Zentrums: 
abgeordneten überhaupt nicht in Verbindung ſetzen konnte, 
um eine folde Erklärung abzugeben, darüber brauche id) 
weiter nichts zu fagen; ich habe bad nicht getan. 
Drittend: der Herr Chef der Reichskanzlei hat mih — 
den beeideten Zeugen Erzberger, wie er fagte — in 
Widerſpruch zu fegen geſucht mit dem, was ich anberwärts 
erflärt habe, indem er fagte, id hätte doch unter meinem 


' Eid dad zugegeben, wa3 er niedergefährieben hat. Gerade 


in meiner eidlichen Ausſage fehlt aber der Satz, auf den 
e3 ankommt. In meiner eiblichen Ausſage tft nirgends 
der Sat enthalten, daß ich eine Einftellung des Verfahrens 
gewüniht Hätte — das ift ber fpringende Punkt —, 
ſondern es ift nur der Sat enthalten, daß ih mein Er: 
juchen bei bem Chef der Reichskanzlei dahin gemacht habe, 
einen anderen Ausweg herbeizuführen, den ich eben erhoffte 
und erdachte durch die von mir gewünfchte Generalumter: 
ſuchung aller der Mißſtände. 

Mehr kann ich perſönlich nicht bemerken; das übrige 
werde ih morgen ausführen. Perfönlih führe ih nur 
noch an, daß fein Chef der Reichskanzlei mehr in bie 
Lage kommen wird, eine Aftennotiz über mic anzufertigen. 

(Heiterkeit und Burufe.) 


Bizepräfident Dr. Paaſche: Ich ſchlage vor, Die 
nächſte Sigung zu halten morgen, Dienstag den 5. März, 
Nadhmittagd 1 Ihr, mit folgender Tagesordnung: 

1. Neft der heutigen Tagesordnung; 

2. erfte Beratung des Eutwurfs eines Geſetzes be— 
treffend die Feſtſtellung eined Nachtrags fir bem 
Reichshaushaltsetat fiir das Rechnungsjahr 1906, 
nebft Anlagen (Nr. 4 der Drudjadhen), 

— Verbindung mit den Druckſachen Nr. b, 6, 
und 8 
— das find die verichiedenen einzelnen Nachtragsetats 
und ber Gefegentwurf über bie Gewährung eines Darlehnd 
an das ſüdweſtafrikaniſche Schußgebiet. 

Gegen diefen Vorſchlag erhebt fich fein Widerſpruch; 
die Tagesordnung fteht feſt. 

Die 1., 3., 6. und 7. Abteilung berufe ih auf 
morgen bormittag 11 Uhr zur Vornahme von Wahl: 
prüfungen. 
Ich ſchließe die Sigung. 


(Schluß der Sigung 7 Uhr 12 Minuten.) 
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Das konnte ich deshalb gar (C) 
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D) 
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10. Sitzung. 


Dienstag den 5. März 1907, 


Geichäftliches 2350, 
Fortſetzung und Schluß der erjten Beratung: 
a) des Entwurfs eines Geſetzes be: 
treffend die Feſtſtellung des Reids- 
haushaltsetats für das Redinungs- 

jahr 1907, 

b) des Entwurfs eines Gejebes be: 
treffend die Feſtſtellung des Haus— 
haltsetats für die Schubgebiete auf 
das Rechnmungsjahr 1907, 

ce) der Ergänzung zum Entwurf des 
Neichshaushaltsetats für das Rech— 
nungsjahr 1907, 

(Nr. 9, 10, 74 der Anlagen) 
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Die Sigung wird um 1 Uhr 15 Minuten durch den 
Präfidenten Dr. Grafen zu Stolberg-Wernigerode eröffnet. 


Präfident: Die Sigung tft eröffnet. 

Das Protokoll der vorigen Sigung Itegt zur Einſicht 
auf dem Bureau offen. 

Ih habe Urlaub erteilt dem Herm Abgeordneten 
Grafen Praſchma für 2 Tage. 

Entſchuldigt ift der Herr Abgeordnete Dr. Miller 


(Meiningen). 
Wir treten in die Tagedorbnung ein. Griter 
Gegenftand derſelben ift: (D) 

Fortfegung der erften Beratung des Entwurfs 

eines Gefebes betreffend die Feſtſtellung des 

NReihshaushaltsetats für das Rechnungsjahr 

1907, nebft Anlagen und einer Dentichrift (Nr. 9 

der Drudiaden), 

in Berbindung mit ber Fortſetzung ber 
eriten Beratung 

a) des Entwurfd eines Geſetzes betreffend bie 
Feitftellung des Haushaltsetats für die Schutz⸗ 
gebiete auf das Rechnungsjahr 1907, nebſt 
Anlagen (Nr. 10 der Drudjadhen), 

b) ber Ergänzung zum Entwurf des Reichs— 
haushaltsetat3 fir das Nehnungsjahr 1907, 
nebft Anlagen (Nr. 74 der Drudjaden). 

Die Diskuffion ift wieder eröffnet. Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Dr. Paaſche. 


Dr. Paaſche, Abgeordneter: Meine Herren, es ift 
feine angenehme Situation, am achten Tage einer weitaus⸗ 
efponnenen Debatte noch dad Wort ergreifen zu müſſen. 
ch hätte gern baranf verzichtet, jegt in ben Streit ber 
Barteten noch einzugreifen. Aber ich halte mich für ver— 
pflichtet und bin durch meine Fraktion beauftragt, gegen 
bie Rebe, bie geftern ber Herr Abgeordnete v. Hertling 
gehalten Hat, nod einige Worte hier zu fagen. 

Wie können es nur bedauern, daß Herr v. Hertling, 
ber in feiner rubig vornehmen Weiſe geftern die Stellung 
des Zentrums zu den wichtigen politiihen Fragen, 
namentlih aud feine Stellung zu den einzelnen Barteten, 
zur Auflöfung des Neihätags, zur Regierung klargelegt 
bat, erft am letzten Enbe von ben Rebnern feiner Fraktion zum 
Worte gelommen ift. Ich will offen jagen: ich glaube, wenn 
Herr d. Hertling allein im Namen des Zentrums geſprochen 
hätte, fo würde ber Eindrud feiner Rebe ein ganz anderer 
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(Dr. Paaſche. 
(A) gewefen fein und das — ſelbſt aus dieſem Kampfe 
der Meinungen viel beſſer hervorgegangen ſein, als es 
vielleicht jo der Fall ift. 
(Sehr richtig!) 
Denn vieles bon dem, mad er geitern hier vorge— 
tragen hat, fönnten aud id) und meine politifchen Freunde 
mit unterjchreiben. Aber andererſeits find die Voraus— 
fegungen, von denen er ausging, vielfach derartig, daß wir 
doch nicht umhin können, gegen feine Schlußfolgerungen 
unfere Stellung befonders zu wahren und die Prämiſſen zu 
befämpfen, von denen er in feiner Beweisführung ausging. 
Menn ih vorhin jagte: ich bebaure, daß Herr 
vd. Hertling nicht als einziger und hauptſächlichſter Redner 
feiner Fraktion aufgetreten ift, — fo möchte ich daran er- 
innern, daß auf ihm ja immer bie Hoffnung bafierte, daß 
eventuell noh im Zentrum eine nationale Strömung 
Mat greifen könne, und daß er ed war, ber feinerzeit 
gegen bie Stihmwahlparole de3 bayeriſchen Zentrums 
energiih Front machte, welche zu gemeinſamem Borgehen 
mit den Soztalbemofraten aufforberte. 
(Sehr ridtig!) 
Ih will aud feine politifchen Freunde daran erinnern, 
wie er bamal3 in ber Zentrumspreffe felber mit Hohn 
und Spott überfhüttet worben ift, wie wenig man baran 
dachte, die Stimme dieſes alten erfahrenen und gewiegten 
Parlamentarierd zu hören, ber wohl auf die längfte Zeit 
parlamentarifcher Mitarbeit an wichtigen Gefegen zurüd: 
bliden kann, wie aud die Stimme des Epislopats, ber 
patrtotifhen Männer, die auf den Bilhofftühlen bon 
Banıberg ufw. figen, nicht gehört worden ift, fondern wie 
man trogbem ber Parole gefolgt tft, die mit Hilfe ber 
Sozialdemokratie gegen bie ſogenannten nationalen Parteien, 
fpeziell gegen ben Liberaliämus, Front gemacht hat. 
(Sehr gut!) 
Herr v. Hertling verglich die jetzige Auflöfung des Reichs— 





(B) tag3 mit derjenigen Zeit, die er felbft miterlebt hat, mit 


ber Auflöfung des Jahres 1878. Gr ging dabei von ber 
Voraudfegung aus, daß feinerzeit, 1878, als Fürft 
Bismarck fih verpflichtet fühlte, den Reichstag aufzulöfen, 
ähnliche Verhältniffe geherriht Hätten, wie man fie jetzt 
bem Zentrum vorwirft, daß ed damals die national- 
liberale Partei geweſen wäre, die ald eine große, aus: 
Ichlaggebende Partei verfucht hätte, ihre Macht zu miß— 
brauchen, und daß Fürft Bismard in feinen Memoiren 
dargelegt habe, daß er hauptſächlich, um dieſe allzu große 
Machtftellung der Partet zu untergraben, fih zur Auf: 
löfung habe entſchlleßen müffen. Er ſagte dabei, Herr 
vd. Bennigfen babe damals verſucht, nicht bloß, 
felbft in die Negierung einzutreten, Sondern aud) 
noch einige jeiner Freunde mit in das Minifterium 
bineinzubringen, und baran ſei dann fchließlid) ber 
Eintritt der Liberalen in die Regierung geſcheitert. Wenn 
damit gemeint fein follte, daß die Nationalliberalen da— 
mals nad unberechtigter Macht geftrebt hätten, und daß 
fie eine Nebenregierung — der Ausdruck wurde gebraudt 
— angeitrebt hätten, jo möchte id doch daran erinnern, 
daß Herr v. Bennigfen niemals danach geftrebt hat, in 
ein hohes Reichs- oder Staatsamt, am wenigften in ein 
Miniftertum einzutreten 
(ſehr richtig! bei ben Nationalliberalen), 
daß er lange von dem Herrn Reichskanzler Fürften Bis: 
mard gebrängt worden ift, einen Minifterpoften anzu— 
nehmen, daß er ſich weigerte und ſchließlich feinen Wider: 
fprud nur dann aufgeben wollte, wenn er nicht allein in 
ein ſtockkonſervatives Miniiterium berufen werde, mo 
feine Stimme verhallen müßte, fondern einige feiner 
Fraktiondgenoffen mit ihm zugleih ind Minifterium bes 
rufen würben. 
(Sehr richtig! bei ben Nationalliberalen.) 

Darauf tft er nicht berufen worden, bie ganze Kombination 
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fchetterte, eben, wie ich wieberhole, nicht etwa baran, daß (C) 


die Nationalliberalen fih damals in die Macht hätten 
hineindrängen wollen, fondern daran, weil Herr d. Bennigfen 
— ganz gewiß mit Recht — nicht eintreten mochte in ein 
Minifterium, in weldem er ber weiße Nabe unter ben 
Konjerbativen gewefen wäre. 
(Sehr richtig! lintks.) 

Ich glaube, zur Steuer ber Wahrheit ift es gut, dies hier 
mitzuteilen. 

Wenn dann weiter gejagt wurbe, damals hätte bie 
nationalliberale Fraktion den Anfpruch geitellt, daß ihr 
die Gefegeövorlagen bereit3 vorher vorgelegt würden, und 
die Fraktion hätte bereit8 Darüber entichleden, ehe die 
Vorlagen zur Verhandlung im Plenum des Hauſes ge— 
fommen wären, fo muß ich jagen: bas find Behauptungen, 
die ber Fürft Bismard in feinen Memoiren aufgeltellt 
bat, für bie er aber ben Beweis wohl ichwerlidh wird 
bringen fünnen. Denn, meine Herren, daß die Fraktion 
als Hole derartige Anträge geftellt hätte, dad glaube ich 
aus ber Kenntnis der Befhichte unferer Fraltion und aus 
dem Studium der Alten ohne weiteres beftreiten zu dürfen. 
Daß einzelne den Wunfc geäußert haben, die Vorlagen 
bereitö vorher zu ſehen, und daß die Vertreter der ver— 
bünbeten Pegierungen mit einzelnen hervorragenden 
Bolitifern aud vor Einbringung der Vorlagen bereits 
darüber biäfutiert haben, fte unter fih beſprochen haben, 
das wird man ohne weiteres zugeben müflen. Aber id) 
frage Sie, meine Herren: iſt das nicht heute ebenfo? 

(Sehr richtig! links.) 
Ih ftehe nachgerade lange genug im parlamentariichen 
Kampf und weiß doch aud, wie's gemacht wird, und id) 
habe noch kaum gejchen, daß große, wichtige politifche 
Vorlagen eingebracht wurden, ohne daß bie Vertreter ber 
verbiindeten Regierungen mit bem einen ober anderen 
Führer der großen Barteien Rüdfprahe und Fühlung 


genommen hätten, und wenn es einmal nidyt geichieht, jo (D) 


fönnen Sie Immer die Klage barüber hören, baß bie Re— 
gierung ohne Fühlung mit den Parteien vorgegangen ſei. 
(Sehr richtig!) 
Dann Hagt man — und dbod gewiß nicht ganz mit Un— 
recht — darüber, daß man Gefege einbrächte, die fchlich- 
lich feine Mehrheit im Haufe finden und durch ihre Ab» 
lehnung nachher nicht die Stellung der Regierung ftärken, 
fondern fie jelbfiverftändlih im der öffentlichen Meinung 
ſchwächen müffen. 
(Sehr richtig!) 


Alfo wenn damals die Klage laut wurde, es hätten her: 
vorragende Mitglieder unferer Partei diefen Wunſch aus— 
geiproden, jo wird man daraus nicht ableiten können, daß 
die nationalliberale Bartei nun ganz bejondere Macht: 
gelüfte entfaltet und in unzuläffiger Weiſe verfucht hätte, 
der Regterung ihren Willen aufzuzwingen. 

Herr v. Hertling meinte geftern, das Zentrum ſei ja 
Immer in einer prefären age gewelen, es jet immer eine 
Minderheitöpartet geweſen, weil e8 eben, wenn auch feine 
fonfeffionelle Partei, doch bie Vertretung ber katholiſchen 
Minderheit des deutſchen Volkes jet; in dieſer prefären 
Zage habe ed immer die Verpflichtung gehabt, Rüdficht zu 
nehmen auf andere und habe immer nur etwas erreichen 
fönnen dadurch, daß cd die mittlere Linken in der Wirt: 
ſchafts⸗ und Sozialpolitif halte, und es habe zuweilen auch 
mit Hilfe der auf der äußerften Linie ftehenden Parteien 
ber Regierung gegenüber feinen Willen durchſetzen können. 

Es ſei immer in einer prefären Qage geweſen! — Das 
Hingt fo ſchön und unschuldig, ald ob das Zentrum nie: 
mals eine Machtſtellung gehabt, niemals eine ausſchlag— 
gebende Stellung bejeffen hat. Das möchte man heute am 
liebften aud in der öffentlichen Meinung verbreiten, ala ob 
ba3 Zentrum eine ganz harmlofe Rolle in den politifchen 
Kämpfen- ber legten Jahre gefpielt habe, niemals aus: 
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(Dr. Baafche.) 


(A) fhlaggebend, niemald machtvoll gewefen jet. Nun, meine 


Herren, von anderer Seite ift oft genug das Gegenteil 
behauptet worben, und aud aus Ihren Reihen Felder. 
Ic denle nit daran, Ahnen lange Zeitungsausſchnitte 
vorauleien; Sie wifjen, das ift nicht meine Art. Aber id 
möchte nur an ein Wort erinnern, daß Ihr und unfer 
früherer Kollege, Herr Dr. Bachem, einmal triumphierend 
in Elberfeld gejagt hat. Da fagte er ausdrüdiih vom 
Zentrum: 

Wir haben ein Anfehen und eine Machtſtellung, 

wie fie felten oder niemal eine Partei gehabt 

hat. Und wie wirb’3 erſt nad) weiteren fünfunds 

zwanzig Jahren fein! 

(Hört! hört!) 

Meine Herren, dad eine Wort genügt wohl, um Shnen 
zu zeigen, daß Sie felber ſich diefer Machtftellung vollauf 
bewußt geweſen find, und daß Sie aucd gewußt haben, 
dab Ste die ausfhlaggebende, die — wie man Sie oft 
fpötttich genannt hat — bie regierende Partei ſeien. Und 
die Zatfache, dab Ste jederzeit imftande waren, mit ber 
Sozialdemokratie zufammen ber Regierung Ihren Willen 
anfzubrüden, hat Ihnen ja, wie Sie wifjen, diefe Macht: 


ftellung gegeben. 
(Sehr richtig!) 

Herr d. Hertling hat ſich fehr darüber aufgeregt, daß 
der Herr Reichäfanzler von dem Bündnis zwifchen dei 
Schwarzen und Roten geiprodhen hat, und fagte, das 
babe ihn wie weniges andere im Wahlkampfe in innerfter 
Seele verlegt. Er hat mit Redt darauf hingemwiefen, daß 
die Gegenfäge zwiſchen Zentrum umd Sozialdemokratie 
ja fo tiefgretfend find, daß ein wirkliches Bündnis niemals 
möglich tit. Ja, das hat niemand geleugnet. Ich alaube, 
Sie haben auch jeitend der Sozialdemokratie niemals 
gehört, daß fie auf ein Bündnis mit Ihnen irgendwie 
Gewicht legte oder jemald glaubte, in ein fachliches 


(B) Bündnisverhältnis mit Jhnen eintreten zu können. Trotz⸗ 


dem beruht Ihre Machtftellung, meine Herren, zwar nidt 
auf einem ausgefprohenen Bündnis, wohl aber barauf, 
daß Sie jeberzeit diefe Bundeögenoffen oder Hilfätruppen, 
will ich jagen, zur Verfügung hatten, wenn es galt, ber 
Regierung Schwierigkeiten zu maden, wenn es galt, 
ba3, was bie Regierung vorſchlug, zu Falle zu bringen, 
zum mindeften dabei ihren Willen dabei zurüdzufegen. 
(Sehr richtig! links.) 

Nun fagt Herr v. Hertling: „Sa, was haben wir 
denn erreiht? Man tirft und Kuhhanbel vor. Zeigen 
Sie mir dod dad, was wir erreiht Haben!” Deine 

erren, ich glaube, das ift nicht nötig, daß ich Ihnen bie 

übe hier einzeln vorführe. 

(Laden in der Mitte. Zurufe: Bitter) 
— Ach Gott! Meine Herren, ich kann Ihnen aus meiner 
alten Erfahrung eine ganze Reihe von Dingen fagen! 
(Zebhafte Zurufe aus der Mitte.) 

— Id will’3 Ihnen . bewetjen, wenn Sie's wollen. Alfo 
los, meine Herren! Ich will die älteren Parlamentarier 
bod mal daran erinnern, wie bie Geſetzgebungsmaſchine 
ber legten Jahre doc immer und immer wieber gearbeitet 
bat, und id frage bie Herren, die bier lange Fahre im 
Parlament mit mir zufammengefeffen haben, ob ih ba 
etwas Unrichtiges barftelle. eine Herren, wenn irgend 
eine nationale oder eine wirtichaftlic wichtige Frage an 
ba3 Haus fam, fo erinnern Sie fi, bitte, ob jchon ein 
einziges Mal bei einer nationalen Frage, bei Heeres— 
berftärfungen, einer Flottenvorlage ober dgl. mehr, das 
Zentrum einen Redner vorgeihidt hätte, der gefagt hätte: 
wir erkennen die Berechtigung diefer Forderung durchaus 
an! Jedesmal — mir fannten ja die Komödie ſchon, 
und in ber Preffe ift es oft genug als folche bargeftellt 
worden — kam einer von Ihnen unb erflärte: für Diefe 
Vorlage find wir unter feinen Umftänden, niemals wird 





bad Zentrum bereit fein, derartige neue Opfer und Laſten 
zu tragen! 
(Zurufe von den Sozialdemokraten.) 
— So, tote früher die Nationalliberalen! Meinetwegen, 
bad find vergangene Zeiten, mit denen rechnen wir heute 
nit. Ich glaube, wir haben alle Urfache, mit dem zu 
rechnen, was uns jegt angeht. Ste beftätigen aber durch 
Ihren eg doch das, was ih ſage, daß es für bie 
jegige Zeit zutrifft. Das freut mid, meine Herren. 
(Sehr gut!) 

Und dann in der Budgetfommiffion! Ich habe in 
der Kommiſſion zwölf Jahre gearbeitet. Da ift es faft 
immer fo gegangen. Wir haben faum jemald in ber 
zweiten Leſung zu folden Vorlagen feitend ded Zentrums 
ein zuſtimmendes Votum befommen Im Gegenteil, 
gewöhnlich hieß ed: erft wollen wir ftattftiiches Material 
haben. Das war bei der Flottenvorlage, dad war bei 
der Heereövorlage, bei allen möglichen anderen Vorlagen 
— lange bingezogen! Manhmal haben wir bie Be- 
merfung gehört: wir wollen ed noch eine Weile auf die 
lange Bank ſchieben. Wenn dann in zweiter Leſung 
bereitö eine Berftändigung zuftande fam auf die Wünſche 
des Zentrums, dann hatten wir in zweiter Lefung wohl 
eine Vorlage, die einigermaßen für bie britte Leſung 
Ausficht ai Erfolg hatte. IH erinnere Sie aber: wie 
oft fam es, daß wir in der zweiten Lefung mit einem 
Vakuum abſchloſſen! 

(Sehr richtig! bei ben Nationalliberalen.) 

Wilfen die Herren das auch nicht mehr? Ich erinnere 
beifpielöwetfe an die letzte Heeresvorlage; da ſchloſſen 
wir in zweiter Leſung mit einem Vakuum ab, da war bie 
gefamte deutihe Kavallerie abgelehnt, und dann erft in 
der dritten Leſung kam langiam und allmählid das 
Zentrum mit feinen Wünfchen heraus, und dann wurde 
die nationale Aufgabe nad Ihren Vorſchlägen gelöft, an 
benen mitgearbeitet zu haben Sie heute mit N 

Pathos fi) zum Verdienſt anrechnen. Aber ich frage die 
Herren, wie wollen Si 

(Zuruf aus der Mitte: Wo find die Kühe?) 
— Laffen Sie mid dod ruhig ausſprechen, meine Herren, 
bie Kühe kommen meinetwegen auch noch. 
(Große Heiterkeit.) — 
Dann wurde in dritter Befung das Gefeg nad) den Anträgen 
be3 Zentrums, die und oft genug recht unbequem waren, 
angenommen, weil meift die Konjervativen und National: 
liberalen fi) jagen mußten: lieber etwas als gar nichts. 
(Sehr richtig! reits.) 

Ich habe das Beifpiel der Heeresporlage angeführt. 
Die Herren werden ſich defien erinnern: ald wir in ber 
weiten Lefung vor dem Nichts ftanden, mußten wir 
liehlic nad langem Hin und Her von dem Zentrum 
und gefallen laſſen, daß bie Vermehrung ber Kavallerie 
hinausgeſchoben wurde. Ich glaube, bie legten Kavallerie— 
regimenter ſollen erſt in zwei Jahren bewilligt werden. 

(Zuruf aus der Mitte) 
— oder nad) brei Fahren 
(Zurufe aus der Mitte) 

— 1910 foll das legte Kavallerieregiment bewilligt werben 
(ſehr richtig! rechts umb bei ben Nationalliberalen), 
nahdem und vorher — und einzelne Herren vom Zentrum 
waren ja dabei — im Kriegsminiſterlum unter Vorlegung 
ber geheimften Akten der Nachweis geführt war, daß es 
im dringendften nationalen Intereffe ſei, diefe Regimenter 
bald zu beivilligen, damit der Aufmarſch der Armee unter 

allen Umſtänden fichergeftellt ſei. 
(Sehr richtig!) 

Meine Herren, ih führe das Betipiel nur an, um 
Ihnen zu zeigen, wie Ste Ihre Machtſtellung in nationalen 
Dingen gebraudt haben. R 

(Zurufe aus ber Mitte: Jegt fommen bie Kühe!) 

3b* 


e«— — 
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großem (D) 
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(A) — Ach Gott, reden Sie doch nicht immer von ben Stühen, 


Herr Kollege! 
(Große Heiterkeit.) 
Wenn man von Kuhhandel fpricht, meinen Sie wirklich, 
dab man Ahnen lebendige Kühe geſchenkt hat? 
(Große Heiterfett.) 
Ich glaube, meine Herren, fo viel werben Sie doch politiſch 
zu denen imftande fein, daß beim Huhhandel nichts weiter 
herausfommt, als daß der Partei ihr Wille nefchieht, daß 
fie thren Willen durchſetzt, und daß fie ihre Wünſche auch 
auf anderen Gebieten burchzufegen imftande iſt. Da könnte 
man Ihnen eine Fülle bon Dingen vorrechnen, die im 
einzelnen aufzuzählen wahrhaftig nicht angenehm ift. 
(Sehr richtig! bei den Liberalen.) 
Laſſen Ste mid bad Eine nur fagen: Haben Sie nicht 
felber im Wahltampfe in einem großen rheinifchen Blatt 
darauf aufmerkſam gemadt: wenn wir bie Akten vor— 
legen und zeigen wollten, wa alles Hinter den Kuliſſen 
geſchehen — kein Staatsſekretär, kein Miniſter bliebe 
auf ſeinem Poſten —, wo Sie überall im einzelnen 
verſucht haben, für dieſen oder jenen Ihrer Freunde 
etwas einzutauſchen? 
(Oh! oh! in der Mitte.) 
Wie oft hat in den Zeitungen geftanden: bie Rechnung 
werben wir Herrn Stubt präfentieren‘bei dem preußifchen 
Volksſchulgeſetzz da wird man und geben müflen, was 
wir braucden! 

Meine or ich glaube, es ift wirklich zu viel 
verlangt, dab ih Ihnen Heute ſolche Ginzelfälle vor: 
führen fol. — — 

(Zuruf au der Mitte: Sie haben e3 verfproden!) 
— Gewiß, dad habe ich verſprochen, und ber Beweis 
Itegt darin, meine Herren: wenn Sie eine Madtitellung 
ſich erworben haben, wie fie der Herr Abgeorbniete Bachem 
felbft anerkannt hat, dab Sie die einflußreichite, bie ans 


(8) gelehenfte, die machtvollſte Partei find, eine Machtftellung 


haben wie nie und nimmer, fo tft ſchon dieſes Macht: 
bewußtjein, bad Sie vielfach audgenugt haben, für Ste 
ganz gewiß eine recht fette Kuh geweſen. 
(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen. Lebhafter 
Widerſpruch in ber Mitte.) 
Das läßt ſich doch nicht leugnen. 
(Zurufe aus der Mitte: Gar fein Beweis!) 

Ich will Ihnen doch ein Mort vorlefen, das bie 
„Germania“ einmal geichmiedet hat. Ach made jonft nicht 
gern Zitate und ſammle nicht gern Negiftraturen, um lange 
Borlefungen zu halten. 

, (Sehr gut! links.) 

Die „Germania“ jagte bei dem Streit um bie Militär: 

vorlage: 
Mir können mande Repreffalten ergreifen, wenn 
wir in geeigneten Fällen unfere parlamentariiche 
Macht gebrauchen. Ein politifher Handelsartifel 
ift das Jeſuitengeſetz nicht. Wir haben ein Recht 
darauf, und Rechte kauft man nicht, fondern man 
firaft, wenn fie berweigert werben. 
(Lebhafte Aufe: Ahal bei den Liberalen.) 

Meine Herren, das ift die ausgeſprochene Politik, 
bad ift das Machtbewußtſein, dad Sie hatten 

(ſehr richtig! bei den Liberalen); 
das find bie fetten Kühe, die Ste eingeheimft haben 
(große Heiterkeit), 
das Machtbewußtſein, daß Sie bie Diegkerung, wenn Sie 
nichts erreihen konnten, ftraften nach Ihrem Belieben. 
(Sehr richtig! bei den Liberalen. — Zuruf aus der 
Mitte: WoP) 

Ich appelliere an die Mitglieber des Haufes außerhalb 
der Zentrumsfraktion, ob fie von dieſen ihren Mactmitteln 
nit ausreihend Gebraud gemaht haber Ih Habe 
vorhin das eine Beifpiel von der Hrereöporlage als typiſch 
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geſchlldert. So war es immer. 
MWahllampf das deutſche Wolf, wie man nicht mit Unrecht 
gefagt hat, aufgeatmet hat, daß ber Drud des Zentrums 
von ben Parteien und dem Neichätage genommen tft, 
ja meinen Sie, daß das alles künſtliche Made war, daß 
der Herr Reichskanzler das burchgedrüdt hat? Mein, 
meine Herren, ein tief empfundener Mißmut ftedte in ber 
großen Mafle der evangeliihen Bevölkerung 
(jehr richtig! bei den Liberalen) 
barüber, daß Sie bie fetten Kühe unter-Dah und Fach 
hatten, daß Sie Ihre Macht jederzeit gebrauden und 
Ihren Willen durchfegen konnten. Eine wahre Begeifterung 
fam in ben ——— Gemeinden uns entgegen, als 
ſie hörten: endlich iſt die Macht, iſt der Druck des Zentrums 
beſeltigt worden, endlich hat man Männer gefunden, die 
die Eiterbeule aufgeſtochen und gegen dieſe Madhtpolitif 
ihre ganze Berfönlichkeit eingejegt haben. 
(2ebhafted Bravo bei ben Liberalen.) 

Meine Herren, wad war denn unfer Wahlihlahtruf? 
Ste fagen: „Nieder mit dem Zentrum!” Meine Herren, id 
babe den Schladtruf immer nur fo gehört: „Los bom 
Zentrum und gegen die Sozialdemokratie!” Daß war 
unfere offizielle Wahlparole. Ob Sie in irgend einem 
MWurftblättchen etwas anderes gelefen haben, das änbert 
an ber Tatſache nichts. Sie Ichnen ja das Bündnis mit 
ber Sozialdemokratie ab; namentlih Herr v. Hertling 
hat, wie ich eben fagte, fi dagegen gemwehrt, es hätte 
ihm wehegetan, daß ein Bündnis beftehe zwiſchen Sozial- 
bemofratie und Zentrum. Meine Herren, ihn hat e8 
gefräntt, dad glaube ih, und das hat er offen aus— 
geiproden. Die Quittung hat er von Ihnen damals kurz 
vor Zufammentritt des Neichdtagd bei ben Stihwahlen 
recht gründlih und reichlid bekommen. Seine Stimme 


tft nicht gehört. 
(Sehr richtig! links.) 


Man hat dann den Spieß umgedreht und ben Wor- (D) 


wurf gemaht — ber Herr Abgeordnete Schaebler hat ja 
in feiner „geifivollen, witzigen Art* lange darüber 
gerebet —, wie wir ſchließlich mit der Soztalbemotratie 
paltiert hätten. 
(Jawohl! in der Mitte.) 
Ya, meine Herren, und fudht man aus einzelnen Wahl: 
freifen nachzuweiſen, daß da und bort die Sozial: 
bemofratie und zu einem Mandat verholfen hätte. Aber 
was hat denn Herr Scaebler neulich jelber gefagt? Ich 
böre feine Worte nod: „Wir müßten ja gottfträflich 
dumm: fein 
(fehr richtig! bei den Sozialdemokraten), 
wenn wir das Meffer und ſelbſt an bie fehle fegen, 
wenn wir bie Hilfe der Parteien nicht nehmen wollten; 
das überſchreitet das Maß der erlaubten Naivität." — So 
fagte er, nit wahr? 
(Sroße Heiterkeit.) 
Ja, meine Herren, darauf fommt es eben an, wer’ 
braudt. Sie nennen fi gottfträflih bumm, wenn Ste 
bie Hilfe der Sozialdemokratie ablehnen wollten, und uns 
machen Sie einen Vorwurf daraus, wenn wir, ohne daß 
jemal3 die Partetleitung irgendwie zu biefem Bündnis 
aufgefordert hätte — — 
(Zurufe von den Sozialdemokraten: In Baden!) 
— Ad Gott, meine Herren, biefen Zwiſchenruf hören 
wir ja num jedesmal, und daß ihn die Sozialdemokraten 
immer borbringen, die damals mit uns zufammengegangen 
find, das wundert mid. 
(Sehr gut! Ins. Heiterkeit und Zurufe von ben 
Sozialdemokraten.) 
— Sie ärgern fi nicht darüber, meine Herren? Wir auch 
nit! Die offizielle Partetleitung bat bei uns nie bie 
Barole auögegeben. Aber wenn wir heute jagen wollten: 
wir müßten doc gottfträflih dumm fein, — was würben 


Und wenn jest im (C) 
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(Dr. Baatche.) 


(A) Sie wohl jagen? Dann hieße e3 natürlih: das geht ja 


weit über dad Maß ber erlaubten Naivität hinaus. 
(Sehr gut!) 
Und, meine Herren, die Parole „Los vom Zentrum 
und gegen bie Sozialdemokratie!“ hat, wenn Sie ehrlich 
ben Ausgang des Kampfes betradten wollen, durdaus 


geftegt. 
(Brabo!) 
Vom Zentrum find wir Iosgefommen, und ich glaube, 
recht gründblih, und wenn bie Scheidung und die luft 
zwifhen Zentrum und Regierung und den Mehrheits- 
Parteien immer vertieft worben ift, jo hat das nidt an 
und gelegen, meine Herren, ſondern an dem groben Ge- 
ſchütz, dad erft Herr Spahn, dann Herr Gröber und dann 
noch eine gröbere Nummer 
(Heiterkeit) 
anfgefahren haben. Syitemattich Zr. Sie den Riß noch 
vertieft, und ala hier nod) die Meinung auftrat, es konnte 
ja möglicherweife im Zentrum doch auch eine nationale 
Richtung einmal Platz greifen, e8 ſeien doch auch konſer— 
vativ gefinnte Männer unter Fhnen, da haben Sie den 
legten Redner vorgeichidt, der in feiner feinen Art erflärt 
bat: nein, auch darauf tft feine Hoffnung, feiner von uns 
wird mitgehen, fondern die oppofitionelle Richtung, die die 
ultramontane Partei zum Kampfe gegen die Regierung 
geführt Hat, wird weiter herrſchen, und die Herren, die 
ihre Stimme bei ber Stihwahlparole erhoben haben, 
unterwerfen fi gehorfamft und gehen mit der Mehrheit 
der Zentrumdpartei mit. Ich glaube, dad „Los bom 
Zentrum“ ift gründlich beforgt worden, nicht durch unfere 
Schuld, jondern durch Ihre Schuld, die Sie heute nicht 
genug tum können in dem Angriffen gegen die Mehrheit 
und gegen bie Regterung. 
(Sehr richtig! bei den Natiovnalliberalen und rechts.) 

Nun, meine Herren, wir werben bie Lehre auch daraus 


(8) ziehen, und wenn wir früher vielfadh, weil wir mit Ihnen 


Hanb in Hand arbeiten mußten, nicht daran gedacht haben, 
den Kampf in erfter Linie gegen Sie zu richten, fo werben 
Sie und zwingen, dad in Zukunft zu tum. 
(Zuruf aus der Mitte: Fürdten wir nicht!) 
— Sie fürdten bad niht? Wir aud nit. Denn ber 
andere Zeil ber Wahlparole ift um fo befler gelungen. 
„Kampf gegen bie Sozialdemokratie”, das hat fi be- 
währt, und das ift, wie ſchon fo oft ein t worden ift, 
eine ber beiten Errungenichaften biejes abltamıpfeß: daß 
die alte Mär beſeitigt iſt, als ob nur das Zentrum mit 
feinen chriſtlichen Arbeitervereinen imſtande wäre, einen 
Wall gegen die Fluten der Sozialdemokratie zu bilden. 
(Beifall bei den Nationalliberalen.) 

Kein, meine Herren, trotz ber Wahlhilfe des Zentrums 
und im Kampfe gegen dad Zentrum ift die Sozialdemo- 
fratie auf die Hälfte ihrer Mandate zurückgeworfen worden. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen. Zurufe 

bon ben Sozialdemokraten.) 
— Die Zurufe habe ich nicht verftanden; ich brauche darauf 
auch nicht zu antworten. — Die Tatjache bleibt beftehen, 
daß Sie mit der Hälfte Ihrer Mandate bier find, und 
ich gebe bie Hoffnung nicht auf, daß, wenn ber Kampf 
in dieſer Weile weiter geführt wird, Sie nochmals um 
die Hälfte vermindert werden, und daß Ihre Prätenfion, 
bem deutichen Volke zu biktieren, was geihehen folle im 
deutſchen Band, immer mehr und mehr ſchwindet, und daß 
bie Furcht und Sorge vor dem roten Gefpenft und ber 
toten Gefahr bei allen verftändig denkenden Politikern 
ganz und gar verſchwindet. 
(Bravo! bei ben Nationalliberalen.) 

Nun Hat der Herr Abgeorbnete v. Hertling ſehr aus: 
führlich über die Urſachen ber Neichötagsauflöfung ge: 
ſprochen und hat babet gemeint, die Abftimmung am 
13. Dezember jet ja nicht der innere Grund, fondern nur 


ber äußere Anlaß zur Auflöfung geweien. 
man babe aufgelöit, weil der Herr Reichskanzler eingefehen 
habe, daß er, nachdem die wirtfchaftlichen Fragen bei- 
gelegt feien, das Zentrum nun nicht mehr braude; er 
babe fich nun mit denjenigen, die bisher Feinde des 
Zentrums waren, verſöhnen und vereinigen wollen. Da 
führte er dte kleinen Parteien an, die Jungliberalen, die 
Alldeutſchen und ben evangeliihen Bund. a, meine 
Herren, allen Reſpelt vor den Alldeutſchen und dem 
evangeliihen Bund und vor den Jungliberalen! Bisher 
haben fie aber im Parlament nod eine recht geringe 
Rolle jpielen können. Alldeutſche find faum vorhanden. 
Die Vertreter des evangeliihen Bundes finden fi natur— 
gemäß und felbftverftändlic vielfach unter den ebangeliſchen 
Barteien — wenn id; biefen Ausdrud einmal gebrauchen 
darf. Die Jungliberalen haben biöher feinen einzigen 
MWahlfig erobert. Alſo wenn ber Herr Reichskanzler die 
Abſicht gehabt hätte, mit dieſen „politiihen Parteien“ 
gegen die mächtige Partei des Zentrums ſich zu ver— 
bünden, fo muß ich jagen, das veritehe ich nicht, fondern 
ih glaube, es ift bei ihm gewejen wie bei und: ber 
Drud, den die Zentrumsänebenregterung und das Macht: 
bewußtfein des Zentrums almählih ausgeübt hatte, 
wurde ihm, wie der großen Maffe des deutſchen Volkes, 
allmählid) unerträglich. 
(Sehr wahr! bei den Liberalen.) 

Und wenn überhaupt nach inneren pfychologtfchen Gründen 
gefuht wird — genau kann man diefelben ja nicht wilfen, 
benn ber Herr Reichskanzler hat es feinem bom und ge= 
fagt, und auch die Behauptung, bie Herr v. Hertling ein— 
ichaltete, der Angriff Baſſermaun gegen bie äußere Politik 
jet der erfte Schritt geweſen zur Verſtändigung auf inner 
politiihem Gebiet, wird man wohl nit für ernft nehmen 
fönnen — id fage, wenn pſychologiſche Motive vorge— 
herrſcht Haben, fo tft es nicht Undankbarkeit gegen Die 


Mitarbeit des Zentrums gewefen, fondern wiederum bad (D) 


Beftreben, fih vom Drud ded Zentrums frei zu maden. 

Was aber den 13. Dezember betrifft, deſſen Bedeu— 
tung Ste heute als geringwertig betfeite ſchieben möchten, 
fo find die Befchlüffe, die Sie da gefaßt haben, doch nicht 
bloß der äußere Anlaß, fondern wohl aud ber innere 
Grund für die Auflöfung geweien. Mein Freund Dr. 
Semler hat das ja ſchon ausführlih dargeftelt. Wenn 
aber geftern Herr dv. Hertling wieder erklärte, es ſei gar 
feine Berftändigung verſucht worden, man hätte nicht 
einmal bie dritte Leſung abgewartet, man hätte bod) 
wiffen können, daß die Sozialdemokraten für den Antrag 
Hompeſch, alio für die 2500 Mann aud nit ftimmen 
würden, jo möchte ich einmal bie Konſequenzen aus dieſem 
Vorderſatz ziehen. Ste mußten, meine Herren, aus der 
zweiten Befung ber Komtffion im ber nichts zuftande- 
fam, daß Sie für den Antrag Hompefh aud im Plenum 
feine Mehrheit finden würden, weil die Sozialdemokraten 
nicht —— hätten; Sie wußten, daß Sr Feſthalten 
an dem Antrag, ſo, wie die Frageſtellung war, zu einer 
Ablehnung des Nachtragsetats führen mußte. 

(Sehr richtig! 

Meine Erachtens war die fFrageftellung, Die der Herr 
Präfident damals verfündigte, nicht ganz zutreffend. Dein 
Freund Büfing meldete fih zum Wort, um fte anders zu 
beantragen. Da mußte aber vom Präfidenten erwibert 
werben: ich habe bereit3 feftgeftellt, dad Haus ift mit 
biefer FFrageftellung einverftanden. Meined Erachtens 
hätte die Frageſtellung lauten müſſen: wir flimmen zu— 
nächſt über die Anträge auf Anderung bes Dispoſitivs — 
dad war ber Antrag Ablab und ber Antrag Hompeſch, 
db. 5. bie Forderung ded Zentrums, daß die Vorbereitung 
zur Rückbeförderug bis auf 2500 Mann getroffen werden 
folle; und dann erft hätte man über bie Etatsſumme ab» 
ftimmen follen, und ba mußte, ber Gewohnheit bes 


Er meinte, (C) 


2000 








(Dr. Paaiche. } 


(A) Se entſprechend, erit die größere und dann die Heinere 


(B 


— 


iffer zur Abſtimmung kommen. 
(Sehr richtig! links.) 
In beiden Fällen wäre das Refultat wohl ein abſolut 
negative gewelen, denn das weiß Herr Freiherr v. Hertling 
und jeber vom Zentrum, daß, wenn ber Herr Reichskanzler 
nicht nach der Ablehnung ber Negierungöporlage bie Auf: 
löfung des Reichsſtags verkündet, fondern bis zur Ab» 
ftimmung über den Antrag Hompeſch gewartet hätte, das 
ſelbe negative Refultat herausgelonmen wäre. Und nod 
eins, meine Herren. Man ging damals ſchon im Haufe 
herum — id berufe mih auf das Zeugnis einiger 
Kollegen, die zu mir famen und fagten: wir werben 
wenigftend „Einleitung und 5 annehmen. 
Geiterkeit.) 
Das charakteriſiert die Taktik ir Zentrums. 


(Sehr gut!) 

Man wollte alles ablehnen in zweiter Lefung und bie 
Regierung in bitterfte Berlegenheit vor dem Auslande 
bringen; man wollte aber noch eine Möglichkeit beftehen 
lofien, damit dann, um ben Auöbrud zu gebrauden, bis 
zur dritten Leſung der Kuhhandel Iosgehen könnte, Kuh— 
handel in dem Simme, nicht daß man fette Ochfen nadı 

aufe führen wollte, jondern daß wieder einmal nad) 

hrem Willen die le geftaltet werben jollte. 

(Sehr richtig! Links.) 

Was wäre berausgefommen? Bielleiht 2500 Soldaten 
und 4: bis 5000 Mann PWoltzeitruppen, zu denen ber 
Herr Spahn im letten Moment bie Anregung gegeben. 
Dann hätte man jagen fönnen: ſeht, was wir bem 
deutſchen Volke wieber einmal gefpart haben! 

Natürlich hätte Die Polizeitruppe ebenfo viel gefoftet 
wie eine andere Truppe. Ich muß jagen: wenn in dieſem 
Falle, wo es fih mwirklih um mehr handelte als um 
„ein paar lumpige Millionen,” wo es fih um bie 
Kommandogewalt handelte, — ich fage, went bier bie 
Regierung nadhgegeben hätte und bis zur dritten Lefung 
wieder den Handel hinter den Kuliſſen bon vorn be— 
gonnen, bann hätten Sie allerbingd einen großen Teil 
Ihres Anfchend und Preſtiges verloren. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen und rechts.) 
Mit Recht hat damald der Herr Reichskanzler gefagt: 
„sn foldhen Fragen kann feine Regierung nachgeben,“ 
und ich freue mid darüber, daß unfere Reichöregierung 
damals mannhaft und entſchieden biefen Kuhhandel 
zwiſchen zweiter und dritter Leſung abgelehnt hat. 

(Bravo! bet den Nationalliberalen und rechts.) 

Herr dv. Hertling hat dann bie Frage der Neben: 
regierung noch furz geſtreift. Auch ba faßt er bie Sache 
meined Gradtend ziemlich harmlos auf, wenn er fagt: 
was geben mid; die beiden fubalternen Beamten, die 
Herren Boeplau und Wiftuba, an? Ja, meine Herren, 
wenn es fih um bie Stellung von zwei Subalternbeamten 
gehandelt hätte, das glaube ich eh darum brauchte 
man fein Geſchrei über — zu machen! Aber, 
meine — der Kern der Sache — das iſt Ihnen ja 
noch geſtern dargelegt worden — war ein ganz anderer. 
Ob mit oder ohne Zuſtimmung eines * Zentrums⸗ 
beſchluſſes — das letztere ſetze ich gar nicht voraus, das 
vermute ich gar nit —, jedenfall find einzelne der 
Herren vom Zentrum Hingegangen und haben an maß: 
gebenber Stelle unter Berufung auf ihre Macht im Zentrum 
und auf bie ausſchlaggebende Stellung des Zentrums 
verfucht, in bie abminiftrative Gewalt der Regierung, in 
Disziplinarfahen, in ſchwebende Gerichtöverfahren einzu: 


greifen. 

(Sehr richtig! bet den Nationalliberalen.) 
Ob es fi nun um einen Wiftuba handelt, oder ob es 
fih um ei Beamte handelt ober um Miffions- 
geiellihaften, ift dabei ganz gleichgültig. Die Tatſache 
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bleibt unbeftreitbar, daß Sie in der MWeife Ihre Macht: (C) 
ftellung haben ausnugen wollen, Und, meine Serren, 
wenn Herr Roeren und Herr Erzberger auf eigene Fauft 
bloß bingegangen wären ohne Wiffen des Zentrums, 
warum it dann fein Wort der Wißbilligung aus den 
Reihen ded Zentrums gelommen? 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen und rechts.) 
Im Gegenteil, Mann für Mann haben Ste biefe einzelnen 
Mitglieder nachträglich gededt, und diefe nachträglide Zus 
ftimmung tft genau fo gut, als ob Gie vorher einen 
Fraktionsbeſchluß darüber gefaßt hätten. 

(Heiterfeit in der Mitte. — Sehr richtig! bei den 

Nationalliberalen.) 

Herr d. Hertling bat mit Recht ausgeführt, daß ber 
Erfolg diefes Wahlkampfes infofern tief bedauerlich fet, 
al3 dadurd die Kluft zwifhen der evangeliihen und 
fatboltihen Bevölkerung, zwiihen Norden und Süden 
vertieft worden fe. Er hat hierbei den Sulturfampf 
herangezogen und hat dabei allerdingS den Spieß umge- 
dreht. Er hat ausgeführt, wir, bie nationale Mehrheit, 
wie fie jeßt genannt wird, hätten den Kulturkampf ges 
wollt. Meine Herren, ih verwahre mich und meine 
Freunde dagegen aufs allerentichiedenfte und ich möchte 
vorweg bemerken: wenn in irgend einem Grenzboten — id) 
weiß nicht, wie er geheißen hat — irgend weldje Notizen 
berart kommen, dab man ed fo audlegen Lönnte, als 
hätten die Liberalen, die Konfervativen den Kulturfampf 
gewollt, fo, meine ich, find das feine Beweife, die hier in 
diefem Haufe Geltung haben fünnen. 

(Sehr ridtig!) 
Für Sie fönnen nur gelten und müffen nur gelten bie 
offizielen Stundgebungen der Bartel, meinetwegen Die 
Ausfprühe der Parteiführer, aber nicht bie Screiberei 
irgend eines Lokalblattes oder irgend eine Rede, die bie 
und ba bon einem Mahlagitator im Lande gehalten 


worben tft 
(Sehr gut!) 

Der Kulturkampf wurde — das möchte ih doch 
einmal hervorheben — am 13. Dezember bier in biefem 
hohen Haufe zuerft an die Wand gemalt, und zwar bon 
feinem anderen als bem Herrn Abgeorbneten Bebebour, 
der damals jagte — ich habe mir das aufgejchrieben —: 
Es fcheint, als ob die Liberalen die Hoffnung auf 
einen neuen KHulturfampf haben. Das tft eine bolllommen 
verfehlte Spekulation. 

(Hört! Hört!) 
Ih möchte aud ben folgenden Sat einmal vorleien, 
damit die Herren vom Zentrum fehen, wie ihre Hilfs— 
truppen — ih will fie nicht Bundesgenoffen nennen — 
ihnen in Zukunft im Kulturkampfe entgegentreten werben, 
und ob fie nicht viel mehr Urfache hätten, ſich gan fie 
al3 gegen und zu wenden. Da fagt alfo Herr Ledebour 


weiter: 
Den Bidmardihen Kulturkampf werben Sie nte 
wieder ind Leben zurüdrufen können. Dieſer 
tote Froſch läßt fih nicht mehr galvanifieren. 
(Sehr rigti an Menn es aber einmal zu einem 
wirklichen Kulturkampf in Deutſchland kommt, 
wenn es ſich darum handeln ſollte, die Trennung 
der Kirche vom Staat herbeizuführen und die 
Schule vollklommen vom geiſtlichen Einfluß zu 
befreten, um einen Kulturfampf, wie wir Sozial- 
demofraten thn einmal durchführen werben, fobalb 
wir dazu die Möglichkeit haben, dann, bin ich 
feit überzeugt, werden wir Sie, meine Herren von 
ber Linken, zu unferen Gegnern zu zählen haben. 

Einen foldhen wirklichen Kulturkampf 

— fagt er 

madjen Sie nicht mit. 
(Hört! hört!) 
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(Dr. Baajche.) 
(A) Ja, meine Herren, ih will mich auf dieſes Zeugnis 


Hauptftadt meines Wahlkreiſes, ſollen katholiſche Ber: (C) 
nicht weiter berufen, als daß ich Ihnen nur andeuten 


möchte: ba ſehen Sie, was für ein Kulturkampf Ihnen 
von benen bevorfteht, denen Sie Hilfe geleiftet haben und 
um beren Wahlhilfe Ste gebuhlt haben! 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 

Aber Sie haben den Kulturkampf fofort an die Wand 
gemalt, als das Auflöſungsdekret vorlag. Die „Kölnische 
Volkszeitung” war, glaube ich, bie erfte, die fofort ſchrieb: 
ein neuer Ktulturkampf bridt an! 

Nun tun Sie jo, als hätten wir ben Kulturkampf 
— Mein Freund Semler hat Ihnen ſchon geſagt: 
unſer erſter Partetaufruf enthält fein Wort davon. Sie 
werden und doch zugeben: wenn wir bad als Haupt: 
fampfesmittel brauchen wollten, dann wären wir nicht jo 
töricht, dieſes Kampfmittel zu verfieden. Aber kein Menſch 
bat daran gedacht, wie ich wiederhole, und ich hoffe, daß 
Sie das Wort eines ernften politiſchen Mannes höher 
ſchätzen al3 einige Notizen in einem MWintelblatt. Nies 
mand von und hat daran gedacht, den Kulturkampf zu 
entfachen! 

(Sehr wahr! bei den Nationalliberalen.) 
Jederzeit, in allen Reden, die ich und meine politiſchen 
Freunde gehalten haben, haben wir betont: es liegt uns 
nichts ferner, als einen Hulturfampf herbeizuführen. Mir 
denfen nicht daran, gegen unfere fatholiichen Mitbürger 
irgendwie vorzugehen, fie in ihrer Neltgion befämpfen zu 
wollen. Im Gegenteil, Freiheit der Religtonsübung in 
allen Stonfeffionen! Das haben wir mit allem Nahdrud 
betont, und feinem von uns tft es eingefallen, ſolche 
Schredgeivenfter an bie Wand zu malen, wie fie zum 
Teil in Ihren Flugblättern Ihren Wählern vorgeführt 
worben find. 

Ich will doch eined von biefen Fluglättern verlefen, 
das in bem Wahlkreis deö Herrn Dr. Thaler in Würzburg 


(B) verbreitet worden iſt. Dort heißt es: 


Katholifhe Wähler! Wenn ihr nit wollt, daß 
auch bei euch die Kruzifixe aus ben Schulen ge— 
worfen, bie Kirchen erbroden, bie Heiligtiimer 
berzettelt, die Seminare geſchloſſen, bie Biſchöfe 
aus ihren jahrhundertealten Bistümern hinaus: 
geftoßen, fronıme Srantenfhweitern aus ben 
Spitalen gejagt, Ordensleute verhöhnt und ver: 
trieben, die Kirchen aus ihren älteften Rechten 
berbrängt werben, dann jorgt mit dem Stimm: 
zettel, daß feine liberale und ſozialdemokratiſche 
Mehrheit jemals in das Parlament kommt! 
Sa, meine Herren, was heißt das weiter, ald daß Sie 
und zutrauen, wir wollten alle diefe Schandtaten gegen 
unfere fatholifhen Mitbürger ins Leben rufen? 
(Zuruf bei den Soztaldemofraten: Schandtaten?) 
— Sa, find das nicht Schandtaten? 
(jehr richtig! bei den Natiomalliberalen), 
wenn man bie Religion beſchimpft, die Kirchen ſchändet, 
bie Kruzifixe bherunterreißt? Das find nach unferer 
Meinung Schandtaten, nad) Ihrer Anfiht nicht — das 
weiß ih ganz genau. Seiner von und denkt daran. Ich 
führe ed nur an, um zu zeigen, daß Sie mit giftigen 
Waffen gekämpft haben: weil Ste den Hulturfampf an 
die Wand malen wollten, deshalb haben Sie uns ber: 
artige Vorwürfe gemadt. 
(Zuruf bei den Nationalliberalen: Das zieht!) 
— Das zieht leider bei der fatholiihen Bebölkerung viel 
zu fehr, weil Sie bie katholiſche Bevölkerung ganz 
anders im Zug haben durch Ihre geiRlice DOrganijation, 
als das jemald bei ber evangelifchen Bevölkerung ber 


Fall ift. 
(Sehr richtig! bei den Liberalen.) 
Meine Herren, ich will aus meiner eigenen Erfahrung 
einmal ein paar Beifpiele erwähnen. In Kreuznach, der 


fammlungen geſchloſſen worden fein mit dem Rufe: Nieder 

mit dem Proteftantismus, nteber mit dem Liberalismus! 
(Hört! hört!) 

Iſt das nicht der Hulturfampf in der fhlimmften Form? 

Wer hat von unferer Partei je das Wort gebraudt: 

Nieder mit dem Katholizismus? 

(Zuruf bei der Wirtiaftlihen Vereinigung: Iſt in 
meinem Wahlfreife gefheben: Nieder mit den Schwarzen 
und Roten und den Chriftlih:Sozialen! — Ah! und 
Heiterkeit bet den Nationalliberalen.) 

— a, nieber mit ben Schwarzen und Roten, ganz 
gewiß, das Klingt ſchon anders al3: nieder mit dem Katholi— 
zismus! oder wie es bier heißt: nieder mit dem Pro— 
teftantiämus! Ich glaube, Sie als alter Politiker follten 
bie Gegenſätze auch fennen, und ich bebaure den Zwiſchen— 

ruf, ben Sie gemadıt haben. 
(Schr richtig! bei den Nationalliberalen.) 

Es ift dann auch geredet worben von einem Bohfott, 
der gegen das Zentrum in Duisburg entfeffelt fein fol. 
Auch da tft mir aus meinem Wahlkreiſe mitgeteilt worden, 
daß fatholifhe Pfarrer von der Kanzel erklärt haben: 
kauft nicht bei enangelifhen Kaufleuten, laßt nicht bei 
evangeliihen Handwerkern arbeiten! 

(Zuruf aus der Mitte: Wo?) 
— Im Hundrüd, kennen Sie dad nit? Jawohl, bie 
Beweiſe kann ih Ihnen auch bringen. Ich habe fie nicht 
alle bier in der Taſche — 
(Zuruf in der Mitte: Ortsnamen!) 
— Glauben Sie denn, daß ich bier Unwährheiten jage, 
Herr Kollege Trimborn? Halten Sie mid fir jo ehrlos, 
dab ih Behauptungen aufftelle, die ih nicht beweiſen 
faın? — Dann bitte, laffen Sie Ihre Bemerkungen! 
(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 
Haben Sie Die Namen genannt, wer irgendwo in Duis— 


burg etwas ähnliches vorgetragen hat? Hier follen e3 (D) 


fatholifche Pfarrer gewefen fein. Und wie man den Kampf 
gegen ben Liberaltömus geführt hat in meinem Wahlkreis, 
wifien Sie auch, und anderswo ift es ebenfo gegangen. 
Man hatte feinen einzigen Zentrumskandidaten aufgeftellt; 
am legten Tage, anı Wahltage, hat man den 8500 Zentrums 
wählern einen Stimmzettel für einen evangelifchen Bauern- 
bündler in die Hand gedrüdt. Ja, meine Herren, das 
nennen Sie natürlih ein bewußtes Gintreten für bie 
Forderungen des Katholizismus im Kampfe, ber als 
Kulturfampf bezeichnet wird. Nein, es handelt fih um 
nichts ald darum, einen Ihnen unbequemen politiſchen 
Gegner hinauszuſchaffen mit Mitteln, die man im polittihen 
Kampf nicht immer fehr fair nennen würbe. 
(Sehr richtig! links.) 

Ih will zum Schluß fommen, meine Herren. 

Der Herr Abgeorbnete v. Hertling hat nicht mit 
Unrecht gejagt: es ift gewiß nicht ſtaatsmänniſch weit 
ihauend, daß man in jeßiger Schwerer Zeit den Gegenſatz 
zwiichen Evangeliihen und Katholiſchen vertieft hat. Ich 
meine, fo weitihauend und ſtaatsmäunniſch blidend ift die 
Regierung doh wohl aud, daß fie im den heutigen 
ihweren Zeiten nit daran denkt, konfeſſionelle Gegenfäße 
berborrufen und die Kluft zwiſchen Evangelifhen und 
Katholifchen vertiefen zu wollen. 


(Sehr gut!) 
Ich alaube, das hätte der Herr Abgeordnete v. Hertling 
der Regierung nicht zum Vorwurf machen können; benn 
er weih genau, daß daran nicht gedacht ift und nicht 
gedacht werden fann. Wir wollen nach wie vor weiter 
arbeiten auf den Gebicten, bie erwähnt worben find, auf 
bem Gebiete der Sozialpolitik, der Wirtſchaftspolitik, ber 
Stolonialpolitit, und ih will zum Schluß der Hoffnung 
Ausdrud geben, daß, wenn dad Zentrum uns feine Hilfe 
verfagen follte in nationalen Fragen, dann bie nationale 
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(Dr. Baafdhe.) 


(A) Mehrheit die doppelte Verpflichtung erfüllen wird, bie 


kleinen Gegenfäge zu vergeſſen und gemeinfam zufammenz 
zuhalten, damit die nationalen Aufgaben auch troß bes 
Zentrums durdgeführt werben können. 
(Sebhafter Beifall bei den Nationalliberalen 
und recht.) 


Präfident: Der Herr Abgeorbnete v. Kröcher Hat 
hat das Mort. 


v. ſtröcher, Abgeorbneter: Meine Herren, ich werde 
nur einige kurze Säge fprechen, welche mehr einen perſön— 
lichen Gharafter haben. 

Herr David hat mic, geftern im feiner Rede unter 
ben fonjerbativen Abgeordneten genannt, die die Abficht 
ausgeſprochen hätten, das Reichſstagswahlrecht abzuſchaffen; 
das iſt ein Irrtum. Ich habe zwar ſehr oft in öffent— 
lichen Verſammlungen bad Reichstagswaäahlrecht ſcharf 
fritifiert.. Ih babe namentlich geſagt, daß ich das 
geheime Wahlrecht für verderblich für unſer Vaterland 

(hört! Hört! und Zurufe bei den Sozialdemokraten) 
— für unfer Vaterland bielte. Ich will Ihnen auch fagen, 
warum id) es für verberblich Halte und hielt. Weil es jeden 
berechtigten Einfluß lahmlegt, und ich glaube, alle Herren 
im Haufe, vielleicht mit Ausnahme der Sozialdemokraten, 
werden mir zugeben, daß es berechtigte Einflüſſe gibt. 

(Nein! bei den Sozialdemokraten.) 
Ich will nur einen nennen, das ift der von einem Bater 
auf feinen Z5jährigen Sohn. 

(Nein! bei den Soztalbemofraten.) 
Das ift doch zweifellos ein berechtigter Einfluß. — Alfo 
id) halte das Reichstagswählrecht deshalb für verderblich, 
weil es alle berechtigten Einflüffe lahmlegt und allen 
unberedhtigten Tür umd Tor öffnet. Ich babe aber in 
jeder Verfammlung, wo ich das ausgeiproden habe, ent- 
weber vorher oder nachher geſagt etwa folgendes: „Ich 


(B) ftelle hiermit feft und ich bitte Sie, meine Herren, das zu 


berüdfichtigen, daß ich nit ausſpreche, daß id) daS all- 
gemeine, geheime und direfte Wahlrecht abſchaffen will; 
was ich darüber denke, ift meine Sache“. 
(Aha! und Zurufe bei den Sozialdemokraten.) 
Das habe ich überall hinzugefügt und habe auch hier im 
nen. einmal auf einen Zwiſchenruf bon der linken 
Seite gefagt: „Meine Herren, für fo naiv müffen Sie 
mich nicht halten — ich habe ja erklärt, daß ich mit ber 
Sozialdemokratie fämpfen will —, daß ih aber ben 
Herren auch nod die Mittel angebe, mit denen id fie 
befämpfen will.” Was die anderen Herren, die Herr Dapid 
genannt bat, gejagt haben, das weiß ich nicht. Ich weiß 
allerdings, dab ein Zonfervativer Führer im preußifchen 
Herrenhaufe zweimal dieſe Abficht ausgeſprochen hat. Ich 
mißbillige das, weil ich es taltiſch für falich halte, einen 
Wunſch auszuſprechen, der zurzeit nicht erfüllbar tft. 
(Hört! hört! und Lachen bei den Sozialdempfraten.) 
Aber es ift doch ein ftarfed Stüd, wenn bie Herren 
die toto dasſelbe tun. — Sit ed nicht genau badfelbe, 
mern die Herren das mecklenburgiſche, das preußifche und 
andere Wahlrehte, die ihnen nicht paſſen, abſchaffen 
möchten, als wenn ein anderer das deutihe Wahlrecht 
abſchaffen will? — 
(Sehr richtig! rechts.) 
Es ift alfo doch ein ſtarkes Stüd, wenn bie Herren uns 
dad immer ald ein Verbreden auslegen, was fte jeben 
Tag nit nur tun, fondern aud) zu Anträgen verdichten, 
bie hier und im preußiichen Abgeorbnetenhaufe eingebracht 
werden. Da gilt wirklich das hier ſchon angezogene 
Gleichnis dom Splitter und dem Balfen, bloß daß ber 
Splitter noch Heiner und ber Balken noch größer wird, 
wenn bad, was und vorgeworfen wird, nit wahr ift. 
— Damtt bin id) fertig mit meinen kurzen Bemerkungen. 
(Bravo! rechts. Laden bei den Sozialdemofraten.) 


Bräfident: Der Herr Abgeordnete Erzberger hat (c) 


das Wort. 


Erzberger, Abgeorbneter: Der Herr Abgeorbnete 
Dr. Paaſche hat heute eine Rede gehalten, die, wenn mein 
—— Freund Spahn bier wäre und antworten könnte, 
wohl dasjelbe Prädikat befommen hätte, wie feine Rebe 
am 13. Dezember, wo fie ald eine „Standrebe” bezeichnet 
wurde. Der Herr Abgeordnete Paaſche hat aud heute 
wieber bem Zentrum gegenüber eine Reihe von Vorwürfen 
gemadjt. Der Hauptvorwurf war wohl ber, daß meine 
politifchen Freunde gegenüber Vorlagen ber verbünbeten 
Regierungen nicht mit breimaligem Hurra allen biefen 
Vorlagen zuftimmen, und daß wir nicht in der erften 
Leſung gleih unfere Stellung fundgeben, fondern auf 
Grund reifliher Prüfung und eifrigen Studiums zu 
unferm eigenen lirteil fommen und und jo enticheiben, 
wie wir es fiir richtig im Intereſſe des Reichs umd des 
Baterlandes halten. Ich erinnere Herrn Sollegen Baafche 
daran, dab e3 auch eine Zeit für die Nationalliberalen 
gegeben hat, wo fie nicht fo begeiftert gleich in ber erften 
Leſung zugeitimmt haben; es war das die Zeit ber Be: 
willigung ber Panzerfreuzer in der erften Hälfte ber 
neunziger Jahre des vorigen Jahrhunderts. Da fiel es 
uns nit ein, Ihnen einen Vorwurf zu machen, wenn Sie 
prüften. Somit können wir es auch zurüdwelfen, wenn 
Sie und wegen einer folden, rein fachlichen, objektiven 
Prüfung Vorwürfe maden. 

Der Herr Kollege Paaſche hat fpeziell die Militär- 
borlage von 1905 angeführt. Ich Habe in ber Bubget- 
kommiſſion allen Beratungen beigewohnt. Ihm ift ein 
aroßer Irrtum unterlaufen. Die Regierung legte ein 
Quinguennat vor bauernd bi 1910; meine politiichen 
Freunde haben daraus ein Serennat gemadt bi 1911. 
Alfo nicht um drei Jahre, fondern um ein Jahr ift bie 


Verzögerung der Vermehrung ber Kavallerie durch Antrag (m) 


bed Zentrums herbeigeführt worden. Wenn bie Militär- 
berwaltung, ber Generalitab, felbit der ganze Bundesrat 
diefem Antrage zuftimmt, damit eine Berlangjamung ber 
Erhöhung der Ausgaben eintritt, fo ift ed ein ftarkes 
Stüd, daß man uns jett einen Vorwurf madt. Dabei 
erflärte Herr . Paaſche gleih in Baufh und 
Bogen: jo war es immer. Das ift nicht richtig, Herr 
Abgeordneter Dr. Paaſche. ALS die letzte Flottenborlage, 
um nur eins berauszugreifen, im Jahre 1906 und vor— 
gelegt worden ift, wird es dem Herrn Kollegen Paaſche 
jehr ſchwer fallen, uns beweijen zu fünnen, daß wir uns 
nicht auf den Boden ber Vorlage geftellt haben, nachdem 
ber Kern berjelben bereitö im Sabre 1900 bem hohen 
Haufe zur Entfheidung unterbreitet worden war. Ich 
fann dann unter anderm aud auf das neue Militär: 
penſionsgeſetz —**8 wo wir uns ſofort bereit erklärt 
haben, das Geſetz zu ſchaffen, unter der ſelbſtverſtändlichen 
— —— daß auch für die nötigen Mittel geſorgt 
werde. 

Dann hat der Herr Abgeordnete Dr. Paaſche uns ferner 
ben Borwurf gemacht, dab wir unſere Machtſtellung 
mißbraudt hätten. Wenn wir 100 Mitglieder in biefem 
hohen Haufe find, dann haben wir nicht nur bad Recht, 
ſondern auch die Pflicht und Sculbigfeit, umfere 
100 Stimmen bei ber Geftaltung ber einzelnen Geſetze 
in die Wagichale zu werfen; id weiß nicht, wie wir das 
anders machen follen. Will der Herr Kollege Paaſche 
nur zwei Zentrumsabgeordneten eine Stimme geben, daß 
wir eine geringere Madtftellung hier entfalten können? 
Solange die Herren Nationalliberalen 150 Mann ftart 
waren, haben fie ihre Machtftelung in ganz anderer Weije 
ansgenügt. Ich erinnere nır an das Jahr 1874, wo 
Herr dv. Bennigien beim erften Septennat bier offen 
erllärt hat, dab Ste zwar dem Septennatögejet zuſtimmten, 


— 


Reichſstag. — 10. Sigung. 


Diendtag den 5. März 1907. 


243 





(&rzberger.) 


(A) aber auf anderem Gebtete Forberungen erheben, und das 


war bie Weiterführung des Kulturlampfes. Nun ift der 
Herr Abgeorbnete Paaſche aufgefordert worden, er möge 
doch Beweife erbringen für die Staatskühe, die weg— 
getrieben worben find; aber er konnte nur einen einzigen 
U bringen. Es fheint das die Aufhebung des 5 2 des 
eſuitengeſetzes zu fein. 
(Wideripruch bei den Nationalliberalen.) 
— Bitte, dann habe ic) mich verhört, dann hat er alfo gar 
feinen einzigen Fall gebradt, daß und irgend wie etwas 
augebilligt fei; da bin ich noch in einer viel günftigeren 
Rage. — Es ift gerabe fein Parteifreund Herr d. Bennigſen 
geweien, der ben Antrag geftellt bat, dieſen $ 2 zu 
befeitigen, wofür auch Natiomalliberale geitimmt haben. 

Auf die Bemängelung der Stihmwahltaftif gehe ich nicht 
weiter ein, und ich glaube, Herr Dr. Paaſche würde nicht 
eine Diffonanz im Zentrum herausfinden können, wenn er 
wüßte, wer ber lirheber der Erklärung ift, die Herr Gröber 
über unfere Haltung bei ben Stihwahlen hier verlefen 
bat. Aber es ift falfch, wenn er behauptet, daß in bem 
Kampfe trog und gegen dad Zentrum die Sozial: 
bemofraten um ihre Mandate gelommen jeien. Es find 
Zentrumswähler, die 3. B. in Königsberg für ben 
jegigen Abgeorbneten Giehling im erften Wahlgange 
geftimmt haben und damit deſſen Wahl herbeiführten; 
es find Zentrumswähler, melde den beiden Kan— 
bibaten ber bürgerlichen Parteien, dem Fürften v. Hatzfeldt 
und bem Abgeordneten Pfundtner in Breslau ihre Stimmen 
zugeführt haben. Das find drei Site, «3 fommen nod 
eine Reihe weiterer Mandate in Betradt. 3. B. Magde—⸗ 
burg, Frankfurt, Elberfeld, Barmen, Lennep- Mettmann. 
Ich will nicht weiter darauf eingehen, ich will mid nur 
gegen bie allgemeine Behauptung bed Herrn Dr. Paaſche 
wenben, dab das Zentrum in biefem Wahlfampf, der 
gegen das Zentrum und bie Sozialdemokratie geführt 
ift, generell es unterlaffen hat, die anderen bürgerlichen 
Barteien zu unterſtützen. 

Wespalb ih mich zum Worte gemeldet babe, das 
waren bie gefirigen Darlegungen bed Herrn Chefs ber 
Reichskanzlei. Zuerft hat der der Herr Chef der Reichs— 
fanzlei von einer Notiz im „Bayeriichen Kurier” und im 
„Elfäfler* geſprochen und es als unrichtig erflärt, daß 
mein Fraktionskollege Dr. Spahn erklärt habe, er wünſche 
ihn nur unter Zeugen zu ſprechen. Ich hätte gar keine 
Veranlaſſung, darauf einzugehen, wenn nicht die „Deutſche 
Tageszeitung” bie breifte Unwahrheit in Die Welt gefegt 
hätte, daß ich biefe nad der Darlegung bed Herrn 
Chefs ber Reichskanzlei nicht richtige —— ver⸗ 
breitet habe. Dieſe Meldung tft zuerſt erſchienen in ber 
Nummer 80 des „Elſäſſer“ vom 28. Februar, ausdrücklich 
bezeichnet als von einem elfälfiihen Abgeordneten ſtammend. 
Ich bin kein elfähfifcher Abgeordneter und habe mit ber 
ganzen Notiz nichts zu tum. 

Am 4. Dezember 1906 fonnte id namens meiner 
Fraktion erklären, daß ed nad ben Vorgängen bom 
3. Dezember den Zentrumdabgeorbnieten unmöglich ge— 
worden ſei, noch vertrauliche Unterredungen mit einzelnen 
Reichsbehörden zu pflegen, wenn Altennotizen über die— 
ſelben gemacht und dieſe ſpäter publiziert würden. Ich 
ſelbſt habe im Oktober und November vorigen Jahres 
teilweife auf Einladung bed heutigen Herrn Kolonial- 
direltors ſolche — mit ihm in ber Kolonial⸗ 
abteilung gehabt. Ich weiß nicht, ob barüber Notizen 
gemacht worden find, ih weiß aud nicht, ob fie jet 
gemacht Werden, ih weiß nidt, wann fie irgend 
einmal publiziert werben, bad alles weiß ich nidt. 
ebenfalls find im meiner Anmwefenheit folhe Notizen 
nit gemadht worden. Wenn nun ſolche Altennotizen 
angefertigt werben, fo ift bamit ber Abgeorbnete des 
Deutſchen Reichstags ſchlechter geftellt als jeber Zeuge, 
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ſchlechter geſtellt als jeder Angeſchuldigte und jeder (0) 


Angeklagte. 

(Sehr wahr! in der Mitte.) 
Denn biefe haben einen Einfluß auf die Abfafjung bes 
Protokolls, es wird Ihnen vorgelefen, Sie können Andes 
rungen am bemfelben wünfchen, es ift nicht mur ber ver⸗ 
nehmenbe Richter dabet, fonbern aud ein Geridhtäfchreiber. 
Alles das trifft bei dem Abgeordneten für ſolche Fälle 
nicht zu; fonbern es find einfeitige Aftennotizen, von deren 
Abfaffung er unter Umftänden erft nad Fahr und Tag 
Kenntnis erhält, wo es ihm in einer großen Anzahl von 
Fällen tatfählih gar nicht mehr möglich fein kann, ben 
Beweis zu führen, daß in dieſe Aftennotizen fi Jertümer 
ober eine falihe Auffaffung des betreffenden Beamten 
eingeſchlichen haben. 

(Sehr wahr! in ber Mitte.) 
Selbft wenn ich die größte Gewiffenhaftigfeit bei dem 
betreffenden Beamten vorausfege, jo iſt es doch nicht fo, 
baß er fi nicht irren fan, daß er nicht etwas falſch 
verftanben, falſch protofolliert und aufgenommen haben 


fann. Deshalb kann aud folder einfeitigen Aktennotiz 
sen irgendwelde ſchlüſſtge Beweiskraft beigemeffen 
werben. 


(Sehr wahr! in der Mitte.) 
Das hat niemand deutlicher als ber Herr Staatsſekretär 
Graf dv. Poſadowsky gegenüber den Altennotizen oder 
Dentwürdigfeiten bed Fürſten Hohenlohe, des britten 
Reichskanzlers, ausgeſprochen. 

(Sehr wahr! in der Mitte). 
Wenn nicht einmal den Niederſchriften eines Reichskanzlers 
volle Beweiskraft beigemeſſen wird, dann wird auch der 
Herr Chef der Reichskanzlei nicht verlangen können, daß 
feinen einſeiligen Darlegungen volle Beweiskraft bei- 
gemeſſen werde! 

(Sehr richtig! in ber Mitte.) 


Meine Herren, weshalb bie ganze Frage überhaupt (my 


für mid in Betracht gelommen ifl, da3 tft der Umſtand, 
daß mir infolge meines Auftretens in ber Kolontalpolitit 
— nicht fo fehr in diefem hohen Haufe ald außerhalb 
beöfelben; aber vielleicht werben dieſe Angriffe jegt auch 
in biefem hohen Haufe nachgeholt, nachdem einer der 
Herren, die früher folde Angriffe gegen mich beliebten, 
in ben Reichstag gewählt worden iſt — vielfach borge- 
worfen worden ift: alles, was ich vorgetragen hätte, ſei 
rihhtig, das habe man in biefen Kreiſen ſchon längft ge— 
wußt, aber warum fet ich nicht zu bem betreffenden Ber 
börden gegangen, um ohne viel Aufhebens eine Unter: 
— und damit eine Beſſerung herbeizuführen? 
Gegenüber diefen Angriffen babe ich mich für verpflichtet 
gehalten, feftzuftellen, daß id) einmal bei dem Herrn Chef 
der Reichskanzlei den Verſuch gemagt babe, eine ſolche 
Unterfuhung herbeizuführen, und daß ein zweites Mal 
einer meiner politifchen Freunde den Verſuch gemacht hat, 
an anberer Stelle dad Material zu unterbreiten, daß er 
aber auch bier nicht das gewünſchte Entgegenfommen ge: 
funden hat. 

Die Darftellung bed Herrn Chef ber Reichskanzlei 
{ft nach meinen gg — id habe mir feine Notizen 
darüber gemacht, das jage ih offen — in mehreren 
Punkten unzutreffend. Wenn das, was, wie ber Herr 
Chef ber Reichskanzlei jegt fagt, ich ihm zugemutet haben 
fol, ridtig wäre, dann Könnte ich vor allem das eine 
nicht pen baß ber Herr Chef der Reichskanzlei noch 
im Mat 1906, alfo längſt nad biefen Unterredungen, 
mid bier im Neihdtage auffuchte und — ih will Yet 
feine Worte gebrauden — mit einem „ungewöhnlichen“ 
und „überrafhenden” Vorſchlag vor ber britten Lefung 
über das Reichskolonialamt an mich herangetreten ift. 

6 (Hört! hört! in ber Mitte.) 
Das würde id abfolut nicht begreifen, wenn ich bem 
36 
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(Erzberger.) 


(A) Herrn Chef ber Reichskanzlei vorher eine Zumutung 


geftellt Hätte, wie er fie in feinen Aktennotizen barftelt! 
(Hört! hört! in ber Mitte.) 
Ich gehe nicht auf bad, was auch von feiner Seite ald 
unrichtig wa worben ift, ein, baf zuerft behauptet 
mworben t te Unterrebung hätte 1906 ftattgefunden, 
und daß dann das Jahr 1905 zugegeben worden ift. 
Ich gehe auch nicht auf den Umſtand ein, der mir etwas 
überrafhend geweſen tft, baß die Notiz am 26. Septem⸗ 
ber 1905 angefertigt worben tft, unb daß fie juft ein Jahr 
danach, am 26. September 1906, aus bem berichloffenen 
Gouvert herausgenommen und in bie allgemeine Regiftratur 
gegeben worden tft. Das find Nebenfadhen in biefem 
Streite, das gebe ich offen zu; darauf lege ich feinen Wert. 
Auch darauf nicht, daB ber Herr Chef der Reichskanzlei 
angeblich fo große Rüdfiht auf meine Perfon genommen 
Mi —J — ganz überraſcht bin, das am Bundesrats- 
u finden. 
ch ſage, wie auch er mit Recht, der ſpringende 
Punkt iſt lediglich ber: was war ber Zweck meiner Unter⸗ 
rg! bom 26. September 1905? Herr v. Loebell fagt, 
ih hätte die Ginftellung ber —— gegen den 
Beamten Poeplau gefordert. Ich erkläre: ich hoffte und 
wünſchte, daß eine generelle Unterſuchung aller in den 
Eingaben Poeplaus gerügten Mipftände und Beſchwerden 
herbeigeführt werben folle. Der betreffende Beamte fam 
u mir, und es werben mir bie Herren Sollegen aus bem 
hohen Haufe das beftätigen, daß fie alle ſchon in dieſe 
Lage kamen, daß Beamte zu ihnen gelommen find und 
über bied ober jened Beſchwerde geführt haben. Ich ging 
darauf in bie Reichskanzlei, wollte den Herrn Reichs— 
fanzler jelbft fprechen, derjelbe war verreift, und ich ſprach 
ben Herrn Chef der Reichälanzlei. Das habe id aud) 
mit Beſchwerden, bie mir bezüglich anderer Behörden vor— 
etragen find, wieberholt getan, daß ich bie Betreffenden 
mer zuerft an die Behörde felbft wies, erft kürzlich noch 
an das Kriegsminiſterium, an dad Marinemintfterium und 
e andere Behörden, welche für biefe Fragen in Betracht 
mmen. 

Das Beftreben, welches mich geleitet hat, den Gang 
in bie Neihöfanzlei zu unternehmen, war lebialih das 
eine: ich fuchte einen Ausgleich, ohne bie Öffentlichkeit 
weiter mit ben gewiß nicht angenehmen Dingen zu 
befchäftigen, und bamit einem Ratſchlage ded Herrn 
Abgeorbneten Gamp nachzukommen, ber einmal hier in 
diefem Hanje gejagt hat, man möge zu bem betreffenden 
Dezernenten gehen, bann würde die Sache leicht beigelegt, 
und man braudhe ben Reihätag nicht zu lange zu 
beihäftigen. 

Sp fteht die Auffaffung, welche der Herr Chef ber 
Reichskanzlei hat, gegenüber der Auffafjung, bie ich ver— 
trete über ben Zweck meines Beſuches. 

Nun bin ih in ber Lage, über ben Zweck meines 
Beſuches denjenigen als Zeugen anzuführen, ber mid 
gebeten hat, den Gang zu unternehmen: das ift ber be— 
treffende Beamte felbft. Was erklärt ber am 19. Februar 
1907 über den Grund, weshalb er mich gebeten habe, 
ben Beſuch zu mahen? Er erflärt: 

1. Weder bamald, im September 1905, als ih mit 
dem Herrn Abgeordneten Erzberger befannt wurbe, 
noch fonft jemals ift es mir eingefallen, bem 
Herrn Abgeordneten den Auftrag zu erteilen, ben 
Herrn Reichslanzler zur Einftellung des bereits 
an bie Disziplinarfammer gelangten Disziplinar- 
verfahrens gegen mid zu veranlaſſen. Daß id 
Herm Erzberger hierum gar nicht gebeten haben 
fann, gebt für jeden mit ben einſchlägigen Be- 
flimmungen Bertrauten ſchon baraus Er daß, 
nahbem bie Behörbe fhon im Mai 1905 bie 
Entſcheldung über bie von ihr gegen mid) er: 


hobenen Anfhuldigungen den Disziplinargerichten 
übertragen hatte, der Herr Reichskanzler in biefer 
Sache überhaupt nicht mehr Entſcheidung treffen 
konnte. Dieſes aber wußte nicht nur id, fonbern 
auch Herr Eraberger. 

2. Damald, im September 1905, hatte Herr Erz 
berger als Reihötagdabgeorbneter bon mir nicht 
den „Auftrag“, ſondern die Ermächtigung er- 
erhalten, wegen ber bi8 dahin umnterbliebenen 
Unterfudung der vielen dem Herrn Reichskanzler 
angezeigten Mißſtände mit Letzterem zu fpreden. 

3. Mit bezug bierauf teilte mir Herr Erzberger mit, 
daß er in Abweſenheit bed Herrn Reichskanzlers 
mit dem Chef ber Neichöfangzlei, Herrn vd. Roebell, 
geſprochen und biefer ihm erflärt habe, baß bie 
Verwaltung eine Grörterung der bon mir bem 
Herrn Reichskanzler angezeigten Mißſtände im 
Reichstage keineswegs unangenehm empfinden 


würde. 
Alfo derjenige Beamte, ber mid gebeten hat, mit dem 
Herrn Reihötanzler — und infolgedefien mit dem (Chef 
ber Reichſskanzlei — in Berbindung zu treten, erflärt 
felbft, daß er gar nicht gewünfht hätte, dab daS Ber: 
fahren eingeftelt würde, hat mid gar nicht Darum gebeten, 
in biefem Sinne dätig zu fein, fonbern er wollte eine 
Unterfudung der Mibftände, und dafür bin ich eingetreten. 
Daß ich mir wenig Erfolg davon verfproden habe, das 
babe ich zugegeben, aus dem Grunde, weil ber freifinnige 
Abgeordnete Dr. Müller (Sagan) ſchon im Fahre 1905 
in berfelben Sade bei dem Herrn Reichskanzler tätig 
geweſen ift, ohne ben gewünſchten Sefolg, babei zu haben. 
(Hört! hört! in der Mitte.) 
Der Herr Chef der Reichskanzlei Hat auch nicht unfere 
ganze Unterrebung prototolliert; es find einzelne Sätze 
daraus —— worden. Er hat z. B. fein Wort 


(C) 


darüber protofolliert — und er wirb bad nicht in Abrebe (D) 


ftellen fönnen —, baß er mit mir über ben ebem neu 
—— Geſetzentwurf betreffend die Schulunter- 
haltung im Sönigreih Preußen auch geſprochen hat in 
biefer Unterredung. 
(Lebhafte Zurufe rechts und links.) 
Darüber iſt in dem Protokoll nichts enthalten, kein Wort. 
(Erneute lebhafte Zurufe rechts und links.) 

Ich erkläre nochmals: mein Beſuch bei dem Herrn 
Reichskanzler hatte lediglich den einen Zweck und bie eine 
Abſicht, eine Erledigung der mir nicht glaubhaft 
erfcheinenden Mißſtünde auf einem Wege herbeizuführen, 
ber bie breite Öffentlichkeit nicht in bem Maße befchäfttgt, 
wie bad geboten ift, wenn eine foldhe Unterfuchung . 
geführt wird, und dann nad meinem Dafürhalten bie 
Sache bier im Reichsſstage befprocdhen werben muß. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Nun beruft fid) ber Herr Chef der Reichskanzlei be- 
fonber8 auf meine eiblihe Ausfage vom 10. Jull 1906 
wonach ich nach feinen Mitteilungen erflärt habe — id) 
habe ja Leine Abfchrift dieſer Außlage, bin beöhalb barauf 
angemwiejen, nehme aud an, daß es richtig if, was ba 
aufgegeichnet ft —: 

Die Hauptfadhe bei dem eriten Beſuch Poeplaus 

war, daß er mich bat, zum Chef ber Reichs⸗ 

fanzlet Herrn v. Loebell au gehen, um zu ber: 
fuchen, ob nicht bie —— Angelegenheit auf 
andere Weiſe als durch Dis ziplinarverfahren 
beendet werden könne. Ich bin bei Herrn v. Loebell 
geweſen, obwohl ich mir, wie auch Herr v. Loebell 
fagte, der Ausſichtsloſigkleit dieſes Schrittes be— 
wußt war. Dementſprechend iſt bann bie Sache 
verlaufen. 

In dieſer eidlichen Erklärung ſteht kein Wort davon, 

daß ich die Einſtellung des Disziplinarberfahrens gefordert 


(A) babe. 


(B) war ein großer Te 





(Erzberger. 
Das ift der ſpringende Punkt, ber gerade in ber 
eiblihen Erklärung nicht enthalten if. Es ift in biefer 
Erklärung nur feitgelegt, dab ich eine anderweitige Be— 
enbigung in dem ganzen Fall Poeplau geforbert habe, 
und dieſe jah ich eben nur in einer generellen, alle biefe 
Umftände umfaffenden Interfuhung ber vom ihm zur 
Sprade gebradten Beichwerben; denn in bem Dis— 
ziplinarprozeß, den ber Chef ber Reichslanzlei gar nicht 
mehr dhalten konnte, war bereit? Termin angefekt, 
in dieſem Disziplinarprogeß wurbe nur über die Ber: 
legung ber Amtsverſchwiegenheit verhandelt. Aber über 
bie tatfählihen Mipftände ift fein Wort in dem Prozeß, 
weder durch Borunterfuhungen noch duch Vernehmungen 
in ber Hauptverhandlung, verhandelt worden, und id 
verſprach mir von einer folden generellen Unterſuchung 
über biefe Beſchwerden allerdingd das eine, baß ber 
Schritt de3 betreffenden Beamten viel leichter verſtändlich 
wird nad) außen Hin, warum er zu ben Abgeordneten 
Noeren und Dr. Müller (Sagan) gegangen ift, um fie in 
Kenntnis über diefe Mißſtände zu ſetzen. 

Aber es iſt nicht nur mir paffiert bei dieſen meinen 
Bemühungen um eine friebliche Beilegung, daß fi} in ber 
Reichskanzlei Mibverftändniffe fanden, fondern e3 iſt das 
Sonderbare, daß in dem gleichen Falle Poeplau aud) 
bem freifinnigen Abgeorbneten Dr. Müller (Sagan) ganz 
basjelbe igperftänhniß paffiert iſt, das mir jetzt bon 
bem Chef ber Reichskanzlei zum Vorwurf gemadt wird. 

(Hört! hört! in ber Mitte.) 

Ich bin in ber Lage, auf Grund der Alten vor ber 
Disziplinarlammer died im hohen Haufe mitzuteilen. 
Herr Boeplau fam im Jahre 1905 zum freifinnigen 
Abgeordneten Dr. Müller (Sagan) und brachte ihm bie 
Abichriften feiner Beſchwerden, bie er feit 1902 teils an 
ben Staatöfetretär des Auswärtigen Amts, teild an ben 
Herrn Reichskanzler ma hatte. In diefen Eingaben 

beöjenigen Material, dad ben 
ganzen langen Winter hindurch bei den Stolonialdebatten 
ben Reichstag beſchäftigt hat, gg = t, 3. B. die Fälle 
Brandeid? mit den ſchwarzen Raſſen, Stannenberg, 
Puttlamer, Horn ufw. Drei Jahre hindurch kannte aljo 
die vorgeſetzte Behörde diefe Beſchwerden und Antlagen, 
aber es ift während biefer brei Jahre nichts getan 


worden 

(hört! hört! in der Mitte), 
nm eine Unterſuchung reg 

(Hört! hört! in der Mitte.) 
Sa, nod mehr! Auf eine der Eingaben, bie ber Herr 
Reichskanzler ſchon im Jahre 1904 zu Geſicht bekommen 
hatte, ſchrieb der Herr Reichskanzler eigenhändig — das 
geht auch aus den Gerichtsalten hervor —: „Applanieren“. 
— Nicht unterfuhen, nicht richtigftellen, fonbern ebnen, 
ausgleichen follte er die ganze Sahe! Aber troß biefed 
Wunſches des Herrn Reichskanzlers ift nit einmal 
„applaniert“ worden. 

(Hört! hört! in ber Mitte. 
So Lam ber Abgeordnete Dr. Miller (Sagan) in ben 
Beſitz der Abfchriften dieſer Beſchwerden. 

Was tat er? Entſprechend dem Wunſche bed Beamten 
ing er zum Herrn Reichskanzler mit ber Bitte um eine 
nterfuchung biefer Mibftände. 

(Zuruf links.) 

— Herr Kollege Eichoff, bitte, leſen Sie ben ſteno— 
grapbifhen Beriht vom 15. Dezember 1905, nad) welchem 

. Müller (Sagan) felbft zugibt, daß er ganz forreft 
und ganz gemäß den Wünſchen des Betreffenden bor- 
pamgen fe. Es wurde ihm nämlid von fozialdemo- 
attfher Seite ber Borwurf gemacht, er hätte nicht lange 
zum Herrn Reichskanzler gehen, fondern glei im Reichs⸗ 
ag bie Sache verhandeln jollen. Der Herr Mbgeorbnete 
Dr. Müller (Sagan) hat am 15. Dezember 1905 auch 
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einen Brief des Herrn Poeplau in dieſem Haus verlefen, (C) 


in weldem er ihm bat, berfelbe möge mit dem Herrn 
Reichskanzler Rückſprache darüber nehmen 
(hört! Hört! bet den une) 
und nur dann zu einer öffentlichen Grörterung biefer 
Dinge jchreiten, wenn ber Herr Reichskanzler nicht alsbald 
zu bem durchaus erforderlichen burchgreifenden Maßnahmen 
fih bereit erflären werde. Und dann fügte der Herr 
Abgeordnete Dr. Müller (Sagan) bei, daß er fo bor- 
egangen fei und ſich hierbei ganz korrekt und gemäß bem 
unſch jene Beamten verhalten habe. 

(Hört! Hört! in ber Mitte.) 

— Wörtlich dem ſtenographiſchen Bericht entnommen. 


uruf. 
— a, ed war eine Bolemif gegen den Herrn Abgeorbneten 
Ledebour bamald. Der betreffende Beamte wünſchte aber 
nit nur bie Unterfuhung ber folonialen Mißftände 
braußen, fondern auch eine Unterfuhung gegen ben nad 
feinem Dafürhalten in erfter Linie fhuldigen Berfonal« 
referenten v. König, der feine pflihtmäßige Verfolgung 
biefer Berfehlungen nicht eingehalten habe. 

Wie ging nun bie Sade weiter? Alsbald nah dem 
Beſuch des Herrn Dr. Müller (Sagan) beim Herrn Reichs⸗ 
fanzler Hat ber Herr Reichskanzler folgenden geheimen 
Mi ” ben Herrn Chef der Reichskanzlei v. Loebell 
g et: 

Herr Dr. Müller (Sagan) übergab mir die 
anliegenden Schriftſtücke, welche im Poeplau 
übergeben habe, und bat, ſobald als möglich 
gegen den Betreffenden die Disziplinarunterſuchung 
einzuleiten, um den Sachverhalt klarzuſtellen. 
Ih bitte um weiteren Vortrag in dieſer An— 
gelegenheit. 


Bülow. 
Herr Dr. Müller (Sagan) aber bat am 28. Januar 1905 


nad) ber Unterrebung folgenden Brief an Herrn Poeplau (D) 


geichrieben: 
Berlin SW. 12, ben 28. Jan. 1906. 
Herrn O. Poeplau 


bier. 

Nahdem ih bem Herrn Reichskanzler das 
mir zu biefem Zwed von Ihnen behänbdigte 
Material übergeben habe, zeige ich Ihnen bier- 
durch an, daß ber Herr Reichskanzler mir erflärt 
bat, es werbe fofort eine Unterſuchung eingeleitet 


werben. 
Hochachtungsvoll 
get Dr. Müller (Sagan). 
Hierzu bemerkt nun ber Empfänger bed Briefes: 

Mit dem „Betreffenden“, von dem ber Herr 
Reichslanzler ſpricht, Hatte Herr Dr. Müller 
(Sagan) nad feiner wieberholten Erklärung ben 
bon mir ſchwer beſchuldigten Berfonalveferenten 
dv. König gemeint, niht mid. Herr Dr. Müller 
(Sagan) wollte durch eine Unterfuchung feſtgeſtellt 
wiffen, ob meine Anfhuldigungen In meinen 
Eingaben an ben Reichskanzler, über deren bis- 
—X Nichtbeachtung er entſetzt war, auf Wahr⸗ 

eit beruhten. Aber nicht gegen ben ſchwer Be- 
ſchuldigten ging ber Herr Reichskanzler vor, 
fondern gegen mid, ben Anſchuldigenden. 

Nah der interefjanten Aufzeichnung des Herrn 
Reihöfanzlerd mug man fragen: was hat ber 
beauftragte Herr v. Loebell getan? hat er ben 
„weiteren Vortrag“ in biefer Angelegenheit 

ehalten? wie war es möglid, daß bie linter- 
uchung ber offenſichtlichen Ungefeglichleiten durch 
ben Reichskanzler unterblieh? 

Ich glaube, daß dieſes am allerbeften beweift, 
daß ber Reichskanzler um alle bie Ungeſetzlich— 

36* 


(A) 


(B) 
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(Erzberger.) 
fetten in der Kolonialverwaltung gewußt hat, 
dieſe aber vertufhte und num gegen Bocplau vor- 
ing, weil er diefelben zur Sprache gebradit Hatte. 
an wird doch nicht annehmen wollen, daß 
Herr Dr. Müller (Sagan) eine Disziplinarumter- 
fuhung gegen ben Beamten Poeplau gefordert 
habe, der ihm bad Material überreiht habe, 
fondern Herr Dr. Müller (Sagan) ſelbſt hat erklärt, 
er hätte bie Diöziplinarunterfuhung gegen bie 
beihuldigten Beamten verlangt. 

Was fteht nun auf Grund biefes Aktenmaterials 
feft? 1. Der Abgeordnete Müller (Sagan) ging zum Herrn 
Neihskanzler, um eine lnterfuhung der Kolonialmiß— 
ftände, die in biefen Eingaben enthalten waren, herbei- 
zuführen; 2. der Herr Reihöfanzler fagte auch dem Ab— 
—— dieſe Unterſuchung zu; 3. aber nicht gegen die 

ugeſchuldigten und Beſchuldigten ging man vor, ſondern 
gegen ben Beamten, der dieſe Anklagen erhoben Hatte 

(hört! Hört! im der Mitte); 

4. eine ganze Reihe von biefen Antlagen haben fich be— 
reitö bis heute als berechtigt und richtig herauögeftellt, 
3. B. bie Fälle Brandeis und Horn, um nur dieſe beiden 
zu nennen; über andere Angaben ſchweben ja noch heute 
die Verhandlungen, Puttlamer 3. B.; auch die Angaben 
im Fall Kannenberg haben fih als richtig herausgeftellt; 
5. der von Poeplau befonderd angefchuldigte und ſchwer 
angegriffene Perfonalreferent Herr v. König ift heute nicht 
mehr in der Solonialabtetlung beichäftigt. 

Dem Herrn Abgeordneten Dr. Müller (Sagen) aber 
bat niemand ben Vorwurf einer Nebenregierung gemadt, 
al er den Wünſchen des betreffenden Beamten ent- 
ſprechend um eine armer | biefer Mißftände gebeten hat. 

(Hört! hört! in ber Mitte.) 

Wenn ich im gleihen Sinne ben Wünſchen bed Beamten 
entipredhend borgehe, dann erhebt man gegen mid den 
Vorwurf der Nebenregierung, dann wirft man mir bor, 
ih hätte von dem betreffenden Beamten Handlungen ver: 
langt, die er gar nicht durdführen konnte, weflen ich mir 
fhon damals vollauf bewußt geweſen bin. Was hätte 
id) aud) für ein Imtereffe gehabt? Der Beamte fteht mir 
fonfeffionell und politiſch fo fern, wie man ſich nur irgend 
benfen kann; er gehört weder meiner Partei an, noch tft 
er datholiſch. Das will ih ausdrüclich erklären. 

So iſt der wahre Sachverhalt, wie er ſich einerſelts 
nad) der Beiprehung des Herrn Abgeordneten Dr. Müller 
(Sagan) zugetragen und nad meiner Erinnerung bei ben 
Verhandlungen zwilhen mir und bem Herrn Chef der 
Reihskanzlei vollzogen hat. Ich habe dem Herrn Chef 
ber Reichskanzlei nit den Vorwurf gemacht, daß er ab: 
fihtlth ein falſches Protokoll gemadt hätte. Das habe 
ih nicht getan. Ich Habe fhon am erften Tage erklärt: 
auch ein Beamter kann fi irren. Der Herr Chef ber 
Neihstanzlei wirb mir zugeben, daß unfere Unterredung 
viel länger geweien ift alö die paar furzen Säge, bie er 
daraus herausgegriffen hat. 

Das Vorgehen tft aber für mich felber um fo wunder: 
barer, als niemand anderes al der Herr Reichskanzler 
feibft am 4. Dezember 1906 in biefem hohen Haufe er- 
Härt hat: 

Ich hätte gewünfcht, meine Herren, daß ber Ab» 
georbnete Roeren weniger dem Beifpiel bes 
Herrn Abgeordneten Bebel und mehr dem Beis 
jpiel feines Fraktionskollegen bed Herrn Nb- 
georbneten Erzberger gefolgt wäre, und daß er 
bier nicht aufd neue Fälle von Ausfchreitungen 
zur Sprade gebraht hätte, deren Unterſuchung 
zum Zeil nod im Gange ift. 

Der Herr Kolontaldireftor wirb mir beftätigen, baß id) 
über al dad Material, dad ih ihm im Oktober und No— 
bember 1906 vorgetragen habe, ſeither in der Öffentlichkeit 
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feine Silbe und fein Wort geiprochen habe, aud im Wahl- (C) 


fampf nicht. Steinen Ton habe td) darüber gerebet; denn 
einerieitö wußte ich, daß ſchon eine genügende Sühne für 
gewiffe Verfehlungen getroffen war, andererfeit3 hatte ich 
zu dem Herm Solonialbirefior dad Zutrauen, daß er an 
eine weitere Beftrafung ber Verfehlungen denken würbe. 
Aber fein Wort habe ich über unfere ganze Unterredung 
in der Öffentlichkeit geſprochen, auch da nicht, wo ich im 
ihärfften Wahlkampf gegen den Herrn Kolonialdirektor 
Dernburg und feine Auslaffungen in der „Nordbeutichen 
Allgemeinen Zeitung“ mich gewehrt habe. Das habe ich 
ald Vertrauensſache angefehen und ſehe e3 auch ferner an. 
Aber das ſpreche ich offen aus: ed wird mir und meinen 
Fraktionskollegen einfach unmöglich fein, künftighin noch 
durch vertrauliche Unterredungen ſolche unangenehmen 
Zwiſchenfälle aus der Welt zu ſchaffen 
(lebhafte Zuftimmung in der Mitte); 
benn feiner don uns Abgeordneten wird ed dann mehr 
über fi bringen können, daß er im ber Weife Jahre bar: 
auf fpäter wegen früherer vertraulicer Verhandlungen in 
der Offentlichleit angegriffen wird. 
(Sehr wahr! in der Mitte.) 
Andererſeits aber fehe ich es als meine Pflicht an, daß 
ein Abgeorbneter, dem ſolche Mißſtände bekannt werben, 
biergegen vorgeht, um die Beiferung und Säuberung mit 
zu erreihen. Das war dad Motiv meines Vorgehens. 
Sp habe ich e3 in der Bergangenheil gehalten, fo werde 
ih es auch in Zukunft halten. Ich werde alle Mißſtände, 
Klagen und Beihwerben, die mir zugehen, forgfältig 
fihten, prüfen, dann aber in aller Offertticheit bier in 
diefem hohen Haufe fie erheben, damit man niemals mehr 
gegen mich einen foldhen Vorwurf wie in dieſer Alten— 
notiz und in der daran fi knüpfenden Polemik machen 
fanı. Wie im ber Vergangenheit, fo werbe ich es auch 
in der Zukunft halten. 
(Bravo! in der Mitte.) 


Fräfident: Der Herr Bevollmächtigte zum Bundesrat, 
Wirklihe Geheime DOber-Regierungdrat und Bortragende 
Rat in der Reichskanzlei v. Loebell hat das Wort. 


v. Loebell, Wirtliher Geheimer Ober:Regierungsrat 
und Bortragender Rat in der Reihäfanzlet, ftellvertretender 
Benollmädtigter zum Bundesrat: Meine Herren, id 
werde mit Rüdfiht auf dieſes hohe Haus mich felbft- 
verftändlih in der Widerlegung, die doch notwendig ti, 
ſehr kurz faffen. Ich glaube auch trog der längeren Rebe 
des Heren Abgeordneten Erzberger, bie wir eben gehört 
haben, troß bes ihm eigenen bdialektifchen Gefchids, das 
er auch heute entfaltet hat, daß ich gar nicht Beſſeres tum 
fann, als mid bier auf fehr wenige Worte zu beſchränken; 
benn Diejenigen Herren, bie die Güte haben wollen, meine 
geftrigen Ausführungen zu lefen und fie zu vergleichen 
mit dem Stenogramm, das bie Rede des Herm Abges 
orbneten Erzberger hente bringt, werden — davon bin th 
feft ai gr — ganz genau wiflen, auf welche Seite 
Ste ſich in dieſer Frage zu ftellen haben. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Aber einige Punkte bedürfen doch noch ber Erläuterung. 

Herr Erzberger hat einen Vergleich gezogen zwiſchen 
ſeinem Vorgehen und dem des Herrn Abgeordneten Müller 
(Sagan) und behauptet, daß dem dasſelbe Mißgeſchick 
widerfahren ſei wie ihm; auch er ſei mißverſtanden worden. 
Meine Herren, bie Aftennotiz, die Herr Erzberger eben zu 
meiner Heberrafhung — id) weiß nicht, wie er bazu gelommen 
iſt — bier verlefen hat, ift ganz genau richtig, nämlich 
bie an mich gerichtete Mitteilung ded Herrn Reichskanzlers 
über bie Unterredung mit Herrn Müller (Sagan), worin 
biefer ihm das Material übergeben hat, dad er von 
Poeplau erhalten hatte. Es ift durchaus richtig, daß ber 


Herr Reihätanzler Anmweifung gegeben hat, und zwar 
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(b. 2oebell.) 


(A) mit dem Vermerk „eitissime* — ſo ſchnell wie möglich 


— eine Unterfuchung einzuleiten in ber Sache, und pr 
fteht bier: „gegen ben Betreffenden bie Disziplinar- 
unterfuhung einzuleiten und den Sachverhalt Harzuftellen*. 
Meine Herren, infolge dieſer Verfügung des Herrn 
Reichskanzlers habe ich fofort da gefamte Material, 
das Müler (Sagan) dem Herrn Reichskanzler 
eingereiht Hatte, ber Stolonialabteilung übergeben, 
bamit diefe tm Auftrage des Herrn Reichskanzlers das 
weitere zur Stlarftelung ber Angelegenheit fofort ver— 
anlaffe. Ich bin ebenjo verfahren mit bem Matertal, 
das mir Herr Müller (Sagan) fpäter — aud) von Poeplau 
erhalten — übergeben hat. Es ift nicht möglich, meine 
Herren, baß bon ber Reichskanzlei alles das, was dem 
Herrn Reichölanzler an Material übergeben wird, und 
alle die Eingaben, die an ben Herrn Reichskanzler ge- 
langen, bearbeitet werde, daß etwa bon ber Reichskanzlei 
aus alle erforberlihen Schritte eingeleitet werden. Denn 
fonft müßten wir vielleicht den zehnfachen Beamtenapparat 
in der Reichötanzlei haben. Wir haben nur die Pflicht, 
ben Berkehr zwiſchen den einzelnen Reſſorts zu vermüteln. 
Wir haben alles dasjenige, was in bie einzelnen Reſſorts 
gehört, borthin abzugeben und haben alle diejenigen Saden, 
die von ben Reſſorts an den Herrn Reichskanzler gelangen, 
ihm zum Vortrag zu bringen und feine Entiheibung 
herbeiführen. Diefe Entiheidung veranlaßt häufig Ber: 
handlungen zwiſchen dem einzelnen Reffortö, die dann von 
der Reichſskanzlei geführt werden. Das tft bie Aufgabe 
ber Reichskanzlet; fie iſt alfo nicht eigentlich Reſſort in 
dem Sinne, daß fie ſaclich eingreifen fan, fondern fie 
tft Iediglih Wermittelungäftelle, die dafür forgt, daß das, 
was an den Herrn Reichölanzler gelangt, an bie ent: 
ſprechende Stelle fommt. Das weitere mußten wir ber 
— beziehentlich dem Herrn Kolonial⸗ 
bireftor zur Aufklärung uſw. vollfommen überlaſſen. 

Herr Erzberger hat dann bemängelt, daß meine 

Regiftraturnottiz nicht volftändig geweſen iſt. Ich gebe 
ihm das volllommen zu. Ich habe mid natürlich darauf 
beſchränkt, dad Wejentlihe aufzunehmen, und babe alles 
andere, aud unfer Geipräh über dad Bolkdichulunter- 
haltungsgeſetz, natürlich nicht aufgenommen, weil fid) dad 
nicht auf die Sache bezog und für dieſen Fall nidt von 
Intereffe war. Dadurch wird aber bie tigteit ber 
Säge, bie ich aufgejchrieben habe, in feiner Weiſe alteriert. 
(Sachen bei den Sozialdemokraten.) 

Der Herr Abgeordnete Erzberger hat gefagt, Herr 
veplau felbft Hätte ihm erflärt — er hat ja eine Art Er⸗ 
ärung bon Poeplau hier vorgelefen —, daß er dem Herrn 

Erzberger einen anderen Auftrag gegeben hätte, und daß 
aud Herr Graberger ihm nachher berichtet hätte, der Chef 
ber Reichskanzlei hätte erklärt, eö fei ber Stolonialver- 
waltung oder dem Herrn Reichskanzler durchaus lieb, 
wenn die Sade im Reichsſstage zur Sprade füme. Das 
ftimmt audy mit dem überein, was ich bier aufgenommen 
abe; denn bie Hierauf bezüglihe Notiz, in meiner 
egiftratur vom 26. September 1905 lautet: 
Herrn Grzberger wurbe erwibert, daß ich meiner: 
jeitö e8 unbedingt ablehnen müffe, mid) irgendwie 
bei dem vorgeichlagenen Arrangement zu beteiligen, 
die Annahme desjelben burd die Solonialver- 
waltung aud für bollfommen u rer halte, 
Ob Herr Poeplau entwendetes Material hinter 
fi Habe, und was er damit mache, fet für ben 
Gang de3 gegen ihn ſchwebenden Verfahrens ganz 
ohne Einfluß; es mühte Herrn Erzberger und 
Herrn Poeplau vielmehr überlaffen werben, bas- 
jenige mit dem Material anzufangen, was ihnen 

—— ut —— Bet Gere Geb R s 

A e Herren, hat Herr erger geftern um 
auch heute wiederum einen Zeil jemer —— aturnotiz 
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beſtreiten zu müſſen geglaubt, nämlich denjenigen, ber (C) 


dabon handelt, daß bie Zentrumsfraktion nach Bekannt— 
gabe des Aktenmaterials nicht mehr im der Lage fein 
würbe, foloniale Forderungen zu bemwilligen. Ich habe 
bereitö geftern erllärt — und es ſteht aud fein Wort 
davon im ber Regiftratur —, daß Herr Erzberger mir 
biefe Mitteilung nicht gemaht hatte im Auftrage ober 
auch nur mit Wiffen feiner Fraktion. Ich hatte damals 
wie heute bie volle Überzeugung, daß Herr Erzberger bier 
auf eigene Hand gehandelt hat. Das ſchließt aber nicht 
aus, baf er biefe Worte, wie ich fie angab, in bem Siune 
gebraudt hat, daß es nad) feiner Anfiht dem Zentrum 
unmöglich wäre, nod für Kolonialforderungen zu ftimmen, 
wenn ſolche Mißftände, wie fie in dem Aftenmaterial ent: 
halten wären, zur Sprade fümen. Sehr überrafcht hat 
mid; aber bie geftern unb heute von Herrn Erzberger 
vorgebrachte durchaus neue Berfion, in ber er be 
ftreitet, er Habe bei feinem Beſuche bei mir auf eine 
Einftelung des Disziplinarverfahrend überhaupt hin- 
wirken wollen. Gr fagte, ed wäre ihm nur Darauf 
angekommen — und dahin wäre aud nur ber Nuftrag des 
Poeplau gegangen —, foloniale Mißſtände abzuftellen. 
Warum Hat Herr Erzberger biefen body, wie Sie mir zu— 
geben werben, für die Sache außerordentlid) bedeutungs— 
vollen Punkt erft jest vorgebracht? Warum hat Herr 
Erzberger bet unferer Unterhaltung am 19. November 1906 
mir davon nichts gefagt? Warım hat Herr Erzberger 
in ben beiden Zettungserklärungen, bie er nach der Veröffent⸗ 
lihung der Regiftratur in der „Norbdeutfchen Allgemeinen 
Zeitung“ erfolgen ließ, diefen Punkt gar nicht behandelt? 

arum hat er Pr anbere Punkte beftreiten zu müſſen 
geglaubt, aber diefen Hauptpunft gar nicht erwähnt, ber 
doch, wie er ganz richtig fagt, der fpringende Punkt ber 
ganzen Sade if? Mir ift Die Darlegung, bie er geftern 
borgetragen hat, gang neu. Es ift wohl bie dritte Berfion, 
bie bon * Erzberger über unſere Unterhaltung gegeben (n) 
worben i — 


Geiterkelt.) 

Ih muß daraufhin erklären, daß ich auf das allerent- 
chiedenſte die geftern und heute von ihm gegebene Dar: 
ellung unferer Unterhaltung beftreite. Ich werbe zum 
Beweiſe befien noch kurz auf die verſchiedenen Erklärungen, 
bie Herr Erzberger über den Inhalt umferer Unterhaltung 
egeben hat, eingehen und fie gegemüberftellen müffen. Herr 
tzberger fagte nad ben Berichten vom 14. November 1906 
und 16, Februar 1907: 

Grit ald von feiner biefer Behörden gegen bie 
ſchweren Mibftände (in der Stolonialverwaltung) 
borgegangen worden ift, habe id) den Stampf im 
Parlament eröffnet, und auch da erft, nachdem ich 
mit dem Chef der Reichskanzlei und einer meiner 
politifhen Freunde mit bem Kolonialdirektor a. D. 
Erbprinzen Hohenlohe vergebens über eine 
Befeitigung der Mißftände auf andere Weife 
verhandelt hatte. 

Um biefen riefengroßen Mibftänden ein Enbe 
E bereiten, wendete ich mid; zuerſt an die Reichs— 
anzlet. Der gr rege befand ſich gerade in 
Hamburg. Ich feste mic beshalb mit dem Chef 
ber Reichslanzlei Herrn v. Boebell in Verbindung. 
Die ee zerihlugen fich jedoch infolge 
be3 ablehnenden Berhaltend dieſes Herrn. Ich 
habe zuerſt ben friedlichen Weg beſchritten und 
abe mich mit dem Chef ber Neichöfanzlei in 
Verbindung gejegt und fpäter mit dem Erbprinzen 
zu Hohenlohe. Bon beiden Seiten wurde mir 
eine Ablehnung zuteil. 

Und im Reihätage am 4. März 1907. 

Ih habe ben Chef ber Reichskanzlei um eine 
Unterrebung gebeten, um eime generelle Inter: 


(A) 


(B) 
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(v. 2oebell.) 
ſuchung aller der Mißſtände herbeizuführen, bie 
Poeplau in feinen jahrelang vergebend an ben 
Staatöfekretär bed Auswärtigen Amt3 und an ben 
Reichſskanzler gerichteten ſchweren Anklagen über 
unſere Kolonialverwaltung erhoben hatte, eine 
generelle Unterfuhung, bie ſchon im Januar 1905 
dem —— Dr. Müller (Sagan) äugefagt, 
aber nit eingehalten wurde. Es ift alſo 
unrihtig, wenn ber Chef ber Reichskanzlei 
erflärt bat, id hätte eine Ginftellung bes 
Berfahrend gegen Boeplau gewünſcht. Das war 
nicht zuläffig; denn ich wußte, daß ſchon zwei 
Tage fpäter das Disziplinarverfahren gegen 
Poeplau anftand. 
Gerade in meiner eiblichen Ausſage fehlt der 
Sat, auf den ed anfommt. Darin tft nämlich der Satz 
nicht enthalten, daß id) eine Einftellung des Ver— 
fahren gegen Poeplau gewünſcht hätte — das ift 
der fpringende Punkt —, fondern nur ber Sat, daß 
mein Beſuch beim Chef ber Reichskanzlei nur 
ben Zwed gehabt habe, einen anderen Ausweg 
herbeizuführen, ben ich mir eben dachte in ber 
generellen Unterſuchung aller dieſer Mißſtände. 
Meine Herren, dem gegenüber muß ich doch auf bie 
eibliche Ausfage des Herrn Abgeordneten Erzberger, bie ich 
geftern erwähnte, vom 10. Juli 1906 zurüdtommen und 
muß auch den Anfang diefer Ausſage verlefen zum 
weiteren Verſtändnis bes geftern bon mir verlefenen 
Paſſus. ES heißt: 
Abgeorbneter Erzberger als Zeuge vernommen: 
Ich ſchrieb an Poeplau eine Poſtkarte aus Berlin, 
mwortn ich ihm bat, mid zu bejuchen, weil ich 
von feiner Disziplinarunterfuhung gehört hatte 
und weil ich mich für foloniale Angelegenheiten 
überhaupt tntereffierte. 
(Hört! hört! rechts.) 
68 war ſchon vor längerer Zeit im Neichätage 
über Mibftände in umferen Kolonien geſprochen 
worben, und ich Hatte auch bon britter Seite 
je uſchriften erhalten, bie ſich fait alle 
auf das in unjerer Kolontalverwaltung angeblich 
errſchende Vertufhungsfuften bezogen. Solche 
uſchriften gingen mir teilö Direkt zu, teil3 gedrudt 
durch Zeitungsrebaltionen, 3. B. „Stölniiche 
Bollözeitung“, —* Zeitung“, „Ham⸗ 
burger Fremdenblatt“ uſw. Poeplau unterbreitete 
mir zunächft ſeine ſämtlichen Eingaben, die er in 
feiner Disziplinarſache an ben Reichskanzler ge— 
richtet hatte. Er beſuchte mich zu dieſem Zwecke, 
wenn ich mich recht erinnere, einen Tag, nachdem 
ih ihm bie Karte gefchrieben hatte. Wir be- 
ſprachen damals nur basjenige Material, das 
— — des Poeplau Beziehungen 
—* 8 fann fein, daß bei dieſer Gefegenbeit 
auch über andere Kolonialſachen geiprochen wurde. 
Ih erinnere mich jedoch jegt nicht mehr genau 
bed Inhalt ber fonftigen Mitteilungen. Die 
Hauptſache bei dem erften Beſuch des Poeplau 
war, daß er mid bat, zum Chef ber Reichs— 
tanzlei, Herrn v. Loebell, zu gehen, um zu verfuchen, 
ob bie ihn betreffende Angelegenheit nicht auf 
andere Weiſe als durd ein Disziplinarverfahren 
beendet werben fönne. 
(Zebhafte Zurufe: Hört! hört! rechts und bei ben 
National _ 
Ich bin auch bei Herrn dv. Loebell geweien, ob» 
wohl ich mir, wie ich auch Herrn v. Loebell fagte, 
der Ausfichtslofigkeit dieſes Schritte® bewußt 
war. Dementiprehenb ift dann die Sade auch 
verlaufen. 





Reichsſstag. — 10. Sitzung. Diendtag ben 5. März 1901. 


Ja, meine Herren, diefe Ausfage bringt ja manches (C) 


Smtereffante; worauf es mir aber wefentlih ankommt, tft, 
daß biefe veſprechung mit Poeplau, wie Herr Erzberger ſelbſt 
zugibt, in erſter Linie feiner Disziplinarunterſuchung galt, 
daß Herr Poeplau hiernach ihn gebeten hat, zu mir zu 
gehen, und zwar um zu verſuchen, ob dieſe Angelegenheit 
— alſo feine Disziplinarunterfuhung —, nicht auf andere 
Weiſe als durch ein Disziplinarverfahren beendigt werben 
könne. Nun, meine Herren, demgegenüber ſtelle ich feft: 
Ih Habe in ber Regiftraturnotiz gejagt, daß Herr Erz 
berger mir von Herrn Poeplau den Wunſch nahe gelegt 
bat, id möchte dafür eintreten, daß das Disziplinar- 
verfahren eingeftelt würde; dann würde er bad Aften- 
material herausgeben. Ich glaube, dieſe Darftellung ſtimmt 
bod ganz außerorbentlih überein mit ber etblichen Aus» 
fage des Herm Erzberger vom 10. Juli 1906. 

(Sehr richtig! rechts und bei den Nationalliberalen.) 
Ih vermag wenigſtens bier einen Unterſchied wicht zu 
finden, nur baß meine Regiftraturnotiz etwas ausführlicher 
tft; aber der ganze Vorgang läßt mit unzweibeutiger 
Sicherheit erfennen, daß die Abſicht der Unterredung, bie 
Herr Grzberger bei mir nachſuchte, nur bie Poeplaufche 
Angelegenheit war, nämlich das Disziplinarverfahren gegen 


Boeplau. 

er richtig! rechts.) 
Meine Herren, wir haben alfo bier — ih Habe fie 
deshalb einander gegenübergeftelt — ſehr verſchiedene 
Angaben des Herrn Abgeordneten Erzberger, die nicht 
zuſammen ſtimmen. Wenn ich bie Wahl habe, nehme ich 
diejenige Ausfage, bie er beſchworen hat, und das ift bie, 
bie ih eben verlad, und biefe kommt bem Sinne nad 
ganz nahe meiner Aktenregiftratur 

(ehr richtig! rechts), 
bie = Herrn Erzberger neulih als unwahr bezeichnet 
wurde. 


Meine Herren, id) habe geſtern Bezug genommen (D) 


darauf, daß mir ber Herr Legationdrat Helfferih auch 
alsbald nad ber Unterredung beftätigt hätte, daß ich ihm 
bie Unterredung zwiſchen bem Herrn Abgeorbnieten Erz« 
berger und mir fo dargeftellt habe, wie fie in der Alten- 
regiftratur fteht. Ih befomme heute vom ihm — er ift, 
was ich nicht wußte, noch in Berlin — einen Brief, ben 
ih Ihnen mitteilen muß. Er ſchreibt: 
Ih habe foeben in dem Parlamentsbericht von 
Ihrer geftrigen at in Saden Erzberger 
elefen und Halte mich in Anbetracht bed Ber: 
Klin des Herrn Erzberger für verpflichtet, 
bien nochmals in aller Form zu beftätigen, 
daß Sie mir alsbald nad der Unterredung mit 
Herrn Erzberger von dem Inhalt derfelben Mit- 
teilung gemadt haben, und daß biefe Mittetlung 
in allen Punkten dem Inhalt Ihrer Aktennotiz 
entiprad). 
(Hört! hört! reits.) 

Ich entfinne mich ber Einzelheiten Ihrer Mit- 
teilung ſchon deshalb auf das beftimmtefte, weil 
ger Erzberger jenen überrafhenden Schritt bet 

hen gerabe in dem Zeitpunkt tat, in welchem 
er mit ber Stolonialverwaltung wegen eines 
anberen Falles in einer heftigen Polemik Tag. 
IH entfinne mid auch genau, daß wir bei ber 
Beiprehung bed von Herrn Erzberger bei Ihnen 
unternommenen Schritte8 eine Parallele zogen 
awifhen ber bon Herrn Graberger verfuchten 
Breifion und bem Ioyalen Verhalten eines anderen 
Abgeordneten, dem Herr Poeplau einige Monate 
— fein Material gleichfalls übergeben hatte. 

ener andere Abgeorbnete hatte das Poeplaufche 
Material dem Herrn Reichskanzler zugeftellt, um 
eine Unterſuchung herbeizuführen. Herr Erzberger 


(A) 


(B) nit au 
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(v, 2oebell.) 
dagegen bot die Heraudgabe bed Materials unter 
ber Bebingung an, baß bad gegen Poeplau 
ſchwebende Disziplinarverfahren, in bem zwei 
Tage fpäter Termin anftand, eingeftellt werbe. 
(Hört! Hört! rechts und links.) 

Sie erzählten weiter, daß Herr Erzberger nad 
der kategoriſchen Zurückweiſung feined Anſinnens 
geäußert habe, eine andere Antwort habe er kaum 
erwartet; er habe aber geglaubt, fi des Auf: 
trages des Herrn Poeplau entledigen zu müffen. 

Meine Herren, ih muß auch nod auf einen Punkt 
zurüdlommen: bei der ganzen Angelegenheit ftellt i9 
Herr Erzberger bin als der harmlofe Wanderer, der plötzlich 
von einem MWegelagerer überfallen unb mißhanbelt 
mworben if. Ya, meine Herren, ich fühle mich frei bon 
ben Eigenfchaften eines MWegelagererd, überlaffe aber auch 
das Urteil anderen Berufenen, ob bei Herm Abgeordneten 
Graberger bie Sriterten des „harmlofen Wanbererd“ 
überall zutreffen. 

(Sehr gut! und Heiterkeit rechts und bei ben 
Nationalliberalen.) 

Aber ih möchte noch eined betonen, meine Herren: 
ich bin bier in der ganzen Angelegenheit tatſächlich nicht 
der Angreifenbe geivefen. Ih habe Ihnen geftern 
erflärt und wieberhole e8 heute: die ganze Angelegenheit 
wäre bon mir unter feinen Umſtänden zur Sprade gebracht 
worden — ih hatte gar feine Veranlaffung dazu —, 
wenn ich nicht durch Herrn Ergberger wieberholt öffentlich 
auf das jchärffte angegriffen wäre. Denn, meine Herren, 
es tft ein ſcharfer Angriff gegen einen Beamten, ber jetzt 
beinahe 30 Jahre im Reichs- und Staatäbtenft fleht, 
wenn ihm vorgeworfen wird, er hätte feine Mitwirkung 
bei Abſtellung bienftliher großer Mibftände verfagt. 

(Sehr — rechts.) 
Dahin —7 ber Vorwurf. Dieſen Vorwurf konnte ih 
mir ſitzen laſſen, und dieſer Vorwurf zwang 
mid dazu, von ber Waffe Gebrauch zu machen, ber eins 
aigen, die ih hatte, nämlih der Beröffentlihung ber 
Altennotiz, die mir zu Gebote ftand. 

63 St ber Herr Abgeorbnete Erzberger am Schluffe 

einer Erklärung vom 21. Februar 1907 gefagt: 
Darüber, welche moble Waffe ſolche einfeitigen 
Niederſchriften und deren Publikation find, mag 
bie Öffentlichkeit ihr Urteil fällen. 
Meine Herren, dieſes Urteil ber Offentlichkeit über mid 
erwarte ich mit vollſter Ruhe. Ich bin mir vollftändig 
bewußt, daß id im ber ganzen Angelegenheit durchaus 
loyal, richtig und entgegenfommenb gehanbelt habe. 
(Sehr richtig! — 
Meine Herren, ich bin auch ebenſo überzeugt, daß die— 
jenigen, die dieſen Streitfall, der zu meinem großen Be— 
auern dieſes hohe Haus —— den zweiten Tag befaßt 


(jehr richtigh, 
verfolgen und alles Vorgebrachte ge prüfen, mid) 
bon jeder Schuld in ber — vollkommen frei⸗ 
ſprechen werden, und daß nicht bloß in dieſem Hauſe, 
ſondern auch im Lande das Verfahren des Herrn Erz— 
berger in dieſem Falle nicht gebilligt werden wird. 
(Eebhaftes Bravo rechts und links.) 


Vizepräſident Dr, Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Neumann-Hofer. 


Dr. Reumannshofer, Abgeorbneter: Meine Herren, ih 
will den Streit ber Parteien bier nicht weiter fpinnen, ba 
er meiner Anfiht nad) bereit3 einen viel zu breiten Raum 
in biefer Debatte eingenommen hat. Ich will aud) bereits 
Gefagted nicht noch einmal mit anderen Worten wieber: 
holen und will nur mit Bezug auf bie Herren Vorrebner 
eine Unterftellung des Herm Abgeorbneten v. Kröcher mit 
gebührenber Entſchiedenheit zurüdweifen, nämlich bie 
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Unterftellung, daß außer ben Soztaldemokraten im Haufe (C) 


wohl niemand beftreiten würde, daß in beaun auf bie Ab: 
gabe eined Stimmzettels berechtigte Einfl fe vorhanden 
fein Könnten. Ich Habe bie Auffaffung, daß es im bezu 
auf ben Stimmzettel überhaupt feinen berechtigten Einflu 


geben kann 
(fehr richtig! links), 


auch nicht die Einflüffe, die ein Vater auf feinen wahl: 


berechtigten Sohn ausüben fanır, und ich habe die fefte 
Überzeugung, daß bie ganze liberale Seite dieſes Haufes 
dieſe meine Anficht teilen wird. 

Ih will dieſe Etatsberatungen lediglich bazu bes 
—— um Ihre Aufmerkſamkeit auf einen Notftand Hin- 
zulenken — 

(Unruhe. — Glode bed Präfibenten.) 


* — Dr. Paaſche: Ich bitte um etwas mehr 
ube! 


Dr. Neumann⸗Hofer, Abgeordneter: — ber biäher 
nicht bie nötige Beachtung Hier und im Reiche gefunden hat, 
der aber meiner Anfiht nad geradezu nad Abhilfe jchreit. 

Wir haben bier die Aufgabe, bad Wohl des deutſchen 
Volkes zu fürbern; aber das Wohl bed Ganzen ift be: 
dingt durch das Wohl der einzelnen Teile, und das iſt 
ja auch bier im Reichstage anerkannt; benn ber Schuß 
ber Schwaden ift ja auf ben verichiebenften Gebieten 
von ziemlich allen Barteien des Reichsſstages anerkannt 
und durdgeführt worben. 

Was fol man aber nım zu ber Tatfache fagen, daß 
es ein Gebiet der politifchen Betätigung im Reiche gibt, 
auf bem biefer Grundfa des Schutzes der Schwachen 
nicht nur nicht durchgeführt ift, fondern ber entgegenge- 
ſetzte Grundfag, nämlid) die Benadteiltgung des Schwachen 
zu Gunften des Starken! Dieſes Gebiet ift das Ber- 
bältnis umferer Kleinſtaaten zum Reiche und zum Groß- 
ftaat Preußen. 

Unfere Kleinſtaaten führen zu einem erheblichen Teile 
geradezu ein Märtyrerbafein. Ich weiß gemau, dab das 
nicht für alle — Auf unſere Stabtftaaten, z. B. 
unſere Hanfeftäbte, trifft es natürlich nicht zu, auch auf 
einige andere nit. Aber bie große Mehrzahl unferer 
mitteldeutichen Kleinſtaaten befindet fih in einer bedauerns⸗ 
werten Lage. Es ift ganz außerordentlich ſchwer, in den 
Landtagen biefer Heinen Staaten ben Etat zum Balan- 
zieren zu bringen, und bie Mittel, die bazu notwendig 
find, find fo bedauerlich, daß man fagen kann: in dieſen 
Gegenden werben bie Aulturaufgaben nicht in ber Weiſe 
wahrgenommen und können es nicht, wie es aud) im 
Inlereſſe ded Reiches läge. Die Beamtengehälter in 
biefen Heinen Staaten find fo außerordentlich niedrig und 
müſſen fo ntebrig fein des Gelbmangeld wegen, baß viel- 
fach bie beften Beamten, wenn fie mur irgend fönnen, 
weglaufen nah Preußen und ben anderen Bunbeöftaaten, 
wo fie eine beffere Beſoldung erlangen. Unſere Lehrer 
in den Kleinſtaaten werben fo ſchlecht befolbet, daß fie oft 
gem bie —— ergreifen, um wo anders — 

te ganze Schulverfaſſung befindet ſich in einem Aus 
ſtande, der durchaus nicht wünſchenswert iſt. Die 
der Schüler, die auf einen Lehrer entfallen, iſt ſo hoch, 
wie es ſelbſt in Preußen nicht möglich iſt. Obwohl alſo 
die Kulturaufgaben in dieſen Kleinſtaaten ſehr leiden, muß 
nun doch auf ber anderen Seite bie Steuerſchraube in 
einer Weiſe angezogen werben, wie es in Preußen und 
in anderen größeren Staaten ganz unbekannt if. Nach 
oben ift dad im allgemeinen nit möglich, menigftens 
nit im übermäßigen Grabe, weil banı bie Rentner, bie 
in ben Rleinftaaten wohnen, und bie wir dba brauden, 
weglaufen. Und ba tft es im allgemeinen üblich, daß bie 
Steuerfhranbe nad unten entfprehend angezogen wird, 
und es wird mandem vom bem Herren ımbefannt fein, 


(D) 
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(Dr. Neumann Hofer.) 


(A) welche Verhältniffe auf diefem Gebiete vielfach beftehen. 


In meinem Heimatöftaate zum Beifpiel, in Lippe, fängt 
die Staatdeinfommenftener ſchon bet einem Sate bon 
300 Mark an, nicht wie in Preußen von 900 Mark an. 
Jedes Dienftmäbchen befommt bei und feinen Steuerzettel 
ins Haus geſchickt, jeder Lauffunge, jeder Hütejunge, deffen 
Stellung der Herr Abgeorbnete v. Liebert ja jo wenig 
geeignet hält ald Vorbereitung für einen Reichstagsabge— 
orbneten, hat bei und wenigftend das Bewußtſein, baf er 
Steuerzahler tft. Alſo das find Verhältniffe, die gewiß 
nicht wünfchenswert find und die beweifen, daß die Dinge 
bort fehr im Argen — Ich will nur das Beiſpiel 
hervorheben, daß in meinem Heimatlande Lippe auch noch 
Schulgeld erhoben wird, was anderwärts auch nicht mehr 
ber Fall iſt. 

Unter biefen Umftänden ift es fein Wunder, wenn 
man in ben Sleinftaaten oft genug den Ausſpruch hört: 
ja, unfere Selbftändigfett tft und zu teuer, wir wollen fie 
Iteber aufgeben und und von Preußen verſchlucken Laffen, 
dann werden wir unter allen Umftänben befier baran 
fein, und, meine Herren, das wäre wohl aud ohne Frage 
fo. Wenn biefe Gebanfenrihtung noch nicht allzu große 
Kreiſe in dem Stleinftaaten ergriffen hat, fo liegt das 
zunähft baran, daß das Gängen am Alten bad ber- 
bindert. Aber alle diejenigen, die da meinen, daß es für 
unfer Deutſches Reich wünfchenswert if, daß wir ein 
füberativer Staat find, werben aud zugeben müffen, daß 
bie Sleinftaaten ein Opfer durch bie Erhaltung ihrer 
Selbftändigfeit für bad ganze Reich bringen. Wenn das 
aber der Fall ift, dann jollte man doch meinen, daß eine 
birefte Benadteiligung der Kleinſtaaten nicht beliebt 
werben bürfte. Wir verlangen feine Bevorzugung, babon 
fol feine Rebe fein, aber eine birefte Benachteiligung ift 
zweifellos zu verwerfen. Jetzt aber werben bie einen 
Staaten bireft benachteiligt, und zwar auf verfchtebenen 


(B) Gebieten. 


Ich will zumächft hier fonftatieren, daß die Matrifular: 
beiträge, die das Reich erhebt, nad) der Kopfzahl umgelegt 
werden. Daß bad eine Ungerechtigkeit if, Darüber werben 
wohl alle Klar fein, die die Auffaffung haben, baß bie 
Leiftungen nah der Leiftungsfähigkeit verteilt werben 
ſollen. &3 iſt jelbfiperftändlih, daß bie mitteldeutfchen 
Hleinftaaten mit ber großen ärmlichen Bevölkerung, 
unmöglich biejelbe Leiftungsfähigkeit haben fünnen wie 
bie andern Staaten; und wenn trogbem bie Matrifular- 
beiträge nad ber KRopfzahl umgelegt werben, jo iſt das 
eine große Ungerechtigkeit, die das Reich gegen bie Klein— 
ftaaten begeht. 

Meine Herren, in früheren Zeiten, als bie fiber: 
weifungen bie Matrikularbeiträge überftiegen, war das ein 
Vorteil für die Lleinen Staaten, dad will ich gern an 
erkennen; aber die Zeiten find doch fchon lange vorbei. 
Das, was wir jegt nach meiner Überzeugung in ungerechter 
Weiſe haben mehr bezahlen müffen, wird aber ungefähr 
dad auögleihen, was wir früher vielleicht mehr befommen 
haben, als nad dem geforderten Verteilungsmodus richtig 
geivefen wäre, und beöbalb, glaube ich, tft es an ber Zeit, 

aß bier Wandel gefhaffen, und ein —— Verteilungs⸗ 
modus in bezug auf die Matrikularbeitruge durchgeführt wird. 

Ein weiterer Nachteil, den bie Kleinſtaaten haben, 
liegt auf dem Gebiete des Gifenbahnweiend. Meine 
Herren, wenn in biefen leinftaaten, die eine eigene Eifen- 
bahn nicht haben können infolge ihrer Heinen Ausdehnung, 
Eifenbahnen gebaut werden durch Preußen, dann müſſen 
zunächſt große Leiftungen à fonds perdu hingegeben werden, 
worüber ih nicht weiter beſonders reden will. Aber in 
deu Verträgen, bie abgefchloffen werben, heißt e3 dann, 
daß bie Eiſenbahnen zur Kommunalſteuer nicht heran 
gezogen werben Dürfen 

(hört! hört! Links), 


obgleih es im Preußen natürlich geſchleht. Aber bie co) 


Sleinftaaten dürfen es nit tum! In ben Verträgen wird 
felbft feftgelegt, daß die Gifenbahnbeamten, die in ben 
Hleinftaaten ihren MWohnfig haben, mit einmal zur 
Staatöftener herangezogen werben bürfen, und die Folge 
tft dann, daß viele Beamte, die in Stleinftaaten wohnen, 
weil fie feine Staatöftener zahlen, aud nicht das ftaat- 
liche Wahlreht haben! Das find Verhältniffe, die auf 
die Dauer auch nicht aufreht erhalten werben können 
und eine Abänderung dringend erforbern. Aber bie 

auptſache ift nun, daß bie Erträge, bie von biefen 

ifenbahnen aufgebraht werben, einfadh in die Taſchen 
des Großftaated wandern und ber Stleinftaat keinerlei 
Anteil daran hat und haben darf. Ich fehe ja wohl ein, 
daß eine durchgreifende Anderung auf dieſem Gebiet nicht 
leicht zu ſchaffen iſt. Das Befte, wofür ich allereheftens 
eintreten würde, wäre ein libergang ber Etfenbahnen auf 
das Reid. Wenn ba Neid die Eifenbahnen verwaltete, 
fo würde es fo viel Gelb babei herausholen, baß wir 
wieder zu jenen idylliſchen Zuftänden zurückkehren könnten, 
baß die Überweifungen bie Matrifularbeiträge überfteigen, 
und bann wiürbe ih nicht bafür plädieren, daß eine 
Anderung einträte. Da das aber wohl nicht zu erreichen 
fein wird, möchte ich vielleiht dem Gedanken Ausbrud 
geben, daß danach geftrebt werben möge, eine Reichöftener 
auf Gifenbahnreinerträge einzuführen. Herr v. Kardorff 
hat nad) meiner Erinnerung biefem Gedanken früher and 
bereits Ausbrud gegeben unb gejagt, daß er für bie 
Einführung einer ſolchen Reichsſteuer auf Eifenbahn- 
reinerträge eintreten würde. Es mürbe zweifellos 
wünſchenswert jein, daß auf biefem Gebiete vorgegangen 
wird; denn baburd würden, namentlich wenn bad in 
beftimmte gefetlihe Beziehungen gebradt würde, bie 
Matrikularbeiträge herabgemindert werden, und bie anderen 
Staaten würden aud einen Vorteil haben. 


Ich will noch kurz hinweifen auf eine dritte Benach- (m) 


teiligung in finanzielem Sinne, ber viele Sleinftaaten 
unterliegen, auf bie Milttärverhältniffe, die auf Grund der 
mit Preußen abgeichloffenen Milttärkonventionen dort 
berrihen. In meinem Heimatöftaate Lippe z. B. müßte 
nad) der Bebölkerungszahl beinahe ein Regiment garnifo- 
nieren. Ob aber viel oder wenig Militär bort iſt, hat 
felbftverftändltih auch wichtige finanzielle Wirkungen auf 
ben ganzen Staatdetat. Statt eines Regiments garnifontert 
dort nur ein Bataillon. Es ift das eine Benadteiligung, 
die bei anderen Kleinſtaaten auch vorhanden tft, unb es 
ift ganz gewiß möglih und ber Gerechtigkeit entiprechend, 
daß hier von ber Militärverwaltung ein Entgegenfommen 
gezeigt wird. Gefchteht das nicht, fo ftehe ih auf bem 
Standpunkt, daß man ſehr wohl bazu übergehen könnte 
und müßte, die Milttärtonventionen mit Preußen zu löſen. 


(Heiterfeit.) 
Ich meine natürlich) nicht, daß fi die Stleinftaaten eigene 
Kriegäminifter zulegen follen 

(Heiterkeit), 
davon ift feine Rebe; aber es iſt boch immerhin möglich, 
daß bie Militärverwaltungen von Bayern oder Sachen 
entgegenfonmender fich erweifen, und daß man dann viel» 
leiht mit biefen Staaten Milttärfonventionen abſchließen 


fann. 

Alfo ich wieberhole: Es Liegt und fern, befonbere 
Vorteile für die wirtſchaftlich Schwachen in der Beziehung 
bom Reich herauszuſchlagen, aber die einfahe Gerechtig⸗ 
fett müßte unter allen Umſtänden burdhgeführt werben; 
die Benachteiligung, wie fie jegt auf wichtigen Gebieten 
herrſcht, müßte unter allen Umſtänden befettigt werben. 
Geſchieht das nicht, fo muß es auf bie Dauer a me 
fommen, daß in ben Streifen ber mitteldeutichen Klein— 
ftaaten eine Neichöverbrofienheit einzieht, die bis zum 
heutigen Tage erfreulicherweife no nicht vorhanden ift. 


Reichstag. — 10. Sitzung. Diendtag den 5. März 1907. 
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(Dr. Reumanı Hofer.) 


(A) Wenn man aber bie Landtagsverhandlungen ber ver: 


ſchiedenen beutfchen Stleinftaaten verfolgt, fo findet man, 
daß dieſe Berhältniffe dort immer wieder borgebradt 
werben und ſehr viel böfed Blut erregen. Die Klein— 
Raaten glauben, daß fie weit über ihre Fähigkeit hinaus 
Opfer fir bie Gefamtheit und für dad Reich bringen 
müffen, und weil ich der Überzeugung bin, daß es im 
Intereſſe des ganzen Deutſchen Reiches liegt, dab eine 
—* Reichsverdroſſenheit nicht auflomme, fo möchte ich 
bitten, daß ben berechtigten Wünſchen der Kleinftaaten auf 
biefem Gebiete Folge gaben wird. 

(Bravo! links.) 


Bizepräftdent Dr, Paaſche: Das Wort hat ber Herr 
Abgeordnete Gamp. 


amp, Abgeorbneter: Meine Herren, e3 tft nicht meine 
Abſicht, auf die ausführlichen Darlegungen ber Rebner ber 
verſchiedenen polttiihen Parteien näher einzugehen. Ich 
halte mid nur für verpflichtet, noch ein par Worte zu 
ſprechen mit Rüdfiht auf die Ausführungen bes 
Staatöfekretärd Grafen dv. Poſadowsky zum Schlu 
geftrigen Sitzung. 

Ich bin Aunächft, dem Her Staatöfefretär außer: 
orbentlih dankbar bafür, baß er eine eingehende Prüfung 
— und eine unpartetifihe Prüfung — der Verhältniffe der 
Reichsſsbank zugefagt hat. Der Herr Staat3jefretär hat, 
wenn ich ihn recht verftanden habe, Fey barauf hin⸗ 
gewieſen, wie ſchwer das Land unter dem hohen Banl: 
bisfont leide, und wie ſchwierig die Disfontopolitif fet, 
fodaß man nicht ohme weiteres dazu Stellung nehmen 
tönne. Ich enthalte mich, bed mäheren auf bie Aus: 
führungen des Herrn Staatöfefretärd einzugehen; nur 
möchte ich fur; bemerken, daß er doch, glaube ich, im Irr⸗ 
tum ift, wenn er fagte, es feien von feiner Seite praftifche 
Vorſchläge zur Herabminberung des Bankdiskonts gemadıt 


ber 


(B) worden. Vorſchläge find von mir mehrere gemadjt worben, 


und, ich glaube, fie ſind auch als praktiſch zu bezeichnen, jo — 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Ih möchte den Herm 
Abgeordneten bitten, mehr gerabeaus zu fpredhen, damit 
aud) die Herren auf ber linken Seite ihn verftehen können. 


Camp, Abgeorbneter: — fo die Vermehrung bes 
Betriebskapitals der Neihöbant, Verminderung der 
Smanfpruhnahme der Neihöbant für Betriebszwecke des 
Reichs, Einſchränkung der ausländiihen Anleihen uf. 

(Sehr richtig! rechts.) 

In einem Punkt Tiegt ameifellos ein Mißverftänbnis des 
Herrn Staatöfekretärd vor, nämlich darin, daß er fagte, 
es ſei zweifellos ganz glei, ob bie Schabanweifungen 
durch Vermittlung ber Reichsbank oder direkt in ben 
öffentlichen Verkehr gebraht würden. Das tft vollkommen 
rihtig; das Gegenteil hat aber aud niemand behauptet; 
behauptet worben ift nur, daß es viel befler wäre, wenn 
bieje gen ‚see burd) — der 
Reichsbank noch bdireft dem Verkehr gjracfühet mwürben, 
fondern wenn bie Gelber, die bad Neih dauernd ald 
Betriebsfonds braucht, niht auf dem on des Drei⸗ 
monatskredits, ſondern auf dem Wege ber konſolidierten 
Anleihe beſchafft würden, wenn das auch etwas teurer 
— Dadurch würden wir den Markt außerordentlich 
e 

Meine Herren, ich komme nun mit einigen Worten 
auf bie Ausführungen des Herrn Staatsſekretärs über 
die Haltung umferer Partei zur Soztalpolitif. Er ſagte — 

(Unterbredung vom Bundesratstiſche.) 
— Sie fagten, Herr Staatäfetretär: „Ich wünſche, Herr 
Gamp, Sie kommen wegen dieſes Vorgehend nicht in 
Uingelegenheiten mit Ihren näheren politiichen Freunden!“ 
Demgegenüber möchte ih mur fonftatieren, daß wir unfere 
Stellung zur Soztalpolitit noch heute eingehend erörtert 
Reichstag. 12. Legisl.P. I Seffion. 17. 


haben, und daß in unferen Streifen nit bie mindefte (0) 


Meinungdperfhiedenheit barüber befteht, daß mir 
und an einer großzügigen Sozialpolitif, wie biäher, fo 
aud) in Zukunft ſteis aktiv beteiligen werben. 

(Sehr richtig! bei der Reichspartei.) 
Ich kann ben Herrn Staatöjefretär in der Beztehu ng alſo 
völlig beruhigen, und id; glaube, es ausſprechen zu können, 
dab auch meine fämtlihen politifhen Freunde im 
Abgeordnetenhaufe diefen Standpunkt unbedingt teilen. 

(Zuruf au ber Mitte.) 

— Sa, aud Herr v. Zeblig! — 

Wir haben nie unfere Mitwirkung verfagt, wenn 
es fih um finanzielle Opfer handelte, bie dem Arbeitgeber 
auferlegt wurden. Ich brauche den Herrn Staatöfekretär 
nur daran zu erinnern, daß im Jahre 1903 meine Partei 
bie einzige war, bie wünſchte, bie Leiftungen ber Arbeit 

eber zu ben Stranfenfaffen zu erhöhen, und entipredhend 
er Mehrleiftung den ea einen angemefjen Ein⸗ 
fluß an ber en zu ſich 

Aha! bei den — 

Meine Partei war damals die einzige, die hier und in 
ber Kommiſſion dieſen Standpunkt vertrat, dabei aber 
leider nicht die Unterſtützung der Reichsregierung und der 
anderen Parteien fand. 

Wir ſind für die Witwen- und Waiſenfürſorge, en 
bie ganze ſozialpolitiſche Geſetzgebhung zu einer Zeit ein 
getreten anfangd ber 70er Jahre, als in biefem Haufe, 
wie Herr Freiherr dv. Hertling geftern erwähnte, noch bie 
Anregungen, welde er in Übereinftimmung mit meinem 
Freunde Freiherrn dv. Stumm gab, auf vielen Seiten Hohn 
und Spott begegnete. Wenn Herr Kollege Trimborn bie 
Güte haben will, bie Verhandlungen jener Jahre nad): 
äulefen, fo wirb er das beftättgt finden. 

(Zuruf in der Mitte.) 
Bei diefer Auffaffung verbleibe ih. Wir wünſchen eine 


Sozialpolitik, die ſich frei Hält von polizetliden Schikanen (D) 


gegen bie Arbeitgeber. Wenn bie Herren bom ber Re— 
gierung doch wirklich einmal Gelegenheit hätten, unerkannt 
die Kreiſe der Inbuftrie und namentlih der Hand— 
werfer zu kommen, fie würden vielfah einem mut 
begegnen, der ſich nicht gegen die Zahlung richtet, ſondern 
egen die Art und Dee, wie die Gefeggebung gegen fie 
artet nimmt. 

Der Herr — ſec die jetzige — m 
eine großzügige, weil fie die Intereſſen der Arbeit 
ſchützen wolle, wo Leben und Gefunbheit ber Arbeiter in 
frage fomme. Ja, wer bon und wollte bad nicht? Haben 
wir denn nicht fehr — die Beftrebungen zur Be— 
feitigung ber Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben unter 
fügt? Haben wir nicht aud den dringenden Wunſch und 
fireben wir nicht auch nad) dem Ziel, bie Frauenarbeit 
ſowie bie Kinderarbeit fo weit als möglich einzuſchränken? 
Wollen wir nicht mit Ihnen die Geſun ei und das Beben 
ber Arbeiter in gewerblichen Betrieben ſchützen? 

(Sehr richtig! bei der Reichspartei.) 

Aber glauben Sie wirflid, daß im Volfe Verſtändnis 
bafür if, daß eine ſchwere Belaftung der Arbeitgeber 
dabon abhängt, ob in bem Teig, der gebaden wird, etwas 
Zuder hineingeftreut wird oder nit? So liegt doch bie 
Sade. In dem einen Fall iſt es Badware, und dann 
fällt der Gewerbetreibende an bie ſcharfen ge 
ber Bädereiverorbnung, in bem anderen Fall ift e 

uderware, dann fällt ber Betreffende nicht unter biete 
eftimmungen. IM das eine einwandfreie „großzügige“ 
Sozialpolitif? Ich will nur dieſes eine Bei —* geben; 
Bey hunderte geben, bie mir entgegen racht find. 
ed ba nicht richtig, wenn geſagt w ia: biefe Ber: 


ordnung — mit beren Ziel jeder einverftanben iſt — iſt 
feine gr oßaägige un olitit, und fie berüdfichtigt nicht bie 
prattifigen iffe "des Meinen Verkehrs! Niemand 
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(8) Kreiſe. 
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(@amp.) 
(A) bat etwas genen dieſe beiben Verordnungen, wenn fie gelten 

für Bädereien mit 3, 4, 5 Gefellen ober für Gaftwirtöbetriebe 
mit einer größeren Anzahl von Gehilfen. Aber es ift 
doch ein großer Unterſchied zwiſchen ſolchen größeren Be- 
trieben und einer fleinen Gaftwirtihaft auf dem platten 
Lande, wo ber Gaftwirt nur einen Gehilfen bat, ober 
in einem Norbjeebade, wo die ganze Saiſon nur 
6 Wochen dauert. Daburh haben Sie, Herr Staats: 
fefretär, in weite reife Mißſtimmung gebradit, die ich 
gerade im Intereſſe ber Sortführung der Sozialpolitif 
tief bebauere. Ich will Ihnen nicht die Briefe zeigen, bie 
id befommen habe —; Ste würden barüber nicht jehr 
erfreut fein. Und biefe Sleingewerbetreibenden find durch⸗ 
weg königstreue, Ioyale Bürger. War ed denn notwendi 
Diefe Vorſchriften jo zu erlaſſen? Konnten fie denn nicht 
für ben Sleinbetrieb anders geftaltet werden? Der Herr 
Staatöfetretär meinte, aus den vielen Strafen gehe hervor, 
wie notwendig diefe Verordnungen und bie Kontrolle ber 
@ewerbetreibenden fei. Das ift nicht richtig. Nach meiner 
Meinung geht daraus nur hervor, daß diefe Beftimmungen 
in ber Praxis fi vielfah gar nicht durchführen Laffen. 

(Sehr rihtig! rechts.) 
Als der Herr Kollege Trimborn bier einmal fi be- 
ſchwerte über die geringen Strafen, bie jeitend ber Gerichte 
ausgeſprochen würden bei VBerfehlungen gegen biefe Polizei: 
verordnungen, habe ih mid an eine Reihe Handwerks— 
organtfattonen gewandt und gebeten, mir die betreffenden 
Anwaltdalten zu ſchicken. Da habe id nit einmal, 
fondern in vielen Fällen die Ausführung in den Erfennt- 
niffen gefunden, man müſſe diefe armen Kerle zwar be— 
ftrafen, aber verbroden hätten fie eigentlich nichts; es 
fänden ihnen auch weientlihe Milderungdgründe zur 
Seite, zum Beiſpiel Krankheit der Frau uſw. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Diefe Beftrafungen bringen Berbitterung in bie weiteften 
Wenn der Herr Staatöfetretär mehr Fühlung 
hätte mit dem Streifen der Arbeitgeber — nicht bloß ber 
großen, fonbern auch ber Heinen, jo würde er jih davon 
überzeugen, ein wie lebhafted Widerſtreben gegen die Art 
bon Sozialpolitit befteht, wie fie in diefen Verordnungen 
zum Ausbrud gelommen ift. 

Der Herr Staatöfelretär hat vor 1 oder 2 Jahren 
fehr jharfe Worte gegen die Arbeitgeber gerichtet; er hat 
fie nachher mobifiziert; ich will deshalb nicht weiter auf 
die Sade eingehen. Aber dab in den Streifen der Arbeit: 
geber bie Auffaflung befteht, daß die fozialpolitiiche Geſetz⸗ 
gebung nicht in richtiger Weiſe zwifchen den Intereffen ber 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu vermitteln fucht, das 
fteht außer Zweifel. Deshalb, glaube id, Herr Staats- 
jefretär, ift man nicht beredhtigt, ſolchen Leuten, die das 

auben, den Vorwurf der Verleumbung oder einen noch 
härferen Borwurf zu machen. Da fteht eben Anficht 
gegen Anficht, ich weiß, daß in weiten Streifen die Anficht 
herrſcht, die ich Bier außgeiprogen habe. Das werben 
mir bie Herren, die im praftifchen Beben ftehen, beftätigen. 
(Zuruf au ber Mitte.) 
— Erlundigen Sie ſich bei den Arbeitgebern Ihrer Partei, 
und Sie werben bon ihnen dasſelbe hören. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Meine Herren, ich habe wiederholt angeregt, man 
follte die Hompetenz der Berufdgenofienfhaften erweitern 
und fie verpflidten, was eigentlich in ber ganzen Tendenz 
bed Berufsgenoſſenſchaftsgeſetzes liegt, ben Arbeiter— 
ſchutz, den Schutz von Leben und Geſundheit der Arbeiter 
foftematifch auszubauen; dann fände eine Regelung nicht 

egen bie Urbeitgeber, ſondern umter ihrer fachber: 
Hündigen Mitwirkung ftatt. Ich habe mit hervorragenden 
Führern ded Zentrums gefproden; aud fie — es 
nicht, weöhalb man nicht dieſen Weg beſchreitet; es wäre 
doch ſchließlich nicht machteilig, wenn man eime derartige 








einfache Beftimmung in dad Geſetz aufnähme — die Be: (C) 


rufsgenofienfhaften wären dazu beredhtigt —, und wenn 
man, fobald es fih um irgend eine praftifche Frage 
handelt, 3. B. die Beichränfung der Frauenarbeit, einfach 
die Berufsgenoffenihaften beauftragte, fih mit dieſer 
Trage zu befhäftigen. Wenn bad Reichsamt einen 
Kommiſſar Hinausichidte und mit diefen reifen in Ber: 
handlung träte: ich bin überzeugt, wir würden bort 
eine fo Ben Mitarbeit der Arbeitgeber an ber Löſung 
diefer Fragen befommen, baß der Herr Staatöfetrtär feine 
belle Freude daran haben würde. 
(Brabo! rechts.) 

Ih glaube, meine Herren, wir haben alle Beranlaffung, 
und nicht gegenjeitig derartige Vorhaltungen zu maden, 
wie fie der Herr Staatöfefretär zu machen fir gut bes 
funden hat. Das führt zu einer Verfhärfung der Gegen: 
fäge, die für die fachliche Behandlung diefer Materie 
durchaus unerwünſcht tft. 

Sehr richtig! rechts.) 
Ich möchte auch meinerſeits der Anfiht Ausdruck geben — 
und das ift fein perfönlicher Vorwurf, meine Herren —, 
bie vielfach geäußert wird, das Reichsamt des Innern 
hätte zu weltfremde Anſchauungen. Das liegt eben in 
der ganzen Natur der Verhältniffe. Das Reichsamt des 
Innern bat feine eigene Verwaltung. Die Herren find 
10, 15, 20 Jahre aus der Verwaltung, aus der Fühlung 
mit dem praftiichen Leben herans; wie follen fie benn 
überhaupt zu biejer Berührung mit dem prakliſchen Beben 
fommen? 

Der Herr Staatsſekretär hat geftem — er hat das 
Bebürfnid dazu wohl empfunden — betont, er befände 
fih im weſentlichen in Abereinftimmung mit den preußtichen 
Reſſorts. Ih will auf die Sade nit eingehen; ich 
glaube, ich befünde mich in der Lage, zu beweifen — id) 
erinnere an bie Grflärungen ber Minifter Brefeld, 


v. Möller, Delbrüd —, dab die Erklärungen, bie viele (D) 


preußiiche Minifter abgegeben haben — in vielen weſent— 
lihen Punkten nicht in voller Übereinftimmung ftehen mit 
ben NAuffafjungen des Reichsamts des Innern. GSelbft- 
verſtändlich legen fich diefe Herren eine große Referve auf; 
aber es geht aus jenen Außerungen doch herbor, baß 
erhebliche Meinungsverſchiedenheiten beftehen. 

Wenn ber Herr Staatsſekretär aber 3. 8. fagte, die 
meiften Negterungspräfidenten hätten fid) mit biefer ober 
jener Vorlage einverſtänden erflärt, fo glaube ih das 
wohl: die Regierungspräftdenten, die 3. B. nicht Bäder zu 
vertreten haben, fünnen ſich mit der Gaſtwirtſchaftsverord⸗ 
nung jehr wohl einverftanden erflärt haben; aber andere, 
meine Herren, haben e3 nicht getan. 

Was und trennt, ift, daß wir wünfchen im Intereſſe 
des fozialen Friedens, im Intereſſe der Verſtändigung 
zwifchen Arbeiter und Wrbeitgeber, daß zunädft bie 
Neichäregierung den Verſuch mahen möchte, in Gemein: 
ſchaft zwifchen Arbeiter und Arbeitgeber die großen 
wichtigen fozialen Fragen zur Löfung zu bringen. 

(Bravo! reits.) 


PVizepräfident Dr. Paaſche: Dad Wort hat der 
Herr Bevollmächtigte zum Bundesrat, Staatöfekretär 
Wen Innern, Staatöminifter Dr. Graf vd. Poſadowsky— 

ehner. 


Dr. Graf v. Poſadowsky⸗Wehner, Staatsminiſter, 
Staatsſekretär des Innern, Bevollmächtigter zum Bundes— 
rat: Meine Herren, der Herr Vorredner iſt doch nicht 
ganz informiert über die Art und Weiſe, wie ſolche Ver— 
ordnungen zuftande fommen. Dieſe Verordnungen werden 
im Reichsamt des Innern entworfen, dann werden bie 
preußiſchen Reſſortminiſter zur Sache gehört, und wenn 
eine Einigung zwiſchen dem Neichdamt des Innern und 
dem zuftändigen preußiſchen Neffortmintftern ftattgefimden 
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(Dr. Graf v. Pofabowäty- Wehner.) 


(A) hat, werben die Verorbnungen ben übrigen verbündeten 


Regierungen zur Außerung zugefandt. Alſo, die Erfah: 
rungen aus ber Praxis fommen einerjeit3 zur Geltung 
durch die Erklärungen ber preußifchen Herren Minifter 
und dann durch die Erklärungen und bie Anträge der 
verſchiedenen verbündeten Regierungen in den Ausſchüſſen 
und eventuell fogar no im Plenum bed Bunbesrats; 
die verbünbeten Regterungen, wie ich weiß, ſetzen ſich mit 
ihren Brovinztalbehörden und eventuell auch mit ihren 
Lokalbehörden in Verbindung, um das Urteil diefer der 
Prarid am nächſten ftehenden Inſtanzen über den Entwurf 
bon berartigen Verordnungen zu erhalten. Das ift das 
Sachverhältnis. Das alſo folde Verordnungen zuftande 
fommen ohne genauefte Erörterung ber tatfädhlihen Ber: 
hältniffe, ift nicht richtig. 

Außerdem, meine Herren, werben bie Verordnungen 
im Arbeiterbeirat, wo Arbeitgeber und Arbeitnehmer figen, 
aufs eingehendſte in langen Verhandlungen durchgeſprochen 
und begutachtet. Ich glaube alfo, daß ſolche Verordnungen 
fi nur auf perfönlihe Auffaffungen fügen, ift nicht richtig. 

Daß man natürlid, wenn man die beteiligten Inter— 
eflenten fragt, immer Hagen hört über die Beſchränkungen, 
die ihnen im Intereffe ihrer Arbeiter auferlegt werben, 
meine Herren, das ift fonnenflar. 

(Sehr richtig! links und bei den Sozialdemokraten.) 
Gerade, wie manche Menſchen ewig darüber Hagen, daß 
fie Steuern zahlen müfjen 

(ehr richtig), 
und ohne Steuern fan doch der Staat nicht beftehen. 
(Sehr richtig!) 
Soldie Beihränkungen gegenüber dem wirtſchaftlichen 
Gigennug werden immer Klagen hervorrufen; e3 fragt 
fih nur, ob bie Klagen begründet find. Und, meine 
Herren, daß gegen mich in ber Öffentlichkeit perfönlich 
ehäifge, ftige und verleumderifhe Angriffe gerichtet 
(B) An ‚ bas allgemein befannt, und das wird aud ber 
jr Abgeorduete Gamp nicht beftreiten. Es gibt eben 
ihtungen, die wollen, daß ein Staatöjefretär gegen 
Spzialpolitif befteht. Ich bin aber, folange ich in dieſem 
Amte ftehe, ein Staatöferetär für Sozialpolitit. 
(Zebhafter Beifall in der Mitte, links und bei 
ben Sozialdemofraten.) 


Bizepräfident Dr. Paaſche: Das Wort hat ber Herr 
Abgeordnete Fürſt Radziwin. 


Fürſt Radziwin, Abgeordneter: Meine Herren, ich 
werde Sie nicht lange entalten. Aber nachdem ich ala 
erfter Redner meiner Fraktion ben Stanbpunft derjelben 
um Etat mir darzulegen erlaubt hatte und mir bon ver: 
* Seiten auf meine Ausführungen ſowohl von 
em Herrn Staatsſekretär des Reichſamts des Innern 
als auch aus dem Haufe Ausſtellungen gemacht worden 
find, fühle ich mich verpflichtet, dieſelben in ganz kurzen 
Worten richtig zu ftellen. 

Meine Herren, ber Herr Staatsfelretär des Innern 
bat fi, wie fhon oft, gegen meine Ausführungen auf 
einen vollftändig formalen Stanbpunft genellt, daß nämlich 
die Angelegenheiten, bie ich vorbrachte, rein preußiſche 
wären und nicht in den Reichsſtag gehörten. Ich habe in 
meinen Ausführungen allerdingd zugegeben, daß biefelben 
nur mittelbar bad Reich angingen. Aber, meine Herren, 
e3 ift boch ein auf die Dauer nicht aufrecht zu erhaltender 
Standpunkt, wenn man zwiſchen ben kun Bebürfniffen 
der Einzelftaaten und den foztalen Bebürfniffen des Reichs 
gleihfam eine ſpaniſche Wand aufführen wollte, als wenn 
die einen auf bie anderen durchaus nicht einwirken könnten. 
Das ift ein nad den Begriffen der Logik auf bie Dauer 
abfolut nicht aufrecht zu erhaltender Standpunkt; denn dies 
jenigen, bie in den Ginzelitaaten nad verjchiebenen 
Richtungen zu leiden glauben, find doch auch Reichs— 


253 


angehörige, und wenn ich mir darzulegen erlaubt Habe, (C) 


daß gerabe biejenige Behandlung, de unfere Landsleute in 
Preußen ſeitens der Regierung —— auf unſer Verhalten 
im Reiche notwendig Einfluß nehmen muß, ſo ſehe ich nicht, 
wie wir darüber hinauslommen könnten, dieſe Angelegen— 
beiten and im Nethätage zu berühren und zu behandeln. 
(Sehr richtig! bet den Polen.) 

Es würde dod vollſtändig unerfindlih fein, wie wir 
3. B. zu einer motibterten Ablehnung gegen bie Stolonial- 
politif im Neiche fommen follten, wenn e3 und verwehrt 
fein follte, fie gerade mit der Ausnahmeftellung unferer 
Zanböleute in Preußen zu motibieren. 

Übrigens hat wohl diefe ganze Verhandlung in der 
Gtatöberatung auch dem Herrn Gtaatöfelretär ben 
Beweis geliefert, Daß in noch ſtärkerem Maße, als ich es 
mir erlaubt habe, die Angelegenheiten von Preußen bier 
in bie Debatte gezogen worden find. Ich möchte in 
biefer Beziehung nur auf die Rebe des Herrn Abgeordneten 
v. Bayer hinweiſen. 

Nun, meine Herren, möchte ich mich zu dem Herrn 
Abgeordneten Windler wenden, ber nicht bloß die Be— 
ſchwerden, weldhe ich mir im Namen meiner Fraktion hier 
auszuſprechen erlaubt Hatte, nicht anerkannte, fonbern 
eine noch berftärkftere Repreffion gegen bie fogenannte 
polnifhe Bewegung feitend der Negierung verlangte. Er 
bat uns als ultima ratio die gepanzerte Fauſt, das Fauſt⸗ 
recht entgegengehalten und feine Anwendung ber Regierung 
aufs dringendſte empfohlen. 

(Hört! hört! bei den Polen.) 
Ich möchte ihm darauf erwidern, daß bie gepanzerte 
Fauſt auch zum Zune werben kann, welder das 
Metall des beredtigten nationalen Selbftbewußtfeins 
immer wiberftanbsfähiger macht, und dies würde mit der 
Politik geichehen, die der Herr Abgeordnete Windler bon 
der preußifhen Staatöregierung bier verlangt. 
(Bravo! bei den Polen.) 

Dem Herrn Abgeorbneien Liebermann v. Sonnenberg 
möchte ich erwibern, Daß, fals ihm die Geſchäfte ber 
antifemitifhen Propaganda genügend Zeit Iaffen, ich ihm 
empfehlen würde, feine geihichtlihen Stubien etwas zu 


bertiefen. 

(Sehr richtig! bei den Polen.) 
Er würde dann finden, daß der Gegenjak, zwiſchen 
deutſcher und polnifcher Kultur, den er bier vorführen zu 
fönnen geglaubt hat, hiſtoriſch⸗wiſſenſchaftlich nicht aufrecht- 
zuerhalten tft. Wir Haben alle Achtung vor ber deutſchen 
Kultur, wir verbanfen ihr fehr viel. Aber, meine Herren, 
Unkultur iſt im unferer polniſchen Geſchichte auch nicht 
verzeichnet. Deutſche und polniſche Kultur find in ber 
Geldichte pari passu vorgeſchritten 

(jehr richtig! bei den Polen); 
bie eine wie die andere fußt auf bem Durdbringen in ber 


(D) 


beiberfeitigen Geſchichte des chriſtlichen Gedankens, auch 


auf der aus ihm entſpringenden ſozialen Fürſorge. 
(Sehr richtig! bei den Polen.) 

Zum Schluß möchte ih dem Herrn Abgeorbneten 
Schrader für die meinen Ausführungen in unferen parla- 
mentarifihen Berfammlungen fo ſelten wiberfahrene 
bedingte Anerkennung meinen Dan? auszufpreden. Meine 
Herren, au und fol ed nicht liegen, wenn beffere Ber- 
hältniſſe in ber gegenieitigen Achtung bed nationalen 
Selbftbewußtfeind auf deutſcher und polntfcher Seite nicht 
auffommen, und mit biefem Gedanken möchte ih mit 
einem befferen Ausblid in die Zukunft fchließen. 

(Bravo! bei den Polen.) 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Dad Wort wirb nicht 
weiter verlangt; die Diskuffton ift geichloffen. Damit tft 
bie erſte Leſung ber Etatsvorlagen erledigt. 

(Allſeitige Rufe: AhN 
37° 
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(Bizepräfident Dr. Paaſche.) 
Begüglic ber geichäftlihen Behandlung des Etats 
und der Ergänzungsetats liegt den Herren ein Antrag 
Baffermann, Dr. Dosen, Graf Hompefh, Liebermann 
b. Sonnenberg, d. Normann, Fürſt Radziwin, Schrader 
und Singer auf Nr. 182 der Drudfaden vor. Derjelbe 
fieht vor, gewifle Teile bed Etats der Bubgetlommiffion 
zur Berichterftattung zu überweifen. Wenn niemand 
widerſpricht, darf id wohl annehmen, dab das Haus 
biefem Antrage entipridt. — Es wiberipriht niemand; 
der Antrag auf Überweifung dieſer genannten Pofitionen an 
bie Bubgetlommiffion ift beſchloſſen. 
i Wir kommen zum zweiten Gegegenftand der Tages: 
ordnung: 
Bahl von jehs Mitgliedern für die Reichs— 
Ihuldenfommiffion auf Grund ber 88 12 und 13 
ber Reihöfhuldenorbnung vom 19. März 1900 
(Reihögefegblatt Seite 129). 
Das Wort zur Geſchäftsordnung hat der Herr Abge- 
orbniete Graf dv. Hompeſch. 


Graf v. Hompeſch. Abgeorbneter: Meine Herren, ich 
ſchlage Ihnen folgende ſechs Herren als Mitglieder ber 
Reichsſchuldenkommiſſion vor: 

1. ben Herrn Adgeorbneten Ortel, 

2. ben id Abgeordneten Schmidt (Warburg), 

3. den Herrn Abgeorbneten Ergberger, 

4. den Herm Abgeorbneten Henning, 

R 5. den Herrn Abgeorbneten Dr. Mugban 
un 

6. ben Herrn Abgeordneten Dr. Arendt (Mandfelb) 
und bitte den Herrn Präfidenten, veranlaffen zu mollen, 
daß befagte ſechs Herren per Atklamation gewählt werben. 


Bizepräfibent Dr. Paaſche: Meine Herren, der Herr 
Abgeordnete Graf dv. Hompeſch hat foeben ſechs Namen 
bon Mitgliedern bes Hauſes genannt, die für die Reichs— 


(B) [huldentommiffion in Vorſchlag gebradit worden find. 


Er beantragt Afflamationswahl. Dieſe Iegtere iſt mur 
auläffi, wenn fein Widerſpruch erfolgt. Ich frage, ob 
ein Wiberfprud dagegen laut wird. — 3 erfolgt kein 
Widerſpruch; die Afllamationswahl ift alfo zuläffig. 
Dann werbe ich ebenfo feftftellen, wenn niemanb 
wiberfpricht, daß bie ſechs Herren, bie der Herr Abgeordnete 
Graf v. Hompeſch vorgefhlagen hat, zu Mitgliedern ber 
Reichsſchuldenkommiſſion vom Neichätage gewählt find. — 
Auch hier widerfpriht niemand; die ſechs Herren find 
alſo zu Mitgliedern der Reichsſchuldenlommiſſion gewählt. 
Wir kommen zum dritten Gegenitande ber Tages: 
ordnung: 
erfte Beratung des Entwurfs eines Geſetzes 
betreffend die Vornahme einer Berufs und 
Betriebszählung im Jahre 1907 (Nr. 50 ber 
Druckſachen). 
als Kommifſare find von dem Herrn Reichskanzler 
angemelbet: 
— Geheime Ober⸗Regierungsrat Herr 


ob um 
ber —A des Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amtes 
Herr Dr. van der Borght. 
Ich eröffne die erſte Beratung. Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Droeſcher. 


Dr. Droeſcher, Abgeordneter: Meine Herren, es iſt 
feine leichte Aufgabe, nachdem die Diskuüſſion im den 
letzten Wochen ſich zum Teil in tiefgehender Weiſe auf 
hochpolitiſchen Gebieten bewegt hat, nunmehr an bie rein 
ſachliche und nüchterne Erörterung einer ftatiftifchen Auf: 

abe, eines ftatiftiichen Geſetzes zu gehen. Es iſt gleich» 
am, als würde man aus den groteöfen Alpenlandſchaften 
berjegt in die Lüneburger Heibe. 

Heiterkeit.) 


Reichstag. — 10. Sttzung. Dienstag den 5. März 1907. 








Aber auch in der Lüneburger Heide ift nützliche Kultur: 
arbeit zu verrichten. 

Meine Herren, ich beginne damit, daß ich im Namen 
meiner politiihen Freunde unjer Einverftändnts erkläre 
p der Vornahme einer Berufd: und Betriebszählung im 

eborftehenden Sommer, im Juni 1907, und unfer Ein- 
verſtändnis mit dem Geſetz, auf das die Berufd- und 
Betriebözählung gegründet werden fol, und unfere Bereit: 
willigfeit, bie Koften zu bewilligen. Unſer Wirtihafts- 
leben bat in ben letten Jahrzehnten eine großartige 
Entwidlung burhgemadt, und dieſe Entwidlung hat uk 
oder weniger tiefgreifende Veränderungen in der beruf: 
lihen und gewerbliden Struktur unjered Volkskörpers 
und in feiner fozialen Schidtung hervorgerufen. Es 
haben Verſchiebungen in der relativen Anteilnahme ber 
Berufsbevölferung der verſchiedenen Berufsabteilungen an 
unferer Gefamtbevölferung ftattgefunden. &3 haben weit: 
gehende lokale Benölferungsverfchiebungen ftattgefunden 
von Oſt nad Weſt, vom Lande zur Stadt, und es findet 
noch jetzt beftändig eine Zuwanderung ausländiſcher 
Arbeiter ftatt. Diefe Vorgänge ftehen im engen Zujammen- 
bang mit unferem Wirſſchafts- und Erwerböleben, und 
eine genaue Erforfhung dieſer Vorgänge hat nicht nur 
wiflenihaftlihe Bedeutung, fondern ift von großer wirt: 
fhaftspolitifcher und fozialpolittfher Tragweite und teil- 
weile aud) von großer Bedeutung in fittlicher und nationaler 
Beziehung. Diefe Erfcheinungen müſſen in ihrem urfäd- 
lihem Zufammenhange mit dem Beruf erforidht werben. 

Durch bie Berufd: und Betriebszählung müſſen wir aud 
bon Zeit zu Zeit eine forgfältige Beobadtung der Ent- 
widlung ber Betriebsformen unferer Gewerbe vornehmen. 
Ih brauche Ste nur, um Ihnen die Wichtigkeit ber er 
Erhebungen vorzuführen, an bie meittragenden Schlüfje 
zu erinnern, die bon ben verfchiebenften Seiten, namentlid) 
von foztaliftifher Seite an dieſe Entwidlung der Betriebs- 
formen angefnüpft worben find, an ben Übergang ber 
Kleinbetriebe in Großbetriebe ufw. Eine genaue Kenntnis 
biefer Vorgänge tft für bie Staatöverwaltung und bie gefeß- 
gebenden Körperſchaften ebenfo wie für Wiffenfhaft und 
Preffe von großer Bebeutung. Das Tempo unferer wirtſchaft⸗ 
lichen Entwidlung ift im unferer Zeit ein fchnelled. Daher 
müffen derartige Zählungen in möglichſt fchneller Folge, 
jedenfall8 in regelmäßigen Perioden wiederholt werben. 

Sie wiffen, daß eine Berufszählung im Jahre 
1882 ftattgefunben hat, daß fie 1895 wiederholt worden 
ift, und dab ihre Wiederholung nunmehr dringend not- 
wenbig geworben if. Wir find der Meinung, daß 
Perioden von 10 bis 12 Jahren für bie Wiederholung 
diefer Zählungen ausreihend find. Es hätte bie geplante 
Berufd: und Betriebszählung ſchon ftattgefunden, 
eigentlich fhon im Jahre 1905 hattfinden follen, gleid- 
zeitig mit ber bamaligen Volkszählung. Es haben ſich 
aber die borbereitenden Arbeiten für bie Ausführung 
diefer Betriebszählung nicht fo ſchnell erledigen Laffen, 
daß ihre Ausführung möglih war. Außerdem ift 
bamald bie Rüdfiht auf die im gleichen Jahre vor» 
aunehmende Volkszählung hindernd entgegengetreten. 
Beide Zählungen würden bie ftatiftiihen Fachbehörden 
allzu fehr belaftet und namentlich unfere Bevölkerung, bie 
ohnehin eine Abneigung gegen allzu viel Statiftif befigt, 
in zu weit gehenbem Nabe beläftigt haben. 

Der Termin der bevorftehenden Berufß- und Betriebö- 
zählung ift aus bem Gefeg nicht erfenntlih. Seine Be— 
ftimmung ift dem Bundesrat vorbehalten. Es ift aber 
beabfichtigt, die Zählung am 12. Juni vorzunehmen. Gegen 
dieſen Termin könnte wohl von mander Seite geltend gemacht 
werden, daß er nicht für alle Wirtſchaftszweige der geeignete 
Zeitpunkt fei. Für die Landwirtſchaft würde re 
eine Erhebung um die Mitte des Sommers beſſeres 
Bild ergeben. Die Induſtrie würde im September das 


(0) 


(D) 


(A) zuberläffigfte Bild ihrer vollen Entfaltung bieten. 
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(Dr. Broefcher.) 

Wir find 
aber an den Juni gebunden, weil bie vorausgegangenen 
Zählungen an bem gleichen Termin ftattgefunden haben, 
und wir bie Vergleichbarkeit aufrecht erhalten müflen. 

Die legten Ergebniffe von 1895 haben nicht nur in 
ber Preſſe, nicht nur von feiten ber Wiſſenſchaft im 
Deutihland und im Auslande, ſondern auch aus be— 
rufenem Munde in biefem hoben Haufe, von feiten des 
verftorbenen Abgeorbneten Roefide (Deffau) höchſte An— 
erfennung gefunden, und id möchte auch Heute nicht 
unterlaffen, dieſer Anerfennung mit wenigen Worten 
Ausdrud zu geben. Es hat bie amtlihe Statiftit in 
Deutihland namentlih mit der Berufs: und Betriebs— 
gählung bon 1895 der deutſchen Gründlichkeit ein weithin 
euchtende3 Denkmal gefegt, dad überall in ber Welt an- 
erfannt werden wird. Der befte Beweis ift dadurch ge: 
liefert, daß unzählige —8 Forſchungen national: 
dfonomifchen Inhalts ſich auf dieſe Ergebniffe von 1896 
gr haben, und baß bie Preſſe in weiteftem Um— 
ange biefe8 Material ausgenutzt ie —* wie alle 
möglichen Berufsvereine und Organiſationen im Intereſſe 
ihres Ausbaues und ber Erforſchung ihres ſpeziellen 
Arbeitsgebietes. 

Die Bedeutung des bevorſtehenden Zählungswerkes 
läßt ſich nun nicht aus dem und vorliegenden Geſetz— 
entwurf erfennen. 

(Sehr richtig! in ber Mitte.) 
Diefer Gefegentwurf ift jo kahl und fo nüchtern, daß er 
von ber Zählung felbft auch nicht das leiſeſte Bild zu ber- 
mitteln vermag. Eindringen in die Einzelheiten bes außer: 
ordentlich fomplizierten und jchwierigen Zählungswerts 
lann man wur an der Hand ber Grhebungäformulare 
felbft und an ber Hand ber Entwürfe für das barauf 
aufzubauenbe Tabellenwert. Leider find dem hohen Haufe 
dieſe Entwürfe nicht zugänglich gemadt worden. Sie 


(B) haben am Ende auch nicht zugänglich gemacht werben 


fönnen, weil es ausbrüdlih im et vorbehalten ift, 
daß die Aufftellung biefer Erhebungsformulare umd bie 
Aufftellung und Genehmigung ber zu bearbeitenden 
Tabellen Sache bed Bundesrats iſt und fi daher ber 
—— dieſes hohen le entzieht. Immerhin aber 
würde bie Erledigung biefer Vorlage, ihre ſachliche 
Beratung ſchon im Plenum erleichtert worben fein, wenn 
uns dieſes Tabellenwerk zugänglich gemacht wäre. 

Um nun trogbem eine möglichſte Befchleunigung 
herbeizuführen, möchte id Sie bitten, meine Herren, mir 
zu erlauben, daß id wenigftend mit einigen Worten auf 
die Einzelheiten des erwähnten Materiald eingebe. Es 
iſt Gefahr im Verzuge. Es bedarf diefe Materie einer 
außerorbentlih ſchnellen Erledigung und verträgt kaum 
noch die langlame Behandlung im Rahmen einer 
Kommiffion, weil unfer Schluß vor den Dfterferien nahe 
bevorfteht, und mir umter allen lmftänden vor ben 
Ofterferien dieſes Geſetz unter Dad umb Fach bringen 

en. 


Mit der Berufs- und Betriebözählung, wie fie das 
letzte Mal 1895 ftattgefunden bat unter dem Namen 
Gewerbezählung, der weniger richtig iſt, da es ſich ja 
lediglich um eine Zählung der Betriebe handelt, ift diesmal 
verbunden für bie —— der Verſicherungsgeſetzgebung 
und bes Reichsberſicherunggßamts eine Zählung ber 
SImvalidenverfiherungspflichtigen, aller derjenigen, welche 
auf Grund ber Fnpalidenverfiherungsgefeße Beiträge zur 
Imvalibenverfiherung zu leiſten Haben; ferner eine Zählun 
ber Invaliden⸗ und Infallrentenempfänger, unb enbli 
als vorbereitende Arbeit fir bie Einführung einer Witwen: 
und Waifenverfiherung bie Zählung ber Witwen und 
Waiſen in Verbindung mit dem Berufe umb ber fozialen 
Berufäftellung der verftorbenen Ehemänner und Väter. 
Sie wiffen, daß eine unerwartet große Zunahme der 
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Nentenzahlungen auf Grund des Impaltdenverfiherungs: 
geſetzes eine große Gefahr für die Finanzlage der einzelnen 
BVerfiherungsanftalten heraufbeihworen hat. Es iſt eine 
Prüfung und Neufeftiegung der Invalibenverfiherungs- 
beiträge notwendig, bie ber Bunbesrat bi zum 31. De- 
zember 1910 vorzunehmen hat. Als rehnungsmäßiger 
Unterlage bedarf er bazu einer genauen Zählung ber 
Berfiherten nad Alter und Geſchlecht. Diefe Zählung ift 
nicht anderd vorzunehmen ald in Verbindung mit einer 
Volkszählung oder einer Berufs: und Betriebszählung; 
benn alle anderen Methoden führen mar zu —— — 
weiſen und annähernden Feſtſtellung. Daher tft dieſe 
Zählung mit der Berufszählung verbunden durch Ein— 
ſchaltung beſtimmter Fragen in die Haushaltungslifte. 

Es hat ſchon einmal eine folde Zählung borge: 
nommen werben follen: im Jahre 1895 bei Gelegenheit 
ber damaligen Berufszählung. Damals fragte man aber 
nad ben Quittungsfarten. In der damaligen Kommiffion 
ift eine Refolution gefaßt worden, daß hiervon Abſtand 
genommen werben folle, weil nicht überall im Reiche 
Quittungskarten auögeftellt werden. Diefer Refolution 
ift damals nachgegeben worben. Seht ift bie zn. 
ftellung weſentlich erweitert und berbefjert, ſodaß auf 
Grund biefer neuen FFrageftellung mit Sicherheit bie Zahl 
der Invalidenverſicherungspflichtigen und der Verfiherten 
feftgeftellt werden fann. 

Im übrigen beftehen die Formulare aus einer Haus- 

—— aus dem Gewerbebogen und der Landwirt— 
ſchaftskarte. 
Die Haushaltungsliſte hat eine weſentliche Erweiterung 
und technifche Verbefferung erfahren. Vor allem ift von 
größter Wichtigkeit eine Frage, die meu aufgenommen 
worden ift, und bie den Wünſchen ber Kommiſſion von 
1895 entipridt, die Frage nad dem Geburtäort bezw. 
dem Geburtsland. Das ilt 1895 in ber Kommiffion an- 
geregt worben, um die Binnenwanderung bezw. aus— 
ländifhe Zumanderung in urfählidem Zuſammenhang 
mit dem Berufe feftftellen zu können. Dieſes Problen 
ift don großer Wichtigkeit für bie Landwirtſchaft, aber 
nit nur für dieſe, fondern ebenfo für bie Induſtrie, 
ebenfo für die verfchtebenften ftaatlihen und kommunalen 
Berwaltungsbehörden. Zu biefem Zweck ift bie Frage 
nah bem Geburtsland und Geburtdort eingeführt und 
damit einem Wunfche von 1895 ftattgegeben worben. 

Dagegen hat man ausgelaffen die Frage nad ber 
Religion; denn es ift zwecklos, in Verbindung mit dem 
Berufe die Religion feftzuftellen, jomweit e8 ſich nicht um 
die Feftftellung von Binfenwahrheiten handelt, daß eben 
fatholtihe Pfarrer zur katholifhen Religion und evan- 

eliiche Prediger zur evangeltichen Konfeffion ſich befennen. 
n biefer Beziehung bat die Frage nad der Religion 
überhaupt feinen Wert. 

Wichtiger Hätte fein können bie Frage nad ber 
terra Aber aud die Mutterſprache in Ber: 
binbung dem Berufe ift ohne ausſchlaggebende Be— 
deutung für das Reich. Ein weſentliches Intereffe daran 
* eigentlich nur das Königreich Preußen, und deshalb 

at man dieſe Feſtſtellung, die vor allem preußiſche Be— 
deutung hat, auch dem Königreich Preußen ſelber über⸗ 
laſſen zu ſollen geglaubt, ohne die übrige deutſche 
Bevölkerung mit einer überflüffigen Frage in ber Haus: 
ey zu rg en 

e weſentliche Verbeſſerung hat erfahren bie Frage 
nach der foztalen Stellung im Berufe, die ja außer: 
orbentlih wichtig if. ie frühere Frageftellung war 
nit jo Har und einfach zu beantworten, bie e enwärtige 
Trageftellung tft wefentlich Harer und wefentlich fe gefaßt. 

Auch die Landbiwirtihaftsfarte hat erhebliche Ber- 
befferungen erfahren. In ber ſtommiſſion bon 1896 ift 
Bentängelt worden, daß in der Landwirtſchaftskarte vor 
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alleın eine Erhebung über das in den landwirtſchaftlichen 
Betrieben tätige Berfonal, dad Arbeiterperfonal vor allem 
fehlte. Diefem Mangel ift jet abgeholfen worden, und 
aud darin ift einem Wunſche der damaligen Kommiſſion 
entfprochen worden. 

Ferner wird in ber Landwirtſchaftskarte in Er— 
weiterung des früheren Formulars nicht nur nad ber 
Bodenbenugung gefragt, ſondern im Anſchluß daran auch 
nah dem Anbau der einzelnen Feldfrüchte, ſodaß man 
ein Hares Bild gewinnen kann über bie Bedeutung bes 
Anbaus der einzelnen Fruchtarten für die verſchiedenen 
landwirtfchaftlichen Betriebsgrößenklaſſen. Und endlich ift 
die Frage nach dem Viehſtand etwas erweitert worden. 

Ebenſo iſt verbeſſert worden der Gewerbebogen, ſo— 
daß auch in gewerblicher Beziehung die Ergebniſſe der 
bevorſtehenden Zählung eine weſentliche Vertiefung ber 
Erhebung ermöglichen werden. Vor allem wird gefragt 
in dem Gewerbebogen im Gegenfag zu früher nad ben 
offenen Berlaufsftellen und Läden. Cine genaue Kenntnis 
ber Zahl ber offenen WVerfauföftellen und bed im ihnen 
tätigen Perſonals ift ja in mander Beztehung für fozial- 
polittihe Probleme von Bebeutung. Es wird gefragt 
nad dem Umfange, ben bie Filialen und Zweiggeidäfte 
einnehmen, und es ift eine wejentlih grünblidere Be— 
—— ber Altiengeſellſchaften eig worden. Als 
neu wirb beabfichtigt eine beſondere —— der öffent⸗ 
lichen Gewerbebetriebe des Reiches, der Einzelſtaaten, der 
Gemeinden und anderer kommunaler und öffentlicher 
Körperihaften, fiherlih eine für die Beantwortung 
mandherlei Fragen nüßliche Neuerung. 

(Sehr richtig!) 

Eine wejentlihe Beſſerung im techniſcher Beziehung 
für das Publikum, am welches die Fragen gerichtet werben, 
tft darin zu finden, daß man den Gewerbebogen entlaftet 
bat burd Einführung eines Gewerbeformulard neben dem 
Sewerbebogen. Man bat die fleinen Betriebe bis zu 
brei Berfonen, bie ohne Hilfsmaſchinen arbeiten, als Klein⸗ 
betriebe bon den übrigen Betrieben getrennt. Man hat 
gewiffermaffen eine Kategorie von Stleinbetrieben von 
vornherein ausgefhaltet und hat bie Fragen nad biefen 
Hleinbetrieben auf die Rüdjeite der Haushaltungälifte ver- 
wiefen, ſodaß aljo bie Inhaber biefer Kleinbetriebe — 
und ihre Zahl ift groß — mur mit einer Haushaltungs- 
lifte in Anſpruch genommen zu werben brauden; dieſe 
beantworten bie zu Fragen auf ber Rüdjeite 
ber Haushaltungsliſte. Es iſt dadurch eine wefentliche 
Erſparnis an Formularen und Formularkoſten und eine 
eg geringere Beläftigung des Publitums hervor: 
gerufen. 

Behr man bei biefer bevorftehenden Berufs- 
und Betriebözählung von der Feſtſtellung ber Arbeits- 
lofigfeit, wie fie im Jahre 1895 ftattgefunden hat. Das 
war diesmal nicht auszuführen. Für eine Zählung der 
Arbeitölofen ift der Termin des Junt ein höchft un ünfiger 
Moment. Man würde burd) eine Zählung im Junt ein 
völig unzureichende und unzuverläffiges Bild erhalten. 
Ergänzt werden müßte biefes Bild unter allen Umftänben 
durch eine entſprechende 4 im Winter zur Zeit 
der größten Arbeitsloſtgleit. Die Möglichkeit dazu ergab 
ſich 1895 dadurch, daß neben ber Berufö- und Gewerbe: 
zählung im Junt im Dezember deöfelben Jahres, alfo im 
Winter, gleichzeitig eine Volkszählung ftattfand, wo eine 
nochmalige Yüblung ber Arbeitälofen ftattfinden konnte. 
Da dieſe Kontrolle in biefem Jahre unmöglich ift, ift ganz 
und gar bon ber Gewinnung eines einleitigen und un— 
brauchbaren Bildes der Arbeitölofigfeit abgejehen worben. 
Außerdem hat die ftatiftiihe Lage fih in ber Beziehung 
verbefiert, baß jeitbem bie arbeiterftatiftiihe Abteilung 
bes Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amts in Tätigkeit getreten 
ift, beren Aufgabe es ift, in allererfter Linie dad Schwanfen 
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bed Arbeitömarkie und bie Arbeitälofigkeit zu verfolgen. (C) 


Es geſchieht das in dem Reihsarbeitäblatt und wird noch 
weiter geſchehen durch eine immer forgfältigere Arbeit3- 
nachweisſtatiſtik, Die dazu eine viel beffere Handhabe bietet. 

In bezug auf die Aufftelung der Fragen, bie ber 
Erhebung zu Grunde gelegt werden follen, find weitgehende 
Wünfhe aus den weiteften Streifen des Publikums und 
ber Gewerbtreibenden, namentlid aus den Streifen ber ab- 
hängigen enger hervorgetreten. Diefe Wünſche haben 
leider bei weiten nicht alle befriedigt werben fünnen. Es 
ift babet zu bebenfen einmal, daß bie Zählung bie ge— 
macht werben foll, eine Berufs und Betriebszählung fein 
fol und fi daher, wie es auch ausdrüdlih im Gelege 
vorgeſchrieben iſt, auf Feltftelung und Zählung ber Be- 
rufe und Betriebe zu beichränten hat. Das verbietet — 
und nicht umſonſt ift dieſe Vorſchrift ausdrücklich im Ge- 
ſetze gegeben worden — jedes Eindringen in die Ein— 
kommensberhältniſſe. Jede Frage nah dem Einkommen, 
nad dem Lohn, auch nah der Einkommenſteuer, mußte 
auf das forgfältigfte vermieden werden, wenn man nicht 
bie Zuperläf gieit der —— Ergebniſſe in Frage ſtellen 
wollte. eſteht ohnehin eine ſtarle Abneigung im 
Publikum gegen alle ſtatiſtiſchen Befragungen, und 
dieſe Abneigung, die zu einer Be nee Auskunft: 
gebung führen muß, wird noch weſentlich verftärkt, 
wenn man das Publikum nad feinem Einkommen fragt. 

Das geht auch viel zu weit, es würde einen viel zu 
weitgehenden Eingriff in bie Privatverhältnifje bebeuten, 
in amtlicher Weife fih nad dem Einkommen der Ein- 
zelnen zu erkundigen. Und wenn aud häufig für Staats- 
zwede Einfommenangaben gemadt werden, fo gelangen 
dieſe Angaben doch allein zur Kenntnis ftaatlicher Organe; 
biefe Beruf: und Betriebözählung muß aber vermittelt 
werben durch ein Heer bon privaten Zählern, und man 
wird e3 niemand verbenten wollen, wenn er nidt an 


Privatperfonen, die bad Erhebungsmaterial einfammeln (D) 


und durchſehen und prüfen müffen, Auskunft über feine 
Einfommenöverhältniffe geben will. Daher mußte auf 
alle Fälle abgejehen werben bon einer Frage nad bem 
Einfommen. Darin liegt nun leider eine weitgehende 
Beſchränkung in der Verwendung ber Ergebniffe unferer 
Zählung für fozialpolitiihe Zwede. Das kann bedauert 
werben, das bebauert ein jeder einſichtige Statiftifer am 
meiften; es läßt ſich aber nicht verhindern. 
Auch eine Verbindung mit Angaben über den Ein— 
fommenäftenerbetrag ift abgelehnt worben. Eine richtige 
Erkenntnis ber fozialen Verhältniffe jest allerdings eine 
Kenntnis des Einkommens voraus. e groß die Be- 
beutung fein fönnte auch nad) politifcher Richtung hin, bafür 
nur eim Beifpiel. Es wirb fo ſehr oft geſprochen von der 
Umbildbung des Mittelftandes, von der Entwidlung des 
Mitteltanded, von bem Abfterben jelbftändiger Elemente 
im Mittelftande, von dem Hineinwachſen beſſer bezablter 
abhängtiger Eriftenzen in den Mittelftand. Da wäre es 
fier für eine Beurteilung biefer Entwidlungs- und Um— 
bildungserfcheinungen im Mittelftande von größter Bes 
deutung, wenn man bie einzelnen Schichten im Mittels 
ftande unter Berüdfihtigung bes ag kn 8 zwiſchen 
Beruf und Einkommen Aubleren fönnte. Dat haben wir 
leider verzichten müffen. Aber immerhin wirb dem Sozial: 
politifer ein gewiſſer Fortfchritt durch diefe Zählung darin 
eboten, baß fie verbunden iſt mit ber frage nach ber 
nbalidenverfiherungspflicht d. h. mit der Angabe, ob der 
Befragte ein Einkommen über oder unter 2000 Mark hat. 
In Verbindung mit der Berufdangabe wird man mım 
wenigftend erfahren, wiebiel Angehörige ber einzelnen 
Berufdarten über unb unter 2000 Mart haben. Auch 
daraus werben ſich mandherlei nützliche Schlüffe ziehen 
laffen. Darüber wird eine befonbere Tabelle, bie Tabelle 8 


ber Berufsftatiftit, Auskunft geben. 
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Bon bem verfchiebenften anberen Seiten find weit— 
gehende Wünfche geäußert, fo namentlich von den Handels» 
angeftellten, vertreten durch den deutſchnationalen Hand— 
Iungögebilfenverband, der eine Unfumme von fragen 
vorgeſchlagen hat zur Aufnahme in die Haushaltungs- 
fiften, ebenfo von ben Privatbeamten. Alle diefe Fragen 
werden nur in außerorbentlich befcheidenem Make und 
nur ganz generell Berüdjihtigung finden können; denn 
Sie wollen bedenken: das unumgänglich Nötige, was ge: 
fragt werben muß, bat ſchon dahin geführt, der Haus: 
baltungalifte einen groben Umfang zu geben, und ein 
größered Stüd Papier für eine einmalige Ausfüllung 
bürfen wir doch den fleinen Leuten in Stadt und Land 
faum in bie Hand geben, wenn wir wollen, daß fte über: 
haupt brauchbare Angaben machen. Alſo werben wir uns 
aus dieſem rein mehanifchen und ftatiftifchtechnifhen 
Grunde fchon — müſſen. Außerdem iſt die Er— 
forſchung don einzelnen Gebieten, einzelnen Wirtfchafts- 
zweigen Sache von Spezialenqueten. Diefe finden ja 
lüdlicherweife im Deutſchen Reich für foztalpolitifche und 
ür wirtfhaftlihe Zwede in — * ſtatt. Ich 
brauche Sie nur an die Erforſchung ber Kinderarbeit, 
an die Gärtnereiftatiftit, die in der Bearbeitung iſt 
im Preußen, an bie Handwerkerenqueten 
und an die Verarbeitung des Materials der Privat: 
beamtenerhebungen zu erinnern. Sache ber Interpellation, 
bie und bevorfteht, wird es ja fein, feftzuftellen, 
inwieweit biefe letztere Bearbeitung fortgeſchritten 
it. Daß fie auf das forgfältigfte behandelt werben, 
weiß ein jeder Statiftifer. Durch die Spezialenqueten 
findet die allgemeine Berufd: und Betriebszählung ihre 
notwendige Ergänzung. Weiter muß es den einzelnen 
Berufövereinen als ihre Aufgabe zugewieſen werben, ihr 
Gebiet ftatiftifch zu erforfhen. Ich weile auch auf bie 
Erhebungen bes \ verbienftvollen Vereins für Sozial: 


(B) politit hin, deſſen lange Neihe von Publikationen und ben 


Beweis liefert, daß ſich aud von Vereingfeite Die Spezial: 
erforfhung einzelner Gebiete fehr wohl ausführen läßt, 
ferner auf bie Publikationen ber ftaatöwiffenfhaftlichen 
Seminare umferer Univerfitäten. Die allgemeine Berufs- 
und ——— kann unter allen Umſtänden nur den 
oßen allgemeinen Rahmen abgeben, in den dieſe ar 
Forſchungen ſich einzureihen haben. Außerdem weile ich 
darauf hin, daß es den einzelnen Bunbesftaaten unbe: 
nommen bleibt, bie allgemeine Erhebung fr Reichszwecke 
durch Zufaßfragen für ihre eigenen Zwede zu ergänzen; das 
ift ausdrüdlic in ben Bunbesratsbeftimmungen vorbehalten. 
Wenn man nun in ber Kritik und darauf hin— 
weifen will, baß wir und an ber amertfanifchen Statiftit 
ein Beiſpiel nehmen follten, fo möchte ich herborheben, 
bie Amerikaner haben viele Hundert Fragen, bie fie an 
ihre Bevölkerung ftellen, und ich möchte doch einem großen 
Zweifel Ausdrud geben an der Zuperläffigfeit der Ergeb: 
niffe der — Statiſtik. Man farm ſehr viel 
fragen, man muß aber, je mehr man frägt, damit fürlieb 
nehmen, wenn man unrichtige, mangelhafte, wiſſenſchaftlich 
unbraudbare Antworten befommt. 


(Sehr wahr!) 
Die amerilaniſche Statiſtik ift nad biefer Richtung fein 
brauchbares Vorbild für und. Bor a fam aber bei 
ber Beurteilung ber frage, inwieweit bie Wünſche 
einzelner Kreiſe Berüdfihtigung finden könnten, in ®Be- 
trat die Wahrung der Vergleichbarkeit. Und gerade aus 
biefem hohen Haufe heraus ift bei Beſprechung ber 
früheren Berufözählungen, namentlich der Zählung bon 
1895 betont worden, daß unter allen Umſtänden bie Ver— 
een tmmegehalten werben müßte. Man hat das 
ehte Mal, es war Herr Schönlant, verlangt, daß bie 
—— ber deutſchen Statiftit erweitert werben 
fol dahin, daß fie mit der internationalen Statiftif ver- 


gleihbar werden fol. Man Hat ben deutſchen Statiftifen (0) 


den Vorwurf gemadıt, daß fie es nicht verftanden hätten, 
bie deutſche Statiftit jo zuzufchneiden, daß fie eine inter: 
nationale Vergleichbarkeit ermöglide. Wer eine folde 
Forberung aufitellt, hat feine Ahnung von ber ungeheuren 
Schwierigkeit, die ſich der Vereinbarung eines internationalen 
— —— entgegenſtellt. Es iſt ſehr leicht, internationale 

ergleichbarkeit, internationale Statiſtiken auf gemeinfamer 
36 zu verlangen. Wenn es gelingt, eine gemeinſame Baſis 
für ein internationales Sragel ema zu finden, dann tft dad fo 
allgemein gehalten, daß die Ergebniffe von außerorbentlich 
geringem Werte find. Im übrigen braucht die deutiche 
Stattitif, die deutſche Wiſſenſchaft und das deutſche Wirt: 
ſchafts- und Erwerböleben keinen Vergleih mit dem Aus: 


land zu ſcheuen. 
: (Sehr richtig!) 


Wir brauchen uns nicht zu fürchten, durch peinlichft genaue 
Statiftit der ganzen Welt Rechenſchaft abzulegen über 
unfere Wirtſchafts- und Grwerböverhältnifie und bie 
joztalen Zuftände, die bei ung im Deutfchen Reich herrichen. 
Wenn wir dagegen find, die deutſche Statiſtik international 
zu geftalten, fo ift es nicht die Scheu vor bem Vergleich, 
die uns abhält, fondern es ift die wiſſenſchaftliche 
Gründlichteit, die Achtung vor der Wahrheit der Er— 


gebniffe. 
(Sehr richtig!) R 

Nun ift diesmal im Gegenſatz zu der 1895er Zählung 
eine außerordentlich dankenswerte Neuerung eingeführt 
worden burd bie mühenolle Arbeit des Kaiſerlichen 
Statiftifchen Amtes dahin, daß diesmal zuerft gleichzeitig 
mit den Erhebungsformularen das gejamte Zabellenwert 
vorgelegt werden kann. Es ift ſchon jegt das gefamte 
Tabellenwerf, dad aus biefen ar en berborgehen 
foll, fertiggeftellt und ermöglicht der Wiſſenſchaft und 
namentlih ben ftatiftifhen Fachleuten eine genaue Er- 


kenntnis defien, was ſpäter durch die Bearbeitung des (D) 


Erhebungämateriald geliefert werden fol. Das iſt ein 
wefentlicher Fortſchrut, für den wir dem Kaiſerlichen 
— Kr Amt zu danken haben. 

eiber ift ber Umfang des endgültigen Tabellenwerfes 
— und ba muß id mein Bedauern über einen Punkt 
ausſprechen — verringert worben gegenüber bem Umfang, 
den bie Fachftatiftifer felbft, die Skonferenz der amtlichen 
Statiftiter der beutfhen Bundesftaaten, für notwendig er: 
achtet haben. Wir wollten der Berufs⸗, der landwirt⸗ 
Ihaftlihen Betriebs⸗ und der Gewerbeftatiftit einen Um— 
fang und eine Vertiefung geben, bie jeder wiſſenſchaftlichen 
Kritik ftandhalten und allen beredtigten praftiihen und 
wiffenfhaftlihen Anforderungen Genüge leiſten könnte. 
Sp find 24 berufsftatiftiiche, 27 landwirtſchaftliche und 
31 gewerbeſtatiſtiſche Tabellen für notwendig erachtet 
worden. Leider iſt dieſes Tabellenwerk, welches bie 
Fachleute für notwendig erachtet haben, nachträglich 
weſentlich eingeſchränkt worden, und zwar wohl weniger 
im Reihsamt des Innern, an deſſen großem Verſtändnis 
für die Bedeutung der Statiftit und an deſſen it 
Bedürfnis nach ftatiftifhen Ausweiſungen niemand zweifeln 
kann, al vielmehr auf Anforderung des Reihsihagamts, 
aus einer zu weitgehenden Sparjamteit. j 

Damit komme ich mit wenigen Worten auf die Koſten 
der beborftehenden Erhebung. In bem —— feſt⸗ 
geſtellten Umfange ſollen dieſe Koſten 4. Millionen be: 
tragen, wie und bie Dentichrift zum Etat beſagt, d. h. 
6,2 Pfennig auf ben Kopf ber vorausſichtlich ezäblten 
Bevölkerung. Davon werden für das nächſte Etatsjahr 
2,3 Millionen verlangt. Diefe Koften enthalten nun — 
und das bitte ih ganz beſonders zu bedenfen — im 
Gegenfag zu 1895 die Koſten für die Bearbeitung ber 
Fragen für bie Zwecke bed Reichsverſicherungsamts mit 
in fi, d. h. alfo Koſten für bie Bearbeitung don Fragen, 
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(A) bie nicht unmittelbar mit ben Zweden ber Berufd- und 


Betrieb3zählung zufammenhängen. Set man biefe Koſten 
ab, dann dürften ſich die Koſten der bevorftehenden Zählung 
mit ihrer ganzen Aufarbeitung, auf den Stopf der Bes 
ölferung berechnet, faum höher ftellen als die Koſten der 
Zählung von 1895. Das tft ein fehr weſentlicher Fort— 
ſchritt nach der Seite der Sparfamfeit, wenn man bebentt, 
baß bie bevorftehende Zählung weſentlich erweitert und 
bertieft if, und daß ihre Bearbeitung daher ſchwieriger, 
erben mag und foftipieliger fein wird. Ich braude nur 
—— auf bie Frage nach dem Geburtsort und dem 
Geburtölande zwecks Feſtſtellung der Binnenwanderung 
in urſächlicher Beziehung zum Beruf. Die Bearbeitung 
biefer Frage it damals Erg morben, befonderd mit 
Rückſicht auf bie Koftfpieligkeit. Wenn fie jegt aufgenommen 
wird und bie Koften trogbem gegen 1895 nicht weſentlich 
anwachſen, jo tft das ein großer Fortſchritt. 

Dazu kommt, daß diesmal zum erften Male ein 
umfaffendes und eingehende® Berufs: und Gewerbes 
verzeichnis aufgeftellt werden fol, ebenfall3 mit enthalten 
in ben allgemeinen Koften, ohne befondere Berteurung. 
Das ift aud eine Neuerung. Hätte man bad Tabellen- 
wert in dem urfprünglihen Umfang durchgeführt, fo 
hätten ſich die Koften, Ihägungsweife, auf eiwa. 6,8 bis 
T Millionen geftellt. Es find alfo durch ben Abſtrich, 
der höchſt wahrfheinlih auf Veranlaſſung des Reichs— 
ſchatzamts erfolgt iſt, rund 21/, Millionen erſpart worden. 
Das muß id von meinem Stanbpunfte aus bebauern. 
Diefe Sparfamfeit ift bei einer fo wichtigen Erhebuug 
wie bie Berufd- und Betrtebözählung, die mur alle zehn 
bis en Jahre einmal erfolgt, und bie ben weiteften 
Kreiten Unterlagen bieten foll für bie Beantwortung 
unzähliger Fragen, fiherlidh nicht am Plage. Wohl aber 
hat am biefer Sparjamkeit und ber aus ihr berbor- 
gegangenen Beſchränkung auch der Neichdtag einen Teil 


(B) von Schuld; fie ift zum Zeil fiherlih mit zurüdzuführen 


auf eine —— des Reichsſtags vom 15. Februar 
1906, die dahin ging: 
den Herrn Neichöfanzler zu erfuden, in eine 
Prüfung barüber einzutreten, ob und in weldem 
Umfange fi bie ftatiftifchen Arbeiten vermindern 
bezw. zwedmäßiger geftalten Laffen. 
Daß nun biefe Mefolution — bei ber Berufs⸗ und 
Betriebszählung eine ſolche einſchränkende PER! ehabt 
hat, bebaure ich; ich bezweifle aud, daß biefe ng 
im Sinne bed Reichätags gelegen bat. Die Nefolution 
bat ſich gerichtet segen eine allzu weitgehende und unnüße 
Ausdehnung der Statiftil. Die ftatiftifche Inanſpruch— 
nahme nidt nur bed Publikums, fondern mehr nod 
I Berwaltungsbehörben fann gar zu leicht zu weit 
und allzu fehr in bie Breite gehen; es ih fehr wohl an 
gebracht, hier einmal einen gewiffen Halt zu machen. 
Aber dies bei ber Berufagählung nun zum erften Male 
zu tum, das iſt bebauerlih. Daburh wird auch nicht 
eine Gntlaftung der ——— oder des 
Publilums herbeigeführt, ſondern lediglich eine Entlaſtung 
ber Fachbehörden, bie mit ber Aufbereitung des 
ftatiftiihen Erhebungsmaterials betraut werben, und eine 
Verringerung der Koften. Aber alle ftatiftiichen Arbeiten 
find weit Eoftfpieliger, als fie fcheinen. Man fieht es 
einer unfcheinbaren, einfachen Yahlenreihe, beren Ge— 
heimniſſe ben mwenigften Menſchen auf den erften Blick in 
die Augen fpringen, nicht an, wie lange Mühe und wie 
viele Arbeitökoften ihre Gewinnung gemadht hat. Aber 
es ift doch ſicherlich richtiger, bad große, von allen Seiten 
aus ber Verwaltung bei ben ftatifttichen Zentralftellen 
zufammenftrömenbe Material laufend gleihmäßig aufzu— 
arbeiten, jelbft wenn man bie Iaufenden Arbeitstoften 
etwas bergrößern follte, ftatt e8 vermobern zu laffen und 
ben Honig, der darin ftedt, nicht zu gewinnen, und bann 


plöglih für einzelne Verwaltungszwecke gan 
bebungen zu veranftalten, bie dann ſicherlich noch fehr 
viel teurer werben. 

Ich möchte mich daher doch genen eine allzu eng: 
berzige Auslegung dieſer vom Reichstage gefaßten 
Refolution wenden und bitten, daß man ihr im nicht zu 
weitgehendem Maße Rechnung trage, fonbern ben 
Statiftifern gebe, was ihnen zufommt, und ihnen ben 
Spielraum laffe, den fie bisher fih recht ſchwer haben 


erfämpfen müflen. 
(Sehr richtig rechts.) 

Nun ift für bie weitere Behanblun —— Vorlage 
im Hauſe Beſchleunigung unbedingt erforderlich. Daher 
möchte ich Ihnen im Einvberſtändnis mit meinen politiſchen 
Freunden vorſchlagen, die Vorlage ſelbſt im hohen Hauſe 
in zweiter und britter Leſung zu erledigen ohne Verweifung 
an eine Kommtffion. Zwar Hat 1882 unb 1895 eine 
Kommiffionsverwetfung ftattgefunden. Aber aud 1895 
bat die Kommiſſion nichts weientlihes an ben Erhebungs- 
papieren, an dem Gang ber Erhebungen und an bem 
Geſetz zu ändern vermocht. Das ift auch einfach nicht möglid;; 
denn bie Aufftellung der Fragen in den Erhebungspapieren 
ift das Reſulat einer langen Reihe von Beiprehungen, 
zahlreicher Konferenzen, und Sie dürfen zum Satferlichen 
Statiftifhen Amt dad Vertrauen haben, daß es biefe 
Zählung aufs allerforgfältigfte vorbereitet Hat. Dieſe 
Vorbereitungen haben begonnen bereit3 1901 mit einer 
amtlichen —— in Schandau, wo im Anſchluß an 
die Erfahrungen der letzten Zählung ſchon dieſe Er— 
fahrungen für die neue Zählung verwertet worden finb. 
Es haben unzählige Beſprechungen ftatigefunben unter ben 
Statiftilern und mit Vertretern ber verfdhiebenften Berufs- 
und Grwerbözweige; eine jede frage, ein jedes Wort 
aller Fragen ift in feiner Wirkung auf das gefragte 
Publikum und in ben legten Stonfequenzen erörtert worben. 


Nun wäre ed einer Kommiſſion biefed hoben Haufes (D) 


völlig unmöglich, Wefentlihes oder überhaupt etwas an 
biefen Formularen zu ändern, ohne das ganze ineinander⸗ 
greifende Räderwerk der Erhebung in Gefahr zu bringen. 
Und dann bitte ich, au bebenten, daß bie rer 
ftattfinden follen am 12. Juni. Da müflen minbeftens 
bis zum 8. Juni bie Grbebungsformulare in ben 
Händen bed Publikums fein; fie follen verteilt 
werben buch eine große Zahl privater Sähler; 
bie müſſen ſich Hineinlefen in bie Formulare, weil fie 
Auskunft darüber zu geben haben. Ste müſſen alfo 
wenigftend bis zum 1. Juni die Formulare in Hänben 
haben, um fie verteilen zu fönnen. Ste werben ihnen 
zugeftellt buch bie —— Ortsbehörden. Die Orts⸗ 
hend —* die Zähler auszuwählen, ſie zu ernennen 
und ſie mit dem Material zu verſehen; die Ortsbehörden 
müſſen alſo wenigſtens zum 15. Mai mit dem Material 
berjehen fein. Das bedeutet aber, daß bie ſtatiſtiſchen 
Zentralftelen am 1. Mai das Material zur Abfenbung 
elangen laffen. Dann muß es wenigftend zum 15. April 
Fertig — vorliegen. 

enn wir nun in eine Kommiſſionsberatung eintreten 
mwürben, jo wiirde die Gefahr beftehen, daß aud bei Be— 
ſchleunigung ber Verhandlungen in der Kommiſſion das 
Geſetz nit bis zum 22. März, wo wir borausfihtlih in 
bie Ferien gehen, verabidiedet werben Tann, und dadurch 
wiirde bad Zuftandefommen der Zählung aufs fchwerfte 
gefährbet werben. Aus biefen Gründen, im Intereffe einer 
fahgemäßen Durdführung ber bevorftehenden großen 
Zählung, möchte ih das hohe Haus im Auftrage meiner 
politifhen Freunde bitten, biemal ausnahmsweiſe bon 
ber Verweiſung an eine Kommiſſton Abftand zu nehmen 
und e3 Br im Haufe in zweiter und dritter Befung weiter 
zu erledigen. 

(Bravo! und Hänbellatfchen rechts.) 


neue Er⸗ (0) 


(A) 


(B 


— 
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Vizepräfident Dr. Paaſche: Meine Herren, das 
Klatſchen mit den Händen ift Schon mehrfach gerügt worben; 
ich bitte, es zu unterlafien. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Doormann. 


Dr. Doormann, Abgeordneter: Meine Herren, id 
werbe mich fehr kurz taflen 


rabo!); 
infolgebeffen ſage ich über die Notwendigkeit und Nütz-— 
lichkeit der beabfichtigten Zählung fein Wort, aus breierlei 
Gründen: einmal, weil die Motive bereitö darauf hin— 
weiſen in allerdings aphoriftifchen, aber fehr zutreffenden 
Morten; zweitens, weil mein berehrter Herr Vorredner 
in zwar weniger aphoriftiicher, aber nicht minder zus 
treffenber Weiſe es ausgeführt hat, und drittens, weil 
dieſe Sache überhaupt nicht beftritten wird, bon feiner 
einzigen Seite. 
(Sehr richtig! und Heiterkeit.) 

Meine Herren, id habe aljo im Namen meiner 
Freunde zu erklären, daß wir dieſem Gefegentwurf im 
Prinzip zuftimmen werben, und nicht allein bem Geſetz 
felbft, ſondern auch ber ilberfchrift des Gefeges, auf bie ed 
gleichfalls anflommt. Es hat bereits der verftorbene Ab- 

eordnete Schönlant verlangt, daß diefe Zählung heißen 
ol: Berufd- und Betriebszählung; hier Liegt, wie ich in 
Ergänzung befien, was der Herr Abgeordnete Bebel aud- 
eführt hat, jagen möchte, offenbar ein Fall vor, wo eine 
achgemäße Anregung feitend der Sozialdemokraten bei 
den berbünbeten Regierungen auf einen günftigen, frucht⸗ 
baren Boden gefallen ift. 

Meine Herren, wad ben Termin der Zählung an— 
langt, jo bin ich mit alledem, was ber Herr Borrebner 
darüber ausgeführt hat, vollkommen einverftanden. Wir 
find auch dafür, daß bie Zählungen ſich zufünftig ab- 
iptelen follen in möglichft regelmäßigen Abftänden. Wir 
haben aber zu beflagen, dab und Abgeordneten bes 
Deutſchen Reihätages die Formulare nicht zugegangen find. 

(Sehr richtig! in der Mitte und link3.) 

Der geehrte Herr Vorrebner war in der glüdlichen Lage, 
als Fachmann im Befig dieſes wertvollen Drudmatertald 
zu fein. Ich bin nicht der Meinung, dab man anerkennen 
muß, daß die Frage, ob man ein Berftändnis für ftatiftifche 
Aufgaben Hat, lediglih beantwortet werden könnte bon 
feiten der zunftmäßigen Statiftifer, fondern ich glaube, 
daß aud andere jehr wohl Verſtändnis für ftattftifche 
* en haben können, zumal die Durchführung des ganzen 
atiſtiſchen Erhebungswerkes auf die verſtändnisvolle 
Mitwirkung einer großen Menge, Millionen von ſtatiſtiſch 
nicht vorgebildeten Laien angewieſen tft. Für mich iſt 
bie Hauptſache, daß das Material, welches durch dieſe 
große, mühevolle Arbeit geſammelt wird, möglichſt bald 
eine Verarbeitung findet, Todes bie Refultate bald in bie 
Hände der — rn fönnen. 


ehr richtig!) 
Mir haben biöher zu beflagen gehabt, daß die Publi— 
fation erft dann erfolgt ift, wenn bie Tatſachen, wie man 
bei und zu Lande jagt, bald nicht mehr wahr find. 
(Sehr gut! links.) 

Die Zeit ift viel zu lang, bis die Publikation erfolgt; 
beöhalb, meine Herren, begrüße ich es mit Gemugtuung, 
daß bon der Summe, bie im ganzen gefordert wird, 
ihon ein beträchtlicher Teil, etwa die Hälfte, in den Etat 
des nächſten Jahres eingeftelt it. Daraus können wir 
vielleicht fchließen, daß wir bi3 Ablauf des Jahres 1908 
im wejentlihen in ben Befig ber Nefultate dieſer Volks— 
sählung gelangt fein werben. 

eine Herren, zum Schluffe habe ih nur noch den 
Wunſch audzufprehen, daß das große Werk, welches jetzt 
imiernommen werben joll, gerade jo wie im Jahre 1882 
und 1895, einen vollen Erfolg haben möge. Das Ber: 

Meichstag. 12. Legisl-P. 1. Seſſion. 1907. 


trauen zu dem Statiftifchen Amt können wir ja ohne (0) 


weitere3 haben. 

Meine Herren, meine Partei will dem Stattfttichen 
Amt, welches fi ja in einer Notlage befindet, Teinerlei 
Schiterigfeiten machen, und infolgebeflen wollen wir bie 
Friſt nicht noch verfürzen, die bis zu dem Termin, his 
zum 12. Yunt, zur Verfügung fteht. Deshalb wird meine 
Partei gleihfalld feinen Antrag auf Kommiſſtonsberatung 
ftelen. Dagegen werben wir, wenn eine andere Partei 
dieſen Antrag ftellen follte, ihm zuftimmen. 

(Bravo! links.) 


Präſident: Dad Wort hat der Herr Bevollmächtigte 
zum Bundesrat, Staatöfetretär bes Innern, Staatömintfter 
r. Graf v. Pojadowäty- Wehner. 


Dr. Graf v. Pofadowstn » Wehner, Staatäminifter, 
Staatdfefretär des Innern, Bevollmädtigter zum Bundes— 
rat: Meine Herren, ich erlaube mir, dem hohen Haufe 
mitzuteilen, daß heute oder morgen eine größere Anzahl 
Eremplare des Erhebungöformulard und des Tabellen- 
werls auf dem Bureau bed Hauſes miebergelegt wird, 
und baß biejenigen Herren, bie ſich für biefe Einzelheiten 
und Erhebungen intereffieren, dort die Gremplare in 
Empfang nehmen können. Damit, glaube ich, wirb aud) 
den Wünſchen ber Herren Vorredner genügt fein. 


Präfident:e Der Herr Abgeordnete Dr. Strefemann 
hat dad Wort. 


Dr. Strefemann, Abgeorbneter: Meine — ich 
möchte im Namen meiner politiſchen Freunde erklären, daß 
wir ſelbſtverſtündlich dem Geſetzentwurf im Prinzip zus 
ftimmen und es freubig begrüßen, daß nad) bem Zeitraum, 
der ſeit 1895 verfloffen tft, jegt eine neue Beruf: und 
Betrtebszählung ftattfindet. Ich möchte ſogar meinen, 
daß biefer Zeitraum bon 12 Jahren, der zwiſchen ber 
legten Vornahme der Berufszählung liegt und der jetzt 
geplanten, ein ziemlich Langer tit 
(jebr rihtign), 
und daß wir dahin fommen müffen, in Zukunft biefen 
Zeitraum abzufürzen. Meine Herren, wir find heute mit 
allem, was wir in ber wirtichaftlihen Gejeßgebung in 
biefem Haufe zu beraten haben, angewiefen auf bie Er- 
ebniffe der Statiftif, und ich glaube, es tft in den legten 
ahren von jedem, ber fi mit folden Fragen beſchäftigen 
mußte, ſchon vielfach unliebfam empfunden worden, daß 
man bis heute noch angewiefen war auf die Ergebniffe 
ber Zählung von 1895 
(ſehr richtig! links), 

die doch inzwiſchen durch die wirtſchaftliche Entwicklung 
vielfach eine gang bedeutende Korrektur gefunden haben. 

63 wird vielfah geiproden bon ben Erfahrungen 
des Einzelnen, die ihn hätten erfehen laffen, inwieweit 
k 2. die Zahl der felbftänbigen Seifengen im Mittel: 

anbe aurüdgegangen jet, inwieweit fi ein neuer Mittel: 
ftand aus ber Schicht der Privatbeamten gebilbet hätte. 
Aber ed war und unmöglid, auf ftatifiiicher Grundlage 
diefen Erhebungen nachzugehen, weil und dazu bie Unter— 
lagen fehlten. 

Meine Herren, je mehr wir in ber wirtſchaftlichen 
Gefeggebung fortſchreiten, je mehr die nächſten Jahre 
aud in der Geſetzgebung bes Reichstags doch wahrſchein— 
fi unter dem Geſichtspunkt der Fortführung der fozial- 

olitiihen Geſetzgebung ftehen, wie wir biedmal e3 fehen 

der Witwen: und MWatjenderfiherung, und weiterhin 
in ber Fortführung ber hanbeläpolitiihen Gefeggebung, 
die vielfach Gegenfäge in bezug auf die Bedeutung ber 
Landwirtſchaft und Induſtrie eritehen läßt, und weiter der 
Fortführung der Mittelftandöpolitif, um fo mehr müſſen 
wir wünſchen, daß und da in verhältniämäßig kürzeren 
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(Dr. Strefemann.) 


(A) Zeiträumen das bezüglidhe ftatiftiihe Material zur Ber: 


fügung ftände. 

8 ift jeitens ber Kommiſſion auch ſchon im Jahre 
1895 bedauert worben, dab damals die Berufszählun 
nicht früher vorgenommen ſei, und ich möchte hoffen, ba 
ber Zeitraum, ber zwifchen ber jegigen Berufszählung und 
ber nächſten liegt, nicht zu lang fein möge. 

Meine Herren, ih fchließe mich ebenfalls in ber 
Beziehung dem Wunfche des Herrn Vorrednerd, des Herrn 
Dr. Doormann, an, daß ich bitten möchte, die Herftellung 
der ftatiftifchen Unterlagen doch möglichft zu beichleunigen, 
felbft auf die Gefahr Hin, daß daburd die Koften ber 
Erhebung noch etwa3 vermehrt werben würben. Der ber: 
ftorbene Abgeorbniete Roefide hat einmal vor Jahren in 
diefem hohen Haufe bei Beratung desſelben Bejegentwurfs 
in einem Nüdblik auf das Ergebnis der Beruföftatiftit 
von 1895 gefagt: 

Diefe —— Erhebungen koſten uns viel Geld; 

wenn aber jemals Staatsmiltel gut angewendet 

worben find, fo ift es bier ber Fall. 
Meine Herren, wir haben bamald zwei Jahre gebraudt, 
ehe bie —— der Zählung von 1895 dem Hauſe 
vorlagen. Das iſt auch an ſich verſtändlich, wenn man 
fi bergegenwärtigt, daß damals zu zählen waren 
13 Millionen Haushaltungsliften, 7 Millionen Landwirt: 
ihaftsfarten, 2 Millionen Gewerbefarten und 2 Millionen 
andere Zählkarten. Diesmal wird dad Material noch 
größer fein, und beöhalb tft vielleicht die Befürdhtung 
nit unberechtigt, daß ſich diesmal die Verarbeitung des 
Materiald noch länger Hinztehen wird. Ich meine, wenn 
wir bie Mittel beiwilligen, jo würde in biefem Haufe 
wahrfheinlih aud dafür Geneigtheit vorhanden fein, 
Iteber hierüber hinauszugehen, wenn wir bafür die Gewähr 
haben, daß und dad Ergebnis ber ftatiftifchen Erhebungen 
möglihft bald vorliegt. 

Meine Herren, bei ber vorgerüdten Zeit möchte ich 
auf eine Anzahl anderer Punkte bier nicht eingehen; ich 
möchte nur begründen, weshalb meine politifchen Freunde 
der Meinung find, daß biefe Vorlage an eine Kommiffion 
gehört, und dab wir und nicht bamit einberftanben er: 

ären Zönnen, ohne Sommilfionsberatung bie Vorlage 
zu erledigen. Der erfte Redner dieſes Haufes, der Herr 
Kollege Dr. Dröfcher, war in einer viel glüdliceren Lage 


als mir. 
(Sehr richtig! Links.) 
Gr hatte die Fragebogen zur Verfügung, die und bisher 
noch nicht zugegangen waren. Es ift nicht ausgeſchloſſen, 
daß, wenn uns die Fragebogen zur Verfügung geftanden 
ae auch meine Fraktion feiner Anregung zugeftimmt 
ätte. Es war aber unmöglich, im Rahmen ber heutigen 
Verhandlung den Ausführungen des Herrn —* 
Dröſcher zu folgen, in denen er darlegte, inwieweit dieſe 
einzelnen Fragen ſich verändert haben gegen biejenigen der 
vorigen —— Denn auch nur um dieſem Bor: 
trage zu folgen, hätte zum mindeften ein Formular gehört, 
um im einzelnen zu jehen, was fi geändert hat gegen 
er. 


(Sehr richtig! links.) 

Und, meine Herren, wir können und barauf beziehen, 
baß bei ben Beratungen bed Jahres 1895 ein ganz ähn- 
licher Fall vorlag, umdb daß bad Haus damals gemäß 
unferem Antrage entſchieden hat. Damald wurde aud) 
geklagt, daß bie Fragebogen dem Haufe nicht vorlägen. 
Damald war bie Sozialdemokratie in der glüdlichen Lage, 
bie Fragebogen F beiten: fie waren der „Leipziger 
Volkszeilung“ auf den Redaktionstiſch geflogen; ich weiß 
nicht, ob Sie (zu den Sozialdemokraten gewendet) fi 
heute wieder in diefer glüdlichen Lage befinden. Damals 
ift feitend der Abgeordneten Haffe und Hitze dem Be- 
dauern Ausdruck gegeben worden, daß man die Frage: 
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bogen bem Haufe nicht zugeftellt hätte. 
Herr Dr. v. Rottenburg, er habe das nit für opportum 
gehalten, weil man ſeilens der Regierung erwartet hätte, 
daß die Angelegenheit an eine Kommiſſion verwieſen würde, 
der man alsdann bie Fragebogen zur Beurteilung vorlegte, 
— und er hat weiter hinzugefügt, während ber Berhanblungen 
diefer Kommtiifton würde wohl die öffentlihe Meinung 
Zeit haben, fih über die Stellung zu den Erhebungen 
ihlüffig zu werben. Meine Herren, die Kommtffion hat 
damals vom 31. Januar bid zum 1. März getagt. So 
viel Zeit haben wir biedmal nicht zur Verfügung. Das 
Statiftiihe Amt befindet fi in einer Zwangslage. Durch 
die Reihstagsauflöfung find naturgemäß jene ſechs Wochen 
verloren gegangen, bie und fonft zur Verfügung ftehen 
würben. % möchte deöhalb aud; namens meiner Fraktion 
erklären, daß wir bereit find, die Arbeiten der Kommiſſion 
fo ſchnell wie möglich zu fördern. Wir lehnen es lediglich 
ab, dem Gefegentwurf fofort zuzuftimmen, weil wir das— 
jenige, was mit die weientlihe Grundlage bildet — und 
das find eben bieje Fragebogen —, nicht zur Hand haben 
und es nicht prüfen können. 

Meine Herren, es find aud Anregungen jeinerzeit 


in der SKommtffion gegeben worden für biefe Frage: 
bogen und für beren Ausfüllung, und es iſt jeiner- 
zeit auch darauf Hingemwiefen worden, wie wichtig 
es jet, bier praktiſche Es 


Anregungen zu hören. 

hat Herr Dr. Doormann ſchon —— e8 ſei nicht 
nur Sache der Beruföftatiftifer, dieſe Angelegenheiten 
allein zu machen. Ich möchte fragen, ob z. B. bei dem 
Entwurf ber Fragebogen die Handelskammern, bie Ge: 
werbefammern, bie Landwirtſchaftskammern und bie Berufs- 
genofienfhaften gefragt worden find. Wie weitgehend 
mandmal die Folgerungen find, wie vielfah bie Gr: 
gebniffe ganz davon beitimmt werben, wie gefragt wird, 


das jehen Sie aus ber Eingabe bed Deutſchen Land— 


wirtfhaftsrats, ber feinerzeit 3. B. bedauert hat, baß bei (m) 


ber Zählung des Jahres 1905 infolge einer anderen 
Zählung — indem man bie Deputatöbefiger anders 
als im Jahre 1882 zählte — eine Abnahme bon 
265 000 Griftenzen fonftatiert worben if, während er 
felbft auf Grund feiner Zählung nur zu einer Abnahme 
bon 6933 Perſonen fam. 

Meine Herren, wir find der Überzeugung, daß mir 
jedenfalls auch in ber Kommiſſion praftiiche Arbeit 
werben leiften können, daß wir bie Verhanblungen des 
Haufes nicht aufhalten werben, daß wir es aber bei ber 
außerorbentlihen Wichtigkeit diefer Materie für notwendig 
eradten, und in ber Sommiffion über bie Zufammen: 
ftellung ber einzelnen Fragebogen zu unterhalten. 

(Bravo! bei den Nationalliberalen.) 


Vizepräfident Kaempf: Dad Wort hat der Herr Ab: 
geordnete Trimborn. 


Teimborn, Abgeorbneter: Meine Herren, aud id 
begrüße diefe Vorlage namens meiner politifchen Freunde 
mit befonberer Freude und Genugtuung, dba uns allen 
ohne Ausnahme die große foztalpolittfche Bedeutung dieſer 
Borlage und der durch fie verbreiteten Zählung vollauf 
bewußt tft. . 

Der Herr Vorrebner hat eine Kommifftondberatung 
für notwendig eraditet; er hat fie aber, ſoviel ich gehört 
habe, nicht ausbrüdlich beantragt. Ich will dad nachholen 
und will hiermit die Kommiffiondberatung namens meiner 
politifhen Freunde formell beantragt haben. Die Kom: 
miffionsberatung ſcheint ung ſchon aus dem Grunbenotwenbig, 
ben aud ber Herr Vorrebner angeführt hat, nämlich Daß ber 
Fragebogen fehlt. Der Fragebogen ift aber das welentlichfte 
Stüd der ganzen Vorlage, und ih muß, offen geftanben, 
fagen, ich bin fehr erftaunt darüber, daß uns das wefent: 
lichfle Stüd nicht mitgeteilt worden if. Freunde bon 


Darauf ermwiberte (0) 


— — Reichstag. — 10. Stung. 
(Trimborn.) —— — — 


(A) mir find auf dem Bureau des Reichsſstags geweſen, um 


fi nad) bem Bogen zu erkundigen, und da war nichts 
7 haben. Diefer Fragebogen gibt eigentlich der ganzen 
orlage erſt die richtige Bedeutung, und deshalb find wir 
ed und eigentlich ſelbſt ſchuldig, zunächft über den Frage— 
bogen eine Diskuffion zu eröffnen und beffen Vorlage 
abzuwarten. Dieſe Diskuffion kann ſich, aber füglid 
nit gut im Plenum vollziehen, fondern muß in eimer 
Kommiſſion ftattfinden. Schon deshalb ift eine Kom— 
mifftondberatung nötig. Auch ich muß darauf hinweifen, 
daß bereits vor der Berufszählung von 1895 das 
Fehlen des Fragebogen: moniert worden if. Nun 
hat aber auch der Fragebogen von 1895 eine außer: 
orbentlih ſcharfe Kritik erfahren, ſowohl feitend ber 
Wiffenfhaft wie auch ſeitens ber Praktiker. Um fo mehr 
ift e3 geboten, den heutigen Fragebogen kritiſch zu bes 
leuchten. Der bekannte Gelehrte Georg dv. Maier hat fid 
dahin geäußert: er fordert, daß die Vorſchriften für 1895 
nicht einfach fopiert werden, fondern daß bie Fritifchen 
Erwägungen, die in ber ftatiftiichen und ſozialwiſſen— 
ihaftlihen Literatur Ausbrud gefunden haben, nun auch 
berüdfichtigt werben. Davon, daß dies num geſchehen ift, 
müſſen wir und doch wenigftend einigermaßen überzeugen. 
Auch meine Freunde wünſchen dringend, daß ber 
Tragebogen einem Wunfche gereht wird, nämlid ber 
Erfaffung der Zahl und gewifler Verhältnifife der Privat: 
beamten und der Hanblungsgehilfen. Wir haben auch 
fonft noch bezüglid ber —— eine ganze Reihe 
von Fragen zu ſtellen. Die will ich aber hier nicht er— 
Örtern. Ih würde fie auch micht erörtern, felbft 
wenn ih das Glüd hätte, der Borfigende irgend 
eined Tanbesftatiftiihen Amtes im Deutfhen Reiche 
zu fen wie einer meiner Herren Borrebner. 
Wir verfparen uns das, wie gejagt, für bie Kommiſſion. 
Der Herr Kollege Dr. Dröſcher hat fehr leicht, von ber 


(8) Kommiffionöberatung Abftand zu nehmen; denn er hat, 


nicht im Wege der Nebenregierung fondern, wie id an- 
nehme, in feiner Gigenihaft als Vorſihender eines 
ftatiftifchen Amtes das ganze Material befommen. Wir 
wollen, wie gefagt, in ber Frage nicht im Dunkeln tappen, 
fondern fie und gründlich anfehen. 

Ich will noch bemerken, daß wir eine Fommilfton 
von 14 Mitgliedern für genügend eradten. Wir werben 
die Sade möglichſt beſchleunigen und haben den guten 
Willen, dad Geſetz rechtzeitig zuftande zu bringen. Die 
Kommiffiondberatung wird alfo meines Gradtend die 
Borlage in feiner Weife gefährben. 

(Bravo! in der Mitte.) 


Bizepräfident Kaempf: Dad Wort Hat der Abge— 
ordnete Hoch. 


Hoch, Abgeordneter: Auch meine politiſchen Freunde 
legen Wert darauf, daß der Geſetzentwurf einer Kommiſſion 
üherwieſen wird, wenn wir uns auch im Intereſſe der 
Sache bemühen werden, die Arbeit der Kommiſſton 
möglichſt zu beſchleunigen. Die Kommiſſion muß ſich 
zunächſt darüber ſchlüſſig machen, wann die nächſte 
Berufszählung ſtattfinden fol. Meine Herren Vorredner 
haben es als ganz ſelbſtverſtändlich hingeſtellt, daß die 

ählung möglichſt bald vorgenommen und in —— 
wiſchenräumen wiederholt werde. Meine politiſchen 
eunde haben dies ſchon vor einer Reihe von Jahren 
angeregt. Schon beizeiten iſt von uns der Standpunkt 
vertreten worden, daß ſpäteſtens im Jahre 1905, alſo 
nah Ablauf einer zehnjährigen Friſt ſeit ber vorigen 
Berufszählung, die neue Berufszählung vorgenommen 
werben müſſe. Meine Freunde hatten einen derartigen 
Antrag dem Reichstage vorgelegt, und es iſt mur 
bebauerlih, daß, obgleich wie es jegt ſcheint, alle Parteien 
des Haufed und in diefem Punkte zuftimmten, fie nicht 
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dafür forgten, daß ber Antrag angenommen worden ift. (C) 


Die zehnjährige Frift für bie Wiederholung der Berufs- 
zählung ift die längfte, die überhaupt in Frage kommen 
fann. Heute geht die wirtfchaftliche Entwicklung fo ſchnell 
vor fih, daß eigentlih auch die zehnjährige Friſt ſchon 
zu lang if. Länger ald 10 Jahre follte aber bie 
Zählung unter keinen Umftänden hinausgeſchoben werben. 

Außerdem ſollten die Berufdzählungen in regel: 
mäßigen Zwifchenräumen vorgenommen werben. Leider 
haben bie Regierungen, bie trotz unſerer verihiedenen Au—⸗ 
regungen ſich nicht entichließen konnten, die Berufszählung 
nad 10jähriger Frift vorzunehmen, ebenfo wenig bie 
13jährige aa eingehalten, die zwiſchen ber letzten und 
borlegten erufszählung liegt. Wenn das Reich jeht bie 
neue —— nad einer 12jährigen Friſt durd- 
führt, jo wird zwar ein Jahr geipart, baflir entfteht aber 
der große Nachteil, daß die Vergleihbarkeit ber Ergebniffe 
der nächſten Berufszählung mit den (Ergebniffen ber 
Berufszählung vom Jahre 1905 erheblid vermindert 
wird. Daher wäre zu erwägen, ob es nicht richtiger if, 
noch ein Jahr zu warten und die Berufszählung erſt im 
Jahre 1908 vorzunehmen. In ber Begründung ber 
Regierungsvorlage ift der Grund angegeben, weshalb für 
bie Berufszählung dad Jahr 1907 gewählt worben ift: 
weil dann, wenn bie Berufszählung im Jahre 1908 ftatt- 
findet, die rechtzeitige Beihaffung der für die Ausführun 
des 8 32 des Juvalidengejeges erforberlichen Ziffern fi 
nicht ermöglichen ließe. Ich bin der Anficht, dab das 
wohl geſchehen könnte. Wir haben durch die Schuld der 
Negterungen folange warten müſſen, obgleih es Pflicht 
ber Regierung gewejen wäre, im Jahre 1905 die Berufs: 
zählung vorzunehmen. Wäre bie sa tvermallıng DIE 
ihrer Pflicht nachgelommen, dann — auch für die 
Zwecke des Invalidenverſicherungsgeſetzes das Material 
ohne Schwierigkeit beizeiten beſchafft werden können. 
Jetzt, ba bie Reichsverwältung fo lange gewartet hat, ſoll 
und muß fie es unter allen Umſtänden einrichten, baß 
das Material von 1908 wenigftens für die Zwede ber 
Invalidenverfiherung ſchleunigſt bearbeitet wird. 

Ferner, meine Herren, bin id der Meinung, daß 
wir ung nicht nur mit allgemeinen Wünſchen begnügen, 
daß wir und nicht auf die Erklärung befchränfen follen: 
fäntliche Parteien des Hauſes wünſchen, daß bie Berufs— 
zählungen zegelmäßig ftattfinden, fondern wir follten das, 
was wir wollen, geſetzlich feftlegen, wir follten es in ben 
Gefegentwurf hineinſchreiben. Das ift ebenfalls eine An: 
regung, die meine politifchen Freunde ſchon im Jahre 1903 

egeben haben. Unfer damaliger Antrag verlangte: es 
oll in dad Geſetz hineingeſchrieben werben, daß dieſe 
Zählungen regelmäßig alle 10 Jahre ftattfinden. Erſt 
dann, wenn fo bad Gefeg erweitert wird, haben wir bie 
Sicherheit dafür, daß das, was alle Parteien des Hauſes 
wünſchen, und was im Jutereſſe der Sache durchgeführt 
werben muß, auch wirklich burdgeführt wird. 

Auf die Fragebogen, meine Herren, will ich nicht 
näher —— Ich bin dazu nicht in der Lage, weil 
wir diesmal den Fragebogen nicht vor der Zeit bekommen 
haben. Auch wir haben in die Durchſicht des Entwurfs 
eintreten müffen, ohne, wie Herr Trimborn richtig ausge: 
führt Hat, gerade dad Wichtigfte zu befigen, was bazu 
gebraudt wird. 

Das aber, meine Herren, ift eine wunderbare Auf: 
faffung des Herrn Staatdjelretärd, wenn er meint, es 
genüge ſchon, daß und in ben nächſten Tagen ber Frage— 
bogen zugeftellt werbe. Nein, wozu wollen wir ben 
Fragebogen haben? Etwa um noch eine amtliche Drud- 
ſache mehr zu unferen Alten legen zu können? Den Frage: 
bogen wollen wir haben, um bie Sadje mit der nötigen 
Gründlichkeit durchzuarbeilen. Das tft uns aber nicht 
möglid, wenn und das widtigfte Material erft nad der 

38* 


262 
Doch 





(A) erſten Beratung zugeſtellt wird. Das hätte möglichſt früh: 


zeitig gefchehen, ja, ber Fragebogen hätte ſchon vor längerer 
Zeit veröffentlicht werben follen, damit die Intereſſenten 
—— Lage waren, zu den einzelnen Fragen Stellung zu 
nehmen. 

Einer der Herren Vorredner hat die —— aus⸗ 
geſprochen, daß der Fragebogen ſehr grimdlich vorbereitet 
worden ſei, und daß auch die Intereſſenten gehört worden 
ſeien. Ich weiß nicht, ob der Herr zu den Intereſſenten 
auch die Arbeiter rechnet; aber ſoviel ſteht feſt, daß bie 
Arbeiterorgantjationen nicht gehört worden find. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Gerade diejenigen, bie am allermeiften bier in Betracht 
fommen, hat man beifeite gelaffen. Die Arbeiter aber 
haben ba3 gute Recht, daß fie über die Formulierung der 
ragen einer Berufsſtatiſtik ebenfo gehört werben, wie es 
bei den Grundbefigern und bei ben Unternehmern geſchieht. 
Und bad um fo mehr, meine Herren, weil darüber gar 
fein Zweifel beftebt, daß nad) ben Erfahrungen bei der 
vorigen Berufszählung bie bisher üblichen —A unſerer 
Berufsſtatiſtilen durchaus nicht immer fo geſtellt find, daß 
fie für eine wiſſenſchaftliche Bearbeitung ausreichen. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemofraten.) 

Meine Herren, ich kann heute nicht ausführlich auf bie 
einzelnen Fragen eingehen. Entſcheidend jedoch ift, auf 
welche Materien die Berufszählung erftredt werben foll. 
Wir brauchen auf fo vielen Gebieten genaue Auskunft. 
Ih erinnere daran, dab wir eine MWohnungsftatiftit 
brauchen, eine Statiftit über die Verhältniſſe des Mittel- 
ftandes, eine Statiſtik über die Bedeutung der Syndikate, 
eine Statiftit über die Wanderung ber Bevölkerung im 
Reiche, namentlih aud eine Einkommenftatifti. Alle 
biefe Statiftifen haben wir nod nicht, und fie durchzu— 
führen ift eine ber dringendſten Aufgaben des Reichs. 

Aber ebenfo Zar ift es, daß unmöglich durch eine 


(B) einzige Zählung alle dieſe Fragen erfhöpfend behandelt 


werben können. Ih für meine Perſon ftehe auf dem 
Stanbpumtt, daß es richtiger ift, fich bei einer Berufs: 
zählung auf wenige Materien zu beichränten, diefe Materien 
aber erfhöpfend zu behandeln, ald daß bie Statiftif auf 
fehr viele Materien und naturgemäß in oberflädlicher 
Weiſe ausgedehnt wird. 

Es fommt bazu, dab je nad der Art der Statiftif 
auch bie Art ber Erhebung eine andere fein muß. Ach 
glaube, es war ber erfte Redner zu diefer Sadıe, der 
nad meiner Anfiht mit Recht darauf hinwies, daß eine 
Einktommenftatiftit in ber Form durchzuführen, wie jetzt 
bie Berufsſtatiſtik durchgeführt werben Ton, auf jehr große 
Schwierigkeiten ftößt. Eine Einkommmenftatiftift muß in 
anderer Weile durchgeführt werben. Aber es muß aud 
dafür gejorgt werden, daß das, was bei ber biedmaligen 
Berufszählung ausgeſchaltet wird, durch befonbere & 
hebungen nadjgeholt wirb. 

Hier kommt mamentlih die Arbeitslofenftatiftit in 
Betradt. Auch ich bin der Meinung, daß es nicht gut 
möglid fein wird, die ArbeitSlofenftatiftif mit ber nächften 
Beruföftatiftit zu berfnüpfen. Es ift das um fo weniger 
möglid, da in dieſem Jahre feine Volkszählung ftatt- 
findet. Bel ber vorigen Berufsaählung im Jahre 1895 
hat man zunähft am 14. Juni die Arbeitölofenzählung 
zufammen mit der Berufszählung vorgenommen und dann 
eine zweite Arbeitölofenzählung am 1. Dezember zufammen 
mit ber ——— ſtattfinden laſſen — einmal in einer 
Zeit, in der verhältnismäßig wenig Arbeitsloſe vorhanden 
find, und dann in einer Zeit, in der eine verhältnismäßig 
ge Zahl von Arbeitölofen ermittelt wurde. In biefem 

ahre fann man fih unmöglid mit einer Arbeitölofen: 
ftatiftit nur am 14. Junt begnügen. 

Aber wenn wir davon abgeben, bie Arbeitölofen- 
ftatiftit bei dieſer Gelegenheit burdzuführen, dann muß 
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Hilfe fommen, weiter a. 


dafür geforgt werben, dab die Zahl der Arbeitälofen (C) 


dur eine befondere Zählung in gewiffen Zwiſchenräumen 
möglichſt genau feftgeftellt wird. Dazu ift notwendig, 
daß die Arbeitölofenftatiftit, welche das Reichsarbeitsamt 
mit Hilfe der Gewerfichaften durchführt, immer mehr ver- 
befiert wird. Uberhaupt muß bei denjenigen Zweigen 
unferer Stabiftit, welche den Zweck haben, Arbeiter: 
verhältniffe zu erhellen, ein viel innigered Zufammen: 
arbeiten der amtlihen Stelle mit unſeren Gewerkſchaften 
ftattftnden. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Es ift nicht zweckmäßig, daß auf diefen Gebieten getrennt 
gearbeitet wird; gemeinfhaftlih muß gearbeitet werben. 
Und, id meine, jowohl die Regierungen als aud bie 
verichtebenen Parteien ald auch die Gewerkſchaften haben 
das gleiche Interefje daran, daß die Wahrheit feftgeftellt 
wird. Deshalb muß ein planmäßiges Zufammenarbeiten 
möglic-fein, wenn nicht Polizeizwecke dabei verfolgt werben. 

Meine Herren, auf die weiteren Einzelheiten bezüglich 
ber Fragebogen möchte ich heute micht eingehen. Wir 
behalten uns vor, biefe ragen in der Kommiſſion vor— 
zubringen. Ich möchte daher mit einer Bemerkung 
fchließen, zu der mid die Ausführungen bed Herrn 
Kollegen Dröſcher veranlaflen. Herr Kollega Dröſcher 
wies barauf bin, daß unjer verftorbener Parteigenoſſe 
Dr. Schönlant feiner Zeit es bedauert hat, daß unfere 
Berufsftatiftit nicht jo ausgebaut ift, wie es nötig wäre, 
um Dergleihe mit anderen Staaten zu ermöglichen. 
Hierauf antwortete Herr Kollege Dröfder, Dr. Schönlant 
habe bei feiner Beſchwerde die Schwierigkeiten unterfhägt, 
welche zu überwinden ſeien, bis eine derartige internationale 
Berftändigung zuftande kommt. 

In Wahrheit aber hat der Genoffe Dr. Schönlant 
diefe Schwierigkeiten durchaus nicht unterfhägt. Es fiel 
ihm aud) gar nicht ein, zu verlangen, daß ein frage: 
bogen auögearbeitet werde, ber ob 
ohne jede Erweiterung in allen beteiligten Staaten ben 
Berufözählungen zn Grunde gelegt werben follte. Was 
er forderte, und was nad) meiner Anficht nicht nur richtig, 
fondern auch leicht durchzuführen tft, das ift das, daß bie 
wichtigften Fragen in den verſchledenen Ländern gleich— 
mäßig geftellt werden, daß hierüber eine Verftändigung 
herbeigeführt wird. . 

Ih möchte Ste alſo erfuhen, aus ben bom mir 
angeführten Gründen den Gefegentwurf einer Kommiſſion 
zu überweifen. 

(Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 


Vizepräfident Kaempf: Dad Wort hat ber Herr 
Kommiffar des Bundesrats, Präfident des Kaiſerlichen 
Statiftifhen Amts Dr. van ber Borght. 


Dr. van der Borght, Präfident bes Kaiſerlichen 
Statiftifhen Amts, Kommiſſar des Bunbesrats: Meine 
Herren, der Herr Vorrebner hat unter anderem eine Arbeits⸗ 
Infenftatiftit befürwortet und dabei betont, baß ja bieje 
Statiftit ſchon bearbeitet wird, daß fie aber noch mandherlei 
Verbeſſerung nötig habe, und baß fie insbeſondere micht 
vernadhläffigt werben dürfe deshalb, weil innerhalb bes 
Rahmens der Berufszählung auch mad) feiner — 
die Arbeitsloſenſtatiſtil nicht erlebigt werben könne. 
barf bem en daß es mein ernfted Beftreben 
immer gemwejen tft und noch ift, auch biefe Arbeitölofen- 
ftatiftif, die wir regelmäßig aufmahen, und bei der uns 
die Organifationen ber Arbeiter und der Unternehmer zu 
Dem Herrn Vorrebner 
wird vielleicht befannt fein, daß darüber wiederholt Ver: 
bandlungen ftattgefunden haben, und er wird vielleicht 
wiſſen, daß dieſe Verhandlungen nit bloß in Proto— 
follen niedergeſchlagen find, fondern daß fie bie Grund» 
lage für weitere Arbeiten auf diefem Gebiete bebeuten. 


ne jede Abänderung, (D) 
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(Dr, van der Borght.) 

Außerdem darf ih aber hinzufügen, daß ich die 
Abfiht Habe, wenn es ſich irgendwie ermöglichen läßt, 
im Sabre 1908 in dem Berufen, in benen die Arbeitd- 
Iofigfeit eine befondere Bedeutung hat — und die find 
ja mit den jegigen Mitteln verhältnismäßig leicht feft- 
zuftellen —, noch eine befondere Erhebung außer ben 
regelmäßig ftattfindenden Erhebungen vornehmen zu laffen. 
Ih glaube, daß damit dem nächſten Bedürfnis nach dieſer 
Richtung hin Rechnung getragen wird, und dab ed beö- 
halb zuläffig war, bie große Statiftit, bie wir jet vor⸗ 
haben, nicht auch noch mit der Frage nad) ber Arbeitd- 
lofigfeit zu belaften. 

Der Herr Borrebner 2 weiter barauf aufmerljam 
gemacht, es feien bie Arbeiterorganifationen nicht gefragt 
worben, fte hätten basfelbe Recht, gehört zu werben mie 
bie linternehmerorganifationen und bie Grunbbefiger- 
organtfationen. Darin ftimme ich ihm völlig bei, daß fie 
dasfelbe Recht haben; aber wir haben auch die Unternehmer— 
organtfationen und die Grundbeflgerorganifationen nicht ge: 
fragt, haben alſo mit gleichem Maße nad) allen Richtungen 
bin gemefjen. Wir haben beöhalb nicht gefragt, weil bie 
Aufftellung von fo tief in die Verhältniſſe eindringenden 
Fragen innerhalb eines großen Kreiſes von Fachleuten 
kaum gelingt; da muß man wirklich die Statiftifer heran: 
fegen, bie bie praftifchen Erfahrungen haben aus ben 
früheren Zählungen, und biefe Erfahrungen haben wir 
und reichlich zunutze gemadt. Es haben nit nur in 
den icmartonferengen ber Reichs- und Staatöftatiftifer, 
fondern aud in deren Ausihuß jahrelang eingehende 
Beratungen ftattgefunben, in denen jeber Punkt aufs ſorg⸗ 
fältigfte geprüft worben if. Das fann man bei großen 
Organtifationen nicht mahen, dba fann man nur Wünſche 
entgegennehmen, nad) welcher Richtung bie Statiftit aus» 
ebaut werben fol, aber in bie einzelnen techniſchen 

etails kann man nicht eindringen. Ich glaube aus— 


(B) fpredhen zu bürfen, daß bie Fragebogen diesmal mit ber 


allergrößten Sorgfalt, die möglich war, ausgearbeitet 
find, und id glaube auch, daß die Kommiffion nur an 
fehr wenigen Punkten Gelegenheit haben wird, eine 
Anderung zu wünfden. 

Es ift weiter von bem Herrn Vorrebner die Frage 
aufgeworfen worben, ob man nicht bie Zählung bis 1908 
hinausſchieben könne, um einen breizehnjährigen Turnus 
feftzubalten. Ja, meine Herren, einen breizehnjährigen 
Turnus haben wir bis jegt noch gar nit. Die erfte 
Zählung, bie einigermaßen verunglüdte, fand 1875 ftatt, 
die zweite 1882 — das waren alſo fieben Jahre —, bie 
dritte 1895, alfo nach dreizehn Jahren, und jegt find e# 
12 Sabre. Darunter leidet aber die Vergleichbarkeit nicht; 
das werben Sie zugeben, daß es fchließlih egal if, ob 
wir ein Jahr früher oder fpäter zählen, fofern wir nur 
innerhalb der herrſchenden wirtſchaftlichen Bewegung 
bleiben. Die Zählung hinauszuſchieben bis 1908, bem 
möchte ich jebenfallö dringend widerraten, und zwar ſchon 
ans bem einfachen Grunde, weil es bann nit möglich 
fein wird, dad Material für die Reviſion der Inpaliden- 
berfi göbeiträge rechtzeitig zu beſchaffen. 

ch fomme dabei zugleih auf eine Anregung des 
Herrn Doormann zurüd, der den Wunfh ausgeſprochen 
bat, die Bearbeitung möglichft zu beichleunigen, unb der 
fogar die Hoffnung ausgeſprochen hat, Anfang 1908 ſchon 


die Reſultate zu fehen. Ja, meine Herren, bei allem 
Eifer — das kann ih Ihnen nicht in Ausficht ftellen. 
(Zuruf: Ende 19081) 


— Auch Ende 1908 werben Sie mur einen Teil ber 
Reiultate vorliegen —* fönnen. Wir haben diesmal, 
um die Arbeit zu beſchleunigen und namentlich auch, um 
nicht während der Bearbeitung fortwährend über bie 

e verhandeln zu müflen, bie Termine bon born: 
herein vereinbart, die für die einzelnen Tabellen in 
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Frage kommen follen, und ba ift fir bie Tabellen, bie (C) 


ih auf die Berfiherung bezogen, als allerfrühefter 
Termin der 1. November 1908 in Ausfiht genommen, 
und es wirb von einem Teil meiner Kollegen fogar be: 
zweifelt, ob es gelingen wird, bis dahin das Material 
wirklich zu verarbeiten. Wenn Sie num die Zählun 
bi 1908 verichieben, jo würben bie Tabellen 
am 1. November 1909 zum Raiferlih Statiftiihen Amt 
fommen fönnen, und wenn biefe Tabellen erft am 
1. November 1909 bei und im Statifttihen Amt eingehen 
unb bon und erft bearbeitet werben müfjen und dann an 
bie vorgelegte Behörde gehen und bort zur linterlage 
verſicherungstechniſcher lnterfuhungen gemacht werben, 
bann ift es überhaupt zweifelhaft, ob die Sache recht: 
zeitig zuftanbe fommt. Deshalb möchte ich dringend bitten, 
von biefem Gedanken abzufehen. Wenn wirklich eine 
Schwähung der Vergleichbarkeit wegen der 12 jährigen 
Periode eintreten würde, jo ift der Schaben immer noch 
geringer, als wenn bad Material für bie Arbeiter: 
berfiherung nicht rechtzeitig herangebradht werben fann. 
ch möchte noch eine furze Bemerkung hinzufügen 
mit Nüdfiht darauf, dab von einem ber Herren Bor: 
rebner geflagt ift über die Verringerung, die gegenüber 
ben Wiünfchen der Statiftifer ſelbſt eingetreten fei. Trotz 
biefer Verrin —— handelt es ſich doch um ein außer: 
ordentlich umfangreiches Merk. Es werben in der Berufd- 
ftatifttt einige 20 Tabellen, die in 12 Gruppen eingeteilt 
find, vorkommen, in ber landwirtſchaftlichen Betriebs: 
aählung 14 Tabellen, in der gewerblichen Betriebszählung 
30 Tabellen, in 16 Gruppen eingeteilt. Dieſes Tabellen: 
wert und feine Bearbeitung wird nicht weniger als 
25 Niefenbände umfaflen, während die Zählung von 
1895 18 Bände und bie von 1882 10 Bände umfaßte, 
Ich führe dies nur am, um zu zeigen, baß es doch eine 
Arbeit ift, die eimen außerordentlihen —** erreicht 
und die zu bewältigen in ſo —— riſt, w 
wünſchenswert wäre, nicht möglich iſt. Ich kann hinzu—⸗ 
fügen, daß bie amtliche Statiftit im Reich und in den 
Bunbedftaaten volllommen gerüftet ift zur Inangriffnahme 
ber Arbeiten und nur wartet auf bad Signal zum 2o8- 
ſchlagen. Wann dies Signal kommt, hängt von u mai 
ab, meine Herren. Se ee es fommt, befto eher kann 
an bie Vorbereitung der einzelnen Arbeiten herangetreten 
werden. Ich kann hinzufügen: was geſchehen kann von 
meiner Seite, um bie Verarbeitung und Beröffentlihung 
ſchnell herbeizuführen, das wirb geliehen; aber über das 
Maß ber menſchlichen Sräfte hinaus können Sie auch 
bon mir nichts verlangen. 


Bizepräfident Kaempf: 
Abgeordnete Schad. 


Schad, Abgeorbneter: Meine Herren, e3 ift gewiß ſehr 
erfreulich, da& wir morgen nun Entwürfe des Fragebogens 
zur Berfügung geftellt erhalten; aber ih möchte aud) 
meinerſeits mein Bedauern ausſprechen, dab wir biefe 
BVorbrude der Fragebogen nicht bereitö bet dem Geſetz⸗ 
entwurf mit empfangen haben, um und über ben Inhalt 
ein Urteil bilben zu Zönnen. Ich meine, es hätte doch 
ganı außerorbentlih nahe gelegen, bei der Überreihung 
e3 Gefegentwurfs an den NReihötag biefen Fragebogen 
beizufügen, da man, ohne deſſen Inhalt zu kennen, nun 
eigentlich nichts weiter erflären kann, ald daß man bereit 
ift, ber Zählung am fi) zuzuftimmen. Alles weitere macht 
dann bie Verwaltung. 

Einer Bemerkung, die ber Herr Abgeordnete Hoch hier 
gemadt hat, möchte ich — Es ift bereit3 bon 
dem Herrn Präfidenten des Statferlihen Statiftifchen Amtes 
darauf hingewieſen worben,baß irgend welche Organifationen 
nicht gefragt worden find. er die Organiſationen 
haben durchaus die Möglichkeit gehabt, ihre Wünfche vor: 


Dad Wort hat der Herr 


e es an fi (D) 


u 
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(Shad.) 


(A) zutragen. Herr Kollege Dröfcher hat ſchon erwähnt, daß 


der Deutfhnationale Handlungsgehilfenverband und andere 
DOrgantfationen der Privatangeftellten im ziemlich ausge: 
dehntem Make von diefem Recht, ihre Wünſche vortragen 
zu bürfen, Gebrauch gemadt haben. Wenn nun bie 
Drgantfationen, benen ber Herr Abgeorbnete Hoch nahe fteht, 
das verfäumt haben, fo haben fie eben einen Fehler ge: 
madt, und fie Sollten es in Zukunft beffer machen. 
Eingaben, die von ben Organifationen der Handlungs: 
gehilfen und ber Privatangefielten gemacht worben find, 
die ih bier zur Hand Habe, datieren bereit3 aus ben 
Jahren 1903 und 1904. Schon bamal3 ift befannt ges 
macht, daß eine ſolche Berufs: und Betriebszählung in 
Ausfiht genommen fei, und ba hätten aud bie fozial- 
demotratiicen Gewerkſchaften reihlih Zeit gehabt, fid) 
um bie Sadje zu befümmern. 

Nun ift ja nom verſchiedenen Fraktionen Kommiſſions⸗ 
beratung beantragt worden, und wir werben und biefem 
Antrage anihließen. Da wohl angenommen werden fann, 
baß biejer Antrag angenommen wird, jo will id manderlei 
Wünſche, die ih für die Fragebogen hier fonft noch 
geäußert hätte, aurüdftellen zu Gunften einiger weniger, 
die ich doch bei bieler Gelegenheit im Plenum erwähnt 
haben möchte. Es find das drei. Der eine betrifft die 
landwirtſchaftlichen Werhältniffe, der andere bie Verhält: 
ntffe der Helmarbeiter und Heimarbeiterinnen unb ber 
britte die Verhältniffe der Handlungdgehilfen und Privat: 
angeftellten. Bei ber legten Berufzählung ift hinfichtlich 
der landwirtſchaftlichen Verhältniſſe infofern ein Fehler 
gemadt worden, ald im Fragebogen nicht gefragt wurde 
nad dem Hauptberuf, fonbern nad ber Haupteinnahme: 
quelle, und baburch mandherlei Gewerke auf dem Lande, 
Handwerker, Gaftwirte, Gewerbetreibende, die außerdem 
landwirtfhaftlih tätig find, nur ihren Handwerkerberuf 
ober Gewerbebetrieb nu Ay haben, und baburd in ber 
Statiftif eine ganz große Anzahl von landwirtſchaftlichen 
Betrieben und, worauf es mir befonderd antommt, von 
landwirtſchaftlichen Sleinbetrieben nicht erfaßt worben ift. 
Ich möchte hoffen und wünfchen, daß bie frage biedmal 
Zlarer geftellt ift, bamit dieſes falſche Ergebnis der Statiftif 
vermieden wird, unb wenn es nicht geſchehen fein follte, 
baß dann nod) eine Anderung borgenommen wird. 

Hinfihtlih der Heimarbeit wird es notwendig fein, 
durch die Berufs- und Betriebszählung feftftellen zu laſſen, 
ob jemand als Fabrifarbeiter, Werkftättenarbeiter oder ald 
Helmarbeiter tätig ift, ferner bie erforberlihen Angaben 
über die Erwerbstätigkeit der Frau oder ber fonftigen weib- 
lichen Hausgenoffen ald Heimarbeiterinnen. Nun fommen 
allerdings dabei gleih Schwierigkeiten in Frage infofern, 
als dad Gefeg in feinem $ 3 vorſieht, baß nur bie regel- 
mäßige Arbeitstätigkeit ftatiftiih erfaßt werben ſoll, 
während bei ber Geimarbeit der Frau und fonftigen 
weiblichen Haußgenoffen ja nicht immer bon einer wirf- 
lichen regelmäßigen Tätigfeit gerebet werben kann, und es 
doch außerorbenilid wünſchenswert ift, bei dieſer Gelegen- 
heit ber Berufö- und Betriebözählung wenigftend im 

oben Umriffen einiges über Die Heimarbeit und ihre 
eſonderen Berhältnifle jerbehen zu laffen. Ich gebe ja 
Bi daß eine ganze Reihe bon Fe die zur wirklichen 
eurteilung der Verhältniſſe der Heimarbeit notwendig find, 
nicht in einer Berufs: und Betriebszählung erledigt werben 
können, fondern daß es dazu befondberer Erhebungen bedarf; 
aber ba diefe befonberen Erhebungen ja leider vorausſichtlich 
noch fehr viel Ipäter erfolgen werben, als diefe Berufs: 
und gar fo haben wir den Wunfd, daß 
wenigftend bei biefer Gelegenheit,” was irgenbivie 
geihehen kann, in bie Fragebogen aufgenommen werde, 
um bie in Betraht kommenden Verhältniffe wenigſtens 
in groben Zügen erkennen zu können. 

Dann drittens nod) ein Wort über die Wiünfche ber 


Handlungsgehilfen und Privatangeftellten zur Erforfhung ( 


ber Berhältnifje diefer Stände. Herr Stollege Dröſcher hat 
darauf hingewieſen, dab folde Wünſche zahlreih im 
Statiftifchen Amt vorgetragen find, und zwar in fo großer 
Zahl, daß ihre Berüdfihtigung in allen Fällen von born: 
herein ausgeſchloſſen war. In wie vielen Fällen dad nicht 
ausgeſchloſſen war, entzieht fich meiner Stenntnis; ich habe 
nad den Worten des Kollegen Dröfcher fogar den Glauben 
gewonnen, daß diefe Fälle nicht fehr zahlreid) find, und 
das halte ich für außerorbentlih bebauerlid. Denn für 
ben Stand der Handlungsgehilfen und Privatangeftellten 
ift gerade biefe Berufd- und Betriebözählung von 
außerordentlicher Bedeutung, in allererfter Linie auch 
zur Beurteilung für Die bon dieſen Streifen ges 
wünfchte Penſions- und Witwen: und Waijenverforgung 
auf anderer Grundlage, als fie durch die Inpaliden- 
verfiherung für einen Zeil biefer Kreiſe vorgefehen ift. 
Ich glaube aud), daß eine vermehrte Aufnahme von Fragen 
hinſichtlich der Verhältniffe diefer Stände in den vor: 
liegenden Fragebogen gerechtfertigt ift durch den Umftand, 
ak wir gerade in dem Stande ber Hanblungdgebilfen 
und Brivatangeftellten einen ueuen, einen werdenden Stand 
vor und fehen. Die wirtſchaftlichen Verhältniffe, die dazu 
geführt Haben, diefen, von manchen als neuen Mittelſtand 
bezeichneten Stand zu bilden und wachſen zu laffen, find 
durchaus menartig, find folde, die heute ftatiftiich noch 
ar nicht erfaßt und deshalb auch nicht überfehen werben 
Önnen, und wenn nun irgend welche gejeggeberiihe Maß— 
regeln gerade für biefe reife getroffen werben follen, jo 
würbe es doch außerorbentlid wünſchenswert fein, wenn 
man fi babei auf mehr und zuberläffigere® Material 
ftügen könnte, als es bis heute leider nod ber Fall ift. 
Ich möchte alfo auch die Behörden und das Kaiſerliche 
Statiſtiſche Amt bitten, nad dieſer Richtung noch ein- 
mal ihre Aufmerkſamkeit dem Fragebogen zu Tgenten und 


auch ans fich felbit, fofern es nicht durch den Reichdtag (D) 


möglich ift, den von mir angerührten Punkten ihre bes 
fondere Beachtung angebeihen zu laflen. 
(Brabo.) 


Präfident: Das Wort hat ber Herr Kommiſſar bes 
Bunbesratd, Präftdent des Kaiſerlichen Staliſtiſchen Amts 
Dr. van der Borght. 


Dr. van der Borght, Präfident bed Katferlichen 
Statifttihen Amts, Kommifjar des Bundesrats: Meine 
Herren, was den ſoeben ausgeſprochenen Wunſch anlangt, 
jo haben wir und bemüht, ſoweit es ohne zu große Be— 
laftung bes Fragebogens möglich war, auch eine Grund» 
lage zu ſchaffen für bie Beitrebungen, von denen ber 
Herr Borrebner geiprohen hat, und haben beöhalb eine 
fehr ausführliche Tabelle in Ausfiht genommen, in der 
bie Berhältniffe der Berfonen, die für den Privatbeamten- 
ftand — um biefen kurzen Ausdrud zu gebrauden — in 
Frage kommen, nad verfchiedenen Richtungen bin, nad 
Alter und Familienftand, Hargeltellt wurden. Dagegen haben 
wir bon Fragen nad) ben Einkommens- und Verſicherungs⸗ 
verhältnifjen und bergleihen mehr biefer Perſonen, wie 
fie gewünfcht waren, abjehen müflen, einmal well man 
jede Beruföftatiftit gefährbet, wenn man nah ben Gin: 
fommenäverhältniffen fragt — denn man müßte dann 
bod bei allen Perſonen danad fragen —, und zweitens 
aus dem Grunde, weil die Ausdehnung bes Fragebogens 
auch bei dem, was jetzt barin fteht, bis an bie Grenze 
des Möglichen gegangen if. Man erlangt feine zuver⸗ 
läffigen Antworten mehr, wenn man zubiel fragt. Schon 
da3 jetzige Formular ift jo groß, baß jeder Statiftifer ſich 
unbedingt fträuben muß, nocd mehr hineinzufegen, man 
riöfiert dann, baß bie ganze Erhebung infolge ber zu: 
vielen Fragen fchließlih mangelhafte Ergebnifje Liefert. 
Da wollen wir und lieber auf bas Grreidbare und 


(A) zunähft Wichtige befchränfen. 
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(Dr. van ber Borght.) 

Die apa. fann nur 
allmählich daran gewöhnt werben, fo ausgiebige Frage: 
bogen zu beantworten. 

Dad, was ber Herr Vorredner wünſcht, kann man 
nicht im Rahmen einer allgemeinen Berufd- und Betriebs⸗ 
zählung maden, fonbern bafür müßte auf Grund bed jegt 
zu gewinnenden Material3 eine fpezielle Erhebung ftatt- 
finden, und barauf würbe ber Herr Vorrebner binarbeiten 
müffen, wenn er die fpeziellen Verhältniſſe jener Berfonen 
erforſchen will, bie im Rahmen einer allgemeinen Zählung 
höchſtens zu einer beforativen Frage ohne große Bedeutung 
Anlaß geben. Wir können jebenfall3 die Fragebogen 
biefer Zählung nicht weiter ausbehnen. 

Dann haben verſchiedene Herren Borredner betont, 
es jet bebauerlih, daß ihnen bie Fragebogen biöher 
noch nicht zur Verfügung geftellt worben feien. Das 
it lediglich aus äußeren Gründen geſchehen. Infolge 
der lnterbrehung der Tätigkeit des Bundesrats iſt 
es nicht möglich geweſen, nod vor Weihnachten bie 
Entwürfe volftändig durdzufprehen. Der Bundesrat 
hat fich feinerjeit3 in den Ausſchüſſen ſehr eingehend mit 
der Sache befaßt und hat fogar noch einmal eine ad hoc 
—— Kommiſſion von Statiſtikern zuſammentreten 

ſſen, um dieſen und jenen Zweifel zu beſeitigen. Die 
Saden find dann erft in ber letzten Woche an das Plenum 
des Bundesrats gelangt und konnten erft dann nad ben 
gefaßten Veihlüffen Lorrigtert werben. Erſt heute liegen 
vereinzelte Abdrude der Fragebogen und der Tabellentöpfe 
vor. Es war beim beften Willen nicht möglid, gr 
bie Bogen eher zuzuftellen. Ich zweifle aber nicht, baß fie 
jest ſchon — ſind und morgen auf dem Tiſche 
des Hauſes vorliegen werden. 


Präſident: Der Herr Abgeordnete v. Saß-Jaworski 
hat das Wort. 


v. Saß⸗Jaworski, Abgeordneter: Meine Herren, ich 
werde mich ganz kurz faſſen, ſchon mit Rückſicht auf bie 
vorgerückte Stunde. Ich habe im Namen der polniſchen 
Fraktion zu erklären, daß wir im Prinzip dieſer Vorlage 
durchaus ——— gegenüberſtehen und ihrer Annahme 
fein Hindernis in den Weg legen werben. Ich muß aber 
bod an ben Herrn Abgeordneten Dr. Dröſcher eine Frage 
richten. Er war ja in ber glüdlichen Lage, und auf 
Grund bed Materiald, das ihm bereit zur —— 
ſtand, genauer zu informieren über die Art und Weiſe, 
in ber dieſe Zählung ftattfinden fol. Da iſt uns nun 
wohl mit Redt au seen, baß er fagte, eine Feitftellung 
ber Konfeſſion und ber Nationalität fei im allgemeinen 
nicht beabfichtigt, eine Ausnahme jet lediglich gemacht für 
ben preußifhen Staat. 

(MWiberfprud reits.) 
— Doch! So habe ich es wenigſtens verftanden, dab 
bort eine Ausnahme bezüglicd der Nationalität ftattfinden 
folle, weil Preußen fpeziel an biejer Srape intereffiert 
jei. Jebenfalld hat ber — Dr. Dröoſcher letzteres 
erwä Da wir nun als lintertanen des preußtichen 
Staates bei dieſer Aufftellung und Aufzeihnung in Frage 
fommen, fo muß e3 und fehr intereffieren, zu welchem Zwed 
denn biefe Feſtſtellung erfolgen fol. Herr Dr. Dröfcher ſcheint 
ja in biefer Beziehung genau informiert und vielleicht auch 
mit den Intentionen der preußtfchen Regierung in biefer 
Beziehung vertraut zu fein. Es wäre und fehr wertvoll, 
wenn wir barüber von ihm Aufklärung befämen, beziehungs: 
weife von ben Dertretern ber preußiſchen Regierung. 
Wir würben Einwendungen zu erheben haben, wenn etwa 
bie Aufftellung einer ſchwarzen Lifte ber polnifchen Ge: 
werbetreibenden beabſichtigt fein jollte. 


wiſchenruf.) 
— Ja, meine Herren! „Gebrannt Kind ſcheut Feuer.“ 
Man kann es und nicht verdenlen, wenn wir da Aufſchluß 


haben wollen. Wir haben fchließlich nichts einzuwenden, 
wenn bei biefer Zählung nicht etwa das Urteil des gerade 
funktionierenden Zählers, fondern die Angabe des Ge— 
zählten unparteiiih und wahrheitögemäß aufgenommen 
wird; dann würde fih ein aud für uns fehr wertvolles 
Material ergeben Hinfichtlich gewijfer Sreife und Be- 
ftrebungen, die ja momentan in den jogenannten Oftmarten 
ihr Unweſen treiben. 
(Bravo! bei den Bolen.) 


Präfident: Der Herr Abgeorbnete Hoch hat das 
Wort. 


Hoch, Abgeorbneter: Ich habe nur eim Wort bem 
Herrn Abgeordneten Schad zu erwidern. Gr hielt es für 
angebradt, und zu zeigen, wie fehr ber Deutichnationale 
Hanbdlungägebilfenverband den freien Gewerkſchaften in 
der Schlauigkeit gegenüber ben Negierungen boraus ift. 
Habe doc, fo erzählt und Herr Kollege Schad, der 
Deutihnationale Handlungsgehilfenverband fchon bei 
Zeiten feine Wünfche den betreffenden Behörden mit: 
— Ad, Herr Schad, die freien Gewerkſchaften 
rauhen wirklich Ihre Belehrung nit. So viel Klugheit 
wie Ste haben bie freien Gewerfihaften von jeher 
gehabt. Wenn Ste mal etwas Guted und BVernünftiges 
tun, fo haben Sie es immer erſt ben freien Gewerf: 
ſchaften abgefehen. So liegt die Sache aud) bier. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Die freien Gewertihaften haben auch bier nicht auf das 
Beifpiel de3 nationalen Handlungsgehilfennerbandes ge: 
wartet, um ihre Wünfche auszufpreden, fondern haben 
gleih nah dem Erſcheinen der vorigen Beruföftatiftif 
ihre Wünſche deutlich und genau den Behörben mitgeteilt, 
haben in ber Fachpreſſe, auf —— — und 
in beſonderen Brofhüren eingehend bie Ergebniſſe ber 
Berufäftatiftit kritiſtert und gezeigt, was verfehlt und 
ungenügend daran ift. 

(Hört! hört! bet ben Sozialbemofraten.) 
Herr Schad hat meine darauf bezüglihen Ausführungen 
nicht recht veritanden. Was ich fagte, fam baranf hinaus: 
durch die verſpätete Veröffentlihung des Fragebogens fet 
e3 den freien Gewerkſchaften nicht möglich geweſen, feft: 
äuftellen, ob bie formulierten Fragen aud) ihren Wünſchen 
entſprechen. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Alfo, Herr Abgeordneter, feien Ste nur nicht zu voreilig. 
Sie können von den freien Gewerkſchaften noch viel lernen. 

(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) 


Präfident: Es Hat fih niemand mehr zum Wort 
gemelbet. 
(Brabo!) 
Ich ichließe bie Diskuffion. 
Zu einer perfönlihen Bemerkung hat ber Herr Abge: 
orbniete Dr. Dröſcher dad Wort. 


Dr. Dröſcher, Abgeordneter: Der Herr Abgeorbnete 
v. Saß⸗Jaworski hat meine Ausführungen irrtümlich auf: 
gefaßt. Ich habe ausdrüdlih gefagt, daß im Rahmen 
der für das ganze Deutſche Reich berechneten Berufs: und 
Betriebözählung Abftand — ſei bon einer Er— 
hebung ber Staatszugehörigkeit und ber Mutterſprache, 
weil man bei Gelegenheit einer Berufszählung vom 
Standpunfte des geſamten Deutſchen Reiches aus gar 
fein Intereſſe hätte, die Mutterſprache in Verbindung mit 
den Berufen zu erheben. Wenn jemand ein Imtereffe 
daran habe, fo jei es ber preußiiche Staat, und man 
fönne ed dann ber preußifchen Regierung allein überlaffen, 
ihre Kenntnis auf ihrem eigenen Wege zu befriedigen. 
Alfo bei der beporftehenben Berufszählung wirb ganz 
bavon Abftand genommen. 


(0) 


(D) 


(A) 
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Präfident: Das Wort zu einer perfönlihen Be— 
mertung bat der Herr Abgeordnete Dasbad). 


Dasbach, Abgeordneter: Meine Herren, ber Herr 
Abgeorbnete Dr. Paaſche hat bei Beiprehung der Beteili- 
gung ber katholiſchen Geiftlichkeit bei den Wahlen bie 

ehauptung aufgeftellt — — 

(Große Heiterkeit. — Glode des Präfibenten.) 


Bräfident: Herr Abgeordneter, Sie dürfen jegt nur 
perſönliche Bemerkungen machen zu dem letzten Gegenftand 
ber Tagesordnung, der und beſchäftigt. 

Meine Herren, es ift —— den Geſetzentwurf 
einer Kommiſſion von 14 Mitgliedern zur Vorberatung 
zu übermweifen. 

Ich bitte, daß diejenigen Herren, welde dieſem An— 
trage zuftimmen, fid) von ihren Plägen erheben. 


(Beichieht.) 
Das ift die große Mehrheit; hiermit ift alfo befchloffen, 
ben Gefegentwurf einer Kommiſſion zu überweifen. 
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Meine Herren, ich fhlage vor, daß wir und vertagen (B) 


(Zuftimmung) 
und die nächſte Situng halten morgen, Mittwoch den 
6. März, Nachmittags 1 hr, mit folgender Tagesordnung: 
Reft der heutigen Tagesordnung. 
Gegen diefen Vorſchlag erhebt ſich fein iberforu; bie 
Tagesordnung fteht feft. 

Die Abteilungen berufe id auf morgen unmittelbar 
nad dem Plenum zur Wahl der heute bejchlofienen Som: 
miffion. Sofort nad) der Wahl findet die Konftituierumg 
ber Kommiſſion im Zimmer 19 des Erdgeſchoſſes ftatt. 

Die Herren Abgeordneten Lattmann, Bebel, Lebebour 
wünfhen aus ber Budgetkommiſſion ausfheiden 
zu bürfen. — Ein Widerſpruch erhebt fi nicht; ich ver— 
anlaffe deshalb die 3. und 5. Abteilung, heute unmittelbar 
—— der Sitzung die erforderlichen Erſatzwahlen vor— 
zune 

I {ließe die Sigung. 


(Schluß der Sigung 5 Uhr 26 Minuten.) 


Drud und Verlag der Norbbeutichen Yuchdruderei und Berlagtanftalt, Berlin SW., Wilbelmftraße 32. 
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(A) j Seite (C) 
Feitjtellung der Tagesordnung für die nächſte 


BE ES er Band 296D 


Die Situng wird um 1 Uhr 16 Minuten durch ben 
Bräfidenten Dr. Grafen zu Stolberg-Wernigerode eröffnet. 


Bräfident: Ich eröffne die Sitzung. 
Das Prototoll der vorigen Sigung liegt zur Eins 
fiht auf dem Bureau offen. 
Als Vorlage tft eingegangen: 
ber Entwurf eined Gejeges betreffend Maßnahmen 


gegen ben Rüdgang des Ertrages der Maiſch— 
11. Sitzung. a ———— 
ie Drucklegung habe verfügt. 
Mittwoch den 6. März 1907. Ein Schreiben des Herrn Stellvertreters des 
Reichskanzlers bitte ich zu verleſen. 
Seite Schriftführer Abgeordneter Freiherr v. Thünefeld: 
EEE 267C, 296D Guter Cuel as — — 
urer Exzellenz beehre ich mich mitzuteilen, ba 
Erite Beratung der Entwürfe die Einftelung der bei dem Landgericht in Liffa 
a) eines Gejehes betreffend die zeit: gegen das —A— des — Dr. v. Chia⸗ 
ichs powo⸗Chlapowsti und bei dem Landgericht in 
Wellung eineB Ha . * ,Reichs Dortmund gegen dad Mitglied des Reichstags 
haushaltselat für das Rechnungs-— Stücklen ſchwebenden Strafverfahren auf bie 
jahr 1906, Ar ber ueennhrügen nn bes 
: : eihdtags veranlaßt worden 
b) eined Geſetzes betreffend die Feſtſtellung Der Stellvertreter des Reichötanzlers. 
eines Nachtrags zum Daushaltsetat für Im Auftrage: 
die Schutzgebiete auf das Rechnungs- * Juſt. 
jahr 1906, den Herrn Präfidenten des Reichstags. * 


(m) e) eines Gejehes betreffend die Feititellung Beiden: Mn Girle der an der Bubgel 
: =) s 


eines zweiten Hadıtrags zum Reichs- kommiſſton ausgeſchiedenen Herren Abgeordneten Latt— 
haushaltsetat für das Rechnungs— mann, Bebel und Ledebour ſind durch die vollzogenen 
jahr 1906 Erſatzwahlen gewählt worden die Herren Abgeordneten 
— — Raab, Dr. Dabid und Dr. Südekum. 

d) eines Geſetzes betreffend die Feſtſtellung Es iſt ein ſchleuniger Antrag Brandys und Ge— 
eines zweiten Nachtrags zum Haus- noffen eingegangen. Ic bitte denfelben zu verleſen. 
haltsetat für die Schubgebiete auf das Schriftführer Abgeordneter Freiherr v. Thünefeld: 
Rechnungsjahr 1906, i y: — — Men 

nes en Herrn Reichskanzler zu erſuchen, zu beran: 
8) FEB Gele bes betrefiend Die Ge— laffen, dab das gegen ben Mbgeorbneten 
währung eines Darlehns an das Süd · dv. —— —— ** Virgehen⸗ beim. — 
ikaniſche i tretung der Verordnung vom 11. März 1850, 
Nr —— * ze = 967D betreffend das Verſammlungs- und Vereinigungs: 
(Nr. 4, 5, 6,7, er nlagen) ... . . recht, bei der Königlichen Staatdanwaltihaft in 
Dernburg, Wirkliher Geheimer Poſen —— einge 6— 
Rat, ſtellvertretender Direktor nummer V 1. J. 180/04) für bie Dauer ber gegen— 
R Ä wärtigen Seſſion eingeftellt wirb. 
der Kolonialabteilung des Aus: — — 
wärtigen Amts: 268B, 2830, 296B Präfident: Jh werde ben Antrag morgen auf bie 
Bieberſtei 9700 Tagesorbmung ſetzen. h 
Rogalla v. Bieberſtein . . . . . Ich habe Urlaub erteilt dem Herrn Abgeordneten 
PER a ne 272A | Horn (Neiße) für acht Tage. 
Dr. Semler 2734 Es ſucht für längere Zeit Urlaub nad der Herr 
EEE er Eee De Abgeordnete Wiltberger, für die Zeit bis zu ben Oſter— 
SR: anna 2760 — wegen ge = — Irlaubägefuch wird micht 
i Qt : wiberiproden; basjelbe ewilligt. 
SEEN DR ORPRISSOTRNGENDRng: WISE Entf huldigt ift der Herr Abgeordnete Dr. Müller 
Kopſch a a 2 80 D (Meiningen). 
Ledebonuttt. 284D : — in * Tages ordnung ein. Gegenſtand 
er Tagesordnung iſt: 
Schrader — ee 292B erite Beratung des Entionef eines Gefehes bes 
Bindewald ... 22 . . . 2930 treffend die Feititellung eines Rachtrags zum 
Reichstag. 12. Legisl⸗P. 1. Seſſion. 1907. 39 


(A) 


(B) 
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(Bräfibent.) 
Reichshanshalsetat für das Rehnungsjahr 1906, 
nebft Anlagen (Nr. 4 der Drudiadhen), 

in Berbindbung mit ber erften Beratung 

a) des Entwurf eines Geſetzes betreffenb bie 
Feſtſtellung eines Rachtrags zum Haushalts: 
haltsetat für die Schutzgeblete auf das Rech— 
nungsjahr 1906, nebft Anlagen (Mr. 5 ber 
Drudjaden), 

b) be3 Entwurfs eined Geſetzes betreffenb bie 
Feſtſtellung - eine zweiten Nachtrags zum 
Neihshanshaltsetat für dad Rechnungsjahr 
1906, nebft Anlagen (Nr. 6 ber Drudjaden), 

ce) des Entwurfs eined Geſetzes betreffend bie 
ee eines zweiten Nadtrags zum 

aushaltsetat für die Schupgebiete auf das 
Rechnungsjahr 1906, nebft Anlagen (Nr. 7 
der Druckſachen), 

d) des Entwurfs eines Geſetzes beireffend bie 
Gewährung eines Darlehns an das Südmelt- 
afrifanifhe Schußgebiet (Nr. 8 der Drud: 


ſachen). 

Als Kommiſſare für den erſten und zweiten Nach— 
trag zum Reichsſshaushaltsetat und zum Haushaltsetat 
für die Schußgebiete find von bem Herrn Reichskanzler 
angemelbet — id bitte das Verzeichnis zu verleſen. 


Schriftführer Abgeordneter Freiherr v. Thümefeld: 
Es find angemelbet: 
ber Kaiſerliche Geheime Ober-Regterungsrat 


Herr Krüger, 

ber Satjerlihe Geheime Legationdrat Herr 
Dr. Golinelli, 

ber Kaiſerliche Wirkliche Legationdrat Herr 


ermater, 
der Kaiſerliche Wirklihe Legationsrat Herr 
Dr. Schnee, 
ber Satferlihe Legationsrat Herr Gerftmeyer, 
ber Königliche itärintendanturrat Herr 


arlmann, 
der Kaiſerliche Marineintendanturrat Herr 
Schroeder, 
der Kaiſerliche Regierungsrat Herr Brückner, 
der Saiferliche Regterungd: und Baurat Herr 


alter, 
ber Kaiferlihe Bauinfpeltor Herr Schlüpmann, 
ber Salferlide Gouverneur Herr v. Linbequift, 
ber Katjerlihe Geheime Regierungsrat Herr 


aber, 

ber Kaiſerliche Oberftleutnant Herr Quade, 
ber Staiferliche Oberftabarzt Herr Dr. Steubel, 
ber Katferlide Major Herr v. Wolff, 

ber Kaiſerliche Kapitän zur See Herr Hentel. 


Präſident: Ich erdffne bie erfte Beratung. 

Das Wort hat ber Herr Bevollmächtigte zum Bundes⸗ 
rat, ftellvertretende Direftor der SKolonialabteilung des 
Auswärtigen Amts, Wirklihe Geheime Rat Dernburg. 


Dernburg, Wirklicher Geheimer Nat, ftellvertreiender 
Direktor der SKolonialabteilung des Auswärtigen Amts, 
Benollmäctigter zum Bundesrat: Meine Herren, die zur 
Beratung ftehenben Etats find im weſentlichen Repro— 
duftionen ber bereit3 in ber legten Seffion dieſes hohen 
Haufes vorgelegten und dort fowohl im Plenum, als in der 
Budgetlommiffion ausführlih behandelt. Ih kann mir 
daher wohl erlauben, mid auf wenige Worte zu befchränten. 

Meine Herren, ſeitdem biefe Vorlagen zulegt Gegen: 
ftand der Beratung gewejen find, find bie hohen ber- 
bündeten Negterungen im ber erfreulihen Lage geweien, 
dem beutfhen Volke die Beendigung ber Feindſeligkeiten 
in Sübmweftafrifa mitteilen zu können. Die Greignifle, 


welche zu biefem Vertrag geführt haben, find den Herren (C) 


durch die Denkichrift des großen Generalftabes 
Nummer 107 der Druchkſachen befannt. Ebenſo 
hat bie Neihöregierung bie Bebingungen publiziert, 
welde den Aufftändifhen und Bonbelzwartd zuerkannt 
worden waren. Diefe Bedingungen entiprehen nicht 
durchaus bem, was man bier und bvielleiht auch im 
Scußgebiet erwartet und gewünfcht Hat, indem bie 
Stammeszufammengebörigkeit ber Bondelzwarts gewahrt 
worben ift und baburd eine Grundlage geihaffen worben 
it für neue aufſtändiſche Bewegungen und Neigungen, 
indem dieſen Aufftänbifhen, ben Hottentotten, ihre alten 
Stammesrefervationen belaffen worden find, welche infolge 
ihrer Bage in ber Nähe der englifhen Grenze und ber 
unzugänglichen Berge natürlich nicht dazu —— find, 
fie zu ruhigen Staatöbürgern zu machen. Schließlich hat 
man, um ihnen Gelegenheit zu geben, einen frieblichen 
Lebensunterhalt fi zu fuchen, ihnen Zufiherungen von Vieh 
emacht, was andere treu gebliebene Stämme etwas verftimmt 
at. Auf der anderen Seite war ber Oberfitommanbierenbe 
im Schußgebiet, welder dieſen Vertrag abgeſchloſſen hat, 
in einer etwas jdhwierigen Lage, indem, wenn er biefe 
Bedingungen, die die äußerften waren, bie erzielt werben 
fonnten, nicht annahm, eine Fortdauer der Feindſeligkeiten 
und bamit ber großen Opfer, melde dad Deutſche Reich 
für bie Nieberwerfung bes Aufftandes bisher gebracht hat, 
notwendig gewelen wäre, und er ſtand beöwegen bor ber 
Frage, ob er biefen Vertrag machen follte, welcher zwar 
die außerorbentlihen Ausgaben für die Erpebition nun— 
mehr zu einem Ende bringen wird, ber aber, wie id) 
gleich —* muß, zur Überwahung ber Hottentotten und 
zur Herftellung von Ruhe und Sicherheit im Schuägebiet 
die Haltung einer größeren Truppenmacht = längere Zeit 
notwendig maden wird, als es vielleicht fonft notwendig 
ewefen wäre. Diefe Bebingungen find bier bon ber zu— 
ändigen Stelle genehmigt worben. 
Aufgabe der Geſchicklichkeit des Herrn Gouverneurs fein, 
befien Hingebung an feine Aufgabe und beflen genaue 
Kenntnid der fübweftafritaniihen Verhältniffe Ihnen allen 
befannt if, um bie Sehhaftigkeit ber Hottentotten be— 
ziehungsweiſe ihre Gewöhnung an Arbeit und gefeliche 
Zuftände auf abminiftrativem Wege durchzuſetzen. 

Ih Habe keinen Zweifel, daß ihm bad gelingen 
wird, Damit wird aud das ——— in nicht zu 
langer Zeit normalen Zuſtänden zugeführt werden. Die 
Zuſtände ſind nämlich zurzeit natürlich noch weit entfernt 
vom Normalen. Zwar werden bie Bedingungen auf 
das rigidefte durchgeführt, und es ift bie Sammlung ber 
zerftreuten Hottentotten in erfreulihem Fortſchritt, ber 
Übertritt der Weiber, Kinder und Greife aus englifhem 
Gebiet vollzieht fih in orbnungdmäßiger Weile, und «3 
find gegenwärtig nur noch einige Banden im Felde, beren 
Widerſtandskraft nicht hoch angejchlagen werben fan. 
Aber andererſeits ift auch nicht zu bergeflen, baß bie 
Regelung ber Verhältniffe ber Herero noch ausfteht, daß 
die Führer der Herero fih noh am Ngamifee, außer: 
halb des beutihen Schutzgebietes, aufhalten, und daß bie 
Sicherung ber Grenze gegenüber ben Ovambo noch bie 
Aufrechterhaltung einer größeren Truppenmadht —— 
macht. Nichtsdeſtoweniger iſt es möglich geweſen, auf Grun 
dieſes eben erwähnten Friedensſchluſſes die Anordnung zu 
treffen, auch noch vorAblauf des Etatsjahres die 8268 Dann, 
bie im Nachtragdetat aufgeforbert find, um etwa 600 zu 
verminbern, db. h. auf etwa 7600 herabzugehen. An ber 
Summe, die im Nadtragdetat angefordert ift, wird 
das allerdings aller Vorausfiht nad faum etwas ändern, 
ba ja bie Truppen auch auf dem Heimwege unterhalten 
werben müffen und alfo zu den Bejoldungen außerbem 
nod die Unterhaltungskoſten des NRüdtransports kommen. 
Ih alaube, e3 ift bereit3 in diefem hoben Hanfe wie in 


Es wird nunmehr (D) 





(Dernburg.) 

(A) der Bubgetlommiifion betont worden, daß bie angeforberten 
29 220 000 Mark ihrer Natur nad) als eine Pauſchal⸗ 

fumme zu verftehen find. 

Meine Herren, ih möchte hier zu einer kurzen Be— 
merfung über bie Geftaltung des Milltäretats Süb: 
weitafrita für 1907 übergeben. Derfelbe ift Ihnen vor: 
gelegt worden in berjelben Form, wie er in der legten 
Seftton vorgelegt worden ift, nicht etwa, weil bie ber- 
bündeten Regterungen bie fForberungen, die da enthalten 
find, aufrecht zu erhalten beabfichtigen, ſondern nur be3- 
halb, weil eiwad, was man an die Stelle hätte fegen 
fönnen, bisher oder bis vor kurzem nod nicht feftgeftellt 
geweien if. Die Entfernung zwifchen dem Schußgebiet 
unb bier, die Tatſache, daß der Gouperneur * —— 
auch bier befindet, haben ſehr langwierige Korreſponbdenzen 
per Draht notwendig gemadt. Es befteht aber nunmehr 
die Abſicht, einen Ergänzungsetat einzubringen, welder 
ben veränderten Berhältniffen a trägt, unb zwar 
fo rechtzeitig, daß er von biefem hohen Haufe bezw. bon 
ber Haushaltskommiſſion in Beratung genommen werben 
kann an Stelle des Grpebitiondetatd, wie er biöher 


vorliegt. 

Sie Grundzüge biefed neuen Ergänzungsetatö werben 
fein:  erftend, Ginftellung ber fyeinbieligfeiten bezw. 
Erklärung, dab ber egszuſtand aufhören fol per 


31. März d. I 
(hört! Hört! rechts); 

ber Termin ift gewählt worden mit Rückicht auf bie 
Bequemlichkeit, die dadurch entiteht, daß er mit bem 
Schluß des Rechnungsjahres übereinftimmt; zweitens, 
ber Nüdtrandport einer erheblichen Truppenzahl innerhalb 
der erften 6 Monate bed Jahres 1907, ſodaß man auf 
bad, was vorausfihhtlich für gewiffe Zeit noch im Schuß: 
gebiete notwendig fein wird, mit dem 31. Dezember 
angefommen fein wird. MWie hoc biefe notwendige Truppen⸗ 


(8) zahl fein wird, kann ich Ihnen heute noch nicht jagen; 


& glaube aber in fpäteftend acht Tagen dazu in ber 
Rage zu fein. Allerdings muß ich bereitö heute voraus⸗ 
—— daß mit 2500 Mann nicht ausgekommen werben 


ann. 

Die Verminderung ber Truppen kann nur Hand in 
Hanb gehen mit einer gewiflen Erhöhung ber Polizei: 
macht im Schutzgebiet. Ich möchte bier aber gleich einer 
Anſchauung entgegentreten, die fich wieberholt aud in ber 
Preſſe geltend gemacht Hat, dahingehend, daß eine 
Gendarmerte an und für fih per Mann wohlfeiler ſei als 
eine Schugtruppe. Das ift nicht ber al. Es ergibt 
fi das aus der einfachen Überlegung, daß zu einem 
Gendarmen nur genommen werden kann ein älterer Unter— 
offizier, der natürlich nicht zu bemfelben Gehalt zu dienen 
bereit ift, wie ein Gemeiner ber Schußtruppe. Außer: 
bem ift es dringend wünſchenswert, daß bie dort anzu— 
fegenden Genbarmen aud verheiratet feien, damit nicht 
ein Verkehr mit ſchwarzen Weibern ftatifindet, wa3 bie 
Autorität der Genbarmerie natürlich nur untergraben kann. 
Schließlich aber find die Verſorgungsverhaͤltniſſe ber 
Gendarmen, ber Bolizet im Schußgebiet nicht derartig 
eregelt, daß die Leute bereit wären, zu einem ſehr wohl- 
eilen Sage hinunterzugehen. Dahingegen hat die Bolizei- 
truppe natürlich den Borzug, dab bie Leute ſeßhaft find, 
das ganze Jahr bableiben, auf Grund ihrer langen Er: 
fahrungen das Schußgebiet felbft und auf Grund ihrer 
Stationierung ihre nähere Umgebung fennen, und daß 
infolgebeffen mit weniger Mannſchaften ausgelommen werben 
fann ald bei einer Schutztruppe. Das ift fowohl ein 
pekuntärer als ein materieller Erfolg. Wie 8 dieſe 
Gendarmerie werben fol, wird Ihnen gleichfalls mit⸗ 
geteilt werden. 

Inzwiſchen ſind die Verordnungen ausgearbeitet und 
nach dem Schutzgebiet abgegangen, welche ſich auf den 


Reichstag. — 11. Sigung. Mittwoch den 6. März 1907. 





beſchränkten Schug beziehen, von bem in ber letzten cc) 


Sefftion Ihnen zu fprehen ih bie Ehre gehabt habe. 
Ferner tft mahezu fertig in der Bearbeitung die Abänderung 
ber Wehrordnung, welche beftimmt, daß jeber gefunde 
Mann innerhalb gewiffer Alterögrenzen zum Dienft inner: 
bald und außerhalb des Schußgebietd verpflichtet if. 
Wir glauben, daß bei der gegenwärtigen Befteblung 
dadurch eine Art Landwehr von 1200 Mann, bei fort: 
ſchreitender Beſiedlung natürlih eine ftärkere entftehen 
wird. Wie weit und wann fi dann wieder eine Rebuftion 
der Schugtruppe wird ermöglichen laffen, wirb von ben 
verſchiedenſten Faktoren abhängen: zunähft bon ber 
Vollendung der Eiſenbahn nad Keetmanshoop und der 
GEntlaftung ber Etappen, dann aber bon der zunehmenden 
Befieblung bes Schubgebiets innerhalb ber durch bie Ber- 
ordnung über ben beſchränkten Schuß ge enen Grenzen. 

Den tapferen Truppen hat Seine nt ber Ralfer 
in ber Thronrebe namens ber verbünbeten Regierungen ben 
wohlverbienten Dank gezollt. 

(Bebdaftes Brabo.) 

Die Vorlage ſchließt ein bie Mittel für bie Prägung einer 
Denkmünze zum dauernden Andenken für dieſe te und 
für bie tapferen und tüchtigen Leute ber reg > e 
Ih empfehle auch biefen Teil Ihrer befonderen Auf- 
merkfamfeit und Bewilligung. Ach will hier übrigens 
auch noch nach dem Vorgang eines Redners dieſes Hauſes 
ern den Miſſtonaren beider Konfeſſionen den Dank aus: 
——— ben fie ſich durch ihre auf die Pazifizierung des 
Schutzgebiets geridteten Bemühungen erworben haben. 

(Bravo! auf allen Seiten.) 

Ich möchte mir nun geftatten, mit einigen Worten 
auf die wirtſchaftliche Lage im Schußgebiet einzugehen. 
Die Aufnahme des Farmbetriebs geht matürlih bei den 
alten Farmern fehr langfam vor fi, weil bie dazu not- 
wendigen Mittel nicht vorhanden find. Die verbündeten 


Regierungen hoffen, daß burd) eine prompte Verabſchiedung (n) 


ber Ergänzungsetatävorlage, die Ihnen demnächſt zugehen 
wird, und welche bie Beihilfen für bie durch den Aufftand 
eſchädigten Anftedler betrifft, biefen Leuten die Möglic- 
eit der Wiederaufnahme des Farmbetriebs gegeben wird, 
wozu fie bereit find, und worauf fie fogar mit Ungeduld 
warten. Auch außerdem hat ber Krieg ja mancherlei 
unnormale Zuftände im ußggebiet geſchaffen. Es find 
eine Anzahl Eriftenzen dort, welche auf ſchwachen Füßen 
ſtehen. Es ift nicht außgefchloffen, da mit bem Weg: 
ziehen ber Truppen, mit dem Wegfallen eines verhältnis: 
mäßig nicht jehr mühevollen Erwerbes mande Exiſtenzen 
tn ſchwierige Lage kommen werben. Dagegen ift zu 
hoffen, daß mit dem Fortfchreiten ber Beitedlung und 
unter bem Einfluß neuer Farmer, neuer unternehmenber 
Kreife auch dieſen wirtihaftlih Schwachen eine gewiſſe 
Beſchäftigung und bie Möglichkeit der Fortexiſtenz gegeben 
werben wird. 

Sehr erfreulih ift die Stimmung, bie gegemüber 
bem ſüdweſtafrikaniſchen Schuggebiet feit einiger Zeit in 
ber deutſchen Nation fich geltend gemadt hat und fich im 
wejentlihen barin äußert, daß eine große Anzahl von 
Berfonen, welche mit bem notwenbigen Kapital ausge— 
ftattet find, fi gemelbet haben, um bort Farmen in DBe- 
arbeitung zu nehmen. 

—— 


Wir werden allerdings dieſer Bewegung ein gewiſſes Halt 
gebieten müſſen, weil die Vermeſſung der Farmen in 
Südweſtafrika bisher noch nicht genügend vorgeſchritten 
iſt, um allen dieſen Leuten einen hinreichenden Grund⸗ 
beſitz, der einen ſicheren Titel in ſich ſchließt, zu geben. 
Dieſe Vermeſſung iſt zunächſt eine der vornehmſten Auf- 
gaben im Schutzgebiet. 

Daneben hat aber auch das deutſche Kapital in allen 
feinen Formen ſich für das Schutzgebiet intereſſiert. Es 

39* 


(B) auch in Lüberisbudt. 


270 
(Dernburg.) 


(a) haben fih mehrere große Geſellſchaften, welche auch im 


uslande bereits mit Erfolg die Viehzucht und die Ber: 
arbeitung von Viehproduften betreiben, gemeldet, und es 
find die Vorverträge mit denſelben getätigt. Es fteht zu 
hoffen, daß auch bald oder im naher Zukunft ein Betrieb 
aufgenommen werben wird. 

Ebenso find zur Erfchliegung der mineralifhen Reich: 
tümer verſchiedene Erpeditionen im Gange. So hat bie 
South Welt Africa Company zwei Erpebittonen in Ausſicht 

enommen, bie vereinigten großen deutſchen Banken und 

nduftriegefelihaften unter Führung der Metallgeſellſchaft 
in Frankfurt a.M. haben ein großes linternehmen zur 
Unterfuhung gewiſſer Teile des Schutzgebiets audgerüftet 
und beabfichtigen auch, ein allgemeinen Zweden dienende 
mineralogifches Laboratorium an einem Orte bed Schuß: 
2. zu errichten. Die Firmen Koppel und Lenz haben 
ch an Schürfarbeiten auf Kupfer beteiligt, und, was id 
befonder8 angenehm empfinde, es befteht die Hoffnung, 
daß unter der Führung einer der allererften Elektrizitätö: 
geſellſchaften Deutichland3 die Erbauung derjenigen Staus 
dämme unmittelbar in Stubium und Ausführung genommen 
wird, welche für Privatfapitaliften im ihrem Objekt und 
in der nötigen Geldaufwendung als zu groß angefehen 
werben müſſen. 

Meine Herren, daneben hat fi hauptſächlich bewährt 
dad Syſtem ber Waſſererſchließung in unſeren Schuß: 
gebieten. Nicht nur ift an dem Schnittpunkt der Wege 
zwiſchen Dutjo, Waterberg und Otavıbahn in Otjimarongo 
eine ſehr ftarfe Quelle entdedt worden, nicht nur tft eine 
8 Kubikmeter Waffer in der Stunde gebende Quelle in 
Walbau entbedt worden in der Nähe der Bahnlinie 
Karibib— Windhuf, Die von erheblicher Bedeutung fein 
wird, nicht nur ift in Aus, wo wir befürchtet hatten, daß 
dad Waffer fehr fnapp werben würbe, nach den Indikationen 
des Landrats von Uslar Waffer gefunden worden, fondern 
Allerdings wiſſen wir noch nicht, 
wie viel und wie ausgiebig. enn Sie bebenten, daß 
in Lüderisbuht das Kubitmeter Waſſer 40 Mark koſtet, 
jo fann man ermeſſen, weldye Bedeutung das Unternehmen 
haben fann. 

Der wichtigſte Gegenftand, der und beſchäftigen muß, 
ift die Bahn von KHubub nad Keetmandhoop; fie iſt aus— 
reihend in der Denkſchrift begründet, die in Ihren Händen 
it, auf Grund wirtfchaftliher Erwägungen. Es ift in 
ben Zahlen, trogbem ja die Seifton fehr viel weiter vor 
gerüdt ift, in der Vorlage eine Verſchiebung nicht vor— 
genommen worden, weil diefe Summen der Natur ber 
Sache nad übertragbar find. Wenn diefe Bahn nad den 
Wünſchen der Budgetlommilfion auf Grund eines Dar: 
lehnsgeſetzes gebaut wird, fo entipricht das durchaus den» 
jenigen Anfichten, bie bie verbündeten Negierungen —— 
haben. Es iſt alſo im weſentlichen die frühere Vorlage 
dahingehend verändert worden, daß an Stelle eineö Bu: 
ſchuſſes nunmehr ein Darlehn tritt. Ich möchte mid 
allerdingd dagegen verwahren, daß in ber Feitiegung bes 
Termind für die Verzinfung und eventuell Rüdzahlung 
im Jahre 1911 irgend eine Gewähr ausgeſprochen ſein joll, 
daß auch im dieſer Zeit dad Scußgebiet in der Lage ift, 
biefe Auslagen zu deden. ber immerhin dient es zu 
einer Haren und überſichtlichen Buchführung; die Anleihe 
ermöglicht, jederzeit zu verfolgen, was dad Schutzgebiet 
gefojtet hat. 

Meine Herren, ich glaube, die veränderten Umſtände, 
das Anwachſen des deutihen Intereſſes für Sübweftafrifa, 
werden dahin führen, daß eine große Anzahl guter 
deutſcher Bürger in Sübweltafrifa ein ausreichended und 
genügendes Ginfonmen finden werden. Ich glaube, daß 
auch dad Deutiche Neich für die Opfer, die bisher gebracht 
worden find, ic) glaube, dab mit ber notwendigen Gebuld 
und Zähigkeit Sie alle an biefen Schutzgebieten Ihre 
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Freude haben werden. Ich empfehle Ihnen bie Vorlage 
der verbündeten Regierungen zur unveränderten Annahme. 
(Zebhafter Beifall . — bei den National- 
liberalen.) 


Bräfident: Das Wort hat der Herr Abgeorbnete 
Rogalla vd. Bieberſtein. 


Rogalla v. VBieberftein, Abgeordneter: Meine Herren, 
ber Herr Kolonialdireftor hat uns foeben cin fehr erfreu- 
liches Bild von der Lage in Sübweltafrifa entwidelt. Auf 
alle Punkte, die er hier angeführt hat, werde ich nicht ein- 
gehen; ich komme im Laufe meiner Ausführungen auf 
einzelne noch zurüd. Zwei Dinge möchte ich aber vorweg 
doch herausgreifen, die ber Herr Kolomialbireftor und mit- 
—— hat. Das iſt einmal die Waſſererſchließung in 

üdweſtafrila. Es iſt außerordentlich erfreulich, daß man 
nad dieſer Richtung Hin jo gute Erfahrungen gemacht 
bat. In diefem Punkte lag es fa in Süpmeltafrifa ſehr 
im argen, was ja aud die Mitteilung, die ber Herr 
Kolonialdireftor eben gemacht hat, beweift, wonach das 
Kubikmeter Waffer dort 40 Mark gekoftet hat. 

Der Hauptpunft, der uns wohl alle am meiften 
intereffiert, tft der, daß er eben anfühıte, daß der Hriegd- 
zuftand am 31. März beendet jein wird. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Wenn ich nun zu dem Nachtragsetat ſelbſt übergehe, 
ſo möchte ich vorweg in kurzen Worten mich beſchäftigen 
mit dem Entwurf eines Geſetzes beireffend die Gewährung 
eined Darlehns für das ſüdweſtäfrikaniſche Schußgebtet 
zur Bereititellung der erforderlihen Mittel für den Bau 
der Bahn Lüderitz Heetmandhoop. Meine Herren, wir 
fönnen und mit biefem Gejegentwurf volltommen einver- 
fanden erllären, und das um fo mehr, als die Form ber 
Finanzierung vollftändig dem Beſchluß der Budget: 
fommilfion dom 13. Dezember 1906 entipriht, wonach 
die bereitö verausgabten Beträge für die Bahn von Rüderig- 
budyt bis Aus und für den Weiterbau bis Keetmanshoop, 
alfo die jest zu bewilligenden Mittel, vom Schubgebiet, 
wie dad der Herr Stolontaldireftor auch eben angeführt 
hat, zu verzinfen find und eine fpätere Zurüdzahlung an 
bad Reid) ftattzufinden hat. Außerdem können diejenigen 
Grundeigentümer, die von dem Bahnbau befondere Bor: 
teile haben, mit angemeffenen Beiträgen herangezogen werben. 

So viel über dieſes Darlehnsgeſetz. 

Nun einige Worte zum Tippelskirchvertrag. Meine 
Herren, auch hier ift entfprehend einer Refolution vor 
gegangen worden, die der Reichslag in der Sigung vom 
4. April 1906 gefaßt hat, welche lautet: . 

Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen, eine Löſung 
derjenigen Verträge herbeizuführen, bie über die 
Lieferung der Schußgebiete von ber Kolonial- 
abteilung des Auswärtigen Amts abgeſchloſſen 
worden find und über die Dauer eines Etats— 
jahres hinauögehen, bis zum Ablauf der Ber: 
träge aber auf eine Grmäßigung der Preiſe für 
bie vereinbarten Lieferungen durch gütliche Ber: 
einbarungen hinzumirken. 
Meine Herren, dieſer Refolutton tft entiproden worden, 
und es ift fiher das eigenfte Verdienſt des Herrn Kolonial- 
direftord, daß er ohne eine Schädigung des Fiskus die 
Auflöfung des Bertraged zuftande gebradt hat, um fo 
mehr, ald vom redhtlihen Standpunkt aus betrachtet eine 
Löſung diefed Vertrages wenig Ausfiht auf Erfolg gehabt 
hätte. Alſo ich wiederhole, dab ed dankenswert anzu— 
erfennen ift, daß ber Herr Kolontaldireftor mit außer: 
ordentlichem Geſchick den Wünſchen des Reichstags ent- 
ſprechend bei — dieſes Vertrages verfahren iſt. 
(Brabo! rechts.) 
Wenn man ben Vertrag anſieht, ich will auf Einzelheiten 
nicht eingehen, aber eins doch herauögreifen: ber Mietö- 


(©) 


(D) 
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(Hogalla v. Bieberftein.) 


(A) zins, der dort für die Gebäude ald Kammern ausgelegt 


tft, iſt durchaus angemeſſen, wad ja auch ausdrücklich 
durch einen Sachverſtändigen begutachtet iſt. Im allge: 
meinen muß man ſagen, daß nach Möglichkeit der Vertrag 
abgeſchloſſen iſt, vorteilhaft für das Reich. 

Nun möchte ich mir noch ein Wort erlauben über 
die Rückſendung der Truppen. Auch in dieſer Beziehung 
iſt das Oberkommando bezw. der Oberſt v. Deimling 
in Südweſtafrika ſelbſt den Wünſchen des Reichstags, 
entſprechend der Kriegslage, entgegengelommen. Es ſind 
nach und nach permanent Truppen heimbefördert worden. 
Aber, meine Herren, ih möchte doch dringend davor 
warnen, daß wir nach dieſer Richtung hin zu ſehr auf 
das Oberkommando drücken. Wir könnten denn doch 
eventuell ſchlechte Erfahrungen machen. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Über den Wert von Südweſtafrika, meine Herren, 
fann man verſchiedener Meinung fein auch noch nad) ben 
Ausführungen, die der Herr Folonialbireftor heute gemacht 
hat. Indeſſen das muß ich doch jagen: es mehren fid 
die Zeichen, daß die Stolonie projperieren wird, daß fie 
nicht fo ſchlecht iſt, wie fie vielfach Hingeftellt wird. 

(Sehr richtig! reits.) 
Aber, meine Herren, darum Handelt es fih In dieſem 
Moment nit. Es handelt fih jegt um bie Aufrecht- 
erhaltung ber Ehre des Dentihen Reiches. Wir können 
unmöglih eine Kolonie, im die wir jo enorme Summen 
bineingeftedt haben, wo jo viel Blut vergoffen ift, jegt 
einfad fallen laſſen. Das ift eine Unmöglichkeit. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Ih brauche dad nicht näher auszuführen. Die Folge 
davon ift, dab wir unbedingt dieſe Nachtragsetats ge: 
nehmigen müſſen. 

Der Herr Kolonialdtreftor hat aber vorhin auch ſchon 
die Volizeitruppe erwähnt, er bat ſchon darauf aufmerk— 


(8) ſam gemacht, daß diefe 2500 Mann nicht genügen würden, 


wenn fie allein in der Kolonie zurüdblieben. Meine 
Herren, meine freunde und ich ftehen auf bemielben 
Standpunft wie der Herr Kolonialdirektor, daß aud nad) 
der Nieberwerfung des Aufftandes in Südweftafrifa neben 
der berittenen Bolizeitruppe eine angemefjen ftarfe Schutz⸗ 
truppe verbleiben muß — id) fage: angemefjen ftarf. Auch 
wir ftehen auf dem Standpunkt, dab man ſparſam nad 
diefer Richtung vorgehen muß. Aber wir müflen doch im 

oßen und ganzen, glaube ich, die Beurteilung dieſer 

ade der Kolonialverwaltung reip. dem Oberkommando 
überlaffen. Das eine ſteht feft, daß die Schußtruppe 
angemefjen fein muß — das liegt ja im eigenften Intereffe 
des Reiches —, damit den Gingeborenen jede Zuft zu 
neuen Aufftänden vergeht. 

(Sehr richtig! rehtd. Lachen bei den Sozial- 

bemofraten.) 
63 ift ja flar, wenn wir damald vor Beginn des Auf: 
ftanbes eine ſtärkere Schußtruppe gehabt hätten, wenn wir 
eine Elfenbahn gehabt hätten, dann wäre e3 vielleicht 
gar nicht zu dem Aufftande gekommen. 
(Sehr richtig! rechts. Laden bei den 
Sozialbemofraten.) 

Meine Herren, aber noch aus einem anderen Geſichts— 
punkte halten wir es für notwendig, daß eine angemeffen 
ftarfe Schugtruppe im Schußgebiet bleibt. Wir müſſen 
unbedingt in der Lage fein, Leben und Gigentum ber 
Farmer und Anftebler dort jhügen zu können. Wir haben 
beim Aufftand ein außgezeichneted Material an Farmern 
bort verloren, weil wir eben nit in ber Lage waren, 
die Leute in ihrem Befig und Leben voll zu ſchützen. 

Sehr erfreulicherweiie weift die Thromrede in einem 
Sate barauf hin, worin es heißt: „So wirb der Reichs— 
tag auch mit ben Beihilfen für die ſchwer geſchädigten 
Anftedler in Südmweftafrifa von meuem befaßt werben.“ 
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Es ift das ſehr erfreulid, meine Herren, und wir ftehen (C) 


auf dem Standpunkt, daß das Reich den Farmern uns 
—— die erforderliche Entſchädigung gewähren muß, 
zumal ohne dieſelbe ein Wiederaufbau, wie der Herr 
Kolonialdireltor dies als dringend erwünſcht hingeſtellt 
hat, nicht möglich ſein wird. 

Meine Herren, ich gehe noch einen Schritt weiter, 
mich anlehnend an den Antrag oder das Expoſé, das ber 
Herzog Johann Albrecht niedergelegt hat, worin er auch 
fordert, daß für bie Hinterbliebenen der ermordeten Farmer 
geforgt werden fol. Meine Herren, ich glaube auch, daß 
ber Reichsſstag fich diefer Forderung nicht wirb verſchließen 
fönnen, um fo mehr, da es fich vielleiht um ein Dutzend 
binterbliebene Frauen und Kinder handelt. Die hierzu 
erforderlihe Summe wird fo gering fein, daß mir fie 
ruhig bewilligen fünnen, namentlih in anbetracht der 
ungebeuren Summen, die wir jhon in Südweſtafrika 
bineingeftedt haben. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Nun hat der Herr Kolonialdirektor, vielleiht etwas 
einfhränfend, ausgeführt, dab ſich eine große Anzahl 
Beute bereit erklären, fih in Südweſtafrika anzuſiedeln. 
Da darunter viele entlaffene Soldaten find, die dad Band 
fennen gelernt haben, fo ift das auch ein Beweis dafür, 
dab dad Land nicht ganz jo Schlecht fein kann. Wenn 
ber Herr Kolonialbireftor vorhin gefagt hat, es wäre 
nötig, das vielleiht etwas einzubämmen, jo mag das bis 
zu einem gewiffen Grabe zutreffen; aber id) meine, wir 
haben im allgemeinen allen Anlaß, den Anreiz zur 
Anlegung bon armen und zur Anſiedlung in der Kolonie 


zu fördern. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Denn nur baburd wird das Land ertragreih, auch für 
das Reid. Der Herr Holonialdireftor hat auch angeführt, 
das größere Stapttaliften geneigt wären, mit ihrem Stapital 


zwecks Biehzudt ufw. dort zu arbeiten. Ich meine aber, (n) 


wenn biefe Leute und bie fich anftebelnden Farmer jehen 
wiirden, daß nad) Beendigung des Aufftandes nur eine 
ſchwache Schußtruppe zurüdbleiben würde, jo werben viele 
fi) von der Sadje zurüdztehen. Alfo aud and dieſem 
Grunde ift eine angemeffene ſtarke Schubtruppe bort not» 
wendig, und dieſe Schugtruppe muß nicht nur qualitativ 
hervorragend fondern auch quantitativ ſtark genug fein, 
um der Machtftellung des Deutichen Reich dort Ausdrud 
zu verleihen. 

Was ben zweiten Nachtragsetat betrifft, ber nad 
ben Ausführungen des Herrn Stolonialbireftor® ja ber 
wichtigite ift, fo behandelt er ja die Fortführung der Bahn 
bon Lüderitzbucht bis Keetmanshoop. Es gibt, glaube ich, 
im Deutihen Reich faum einen Menſchen, der nit von 
der Notwendigkeit dieſes Bahnbaues feft überzeugt ift, und 
man fann nur bedauern, baß bie Bahn no) nicht gebaut ift. 

Der Herr Stolontaldireftor hat am 28. November 
1906 unter anderen ausgeführt: 

In koloniſatoriſchen Fragen erfolgreiche Wolter, 
inöbefondere Engländer und Amerikaner halten 
ja Iogar bafür, daß jebe Kolonifation mit ber 
Eifenbahn anzufangen hat, und fie haben damit 
nod feine ſchlechten Erfahrungen gemadıt. 
Ich möchte diefen Sat did unterftreihen. Wenn wir 
fo progebiert hätten, jo wären wir nicht in ber jegigen 
unerquidlihen Lage. Alſo wir wünſchen, daß bie 
Bahn fo ſchnell als möglid bewilligt und fertiggeftellt 
wird, nit nur aus militärifchen, fondern auch aus 
finanziellen und wirtfhaftlihen Gründen. Ich verweiſe 
nur auf bie auögezeichnete Denkſchrift des Großen 
Generalftab8 und die Denkichrift al3 Beilage zum zweiten 
Nahtragdetat. Ganz abgejehen davon, daß dieſe Dent- 
——* ogar damit rechnet, daß in abſehbarer Zeit 
ie Bahn zu einer dauernden, unmittelbaren Einnahme— 
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(Rogalla v. Bieberftein.) 


(A) quelle für ben Fiskus werben wird, müßten doch ſchon 


die im den Unteranlagen zur Anlage I aufgeftellten Be: 
rehnungen jeben etwaigen Zweifel darüber benehmen, daß 
bie Bahn aud aus finanziellen Gründen unbedingt gebaut 
werben muß. 

Meine Herren, viele unferer tapferen Dffigkere und 
Soldaten haben dort unten ihr Leben gelafen; eine große 

hl kommt frank, fie, verftümmelt in die Heimat zurüd. 
Ich glaube, es tft Ehrenpflicht bed Deutichen Reichs, für 
diefe Leute nicht nur ausreichend fondern, ih möchte 
fagen, glänzend zu forgen. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Noch eins, meine Herren! Ih Habe an ben Herm 
Stolonialdireftor noch eine Bitte namend meiner Freunde 
zu richten bezüglich der Stebelungögefellihaften: er vr. 

egen bie ſchädlich wirkenden Siedelungsgefellihaften in 
chnellem Tempo fo vorgehen, daß biefelben möglichit bald 
unſchädlich gemadt werben. 
(Bravo! rechts.) 
—— glaube ich, brauche ich in dieſer Beziehung nichts 
zu ſagen. 
ch möchte damit ſchließen, daß id; namens meiner 
Freunde erfläre, dab wir dieſe Nachtragsetats inklufive 
ber beiden Anhängfel — wie ich fie einmal bezeichnen 
wild — ohne Kommiffionsberatung annehmen werben, 
und ich hoffe, daß dad Haus fi dem anschließen wird. 
-(Brabo! rechts.) 


Bräfident: Der Herr Abgeordnete Fehrenbah Hat 
bad Wort. 


Fehrenbach, Abgeordneter: Meine Herren, zu ben 
erfreulihen Ausführungen bed ftellvertretenben Herrn 
Kolonialdireltord und zu den Anregungen bed Herrn 
Vorredners werben wir zur gegebenen Zeit — bas tft 
bet der Beratung des Etats Kir das Jahr 1907 — in 


(B) der Bubgetlommiffion und im Plenum Stellung nehmen. 


u dem Gegenftandbe der heutigen Tagedorbnung — bad 
nd bie Nachtragsetats — beehre ic mich namens meiner 
Sraftion kurz folgendes zu erflären. 

Wir waren am 13, Dezember vorigen Jahres bereit, 
bon ber Forderung bon rund 29 Milltonen zur Bewältigung 
bes Aufftandes in Südweſtafrila die Summe von 
20 Millionen zu genehmigen. Wir gingen babei von ber 
Anfhauung aus, daß man mit diefer Summe auskommen 
könne angeſichts der Tatſache, daß die Regierung bereits 
mit ber AZurüdziehfung ber Truppen begonnen hatte, 
—— auch der Lage im Felde ſchon zu jener 
* „ die eine weitere, nicht unerhebliche Reduktion ber 

ruppen hätte erwarten laflen können. Dabei hat aber 
damals unſer Redner, der Herr Stollege Spahn, aus: 
eiprochen, daß wir erforberlichenfallö bereit find, weitere 

ittel —— das Bedürfnis dafür zu prüfen und ſie 
in genehmigen, und er hat alö geeigneten Zeitpunkt bafür 
ie Einbringung des Kreditgeſetzes in Ausfiht genommen, 
welches nad den Erklärungen des Herrn Staatäjefretärd 
des Reichsſchatzamts notwendig wird, um bie ülber- 
ſchreitungen ber Jahre 1904 und 1905 mit je 16 Millionen 
zu beiden. Wir waren ber BE, baß das ber 
geeignete Zeitpunkt fe, weil bamit dann alle Ülber- 
ſchrettungen zur Nieberwerfung des Aufftanbes in Süd— 
weitafrifa in dem gefamten Zeitraum ber Jahre 1904, 1905 
und 1906 in einem Geſetz hätten erledigt werben können. 

Die Situation hat fi bis heute nach dem, was wir 
aus Blättern wiffen, nad bem, was ber Herr Kolonial- 
bireltor heute erflärt bat, nicht verſchlechtert, ſondern ver— 
beſſert. Es fteht jebt feit, daß, wenn auch rechtlich ber 
Friedenszuſtand erit auf den 31. März feftgelegt wird, 
man tatfählih doch von einem Friedenszuſtand auch ſchon 
Ende Dezember bed vorigen Jahres reden fann. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 


Es konnten beöhalb Truppen in größerem Umfang zurüd- (C) 


gezogen werben, als es bei der Einbringung des Nad)- 
agdetat3 im Dezember vorigen Jahres bie Regierum 
vorgefehen hatte. Aber auch ber Aufwand für bie no 
in Siübmweftafrifa verbletbenben Truppen konnte bei 
bem eingetretenen Friedenszuſtand zweifellos ein viel 
geringerer fein ald wie bei der Fortdauer des Kriegs⸗ 
zuſtandes. 

Wir werden deshalb auch jetzt die Ne 
vorlage in ge Gefamtanforberung von 29 tionen 
ablehnen. Ich erkläre dabei aber, daß wir bereit geweſen 
wären, 20 Millionen als Baufhquantum zu bewilligen, 
und ebenjo wiederhole ih die Erklärung unfered früheren 

ern Redners, dab wir bereit gewefen wären, weitere 
fberfchreitungen im eimem befonberen Strebitgefeg zu deden. 

Meine Herren, der Antrag, im Dispofittv für den 
Nahtrag zu beftimmen, dab bis zum 31. März d. I. 
die Vorbereitungen getroffen werden jollen, um bie 
Eruppenftärte in den Schußgebieten auf 2500 Mann * 
reduzieren, — dieſer Antrag wurde von unſerer Se 
eingebracht, bevor ber Etat für das Jahr 1907 uns 
vorlag, und mir gingen bei ber Einbringung biefes 
Antraged von der Abfiht aus, auf die Geftaltung bes 
Etats für dad Jahr 1907 eine ſachgemäße Einwirkung 


auszuüben. 
(Sehr richtig! in ber Mitte.) 

In der Zwiſchenzeit ift biefer Etat eingegangen, er ift 
fogar in erfter Lefung fhon beraten, und ber 31. März 
fteht auch vor ber Tür. Deshalb entfällt jet natürlich 
für jenen Antrag die praktiihe Bedeutung, unb wir 
werben benfelben beöhalb jegt nicht wiederholen. Wir 
behalten und aber eine entiprehende Stellungnahme im 
Sinne jened Antrags und im Sinne ber bemjelben von 
unferem Rebner Spahn gegebenen Begründung für bie 
Beratung in ber Bubgetlommiffion und im Plenum vor, 


und dabei hebe id; namentlich darauf ab, daß wir damals (D) 


von einer Truppenftärfe von 2500 Mann nur geiproden 
haben ald Truppe vor dem Feind, und daß wir im 
übrigen bereit gewejen waren, in eine entiprechenbe 
Polizeimacht zur Wahrnehmung polizeilicher und kultureller 
Aufgaben die Mittel zu bewilligen, und daß wir ebenfo 
damals darauf Hingewiefen haben, daß es notwendig f 

werde, eine Milizorgantfation in Deutfh-Südmweftafrika 


zu fchaffen. 
(Sehr richtig! in ber Mitte.) 

Meine Herren, was die Bahnıfrage anlangt, fo haben 
wir in der Situng ber Budgetkommiſſion vom Vormittag 
bes 13. Dezember für die Bahnvorlage geftimmt. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Wir wären bereit geweſen, dort die Vorbeſcheidung ber 
Bahn fofort im Plenum zu ermöglichen, und find jebt 
natürlich ebenfo bereit, für die Bahn zu flimmen. Wir 
können dabei der Genugtuung Ausdrud geben, daß bie 
———— Grundlagen der jetzigen Vorlage auf den 
nregungen aufgebaut find, welche unſer Geſetzesvorſchlag, 
ausgegangen bon Frakttonsmitgliebern der Zentrums- 
partet, in der Bubgetlommiffion damals gegeben hat. 
Sehr richtig! in der Mitte.) 

Ih begrüße au, dab ber Gedanke, den wir in 
jenem Geſetzesvorſchlag in x in bezug auf die Zwangs⸗ 
enteiguung ausgeſprochen haben, wenigſtens in einem 
gemwilfen Umfang in dem $ 3 ber jegigen Borlage Auf: 
nahme gefunden hat. 

Meine Herren, nun darf ih noch etwas fagen zu 
einem Wort bed Herrn Vorrebnerd, — er hat dad Wort 
„glänzende Berforgung* unferer Kämpfer in Siübweft- 
afrita vorhin gebraudt. Es iſt felbftverftändlih — es 
iſt das früher von den Rednern unſerer Fraltion auch 
ſchon ausgeſprochen worden —, daß wir vor ben Taten 
unſerer Offiziere und Mannfhaften in Deutſch-⸗Südweſt⸗ 


(A) afrifa ungeteilte 





(#ehrenbad).) 
Genngtuung, ungeteilte Hochachtun 
empfinden, und daß wir denſelben den wärmſten Dan 
bed Baterlandes gönnen. 

(Bravo! in ber Mitte.) 
Dad wird und aber nicht verleiten können, uns zu 
Superlativen zu verfteigen. Wenn wir bedenken, wie 
unfere großen Kämpfer von 1870/71 ftellenweife mit einer 
fehr wenig glänzenden Berforgung bebadt worden find 
und bebadjt werben konnten 

(ehr richtig! in der Mitte), 

fo werben wir auch unferen Truppen in Sübmweftafrita 
feine unerfüllbaren Hoffnungen machen bürfen. 

(Bravo! in der Mitte.) 


Präfident: Dad Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Semler. 


Dr. Semler, Abgeorbneter: Meine Derren, ich will in 
meinen Ausführungen genau ben Gebankengängen folgen, 
wie bie Herren fie eben zunächſt von bem Herrn ſtolonial⸗ 
bireftor und von ben anderen Rednern gehört haben. 

Der Herr Kolonialbirettor hat zunächſt ausgeſprochen, 
ber Krieg ſei beenbet, wir hätten mit bem 31. März mit 
dem Kriegs zuſtand im Hottentottengebiet aufgehört. Freilich, 
fagte der Herr Kolontalbireftor, die Bedingungen dieſes 
Krieges hätten, wenn ich feine Worte richtig verftanden 
abe, nicht ganz bem entſprochen, was man möchte ober 

och gewünſcht hätte. 

Ich nehme Veranlaſſung, meine Herren, in Ihr 
Gedächtnis zurückzurufen die Verhandlungen des Vorjahres 
in der Budgetkommiſſion. Ich rufe in Ihr Gedächtnis 
zurüch, wie wir dort mit außerordentlichen finanziellen 
Schwierigkeiten zu rechnen geabt haben, und ih rufe 
inöbefondere in das Gedächtnis zurüd, daß damals auch 
ber jehige Gouverneur ber Truppen, der Herr Oberſt 
v. Deimling, biefen Beratungen beigewohnt hat. Nun, 


(8) meine Herren, ich bin ber Meinung, daß in ber Tat ber 


Herr Oberft v. Deimling dadurch, daß er, ſobald ſich ihm 
einigermaßen bie geeignete Gelegenheit bot, den Aufſtand 
burd eine entiprehende Verftändigung mit dem Sotten- 
tottenführer niebergumerfen, nit nur durch Waffengemwalt, 
fondern auch durch friedliche Verhandlungen, daß, fage 
ich, der Oberft v. Deimling ſich gerade durch biefe Bereit- 
willigfeit in unferen Augen, im Sinne des gefamten 
Reichstags ein ganz außerordbentlih hohes Verdienſt 
erworben bat. 
(Bravo! bei den Nationalliberalen.) 

Ih bin überzeugt, und Sie entnehmen es aus dem Bravo, 
welches da eben kam, daß wir in ber Tat Beranlaffung 
haben, Herrn Oberft v. Deimling ganz befonderd dankbar 


zu fein 
(fehr Bet), 
daß er nicht ala Feldherr und ald Soldat in erfter Linie 
es für feine Aufgabe gehalten hat, friegeriiche Lorbeeren, 
foweit fie dort noch zu pflüden waren, einzuheimſen, 
fondern daß er in Erimerung an bie Verhandlungen in 
ber Bubgetlommiffion bed Reichſstags im vorigen Jahre, 
benen er beigewohnt hat, wo er unfere ſchweren Sorgen 
mit geteilt hat, die bamaligen Erörterungen jo auf ft hat 
nachwirken laffen, daß er, wie gefagt, dem unfeligen Auf- 
ftand fo ſchnell wie möglich ein Ende gemacht hat. 
(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen und Rn 

Meine Herren, geftatten Sie mir — ich habe es bis- 
her nicht getan —, daß ich einmal auf das hindeute, 
was ich dort unten felbft erlebt und mit empfunden habe. 
Wer wie ih in Keetmanshoop unter ben Berhältnifien 
— bat, bie ich hier nicht einzeln ſchildern will, wer 
en AZuftand unferer Truppen, bie außerorbentlich 
ichwierigen Berhältniffe, unter denen Mannfchaften und 
Pferde, insbeſondere die letzteren zu leiden gehabt haben, 
fennen gelernt hat, der wird zugeben müflen, daß in ber 
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Tat die Verhältniſſe, unter denen der Höchſtlommandierende (0) 





bort hat arbeiten müſſen, außerorbentlich ſchwierige waren, 
und e3 iſt mir in ber Tat nicht zweifelhaft, dab aud 
militäriſch das Bedürfnis vorlag, wenn nur irgend mög« 
lich, Frieden zu maden, um unferen abftrapezierten Leuten 
und nicht zum wenigften unferen abftrapezierten Pferben, 
bie ba litten unter dem Mangel in ber Verpflegung, 
unter ben fchwerften Entbehrungen, erft einmal eine Er⸗ 
bolungspaufe zu geben, fofern nicht biefe Verhältniſſe 
definitiv dad Band in bem Trieben hineinbringen follten. 
Aber, meine Herren, nicht nur bie militärtihen Ber: 
hältniſſe haben bazu geführt; geftatten Ste mir, daß ich 
darauf hinweiſe, daß auch bie Farmer im Lande, alle 
diejenigen, die ih zu ſprechen Gelegenheit gehabt habe, 
nur dem einen großen Wunſche Ausdrud gegeben haben: 
enblich einmal Friede! Ich erinnere mich des Ausſpruchs 
eined Farmers Geffert, eines Mannes, ber durchaus nicht 
geneigt war, alles für richtig zu halten, was bon hoher 
Stelle fam, ber fih mir gegenüber dahin äußerte, daß er 
nicht glaube, daß die Maßnahme des Oberften in betreff 
der Viehentziehung, jene außerorbentlih geihidte Maß- 
nahme, wonad ber Oberft v. Deimling gewiffermaßen um 
ben Gegner einen viehleeren Gürtel zu ziehen beftrebt 
gun ift, indem er die Farmer veranlaßte, mit ihrem 
ieh unter dem Schuß von Truppen nad Norden abzu—⸗ 
iehen, ohne weitered zum Biel führen werbe. Sie effen 
a Pferde, fo brüdte er fih aus, — nämlich bie Hotten- 
totten — ebenfo gern wie Rinder und haben auf Stirris 
bit bei Keetmanshoop erft wieder 70 Pferde grpamen: 
auch gibt es im Fiſchfluſſe, fante er, einen Überfluß an 
Berlhühnern. Er war alfo ber Meinung, baß ber Friedens⸗ 
ſchluß trog der Mafnahmen bed Oberften v. Deimling 
außerordentlich erfchwert fein würde, weil biefer Gegner 
unter Zubtlfenahme ber Tatſache, baß er in ber Tat von 
Feldfrüten, Anollen und dergleichen leben fünne, was 


unfere Mannfhaften nicht können, und daß er eine außer: (D) 


ordentliche eg ai habe, die unfere Maunſchaft 
nicht hat, nod in ber Lage wäre, biefen verhängnis- 
vollen @uertlafrieg, der und zu unſäglichen Opfern noch 
weiter gezwungen hätte, noch weiter fortzufegen. 

Und ih möchte mod auf einen anderen Punkt hin: 
weten. Ich habe mit einem Farmer Kolimann in Najams 
gelbrodien, ber fagte: vor 16 Jahren jei er aus bem 

apland ind Band gefommen, dad vor dem Striege jo 
rei an Groß: und Stleinvieh geweien ſei, bad Land 
brauche nur Ruhe, die er wünfche, obwohl er burd bie 
Transporte im Kriege Vorteil habe, denn er habe einen 
Heinen Store bei Najamd aufgemacht, jegt habe er unter 
dem Schuße der Station 160 Stüd Großvich und 120 Stüd 
Kleinvieh, er babe der Regierung ein Angebot gemadt 
auf 15000 Hektar und würde gern eine Mark pro Heftar 
bezahlen, er habe in Kapland Dammſchraper beftellt zur 
Erdgewinnung für Waflerbauten, die in Lüberitzbucht 
lägen, alle8 bereite fih auf den Frieden vor, aber er 
fomme ja nicht! 

Das find einige ber vielen wörtlihen Niederſchriften 
bon Farmern, umd ich zitiere fie nur, um ug enge 
daß es alfo nicht nur militärtfche Fragen waren, bie zum 

trieben rieten, fondern daß es auch bie wirtfchaftlihen 

ragen im Lande waren, bie dahin drängten. In Keet— 
manshoop und anderwärtd ſaßen eine ganze Reihe von 
Farmern, und alle, die ich geſprochen habe, hatten nur 
den einen dringenden Wunfh: sFrieden um jeden Preis! 
Wir wollen es riökieren, auch in ein unruhiges Land zu 
gehen, fagten fte, nur wir wollen wieber wiriſchaften und 
arbeiten können. 

Darum empfinde ich direkt bad Bedürfnis und meine 
politifchen Freunde mit mir, dem Dank wiederholt Ausbrud 
zu geben, daß es durch klare Entfchlüffe gelungen ift, zur 
rechten Zeit die Gelegenheit zu ergreifen, ben Trieben 


— ee 
(Dr. Semier) 





(A) herbeizuführen, auch auf bie Gefahr bin, daß bie Hottentotten, 


da wo fie num untergebracht find, vielleiht nicht ganz an 
der glücklichſten Stelle find. Man wirb im biefer Hinficht 
die Greigniffe abwarten müffen, und ih glaube mit dem 
Herrn Kolonialdireftor, daß ed dem Geſchick des ausge— 
zeichneten Gouverneurs, ben wir bort unten haben, beffen 
Spuren ich in ſehr fegendreicher Weiſe erlebt habe, daß 
e3 ihm wohl gelingen wird, diejenigen feinen Mängel, 
die hinzunehmen Herr Oberft v. Deimling die große 
iberwindbung gehabt hat, mit dem Herrn Oberft v. Eitorff, 
der bekanntlich die Verhandlungen geführt hat, nachträglich 
auszugleichen. Wir können jedenfalls nicht dankbar genug 
dafür jein, daß nun endlich hoffentlich in abfehbarer Zeit 
ber Friede im Lande wieder einfehrt. 

Meine Herren, ber Herr Kolontaldireftor hat ſodann 
von ber wirtichaftlichen Lage des Schutzgebiets geſprochen 
und hat in Ausſicht geſtellt, daß wir demnächſt in einem 
Ergänzungsetat die Frage der Farmerentſchädigung durch 
eine Beihilfe erledigen werden. Unter dieſen imhänden 
ee ich es heute nicht für zwedmäßig, über bie Einzel: 

eiten biefer Frage eingehend zu fprehen. Ich will nur 

namend meiner politiſchen Freunde ausſprechen, daß aud) 
wir ber Meinung find, baß bie Farmerunterftügung, um 
nicht bad Wort Entfhäbigung zu brauchen, eine unbedingte 
Notwendigkeit ift. Sie wird geboren aus dem wirtfhaft- 
lihen Berhältni® im Lande. E3 wäre in ber Tat eine 
unglaubliche Hurzfichtigkeit, wenn wir nach ben ungeheuren 
Ausgaben für die Kolonie Südweſtafrika nicht dafür 
forgen wollten, daß die — id will einmal jagen — 
wiebereroberte Kolonie nun aud in dem Farmergeſchlecht 
eine Stüge findet, welche allein der Kolonie die Weiter: 
entwidlung gewähren fann. 

Meine Herren, ih will nit meine Erfahrungen in 
ber Hinfiht irgendwie in den Vordergrund ſchieben — 
das hat mir auch in den Publikationen, in welden ih 


(B) den Herren Kollegen aus dem NReihdtag in ganz an- 


Ipruchölofer Form die Erlebniffe meiner Reife mitteilte, 
ferngelegen. Ich will durchaus nicht glauben, daß ich die 
Dinge wirklich reif beurteilen könnte; aber Sie wollen 
mir geftatten, der Meinung Ausdrud zu geben, dab, was 
die wirtſchaftliche Wiedererfhliekung des Landes vom 
Süden bis nad Rehoboth anlangt, ungefähr alles nen 
gemacht werben muß. Darüber hat mich der Augenſchein 
belehrt: bis nad Rehoboth, Windhuk und weiter hinauf 
ift in der Tat, was an wirtſchaftlichem Wert durch die 
Mühfal der Farmer vorher groß gezogen war, durch bie 
beiden Aufftände, einmal den Hereroaufftand unb zum 
andern den Witbot- und Hottentottenaufftandb, wieder ver: 
nigtet worden. Was heute noch ift, was ich geſehen 
habe, find alles ſpärliche Reſte. Dieje offene Wahrheit 
bin ich fchuldig bier auszuſprechen, damit niht Schön: 
färberei mir nah irgend einer Nichtung vorgeworfen 
werden Tann. . 

Es ift von bem Herrn Kolonialdireftor gejagt worben, 
wie ich glaube, mit Glüd, daß e3 notwendig fel, dem 
Anfirom der Einwanderer auch einen gewiflen Halt zu 
gebieten ſchon mit Rüdficht auf bie notwendige Vermeflung 
im Lande. Ich nehme an, daß wir im Etat — id; habe 
denſelben darauf noch nicht genügend angefehen — auch 
die nötigen Landmeſſer finden werben. Aber man wird 
auch fonit in Erwägung ziehen können, daß nicht alles 
auf einmal anbrängt an die Verwaltung, fondern daß es 
erwünfcht ift, daß auch dieſe Entwidlung fih almählid 
vollzieht; vor Überürzungen wird man mad) der Richtung 
etwad warnen müffen. Insbeſondere möchte ich bei dieſer 
Gelegenheit auf einen Gedanken aufmerkſam maden, den 
ih in meinen „Beobadhtungen“ niedergelegt habe, und der 
dahin führt, daß die Begebung der Kronländereien, bie 
im Lande in Frage kommen, mit einer gewiſſen Zurück— 
haltung wird erfolgen müſſen. Die Kolonie hat meines 








Wiffend an unbegebenem Kronland nad Br ir 
Hererogebiet8 200 000 Quabrattilometer. Ih wi 

einmal annehmen, daß etwa ebenjo viel an Hottentotten- 
land zu Kronland werden kann eingeſchloſſen das Witbot- 
gebiet, ohne dabei bie Namtlflähe, alſo die Fläche 
der Sandbwüfte an der Küſte, in Betracht zu ziehen. 
Das find natürlih nur gegriffene Zahlen. Diefer Land» 
fompler bietet zurzeit den einzigen Gegenwert gegen bie 
auf die Kolonie verwandten Beträge bed Reichs. Ich 
erblide in ihrem Beſitz die Möglichkeit, bei Begebung bes 
stronlandes ben verkauften Ländereien, natürlih nad 
einer genügend großen Karenzzeit, eine Rente aufzuerlegen, 
durch welche wenigſtens bie Möglichkeit geboten wird, daß 
für die etwaigen Neuaufwendungen bed Reichs — und 
an folden wird e8 nicht fehlen — menigftens die Aus: 
fiht auf eine Teilverzinfung des etwa anzumwerbenden 
Kapitals geboten wird. Ich will auf Diefe Dinge bier 
nicht zu weit eingehen, ich will mid) barauf befchränten, 
jie lediglich anzuregen, indem ich der Hoffnung Ausdrud 
gebe, daß es der finanziellen iberfiht des Herrn Kolonial⸗ 
bireftorö gelingen wird, ſolche Gedanken in eine paffende 
und brauchbare Faflung zu bringen. 

Der Herr Kolonialdireltor 

Mineralien im Lande geiprodien. Demgegenüber möchte 
ich eine kurze Bemerkung machen. Ich glaube allerdings 
an den Reichtum des Landes an Mineralien, viele Spuren 
lafien darauf fchließen; aber ich bin auch feit davon über: 
zeugt, daß es die nächſte Aufgabe ift, dad Band landwirt— 
Ihaftlih zu entwideln. Nur wenn dad Land landwirt⸗ 
fhaftlich genügend entwidelt ift, wird es diejenigen erften 
Boraudfegungen erfüllen, die für einen Mineralbau not: 
wendig find, wirb ed mämlih eine Minenbevölferung 
überhaupt tragen können. Sch könnte mir denken, daß 
heute jemand den Verſuch machte, irgendwo in Rehoboth 
nad Gold zu graben, und doch würbe ich bie Überzeugung 


nun 


bat dann von den 


haben, wenn er die Arbeiter mit Büchſenfleiſch oder nur (D) 


mit Konſerven fpeifen wollte, jo dürfte ihm ſehr leicht 
dad Zwanzigmart-Goldftüd, welches er aud dem Minen: 
betrieb herausbringen fünnte, auf 21 Mark zu ſtehen 
kommen. Ich wiederhole daher, die erite Vorausſetzung 
für jeden gefunden Minenbetrieb im Lande ift die Mög: 
lichkeit, eine Minenbeböllerung auch zu ernähren, fonft 
nützen jelbft die Diamanten im blauen Grund nichts. 
(Zuruf Lints.) 

— Das wiffen Sie nit; aber e3 ift fehr wahrjcheinlich, daß 
doch melde da find. Aber auf Prophezeiungen laſſe ich 
mich nicht ein. — Ich will nur vor Überftürzung warnen 
und will dad Moment jetzt fhon in den Vordergrund 
fielen, weil eine Mincnentwidlung im Lande kaum 
möglich ift ohne vorhergehende kräftige Entwidlung eines 
Farmergeſchlechts, welches auch eine Minenbevölferung 
ernähren kann. 

Dann wende ich mich drittens zur Bahn. Eine 
Außerung des Herrn Vertreters der Konfervativen, des 
Herrn Kollegen Rogalla dv. Bieberftein, möchte ich 
beionders unterftreihen. Auch ich habe die Überzeugung, 
hätten wir die Bahn gehabt, dann würden wir überhaupt 
den Aufftand nicht gehabt haben 

(ehr richtig! rechts), 
und ich möchte eine Nutzanwendung aus der Sache ziehen. 
Es iſt von der Stärke ber Truppen die Rede geweſen, 
die wir künftig im Lande haben müſſen. Wir werden ja 
ſehen, was in dieſer Hinſicht die Kolonialverwaltung uns 
vorzuſchlagen hat. Wenn der Herr Abgeordnete Fehren: 
bach beiläufig gejagt hat, das Zentrum habe früher von 
2500 Mann geiproden, jelbftverftändlih nur bon denen, 
die vor dem Feinde notwendig feien, fo begrüße ich biefe 
Heine Anderung und Nuancterung, bie jetzt gegeben wird, 
einerlei, ob fie früher gegeben worben if. Ich bin ber 
Meinung, des Streites über biefe Dinge wollen wir 


des (C) 


(A) einmal genug fein laflen. 
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(Dr. Semier.) 
Ih bin bed Streited völlig 
fatt und freue mich über bie Erflärung. Dann werben wir 
erwarten fönnen, daß, wenn bie Annahme ber 2500 Dann 
nur für ben Süden gemeint war, dad Zentrum geneigt 
fein wird, über bie Frage weiter zu verhandeln, was bann an 
Truppen in bem ganzen Lande notwendig fein wird. Aber 
in diefer Beziehung möchte ich die Truppenftärte in Ber- 
bindung mit dem Bahngebanfen feithalten. Der Herr Stollege 
von ben ſtonſervativen hat gejagt, fein Aufſtand wäre geweſen, 
wenn bie Bahn vorhanden geweien wäre. Es tft aber 
aud unzweifelhaft, dab wir in bem Lande mit einem 
fehr viel geringeren Zruppenbeitande werben rechnen 
fönnen, wenn wir nicht nur die Bahn bis Keetmanshoop 
haben, ſondern wenn wir aud in ber Lage find, ben 
Süben mit dem Norben und den Norden mit dem Süden 
durch irgend eine, meinetwegen noch fo einfadhe, noch fo 
proviforifche Bahn zu verbinden. Denn es muß aller: 
dings zunächſt eine proviſoriſche Bahn fein. — Es 
leuchtet ohne weitere ein, dab man, wenn man bie 
Truppen vom Norben im Notfall ſchnell nah dem Süden 
bislozieren kann, dann bie ſehr viel teureren Truppen ent⸗ 
behren kaun zu Gunften einer Bahn, bie daneben aud 
noch wirtſchaftliche Zwecke erfüllt. Ich bin nicht der 
Meinung, daß es gut ſein würde, ſchon heute in einer 
ſolchen Verbindungsbahn mit der Kapſtadtbahnſpur— 
weite vorzugehen und ein definitives Bahnprojelt zwiſchen 
Windhuk und Keetmanshoop auszubauen, ſondern id bin 
der Meinung, dab in diefer Richtung eine Feldbahn — 
vielleicht aus ben überflüffig werbenben Gleifen ber alten 
elbbahnen, die allmählich erfegt werden — ausreichende 
tenfte tim fann. 

Ich will bei biefer Gelegenheit daukbar anerkennen, 
was über die Blanmäßigkeit der Entwidlung der Berfehrö- 
wege in den Kolonien in ber Thronrede gejagt worden 
it. Sehr mißverftanden worben find meine und meiner 


(B) polittf hen Freunde Gebanten darüber, wenn wir gelagt 


haben, wir wünſchten ein Bahnbauprogramm. Alles 
andere hat mir näher gelegen als irgend eine ferlofigfeit 
in den Bahnbauprojeften, wie das beiläufig gefagt worden 
ift; dad gerabe Gegenteil war der Inhalt meiner Ge- 
danken. Ich wünſche ber Solonialpolitit Biel und 
Richtung und Begrenzung zu geben daburd, daß wir 
gewiffermaßen die Gegenden, die wir in wirfliden Schutz 
nehmen, einfhadteln in jene Bahnen, von denen ich früher 
geiproden habe, und das ft in der Tat nichts anderes 
als das, was wir demnächſt haben werben: bie Südbahn 
und die Norbbahn; es fehlt nur noch bie Verbindung 
zwifchen beiden! Ich wieberhole, finanziell werben wir 
die größten Eriparniffe an Truppen machen, wenn wir in 
ber Lage find, im abjehbarerr Zeit Windhul mit 
Keetmandhoop, wenn auch mur proviſoriſch durch eine 
Feldbahn, zu verbinden. 

Meine Herren, das find bie Bahngedanfen. Die 
fpeziellen Einzelheiten ber Bahn nad) Feeimanshoop will 
ih bier im Plenum jetzt nicht erörtern. Wir haben ja 
zunächſt mur einen Nachtragsetat, ich glaube, in Höhe 
bon 9 Millionen Mark, der bie — der Bahn 
prinzipiell feſtlegt. Ich made aber ausdrücklich für mid 
und meine politiihen Freunde ben Vorbehalt, daß wir 
bei dem orbentlihen Etat die Frage nad) ber Höhe ber 
Koften in ber Bubgetlommiffion nod prüfen und erörtern 
mödten. Ih will jest auf die Höhe ber Soften per 
Kilometer nicht eingehen; das würde bie Debatte in bie 
Länge ziehen und Geſichtspunkte anregen, die im Plenum 
ſchwer zu erledigen, zu vertreten ober auch zu wiberlegen 
find; aber ich wiederhole: in ber Budgetfommilfion be- 
darf bie Höhe der Bahnkoften einer —— die 
wir uns vorbehalten müffen. Unſere Bereitwilligkeit, für 
bie — Bebürfniffe der Kolonien —— 
fteht ta wohl außer Zweifel. Das fonftatiere ich aus— 
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brüdliih. Das barf uns aber nicht dazu führen, bie (C) 


Frage der etwa möglichen Erfparnifle, der ausdrücklichen 
Prüfung der angefegten Beträge irgendwie außer acht zu 
laffen; wir werden nad biefer Richtung ganz * 
immer tum, was ber Budgetkommiſſion zu tun Aufgabe ift. 
(Beifall bei den Nationalliberalen. Zuruf.) 
— Die Sache kommt in der Tat dadurch noch im bie 
Bubdgetlommiffion, Herr Kollege, daß hier nur ausgeworfen 
find neun Millionen, und baß ber ganze Reft im orbent- 
lihen Etat, aljo in der Kommiſſion noch zur Erörterung 
ſteht. Dadurch find wir vollftändig in ber Lage, und in 
ber Kommiffion über die Einzelheiten bed Bahnbaues und 
den Reftbetrag — es find ja rund 20 Millionen, die in 
Frage kommen — zu unterhalten. 

Meine Herren, ih wende mid dann zu ber Frage 
des Kredits, den das Reid ber Kolonie zum Zweck bes 
Bahnbaues geben fol. Das find Gedanken, die ja mit 
ben Herren bom Zentrum aud) bereitö wir früher in ber 
Budgettommiifion * haben; und auch ich be- 
grüße dieſe Vorlage als zweckmäßig. 

Ganz allgemein will ich hier eine Erörterung zur 
Geltung bringen. Ich bin ber Meinung, daß es prins 
zipiell richtig ift, ſoweit es geht, alle weittragenden Aus: 
gaben gewifjermaßen für dad Reid, auf Kredit zu geben, 
alfo nit à fond perdu. Daburd), dak man einen Kredit 
gibt, alfo nicht das Geld, jonbern formell ben ſtredit bes 
Reiches anfpannt, wird das Verhältnis zwiſchen Mutter: 
land und Kolonie jo audgeltaltet, dab dad Mutterland 
ber Gläubiger ber Kolonie bleibt. Dafür habe ih nicht 
nur den wirtichaftlihen Grund, daß es fi empfiehlt — 
und zwar nit nur in ber Kolonie Südweftafrita, ſondern 
in allen Kolonien —, die Finanzverwaltung der Kolonien 
bauernb auf die Zahlen und Beträge hinzuweiſen, die das 
Reich im Intereffe der Kolonien ausgegeben hat, fonbern 
ih habe bafür auch einen politiſchen Grund, insbeſondere 
für Siübmeftafrifa. 

Es tft Ihnen nit unbelannt, daß in der Kolonie 
Sübmweftafrita ein Element unter der Bevölkerung eine 

oße Rolle jpielt, welches wir in anderen Kolonien nicht 
Fer: ich meine das Burenelement! Bei diefer Gelegen- 
heit möchte ich die Aufmerkfamteit des Herrn Solontal- 
bireftord Ienten auf bie Erziehung ber heute im Lande 
heranwachſenden deutſchen Kinder, insbeſondere der Farmer. 
Ih babe ſelbſt ſolche Farmerfamilien getroffen, in denen 
eine Schar bon Kindern war, die aber, durch ben Auf- 
ftand berarımt und ungefähr um alles gebradjt, jegt ihre 
Kinder aufwachſen ließen, wie mir eine Mutter Zlagte, 
mit den Budied, d. h. mit den Böden. Ich weiß wohl, 
daß die Verwaltung einen Fonds geſchaffen bat, aus 
weldem 300 Mark ober ähnliches ſolchen Familien zur 
Unterftügung der Sinbererziehung gegeben werden Zaun. 
MWir können aljo aud nad der Richtung ber Verwaltung 
banfbar ſein; mwefentlihe Punkte find ihr nicht entgangen. 
Aber ich habe Fälle getroffen, wo biefe Summe nit 
auögereiht bat, wo alfo trog biefer Unterftügung bon 
300 Mark die Finder nicht - Windhuk in ein Penſionat 
geihidt werden konnten, wo bie Lebensverhältniſſe zurzeit 
nicht fo. billig find wie in Deutihland. Ich mochte den 
Herrn Kolonialdireftor bitten, — nach dieſer 
Richtung mit Anträgen an ben Reichſtag zu kommen; id 
glaube nicht, daß bei Schul- und Erziehungdfragen, bie 
ja bier gar feine fonfeffionelle Bedeutung haben, er im 
Reichſstage Wideriprud finden würbe. 

Gerade mit der Erziehung ber Kinder habe ih aber 
bereitö die Burenfrage, bie in Süpdweftafrifa eine Rolle 
fpielt, berührt. Sie ift biöher meines Erachtens in ber 
Öffentlichen Erörterung und insbefondere ber bed Reichs: 
tagd mit gemügend in ben Worbergrunb geichoben. 
Wohin man in bem Lande fonımt, überall trifft man ben 
Bur. Dad Burenelement ift feinerzeit durch die Maß— 
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(Dr. Gemler.) 


(4) nahmen des Herrn Generald v. Trotha weſentlich geftärkt 


(B 


—⸗ 


worden; er wollte feine Transporte unbedingt zuverläſſigen 
Trandportführern anvertrauen, wobei fein militäriſches 
Bedürfnis offenbar ftärker war — und gewiß mit Necht, 
wie ich gar nicht bezweifle — als bie Fürforge für das 
deutſche Element im Lande, die er zu wahren ja aud 
nicht die Aufgabe hatte. So ift ed gekommen, daß 
General v. Trotha das geſamte Trandportwefen unter 
den Burenführer v. Marig ftellte, woburd bie Buren im 
ganzen Lande an Stellung, Einfluß und nicht zum 
wenigften an Zahl gewannen. Ich habe 3. B. im Bezirks⸗ 
amt Gibeon, two eine ganze Reihe — wenn id} nicht irre, 
nit weniger ald 300 — Meldungen für Terrain: 
ewährung, für Aushändigung und Vermeſſung bon 
armen borlagen, feftftelen fönnen einen ganz hohen 
Prozentſatz — da id mein Taſchenbuch nit zur Hand 
habe, weiß ich nicht, wie hd ber Prozentfat war — bon 
Burenmelbungen. Ih will darauf aufmerkſam machen, 
dat auch dba bezüglich de Schulunterrichtes den Buren 
gewilfe Vorrechte aus alter Zeit eingeräumt find, die 
meined Gradtend bie ernfte Aufmerkfamfeit der Kolonial- 
verwaltung verdienen, nämlich infofern man fie den Buren 
gegenüber zur Durdführung bringen müßte — eine Frage, 
bie ich nicht entſcheiden Fanın. 

Meine Herren, bie Förderung des Burenelements tft 
dann unter dem Oberften Dahme, dem befannten und 
verbienten Nachfolger des Generald v. Trotha, etwas mehr 
in ben Hintergrund getreten. Diefer in Südweſtafrika 
allgemein beliebte Kommandeur hat es berftanben, das 
deutihe Frachtfahrelement beſonders heranzuziehen, und 
indbefondere durch den Oberften v. Deimling ift diejes 
—— jetzt fortgeſetzt worden, ſodaß in der Tat 
augenblicklich keine Veranlaſſung vorliegt, etwa über dieſe 
anze Sache zu klagen. Aber das Ergebnis iſt, daß die 

enfrage im Lande ganz außerordentlich beachtet ſein 
will; denn es ſteht ganz außer Zweifel: die Afrikander— 
bewegung, bie heute in Südweſtafrika eine große Rolle 
fpielt, ift heute bei der Bewegung des „Het Volk“ im ben 
Vordergrund gefhoben. Das kann ganz offen aus: 
geſprochen werden und fteht mir außer Zweifel: je mehr 
ber Bur geneigt ift, Sübweftafrifa, einſchließlich unferer 
Kolonte, ald eine eigentliche Burenfolonie anzufehen, um 
fo mehr tft es unfere Aufgabe, daß das Neich diejenige 
Kraft gegenüber der Kolonie behält, die es mur irgendwie 
behalten kann. Eine der Kräfte, die in diefer Beziehung 
in Frage fommen, ift dad Geld, tft der Kredit, vielleicht 
eine ber fräftigften Kräfte. Deshalb erlaube ich mir in 
biefem Zufammenhange aud die Aufmerkjamfeit bes 
Herrn Solonialbireftord auf die Erwägung zu richten: 
bie Kronländer nicht ohne Rente, nicht ohne finanzielles 
Band an alle beliebigen Leute zu geben, aud nicht an 
alle Deutihen. Dem einen mag da recht fein, was dem 
andern billig if. Kommt eine große Afritanderbewegung 
in die Kolonie hinein, fo fehen wir auch bei dem Eng— 
ländern, denen dod wohl niemand einen Mangel an 
engliſchem Nationalgefühl zum Vorwurf machen fann, 
daß, wenn fie in bie Afrilanderbewegung bineingehen, fte 
fi als Afrikaner ftärter fühlen als ald Engländer. Mit 
dieſem Vorgange werben wir auch zu rechnen haben, und 
darum tft ed richtig, daß das Deutſche Reich ein finanzielles 
Band gegenüber den Kronländern und gegenüber fünftigen 
Smbabern in ber Hand behält. 

Ih will nur nod darauf aufmerffam machen, daß 
zu meiner Freude mir ber Herr Gouberneur geftattet 
hatte, an einer Sigung be8 Goubernementörat3 in Winbhut 
teilzunehmen. Da mar von einer verſtändigen Seite ein 
Antrag eingebracht worden, daß gem bie Entſcheidungen 
des Oberrichters eine deutſche Rebiſionsinſtanz geftattet 
werben müſſe und zwar entweber beim Neichägericht oder 
beim hanſeatiſchen Oberlandeögericht oder fonft irgendwo. 


Diefer Vorſchlag, der aus dem Wunſche ber Objektivität (CO) 


ber Rechtfprehung hervorging, wurde dankbar aufgenommen 
von mir aus bem anderen Gefihtäpunfte, nämlich, daß 
ih glaube, dab «3 gut ift, wenn aud ein Fräftiges 
Rechtsband die Kolonie auf die Dauer mit dem deutſchen 
Mutterlande vereint. 

Meine Herren, ich will feine weiteren Ausführungen 
maden, da wir e8 bier nur mit Nachtragsetats zu tun 
haben; ich babe aber nicht unterlaffen zu follen geglaubt, 
biefe wenigen Gefihtöpunfte bei der Bahnfrage und dem 
fih daran fließenden Kreditverhältnis zur Geltung zu 
bringen. Ich wieberhole: die Einzelheiten ber Bahnfrage 
werden wir in ber Budgetkommiſſton zu erörtern Ge— 
legenheit haben. 

(Brabo! bei den Nationalliberalen.) 


Bräfident: Der Herr Abgeordnete Lattmann hat 
das Wort. 


Lattmann, Abgeordneter: Meine Herren, wir pflegen 
und Forderungen unferer Kolonialverwaltung vor allem 
barauf anzufehen, wie ihre Annahme oder Ablehnung auf 
die wirtſchaftliche Erſchließung der Kolonie wirken mwürbe. 
Wir wollen in Südweſtafrika feine Beamten: und Soldaten 
Eolonte, fondern ein für unfer nationales Wirtfchaftöleben 
wertvolle Stüd Land, und deshalb kommen wir nad) 
ir Sr Prüfung aud zu einer Zuflimmung zu ben 
jest vorliegenden Nachtragsetals. Die ——— ür die 
Truppen find notwendig, weil eine gedeihliche land» 
wirtfhaftlide und bergbaulihe Erjhliegung des Landes 
in biefer Übergangszeit nur möglich fein wirb unter einem 
genügenden militärtihen Schu. Die Höhe der Soldaten- 
ziffern betreffend, fo vertrauen wir auf biefem Gebiete 
dem ſachverſtändigen lrteil bed Gouverneurs und des 
Truppenführere. Wir fegen Vertrauen in ihr Verſprechen, 
daß bie Zahl ber Truppen, fobalb es irgend geht, 


ermäßigt werden foll. Aus diefen Gründen werben wir (D) 


aud) diesmal wieder wie im Dezember für ben Bahnbau 
ftimmen. Aber maßgebend für diefe Frage ift und bleibt 
fir und immer ber Gedanke für bie wirtihaftlige Er: 
Ihließung bed Bandes. Wir können einer Bahn nur dann 
zuſtimmen, wenn wir bie Gegend, durch die fie führt, 
einer Bahn für wert halten. 

Und das führt uns zu der heiß umftrittenen Frage 
bes Wertes und bed Unwertes bed Südens ber Kolonien. 
Nun ſollte man meinen, für alle biejenigen Abgeorbneten, 
bie im Dezember vorigen Jahres in der Budgetlommiffton 
ben Bortrag des Brofeffors Hahn gehört haben und dazu 
bie Ausführungen des Gouverneurd und des Farmers 
Schlettwein, müßte bie Brage ber Beurteilung bed Wertes 
be3 Südens ein für allemal erlebigt fein. 

(Widerſpruch bei den Sozialdemokraten.) 
Damald Hat aud ein Zweifler an diefem Werte Hipp 
und Kar zugegeben, daß gerade biefe viva vox ber an 
Ort und Stelle geweſenen Sachverſtändigen die Frage des 
Wertes der Kolonie im Sinne ber Kolonialfreunde gelöft 
hätte. Ih bebaure im höchſten Grabe, daß dieſe Rede 
des Herrn Profeſſors Hahn nicht hier im Plenum gehalten 
ift und viel zu wenig in bie breite Öffentlichkeit gelommıen 
it; fie wäre es wirflid wert geweſen. Allerbings bie: 
jenigen, bie nicht belehrt werben wollen auf bem Gebiete, 
die wird man aud mit den allerfhönften Vorträgen und 
mit ben allerfchönften Tatfahen aus der Solonte nicht 
ehr fönnen. Die Sozialdemolratie will gar nicht 
belehrt werben, fie tft ja in folonialen Dingen die reaktionärfte 
Partel, bie es überhaupt gibt. 

(Sehr richtig! rechts und bei den Nationalliberalen.) 
Eine rüdftändigere Auffaffung der folontalen Dinge gibt 
ed überhaupt nicht als in Inner Partei. Nun tft mit 
gs Freude jebem Stolonialpolitifer aus ben lebten 

abltagen in Erinnerung geblieben, wie aud in ben 


Reichstag. — 11. Sitzung. Mittmod ben 6. März 1907. 


(Zattmanı.) 


(A) fleinften Dörfern, weit abgelegen von allem Verkehr, 


(B) 


gerade das Intereſſe an folonialpolitiichen Fragen bei den 
fleinen Leuten unſeres Boltes in fteigendem Wachſen ift. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Und das wirb mit dazu beitragen, die Madt ber Sozial: 
demofratie immer mehr u ihwädhen. Deshalb tft es bie 
Pflicht der SKolonialpolitifer, dies Verſtändnis umferes 
Volkes für Kolontalpolitit weiter auszubilden. 
(Sehr gut! rechts.) 

Sehen Sie, es wird noch mal fo weit fommen, daß 
die Herren Bebel und Lebebour außerhalb bed Reichstags 
vielleicht allein noch auf die Zuftimmung ber Anita 
Augspurg angemwiefen fein werden, die ja borgeftern bier 
in einem großen Bortrage ihre Anfhauung über Stolonial- 
politit in das ſchöne Wort „Nationale Skandale“ zu— 
fammenfaßte. In Ihren eigenen Reihen wirb die Rück— 
ftändigfeit Ihrer Anficht fett verſchiedentlich anerkannt. 
Richard Galwer, ben Sie jelbit biegmal noch als Kandi— 
daten aufgeftellt haben — alfo Ihre eigene Bartet hat diefen 
Mann ald tüchtigen Politiker hingeftellt —, ſchreibt wörtlid: 

Der deutſche Spzialift darf nicht verfennen, daß 
unser Kapitalismus und unfer Unternehmertum 
folonifieren müffen, ſoll Deutſchlands wirtſchaft⸗ 
liche Zukunft dem konkurrierenden Auslande 
gegenüber fichergeftellt werden. Es gibt kein 
zweites Induſtrieland auf der Erbe, dad aus ſich 
ſelbſt einen fo ftarfen Bevölkerungszuwachs ent: 
widelt wie Deutfchland. Wir fehen nun, wie dad 
—— aller anderen mächtigen Induſtrie⸗ 
länder bis zum jüngſten, Japan, herab die Erde 
otfupiert. Da kann die Sozialdemokratie in 
Deutſchland nicht verlangen, das deutſche Unter: 
nehmertum joll hübſch zu Haufe bleiben und feine 
weltpolitifhen Ziele verfolgen. Man wirb dann 
finden, daß dad Vorhandenſein weiterer Kolonien 
bie Lage des Arbeitsmarktes überaus günftig 
beeinflußt hat. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Ein Eingeftändnis der Richtigkeit unferer Anficht, wie wir 
ed gar nicht fchöner wünfhen können, und zugleich ein 
Beweis, wie in Ihren eigenen Reihen Ihre reaktionäre 
Auffaffung nicht geteilt wird von Männern, bie einmal 
tiefer in biefe Ideen eindringen. 

Bor einiger Zeit hat Herr Kollege Baffermann auf 
Herrn Bernftein hingemwiefen. Die Worte, bie ber frühere 
Abgeorbnnete Bernftein geſprochen hat, will io hier auch 
noch verlefen, weil fie nicht Daufig genug in bie breiteften 
Schichten unferes Volkes Hineinlommen können. Bern: 
ftein ſchreibt: 

Liegt gegen bie beutihen Kolonien nichts weiter 
vor, al8 daß fie fih noch nicht bubgetmäßig 
rentieren bezw. ihre Verwaltungskoſten noch nicht 
beden, jo wäre es verberblihe Pfennigfuchleret, 
bie zu ihrer a elder 
verweigern. So viel Mittel hat das Deutſche 

eich ſchon, für einen Kulturzweck — und das 
iſt doch das Erſchließen unkultibierter Länder — 
jährlich etliche Millionen auf Vorſchuß auszugeben. 

Nun hat Herr Bebel, ald von Herrn Bafjermann 
dieſer Teil der Bernfteinigen Ausführungen mitgeteilt 
wurbe, erflärt, Herr Baffermann hätte vergeflen, hinzu— 
zufügen, daß Bernftein aber trogbem zu einer Ablehnung 
der folonialen Forderungen füme. a füge ich Hinzu, 
daß dann Herr Vebel vergefien hat, einen weſentlichen 
Sat des Herrn Bernftein mitzuteilen: Bernftein jchilt 
nämlich bie kurzſichtige und rein äußerlihe Auffaffung 
einer Partei in der folonialen Frage, bie man glaubte 
mit faulen Wien über Dernburgs umgelippte Dattelttfte 
abtun zu können 

(hört! Hört! rechts und bei ben Nationalliberalen); 
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und trogdem glaubte Herr Bebel als Haupttrumpf gegen (C) 


bie jegige Kolonialverwaltung in ber vorigen Woche diejen 
faulen Wig und aud bier vortragen zu follen. Und 
Bernftein bat geftern abend noch einmalimit aller Dent- 
lichkeit in einer Berfammlung bier in Berlin zu folontalen 
Fragen Stellung genommen: er halte ed auch heute für 
verfehrt, daß jeitend einer Partei die afritanifchen Kolonien 
als wertlofe Sanbmwüfte bezeichnet würden; es ſei nicht 
abzuleugnen, daß dieje Kolonien Baummolle, Hanf, Kakao 
und andere Produkte liefern können. Man könne eine Ent- 
widlung jener Landſtriche nicht für ausſichtslos erflären. 
(Hört! hört! bei den Natiomalliberalen und rechts.) 
Das wergwerfende Urteil ber Genofjen über die Kolonien 
babe body der Partei im Wahlkampfe ungemein geſchadet 
(jehr wahr! rechts), 

ba bie Gegner in ber Lage geweſen ſeien, durch 
ftatiftiihed Material” die Behauptungen ber fozial- 
bemofratiichen Redner zu entkräften. 


(Sehr gut) 
Das tft ein u. Anerfenntnis, daß bie ei er 
auf eg ebiete mit laufen in den Wahlkampf hinein: 
gezogen iſt. 
(Sehr gut! rechts und bei den Nationalliberalen.) 
Wenn num aber Herr Bebel in voriger Woche nochmals 
die Dattelkifte unferem Herrn Kolonialdirektor vorgeworfen 
bat, fo iſt es intereffant darauf zurüdzufommen, weil 
dieſe Geſchichte mit der Dattelkifte eine viel gröbere Be: 
beutung im Wahllampf angenommen hat, als vielleicht 
ber Erzähler jelber weiß. Der Herr Kolonialdirektor e 
am 8. Januar 1907 bier auf Deranlaffung einer freien 
Vereinigung von Gelehrten und Künſtlern in Berlin einen 
Vortrag gehalten und dabei als nebenfählihen!Sas, ald 
Beifpiel der Fruchtbarkeit des Bandes Sübweftafrifa gefagt: 
Eine dor mehreren Jahren verloren gegangene 
Kiſte getrodneter Datteln, die auf ben Weg ge: 


fallen war, zeigt dem erftaunten Wanderer jet (D) 


3 Meter hohe Dattelbäume, die ſchon anfangen, 
Früchte zu tragen. 
Was machte nun die Sozialdemokratie im SKampfe gegen 
ben Bahnbau in Südweſtafrika aus biefem Sak? Ein 
Flugblatt, von dem Parteivorftand unterfchrieben 
(hört! hört! bet den Nationalliberalen), 
alſo gr bon Herrn Bebel und auch wohl von Herrn 
Singer, ſchreibt: 
Als das jübifhe Volt, wie die Sage erzählt, 
Agypten verlieh und in der Wüfte wanderte und 
Gefahr lief, zu verburften, ſchlug Mofes an einen 
Bellen, woraus eine Quelle fprang und Menſchen 
und Vieh rettete. Das war ein Wunder. 
Als die Deutihen nad u a aogen, 
um zu folonifieren, entdedten fie, dab es feinen 
Baum dort gab, deſſen Blätter ihnen Schatten 
Ipendeten, und beifen Früchte fie ftatt bes 
fehlenden Waſſers labten. Und ſiehe da, es 
wollte der Zufall, daß ein Kiſtchen bertrodneter 
Datteln verloren ging und, was niemand geahnt 
und für möglich gehalten, ** in der dürren 
Steppe Südweſtafrikas ſchöſſen drei Meter hohe 
Dattelpalmen auf und fingen ſogar an, Früchte 
zu tragen. Das ift auch ein Wunder. So haben 
wir nach Herrn Dernburg alle Ausficht, in 
Südweftafrifa fünftig umter Dattelpalmen zu 
wanbeln. 
Was bebeutet denn biefer Spott eigentlih? Doc 
nur, Herr Abgeordneter Bebel, dab Sie als Stabtfind 
feinen Begriff vom Wachstum der Pflanzen haben. Seber, 
der auf dem Lande gelebt und Gartenbau getrieben hat, 
weiß, auf welch wunderbare Weiſe, an wel wunderbaren 
Stellen Körner und Kerne mandmal zum Gedeihen fommen. 
(Sehr richtig! rechts.) 
40* 
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(A) Und in Südweſtafrika auf der Miffionsftation Hoachanas, 


(B) 


auf der Milttärftatton Otjimbingwe, in Windhul und an 
einer Reihe anderer Pläge wadhien Dattelpalmen und 
bringen bort Früchte. Nun glaubt der Herr Abgeordnete 
Bebel, aus dieſem Beiſpiel hließen zu follen auf eine 
übermenſchliche Phantaſie des Leiter unferer Kolonial⸗ 
politit unb will ihm deshalb feinen Glauben fchenfen bei 
allen Fragen, die die Kolonialpolitik angehen. 

Ich möchte allerdings als Kolontalfreund die Bitte 
an ben Herrn Kolonialdireftor richten, feine Phantaſie 
bier und da etwas in ben Zügel zu nehmen. Ich erkenne 
jehr willig an, daß die Vorträge, die der Herr Kolonial« 
Direftor in der Mahlzeit gehalten hat, ein wertvolles 
Material für die gefamte Behandlung der Kolonialpolitit 
in der Gegenwart und auch eine Grundlage für Die 
Zukunft bieten. Aber ich muß doc zugeben, daß er an 
einzelnen Stellen etwas zu rofig die Berhältniffe in Süd— 
weitafrifa geſchildert Hat, und das ift fehr gefährlich, 
gerade wenn man barangeht, die weitere Offentlichteit 
über den Wert biefer Kolonte aufzuklären. Da follen wir, 
bie wir uns mit Stolz SKolonialfhwärmer nennen — 
Kolonialfhwärmer im richtigen Sinne des Wortes —, 
und möglihft fühl und frei von Phantafie halten. In 
ben Vorträgen, bie hier in Berlin und in Frankfurt ge: 
halten find, heißt es zum Beiſpiel: 

Ich will deshalb von ben zahlreichen Goldfund- 
itellen in Südweftafrifa nicht fprechen. 
Es mag ja jein, daß die Golbfundftellen in Tester Zeit 
zahlreiher geworben find; aber fo in dieſer Knappheit 
diefen Sag auszuſprechen — id glaube, das gibt ber 
Offentlichkeit heute ein falſches Bild. 

Dann möchte id mid) verwahren gegen einen Sak 
auf Seite 20 biefer Broſchüre „Zielpunkte des deutſchen 
Kolonialweſens“. Da heißt e8: 

Der Zerfplitterung unſeres Grundbeſitzes in 
Deutſchland wird in gewiſſer Weiſe entgegen: 
gearbeitet. Denn ſchon jeht tft eine Anzahl von 
zweiten Söhnen beffer geftellter Landwirte teils 
unterwegs, teil$ bereit, nah Sübweftafrifa und 
in andere umferer Kolonien auszuwandern und 
dort neu zu beginnen, um eine weitere Zerfplitterung 
bed heimiſchen Familienbeſitzes zu vermeiden. 
Die Bewegung iſt ſehr ausſichtsvoll, wenn man 
bedenkt, daß Länderfireden in MWeftafrifa von 
eineinhalbmal der Größe bed Deutſchen Reichs 
für Weiße befiebelungsfähig find. 

Meines Erachtens gibt diefe Darftellung ein falfches 
Bild von Südweſtafrika. Es ift zurzeit nicht anzunehmen, 
daß dad geſamte Sübmweftafrifa jegt ſchon befiedelunge- 
fähig wäre ober im abfehbarer Zeit fein könnte, und ich 
glaube nicht, dab man zur Vermeidung der Zerfplitterung 
unfered Grunbbefiges auf die Abwanderung nah Süd— 
weitafrita in den nädjften 10 bis 20 Jahren hinweiſen 
kann. Dazu wird bie Zahl der Abwanderer doc nicht 
groß genug fein können. Ich hielt es für meine Pflicht, 
gerabe als Stolonialfreund davor zu warnen, bie Verhält: 
niffe zu rofig binzuftellen. Nun werben ja die Zweifel 
über die Fruchtbarkeit oder Unfruchtbarkeit Südweſtafrika 
immer noch hin» und hergeben. Da tft es interefjant, an 
einem Beifpiele aus Amerika zu fehen, wie andere Länder 
ausgeliehen haben, che fie unter Solonifationsarbeit 
genommen wurden. Aladfa ift lange Zeit als ein Land 
angejehen worden, wie ed trauriger gar nicht fein könnte, 
und als im Jahre 1867 Alaska feitens Amerikas den Hufen 
um 7 Millionen abgefauft wurde, begegnete bie Vorlage 
im amerifanifhen Kongreß dem beftigften Widerſpruch. 
Es wurde geſagt, gemau jo wie jegt über Südweſt: 

Alaska ift ein unwirtliches, elendes, gottverlaffenes 
Land. Man jolle den Ruſſen das Geld geben 
und fie bitten das Land zu behalten. 











Das war die Anfiht damals, und jetzt bringt Alaska (C) 


jäbrlih allen an Welzhanbel und Flihfang einen 
größeren Ertrag auf als damald bie ganze faufjunme 
des Landes betrug. 

(Hört! hört!) 


Dieſes Belfpiel könnten wir verzehnfachen, wenn wir in 
bie Kolonialpolitif anberer Länder hineinfehen. 

Nun die Gingeborenenfrage, Die aud bom Herrn 
Kolonialdireftor angefchnitten wurde, namentlich unter 
Hinweis auf das Unterwerfungsabkommen zwiſchen Eftorff 
uud ben Bondelzwarts. Ich ftinme dem Abgeordneten 
Semler bei, daß indiejem Ablonımen ein menfchenfreundliches 
und durchaus vernünftiged Vorgehen bes Oberften v. Deim— 
ling liegt. Ich ftehe nicht auf dem Standpunft derjenigen, 
die diefes linterwerfungsablommen tabeln und ſogar den 
Wunſch ausgefproden haben, man jolle den ganzen 
Hottentottenftamm in eine andere Kolonie verpflanzen. 
Die Stellungnahme des Herrn Solontaldirettord auf dem 
Gebiete der Gingeborenenfrage iſt fo, daß wir ihr tm 
vollem Umfange zuftimmen fönnen. Nun tft im Oktober 
vergangenen Jahres in Windhuk eine Verhandlung des 
Goudernementäratd gewefen, in ber bie Verhältnifle der 
Eingeborenen und Verordnungen fie betreffend zur Sprade 
gelommen find, und man fann fi nur freuen, wenn man 
diefe Verhandlungen Lieft, weil fie jowohl ſeitens der 
Farmer wie aud ber Milftonare getragen werden bon 
dem Beftreben, ſich gegenfeitig zu nähen 63 ift al 
Grundfag auch von den Farmern Gerechtigkeit den Ein- 
geborenen gegenüber in ben Vordergrund geftelt. Man 
fann nur wünfchen, daß dieſes Verſtändnis für die Be— 
handlung der Eingeborenenfrage aud in den Streifen ber 
Farmer immer mehr zunimmt. 

Nun zum Schluß noch einiges über das Darlehns- 

eſetz. Wir haben mit großer freude der Einführung des 
Dariehnögefeges entgegengejehen. Schon damals, als in 


ber Budgetlommiffion jeitend des Zentrums dieſer Vorſchlag (D) 


hineingeworfen wurbe, babe id zum Ausdruck gebradit, 
daß damit dem Gedanken Rechnung getragen wird, ber 
von unferer Seite feit langem bei den Bahnbauten in 
den Kolonien immer wieder in dem Vordergrund geſchoben 
it. In 53 des Geſetzes heißt es mm: 
m Verkehrsbezirke der Eifenbahn find die Grund- 
eigentümer zu einer ihren Jutereſſen an ber 
Bahn entſprechenden Leiftung & unften bes 
Schußgebietes heranzuziehen. Es kann verlangt 
werben, daß bie Leiltung in Form von Land» 
abtretung erfolgt. 
IH muß anerkennen, daß es nicht gut möglich tft, im 
biefem Paragraphen zu fpezialifieren, in welder Höhe 
und nad welder Richtung hin dieſe Leiftung zu erheben 
wäre. Das läßt fih von hier aus niht machen. Dazu 
muß man bie örtlichen und jeweild wechjelnden WVerhält- 
niffe im auge haben. 

Es ift in der Begründung auf bas Beifpiel ber Togo- 
bahn Hingewiejen worden. Auch da hat man ja Beiftungen 
ber Anlteger und Interefienten auögemadt. Vielleicht 
wäre es intereffant zu erfahren, in welchem Umfang, nad) 
welden Grunbjägen man in Togo bieje Leiftungen auf: 
gebradht Hatte. 

Wir möchten aber vor allem bie Bitte ausſprechen, 
bei Feſtſetzung der Leiftungen der Intereffenten vor allem 
auf die Wertzuwachsſteuer zurüdzugreifen. 

(Sehr richtig! bei der Wirtſchaftlichen Vereinigung.) 
Den Gedanken ber Bodenreform einzuführen, ift feit langer 
Zeit ein Wunſch unferer Kolonialfreunde, und, ich glaube, 
gerade in ben ſtädtiſchen Gebieten von Lüderigbucht haben 
wir bie befte Gelegenheit, einmal den erften Schritt auf 
biefem Gebiete zu tun. Dann werden wir aud) der Ge— 
fahr der Bodenſpelulation in Lüderitzbucht entgegentreten. 

(Sehr ritig!) 
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(Zattmann.) 

Ih habe jhon vor 3 Jahren, ald der Ausbau des 
Hafens von Lüderigbucht Hier in frage fam, darauf Hin- 
gewiefen, baß jede 100000 Mark, die wir in ben Hafen 
von Lüderitzbucht bimeinfteden, Gefahr Itefen, in anderer 
Form wieber in bie Tafche der Bodenfpekulanten hinein- 
zufließen. 

(Sehr richtig! bei der wirtihaftlihen Vereinigung.) 
Ih Habe vor zwei Jahren einzelne Beiſpiele angeführt. 
Es ift mir damals von ber Solonialverwaltung ver: 
fproden worben, man wolle auf diefe Frage achtgeben. 
Ih möchte jetzt nochmals dieſe dringende Bitte aus— 
fpreden, — und wir haben nad ber Stellungnahme 
des jetzigen Stolonialdireftord Hoffnung, daß dieſe 
Anregung aufgegriffen wird. Die Bodenſpekulation in 
Lüderitzbucht gewinnt durch den Ausbau der Bahn 
ohne weiteres an neuem Nährboden; fortwährend kommt 
neuer Zuſtrom nach Lüderitzbucht hinein, und wir ſtehen 
dort vor der Gefahr, daß Lüderitzbucht ein Ort der inter: 
nationalen Bevölkerung wird. Es wird fchon in der 
amtlihen Denkfchrift über die Verhältniffe unferes Schup- 
gebietö dieſe Gefahr der Entwidlung bed Südens, 
namentlich in Lüderitzbucht vor Augen geführt, und das— 
felbe werben wir im Seeimandhoop haben am Ende der 
Bahn, wenn nicht zeitig ein Riegel vorgeſchoben wirb. 
Die Einwanderung kapländiſcher und ruffifcher Juden, 
eine Einwanderung, die die Denkſchrift ſelbſt als eine 
„Einwanderung verbrecheriſcher Elemente, höchſt zweifel⸗ 
hafter Elemente“ darſtellt, eine Einwanderung, die und 
nach dem Etat ausdrücklich neue Ansgaben auferlegt für 
den Bau von Gefängniſſen, von Gerichten in Lüderitz⸗ 
bucht ufw., gegen dieſe Einwanderung ift meines Erachtens 
bie Verordnung gegen die unzuläffige und gefährliche 
Einwanderung, bie im vorigen Jahre in Südmeftafrifa 
erlaffen worden tft, nicht genügend ſcharf. Doc denke ich 
auf biefe Frage bei ber Beratung in ber Kommiſſton 


(8) zurüdzufommen. Doch ſei ed fchon heute gejagt. 


te Einwanderung dieſer Elemente in den Süben ber 

Kolonie, die Verſtärlung namentlich auch des englifchen Ein- 
fluſſes ift für die Zulunftsentwicklung von dem allergrößten 
Bedenken. Wir jollen uns doch darüber Zar fein, daß 
wir und in der Zukunft in Südweſtafrika nur auf unfer 
eigen Fleiſch und Blut verlaffen können 

(jehr Katie), 
und daß bie zufünftige Entwidlung in Südweſtafrika 
unbedingt getragen fein muß bon eimer ftarfen Vertretung 
nationaler Intereſſen. 

(Bravo! rechts.) 


Bizepräfibent Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Erbpring zu Hohenlohe-Qangenburg. 


Erbprinz zu Hohenlohestangenburg, Abgeordneter : 
Meine Herren, namens der Reichspartei habe ich zu er: 
Hlären, daß meine politifchen Freunde dem von bem Bunbes- 
rat vorgelegten ——* in voller Höhe zuzuſtimmen 
beabſichligen. Es iſt nicht meine Abſicht, bei dieſer Ge— 
legenheit auf allgemeine kolonialpolitiſche 3 einzu⸗ 
* möchte aber doch auch meinerſeits der Freude 
und ber Befriedigung Ausdruck geben, daß ber Krieg, 
welcher dem beutichen Baterlande fo große Opfer an 
Gut und Blut gekoftet Hat, nunmehr als beenbigt anzu—⸗ 


ſehen ift. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Es ift heute vielfah von ben Leiftungen unferer 
Truppen und ihres Führers bie Rede geweſen. Alle 
Rebner, bie heute zu Wort gefommen find, haben über: 
einftimmend ihre große Bewunderung und Anerkennung 
diefen Tapferen gezollt, welche für bie Ehre des Bater- 
landes braußen geblutet und ſich allen Anftrengungen 
ausgejegt haben. Ich glaube, es ift kaum notwendig, 
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bier noch ein Wort hinzuzufügen. Wir alle find ja in (C) 


biefer Beziehung einig, ohne lnterfchted der Partet. 
(Sehr richtig! umb brabo! rechts.) 

Und wenn wir und jegt des wiebergewonnenen ficheren 

Zuftandes in dem Schußgebiete erfreuen dürfen, jo ber: 

banfen wir dad ganz fiherli dem braven Truppen, die 

ba draußen gefämpft haben. 

(Sehr richtig! rechts und bei den Nationalliberalen.) 
Es ift zu verftehen, daß fie alle, welche diefe Strapazen 
durchgemacht haben, die Sehnfuht nad) Trieben em- 
pfanben, von welder der Herr Abgeordnete Semler vorhin 
ſprach, und ich meinerjeitö möchte gewiß dem Kommandeur 
der Schugtruppen daraus feinen Vorwurf machen, daß er 
einen Frieden abgeihloffen hat, wie er und vorliegt 

(ſehr richtig! recht), 
wenn auch anzuerlennen ift, daß ber jetzige Zuftand ge: 
wifle Gefahren für bie Zukunft in fi birgt und uns 
bazu mahnt, vorſichtig zu fein und nicht zu früh mit dem 
Borfihtämaßregeln aufzuhören ’ 
(jehr richtig! rechts), 
welde für notwendig gehalten werden, und zu beren 
Fr. ja die Nachtragsetats zum Teil dienen 
ollen. 

Metner Anfiht nach ift die Bewilligung der Nachträge, 
welde und vorgelegt worden find, für biefed hohe Haus 
gewiffermaßen eine Stonfequenz aller derjenigen Be: 
willigungen, welde im Laufe der Fahre für Südweſt— 
afrita gemacht worben find. Es find ja enorm hohe 
Summen bewilligt worden. Wenn auch die verfchiebenen 
Abſtriche abgerechnet werben, jo haben wir es doch mit 
Summen zu tun, bie in bem ——— des Reichs eine 

anz bedeutende Rolle ſpielen, die unſer Vaterland 
nanziell hoch belaſtet haben. 
(Schr wahr! rechts.) 
Einerfeit3 find gewiß biefe Summen in der Erwägung 


bewilligt worben, daß tatjählid bei biefem Kriege es (0) 


fih um unfere Waffenehre handelte, daß ein einmal be— 
gonnener Krieg nicht ohne weiteres aufgegeben werben 
durfte, weil er dem Deutſchen Reich zu viel Geld LZoftete. 
Das iſt ein Geſichtspunkt, der ganz ſicherlich alle Beachtung 
berbient, der jedem Patrioten warm am Herzen liegen 
muß. ber, meine Herren, es wäre bod traurig, wenn 
wir unfere Waffenehre an ein ganz nutzloſes Objekt ge: 
wendet hätten, wenn wir uns fagen müßten: die Summen, 
die ausgegeben wurben, find zwar jehr ſchön und gut, 
wenn man an biefe Waffenehre denkt; fie finb aber ge— 
wiffermaßen als hinausgeworfen anzufehen, wenn man 
prattifche Erwägungen anftellt, wenn man von dem Wert 
bes Schußgebietes ſpricht, von dem Gewinn, ben eventuell 
das Baterland fpäter aus diefem Schußgebiete erwarten 
fann, für welches fo Hohe Summen audgegeben worden find. 
Ich babe bie Überzeugung, daß wir um ein wertvolles 
Gut da draußen gekämpft Yan Es wirb ja vielfach 
darüber geftritten, und id glaube, daß die Meinungs- 
verichtedenheiten über biefen Punkt wohl nod) jehr viele 
Jahre andauern werben. Es liegt in der Natur der Sache, 
daß eim großes Gebiet, welches nur zum geringen Teile er: 
[ülofien ! „welches nur mangelhaft erforjchtift, mit bezug auf 
feinen wirtſchaftlichen Wert zu Streitigleiten, zu Meinungs: 
verfchiedenheiten Anlaß gr wird, bis Beweiſe vorliegen, 
baß ber wirtſchaftliche Wert wirklich vorhanden if. Ich 
aube, wir werben erft dann zu einer Übereinftimmung 
nmen, wenn wir wirklich die Erfahrung gemadjt Haben, 
daß zahlreiche Deutſche fih dort angefiedelt und wirklich 
ein lohnendes Unterfommen gefunden haben. Bis bahin 
werben wir uns mit einer gewiflen Wahrjcheinlichtettä- 
berechnung begnügen müffen, einer —— die aller⸗ 
dings nach meiner Anſicht viel Wahrſcheinlichkeit für ſich 
bat. Wenn man aber der Überzeugung iſt, daß bem 
Schutzgebiete ein Wert ftedt, wenn man glaubt, daß es 


(B) Deutihen Re 
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(Gröpring zu Goheniohe-Langendurg.) 


(a) unrecht wäre, alle bie hohen Werte, bie wir für Siübmeft- 


afrifa audgegeben haben, umfonft auszugeben, auf eine 
Berzinfung und auf eine almählide Zurüdzahlung im 
Saure der Jahre und Jahrzehnte zu verzichten, Dann muß 
man auch etwas unb zwar etwas Erhebliches dafür tum, 
um biefe Berzinfung und almählihe Amortifation zu 
ermöglichen, um dem Schußgebiet bie Möglichkeit zu Schaffen, 
fih zu entiwideln. 

Diefen Zweck haben die Nachträge, bie uns vorgelegt 
er Einerſelts muß man den Anfieblern, die bort Werte 
chaffen ſollen, die Möglichkeit geben, in Sicherheit ihrem 
Berufe nachzugehen, andererfeit3 muß man ihnen aud bie 
Bedingungen jchaffen, um ihre Produkte zu verwerten. 
Daß die Sicherheit des Schubgebietes, wenn fie aud im 
Vergleich gegen dad vorige Frühjahr und den Sommer 
weſentlich geftiegen ift, doch noch nit eine bollftändige 
ift wie bet und zu Haufe, bad wird fein Menih be- 
fireiten. Wir brauden alfo eine — noch erhebliche 
Anzahl Truppen da draußen, damit unſere Anſiedler ihre 
Betriebe wieder beginnen und fruchtbringend weiter ent— 
wideln können. 

Was die Zahl der Truppen betrifft, ſo möchte ich 
mir hierüber ein Urteil nicht erlauben. Wir haben in 
dem Schußgebiet einen bewährten Gouverneur und einen 
Truppentommandenr, ber lange Zeit gegen ben Feind 
gekämpft hat, feine Eigenfhaften und feine Stärke kennt 
und deshalb in ber Lage iſt, zu beurteilen, wiebiel Truppen 
wir gebrauchen, um den noch latenten MWiderftand tm 
Laufe der Zeit völlig zu überwinden. 

(Schr richtig! rechts.) 

Ich glaube, daß ſowohl der Gouverneur als aud) ber 
Eruppenfommandenr fid) der ſchweren Verantwortung wohl 
bewußt find, die fie ber Nation gegenüber tragen, wenn 
fie und Vorſchläge machen über bie Höhe der Truppen. 
Sie wiffen — daß es ſich hier um die Mittel des 

chs, um die Mittel des deutſchen Steuer- 
aa banbelt, und fie werben ſicherlich nicht Teichtfinnig 
und umbegrünbeterweife eine höhere Zahl als notwendig 
angeben, alö fie nad ihrem beften Wiſſen und Gewiffen 
verantworten Lönnen. Diefes fefte Vertrauen habe ich zu 
den Herren, bie braußen bie Verantwortung tragen. 

(Sehr richtig! rechts.) 

30 glaube de&halb, daß wir, ohne und unferer Ber: 
antwortung als Reichstagsabgeordnete zu entäußern, rubig 
auch die Höhe der Nachträge als richtig anerkennen können, 
die nad) forgfältiger Prüfung und vorgelegt worben find. 
Denn wir müffen und babei aud) der Verantwortung be— 
wußt fein, bie wir den Anfteblern gegenüber tragen, welche 
binandgehen, um bad Scußgebiet für unfer Vaterland 
nugbringend zu geftalten. . 

Ich babe es mit Iebhafter Freude begrüßt, daß ber 
Herr Kolontaldireltor es verftanden hat, als die Zuftände 
im Schußgebiet fi) wieder normal zu geftalten anfingen, 
das deutſche Kapital im fo ausgiebiger Weife — * 
wie man von allen Seiten erfährt, und wie er ſelbſt es 
heute beſtätigt hat. Ich glaube, daß das in dieſem Moment 
notwendig war. Es handelte fi darum, im beutichen 
Baterlande das Vertrauen zu dieſem Schupgebiete zu er- 
weden und zu befeftigen, und e3 ift dem Herrn Kolonial⸗ 
diretor gelungen, in dieſer Richtung Erfolge zu erzielen, 
die nur mit Befriebigung begrüßt werben können. 

Brabo! recht.) 

Ich habe es aber auch zu begrüßen, wenn ber Herr 
Stolonialdirektor fagte, daß man bod deu Strom ber &in- 
wanderung nah Sübdweftafrita einigermaßen einbämmen 
möge. Ich glaube, daß er damit ben Vorwürfen, melde 
ihm gemacht worden find, er habe etwas übertriebene 
Hoffnungen erwedt, am beften entgegengetreten ift und 
dad Vertrauen, welches ihm entgegengebracht wirb, dadurch 
nur gefeftigt hat. Wenn bie Anftebler in unferen Schug- 








gebieten weiter forttommen jollen, fo brauchen fie, abgefehen (0) 


bon ber Sicherheit für Leib und Leben, von welder id) 
vorhin ſprach, und welche bie Truppen ihnen garantieren 
follen, aud die Möglichkeit, ihre Betriebe fruchtbringend 
zu entwideln. Um das zu tun, halte ich es für eine 
unerläßlide Vorbedingung, daß in dem Schubgebtete die 
Verfehrömittel auögeftaltet werben. Es wäre meiner 
Anfiht nah ganz umfonft, erwarten zu wollen, daß ſich 
irgend ein Schutzgebiet auf die Dauer gut entwideln 
follte, wenn wir ihm bie Verfehrömittel nicht ſchaffen. In 
den Schußgebieten anderer Nationen ſind überall Etfen- 
bahnen, Straßen ufw. gebaut worben, und fie machen uns 
buch dieſe Verkehrseinrichtungen, in denen fie und weit 
voraus find, eine immerhin nicht zu unterfhägende Kon— 
furrenz. Wir bleiben Hinter ihnen zurüd; nicht nur bie 
Verhältniffe innerhalb des Schußgebietes felbft, fondern 
bie Berhältniffe unferer Schußgebtete im Vergleich zu denen 
anderer Nationen werben entichieben notleiden, wenn wir 
nicht allmählih ben Vorfprung unferer Konkurrenten nad: 
holen. Die Bahn, weldie und bier —— die Bahn 
bon Kubub nad Keetmanshoop, iſt meines Erachtens eine 
der Vorbedingungen, ohne welche die Kolonie nicht ge— 
deihen kann, und ohne welche alle die Mittel, welche für 
bie Stolonie und ihre Pazifizierung aufgewendet find, ge: 
wilfermaßen binausgeworfenes Gelb fein würden. 

In ber Dentfchrift ift erläutert, welche Erſparniſſe 
bie Eifenbahn bringen wird, es ift erläutert, welche wirt: 
ſchaftlichen Vorteile fie unferen Anfiedlern bringen wird, 
e3 wird ſogar herausgerechnet, daß fie mit ber Zeit einen 
Ertrag bringen wird. Ich brauche mich hierauf nicht bes 
näheren einzulaffen, da meiner Anfiht nad die Denk: 
fchrtften den erwünſchten Auffhluß geben. Ih möchte 
aber nicht unterlaffen, der Überzeugung meiner polittihen 
Freunde Ausdruck zu verleihen, daß wir bier vor Negie- 
rungsvorlagen ftehen, welche für bie Entwidlung unferer 
ga und damit für die Zukunft eines 
Teils unferer nationalen Entwidlung überhaupt von höchſter 
Wichtigkeit find, und dab ed und eine —— iſt, 
daß fo bald nad dem Zuſammentritt bes neuen Reichstags 
biefe wichtigen Vorlagen von ben verbündeten Regierungen 
eingebradjt worden find. 

(Bravo! rechts und bei ben Nationalliberalen.) 


Bizepräfident Dr. Paaſche: Dad Wort hat der Herr 
Abgeordnete Kopſch. 


Kopie, Abgeordneter: Meine Herren, bem Beifpiele 
bed Herren Borrebnerd und des Herrn Abgeordneten 
Fehrenbach folgend, verfage ich es mir, in diefem Augen— 
blick auf Fragen einzugehen, bie bie Kolontalpolitif tm 
allgemeinen betreffen, welche richtiger, fadhgemäßer und 
ausführlicher bei der Kolonialdebatte im Anſchluß an den 
Etat zur Verhandlung kommen werden. Die fragen ber 
Gifenbahnpolitit, der Burenpolitif, des Konzeffionöwefens 
an Landgefelihaften, aud die frage der Einwanderung 
in unfere Schuggebiete werben wir ausführlich noch fpäter 
zur Beiprehung bringen können. Dem Herrn Abgeorbneten 
Lattmann gegenüber bemerfe ich aber ſchon jegt, daß wir 
bei ber Frage ber Einwanderung nit nad) dem Glauben 
ber Einwanderer fragen werben. 

(Sehr richtig! linls.) 


Die Mitteilung des Herrn Kolontaldirettord über die 
Beendigung ber nbjeligfeiten in Sübmeftafrifa be: 
grüßen auch wir mit Freuden. Die lUnterwerfungs- 


bedingungen, bie den Bondelzwarts auferlegt worden find, 
erachten wir als durchaus ſachgemäß. Humane Friedens: 
bedingungen liegen ſowohl im Intereſſe der eingeborenen 
Bepdlferung ald auch im Imtereffe einer fchnellen Herbei- 
— von ri und Orbnung in ber Solonie. 

a 


5 nun bie beiben zur Debatte ſtehenden Nadtrags- 
etat3 felbit anbetrifft, jo * ich namens der Fr ir 


oßen (D) 
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Kopſch.) 


ia) Parteien zu erflären, daß wir ben Nachtragsetat für bie 


Unterhaltung der Truppen in Südweſtafrika für 1906 
wie aud) ben Nachtragsetat für den Bau der Bahn von 
Kubub nad Kſteeimanshoop bewilligen werben. Diefe 
unfere Haltung entipriht durchaus unferem Verhalten vor 
Auflöfung des Reichſtags am 13. Dezember des Bor: 
jahred. Der Antrag Ablaß, den wir feinerzeit anläßlich 
des Nachtragsetats für Südweſtafrika einbracdten, ver: 
folgte bie doppelte Tendenz, einmal bie Negierung zur 
nötigen Sparfamfeit im Intereffe der Steuerzahler an- 
zubalten, anderfeit3 aber bemühte er fi, der Regierung 
auch) denjenigen Spielraum zu laffen, beifen fie nach pflicht- 
gemäßem Ermeffen bebarf, um Ruhe und Orbnung im ber 
Kolonie in rechter Weiſe herzuftellen. Diefe boppelte 
Tenbenz bed Antrags Ablaß ift auch fettens des Herrn 
Reichskanzlers in feinen Ausführungen anerfannt worden, 
er hat biefen Antrag ald eine glückliche Löfung in bem 
MWiderftreit zwifchen ben Intereffen der Steuerzahler und 
der erforberlihen Bewegungsfreiheit ber militäriſchen 
Inftanzen erflärt. Inzwifchen hat die Regierung ihrer 
Sufape entfproden und die Truppenzahl in Südweftafrifa 
verminbert; fie ift fogar über ihre Zufage, eine Ber: 
minderung bis auf die Zahl 8000 bis zum 1. April dieſes 
Jahres herbeizuführen, Hinausgegangen und Hat eine 
weitere Verminderung ber Truppenzahl auf 7400 Mann 
in Ausficht genommen. Zu unferer Freude hat auch ber 
Herr Kolonialbireftor fir den Sommer diefes Jahres eine 
weitere Reduzlerung ber Truppenzahl und zwar in 
erheblichem Maße in Ausfiht geftel.e Der Herr 
Kolonialdireftor Hat Zahlen nad dieſer Richtung 
genannt; aber er hat doch durchblicken 
aß er auch für bie 3 


(Sehr richtig! Tints.) 
Hierbet möchte ich die Frage an ben Redner ber Zentrums: 
bartei ftellen, wie Sie in Zukunft die Frage einer fändigen 
Zruppenmadt in ben Kolonien geregelt wiſſen möchten. 
Herr Fehrenbach Hat erflärt, daß bad Zentrum außer ben 
2500 Mann, bie es in feinem Antrag feftlegen wollte, 
aud für eine Polizeimacht einzutreten bereit wäre. In 
den früheren een Dale ift dieſe Auffafjung, wie fie 
beute durch den Herrn Kollegen Fehrenbach dargelegt ift, 
nicht in die Erſcheinung getreten. 
(Wiberfprud in ber Mitte.) 

Der Herr Rolonialbirektor nr hat bie Kite 
der Polizeitruppen näher erörtert und dabei ausgeführt, 
daß keineswegs bie Genbarmerie billiger jet als bie Inter: 
haltung von Truppen in ber Kolonie. Ich weiß nicht, 
auf welche Berehnung der Herr Rolonialbireftor dieſe 
Ausführungen geftügt hat. Nach früheren Darlegungen 
foftet die Unterhaltung eines Mannes derSchugtruppe zurzeit 
10. 000 Mart; fie foll, wenn bie Bahn bis Keetmanshöop 
fertiggeftellt ift, fünftighin nur nod 5» bis 6000 Mart 
toften. Der Herr Kolonialbireftor hat aber ſelbſt bie Vorzüge 
ber Poligetmannfhaft vor den Schugtruppen anerkannt; 
er hat —— daß die Polizeimannſchaft dauernd im 
Lande bleibe, daß fie bie Umgebung kennen lerne und ſich 
eine eingehende Perfonentenntnts erwerbe, und baß infolge: 
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befien weniger Polizeimannſchaften als Schustruppen 
nötig ſeien. Angefihts diefer Erwägungen frage ih mic 
bodh, weshalb die lnterhaltung von Schugtruppen billiger 
fein fol als die Unterhaltung von Polizeimannſchaften 
und Gendarmen. Auch möchte ich darauf hinweiſen, daß 
Herr Gouderneur v. Lindequift feinerzeit in der Kommilfton 
alle Ausgaben für die Unterhaltung von Schußtruppen 
als unwirtfhaftlihe bezeichnete; fein Beftreben fei es, 
fobald wie irgend angängig, jegliche Schuktruppe aus dem 
Schußgebiet zu entfernen und bafür Poltzeimannfchaften 
anzuftelen. Außerdem wird doch auch durch Die Anftellung 
bon ae ber Zuftand georbneter Ver— 
hältniffe zum Ausbrud gebradt, während bie Anweſenheit 
einer Schutztruppe immer noch einen Ausnahmezuftand 
für eine Kolonie bebeutet. 
(Sehr richtig! links.) 

In ber und zugegangenen Denkichrift über den 
Kriegszuſtand in Südweltafrita find bie Verhandlungen, 
bie zu bem Friedensabſchluß mit den Bonbelzwartö 
geführt haben, jehr ausführlich dargelegt. Ich freue mid 
über dieje Musführlichkeit, und befonders über bie genaue 
Angabe ber einzelnen Daten. Daburh wirb ber im 
Wahlkampf vielfah aufgeftellten Behauptung entgegen- 
getreten, die Regierung hätte von dem nahenden Friedens— 
abſchluß mit den Bondelzwarts ſchon vor der Auflöfung 
des Reichſstags Kenntnis gehabt. Wenn ih mih recht 
entfinne, tft im ber Mahlzeit auch behauptet worben, daß 
ben Mitgliedern biefed hohen Haufe von ben Verhand— 
lungen mit den Bondelzwarts nit Keuntnis gegeben 
worden ſei. Demgegenüber kann th nur feftftellen, daß 
und Herr Gouverneur v. Lindegquift in ber Kommilfion 
feinerzett von den Verhandlungen mit den Bonbelzwarts 
in Kenutni geſetzt und aud) . bat, daß einer ber 
Patres abgefandt fei, um die Bonbelzwartö zur linter- 
werfung zu überreden. Wenn die Darftelung in ber 
Denkſchrift den Eindruck erwedt, daß bie Friedens— 
ausfihten ſchon damald größer waren, als ſie in ber 
Kommiffton dargeftellt wurden, jo erklärt fih dad wohl 
daraus, dab bie Regierung bei und nicht —— 
erwecken wollte, über deren Sicherheit ſie zurzeit nicht 
genügende Informationen hatte. 

Auf die Einzelheiten des Nachtragdetatd in der Höhe 
bon 29,2 Millionen Mark gehe ich nicht weiter ein; es 
ift eine Pauſchalſumme, deren einzelne Pofitionen in der 
Kommiffton ja Ihon genügend erdrtet find. 

Bon verfchiebenen Rednern bed Haufes ift angefichts 
bes eintretenden Friedenszuſtandes in der Kolonie unferen 
Truppen ber Dan des Reichſtags und damit des deulſchen 
Volkes ausgeſprochen worden. Ich darf mich im Namen 
meiner Freunde dieſem Dank an unſere Truppen von 
Herzen anſchließen. 

(Brabo! links und rechts.) 
Auch wir erkennen gern an, unter welchen Strapazen und 
Mühen unſere deutſchen Truppen dort das Beſte geleiſtet 
und wie ſie durch ihre Hingabe und Opferwilligkelt dem 
deutſchen Namen neue Ehre hinzugefügt haben. 
(Bravo! links. j 
Ich füge Hinzu, daß wir auch den Wunſch haben, daß für 
bie aus Afrlta zurüdfehrenden Krieger in befter Weiſe 
geforgt werben möge. 
(Bravo! links.) 

Die Denkmünze, fo ſchön fie auch fein mag für die Träger, 
allein genügt nicht. 

(Sehr richtig! links. 
Eine Verforgung der Teilnehmer in fpäterer Zeit eradte 
ih fiherlih ald wertvoller. Vor allem aber wirb es 
gelten, die jegt in die Heimat zurüdkehrenden Truppen in 
rechter Weiſe wieber in Arbeit, in ihnen paflende Stellen 
bineinzubringen. 

(Sehr gui! links.) 


(0) 


(D) 
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(A) Eine Fürforge nad) der Richtung wird ſicherlich unſere 


Unterftügung finden. 

Auch wenn bier von einer Seite im Anſchluß an 
biefe gewinfchte Fürforge dem Bedauern Ausdruck gegeben 
worden ift, daß feitend ber Reichsregierung nicht im 
gleihen Make aud Fürforge eintritt für Invaliden und 
Veteranen aus dem Kriege von 1870/71 — eine Forderung, 
die einmütig Schon zu wiederholten Malen vom Reichstag 
erhoben worben tft —, fo kann ich mich biefem Bebauern 
namens meiner Freunde nur anfchließen. 

(Sehr richtig! TinfE.) 
Ich möchte nur wünfhen, daß in gleihenm Make wie für 
bie Krieger in Afrifa auch für unfere alten Veteranen 


geſorgt werde. 
(Bravo! links.) 

Im Laufe des Wahlkampfes iſt es von gegneriſchen 
Parteien ſo dargeſtellt worden, als ſei unſere Haltung in 
der Frage dieſes Nachtragsetats nicht in Einklang zu 
bringen mit derjenigen Haltung, welde unfere Partei 
unter Führung unſeres unvergeßlichen Nichter früher ein- 
genommen hat. Ich will nicht wiederholen die lieben» 
würdigen Außerungen und Bezeihnungen, mit denen wir 
im Laufe des Wahlkampfes belegt worden find; aber eins 
muß ich hervorheben: daß diefe ganze Darlegung durch— 
aus unrichtig ift, nicht den Tatſachen entfpridt. 

(Sehr richtig! links.) 

Unfer großer Führer Eugen Richter hat nie einen Zweifel 
darüber gelaffen, daß auch mir bereit find, alles zu be- 
willigen, was notwendig ift, um Ruhe und Frieden im ber 
Kolonie wieberherzuftelen und bie Ehre des deutſchen 
Namens hochzuhalten. Ich erinnere in diefer Beziehung 
an feine Rebe vom 15. Junt 1904, in ber er nad) bem 
— Bericht, Seite 3150, ſich folgendermaßen 
außerte: 

Darüber darf man ſich keinen Täuſchungen er 

geben, daß bie militäriihe Sicherung der Kolonial⸗ 

polttif für alle europäiſchen Staaten ſich jetzt viel 

fhwieriger und foftipieliger geftaltet al3 in früheren 

Zeiten. 
Dann fuhr er fort: 

Meine Herren, die Schüffel muß num bie 

Neige geleert werben; das geht nicht anders. 
Su genau berjelben Richtung hat ſich unfer Verhalten auch 
bei den Nachtragsetat bewegt; wir haben nur in bem 
Sinne und Geifte unferd Führers gehandelt, als wir feiner: 
zeit dem Nachtragsetat unfere Zuftimmung erteilt haben. 

(Sehr richtig! links.) 

Man bat bei biefer Gelegenheit aud einen gewiſſen 
Wandel in den Anfhauungen meiner Freunde über 
Kolonialpolitit fonftatteren wollen. Auch dies mit Unrecht! 
Wir find nie prinziptelle Gegner jeglicher Kolonialpolitik 
geweien. Wenn irgendwo etwas zu holen tft, dann wäre 
es töricht fiir jeden, auch für eine Partei, eine berartige 
Politik nicht mitmachen zu wollen. Wir haben und gewendet 
gegen das bisherige Syſtem ber Kolonialpolitik. 

(Sehr richtig! Iinf3.) 
Wir haben und gewendet gegen bad Shſtem, mit 
untaugliden Kräften an große Aufgaben im ber Ferne 


gehen zu wollen. 
(Sehr richtig! links.) 
Wir haben befämpft, daß man die großen Aufgaben in 
unferen Kolonien hat löſen wollen mit Männern, bie 
nad ihrer ganzen Vergangenheit, nad den ganzen Zeug: 
niffen, die fie aufzuweiſen hatten, nicht in der Lage ge: 
weien wären, Schutzmannspoſten oder Nachtwächter in 
Berlin zu werben 
(fehr gut! links; Unruhe rechts), 

noch viel weniger berufen fein fonnten, Gouberneurpoften 
in den Kolonien einzunehmen. 

(Sehr richtigl linls. Unruhe recht?.) 
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Meine Herren, bie Erfolge haben uns recht gegeben, und (C) 


wenn das Syſtem zu unſerer Freude ſich änbert, find wir 
gern bereit, eine Kolonialpolitif in den Grenzen unb in 
der Richtung, wie fie durch meinen Mund feitens unferer 
Partei ſchon im Dezember gelennzeichnet worben ift, auch 
in Zukunft zu unterftügen. Wir haben umferen Stand: 
punft dahin erklärt, daß wir eine Kolonialpolitik unter: 
fügen, wenn fie fih auf gewiffe Intereffenfphären be— 
ſchränkt, wenn fie nah guten kaufmänniſchen Grundfägen 
geleitet wird. Ich habe biefe Ausführungen gemacht, um 
unrichtigen — *2— um Verdächtigungen unſerer 
Partei mit allem Nahdrud entgegenzuwirken. 

Mas nun ben Bahnbau von Aus nad) Keetmanshoop 
betrifft, fo werben wir dem Bahnbau, nahbem bie ge= 
forderte Summe nur als ein Darlehn an die fübmelt- 
afritantihe Kolonie in die Erſcheinung tritt, unfere Zu: 
ftimmung geben. Die einzelnen Bedingungen über bie 
Derzinfung und Nüdzahlung ber vorgefhoffenen Summe 
erachten wir ald durchaus jahgemäß. Allerdings hat 
und ber Herrftolonialbireftor mitgeteilt, daß er feine Gewähr 
dafür geben könne, daß die Kolonie auch vom Jahre 1811 oder 
vom Jahre 1912 an in ber Lage fein wird, bie ent— 
fpregenden Quoten zurüdzuzahlen. Aud wir hegen allzu 
große Hoffnungen nad der Richtung keineswegs; aber 
wenigftend Itegt in diejer Form des Darlehns ein gewiffer 
Zwang, ein Drud, daß bie Kolonie veranlaßt wird, ihren 
ganzen Etat fo jahgemäß und fo ſparſam mie möglich 
aufzuftellen; fie wird zur Selbftändigkeit erzogen, und 
vor allen Dingen ift damit ein Riegel vorgefchoben gegen 
allzu weit gehende Anträge ſeitens der einzelnen Kolonien. 
Wenn eine Stolonie weiß, dab bad Mutterlandb jebe 
Torberung bewilligt, fo ift den weitgehendſten Plänen 
damit Für und Tor geöffnet; wenn aber bie Kolonie das 
Bewußtſein hat, daß fie am legten Ende zu biefen Koften 
herangezogen werben fann und muß, fo wird fie vorfichtig 


jedes Projelt prüfen, ehe fie mit ihren Wünſchen und (D) 


Forderungen an die Kolonialverwaltung herantritt. Von 
biefem Standpunkte aus begrüßen mir biefe veränderte 
Vorlage mit Freude. 

eine Herren, was nun bie einzelnen Geſichtspunkte 
betrifft, bie tm Intereſſe biefer Bewilligung angeführt 
worden find, fo find fie zur Genüge in früheren Debatten 
beſprochen worden. Auch mit ber Art und Meife, wie 
bie Kolonien veranlaßt werben follen, bie Intereſſenten 
zu Leiftungen für ben Bahnbau heranzuzichen, erflären 
wir und durchaus einverftanden. Es ih winfhensiert, 
daß diejenigen, bie Vorteile von bem Bahnbau haben, 
auch in größerem Umfange zu ben Baften für den Bahnbau 
herangezogen werben, als es bisher ber Fall geweſen ift. 

(Sehr en lint3.) 

Auch mit der Art ber richtung der Kommiſſton, 
bie aus dem Oberridhter ber Kolonie als Borfigenben 
und zwei Beifigern beftehen fol, gewählt durch ben 
Reichskanzler, können wir und burdaus einverftanden er: 
Hären. Dieſe Sulammenfegung der Kommiffion gibt Die 
nr daß die Intereſſen des Mutterlandes gewahrt 
werben. 

Im Gegenfah zu Herrn Dr. Semler bin ih ber 
Meinung, daß biefer Etat und ber ganze Bahnbau in ber 
Budgettommtffion nicht mehr eine gründliche Beſprechun 
erfahren kann. Ih glaube, daß mur ganz üctig be 
weiteren Forberungen auf bie biöherigen Bewilligungen 
zurüdgegriffen werben kann. Und ba möchte ih, ba ich 
einzelne Bedenken habe, noch zur Aufftellumg des Etats 
für diefe Bahn mir zwei Fragen an den Herrn olonial- 
direftor geftatten. 

Zunächſt bitte ih um Auskunft, wie fich die Poſition 1 
rechtfertigt, daß zum Erwerb bon Grund und Boden für 
ben Bahnbau eine Sunme bon 20000 Mark ausgeſetzt 
worden iſt. Man follte meinen, daß der Grund und 


Reichstag — 11. Sigung. Mittwod den 6. März 1907. 


2833 








—S 


(A) Boden in Sübdweſtafrika wenigſtens zurzeit noch feine 


(B) 


Aufwendungen aus Staatömitteln notwendig machen 
follte. Sodann würde ih um nähere Auskunft bitten 
über bie Pofition 3 auf Seite 18, wo für Bauleitung, 
Bureanfoften und Staatdauffiht die Summe von 
747 000 Mark in Ausfiht genommen wird, Mir will 
dieſe Summe, ”;, Millionen Mark, beim gefamten Bau- 
etat von 8,9 Millionen etwas hoch erſcheinen, und id 
er für eine Auskunft nad) der Richtung Hin dank— 
ar fein. 
Zum ambern möchte ih an den Herm Stolonial- 
bireftor die frage richten, wie denn ber Betrieb ber Bahn 
ebacht ift, Nach früheren Mitteilungen, bie uns ber Herr 
Ionialdireftor in der Bub ——— gemacht hat, iſt 
in Ausficht genommen, daß dieſer Betrieb der Firma 
Lenz & Co. übergeben werben fol. Diefe —— 
an eine Privatfirma iſt in dieſem Falle meines Erachten 
gerechtfertigt, da dieſelbe Firma bereits den Betrieb der 
Bahn von Lüderitzbucht nach Kubub zugeteilt erhalten 
bat. Es Itegt daher in der Sadıe, daß biefe Firma den 
Gejamtbetrieb in ihre Hände befommt. Fir bie Zukunft 
aber möchte ich doch anheimgeben, zu erwägen, ob es 
nicht richtig wäre, noch weitere Firmen für ae Bahn: 
projekte heranzuziehen; jonft befteht die große Gefahr, daß 
bie firma Lenz & Go. eine Monopolftelung in unferen 
Kolonien erhält. Das ift fiherlih ein Zuftand, der nicht 
wünſchenswert ift. 
(Sehr richtig! Tinte.) 
Was Monopole bedeuten, das haben wir in legter Zeit 
erfahren an ber Monopolftelung ber Firmen v. Zippels- 


firh, Wörmann 

(jehr richtig! links) 
unb fo fort, und wir wiffen, welder Anftrengungen es 
beburft hat, um bie Monopolftellung biefer Firmen zu 


bejeitigen. 

(Sehr ih! Int. 
Jedenfalls empfiehlt es fi, im ber Zukunft aud andere 
Firmen heranzuziehen und in Submtffion ben Betrieb, 
eventuell auch den Bau zu übergeben. 

Meine Herren, beide Nachtragsetats haben ſchwere 
parlamentariihe Kämpfe herborgerufen. Sie werben 
borausfihtlih nunmehr ihre Verabſchiedung finden. Aber 
fo bebauerlih dieſe Kämpfe auch in ben Augen mander 
Kreiſe erfcheinen mögen, ſicherlich find fie überaus fegend- 
reich geweſen und haben klärend nad den verſchiebenen 
Richtungen hin gewirkt. 
(Sehr gut! * 

Es iſt anzuerkennen, daß dad Mißtrauen, welches in 
weiten Kreiſen des deutſchen Volkes gegenüber unſerer 
Kolonialpolitit im Laufe bed vorigen Frühlings und 
Sommers beftanden hat, mehr und mehr im Schwinben 
begriffen ift, daß wieber Bertrauen in bie Solontal- 
regierung unb in bie Eoloniale Verwaltung bei und im 
dentſchen Bolfe Play greift, und das geichieht, weil es 
fi davon überzeugt, daß ber ernſtliche Wille da ift, mit 
dem alten Syſtem zu breden unb in anberen Formen 
unfere Kolonialpolitik zu treiben. 

(Sehr richtig! links.) 

Wir wollen nur hoffen und wimſchen, baß unfere Kolonial⸗ 
politik in biefen ruhigen und befonnenen Bahnen fort 
ſchreitet. Nur eine Stolonialpolitif, bie getragen wird 
bon dem übergroßen Teil bed beutihen Bolles, von 
dem Bertrauen beöfelben, hat Ausſicht auf dauernden 


Erfolg. 
’ (2ebhafter Beifall links.) 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Das Wort hat ber Herr 
Bevollmächtigte zum Bundesrat, ftellvertretende Direktor 
der Kolonialabtellung des Auswärtigen Amts, Wirkliche 
Geheime Rat Dernburg. 

Reichstag. 12. LegiolP. 


1. Seſſion. IWT. 


Deruburg, Wirkliher Geheimer Nat, ftellvertretender (C) 


Direktor der SKolonialabteilung des Auswärtigen Amts, 
Bevollmädtigter zum Bunbeörat: Meine Herren, geitatten 
Sie mir, fur auf einige Bemerkungen zu antworten, bie 
bie Herren Vorredner bier gemadt haben ſowohl zu 
* eigenen Ausführungen als zu den vorliegenden 

Ih kann zunächſt dieſem hohen Haufe mitteilen, daß 
die Denkſchrift, welche ſich über die Eiſenbahnen verhält, 
bie ich bereits in der letzten Seſſion anzukündigen mir 
erlaubt habe, demnächſt fertig fein wird. Sie hat ja für 
bie gegenwärtigen Nachtragsborlagen keinerlei wefentliche 
Bebeutung; fte wird aber dasjenige, was befonbers ber 
Herr Redner ber konſervativen Fraktion berborgehoben 
hat, noch ganz beſonders unterftreihen, und es ift biel- 
leicht nicht unnützlich, auch bier noch zu zeigen, wie Eifen- 
bahnen den Verkehr heben. Das wirb aus biefer Denk: 
ſchrift außerordentlich fcharf hervorgehen. Es wirb aber 
ben Herren auch angenehm fein, zu bören, baß bereits 
jegt feitfteht, daß z. B. bie Zolleinnahmen unferes 
deutſchoſtafrilaniſchen Schutzgebiets für 1906 bereitö über 
eine Milton ſich über den Voranſchlag ftellen werben 

(hört! hört! rechts), — 
ein Refultat, das wefentlich baher kommt, daß bie Eng: 
länder durch die Ugandabahn den Biktoriafee erihloffen 
haben, und daß in bem einzigen Hafen Buloba gegen: 
wärtig 50 000 Rupien, db. 5. 66000 Marf Zoll per Monat 
eingehen, wo vor brei Jahren im ganzen Jahre noch 
nicht für 100 000 Mark Handel war. 
(Hört! Hört! rechts und Links.) 

63 iſt nun bier wieberholt bie Frage angeregt 
worben, wie es denn mit ben Zandgefellihaften gehalten 
werben fol, unb in weldem Umfange fie heranzuziehen 
fein werben. Meine Herren, gerabe biefe Sache wird, 
wie ih annehme, am beiten in der Bubgetlommtifion zu 
einer eg] Beranlafjung geben. 
zunächſt darum, bie Abtretung derjenigen Flächen zu er: 
zielen, die für die Eifenbahn notwendig find, und außer: 
dem auf bem Wege ber Enteignung ober einer Beftenerung, 
wie das bier vorgefehen tft, und ge zwangsmäßig, 
nicht etwa nach dem Willen ber Reichsreglerung, von 
allen Intereffenten gleihmäßig eine gewiffe Beiftener ein- 
zuziehen. Daneben haben wir vor — unb ih glaube, 
das wird Ihre Billigung finden —, der Banbfpekulation 
auch infofern entgegenzutreten, als wir beabfihtigen, alle 
diejenigen Gelände, melde fih um Bahnhöfe herum 
befinden, für bie Regierung, für bad Schußgebiet in 
Anſpruch zu nehmen. 


(Sehr gut!) 

Das können wir ſehr leicht machen, weil wir ben Bahnhof 
dahin legen können, wo ed uns paßt. 

(Sehr richtig!) 
Dadurch wird alfo bort, wo fi größere Orte, Städte 
ober Steblungen bilben werben, gerabe dieſer wichtigfte 
und wertvollite Teil dem etwaigen Landwucher entzogen 
werben können. 

Dem Herrn gegen Fehrenbach möchte ih nur 
erwibern, daß ſich feine —— ber Motivierung doch 
nicht durchaus mit dem bedt, was id) in Erinnerung habe. 
Ih möchte aber auf biefe Angelegenheit in biefem Stadium 
nit eingeben. Ich möchte nur barauf hinweiſen, daß 
eine Prüfung ber Summe, welde gewährt werben follte, 
in der Kommiffion überhaupt nit borgenommen worden 
ift, ſondern baß ber Abftrih aus mehr rehnungsmäßigen 
— heraus erfolgte. 

er Herr Abgeordnete nn ge ben Wunſch aus- 

efproden, daß man auch ge ba3 Kronland eine gemifje 

ente legen möge, um auf dieſe Weiſe bad Band zwiſchen 

ber Helmat unb ber Kolonie aufrecht P erhalten. Meine 

Herren, ich glaube, daß auf dieſe Wetfe das nicht erzielt 
7 


8 handelt ſich (m) 


(») im geringften 


2 —— 
(Dernburg.) 








(A) werben kann; denn das Sronland iſt befanntlih Eigentum 


des Schubgebiet, und Menten, die barauf gelegt werben, 
würden alfo immerhin wieber dem Schuggebiet als dem 
früheren Eigentümer zugute fommen. Demnädft handelt 
es fih dabei aber aud, worin id) mit dem Herrn Abge: 
orbnieten Semler durchaus übereinftimme, um bie Not: 
wenbigteit, Steuerobjelte für die zukünftige Selbſtändigkeit 
der Schußgebiete zu gewinnen, und dad wird man in 
geeigneter Weife machen. 

ch möchte dabei auch gleich anf die Bemerkungen 
bed Herrn Abgeordneten Lattmann zurüdfommen und bes 
ftätigen, baß e3 in ber Abficht der Verwaltung liegt, auf 
dem Wege der Umſatzſteuer, anf dem ug ber MWert- 
erhöhungäftener bie großen Ländereien, die abgegeben 
werben, für ben fiöfalifchen Zweck nutzbar zu machen. 
Allerdingd wird man das erft tum können, wenn man bie 
Beratungen über die Zukunft ber Landgeſellſchaften ab» 
geſchloſſen haben wird. 

Es gibt mir dies Veranlaffung, auf eine Bemerkung 
zurüctzulommen, welde ber Herr Abgeorbnete Dr. Wiemer 
vor einigen Tagen gemacht hat mit Nüdfiht auf bie 
South Welt Africa Company, in der er mir and Herz 
gelegt hat, doch dafür zu forgen, daß nit Einpfundfhares 
einer engliihen Geſellſchaft in ben deutſchen Verkehr 
fommen mögen. 

Die frage, ob Aktien mit einem geringeren Nominal⸗ 
wert als 1000 Mark an ber Berliner ober an einer 
anderen preußifchen Börſe zugelaffen werben können, 
gehört nicht zur Kompetenz meiner Verwaltung, fie Liegt 
vielmehr bei bem Köntglih preußiſchen Handeläminifter; 
der wird barüber bie Entſcheidung treffen. 

Zur Sache möchte ich bemerken, daß bie South Weſt 
Africa Company feinerzeit gegründet worben ift mit 
Hilfe engliſchen Kapitals und als eime englifche Gejel- 
ichaft, als es in Deutſchland niemand gab, ber auch nur 
ch bereit finden ließ, Aufwendungen für 
das fübweftafrifanifhe Schubgebiet zu machen. Die 
South Weft Africa Company hat über bie! Hälfte des 
Kapital3 ber Otabiminengeſellſchaft aufgebracht und hat 
eine Eifenbahn von circa 600 Kilometer zu erbauen und 
auch diefe Minen in Betrieb zu fegen ermöglicht. Sie befikt 
infolgebeflen jett bie Mehrheit oder minbeftens einen jehr 
großen Blod der Aktien eined großen deutſchen Bahn- 
unternehmens in Sübweitafrifa, und wenn nunmehr das 
deutfche Kapital bereit ift, diefe Kontrolle wieder zurüd- 
zuerwerben, fo ſehe ich meinerſeits vom Stanbpunfte ber 
Stolonialverwaltung und vom beutich-mationalen Stand» 
punkte aus hierin nur etwas Grfreulihed. Das hat aber 
meined Gradtens gar nichts zu fun mit ber Höhe ber 
Altien. Ich ftehe felbit auf dem Standpuntte, daß eine 
20:Markaktie für dad Deutihe Reich gar nicht ge 


eignet iſt. 

(Sehr richtig!) 
Derjenige, der nicht 100 Mark riäfieren kann, kann auch 
feine Markt riskieren. 

(Sehr richtig!) 
Deöwegen ift auch ber Antrag auf meine Anregung hin 
dahin eingereicht worden, daß nur ſolche Abichnttte bon 
Aktien der South Welt Africa Gompany notiert werben 
follen, welde in ihrem Nominalbetrag minbeftens fo groß 
find wie die Anteile an deutſchen kolontalen Unternehmen, 
d. h. 100 Mark. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Semler hat einige Fragen 
bezüglich der Farmer und der Buren erörtert. Ich möchte 
darauf jegt nit mehr eingehen. Irgend welde Bor: 
rechte genießen die Buren in ben Schulen nicht. 

Nun hat fi der Herr Abgeorbnete Lattmann im 
freimblihem Sinne mit meinen Vorträgen befchäftigt 
und hat mir empfohlen, doch ja nicht zu ſtark meine 
Phantafie walten zu laſſen. Ih kann es num leider 
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nicht ändern, daß in Sübmeftafrifa eine Anzahl bon (C) 


Goldftelen gefunden worden find. 


(Heiterfeit.) 
Ih bin aber aud über die Sade, wie Ihnen ja vorge: 
lejen worben ift, binweggegangen; denn ih weiß, baß 
bei * eine Goldſtelle gefunden iſt, noch fein Bergwerl 
eſteht. 

Dagegen beſteht doch —* ein Mißverſtändnis über 
die Größe des beftebelungdfähigen Bandes. Südweſtafrila 
fommt da nicht allein in Betracht, und ih babe expreß 
efagt — es fcheint, dak in dem Vortrage ein Drud- 
Fehler mit untergelaufen ift —, baß nad) ber Rechnun 
bed Herren Leue allein in Oftafrifa ein Gebiet fo gro 
wie Preußen befiebelungsfähtg fein könne, und id glanbe, 
daß das richtig ift. 

Ich möchte mich nun zu ber Trage der often ber 
Bahn wenden. Es ift den Herren wohl entgangen — 
e3 wurbe das in der Budgetkommiſſion und tm Plenum 
außeinandergefeßt —, daß ber Vertrag mit ber Firma 
Benz & Komp. nicht nad) dieſem Koſtenanſchlag abgeichloffen 
werben fol, fondern es ift dies ein vorläufiger Koſten— 
anſchlag, und bie Firma Lenz baut mit einem Zuſchlag 
zu den tatſächlichen Koſten. ES ift burdaus zwecklos, 
den Anſchlag nod) einmal zu rebidieren. Es wirb genau 
fo, wie bei dem erften Stüd, Rechnung gelegt, und bie 
girma Benz befommt einen gewiſſen —8 für ihre 

übe, der ſich zwiſchen 8 und 90/, der tatſächlich aus— 
gegebenen Bauſumme berechnet. Deswegen haben alle 
diefe Summen, ſowohl bie 700000 Mark für die Bau— 
leitung, als aud die 20000 Mark für ben Grunberwerb, 
bloß den Charakter eines Boranfhlagd. Gerade bei ben 
20 000 Mark liegt etwas ganz beitimmt zu Verwendendes 
gar nicht zu Grunde; es ift eine Summe eingefegt worben 
pro forma, um ben Titel zu füllen. Tatſächlich geſchieht 
e3 fo, baß bie Firma Lenz baut, abredinet und einen 


beftimmten Zuſchlag befommt, außerdem eine Prämie, (D) 


wenn fte jchneller baut, als vorgeſchlagen ift. 

Ferner möchte ih noch dem Herrn zen 
Kopf antworten. Selbjtverftändlih hat and, bie Firma 
Lenz mit 21'/, Millionen dad Marimum garantiert, was 
die Bahn often kann. Betreffs des Betriebes liegt bie 
Sadıe fo, daß bie firma Lenz für eine beftimmte Zeit, 
aber nicht über zehn Jahre zum Betriebe ber Bahn gegen 
Zufhuß von 550000 Mark in maximo unter gewiſſer 
Gewinnbeteiligung des Reichs verpflichtet werben fol, daß 
jeberzeit der Pactvertrag wieber aufgelöft werben kann 
und nad) zehn Fahren ohne weiteres erliſcht, ſodaß hier 
bon einem Monopol nicht die Rede fein kann. Hätte man, 
wie ber Herr Abgeorbnete Kopſch wünſcht, den Bahnbau 
auf dem Wege ber allgemeinen Ausfchreibung vergeben, 
jo hätte die Trage mur fein fönnen: willft bu ober will 
ein anderer mit weniger als 7, 8 ober 9 Prozent Zuſchla 
bauen? Ich babe aber geglaubt, daß mit Rüdfiht au 
bie gemachten Vorſchläge ſich überhaupt niemand anders 
würbe beteiligen können und mit Rüdficht barauf, daß ein 
Bahnbau in Afrita mit der Garantie eines Maximums 
und einer Betrieböführung für 8 bis 9 Prozent nicht 
etwas Teures ift, und dab man einer Firma bon Renommee, 
bie fih in Deutfchland gut bewährt hat, den Bau wohl 
zubilligen darf. — Andere Einwendungen find ja wohl nicht 
gemadt mworben. 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Das Wort hat ber Herr 
Abgeordnete Ledebour. 


Ledebour, Abgeordneter: Meine Herren, es hat mid 
ſehr befrembet, daß die meiften der Herren Vorrebner, mit 
Ausnahme des Vertreterö ber freifinnigen Parteien, gar nicht 
eingegangen find auf die Vorkommniſſe, bie 1906 zur 
Ablehnung des Etats geführt haben, ſowie auf die Nach— 


richt, die furz nachher aus Südweftafrifa kam, daß tat- 


(B) bereit8 von der Tatſache unterrichtet 
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(#ebebour.) 
(A) fählih der Friedenszuſtand in Südweſtafrika ſchon ge- 
dert war, unb zwar gefihert zu einer Zeit, alö hier 
er Herr Neichöfanzler und der Herr Kolonialbirektor in 
Tönen ber größten Entrüftung gegen bie Oppofitton, mit 
ber Behauptung, daß bie Ehre Deutſchlands auf bem 
Spiele ftände, wenn nicht alled bewilligt würde, die Be— 
willigung durchzudrücken verſuchten. Der Herr Ab: 
geordnete Kopfh hat Thon darauf hingewieſen, daß ja 
die Nachricht, die Bondelzwarts hätten ſich ergeben, 
erft pupliztert worden ift nah dem 13. Dezember — 
ih glaube, es war am 27. Dezember —, während 
bereit3 am 25. Oktober, wie fpätere Nachrichten 
bewiejen haben, in Heiragabis ber Hauptführer ber 
Bonbelzwarts, der Häuptling Johannes Ghriftian, fich 
mit 50 Mann geitellt und zur Unterwerfung bereit erflärt 
hatte, und daß die Verhandlungen ſich nur deshalb hinaus 
gezogen haben, weil eine ganze Anzahl feiner Stammes 
enoſſen erit herbeigezogen werben mußte, um ihre Zu— 
mung zu geben. Herr Kopſch hat nun biefe auffällige 
Tatſache damit im Intereffe der Regierung zu entichuldigen 
verfudt, daß er fagte, ja, der Gouverneur v. Lindequift 
bat ja in ber Bubgetlommiffion und Andeutungen gemadit, 
and benen man entnehmen fonnte, daß bie Regierung 
barüber unterrichtet geweſen ift. Aber diefe en 
waren jo unbeftimmt, daß damals auch Herr Kopſch nicht 
bat glauben können, e3 könne fich wirklich um einen un— 
mittelbaren Vorfrieden oder einen im Brinzip bereits 
erfolgten Frieden handeln. 
(Zuruf linf8.) 
— Sie geben mir dad zu. Aber dadurch verlieren dieſe Au— 
beutungen des Herrn v. Bindequift allen Wert für ums, 
wenn fie jo unbeftimmt geweſen find. Aber wenn ber 
Herr Abgeorbniete Kopſch von der Anficht ausgeht, daß 
nit bob ber Gouverneur v. Lindequift, ſondern aud) ber 
Herr Reichskanzler und der Herr Kolonialdirektor damals 
eweien find, dann 
erwetft er ihnen ben allerfchlechteften Dienft; denn dann 
ſetzt er fie im Widerſpruch nicht nur mit ihrer damaligen 
Erflärung vom 13. Dezember, fondern aud mit all den 
offiziöfen Beſchönigungsberſuchen, die nachträglich gemacht 
worben find, um bie Regierung weiß zu — und zu 
erllãren, fie hätte abſolut feine u bon den gehabt, 
was in Helragabi3 vorgelommen ift. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemofraten.) 
Meine Herren, ih erinnere daran, daß hier eine Mit: 
teilung vom 13. Dezember bon einem Vertreter der 
Reglerung gemadjt worben ift, die mit einer folden Auf: 
faſſung felbit, wie fie Herr Kopf hier mitteilt, doch im 
abjolutem Widerſpruch fteht; denn ald damals die Not- 
wenbigfeit der bauernden Aufrehterhaltung einer größeren 
Eruppenmadht in Sübweftafrita angefochten wurbe mit 
dem Hinweis barauf, daß es ſich nad bem, was wir 
ſelbſt damals fhon mußten, nur noch um 300 Mann 
allenfall3 Handeln fünne nad ben biäherigen Angaben 
ber terung, ba trat bier der Oberftlentnant Quade 
von ber Schugtruppe auf und erflärte: meine Herren, 
nah den neueften Nachrichten find e3 bereit 5» bis 
600 Mann. 
(Hört! hört! bei ben eg 
Da muß ich denn doch bie Frage an die Regierung 
richten: ae | welche Mittellungen gründete fih die Be— 
hauptung des Oberftleutnantd? v. Quade, daß am 
13. Dezember bie Hottentotten bereits wieder auf 5- bis 
600 Mann angeihwollen feien? Das ftehbt doch in 
abfolutem Widerſpruch mit ben Tatſachen, die und am 
27. Dezember allen befannt wurben. Das fteht aud im 
abfoluten Widerfpruh mit ber Vermutung, die Herr 
Kopſch nachträglich aus ben zarten Andeutungen des 
Gouverneur v. Lindequiſt in ber Bubgetlommiffion 
glaubte entnehmen zu dürfen. Darüber, meine id, müßten 





wir unter allen Umftänden Aufklärung haben. 
fürdte allerdings, daß wir biefe Aufllärung nicht be— 


tommen werben 
(ehr richtig! rechts) 

— Sie rufen: ſehr richtig! Sie kennen auch bie Re: 
gierung, ich freue mid) darüber 

(Heiterkeit bet den Sozialdemofraten) —, 
weil diefe Aufklärung für die Regierung noch viel fompro- 
mittierender fein würde als alles, was wir bis jet ge 
hört haben. 

(Sehr richtig! bei den Soztaldemofraten. 

Zuruf rechts.) 
— Sie bedürfen feiner Aufklärung, jagen Ste; nein, das 
ge ih. Ste wünſchen überhaupt feine Aufklärung; 
ie wollen, daß alle im Dunkeln bleibt, und daß bem 

Generalftab, dem Milttärfabinet die vollfommene freie 
Dispofition über bie Kriegführung, über bie Kolonien, 
über die Truppen, die binausgefchidt werben, über bie 
Gelber, die ba vergeubet werben, verbleibt. 

Nun, meine Herren, bie Frage, die fih nun ergibt, 
ift die: nachdem es fih nun herausgeftellt hat, daß ber 
Krieg tatfählih zu Ende tft, wie fommt die Regierung 
dazu, jegt noch zu verlangen, daß jelbit nad dem 1. April 
7400 Mann nf eine vorläufig nicht definierte Zeit in 
Siüdmeftafrifa ftehen bleiben folen? Wie kommt Die 
Regierung dazu angefihtS der Tatfahe, dab, abgejehen 
von wenigen beriprengten Reften von Hottentoiten oder 
Hererod ber Aufftand bereits vollftändig beendigt it? Nun, 
meine Herren, wenn bie Regierung behauptet, und 
Sie zweifelloed dem zuftimmen, baß darüber nur bie 
milttäriihen Sachberſtändigen zu eutſcheiden haben, 
fo bin ich in der Lage, auf eine nad Ihrem Urteil zweifel⸗ 
108 ald Autorität anzuerkennende Perſönlichkeit u 
weifen, deren Auffaffung in einem biametralen Gegenſatz 
p ber von ber Regierung jet vertretenen Auffaffung von 

er Notwendigkeit einer längeren —— older (D) 
Truppenmafſſen ſteht. Dieſe Perſönlichkeit iſt der Herr 
Major a. D. Kurt v. François, der ehemalige Rommandeur 
ber Schutztruppen und Landeshauptmann von Deutfch- 
Sübdmweitafrifa, der am 9. November, alfo 5 Wochen eiwa 
vor ber Auflöfung des Reichstags, zu einer Zeit, wo alfo 
bie Verhältniſſe noch ungünftiger lagen als jest, im „Tag“ 
einen Artifel veröffentlichte: „Zur Verminderung der füb- 
weftafrifantihen Truppen". Nachdem er dort auseinander: 
gejegt hat, wie bei einer vernünftigen Konzentration ber 
Truppen, wie fie notabene vorher vom Reichstag in feiner 
übergroßen Mehrheit gefordert worden war, die Truppen 
fehr vermindert werden können, ſchloß er feinen Artikel 
mit folgenden Worten: 

It das zu beſchützende Befiedlungsland beſchränkt, 
find die außerhalb des Bereihd ber Eijenbahn 
liegenden Miffionen und Milttärftationen einbes 
zogen, dann dürften unter geübter Leitung 
8 Stompagnien friegöerfahrener Solbaten zu 
110 Mann und einem Gefhüg zum Schuß ber 
Bahnlinien, der fih anfchließenden Farmländereien, 
zur Überwahung der Gingeborenenlofation und 
zur Herftellung der Sicherung ber Verhältnifie in 
den übrigen Teilen ber Kolonie volllommen aus— 


reichen. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Alſo Herr Major a.D. Kurt dv. Francois, dem Sie 
unter feinen Umftänden abfpreden fönnen, dab er eine 
Autorität auf dieſem Gebiet iſt 

(Widerſpruch rechts) 

— dem Sie nicht abſprechen können, daß er eine Autorität 

iſt —, erflärt am 9. November ausdrücklich: bei ver— 

nünftiger Konzentration der Truppen kann man mit 

880 Mann und 8 Geſchützen das Beſiedlungsgebiet voll- 
ftändig beruhigen und unter Beruhigung halten. 
4l* 


Ich be: (0) 
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(2ebebour.) 

Das fteht wiederum in einem gan Haffenden 
Widerſpruch zu ben Behauptungen der Regierung, bie 
im übrigen niemals mit genauen Beweifen, ſondern mit 
rn Nebewendungen begründet werben, daß fie 
jest no 7400 Mann brauche. Das glaube ich gern, 
daß über ein paar hundert ober felbft volle taufend Dann 
bie Autoritäten außeinanbergehen können. Wenn aber 
eine fo zweifellofe Autorttät jagt, mit 880 Mann und 
8 Geihügen könne man bie Ruhe im Lande aufrecht er- 
halten, dann glaube ich nie und nimmer, daß ſich biefe 
Behauptung ber Negterung, fie brauche auch jet noch 
ungefähr 7400 Mann auf eine nicht näher befinierbare 
Zeit, wirklich aufrecht erhalten läßt. 

Sie, meine Herren (nad) rechts) nehmen das natürlich 
alles an nad dem Grumdfag: stat pro ratione voluntas. 
Was dad Milttärkabinett fordert oder vielmehr diejenige 
Beton ober Perſonen, die Hinter dem Militärfabinett 

ben, das hat bie Regierung zu vertreten. Sie entjchlägt 
fi des eigenen lirteild, und Ste, meine Herren, ſtimmen 
dann natürlich zu. Aber Sie werben niemand in ber 
Welt glauben machen, dab das wirklich notwendig ift, 
ſchon allein gegenüber biefer Tatſache, bie ih Ahnen hier 
eben verlefen habe, und da iſt denn ganz erflärlid, baß 
nad anderen Grünben geſucht wird, daß fih bie Leute 
fragen: wie kommt bie rk Regierung dazu, ber- 
artige unverantwortlih übertriebene Forderungen zu er: 
heben? was für Gründe liegen denn in MWirflichteit vor? 
Aus biefem Grunde ift es dahin gelommen, baf nicht mur 
im Inlande, ſondern aud im Auslande bie Anficht befteht, 
baf bie Regierung andere Pläne bamit verfolge. 
(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten. — 
Heiterkeit rechts.) 
Zum eriten Male ift dieſe Frage bier im Haufe feitens 
der Meichöregierung angejchnitten worden, unb zwar 
en durch einen An bes Herrn 
(8) Reichälanzlerd auf bie Sozialdemokratie, weil nämlich 
in einer Londoner Korreſpondenz des „Vorwärts“ bie 
in England gang und gäbe — wiedergegeben 
war, daß die Regierung dieſe la in Sübweltafrifa 
aufrecht erhalte, weil fie damit politiiche Zwede verfolge. 
Da hat ber Herr —— ſich hier hergeſtellt und im 
* erg Weiſe gegen bie Soztaldemofratie polemifiert. 
agt: 


Erft vor wenigen Tagen ift mir ein Artikel bes 
„Borwärt3* vorgelegt worden, in dem infinutert 
war, baß wir mur beshalb Sübweftafrifa feft- 
hielten, um von bort ans ben engliichen Beſttz 
in Südweſtafrika & bebroben. Diefe Infinuation 
bes „Vorwärts“ ift nicht nur eine niederträchtige 
Verleumdung 
(ehr richtig! rechts; große Unruhe bei den 
Sozialdemokraten), 
fonbern fie tft auch ein heller Unſinn. 
(Sehr —— rechts. — Rufe bei ben Sozial⸗ 
emofraten: Abwarten!) 
Zunähft will ih nochmals feftftellen, baß ber Storre- 
ipondent nur die Anfichten wiedergegeben hat, bie in Eng- 
land gang und gäbe find. Wie tft das nun entftanben, 
baß ſich ſolche Anftchten in England heramsbilben fonnten? 
Meine Herren, feit ungefähr zwei Jahren arbeiten bie 
alldeutſchen Phantafiepolitifer im Deutihland mit dieſem 
Gebanten 
(ehr richtig! bei den Soztalbemokraten), 
fett ungefähr zwei Jahren wird von den allbeutjchen 
Phantafiepolititern verlangt, daß wir in Deutſch⸗Südweſt⸗ 
afrika eine große Truppenmadt halten müßten als welt- 
politiihen Trumpf gegen England, um eventuell in das 
Kapland einzubreden. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten. — Große 
Heiterkeit und Zurufe rechts.) 
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Es freut mid, meine Herren, biefer Ihr Ausdruck des (0) 


Erftaumend und ber Verwunderung. 39 werde Ihnen 

jest den Beweis dafür liefern, wie von den allbentichen 

— ————— dieſe Ra rg vr Jahren in 

eutſchland und in Sübweltafrifa folportiert worden ift, 

und wie ſeltens ber — niemals dem entgegen⸗ 

getreten worden iſt bis zu dem Auftreten des Herrn Reichs— 

fanzlers, als in einem ſozialdemoktatiſchen Blatt aus Eng- 
land das gemeldet worden war. 

(Zuruf reis: Hat file nie ernft genommen!) 

Meine Herren, der erfte Verſuch diefer Art, der mir 

zu Augen gekommen ift, findet fih in einem Buch des 

Herın Baul Samafja: „Das neue Südafrika”, das im 

Jahre 1905 erichtenen it. Diefer Mann, ber, wie id 

weiß, ben Alldeutihen auch in biefem Haufe jehr nahe 

fteht, fchreibt, indem er die VBerhältniffe in Südafrika über- 

haubt erörtert, über bie Gegenſätze zwiſchen ben englifchen 

und ben beutfchen Intereſſen nad feiner allbeutichen Auf: 

faffung auf Seite 405 feines Buches, melde bie charak— 

teriftifhe Überfchrift trägt: „Ein weltpolitiiher Trumpf“: 

Deutſch-⸗Südweſtafrika ift heute ein flarfer welt: 

politiicher Trumpf in umjeren Händen. Beſonders 

in ber letzten Zeit ift von engliſcher Seite wieder⸗ 

holt darauf hingewieſen worden, wie zwedmäßig 

es von Seiten Englands wäre, unfere Flotte zu 

vernichten, bevor fie eine Stärke erlangt, bie 

England gefährlich werden Könnte. Ich will hier 

nit unterfuchen, ob maßgebliche oder unmaß⸗ 

geblihe Männer hinter biefen Anfhauungen ftehen; 

aber wie man in ber Politif mit allen Möglich- 

feiten rechnen muß, fo auch bier zweifellos mit 

einem Überfall Englands zu einer Zeit, wo wir 

ihm zur See irgendwelde nennenswerten Streit 

fräfte nicht entgegenftelen fünmen. Es wäre gu, 

wenn man vom unferer Seite, gerabe um biefe 


engliihen Heißſporne etwas abzufühlen unb bie (D) 


Stellung ber frieblien reife in England zu 
ftärfen, mehr betomen wollte, daß, was immer 
für Berlufte ein derartiger Krieg and für ung 
im Gefolge haben mag, England dabei doch bie 
eine große Gefahr Läuft, Südafrika zu verlieren. 
(Hört! hört! bei den Soztalbemofraten. — 
Heiterkeit rechts.) 
Wir haben heute etwa 12 000 Mann Truppen in 
Deutih-Südweitafrifa, von denen bie Hälfte wohl 
nod) geraume Zelt bort verbleiben miflen wird. 
Ih will bie ganze Geſchichte nicht vorlefen. Er füpet 
dann mäher aus, wie nad feinen firateglfhen Ideen Die 
Leute ind Kapland eindringen, und mit Hilfe ber auf: 
ſtandiſchen Buren — erwägen Sie biefen Gebanfen ans 
gefichts ber jehigen Vorkommmiffe in Südafrika! — fol 
biefe in Südafrifa Ätehende deutſche Truppenmacht ben 
Engländern Sübafrifa abnehmen. 
(Heiterkeit rechts.) 

Nun meine Herren, da werden Sie fagen: was geht 
uns Samafla an? ch werde Ihnen jegt einen Herrn 
borführen, ber ben Herren bon ber Rechten etwas näher 
fteht ald Herr Samaffa! Am 2. Dezember 1906 hielt 
ein Reihötagdabgeorbneter eine Nebe bier im Haufe. 

(wiſchenrufe. Helterkeit. — Glocke des Prä en.) 


Bizepräfibent Dr. Paaſche: mödte die Herren 
bitten, die Zwiſchenrufe zu unterlaffen. Ste veranlaffen 
ben Herrn Redner nur zu Gegenreben. 


Ledebour, Abgeorbneter: Es hanbelte fih damals 
ig um bie Bewilligung ber Bahn. a empfiehlt 
er Redner bie Lommiffionslofe Annahme und fagt: 

Diefe tommiffionslofe Annahme wäre aber beshalb 
bon fo befonderer ver efen für unſer 
ganzes Bolt, weil biefe —F nicht nur vom 








Stanbpunft ber Verpflegung umferer Truppen und 
der Rentabilität ber Kolonie beurteilt werben 
muß, fonbern weil babinter nod eine viel 
ernitere Stage fteht, nämlich: welde Bebeutung 
bat biefe Bahn im Falle von Verwidlungen 
Deutfhlands mit amberen Völkern“ (BZuruf 
bei den Sozialdemokraten: Wieſo) — Ja— 
wohl, dieſe Bahn kann nicht nur bie Koft für 
Mann und Pferd von der Hüfte ſchnell hinein- 
tragen in bad Land, fonbern umfere Truppe 
fann aud aus dem Innern leiht an die Hüfte 
und bon bort anberöwohin fommen (BZuruf 
lints: Wohin denn?) — 3. B., wenn ein Krieg 
mit Gngland ausgebrohen wäre, nah dem 
Sapland hinein. Ich follte meinen, gegemüber 
ben ernften Mahnungen ber Satferlihen Thron- 
rebe, in der unferem Volle doch deutlich genug 
bie Gefahren unferer Stellung unter den Voͤlkern 
bor Augen gehalten werden, wäre es boppelt 
ſchön und bedeutfam gewefen, wenn bie kom— 
miffionslofe Annahme biefer Borlage zugleich 
bie Antwort bed Volles gewefen wäre, daß wir 
die Mahnungen unferes Kaifer8 wohl verftanben 
haben. (Bravo!) 
Ja, meine Herren, bad war ber Herr Abgeorbnete 
Zattmann, ber das ſagte, und bamald hat ein 
Regterungdlommiffar geantwortet indem er fi in 
Schweigen hüllte. 


(Heiterfeit.) 
Auf diefe Rebe hat er feine Silbe geantwortet, er hat ſich 
in Schweigen geüut in bezug auf biefe Lattmaunſche 
weltpolitiihe Strategie. Auch ber Herr Reichskanzler, 
auch ber bamalige Herr Kolontaldireltor — ich weiß nicht 
welder, bie Herren wechſeln jo häufig 
(Heiterkeit) — 


(B) fein einziger von ihnen ift dagegen aufgetreten, und fett 


jener Zeit geht fortwährend durch bie von alldeutſchen 
MNeen erfüllte deutſche Preffe ein ähnlicher Gedanke. Soll 
ih Ihnen noch mehr derartiges borlefen? 
(Zwiichenrufe: Nein, nein! Heiterkeit.) 

Alfo ich hoffe, Sie glauben es mir jegt, daß planmäßig 
feit zwei Jahren von alldeutſchen Phantafiepolitifern dieſer 
Gebante in Deutſchland ventiliert worden ift, ber dann 
endlich bei deu Englänbern Glauben gefunden hat. Die 
Herren bon ber Regierung haben nichts davon erfahren, 
der Herr Reichsſskanzler kann gar nichts dabon gewußt 
haben, ahnungslos iſt er durch die Weltgefhichte ge- 


gangen 
(Heiterkeit rechts) . 

unb bat von all dieſen phantaftepolitifchen Erpeftorationen 
nichts erfahren, nicht aus ben Zeitungen, nicht aus ben 
Reden dieſes Hauſes, nicht aus den Büchern ber All: 
deutſchen, die biefe Fragen behandeln. Aber glauben 
Sie denn nicht, meine Herren, baß bie Vertreter ber 
englifhen Preſſe daS aud bemerkt nee daß bie 
Vertreter ber englifchen —— bie hier eigend damit 
beauftragt find, die Stimmung Dentihl in bezug 
auf England zu erforfhen und zu prüfen, auch fo 
ahnungslos an biefen Sachen wie ber Reichslanzler 
vorbeigegangen find? Sie haben ſelbſtberſtändlich a 

nah Haufe berichtet, daß miemald die Regierungs— 
vertreter MWiberfpruh erhoben haben — gegen Dielen 
direften Hinweis be Herrn Lattmann, daß Kater 
biefe Ideen vertrete. Jawohl, Sie heben bie Hände 
empor, F v. Dirkſen; es iſt Ihnen zweifellos ſehr 

m. 


unangen 
(Heiterkeit rechts.) 
Setzen Sie ſich darüber mit Herrn Lattmann auseinander. 
Ich verleſe das nochmals: 
(Unruhe und Zurufe.) 
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Es wäre doppelt ſchön und bebeutfam gewefen, (C) 


wenn bie fommiffiondlofe Annahme — — 
(Slode des Bräfidenten.) 


Vizepräfident Dr. Paafhe: Ich glaube, Sie unter: 
chätzen die Aufmerkſamkelt des Haufed, wenn Sie eine 
y: Stelle zweimal verlefen. 

iberfpruch bet den ni re — Heiterfeit.) 
Ich bitte, nicht weiter zu lefen. 


Ledebour, Abgeorbneter: Ich bitte Sie, Herr Prä- 
—— bie Auffaſſungsgabe des Hauſes zu beurteilen, ift 
mmer Sache des Redners, danach hat er feine Rebe 
einzurichten, je nachdem bie Herren fi benehmen. Ih 
werde wenigftend die Schlußzeile noch zu Ende leſen. 

— — wenn bie Annahme biefer Vorlage zu 

bie Antwort bed Volks geweien wäre, baß wir bie 

Mahnungen unſeres Kaiſers wohl verftanden Haben. 
Damald wäre Gelegenheit für dem Herrn Reichskanzler 
gewefen, aufzutreten unb zu erflären: niemals bat eine 
ſolche Abſicht beftanben, niemals wirb fie beftehen, daß 
uns aber berartige Abfichten untergelegt werben, baß man 
dadurch im Auslande gegen und Mißtrauen erwedt und 
dadurch das Ausland uns auf den Hals zu beten ber: 
ſucht, dad nenne ich verwerflih! Das hätte ber Herr 
Reichskanzler damals jagen jollen. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Dann wäre nicht damals im Ausland biefed Mißtrauen 
erwedt worben, hätte ſich nicht feftgefegt unb wäre nicht 
in zahlreichen Fundgebungen zu Tage getreten. Nun mußte 
erft der Vorwärts“ kommen und burd eine Korreſpondenz 
aus London ben Herrn Reichskanzler auf biefe planmäßige 
Verhegung Englands und —* aufmerkſam 
machen, wovon er vorher feine Ahnung Hatte. Daraus 
Können Sie entnehmen, wie außerordentlich wertvoll unb 
eg ae g für unfere Reichöregierung der „Bor: 
w iſt. 


(Große Heiterkeit.) 
Wenn der ‚Vorwäris“ das nicht gebracht hätte, würde 
ber Herr Reichskanzler heute noch ahnunglos in ſomnam⸗ 
bulem Zuftande auf dem Dadfirft umherwandeln. Erſt 
ber Zuruf des „Borwärt3*, ber Londoner Korresſpondent 
bed „Borwärts* bat ihn darauf aufmerffam gemadit. 
Dann hat er, wer weiß wie, darauf 108 gedonnert. Es 
iſt mur ein Glüd, baß er nicht vor Schreden vom Dadi- 
firft heruntergefallen ift. 
(Hetterfeit.) 
Alfo, meine Herren, verfhonen Sie ung fünftig mit 
folden Borwürfen! Der Herr Reichskanzler, der ja heute 
iwieder einmal durch Abweſenheit glänzt, entzieht fih ja 
ber Verantwortung für bie ungeheuerlihen Behauptungen 
und Angriffe, die er hier im Haufe vorbringt. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 


Vizepräfibent Dr. Paaſche: Herr Abgeorbneter, Sie 
en nicht das Nect, die Tätigfeit des Herrn Reich: 
zlers bier in bem Sinne zu frittfieren. 

(Große Helterfeit und Zurufe bei den Sozial⸗ 
bemofraten und in ber Mitte. 
Sehr richtig! bet ben Nationalliberalen. 

— Meine Herren, ih bitte um Ruhe. — Der Herr 

Abgeorbnete hat erflärt, ber Herr — entzöge 

ſich jedesmal der Verpflichtung, hier zu erſcheinen 

(ehr richtig! bei ben Sozialdemokraten), 
und id jage, darüber, was der Herr Reichskanzler für 
fein Recht Hält, ob er hierher gehen muß oder midht, 
darüber hat der Herr Abgeorbnete nicht zu entſcheiden! 
(Stürmifcher HRiberprud und Zurufe bei ben 
Soztalbemoftraten.) 
— Ih bitte, die Unterbrechungen zu unterlaffen, Herr 
Abgeorbnieter Geyer! 


(A) 


(B) 
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Ledebour, Abgeordneter: Darüber haben wir zu ent: 
fcheiben, wie wir dieſes Verhalten des Herrn Reihökanzlerd 
fritifieren wollen! 

(Rebhafte — had Fr Sozialdemokraten und 
* 


er Mitte.) 
Solange wir in parlamentarifhen Ausdrüden Kritik an 
ben Vertretern ber Regierung üben, laffen wir uns das 
bon feinem Präftdenten unterfagen! 

(Stürmtfhe Zuftimmung bei den Sozialdemofraten 

und in der Mitte.) 

Ich wieberhole, daß erweislich wieberholt in ber letzten 
Zeit der Herr Reichskanzler nad heftigen Angriffen, die, 
wenn fie bewußt gemadt worben wären, verleumderiſch 
fein würben, fi ber Verantwortung entzogen hat 

(fehr wahr! bei den Soztaldemofraten und 

in ber Mitte), 
ba er fogar, nachdem er wiederholt bier im Haufe und 
außerhalb dieſes Haufe darauf aufmerkſam gemacht 
worden tft, daß dieſe Tage ungerecht, unwahr geweſen 
find, trogdem weder jelbft noch durch einen feiner Ver— 
treter, die ihm zu Gebote fiehen — aud nicht durch den 
fonft immer bier erfcheinenden Herrn v. Loebell —, biefe 
Angriffe hat zurüdnehmen laffen! 
(Bielfahe Rufe: Sehr wahr! in der Mitte und 
bei den Sozialdemokraten.) 

Nun, meine Herren, gerabe angeſichts ber fiir uns 
noch völlig unaufgeflärten iyrage, zu welchem Zwed bie 
7400 Mann dba wirklich notwendig fein jollen, werben 
wir natürlid jebe Unterftügung einer ſolchen Politik, wie 
biöher, rundweg ablehnen. Aber die Forderungen, bie 
und heute beihäftigen, werden ja nicht bloß damit be: 

ünbet, daß militärifhe Notwendigkeiten fie erheifchen, 
ondern auch wirtfhaftlihe Gründe werben bafür ins Feld 
geführt. Verſchiedene ber Herren Redner haben ja fogar 
em Herrn Kolonialdireftor nicht bloß für feine heutigen 
Ausführungen, fondern aud für bie Agitation, bie er im 
Lande getrieben Hat, ihre Anerkennung ausgeſprochen. 
Und ber Herr Abgeordnete Lattmann hat — was id ihm 
durchaus nicht verarge, fondern ſehr erflärlih von ihm 
nde —, ebenfo wie ber Herr Abgeorbnete Baflermann, 
usführungen vorgelejen, die zwei meiner Parteifreunde 
zur Unterftügung der Dernburgſchen wirtſchaftspolitiſchen 
Anſchauungen gemadt Dee Sbeiondere unfer früherer 
Kollege Bernftein. Daß die Herren von den gegnerijchen 
Parteien dad ausnutzen, ift durchaus begreiflih; aber Sie 
müfjen nicht glauben, meine Herren, daß bie linter- 
Rügung ber einge Kolonialpolitil, Die man 
aus biefen Worten allenfall3 herauslefen kann, baburd 
bei irgend einem Soztaldemofraten an Wert gewönne 
ober verfärft würbe, daß fie bier von Ihnen vorgetragen 


werben. 
(Sehr * bei den Sozialdemokraten.) 

Herr Lattmann meint, ſie könnten nicht oft genug vor— 
etragen werden. Ich wünſchte, er täte das noch recht 
Bäufig; bann würden wahrſcheinlich felbft Bernftein und 
Galwer zu der Überzeugung fommen: da muß ich ja eine 
—— Dummheit gemacht haben! Daß ich gegen 
tefe Ausführungen polemeſiere, werben Sie von mir nicht 
erwarten; aber ih werde mid allerdings mit bem 
wirtſchaftspolitiſchen Beweiſen bed Herrn Dernburg für 
die fübweftafritantihe Entwidlungsfähigkeit, wenn auch 


ganz kurz, befaſſen müffen. 
Sie worden als „harmlofer 


find Hingeftellt 

Optimismus.” Nah meiner Neberzeugung tft bad, was 
Herr Dernburg ba borgebradt hat, etwas ganz anberes 
als harmlofer Optimismus. Ich will nur zwei Beifpiele 
anführen. Nah dem Stenogramm hat er u. a. gejagt, 
nachdem er zunächſt ben Wert der deutſchen Ausfuhr an 
Smbuftrieproduften nad) den Schußgebieten auf 50 Milltonen 
Mark einfhägte — notabene eine Foloffale Überfhägung, 


die ih aber allenfalls noch als harmlofer Optimismus (C) 


erflären läßt —: 
Nimmt man ar, daß unfere inbuftrielle Ausfuhr 
nad den Kolonien im Werte von 50 Milltonen 
Mark durch Zahlung von 40 Millionen Mark Löhne 
fabriztert wird, unb daß bie Arbeiter etwa ein 
Drittel des jährlichen Reihsaufwandes fir bie 
Kolonien, nämlich 10 Millionen Mark, zu tragen 
hätten, jo würde immer noch auf jede Mart 
Aufwand 4 Mark Einfommen an Berdienft treffen, 
das durch die Kolonien bedingt ift. 
Alfo Herr Dernburg behauptet, daß, wenn man einen 
Gefamtwert von 50 Millionen Mark Nusfuhrwert von 
Smduftrieproduften hat, darin 40 Millionen Marl Arbeits: 
löhne fteden. Wenn eine folde Behauptung etwa auf: 
geftellt würbe bon einem Herrn, ber feine Qualififation 
zum preußifchen Minifter oder höheren Reichſsbeamten als 
Hufaren oder Marineleutnant fi erworben hat, dann 
würde ih aud noch an harmlofen Optimismus glauben 
tönnen; aber daß ein Mann, der im wirtſchaftlichen Leben 
jahrzehntelang geitanden hat und aus jeiner Bantier- 
tätigfeit weiß, welche koloffalen Unternehmergewinne ein- 
eheimft werden, jo etwas behauptet, ift nicht mehr 
—* Optimismus. Ich verweiſe da nur auf die Tat— 
ache, welche erſt neulich die „Norddeutſche Allgemeine 
Zeitung“, das ſpezielle Leiborgan des harmloſen Optimiſten 
Herrn Dernburg 
(Hetterfeit), 


publiziert bat, daß nämlich die Firma Tippelskirch & Go. 
bei ihren Grporten, alſo bei dem, was fie an das Neid 
lieferte, in zwei Jahren auf ein Kapital von 900 000 Mart 
zufammen 185 Prozent Dividende verteilt hat. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Die früheren Gewinne waren nicht erbeblih. Berechnet 
—* den legitimen Gewinn auf 10 Prozent, ſo bleibt 
auf jedes ber beiden Jahre und nicht 2 Millionen Mark. 
Alfo felbft die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ gibt 
in diefem Ginzelfalle zu, daß ber letzte Unternehmer — 
nicht die fämtlichen Unternehmer des ganzen Produktions⸗ 
prozeſſes —, bloß der legte Geihäftsmann, der das feine 
Geihäft ber Lieferung au das Neid) gehabt Hat, pro 
Jahr 67'/, Prozent Dividende verteilt hat. Da kommt 
ber Herr Kolontaldireftor und rechnet und vor: außerdem 
fteden darin noch 80 Prozent Löhne für die Arbeiter! 
Da will ic nur bemerken: jeder, der im wirtſchaftlichen 
Leben fteht, weiß, daß nicht bloß ein linternehmer, ein 
Kapitalift da verdient, fondern eine ganze Reihe im Ber: 
lauf des ganzen Produktionsprozeſſes. Wenn 3. B. Stiefel 
probuziert werben, fo verbienen natürlich zuerſt bie 
Arbeiter, welche die Häute gerben, biejenigen, welche die 
Stiefel probuzieren, aber auch die beiden Unternehmer. 
Alſo e3 ift eine geradezu umgeheuerlihe Übertreibung, 
wenn jemand behauptet, daß die deutſchen Arbeiter am 
— einen Anteil von 80 Prozent an Löhnen 
en. 

Ih komme jetzt auf einen Fall, ber für bie uns 
heute beichäftigende Srage deshalb ſehr intereffant ift, 
weil er fich direft auf die Entwidlungsfähtgtett der Kolonte 
Südweftafrita in Landwirtſchaft, Viehwiriſchaft ufw. be: 
zieht. Auch hier haben verjchtebene Herren das Loblied 
er Entwidlungsfähigteit von Südweſtafrika gefungen. 
Ste haben darauf hingewiefen, daß ſchon in ländlichen 
Kreiſen Stimmung für die überfteblung nad) Sübwe- 
afrika vorhanden ift, um bort Farmbetriebe, alfo Vieh: 
wirtfhaft, im großen und im Heinen einzurichten. 

Der Haupttrumpf, ber wirtihaftspolitiihe Trumpf, 
ben ber Herr Stolonialdireltor ausfpielte, waren bie 
Erfahrungen des Farmers Schlettwein, ber bier ala 
Mufterfarmer der Budgetkommiſſion vorgeführt und 


Prozent Mehrgewinn, dad macht alſo 517 500 Mark (D) 
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(Zebebour,) 


(A) naher als lebendes Beilpiel für die außerorbentliche 


Entwidlungdfählgteit Südweſtafrikas im Lande herum: 
gereift ift. Die Worte bed Herrn Kolonialdirektord lauten: 
Ein Farmer, Herr Sclettwein aus Sübmelt- 
afrifa, hat und eine Anzahl von Rechnungen 
aufgemacht, wie nad) feiner Erfahrung fi bie 
Wirtihaft dort geftaltet, und das ift burdaus 
befriedigend, einfach und jehr vielverſprechend; er 
jelbft ift in wenigen Jahren zu einem reichen 
Mann bort geworben. 
Das ift alles, was ber Herr Stolonialbireftor hier über 
den Farmer Schlettwein fagt. Das hat er zum eriten 
Mal gelapt — id weiß nicht, ob er es jpäter wieberholt 
bat — bier in einer Verſammlung von Künſtlern und 
Gelehrten, die behaupten, daß fie an der Spike ber 
deutſchen Kultur und Wiſſenſchaft marfhieren, und bieje 
haben den Dernburgihen Ausführungen in heller Be: 
geifterung zugejubelt. Unter anderen waren barumter 
Beute wie Profeſſor Schmoller und Profeſſor Jaſtrow, 
ber Xeiter ber Handelshochſchule. Da iſt es erflärlid, 
daß, wenn bon folden Autoritäten ben Bauern und 
Arbeitern jo etwas vorgeführt wird, und biefe hören 
niemals eine MWiderlegung, fie barauf bineinfallen, wie 
nod ganz andere Leute darauf Hineinfallen, wenn irgend 
eine blutige Gründung mit glänzenden Profpelten im 
Stile der „goldenen 110” ind Land hinausgeht und 
darunter ein paar Dutzend Profefloren, Fürften, Herzöge 
und womdglih Beamte a. D. ald Garanten ftehen. 
Aber wie Hat fih bad in Mirklichleit mit dem 
Farmer Schlettwein verhalten? Nah den Ausführungen 
des Herrn Kolonialdireftord mußte jedem Uneingeweihten 
biefer Farmer Schlettwein ald der Typus erfcheinen fiir 
die günftige Entwicklungsfähigkeit Südweſtafrikas, für die 
Art und Weile, wie die Farmer zu Geld kommen und 
in wenigen Jahren zum reihen Mann werben Können. 


(B) Wir haben Herr Sclettwein in ber Kommiſſion ins 


Kreuzverhör genommen und recht intereffante Tatſachen 
dabei herausbelommen. Her Sclettwein ift mit einem 
Kapital von 35000 Mark vor 5 Jahren nad; Sübweft: 
afrifa gegangen, und but biefes Kapital, in Viehwirtſchaft 
hauptſachlich, auf 144 000 Mark erhöht, alfo verbierfadit. 
Da ift ed begreiflih, daß jeder Landwirt im Deutſchen 
Reihe vor Entzüden jaudzen würde, wenn er folche 
Profite ebenfalld einheimfte 
(fehr richtig! rechts), 
und baß da eine ganze Menge Leute ſich jagt: wenn das 
möglich ift in Südweſtafrika, dann kann ich nichts Beſſeres 
tun, als mein Gut losjhlagen — womöglich an die An: 
fiedlungstommiffion in Poſen, an die ja deutſche Patrioten 
für hohe Gelder ihre Güter verfaufen — und nad) Süd— 
weftafrifa gehen; in 4 Jahren fomme ih als reicher 
Mann zurüd. Das ift verlodend, „vielverſprechend“, wie 
ber Herr Kolonialdirektor ed ausgeführt hat. Die Sclett- 
weinſchen Profite erflären fi aber infolge des Krieges! 
(Sehr richtig! bei den Sogtalbemofraten.) 
Da find die Viehpreife ganz Lolofjal, auf das dreifache 
der Rormalpreife geftiegen. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Nah den eigenen Angaben des Herrn Sclettwein, An 
geben, bie notabene ber Herr Kolonialbirektor, ohne feinen 

ewährdmann zu nennen, an anberer Stelle biefer Rebe 
verwertet, aber nur nicht da, wo fie Hingehörten, zur Er- 
Härung der Schlettweinfche Profite — dba hat er vorſichtig 
geſchwiegen —, nad) den Angaben bed Herrn Schlettwein 
felbit t iegt ber Preis für ein Stüd Rindvieh etwa 
300 Mark; in normalen Zeiten würden bas etwa 100 bi 
120 Mark fein, während bie Probuktionstoften etwa auf 
25 bis 27 Mark gefhäbt werben. Der Herr Farmer 
Schlettwein hat fid) nämlid im SKaokofelbe niebergelafien, 
im Norbiweften, in Zeöfontein, einem Gebiete, bad durch 


den Krieg gar nicht berührt wurbe, wo er in aller Ruhe (C) 


fein Vieh züchten, feine Probufte beftellen konnte, wo er 
— notabene — mit einer maßlofen Ausbeutung der Ein: 
geborenen arbeitete. Dann hat er fein Vieh als Proviant 
an die Truppen in Windhuk oder nad den Otapiminen 
vertauft. Daraus erklären ji bie abnormen Profite. 
Das find aber Refultate abnormer Zeiten 
(jehr richtig! bei den Sozialdemofraten), 

und ed iſt gerabezu unberantwortlih bon dem Herrn 
Kolonialbirektor, wenn er ben gläubigen Gemütern ber 
deutſchen Landwirte fo etwas vorredet und damit bewirkt, 
baß bie Leute, die daranf hereinfallen, wirklich glauben, 
ihnen allen wird es gehen wie Herrn Schlettwein, fofern 
fie nah Südweſtafrila auswandern und derartige Farmen 

ünden. Das tft fein harmlofer Optimismus mehr; bad 
ft das Verfahren, bad man im Börfenjargon „bluffen“ 
nennt. Der Ausbrud ift befanntlih dem Pokerſpiel ent- 
nommen. Das Pokerfpiel ift ja in dieſem Deutſchen Reich 
ber Gotteöfurdt und guten Sitte hof» und regierungsd- 
fähig geworben, feitbem der Herr Juſtizminiſter Ruhſtrat 
in Oldenburg ſich dazu befannt hat, und an ber Börſe 
wirb eben dieſes Bluffen ſyſtematiſch betrieben, ba, wo 
bie großen Leute ihre vos Geihäfte machen. 


(Zaden.) 
Sa, meine Herren: „ic bluffe einen“, ift bei Görfenleuten, 
wenn fie Gefchäfte machen wollen, eine gang und gäbe 
Redensart, und genau biefed Bluffen unternimmt ber Herr 
Kolonialbireftor — — 
(Zebhafte Rufe: oh! oh! reits. — Glocke des 
Bräfidenten.) 


Praſident: Herr Abgeordneter, ber Ausdruck „Bluffen“ 
ift die Bezeichnung von unehrliden Handlungen im Spiel. 
Sie dürfen biefen Ausdrud in bezug auf ben Herrn 
Kolonialdireftor nicht gebrauden. 

(Sehr richtig! reits. Heiterkeit bei den 
Soztalbemofraten.) 
Ich rufe Sie zur Ordnung! 
(Heiterkeit in der Mitte und bei den Sozial— 
bemofraten.) 


Ledebour, Abgeorbneter: Herr Präſident, geftatten 
Sie, daß ih Sie darauf aufmerffam made, daß ber 
Herr Juſtizminiſter Ruhſtrat fih ausbrüdlih zu dieſer 
Praxis ald einer erlaubten befennt. 

(Heiterkeit in der Mitte und bei den Sozial- 
bemofraten.) 
Ich weiß nicht, wie bad mit bem Ordnungsruf in Ein: 
Hang zu bringen ift. 
(Heiterfeit.) 


Meine Herren, man muß aber, um ben Herrn Farmer 
Sälettwein und ben barmlofen Optimiften Dernburg 
rihtig zu würdigen, doh mod; wiſſen, wie biefer 
Gewährämann, Bertrauendmann und Sadhmalter be3 
Herrn Dernburg jein Gefhäft betreibt. Wir haben 
nämlih in ber Bubgetlommiffion folgendes von ihm 
herausgebradt. Gr betreibt wie alle armer 
notabene, bie nicht etwa Kleine Bauern, Sondern 
große Unternehmer, große Viehbeftger find — fein Geſchäft 
nit Ausbeutung ber Eingeborenenarbeit. Er hat 17 Fa— 
milien auf feiner fyarın. Er fagt, er bezahlt ben ein- 
geborenen Männern 15 Mark pro Monat, den Frauen 
reis nichts, nur wenn fie längere Zeit arbeiten. 

je Männer befommen natürlid, wenn fie arbeiten, bie 
Nahrung von ihm, aber bie Frauen befommen, wenn fie 
nicht felbft im Arbeit ftehen, nichts zu effen. Sie müſſen 
fehen, wie fie wegfommen. Herr Schlettwein fagte: Die 
fammeln Feldloft. Da war ed mir natürlich nun fehr 
wertvoll, mal zu —— was benn Felbkoft iſt. Ich 
babe mid) verfchiedentlid; danach erkundigt. Bon Schub: 
trupplern habe ich gehört, im allgemeinen verftände man 


(D) 


(4) 


(B) 


2% 


Eedebour.) 
barunter Wurzeln, die aus ber Erde —*— werden. 
Ich habe aber zu meinem Erſtaunen einer hieſigen 
Zeitſchrift, in einer Beilage zum „Berliner Tageblatt“ 
folgende Auskunft über Felbtoft gefunden. ver F. 
O. Koch, ſoviel ih weiß, auch ein Sachverſtändiger aus 
Südweſtafrilka, fagt: 

Die im Südweſten und Nordweſten lebenden 

Buſchleute ſtehen auf der unterſten Kulturſtufe. 

Sie leben von Feldkoſt, d. h. Eidechſen, Raupen, 

Fröſchen, Mänfen, Heufhreden, Gradfamen. 

(Große Heiterkeit links.) 
Nun, meine Herren, das ift ja fehr amüfant; es hat aber 
nod eine andere Seite. Wenn ein beuticher Unternehmer 
bie Neger, bie Eingeborenen als Arbeiter jo auöbentet, 
ihnen jo niebrige Löhne zahlt, ihnen fo wenig Soft gibt, 
daß fie nur fi) felber davon fatt maden Zönnen, und 
daß bie —— hingehen und für ſich und ihre Kinder 
Ibloft ſammeln müfjen, Eidechſen, Raupen, Fröſche, fo 
bad nicht amüfant. Es mag nad Ihren oftelbifchen 
Begriffen amüfant fein 
(ob! oh! rechts); 
nah unferen Begriffen ift es eine brutale Ausbeutung 
widerftandbsunfähiger Beute. 
(Lachen unb Zurufe rechts.) 

Nun, meine Herren, daß biefe Bezahlung der Ein: 
geborenen durch Herrn Schlettwein ungeheuer niebrig ift 
und auf eine Ausbeutung ber Notlage der Eingeborenen 
binausfommt, bad geht aus Ausführungen hervor, die der 
Herr A. Schomwalter — id) glaube, er tft Bilar — gemadt 
bat, ein Mann, der, wie id weiß, Ihnen ſehr nahe fteht; 
er jchreibt, wenn ich nicht irre, aud für die „Staats- 
bürgerzeitung*. Der ſchreibt in ber „Bartenlaube*: 

Dem Krieg haben es bie Beichäftsleiter in Süb- 
weft zu danken — und bie Leiter öffentlicher 
Arbeiten nit minder —, daß es an Arbeitern 
nit fehlt. Denn der größte Teil diefer Arbeiter 
find Friegdgefangene, bie von bem Gouvernement 
nah Bedarf abgegeben werben. Und mährend 
in Sapftabt ein Schwarzer 80 bis 100 Mark, im 
Innern des Landes 60 bis 80 Mark nebft freier 
Station im Monat erhält, zahlt man in Sübweſt 
10 bi8 15 Marl 
(hört! Hört! bei den Sozialdemokraten), 
— ganz wie Herr Schlettwein! — 
und auf bem Lande felbft 9 Mark im Monat. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Auch für freie Arbeiter, ald da find Berg- und 
Klipplaffern und Ovambos, gilt dad; bie ſtonkurrenz 
brüdt auf fie. 
Alfo auf bie freien Arbeiter drückt bie Konkurrenz ber 
Kriegsgefangenen aud, genau fo mie bei und bie Ge— 
—— auf die Gewerbetreibenden drückt, weshalb 
ie Mittelſtändler fortwährend mit Recht auf Abſtellung 
ber Gefangenenarbeit bringen. Genau jo drückt bie Ge— 
fangenenarbeit in Sübweftafrifa auf bie Arbeit ber freien 
Neger und Hottentotten, und baraud erflärt fi, daß ber 
Herr Schlettwein, dieſer Mufterfarmer, der Bertrauend- 
mann des harmlojen Optimiften Dernburg, biefe glänzenden 
Profite machen kann. Aber das ift eben kein Beifpiel, 
dad beutfhen Bauern und Arbeitern vorgeführt werben 
barf; das ift eine Gewiffenlofigfeit, wenn Sie mit ber- 


artigen — — 
(Stürmiſche Rufe rechts: oho! — Glode 
bed Bräftbenten.) 
Präfident: Herr Abgeorbneter, ih rufe Ste zur 
Orbnung! 
Ledebour, Abgeorbneter: Meine Herren, id finde 


es ja volllommen begreiflih, daß Herr Schlettwein und 
andere Farmer in ähnlicher Lage nad biefen günftigen 
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Erfahrungen, bie fie da in Südweſtafrika für ihren Gelb: 
beutel mit Hilfe ber Reichöregierung gemacht haben, alles 
aufbieten, daß ihnen biefer ausbeutungsfähige Arbeiter 
möglichft ange erhalten werbe, unb wie Herr Schlettwein 
er bie Üingeborenenfrage dent, das werde id 
Ihnen hier vorlefen. Herr Sclettwein veröffentlichte im 
Sommer 1904 eine Broſchüre über bem Hererofrieg, in 
ber es heißt: 
Wir ftehen heute mit unferer Kolonialpolitit 
am Scheldewege. Nach ber einen Seite das Ziel: 
gefunder Egoismus und prafiiiches Kolonifieren; 
nad der anbern Seite: übertriebene Menfchlich- 
feit, vager Idealismus, unvernünftige Gefühls- 
bufelei. Die Hereros müſſen zunächſt beſitzlos 
gemacht werden. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Das Bolt muß nicht nur ald foldes unmöglich 
gemacht werben, es müflen auch alle je bas 
Nationalgefühl wieder erwedenden Faltoren be: 
feitigt werben. 
(Hört! hört! bei ben Sozialbemofraten.) 
Man muß bie Hereros jegt zur Arbeit —— 
und zwar zunächſt zur Arbeit ohne Entſchädigung 
(hört! hört! bei ben Sozialdemokraten), 
nur für Belöftigung. 
Alfo Herr Schlettwein ift noch nit einmal bamit zu: 
frieden, wenn er bie Arbeiter für das Gelb von 15 Marl 
monatlich kriegt; fie follen umfonft für ihn arbeiten, nur 
ir Belöftigung, während die Frauen und Kinder dann 
raußen bon Telbkoft leben können. 

Eine jahrelange — iſt nur eine gerechte 

Strafe und dabei die einzig richtige Erziehungs: 

methode. Dad Gefühl chriſtlicher Nächſtenliebe, 

fowie die Agitation ber durch fie geleiteten Miſſtons⸗ 

partei, muß zunädft mit aller Energie zurück⸗ 

ewieſen werben. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Dad hat Herr Schlettwein im Jahre 1904 in einer 
Broſchüre gefchrieben! Dad muß dem ſtolonialamt bekannt 
fein. Troßdem holen fi die Leute gerabe biefen Mann 
ald ben Bertrauendmann in bie Bubgetlommiffion, fie 
laffen ihn in ber MWahlbewegung herumreifen und Propa- 
ganda machen für die „harmlofe* Politilk ber Reichs— 
regierung. 
Nun, meine Herren (nad rechts), daß Sie bem 
zuftimmen, das begreife ih. Cine Ihrer Hauptlorppbäen, 
ja fogar eine ganze Landwirtſchaftskammer von Wet- 
preußen hat ja bafür gearbeitet, daß Kulis eingeführt 


werben. 

(Heiterfeit.) 
Auch eine jehr amüfante Geſchichtel Die würben fi 
noch mehr ausbeuten laſſen als bie beutjchen nnd polntichen 
Arbeiter, an denen bie Herren Agrarier draußen — nicht 


Sie hier 
(Heiterkeit) — 

bie Kunſt der Menfchenausbentung mit jo viel Erfolg üben. 
Alfo dab Sie gegen diefe Empfehlung bed Herrn Schlett- 
wein nicht einzuwenden haben, das wunbert mich nicht. 
Daß aber Parteien dieſes Hauſes, bie noch wenigſtens 
behaupten, wie bie Liberalen — ih vermute fogar, bie 
Nationalliberalen, obgleich ich da nicht fiher bin; jeben- 
fall3 aber die Zentrumspartei —, noch für eine Kolonial⸗ 
politit eintreten wollen, nadhgewiefenermaßen mit 
folden Mitteln arbeiten, das ift mir unbegreiflih. Die: 
jenigen Parteien, die behaupten, daß fie Chriftentum und 
Kultur nah den Kolonien tragen wollen, und bie fi 
biefe Unterftügung gefallen laſſen, die fich diefe Propaganda 
der Herren Dernburg und Schlettwein gefallen laſſen und 
die dafür eintreten, daß in biefer Weiſe unfere Kolonien 
weiter verwaliet werben, haben jeden Anſpruch darauf 


(C) 


(D) 
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(2ebebour.) ' 


(A) verloren, daß man ihre Behauptung, fie wollten Ehriften: 


tum und Kultur verbreiten, irgendwie noch ernft nimmt. 
(Sehr wahr! bei den Sozialdemokraten.) 

Nun hat der Herr Abgeordnete Lattmann einen bes 
fonderd großen Trumpf gegen unjere Partei auszuſpielen 
geſucht, indem er fagte, wir wären ja überhaupt reaftionär 
in ber Kolonialpolitif; alle bürgerlihen Parteien feten 
prinzipiell für bie Kolonialpolitit, wir allein feien prin- 
zipiell dagegen. Daß wir allein dagegen find — ich weiß 
nit, ob fih da noch bürgerlihe Parteten auf unfere 
Seite ftellen werben —, ift richtig. Das ift aber fir uns nur 
ein außerordentliche Lob. Denn die Weltpolitif und bie 
Hanbelöpolitit, die wir empfehlen, ift alles andere als 
—— bie fteht auf einem weit höheren Standpunkt 

e ihre. 
(Lachen rechts und bei den Nationalliberalen.) 
Sie arbeitet nit mit diefen reaftionären Zapitaliftiichen 
Ausbentungsmitteln, wie fie von anderen koloniſierenden 
Nationen vor der beutfchen angewandt worben find und 
heute nod angewendet werben, und wie fie die beutiche 
Reihöregierung und bie Mehrbeitäparteien in ſchlechter 
Imitation in den beutfchen Kolonien nachzuahmen ver: 
fuchen. Wir bekämpfen biefe Kolontalpolitit prinzipiell 
genau fo, wie unfere Genofjen bie engliſche Kolonialpolitik 
in England, die franzöfiiche Kolonialpolitit in Frankreich, 
bie holländiſche Stolontalpolitit in Holland befämpfen, 
weil diefe Kolonialpolitit bis auf bie Knochen reaftionär 
ift und mit ben brutalften Mitteln Tapitaliftiiher Mus: 
bentung arbeitet. Die Akkumulation des Kapitals durch 
die kapitaliſtiſche Kolonialpolitit wird in ben fremden 
Ländern unter ben Eingeborenen unendlich viel brutaler 
noch betrieben als die Afftumulation bed Kapitals, wie fie 
fi bei und im Wirtſchaftsprozeß ber kapitaliſtiſchen Ent: 
widlung vollzieht. Denn dabei werben ſämtliche ftaat- 
lichen Unterbrüdungämittel zu Hilfe genommen, um zu 


(B) Gunften der Reihen und MWohlhabenden die umterdrüdten 


Bevölkerungsſchichten zu erpropriieren. Ich habe einmal 
efagt, daß bie Kolonſalpolitik ein Volk brutalifiert. Wir 
u es ja auch ſchon bet und in Deutihland, wie weit 
wir ſchon bei dem bürgerlihen Parteien gelommen find 

in bezug auf ihr Verhalten in Fragen der inneren Politik; 
denn das jest geplante Enteignungsverfahren gegen bie 

Polen ift aud weiter nichtö als eine Zuhilfenahme ftaat- 
licher Mittel 7 Benadteilung unterbrüdter Bevöllerungs⸗ 
ſchichten. Ich begreife allerdings, daß bie Herren, bie 
biefe Tapitaliftiihe Kolonialpolitit befürworten, auch das 
egen die Polen gerichtete Enteignungsverfahren aut» 
eißen. Bon Ihren Stande: und Gefinnungsgenoffen 
werben ja viele ein ganz glänzendes Geihäft dabei 


maden. 
(Sehr —* bei ben Polen.) 

Ih den im legten Reichſtag ausgeführt, dab wir 
bie Zeit überwunden halten, durch eine ſolche Kolonial⸗ 
politik für ein Volt nod Vorteile zu erzielen, ba man 

egenwärtig barauf Binarbeiten müffe, alle Völker nicht 
n ein MWettrennen ber Ausbeutung in anderen Ländern 
zu beten, fonbern dab man eine kulturelle Handels⸗ und 
Wirtſchaftspolitik, die alle Kulturbölfer verbindet, in—⸗ 
augurieren müfle. 


(Zuruf.) 
Daß ber Herr Abgeorbnete Battmann mir nicht zuftimmt, 
läßt mich ſehr kalt. Aber meine Partei hat zu meiner 
groben Überrafhung in dieſer Frage von einem Manne 
rer er erhalten, von dem ich das nicht erwartet 
hätte, nämlih von dem Legationdrat Zimmermann — id) 
weiß nicht, ob er jegt noch im Dienft ift —, ber aus eigener 
Erfahrung in dad Getriebe unferer Kolontalpolitit hinein: 
geſchaut hat, und der ſich füngft ausführlich über unfere 
egenwärtige Stolonialpolitit ausgeſprochen hat. Und er 
at, wenn auch nicht mit denſelben Worten wie ich, fo 
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doch dem Sinne nad) erflärt, daß die Kolontalpolitif ver» (C) 


altet jei und erfegt werben müſſe durch eine großzügige, 
von Ausbeutungsprattiten abſehende Haudels- und Wirt: 
ſchaftspolitit. In dem Schlußfag einer Rede, Die er ge— 
halten hat, jagt er: 
Ju den meiften Fällen haben Kolonien auf bie 
Länge weit mehr getoftet als eingebradt. Bet 
dem eg Stand der Entwidiung der Welt 
und bei der Möglichkeit geſchickter Ausnugung 
be3 MWettbewerbes ber Völker dürfte eine ges 
wandte Hanbelöpolitit und die Förderung ber 
Bewegung für tunlichfte Erleichterung und Bes 
freiung des Handels und Verkehrs in allen 
Teilen der Welt wirtihaftlihd mehr Vorteile 
bringen al3 das Zurüdgreifen auf Maßnahmen 
und Gedanken längft verſchwundener Zeiten. 
(Hört! hört! bei ben u ———————— 
Das jagt alfo fein Sozialdemofrat, fondern ein Mann, 
ber bisher ber Kolonialbeamtenſchaft angehört hat. Nun, 
meine Herren, das entipricht vollfommen der Auffaffung, 
bie wir in bezug auf diefe trage haben, daß bie heutige 
Kolonialpolittf der deutihen Regierung veraltet ift, eine 
Imitation überwunbener Methoden, bie niemals zu etwas 
Gutem führen kann und auf die Dauer unfer Bolt nur 
ſchädigt. 

Nun, meine Herren, ich will noch auf bie eine Tat: 
ſache hinweifen, daß e3 eine Unmöglichkeit geworben ift, 
daß in Südmweftafrita neben dem geeinigten Südafrika, 
das gegenwärtig no unter englifcher Flagge iſt, auf bie 
Dauer ein Deutſch-Südweſtafrika fih halten Tann, weil 
biefe beiden Gebtete wirtihaftlih auf das innigite zu— 
fanmenhängen und Deutſch-Südweſtafrika wegen feiner 
geringen Entwicklungsmöchlichkeit nur ein wirtſchaftliches 
Anner von Sübdafrifa if. Meine Herren, ich verweiſe 
auf die Tatſache, dab faft die ganze Ausfuhr Deutſch— 


Süpdmeftafrifad vor dem Krieg nad Südafrika gegangen (D) 


iſt. Auch jetzt wird darauf fpekultert, dab fpäterhin in 
Engliid:Sübafrtka die Abnehmer für bie deutiche Vieh— 
zucht in Südweſtafrika fiten werben. Das läßt fh nad)- 
weifen aus ben Schriften ber Kolonialintereffenten. 

Meine Herren, man beklagt fi darüber, daß bie 
Deutihen in Südafrika nicht bloß, fondern überhaupt in 
ben fremben Ländern fo leicht ihre Sprade aufgeben. 
Man Hat von beutfchpatriotifcher Seite das Wort geprägt: 
bie Deutfhen im Ausland find ja nur der Dünger ber 
anderen Nationen! Ja, es liegt etwas Wahres in biefem 
harten Ausdrud. Woran liegt das aber? Well durch 
unfere inneren Zuftände, durch ben polizeilihen, bureau⸗ 
fratifchen, junkerlihen Drud aus dem deutſchen Bürgertum 
jedes Selbftbewußfein herausgearbeitet worben if. Daher 
fommt ed, daß z. B. die deutſchen Kaufleute, wenn fie 
ind Ausland gehen, fi fo bald afftmilieren. Wer nad 
England kommt, der wird bemerken, daß deutſche Kauf: 
leute, die kaum eim halbes Jahr in England find, fo tun, 
ald ob fie nicht mehr deutſch ſprechen könnten, und ein 
fchredlihes Engliih radebrehen. Ich Habe in einer 
Broſchüre die lage gelefen, daß aud in Sübafrifa bie 
Deutſchen zwar die beften Kolonifatoren ſeien, d. 5. bie 
Leute, die wirtichaftlih am beften vorwärts? kommen, daß 
fie aber für bie Selbftverwaltung gar feinen Sinn und 
fein Verftändnis haben. Das erfi ſich daraus, 
biefes Verſtändnis im deutſchen Bürgertum gar nicht auf: 
fommen fan, weil es bier planmäßig von der bureaı- 
fratifchen Regierung unterbrüdt wird. 

(Widerſpruch.) 

— Ja, meine Herren, Sie wollen dad doch nicht be— 
ſtreiten? Haben wir denn wirklich demokratiſche Selbit- 
verwaltung in Deutſchland“ Wir haben ein bureau— 
kratiſches Regiment mit allen feinen Verzweigungen. Selbft 
unfere fommunalen Selbftverwaltungsbeamten fühlen fid 
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(2ebebour,) 


(Aa) nicht als freie Bürger eines freien Staates, fondern jo 


(B 


— 


als Bureaufraten zweiter Ordnung, wie 3. B. das Ber: 
halten ber Berliner Bürgermeifter zeigt. Alſo wenn der 
Deutſche im Ausland gar fein Selbflbewuhtfein zeigt, d. h. 
das Selbſtbewußtſein des freien Bürgers — denn das 
protzenhafte Renommieren und Säbellklirren des Reſerbe— 
offiziers trägt er allerdings zur Schau, aber nicht das 
Bewußtſein des freien Bürgers —, und wenn er in den 
fremden Nationen immer unterliegt als politiſcher Mann, 
ſo ergibt ſich das aus den Zuſtänden, die wir im Innern 
aben. Wenn man deshalb wirklich die Deutfhen dahin 
gen will, daß fie im Auslande, wo fie aud hin— 
fommen mögen, als jelbftbewußte Männer neben anber3- 
eg Völkern fih Halten, dann muß man zunächft 
et ums in Deutihland bad ganze fluhwiürbige bureau- 
fratifhe Reglerungsſyſtem außrotten mit Stumpf und Stiel. 
(Heiterkeit rechts und bet ben Nationalliberalen.) 
wenn das gefchehen tft, werben aus dem beutfchen 
Bürgertum Männer aufwächſen, bie wirklich den Anfprüchen 
freier und jelbftbewußter Bürger genügen. Es ift ja 
nichts verwunderlicher, als daß bie Herren bon ber frei— 
finnigen Bartet, vielmehr von ben freifinnigen Parteien, 
anftatt ihr —— auf die volllommene Demokratiſierung 
unſeres ganzen Staatsweſens zu richten, jetzt die Schutz— 
truppe bilden neben ben Konſervativen zur Unterſtützung 
dieſes bureaukratiſchen Regiments. 
Geiterkeit rechts und links.) 
Es iſt Ihnen wieder einmal eine ſonderbare Hoffnung in 
bie Glieder gefahren, fo eine Art kronprinzlicher Liberalis⸗ 
mus, weil ein Bankdirektor, ber früher einmal eine freifinnig« 
bereinigte Vergangenheit gehabt haben ſoll 
(Heiterkeit), 
befignierter Miniſter ift. 


(Zuruf.) 
— Ja, gewiß, das ift damals eflatant zutage getreten. 
Die Tatſache, daß Hin und wieder ein Möller oder 
Dernburg in hohe Amter beförbert werben, ändert an dem 
bureaufratifhen Verwaltungsſyſtem unferer Regierung gar 
nichts. Das ändert baran ebenfo wenig, wie es an bem 
ilegium des Adels auf bie Bardeoffizierftellen etwas 
bert, wenn hin und wieder einmal ein Konzeſſionsſchulze 
zum Garbeleutnant gemacht wird, und ebenjo wenig wird 
biefer Konzeſfionsſchulze an dem jegigen Regierungsſyſtem 
etwas ändern. 


(Heiterfett.) 

Wir werden e8 nod erleben, daß alle e 
Hoffnungen von den vereinigten Reaktionen untergepflügt 
werden, und Sie ernten damit nur den Lohn bafık. daß 
Sie N um Helferöhelfer dieſer folonialpolitifchen, dieſer 
tapitalt —* Ausbeutungspolitik in ben Kolonien und 
dieſes ganzen bureaufratiichen Regierungsſyſtems ber: 
gegeben haben. 

(Bravo! bei ben Sozialdemokraten. Ironifcher 

Beifall rechts und Tinte.) 


no — Der Herr Abgeorbnete Schraber hat das 
ort. 


Schrader, Abgeorbneter: Meine Herren, dieſes hohe 
aus befand fih Heute in außerordentlich frieblicher 


timmung. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Nicht allein mit den Bonbelzwarts ift Frieden gefchloflen, 
fondern bier im Haufe haben die Parteien fih in fehr 
friebliher Welle auseinandergefett. Sogar der Herr 
Bertreter des Zentrums hat die Stellung feiner PBartet 
wohl aufreht erhalten, aber ohne viel auf die früheren 
Vorgänge einzugehen. Er bat daran vollkommen recht 
zu nbere Parteien haben ſich ähnlich verhalten, und 
o durften wir hoffen, daß wir ohne langatmige Ausein- 
anberjegungen zum Ziele fommen wirben. 


Beranlaffung dazu lag ja aud in der Tat nicht vor. (C) 


Der eine Nachtragsetat für die Truppen, meine Herren, 
ift tatſächlich dadurch erledigt, daß er beftimmt war für 
bie Zeit bis zum 1. April, und daß ber 1. April in kurzer 
Zeit da if. Was fid) daran fnüpft, findet feine Stelle 
bei ber Beratung des Hauptetatd. Alle übrigen Dinge 
waren für und eigentlich heute ziemlich gleichgültig. 

Wir würden aud in derjelbeu Ruhe —— 
haben, wenn nicht von ſozialdemokratiſcher Seile Herr 
Ledebour für zweckmäßig gehalten hätte, nicht bloß in 
der alten Art und Weiſe, ſondern noch ſchärfer die alte 
Kolonialpolitik zu betreiben. Mit ſehr wenig Erfolg! 

(Sehr richtig! rechts und links.) 
Haben früher die Ausführungen der Herren fehr wenig 
Eindrud auf das Hohe Haus gemadit, jo biejed Mal 
vielleicht an vielen Stellen einen nichtgewollten Eindruck 
(febr Hölle), 
nämlid den Eindrud, daß fie nicht gerade fehr ernft ge- 


meint waren 
(jehr richtig! Links), 
daß fie wenigftend nicht ernit genommen werben fünnen. 
Aber auch einen anderen Eindrud! Wir haben noch niemals 
eine folche maßlofe Überhebung der Sozialdemokratie bier 
im Haufe erfahren wie heut im legten Teile ber Rebe des 
Herrn Abgeordneten Ledebour. 
(Sehr richtig! links und rechts.) 
„Ale anderen find vollkommen minberwertig, find gar 
nicht wert, die Soztaldemofraten find die einzig Tüchtigen, 
bie da3 nationale Bewußtjein vertreten!” 
(Große Heiterfeit linls und redht3.) 
Ih weiß nicht, ob bie Herren das felber glauben; id 
glaube, wenn fie fih einmal prüfen, werben fie finden, 
daß fie doch dem amberen nicht fo überlegen find, wie 
fie und erzählen. Daß Herr Lebebour uns davon über: 
zeugt hat, daß wir fo beichaffen wären, wie er es darftellt, 


wird er auch nicht glauben, und für bie heutige Beratung (D) 


hat gewiß ber lette Teil der Rede deö Herrn Ledebour 
nur dazu geführt, daß feine Ausführungen nod weniger 
ernft genommen wurden, ald fie ohnedies genommen 


werden. 
(Sehr richtig! links und rechts.) 

Eine ſehr geringe Vorliebe hat unſere Sozlal⸗ 
bemofratie für die Alldeutſchen. Darin kann id aller: 
dings mit ihr aufammengehen. Auch meine Vorliebe für 
biefe Herren ift feine Fehr große; fie haben und in 
unferer Politik in der Tat niemals gemügt, ſondern mur 


geſchadet 
(jehr —* Iint3) } 
durch große Neben, durch allerlei Broſchüren, bie nur 
Beute ernft genommen haben, bie wir nicht ernft nehmen. 
(Sehr gut! links.) 
Und ich meine, bie Sozialbemofratie, die uns fo aus— 
führlich gejagt hat, wie wenig ernft diefe Leute genommen 
werben Polen, hätte wohl die mindefte Beranlaffung 
gehabt, nun ihrerjeits fie dennoch erft zu nehmen 
(ſehr gut! und Heiterkeit), 
fi in England zu erkundigen bei ihren ſozialdemokratiſchen 
Freunden, ob man denn bie allbeutihen Ausführungen 
ernft nehmen foll. 
(Heiterkeit und fehr richtig!) 
IH glaube, wenn Sie zu ernfthaften englifhen Politikern 
eben, fo werben biefe fich über die Ausführungen“ über- 
* nicht aufregen, fie werben darüber laden, fie werben 
fagen: für fo töridht Halten wir bie deutſche Regierung 
nicht, wie fie und bier bargeftellt wird. 

Was ift denn behauptet worden, das hier zur Sadıe 
gehört? Es ift behauptet worben, wir wollten eine große 
Zruppenmadt in Südweſtafrika halten, um — barauf 
fam es hinaus — bei nächſter Gelegenheit über die Eng- 
länder herzufallen. Grinnern fi bie Herren vielleicht 
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(Schraber.) 


(A) daran, wie ber Trandvaaltrieg geführt wurde, meld 


foloffale Zruppenmengen, melde Opfer ber Krieg er: 
fordert hat, und nun follen wir mit den paar taujendb 
Mann, die in Südweftafrifa ftehen, ed übernehmen, das 
ganze Südafrika zu erobern? Und wir follten und ein- 
bilden, baß bie Buren uns zuliebe etwa einen neuen Strieg 
mit England aufnehmen? Ste haben fi) ja gerade jeht 
mit den Engländern verföhnt! Das find alles Phantad- 
magorien, an die fein ernfihafter Menſch denkt, und id 
nehme an, aud die ernithafter denkenden Alldeutichen 
werben bon der dee zurückkommen, daß Deutſchland auf 
biefe Weiſe einen Krieg mit England führen möchte, 
und jeder andere wird ſich jagen, daß, wenn wir unferer: 
feitö einen Krieg mit England provozieren würden, bas 
ein folder Blödfinn wäre 
(jehr richtig), 

zumal bei ben heutigen ernften Berhältntffen, daß daran 
fein ernfthafter Menich denkt, am allerwenigften die deutfche 


Regterung. 

(Sehr ridtig!) 
Wie bie deutſchen Zuftände find, ganz abgefehen von allem 
übrigen, würde die Idee, heute bon unferer Seite einen 
Krieg hervorzurufen, eine fo ausbündige Torheit fein, 
dab man fie feinem Menſchen zutrauen kann. 

Der Herr Reichskanzler hat ſich gegen derartige Dinge 
früher nicht gewehrt. Mit vollem Recht! Bei gewiflen 
Dingen int man am beiten, ſtillzuſchweigen 

(jehr richtig! rechts und links) 
und baburch zu bezeugen, iwie wenig Wert man barauf 
legt. Wenn e3 ber Herr Reichskanzler jetzt getan hat, 
weil ihm vorgehalten worden tft, es fei im Auslande die 
Anfiht, daß in der Tat in Deutichland derartige Abfichten 
beftänden, über England herzufallen, fo hat er recht getan, 
dem Auslande gegenüber zu erflären: von jo etwas tft bei 
und nicht die Rede! 
(Sehr ri) 

Dad war ber erfte Teil der Ausführungen des Herrn 
Bebebour. Der zweite Teil befolgte bie gewöhnliche 
Zaktit, nämlic Einzelheiten herauszugreifen und an ihnen 
berumzumäfeln, um zu zeigen, daß dies oder jenes nicht 
ganz jo fei, wie hier behauptet werde. Ob ber Farmer 
Schlettwein auf dieſe ober jene Weiſe fein Gelb verdient 
hat, ob er dabei mehr oder weniger human gegen bie 
Eingeborenen vorgegangen ift, ob diefe oder jene Nachricht 
zutreffend iſt, darauf fommt e3 nicht an. 

Meine Herren, wir haben ein jehr ausgiebiges 
Material über die Zuftände in Südweſtafrika, es ift 
niebergelegt in ben verſchiedenſten Denkichriften, die mir 
haben; e3 ift niedergelegt in jo und fo viel Darlegungen 
bon ernften wiflenfhaftlicen Leuten. Daraufhin haben 
wir unfer Urteil zu bilden, und das lirteil kann nur das 
fein: es ift möglid, in Südweftafrifa Viehwirtſchaft, ſpäter⸗ 
hin Aderbau zu betreiben. Das ift eine keineswegs leichte 
Sadıe. Es erfordert Arbeit, es erfordert Entbehrungen, 
aber e3 ift möglid, und wir fönnen annehmen, daß 
unfere Kolonie Sübmeftafrita mit ber Zeit vorwärts 
fommt, e8 ift möglich, daß deutſche Farmer bort ihr Brot 
verbienen, wohlhabend werben, allerding® — das barf 
man thnen nie bverhehlen — mit vieler Arbeit und Ent: 
behrungen. Schönmaleret ift nicht am Plate, aber es ift 
vollkommen möglid, aus der Kolonie etwas zu machen. 
Es ift doch eben ein bis jeßt noch nicht kultivierte: Land. 
Ein foldes erfordert Mühe, erfordert Geld. Mag man 
über unfere Kolonien in ihrer früheren Verwaltung denten, 
wie man will, e3 ift jeßt ber ernfte Wille vorhanden, jie 
ut zu verwalten und das für die Kolonien zu tun, was 
Fir ihre Entwidlung notwendig if. Darüber find no 
alle Parteien, auch dad Zentrum, volllommen einig, ba 
wir ſolche Kolonialpolitik befördern müffen, ebenjo wie 
wir umd darüber einig find, daß wir feine phantaftifche 


Kolontalpolitif treiben wollen. Alles Mäfeln an Kleinig⸗ (C) 


feiten iſt von feiner Bedeutung gegenüber den feftgeftellten 
Tatſachen, mit denen wir zu rechnen haben. 
Id glaube mid auf dieſe — Bemerkungen 
ige dem Herrn SBebebour beſchränken zu können. 
uf die Einzelheiten einzugehen lohnt nit, denn fie find 
eben von feiner Bedeutung. Ich habe e3 für nötig ge- 
halten, diefe, ich möchte beinahe jagen, Verwahrung gegen 
dieſe Ausführung einzulegen, feitzuftellen — id glaube 
dad wohl zu können —, daß die große Mehrheit dieſes 
Haufe, auch die Partei, die mit der Sozialdemofratie 
zufammengegangen ift, ſchwerlich den Ausführungen des 
Herrn Redebour befondern Beifall zollen will. 
(Bebhaftes Bravo.) 


Bräfident: Der Herr Abgeorbnete Bindewald hat 


das Wort. 


Bindewald, Abgeordneter: Meine Herren, nachdem 
bei den Reichſtagswaählen das deutſche Volk fih dahin 
ausgeſprochen hat, daß die Kolonialpolitik des Deutſchen 
Reichs forigeſetzt werde, bin ich heute, indem ich auf dies 
Programm hin gewählt bin, in der Lage, meine Zu— 
ftimmung zu dem Nadıtragsetat für Südmweftafrifa und 
zu dem Bahnbau zu geben, und ih kann im Namen 
meiner engeren politifchen freunde, die bier in dem hoben 
Haufe find, erklären, dab wir diefer Regierungsforderun 
zuftimmen, und zwar nach reiflicher Überlegung und na 
forgfältiger Prüfung bes einfhlägigen Materials. 

Meine Herren, e3 tft felbftverftändlih, daß ein Bol, 
welches eine ſolche Lebenskraft in fih hat mie das 
beutihe Volt — und es hat dieſe Lebenskraft .. 
durch das Wachstum allein ſchon feiner Bevölkerung ſeit 
den: Jahre 1870/71, wo wir von einer Bevölkerung von 
40 Millionen gewachſen find auf über 61 Millionen —, 
ih darf wohl jagen, daß ein ſolches Volt ein Anrecht 


darauf hat, ſich weiter in der Welt audzubreiten. Wir find (m) 


feit dem Jahre 1870/71 aus den engen Berhältniffen 
herausgewachſen, aus einem Feſtlandſtaate find wir heute 
eine Weltmacht geworden, und es wäre furzfichtig, wenn 
wir in Heinlicher Verblendung, vielleiht weil und bas 
eine oder das andere nicht gefällt, nun bie Mittel ver- 
mweigern wollten, die unfere Stolontalverwaltung, die unfer 
Deutſches Reich braucht, um dieſes Gebiet für das deutſche 
Volt nutzbringend zu fördern. 

Wenn man eine Kolonie erſchließen will, iſt es vor 
allen Dingen notwendig, daß für Verkehrswege geſor 
wird, und der erſte und wichtigſte Verkehrsweg iſt die 
Eiſenbahn. Aus dem Grunde ſagen wir uns 33 daß 
alle die Behauptungen, die man auf Grund der ſeitherigen 
Rentabilität aufgebaut hat, nur bis zu einem gewiſſen 
Grade zutreffend find; fie werben in fi zufammenfallen, 
fobald der deutſche Kolonialbeſttz eben biefe Verkehrs— 
ftraßen hat, bie ihm heute zum größten Teil noch fehlen. 
Nehmen wir und bod ein Betjpiel an anderen Völkern, 
an Frankreich und En Was Hat Frankreich 
in feinen Kolonien an Bahnen gebaut, was hat England 
geopfert, um feinen Kolonialbeſitz zu erſchließen? Sollte 
da3 mächtige deutſche Volt, welches in ber Lage war, 
feine wirtihaftlihen Berhältniffe in gefunder Weile zu 
orbnen, nicht in der Lage fein, für diefen feinen Beſitz, 
der nicht einmal übermäßig groß ift, dasſelbe zu voll» 
bringen im Berhältnis zu dem, was franfreih und 
England für feinen Kolonialbeſitz auch geleiftet hat? 

Ganz gewiß, meine Herren, es dreht ſich bei allen dieſen 
Dingen um die frage, wo follen die Mittel herfommen, 
wo joll das Geld hergenommen werden, und ih Tann 
in diefer Beziehung mur fagen, daß id bie Reichsfinanz- 
reform, wie fie im verfloffenen Reichötag betrieben wurde, 
nicht für eine ausreichende halten konnte. Wir müſſen auch 
endlich einmal, wenn wir energiſche Weltpolitif betreiben 
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wollen, zu einem anderen Steuerſyſtem übergehen. 
Dad mil ih nur nebenbei bemerken. Es geht 
niht an, dab man immer Heine und Flickſteuern 


madht, bie doch niemald bad Geld ſchaffen, was 
gei@afien werden muß; wir werben nicht barüber hinweg: 

mmen, bie progreifive Neichdeinfommenfteuer einzu— 
führen. Ja ich ſpreche offen aus: wenn wir dieſes gerechte 
Steuerprojeft durchführen würden, werben wir in der Lage 
fein, die doppelte Anzahl Schiffe zu bauen, bie wir heute 
bauen; wir werben in der Lage fein, dad Doppelte aus» 
zugeben für unferen Kolontalbefig, wa3 heute ausgegeben 
wird. Diefe Frage ift es alfo in erfter Linte, die mich und 
aud meine Parteifreunde bewegt, daß dafür geforgt wird, 
daß bie Laften, die unfere Kolonien mit fid) bringen, felbft- 
verftändlich auf die nn en Schultern verteilt werben. 

Darüber kann ein Zweifel fein, daß unfer 
Sübmweftafrifa ein Sb Mr das fchon wert ift, noch voll 
erihloffen zu werben. Wenn vorher ber Herr Abge— 
orbnete Lebebour Berug genommen hat auf die Er— 
—— welche ber Farmer Schlettwein tn ber Budget⸗ 
lommtifion des Deutſchen Reichſstags am 12. Dezember 
1906 abgegeben hat, und gemeint hat, Sclettweind Be- 
trieb ſei mur fo rentabel geworben infolge des Aus: 
nahmezuftandes des Krieges, ber ſehr hohe Preife zur 
oipe gehabt Habe, fo ift Herr Ledebour durd bie 

rklärung des Herrn Schlettwein, wenn er fie einmal 

nachleſen will, ſelber zu Schlagen. Was fagt Herr 

Schlettwein auf Seite 2 feiner Erflärung? Er jagt: 
Der Beweis ift jederzeit zu erbringen, daß bie 
Farmwirtſchaft in Südweltafrita abjolut rentabel 
tft, und daß die Berhältniffe weit beffer Liegen, 
als augenblidlid hier die Landwirtichaftlichen 
Verhältniffe find, Wir dürfen ja nicht damit 
rechnen, daß bie jesigen Berhältnifie, befonderd 
bie hohen Fleiſch⸗ Viehpreiſe, bleiben; das 
wäre dad Ungeſundeſte des Ungeſunden. Ju 
einem gewiſſen Verhältnis muß die Produktion 
zum Werte ſtehen. 

Und dann weiter: 
Aber der Farmbetrieb wird florieren, wenn das 
Pfund Fleiih, welches heute 1,50 Mark foftet, 
40 oder 45 Pfennige bringt. Dabei macht ber 
Farmer immer no ein Geichäft. 

Alfo aus den Ausführungen gerade des Herrn Schlettwein 

geht hervor, wie ungerecht die Angriffe des Herrn Abge— 

orbnieten Bedebour gegen Herrn Scleitwein wareıt. 

Aber die Kolonialverwaltung braucht fi nicht allein 
auf diefen „Mufterfarmer*, wie ihn Herr Ledebour zu 
bezeichnen beliebte, zu ftügen, ſondern auch bie „Denkichrift 
über die Entwidlung der deutſchen Scußgebiete in Afrika 
und in der Südſee“ gibt uns ja weitere Aufllärung über 
die landwirtfhaftlichen Verbältniffe in unferer Kolonie. 
Das geht hervor aus der Rubrik B auf Seite 94 diefer 
Denkſchrift: „Gartens, Feld» und Forftwirtihaft.” Da 
heißt es zumäat auf Seite 96: 

ie Farm Rietfontein hat im verfloffenen Jahre 
eine borzügliche Weizenernte gehabt: es murbe 
das breißigfte Korn geerntet, was in ben beiten 
— —— Deutſchlands nie erreicht 


Ich brauche nicht im einzelnen auf die Ausführungen der 
Denkſchrift über die Garten-, Feld- und Forſtwirtſchaft 
einzugehen; jedes Mitglied iefes hohen Haujed wird ja 
dad Material felber gelefen haben. Aber fo viel geht 
daraus hervor, daß auch ber Kleinbetrieb in Südweſt— 
afrifa entichieben eine große Zukunft hat, und daß es mit: 
hin unrichtig if, wenn von den Stolonialgegnern fo viel 
barauf herumgeritten wurbe, daß in Sübweftafrifa ja doch 
nur eine beichräntte Anzahl von Farmern Pla finden 
könne, und daß mithin die Behauptung der Stolonialfreunde 
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haltlos jet, 
völferung, der heute im den Kolonien anderer Völker ver: 
loren gehe, nad Südweſtafrila lenken. Ganz abgefehen 
davon, daß wir ja aud noch andere Kolonien haben, bie 
fih in landwirtfhaftliher Hinfidht ganz vorzüglich weiter 
bringen laffen, jo geht doch aus dieſer Denkichrift für 
jeden, der lefen will, zur Genüge hervor, dab Südweſt- 
afrifa nicht bloß für großen Farmbetrieb Raum bietet, 
fonbern daneben aud) für einen ausgedehnten Kleinbetrieb. 
Und das ift der fpringende Punlt der Sache. Mithin 
ift Sübweltafrifa für uns als Kolonialland wertvoller, 
al3 man urfprünglih annahm. 

Wir freuen und darüber, baß der neue Herr Kolonial⸗ 
bireftor Dernburg feinen Zweifel darüber gelaffen hat, 
baß er bafür forgen wird, daß in Zukunft in unferen 
Kolonien nur noch Beamte find, bie tadellos weiße Weften 
haben. Ih bin feſt überzeugt, daB ber Herr 
Kolontaldireftor, der fih durch mehrfache Reden in biefem 
hohen Haufe in dieſer Hinficht feftaelegt Hat, dieſes fein 
—— Verſprechen unter allen Umſtänden halten wird. 

thin fällt auch hier ein Grund, der vielleicht den einen 
* anderen bewegen könnte, gegen bie Stolonialpolitit 
u fein. 
: Ein weiterer Grund, der mich und meine Freunde 
zum Gintreten für bie Kolontalpolitif beranlaßt, ift folgen: 
der: in den * Ta 5 in welchen wir bier zuſammen— 
famen, hat der H eichäfanzler feinen Zweifel barüber 
aelaffen, daß he Bolttit, die Schußzollpolitif, von ber 
Neichöregterung unter allen Umſtänden hochgehalten werben 
fole. Wir können Kolonialpolitik nur treiben, wenn wir 
feften Grund unter den Füßen haben. 
(Sehr richtig!) 
Und daß die Schubzollpolitif ſich bewährt hat, tft — 
Ich habe hier die Handelskammerberichte, ſie ſind mir 
erſt heute früh zugegangen: der Jahresbericht der Handels⸗ 
fammer zu u Berlin, der Beriht der Handeldfammer Bremen (D) 
an ben Kaufmannskonvbent, der Jahresbericht ber Handels⸗ 
fammer zu Hamburg. Ich geftatte mir mit Erlaubnis 
des Herrn Präfidenten, aus dem Jahresbericht ber Handels⸗ 
fammer zu Berlin für 1906 eine kurze Stelle vorzulejen: 
Wenn man vielfeitig befürchtet hatte, daß mit 
dem Nachlaſſen der Ausfuhr nad dem 1. März, 
bezw. nad ben anderen Stichtagen auf dem 
Inlandsmarkte überfüllung, Preisdruck, —— 
Arbeitsloſigkeit eintreten würden, ſo ſind ſolche 
Erſcheinungen zum Glück bisher nicht zu ver— 
zeichnen wegen ber über Erwarten ſtarklen Auf: 
nahmefähigteit des helmiſchen Marktes. 
(Hört! hört!) 
Diefer war es zu banken, daß man, nachdem bie 
Auslanddaufträ äe vor Toresſchluß erledigt waren, 
alle Hände voll zu tun fand, um bie Inlands— 
orderd, die man vielfach wegen jener hatte zurüd- 
ftellen "müffen, nunmehr auszuführen. 
Genau basfelbe, nur in anderen Worten, finden Sie in 
den beiden anderen Handelölammerberichten. 

Die Agrarpolitif hat ſich aljo — bewährt; bie 
Schutzzollpolitik bat tatſächlich bie Grgebniffe gehabt, 
bie wir feinerzeit vorausgefagt haben. Man könnte ja 
vielleicht dem einen oder anderen bon und, ber für 
höhere Schutzzölle, als fie nachher im Zolltarif an— 
genommen worden find, eintrat, den Vorwurf maden: 
dieſe an ar habt Ihr ja eigentlich nicht gemacht. 
Darauf ermwidere ich: wenn ſchon bie Anwendung biefer 
Schutzzölle im Tarif bei den Handelsverträgen dies Er- 
gebnis gezeitigt hat, fo würde ein ftärferer Schußzoll 
nad; meiner perfönlihen Überzeugung aud ein ent- 
fprehend noch beffered Refultat gehabt haben. Jedenfalls 
ift der Gegenbeweiß gegen meine Behauptung vorläufig 
nicht zu führen. 


man müffe den UÜberſchuß ber beutihen Be- (C) 


(B) biefer Gelegenheit vorbringen möchte. 
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(Binbewald.) 

Wenn wir gefunden Boben unter unferen Füßen haben, 
wenn bie Berhältniffe im Inlande —— ſind, wenn 
unſere Induſtrie im Inland ſelber ein gutes Abſatzgebiet 
hat, wenn Handel und Wandel im Lande blühen und keine 
Arbeitslofigkeit vorhanden iſt, wie das tatſächlich bie 
Folge unferer Schutzzollpolitik ift, dann können wir mit 
gutem Gewiffen daran gehen, unfere überjeetjchen Kolonien 
zu fördern, neues Land für die Befieblung zu gewinnen, 
neueß Land nugbar zu machen für die Nahlommenfchaft 
des deutſches Volkes. Wir dürfen da nicht Meinlich gleich 
von bornherein bie Gewinne fehen wollen, bie heraus: 
fpringen; nein, es muß aud etwas riäfiert werben. Wo 
käme benn ber Kaufmann hin, wenn er ein Geihäft auf: 
madt, wenn er dba nidt eine Summe bon bornherein 
riöfieren mollte? In derfelben Lage ift das Deutiche 
Reid. Vom rein faufmänniihen Standpunkte betrachtet, 
fann man niemandem, ber fir biefe Förderung unferer 
Kolonien eintritt und dafür die Gelder bewilligt, Pen 
weldie Vorwürfe machen. Heute find wir Gott ſei Dant 
fo weit, daß wir georbneten Zuftänden in Sübweftafrifa 
entgehengehen. 

Ic freue mid, daß der Herr Kolonialdireftor gleich 
heute bei Eröffnung der Sitzung und verkünden fonnte, 
der Aufftand ſei fo ziemlich erlofchen. Um fo mehr halten 
wir es für notwendig, daß für bie nächſte Zeit noch eine 
ausreichende Anzahl bon Truppen in Südmeftafrifa ver- 
bleibt, damit die Beruhigung aud eine wirklich vollftändige 
wird und wir es nachher nit wieder mit neuen Über: 
rafhungen zu tun befommen. Ich bin aud der Anficht, 
daß man dem Herrn Folonialdireftor darin zuftimmen 
fann, wenn er fagt, 2500 Mann bürften in Sübweftafrifa 
wohl kaum ausreichend fein. Was alſo notwendig ift, 
um bie Solonie vollkommen zu beruhigen, dad muß 
unſeres Erachtens bewilligt werben. 

Aber e3 find noch einige andere Wünſche, bie ich bei 
Da ift zunächſt bie 
—— der Farmer; darüber iſt bereits geſprochen 
worden, und ich kann mich ben diesbezüglichen Ausführungen 
des Herrn Rogalla v. Bieberftein volltommen anſchließen. 

enn dann ferner gejagt ift, wir müffen aud für 
bie Invaliben forgen, bie der fühweftafritanifche Feldzug 
und geichaffen hat, fo ift das ſelbſtverſtändlich unjere 
nationale Pfliht; nur bin ih ber Meinung, daß man 
barüber nicht die Invaliben von 1870/71 vergeſſen barf. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Wir müffen die Leute, bie ihre Haut für ben deutſchen 
Namen zu Markte getragen haben, in gleicher Weife be— 
handeln, ben einen, wie ben anderen; der eine tft fo viel 
wert, wie ber andere, ob er In einem Kriege gegen Frank— 
reich oder gegen die Hottentotten für den deutihen Namen 
gelämpft Hat. Kommt eim folder Mann ald Invalide, 
mit zerfhoflenen Gliedern zurüd, hat das Baterlanb bie 
Pflicht, für ihn zu forgen. 
rabo! rechts.) 

Der Herr Abgeorbnete Semler hat dann einige Dinge 
bezügli der Afrifanderbewegung vorgebracht. enn ih 
ihn Hate verſtanden habe, fo erblidt er im ber 
Afritanberbewegung Südafrikas eine Gefahr für Deutid- 
Südweſtafrila. Ich gehe nit fo weit, daß ich bie 
Afritanderbewegung für fo ernfilih halte, daß fie Süd— 
weftafrita gefährben fünnte. Ich bin ber Meinung, daß 
äwifhen ber Burenbevölferung und ber deutſchen Be- 
völferung, die fi dort anfiedelt, viel engere Bande 
beftehen als 3. B. zwiſchen ben bielen Englänbern, bie 
fi dort anfiebeln, und und. Das geht auh aus ber 
Dentihrtft hervor, daß eine ganze Menge fremden Volkes 
fi heute in Sübmweftafrifa breitmacdt, und zwar, wie es 

cheint, angezogen durch ben Krieg in gewiffem Sinne, 
ozuſagen ala —* des Schlachtfeldes. Da iſt es mir 
intereffant, daß ich bei dieſer Gelegenheit vielfach ein 





Volk vorfinde, das ich nicht beſonders liebe, das jüdiſche (C) 


Boll. Auf Seite 79 ber Denkſchrift lefen wir, daß zunädhft 
im Bezirk Keetmanshoop die Bevölkerung zugenommen 
babe, jpäter babe ein Teil der angefeflenen Farmer die 
Viehbeftände verkauft uſp. Dann heißt es wörtlid: 
An ihre Stelle find Frachtfahrer, Buren aus der 
Kapfolonie und Ausländer aller Urt getreten, 
bie aus dem Aufftand Gewinn zu erzielen hoffen. 
Es ift zu erwarten, daß nad) Eintreten friedlicher 
Berhältniffe diefe Elemente zum Teil verſchwinden 
und bie alten Farmer zurüdtehren werben. 
Ich will hoffen, daß dies auch der Fall fein wird. 
Da finde ih auf Seite 83 unter Nr. 5: 
Israelitiſche Gemeinde. 

Die in Swakopmund zahlreih vertretenen 
Söraeliten haben fih bort zu einer Ktultus— 
gemeinde zufammengetan und pflegen neben bem 
Gottesdienſt die Unterftügung kranker und armer 
Glaubensgenoffen. 

Diefe kurze Notiz tft in doppelter Hinſicht bezeichnend. 
Daß eine iöraclitifhe Gemeinde bereit3$ in Swalopmunb 
befteht, ift ber befte Bewet3 bafür, erftend, daß in ber 
Kolonie etwas zu holen ift 

(ehr gut! bei der Neformpartei), 

denn fonft würden bie Juden nicht hingehen 
(Heiterkeit und fehr gut!), 
und zweitens, baß wir bereits eine große Anzahl von Juden 
in ber Solonte haben. Zum Dritten geht daraus hervor, 
daß bie Juden dort nicht anders find als bei und auch 
(Heiterkeit), 

indem fie einfeitig für ihre armen Glaubensgenofjen ein- 
treten. &3 wäre viel ſchöner, wenn in der Denkſchrift zu 
lefen wäre, daß dieſe Juden fi im dem Feldzug recht 
patriotifch gezeigt hätten, und daß da befonbere Zeiftungen 
für die bentfche Kolonie zu verzeichnen wären. Das 
wäre jedenfall3 viel ſchöner, ald was wir hier Iejen. 

Auf Seite 92 und 93 befinden ſich auch einige Stellen, 
bie entſchieden darauf ſchließen laſſen, daß bie jübifche 
und bie fremde Bevölferung fih in der Kolonie ftark ein- 
geniftet hat. Es heißt auf Seite 92: 

Unternehmende Leute fiſchen in der Walfiſchbai 
und bringen die Beute nad) Swalopmund, wo 
fie ein Zwiſchenhändler mit lohnendem Berbienft 
an bie Haushaltungen abſetzt. 

Ih bin überzeugt, wenn man nad bem Namen biejes 
rei forfcht, jo wird berfelbe Leni oder Kohn 
en. 


(Heiterkeit) 
Meiter auf Seite 93 heißt e8: 

Auch die vorwiegend aus Kapftabt eingewans 
berte jübifche Konkurrenz hat diefen Zuftand nicht 
zu ändern bermodt. 

63 war borher von ben hohen Preiſen bie Rede. Da 
möchte ich den Herrn Kolonialdirektor bitten, im Intereſſe 
ber Entwidlung von Sübweftafrifa dafür zu forgen, daß 
gerabe dieſe frembraffigen Elemente ber Juben aus unferer 
Kolonie ferngehalten werben. 

(Heiterkeit rechts. Laden links.) 

Sie müffen aus ber Kolonie ferngehalten werben; denn 
al3 Farmer und als Aderbauer find biefe Leute nicht 
tätig, fondern bie jind es, bie nachher den Rahm von der 
Milch abihöpfen, und beshalb wäre es wünfhenswert, daß 
biefe fremben Elemente nah Möglichkeit abgeſchoben würben. 
Meine ya aber auch auf Seite 78 ber Dentichrift 
finde ih noch etwas, was mir Bedenken einflöht. Es if 
da bie Rede bavon, daß bie Gefängniöverhältnifie des 
Scubgebiet3 die Strafverfolgung und Strafvollftredung 
erheblich erſchwerten. Dann heißt e8: 
Den Gefangenen gelang es mieberholt, zu ents 
weichen. Durch Abſchiebung der ſchwerſten Ber: 
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(Binbemwalb.) 
breder nad Deutſchland konnte zum Teil Abhilfe 
aeihaften werden. Eine Beſſerung auf. bem 
Gebiet des Gefängnisweſens ift erft nach Fertig: 
ftellung des Gefängnisneubaus in Windhul, welder 
inzwiſchen in Angriff genommen ift, zu erwarten. 

Meine Herren, wir haben Berbreder genug im 
deutichen Lande, die bet und leider viel zu oft aus— 
breden und immer bon neuem Verbrechen begehen, daß 
man doch wünfhen möchte, daß biefer Gefängnisneubau 
in Windhuk fo jchleunigft wie möglich unter Dad umd 
Fach gebracht würbe, damit nicht noch länger Verbrecher 
von bort bier bei und interniert werden. Ich kann barin 
nichts erfehen, was beſonders erbaulid wäre, und id) 
möchte bitten, baß gerade auch auf diefen Punkt der Herr 
Kolontaldireftor fein Augenmerk richten möchte. 

Meine Herren, ich kann aljo im allgemeinen meine 
und meiner engeren Warteifreunde Zuftimmung zu ber 
und vorliegenden Nadtragsforderung bier ausſprechen. 
63 mwürbe fein Schaden fein, wenn über bie erfte Rate 
ber Koften für den Bahnbau von Aus nad) Keetmans— 
hoop, die hier angefordert wird, in der Budgetkommiſſion 
nod einmal gejprodhen würde. Wir würden alfo bafür 
ftimmen, daß die Sadhe an die Budgetlommtffion zur 
weiteren Beratung überiwiefen wird; es wirb ja wohl ein 
Antrag geftellt werben. 

(Widerſpruch und Zurufe.) 
— Nun, wenn ed nidt an die Budgetfommiffion fommt, 
bin ich felbftverftändlih damit einverftanden, daß bie 
Sadje aud) hier im Plenum ihre Erledigung findet. 
(Bravo! bei der Yteformpartet.) 


Präfident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte 
zum Bundesrat, ftellvertretende Direktor der Stolonial- 
abteilung des Auswärtigen Amts, Wirkliche Geheime Nat 
Dernburg. 


Dernburg, Wirklicher Gcheimer Nat, fiellvertretender 
Direftor der Stolonialabteilung ded Auswärtigen Amts, 
Benollmächtigter zum Bundesrat: Meine Herren, ich werbe 
jehr kurz jein; ich habe nur verſchiedenes feftzuftellen. 

Der Herr Abgeordnete Ledebour hat dem Herrn 
Neichöfanzler, mir und Herrn Oberft Quade den Vorwurf 
gemadt, dab eine umgenügende oder unrichtige ober 
wiſſentlich unvollftändige Information dieſes hohen Hauſes 
ftattgefunden babe. Ich weiſe diefen Vorwurf mit aller 
Entſchiedenheil als durchaus unberechtigt zurüd. 

(Lebhafter Beifall.) 

Zweitens find hier allerlei Bedenken über den Wert 
des füdweſtafrikaniſchen Schutzgebiets geäußert worben. 
Meine Herren, es iſt für jedermann vollſtändig klar, daß 
dieſes Schutzgebiet ein wertvolles Altivum fein muß. 
Denn wie könnten 20 Millionen Entihädigung geforbert 
werden und Scaben verurſacht fein, wo nichts geweſen 
it? Alſo 20 Millionen Aktiven an Vieh und Gebäuden 
ufw. find ſchon dageweſen, che der Aufftand ausgebrochen ift. 

(Bebhafte Zuftinmmung.) 

Ueber bie Frage, wer ein befferer Beurteiler ift, ber 
Hauptmann v. Frangois, der ein Land, das 1°/,mal fo 
groß iſt wie Deutihland, mit 900 Mann Polizei ver: 
teidigen will, oder ber große Generalftab, darüber laſſe 
ih mid nicht aus. 

(Sehr wahr!) 


Meine Herren, ih muß dann noch auf eine Ans 
gelegenheit zurückkommen, bie id; mit den Herren von der 
joztaldemofratifhen Partei auszumachen habe. Die Herren 
haben in ihrem Organ am 20. Dezember 1906 folgendes 
publiziert: 

Es ſei alfo rund heraus erklärt, daß die Sozial- 
demofratie für bie Kolonien feinen Pfennig bes 
willigt und es als einen Gewinn für Deutſch— 
land anjähe, wenn wir fie los wären. 








Reihötag. — 11. Sigung. Mittwoch den 6. März 1907. 





Meine Herren, das hat ber „Vorwärts“ am 20. Dezember 
1906 publiziert, und das ift meines Erachtens ber Grund, 
weshalb bie Herren heute nur mit der Hälfte der früheren 
Site hier find 
(ftürmifcher Beifall rechts und links, Laden 
bet den Soztaldemofraten), 
weil das deutſche Volk ſich fo etwas nicht gefallen läßt. 
(Zurufe von den Sozialdemokraten.) 

— Dann fangen Ste natürlich Hinterher, weil Ihnen 
meine Tätigkeit in der Richtung nicht gefällt, an, meine 
Berfon zu diäfrebitieren, weil Sie gegen bie Sache nichts 


zu jagen wiffen. 
(Sehr richtig!) 
Meine Herren, hier iſt die Geſchichte von der Dattel- 
palme — Hier in einem Bude heißt es: 
Die Dattelpalme gebeiht in Aſten und Afrika in 
faum glaubliher Fülle und braucht babet fo 
wenig Platz, daß 200 Dattelbäume einen Morgen 
Bandes beveden. 
Geſchrieben von Herrn Auguft Bebel: „Die Frau und ber 


Sozialismus.“ 
Stürmiſche Heiterkeit.) 

Im übrigen, wenn Sie es verſuchen, meine Perſon 
zu diskreditleren, weil Sie gegen bad Syſtem find, fo 
find dieſe Verſuche fo tief, nicht unter meiner Perſon, 
fonbern unter der Sade, bie ich zu vertreten habe, daß 
ih Sie und Ihre Angriffe im der papiernen Welt laffe, 
wo Sie leben, 

(Stürmifched Bravo rechts und links.) 


Präfident: Es hat fih niemand mehr zum Wort ge: 
meldet; ih ſchließe die Diskuffion und damit bie erfte 
Beratung. 

Die Verweifung an eine Kommiſſion ift nicht 
beantragt. 

Die heutige Tagesordnung tft hiermit erledigt. 

Ih ſchlage Ihnen vor, die nächſte Sigung zu halten 
morgen, Donnerstag den 7. März, Nachmittag 1 Uhr, mit 
folgender Tagedordbnung: 

1, Beratung de3 jchleunigen Antrags Brandys und 

Genoflen (Nr. 197 der Drudjaden); 

2. erfte Beratung des Entwurfd eines Geſetzes bes 
treffend bie vorläufige Regelung des Reichshaus— 
balt3etatd für bie Monate April und Mai 1907 
(Nr. 194 der Drudjaden), 

in Verbindung mit ber 
erften Beratung ded Entwurf eines Geſetzes be- 
treffend die vorläufige Regelung des Haushalts- 
etats für bie Schußgebiete für denfelben Zeitraum 
(Nr. 195 ber Drudjaden); 

3. Suterpellation des Abgeordneten Dr. Roefide, bes 
treffend Anderung bed Geſetzes über ben Verkehr 
mit Wein (Nr. 58 der Drudfadhen) 

in Verbindung mit ber 
Interpellation ber Abgeordneten Schelhorn und 
Genoffen, den gleihen Gegenftanb betreffend 
(Nr. 54 der Drudiaden). 
Gegen dieſen — erhebt ſich fein Widerſpruch; die 
Tagesordnung fteht fell. 

Die Herren un Dr. Blantenhorn, Dr. Spahn 
und Dr. David winihen aus der Budgetkommiſſion 
ausfheiden zu bürfen. — Ein Widerſpruch erhebt ſich 
nicht; ich veranlaffe deshalb die 2,, 3. und 5. Abteilung, 
heute unmittelbar nad) ber Sitzung die erforderlichen 
Grjagwahlen borzunchmen. 

Ich ſchließe bie Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 5 Uhr 51 Minuten.) 





Druck und Verlag der ga Buchdruckerel und Verlagsanftalt, 
Berlin SW., Milbelmftraße 32. 
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Geſchäftliches 
Beratung des ſchleunigen Antrags Brandys 











Reichstag. — 12. Sitzung. 


12. Sigung. 


Dormerstag den 7. März 1907. 


Seite 


297C, 329B 


und Genofjen wegen inftellung eines 
gegen den Abgeordneten v. Chrzanowski 
fchwebenden Strafverfahrens (Nr. 197 der 


Anlagen) 298 A 


. 7 Tr Tree 


Erite Beratung der Entwürfe 


a) eines Geſetzes betreffend die vor- 
käufige Regelung des Reichshanshalts 
für die Monate April und Mai 1907, 

b) eines Gejehes betreffend die vor: 
läufige Regelung des Yanshalts für 
die Schuhgebiete auf das Rechnungs: 
jahr 1907 

(Nr. 194, 195 der Anlagen) 
Freiherr v. Stengel, Wirklicher Ge- 

heimer Rat, Stantöjelretär des 
Reichsſchatzamts 

» Sped 
Freiherr v. Richthofen:Damsdorf . 


Pe Be 


Dee Bar ae Be er Br 


Per Te Tr Br Be Se Br Br Be er Zr ve 


300 A 


SInterpellationen der Abgeordneten Dr. Roefide 


bezw. Schellhorn und Genofjen, betreffend 
Änderung des Geſetzes über den Werkehr 
mit Wein (Nr. 53, 54 der Anlagen) 

Dr. Graf v. Poſadowsky-Wehner, 
Staatöminifter, Staatsjelretär 

des Innern...» 300B, 310A 

Dr. Roefide, Ynterpellant . . 

Perſönlich 

Schellhorn, Interpellant 
v. Normann — zur Geſchäftsord— 

nung, Antrag auf Beſprechung: 311D 


[ee Be Be Be Be — 


BEER 2 2. ee 312 A 

Dr. Blantenhom.......:. 315 A 

BB: ar 318C 

BE a ee 321D 
Reichstag. 12. Legisl-P. I. Seffion. 1907. 





Donnerdtag ben 7. März 1907, 297 
Seite (0) 
BE a 3240 
Freiherr v. Stein, Kaiferlicher Ge— 
heimer Regierungsrat . . ... 3280 
Die Beſprechung wird abgebrochen und 
DERIBBE: 3 52 ren 328D 
Freiherr v. Wolff-Metternich — 
0 A 328D 
Feſtſtellung der Tagesordnung für die nächſte 
ne erneuter. —— 329 A 


Sitzung 


Die Sitzung wird um 1 Uhr 16 Minuten durch ben 
Präfidenten Dr. Grafen zu StolbergWernigerode eröffnet. 


Präfident: 


Meine Herren, ih eröffne bie Sttzung. 


Das Protokoll der vorigen Stgung liegt zur Einſicht 


auf dem Bureau offen. 


(Sin weiteres Verzeichnis der bon den Abteilungen 
geprüften und für gültig erachteten Wahlen bitte ich 


zu berlefen. 


Schriftführer Abgeordneter Rimpan: 
Bon den Abteilungen find die Wahlen folgender 
Herren Abgeordneten geprüft und für gültig er: 


achtet worden: 

Hildenbrand, 
Dr. Sieber, 
D. Naumann, 
Roth, 
ag 

vd. Bayer, 
Schmeidharht, 
Wagner, 
Haußmann (Württemberg), 
Wieland, 
Vogt (Hall), 
Boat (Gratlöheim), 
Schneider, 


* ent (Mannheim), 


Rupp 

Schmribt (Altenburg), 
Arnold, 

Dr. Brumftermann, 


ig 
reihert v. Hertling, 
di er, 
Mattendorff, 
ag e (Lippftabt), 
aßbenber, 
Dahn, 
De Beder (Köln), 
be Witt (Köln), 
Behrens, 
Stupp, 
Wellſtein, 
Dr. Paaſche, 
Wallenborn, 
Graf v. Hompeſch, 
Dr. Opfergelt, 


Dr. Belzer, 
Lehmann (Jena), 


H 
Dr. Mayer — —— 


Graf v. Orlola, 
Dr. Dfann, 
Ulrich, 

Arendt (Labiau), 
Gyßling, 

vd. Elern, 
Krebs, 

Glüer, 

Nehbel, 
Hirſchberg, 

vd. Rautter, 
Schickert, 

Graf v. Kanitz, 


v. Staudy, 


Dr. Graf zu Stolberg⸗ 


Wernigerode, 
Rogalla dv. Bieberſtein, 
v. Janta⸗Polczynsti, 
Brejski, 

Dr. Dohrn, 

Siebenbürger, 

v. Normann, 

Will (Stolp), 

Malkewitz, 
nin 


Reiascraf v. Bothmer, 
Dr. Pachnicke, 

v. Maltzan, 

v. Treuenfels, 

Nauck. 
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Präfident: An Stelle der aus ber Budgetkommiſſion 
ausgeſchiedenen Herren Abgeorbneten Dr. Blanfenhorn, 
Dr. Spahn und Dr. David find durch die bollzogenen 
Grijagwahlen gewählt worden die Herren Nbgeordneten 
Bed (Heidelberg), Hamecher und Ledebour. 

Ich habe Urlaub erteilt den Herren Abgeordneten 
Dr. d. Sabigny und Dies für 8 Tage. 

Entfhuldigt find die Herren Abgeorbneten Spinbler 
und Haugmann (Mürttemberg). 

Wir treten in die Tagesordnung ein. Grfter 
Gegenftand ift: 

Beratung des jchlennigen Antrags Brandys und 
Genoſſen wegen Ginftellung eines gegen ben 
Abgeordneten v. Chrzanowäft bei ber Königlichen 
Stastsanwaltihaft in Poſen ſchwebenden Straf: 
berfahrens für die Dauer der gegenwärtigen 
Seſſion (Nr. 197 der Drudiaden). 

Ich eröffne die Diskuſſion, — ſchließe die Diskuffton 
und werbe, wenn niemanb widerſpricht, annehmen, daß 
der Reichſstag dem Antrage zuftimmt. — Das iſt der Fall. 

Wir fommen zum zweiten Gegenftande ber Tages: 
ordnung: 

erfte Beratung des Entwurfs eines Geſetzes 
betreffend die vorläufige Regelung ded Reichs⸗ 
haushalts für die Monate April und Nai 1907 
(Nr. 194 der Druckſachen) 
in Verbindung mit der 

eriten Beratung des Entwurfs eines Geſetzes 
betreffend die vorläufige Regelung des Haus⸗ 
halts der Schusgebiete für die Monate April 
und Mai 1907 (Nr. 195 der Drudiaden). 

Als Kommiſſare find angemeldet die für die ent- 
Ipredienden Zeile des Reichshaushaltsetats und die für 
den Haushaltsetat der Schußgebiete auf dad Rehmmgs- 
jahr 1907 vom Bundesrat benannten Kommiſſare. 

Sch eröffne die erfte Beratung. 

Das Wort hat ber Herr — zum Bundes⸗ 
rat, Staatsſekretär des Reichsſchatamts, Wirkliche Geheime 
Nat Freiherr v. Stengel. 


Freiherr v. Stengel, Wirkliher Geheimer Nat, 
Staatöfetretär des Reichsſchatzamts, Bevollmächtigter zum 
Bundesrat: Meine Herren, es liegt nicht in meiner Abſicht, 
etiwa eingehende und ausführlide Erörterungen über dieſe 
Borlagen bei ber erften Leſung zu veranlaflen, und zwar 
um fo weniger, ald ich ja annehmen darf, daß die beiden 
Vorlagen ohnehin demnähft ben Meg in die Bubget- 
fommiffion nehmen werden, und daß nun dort Gelegenheit 
zu eingehender Erörterung geboten fein wird. Gleichwohl 
fan ich es mir nicht verfagen, die Vorlagen wenigftens 
mit eintgen kurzen einleitenden Morten zu begleiten. 

Meine Herren, es find knapp gerechnet nur noch zwei 
Arbeilswochen, die und von bem neuen —— 1907 
trennen, und der Neichötag ſteht heute — wie ich hinzu— 
fügen und anerkennen will: durchaus ohne jein Verſchulden 
— erft am Beginn ber zweiten Beratung bed Reichshaus— 
haltsetats ſowie des Etats für die Schuggebiete. Daß 
unter biefen Verhältniſſen auf bad ſchleunigſte Vorſorge 
getroffen werden muß, um für bie ungeftörte Fortführung 
ber Verwaltung die erforberlihe hudgetrechtliche Unterlage 
zu gewinnen, das bebarf wohl feiner näheren Darlegung. 

Was die Einzelheiten der beiden Geſetzesvorlagen 
anlangt, jo glaube ich mich im allgemeinen auf eine Ber: 
weifung auf die ihren beigegebene Begründung befchränten 
zu dürfen. 

63 ift überhaupt nur ein —— Punkt in dieſen 
Gefegentwürfen, der mich dazu veranlaßt hat, mid zum 
MWort zu melden, nämlich die Anforberung eines bor: 
— Anleihekredits im Betrage von 200 Millionen 
Mark in $4 des Notgefegentwurfs zum Reihshaushaltsetat. 





Meine Herren, wie Ihnen allen bekannt ift, ift bie (C) 


Marktlage für Neid: und Staatsanleihen ſchon ſeit 
längerer Zeit wenig günſtig. Daß in diefer Richtung and) 
die Begebung von Hunderten von Millionen Mark Schatz— 
anmweifungen ſeitens bed Reichs nicht ohne Einfluß ger 
weſen ift, daS habe ich mir kürzlich bereitö in meiner 
Etatsrede anzudeuten geftattet. Heute möchte th nur noch 
hervorheben, worin die Schwierigkeiten der Unterbringung 
unferer Neid: und Staatdanleihen mir ihren haupt: 
ſächlichſten Grund zu haben feinen. Es tft nicht Mangel 
an Kredit, meine Herren; weder dem Reich noch bem 
Bundeöftaate Preußen mangelt aud; heutigen Tages ber 
Ktredit aud nur im geringften Maße. Darin ift alfo der 
Grund nicht zu fuchen. Der Hauptgrund bed vergleiche 
weife niedrigen Kursſſandes ber Reichs- und Staats: 
anleihen ift nah meinem Dafürhalten neben einer aller: 
dings recht erheblichen Inanipruchnahme des Anleihemarttes 
in den legten Jahren in der Hochkonjunktur zu erbliden, 
deren fi unfere Inbuftrie erfreut. 
(Sehr richtig!) 

So erfreulich num dieſe Erſcheinung nicht nur für unſere 
Induſtrie, fondern tn voltöwirtihaftliher Beziehung über- 
haupt fein mag, fo bat ed body für das Neih etwas 
Mipliches, in ſolchen Zeiten nun auch noch mit einer 
Anleihe an den Markt fommen und fih aus dieſem Anlaß 
mit einer vergleichsweiſe größeren Zinfenlaft bejchweren 
zu müffen. Um fo mehr erjheint es uns aber deöhalb 
geboten, Vorſorge zu treffen, daß das Neich wenigftens 
in Unfehung der Zeit der Begebung feiner Anleihen 
möglichſt wenig gebunden jei, fi einer mönlichiten 
Bewegungsfreiheit in dieſer Hinficht erfreue. Deshalb 
haben wir Ihnen auch den Vorſchlag in $ 4 des vor: 
liegenden Notgelegentwurfd machen zu follen geglaubt. 
Ich möchte aber dabei noch ausdrücklich hervorheben, daß 
im Schoße der Reichsberwaltung irgend weldje eventuelle 


Entſchließungen in diefer Beziehung noch in feiner Weile (D) 


efabt find, und zwar weder in Anfehung der Zeit noch 
n Anfehung der Art der Begebung der Anleihe. Es 
banbelt fih bier alſo Iediglih um einen Akt finanz- 
gefeglicher Fürforge für alle Fälle. 

Nun glaube ih, meine Herren, baß es wohl feiner 
befonderen Bitte mehr an Sie bedarf, um Sie zu 
beitimmen, der Grledigung dieſer Vorlagen möglichite 
Beichleunigung angebeihen zu lafjen. Ich ſehe deshalb 
auch Hiervon ab, indem ich annehme, daß die Notwendig: 
feit einer tunlichft baldigen Verabſchiedung ber*Borlagen 
ſchon tn ber Natur der Sache gelegen iſt. 

(Bravo!) 


Präfident: Das Wort hat ber Herr Abgeorbnete Sped. 


Sped, NAbgeorbneter: Meine Herren, zum vierten 
Male wird der Reichstag vor die Frage geftellt, einem 
fogenannten Noigejeg feine Zuftimmung zu geben, auf dem 
Wege eines folden außerordentlihen Geſetzes die budget: 
mäßige Grundlage für bie Fortführung der Verwaltung 
im Reich zu ſchaffen. Bei dem früheren Vorlagen hat 
man dieſes Geje weniger reich ausgeftattet als diesmal. 
Im Fahre 1904 3. B. waren es nur fortdauernde Aus— 
gaben und einmalige Ausgaben des orbentliden Gtats, 
welche in das Notgelet aufgenommen wurden; ben außer: 
orbentlihen Etat hat man babei ganz außer Spiel 
gelaffen. Infolgedeſſen war es aud nicht nötig, in dieſem 
Gefet von 1904 einen Anleihefredit m eröffnen. Aber 
ihon im Jahre 1906 ift man einen Schritt weiter gegangen. 
Dort hat man nicht nur fortbauernde und einmalige 
Ausgaben des orbentlihen Etat3 in das Notgeſetz auf: 
genommen, ſondern auch Forderungen des außerordentlichen 
Etats hineingezogen, was zur Folge hatte, daß man bamal3 
ſchon einen Anleihekvedit von 200 Millionen Mark im Notgeſetz 


(A) eröffnete. 
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Ih kann bie Bedenken bed Herm Schatz— 
fetretärö bezüglih ber Ankündigung einer neuen Anleihe 
voſltommen teilen, ich gebe auch zu, daß die Hochkonjunktur 
in der Inbuftrie mit die Urſache ift ber Schwierigkeit, 
unjere neuen Anleihen unterzubringen, und damit an 
deren niedrigem Stand; allein ich möchte doch auch darauf 
binweifen, daß ber Kurs der Anleihen nit nur bon ben 
wirtſchaftlichen Verhältniffen beeinflußt wird, fondern auch 
babon, wie häufig der Anleihemartt vom Reich in An: 
ſpruch genommen wird. Denn wenn wir Jahr für Jahr 
an den Markt mit einer neuen großen Anleihe herantreten, 
und zwar in einem Zeitpunft, wo die alte Anleihe nod 
gar nicht feft plaziert ift, fo ift es ſelbſtverſtändlich, daß 
die neue Anleihe auf den Kurs der alten fofort 


brüden muß. 
(Sehr richtig!) 

In dem gegenwärtigen Notgeſetz iſt eine ganze Reihe 
von Forderungen des außerorbentlihen und des ordent— 
lien Etats aus ben verſchledenſten Berwaltungszweigen 
aufgenommen; es ericheint aber noch fraglich, ob alle dieſe 
—— des Notgeſetzes ſich zur Aufnahme in ein 
ſolches Geſetz eignen, d. h. ob die ſofortige Bewilligung 
für die Fortfühtung ber Verwaltung des Reichs unum— 
gänglich notwendig iſt. ES iſt ja zweifellos, ein Teil der 
Forderungen muß unbedingt jetzt fchon geregelt werben. 
Mir Lönnen nit auf den Schiffsbaumwerften plötzlich Die 
Arbeit unterbreden, wir müffen die Möglichkeit ſchaffen, 
daß hier ftetig weitergearbeitet und das Perſonal beſchäftigt 
werben kann. Ebenſo wenig fünnen wir weitere Raten 
verweigern für Bauten, bie ſchon begonnen find und felbit- 
verftändlih ohne ſchwere finanzielle und andere Nachteile 
nicht unterbrochen werden fünnen. Hierüber find wir wohl 
alle einig. Aber fraglih wird es doch fein, ob nicht bes 
züglich der Forderungen für erfte Raten und neue Stellen, 
die in das Notgefek aufgenommen find, dad Bebürfnis 


(are) 


(B) eingehender nachzuweiſen if. Wir haben ja in ber Be— 


gründung der Vorlage auf Nr. 194 ber Drudjahen 
einige Verſuche, die Dringlichkeit diefer Forderungen 
nachzuweiſen; allein biefe Begründung jcheint mir doch 
namentlih bei den Forderungen für bie Heeres- und 
Marineverwaltung einigermaßen ungenügend. Es erſcheint 
beöhalb veranlaßt, daß wir diefe beiden Vorlagen an eine 
Kommilfion verweilen, zumal bie eventuelle Bewilligung 
auch FKonfequenzen für jpätere Etatsjahre haben muß. 
In der Kommiſſion können wir und über bie einzelnen 
Forderungen gründlih und eingehend unterhalten. Ich 
möchte aber nod die Erwartung ausſprechen, daß aud) 
bei biefem Notigefeg im ähnlicher Weije verfahren wird, 
wie das 1904 geichehen if. Damals hat Herr Abge- 
orbneter v. Richthofen ald Berichterftatter der Kommiſſion 
ausgeführt, daß ſolche Pofitionen, welde bon einer 
Minorität in ber Kommilfion beanftandet wurben, und bet 
welder eine Mingrität nod eine weitere Erörterung für 
notwendig hielt; aus ber damaligen Bewilligung ausge: 
ſchieden wurden, damit die Bedenken biefer Minorität 
nachher bei ber orbentlihen Beratung bed Hauptetats 
gründlih und forgfältig erwogen werben konnten. Bon 
dieſem Gefihtöpunfte, glaube ich, müffen wir in ber 
Kommiffion aud bei ber Beratung ber vorliegenden Nots 
gejege ausgehen. 

Einen Punkt des Notgefeßed möchte ich aber heute 
ſchon herausgreifen, Ziffer 16 des 8 2, welcher bie Ge- 
währung einer außerorbentlichen einmaligen Beihilfe an 
die geringft befolbeten Umterbeamten des Reichsdienſtes 
beirift. Der Entſchluß ber verbünbeten —J——— 
dieſen Unterbeamten finanziell beizuſpringen, iſt meinen 
Freunden außerordentlich ſympathiſch; wir waren aber 
durch den Fri me fehr enttäufht, insbeſondere 
über bie Beihrän $ bie man ſich bei diefer Forderung 
auferlegt hat, eine Beſchränkung, die in fcharfem Wider: 


foruch fteht mit ber Freigebigkeit, mit welcher andere (0) 


Etatstitel audgeftattet find. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Wir erachten es ald eine Ehrenpflicht, als eine nationale 
Aufgabe im eminenteften Sinne de3 Wortes, daß das 
Reich feine Beamten auskömmlich bezahlt. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
63 ift von ben verbünbeten Regierungen anerkannt, daß 
bei den heutigen Bebensmittelpreifen es den mittleren und 
Unterbeamten bes Reichs nicht möglich ift, ſich und ihre 
Familien austömmlih mit ihrem Gehalte zu ernähren. 
Die Begründung zu der Vorlage auf Nr. 74 der Drud: 
fahen jagt, daß nur mit Rüdjiht auf die „ſehr hohe 
Belaftung des Etats“ von einer weitergehenden einmaligen 
Unterftügung biefer Beamten abgejehen wurde, und aus 
biefem Grunde har man die Beihilfe auf die Unterbeamten 
mit einem Gehalt bis zu 1100 Mark beichräntt, und aud) 
diefen hat man nur eine ganz ungenügende Unterftügung 
in Ausfiht geftellt. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Man hat einen Betrag von 30 Mark pro Kopf in Ausficht 


genommen. 
(Hört! Hört! in der Mitte.) 

Was will dad heißen bei ber erheblihen Steigerung der 
Lebenömittelpreife und aller Konſumartikel des täglichen 
Bebend, wie wir fie heute zu fonftatieren haben! Pro 
Kopf 30 Mark fol fir die Unterbeamten ein ausreichendes 
Aquivalent fein für die enormen Breiöfteigerungen, unter 
welchen fie das ganze Jahr hindurch zu leiden haben. 
Meine Freunde Gröber und Müller (Fulda) haben bereits 
in der Budgetlommiffion einen Antrag geftellt, wonach 
für bie Unterbeamten pro Kopf ein Beirag don 100 Marf, 
und für bie mittleren Beamten bis zu einem Gehalt von 
3000 Mark ein folder von 150 Mark als einmalige 
Beihilfe audgeiworfen werben fol. Dieje Beträge find ja 
ebenfall3 nicht geeignet, die vorliegenden Wünſche zu bes 
friedigen oder ausreihenden Erſatz zu Schaffen; allein 
ed find doch Summen, welche wenigitend einigermaßen 
Abhilfe ſchaffen können. Ich kann namens meiner 
Freunde In Ausficht ftellen, daß wir verſuchen werben, 
die Ziffer 16 des 5 2 in biejer Richtung zu ändern. Ich 
erwarte allerdings, daß bon feiten bed Reichsſchatzamtes 
erheblihe finanzielle Bedenken gegen dieſen Entwurf ins 
Feld geführt werben. Allen ich hoffe, daß die Parteien, 
welche biäher uns in unferen Beftrebungen, bie unteren 
und mittleren Beamten aufzubefjern, unterftügt haben, uns 
auch ihrerfeit3 unterftügen werden; denn dieſe Forderung 
fcheint mir die vordringlichfte von allen zu fein, bie in 
dem et enthalten find. 

Auch für den Haushalt der Schußgebiete foll durch 
das Notgeſetz Vorforge getroffen werden. Es bebarf aber 
er ber Grörterung, ob ber Haushalt für die Schuh: 

ebiete für das Jahr 1906 die Grundlage bilden kann 
fir ben Haushalt pro 1907; denn wir leben doch in voll 
fündig veränderten Berhältniffen. In den Schutz— 
gebteten, namentlid in Sübmweftafrifa find, wie ber 
Herr fiellvertretende SKolonialdireltor geftern bier 
ausgeführt hat, bie FFeindfeligkeiten nahezu beenbigt. 
Er Hat gejagt: es find gegenwärtig nur noch einige 
Banden im Gelbe, beren Widerſtandskraft nicht 
10 angeihlagen werben fann. Er hat ferner erklärt, es 
et beabjichtigt, einen Ergänzungsetat einzubringen, ber 
ben veränderten Verhältnifjen Rechnung trägt. Die Grunds 
Aipe biefed Ergänzungsetats follen nach feinen Aus- 
übrungen vor allem fein: Einftellung der Feindſeligkeiten 
bezw. Erklärung, daß ber Sriegszuftand aufhören jolle, 
per 31. März 1907. Das Notgefeg bezieht ſich aber auf 
bie Zeit nad) dem 31. März 1907; wir können alio für 
biefe Zeit nicht mehr mit dem Kriegszuſtand rechnen, auf 
weldiem ber Etat für 1906 aufgebaut ift, fonbern wir müffen 
43* 
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(A) wieber mit normalen, hoffentlich recht lange andauernden 


Friedenszuftänden rechnen. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Es werben alſo bie Bumölfter, bie fih aus dem Etat für 
1906 herausrechnen, wohl etwas zu hoch gegriffen fein 
für das Jahr 1907. 

Ale diefe Punkte werden aber in der Kommiſſion 
eingehend erörtert werden müſſen; ich ftelle deshalb den 
Antrag, dad hohe Haus möge die beiden vorliegenden 
Gejegentwürfe der Budgetfommiffion zur Worberatung 


überweifen. 
(Bravo! in der Mitte.) 


Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Freiherr v. Richthofen-Damsdorf. 


Freiherr v. Richthofen-Damsdorf, Abgeordneter: Ich 
fann mid dem geftellten Antrag nur volllommen ans 
ihließen und habe namens meiner Freunde zu erflären: 
wir werden davon Abftand nehmen, auf die Einzelheiten 
einzugehen, welde bon bem ya Vorreduer behandelt 
find, weil wir meinen, alle dieſe Einzelheiten müffen doch 
in ber Kommilfion se erörtert werden. Wir glaubten 
aud, es ſei nicht bie Abficht, dem heutigen Tag mit 
ſolchen gr zu belaften. 

(Sehr richtig! rechts und linls.) 
Beionderd möchte ich hervorheben, daß die große, höchſt 
wichtige Beamtenfrage jo im Handumdrehen bier nicht 
erledigt werben fann 
, (ſehr richtig); 
a Frage wird die Kommiſſion eingehend beichäftigen 
müffen. 

Ich bitte alſo, daraus, daß wir zu allen diefen Fragen 
feine Stellung jegt nehmen, fein Präjubiz zu ziehen, wir 
werben dieſe Sachen gründlichft in der Kommiſſion erörtern 
und enthalten uns hier jeder näheren Ausführung. 

(Sehr gut!) 


Präfident: Ich ſchließe die Diskuffion, da niemand 
mehr fid) zum Worte meldet. 

Es ift der Antrag auf Überweifung ber Vorlage an 
die Budgetkommiſſion geftellt. 

Ih bitte, daß diejenigen, welde die Vorlage der 
Budgetlommtifion überweifen wollen, ſich erheben. 


Geſchieht. 
Das iſt die große Mehrheit; die Vorlage iſt der Budget⸗ 
fommiffion überwiejen. 
Wir fommen zum dritten Gegenftand der Tages: 
ordnung: 
Interpellation des Abgeordneten Dr. Noefide 
betreffend Anderung des Geſetzes über den Verkehr 
mit Bein (Nr. 53 ber Druckſachen) 
in Verbindung mit der 
Juterpellation der Mbgeorbneten Schellhorn, 
Dr. Blanfenhorn, Dr. Hieber, Dr. Paaſche 
betreffend Anderung des Gefeges über den Verkehr 
mit Wein (Nr. 54 der Drudſachen). 
Ich habe zunächſt die Frage an den Herrn Vertreter 
ber verbünbeten Regierungen zu richten, ob und wann er 
bie Interpellation beantworten will. 


Dr. Graf v. Pojadowsty- Wehner, Staatöminifter, 
Staatsſekretär des Inuern, Stellvertreter des Reichs: 
danzlers, Bevollmächtigter zum Bundesrat: Ich werde die 
Snterpellatton fofort beantworten. 


Bräſident: Zur Begründung ber uterpellation 
Dr. Roejide erteile ich das Wort dem Herrn Antragiteller. 


Dr. WRoefide, Abgeordneter, Interpellant: Meine 
Herren, id bin in der angenehmen Lage, diesmal eine 
Materie behandeln zu können 

(Rufe: Tribünen), 
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beren Wichtigkeit in weiten Streifen bed hohen Hauſes (C) 


anerkannt wird, und bie weites Intereffe im hoben Haufe 


findet. 
(Erneute Rufe: Tribünel) 

Ich kann dad entnehmen aus ben Snterpellationen und 
Anträgen, bie von verſchiedenen Parteien eingebracht find. 
Es iſt nicht nur eingebraht meine Interpellation mit 
Unterftügung meiner polittfchen Freunde, fondern auch eine 
ſolche jeitend der mattonalliberalen Partei, ferner ein 
Antrag der Wirtfhaftlihen Vereinigung, endlich ein Antrag 
ber Zentrumdfraftion, die alle im großen und ganzen 
. nur dad große Intereffe an biefer Frage erfennen 
affen, — — 


Präfident: Ich bitte um eiwas Ruhe, meine Herren! 


Dr, Roefide, Abgeordneter, Interpellant: — fondern 
auch, daß das Ziel und ber Weg, ben wir ing Muge 
faffen, von der Mehrzahl dieſes hoben Haufes geteilt 
wird. Das tft mir deshalb fo erfreulich, weil e8 mir in 
meiner früheren parlamentariihen Tätigkeit äußerft felten 
vorkam, daß ich bei Materien, welche ih vom Bunb ber 
Landwirte aus vertrat, eine große und bereitwillige An- 
erfennung gefunden hätte; es hat vielmehr meift Langer 
Kämpfe und Dispute bedurft, ehe die Richtigkeit beffen, 
was wir eritrebten, anerfannt wurde. 

Nun, meine Herren, es tft allerdings auch erklärlich, 
daß biefe Trage hier ganz beiondered Intereffe erregt, 
nicht nur hier im hohen Haufe, fondern nach meiner Über: 
zengung auch im ganzen Deutſchen Reiche; denn die Ber- 
hältniffe find im Weinhandel und in ber Weinprobuftton 

erabezu unglaublihe geworben, ja, es tft fo weit ge 
ommen — man darf ed wohl ausfpreden —, daß fie 
zum Himmel fchreien, und es ift unbedingt notwendig, 
daß in dieſer Hinfiht ein Wandel gefchaffen werben muß. 
63 wäre traurig, meine Herren, wenn biefes ſchönſte 


ebelfte Blatt in dem Sranze ber Produkte, die das deutſche (D) 


Vaterland baut, beſchmutzt, vergilbt, vertrodnet herunter: 


fallen ſollte. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Und dieſe Gefahr befteht. 

Metne Herren, ed handelt fi hier um das befannte 
Gefet vom 24. Mai 1901. Dieſes Gefeg war damals 
ein Kompromiß zwifchen den widerftreitenden Unfhauungen 
ber Sntereffenten untereinander unb ben ebenfalld diffe— 
rierenden Anfchauungen ber verbiinbeten Regierungen. 
Daß aus einem folhen Kompromiß nicht gerade etwas 
Glänzendes herauskommt, haben wir bei allen Kompro— 
miffen zu beflagen. Überall geben folde Kompromiſſe 
eine ſchiefe Lage, ſchiefe Verhältniffe, und es wirb nicht 
voll erreiht bad, was man erreihen möchte. 

Und fo find es in diefem Geſetz namentlich zwei 
unfte, bie in ganz befonderem Maße bebenklih find und 
ch ſchwach zeigen. Da ift es zunächſt bie Beitimmung 

in dem Gefet, dab als Fälſchung bes Weines nicht an- 
gefehen werben foll der Zuderwafferzufag, der den Wein 
verbeffert, ohne feine Menge erheblih zu bermehren. 
Diefer fehr ſchwankende Begriff gibt naturgemäß wenig 
Anhalt zur Erkenntnis deſſen, wann eine Fälſchung vor— 
liegt, und wann nicht. 

Der zweite Buntt ift der 8 10 des Geſetzes. Er jagt: 

Bis zur reichsgeſetzlichen Regelung der Beauf- 
fihtigung des Verkehrs mit Nahrungd- und Ge: 
nußmitteln treffen die Landesregierungen barüber 
Beitimmungen, welde Beamten und Sach— 
verftändigen zu ben nachfolgenden Maßnahmen 
zuftändig find. 
Meine Herren, auch biefe8 war ein überaus ſchwacher 
Punkt, und daß damals es gleidh erkannt worben tft, daß 
hier der ſchwächſte Punkt des Gefetes ift, daß man ſich 
damals gleich bewußt war, baß hier eine Anderung ein- 


(A) 


(B) 


301 








(Dr. Moefide.) 
treten müßte, ergibt fi daraus, daß ich gleih im Anz 
ſchluß an die Beratung dieſes Geſetzes mit linterftügung 
der damals im hohen Haufe anweſenden Herren Dr. Schmitt 
(Mainz) und Dr. Deinhard eine Refolution einbringen 
konnte, die folgendermaßen lautete: 
dem Reichstag baldmöglihft den Entwurf eines 
Reichsſsgeſetzes vorzulegen, welches die Über— 
wachung des Verkehrs mit Nahrungs: und Ge— 
nußmitteln auf Grund der beſtehenden Reichs— 
eſetze nach einheitlichen Grundfägen und durch 
eftellung bejonderer Beamten Hierfür regelt. 
Diefe Reſolution wurde, wenn ih mich recht entiinne, 
damals einftimmig vom Neihötage angenommen. Leider 
ift aber auf biefem Gebiet feit der Zeit nichts gefchehen. 
(Hört! hört! reits.) 
Es ift allerdings nod einmal ein Antrag hier verhandelt 
worden ber Herren Dr. Jäger und Baumann, welder 
nunmehr aus biefem & 10 bie Kontrolle des Weines 
befonder8 herausnehmen wollte, um fie einer befonderen 
Regelung im Reiche zu unterwerfen. Aber auch dies hat 
ne er nicht erfahren, irgend ein Ergebnis nicht 
gefunden. 

So ftehen wir denn Heute auf dem Stanbpunft, ben 
wir bereit3 damals, al3 dieſes Geſetz verabfchtebet wurbe, 
fürdteten, daß bie Durchführung des Gefeged mangeld 
einer geeigneten burchgreifenden Kontrolle durch das ganze 
Reich hindurch nicht zweckmäßig erreicht werben wird. 
Damals bereit3 habe ih in der Kommiſſion einen harten 
Kampf gefämpft, um eine Form ber Sontrolle durch— 
zuführen, bie leider damals wenig Anklang fand. Es 
war bie Buchlontrolle und die Verkehrskontrolle, bie ich 
vorgeſchlagen hatte, Aber, wie geiagt, fie fand damals 
feinen großen Anklang, im Gegenteil, viel Widerſpruch, 
und man lehnte fie ab; fie verbichtete ſich nicht zu einer 
Annahme in ber Kommiſſion. Heute aber ftehen bie 
Berhältniffe in der Beziehung anderd. Heute ift man in 
der großen Mehrzahl ber Winzer und, ich freue mid 
fagen zu können, in ber großen Mehrzahl des reellen 
Weinhandels überzeugt, dab nur mit einer obligatorischen 
—— Kontrolle etwas wirklich Durchgreifendes zu 
erreihen tft. 

Meine Herren, daß in dieſen Tagen nicht nur ber 
Winzer die Stellung einnimmt, bie ih mir bier zu 
vertreten erlaube, fonbern daß auch ber reelle Hanbel 
— die Schwierigkeit der Situation einſieht und daher 
ereit tft, ug gg bier zwedmäßige Anberungen zu 
ichaffen, das iſt eine erfreulide befannte Tatſache, bie 
fih unter anberem auch aus berichiebenen Außerungen bes 
Handels ergibt, und als fehr charakteriſtiſch hierfür möchte 
id mir erlauben eine Außerung der Handelskammer in 
m. vorzulefen, Die folgendermaßen fi äußert: 

8 kann buchmäßig nachgewieſen werben, baß 
das reelle Geſchäft nur mehr eine er | be3 
Betriebötapttald don 3'/, Prozent bringt. Unter 
folchen Verhältniſſen bleiben mur zwei Wege, 
entweber fi nah einem anderen Erwerbszweig 
umzufehen, ober für den, ber in biefer glüdlichen 
Rage ift, zu privatifieren. 

Meine Herren, es wird ja fonft den Bandiwirten — 
und zu denen gehören bie Winzer — nicht immer geglaubt, 
wenn fie jagen: wir müffen im biefer ober jener Lage eine 
Beflerung haben, wir müflen zweckmäßig berückſichtigt 
werden. Man fpridt dann immer fo leicht von ber 
Begehrlichkeit ber Agrarier. Meine Herren, heute hat man 
ja anerfannt, daß diefe Begehrlichkeit nur ein Phantafie- 


gebilde ift 

(fehr richtig! rechts), 
und daß gerade bie beutihen Landwirte in befonders 
berborragendem Maße in Deutihland F eingetreten 
find und geforgt haben, daß wir eine ſolche Wirtiafts: 


er befommen, welde unferem ganzen deutſchen Volle (C) 
n . 


(Sehr richtig! rechts.) 

Hat man aber die Möglichkeit, Vertreter des Handels 
als auf feiner Seite ftehend anzuführen, bann ift die 
Vofttion gleich eine viel beffere und geftärktere, und des— 
halb freue ich mich fagen zu können, daß der reelle Wein- 
hanbel biefe Forderung der Winzer heute unterftükt. 

Meine Herren, daß biefe Kontrolle, wie fie vor—⸗ 
geihlagen war, etwas Guted nicht bringen fonnte, hat 
die Praxis beiwiefen. Wir haben heute eine fo buntichedi 
eingerichtete Kontrolle, daß faum mehr durchzufinden tft 
im Deutfhen Reiche. Wir haben in manden Ländern 
Kontrolleure im Hauptamt angeftellt, in manden Ländern 
hat man bie Sontrolleure im Nebenamt angeftellt, in 
manchen find fie ehrenamtlich angeftellt; in manchen Ländern 
hat man Fachleute dazu genommen, in anderen folde, bie 
nicht gerade als Fachleute bezeichnet werden können. So 
liegt die Sache ungeheuer verfchteden und, ich möchte fagen, 
im argen. Ich will mir erlauben, einige Beifpiele zu 


geben. 

—— in Heſſen war zuerſt ein Herr Dett- 
weiler im Hauptamte angeftelt. Darauf fam, wie mir 
berichtet wird, eine Deputation zu dem Herrn Minifter 
und wurde borftellig, daß bie ſcharfe SEontrolle, bie feitens 
des Herren Dettweiler geübt wurbe, doch etwas gemilbert 


werden möchte. 
(Hört! Hört! rechts.) 
Herr Dettweiler wurde ſehr angegriffen und angefeinbet, 
und ber Erfolg bavon war, daß er fagte: bitte, befreit 
mid von meinem Amt, ih mag es nicht mehr haben. 
(Hört! hört! redht3.) 
Da wurde ber Herr Braben angeftellt, und es kam ber 
befannte Fall, der bier im Haufe erörtert worden ift, 
Büdesheim, und bei dieſem Fall wurbe aud ber Ston- 
trolleur aus ber Pfalz zugezogen, Herr Weißer. 
nahm num Herr Braben übel und Iegte fein Amt nieber. 
Heute haben wir einen Herrn Bierfchent im Ehrenamt 


in * 
eine Herren, in der Pfalz haben wir eine gute 
Kontrolle. In der Pfalz haben wir einen Kontrolleur im 


Hauptamt, der einen nicht zu großen Bezirk hat und große 
Erfolge erzielt. Daß er ih nun auf allen Seiten bed» 
halb Anerkennung verſchafft, das werben Ste felbft nicht 
glauben, meine Herren. &3 gibt ja eine Reihe von Blättern 
und Streifen, bie meinen, es wäre befler, man ftöre fie nicht 
in ihrem unlautereg Hanbel 

Voitı hört! rechts), 
die e8 unangenehm empfinben, bat ihre Vermehrungs- 
fabrifation nit in vollftem Umfange und mad ber 
Leiſtungsfähigleit weiter betrieben werben kann, — und, 
meine Herren, biefe Leiftungsfähigkeit ift fehr groß. 

(Heiterkeit. Zurıf rechts.) 
— Es wird mir zugerufen: Mußbach! Das iſt ſehr 
richtig. Mußbach iſt ein Ort, der gezeigt hat, daß man 
vieles tun kann mit Waſſer. 
(Hetterfeit.) 

Deshalb werben bie Vermehrer und Weinfabrifanten natur: 
gemäß aud immer da fein, wo das befte Waffer ift, nicht 
intmer ba, wo ber befte Wein wächſt. 


(Heiterkeit.) 
Sn Württemberg gr wir bie Kontrolle im Neben: 
amt. Im Eljaß und in Baben haben wir etwas anbere 
Berhältniffe. Dort befteht eine Steuer, im Elſaß bie 
Zirfulationsfteuer, in Baben bie Ginlegeftener. Beide 
helfen dazu mit, baß hier eime gewiſſe Prophylaxis aus 
geübt wird, und daß man daher in dieſen Gegenden nicht 
wagt, die Verwäflerung fo umfangreich vorzunehmen wie 
in anderen Gegenden. Der Grfolg tft ber, dab man 
vielfah von bortber bie Weine verſchickt, um fie wieber 


Das (D) 
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(A) verbeſſert zurüdzubelommen, oder dak man überhaupt 


ausmwandert, um bie ee. da vorzunehmen, wo man 
glaubt, daß fich die Verhältniffe beffer dazu eignen. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Die ſchlimmſte Situation — dad muß ich aber 
herborheben — finden wir im diefer Beziehung in jenem 
Bunbesftaate, der nad meiner Überzeugung im Deutfchen 
Reihe unbedingt vorausmarſchieren follte, der eigentlich 
beweifen follte, wad auf biefem Gebiete zu machen ift, 
und das ift — zu meinem Bebanern muß ih es aus— 
ſprechen — ber Bunbesftaat Preußen. 

(Hört! hört! rechts.) 
Meine Herren, wir haben in Preußen 500 bis 600 Ston- 
trolleure, die im Ehrenamt angeftellt find, und zwar 
haben wir da einige Winzer, Weinbauern, Lehrer, Wein: 
gutsbefitzer, Küfer, MWeinhändler. Mber, meine Herren, 
darunter find nad ben Aufzeichnungen, die ich habe finden 
fönnen, nunmehr audı Gärtner. Ja, meine Herren, was 
fol ein Gärtner für große Senntniffe haben in ber 
Behandlung des gefelterten Weind! Dann find aud Ärzte 
darunter, und dor allen Dingen tft ber Berufsftand ber 
Apotheker ganz befonderö vertreten. 
(Heiterfeit.) 
Unter ben 500 bis 600 Kontrolleuren find 280 Apothefer. 
(Hört! hört! rechts.) 

Ich habe die Apotheker jehr gern, ih ſchätze und adte 
fie; ob fie aber gerade befonders geeignet fein follen, bie 
Weinkontrolle vorzunehmen, weiß id nicht. Auch bie 
Arzte find ein angefehener und bon mir hochgeachteter 
Stand. Ich kenne viele Arzte und Apotheker, die gern 
Wein trinken, und die auch mit einem gewiflen Ber: 
ftändnid Wein trinfen. Man fieht es ja vielen aud an, 


daß fie es tun. 
(Heiterfeit.) 
Man braudt nur hineinzufhauen in ihr etwad weingrün 


(B) gewordened Angefiht, um zu erkennen, dab fie gewiß 


reichlich fid mit Wein befhäftigt haben, daß fie bie Praxis 
bes Bebend im MWeingenuß zu erfennen juchten. Ob fie 
aber alle in der Lage find, beioft wenn fie bie Nafe noch 
fo tief in ben Wein bineinfteden, zu erkennen, ob ber 
Wein ein Naturprobuft ift oder nicht, das möchte ich be» 
zweifeln. 

Ih bin alfo der Meinung, dab e3 nicht gut ift, daß 
in Dentfchland ein fo buntſcheckiges Gemiſch der Kontrolle 
beftebt. Gerade Preußen jollte darauf Ich daß nicht 
andere Bundesftaaten fortgefegt auf Preußen hinweiſen 
und jagen können: dort tft ed noch ſplechter oder bort 
wird nichts getan. Preußen jollte dafır forgen, daß es 
unmöglich ift, daß bittere Bemerkungen fallen, die dann in 
den Zeitungen wiedergegeben werben, wie in einem Bericht 
über bie Berhandlung eines Winzervereins herbor- 
gehoben wird: 

Als beſonders Intereffant dürfte aus ber Debatte 
nod die zitierte Außerung eines preußiichen 
Weinkontrolleurs einem bayerifhen gegenüber 
fein: „Wir (in Preußen) mahen nichts, ba 
fönnten wir etwad Schönes aufrühren”. 
Meine Herren, die Tatfahen müßten e3 ermöglichen, eine 
ſolche Außerung durch die Tatfahen wiederlegen zu können. 

Diefer verfchtedenartigen Kontrolle entipriht mun 
auch das Ergebnis ber Kontrolle. Ich Habe verfucht, 
mir eine fleberfiht zu verichaffen über die Prozeſſe, die 
in ben Jahren 1903 bis 1907 in biefer Beziehung geführt 
worden find. Es find tm ganzen 405 Prozefje zu meiner 
Kenntnis gelommen. 

(Hört! hört! rechts.) 
Preußen, das doc Io viel Weinland befigt und aud in 
feinem Areal doch ber größte Bundesſtaat if, hat davon 


nur 21, 
(Hört! hört! rechts und in der Mitte.) 
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Baden, das doch wefentlich Meiner iſt ald Preußen, hat (C) 


23, und die Nheinpfalz hat 141. Das ift nicht etwa 
ein Beweis dafür, daß in ber Rheinpfalz die Verhält: 
niffe beſonders fchledht find, fondern das ift ein Beweis 
dafür, daß man es bort ernft nimmt mit ber Sontrolle. 
(Sehr ridhtig! rechts.) 
Ich meine, im Gegenteil, die Pfalz zeichnet ſich aus durch 
gute Weine, und deshalb Tann ich allen Herren im hoben 
Haufe empfehlen, wenn Sie Wein brauden, fih dieſen 
aus der Pfalz zu beziehen. 
(Hetterfeit.) 

Meine Herren, im ganzen find durch diefe Brozeffe an 
Strafen aufgelent worden: 116889 Mark; ferner find 
erfannt worden 4 Jahre 3 Monate und 3 Tage Gefängnis. 
Davon entfallen auf Baden 5375 Mark Gelditrafe, die 
kafftert find, und 1 Monat und 21 Tage Gefängnis, 
Auf Preußen kommen 5210 Mark Gelbitrafe, dagegen 
fein Monat Gefängnis und nur adt Tage Gefängnis, 
und merfwürdigerweile find dieſe acht Tage im Stiel 
verhängt worden. In der Rheinpfalz find dagegen 
67 142 Mark Geldftrafe verhängt worden und 28 Monate 
19 Tage Gefängnis. 


(Zuruf.) 

— Mit vollem Recht wird mir eben zugerufen: Auch das ift 
nod zu wenig! Zweifellos müffen die Strafen noch ver- 
fhärft werden, nicht geldlich — denn derjenige, ber aus 
feiner Panſcherei und Schmiererei jo große Verdienfte hat, 
wird eine Gelbftrafe leicht tragen können —, fondern bie 
Gefängniöftrafen, die Freiheilsſtrafen müflen verſchärft 
werden, damit im Weinhandel wieder die Lauterleit auf: 
fommt und fich jeder hütet, dad Gefeg zu umgehen. 

An Weinmengen find eingezogen in ben bon mir 
verfolgten Prozeffen im ganzen 1684000 Liter. Davon 
entfallen 710000 Liter auf die Balz und nur 98 000 
Liter auf Preußen. 


Welche Lehren haben wir nun aus dieſem Prozeſſe (D) 


zu ziehen? Vor ullen Dingen muß man nicht glauben, 
dab die Kontrolle nur im Produktlonsgebiet nötig fei. 
Das Deutfhe Reich ift fo groß, daß fehr viel Platz da 
ift, wo man Wein machen fann. 
(Heitertett.) 
63 gibt eine große Anzahl Ghemilaltenhandlungen, die 
die verſchiedenſten Bufettitoffe anbieten. Man tagt fi 
da: wenn id mir überall Bufettweine bereiten fann, in 
Breslau ebenjo gut wie in Königäberg, — warum foll 
ich mir da ein Fuder Wein z. B. von Rüdesheim kommen 
laffen? IH laffe mir einen Nüdesheimer Bukettftoff 
fommen und made mir den Nüdesheimer Wein felbft. 
Die Bukeitftoffe werben in allen Formen gehandelt, und 
bamit ein jeder Geſchmack befriedigt werben Tann, fo 
fagen bie Wabrifen: ſollte der eine ober ber anbere 
Bufettftoff nicht vorrätig fein, fo brauche man nur ait= 
naeben, welde Sorte man wünſcht, nnd in kürzeſter Zeit 
ft ber gewünſchte Buletiſtoff dann hergeſtellt. Die 
Ghemifalienhandlungen laſſen durch ihre Reifenden bie 
Bufettitoffe anbieten. Die Afbeftfilterfabriten vergrößern 
ihre Betriebe, und fo hat fih in Deutſchland gegenwärtig 
aus ber Umgehung des Geſetzes eine vollkommen neue 
Induſtrie gebildet. Das dürfte nicht gebuldet werben. 
(Sehr richtig!) 

Wir müffen wieder dahin fommen,. daß wir das 
befannte Stubentenlied: Im tiefen Keller fig ich hier bei 
einem Faß voll Neben — aus innerfter Überzeugung fingen 
fönnen, und daß niemand jagen kaun: Im tiefen Seller 
fig bier und mach' viel Wein —* Reben. 

(Heiterfett.) 
Wir müſſen ferner barauf bedacht fein, daß bie Sach— 
verftändigen für bie Kontrolle durchaus fahlundig find 
und bie Fähigkeit haben, mit Zunge und mit Nafe prüfen 
zu können. Ich habe ſchon erwähnt, es gibt ja fehr viele, 
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(A) beren Nafen zwar äußerlich ben Eindruck der Fachkunde 


machen, aber baburd allein iſt die richtige Fachkunde 
nod nicht erwieſen. Die Chemiker find heute für bie 
MWeinverhältniffe fo fehr in ben Vordergrund getreten. 
Bet aller Anerkennung aber berfelben unb ber hervor: 
ragenden Eutwicklung der Chemie glaube ich doch nicht, 
daß die Chemiker ohne weiteres geeignet find, ald Wein: 
fachverftändige gelten zu können, Sie können wohl bie 
Beitandteile im Weine feſtſtellen und bie Grenzzahlen; 
aber jagen, baß weinähnliche, mandmal aud nicht wein- 
ähnliche Flüſſigkeit, die ſie vor fich haben, Wein ift, das 
tönnen fie nad) meiner Anficht nicht. Ich bin auch der 
Meinung, daß bie Kontrollbeamten Leute fein müſſen, bie 
im Buchführungsfad orientiert find, damit fie in ber 
Lage find, zu ermitteln, ob irgendiwelde Aufzeichnungen 
zu finden find, die zu Entdedungen führen können. Meine 

erren, ih bin der Meinung, dab die betreffenden 

ontrolleure im Hauptamt angeftellt werden müffen. Ich 
bin überzeugt, daß alle die Herren, bie heute im Neben: 
oder Ehrenamt arbeiten, gewiß das Befte wollen; aber, 
meine Herren, e3 tit felbfiverftändlich, daß fie nicht in ber 
Bage find, ſich jo in die Sache hineinzunertiefen, wie es 
nötig ift, ba fie ihr nicht ihre ganze Zeit widmen können, 
ihr nicht ihr volles Intereſſe widmen fönnen. 

Meine Herren, um hinter bie Machtnationen aller 
diefer Weinpanſcher zu kommen, dazu bedarf es eines 
ganz forgfältigen Studiums der verſchiedenen Methoden, 
die diefe anwenden, und wenn Chemiker hierfür angeftellt 
werben jollen, jo würde ich e3 für notwendig befinden, 
daß bieje fich in der Kellerbehandlung erſt längere Zeit 
unterrichten, damit fie die nötige Sad: und Fachkenntnis 
befommen. 

Und nun, meine Herren, was zeigen und bie Prozeffe 
weiter? Bor allem, daß Entdeckungen meift nur gemadjt 
werden können, wenn noch andere Beweife Hinzufommen 


(8) außer den Sadverftänbigenprüfungen, außer der Kontrolle 


durch Sachverſtändige. Bor allem kommen hier Auf: 
—— und die Mengenkontrolle in Betracht. Zum 
eweije jet erwähnt, daß es einmal gelungen tft, bei einer 
Firma Müller in Stuttgart feftzuftellen, daß bon bort 
eine Reihe von Sendungen an Ghemilalten nad ber: 
fchtedenen Teilen Deutihlandd an MWeinintereffenten ges 
gangen if. Diefe Entdedung hat 231 Anzeigen wegen 
Weinfälfhung zur Folge gehabt. 
(Hört! hört! rechts.) 

Hler, meine Herren, zeigt es fid, wie geeignet die Auf: 
zeihnungen find, Entdeckungen herbeizuführen. In einem 
anderen Falle — in Kreuznach — wurde buchmäßig 
nachgewieſen, daß der betreffende Weinhändler 22 /, Stüd 
Wein haben ſollte, und daß er diefe vermehrt Hätte mit 
71), Stüd Zuderwafler, dad find zuſammen 30 Stüd; 
aber als man nun nachſah, fand man nicht 30, ſondern 
48 Stüd. Es hatte fi der Wein ganz folloffal vermehrt, 
wie ich annehme, nicht ohne fein Zutun und voraus» 
fihtlih auch unter Benugung des guten Waſſers, das 
man offenbar in ſtreuznach zu dieſem Zwecke zur Verfügung 
bat. eine Herren, ein anderer behauptete, 6 Stüd 
Wein geerntet zu haben. Es wurde ihm nachgewiesen, 
daß, ba in ber Gegend ein ftarfer Maifroft gewefen war, 
bie Weinberge fo gelitten hatten, daß er gar nicht 6 Stüd 
Wein geerntet haben konnte, und biefer Nachweis, ber mit 
unbebingter Genauigkeit geführt werden konnte, hat dahin ges 
führt, baß der Mann beftraft wurde, — ein weiterer Beweis 
bafür, wie notwendig ed ift, neben der fachmänniſchen 
Kontrolle noch andere Unterlagen zu haben. Es ift heute 
Tatſache, daß trog ber vorzüglichen Kontrolle, die wir in 
ber Pfalz haben, biefe Kontrolle nicht fo wirlen könnte, 
wenn fie nicht bie Selbfthilfe der Winzer und reellen Wein: 
änbler heute lebhaft unterftügen würde. Sie hilft dieſe 
älſchungen aufdeden. 


Meine Herren, ich erlaube mir aus einem anderen 
Prozeß noch einige intereffante Dinge mitzuteilen, bie das 
Sefagte beitätigen. Es handelt fi um einen erft kürzlich 
vorgefommenen Sal, von dem bie Herren wohl aud 
aehört haben werden, den Fall des Adilled Vogel, 
Kaiſersberg. Trotz feines großen Betriebs führte er — 
er zahlte 5000 Mark Gewerbeftener — kein Einkaufsbuch. 
Bei dem Prozeß entwidelte ſich folgendes Frage: und 
Antwortipiel. Der Präfident: „Trog Ihres großen Be- 
triebs führen Ste fein Einfaufsbuh? Man jagt, Sie 
wollten dadurch bermeiben, Hinter ihr Berfahren zu 
fommen.“ Angellagter: „IH bezahle meine Einkäufe alle 
bar und braude deshalb fein Einkaufsbuch“. Im diefem 
Prozeß wurde feftgeftellt, daß das vorhandene Geihäftd- 
journal, nachdem die vorhandenen Bücher mit Beichlag 
befent worden waren, doch noch verihwunden war. Da— 
gegen hatte der Mann das Pech, daß ein Notizbuch ges 
funden, und aus diefem Notizbuch feftgeftellt wurbe, daß 
der Angellagte troß feiner früheren empfindlihen Ber: 
urteilung unentwegt die Weinverfälfhung fortgefegt hatte. 

Ein anderer fehr intereffanter Fall ift der bon 
Ferdinand Strauß. Gegen biefen war im Jahre 1900 
eine Borunterfuhung eingeleitet worden. Die hatte einen 
Erfolg nicht haben können mangeld Beweife. Im Sabre 
1905 wurde er aber verurteilt, weil ihm nachgewieſen 
wurde, daß er Ghemifalien zum Mein genommen hatte. 
Aus dem Prozeh ergab fi, daß er gang befonders 
darauf drang, daß auf den Zufendungen bom Chemilalien, 
die er befam, fein Name zwar beutlid ftand, aber der 
Name bed Abfenderd nicht darauf bezeichnet war, und 
dab namentlid) die Bezeichnung fehlte: „Fabrik chemiſcher 
Produfte*. Die durfte nicht darauf ftehen, dad war ihm 
ein Dom im Auge. Gr ſchrieb daher an feinen 
Lieferanten: „Die Hauptſache ift, daß Sie meine Adreſſe 
fchreiben; das Wort „hemifhe Produkte“ kann id 


nicht ſehen“. 

(Heiterkeit rechts.) 
Er führte ferner aus: „In meinem Haufe wird man 
nichts finden, durch meine Arbeiter kommt nichts heraus“. 
Bücher will er nicht geführt haben. 

Nun, meine Herren, das ift typiſch, das finden Sie 
durch alle Prozeſſe hindurch. Und damit ih Ahnen noch 
jemand anführe, der anf diefem Gebiete eine gewiſſe 
Autorität in Anipınh nehmen kann, zumal er aud in 
diefem hohen Haufe Mitglied war — im Jahre 1903 war 
er fo unliebenäwürdig, mir mein Mandat in meinem Wahl- 
freife zu nehmen — 

(Heiterkeit), 


fo erwähne id Herrn Sartorius, der auch nichts auffchrieb, 
und zwar grundſätzlich nicht. 
(Hört! hört! rechts.) 

In feinem Vrozeſſe fagte er nah Blältermeldungen fol- 
gended: „Ich habe nicht gefagt, daß Sie die Aufzeid- 
nungen vernichten follen, fondern id habe gejagt: Sie 
bürfen überhaupt nichts auffchreiben.. Das hat feinen 
Grund darin, daß man ſich angeſichts der behubaren Be— 
ftimmungen des Weingeſetzes einfach deden muß“. 

Nun, meine Herren, man hat aus biefen Progefien 
unter anderem aud) zu entnehmen, daß bie Sachverſtändigen⸗ 
gutachten fi täufchen fönnen. Es kommt in verſchiedenen 
Prozeſſen vor, daß fie ſich diametral gegenüberftehen. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Ein hoc bezeichnender Fall ift der folgende. 

In einem Prozeß gegen Koppel erklärten bie Zungen: 
fachverftändigen Köhler, Jöler und Spieß, die Weine des 
Ungeflanten feten überftredt und binn. Anbere Zungen: 
fachverftändige Deidesheimer, Kernftod und Nederauer 
und Albert waren gegenteiliger Anfiht. Chemiſche Gut- 
achten! Der Oberinipeftor Dr. Krug hält bie don ihm 


unterfuchten Weine trog anſcheinend ſchöner Analyfe für 


(0) 


(D) 


ft 


—— 
(Dr. Roefide.) 


(A) ftart gezudert und geftredt, mit einem Worte für feine 


reinen Meine. Profeſſor Freſenius-Wiesbaden kann bie 
von ihm unterfuchten Weine nicht für gefälfcht eradıten, 
auch Dr. Mapyerhofer-Mainz ſieht fie nit für gefälfcht 
an; die Weine ſeien ftarf gezudert, aber innerhalb der 
gefeglihen Grenze. 

a, wie follen denn, wenn nicht neben dieſen Sad: 
berftändigengutadhten nod andere Unterlagen vorhanden 
find, bie Urteile ftet3 abſolut zutreffend gefällt werben 


tönnen? 
(Sehr richtig! rechts.) 

Deshalb müflen die buchmäßigen ——— verlangt 
werden. Sie ſind auch nicht nur notwendig, um den 
Betreffenden zu verurteilen, ſondern auch, um zu verhindern, 
daß etwa Unſchuldige unſchuldigerweiſe verurteilt werden. 

Dafür iſt mir ein Fall bekannt, in dem die Sache 
folgendermaßen lag. Der Betreffende baute in ſeinem 
Wingert Portugieſer Trauben und hatte infolge herbor- 
ragender Düngung und forgfältiger —— einen 
Ertrag, deſſen Größe geradezu erſtaunlich war. iſt ja 
nicht geſagt, daß bie Höhe des Ertrags die Qualität 
fteigere; befauntlid ift gerade bad Gegenteil der Fall. 
An Quantität handelte es fih bier aber um einen ſehr 
bedeutenden Ertrag. Diefer Mann verkaufte feine Ernte 
und wurde darauf in einem Zwilprozeß verklagt, daß er 
feine Weine zurücknehmen folle, weil fie gefälicht feien, 
fie feien zu fehr geftredt. Es gelang ihm, troßdem bie 
Sadpverftändigen zweifelhaft waren in ihren Ausfagen, 
und er unter Umſtänden auf Grund der Sachverſtändigen— 
ausſagen verurteilt worben wäre, nachzuweiſen, daß von 
ber Zraubenleje ab, bis der Wein in die Hand des Mb» 
nehmerd gelommen war, nichts Fremdes dem Weine zu: 
geiegt war. Dad gelang ihm deshalb nachzuweiſen, weil 
bei dem großen Ertrage fich die Arbeiter Aufzeichnungen 
gemadt hatten, weil es fie intereifterte, ferner weil er 
den Wein nicht mit eigenem Fuhrwerk, fonbern mit 
fremdem hatte abfahren laſſen; der Fuhrmann hatte fi 
daher aud) Notizen gemacht. Endlich, weil er felber frant 
war, daher nicht in den Keller kommen fonnte, und zubem 
der Seller nicht in feinem eigenen Haufe, fondern wo 
anber3 war, fobaß es ganz ausgeſchloſſen war, daß er 
etwas daran hätte tun fünnen. 

(Heiterfeit.) 

Dadurch fam er frei; aber das iſt doch ein Beweis bafür, 
daß wir eine ſichere, wirffame und zuverläffige Kontrolle 
haben müffen. Und beshalb verlangen wir ben Sons 
trolleur im Hauptamt, und außerdem aud die buhmäßige 


Kontrolle. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Freilich jagen ba mande: ja, der Winzer, der fleine 
Dauer tft zu dumm, er kann das nicht tun, er kann bie 
Buchführung nit führen. Meine fehr verehrten Herren, 
man nimmt ben Bauer immer, wie es einem gerade paßt 
— id meine natürlih bie Gegner. 

(Heiterfeit.) 
Wenn e3 einem Gegner paßt, ift der Bauer zu Dumm, 
um etwas zu tum, und wenn e3 ihm nicht paßt, ift er zu 
flug, um etwas zu tun. 

Heiterkeit.) 
Wir dürfen überzeugt fein, daß er es fehr wohl verfteht, 
eine folde Buhführung zu führen. Die Schulbildung ift 
Gott ſei Dank im bdeutichen Baterlande fo, daß jeder 
Ichriftlich über feine wirtſchaftlichen Verhältniſſe Rechenſchaft 
ablegen kann, unb wir wollen hoffen und wünſchen, daß 
biefe Ausbildung immer mehr geförbert wird, damit jeber 
Zweifel ſchwinden muß, daß das deutſche Volt in allen 
feinen Schichten in der Lage iſt, folche Aufzeichnungen zu 


maden. 
ag (Sehr richtig! reits.) 
Wir können auch ſicher fein, daß der Winzer durchaus 
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zufrieben ift, wenn ihm biefe Unbequemlichkeit auferlegt (0) 


wird. Wenn ic richtig verftanden habe, fo hat Herr Graf 
vd. Bofabowäly neulich einmal erwähnt, man wünſche hier 
eine polizeiliche Beauffihtigung für einen Berufszweig, 
bie doc) fehr unangenehm wirken würde, und Herr Graf 
dv. Bolabowäty wunderte fi darüber, daß man fie wünſche. 
Demgegenüber möchte ih, falls ich richtig verftanben habe, 
baß Herr Graf v. Poſadowsty da die Weinverhältniffe 
im Auge hatte, hervorheben: bie Verhältniſſe find doch 
heute dahin gediehen, dab bie Winzer und Weinhändler 
durchaus zufrieden find mit einer forgfältigen und Haren 
Kontrolle und mit einer forgfältigen obligatoriſchen Bud): 
führung; denn fie erkennen an, daß es ihnen jonft nicht 
möglich ift, aus dieſen ſchwierigen und geradezu vernichten⸗ 
den Berhältniffen herauszulommen. 
(Sehr richtig! redht3.) 

Ih will weiter hoffen, daß die verfchiebene Art der 
Behandlung, die bie Weinverhältniffe auf Grund bes 
Geſetzes In ben verſchiedenen Bunbesftaaten erfahren, auf: 
hört. Diefe Verfchiedenartigkeit zeigt ſich jet leider überal. 
we ein neuerer Fall and Heffen zur Erläuterung. In 

ppenheim tft ein Weinhändler Schmahl flüchtig geworben; 
man hatte bei ihm 80 Stüd Wein & 1200 Liter mit 
Beſchlag belegt, angeblich wegen Chemifaltenzufaßed; ber 
Küfer hatte das zugeftanden, er tft verhaftet worden, 
und bie heffiiche Regierung Hat nunmehr diefe 80 Stüd 
Wein an bie Brennereibefiger audgeboten, damit fie ihn 
in ihren Brennereien verwendeten, nahdem ber Wein 
vorher mit Salz denaturiert worden war. Ih halte es 
ihon an und für in nit für rät bat man folde 
Weine nicht einfach laufen läßt wie in anderen Bundes» 
ftaaten. In der Pfalz läuft der Wein in bie Gräben, 
in bie Flüſſe oder jonft wohin; aber hier will bie 
heififche Regierung fih eine Einnahmequelle daraus maden. 
Ih bin aber der Meinung, daß das bireft gegen das 
Geſetz verftößt, und daß fie gar nicht beredhiigt if 
tun. Denn ber $ 3 unſeres Weingefeged im vorlegten 
Abſatz jagt: 
Getränke, welche den vorſtehenden Vorſchriften 
zuwider oder unter Verwendung eines nad) 32 
Nr. 4 nicht geftatteten Zuſatzes hergeſtellt find, 
dürfen weder feilgehalten noch verkauft werben. 
Dies gilt auch dann, wenn die Herſtellung nicht 
gewerbsmäßig erfolgt iſt. 
Und wenn im letzten Abſatz ſteht: 
Die Verwendung bon Treſtern, Roſtnen und 
Korinthen in der Branntweinbrennerei wirb . 
bie Beftimmungen bed Abfaß 1 nicht berührt; jebo 
unterliegt fie ber Kontrolle der Steuerbehörben, 
fo ift das dahin zu verftehen, daß die Branntiweinbrenner 
wohl aus Treitern, Rofinen und bergleihen Wein zu ihren 
— Brennereizwecken herſtellen, ihn aber nicht perkaufen 
ürfen. 

Wir haben dieſen Unterſchied ber Behandlung ſelbſt 
in der Begnadigung. Während in Bayern meines Wiſſens 
niemals bei Weinfälſchungsbergehen Begnadigungen vor⸗ 
fommen, haben in anderen Bundesſtaaten Begnadigungen 
ſtatigefunden von Gefängnisſtrafen zu Geldſtrafen. Das 
iſt auch ein deutlicher Anhalt dafür, daß die Anſchauungen 
verſchieden ſind, und ich glaube, wenn wir eine wirklich 
gute und korrelte Durchführung des Weingeſetzes haben 
wollen, wenn wir wirklich erreichen wollen, daß wir 
abfolut zunerläffige Weine befommen, fo muß auch biefe 
Verſchiedenheit der Auffaffung in Zukunft verihwinben. 

Ich kann ferner darauf en daß bie Strafen, 
bie das jetzige Geſetz ins Auge faßt und bie vom ben 
Gerichten verhängt werben, nicht genügen, um bie Wider: 
holungen der Fälſchungen zu verhindern. Sch erlaubte 
mir vorhin ion auf Grund eined Zwiſchenrufes das m 
fagen und will jegt Beijpiele Hierfür anführen. Vogel in 


bad zu (D) 
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(Dr. Roefide.) 


(A) Ratferöberg, ben ich borbin jchon erwähnt habe, war im 


Jahre 1899 zu 10000 Mark Gelbftrafe verurteilt worben. 
Trotzdem mußte er im Jahre 1906 wiederum vor den Kadi 
nebracht werben, und ed wurden ihm 2500 SHeftoliter 
Mein, alſo 250000 Liter Wein im ettvaigen Werte von 
80 000 Markt konfisziert. Sie fünnen daraus erfehen, 
einen wie geringen Einbrud die Geldftrafen auf biejenigen 
maden, bie ſolche Manipulationen betreiben, wenn ber 
Mann vorhin 10000 Markt Gelbftrafe zahlt umb jet 
80 000 Mark verliert. Er muß doch alfo hoffen, fo viel 
zu verdienen, daß er alle Fahre eine Heine Zubuße von 
10 000 Mark geben fann und fid dabei immer noch fehr 
aut ficht. Ebenfo ift in einem anberen bon mir erwähnten 
Falle ber Angellagte, dem nachgewieſen wurbe, daß er 
aus feinem Weinberg feine ſechs Stud Mein heraus— 
nezogen baben könne, auch dreimal beftraft, und nad) ber 
jedeömaligen Beftrafung bat er inımer weiter auf biefelbe 
Weiſe fortgearbeitet und bazu beigetragen, daß bie Ber: 
mehrung der Weine nicht unterblieb. 

Meine Herren, man fann fih aud ein Bild machen 
über die Menge der Fälihungen im Deutſchen Reiche, 
wenn man bie Angebote ind Auge faßt, die dauernd im 
Handel vorkommen. Gleih nad der Ernte werben Meine 
angeboten zu und unter dem Einkaufspreis. Wie jollen 
denn die Händler dad maden? Gin Staufmann wirb 
doch nicht ein fo unglaublih dummer Menſch fein — und 
dad gilt doch noch überall für eine große Dummheit —, 
daß er Weine zu einem höheren Preiſe einfauft, um ben 
Konjumenten die Freude zu machen, fie zu einem billigeren 
Preife nachher wieder *— Die Berbienft- 
möglichkeit ift ja doch noch nicht erfunden, bie ein 
Bela für fi in Anfprud nehmen wollte, ber bie 
Speifen billiger verfaufte, als er ſie einfaufte, unb als 
ihm jemand fagte: Freund, mas machſt du, du mußt in 
kurzer Zeit ruintert fein, — antwortete: die Maffe muß 


(Heiterfeit.) 
Ich glaube nit, daß die Weinhänbler auf diefem Stand» 
punkt ftehen; es muß doch eine andere Manipulation 
fein, die ihnen ſolches ermöglicht. Ich erlaube mir, 
einige dharafteriftifche u ge borzutragen. Es liegt 
mir ein Angebot vor — ich unterlaffe e8 die Namen zu 
nennen —, da wirb bon einer Firma im Jahre 1900 
garantiert reiner Traubenjaft zu 270 Mark pro 1000 Liter, 
alio 27 Pfennige pro Liter angeboten; rationell verbeflert 
— Ste glauben, rationell verbeflerter Wein müßte teuerer 
im Preife werben; das iſt aber nicht der Fall, e3 ift nicht 
alles teuerer, was beffer ift — rationell verbeffert foftet 
er bloß 220 Mark; und gar analyfenfeft 199 Mark. 
(Hört! hört! rechts.) 

Ein kürzlich abgegebened Angebot lautet über 80 000 bis 
100 000 Liter „ein Faß wie das andere!” Nun bitte ich 
Ste, ih glaube, wir alle machen und leicht Har, daß beim 
Naturwein ein Faß nicht fein kann wie das andere, alfo 
müflen Danipulattonen vorgekommen ſein, bie das möglich 
maden. Die Weine eines bereits Beitraften werben durch 
eine andere Mittelöperfon angeboten zum Breife von 
350 Mark.” Wer iiber die Sache orientiert ift, weiß, daß 
heute zu dem Preife bei ber letzten ſchlechten Weinernte 
feine Weine vom Produzenten zu dieſem Preife gekauft 
werden Lönnen; wenn der Mann aljo auf andere Weiſe 
bie Meine nicht beihafft und gemadt hätte, würde er 
nicht dazu fommen, fie Heute unter dem Preis zu geben, 
zu bem man fie bon bem Produzenten befommt. Einen 
jehr inftruftiven Brief möchte ih mir erlauben vorzulefen. 
— Reiſender eines Weinhändlers ſchreibt ſeiner 
t a: 

Die Firma N. N. offeriert zu 25 Mark pro 

hundert Liter franfo Hin» und Herfracht durch 

Vertreter. Die Firmen NN. und N. N. ber: 
Reichstag. 12. Legiel.P. 1. Seffion. 17. 


(B) e8 bringen! 


faufen auch durch Vertreter zu 24. Mark, wobei (C) 


ber Vertreter noch Provifion bezieht. Sie fehen, 
daß es bei Ihren Preifen nicht möglich ift, ins 
Geihäft zu fommen, für mich gehen alle, Geſchäfte 
verloren, es iſt zum Rafendiwerben, nicht das 
kleinſte Gefhäft gelingt mehr. Was iſt ba an- 
zufangen? Die Konkurrenz kann darauf los— 
arbeiten, baß e3 eine helle freude ift, fie ver— 
faufen zu fehen, und mir entgeht alles. 
Entweder müflen Ste mir zu ſolchen Preifen 
auch Anftelung machen oder den Leuten das 
Handwerk legen. Abhilfe muß gejchafft werben, 
fonft werbe ich in bie Lage verfegt, mid aud 
mit ben Schmierern in Verbindung zu fegen, um 
mir meine Eriftenz zu fichern. 
(Hört! hört! rechts.) 
Der Brief zeigt, in welder Weife heute ber Handel mit 
ben verfälfchten Weinen getrieben wird. Damit Ste fehen, 
daß jeder diefe Weinfälihungen machen kann, der fi 
nur ein bischen umfieht, wie man ed machen muß, erlaube 
ich mir, einige photographierte Rezepte vorzulegen. Das 
find nicht Rezepte, die bie Apotheker in Preußen heraus: 
gefunden haben aus dem Mein, fondern Rezepte, die von 
ber Chemie feitgeitellt find, und bamit Ste fehen, mie 
wenig Wein erforderlich ift, um Wein zu fchaffen, bitte 
ih Sie, mir cinen Augenblid Gehör zu geben, wenn ich 
Ihnen breit Rezepte borlefe, zuerft: 
Zur Bearbeitung von 1000 Litern Wein ber: 
wendet man 300 Liter faneren Naturwein 
(hört! hört! rechts), 
a 35 Pfennig, macht 105 Mark, 110 Silo 
Kriſtallzucker, 25 Kilogramm Roſinen, 20 Liter 
Naturhefe, Ingrebienzen, das madht an Geldwert 
zuzüglich Kellerloſten 191,20 Marf. 
Ich kann ed noch anders machen, ich kann Ihnen noch 


100 Liter Naturwein erfparen. Wir nehmen nur 200 Liter (D) 


Naturwein und fügen hinzu etwas mehr Hriftallzuder, im 
übrigen dasſelbe. Die Sade ftelle ih Ihnen für 


166,60 Mark her. 
(Heiterkeit recht3.) 

Aber wir jchreiten in der neueren Zeit immer munterer 
fort, wir ruhen und raften nicht, die Chemie auch nicht 
und bie Technik auch nicht, ergo: wozu brauchen wir Wein, 
um Wein zu trinken, wir madhen den Wein auch ohne 
Wein! Imfolgebeffen ein letztes Rezept, nad) welchem 
wir ohne Mein 1000 Liter Mein mahen: 50 filos 
gramm Roftnen, 150 Kilogramm Kriftallzuder, eine Reihe 
von anderen Ghemifalien, darunter Weinfteinfäure, Afche, 
Tanniı, Hefe u.a. augüglich Kellerkoften, macht 134,00 Mart, 
und 1000 Liter Wein find fertig! 

(Hört! hört!) 

Ich habe hier noch * andere Rezepte, die ich gern 
alle zur Verfügung ſtelle, aber, bitte, ſorgen Sie dafür, 
daß nun nicht noch neue Vermehrungsanſtaälten entſtehen; 
ih teile Ihnen das nicht mit, damit an den verſchiedenſten 
Stellen des Deutſchen Reichs ſich neue derartige Wein: 
fabrifationen auftun, ſondern als abſchreckendes Beiſpiel. 
Ich glaube, wir alle hier trinken ganz gern einen guten 
Tropfen Wein. 

(Sehr richtig! und Heiterkeit.) 
Aber wenn wir fehen, daß ed in Deutfchland möglich ift, 
daß man und Weine vorſetzt, bie fo geſchmiert und ge— 
madt find, dann ift e8 — Da müſſen wir und 
doch vorftellen, e8 könne einmal die Zeit kommen, wo ber 
MWeingenuß uns feine frohe Stunde mehr macht, fondern 
im Gegenteil recht rg? Stunden und Nahmehen. 
ehr gut! 

Um aber ſolche Weinfabrifation in Deutihland zu 
verhindern, hat man bie Forderung aufgeftellt, die Gärung 
zeitlich zu befhränten. Die natürliche Gärung findet ftatt 
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(Dr. Roefide.) 








(A) in ber Zeit nad) ber Traubenernte bis zum 1. Dezember, 


(B 


—⸗ 


äußerſtenfalls bis zum 31. Dezember, nachher nicht 
wehr. Nun hat man aber im Deutſchen Reiche gelernt, 
bie Gärung aud fünftlih zu machen. So gibt es benn 
Handlungen, in denen dad ganze Jahr hindurch immerzu 
gegoren wird, immerzu umgegoren. Da tft e8 denn unter 
Umftänden ein viel Infrativeres Geſchäft, fih an ben Ort 
anßerhalb des Weinbaugebietes, wo man bie Manipulation 
bornehmen will, ben Naturwein kommen zu laffen, um 
ihn dort zu vergären und zu bermehren, als ihn gleid 
vermehrt zu beziehen. Das Waſſer koſtet in Deutſchland 
überall, wie wir wiſſen, nit fo viel wie im Südweſt⸗ 
afrifa nad der geftrigen Ausfage des ftellvertretenden 
Herrn Kolontaldireftors. 
(Hetterfeit.) 

Das Wafler ift bei und im großen und ganzen billig zu 
haben. Wenn man nun vermehrten Wein bezieht, muß 
man noch bie Fracht für das darin enthaltene Wafler 
ablen; bezieht man aber Naturwein, Io fann man das 

aſſer felber zu Haufe zufegen und eventuell ben Zucker 
aud noch billiger beziehen, ald er an dem Ort ift, wo 
ber Wein bereitö vermehrt if. Daher ift es richtig, eine 
zeitliche Begrenzung ber Vergärungämdglichkeit zu ſetzen, 
—— Umgärung an beliebigen Orten Deutſchlands 
mög N 

Man wendet da ein: man kann bas nicht eutbehren, 
ed gibt kranke Weine, die umgegoren werden müflen. 
Nun, erftend gibt es nicht viel kranke Weine, wenn bie 
Meine nur rihtig behandelt werden; außerdem ift es 
möglich, eine behörblihe Genehmigung zuzulaſſen, daß 
ſolche Weine zum Zwed ber Gefundung ausnahmsweiſe 
umgegoren werden können. 

Meiter ift es aber nötig, im Geſetz das Wort 
„erheblich“ zu ändern, bamit ein befferer Anhalt gegeben 
wird zur Beurteilung: wo fängt die unberechtigte Ver: 
mehrung an? Die Notwendigkeit einer Anderung erlaube 
ih mir an einem praktiihen Fall zu *2* Im 
—— fand in Koblenz ein Weinfälſchungsprozeß ftatt. 

er Betreffenbe war angellagt, überftredt zu haben. Der 
Kellerfontrolleur fopiel ih weiß, im Ehrenamt 
tätig — —— den Leuten, die ihm ſagten, ihre Weine 
wären zu ſauer, geantwortet: ba ſetzt nur ordentlich Zucker 
zu, dba werben fie ſchon füß werben. Aber der Betreffenbe, 
ber biefe Stredung vorgenommen hatte, wurde nicht ber: 
urteilt, weil, wie das Geriht annahm, der Angeklagte 
in gutem Glauben gehandelt und nicht gewußt Habe, 
wann er mit ber Zuderung aufhören müffe. 

(Heiterkeit und Hört! hört!) 

Es zeigt fi, dab das Wort „erheblich“ ber Fälſchung 
Für und Tor offen läßt, ſodaß ed nicht zweckmäßig ift, 
daß man bier dieſen Begriff ftehen läßt, fonbern man joll 
ihn firteren. 

Nun möchte id mir erlauben, noch auf etwas auf: 
merkſam zu maden, was man früher, als das Weingeſetz 
geihaffen wurde, noch nicht wußte. Man war jeit —— 

eit in der Chemie der Meinung, daß die Säure, die der 

ein hat, durch zwei Möglichkeiten vermindert werden 
tönne, einmal durch bie phyſitaliſche Ausſcheidung der Wein: 
fteinfäure, außerbem durch ben Zufat von Zuderwaffer. 
Man berechnete einfah: fo viel Säure if in bem Mein, 
alfo muß bezw. kann fo und fo viel Zuderwafjer hinein- 
getan werden. Die Wiffenfhaft hat nunmehr heraus: 
—— daß es ein Irrtum iſt, daß auf andere Weiſe 
ie Säure aus dem Wein nicht entfernt wird; die Wiſſen⸗ 
ſchaft hat feſtgeſtellt, daß bie Säure im Wein in natür- 
licher Weife nit nur durch bie mechaniſche Ausfonberung 
der Weinfteinfäure vermindert wird, fonbern meiterhin 
durch Bakterien, bie fie neben ber mehanifhen Aus» 
ſcheidung vermindern, und daß ber Zufat von Zuckerwaſſer 
dazu dient, biefe Tätigkeit ber Bakterien zu verhindern. 
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Diefe wiffenfhaftlihe Forfhung iſt bon eminenter Be» (C) 


beutung und geeignet, bei einer Anderung des Gefeges in 
biefem Punkte eine erbeblihe Role zu ſpielen. 

Und nun, meine Herren, mödte id Ste barıım bitten, 
daß Ste fi ſelbſt einmal eine Vorftellung maden, wie 
prob bie Menge bed Weines fein muß, ber in Deutich- 
and gerätfat wird, wenn ih Ihnen mittelle, daß ein 
Angellagter in fieben Jahren folgende Quantitäten Chemi: 
falten bezogen bat: 17 —— Glyzerin 

rt! bört!), 
6000 Hlogramm Weinfteinfäure, 800 Kilogramm Bott: 
aſche, 550 Filigramm Zitronenfäure und 175 ſtilogramm 


Gouleur. 
(Hört! hört!) 

Meine Herren, bie Anbauungsfläche bes Weins hat ſich 
nit vermehrt, bie Produktionsmenge hat ſich nicht ver— 
mehrt, die verſchiedenen Schädlinge, mit denen ber Wein- 
bau zu kämpfen gehabt hat, haben dies verhindert; aber 
ber Konſum, meine Herren, das wiffen wir alle, hat ſich 
gewaltig vermehrt. er hat diefe Differenz geichaffen? 
Nicht der liebe Gott, fondern die Leute im Seller haben 
bad getan. Da’ ift ed denn natürlich, daß Dinge paffieren 
wie neulih, als ein Einbreder einen Mann im Seller 
überrafchte, ald er gerade Wein machen will. Wie ber 
Einbreder bie Tür aufmacht und das ficht, ba zieht er 
fi zurüd und jagt: entſchuldigen Ste, ich bleibe diskret. 

(Große Heiterkeit.) 

Meine Herren, der Weinbau hat fid) beffer gefühlt vor 
1892, weil der Wein ba Naturprobuft fein mußte, um 
ald Wein zu gelten. Damals nährte er den Winzer, ben 

ünbler, unb aud der Konſument konnte zufrieden fein. 
te Fabrifation, die in den Weinhandel und in die Wein: 
robuftion hineingefomnien ift, hat große Verwüftung ge: 
ftet, und fein Intereffent hat einen wahrhaften Nutzen 
davon. Denn aud) diejenigen, die auf biefe Weiſe ſich 


ihren Berbienft fchaffen, können nicht mit gutem Gewiſſen (D) 


fi ihres Verdienſtes freuen; fie müffen jeden Augenblid 
gemwärtig fein, daß ihnen nicht bloß ber Verdienſt ent- 
riffen wird, fondern daß fie auch öffentlich ihre Ehre ver- 
lteren und auf das empfinblichfte beftraft werben. Aber 
gerade, um zu erreichen, baß fie noch mehr abgefchredt 
werben, berartige unreelle und unreblihe Wege zu gehen, 
müffen bie Strafen entſprechend geftellt werden. Ich kann 
nur darauf hinweiſen, daß es zu ben ernfteften und 
fhwerften Fragen gehört, die wir bier behandeln. Die 
Berhältuiffe find gerabezu verhängnispofl ruinds. Wir 
müflen alles tun, um bier helfend einzugreifen, und id) 
kann bie verbünbeten Regierungen nicht genug bitten, auf 
bad energifchfte dafür zu Tora, daß unfer Winzerftand 
und unfer guter und reeller Weinhandel nicht ruiniert wird. 
Wie ſchwer die Winzer zu tragen haben, möchte ich 

mir erlauben, an ben Preifen nadhzumelfen, die bie Weine 
eute gegen früher bringen. Wenn wir und die früheren 
reife bergegenwärtigen, fo legt die Sache fo, daß früher 
— man kann faft fagen — bie halben linkoften und bie 
boppelten Preife beftanben. Heute ift e8 umgefehrt; bie 
halben Preiſe und bie boppelten Unkoſten. Wenn wir 
bon 5 zu 5 Jahren feit 1880 uns die Preiſe vergegen- 
wärtigen, fo ift folgendes charakteriſtiſch: in den früheren 
Jahrfünften war allemal der Durchſchnitt der Preiſe 
weientlih höher alö heute. Sp war im Fahre 1880 bis 
1884 der Durchſchnittspreis 428 Mark, heute nur 300 
Mark. Und allemal war es fo, daß, wenn ein ſchlechtes 
Sahr kam, wo geringe Quantitäten an Wein produziert 
wurden, bann bie Höhe bed Preiſes bies ausglich und 
baburd die Winzer über andere Jahre hinwegfommen 
ließ, wo bie Preife wegen ber größeren Ernte herunter: 
gingen. ente ift es ganz glei, ob ein Jahr wenig 
ober viel 2Bein, guten oder ſchlechten Wein bringt. Die 
Preife find gleihmäßig gebrüdt, und der Winzer kann 
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(Dr. Roefide.) 


(A) fi nicht mehr in einem befferen Jahre erholen. Er fteht 


fortgefegt den fchwierigen Berhältniffen der gebrüdten 
Breife gegenüber. 
8, Meine Herren, ich babe hier die Berechnungen eines 
inzerbereind, aus benen hervorgeht, daß ber Betrieb 
eines Morgen: Weinberge pro Jahr eiwa 325 Mark 
foftet. Meine Herren, berjenige, der heute Heine und 
mittlere Weine produziert, fommt nicht mehr auf bie 
Koften; er bleibt mit den Soften unter ben Neinerträg- 
niffen. Aus einer amtlien Umfrage, bie in ber Pfalz 
—— wurde, ergibt ſich, daß 77 Prozent der Bürger: 
meiſterämter angeben mußten, daß man in empfindlichſter 
Be den Rüdgang bed Abſatzes empfinde. Nicht einmal 
bie ſchlechten Preife allein find es aljo, meine Herren, bie 
die Winzer ruinieren, ſondern bie Leute werben ben Wein 
überhaupt nicht mehr los. Alsdann Hagt man auch über 
ben Niedergang des Wertes ber Weinberge felbft, und 
gerade der Wertverluft ber Weinberge gehört zu dem 
Schlimmften und Gefährliäfien, was wir in biefer Ber 
ztehung zu beobadten haben. Ich halte e8 für jehr ver: 
bängniövol, wenn in einem Reiche, einem Staate der 
Ihönfte uud befte Boden im Preiſe finft. Das ift eine 
Gefährbung des Kredits bed Reihes und Staates jelbft. 
Nur dann fann fih ein Staatöleben gefund fühlen, nur 
bann find feine wirtfhaftlihen Einrichtungen zweckmäßig 
und kann es mit Ruhe in bie Zukunft jehen, wenn bie 
Werte des Bodens allmählih und angemefjen fteigen, 
nicht aber gar heruntergeben. Wenn wir aber ſehen 
müffen, wie bei Berfteigerungen bie Preife der Weinberge 
beruntergeben, jo haben wir alle Beranlaffung, fehr be- 
denflih zu fein und alles aufzubieten, das zu ändern 
und zu verhindern. Im Amtsgerichtsbezirk Edenkoben 
find von 1890 bis 1901, aljo in 12 Jahren, 33 Sonkurfe 
eweien; das macht pro Yahr circa 2 bis 3 Konkurſe. 
on 1902 bis 1905 waren — es handelt fih nur um 


(8) Wingerte — 40 Konkurſe 


(hört! hört! rechts), 
alfo im Jahre gehn. Das tft ein fehr bebenklihes An- 
zeichen für die zeritörende Wirkung ber heutigen Wein- 
berhältniffe. Im Jahre 1889 bis 1902 wurde in dem 
einen Amtsbezirk Edenkoben der Biertelmorgen durch— 
fchntttlich mit 1141 Mark bezahlt, im Jahre 1904/56 nur 
mit 695 Mark, beinahe 40 Prozent barumter. 

(Hört! Hört! rechts.) 
Das find bebentlihe Zahlen, meine Herren, die ſehr 
gefährliche Ausſichten erweden. 

Und, meine Herren, um fo verhängnisvoller find 
zurzeit dieſe Verhältniffe, weil der vorige Herbft jo ſchlecht 
war in weiten Gebieten bed Deutſchen Reichs für den 
Weinbau. Heflen, die Pfalz, ein großer Teil Babens, 
ein großer Teil der Mofel, ber Rheingau, dad Rheintal, 
alles hat gelitten unter ber ſchlechten Ernie im ver- 
pangenen Herbſt, die durch die Schädlinge ber Neben, 
nöbefondere die Peronofpora hervorgerufen war. Die 
Beronofpora hat in. einer Weiſe Play gegriffen, wie es 
früher nicht befannt war. Sie hat nicht nur die Blätter 
ergriffen, fondern auch bie Stiele und ift in die Trauben 
bineingewadfen. Und demgegenüber befteht noch das 
Gefpenft der Reblaus. Wir können mur hoffen, daß bie 
verbündeten Regierungen nicht nachlaſſen in der Bekämpfung 
dieſes gefährlihen Inſelts, wie fie fie bisher geübt haben, 
und id würde wünſchen, daß vom Neid eine Kommiffion 
—— würde, um zu erforſchen, was man in anderen 
Ländern, vor allem in Frankreich, getan hat, um bie 
Neblaud und die Peronofpora zu bekämpfen. Es tft eine 
große Tat, daß man in Frankreich die von ber Reblaus 
5** Weinberge mit ganz eminenten often tatſächlich 
o wieberhergeftellt hat, daß heute bie Weinproduklion in 
ben Weinbergen Frankreichs wieber eine ganz bedeutende 
geworben if. 


Ih möchte es aber bei Beiprehung dieſer Sadıe (0) 


doch nicht unterlaffen, darauf hinzuweiſen, haß unſere 
Winzer noch unter einer ganzen Reihe anderer nachteiliger 
wirtſchaftlicher Einrichtungen zu leiden haben. Es ift Ihnen 
gewiß befannt, wie prob bie Einfuhr der Schnittrauben 
aus dem Auslande iſt. Das tft auch ein Zweig, deſſen 
Berluft den Winzern überaus nachteilig geworben tft. 
Der borzüglih eingerichtete und organifierte Export der 
Schnitt und Tafeltrauben aus bem Auslande, bie bereits 
im Auguſt Deutihland überſchwemmen, verhindern, daß 
bie deutſchen Winzer ihre Schnittrauben überhaupt ober 
gar zu angemeffenen Preifen loswerden fönnen. Und 
ann, meine Herren, habe ich boch mit fehr wenig Freube 
geleben, daß es vom ber preußifchen Negierung kürzlich 
urd eine Verordnung erlaubt worden ift, daß bie Tafel: 
trauben nicht mehr nur in Kiften und Körben hereinfommen 
fönnen, fondern auch in Fäſſern. 
(Hört! hört! rechts.) 

Das iſt ein großer Nachteil für bie beutichen Winzer; 
denn nach meiner Auffaffung ift damit die Möglichkeit ber 
Unterſchleife reichlich gegeben. Es ift faum denlbar, daß 
in den Fäſſern die Zranben zum Tafelgenuß geeignet 
bleiben. Es ift daher fehr leicht möglich, daß fie nachher 
als Traubenmatfhe benugt werben. Die Traubenmaiſche 
—— einem Zoll von 10 Marl, die Schnittrauben 
einem jolden von 4 Marl. Es liegt deshalb im biejer 
Mafregel nad meiner Auffaffung eine große Benach— 
teiligung bes deutſchen Winzerftandes. 

Meine Herren, ich habe mir erlaubt, Ihnen eine Über: 
fiht zu geben über bie VBerhältniffe, wie fie für den Wein: 
bau und den Weinhandel beftehen. Wir follen und bewußt 
fein, meine Herren, daß der Wein im beutfhen Landen 
das ebelfte Produkt ift, das wir haben. Es ift der Stolz 
Deutſchlands, um den und das Ausland beneibet; denn den 
Wein, wie wir ihn hier erzeugen, gibt e8 nirgends in der Welt. 

Sehr richtig! redhtß.) 
Ih glaube, wir follten dafür forgen, daß uns biefer Stolz 
rein erhalten wird. 

Der Konſum bes Weind tft für das ganze Vollsleben 
bon ganz eminenter Bedeutung. Wieniel Shwadhe und 
Kranke tönnen ſich mit Wein ftärfen! Wie wichtig tft es, daß 
fie tatfählih Wein befommen und nicht gefäljchtes Zeug! 

(Sehr richtig! rechts.) 
Und wer bon und hätte nicht ſchon bie begeifternde und 
belebendbe Wirkung ded Weins an fi veripürt 
(Heiterfeit), 
wenn er Aufgaben vor fih hatte, die bie Anfpannung 
aller Kräfte und Nerven erforderte! Und, meine Herren, 
weldhe herrlichen Ideen, welche ſchönen poetiihen Ge— 
danken hat uns ber deutſche Wein in Deutſchland ge— 
ihaffen! Erhalten wir ihn uns, aber ſeien wir und aud) 
defien ar, daß dieſer Wein wächſt in bem ſchönſten 
Gegenden Deutſchlands, und baß die Benölferung, bie 
ihn baut, zu ber beften und kernigſten in Deutichland 
gehört, eine Beböllerung, ber bie Treue im Herzen fiht, 
und bie aus Überzeugung und aus bem inneren Herzen 
beraus feft hält an Salfer und Neid, an Fürſt und 
Vaterland. Diefe Bevölkerung muß das deutſche Bolt 
erhalten und nicht zu Grunde gehen lafjen. 
(Zebhaftes Bravo rechts. Laden bei ben 
Sozialdemokraten.) 

— Ih glaube nicht, meine Herren, daß meine Worte 
Sie veranlaßt haben zu laden. Wenn Sie geglaubt 
haben, daß das Bravo deshalb jein follte, weil man 
—— ih hätte geſchloſſen, ſo irren Sie ſich im den 

pfindungen berer, bie Bravo gerufen haben; das 
Bravo lang deshalb aus, weil man mit mir darin über: 
einftimmt, daß ed Pflicht des Deutſchen Reiches ift, die 
Winzer zu erhalten. 

(Bravo! reits.) 
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(Dr. Roefide.) 

Meine Herren, id habe mir erlaubt, aus dieſen 
Gründen bie Interpellation einzureichen und in dieſer den 
Herrn Reichälanzler zu fragen, was er zu tum gebenft, 
nachdem ihm bie Miünfche der Winzer und des Wein— 
handels in dem MWeinparlament, welches im November 
getagt hat, befannt geworben find. Ich hoffe nun babet, 
daß der Herr Reichskanzler fi) aus dieſem Weinparlament 
nicht heranslefen wird diejenigen Wünfche und Forderungen, 
die bazu beitragen, bie ze. Berbältniffe dauernd zu 
machen, fonbern diejenigen Wünfche und Forderungen, bie 
dazu beitragen, fie zu befümpfen und zu beffern. 

Im großen und ganzen ift bie Majorität ber 
Winzer und ber MWeinhändler einig darüber, daß vier 
Forderungen burdgeführt werben müffen: einmal einheit: 
liche Kontrolle durch ganz Deutſchland, ausgeführt durch 
Beamte im Hauptamt; zum zweiten: Ginführung ber 
Verpflichtung, ein Lagerbuch zu führen; zum britten: bie 
räumlihe Beichräntung der Zuderung; zum vierten: bie 
zeitliche Beichräntung der Zuderung. In Verbindung mit 
meinen politifchen freunden bitte ich ben Herrn Reichskanzler, 
bafür zu forgen, daß jo bald wie mögli eine Anderung 
bed Geſetzes in diefem Sinne herbeigeführt wird. 

Id für meinen Teil glaube, daß zu biefen Forderungen 
noch hinzukommen muß bie Verkehrskontrolle. Es ift 
notwendig, daß der Wein verfolgt wird von dem Orte, 
wo er erzeugt iſt, bis zu dem Moment, wo er im die 
Hand des Konſumenten gelangt; und das kann nur ge 
ſchehen durch eine Verkehrskontrolle. 

Wohl ſpricht man, meine Herren, vom Geld und ſagt, 
bie Kontrolle koſtet zu viel Geld. Ich meine aber, es iſt 
Pflicht des Reichs, dafür zu ſorgen, daß die Geſetze, die 
das Reich erläßt, auch durchgeführt werden. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Wir haben die ſoziale Geſetzgebung, und es wird dafür 
geſorgt, daß durch angeſtellte Beamte die Aufſicht darüber 
geführt wird, daß dieſe Geſetze auch durchgeführt werden. 
In demſelben Maße, in demſelben Umfang können auch 
die deutſchen Winzer und der reelle Weinhandel verlangen, 
daß durch angeſtellte Beamte die Kontrolle darüber er— 
folgt, daß das Weingeſetz durchgeführt wird. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Und nun, meine Herren, glaube id, daß aud aus 
einem anderen Grunde bie verbünbeten Regierungen darauf 
bedacht fein follten, daß e3 nicht nur gilt, ein ſolches 
Gefeg zu erlaflen, fondern aud, es durchzuführen. Heute 
liegen die Berhältniffe fo. Wenn nichts geändert wird, 
fo bat ber Winzer, und namentlih der Heine Winzer bie 
Möglichkeit, fich die Zeit zu berechnen, wie lange es ihm 
noch vergönnt fein wird, jein Kleines Stüdchen Erde, das 
er befit, zu bearbeiten, wie lange e8 ihm noch vergönnt fein 
wird, jeine Familie aus der Arbeit, die er leiftet, zu ers 
nähren. Meine Herren, es gibt feine Arbeit im Deutichen 
Reiche, die fo viel Schweiß und Mühe erfordert wie ge: 
rabe bie Arbeit des Winzerd. Wir follten ihm nicht das 
bittere Gefühl geben, daß er zu Grunde geht nicht deshalb, 
weil er feine Sraft, feine Mühe und as Fleiß nicht 
eingefegt hat, nicht deshalb, weil das Schidfal ihm widrig 
gemwejen ift, fondern deshalb, weil man es nicht hat über 
fi gewinnen können, die Sontrolle eined Geſetzes durch: 
zuführen, bad man erlaffen hat, weil e3 ihm unmöglich 
geworden ift, zu beftehen gegenüber ber lnlauterfeit, 
gegenüber ben Manipulationen, welhe ein Gefeg zu ums 
gehen tradten. Bor biefem bitteren Gefühle follte ber 
Winzer verfhont werden, und beöhalb richte ich wieder: 
holt bie Bitte am bie verbündeten Regierungen, fie möchten 
nod in diefer Seffton ein @efet welches die Wünfche 
der Winzer und ber reellen Weinhändler berüdfichtigt, 
damit wir im Deutſchen Reiche gute Verhältniſſe ſchaffen 
für fein edelftes und ſchönſtes Produkt, den beutfchen Wein. 

(Rebhaftes Bravo rechts.) 





Reichstag. — 12. Sthung. Donnerstag den 7. März 1907. 


BPräfident: Das Wort zur Begründung der zweiten 
Snterpellation hat ber Herr Abgeordnete Schellhorn. 


Schellhorn, Abgeordneter, Suterpellant: Meine Herren 
die Frage einer fahgemäßen Abänderung und befferen 
Ausführung des Weingeſetzes beherricht in fo hohem Maße 
bad allgemeine Intereſſe der beteiligten Streife, daß es 
auch meiner Fraktion dringend notwendig erſchien, bie 
Sade hier zur Spradie zu bringen und die Weglerung 
um eime Außerung zu erfuchen, ob fie ben barauf ge— 
richteten Wünſchen zu entſprechen gewillt ift. 

Die Anfrage ift begründet durch eine tatfädhlid vor: 
handene Notlage. In den großen Weinbaugebieten Sudweſt⸗ 
deutſchlands ift, vielleicht mit Ausnahme der beſſer fituierten 
Mofel und Saar, heute ber eine und mittlere Winzerftand 
ber alleinige Teil der landwirtſchaftlichen Bevölkerung, ber fi 
in einer überaud traurigen Rage befindet, weil troß der vor- 
wiegend geringen Weinernten der Abſatz des reellen Produktes 
bon Jahr zu Jahr mehr erfchwert wird. Während fonft bie 
Preiie aller Waren fteigen, weil bie Produktionskoſten 
ftändig wachſen, ift Längft bei dem Meine eine entgegengefegte 
Richtung eingetreten. Und body haben gerabe bei dieſem 
Zweige der Landwirtfhaft die Koſten ſich unverhältnid- 
mäßig gemehrt, hauptſächlich veranlaßt durch die not- 
wendig geworbene Bekämpfung der immer zahlreicher aufs 
tretenden Rebenſchädlinge. Es wurbe ſchon von bem 
Herrn Borredner ausgeführt, daß man früher bei halben 
Produftionskoften faft die doppelten Preije für Kleine und 
mittlere Weine erzielte, während man heute umgelehrt 
jagen muß, daß bei boppelten VBrobuftionsfoften nur die 
halben Preife bezahlt werden. Bet den häufigen geringen 
Ernten hätte unbedingt eine Pretäfteigerung eintreten 
müffen, aber felbft nad dem bollftändigen Mikjahr 1906 
war biefe Steigerung jo unbedeutend, Daß bon einem ent» 
ſprechenden Erfag nicht die Rebe fein fan. Im Zufammen- 
bang damit fteht ein beftändiges Sinken der Bobenpreife, 
eine fortichreitende Berarmung ber Bevölkerung und nad: 
weisliche Zunahme der Konkurſe. Ich will dafür feine 
weiteren ftatiftiichen Belege aufzählen; ber Herr Vorrebner 
bat das ſchon in ausreihendem Maße getan, und ich kann 
feine Angaben nur beftätigen. Die Urſachen dieſes wirt: 
Ihaftlihen Niedergang find vorzugsweiſe auf eine 
unlautere Konkurrenz zurüdzuführen; benn troß der durch 
das maffenhafte Auftreten der Rebenſchädlinge oder durch 
Hagelihlag veranlaßten Mißernten nahm die Menge bed 
angebotenen Weins nicht ab, es blieb eben die Ston- 
kurrenz bed Zuderwafferd. Der Winzer kann fein reelles 
Produkt nicht mehr entſprechend verwerten, weil bie über- 
mäßig geftredten, d. 5. bie mit zuviel Zuderwafler ver: 
jegten Weine zu Preiſen angeboten und verkauft werben, 
die unter feinen Produttionskoſten bleiben. Diefer 
Zuftand iſt unhaltbar, und in ben Streifen bed 
reellen Weinbaues und Meinhandeld ift man längft 
zu der Überzeugung gelommen, daß bier nur durch 
eine Anderung, bezw. eine beffere Ausführung de be- 
ftehenden Weingeſetzes ein geeigneter Wandel geſchaffen 
werden kann. Das Weingeſetz von 1901 kam baburd) 
zuftande, daß man ſich aus den wiberftreitenden Intereſſen 
auf eine mittlere Linie einige. Daher wurbe in ben 82 
Abſatz 4 des Geſttzes die Beftimmung aufgenommen, daß 
ber Zuckerwaſſerzuſatz erlaubt tft, 32* er nur erfol 
um den Wein zu verbeſſern, ohne ſeine Menge erheblich 
zu vermehren. Der dehnbare Begriff dieſes Wortes 
„erheblich“ führte zu Unklarheiten und in ben einzelnen 
Fällen zur Unmöglichkeit der Feſtſtellung, ob bie Grenze 
überjchritten ift oder nit. Das haben zahlreihe Wein: 
prozeſſe beftätigt, und barans ift auch in meiner engeren 
Heimat eine lebhafte Agitation entitanden, die fih auf 
eine Anderung ber beftehenden Geſetzgebung richtet. In 
ben meiften Weinbaugebieten hat man fi nun im Laufe 


(C) 


(D) 


(Schelltorm) 





(A) ber legten Jahre allmählih auf beitimmte Forderungen 


eeinigt, und die Herren Stollegen, bie dem leßten 

eichſtag angehörten, werben ſich erinnern, daß ſchon im 
Februar vorigen Jahres dahin zielende Anträge geftellt 
und angenommen worden find. 

In einer Bertreterverfammlung der deutſchen Wein: 
baugebiete in Frankfurt am Main am 20. Mat 1906, 
bei der gegen 80 Bereine burd Delegierle vertreten waren, 
murben die Forderungen beftimmt formuliert und in einer 
Relolution zufammengefabt. Es wird verlangt: erſtens bie 
Stellerfontrolle ift im Hauptamt in allen —— Staaten 
einheitlich durchzuführen. 

Meine Herren, die einbeitlihe reichsgeſetzliche 
Regelung ber Sellerfontrolle, wie fie tm S 10 des Wein: 
gefeged vom Jahre 1901 vorgefehen ift, war mehrfad 
Gegenftand ber Verhandlungen in biefem Haufe. Der 
Herr Vorrebner hat fi ſchon eingehend damit beichäftigt, 
und ih habe feinen Musführungen nur noch beizufügen, 
daß aud in den Jahren 1905 und 1906 bahingehenbe 
Anträge wiederholt hier im Reichstag geftellt wurben und 


einftimmige Annnahme gefunden haben. Es ift babei 
immer und immer wieder betont worden, daß 
diefe Kontrolle nur durch fahmänniih gebildete 


Beamte, und zwar im Hauptamt, richtig ausgeiibt werben 
fann. Meine Herren, bei und in Sübdbeutichland, bes 
ſonders in der Pfalz und ben angrenzenden Staaten, hat 
man ſchon ſeit Jahren Kontrolleure im Hauptamt an— 
aeftelt. Wir in der Pfalz haben bamit fehr gute 
Erfahrungen gemadt, wir befigen einen anerfannt tüchtigen 
Kontrolleur, und durch feine Tätigkeit find viele Ver: 
feblungen gegen dad Weingefeg aufgebedt worden. Aber 
anderd fteht ed in Preußen. Gerade ber größte Bundes— 
ftaat hat fi bis jet geweigert, dem Drängen anberer 
Bımdesftaaten nad) Regelung ber Kontrolle in dieſem 
Sinne nachzugeben, und hat fi mit der Aufftelung von 


(B) Kontrolleuren im Ehren⸗- ober Nebenamt begnügt. Es ift 


fhon erwähnt worden, melden Berufdarten biefe 
Kontrolleure angehören. Ich will keineswegs befireiten, 
daß man nur ehrenwerte und zuverläffige Männer dafür 
gewählt hat; aber vielfach bürften fie doch nicht geeignet 
fein, gerade für bie Weinfontrole. Den vielen, bereits 
angeführten Beifpielen kann ich noch beifügen, daß 3. B. 
in einer großen preußifhen Stabt als einziger Kontrolleur 
ein Bädermeifter angeftellt worben ift, der ſchwerlich die 
nötige Fachkenntnis befigen wirb. 
(Schr ridtig!) 

Meine Herren, ber zweite Buntt ber oben genannten 
Refolution lautet: eine aldbaldige Anderung bed Weln- 
geſetzes ift anauftreben, dahingehend, daß 

a) ber Zuderzufag für Mofte und Jungweine auf 

bie Zeit bis zum 31. Dezember beihräntt werbe, 

b) daß der Zuderwaflerzufag bis zu höchſtens 20 

ozent im fertigen Prodult unter Beobachtung der 
übrigen Cinfhränfungen in $ 2 Abfab 4 des 
Weingefeßed von 1901 geftattet fei, und 
ce) daß die Führung eines obligatoriſchen Lager: 
buchs, welches Eingang und Ausgang nachweiſt, 
für — Winzer und Weinkäufer vorgeſchrieben 
werde 


erde. 
Durch die ——— dieſer Zeitbefhränfung ſoll 
bauptfächlich der gewerbömäßigen Umgärung während des 
ganzen Jahres entgegengetreten werden. Der Einwurf, 
dab man wegen ber ſogenannten „kranken“ Weine bie 
Freiheit des Zuderns und des Umgärens zeitlich unbegrenzt 
geftatten müfle, ift keineswegs gerechtfertigt, da „Erante“ 
Weine fait ausfhließlih die Folge einer fehlerhaften 
Stellerbebandblung find. Gerabe der erlaubte Zuderzufat 
im Herb — eine volftändige Durchgärung, erſcheint 
a - eine Borbeugung fir fünftige Srantheiten 
e R 


Reichstag. — 12. Siäung. Donnerstag den 7. März 1907. 


309 


Daß aud eine räumliche Begrenzung des Zucker⸗ (C) 


waflerzufages gefeglich feftgelegt werben muß, bebarf wohl 
weiter feiner Begrimbung. Selbft für die kleinſten Weine 
unreifer FZahrgänge wird ein Zufat von 20 Prozent ge- 
nügen, um fie genießbar zu machen, und nur biefem 

wede fol ber AZuderwafferzufag dienen. Cine fefte 

egelung be3 erlaubten Zuderwaflerzufaßes iſt aber ber 
wichtigſte Punkt im der Welnfrage; denn damit kommt 
aud bie Verwendung anderer Fällhungsmittel in Wegfall, 
dur bie mur ein übermäßiger Zufag wieder verdedt 
werben fol. 

Die gewünfchte —— Einführung eines Lager⸗ 
buchs rd es möglich machen, nicht nur in ben 
Produzentengegenden, ſondern auch namentlich in den 
Großſtädten die Betriebe geeignet zu überwachen. 

Die oben angeführten Beichlüffe des Reichſtags vom 
Februar vorigen Jahres haben zu ber Einberufung einer 
Sadiverftändigenfommiffion, des fogenannten Wein: 
parlament3, geführt, dad im Nobember vorigen Yahres 
bier getagt hat. Die Verhandlungen mwurben vertraulich 
geführt; doch hat die Regierung einen kurzen Bericht über 
die Ergebniſſe biefer — veröffentlicht. Nach dieſem 
Bericht hat fi die große Mehrheit ſowohl für die Kon— 
trolle im Hauptamt wie für die räumliche und zeitliche 
Begrenzung des Zuckerwaſſerzuſatzes und für ein Verbot 
des Verſchnitts von Weißwein und Rotwein, mindeftens 
aber für ————— dieſes Verſchnitts aus⸗ 
geſprochen. Ferner ſah die Mehrheit in der Vorſchrift 
einer Lagerbuchführung eine wirkſame Ergänzung ber 
Kontrolle und ein brauchbares Mittel zur Bekämpfung 
ber Weinfälfhungen. Außerdem wurde volllommen ein: 
heitlih befürwortet die glethmäßige Kontrolle durch fach: 
männifd gebildete Beamte im ganzen Reiche. 

Meine Herren, dieſe von der Mehrheit des Mein: 
parlamentS ausgefprocdenen Anfihten ſtimmen alfo im 


allgemeinen niit den Wünſchen der Weinproduzenten wie (p) 


bed reellen MWeinhanbel3 überein. Wenn nun ein be— 
ftehendes Geſetz ſich als nicht ausreichend zur Befeitigung 
greller Mißftände erweift, jo muß man an eine Anderung 
deöfelben herantreten 
(fehr richtig! bei den Nationalliberalen), 

zumal wenn es fih um bie Zukunft eines großen Er: 
werböftanbes und bier gerabezu um bie Lebensbedingungen 
eined wichtigen Zweiges der landwirtſchaftlichen 
pölferung hanbelt.e Die unreele Konkurrenz muß auf: 
hören, e3 ift eine Pflicht der Regierung, bie Ehrlichkeit 
zu fügen und unfaubere® Gebaren zu unterbrüden. 

(Sehr wahr! bei den Nationalliberalen.) 
Dem reellen Winzerftande und Weinhandel muß wieder 
aufgeholfen werben, bevor es zu ſpät iſt. 

(Sehr richtig! bei ben Nattonalliberalen.) 
Beide müflen daher auf eine rafhe Erfüllung ihrer 
berechtigten u. dringen. In ber Berfchleppung 
liegen Nachteile, die fpäter nicht .T gut zu machen 
find, und die Regierung follte eine Frage, bet ber fo 
große Intereſſen auf dem Spiele ftehen, möglichſt raſch 
erledigen. 

urch bie ng Ko Weinparlaments ift der 
erfte Schritt dazu getan. dge num dad Ergebniö feiner 
Beratungen die Regierung veranlaffen, balbigft eine Bor: 
lage zur Abänderung des Geſetzes einzubringen, bie ge— 
eignet tft, dem Deutfihen Wein feinen alten guten Ruf zu 
erhalten. Dann, meine Herren, ift ber Zwed biefer bor- 
liegenden Interpellatton erreicht. 

(Bravo! bei ben Nationalliberalen.) 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Das Wort zur Be: 
antwortung ber Interpellation hat der Herr Beboll- 
mädhtigte zum Bımbesrat, Staatöfekretär des Innern, 
Staatöminifter Dr. Graf v. Poſadowsty-Wehner. 


(A) 


(B) 


3ucöäs 
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Dr. Graf v. Pofadowslgs Wehner, Staatöntinifter, 
Staatsjelretär des Innern, Bevollmädtigter zum Bundes» 
rat: Meine Herren, id) lönnte dem Herm Interpellanten 
mit einem befannten franzöfiihen Wort antworten: „Vous 
pröchez un converti“. Dad Bedauern, welches bie Herren 
geäubert haben über gewiffe Zuftände, bie im beutfchen 

einhandel beftehen, teile ich vollfommen. Die Herren 
tönnen fi aber damit tröften: ſolche Fälle fommen nicht 
nur in Deutſchland vor, ſondern auch über den deutſchen 
Grenzen vor. Wenn ber Herr Abgeordnete Dr. Noefide bie 
Güte haben wollte, das offiztelle Protofoll der fran- 
—** Deputiertenkammer vom 25. Januar d. J. zu 
eſen, fo wird er finden, daß ein Monſieur Emanuel 
Brouſſe eine ganz ähnliche Rede gehalten hat, wie er 
heute hier im deutſchen Reichätag gehalten hat 

(Heiterkeit), 

und ein wißiger Feuilletoniſt beichreibt den Unterſchied 
zwifhen Franzoſen und Deutihen in bezug auf die Wein- 
panſcher dahin, daß ber egoifttiche Deutſche in feinem 
Zorn zunächſt am fich felbft denkt, und erft dann am ben 
Handel, er wolle jelbft nicht vergiftet werben und darum 
zürne er ben Panfhern; ber Franzoſe laſſe aber biejes 
{bel ſtillſchweigend über fi ergehen im Intereſſe der 
franzöſiſchen Weinausfuhr, die den Schaden hätte, wenn 
man im Auslande erführe, welche Unmengen franzöfifchen 
Weines nicht der Nebe, Sondern dem Kochleſſel des 
Chemikers entftanmten. 


(Heiterfeit.) 
Ich weiß nicht, ob biefe pinchologiichen Gründe, die für 
das angeblich verfchiebene Verhalten angeführt werben, 
richtig find; aber jener Feuilletoniſt zieht noch einen 
anderen Schluß aus biefem angeblihen Gegenjag. Gr 
fagt, es müſſe alfo, da ber Deutiche feine Beſchwerden 
fo offen zur Schau trage, doch an ber ſprichwörtlichen 
deutſchen Ehrlichkeit viel Wahres fein. Ich glaube, 
dieſes Gefühl der deutſchen Ehrlichkeit ift es auch, weldes 
über foldhe Zuftände, wie fie heute von dem Herrn Vor— 
rebner behauptet worden find, ein gewiſſes Gefühl der 
Entrüſtung in jebem —— Menſchen erzeugt. 
Meine Herren, das Weingeſetz ift erft im Jahre 1901 
ergangen. Diefe Nepifion har allein 18 Kommiffions- 
figungen erfordert, nachdem dem Geſetz bad große Wein: 
varlament borausgegangen war, und ich teile bie Auf: 


faffung des Herrn Interpellanten vollfommen: wie jedes 
Kompromiß ift auch dieſes Kompromiß nit vollkommen 
befriedigend; ber Gefegentwurf war in der Tat ein 


Kompromiß in des Wortes weiteiter Bedeutung zwiichen 
ben verſchiedenen Auffafjungen im Reichsſstag, zwiſchen 
ben verſchiedenen Auffaffungen der Sachverſtändigen und 
wifhen bem zum Teil auch auseinandergehenden Auf: 
—— der verbündeten Regierungen. 

Nach Erlaß des Geſetzes ſind zwei berühmte Fälle 
von Weinfälſchung feſtgeſtellt worden, die ich mit Namen 
nicht weiter a wil. Man follte num denken, daß 
auf Grund biefer Feſtſtellungen fi die öffentliche Meinun 
verbreitet hätte: das Geſeß ift doch wirkfam, da zwe 
fol hervorragende Fälle auf Grund deöfelben feftgeitellt 
und zur Beftrafung herangezogen werben konnten. Gtatt 
beffen geht der einmütige sur durchs Land: das Gefeh 
muß fofont rebidiert werden, wenn ſolche Zuſtände —— 
können. Wenn das Geſetz nicht in dem Umfang gewirkt 
bat, wie es wirken konnte, dann find meines Erachtens 
nicht ſo ſehr die einzelnen Beſtimmungen des Geſetzes 
daran Furt al3 vielmehr feine Handhabung. Wir maden 
oft im Reichsſstage Gefege und denken, damit eine Frage 
gelöft zu haben. Nein, meine Herren, bie wirtfchaftlichen, 

ie fittlihen Bwede eines Geſetzes können erft erfüllt 
werben, durch die Art, wie ein Geſetz ausgelegt und wie 
es gehandhabt wird. Man kann mit einem mangelhaften 
Gefege fehr gut verwalten und dem Rechte Geltung 





verfchaffen, und ausgezeichnete Gefege fünnen ein abfolut (C) 
toter Buchſtabe bleiben. 
(Sehr richtig!) 

Meine Herren, man bat biöher über die Pfalz viel 
aeihmäht — ich werde naher auf bie Verhältniſſe der 
Pfalz zurückkommen —; aber nad) dem, was wir heute 
gehört haben, möchte man vielleiht fagen: Falsificatur 
intra Palatiam et extra. Wie Sie wiſſen, bat jetzt 
wiederum ein Weinparlament getagt, unb es finb dort 
verichiedene Anregungen gegeben worden zur Anderung bed 
Geſetzes. Ich möchte zunächſt darauf hinweiſen, daß auf 
Grund des $ 10 des Weingeſetzes eine Buchkontrolle ver: 
langt if. Schon jett ift der Revifor befugt, die Bücher 
einzufehen, aber nur unter ber Borausfegung, daß 
Bücher eriftieren. Das Weinparlament ſprach alfo den 
Wunſch aus, wie dad aud heute der Herr nterpellant 
getan hat, dab die Buchführung eine obligatoriſche 
fein follte, und zwar ſollten die Vorſchriften für die Buch— 
führung nicht zu furz fein, fondern redt eingehend. Bon 
anderer Seite wurde indes ſchon früher das Bedenken 
geäußert, ob alle Winzer einer komplizierten Buchführung 
gewachſen wären. Es fol alfo mit anderen Worten jet 
durch Geſetz der Zwang zur Budführung eingeführt 
werben. Jedenfalls könnte biefer Zwang mur durch 
Geſetz eingeführt werden, und zwar, indem man eine Er: 
änzung zum Weingeſetz befchließt ober indem man einen 

ufag zum Nahrungdämittelgefeg macht. 

Die Frage der Buchlontrolle ift allerdings eine 
ſchwierige, aber eine Frage, die meine! Erachtens bis zu 
einem gewiffen Grabe, wenn bie Buchkontrolle fo ein- 

erichtet würde, daß fie auch ber einfahe Winzer leiſten 
ann, außerordentli erwägungdwert ift gegenüber ben 
Zuftänden, wie fie angeblid an manden Stellen beftehen. 

Weiter wird gefordert die Einfhräntung des Zucker⸗ 
zuſatzes. Wie ſchon ausgeführt, ift der Zuckerzuſatz 
erlaubt, aber er ſoll nicht ſo grob fein, baß eine erheb- (D) 
lie Vermehrung des wirklichen Weinquantums ſtatt⸗ 
findet. Bon dem erſten Weinparlament und auch jeht iſt 
wieder vorgeſchlagen, den Zuckerzuſatz nach dem Volumen 
u begrenzen, einen Zuſatz bon etwa 25 bis 30 Prozent 
fi erlaubt zu erklären. Ich bemerfe aber, daß ein 
older Beſchluß zwar ſchon bei Beratung bed Wein- 
geledee bom jahre 1901 in der Kommiſſion gefaßt wurde, 

aß aber die verbündeten Regierungen biefe Beftimmung 
ber Beihlüffe der Kommiffion für unannehmbar erklärten, 
und zwar aus zwei Gründen, erftend weil es gun im 
Wege der Analyfe nicht nachzuweiſen ift, daß und in 
welchem Umfange ein Zuckerzuſatz ftattgefunden hat — 
das find eben bie berühmten analyfenfeften Weine —, 
und zweitend weil man befürdtet, daß eine Martimal- 
grenze bes erlaubten Zuderzufaged babin führen würbe, 
ab man immer bis am bie Grenze mit diefem Zucker⸗ 
zufage ginge, daß barin geradezu ein Reizmittel Liegen 
mwürbe, bon biefer ze. bed Geſetzes Gebrauch zu 
maden, und gute Famillenväter fi vielleicht geradezu 
für verpflichtet halten würden, in Diefer Welle bad Ver— 
mögen ihrer Kinder zu vermehren. Sehr intereffant in 
dieſer Beziehung iſt ein Aufſatz, ben der befannte Pro⸗ 
feſſor Windiſch in Hohenheim, der eim herborragenber 
Weinfachverftändiger ift, vor kurzem veröffentlicht hat. 
Profeſſor Windiih war früher ein ausgeſprochener 
Gegner der Beitimmung bed jegigen eingeſetzes 
von 1901, welches den Zuckerzuſatz nicht begrenzt, 
ſondern nur eine erhebliche Vermehrung des Quantums 
verbot. Er erklärte damals, daß dieſe Beſtimmung 
eine durchaus unzureichende ſei. In dem bom mir er— 
wähnten Aufſatz hat aber Profeſſor Windiſch zugegeben, 
daß dieſe Beſtimmung des Geſetzes praktiſch wäre, weil 
fie für eine vernünftige Rechtſprechung eine Eutſcheldung 
von Fall zu Fall ermöglichte. Der Herr Interpellant hat 


(B) eine Dellarationspfliht für Verſchnittweine; 
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(Dr. Graf v. Pofadowäry-!Wehner.) 


(A) gefagt, die Grunbflähe des deutichen Weinbaued wäre 


nit gewachſen. Bei dem jegt im November verfammelt 
—— Weinparlament iſt aber geſagt worden, man 
epflanze jegt mit Rebſtöcken Flächen, die ſich nad) ihrem 
Boden, nad) ihrer Lage eigentlih zur Weinkultur nicht 
eigneten, man wage bad aber, weil man bie Fehler der 
Natur jetzt verbefiern könne durch künſtliche Zufäge und 
namentlich durch den Zuckerzuſatz. Ob man dem Zucker⸗ 
zufas nad dem Quantum begrenzt, ift meines Erachtens 
aud eine Frage, die nad ben jetzt gemadjten Erfahrungen 
einer wiederholten ernftlihen Prüfung bedarf. Ich be- 
merfe noch, daß in dem zulegt zufammtengetretenen Wein: 
parlament fowohl bie Vertreter des Weinbaus wie bie 
Sachverſtändigen aud für eine Begrenzung bed Zuder: 
fage8 nad) dem Zeitraum waren, dagegen waren mur 
ie Vertreter der Mofel. Es gibt aud Nabilale, die 
weiter gegangen find, bie erflärt haben, man folle ben 
—— voſllommen freigeben, aber gleichzeitig eine 
wangsvorſchrift erlaffen, daß alle gezuderten Weine auf 
ber Gtifette beflariert werben müffen. 
(Sehr richtig!) 
Ja, es wäre das fehr gut, aber ob ein ſolches Geſetz in 
dieſem hohen Haufe felbft eine Mehrheit finden, ob ein 
ſolches Geſetz den Beifall der Winzer finden würde, ift 
mir nicht ganz unzweifelhaft. Wir haben einmal in 
Deutſchland viele feine Weine, die recht ſauer find und 
nad) dem Beihmad bed Publikums durchaus der Zuderung 
bebürfen. Alſo eine Zuderung in gewiſſen Grenzen halte 
id an fih für eine durchaus erlaubte und unter Umftänden 
gen praftifche Verbefferung. Es fommt eben alle auf 
ie Menge ber Zuderung an; würden wir allen Mein, 
ber gezudert ift, beflarieren, jo würde, glaube ih, gegen 
den Winzerftand und den Weinhandel ein ziemlich ſchwerer 
sam ‚geführt werben. 
ve Herren, e3 iſt weiter aud gefordert . 
es jolle 
beflariert werben aller Mein, der aus einer Mijchun 
bon Rot: und Weißwein befteht. Auch biefe Frage fo 
Gegenitand erneuter Erwägungen fein. Ich babe ſchon 
bor längerer Zeit — im borigen Jahre oder vor zwei 
Jahren — hier erklärt, daß ich dem preußiſchen Staats» 
minifterium einen Gejegentwurf vorgelegt habe betreffend 
bie gefeglihe Einführung einer Nährungsmittelkontrolle 
5 ganz Deutichland; lien habe ih ſchon in einer 
—— Tagung erklärt, daß die badiſche Regierung einen 
Geſetzentwurf vorgelegt hat betreffend bie einheitliche 
Einführung und Geftaltung der Weinfontrole, und daß 
ich auch diefen Entwurf dem preniihen Staatäminifterium 
habe angeben lafien. Die preußifchen Herren Reflort: 
mintfter, die mir bis jet ihre Gutachten zugefandt haben, 
find der Anfiht, daß für bie Weinkontrolle eine gefek- 
lie Regelung nit notwendig wäre, fondern daß es 
genügen würde, wenn fih bie Bundesregierungen unter 
einander über eine einheitliche Ausführung ‚ber Wein: 
fontrolle einigten. Ebenſo feinen die Herren bis jet 
ber Anficht zu fein, daß aud die Nahrungsmitteltontrolle 
in einer ähnlichen Weiſe einheitlich zu regeln wäre. 
Meine Herren, ih fomme auf ben Ausgangspunkt 
meiner Beantwortung zurüd. Der Schwerpunft der Be: 
feitigumg ber ganzen Nibelftände — und darin ftimme id 
mit bem Herrn Interpellanten volltommen überein — 
liegt in erfter Linie nicht in dem fachlichen Eingelvor: 
fhriften des Geſetzes, ſondern in einer fahverfländigen, 
geihäftäfundigen, unabhängigen Weintontrole. 
5 (Sehr rihiig!) 
Wenn wir gegenüber ben Übelftänden, bie angeblich im Wein- 
handel eriftieren und die ja auch in Prozeſſen nachgewieſen find, 
eine Befſerung ber Zuſtände herbeiführen wollen, fo muß bie 
Aufficht der Keller weſentlich eingehender durchgeführt werden. 
(Sehr rihtign 





Es müſſen die Auffihtsbeamten wiffenfhaftlid und 9 s (C) 
ſchäftlich vorgebilbete Perſonen fein, Perfonen, bie fozial 
und wirtſchaftlich volllommen unabhängig baftehen. 
(Sehr tig‘) 
Was man in biefer Beziehung leiften kann, fieht man 
jegt gerade an ber Pfalz, wo man mit fräftiger Hand 
und ſachverſtändig eingreift. 
erner aber glaube ich, daß es mit der Zeit — und 
id wünfche, die Zeit fommt bald — unbedingt — 
werben wird, reichögefeglih auch die Nahrungsmitte 
fontrolle zu regeln. 
(Sehr richtig!) 
Wir haben die Nahrungsmittellontrolle geregelt auf einem 
wichtigen Gebiete ber WBolldernährung, auf bem ber 
Fleiſchbeſchau; ich glaube, wir müſſen weiter gehen und 
im Intereſſe der ehrlichen Produktion, namentlih auch im 
Intereſſe der Landwirtſchaft, dahin kommen, bie gefamte 
Nahrungsmitteltontrole in Deutihland einheitlih durch 
Beleg zu regeln, wie das ber ⸗— 10 des Weingeſetzes auch 
ausdrücklich vorſieht. Denn 8 10 bed Weingeſetzes be— 
ginnt mit den Worten: „Bis zur —— 
einheitlichen Regelung der Beaufſichtigung des 
Verkehrs mit Nahrungs- und Genußmitteln“. 
Zum Schluß noch ein Wort! Die Verhandlungen, 
welde das letzte MWeinparlament geführt hat, find bereits 
den berbündeten Megterungen zugegangen, und id ſehe 
den NAußerungen derielben entgegen, in welder Richtung 
fie den Beihlüffen und Gutachten dieſer fachverftändigen 
Berfammlung zuftimmen und ob und im welchem Umfang 
fie geneigt find, eine Ergänzung des Weingeſetzes herbei⸗ 
zuführen. Aber der Kernpunkt ber ganzen Sadıe bleibt 
die Sachverſtändigenkontrolle, und da kann id) ben Herren, 
die heute Hier geiprochen haben und noch ſprechen werben, 
nur anbeimftellen, ihre Wünſche aud innerhalb der Einzel- 
parlamente geltend zu machen, denn bei ben einzelnen 


Regierungen liegt der Schwerpunft, ob ein ſolches Reichs- (D) 


gejeg zuftande fommt oder nicht. , 

Wenn die Herren, fet es in den Veröffentlichungen 
bes Geſundheitsamts, fei es in der Preſſe die Fälle von 
Nahrungsmittelfälfhungen verfolgen, bie mandmal ge: 
rabezu abfchredend find und bon einer großen Roheit des 
Gefühl! zum Schaden der Gefundheit ber Nebenmenjchen 
zeugen, fo it man mandmal geradezu überraſcht über die 
auferlegte Sühne.. Wenn man bie Alten mit allen 
Einzelheiten kennen würde, wäre man wahrfheinlic anderer 
Anfiht. Aber wenn man nur den Tenor lieft, tft man 
bisweilen überraſcht über dad Verhältnis der Strafe zu 
ben Fälfhungen, die vorgelommen find. 

(Sehr richtig!) 
Ih bin ber Anficht, daß, wenn ein Mamı 10, 15, 
20 Jahre fäljcht, vielleicht mit Gefahr für die Gefunbheit 
feiner Nebenmenfchen, aus unverantwortlider brutaler 
Gewinnſucht, ed ihn dann nicht übermäßig brüden wird, 
wenn er ein paar taufend Mark Beldftrafe zu zahlen hat. 
(Sehr richtig) 
Ich meine, gegenüber Gewinnen, bie in die Hundert: 
taufende, vielleicht noch höher gehen, fpielt eine Geld» 
firafe von ein paar taufend Mark gar keine Rolle. 
(Sehr richtig!) 
Da müßte bie Lanzette tiefer eingefegt werben. Sollten 
wir zu einer Ergänzung bed Weingefeged kommen, würde 
deshalb aud; bie Frage ſehr ernftlih zu erörtern fein, ob 
nicht die Strafe für Fälfhungen erheblich Höher feftzufegen, 
unter Umſtänden fogar ee Ne auszuſchließen jet. 
all. 


Bizepräfident Dr. Paaſche: Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort der Herr Abgeordnete v. Normann. 


v. Rormann, Abgeordneter: Herr Präftdent, ich be— 
antrage bie Beſprechung ber Interpellationen, 
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Vizepräſident Dr. Paafhe: Der Herr Abgeorbnete 
vb. Normann beantragt bie Beſprechung der Interbellationen. 
Diefer Antrag bedarf der Unterftügung von 50 Mitgliedern. 
Ich bitte, daß diejenigen Herren ſich erheben, welde ben 
Antrag unterftügen wollen. 

Geſchieht.) 
Die Unterflützung reicht aus. 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Schüler. 


Schüler, Nbgeorbneter: Sehr geehrte Herren, bie 
heute auf ber Tagesordnung ftehenden Interpellationen 
und ebenfo ber Antrag, ben meine Freunde und ich ein— 
gebradht haben, find wohl Beweid genug, wie widtig und 
brennend troß des neuen Weingefeges von 1901 bie Wein— 
frage in ganz Deutihland geworben if. Der Schug bed 
Weinbaues und des reellen MWeinhandeld — da bin ich 
mit den Herren Vorrednern einverftanden — wirb überall 
in gleihem Maß als ein bringendes Bebürfnis empfunden, 
wo Wein gebaut wird. Macht fi dod) bie Stimmung 
der Intereſſenten fehr deutlich bemerkbar, bie dringend in 
einzelnen Teilen Abänderung des jetzt beftehenden Geſttzes 
verlangt, in anderen Teilen fchärfere Anwenbung ber vor: 
handenen Beftimmungen forbert. 

In danfenöwerter Weile hat die Regierung im No: 
vember des legten Jahres ein Weinparlament einberufen; 
auh ih mahn teil am biefen Verhandlungen. &3 war 
da reichlich Gelegenheit geboten, die verſchiedenen Wünfche 
und Beihwerden borzubringen. Allerdings war eine große 
— ai air vorhanden; aber bie weitaus 
größte Mehrheit der Mitgliever des Parlament3 war für 
ausgiebigen Schuß des Weinbaued und des reellen Wein: 
handele. Man fünnte ja ruhig abwarten, was fürSchlüffe bie 
Regierung aus den im Weinparlament gegebenen Anregungen 
zieht ; aber die Beunruhigung in ben Intereffententreifen ift fo 
groß, die Tatſache des wirtſchaftlichen Rückgangs des 


(u) Winzerſtandes fo unwiderlegt, daß es verſtaͤndlich iſt, 


wenn aus ber Volfövertretung heraus Anfragen über ben 
Stand der Sadje geftellt werden, und wein bad Zentrum 
einen Antrag einbrachte, daß ſchon in dieſer Seffion eine 
Berbefferung bed Geſetzes vorgenommen werben folle, 
durch die mwenigftens bie fchreiendften Mißſtände befeitigt 
würden. Schon in ber Regierungsbegründung vom Jahre 
1901 wird anerkannt, daß von verichiebenen Seiten ber 
Vorſchlag gemaht wurde, dem Verkehr mit Wein auf 
einer ganz neuen Baſis gefeglih zu ordnen. Die Reichs» 
regierung äußerte, fie wäre nicht grunbfäglic dagegen, 
aber bie Zeit ſei noch nicht gekommen, weil die Meinungs: 
verfchiedenheiten ber Sahverftändigen und Weintutereffenten 
fo fehr groß feien. Ja, meine Herren, wenn wir ba 
auf eine Ginigfeit warten wollen, wird mohl eine 
Befferung der Verhältniffe in alle Ewigkeit nicht kommen 


fünnen. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Dieine Herren, der Weinbauer und ehrlihe Weinhänbler 
haben die gleichen Intereſſen, unb beide rg nur 
Schutz für das unverfälſchte Erzeugnis des Rebftods 
gegen bie maßlofe Panfcheret. 

Meine Herren, der Her Staatöfefretär Graf 
Pojabowäln hat bavon gefproden, daß im Jahre 1901, 
wie Herr Dr. Roefide ausgeführt hat, auf Grund eines 
Kompromiſſes das Geſetz zuftande kam. Ja, meine 
Herren, alle bie Befürdtungen, alle die ſchweren Bebenten, 
die meine Freunde und ich dort zum Ausdrud brachten, 
daß die Beitimmungen nicht ausreihen würden, haben fi 
leider Gottes heute buchſtäblich erfüllt. Heute haben wir 
zu unferem großen Bedauern vollfoumen recht befommen 
mit unferen Befürdtungen, dab das Gefeg nicht ausreicht, 
bauptfählid darum, weil bie Kontrolle nicht fräftig genug 
durdgeführt iſt, und ein jedes Gefek ohne bie nötigen 
Ktontrollbeftimmumgen ein Meſſer ohne Klinge ift. 





Meine Herren, bie Mafchen bes Geſetzes find zu weit. (C) 


Auch die Anfihten der Richter — das trifft auch bei uns 
in Baden zu — find oft fehr verſchieden, ſodaß in vielen 
Fällen der Panſcher durch biefe weiten Maſchen des 
Geſetzes hindurhichlüpfen kann, oder daß er — das iſt 
auh von dem Herrn Staatdjefretär mit Recht betont 
worben — dm Bergleih zu dem bereit3 eingeheinften 
Profit zu einer lächerlich geringen Geldfirafe verurteilt 


wird 

(ehr richtig! in ber Mitte), 
bie ihm fein Handwerk für die Zufunft natürlich nicht 
verleidet. Darum, meine Herren, verlangen wir größere 
Verſchärfung ber Strafbeftimmungen; wir verlangen, daß 
in fhweren Fällen unter allen Umftänden Gefängnisftrafe 
ausgeſprochen wird. 

Die Herſtellung von Kunſtwein, wie in dem Geſetz 
bon 1901 fefigelegt, it im ganzen Deulſchen Reich vers 
boten. ch erfenne gerne an, daß das cin großer Fort— 
fchritt ift. Aber, meine Herren, eine Stredung bes 
Naturweined bis zu 50 Prozent Zuderwafferaufguß, Zu: 
fäße von Ghemifalien — der Herr Kollege Roefide hat 
ja außerorbentlih intereffante Mitteilungen über den 
Bezug von Chemilalten heute gemacht — ſchädigen die 
Produzenten und bie Konſumenten weit mehr, weil bieje 
Flüſſigkeit nicht als Kunſtwein, fondern als Naturwein 
verkauft wird. 

(Schr richtig! in der Mitte.) 
Die meiften MWeintrinter würden die Weinlokale fofort 
meiden, wenn fie wüßten, daß der ihnen bort vorgeſetzte 
Wein mit 20 Prozent Zuderwalfer oder nod mehr ver— 
ſetzt wird. 3. 2. bei und in Baben würde es feinem 
MWeintrinter einfallen, für 25 oder 30 Pfennig ein 
Viertelliter Wein im Wirtshaus zu trinken, von dem er 
wüßte, daß der vierte Teil Zuderwafler wäre. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 


Meine Herren, eine andere große Schäbigung ber (D) 


Meinvermehrung für ben Weinbauer und ben reellen 
Händler liegt darin, daß der Geihmad des Trinkers fi 
an bie füßen Weine gewöhnt, und dadurch ber reine Natur: 
wein weniger Abfat finden wird. Und dann, meine 
Herren, bei 20 und 30 Prozent Zuderwafferzufag — und 
da3 find befanntlic nicht bie ſchlimmſten J ſeiten der 
Panſcher — kann die Vermehrung doch ſchon ſehr ins Gewicht 
fallen. Die Hauptſache ſpielt ja bei allen dieſen Vermehrungen 
nit die Verbeſſerung des Weins — die Hauptſache iſt 
die leiſtungsfählge Waſſerleitung. Nur mit 20 und 30 
Be angenommen, meine Herren, fünnen aus 1000 

eftolitern Wein 1200 und 1300 SHeltoliter bergeitellt 
werben, und biefed Dicht an Wein foftet feinen Ankaufspreis, 
trägt feine Zaften, die mit der Erzeugung des Naturproduftd 
zufammenhängen, wird aber vom Käufer ald Wein bezahlt. 
Darum werben bie übermäßig geftredten Weine zu Preiſen 
angeboten — das ift ſchon mit vollem Recht heute an- 
gedeutet worben —, bie in ber Regel fo niedrig find, baf 
die MWeinbauern und Weinhändler mit ihrem Naturprodult 
nicht mehr fonkurrenzfähig find und unabänberlich zu Grunde 
gehen. Es ift doch ein fchreiendes Unrecht, wenn ber 
ehrbare Stand der Weinbauern zu Grunde geht zu Gunften 
einer verhältnismäßig feinen Zahl unreeller Geſchäftsleute. 
Der Herr Kollege Nocfide hat von ber Pfalz aus: 
geführt, daß fih ber Nüdgang des Winzerftanded aud) 
dadurch fenntlih mache, daß bei ber Berfteigerung bie 
Nebftöde viel geringere Preife erzielen — das trifft auch 
in Baden zu — in den meiften faum mehr bie Hälfte der 
Preiſe wie vor zehn oder zwanzig Jahren. Meine Herren, 
es ift Sogar fo weit gekommen, daß die Zaubwirte, bie 
enötigt find, Hypothelen aufzunehmen, für ihre übrigen 
Fruhtöringenben Grunbftüde, Ader und Wiefen, bis zu zwei 
Dritteln beliehen erhalten, währenddem Nebftüde nur bis 
zu einem Drittel des Schägungswertes belichen werben. 
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(Schüler.) 
(A) Dad, meine Herren, ift doch ein fehr deutliches Zeichen 
ber Zeit. 


Meine Herren, es flingt fo jhön, wenn uns immer 
wieder gefagt wird, die Zuderung fei nötig zur Hebung 
des Weinkonſums; wenn bie Weine recht mundgerecht 
gewäflert, gekocht und friftert ſelen, würden fie licher ge 
trunten. Wenn das wahr ift, warum verfricht man ſich 
immer fo hinter dem verrufenen fauren Naturwein, hinter 
ber Reellität? Warum nennt ſich ber Panſcher, auch wenn 
er nur ein paar Nebftöde befigt, Weingutöbefiger, obwohl 
ber richtige Titel Weinfabrifant wäre? Darum bin id 
troß der gegenteiligen Anfiht bed Herrn Staatsſekretärs 
ber Meinung, die einzig richtige Hilfe für ben reellen 
Naturwein wäre ber jhärffte Deklarationszwang für den 
geftredten unb ben gezuderten Wein 

(ſehr richtig! in der Mitte), 
wäre bie Vorſchrift eines beſonderen Namens, der mit 
Naturwein gar nicht verwechſelt werden kann und nichts 
gemein hat. Aber, meine Herren, nah unb nad lernt 
man fehr beſcheiden werben in feinen Forderungen. Ich 
weiß, daß leider feine Ausſicht vorhanden ift — darüber 
läßt fi reben, ob nicht eine Mehrheit Hierfür zu be— 
fommen wäre —, baß bie Reichsregierung uns ein ſolches 
Geſetz erft vorlegt, und darum find wir, wie gejagt, be- 
fheiden geworben; wir wollen uns mit dem Grreihbaren 


begnügen 

er, meine Herren, mit allem Nachdruck müfjen wir 
num auch verlangen, daß unfere — ich darf es wohl fo 
nennen — Minbeftforberungen endlich einmal angenommen 
werben und Geſetzeskraft erlangen. 

(Sehr richtig! In der Mitte.) 

Diefe Forberungen find in unferem Antrag, den wir feiner: 
eit noch bed näheren begründen werben, niebergelegt: 
(harte Buch- und Kellerfontrofle und der vereibigte Sad): 
verſtändige — das tft ber rote Faden, der durch das ganze 


(8) Geſetzeswerk hindurchgehen muß — zeitliche und räumliche 


Beſchränkung bed AZuderwaflerzufaged. Dann, meine 
Herren, halte ih aud für bringen notwendig einen 
Markenſchutz, eine Einſchränkung des Etikettenſchwindels. 
Das iſt eine Kalamität, die ſich in den letzten Jahren 
beſonders ausgebildet hat, leider Gottes auch bei uns in 
Baden. Das Hat man früher nicht jo gefannt. In 
Baden 3. B. bradte das Jahr 1906 feinen reich: 
lien Herbſt; infolge ber verſchiedenen Reblkrank— 
heiten wurden bort ganz geringe Grträgniffe erzielt. 
Aber der Wein, ber gefeltert werben fonnte, war 
fehr gut, und man war ber Meinung, daß unter 
fotanen Umſtänden bei guten Pretfen ein reicher, glatter 
Verlauf möglih fein werde. Meine Herren, bie Sade 
fam anderd. Gerade bie geringeren — es gibt ja in 
Baden auch geringere, fanre Weine — gerabe bie geringften 
fauren Weine wurden rajh und zu fehr guten Breifen 
verfauft, es war ein wahrer Wettlauf nad) diefen Meinen, 
und die guten Weine liegen Heute nod — 
unverläuflich beim Winzer, auch beim kleinen Winzer. 
(Hört! Hört! in der Mitte.) 

Meine Herren, was gejhah mit biefen geringeren Weinen? 
Nahbem fie bie nötige ing ge durchgemacht 
hatten, find fie hinausgegangen in ben badiſchen Schwarz: 
wald, nad Württemberg, ind Unterland, aber nicht mit 
bem Urfprungszeugnis, fondern als bie feinen Weine, 
die nod) daheim im Seller des Winzerd liegen, als feine 
Marktgräfler, Kaiferftühler und Ortenauer Weine. Das 
ſchadet außerorbentlih. Darum ift es dringend notwendig, 
baf ein gewiffer Markenſchutz eintritt. 

Nun vertrete ih in meinem Wahlbezirk aud Winzer, 
bie feine Affenthaler und Zeller Rotweine bauen, und 
darum möchte ich noch einige Bemerkungen zum Schutze 
des deutſchen Rotweins machen. Die Hanbeldvertragd- 
verhandlungen mit Spanien find ja noch im ber Schwebe; 
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aus ZeitungSmitteilungen hört man, fie feien abgebrochen, 
weil Spanten forderte, daß ber Schutzzoll für rote Ver— 
fchnittweine, die unferem einheimtfhen Rotweinbau ſehr 
viel Schaben zufügen, noch unter den mit Italien verein: 
barten Vertragszoll berabgefegt werde. Meine Herren, 
wenn wir bem Rotweinbau ben geringen Schußzoll, ber 
durch die Hanbeläverträge jett noch gewährt wird, auch 
nod) entziehen, dann ift er ruiniert zu Gunften des Aus— 
lande3 und vielleicht einiger einheimischer Schmierer. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Spanien hat die übrigen Länder, hauptſächlich Italien, 
in ber Einfuhr von Berfhnittwein nad) Deutihland über: 
flügelt und faft ganz verdrängt. Nach dem Dezemberheft 
der Statiftif ded auswärtigen Handels find in den Monaten 
März bis Dezember 1906 37204 Doppelzentner Verſchnitt⸗ 
wein eingeführt worden, davon allein aus Spanien rund 
24 000 Doppelzentner, alfo zwei Drittel der ganzen Einfuhr. 
Gerade dieſes Land ift ber geführlichfte Konkurrent für 
ben beutichen Rotweinbau — und meine Herren, aud für 
bie Ronfumenten: nicht nur ſchädlich für die armen Kranken, 
benen vom Arzt bei gewiflen Krankheiten in ber Rekon— 
valeözenz eine beftimmte Marke Rotwein verordnet wird, 
fondern aud für die Gefunden. Denn, meine Herren, 
bon weldher Qualität diefer eingeführte Rotwein und bie 
Traubenmaiſche größtenteils ift, un aus den Mittetlungen 
bon zwei Fahmännern herbor. Erlaubnis des Herrn 
Präfidenten will ich nur im Auszuge einige$ aus ben 
Schriften diefer beiden Herren mitteilen. Der erfte Sad): 
verftändige ift der Herr Profeſſor Kuliſch von ber Skater: 
lihen landwirtfchaftlichen Verfuhöftatton in Colmar. Der 
Herr ſchreibt: 

Bei der maflenhaften Einfuhr von aus: 
ländiſchen Traubenmaifchen nad Eljaß-Lothringen 
fann es nicht mwunbernehmen, wenn die ans 
folden hergeftellten Weine in fehr erheblicher 


Zahl der landwirtfchaftlihen Verſuchsſtation zur (D) 


Prüfung zugingen. . 

Wir haben in der legten Zeit 70 Proben 
folder Weine zur — ehabt und im 
—* 189 Proben in einem * 

erner: 


Er bemerft 

Was das Urſprungsland dieſer Weine anbe- 
trifft, fo waren nad ihrer Bezeichnung rund 
46 Prozent ber Proben fpanifhe Weine; Frank: 
reih war mit etwa 24 Prozent ber Proben, 
Italien mit etwa 11 Prozent, Griechenland mit 
nur 3 Prozent vertreten. 

Dann bemerkt er, daß diefe Spanischen Maiſchen eine große 
Maſſe von Fluorfalzen enthalten. 
Ein folder ift nad) der zu 5 7 bed Weingeſetzes 
ergangenen eg | verboten, trotz⸗ 
dem aber ziemlih häufig im Gebraud. Aus— 
ſchließlich in fpantihen Traubenmaifhen konnten 
wir biäher Fluor nachweiſen. j 

Wie ftarf ätzend das Fluor wirkt, beweift bie 
Tatfache, dat eine Löfung von 50 Gramm fauren 
Fluorammoniums in 100 Liter Wein ſelbſt das 
Faicenglas almählid angreift. Bei der überaus 
giftigen Wirkung der löslichen Fluorſalze ift es 
dringenb geboten, bie Einbürgerung eines ſolchen 
Bufages in der MWeinbereitung durch firengfte 
Kontrollmaßregeln zu verhindern. 

Eine Reihe von Rotweinproben, bie aus ein- 
geführter Maiſche genommen waren, bewieſen 
durd ihren Hohen Schwefelfänregebalt, daß bie 
verwendeten Trauben ftarf gegipft waren. 

Es ift Tatſache, daß mit Die des niedrigen 
Zraubenzolle8 überwiegend geringere und altohol- 
arme, teilweiſe direlt faure, Fragen herbe und 
obendrein häufig fehlerhafte und verdorbene Weine 
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(Schäüler.) 
eingeführt wurden, bie zur Berbefferung der 
beutihen Weine ganz ungeignet find, und bie 
felbft nur nad) Berbefferung mit Zuderwafler 
eine braudbare Handeldöware bdarftellen. Tat: 
fachlich finden dieſe eingeführten Traubenmatjcen, 
wofür weiter unten Beweife beigebradt werben, 
vielfah nur zur Fabrikation geringer, ſtark ge— 
firedter Weine ober zum Verſchnitt mit ftark 
geftredten einheimifhen Zuderwafjerweinen Ber: 
wendung. 

Da wundert e3 einen nicht, wern wir unferen Wein nicht 

mehr verlaufen können. 

Der Herr Profeſſor Kuliſch bemerkt ferner: 
Schlimmer noch ift die Tatſache, daß nicht wenige 
unerfahrene Abnehmer der Traubenmaiſche von 
ihren Lieferanten in der Weiſe getäufcht wurden, 
daß man bon den ausländiſchen Trauben ben 
Wein zunähft abzog, Zuderwaffer aufgoß und 
dann biefen Trefterwein mit Kämmen und Beeren 
noh als ausländbifhe Trauben verkaufte. So 
wurden bon einer Straßburger Handlung in ber 
Gegend von Zabern ee ſpaniſche Trauben 
vertrieben, die einen nur licht rotgefärbten, fehr 
wenig nad) Trauben, aber um fo ftärfer nad 
Treftern ſchmecenden geringen Mein lieferten. 

So viel über das, was Herr Vrofeſſor Kuliſch jagt. 
Nun kommt noch ein Herr Dr. Looß von der badifchen 
Verſuchsanſtalt er ag Derfelbe fagt: 
Den Borteil der feinerzeit Italien aus politiſchen 
Gründen gewährten Zollvergünftigungen für Ver— 
fhnittweine und eingeftampfte Trauben hat nicht 
mehr, wie im Anfange ber legtjährigen Handels: 
verträge, Italien, fondern hauptfählid Spanien. 

Er hat zehn Proben von dieſem unterfudht und ſchreibt: 
Nur zwei Weine von biefen zehn Proben kann 
th als normale und gefunbe Weine bezeichnen. 
Der Wein 7 und 10 find gröblid gefälicht, 
Wein 7 ift ein ftarfftichiger Trefteranszug mit 
Glnzerinzufag, Nr. 10 rein Trefterwein mit ſehr 
biinnem Zuderwafler hergeitellt. 

Dem Herrn Dr. Looß war bie Geſchichte zu arg, und 
er hat Klage bei dem Gericht in Karlsruhe erhoben und 
teilt nun folgenbes mit: 

Um ſolchem nichtgefeglihen Treiben für die Zu: 

funft einen Riegel vorzufchteben, hielt ich es im 

allgemeinen Smtereffe für geboten, die Sadje zur 

Anzeige zu bringen, leider ohne ben erwarteten 

org. Die feitens der Staatsanwaltihaft an— 

geitellten Recherchen ergaben, daß der Händler 

die Fäſſer ungedffnet, Originalzuftande alfo, 

an ben Beftimmungsort hatte weiter gehen laſſen. 

Die Staatdanwaltihaft ftellte, da dem Wein: 

händler bireft feine Schuld beigemeffen werben 
fonnte, dad Strafverfahren ein. 

Nach diejer Entſcheidung kann ſonach ein Wein, 
wenn er im Auslande fabriztert und gefälfcht ift, 
unbeanftandet in Deutſchland trog Weingefet ber: 
fauft werben. Die ausländiſchen Fälſcher haben 

. baburd; gewiffermaßen einen Freibrief erhalten 
für ihre Falfifitate und werden um fo kühner ihr 
Handwerk treiben. 

Die Abnehmer find auf alle Fälle —* 
auch bei dem billigſten Preis, der faufmänniich 
eſchulte, wenn aud nicht ſelbſtfälſchende Wein: 
Bin ler kann ſich eher an bem fpantfhen Ber- 
käufer ſchadlos Halten. 

Die fpäter unterſuchten Weine 6 und 7, 
bon denen ber leßtere ja noch weit gröber ge- 
fhmiert war als Wein 10, wurben bon einer 
landwirtfhaftlihen Ein: und Verkaufsgenoſſen⸗ 
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haft hier in der Umgebung eingefhidt. Da id) (C) 


mit der erften Anzeige jo wenig Glüd hatte, 
babe ic} bie zweite Anzeige unterlaffen. 

Meine Herren, das find denn doch Dinge, bie jehr zu 
benfen geben und darum glaube ih aud, ift eö bie 
mindefte Forberung, wenn wir ftrengen Deflarationszwang 
für Verſchnittweine verlangen. Ich ftehe auch auf dem 
Standpunfte de3 Verbot von ausländifhen Schnittweinen 
mit deutſchen MWeißweinen. Aber ich fehe eine Möglich— 
feit, ein ſolches Verbot zu erreichen, und darum verlangen 
wir ımter allen Umſtänden jcharfen Deklarationszwang. 
Ich meine, meine Herren, bei allen diefen wichtigen Tragen 
fommen nicht die einfeitigen Intereffen des Winzerftandes 
und bes Hänblers in Betracht, fonbern auch jene ber Kon— 
jumenten. Da bie Aufregung bei dieſen mißlichen Berhält- 
niſſen aud in Baden eine große war, und ba man hörte, 
e5 folle im legten Spätjahr ein Weinparlament einberufen 
werden, hielt ich mich als erfter VWorfigender des babifchen 
Bauernvereind für verpflichtet, um bie Stimmung in den 
MWetnbaubezirten des badiſchen Landes kennen zu lernen, 
eine Berfammlung nad Offenburg einzuberufen. Sie 
wurbe in dankenswerter Weife von allen . des 
Weinbaus, auch des Handels beſucht. Eine große Anzahl 
von Abgeordneten, auch ber Herr Kollege Blankenhorn, 
war jo freundlich, dieſer VBerfammlung anzumohnen. Es 
fand eine jehr eingehende rege Diskuſſion ftatt, bie zuletzt 
zu einer Reſolution führte, die einftimmig angenommen 
und dem Reichskanzler und dem Bundesrat zugeſchickt 
wurde. Ich erlaube mir, dieſe Reſolution zu verleſen: 

Die von dem badiſchen Bauernverein einberufene 
Berfammlung ber Vertreter der badiſchen Winzer: 
vereinigungen und landwirtfhaftlihen Organt: 
fationen ſowie vieler Abgeordneter erflärt ſich 
einftimmig für die Abänderung bed Weingeſetzes 
bom 24. Mai 1901 und forbert eine reichSeinheit- 
liche und gleihmäßige Sellerfontrolle 
fachmänniſch gebildete und im Hauptamt tätige 
Kontrolleure, zwangsweife Führung eines Lager: 
verzeihhniffes für Winzer und Händler und eines 
BVerzeihniffes über Ein: und Ausgang an Zuſatz⸗ 
materialien und Chemitalien, Regelung des Zufates 
bon Zuder und Zuderwafler, unb zwar bergeftalt 
— meine Herren, auch dieſer Zufag ift einftimmig an- 
genommen —, 
daß bie Zufäge höchſtens 10 Prozent bes ge— 
famten Volumens betragen und mur für die Zeit 
bon ber Leſe bis zum 31. Dezember beöfelben 
Jahres geftattet find, — ſchärfere Beftrafung ber 
MWeinfchmiererei, unter anderem, daß bei ſchweren 
a Gefängntöftrafe verfügt werben muß, 
Verbot des Rotweinverſchnitts ober mindeſtens 
Deklaration, entſchiedene Verwahrung gegen eine 
Reihöweinfteuer. 

Meine Herren, das ift ein GStimmungsbilb vom 
Lande Baden, wo ja bekanntlich jehr viel und auch fehr 
feine Weine gebaut werben! 

Meine Herren, ich eile zum Schluß, zumal ich ſchon 
öfter und ausführlicher über das gleihe Thema hier ge- 
fproden habe. Ich bente, auch bie Rebner, die nad mir 
fommen, werden im großen und ganzen ber gleichen 
Meinung fein, daß ed unbedingt notwendig ift, endlich 
einmal Ruhe in dieſe gewiß gefährdeten Teile 
ber Bevölkerung zu bringen. Meine Herren, wir ver: 
langen doch gewiß nichts Unrechtes. Mir wollen 
niemanden ſchädigen. Wir verlangen Schu ber 
Reellität, Schuß ber Ehrlidfeit in Handel und Verkehr, 
und id möchte mid bem amfchließen, was der Herr 
Stollege Dr. NRoefide heute gejagt hat: es ift in ber Tat 
der Mühe wert, einen ehrbaren, achtbaren, fleißigen Be- 
völferungdftand, den Stand ber Rebbauern im Deutſchen 


durch (D) 


— Zee 2 





(Schuler.) 


(A) Reiche, zu ſchützen und nicht zu Grunde ge zu laffen. 
Und 


darum möchte ih im GinverftändniS mit meinen 
Fraktiondfreunden die Regierung recht ernftlich und dringend 
bitten, doch jet, ehe es zu fpät ift, eine Geſetzesvorlage 
einzubringen, die alle dieſe berechtigten Stlagen abftellt 
und enblih Beflerung auf dem Gebiet des Weinbaus und 
bed reellen Weinhandels herbetführt. 
(Bravo! in ber Mitte und rechts.) 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Blankenhorn. 


Dr. Blantenhorn, Abgeordneter: Meine Herren, die 
Weinfrage hat und hier im Neihhätag, ſeitdem das Wein: 
geſetz erlaſſen worden tft, nahezu jedes Jahr beſchäftigt. 
Die legten Berhandlungen, die wir im Februar 1906 
batten, führten zur Einberufung eined Meinparlaments. 
Auf dieſes Weinparlament wurden ſelbſtverſtändlich 
große Hoffnungen gejegt, und es Hat einigermaßen ent- 
täufcht, daß die Beratungen desſelben vertrauliche waren 
und fehr wenig davon an bie Öffentlichkeit fam. Das 
hatte jetnen Grund darin, daß man durch bie Vertraulich— 
feit eine ausgiebigere, unverblümte Ausſprache herbei: 
führen wollte, und das ift, glaube id, in vollem Maße 
erreicht worden. 

Ein Zurzer Bericht über bie Beiprehungen wurde 
offiziell auch —— und iſt in der Preſſe erſchienen. 
Am Schluſſe bes Berichts Heißt es: 

Es wird nunmehr von ben zuſtändigen Stellen 

u prüfen fein, inwieweit das Ergebnis der Ber: 

— ———— eine ausreichende Unterlage für bie 

wirffamere Geftaltung bes —* & ober für bie 
Berbefferung des MWeingefeges bietet. 

Man erwartet nun, daß praltiihe Nefultate balbigft 

gezeitigt werben, und wie wir foeben bon dem Herrn 

Staatöjefretär Grafen v. Poſadowsty gehört haben, a 

er 


(B) ja auch mit ben einzelnen Bundesratdregierungen bar 


Verhandlungen bereit3 im Gange. 

Meine Herren, bie Ungeduld, mit der man Ber- 
befjerungen erwartet, hat ihren Grund darin, daß bie Lage 
bed MWeinbaus fih von Jahr zu Jahr verichlechtert u 
Der Herr rende m bat ja ſchon darauf hingewieſen, 
wie der Weinabfag bei und in Baden ind Stoden geraten 
war. Die 1905er wollten gar feine Käufer finden, und 
ed war ein glüdlicher Zufall für unfere verfauföluftigen 
Weinproduzenten, wenn aud nicht für bie Winzer über: 
haupt, daß bie Ausfihten für dad Jahr 1906 immer 
ſchlechter wurden, und ber 1905er zu hoben Preiſen ver: 
fauft werben konnte. Dafür geht aber nun wieder ber 
Verlauf der fehr guten 1906er Weine an manchen Orten 
etwad langjamer vor ſich, trotzdem ja nur im babiichen 
Oberland ein verhältnismäßig befriedigender Herbft war, 
umb fonft nur ſehr wenig gewacien if. In biefem 
ſchlechten Weinabſatz liegt der Grumb ber Unzufriedenheit 
in ben Streifen ber Weinbauern aber aud im Preisrüd- 
gang bed Nebbefigers ſelbſt. 

Nun maht man bafür und, id möchte jogen, mit 
Unrecht das neue Weingeſetz faft ausſchließlich ver- 
antwortlich. So weit dürfen wir denn doch nicht gehen; 
denn es ſind ſehr viele andere Urſachen, die dabel mit— 
wirken, und die wir in Berückſichtigung ziehen müſſen. 

Meine Herren, ich babe im Februar v. J. hier dieſe 
Urſachen genannt und insbeſondere aud) auf die Temperenz⸗ 
bewegung, bie ich allerdingd al3 eine vorübergehende 
bezeichnet habe, hingewieſen. Nun will ih Ihnen feine 
UAntitemperenzrebe halten; aber ich möchte zur Abwechslung 
Ste body darauf Hinwelfen, wie jehr aus einem anderen 
Gebiet und an einer Stätte, wo man glauben follte, baß 
die Untialtoholbewegung bon feinem proben Einfluß 
geweſen ſei, in der Hauptftabt Bayerns, in München, der 
Genuß geiftiger Getränke, des Bieres, zurüdgegangen ift. 


u — 
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Der Herr Präfibent wird mir vielleicht erlauben, die (C) 


Stelle zu verlefen, die ich einer Zeitung entnommen habe. 
Es heißt dort: 
Aus dem 23. Wocenbericht des Statiftifhen Amts 
von München ift zu erfehen, daß 1905 das erfte 
Mal von Münden weniger Bier felbft vertrunfen 
als ausgeführt wurde. Trotzdem die Bevölkerung 
1905 wieder um 10000 Einwohner anwuchs, 
wurden gegen dad Jahr 1904 über 68000 
Heftoliter Bier weniger hier getrunfen — 6 Prozent 
auf den Kopf weniger als im Vorjahre. Bor 
20 Jahren trafen auf ben Kopf nod über 500 
Liter im Jahre, allmählich fettdem immer weniger 
und jetzt find es nur noch 296. 
Sie fehen alſo, wie die Münchener fogar in ihrem Bier- 
genuß befcheidener geworben find, ficher auch ein Zeichen 
ber Temperenzbewegung, und ähnlih tft e8 mit dem 
MWeingenuß im ganzen Reid. Dabei ift aber dad Bier 
noch ein ſcharfer Konkurrent bed Meines, deſſen Abſatz 
insbefondere jehr viel nad Norddeutſchland noch dadurch 
ſehr eingefhränft wird, daß ber Verfaufspreis mit dem 
Anfaufspreis in feinem richtigen Verhältnis fteht. 

Aber aud die Konkurrenz des Auslandes ift fehr 
verberbli für und, und babei kann ih nur beftätigen, 
was ber Herr Staatöfelretär Graf v. Pofabowäly über 
die Verhältniffe im Auslande gejagt hat, bie, was bie 
Weinpanſcheret anbetrifft, nicht viel beffer, fonbern 
weſentlich ſchlechter als bei und liegen, wobei aber trotz⸗ 
dem der Deutſche meint, es ſei alles beſſer und umver- 
fälſchter, was aus dem Auslande kommt. So kommt es, 
daß vielfach die franzöſiſchen Weine an werben 
Mit Recht hat der Herr Staatsſekretär auf die Rede eines 
franzöfiihen Abgeordneten hingewiefen, und ich kann dem 
nur zufügen, daß nad der Statiftif aus Partd mehr 
Wein aus: ald eingeführt wird, und daß bie fogenannte 


BWeinverbefferung in Frankreich dadurch begünftigt ift, daß (D) 


für ben verwendeten Zuder die Hälfte ber Steuer zurüd: 
— wird, und es ſich dabei um recht hohe Summen 
andelt. 

Doch will ich nicht unterlaſſen auf ben beſſeren Zoll- 
ſchutz durch die neuen Handelöverträge Hinzumelfen. Der 
Herr Kollege Schüler hat von der Einfuhr von Trauben- 
maifche bereit gefproden und bie Abhandlung des Herrn 
Profeſſor Dr. Kuliſch von Golmar darüber angeführt. 
Auch mir ift dieſe Schrift befannt, und ich habe er 
ihon im Reihätag darüber gefproden. Ste hat auf 
große Mibftände aufmerffam gemadht und war bie Ver— 
anlaffung, daß ftrenger kontrolliert, und mande Waggon- 
ladung Traubenmaiſch ihon an der Grenze zurüdgemwteien 
wurde. Dadurch Hat ſich der Verfafler ein großes Ber: 
bienft erworben. Aber trogbem ber Zoll von 4 auf 
10 Mark erhöht worden ift, fommt noch viel Trauben: 
maiſche zu und. Aberdings gibt das Teste Jahr feinen 
richtigen Maßftab dafür, weil im ganzen Deutſchen Reid 
mit wenigen Ausnahmen eine ſehr fchlehte MWeinernte 
war unb daher ein befonberer Anreiz vorlag, fremde 
Weine und befonder8 Weinmaiſche einzuführen. 

Ih Habe hier ein paar ftatifttihe Zahlen: 1903 
wurben eingeführt 311 000 Doppelzentner Traubenmaiſche, 
1904 224 Doppelzentner, 1905 303 000 und 1906 
noch 287 000. Aber ih glaube, wir bürfen annehmen, 
baß bieje Einfuhr noch eine bedeutend größere geworben 
wäre, wenn die Zollerhöhung nicht bereits gewirkt hätte. 
Ahnlich, glaube ich, verhält e3 ſich mit der Einfuhr von 
roten Verſchnittweinen. Hier ft der Zoll von 10 auf 
15 Mark erhöht worden. Die Zahlen, bie wir feit 
letztem Frühjahr darüber .. geben und aber nod) fein 
richtiges Bild, da es beim Wein möglid war und ge= 
ſchehen ift, — noch größere Mengen einzuführen. 
Ich glaube, daß auch dieſe Hinauffegung des Zolles 

45* 


(») ein Sollege aus dem 


816 


Reichstag. — 12. Sipung. Donnerstag den 7. März 1907. 





(Dr. Blantenhorn.) 


(A) günftig wirkt, aber fie muß unter allen Umftänben bleiben, 


und Herr Kollege Schüler hat mit Recht gefagt, e3 wäre 
außerordentlich bebentlih, und ich gehe noch weiter, ich 
lage, es würbe die Aunehmbarfeit des fpantichen Hanbel3- 
vertrages für und ausfchließen, wenn bier irgend melde 
Stonzeifionen an Spanien gemacht würben. 

Was den Rüdgang der Preife der Rebgüter anlangt, 
jo hängt berfelbe mit den größeren Ausgaben für die Be: 
arbeitung —— Wir haben im Markgräflerland viel 
Akkordarbeit. Es wird nach der alten Rute bezahlt, die 
etwa 70 Quadratmeter groß iſt. Vor etwa 10 ie 
war ber Preid, auögenommen das Sprigen und Schwefeln, 
40 Piennige und jest find für 60 Pfennige faum noch 
Arbeiter zu befommen. Doch auch die immer mehr um 
ſich greifenden Rebkrankheiten und bie dadurch bebingten 
ſchlechten Ernten haben einen großen Einfluß auf bie 
Rebenpreife gehabt. Das Jahr 1906 war in biefer Be- 
ge außerorbentlich verhängnispoll und bie Peronofpera 

at außerordentliche ———— angerichtet, derart, daß 
in einzelnen Parlamenten Anträge geſtellt wurden, um ben 
notleidenden Winzern zu helfen. Es handelte ji babei 
um Steuernahlaß, Gewährung unverzinslicher Darlehen, 
aber insbefondere auch um Gewährung von Mitteln zur 
befferen Belämpfung ber Rebfrantheiten und Rebſchädlinge. 
Es ift erwünfdht, dab aud das Reich Beiträge leiftet, und 
ih mödte dem Herrn Staatsſekreiär Grafen v. Poſa— 
bomwäfy einen Verein empfehlen, den beutihen Weinbau: 
verein, der fi auch in diefer Beziehung eine große Auf: 
gabe geftellt bat. Ich bitte den Herrn Staatäfekretär, 
aud) biefem Berein einen Zufhuß geben zu wollen, gleich 
wie dies bereit an andere ähnliche Vereine gefchteht, deren 
ZTätigleit zwar auf anderem, aber auch landwirtſchaftlichem 
Gebiete liegt. 

Meine Herren, wenn wir fo die Lage des Weinbaus 
ind Auge faflen, jo muß es ſehr befremblid fein, wenn 
aufe wiederholt fommt und eine 
Reichsweinſteuer vorihlägt. Das hat vor ein paar Tagen 

err Kollege Gamp getan. Gr geht allerbingd bon der 

prausfegung aus, daß bie Stonfumenten bezahlen, und 
ber Produzent frei auögeht. Da und biefe Frage ſchon 
öfter beichäftigt, hat kann ich mur Herrn Stollegen Gamp 
bitten, daß er fih bie Verhandlungen über das Reichs— 
weingejeg vom Jahre 1894 nochmals anfieht, wo er der 
einzige aus dem Haufe war, ber fid für bie Steuer aus— 
pro, und ebenfo bie Reden, die ich und andere Kollegen 
n ber Abwehr erft letztes Jahr darüber gehalten haben; 
dann wird er wohl davon abfommen, feinen Antrag zu 
wiederholen. Wenn er abfolut ein Getränf noch weiter 
befteuern will, jo fann ich im Intereffe unferer Weinbauern 
ihm nur anheimgeben, eine Steuer auf Mineralwaffer und 
fohlenjaure Waſſer vorzufchlagen, die wohl einen guten 
Ertrag einbringen würben. Nahezu überall, wo eine Quelle 
and der Erbe fommt, grünbet 3 ein derartiges Inter: 
nehmen, das gute Gefchäfte macht, da das Waffer zu fo 
hohen Preifen bezahlt wird, daß ber Konſument, wenigftens 
bei und, dasſelbe Quantum recht guten Wein bafür er: 


halten könnte. 

(Sehr richtig!) 
Doch wollen wir uns mit Stenerprojeften nicht weiter 
befafien. 

Meine Herren, ih Habe elagt, das Weingeſetz 
wird für faſt alle Mißſtände in oe inte verantwortlich 
gemadt, und zugefügt: teilmeife zu Unrecht. Denn es 
fteht ſehr viel im Weingefek, was bei richtiger Hand— 
habung biefe Mißftände abftellen würde. Das Weingeſetz 
iſt wirklich micht fo fchledht wie fein Auf. Der Herr 
Staatöfefretär Graf v. Pofadowsly hat ja bereits aus- 
geführt, daß der Schwerpunkt in ber richtigen aus: 
giebigften Kontrolle zu fuchen ift, und mittelft diefer viele 
nn Wünſche befriedigt werden können. Es find 








bielfah noch ganz falſche Anſichten verbreitet. 
der Herr Kollege Dr. Roefide mitgeteilt, daß fih ganze 
Betriebe darauf eingerichtet hätten, durch Zufag von 
Bougquetftoffen und Chemilalien Wein zu  fabrizieren. 
Wie ift dad möglih? Im Weingefeg fteht ausbrüdlich, 
daß Zuſätze von Bouquetftoffen und Ghemilalien ber: 
boten find. Ferner hat Herr Dr. Roejide drei Rezepte 
verlefen, wie Wein aus verfchiedenen Subftanzen mit 
möglichft af Yar gar feinem Traubenwein unter Ver: 
wendung bon Rofinen und Ghemifalten hergeftelt werben 
kann. Das Weingefeg aber — und das ift ein Vorzug des— 
ſelben — hat ben Rofinenwein, den unftwein, überhaupt 
verboten. Gewerbömäßig barf er überhaupt nicht mehr 
bergeftelt werben. Dad Geſetz felbft bietet aljo ben 
nötigen Schutzz es kann fih alfo nur um bie Aus— 
führans besjelben handeln. 

eine Herren, wenn ich fagte, es ſteht mandes 
Nüglihe im Gefeg, was nur zu wenig befannt ift, jo 
möchte td aud) des Deflarationdgwanges noch erwähnen. 
Der Herr Staatsſekretär hat ja bereits darauf hingewiefen, 
daß ein folder jo gut wie feine Ausficht het, bei und 
je wieber eingeführt zu werben; aber wir haben einen in« 
direften Dellarationdzwang, und wer Naturwein wünſcht, 
muß ihn befommen, und wenn er ihn nicht befommt, tft 
ber Lieferant ftrafbar, und wenn jemand Naturwein an: 
bietet, darf er nur folden liefern, ſonſt ift er ebenfo 
ftrafbar. Diefer indirette Deflarationszwang ift viel zu 
wenig befannt und wirb beöhalb faft gar fein Gebraud) 
davon gemadt. Intereſſant if, daß im neuen öfter 
reihiihen Weingeſetz dieſe Beftimmung faft wörtlid ab» 
geichrieben tft. Allerdings kennt dasſelbe nur die Troden- 
zuderung, bie auch bei und Anhänger hat; doch können 
wir nicht gegen den Strom ſchwimmen und müſſen ben 
Verbältniffen aller Weinbaugebiete Rechnung tragen, und 
fo fam aud bad Weinparlament einftimmig zu bem 


Beihluß, daß ein AZuderwaflerzufag in entipredenden (m) 


Grenzen zu geftatten jet. 

Meine Herren, und nun zu ben Hauptforberungen, 
zur Berbefjerung des Weingeſetzes bezw. der Durdführung 
beöfelben. Dieke find bereits heute und fchon früher ein- 
ehend beſprochen worben. erfter Linie ftehen bie 

ontrollbeftimmungen. Darüber fagte Herr Sollege 
Dr. Roefide. 

Nachdem das Reichsgeſetz verabichtebet war, welches 
bi zur reichögefeglihen eimheitlihen Megelung ber 
Nahrungdmittellontrolle den Landesbehörden bie Kontrolle 
überläßt, wurde eine von ihm und zwei anderen Kollegen 
eingebradte Refolution angenommen, babingehenb: bie 
Regierung zu erfuchen, baldmöglichft den Entwurf eines 
Reichsgeſetzes vorzulegen, das die Nahrungsmitteltontrolle 
regelt. Dabei hat Herr Kollege Dr. Roefide vergeſſen, 
zu jagen, daß das nidt fein Antrag war, ſondern ein 
einmütig gefaßter Beſchluß der Kommtffion, an dem er 
und bie beiben amberen Herren im Einverſtändnis mit 
den Kommiſſionsmitgliedern nur eine rebaftionelle Ber- 
befferung vorgenommen hatten. 

Ueber bie Stontrolle jagte der Herr Staatäfekretär, 
fie fet der Kernpunkt ber ganzen Sade. Das tft aud) 
meine Meinung, und ber befte Weg zur Regelung biefer 
Frage wäre die Einführung der Reihsnahrungämittel- 
fontrolle, denn baburh wäre bie Garantie der Wein: 
fontrolle im Hauptamt fir dad ganze Deutſche Reich und 
nit nur für einzelne Weinbaugebiete gegeben. 

(Sehr richtig!) 
Deshalb haben wir auch in der Kommiſſion daran felt- 
gehalten und im Reichſstag immer unfere Anträge fo geftellt. 

Nun hat und der Herr Staatöfekretär Graf v. Pofa- 
bowsfy jest und auch früher fchon gefagt, daß eine reichs⸗ 
ejeglihe Negelung ber Nahrungdmittellontrolle ſchon ſeit 

hren vom Reichsamt de3 Innern ausgearbeitet ift und 


So hat (C) 


(Dr. Blantenhorn.) 











(A) Preußen vorgelegt wurbe — vorgelegt mit einem von 


Baden andgearbeiteten Spezialgefeg über die Regelung 
der Weinkontrolle. Preußen aber wiberftrebt, und wäre 
es deshalb fehr erwünſcht, wenn einmal im preußiſchen 
Adgeorbnetenhanfe eine darauf bezügliche Interpellation 
geſtellt würde, um zu erfahren, welche Gründe Preußen 
veranlaſſe, der reichsgeſetzlichen ru ber Nahrungs⸗ 
mitteltontrolle Wiberftand in leiften. In Abgeordneten: 
freijen ift man anderer Meinung, wie aus den Verhand— 
Iungen über die Weinfrage hervorgeht, und auch anbere 
Parlamente wie Baden, Bayern, Helfen haben ſich ein- 
ftimmig für die reichögefeglihe Regelung ber Nahrungs: 
mitteltontrolle ausgeſprochen, deren Ausführung ja den 
Lanbeöregierungen überlafjen werben wird. Bis wir fie 
befommen, mil wir allerdings zu bem Notbehelf einer 
Einigung der Einzelftaaten untereinander fchreiten, aber 
in der Weife, daß bie Sontrolle im Hauptamt und 
fo ausgeführt wird, dab bie fle ausführenden Sadıver- 
ftänbigen bie entfprechende Vorbildung dazu haben, wie 
der Herr Staatöfefretär ſagte: wiſſenſchaftlich und geſchäft⸗ 
li vorgebildet und völlig unabhängig. 
(Sehr gut!) 

Auch mit dem mötigen Taktgefühl, ———— 
Oſterreich iſt uns da vorangegangen; im neuen öfter 
reichiſchen Geſetz ſteht: zur Ausübung ber Kontrolle 
ſind nach Einholung des Gutachtens des betreffenden 
Landtags beſonders fachmänniſch gebildete, beeidigte 
ſtaatliche Kellereiinſpektoren zu beſtellen. Das muß ſich 
auch bei uns durchführen laſſen, und bedarf es dazu keiner 
Gejegesänderung. Nur muß der Bundesrat dahin wirken, 
daß aud; Preußen möglichſt bald das bei fih einführt, 
was wir in den anderen Bundesftaaten Bayern, Württem⸗ 
berg, Baden, Helfen, bereit haben, und was fih ganz 
auögezeichnet bewährt hat. Selbftverftänblih ift aller- 
dings, daß ber Weinfontrolleur, der nah $ 10 des 
(B) Geſetzes bad Recht hat, Bücher einzufehen, ſolche auch vor- 

findet, unb beöhalb ift bie obligatorifche Lagerbuchführung 
unter allen Umſtänden eens: fie wird bie Ergänzung 
ber Kontrolle durch den Weinkontrolleur im Hauptamt fein. 

Meine Herren, nun noch eine weitere Forderung: 
das ift die Beichränkung des Zuderwafferzufaged. Bereits 
mwurbe darauf —— daß das Weingeſetz ein 
Kompromißgeſetz iſt, und daß die Kommiſſion in dasſelbe 
eine Beſtimmung aufgenommen hatte, bie das Wort „er: 
heblich“ definiert. Es war mit fehr großer Mehrheit ber 
Beſchluß gefaßt: ein Zuſatz ift als „erheblich zu betrachten, 
wenn berjelbe über 25 Prozent beträgt. Nun haben 
bamald bie verbünbeten Regierungen Ühntiche Bedenken 
geäußert, wie heute ber Herr Staatäfekretär, ber meinte, 

ß bie Analyſe nicht nachweiſen könnte, wie viel zugefegt 
if. Da wird bie Buchkontrolle helfen, und dies 
wirb wohl wegfallen fünnen. 

Ferner meinte ber Herr Staatäjelretär, daß bann ein 
guter Hausvater im Intereffe feiner Kinder zu jedem Wein 
bis zu 25 Prozent Zuderwafler are wirbe. Ja, dad 
würde ein jehr wenig gewifienhafter Mann vielleicht 
tun, wenn bie anderen Beftimmungen des Weingeſetzes 
nicht da wären, bie fagen, daß bie Weine ihrer Be— 
ſchaffenheit nah den Naturweinen ber betreffenden 
Gegend entiprehen follen, und weiter, dab fie nur 
—— und nicht verſchlechtert werden dürfen. Alſo 
eine ſchränkung iſt auch hier gegeben, und es iſt 
wohl Ausſicht vorhanden, daß bie damals von ben ver⸗ 
bündeten Regierungen als unammehmbar bezeichnete räum« 
lihe Begrenzung nun beren Zuftimmung erlangt, um jo 
mehr, als Taf in allen beteiligten Streifen, wie auch im 
Weinparlament eine gewiffe Übereinftimmung darüber fid) 

ag bat. Der Herr Staatsjefretär Graf v. Pofabowäty 
Ri a jelbft gejagt, im MWeinparlament wären alle 
darüber einig gewejen, fowohl Weinproduzenten ald Wein: 


ebenten 
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händler, mit Ausnahme der Weinhändler an ber Mojel. (c) 


Died könnte feinen Grund darin haben, weil an ber 
Mofel die BVerhältniffe derart liegen, daß fie mit den 
Zahlen, die wir ihnen geben würden, nit auszulommen 
—— denn auch das Weinparlament war für enge 

emeſſung dieſer Grenzen. Ubrigens muß doch auch in 
Betracht gezogen werden, daß die Säure im Wein ſtändig 
zurückgeht, worauf ja einer der Herren Vorredner hin— 
gewieſen hat. 

Meine Herren, über die zeitliche Begrenzung hat der 
Herr Staatsſekretär und nichts gejagt, über deren Vor— 
teile eg die Herren Vorrebner bereits geiproden. 

a3 die Verſchnittweine anbetrifft, fo teile ich den 
Standpunkt der Herren VBorrebner, und habe mid) ge: 
freut, daß ber Herr Staatöfetretär ernfte Erwägungen 
über diefe Frage in Ausſicht geftellt hat. Ein Verbot de 
Verſchnittes von Not: und Weißweinen ift nicht durch— 
führbar der Handelöverträge wegen, wohl aber der Dekla— 
rationdzwang, ber allerdings in gewiſſem Sinn bereits 
befteht. Denn im ber Kommiſſion wurbe und bon einem 
er ausgeführt — ih barf dad wohl 
verleien —: 
Diefen Verſchnittwein ald deutſchen Rotwein zu 
verfaufen, geftattet dad Geſetz keineswegs. Die 
Anwendbarkeit des bezüglihen Paragrapheı des 
Strafgeſetzbuches ober der Beitimmungen über ben 
unlanteren Wetibewerb auf ein —— Verfahren 
war durch das Weingeſetz keineswegs ausge— 
ſchloſſen. 
Doch er es fich, dies im Geſetz ſelbſt auszubrüden 
= * anf die Bezeichnung als ausländiſcher Wein aus⸗ 
zudehnen. 

Damit komme ich auf eine ſehr wichtige Sache: das 
iſt die Frage des Markenſchutzes, die auch der Herr 
van e Schüler fhon angeſchnitten hat: es ift die Frage 
er 
und aud auswärts mit Zirkularfchreiben über: MWetn- 
verfäufe aus SKonkurämaflen oder im Ausverkauf uſw. 
bebadt, in denen für bochfeine Gewächſe fo niebere 
Preiſe verzeichnet find, derartige —— gemacht werden, 
daß uns darüber, ſoweit es möglich iſt, die Haare zu 


Berge ſtehen. 
Geiterleit und ſehr gut!) 
Da wird ein Steinberger Kabinett zu 50 Pfennig bis 
1 Mark angeboten ufw. Das ift doch ein außerordentlich 
unlautered Verfahren; denn jebermann weiß, daß ein 
ſolches Angebot abfolut nit möglich iſt. Ferner kommt 
bes öfteren vor, daß Firmen Meine aus einem berbor- 
ragenden Weinbaugebiet verfaufen, ohne bort überhaupt 
eingefauft zu haben ober Reben zu befigen. Ich habe vor 
wei Jahren einen derartigen Fall angeführt, wo eine 
ma in freiburg das ganze Jahr Markgräfler Weine 
verfauft hat und nicht einen Tropfen Markgräfler kaufte. 
Ich fagte bamald: das ift ein Betrug, und wenn zur ftrafs 
rechtlihen Berfolgung tatſächlich feine geſetzlichen Hand» 
haben vorhanden find, fo müflen wir fie unter allen 
Umftänden ſchaffen. Auch auf biefem Gebiete tft eine 
Anderung notwendig, und ich habe im Weinparlament, wo 
man gleicher Anſicht war, mir erlaubt, auf das ungariſche 
Weingeſetz vom 30. Juni 1898 hinzuweiſen. Dort beißt 
es — ber Herr Präfident wird mir erlauben, das zu 
verlefen —: 
Es ift verboten, Wein mit der Bezeihnung einer 
ſolchen Gegend im Verlehr zu bringen, in welcher 
berjelbe nicht gewachſen ift, beziehungsweiſe einer 
folden, welche dem Gharafter des es nicht 
entſpricht. Es iſt ferner verboten, den Wein mit 
ber Bezeichnung einer folden Rebengattung in 
Verkehr zu bringen, aus welcher berjelbe nicht 
erzeugt wurbe. Im Falle der Bermifhung von 


erfunftöbezeichnung. Meine Herren, man wird bier (n) 


(A) 


(B) 
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(Dr. Blantenhorn.) 
Weinen, bie in verichiebenen Gegenden gewachſen 
find oder aus berfchiebenen NRebengattungen 
erzeugt wurden, kann ber jo vermiichte Wein als 
bon einer ſolchen Gegend ftammenb bezw. als 
bon einer ſolchen Rebengattung erzeugt bezeichnet 
werben, beren überwiegender MWeingattung ber: 
felbe tatfächlich entſpricht. 

Das, glaube ih, würde auch fir unfere Verhäliniſſe paſſen. 

Nun, meine Herren, find ja noch verſchiedene Fragen 
aufgeworfen, inäbefondere bie Frage ber Strafverfdhärfung, 
und id) bin mit dem Herrn Staatöjehretär und mit ben 

erren Vorrednern bolftändig einverftanden, daß bie 

trafen bei einer Novelle zu unferem Weingeſetz 
unbedingt verfhärft werben müſſen; denn Tatſache ift, 
baß ber gelunde Menfhenverftand nicht begreift, wie in 
manchen Fällen milde geurteilt wird. 

(Sehr 2 

Das dfterreihiihe Geſetz fagt: Gelbftrafe und Arreſt. 
Das wollten wir in unſer Geleg auch hineinbringen, aber 
bie verbündeten Regierungen hatten Bedenken. ” freue 
mid, daß man jegt auf dem Standpunkt fteht, für ge— 
wife Fälle beide Strafen zu verbinden, und ber Herr 
Staatöfelretär Iogar fo weit gehen will, die Gelpdftrafen 
in manden fällen vollftändig auszuſchließen. Beizu— 
behalten und noch mehr Gebrauch von der Beltimmung 
zu machen ift, dab das gefälfchte Prodult unter allen 
Umftänden konfiöziert wird. Wie es dann verwertet wird, 
barüber will ich mir bem Kopf nicht zerbreden. Ob es 
nun unbebingt ——— iſt, dasſelbe laufen zu laſſen, 
oder ob der Staat es nicht noch ſonſt verwerten kann zur 
Branntweinbereitung unter entſprechender Kontrolle, das 
fann man vielleicht offen laſſen. Doch ift das Laufen- 
laffen wohl das ficherfte, denn dann kann das Kunſt⸗ 
probuft einen Rüdweg nicht finden. 

Meine Herren, damit fomme ih auf die Be- 
ftimmungen bezüglih ber Kontrolle des Trefterweins, der 
zu Brennzweden hergeftellt werben barf. Hier find 
ftrenge Borfchriften geboten. Auch dürfte fi eine gewiſſe 
Kontrolle des aus Treftern bereiteten Haustrunks 
empfehlen, wie wir ſie in Baben bereits gehabt haben. 

Und nun, zum Schluß! Daß Berhandlungen unter 
ben berbündeten Regierungen über eine Nebifion bes 
Meingefeged oder über .weiter zu erlaffende —5* 
verordnungen eingeleitet find, das —* wir bereits gehoͤrt 
Nachdem das Weinparlament Herta und nachdem ber 





Reihstag ſowohl wie bie Parlamente — ber Einzel- 
ftaaten, im preußifchen Wbgeorbnetenhaus noch vor 
wenigen Tagen ber Abgeorbnete Engelsmann — bie 
Wine ber Weinbauern und bed reellen Weinhanbels 
zur allgemeinen Kenntnis gebracht haben, dürfte eine ge— 
wiffe Beſchleunigung zu erwarten fein. 

In unferer Imterpellation „— wir gejagt, mir 
wollen eine beffere einheitliche —— des Wein⸗ 
geſetzes. Das wird die beſſere Kontrolle in die Wege 
leiten, die, wie ich vorhin gejagt habe, ſehr raſch gegeben 
werben kann, weil fie eine Vollzugsverordnung if. Was 
die gefeglihen Beftimmungen über eine ſachgemäße 
Revifion des Reichsgeſetzes, bie wir beantragt haben, 
anbetrifft, fo fann dies ja etwas längere Zeit in Anſpruch 
nehmen; ich möchte aber bitten, daß, wenn möglich, noch 
in biefer Seffion eine Novelle vorgelegt wird, minbeftens 
aber zu Beginn ber nächſten. Denn bie Fragen find 
fpruchreif. Wir haben dad im Weinparlament geichen, 
und wir fehen es jegt im Haufe, baß bie bivergierenden 
Anſichten, die feinerzeit in den verfhtedenen Weinbau: 
gebieten beftanben, ſich rar runde in ben —— 
ellärt haben, nicht nur zwiſchen den Winzern unter ſich 
ondern auch zwiſchen ihnen und dem reellen Weinhandel. 
Alſo in all ben Fragen, wo man einig tft, iſt es möglich, 
raſch vorzugehen, und ich möchte bitten, daß das gefchieht, 
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damit wieder für den deutſchen Weinbau beffere Tage (C) 


fommen, bie für ihn fo außerordentlich notwendig find. 
(Brabo!) 


Vigepräfident Kaempf: Das Wort hat ber Herr 
Abgeordnete Ehrhart. 


Ehrhart, Abgeorbneter: Einer der Herren Vorrebner 
hat bereit3 ausgeführt, es fei über bie Weinfrage ſchon 
zu viel geſprochen worden. Aber ich glaube, es tft noch 
nicht genug. Wohl iſt der Herr Staatöfelretär bes 
Innern, wie aus feinen Worten hervorgeht, von ber Un— 
zulänglichkeit des jegigen Geſetzes überzeugt; allein hinter 
ihm ftehen die Bunbesregierungen, deren Willen er aus— 
zuführen bat, und bei denen fiehts offenbar nod recht 
windig aus. Das läßt darauf fließen, daß wir nod 
lange auf eine Anderung bed Gefeged zu warten haben. 

Meine Herren, der Begründer ber erften Interpellation, 
Herr Dr. Roefide, hat die frage zu ber des Bundes ber 
Landwirte gemacht; er hat augebeutet, daß er ſich freue, 
nunmehr für die frage, die er fo lange vertrete, eine 
Majorität zu haben. Es tft ſehr bebauerlih, daß Herr 
Dr. Roefide während ber legten Jahre bem Haufe nicht 
angehörte; fonft hätte er wahrnehmen müſſen, daß aud) 
während feiner Abweſenheit Verfhiedenes in ber Weinfrage 
gemadt worden ift. 

(Sehr richtig! bei den Sozialbemofraten.) 

Die Majorttät, die jetzt in der Weinfrage vorhanden ift, 
ift nicht eine Majorität des Bundes der Landwirte, von 
dem bie Anträge überhaupt gar nicht ausgehen. No 
im legten Jahre fam ein Antrag zur Verhandlung, wob 
ber größere Teil ber ng ſchon gemacht wurben, 
die Herr Dr. Roeſicke heute hier wiederholt hat; auch 
wir haben ben Anträgen damals zugeftimmt. 

Der Herr Kollege Dr. Roefide benußt bie Frage und 
bie Majorität in berfelben, um fte mit ben junkerlichen 


Agrarzöllen in Verbindung zu bringen. Dagegen mödte (D) 


ih doch Verwahrung einlegen; denn bie eigentlihen Not- 
leidenden find Hier bie Kleinen Winzer, während bie 
Kapitaliften im Weinbau nicht Not Leiden. 

(Sehr richtig! bet den Soztalbemotraten.) 

Meine Herren, der Herr Abgeorbnete Dr. Roefide hat 
fi heute ald ein guter Pfälzer vorgeftellt; er hat Rellame 
für und Pfälzer gemadit, was ich ja bankbar anerfenne. 
Ih hätte bloß gewünſcht, er wäre immerwährend berfelbe 
Pfälzer geweien. 


(Heiterfeit.) 

Aber ich muß geitehen, Mitglieder bes Bunbes ber Land⸗ 
wirte haben zuweilen auch anders gelomnt. % erinnere 
an den früheren Kollegen Schrempf, der bie Pfälzer als 
bie größten Schmierer bezeichnete, und ich freue mid, daß 
Herr Dr. Roefide jenen Vorwurf heute im glänzender Weife 
zurüdgewiefen hat. erinnere aud an bie frühere 
Stellungnahme eines anderen Parteigenofien bed Herr 
Roefide, des Herrn Lucke, ber fo furdibare Angft vor der 
Stellerfontrolle gehabt hat. Alles bad beutet eben auf 
bie beftändige Mauferung beim Bund ber Landwirte hin, 
bie ich ja begreife. 

Herr Roeſicke Hat bier wetter eine rg Rezepte 
zum Weinmachen zum beften gegeben. Ich hoffe, daß 
biefelben in O u Sn au gas gelangen. 

etterfeit. 

Der Herr Kollege Schellhorn hat in feinem Vortrage 
auch davon geiproden, daß ber erfte Schritt in ber Sade 
duch dad Weinparlament getan ſei. Nach der Antwort, 
bie der Herr Staatöfefretär und gegeben hat, dürften 
feine 90 gen wohl ganz weſentlich eingefchräntt 
worben jetn. 

Es ift eine Tatſache: bad Gefeh bed Jahres 1901 
bat Schiffbruch gelitten. Dad wird von allen Seiten 
anerfannt. Auch der Herr Staatsjetretär hat dem Aus- 


— “ mu m 


“"xz» Fazysramen" 


wie MaRER 





(A) brud verliehen. 
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(Ehrbart.) 

Er fagt zwar, man könnte e3 durch einen 
Zuſatz ergänzen, oder mehr durch eine ſchärfere Hanbd- 
babung ſich helfen; aber im großen und ganzen war feine 
Rebe geeignet, anzunehmen, daß wir ohne eine Reviſion 
be3 ganzen Geſetzes auslommen werben. 

Wie ih ſchon bemerkte, hatten wir bereits im vorigen 
Jahre ben Antrag Baumann und Genoffen hier zu ber: 
handeln, ber ja im weſentlichen dasſelbe forderte, was 
die bier geftellten Anträge verlangen. Als Antwort ber 
einftimmigen Annahme der Anträge erfolgte bie Ein- 
berufung des MWeinparlaments, weldes im November 
legten Jahres tagte, auf dem jebod) über feine ber ver— 
langten Forderungen eine Einigkeit erzielt wurde. Nun 
fagt der Herr Staatöfetretär mit Recht, dab fi eine 
Einigung in jo tiefgehenden wirtſchaftlichen Fragen fehr 
fchwer herftellen lafle. Daß das nicht möglich war, dafür 
bat ber Herr Staatöfekretär aber auch ſchon im boraus 
durch die Art der Einberufung und Zuſammenſetzung 
ſeines Weinparlaments geforgt. Nach der Präfenzlifte 
waren bort in ber Hauptfadhe Chemiker, hohe Beamte und 
eine Anzahl anderer Leute, jebenfalld aber herzlic wenig 
berufene Fahmänner, und von den Kleinwinzern, bie es 
doch zunächſt angeht, waren faft gar nicht vertreten. Selbft 
Herrn Dr. Roefide, der fih empfahl, im Weinparlament 
die Wünſche der Winzer borzutragen, hatte man nicht 
berüdfichtigt, wa vom Bund erft übel bermerft wurde. 
Außerdem waren bie Verhandlungen geheim, den Der: 
tretern war eine Schweigepflicht auferlegt. Es wäre doch 
BEER gewejen, in ber Öffentlichkeit zu vers 

anbe 


(fer richtigh 
damit auch bie Anfichten derjenigen, bie im Parlament 
ſich ausſprachen, von ber Öffentlichkeit kontrolliert werben 
fonnten. So aber wiſſen wir immer noch nichts be— 
ftimmtes über das Nefultat jener Konferenz; benn das, 


(B) was burchgefidert, ift, folange und ber Herr Minifter es 


nicht beftätigt, doch nicht als zuberläffig anzunehmen. 

Mit der Einberufung diefes Reichstags haben wir 

einen großen Segen gehabt. Ein Wolkenbruch von An- 
trägen faufte hernieder, und die „Paarung“ hat und zu: 
gl ch auch vier Snterpellationen refp. Anträge gebradt, 
te aber mehr oder weniger in ber {Frage einig gehen. 
Der Wahlliberale, ich betone Wahlliberale, weil er unter 
biefer Flagge in ben ——* N — Herr Dr. Roefide 
€ R ß 
bat feinen Blockbruder Herrn Kollegen Schellhorn um etwa 
Nafenlänge überholt; denn er hat die Priorität ber 
Snterpellation und bamit aud ein Vorrecht gegenüber 
den anderen Antragftellern bei der Außenwelt. 

Die Imterpellanten haben bie Frage an ben Herrn 
Kanzler geftellt, was er zu tun-gebenfe. Mir haben num 
die Antwort vernommen, die Interpellation würde wenig 

wed haben, wenn nicht auch zugleich die Anträge Stauffer- 
raf Hompeſch zur Diskuſſton geftellt würden, welch letztere 
erſt bei ſpäterer Gelegenheit verhandelt werden ſollen. 
Nah meiner Anſicht find fie aber ſchon heute gründlich 
beiproden worben, aud ich möchte mich auf demfelben 
Gleiſe der pofitiven Anträge, wie meine Herren Vorredner 
bewegen. Sonderbarerweiſe ſehe ich bei den Antrag: 
ftellern auch meinen verehrten Landsmann, Herrn Kollegen 
Stauffer. Diesmal bei einer ganz anderen Truppe als 
bor Jahresfrift, ald ber Antrag Baumann beraten wurbe; 
bamald war er noch bei ben geeinten Orbnungöparteien. 
eute erſcheint er aber in antifemitif em Gewande Wie 
mt denn das? Gollte Herr Stauffer nicht mehr unter 
bie Ordnungsparteien, unter denen er noch im borigen 
Jahre marfchierte, zählen? Sein Antrag fügte fi auf 
bie befannten vier Punkte. Mit ihm hat ja aud das 
Zent  bemfelben Antrag, wenn auch in anderen Worten 
geft Im Anflug zunächſt an die Refolution zum 
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feligen Weingejeg wird verlangt, daß befolbete Beamte in (C) 


fämtlihen Bunbesftaaten als Kontrolleure beftellt werben. 

Meine Herren, es wurde ſchon wieberholt anerkannt, 

daß die Pfalz eine Mufterfontrolle befttt. Darauf ift ja 
auch bie große Zahl der Prozeffe in der Pfalz zurüd: 
auführen. Ohne eine ſolche Berufskontrolle würden bie 
Prozefie recht fchnell ihr Ende nehmen, und vielleicht 
hätten wir in ber Pfalz die wenigften. Das Schäbigſte 
dabei iſt jedoch, daß bie Konkurrenz dieſe — in 
unlauterer Weiſe ausnutzt. Meine Herren, es iſt eine 
Tatſache, daß die Berufskontrolleure — wir haben es in 
der Pfalz wahrgenommen — nicht auf Roſen gebettet 
find. So wird der Pfälzer Kontroleur Herr Weiſer, ber 
ja allgemein als ein tüchtiger Beamter anerkannt wird, 
erabe bon einem Teil der „ehrbaren” Weinintereffenten 
n einer Art und Weife behandelt, herabgewürbigt und 
benungiert. Unter letzteren befinden fich fogar Leute, die 
unbegreiflihermwetfe auch nod für bie beantragten vier 
Bunkte zur BVerbefferung des Weingeſetzes eintreten. Aber 
offenbar haben bie Pfälzer trog der firengen Kontrolle 
einen Vorteil; denn das Vertrauen zu ben Pfälzer Weinen 
bat ſich weſentlich gebefiert. 

Meine Herren, was die Kontrolle felbit anlangt, jo 
hören wir aus Preußen eine Ehrenkontrolle ſei ausge— 
zeichnet. Der Herr Staatöfekretär wirb es ja nicht jagen; 
aber bon anderer Seile, bei anberen preußifchen 


Miniftern, und namentlih bei bem Syinanzmintfter 
wird ber Koſtenpunkt ganz erheblih in die Wag— 


ihale geworfen werben. Den einzigen Vorteil hat dieſe 
Kontrolle in Preußen für bie gig ! fie iſt 
billig; fie koſtet ja bekanntlich faft gar nichts. Im 
vorigen Fahre wurde hier eine herbe Kritik au dieſer 
preußtfchen Kontrolle geübt. Daraufhin haben Kontrolleure 
— id; glaube, es war an der Mofel — eine Fonferenz 
abgehalten und fi in der entjchiedenften Weiſe über bie 
Beſchuldigungen, bie hier gegen fie erhoben worden find, 
beſchwert. Ste haben namentlih aud bei dem Herrn 
Minifter fi über die Kritik beklagt, und ob ber ftein- 
erweichenden Klagen wurde er ganz gewiß auch tiefftens 
gerührt. Das zielbewußte Preußen — id made bloß 
aufmerffam auf feine Fleifhbeihau, auf feine Leichen: 
ihau — bat aud bier für bie Befoldung von Beamten 
x * denn es braucht ſolches für das nationale 
wein. 

Weil die Weinkontrolle der ——— Faktor in der 
Steuerung be Elends ift, jo wäre hier angefihtö bes 
fozialen, wirtſchaftlichen und fanitären Bebürfniffes ein 
2. Gebiet zum Eingreifen der Regierung. 

er Herr Staatöfekretär hat und geftern verfichert, 
er jei ein Minifter mit fozialem Empfinden. Ich glaube, 
auch bier hätte er Gelegenheit zum Cingreifen. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Ich gebe zu, daß eine Kontrolle für Preußen mehr foftet 
al& der biöherige Zuftand; allein foll das Weingeſetz fein 
toter Buchſtabe fein, dann muß eben etwas geſchehen. 
Es wurden ja während ber lebten Zeit mancherlei anbere 
—— e für die Weinkontrolle gemacht, unter anderen 
auch 2* e, daß man die Weingebiete abgrenze und die 
ſcharfe Kontrolle nur in dieſen ausübe. Man glaubt, 
damit dem Winzerftande gerecht zu werben, inbem man 
das Gebiet tfoltert und J von naturreinem Gewächs 
aus der Quelle garantiert. Allein auch dieſer Vorſchlag, 
ſo gu er gemeint fein mag, wird bon dem fogenannten 
ehrbaren Handel, der alle guten Abſichten durchbricht, 
ausgenugt und durchkreuzt werben. 

Das Zentrum fpriht im feinem Antrag von Wein- 
banblungen, die auch fontrolliert werben müßten. Ich 
ſtimme bem bei; allein ich glaube, bie Kontrolle müßte 
noch eine weitergehende fein. Wer aud nur ein Hein 
wenig Weinverftändnis hat, wirb mir beftätigen, bak wir 


— 


D) 


(A) zuweilen 
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(Ehrhart.) 
einem Getränk auch in guten und beften 
Reftaurant3 begegnen, bon dem gejagt werben muß, daß 
es nicht in geringfter Verbindung mit bem eigentlichen 
Mein ſteht. ES dürfte nicht nötig fein, alles unter 
polizeiliche Kuratel zu ftellen; e8 genügt, ab und zu eine 
Probe zur Unterfuhung zu entnehmen, fie wirb zu über: 
rajhenden Refultaten führen. Dann müßten aber aud) 
die nötigen Folgen eintreten. 

Meine Herren, e3 kann nicht abgeleugnet werben, daß 
bie Fälſchungen in immer breifterem Maße um fich greifen. 
63 gibt Gemeinden, bie förmlih barauf angehen, alle 
diejenigen ihrer Mitglieder, die den Fälfcher denunzieren, 
in bie Acht zu erklären. 

(Hört! hört! bei den Soztaldemofraten.) 
Ih habe Beweife dafür. Ste jehen aus allebem: bie 
Ehrenkontrolle tft einfach nicht aufrecht zu erhalten. 

Als ein nötige Aushilfömittel ift nun das Lager: 
buch anzufehen. Der Herr Minifter jagt, dab bereit3 im 
Geſetz richtig fiche, daß ber Kontrolleur auch Einſicht von 
ben Büchern nehmen fünne. Aber es ift niemand gehalten, 
niemand gejeglih gezwungen, ein ſolches Lagerbuh zu 
führen, und bei demjenigen, ber nicht ſauber unter dem 
Bruſttuch if, fehlt auch ganz felbftverftändlich diefes für 
den Sontrolleur abfolut motwendige Hilfömittel eines 
Lagerbuchs. Es ift von einigem Intereſſe, daß wir jet 
eine Anzahl Intereffenten ſehen, die 1901 gegen ba3 
Lagerbud auftreten, e3 al3 eine ungeſetzliche polizeiliche 
Bebormundung gekennzeichnet haben und deshalb auch 
gegen biefe Forderung geftimmt haben. 

Bei jedem Weinfälfhungsprozeß machen wir die Wahr: 
nehmung, daß die Bücher fehlen. Ya noch etwas weiter 
müflen wir gehen: auch ber Chemikalienhandel muß fo 
neführt werden, daß bem Stontrolleur erfichtlich ift, ob 
Ghemifalten bezogen find. Sie werben z. B. finden, daß bie 
Stoffe, die im Gefeg zur Weinausbauung verboten find, 


(3) verfauft, aber nur fehr ſchwer die Bezugäquellen feitzu: 


ftellen find. 

Das ſchlimmſte aber an ber ganzen Sadje find, wie 
ſchon mehrmals angeführt worden # die niederen Strafen. 
Meine Herren, ih mil bier nicht weit auöholen, 
obwohl mir eine Maſſe von Material zu Gebote fteht. 
Nur ein paar einzelne Fälle laffen Sie mid anführen. 
Sp wurde ein Meinhändler beitraft wegen ftandbalöfer 
Sälfhung, und zwar vom Gericht in Mainz, zu 2 Monaten 
Gefängnis und 1000 Mark Strafe. Die Strafe von 
2 Monaten wurbe ihm auf dem Gnabenwege in 100 Mart 
Geldftrafe umgewandelt. 

(Hört! hört! bei den Sozialbemofraten.) 
Solde Zuftände animieren ja fürmlih zu weiterem 
Betrug. Ich will bei ber Gelegenheit feitftellen, daß ich 
gar einen Unterfchied zwifchen dem ehrlichen und unent⸗ 
ehrlihen Weinhandel und den Fälihern made. Letztere 
betreiben ihr ſauberes Hanbwerf immer ungenierter. So 
bat fih in einem Prozeß ber Fall abgeſpielt, daß ein 
Weinchemiker von dem Bellagten als Sachverſtändiger 
verlangt wurde. Das Gericht erklärte aber: ben können 
wir nicht zulaffen, weil er ſich zurzeit wegen Weinfälfhung 
in Unterfuhungähaft befindet. 
(Heiterfett.) 

Es wurde alddann ein zweiter Sahperftändiger verlangt, 
und wieder mußte bad Gericht erflären, dab es auch 
diefen ablehnen müfle, weil er wegen VBegünftigung bon 
MWeinfälfhungen im Gefängnis fite. Es ift eine Talſache, 
dab es gerade unter ben Chemikern eine Anzahl Beute 
gibt, die jehr, ſehr verbädtig find. Ein Chemiker, ber 
längere Zeit in Unterfuhung ſaß, harrt immer noch, es 
find mehr als 2 Jahre ber, Pe Verurteilung. Der 
Hal fpielt in Bayern, unb wird ſich gewiß bie Gelegen- 
heit bieten, bort darüber zu reden; jedenfallö wird u 
nichts gefchenft werden. Die Hehler finb in dieſer 


Beziehung ebenſo ſchlimm und Ri beftrafen wie 
Täter. Es wäre überhaupt nötig, die Prozeffe mehr 
in die Öffentlichkeit zu bringen, und bie Fälſcher an ben 
Pfahl zu ftelen; dad Mittel würde jedenfalls erfolgreicher 
fein. Im borigen Jahre hat Herr Kollege Stauffer einen 
Fall von Büdesheim angeführt, er iſt damals ſchwer mit- 
—— worden! Er wurde als ein arroganter Lügner 
ezeichnet, er ſoll Büdesheim mit Rüdesheim verwechſelt 
haben. Der Fall hatte eine Wallfahrt nad; Darmſtadt 
zur Folge, die bezwedte, dab das Weingeſetz etwas larer 
gehandhabt werben möchte. Zurzeit ſpielt, eine Folge 
jenes Falles, ein Prozeß, es find angellagt ein Keller— 
meifter und einige Beamte, das find aber bie eigentlich 
Schuldigen nicht. Die eigentlih Schulbige, bie Unter— 
nehmerin, ift eine Altiengeſellſchaft, die Aktionäre figen 
in Srenznad, während arme Teufel progeffiert werben. 
Die Herren, die Kapitaliften, haben 1200 0U0 Park zu: 
fammengefhoflen, und dieſes Stapital rentiert ſich aus- 
gezeichnet. Wir werben ja recht bald von bem Urteil 
über die Angeklagten hören. Soviel kann aber jchon 
heute aus den bereit3 veröffentlichten Anklagealten feft- 
geftellt werben, daß die Manipulationen jener Geſellſchaft 
ganz ‚ungehenerliher Art geweſen find. Man fieht aber 
gerabe aus biefem Falle, wie bie ben Herren gefügige 
Preſſe — und ed gibt eine ganze Anzahl folder Blätter 
— etwas zu verbrehen und zu entftellen verfteht, und 
wie fie in heiliger Entrüftung maden fanı. 

Unfered Erachtens liegt ber Schwerpunkt in ber 
räumlichen und zeitlichen Begrenzung des Zuckerzuſatzes. 
Gewiß erfennen wir an, daß Zuderung notwendig ift, es 
gibt ja eine ganze Reihe von Wetnbaugebieten, in denen 
e3 ohne Zuderzufag nicht geht. Aber tatfächlih werben 
zurzeit Die Säuerlinge von Weinen geſucht, nit um fie 
u berebeln und munbgerecht zu machen, jonbern um mit 

nen recht gründlich ftreden zu können. Man mag aus 
biefen geil ermaßen an Eſſig grenzenden Gewächſen (m) 
„naturreine analyſenfeſte Weine“, und das tft gerabe bad 
Schäbliche babei, daß diefe fauren Weine zur Stredung aus: 
genußt werben, um einen Vorteil für Diejenigen zu erzielen, 
die am allerlegten einen Anteil am Weinbau nehmen. 

Herr Kollege Blantenhorn hat ſchon ausgeführt, daß 
jegt feftgeftellt jet, daß dem Wein die Säure durch Bagerung 
genommen werben kann. Wir wollen ſehen, inwiewett 
fich die Regierung dieſe Entdeckung zunuge macht. Wir 
haben ferner vernommen, daß im öfterreihifhen Wein— 
gefe bie Trodenzuderung allerbingd mit behörblider Ge— 
nehmignng bor eldhlagen ft. Wenn fi dies Verfahren 
bewährt, wirb E die Stredung in Wegfall fommen, und 
_ ein erfolgreicher neuer Weg zur Befferung geebnet 
werben. 

Wir Sozialdemokraten gehen bavon aus, daß das 
Panſchen nur die Bereicherung auf Koften ber Konfumenten 
bezwedt, dieſe alſo betrogen werben, meift aber nod an 
der Geſundheit Schaben leiden, und daß es bem linters 
gang des Winzers zur Folge hat. Ich habe hier eine 
anze Anzahl von Preidangeboten von Weinen, bie ben 

taatdanwalt mit ber Nafe auf den Urſprung ber 
fogenannten Gewächſe führen und zum Einſchreiten ver— 
anlaffen müßte. Meine Herren, es find midt, wie 
vielfah behauptet, nur ſemitiſche Händler und Organe, 
die den Handel begünftign. So finde ih 3. B. 
in ber zweifellos Herrn Dr. NRoefide nabeftehenben 
„Pfälziſchen Tageszeitung” ein Preisangebot veröffentlicht, 
dad dem reellen Weinhandel ein ſchlechtes Zeugnis 
ausftelt. Es heißt ba: „Beachtung! Rotwein (Natur) 
zu 0,50, 0,70 bis 1 Mark pro Liter; für Kranke 
ärztlih empfohlen. Portugieſer (Haudtrunft in Heinen 
Gebinden) 35 Pfennige pro Liter, in größerem Quantum 
bedeutend billiger.” „Haustrunf* ift ja befanntlich ver: 
boten. Ich möchte Herrn Dr. Rocfide raten, feinem Ber: 


bie (C) 
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Ehrhart.) 


(A) lag zu empfehlen, für die Folge in der Annahme feiner 


Annoncen etwas borfihtiger zu fein. Es werben auch 
Angebote 4. B. aus Stuttgart gemacht zur Wein: und 
Mofverbefrerung: Kriftallzuder, neue griechiſche Weinbeeren, 
MWeinfteinfäure und eine ganze Anzahl ähnlicher Dinge. 

Es ift weiter wiederholt konftatiert worben, und zwar 
auch Hffentlih, daß Weine zu 360 Mark durch Hänbler 
bon den Winzern gefauft wurben, bie alsdann auf bem 
Markt fir 240 Mark offeriert und noch billiger verfauft 
wurden, felbft im Weinparlament haben fidy einige Herren 
für diefe Weine und mo fie zu haben find, interefftert. 
Es handelt fi bei dieſen Fälfhungen mamentlih um 
fleinere Welne, die vom Mittelftande umb von ben 
Arbeitern getrunken werben; die Ebelmarten finb geborgen, 
bie find gefchügt, für ben Produzenten berjelben fteigen 
bie Breite Ich habe mid gewundert, daß ber Herr 
Borrebner barauf nicht zu ſprechen kam. Bet der Weln- 
verfteigerung der befannten Häufer ift der Beluch in der 
—* ſehr ſtarl, was ſich im Steigen ber Preiſe ber 
erzielten Preiſe ausdrückt. Die Winzert dieſer Beſitzer 
gehen ſicherlich im Preiſe nicht zurüd, die Verſteigerer 
maden babet ein vorzügliches Geſchäft. Jeder der Herren 
Vorredner hat von ber vorhandenen Notlage geiprodhen, 
für bie Pfalz kommt nod das Elend der Mißernte in 
Betracht. 

Die Forderungen der Weinintereſſenten haben ſich 
endlich auf die vier belannten Punkte verdichtet; das war 
wohl eine ſchwere Geburt, um dazu zu kommen. Die 
Gegenſätze find anſcheinend vorläufig abgeſchliffen 
worden — ich ſage vorläufig, —; denn wir wiſſen nicht, 
wann es erſt einmal zu einer Vorlage der Regierung 
fommt, ob dann auch die Majorität die bier Punkte 
nod jo zu haben fein wird wie jet. Wir bürfen nicht 
vergeffen, baß ein großer Teil der Petenten aus Not 
und in der ehrlichen Abfiht ihren Schrei richten, daß fte 


(8) durch eine Gefegesänderung eine Verbefferung erfahren 


könnten. Es gibt unter den Schreiern aber aud eine 
ganze Anzahl, die den Mantel der Ehrlichkeit umhängen 
wollen und deshalb au, um den Schein zu wahren, für 
diefe vier befannten Forderungen ftimmen. Gewiß könnte 
das alte Geſetz ausreihen — das hat ber Herr Minifter 
hier gen Fr erg rg —, wenn es anders voll⸗ 
ogen würbe, oder, will ich inmıfügen, wenn die Wein: 
Daıbler alle ehrlich werben. e ſind es aber nicht; bie 
Regierungen vollziehen aud das Geſetz nicht fo, wie es 
im Geifte und in ber Abficht bed Geſetzes geichehen follte. 
Der Herr Staatsſekretär verweift ba auf bie Bundes— 
ftaaten, aber ein Bunbesftaat ift dabei, auf ben er gan 
fiher aud einen Einfluß Hat: das ift Preußen. J 
fann mir nicht denken, daß der Herr Staatsfetretär des 
Innern fo ganz ohne Einfluß auf ben Vollzu 
ber preußlſchen Gefehgebung nah ber Richtung et, 
alfo fange er erft ba an, in Preußen einen 
vernünftigen, ehrlihen Vollzug des Geſetzes einzuführen, 
dann mwirb er jebenfalld andere auch zur Nahahmung 
ermuntern. Ich hatte ſchon Gelegenheit, im Auftrage meiner 
rien zu den vorgelegten Buntten im verfloffenen Jahre 
tellung zu nehmen. ir gehen, wie ſchon bemerft, 
davon aus, daß zunächſt der Konfument gefhügt werben 
muß dor Surrogaten, daß er nicht genötigt iſt, ftatt 
reiner, gefunder Genußmittel für fein gutes Gelb 
Surrogate zu kaufen. Dabei vergeflen wir keineswegs 
auch bie Heinen Winzer zu ſchüthen. Wir nn ed für 
ein Unrecht, wenn bad — eug auf den Markt 
kommt, und dabei die Ware des Winzers liegen bleibt, 
und er gezwungen wird, fie an den Hanbel zu Schund— 
preifen abzugeben. Wir haben fhon im vorigen Jahre 
und für biefe Forderungen erklärt, wir miflen ja: 
Dank werden wir aud jet mit ernten; denn 
den verſchiedenen Orbuungöparteien iſt es überhaupt 
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unangenehm, daß wir für bie Forderungen eintreten. (0) 


Namentlih in den —————— wird der Punkt 
als ein Popanz gegen bie Sozialdemokraten benützt; au 
bei ber legten Wahl ift bad geſchehen. Man hat au 
bie Soztaldemofraten als bie Weinfälſcher gezeigt. Ich 
fenne meine PBarteifollegen, ich finde feinen heraus, ber 
jemald Weine gefälfcht hat. Aber — die Anweſenden ber 
übrigen Parteien find er audgenommen — 
eiterfe 

id kenne eine ganze Reihe ihnen aber Naheftehender, die 
bei der Wahl eine große Rolle geipielt haben, bie wahrlich 
nicht nötig hätten, auf uns Sozialdemokraten mit Fingern 
zu zeigen. Es fan, wenn man ber Sade auf ben 
Grund gebt, auch nicht beftritten werben, daß bie Haupt- 
fälfher der befigenden Klaſſe angehören, fie eben von 
ihrem kapitaliſtiſchen Stimm dazu getrieben werben, bie 
heilige Ordnung, das Geſetz, alle Ehrlichkeit preiszugeben, 
nur, um ſich zu bereichern. 

(Sehr richtig! bei ben Soztalbemofraten. Oh! Ob!) 
Gerade bei der letzten Wahl hat die Weinfrage auch in 
ber Dial eine Rolle gefpielt, wo bie Herren fich in ber 
—— chſten Weiſe als die Ehrlichen hinſtellten und 
bie Sozialdemokraten anſchuldigten. Herr Kollege Schellhorn 
a bie Liebenswürdigfeit haben, mir das zu 

eftätigen. 


(Burufe.) 

Ich refumiere: wir find auch heute bafür, daß der Boll: 
ano ber Kontrolle durch im Hauptamt befoldete Kontrollenre 
m ganzen Reich gefchehe; wir find für Einrichtung von 
Lagerbüdern, und zwar Lagerbüchern, die auch dem Wein⸗ 
fontrolleur verftändlih find. Wir find auch für zeitliche 
und räumliche Begrenzung, felbft für den Deflarations- 
zwang, wenn uns dafür ein gangbarer Weg genannt wird. 
Wir And auch bereit, eine brauchbare Revifion des Geſetzes 


mitzumachen. Bis bahin werben Sie und weiter be- 


ſchuldigen, aber wir haben feine Urſache, und barob zu (D) 


grämen. 

Nun hätte ich noch eime kurze perfönliche Bemerkung 
zu madhen. Im verfloffenen Jahre habe ih umter ber 
Anzahl don Material auch eime Hamburger Firma — 
ber Name ift Durrlaher — bezeichnet als eine, die aus 
Deutſchland kranke Weine beziehe, um fie in Hamburg 
wieber gefund zn maden. Die Firma hat mir mittler: 
weile mitgeteilt, daß ich mich im Irrtum befinde. Ich bin 
ber Sache nachgegangen und fonftatiere Hier, daß ſich 
mein Gewährdmann getrrt hat, und daß damit alle bon 
mir baran gefnüpften Satubfolgenmaen in Wegfall 
fommen. Ich babe die öffentlihe Beihulbigung erhoben 
und Halte e3 für eine Ehrenpflicht, das zu ren, d 
ich mid) geirrt babe, und ich tue das hiermit. 

(Bravo!) 

Weiter habe ich in jener Rede gefagt, an ber Mofel 
fei ein Hauptabfaßgeblet für bie verwäſſerten Weine. 
Darüber hat fih ein Schrei der Enträftung in einem Tell 
ber Weinfachpreffe und der mit ihr mehr oder weniger 
verwandten intereffierten bürgerlichen Preſſe u fie 
haben mid als einen Verleumder u. bergl. bezeichnet, ben 
fie auf eine andere Weife zu faflen noch bie Abficht 
hätten. Es find ja wohl Herren von der Mofel hier; 
pr will die Namen ber firmen bier nicht Öffentlich nennen; 
id) bin aber gerne bereit, Ihnen mein Material über bie 
in Betracht kommende Firma zur Verfügung zu ftellen. 
Wenn Sie alfo Luft dazu Haben, bitte, reben Sie; ich 
werbe Ihnen recht gerne folgen. 

(Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 


Bizepräfident Kaempf: Das Wort hat der Herr Ab- 
georbnete Defer. 


Defer, Abgeordneter: Meine Herren, erwarten Sie 
nicht, daß ich für meinen heimifchen Apfelwein bet biefer 
4 


(A) Gelegenheit 
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(Defer.) 

eine Lanze brede. Wir haben uns in 
Frankfurt immer obme dad Gefeg bei unferem National: 
etränt behelfen können und wir hoffen, daß bad aud) 
n Zukunft der Yal fein wird. 

Ih möchte mur kurz ben Standpunkt meiner poli- 
tiihen freunde zu bem Fragen darlegen, bie heute hier 
angerührt worden find. Meine Herren, wir hören von 
der Notlage des Winzeritandes, und der Schluß, ber 
daraus gezogen wird, Ift ber: es muß eine Auderung de 
Weingeſetzes eintreten. Mir fehlt aber ber ſchlüſſige Be— 
weiß bafür, daß dad Weingeſetz an ber Notlage des 
Winzers auch ſchuld jet. Wir kennen eine say ar 
anberer Urſachen, die mitwirken, bie Lage des Winzers 
au verſchlechtern: Abjagverhältniffe, die ſich im Laufe ber 
Jahre verihoben haben, eine größere Teilung des Be— 
fige8 infolge der Zunahme der Bevölkerung; aber nod) 
andere Urſachen: das ftärfere Auftreten von Neben: 
ihäblingen und Rebkranfheiten, die große Stoften im der 
Belämpfung verurfahen und infolgebefjen auch zurüd: 
wirfen auf bie Lage des Winzerftandes. 

Sehr richtig!) 

Nun find meine politifchen Freunde der Meinung, daß 
das Weingeſetz von 1901 eine viel zu kurze Zeit befteht, 
um heute ſchon eine — — verlangen. Dagegen 
find wir der Meinung, daß wir in erſter Linie darauf zu 
drängen haben, dieſes Weingefeg tatſächlich durchzuführen. 
Die Klagen, bie wir vernommen haben, und bie auch 
außerhalb des hohen Haufes in Iebhafter Weife verbreitet 
werben, hängen nicht jo fehr mit der mangelnden Qualiätt 
be3 Weingeſetzes zufammen, fonbern in erfter Linie damit, 
daß dieſes Geſetz überhaupt noh nicht burdgeführt 
worben ift, daß e3 an ben notwendigen Maßnahmen zur 
Durhführung gefehlt Hat. Dedwegen würden meine 
politifhen Freunde bereit fein, ſich auf eine Verbeſſerung 
der Kontrolle einzulaflen, lehnen es aber ab, in eine 


(B) Reviſion bed Weingefeged einzutreten. Meine Herren, 


es hat nicht viel Zweck, ein Geſeß nad) bem anderen her: 
zuftellen, die dann in dem Archiv ruhen, ohne durchgeführt 
u werben. Ich meine, wir müffen zunächft einmal bafür 
En daß das Geſetz auch tatfählid zur Ausführung 
fonmt, und, ich glaube, wenn man den Intereſſenten, 
beren Vertreter heute fo berebt alle ihre Wünſche bar: 
gelegt haben, die Alternative ftellt: wollt ihr ein neues 
Weingeſetz, in dem alle eure Wünfche enthalten find, oder 
wollt ihr, daß wir das beftehende Weingefeg durch eine 
jeorbriete, fachkundige und unpartelifdhe Kontrolle durch— 
ühren, jo würde ber größte Teil jagen : forgen Sie dafür, 
daß wir dad Weingefeß von 1901 wirklich burdführen, 
wir werden dann zufrieden fein. 
(Sehr richtig! Links.) 

Ih bebauere, daß die Refolution, die im Jahre 1901 
von biefem hohen Haufe — in der Kommiffion einftimmig 
und bon dem hoben Haufe mit großer Mehrheit — gefaßt 
ift im bezug auf eine Berbefferung der Kontrolle, nicht 
von dem berbünbeten Regierungen zur Durdführung ge: 
langt it. Wäre das ber Fall, jo wäre ein grober Zell 
biefer Debatten erfpart worben, und wir mwürben nicht 
von Jahr zu Fahr Anträge auf Abänderung bed Wein: 
es befommen. Wenn wir heute das Weingeſetz 

udern, ohne dab Preußen eine beflere Kontrolle einführt, 
werden wir biefelben Debatten im nächſten Jahre wieber 


haben. 
(Sehr ritig! links.) 

Mit jeder Anderung des Weingefeges haben fid) die 
Klagen verſchärft, weil jedesmal die Hoffnungen, die man 
auf die Anderung des Weingefeged geſetzt hatte, nicht 
erfüllt find, weil eben das Gefeg nicht Durchgeführt wurbe. 
Das, meine Herren, ermutigt nit dazu, nun abermals 
die Klinke der Gefeßgebung in die Hand zu nehmen und 
ein neues Weingefeg auf das beftehende wieder hinauf: 
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zupfropfen. Ich glaube, wenn wir biefen Weg einfhlagen (C) 
würben, fo würden wir genau mit bemfelben Befullat, 
wie wir e3 heute vor uns haben, in kurzer Zeit wieber zu 
rechnen haben. 

Nun, meine Herren, bie lagen, die Herr Dr. Roefide 
in ber Begründung ber Interpellation dargelegt bat, 
fioßen nad meinem Dafürhalten offene Türen ein. Die 
Weinfälfhungen, die er namhaft gemacht hat, Verwendung 
von Chemilalien und derartigen Mitteln, find in dem be- 
ftehenden Weingeſetz durchaus verboten, und e3 braucht 
nit eine Anderung ber Gefeggebung, um ben Klagen 
über Verwendung bon Ghemilalien entgegenzutreten, es 
braucht eben nur die fchärfere Kontrolle. 

Meine Herren, num ift in ber Debatte von Herrn 
Noefide und auch anderwärts wieder ein Fall erwähnt 
worden, der ja früher fchon dieſes hohe Haus beſchäftigt 
bat und die Öffentlichkeit ebenfalls: das ift Die Verurteilung 
bes früheren Abgeordneten Sartorius. Meine Herren, 
1 fühle mich nicht berufen, das, was Herr Sartorius in 
feiner Eigenfhaft als Weinhändler getan Hat, irgendwie 
in Schug zu nehmen; aber ich glaube, gegenüber ben 
wiederholten Angriffen erfordert es bob auch bie 
Gereätigfeit, darauf hinzumeifen, daß viele der Vorwürfe, 
die man Herrn Sartoriu3 macht, nad Maßgabe bes 
Richterſpruchs nicht zutreffend waren. Die öffentliche 
Meinung hat über Herrn Sartorius in einer weit 
ſchärferen Weiſe geurteilt als die orbentlihen Richter. 
Ih will zum Beweiſe ng) aus einer beglaubigten Ab⸗ 
ſchrift des lrteild gegen Sartoriud vorlefen, worauf er 
wegen Verwendung des Mußbacher Waſſers nicht beftraft 
worden iſt. Der eg in bem Urteil, denn ih mir 
erlauben möchte mit Genehmigung bed Herrn Präfidenten 
zur Verlefung zu bringen, lautet in bezug auf bad Muß: 
bader Wafler: 

Diefe Fragen find nah Anſicht bed Berichtes 
zu verneinen, dba e3 au einem 
weis irgend eines Verſchuldens fehlt mit Rüdfidht 
auf bie mehrfache Filtration, auf die Wirkung 
ber Gärung, bie nad) unwiderlegter Angabe bes 
Angeklagten wiederholt betätigte Unterſuchung 
bed Waſſers, insbeſondere auch bie gutacdhtliche 
Außerung der Krreisberſuchsſtation Speyer über 
bie — des Waſſers fogar al Zrinf- 
wafler und mit Rückſicht darauf, daß bie Ber- 
wenbung feineswegs heimlich, fondern offenkundig 
und mit Kenntnis der Behörden ohne irgend» 
welche Beanftandung erfolgt iſt. Es hat daher 

0 — dieſer Auklagepunkt auszuſcheiden. 

eiter: 

Strafmildernd zu berückſichtigen iſt der Umſtand, 
daß beſonders gerade Verletzungen insbeſondere 
—— bon geſundheitsſchädigenden Stoffen 
und Chemikalien nicht in Frage kommen, dab 
einzelne Ausführungsakte ihon länger zurüd: 
liegen und zum größten Teil unter altem Wein: 
geieg verübt wurben, das in ber Praxis eine 
milbere Anwendung erfuhr. 

IH begnüge mid, meine Herren, damit, biefe Stellen 
aus dem lirteil zu verlefen unb verlaffe bamit dieſen 
Begenftand. 

Nun, meine Herren, wenn wir für die Durdführung 
ber Kontrolle bei dem Weingeſetz eintreten, fo werden wir 
und nicht feftlegen in bezug auf die Art der Durdführun 
biefer Kontrolle. Ich glaube, wenn wir organtfatorif 
borgehen wollen, fo werben wir nicht Spezi geſetze und 
Spezialbeamte einführen können, fhon mit Rudfiht auf 
bie enormen Stoften, die bad verurſacht. Wir werben 
einen erweiterten Aufban ſuchen müffen, und mir fcheint 
auch —* noch ber Weg, den die Kommiſſion von 1901 
vorgeihlagen hatte, die gejamte Nahrungsmittellontrolle 


enügenden Nach⸗ (D) 


(Oder) 


(A) organifatorifch zu regeln und einheitlih für das ganze 


Neid audzugeftalten, der richtige. 

In bezug auf die Lagerbücher, meine ih, wird es 
fehr darauf anlommen, in welcher Weiſe fie auszugeſtalten 
find. Ich fürdte hier weniger die Beläftigung der Meinen 

inzer. Ib kann Herrn Dr. Roefide zugeben, daß 
unfere Winzer im großen uud ganzen fo weit vorgeſchritten 
find, daß man ihnen eine 53 Buchführung vielleicht 
vorſchreiben kann. Aber, meine Herren, wir haben mit 
großen Geihäften im Meinhandbel zu rechnen, mit 
Gelhäften von Weltruf, von einem großen und biel- 
geftaltigen Abfat. Hier fieht eine Lagerbuchkontrolle 
ganz anders aus als bei bem fleinen Winzer, und wir 
müflen und fragen, ob es denn uufere Aufgabe if, das 

häftöleben durch Vorſchriften der Gefeggebung immer 
mebr zu fomplizieren und zu erſchweren, ob wir einem 
Mann, der im bürgerlihen Erwerb fteht, immer neue 
Laften zu ben alten auferlegen dürfen, ob wir ihn mit 
immer neuen Formalien behelligen dürfen oder nicht. 

(Sehr ridtig! links.) 

Ich meine, wir follen alles unterlaffen, was ihn gegen: 
über ber — ——— in Rückgang bringen kann. 
(Aha! in der Mitte.) 

Man fol überhaupt nit den Gegenfag zwiichen Weinbau 
und Weinhandel zu verfchärfen ſuchen. Es ift das leider 
außerhalb diefes hohen Haufes vielfach geſchehen. Wir 
find der Meinung, dab ber befte Bundesgenoſſe des Wein: 

produzenten der Weinhandel ift 

(fehr richtig! in der Mitte und — 
der Weinhandel, der mit einem außerordentlichen Fleiß, 
mit vieler Intelligenz und Tatkraft dafür geforgt hat, daß 
unfer Weinbau auch den Abſatz im Auslande behält 

(ehr richtig!), 

und wir fchäbigen durch dieſe Debatten, die immer mur 
die eine Seite betonen, immer nur betonen, daß verfälſcht 


(B) wird, die verallgemeinern und übertreiben, ald wäre ganz 


Deutſchland nichts anderes ald cine Gejellihaft von 
Fälihern. Wir fhädigen dadurch auch in er Linie 
den Abſatz im Auslanbe 


(ſehr richtig!), 

der nad der Meinung jämtliher Händler heute ſchon fo 
außerordentlich ſchwer ift und auch nad dem ftatiftifchen 
Auſchreibungen gg ee Weldes Echo das wedt, bad 
iehen Sie an ben Bereinigten Staaten, welche bereits 
Borjhläge gemadt haben, gegen den bdeutichen Wein 
vorzugehen, wefentlich wegen ber agitatorifden Bemerkungen 
über die Zahl der vorhandenen Fälſchungen. 

Meine Herren, wenn Sie Ihr Ideal einer Kontrolle 
des Weins buchführen wollten, fo müßten wir ben 
oentitätönahweid ſchaffen von ber Stelter bis in ben 
Beer; dann muß von Anfang der Gewinnung ber Traube 
bis zu dem Moment, wo ber Wein genofjen wird, nad 

ewiefen werben können: woher ftammt der Wein, welche 
Sagerbücher bat er burdlaufen, welde Seller bat er 
durchlaufen, wo und a F —— rt worben? 
( gu . 

Meine Herren, wir können in einem engbegrenzten Wein: 
gebiet eine ganz andere Stontrolle durchführen, ald wenn 
es peikt: wir müffen num tm ganzen Deutſchen Reich den 

fontrollteren. Nehmen Ste die Branntweinftener an, 
die ja aus ftewerliben Gründen ſcharf kontrolliert wird. 
Wie enorm find im Verhältnis die Koften diefer Kontrolle! 
Run reinen Sie aber, daß wir hier nicht mit 10 000 bis 
15000 Produzenten zu tun haben, fonbern baß zu ben 
vielen Heinen, mittleren und großen Produzenten mun 
treten die zahliofen Händler, Reftanrateure, Hotels, Gaſt⸗ 
wirtfhaften, die Kaufleute, bie mit Wein handeln uſw. 
Wenn Sie den Wein richtig kontrollieren wollen, bürfen 
Ste doch nicht allein ben Prozudenten kontrollieren, fonbern 
Sie müflen aud den Fortgang des ganzen Prozefled in 
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eine regelmäßige Kontrolle nehmen, um eben ganz genau (C) 
zu wiflen, ob und wo und wie vermehrt worden iſt. Es 
genügt auch nicht allein, dab Sie eine Lagerbuchkonttolle 
einführen. Ste müffen aud die Beſtände zeitweife aufs 
nehmen, um nun zu prüfen, ob denn in der Tat die Be— 
ftände mit dem Lagerbuch übereinftimmen 

(jehr richtigh, 
und ber TFälfcher, den Sie treffen wollen, wirb auch in 
berielben Art, wie er den Wein fäljcht, die Bücher fälfchen, 
er wird falfhe Bücher vorlegen, und Sie werden alio 
fehr wentg erreidhen. 

Wir find alio allerdings für eine Ausbehnung ber 
stontrolle; wir wollen aber eine Kontrolle, die nicht zur 
Belaftimg und nit zur Beläftigung des ehrliden Ge— 
fhäftsmannes wird, wir wollen eine Kontrolle, die mit 
ber Ehre eines ehrbaren Kaufmannes und Weinban— 
produzenten vereinbar ift. 

(Bravo!) 

Nun, meine Herren, bie übrigen Fragen, bie noch 
aufgeworfen find, die Frage der zeitlichen und räumlichen 
Begrenzung ftehen ja in einem Zufammenhang. Dan will die 
räumliche Begrenzung einführen und, um fie zu fontrollieren, 
will man fie ergänzen durch bie zeitliche —— . Das 
beißt alfo, wenn ausgefprocdhen wird, es darf dem Wein zu 
Verbefferungdzweden nur ein beftimmter Prozentſatz von 
Zuderwafler zugefegt werben, jo will man diefe Vorſchrift 
dadurch ficherftellen, daß man diefe Progebur nur vornehmen 
läßt in einer ganz beftimmten Zeit. Meine Herren, ich 
ald Weinkonfument, nit ald Produzent verwahre mid) 
egen bie räumliche und zeitliche Begrenzung, weil id) 
Piece, daß wir damit einen ſchlechteren, d. h. viel mehr 
verwäflerten Wein befommen, alö wir ihn heute ſchon 
feiber Gottes vielfach haben. Meine Herren, wenn im 
Geſetz ftatuiert wird ein beftimmter Prozentſatz für bie 
Verbefferung und ein beftimimter Zeitpunkt, in dem dieſe 


Berbeflerung borgenommen werben muß, jo wird bie (m) 


Mehrzahl der Produzenten jagen: ih kann nicht wiſſen, 
wie mein Wein fi) abbant, * ſteht er vielleicht fo 
aus, id weiß aber nicht, ob er die Hoffnungen, bie ich 
auf ihn fee, erfüllen wird; um nun fider zu gehen, ba 
ich fpäter nicht mehr verbefjern darf, fege ih dem Wein 
genau dad Quantum zu, das gejeglich erlaubt if. Statt 
daß wir nım die Weinverbeferung in natürliche Grenzen 
eindämmen, vermehren wir ihre Anwendung und berall: 


gemeinern fie. 
(Sehr richtig! Links.) 

Ih erinnere 3. B. an das Jahr 1904. Im Jahre 1904 
hat eine Laudwirtſchaftslammer an der Mofel die Pro— 
duzenten babor gewarnt, zu zudern, weil ber Jahrgang 
eine Zuderung nicht brauche. Das war anfcheinend außer: 
orbentli vernünftig, und es wäre vielleicht ganz wünſchens ⸗ 
wert, wenn öfter jo gewarnt würde. Aber ber Wein hat 
bie Hoffnungen, die man anf ihm fehte, nicht erfüllt. Es 
ftellte fih naher heraus, daß eine Zuderung notwendig 
war; und hätte num ſchon Damals die zeitliche Seſchränkung 
beftanden, jo würben die Beinen Produzenten nicht in der 
Lage geweſen fein, ihren Wein zu verfaufen. Ich fürchte 
alfo, dab wir mit biefer Vorſchrift dem Teufel durch 
Beelzebub außtreiben. 

In bezug auf bie zeitliche Begrenzung geben ja auch 
bie Intereſſenten bereitö zu, daß man ba eine Milderung 
eintreten laſſen müſſe. Bisher hat man dieſe Begrenzung 
fo aufgefaßt, daß nur einmal überhaupt vermehrt werden 
bürfe. Jetzt jagt man ſchon; in der Zelt, die gefeglich 
erlaubt wirb zur räumlichen Vermehrung, darf auf alter 
Wein abermald vermehrt werben, insbefonbere franter 


‚Wein darf dann wieber gefundb gemacht werben. 


Meine Herren, wir befämpfen die zeitliche und räum- 
liche Beſchränkung aber and; weſentlich mit im Intereſſe 
ber Kleinen Winzer. Wir können ums nicht überzeugen, 

46” 


(a) baß hier ein Vorteil für die Winzer vorhanden ift. 


A 
(Oefer.) — 





Der 
verſtorbene Kollege Wintermeier hat hier gelegentlich 
einer Weindebatte ausgeführt, daß im Rheingau die Winzer 
überhaupt nicht zuckern. Der Winzer verkauft feinen 
Wein an den Händler, der Händler ſucht dann bie ent- 
fprechenden Verfehräqualitäten daraus herzuftellen. Diefer 
Berfauf erfolgt erft zu Beginm des neuen Jahres. Mit 
der Beitimmung, daß nur eiwa bi Ende des Jahres 
ezudert werben darf, ſchädigen wir die Winzer. Sie 

dann entweber genötigt, bit zudern und fich bie 
entiprehenden Einrichtungen zu be 12 oder aber fie 
müfjen vor dem Ablauf des Termins ihren Wein verkauft 
haben, weil er fonft nicht mehr verbefjert werden darf. 
63 würde fih alfo das ganze Geſchäft zufammendrängen 
auf wenige Monate im Jahre, und die natürliche Folge 
ift, daß der Handel nicht in der Lage ift, dieſe Mengen 
Wein, die in den wenigen Monaten auf ben Markt 
kommen, aufzunehmen, daß alfo die Preife heruntergehen. 

(Sehr richtig! Tinte.) 

Wir haften damit eine Einrichtung, bie vielleicht nicht 
allenthalben, aber in einer Reihe von Weinbaugebteten 
nur das Übergewicht des fapitalfräftigen Handels über 
ben kapitalſchwachen Winzer verftärkt; benn ber Winzer 
muß in folden Zeitpunkten alddann verfaufen, und ber 
Händler, der über entſprechendes Kapital verfügt, kommt 
billig zu den Weinen. Aber au für ben Handel wird 
die Borfchrift fehr unbequem fein; denn in eimer Zeit, in 
ber er ohnebied alle Hände voll zu tun hat, muß — 
noch das Verzuckerungsgeſchäft erledigt werden, er mu 
infolgedeſſen große Einrichtungen an Gefäßen, Kellern uſw. 


en. 

Was die Deklarationspflicht anbelangt, ſo ſehen wir, 
daß hier die Intereſſen a aufeinander plagen. 68 
wird verlangt, den Verſchnitt zwiſchen Weißweinen unb 
Rotweinen zu deflarieren. Wo Rotwein produziert wird, 
(B) —** man bie Dellarationspfliht; wo man aber wie 

. B. In einzelnen Teilen der Pfalz, den Weißwein her: 
heit, der num mit dem Rotwein verfchnitten wird, wehrt 
man fi mit Haut und Haaren gegen bie Deflarationd- 
pflicht, weil fie verftößt gegen bie Intereſſen biefer Teile. 
Ich meine, wo man jo ſchroff bie Interefjen gegen einander 
ftehen bat, wo bie Imtereffenten noch jo wenig überein- 
ftimmen, wo aud in dem Weinparlament fehr lebhafte 
Smtereffengegenfäge vorhanden waren, follte man ſich doch 
überlegen, ob es an der Zeit ift, bie Klinke der Geſetz⸗ 
gebung in die Hand zu nehmen. 
jr Bern bier gejagt worben tft, der Handel trete jetzt 
en 


bie 
Weinintereffen 

dem eine ganze Reihe Urteile von hervorragenden Hanbeld- 
fammern, bie ausbrüdlic anerkennen, daß das Weingeſetz 
von 1901 bisher durchaus günftig gemirkt hat, obgleich 
wir feit 1901 noch faum ein normales Jahr gehabt 
haben, und das Jahr 1906 ein außerordentlich miferabeles 
eweien if. Es wird zugegeben, daß das Geſetz bie 
abrikation von Kunſtweinen hintangehalten habe, daß 
die Herſtellung der berühmten analyſenfeſten Weine ſich 
verminbert habe, daß bie Qualität bed Weines im Handel 
und Ausſchank ſich verbefiert habe,. und daß das Geſetz 
genügend Handhaben biete, um die Schuldigen zu ermitteln 
und zur Be rafung zu bringen. Ich bin aud der Meinung, 
daß die Strafen, die in dem Geſetz enthalten find, im großen 
und ganzen ausreichen, wenn fie verfiändig gehandhabt 
werben. Es hat weniger an ben Strafen gefehlt wie an 
der Handhabung, und wenn Sie neue Strafen in das 
Gefe —— und dieſelben wieder genau fo ge- 
86 t werben wie bie alten, jo werben Sie auf demſelben 
Standpunkt ftehen wie heute. Ih könnte mir denken, daß 
die eine ober die andere Strafe verſchärft werben fünnte. 
Die größte Strafe wäre wohl bie, wenn die Schmierer 


—— ein, die von den Puriſten reſp. 
en aufgeſtellt werden, ſo widerſpricht 
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und Weinfälfcher gezwungen würden, ihre eigenen Produkte 


zu trinken. 
(Helterteit.) 
Aber das Lönnen wir ‚im Gejeg mit zum Ausdruck 
bringen. Wir find alfo ber Meinung, daß wir in der 
Stontrolle die berechtigten Wünſche erfüllen follen, aber 
nicht, dab das BWeingeleh fhon jegt wieder zu änbern jel. 
Dagegen find wir der Meinung, daß wir einen fo ſchwer 
gepeäften Beruf wie ben Weinbau unb den Weinhandel 
endlich einmal die Ruhe und Stetigkeit wünſchten, bie er 
braudt. Alſo, meine Herren, laſſen wir dad Weingeſetz 
fo wie es ift. Anbern Sie die Kontrolle und geben Ste 
den Intereſſenten und den Berufsfreifen endlih Ruhe; 
dann wird man Ihnen dankbar dafiir fein. 
(Bravo! Links.) 


Pi ei Der Herr Abgeordniete Stauffer hat das 
ort. 


Stauffer, Abgeorbneter: Meine Herren, ich möchte 
mir bie günftige Gelegenheit nicht entgehen laſſen, mid 
meinem Pfälzer Landdmann in dem Gewande vorzuftellen, 
in dem ich mich gerabe befinde. Es ift noch immer das 
alte. &3 dürfte auch bie Rebnertribüne diefed hohen Haufes 
nicht der geeignete Ort fein, bad Gewand zu ändern. 
(Heiterfeit.) 

Was den Herrn Vorrebner betrifft, fo hat er berbor- 
eboben, daß wir nicht mehr Feindſchaft zwifchen den 
anbel und den Produzenten fegen folen. Herr Kollege 

Defer, wir find es ja gar nit, bie diefe Feindichaft ge— 

jest haben; im Gegenteil, wir fühlen uns eng verbunden mit 

em Handel und zwar mit bem reellen Handel. Die Feind: 

ſchaft ift nur gefegt zwiſchen —— und unrellem Handel. 
I 


(Sehr richtig!) 

Diefen Unterſchied haben Ste nicht gemacht, Herr Kollege; 
Was uns hier befhäftigt, tft wohl nicht die Weinfrage 
in ihrer Allgemeinheit, fondern es ift eine linterfrage, 
nämlid: wie werden Weine gefälfht? Obgleich ich viel- 
leicht daburd, daß ich mäher auf biefe Frage eingehe, 
mid den Vorwürfen des Herrn Staatöfelretärs bes 
Innern audfege, aud einer von den ehrlihen Deutſchen 
zu fein, möchte ich body nicht verfäumen, dieſe Frage hier 
näher zu beleuchten. Auffallend in der ganzen Weinfrage 
ift bloß, daß die SKonfumenten fi fo amßerorbentlich 
wenig um biefe Frage kümmern. Sind fie es body haupt: 
ſächlich, die den Banfchern auögeliefert werben; denn fie 
müffen all bie Schmerzen ertragen, die die Eſſenzen und 
Mirturen bereiten, die ben gegenwärtigen Kahenjammer 
über bie Weinfrage ar haben. 


ag iy 
Ich habe hier ein Berliner Blatt: die „Welt am Montag“ 


erfeit), 
dieſelbe veröffentlicht in Form eined Inſerats einen fehr 
intereffanten Paſſus: 
Ein Schrei der Entrüftung. 

Es tft umerhört und faum zu. glauben, mit 
welder Dreiftigkeit die umreellen Weinofferten 
felbft von bem größten, angeſehenſten Geſchäften 
annonciert werden. Saum ift ein auffehen- 
erregendber Weinprozeb zu Grabe getragen, und 
Ion erhebt der Schwindel wieder breift fein 
Haupt. Ich Iefe Soeben in der Anpreifung: 
„Mofelblümden bie Flaſche 48 Pfennig, Graader 
die Flaſche 85, St. Julien die Flaſche 65 und 
alter Portwein 65 Pfennig die ganze —— 
Wenn es Surrogate für andere Waren gäbe, 
dann ftünde mit demſelben Rechte z. B. bier: 
Ochſenfleiſch pro Pfund 25 Pfennig, Schweine 
Hleifh 27 Pfennig, Tafelbutter 35 und Javataffee 


15 Pfennig! 
(Heiterfeit.) 


(C) 


— 


D) 


(A) 


(B) 


(Ztauffer.) 

Es ift felbfiverftändlich, meine Herren, daß allerwärts, 
wo ſich die Berfälfhung breitmacht, auch ein reeller und 
ehrlicher Weinhandel vorhanden ift, den ich durchaus nicht 
angreifen will; und wenn ih im vorigen Jahre hin- 

tefen babe auf bie verfchiebenen Seeftäbte Deutſch— 
ande, Hamburg, Stettin, Bremen ufw., fo hebe ich ganz 
beſonders bier hervor, daß auch dort fi ein ganz reeller 
Weinhandel befindet, der durchaus vertrauenswürdig tft, 
bon dem man auch feine Ware beziehen kann. 

(Sehr richtig!) 
Das, wovon id bier nur fpredhen will, bad jinb bie 
riefigen Berfülfhungen, bie in ber Hauptfahe mit ben 
mittleren und Leinen Sonfummweinen vorgenommen werben. 

Wie groß dieſe in der Tat find, meine Herren, das 
geht aus einer Statiftif hervor, die ich Hier vor mir habe, 
in der fämtlihe Weine vom Jahre 1908 bis zum Fahre 
1907 verzeichnet find, die gerichtlich konfisziert wurden. 
Darnach find gerichtlich als gefälicht Feftgeftellt in Deutfch- 
land 26855 uber Wein. Beridfihtigt man aber, daß 
bie Fälfher vom Jahre 1906 aud in den voraus— 

egangenen Jahren 1905, 1904, 1903 uſw. gefälicht 

« en, jo kann man nad einem fadhgerechten Urteil, das 
mir bier vorliegt, mit Beftimmtheit annehmen, baß bie 
foeben genannte Zahl ungefähr 10 Prozent ſämtlicher 
Verfälfhungen, die wir in Deutſchland zu verzeichnen 
haben, ausmacht, dab in Deutichland alljährlich 
268 550 gps) gefälfchter Wein nad biefer Statiftif in 
ben Verkehr gebracht werben. Normal wachſen in Deutjch- 
land alljährlih 260 000 Fuder Wein. Man kann alio 
fagen, daß bie Hälfte ſämtlicher Weine in Deutſchland, 
die in den Verkehr kommen, gefälicht find. 

Meine Herren, es wird vielfah das Gegenteil be— 

bauptet von unferen Aufftelungen. Gewiß, das gebe ich 
u; aber ich hebe bier hervor, daß bie Gegner fid unter 
en Weinchemilern befinden. Es find einzelne Wein— 
chemiker, die ſich bamit befaſſen, ben Fälfchern die Rezepte 
zu liefern, wie wir das ſchon dutzendmal an der Hanb 
der Prozeſſe in der Praris geſehen haben. Ferner find 
es einzelne Drogiften, bie fih damit beichäftigen, bie 
Chemitalien, die zur Weinbereitung geeignet find, zu 
verfchleißen, und außerbem find es die Stellereiartifel« 
fabriten, die ein großes Intereffe daran haben, daß bie 
Weinfabrifation ber Quantität nad nicht zurüdgeht. 

Meine Herren, der Einfluß der Chemie auf die Be- 
urtellung der Weine muß gebroden werben, weil und 
ber Ghemifer, auch der reelle, eine abfolut fihere Antwort 
darauf, ob ein Wein tatſächlich gie ift ober ri 

eben nicht im der Lage ift. Der Chemifer muß 

einen Grenzzahlen bewegen, und biefe Grenzzahlen 
find fehr angrifflid, weil jeder einigermaßen gewanbte 
Fälſcher es in der Hand hat, biefe Grenzzahlen fi be— 
liebig zu geftalten. Läßt er ben Moft 3. B. über ben 
Treftern vergären, dann erhöhen fih biefe Zahlen von 
ſelbſt. Im Gegenteil, ift eine reihe Weinernte eingetreten 
— es mwirb 3. DB. Portugiefer Wein friih abgefeltert, 
weiß abgefeltert —, dann genügen biefe Weine jehr oft 
—* Grenzzahlen nicht, dann bleibt die Analyſe unter 
dieſen Grenzzahlen. Dad, was in erfier Linie fallen 
mn$, find aljo die Grenzzahlen, weil fie nicht maßgebend 
jein können für bie Beurteilung eines Weines. 

Ich befinde mich bier in ber Lage, Ihnen über dieſen 
Buntt dad fachmänniſche Urteil einer ſehr hervorragenden 
landwirtſchaftlichen Werfuhsanftalt Deutſchlands borzu- 
lefen. Der betreffende Herr fchreibt, gefragt über einen 
fpeziellen Wein: 

Die Weine Haben nah den gefundenen Zahlen 
— dad find die Grenzzahlen, meine Herren, von denen 


ih ſprach — 
eine durchaus regelmäßige, ja geradezu unheimlich 
regelmäßige Zuſammenſetzung. Steine Zahl, feine 
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Reaktion deutet auf eine 
Treftern, und doch haben die Weine einen ziem- 
lich hohen Gehalt an falpeterfauren Salzen. 
Es ift alfo zweifellos viel Waſſer dabei ver: 
wendet worben und zwar recht unreined. Wenn 
die Weine bloß geftredt wären, könnte nad 
meiner Erfahrung die Nealtion auf Salpeter- 
fäure feine fo ftarfe fein. 

Der Chemiker ift alfo bier nicht in der Lage, auf 
Grumd ber Analyfe nachzuweiſen, daß der Wein gefälicht 
ift, und trogdem hat er die immerlihe Überzeugung, daß 
er es mit einem gefälfchten Produkt zu tum Habe; er 
weift eben auf den außerorbentlihen Gehalt von Salpeter- 
fäure hin. Salpeterfäure mag ein ganz gutes Reagens 
für verſchiedene andere Zwede fein; aber dem Wein ein- 
verleibt, zum Trinken, meine Herren, wir danken! 

(Sehr gut! und Heiterleit bei der MWirtfchaftlichen 

Bereinigung.) 
Was die Erklärung des Herrn Staatsſelretärs 
bezüglich der Kontrolle anlangt, ſo können uns dieſelben 
ja genügen, ſie ſind ſehr zufriedenſtellend —— 
Wie notwendig die reichseinheitliche Kontrolle ganz 
Deutſchland ift, geht aus —— Notiz wohl am 
beften hervor. Der „Pfälzer Kurler“ vom 16. Februar 
1907 ſchreibt: 
Der ne Meinprozeß. Ein kraſſes Bei: 
fptel für die äußerft mangelhafte Weintontrolle 
zeigt der Fall ber Firma 

— folgt der Name der Firma. — 
Da biefe firma bei der fharfen elſäſſiſchen Seller: 
kontrolle ihre Weine nit mit Zuckerwaſſer ent: 
ſprechend fireden konnte, fanbte fie recht faure 
Weine nad) Bübesheim, wo fie mit Zuckerwaſſer 
und den notwendig erideinenden Chemikalien und 
Obftweinen gefälſcht wurden. 


In dem Fall von Büdesheim haben wir es aljo mit einem (D) 


Fall zu tun, der von dem Bundesrat Preußen aus finanziert 
wurbe, bad ganze Direktorium biefer Weinfabrit wohnt 
in Preußen, und die eigentlihen VBerfälfhungen mit Wein 
En im Bundesftaat Heffen vorgegangen. Die zu ver 
älihenben Weine wurden analog diefer Notiz zum Teil 
auch aus Cljah-Lothringen borthin gefhidt. An einer 
einzigen Weinfälfhung find alfo in diefem Falle brei ver- 
fchiebene Bundesftaaten beteiligt, und ich frage Sie, meine 
Herren: wie fol ſich hier ein einzelner Bunbesftaat felber 
helfen ? Deshalb brauchen wir bie reichseinheitliche Kontrolle. 
(Sehr gut! bei der Wirtſchaftlichen Bereinigung.) 
Beamte wollen wir haben, weil wir eben Vertrauen zu 
Beamten haben. 
Was fpeziell die Kontrolle in Preußen betrifft, bie 
ebenfo ſchlecht ift wie in anderen Bundesitaaten, jo habe ich 
er eine Notiz vom 26. Februar 1907, die ich einer 
erfammlung entnehme, die in Edenkoben ftattgefunden 
er Dort wurbe in ber Disfuffion zum Ausdrud gebradt, 
ab zwei Weinfommiffionäre, ein bayerifcher und ein 
preußiſcher, fi zufammen unterhalten haben, und ber eine 
fagt zum andern: wir in Preußen machen nichts, ba 
fönnten wir einen fhönen Schlamm aufrühren! 
(Hört! Hört! bei ber Wirtichaftlichen Vereinigung.) 
Kommentar, meine —— — 


Gewiß, meine Herren, iſt es ſehr edel, Milde walten 

u laſſen. Im einer anderen Lage befindet ſich aber, wer 

De muß erbitten gehen. Der Verein rheinheſſiſcher 

Weinhänbler fandte eine befondere Deputation zum Mintfter 

* eg ge bie um eine milbe Handhabung bed Wein: 
geie E 

Ih will mich bier. fpeziell mit dem Bübesheimer 

all nicht näher beſchäftigen, weil er fih in Händen bes 

taatdanwaltes befindet. Hervorheben muß ich aber, baf 


Verwendung bon (C) 
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(Ztauffer.) I 


(A) bie Unterſuchung dieſes Falles nicht durch meine vorig— 


jährige Rede in diefem hohen Haufe verurſacht wurbe. 
Alle Hebel wurben in Bewegung geſetzt, um dieſen Büdes⸗ 
beimer Fall totzufhweigen. Sogar bie heſſiſche Kammer 
bat fich mit ihm beſchäftigt. Auch hier im Reichstag hat 
man verſucht, mich in der Richtung zu desapouieren, und 
unfer früherer Kollege Dr. Wallau wird wohl jetzt ge- 
nügend Muße haben, um biefe, wie er fih bamal3 aus: 
brüdte „Bübeshelmer Perle des heſſtſchen Weinbaues* 
fih etwas näher anzuſehen. Meine Herren, ed farm 
durchaus nicht immer al3 ein Glück bezeichnet werden, 
wenn jemand eine Perle findet; denn berartige Perlen, 
wie ber verehrte Herr Stollege Wallau eine gefunden hat, 
legen im Deutſchen Reiche fo dicht, daß felbft, wenn 
jemand Gefahr Täuft, daneben zu greifen, er doch 
eine findet. Verſchiedene Vereine und der Landrat 
von Büdesheim richteten flammende Proteſte gegen 
meine damaligen Ausführungen im Reihötage. Dielen 
erren möchte ih doch ben befannten Bingener 
einprogeß in die Erinnerung bringen, ber fi 
in ben achtziger Jahren abipielte, und in dem nachgewieſen 
wurde, daß große Maffen diefer damals als gefälfcht feft- 
geftelten Weine unter einer Dedabreffe nah Rüdesheim 
gingen. Meine Herren, wenn ich weiter erwähne, baß es 
nod gar nicht fo lange ber ift, daß 30 Stüd Wein zum 
Preiſe von 130 Mark das Stüd, alſo 11 Pfennig für 
das Liter, nah Rüdesheim gingen, fo tue ih das nur, 
damit ſich in Rüdesheim ber Sturm der Entrüftung etwas lege. 
Auf alle Angriffe, die auf meine Perſon gerichtet 
waren, kann ich ja bier nicht erwibern; aber einen möchte 
id mir doch noch faufen, und das ift ber Weinhänbler- 
verein in Trarbach. Er veröffentlicht in der Preffe folgen: 
ben Aufruf: 
Wir fordern hiermit den Abgeordneten Stauffer 
auf, Hffentlih zu befunden, wo und von wem 
nad bem von ihm in ber genannten Sigung mit 
er Regen Meine gefälfcht werben. Diefe 
ffentlihe SKlarftellung iſt der Abgeorbniete dem 
efamten deutſchen Weinverfehr ſchuldig. 
Gut, meine Herren, dieſe Schulb will ich hier abtragen. 
Sm demfelben Blatt, in bem id das las, ftand bie 
Betition bes landwirtſchaftlichen Kaſinos von Traben, bie 
folgendermaßen lautete. Um aber wieber Verwechſlungen 
zu vermeiden, wie fie mir bamalö in bie u. geſchoben 
wurden mit ‚Rüdesheim“ und „Büdesheim“, ſage ich hier 
gleich, daß Traben vis-h-vis von Trarbach liegt. Alſo 
die Petition am das hohe Haus lautete: 
Nah dem Weingeſetz vom 24. Mai 1901 unb 
den Ausführungsbeftiimmungen bed Bundesrats 
p dieſem Geſetz muß ber „Mindeſtaſchegehalt 
8 Weines“ die Zahl 0,130 Gramm erreichen. 
Wird diefe Grenze nicht erreicht, fo ift der Wein 
fein Verlaufdartifel mehr. Verkäufer und Käufer 
machen fih ſtrafbar. Es ift num befannt, daß 
an ber Mofel „eine ganze Reihe“ von Wein: 
täufen 1904er Jahr angs nadträglih von ben 
Käufern iſt rüdgängig gemacht worden, weil ber 
Wein bet ber chemiſchen Unterfuhung einen zu 
geringen Ajchegehalt aufwies. 
Das maren alſo direkt gefälſchte Weine, bie analog 
unferem Weingeſetz hätten beftraft werben müfjen; und 
» went ber bänblerverein von Trarbach wiſſen will, 
wo berartige Weine liegen, bann foll er fi, anftatt an 
einen ——— an das landwirtſchaftliche 
—* in Traben wenden, dort wird er es beſſer gewahr 
werden. 
Meine Herren, zur eigentlichen Sache! 
(Heiterkeit. 


Der Kernpuntt der ganzen Weinfälihungsfrage iſt bie 
Frage nad) dem Säuregehalt, nad) dem Wichengehalt, 
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nah dem Griraftgehalt des Naturweind, Die ganzen 
Fälſchungen mit Wein nahmen von dem Zeitpunkt ihren 
Ausgang, wo man in übertriebener Durchführung einer 
Tatſache, bie ein frauzöſiſcher Gelehrter jeinerzeit entbedte, 
anfing, den Wein zu reden, zu verwäflern. Der betreffende 
franzöfifche Gelehrte fand, daß man, außer auf natürliche 
Weiſe dur die Gärung, aud die Säure im Wein au 
fünftliche Weife rädgängig maden kann und zwar d 
den Zuſatz von Waſſer. Um aber biefer verwäſſerten 
eig dann wieber den nötigen Altoholgehalt zu geben, 
fest biefer Gelehrte ber Löfung Zuder vor der Gärung 
zu. Diefed Iufrative Verfahren war in den legten Jahr: 
zehnten in Deutſchland derart in den Vordergrund getreten, 
daß man vollftändig die Tatſache —— hatte, daß ſich 
die Säure im Wein auch anf natürliche Art und Weiſe 
durch bie Gärung mildern laſſe. 

Bei uns erzählt man ſich folgenden ag Ein 
alter Weinpanſcher lag auf feinem Sterbelager. Da lieh 
er feinen älteften Sohn zu fi beſcheiden und eröffnete 
ihm: mein Sohn, ein Geheimnis will ih bir noch mit: 
— man kann auch Wein bereiten aus dem Saft der 

rauben. 


Geiterkeit. 
In naturgemäße Vorgang mußte erft wieder entbedt 
werben. 

Profeſſor Muth in Oppenheim hat fehr intereffante 
Verſuche in diefer Beziehung veröffentlicht und fonftatiert, 
baß jeder Moft, er muß bloß abgebaut werben, 50 bis 
60 Prozent feiner natürlihen Säure von felbft verliert. 
Wird nun einem derartigen fauren Wein Zuder zugeſetzt, 
jo verhindert das ben u. ber ure durchaus 
nicht; fowie aber ber faure Wein verwälfert wirb, hört 
biejer natürlihe Säurerüdgang fofort auf, er bleibt jofort 
ftehen, weil eben der Boden die betreffenden Batterien, 
bie ihn bewirten, zu fehr verwäffert ift. Solcher Wein ift 
felbft einem Bakterium zu ſchlecht. 

(Heiterkeit) 

Profeffor Muth bat weiter nachgewieſen, dab ein ge 
wöhnliher Weir, der 7 bis 13 pro Mille Säure hat, am 
Ende ber Gärung nur no 5 biß 7 pro Mille der Säure 
aufweiſt. Das aber ift ber Fluch der böfen Tat, daß fie 
fortzeugenb Böſes muß gebären. Durch künftlihen Wafler: 
zufag hat man die Weine Immer mehr geftredt, ſodaß 
der ———— nicht mehr genügte, und ſchließlich mußte 
auch der Aſchengehalt noch auf nitti e Weiſe, und zwar 
durch die Chemſtalien ergänzt werben, damit bie Sälfdung 
nicht he feftgeftellt werden fanı. So find wir zu 
ben analyjefeften Weinen gekommen. 

Aus dem Gefagten geht unbedingt hervor, baß wir 
bie räumliche Kontrolle verlangen müflen. ine mir be 
fannte Firma, bie bie allerfauerften Weine Deutſchlands 
tatfähhlich verbeffert, verſichert, daß fie niemals mehr als 
16 bis 18 Prozent Zuderwafler babe verwenden müſſen. 
Das ———— eingeſetz verbietet den Waſſerzuſatz 
ganz. Ich hebe hier beſonders hervor, daß nur der 
Waſſerzuſatz bie Zuckerung rentabel macht. Der Zucker⸗ 
zufag an ſich würde ja bie Verbeſſerung nur ver— 
teuern. Die Ebelweine haben einen jehr hohen Gehalt 
an Säure, 9 bis 10 pro Mille. Diefer Säuregehalt iſt 
ben Weinen abfolut nötig, fie müffen ihn haben, und das ift 
gerabe das fein Bekömmliche umjerer Edelweine, dieſe feine 
angenehme Säure. Es wurde gr von dem 
Staats ſekretär —— rar daß man wohl auch der 
räumlichen Kontrolle t ſehr abgeneigt jet, baß aber im 
Weinparlament befonderd bie Mofel fih dagegen geftränbt 
hat. Ich habe mir * ein Material herbeigenommen, 
das es vielleicht erflärlich macht, weshalb bie Mofel fi 
fo außerordentlich fträubt gegen biefe räumliche Ber 
mehrung. Ih babe hier einen Ausichnitt aus eimem 
franzöfiichen Blatt, „La Petite Gironde“ vom 24. Mat 1906; 


(©) 


(D) 


Reichstag. — 12. Sigung. Donnerstag den 7. März 1907. 





(Stauffer.) 


(4) ba@felbe ift überfchrieben: „L’eau de la Moselle“. Darin 


fchreibt das Blatt, daß eine Firma im Koblenz ihr An— 

weſen ausgeſchrieben habe mit folgender Empfehlung: 
Bur rationellen ee, ganz vorzüglich 
geeignete Quellwaffer ift reihlih vorhanden. 

(Heiterkeit.) 

Oben erwähntes Quellwaffer fließt dur eine 
Sandſchicht zwiſchen Fels, Ste und Tonerde, 
ift Iteblich, weich, mundfüllend und völlig geſchmack⸗ 
108, daher zur Weinverbefferung außerordentlich 


gut geeignet. 
Richtigerwweife macht ber franzöſiſche Redakteur die Rand— 
Die: 


aloffi 
„Alfo Hier ift die Zuderung außerorbentlic, leicht 
— und die Waſſer der Moſel fließen in die 
ſteller der Leute. 

Es kann der Mofel kein größerer Waflerzufag zu ben 
Weinen geftatiet werben als den übrigen beutfchen wein— 
bautreibenden Gegenden; ſonſt laufen wir Gefahr, daß 
fämtliche übrigen Weine aus Deutihland nad der Mofel 
geihidt werden, um dort überftredt zu werben. Außer: 
dem iſt doch noch wichtig, baranf aufmerkffam zu machen, 
daß bloß durd den Zufag von einem einzigen Kilogramm 
BWeinfteinfänre auf ein Fuder füdfranzöfiihen Weines drei 
uber analyfenfefte deutſche Weine gefhaffen werden können. 

Was die zeitliche Begrenzung anbelangt, fo wird 
ihr wohl der Vorwurf gemadt, daß fie es herborriefe, 
daß die Weine vom Großkapital raſch aufgelauft würben. 
Das ift an und für fi kein Fehler, wenn die Weine raſch 
aufgelanft würden, dann find die Produzenten biefe Weine 
eben los, dann find fie verkauft. Aber gleichzeitig brauchen 
wir bloß die räumliche Kontrolle, damit feine Ber: 
fälfhungen mit biefen Weinen vorgenommen werben. 
Dann tft bie Gefahr, dab ber Weinpanſcher von bem Pro- 
bultionsgebiete in das Stonfumtionsgebtet auswanbert, 


(B) außerordentlich groß, weil bie Fradıt für Zuckerwaſſer ufw. 


geipart wird, und fo gewinnt ein Panſcher, wenn er hier 
einen Waggon panſcht, gegenüber den Preifen in Süd— 
beutfhland an jedem Waggon ziemlid genau gerechnet 
rumb 1015 Mark, was er an Frachtkoſten ufw. fpart. 
—— müßten wir die Einheitlichkeit der Kontrolle ver: 
angen. 

Die gefährlichfte aller Manipulationen der Fälſcher ift 
bie fogenannte Umgärung ber fertigen Weine. Diefelbe ift 
nicht an eine beftimmte Zeit gebunden, ſondern kann das 
ganze Fahr vorgenommen werben. Ferner iſt biefe Um— 
gärung jo außerordentlich gefährlich für das Publikum, weil 
die Zufammenfegung ber bergorenen Weine dem Wein: 
hemifer im vorhinaus befannt if. Er kann ganz genau 
im voraus ermeflen, wieviel befondere Stoffe er zufegen 
muß, um als Endprobuft feiner Manipulationen wieder 
einen analyfenfeften Wein zu gewinnen. Er gebt alfo 
bon befanntem aus, lanbet bei befanntem, und in ber 
Mitte findet er Wafler, Zuder, Chemikalien ufm. Wie 
—— dieſe Umgärung iſt, gebt weiter aus einem 

usſchnitt herbor, dem ich Hier habe aus Nummer 31 bon 
„Weinbau und Weinhandel“. Der zeigt weiter, wie 
außerordentlich notwendig die räumliche Kontrolle für bie 
Mofel wäre: 
Obermoſeler Weine, die diefen Zahlen nicht 
enügen, 
— bad And die Grenzzahlen — 
müffen wir verfchneiden mit Weinen mit höheren: 
traltgehalt. Darnach rihten wir und beim 
nfauf bon Meinen anderer Meinbaugebiete; 
unb wie man früher bei dem alten Meingefeg 
ftellenweife den Süuregehalt bezahlte, um 
fireden zu tönnen, fo muß man jebt ben 
Grtrattgehalt bezahlen, um die Meine entfänren 
zu können. 
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Zum Schluß fagt das Blatt: 
Aus dem Gefagten geht far und beutlid) hervor, 
daß die ganze Umgaͤrungsarbeit, auch weunn fie 
durchaus reell betrieben wird, dennoch im Grunde 
des Grumdes dur bie Strenge bed Geſetzes ein 
Arbeiten auf analnfenfefte Weine Hin ift. Bei 
ftarf ſauren Weinen muß dad Augenmerk 
immer nur auf ben zu erwartenden Extraktgehalt 
gerichtet fein. 
Alfo um den Grtraktgehalt der Weine brebt es ſich bier, 
damit bie Weine am Ende fo find, wie fie am Anfang 
waren. Was aber bie Imgärung weiter gefährlid macht, 
ift der Umftand, daß ein jeder Weinfabritant es in ber 
Hand hat, zu jeber beliebigen Zeit jeden Wein künſtlich 
krank zu machen, und zwar dadurch, baf er eine effigfaure 
Gärung fih entwideln läßt, und das fo lange, bis er 
denkt, Säure genug zu haben. Dann fterilifiert er biefe 
Weine, macht den Wein gewiffermaßen tot, und Rieſenmaſſen 
von Wafler find dann mötig, um Eifig wieder zurück— 
zuverwanbeln in Wein. Dur Zuſatz von Zuder, reip. 
bon —— wird dann der Alkoholgehalt dleſer Rieſen⸗ 
maſſen wieder hergeſtellt, und durch Zuſatz von Chemilalien 
wird dieſer Wein zum Schluß analyſenfeſt gemacht, um 
nah einem fleinen Zufhlag von Kunſthefe bie ganze 
Maſſe umzugären, unfaßbar durch dad Geſetz. Bei dieſer 
Art Verfälſchung hört, denke ich, doch die Gemütlichkeit 
auf. Aber dieſe Ritter der Gemütlichkeit find erhaben ob 
Raum und Zeit 
(ehr gut! und Heiterkeit), 
ob räumlicher und zeitlicher Begrenzung ber Zuderung. 

Was die Buchkontrolle betrifft, 5 kann ich mich kurz 
faffen. Die Gegner — das find die Banfher — machen 
je nach ihrem Bebarf heute die Bauern furchtbar geicheit, 
zu wahren Analytitern, nämlih wenn fie beweifen wollen, 
daß auch die Bauern ſchon Wein gefäliht haben, was 
auch vorgefommen fein fol. Wollen fie aber morgen 
beweilen, daß die Buchlontrolle ein Ding der Unmöglichkeit 
fei, dann machen fie bie Bauern furdtbar dumm. Aber 
fo dumm ift doch fein Bauer, daß er micht minbeftens 
einmal im Jahre aufihreiben könnte, wie viel Wein er 
geerntet hat, um dahinter zu vermerken, an wen ber Wein 
gegangen ift. 

Ebenſo lurz kann ih mid faflen bezüglich bes 
Dellarationdzwangd. Wir wünſchen, daß ber Verſchnitt 
bon Weih: und Rotwein bdeflariert werden muß. Hier 
ift Betrug außerordentlich leiht möglich, weil man aus 
einem Fuder franzöfiihen Motweind durch Hinzufegung 
von 2 Fudern beutfchen Weißweins 3 Fuber kompetenten 
Rotwein heritellen kann. Derartige Offerten laufen 
dußgendweije ein; ih will Hier nur eine aus Borbeaur 
erwähnen, in der eö heißt: 

Die 1906er ſüdfranzöſiſchen Rotweine find außer: 
ordentlih voll und farbreich. 
Auf die Farbe kommt e3 an, um Weißwein zum Rotwein 
umzufärben. 
Sie werben deöhalb wegen ber Farbe gewiß in 
Deutſchland viele Liebhaber finden. 

Außerdem wünfhen wir, daß dem lnfug geiteuert 
wird, der jet mit dem Haustrunk getrieben wird. 
Kommt der SKontrolleur in ben Feller, fo liegt eben 
ein großes, mächtiges Faß mit Haustrunf da; ift ber 
Kontroleur aus dem Seller verſchwunden, jo ift auch 
der Haustrunk weg. Meine Herren, um endlich zu 
erfahren, wo dieſer Haustrunk hinkommt, wollen wir bie 
a gg 

n, meine Herren, war es vom jeher üblid, daß 
einer jeden Weinofferte eine gewiſſe Empfehlung mit: 
egeben wurde, wie ber Wein ſchmeckt; es find einige 
—— die man ſich angewöhnt bat. Der eine 
harakterifiert feinen Wein als „lieblih*, „vollmunbig”, 


(C) 


(D) 
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(Stauffer.) 

(A) ber anbere fagt „füffig” ulm. Wie derartige Empfehlungen 
heute ausſehen, mödte ih Ihnen kurz berlefen. Hier 
entpfiehlt der Anbietenbe feinen Wein, indem er fagt: bie 
Meine haben 1,7 Extrakt, 0,65 Säure und 9,06 Altohol. 
Weiter bietet berjelbe 4 Waggon Wein an, er fann fie 
gar nicht beffer charakterifieren, al$ daß er fagt: 1,90 
bis 2,00 Extraft, 0,7 Säure und circa 10 Prozent Altobol. 

(Hört! hört!) 

Das heißt mit anderen Worten: fichft du, mein Freund, 
bad kannſt du aus bem Wein machen, auf biefe Art 
fannft bu fälſchen, das ift bie Grunbanalyfe, die bu 
braudft; du brauchſt bloß einen Zuſatz von Waſſer und 
Ghemifalien, um das vorher erwähnte analyfenfefte End» 
probuft heranszubefommen. 

In der Nr. 23 des „Meinblatt* ift nachgewiejen, 
dab biefe Bebauungskoſten eined Morgend Weinberg 
325 Mark alljährlih beitragen. Mas ih Ihnen aber 
bazu jagen möchte, tft, daß ber Fälfcher diefelbe Quantität 
von Wein, die auf biefem jelben Areal, auf einem 
Morgen, wählt, zum Preiſe von 120 bis 195 Marf her: 


ftellen ann. 
(Hört! hört!) 
Sp erklärt fih bie ganze Stalamität ber Weinfrage aus 
biefem einzigen Puntte. 
(Sehr richtig! rechts.) 
a. dem aber fo tft, will ih weiter durch Worte nicht 
elegen. 

Ich habe * die Rezepte mitgebracht. Nach dieſen 
Rezepten kann jemand, der 300 Liter Wein beſitzt, 1000 
Liter daraus machen, wenn er 191,20 Mark ausgibt. 

(Hört! hört!) 
at er aber nur 200 Liter, fo koſtet der daraus probu- 
erte Kunſtwein entiprehend weniger, nur 160,60 Mark; 
dat er aber bloß 100 Liter Wein, und will er body 1000 
daraus machen, fo foftet das noch weniger, und zwar nur 


(Hört! hört! und Heiterkeit.) 
Hat er aber gar feinen Wein und er will bod welchen 
machen, dann koſten 1000 —— dieſem Rezept 134 Mark. 
t 


Geiterleit.) 
Außerdem find bier noch ausgeführt die Rezepte für 
Trefterwein — 1000 Liter Trefterwein zu fabrizieren 
foftet 120 Mark —, ferner find noch babei bie Rezepte 
für bie Umgärung. Ich möchte dieſe Rezepte bier nicht 
verleien wegen ber großen Gefahr, die damit verbunden ift. 
(Sehr richtig!) 

Wenn fie morgen in den Zeitungen —— fönnten ſich 
übermorgen ſchon fo und fo viele neue Weinfabriken auftun. 
Wer fih aber für biefe Rezepte Intereffiert — fie haben 
ben Borzug der Echtheit, nah ihnen find bereits 
Tauſende von Fudern Wein gefälfht worben, unb bieje 
Rezepte find nur zufällig in meine Hände gelommen —, 
benen will ih fie gern zur Ginfiht auf den Tiſch bes 
Haufed mieberlegen. Mber bie Folge einer berartigen 
Erſcheinung muß fein, daß ber Grunbbefi ber Winzer 
entwertet wird, und Ichlimmer noch die Immobilien der 
Meinhändler. Weshalb wir diefen Entwertungen jo außer: 
ordentlich felten in den Zeitungen begegnen, das beruht 
eben baranf, daß niemand gern zugefteht, daß fein Im— 
— zur Hälfte entwertet iſt, weil er dadurch 
Gefahr läuft, ſeine Hypotheken gekündigt zu belommen. 
Aber trotzdem habe ich mit vieler übe eine derartige 
Notiz gefunden vom 20, Oktober 1906 im „Pfälziſchen 
Kurier“. Derielbe ſchreibt: 

Die Immobilien in Stadt und Land ſind bis zur 

Hälfte entwertet, ja bireft unverkänflich, manche 

Berfteigerungen der legten Zeit haben das be— 

wiefen. Welche Konſequenzen dadurch für bie 

handel- und gewerbetreibenden Kreiſe der Wein— 

gegenben entjtehen, läßt ſich denken. 


(B) 158 Marf. 





Der „Deutihe Wein” Nr. 13 vom 1. April 1906 (C) 


ſchreibt: 
Bei verſchledenen Welngutverfteigerungen wurden 
die Preiſe der letzten Jahre nur zu zwei Dritteln 
erreiht. Wer nicht gezwungen it, befonberer 
Umftände halber feinen Weinbergbefi zu ber: 
äußern, ber wartet auf beffere Beiten. 

Meine Herren, aud dem Gefagten geht zur Genüge 
berbor, dab es an ber höchſten Zeit ift, daß ſich endlich 
die Reichöregterung bamtt befaßt, Ordnung in diefe un: 
ordentlihen Berhältniffe —— 


(Brabo!) 

Wir fordern deshalb die Umänderung bes gesehen 

Meingefeges nah dem ſchon verihiebene Male befannt 

egebenen Punkten, mit ber Hinzufügung, daß aud ber 

——— energiſch in on genommen werben muß. 
rabo! 


Präfident: Der Herr Kommiſſar des Bundesrats, 
een Geheime Regierungsrat Freiherr vd. Stein hat 
a8 Wort. 


Freiherr v. Stein, Staiferliher Gehelmer Regierungs: 
rat, Kommiſſar bed Bunbesrats: Meine Herren, ber Herr 
Staatöfekretär bed Innern hat vorhin in feiner Erklärung 
bavon geiprochen, daß bei dem Verhandlungen des Mein: 
parlamentö bezüglich ber Begrenzung bed Zuckerzuſatzes 
bie Meinungen geteilt gewefen feier. Es ift dabei aud) 

efagt worden, daß namentlih bie Vertreter der Mofel 
Ep gegen bie räumliche Beſchränkung ausgeſprochen hätten. 
Ih habe ben Auftrag, zu berichtigen, daß es ſich Bier 
um bie zeitlihe Begrenzung Handelt. Hinfichtlih ber 
räumlihen Begrenzung, alfo der Begrenzung nach dem 
zugefegten Volumen des Zuckers, waren die Meinungen 
geteilt, unb zwar nicht nur bei ben Vertretern ber Motel. 
Dagegen haben ſich, was bie zeitliche Begrenzung anlangt, 
aller 

ba waren, dagegen audgeiprodhen. Wenn alſo der Herr 
Staatöfelretär in dieſem Zufammenhange von räumlicher 
Begrenzung geiproden hat, fo hat er an den Zeitraum 
gebadt, in bem bie Korrektur vorgenommen werben follte, 
nicht an dad Volumen des Zuderzufages. Ich bitte, von 
biefer Berichtigung Kenntnis zu nehmen. 


Präfident: Meine Herren, die Vertagung wirb bes 
antragt von ben Herren Abgeorbneten Fürft zu Inn- und 
Knpphaufen, Graf v. Hompeſch, v. Schubert, Eidhoff und 
Bebel. — Ic kann wohl annehmen, daß dies beſchloſſen if. 

Zu einer perfönlihen Bemerkung hat dad Wort der 
Herr Abgeordnete Dr. Roefide. 


Dr. Roefide, Abgeorbnteter: Meine Herren, ich werbe 
bon Herrn Abgeordneten Dr. Blantenhorn baranf auf: 
merkſam gemacht, daß aus bem Bericht der Weinlommiffion 
bom Jahre 1900 oder 1901 nicht hervorgeht, daß ich dort 
einen Antrag geftellt hätte auf Einführung einer Bud): 
und Verkehrskontrolle. Es ift möglich, daß ich mic irre, 
und daß ich diefe Frage in ber Kommilfion nicht zur 
Verhandlung gebracht, —— nur in Vorbeſprechungen 
erörtert babe. Ih bin dann wahrſcheinlich durch das 
Ergebnis diefer Vorbeſprechungen davon überzeugt worden, 
daß ich einen größeren und — Anhang in der 
Kommiſſion nicht finden würde, ſodaß ich davon abgeſehen 
—* fie dann im ber Kommiſſion zur Verhandlung zu 
bringen. 


Präfident: Das Wort zu einer perfönlichen Bemerkung 
hat der Herr Abgeordnete Freiherr v. Wolff-Metternich. 


Freiherr v. WolffeMetternih, Abgeorbneter: Meine 
Herren, id bebaure, daß ih durch ben Beſchluß bes 
hohen Hauſes — 

(Glocke des Präfidenten.) 


ugs ſämtliche Vertreter, die aus ber Mofelgegend (D) 


_Reichötag. - — 12. Sitzung. 





Präfident: Meine Herren, ich bitte um etwas Ruhe! 


Freiherr v. WolffeMetternih, Abgeordneter: — durch 
ben Beihluß des Hohen Hauſes, der auf Bertagung 
fautet, nicht im der Lage bin, meine Ausführungen zu 
den vorliegenden Anträgen heute zu machen; ich behalte 


mir vor, diefelben bei einer fpäteren Gelegenheit nad: 


zuholen. 

Dann möchte id noch bem Herrn Abgeordneten Ehr- 
hart erwidern. Gr hat unter Bezugnahme auf die bier 
anweſenden Vertreter der Mofel eine abfällige Bemerkung 


gemadt. 
(Slode des Präfidenten.) 


Präfident: Herr Abgeorbneter, ih war nicht hier: 
hat cr Ste perſönlich genannt? 


Freiherr v. Wolffe Metternich, 
perfönlih nicht; aber — — 
(Heiterkeit. — Glode des Präfidenten.) 


Präfident: 


Abgeordneter: Mid) 


(Heiterfeit.) 

Meine Herren, ih fchlage Ihnen vor, die nächſte 
Sigung zu halten morgen, Freitag den 3. März, Nach— 
— 1 Uhr, mit folgender Tagesordnung:; 

1, zweite Beratung der Nadtragsetats zum Reichs— 

baushaltöctat und zum — der SUR 

er für 1906 (Nr. 4 5, 6 und 7 ber 
rudjadhen); 

2. zweite Beratung des Entwurfs eines Geſetzes 
betreffend die Gewährung eines Pa. an 
dad jüdweltafrifanifhe Schutzgebiet (Nr. 8 der 
Drudiaden); 


Reichstag. 12. Legisl.P. I. Seffion. 1907. 


Donnerstag ben 7. März 107. 


Pr Ih bedaure, dann dürfen Sie keine | 
perfönliche Bemerkung fiir die Vertreter der Moſel made. 


3. erite Beratung 

a) der Überfiht ber Neihsausgaben und sein- 
nahmen für 1905 (Nr. 14 der Drudiaden), 

b) der Allgemeinen Rechnung über den Reichs: 
haushalt fir 1902 (Nr. 15 der Drudjahen), 

e) der Überfihten der Einnahmen und Aus: 
gaben der Schuggebiete (Nr. 16 und 17 ber 
Drudiaden), 

d) der Rechnung über den Haushalt des Oft- 
afrikaniſchen Schuägebiet3 für 1896/97 
(Nr. 18 der Drudiaden), 

e) ber Rechnungen ber Kaſſe ber Ober: 
rechnungskammer für 1 und 1904 be: 
züglich a Zeile diefer Rechnungen, 
welde die Neichöverwaltung betreffen 
(Nr. 144 ber Drudjahen); 

4. erite Me eventuell zweite Beratung des Entwurfs 
eined Geſetzes betreffend die Kontrolle des Reichs— 
haushalts, des Landeshaushalts von Elſaß— 
Lothringen und bes Haushalts der Schutzgebiete 
für das Rehnungsjahr 1 (Nr. 187 der Drud: 


ſachen). 
Gegen dieſen Vorſchlag erhebt ſich fein Widerſpruch; die 
Tagesordnung ſteht —9— 

Die Herren — Liebermann dv. Sonnenberg, 
Raab, Ledebour, Dr. Mugban und Dr. v. Skarzynäfi 
wünſchen aus ber Budgetfommilfion ausfcheiden 
zu biürfen. Ein Widerſpruch hiergegen erhebt ſich 
nicht; ich veranlaffe deöhalb die 3. und 5. Abteilung, 
bente unmittelbar nah der Sitzung bie erforderlichen 
Erſatzwahlen vorzunehmen. 

IH ſchließe die Situng. 


(Schluß der Sigung 6 Uhr 25 Minuten.) 








Drud und Verlag der Norddeutf 7  Quheruderei ‚und Berlagsanftalt, 
Berlin SW, Wilbelmftrabe 3 
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Reichstag. — 13. Sigung. Freitag ben 8. März 1907. J 331 
(A) j , Seite (0) 
für das Etatsjahr 1896/97 (Nr. 18 der 
WERBEN) 4-2 een 334D 
BEAMEBBE: 5.0.5. ae 334D 
Dr. Eonze, Königlich preußiicher Ge: 
heimer Ober-Finanzrat und vor: 
tragender Rat im Finanzminiſte— 
BR a Ewa 336C 
Erſte Beratung der Rechnungen der Raffe 
der Ober Rechnungskammer für die Rech 
13. Sitzung. nungsjahre 1903 und 1904 (Nr. 144 
N 1 RE 336 C 
Freitag den 8. März; 1907. Erjte und zweite Beratung des Entwurfs 
eines Gejebes betreffend die Kontrolle 
Seite des Reihshanshalts, des Landeshaushalts 
Geihäftlihes .. ....... 331D, 332C, 337B von Elſaß-Lothringen und des Haushalts 
Zweite Beratung der Marhträge zum Hans: der Schußgebiete für das Rechnungsjahr 
haltsetat für Die Schutzgebiete und zum 1906 (Nr. 187 der Anlagen) er 336 C 
Neichshaushaltsetat für das Rechnungsjahr Feſtſtellung der Tagesordnung für die nächite 
1906 (Nr. 5, 4, 7, 6 der Anlagen): 332A,B| Sihung „v2. reeenennen 337 A 


Zweite Beratung des Entwurfs eines Ge— 
ſetzes betreffend die Gewährung eines Dar- 
lehns an das Südweſtafrikaniſche Schutz 
gebiet (Nr. 8 der Anlagen)... ... 

Erſte Beratung der Überſicht der Reichs— 
ausgaben und -einnahmen für das Rech— 
nungsjahr 1905 (Nr. 14 der Anlagen): 


(B) 


Erfie Beratung der Allgemeinen Rechnung 
über den Reichshaushalt für das Red): 
nungsjahr 1902 (Nr. 15 der Anlagen): 

Erſte Beratung 

a) der Überficht der Einnahmen und 
Ausgaben des Ditafrifanischen und 
des Südweftafrifaniichen Schutzgebiets 
für das Rechnungsjahr 1901, 

b) der Überficht der Einnahmen und 
Ausgaben der afrikanischen Schuß: 
gebiete, des Schubgebiet? Neu— 
Guinea, der Verwaltung der Karo: 
(inen, Palau und Marianen jowie 
des Schutzgebiets Samoa für das 
Rechnungsjahr 1903 

(Nr. 16 der Anlagen) 

Erfte Beratung der Überfichten der Ein- 
nahmen und Ausgaben des Schutzgebiets 
Kiantfchon für die Rechnungsjahre 1904 
und 1905 (Nr. 17 der Anlagen) .... 

Erfte Beratung der Rechnung über den 


Haushalt der afrikanifhen Schutzgebiete 
Reicyötag. 12. Lepisl-P. 1. Seſſion. 1907. 


u. ee. 0. Tee 


. 332B 


332 B 
333 C 


3340 


334 0 


3340 


Die Sitzung wird um 1 Uhr 16 Minuten durch 
ve ——— Dr. Grafen zu Stolberg-Wernigerode 
eröffnet. 


Präfident: Die Sitzung iſt eröffnet. 

Das Prdotokoll der vorigen Sitzung liegt zur Einſicht 
auf dem Bureau offen. 

Gewählt iſt für ben 3. Wahlkreis des Regierungs- 
bezirks Erfurt der Herr Abgeordnete Arnſtadt. Derſelbe 
iſt in dad Haus eingetreten. 

Ein Schreiben de3 Herrn Stellvertreters des 
Reichskanzlers bitte ich zu verlefen. 


Schriftführer Abgeordneter Hagemann: 
Berlin, ben 7. März 1907. 
Eurer Erzellenz beehre ich mich mitzuteilen, baß 
die Einftellung des bei dem Schöffengeriht in 
Poſen ſchwebenden Strafverfahren! gegen das 
Mitglied des Reichsſtags Stychel für die Dauer 
der gegenwärtigen Sitzungsperiode des Reichstags 
veranlaßt worden iſt. 
Der Stellvertreter des Reichskanzlers: 
Graf v. Bofabomätn. 


Un 
den Herrn Präſidenten des Reichstags. 


Präfident: An Stelle der aus ber Budget: 
kommiſfion ausgejhiebenen Herren Abgeorbneten Lieber: 
mann v. Sonnenberg, Raab, Dr. Mugdan, Bebebour und 
Dr. v. Starzynsti find durch die vollzogenen Erfagwahlen 
gr worden bie Herren Abgeorbneten Lattmann, 

öhler, Schweidharbt, Goldftein und Dr. b. Ghtapomwo 
Chlapowsti. 
Ich habe Urlaub erteilt den Herren Abgeordneten: 
D. Naumann und Spethmann für 3 Tage, 
Dr. Vonderſcheer für 7 Tage, 
Graf v. Oppersborff für 8 Tage. j 

Entfhuldigt ift der Herr Mbgeorbnete Fürſt 
vb. Hasfelbt. 
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(Bräfibent.) 
Wir treten in die Tagesordnung ein und beginnen 
mit ber 
zweiten Beratung des Entwurfs eines Geſetzes 
betreffend die Feftftellung eines Rachtrags zum 
anöhnlisetat für die Schubgebiete auf das 
echnungsjahr 1906, nebft Anlagen (Nr. 5 der 
Drudfaden). 
Ih rufe auf: einmalige Ausgaben (Seite 4), Stap. 2 
Tit. 1, Ausgaben aus Anlaß des Gingeborenenaufftandes. 
Hierzu liegt der Antrag des Herrn Abgeordneten Grafen 
Hompeſch vor, Hier und in ber Ginnahme, Kap. 2, 
fait 29 220 000 Mark zu jeßen: 20220 000 Marf. 
Ich eröffne die Diskuffion; — ich fchlteße fie. Wir 
fommen zur Abſtimmun 
Ich werde zuerft abflinmen lafien über bie Regierungs⸗ 
Re weil fie die höhere Zahl enthält 
ch bitte alfo biefenigen Herren, welche ber Regierungs: 
vorlage entſprechend, 29 220 000 Mark bewilligen wollen, 
fi von ihren Plätzen m erg 


chieht.) 
Das iſt die Mehrheit; ir "Bot, ift bewilligt. 

Wir fommen zur Einnahme, Kap. 2. -— Ich nehme 
an, daß bie Poſition unverändert nach der Regierung: 
ir bewilligt iſt. — 

ir fommen zum Gtatögefeg. Ich rufe auf ben Text, 
— bie Einleitung und Überfhrift. — Sie find angenommen. 
Wir fommen zur 
zweiten Beratung des Entwurfs eined Geſetzes 
betreffend die Feititellung eines Rachtrags zum 
Reichöhanshaltsetat für das Rechnungs ahr 
1906, nebft Anlagen (Nr. 4 der Drudjaden). 

Ich rufe auf: einmalige Ausgaben (Seite 4), Kap. 9 
zu. 2. — Die Pofition tft bemilligt. 

Wir fommen zu den Einnahmen (Seite 3), Kap. 8 
Tit. 1. — Bewilligt. 

(B) Wir kommen zum Etatsgeſetz. Ih rufe auf $1, — 
$ 2, — Einleitung und Überfhrift. Sie find angenommen. 

Wir gehen über zur 

zweiten Beratung des Entwurfs eines Geſetzes 
betreffend die Feititellung eines zweiten Rach⸗ 
trags zum — für die Schutzgebiete 
auf das Mechnungsiahr 1906, nebſt Anlagen 
(Nr. 7 der Drudjadhen). 

Die Beratung beginnt mit der Ausgabe (Seite 4), 
Kap. 2 Tit. 10. — Bewilligt. 

Einnahme, Kap. 2, Reichszuſchuß. — Sn 

Wir fommen zum Gtatögefeg: Text, — Einleitung 
und Überfchrift. — SERIES. 

Wir fommen 

zweiten — des Entiwurfs eines Geſetzes 
betreffend die Feſtſtellung eines eg Radtrags 
um Reihshaushaltsetat für das Redhnungse 
ut 1906, nebft —* n (Nr. 6 * —— 
Wir beginnen mit der Ausgabe (Seite 4), Kap. 9 
Tit. 2 — Bewilligt. 

ae (Seite 3), Kap. 8 Tit. 1. — Bewilligt. 
Ih rufe auf Etatögefeg: $1, — $2, — Einleitung 

und Überfchrift. — Angenommen. 

Wir fommen zur 

zweiten Beratung des Entwurfs eines Geſetzes 
betreffend die Gewährung eines Darlehns an 
das ſüdweſtafrikaniſche Schubgebiet (Nr. 8 ber 
Druckachen). 

Ih rufe auf: $1, — 82, — 83, — Einleitung 
und Überichrift. — Angenommen. 

Mir fommenzumfechften erg * esordnung: 

erſte Beratung der Überficht der Reichsansgaben 
und seinnahmen für das —— 1905, 
nebft Anlagen (Nr. 14 der Drudfadhen). 

Ich bitte, das Verzeichnis der Kommiffare zu verlefen. 


ag Abgeordneter Hagemann: 
Als Kommiflare des Bundesrats zur Beratung 
des Reichstags über 
A, bie Nberfiht der Reichsausgaben und =ein- 


nahmen für das Rechnungsjahr 1905, jowie 


B. die allgemeinen Rechnungen über ben Reichs- 


haushalt für 1902 und 1903 


Ind angemelbet: 
I. Für die allgemeine Finanzverwaltung und bie 
nadfolgend nicht beſonders bezeichneten Wer: 
waltungszweige: 


der Saiferlide Wirflihe Geheime Ober- 
Regierungdrat Herr Neumann, 
ber Kaiſerliche Geheime Ober:Negierungdrat 


Herr Herz, 
ber Kaiſerliche Geheime Ober-Regierungsrat 
Herr Dombois, 
— — Geheime Ober⸗Regierungsrat 
der niferlide Geheime Regierungsrat Herr 


Jahn, 
ber Saiferlice Geheime Regierungsrat Herr 


reimalb 
1, Für = Bereich bes Auswärtigen Amts: 


der — Wirkliche Geheime Legations⸗ 
345 Lehmann, 
ie .. erlihe Geheime Legationdrat Herr 


met, 
der Ralferlide Geheime Legationsrat Herr 
Dr. Matthteu, 
ber te Geheime Legationdrat Herr 
eller, 
ber Satferliche Wirkliche Legationdrat Herr 
Mathi 


eu; 
Br die er Kolonialabteilung be- 


treffenden Zeile: (D) 
ber Raiferliche Geheime Legationdrat Herr 


. Golinelli, 
ber Kaiferlice Wirtliche Regationdrat Herr 
(bermater, 
ber Kaiferige Wirkliche Legationdrat 


Herr Dr. Schnee 

ber aiferlihe Begationdrat Herr Gerft- 
meder, 

ber Königlihe Militär-Intendbanturrat Herr 


arkmann, 

ber Kaiſerliche Marine-Intendanturrat Herr 
Schroeder, 

der Seaiferliche Regierungsrat Herr Brüder, 

der Staiferlihe Regierungs- und Banrat 
—— Baltzer, 

der nigliche Bauinfpettor Herrſlie a 

ber Kaiſerliche Gouverneur Herr v. Zindeauift, 

ber Faiferlihe Geheime Regierungsrat Herr 


Haber 
der Ralterliche Oberftleutnant Herr Quabe, 
der Kaiſerliche Oberſtabsarzt Herr 
Dr. Steudel, 
ber Kaiſerliche Major Herr v. Wolff, 
ber Kaiferliche Kapitän zur See Herr Henkel. 


II, Für ben Bereid, des Neihsamts des Innern: 


ber Kaiſerliche Geheime Ober-Regierungdrat 
v. Sydow 


„ ‚Sen hbow. 
IV, Für den Bereich der Verwaltung bed Reichs— 


eerd: 
tr bad Königlich preußifche Kriegs⸗ 
minifterium: 
ber — preußiſche Wirlliche Ge- 
eime — und Abteilungschef 
err Dr. Wrubel, 


(C) 


Reichstag. — 13. Sigung. Freitag den 8. März 1907. 





(Schriftführer Hagemann.) 
ber Königlich preußifche Geheime Kriegs: 
rat Herr Lemmel, 
ber Königlich preußifche Geheime Kriegs⸗ 
b) fü por dez ä 
) für bas öniglich Sächſiſche Kriegs— 
miniſterium: ‘ ⸗ — 
der Königlich ſächſiſche Major im ſtriegs⸗ 
miniftertum Herr Rohde, 
ber Königlich ſächſiſche Hauptmann im 
. „ Kriegäminifterium Herr Richter; 
e) für das Königlich württembergiſche Kriegs: 
mintftertum: 


Köntglih mürttembergtihe vor: 

at im Kriegsminiſterium, 
MWirflihe Geheime Kriegsrat Herr 
v. Gerhar 


bt. 
V. Für ben Bereich der Saiferlihen Marine: 
* Kalſerliche Kapitän zur See Herr 


nbarbt, 
ber Staiferlide Kapitänleutnant Herr 
eymann, 
ber ee Wirflihe Admiralitätsrat 


HOerr Rüber. 
VI. Für den Bereich der Reichs-Juſtizverwaltung: 
der Kalferlihe Geheime Ober-Regierungsrat 
Herr Grzywacz, 
ber m. Geheime DOber-Regierungdrat 
Herr Delbrüd. 
Vu. Für ben Bereich des Reichseiſenbahnamts: 
der Katferlihef@eheime Ober-Regterungsrat 
Herr Meſſerſchmidt. 
VII. Für ben Bereich der Reichs-Poſt und -Tele— 
graphenverwaltung und der Neihäbruderei: 
der Kalſerliche Geheime Poſtrat Herr Teude. 
IX. Für ben Bereich der Verwaltung der Reichs: 
eifenbahnen: 
ber Staiferlihe Geheime Ober-Baurat Herr 


eſche, 
ber Kaiſerliche Geheime Ober-Baurat Herr 


arre, 
der Kaiſerliche Geheime Ober-Regierungärat 
Herr Fritſch. 
C) bie Überfihten und allgemeinen Reduungen über 
bie Einnahmen und Ausgaben der Schußgebiete: 
I. Für die allgemeine Finanzverwaltung: 
ber Kalſerliche Geheime Ober-Regierungdrat 


Herr Früger, 
ber Raiferlice Geheime Regierungsrat Herr 
Freiwald für das Schußgebiet Klautſchou. 
I. Für den Bereich des Auswartigen Amts die 
vorſtehend für die Stolontalabteilung zu 1 
bis 15 benannten Kommiſſare. 
IH. Für ben Bereih der Saiferliden Marine 
(Schußgebiet Kaution): 
der Satferlihe Kapitän zur See Herr Weber, 
ber Kaiſerliche Kapitänleutnant Herr Saxer, 
ber Kaiferlihe Marine-Intendanturrat Herr 
Winchenbach. 

D. die Rechnungen der Kaſſe der Königlich preußiſchen 
er ge für die Rechnungsjahre 1903 
und 1904 rüdfihtlih des die Reichsbverwaltung 
betreffenden Teiles: 

ber Kaiſerliche Wirklihe Geheime Ober: 
Regierungsrat Herr Neumann. 
E. ben Bericht ber De eine: 
ber Kaiferlihe Geheime Regierungsrat Herr 
Freiwald. 


Breäfident: Ich eröffne die erſte Beratung. 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Hug. 


(A) 


ber 
tragende 


(B) 
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Hug, Abgeorbneter: Meine Herren, geftatten Sie (C) 
einem langjährigen Mitgliede der Rechnungskommiſſion, zu 
ber vorliegenden Überfiht einige Bemerkungen zu maden. 
Die Finanzergebniffe des Reichshaushalts werben bem 
Reichſstag in zwei berfchiebenen Formen mitgeteilt und 
war eritend in ber form ber Ülberfichten und zweitens 
n jener ber Rechnungen. Die Überfichten werben un: 
mittelbar nad dem betreffenden Rechnungsjahr dem 
Reihötag mitgeteilt, während die Rechnungen erft nad 
3 oder 4 Jahren dem Haufe vorgelegt werden, weil fie 
zubor bon bem Rechnungshof gep und mit ben nötigen 
Bemerkungen verfehen werben. 


Präfident: Ih bitte um etwas mehr Ruhe; ber 
Herr Redner iſt nicht zu verſtehen. 


Hug, Abgeordneter: Die vorliegende Mlberficht gibt 
ein vollſtändiges Bild bes Finanzweſens für bad Ned: 
nungsjahr 1905. Aber fie enthält aud eine Darftellung 
der Gtatsüberjchreitungen und außeretatämäßigen Aus: 
aben biefed Jahres. Die Etatöüberjhreitungen des 

——— 1905 find ſehr bedeutende. Sie belaufen 
ſich auf die Summe von 57 Millionen Mark. Ein großer 
Teil diefer Etatsüberſchreitungen aber läßt ſich zurück— 
führen auf Urſachen, die ber Reichsberwaltung nidt zur 
Laſt fallen. Fr gehören einmal die Mehrüber- 
weifungen. Die Mehrüberweifungen betragen 7,7 Millionen 
Mark. Diefe Überfchreitung rührt her von einem Mehr 
bei ben überweifungseinnahmen. Die Nberweifungen find 
durch die lex Stengel neu geregelt. Während früher nad 
ber clausula Srandenftein die Überweifungseinnahmen auf 
die Zölle, foweit fie 130 Millionen Mark überfteigen, und 
die Tabaffteuer ausgedehnt waren, find fie jegt auf bie 
Reihsbranntweinftener (die enge die Maiſch⸗ 
bottichftener und die Materialfteuer) und die Reichsſtempel⸗ 
abgabe befhräntt. — Ich ſage alfo: bei ben Überweifungs- 
einnahmen ift ein Mehr zu Tage getreten von 7,7 Millionen. (D) 
Diefes Mehr erſcheint auch in Ausgabe, als eine Über: 
ihreitung ber überweifungen, die ben Ginzelftaaten ge- 
bühren. Es wurde aber an bie Einzelftaaten nit in 
barem ausgezahlt, ſondern an ben geftundeten Matri- 
fularbeiträgen für das Jahr 1904 und 1905 aufgerechnet. 

Dann, meine Herren, laffen fi weitere fiber: 
ſchreitungen zurüdführen auf geſetzliche Vorſchriften und 
da3 Steigen der Zebensmittelpreife. Bei der Militär: 
verwaltung fpielt die Naturalverpflegung eine jehr bes 
deutende Rolle; — fie ift gefeglich geregelt nad Art und 
Menge. Behufs Berechnung der Etatöfäge für die erforder: 
lien Naturalien werben beftimmte Pretfe zu Grunde gelegt. 

Nun kann e8 aber in dem einen oder anderen Jahre 
nicht ausbleiben, daß bie im Etat angenommenen Breife 
fteigen und bie Gtatsfäße überſchritten werden. Cine 
ſolche Überfreitung ift aud im Rechnungsjahr 1905 vor⸗ 
aefommen, fie kann aber der Reihöverwaltung nicht zur 
Laſt nelegt werben. & j z 

Meine Herren, weitere Etatsüberſchreitungen rühren 
ber von der Regelung der Gehälter nah dem Dienft- 
alteröftufenfuftem. Das Dienftalteräftufenfyften fieht 
das Pinimum und bad Marimum bed Gehalts, 
bie Zulagen und Yulagefriften vor. Bei Wufftellung 
des Reichshaushaltsetals werben bie Gehaltsſätze 
vom 1. Juli besjenigen Jahres zu Grunde gelegt, welches 
dem Gtatöjahr voraudgeht. Für die etwa fälligen Zus 
lagen aber werben feine Summen in ben Etat eingeftellt. 
—— find daher unvermeidlich, fie haben ihren 
Grund in gedadhter Ubung, die vom Reichstag genehmigt 
it, und fünnuen baher ein Verſchulden ber Reichs— 
verwaltung nicht begründen. 

Endlich, meine Herren, fommen Etatsüberſchreitungen 
aud) daher, daß den Mehrausgaben Mehreinnahmen gegen- 
überftehen. Das ift zum Beifpiel der Fall bei der Neichd: 
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(Dug.) 
A) Poft: und »Telegraphenverwaltung: da fommt e3 vor, daß 
bie fteigende Verkehrsentwicklung die Einftellung von Hilfs: 
fräften nötig macht, woburd; eine Mehrausgabe verurſacht 
wird. Diefer Mehrausgabe ficht gegenüber eine Mehr: 
einnahme an Porto und Gebühren. Alle diefe Arten von 
Etat3überfchreitungen find auf Urſachen zurüdzuführen, 
die nicht ein Berfhulben ber Reihöperwaltung inbolvieren. 
Sie betragen im ganzen 28 Millionen Marl, und es 
bleiben an ber Totalfumme der Gtat3überfchreitungen bon 
57 Millionen Mark nod 29 Millionen übrig, die bon ber 
Reichsberwaltung zu verantworten find. In der ülberficht 
findet fi bei jedem Zitel, ber eine Uberſchreitung auf- 
weift, aud eine Begründung, und es ift nun bie Aufgabe 
ber Nehnungsfommiffion, darüber fih genau zu ber: 
pet ob bie Begründung ausreicht, oder ob es nötig 
weitere Erhebungen bei der betreffenden Wefjort: 
Fe zu mahen. Diefe Aufgabe der Rechnungs: 
fommiffion jcheint mir um fo dringender und ernfter zu 
fein, als wir feineswegs einen befriedigenden Stand ber 
Reihäfinangen Lonftatieren fünnen. Es ift zwar im 
Rehnungsjahr 1905 ftatt bed Defizitö von 1904 ein 
Überfhuß und bei den Zöllen ein Mehr von 90 Millionen 
Mark zum Borfchein gefommen, wodurd bie befrifteten 
Maotritularbeiträge für 1904 und 1905 gebedt werben 
fonnten; — aber im außerorbentlichen Gtat ift eine nam: 
bafte Schulbvermehrung konftatiert worden, die das gümftige 
Bild fehr trübt. 

Die Refultate für das Jahr 1906 find noch nicht 
Hargeftellt; aber der Herr Staatsſekretär hat in feiner 
Gtatörebe doch hervorgehoben, daß bie Überihüfle feines: 
weg3 audreihen werben, um bie geftundeten Matrikular: 
beiträge für 1906 zu deden. 

ad num A Etat des Rechnungsjahres 1907 an: 
langt, fo finden fi in bdemfelben zwei wichtige Zahlen, 
nämlih ungededte Mairtkularbeiträge in der Höhe von 


Reichstag. — 








(8) 57 bezw. 63 Millionen Markt und ein Schuldzuwachs bon 


264 Millionen Mark. Diefe Zahlen beweifen, daß wir 
noch weit entfernt find von dem angeftrebten Ziel einer 
völigen Geſundung ber Reichsfinanzen. 

Meine Herren, geftatten Sie mir, nod auf einen 
anderen Punkt Ihre Aufmerkfamkeit zu lenken. In ber 
.. Seffion — ic glaube, ed war am 30. Nobember 

v. J. — ba ift die Frage aufgeworfen worden, ob bie 
auͤberfichten, namentlich auch jene über bie Kolonialausgaben, 
nicht ber Budgetkommiſſion anftatt der Rechnungskommiſſton 
—— werden ſollen. Dieſer Frage liegt die Er— 

— zu Grunde, daß die Mitglieder der Budgetkom— 
miſſion ja ſich vertraut zu machen haben mit allen Zweigen 
des Etats und daher in beſter Lage find, eine Prüfung 
darüber vorzunehmen, ob der Etat nach jeder Richtung 
forreft vollzogen wurde. Wenn ih auch das Gewicht 
dieſes Arguments keineswegs verkenne, ſo ſteht doch auf 
ber anderen Seite zu berückſichtigen, daß die Bubgetfom- 
miffion eine umfangreiche, ſchwierige und berantwortungs- 
volle Aufgabe zu löfen hat, und daß es bon jeher fihbung 
war, eine Arbeitöteilung eintreten zu laffen zwiichen ber 
Bubgetlommiffion und der Rehnungstommiffion. Aufgabe 
der Bubgetlommiffion ift eö, den Etatsentwurf zu prüfen, 
während bagegen bie Rehnungstommiffion die Überfichten 
und Rechmungen zu prüfen hat. Ich glaube, dab es 
zwedmäßig ift, die feitherige Arbeitsteilung beizubehalten 
und ftelle den Antrag, daß die Aberficht wie in früheren 
Jahren der Rehnungstommiffion übertwiefen wird. 


Präfident: Die Diskuffion ift geſchloſſen. Ich darf 
wohl ohne Abflimmung annehmen, daß bie Überſicht, ei 
Übung des Hauſes entiprehend, der Rechnungskommiſſion 
überwiefen wird. — Das tft der Fall. 

Mir fommen zum fiebenten Gegenitaud ber Tages: 
orbnumg: 


13. Sigung. Freitag ben 8. März 1907. 








erfte Beratung der Allgemeinen Rechnung über (C) 


den Reihshanshalt für das Rechnungsjahr 1902 

nebft den dazu gehörigen Speztalrehnungen, einem 

Vorbericht und ben Bemerkungen des Rechnungs: 

hof3 (Nr. 15 der Drudjaden). 

Da ſich niemand zum Worte melbet, nehme ih an, daß 
aud dieſe Vorlage der Rechnungskommiſfion überwieſen 
wird. — Ich konſtatiere dies, 

Mir kommen zum achten Gegenftand: 

erfte Beratung 

a) der Überfiht der Einnahmen und Ausgaben 
des Oſtafrikaniſchen und des Südweſtafrika— 
niſchen Schuggebiets für das Redhnungsjahr 
1901 nebft einer Anlage, 

b) ber Überfiht ber Ginnahmen und Ausgaben 
ber afrifantfhen Schußgebiete, des Schußgebietö 
Neu-Guinea, der Verwaltung ber Sarolinen, 
Palau und Marianen ſowie des Schußgebiets 
Samoa für das Rechnungsjahr 1903 nebit 
einer Anlage 

(Nr. 16 der Drudjadhen). 

Es meldet fich niemand zum Wort. Wenn niemand 
wiberfpricht, fonftatiere ih, daß die beiden Vorlagen ber 
Rechnungskommiſſion überwiefen find. — Es widerſpricht 
niemand. 

Wir gehen zum neunten Gegenftande über: 

erite Beratung der liberfihten der Einnahmen 

und Ausgaben des Schubgebiets Kiautfhon für 

die Rednungsjahre 1904 und 1905 (Nr. 17 der 

Druckſachen). 

Ich nehme an, daß auch dieſe Vorlage der Rechnungs— 
fommiffion überwiefen wird. — Dies ift der Fall. 

Zehnter Gegenftanb der Tagesorbnung: 

erfte Beratung der Rechnung über den Haus- 

halt der afrifanifhen Schutzgebiete fir das 

Gtatsjahr 1396/97 (Nr. 18 der Drudiaden). 

Ich eröffne die erfte Beratung. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Erzberger. 


Grzberger, Abgeordneter: „Spät fommt fie, doch fie 
fommt,” muß man jagen, wenn das hohe Haus endlich 
die Rechnung des Rechnungsjahres 1896 zur Prüfung 
erhalten hat. 


Bräfident: Ich bitte um etwas Ruhe. 


Erzberger, Abgeordneter: Seit dem Jahre 1900 war 
es dem Neihdtag nicht mehr möglid, dieſen wichtigen 
Teil feines Budgetsrechts, die Kontrolle über bie Ber: 
wendung des Geldes, auszuüben. Es ift kaum ein zweiter 
Vorgang feit Beftehen des Deutſchen Reichs, daß eine 
10 Fahre zurüdliegende Rechnung endlich dem Reichstag 
unterbreitet wird. Ich gebe ohne weitered zu, daß bie 
Rechnungslegung aus den Stolonten viele Schwierigkeiten 
madt und nicht mit ber Hafchheit erfolgen kann, mit 
welder in ber heimifhen Verwaltung fie und vorgelegt 
wird. Ich finde es deshalb auch begreiflich, wenn der 
Nehnungshof in der umfaſſenden Denkichrift für dieſe 
Berfpätung milbernde Umftände ins Feld zu führen ſucht. 
Eine völlige Neinwafhung de3 Verhaltens der Kolonial— 
abtetlung herbeizuführen, gelingt ihm nit. Dieſes 
Dofument, weldes ſchon in der legten Seffion unterbreitet 
iſt — Nr. 583 der Druckſachen — ift die amtliche Be: 
ftätigung der ſchweren Anklagen, bie über bie Rechnungs: 
legung jeit Jahren von mir in biefem hohen Haufe er: 
hoben worben find. 


Präfident: Meine Herren, ich bitte um etwas Ruhe. 


Erzberger, Abgeorbneter: Der Rechnungshof hat in 
diefer umfalfenden Dentichrift die Schwierigkeiten, welche 
einer rafhen Nedyinmgslegung im Wege ftchen, wohl 


(D) 
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( Ersberger.) | 


(A) gewürdigt. Doc diefe Behörde, bie ich als eine bei 


größten Vorzüge des Reichs bezeichnen möchte, ift genötigt, 
F Entſchuldigung in einem amtlichen Dokument anzu— 
uhren: 
Weſentlich trug zur Verzögerung der Abwicklung 
des Prüfungsgeſchäfts ferner bei, daß bie Belege 
ben zur fung vorgelegten Rechnungen meift 
nit vollſtändig beigegeben waren; fie waren teil 
weife aus Anlaß der Abnahme in dad Schut- 
gebiet zurückgegeben oder, weil fie noch nicht bei⸗ 
gebraht oder zu Berluft gegangen waren ober 
im Schutzgebiete nody gebraucht wurden, ber 
Rechnung überhaupt nicht beigegeben geweien. 
Alſo Hier wird vom Rechnungshof felbft beftätigt, daß 
amtliche Gelber ausgegeben worben find, über welde über: 
haupt eine Rechnung fehlt. Was dad Budgetrecht bes 
Reihdtagd, die Vorbereitungsarbeiten in der Kommiſſion 
und bie Arbeit im Plenum überhaupt noch für einen 
Wert haben, wenn in den Kolonien draußen bie Gelder 
einfach verbraudt werben, ift mir wirklich unerflärlid. 
Ic gebe zu, daß man nicht für jede einzelne Bofition m 
der Genauigkeit, wie im Heimatlande, die Belege bei: 
bringen kann; aber das iſt minbeftens erforberlich, 
daß ein Beleg irgend einer Art dem Rechnungshof unter: 
breitet wird; das führte mich zu meinen früheren Anklagen. 
Ich bebaure, daß der Herr Stolonialdireftor nit am 
Blage if, wo eine fo wichtige Frage verhandelt wirb. 
Sch möchte bezüglich der „Ihwarzen Kaſſen“ anfragen 
und würde eventuell genötigt fein, zu beantragen, von bem 
geihäftsordnungämäßigen Rechte Gebrauch zu machen, 
die Beratung audzufegen, wie es tim legten Reichstag 
auch einmal gejchehen ilt, wo ber Bertreter ber ver: 
bündeten Regierungen nicht anwejend war. Sich möchte 
anfragen, zu welchem Endrefultat bie Unterfuhung über 
bie Griftenz dieſer ſchwarzen Kaſſen geführt hat. Hat 


(8) fie tatſächlich dazu geführt, daß amtliche Gelder zu Privat: 


aweden gebraudjt worden find und eine faliche Buchführung 
ftattgefunden hat? Ich bin feſt überzeugt, jeder ber Herren 
Kollegen ohne Unterſchied der Parteiftellung, ber biefe Dent: 
fchrift durrchgelefen hat, wird mit mir zu der Überzeugung 
fommen: e3 ift ein Ding der Unmöglichkeit, daß in biefer 
Weife die Rehnungstontrolle in den Kolonien noch weiter 
gehen kann. Der frühere Abgeordnete Müller (Sagan) 
jagte offen, wenn es fo weiter gehe, würbe man zu einem 
moraltfhen Debacle und Zufammenbrud kommen. Auf: 
fallend tft, daß bie lebhafteften lagen fpeziell über bie 
Rechnungslegung in Oftafrifa geführt werben, bie 3. B. 
fi in dem Sage verbidten: das Rechnungsweſen Oft: 
afrifas ift dermaßen im NRüdftand, daß der von hieraus 
entfanbte Finanzlommiffar zunächſt an der Rechnungs— 
legung für 1897 und 1898 fich beteiligen mußte. Alfo 
an der Rechnungslegung! Alſo nicht einmal die ordnungs- 
mäßig borzulegende Überfiht war damals fertig, 
fondern der Beamte, ber fontrollieren wollte, mußte zu: 
nächſt zufammenftellen, was ausgegeben war! 
Hört! hört!) 

Es konuten nit einmal die Rechnungen zur Stontrolle 
unterbreitet werben. 

Der Rechnungshof teilt weiter mit, weldhe Reihe von 
vorübergehenden Maßnahmen zur Befjerung getroffen 
worben ift, bie fih auslöften in Entjendung des Finanz⸗ 
tommiffard — darauf will ich jet nicht weiter eingehen —; 
er gibt weiter aber zu, daß aud dies Mittel nicht aus: 
reihendb war, daß der Finanzkommiſſar befeitigt iſt, und 
die SFinanzdireftoren wieder dem Gouverneur unterſtellt 
worden find, Der Rechnungshof Hagt auch darüber, daß 
die Menge Erinnerungen, die er gemacht babe, teilweife 
darauf zuriskzuführen find, daß in manden Sreifen der 
Beamten ein völliger Mangel arm Berftändnis fir das 
Nechnungsweſen überhaupt vorhanden gewejen fei. Einen 


Stommentar dazu fann man doch nur dahin geben, daß 
einfach Gelder ausgegeben find, ohne zu fragen, ob fie 
für biefen Zweck beftimmt waren, ohne andererjeit3 ben 
ordnungdmäßigen Beleg für die Verwendung biefer Gelber 
zu führen. So weit wirb man ja nicht gehen können, 
u jagen, daß ber Rechnungshof weiter die Praxis 
—3 Kolonialbeamten dulden kannz denn ich ſehe nicht 
ein, warum ber Reichstag ſich dann noch mit Kolonial— 
etats abmühen ſoll dann überweiſen wir der 
Kolonie ein größeres Pauſchquantum von mehreren 
Millionen und laſſen bie Herren draußen wirtichaften, 
wie fie wollen. 
Sehr gut!) 


( 
Das ift aber natürlid; nicht mein Standpunkt. Wenn 
wir bier ganz gemaue Bofitionen und detaillierte Etats 
bemwilligen, jo müffen wir auch verlangen, daß die Be— 
amten in ben Kolonien fi an biefe Pofitionen halten. 
(Sehr richtig!) 

Nun fält es mir nicht ein, auf Die Menge von Bor: 
ſchlägen und Stlagen einzugehen, die ber Rechnungshof 
und offen in dankenswerter Weile unterbreitet. Die Dent- 
ſchrift möchte ich als eins der beften Dokumente bezeichnen, 
die und je über bad Rechnungsweſen zugegangen find. 
Ich will niht auf alles eingehen, was hier unterbreitet 
ift, aber ih möchte doch der Rechnungskommifſion, an 
welche ja zweifellos diefer Teil überwiejen werben wird, 
und welche, wie ich hoffe, und einen eingehenden Bericht 
erftatten wird, anheimgeben, einige ber Klagen jehr ein: 
gehend zu prüfen. Hier wirb 3. B. dargelegt, daß über 
den Zeil der Hüttenftener in Dftafrifa, welcher zu 
50 Prozent an die Gemeinden fließt, feit den letzten 
Jahren überhaupt jede Rechnungslegung fehlt. Wie bie 
600 000 Dark, weldye nad) dem Etat von 1906 an bie 
Gemeinden von Oftafrika daraus fließen, verwendet worben 
find, und ob eine Kontrolle darüber vorhanden iſt, ent- 
zieht fi) ebenfo fehr der Beurteilung des Reichstags wie 
der des Nechuungshofes. Früher war wenigitens noch 
eine Art Kontrolle vorhanden. Seitdem ben Gemeinden 
aber, bie Rechtsfähigkeit Haben, bie juriftifche Perfönlichkeit 
gegeben worden ift, fehlt jede Kontrolle über bie Ber- 
wendung biefer Gelder. Das find Dinge, bie fo nidt 
weiter gehen können. 

Ih will auf die fchwierigen Fragen des Nejerve- 
fonds und bed Reichszuſchuſſes et nicht eingehen. Aber 
ich halte es angeſichts der Beichwerden, die ber Rechnungs» 
hof darlegt, für ein bringendes Grforbernid, daß bie 
Budgetlommtffion im nenen Etat 1907 die Konfequenzen 
aus biefen Darlegungen zieht und befonders die Frage 
zur Entiheidung bringt: iſt der Reichszuſchuß, wie er von 
und —— wird, ein vorbehaltloſes Geſchenk an die 
Kolomen, oder aber find diejenigen Summen, bie ſich als 
Erjparniffe am Jahresſchluß herausſtellen, wiederum als 
Einnahmen zu buchen? Ich will nicht anf bie Frage ein- 
geben; fie tft nad ber heutigen Gefeggebung — da ftimme 
ch dem Bednungabof zu — vielleicht ſtrittig. Der 
Reichstag in Verbindung mit ben verbündeten Regierungen 
muß endlich einmal eine klare Entiheidung fällen, ob der 
Zuſchuß abe als weggegeben anzufehen ift und ganz 
in das Belteben der Verwaltung der Kolonien übergeht, 
ober aber, ob die Eriparniffe, bie fih am Reichszuſchufſe 
infolge höherer Einnahmen ergeben, einerfeit3 oder infolge 
bon Erſparniſſen bei den Ausgaben andererfeitö ergeben, 
zurüdgebudt werben müffen und fo im nächften Jahre 
eine Verringerung bed Reichszuſchuſſes herbeiführen. 

Auch die Fragen bed Reſervefonds, dieſes großen 
Baffind der Kolonialetals, müſſen einer Klärung ent: 
gegengeführt werben. Man bat ja die Verwendungszwecke 
deö Refervefonds im Stolonialetat im vorigen Jahre etwas 
eingefhränft, indem man nicht mehr als imborhergefehene 
Ausgaben im allgemeinen diefe Gelder verwenden läßt, 


(C) 


(D) 
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(a) ſondern indem man bie unvorbergefehenen Ausgaben ald 


(B 


— 


notwendige bezeichnet bat. Aber auch das fcheint mir 
aud) noch einer gewaltigen Zurüdbämmung zu bebürfen, 
befonberd nad ber Richtung, daß bie Überjhüffe ber Ein- 
nahmen, nachträgliche Einnahmen der früheren Etat3jahre, 
daß aud bie Erſparniſſe, bie in früheren Jahren gemacht 
worben find, nicht mehr durch den Reſervefonds hindurch⸗ 
gehen, ſondern daß der Reſervefonds beichränft wird entweder 
auf das laufende Etatöjahr oder aber, wenn man nod 
entgegenfommen will, hödftens ein Gtatsjahr zurüd: 
gebudt werben fann. Aber wir finden 3. B. in ben 
ebenfo fang: wie Hanglos an bie Refervefommiifion über: 
wieſenen Nachtragdetat3 von 1903 unb 1904 nod mad: 
träglihe Einnahmen und Ausgaben aus dem Jahre 1902 
und weiter zurüd verrechnet. Wie weit fih das erftredt, 
ob bis zum Jahre 1890, weiß ich überhaupt nicht; es 
wird Sade ber Rechnungskommiſſion fein, das näher 
feſtzuſtellen. So viel dürfte ſich hieraus ergeben, daß 
es abfolut notwendig ift, eine engere Begrenzung des Zweckes 
des Reichszuſchuſſes vorzunehmen, einerfeitd, ob er al 
vorbehaltlos gebilligt worben ift oder nicht vorbehaltlos, 
unb andererſelts eine engere Begrenzung der Verwendung 
bed Reſervefonds. Diefe beiden Fragen bürften und 
müßten meines Erachtens unbedingt gelöft werben, nad: 
bem uns ber Rechnungshof in eingehender und dankens— 
werter Weiſe — füge ich Hinzu — gezeigt hat, daß es 
in ber jegigen Art der Abrechnung in ben Kolonien 
abſolut nicht weitergehen lann. Zehn Jahre find ber: 
floffen, seitdem biefer Etat bewilligt worden tft, der uns 
heute zur Genehmigung als Rechnung über bie Ber: 
wendung des Gelded vorgelegt wird. Ich möchte bem 
Wunſche Ausdrnd geben, daß mit ben noch außenftehenden 
Rechnungen von 1897 bis 1901 ober 1902 nicht fo lange 
Er wird, bis über jebe Ginzelheit ein genauer 

elag geliefert werben kann, fonbern daß das Beifpiel, 
das in biefer Vorlage auf Seite 29 befchritten ift, wieder— 
holt wird für alle noch ausftehenden Rechnungen bis zum 
Jahre 1902 in der Weiſe, daß ber Rechnungshof einfach 
die Genehmigung, foweit die Prüfungen erfolgt find, aus: 
fprit und dem Reichstage einreiht und diejenigen 
Pofitionen, über welche jet nod nicht Rechnung gelegt 
werden kann, einfach in einer Anlage uns beifügt. So 
kann ber Reichötag felbft enticheiden, ob er die ausftehenden 
Rofitionen für fo wichtig Hält, um auch darüber die Nedh- 
nungen zu verlangen, oder ob er fi mit ber Vorlage 
begnügt. Unbedingt geboten ift meines Erachtens das 
eine, dab man mit der Nechnungdlegung in ben 
Kolonien jest enblih einmal auf ben Damm und das 
Laufende fommt, daß nicht nach neun Jahren, fondern 
nad bier, fünf Jahren bem hohen Haufe Rechnung 
gelegt wird. 

Auf die andere Frage, welche neuen Vorſchläge uns 
Fred und eveniuell unterbreitet werben, um eine Be: 
chleunigung ber Rechnungslegung herbeizuführen, will ich 
nit weiter eingehen. Ich behalte mir das fir die zweite 
Leſung biefer Rechnungen vor, wenn der Bericht ber 
Rehnungstommiffion uns vorliegt. Aber das eine kann 
ih nur nochmals wiederholen: ih halte es für eine der 
dringenbften Pflichten bed Reichſstags und aud der ver- 
bündeten Regierungen, bie doch in gleicher Weife beftrebt 
fein müffen, den 5 69 ber Verfaſſung und den $ 2 bes 
Scußgebietögefeged von 1892 aufrecht zu erhalten, daß 
bie Rechnungslegung in einem vafcheren und einem 
georbneteren Tempo erfolgt, ald es ſeither der Fall 


geweſen ift. 
(Bravo! in der Mitte.) 
Präfident: Der Herr Bevollmächtigte zum Bundes: 


rat, Geheime Ober: Finanzrat und vortragende Nat im 
Binanzminifterium Dr. Conze hat das Wort. 
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Dr. Gonze, 
tragender Rat im Finanzminiſterium, ftellvertretender 
Bevollmädhtigter zum Bundesrat für das Königreich 
Preußen: Die Kolonialverwaltung teilt durchaus ben 
Munfh des Herrn Abgeordneten Erzberger, baß bie 
Rechnungslegung ſchneller voranfommen möchte; fie glaubt, 
baß bafür auch die Vorausfegungen neuerdings mehr und 
mehr gegeben find. Wenn in diefem Jahre zumächft nur bie 
—— bon 1896/97 vorgelegt werben konnte, jo beſteht 
bolauf begründete Hoffnung, daß noch in dieſer Seffion 
die Rechnungen von 1897 unb 1898 an ben Reichstag 
gelangen werden; es ift fogar nicht ausgeſchloſſen, daß 
auch die von 1899 noch vorgelegt werben kann. Es 
werben in ben nächſten Tagen darüber mündliche Ber: 
hanblungen mit SKommiffaren bed Rechnungshofes ges 
pflogen werben, und ih hoffe, daß fie zu eimem dem 
Reichdtage an (Ergebniffe führen werben. 

Die Kolonialverwaltung nimmt an, baß bie Rechnung 
für 1896/97 zunächſt der Stommiffion überwiefen werben wird; 
fie käme dadurch in bie Lage, über die große Zahl von 
Einzelfragen, bie der Herr a) ai Erzberger auf: 
geworfen bat, die ihr für eine Behandlung im Plenum 
größtentelld aber nicht ohne weiteres geeignet fcheinen, 
eingehende Auskunft zu geben. Wenn auf der einen Seite 
nit zu verkennen ift, daß auch nad ben Darlegungen 
des Rechnungshof eine volle Nedtfertigung der Kolonial: 
verwaltung nicht vorliegt, jo ſcheint mir bod die Dar- 
legung des Rechnungshöfes zum minbeften mandes ent: 
ſchuldbar zu maden. Das barf aber natürlich nicht dahin 
führen, daß nun die Solonialverwaltung ihre Be: 
ne um Beichleunigung ber Rechnungen irgendwie 
einftellt. Sie wird nad) biefer Richtung alles tun, was in 
ihren Sräften fteht, und ich freue mid, jetzt fchon eine 
Erklärung bier bekannt geben zu können, die uns ber 
— unter dem 25. Januar ds. Is. hat zugehen 
aſſen. 
Rechnungshofes an ben Herrn ftellvertretenden Direktor 
ber Kolonialabteilung lautet: 

63 iſt und aus ſachlichen Gründen wie im eigenen 
Iutereffe angenehm, -feftftellen zu können, baß 
in ber Behandlung ber Rechnungsſachen durch 
die Eurer Grzellenz unterftellte Behörde ſchon 
gründlicher Wandel eingetreten ift. ir werben 
nicht ermangeln, aud) unfererfeit3 zur Aufränmung 
der Rüditände und, ſoweit es und die Be- 
ftimmungen irgend ermöglichen, zur Vereinfachung 
und Beihleunigung beizutragen. 


Präfident: Ich fchließe bie Diskuffion und * 
an, daß auch dieſe Vorlage der Rechnungskommiſſion über: 
wiefen wird. — Das ift ber Fall. 

Wir gehen über zu Nr. 11: 

erfte Beratung der Rechnungen der Kalle der 
Ober⸗Rechnungskammer für die Rechnungsjahre 
1903 und 1904, bezüglih derjenigen Zeile 
biefer Redinungen, welche bie Reichsberwaltung 
betreffen (Nr. 144 der Druckſachen). 

Die Rechnungen liegen auf dem Tifh bed Haufes 
zur Einſicht offen. 

Dad Wort wird nicht verlangt; id nehme mit 
Ihrer Genehmigung an, dab auch diefe Vorlage ber 
Rechnungskommiſſion überwiefen wird. — Es wiberfpricht 
niemand. 

Mir kommen zu Nr. 12: 

erfte und ebentuell zweite Beratung des Ent⸗ 
wurfs eines Geſetzes beireffend die Kontrolle 
des Reichshaushalts, des Landeshanshalts von 
Elſaß⸗Lothringen nnd des Haushalts der 
Schubgebiete für das Mechnnnesiahr 1906 
(Nr. 187 der Druckſachen). 


Geheimer Dber-Finanzrat und vor: (CO) 


Der Schlußfag des betreffenden Schreibens des (D) 


Reichstag. — 18. Sitzung. Freitag den 8. März iso. 


(Bräfident.) 
(A) Ich eröffne die erfte Beratung. — Es meldet fid) 
niemand; ich ſchließe fie. % 

Die Überweifung des Geſetzes an eine Kommiſſion 
wird nicht beantragt. 

Wir treten in die zweite Beratung ein. 

IH eröffne die Diskuffion über den Text des Ge— 
ſetzes, — ſchließe fie und nehme an, daß der Tert bed 
Geſetzes in zweiter Lefung angenommen ift. 
Dasſelhe — ih au von Einleitung und ber: 
ſchrift. — Auch hier widerfpricht niemand. 

Damit ift diefer Gegenftand der Tagesordnung er: 
ledigt, und unfere Tagesordnung hiermit erihöpft. 

Ih ſchlage Ihnen vor, die nädhfte Sigung ab» 
zubalten am Sonnabend den 9. März, Vormittags 11 lihr, 
mit folgender Tagesordnung: 

1. Interpellation der Abgeordneten Albrecht und 
Genofjen, betreffend Einführung von Schiffahrts- 
abgaben auf natürlichen Wafferitraßen in Breußen 
(Nr. 56 der Drudjaden), 

in Verbindung mit ber 
Snterpellation der Abgeordneten Dr. Ablaß und 
Genofjen, betreffend Einführung von Schiffahrts- 
abgaben auf natürlihen Wafjeritraßen in Preußen 
(Nr. 119 der Drudfaden); 


2. YJuterpellation der Abgeorbneten 
Dr. Hite, betreffend Rechtsfähigkeit ber Berufs: 
vereine, Befähigungsnachweis, Ausverkaufsweſen, 
Arbeilszeit der Fabrikarbeiterinnen, Arbeits⸗ 
kammern (Nr. 92 der Druckſachen); 

3. Interpellation der Abgeordneten Graf v. Hompeſch, 

Dr. Schaedler, Dr. Spahn, Gröber, 3 
vd. Arenberg, betreffend Nevifion ber Strafprogeß- 
ordnung und des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes 
(Nr. 109 der Drudjaden), 
in Verbindung mit der 
Snterpellatton des Abgeordneten Baflermann, 
betreffend Neform ber Strafprozekorbnung (Nr. 172 
der Drudfaden). 
Gegen biefen Vorſchlag erhebt fi fein Widerſpruch; bie 
Tagesordnung fteht feh. 

Die Herren Abgeordneten Bed (Heidelberg), Zattmanı, 
Köhler, tin und Schiffer gar: aus ber I. bezw. 
VI Kommiſſfion ausfheiden zu bürfen. — Ein Wider: 
ſpruch biergegen erhebt ſich nicht; ich veranlaffe deshalb 
die 2., 3., 5. und 4. Wbteilung, heute unmittelbar nad 
der Sigung bie erforberlihen Erfagwahlen vorzunehmen. 

Er ſchließe die Sitzung. 

(Schluß der Sitzung 1 Uhr 58 Minuten.) 
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(A) 


14. Sigung. 


Sonnabend den 9. März 1907. 


Ermädtigung des Präfidenten zur Nieder: 
fegung eines Kranzes an der Bahre des 
Staatsminifterd Dr. v. Boettiher....... . 

Geſchäftliches 339C, 366B, 

Interpellationen Albrecht und Genoſſen bezw. 
Dr. Ablaß und Genoſſen, betreffend Ein- 
führung von Sciffahrtsabgaben auf natür: 
lihen Waflerftraßen in Preußen (Nr. 56, 
119 der Anlagen) 

Dr. Graf v. Poſadowsky-Wehner, 
Staatöminifter, Staatsjefretär des 
Innern, Stellvertreter des Reiche: 
fanzlers 

Die Beantwortung wird jpäter erfolgen: 

Interpellation Trimborn, Dr. Hitze, betreffend 
Rerhtsfähigheit der Berufsvereine, Befähi- 
gungsnachweis, Ausverkaufsweſen, Arbeits: 
zeit der Fabrikarbeiterinnen, Arbeitsfammern 
(Nr. 92 der Anlagen) 

Dr. Graf v. Pojadomaty : Wehner, 
Staatöminifter, Staatsſekretär des 
Innern, Stellvertreter des Reichs: 
fanzlers 340A, 

Trimborn, Interpellant 

Dr. Spahn — zur Geſchäftsordnung, 
Antrag auf Beiprehung 

Dr. Hieber 

Henning 

N ler er 

Bruhn 

Die Beiprehung wird abgebrochen und 


u. Tee 


(B) 


. rn Here 


. Tree 


.e er Te Terre 


De Be ee 
„er... 
. ee Tr nr Tee 


8 1 1 9 ss 2a 9 v2... 


. rer rer ee 


DEEMEE >» anne ne i 


Der Baer Ber Tee ee Ba BE Zee ee Bee Ze Ze Zu 


Meichstag. 12. Legisl.-P. 1. Seffion. 


Seite 


339C 
367 B 


339D 


339D 


339D 


339D 


Die Sigung wird um 11 Uhr 19 Minuten durch ben 
Präfidenten Dr. Grafen zu Stolberg-Wernigerobe eröffnet. 


BVräfident: Meine Herren, ich eröffne bie Stgung. 

Das Protofoll der vorigen Sigung liegt auf dem 
Bureau zur Einfiht offen. 

Meine Herren, ich beabfihtige, an der Bahre bes 
Staatöminifterd Dr. v. Boettiher namens des Neichd- 
tag3 einen Kranz nieberzulegen. — Damit iſt dad Haus 
einverftanben. 

Seit der legten Stgung find in das Haus ein 
getreten bie Herren Abgeordneten Zabrotfe und Dr. Ridlin. 

An Stelle der aus ber I. bezw. VI. Kommiſſion 
ausgeſchiedenen Herren Abgeorbneten Bed (Heidelberg), 
Battmann, Köhler, Goldftein und Schiffer find durch bie 
vollzogenen Erfagwahlen gewählt worben bie Herren Ab» 
georbneten: 

Dr. Blantenhorn, Liebermann dv. Sonnenberg, 
Vogt (Hal), Bebel in bie Budgetlommtffion; 
Miebeberg in die VI. Kommiſſion. 

Ih habe Urlaub erteilt dem Herrn Mbgeorbneten 
v. Gerdborff für 3 Tage. 

Es ſuchen für längere Zeit Urlaub nad) bie Herren 
Abgeordneten: 

Graf dv. Garmer:Often für die Zeit vom 10, bis 
22. März wegen Teilnahme an den Sigungen 
des ſchleſiſchen Propinztallandtags; 
Windler bis zu den DOfterferien wegen einer 
Erholungäreife. 
Den Urlaubögefuhen wird nicht mwiberfproden; fie find 
bemilligt. 

Wir treten in bie Tagesordnung ein. Der erfte 
Gegenſtand berfelben ift: 

Anterpellation der Abgeordneten Albrecht und 
Genofien, betreffend Einführung von Schiffahrtss 
abgaben auf matürliden Baflerftraben in 
Preußen (Nr. 56 der Drudiaden), 
in Verbindung mit ber 

Interpellation ber Abgeorbneten Dr. Ablaß und 
Genoffen, betreffend Einführung von Sciffahrts:- 
abgaben auf natürlichen MWafferftraßen in Preußen 
(Nr. 119 der Drudfahen). 

Ich habe zunächſt bie Frage an den Herrn Vertreter 
ber verbünbeten Hegterungen zu richten, ob und mann 
berfelbe die Snterpellation beantworten wird. 


Dr. Graf v. Pofadowäly- Wehner, Staatsminifter, 
Staatöjelretär des Innern, Stellvertreter des Reichs: 
fanzlerd: Der Herr Reichskanzler ift bereit, dieſe Inter⸗ 
—— zu beantworten. Ich werde die Ehre haben, 
em Herrn Präſidenten den Tag mitzuteilen, wann die 
Antwort erteilt werden kann. 


Prãſident: Meine Herren, wir gehen über zum zweiten 
Gegenftande der Tanedorbnung: 
Anterpellatio 
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Dr. Graf v. Poſadoweky⸗Wehner, Staatämintiter, 
Staatöfetretär des Innern, Stellvertreter des Reichs— 
fanzlerd: Ich werde bie Interpellation ſofort beantworten. 


Bräfident: Zur Begründung der Snterpellation 
erteile ih dad Wort namens der nterpellanten dem 
Herrn Abgeorbneten Trimborn. 


Trimborn, Abgeordneter, Interpellant: Meine Herren, 
ber alte Reichſtag hat auf dem Geblet ber Soztalpolitif 
— id glaube das, ohne Widerfprud befürchten zu müffen, 
jagen zu bürfen — fleißig und fruchtbar gearbeitet. Dafür 
gibt es feinen ſprechenderen Beweis als die Tatſache, 
daß bon ben zahlreichen Anträgen, mit denen wir bei 
Beginn ber Seſſion überihwenmt worden find, kaum einer 
vorhanden ift, ber nicht bereitö im früheren Reichstag 
borgebradht oder gar fhon verhandelt worden wäre. Von 
neuen Gebanfen gegenüber den früheren Anregungen ift 
in ben neuen Anträgen wohl wenig vorhanden. Und 
bob hat ber alte Reihdtag an pofltiven gefeglichen 
Leiftungen eigentlih nur eine aufzuweifen: dad Gefek 
betreffend bie Einrichtung von Kaufmannsgerichten. 
Daß pofitiv gefeßgebertich nicht mehr geleiftet worden tft, 
daran trägt — und das muß bier ausdrücklich feftgeftellt 
werben — das Parlament nicht bie Schuld, fonbern es 
legt da3 an der mangelnden Initiative, die in pofitiven 
Gelepeövorlagen bem früheren Neihötag gegemüber feitend 
ber verbünbeten Regierungen bewieſen worben tft. Indes 
haben bie verbündeten Negierungen, wenn auch, bon ber 
vorgenannten Ausnahme abaefehen, feine jpeziellen Gefekes- 
vorichläge, fo doch auf die Anregungen und Verhandlungen 
bed Reichſstags hin nach verfchtedenen Richtungen hin be- 
ftimmte Zufagen gemadt. So ift wefentlih burd bie 
Tätigkeit des früheren Neihstags auf fozialpolitifchem 
Gebiete manches parlamentariſch derart geförbert und zur 


(8) Reife gebracht worben, daß wir im Herbit vorigen Jahres 


uns anfhiden konnten, bezüglich einer Reihe von Fragen 
Hand and Werk zu legen und bie betreffende Materie 
efeggeberfih in Angriff zu nehmen. Ih bente 
Bierbei niht an bie Benfiondverfiherung ber Brivat- 
beamten, bie fih ja erſt im Gtabium ber Bor: 
unterfuhung befindet. Auh nit an bie Wer: 
einheitihung der Verſicherungsgeſetzgebung. Hier 
fonnte der Reichſtag zunächſt nur dem allgemeinen 
Grundgedanken zuftimmen, unb das gefhah im Sabre 
1903 durch die Annahme einer dahin gehenden, von meinen 
Freunden vorgefchlagenen Mefolution. Nachdem dieſe 
rundfäglihe Zuftimmung erfolgt war, war es und iſt e8 
Feioftverftänbfich Sache des Reichstags, zunächſt die bezüg: 
lihen Vorlagen ber verbündeten Negierungen abzuwarten, 
bie wir jo bald wohl nit erwarten fünnen. So ſcheidet 
aljo diefe Materie aus. Ich habe auch nit vor, in 
diefem Zufammenhang bie Negelung der Helmarbeiter: 
frage zur Sprade zu bringen, und zwar deshalb nicht, 
weil bier ein gemeinhaftliher Antrag faft aller Barteten 
des Hauſes zuftande gefommen ift, der jebenfalld an 
einem ber erften Schwerindtage zur Verhandlung kommen 
wird. Die Rückſicht auf die anderen Barteten verbietet es, 
bie Sadıe von und aus einfeitig anzufhneiden. — Wenn 
id vorhin von reif geworbenen Materten ſprach, fo Hatte 
ih dabei hauptfählih bie folgenden Punkte im Auge: 
die Regelung der Rechtsfähigkeit der Verufävereine; die 
Beihränfung bed Marimalarbeitdtagd für Arbeiterinnen; 
fodann auf dem Gebiete der Mittelftandäpolitit, bie Gin: 
führung des fogenannten kleinen Befählgungsnachweiſes 
und bie Regelung des Ausverlaufsweſens. Das waren 
vier Fäden, die im vorigen Herbfte ſchon geiponnen 
waren; wir fchidten uns ſchon an, an bie weitere Arbeit zu 
geben, ba riffen alle Fäden burch bie plögliche Auflöſung 
des Reichstags. 








Heute ſtehen wir vielleicht vor einer neuen politiſchen (C) 


Situation. Wir haben neue Mehrheitsverhältniſſe, deren 
Wirkung auf das ſozlalpolitiſche Gebiet noch nicht geflärt 
it. Wir haben zweitens bie hochbedeutſame Tatſache zu 
verzeichnen, daß die Sozialdemokratie, in der die einen ein 
Hemmnid ber Sozialreform, die anderen aber eine Förde— 
rung erbliden, in dem neuen Haufe nur mehr mit ber 
Hälfte ihrer biöherigen Manbatdzahl vertreten ifl. Gegen: 
über dieſen Beränderungen entfteht ganz natürlich bie 
Frage: wie werden bie verbünbeten —— es nun⸗ 
mehr mit ber Soztalpolitit halten? Wird ein neuer ſturs 
eingeihlagnen? Wird gebremft ober wird Dampf dahinter: 
gejegt? Werben — und das ift die nächſtliegende praf: 
tiſche Frage — werben bie eben abgeriffenen Fäden wieder 
aufgenommen werben? 

63 * nun bezüglich der künftigen Soztalpolitit 
zwei offizielle Hundgebungen vor: erftend bie Thronrebe, 
und zweitens bie beiden Meben des Herrn Reichskanzlers 
bom 25. und 26. Februar, gehalten in dieſem Hohen 
Haufe. Ich muß dieſe —*—* ungen hier wörtlich wieder⸗ 
geben, weil fie bie Grundlage für meine weiteren Er- 
örterungen abgeben. 

Die Thronrebe wendet ih, wenn fie auch nicht ben 
Namen nennt, doch deutlich gegen bie Sozialdemokratie, 
und fährt dann wörtlich fort: 

Der deutſche Arbeiter darf darunter nicht Leiden. 
— Nämlid unter der Sozialdemokratie. — 
Jene Gefeßgebung 
— gemeint find bie großen grumblegenben Geſetze zum 
Schutze der wirtihaftlid Schwahen — 
jene Gefeggebung beruht auf dem Grunbfaß ber 
foztalen Verpflichtungen gegenüber ben arbeitenden 
Hlaffen und ift daher unabhängig von der 
wechſelnden Barteigeftaltung. Die verbündeten 
Regierungen find entſchloſſen, das foziale Wert 


in dem erbhabenen Gelfte Kaifer Wilhelms des (D) 


Großen fortzufegen. 

Dann hat ber Herr za. am 26. Februar 
dieſes Jahres ſich nad} der foztalpolitiichen Seite geäußert. 
Es war bie Rede, die gegen ben Herrn Abgeorbneten Bebel 
—— war, — es war nicht bie Antizentrumsrede, auf die 
ch nachher noch komme. Es fagte der Herr Reichskanzler: 

Der Kampf galt nicht dem beutfchen Arbeiter, 
fonbern er * ber politiſchen und rebolutionären 
Sozialdemokratie. Das werden die Regierungen, 
das werden die bürgerlichen Parteien, das wird 
das hohe Haus dem deutſchen Arbeiter beweiſen 
— wie beweilſen? — 
durch die Fortführung jener Sozialpolitik, in 
der Deutſchland bis Mr noch allen anderen 
Ländern voraus ift. 
An einer anderen Stelle derfelben Rebe fagt der Herr 
Reichskanzler: 
Ich hoffe, daß weder die verbündeten Regierungen 
noch die bürgerlichen Parteien ſich durch die 
Sozialdemokratie irre machen laſſen werben in 
dem Beſtreben, durch gewiſſenhafte Erfüllung ihrer 
ſozialen Pflichten die vorhandenen Gegenſätze and» 
zugleichen. 

Bebeutiamer iſt mad der fozialpolitifchen Seite bie 
Rede vom Tage vorher, vom 25. Februar, die ihre Spige 
wefentlih gegen bie Zentrumspartei richtete. Hier hat 
der Herr Reichslanzler bie Gelegenheit wahrgenommen, 
über die künftige politifche Tätigkeit der neuen Mehrheits- 
parteien in Berbindung mit den verbünbeten Regierungen 
zu reben, und ba fagt ber Herr Reichskanzler wörtlid: 

ch benfe dba an eine Reform unferes Wereind: 
— ar 


— d. h. bie neue. Mehrheit und der Kanzler — 
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(B) 
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(Trimborn.) 
werben und, meine 
einig finden im ber 
fräftigen, borurteilölofen, vernünftigen Soztal« 
politit. Auf diefem Gebiete wirb nicht Rüchſchritt 
und nicht Stillſtand, jondern Fortichritt unfere 
Zofung fein. Die Sozialpolitit foll aber nicht 
ge maden, wenn für ben Arbeiter gejorgt ift, 

fol nad meiner Überzeugung aud in bers 
ftändigen Grenzen bem Mittelftande zu gute 
fommen, ber vielfach mindeſtens ebenſo ſchwer 
zu kümpfen und zu leiden hat wie bie eigentlich 
arbeitende Benölterung. 

Meine Herren, id“ befhränfe mid heute auf 
biefe kurzen Anbentungen, bie Ihnen nur zeigen 
follen, daß mad meiner feften Überzeugung es 
fehr wohl möglich ift, eine fruchtbare zielbewußte 
Politit mit derjenigen Mehrheit zu treiben 

— bier find wir im Zentrum nicht gemeint — 

“= at bad beutfhe Volk durd bie Wahlen ge: 
geben 
(Sehr gut! in ber Mitte.) 

Meine Herren, bieje Funbgebungen lauten ja bezüglich 
ber Fortführung ber Sozialpolitik günftig, fie hören ſich 
wenigftend pn 

(ehr richtig! in der Mitte.) 

Aber ih kann doch nicht umbin, an dieſe Ktungebungen 

einige kritiihe Erwägungen anzufnüpfen. 

Zunächſt, was wird denn in den Kundgebungen 
eigentlich pofttiv verſprochen, in Ausficht geftellt? Eigent- 
— die Reform des Vereins- und Verſammlungs⸗ 
re 

Die zweite kritiſche Erwägung. Die Kundgebung 
macht faſt den Eindrud und legt ben Gedanken nahe, daß 
damit eine Abjage an dad Zentrum auch auf fozial- 
politiichem Gebiete beabfichtigt geweien jet. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Der Kanzler wendet fih bei feinen — 

Erörterungen auch bezüglich der Sozialpolitik lediglich an 

bie ſogenaunte neue Mehrheit. Da nun dad Zentrum in 

erfter Linie Vertreter und Stüge ber biöherigen Sozial: 

politit war, fo könnte der Gedanke auflommen — er i 

ſchwer abzumelfen —, daß bie Abfage vom Zentrum 

and eine Abjage von ber. biäherigen ozlalpottit be: 
deuten fol. 
(Heiterteit bei ben Sozialbemofraten.) 

Unb eine dritte Erwä ung. Wie ſteht es denn mit 
all den a bie im alten ug in erfler Linie 
unter Mithilfe des Zentrums für bie gefeßgeberiiche 
Bearbeitung ausgereift und bereitgeftellt worden find? 
—** dieſer ganz fonkreten Dinge begegnen wir bisher 
volftändigem eigen, — einem Schweigen, bad in 
feiner Seren — faſt den Eindruck des eiſigen 
Schweigens mach 

Es iſt das Grusb genug, um: bie erfte Gelegenheit 

wahrzunehmen, dem Herm Heihötanzler unb außer bem 

Herrn —— auch ber neuen Mehrheit Veranlafſung 

zu geben, fi über ihre ſozialpolitiſchen Abfichten aus— 

jelpoeden, — aber nicht auszuſprechen in allgemeinen 

dendarten, in vagen Andentungen, fondern unter Huf: 
führung ganz konkreter Programmpuntte. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 

23 im Lande verlangt man unbedingt = einer ſolchen 

ellun 

Run Bit ih durd Erörterung einzelner Punkte biefe 
Klarftellung : norbereiten, ihr eine beftimmte Richtung 
67 — fie möglichft zu einem pofitiven Ergebnis 

Ih ſagte ſchon, dab. in der Rede des Herrn 

— nur eine rn fonfrete Andentung ent 

halten ſei. Der Herr Reichskanzler erklärte: er benfe an 

eine Reform bed Bereins⸗ und Berfammlungsrehts. Cine 


‚ auch, wie i ? 
— ‚ie u an | 


folhe Reform im freibeitlichen e haben wir ftet3 für (0) 


eine höchſt dringlihe Sache gehalt 

(fehr richtig! in der Mitte), 
wir halten fie auch heute für eine Angelegenheit, beren 
Regelung immer dringliher wird. Endlich muß doch 
einmal Nreie Bahn ae werden, insbeſondere für 
bie freie —— der Jutereſſenvertretungen und der 
Berufsvereine. Dutzende Male haben wir von dieſer Stelle 
aus Beichwwerbe geführt über die ſchweren Beeinträchtigun —* 
des Koalitionsrechts der Arbeiter durch eine rückſtändige 
Vereins- und Verſammlungsgeſetzgebung. Wir haben 
auch die Punkte ganz genau bezeichnet, in denen vor 
allem die Reform einzufegen hat, 3. B. bie Befeitigung 
ber Ginreihung ber Mitglieberlifte, bie Abſchaffun ber 
polizeilichen Überwasung geichloffener Mitgliederverfamm- 
—— bie Freigabe ber Teilnahme der Frauen an 
politiihen und fozialpolitiichen Berfammlungen. Alles 
das und fehr vieles andere haben wir auf dem Gebiete 
bed Bereind- und Verſammlungsrechts konkret ald dringend 
reformbebürftig bezeichnet. Nach allen biefen — 
genügt es nicht, daß der Herr gr fagt: id 
benfe an eine Reform. Das muß, fage ich, von dem 
Herrn Reichskanzler längft durchgedacht fein 

(ſehr richtigh, 

und darum frage ih den Herrn Reichskanzler: welches 
find denn bie tonfeeten Grunblinien der beabfitigten Reform? 
wird dieſe Reform insbeſondere ber Intereffendertretung, 
ben Beruföpereinen, enblid die jo lange eriehnte und 
bringend notwendige Bewegungäfreiheit bringen? 

In unferen Reihen und jebenfalld aud in anderen 
Barteten des Neichdtags ift ed auffällig befunden worden, 
daß weber bie Thronrede noch bie programmatifchen 
Aundgebungen des Herrn — von den Berufs⸗ 
vereinen irgend ein Wort reden. 

ESehr richtigl 

Hier handelt es ſich um die endliche Erfüllung dringender (m) 
Forderungen, bie nicht nur ber verflofiene Reichstag ge: 
ftelt bat. Das Verlangen, die privat: und öffentlich: 
rechtlichen Verhältniſſe der rege —— eſetzlich 
zu regeln, batiert 30 bis 40 Jahre zurüd, und es iſt 
faum ein Reichſstag geweſen, nicht nach dieſer Richtung 
hin * end einen Vorſtoß gemacht hätte. 

ir im Zentrum haben im Januar 1904 bezüglich 
ber Berufövereine und ber Arbeitäfammern eine fettbem 
oft angeführte Interpellarion eingebradt. Damald, am 
30. Januar 1904, hatte ber Herr Staat3fetretär Graf v. Pofa- 
bowäfy bie bekannte Sufage gut daß eine Vorlage, 
bie die Rechtsfähigkeit eruföpereine regeln fol, 
demnächſt vorgelegt werbe. Wir Haben in der Folge 
immer bon neuem gedrängt. Es ift dann allerdingd von 
anberer Seite —— worden. Ich erinnere an bie 
Außerung n gern D . Karborff vom Frühjahr 1906, 
bie dahin gin 

Ich RR meine großen Bedenken, wenn immer 

darauf. gebrängt wird, dab und dieſes Geſetz 

vorgelegt werben fol, und ich möchte wünſchen, 

daß bie verbünbeten Regierungen es fi dreimal 

überlegen, ehe fie mit dem Geſetz kommen. Gin 

jedes foldes Geſetz würde durch bie Sozial: 

demofratie ausgenütht. 
Sp Herr v. Karborff. er fchließlih am 13. November 
1906 erſchien bie Vorlage betreffend bie Berufsvereine. 
Ste wurde vom Reichstage in eingehende Beratung ge: 
nommen, wir waren im & riffe, und zur Fommiffion zu 
vereinigen, die, joweit ich mich erinnere, bereitö zuſammen⸗ 
ejegt war. Da kam bie Auflöfung. Soll bad alle — 
age ich die verbündeten ** — nun einfach in 
ber Verſenkung verichwinben? lih, bie Vorlage war 
für meine freunde in ber damaligen Geftalt unannehmbar. 
Alle Parteien mit Ausnahme = Rechten haben an ber- 
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(a) felben ſcharfe ſtritil 


su 
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(Zrimborn,) 

eübt. * gingen in dieſer Kritik 
ziemlich einig, und bei ber ſcharfen fand nicht im 
legter Linie der Führer bed neuen Blod3, der Herr Ab- 
neorbniete Baſſermann. Es war eine befonders ſcharfe 
Tinte, in die er damals ſeine oppofitionelle Feder ein- 
getaucht hatte. 

(Heiterkeit. 


) 

Gegenüber der früher geübten Serttif ift ſogar ber 
Verdacht aufgefiiegen, es würde die Vorlage überhaupt 
nicht mehr eingebraht werben. Dad wäre allerdings eine 
einfadhe, aber aud eine verblüffende Löfung, eine Löfung, 
bie gerabe im gegenwärtigen Moment beſonders erftaun- 
lid und dabei geradezu pikant wäre. Pilant, fage ich, 
im gegenwärtigen Moment, wo bie Steuerung nad) links 
tnanguriert ift, in einem Moment, wo bie liberale Ara 
beginnen eh in einem Moment, wo fogar ber Freifinn 

wittert. 


Morgenluft 
(Heiterkeit.) 

Wenn in einem folhen Angenblid ber erfte Schritt 
nad vorwärts wieder zurüd gemacht werben follte, das 
wäre allerdingd außerordentlich merkwürdig. Nein, Herr 
Neichätanzler, diefer Ausweg: zu tun, ald wenn bezüglich 
der Regelung ber Rectöftellung der Beruföpereine gar 
nichts vorläge, und die Sadje kurzerhand zu ignorieren, — 
ift einfach unmöglid. Die verbündeten Regierungen müffen 
bezüglich dieſes Punktes Farbe bekennen; auf dieſer Bahn 
gibt es fein Zurüd mehr. Wir werben ſchon dafür forgen, 
daß nad der Richtung Hin ben verbünbeten mem: 
ber Rüdweg verbarrifadtert wird. Hier gibts mur ein 
Vorwärts. Aus dem Gewebe der alten Vorlage muß der 
bureaufratifche polizeiliche Einfchlag —— Färbung 
berausgearbeitet werben 

(fehr richtig!) 
und dann muß bas verbefferte, verfeinerte Gewebe als 
neue Vorlage kommen oder wenigftend zu einer ficheren, 


(u) zweifelöfreien Anfündigung in biefem hohen Haufe ge 


angen. Wenn wir im Zentrum auch foztalpolitiic = 
— werden ſollen, und wenn auf uns weiter keine 
ückſicht mehr genommen werden ſoll, ſo gilt es doch für 
den Herrn Reichskanzler, die Sans ber Linken zu 
erfüllen. Hier muß doch bie neue Ara zeigen, was fie 
dem Bolte zu bieten vermag. 
gut!) 


(Sehr 
Der Sperling ber ——— der doch ſchon in einer 
fonfreten Geſtalt vor und ſtand, iſt uns lieber als bie 
Taube, bie wir in dem bagen Hinweis auf die Reform 
ee Vereinsgeſetzgebung auf einem fehr hohen Dache er- 


(Heiterfeit.) 
Hternad muß es ein unerläßliher Punkt in dem Togial- 
politifchen og Heer ber Regierungen unb des Reidjd- 
tags fein, die Regelung der Rechtsſähigkeit ber Berufs: 
vereine in Verbindung mit ber Neform des Bereind- und 
Verſammlungsrechts endlich herbeizuführen. Hier gilt 
nit ber Einwand, ben Herr v. Kardorff jeinerzeit er- 
hoben hat, daß die Sozialdemokratie eine folde Vorlage 
unmöglid made. Bei der Schaffung der Bewegungd- 
freiheit für die Vereine auf ——— und politi- 
fchem Gebiet handelt es fid um eine „ſoziale Verpflichtung“ 
eine Verpflichtung im Sinne der Thronrede gegen er 
ber gefamten, inöbefondere ber erwerbötätigen Bevölkerung. 
—* derſelben Thronrede ſoll die Erfüllung der ſozialen 
—— unabhängig fein von der welchen Bartel- 
———— ſo auch unabhängig ſein von der Haltung 
er Sozialdemokratie. Alſo rufe ih dem Herrn Reichd- 
fanzler zu: Boran! * en: in biefer Sade! 
ehr gut!) 
Seitend ber verbünbeten Regierungen ift fein Wort 
der Zuſage, überhaupt feine Erwähnung erfolgt bezüglich 
ber alten Forderung, die materiell für ben Arbeiterftand 





werkerſchutzgeſetz ausgeſchieden worben. Nah unb 


fo hoch bebeutfam ift, nämlich bie —— 
lichen Maximalarbeitszeit für Arbeiterinnen. Dieſe ade 
ift erft recht iiber dad Stadium bed Denkens hinaus, bad 
Stabium, in Dem fi der Herr Reichſskanzler am 25. Februar 
biefes Jahres noch befand. Hier liegen amtlihe Er: 
bebungen vor; Hier liegt ein von ber ** an 
bed Reihdtagd angenommener ri — 
ausdrücklich, daß es fih um bie er —* 
und nicht um die Arbeiter —. Faſt alle Parteien bes 
Reichstags Haben zur damaligen Mehrheitöbilbung mit: 
Ser Endlich liegt eine Erklärung vor, Die ber Herr 
Graf v. —— am 3. Februar 1906 in diefem —* 
Hauſe abgegeben hat, und die ich wegen ihrer großen 
Bebentung wörtlich verleſen werde. Der Herr Staat: 
fetretär jagte: 
Grundfäglih tft meined Gradtens dieſe Brage 
bereit3 entſchieden, um fo mehr entſchieden, als 
beifpielöweife ber preußiſche Herr Gifenbahn- 
mintfter fi) veranlaßt gefehen hat, bie Arbeltszeit 
in den Eifenbahnwerfftätten auf 9 Stunben herab: 
—* Ich glaube deshalb, daß man bei dem 
eutigen angreifenden Gang der Mafchinen einer 
Frau im Intereffe des lebenden und des —— 
Geſchlechts eine größere Arbeitszeit als 10 Stun 
nicht zumuten kann. Es kann fi beöhalb nur 
um den Zeitpunft der Einführung des zehnſtündigen 
Arbeitötagd handeln und um die Bebingungen, 
unter denen die Einführung erfolgt. 
Dann jagt der Herr Staatöfekretär, es follen ft 
die Ergebnifle der Berner Arbeiterſchutzlonferenz bie 
Nachtarbeit der Frauen abgewartet werben, und nun fährt 
ber Herr Staatäjefretär fort: 
Ich glaube aljo, wenn biefed Berner Abkommen 
ratifiziert wird, wird fein Bedenken mehr beftehen, 
eine Anderung ber Gewerbeorbnnun * vielleicht * 
einigen Ubergangsbeſtimmungen für einige 
herbeizuführen, eine Anderung, bie als Endaiel 
die Ermäßigung der Arbeitözeit der rauen auf 
10 Stunden vorficht. 
Diefe Bedingung, die der Herr Staatöfelretär geftellt Hat, 
daß das Berner Ablommen bezüglih der Nadtarbeit ber 
Frauen ratifiziert werde, tft inzwiſchen, wie ih nicht 
ander8 weiß, erfüllt. Auch ift ber MWiderftand der Ju: 
duftrie in dieſer Angelegenheit weientlih abgeflaut; bie 
Induſtrie beginnt fih mit bem 10Oftündigen Marimal- 
arbeitötag für Arbeiterinnen abzufinden. Nah allebem 
meine ich, ift es denn doch durchaus berechtigt, wenn ich 
nad Taten verlange. 

Der Herr Neichötanzler bat beſonders dem Mittel 
ftand freundliche Worte gewidmet, welche wohl mehr für 
bie Rechte beftimmt waren, bie aber auch und, meine 
freunde angenehm berührten, da wir ja von alteräher 
eine dem Mittelftande freundliche Partei find. Aber biefe 
freundlichen Worte des Herrn Reichskanzlers gegenüber 
dem Mittelſtande können doch nicht barüber hinweg⸗ 
täuſchen, daß weder die Thronrede, noch bie Reden des 
Herrn Reichskanzlers ein konkretes Programm, oder auch 
nur eine einzige konkrete Zufage enthalten. 

(Sehr ritig!) 
Auch Hier find eine gene * bon Fragen zu b 
bie zur eher. * fung vollſtändig „ae u 
namentlih durch bie Arbeiten des früheren Hei 
bereitgeftellt worben find. 

In er erfter Linie nenne ih bie Einführung b 
fogenammten Heinen Befähigungsnachweiſes, die wir “a 
1897 bei Verabſchiedung bes befannten Haudwerkerſchutz⸗ 
geſetzes u haben. Soviel ich unterrichtet bin, waren 
damals bie Herren Nationalliberalen für die Sache nicht 
zu haben, und beöhalb ift biefe Materie and dem 8 
n 


60) 


ahre, (D) 





(Keimbern) 


(A) fingen bie Nationalliberalen body an, fi zu ber Sadıe 


( 


De 


ndlidher zu ftellen, und bie Stimmung für bie Ein- 
übrung bed Heinen: Befähigungsnachweiſes in dieſem 
hoben Haufe wurde immer günftiger. Die Rechte, 
das Zentrum und bie Nationalliberalen haben dann 
einen letzten Vorſtoß gemadıt bei ber Beratung 
ber Novelle wegen Sicherung bed Banbhandwerkd 
egen das Gindringen unſolider Elemente. Damals 
Baden dieſe Parteien den Heinen Befähigungsnachweis 
in die Gewerbeorbnungänovelle —— die Abſicht 
gehabt und auf dieſe erſt verzichtet, nachdem der 
Herr Staatsſekretär die Erklärung abgegeben hatte, die 
verbündeten Regierungen ſeien der Einführung des kleinen 
Befähigungsnachweiſes geneigt. Das geſchah in ber 
ſtommiſſion. Im Plenum bat dann der Herr Staats— 
fefretär am 14. November hier verkündet: 

Ih muß ſchon heute die Erklärung abgeben, 

daß in den allernähiten Tagen dem Bundesrat 

eine Vorlage zugehen wirb, in ber das Recht 

zur Ausbildung von Lehrlingen an die Erwerbung 

des Miniftertitelö 

(große Heiterkeit), 

entſchuldigen Sie! — 

— des Meiftertiteld gelmüpft if. 
Alfo ion bis zu einer Vorlage an ben Bunbesrat war 
bie Sade gediehen. Die Handwerker find im biefer 
Trage alle einig, mögen fie ber liberaleren ober ber 
jogenaunten zünftlerifchen Richtung angehören. Aud ber 
alte Mittelſtandsblock hat in dieſer Frage bis auf dem 
heutigen Tag zufammengehalten: — zu biefem Mittel» 
ſtandsblock rechne ich die Rechte, das Zentrum umd bie 
Natiomalliberalen. Nun frage ih mid angefihts aller 
biefer Tatſachen: warum redet der Herr Reichskanzler 
nit vom Heinen Befählgungdnahweis? warum rebet er 
nur vom Bereinägefeg? Bon einer fo überreifen Sache 
fonnte er doch gerade fo gut reben wie von bem Ber: 
einögefeg. Hat der Her Reichskanzler vielleicht etwas 
Furt gehabt vor feinen neuen liberalen freunden, den 
Herren Freifinnigen 

- (fehr gut! in der Mitte; große Heiterkeit), 
ben alten Gegnern der Mittelftanböpolitit? 

Zur Mittelftandspolitif gehört vor allem ber Schuß 
bed Tieinen Kaufmannsſtandes. Auch hier haben wir nur 
die allgemeine Sympathiebezeugumg des Herrn Reichs: 
fanzlerd zur Mittelftandspol gehört; es fehlt jebe 
fontrete Zufage — don einem allgemeinen Brogramm 

nicht zu reden. Und doch liegen auch hier jahrelange 

emühungen des alten Reichſtags vor, Bemühungen, b 

ſich wejentlich konzentriert haben auf die Berfchärfung bes 
Geſetzes über dem unlauteren Wettbewerb, und in beren 
Mittelpunkt bie Regelung der Nachſchübe bei Ausverkäufen 
ftand. Die Aktionen des Neichdtagd haben ebenfalls zu 
einer Erklärung des Grafen Poſadowsky geführt; h 
batiert vom 3. Februar 1906 und befagt zunädft, daß 
er fih mit den verbündeten Negierungen wegen ri 
bed Ausverlauföweiend und einer besfallfigen VBerfhärfung 
des Geſetzes über den unlauteren Wettbewerb in Ber: 
bindung geiest babe. Dann fuhr der Herr Staatöfekretär fort: 

e Antwort it mir noch nicht von allen 
Regierungen zugelommen; aber ich gewinne immer 
mehr ben Eindrud, daß auf dem Gebiete des 
Ausvertaufsweſens vielleiht doch eine Ber: 
ſchärfung ber ira gung Mer, if, dor 
allem in ber Frage der Nachſchübe. Ich habe 
mic ber Rechtsauffaſſung nie anſchließen Lönnen, 
daß ed notwendig ift, wenn ein Ausverkauf ftatt- 
findet, Nachſchübe zuzulaffen, damit die übrigen 
Waren verkauft werden können. Wer „Aus: 
verfauf” auf feinen Laden ſchreibt, erwedt im 
Publikum doch bie Vorftellung, daß ber vor⸗ 
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bandene Beitand ausverkauft wird. Wenn aber (C) 


fortgefegt Nachſchübe ftattfinden, fo ift das nicht 
mehr der Audverfauf eined Beltandes, fondern 
eined chroniſchen Warenlagers. 
So präzis ımb ſcharf nahm ber Herr Staatsſekretär da: 
mals ſchon Stellung und, ich darf fagen: fo günftig im 
Sinne der Forderungen der Mittelftandövertreter. 

Dann bat am 17. Mat v. 3. eine Verhandlung in 
ber Betittonslommtffion ftaltgefunden über eine Bittfchrift, 
bie fi auf diefe Materie bezog. Da teilte der Vertreter 
beö Herrn Staatöfekretärd mit, es würden demnächſt bie 
beteiligten Reſſorts gefragt, und es würde eine Anhörung 
bon Sadjverftändigen ftattfinden. Soviel ih weiß — id 
babe das aus den Blättern entnommen —, hat im Februar 
die Anhörung der Sadperftändigen ftattgefunden. Nach 
allen diefen Borgängen drängt fi bie Frage auf: was 
haben wir endlich zu erwarten? Ich möchte wirklich bitten, 
daß bald etwas geſchieht. Da möge doch aud der Herr 
Reichskanzler an das Wort denken: bis dat, qui cito dat. 
Warum in dieſer Sache einen Aufihub eintreten laffen? 

Ih komme zum letzten Kapitel. Gewiſſe Zufagen 
liegen ſeitens ber verbünbeten Regierungen aud vor 
bezüglih ber zweiten großen Forderung ber chriftlich- 
nationalen Arbeiterſchaft, nämlich bezüglich der Arbeits- 
fanımern, eine Forberung, bie übrigens, wenn aud in 
anderer Geftalt, gleichfalls von der Sozialdemokratie an- 

eregt worden ik. Es bat bezüglich dieſes Punktes der 
Gert Staatdjefretär Graf dv. Poſadowsty auf die früher 
ſchon erwähnte Interpellation ded Zentrums am 30. Ja— 
nnar 1904 bie folgende Erklärung abgegeben: 
Was die Schaffung einer Arbeitsvertretung, ber 
Arbeitdtammern, betrifft, jo bat 5 75 Abfag II 
= ei ⸗ bon 1901 bie Fafſſung 
erhalten: 
Dad Gewerbegeriht ift berechtigt, in gewerb- 


lien Fragen Anträge an Behörden, an Ber: (m) 


tretungen bon Rommmnalbehörden und geſetz- 

gebende Körperſchaften der Bundesftaaten oder 

bes Reichs zu richten. 
Damit war bereit ein grundlegender Schritt 
geihehen zur Bildung bon Arbeitövertretungen, 
welde in der Allerhöchſten Botihaft vom 
4. Februar 1890 verheißen find. Die vers 
bünbeten Regierungen find bereit, auf bieler 
Grundlage Arbeitervertretungen weiter auszubauen, 
welde dem allgemeinen Grundfag des genannten 
Allerhöchſten Erlaſſes entipreden. 

Seit ben Februarerlaſſen, alſo feit 17 Jahren, 
kämpfen wir für dieſe Arbeitöfammern und mit und au 
anbere Parteien bier in diefem hohen Haufe. Es ift au 
mit großer Mehrheit ein Beſchluß zu Gumften biefer 
Arbeitötammern in biefem hohen Haufe zuftande gekommen, 
und zwar jchon vor mehreren Jahren, ein Beſchluß, ber 
binwies auf den Anfchluß an die Gewerbegerichte. Nun, 
Herr Graf Poſadowskh hat auf wiederholte Anfragen ftets 
erflärt: wenn einmal ein Gefeg bezüglich ber Berufs⸗ 
bereine fertig ift, follen die Arbeitäfammern an bie Reihe 
fommen. Auch bezüglich biefes Punktes find wir im 
Unflaren, wie denn die Dinge heute liegen. Irgend eine 
sagen Außerung bei der gegenwärtig ver— 

berten Situation wäre doch erwünſcht und erforderlid. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Deöwegen werben Sie es begreifen, wenn wir biefe 

Gelegenheit benußen, um zu fragen, ob bie verbündeten 

Regierungen noch auf dem Boden ber foeben verlefenen 

Erklärung des Herrn Grafen Bofabowsty vom 30. Januar 

1904 ftehen, und wie weit man in ber Verfolgung dieſes 


Bieled bis heute gelangt ift. 
Der vorerwähnte —— beſchluß legte die An- 
oliederung am bie Gewerbegerichte nahe. Jnzwiſchen 
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(Zrimborn.) 


(Aa) haben dieſe ſelbſt gegen diefe Löſung Bedenlen erhoben, 


(B 


— 


bie anf bie Schwierigkeit biefed Meges hinwiefen. Die 
Geſellſchaft für Soztalreform bat, ſoviel ich weiß, ſich 
auch dahin ausgeſprochen, daß eine Anglieberung an bie 
Gewerbegerichte nit zwedmäßig if. Da darf ih mir 
wohl die Frage erlanben, welde Anfiht die Regierung 
bezüglich diefed Punktes hat. 

In ben Streifen der Hanblungägehilfen und fonftigen 
Privatbeamten wirb die Frage lebhaft erörtert, ob fie 
aud) biefen Arbeitöfammern angeichloffen werben follen. 
Es wäre immerhin erwünſcht, zu erfahren, ob das Reichs— 
amt des Innern hierüber fhon zu einer beftimmten 
Meinung gelangt ift? 

Die Arbeiterinnen machen fih Sorge barüber, ob fie 
nicht am Eude noch vergeſſen oder ignoriert werben. 
Wir betrachten die Beteiligung der Arbeiterinnen als felbit- 


verftändlich. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Der Herr Graf Pofadbowsty hat wiederholt erklärt: vor 
ben Arbeitöfammern muß zunächſt das Geſetz über bie 
Beruföpereine gemacht werben. An diefe ſehr bebeutfame 
Erklärung knüpfe ich die ebenfo bebeutfame Frage an, 
bedeutiam für die Arbeitäfammern, wie aud für bie 
Beruföpereine: wie denkt fih der Herr Reichskanzler das 
Verhältnis zwifhen den Beruföpereinen und den künftigen 
Arbeitstammern? 
(Sehr ridtig! in der Mitte.) 

Das iſt für bie Berufsvereine ein ſehr wichtiger 
Punkt. Wenn eine ſolche Anlehnung an die eingetragenen 
Berufsbereine beabfihtigt wird, dann iſt um fo mehr 
bafür zu forgen, daß bie MWohltat der Rechtsfähigleit 
möglichft allen Arbeiterberufßpereinen und bamtt möglidft 
allen Arbeitern zuteil wird, daß aljo die künftigen rechts— 
fähigen, eingetragenen Berufsvereine auch möglichft alle 
Arbeiterklaffen umfaffen. Wenn die Regelung ber Rechts— 
berhältniffe ber DBerufövereine die Vorausſetzung ber 
Arbeitötammerborlage ift, dann ift der Wunſch, daß bie 
Vorlage bezüglich der Berufsbereine bald kommen möge, 
um fo dringender und ift um fo nachdrücklicher zu erheben. 

Meine Herren, ih bin am Ende meiner Detail: 
überfiht. Als Schlußergebnts muß id nod einmal feft- 
ftellen, daß mit einiger Sicherheit zurzeit, nad ben bis- 
berigen Erklärungen, nur zu rechnen ift auf die Reform 
des Bereind- und Berfammlungsrehtd. Da muß ich num 
namend meiner Freunde in aller Form ausdrücklich feft- 
ftellen, daß dies uns nicht gemügt. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Mit diefem Punkte allein werden wir und nicht abfpeifen 
lafien. Died eine, die Reform bed Vereins- und Wer: 
ſammlungsrechts, mag ber Herr Reichskanzler tum, aber 
er fol nur ja niht das andere unterlaffen. 

(Sehr ** in der Mitte.) 

Ich gebe mich der Erwartung hin, daß die linken 
Parteien dieſes Hauſes ſich auch in gleichem Sinne und 
mit der gleichen Energie äußern werden. Die Linke, in 
beren Mitte ja jest Herr Naumann figt, muß ja förmlich 
danach lechzen, ihren ernſten Willen zu einer fortge— 
ſchrittenen, großzügigen Soztalpolitit noch einmal urbi et 
orbi fundzutun 

(ſehr richtig! in der Mitte), 
aber kundzutun in einer konkreten Darlegung 

.. (ehr gut! in der Mitte), 

in der Anführung ganz genauer und beftimmter Pro— 
grammpunfte. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Und was bie andere Seite biefes hoben Haufes, bie 
Herren von der Rechten angeht, jo werben auch fie — 
daran zweifle id) gar nicht — die durch bie gegenwärtige 
Snterpellation gebotene Gelegenheit wahrnehmen, um noch 
einmal mit aller Entſchiedenheit einen Drud auf den 
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Herru Neichdlanzler zu üben dahin, daß er mit der (C) 


Mittelftanböpolitit nım enblih aus. dem Stablum bed 
Denkens und ber Zufage in das Stabium der konkreten 
Vorlage übergehen möge. 
(Sehr gut! in der Mitte.) 

Wie aber auch die Erklärungen vom Bunbesratstiiche oder 
bie Erklärungen von ber linken oder reiten Seite dieſes 
hoben Haufe ausfallen mögen, wir, meine verehrten 
Herren, wir im Zentrum dieſes hoben Hauſes, wir 
werben an unferer bisherigen Sozialpolitit unnentwegt feſt⸗ 


halten 
(bravo! in der Mitte), 
fowohl wa3 bie allgemeinen großen Richtlinien angeht, 
wie aud, was dad Tempo angeht, bad entichiedene 
Tempo. Uns kann e8 nur lieb fein, wenn andere Bar: 
telen nody mehr als bisher die gleiche Bahn verfolgen, 
und wenn man fogar und übertrumpfen wollte. Uns 
fann das nur recht fein 
(ſehr richtig! in der Mitte), 
nur recht fein, meine verehrten Herren zur Rechten, mur 
recht fein, meine verehrten Herren zur Linken! 
(Heiterfeit.) 
Uns fommt es nur auf das eine an: baß etwas geſchleht, 
daß etwas Pofitives zum Wohle unferer Bevölkerung 
heraustommt und pofitive FFortichritte erzielt werben. 
Dies ift unfer einziged Ziel, und nur biefem Ziel, nur 
allein diefem Zwede hat aud die gegenwärtige Smter- 
pellation und die bamit beabfichtigte Klarſtellung ber 
foztalpolittfhen Lage dienen follen und, wie ich hoffe, wohl 
aud) gedient. 
(Lebhaftes Bravo in der Mitte.) 


Präfident: Das Wort zur Beantwortung der Inter: 
pellation hat ber Herr Stellvertreter des Reichslanzlers 
Staatsfetretär de8 Innern, Staatsminifter Dr. Graf 
dv. Poſadowsky⸗Wehner. 


Dr. Graf v. Pofadomäly Wehner, Staatöminifter, 
Staatdfelretär des Innern, Stellvertreter des Reichs— 
kanzlers: Meine Herren, der Herr Interpellant hat damit 
begonnen, alle die amtlichen Außerungen anzuführen, aus 
denen hervorgeht, daß fowohl der Herr Reichskanzler wie 
mit ihm aud bie verbündeten Regierungen feft entſchloſſen 
find, die Sozialpolitit fortzufegen. Ob u gg zu 
treiben ift oder nit, darüber find in ber Welt die An 
fihten verſchieden. Es gibt einen Stanbpumtt, der and 
in Deutſchland, wenn auch in verfdleierter Form, fi in 
ber Öffentlichkeit biöweilen geltend madt, ber, wenn er 
ganz fein Herz entbedte und aufichlöffe, vielleicht erflärte: 
„die Sozialpolitit war ein verhängnispoller Schritt; ber 
Kräftige in ber Welt wird fih ſchon felbit behaupten, der 
Schwache wird untergehen; für den Schwachen muß nur 
dad Notwendigfte geichehen, und das hat die Armenpfle 
zu beforgen. Es liegt in der Soztalpolitif für bie 
Entwidlung der Sraft eines Volkes etwas Entnervendes; 
eine Anzahl von Staaten haben fih deshalb auf den 
Weg der Soztalpolitit noch nicht begeben; dieſe Staaten 
find beffer daran als diejenigen Staaten, die Soztal: 
politit treiben“. 

Nun, meine Herren, in biefer klaren und fchroffen 
Form äußert man fih zwar nit, man erflärt au, man 
ſei für Fortführung der Soztalpolitif 

(fehr richtig! im der Mitte und links), 
befämpft aber jeben einzelnen Schritt, ber auf biefem 
MWege vorwärtd gemacht wird. 


(Sehr gut!) 

Auf diefem Standpunkt fteht nit der Herr Reichs⸗ 
fanzler, auf biefem Standpunkte ftehen nicht bie ber: 
bünbdeten Regierungen, und ein Bolt, das in bem 
Make in der Vollsbildung vorgefchritten iſt wie das 
deuiſche, ftelt auch im Unglück höhere Anforderungen 


(D) 


(Dr. Graf v. Poſadowelh · Wehuner. 


(A) an feine Lebenshaltung, als die Armenpflege gewähren 


fan, und beöhalb kann ein Volt von dem Sulturftanbe 

des beutichen Volkes bie Sozialpolitik nicht aufhalten und 

nicht aufgeben, tro& aller ftillen umb offenen Gegner. 
(Sehr ritig! und brabo! in ber Mitte.) 

Der Herr Borrebner hat appeliert an die Außerungen 
bed Herrn Reihöfanzlerd. Der Herr Reichskanzler hat 
während bes Wahlfampfes und Hier in biefem hohen Haufe 
in großen Zügen feinen politifchen Standpumft entwidelt. 
Sie können aber nicht verlangen, baß ber leitende Staat3- 
mann bei biefer Gelegenheit aud auf Einzelheiten ber 
Geſetzgebung eingeht 

(fehr wahr! in der Mitte), 

um fo weniger, ba er jelbfiveritändlih zwar ſolche Er: 
Härungen abgibt in allgemeiner Fühlung mit der Stimmung 
ber berbündeten NRegierungen, aber ben verbünbeten 
Regterungen über alle Ginzelbeiten von Gefeßen, bie erft 
nod im Bundesrat zu beraten find, nicht vorgreifen kann. 
Ich glaube alfo, in dieſer Beziehung waren die Gr: 
Härungen bed Herrn Reichskanzlers volllommen Har und 
ausreichend. 

Nun, meine Herren, verzeihen Sie mir den Ausbrud, 
— aber wir find ja bei Beginn der Seffton mit einem 
wahren Lawinenſturz von Anträgen überſchüttet. 

(Sehr richtig! und Heiterkeit.) 
Wenn man aber praftiihe Politit treiben und fachlich 
borwärt3 fommen will, halte ich es für einen fchnelleren 
und beöhalb befferen Weg, einzelne große Aufgaben 
herauszugreifen und ſich mit denen wirklich ernft zu bes 
Ihäftigen; bann fommt man eher zum Ziel. 

Ich werde mid deshalb auf dieſe Interpellation, bie 
ganz beftimmte Fragen an dem Reichskanzler bezw. an 
die berbünbeten Regierungen ftellt, auch in ganz beftimmter, 
fmapper Form äußern. 

Zumähft ift über dad Schidial der Geſetzesvorlage 


(B) über die Berufsvereine eine Anfrage an ben Reichskanzler 


u. an mich gerichtet worden. Bon bem Berufsbereins⸗ 
geſetz kann ih aus vollfter Innerer Überzeugung fagen: 
es war wie Maria Stuart befier alö fein Ruf. 

(Na! na! links und in ber Mitte.) 

Meine Herren, ein paar Worte nur. Ich habe felten 
gefunden — das tft meine innerfte und ehrliche flber: 
eugung —, baß ein Gefek und feine Abficht fo mißver- 

anben wäre wie bad Gefet über bie Bernföpereine, und 

wenn bie Herren, bie bad Geſetz fo angriffen, bie Be- 
gründung grünblicher fiubtert hätten, würden fie doch viel⸗ 
leicht zu einer anderen —— gekommen fein. 

Aber ich glaube, es beſtand zwiſchen der Auffaſſung 
der Regierungen und den Parteien ein tiefgehender ſach— 
licher linterfchieb, ber auf einem Mißverſtändnis berubte. 
Die Forderung auf Einführung der Rechtsfähigkeit ber 
Berufövereine ging von dem Wunfche aus, die verwidelten 
Beitimmungen bed Bürgerlichen Geſetzbuchs zu befeitigen 
und für bie Verleihung ber Nechtäfähtgfeit ein auderes 
Verfahren einzuführen ald das des Bürgerlichen Gefek- 
buchs, welches die Verleihung ber juriftifchen Perſon an 
Bereine in das arbiträre Ermeflen von Verwaltungs— 
behörben ſtellt. Diefe Forberung war aber in dem Geſetz⸗ 
entwurf über die Beruföpereine unzweifelhaft erfüllt. Aber 
wie im Beben, jo auch in ber Gefeggebung, kommt manch⸗ 
mal ber Appetit beim Effen, und man fnüpfte an bie 
Regelung ber Nechtöfähigkeit ber Berufsvereine Forde⸗ 
rungen an, bie früher in Berbinbung mit ber Anderung 
bed Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht erhoben worden find: 
man wollte eine Regelung bed gefamten Rechts ber 
Gewerbeverein, man wollte eine Neuregelung bes 
Koalitionsrechts, man wollte ſchließlich auch eine Regelung 
des geſamten Vereind- und Verſammlungsrechts — Dinge, 
—* auf einem weſentlich anderen rechtlichen Gebiete 

en. 
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Meine Herren, in ber öffentlichen Meinung ift bem (C) 


Gefegentwurf, wie ich augeftehe, in feiner Werlſchätzun 
auch dadurch ſchwerer Schaden angetan, daß man behaupte 
bat, dad Geſetz über die Arbeitäfammern folle ſich auf: 
bauen auf dem Geſetz über die Bernfövereine, und man 
wolle insbeſondere an den Arbeitäfammern nur die Arbeiter: 
gruppen beteiligen, die innerhalb rechtsfähiger Berufs- 
vereine ftänden, und fomit die rechtsfähigen Berufsbereine 
privilegteren und auf Umwegen eine Art politiichen Ein— 
fluß auf bie vetafäßigen Berufövereine und damit mittel- 
bar auch auf alle übrigen Arbeitervereine üben. Dieje 
Auffaffung ift eine irrige. Das Befe über die Arbeits- 
fammern fol nad dem Stanbpuntt bei Entwurf des Ge— 
ſetzes und auch nad dem Standpunkt, dem bie verbünbeten 
Regierungen bei Vorlage des Geſetzes einnahmen, nicht 
aufgebaut werden auf dem Gefeg über bie rechtsfähigen 
Berufßvereine, fol überhaupt damit im feinen inneren 
Zufammenhang gebracht werben. Damit fällt der Haupt: 
angriffspuntt, der feinerzett gegen dieſes Geſetz gerichtet 
wurbe, fort, und id) würde es vielleicht für praktiſch halten, 
um dieſes Mißtrauen ganz unzweifelhaft zu befeitigen, 
wenn bie verbiindeten Negierungen ſich zuerft einigten über 
dad Geſetz über bie. Arbeitfammern und basjelbe ein- 
brädten und bann erft in Erwägung träten, ob und in 
welder Form das Geſetz über bie Berufäpereine wieder 
eingebracht werben fol. 

Was fpeztell dad Geſetz über bie Berufsvereine be: 
trifft, fo ift es felbftverftändlih, ba nad ber Kritil, bie 
biefes Geſetz hier von verſchiedenen Parteien im hoben 
Haufe gefunden hat, bie verbündeten Regierungen bon 
neuem in Erwägungen eintreten werben, ob und welde 
Veränderungen an biefem Gefegentwurf vorzunehmen find, 
und ob und wann das Geſetz demnächſt wieder einzu: 
bringen ift. Bei dem jegigen Stande ber Verhandlungen fann 
id darüber eine beftimmte Erklärung nicht abgeben. 


Wegen bed Gefeges über die Arbeitöfammern habe id} (D) 


mich bereit3 mit den preußifhen Reſſorts in Verbindung 
gelegt. Die kommiſſariſchen Verhandlungen ftehen bevor, 
und ſoweit ich meine allgemeine, unverbindliche Außerung 
bier funbgeben darf, nehme ih an, daß in der nächſten 
Seifton dem Reichstage ein Gefegentwurf über die Arbeits: 
fammern vorgelegt werben wirb. 

(Brabo!) 

Ih komme uum zu dem zweiten Gefegentiwurf, be 
treffend den fogenannten Heinen Befähigungsnachweis. 
Diefer Gefegentwurf iſt bereitö in zwei Lejungen in Aus- 
ſchüſſen des Bundesrats beſchloſſen worden. Ju der 
nächſten Zeit findet eine driite Leſung ſtatt, und id 
5* daß auch der Bundesrat ſich ſehr bald über den 

eſetzentwurf ſchlüſſig machen wird. Ob und wann das 
Geſetz vorgelegt werben wird, wird lediglich von dem 
Geſchäftsſtand des hohen Hauſes abhängen und von der 
Zeit, die dem ara Haufe für die Beratung von Gelch- 
entwürfen in biefer Seffion noch übrig bleibt. 

63 ift ferner angefragt worden, wie es mit dem 
Gefete über den umlauteren Wettbewerb ftände. Gegen: 


über den vielfachen Beichwerben, die aus Streifen ber 


Intereſſenten, aus den Streifen der Rechtswiſſenſchaft und 
aus dem hohen Haufe felbft über bie Wirkſamkeit biefes 
Gefeges erhoben find, Habe ih veranlaßt, daß eine ein- 
gehende Prüfung desſelben durch Sachverſtändige ftatt- 
finden fol. Die —— der Sachverſtändigen hat 
am 15. und 16. Februar im Reichſsamt des Innern ſtatt⸗ 
gefunden. Insgeſamt waren 34 Sachverſtändige aus ben 
berſchiedenften Kreiſen des Handels, bed Handwerks, ber 
Inbuſtrie, Vertreter ber gewerblichen Vereine, ſowie auch 
je ein Mitglied des Reichsgerichts und des Kammergerichts 
anweſend. Die Vernehmüng erſtredte ſich zunächſt auf 
die Frage der Reviſton des Geſetzes im allgemeinen, wobei 


bie etwaige Einführung einer Generalflanfel über ben 


(4) 


(B) 
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iff bes unlanteren Wettbewerb3 erörtert wurbe, ſodann 
auf bie einzelnen Beftimmungen des Gefeges und jchließlich 
auf das Ausverkaufsweſen. Hierbei kam bie Frage beö 
Warennahihubs, der Konkurdausverfäufe, bie Frage ber 
Anmeldepfliht und der polizeilichen Neglementierung ber 
Ausverkäufe zur Verhandlung. Das fehr wertvolle Er- 
gebnis jener Sachverſtůndigenverhandlungen ift jet Gegen⸗ 
ftand ber Prüfung innerhalb der Reichsreſſorts und wirb 
dann auch Gegenftand der Prüfung innerhalb ber ver- 
bündeten Regierungen fein. Daß große Mibftände auf 
bem Gebiete bed Ausverkaufsweſens beftehen, ift ums 
weifelhaft. Ich bin aber — unb dad werben Sie ber: 
ehen — heute nod nicht in ber Lage, eine binbenbe 
Erklärung abzugeben, in welder Richtung diefe Sad: 
verftänbigenverhandlung Anregung zu einer Anderung bed 
Geſetzes bieten wird. 

Was ferner die Arbeitszeit weiblicher Perſonen 
anbetrifft, fo habe ich mich über biefe Frage bereit früher 
geäußert. Ich bin der Anſicht, daß in einer Zeit, wo bie 
preußiſche Staatäregierung in einer großen Anzahl fistali- 
ſcher Betriebe zur neunftändigen Arbeitözeit der Männer 
eg ift, bie elfftimdige Arbeitözeit der rauen 
nicht länger aufrecht zu erhalten ift. 

(Brabo!) 
Ich meine, der gefunbe Körper der Frau, der und bad 
künftige Gefchleht Itefern fol, ift in unferem Volksleben 
ein fo wichtiger Traktor, dab wir bei umferer fort» 
ſchreitenden Induſtrie, bie zuꝛ Teil auch mit erhöhten 
Gefahren für Geſundheit und Leben verbunden iſt, dieſer 
Frage ein ernſtes Augenmerk zuwenden müſſen. 
(Sehr ge in der Mitte und bei den 
ozlalbemofraten.) 

Ich bin deshalb mit dem Herrn Handelsminiſter in 
Preußen darüber einverftanden, daß der zehnftünbige 
Arbeitötag der rauen eingeführt werden muß 

rabo!), 
und ich hoffe, daß bie verbündeten Regierungen einer 
Borlage die Zuftimmung erteilen, daß biefe Einführung 
erfolgen fol. Ich hoffe, daß in der nächſten Seifton eine 
entfprehenbe Borlage dem hohen Haufe unterbreitet werben 
fann. Aber es wirb notwendig fein, für bie Einführung 
des zehnftündigen Arbeitätages für Frauen eine gewiſſe 
Übergangözeit zu fhaffen und auch gewiſſe Ausnahmen 
zuzulafien. Unter biejer eigen, bin ich mit dem 
Herrn preußifhen Hanbeläminifter einig, daß die Gefeh- 
gebung im dieſer Richtung alsbald zu ändern ift. 

Meine Herren, zum Scluffe möchte ih mir noch 
wei Bemerkungen geftatten. Wir haben aus ber vorigen 
agung bed Reichsſstags noch ein fehr großes Reſiduum 

an Gejegentwürfen 

(fehr richtig! rechts), 
bie teilweife bereit? dad Kommiſſionsſtadium verlafien 
hatten, jolde, über bie auch bereitö omnium consensus 
in ber tommijfion beftand, und die unter allen Umſtänden 
aufgearbeitet werben müſſen. 
(Sehr richtig! * 

Wir haben ferner eine ſehr große Menge anderer ge: 
jegliher Fragen vor und, die einer ſchnellen Löfung 
unbedingt bedürfen. Ich glaube aber, wenn unfere Ge— 
feggebung, felbft auf Grund von Vorlagen der verbünbeten 
Regierungen, nicht in bem fchnellen Maße fortfchreitet, wie 
e3 in ben Intereffentenkreifen erwünſcht tft, fo Liegt es 
vielleicht auch daran, daß man bei einer Geſetzesvorlage 
zu viel auf eimmal verlangt, daß jeder, ber mit an dem 
Geſetz intereffiert if, gleih einen ibealen Zuftand ber 
Dinge, wie er ihn fid vorftellt, herbeiführen will. Ich 
glaube, in der Gefeggebung kommt man weiter, wenn 
man mit Abjchlagdzahlungen vorlieb nimmt, wenn man 
nad) der Höhe, auf bie man gelangen will, zunächft auf 
einzelnen Stufen fortfchreitet. ürde man in biefem 
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Sinne an bie Beratung von geießgeberifhen Borlagen (C) 


berangeben, ich glaube, man würde ſchneller prafitiche 
Erfolge erreichen. 

Und babet fomme ih auch auf die Außerung bes 
Herrn Reichskanzlers, daß er an eine Reform bed Vereins⸗ 
und Verſammlungsrechts denke. Das Vereins⸗ und Ber: 
fammlungsreht unterliegt ja nad Art. 4 der Reichsver⸗ 
faffung ber Beauffihtigung des Neid, und es ift ein 
promiſſoriſcher Verfaffungsartifel, feinerzett ein einheitliches 
Reichsbereinsgeſetz In Deutichland u ſchaffen. Wenn nun 
ber Herr Reichskanzler jetzt erklärt, er denle an eine 
Reform bes Vereins- und Venſammlungsrechts, fo hat er 
biefe Erflärung mit der Vorfiht und Zurüdhaltung ab- 
gegeben und abgeben müflen, bie er dem Bunbesrat, ber 
geieggebenden Verſammlung des Deutſchen Reichs felbft- 
berſtandlich ſchuldig iſt; aber er bat doch damit ein 
Programm geäußert; er hat erklätt, daß er eine Reform 
bes Vereins⸗ und Verſammlungsrechts für wünſchenswert, 
für notwendig hält, und daß er bereit ift, Diefe Frage in 
die Hand zu mehmen und zu fördern. Ich glaube, das 
ift Schon ein erhebliher Fortichritt gegenüber dem bis— 
berigen Zuftand der Dinge, und das iſt nit nur ein 
Verſprechen, fondern biefe Erklärung des Herrn Reichs: 
lanzlers wird Gegenitand ſehr ernit nemeinter Verhand⸗ 
lungen zunächft innerhalb der Reichsreſſorts und mit den 
preußifchen Reſſorts fein müflen. 

Aber freilich, meine Herren, bei allen biefen Fragen 
auf fozialpolitiihem Gebiete, auf allgemein politifchem 
Gebiete, wie 3. B. dem Vereinsrecht, ift bie Woraus- 
fegung bie, baß bie SForderungen fi in ben wirtichaftlich 
und politiſch möglichen Grenzen halten. Wir haben vor- 
geftern die Verhandlungen gehört über die Zuftänbe, bie 
angeblich tm Weinhandel eriftieren. Ich hoffe, fie find 
teilweife etwas zu ſchwarz gemalt. Wir haben heute und 
wiederholt früher in bem hohen Haufe lagen über ilbel- 


ftände gehört, die in Handel und Gewerbe auf bem (D) 


Gebiete des Ausverkaufs beftehen. Wir haben Stlagen 
gehört auf dem Gebiete der Ernährung des Volles in 
bezug auf Berfälfhung von Nahrungsmitteln. 

Gewiß, meine Herren, bie Gefeßgebung muß gegen 
ſolche Übelftände einfchreiten. Aber bie — fan 
eine fichere Hellung der Nbelftände nicht allein auf fidh 
nehmen. Sie kennen dad berühmte römifhe Wort: 
plurimae | pessima res publica — je mehr Geſetze, 
deſto ſchlechter das Gemeinweſen. Die Geſetzgebung ift 
nur die äußere zwingende Form; aber jeder in ſeinem 
Kreiſe muß auch dazu beitragen, um ſolche Zuſtände, wie 
fie bier dargeſtellt find, dürch Hebung ber Sittlichkeit, 
duch Förderung von Treu und Glauben und Redlichkeit 
in unferem gejamten Boltöieben zu befämpten. 

(Sehr richtig!) 
Man kann das nicht mur mit der Geſetzgebung, mit 
ber zwingenden äußeren Form erreihen; der Anftand ber 
Sreile, die hier beteiligt find, muß gehoben, das Rechts— 
bewußtfein in Schule, Haus und Verkehr gewedt werben. 
t 


(Bravo! 
Und dazu kann jeder h —* — beitragen. 


Sehr g) 
Möge man doc bei Firmen, die im Verdacht ſtehen, daß 
fie ben Wein fälfhen, dab fie unreblihe Manipulationen 
machen, nicht laufen. 

(Heiterfett.) 

Gewiß, meine Herren, bei einem Maune, den ich für 
unreell halte, Laufe ich keine Waren. Mag doch bas 
Publikum enblih lernen, in den marktichreierifchen Ge— 
ihäften mit Räumungdausverläufen oder Konkurbausver⸗ 
fäufen oder Ausverfäufen wegen Todesfall ufw., wenn man 
glaubt, dab das nicht ein wirklicher Ausverkauf, fonbern 
nur ein äußerliches Mittel ift, um das Bublikum unter 
unwahren Vorwänden, unter unmwahrer Reklame heran 


(A) 


(B) 
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zuloden, — mag doch das Publikum enblih jo Hug 
werben, in folden Gefchäften nicht zu kaufen. 

(Sehr wahr!) 

Meine Herren, es F in einem großen Volle jelbft- 
verftänblih viele ſoziale Mißftände; aber die ſozialen 
Mipftände dürfen nicht nur mit der Geſetzgebung bekämpft 
werben, jonbern ber anftändige und geredte Sinn bed 
Voltd und namentlid die Führung ber gebildeten Klaſſen 
muß dazu das größte Teil tun, und ba fann jeber in 
feinem Kreiſe fehr nützlich, ſehr heilfam zur Befferung 
unferer fozialen und geſchäftlichen Zuftände in Deutſchland 
beitragen. . 

r 


abo!) 

Meine Herren, id) liche damit die Beantwortung 
biefer Smterpellation: was an mir liegt, was an ben 
Reichsinſtanzen Liegt, wird gefchehen, um biefe großen 
geſetzgeberiſchen Aufgaben, bie hier berührt find, fo ſchnell 
wie möglich zu fördern. 

(Bravo!) 
Ih bitte Sie dann aber auch, bie Vorlagen mit einem 
wohlwollenden Blid entgegenzunehmen und, meine Herren, 
in ben Forderungen, bie Sie ftellen werben, fi auf das 
wirtſchaftlich Möglihe und politiſch Zuläffige zu bes 


ſchränken. 
Eebhaftes Bravo.) 


Bizepräſident Kaempf: Das Wort zur Geſchäfts— 
ordnung hat der Herr Abgeordnete Dr. Spahn. 


Dr. Spahn, Abgeordneter: Herr Präſident, ich bean—⸗ 
trage bie Beſprechung der Interpellation. 


Bizepräfident Kaempf: Diefer Antrag bedarf der 
Unterftügung durch 50 Mitglieder des Hauſes. Ich bilte 
die Herren, die den Antrag auf Beſprechung unterſtützen 
wollen, ſich von ihren Pläten zu erheben. 

Geſchieht.) 
Die Unterftützung reicht aus. 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Hieber. 


Dr. Sieber, Abgeordneter: Meine Herren, die lebhafte 
Zuftimmung, welde bie fozialpolitiiden Ausführungen 
des Herm Staatöfelretärd, welde bie Ankündigung einiger 
fozialpolitifher Geſetze enihtelten, im ganzen Haufe von 
ber Rechten bis zur Linken gefunden haben, — bieje Ich» 
hafte Zuftimmung ift ein Beweis bafür, baß aud im 
neuen Neihötage für eine pofitive Fortführung der 
Sozialreform eine fihere Mehrheit vorhanden tft, und id) 

laube, da3 kann dem Herm Kollegen Trimborn * 
elfen über die BR: Stimmung, in welcher er vorh 
ber biäherigen Soztalreform und ber eigenen Situation 

be3 Neihätags feine Worte gewidmet hat. 

Meine Herren, ber Herr Abgeorbnete Trimborn hat 
ja burd die Interpellation, die er heute eingereicht und 
begründet hat, e8 veranlaßt, daß burd ben Herrn Staatd- 
fefretär und eine ſchätzenswerte Ergänzung zu der Thron: 
rebe wie zu ben Ausführungen bed Herrn Reichskanzlers 
in fozialpolitifcher Beziehung gegeben worden tft. Aber 
ih glaube doch, das fagen zu können: wer mit ber 
Haltung ber Regierung in dem legten Jahren einiger- 
maßen auf bem laufenden war, und wer bie Stellung 
ſpeziell des Herm Staatsſekretärs als des Minifterö für 
Sozialpolitik in dieſen Dingen kannte, der konnte von ben 
Ausführungen, die wir foeben aus feinem Munde gehört 
haben, unmöglich ſonderlich überraſcht fein. 

(Sehr richtig!) 
Es war im großen und ganzen bad, was alle diejenigen, 
die bisher im Neichötage auf biefem Gebiete zufammen- 
earbeitet haben, erwartet haben, was fie — id möchte 
agen — als eine ſelbſtverſtändliche Erllärung des Herrn 
Staatöfekretärd auch bem neuen Reichdtage gegenüber 
Reichstag. 12, Zegisl-P. J. Seffion. 1%7. 


erwartet haben. Und bei manden Ausführungen bes 
Herren Kollegen Trimborn konnte ih ben Eindrud doch 
nicht 108 werben, baß er ba und bort offene Türen ein- 


gerannt hat 
(ehr richtig!), 
indem er einen —— Keil einzutreiben verſuchte 
zwiſchen die verſchledenen Parteien, bald rechts, bald 
links, ober ben Verſuch gemacht hat, als ob ber neue 
Reihstag weniger Gewähr für eine pofittve Fortführung 
ber Soztalreform biete, als der alte Reichstag unter ber 
führenden Stellung bed Zentrums gerabe in biefen 
Dingen fie gegeben habe. 
(Sehr gut! bei den Nationalliberalen.) 

Ich möchte denn doch darauf Hinmweifen: wenn wir 
auch bisher in manden Dingen auf ſozlalpolitiſchem 
Gebiet zufammengearbeitet haben, fo fteht die Sache denn 
doch nicht fo, dab bie Sozialpolitit bisher eine bloße 
Domäne ded Zentrums gewejen jet 

(fehr richtig! bei den Nationalliberalen), 
und fo wird es auch in dieſem — nicht ftehen. 

(Zuruf aus der Mitte: Hat niemand behauptet.) 

— Aber dur die Ausführungen vorhin klang doc) biefer 
Grundton Hindurd, als ob ber neue Reichstag weniger 
Gewähr gebe, oder als ob weniger Hoffnung für fozial- 
reformatorifhe Gemüter vorhanden fei, als es biöher ber 
Hall geweſen jet. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 
hear haben wir alle, bie wir auf diefem Gebiete fir 
fortſchrittliche Einrichtungen find, die erfreuliche Tatſache 
au fonftatieren, daß feit einer Reihe von Jahren in allen 
zn von ber Rechten bis zur Linken —— 

änner an Zahl und Einfluß gewachſen find, bie eben 

eine pofitive Soztalreform im Deutfhen Reihe wünſchen 
und energifch gefördert wünſchen. 

—8 richtig! bei den Nationalliberalen.) 

Es ift nun buch bie Interpellatton des Herrn Kollegen 
Trimborn eine Reihe von Fragen angefähnitten. Und 
jeber einzelne biefer Punkte, die in ber Snterpellation 
aufgeführt find, hat uns bisher ſchon in tagelangen 
Debatten beihäftigt und würde auch jegt, wenn man auf 
die Ginzelheiten eingehen wollte, tagelange Debatten 
beanfpruchen. Immerhin, ich erkenne an, bat es aktuelle, 
daß es — mit Herrn Trimborn zu reden — für bie Gefeb- 
gebung = Fragen find, bie er hier angeregt hat, unb 
and ih will mich beichränten in berfelben Weiſe, wie es 
ber Herr Abgeordnete Erimborn were bat, nur im 
allgemeinen unfere grundfäglice Stellung bezüglich biefer 
Fragen darlegen. 

IH Halte auch das für richtig, daß das Zentrum in 
biefer Interpellation nit bloß ae ragen im 
engeren und engften Sinne bed Worte angerührt hat, 
fondern auch einige fragen, die man fonft zur Mittel- 
ftanböpolitit rechnet; denn auch barin Hat eine forts 
ſchreitende Ertennmnis in den verfchtebenften Parteien 
dieſes hoben Haufes Pla gegriffen, dab wichtige Fragen 
befien, was man Mittelftandspolitit fonft zu nennen 
pflegt, im Grunbe genommen auch Beftandteile einer 
richtigen Sozialpolitif find. 

(Sehr richtig!) 

Auf bie Anderung ber Situation bed neuen Reichs» 
tags ift der Herr Kollege Trimborn mit fehr wenigen 
Worten oder eigentlich faft gar nicht eingegangen. Das 
auffallendfte iſt natürlih, daß bie Sozlaldemokratie in 
biefem Reichstag nur noch ungefähr die Hälfte ihres 
früheren Befiges bat. Ich glaube, die anderen Parteien 
haben aus der Shwädung ber Soztalbemofratie im legten 
Wahlfampf vor allem bie Lehre .« ziehen, daß wir ver⸗ 
pflihtet find, ben Beweis zu liefern in biefen Jahren, 
daß ber Deutſche Reichstag * 

Sozlaldemokratie eine gute So 


ohne und gegen bie 
alreform pflegen und 


50 


(D) 


(8) vernommen haben, 
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(Dr. Sieber.) 


(A) gebeihlich entwideln kann, bie Erfenntni3 zu pflegen und 


namentlih auch in ben Arbeiterkreifen draußen wachſen 
zu laſſen, dab man die Sozialdemokratie nicht braucht, 
um foziale Reformen im Deutfhen Reich durchzuführen, 
daß wir dad auch ohne fie und, wenn es fein muß, gegen 
fie befjer machen können. 

(Sehr gut!) 

Der Herr Staatöfefretär hat vorhin auf gewiſſe Rich— 
tungen angefpielt, welche überhaupt von ber Sozialpolitit 
nichts wiflen wollen, dies aber offen auszufpredhen nicht 
recht den Mut haben. Er hat damit vollftändig recht, und 
wenn da und bort in ber Preffe in ben letzlen Wochen 
Stimmen laut geworden find und fi) Natgeber an ben 
Herrn Staatöfelretär und auch an verſchiedene Parteien 
diefed Hauſes herangebrängt haben, die und zurammen 
wollten, daß es jett genug ſei mit der Sogtalpolitit, daß 
man jest endlih einmal Halt machen oder wenigitend 
bremfen follte, fo möchte ich demgegenüber ber Überzeugung 
Ausdrud geben — und ich glaube, daß meine fämtlichen 
Freunde darin mit mir einig find —: es gäbe gar feinen 
geeigneteren und fichereren Weg, ber in bem legten Wahlen 
fo ſchwer aufs Haupt geichlagenen Soztaldemofratie neue 
Kräfte und Hilfotruppen zuzuführen, als wenn wir biefen 
Ratgebern Folge leiften würden. 

(Sehr richtig!) 

Nichts wäre geeigneter, den eigentlich für ben Patrioten 
erfreulichiten Erfolg ber legten Wahlen wiederum zu nichte 
zu maden, al wenn wir nun auf bem Gebiete ber 
Soztalpolitit der Parole des Stillſtands Folge leiften 
wollten. Vielmehr haben mir jet erft Die boppelte Pflicht, 
ben Beweis zu liefern, daß aud auf dem Boden ber 
heutigen Gejelfhafteordnung die linbemittelten und 
Dürftigen zu befjeren PVerhältniffen gelangen können. 
Wir glauben, baß darin, aud ehe wir die heutigen ins 
Detail gehenden Erklärungen des Herrn Staatöfekretärd 
ber Herr Neichöfanzler und bie 
verbündeten Regierungen bon vornherein mit und einig 
waren, wie dad aud aus den Worten ber Thronrebe 
berauöflang. Das ift und entgegengetreten aus ben 
Morten, welche der Herr Reichskanzler neulih an ben 
Zentralverband deutſcher Induſtrieller gefchrieben Hat, 
ein Verband, in welchem ſolche Stimmen ja ba und 
bort laut geworden find, wie wir fie vorhin haben 
Harakterifieren hören: „ich vertraue auch fernerhin auf 
die anägleihende Wirkung einer gewifienhaften und 
befonnenen Sozialpolitit”. Das ift und entgegengetreten 
aus den Erklärungen, die der Herr Stantdfelretär des 
Innern bor wenigen Tagen bier in biefem hoben Haufe 
abgegeben hat und die darin gipfelten, baß er meinte, 
er fei nicht ein Staatöfelretär gegen, fondern für bie 
Soztalpolitit. 

Ich will mid) beſchränken auf die Punkte, welche in 
ber Interpellation aufgeführt find. Daß auf dem Ge: 
biete der Arbeiterverjiherungägefeggebung, ihrer Ber: 
einheitlihung und Vereinfachung, eine riefengroße Aufgabe 
in den nächſten Jahren bevoriteht, das wiffen wir alle; 
aber es ift jegt noch nicht Zeit, darüber ins einzelne 
gehende Erötterungen in diefem daher Haufe zu pflegen. 
Die Zeit wird ja fommen. Was jest Zeit ift —— 
und was jetzt die wichtigſte Aufgabe der Sozialpolitik 
darſtellt, iſt gelegen auf dem Gebiete der Organifation: 
bie Fortbildung, Sicherung und Erweiterung des Koalition: 
rechts, und wenn ich dabei hereinnehmen darf bie Be: 
fettigung aller feffelnden und rüdftändigen Beftimmungen 
des politiichen Vereins- und Verſammlungsrechts, bie 
Anerfennung ber Beruföpereine ohne emgherzige und 
ſchilanöſe Bolizetaufficht, die Errichtung von Arbeitsfammern, 
ben Ausbau bon ZTarifverträgen und bie Einreihung 
derfelben in unfere bürgerliche und wirtichaftliche Geſetzes 
ordnung, — das find meines Erachtens bie michtigften 


foztalen Aufgaben ber Regierung und bed Reichstags in 
dieſem Jahre. 

(Sehr richtig! bei ben Nationalliberalen.) 

Wenn ber Herr Staatsſekretär vorher geſagt 2 baß er 
ein Gefeg über die Arbeitäfammern nad den Erfahrungen, 
bie er bet der Aufnahme feines Gefegentwurfs über bie 
Rechtsfähigkeit der Berufsbereine gemacht habe, zunächſt 
für —— erachte, deſſen zeitlihe Priorität für zweck⸗ 
mäßig erachte, um darauf ein Geſetz über bie Rechts— 
fähigfeit der Berufsbereine aufzubauen, jo möchte id, 
ohne mich zu binden, biefen Standpunkt für wohl: 
begründet und fahgemäß eradten. Der Herr Staatd- 
fefretär hat dem Gefekentwurf über die Rechtsfähigkeit 
der Berufövereine vorhin — und das ift ja fehr begreiflich 
und verzeihlihd — ein erheblich günftigeres Zeugnis aus- 

eſtellt, als dieſer Gefegentwurf in dieſem hohen Haufe 
m letzten November in jener viertägigen Debatte der 
erften Lefung gefunden hat. Aber tch glaube, es tft bem 
Herrn Staatöfetretär auch heute nidyt gelungen, uns bon 
der Borzüglichkeit dieſes Gefegentwurfs zu überzeugen; 
es bleibt ber Eindruck beftchen, daß eine Neihe bon 
Paragraphen dieſes und damals vorgelegten Geſetz— 
entwurfs ru Fraser pemejen find 

(ehr richtig! bei den Nationalliberalen), 
und es bleibt beftchen, daß biefer Gefegentwurf in den 
Streifen berjenigen, zu beren Gunften er gedacht umb 
gemeint war, nahezu durchweg eine ablehnende Kritik 
gefunden hat. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 

Er hat eigentlih niemand im biefeın hohen Haufe recht 
befriedigt, es hat fich feine einzige Bartet für ben Geſetzes— 
entwurf im wefentlihen ausgeſprochen; es hat fich aber 
allerbing3 auf der anderen Seite auch feine einzige Partei 
für die Ablehnung ausgeiproden. Und es ift wohl möglich, 
daß in der Kommiffionsberatung über ben Gefegesentwurf 
noh ein ganz braudbared Geſetzgebungswerk zuftande 
gefommen wäre, namentlih weil auf bie Kommiſſion 
manderlei Einflüffe einzumirfen weniger in ber Lage 
waren, bie innerhalb des Bundesrats bei Ausarbeitung 
bed Geſetzesentwurfs fid) geltend machten. 
Schr gut!) 

Der Gefehedentwurf würbe hinausgefommen fein auf eine 
Feſſelung ber eingetragenen Beruföpereine und eine 
Differenzierung ber nicht eingetragenen, welche bie deutſche 
Arbeiterbewegung und gerade aud die auf nationalem 
Boden ftehenbe Arbeiterbewegung aud in ihren berechtigtſten 
Beftrebungen eingebämmt haben würde. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 

Ih will nit auf Einzelheiten eingeben; ih will auch 
zugeben, baß ber Herr Staatsſekretär darin recht hat, 
daß in ber Preffe und im biefen einzelnen Berufs— 
organtfationen bezüglih einzelner Paragraphen Miß— 
verftändniffe obgewaltet haben, dab bie Sache nicht jo 
fhlimm gemeint war, wie fie da und dort gebeutet wurbe. 
Aber das ift doch auf der anderen Seite ſchlechterdings 
unmöglid, ih möchte jagen, es ift piuchologiih aus: 
eichloflen, daß bie —— einmütige Ablehnung eines 
olchen Geſetzeſsentwurfs ſeitens ber organiſterten Arbeiter: 
ſchaft, auch der auf nationalem Boden ſtehenden Arbeiter⸗ 
ſchaft, bloß auf dem Mißverſtändnis der einzelnen 
Paragraphen beruht haben würbe. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 
Vielmehr hatten bie Arbeiter und ihre Organifationen 
eben ben aud bon ganz unbefangenen Beobachtern — 
ich denke an bie theoretifchen Soztalreformer — geteilten 
und anerfannten Gindrud, baß durch ben ganzen Ent: 
wurf mit allen feinen Paragraphen ein Geiſt des Miß— 
trauens und ber Polizetauffiht gebe, der nicht hineinpaßt 
in eine pofitive Fortführung der Sozialreform. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 


(C) 


(D) 





(Dr. Sieber.) 

(A) Ih würde e3 begrüßen, wenn bie Regierung beizeiten 
daran gehen mürbe, biefen Gefeßentwurf einer lm: 
arbeitung zu unterztehen, anftatt fie bem Reichstag zu 
überlaflen. ch beziehe mich bezüglich der Einzelheiten 
auf bie Sritif, welche bamald namens umferer Fraktion 
mein Freund Baſſermann gegeben hat. Baflermann hat 
damals gefagt: einzelne Paragraphen bieten geradezu 
praftiihe Unmöglichkeiten, undurchfühbare Vorſchriften, 
ſodaß man ſich wundern müſſe, wie einzelne ſo ganz 
weltfremde Beſtimmungen in dieſe Vorlage überhaupt 
haben hineingelangen können. 

Meine Herzen, die Entwicklung der Arbeiterorgani⸗ 
fattonen, wie überhaupt die Entwidlung der Organtfationen 
in unferem Vollsleben auf wirtfhaftlihem Gebiet wie 
auf anderen Gebieten, dehnt fih in der neueren Zeit 
immer weiter aus; es ift eine ganz unaufhaltfame Ent» 
widlung Es ift aud ganz unaufbaltfam, daß in den 
verſchiedenſten wirtihaftlichen Berufätreifen unferes Volkes 
aus dieſen Organifationen fih hüben und brüben Kampf— 
organifationen entwideln. Das Fehlen eines Gefehes 
bat auf diefe Entwidlung bisher einen hemmenben Ein: 
fluß nicht auszuüben vermocht. Alle dieje Dinge haben 
fi entwidelt auf feiten der Arbeiter wie auf jeiten 
ber Arbeitgeber, ohne daß von Geſetzeswegen eine fonber- 
lihe Förderung oder auch andererſeits eine fonberliche 
Hemmung bem im Wege geftanden wäre. Diefe forpora- 
tive Zufammenfafjung der Berufsftände, wie fie aud in 
ben gelehrten, den geiftigen Berufen fi im Laufe ber 
Jahre immer mehr vollzieht, immer weitere Ktreiſe mit- 
reißt, wird aud ferner weiter und weiter fortfchreiten, 
ob auch die Geſetzgebung einen hemmenden Einfluß darauf 
geltend zu machen ſuchen würde. 

(Sehr richtig! bei ben Nationalliberalen.) 
Es ift viel zu tief begründet im deutfhen Volkscharakler, 
ſich Torporativ zujammenzufchließen und zu organifteren, 


(B) als daß dad Geſetz dem gegenüber einen ſonderlich hem— 


menden Einfluß überhaupt wirkjam geltend zu machen in 
ber Lage wäre. 


(Sehr gut!) 

IH bege auch die Befürchtung in gar feiner Weiſe, daß 
durch eine liberale Audgeftaltung eines Gefegentwurfs 
über bie Rechtsfähigkeit ber Berulövereine ber politiiche 
Einfluß der Soztaldemofratie geftärft werben könne. 

(Na! nal rechts.) 
Ich darf bie Herren von der Rechten baran erinnern, baß, 
ald wir vor Jahren einmal über biefe Dinge beraten 
haben, ein Wortführer ber fonferbativen Partei es war, 
ber verftorbene Dr. Stropatidhed, der mit lebhaften Worten 


bafür eingetreten ift, daß in dieſer ganzen Organifation 


ein durchaus gejunder, ein durchaus „Lonfervativer” Ge- 
banfe unferer politifhen und wirtihaftlihen Entwidlung 
gelegen fei. Wenn alle anderen Stände ſich organtfieren, 
wenn manchem diefer Stände auch gefegliche Organifationen 
Thon geihaffen find — benfen wir an die Handwerlks⸗ 
fammern, an bie Hanbeld: und Gewerbefammern, an bie 
Landwirtfhaftöfammern! — wenn auf bem G@ebtet ber 
Induſtrie der Zufammenfhluß zu Ringen, zu Sartellen, 
zu Syndilaten, zu Truft3 uſw. ſich u vollzieht, 
und die einzelnen einfadh mithineinreißt in dieſe ganze 
Entwidlung, mit weldem Recht will man bann ben 
Arbeitern Hemmſchuhe, Feſſeln anlegen, wenn fie fi 
auch ihrerjeits zufammenfhließen und organifieren wollen? 
(Lebhafte Zuftimmung bei den Nationalliberalen.) 
Wie läßt es fi irgendwie begründen, gegenüber derartigen 
Drgantfationen das Geſetz ftrenger anzuziehen, als man 
ed gegenüber anderen Organifationen tut? 
(Sehr gut! bei den Nationalliberalen.) 

Wenn man das tut, fo fledt eben darin ein Geiſt des 
Mißtrauens, der nicht berechtigt ift gegenüber ber —— 
Arbeiterſchaft als ſolcher, ein Geiſt des Mißtrauens, ber 
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fih viel zu ſehr beeinfluffen läßt von ben momentanen (C) 


Erfolgen, welde bie Sozialdemofratte früher ba und bort 
gehabt hat. 
(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 

Meine Herren, ber Herr Staatöfelretär hat, ala er 
bad legte Mal über ben Entwurf betreffenb die Rechts— 
fähigfeit ber Berufövereine ſprach, die Wendung gebraudt: 
eine Regierung, die Beitrebungen befämpfen wolle, bie 
dahin führen Zönnen, die Arbeiter wieder zurüdzuführen 
auf ihre wirklichen ſachlichen Intereſſen innerhalb der be— 
ftehenden bürgerlihen Geſellſchafts- und Staatdorbnung, 
eine Negierung, bie biefe DBeftrebungen nicht im jeber 
Weiſe unterftügen würde, würde nicht weife und nicht 
ftaatserhaltend wirken. Ein Sat, ben wir Wort für Wort 
unterf&hreiben, bem aber der legte Geſetzentwurf ſchwerlich 
entfproden haben dürfte, und bem, wie wir hoffen, ber 
von ber Regierung in Ausfiht geftellte neue Gefegentwurf 
befjer entiprehen wird. Meine Herren, dieſe Sache fteht 
in engem Zufammenhange mit der polttifchen VBereind: und 
Verfammlungsrechtögefeggebung, wenn ich auch mit dem 
Herrn Staatöfetretär zugebe, daß der Zuſammenhang von 
manden Kritikern des genannten Gejeßentwurfd enger 

efaßt worden ift, als dem tatſächlichen Verhältnis ent 
prad. Der Herr Staatsſekretär hat aber felber damals 
doch auch ben Sag ausgeſprochen, daß dies ber erfte 
Gefeßentwurf fei, der eine Grundlage für ein einheitliches 
Reichsvereinsgeſetz jchaffen fol. In dem Zufammenhange 
möchte ich wünſchen und hoffen, daß die Ankündigung bed 
Herrn Reichslanzlers bezüglich einer Vereinheitlihung des 
Bereind- und Verſammlungsrechts in ben deutichen Bundes: 
ftaaten nicht ein bloßer Gebante ſei. Wir haben es aud 
nicht jo verftanden; wir betrachten bie neuerbings ba und 
bort übliche ironiſche Auslegung jenes Wortes „ich benfe 
an dad und das“ als nicht durchweg loyal. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 


Wir wünfhen und hoffen, dab dem Reichstage möglihft (m) 


bald ein Gefegentwurf über bie Bereinheitlihung bed 
Vereind- und Verſammlungsrechts vorgelegt werben möge 
und zwar ein Gefegentwurf auf liberaler Grundlage. 
eine Herren, wir vom Süden, wenn wir in ben 
Norden lommen, brauchen ziemlich lange Zeit, bis wir 
überhaupt —— Verſtändnis dafür gewonnen haben, mit 
weldem kleinlichen Boltzeigeift hier in Breußen, fpeziell 
auf bem Gebiete des Vereins- und Verſammlungsrechts, 
regiert und bermwaltet wird. 
(Sehr gut! Links.) 
Wir haben in Württemberg und im Süden fein beftimmtes 
paragraphiertes Bereind- und Berfammlungsgefeg 
(Zuruf: das iſt das beitel); 
aber wir haben eine freie Gewohnheit, und ich habe noch 
niemald gefunden, daß man darunter gelitten. In ben 
verſchiedenen Parteien, bis zur Sozialdemofratie, ift man 
mit unferer Prarid ganz zufrieden; aud) von fonferbativer 
Seite find noch nie Klagen laut geworden, und auch 
unfer Staatögefüge bat noch feinen Bruch erlitten ba- 
durch, daß wir auf biefem Gebiete freier denken unb 


handeln 

(fehr richtig! lints), 
als das in Preußen unter ber Herrſchaft eines viel— 
verbreiteten Poltzeigeiftes noch immer ber Fall ift. 

(Bravo! linls.) 

Die einzige Furcht, die man in liberalen Streifen in bezug 
auf dad Bereind- und Verfammlungsreht begt, befteht 
eigentlih darin, dab das künftige Vereins- unb Ber: 
ſammlungsrecht und am Ende weniger Freiheiten bringen 
tönnte, ald wir jegt auf dem Gebiete bed partifularen 
Gewohnheitsrechts haben. 

(Zuftimmung links.) 
Alfo, wenn die Sache dahin führen jollte, wollen wir es 
im Süben lieber bei bem jegigen partifulariftiihen Geſetz 
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(Dr. Sieber.) 


(A) belaffen. Einen Einkauf eines neuen einheitlichen Vereins⸗ 


und Verſammlungsrechts um ben Berluft anderer Frel— 
heiten, — dazu haben wir nicht die geringfte Luft. 
Emm! inks.) 

Meine Herren, ich möchte noch einige Worte über 
bie Arbeitslammern jagen. Der Herr Staatsſekretär hat 
vorhin —— daß bie kommifſariſchen Werhand- 
lungen innerhalb der preußifchen Regierung und innerhalb 
bed Bundesrat gg daß er felbit in biefer Be- 
ziehung borgegangen jet und he daß in ber nächſten 
Seifton dem Reichstage ein Geſetzentwurf über dieſe 
Materie vorgelegt werde. Auch bier gilt der Sag: es ift 
Ihe Zeit, daß das Reich diefe Frage geſetzlich regelt. 
Sm den einzelnen Bundbeöftaaten, namentlih im Süden, 
ift man über die Notwendigkeit der geſetzlichen Organi— 
ſation ber Arbeiterſchaft in Wrbeitöfammern in allen 
Barteien einig. Im umferm Landtag werben von allen 
Parteien Anträge in ber Richtung entweder geftellt oder 
wenigftend unterftügt oder nicht belämpft, und es find 
ſchon mehr al3 einmal bei uns Stimmen in ber Richtung 
laut geworben: wenn auf biefem Gebiete die ſchon oft 
unb immer iwieber angekündigten Vorlagen ber Reichs— 
tegterung ausbleiben, bann follten eben die einzelnen 
Bundesftaaten fraft ihrer partitularen Gefeggebungöbe- 
fugnis u biefem Gebiete vorgeben. Ich bielte bad in 
feiner Weife für erwünſcht. Ich hielte es für eine ziem- 
lich zwediofe Sade, ein Gebiet wie biejes partikular- 
rechtlich zu regeln; nur baburd, daß bad Rei end» 
lich dieſes Gebiet in die Hanb nimmt und auf Iiberaler 
Grundlage bier Organifationen ſchafft, kann überhaupt 
biefer Strömun Sun getan werben. 

über die Sache jelbft als ſolche, im Prinzip, herrſcht 
ja wenig Streit. Ich möchte fagen, auch in Unternehmer: 
freifen ift die Anerfennung der Notwendigkeit von Arbeits» 
fammern im Laufe ber letzten Jahre fehr ftart gewachſen. 


(8) Und es wäre auch auffallend, wenn es anders wäre, ſofern 


ja bie Unternehmer auch ihrerfeit3 in ſolchen Organifationen 
ſich längſt aufammengefchloffen Haben. Der Streit 
beginnt aber, jobald man ind Detail geht, fobald man 
fi fragt, was ber Umfang diefer Arbeitöfammern, was 
ihr Tätigkeitögebiet, ihre eiu ie, die Einrichtung, bie 
Drgantfation im einzelnen fein jollen. Wir, meine Fraktion, 
haben unter ben Initiativanträgen aud den alten Antrag 
wieberholt, der fi anſchließt an die Kaiſerliche Botſchaft 
bon 1890; unb da in weiteren Streifen dieſer Beziehung 
immer noch Mißverftändniffe herrihen, fo möchte ich in 
biefem Zufammenhange mir geftatten, den betreffenden 
Sa ber Hatferliden Botfhaft vom 4. Februar 1890 im 
Wortlaut vorzuleſen: 
Für die Pilege des Friedens zwiſchen Arbeit 
gebern und Arbeitnehmern find gejeglihe Be— 
mungen in Ausfiht zu nehmen, in denen bie 
beiter durch Vertreter, welde ihr Vertrauen 
befigen, an- ber Regelung gemeinfamer Angelegen- 
heiten beteiligt und zur end er 
Sutereffen bei Verhandlung mit ben Arbeitgebern 
und mit den Organen Meiner Regterung befähigt 
werden. Durch eine foldhe Einrihtung tft den 
Arbeitern ber freie und friedliche Ausdrud ihrer 
Wünſche und Beſchwerden zu ermöglichen und den 
Staatöbehörben Gelegenheit zu geben, ſich über 
bie Verhältniffe ber Arbeiter fortlaufend zu 
unterrihten und mit den letteren Fühlung zu 
behalten. 
Einen Teil dieſes Wortlauts haben wir in unferen 
Antrag ſchon im letzten Reichſtag herübergenommen und 
egt wiederholt. Meine Herren, wer biefen Wortlaut in 
einem wörtlihen Beſtande und in feinem Sinne nimmt, 
ber wird nit beitreiten kömen, baß wir in biefen 
17 Jahren zur Berwirklihung des damals in Ausfiht 


Geftellten einen erfledlihen Fortſchritt noch nicht gemacht (C) 


haben. 
(Sehr richtig!) 
Wir Haben Fortſchritte gemacht in ber Sozialpolitik, 
gewiß, — e3 wäre ſehr verfehlt, das au berfennen; aber 
gerade in biefer Richtung hat die Sozialpolitif in diefen 
17 Jahren einen erheblihen Fortfchritt Leider nicht zu 
verzeichnen. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Die Geſellſchaft für Sozialreform hat gerade diefer Frage 
ihre bejondere Aufmerkſamleit gewidmet, hat bie be— 
treffenden Einrichtungen in Holland, in Frankreich, in 
Belgien, in Italien ftudieren und durch ſachverſtändige 
Beute darftellen allen, hat dann Gutachten and 
bon hervorragenden Praktikern und Theoretifern in fozial- 
politiihen Dingen, Vorſtänden von Gewerbegerichten ufw., 
die aus ganz Deutfchland gefammelt find, aus denen ber: 
borgeht, allerdings einerſeits, wie ſchwierig biefe ganze 
Frage ift, fobald man in bie Ginzelregelung eintritt, aber 
auch andererjeitö das hervorgeht, wie ſpruchreif bie ganze 
Regelung diefer Frage, wie weitgehend bie überein: 
ftimmung ber Interefjenten, der Praktiker und Theoretifer 
fi barftellt. 

Doch ih will auf ge in biefer Frage 
nicht eingehen, auch nit auf bie Einzelheiten, die Herr 
Stollege Erimborn bezüglich ber Arbeiterinnen, der Brivat- 
angeftellten uf. erwähnt hat (worin ich inbeffen mit 
ihm übereinftimme); ih mill fie heute nicht hervor: 
heben, um nicht zulange aufzuhalten. Nur bezüglich 
des einen Punktes möchte ih nod meiner perſönlichen 
Anfiht dahin Ausdruck geben, daß ich eine Anglieberung 
diefer Arbeitäfammern an die Gewerbegerichte nicht für 
fahgemäß eradıten lönnte. Auc darin iſt Herr Trimborn 
mit und einig: die Gewerbegerichte find Gerichte, während 
die Arbeitätammern Intereſſenvertretungen find, meinet- 


halben auch mal Hilfgorgane der Verwaltung, fie follen (D) 


als Einigungdämter ufw. fungieren; kurzum, id) glaube, 
es wäre befler, wenn man die Arbeitäfammern als einen 
felbftändigen Neubau aufrichten und Iosgetrennt von ben 
Gewerbegerichten halten würde. Wir glauben, daß ber 
Ausbau ber Arbeitäfammern mit der fünftigen Verein: 
heitlihung unferer Verſicherungsgeſetzgehung, die der Herr 
Staatsfetretär fi ja dod zur Aufgabe geftellt hat, im 
engften — — ſteht, und daß dadurch eine 
Hauptgrundlage für eine zwedmäßige Ausgeftaltung bei 
Bereinfahung und Vereinheitlihung unferer verſchiedenen 
Berfiherungen gegeben wird. 

Meine Tin nur ein paar Worte über bie anderen 
Keribe der Interpellation, die ſich mit Mittelftandsfragen 

erühren, 

Zunächſt was ben fogenannten „Leinen lu gi 
nahweis* anlangt, jo möchte id) bemerken gegenüber 
einigen kritiſchen Hindeutungen, bie vorhin ber Herr 
Kollege Zrimborn bezüglich der Haltung der national- 
liberalen Bartei bei Schaffung des Handwerkergeſetzes 
im Jahre 1897 — hat, daß damals ſeine Freunde 
wie die Konſervallben eingetreten find für den fogenannten 
großen allgemeinen Befähigungsnachweis, und daß da— 
mals andererjeits in dem Streifen ber Handwerker felbft die 
Anfihten fehr geteilt gewejen find. Ein großer Teil war 
und tft ja — nun, heute fann man nicht mehr jagen, ein 
großer Zeil, aber damals war nod) ein großer Teil für 
den allgemeinen Befähtgungsnadhweis, während die — wenn 
id ben Ausbrud gebrauchen darf — liberalen Handwerter, 
Gewerbevereine F damals kaum für ben kleinen Be— 
fähigungsnachweis zu haben geweſen find. Es bat fi 
im Lauf dieſer Dinge aud in dem reifen der zunächſt 
ee und Sntereffierten jelbit eine Wandlung 
vollzogen 

(fehr richtig! bei ben Nationalliberalen), 
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(Dr. Dieber) 


(A) und wir find in unſerer Partei nicht gewöhnt, im dieſen 


Dingen rein theoretiih, fozufagen bon der Stubierfiube 
aus, Anträge zu ftellen, ſondern unfere Haltung in enger 
Fühlung zu halten mit ben praftiihen Bebürfniffen 
und Winjchen derer, um bie es fih babei vor allem 


handelt 

(jehr richtig! bei den Nationalliberalen), 
und bie aus dem praftifchen Leben ihre Wünſche an ums 
herauäbringen. 

(Sehr gut! bei den Nativnalliberalen) 
Das ift der Grund, weshalb wir feit einer Neihe von 
Jahren ſchon für den kleinen Befählgungsnachweis ein: 
getreten ſind und eintreten. Jetzt ſteht die Sache ſo, daß 
der allgemeine Befähigungsnachweis von der großen 
Organiſation der Handwerker aufgegeben worden iſt als 
ausſichtsloſe Sache, daß dagegen der Heine Befähigungs— 
nachweis fo gut wie einheitlich vom geſamten deutſchen 
Handwerk, von allen Gewerbetreibenden der verſchiedenen 
Organiſationen, feten es nun Zünfte oder Innungen oder 
Gewerbevereine uſw., ſeien es mehr fonfervativ oder mehr 
liberal gerichtete, gebilligt und gewünſcht wird. Wenn 
ber Herr Staatöfekretär eine bieöbezügliche Vorlage in 
baldige Ausfiht geftellt hat, jo glaube id, dab aud 
hierfür eine Mehrheit im Reichstag leicht zu finden fein 
wird, und dab aud die Herren im Zentrum fid) bie 
Köpfe über dad Zufammengehen etwa ber fonfervatid und 
ber liberal Gefinnten in dieſer Frage nicht vorzeitig zu 
zerbreden brauchen. 

(Sehr gut!) 

Meine Herren, was ben unlauteren Wettbewerb 
anlangt, jo haben wir ja im legten Reichsſstag einen fehr 
ind Detail gehenden Antrag eingebradt, ber als Druck⸗ 
fahe Nr. 83 unter dem 23. Januar 1904 fein Dafein — 
bis jest im umferen Brotofollbänden friftet. Er iſt damals 
durch einen Antrag des Zentrums bem Herrn Reichölanzler 


(2) ald Material überwiefen worden, weil man glaubte, daß 


die Formulierung etwas zu fehr ind juriftiiche Detail 
ginge, zu ſtark im Kaſuiſtil verfiele. Wir glauben, wenn, 
wie ber Herr Staatöjefretär es in Ausficht geftellt hat, 
auf Grundlage ber Gutadten der Sachverſtändigen, bie 
eingeholt find, bald ein Gefegentwurf dem Reichdtage vor: 
gelegt wird, daß da auch bie Gedanken, bie in unferem 
damaligen Antrage ichon enthalten waren, ihre Wiederkehr 
finden werben. 

Auch darin Hat ſich allmählich ein gewifjer Konfenfus 
in den Freifen ber Beteiligten berausgeftellt, daß gemiffe 
Auswüchle bon jchwinbelhafter Rellame, namentlich im 
Ausverlaufd: und Berfteigerungömwefen, nicht getroffen 
werben fönnen durch die jegigen Beftimmungen, jedenfalls 
nicht getroffen werben — mande nehmen ja an: burd 
einen gewilfen Rechtsirrtum ber betreffenden Gerichts— 
entjheldungen —, baß jedenfall$ gegenüber dem Schwindel, 
der auf dieſem Gebiete nach wie vor kräftig gebeiht, durch 
neue geſetzgeberiſche Eingriffe der Weg gehemmt werben 
müßte. Der Rat, den vorhin der Herr Staatsjekretär 

egeben hat, fein Appell an die anftändigen und gebildeten 
femente im Bolt, hier führend voranzugehen, Schwindel: 
geihäfte u. dgl. zu meiden, ift ja gewiß durchaus be- 
rehtigt und notwendig. Aber, meine Herren, ich fürchte, 
daß man in den beteiligten Streifen davon eben den Gr: 
folg nicht erwartet, der an fih wünſchenswert wäre, 
fondern daß man davon überzeugt ift, daß es ohne genaue, 
auch in kafuiftiiche Beftimmungen bineingehende gefehliche 
Negelung, ohne Ausban des Geſetzes gegen ben unlauteren 
Wettbewerb von 1896 auf die Dauer nicht gehe. Wir 
ind überzeugt, daß wir durch ſolche I Be: 
immungen, welde eine wefentlihe Ber härfung ber 
jegigen Gefeßgebung enthalten würden, namentlich in ber 
Frage der Nachſchübe, dem reellen feßhaften Geſchäftsmaun, 
der ein: oder zweimal im Jahre ſein Lager von ge- 
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wiſſen Neftbeftänden zu räumen fi veranlaßt fieht, in (C) 


feiner Weife ſchädigen oder ſchikanieren würden. 

Meine Herren, was ben legten Punkt anlangt, ber 
ald Ziffer 4 in der Interpellation genannt ift, jo berührt 
ber ja mun wieberum bie fpezielle Arbeit ber Schub: 
geleggebung. Es ift vorhin im ganzen Reichstage — id) 
möchte dad ausdrüdlih betonen — von ber Rechten bis 
zur Linken einftimmig mit Beifall aufgenommen worben, 
als der Herr Staatsjefretär erflärte, daß eine gefegliche 
Regelung ber Martmalarbeitözeit für frauen in ber 
Imduftriearbeit eine unbebingte Notwendigkeit jei und 
unmittelbar bevorftehe.. Das Neihdamt des Innern hat 
barüber eine vortrefilihe Denkſchrift ausgearbeitet, Die 
wir ſchon feit etlichen Jahren haben. Der Herr Staats- 
fetretär felbft bat vor genau einem Jahre fein grund» 
ſätzliches Einverftändnid mit einer gefeglihen Regelung 
biefer Frage erklärt. In Sübbeutichland find in ben 
Kreiſen der Textilinduſtrie, der nächltbeteiligten Inbuftrie 
bei dieſer Frage, die namhafteften Führer für Ermäßigung 
ber Arbeitszeit der Frauen auf 10 Stunden im Laufe ber 
legten Jahre eingetreten. Die betreffenden Beftimmungen 
ber internationalen Arbeiterfchußfonferenz in Bern haben 
ja auch bei ben anderen Staaten in biefer Beziehung 
vorgearbeitet. Kurzum, ich glaube, u; eine gejegliche 
Regelung biefer Frage wirklich fpruchreif ift und, ohne 
viel in die Ginzelheiten ber Erörterung einzutreten, bom 
Reihötag feinerzeit ohme weitere Umſtände angenommen 
werden wird. 

Meine Herren, bamit möchte id meine Erörterungen 
über dieſe Interpellation fchließen und nun zum Schluffe 
ber Überzeugung Ausbrud geben: ed wäre nichts ber: 
fehrter, al$ wenn in ben reifen der bürgerlichen Parteien 
angefiht3 des Wahlerfolgd gegenüber der Sozialdemo— 
fratie nun in ſozialpolitiſchen * ein gewiſſes laisser 
faire laisser aller wieder Platz greifen follte 

(fehr richtig! bei den Nationalliberalen), 
oder wenn gar ein tatenloſes übermütiges Stegesgefühl 
bie wirkliche Arbeit auf diefem Gebiete einbämmen würde. 
(Sehr ridtig!) 
Vielmehr die richtigfte Konſequenz aus ber durch bie 
Wahlen nen gefhaffenen Lage, aus der neuen Zufammen- 
Hy ‚ welche dieſes hohe Haus dadurch befommen hat, 
ft offenbar bie, baß wir nach wie vor in ber Soztalreform 
fortfahren, daß wir und bemühen — Ziberale wie Konſer⸗ 
bative, und aud) dad Zentrum wird fi ja da nicht aud- 
fchlteßen wollen —, in den Arbeitermaffen, namentlid) in ben: 
jenigen, die ber Sozialdemokratie nicht anheimgefallen find, 
in unferen beutfchen Arbeitermaflen, in denen eine Unmaſſe 
bon fittliher Kraft und Tüchtigkeit, von energiſchem Bor: 
wärtöftreben und Fleiß noch lebendig ift, bie Überzeugung 
zu befeftigen, daß der Boden des Klaſſenkampfes in feiner 
MWeife die Grundlage barftellt, auf der im deutſchen Staat 
aud nur einigermaßen ihre Berhältniffe gebeflert werben 


fünnen 
(Bravo! bei den Nationalliberalen), 
bie Mberzeugung vielmehr, baß auch im deutſchen Bürger: 
tum noch fittlihe und politifche Kräfte und Motive genug 
lebendig und an ber Arbeit find, die auf bem Boden des 
monarchiſchen Staated und unferer heutigen Geſellſchafts⸗ 
ordnung fir fortichreitender Arbeit auch die unteren Klaſſen 
zu heben und ihnen vollfte Gerechtigleit auf allen Gebieten 
bes Lebens zuteil werben zu laffen ben reblidhen und 
aufrichtigen Willen haben. Nur in diefem Zeichen werben 
wir bie neue Situation im neuen Neichdtag richtig nützen, 
und wird auf bie Dauer die Sozialdemokratie weiter 
geſchwächt und ſchließlich überwunden werben können. 
(Xebhaftes Bravo bei den Nationalliberalen.) 


Vizepräfibent Kaempf: Das Wort bat ber Herr 
Abgeordnete Henning. 


(D) 


(A) 


(B 
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Henning, Abgeorbneter: Seiten meiner politifchen 
Freunde ift mir der Auftrag zugefallen, unfere Stellung 
zu ber vorliegenden Interpellation zu präzifieren. 

Ih folge darin zunächſt den Ausführungen des 
Herrn Kollegen Trimborn. Herr Kollege Zrimborn ging 
von der Befürchtung aus, es könnte mit ber Neugeftaltung 
bes Reichſstags nad den großen Wahlen aud ein unlteb- 
famer Stillftand im FFortichreiten der fozialpolitifchen 
Geſetzgebung verbunden fein. Die Außerungen ſowohl 
ber Thronrede wie auch die Yußerungen des Herrn 
Reichskanzlers über den neuen Kurs fchienen ihn nod 
nicht ganz zu befriedigen. Gr vermißte darin eine 
beftimmtere Ankündigung ber Vorlagen. Der Herr Staats» 
ſekretär des Innern bat demgegenüber fon richtiggeftellt, 
dab eine genaue Bräzifion ber Vorlagen unmöglid 
bei ber Gelegenheit gegeben werben fonnte; und 
barau3 nun zu folgen, daß aus dem Schweigen 
ein elſiges Schweigen werben könnte, dab etwa 
die Sozialpolitif nunmehr in einen Zuſtand des Gefroren- 
—* geraten könnte — dieſe Befürchtung können wir um 
o weniger hegen, als ſich ja der Herr Staatsſekretär des 
Reichſsamts ſehr pofttiv auch heute dazu bekannt hat, in 
ruhigen, bejonnenem Fortſchritt die Sozialpolitit weiter 
zu betreiben. Allerdings bet den Fi u Bielen und 
Geſichtspunkten, die entwidelt worden find, bie immer 
bon einer großzügigen Sozialpolitik reden, kann man 
freilich nit ganz F Berechtigung das geflügelte Wort 
gerade unſeres hohen Führers der Sozialpolitik anführen, 
welches er heute gebraucht hat: plurimae leges perditissimae 
reipublicae, Eine Überfhwemmung von Gefeten kann 
gerabe für einen Staat und fir einen in fo mad: 
boller Entwidlung befindlihen Staat wie unfer Deutſches 
Reich nit ohne Gefahr fein, und wenn wir im all- 
gemeinen, wie wir es immer getan haben, ber joztal- 
politiſchen Entwidlung fürbernd, helfend und beratend zur 
Seite geftanden haben, fo fönnte einen gerabe bicies 
Übermaß bon neuen Gefegentwürfen ftugig machen, ob 
wir nicht auch fo ſchnell vorwärts gingen, und beftärft 
werben wir darin, dab nun wieder in einigen 140 Ini— 
tHativanträgen die Programme ſämtlicher Parteten dieſes 
ve Hauſes dargelegt find, und jede Partei beanfprudt 
dafür Priorität. it wollen und in ben Streit, 
welche Partei in biefer > bie borgefchrittenfte 
tft, nicht weiter einlaffen. Nur denjenigen Fortſchritt, 
ben bie Sozialdemokratie betreibt, die alles Mögliche 
erfirebt, um bann im ———— Momente aus irgend 
welchen Urſachen, bie meiſt agitatorifcher Natur find, ihre 
Mithilfe zu verfagen, können wir unmöglih mitmachen. 
Sm Gegenteil, wir find ber Meinung, dab durch bie teils 
weiſe Zurüddrängung ber Sozialdemokratie der Weg für 
eine gejunde bejonnene Sozialpolitik eher nod) freier ge- 


worden ift. 
(Sehr ridtig! rechts.) 

63 würde aber bedenklich fein, wegen eines zeit 
weifen Zurüddrängend nun. einen großen Sieg feiern 
zu wollen, ber nod lange nicht erreicht if. Dazu gehört 
bor allen Dingen eine größere Perftänbigung aller 
übrigen ftaat3erhaltenden Parteien dieſes er Haufes, 
und meine politifhen Freunde und ih ftehen nad 
wie bor auf dem Standpunkt, daß wir nicht, indem wir 
nenne Keile in die Verſchiedenheiten bineintreiben, die bie 
Barteien hier zutage treten laffen, dadurch zu bem alten 
Spannungen neue Spannungen ſchaffen und daburd eine 
gemeinfame politiſche und fozialpolitiihe Entwidlung 
erſchweren follen. Wir find ber Meinung, daß es bei 
allen Dingen Berftändigungspunfte gibt, über bie mir 
bei gutem Willen einig. werben können zum Vorteil und 
Segen ber Entwidlung unſeres Erwerbölebend und auch 
—— bes Deutſchen Reichs und des deutſchen 

olts. 


u 
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Wenn nun — dad will id gleich vorwegnehmen — 
mein berehrter Herr Kollege Dr. Hieber ſich nicht ent» 
halten konnte, bei Gelegenheit der Vorlage des Berufd- 
vereindgefeged unferem alten Preußen einen ziemlich 
deutlihen Vorwurf der Rückſtändigkeit und des Polizei- 
ftaat3 zu madhen, fo fann ich das allerdings als alter 
paffionierter Preuße nicht unwiderſprochen Lafjen. 

(Bravo! redts.) 
Unſer alted Preußen ift ſchon von jeher ein rocher de 
bronze gewejen gegen innere unb äußere Feinde, und wir 
toiffen nicht, ob nicht die Zeit fomımen wird, wo es in 
ähnlicher Weiſe noch einmal der Mittelpunkt fein wird, 
an welchem fich die Wellen ber inneren Revolution, der 
Inneren und äußeren Feinde breden werben. 
(Bravo! rechts.) 
Aber, meine Herren, vom Standpunkt eined Süddeutſchen 
— und id liebe Sübbeutfhland auch jehr — verftehe id) 
das ja und will bie Sade nicht weiter nrgieren; aber 
das muß id doch in Anſpruch nehmen, auch Air uns, daß 
wir, ſoweit unfere Fraktion bier im dieſem hoben Haufe 
in Betradjt kommt, niemals ge oder offen einer 
efunden Sozialpolitit Hinberniffe in den Weg gelegt 
aben, und ich glaube Vorwürfe, die von leitender Stelle 
in diefer Beziehung gemadt worben find, nicht auf un? 
beziehen zu bürfen. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Wir find und bewußt, meine Herren, — und was id 
denke, fage ich aud mit Aufrichtigkeit — einer gefunden 
und bejonnenen Sozialpolitit fördernd und hilfreich zur 
Seite zu ftehen. 

ch wende mid) num zu den Ginzelpunften; das tft 
zuerft die Vorlage über bie Rechtsfähigkelt der Berufs: 
bereine. Der Herr Staatäfefretär hat das geflügelte 
Wort gebraudt, es ginge ihr wie Marta Stuart, fie fei 
befjer al3 ihr Ruf. Meine Herren, ich will den si ber 
Marta Stuart hier nicht näher unterſuchen; aber ich hoffe, 
daß dieſe Vorlage jebenfall3 fo gut tft, wie ihr Ruf es 
ſein follte. Wir halten fie, jolange fie in den Grenzen 
bleibt, die ihr regierungsſeitig geftedt find, für eine Vor: 
lage, bie durchaus geeignet ift, eine Grundlage für eine 
—— weitere geſunde ſozialpolitiſche Entwicklung zu 
bilden. Es iſt ja eigentlich nicht kattxochen ein ſozial— 
politiſches Geſetz, es ift eine Novelle zum Bürgerlichen 
Gefegbud, und damit ift ſchon vom Natur die Grenze 
gezogen, baß fie allo nad bürgerlihem Recht, in das alle 
Klaſſen der Bevölkerung miteinbegriffen find, eine gefeglich 
organifierte Intereſſenbertretung einleiten fol. Es ſoll dieſen 
Berufsvertretungen erleichtert werden, durch eine feſtgefügte 
geſetzliche Organtfation ihre individuellen Intereſſen im Er- 
werböleben der Gegenwart in angemefiener Weife zu betätigen. 
Daß die alten Bolizeifhranten dabei fallen follen und an 
beren Stelle gewiffe Schranfen der Öffentlichkeit zu treten 
haben, berfiche id) volllommen und begrüße ich auch mit 
Genugtuung. Wir begrüßen aud; beſonders mit Genug: 
tung, daß ber Herr Staatsſekretär des Reichsamts 
des Innern, wenn ich nicht irre, im der erften Rede, mit 
der er die damalige Vorlage begründete, ausführte, er 
wende ſich befonderd an diejenigen Elemente unter un, 
namentlih auch ber ———— Bevölkerung, die ſich 
auf nationalen und monard —— Boden geſtellt 
hätten, und die auch bei dieſer Vorlage nicht als Gegner 
derſelben ſich kundgegeben, ſondern ihre Bereitwilligkeit 
zu erkennen gegeben ram mitzuarbeiten, im bollften 
Gegenſatz zu der foz aldemiotratitchen Drganifatton, bie 
alfo beftrebt find, den gefeglichen Weg zu befchreiten und 
fi auf dieſen Boden zu ftellen, um die orbnungsmäßige 
Entwidlung und den gefunden Fortſchritt zu fördern und 
mitzuwirten an dem Aufbau einer ſozialen Gefeggebung. 

Wir ftehen auch diefer Bewegung freundlich gegenüber, 
und nad) der Fühlung, die ich habe, wächſt naturgemäß 


(C) 


(D) 


(B) gerade auf ihre eigenen Berufögenoffen. 





(Henning) 


(A) bie Sympathie mit biefer chriftlichnattonalen Bewegung, 


je näher bie betreffenden Elemente unferer Partei großen 
inbuftriellen Zentren ſtehen. Dann erfennt man erft, 
welche Bedeutung biefe fommende Bewegung haben kann. 
Aud mir find ja bei Gelegenheit der Wahlen lagen und 
Hoffnungen in biefer Richtung aus den Arbeitnehmerkreiſen 
reihlih zu Ohren gefommen. Das Gefühl, einer geord— 
neten Vertretung anzugehören und einer Zwangsvertretung, 
bie fie zum Teil fnebelt, zu entrinnen, dieſes Beftreben 
ift, glaube ich, überall in weiten reifen vorhanden. Der 
Drud, der auf fie ausgeübt wird, unter bem Vorwande, 
ihr Intereſſe zu fördern, wird nachgerade ald ein fo 
läftiger empfunden, daß das Beſtreben ftändig wächſt, 
von dieſem Druck befreit zu werden. 

Alſo, meine Herren, inſofern bietet auch ſchon ſozial⸗ 
politiſch dieſe Vorlage der Rechtsfähigkeit der Berufsvereine 
eine geeignete Grundlage für ein ——* Vereins⸗ und 
Verſammlungsrecht, wie vielleicht auch für Arbeitskammern 
und Arbeiterrecht. 

Aber, meine Herren, bei der Schwierigkeit der Materie, 
die darin befteht, daß er die Verſicherungsgeſetzgebung, 
bie Beftinnmungen bes Koalitionsrechts, des Gewerberechts, 
bed Verſammlungsrechts und auch bie bdivergierenden 
vereinörechtlichen Beflimmungen ber Bundesftaaten tangtert, 
und angeſichts des Umſtandes, daß jo viel große Fragen 
mithineinjpielen, wie 3. B. eine Vertretung der ermwerbö- 
tätigen Frauen, wie ferner bie Stellung, bie die Minder- 
jährigen haben follen — wobei ih noch bemerken möchte, 
daß gerade dad ein weſentlicher Punkt if, dab wohl bie 
Minderjährigen Veranlaffung haben, teilzunehmen, um zu 
lernen, aber nicht ftimmberechtigt fein können —, tft bie 
Verabſchledung biefer Vorlage eine äußerft verantwortungds 
volle. Meine Herren, die Minderjährigen im heutigen 
Staat üben ſchon einen unhellvollen Drud aus 

(fehr richtig! rechts), 
Eltern Hagen 
über ihre eigenen Kinder, bie, weil fie nichts zu verlieren 
haben und wie alle Jugend, gewiffermaßen fanatiſch ver— 
anlagt find, ihnen den größten Schaden zufügen. Alfo das 
ift aud ein Punkt, ber ber größten Befonnenheit bedarf. 

Endlich aud die fehr ſchwierige Frage ber Haftpflicht, 
bie aus biefer Rechtsfähigleit hergeleitet werben kann. 

Ih will auf dieſe Einzelheiten natürlich nicht ein- 
geben, ich will nur bemerken, daß wir, um bieje ſchwierigen 

ufgaben genügend Löfen zu können, ruhiger Arbeit bes 
bürfen und nicht, wie es bier heißt, im dieſer Seſſion 
eine Vorlage wünfhen können. Das ift durch ben Herrn 
Staatöjefretär ſchon gefagt worden, daß biefe Vorlage 
eventuell erft nächſte Seffton kommen fol, und wir werben, 
wie ich wieberhole, freudig und gern an ber Ausarbeitung 
teilnehmen, wenn fie ſich auf die Grenzen befchräntt, bie 
ihr jegt gezogen find, alfo zunächſt die freien Arbeiter, 
und das Koalitionsrecht der Landarbeiter unbedingt aus- 


ſchließt. 

(Heiterkeit bei den Sozialdemokraten.) 
Ih muß bei der Gelegenheit jagen, daß wir bafür 
natürlich nicht zu haben fein werben. 

Alfo in den genannten Beziehungen fehen wir ber 
Borlage vertrauensvoll entgegen. Ich bin überzeugt, dab 
ed ber Anfang fein kann zu einer gefegmäßigen, allgemeine 
Intereſſen förbernden Grundlage für Ausgleihung jozialer 
Gegenfäge, und baran werben wir mit Freude arbeiten. 

Dann, meine Herren, kommt in zweiter Linie eine 
Borlage wegen Ein er bes fogenannten Heinen Be: 
fähigungsnachweiſes in Betradt. In dem Streben, 
überall die Priorität zu haben, find ja alle Barteten mehr 
—— als wir, aber bei dieſer Sache ſind wir nun 
einmal die erſten geweſen. Wir waren die erſten, die die 
Forderung des großen und kleinen Befähigungsnachweiſes 
geſtellt haben, wir find immer wieder barauf zurüd- 
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gelommen, und je mehr Orbnung in bie Entwidlung (0) 
dieſes bebeutfamen und großen Berufältandes gebradt 
wird, um fo beffer wird er ſich entwideln können. Ich 
beſchränke mich darauf, hier von dem fleinen Befähigungs— 
nachweis zu reden, daß aljo nur der Meifter lehren fol. 
63 würde dadurch ein heilfamer Einfluß auf bie Er: 
ziehung ber Jugend ausgeübt, und barauf fommt es heute 


befonders an. 

(Sehr richtig!) b 
Alfo von dem großen Befähigungsnahweis will id; nicht 
reden, das würde zu weit führen, und barüber find ſich 
ja bie Intereſſentenkreiſe felber noch nicht einig. Ich kann 
aber nicht unterlafien, bei diefer Gelegenheit nod) ein paar 
Worte zu Gunften bed Handwerks zu fagen. 

Namentlih möchte ic) die maßgebenden Stellen doch 
bitten, ſich bei Beftellung von Saden, bie für bie öffent» 
lihe Verwaltung, namentlich die Armee, gebraudt werben, 
direft mit den Handwerkerkreiſen in Verbindung zu ſetzen, 
damit man nicht Außerungen hört, wie fie mir gegenüber 
gemacht worden find: ja, da war doch bie Firma Zippeld- 
fir beffer, die hat und direkt Beſtellungen zugewendet. 
So etwas follte nicht gefagt werden können, und bad ber: 
anlaßt mid zu der Bitte, möglichſt Nüdficht auf bie 
Wünſche ded Handwerks zu nehmen und ihm Förderung, 
Verbienft und Erwerb zuteil — zu laſſen. 


(Brabo!) 

Nun das Ausverkaufsweſen! Ja, meine Herren, 
das ift, wie ich gern anerfenne, eine ſehr fjchwierige 
Materie teild der gewiegten Geſchäftsleute wegen, benen 
man da gegenüberfteht, teil$ der Schwierigkeit wegen, für 
diefe Dinge bie rechte Faflung zu finden. Es ift ja jehr 
leicht, mit idealen Gedanken und Forderungen, die an 
fih durchaus berechtigt find, hervorzutreten; aber bie 
Schwierigkeit befteht darin, dieſe idealen Forderungen in 
eine praftifche Währung weni bie Gültigkeit Hat 
und ausreicht. Darin liegt d 
diefer komplizierten Materie. Der unlautere Wettbewerb, 
wie er namentlih bier in Berlin hervortritt, bringt ja 
für den reellen Staufmann in ber rg unnennbaren 
Schaden mit fih. Ich erinnere nur an die Wanderlager — 
was ift das für eime Landplage! Da kommen Geſchäfts- 
leute von Berlin, werfen eine Neihe von minderwertigen 
Artikeln, die fie loswerden möchten, in die Provinz, mieten 
ſich ein Lokal und machen ein paar Tage Ausverkauf 
gegen bar. Die Käufer werben betrogen, fie befommen 
zwar billige, aber ſchlechte Waren, und ber reelle Kauf: 
mann, der folive Waren haben muß, wirb betrogen, weil 
bie Käufer fih von ihm zurüdziehen, und obendrein muß 
er noch Kredit geben. Er ift aljo in einer boppelt 
ſchweren Lage und feine Eriftenz wird ihm ſehr erjchwert. 

(Sehr richtig!) 

Und fo gibt es noch eine Menge von Saden, bie 
mit dem umlauteren Wettbewerb tm Zufammenhang ftehen, 
3. B. bie permanenten Stonkurausverläufe, die aud 
darauf hinbeuten, daß eine ſolche Art Konkurs zu maden 
nicht in der Ordnung ift umd ſchließlich dazu führt, den 
ganzen Hanbelöftand zu biöfreditieren, und gerade ber 
Handelöftand muß fi) bemühen ebenfo wie der Kaufmann, 
ſich möglichſt intakt zu halten und das Vertrauen, bas 
er im Publikum findet, auch zu retfertigen. Wenn ihm 
aber eine ſolche Konkurrenz erwächſt, ift er micht in ber 
Rage, fo folibe zu handeln, wie er ed möchte und muß. 
Alto auf dieſe üble Lage, in der fi der Kaufmannsſtand 
befindet, müfjen wir Ruͤckſſicht nehmen. 

Inbezug auf den Kleinen Befählgungsnachweis habe 
ich noch vergeffen auf eine Forderung Hinzumeifen, bie 
wir auch ſchon feit langer Zeit erhoben haben, und bie 
auch ſchon in einem Geſetz Ausbrud finden follte: bie 
Siderftellung ber ——— ber Handwerter. 

(Bravo !) 


e Schwierigfeit gerade bei (D) 


(A) 


(B) 
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(Senning.) 

Es ift bad ein Punkt, der namentlich in Berlin fehr be— 
denklich i Es tft vorgefommen, daß ein linternehmer, 
dem nachher ein Handwerker die Rechnung präfentierte, 
ihm antwortete: wenn ich gewußt hätte, daß Sie Gelb 
haben wollen, würde ih Ihnen die Arbeit gar nicht ge: 
geben haben. Dagenen muß entfchieben vorgegangen werden 
und es muß dafür geſorgt werben, baß biefe Baus 
forderungen hypothekariſch ebenfo ficher geftellt werben wie 
bie anderen Forderungen an Grund und Boden ufw. Ich 
babe bier auch dem Vertreter des Handwerks gefagt: ihr 
müßt euch organifieren; einzeln könnt ihr gerhäbi t 
werben, ſobald aber bie Geſamtheit eintritt, werdet ihr 
eher Gelegenheit haben, dieſen ge aus eigener 
Kraft die Spige zu bieten. Es tft ganz richtig von dem 
Herrn Staatöfekretär gefagt worden, daß bei allen neuen 
Gefegen auch die Öffentlichkeit mitarbeiten nınß, fie müffen 
getragen fein von ber Mehrheit aller foliben, rechtlich: 
denfenden patrtotifhen Leute. Das Gefeg kann nicht 
Rechte aufzwingen, das Recht muß eben wachſen auf bem 
Boden ber Gefamtheit, und das Geſetz muß dem Recht zu 
Hilfe kommen. 

Endlich find wir auch einverſtanden mit der Feſtſetzung 
ber Arbeitszeit für Fabrikarbeiterinnen. Damit iſt allerd ug 
bie Frage des Normalarbeitstages nicht berührt; das iſt 
aber eine ſo weit gehende Frage, die in dieſem eng— 
—— Rahmen nicht weiter erörtert werben kann. 
ebenfalls find wir Damit einverftanben, daß biefe Forberung 
erhoben wird, und wir werben bafür eintreten. 

Nun ift noch gran mworben bon ben Reſten ber 
borigen Seiflon. ir wilnjchen junäah, daß bieje Refte 
erft aufgearbeitet werben. Da tft 3. B. bie frage des 
Unterftügungswohnfiges, bie einfach iſt und wohl in biefer 
Seffion gelöft werben könnte. Hoffentlich wird uns nicht 
durch Interpellationen und Anträge und einer zu aus— 
gebehnten Etatöheratung die Zeit zu ſehr beichnitten. 

Was mun bie Erxrichtung von Arbeitöfammern be: 
trifft, fo ift dieſer Gefegentwurf für bie nächſte Seffion 
in Ausficht geftellt worben. Auch im unferem konſervativen 
Programm figurieren bie Arbeitäfammern im Gegenſatz 
u ben Arbeiterfammern — bad heißt aljo Arbeits» 
ammern, in benen alle bie, die an einer gemeinfamen 
Arbeit beteiligt find, gleihmäßig zum Worte kommen. 
In biefer Hinficht ftehen wir auch bem Gefege ſympathiſch 
—— und werden, ſobald es ſo weit iſt, unſere 

tellung dazu prägifieren. 

In bezug auf die weitere ſozialpolitiſche Entwicklung 
möchte ich an ein Wort des Fürſten Bismarck erinnern, 
das er er eimmal von ber orientalifhen Frage gebraucht 
bat, indem er jagte: bie orientaliihe Frage wird nur 
etappenweife gelöft werben. Das gilt auch von unſerer 
Sozialpolitit. Auch nur etappenweife können wir bie 
Sozialpolitik fortführen. Wir werben von einer Etappe 
vorgehen zur andern, jobalb wir bie Etappenlinte als 
seen Boben betrachten Lönnen, und müfjen immer im 

uge behalten: Orbnung regiert bie Welt, und auf eine 
orbnungsmäßige Entwidlung müſſen wir unter allen Um— 
fänden halten und find überzeugt, damit einer gefunden 
Sozialpolitit den beften Dienft zu Ieiften. 
(Bravo! rechts.) 


Bizepräfibent Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Hue. 


Sue, Abgeorbneter: Meine Herren, der Herr Bor: 
rebner hat namens ber Konſervatiben fein Einverftändnis 
mit ben angefündigten Geſetzesvorlagen ausgeſprochen. 
Da fiel mir ummillkürlih ein, was vor etwa zwei Jahren 
ber Herr Staatsſekretär Graf Pofabowsty eig im Haufe 
ausſprach, nämlich, dab verſchiedene Parteien in biefem 
Haufe ganz anders audjehen, ald wenn man fie im 
preußiſchen Landtag betrachtet. Das trifft aber nit nur 
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auf bie Sonfervativen zu, fondern in ber Bezichung (CO) 


find die Herren Nationalliberalen ben Sonfervativen 
mindeftend ebenbürtig. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Der Herr Staatöfetretär richtete einen Appell an bie 
Vrivatinitiative. Ach möchte dieſem gleich etwas näheren 
Ausdrud geben und an den Herrn Abgeordneten Henning, 
ben Bertreter eines preußifchen Braunfohlenbezirtd, Revier 
Senftenberg, die dringende Bitte richten, feinen Einfluß 
auszuüben, ba minbeitens die flandbalöfen Zuftände im 
Senftenberger Braunfohlengebiet möglichſt ſchnell befeitigt 


werben. 

(Hört! in bei ben Sozialdemokraten.) 

Der Herr Abgeorbnete Hieber betonte, daß die Sozial: 
reform in biefem Reichstage niht Schiffbruch leiden wiirde, 
fondern weiter fortgeführt werben jolle. Er ſprach wie 
andere Herren bon ber „Unfruchtbarkeit ber Sozial— 
bemofratie*; er fagte, es ſolle bewiejen werben, daß in 
biefem Reichstag nicht nur ohne, fondern and gegen bie 
Sozialdemokratie Soztalreform gemadht Werben fönne. 
Sa, meine Herren, haben Sie nit in dem vorigen Reichs— 
tag auch die gewaltige Mehrheit gehabt?! 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Solange ber Reichstag befteht, haben doch die bürgerlichen 
Parteien bie — Mehrheit beſeſſen, ſie haben nie— 
mals gegen ums —— zu machen brauchen, 
ſondern, wie ſchon Bismarck gejagt hat: die Sozlal⸗ 
demoktaten find die Antreiber für Sozialreform. Das 
bat heute auch Herr Hieber tndireft zugegeben. 

(Heiterkeit rechts.) 
Das hat Herr Hieber eben erflärt; er hat gejagt, nun— 
mehr jolle dem Volke beiwiefen werden, daß aud „ohne 
Sozialdemokratie“ etwas gemacht werbe, das heißt doch, es 
dreht ſich alles bei Ihnen um die Sozialdemokratie. Der 
Herr Abgeordnete ſollte aber auch geſagt haben, daß die 


nationalliberale Partei mit den Konſerbativen vor einer (D) 


—* von Seffionen hier in dieſem hoben Haufe ſchon 
allein die Majorität gebildet habe. Was iſt denn 
während biefer Periode an fozialpolitiihen Geſetzen ge— 
leiftet worden? Sie haben von dem Herrn Hieber lagen 
hören, daß ſchon vor 17 Jahren in dem Staiferlichen 
Grlaß die Vertretung der Arbeiterfhaft durch Arbeits— 
fammern ober Arbeiterfammern angekündigt worben jet, 
und heute, nah 17 Jahren, bie Berwirflihung dieſes 
Erlaſſes noch nichts m konftatieren ift. Wer hat denn 
in biefen 17 Jahren die Mehrheit hier im Haufe gehabt? 
Die Soztalbemokraten-waren doch immer in verſchwindender 
Minprität, nit wir, fondern Sie hatten es in ber Hand; 
Ihr Herren von bem bürgerliden Parteien, wenn Ihr 
ben Raiferliden Erlaß verwirklichen wolltet, Sie hätten 
ihr längſt verwirklichen können. 
(Zuruf redt3). 
— Sie rufen, es ginge nicht alles auf einmal, gewiß nicht. 
Aber 17 Jahre find Heit bem Erlaß in bie Welt gegangen! 
Da fällt mir das volfstümlide Wort ein, es geht mit 
ber Sozialpolitit „jo langfam, wie beim Ochfen bie Milch 
fommt, alle 10 Sabre ein Tropfen.” 
(Heiterkeit. Zuruf rechts.) 

— Id komme gelegentlid) noch darauf, wer „ſchuld“ ift. 

Der Herr Staatöfelretär - am 3. Februar noch andere 
Vorlagen angekündigt, jo die Einführung der ſtranken— 
verfiherung Kir bie Heimarbeiter, jebenfalld eine ſehr 
wichtige und notwendige —— dann einen beſſeren 
Kinderſchutz, da infolge ber Heimarbeit ber Kinderſchutz 
vielfach auf dem Papier ftehe. Ferner hat er angekündigt 
eine Strantenverfiherung für die landwirtſchaftlichen 
Arbeiter. Bielleiht gi und ber Herr Staatöfefretär bei 
paflenber Gelegenheit Auskunft barüber, wie es mit biefen 
Vorlagen ausfieht. 
ad bie Forderung bed Befähigungsnachweiſes und 
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ca) den Schuß gegen umnlauteren Wettbewerb anlangt, jo 


—— fie ja der zweifellos mißlichen Lage ſehr weiter 
Sreife der Hanbwerfer und ber fleinen Geihäftäleute. 
Bon uns find dieſe Mibftände nie befiritten worben; was 
wir beftreiten, ift nur, daß bie von Ihnen vorgeichlagenen 
Mittel dem Handwerker wirklich helfen fünnen. Ich werbe 
— nachweiſen, dab zahlreiche Handwerker ſelbſt von 

ren Mitteln nichts wiſſen wollen. Ich bin ja nicht in 
der glücklichen Lage, Rittergutsbeſitzer oder in ähnlicher 
ſozialer Stellung zu ſein, habe als Fabrikarbeiter mit 
ehemals ſelbſtändigen Handwerksmeiſtern zuſammen—⸗ 
gearbeitet, bin mit vielen näher befannt und weiß 
daher, wie dieſe Leute ſehr häufig elend ihr Leben friften 
müffen. Ich empfinde es fchmerzlih, wenn ich von fo 
einem Handwerfömeifter höre, wie traurig feine Rage ift, 
und geftehe offen: viele Handwerksmeiſter, die fich noch 
„ſelbſtändig“ nennen, finb in wirtfchaftlic viel ſchlechterer 
N. als mancher einigermaßen anftändig bezahlte Lohn— 
arbeiter. 

(Sehr richtig! rechts und bei den Sozialdemokraten.) 
Sie fehen, meine — wir ftehen der Handwerkerfrage, 
wie allen ſozialen Fragen, mit völliger Vorurteilälofigfeit 
gegenüber. 

Was —— mit dem „Befähigungsnachweis“ tatſächlich 
erreicht werden? Ich bin doch auch gelernter Arbeiter; wenn 
ich Ihnen aus dem Berufe, dem ich angehöre, Einzelheiten 
vortragen wollte, fo würden Ste zugeben; e3 tft doch 
beffer, man hört bie Handwerker jelbft barüber und be- 
handelt biefe Frage nit vom Stanbpunft der Wahl: 
agitation, jonbern j ben Zweck, wirklich etwas Praltiſches 
zu leiſten. Die Klagen über Niedergehen der Handwerker 
und Auflommen von Pfuſchern find ja uralt; man kann fie 
Ken in des alten Sebaftian Brant „Narrenfhiff“ nadj= 
lefen. Wir hatten in Preußen bie oftroyierte Verordnung 
bon 1849 Hi3 1869 über den „großen Befähigungsnachweis“. 


(8) Das hat an der Tatfahe der Aufreibung des Handwerls 


nichts geändert. Darauf ift Gewerbefreihett eingeführt 
worben. Die Gewerbegefegnovelle von 1897 Hat bie 
Zwangdinnungen eingeführt, bie jogenannte Handwerler— 
gele ebung, die zugleid bie Meifterprüfung und andere 

ergünftigungen für bie Handwerker bradte, um biefem 
gebrüdten Stande auf bie Füße zu helfen. 

Was ift denn nun mit biefen Handwerkergeſetzen 
tatfächlich erreicht worden? Die Klagen über den Nieder: 
gang des Handwerks, über bie vernichtende Konkurrenz 
des Großfapitals find ftärfer geworben, nicht geringer. 

(Sehr ritig! bei den Sozialbemofraten.) 

Wir lönnen gar nicht umhin, fondern müffen aud bie 
praftifhen Erfahrungen, bie mit ähnlichen Gejegen im 
Ausland gemacht find, näher anfehen. Was hat man in 
Ofterreich für Erfahrungen mit dem dortigen Befählgungs- 
nachweis gemacht? Dad Geſetz befteht bort feit 1883; 
ih bin wieberholt in Ofterreich geweien und habe mid 
bort, ſoviel ich fonnte, auch nach der Lage ber Handwerter, 
beſonders der Zleinen, erkundigt. Genau biefelben lagen 
über Rüdgang des Handwerlks, über vernichtende Konkurrenz 
bes Großlapitals hören wir bort wie bei und. Das 
öſterreichiſche Geſetz hat für 47 beftimmte, fogenannte 
„banbwerlömäßige Gewerbe” den Befähigungsnachweis 
eingeführt; die Anträge Acermann-Aichbichler, welche 1890 
von NReichätage angenommen, vom Bundesrat aber nicht 
afzeptiert worden find, verlangten fogar für 67 aufgeführte 
Gewerbe ben Befähigungsnadhweid. Wenn ich bie Lifte 
biefer Handwerke anfehe, dba muß id) fagen: eine ganze 
Zahl von ben genannten Berufen werben heute in über: 
wiegendem Maße fabritmäßig betrieben. Es ift alfo ſchon 
eig Fehler, daß, wenn man anf eine ſchematiſche Auf: 
führung von Hanbwerfen, die „handwerlsmäßig betrieben“ 
und dem Befähigungsnachweiſen unterliegen follten, zurüd: 
greifen wollte. 

Reichötag. 12. Legiol. P. 
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Dad Geſetz über 
Oſterreich hat nad der allgemeinen Erfahrung, nad) 
Mitteilungen der Handwerkskammern ufw. fait vollitändig 
Schiffbrud gelitten. Ich verweife, da es fi bier auch 
um einen fpeziellen Sadverftändigen handelt, auf das 
Bud bed Handwerkskammerſekretärs Purpus (fin 
Schwaben-Neuburg). Diefer erflärt nah an Ort und 
Stelle vorgenommenem Studium des öſterreichiſchen 
Handwerks, dab das Geſetz betreffend den Befähigungs— 
nachweis ben dfterreihtfchen Handwerkern eher Schaben, 
als Nugen zugefügt habe, es fei unhaltbar geworben und 
hindere fogar gegebenenfalld den wirtſchaftlich Schwahen 
„an ber rettenden Flucht aus ber unhaltbar gewordenen 
Selbitändigfeit im Gewerbe.“ 

Meine Herren, nad) folden Erfahrungen können Sie 
es und wirkli nit übelnehmen, wenn wir Geſetzes— 
vorlagen betreffenb den ge ſehr kritiſch 
betrachten, weil wir zu ber Überzeugung gekommen find, 
daß fie dem Handwerksſtande nichts nützen können, 
ſondern eher ſchaden. Wir weiſen mit aller Entjchteben- 
heit bie in dem Wahlkampfe und in der Preſſe wiederholt 
aufgeftellten Behauptungen zurüd, wir wollten ben Hand: 
werferftand ſchädigen! Ja es ift gefagt worden, wir 
wollten den Handwerkerſtand vernichten. 

(Sehr richtig! rechts. Sehr unrichtig! bei den 

Sozialdemokraten.) 

— Nicht wir vernichten dad Handiwerf, fondern das Groß: 
fapital vernichtet es! 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Und derjenige, ber jelbft Handwerker ift, ber eine Lehrzeit 
durchgemacht hat, weiß, daß man heute von eigentlich 
felbftändigen Handwerkern meift nur noch an kleinen 
Orten, in Dörfern reden faun; in ben Stäbten, in den 
Induſtriebezirken ift ber Handwerksmeiſter von heute 
meiftens nichts anderes als ein Zwiſchenmeiſter, der von 
bem Großfapital abhängig ift. 

(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten.) 
Die Handwerker bürfen nicht getäufcht werben, e8 muß 
ihnen ehrlich ind Geſicht geſagt werden: fo ift es ge 
kommen, weil das Großfapital ben Handwerksmeiſter 
berunterdrüdt! Gin ehrlicher Politifer darf bem Hand: 
werferitande nicht trügertihe Hoffnungen erweden. 

Meine Herren, zehn Jahre nad der Inaugurierung 
des Handwerkergeſetzes haben wir erlebt. Wie ftehen 
benn nun bie Sandwerferfreife felbit den Beftrebungen 
auf Einführung bed Befähigungsnachweiſes gegemüber? 

err Trimborn bat im preußiſchen Landtage in boriger 

oche eine Intereffante Rede gehalten über dasſelbe Thema. 
Was jagt er? Herr Trimborn beflagt die Teilnahmlofigfeit 
und nterefienlofigkeit vieler Handwerker gegenüber den 
Befirebungen auf Hebung ihrer Lage. Und ferner, auf 
eine Anfrage, die Hinaudgegangen iſt betreffs des Be— 
fähigungsnachweiſes, haben von 80 Innungen nur 40 
geantwortet. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Sie jehen, wie wenig Intereffe felbft in ben organifierten 
Haudwerkerkreiſen für den geforderten Gefegentwurf befteht. 
Auf eine andere Anfrage, bie ebenfalld das Handwerk 
intereffiert, haben von 35 Innungen gar nur 5 geantwortet. 

Meine Herren, jehr bemerkenswert ift auch folgendes, 
was in den Landbtagöverhandlungen zutage getreten ift. 
Bei der Drganifierung de Handwerls in Innungen uſw. 
halten ſich am allermeiften bie beffer geftellten dwerls⸗ 
meiſter zurück. Auch darin iſt wieder ein Anzeichen dafür 
zu erblicken, daß die Handwerker ſich von dem, was die 
bürgerlichen Sozialpolitiler hier vorſchlagen, nicht viel 
verſprechen. 

Meine Herren, vielleicht intereſſiert Sie auch, da hier 
jo viel von dem Befähigungsnachweis, von ber Erziehung 
eines tüchtigen Lehrlingd« und Gefellennahwuchfes gerebet 
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den Befähigungsnachweis in (C) 
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wird, zu erfahren, wie Hanbwerfämeifter über die Heran- 
bildung eines guten Lehrlings- und Gefellenftanbes 
urteilen. Während des Düflelborfer Schreinerftreifd, den 
die freten, chriftlichen und Hirſch-Duncker'ſchen Gewert- 
ihaften zufammen geführt haben, erſchien in einem 
Düffeldorfer, den Handelskreiſen nahe ftehenben Blatte 
ein Artikel, in dem es beißt: . 
In den Innungen und in beren Evangelium 
wird alltäglich den Arbeitern gepredigt, daß jeder 
ein Recht zur Gelbftändigleit beſitzt. Dieſe 
Theorie wird dahin führen, daß ſich die vermeint- 
lihe Selbftänbigteit in Abhängigkeit, umgelehrt 
dad Arbeitnehmerverhältnis in Selbfändigfeit 
umwandelt. Schon heute fordern mit Erfolg 
viele Arbeiter von ihren Arbeitgebern, bie Ent: 
laffung jedes NArbeiterd dem Arbeiterausfhuß 
gegenüber zu rechtfertigen und ebenfo jebe valante 
Stelle nicht nah eigenem Gutdünken, fonbern 
nad) dem Vorſchlag ber Arbeiter zu befegen. 

Das ift feine Selbftänbigfeit mehr. 
Und nun hören Sie weiter, meine Herren! Der Artilel- 
folten die Innungen ihr ganzes 


Schreiber fährt fort: 
Deshalb 
Beftreben dahin richten, die guten und tüchtigen 
Arbeiter vor Etabliernagen zu warnen und ſich 
als Geiellen zu erhalten. n weiteres Mittel 
au Befferung ber Arbeiterfrage wäre eine verftärtte 
hrlingserziehung. Die fogenannte Lehrlingd: 
züchterei follte man nidt —— ſondern 
erleichtern. Die großen Betriebe ziehen an und 
für ih Thon Feine Lehrlinge. Dem Fleinen 
Meifter, welder dazu Luft und Gebuld hat, 
follte man feine Beſchränkung auferlegen. Mögen 
auch dadurch 60 Prozent Pfuſcher großgezogen 
werben, gerabe bie Pfufher verhindern eine zu 
ftraffe Organtfation. &3 tft geradezu Selbftmord, 
wenn bie Handiwerfömeifter jelbft den Heranwuchs 
neuer guter und fchlechter Arbeitäträfte erſchweren 
und dadurch daS Angebot an Arbeitskräften 
berunterdrüden. Je mehr Gefellen es gibt, je 
mehr überfhüffige Arbeitskräfte, deſto feltener 
wird ein Streit fein und befto befcheibener bie 
Anfprüde. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Meine Herren, auch das empfehle ih Ihrer Be— 
urteilung. Hier wird von Handwerkerſeite fogar bie Er: 
ziehung von Pfuſchern empfohlen. Nad meiner über: 
zeugung iſt den Heinen Handwerksmeiſtern viel befler 
durch folgende Mittel gedient. Ich empfehle der Staatd- 
regierung, empfehle auch ben bier im hohen Haufe ver: 
tretenen Unternehmern und ihren Freunden, daß fie bafür 
forgen, daß den Arbeitern in fürzeren Friften bie Löhne, 
und beffere, audgezahlt werben. Was dem Hanbwerfer: 
ftand außerorbentlidy ſchädlich ift, das ift das Borgſyſtem. 
Sodann, meine Herren, fehen Sie fih einmal an, was 
die Handwerferfammern, bie Hanbwerferzeitungen über 
die Verteurung ber Rohmaterialien unb der Halbfertig- 
materialien für den Handwerker ſchreiben 

(fehr natig! bei den Sozialdemokraten), 
und dann benten Sie daran, daß bie Mehrheit dieſes 
Reichſstags durch bie Zollgefeggebung erftend die Ber: 
teurung der Halb» und Nohmaterialien gefördert hat 

(Zuruf von den Sozialdemokraten: Holzzölle!), 
zweitens, daß burd bie Zollgefeggebung die Syndilat-, 
die Ringbildung in ben meiften Induſtrien ebenfallö be— 
ſchleunigt ift. Durch diefe Ringbilbungen ift dem Hanb» 
werfer * Material ſehr verteuert worden. 

(Sehr richtig! bet ben Sozialdemokraten.) 
Wenn Sie zu den Schuhmadern, zu den Schneibern, ben 
Tiſchlern kommen, hören Sie die fortwährenden Klagen: 


das Leber, bie Tuche, das Hola ufw. find teurer ges (C) 


mworben. Und warum? Die Syndikate ber Leder-, der 
Tuchinduſtriellen ufw. haben, geſchützt durch den Einfuhr- 
zoll, einen viel höheren Inlandspreis angefekt. Das 
dide Enbe fommt für den Heinen Handwerksmeiſter nad). 
(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten.) 

Der Heine Handwerksmeiſter kann nicht fo billig arbeiten 
— da3 braudt man nicht erft nachzuweiſen wie bie 
Fabrik. Die große Maffe der ſchlechter bezahlten Arbeiter: 
ſchaft geht zu den Warenhäufern, die billiger ber: 
faufen fönnen, und der Handwerksmeiſter trägt bie Laft. 

Dann möchte ich auch noch darauf hinweiſen: wie mir 
bon einer Reihe von Handwerfömeiftern in meinem $reife 
mitgeteilt ift, find die Hauptkunden der Handwerksmelſtet 
vielfad die linterbeamten im Reichs-, Staatd- und om: 
munaldienſt; da wäre e3 gut für die Handwerker, wenn 
man biefen nad) vielen Hunderttaufenden zählenden Unter: 
beamten eine beffere Beſoldung zuteil werben ließe 

(ehr richtig! rechts und bei den Sozialdemokraten), 
damit fie eine höhere Stauftraft befommen. Das käme 
den feinen Geſchäftsleuten und Handwerkern zu gute. 
Meine Herren, ich geftatte mir auszuſprechen, wenn irgend 
ein Beamtenftand beanfprucdhen kann, befier bezahlt zu 
werben, bann, glaube ich, ift es bie große Zahl ber Unter⸗ 
beamten im Eifenbahnbetrieb, im Poftbetrieb ufiw., bie für 
ihren ſchweren, verantwortungspollen Dienft und ihre lange 
Arbeitszeit längſt nicht in dem Maße bezahlt find, wie bie 
Beute es berbienen. 
(Sehr richtig!) 


Wenn Sie außerdem glauben etwas tum zu follen für 
die Handwerker, dann ftellen Sie ben Handwerkern ge 
nügende Sapitalien zur Verfügung. Wielleiht find bie 
Herren von ber nationalliberalen Partei, die ja fehr patente 
Leute unter ſich haben, jo gütig und ftellen der Regierung 
einen Fonds von verſchiedenen Millionen zur Berfigung 
aus dem die Staatdregierun 
verzinsliche Darlehen gibt zur Anſchaffung von Maſchinen uſw. 
Das wäre vielleiht ein Mittel, um wentgitens ben Nieder⸗ 
gang des Handwerls gegenüber den Fabriken zu berlang- 
famen. Denn jeder Handwerksmeiſter, mit dem Sie zu 
tun haben, der faltblütig über bie Sache nachdenkt und 
fi nicht irreführen läßt von dem Geſchrei nah dem 
angeblihen „Befähigungdnahweis* u. dgl. m., der jagt: 
wa3 und faput madt, ba3 find nit bie Soztalbemofraten, 
bas find bie großen Kapitaliften. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemofraten.) 

Nun, meine Herren, bie Frauenarbeit! Der Herr 
Staatäfelretär jagte am 3. Februar 1906, wenn die Ber: 
einbarungen auf ber Berner Schutzkonferenz ratifiziert 
wären, würde „ald Endziel der Zehnftundentag” für bie 
Frauen in Betraht kommen; heute hat er und mitgeteilt, 
e3 wäre eine Vorlage wohl zu erwarten. Meine Herren, 
biefer Tage fland in einem biefigen —*—* Scharf: 
macherblatt, es fönne nit in dem „Automobiltempo* die 
Sozlalpolitik vorwärts gehen wie biöher. 

(Hört! hört! bei ben Sozialdemokraten.) 

Sie haben heute gehört, daß vor 17 Jahren ber Kaiſer⸗ 
— Erlaß verſprochen hat die Arbeitskammern u. dgl., 
und heute iſt die Botſchaft noch nicht verwirklicht! 

ſteht es nun mit dem Frauenſchutzt Im Jahre 1877 
iſt das Ergebnis einer Enquete herausgekommen, worin 
ſeitens ber Neichäregierung Erhebungen über bie Lage 
ber Arbeiterinnen angeftelt worden waren. Dort wird 
mitgeteilt, e8 wäre eine 10: bis 11 ftünbige effektive Arbeits: 
zeit täglih wohl die Regel, außerdem fcheine in ber 
Tertilinduftrie eine Berlängerung bis zu 13 Stunden 
nicht felten zu fein. Das war ber Zuftand im Jahre 1877. 
Das tft nun 30 Jahre her! Wie fieht es heute bamtit? 
Heute berichten bie Gewerbeinfpettoren, daß eine 10:, 11>, 
12ftundige Arbeitözeit exiftiere; ja ber letzte G@ewerbe- 


ben Hanbwert3meiftern un: (D) 
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(A) infpeftorenberidht erzählt 3. 3. aus dem Oberelfaß, daß 


die Arbeiterinnen bis 13 Stunben arbeiten 

(hört! hört! bet ben Sozialdemokraten), 
und ein anderer Gewerbeinfpeltor aus Lippe erzählt, daß 
Arbeiterinnen fogar. bis 17 Stunden täglid arbeiteten! 

(Hört! hört!) 

Das ift dad „Automobiltempo“ unferer Sozialpolitik! 
Bor 30 Jahren ftellte die Regierung feft, daß 10- bi 
11ſtündige Arbeitözeiten für rauen eriftieren und bie 
Arbeitözeit bis 13 Stunden ausgedehnt fei; heute erfahren 
wir, daß fie bis 17 Stunden ausgedehnt wird! Eine Ein- 
ſchränkung der Frauenbefhäftigung ift alfo nicht erfolgt, 
und ba jollen wir an ein „Automobiltempo* in der Sozial- 
politit glauben? Und der Minifter, der — das barf man 
wohl ruhig Tagen — nod das meifle Intereffe für bie 
Sortführung ber Gozialpolitif gezeigt hat, ſoll nad ben 

ünſchen der ihm berleumberifh und nieberträcdhtig bes 
fümpfenden reife, die ja nicht mäher bezeichnet worben 
find, ein Minifter gegen, nicht für Sozialpolitit fein! 
Meine Herren, wenn dieſe verleumbertfhen und nieder: 
trächtigen Angriffe von Erfolg gekrönt fein würden, fo 
wäre dad für bie Arbeiterfhaft mal wieder ein Beweis, 
daß im Deutſchen Reiche die Soztalpolitit nicht von ben 
Sozialdemotraten gehindert wird. 

Meine Herren, es wurde wiederholt gefproden von 
ber „Unfruchtbarkeit der Sozialdemokratie“, von ihrer „nega⸗ 
tiven Bolitit“. Nun, vielleicht darf ich Ihnen mitteilen, daß 
im Jahre 1877 bie fozialbemokratifyen Abgeordneten Bebel, 
Auer, Fritfhe und Genofien einen Gefekentwurf bor: 
geihlagen haben, der ben Zehnftundbentag für Männer, 
den Adtftundentag für Frauen und fir jugendliche Ar: 
beiter für die geſamte Induſtrie verlangte. Wenn der 
Borfhlag „zu weit“ ging oder im Augenblid „nicht 
alzeptabel* war, warum bat man ihn denn aber einfach 
in den Bapierlorb geworfen? Warum ift jebe Reform 


(B) unterblieben? Daß der fozialbemotratifhe Vorihlag ganz 


und gar unvernünftig gewefen wäre, wie vielleicht heute 
behauptet wird, dad möchte ih durch bie Mitteilung be— 
ftreiten, daß unter anderen diefen Antrag unterſchriftlich 
unterftügt hat auch ber verftorbene Zentrumsabgeorbnete 
für Grefeld, Herr Reichenfperger. Da jehen Sie, ed war 
das ein Verſuch unſererſeits, praftifche Arbeit auf dem 
Gebiete des Arbeiterinnenfhuges zu leiſten. Der Erfolg 
war, daß heute, im Jahre 1907 — nad) 30 Jahren! — 
diefelbe Materie noch ungeregelt der gefeggeberifchen Arbeit 
entgegenhartt. 
eine Herren, wir müffen unbebingt auf dem 
_— bed Frauenſchutzes ein jchnelleres Tempo ein- 
agen. 
. (Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Wir hatten im Jahre 1900 rund 937000 weibliche 
Arbeiter in unferer Inbuftrie; im Jahre 1905 waren es 
ſchon über 1177000. Was ich befonderd hervorheben 
möchte: die Mädchen unter 16 Jahren jind befonbers 
ftar . inbuftriellen Arbeit Derangegogen mworben! 
ift gerabezu unhaltbar, daß ber Bergwerls⸗ 
und Hütteninduſtrie, einer ber ſchwerſten und gefährlichſten 
Induſtrien, in Deutichland nod zirka 17000 weibliche 
Arbeiter beichäftigt werben. 
(Hört! Hort! bei den Sozialdemofraten.) 
Ih möchte ba am ben Appell, ben ber Herr Staatsfetretär 
an bie Privatinitiative gerichtet hat, anknüpfen und bem 
Herrn Kollegen Trimborn erfuchen, feinen großen Einfluß 
J bie ber Zentrumspartel angehörenden Herren ober⸗ 
is ſiſchen Bergwerls- und SHiüttenbefiger auszuüben. 
enn Diefe Herren bie Frauenarbeit abihaffen, dann ift 
fie in der Bergwerfd- und Hütteninduftrie Deutſchlands 
bald fo gut wie ganz verſchwunden. 
Meine Herren, die chemiſche Induſtrie, aud eine fehr 
gefundheitäfhädliche, umfaßt noch 20 000 Arbeiterinnen. 
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Der Zehnftundentag, der jetzt geſetzlich eingeführt werben (0) 


fol, beziw. deffen Einführung angekündigt worben ift, hat 
fih nad ben Berichten der Gewerbeinipeltoren außer: 
ordentlich gut bewährt. Sogar noch kürzere Arbeitszeiten 
bon 8'/,, 9 und 9'/, Stunden haben nit zu einer Ber: 
minberung ber Probuftion geführt. Alſo günftige 
Erfahrungen der Praris liegen vor, und id; glaube, wir 
fönnen, zumal nad) dem Mppell bed Herrn Staats: 
fetretärd an die Anftändigkeit, nichts beffered tun, als bie 
anftänbigen Werke, die ſchon die kürzere Arbeitszeit für 
die Frauen eingeführt haben, vor der Schmutzlonkurrenz 
ber anderen Werke zu beſchützen durch fchleunige Erledigung 
eines Arbeiterinnenfhußgeieges. 
(Sehr richtig! bei ben Sozialbemofraten.) 

Im Auguft 1904 wurbe mitgeteilt, die Mehrheit ber 
Gewerbeinfpeftoren hätte fi in ihren Gutachten für ben 
Zehnftundentag audgefproden. Ich meine, nachdem bie 
am beften in ber Sade erfahrenen Berfönlichkeiten fich 
fo ausgeſprochen Hatten, durften wir ſchon im Jahre 1904 
oder 1905 eine Borlage erwarten. Und heute ift fie uns 
nod in ziemlich nebelhafte Ferne gerüdt worben. 

Nun zu der Frage der Arbeitdfammern oder Arbeiter: 
fanımern! Der Herr Staatöfekretär fprad fi für Arbeits: 
fammern aus. eine Herren, durch das Geſetz über bie 
Landwirtfhaftsfammern vom 30. Juni 1904 haben bie 
landwirtſchaftlichen Unternehmer eine reine Intereffenver- 
tretung erhalten; burh das Gele über bie Handels: 
fammern vom Jahre 1870 beziehungsweiſe 1897 haben 
bie inbuftrielen lnternehmer eine reine Sntereffenver: 
tretung befommen; bie Gewerbegefegnovelle von 1897 hat 
ben Handwerkern eine reine ntereffenvertretung in ben 
Hanbwerkerfammern gegeben; ber Herr Abgeordnete Trim— 
born bat außerdem im preußifchen Landtage eine Vorlage 
verlangt, betreffend Einrichtung von Detatlliftenlammern, 
alfo aud Hier wieber eine reine Sntereffenvertretung! 


IH meine, nachdem wir nun einmal auf biefem Gebiete (m) 


reine Unternehmerbertretungen geihaffen Haben, ſollten 
doch gerade diejenigen Herren, die vorhin mit Emphaſe 
bon ber Gleichberedhtigung ber Arbeiter rebeten, auch für 
reine Arbeitervertretungen plaidieren. 
(Zuruf aus der Mitte.) 
— Ich komme nod darauf! — Ich habe zu erflären: die 
Frage, ob Arbeitslammern oder Arbeiterfammern geichaffen 
werben follen, ift allerdings nicht fo fehr eine Frage des 
Prinzips, fondern eine reine Zweckmäßigkeltsfrage. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Ich werde Ihnen den Nachweis führen, wenn die Vorlage 
fommen follte, daß in diefem Falle Zwedmäßtgkeit und 

inzip na beden. Bemerken möchte ich noch eins. Den 
erren, bie immer bon ber „Unfruchtbarkeit der Sozial⸗ 
demofratie” reden, will ih einen Zeugen anführen, deſſen 
obe Sachkunde auf fozialpolitiihem Gebiete niemand 
ezweifeln wird, nämlich Herrn Abgeordneten Profeffor 
Dr. Hige. Derfelbe jagt Im Herderſchen Staatälerifon 
über bie Arbeitöfammern: „Den erften geſetzgeberiſchen 
Vorſtoß zur Einführung von Arbeitöfammern haben bie 
Sozialdemokraten in dem umfaffenden Arbeiterſchutzgeſetz- 
entwurf von 1878 und 1885 verſucht!“ 

(Hört! hört! bei ben Sozialdemokraten.) 
Warum ift unfer Antrag bamald in den Papierkorb ge- 
wandert? „Er ging zu weit,” hieß ed. Das tft ja immer 
bie Einrebe! arum hat man ihn denn nicht amenbiert 
ober einen anderen Vorſchlag gebradht? Später haben wir 
wieberholt ben Antrag auf Arbeitöfammern eingebradt. 
Wir haben aber inzwiſchen burd bie Erfahrungen, bie im 
Inlande und Auslande mit derartigen ober ähnlichen Ein- 
a ya gemacht worben find, bie Überzeugung gewonnen, 
daß es praftifcher ift, Arbeiterfammern und nicht Arbeits: 
fammern zu fordern. Der Kölner er 
(ber freien Gewertichaften) im Jahre 1905 hat fid mit 
51* 
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während die foztaldemofratiihe Partei bezw. Fraktion 
Arbeitätammern gefordert hatte. Darm hat aber bie fozial- 
demofratifhe Partei gefagt: ihr Gewerkſchaften feib barin 
erfahrener. Die 2 bat ſich dem Gewerkſchaftsbeſchluß 
angepaßt. Ste ſehen, jo ſieht es mit ber ſagenhaften 
„Unterjochung der freien Gewerkſchaften durch die Sozial: 
bemofratie” aus. 

Die Herren von ber freifinnigen Partei bringen zwar 
einen Antrag auf Arbeitäfammern ein. Die Hirid: 
Dunderfhen Vereine, die ben Freifinnigen am nächſten 
ftehen, fordern aber mit und Arbeiterkammern. Bet ben 
Verhandlungen über Arbeitäfammern oder Mrbeiter- 
fammern auf ber Generalverfammlung ber Geſellſchaft 
für Sozialreform Haben fi auch Vertreter chriftlicher 
Gewerkvereine für die Arbeiterfammern ausgeſprochen. 

(Hört! hört!) 
Alſo unzweifelhaft if die Majorität ber organifierten 
Arbeiter nicht für Arbeitskammern, fonbern fir Arbeiter: 
fammern. 

Wie ſprechen ſich bie Herren aus, die ſich mit ber 
Sade theoretiſch befhäftigen? Da ift am erfter Stelle 
Herr Profeffor Harms. arum iſt biefer Herr gegen die 
reinen Wrbeitervertretungen ? Es ift intereffant, feſt— 
zuftellen, wie fih in jenen Köpfen bie ge Melt 
fpiegelt. Herr Profefjor Harms, der auf dem betreffenden 
Gebiete au wohl für Herrn Trimborn Autorität ift, 
jagt in feinem Bude über bie Arbeitäfammern: 

Bürgerlihe Sozialreformer betonen das Gleich— 
———— Mir iſt das unverſtändlich. In 
aatsrechtlicher Beziehung garantiert bie Reichs— 
verfaſſung ben Arbeitern Gleichberechtigung mit 
den Unternehmern. Daraus folgt aber nicht, 
daß aud in ber Bertretung wirtichaftlicher 
Intereſſen ber Arbeiter gg dem Unter: 
nehmer an bie Seite geitellt werben fünne. Nach 
meiner Überzeugung fann davon abfolut nicht die 
Rebe fein. 
(Hört! hört! bei den Sozialbemofraten. 
Ja, bas tft aud) der Standpunkt der Herren Tille, Reiswitz, 
Bued und Genofjen, ber „Übermenfchen*, die einfach jagen: 
„bleibt und mit dem Gefhwäk von ben Menſchenrechten 
vom Leibe, das gehört in die Rumpelkammer!“ Wollen 
Ste num wirflih auf den Boden treten, den Ihnen Herr 
Harms zeigt? Ste werben fehen, wie bie Arbeiterfchaft 
fih damit abfindet. 

DObendrein muß Herr Bene Harms felbft angeben, 
daß bie Iegalifierten ‚Arbeitslammern“ in Belgten, Holland, 
Frankreich fo gut wie vollftändig verfagt haben. Diele 
Arbeitskammern haben ihre Aufgabe nicht erfüllt. 
Dagegen beftehen in Italien aus ber gewerkicaftlichen 
Snitiative bervorgegangene, von den Gemeinden unter: 
ftügte Arbeiterfammern. Diefen talienifhen Wrbeiter: 
fammern ftellt Herr Harms das Zeugnis ans, daß fie 
überaus ſegensreich wirken und für bie Arbeiterfhaft ſchon 
fo viel getan haben, daß dies nicht hoch genug angeſchlagen 
werben könne! 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Hier haben wir alfo den praktiſchen Nachweis, daß wir, 
wenn wir wirklich Brauchbares leiften wollen, nicht Arbeits: 
fanmern, fondern Arbeiterfammern einrichten müffen. 

Für Arbeiterfammern fprehen ſich übrigens auch die 
Brofefforen Mataja und Herfner aus. Alſo ic ftehe mit 
meinen politifchen Freunden auf dem Standpunft — ins⸗ 
befondere fordern es bie Gewerkſchaftler —, dab wir reine 
Arbeiterfammern neben den Landwirtſchafts-, Hanbeld- 
und Handwerkerkammern fhaffen ſollen. Sobann fönnen, 
fofern auf die parttättihe Zuſammenwirkung der ber- 
ſchiedenen Intereffenvertrefungen Wert gelegt wird, etwa 
nad dem Vorgang des dfterreichifchen Geſetzes über bie 


in denen fi die Vertreter ber verfchtebenen Kammern in 
paritätifcher Weiſe über das ausſprechen, das beſchließen 
und begutachten können, was im gemeinſamen Intereſſe Liegt. 

Nun, meine Herren, fomme ich zu dem Gefege über 
die Nechtöfähigteit der Beruſsvereine. Über diefen Gefeg: 
enttwurf ift ja hier im Haufe vom 23. bis 27. November 
1906 eingehend biöfutiert worden. Der Erfolg ift geweien, 
daß die Staatöregierung zu der Einfiht gelommen zu fein 
fcheint, daß biefer Geſetzentwurf nicht gerade ein Ideal 
if. Eine war damals jehr intereifant: Herr Trimborn, 


der als erfter Redner ſprach, drückte ſich ſehr vorfichtig, 


nicht ungünſtig über den Entwurf aus, und als id Ihm 
zurief, es fei ein fchledter Entwurf, wir afzeptierten ihn 
nicht, fagte Herr Trimborn: „Nur nit fo voreilig, lieber 
Kollege!” Darauf fam Here Glesberts zu Worte, und 
während Herr Trimborn an dem Gefegentwurf noch mande 
gute Seite fand umd nicht zu voreilig urteilen wollte, hat 
der Herr Stollege Giesberts ben Entwurf förmlich in 
Grund und Boden verurteilt. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Sie jehen, wie, wenn es fi um Arbeiterfragen handelt, 
ber Arbeiter mit dem Arbeiter übereinftimmt. Das wird 
fid) auch in ber Folge, wenn wir an bie betreffenden 
Gefegeöporlagen heranfommen, zeigen. Es wird ſich zeigen, 
daß die Spekulation auf die dauernde Trennung ber 
Arbeiter in „hriftlichenationale*, im „undpriftliche*, „um- 
nationale” u. dgl. nur eine Spekulation ift, die vor 
ber Praxis zerſchellt. 

Meine Herren, die Gewerkſchaften aller ange = 
— das iſt das berborragendfte bei der Sade — ha 
fih gegen biefen Geſetzentwurf erflärt und gegen jeben 
Geſetzentwurf, ber die Bemwegungdfreiheit der Gewerf: 
{haften irgendwie einengen will, gegen jeden Geſetzentwurf, 
der ben polizeilichen, bureaufratifchen Beift atmet, wie ber 
jet beſprochene. 

Biel a > , biel notwendiger ift für uns eime 
einheitlihe, freie Regelung bed Bereind: unb Ber: 
ſammlungsrechts. 

(Sehr richtigl bei den Sozlaldemokraten.) 
Laflen Sie den Geſetzentwurf über die Berufäpereine 
ruhig noch in dem Altenſchrank Tiegen! Bringen Sie uns 
ein Vereins- und Berjammlungägeiet, dad auf bem 
Boden freiheitlicher, fozialer Gefinnung fteht, dann können 
Ste ruhig Ihren Gefegentwurf über Berufsvereine nad 
einige nr trodnen lafjen; wir meinen ihm feine 

nad). 


Träne 
(Sehr wahr! bei den Sozialdemokraten.) 

Das ift nicht nur unfere Anfiht, fondern ich kann 
Ihnen dad Zeugnis z. B. des Herrn Kollegen Giesberts 
anführen; ih habe bier außerdem eine ganze Anzahl 
Zaen, aus der „chriſtlichmationalen“ Gewerkſchafts- 
preſſe. Alle ſtehen auf dem Standpunkt, daß, fo dringend 
die Regelung des Rechts der Veruföpereine auch jet, 
noch viel dringlicher die einheitliche, freiheitliche Negelung 
bed Bereind: und Verſammlungsrechts it. Alſo mir 
treffen und aud bier wieder als Arbeiter zufammen. 

Herr Graf Pofadowsty hat bei der Beratung bes 
Gefegentwurfs ein Wort audgefproden, das ich vom ihm 
lieber nicht gehört hätte. Er fagte, es liege im Interefje 
des Staates und fei bie —* der Staatsregierung, 
bie „Unterſchiede“, die in der Ärbeiterſchaft beſtänden, zu 
„vertiefen“. Ja, meine Herren, das läuft praftifch, wenn 
ed auch nicht im der Mbficht des Herrn Staatsſekretürs 
liegt, hinaus auf bie inftematifhe Organifation des Ber: 
rats innerhalb der Arbeiterſchafi. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Einer der Redner, der Herr Abgeorbnete Behrens, bat 
bei der Gtatöbebatte ſchon auf die neueſten Grimbungen 
„hriftlicher*, vielmehr „nationaler* Arbeiterwereine hin⸗ 








Sur.) 3 


(A) gewiefen, bie „gelben Gewerkſchaften“, die Streitbredher: 


verbände. Meine Herren, das it auch eine Konſequenz 
des unſozialen Gebanfens, daß man die Unterfchtede in 
der Arbeiterfchaft „vertiefen” folle. 

Ih meine, das follte man nicht tun. Da wir denn 
bod einmal in einem Lande zufammenwohnen, da wir 
einem Volle angehören, da wir die Tatſache, dab bie 
verſchiedenſten fozialpolitifhen Anfichten zwifchen den 
einzelnen Barteten beftehen, nit ans der Welt ſchaffen 
können, fo wird es immerhin bie Aufgabe des Geſetz— 
eber3 fein, nicht die Kluft noch zu vertiefen, ſondern 

ttelwege zu geben, um und wenigftend einigermaßen 
au verftändigen. Das erachte ich als eine echt nationale 
Pflicht. Die Gründung von Streifbredherverbänden, bon 
„gelben Gewerkſchaften“, die ja ausgeht von dem Reichs— 
lügenverbanbe, halte ich für eines ber außerorbentlichften, 
unmoralifchften Mittel, bie man im fozialen Kampfe 
anwenben fann 

(fehr richtig! bei ben Sozialdemokraten), 
und ich verfichere: kommt es zu einer Aktion biejer Streif- 
brecherverbände 3. B. in der Bergwerkld- und Hütten: 
inbuftrie, dann werden bie Bäter diefer Streikbrecher⸗ 
verbänbe feine Freude daran erleben. 
(Obo! und —* hört! rechts.) 

Meine Herren, wir haben und wiederholt beſchäftigt 
mit den Zarifverträgen. Im dem Werke, welches und 
über bie Zarifverträge von der Regierung übergeben 
worben tft, heißt es in Band 1 auf Seite 70: am beften 
feien die Tariforgantfationen und die Einhaltung ber 
Zarife gewährleiftet durch große leiftungsfähige Organt- 
fationen. Wenn Sie aber große, leiftungdfähige, die Ein: 
haltung ber Tarife gewährleiftende Organifationen haben 
wollen, dann dürfen Sie nichts unternehmen, was die Ein- 
heitlichfeit der Gegen. dauernd hintanhalten fol, 
dürfen Sie fein Gefeß beihließen, das darauf hinansläuft, 


(B) bie großen, Teiftungsfähigen Gewerkſchaften zu zerichlagen. 


Und das ift es gerade, worauf ber Geſetzentwurf betreffend 
die Berufövereine tatſächlich hinauslief. Die Herren 
theoretifhen Sozialpolitifer waren ja recht ſchnell bei ber 
and, dem Geſetzentwurf ihren Segen zu geben. Leſen 
te mal die fozialpolitifche Literatur vor der Reihätags- 
bebatte über dieſen Gegenftand. Ganz anderer Meinung 
waren bie Arbeiter, bie Gewerkichaftler, ganz gleich welcher 
Richtung. Die haben ben Gelehentmurt gelefen — auch 
die Motive, Herr Staatsſekretär! — und haben gerade 
ald Gewerkihaftler, ausgehend von ber Praxis bes 
Gewerkſchaftslebens, gefunden, baß bie großen, leiſtungs⸗ 
—F Gewerkſchaften zerſchlagen, zertrümmert werden 
ollten. Damit wäre die Juftitution ber gr 
auf die vielfeitig große Hoffnung gefegt wird, auf das 
äußerfte gefährdet. Die Tarifgemeinichaft bricht fih Bahn. 
Der freie Maurerverband hat 3. B. 1895 13, 1898 

37, 1900 117, 1905 allein 367 Tarifverträge abgeſchloſſen. 
Sie fehen, daß der Abihluß don Tartfverträgen fi in 
——— Linie bewegt. Wir befinden uns jedenfalls 
einem Entwicklungsſtadſum, daß, wenn überhaupt eine, 
wen and nur zeitweilige — ——— zwiſchen den 
wiberftrebenden Intereſſengruppen erzielt werben ſoll, dies 
nur geſchehen kann durch geſetzliche Sicherung ber Tarif- 
verträge und nicht durch gefeglihe Maknahmen, bie bie 
— leiſtungsfähigen Gewerlkſchaften zu Grunde richten 

en 


Hierbei > möchte ih darauf hinweiſen, daß Herr 
Behrend bor ein gen Tagen, heute Herr Henning und noch 
ein Herr, beffen RNamen mir im Moment nicht gegenwärtig 
if, uns „Unfruchtbarkeit vorgeworfen haben. Dabei 
tebet man immer bon ben „ſozialdemokratiſchen Gewerk⸗ 
ſchaften“. Man meint bamit die freien Gewerfihaften. 
Fa, wenn man denn nun einmal bon ben freien Gewerl- 
[haften ald ben „ſozialdemokratiſchen Gewerkſchaften“ 


Reichstag. — 14. Situng. Sonnabend b 


359 


ben 9. I. 


März 1907. 


— — 








redet, dann geſtatten Sie mir, Ihnen mit wenigen Daten (0) 


die „Unfruchtbarkeit“ der freien Gewerkſchaften bar: —— 
Die freien Gewerkſchaften haben allein in der ode 
1891 bis 1905 auögegeben für Rechtsſchutz ihrer Mit- 
lieder (bis in die höchſten Inſtanzen) 1128000, für 
maßregelte 2317 000, für Unterftigung von Reifenben, 
Wanderern ufw. 6455000, für Arbeitsloſe 10 356 000, 
für ranfenunterftügung 9 717 000, für Invalidenunter⸗ 
flügung 1390000, für linterftügungen in Notfällen, 
Sterbefällen ufw. 2358 000 Mark. Zählen wir biefe für 
humanitäre Zwecke ausgegebenen Unterftügungen ber freien 
Gewerkſchaften in diefem Zeitraume zufammen, fo fommen 
wir zu ber enormen Summe bon über 34 Millionen Mart. 
(Hört! hört! bei ben Soztalbemofraten.) 
Rechne ich dazu noch, was vorandfihtlih im Jahre 1906 
ausgegeben ift, dann haben wir eine Zetftung ber freien 
Gewerkſchaften von über 52 Millionen Mark für humani- 
täre Zwecke. 
(Hört! hört! bei ben Sozialdemokraten.) 
Das find doch Beweiſe einer triebfräftigen, fruchtbaren 
Arbeit. Es gehört in der Tat entweder ein völliges Un— 
verftändnt3 für umfere ſoziale Bewegung oder etwas 
anbere® bazu, wenn man uns, den Gewerlichaftlern, 
„Unfruchtbarkeit* vorwirft. Fragen Sie body die Staatd- 
regierung, in On Ste den Herm Staatsſekretär, wie viel 
Anregungen die Staatöregierung aus gewerlichafilicen 
Kreifen empfängt fir ihre fozialpolitifchen Geſetzesvor⸗ 
lagen ufw.! — Sie, ob nicht unſere Gewerkſchaften 
fi in weitgebendfter Weiſe bereit erflärt haben, mit ber 
eihöregterung, mit ben Landesregierungen zufanmten- 
auarbeiten, wenn e8 fi um Erhebungen für fozialpolitifche 
Zwecke und dal. handelt. Wir find gern bereit, unfere 
Hand zur Mitarbeit zu bieten auf allen biefen Gebieten, 
wenn nur nicht die Frucht biefer Arbeit zu polizeilichen 
Zweden benugt werden fol. Was unfere Gewerfichaften 
geletftet haben auf dem Gebiet der Aufbedung ſozialer 
Mißſtände, der Befeitigung großer foztaler ilbelftände, das 
ift enorm. Wir Gewerkſ afller haben getan, wovon ber 
Herr Staatsſekretär vor geiproden hat: wir Haben 
und niht immer auf ben „Staat” verlaffen, fonbern 
legten felbft Hand an. Wir haben feine Zölle verlangt 
auf Lebensmittel, wir haben feine Zölle verlangt auf 
Induſtrieartikel. Wir könnten ja gerabe fo „Zölle“ 
verlangen auf landfremde Kulis und Lohnbrüder, wenn 
wir fo wie bie Zollparteiler bie Staatögewalt für uns 
einfpannten. Wir haben bie Initiative ergriffen, haben 
bie große Gewerkſchaftsbewegung geichaffen. enn nad) 
biefen fogenannten „nationalen Wahlen“ bier Gefeke an- 
genommen wirben, bie biefe gewaltige Sulturarbeit, die 
die Gewerfihaften geleiftet haben und barftellen, wieber 
zerftören würben, fo wäre bad ein nationales Verbrechen. 
(Sehr gut! bei den Sozialbemofraten.) 

Meine Herren, Sie hoffen auf bie „hriftlich-nationale 
Ürbeiterfhaft”. Hoffen Sie nur ruhig weiter, ich hoffe 
auf etwas ganz andered. Damit Ste aber nit glauben, 
Ste wären jhon an dem „grünen Baum“, will ih Ihnen 
folgendes mitteilen. Ginftweilen können Sie ruhig damit 
rechnen, daß unſere freien Gewerkihaften an der Spitze 
ftehen und au ber Spige bleiben. 

Im Jahre 1906 haben etwa zugenommen bie Hirſch⸗ 
Dunderihen Gewertihaften um einige taufend Mitglieder, 
bie „Kriftlicd-nationalen“ Gewertichaften um etwa 65 000 
bis 70000 und bie freien Gewerkſchaften, bie Sie ſozlal⸗ 
bemofratifche nennen, um weit über 300 000, Wenn wir 
zufammenzählen, lommen wir zu einer augenblidfichen 
Gefamtmitglieberzahl bei den Hirſch-⸗Dunckerſchen Gewerk⸗ 
fchaften von circa 120000, bet dem „chriſtlich nationalen“ 
Berbande von circa 265 000 unb bei ben freien Gewerk⸗ 
ſchaften von minbeftend 1 800 000 Mitgliedern. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
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Due.) 
Zerbrehen Sie fih erft einmal ihre Zähnchen au biefen 
1800 000 Wir wollen abwarten, ob Ahnen nicht der 
Kampf eher leib wird ald uns. 

Verehrte. Herren! Es ift auch geiprodhen worden — 
das will ih ſchließlich auch noch ergänzend mitteilen — 
bon dem „terroriftifchen Vorgehen* ber Sozialdemokraten, 
ber Gewerkſchaften uſp. Unter anderen war e8, wie ich 
bebauerliherweife feftftellen muß, ber Herr Abgeorbnete 
Behrens, der diefer Tage darauf hingewieſen hat. 
Ih möchte ihn dringend bitten, bebor er uns 
und beſonders unſern Gewerkihaften „terroriftifche* 
Neigungen und eine „terroriftiiche” Tätigkeit vorwirft, 
doch erſt einmal vor der eigenen Tür zu fehren. Es 
fällt mir gar nicht ein, den ungeheuren Stoß von Matertal, 
den th befige, bier vorzutragen. Das wirb Ahnen bet 
Gelegenheit aber nicht geichenft werben, wenn Sie wieder 
mit ihrem Terrorismusmärchen kommen. 

Meine Herren, id will Ihnen kurz mitteilen, wie bie 
Unternehmer nicht nur uns, die Gewerkſchaftler, fondern 
auch ihre Beamten terrorifieren. Durch Zufall find wir 
in den Befig eines vertraulihen Schreibens gelommen. 

(Aha! reits.) 
Es ift längft veröffentlicht, aber nicht auf dem Wege, der 
bier angebentet worden tft, auf dem Wege, auf bem im 
„Baperiichen Kurier“ die Veröffentlihung der Keimbriefe 
erfolgt fein fol. Es iſt ein Schreiben des oberſchleſiſchen 
Berg: und Hüttenmänntfchen Vereind. Darin heißt ed, als 
Anwetfung für bie Werföperwaltungen: 
Im Anſchluß hieran (Arbeitergewerkicaften) kam 
bie Rebe auch auf die neuerlichen Beftrebungen 
zur gewerkſchaftlichen Organtiatton ber Techniker, 
wie Maſchinenwerkmeiſter, Mafchinenfteiger ufw. 
Auch bezüglih diefer DOrganifation war ber 
Vorſtand der Anſicht, daß fie geeignet feien, den 
Frieden zwiichen den in Frage ftehenden Beamten 
und ben Verwaltungen zu beeinträchtigen. Mehrere 
Verwaltungen haben aus dieſem Grunde bereits 
ihre Beamten angewiefen, ſolchen Gewerkſchaften 
nicht beizutreten ober wieber auszutreten, wenn 
fie ſchon Mitalieder einer ſolchen Bereinigung 
waren. Der Borftand hielt diefed Vorgehen für 
durchaus zwedmäßig und hat und beauftragt, 
auch hiervon den geehrten Verwaltungen mit bem 
Anheimftellen Kenntnis zu geben, auch threrſeits 
darnach verfahren zu wollen. Wir bitten, die 
vorftehenden Mitteilungen fireng vertraulich be- 
handeln zu wollen. 
Mit achtungsvollem Glüd auf 
Die Gefhäftsführung: 
Knochenhauer. 
Sie ſehen, meine Herren, es geht nicht nur gegen uns, 
die Arbeiter und Sozialdemokraten, ſondern gegen alles, 
was für Lohn und Gehalt befhäftigt ift, mit feiner Lage 
nicht zufrieden iſt und fi organifieren will. Da ſetzt 
fofort ber Terrorismus der Unternehmer ein, auch gegen 
bie techniſchen Beamten. Ich erinnere Sie auch an den 
Vorgang in Hamburg, wo die Reeberbereipigung nicht 
nur gegen bie Gewerfihaften ber Sciffsarbeiter uſw. 
——— ſondern auch gegen bie Schiffskapitäne, um fie 
zu zwingen, aus ihrer Organifation auszutreten. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Das ſollte Sie wirklih veranlaffen, in bezug auf ben 
„Terrorismus“ zunächſt etwas gerechter gegenüber ber 
Sozialdemokratie zu fein. Ich frage Sie: welcher Bewer: 
ihaftsvorftand und melde gewerfidaftlihe Inftanz hat 
fon jemald, wenn irgend ein Fall von Terroriömus 
porgelommen if, biefen Terrorismus gutgeheißen, bie Leute 
dazu aufgemnntert? Das hat weder eine freie Organifation 
getan, no eine chriſtliche, noch bie Hirſch-Dunckerſche 
getan. Alle verantwortliden Gewerkſchaftsleiter ſtehen 


auf dem Standpunkt, daß ber Gewerkſchaftsbewe 
durch Terrorismus, ber, wie zuzugeben ift, bier um 
borfommt, nur geichabet wird. 
(Sehr richtig! bet den Sozialdemokraten.) 

Ich * auf dem Standpunkt, daß wir nicht zu einer 
dauernden Zerteilung ber Arbeiter kommen, ſondern zu 
einem Zufammenfaffen ber Arbeiterkräfte; ich bin ber ber: 
zeugung — darüber mögen bie Herren vom Reich3lügen: 
verband oder von den Internehmerverbänden denken, wie fie 
wollen —: das Ziel der Arbeiterbewegung ift bie Bereinheit- 
Fr der Organifation, barauf drängt die Entwidlung 
hin. Einheitlich werden wir befämpft vom Unternehmertum. 
Ob „chriſtlich“, „unchriſtlich“, „Hirſch-⸗Duncker“, Sozial: 
bemofrat ober Zentrum, ganz gleichgültig, fowie ber 
Arbeiter Forderungen ftelt, ift er „Umſtürzler“, liegt er 
auf der Straße, wenn feine ftarke Organtfation ihn ſchützt. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemofraten.) 

Wir kommen dazu, die Unternehmer zwingen und zu einer 
einheitlichen Organifation. Wenn Sie jagen, es wäre 
nicht wahr, daß bie anderen Organifationen ebenfo miß- 
handelt, ebenſo mißtrauifh betrachtet werden wie bie 
unfrige, jo möchte ih nur das Zeugnis eines Herrn 
anführen, der ja jebt Mitglied diefes hohen Haufes ift, 
nämlid des Herrn Abgeorbneten Lieber. Der Herr ift 
ja nicht ganz unvertraut mit den Anſchauungen bed Herru 
Reichsſskanzlers. Es wird die Herren der Zentrumspartei 
und bie anderen fehr intereffieren, zu erfahren, was benn 
Herr Liebert über die Tendenz der chriſtlichen Gewerk— 
ſchaften ufw. in einem Briefe ausfpricht. 


(BZuruf.) 
— Der Brief ift nicht Rail Fragen Sie den Herrn 
Kollegen Wiebeberg, der wird Ihnen vielleicht jagen, wie 
ber Brief an bie Öffentlichkeit gefommen ift. Herr Liebert 
fchreibt im dem Briefe: 
Von ſeiten der chriſtlichen Gewerlichaften wirb 


ba 


genau ebenfo wie von den jozialbemofratifdhen (m) 


der Klaſſenkampf geprebigt " 
(hört! hört! bei den Soztaldemofraten), 
und in ihren Forderungen find die chriſtlich 
—— Arbeiter durchaus nicht ſehr ver— 
ſchleden von ben Sozialdemokraten. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Ih denke, wenn Herr Abgeordneter Riebert das Iagt, 
werben wir aud willen, welche reife dahinter fteden 
und was darunter zu berftehen ift. 
(Heiterkeit bei den Sozialbemofraten.) 

Deshalb halte ich es für außerordentlich umklug und 
jedenfalls nicht für follegial, wenn ein Vertreter, der aus 
dem Arbeiterftande herfommt, dem Märchen von unferem 
„Inflematifchen Terrorismus“ auch noch einige Nahrung 
pibt, wie Herr Abgeorbneter Behrens biefer Tage getan 
hat. Geftatten Sie mir, Ihnen nachzuweiſen, dah in und 
um Ilios geſündigt wird. Ich habe hier die „Ghriftliche 
Arbeiterzeitung“ ans dem Siegerland. Ih denke, Herr 
Stoeder wird fie Tennen. Die Zeitung ift das Organ 
einer lofalen, „chriitlich » nationalen” Organifation, 
die im SKonkurrenzlampf mit dem „Chrifilichen 
Gewerkverein der Bergarbeiter“ liegt. Da Her 
Behrend aus einem Falle, ben ih im Wugenblid 
nit unterfuchen konnte, allgemein herleitet, daß bie Sozial: 
bemofratie ben Terrorismus praftiziert, fo geftatten Ste 
mir, Ihnen zu fagen, daß nur * e einen Stein auf 
ben „Sünder“ werfen darf, der ſelbſt „ündenfrei“ iſt. 
Die beiden „iriftlich-nationalen” Organifationen fiehen, 
wie gejagt, im Konfurrenzlampf. Der * rer ber „hrift: 
lih-nationalen* Arbeiter im Siegerland heißt Breidenbach. 
Es handelt ſich nun barum, ben Heinen Berein anzu: 
gliedern. Gutwillig will er nit, — warum, tft nicht meine 
Sade zu unterfuhen. Wie das „Ungliedern“ beforgt 
wird, darüber jchreibt die „Chriſtliche Arbeiterzeitung“: 


ng (C) 


(A) 
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(Hue.) 
Es war auf ber Bezirkölonferen; bed Berg: 
arbeitervereind in Beetborf, wo ber Ausbrud: 
„Breidenbach muß mit Gewalt unter die Füße“ 
feinen Zweifel daran auflommen läßt, daß bie 
Vernichtung unferes Verbandes eine durchaus 
nicht —— Sache iſt. 
Es heißt dann weiter, nachdem Einzelheiten augeführt find: 
Von dieſem ſelben Gedanken 
— der gütlichen Verſtändigung — 
durchdrungen, haben bie beiden Mitglieder 
Herren Friedrich Edert ufw. aus eigenem An- 
trieb auf dem Bezirlstage ber chriſtlich⸗ſozialen 
Partei in Beekdort in biefem Frühjahr erneut 
verfudht, den offenen Kampf * chen den beiden 
Verbänden auszuſchalten und ein friedliches Neben- 
einanberarbeiten zu — natürlich wieder 
ohne jeden Erfolg, weil Herr Behrens den be— 
—— ſi unſeres Verbandes an 
den chriſtlichen Bergarbeiterberband verlangte 
(hört! er bei den Sozlaldemokraten) 
und im Nichtfalle unfere Bekämpfung bis zur 
Vernichtung betonte. 
(Hört! hört! bei ben Soztalbemofraten.) 
Nah Lage der Sahe war das eine erneute 
Abftoßung, die maßlos und rückſichtslos zu 
nemten war. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Herrn Abgeorbneten Behrens if alfo ber Rat zu geben: 
wenn man felbft in diefer Weife eine andere Organifatton 
vernichten will, hat mar nicht das Recht, anderen Leuten 
Terroxismus borzumwerfen. Ich bebaure auf das tieffte, 
wenn im ber Arbeiterfhaft Fälle von Terrorismus bor: 
fommen; ich bin wiederholt in der ſchärfſten Weile Dagegen 
— das Ziel ber Arbeiterſchaft muß auf Ein— 
heitlichteit der Bewegung gerichtet fein; ber Streit um bie 
„Weltanfhanung“”, um das, was erreihbar ift, kann ja 
innerhalb der Organifationen ausgefochten werden. Da 
wird fi bie ſKtollegenſchaft ſchnell verftändigen. 
enn wir und über die „Weltanfhauung und Gewerl- 
Ihaftsbewegung” ausſprechen wollen, bann wäre es vielleicht 
ganz paſſend, wenn der Herr Abgeorbnete Dr. Pieper — 
er gehört ja jebt dem Haufe an — umd der ebenfalld neu— 
gewählte Herr Abgeordnete Dr. Fleiſcher fi über bie 
Weltanſchauung“ der „katholiſchen Fachabtellungen“ und 
bie ber Gewerkſchaftsherren von Munchen⸗-Gladbach aus: 
einanderjegten; — zwiſchen ihnen ift eine fo große Ver— 
fchiedenheit und find ſchon fo ſcharfe Zufammenftöße vor: 
gelommen, daß man fagen muß: ber Streit um bie 
„WBeltanfhauung” gehört nicht in bie Gewerkſchaft, zer: 
fpfittert fie nur. 

Wir Sozialdemokraten find durchaus nicht eime bie 
Spzialpolitif verneinende Partei; wir erklären und, wie 
* auch heute wieder bereit, an unſerm Teil an der 
Geſundung unferer ſozialen Zuſtände mitzuarbeiten. Legen 
Ste und gute Geſetzentwürfe vor! Erfüllen Ste die Ber: 
ſprechungen, die Sie den Arbeitern im Wahlkampf gemadt 

aben! Wenn Sie nur ben zehnten Zeil der Ber: 
prechungen, die insbeſondere bie nattonalliberale Partei 
ben Arbeitern gemacht hat in ben Induftriegebieten, in 
Geſetzen erfüllen, danı wollen wir jhon einigermaßen zu— 
frieben fein. Sie hatten die Mehrheit im vorigen Reichs: 
tag, überhaupt, folange er befteht; trogbem müſſen wir 
heute fagen: auf foztalpolitifchem Gebiet find erft bie 
erften Gehverfuhe gemacht worden. Es find gerabezu 
ſtandalsſe Zuftände eingeriffen: bie Ktrankheits- und 
Unfallziffern fteigen fortwährend. Wenn angefichts biefer 
traurigen Zuftände noch don einem Auomobiltempo 
der Sozialpolitif“ gefchrieben wird, fo ift das ber befte 
Beweis dafür, daß, wenn überhaupt hier etwas zuftande 
gebracht werben fol, e3 nur geſchehen wirb baburd, daß 
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bie Arbeiter fi auf die Hinterbeine fegen. Soll wirklich (C) 
ben Wrbeitern geholfen werben, dann müſſen ſich bie 
Kräfte der Mrbeiter vereinigen. Alle Organifationen 
müfjen ſich verftänbigen, als Urbeitöfollegen. Wir müffen 
einen konzentrifchen Angriff richten gegen bie Scharfmader 
und gegen die Herren, bie bier anders reden, als fie 
im Landtage handeln. Menn die Arbeiterſchaft energiſch 
bie Bereinigung ber Sträfte vollzieht, werben wir auch ein 
raſcheres Tempo in bie Soztalreform bineinbringen. Seien 
Sie verfiert, wir werben fleißig mitarbeiten. Legen Sie 
nur gute Geſetzesborſchläge vor. Wir fordern Sie auf, 
endlich Ihre Berfprehungen an bie Wähler zu erfüllen. 
Nicht die Zerfplitterung, fonbern wir wollen bie Zufammen- 
faffung der Kräfte, wir wollen nicht, daß bie Streithreder: 
banden hochlommen, fondern Zufammmenfaffung ber Arbeiter: 
fräfte nach dem alten ſchönen Grundfate: 
Wir wollen fein ein einig Volk von Brüdern, 
In feiner Not und trennen und Gefahr. 
Alfo, meine Herren, zeigen Ste, bat Sie bie großen Ber: 
fpredungen, die Sie den Arbeitern und Bürgern im Wahl- 
fampfe gemacht haben, auch erfüllen wollen. Zeigen Sie, 
was Ste können! Sorgen Ste bafür, daß wir nit auch 
biefe Seffton ſchließen müflen mit ber Konftatierung: es 
ift wieder nichts für Die Arbeiterfhaft gemacht worden, 
wie in jo vielen anderen Seffionen, bie hinter uns Legen, 
nicht weil die Sozialbemotratie nit wollte — wir be- 
fanden und befinden uns in der Minorität —, fonbern 
weil bie bürgerliche Mehrheit nit wollte! Zeigen Ste 
bem Volle jett, was bie „nationale Mehrheit” fertig: 
bringen kann. Grfüllen Sie ſchleunigſt Ihre Wahl: 
veriprehungen, Nah Jahr und Tag, wenn wir uns 
wieder ſprechen, werben wir ſehen, was Sie für bie 
Gefundung unferer foztalen Zuftände geleiftet haben. 
(2ebhafter Beifall bei den Sozialdemotraten.) 


Bizepräfident Dr. Paaſche: 
Abgeordnete Bruhn. 


Bruhn, Abgeorbneter: Meine Herren! Ich möchte 
au ben legten Worten bed Herrn Vorredners, der ben 
ürgerliden Parteien vormwirft, daß dieſe Verfprehungen 
machten, aber nicht hielten, folgendes fagen. Wenn bon 
Verfprehungen, Herr Abgeorbneter Hue, die Nebe ift, 
dann hat feine Partei mehr Verſprechen gemacht als Ihre. 

(Sehr richtig! rechts. Widerſpruch bei den 
Sozialdemokraten.) 
Sie fragen bei allen Ihren Berfprehungen nicht banadı, 
ob fie zu erfüllen oder nicht zu erfüllen find, bie Haupt: 
ſache ift nur, daß Sie die Stimmen friegen; alles andere 
ift Ihnen egal. 
(Sehr richtig! rechte. Lachen bei ben 
Sozialdemokraten.) 
Und wer das nicht mitmacht, den befchuldigen Sie, daß 
er ben Arbeitern nichts gewähren wolle. Die bürgerlichen 
Parteien überlegen fih, ob fie ihre Verſprechungen auch 
halten können; das tun bie Sozialdemokraten nicht. 

Meine Herren, ich will von ben in ber vorliegenden Inter: 
ellation angeregten Fragen zunächft bie des Mittelftandes 
äußern. Wir ftehen nad) wie vor, trotzdem Zentrum, Kon- 
fervative und Nationalliberale ihre frühere, ber unfrigen 
gleiche Aufiht aufgegeben haben, auf dem Standpunft, daß 
nur ber allgemeine Befähigungsnachweis bem Handwerk 
helfen kann. Sie, Konfervative, Zentrum und National» 
liberale, wollten ben „Sonflittftoff“, der in bezug auf biefe 
Handbiwerferforberung zwifchen Ihnen, ben damaligen Ptehr: 
beitöparteien, und ber Regierung beftand, bejeitigen. Deine 
5* vom Zentrum, bie Zeiten ſind wandelbar. Wenn 

e bamald, als hr Fraktionskollege, Herr Euler, hier 
erflärte: ich bin ber Anfidt — wenn aud meine ganze 
Partei entgegengefegter Meinung ift —, daß nur ber 
Befähigungdnahmweid bem Handwerk helfen kann, — 


Das Wort hat der Herr (D) 








(Brubn.) u 


(A) wenn Sie damald gewußt hätten, in welder Situation 


Ste ſich der Regierung gegenüber heute befinden würben, 
Sie hätten Ihren Standpunkt währſcheinlich nicht ver: 
laffen. Heute fol, nad dem Willen bes Herrn Reichs» 
fanzlerd, ohne Sie die Politik des Reichs gemacht werben. 
Wir haben damals gefagt: ob die Regierung es für richtig 
hält oder nicht, wir halten an bem allgemeinen Be: 
fähigungsnachweis feft, da er das alleinige Mitel ift, durch 
das in Wirklichkeit dem Handwerk geholfen werden kann. 
Wir wollen nicht in bie Zeiten zurüdgehen, daß jedes 
Handwerk den Befähigungsnahweis zu erbringen babe; 
aber größern Gruppen im Handwerk, 3. B. Schloſſer, 
Schmiede, Klempner ufw., alle, die im Gifenbetriebe arbeiten, 
laſſen ſich dahin vereinigen, daß derjenige, ber einen dieſer 
Hanbwerközmweige erlernt hat, auch die anderen ausüben 
darf. Nur auf biefem Wege wirb etwas bauernd Nütliches 
für das Handwerk geſchaffen werben. 

Herr Abgeordneter Hue fagte: das Großfapital ruiniert 
das Handwerk. Der Anſicht find auch wir. Es ift aber 
nicht richtig, dieſem Vernichtungsprozeß tatenlos zuzuſehen, 
oder ihn gar noch zu beſchleimigen, wie es bie Sozial- 
bemofratie tut, fondern bie Gefeggeber müſſen fih ver: 
pflichtet fühlen, dieſem Großkapital entgegenzutreten, ſich 
ihm hemmend in den Weg zu ſtellen und ihm zuzurufen: 
bis hierher und nicht weiter! 

(Sehr richtig!) 

Wenn wir ben allgemeinen Befähigungsnachweis jet 
nicht befommen können, jo freuen wir uns, baß jeßt bie 
Regierung zu einer Abfhlngdgahlung dem fogenannten 
Heinen Befähigungsnachweis, bereit ift. Herr Abgeorbneter 
Hue hat auf die öfterreihifchen Verhältniſſe hingewieſen, 
dort fol fi der Befähigungsnachweis nicht bewährt 
haben. Meine Herren, das diterreihiihe Handwerk fteht 
in feiner großen Mehrheit hinter dem Befähigungsnahweis 
und will ihn nicht wieder los werben. 

Der Heine Befähigungsnachweis, das Net ber 
Lehrlingsausbilbung haben nur die Handwerker, die ben 
Meiftertitel führen dürfen, fol dazu dienen, die Pfufcher 
vom Handwerk fernzuhalten. Nur wer Meifter ift und 
etwas bon feinem Beruf verfteht, faun auch Leute für 
biefen Beruf ausbilden; Pfuſcher ziehen eben immer 
wieder Pfuſcher heran. Der Herr Abgeorbnete —* ſprach 
auch von ben Pfuſchern, er behauptet, bie Lehrlinge: 
züchteret wiirde vielfach . betrieben, um bie Gefellen 
lahmzulegen. Logiſcherweiſe müßte er dann doch mit 
uns gehen und ſolchen Maßnahmen zuſtimmen, die die 
Pfuſcher vom Handwerk ferngehalten. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten. — 
Sehr gut! rechts.) 
Im Gegenteil, er macht e3 und zum Vorwurf, daß wir 
hier eine Maßnahme treffen wollen, durdy die Pfuſcher 
vom Handwerk fernhalten werben. 

In einer freifinnigen Zeitung fand in diefen Tagen, 
dad Handwerk folle doch enblid das Klagen laffen, denn 
dadurch würden bie Verhältniſſe nicht gebeſſert. Dem— 
—— möchte ich ſagen: dann ſoll auch die Börſe und 
hre Preſſe ihr Geſeires laſſen 

(fehr gut! rechts), 
denn dadurch werben bie Verhältniſſe auch nicht gebeſſert! 
Oder doch? Wie Liegen denn die Dinge? Die Männer 
ber Börfe wiffen genau: wenn fie immer und immer 
wieder, befonberd in der jetzigen Zeit, ihre Wünſche vor: 
tragen, dann wird der Reichskanzler doch enblih auf 
diejelben eingehen müſſen. Wir lejen e3 in ben freifinnigen 
Zeitungen ja täglich: wenn bie fonfervativ-liberale Mehrheit 
überhaupt lebensfähig fein fol, muß das Börſengeſetz in 
einem ber Börfe günftigen Sinne abgeändert werden. 
Noch geftern wieder ging durch die freifinmige Preffe bie 
Notiz, der Bundesrat werde zufammentreten, um über bie 
dem Reichsſstage noch tm dieſer Seffion zu machenden 





Borlagen zu beſchließen. 
Geſetzesborlagen * an ben Reichsſtag gebracht werben, 
fo bürfte bie Börfenvorlage dabei fein, fonft iſt's mit ber 
fonfervativ-liberalen Paarung vorbei. So und ähnlich 
lauten die Klagen täglich. Diefe „Fühler“ und „Ans 
regungen“ find natürlich beftimmt, den Reichskanzler bon 
neuem zu erinnern. Die Börfenprefle weiß: wer recht 
ptel fchreit, recht laut Hagt über feine Lage, ber findet 
ſchließlich doch Gehör. 
(Zuruf links.) 

— Ich babe nicht verſtanden, was Sie ſagten, ſouſt 
würde ih Ihnen antworten. — Es iſt bad gute Recht 
der Börſe, ihre Wünſche öffentlich zu erötern. Aber 
dieſes Recht ſteht auch dem Handwerk zu. Wenn das 
Großkapital das Handwerk zu Grunde richtet und eine 
Betätigung der Heinen Gewerbtreibenben und Hanbwerfer 
nicht mehr auffommen läßt, dann müſſen unter allen 
Umftänden Mittel gefunden werden, um diefe zerfeßenbe 
Tätigkeit Hintanzubalten. Schaden werden Maß: 
nahmen, wie der kleine Befähigungsnachweis, bem Hanb- 
werfer fidher nicht, und wenn fie, nah Anfiht ber Herren 
ber Linken nicht nügen follten, fo follten die Herren doch 
mitmahen und wenigftend an ben Verſuch gehen. Es 
darf ein großer Berufszweig, wie bad Handwerk, der 
feine wertvolle Bedeutung für unfer Volt hat, nicht fo 
beifeite geihoben werben, wie es jetzt geſchieht. 

Meine Herren, der Herr Redner der mationalliberalen 
Partei meinte, e3 fei eine Wandlung in ben Hanbiwerfer- 
freien eingetreten, das Handwerk hätte fih vom 
Befähigungsnachweis abgefehtt. Mein, Herr Kollege 
Dr. Hieber, eine Wandlung ift in demjenigen Zeile bes 
Handwerkerſtandes, ber früher den gl gungsnachweis 
forderte, nicht hervorgetreten. Im Köln iſt feinerzeit nur 
eine Zufallsmehrheit gegen den allgemeinen Befähigungs- 
nachweis geweſen; ih will auf alle diefe Dinge 


nicht zurüdfommen, zumal der Herr Staatäfekretär nicht (D) 


mehr bier tft. Er hat mir im vorigen Jahre ſchon bor- 
geworfen: fchide er einen Vertreter auf ſolche Tagungen, 
und biefer gebe feine Anficht dort zum beften, dann foll 
das nicht fein, man jolle ſich nicht einmiſchen; ſchicke er 
feinen bin, dann werde auch geiholten. So liegt bie 
Sache nicht. Der Vertreter des Reichſsamts des Innern 
durfte nach meiner Anſicht nicht für die Anſicht ſeines 
Reſſorts in Köln Stimmung machen, fo wie es geſchehen 
ift, ſondern ſollte anhören, was bie Vertreter des Hand⸗ 
werls in dieſen wichtigen Fragen zu ſagen hatten, und 
dann fonnte aud er, aber nicht vorher, feine Anficht 
äußern. Der in Köln bamald zuftande gelommene 
Beihluß gegen den allgemeinen Befähigungsnachweis 
wird bon weiten Streifen der Handwerker nicht anerkannt. 
Die Handwerkskammern, die früher ben Befähigungs:- 
nachweis forderten, tun dies aud) heute noch. 
(Zuruf links: Jacobskötter!) 

— Halten Sie und nur wicht immer ben Herrn Jacobs: 
fötter vor! Diefer Herr hat ſchon vielfach feine An- 
fihten über Handwerferfragen geändert; meiftens jo, wie 
es bie Regierung wollte. Sein Anſchauungswechſel in 
bezug auf den Befähigungsnachweis hat in weiten Streifen 
des Handwerks Befremben hervorgerufen. Es Tann für 
bie berfodhtene Sache nidt maßgebend fein, wenn ein 
einzelner anderer Meinung geworben ift. 

Ich behaupte, dab in ben Anfhanungen derjenigen 
Handwerkerkreiſe, die für ben Befähigungsnachweis waren, 
und das ilt die große Mehrheit, feine Anderung eingetreten 
ift; ber Befchluh in Köln ift durch eigenartige Umſtände 
zuftande gefommen. 

Wer das Handwerk einträglich gefialten will, ber 
tritt auch für den im Handwerk beichäftigten Gefellen 
ein; beffen Los laun dann auch verbefjert werben. Ihm 
iſt dann die Möglichkeit gegeben, ſich auch einmal durch 


Sollten überhaupt noch wichtige (C) 


(A) jeinen Fleiß und bur 
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(Bruhn.) 
feine Tüchtigkeit felbftändig 
machen, fofern das Streben für das Handwerk erfolgreich) ift. 
Herr Abgeordneter Hue fagte ſoeben — ih will das 
ausdrüdiih noch einmal feitftellen, da dies meiſtens 
von jener Seite nicht zugegeben wirb —, vielfah find 
bie Handwerker ſchlechter geftellt al3 die Arbeiter. Sicher 
ift e8 fo. Der Handmwerkögefelle hat heute fein Intereſſe 
baran, auch einmal eim felbftändiger Meifter zu werben, 
weil das Geſchäft nichts einbringt. Die Tatfache ift nicht 
zu beftreiten, daß unferem beutfchen Volt dad Streben 
innewohnt, felbftändig zu werben. Jeder, gleichviel, in 
weldem Berufe er tätig ift, möchte, wenn es fein kann, 
auch einmal jelbftändig werben und gern über ſich ſelbſt 
beitimmen können; das kann er nicht, wenn er fein Leben 
lang im großen Betriebe als Angeftellter beihäftigt ift. 
Darum halte ich e3 für richtig, biefer berechtigten Eigen— 
art weiter Kreiſe unſeres Volkes Rechnung zu tragen, daß 
ber Mann durch Fleiß, durch Intelligenz, durch fein 
Köunen, durch das, was er gelernt hat, felbftändig werben 
fann, daß er nicht, wie e8 zufolge der heutigen Gejet- 
gebung nur möglich ift, nur mit Hilfe des Kapitals dazu ge= 
langen kann. Das Großlapital, insbeſondere die Groß- 
warenhäufer legen weite Zweige des Handwerls heute 
völlig lahm, oder aber machen dieſelbe völlig unfelbftänbig. 
Dem Warenhaus A. Wertheim erfteht jetzt eine Kon—⸗ 
furrenz im Weſten Berlins, bort wird ein „Kaufhans des 
Weftend* errichtet. Nun hat Wertheim an alle Hand: 
werfer, die für ihn arbeiten, ein Zirkular geſchickt, das 
die Aufforderung enthielt, ſich zu verpflichten, nichts für 
das Kaufhaus des Weftend anzufertigen. Herr Wertheim 
fürchtet diefe Konkurrenz, und ber Handwerker barf nun 
nichts für das andere Kaufhaus anfertigen, andernfalls 
verliert er Wertheim: Kundſchaft. n Handwerks⸗ 
meifter lehnte da3 Eingehen auf diefe Verpflichtung ab. 
Die Folge war: Herr Wertheim hat — e3 war kurz bor 


(8) Weihnachten — dem Mann feine Aufträge entzogen, weil 


er fi nit willig unter fein Joch beugen wollte. Der 
zent ift dadurch brotlos geworden, da er nur 
ertheim als Kunden hatte. Wenn das jo weiter gt 
wenn bie großen Warenhäufer in ben großen Stäbten 
weiter bie ſtundſchaft an fich bringen, jo ift Dies das 
Grab bed Hanbiwerfd. Wenn ber Handwerker .- 
eigene ſtundſchaft Hat, kann er, wenn er ſich mit einem 
Kunden überwirft, durch Fleiß und Umſicht ſich einen oder 
mehrere anbere wieder erwerben. Wenn er feine eigene 
weitverbreitete Kundſchaft hat, ift fein Geſchäft viel ſicherer 
bafiert, als wenn er für ein großes Geſchäft arbeitet; denn 
bann ſchwebt er dauernd in ber Gefahr, wenn es bem Groß: 
— ——— nicht mehr gefällt, weiter mit ihm zu 
arbeiten, daß ihm der Vertrag gekündigt wird. Eigene 
Kundſchaft hatte er nicht mehr; er arbeitete nur noch für 
das Großwarenhaus, das das gefamte faufende Publikum 
an fi gezogen hatte — er ift verloren, er ift brotlos. 
Darım muß bad Streben aller, die ben obige bi 
Handwerkerſtand erhalten wollen, bahin gehen, daß geſetz⸗ 
lihe Maßnahmen getroffen werben, die ihm die weitere 
Exiſtenz ermöglichen. gibt gar manche Mittel, durch 
bie man dem Hanbwerkämann helfen kann. Wenn 3. 8. 
neben dem jetzt nad ber Erklärung bed Herrn Staats: 
efretärd Grafen Poſadowsky zu erwartenden Meinen Be— 
ahigungsnachweis gefeglich beftimmt würde, daß Maß- 
arbeiten im Schuhmacher: und ———— nur 
bon Meiſtern angefertigt werben dürfen, jo würde dies 
eine ganz hervorragende Hilfe für bie genannten beiben 
anbwerfözweige bedeuten. Durch biefe und ähnliche 
el kann bem Handwerk viel geholfen werben. Ich 
bebaure nur, Ben in bezug auf die anbere frage, Ab: 
änderung bed Geſetzes gegen ben unlauteren Wettbeiverb be- 
treffend das Verbot bes Ausverkaufſsunweſens, die Erflärum 
bed Herrn Staatöfefretärd nicht ebenſo andgefallen ni 
Reichſtag. 12. LegislP. I. Seffion. 1907, 
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wie diejenige für den Heinen Befähigungsnachweis. Freilich (C) 


bat ber Herr Staatsſekretär fich heute nicht ablehnend ver: 
halten; aber man konnte aus feinen Worten herausfühlen, daß 
von ber Beratung der zu diefem Zwede berufenen ommiffion 
nichtö zu erwarten fei und eine gefeglihe Anderung wohl 
nicht ftattfinden werde. Herr Graf Poſadowsky erklärte 
an das kaufende Publitum: wenn Treu nnd Glauben 
—— werden ſollten, ſo brauche das Publikum nicht 
n ſolchen Geſchäften zu * die unwahre Angaben 
maden. Demgegenüber möchte id fagen, daß das 
Publilum zunächft gar nicht weiß, ob bie Reklame: 
angaben —— ſind oder nicht. Im übrigen will ich 
darauf hinweiſen, daß unſere Beſtrebungen auf Verbot 
des Ausberkaufsweſens in erſter Linie nicht ben Zweck 
haben, das Publikum vor Unreellität ſchützen zu wollen, 
ſondern die geſetzlichen Maßnahmen ſollen getroffen werden, 
um unſeren reellen Kaufmann vor der Iinreellität ber 
Konkurrenz zu bewahren. 
(Sehr ridtig!) 

Wenn dad Publikum fo dumm if und fid) durch unreelle 
Mittel anloden läßt, muß ber Geſetzgeber dagegen ein: 
ſchreiten und ben ehrlichen und reblihen Kaufmannsſtand 
egenüber ſolchen unreellen Madinationen, wie wir fie 
m Ausverkaufsweſen haben, fügen. 

Nahdem das Reichsgericht im Jahre 1897 einen 
veränderten Standpunkt eingenommen hatte, ſodaß Nad)- 
fhube von Waren bei „Ausperkäufen” ftattfinden durften, 
hat diefe Angelegenheit hier im Reichsſtage zu einer längeren 
Debatte geführt. Bei biefer Gelegenheit hat ſich ber Herr 
Staatöfetretär fcharf gegen bie neue Rechtsauffaſſung des 
Reichsgerichts ausgeſprochen; er fagte: 

ene mid, daß ſich ber Herr Borrebner 
lediglich darauf beſchränkt Hat, hervorzuheben, daß 
die Auslegung bed Reichsgerichts über bie Frage 
bed Ausverfaufs feiner Auffaffung nad nicht dem 
Geift und * entipricht, 
treffende geſetzliche Beſtimmung erlaffen worben ift. 
Ih nehme feinen Anftand, zu erflären, daß, 
wenn id} heute in der Zage wäre, als richterlicher 
Beamter eine Entſcheidung zu dieſem Paragraphen 
u fällen, ih aud das ne des Nach: 
eben beim Ausverkauf für nicht gefeglich zu⸗ 
läfftg erklären würde. Jeder Menſch, ber in einen 
Ausverkauf Man nimmt au, baß eben mur ber 
Reſt der Warenbeftände wegen Aufgabe ober 
Verlegung des Geſchäfts ausperfauft wird, und 
nad meiner Anficht hört der Begriff „Ausverkauf“ 
— wenn fortgeſetzt neue Beſtände zugeſchoben 
werden. 

Meine Herren, wenn der Herr Staatsſekretär dieſe 
Anſicht hat, dann muß er aber auch dazu bereit ſein, 
das Geſetz dementſprechend abzuändern, damit ſolche 
Ausverkäufe“ nicht mehr ſtattfinden dürfen. Es werben 
da Frühjahrs⸗, Herbſt⸗, Satfon-, Inventur, Weihnachts-, 
Total⸗, Brand⸗ und Waſſerſchaden⸗Ausverkäufe uſw. ber: 
anſtaltet und zuletzt, wenn alles nicht mehr zieht, 
Konfurdaudperläufe.. Das Wort „Ausverkauf“ wird be= 
nngt, um Leute anzuloden, bie den Glauben bekommen 
follen: bier wird etwas beſonders billig ei 
und Halb verfhent! Darum follte man biefem 
Unfug der Warennachſchühe unter allen Umſtänden 
entgegentreten; benn wenn das Nachſchieben ftattfindet, 
gelhieht e3 eben im umlauterer Weiſe. Dann wird 

ald in ber einen, balb im ber anberen Branche „nad- 
gejhoben“, damit der Ausverkauf weiter ftattfinden barf; 
die Wirkung if, daß ber Ausverkauf über eine lange Zeit 
In neaogen wird, um mit bem Wort "Husperfaufe ⸗ 
häfte machen zu können. Die Warenhäuſer machen es 
ebenſo, wenn fie bie ſogenannten „Ertratage”, „weiße 
Boden“ ufw. veranftalten; da fol dem Püblikum der 
52 
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(Brubn,) 
(A) Glaube — werden, es würde an dieſen Tagen 

oder in dieſer che beſonders billig verlauft, alſo 
ewiſſermaßen „ausberkauft“. Eine Firma in der Leipziger 
traße, erit im vorigen Jahre etabliert, machte, nachdem 
fie einige Monate beitanden hatte, bie Läden zu; nad 
einigen Tagen erſchien im allen Berliner Tageszeitungen 
eine große Anzeige, worin gejagt wurbe, am kommenden 
Montag pünktlich 10 Uhr würde das Kaufhaus wieber 
eröffnet, und e3 würden feidene Tüllbluſen, darunter die 
tenerften Modelle tm Werte bis zu 100 Mark zu Preifen 
von 19 Mark bis herunter zu 3,75 Mark verkauft. Eine 
große Anzahl don Leuten — einige waren bei mir —, 
vielfady Leine Intereffenten, ſtürmten nun das Geſchäft 
von Sonntag, Inhaber Cohn, und wollten biefe Tüll— 
blujen haben, die angeblid 100 Mark gekoftet hätten und 
num zu 19,50 uf. Darf verkauft werben follten. Pünktlich 
10 Uhr waren fie zur Stelle; „vergriffen“ konnten bie fo 
billig angepriefenen Bluſen alfo noch nicht fein; bie 
Blufen waren aber nicht zu haben. Der Haufen von 
Menſchen, der fih anfammelte, wurbe immer größer. Da 
wurde gejagt: nein, bie teuerften kofteten 27,50 Mark. 

(Unruhe lints.) 
— Der Herr ftollege Dr. gdan lacht fo Herzlich dar- 
über; ich bin aber bereit, ihm das tatfählihe Matertal 
zur Verfügung zu ftelen, damit er fi davon über: 
zeugen Tann. 
(Zuruf bed Abgeordneten Dr. Mugban.) 

— Ein ſolches Geſchäftsgebaren ift doch nicht reell! 
Nun, dann müſſen Sie doch mittun, daß ſolche Unreellität 
unmöglich gemacht wird. — Als nun bie Haufluftigen dad 
„Berliner Tageblatt“ vorzeigten und fagten: bier haben 
Site annoncert, wir find bie Erften, die zur Stelle find, 
die Sachen können aljo doch noch nicht ausverlauft fein, 
— ba wurden fie einfach hinausgeſchmiſſen, ba wurde ihnen 

ui: id made von meinem Hausrecht Gebrauh und 
(») fordere Ste auf, dad Lokal zu verlaffen. Meine Herren, 
folhe Borgänge find unlauterer Wettbewerb, bie ſtraf— 
rehtlih geahndet werben müßten. Neichöregierung und 
Reichstag haben die Pflicht, dahin zu wirken, daß ber 
reelle Kaufmannsſtand gegen bie zerjegenbe und vielfach 
unreelle Tätigleit des Großfapitald, wie überhaupt gegen 
die unlauteren Geſchäftspraktiken gewiffenlofer Konkurrenten 
geihügt wird. 

Ich komme jest zu den anberen Bragen ber Inter⸗ 
pellation: Grteilung der Rechtsfähigkelt an bie Berufs: 
vereine, Einführung ber zehnftündigen Arbeitszeit für die 
Frauen in den Fabriken und Grridtung bon Arbeits: 
fammern ober Arbeiterfammern. Wir ftehen allen dieſen 
— gr Hmpathiich gegenüber und erwarten bie 
gefeglihe Regelung in dem Sinue, wie das vorhin erörtert 
worben ift von denjenigen Herren, die wirflid ben Ar: 
beitern einen Schu angebeihen laflen wollen und nicht, 
wie bie Vertreter ber Sozialdemotratie, andere Zwecke 
babei im Auge haben. ift eigentlih bedauerlich, 
baß die Vorlage betreffend die Rechtsfähigkeit der Berufs: 
vereine nicht ſchon früher gefommen ift; benn in dieſem Falle 
wäre bie Sozialdemokratie in der Gewerkſchaftsbewegung 
nicht fo einflußreidh geworden, wie dies jeßt der Fall ift. 

Bei diefer Vorlage ſpielt insbeſondere die frage ber 
Gewährung des Koalitionsreht3 an die Lanbarbeiter 
eine prinzipielle Rolle. Der Herr Staatöfetretär erklärte 
foeben, nad) den im vorigen Jahre hier im Reichstage bei 
der erften Beratung des damals vorgelegten Geſetzes 
berborgetretenen Anfhauungen wiirde bie Reichsregierung 
erft zu ber Frage Stellung nehmen müfjen, ob, wann und 
wie ein neued Geſetz vorzulegen fel. Deshalb Halte ich 
es für angezeigt, auf dad Stoalitionsreht ber Land— 
arbeiter, beflen em bei biefem Anlaß im ver— 
gangen Herbit im Gegenfag zu ber Regierungsvorlage 
bon mehreren Seiten gewünfcht wurbe, jegt näher einzü— 


ehen und zu erklären, dab wir bafür nicht zu haben (C) 
A - Die Regierung darf dem Drängen derjenigen 
PVarteien, die das Koalitionsrecht ald das die Arbeiter 
alleinſeligmachende Mittel anfehen, nicht nachgeben. Es 
handelt fich bei —* Frage vor allem darum, dem Land⸗ 
arbeiter beifere wirtſchaftliche Verhältniſſe zu ſchaffen. 
Diefer Munich wird allgemein geteilt, nur geben babei 
die Anfihten über dad Wie auseinander. Der Herr 
Abgeorbnete Dr. Mugdan, der für bie Freifinnigen zu 
dem borjährigen Gefegentwurf ſprach, jagte: „Zweifellos 
ift e8 für den Großgrumdbefißer wie für ben mittleren 
und Heinen Bauernftand ſehr ſchwer, Leute zu 
befommen. Wenn bad wahr tft, fo folgt für jeben 
vernünftigen Menſchen daraus, dab man den Arbeitern 
da3 Soalitionsreht geben muß”. Mein, Herr 
Kollege Dr. Mugdan, wenn bad wahr ift, jo fol 
in erfter Linie daraus, dab man die Landbwirtida 
einträglih geſtaltet. Wenn Sie immer auf billigere 
Lebenämittel dringen, jo folgt daraus, daß biejenigen, die 
bie Lebensmittel Derftellen, auch unter ſchlechten Lebeus⸗ 
bedingungen die Arbeit verrichten müſſen. Wenn ein Ge— 
werbe nichts verdient, jo kann es auch feine Arbeiter nicht 
bezahlen, und ſo iſt es auch in der Landwirtſchaft. Wenn 
Sie von der freiſinnigen Partei, die Sie ja auch jetzt zum 
roßen nationalen Block gehören, ſagen, wir wollen ben 
Sbeitern eine beffere Lage verichaffen, jo müſſen Sie vor 
allem erit ſich zu ber ne ii befehren, daß bie Land— 
wirtihaft gute Einnahmen haben muß, um ihre Arbeiter 
beffer bezahlen zu können. 

links.) 


(Zuruf 
Ih bin fein Junker, fein oftelbiiher Großgrundbefiger, 
auf den Ste immer fo gern ſchelten; id beurteile dieſe 
Dinge ohne ee wie fie in Wirklichkeit 
liegen. Unfere Landarbeiter jollen mehr verdienen, follen 
befiere Wohnungen haben, ald vielfach vorhanden find, bie 
oft überlange Arbeitäzeit fol verkürzt werben. 
alles —— denen ich aus vollem Herzen zuſtimme. 
Vorbedingung iſt und bleibt aber, daß der Beſitzer gute 
Einnahmen bat, dann nur dann kann er mehr zahlen. 

Übrigens ift das bekannte Wort, dab die Arbeiter: 

wohnmgen im Often ſchlechter felen als bie Schweine: 
ftälle, in ber Allgemeinheit nicht zutreffend. Wenn das 
auch bon einer Stelle ausgeſprochen worben ift, bie für 
und autorttativ tft: in dieſer Allgemeinheit kann ich bie 
ag Zu nicht anerfennen. Der gefährlichfte Ubelſtand 
in der Landwiriſchaft iſt ficher die Leutenot, wie Herr 
Dr. Mugdan fagt. 

(Zuruf inf.) 


— 68 mird mir eben zugerufen: laffen Sie doch ben 
armen Dr. Mugban in Ruhe; aber ich muß doch gegen den 
Herrn polemifteren, um eine Verftändigung über zwiſchen 
und beftehende Meinungsperjchtedenheiten herbeizuführen, 
da wir doch beide jet zum großen nationalen Blod ge: 
hören. Herr Dr. ee mir perfönlich ſehr gut 
‚ (Heiterkeit), 

ich meine dies durchaus ernft; er hat gegen bie Sozial- 
bemofratie ſehr oft Anſchauungen entwidelt, die mir jehr 
äufagen. — Die Leutenot der Landwirtſchaft erkennt Herr 
Dr. Mugdan alfo auch an. Nur über bie Mittel zur 
Aphilfe find wir verfchiebener Anfiht. Wenn wir den 
landwirtfchaftlichen Arbeiter beflerftellen wollen, fo kann 
es nicht in erfter Linie barauf ankommen, ihm bas 
Koalitionsreht zu gewähren, fondern vor allem: gute 
er für das, was ber Lanbarbeiter mit feinem 
Arbeitgeber durch feine Hänbearbeit ſchafft. Dann kann, 
dann wirb ber landwirtſchaftliche Arbeitgeber aud feine 
Arbeiter beffer bezahlen; denn fonft hat er feinen Arbeiter, 
und bie braucht er, ba er ſonſt jelbft pleite ift. 

Es gibt auch jonft noch manches, was geſchehen kann, 
um bie Arbeiter auf dem Lande feftzuhalten, als ba find: 


Das find (D) 


(A) gute 
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(Bruhn.) 
Behandlung, Gewährung von harmlofen Ber: 
gnügungen uſw. Es wirb behauptet, die Leute gehen in 
die Großftäbte, weil fie dort mehr Vergnügungen haben. 
Darin liegt vielleicht etwad MWahred. Auf dem Bande 
fol man dem Rechnung tragen. Die Polizeiorgane, bie 
Amtsvorfteher follten mit der Erteilung der Tanzerlaubnis 
nicht fo fparfam umgehen, wie es oft geſchieht; dies ift 
nit nur eine unberechtigte ge 9 ber Gaftiwirte, 
fondern dient zur Herbeiführung von Mipftinunung und 
Unzufriedenheit in den Arbeiterfreifen. In der Großftabt 
wird getanzt, warum follen bie Leute auf bem Lande 
nit aud das Vergnügen haben? Wirken Sie, meine 
Herren Konfervativen, in Shren Streifen dahin, dab nad) 
ber Richtung Hin etwas geſchieht. Die Verhältniffe auf 
dem Lande find nicht fo ſchlecht, wie fie auf der Linken 
hingeftellt werben. Die Arbeiter werben ſchon se 
bezahlt als früher, und das wird in Zukunft noch beffer 
werben. 
(Zuruf linls.) " 

Bor 5, 10, 20 Jahren waren bie Löhne ber Lanbarbeiter 
wejentlih geringer als jegt. Es haben Verbeſſerungen 
ſtattgefunden, und je beſſer ſich die Einnahme de Landwirte 
geſtaltet, deſto beſſer werden auch die Arbeiter bezahlt werden. 

Ich gebe zu, es liegt eine Konſequenz darin, 
wenn man ſagt: die gewerblichen Arbeiter haben das 
Koalitionsrecht, alſo ſollen es auch die Landarbeiter 
haben! Die preußiſche Regierung hat auch im Jahre 1866 
ben Landarbeitern das Koalitionsrecht gewähren wollen. 
Wenn fich jeit den 60er Jahren die Erſcheinungen nicht 
gezeigt hätten, die durch bie Sozialdemokratie in unſeren 
gewerbliden Arbeiterſchichten berbeigeführt worden find, 
dann würde ich ber Erteilung des Ktoalitionsrechts an die 
Landarbeiter ohne weiteres zuftimmen. Heute würde biefe 
Gewährung nichts weiter bedeuten, als die Lanbarbeiter 
der Sozialdemokratie audliefern. Wir würden damit nur 


(8) der gewiffenlojen Agitation Tür und Tor öffnen, und 


bem wollen wir entgegentreten. Aus dieſem Grunde find 
wir gegen bie Gewährung des Stoalitiondreht3 an bie 
Landarbeiter. 

Herr Dr. Mugdan — ich muß leider ſeinen Namen 
noch einmal nennen — hat gegen die Herren von der 
Rechten polemiſiert und eingewendet, es ſei töricht, 
anzunehmen, daß die Arbeiter gerade zur Erntezeit 
ſtreilen würden. Meine Herren, bie Verhältniſſe in 
der Landwirtſchaft find eigenartig: alles fpigt fi dort 
auf eine beftimmte Zeit zu, und wenn bie Arbeiter 
gerabe zur Erntezeit ftreifen, jo ift Die Arbeit eines 
ganzen Jahres unter Umſtänden Hinfälig Auch im 
gewerblichen Leben bedeutet ein Streik jhon eine Gefahr; 
aber, von Ausnahmen abgefehen, wird doch die Eriftenz 
des Geihäfts nicht fo im frage geftellt wie gerade in 
ber Landwiriſchaft. 

Die Fabrik, dad. Handwerk können eine Zeitlang 
fttlliegen, ohne daß dadurch bie Grifteng be3 linternehmend 
unbebingt *—* iſt. Allerdings tft ber Streit als 
Stampfmittel gegenüber dem Handwerker eine Waffe, durch 
die mander zu Grunde gerichtet worben if. Immerhin 
liegen die Dinge in der Landwirtſchaft infofern anders, 
als bie Tätigkeit des ganzen Jahres in einer furzen 
Spanne Zeit, in ber tezeit, gewiffermaßen bezahlt 
wird. Und wenn nun gerade in biefer Zeit nicht gearbeitet 
wird, fo tft damit ber Erfolg des ganzen Jahres —— 
gemacht. Und mu fragen Ste, Herr Kollege Dr. Mugdan, 
ob die Arbeiter gerade in der tezeit ſtreiken würden! 
Ja, glauben Sie denn, fie würden im Winter ftreifen? 
Im Winter find fie froh, wenn fie Arbeit befommen. 
Sogar die Maurer, die im Sommer in Berlin arbeiten, 
freuen fih, wenn fie im Winter in der Landwirtſchaft 
noch Arbeitgelegenheit befommen. Ob fie da mit ober 
ohne Koalitionsrecht arbeiten, tft egal; die Hauptſache ift 


für fie, daß fie Arbeit bekommen, und darum ift bie Ein- (C) 


wendung deö Herrn Dr. Mugban hinfällig. 

Ein wichtiges Mittel, die Qandarbeiter in der Heimat 
feftzubalten, ift dadurch gegeben, daß Ihnen die Liebe zur 
Scholle —— wird. Es muß Grundbeſitz aufgeteilt 
und dem Arbeiter fein eigenes Haus mit ein paar Morgen 
Land gegeben werden. Dann wird er fi mwohler fühlen 
8 der Heimat, da er mehr als bisher teilhat, an ihrem 

eilt. 
Ich möchte noch einige Ausführungen gegenüber dem 
Herrn Abgeorbneten Hue maden. Herr Hue hat gefagt, 
dad Gerede von dem Terroridmud ber Sozialdemokratie 
fei ein Märden. Meine Herren, das ift fein Märchen, 
das tft eine Tatfahe. Wenn im gewerblichen Leben, auf 
Bauten, in den MWerkftätten ufw. bie Leute nicht in bie 
Verbände der Sozialdemokratie eintreten, fo geht fie da— 
geoen mit Gewalt vor. Man zwingt bie Leute, in ben 

erband einzutreten, ber sense muß bemjenigen 
Arbeiter, der im dem foztaliftifhen Verband nicht eintreten 
will, —— ſonſt legen die anderen die Arbeit nieder. 
Der Arbeitswillige wird bei Streils durch Gewalt 
von der Arbeit ferngehalten. Darüber ann doch 
gar kein Zweifel beftehen. Herr Sue fagt, er bedaure 
es, wenn dem fo fe. Ich bin nicht ber Anficht, 
daß ſolches Bedauern in eg irgend etwas an ben 
Tatfahen ändern wird. In der Wirklichkeit liegen bie 
Dinge anders, ald die Herren Sozialdemokraten bier 
glauben machen wollen. Jeder Arbeiter in der Fabrik, 
in der Werkſtatt, der nicht willig mitmachen will, ſchwebt 
in ftändiger Gefahr, von den Sozialdemokraten boykottiert 
ober gemißhandelt zu werben. „Und willft Du nicht mein 
Bruder fein, fo ſchlag ich dir den Schädel ein!“ ift ber 
Grundſatz, nah dem gehandelt wir. Daß bie Arbeiter 
ihr Interefle vertreten, möchte ich dem Herrn Hue gegen: 
über nod jagen, tft ihr gutes Recht; das nehmen wir 


ihnen nicht nur nicht übel, fondern wir unterftügen fie (D) 


darin. Deshalb braucht ſich der Arbeiter aber nicht gegen 
Kaifer und Reich zu menden, wie es bie Sozial: 
bemofratie tut. 

Ich habe bier ein Urteil des Reihsverfiherungsant3. 
Ein Kupferſchmied follte gezwungen werben, in ben ſozial⸗ 
bemofratifhen Verband einzutreten. Das tat er nidt. 
Der Mann wurde mit Eifenftüden geſchlagen und be— 
worfen; er mußte feine Arbeit aufgeben. Daß Urteil des 
Reichsverſicherungsamts jagt: 

Der Kläger ift, weil er fi geweigert bat, bem 
Wunſche feiner Arbeitäfollegen nachzugeben und 
in den Verband ber Ktupferſchmiede —— 
während ber Arbeit in feiner Werkſtatt wiederholt 
mit allerlei Gegenftänden beworfen und ſchließlich 
am 4. Juli 1903 von feinen Mitarbeitern, nad): 
dem er fur; vorher iwieber mit einem Stüd 
Eifen überworfen worden war, überfallen und 
Er worden. Dem Stläger werben 

——— bes bis dahin erzielten Arbeitsber⸗ 
dienſtes zuerkannt. 

Die Tatſache iſt nicht wegzuſtreiten, daß bie a 
bemofraten einen weitgehenden Terrorismus denjenigen 
Arbeitern ge enüber ausüben, bie ſich ihren Verbänden 
nicht anfchliegen wollen, und dba haben wir die Pflicht, 
bem entgegenzutreten. 

Meine Herren, ih habe tm vorigen Jahre biefen 
Anfhauungen bier Ausdrud gegeben und made auch jet 
fein Hehl daraus. 30 bin ber Anſicht, dab dem 
Terroxismus ber Sozialdemokratie gegenüber in irgend 
einer MWeife etwas gefhehen muß. Es braudt fein Zucht⸗ 
ausgeſetz zu fein; bad will ih ausdrüclich feititellen. 

ber wir müſſen die Arbeitswilligen ſchützen, bie kleinen 
Arbeitgeber jhüten gegen ben Terrorismus, der von 
ſozialdemokratiſcher Seite betrieben wird. 


zur 


(8) pfeiler unſeres Volkes nicht erſch 
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(Bruhn.) 

Die Auflöfung des Reichstags kam fehr jchnell, und 
es war eigentlih nur bie Frage ber ng ber 
Miitel für Südweftafrifa, die dazu führte. Die Wahl: 
parole hieß: Kampf gegen Sozialdemokratie und Zentrum, 
anz allgemein. Es war ale ber fübweftafrifanifdhen 
En fein pofitiver Vorſchlag gegen die Sozialdemokratie 
in der Wahlparole gegeben. Wenn eine folde Verknüpfung 
ber nationalen Forderung mit Schugmaßnahmen für 
unfere Heinen gewerblihen Arbeitgeber unb bie arbeits: 
willigen Arbeiter feitend ber Regierung als Wahlparole 
herausgegeben worden wäre, dann hätte ber Teil der jetzigen 
nationalen Reihstagämehrheit, die Herren Freifinnigen, bie 
für eine folde Politik des Schußes des Heinen Arbeitgebers 
und bes Schutzes des Arbeiter gegenüber bem fozia- 
liſtiſchen Terrorismus nicht zu —— find, ſchon mitgemadt. 
In den großftäbtifhen Arbeitgeberkreifen, beſonders in 
Berlin in den Handbwerfreifen, ift der Hab, ift bie 
—— gegenüber der Sozialdemokratie ſehr ſtark. 
Wenn bie Regierung dieſe nationale Parole herausgegeben 
hätte, die Freifinnigen hätten nicht gewagt, bagegen Stellung 
zu nehmen. Sie hätten ihre Prinzipien diesbezüglich auf: 
geben müffen, ober fie wären mit Hinweggefegt worden. 
Diesmal war e3 Zeit! Nah biefer Richtung hin praktifche 
Maßnahmen gegen ben fozialifttfchen Terroridmus vorzu- 
ſchlagen, hat die Regierung leider bie Gelegenheit verpaßt; 
denn ein Zeil ber jegigen nationalen Mehrheit tut in 
biefer Frage, da fie nicht Wahlparole war, nidht mit. 
Die Begeifterung für bie Größe unſeres Vaterlandes, ber 
tiefgehende Haß gegen bie Sozialdemokratie waren fo 
ſtart, daß in ben enangelifhen Wahlkreifen alle die Halben 
und Lauen im Kampfe gegen bie Sozialdemofratie unter 

bie Räder gefommen, am Wege geblieben wären. 

(Sehr richtig! reits.) 
„Eine geſunde Mittelftandspolitif, eine weitgehende 
Fürforge für bie Arbeiter find En wenn bie Grund» 
ert werben follen. 
Regierung nnd Vollövertretung find verpflichtet, auf bie 
Durhführung einer ſolchen Politik unter allen Umſtänden 
binzumirfen zum Heile und Segen unſeres Baterlanbes! 
(Bravo! rechts.) 


Bizepräfident Dr. Paaſche: Meine Herren, es ift eine 
Snterpellation eingegangen. Ich bitte ben Herrn 
Schriftführer, dieſelbe zu verlefen. 


Schriftführer Abgeorbneter Dr. Hermes: 
ft dem Herrn Reichölanzler befaunt, daß im 

Bunbesftaate Preußen aus höheren und mittleren 
Lehranftalten ge Schüler lediglich wegen ber 
Stellungnahme ihrer Eltern in der frage ber 
Erteilung des Religionsunterrichts ausgewieſen 
werben, fobaß ihnen baburd der —— er 
durch Reichsgeſetze —— ftaat3bürger- 
lichen Rechte unmöglich gemacht wird? 

Was gebenkt der Herr Reichskanzler dem— 
gegenüber zu tum? 

Berlin, ben 9. aaa 1907. 

eyda und Genoflen. 


BVizepräfibent Dr. Paaſche: Ich werde bie Juter— 
pellation auf die Tagesordnung einer der nächſten 
Sitzungen ſetzen. 

Ich ſchlage dem Hauſe vor, ſich nunmehr zu ver— 
tagen. — Es rin fein Widerſpruch; das Haus ift 

ber Bertagung einverftanben. 

Ic Iölage bor, bie nächſte Sigung zu halten 
Montag den 11. März 1907, Nachmittags 2 Uhr, umb 
zwar mit folgenber —— 

1. Interpellation der Abgeordneten Graf v. Hompeſch, 

Dr. Schaedler, Dr. Spahn, Gröber, Prinz 


dv. Arenberg, betreffend Reviſion der Strafprozeh- (C) 


orbuung und des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes 
(Nr. 109 der Drudfaden), 

in Verbindung mit ber 
Interpellation des Abgeordneten Baſſermann, 
betreffend Reform ber Strafprozeßordnung (Nr.172 
der Drudjadhen); 

2. Interpellation der Abgeorbueten Albrecht und 
Genoſſen, betreffend Eingriffe von Behörden uſw. 
bei ber Reichſtagswahl (Nr, 120 der Drudjaden); 

3. Interpellation der Abgeorbneten Freiherr Heyl 
zu Herrndheim, Dr. Strefemann, betreffend die 
Berhältniffe der Privatbeamten (Nr. 51 ber 


Drudſachen). 
Gegen dieſen Vorſchlag erhebt ih — — 
Das Wort zur Gefäftsorduung hat der Herr Abs 


georbnete Korfanty. 


Korfanty, Abgeordneter: Meine Herren, ba ber: 
ſchiedene Parteien des Hauſes bei diefer Gelegenheit nicht 
das Wort haben ergreifen können, ftele ich im Auftrag 
meiner Freunde ben Antrag, daß die Fortſetzung der Be: 
ratung ber Heutigen Snterpellation an erfter Stelle Montag 
auf bie Tagesordnung geſetzt wird. 


Bizepräfident Dr. Paaſche: Das Wort zur Geſchäfts— 
orbnung hat der Herr Abgeordnete Dr. Wiemer. 


Dr. ®Wiemer, Abgeordneter: Auch meine Freunde, 
deren Bertreter heute nicht zum Wort gefommen ift, legen 
Wert darauf, daß bie Verhandlung darüber an erfter 
Stelle fortgejegt wird. 


BVizepräfident Dr. Paaſche: Dad Wort zur 
Geſchäftsordnung hat ber Herr Abgeorbnete Liebermann 
dv. Sommenberg. 


Liebermann dv. Sonnenberg, art eg Auch 
namens meiner Freunde, die heute nicht zum Worte 
gelommen find, ſchließe ich mich dieſem Antrage an. 


Vizepräfident Dr. Baafhe: Ih will nur bemerken: 
es haben fich zu dieſer nterpellation noch 7 Redner ge 
meldet. Der Präfibent des Haufes hat bie Verpflichtung, 
bafür zu forgen, dab die Geſchäfte möglichſt geförbert 
werben. Es tft biöher nicht Sitte geweſen, daß eine 
Snterpellation, die einen ganzen Sigungstag in Anſpruch 
genommen bat, am ! eiten Tage wieder auf bie Tages— 
Dr wird. Ich füge mid aber dem Botum 
es Hauſes. 

as Wort zur Geſchäftsordnung hat ber Herr 
Abgeordnete Singer. 


Singer, Abgeorbneter: Meine Herren, daß nod 
mehrere Rebner für bie Interpellatton zum Wort gemeldet 
find, fpricht für die Fortſetzung der Debatte am Montag; 
ed zeugt bied bon dem großen Intereſſe, welches das 
Haus an ber Interpellation hat. Außerdem made id 
barauf aufmerffam, daß auch Shon andere Interpellattonen 
an mehreren aufeinander folgenden Tagen verhandelt 
worben find. Allerdings hat der frühere Herr Präftdent 
ben Gebrauch eingeführt, die Beratung einer Interpellation 
nicht länger ald einen Tag —— Ich bemerke 
aber: erſtens iſt das nicht immer geſchehen, und ferner 
erlaube ich mir zu bemerken, daß dieſes Verfahren meiſt 
bon dem Widerſpruch eines Teiles des Hauſes begleitet 
war. Ich möchte auch heute Verwahrung dagegen einlegen, 
baß dieſes Verfahren ng = Gebrau dad Haus 
wird. Wenn verſchiedene Meinungen über biefe Frage 
ziat greifen, ift e8 beffer, von Fall r Fall zu entſcheiden. 

ie borliegende Imterpellation wird von den meiſten 


(A) Parteien für wichtig genug gehalten, um mod) 











eine 
weitere Beratung beanfpruden zu fönnen, und der Herr 
Präſident ſcheint ja auch bie Güte haben zu wollen, dieſem 
Wunſche zu entipreden. 


Vizepräfibent Dr. Paaſche: Ich Zonftatiere nun, daß 
Fr erflärt habe, ich wiirde mich dem Urteile des Haufes 
gen. 
Da gegen meinen Vorſchlag Widerfprud erhoben 
worben ift, wird alfo dad Haus entſcheiden. 

Ich bitte die Herren, Platz zu nehmen, — und bitte 
diejenigen Herren, fi von den Plägen zu erheben, bie 
entfprehend dem Antrage des Herrn Abgeordneten Horfanty 
als erften Gegenftand auf die Tagedorbnung bie Fort: 
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Tetung ber Beiprehung ber heutigen Interpellation fegen (13) 
wollen. 

Geſchieht.) 
Das iſt die große Mehrheit; die Tagesordnung wird dem— 
entſprechend abgeändert werden. 

Die Tagesordnung ſteht feſt. 

Der Herr Abgeordnete Hamecher wüuſcht aus der 
Budgetkommiſſton ausſcheiden zu dürfen. — Ein 
Widerſpruch hiergegen erhebt ſich nicht; ich veranlaſſe des⸗ 
halb die 4. Abteilung, heute unmittelbar nach der Sitzung 
bie erforderliche Erſatzwahl vorzunehmen. 

Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 3 Uhr 22 Minuten.) 





Drud und Verlag ber Mortdeutfcen Buchoruderci und Verlagsanftalt, Berlin SW., Wifhelmftraße 32. 
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(4) Präfident: Die Drudlegung habe ih ve fügt (0) 
An Stelle des aus ber Budgetlommiffion aus: 
geichiebenen Herrn Abgeordneten Hamecher ift gewählt 
worben ber Herr Abgeorbnete Dr. Spahn. 
in Schreiben des Herrn Stellvertreters bes 
Reichskanzlers bitte ich zu berlefen. 


Schriftführer — . Damm: 

ben 8. März 1907. 
Die Königlich Boperiice Re 4 mir 
ben nebft —— unter Rückerbittung beig — 

Bericht des Staatsanwalts beim Land 

— ieh —RA —*** 

N) ullehrer: elm Deininger in Win 
15. Sigung. eim gegen ben Tg eg enge re Reonharb 
ert, mitgeteilt, in welchem beantragt wirb, 


Montag den 11. März 1907. die Genehmigung des Reichstags zu der Straf: 
— verfolgung des Herrn Hilpert während ber gegen⸗ 
Seite u —— ner (eä 
— ellenz beehre m u erfuchen, 
Geichäftliches Pe Er Er er 369B, 397B get a Belhlußfaffung des —* über 
Fortſetzung und Schluß der Beipredjung der den Antrag herbeiführen zu wollen 
ers: 2 Graf v. Poſadowsky. 
treffend Rechtsfähigkeit der Keruſsvereine, An 
Befähigungsnahweis, Ausverkaufsweſen, ben Herrn Präfidenten des Reichstags. 
Arbeitszeit der Fabrifarbeiterinnen, Arbeits: Vräfident: Ih fhlage Ihnen vor, meine Herren, 
fammern (Nr. 92 der Anlagen) -.... 369D | dies Schreiben der Geihäftorbnun mailen zur 
Dr. Mugdan ............ 369D | Zeriöterft „zu überweifen, — Zöiberiprnd) erfolgt 
nicht; bie Ub ung ift erfolgt. 
v. Dielen . 2.20 n0en 3724 3 habe Urlaub erteilt den Herren aAbgeordneten: 
Bene era 378D nr —— für 2 Tage, 
Be en 383A Behuter für 3_Zage, 
Bangerfelbt für 5 Tage, 
(8) EEE ne einen 385D Labroife für 6 Tage. (D) 
Hue 392B Es ſucht für längere Zeit Urlaub nad ber Herr 
a IE en —*— Gothein für 10 Tage wegen Teilnahme an 
Pauli (Potsdam)... ....... 394D | den Sigungen des ſchleſiſchen rovinziallanbtages. = 
Feſtſtellung der Tagesordnung für die mächfte —— Urlaubsgeſuch wird nicht widerſprochen; es iſt ge— 
Sihung * 396D ir treten in die Tagesordnung ein. Erſter 
— Gegenftand derſelben ift: * — 
Die Situng wird um 2 Uhr 18 Minuten duch ben — — Zrianbaees Dr, lan Geircheab 
Präfidenten Dr. Grafen zu Stolberg Wernigerode eröffnet. —— —— ine Bei ung 
Bräfident: Die Sitzung ift eröffnet. nachweis, Aus ufswejen, Arbeitszeit der 
Das Protokoll der vorigen Sigung liegt zur Einficht — 5———— Arbeits lammern (Nr. 92 
a —— ein N t Die —E qy wieder eröffnet. 
ich An — in Das Wort hat ber Herr Abgeordnete Dr. Mugban. 
Schriftführer Abgeorbneter v. Damm: Dr. Rugdan, Abgeorbneter: Meine Herren, ber Herr 
Als Borlagen find eingegangen: Daun * die Sfnterpellation feiner politifchen 
1. bie —— über bie Are Rechnungs: bie neue Mehrheitsbildung = ründet. 


ergebniſſe der Mn wre Ihaften für das an Worten ſpr bie Befürdtum durch 
Jahr 1905, fowie bie Radıeifung ber Geſchäfts⸗ biefe Mehrheitäbilbung bie geſetzgebende A 
und Rehnungserg ebniffe der zur Durhführung | Tätigkeit ——— werden könne, und aus ſeinen Worten 

ber Invalidenderſicherung errichteten Verſicherungs⸗ — eits auch der Stolz über die ſo fruchtbare 
—— und der vom Bundesrat zugelaſſenen ialpolitiſche hatt feiner politifchen Freunde, und 
yo aa für das Jahr 1905; mit der Beſcheidenheit, die die Herren vom Zentrum fo 

2. bie Berorbnung des Bundesrats vom 21. Februar | oft ziert, ſprach er vom ſozialpolitiſchen Zentrumskurs, ber 
1907, b end bie Ausdehnung ber SS 135 biö | der ſozlalpolitiſchen (oelenaebung ber letzten Jahre bie 
139b ber werbeorbrung - Merkftätten ber | Richtung ie Der Herr Interpellant tft 


Tabakinbuftrie; wirklich außerordentlich befeiben, wenn er bie Sozial: 
3. - Belanntmadhung des Bunbesrat® vom | politik ber — —* ſo hoch einſchätzt. 
27. Februar 1907, betreffend bie Ausführungs- (Sehr richtig! Links.) 


beftimmungen dee Bunbesrat3 über bie Be | Da ya doch ber Herr Abgeorbnete Trimborn, ber bem 
jaärteung u. A Arbeitern und | Herm Imterpellanten vom vorigen Sonnabend einigermaßen 
ätten mit Motorbetrieb. | nahefteht, mit vollem Recht weit unbefcheidener geweſen; 

— 12. — Ay 1. Seffion. 1%7. 53 
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(Dr. Mugban.) 





(A) ald der Herr Abgeordnete Trimborn die Debatten über 


ben Etat des Neihdamts im legten Jahre einleitete, da 
nannte er damald das Jahr 1904 ſozialpolitiſch wenig 
frudtbar und das Jahr 1905 noch unfruchtbarer. Und 
daß das Jahr 1906 Feine nennenswerte fozialpolitifche 
Tätigkeit gezeigt bat, das wird der Herr Abgeorbnete 
Trimborn gewiß in wenigen Tagen, wenn er wiederum 
die Debatten über den Etat bed Reichsamts de3 Innern 
eröffnen wird, mit ber ihm eigenen Beredſamleit tief 
beklagen, und ich kann bem Herren Abgeorbneten Trimborn 
fowohl wie dem Herrn Interpellanten vom vorigen Sonn: 
abend verfihern: dabei wird ihm feiner meiner politifchen 
Freunde wiberfpreden. 
(Zuruf aus ber Mitte.) 

Das finb aber die drei Jahre, in bemen die Zentrums: 
frattion in dieſem hohen Haufe eine ausſchlaggebende 
Stellung eingenommen hat 

(aha! in ber Mitte; fehr richtig! links), 
in welder Sie fozufagen die regierenbe Partei ges 
wefen find. 


(Zurufe.) 
Ih geftehe offen, der Herr Interpellant hat ben fozial- 
Soliiifäpen Ehrgeiz meiner politifhen Freunde und ber: 
jenigen liberalen Parteien, die mit und verbunden find, 
außerorbentlih gering eingeſchätzt, wenn er etwa meint, 
dab wir danach lechzen, die Höhe bes foztalpolitifchen 
Kurfes zu erreichen, ber fi während der Zentrumsherr⸗ 
ſchaft ausgeſprochen hat. 
(Zurufe und Lachen in der Mitte.) 

Kein, meine Herren, wir werden und nicht begnügen, eine 
papierne Sozialpolitif zu treiben. Wir werben unfere 
foztalpolitifhe Tätigkeit nit in der Stellung von An- 
trägen, von SIpnterpellationen, von Nefolutionen ers 
Ihöpfen, fondern wir werden vielmehr verlangen, daß bie 
foztalpolitifchen Leiftungen in ber Geſetzgebung ſich mehren, 


(8) und daß diejenigen SForberungen des Arbeiter, der Hand⸗ 


werfer und bed Mittelftandes, bie von allen Seiten als 
berechtigt anerkannt werben, auch ihre Erfüllung finden, 
weil wir der Überzeugung find, daß nur dadurch die Zu— 
friebenheit unferes Volles gefichert werben Tann. 
(Sehr richtig! Link.) 

Die Antwort, bie der Herr Staatöfekretär bes Innern ben 
—— Interpellanten gegeben hat, bat ja in dieſer Be— 
ziehung günftige Hoffnungen erwedt. Aber allerdings, bie 
—— bie der Herr Staatsſekretär über das Ge— 
feb betreffend die NRechtöfähigkeit der Berufsvereine ges 
macht bat, haben meine polittihen Freunde in feiner Weiſe 
befriebigt.. Die Geſchichte dieſes Geſetzes iſt auch ein 
etwas dunkler Punkt in dem ſozialpolitiſchen Zentrums: 
furfe, und dieſer dunkle Punkt kommt mir um fo mehr 
in die Erinnerung, ala ich bie Ehre babe, vor mir bie 
Herren Abgeorbneten Trimborn und Giesberts zu fehen. 
Wenn etwa bad neue Geſetz nur die Kritik berüdfichtigen 
folte, die ber Herr Abgeorbnete Trimborn in ber 124, 
Situng des vorigen Reichstags an ihm geübt hat, dann 
wird er bie gejamte deutſche Arbeiterichaft aufs allertieffte 


enttäufchen 
(fehr richtig! Links), 

nicht mur bie Sozialdemokraten ober bie deutſchen Gewerk— 
bereine, ſondern ebenfo die hriftlichen Arbeiterorgantfationen, 
als deren Wortführer bei der legten Befprehung eben ber 
Herr Abgeordnete Giesberts auftrat, mit deſſen Aus— 
führungen wir und im allgemeinen einverſtanden erflären 
fünnen. Nah wie vor haben meine politiihen Freunde 
bie Überzeugung, daß bie Verleihung der Rechtsfähigkleit 
an bie Beruföpereine nicht eine fozialpolttifche Wohltat 
barftellt, fondern vielmehr bie Aufhebung eines Unrechts, 
bie Befeitigung eined Ausnahmezuftandes für die Berufs— 
vereine; denn biefe Berufsvereine haben das Net auf 
eine gefiherte Rechtsform, genau fo wie diejenigen Vereine, 
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beren Zwed einfah nur auf Veranftaltungen von Luft» CO) 


barfeiten und Vergnügen hinztelen. 
(Sehr richtig! ins.) 

Der Herr Staatsfekretär ftellte in Ausfiht, daß vor 
ber Einbringung des neuen Geſetzes über bie Rechtsfähig⸗ 
feit der Berufäpereine ein Geſetz über bie Arbeitäfammern 
eingebracht werben wirb. 

Meine Herren, ih habe in dieſem Haufe vor Jahren 
meine perjönlihe Anfiht dahin ausgeſprochen, daß id) 
mehr für die Errichtung von Arbeiterfammern bin. Ich 
habe die ilberzeugung, daß in Kammern, in benen Arbeit: 
geber und Arbeitnehmer zufammenberaten, body bie Gefahr 
befteht, baß ber Arbeiter Scheu empfindet, offen und ehr: 
lic) die Slagen vorzubringen, bie ihm am Herzen liegen. 

(Sehr richtig! Links.) 
Aber, meine Herren, da nad Lage ber Gefeggebung und 
nad ber Meimmg ber — in biefem hoben Haufe 
bie Erreihung von Arbeiterfammern eine unmögliche ges 
nannt werden muß, fo habe id ben Antrag meiner 
politiſchen Freunde, der auf Errichtung von Arbeits- 
fammern gebt, unterſchrieben, weil mir immer ein Sperling 
in der Hand lieber ift als eine Taube auf bem Dache. 
Über jo ſehr wir und darüber freuen, baß ber Herr 
Staatöfefretär und ein Gejeg über die Errichtung von 
Arbeitäfammern in Ausficht ftellt, fo halten wir es durch— 
aus nicht für glücklich, daß vor ber Orbnung ber recht⸗ 
lichen gg 3 ber Beruföpereine Kammern, bie bem 
Intereſſe ber Arbeiter dienen follen, eingerichtet werben 
follen. Ich kaun dem Herrn Staatöfetretär nicht zugeben, 
daß zwiſchen Berufspereinen und Arbeitäfammern fein 
Zufammenhang beftehe; im Gegenteil, ih meine, daß 
die Arbeiterberufßvereine die geborenen Träger des Wahl: 
törper8 ber Arbeiterbertreter der Arbeitäfammern bar- 
ftellen, und baß aus biefem Grunde allein alle bei bem 
Geſetz über die Rechtsfähigkeit der Berufsvereine ver- 


bindert werden muß, um bieje felbftverftändliche Tätigkeit (m) 


der Nrbeiterberufänereine nicht unmöglih zu maden. 
Denn, meine Herren, fo verſchiedene politiſche Anſichten 
wir auch haben mögen, fo werben wir doch ben Wert ber 
Arbeiterorgantfationen an und für fi für bie Arbeiter 


gleih einſchätzen. 
(Sehr richtig! links.) 

Der eine mag mehr für bie freien Gemwerfidaften 
ſchwärmen, der andere für bie chriſtlichen Arbeiterorgant- 
fattonen, ih für bie beutfchen Gewerfvereine, bie bon 
meinem Freunde Mar Hirſch gegründet worden find; aber 
Einftimmigkeit wirb bet und allen darüber herrſchen, daß 
allein durch die Arbeiterorganifationen eriprießlihe An- 
regungen zum Beten der Ärbeiterſchaft gegeben werben 


fönnen 

(ehr richtig!) . 
und daß auch nur durch bie Arbeiterorgantfationen bie 
Duräführung folder erfprießlicher Anregungen erfolgen 
ann 


Meine Herren, das iſt nicht etwa mur bei den Arbeitern 
fo, das ift bei allen Ständen. Denken Ste an bie Hand— 
werföfammern, an bie Handelskammern, an bie Arzte- 
fammern und Banbiwirtihaftstammern, denfen Sie mur 
an ben, ben redhtöftehenden Parteien jo nahe ftehenben 
Bund der Lanbiwirte. Deswegen iſt es für mid ganz 
tar, daß bei den Wahlen zur Stanbeövertretung ber 
Arbeiter — wenn ih fo die Arbeitäfammern bezeichnen 
barf — bie Organifationen bie Hauptrolle fpielen werben. 

(Sehr richtig! Ins.) 
Die Wahl wird einzig und allein auf ben Organifationen 
überhaupt ruhen. Das kann man fließen aus der Ana- 
logie ber anderen Kammern, aus ben Arztelammern und 
ben anderen, bie ich vorhin genannt habe; wenn bem alfo 
if, dam iſt feine frage, daß bie zurzeit beftehenden 
Arbetterorganifattonen auch bie Wahl ber Arbettervertreter 
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(Dr. Mugban.) 


(A) zu ben zufünftigen Arbeitölammern berbeifüßren werben. 


Umgibt man aber die Erlangung der Rechtsfähigkeit ber 
Bernfövereine mit. ben beläftigenben Beitimmungen bed 
früheren Entwurfs, dann werden fi die meiften Bereine 
hüten, dieſes Danaergeichen? anzunehmen; bie rechtöfähigen 
Vereine werben baburd für die Wahl ber Arbeitervertreter 
ber Arbeitäfammern vollftändig bebeutungslod werben, 
und bie ganze gefeggeberiiche Aktion über die Verleihung 
ber Rechtsfähigkeit ber Berufspereine lohnt dann nicht 
mehr der Mühe, bie auf fie jahrelang verwandt worben ift. 
(Sehr richtig! Links.) 

Mit großer Freude haben meine politiichen Freunde 
es begrüßt, daß ber Herr Staatöfekretär und in Ausfidht 
ftellte, daß wir in furgem eine Vorlage zu erwarten haben, 
durch welche die Arbeitszeit in Fabriken für Arbeiterinnen 
auf. höchftens 10 Stunden täglih bemeflen wird. Ich 
babe ſchon vor zwei Jahren an biefer Stelle über bie 
Notwendigkeit geiprochen, bie Arbeitögeit der Arbeiterinnen 
herabzuſetzen. Ih konnte damals bem hoben Haufe bie 
Refultate vieler wiſſenſchaftlicher Unterſuchungen mitteilen, 
aus benen hervorgeht, wie groß die Schäbigung iſt, die 
un eine übermäßig lange Arbeitzeit ber Induſtrie⸗ 
arbeiterinnen nicht nur für fie jelbft, fonbern für die Nadj- 
fommenfhaft entiteht. 

Ebenfo werden meine politifgen freunde einer Vor⸗ 
lage, welche die Mißſtände auf dem Gebiete bes 
Ausverkaufsweſens zu befeitigen geeignet ift, ihre Zus 
flimmung geben. Die Ausführungen, bie dazu der Herr 
Staatsjefretär gemacht Hat, haben befonberd bie Be— 
friedbigung meiner politifchen freunde herbeigeführt; denn, 
meine Herren, biefe Ausführungen waren indgefamt der 
liberalen Rüfttammer entnommen. 

(Sehr richtig! links.) 
Meine Herren, es tft ganz richtig, was ber 
fefretär gefagt bat, und wir haben das 


err Staats⸗ 
ahrelang in 


(8) dieſem hohen Haufe vertreten, daß nicht jeder Mißſiand 


auf bem Wege ber Gejehgebung befeitigt werben kant, 
baß e8 ein Unrecht if, zu verlangen, daß durch Geſetze 
jeber Davor geihütt — * er nicht betrogen wird 
ehr gl), 

und daß es gar nit möglıe tft, daß all bie vielen 
Heinen Mipftände, wie fie im Handel mun einmal bor- 
fommen, auf bem Wege ber Geſetzgebung durch einen 
Strich befeitigt werben. Selbfthilfe iſt in der Tat bier 
unbedingt notwendig, und mebenbei darf man bier aud 
nicht faul fein, bie beftehenden Geſetze auch anzuwenden. 
Der Fall 3. B, den am vorigen Sonnabend ber Herr 
Abgeordnete Bruhn über ein biefiged Warenhaus mit- 
rg bat, ift nad) den geltenden Gefegen außerorbentlich 

ht zu faffen und fehr hart zu beitrafen. Um biefe 
Fälle auszuſcheiden, ift es abſolut nicht notwendig, nun 
wieder ein nened Gefeg zu machen, ba3 möglicherweife 
Beftimmungen enthält, die dem legitimen Handel großen 
Schaden zufügen fünnen. 

(Sehr richtig! Finke.) 

Meine Herren, über ben Heinen Befähigungsnachweis 
babe th auch bor zwei Jahren von biefer Stelle aus 
gefprochen; meine politifchen Freunde haben ber Refolution, 
bie im ber legten Seffton des vorigen Reihdtags bon ben 
Herren bed Zentrums geftellt worben ift, zwar nicht 
zugeftimmt; fie haben erflärt, daß fie fi ihre Stellung 
zu dem Kleinen Befähigungsnachweis vorbehalten. Meine 
Herren, an und für bebeutet fiir uns bie Einführen 
bes Leinen Befähigungsnachweiſes jehr wenig. Der$1 
ber Gewerbeorbnung macht jest ſchon zur Borbebingung 
—* Lehrlingsausbildung dad 24. Lebensjahr, ben 

ber bürgerlihen Ehrenrechte und bie Ablegung ber 
Gefellenprüfung. Wenn bad Handwerk glaubt — und 
es ſcheint mir, ald ob bie überwiegende Mehrheit beö 
Hanbiwert3 biejer Meinung ift —, daß ihm irgendwie 
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genügt werben könnte, wenn neben der Gefellenprüfung 
noch die Meifterprüfung eingeführt wird, fo haben vom 
prinzipiellen Standpunfte aus meine politifchen Freunde 
dagegen nichts einzumenben, unb fie werben eimem ber- 
artigen Gefegentwurf ihre Zuftimmung nit verſagen. 
Allerdings geben wir und der großen Hoffnung, die das 
Handwerk an bie Einführung des Heinen Befähigungs-— 
nachweiſes fnüpft, nicht hin; denn, meine Herren, wenn es 
nur auf Prüfungen anfäme, fo müßte doch eigentlich China 
das allerbe terte und das allergrößt-inbuftrielle Band 


ber Welt fein. 
(Sehr richtig! Iint3.) 

Ste fehen alfo, meine Herren, daß, wenn ber Herr 
Reichökanzler, wie der Herr Abgeordnete Trimborn am 
vorigen Sonnabend jagte, Rüdfiht nehmen will auf feine 
neuen freifinnigen freunde, die joziale Reform fchnellere 
und beflere Erfolge erzielen kann, als es im jener, von 
ben Herren vom Zentrum fo heiß wiebererfehnten Zeit 
gewejen ift, in ber der Herr Reichskanzler auf die Wünfche 
bes Zentrums Rüdfiht nehmen mußte. 

(Sehr gut! Tinte.) 

Die Mehrheitöbildung dieſes neuen Hauſes macht ja 
überhaupt ben Herren bom Zentrum unb ben ihnen 
berbünbeten Herren von ber Sozialdemokratie 

(Wiberſpruch bei den Soztaldemokraten) 
recht biel Kopffchmerzen, und ſowohl der Herr Abgeordnete 
Trimborn ald der Herr Abgeordnete Hue ald auch bie 
Herren, bie bet ber Gtatöberatung geſprochen haben, haben 
fih alle mit dieſer neuen Mehrheitöbildung beichäftigt. 
Einmal verhöhnen die Herren, jowohl vom Zentrum wie von 
ber Sozialdemokratie, dieſe Mehrheitsbildung, fie halten fie 
für etwas Unmögliches, für etwas ſchnell Vergängliches; 
und dann verlangen fie unlogiſcherweiſe fofortige Reſultate. 
Ad, meine Herren, Ste müffen etwas gebuldiger fein; benn 
zeigen Ste mir doch irgend eine Paarung, bie in wenigen 
Tagen ſchon ein Refultat zeitigen kann. 
(Große Heiterkeit.) 

So fchnell geht die Sache niht. Was meine politifchen 
Freunde über biefe fonfervativ-liberale Paarung denken, 
bad hat bei ber erften Leſung bes Etats mein Freund 
Wiemer unzweideutig zum Ausdrud gebradt. Wir werben 
bon unferer grundfäglihen Anſchauung aud nit ein 
Titelhen preißgeben! Aber bie Stellung in biefem 
Reichätage legt uns Aufgaben auf, die ſchwer zu erfüllen 
fein mögen, die wir aber erfüllen werben. 

Meine Herren, ber verfloffene Wahlkampf untericheibet 
fih von den früheren hauptfählih dadurch, daß matertelle 
—— eigentlich eine ſehr geringe Rolle geſpielt 

ahen. Die Fragen ber Zölle, bie Fragen ber 
Steuern waren fo gut wie ausgeſchaltet. Ideelle 
Gründe haben den thuſiasmus herbvorgebracht, ben 
feiner bon und leugnen kann, ben Enthuſiasmus nament- 
lich der Jugend, ben Enthuflagmus, der fih verband 
mit einem Sehnen nad einer freiheitlicheren Ge— 
ftaltung unferer politifchen Berhältniffe. Der Herr Ab- 
georbnete Trimborn bat meinen politiihen Freunden am 
vorigen Sonnabenb höhnend augerufen, wir witterten 
Morgenluft. Ad, mein verehrter Herr Abgeordneter, 
biefe neue Mehrheitsbildung entfpringt nicht den Wünfchen 
bed Herrn Reichskanzlers, biefe neue Mehrheitsbildung 
tft durch Die Notwendigkeit geboren, weil es gar fein 
anbereö Mittel gibt, um das beutjche Volk vor ber Ge 
fahr zu bebüten, daß bie Zentrumspartei, trogbem fie 
eine Minderheitöpartet tft, im Verein mit ber Sozial» 
bemokratie dem deutſchen Volle ihren Willen aufzwingt 
(Unruhe in ber Mitte und bei den Sozialdemokraten 
— fehr richtig! linls), 
und weil biefe Mehrheitsbildung biefer Notwendigkeit ent« 
ipringt, beöwegen wird fie auch lange beftehen, unb bed» 
wegen haben alle bei dieſer Mehrheitsbilbung beteiligten 
53* 


(0) 


(D) 
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(Dr. Mugdan.) 
(A) 5* die Pflicht, dieſelbe nach Möglichkeit aufrecht zu 
erhalten. 


(Sehr gut!) 
Meine Herren, wir find uns ber ſchweren Berantwort- 
lichkeit bewußt, die unfere Stellung in biefer Mehrheits⸗ 
bildung und auferlegt. Wir werden vor allem unfere 
Pfliht darin fehen, nichts zu verſäumen, was irgendwie 
imftande ift, den bei den Wahlen aufgetretenen Ideallsmus 
zu berminbern, umb wir werben alles verfuchen zu tum, 
damit ber aufgetretene Enthuſtasmus bleibt und nicht 
fchnell wieder vergeht. Wir werben im Sinne des under: 
geblihen Mannes, ber und in ber fchwierigften Zeit ber 
Politik unfer Führer geweſen ift, und beflen Todestag am 
geftrigen Tage ſich jährte, alle Kräfte aufbieten, dem 
deutſchen Gehe ber Freiheit, der Gerechtiglett und bes 
—5* dem ehrlichen Fleiße und ber aufklärenden 

orſchung die Bahn in unſerem Vaterlande offen zu 
geftalten. 

(Bebhaftes Bravo links.) 


Präfident: Dad Wort hat der Herr Abgeordnete 
v. Dirkſen. 


v. Dirkſen, Abgeorbneter: Meine Herren, nachdem 
bie Debatte über die Interpellation Trimborn auf ben 
weiten Tag übergegriffen hat, legen meine politifchen 

eunde Gewicht darauf, auch ihrerfeit3 Tunbzugeben, 
melde Stellung fie zu ben verſchiedenen Punkten im ber 
Sinterpellation einnahmen. 

Vom geihäftsorbnungsmäßigen Standpunkt aus möchte 
ich allerdingd unfer Bedenken nicht verhehlen, dab man, 
abweichend von bem biöhertgen Gebraud, eine Suter: 
pellation länger als einen Tag behandelt. Ich glaube, 
daß bei unferer Geichäftslage, bei dem Überfluten von 
Spnitiativanträgen, von Interpellationen, bie fi teilweiſe 
auf Gebiete erftreden, die, wie die neueingebrachte Inter- 
pellation ber Volen, wohl kaum vor bas Forum bes 
Reichſstags gehören, wir gut baran täten, am alten 
Brauch feftzubalten und die Beiprehung von Inter 
pellationen auf einen - zu beichränten. 

Ich will nicht mit der Ausführlichkeit wie der Herr 
Vorrebner auf die Seelenftimmung in ber Rebe bes 
Herrn Imterpellanten eingehen. Ich glaube allerdings 
aud, das heraus gehört zu haben, wie wohl viele mit 


u 


mir, nämlich: eine gewifle wehmütige Stimmung, wenn 
ih fagen barf, eine kleine ——— ie die⸗ 
es Herrn Freiherrn 


ſelbe in der ausgezeichneten Rebe 
db. Hertling in boltiicher Beziehung vorherrſchte, fo ſchien 
fie aud die Worte de3 Herrn Mbgeorbneten Trimborn in 
joztalpolitifcher Beziehung zu burdzittern, und man wurde 
an den alten Vers gemahnt: 
üt' dich Gott, ed wär’ 7 ſchön geweſen, 
Behüt' dich Gott, es hat nicht ſollen ſein! 

Ich meine aber, zu dieſer Wehmut liegt kein Anlaß 
vor; denn ich glaube nicht, 5: bie verbünbeten Regie: 
rungen auf die Mitarbeit des Bentrums bei ber Behand» 
lung foztalpolttifher Fragen werben verzichten wollen. 
Wohl aber ift es ————— und darin kann i 
nur dem Herrn Abgeordneten gdan beitreten —, ba 
ein gewifles Gefühl der Befreiung wohl auch bei bem ver- 
bünbeten Regterungen herrſchen wird, wie in weiten Streifen 
der Nation, nämlih darüber, daß bie Vorherrſchaft des 
Zentrums aud auf diefem Gebiete endlich gebrochen tft, 
und daß wir Sozialpolitif treiben tönnen, wenn aud) 
nicht ohne dad Zentrum, fo doch nicht unter feiner Füh— 
rung. Herr Abgeorbneter Trimborn hat fi an die Rechte 
und Linke gewendet; er hat der Linken zugerufen, fie 
werbe wohl nad Taten lechzen, und ber Herr Abgeorb- 
nete Mugdan hat das in feiner Weiſe, möchte ich Jagen, 
bejaht. Selbfiverftändlih wird die Rechte wie bisher 
abfolut für eine großzügige, aber v ige Soztal- 
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politit zu Haben fein, und id be, daß bie Be⸗ (O) 


ſchwerden des Herrn Abgeorbneten Trimborn darüber, daß 
die Thronrede und ber Herr Reichskanzler fi) barüber 
nicht genügend geäußert hätten, num nad) den Erlänterum 

des Herrn Staatöfetretärd bed Innern befeitigt fein 
werben. Nicht aber bin ich bamit einverflanden, wenn 
ber Herr Abgeorbnete pa gefagt hat, wir müßten nun 
gewifiermaßen den Befählgungänahmweis führen und nad 
weifen können, baß wir nun auch Sozialpolitif ohne ober 
egen die Sozialdemokratie machen können. Ja, weiter 
Am wir ja in ben legten Jahrzehnten ga: nichts getan, 
als Soztalpolitit ohme oder gegen bie Sozialdemokratie 


zu treiben. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Wir haben ja die Sozialdemokratie nie, aber auch Sr 
bet einem einzigen Anlaß bei ben maßgebenden Ab» 
flimmungen wirtlih auf unferer Seite gehabt. Wir haben 
weiter nichts getan, als diejenigen Gefege, bie wir für 
richtig und im Imtereffe der Wrbeiterihaft notwendig 
hielten, vorzubereiten; aber in dem entf&heibenden Moment 
der Abftimmung bat die Sozialdemokratie abfolut und 
Immer berjagt. 
(Zuruf bei den Sozialbemofraten: Wo?) 

— Meine Herren, ih braude Ste ja nit an die Einzel⸗ 
heiten zu erinnern; das haben wir in umnferen Wahl- 
verſammlungen urbi et orbi verfünben müffen, daß wir 
bon ber gro zügigen um ver Gefeßgebung, bie ber große 
Seatfer Wilhelm imaugurtert hatte, bis zu den Geſetzen ber 
legten Jahre in der Hauptſache dieje Geſetze abfolut und 
immer gegen bie Soztaldemotratie haben machen müflen. 

ö mödte, ba mir von ber linken Seite im biefer 
Beziehung fein Glaube geſchenkt wird, mid auf das 
Zeugnis eines „Genoſſen“ berufen, bes „Genoſſen“ Adelung 
in Heflen. Das „Berliner Tageblatt" von vorgeftern 
bradte einen Artikel, wonach dieſer Herr Adelung, ein 


Redakteur an ber ſozialdemotratiſchen „Volkszeitung“, fi (D) 


über die Urſachen des Abſchwenkens vieler Mitläufer aus⸗ 
geſprochen hat. Er führt dad auf bie Art und Weiſe 
zurüd, wie in ber Bartel leider Meinungsverjchiebenheiten 
ausgetragen würden, unb fährt dann fort: 

m Wahlkampf fei ums wieder bis zum ber: 
druß die Tatſache vorgeritten worben, daß unſere 
Reihstagdfraktion gegen einige fozialpolitifche 
Geſetze geftimmt habe, bie nicht weit genug gingen. 
Es ſei befier, wenn bie Fraktion biefen Standpunft 
aufgebe. Sie möge verfudhen, wie fie es aud 
bisher tue, durch Anträge die Gefege zu ber- 
befiern; wenn aber bad Geſetz dann im feiner 
endgültigen Form immer noch einen Fortſchritt 
gegen ben biöherigen Zuftanb bringe, fo follte 
* Fraktion, zwar unter Proteſt, dafür 
ftimmen. Im — Landtage handeln unſere 
Genoſſen ebenſo. Die Agitation im Bande würbe 
dadurch erleichtert; denn es ſei ungemein ſchwer, 
die Wähler aufzuflären, warum unfere Genoſſen 
gegen ein Geſet ſtimmten, mit dem fie im Prinzip 
einberftanden find. 

(Hört! hört! rechts.) 
Ja, meine Herren, ich glaube, ein beffered Zeugnis gegen 
die Taktik der Sozialdemokratie aus dem Munde eines 
doch immerhin im einer Nebakteurftellung befindlichen 
„Senofien* kann ih wirklich nicht beibringen, und id 
fann mi nur ber Aufforderung bed „Berliner Tage- 
blatts“, das Ahnen auch ziemlich nahefteht, anfchließen 
(Heiterkeit), 


wenn es jagt: 
mei Mitglieber ber beifien ge 

bie Herren Dr. David und Ulrich, find bekannt» 

lich auch Reihstagdabgeorbnete. Es wird biefen 
wohl n ſchwer fallen, ein wenig praftiiche 


# 
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(v. Dirkſen.) 
Konfequenz zu zeigen und fo bem Rate ihres 
Laudtagskollegen Abelung zu folgen. 
Ich glaube, diefe Mahnung können wir nur an bie Herren 
auf der äußerften Linken wiederholt richten, und ic} glaube, 
damit beiwtefen zu Aigen daß es nicht eine einfeitige 
Auffaffung von und ift, wenn wir jagen: bie biöherige 
Spzialpolitif ift zum Teil ohne, in ber überwiegenden 
Me ie ber Gejege gegen bie Sozialdemokratie gemacht 
worben. 

Der * Abgeordnete Hue uns dann vorge⸗ 
worfen, wir hätten ja bie Mehrheit — wir, d. h. bie 
rehten und mittleren Barteien — ſchon feit einer 

e von Jahren; unſere Tätigkeit fei aber jo fparfam 
gewefen, wie er mit einem zoologiſchen Bilde fagte, wie 
bie bes Ochſen, der alle 17 Jahre einen Tropfen Milch 
ebe. Ih will auf bie zoologiſche Unmöglichkeit dieſes 

ed nicht weiter eingehen; aber id} möchte doch darauf 
hinweifen, daß ber Herr Högeorbnet Hue bie fozial: 
politiihe Geſetzgebung, wie unfererjeitö gehandhabt 
worben tft, wirklich erheblich unterfhägt. Welches Land 
fteht denn auf foztalpolitifchem Gebiete fo unerreicht da, 
wie unfer Deutſches Reich? 

(Sehr richtig! rechts.) 

Welches von ben Ländern, die bie Regierungsform haben, 
die den Sozialdemokraten als Ideal erfheint, nämlich bie 
republifanifhe, kann fih auch mur entfernt mit uns 
mefien? Man zeige und bo, was Frankreich, was bie 
Vereinigten Staaten von Amerika auf biefem Gebiete 
geleiftet haben! Ich will Ihnen nicht wieder Jaurds 
borreiten, ber als ein ber Nepublit ſich anpafjender 
Sozialdemokrat in Frankreich mit an der Gefehgebung 
— hat. Aber wie unendlich lange hat es gedauert, 
is einzelne von dem anderen Regierungen auch nur ben 
Verſuch gemadt haben, und auf dem Gebiete der ſozial⸗ 
politifhen Geſetzgebung langſam nadzuhintent Welche 


(B) Summe von Milliarden, kann man ohne Übertreibung 


fagen, hat nicht dad Reich für diefen Zwed aufgeopfert! 
Und ba wirft uns ber Abgeordnete Que eine abjolute 
Unfruchtbharkeit auf diefem Gebiete vor. 

Ih muß jagen, das ift ein Verkennen der Tat- 
beitände, wie 4 ſie nicht ſchärfer je geſehen habe. Ja 
ſelbſt das nad) ihrer Anſicht verrottete reaktivnäre Preußen 
mit ſeinem angeblich unverantwortlichen und elendeſten 
aller Wahlſyſteme hat noch in den letzten Wochen, in ben 
legten Tagen auf dieſem Gebiete gearbeitet. Ich erinnere 
Sie an ben Gefegentwurf, der dem preußtichen Landta 
vorliegt, über Wanberarbeitöftätten und verweiſe Sie * 
das Ihnen — —— Tageblatt” 

e 


das einen Artifel von Pfarrer v. Bodelſchwingh gebradt 
bat, der barin fagt: e8 handelt fid) nicht um eine Regelung 
bes Armenrechts, fonbern um ein neues jozialpolitifches 
Geſetz von größter Tragweite. Das ift alſo ein Entwurf, 
ber auf Anregung bed Herrn Abgeorbneten v. Bodelſchwin 
eingebracht ift, dem biefed glänzende Zeugnis ausgefte 
wird. Ich weile barauf hin, dab von bem Reichsamt bes 
Innern im Nahtragsetat eine Summe von 40 000 Mart 
für ein Inftitut zur Bekämpfung der Säuglingäfterblichteit 
nei in Berlin angefordert wird — aud eine Leiſtung auf 
ozialpolitiſchem Gebiet, die nicht unterfhägt werben darf. 
Ih möchte aljo den Herrn Abgeorbnueten Hue und feine 

eigenofjen bitten, mit größerer Unparteilichteit, wenn 

dazu imftande wären, bad zu beurteilen, was wir ge 
leiftet haben, und nicht zu fagen, daß wir abfolut um- 
frudtbar und erwieſen hätten. 

Um num zu bem verjchiedenen Punkten in ber Inter⸗ 
pellatton zu fommen, möchte ich jagen: nad) Anficht meiner 
politifchen Freunde find zwei von dem finf Nummern, bie 
darin ftehen, abfolut fpruchreif. Das tft bie Frage bed 
Heinen efähigungsnahiw es und bie frage bed ums 
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lauteren Wettbewerbd. Deine Herren, das find Fragen, (0) 


bie fo unendlich oft beſprochen worden find, bei denen fo 
viel Ermittlungen angeftellt find, daß wir da, glaube ich, 
eigentlich noch etwas a Grllärungen bed 
Herm Staatöfekretärd hätten erwarten können, als fie 
und gegeben find. Der Herr Staatöfefretär hat gejagt, 
man wolle fi erft noch darüber ſchlüſſig maden, ob ein 
Gefegentwurf über ben Kleinen Befähigungsnachweis 
eingebracht werben fol; es würde bad von der Zeit des 
Neihdtagd, die er noch übrig hätte, abhängen. Ich 
glaube, daß, wenn biejer Gefekentwurf möglichft bald 
eingebradt wird, der Reichſtag zu beffen Beratung in der 
Tat nod Zeit haben würde, und daß dad Zuftanbebringen 
dieſes Gejeged einen hervorragenden wohltätigen und 
beruhigenden Einfluß in Mittelftandbäfreifen haben würde; 
benn das ift ein Gefek, das ben allgemeinen Bebürfniffen 
entfpricht, über welches verſchledene Imittativanträge vor— 
vr worüber eine Refolution im vorigen Jahre von der 
Reihstagstommiffton ergangen tft, und zu deſſen Zuſtande— 
fommen wir alle bereit ſind mitzuarbeiten, auch die Linte, 
wie und eben ber Herr Abgeordnete Mugban gefagt hat. 

Bei dieſem Geſetzentwurf ift nun in ber borgeftrigen 
Nebe des Herrn Abgeordneten Hue eine Ausführung ger 
macht worden, die mic aufs höchſte erfreut und überraicht 
2 Der Herr Abgeordnete Hue entbedte nämlich bei 
tiefer Gelegenheit das Herz ber jozialdemokratifchen Partei 
fir das Handwerk und den Mittelftand. 


(Heiterfeit.) 
Meine Herren, das Herz der Soztaldemofratie auf dieſem 
Gebtete ift ein ganz fühles und nad) meiner Anſicht ein 
ſehr krankes Organ; benn es intermittiert vollfommen: 
4%, Jahre iſt es vollfommen fteif, ftarr und unbeweglich, 
und nur in dem einen Bierteljahr, in bem bie Wahlen 
liegen, entdedt bie Sozialdemokratie auf einmal ein 
warmes Herz für den Mittelftand und verfichert ihm ihr 


Wohlwollen, meint aber, fie fönne ihm leider nicht helfen. (D) 


Nein, meine Herren, fo tft ed nicht. Die Sozialbemofratie 
will nicht nur dem Mittelftand nicht wohl, fondern fie 
baßt ihn, und das hat fie an ben Tag gelegt durch 
underblümte Außerungen, und ich meine beöhalb, die Aus: 
führungen bed Herrn Abgeorbneten Hue follten nicht unwiber- 
fprodhen in bie Welt gehen. Deshalb muß ich mir doch 
geatten, an ein paar Belipielen zu jeigen, wie unzweis 
eutig bie foztaldemofrattihen Autoritäten fich gegen das 
Handwerk, gegen den Mittelftand ufw. ausgeſprochen 
haben, da nad meiner Anficht bie Außerung bed Herrn 
Abgeorbneten Hue abjolut nicht der Wahrheit entiprict. 
So bat in ber Sitzung bed Reihdtagd vom 
18. April 1904 ber Herr Abgeorbnnete Bödler verſchiedene 
rl bie ich bier kurz mwieberholen möchte. Er 
agte ba: 
Wenn Herr Abgeorbneter Dr. Braun jo höhniſch 
iprigt von dem fogenannten ehrenfeften alten 
Handwerfer, den er mit ber alten Bo che ber- 
leicht, die mit der Eiſenbahn nicht mehr mitkomme, 
1 mag er fih hüten, baß er in feinem Mahl: 
freiß nicht ſelbſt unter diefe Poſtlutſche gerät. 
Ja, meine Herren, ba Herr Dr. Braun mit zu ben 
Herren gehört, die man nicht mehr flieht, fo ſcheint ed mir 
bo, daß er wirklich in feinem Wahlkreife unter die Voft- 
futfche geraten ift. 
(Zuruf bei ben Soztaldemofraten.) 
— Jeder madt es fo gut er fan; ich Habe nicht mehr 
Geiſt, vielleicht nicht jo viel wie Ste, das tft möglid. 
(Zuruf bei den Soztalbemofraten.) 
Der Herr Abgeordnete Bödler jagt dann weiter: 
Genau in berfelben Tonart Hat feinerzeit Herr 
Bebel in Dlbernhau gefproden; er fagte, ber 
Mittelftand fet alted Mütterhen, das fein 
ottrüſtchen mehr beißen könne. 


iA) 


(B) 
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Unterflügung ber Streifluft der Arbeiter von (C) 


(v. Dirffen.) 
Ferner hat ber Herr Abgeorbnete Peus am 30. No- 
vember 1904 im Reichstag gefagt: 
Dem Mittelftand iſt mal nicht mehr zu helfen, 
denn bie Konzentration der legten Jahre hat ben 
Heinen Mann ind Gedränge und gerabe biefe 
Stleinen dazu gebracht, zu verfuchen, mit biefen 
befehdeten ein ihre Eriftenz zu —** 
Weiter hat der Herr Abgeordnete Froelich in der 
Sitzung vom 26. Februar 1904 über einen Vorfall be- 
richtet, ber auch ein ganz gs Licht auf das Herz ber 
Sozialdemokratie für den ttelftand und deſſen Er- 
haltung wirft: 
Auf einer ſozialdemokratiſchen Vollsberſammlung 
im reife Teltow bat ein Heiner Handwerker 
ben foztaldemofratifhen Referenten, dafür zu 
forgen, daß bie I eingang no Partei im 
Reihstage für die Sicherung ber Bauforderungen 
eintreten möge. Der rote Agitator ermwiberte 
darauf, er könne bafür nicht eintreten, und zwar 
deshalb nicht, weil ſonſt eine gewiffe Zufrieden: 
beit eintreten werde. 
(Hört! hört! rechts.) 

Das hat wenigſtens den Vorzug ber abfoluten Offenheit. 
(Zuruf bei den Sozialdemokraten: Wo war das P) 
— ſteht im Sitzungsprotokoll des Reichſtags bom 

26. Februar 1904. 
(MWiederholter Sum bei den Sozialbemofraten.) 
— Es war ber Herr Abgeorbnete Froelih. Bitte, fehen 
Sie fih doch die Reichstagsberichte durch, th braude 
Ihnen doch nicht alle Quellen zu nennen! — Die „Nord- 
beutfche Allgemeine” Hat am 19. Januar einen ganz 
amiüfanten Artikel gebracht, worin fie auch auf biejelbe 
Trage eingeht. Ste fagt: 
Der „Borwärtd* fchreibt: „Die Sozialbemofratie 
will nicht ben fleinen und Mitte eb ab» 
Ihaffen ... Die GSozialbemofratie will nicht 
bie $tleinbetriebe umtergraben, fie fonftatiert mur, 
daß bie heutige Wirtichaftdentwidiung baranf 
binausläuft, diefe Betriebe zu untergraben.*“ So 
„tonftattert* auch wohl ber Mörder gegenüber 
feinem Opfer, daß es jetzt zu fterben hat. 
Ste bringt weiter einige Zitate, die ich dem Haufe aud 
nicht vorenthalten möchte. Es wird Bezug genommen 
auf eine Agitationsfhrift von Paul Ernft und gefagt: 
Der Vertreter des Kleinkapitals, ber Kleinbürger 
hemmt durch feine bloße Eriftenz ſchon bie ſoziale 


Entwidlung. 

Das läßt doch an Deutlichkeit nichts zu wünſchen übrig. 
Nach Friedrich Engeld, der ja mit Marr eine Ihrer 
Leuchten iſt, tut bie ——— ein gutes Werk, 
wenn fie die Kleinen Kaufleute vernichtet, die durch und 
durch reattionär find. 

Herr Bod (Gotha), der —— Abgeordnete, hat in 
ſeinem Schuhmacherblatt geſchrieben: 

Uns als Arbeitern kann ber Untergang des Im 
enannten Mittelftanbes gleichgülti La 
egenteil, je eher er verſchwindet, beito befler tft 

ed, denn derſelbe ift ber größte Hemmſchuh in 

dfonomifcher, joztaler, gewerkſchaftlicher und polt- 
tiſcher Beziehung; überall tritt er uns hindernd 
in ben Weg, und darum können wir deſſen Unter: 
gang nicht früh genug herbeiwünſchen. 

a hört! rechts.) 

Herr Kautsky hat in einer Broſchüre von 1902 gezeigt, 
wie biefe Auffangung bed Mittelftandes im Zufunftöftaate 
vor ſich geben wird; er fagte: 

Solten am Tage nad) der fozialen Revolution 

noch immer Kleingewerbetreibende vorhanden fein, 

fo werben fie jo fchnell wie möglich erpropriiert 
unb befeitigt werben. Das nächſte ift: eine 


Staatöwegen! Genügt dad mod nicht, fo wird 

bie Vermögens- und bie Einfommenfteuer fo 

godgeiäraubt, daß fie der Sonfiöfation gleich— 
m 


mt. 
Alfo ein ganz richtiges, hübſches, geſetzliches Verfahren, 
bei bem ber Mittelftand ganz 3* abgemurkſt wird. 

Und ſchließlich — ich habe mir das Beſte bis zuletzt 
vorbehalten — hat die Zierde und Spitze der Partei, 
ber Abgeordnete Bebel, in feiner Schrift „Über unſere 
Ziele” namentlich mit bezug auf ben feinen und mitt⸗ 
leren Handelsſtand gelagt, daß im ſozialdemokratiſchen 
erg bie Zwiſchenhändler aller Art, Agenten, 

aller, Krämer verſchwinden werben. 

Dad, meine Herren, find Belege dafür, baß bie 
Soztalbemokratte überläuft von Wohlwollen gegen ben 
Handwerterftand. Ah mein, Herr Abgeorbneter Hue, 
wenn ber Mittelftand auf Sie und Ihre Partei ange: 
wiefen wäre, fo wäre er längft eines janften Todes 
verblichen; wir, die Rechte, und mit uns, fo hoffen wir, 
die Linke tun das Möglichfte und werben es auch ferner 
tum, um biefem Bernichtungsprozeß Widerſtand entgegen 
aufegen. Aber ich habe noch. einige Beijpiele, die noch 
eng find, weil fie aus ben letzten Tagen find, 
afür, wie die fozialdemofkratiihen Führer über den 
Mittelftand benfen. 

Der Abgeordnete Peus, auch einer vom ben Herren, 
bie nit mehr ba find, in meinem Wahlkreiſe in 
Kottbus in einer Verfammlung, über die bie „Märkiſche 
Volksſtimme“ vom 15. Februar beridtet — und ba 
itat, das ich jet made, ftammt ans bem „Sorauer 
ageblatt” —, gejagt: 

er reife num von Ort zu Ort und agitiere zum 
Beſten ber ſtonſumbereine, und er habe ji vor— 
enommen, fo viele felbftändige Eriftenzen inner- 
—* der nächſten fünf Jahre zu Falle zu bringen, 
als ihm Stimmen bei der Reichſtagswähl fehlten, 
nämlich 800. 

(Hört! hört! rechts. Zuruf bei den Sozialdemokraten: 

St nicht wahr!) 

— Wollen Sie nicht die Freundlichkeit haben, mich aus: 

ſprechen zu laſſen! 

Der Herr Abgeordnete Peus hat natürlich die Sache 
in dieſem Umfange nicht zugeben wollen; es iſt ihm aber, 
fo viel ich weiß, nicht gelungen, nachzuweiſen, daß er es 
— bat, — er hat nur einen anderen Sinn unter: 
gelegt. 

(Zuruf bet ben Sozialdemokraten: Unglaublich!) 

— 63 ift fehr glaublih! Und wenn Gie fih das 
„Sorauer Zageblatt* kommen laſſen, dann werben Sie 


es finden. 

Gwiſchenrufe.) 
— Unterbrechen Sie mich nicht immer! Sie können 
nachher ſprechen. Es iſt eine hervorragende Störung, 
wenn man immer unterbrochen wird. 

Der Herr Abgeorbniete Pens hat dann ald Ktonſum— 
eg bei feiner Tournee durch bie ſozialdemo⸗ 
frattihe Wuſte nah ber „Märkiſchen Voltsftimme* vom 
15. Februar 1907 in Kottbus wörtlich gefagt: 

Se ftärker ber Konſumberein, je mehr Beamte in 
dem Konſumberein, deflo mehr Agitatoren für 
ben Soztaltämus. 
Darum alio werben bie Konfumbereine von ber Sozial- 
demofratie immer protegiert, um den Mittelftand zu töten 
und durch bie Stellen der Beamten in den Stonfumbereinen 
bie eriftenzlofen Genoflen in der Partei En verforgen. 
(Zwiſchenrufe. — Glode bes Präfibenten.) 


Bräfldent: Ich bitte, den Herrn Redner nicht fort: 
während zu unterbrechen. 


2 


D) 





(A) 


(B 
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v. Dirffen, Abgeordneter: Der Herr Abgeorbnete 
Hue hat auch einige Vorſchläge —* t, wie dem Mittel⸗ 
ſtande geholfen werden könne. nächſt gemeint, 
das Handwerk ſolle dafür forgen, er Fa fo viel geborgt 
würde. Das halte ih für einen fehr richtigen Vorſchlag. 
Wenn das Handwerk immer in ber Lage ware, nur gegen 
bar m verkaufen, jo würde ihm damit jehr geholfen fein. 

Er hat und dann vorgeworfen, daß wir durch unfere 
MWirtihaftspolitif die Nohmaterialen fo außerordentlich 
verteuert hätten. Ich glaube, es wirb ihm ſchwer fallen, 
ben Nachweis dafür zu führen. Wohl aber können wir 
behaupten, daß durch unfere Wirtſchaftspolitik die Kon- 
fumenten bed Handwerks und vor allen Dingen bie Heinen 
Landwirte, die gerade ben Handwerkern in ben Heinen 
Städten etwa abfaufen und bar bezahlen können, er: 
heblich geftärft worben find, Es tft doch befannt, welche 
Wechfelbeziehungen zwiihen Stadt und Lanb beftehen, 
und baß, wenn es bem Bauernftand gut geht, der Hand» 
werkerftand auch zu leben hat. 

(Sehr richtig! redht3.) 

ferner hat er den Rat gegeben, man jolle die Beamten» 
befoldungen erhöhen. Er fcheint überjehen zu haben, daß 
F das Reich hereits bon dem Herrn Grafen b. Bofabowäty 
n ber Novemberfigung in Ausficht geftelt war, bie Frage 
ber Erhöhung ber Beamtengehälter im Reid in Erwägung 
zu ziehen, und daß in Preußen eine weitgehende Be— 
mwegung dafür im. Gange ift, dab ber Eifenbahnetat 
Milionen dafür auswirft, und dab im Jahre 1907 eine 
neue Regelung ber Beamtenbefolbung in Preußen ein: 
geführt werden fol. Alfo aud biefem feinem Ratſchlag 
ft bereit —— Uberraſchend war es, daß die Sozial» 
demokratie ſich mit den Beamten in fo wohlwollendem 
Sinne beihäftigt; denn der Vorgänger in meinem Wahl: 
freiß, Herr Antrid, ber Dauerrebner, bat in einer feiner 
Reden, indem er ben AZufunftöftaat ausmalte, gejagt, 
einer feiner größten Vorteile würbe ber fein, Kinn 
Beamten vom Minifter bis zum Nachtwächter berfätoinben 


würden. 
Geiterleit.) 
Unter ſolchen Umſtänden iſt es doppelt erfreulich, daß 
wenigftend dem jetzigen Beamtenſtand eine Gehaltserhöhung 
—— werden kann. 
Endlich hat Herr Hue fih an bie Nationalliberalen 
gewendet, deren Sache ich ja nicht zu führen Dabe, und 


fie gebeten, einige Millionen zur Verfügung zu ftellen, 
damit dem Handwerker: und . Mittelftande geholfen 
werde. Da können wir nur jagen: „bitte, nah Ihnen!“ 


Mer Millionäre in feiner Fra * hat, wer jo glücklich 
tft, reihe Erben in feiner Fraktion zu haben — es ift ja 
nicht Sitte, Namen zu nennen, aber fie. find gemügend 
befannt —, und wer 5 Be tft, durch jüdiſches Kapital 
unterftütt zu werben: eine folde Fraktion follte, wenn fie 
ein fo warmes Herz für ben Handwerkerftand hat, aus 
ihren eigenen Vorräten etwas herausgeben, anftatt ſich an 
andere Fraktionen — 

Darin gebe ich dem ue recht, daß mit dem 
Heinen Befübigungdnahmels - n bem Handwerk nicht 
geholfen wird. Aber Herr Hue Hat, glaube id, offene 
Türen eingerannt, indem er behauptet bat, daß ſich in 
Sfterreih der Befähigungsnachweis nicht als praktiſch 
herausgeftellt hat. Dort ift ber große Befähigungsnad;- 
weis eingeführt, während es fi) bier nur um ben Kleinen 
Befähigungsnachweis handelt, nämlich darum, daß nur 
berjenige Lehrlinge ausbilden barf, * bie Meifterprüfung 
gemadt hat. Da follte man doch mit Herrn Dr. Mugban 
fagen: wenn ein Stand glaubt und hofft, daß eine geſetz⸗ 
geberiihe Maßnahme ihm Helfen würde, namentlid eine 
Maßnahme, die den Staat nichts koſtet, unb bie feinem 
anderen Stande irgendwelche Unbequemlichkeiten macht, 
wie dieſer ſogenannte Meine Befähigungsnachwels, dann 


ſollte man einmal dieſen Verſuch machen. *8 — (C) 


es lohnt fi. Schlägt es nicht durch 
fönnen wir wetter ſehen. Aber es ift doch — one 
al3 gar nichts zu tum, wie bad bie Herren Sozial: 
bemofraten wollen. 

Der Herr Abgeorbnnete Hue hat gemeint, er hätte mit 
einem alten Hanbwerfämeifter gefproden, und wenn wir 
jemal3 mit den Handwerkern und unterhalten hätten, würben 
wir unfere Anfichten ändern. Meine Herren, denken Ste 
doch an ben Wahltampf, in bem wir in Stadt und Land 
30 bis 40 Berfammlungen abgehalten haben: glauben Ste, 
baß und ba nicht Belege e gas war, mit allen 
Ständen zu fpreden? d ie, daß nur Ste dad 
Monopol Fe bie Anfiähten ber Arbeiter, Handwerker 
und Handwerlsmeiſter zu hören? benfen Sie, daß unter 
meinen Wählern nicht jo und fo viele Handwerksmeiſter 
find, mit denen ich geſprochen und bei benen ih mich über 
bie Bebürfniffe der Handwerker orientiert habe? 

(Zuruf von ben Sozialdemokraten.) 

Id mag ed mißverftanben haben, aber jebenfalld will 
fagen, wir find über bie Stimmung der Handwerker ebenfo 
gut orientiert wie bie fozialbemofratifhen Herren und 
nehmen für beren Wünſche und Bebürfniffe basfelbe Ber- 
ne. in ** wie bie Herren Sozialdemokraten. 

wollen nicht, nachdem bie Sozialdemokraten ſchon 
bie Behauptung aufgeftellt haben, baß fie bie euaigen 
Vertreter ber Arbeiter feien, num auch noch bie Fi 
auflommen laſſen, dab fie allein Verſtändnis für bie 
Bebürfniffe und Wünſche des Handwerks en Bor 
allem hat fi aber doch bie — Vertretung des 
Handwerks, ber Handwerks⸗ und Gewerbefammertag, ein: 
mütig auf den Stanbpunft pefell, man möge ben Heinen 
Befähigungdnachweis bewilligen, wenn der große nicht zu 
zen Hi. Ich habe * noch das Protokoll von der 
Es lohnt ſich, den Verſuch zu 


Nürnberger Tagung. 


machen, ob ber Herr Staatöfekretär nit im Vertrauen (D) 


— die Popularität dieſer Forderung und mit Rückſicht 
bie im vorigen Jahre ſchon gemachte Zufage ben 
Entfäluf faſſen wird, einen Gejegentwurf über ben Heinen 
Befahigungsnachweis "noch in biefer Tagun wre 
Die ge ift materiell nicht ſchwer, und ich glaube, es 
würbe bem "gr werk ein unenblidher ie eſchehen. 
Allerdings iſt der kleine Befähigungsnachwels nicht 
ge, fondern id möchte zurüdtommen auf ben 
— meiner politiſchen Freunde, daß bei Vergebung 
öffentlicher Arbeiten und Lieferungen bie geprüften Meifter 
bevorzugt und daß — beſchränkten Submiſſionen nur 
ſolche Bewerber hinzu epogen werben, bie zur Führung 
des Meiftertitels Brett t find, damit ben Handwerks— 
meiftern materielle Bortelle zugebilligt werben und bie 
Leute wirflih etwas davon Haben. 

Die zweite Droge ift die, das Geſetz betreffend ben 
unlauteren Wettbewerb etwas zu berbeffern zur Be: 
fämpfung ber umreellen Ausverkäufe. Ich gebe zu, daß 
biefe Materie vielleicht etwas ichtwieriger zu regeln tft. 
In dieſer Hinfiht hat fi) der Herr Staatsſekretär weniger 
optimiſtiſch außgebrüdt; aber auch bad ift eine bringenbe 
Forberung, und wenn es nicht möglich ift, bie Frage in 
diefer Selfion zu erledigen, a. würde ich bitten, fie 
wenigftend zu Anfang ber nächſten Seffion bem Haufe 
borzulegen, vielleicht aud unter Berüdfihhtigung ber 
Smittativanträge, bie aus dem Haufe zu biefer Materie 
ergangen find. 

Bon den drei anderen Anträgen ber Imterpellation 
Trimborn ift der nähfibringlide der, ber fih auf ben 
aehnftündigen Arbeitstag der Frauen bezieht. Sämtliche 
—— haben darin mit dem Vertreter der verbündeten 

—*5*3 übereingeſtimmt, daß hier eine Forderung 
vorliegt, die don höchſter Wichtigkeit iſt, und die in der 
Tat auch als ſpruchreif bezeichnet werden kann. Der Herr 
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(v. Dirffen.) 








(A) Staatsjefretär felber hat darauf bingewiefen, daß, nachdem 


man in den Staatöwerkftätten jchon eine Arbeitözett von 
9 ober 10 Stunden zugebilligt hat, es unbillig fei, gerabe 
für die Frauen an ber elfftündigen Arbeitszeit feftzuhalten. 
Allerdings glaube ih, daß biete wichtige Frage nur mit 
ben Sautelen, bie ber Herr Stantöfefretär ſchon borges 
fehen bat, nämlich mit vorfichtigen Übergangöbeftimmnngen, 
in Angriff zu nehmen fein wird, und daß babei nicht 
ſchematiſch, Porn etwas inbivibualifiert verfahren werben 
muß. Ich darf daran erinnern, daß Herr Gamp namens 
meiner politifchen Freunde in feinen legten Ausführungen 
darauf hingewiefen hat, es fet vielleiht praftifch, wenn 
die Kompetenz ber Berufögenoffenihaften für ſolche 
Fragen erweitert und ihnen bie Smitiative in folden 
Saden übertragen würbe. Ich möchte das aber nur ald 
Anregung bier geben. 

Es bleiben noch zwei Fragen übrig, die gleichfalls 
bon ber größten Tragweite find, aber jebenfall in diefer 
Seſſion und noch nicht werben beſchäftigen können, nämlich 
die Frage ber Rechtsfähigkeit der Berufävereine und bie 
Einrihtung von Arbeiterfammern. Ih will mid auf 
biefe beiden Fragen nicht tiefer einlaffen, weil wir ja barüber 
no feine Geſetzentwürfe vorliegen haben. Derjenige 
über bie Rechtsfähigkeit der Berufövereine ift allerdings 
bereit3 in ber vorigen Seffion in ber Kommiffion geweſen, 
er hat rn vielen Seiten Anlaß zu Bebenten gegeben, 
und wenn bie verbünbeten Regierungen und einen meuen 
Entwurf vorlegen, unterliegt e8 ja feinem Zweifel, daß 
ben damals geltend gemachten Bebenten wird Rechnung 
— werden müſſen. 

ch möchte nur hier auf Ausführungen zurückkommen, 
bie der Abgeordnete Hue bei dieſer gg zum beften 
gegeben hat. Er ſagte zunähft, es fomme barauf an, 
berechtigte Forderungen der Arbeiterfhaft, vor allem ber 
Gewerkvereine, zu berüdfichtigen, unb bemerkte bann, daß 
(u) er aufs höchſte verdamme eine Bar die jegt unter 
ben Arbeitern Platz greife, nämlih die der fogenannten 
gelben Gewerkſchaften. Er fagte, daß fet eine dung 
dieſes furchtbaren und verrufenen fogenannten Reichs—⸗ 
lügenverbanbes, wie die Sozialdemokratie fih jo ge 
Ihmadvoll ausbrüdt. Der Abgeorbnete v. Liebert — 
und auch der Herr Abgeorbnete Hagemann im ber vorigen 
Seſſton — hatten bereitS Gelegenheit, fih mit den An- 
griffen zu beihäftigen, bie bie Sozialdemokratie gegen 
re Verband jeit Monaten — kann id jagen — 
ſchleudert. Wir nehmen ja ben Namen Reichslügenver⸗ 
band“ jehr gern an; benn es ift in ber Tat ein Verband 
zur Belämpfung ber Reihslügen, bie die Sozialbemofratie 
verbreitet. 
(Sehr richtig! rechts. Widerfpruch bei ben Sozial- 
bemofraten.) 
63 ift ein Verein zur Bekämpfung ber fozialbemokratifchen 
Lügen und beöwegen ein Verband, der in ber Tat alles 
Anteben, von fozialbemokratifher Seite aber all ben Haß 
verdient, mit dem fie uns beehrt. Niemand kann für uns 
eine jo große Propaganda machen, nichts ift eine fo vor: 
züglihe Reklame für diefen Reichsverband, wie ber Haß 
und die Beihimpfungen, die ihm gemibmet werben bon 
den ſozialdemokratiſchen Blättern, von der ſozialdemokrati⸗ 
jgen Sraftion. Aber, meine Herren, woburd unterſcheiden 
ir und denn bom Ihnen? Sie werfen uns vor, daß 
wir bezahlte Agitatoren ins Land fchiden; werben bemn 
von Ihnen nicht aud Beamte bezahlt, 3. 8. die Konſum⸗ 
vereinöbeamten, Gemwerlihaftöbeamten, und nit ein- 
mal von Ihren eigenen Geldern, fondern von dem Gelbe, 
bas Sie von ben Arbeitern erprefien? 
(Lebhafte Zurufe von den — — 
Ich glaube, da tit bie Bezahlung, die Sie — — 
(Stürmifhe Rufe von ben Sozialdemokraten: 
Zur Ordnung!) 
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Dt er bad iſt nicht Blech, ſondern traurige 

rheit. 

(Erneute ftürmifche Zurufe von ben Sozialdemokraten: 
Zur Ordnung! — Glode des Präfidenten.) 


Bräfident: Der Herr Nebner hat nit von bem 
Sozialdemokraten bier im Haufe geſprochen, ga im 
allgemeinen von ber ſozialdemokratiſchen Partei. 

(Stürmifher Widerfprud von ben Sozial⸗ 
bemofraten.) 
— Ich —* ben Herrn Redner fo verftanben, daß er von 
ber Sozialdemokratie im allgemeinen geſprochen hat. 
(Erneute ftürmifhe Yurufe von den Sozial: 
demofraten.) 

— Menn ber Herr Rebner von ben Sozialdemokraten 
bier im Haufe das gejagt hätte, fo würbe es * ſein. 
(Wiederholte Fürmifde Zurufe von ben Soztal: 
bemofraten.) 


v. Dirkfen, Abgeorbneter: Selbitverftändlih babe ich 
mid an fein Mitglied der fozialdemokratiihen Partei im 
Haufe gewandt, ſondern ich habe gejagt: befanntlih 
werben bie Gelber, bie bie Sozialdemokratie für ihre 
Zwecke braucht, aus ben Arbeitern zum Tell erpreßt. 

(Stürmtfhe Zurufe von den Sozialdemokraten — 

Ruf: Schon wieder gelogen!) 


Bräfident: Herr Abgeorbneter Kaden, ih rufe Sie 
zur Ordnung! 
(Zebhafte Zurufe von den Sozialdemokraten.) 


v. Dirkfen, Abgeordneter: Es unterliegt feinem 
Zweifel, dab eine Nelhe von Beiträgen — — 
(Anbauernde Unruhe.) 


Bräfident: Ich bitte um Ruhe, meine Herren! 


(c) 


v. Dirkſen. Abgeorbneter: — — eine Reihe bon Bei- (m) 


trägen, bie von ben Arbeitern erhoben werben fir foztal- 
bemofratifhe Zwede, von ihnen nicht freiwillig gegeben 
werben, fonbern unter eg 
(Zurufe von ben gu 
— Das tft nicht eine Behauptung von mir, fonbern das 
weiß dad ganze Land. 
(Erneute Zurufe von den Sozialdemokraten.) 
— Ih weiß es, denn ich habe mit Arbeitern gefproden; 
ih babe Briefe von Arbeiterfrauen gelefen. 
(Anbauerndbe IInrube.) 


Bräfident: Ich bitte um Ruhe, meine Herren! 
(Zurufe von den Sozialdemokraten.) 


v. Dirffen, Abgeorbneter: Alfo ich fage: ber Reichs- 
verband unterfcheibet fi vorteilhaft von ber Gozial- 
demofratie dadurch, daß er beruht auf abfolut freiwilligen 
Beiträgen, daß er lediglich patriotiſche Zwecke verfolgt 
und nicht bazu da ift, die Bevöllerungsklaſſen unter 
einander zu verhetzen; das ift ber Standpunkt, auf bem 
ih und meine Freunde ftehen. 

(Zurufe von ben Sozialdemokraten. — Glode bes 
Bräafidenten.) 

Der Herr Abgeorbnete Hue hat dann weiter gewettert 
gegen bie gelben Gewerfihaften und behauptet, daß fie 
eine Erfindung bed Reichsverbandes zur Bekämpfung ber 
Sozialdemokratie feier. Da tft Herr Hue entweder ſchlecht 
informiert gemwejen, ober er hat es fonft nicht fo genau 
mit ber Wahrheit genommen, wie man e3 follte. 
„Vorwärts" vom 22. Februar 1907 fteht folgendes: 

Auf eine großartige Idee kam die Mafchinen- 
fabrit Augdburg, die Mutter ber gelben Ge— 
werlſchaften in Deutſchland. 
Der „Vorwärts“ nennt bie Mafchinenfabrit Augsburg 
die Mutter ber gelben Gewerfjgaften in Deutiland; 








(v. Dirkfen.) 
(4) bengemäb fanı der NReichöverband zur Belämpfung ber 

Sozialdemokratie an ber Genefi der gelben Gewerkſchaften 
nicht beteiligt fein. Wohl aber ift es befannt, aus ben 
verſchiedenen Gewerlſchaftsveröffentlichungen, baß die Idee 
ber gelben Gewerlihaften aus Frankreich ftammt und bon 
ba zu und bereingefommen iſt. Alſo, wenn bie gelben 
Gewerkſchaften eiwas Verberblihes wären, fo find wir 
wicht m Erfinder; aber wir halten fie nicht für etwas 
Berwerflihes; benn wir halten den Zufammenfhluß 
ber Arbeiter, der gegen bie Sozialdemokratie fi richtet 
für ebenjo erlaubt, wie die ſozialdemokratiſchen Arbeiter: 
vereine. Deshalb begrüßen wir diejenigen Beranftaltungen, 
bie, wie die gelben Gewerlſchaften, verfuchen, fid) unabhängig 
zu machen bon dem Terroriömus ber Sozialdemokraten. 

(Bravo! rechts. Zurufe von den Sozialdemokraten.) 
— Id weiß, daß diefe Meinung bei Ihnen nit herrſcht. 
Ich habe hier das Zentralblatt der chriſtlichen Gewerf: 
ichaften in Deutihland, in welchem darauf hingewieſen ift, 
daß ber beutfche Arbeiter den Begriff der gelben Gewerk— 
ſchaft als eine Beleidigung feiner perfönlihen Ehre auffaßt. 

(Zurufe von den Sozialdemokraten.) 

— a, da find die Begriffe von perſönlicher Ehre durchaus 
verſchieden. Warum jollen die deutſchen Arbeiter wicht 
in gelben Verbänden ſich ebenjo zuſammentun, wie in 
fozialbemofratifhen! Alſo die Baterfhaft ber gelben 
Berbände lehnt der Reichsverband abſolut nicht ab; aber 
er ift unfhulbig daran, und der Abgeorbnete Hue hat 
fi zum mindeften jehr geirrt. 

Der Herr Abgeordnete Hue hat dann weiter ge— 
fungen bad hohe Lieb der Gewerlihaften als ſolche. 
Meine Herren, gegen die erſprießlichen Ziele und Leiſtungen 
ber Gewerlichaften im allgemeinen wird nicht? zu fagen 
fein. Aber wenn ber Herr Abgeordnete Hue bier num 
darauf hingewieſen Hat, welche koloffalen pekuniären 
Beiltungen die Gewerkſchaften für Wohlfahrtözwede im 


(8) Laufe der letzten Dahre gegeben haben, fo hat er babei 


überjehen, daß noch fehr viel mehr von den Einnahmen 
der Geſellſchaften für Agitationszwede ausgegeben find. 
Im Sabre 1904 find etwas über 5 Millionen für 
humanitäre Zwede audgegeben worben; die Gefamt- 
einnabmen betrugen aber circa 17'/, Millionen, ſodaß 
12 Miltonen fir Ngitationdzwede übrig bleiben. 

(Hört! hört! rechts. Lachen bei den Sozialdemokraten.) 
— Renn Sie —— werde ich Ihnen das belegen aus 
dem Verbandsblatte der chriſtlichen Gewerkſchaften, dann 
werden Sie mir recht geben. Im Jahre 1905 betrugen 
die Ausgaben für Humanitäre Zwecke etwas über 
6 Millionen, die Gefamtausgaben aber 21?/, Millionen, 
ſodaß 15 Millionen übrig blieben, bie anderweitig aus: 
gegeben wurden. Nun will ih Ihnen die einzelnen 

fen verlefen: für Verbandsorgan beinahe 1'/, Mil- 
lionen, für Agitation 1,3 Millionen, für Streit3 im Beruf 
über 9 Millionen. 

(Bravo! bei ben Sozialdemokraten. 
Hört! hört! rechts.) 
— Sa, bad tft fehr Shin, wenn Sie Brabo rufen, aber 
ih meine: humanitäre Zwede werben Sie das nicht 
nennen können. 
(Zurufe von den Sozialdemokraten.) 
— Gut, dann find wir barüber uneinig. Wenn das bie 
‚Zwede find, die die Gewerkſchaften erreichen jollen, wenn 
Sie das rühmend in ben Vordergrund fielen als 
humanitäre Zwede und dafür jo und jo viel ausgegeben 
haben, fo ift die frage berechtigt: konnte bafür nicht mehr 
verwenbet werben, alö daß für „ſonſtige Zwecke“ über 
eine Million, für „VerwaltungSmaterial“ über eine halbe 
Million, für „Gehälter“ faft eine halbe Million ufw. aus: 
gegeben werben! 
Dann hat Herr Hue verfichert, die Behauptung, daß 
die Gewertihaften — „die man ja immer mit der Sozial: 
Reichstag. 12. Legiöl.-P. 1. Geffien. 1907. 


__ Reichstag. — 15. Sigung. Montag ben 11. März 1907. 


377 


bemofratie zufammenmwirft* — ſozialdemokratiſche Organi- (C) 


fationen jeten, ſei unrichtig, es geſchähe ihnen damit 
unrecht und bat das in einer gewiflen Form bon ſich ab» 
gewiefen. Da barf I auf ben Parteitag in Iena im 
September 1905 hinweiſen, wo ber Referent ausgeführt 
hat: bie Gewerfihaft und die Partei feien zunädt nur 
Kor Br gewiffe Berfonalunton verbunden, und dann 
[) ’ 
Um ‘fo —— iſt die Durchdringung ber 
Gewerkſchaftsmitglieder, der Gewerkſchäftsführer 
mit ſozialiſtiſchem Geiſt, mit dem Bewußtſein bes 
höchſten Ziele allen Arbeiterftrebend. Gerade 
bie Maifeier, j ſchloß die logiſche Nette in 
Fiſchers Gebankengang, ift dad Belenntnis aller 
Arbeiter zur Sozialdemokratie zum Inter: 
nationalismus nnd darum befonderd geeignet, 
beide Arme ded mächtigen Stromes der Arbeiter: 
bewegung in das gemeinfame Bett des Slaffen- 
fampfe3 zu leiten. 
Meine Herren, barand geht doch unzweibeutig hervor, daß 
die Gewerkſchaften vollfommen fozialdemokratifche Organi- 
fationen Und wenn barüber noch Zweifel befehen 
Lönnten, jo fann man das aus ben Verhandlungen des 
Parteitags von Mannheim im Jahre 1906 fehen, wo ein 
Antrag Kautslky folgendermaßen formuliert war: 
Um aber Fine ar garage des Denkens und 
Handelns von Partei und Gewerkſchaft zu ſichern, 
bie ein unentbehrlihes Erfordernis für dem fieg- 
reichen Fortgang des proletarifchen Klaſſenkampfes 
bilbet, ift e8 unbedingt notwendig, daß bie Gewerk⸗ 
[haften von dem Geifte der Sozialdemokratie 
beberrfcht werben. Es iſt daher Pflicht eines 
jeden Barteigenoffen, in biefem Sinne in den 
Gewerkſchaften zu wirken und ſich bei der gewerk⸗ 
ſchaftlichen Tätigkeit wie bei jeder anderen öffent: 


lichen Betätigung an bie Beſchlüſſe ber Varteitage (D) 


gebunden zu fühlen. 
(Zuruf von den Sozialbemofraten.) 

— Ih ſage nidt, daß ber Antrag angenommen ift, 

fondern ich fage: das ift ein Antrag Kauisky, und Sie 

werben zugeben, daß Kautsky doch aud eine Leuchte 

Ihrer Partei ift. 

(Zufttinmung bei den Sozlalbemofraten.) 

Sie kommen dod davon nit los. — Alſo ich fage: es 

lommt Ihnen darauf an, bie Gewerkſchaften möglich nit 

fozialbemofratifchem Geift zu burddringen und fie zur 

Sozialdemokratie er gm Weiter habe ich nidts 

gejagt und will id) nichts beweifen. 

Schließlich hat Herr Hue das Lieb vertieft, das 
Herr Bebel ſchon neulid angeregt hatte, als er ſagte, 
Terrorismus werde nit von jeiten der Sozialdemokrätie 
geübt, ſondern von anderen Parteien. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten. 
Baden a 

Herr Bebel hatte bie ſchöne Idee, daß man dahin wirken 

folle, daß die armen Arbeiter nicht von biefen verruchten 

Arbeitäwilligen terrorifiert würden. 

(Laden rechts. Sehr richtig! bei ben 
, Sozialdemokraten.) 

Ich will zunächſt daran erinnern, wie die Zuſtände in 
ambur db, wie in Hamburg bie Neeber, wenn fie 
&hauerleute und andere Arbeiter fih bei Auöftänben 

fommen laffen, es nicht wagen, biefe Leute auf dem 

Lande unterzubringen, fonbern fie auf bem Schiff ver— 

ftauen müſſen, damit fie nur nicht in die Hände ber 

Streifenden kommen. Aber was bier in Berlin jpielt, ift 

ein anderes ge für den Bohkott und Terrorismus. 

Unter dem 9. März heißt es in einem Blatt: 

Ein Nahfpiel zu ben Reihstagswahlen in Berlin 
bildet der Boykott der ſozlaldemokrätiſchen Gaft: 
4 
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(v. Dirffen.) 
und Schanfwirte gegen eine Reihe von Groß: 
beftilationdfirmen, weil diefe angeblich bei ben 
legten Wahlen die gegnerifhen Parteien mit 
Gelbmitteln umnterftügt haben. In einer Ber: 
fammlung wurde nad) bem Referat bes fozial- 
bemokratiihen Stabtverorbneten Wille folgenbe 
Erklärung befhloffen: „Die heutige Verſammlung 
nimmt Kenntnis davon, daß die Großbdeftillationg- 
firmen Sandmann & Eo., fowie Mar Schulz 
erhebliche —— zur Bekämpfung der 
Sozialbemoktatie geleiftet haben. Es iſt daher 
Ehrenſache eines jeden Mitglieds, dieſe Firmen 
ihre Erzeugniſſe allein trinken zu laſſen.“ In 
allen Berfammlungen des ſozialdemokratiſchen 
Wirteverbandes wird offen zum Boylott ber 
Großdeſtillationsfirmen aufgefordert. 

Ja, meine Herren, wenn Sie bad nicht Boylott und 

Texrorismus nennen, jo weiß ich nit, was Sie unter 

diefen Begriff fallen laſſen wollen. 

ueuf bon ben Sozialdemokraten: Kohlenfynbifat!) 
— Miber, Herr Kollege, kommen Ste doch nicht mit 
Satfnenruen, bie nichts mit der Sade zu tun haben! — 
ift allerdings jedem unbenommen, fein Bier zu trinfen, 
wo er will. Aber biefe öffentliche Verrufserklärung von 
zwei Firmen — — 
(Glode des Präfibenten.) 


Ich bitte, den Herrn Redner nit zu 








Bräfident: 
unterbreden. 


v. Dieffen, Abgeordneter: — dieſe Verrufserflärung 
bon Brauereien, bloß weil fie ihre Gelber für anti- 
fozialdemoftratiiche Wahlen hergegeben haben, ift doch ein 
fo großer Terrorismus, wie er ftärfer mit gedacht 
werben fanın. 

(Ah! ah! bei den Sozialdemokraten.) 


(8) Ich glaube, daß bie Ausführungen bed Herm Abge— 


orbneten Hue in biefer Richtung nicht jehr ermutigend 
waren für bie beiden Saden, die er erreihen wollte, 
nämlid für eine andere Faſſung bed Gefegentwurfs be— 
treffend die Rechtsfähigleit der Berufsvereine und für bie 
Einrihtung von Arbeitäfammern. Aber wir haben bereits 
bei der Beratung des Geſetzentwurfs über die Berufs: 
vereine durch unſeren Fraltionsredner erklären laſſen, 
daß wir bie Notwendigleit einer ſolchen Geſetzgebung 
früher oder fpäter anerkennen, daß biefen Organifationen 
eine fefte Geftalt gegeben werben müßte, und baß mir 
gern bereit jein würden, daran mitzuwirken, daß biefe 
verſchiedenen Organifationen in einem Haufe, unter einem 
Dad frieblih miteinander wirken, allerbingd unter ber 
Voraudfegung, wie ber bamalige Herr Rebner gefagt hat, 
daß nicht bie eine ber Parteien in biefem friedlichen 
Haufe eine Dynamitbombenfabrik anlegen ſollte. Wenn 
Sie das in Ihr geliebtes Deutſch übertragen, werben Sie 
vielleicht fehen, auf welchem Standpunlt ein Teil unferer 
Partei fteht. 

Meine Herren, id bin mit meinen Ausführungen — 
zu Ihrer Genugtuung vermutlich 
(Heiterkeit) — 

u Enbe und möchte mur nod mit einem Wort auf bie 

usführungen des Herrn Dr. Hieber fommen, man folle 
nicht in ben Fehler verfallen, die Gefahr der Soztal- 
demofratie zu unterfhägen; man folle nicht ein laisser 
faire laisser aller obwalten laffen, fondern fleißig arbeiten. 
Meine Herren, das ift ein Standpunkt, glaube id), den 
das ganze Haus teilt; aber wir möchten dabei body bie 
Stautelen haben, daß mit einer gewiffen moberierten Ge: 
ſchwindigklelt vorgegangen würde, daß die Gefeßgebung 
and im Einklang ftehe mit bem Intereſſe ber Arbeitgeber, 
die doch Ichließlih auch Menſchen find, und deren Eriften 
für bie Arbeiter doch and recht wichtig if. Aber ba 
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gewiffe Forderungen mit der Zeit in ben | ber Geſetz⸗ 
gebung werben überfegt werden müffen, barüber ift uns 
gar fein Zweifel. 

Der Herr Staatsſekretär hatte vn es gebe Beute, 
die die Freude zur Sozialpolitit nur auf den Lippen, aber 
nit im Herzen trügen. 

(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten.) 
Ich glaube, daß deß Charalteriſtik auf feine der Parteien 
im Haufe paßt. 

(Hört! Hört! und Lachen bei ben Sozialdemokraten.) 
Aber man darf wohl andererfeit3 an das Wort erinnern: 
das Beſſere ift ber Feind bed Guten. Ich glaube, es 
würbe Hug fein, den Mahnungen bed Herrn Staatö- 
ſekretärs Grafen Bofabowäty zu folgen und fi mit einzelnen 
Abſchlagszahlungen zu er vr ftatt große Ziele anf 
einmal erreichen zu wollen. Ich glaube nicht, daß erftens 
einmal bie Arbeitäfraft des Reichſstags und zweitens bie 
Leiſtungsfähigleit der Bevölkerung fo groß if, daß wir 
all die großen Fragen, die jet und in ber nächſten Legis— 
laturperiobe an und herantreten werben, auf einmal er- 
ledigen können, und ich glaube, daß wir bie wichtigften 
Tragen zuerft nehmen müflen. Diefe wichtigften ragen 
erlaubte id mir aber in ber Reihenfolge barzulegen, wie 
ih es bier getan habe. 

Meine Herren, ber Herr Abgeordnete Hue jchloß feine 
Ausführungen am vorigen Sonnabend mit einem Zitat, 
das mid; am biefer Stelle jehr überrafhte. Er bat ge 
fagt: „Wir wollen fein ein einig Bolt von Brüdern !* 

(Zuruf von ben Sozialdemokraten: wir Arbeiter! — 

Laden rechts.) 
Sehr pilant und überrafhend ift es ja, daß der „Bor: 
wärts“ in feinem fonft wortgetreuen Referat diefes Zitat 
wohl als au vaterlandsfreundlich unterdrüdt hat. 

(Heiterkeit rechts. — Zurufe bon den Sozialbemofraten. 

Glode des Präfidenten.) 


Präfident: Ich bitte, den Herrn Redner nicht fort: 
während zu unterbrechen! 


v. Dirtſen, Abgeordneter: Ich glaube, Sie kommen 

nachher noch heran, Herr Kollege! 

(Zuruf bon den Sozialdemokraten.) 
— Das ift fhabe; aber dann bad nädfte Mal. Dann 
laffen Sie mich eben fließen. 

Meine Herren, wir a. das Zitat mit großer 
Bereitwilligkeit auf, was bier von der Sozialdemokratie 
gebraudt worden ift, aber nit im Sinne ber Sozial⸗ 
demofratie, fondern in bem frieblichen Geiſte, wie ber 
Dichter es gemeint hat, und wie wir es verfichen: „Wir 
wollen fein ein einig Volk von Brüdern“. Aber dann 
tun Sie einmal infofern Ihre Pflicht, ald Sie ablaffen 
bon ber Berhegung und mit und arbeiten zu einer 
pofitiven fozialen Geſetzgebung zum Beſten bes deutſchen 


Baterlandes! 
(Zebhafter Beifall rechts.) 
2 Eau Der Herr Abgeordnete Schad hat das 
ort. 


Schad, Abgeordneter: Meine Herren, wenn ich bie 
Abfichten, die dad Zentrum bei ber Einbringung ber 
Interpellation leiteten, richtig verſtanden habe, fo ſtellt 
bie Drudfade Nr. 92 fo eine Art von Erinnerungöblatt 
ober erg an den Herrn Reichskanzler dar. Oben 
fönnte das befannte Wort fiehen: „cave! — adsum“ und 
unten lint3 in der Ede: „Seinem Iteben Reichſskanzler — 
das bergeflene Zentrum“. Das —— wollte zeigen, 
daß es noch da iſt, daß bie Regierung eine Anzahl 
bon — wenn ich mid fo ansbrüden darf — foztal- 
politifhen Wechſeln audgeRelt hat, die nad) Anfiht bes 
Zentrums ohne feine Hilfe hier im Neihstag nicht ein: 
gelöft werben fönnen, und das Zentrum mollte weiter 


(C) 


| 





(4) 3 
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(Schad.) 

en, baß es mad) wie vor gefonnen ft, ſich dieſer Auf: 
gabe nicht zu entziehen. Niemand von und wirb etwas 
anderes erwartet haben; benn jeder von und weiß, daß 
das Zentrum fozialpolitiihe Anjhauungen hier im Reichs⸗ 
tag nicht um der ſchönen Augen bed Herm Reichskanzlers 
willen vertreten hat, fondern weil es bon beren Richtigkeit 
überzeugt geweſen ift. 

(Sehr richtig! im der Mitte.) 

&3 wird aud niemand von uns beftreiten wollen, 
daß fih das Zentrum Verbienfte auf foztalpolitiihem Ge: 
biete erworben hat, daß es als fozialpolitiich zuverläſſig 
angeiprocdhen werben muß, und zwar, ſoweit Mittelftands- 
fragen in Betracht fommen, mit der Rechten gemeinfam, 
foweit Arbeiterfragen in Betracht kommen, von den großen 
—— eigentlich allein. Ich ſage das nicht, um dem 

entrum damit etwas Angenehmes zu jagen — dazu habe 
ich feinerlei Beranlafjung —, fondern id) jage e8, um bamit 
nah Möglichkeit auf die anderen Fraktionen m wirken, 
damit auch fie in ihren Streifen die Widerſtaͤnde über: 
winben, bie fi bem Fortſchreiten der Sozialpolitif dort 
——— Meine Herren, eine nationale Weltanſchauung, 
die nicht durchzogen iſt von dem Geiſte ſozialer Er 


feit gegenüber bem eigenen Vollsgenoſſen, kann fich nicht 
behaupten und wird ſich nicht durchſetzen. Ja, id) ge 
noch weiter, indem ich jage: die Vertiefung einer nationalen 
Weltanſchauung muß aus der Liebe zu ben Voltögenofjen 
heraus zu fozialen Empfindungen führen. 
(Sehr richtig!) 
Nun * Herr Kollege Trimborn nicht nur den Herrn 
Reichskanzler, fondern auch die einzelnen Fraktionen ded 
uſes interpelliert, wie fie zu ben bier angefchnittenen 
ragen fiehen. Ich komme jeinem Wunſche mit vielem 
ergnügen nad und kann hier im Namen meiner poli— 
tiſchen Freunde bie Erflärung abgeben, daß wir nidt 
minder jehnfüchtig wie bad Zentrum auf die Einbringung 


(8) ber in der Interpellation bezeichneten Vorlagen warten 


und daß wir uns an Eifer bei der Förderung und Be— 
arbeitung biefer zn von feiner Fraktion übertreffen 
laflen werben. Auch in ber fachlichen Beurteilung biefer 
Vorlagen beftehen zwiſchen und Jungkonſervativen und 
dem Zentrum keinerlei Meinungsvberſchiedenheiten. 
amit dieſer Erllärung wegen ihrer Kürze nicht der 
Vorwurf gemacht werben kaun, fie ſei zu allgemein 
gehalten, will ih Hinzufügen, daß alles das, was an 
fäglihen Ginzelheiten barüber von dem Herrn 
ollegen Trimborn bier ausgeführt worden ift, aud das, 
was au grundjäglichen Ginzelheiten über biefe Vorlagen 
bon bem Herrn Kollegen Sieber hier gejagt worben ift, 
fo ziemlih Wort für Wort von meinen polittfchen (Freunden 
unterfdrieben werben fan. Ich lege Wert darauf, gerade 
bei diefer Gelegenheit hier feftzuftellen, daß meine SFrattion 
geſchloſſen hinter dieſer Erklärung fteht. 
fomme nun zu einigen Einzelheiten. Der Herr 
Kollege Trimborn hat, bevor er auf bie eigentlichen Punkte 
ber Interpellation einging, ein Reihe von anderen Gegen 
Händen geftreift, die aud ich nur ganz kurz erwähnen 
will. Das einheitliche Vereins- und Verſammlungsrecht 
it eine alte Forderung meiner politifchen Freunde. 
63 geht und babei allerdings gemau fo wie bem 
nr Hieber in feiner Fraktion und wie wahr: 
fheinlih in allen Fraktionen: daß unfere fübbeutfchen 
reunde biefer Forderung - einem einheitlichen 
ereins unb Berfammlungsreht etwas zweifelhaft 
geseniiberkehen, weil fie babon umter Umſtänden eine 
erſchlechterung —* ſüddeutſchen Verhältniſſe befürchten, 
und bie dann lieber das, was fie dort gegenwaͤrtig 
en, behalten möchten, als es gegen ein ſchlechteres 
eichöpereind: und Verſammlungsrecht zu vertauſchen. 
Un und für wi möchte ih nur noch ber Anfiht Aus: 
drud geben, ih biefe Frage wirklich nicht für fo 


Montag ben 11. März 1907. 


— 


ſchwierig anſehen kann, daß die verbündeten Regierungen (C) 


nicht endlich einmal aus dem Stadium ber ernſten Er— 
wägungen heraus zu poſttiven Vorlagen hier gelangen 
fönnten. Bon Süddeutſchland aus wirb einer freiheitlichen 
Ausgeftaltung eined ſolchen Rechts ganz gewiß fein 
Hindernis in ben Weg gelegt werben, und ich traue aud 
der preußiſchen Negierung fo viel Verſtändnis zu, daß fie 
angefiht3 der politiihen Lage jetzt enblih bazu kommen 
wird, einen etwa früher gehegten Widerftand aufzugeben. 

63 find dann aud die Forderungen ber Privat: 
angeftellten und der Handlungägehilfen erwähnt worden. 
Ich will darauf bei diefer Gelegenheit nicht weiter ein: 

Erg obgleich mande dieſer Forderungen durchaus eben» 
3 als fpruchreif angefehen werben müflen, fo nament: 
li) die frage der Sonntagsruhe im Handelögewerbe. 

68 ift aud) die Regelung ber Berhältniffe in ber Heim- 
arbeit erwähnt worden. Der Herr Abgeordnete Trimborn 
bat dem Wunſche Ausdruck gegeben, daß einer ber erften 
Schwerindtage dazu benugt werben möchte, um biefe Frage 
im Reichötage einer Beiprehung zu unterziehen. Ich 
mödte hierzu namend meiner freunde erflären, daß wir 
in dieſer Beziehung der Zentrumsfraktion gern ben Bor: 
tritt laffen und und freuen würden, wenn ber erfte 
Schwerinstag nit dem Toleranzantrag, fondern bie frage 
ber Heimarbeit ſehen würde. 

Damit will ih die Bemerkungen über bie nebenher 
| ragen ſchließen und werde jest im Anſchluß 
an bie Ausführungen des Herrn Staatöjelretärd und ber 
Herren Redner aus dem Haufe einige kurze Bemerkungen 
über dad maden, was ben eigentlihen Inhalt ber inter: 
pellation bildet. 

Zunächſt einige Worte über bie Mittelftanbsfragen. 
Dem Heinen Befähigungsnachweis werben wir zu 
flimmen. Ih mödte und aber gegen bie Auffaffung 
berwahren, ald ob nun etwa mit der Erfüllung biefer 


Forderung alle berehtigten Forderungen bed Hand- (m) 


werls erledigt feien. Mir fehen im Heinen Befählgungs: 
nachweis nur bie Richtlinie eines Weges, der eingeſchlagen 
werben fol, gewiffermaßen eine Grundlage für die Hebun 
des Stanbesbewußtfeind im Handwerk. Das mir 
hoffentlich zu einem ftärkeren Zuſammengehörigkeitsgefühl 
und zu einem engeren Zufammenfhluß des Hanbwerts, 
namentlich aud zur Wahrung ber Würbe des Stanbes, 
führen und dann dazu beitragen, daß einerſeits auf dem 
Boden der Selbfihilfe, andererfeit3 aber auch ben geſetz⸗ 
gebenden Körperſchaften gegenüber die Wünſche bes 
Handwerks beifer und nachdrücklicher vertreten werden 
tönnen, als e3 biöher ber Fall war. Man fol aber num 
nicht etwa glauben, ald ob mit der Einführung bes Heinen 
Befähigungsnachweiſes allein ſchon etwas Durchgreifendes 
für die Beſſerung der Lage des Handwerks geſchehen ſei. 
Ohne mid auf weitergehende Forderungen im ein—⸗ 
elnen einzulaflen, will ih nur das PVerlangen nad 
iherung der Forderungen der Bauhandwerker und ben 
Befähigungdnahweis, mindeftend für bad Bauhanbwerf, 
erwähnen. Sie auf ber linken Seite, follten eigentlich 
biefem Verlangen nicht fo — gegenüberſtehen, wie 
es biöher der Fall geweſen iſt; denn gerade bie An— 
ehörigen der Fraktionen auf dieſer Seite des Hauſes 
Ei ja alle mehr ober minder einen Befählgungsnad- 
weis durchmachen müflen, um bie Stellung zu befleiven, 
bie fie heute innehaben. 
fomme nun meinerfeit3 aud noch mit einem 
Worte auf bie Ausführungen bed Herm —— Hue 
ragen bed Handwerls. Er fagte am Sonnabend, es 
ei in ber Wahlbewegung der Sozialdemokratie fogar ber 
Vorwurf gemadt worden, fie wolle dad Handwerk ver- 
nichten. Ich rief Darauf: fehr richtig! —, und alsbald wurbe 
die Richtigkeit diefed Borwurfs von bem Herrn Abgeorb- 
neten Hue befiritten. Nun, melne Herren, behaupte Id, 
54* 


(A) 


(B) 
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(Schad.) 
wenn jemand Soztalbemofrat ift, muß er bon ber Richtig: 
feit ber Ziele der Sozialdemokratie überzeugt fein. It 
er das, fo muß er wünſchen, daß das Endziel der Sozial: 
demokratie jo ſchnell wie irgend möglich erreicht werbe. 
Sol das Endziel der Soztalbemokratie fo ſchnell wie 
irgend möglich erreicht werben, fo ift die Vorbedingung 
dazu bie eleitigung ber ſelbſtändigen Eriftenzen. Gin 
zielbewußt handelnder Sozialdemofrat muß alio alles tun, 
was nur geſchehen kann, um dieſe felbftändigen Eriftenzen 
u befeitigen, und er hat daher ein durchaus unmittelbares 
ereffe daran, nad dieſer Richtung Hin zu arbeiten; 
fonft wäre er chen Fein überzeugter Sozialdemofrat. 
Diefer Anfhanung tft aud wiederholt von der Sozlal- 
bemofratie Ausdrud gegeben worden. Jh will nur an 
bie Bemerkung in der „Sähfifchen Arbeiterzeitung“ vom 
Juli 1890 erimmern: 
Wir werben immer und überall beftrebt fein, ben 
Untergang des Kleingewerbes zu befchleunigen 
(hört! hört! rechts), — 
an bie Bemerkung bed Sozialdemokraten Engels vom 
Mai 1890: 
Wenn aber bad Kapital die Heinen Handwerker 
und Kaufleute vernichtet, fo tut es ein gutes Wert 
(hört! hört! rechts), — 
des früheren Abgeordneten Mar Schippel 
im „Sozialpolitiichen Zentralblatt” vom 28. Januar 1895: 
Nicht bie altung, ſondern bie Auflöfung ber 
wilden Arbeit und Kapital haltlos hin und 
ber geworfenen Mittelichichten liegt im Intereſſe 
der Rohnarbeiter 
(hört! hört! reits), — 
an einen Aufſatz in der fozialdemofratiihen Zeitung 
„Damburger Edo* vom 1. Juni 1898, wo es heißt: 
ir Sozialdemokraten können biefen notwendigen 
Fortſchritt nit u. und wiflen aud, daß 
alle bie heute den „Mittelftänden“ angepriefenen 
Mittelhen das nicht vermögen werden. Wenn 
fie e8 aber vermöchten, jo müßten wir trogdem 
biefe Pläne befämpfen, weil fie ben wirtfdhaft- 
lichen Fortichritt hemmen wiürben 
(hört! hört! rechts), — 
und welter: 


Da ift e8 doch nur logiſch, bie wirtidhaftliche 
Entwidlung beſchleunigen zu helfen, um bie 
Schmerzendzeit abzulürzen. Das iſt bad Be 
ftreben ber Sozialdemofratie, das jie nie ber- 
leugnet hat. — 
Und endlich heißt «8: 
Haben aber die wenigen ganz großen Betriebe 
alles aufgeiogen, dann fönnen fie um fo leichter 
in ben Beſiß der Gefelichaft überführt werben. 
Meine Herren, wenn Ihnen diefe Sachen etwa zu alten 
Datums find, fo Habe ich hier etwas ganz Neues aus 
dem Jahre 1906, und zwar aus Ahrer — 
c, ebentalls im Original. Es heißt 
ort: 


Anbererfeitö aber zeigt fi nun aud das Allein» 
bürgertum, foweit es fi nicht dem Proletartat 
anſchließt, politifch ebenfo als eine Schicht, bie 
nur noch 38* anrichten und den Beſtand der 
Geſellſchaft ſtören kann, wie es ölonomiſch in 
feinem größten Teile ſchon heute zu einem 
Schmaroger am gefelihaftlihen Körper ge: 
mworben t 

(hört! hört! rechts), 
ber nur noch auf beffen Koften feine Eriftenz zu 
friften vermag. 
(Hört! hört! rechts.) 
* rieben von Karl Kautsky, der Ihnen ja nicht ganz 
unbelannt fein bürfte. 


an bie ati 


Meine Herren, man zu den Fragen, bie ben Handeld- (©) 


ftand angehen. Ich muß allerdingd geftehen: noch viel 
ungeregelter als beim Handwerk liegen die Verhältniſſe 
im Hanbelögewerbe. Das liegt daran, daß in berfelben 
Zeit, wo dad Handwerk zum Teil zurüdging, ber Handels⸗ 
ftand, wenigftens zahlenmäßtg, emporſchoß, aber auch nur 
zahlenmäßig; die ftandeswürbige en, bed beutfchen 
Handels ift weit hinter der Zeit zurüdgeblteben, in ber 
wir gegenwärtig leben. Man muß fi nur einmal vor⸗ 
ftellen: was tft nicht alles in ben letten 30 Jahren Haufe 
mann geworden? Ich will nur barauf hinweiſen, daß 
beifpieldweife in der Stadt Kiel feftgeftellt worden tft, 
baß, wenn ich mid; recht erinnere, ungefähr die Hälfte 
aller dort anfäffigen Kaufleute im Kleinhandel eine fauf- 
männiſche Lehre überhaupt nit durchgemacht hat 
(hört! hört!), 

fondern überläufer aus irgendwelchen anberen Berufen 
darftellt. Da tft e8 denn ganz erflärlih, daß ein eigent- 
liches Stanbesbewußtfein im Handel heute gar nicht bor- 
handen ift, und daß deshalb Erſcheinungen an bie Ober: 
flähe fommen, die das Weſen des Handels nad ber 
unreellen Seite hin ſtark belaften. 

Das Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb reiht 
in feiner heutigen Geftalt zweifellos nicht aus. Es bat 
einmal den Fehler, dab es nicht alle Fälle erfaßt, und 
weiten, daß es, ih glaube im S 12, die Anzeige eines 
nterefienten verlangt: Es muß Hier die Forderung er: 
hoben werben, baß bei Fällen von unlauterem Wettbewerb 
die Staatsanwälte verpflichtet werben, ex officio einzu⸗ 
fchreiten. 

Dann, meine Herren, möchte id noch ein Wort fagen 
über bie Art der Strafe, bie in biefem Geſetz vorgeſehen 
tft. Wenn irgend ein linternehmer, nod dazu ein groß- 
fapitaliftifcher Unternehmer, wegen unlauteren Wettbewerbs 
mit 30 oder 50 oder 100 Mar? beftraft wird, fo tft bamit 
eigentlich nicht diel gewonnen. 

(Sehr ridtig! bei der Wirtfhaftlihen Bereinigung.) 
Mir wiirde eine Strafe etwa folgender Art bier lieber 
fein. Jeder, der beftraft wird, müßte verpflichtet fein, 
ein Schild je nad ber Art des Vergehend einige Monate, 
ein Jahr oder noch länger tu feinem Laden aufzuhängen, 
auf dem fteht: Beſtraft wegen Ülbertretung des Geſches 
geoen ben unlauteren Wettbewerb — ober auf bem fteht: 

eftraft wegen Nahrungsmittelverfälfhung. 

(Sehr gut! und Heiterkeit bei ber Wirtſchaftlichen 

Bereinigung.) 
Meine Herren, ein berartiges Sid bürfte nicht zu Hein 
fein, und e8 bürfte damit auch nicht gehen wie bei bem 
Geſetz, das gemadt worden ift, um bie fFirmen- 
verfchleierung zu verhindern. Die Kaufleute, die ein 
Intereſſe daran haben, ihren Namen zu verhehlen, ımb 
die heute gefeglich verpflichtet find, ihren Namen an der 
Außenfeite des Hauſes anzubringen, bringen ihn meift in 
einer Art und Welfe an, baß man ihn kaum findet: Das 
müßte hierbei vermieden werden. Gin foldes Schild 
müßte biret am Scaufenfter angebradht werben, und 
wer bieje Anordnung nicht befolgt und babei ertappt wird, 
daß er fich ihr entzieht, der müßte als Strafe für biefe 
Unterlaffung zwet oder nod mehr Schilder im Laben auf: 


hängen. 
(Heiterkeit.) 

Meine Herren, dann hätte man auch Gelegenheit, eb 
zuftellen, was benn eigentlich unreelle Geſchäfte find, 
um biefe von ben reellen zu unterſcheiden. Man hätte 
bann au die Möglichkeit, die Mahnung bed Herrn 
Staatsſekretärs zu befolgen, nämlid in unteellen Ge: 
ihäften nichts zu kaufen. Heute kann diefe Unterſcheidung 
gar nicht einmal überall gemacht werben. 

Ih möchte zu biefem Appell an bie anftändige Ges 
finnung, den der Herr Staatsſekretär ausgeſprochen Hat, 





(a) noch ein Wort fagen 


— 
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gen Mer einmal den Verfud gemacht 
8* biefe erzieher ſche Arbeit zu leiſten und an ſeinem 
eile bei feinen Bekannten dahin zu wirken, nicht im 
ſolchen Geſchäflen zu kaufen, die in dem Verdacht ftehen, 
unreell zu fein, der weiß aud, daß das eine Aıbeit tft, 
die in dem allermeiften Fällen leider eine vergebliche ift. 
Man darf Hierbei nicht vergefien, daß der größte Teil ber 
Einkäufe in den Geſchäften doch von — Frauen beſorgt 
wird, und es wird kein Menſch Hier im Haufe behaupten 
wollen, daß nun etwa bie Frauen nad dieſer Richtung 
hin zu überzeugen find. 

(Zuftimmmung.) 

Wenn bon irgend einer Welt, bann gilt von ber Frauen 
welt das Wort: mundus vult decipi von ben Männern 
im allgemeinen und von ben Lieferanten im befonberen! 
Range Haare, kurzer Berftand, fagt dad Boll. Es muß 
allerdings gleich bemerkt werben, daß bie Männer meiſt 
auch nicht diel beffer find. Kommt es doch vor, daß 
foger hohe Staatsbeamte fi an Beftrebungen beteiligen 

. an der Gründung und Förderung bon Konſumbereinen 

(hört! hört! bei den Sozialdemokraten) 
und ähnlichen Lnternehmungen, die dem Mittelftande das 
Leben faner maden 
(Sehr richtig! bei der Wirtſchaftlichen Vereinigung.) 

Endlich, meine Herren, muß id), wenn ich auch den Wert 
eitted vom Miniftertiihe an das Volk gerichteten Mahn- 
wortes durchaus nicht umterihäge, für und Abgeorbnete 
doch jagen, daß wir Schließlich hier find, un Gefege zu machen, 
und nicht, um bon hier aus bad lifum zu erziehen. 

Biel notwendiger als ein Mahnwort an das Publikum 
Ben mir von biefer Stelle aus ein anbered an bie 

eteiligten Kreife im Handel zu fein, das dieſe Kreiſe 
= Zufammenfhluß auffordert. Gerade bie Entwidlung 
8 deutſchen Handels in ben legten 30 Jahren, bie id 
vorhin andeutete, hat ja dazu geführt, daß in ihm ei enilih 
jede Spur von Stanbesbenusnlein und bad Gefühl der 
Zufammengehörigteit erftidt if. In ber „Stolontalwaren- 
—— Härte in einer der legten Nummern ein Faufmann 
aus Apolda: 
An einen Zufammenjhluß der Kaufleute ift nicht 
Mi benten, jeder hält für unter feiner Würde, mit 
einem verbaßten Konkurrenten zuſammen zu 
fommen. Stollegen gibt3 hier nicht, nur Konkurs 
renten, jeber fucht dem anderen das Beben fo 
ſchwer wie möglich zu machen. 
Allerdings würden zur Hebung bed Stanbeöbewußtfeins 
auch für ben beutichen Handel, in ähnlicher Weiſe wie für 
dad Handwerk, geſetzliche Beftimmungen durchaus vorteil⸗ 
aft fein, namentlich —— ber Haltung von Lehr: 
ingen, damit nur ber Kaufmann berechtigt tft, Lehrlinge 
auszubilden, ber wirklich nachgewiefen hat, baß er etwas 
bon feinem Beruf verfteht. 

Eine Zwiſchenbemerkung möchte ich mir hier im Ans 
ſchluß an die Ausführungen über die Mittelftandöfragen 
geftatten. Wenn der Herr Abgeorbnete Hieber ſagte — 
wohl im Anſchluß an bie Bemerkungen bed Herrn 
Reichſskanzlers vom 25. Februar diefes Jahres, wonach 
er hoffe, mit berjenigen Mehrheit, die das deutſche Volt 
und durch bie Wahlen gegeben habe, eine verſtändige 
Sozialpolittt für ben Wrbeiter und ben Mittelftand 
maden können, — wenn, ſage ich, der Herr Abge- 
ordnete Hieber ebenfalld ber Ynfiht Ausdruck gab, daß 
aus ber konſervatib⸗liberalen Paarung auch ſolche Ge: 
fege hervorgehen —— F beneide ich ihn um dieſen 
Optimismus. Ich e nicht, daß unter ber Mit- 

wirkung ber Linten b weg Hauſes jemals Geſetze zuſtande 
fommen können, bie ben wirklichen Bedürfnifſen bes 
Mittelftandes entſprechen 
(Heiterkeit bei ben Soztaldemofraten — 
Zurufe Int), 
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namentlich auf dem Gebiete bed umlanteren 
bewerb2. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Aber ih nehme F nicht gar ſo —— und, ich meine, 
Sie auf der Linken werben auch nicht gleich nervös 
werben, wenn bei jolden Gelegenheiten der Herr Neid: 
fanzler dann einmal eine Grtratour mit bem Zentrum 
tanzt; bavon werden Sie ja von vornherein ſchon über 
zeugt geipefen jein: 
A biffel Liab und a biffel Treu 
Und a biffel Falſchheit, ift aleweil dabei 
— auf beiden Seiten. 
(Heiterfeit.) 

Nun zu der Forderung des — Arbeitstages 

für die — Ich kann mich da auf eine 
ganz kurze Bemerkung beſchränken, da ich amehme, daß 
I biefer ————— as ganze Haus einig iſt, und der 
Herr —ã— ſelbſt die beſte Begründung dazu in 
feinen Worten am Sonnabend ‚gegeben at, von benen id 
wünſche, daß fie in ben Motiven bed zu erwartenden 
Gefegentwurfd wieberfehren. Ih möchte fie dann dazu 
benugen, um in bem Geſetz ben 10-ftünbigen Arbeitötag 
nit nur . die Fabrikarbelterinnen, ſondern auch für 
bie weiblichen Angeſtellten im Handelsgewerbe zu ver— 
langen, da ich der Anſicht bin, daß ihre Arbeit in vielen 
Beztehungen viel geſundheitsſchädlicher iſt als bie ber 
Fa ge 
ch komme bann zu der 288 Vorlage über die 

ecstefäpigten der Berufövereinee Der Herr Staats: 
fefretär fagte, nad der Kritik, bie dieſer Entwurf hier im 
Haufe gefunden babe, werde er von ben berbündeten Res 
e gen einer mochmaligen Beratung unterzogen werben. 
3 würde ſich dann dabei herausftellen, ob und welche 
Anderungen borgenonmen werden müßten, und ob und 
warn die Vorlage wieber —— würde. Wenn man 
biefe Erklärung aus ber Dip 
Deutſch überfegt, heißt dies: vorläufig werben wir bie 
Borlage nicht wieder zu fehen befommen. Wenn fie bann 
num aber wirklich nad) ** eit berbeſſert an ben Reichſstag 
gelangen wird, fo foll und die Zeit, Die fie jebt bei ben 
gen ruht, nicht leid tun. 

Der Herr atöjefretär hat die Vorlage mit Maria 
Stuart verglichen und gemeint, es ginge ihr ebenfo wie 
biefer, fie fei befier al ihr Auf. Ich Möchte fagen, bie 
Vorlage kann nicht mit Maria Stuart verglichen werben; 
denn biefe war ſehr liebenswert, während die Vorlage nur 
wenige Liebhaber gefunden hat, und aud) diefe wenigen 
liebten fie nicht einmal befonberd feurig. 

(Heiterfett.) 

Was bie Vorlage mit der einen Hand gab, nahm fie mit 
ber anderen fort; etliche Feſſeln wurden ben Berufs- 
bereinen abgefreift, etlihe andere wurden ihnen neu 
angelegt. enn man auf ber rechten Schulter einen 
ihweren Sad zu tragen bat, bann bedeutet es nur eine 
Abwechslung, wenn er einem von ber reiten Seite 
abgenommen und auf bie linfe Schulter gelegt wird. Es 
fann fogar fommen, daß man fid) nad) einiger Zeit nad 
dem BZuftande zurüdjehnt, wo man den Sad auf ber 
rechten Schulter hatte. Aber ganz abgeiehen von bem 
irre Inhalt der Borlage, enthielt fie auch eine 

zahl von — ih finde keinen befieren Ausdruck — welt: 
fremden Beftimmungen, bie unbeb befeitigt werben 
müffen. Ich babe a damals bei der erften Beratung 
ber Vorlage der Anfiht Ausdruck gegeben, daß es nötig 
ewejen wäre, vor einer endgültigen Fertigſtellung bie 
eteiligten Sreife zu hören. Ich möchte Diele Mahnun er 
bei der bevorftehenden — —— des Geſetz 
wiederholen. Ich bitte den Herrn Staatsſekretär, einmal 
hineinzugreiſen in bie —— — Arbeiterbewegung, 
ſich bort ein paar Führer herauszuholen und fie mitten 


berbündeten Regler 
ta 


Welt: (C) 


omatenfpradje in wirkliches (m) 


(Eh 


(a) zwiſchen bie Geheimräte zu ſetzen; bie werben bann einmal 


bon bem fräftig pulfierenden Gewerkſchaftsleben nicht mur 
einen Hauch, ſondern einen kräftigen Luftzug verfpüren, 
was nicht [haben kann, wie ich aus eigener Erfahrung weiß. 

Dann hat der Herr Staatöfelretär mit erfreulidher 
Deutlichkeit erklärt, da zwiſchen biefer Vorlage über bie 
ig ber Beruföpereine und ber zu erwartenden 
Vorlage über die Arbeitäfammern kein innerer Zufammen: 
hang beftehe. Daß ein folder überhaupt angenommen 
worden ift, ift nicht nur Schulb einer mißverſtändlichen 
Auffaffung, fondern, wie ih meine, aud Schuld der ver- 
bünbeten Regierungen felber. Es ift bei einer ber Er— 
Härungen des Herm Staatdjefretärd über die Arbeits- 
lammern im vorigen Jahre gelagt worden, bie verbündeten 
Regierungen wollten erft einmal abwarten, welde Geftalt 
bie Vorlage über die Rechtsfähigkett der Beruföpereine 
bier im Reichſtag finden würde, um banad mit dem 
Entwurf der Arbeitsfammern zu lommen. Es ift bei 
ben fpäteren Beratungen bon fozialbemotratifcher Seite 
im Auſchluß daran bem Gedanken Ausdrud gegeben, daß 
auf Grundlage der Rechtsfähigkelt der Beruföpereine bie 
Wahlen zu den Arbeitäfammern vorgenommen werben 
follten, und dieſer Anfhauung ift vom Regierungstiſche 
nicht miderfprohen worden. Gift jet während ber 
Wahlbewegung iſt burh das bekannte Telegramm bes 
Herrn Reichsklanzlers dieſe Anſchauung zerftört worden, 
und jetzt endgültig durch die —— des Herrn Staats⸗ 
en die wir am Sonnabend gehört haben. Ich habe 
bon im Borjahre bei der Beratung des Etat3 bed Reichs— 
amts des Innern ber Anfiht Ausdrud gegeben, baß viel 
wichtiger und viel dringlicher als bie Vorlage über bie 
Rehtöfähigkeit der Beruföpereine eine Worlage über 
Arbeitslammern für Die Arbeiterfchaft fein würde, und 
wenn wir num vorausſichtlich bie Vorlage über bie 
Arbeitstammern zu Anfang ber nächſten Seffton erhalten, 


(8) fie alfo eher kommt als die Vorlage über die Rechts— 


ange ber Beruföpereine, fo fann ih namens meiner 
politiichen Freunde das nur mit Freuden begrüßen. 

Auf die Einzelheiten über die Zufammenfegung und 
die Art don Arbeitskammern will ich jetzt nicht weiter 
eingeben, ih will nur einen Punkt erwähnen. Der Herr 
Kollege Trimborn hat bei ber Beiprehung biefer Frage 
auch darauf hingewieſen, dat die Handlungsgehilfen und 
die Privatangeftellten den Wunſch haben, bei Regelung 
biefer Frage unter feinen Umftänden übergangen zu werben. 
Ich bin mun allerdings ber Anficht, daß dieſe Kreiſe in 
bie Arbeitätammern nit hineinorganifiert werben können, 
fondern daß dafür beiondere Körperſchaften, alſo Ange: 
ftelltenfammern und Handblungsgehilfentammern notwendig 
find. Es märe aber außerorbentlih wiünfchenswert, 
wenn ber Herr Staatöfekretär zu den Worten, die er am 
Sonnabend ausgeſprochen hat, noch eine Erklärung hinzu: 
fügen würde, baß bie verbündeten Regierungen auch diejen 
Kreifen, den Angeftellten und Sandlungsgehilfen, in der⸗ 
felben Welfe eine Bertretung zufihern wollen, wie das 
für bie gewerbliden Arbeiter beabfihtigt iſt. Wir hoffen, 
dab e Bertretungen, wenn fie einmal geichaffen jein 
werben, die Arbeitäfammern und ähnlihe Einrichtungen, 
ein herborragended Inftrument zum fozialen Frieden werben. 

Nun zum Schluß nod eine kurze Bemerkung! Im 
allgemeinen möchte ich ber Anficht Ausdruck geben, daß 
ber jegige Neihstag hinſichtlich feiner fozialpolitifchen 
Gefinnung hinter feinem Borgänger nicht zurüdftehen wird. 
Mir find wenigftend von meinen Berufsgenoſſen aus allen 
Ketlen bed Reichs aus dem Inhalt von Wahlreben, bie 
pedalten worden find, fehr vielerlei Mitteilungen gemacht 
n biefer Beziehung, ſodaß ich der Anfiht Ausdruck geben 
mödte; alle Fraktionen dieſes Hauſes find durch die Neu— 
wahl in viel höherem Maße mit joztal denkenden unb 
ſozialpolitiſch gefchulten Elementen durchſetzt, ald das 
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und bie andere, daß wir ja erfreulicherwetje jeßt eine an= 
haltend ftarfe Beſetzung des Haufed zu verzeichnen haben, 
bringt mid zu dem Vorſchlag, die Fraktionen möchten 
doch in ihren Streifen einmal —— ob wir nicht neben 
den heute ſchon vorhandenen ſtändigen Kommiſſionen des 
Reihstagd auch eine ſtändige Kommiſſfion für ſozial⸗ 
politiſche Angelegenheiten einrichten können. Bet ber 
numeriſch ftarfen Beſetzuug bed Hauſes wird ed am 
Arbeitskräften dafür unter keinen Umſtänden fehlen. 
Wenn von ſeiten der Regierung manchmal gejagt wird, 
die und bie Vorlage wird dem Reichstag zugehen, ſobald 
die Geſchäftslage des Haufes das geftattet, jo erblide ich 
in dieſer allerdingd ſehr höflihen Bemerkung aber bod 
immerhin einen gewiflen ftillen Vorwurf gegen die vielen und 
langen Reben, bie hier im Reichstag gehalten werben, 
und ich glaube, daß dieſer Vorwurf nicht unberechtigt tft. 
(Sehr richtig! Heiterkeit.) 
Ich bin ber Anfiht, daß wenn wir in fozialpolitifhen 
Fragen eine ftändige Kommiſſion hätten, diefe auch nad 
diefer Richtung hin ſehr wohltätig wirken könnte. Ich 
laube, daß bie Rüdftände, die und bier aus ber vorigen 
Seifion entgegengehalten find, mad) Übereinfommen der 
verſchledenen Fraktionen, da fie alle bad Plenum ſchon 
einmal ausführlich beſchäftigt haben, fehr jchnell —— 
werben könnten. Ich bin auch der Anſicht, daß mande 
Anträge auß dem Haufe im derſelben Weife, wenn bie 
Vorlagen ber —— aufgearbeitet find, ebenſo ſchnell 
erledigt werben können. Wir haben beiſpielsweiſe in der 
vorigen Seffion über die Dienftverhältniffe der techniſchen 
Beamten bier einen Tag verhandelt, haben daun in einer 
Kommiffion die Sade —— und ich bin der 
Anſicht, ohne Schaden könnte dieſer Punkt, wenn er auf 
die Tagesordnung gefegt würbe, ohne weitere Debatte 
wieder an eine Kommiffion gehen, um dort nochmals 
jertippeRent zu werben. Und wenn wirklid die Fraktionen 
n biefer Beziehung einig find und mur bie Sozial- 
bemofratie an dem Prinzip der langen Neben fefthält, 
nun dann laffen wir eine von dem langen Reben über 
und ergeben und machen dann Schluß und arbeiten. 
Dann die 140 Imitiativanträge, die au bon dem Herrn 
Staatöfetretär erwähnt worden find. Die Sade iſt in 
Wirklichkeit gar nicht fo fchlimm, wie Die große Zahl 
vermuten läßt, denn es ift eine ganze Anzahl von Gegen: 
ftänden babei, bie auf verſchiedenen Druckſachen —— 
und wenn man die Sache einmal ordnet und ernſthaft in 
Angriff nimmt, kann ſehr viel davon weggeſchafft werben. 
Gerade aud bem Grunde, ben ih vorhin anführte, 
weil ich ber Anficht bin, daß unter den neuen Männern 
bes Reichstags eine ganze Anzahl vorhanden ift, die num 
ben Drang zur fozialpolitiihen Betätigung in fi fühlen 
und fehnfühtig darauf warten und jegt eigentlid arbeits⸗ 
108 in Berlin ober bier im Reichſstage umberwandbern 
müffen — gerabe beöhalb bitte id Sie, biefem Gebanten 
näher zu treten und zu erwägen, ob nicht eine ſolche 
Kommilfion eingerichtet werben kann, bie bereits Hier im 
Neihstage beſprochene Angelegenheiten ſozialpolitiſcher 
Natur und andere, die als fpruchreif angejehen. werben 
miüffen, fo weit verarbeitet, daß fie jo bald als mö 
bier im Plenum erledigt werben können. Wenn man 
darüber hier im Neichätage einig tft, dann, Herr Staatd- 
fefretär, her mit ben Rüdftänden und her mit ben neuen 
Vorlagen! — ber Reichstag foll fih bann „ber Forderung 
des Tages“ nicht entziehen. Auch ber —— iſt es 
dem Bolt ſchuldig, mit dem — ritt ber Sozialpolitit 
Ernft zu machen, nicht durch lange Reben bier im Plenum 
(ehr richtig! lints und rechts), 
ſondern durch ſchnelles und energiſches Arbeiten in den 


Kommiſſtonen. 
ebhafter Beifall.) 


— 


früher ber Fall geweſen iſt, und dieſe Tatſache einerfeits (C) 


D) 








Bizepräftdent Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Korfanty. 


Korfantyg, Abgeorbneter: Wer ben Verhandlungen 
über bie Interpellation und ben Ausführungen ber Herren 
Nebner ber einzelnen Fraftionen * iſt, müßte zu der 
Überzeugung kommen, daß ber ganze Reichsſstag ans Lauter 
ber Soztalpolitit und ben Arbeitern freundligen Männern 

fammengefegt fei. Ich babe von feiner Bartet einen 

ebner gehört, der ſich hier gegen Sozialpolitit erklärt 
hätte. Die Redner ber tonferpativen und ber freis 
fonfervativen Partei ſprachen fogar von einer großzügigen 
Soztalpolitit und beteuerten, fie würben nad) rälten an 
ihr arbeiten. Wenn man die Reben ber Herren bier in 
diefem Haufe und in dem Haufe an ber Prinz Albredt: 
firaße vergleicht, fo tritt da ein fehr kraſſer Unterſchied 


zutage. 
(Sehr gut! bei ben Polen und ben 
Sozialdemokraten.) 
Wer Sonnabend Hier die Rede bed Abgeordneten 
Henning und jegt bie des Herm v. Dirkfen gehört hat 
und biefe Neben vergleiht mit ber Nebe des Herrn 
Oktavio dv. Zeblit, die vor einigen Tagen im Abgeordneten⸗ 
ufe vom Stapel gelafien tft, wirb zu der Überzeugung 
ommen, ba — 
(Zuruf von den Sozialdemofraten) 
— ja, Sie haben recht —: zwei Seelen in einem Körper 
wohnen, ober, ih will jagen — id will nicht gegen bie 
Ordnung bed Haufes verftoßen 
(Heiterfeit), 
aber ih muß fagen, baß bie Herren entweber hier oder 
ba brüben nicht ganz mad) ihrer Überzeugung reben. 
(Heiterkeit.) 
Denn dad kann man fid doch nicht anders erflären. Die 
Herren Rebner ber Stonferbativen und ber Freikonſervativen 


(8) haben hier rühmlichft hervorgehoben und unterftridhen, was 


dad preußiſche Abgeordnetenhaus fozialpolitiih geleiftet 
hat. Wirklich, die Leiſtungen find großartig! Ich erinnere 
nur an bie beiden Novellen zum Berggefeg, die man fid 
gar nicht ſchlechter denken kann, als fie da brüben aus— 
gefallen find. 

(Sehr richtig! bei den Polen und den Sozial- 

bemofraten.) 
Das ift nicht allein meine Meinung, fonbern gehen Sie 
unter die Arbeiterihaft, ba werden Sie bon jebem 
Arbeiter, ſei e3, daß er zu einer freien Gewerkſchaft oder 
zu einer riftlichen gehört, bie Auskunft erhalten, daß er 
mit dem, was das Abgeorbnetenhaus bei ben beiben 
Berggeſetznovellen geleiftet hat, durchaus nicht zufrieden ift. 
(Sehr ridtig! bei den Polen und ben 
Sozialdemotraten.) 

In Anbetradht ber Reden, die hier von allen Seiten 
bed Haufes gehalten find, muß man fich eigentlich 
wundern, wie ber Herr Staatdjefretär des Innern be= 
hanpten konnte, es gebe auch in Deutſchland Leute, bie 
offen oder verftedt Gegner der Sozialpolitit ſeien. Die 
Herren haben ih dod alle für eine großzügige Sozial: 
politit hier erflärtt. Es muß doch etwas in diefer ganzen 
Geſchichte nicht ſtimmen. GErflärlih find ja die Be- 
merkungen bed Herrn Grafen Pofabowälyg, wenn man 
fih baran erinnert, daß gerade in biefen Tagen in ge 
wiſſen Blättern eine recht grimmige Hetze gegen ben 

errn Staatäfefretär bed Innern geführt wurde. Man 
at jogar in der „Boft“, bie Herrn Dftapio v. Zeblik 
nicht allzu fern fteht, behauptet, daß ber Herr Graf 
d. Voſadowsty der Kandidat des Zentrums für ben 
Reichskanzlerpoſten ift. 
(Heiterkeit unb fe in ber Mitte.) 

ebenfalls ift das fchlimmfte, was man ihm nachſagen 
fonnte, daß dad Zentrum im biefer Welle den Neidb- 


Reihötag. — 15. Situng. Montag den 11. März 1907. 


383 





fanzler, der ihm bie Freundſchaft gekündigt, heftrafen (C) 


wollte. In Anbetracht dieſer Artfengerüchte, bie im ber 
Preſſe verbreitet werben, war es ganz angebradt, aud) 
namentlid) angeſichts ber neu geichaffenen Mehrheit biefes 
Haufes, daß das Zentrum eine Interpellation eingebracht 
hat, in welcher es die Bunbesregierungen fragte, in welcher 
Weiſe fie nun in der Soztalpolitif fünftighin fortſchreiten 
wollten. Neulich haben wir zum Beilpiel in einer Er- 
Härung gehört, daß man in der biöherigen Weife in ber 
Sozialpolitik fortihreiten wolle; aber man darf nicht ber- 
geflen, daß vor nicht langer Zeit aud bad Wort von ber 
vollen Kompottſchüſſel gefallen tft. Alſo recht borfichtig 
muß man aud in biefer Beziehung fein gegenüber ben 
offiziellen und inoffiziellen Kundgebungen von oben. 

Der Herr Staatäfetretär hat in Beantwortung der 
Interpellation ded Zentrums einerſeits den Weg vor— 
gezeichnet, den bie verbündeten Regierungen in der Soylal- 
politit gehen wollen, anbererfeit einen Kommentar zu 
ben Ausführungen des Herm Reichskanzlers geliefert, bie 
er bier vor einigen Tagen gemadt hat. Als eine Amal- 
thea mit dem Fülhorn in ber Hand erfchien der Herr 
Reichskanzler bier und teilte feine Gaben aus: Früchte 
nad der Rechten, nicht mal Blumen, fonbern Snofpen, 
und zwar fehr zarte Knoſpen nah Iintd. Das einzige, 
was er veriprad, war daß er daran denke, ein liberales 
Vereind» und Verſammlungsrecht zu geben. Darin gebe ich 
dem Herrn Reichskanzler recht, daß vor allen Dingen ein 
liberaled Vereins- unb Verſammlungsrecht den Staatd- 
bürgern bes Reichs not tut. 

(Sehr richtig!) 
Speziell für die Arbeiterſchaft iſt ein liberaled Vereins: 
geſetz bebeutend wichtiger und notwendiger, alö ber Geſetz⸗ 
entwurf über die Nedhtöfähigkeit der Berufsgenoſſenſchaften. 
Denn wenn von bem verſchledenen Rednern, beſonders von 
ben nattonalltberalen Rednern, barauf hingewieſen wurde, 


daß gerade in Preußen mit Hilfe des Vereins- und Ber: (D) 


ſammlungsrechts ber größte Unfug gegen bie Arbeiter— 

organifattonen getrieben werde, jo ift das eine freude 

für mich; denn ich ehe, daß auch die Herren National: 

liberaleu für den Fortfchritt zu gewinnen find. Sie follen 

nur alle wie ein Mann auf diefem Wege fortfchreiten. 
(Zuruf bei ben Sozialbemofraten. 


Jetzt tun die preußifchen Behörden alled Mögliche, um 


mit Hilfe des rüdftändigen preußifchen Vereinsgeſetzes bie 


DOrganifation der Arbeiter teil unmöglich zu machen, 
tells zu vernichten und zu zerflören. Daß wir zahllofe 
Belege dafür haben, bürfte allen Herren, bie ſich mit der 
Arbeiterfrage beihäftigt haben, befannt fein. Es gibt in 
Preußen ganze Regierungsbezirle, wo ed manchen Arbeiter: 
organifationen ganz unmöglih ift, Agitationsverfamm: 
Iungen einzuberufen. Ich erinnere nur an Oberſchleſien. 
Da iſt die polnifhe Gewerfihaft „Werein chriftlicher 
Arbeiter zur gegenfeitigen Hilfe“, bie auf chriftlichem 
Boden fteht, fiir bie im genen Regierungsbezirk Oppeln 
nur ein Saal zur Verfügung fteht; fonft fan fie nirgends 
in ganz Oberſchleſien Aoitationsverfammlungen veran: 
ftalten. Aber nicht etwa, daß bie Saalinhaber ben 
Arbeitern den Saal verweigern würben, daß fie barauf 
verzihten würden, Geld zu nehmen, — nein, fie 
werden feitend ber preußiihen Polizeibehörden 
derartig ſchlkaniert oder mit Strafen bebrobt, daß fie es 
nicht wagen können, den Arbeitern ihre Säle zur Ber: 
fügung zu ftellen. Es ift eine befannte Tatſache, daß bei 
dem Zuftande des angeblichen Vereins- und Verſammlungs⸗ 
weſens in Preußen, mo bie Mitglieder ber Poltgeibehörde 
gemeldet werben müffen, es fehr häufig vorgekommen if, 
daß bie Boltzeibehörden bie Namen der Mitglieder ber 
Arbeiterorgantfationen den Arbeitgebern verraten haben. 
(Sehr richtig! und Hört! hört! bei den Polen und 
Sozialbemofraten.) 





(Rorlanty.) 


(A) Dafür kann man unzählige Beläge anführen; Jahr für 


Jahr —* dies. 

eine Herren, wenn ber Herr Abgeordnete v. Dirkſen 
— id habe ja weder die Veranlafjung noch die Pflicht, 
die Herren Sozialdemokraten refp. bie freien Gewerk— 
fhaften in Schub zu nehmen —, aber wenn Herr 
v. Dirkfen Im Darüber —— hat, daß für kulturelle, 
für Humanitätszwecke die Gewerkſchaften ſo wenig aus— 
geben, ſo möchte ich ihm nur erwidern, daß Herr 
db. Dirkſen, der jedenfalls zu ber Regierung ſehr nahe 
Beziehungen hat — ich bezichtige ihn gar nicht einer 
Hintertreppenpolitit, das ſei mir fern, aber jedenfalls ſteht 
er in ſehr freundſchaftlichen Beziehungen zur Regierung — 
doch auf die preußiſchen Behoͤrden einwirken möge, daß 
bort, wo man etwas für bie kulturelle Entwidlung der 
Arbeiter tum will, die preußifche Polizei feine Schwierig: 
feiten madt. Ich habe 3. B. folgenden Fall im Auge. 
Bor zwei Wochen follten in Oberfchlefien, in Kattowig, 
für bie Arbeiter Vorträge gehalten werben, einer aus dem 
Gebiete ber Literatur; das andere Bortragsthema glaube 
ich, hieß „Eine Wanderung nad dem Mond“. 

(Buruf von ben Soztalbemofraten: nad) dem Mond? — 
(Heiterfeit.) 

— Nach dem Mond, jawohl, es follte über den Mond 
gefproden werben! — Dieſe Vorträge follten mit Licht: 
bildern verbunden werden. Am Sonntag alfo follten bie 
Vorträge ftattfinden; am Sonnabend abend erhält ber 
BVeranftalter einen polizeilichen Ulas, und bie Sattowiger 
Polizei defretiert: „Die von Ihnen auf morgen, Sonntag 
ben jo und fo vielten, einberufene Berfammlung betradhten 
wir als öffentlihe Luftbarkeit 

(Heiterfeit bei den Polen, in ber Mitte und 

* bei den Sozialdemokraten), 

und öffentliche Luftbarkeiten unterliegen der Genehmigung 
ber Polizeibehörde.“ Der Herr, der an ber Spige bed 


(B) Komiteed fteht, wendet fi an ben Herrn Regierungs- 


präfidenten zu Oppeln, um Auskunft dariiber zu erhalten, 

was er denn für eine öffentlihe Luftbarkeit halte. Der 

a Regierungspräfident von Oppeln fagt natürlih: Das 

erbot der Kattowiger Polizei befteht zu recht. — Alſo 

Borträge für Arbeiter über den Mond, über die Sonne, 

aus ber Literatur, über Ktunſt find nad preußifchen 
Begriffen öffentliche Luftbarkeiten. 
(Heiterfeit.) 

Alfo der Herr Abgeorbnete v. Dirkjen möge doch in 
Anbetradht derartiger Zuftände — und fie ftehen tatſächlich 
nit vereinzelt da — fih am feine Freunde im ber 
Regierung wenden, daß fie bafür forge, daß fie ihren 
Unterbeamten bie richtigen Begriffe von öffentlichen Quft- 
barfeiten, von Vorträgen über Kunſt und Literatur beis 
bringe; denn wie es fcheint, find bie Preußen in biefer 
Beziehung fehr weit zurüd. 

Ih fage alio: ein liberale Vereins- und Ver— 
fammlungsreht iſt vor allen Dingen unferer Arbeiter- 
ſchaft nötig, mötiger als ein Gefegentwurf über bie Recht3- 
fähigkeit der Berufsvereine. Nachdem nun bie Herren 
Liberalen, namentlih bie Herren Syreifinnigen, in ber 
Sonne figen, jo, glaube ih, werben fie auch dafür Sorge 
tragen, daß - viel Wärme und Licht auf dieſe Ktnoſpe, 
bie ber Herr Reichskanzler ihnen gezeigt hat, erftrahle, 
damit aus biefer Knoſpe ſchließlich eine ſchöne Blume 
und Frucht, ein wirkliches liberales Vereins- und Ver— 
fammlungsrecht entftehe. 

Meine Herren, was ben Gelegentwurf über bie Redht3- 
fähigfeit ber Berufövereine betrifft, jo müſſen wir bei der 
— die wir über dieſen Geſetzentwurf bier bei ber 
erften Lefung im verfloffenen Reihötag ausgeſprochen 
haben, verbleiben: wir halten den Geſetzentwurf, fo wie 
er bier vorgelegt worden ift, für eine Mißgeburt des Hein- 
lichen prenktichen Polizeigeiites, der die Entwidlung der 
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Gewerkſchaften nicht fördern, fondern erftiden und hemmen 
follte. Der Gejegentwurf bezwedte tatſächlich nad) unferer 
Meinung weiter nichts als eine politiſche Knebelung ber 
Arbeiterorganifationen, und es ift gut, baß er in ber 
Form, wie er und vorgelegt worden tft, in ben Orkus 
verfunfen ift. Ich hoffe aber, daß der Nachfolger diefes 
entfhwundenen Gefegentwurf® über die Rechtsfähigleit 
tatfählich Liberaler fein wird. Denn dafiir werben ja bie 
Herren Liberalen ohne Zweifel Sorge tragen. 

Meine Herren, auf das Geſetz über die Arbeits— 
fammern warten wir fhon 17 Jahre, Alle Berufe haben 
eine Vertretung, bie Staufleute in ben Handelöfammern, 
bie Handwerker in den Handwerlöfanmern, bie Landwirte 
in den Landwirtihaftstammern; nur bei Fragen, wo es 
fih um Arbeiterangelegenheiten gehandelt hat, wenn es 
fih darum gehandelt hat, ein Gejeg für die Arbeiter bier 
feftzulegen, find eigentlih bie Arbeiter faft niemals um 
ihre Meinung gefragt worden. ALS es ſich darum handelte, 
in Preußen die beiden Berggelegnovellen zu verabſchieden 
— die eine Novelle handelte von ben Knappſchafts- 
verhältniffen, die andere von ben Arbeiterausfhüflen —, 
dba ift meines Miffend fein einziger Arbeiter gehört 
worden; auch bie Petitionen, die feitend ber Arbeiterfchaft 
an das Abgeorbnetenhaus abgefandt worben find, find 
ziemlich oberflädhlich behandelt worden, und man hat ſich 
wenig um bie Meinung der Arbeiter gefümmert. 

In Anbetracht beffen wäre ed wirklich an ber Zeit, 
eine Inſtitution zu Schaffen, in welder bie Vertreter ber 
Arbeiter ihrer Meinung zu den laufenden Gefegeöfragen 
Ausdrud geben könnten. 

Der dritte Punkt der Interpellation behandelt bie 
Frauenarbeit. Für eine Verkürzung ber Frauenarbeit 
baben fih namentlich aud die Herren Stonferbativen und 
Freitonſervativen ausgeſprochen. Ich würde bie Herren 
bitten, daß fie fih an ihre Parteigenoffen wenden, bie 
gerade in diefer Beziehung fündigen. Sie find es doch, 
die die meiften Frauen in Oberilefien, jogar in Berg« 
werfen und Hütten, beichäftigen, die fie 11 Stunden, 
mandmal auch über 11 Stunden anı Tage — denn aud 
bad fommt vor — in dem Staub und in dem fürdhter- 
lihen Lärm und Geräufh, das auf ben Gruben herriät, 
beichäftigen. Ich rate Ihnen, gehen Sie doch zuerft mal 
nah dem Abgeorbnetenhaus und befehren Sie da Ihre 
Freunde, verfuchen Sie, Ihnen zuzureben, baß fie bie Frauen⸗ 
arbeit verfürzen, denn an ein Abichaffen berfelben denken bie 
Herren gar nicht. Wir ſtehen ja auf dem Stanbpunft, daß 
die Frauenarbeit in Bergwerten, in Zink⸗ und Eifen- 
hütten einfah gejeglih unterfagt werben follte. Diefem 
unferen Standpunkte haben wir in unferen Anträgen ledig⸗ 
Ih deshalb nicht Ausdruck gegeben, weil wir in anbe⸗ 
trat ber Gefinnung ber 34 eit dieſes Hauſes genau 
wiſſen, daß ein derartiger Geſetzentwurf vor der Hand 
nicht durchgehen würde, keine Ausſicht auf Erfolg hätte. 
Deshalb haben wir den Antrag geſtellt, daß bie Frauen— 
arbeit wenigftend auf 8 Stunden mit einer weiteren 
Heineren Ginfhräntung am Sonnabend beſchränkt wird, 

Damit Sie einen Begriff haben, meine Herren, wie 
fi die Frauenarbeit 3. B. in Oberfchlefien geftaltet, 
verweife ih Ste auf die Gewerbeinfpeftorenberichte. Da= 
nad find im Jahre 1904 in Oberichlefien 20 256 Frauen 
beichäftigt worben, im Jahre 1905 21406. Wenn man 
die Statiftifen vergleicht, kann man fich überzeugen, daß 
bie Zahl ber arbeitenden Frauen — und bei uns ift ein 
großer Zeil, wie id vorhin ſchon anführte, in Gruben 
- TER beihäftigt — von Jahr zu Fahr ftänbig zu- 
nimmt. 

Meine Herren, die preußifche Regierung ift in ber 
Frage der Frauenarbeit nur in einer Beziehung liberal, 
nämlich barin, daß fie jehr häufig Ausnahmen auf eine 
längere Beichäftigung der Frauen auf Grund des $ 1384 


(C) 


(D) 








(A) ber Gewerbeorbnung geftattet. 
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($torfanty,) 

So find im Jahre 1905 
in zwölf Betrieben circa 270 Überjhicdhten für (Frauen ge— 
ftattet worden. 

Auf Gruben allein waren im Jahre 1904 in Ober: 
fchlefien Frauen und Mädchen vom 16. bis 21. Bebens- 
jahre 3974 beichäftigt, im Jahre 1905 tft dieſe Zahl 
bereit3 auf 4066 geftienen; im Nlter von über 21 Jahren 
waren es im Sabre 1904 4058, im Jahre 1905 4274. 
Summa: im Fahre 1904 waren auf Gruben 8032, im 
Jahre 1905 8340 Frauen und Mädchen bejchäftigt. 
Aber bier trifft es zu, daß die Zahl der auf Gruben 
und Hütten arbeitenden Frauen von Jahr zu Jahr 
zunimmt. © Aber gerade dieſe Arbeit für Frauen auf 
Gruben und Hütten Ift einerfeitS die fchäblichfte, ander: 
fett3 die fchwerfte, und wenn ſich ber Herr Redner der 
nattonalliberalen Partei Dr. Hieber iympathiih gegen 
biefe überlange Frauenarbeit ausgeſprochen hat, fo möchte 
ih ihm den Rat geben — er wird ja wahricheinlid 
Beziehungen zu feinen Freunden im Abgeorbnetenhanfe 
haben —, er möge fih an jelne Parteifreunde dort wenden 
und denen aud) diefen Standpunkt darlegen, um fie zu feinem 
Standpunkt zu befehren. Ach habe namentlich den Ab— 
geordneten Bolt aus bem preußiihen Abgeorbnetenhaufe 
im Sinne, welcher vor ein bis zwei Jahren bes breiten 
ausgeführt hat, dab bie Beihäftigung der Frauen auf 
ben Gruben und in den Hütten zu den angenehmften und 
ſchönſten und leichteſten Beichäftigungen gehöre. Meine 
Herren, wer bie Arbeit der Frauen anf den Gruben ge- 
fehen hat, bürfte anderer Anficht fein. 

Auh der Herr Staat3jelretär des Innern bat fi 
bier für eine Verfürzung der Frauenarbeit auf 10 Stunden 
ausgeſprochen, und er jagte, ber Herr Handeläminifter in 
Preußen jet mit ihm in biefer Beziehung vollſtändig einer 
Meinung. Meine Herren, wenn ber Herr Handelöminifter 
in Preußen diefer Meinung ift, und wenn man bebentt, 


(B) baß die preußiiche Regierung die Bergarbeiterfragen voll» 


ftändig felbftändig regelte, ohne Rüdfiht auf das Neich 
zu nehmen, fo wäre es bod für den Handeldminifter in 
Preußen das einfachfte geweſen, er wäre auf diefem erg = 
der Banbesgefeggebung aud gegen bie Frauenarbeit in 
ben Hütten und Bergwerfen vorgegangen unb hätte einen 
Geſetzentwurf dem Abgeorbnietenhaufe vorgelegt, welcher 
bie Frauenarbeit auf den Gruben und in den Hütten 
entweder verbietet oder fie wenigftens in einem erheblichen 
Make einfhränft. Das ift aber leider nit der Fall 
gewejen. 

Meine Herren, biefe ſchwere Frauenarbeit wirb in 
Dberflefien auch noch höchſt miferabel bezahlt. Der 
Fiskus bezahlt feine Frauen bei uns nad feiner eigenen 
Statiftit mit circa 1 biß 1,10 Mark pro Tag und bie 
privaten Hütten und Gruben mit 98 bis 99 Pfennig 
pro Tag. 

(Hört! hört! bei den Polen und ben Sozial: 
demofraten.) 
Das iſt tatfählih ein milerabler Stlavenlohn, ben bie 
Frauen, bie zukünftigen Mütter unferer Geſchlechter, für 
diefe jehr ſchwere Arbeit erhalten. 

Die lange Arbeitözeit der Frauen geht aud aus den 
Berichten ber Gewerbeinfpeftoren hervor. Wir finden ba 
z. B., daß im Bergrevier Tarnowig nod über 15 Prozent 
der bort beichäftigten 1720 Frauen gegen 11 Stunden 
täglih beichäftigt werben. 

Nun will ih noch furz unfere Stellung zu ben 
Mittelftandöfragen, die bier angeſchnitten worden find, 
präzifieren. Faſt alle Parteien, mit wenigen Ausnahmen, 
find hier ber Meinung geweſen, dab man vor allen 
Dingen eritend ben Heinen Befähigungsnachweis ein- 
führen follte umd zweitens eim verfhärftes Geſetz gegen 
die umlautere Konkurrenz. Ich glaube, unferen Hand: 
werfen und Sauflenten — id; habe bier fpeziell die 
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polnifhen Handwerker und Kaufleute im Sinne — tut (C) 


weniger ein Geſetz über ben Heinen Befähigungsnachweis 
not ald ein Geſetz gegen die umlautere Konkurrenz. 
Diefe unlautere Konkurrenz bereitet unferen Handwerkern 
und Kaufleuten befonders bie preußiſche Regierung, bie 
preußiichen Behörden und der ganze offizielle und nicht 
offizielle Boykott, ber ſeitens des Oftmarkenvereind gegen 
bie polnifhen Handwerker und Stauflente geübt wirb. 
Wir haben da bie Militärverwaltung, wir m die admini⸗ 
ftrative Verwaltung, die es ihren Untergebenen unierfagen, 
bei polnifhen Handwerkern arbeiten zu laffen oder bei 
polntfhen Kaufleuten zu faufen. 
(Hört! hört! bei den Polen und ben 
Sozialdemofraten.) 

Der Dftmarfenverein veröffentliht Jahr für Jahr eine 
Lifte der Namen der polnischen Kaufleute und Handwerker 
(hört! Hört! bei den Polen und bei ben 
Soztaldemofraten) 
und verfhidt fie am die beutihen Staatdbürger. Er 
fordert damit zum Boykott auf. Das iſt banı fein grober 
Unfug; nur wenn wir und mit derſelben Waffe wehren, 
dann ift e8 grober Unfug, dann ftellt ber Staatsanwalt 
dad als groben Unfug auf unferer Seite feft, und bie 
preußifchen Gerichte gehen gegen und mit harten Strafen 
bor, gegen den preußiſchen Oftmarkenverein, gegen die 
preußtiihen Behörden aber gebt man niemals vor. 

(Hört! hört! bei den Polen und bei den 
Sozialdemofraten.) 

Meine Herren, es wird den Soldaten verboten, in 
Wirtihaflen zu verkehren, wenn irgend wann einmal eine 
volnifhe Verſammlung dort ftattgefunden hat. Ich habe 
einmal tn Gnefen in einer Verſammlung gejproden; 
barauf erging das Verbot des Kommandeurs, daß bie 
Truppen dort nicht mehr verfehren dürften. Wenn Herr 
v. Dirkien hier von Terrorismus geiproden bat, jo wird 


biefer Terrorismus bon ber preußifhen Regierung und (D) 


ben preußifchen Behörben und von dem DOftmarfenverein 
audgeübt, und gerade biefer Terrorismus ift der ſchlimmſte; 
denn er wirb bon bem allmächtigen Staat gegen bie 
Schwächſten ausgeübt. 

(Sehr richtig! bei ben Polen und bei ben 

Sozialdemokraten.) 
Der Herr Staatöfelretär hat bier vorgeftern jehr 

ſchön ausgeführt: 

Das Beiſpiel der gebildeten Klaſſen muß helfen 

im Kampfe gegen ben unlauteren Wettbewerb. 

Jeder muß in feinem reife dazu beitragen, 

übelftände zu befämpfen, er muß mitwirken auf 

dem Gebiete ber Sittlichfeit, der Hebung bon 

Treu und Glauben. 
Diefe Worte mag fih ber Herr Reichskanzler, ich will 
vielmehr fagen: der Herr Minifterpräfident von Preußen 
ind Stammbud) ſchreiben und hiernach feine Polenpolitik 
einrichten; denn mit Sittlichfeit hat bie preußiſche Polen- 
politit gar nichts, wirklich leider gar nichts gemein. Sie 
tft aufgebaut auf einem Sumpf, und diefer Sumpf ift 
Unfitilihleit und moralifhe Verkommenheit. 

(Bravo bei den Polen.) 


Bizepräfibent Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Giesberts. 


Giesberts, Abgeorbneter: Meine Herren, ber Herr 
Abgeordnete Hieber hat feine Nebe vom vorigen Samätag 
mit ber etwas boshaften Behauptung begonnen, das 
Zentrum Hätte mit feiner SInterpellation offene Türen 
eingerannt. Ich glaube, ber Berlauf ber meitägigen 
Debatte wird ihn überzeugt haben, daß dieſe Interpellation 
doch durchaus angebraht war. Das Ergebnis ber zwei: 
tägigen Verhandlungen geht bahin, dab mir ein offenes 
und freie Bekenntnis zu ber fortgefchrittenen Sozial: 
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(Giesbert®.) 


(A) reform in einer jo flattliben Mehrheit hatten, wie dies 


wohl felten im Haufe der Fall war. Allein die Tatſache, 
daß wir dem Herrn Staatäfekretär Gelegenheit gegeben 
haben, die Thronrebe und bie Rede bes Herrn Reich: 
fanzlerd etwas zu fIpezialifieren und Klarheit über bie 
einzelnen Punkte zu Schaffen, ift wertboll und ferner die Tat: 
fade, daß alle Parteien ohne Unterſchied für dieſe fort 
geichrittene Sozialpolitit eingetreten find, und ih bin 
überzeugt, nicht bloß die Regierung und die Parteien — 
nein, auch die Wähler draußen werben und dankbar fein, 
daß wir bei Beginn der Legislaturperide jofort Belegen: 
heit gegeben haben, den Reichstag in ben wichtigſten und 
brennendften fozialen Fragen der Gegenwart feftzulegen 
und den Abgeordneten Gelegenheit zu geben, ihre Ber: 
fprehungen wärend ber Wahl bier offen burd ihr 
Bekenntnis zur Sozialpolitit zu bofumentieren. 
(Sehr gut! in der Mitte.) 

Eine weitere erfreulihe Tatſache if, daß im Haufe 
bier feine einzige Stimme laut geworben iſt, die jene 
Richtung unterftügt hätte, die ber Herr Staatsſekretär 
gefennzeichnet hat, die fi zwar öffentlich für bie Soztal- 
politit ausſpricht, aber dann Heimlih ihren Einfluß 
geltend macht, um fie möglichſt zu hintertreiben. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Der Herr Vorredner Hat bereits einen Vergleich 
zwiſchen Abgeordnetenhaus und Reichdtag gezogen. Ich 
will barauf nicht eingehen, aber wir wollen nicht vergeffen, 
daß jene Streife, wenn fie auch hier nicht zum Wort ger 
fommen find, draußen im Lande einen außerorbentlichen 
Einfluß haben. Die verjchiedenen Richtungen braußen, 
bie wir als Scharfmaderrihtungen bezeichnen, und bie 
ihre Vertretung meift in ber „Arbeitgeberzeitung“ und „im 
Zentralverband der Induſtriellen“ holen, können aus dieſer 
zweltätigen Beiprehung foztalpolitiiher Fragen das eine 
entnehmen, daß fie in Deutſchland, ſoweit die Volks— 


(B) vertretung in Betracht kommt, vollftändig tfoltert baftehen, 


und daß hier fein Boden vorhanden ift für Zuchthaus: 
efege und ſcharfmacheriſche Pläne, vorausgeſetzt, daß bie 
bgeorbneten, die in dieſen zwei Tagen zu Wort gefommen 
find, und die Parteien, in beren Namen fie geſprochen 
haben, ihr Wort bezüglih ber fortgefgprittenen Sozial: 
reform halten. 

Das möchte ich feitgeftellt Haben und damit befräftigen, 
daß mir feine offenen Türen eingerannt haben, fondern 
is äußerft wertvoll ift, dieſes Ergebnis herbeigeführt 
zu haben. 

Ih muß mid num mit einzelnen Rebnern beſchäftigen 
und ihre Angriffe auf unfere Partei. Herr Abgeordneter 
Dr. Mugdan hat in etwas berärgerter Stimmung bie 
Tribüne betreten, hat ganz verärgert vom „Zentrumskurs“ 
geiprochen und jet bon dem neuen Hurd und von ber 
„Einihägung* der fozialpolitiihen Erfolge des Zentrums 
recht iger geiprodhen. Sa, fo viel mir erinnerlich 
ift, haben bie Freiſinnigen feinerzeit gegen das einzige 
Geſetz, das im vorigen Reichsſstag zuftande gelommen i 
gegen bie Kaufmanndgerichte, geftimmt. 

(Hört! hört! in ber Mitte.) 
Die Herren haben fih alſo als faktiſche Förderer ber 
Sozialreform in biefer Beziehung wahrhaftig nicht gezeigt. 
(Buruf lints. 


) 
— Ja, die Scharfmadher find aud anderer Meinung als 
wir bezüglich ber Koalitionsfreiheit ufm.! 

Übrigens will id auf eines hinweiſen: Herr Mugban 
berwidelte fih in einen köſtlichen Widerſpruch. In einem 
Atemzuge fagte er, Die neue Mehrheit mußte geichaffen 
werben, um zu berhinbern, baß bie Sentrumspartet der 
Regierung weiterhin ihren Willen aufzwinge, und in bem= 
felben Atemzuge fagte er aud, während bes Zentrums: 
furfes ſei praftiih nichts erreicht worden. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 
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Meine Herren, wenn wir in ber Lage geweſen wären, ber (C) 


Regierung unferen Willen aufzuzwingen 
übrigend die Regierung ja nicht gefallen läßt —, dann 
würde bie Sozialpolitit ſchon weiter fortgeſchritten fein. 
Ich hoffe nun aber, daß die unter einer ausgeſprochen 
nationalen Parole gewählte Mehrheit nun daran geht, 
ber Regierung erft recht ihren nationalen ſozialpolitiſchen 
Millen aufzuzwingen, und aus ben Worten auch Taten 
macht. 


(Sehr gut! in ber Mitte.) 
Meine Herren, wir können ganz gut jehen, wenn neben 
und aud andere Leute ſich nicht bloß mit Sozialpolitik 
beihäftigen, ſondern auch verjuhen, und den Rang abau- 
laufen; und wenn wirflih die neue Mehrheit das Bes 
bürfnis fühlt, num auf der fozialpolitiihen Lokomotive die 
Stelle des erften Heizerd einzunehmen 
(Heiterkeit), 
dann gratuliere ih zu diefem neuen Amt; ich made aber 
darauf aufmerkſam, daß man dazu „Armenihmalz* und 
Muskeln braucht und Schweiß vertragen können muß, fonft 
gebt ed nit! Wir werden und deshalb vorläufig recht 
träftig und leiftungsfähig erhalten, damit, wenn Sie 
ſchlapp werben, wir wieder eingreifen. 
(Sehr gut! und Heiterkeit in der Mitte.) 

Im übrigen, meine Herren, bilden Sie fi nicht ein, 
daß wir irgendwie darüber verärgert find, dab Sie fo 
ausgeſprochen Sozialpolitif ireiben wollen! Ich bin über- 
zeugt, durch ganz Deutihland und dur bie ganze 
chriſtlich nationale Arbeiterihaft wird ein Aufatmen gehen: 
ja, jegt werben wir endlich in Deutichland eine fort- 
geſchrittene Sozialreform befommen! Bor allen Dingen, 
meine Herren, kann fih die Regierung jegt auf eine 
Mehrheit ftügen, die fie felbft geihaffen hat, die nad) 
ihrem Sinne ift, und wir bürfen dann auch erwarten, 
daß die Regierung ihr Verſprechen, das der Herr Staats— 
fetretär uns fundgegeben hat, einlöft. 

Meine Herren, wenn der Herr a eier Hieber 
unter anderem bemerkte, wir hätten die Sozialpolitik als 
eine bejondere Domäne unferer Partei betrachtet, jo muß 
ih jagen, das war niemals der Fall. Allerdings — das 
wollen wir body Zonftatieren —, folange unfere Partei 
hier in diefem Haufe nennenöwert vertreten ift, find wir 
die erften Förderer der praftiihen und pofitiven Sozial- 
reform geweſen. 

(Sehr richtig! in ber Mitte.) 
Das laffen wir und nicht beftreiten, und wenn bie Herren 
heute auf foztalpolitiichem Gebiete Erfolge haben, dann 
—X fie fie nur infolge der Vorarbeit, die unſere Partei 
eit 25 Jahren in diefem Haufe geleiftet hat! 
(Sehr gut! in ber Mitte.) 
Alle die Fragen, bie hier angekündigt find, die hier zur 
Verhandlung ftchen, über die fi der Herr Staatsſekretär 
geäußert hat, find feit Jahr und Tag in diefem Haufe 
von unferer Partei vertreten worben. Wenn biefe Fragen 
nun jo weit gediehen find, daß fie fertige Geftalt ge— 
winnen, und Sie nun an bem praftiihen Erfolg ben 
Löwenanteil für fih in Anſpruch nehmen, fo find wir 
nicht jo Heinlih, Ihnen das zu mißgönnen; bie Hauptfache 
it, wenn ber deutſchen Arbeiterihaft dadurch geholfen 
wird. — Ich habe übrigens aus den etwas verärgerten 
Außerungen ber liberalen Nebner, aus dem Programm, 
das fie bier entwidelt haben, jo etwad den Ginbrud 
gewonnen, daß nunmehr im Reihstag Zentrumspolitit 
ohne Zentrum getrieben werben fol. 
(Sehr gut! und Heiterkeit in der Mitte.) 

Meine age alle bie ſchönen Neben, bie in biefen 
Tagen hier von den bürgerlichen Parteien gehalten find, 
— por allem bie vorzügliche Rebe bed Herrn Abgeordneten 
Hieber — waren hoderfreulihd. Es freut mid, daß vor 
allem bie nationalliberale Partei ein jo offenes Bekenntnis 


— mas fid 


(D) 
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(@iesberts.) 





(A) zur Sozialpolitit abgelegt bat. Aber alle diefe Gedanten- 


gäuge werden Sie in den Neben ber früheren Fraktions— 
rebner ber Zentrumdpartet wieberfinden. Wir können dem 
aber meidlos zufehen. Wie gejagt, die Hauptſache ift, 
daß bie Sadje vorwärts geht. 

Der Herr Abgeordnete Hieber hat unter anderem auch die 
Förderung der nationalen Arbeiterbewegung und bie Aus— 
ſchaltung der Bewegungen, die auf dem Boden des Stlafien- 
tampfes ftehen, gefordert. Meine Herren, vor dad Wort 
„national* fegen wir vorläufig nod) dad Wort „chriſtlich“; 
denn wir können uns eine Heilung ber foztalen Schäden 
und eine Verfühnung der Klaſſen nicht benfen, wenn nicht 
jene® Fundament, auf dem nnfer Staatöwefen beruht, 
das Ghriftentum, wieder im Vollsleben voll und ganz zur 


Geltung kommt 
(richtig! in der Mitte), 

eingedenk des Wortes, daß der große Staifer Wilhelm feiner: 
zeit in einer fritiihen Stunde ſprach: „Ih will, daß 
meinem Volke die Religion erhalten bleibe”. Nach diefer 
Richtung hin Haben aber gerade die Anhänger ber 
Zentrumspartei gewirkt, die aber bafür in ber Wahl- 
bewegung als fo fürdterlid „antinational* und „reich- 
feindlih* bingeftellt wurden. Und auch wir Arbeiter von 
der Zentrumspartei, bie feit Jahrzehnten ben Kampf gegen 
die Soztalbemokratie und den Kampf für das Chriftentum 
geführt haben in den verſchiedenen Organifationen, haben 
alle die Beſchimpfungen über und ergehen laffen müſſen, 
welche befonderd durch bie berüdhtigften Flugblätter von 
Berlin aus ins Land hinausgeihhleudert wurden. Das 
wird uns aber nicht hindern, auf biefem Boden weiter: 
arbeiten; und wenn bie Herren von der nationalliberalen 
Richtung bie Widerftände befeitigen helfen, bie einer fort 
gefchrittenen Soztalreform auf chriſtlichen Grundlagen ent: 
gegenftehen, dann find wir ihnen banfbar. Man foll aber 
nicht vergefien, daß man nicht bloß ben Klaſſenkampf bei 


(B) der Sozialdemofratie befämpfen muß, fondern, meine 


Herren, auch den Klaſſenkampf, ber ba vielfach noch draußen 
im Bürgertum herrſcht. 

(Sehr gut! in ber Mitte.) 
Aus dem Hlafjentampf des Großfapitald und Großunter- 
nehmertumd gegen bie Organifationen ber Arbeiter und 
gegen bie Arbeiterflafle überhaupt 

(ehr richtig! im der Mitte) 
zieht ber Klaſſenkampf der Soztaldemotraten feine Nahrung 
und findet fortgefegt feine Förderung. Und wenn bie 
Sundgebungen der nationalliberalen Partei gegen den 
Klaſſenkampf den Erfolg haben, ihre Anhänger braußen 
nah ber Richtung bin etwas fanftmütiger zu ſtimmen, 
dann, meine Herren, begrüße ich das mit fyreuden. Die 
Soztaldemofratie wird niemals allein mit der jogenannten 
nationalen Parole“ überwunden werben, fie wird nur 
überwunden werden durh die Rüdfehr bed Volkes zur 
pofitiv chriſtlichen Weltanſchauung. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Meine Herren, ich habe mid auch gefreut, daß bie 
fonferbativen Redner fih fo entſchieden für die Sozial- 
politit ausgeſprochen haben, und daß vor allen Dingen 
auch ber Herr Abgeordnete v. Dirkien ald Vertreter der 
Reichspartei, wenn er auch einige Vorbehalte gemacht bat, 
doch im allgemeinen ſich für die Fortführung der Sozial: 
reform entichloffen zeigte. Inwiefern biefen Worten Taten 
folgen, müffen wir abwarten. 

In einem Punkte aber muß ich Herrn Dirkfen wiber- 
fprehen: ‚wenn er heute die Gründung ber fogenannten 
gelben Gewerkſchaften zu rechtfertigen veriucht. Ich glaube, 
es kann unferer deutfchen Arbeiterbevölterung und vor 
allen der chriftlich = nationalen Arbeiterbewegung fein 
ſchlimmerer Dienft geleiftet werden ald ber, daß man 
heute bazu übergeht, nach dem berühmten Mufter bon 
Frankreich fogenannte „gelbe Gewerkſchaften“ zu gründen, 


b. h. Organtifationen, im denen bie Arbeiter nicht jelbftänbig (0) 


und frei enticheiben, ſondern in benen fie lediglich unter 
der Botmäßigkeit der Arbeitgeber ftehen. 

(Sehr richtig! in der Mitte und bei den Sozial- 

bemofraten.) 

Meine Herren, täufhen Sie fi body nicht darüber: 
mit biefem Balliatiomittelhen halten Sie den mans 
aipationäfampf der Arbeiter, ihr berechtigtes Streben nad 
Freiheit und Gleichberechtigung nicht auf! 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Sie verfhärfen ihn höchſtens, Sie bringen höchftens Miß— 
ſtimmung hinein. Stellen Ste ſich doc ehrlih auf ben 
Boden ber —— ber Arbeiter und erkennen 
Sie freiwillig ihre Organtfationen an, dann werden Sie 
auch auf die Dauer zu einem erträglihen Berhältnis 


fommen. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Ih muß mid aud mit einigen Worten mit dem 
Herrn Abgeorbneten Hue befhäftigen. Er hat uns das 
alte Lied von der Einigkeit der Arbeiter und der Einheit 
lichkeit der Organifationen gefungen. Meine Herren, vor 
furzem haben wir nod in der „Neuen Zeit“, ber offiziellen 
wiſſenſchaftlichen Zeitſchrift der Sozialdemokratie, Belegen: 
heit gehabt, einen intimen Freund von Herrn Hue, Herrn 
Leimpeters, eine ganz andere Meinung vertreten zu ſehen. 

(Zuruf bet ben ge eng MWiderrufen!) 

— Nein, widerrufen nicht! Der Verbandsvorſtand hat 
— Herrn Leimpeters desabouiert, aber es iſt immerhin 
emerkenswert — Herr Leimpeters iſt ganz ein ſo tapferer 
Sozialdemokrat wie Herr Hue, beibe find in demſelben 
Verbande ald Beamte angeftellt —, dab zwei folde 
Richtungen in demfelben Verband vertreten find. MWeiter- 
bin möchte ich zur Auffriihung bed Gebädtnifjes des 
Herren Kollegen Hue anführen, daß ber Artikel in ber 


„Neuen Zeit" von Herrn Leimpeterd, der das Tiſchtuch 


awifhen der chriſtlichen und ber fozialdemokratiihen (D) 


DOrganifation zerihneidet und offen die Belämpfung und 
Bernichtung der Organifattion ber chriſtlichen Arbeiter an- 
kündigt, in ber fozialdemofrattichen Barteipreffe im Ruhr: 
ebiet freudig begrüßt worben tft, Sie kennen ja ben 
rtilel: „Gin Bekehrter“ aus ber „Arbeiterzeitung“, und 
den Bater dieſes Artikels werben ie auch wohl fennen; 
das ift vermutlich berfelbe Mann, ber nad dem Ruhr: 
bergarbeiterftreif bie benfwürbige Anficht in der „Leipziger 
Volkszeitung“ geſprochen hat, daß biefer große Streif viel 
weniger dem Grubenkapital hätte gelten müflen, als der 
verhaßten chriſtlichen Organtjation, dem Gewerkverein 
riftlicher Bergleute, bem man das „schmerzftillende Hals- 
band“ umlegen wollte. 
(Hört! Hört! in der Mitte.) 

Alſo, meine Herren, dem einheitlichen fonzentrifchen An= 
griff gegen die Scharfmaderei muß ein verträglidhes Ver: 
hältnis der Organtfationen zu einander vorangehen, und 
wenn Ste gelernt haben, unfere chriſtliche Organifation 
auch als eine jelbftändige und berechtigte Organifation an- 
uerfennen, bann erft fann bon einem einmütigen umd ge 
hloffenen Vorgehen bie Rede fein, allerdings aud dann 
nur für Ziele, die wir chriftliche Arbeiter als berechtigt 
anerfennen. 

(Zuruf von ben Soztalbemofraten: 
Ich erkenne fie als ſolche anı) 
— Herr Kollege Hue, Sie find umter vielen nur einer. 
Der oberfte Leiter ber Gewerkſchaften ift Herr Legien, 
und Sie wiffen, was er auf dem Kongreß in Köln geſagt 
hat, baf er, folange er an ber Spige der Gewerfichaften 
ftehe, niemald bie Griftenzberedhtigung der dhriftlichen 
Organtfation anerfennen werde. 
(Hört! hört! in ber Mitte.) 
Ich meine alfo: biefe Rattenfängertöne loden uns nicht, 
dafür haben wir viel zu viel Grfahrungen auf diefem 
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(®ieöberts.) 
(A) Gebiete gemadit. inem frieblihen Zufammenarbeiten 


zu praktiſchen Zielen find wir chriftlichen Gewerkſchaften 
nicht abgeneigt und werben es auch in Zufunft nicht fein. 

Mas den Terrorismus betrifft, den Herr Hue und 
vorgehalten hat im feinem Zitat von dem Gewerkverein 
ber chriftlihen Berglente im Stegerlande, und die Gegen— 
überftellung der Gewerfvereinsäußerungen im Ruhrgebiet, 
fo find das Streitigkeiten unter den Organifationen, bie 
bei Ihnen noch viel fchlimmer find und mit viel jchärferen 
Mitteln durchgefochten find als bei und. Ich würde bie 
Aufmerkſamkeit des Haufed viel zu lange in Anfprud 
nehmen müfjen, wollte idı bier bie Einzelheiten vorführen. 
Im übrigen ift dieſer Terrorismus nicht das, was wir 
am meiften befämpfen, fondern der Terrorismus, der bon 
und gegeißelt wird, ift ber, der fi im bem einzelnen 
Merkitätten vollzieht, der nicht davor zurüdichredt, den 
eigenen Arbeitsbruder arbeitslos und elend zu machen, 
weil er feine chriftliche Nderzeugung Ihnen zuliebe (zu 
ben Sozialdemokraten) nicht verraten will. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Und wenn Sie das auch verurteilen, wie wir das tun, 
werben wir aud dahin kommen, dab wir es nicht nötig 
haben, unfere Arbeitäfreiheit zu ſchützen und ſolche Terro- 
riften dem Strafriähter zu überantworten. Ich bedauere 
ftetö, wenn ich in unferer Gewerkſchaftspreſſe leje, daß fo 
und fo viele Arbeiter der freien Gewerlichaften wegen terro— 
riftiicher Maßnahmen mit Gefängnis beftraft worden find, 
und ih will hinzufügen: wenn wir biefen Terrorismus 
befämpfen, dann liegt darin nicht bie Forderung nad 
größerem geleglihen Schuß, nad) irgend einem Zudthaus- 
geſetz; wir fühlen und ſtark genug, uns felbft zu ſchützen, 
und die vorhandenen Strafgefege reihen aus, um bie 
terroritifhen Sünder dem Strafridter zu überliefern. 
Nichtödeftoweniger bleibt dieſe Sache aber zu beurteilen. 

Herr Kollege Hue bat uns ferner bie Arbeitöperhält- 


(B) niffe auf den fchlefiihen Gruben vorgehalten, und ich habe 


ar feine Urfache, diefe Zuftände zu verteidigen. Unſere Bartet 
eht auf dem Standpuntt, daß die Arbeit der Frauen auf 
den Gruben und Hüttenwerfen verboten werben fol; es 
iſt aber lediglich Aufgabe der Gefeggebung, das zu machen. 
Für Mißftände, die bezüglich der Arbeit3verhältniffe bet 
einzelnen unſerer Parteiangehörigen angeblich beftehen 
ſollen, können Sie unſere Partei nicht verantwortlich 
machen. Es geht damit genau fo wie mit dem Arbeit: 
gebern der foztaldemotratiihen Partei. Da ift auch nicht 
alled Gold, was glänzt, und bie Auselnanderfegungen des 
„Korreipondenten”, des Organs ber Buchdruder, über bie 
Zuftände in den fozialdemofratiihen Drudereien find 
manchmal recht Iefenswert. Ich will die Sache hier nicht 
ausbenten, ſondern nur fonftatieren, daß bier gejündigt 
wird und bort nicht minder. Sie find nicht beflere 
Menſchen ald wir aud). 

Ih komme mun auf bie Sadıe felbft und will mich 
bemühen, mich möglichſt furz zu faflen. Ich nehme vor—⸗ 
erft die zwei fragen, die ben Mittelftand intereffieren, 
die Handwerkerfrage und das Ausverkaufsweſen. Wir 
Öriftlichenattonalen Arbeiter find nicht bloß feine Gegner 
des Handwerterfhuges, nein, wir unterftügen alle bie 
jenigen Beltrebungen, die geeignet find, bad Handwerk zu 
ftügen und zu halten, und darum find wir aud feine 
Gegner des Heinen Befähigungsnachweiſes. Im Gegen: 
teil, wir haben ein Intereffe daran, ſchon wegen unjerer 
eigenen Kinder, damit fie, wenn wir fie dem Handwerk 
zuführen, nicht von Pfufhern ausgebildet werben, fondern 
von Beuten, die etwas verftehen und aud ben Beweis 
erbracht haben, daß fie etwas gelernt haben. 

Bezüglich des großen Befähigungsnachweiſes iſt bie 
Sache ſchwieriger. Inſofern damit eine Befferung ber 
Qualität der handwerklichen Arbeit angeftrebt werben joll, 


haben wir nichts dagegen; aber foweit damit Ziele ber: | 
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folgt werben auf Monopolbeftrebungen und befonbere (C) 


Vergünftigungen für dad Handwerk innerhalb der Wirt: 
ſchaft, um ed gewiffermaßen vor ber eigenen Konkurrenz 
zu fhügen, dad Handwerk von ber friihen Luft der ge— 
werbliden Entwicklung abzufhließen, fönnen wir uns 
nicht darauf einlaffen. Im übrigen find fih die Hand- 
werler felbft nicht darüber einig, und darum kann ich bie 
frage heute auf ſich beruhen laffen. Wenn aber Herr 
Hue glaubt den Handwerkern einen Vorwurf madhen zu 
müffen, daß fie ſelbſt nicht für ihre Innungen eintreten, 
— nun, wir haben in unferen Gewertihaften auch noch 
lange nicht alle Arbeiter organifiert, und der Prozentjak 
der nicht organifierten Arbeiter ift vielleiht größer als 
der der nicht organifierten Handwerker. Ich bemuge aber 
die Gelegenheit, um unfere Handwerfer draußen im 
Lande darauf hinzumweifen, zu welchen Sonfequenzen bie 
Gleihgültigkeit und Snterefjenlofigkeit gegen die Hand— 
werferorgantfationen führt: fie dient den Gegnern ala 
Unterlage zu Angriffen auf das Handwerk felbit. Die 
Handwerker follen daraus die Vehre ziehen, num energifcher 
für ihre Organtjationen einzutreten. 

Nun das Ausverfaufsweien! Unſere Arbeiterfrauen 
find es ja, bie bei dieſen Schwindelausverfäufen am 
allermeiften beihummelt werben, indem ihnen wertlofe 
oder ſehr ſchlechte Waren zu einem billigen Preife, der 
aber noch immer zu hoch ift mit Rückſicht auf die Qualität 
der Ware, verkauft werben. Darum haben wir nichts 
dagegen, fondern wünſchen, daß bie Regierung und mit 
ber Vorlage bald kommt. 

Geitatten Sie mir, bei diefer Gelegenheit die Stellung 
der chriſtlichnationalen Arbeiter zur Mittelftandöpolitit mit 
einigen Morten zu kennzeichnen. Wir haben ald Arbeiter 
durchaus ein Autereffe an der Erhaltung eines faufträftigen 
und leiftungsfähigen Mittelftandes, eines möglichft breiten 
Mitttelftandes, der fi zwiſchen bie beiden Extreme bon 


rechts und links, des Großfapitald und des Broletariats, (D) 


fchtebt, der einerfeit3 und im Nüden fteht, uns hilft, gegen 
bie Auswüchſe des Kapitals zu kämpfen, und dem auch 
wir andererfeit3 in feinem Kampf gegen die Umkllammerung 
bes Großfapitald helfen. Der Miıtelitand kann anderer- 
ſelts auch fein Gegner der Arbeiter und ihrer Be: 
ftrebungen fein; benn er kann nur eriftieren auf Grund 
der Kaufkraft der breiten Maffen der Bevölkerung, und 
je mehr die Kaufkraft fleigt, je höher die Löhne der Ar- 
beiter find, um fo beffer fann auch der Mittelftand exiftieren. 
Die Differenzen und bie Gegenfäglichkeiten, die fi zwiſchen 
dem Arbeiter und dem Mittelitand, ſoweit letzterer als 
Arbeitgeber in Frage fommt, herausgebildet haben, hoffen 
wir allmählich zu befeitigen. Daß diefe Hoffnung nicht 
falfch ift, beweift der Umftand, daß bie Tarifverträge, die 
wir heute im Dentichen Reiche haben, wefentlich in den Leinen 
Betrieben des Mittelftandes abgeſchloſſen worden find. 
Meine Herren, die Beruföpereinel Der Herr Staatö- 
feretär hat bezüglich der Beruföpereine gejagt, dad Gefeg 
wäre befier a al fein Auf. Ih glaube, daß bie 
Abſicht und die Intention bed Herrn Staatäfekretärs 
befler geweſen find als das Gefeg felbft. Das Geſetz 
als ſolches tft au der Hand der praftiichen Erfahrungen, 
die wir im gewerfihaftlihen Beben gemadıt haben, im der 
Form für und nicht braudbar. Nun höre ich allerdings 
zu meinem Gritaunen, daß das Berufövereinögefeß in den 
Hintergrund treten fol und bafür in den Vordergrund 
dad Geje für die Arbeitäfammern. Ich darf wohl an- 
nehmen, daß damit wicht endgültig die Schaffung eines 
Berufövereinägefeged oder die Verleihung der Redhtö- 
fähigkeit an die Berufsvereine aufgefchoben wird. Wenn 
die Paufe, die badurd eintritt, dazu bemußt wird, ein 
volltommeneres, beſſeres Geſetz zu ſchaffen, freuen 
wir uns darüber ſelbſtverſtändlich, und weiſe 
darauf hin, daß gerade in der jüngſten Zeit in 
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(Gieöberts.) 


(A) England da3 Gewerkihaftägeieh, an beffen Zuſtande— 


fommen wir nod im vorigen Jahre zweifelten, endgültig 
verabſchiedet ift und dieſes Geſetz in zwei wichtigſten 
Punkten — erſt dieſer Tage iſt es im ‚Reichsarbeitsblatt“ 
veröffentlicht worden — all den Wünſchen der engliſchen 
Arbeiter Rechnung trägt. Es poſtuliert erſtens die Frei— 
beit des Streitpoſtenſtehens und geſtattet ausdrücklich dem 
Aufenthalt an dem Haufe und auf den Straßen zur 
Überwachung des Betriebs und zur friedlichen Überredung 
der Arbeiter und hebt die Haftbarkeit ber Gemwerfvereine, 
bie ſeinerzelt durch Gerichtäurteil im Taff Vale-Prozeß 
ausgeſprochen war, wieder auf. Natürlich erhalten Die 
englifhen Arbeiter dadurd nicht irgend etwas Neues ober 
Beiondered, fondern ein alte® Gewohnheitsrecht wird 
lediglich hier in eine geſetzliche Form gekleidet. Ich hoffe, 
daß bei der demnächſtigen Vorlage des Berufévereins— 
geſetzes möglichſt die Wünſche berüdfichtigt werben, die 
bier im Haufe vorgetragen find. 

Nun geftatten Sie mir, mit einem Morte auf bie 
Debatte vom vorigen Winter zurüdzugreifen, wo ich in 
ber Keritik des betreffenden Gefeges eine Außerung getan 
babe, die draußen im Lande falſch aufgefaßt worden ilt. 
Belanntlih babe ih damals mit Rückſicht auf die Zus 
ftände in unferem engeren preußtichen Vaterlande, wie fie 
beftehen in bezug auf die Koolitionsfreihett für die Land— 
arbeiter, bie auch vor allen Dingen die Urſache fiir das 
Ausfcheiden der Landarbeiter aus dem Berufänereind- 
gefeg waren, den Ausſpruch getan, bad käme ſchließlich fo 
weit, daß man fich bezüglich dieſes Zuftandes draußen im 
Lande Shämen müſſe, fi als Preuße zu befennen. Nun 
hat man mir vielfach das audgelegt ald Mangel an 
vaterländiſcher gar als Mangel an Patriotismus uſw. 
Ich glaube, daß wir, die chriſtlichen Arbeiter, die durch die 
Praxis Tag für Tag beweiſen, wie ernſt es uns mit 
unſerer vaterländiſchen chriſtlichen Geſinnung iſt, die wir 


6) um dieſes Kampfes willen große Opfer bringen, wie kein 


anderer Stand fie bringt 

(Sehr richtig! in der Mitte), 
vor derartigen Vorwürfen gefeit fein müßten 

(jehr richtig! in der Mitte), 
und daß ed für jeden, der damald meine Rede verfolgt 
bat, Zar fein müßte, daß dieſer Ausdrud lediglich aus 
tatfähliher Mißſtimmung herrührt, die wir preußifchen 
Arbeiter über die Zuftände-in unferem engeren Baterlande 


empfinden. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Das hat ſich in der Zwiſchenzeit auch nicht geändert; erft 
diefer Tage hat der Herr Minifter Delbrüd im preußiſchen 
Abgeordnetenhaus Außerungen über die oalitionsfreiheit, 
über einen entiprehenden Arbeitöwilligenfhug getan, bie 
und höchft bedenklich ſtimmen, und von denen wir hoffen, 
ba fie bei der neuen Mehrheit des Hauſes feinen Antlang 
finden. Ich habe weiter aus der jüngften Zeit einen 
Beweis, daß auch bie preußtichen Bergbehörden nicht Immer 
dad Koalitionsrecht der Arbeiter reipektieren und weit 
davon entfernt find, der chriſtlich-nationalen Arbeiter: 
bewegung in ihrem Betriebe Luft und Licht zu geftatten, 
es mit dem Schuß ber Organifation und der Koalitions— 
freiheit gar nicht jo ernft nehmen. Im preußifchen Berg- 
wert Bienenburg wurde vor einigen Tagen ein Anfchlag 
angeihlagen, den ich vorlefen will als Beweis dafür, 
daß auch die preußiiche Behörde fih durchaus noch nicht 
mit dem Recht der Organifatton und Koalition ausgeſöhnt 
bat. Da heißt es: 
Stönigliche Berginfpektton Vienenburg, 
Journal I Nr. 519, 

Ein Bergarbeiterverband fol seit einiger Zeit 

Verſuche machen, in unferer Belegihaft feften 

Fuß zu faffen, und bereits mehrere Mitglieder 

gewonnen haben. 
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— Das ift ber Gewerkherein hriftlicher Bergleute, ber nicht (0) 


mehrere, fondern circa 200 Mitglieder unter der betreffenden 
Belegihaft hat. — 
Die Höniglihe Berginfpeftion rät der Belegſchaft 
dringend ab, irgend einem Bergarbeiterberbande 
beizutreten 
(hört! hört! im ber Mitte), 
da e8 ihr fehr fraglich erſcheint, ob diejenigen, 
die Mitglieder eincd Verbandes geworben find, 
für die zu leiftenden Beiträge, die im Laufe der 
Jahre eine ftattlihe Höhe erreihen, jemals eine 
entipredende Gegenleiitung ſeitens des Verbandes 
erhalten werben. 
(Hört! hört! in der Mitte.) 
Andererſeits ſteht zu befürchten, daß das gute 
Verhältnis, welches bisher zwiſchen Bergper: 
mwaltung und Belegſchaft beftanden hat, durch die 
Einmifhung fremder Elemente eine Trübung er: 
fahren fann und die Werfäverwaltung vielleicht 
weniger geneigt ift, den Wünſchen der Belenichaft 
entgegenzufommen. Haben Mitglieder der Beleg: 
fhaft irgend welde Wünſche an die Bergwerfds 
verwaltung, fo ift der Arbeiterausfhuß das ge: 
eignete Organ, berartige Wünſche bei der Berg: 
verwaltung geltend zu madhen. Mit außerhalb 
der Belegichaft ftehenden Berfonen, Verbänden ulm. 
wird fi) die Bergwerlöverwaltung über ihr Ber: 
hältnid zur Belegſchaft teinestalls in Ber: 
handlungen einlafleı. 
Die Anſchauung, die in diefem letzten Sag zum Ausdruck 
fommt, ift ganz genau biefelbe,. wie fie jeinerzeit die 
Scharfmacher des Ruhrgebiets der Siebenertommilfton 
gegenüber geltend gemacht haben; das iſt derſelbe Geiſt, 
der alle Verhandlungen mit den Arbeitern ablehnt, auch 
—** bie Organtjationen ben feſten Willen zum Frieden 
aben. 
Staatöbetrieben möglich ift, darf fih niemand wundern, 
daß bie Wrbeiter, die durchaus auf vaterländiſchem 
und nationalem Boden ftchen, fih gegen dieſe Dinge 


wehren. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Wir beflagen e3 tief, daß gerade in unferem engeren 
Baterlande derartige Dinge vorgefommen find. 

Wenn id damals diefer Stimmung Ausdrud gegeben 
babe, jo bin ich überzeugt, daß ih im Sinne vieler 
Faufende und Hunderttaufende von Arbeitern umd anderen 
Bürgern geſprochen Habe, welche die nämlihe Empfindung 


haben. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Ih will hieran anfnüpfend noch eins bemerken. 
Die neue Mehrheit tft unter ber befannten nationalen 
Parole zuftande gelommen. Zu den Reichöfeinden, zu 
den antinationalen Elementen gehörten Hunderttauſende 
bon katholiſchen Arbeitern, die ihre vaterländiſche Ge— 
finnung nidt bloß ald Dekoration haben, fondern ala 
Grundprinzip und in ſchweren Kämpfen mit ben Umſturz— 
parteten tagtäglich befennen. Ich kann verfihern, daß 
wir Katholiken zähnefnirihenb diefe elenden, verlogenen 
Machwerke geleien haben, die bei den Wahlen von einer 
Berliner Zentralftelle verbreitet find. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Und wenn die Herren von der liberalen Seite ſich über 
ben Ausfall der Stihwahlen wundern, dann mögen fie 
an biefe Berliner Schmußflugblattverfaffer denten, Die 
Deutſchland mit diefen erlogenen Schauergeihichten über: 
ſchwemmt haben. 

(Schr gut! in der Mitte und bei den Sozlal- 

bemofraten.) 
Aber eind mögen Sie fi merken: bie nationale Wahl: 
parole und diejenigen, die fie gegeben, find vorübergehende 


Solange jo etwas in Königlich preußiihen (D) 
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(@ieöberts.) 


(A) Eriheinungen; unſere chriftlich nationale Bewegung hat 


größere und ernftere Ziele, ald daß wir und auseinander 
treiben laſſen durch einen berartigen vorübergehenden 


MWahltampf. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Ich hoffe, daß die katholifchen nnd evangeliſchen Arbeiter, 
die e3 verftanden haben, über bie fonfejfionelen und 
politifchen Gegenfäße hinaus fich gegenfeitig die Hand zu 
reichen, fih durch dieſe Wahlkorruption nicht tangteren 
lafien, fondern brüderlich weiter arbeiten auf ſozial— 
polttiihem Gebiet und auch in den DOrgantfationen. 
(Bravo! in ber Mitte.) 

Meine Herren, es ift mehrfach in der Diskuffion ge: 
fagt worben, es wäre beffer, wenn wir vor dem Geſetz 
über bie Berufsvereine ein freies Vereins- und Verſamm— 
lungsrecht befämen. Ich will nicht unterfuchen, ob bie 
Herren recht haben; aber fidher ift, daß die Verhältniffe 
auf dem Gebiete des Bereind- und Verſammlungsrechts 
allgemein unhaltbar geworben find 

(ehr richtig), 
daß gerade durch bie engberzigen Beftimmungen der einzel 
ftaatlihen Vereinsgefege ein ungeheures Maß von Ber: 
bitterung in der Arbeiterfchaft erzeugt wird. Denfen Sie 
fih aus der Proris folgenden Fall: es gründet ein dhrift- 
liher Gewerfverein an irgend einem Orte eine Zahlſtelle. 
Die Arbeitgeber werden wie gewöhnlich unruhig und ber: 
langen vom Bürgermeifter, daß er einfchreite. Die Polizei 
verlangt mum die Mitgliederliite. Der Gewerkverein reicht 
fie ein, und plötzlich merken die Arbeiter, wie einer nad 
dem andern ihrer Vertrauensmänner entlaffen werben. 
Die Polizei macht Schwierigkeiten bei ben Berjammlungen 
wegen der Zeilnahme ber weiblichen Mitglieder. Sie 
verlangt fogar ganz geſetzwidrig neue Statuten, verbietet 
die Teilnahme von Ausländern an den Verfammlungen 
uſw. Ein folder Fall hat ſich in Bergiſch-Gladbach zu: 


(B) getragen. 


(BZurufe.) 

Ich könnte eine ganze Neihe anderer Fälle bezüglich 
der Überwahung von Berfammlungen anführen. So 
haben wir im verfloffenen Herbft einen Prozeß in Meg 
ehabt, der auf den Notizen eines Polizeikommiſſars 

Ste, der die betreffende Verſammlung überwadht hatte. 
Diefe Dinge rufen eine jo große Erbitterung gerade in 
den unteriten Streifen hervor, daß bie Megierung im 
eigenften Intereffe, im Intereſſe der Erhaltung wirklicher 
baterländifcher nationaler Gefinnung unferes Volkes, will 
ich mal jagen, gut täte, endlih mit dem Schlendrian auf: 
zuräumen. Menn Herr Dr. Hieber erfreulicherweije für 
ein gutes Vereind: und Verſammlungsrecht eintrat, wollen 
wir hoffen, daß die Mehrheit, die fih zufammenfindet, 
fi) dad württembergtihe Vereins- und Berfammlungs- 
recht zum Mufter nimmt. Ich geftche, dab man ben 
Einzelftaaten nit zumuten fann, daß irgend eine 
Berlhlechterung in ihrem Vereinsgeſetz ihnen geboten 
wird. Aber die Verhältniffe find in Preußen berartige 
unbaltbare, daß das Mei einjchreiten muß, nad: 
dem ber preußtihe Landtag auf diefem Gebiete ver— 
agt hat. 

Yo. 2, bie überwahung der Berfammlungen haben 
wir grundfäglih nichts. Wenn die öffentlihen Ber: 
fammlungen poltzeilih angemeldet und polizeilich über: 
wacht werden, fo ift dagegen nichts zu jagen. Man foll 
aber dafür forgen, daß bie Beamten, die zur Überwachung 
eben, auch qualifiztert genug find, um den Verhandlungen 
—— und einen ſachgemäßen Bericht aufnehmen zu können. 
Es muß ferner allen Beamten eingeſchärft werden, daß 
die Berichte, die ſie machen, für die Behörde beſtimmt 
ſind, aber nicht für die Arbeitgeber. Meine Herren, es 
iſt verfchtebentlih vorgelommen, daß über bie Vorgänge 
in NArbeiterverfammlungen, bie der polizeilihen Über: 


wachung unterliegen, am anderen Tage der Unternehmer (C) 


vollkommen informiert war. 

(Hört! hört!) 
Wir haben ben direkten Beweid in Händen gehabt, daß 
ber Bolizeifommiffar, der bie Verfammlung überwadt 
hatte, noch an demfelben Abend zu dem Arbeitgeber ge— 
gangen ift, um ihm Bericht über die Verfammlung zu 
erftatten. 

(Hört! hört!) 
Sch will hier feine Einzelheiten anführen, weil bie Zett 
zu kurz ift; aber wir müſſen verlangen, daß die Beamten, 
die die Verfammlung überwachen, ftrengftens angewiefen 
werben, daß die Notizen, die fie machen, fir die Behörde 
und nicht für die Arbeitgeber befttimmt find. 

Was die Arbeitskammern betrifft, jo begrüßen bie 
Arbeiter es ganz befonderd, daß biefe Frage num 
mit ganz beionderer Verve forciert werden foll. Aber ber 
Herr Staatöjekretär wird verzeihen, wenn ich ihm einen Bor: 
wurf nicht erjparen kann. Gr hat uns gefagt, daß bereits 
bie Vorbereitungen für ben Gejegentwurf im Gange find, 
und daß vielleicht bis zur nächſten Seifton eine Vorlage 
fonımen könnte, daß alio in micht allaulanger Zeit der 
Bundesrat über eine Vorlage zu beſchließen bat. Da 
bedauere ih außerorbentlih, daß man auch hier wieder 
dieſes Geſetz, das die Arbeiterorganifationen in allereriter 
Linte interefftert, eingebracht hat, ohne daß man Ber- 
treter dieſer Organtjation gehört hat. 

(Sehr richtig!) 
Wenn man fid) doc endlich einmal dazu befchren wollte, 
bei ſolchen Gefegen mit den intereffierten Kreiſen Fühlung 


zu nehmen! 

(Sehr richtig!) 
Es würden dann mande Mißverftändniffe von vornherein 
ausgeräumt werden. Wenn eine Vorlage jo aus ber 
Piſtole geihoffen an den Reichſtag kommt und fein Menſch 


weiß, wie vorher die Sache gelaufen ift, dann kann bie (D) 


Regierung ſich nicht wundern, wenn falfhe Auffofiungen 
Plag greifen, und ſchon deshalb, ſchon um der Vorlage 
eine befiere Aufnahme draußen im Lande zu bereiten, 
follte man bet der Vorbereitung bie Vertreter der Arbeiter 
und aud ber Arbeitgeber zuzichen. 

Meine Herren, ber Herr Abgeorbnete Hue hat bes 
züglid der Arbeitöfammern ganz befonderd damit renom- 
miert, daß die Sozialdemokratie zu allererft den Antrag 
hier eingebracht hat. Herr Hue kann froh fein, daß ber 
Reihstag dem Wunſch ber fozialdemokratiihen Partei 
nidjt Rechnung getragen hat; bemn fonft fähe fie jegt mit 
ihrer Forderung nad Arbeiterfammern auf dem Trodnen. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Der Wechſel in Ihren Anfhanungen fommt mir über- 
haupt etwas jonderbar vor. Partei und Gewerkſchaften 
haben bis vor einigen Jahren ſtets gemeinfam das Prinzip 
ber parttätifhen Arbeitäfammern vertreten. 

(Zuruf von ben ag een 

— Leſen Sie bie Artikel im „Sorrefpondenzblatt* nad, 
bie vielleiht vor drei Jahren erichienen find. Da hat 
bad Blatt ausprüdlih die paritättichen Arbeitsfammern 
verteidigt. — Nun ftehen wir vor der Tatſache, daß bie 
Regierung dem langen Drängen bed Reichstags nachgibt 
und bringt und einen Entwurf über die paritätiſchen 
Arbeitätammern, und nun kommen die Herren und fagen: 
nein, jetzt müflen es Wrbeiterfammern fein. Ich weiß 
nicht, was ich von folder Politik halten fol. Ach bente 
doch, daß die Herren ſich noch befinnen. 

Nun, meine Herren, noh eind. Der Herr Abge: 
orbnete Hue hat für feine Anſchauung, daß Arbeiter: 
fanımern befler find ald Arbeitöfammern, unter anderem 
auch dad Urteil der Vertreter ber chriſtlichen Gewerk— 
ſchaften, der chriſtlichen Arbeiter auf dem Kongreß der 
Geſellſchaft für Sozialreform angeführt. Er iſt damit 
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(@iesberts) 


(A) fehr im Irrtum; denn auf ber VBerfammlung in Mainz 


waren jämmtlihe Bertreter, Behrens, Schiffer, meine 
Wenigkeit, alle für parttätifche Arbeitäfammern. — Ja, 
wenn Sie den Kopf fchütteln und es nicht glauben wollen, 
dann muß ich es Ihnen vorlefen — e3 ift ein ganz kurzer 
Sat. Ich will nur lefen, was ich als Redner im Auf: 
trage meiner bortigen Freunde auf ber Verſammlung ber 
Geſellſchaft für Sozialreform in Mainz ausführt. Ich 
fagte damals: 
Der Hauptwert ber paritätiichen Arbeitätammern 
fei, daß fte eine gemeinfame Ausſprache zwiſchen 
Arbeitern und Arbeitgebern ermögliden. Die 
Arbeiterfammern würden wirfungsios fein, weil 
die Arbeiter dort tjoliert ftehen. Für bie Ent: 
faltung der Klaſſenintereſſen der Arbeiter müßten 
bie freien Berufdorganifationen beitehen bleiben. 
Beiondere Arbeitöfammern feien gewiß als Ideal 
vorzuziehen, aber bei der Schwierigkeit, mit ber 
fozialen Reform praktiſch voranzukommen, müßte 
man auh dem Verſuch zuftimmen, dad Ziel durch 
Anihluß an die Gemwerbegerihte zu erreichen 
uſw. Alfo ich betone ausdrücklich, daß ich Damals ent» 
ſchieden für paritätiſche Arbeitskammern eingetreten bin. Ich 
wüßte auch eigentlich nicht, was wir mit Arbeiterkammern 
in Deutſchland ſollen. Der Wunſch nah Arbeiterfammern 
ftimmt übrigens zuſammen mit ben Wünfchen der extremſten 
Scharfmader in Deutfhland. Die Herren wollen aud) 
Arbeiterfammern haben, aus einem ſehr erfichtlichen Grunde. 
Sie fagen: wenn wir mit den Arbeitern zufammen find, 
müffen wir aud mit den Arbeitern verhandeln; haben 
wir die Arbeiter ijoliert, fo haben wir fie immer als 
einfeitige Intereſſenvertretung daſtehen. 

Darum, meine Herren, wollen wir uns dadurch nicht 
irremachen laſſen, ſondern ben paritätiſchen Charakter der 
Arbeitskammern unter allen Umſtänden aufrecht erhalten. 

Die Tarifverträge hat Herr Abgeordneter Hue im 
Zufammenhange hiermit erwähnt, und ich fühle mid) ver— 
pflichtet, folgendes hier feftzuftellen. Er hat unter anderem 
rühmend hervorgehoben die Tätigkeit der gewerkſchaftlichen 
Drganifationen, der freien Gewerkichaften ufw., die aud 
fein Menſch verfennt, und bat dann gejagt: 

Der Maurerverband hat 1905 nicht weniger als 

367 Tarifverträge abgeſchloſſen. 
Er hat aber vergefien, zu fagen, daß bon dieſen 367 Tarif: 
verträgen an mindeftend Hundert and) der hriftlihe Maurer: 
verband beteiligt ift 

(hört! hört! in ber Mitte), 
und er hat vergeflen, zu fagen, daß feine Genofjen beftrebt 
geweien find, unfere Beute bei den ZTarijverträgen aus— 
aufhalten. 
(Zuruf von ben Sozialbemofraten.) 

— a, Herr Kollege Bömelburg, Ste mögen ja heute 
ſchon anders benfen und aus der Grfahrung gelernt 
haben, nit wahr? Es fommt doch tatſächlich vor, daß 
Sie und bei berartigen Tarifabſchlüſſen ausſchalten 
wollen; aber Sie können ed nur nit mehr überall, 
weil wir e3 und nit mehr gefallen laſſen. Wir haben 
ja bie Brobe in Köln gemacht. 

Meine Herren, wenn Sie in Zukunft dafür eintreten, 
ſtets mit und gemeinfam die Tarifverträge zu machen, 
dann, find wir gern babei; aber dann wünſchen wir aud, 
baß wir entſprechend berüdfichtigt werben. 

Im übrigen war aud bie Darftellung bed Herrn 
Hue über das gewerkichaftliche Leben einſeltig. Er hat 
ganz bergeflen, dab bie jüngfte fräftig aufitrebende 
Richtung, unfere chriſtlichen Gewerkſchaften, in der Zeit, 
baß fie ba tft, auch ſchon ein Hein bißchen geleiftet hat, 
und damit auch bie den Akten des Reichstags einverleibt 
wird und Diejenigen Mitglieder, die ſich für den Fortgang 
der chriſtlichen Organifationen intereffieren, etwas davon 
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bören, geftatten Sie, daß ich darüber aud) einige wenige (O) 


Daten angebe. 

Meine Herren, der Mitgliederbeftand unferer chriſtlichen 
Gewertihaften hat fi; feit dem Jahre 1902 gehoben von 
179 000 auf 335 000; davon find im Gefamtverband der 
Kriftlihen Gewerkſchaften allein 260000. Die Jahres⸗ 
einnabmen haben fih in bem gleihen Zeitraum von 
823 684 auf 3400000 gehoben. Diefe Ziffern zeigen 
Ihnen ſchon, daß unfere chriſtliche Gewerlſchaftsbewegung, 
bie fi gegen fo viele Schwierigkeiten ganz beſonders von 
ber Iinten Seite hat Bahn breden müſſen, erfolgreich 
aufwärtöftrebt, und ich habe nur den Wunſch, daß zwiſcheu 
ben Organifationen ein möglichſt verträgliches und ein— 
beitliche8 Verhälmis befteht. 

Ich möchte aber den Ausführungen des Herrn Stollegen 
v. Dirkfen nod in einem Punkte widerfpreden, bezüglid) 
ber Agitationskoften, die die Gewerkihhaften haben. Man 
folte doch derartige Behauptungen nicht cher aufftellen, 
ald bis man fih mal in das innerite Weien der ges 
werkſchaftlichen Organifation vertieft hat. Ich kann Sie 
berfihern, daß es feine Intereffenverbände gibt, wo ſo viel 
felbftlofe Arbeit geliefert wird, wie gerade in bem ge— 
wertihaftlihen Organtfationen aller Richtungen, aud in 
denen der Herren von ber Linken. 

(Sehr richtig! in ber Mitte und bei ben 
Soztaldemofraten.) 
Treten Sie mal ein Jahr in dieſe Gewerkichaften ein, 
dann werben Sie jehen, daß es mit den Agitationägelbern 
ungebeuer mau beftellt if, und daß fi hier durchweg 
eine Opferwilltgfeit und Arbeitäfreudigfeit und eine Be— 
tätigung für ein jehr geringes Entgelt findet 
(ehr wahr! in der Mitte und bei den 
Soztaldemofraten), 
wie es in feinem anderen Beruf vorfommt. Dutzende 
von Malen find Leute aus den Hanbwerferorganifationen 
gefommen und haben mir gejagt: hätten unfere 
nur halb jo viel Opfergeift und GSelbitlofigkeit wie bie 
Arbeiter für ihre Interefien, jo würden fie ganz erheblid) 
weiterfommen. 

Alfo mit derartigen Heinen Mitteln kann man bie 
Sozialdemokratie nicht befämpfen, verehrter Herr Kollege 
v. Dukſen! Sole Mittel prallen ab, damit diskreditiert 
man aud bie auf driftlici-nationalem Boden ftchende 
Gewerkſchaftsbewegung. Meine Herren, wir find alle 
fogenannte bezahlte Nattatoren, Behrens, Wiedeberg, 
Schiffer und ich find bezahlte Leute, umd es fit eine Be: 
letdigung fir und, wenn man uns borwirft, daß wir und 
bon den Arbeitergroihen mäjten. Und, meine Herren, 
wahrhaftig für die Arbeit, die wir geleiflet haben, wenn 
wir fie für Unternehmer leiſten würden, würden wir das 
Dreifache befommen. 

(Sehr wahr! in der Mitte und bei ben 
Sozialbemofraten.) 

Alſo dieſe Mittel find nicht geeignet, die Sozial: 
demofratie zu befämpfen, ſondern fie jhädigen auch die 
nationale Arbeiterbewegung felbft. Im übrigen glaube 
ih, daß auch bie Induſtriellen, Die Beamten, bie in den 
Zentralverbänden ufw. tätig find, nicht umfonft arbeiten 

(Zuruf von den Sozialdemokraten: i wol), 
fondern daß die gegenüber den Gehältern, Die wir be= 
ziehen in ber Arbeiterbewegung, oft vielleiht das Fünf-, 
Sch: und Zehnfahe befommen. 

(Sehr ridtig!) 

Nun, meine Herren, bie letzte Frage bezüglich ber 
Arbeitözeit! Da freue ih mich, daß auch der Vertreter 
ber Neihöpartei ausdrüdlich fein Einberftändnis mit ber 
Regelung biefer Frage hier erflärt hat. Die Regierung 
hat jetzt feinen Grund mehr, irgenbiwie zurückzu— 
halten. Das ganze Hand ift einberftanden, daß ber 
Behnftundentag vorerft fir bie Wrbeiterinnen dem— 


andwerfer (D) 


(A) nächſt gefeglih gemacht werben fol. Nachdem 


Giesberts.) 





auch 
ber preußiſche Handelsminiſter ſein Einverſtändnis erklärt 
hat, ſind hier wohl alle Schwierigkeiten ausgeräumt. 
Wir hoffen aber, daß die Verkürzung der Arbeitszeit, die 
Feſtſetzung eines gefeglihen Marimalarbeitätages nicht 
dauernd bei den Arbeiterinnen ftehen bleibt, fondern daß 
endlich auch für die männlichen Arbeiter dad Gleiche ge— 
ihaffen wird. Wenn die ftaatlien Betriebe ſchon heute 
dazu übergehen, den Zehnftundentag einzuführen, und 
wenn alle halbwegs anftändigen Induftrtellen den Zehn: 
ftundentag einführen, dann fol man gegen diejenigen, bie 
ohne erfichtlichen Grund nod immer Diefer allgemeinen 
fozialpolitifhen Regelung ſich nicht fügen, mit der Geſetz— 


gebung vorgehen. 
(Sehr richtig) 


Meine Herren, id fomme zum Schluß und refümiere 
mich furz dahin: aus den Debatten Ddiefer zwei Tage 
ſchöpfe ih die Hoffnung, daß dieſen jhönen Worten auch 
ihöne Taten folgen werben. Ach wünſche nichts fehns 
liher, als daß die neue Mehrheit mit aller Energie auf 
der beichrittenen Bahn weitergeht; bem werben wir in ber 
Zentrumspartei ohne Verärgerung und ohne Verſtimmung 
zufehen können. Wir find im Gegenteil frob, wenn wir 
aus diefer jchwierigen Hetarbeit einmal für eine Zeitlang 
heraustommen. Der Herr Staatöfefretär kann dann in 
Zufunft getroften Mutes jagen, er bat noch niemals fo 
viel Heizer auf feiner Lofomotive gehabt wie jegt. Dann 
foll aber bie neue Mehrheit auch dafür forgen, daß ent- 
fprehend Dampf aufgelaffen wird, damit die Kiſte vor: 
wärts geht, und wenn bie ganze Sache den Erfolg bat, 
daß die großen Aktionen — Arbeitskammern, Berufs: 
bereine, Arbeitszeit — im biejer Legislaturperiode zuftande 
fommen, bann find wir wirklich einen bebeutenden Schritt 
borwärtögefomnten, das Vertrauen der Arbeiterfhaft in 
bie nationale Sade wird fteigen und Damit ber befte 


(8) Erfolg fowohl gegenüber ber Sozialdemokratie wie aud 


gegenüber den Klaſſenkämpfern der induftriellen Unter: 
nehmer erzielt werden. 
(Lebhaftes Bravo in der Mitte.) 


Vizepräfident Kaempf: Meine Herren, ber Herr Erfte 
Bizepiäfident hat mir mitgeteilt, daß er die Schlußworte 
der Rede des Herru Abgeordneten Korfanty von feinem 
Plage aus nicht verftanden habe, daß er ſich das Steno- 
gramm der Nede des Herrn Abgeordneten Korfaniy habe 
tommen laffen, und hat mir dieſes Stenogramm übergeben. 
Die Schlußworte der Rede des Herrn Abgeordneten 
Korfanty lauten wie folgt: 

Diefe Worte mag fih der Herr Reichskanzler — 
ober id will jagen, ber Herr Minifterpräfident 
von Preußen — ind Stammbud ſchreiben, und 
nah dieſen Worten mag er feine Polenpolitik 
einrichten, ba mag er zur Sittlichkeit beitragen. 
Denn mit Sütlichkeit hat die preußiihe Polen- 
polttif gar nichts zu ium, — wirklich leider gar 
nicht3; ſie ift aufgebaut auf einem Sumpf, und 
dieſer Sumpf ift Unfittlichkeit und moralifche Ber: 
lonmmenheit. 
Meine Herren, ih muß dieſe Charakteriſtil ber Polen— 
politit des Herrn Reichskanzlers ober ber preußiſchen 
Regierung als durchaus ungehörig bezeichnen und rufe 
ben Herrn Abgeordneten Korfanth nachträglich zur Ordnung. 

(Bravo! rechts und bei den Nationalliberalen. 

Laden bei ben Soztaldemofraten.) 

Dad Wort hat der Herr Abgeordnete Hue. 


Sue, Abgeorbneter: Meine Herren, geftatten Sie mir 
nur ein paar Worte, zunäcft gegen den Herin Abgeorb» 
neten v. Dirffen. Ich möchte mein Bedauern barüber 
ausſprechen, daß gerade ein Vertreter der Volksſchicht, die 








ſich * bie „gebildete“ nennt, die Debatte über Soztal- (C) 


politit auf ein fo tiefes Nweau herabgedrüdt hat. 
(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) 

Ih erfläre nohmald wie am Sonnabend ausbrüdlid: 
wir Sozialdemokraten find feine Feinde des Mittelitandes 
(Laden rechts), 
wir umnterftügen nichts, was ben Mittelitand ſchädigt; wir 
erklären ehrlidy dem Handwerker: und Mittelftand, warum 
er naturnotwendig, aus volföwirifhaftlihen Gründen ſich 
gegenüber dem Großkapital nicht halten kann. Diejenigen 
Molitifer, die die voltswirtihaftliden Kenntniſſe haben 
und trotzdem bem Handwerferftand und dem Mittelftand 
glauben machen wollen, mit dem fogenannten „Heinen 
Befähigungsnachweis“ und derartigem dem Handwerker 
belfen zu fönnen gegenüber dem Großfapital, fagen bie 


Unwahrheit. 
(Obo! redt3.) 
— Meine Herren, bad ift die Antwort auf bie Aus— 
führungen des Herm v. Dirkſen, ber und ichwere linter- 
ftellungen gemadt hat, auf die ich mit Rüdfiht anf das 
Haus nicht näher eingebe. — Wenn Herr v. Dirkfen bes 
hauptet, und nad ihm auch der Herr Abgeorbnete Schad, 
wir wollten ben Mittelftand vernichten, wir wollten den 
Mittelftand von dem Erdboden verichwinden Laflen, fo mag 
Herr v. Dirfien an dad Bauernlegen feiner Standes- 
genoffen gedacht haben. 
(Unruhe rechts.) 

Die Geihichte des deutſchen Bauerntums ſpricht fat auf 
jeder Seite von der gg deö Meinen Bauern⸗ 
ftandes durch bie Latifundien, die Großgrundbefiger. 

(Lebhafter Widerſpruch reits. — Sehr richtig! 

bei den Sozialdemokraten.) 

An diefer Hiftorifhen Tatſache können Sie nicht rütteln. 

Die Zitate, die Herr v. Dirkfen vorgelefen hat, entitammen 
mit wenigen Ausnahmen einem Flugblatt, das vom Reichs— 


lügenverband herausgegeben worden ift. Mit Rüdfiht auf (D) 


die vorgeſchrittene Zeit will ih in bie Materie nicht all⸗ 
zufehr Hineinfteigen. Nur möchte ich betonen, daß 3. 2. 
das Zitat, daS von meinem Parteifreund Peus ftammen 
fol, von biefem längft als erfunden nachgewieſen worden 
iſt. Weiſen Sie mir in meiner ganzen Nede vom 
Sonnabend eine einzige Stelle nad, in welcher ich einer 
der anwefenden Parteien berartige unanftändige Inter: 
ftellungen gemacht habe, wie fie heute in ber Debatte 
bon einigen Herren und gemadt worden find! Wenn 
ich, der ich aus Mrbeiterkreifen ftamme und feine alade- 
mifche Bildung habe, den Ton des Haufes nicht herab» 
drüde, jo meine ich, wollten Ste, bie Sie fih auf Ihre 
„beflere Bıldung“ fo viel zugut tum, ſich erft recht ſachlich 
halten. Zufälligerweife war mein Barteifreund Bod, der 
leider nicht wiedergewählt worben ift, ber Ihnen aber ſchon 
wieder beicyert werben wird, heute im Haufe, und idh 
ftelle hiermit feft, daß das Zitat, welches Herr v. Dirkien 
ald von meinem Parteifreund Bock ftammend hingeftellt 
hat, tatfählih in der Zeitung, die von dieſem heraus- 
gegeben wird, geftanden hat, aber unterzeichnet mit bem 
vollen Namen des betreffenden Ginfenders, alfo nicht von 
Bock ftanımt; und daß ſchon in einer der nädften Nummern 
berfelben Zeitung, wenn ih nicht irre, Die Redaktion 
felbft Stellung gegen genommen und bie Sade fo 
präzifiert hat, wie ih ed vorhin getan habe. Meine 
Herren, Sie follten doch daran denken, daß aud hier im 
Haufe einmal eine „Bergeltung* kommen kann. Es ift 
und niht entfallen, daß es Herr v. Dirkfen war, 
ber — ich glaube, eö war in ber letzten Seſſion — redt 
ſchnell an jeinem Stenogramm herumkorrigiert bat, um 
nicht wegen einer falihen Behauptung, bie er hier getan 
hatte, fetgemagelt zu werden. Was ber Herr über 
Arbeitergroſchen“, über „Erpreffiung von Agitations⸗ 
groſchen“ ujw. fagte, hat bei uns einen beredtigten Ents 





u 


(A) rüftungsfturn hervorgerufen, ift auch von dem Herrn 


Kollegen Giesberts ſchon gekennzeichnet worden als eben: 
falls gegen die „hriftlich-nationale Arbeiterſchaft“ gerichtet. 
Es iſt jo, wie es Stollege Giesberts gejagt hat: bie 
Gewertihaftäbeamten werben nur den zehnten Teil fo gut 
bezahlt wie die Angeftellten - des Unternehmerberbandes. 
Die Beamten mancher Gewerkihaften werben angeftellt 
mit im Durchſchnitt nicht einmal 100 Mark monatlid. 
(Zuruf rechts: Na, nal) 
— Wollen Sie das etwa beftreiten? Dann will ih Ihnen 
genaueres jagen. Ich werde nicht gern perſönlich, aber 
um eine ber beliebteften und nieberträchtigften Behauptungen 
des Reichslügenverbandes betrefiö der „Arbeitergrofchen“ 
zu fennzeihnen, will ich bemerken, daß ich perſönlich 
jeinerzeit mit 40 Markt Monatögehalt angeftellt worden bin. 
(Zuruf rechts: Das find ja Hungerlöhnel) 
Und wenn Ste unſere Statiftif der Gewerkſchaftsbeamten— 
gehälter durchſehen, jo werben Sie finden, daß vielfach 
der Durchſchnitt unter 100 Mark pro Monat geblieben ift. 
(Zuruf rechts: Hungerlöhnet) 

— Meine Herren, Ste find merkwürdige Heilige! Erft be— 
haupten Eie, wir lebten von Agitattiondgrofhen und 
winben „did und fett“ dabei. Menn ih Ihnen bann 
lage, daß wir nicht „dick und fett“ werben können, reben 
Sie von Hungerlöhnen. Benutzen Ste aber nur bas, mas 
ih Ihnen hier gejagt habe, auch in ben Flugblättern des 
ar eg 

Meine Herren, der Herr Abgeordnete dv. Dirkjen bat 
von den hoben linterftügungsgeldern für Streifende 
aeiproden. ch will Ihnen jagen als langjähriger 
Gewerkſchaftsbeamter: ein Grfolg, den wir für bie 
Arbeiterſchaft erzielen ohne Streit, ift und mindeftens fo 
lieb wie derjenige, den wir durch Streif erzielen. 
Glauben Sie denn wirklich, daß es ein angenehmes 
Gefühl für einen Gewerkſchaftsleiter ift, in einen großen 


(8) ober auch kleinen Streit mit feiner Gewerkſchaft ver: 


widelt zu fein? Erleben Sie einmal ſolche aufgeregte 
—— —— Sie den Herrn Kollegen Giesberts, den 
ollegen Wiedeberg, und wie die anderen Vertreter der 
„Hriftlichenattonalen Arbeiterſchaft“ heißen, fragen Sie 
diefe, ob es ihnen nicht genau jo geht, daß fie gern 
bereit find, wenn bie Untlernehmer zu Unterhandlungen 
geneigt find, auch mit etwas weniger borlieb zu nehmen, 
wenn fie es ohne Streit befommen können! 

Wie fommt es nun, daß wir in den legten Jahren 
fo außerordentlih hohe Unterftügungsgelder in Lohn: 
fämpfen haben auszahlen müſſen? Hören Sie, Herr 
v. Dirkſen, benuten Sie dad auch fpäter: im Jahre 1900 
find in Deutichland 35 Ausiperrungen mit 9085 Arbeitern 
borgenommen worden bon feiten ber Unternehmer; im 
Jahre 1903 waren ed 70 Ausſperrungen mit 35 000 Teil: 
nehmern und 1905 254 NAusfperrungen mit 118 460 Zeil: 


nehmern. 

(Hört! hört! bei ben Sozialbemofraten.) 
So hat alfo die Ausfperrungöluft in umerbörtem Maße, 
viel ftärfer al3 die Streilluft an Ausdehnung gewonnen. 
Solange die Herren —— ſich auf ben Herren: 
ftanbpunft a la Tille, Bued, Reiswitz und Konſorten ftellen, 
werben wir allerdings aus biefen großen Kämpfen vorerſt 
nicht herausfommen. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Es iſt z. B. nidt die Schuld der Bergarbeiter, dak im 
Jahre 1905 ber große Streif fam. Wir können doku— 
mentarifh nachweiſen, wenn die Herren vom berg: 
baulihen Verein mit der Siebenerfommiifion, den Ber: 
tretern der Organtfationen, unterhandeln wollten, dann fam 
es nicht zu biefem großen Ausftanb. 

(Sehr richtig! bei den Sozieldemofraten.) 

Edliehlid aber, da ber Herr v. Dirlfen als konfer- 
bativer Vertreter fo beſonderen Wert auf bie „Arbeiter: 
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freundlichkeit“ der freifonferbativen Partei gelegt 
geftatten Sie, daß ich Ihnen aus einem „hriftlichenationalen 
Platt” ein Urteil über die „Wrbeiterfreunblichkeit” der 
fonfervativen Parteien vorlefe. Der „Bergknappe“ fchrieb 
damals, al$ das fogenannte „Bergarbeiterſchutzgeſetz“ an- 
genommen worben war, den Herren bort drüben folgendes 
ins Stammbud): 
Beffer ift e8, bie volle Rüdftänbigfeit des fonfer- 
vativen ——— vor aller Welt mit erſchrecken⸗ 
ber Deutlichkeit klar zu ſehen, als ſich noch länger 
ber Täuſchung hinzugeben, bei dieſen einſeitigen 
Scharfmachern könnte noch eine arbeiterfreundliche 
Seite angefchlagen werben... . . Ich fiolpere 
nicht über juriftiihe Zwirnsfäden“, fo rief ber 
fonferbative Führer, als er auf die politiſche 
Entrechtung ber Arbeiterausſchüſſe zu fprechen fan. 
Jawohl, zu einem Staatäftreidh haben wir bie 
fonfervative Sippe längft fähig gehalten. 
(Hört! hört! bet ben Sozialbemofraten.) 
Das ift das Urteil eines „chriſtlich-nationalen“ Blatts, 
Herr v. Dirffen, über bie „Arbeiterfreundlichkeit“ Ihrer 


Partei. 
(Zuruf rechts.) 
— Sie ſagen, das war im Landtage! — Ich weiß es; 
ber Herr Staatsſekretär hat ja vor zwei Jahren bier ans 
gebeutet, im Landtage fähen bie Herren Sonjervativen 
anders aus, wenn auch micht wefentlich verichteben von 
ben Nationalliberalen im Landtag. Da kennt man bie 
Konfervativen von bier gar nicht wieder. Ich will aber 
ber Gerechtigkeit halber feftftellen, daß die Führung bei 
den Verſchlechterungen des Berggefeßes die Herren bon 
ber nalionalliberalen Bartet gehabt haben. Es ift jehr 
harakteriftifch für die „deutſche Geſinnung“ Ihrer Bartet- 
genoffen, Herr Baflermann, daß die Herren National» 
liberalen im Plenum des Abgeorbnetenhaufes nicht einmal 
ben Mut Hatten, dieſe ihre führende Nolle bei den Ber: 
ſchlechterungen des Berggefetes einzugeftehen. Sie wollten 
die Hauptſchuld den Konfervativen in die Schuhe fchieben. 
Da aber fam Herr v. Henbebrandt von der Lafe und 
ftellte feft: „Ihr Nationalliberalen habt dad Schlechtefte 
gewollt; Euch find wir nur gefolgt.” 
(Hört! hört! und Heiterkeit bei den 
Sozialdemolraten.) 
Herren, ein paar Worte 


Meine zum Kollegen 


| Bieöberts! Herr Giedbertd hat auf einen Artitel Bezug 


genommen, den mein freund Leimpeterd in ber „Neuen 
* veröffentlicht hat; Leimpeters ſchlägt dort vor: „fein 
uſammengehen mehr mit ben Chriſtlichen.“ Giesberts 
bat ſchon mitgeteilt, ih will es unterftreichen, daß ber 
Vorſtand des Bergarbeiterverbandes, mein Freund Sadıfe, 
und die Rebaftion der „Bergarbeiterzeitung“ ſich aus: 
drüdlih gegen die Anſchauung des Kameraden Leim: 
peter gewandt haben. Wir ftehen nicht auf feinem 
Standpuntt, wir haben vielmehr durch Generalber- 
fammlungsbefhluß feftgelegt, daß wir jeberzeit in den 
praftifchen Fragen ber Arbeiterbewegung mit jeber anderen 
gewertihaftlihen Organifation zufammengehen. Wir 
ftehen aljo nicht auf dem Standpunft ber Nichtanerfennung, 
ſondern wir find gern bereit, in jeber Hinfiht Hand in 
Hand mit den Kameraden anderer Verbände zu gehen. 
Meine Herren, nun die „gelben Gewerkſchaften“! 
Da zeigte fih ja fo recht, wie Blut doch dider als 
Waſſer if. Wie ih am Sonnabend, fo hat heute der 
Kollege Giesberls bie „gelben Gewerkſchaften“ als eine 
Unmoral eıfter Güte bezeichnet. Damit ift wieder einmal 
bewiefen worden, daß, wenn die Arbeiterfragen zur Ent: 
ſcheidung fommen, Ihre ganze fünftlihe Trennung der 
Arbeiter in „chriftlich = nationale”, „chriftlich-ſoziale“, in 
Hirſch⸗Dunckerſche Verbände ufw. nichts nut. In bezug 
auf das Urteil über die „gelben Gewerkſchaften“ ftehe ich 
56 
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(Sue.) 


(A) vollkommen auf bem Standpunkte, den ſtollege Giesberts 


eingenommen bat. Sch ftehe, was id Ihon Sonnabend 
fagte, auch vollftändig auf dem Standbbuntte, den er in 
bezug auf bie — des Zuſammengehens ein: 
enommen bat. Ich habe ſchon am Sonnabend darauf 
ingetviefen und werde alles daran jegen, was bie Gin- 
rn bed Zufammengehend der Arbeiter praltiſch 
berbeiführt. 

Was über ben „Terrorismus“ zu jagen ift — id) 
rt am Sonnabend darüber auch geiproden —, ba 
ieße ſich jehr leicht ein großes Matertal für die „Sünden 
—— Anderen“ beibringen. Im Bedarfsfalle geſchieht das 
päter. 


Nun möchte ich noch ein Wort zu ber Frage Arbelits⸗ 
fammern ober Nıbeiterfammern jagen. Ich fage, bie 
Frage, ob Arbeiterlammern oder Arbeitäfammern bie 
befferen find, werbe ich oder wirb einer meiner Freunde, 
wenn bie Vorlage kommt, eingehend mit dem entiprechen: 
den Materialien befprehen. Ich bin ber Anficht, aud) 
unfere Stollegen aus ben „hriftlich«nationalen” — die Hirſch⸗ 
Dunderihen Gewerkſchaften find ja für Arbeiterfammern 
— terden, wenn wir das * und Wider der Frage 
exörtern, ohne Parteileidenſchaft, lediglich von dem Stand⸗ 
punkt der gewerkſchaftlichen Praxis aus, mit mir darin 
übereinſtimmen, daß nad) Lage ber jetzigen Verhältniſſe 
ed beſſer iſt, nicht Arbeitskammern ſondern Arbeiter: 
kammern zu verlangen. 

Dann möchte ich ſchließlich, wie ich ſchon am Sonnabend 
ausführte, die dringende Aufforderung an die Herren vom 
konſervativ⸗liberalen Blod richten: wenn auch das, Paarungs⸗ 
produtt“ noch etwas auf ſich warten laſſen ſoll — nad) den 
Ausführungen des ſachverſtändigen Hetrn Mugdan — 

(Heiterkeit), 

doc in dieſer Seſſion das allerbringendfte, was die Ar- 
beiter fordern, zu bemilligen. Wir fordern wirkfame 
Schutzgeſetze für die Arbeiter, ein ſpezielles Schutzgeſetz 
für die Arbeiterinnen, fordern ein Geſetz, das endlich ein— 
mal den zunehmenden Unfällen und —— ein Eude 
entgegenwirkt. Wir können darauf hinweiſen, daß unſere 
Forderungen einmütig von ber ganzen Arbeiterſchaft unter: 
ftügt werden. Wir fönnen jagen, daß wir bie Forderung 
nicht erft von heute auf morgen, ſondern feit Jahrzehnten 
erhoben haben. Wir Sozialdemokraten, das habe id am 
Sonnabend nachgewieſen, find ſchon Jahrzehnte bahn— 
bredend tätig. Wie aber ift unferen durchaus ver— 
nünftigen Forderungen Sue gegeben? So langjam, wie 
vom Ochſen alle zehn Fahre ein Tropfen Mild kommt, 
ift Ihre Sozialpolitik! 

(Zuruf rechts: alle 17 Jahre, haben Sie gejagt!) 

— Meinetiwegen nur alle 17 Jahre. Aber Eure Sozial: 
politif bringt nicht einmal alle 17 Jahre einen vernünftigen 


Tropfen heraus! 
(Heiterfeit rechts.) 

— Da Sie barüber laden, möchte ih Ihnen einen 
Zeugen anführen * Ihre „arbeiterfreundliche“ Sozial⸗ 
politit, den Ste nicht ableugnen können. Das iſt Herr 
Giesbertd. Was Herr Gieöbert3 über die Sozialpolitit 
und über dad, was bie bürgerlichen Parteien für bie 
Arbeiter geleiftet haben, und warımı fie es geleiitet haben, 
benft, hat er auf dem —— en Kongreß in Breslau 
1906 mit folgenden Worten ausge ug 

Meder bie Arbeitgeber noch bie bürgerliche Ge- 

ſellſchaft in ihrer Gefamtbeit noch ber Staat 

haben ihre Piliht gegenüber dem Arbeiterftande 


erfüllt. 

(Hört! hört!) 
Es würde feinem Menſchen —* ſein, 
Sozialpolitik zu treiben und den Wünſchen ber 
Arbeiter gerecht zu werben, wenn nicht die Arbeiter 
felbft in nicht mißzuverſtehender Deutlichkeit ihre 


Unaufriebenheit zu erkennen gegeben und auf bie (C) 


Mißſtände hingewieſen hätten. 
(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) 

Und dann fährt Herr Giesberts fort: 

Was erreicht wurde, iſt erreicht worben durch bie 

Arbeiterſchaft refp. durch ihre Organifationen, 

und was noch erreicht werben fann, darum haben 

die Arbeiter kämpfen müffen, und aud wir müſſen 

darum fämpfen. 
Da haben Ste eine volle Beitätigung beflen, was ich 
ihon am Sonnabend gefagt habe: wenn wir was er- 
reihen wollen, dürfen wir und nicht auf die „Lonferbatib- 
liberale Paarung“ verlafien, wir dürfen und nicht auf bie 
Mehrheit in biefem Reichsſstage verlaffen, ſondern müſſen 
und verlaſſen auf die Kraft und Einmütigleit ber Arbeiter- 
ſchaft. Grft dann werden wir erreichen, was die Arbeiter: 
fhaft für notwendig Hält. Ste haben ja bie große 
Mehrheit. Ich will abfehen von dem Streit, ob das 
Zentrum oder diefe ober jene Partei zum Blod oder zur 
„nationalen" Mehrheit —— Das mich nicht 
an, das fechten Ste untereinander aus! Uber bad möchte 
ich abermals gegenüber den Herren Abgeorbneten v. Dirkjen, 
Schaf und anderen fonftatieren: folange der Reichsſstag 
eriftiert, find bie bürgerlihen Parteten in der übergroßen 
Mehrheit geweien. Sie haben bie Gelegenheit und Macht 
gehabt, die Geſetzesvorlagen einzubringen oder fo zu ges 
ftalten, dab man ben Arbeitern gerecht werben fonnte. 
Wenn Sie den Arbeitern gerecht werden wollten, dann haben 
Eie 40 Jahre dazu Gelegenheit gehabt. Unſer Parteifreund 
Bebel ſaß in biefen Tagen 40 Jahre in diefem ng ; 
Wenn biefer Polititer über feine Erinnerungen reden will, 
wenn er Ihnen aus ben vielen vergangenen Seffionen 
fagt, was hier gemacht worben iſt für bie wirtſchaftlich 
Schwaden, wie die vielen guten Anregungen, die von ben 
Soztaliften gefommen find, behandelt worden find, wie 


bie bürgerlihen Parteien ohne Ausnahme die gründliche (m) 


Soztalpolitif verhindert Haben, dann ftellt ſich unbeftreitbar 
heraus: nicht eher werden wir hier zu einer vernünftigen, 
= Soztalpolitif fommen, als bis die gewaltige Mafje 
er Arbeiterichaft ih einmütig zufammenfhart; erft —* 
Druck der Arbeiterſchaft wird die Mehrheit in dieſem 
Haufe nachlommen. 

(Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 


Vizepräfident Kaempf: Das Wort hat der Herr Ab— 
georbnnete Pauli (Potsdam). 


Pauli (Potsdam), Abgeordneter: Meine Herren, wenn 
der Herr Vorrebner damit geihloffen hat, daß bie bürger- 
lihe Mehrheit des Reichſstags ed in ber Hanb gehabt 
habe, befiere Sozialpolitik zu treiben, jo will ih ihm das 
ugeben. Aber alle Verſuche, bie die bürgerlichen Barteten 
n dieſer Hinſicht gemacht haben, find geſcheitert an Jhren: 
Widerſpru 

(Cachen bei den Sozialdemokraten), 
— ſind geſcheitert an Ihrem Widerſpruch, ich wiederhole 
es, geſcheitert daran, daß Sie Unmögliches dazwiſchen 
geworfen haben, daß Sie Unausführbares verlangt haben, 
und daher mußte es unterbleiben. 

(Bravo! rechts. — Lachen und Zurufe bei ben 

Sozialdemokraten.) 
— Phantaſie haben Sie, phantaſieren Sie nur ruhig 
weiter, ih bin mit Ihrem Phantaſieren einverſtanden. 


(Heiterfeit.) 
Dann pet der Herr Vorrebner fi fo ſehr darüber 
beflagt, daß ber Herr Abgeordnete dv. Dirkfen ihn und 
feine Partei fo angegriffen habe. Er hat fi bezogen 
auf Zitate, die der Herr Abgeorbnete v. Dirkfen vor- 
eleien bat. Ia, meine Herren, wie man in den Wald 
ineinzuft, jo fallt es Heraus. Sie en wiederholt 
Angriffe gegen die Mehrheit, gegen bie bürgerlichen Bar: 





(8) Der Reichsverband bemüht fi, d 
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(Bauli [Potstum].) 


(A) teien gerichtet, die viel weiter gingen und ſchwerwiegender 


waren als bie, bie Herr v. Dirkſen fih heute erlaubte. 

Ich brauche nur zu erinnern an die Worte, die immer 

ans Ihren Reihen kommen: Wucherpolitik, Brotwucher, 

Fleiſchwucher uſp. Das find auch Iinteritellungen, bie 

Sie in die Wagihale werfen, ohne davon überzeugt 
n 


zu fei 

(ſehr richtig! rechts), 
nur um den Genoſſen zu zeigen, daß Sie in dieſer Be- 
ztehung and ſcharf vorzugehen wiſſen. 

Nun hat ber Herr Vorrebner gefagt, bie —* 
bemofraten ſeien feine Feinde des Mittelſtandes, feine 
Feinde des ſelbſtändigen Handwerks, und er hat die Zitate 
des Herrn v. Dirkfen, die das wiberlegten, beftritten und als 
längit abgetan hingeftellt. Wir find es nachgerade gewöhnt, daß 
alles von ſozialdemokratiſcher Seite in die Welt kommt, 
fet es durch bie Blätter, jet es auf ihren Parteitagen 
duch Ausſprüche und bergl. Allein wenn bie hier vor—⸗ 

etragen wird und ausgenugt werben fol, dann foll es 
(on längft widerlegt fein oder nicht wahr fein uſw. 
tr haben aber ein jo ausreichendes Material, daß fie 
damit nicht durchkommen. Was der Herr Abgeorbnete 
v. Dirkſen hier vorgetragen hat, ift wahr, dagegen läßt 
fih nichts einwenben. 
(Sehr ng | rechts.) 

Nun hat hier der Herr Abgeordnete Hue von einem 
Reichslügenverband geſprochen. Meine Herren, ber 
Neihsverband gegen bie Soztalbemofratie bemüht fich, 
alles das zufammenzuftellen, was nötig ift, um die inter: 
nationale ıote Sozialdemokratie zu bekämpfen. Wenn 
Ste nun von einem Reichslügenberband fpreden, dann 
wandern Sie fi, wenn von jener Seite auch, wie eö 
der Herr Abgeordnete v. Dirfjen getan hat, Angriffe 
gegen Sie gerichtet werben. 

(wiſchenruf von ben nn) 
e Sozialdemokratie als 
Partei zu befämpfen, und dann müffen Sie ihn eben als 
Partei achten. Das, was er vorgetragen hat, ift wahr, 
und dagegen ift nichts zu fagen. 
(Bravo rechts. — Laden bei den Sozialdemokraten.) 
— Daran wird auch Ihr Lachen nichts ändern. 
Bravo! rechts.) 

Der Herr Abgeordnete Giesberis hat num im Anfange 
feiner Rebe gejagt, dab die zweitägigen Debatten jehr 
wertvoll geweſen feien; das gebe ich ohme weiteres zu. 
Aber wenn er fo tat, ald wenn gar feine Gelegenheit 
bazu gewefen wäre, all bie zur Sprade zu bringen, 
wenn nicht bie Interpellation des Zentrums gelommen 
wäre, fo find zwar die Sachen dadurch etwas früher zur 
Sprache gelommen, aber fonft wird doch die Gelegenheit 
beim Reichſsamt bed Innern ausreichend benugt, um das 
zu beſprechen, was jeßt bei ber Interpellation zur Sprache 

ebracht ift. Hoffentlich wird dadurch die Beratung des 
Reihsamts bed Innern um bie beiden Tage gekürzt, fo: 
baß noch ein Vorteil und fein Nachteil herausfommt. 

Im Namen meiner Bartei kann ich erklären, dab wir 
nicht gegen ein Geſetz find, welches die Rechtsfähigkeit der 
Berufövereine bringt; aber wir müffen und erit das Geſetz 
anfehen und werben unfere Mitarbeit danach einrichten. 

Wenn ber Herr Abgeorbnete Trimborn gefagt hat, 
bon allen Parteien ſei eine fcharfe Kritik gegen das Geſetz, 
weldes im Jahre 1906 hier eingebraht worden mar, 
geübt worben, nur von ber Rechten nicht, jo hat der Herr 
Abgeorbnete Trimborn nicht davon geiprodhen, ob bie Stritif 
berechtigt war ober nit. Ich mwenigftend muß erklären, 
daß ein großer Teil ber Momente, die gegen das Geſetz 
Ind Feld geführt waren, nicht berechtigt waren, ſondern 
über das Biel hinausſchoſſen. Bedenken Ste aud weiter — 
das möchte ich gerabe ben Herren vom ber Linken jagen —: 
wenn bie Rechtsfähigkeit der Berufsvereine eintritt, dann 


haben aud die Arbeitgeberverbände genau dasjelbe Net (C) 


erlangt. 
(Zuruf von den Sozialdemokraten: Das haben fte 
jegt Ion!) 

— Nein, meine Herren, dad haben fie nit. Sie willen 
auch, dab die Arbeitgeberverbände feit einem Jahrzehnt 
im Wachſen begriffen find und immer mehr und mehr fi 
gebildet haben, und warum? Weil fie ohne Verband 
gar nicht mehr auskommen können, weil fie ohme 
Drganifation nit mehr in der Lage find, ihre Intereſſen 
vertreten zu können. Dann entfteht bie Frage: wer tft 
nun der Stärfere, wenn die Rehtöfähigkeit der Berufs— 
vereine eintritt, find nun die Arbeitnehmerberbände oder 
die Arbeitgeberverbände bie Stärferen? Das kann ein 
fehr smeifchneibigeß Schwert werben, aud für die Arbeit: 
nehmerverbände, wenn jemals eine ſolche Rechtsfähigkeit 
ber Berufsvereine eintritt. 

Sehr viel ift vom Arbeitd: und Arbeiterfammern 
geiprochen worden. Ja, aber meine Herren, wenn ich mid 
recht entfinne, find nod in der vorigen Seifton die Sozial: 
bemofraten für Arbeitötammern eingetreten, heute wollen fie 
Arbeiterfammern haben. Ich weiß nicht, welche Gründe vor— 
liegen. Herr Hue, oder ein anderer von Ihrer Seite hat ja 
in Ausſicht geitellt, daß er im abjehbarer Zeit darauf zurüd- 
fommen und bie Gründe bafür klarlegen wird. Es ift 
andererjeitö fo viel vom Terrorismus geſprochen worden, 
und fogar Herr Bebel hat vor einiger Zeit ja gejagt, er 
will bie Streifenden vor dem Terrorismus ſchützen, den bie 
Arbeitswiligen ausüben, und bat in Abrede geftellt, daß 
von feiten ber Soztalbemofratte überhaupt ein Terrorismus 
auf Andersdenkende ausgeübt wird. Bedenken Sie aber, 
dab im Wahllampf in meinem Wahlkreis in bem Orte 
Velten die Sozialdemokraten für ihre Partei und Wahl: 
zwede fammeln gegangen find von Geſchäftslokal zu 
Geſchäftslokal und die Leute zum Teil dadurch gezwungen 


haben, ihmen Beiträge für ihre Wahlzwede zu leiften, ganz (D) 


gleich, ob fie ihrer Partei angehören oder nicht. 
(Hört! Hört! rechts.) 
Velten ift ein Ort, in bem viele Fabriken ihre Exiſtenz 
haben, aljo and eine überwiegende Zahl von Arbeitern 
vorhanden ift. Im Verhältnis zu der Größe des Orts 
bon 8000 Einwohnern ift dad eine erheblihe Zahl, und 
die Zahl der bort abgegebenen Stimmen zeigt aud, daß 
fie glauben beredtigt zu fein, ben Terroxismus aus: 
zuüben, dba die Gefhäftsleute großenteild von bei 
Arbeitern leben müſſen, die bei ihnen kaufen. Ein großer 
Zeil Hat da3 gegeben, ein anderer Teil hat es ja ber: 
weigert, aber weitaus ber Heinfte Teil war es, der bie 
Hergabe von Gelb zu biefem Zwecke verweigerte. 
(Buruf von den Sozialdemokraten: Wa3 kann den 
Leuten geidhehen?) 
F einem kleinen Teile wird nicht mehr gekauft, Herr 
er! 
(Zuruf von den Sozialdemokraten: Das müſſen Sie 
beweifen!) 
— Das ift fo jelbftverftändlih, Herr Kollege Ging, das 
müſſen Sie aus ihrer langjährigen parlamentariſchen 
Tätigkeit ſchon lange willen, wie Sie ed maden, und es 
von Ihrer Seite gemacht wird; da brauden Sie nicht zu 
fragen, darüber werden Sie wohl orientiert fein. 
(Sehr richtig!) 

Ich kann einen anderen Fall erzählen, Herr Kollege 
Singer, aus Hein und der Zeit nach ber Wahl. Da 
hat der ſozialdemokratiſche Wahlverein eine Verſammlung 
abgehalten und Hat extra bie Geſchäftsleute, Kaufleute 
und felbftändigen Handwerker zu biefer VBerfammlung ein: 
geladen, um an bort zu eröffnen: wenn fie mit jett 
dem foztalbemokratifhen Wahlverein beitreten, werben fie 
geihäftlich geichäbigt werben. 

(Hört! hört!) 
56* 


(B) möchte i 
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(Bauti [Potsdam].) 


(A) Natürlich haben ſich die bagegen verwahrt, fie wollten 


nicht beitreten, und Herr Bebel, Sie haben es neulich 
jelbft verurteilt. Ich gebe auch zu, dab Sie davon keine 
Kenntnis haben. Aber dab e3 geichieht, ift Doch nicht zu 
beftreiten, wenn Sie aud mit ben Vortommmiffen nicht 
vertraut find und es auch nicht willen. Wie Ihre (zu 
den Sozialdemokraten) Freundihaft für den Mittelftand 
ausfieht, habe id am Gingang ſchon erörtert. Daß Sie 
für die Handwerker nicht zu haben find, liegt in Ihren 
ganzen Heben. Wenn die Wahlen kommen — das bat 
man ja bei allen Barteien gefunden —, find fie alle 
mittelſtandsfreundlich. 
* richtig! rechts.) 

Namentlich bei dieſen Wahlen iſt das hervorgetreten. Bei 
dieſen Wahlen waren ſogar die Sozialdemokraten mittel— 
ſtandsfreundlich — wenigſtens haben fie das im Wahl: 
fampf gefagt. Aber unfer Mittelftand hat fih dadurch 
nicht verloden laffen, unfere Handwerker haben auf den 
von jener Seite hingeworfenen Köder nicht angebiffen, und 
wir wollen hoffen, daß er nie darauf anbeißt. 

Auf den Heinen Befähigungsnachweis, von dem jo 
viel die Rede war, näher einzugehen, erübrigt ſich eigent: 
lid. Nur eins! Der Herr Stollege Bruhn behauptete am 
Sonnabend, ber allgemeine große Befähigungsnachweis fei 
uod das einzig Richtige, das „deal, er ftehe auf dem 
Boden desſelben. Dabei warf er den Konferbativen bor, 
fie jeien von dieſem zuriidgelommen, um einem Wunſche 
der Regierung nachzugeben. Davon darf und kann nie 


die Rebe fein. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Wir denken gar nicht daran, in irgend einer Frage dem 
Wunſche der Regierung nadhzugeben, fondern wir gehen 
unferen eigenen Weg. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Das haben wir befonderd auch bier getan. Aber eins 
dem Herrn Kollegen Bruhn doch ſagen. Wir 
fönnen eine Forderung, die dad Handwerk in feiner 
Organifation, nämlid) der Handwerk: und Gewerbe- 
fanımertag, abgelehnt Hat, nicht mehr vertreten, eine 
Forderung, über die dad Handwerk lange nicht mehr 


einig ift. 

(Zuruf.) er 
— a, der Hanbwerlölammertag in Köln hat das ab» 
gelehnt. — Und nun follen wir als Partei dem Handbwert 
eine Forderung aufoktroyteren, von ber es gar nichts 
wiffen will?! Daran denke ich nicht und kann ich nicht 


benfen. 

(Sehr gut! rechts.) 
(Eine rg Forderung werde ih mur dann unteritügen, 
wenn das Handwerk vielleicht anderer Meinung geworben 
ift und ſich vielleicht eines beſſeren beſonnen hat. 

Dann tft fo viel über Sozialpolitit geredet worben ; 
namentlich der Herr Kollege Giedbert3 ſprach von „Loko— 
motive* und „mehr Dampf!" Wir ftehen auf dem Stand- 
punkt, daß unfere jozialpolitiiche Gefeßgebung weiter aus- 
gebaut, verbeffert, vermehrt werden müffe; aber wir müſſen 
und auch die frage vorlegen: wer foll das zahlen? mo 
fol das berfommen? Wenn Ste im Zentrum Mittel: 
ftandöpolitit treiben wollen und nad Vermehrung und 
Verbeiferung der Sozialpolitik fchreien, dann müſſen Sie 
auch darnach fehen, daß die Mehrkoften nicht wieder dem 
Mittelftand auferlegt werden. Sie wollen Handwerker: 
politit, Mittelftand3politif treiben und fagen immer: mehr 
Dampf, ſchnelleres Tempo in der Spzialpolitit! Aber, 
meine Herren, bann jagen Ste aud, woher bie Mittel 


fommen follen. 

(Sehr rigtig!) 
Wir werden für eine BVerbefferung der Sozialpolitit, die 
mehr Geld koſten fol, nur dann zu haben ein, wenn ber 
Mittelftand, der Handwerkerſtand von dieſer Mehr: 


belaftung freigelaffen wird. Wir können dem Handwerker: 
ftande, dem Mittelftande nicht mehr zumuten, daß fie eine 
erhöhte Belaftung durch die fozialpolitifiche Geſetzgebung 


tragen follen. 
(Sehr richtig! reits.) 

Mir find vielmehr der Meinung, dab bie Mehrkoften auf 
die breiten Schulten des gejamten deutihen Volkes nach 
Maßgabe ded Einkommens, oder wie Sie fonft meinen, 
verteilt werden ſoll. Nur dann können wir in ber Lage 
fein, für eine Berbefferung, für eine Vermehrung der 
fozialpolitifchen Gefeßgebung zu jtimmen. 

Nun, meine Herren, wenn Sie die Sozialpolitif 
fürdern wollen, dann belaften Sie den anderen Stand 
nit. Das fteht im Widerſpruch das ſage id 
namentlih bem Herrn Stollegen Trimborn — mit ber 
Mittelftandböpolitif, die Sie im Zentrum immer jo ſehr 
betonen. Sie fünnen dem Mittelitande nur dann 
am beiten helfen, wenn Sie ihn von ber Mehrbe- 
laftung freilafien. Das tft die erfte Aufgabe. Gewiß, 
fo ſehr ich für dem feinen Befähigungsnachweis bin, 
und fo ehr ich mich freue, daß Herr Dr. Mugdan 
bem Heinen Befähigungsnachweiſe zugeftimmt habe, fo 
verfprehe ih mir dod richt eine große Hebung des 
Handwerks davon. 

(Zuruf: Na, alfo!) 

Bielmehr verfpreche ic mir davon, daß Sie den Mittelftand 
entlaften, daß Sie ihn namentlich nicht noch mehr belajten. 
Wenn Sie, meine Herren, die Sozialpolitik verbefjern und 
vermehren wollen, dann belaften Ste nicht den Mittel: 
fand. So treiben Sie die richtige Mittelftandspolitif, 
und nur jo kann dasjenige erreicht werden, was für bad 
beutfche Volk, für den Arbeiter ſowohl wie für ben Mittel: 
ftand notwendig ift. 


(Bravo!) 
Präfident: Die Herren Abgeordneten Baflermaun, 
Dr. Wiemer, dvd. Normann, Gamp und Viebermanı 


v. Sonnenberg beantragen den Schluß der Beſprechung. 
Der Antrag bedarf der Unterſtützung. Ich bitte Diejenigen 
Herren, welde ben Antrag unterftügen wollen, ih von 
ihren Plätzen zu erheben. 

Geſchieht.) 
Die Unterftügung reiht aus. 

Nunmehr bitte ich, daß diejenigen Herren, weldhe den 
Schluß der Beſprechung beſchließen wollen, fih bon ihren 
Platzen zu erheben. 

(Gefchieht.) 


Das tft die große Mehrheit. 
(MWiderfprud bei den Sozialdemofraten.) 
— Das Bureau ift einig, daß die Mehrheit fteht. 

Meine Herren, ih jchlage Ihnen nunmehr vor, daß 
wir ung bertagen. 

(Zuftimmung.) 

Ich ſchlage Ihnen vor, die nächſte Sigung halten 
morgen, Diendtag den 12. März, Nachmittags 1 Uhr, mit 
folgender Tagesordnung: 

1. dritte Beratung der Nachtragsetats für 1906 und 
des Geſetzentwurfs betreffend Gewährung eines 
Darlehns an das fübweftafrifaniihe Schußgebiet 
(Drudjahen Nr. 4, 5, 6, T und 8); 

2. dritte Beratung des Entwurfs eines Geſetzes be— 
treffend die Kontrolle des Reichshaushalts, des 
Landeshaushalts von Elſaß-Lothringen und des 
Haushalts der Schußgebiete fir dad Rechnungs— 
jahr 1906 (Nr. 187 der Druchſachen); 

3. Ainterpellation der Abgeordneten Graf v. Hom— 
peſch, Dr. Schaebler, Dr. Spahn, Gröber, Prinz 
vd. Arenberg, betreffend Reviſion der Strafprozeß⸗ 
ordnung und des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes 
(Nr. 109 der Drudjaden), 


(C) 


(D) 
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(Bräftdent.) 
(A) in Verbindung mit ber Gegen biefen hg erhebt ſich fein Widerſpruch; die (B) 
Interpellation des Abgeorbneten Baffermanı, be: | Tagesordnung fteht feh. 
treffend Reform der Stafprozeßordnung (Nr. 172 Die Herren Abgeordneten Dr. dv. Chtapowo Ehla— 
der Drudjaden); pow3li, Dr. Hedider, Dr. Dahlem und Dr. Südekum 
4. Interpellation der Abgeordneten Albreht und tige aus der 1. refp. IIL und V. Kommiſſion aus— 
Genoffen, betreffend Eingriffe von Behörden ufw. ſcheiden zu bürfen. — Ein Widerfpruc erhebt ſich nicht; 
bei der Reihötagswahl (Mr. 120 der Drud- | id) veranlaffe deöhalb die 5., 1. und 7. Abteilung, heute 
ſachen); unmittelbar nad) ber Sitzung die erforderlichen Erſatz— 
5. Interpellation der Abgeordneten Freiherr Heyl zu ; wahlen vorzunehmen. 


Herrnsheim, Dr. Strefemann, betreffend die Ver- Ih ſchließe die Sitzung. 
— der Privatbeamten (Nr. 51 ber Drud: 
achen). (Schluß der Sitzung 6 Uhr.) 


Drud und Verlag der Norddeutfchen Buchdruderei und Berlagsanftalt, Berlin SW., Wilbelmftrafe 32. 
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Seite 
Baſſermann — zur Geichäftsordnung: 


Antrag auf Beiprechung 

Dr. Gieje 
Stadthagen 

Die Beiprehung wird abgebrochen und 
vertagt 
Burüdweifung von im preußiichen Abgeord- 
netenhaufe gefallenen verlegenden Äußerungen 
durch den Präfidenten 
Feitjtellung der Tagesordnung für die nächſte 
2 PR RE 


. ee...“ 
—— 


a. nr 2 2 ET Tr Tre 


. ne Tee 


Die Sikung wird um 1 Uhr 17 Minuten durch ben 
Präfidenten Dr. Grafen zu Stolberg-Wernigerode eröffnet. 


Präfident: Die Sitzung ift eröffnet. 

Das Protokoll der vorigen Sitzung liegt zur Einſicht 
auf bem Bureau offen. 

Als Borlage ift eingegangen: 

eine berfiht ber vom Bundesrat gefaßten Ent: 
ſchließungen auf Beſchlüſſe des Reichstags. 
Die Drudlegung habe ich verfügt. 

An Stelle der aus ber I. bezw. III. und V. Kom: 
miffton ausgefchtedenen Herren Abgeordneten Dr. v. Chla⸗ 
powo Chlapowsti, Dr. Hedider, Dr. Dahlem und 
Dr. Südekum find gewählt worden bie Herren Abge— 
orbneten: 

Dr. dv. Skarzyüskt in die Budgetkommiſſion; 

Wagner (Württemberg), Kallhof in bie Wahl- 
prüfung3fommifion; 

Eichhorn in bie Rechnungskommiſſion. 

Ich habe Urlaub erteilt dem Herrn Abgeordneten 
Dr, Botthoff für 2 Tage. 

MWir treten in die Tagesorbnung ein. Erſter 
Gegenftanb derſelben tft: 

dritte Beratung des Entwurfs eines Gejebes 
betreffend die Feitftellung eines Rachtrags zum 
Reihshaushaltsetat für das Rechnungsjahr 
1906, nebft Anlagen (Nr. 4 der Drudiachen), 
in Verbindung mit ber britten Beratung 
a) des Entwurfs eines Geſetzes betreffend bie 
Feſtſtellung eines Rachtrags zum Haushalts: 
etat für die Schubgebiete auf dad Rechnungs: 
jahr 1906, nebft Anlagen (Nr. 5 der Drud: 


faden), 

b) des Entwurfd eines Geſetzes betreffend bie 
ſtſtellung eined zweiten Nachtrags zum 
eichshaushaltsetat für dad Rechnungsjahr 

1906, nebft Anlagen (Nr. 6 ber Drudjaden), 
c) des Entwurfs eines Geſetzes betreffend bie 
ee eines zweiten Nachtrags zum 
shaltsetat für die Schuggebiete auf das 
Rechnungsjahr 1906, nebft Anlagen (Nr. 7 ber 
Drudiaden), 
d) ded Entwurfs eines Geſetzes betreffend bie 
Gewährung eined Darlehns an das Südweſt⸗ 
afrikaniſche Schubgebiet (Nr. 8 der Druck⸗ 


ſachen) 
Ich eröffne die Generaldiskuſſion und erteile das 
Wort dem Herrn Abgeordneten Bebel. 


Bebel, Abgeordneter: Ich möchte die dritte Beratung 
bes Nachtragsetats nicht vorübergehen laſſen, ohne noch 
einige Bemerkungen zu demſelben zu machen. Es ſcheint 
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(0) 


(Bebel.) 


(Aa) mir, daß biefer Nachtragsetat bie finanzielle Würdigung, 


bie er dom Rechts wegen erforbern follte, und biejenige 
Beachtung, die er finden müßte, von feiten ber Reichs— 
tagsmehrheit nicht gefunden hat. 

Ich möchte vor allen Dingen noch einmal fonftatieren, 
baß, als bie verbünbeten Regierungen vor einem Jahre ben 
Gtat für die Friegführung in Sübmweftafrifa vorlegten, fie in 
runder Summe 92 Millionen Mark forderten. Mit Zu: 
ſtimmung ber verbündeten Regierungen hat der Reichstag dieſe 
Summe auf 77 Milltonen herabgefeßt. Es kann fein, ja e3 tft 
fogar wahrſcheinlich, daß bie verbündeten Regierungen ſich mit 
biefer Summe eimverftanden erflärten unter ber ftill- 
[gie enden VBoraußfegung: wird mehr nötig, fo wird bie 

ajorität des Reichsſstags dasſelbe bewilligen. In ber 
Tat kam auch, ſobald ber letzte Reichſtag im November 
zuſammentrat, ein Nachtragsetat an bad Haus, der ſich 
aber nicht darauf beſchränkte, die im Mat abgeſetzte Summe 
von 15 Millionen zu fordern, ſondern der volle 29 Mil» 
lionen forderte, d. h. 14 Millionen mehr. Das beweift, 
dab aud im laufenden Etatsjahr die Koften für den ſüd— 
weſtafrikaniſchen Aufftand ſich auf erheblich größere Summen 
belaufen, als vorausgeſehen war. 

(Sehr richtig! bei den Sozialbemofraten.) 

Wir werden wahrfheinlih auch wieder das Schaufpiel 
erleben, das wir bei ber Erörterung dieſes Nachtragsetats 
in ber letzten Seffion bes berfloffenen Reichſstags ſchon 
erlebten, als der Herr Staatsſekretär die Mitteilung 
machen mußte, daß für bad Jahr 1905 der Reihstag mit 
einer Uberſchreitung bon minbeftend 25 Millionen Marl 
für die Koften bes ſüdweſtafrikaniſchen Aufftandes zu 
rechnen habe. Ich glaube nicht fehl zu gehen, wenn ich 
annehme, daß, nachdem die verbünbeten Regierungen 
wiederum ben Nachtragsetat in Höhe von 29 Millionen 
Pi aben, obgleich mittlerweile die Situation in 
Südweltafrifa eine total andere geworben ift, auch biefe 


(8) 29 Millionen nicht reihen werben, fondern daß wir über 


biefe Summe hinaus noch mit Etatsüberfchreitungen zu 


rechnen haben. 
(Sehr ride! bei den Sozialbemofraten.) 

Denn daß eine folde Summe geforbert werben konnte 
troß ber veränderten Situation, die fih auf dem fübweft- 
afrtfanifchen ——— mittlerweile vollzogen hat, 
iſt bezeichnend für den Zuſtand der Dinge. Aber wenn 
bon feiten ber Majoritätöparteien mit großer Bereitwillig- 
feit auf dieſe Forderung eingegangen worben ift, erſcheint 
es mir nicht überflüffig, in dieſer Stunde auf einen Artikel 
aufmerffam zu machen, ber bon einem Manne verfaßt 
wurde, ber mehr als irgend ein anderer in biefem Haufe, 
ja mehr als irgend ein anderer in Deutſchland in ber 
Lage ift, die Situation in Südweſtafrika beurtellen zu 
tönnen — das ift ber gewefene Gouverneur bon Südweit: 
afrita, Generalleutnant a. D. v. Leutwein. 

Diefer bat im Januarheft der „Deutihen Revue“ 
einen Artilel über bie Zuftände und Berhältniffe in 
Südweſtafrika veröffentliht. In einem Nachtrag, datiert 
Überlingen vom 16. Dezember 1906, alfo 3 Tage nad) 
der Auflöfung bed früheren Neihötags, ftellt er Be: 
trachtungen an über die Verhandlungen, die und Hier be- 
ſchäftigten, insbeſondere über die Frage, ob bie bon 
feiten des Generalftab3 und der verbündeten Regierungen 

eforberte Truppenmadt fir Südmweftafrifa gerechtfertigt 
Bi. Und er fommt zu bem Ausfpruh — und biefen bitte 
ich beſonders zu beachten —, er bilde fi ein, von Süd— 
weitafrifa einigermaßen etwas zu verftehen und Beſcheid 
zu wiffen, er wolle aber feinerfeitö offen erflären, daß 
auh ihm bie für erforberlid erachtete Truppenſtärke 
außerordentlich hoch erfcheine. 

(Hört! hört! bei den Sozlalbemofraten.) 

Alfo meine Herren, ber Generalleutnant v. Leutwein fteht 
auf dem Standpunkt ber Oppofilion aus dem Dezember, 
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er ift sg 
bündeten Regierungen geftellt worben ift. 

Ind an anderer Stelle feines Nachtrags macht er 
nahbrüdiih darauf aufmerffam: er könne es fehr wohl 
den Reihätagsabgeordneten nahfühlen, wenn bie Millionen- 
forderungen für Sübweftafrifa fie ftugig madten, und 
wenn fie fi fragten, ob das neue Vaterland da brüben 
diefe gewaltigen Opfer je werbe lohnen fönnen. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Wenn ein Gouverneur, ber 11 Jahre in Sübiweltafrifa 
tätig war, der das Land fennt wie fein zweiter im 
ganzen Deutfchen Reiche, derartige Bedenken über bie Hier 
geforderten Summen ausfpridht, dann, meine ih, ift das 
für bie Oppofition eine große Genugtuung. 
(Sehr richtig! in ber Mitte.) 

Herr v. Leutwein meint weiter, er fände e3 nur in 
ber Ordnung, wenn ber Reichstag jebe Forderung genau 
prüfe; benn ber Neihätag, dem das Volk feinen Gelb: 
ſchrank anvertraut habe, habe die Pflicht, zu prüfen, ob 
die geftellten Forderungen gerechtfertigt feien. Die Wähler 
wären ihm Dank fhuldig, wenn er gewiffenhaft prüfe 
— nicht ohne weiteres bewillige, was bie Regierung 
verlange. 

eine Herren, dieſe ——— des Herrn General⸗ 
leutnant v. Leutwein, die ſelbſt heule auf der linken Seite 
ber bürgerlichen Parteien mißachtet werden, ſollten Ihnen 
ind Gebädtnid zurüdrufen den Stanbpunft, den Sie früher 
in der Kolontalpolitif eingenommen haben. 

Ih Habe ſchon bei der Diskuffton über den Haupt- 
etat darauf aufmerlfam gemacht, in welch überſchwenglichen 
Darftelungen fich insbefonbere der Herr Kolontalbirektor 


über die Entwidlung unferer Kolonien ergangen hat, wie 
er Schilderungen machte, bie wir für fehr übertrieben 
anfehen müſſen 

(ehr richtig! bei den Sozialdemokraten), 
daß er Zukunftsgemälde dem beutichen Wolfe vortru 


feine Wirklichkeit werben fünnen. Ich habe unter anderem 
neuli auf jene Schilderung hingewieſen, die er in einer 
Berliner . zum beiten gab, ald er zum Beweis, 
daß Siübmeftafrifa feinedwegs fo Nhleht fei, wie man es 
madhe, erzählte, baß dort infolge einer verlorenen Dattelfifte 
mehrere Dattelbäume aufgewadhfen ſelen. Der Herr 
Kolonialdireftor glaubte fi dadurch — zu können, 
daß er aus meinem Buche: „Die Frau“ ein Zitat an- 
führte, in dem es heißt: 

Die Dattelpalme gebeiht in Afien und Afrika in 

faum glaublicher Fülle und braudt dabei fo 

wenig Platz, daß zweihundert Dattelbäume einen 
Morgen Landes bebeden. 
Diefes Zitat Bat bie ſtürmiſche Heiterkeit des Blocks hervor: 


gerufen. 
(Sehr rihtigN) 
Meine Herren, bad beweilt, wie außerordentlich beſcheiden 
Ste in ar Anfprüden in bezug auf Widerlegungen 
find. Diefe Stelle aus meinem Bud, bie eine Wider: 
legung meiner Ausführungen gegen ben Herrn Stolonial- 
direftor bedeuten follte, paßt, wie man zu fagen pflegt, 
wie bie Fauft aufs * 
(Sehr richtig!) 
Als ih ben Sat nieberfchrieb, daß in Afrika und Aften, 
wo bie Dattelpalme er ift, fie nur wenig Platz 
braucht und ungemein fruchtbar ift, dachte ih nicht daran, 
daß er jemals auf Deutſch-Südweſtafrila bezogen werben 


könne 
(Zurufe — Heiterkeit), 
in dem weder ber Boben nod das Klima ſich für bie 
Dattelpalme eignet. Es gehörte eine große xy 
bes Herrn Kolonialdirektors bazu, wenn er zu biejem 
2 griff, in dem Glauben, mid; bamit widerlegen zu 
nen. 


en bie Forderung, bie bon fetten ber ber: (O) 


bie (D) 


(8) von berichtebenen Rednern des 
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(Bebet.) 
Meine Herren, mittlerweile hat aber aud), wie ich 
ebenfalls bereit3 Zonftatiert 
(Glode des Präfidenten.) 


Bräfident: Meine Herren, barf ich bitten, etwas vom 
Stenographentifh zurüdzutreten. Die Herren auf ben 
erften Bänfen können nichts hören. 

(Sehr gut!) 

Bebel, Abgeordneter: Meine Herren, nun bat, wie 
id gern anerfenne, ber Herr Kolonialdireftor im Laufe 
feiner Agitationsreifen bie Anſprüche an bie Leiftungs- 
fähigteit der fübmweftafrifanifhen Kolonien bedeutend 
herabgeſetzt. 

(Sehr — in der Mitte und bei den 
ozialdemokraten.) 
Er hat insbeſondere in ſeiner Frankfürler Rede einen Ton 
angeſchlagen, daß, wenn dieſer Ton bon vornherein in 
feiner Agitation angeſchlagen worden wäre, jedenfalls bie 
Stimmung gewiffer Sreife eine ganz andere geworben 
wäre, als fte infolge feiner Übertreibungen geworben ift. 
Er führt unter anderem in feiner Frankfurter Nebe aus: 


e — — 


Welches iſt bemm ber gegenwärtige Stanb ber. 


Einnahmen und —— in unſeren verſchiedenen 
Kolonien, und inwieweit kann man überhaupt 
von einer jelbftänbigen Finanzwirtſchaft fprechen? 
Hierbei muß zunächſt von Südweſtafrika abgejehen 
werben, das nad) zwei langen Sriegsjahren eine 
außerordentliche Zerftörung an Leben und Eigentum 
mit fih gebradt hat. Das Land ift, wenn 
mineraliſche Schäge nicht in —— Umfange 
noch neu erſchloſſen werden, minder begünſtigt. 
(Hört! Hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Meine Herren, man vergleiche biefe Ausführung mit bem, 

was er in feinen eriten Reben von bemfelben Sübwelt- 

afrita erzählte; und was haben wir nicht aud noch hier 
} aufe3 über bie wunder: 


bare Ertrags- und Leiftungsfähigkeit Sübmweftafrifas zu 


bören befommen! 
(Sehr richtig!) 


Herr Dernburg führt weiter aus: 

Ein Eden wird dieſes Land vielleicht nie werben, 

aber ein Land, im dem tüdtige Deutſche ein 

erfreulihes Dafein in größerer Anzahl führen 

werben, als jet angenommen wird. 
Auch nad diefer Richtung eine außerordentliche Beſcheiden⸗ 
heit im Bergleih zu früher! — Denn nad feiner erjten 
Rebe war es fpeziell Südweſtafrika, das in befonderem 
Maße befähigt jet, die überfhüffige Bevölkerung des alten 
Deutihlands in Millionen aufnehmen zu können — id 
fomme noch in meinen Ausführungen näher darauf —, 
und er fhloß ben betreffenden Sag mit den Morten: 

Ih icheide aus dem erwähnten Urſachen deshalb 

a ai zunächft aus meinen Betrachtungen 


aus. 
(Hört! Hört! bei den Sozialdemokraten 
und Heiterkeit in der Mitte.) 

Meine Herren, befheidener kann man kaum fein, als es ber 
Herr Kolontalbireftor nunmehr geworben war. Ich bebaure 
nur diejenigen — und davon befommen wir vielleicht In 
ben nächſten Jahren noch a hören —, bie auf Grund 
der wunderbaren, phantaftiſchen Schilderungen über bie 
Möglichkeiten in unferen Kolonien ſich haben verleiten 
laffen ober ſich noch verleiten laſſen, nad) ben Kolonien 
zu gehen, denen alsdann unangenehme Erfahrungen nicht 
erfpart bleiben bürften. 

(Sehr rihtig! bei ben Sozialdemotraten.) 
Sie werben erleben, dab im Laufe ber nädften Jahre 
ment gen Urteile von denen eintreffen werben, die 
auf Grund diefer wunderbaren Schilderungen fid) veran- 
laßt ſahen, nad) Südweftafrifa zu gehen. 








Meine Herren, ed kommt uns für bie Diedmalige (C) 


Beratung des füdmweftafrifantihen Kolonialetat3 in be— 
fonderem Maße die Denkſchrift zu flatten, bie ber Ber: 
waltung3rat der Siedelungsgeſellſchaft für Deutſch-⸗Südweſt⸗ 
afrika und zugeſendet hat. Ich weiß nicht, wie viele ber 
Herren Rollegen fi mit dieſer Denkſchrift beichäftigt 
haben. Es iſt jebenfalld hr bemerkenswert, daß in dem 
Augenblid, in dem in Deutichland fiir bie Holontalpolitit 
eine neue Ara hereinzubrechen ſcheint und bie Hoffnungen 
in bie Entwicklungsfähigkeit ber Kolonien aufs höchſte 
er worden find — mit und ohne Abfiht —, daß, 
Fade , in bemfelben Augenblid eine ber bebeutenbften 
Gefellihaften In Südweſtäfrika, die das Kolonifations- 
geihäft — in ihrer Art natürlich — zu treiben verfuchte, 
erklärt, fie jei mit demſelben fertig 

(hört! Hört! bei den Sozialdemokraten), 
fie vermöge nicht mehr zu befteben und ſei genötigt in 
Liquidation zu treten. 

(Hört! hört!) 

Das ift ber Antrag, ben ber Verwaltungsrat ber 
Siebelungsgefellichaft Fr Deutſch⸗Südweſtafrika feiner am 
15. März d. J. alfo in den nächſten Tagen, zufammen: 
tretenben Generalverfammlung zur Beihlußfaffung vor- 
legen wirb. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Ih will einige wenige Mitteilungen aus demſelben 
maden, bie ohne Ausnahme, und F daß der Herr 
Kolontaldireftor dabei erwähnt wird, bireft gegen feine 
Ausführungen gehen. 

(Sehr richtig! bei ben Soztalbemofraten.) 
Dort heißt e8 3. B.: 
Die 20000 Quadratkilometer oder 2 Millionen 
Heltar ber Konzeſſion, bie bereit im Jahre 1898 
infolge Vereinbarung mit der Regierung fi auf 
10 Quabratfilometer oder 1 Million Heltar 


rebuzierten, bebeuten in Sübweftafrifa im beften (0) 


Falle 100 Yarmeinhetten zu je 10000 Heltar. 
(Hört! hört!) 
Hier wird alfo ausgeſprochen, daß unter 10 000 Heftar bei 
fübweftafrifanifhen Verhältniſſen Farmwirtſchaft zu bes 
treiben nicht möglich tft. 
Es wirb ferner in bem Bericht auf eine Denkichrift 
ber Reichöregierung, bie biefelbe von einem ihrer Beamten 
hat verfaffen laſſen, hingewiefen, in welcher im Gegenſatz 
zu den Ausführungen bes Herrn Kolontalbirektord erklärt 
wird, daß von Stleinbefiedelung keine Rebe fein könne, 
eine Sleinbefiedelung fe —— 
(hört! Hört! bei ben Soztaldemofraten) 
und fünne nur in ausnahmsweiſen Fällen in Betracht 
fommen. Es fann hiernach von einer Maffenbeftebelung 
bes Landes, * fi) die Verhältniſſe geftalten, wie fie 
wollen, feine Rede fein. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Weiter jagt bie Gefellihaft: von dem, was wir 
aben, ift wieder nur ein Teil beftedelungsfähig. Das 
immt mit bem überein, was Herr Rohrbad), ein genauer 
Kenner ded Bandes, ſeinerſeits ebenfalld ausgeführt hat. 
Rohrbach hat Schon vor Jahren hervorgehoben, daß bon 
ben 823 000 Quadratkilometer, bie bad Land groß ft, 
Pens 450 000, alſo etwas über bie Hälfte, 
efiedelungsfähig feien, und biefes Land allerhöchſtens für 
25 000 Farmerfamilien ausreiche, ſodaß, wenn wir hoch 
2 und bie Familie mit 5 Köpfen annehmen, in ganz 

übweftafrifa, foweit Farmwirtſchaft in Betracht kommt, 
125 000 Menfhen ein Unterlommen finden könnten. 
Rechnen wir hierzu nod die Beamten, Soldaten, ſträmer, 
Handwerker ufw., fo lönnten unter feinen Umftänden auf 
dem nad unferer Meinung fehr großen Land mehr als 
200 000 Menſchen angefiebelt werben. 

(Sehr richtig! bei den. Sozialdemokraten.) 


—* 
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(Bebel.) 

Auf Seite 13 der Dentichrift wird herborgehoben, 
daß es ber Regierung nicht gelungen fe, von den ihr zur 
Verfügung geftellten 3500000 Hektar im Verlauf von 
6 Fahren, nämlih bis zum Ausbruch bes SHereroauf: 
ſtandes, mehr als 130000 Heltar zu verfaufen. 

(Hört! hört!) 
Weiter wirb ausgeführt, daß bie Regierung, wenn fie 
überhaupt ihr Land entiprehend hätte anbringen wollen, 
genötigt gewejen wäre, es bireft zu verfchenten, denn 
äufer hätten fih dafür nicht gefunden. 
(Hört! hört! bei den Soztaldemofraten.) 

Ganz mit Recht führt ber Bericht auch aus: es gemüge 
nicht, daß man faufe, daß man Land in Befig nehme, 
daß man ſich anfiebele, man müſſe aud die Möglichkeit 
haben, die Probufte, die die Anfiedelung *— ent⸗ 
ſprechend abzuſetzen, und dafür fet bis dato feine Mög— 
lichkeit vorhanden geweſen. 

So, meine Herren, könnte ich noch eine Reihe von 
Stellen aus dem Bericht der Siedelungsgeſellſchaft für 
Deutſch⸗Südweſtafrika anführen; aber es genügt, bie Tat- 
ſache zu wiederholen, daß dieſe Geſellſchaft, eine ber 
älteften in Südweſtafrika, troß ber neuen 
Kolonialpolitif jet dazu kommt, ihren Aktionären bie 
Liquidation der Geſellſchaft vorzuſchlagen. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemofraten. 

Meine Herren, es ift aber auch in ben Neben und 
Schilderungen ganz und gar überfehen worben, was 
eigentlich die Anfiedelung in Südweſtafrika erfordert. 

(Sehr richtig! bei den Soztalbemofraten.) 
Wir haben bekanntlich im Deutichland eine Zentralaus— 
funfterteilung für Auswanderer, fir bie ber Deutfche 
Reichsſstag bezichentlich dad Reich alljährlih 25 000 Mark 
Unterhaltungäfoften bewilligt. Der Mann an der Spige 
ift ein früherer Kaiſerlicher Konful; er ift verpflichtet, auf 
jede an ihn ergebende Anfrage in bezug auf die Kolonien 








(8) wahrheit3- und ſachgemäße Auskunft zu geben. Vor mir 


Itegt nun ein Brief dieſes Herrn vom 29. Dezember 1905, 
gerichtet an einen Herrn in Reichenbach im Vogtland, der 
bereit war, nad den Kolonien auszumandern, und ber 
ſich bei ihm erfunbigte, was er bafüir nötig u. unter 
welchen Berhältniffen er bie Anfiedelung betreiben fünne, 
und ber offenbar auch ſchwache finanzielle Mittel befaß. 
Darauf wurde ihm geantwortet: In erfter Linie fol nie 
manb nach unferen Kolonien gehen, der nicht über erheb- 
liche Mittel zu verfügen habe. Dann heißt es wörtlich 
in bezug auf Deutih-Südweftafrika: 

In Deutid:Sübweftafrifa, dad hauptſächlich für 

Viehzüchter in Betraht kommt, find bisher zur 

Anfievelung minbeftend 20: bhis 25U00 Mark ala 

erforderlih erachtet worden. 

(Hört! hört!) 

Zurzeit, d. h. bis zur MWiederherftellung fried⸗ 

liher Verhältniſſe, tft jedoch eine Nieberlaffung 

nicht rätlich. 

Meine Herren, ich meine, wer 20: bi3 25 000 Mark 
freied Geld zur Verfügung hat, kann ſich mit biefem 
Gelbe mit weniger Mühe und Unannehmlichkeit auch in 
Deutſchland noch eine Erifteng gründen. 

(Sehr ** 

Was er über bie Anſiedelungsmöglichkeit in ben übrigen 
Kolonien fchreibt, übergehe ih. Sch will nur nod an: 
führen, daß zur Anlegung einer Kakaopflanzung in Samoa 
ein Kapital von mindeftend 50 000 Mark erforderlich iſt. 
Wenn dieſe wahrheitägemäßen nüchternen Tatfadhen ftatt 
ber ſchönen Flugblätter, mit benen man bie Leidenſchaften 
ber Maffe aufgeregt hat, im Wolfe verbreitet worden 
wären, — bie Stimmung in bezug auf die Kolonien wäre 
eine andere geweſen. 

(Eachen rechts. — Sehr richtig! bei den Soztal- 

bemofraten.) 
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Ebenfo, wenn die Ausführungen befannt geweſen wären, (0) 


die ungefähr zu gleicher Zeit, ald der Herr Kolonial⸗ 
bireftor feine Agitationsreifen machte, ber von mir früher 
fhon erwähnte Geheime Legationdrat a. D. Dr. Zimmer: 
mann in einem Verein von Sadverftändigen madte über 
dad, was nad feiner Meinung heute Kolonialpolitik be= 
beutet. Dr. Zimmermann war befanntlih feinerzeit in 
Ausfiht genommen von feiten ber berbündeten Regie 
rungen, als Attahe zum Stubium bed Kolonialweſens 
nad England zu gehen. Aber bie für dieſe Stelle ge— 
forderte Summe ift damals vom Reihdtage abgelehnt 
worden. Herr Dr. Zimmermann hat mittlerweile ben 
Reichsdienſt quittiert. Es läßt fi aber nicht beftreiten, 
daß dieſer Herr große foloniale und auch allgemeine volls⸗ 
wirtſchaftliche Kenntniſſe befitt. Im dem erwähnten Vor: 
trage führt er unter anderem aus: bie Kolontalpolitif 
fei Heute im großen und ganzen eine überwundene Sade; 
u glauben, daß noch irgend ein großer Staat in ber 
age wäre, in feinen Kolonien in erheblihem Maße feine 
eigenen Bebürfniffe an Rohmaterialien und Genußmitteln 
safe zu können, fei eine Ba 
führt weiter aus, daß felbit ein Land wie Eng: 
land, das doch bie größten und beften Kolonien in ber 
Melt habe, das belkanntlich ein Befigtum hat, auf bem 
circa 350 Millionen Menſchen wohnen, aljo mehr Ein: 
wohner al3 ganz Europa hat, und das in Indien ein 
Land mit einem Reichtum befitt, dad alle anderen in 
Schatten ftellt, — daß alſo felbft dieſes England nur einen 
verhältnismäßig Heinen Teil feines Bedarfes an Kolonial- 
artifeln aller Art aus feinen Kolonien bezieht. Und er 
fchließt feine Betradtung alfo: In ben meiften Fällen 
haben Kolonien auf die Länge weit mehr gefoftet als fie 
eingebradt haben. Wie heute die Dinge liegen, fet eine 
gute Handelspolitik viel wichtiger für bie Wohlfahrt eines 
Landes, ala eine no fo große und Zoftipielige Kolonial- 


politik. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Meine Herren, die Nichtigkeit biefer Auffaffung läßt ſich 
nicht beftreiten! 

Der Herr Kolonialdirektor hat ferner in einem feiner 
Vorträge darauf hingewieſen, es fei möglich, daß inner: 
halb 5 Jahren der Handel bes Reich mit feinen Kolonien 
bon 64 Millionen im Jahre 1905 ſich auf circa 200 Millionen 
Mark hebe. Ich will das nicht ohne weiteres in Abrede 
ftelen; das hängt in erfter Linie von ben Mitteln ab, 
die Sie für die Kolonien aufwenden. Ih habe fon 
wiederholt in biefem Haufe gefagt: wenn e8 auf Gelb 
nit ankommt, können Sie aus dem größten Dredneft ber 
Welt ein Paradies machen. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Wollen Sie alſo Geld in den Bentel tum und bewilligen 
und abermals bewilligen, fo können Sie auch in Süb- 
weitafrifa mit ungehenren Aufwendungen jo etwas wie 
parabiefifhe Gegenden hervorzaubern. Aber wenn Sie 
die Dinge vom Standpunkt ber Rentabilität, bed allge: 
meinen Nutzens betraditen, wenn gefragt wird, im welchem 
Verhältnis die Aufwendungen aus den nationalen Mitteln 
zu den Erfolgen ftehen, dann lautet bie Antwort aller 
dings fehr viel anders. 

(Sehr richtig! bei ben Sozlaldbemofraten.) 

Meine Herren, gewiß, 200 Millionen find feine unbes 
deutende Summe; aber wenn wir unferen Welthandel be= 
trachten, dann find die 200 Millionen, auf bie allenfalls 
in fünf Jahren ber Handel mit den Kolonien gebradt 
werden fönnte, eine unbedeutende Summe. Im Jahre 1897 
bat das Deutfche Reich einen Spezialhandel von 8650 Mil- 
lionen Mart — id nehme runde Zahlen — gehabt, im 
Jahre 1905 war er auf 13278 Millionen gewächſen, 
d. h. in einem Zeitraum von neun Jahren um 4627 Mil: 
Ikonen Mark oder 51 Prozent. Das ift eine ganz foloflale 
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Be 


(A) Steigerung, bie Deutſchlands Welthandel in diefen wenigen 


Jahren ſich zu erobern vermochte. 

(Zuruf rechts: Dank der Schubzollpolitit!) 
— Ihre Schußzolpolitif fommt hierbei gar nicht in Ned: 
nung. Diefe tolofjale Steigerung ift unter ber Ara der 
Gaprivifhen Hanbelöverträge zuſtande gelommen, bie Sie 
befämpften; die neuen Handelsverträge find erft im 
Jahre 1906 in Kraft getreten, und wir müſſen erft abwarten, 
wie ſich diefe bewähren werben. — Nehmen wir nun ben 
Zeitraum von fünf Jahren, ben ber Herr Kolontaldireltor 
in Ausfiht genommen bat, um ben beutfhen Kolonial⸗ 
handel auf 200 Millionen zu bringen, und nehmen wir 
an, im biefen fünf Fahren fttege ber deutſche Welthandel 
nicht etwa prozentual in gleichem Verhältnis, fondern nur 
um bie gleihe Summe wie in ben vorhergehenden fünf 
Sabren, dann hätten wir im Jahre 1910 mit einem Welt: 
handel von 16333 Millionen Mark zu reden, denen 
gegenüber die Summe von 200 Millionen für den Handel 
mit unferen Kolonien auch noch nicht in Betracht fommt; 
fie bildeten nur einen minimalen Bruchteil unfered Hanbeld 
und wurden erfauft mit gewaltigen Opfern, bie das 
Deutihe Reich für die Steigerung biefes Kolonialhandels 
aufbringen mußte. 

(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten.) 

Das Mißverhältnis zwiſchen dem, was möglich fein 

ol, und dem, was in Wirklichkeit ift, Ipringt aber am 
hlagendften in bie Augen, wenn wir einmal diejenigen 
enropätihen Staaten nehmen, die wir als Stleinftaaten 
betrachten müffen, bie alſo In ber großen Politik feine 
Rolle fpielen, aber in dem Handel mit Deutihland aller: 
dings im Vergleich zu unferen Kolonien eine fehr bebentenbe 
Rolle. Wir haben 3. B. im Jahre 1905 mit den Heinen 
—— einen Geſamtumſatz von 706 Millionen Mark 
geha 

(hört! hört! bei den Sozialdemokraten) — 


(B) gegenüber 64 Millionen mit unferen Kolonien —, mit 


Belgien 590 Millionen, mit der Schweiz 560 Millionen 
(hört! hört! bet ben — 
mit dem kleinen Dänemark 310 Millionen, mit dem dünn 
bevölferten Schweden 278 Millionen und mit dem ſehr 
bünn bevölferten Norwegen, das kaum die Bevölkerung 
eines Heinen deutſchen Staates hat, noch HHMilionen Mar. 
(Hört! hört! Links.) 
Das Geſchäft, das Deutichland mit jedem einzelnen dieſer 
Staaten handeldpolitifh macht, tft bedeutend größer als 
das mit den Kolonien. Mit ben Ntieberlanden, Belgien, 
ber Schweiz maden wir das neun» und zehnfache Geſchäft, 
das wir biäher in ben rg Kolonten gemadt —* 
Ich meine, daß dieſe Zahlen in hohem Grabe lehrreich 
find. Diefelben zeigen, daß, wenn man von ber Ent: 
widlung des deutſchen Handel ſpricht, wir in weit 
höherem Grabe auf biefe Staaten rechnen können als 
anf bie Kolonien. 
(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten.) 

Weiter hat in ben Verhandlungen dieſes Haufes bis 
in bie legten Tage ber vorigen Woche bie Frage eine er- 
u Rolle geipielt, inwiefern bie Kolonien imftande 
eien, die deutſche Übervölterung, inte man’3 nennt, aufs 
nehmen zu können. Daß Deutfhlanb an einer lbers 
völferung leide, ift eine Behauptung, bie wir feit Jahr: 
zehnten hören, ohne daß fie bis heute im geringften ſich 
bewahrbettet bat. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Meine Herren, wir haben nicht zu viel, wir haben eher 
zu wenig Menden. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Wenn behauptet wird, daß mit der fteigenben Bevölkerung 
Deutſchlands naturgemäß aud das Bedürfnis nah Aus: 
wanderung fteigen müffe, dann haben die Tatſachen das 
entgegengeſetzte Refultat ergeben. Wir hatten — alle 


Zahlen, die ih anführe, find offiztelle Zahlen, entnommen (0 


bem Statiftifhen Jahrbuch für das Deutfche Neid — im 
Sahre 1881 eine Bevölkerung im Deutihen Reihe von 
46!/, Millionen und im Jahre 1905 eine folde von 
60'/, Millionen. Die Bevölkerung Deutſchlands Hatte 
alfo in biefem Zeitraum um 14 Millionen, d. h. um 
80 Prozent, Ber 

Wäre bie Theorie bon der liberbölferung Deutidh- 
lands rihtig, dann müßte entfpredend biefer fteigenden 
Bevölkerung auch bie Auswanderung gewachſen fein. Es 
ift aber genau ba3 35* eingetreten. 

(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten.) 
Das Jahr 1881 war in bezug auf die Auswanderung 
bad ungünftigfte Jahr, das wir gehabt haben. In diefem 
Jahre betrug bie überfeeifhe Auswanderung Deutihlands 
221 000 Köpfe. Aber im Jahre 1905, nachdem wir alfo 
um 14 Millionen Menſchen reicher geworben waren, betrug 
bie Auswanderung nur 28000 Köpfe, b. h. genau ben 
achten Teil der Zahl vom Jahre 1881. 

(Hört! hört! bei ben Soztaldemofraten.) 
Und zwar find es wiederum bie Jahre, in benen bie 
Gaprivifhe Handelspolitik zur Geltung kam, in denen bie 
Auswanderung von Jahr zu Jahr abgenommen hat. 

(Sehr richtig! bet den Sozialdemofraten.) 
Bis —— Jahre 1892 war die Auswanderung eine ſehr 
erhebliche, von da ab iſt ſie von Jahr zu Jahr geſunken, 
bis wir im Jahre 1905 bie niebrigfte Zahl von 28 000 
Köpfen gehabt haben. 

(Hört! Hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Meine Herren, num entfteht aber die frage: wo ift 
benn bie Benölferung, die auswanderte, hingegangen? Es 
wird gejagt, fie foll nach unferen Kolonien gehen. Aber 
bon den rund 28 000 überfeeiihen Auswanderern, die das 
Jahr 1905 hatte, find nah dem Statiſtiſchen Jahrbuch 
26 000 nad) ben Vereinigten Staaten gegangen, 2000 nad 


ber ganzen übrigen Welt, und darunter nad dem Erbdteil, (D) 


in dem unfere gelobten Kolonien hauptſächlich fi be- 
finden, —F 57 Berfonen! 
(Hört! hört! und Heiterkeit bei den Gozial- 
bemofraten.) 

Bon- 28000 Auswanderern nah dem großen Grbteil 
Afrifa 57 Berfonen! Weniger ift doch faum möglich. 
Nun verfuhen Ste einmal, mit Ihrer Solontalpolitit 
biefe ze Entwidlung zu ändern! Berfuden Ste einmal, 
ob Sie imftande find zu bewirfen, daß fünftighin in biefer 
Beziehung eine Anderung eintretel Ich glaube, Sie werden 
böje Erfahrungen machen. 

Aber, meine Herren, intereffant ift auch, daß, während 
wir im Jahre 1890 im Deutichen Reihe nur 416 000 
Ausländer hatten, wir im Jahre 1900 beren 784 000 
—— Das zeigt alſo, daß die Zahl der Einwanderer in den 
etzten Jahren ſehr bedeutend gewachſen iſt, zum Teil ſtärker 
als die Zahl der Auswanderer; das beweiſt weiter, was ich 
vorher andeutete, dab Deuiſchland auf Grund feiner 
ökonomischen Entwidlung einen erheblicheren Bevölferungs- 
zufluß nötig bat, als es felbft aus Gigenem zu fhaffen 


berma 
Meine Herren, wer objektiv biefe Dinge betrachtet, 
wird denn doch zu amberen Ergebnifien kommen müfjen, 
als das ſeitens der Mehrheit der Fall iſt. Auch der Herr 
Abgeorbnete Binbewald nd noch vor wenigen Tagen in 
begeifterten Worten die Kolonien geprieien ald Das Reſervoir, 
in dem bie beutjhe überfhüffige Bevölkerung fi anfiebeln 
fönne, woburd fie Deutihland erhalten bliebe. Mir 
aben in jenen Wochen, ald man mit Hurrahod! in die 
olonialpolitit Hineinftieg, auch noch jonftige Behauptungen 
gehört aus autoritativem Munde, bie mit der Wirklichkeit nicht 
übereinftimmten. So 3.8. hält Herr v. Trotha, der bekanntlich 
einen Spaziergang nad Sübmweftafrita ald Oberfommandeur 
ber Truppen gemacht bat — ber Spaziergang bauerte 
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(Bebel) 





Reihötag. — 16. Sigung. 


(A) allerbingd ungefähr ein Jahr — und während biefer 


Zeit nur den Lleinften Teil bed Bandes fennen lernte, ſich 
für berufen, über die Zukunft des Landes mit pofitiver 
Gewißheit urteilen zu Lönnen. Herr dv. Trotha führte 
unter anderem au, unfere Bauern müßten mit dem Zeit— 
punkt rechnen, in dem aus Sübweftafrifa Getreide nad 
Deutihland eingeführt werde. Das fagt ein Mann von 
einem Lande, dad heute faum ein Korn Getreide baut, 
das nod heute, nachdem ed mehr als 20 Jahre in 
deutſchem Befig ift, fein ganzes Getreide bis auf das 
letzte Pfund einzuführen De Das Ingt ein Mann gegen: 
über der Tatſache, daß jelbft das viel kultivierte, dichter 
bevöfferte, mit viel fruchtbareren Gegenden bedachte eng- 
liſche Sübdafrifa nicht einmal tmjtande ift, feinen 
Getreibebebarf ſelbſt zu bdeden, wie ber Milfionar 
Shomwalter in einem Artifel im „Reich“ ausgeführt hat. 
Nach diefem iſt auch Südafrika bis heute gendtigt, 
fehr bedeutende Zufuhren an Getreibe aus bem Auslande 
a Und nod) ein andered: nad) Herrn v. Trotha 
jet es ſogar möglid, in Südweſtafrika eine bedeutende 
Aufforftung vorzunehmen; denn bekanntlich ift Wald bort 
dad wenigfte, was es gibt. Nun, meine Herren, auch 
bier berufe ih mid auf das große Werk des General» 
leutnants v. Lentwein, der barin ausführt, baß bie 
Hoffnungen auf bie Möglichkeit einer Aufforftung in Süb- 
weſtafrika abfolut ausſichtslos ſeien. 
(Hört! hört! bet den Sozialdemokraten.) 

Das ift alfo dad Gegenteil im Urtell von einem Manne, 
ber 11 Jahre lang Land und Leute genau fennen gelernt 
bat, während Herr dv. Trotha nur eine verhältnismäßig 
furze Zeit feine Erfahrungen und Beobadtungen hat 
machen. fönnen. 

Der Herr SKolomialdireltor tft in feinen Aus— 
führungen aud darauf zu fpreden gekommen, was bie 
Stolonien in einer entfernteren Zukunft werben könnten: 


(B) fie jollen einen bedeutenden Teil unfered eigenen Bedarfs 


an Baumwolle erzeugen können. Es werben im gegen- 
wärligen Augenblid E große Anftrengungen gemacht, um 
den Baummwollbau in verfchiebenen unferer Kolonien ein- 
zuführen. Wir haben feine Urſache, diefen Verſuchen nicht 
den beiten Erfolg zu wünſchen. Wenn das gelingt, 
dann haben bie Kolonien einen gewiffen Wert er- 
halten, ben fie bis dato mit Haben; aber ob 
da3 gelingt, das liegt erſt im Schoße ber Zukunft, 
darüber find vorläufig die Gelehrten noch fehr ber: 
ſchiedener Meinung. Aber das hat Herrn Dernburg nicht 
verhindert, in einem feiner Vorträge audetnanberzufegen, 
wie ungemein groß in ſolchen Fällen die Vorteile wären, 
und welchen Schaden aus der Tatſache, daß hauptſächlich 
bie Vereinigten Staaten die Baummollprobuftion in ber 
Hand haben, und fid) dort ein Baummolltruft bildete, für 
Deutſchland entftanden fet; die Preife differierten jehr 
erheblih, und ber deutſchen Inbuftrie erwüchſen enorme 
Berlufte daraus. Er führte als Betjpiel an, daß, wenn 
dad Pfund Baumwolle nur mit einem halben Penny 
gleih 4 Pfennig auf dem Weltmarkt im Preiſe fteige, 
alödann eine Mehrausgabe von 320 Millionen Marf 
entftände, und, wenn bie Preiäfteigerung, wie er erwähnt 
hatte, in einem Jahr 40 Pfennige betrage, eine Mehr: 
auögabe von 3200 Millionen Mark die Folge ſei. Das 
jet angefihtd ber Tatſache, dab Deutſchlands Verbrauch 
in 10 Sahren von 300 000 Ballen auf 1600000 Ballen 
geftiegen fei, fehr bedenkllich; denn das koſte Deutihland 
470 Millionen Mark mehr. Als ich dieſe Zahlen Las, 
fam mir ber Gebanfe, einmal näher das Statiftifche Jahr- 
buch anzufehen; baraus geht hervor, daß Herr Dernburg 
bad Sahr 1899 ald maßgebend für bie Baummollpreife 
auswählte, d. 5. das jett 25 Jahren billigfte Jahr 
(hört! hört! bei den Sozialdemokraten); 
aud) hat er eine Steigerung des Baummwollbedarfs fir 
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ienstag den 12. März 1907. 


Deutihland nah dem mir vorliegenden Beriht angegeben, (C) 


bie mit ber Wirklichkeit nicht übereinttimmt. Aus bem 
Jahrbuch des Deutſchen Reichs geht hervor, daß feit 1879 
dad Jahr 1899 das billigfte Seht für die Baumwolle 
geweſen if. Won 1880 bi 1905, alfo in 26 Jahren, war 
der Durdichnitt für Good Omrawutta per Doppelzentner 
85,75; im Jahre 1894 betrug er 54,8, 1904 betrug er 
96,3 unb fiel 1905 wieber auf 78,7. Die Breife 
ihwankten ſchon zu einer Zeit, alö der nordamerifanifche 
Baummwolltruft noch nicht in Wirffamkeit war. Natürlich 
hängen bie Preife in erfter Linie von bem Ertrag ber 
Ernte ab, wie beim Getreide. Und wie bie Vreiſe 
ſchwankten, mögen Sie daraus erfehen, daß die Marke 
Middl Upland nadeinander 81,9, 62,8, 103, 124,3 und 
dann wieder 97,2 Mark koſtete. Alſo auch bier 
gewaltige Schwankungen. Man kann alio niht ohne 
weitered die Berhältniffe mit dem gleihen Maßitabe 
meſſen. Wäre dad richtig, glaubt man, daß in fpäterer 
Zeit nicht ähnlihe Schwankungen vorfämen, dann bitte 
ich den Herrn Stolontaldireftor, mir bie frage zu beant- 
worten, woher es benn fommt, daß bei einem Rohprodukt, 
das wir in Deutfchland felber erzeugen, und zwar in 
befonder8 großem Umfang, ebenfald die Preiſe enorm 
variieren. 1898 koftetete 3. B. befteß Giehereieifen per 
Tonne ab Wert 67,38 Mark, und 1900 Eoftete die Tonne 
101,40 Mark, das heißt alſo, fie koſtete mehr 34,20 Mart 
als im Fahre 1898 oder über 50 Prozent. 
(Hört! hört!) 

Da Haben Sie ein Beifpiel ber Preisſchwankungen im 
eigenen Lande. Selbft im Inlande gibt es alfo für Roh: 
materialten und Halbfabritate gewaltige Schwankungen, 
und zwar weſentlich auf Grund ber Tatſache, dab aud 
in Deutfhland bie Ringe beftehen, bie bie Preisbildung 
borfchreiben, begüntigt durch die beftehende Schußzoll- 
politif. Dieſe ermöglicht unferen Produzenten, von ben 


Konfumenten höhere Preife zu erheben. Auch in bezug (D) 


- ben Baummwollenfonfum Deutſchlands find die An: 
gaben des Herm Kolonlaldirektors infofern unrichtig, als 
nicht eine Steigerung von über eine Millionen Tonnen in 
Sense kommt. Der Verbrauch an Baumwolle in ben 
ahren 1891 bis 1895 betrug durchſchnittlich 252 381, in 
den Jahren 1896 bis 1900 durchſchnittlich 302000 und 
im Jahre 1905 394 000 Tonnen unb nicht, wie in dem 
Bericht angegeben worden tft, 1600000. Das wäre das 
Vierfache deſſen, was in Wirklichkeit verbraucht wurde. 
Alſo aud nach biefer Richtung hin find die Zufammen- 
ftellungen, bie wir in dem Wahlfampfe zu hören befamen, 
übertrieben worben. Meine Herren, wir haben alle Urſache, 
zu wünſchen, daß biefer Hurraftimmung ein Ende gemacht 
werbe, und bie Mehrheit bes Haufes Pr; einem nüchternen 
Urteile über unfere Verhältnifje zurüdtehre. 
(Sehr ritig! bei den Soztalbemofraten.) 
Hier kommt die Steuerkraft ber Nation in Frage, unb ba 
hat der Neihätag die Pflicht, fahlih zu prüfen und 
nicht in Hurraftiimmung beliebige Millionen zu beiilligen. 
Es tft auch wieberholt bie Frage geftreift worden, 
ob man deutſcherſeits daran denke, nachdem ber ſüdweſt⸗ 
afrilaniſche Aufftand glüdlich niedergefhlagen tft, mit dem 
Ovambos anzufangen. Die Vertreter ber verbünbeten 
Regierungen haben ſowohl in der Bubgetlommiffion wie 
im Plenum des Hauſes Tategoriih erklärt, dab man 
nicht daran denke, — das fehlte auch gerade noch, daß, 
nachdem eben erft ber ſüdweſtafrikaniſche Aufftand nahezu 
400 Millionen deutſchen Nationalvermögend verſchlungen 
I man mutwillig einen Srieg mit. den Ovambos an- 
ange. Ich bin aber doch gezwungen, diefe Frage heute 
u ftreifen, weil mein Parteigenoſſe Dr. Quard, ber 
ebafteur der „WVolkäftimme* in Frankfurt a. M., Ge 
legenheit gehabt hat, —* Briefe einzuſehen, die zeigen, 
dab man zu einer gewiſſen Zeit allem Anſchein nad 


(A) anderer Meinung war. 


— 
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(Bebel.) 
Zunächſt weift Dr. Quarck auf 
einen Brief vom 29. März 1903 Hin, in dem ber beutichen 
Regierung ber Rat gegeben wurde, mit ben Barotien, 
einem Stamm im Norboften Sübmweftafrifad, ſich zu ver: 
binden und biefe gegen die Opambos mobil zu machen, 
ba fie Tobfeinde derſelben feien. Der Briefichreiber, ber 
in Engliih-Südweftafrifa Iebt, hat dann weiter unter dem 
10. Auguft vorigen Jahres einen Brief nad) Deutichland 
geichrieben, der ebenfalld meinem Parteigenoſſen Dr. Quard 
borgelegen bat, und in weldem folgende merfwürbigen 
Stellen vorkommen: 
Ih fprad mit Lindequift, er verſicherte mir, er 
würde gerne Obamboland den Krieg erflären und 
es befegen, wenn er nur genug Solbaten bafür 
friegen fönnte. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Auch habe er den Farmern im Diftritte Groot- 
fontein auf deren Anfuchen um militärtihen Schuß 
für das viehreiche Barotjaland, um Vieh von dort 
nad) dem viehentblößten Süben zu bringen, mit- 
eteilt, daß er die Befegung des Landes im Auge 
Babe, ba man über ben Wert deö Landes aud 
befonder8 burd reiche Mineralfunde überzeugt ſei. 
Im Barotfaland jet auch ber Viehbeſtand ein ſehr 
reicher, und könne ein ſehr gutes Geichäft dort 
gms werben. 
Der Briefichreiber führt ſchließlich aus: 
Für ein Taufhhandelögeihäft am Okovange feien 
die großartigften Ausfihten und ungeheure Profite 
ſicher. Notabene, ich und meine Freunde in ber Kolonie 
— ber engliſchen — 
find eventuell entſchloſſen, die längſt verhaßte Ein: 
nıtfhung in foloniale Sachen feitend des Reichs⸗ 
tags abzufhütteln. 
(Hört! hört!) 


(8) Was der Mann mit biefer Drohung hat jagen wollen, laſſe 


ih bahingeftellt fein. Es tft harakterifttiih, wie man in 
biefen Streifen folontale Fragen behandelt, und wie von 
jener Seite darauf gebrängt wird, daß bie Negierung in 
Südweltafrifa weiter vorgehe. Ih will offen befennen, 
daß ich mir nicht vorftellen Tann, nad den Erklärungen, 
die Herr db. Linbequift im letzten November und Dezember 
in ber ie ung bezüglich feiner Stellung zu ben 
Dpvambo3 abgegeben hat, baß er Erklärungen, wie fie in dieſem 
Briefe ftehen, im Auguft vorigen Jahres gemacht haben 
fol. Dieſelben ftänben mit allem im MWiderfprud, was 
wir biöher darüber gehört haben. Mag dem aber fein, 
wie ihm wolle, mir jcheint, daß wir alle Urfache haben, 
bie Augen aufzuhalten, damit nicht von einer Seite, von 
ber man ed am wenigiten erwartete, ber beutfchen Kolonial⸗ 
politif, ich möchte fagen, Knüppel zwifchen die Füße ge 
worfen werben, und wir zu Schritten — werden, 
zu denen bis Er fein Menſch Neigung befikt. 
um Schluß möchte id kurz noch au fpreden kommen 
auf die Haltung, die nod vor wenigen Monaten bie 
Vertreter ber bürgerlichen Linken ber Kolontalpolitif gegen: 
über eingenommen haben. Wenn man ig bie Preſſe 
biefer Herren und ihre Hampfesweife, bie im letzten Wahl- 
fampf — worden iſt, im Auge hat, ſollte man glauben, 
daß zwiſchen ber Kolonialpolitik jener bürgerlichen Linken 
und ber ber Sozialdemokratie ein grmubveriäichener Stand- 
puntt vorhanden geweien ſei. Meine Herren, das ift 
durchaus nicht der Fall. Es gab feinen eifrigeren Be: 
tämpfer ber heutigen Stolonialpolitit in den Neihen ber 
Teenage Partei ald ben verftorbenen Eugen Richter, und 
13 dor wenigen Monaten ift biefer Stanbpunft Eugen 
Richters auch don feiner Fraktion in ihren Verhandlungen 
zum Ausbrud gelommen. 
(Sehr richtig! bei den — und in der 
e. 





Mir liegt hier ein Zeitungsbericht über bie Verhandlungen (C) 


des Parteitags der Freifinnigen Boll3partei in Wiesbaden 
vor, ber im September 1905, alfo vor jet 18 Monaten, 
abgehalten wurde. Auf biefem hatte ber Herr Abge— 
ordnete Kopſch eine Nefolution beantragt, die mit den 
Worten begann: 

Der Parteitag ſpricht ſich angeſichts der kolontalen 

Mißerfolge gegen die Fortſetzung und Erweiterung 

bes bisherigen Syſtems ber Kolontalpolitif aus. 

(Rufe links: Sehr richtig! Des bisherigen Syftems.) 

— Abwarten! — In der Begründung diefed Antrags fährt 
er danm unter anderem fort: J 

Kein Geſchäftsmann betreibt ein Geſchäft weiter 

oder bergrößert es noch, wenn er bisher nur 

Berlufte erlitten und keine Ausfiht auf Beſſerung 


t. (Sehr richtig! 
—— (ech Hg: links.) 


Er ſagt weiter: 
Der Volksvertreter muß ſich bewußt fein, daß er 
der Verwalter der Steuern bed Volls iſt. Als 
Bolkövertreter darf er feine Zuftimmung nie zu 
etwas geben, was er ald Privatmann nicht tun 


würde. 
(Hört! Hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Nun, ich glaube, die Herren find auch heute noch nicht 
bereit, aus ihren Privatmitteln Kolonialpolitif zu treiben. 
(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) 

Oder follte ih mich getäufht haben? Sind die Herren 
wirflich jet bereit, in Südweftafrifa ihre Hunberttaufende 

anzulegen? Ich bezweifle es fehr. 
(Sehr richtig! bei a N Zurufe 
8.) 
Nun, dann trifft das Urteil des Herrn Kopſch im volliten 
Make zu: entweber bewilligen Sie, was gefordert wird 
und geben aud mit gutem Beiſpiel durch Aufwendung 


privater Mittel voran, oder Sie tun das Gegenteil davon (N) 


und dann handeln Sie wiber bad, was Sie in Wied: 
baden befhloffen und fozufagen beihworen haben. 
(2ebhafte Zuftimmung bei den Sozialdemokraten.) 
Herr Kopfch fährt dann mit bezug barauf fort, daß, 
wenn man nicht geneigt ſei, PBrivatmittel für etwas auf- 
zumwenben, je: das man aber Reichsmittel geben will, weil 
bie einen nichts koften: 
Mit Recht hat ed befremdlich gewirkt, als feiner 
zeit ber Abgeordnete Siemend warm für Die 
Kolonialbauten eintrat, für die er als Direktor 
der Deutſchen Bank nicht zu haben war. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) , 
Genau wie bei Herrn Dernburg. Seitbem er Stolonial- 
bireltor ift, ſchwärmt er für bie Stolonialpolitit; als 
Direktor der Darmftädter Bank hat er ſich aber gehütet, 
etwas dafür aufzuwenden — bad muß immer wieder be— 
tont werben. 

(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) 

Dann die Schlußbemerkung des Herm Kopſch: 
Die Männer, bie zur rechten Zeit ihre warnende 
Stimme gegen eine unhaltbare SKolontalpolitif 
erhoben, vor Nafenftübern gewarnt haben, haben 
ſich ein Verbienft um unfer Bolt erworben. (Leb- 
hafte Zuftimmung.) 

(Hört! hört! bei den Soztaldemokraten.) 

Und gert vd. Rapparb, ein Mitglied der Freiſinnigen 
Bolköpartei aud Hamburg, fagte unter anderem: 
Den Grundfägen, welde die Freifinntge Volls— 
partei im der Stolontalpolitit biöher verfolgt habe, 
müffe fie aud in Zukunft treu bleiben. 

(Hört! Hört! bei den Sozialdemokraten.) 
als —— — Eichhoff, der Kolonial- und Flotten⸗ 
ſchwärmer er Fraktion, den Verſuch machte, dahin zu 
wirken, daß man ſich nicht gänzlich ablehnend verhalten 


“00 


(Bebel.) 





(A) möge und eine andere Haltung gegenüber ben Kolonien 


einnchme, wurde ihm aus ber Verſammlung zugerufen: 
Niemals! 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Der Abgeordnete Roſenow gab fogar der Überraſchun 
Ausbrud, daß folde Anſchauungen, wie fie Herr Eidho 
vertrete, auf dem Parteitage laut würben. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Er führte aus, die große Ausdehnung unfered Außen: 
handels habe mit folontalen u nichts zu tun; bie 
— des Reichstags habe Stolontalfragen ſtets gewiſſen⸗ 
aft geprüft. Daß wir aus unſeren Kolonien irgend einen 
wirtſchaftlichen Einfluß und an Anſehen en würben, 
bavon fönnte doch nicht die Rebe fein. (Lebhafte Zu: 
ſtimmung! — heißt es bier im Bericht.) 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

iind der Abgeorbnete Gaffel meinte: 

Was die Kolonien angehe, fo ſehe er Lebens: 
interefjen für das deutſche Volk in den Stolonten 
nicht (jehr richtigh; er würde bafür fein, bie 
Kolonien zu berfteigern 

(lebhafte Rufe: eg hört! bei den Sozialdemofraten), 
wenn er bie Hoffnung hätte, daß jemand uns 
etwad bafür biete. 

(Heiterkeit und hört! hört! bei ben Sozialdemokraten 

und in ber Mitte. 

Meine Herren, weil wir basjelbe fagten, dafür waren 
wir im Wahllampf: Räuber und Mörder! Das galt als 
der Gipfel des Landes: und Hochverratö! 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemofraten.) 
Und bier haben wir einen freifinnigen Abgeordneten, 
ber unter Zuftimmung feiner Parteigenoffen genau das— 
jelbe gefagt hat! 
‚Ein Jahr fpäter, am 3. Oktober 1906, hielt bie 
Süddeutſche Volkspartel einen Parteitag in Münden ab, 


(8) aljo erft vor wenigen Monaten. Hier hielt Herr d. Bayer 


eine ſchöne Nede, in der es unter anderem heißt: 

Der Blid in unfere Kolonialverwaltung fimmt 
traurig. Die Disziplinlofigkeiten und Pflicht 
verlegungen find bort feit Jahren an ber Taged- 
ordnung gewefen. 

Aber wie hat Herr Gräberger und wie haben wir dafür 

büßen müffen, bat wir badfelbe fagten! 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
63 dämmert und allmählid, welche Summe 
bon Unfähigkeit und Vertufhung ſich bort an- 
gelammelt hat. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Wir begreifen jet die Skandale à la Peters und 
Wehlan! Jetzt rächt fi bie Innere lUnwahr- 
baftigfeit, mit der bie Kolonialpolitik feinerzett 
begonnen worben ift. 

(Hört! ati bei den Sozialdemokraten.) 

Bon an einer anderen Stelle feiner Rebe ſagte Herr 
vb. Baner: 

Im übrigen dienen die Kolonien dazu, entgleifte 
Angehörige der einflußreihen Familien ſtandes— 
gemäß und etwas abſeits —— 

(Hört! Hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Dann kommt ber entiheibende Sag, in bem es heißt: 
Noh nie hat ein Land fo viel fr Kolonien auf: 
gewendet, wie wir und fo wenig daraus ge 
zogen. 

(Sehr riätig! bei den Sozialdemokraten.) 
Die frage iſt, ob man nicht mindeftend bie ganz 
gottverlaffenen Gebiete unter ben deutſchen Kolo— 
nien aufgeben follte. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Alſo aud hier ein Standpunkt, der nad) Meinung ber 
Herren vom Negierungstifch, fpeziell des Herr Reichs— 
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fanzlerd ein antinationaler, ein antipatriotifcher, ein vater: (C) 


land3feinbliher tft. Aber heute gehören bie Herren] zum 
Regierungdblod. Ih nehme an, fie werben in bei 
nächſten Jahren gut zu machen fuden, was Sie bis— 
ber burd Ihren Standpuntt in der Stolonialpolitif ge- 
fündigt haben. 
(Sehr richtig! bei den Sozialbemofraten.) 
Sp, meine Herren, ftellt ſich das Bild, das fpeziell bie 
Kolonie in Sübmweftafrifa bietet. Sie werben kraft bes 
Mandated, dad Sie im letzten MWahllampfe befommen 
haben, geneigt fein, in ben nächſten Jahren erhebliche 
Bewilligungen für bie Kolonien zu maden. Ich freue 
nich, daß Ihnen in dieſem Bewilligungseifer einigermaßen 
der Zügel dadurch angelegt wird, baß unſere Finanzen 
fi in ber traurigften Verfaſſung befinden, dab Sie vor: 
läufig feine Mittel haben, um ihrem Stolonialeifer Rechnung 
tragen zu können. Sie werden fi bet jeber Kolonial⸗ 
audgabe jagen müflen, da doch aud Ihnen bad Hemb 
näher, als ber Rod ift, ob das Geld nicht für heimiſche 
Zwede beffer angewandt fei. So wird Ihnen ein Zügel 
für Ihren Bewilligungdetfer angelegt werben. Daß wir bie 
traurigen Erfahrungen, bie wir biöher gemadt haben, aud) 
in Zuhmft machen werben, fteht für mich feſt. Wir 
werden uns aber freuen, wenn ed nicht der Fall fein 
folte. Nach wie vor bletbt unfere Stellung ben Kolonien 
gegenüber eine ablehnende. 
(Lebhafter Beifall bei den Sozialdemokraten.) 


Vizepräfident Aaempf: Das Wort hat ber Herr Ab: 
geordnete de Witt. 


de Witt (Köln), Abgeorbneter: Meine Herren, um bie 
—— e Geſetzesvorlage, bie in ber dritten Leſung 
eraten wird, hat fi ber ganze Wahlkampf gedreht. 
Wahltampf und Kolonialpolitit haben auch in ben bis— 


berigen Debatten des Reichſtags, insbeſondere bei ber (D) 


erften großen Gtatöberatung, einen weiten Raum ein- 
genommen. 

Befürdten Sie nun mit, daß ich eine Debatte 
beraufbefhwören mwerbe über alle bie unerquicklichen Er: 
fcheinungen, bie der Wahlkampf gezeitigt hat; aber bie 
bisherige Verbindung von Wahltampf und Kolontialpolitif 
wird mid bereditigen, wenigftens eins bier hervorzuheben. 
Dazu bin ich genötigt durch dem Umſtand, daß in ber 
Sigung vom 5. März d. 3. Herr Abgeordneter Dr. Paaſche 
gegen bie Zentrumspartei ſeines Wahlkreiſes einen 
ſchweren Vorwurf erhoben hat. Er hat ausweislih bes 
Renographifchen Berihtd vom 5. März db. I. geſagt, daß 
in ſtreuznach eine Zentrumdperfammlung geſchloſſen worben 
fei mit bem Nufe: Nieder mit dem Proteftantiämus. 

(Hört! Hört! in der Mitte.) 
Diefe Behauptung bed Herrn Abgeorbneten Dr. Paaſche 
bat in feinem MWahltreife nicht nur großes Erftaunen, 
De ode Entrüftung berborgerufen, weil fie nit 
8 


(Hört! Hört! in der Mitte — Zuruf bei ben 
Nationalliberalen: Das können Ste nicht beweifen!) 
Wäre diefe Behauptung richtig, dab auf einer Zentrums 
verfammlung eine berartige Außerung gefallen jet, fo 
würben wir — bad möge uns Herr Dr. Paaſche glauben 
— fie aufs tieffte im Intereſſe des Lonfelfionellen Friedens 
beklagen und fie aufs entſchledenſte verurteilen, weil ein 
berartiger Exzeß ben Tatbeftand des & 130 des Straf: 
geſetzbuchs ausfüllen würde. Diefelbe Empfindung herrſcht 
übrigens auch in ben Streifen ber Leitung ber Zentrums: 
partei des MWahlfreifes Kreuznad, deren greifer Chef noch 
diefer Tage geichrieben hat, daß das MWahlfreisfomitee im 
Kreuznach nicht den geringiten Anſtand nehmen würbe, bie 
Herren, welche derartiges gerufen hätten, öffentlich, wenn 

nötig, als Sindenböde in die Wüſte zu ſchicken. 


(B) — Dr. Paaſche 
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(be Witt) 
Wäre die Außerung bed Herm Abgeorbueten Paaſche 
richtig, dann wiirde — un ** auf an Niveau 
nieberer Gefinnung fteben, wie eine Außerung, die Zeitungs- 
berichten, und zwar unbeftrittenen —— zufolge, 
in einer liberalen Berf in Gegenwart des Herrn 
—— eg . ſein ſoll 


Zuruf von den 

— 5 

und zwar in Kirchberg gefallen fein ſoll 
(Zuruf von ben ag ai Nach ultra⸗ 
montanen Zeitungen!) 

Dort ſoll, nachdem Herr — ir dagegen verwahrt 
bat, daß feine Partei fulturfämpferifhe N gen habe, 
ein Aſſeſſor aufgeiprungen fein und erklärt haben: Meg 


mit ber un —287* chaft! 

(Stürm ufe in der Mitte: Hört! hört! 
Zurufe “pen Nationalliberalen: Kein Wort 
babon wahr!) 

— Ja, nım Iaffen Sie mid das erft vorlefen: 
Mir wollen feine Pfaffen, an ber Gere! wollen 
wir die Schwarzen paden umb fie an bie Wand 
drüden, daß ihnen — und Sehen vergeht 


eit) 


be 
ſo wie es in ran n geiöieht. 


Das ift * jetzt nit neigt worben. 
ch kann aber für meine Perfon, Herr Ab —— 
Dr. Paaſche, gar nicht einmal annehmen, dab eine ſolche 
Außerung —— iſt, denn ſie würde ie gar nicht mit 
dem guten Tone harmonieren, von bem g nicht zweifle, 
baß er in liberalen nn üblich iſt. 
(Sehr gut! im der Mitte. 
Allrad ift der Herr — Dr. Paaſche in der Lage, 
ud klar dieſe Außerung zu dementleren. 
Mad num aber ben Vorwurf betrifft, den ber Herr 
en die Zentrumspartei des 
Wahltreifes Kreuznach erhoben hat, jo trägt berielbe 
1 Fi ben Stempel ber Unwahrfheinlichteit an ber 


(ſehr richtig! in ber Mitte), 
und zwar aus der einfahen Erwägung heraus, daß bie 
Zentrumspartei feines —— feinen anderen Herrn 
ald Gegentanbibaten des Herren Abgeorbneten Paaſche 
aufgeftellt hat als einen preußifchen General evangelifcher 


Konfeifton 
(hört! hört! in der Mitte), 
ber allerbingd von den Liberalen nicht gerabe glimpflich 
behandelt worden J 
gut! in ber Mitte 


bat d benn eu 
enhaufen hat man ben 


— —— eine St le — — e. 


Es iſt das ein — Beitrag nebenbei hu Gharattert 
unferer Wablfitten. Rächſtens werben vielleicht ſogar die 
Zanten und — —— ee müffen. 
e um 
Aber, meine Herren, dem Herrn General v. Klöden war 
zu Unrecht eine ißraelitifche Fran angebichtet worben. 
(Zuruf bon ben GE han —* * denn? 
agegen geive 
— 2 kann. Ar nen jelber jagen! 
fage: a priori frug ber Vorwurf, ben ber Herr 
Pe eier 6 egen bie Zentrumspartei im ſtreuznach 
erhoben hat, ben Stempel x: Unwahricheinlichtett an ber 
Reichetag. 12. LegislP. 1. Seffion. 1907. 


Stimm aus ber Erwä * 

Kandidat auf den Schild erhoben wurde; denn es w 

doch eine eigentümliche Logil geweſen, einen Herrn 

—— Konfeſſion aufzuſtellen und dann zu rufen: 
eder mit dem Proteſtantismus!“ 

Meine Herren, ich kann aber auch noch einen Schritt 
weiter gehen und fagen: bie Behauptung des Herrn Paaſche 
tft =: meiner Information unrichtig. Ich Er mich 
ſofort, als Herr Dr. Paaſche den Vorwurf erhob, nach 
Kreuznach gewendet, und zwar an den Leiter der betreffenden 
Verſammlung, und von dem das Telegramm erhalten: 

Weber im Latholifhen Vereinshaus noch fonft in 
einer Zentrumsperfammlung ift derartiges ober 
auch nur Ahnliches a worden. Paaſches 
Behauptung in jeder Beziehung — 


Ih habe dieſes Telegramm Herrn Dr, Penlee feiner 
Zeit zur Einfiht zur Verfügung geftellt. 

Meine Herren, jpäter ift noch ein Zeuge aufgetreten 
—* De Dr. Paaſche, bie Kreuznacher Zeitung* 
vom 13 
(Zebhafte ar = — und lints: Kolonialetat! — 

de des Präſidenten.) 

— er Herr Abgeordneter, ich bitte 
Sie, fh nicht u weit von bem Gegenfiand der Be: 
ratung zu entfern 

(Sehr gut! rechts und links.) 

de Witt (Köln), Abgeorbneter: Herr Präfident, es 

anbelt fi darum — — 

Bizepräfident Kaempf: Ich bitte, biefe Mahnung zu 
beberzigen. 

de Witt (Köln), Abgeorbneter : 
furz ben Sat daraus borlefen: 


Alſo ih will mur 


Mit einem Worte: an ber Era beö Herrn (0) 


Paaſche tft fein wahres W 
- last die Kreuznacher Zeitung“ F einem Artikel vom 
6. März. Ich habe dieſes angeführt, meine Herren, nicht 
weil ich mid) für verpflichtet halte, ben a zu liefern 
bafür, daß * Behauptung des Herrn A — Paaſche 


In der — vn er erflärt, er 
ie bie Beweiſe für ae w "der le Hoffentlich 
at er fie jet milgebracht. Ich Hoffe allerdings auch von 
dem Herrn Kollegen Paaſche, daß diefe Beweife Har und 
überzeugenber Natur find. Kann ber Herr Abgeorbnete 
Paaſche nicht beweifen, was er gejagt hat, dann erwarte 
ih von feiner loyalen Gefinnung, daß er ben Vorwurf 
wieber zurädntmmt, wie ih ja auch im übrigen micht 
weifle an feiner bona fides, als er biejen Vorwurf er: 
Inden bat. Alſo entweder Beweis ober Widerruf, Herr 
ollege Paaſche, — tertium non datur! 
(Zebhafte Zurufe: Das war bie ganze Kolonialrede? — 
Stürmifche Heiterkeit.) 


Dizepräftdent Kaempf: Dad Wort hat ber Herr 


Abgeordnete Dr. Semler. 


Dr. Semler, Abgeorbneter: Meine Herren, fürdten 
Sie nicht, daß ih auf die eben gehörte Rebe zurüd- 
lomme. Der — Kollege Paaſche iſt ja da und wird, 
nehme ich an, in einer kurzen Bemerkung nachher die 
Sade erledigen können. 

Worauf es mir anfommt, ift, lediglich die Bebelichen 
Ausführungen nit ganz unwiberfprochen zu laffen. 

(Bravo! rechts und Links.) 
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beraus, daß ein proteftantif er (ey 


(Dr. &emler.) 





(A) Herr Bebel hat ben Verſuch gemacht, denjenigen Parteien, 


bie für biefen Nachtragsetat — um ben hanbelt ed fi — 
eftimmt haben, die Verantwortung für alles das zuzu— 
hieben, was im Wahltampf über bie Kolonien gejagt 
worden ifi. Meine Herren, id für meine Partei babe 
bie Verantwortung, bie Herr Bebel und zuzuſchieben 
gefucht hat, Hiermit außbrüdlic abzulehnen. Ich nehme 
on, daß das auch im Sinne der übrigen Parteien 
geihehen fann, welche an fih für dieſen Nachtragsetat 
efttmmt haben; denn biejer Nachtragsetat hat mit dem 
enigen, was beiläufig bon orientierter Seite oder auch 
bon nicht orientierter Seite über unfere Kolonien gejagt 
ift, in ber Tat jo gut wie gar nichts zu tun. 
(Sehr richtig! rechts und bei dem Liberalen.) 

Meine Herren, ber Herr Abgeorbniete Bebel hat ind» 
befondere ben Berfuh gemadjt, alle diejenigen, wie er 
fih ausgebrüdi hat, zu bedauern, die auf Grund ber 
phantaftiichen Schilderungen — das follen wir fein, bie 
biefe phantaftifhen Schilderungen gegeben haben — etwa 
fpäter nad) den Kolonien gehen; ein Rückſchlag in biefer 
Beziehung werbe nicht ausbleiben. 

Meine Herren, ber Herr Abgeorbnete Bebel hat, um 
bad zu beweiſen, bezug genommen auf eine Dentihrift, 
bie neuerlich erichienen ift, und zwar bie Denkfchrift der 
ge gr Ih würde bem Herrn Abgeorb- 
neten Bebel raten können, ftatt biefer Denkſchrift lieber 
die aud ganz meuerdings erſchienene Dentichrift zur 
Grundlage feiner Erdrterungen zu machen, die abjeiten 
bes Kolonialamt3 und zugegangen tft, die offenbar felbft 
bon dem Gouverneur geichrieben ober jebenfalld unter 
feiner Autorität entftanden und dem Neihötag unterbreitet 
worben tft. Wenn er fi diefe Denkichrift vorgenommen 
hätte, fo würde er beim aufmerffamen Lefen in ber Tat 
vieles zum Beweiſe jeiner eigenen Anfhauungen über die 
Kolonie Südweſtafrika gefunden haben, aljo in einer Dent- 


(8) ſchrift, die aber doch einen etwas autorttativeren Charakter 


bat als ber Bericht der Siedelungsgeſellſchaft. Denn 
jene Zoloniale Denkſchrift zeichnet fih durch Ehrlichkeit 
geradezu in hervorragender Weiſe aus. Mir ift aufgefallen, 
als ich fie forgfältig durchgeleſen habe, wie in ber Tat — 
(Zuruf von den Sozialdemokraten: Iſt das eine 
Ausnahme?) 
— es iſt feineöwegs immer fo geweſen! — mir ift auf: 
gefallen, als ich jene Denkſchrift las, daß fie in der Tat jo 
gan offen mitteilt, wie überaus Klein die Wiederanfänge 
ber Kolonie Südweſtafrika find. 

Nun, meine Herren, ber Herr Abgeordnete Bebel hat zu: 
nächſt aus der Dentichrift der Stebelungstompagnie betont, 
bier werbe zum erften Male ausgeſprochen, daß in Süd— 
weftafrifa eine Farm nicht möglich fei unter 10 000 Heftar. 
Herr Abgeorbneter Bebel, wollen Sie es nidt für uns 
beſcheiden halten, wenn ich mir erlaube, Sie auf ben 
Inhalt beifen % verweifen, was ich ſelbſt bie Ehre ges 
habt habe, biefem hohen Haufe als meinen Bericht bor- 
urn Da ſteht wörtlih darin — ih Bitte um bie 

laubnis, biefen Kleinen Sat verlefen zu bürfen —: 

In ber Dr Jahreszeit, im der ich bie 
Kolonie jah, ſchien im Süben bis Kub hinauf, 
alfo im eigentlihen Hottentottenlande, das äußere 
Anfehen häufig fo öde, daß es ſchwer wurde, an 
ben Wert bed Landes zu glauben. Aber ber 
legtere beftimmt ſich bier wie überall durch bie 
Nachfrage. Diefe ift vorhanden, und es ift nur 
bie eine Stomfequenz zu ziehen, daß es fich dort 
nützlich nur um eine exrtenfive Wirtſchaft handeln 
fann. 10000 bis 20000 Heltar find je nad 
ber Ortlichkeit als Größe ber einzelnen SFarmen 
zu verlangen ufw. 

Ich will bie Herren nicht weiter beläftigen mit bem, was 

ich felbft gefagt Habe; ich lege nur Wert darauf, einmal 
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zu konftatieren, daß auch vom anderer Seite und früher (0) 


als von fetten ber Siedelungsgeſellſchaft in ihrer neueren 
Denkſchſchrift ganz derſelbe Geſichtspunkt ausgeiproden 

‚und daß Herr Bebel das bereits in dieſen Beob— 
achtungen hätte leſen können, vorausgeſetzt, daß er ſie 
genau geleſen hätte. 

Der Herr Abgeordnete Bebel hat ferner einen beſon— 
deren Nachdruck darauf gelegt, daß num dieſe Siedelungs— 
geſellſchaft bedauerlicherweiſe — wie ich nicht anſtehe, zu 
fagen — ben Beſchluß gefaßt hat, zu liquidieren; daraus 
fet ja mit Deutlichkeit zu entnehmen, wie geringwertig 
Südmweftafrita fe. Nun, meine Herren, über ben Wert 
bon Südweltafrifa kann man ja in ber Tat fehr ver: 
fchtebener wu: fein; aber aus biefem Beſchluß ber 
Kompagnie iſt in diefer Pichtung gar nichts zu entnehmen. 
Wäre Herr Bebel Mitglied der Landkommiſſion gemwelen, 
ſo würde er erlebt haben, daß der Antrag, bie Kompagnie— 
werte zu bem urfprüngliden reife wwieberzufaufen, 
leider mit einer Stimme Majorität abgelehnt worden ift; 
ed iſt in ber Landkommiſſion beichloffen worben, bie 
Kompagnie zu veranlafien, ihre Konzeſſton als 
ſolche zurüdzugeben und nur zwei ‘armen zu be— 
halten. Der jetzige Beſchluß der Kompanie, zu 
liquidieren, iſt nah meiner Überzeugung nidts 
anderes al3 die Antwort auf jenen Beſchluß der Land— 
tommilfion, den ich felbft bedauert habe. Ob der Beſchluß 
der Kompagnie mwirflih auf Liquidation ausfallen wird, 
das mag babinftehen; ich kann es nicht beurteilen. Ich 
habe mir aber jagen laffen, daß die Deutiche Kolonial- 

eſellſchaft, welche einen nicht unerheblihen Einfluß auf 
oh Kompagnie hat, für eine Liquidation nicht zu haben 
fein wird. Wir wollen e8 abwarten. Aber für die ganze 
Sache, insbeſondere für den Nachtragsetat, überhaupt für 
bie Bebelfhen WArgumentationen beweift jener Beſchluß 
einfach gar nichts. 


Herr Bebel zitiert, was ihm gefält. Wenn Herr (D) 


Zimmermann etwas gejagt bat, was ihm, wie man zu 
jagen pflegt, in ben ram paßt, bann zittert er e8; wenn 
aber etwas anderes daraus zu entnehmen ift, dann fällt 
es unter ben Tiſch. In Einzelheiten, Herr Kollege, 
kann man Ihnen beipflichten. Ich will gar nicht jagen, 
daß Sie in allen Punkten, was bie Kolonialpolitit im 
Verhältnis zu ber allgemeinen Handelöpolitit anbetrifft, 
unrecht haben. Im vieler Beziehung bin ich fogar Ihrer 
Meinung; aber Ihren Sclun made ich nicht mit. Sie 
wollen bie Stolonien verfteigern, Sie wollen die Kolonien 
los fein, und wir anderen — und das ift das einzige, 
worüber die Mebrheitöparteien einig find — ftehen auf 
bem Stanbpunft, wir haben bie Kolonien und wollen bie 
Kolonien behalten. 

Herr Bebel fagte, bie Auswanderung aus Deutid- 
land fei geringer, bie Einwanderung dagegen fehr viel 
größer geworben. Herr Bebel, banı kann es doch aber 
mit ben Verhältniffen in Deutſchland nicht fo ſchlecht aus: 
fehen, wie Sie es gewöhnlich darzuftellen pflegen! 

(Sehr gut! bei den Nationalliberalen.) 

Herr Bebel utriert bad, wa3 über den Baummwollbau geiagt 
ift, welde ungeheuren Schwanfungen ba vorhanden jeien, 
und daß man beöhalb den Baumwollbau in ben Stolonien 
nit fördern ſolle. Ich bin nun felbft mit ihm ber 
Meinung, dab es gemaltige Ferse find, wenn 
man heute jhon bon einem rationellen Baumwollbau tn 
unjeren Kolonien reden will; aber ich teile Ihre Konſequenz 
nicht, daß wir nicht einen Verſuch machen ſollen, Baum: 
wolle zu bauen. Wir haben die Kolonien, und daraus 
ergibt ſich, daß wir in vernünftigem Umfange auch ben 
—— machen müſſen, in den Kolonien Baummolle zu 
auen. 

Herr Bebel hat dann auf das Ovamboland und auf bie 
Briefe von Quark verwieſen. Ich halte es jebenfalls für 
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(Dr. &emier.) 


(A) eine überaus glüdliche Verfügung des Gouverneurs, daß 


tatfählih das Opamboland für ben Zutritt von Weißen 
gejperrt worden ift. Ich glaube, ber ganze Reichstag 
wird auf dem Standpunkt flehen, daß wir im Norben ber 
Kolonie feine unnötigen Erperimente irgend welcher Art 
dulden follen. Man Alte erft einmal abwarten, biö man 
das Hottentotten- und das Hererogebiet gründlich in ber 
Hand hat, und dann wird ſich finden können, ob und wie 
wir unjere tatſächliche Koloniſation aud auf jenes Gebiet 
ausbehnen follen. 

Herr Bebel hat dann ben Herren insbefonbere bon 
ber Linken vorgehalten, warum fie fi nicht felbft mit 
ihrem Stapital für bie Kolonien intereffierten, ſondern 
öffentliche Mittel in Anfpruh zu nehmen fuchten. Ich 
möchte Herrn Bebel erwidern: es gibt fehr viele Leute, 
bie fi) don Privatengagementd in ben Stolonien einfach 
beöwegen fernhalten, weil fie feine Neigung haben, ſich 
bon Herrn Bebel und feinen Freunden nachher vorhalten 
zu laſſen: ihr ſeid ja dort engagiert, und wenn ihr für 
dad Dffentlihe Wohl eintretet, jo tut ihr e8 in Wahrheit 
nur für eure eigenen Taſchen! Dur Ahre Angriffe gegen 
die Leute, bie Mir bie Kolonien ein Intereffe haben, er: 
reihen Sie es, daß biefelben ſich mit ben eigenen Inter 
efien zurüdhalten und lieber fagen: wir wollen uns an ber 
Sade nicht beteiligen, fondern die Sahe vom allgemeinen 
Gefihtspunft aus anfehen. 

(Sehr gut! links.) 

Ich brauche nicht weiter auf die Bebelſche Rebe ein- 
zugehen; ed war nicht viel Neues barin. Sch will nur 
fonftatieren: wir Wine bie Verantwortung ab, bie Herr 
Bebel uns, den Mehrheitäparteten, zufchiebt, indem er und 
für Phantaftereien verantwortlid macht. Wir ftehen mur 
auf bem Standpunkt, daß wir die Kolonien, bie wir haben, 
behalten wollen, daß wir in vernünftigem Umfange, aber 
mit aller denkbaren Sparfamfeit biefe Kolonien allmählid) 


(8) entwidelt fehen wollen, und daß wir, was bie inneren 


Berhältniffe Deutſchlands anlangt, wünfhen, daß aud 
diefe nicht —* werden. Wir wollen das eine 
tun und bad andere nicht laſſen. 

(Bravo! bei ben Nationalliberalen.) 


Bizepräfident Kaempf: Das Wort hat ber Herr 
Bevollmächtigte zum Bundesrat, ftellvertretende Direktor 
ber Folonialabteilung bed Auswärtigen Amts, Wurlliche 
Geheime Rat Dernburg. 


Dernburg, Wirklicher Geheimer Rat, ftellvertretender 
Direktor ber Stolonialabteilung des Auswärtigen Amts, 
Benollmädtigter zum Bundesrat: Ich habe zumadjft einige 
tatſächliche Mitteilungen zu machen. Die Rechnung, welde 
über bie für das Jahr 1906 genehmigten Srebite für bie Er: 
pebition aufgeftellt ift, unter Zurechnung derjenigen Aus— 
ee welche noch bis zum 31. März bafitr zu machen 
ein werben, und unter Gegenüberftelung desjenigen, was 
bisher bewilligt worben tft, und ber 29200000 Mart, 
welde jest bewilligt werben follen, geht mit einem Defizit 
bon 680 000 Mark auf, wogegen allerding3 noch erhebliche 
Beftände im Schutzgebiete vorhanden find, deren Auf: 
nahme per 31. März veranlaßt worden ift, und es ergibt 
ſich aus diefer nunmehr — heute haben wir ſchon ben 
12. März — überjehbaren Rechnung, daß bie von ben 
berbündeten Regierungen angeforderte Nadtragsfumme 
ae ra Marl dem tatfählih Notwendigen ent: 
pridt. 

Hinfihtlih der zulünftigen Geftaltung der Truppen 
in Sübdweftafrifa habe ich heute vor acht Tagen mir 
eftaitet, Ihnen weitere Mitteilungen in Ausſicht zu 
Rellen. Es fol nunmehr ein Vorſchlag dahin gemadjt 
werden — dem Bundesrat hat er noch nicht borgelegen —, 
welder die Berminderung der Truppen bis zum 
30. September 1907 auf 4000 Mann im Schutzgebiet 
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vorſteht, wogegen bie gleichfalls bon mir bereis in Aus— 
fiht geftellte Erhöhung der Polizeitruppe um 600 Mann 
ftattfinden fol. Der entfprehende Ergänzungsetat ift in 
Vorbereitung. 

Auf die Bemerkungen des Herrn Abgeorbneten Bebel 
einzugehen, ift mir leider unmöglih. Herr Abgeorbneter 
Bebel fteht auf dem Standpunkt bed extremen Frei— 
bändlerd, der die ganze Welt ohne Zollfchranten fi vor: 
ftelt und von biefem Gefihtöpuntt aus rg feine 
Konklufionen zieht. Daß dad nicht ber Zuftaub ift, das 
weiß wohl ber Herr Abgeordnete Bebel auch. Da find 
aber zwei berartig ſich entgegenftehende wirtichaftliche 
Standpuntte, daß zwiichen ihnen ein Ausgleih wohl kaum 
gefunden werben kann. Die Dedung, die ber Herr Ab» 
geordnete Bebel hinter meinen Anfprahen geſucht hat, 
fann ich, glaube ich, auch übergehen; ich müßte die fämt- 
lihen fünf Reben bier nod einmal halten. 

(Heiterfeit.) 
— Haben Sie feine Angft, meine Herren! 

Gegen eined möchte ih mid aber doch verwahren, 
nämlich; daß ber Herr Abgeordnete Bebel für richtig hält, 
meine frühere Tätigkeit und was ich bort getan ober 
nicht getan babe — was er übrigens gar nicht wiffen 
fann — hier in die Debatte zu ziehen. 


(Sehr richtigl) 
Am 4. Dezember 1906 Hat ber fehr verehrte Herr Präfi- 
bent Graf v. Balleftrem gefagt: 
Meine Herren, ed entipricht fhon ben guten Ger 
mwohnheiten bed Haufes nicht, auf die außerhalb 
biefed Haufes beitehende Tätigkeit der Abgeorb- 
neten einzugehen. Noch weniger wirb es biefer 
guten Gewohnheit entiprehen, wenn man auf 
eine frühere Tätigkeit der Herren Mitglieder be 
Bundesrats eingeht. 
(Sehr richtig!) 

Ih möchte nun auch a ber Ovambos noch 
eine kurze Bemerkung machen. Es Liegt abſolut nicht in 
ber Abficht, und wie der Herr Abgeorbnete Semler ſchon 
mit Recht bemerkt hat, ift ed fogar ausbrüdlich von bem 
Gouverneur verboten, irgendweldye Reibungsflähen mit 
biefen Ovambos zu ſuchen. Diefe Tendenz geht fogar 
fo weit, daß ein Einfall, den der Häuptling Nehalle in 
das Schußgebtet gemadt hat, bisher ungefühnt geblieben 
iſt. Ob das ſehr weiſe ift, will ich hier nicht erörtern. 
Zedenfalls hat aber die Verwaltung ed angeorbnet, daß 
das vorläufig nicht geichehen darf, gerade auß bem Grunde, 
ben wir bier angegeben haben, und in Übereinftimmung 
mit den kategoriſchen Erklärungen, bie bie Verwaltung 
abgegeben bat. 

Ih möchte auf ben Wert und Unwert des Schutz⸗ 
gebiet3 wirklich nicht eingehen. Der Herr Abgeorbnete 
Bebel hat ja die Güte gehabt, und dafür fünf Jahre Zeit 
zu lafjen. Da wollen wir das mal ruhig abwarten! 

(Bravo! rechts und Links.) 


Vizepräfident Kaempf: Dad Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Wiener. 


Dr. ®iemer, Abgeordneter: Meine Herren, die Aus—⸗ 
führungen des Herrn Abgeorbnneten Bebel veranlaffen mid 
u einem kurzen Wort ber Abwehr. Er hat der fyrei- 
—— Vollspartei den Vorwurf einer ya rege 
in tolontalen Fragen gemacht und es fo bargeftellt, 
ätten wir die Anſchauungen völlig aufgegeben, bie 

iher für und in kolonialen Angelegenheiten maßgebend 
gewefen find. 

Ih habe keine VBeranlafjung, auf diefe Ausführungen 
näher einzugehen. Ich halte das gegenwärtige Stabium 
ber Beratung des Nachtragsetats hierzu nicht für fonderlich 
geeignet und behalte meinen freunden eine weitere Er—⸗ 
rterung bei ber Beratung des Kolonialetats felbft vor. 

58* 
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(Dr. Wiemer,) 

Was Herr Kollege Bebel vorgetragen, war weder 
nen noch originell. 

(Sehr richtig! Tine.) 

Wir haben's im —— in ſozialdemokratiſchen 
Blättern genugſam geleſen, ohne daß die Behauptungen 
— die ſteten Wiederholungen an Richtigkeit gewonnen 
ätten. 


(Sehr richtig! Links.) 
Herr Bebel überficht in feiner Darftellung, baß und am 
13. Dezember an die Seite der verbündeten Regierungen 
geführt hat nicht die Zuftimmung zur gefamten $tolonial- 
politif, ſondern lediglich die Übereinftimmung über bie 
Frage, was geſchehen muß, um den Aufftand in Sübweft: 
afrifa völlig niederzuwerfen 

(jehr richtig! Tinte), 
über die Frage, ob die Mittel bewilligt werden follen, 
bie bon der Regierung vor Beendigung bed Kriegs für 
notwendig erflärt worden find. ir haben am 
31. Dezember genau die gleihe Haltung eingenommen, 
die wir im Diefen Fragen immer beobadıtet haben. 

Der Abgeordnete Bebel hat an unferen bahin- 
gegangenen großen Führer Richter erinnert. Aber Herr 
Bebel wird willen, und wir haben bad zweimal hier ſchon 
im Nethätag betont, daß gerade ber Abgeorbnete Richter 
in feiner legten Rede hier im Haufe nz fo, wie wir 
hier jegt, ausgeſprochen hat, daß die Mittel bewilligt 
werben miüffen, bie zur Nieberwerfung bon Aufftänden 
erforberlih find, dab die Schüffel bis zur Neige geleert 
werben müffe, jo jehr wir auch die Opfer bebauern, bie 
und ber Aufftand in Sübmweftafrita auferlegt hat. Wir 
haben das aud zum Ausdrud gebracht in bem Antrag, 
ber ald Antrag Ablaß fait die Zuftimmung ber Mehrheit 
diefes Hauſes am 13. Dezember erlangt hätte. 

Meine Herren, es tft auch unridhtig, wenn ber Herr 
Abgeorbnnete Bebel meint, daß wir und gegen bie Kolonial⸗ 





— 


«B) politit früher grundſätzlich ablehnend verhalten hätten. 


Wir haben niemald die Fragen der Kolonialverwaltung 
als Brinzipienfragen angejehen und uns niemals grund» 
fäglih gegen jebe Stolonialpolitif ausgefprohen. Herr 
Bebel hat vergeſſen, dab wir z. B. auch für die Erwerbung 
der Kinefiihen Kolonie Hautiähon geftimmt haben 
(fehr richtig! Links), 

und dab wir bie Hoffnung hatten, es würde bort in 
Dftaften etwas Nützliches für den deutſchen Handel, ben 
beutihen Gewerbefleiß und das beutihe Baterland ges 
ihaffen werben. 

Meine Herren, wir haben befämpft — unb bad 
bleibt für und beſtehen — ba3 falihde Syſtem ber 
Ktolonialverwaltung; wir haben bekämpft Fehler, die in 
der Verwaltung gemadt worben find; wir haben befämpft 
Mipftände, die fih in ber Beamtenorganifation heraus: 
gelte haben. Herr Bebel hat Außerungen von bem 

lesbadener Parteitag der FFreifinnigen Volkspartei hier 
zitiert. Ich habe augenblidiih den Bericht nicht zur 
Hand, um näheres feftftellen zu können. Aber er wirb 
aus bem Beſchluß, der in Wiesbaden gefakt ift, aus— 
drüdlih biefen Standpunkt erkennen. Ih weiß gan 
genau, daß in biefem Beihluß von Wiesbaden fteht, ba 
das biöherige Syftem fih nicht bewährt hat, und daß 
der Parteitag fi gegen die Fortfegung und Ausdehnung 
dieſes Syſtems erklärt. 

ESehr richtig! linls.) 

Der Herr Abgeordnete Bebel hätte auch aus 
unſeren Darlegungen vor ber ar | erfennen 
fönnen, daß feine Auffaffung und Darftellung falſch 
ft. Wir haben, bevor von ber Nuflöfung des 
Reichstags die Rede mar, bevor bie Entwidlung 
ber Dinge fi überjehen ließ, bei ber erften Leſung bed 
Nachtragsetats im November bie gleiche Aufieffung bier 
zur Geltung gebradt. Die Kollegen Kopſch und 
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(Meiningen) haben im Auftrag ber Fraktion hier aus⸗ (C) 


gelbrogen, daß wir bereit find, verftändige Toloniale 
aßnahmen zu unterftügen, bie fi im Einklang halten 
mit der Leiftungsfähigkeit und ben Aufgaben des Reichs. 
Das wird aud in Zukunft unfere Anfhanung fein. Wenn 
wir fehen, daß unter Bruch mit dem bisherigen Syſtem 
in der Richtung unferer Anfhauungen die foloniale Ver: 
waltung geführt wird, wenn wir Eben, daß das, was 
man fordert, von dem Reihe und den Steuerzahlern 
getragen werden kann; wenn wir fehen, daß das Prinzip 
der wirtfchaftligen Erſchließung ber Kolonien ber be— 
ftimmende Gefihtspunft fir bie Verwaltung if, — 
warum jollten wir dann folde verftändigen Maßnahmen 
nicht unterftügen? 
(Sehr ridtig! links.) 
Das foll geſchehen. Wir werben aber aud in Zukunft 
gegen eine ziellofe oder phantaftifche Kolonialpolitit uns 
audfprechen, bie unferer Anſchauung nicht entipricht. 
Maßgebend wird dabei unfer eigenes lirteil fein und 
nit die Rüdfiht auf die Anfhanungen des Herrn Bebel 
und feiner freunde. 
(Bebhafter Beifall lints.) 


Bizepräfident Kaempf: Das Wort hat der Herr 
Abgeorbnete Ledebour. un 


Ledebonr, Abgeorbneter: Meine Herren, ber Herr 
Abgeordnete Wiemer bat fi ja bemüht, den Widerſpruch 
zwiſchen ber gegenwärtigen Haltung feiner Partei und 
der früheren aus der Welt zu ſchaffen. Er vergißt aber 
volltommen, daß biefer En ber heutigen 
Haltung nicht nur zutage tritt ben Außerungen auf 
dem Barteitage zu Wiesbaden, fondern daß jeine Fraktion 
noch im Mat vorigen Jahres eine ganz andere Haltung 
eingenommen hat als im Dezember. Damals hat fich bie 
Mehrheit des Haufes mit uns vereinigt in dem Verlangen, 
die Regierung aufzufordern, ſobald als möglich den Frieden 
in Afrita baburd en. dab man den Ein- 
geborenen ein möglichftes Entgegentommen zeige, inbem 
man ihnen binreihend Band zur felbftändigen Wirtihafts- 
führung überwiefe. Diefe von uns eingebradhte Refolution 
wurbe von dem Herrn Abgeorbneten Müller (Sagan) 
unterfiiigt, und es haben, fontel ich weiß, nur bie Herren 
Konſervativen und Nationalliberalen dagegen geftimmt. 

Nun, meine Herren, der jegige Friedensſchluß hat ja 
bewiefen, wie — jene Forderung geweſen iſt. 
Denn aus der Denkichrift der u A erbor, daß 
die Bonbelzwartö fih nur unter der Bedingung ergeben 

aben, daß fie ald freie Männer an beftimmten Orten im 
ande ſich nieberlaffen fönnen. Es wird ausdrücklich 
darauf hingewieſen, daß, wenn man in der bisherigen 
Weiſe den Krieg gegen fie weiterführen würde, wenn man 
ihre bebingungslofe linterwerfung verlange, fie ben Krie 
bis zum bitteren Ende fortführen würden, und das t 
einer ber Gefichtöpunfte, die und damals veranlaßt haben, 
jene Refolution zu beantragen. Aus dem jegt relativ frühen, 
günftigen Abſchluß bes Friedens mit ben Bondelzwärts 
geht hervor, wie richtig unfer Verlangen war. Wenn 
damal3 die Regierung fofort, der Weifung bed Reichsſstags 
folgend, den Bondelzwarts entgegengelommen wäre, Che 
— Friedensſchluß ſchon ein halbes Jahr er 


Nun beruft ſich der Abgeordnete Wiemer darauf, 
daß Sie ja die von der Regierung geforderten Mittel 
nicht hätten verſagen können, —38 aus den 
Mitteilungen, die kurz nad Auflöſung des ee in 
bie Öffentlichkeit drangen, herborgeht, daß bamals ſchon, 
als die Regierung biefe Mittel forberte, ber Friede 
ã— im Prinzip mit den Bo warts ſchon herbei⸗ 
geführt worden war. Im Oktober ſchon hat Häubpt- 


| 


D) 


(A) ling Johannes Ghriftian fi mit 560 Mann 


(B) wy auf welde 


(ebebour.) 
eftellt, und 
es handelte fi dann nur nod um bie rein Tremale Er- 
ledigung der Verhandlungen mit den übrigen Unterhäupt⸗ 
fingen, um bie Ergebung des gefamten Stammes herbei: 
zuführen. Dieſe Tatfahe aber — und darauf gerade 
fommt ed an — ift und damals im Haufe nit — 
egeben worden. Wir haben es nicht erfahren, daß eine 
olche Bereitwilligkeit, ſich zu ergeben, ſeilens der Bondel⸗ 
zwarts erflärt worden war. Die Regierung hat das 
gerade verſchwiegen, um die Bewilligung ihrer rasen 
zu erzielen, und Sie find darauf hereingefallen. Die 
nachfolgenden Beröffentlihungen haben das ja flar 
erwiefen. Damit Ldmme ih zurück auf bie Nuss 
führungen, die Herr Oberfileutnant Quade am 13. De- 
zember gemadht hat. Ich Hatte darauf Hingemwiefen, 
daß amifhen der Mitteilung des Herrn Oberftleutnants 
Quabe am 13. Dezember, daß 500 bis 600 Hottentotten 
im Felde ftänden, und den Nachrichten, die fpäter ge- 
fommen find, dab zu jener Zeit bereit 50 Bonbelzwarts 
fi geftellt hätten, ein Haffenber Widerſpruch beftände. 
Es ift und aud) don feiner Seite ein Beweis bafür er- 
bracht worden, daß biefe Behauptung bed Oberftleutnants 
Quabe den tatſächlichen Verhältnifien entipriht. Einen 
Beweid aber müſſen wir verlangen für die Behauptung 
des Oberftleutnantd Quade, baß am 13. Dezember ober 
um jene Zeit herum noch 500 bis 600 Mann wieder im 
Syelbe ftänden. Gr fagte wörtlid: 
Die Zahl ift anſcheinend ſchon einmal geringer 
gewejen, fie bat ſich wieber erhöht, man jchägt 
fie jegt fogar auf 500 bis 600. 

Diefe Behauptung tft niemald durd die Borlage von 
Depeichen oder Aktenftüden eriwiefen worden. Wir müffen 
das aber verlangen, da die Behauptung allen Nachrichten 
wiberfpricht, die fpäterhin aus jener Zeit in die Öffent- 
lichkeit gefommen find, Ich kann meinerfettö nicht feft- 
en irrtümlihen Angaben die Behauptung 
leutnants Quabe er aber ber Herr 
—E hat einen Hinweis au ben Widerſpruch 
nachher mit der Bemerkung abzutun verſucht: „Ich weile 
biefen Vorwurf mit aller Entſchiedenheit als ungerecht: 
fertigt zurück!“ Ya, das ift fein Gegenbeweis, das ift 
feine Aufklärung, da hüllt er fi in ber ——— nur 
in die berühmte Entrüſtung der — Weſte. Er weiß, 
daß er damit hier immer Beifall e — 

(Bravo und Heite eit.) 
—* meine anderen Nachweiſe über die Methode ſeiner 
—— bat er in ber nämlichen Weiſe durch Heraus— 
ir 245 Entrüſtung abzuwehren verſucht. 

as habe ich denn in meiner Rede ausgeführt? Ich 

gt nachgewieſen erftend, daß in feinen Agitationsreben 
m Lande ber Herr Solontaldireftor die burdaus allen 
Tatſachen widerſprechende, jeder wirtſchaftlichen — 
widerſprechende Behauptung Teig bat, in ben 
Erportwerten feien 80 Prozent Löhne enthalten. Nun 
frage ih Sie aber, meine Herren: ift in irgenb einer 
Bartei ein einziger Abgeordneter, der ed magen 
würde, eine ſolche Behauptung des Herrn Dernburg 
für wahr zu erflären? Ich traue den Herren genügenbe 
volf3wirtichaftliche Henntnifje zu, daß jeder von Ihnen — 
ſelbſt Herr Eidhoff nidt mir zu — fagen wird, bie 
ng be3 Herrn Dernburg ift abjolut unwahr und 
nmöglid. Das war ber Hernpunkt meiner Debuftionen. 

IG abe gejagt: wenn irgend ein ganz umerfahrener 
Mann auf eine ſolche phantaftiihe Idee kommt, dann 
fann ich annehmen zu feinen Gunften, er fei felbft bavon 
überzeugt; aber wenn ein Mann mit der wirtichaftlichen 
und geſchäftlichen —— des Herrn Dernberg eine 
ſolche Behauptung aufftellt, dann bleibt gar fein anderer 
Schluß übrig, ald daß dies eine Methode tft, um im Bolt 
Anihammgen zu verbreiten, melde nit den Tatſachen 


Herrn Ober 
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entſprechen. 
Kolonialagitation des Herrn Dernburg klarzuſtellen. 
Fe babe ich denn auch im berfelben Weiſe feine 
Methode bei Verwertung der Ausſagen des Herrn 
Schlettwein klargeſtellt. Da hat er nur die Tatſache 
angeführt, daß Herr Schlettwein ein reiher Mann ges 
worden jei. Er bat das agitatorifch verwertet, um Die 
beutfhen Bauern und deutſchen Mrbeiter glauben zu 
machen, ba3 jet eine normale Erjheinung. Er hat ge: 
fliſſentlich verſchwiegen, aus welchen Quellen, mit welchen 
Mitteln, unter welchen Umſtänden Herr Schlettwein 
biefed Vermögen erworben hat. Und diefe Methode zu 
brandmarfen, ift unfere Pflicht und Schuldigkett. Wir 
bürfen nicht dulden, daß von einem Negierungövertreter 
wiſſentlich im Wolke in einer Wahlbewegung derartige 
trreführende Behauptungen angeführt werben. 


Bizepräfibent Kaempf: Herr Abgeordneter Bebebour, 
ih kann es nicht mit den gg ten und der Würde 
des Haufed vereinbar erachten, daß Sie einem Vertreter 
ber verbündeten Regierungen vorwerfen, baß er wiſſent— 
lich eine Methode anwendet, um das deutihe Volt irre 
zuführen, und ich rufe Sie wegen dieſer Nußerung zur 


Ordnung. 
(2ebhafted Brabo.) 


Redebour, Abgeorbneter: Alfo ich habe nachgewieſen, 
daß Herr Dernburg dad Wichtigſte verſchwiegen bat, 
befien Mitteilung notwendig war, um Klarheit über bie 
Frage zu verbreiten. Darauf fommt ed an! Num über: 
laffe ih e8 dem Herrn Präfidenten, da3 zu werten, wenn 
er etwa einmal im öffentlihen Beben die Erfahrung madt, 
dab ein Mann nur denjenigen Teil der Tatſachen mit- 
teilt, mit denen er glaubt einen Eindrud zu feinen Gunſten 
beim Bolfe machen zu können, aber wiffentlid das ver: 
ſchweigt, von dem er ganz genau unterrichtet if, — — 

(Oho! Große Unruhe.) 


Vizepräfident Kaempf: Herr Abgeorbnieter Ledebour, 
ih nehme Beranlaffung, Sie wegen diefer Außerung zum 
zweiten Mal zur ——— zu rufen 


o)j 
und ich mache Sie Rue bie geihäftöorbnungämäßigen 
golgen aufmerffam, wenn id zum britten Mal tm bie 
age füme, Sie zur Orbnung —— 
(Eebhaftes Brabo.) 


Ledebour: Abgeordneter: Herr Präſident! 


Bizepräfident Kaempf: Ich Tann mic in eine Dis- 
fuffion hierüber mit Ihnen nicht einlaffen; ed fteht Ihnen 
frei, gegen ben Ordnungsruf nad den Beftimmungen ber 
Geſchaͤftsordnung — 

Bravo 


Ledebour, Abgeordneter: Herr Präfident, Sie können 
meine Ausführungen nicht verftanden haben, fonft hätten 
Sie diefes Urteil nicht gefällt. 


Vizepräſident Kaempf: Herr Abgeorbneter Ledebour, 


ich muß wiederholen, daß ich mich mit Ihnen in eine 
ge hierüber nicht einlaffe und Ihnen anheimgebe, 
en ge 


chäftsordnungsmäßi — Gang einzuſchlagen. 


Ledebour, Abgeordneter: Der Herr Kolonialdireltor 
hat alſo, anſtatt eine ſachliche Widerlegung zu verſuchen, 
in dieſem Falle —— gar nichts getan als perſönliche 
Kränkungen ausgegeben, und dann hat er bie Behauptung 
aufgeftellt, wir hätten bie Mandate verloren, weil wir 
nicht in feinem Sime oder im Sinne ber Mehrheit dieſes 
Haufes kolonialfreundlich feien. 

(Zuruf Int.) 


63 kommt eben darauf an, bie Methode ber (c 
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(2edebour.) 


(A) — Ob das Bernftein gefagt hat oder nicht, kommt bier nicht 


(B 


er 


in Betradit; ich habe es mit dem Herrn Stolonialbireftor 
zu tum. Mit Bernftein werde ih mid an anderen Orten 
auseinanderfegen. — Zunächſt ift jene allgemeine Behauptung 
bed Herm Solonialdireftor8 gar nicht zu beweifen; aber 
infofern e8 richtig fein follte, daß die folontale Propaganda, 
die gemacht worden ift, zu unferen Ungunften gewirkt hat, 
fo liegt dad eben nur daran, daß dieſe Propaganda auf 
Betraditungen beruht, die im Wirklichkeit nicht den Tat— 
fachen entfpreden. Das Bolt hat fi, wenigftens bie bisher 
Spnbifferenten, bie durch die Propaganda an bie Wahlurne 
ebracht worden find infolge biefer Propaganda, bie 
Peiteng bed Herrn Dernburg und feitend der und entgegen- 
ftehenden Parteien betrieben worden tft, eine ganz falſche 
Vorftellung von dem Werte unferer Kolonien gebildet. 
Eachen reits.) 
Schließlich werden auch diefe irregeführten Leute einmal 
bahinterfommen; bie Tatſachen werben fie ſchon über: 
zeugen. Wir haben ja auch heute wieder erlebt, als metn 
Freund Bebel wieder eine Fülle aufllärender Tatſachen 
—* daß der Herr Kolonialdireltor gar feinen Verſuch 
zur jahlichen Wiberlegung machte, fondern einfach jagte, 
er halte e3 für überflüffig, darauf zu erwidern. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Das iſt allerdings eine äußerſt bequeme Manier. Dieſe 
Methode kann er anwenden, weil er die Stimmung der 
übergroßen Mehrheit dieſes Hauſes, der bürgerlichen 
Blodparteien kennt. Am klaſſiſchſten kam das ja zum 
Ausdruck in der vorigen Sitzung durch Herrn Schrader. 
Dieſer Herr bellagte es aufs tiefſte, daß in die friedliche 
Stimmung, die allgemein im Haufe bei Erörterung ber 
Vorlage Derrfchte, durch mid ein Mißton gebradt jet. 
Nichts ift harakteriftiiher alS dieſe Außerung fogar eines 
Mitglieded der Freiſinnigen Vereinigung. Herr Schraber 
ſcheint fih den Reichstag borzuftellen wie bad Sumpf: 
gewäſſer eines Karpfenteichs, aus dem hin und wieder 
die bemoften Häupter emportauden, um ſchmatzende 
Karpfenküſſe auszutauſchen. 
(Große Heiterkeit.) 
Meine Herren, Sie können ſich darauf verlaſſen: wir 
werden immer die Hechte in dieſem Karpfenteich bleiben. 
(Bravol bei den Sozialdemokraten.) 


Vizepräſident Kaempf: Das Wort hat der Herr Ab- 
georbnete Dr. Paaſche. 


Dr. Paaſche, Abgeorbneter: Meine Herren, bie 
Kolonialrede des Herrn de Witt veranlaßt mid doch zu 
einer ganz furzen Erwiderung, weil er mich perfönlich 
angegeifien ober vielmehr eine ber Außerumgen richtig zu 
ftellen gefucht hat, bie ich neulich vorgebradt habe. Ich 
will daran erinnern, daß meine Worte damals lauteten: 
es follen in Kreuznach, der Hauptftabt meines Wahlfreifes, 
Katholitenverfammlungen geſchloſſen fein mit dem Rufe: 
„nieder mit dem Proteftantiömus! nieder mit dem Libera= 
üsmus!“ Herr be Witt hat felbft zugegeben, daß id 
dabet fiherlid bona fide gehandelt habe. Ich kann nur 
das eine verfihern, e8 haben mir zwei Tage nad) ber 
ultramontanen Verfammlung im Kreuznach zwei biö brei 
meiner Wähler, hochachtbare Leute, gefagt: Sie glauben 
gar nicht, mit welchem Fanatismus in dieſer Katholiken— 
verfammlung gegen und Iodgezogen tft; es find zum 
Schluß Rufe fallen: nieder mit dem Proteftantiämus! 
nieder mit dem Liberalismus! Daraufhin habe ich bie 
Herren ausdrücklich gefragt: fönnen Sie für diefe Ihre 
Worte au einftehen? und kann id davon Gebraud 
machen? Darauf haben fie mir gejagt: jawohl, das 
fönnen Sie! 

(Hört! hört! bei ben Nationalliberalen. 
Zurufe aus ber Mitte.) . 
— Id kann die Namen — es find Geſchäftsleute — 


nicht nennen, weil in einer Stabt, deren Einwohner zur (C) 


Hälfte katholifhe Bürger find 
(Unruhe in der Mitte; Iebhafte Zuftimmung 
rechts und linfs), 
id) ein Unrecht gegen die Leute begehen würbe, wenn id 
fie bier öffentlich angeben wollte. 
(Widerſpruch in der Mitte. Lebhafte Zuftimmung 
rechts und links.) 
Ich glaube, das verſtehen Sie auch. Ihr ſogenannter 
Gegenbeweis iſt fein Beweis. Daß die Führer ber Ver— 
fammlung ben Ruf nicht audgeftoßen haben, ift felbft- 
verftändlih, und daß Ste ihn fo energiſch mißbilligen, 
freut mid; das hat ja Herr de Witt eben im Namen 
Ihrer Partei erflärt. Ich freue mich, daß Sie das aus— 
drücklich mißbilligen. 

Nun hat aber Herr be Witt den Spieß umgubrehen 
efucht umd gejagt, in meinem Wahlfreife habe ein Aſſeſſor 
n meiner Gegenwart beleibigende Außerungen gegen ben 
ſtatholizismus gemacht — bie hat er dann vorgelefen —, 
die beweifen, daß wir eine Fulturfämpfertihe Stellung 
eingenommen. In ber erwähnten Verſammlung, bei ber 
ic) zugegen gewejen bin und eim Herr Forftafieflor ger 
ſprochen hat, find diefe oder Ähnliche Worte nicht gefallen. 
IH würde fie anfs ſchärfſte mißbilligen. 

(Sehr gut! Links.) 
Sie haben in einem ultramontanen Verſammlungsbericht 
eftanden; aber in meiner Gegenwart ift ein ähnliches 
ort nicht gefprochen worden, das erkläre ich ausdrücklich. 

Ich habe ſoeben in dem Moment, als Herr de Witt 
ſprach, einen Brief befommen von dem angeſchuldigten 

Affeffor. Auf meine Anfrage — ih Habe matürlih ben 
Wortlaut feiner Rede nit im Gebädtnis; wenn man 
eine Stunde lang felbft geiprodhen hat, Tann man nicht 
jedes Wort eined weiteren Nebnerd im Gebädtnis 
haben — ſchreibt mir ber betreffende Her, er ſei 


eventuell bereit, in ber Preffe alles zu vertreten, was er (D) 


geiagt habe. ALS gläubiger Katholit habe er ben Wahl- 
aufruf verleſen, ben bie fogenannten nationalen Katholiken 
bed Rheinlandes, darunter aud ber Regierungspräfibent 
bed bortigen Regierungsbezirls, erlaffen haben — er als 
Katholif bitte, fir den nationalen Kandidaten einzutreten 
ufw. Er bat kein Wort von jenen gehäffigen Außerungen 
eiproden, die ihm in dem Bericht ber ultramontanen 
Sektung in ben Mund gelegt worden find. Er führt 
weiter, woran ich nicht mehr gebadt habe, an — er 
ſchreibt wörtlich: 
Daß wir nicht gegen bie katholiſche Kirche zu 
Felde gezogen ſind, beweiſt wohl am beſten die 
Rede des evangeliſchen Pfarrers, ber Ihnen 
dafür dankte, daß Sie durch Ihre Worte in ſo 
verſöhnender und ausgleichender Weiſe die 
— Gegenſätze zu überbrücken beſtrebt 


ſeien. 

(Hört! hört! bei den Nationalliberalen und rechts.) 
Das war der Tenor der Verſammlung, bie wir gehalten 
haben, und es ift unrichtig, wenn auf Grund einer ultra- 
montanen Beitungänotiz, die der Herr Aſſeſſor öffentlich 
nicht widerlegen wollte, ber Spieß umgedreht wird, als 
hätte ih eine berartige Katholitenhege getrieben ober 
wenigftend gebulbet. 

(Brabo! 

Wenn es weiter zur Kennzeichnung unfere® Bor: 
gehend im Wahltampf hieß, daß ber Gegenkandidat ein 
ebangeliſcher Mann geweſen ift, fo möchte ich doch I gr 
feftftellen. In allen katholiſchen Verſammlungen ift ein 
Gegenkandidat überhaupt gar nicht genannt worden. Das 
iſt ganz charakteriſtiſch, daß auch in ber Verfammlung, 
bon ber ich vorhin geiprochen, niemand erflärt hat: unfer 
Kandidat tft der evangelifche Herr Generalmajor b. Klöden, 


fondern es iſt nur gejagt worben: verlaßt euch auf eure 
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(Dr. Paaſche.) 
(A) gi bie werben euch ſchon bem richtigen Stimmzettel Wir fommen zum 
in die Hand geben. Entwurf eines Geſetzes betreffend die Feſt⸗ 


(Zebhafte Rufe bei den Nationalliberalen: 


Hört! ag 

Dann haben bie Liberalen einem {Flugblatt erklärt, 
der Kandidat bed Bundes der Landwirte, Herr v. Klöden, 
fei der Kandidat des Zentrums, weil wir längſt vorher 
gr haben, daß der Herr General vom Zentrum auf 
en Schild erhoben werben würde, obwohl im Wahlkreiſe 
felber e3 nicht befannt gegeben wurde. Im Wahltampf 
bat mein Gegner jelne Perfon verteidigt, und in feinen 
Flugſchriften erflärt, man hätte ihm vorgeworfen, er habe 
eine jüdifhe Frau. Wer und wo ihm dad vorgeworfen, 
weiß fein Menfh. Alſo von eimer konfeffionellen Hetze 
gegen ihn kann danach gar nicht bie Rebe fein. 


gr richtig.) 

Das iſt das, was ich zu fagen habe. Ich wieder— 
hole, ich freue mich, daß von fetten ded Zentrums aus—⸗ 
drücklich erklärt worben if, daß e3 mit und auf das 
ſchärfſte verurteilt, wenn ſolche Außerungen, wie oben 
gelant, im Wahltampfe fallen. Ich bebaure unenblic, 
aß das geſchehen ift. Daß ich mid geirrt haben Fünnte, 
kann ich nicht zugeben; denn Die Herren, bie ed mir 
57* aben, Er ih nad wie vor für glaubwürbig 
erachten. 


(Bebhafter Beifall bei ben Nationalliberalen und 
rechts. Zurufe aus der Mitte.) 


BVizepräfident Kaempf: Das Wort hat ber Herr 
Abgeordnete de Witt. 


de Witt, Abgeorbneter: Meine Herren, im Anſchluß 

an bie Erklärung des Herrn Abgeordneten Dr. Paaſche 

muß ich meinem Iebhaften Bedauern Ausdruck darüber 

eben, baß er einen Beweis für die Nichtigkeit feiner 

ehaubtung nicht erbradt hat. 

(Sehr richtig! in der Mitte. Widerſpruch bei den 
Nationalliberalen.) 


—— ſtaempf: Die Generaldiskuſſion iſt 
geſchloſſen. 
Wir kommen zur Spezialdiskuſſion und beginnen 
mit dem 
Entwurf eines Geſetzes betreffend die Feſt⸗ 
ſtellung eines Radtragsetats für die Schutz⸗ 
gebiete für das Redhinungsiahe 1906, nebft Anz 
lagen (Nr. 5 der Drudjaden), 
und zwar auf Seite 4 mit der Poſition: einmalige Aus: 
gaben Kap. 2, Ausgaben aus Anlaß des Gingeborenen: 
aufftandes, Tit. 1 nebft Anmerkung. 
Zum Wort bat fi) niemand gemelbet. — Ic kon— 
ftatiere bie Annahme. 
8 fommen zu ben Einnahmen: Stap. 2, Reichs— 
zu 


uß. 
Auch bier tft niemand zum Worte gemeldet. — Ich 
fonftatiere die Annahme. 

Wir fommen zum Tert des Geſetzts. Das Wort 
wirb nicht verlangt. — Ich fonftatiere die Annahme. 

Wir lommen zur Einleitung und üÜberfhrift. Auch 
bier tft niemand zum Worte gemeldet. — Ic Eonftatiere 
die Annahme. 

Wir fommen nunmehr zur Gelamtabftimmung über 
den Entwurf eines Gefeges betreffend bie FFeftftellung 
eines Nachtragsetats auf das Rechnungsjahr 1906, nebit 
Anlagen (Rr. 5 der Drudjaden). 

ch erfuhe bie Herren, bie ben Geſetzentwurf 
annehmen wollen, fi von ihren Pläßen zu erheben. 
Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; der Geſetzentwurf iſt angenommen. 
(Bravo!) 


ftellung eines Nadhtrags zum Reichshaushalts⸗ 
etat für das Rechnungsjahr 1906, nebft Anlagen 
(Nr. 4 der Drudjaden), 
und zwar zunädft Seite 4, Ausgabe, außerordentlicher 
Etat, Kap.9 Tit.2. — Zum Wort ift niemand gemeldet; 
ih fonftatiere die Annahme. 

Mir fommen zu Seite 3, Einnahme, ſtap. 8, aus 
der Anleihe, Fit. 1. — Zum Wort ift niemand gemeldet; 
ic) fonftatiere bie Annahme. 

Mir fommen zum Gtatögefeg, Seite 1. 


Ich rufe auf i 1. — Es ift niemand gemeldet; bie 
Annahme tft feige ellt. 
2. — Niemand gemeldet; die Annahme iſt feſt— 


geftellt. 

Wir kommen zur Einleitung und Überſchrift. — Es 
ift feine Wortmeldung vorhanden; ich fonftatiere bie 
Annahme. 

Wir kommen zur Gefamtabftimmung. 

Ich bitte bie —— bie dem Entwurf eines Geſetzes 
betreffend die Feitftellung eines Nachtrags zum Reis: 
haushaltsetat für dad Rechnungsjahr 1906, nebft Anlagen 
(Nr. 4 der Drudjahen), die Zuſtimmung geben wollen, ji 
von ihren Plägen zu erheben. 


(Beichteht.) 
Das ift die Mehrheit; der Gefegentwurf ift angenommen. 


Bizepräfibent Dr. Paaſche (den Vorſitz übernehmend): 

Wir gehen über zum 
Entwurf eines Gejebes, betreffend die Feitftellung 
eines zweiten Nachtrags zum Haushaltsetat für 
die Schußgebiete auf das Rechnungsjahr 1906, 
nebſt Anlagen (Nr. 7 der Druckſachen). 

Wir beginnen auch hier mit ber Ausgabe, Seite 4. IH 
rufe auf: 
ftandes, Kap. 2 Tit. 10. 

Ich eröffne die Diskuffion — und ſchließe fie, ba 
feine Wortmeldungen vorliegen. Ich darf wohl ohne Ab- 
fiimmung annehmen, daß Sie in ber Spezialdiäkuffion 
diefen Titel angenommen haben. — Ich lonftatiere das. 

ir gehen über zur Einnahme, Kap. 2. — Auch hier 
eröffne ih die Diskuſſion — und fchließe fie, da feine 
Wortmeldungen vorliegen. Ih konftatiere, wenn fein 
MWideripruc erfolgt, die Annahme des Kapitels, 

Wir gehen dann über zum Etatsgeſetz auf Seite 1. 
Ih rufe auf zunädft den Tert bes Gefeged — und 
fonftatiere deffen Annahme, da fein Widerſpruch erfolgt. 

Ih rufe weiter auf Einleitung und Überſchrift und 
ftelle auch hier die Annahme feft. 

Wir fommen ” Gefamtabitimmung. Ich bitte, daß 
diejenigen Herren, bie den zweiten Nachtragdetat für das 
Jahr 1906 auf Nr.7 der Drudjadhen in ber Geſamt⸗ 
abftimmung annehmen wollen, fi von ihren Plägen er: 


heben. 
Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; der Geſetzentwurf ift angenommen. 
Mir fommen muinmehr zum 
Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Feſtſtellung 
eines zweiten Nachtrags zum Reihshanshaltsetat 
für das Nednungsjahe 1906, nebft Anlagen 
(Nr. 6 der Druckſachen). 
Wir beginnen auch bier mit ber Ausgabe, Seite 4. 
Ich rufe auf Kap. 9 Til. 2 — und Lonftatiere die umber- 
änderte Annahme. 
Wir gehen über zur Einnahme, Kap. 8 Zit.1. — Ich 
fonftattere die underänberte Annahme diefes Titels. 
Wir kommen zum Etatsgeſetz auf Seitel. Ich rufe 
auf vom Text bed Geſetzes 81, — 82, — und konftatiere 
bie unberänderte Annahme diefer Paragraphen. 


(0) 


Ausgaben aus Anlak des Cingeborenenauf: (D) 
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(Pizepräfident Dr. Paaſche.) 

Ich rufe auf Einleitung und Überfchrift — und nehme 
auch bier die Zuſtimmung des Hanſes au, wenn fein 
MWibderfprud erfolgt. 

Wir kommen zur Gejamtabltimmung. 

Ich bitte, daß diejenigen Herren, bie den Entwurf 
eines zweiten Nachtrags zum Reichshaushaltsetat für dad 
Rechnungsjahr 1906 auf Nr. 6 ber Drudjadhen in ber 
—— annehmen wollen, ſich von ihren Plätzen 
erheben. 


Geſchieht.) 
Das iſt bie Mehrheit; ber Geſetzentwurf iſt in ber Geſamt⸗ 
abftimmung angenommen. 

Wir fommen nunmehr zum 

Entwurf eines Geſetzes betreffend die Bewährung 
eines Darlehns an das Südweſtafrikaniſche Schutz⸗ 
gebiet (Nr. 8 der Drudjahen). 

Ih rufe auf zunächſt 8 1, eröffne die Diskuffion — 
und ſchließe fie, da fi niemand zum Wort melbet. 

Ebenſo rufe ih auf $2, — 833 — umb erkläre biefe 
brei Paragraphen in der Einzelabftimmung für genehmigt. 

Wir gehen über zu Einleitung und Überſchrift. — 
Auch da Lonftatiere ih bie unveränderte Annahme, ba 
fein Widerſpruch erfolgt. 

5 Wir haben munmehr die Gefamtabflimmung borzu- 
nehmen. 

Ich bitte, daß biejenigen Herren, bie in ber dritten 
Lefung dem Entwurf eines Geſetzes betreffend die Gewährung 
eined Darlehend an dad Südweſtafrikaniſche Schutzgebiet 
zuftimmen wollen, fi von ihren Plätzen erheben. 


(Geſchieht.) 
Das iſt die große Mehrheit; ber Geſetzentwurf iſt ange: 
nommen. 

Wir fommen zum zweiten Gegenftand ber Tages: 
ordnung: 

Dritte Beratung des Entwurfs eines Geſetzes 
betreffend die Kontrolle des Neihöhanshalts, 
des Landeshaushalts von Elfab-Lothringen und 
des Haushalts der Schubgebiete für das 
Rechnungsjahe 1906 (Nr. 187 ber Drudiaden). 

Ih eröffne die Generalbiäfuffion, — ſchließe bie- 
jelbe, ba fi niemand zum Worte meldet. 

Ich eröffne bie Spezialdiskuſſion über ben Text bes 
Geſetzes, — Schließe biejelbe, da fih and hier niemand 
zum Wort melbet, und werbe, wenn niemanb wiberfpricht, 
annehmen, daß ber Text bes Geſetzes —— iſt. 
— Das iſt der Fall, da niemand widerſpricht. 

Dasſelbe werde ich von Einleitung und Überſchrift 
annehmen, wenn niemand widerſpricht. — Auch Hier wider: 
fprigt niemand; Einleitung und Überfchrift des Geſetzes 
find angenommen. 

Wir kommen zur Gejamtabftimmung, und ich bitte, 
daß diejenigen Herren, bie ben Geſetzentwurf in ber Ge— 
—— annehmen wollen, ſich von ihren Plätzen 
erheben. 


Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; der Geſetzentwurf ift angenommen. 
fommen zum britten Gegenftand ber Tages- 
ordnung: 
Interpellation der Abgeordneten Graf v. Hom⸗ 
peſch, Dr. Schaedler, Dr. Spahn, Gröber, Prinz 
v. Urenberg, betreffend Revifion ber Straf« 
progehorbnung und des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
gefehes (Nr. 109 der Drudjachen), 
in Verbindung mit ber 
Interpellation des Abgeordneten Baflermann, 
betreffend Beform der Gtrafprogehordnung 
(Nr. 172 der Drudiaden). 
Ih habe zunächſt die Frage an den Herrn Vertreter 
ber berbünbeten Regierungen zu richten, ob und wann 
derjelbe die Interpelationen beantworten will. 


Reichstag. — 16. Sigung. Dienstag den 12. März 17, 


Das Wort hat ber Herr Benollmädhtigte zum Bunbes= (C) 


rat, Staatöfekretär des Reichsjuſtizamts, Wirklihe Geheime 


Rat Dr. Nieberbing. 


Dr, Rieberding, Wirfliher Geheimer Rat, Staats: 
fefretär des Reichsjuſtizamts, Bevollmächtigter zum 
Bundesrat: Ich bin bereit, beide Interpellationen jofort 
zu beantworten. 


Bizepräfident Dr. Paaſche: Dann hat das Wort 
zur Begründung ber Interpellation ber Abgeorbneten 
a v. —? und Genoſſen der Herr Abgeordnete 

röber. 


Gröber, Abgeorbneter, Iuterpellant: Meine Herren, 
unfere Strafprozekorbnung vom Jahre 1877 und bie damit 
auf en Beftimmungen des Gerihtöverfaffungs- 

ejeßes über die Organifation der Strafgerihte waren bad 

gebnis zahlreiher Kompromiffe zwiſchen weit ausein- 
andergehenden —E— s zeigt fih das ſowohl 
in der Organiſation der Strafgerichte wie in der Regelung 
des Verfahrens, insbeſondere des Rechtsmittelverfahrens. 
Wir finden bei den —— in der unterſten Inſtanz 
Schöffengerichte; die mittlere Inſtanz wird gebildet aus 
reinen Juriſtengerichten, und bie für bie ſchwerſten Straf: 
ſachen beftimmte Inftanz Fir die Schwurgeridhte, abge: 
jehen von bem Spezialgericht des Reichsgerichts für gewiſſe 
politifhe Verbrechen. Wir haben alfo hier zufammengefaßt 
drei ganz verſchiedene Organtfationen, brei fi wider— 
ſprechende Organifationen. Das kann auf die Dauer abfolut 
nicht fortbeftehen. Und was das Rechtömittelverfahren an- 
betrifft, fo haben wir die Berufung gegen bie lirteile ber 
Schöffengerihte, dagegen nit bie Berufung gegen bie 
Entſcheldungen ber höheren Gerichte. Auch das iſt ein 
innerer Widerfpruch, der auf die Dauer unhaltbar ift, um 
fo weniger haltbar, weil es nad unferen Zuftänbigfeitö« 


beftimmungen gerabezu bon AZufäligfeiten abhängt, ob (D) 


eine Sache in vielen Fällen dem Schöffengericht oder ber 
Straffammer J Entiheidung zugewieſen wird. Denn 
unfere Zuftänbigfettöbeftimmungen ſind nicht jo geregelt, 
daß eine Straffahe nur entweder bei ber Straflanmer 
oder beim Schöffengeriht verhandelt werden könnte, 
fonbern dur bie Überweifungsmdglichteit fanıı es bor- 
fommen, daß zahlreiche Fälle, die an und für fich zur 
Zuftändigkeit der Straflammer gehören, zur Entſcheidung 
an bie Schöffengerichte überwiefen werben, und in biejer 
Beziehung hat es insbeſondere bie Staatsanwaltihaft in 
ber Hand, einen foldhen Antrag zu ftellen. Da fommen 
wir alfo zu dem merkwürdigen Ergebnis, baß bie Mög— 
lichfeit einer Berufung von dem Belieben der Staatd» 
anwaltihaft abhängt, wenn fie nämlich ben Antrag 
ftelt, daß ber Fall an das Schöffengeriht überwieſen 
werben fol. 

Meine Herren, ba barf es und nicht. wundern, wenn 
fhon wenige Jahre nah dem Zuftandelommen - biefer 
Geſetzgehung, ſchon nad 5 Jahren, im Reichstage bie 
Anträge auf fundamentale Anderung ber Strafprogeh- 
orbnung beginnen. Schon in ber Seffion 1882/83 find 
bon den Abgeorbneten Mundel, Meibauer und Lenzmann 
unb in ber folgenden Seffion wieder von biefen und bon 
bem Abgeorbneten Dr. Reichendperger (Olpe) Anträge auf 
Einführung der Berufung gegen die Straffanmerurteile 
eingebraht worden. Die beiden Anträge vom Zentrum 
und bon ben Sreifinnigen haben fi in der Hauptfadhe 
dadurch unterfchteden — unb das ift darakteriftifh und 
intereffant —, daß ber Antrag bed Zentrums die Schaffung 
bon Bernfungstammern bei den Vanbgerichten vorſchlug, 
während ber freifinnige Antrag bie Behandlung ber 
Berufungen bei ben Oberlandesgerichten in Borichlag 
bradte. In den folgenden Jahren hat e8 num niemals 
aufgehört mit ſolchen Anträgen. Das Intereſſe an den: 


(A) felben bat zugenommen. 


(@röber.) 


Schließlich haben fih Kom: 

miffionen des Reichſstags mit den Anträgen beſchäftigt. 

Es find zu der Hauptfrage der Berufung jpäter auch noch 

anbere fragen hinzugenommen worden, aud hing bireft 

mit der Durdführbarkeit der Berufung ſchließlich Die 

Seage ber Organijation der Gerichte, bie Zuziehung von 
alten zu ben Straflammern, zufammen. 

Endlich erklärte ber Herr Staatsfefretär des Reichs- 
juftizamt3, daß er bereit ſei, felbft bie Nebifion der Straf: 
prozekorbnung in die Hand zu nehmen, und er bat, daß 
bis dahin die Anträge aus dem Haufe ig er werben 
mödten. Im Jahre 1903 hat ber Herr Staatöfekretär 
eine eigene Kommiſſion im Reichsjuſtizamt einberufen, bie 
zwei Jahre an ber Frage ber Einzelrevifion der Straf: 
prozekorbnung gearbeitet hat. Ihre Beihlüffe und Broto: 
folle find im Jahre 1905 veröffentliht worden. Und 
feither, meine Herren, hört man gar nichts mehr. 

Man hört nur, daß bie Reform auf Schwierigkeiten 
geitoßen fel, etwad, was und an und für ſich nicht über: 
raſcht hat, aber doch etwas eigentümlich berührte, nachdem 
wir ben guten Willen des Herrn Staatsjetretärd jo lange 
Jahre zu beobachten Gelegenheit hatten. Wo liegen denn 


die Hinberntffe? 
(Zuruf: In Breußen!) 

— Es wird mir eben zugerufen: „In Preußen!“. 
glaube ich nämlich auch. 

(Heiterfeit.) 
Und es Heißt, daß das Haupthindernis bas finanzielle 
Bebenten ei, das wir von Preußen ſchon Längft zu hören 
par find. Meine Herren, fir Militär und Marine 
ft in Preußen kein Taler zu viel; wenn aber für Fulturelle 
Intereſſen etwas geforbert wird, ba fommt mur zu oft bie 
Antwort: wir haben dafür fein Gelb. 

(Sehr gut!) 
Und das bebaure id, meine Herren; benn wenn id aud 


Das 


(8) anerfenne, daß für ben Schutz bes Vaterlandes in aller: 


erfter Linie geforgt werden muß: primum vivere, deinde 
philosophari —, jo bin ih doch der Meinung, nachdem 
man Hunderte von Millionen für Deutih-Südmweftafrifa 
aufwenben konnte, fo follten die paar Millionen, die für 
die Reform der Rechtspflege für und Deutſche im eigenen 
Baterlande notwendig fein follten, wahrhaftig nod auf: 
zubringen fein. lm was handelt es fi denn? Handelt 
es fih etwa um einen nebenfählichen Pradtbau, um ben 
Aufbau der Ruine eines alten Raubritterfchloffes 
(Heiterkeit), 
und berartige Dinge weiter, wofür man ja Gelb in Hülle 
und Fülle hat? Nein, ed handelt fi darum, daß einem 
beutfhen Bürger, wenn er in die Mafchen der Straf: 
geiete füllt — und das kam nachgerade auch bem 
folideftien Mann paffieren, bei ben vielen Strafgeieken, 
mit denen man beglüdt ift —, daß ihm dann derjenige 
Rechtsſchutz gefichert iſt, der doch eigentlich unferer heutigen 
ſtulturentwicklung, die wir fo gern rühmen, entipreden 
müßte. Ich meine, dad finanzielle Bedenken kann un: 
möglih für uns durhfchlagend fein. Nachdem wir im 
Reich einen Milltarbenetat haben und fo viel Ausgaben in 
ben Gtatd ber einzelnen Bunbesftaaten auch ſonſt 
noch mitlaufen, kaun wahrhaftig im Emft nit bie 
Behauptung aufgefiellt werben, ba ed an bem 
Gelbe fehle, bad notwendig if, um und eine ben 
heutigen Wuffaffungen entiprehende gute Rechts— 
pflege zu ſichern. Sch meine, das bürfen fih bie 
beutfhen Bundesſtaaten nicht nachſagen laſſen, daß fie 
lieber Opfer der Juſtiz herumlaufen laſſen in ihren 
Ländern, als daß fie vielleicht einige hunderttauſend Mark 
mehr aufwenben. Nirgenb ift bie Erbitterung größer, als 
wenn ber Bürger ſich En muß: id bin das Opfer einer 
Gefebgebung, einer ungenügenden Sicherung bei dem 
Strafverfahren, einer mangelhaften Einrichtung des 
Meichstag. 12. Legiel -P. 1. Seffion. 1907, 
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Staates felbft, und der Staat bietet mir nicht bie Gewähr (C) 


dafür, daß ih vor fo ſchwerem linglüd bewahrt werbe. 
Fälle die immer wieber vorfommen und und in zahlreichen 
Betittonen in ben Landtagen befhäftigen, weiſen barauf 
bin, baß in unferen Brogebgeieden, namentlich im «Straf: 
prozeßgeſetz, manches der Verbeſſerung bebürftig iſt. Zahl: 
reiche Querulanten haben den Urſprung ihres Querulierens 
darauf zurückzuführen, daß ihnen einmal ein materielles 
Unrecht geſchehen iſt, und daß es kein Mittel mehr gibt, 
im formellen Rechtsweg ihnen Hilfe zu bringen. Die 
Empfindung, ein ſolches materielles Unrecht erlitten zu 
haben, wurmt in den betreffenden Leuten, bringt fie 
Ihließlih aus Rand und Band, und das ſchafft uns 
mande Ouerulanteneingaben in den LBanbtagen, über 
welche wir fo viel zu beraten haben. Alſo Reform bes 
Strafverfahrend notwendig und bebürftig! 

Nun taucht neuerdings ein neued Hindernis auf, 
nämlih ber Vorſchlag, man möchte das engliihe Straf: 
verfahren bei und einführen, und ehe man das engltfche 
Recht genau ftudiert habe, folle man von einer Reform 
ber Strafprozeßordnung abfehen. Es find ſchon Bor: 
ſchläge aufgetaudht, ed möge eine Kommiſſion nad 
England entſandt werben, bie das ng Recht auf bad 
eingehendfte ftubieren und ihre Vorfchläge dann den Reichs⸗ 
organen unterbreiten jolle. Nun anerkenne ich ganz gerne, 
das bie betreffenden Schriften von geifireihen Männern 

efchrieben find, daß fie auch manches Intereſſante ent: 
Halten; id) bin aber ber Meinung, daß, wenn es fih um 
die Rebifion bes deutſchen Strafverfahrens handelt, beutfche 
Anſchauung maßgebend ift, und nicht engliſche Anſchauung. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Ih Halte mich dabei auch an bie Mitteilungen zahlreicher 
Männer, die früher jchon nad England gegangen find 
und bort ihre Studien über das engliihe Strafverfahren 
gemacht haben. Meine Herren, ber Gedanke einer weit: 


gehenden Verwertung ber Gedanken bes englifhen Straf: (D) 


verfahren ift gar nicht neu, das ift gar nichts befonberes. 
Wir ftehen dem englifchen Recht gar nit jo unbelannt 
gegenüber, und was jene Herren aus ihren er Be: 
obadhtungen in England mitgeteilt haben, * für 
und gar nicht verlockend. Meine Herren, es iſt in dem 
englifhen Strafverfahren recht vieles, wad mir als 
biftorifch erflärbar ja anfehen können, aber keineswegs 
ald aus ber Natur ber Sade gerechtfertigt anzıterfennen 
vermögen. Nicht alles, was bie engliſche Sitte erträgt, 
ertragen auch wir Deutihe. Und insbefonbere, meine 
Herren, das Inſtitut des englifhen Eingelrichters, dem 
weitgehenbes Lob gezollt wird, fcheint mir für Die deutſche 
Gewohnheit und Auffaffung nicht nahahmungswert zu 
fein. Für bie fleineren Berfehlungen mag ja das Einzel: 
richtertum recht fein. Wir haben aber bisher in Deutſch— 
land und, wie ich va mit gutem Recht, darauf Ge: 
wicht gelegt, daß in wichtigeren Straffadhen, wo es fi 
um Berurteilungen handelt, welche bie Ehre des Ange: 
flagten berühren, wo es fi um längere Freiheitäftraren 
handelt, nicht die Auffaffung eines einzelnen Mannes auf 
Grund einer vielleicht raſch gefakten gg maß- 
gebend fein kann, ſondern daß wir bier die Sicherheit 
verlangen, die doc in einem Zufammenberaten eines 
Kollegiums tatſächlich gegeben ift. 
(Sehr ritigN) 

Meine Herren, wenn ed fi um größere Strafen, um 
ernftere Entſcheidungen handelt, ba wollen wir nicht ber 
Unficht eines einzelnen Menſchen auf Gnade und Barm- 
berzigfeit überlaffen fein, etwa in ber Hoffnung, daß 
man noch eine höhere Inftanz anrufen kann, fondern ba 
wollen wir die Garantie haben, deren wir und biöher 
ftetS erfreut haben, ber Garantie eines ruhig in fachlich 
eingehender Würdigung die Entſcheidung ſuchenden 
Ktollegtums. 


5 


416 


Neichätag. — 16. Sitzung. Dienstag den 12. März 1907. 





(&röber.) 

Damit will ih keineswegs ber Frage borgreifen, 
wie groß die Strafrichterfollegien im einzelnen Fall ge: 
ftaltet werben follen, ob wir Deutſche in dieſer Beziehung 
vielleicht nicht nachgerabe des Guten zu viel getan haben, 
ob wicht bie Segen, namentlih in ben Straffenaten, 
vielleicht zu ftarf bejegt find. 

(Sehr ridtig!) 
Aber das ift eine Frage, die mit dem Empfehlen be3 
englifhen Einzelrichtertums gar nichts zu tum hat. 

Meine Herren, wir follten, nachdem wir in der frage 
ber Notwendigkeit einer Reform der StrafprogeBorbnung, 
wie ich glaube, längft im Reichötag einig find, und dieſe 
Neform nit durch ben Borfchlag hinausſchieben laſſen, 
es müßten vorher noch gründliche Studien über englifches 
Strafverfahren gemacht werben, und baraus etwa nod 
Berbeflerungen für unfer deutſches Strafverfahren ent» 
nommen werden. Nein, wir wollen bie Strafprozeß⸗ 
orbnungsreform raſch und unter Zugrundelegung bentfiher 
Gewohnheit und Auffaffung birfähren 

(fehr richtig! in ber Mitte), 
und ba find meine Freunde und ich ber Meinung, dab 
die Arbeit der Juftiztommtffion, ohne und etwa auf bie 
Einzelheiten engagieren zu wollen, bod eine brauchbare 
Grundlage für die Reform bilden wird. Wir müffen uns 
felbftverftändlih, wad die Einzelheiten betrifft, unfere 
Stellungnahme durchaus vorbehalten. 

Wir legen umfererfeit$ auf zwei ganz bejonbers 
wichtige Punkte ein großes Gewidt, die aud) in unferer 
Ssuterpellation genannt find, auf bie Frage der Einführung 
der Berufung und auf die frage der Zuziehung bon 
Raien zu den Straflammern. 

Meine Herren, die Berufung gegen bie Straffammer: 
urteile läßt fih nach umferer Überzeugung burd alle 
anderen, allerdings aud) noch notwendigen Verbeſſerungen 
des Berfahrens, insbeſondere des Vorverfahrens, ber 
(B) — — und ſpeziell auch des Ermitielungsber⸗ 


ahrens 
(ehr gut! links) 
keineswegs erfegen. Wir find der Meinung, dab, was 
bie Borunterfuhung, überhaupt dad Vorverfahren betrifft, 
recht viel noch verbeffert werben muß 
(ehr richtig! im ber Mitte und bei ben 
Soztalbemofraten), 
und daß ber Vorſchlag der Juſtizkommiſſion, am Schluß 
des Vorverfahrens die Entfheidung darüber, ob eine 
ae re ftattfinden fol, nad rs ber 
rozeßbeteiligten eintreten zu laffen, eine ganz wichtige 
BVerbeflerung bedeutet, daß dem Beſchuldigten in diefem 
Stadium Gelegenheit gegeben werden follte, vor ben 
Nichtern, die bie Entfheidung treffen, fein Entlaftungs- 
material zu befprecdhen, vielleicht Anregungen zur Ergänzung 
des —— zu geben, über mande Zweifel Aus- 
funft zu erteilen, und nicht, wie es jegt ifl, einen Beſchluß 
über die Eröffnung des Hauptverfahrens über fi ergehen 
zu laſſen, ber in * bweſenheit ergeht, gegen den er 
gar nichts tum kann. Aber ich wiederhole meine Herren, 
auch wenn man alle dieje Verbefferungen, welche bie 
Kommiffion vorgeſchlagen hat, und welde vielleiht noch 
onft gefunden werden können, anbringt, bleibt beftehen 
nicht bloß die Möglichkeit, ſondern — leider müflen wir 
e3 angeben nad) unferer Erfahrung — aud die Tatſache, 
daß eben in der Hauptverhanblung jelbft Fehler wirklich 
borfommen, welche einer Storreftur bebürfen, bie burd 
bie Regelung bed Borberfahrend nicht bejeitigt werben, 
und bie nur forrigiert werben können durch bie Zulaffung 
einer nochmaligen Beweidaufnahme, einer nochmaligen 
ee ——— 
Das Rechtsmittel, welches nur die rechtliche Würdigung 

des Urteils betrifft, die Rebiſion, genügt für die meiſten 
Bälle nit; denn in der großen Mehrzahl der Fälle 


handelt es ſich keineswegs — 
Praltiker beſtätigen — um einen Streil über bie Aus— 
legung bed Strafgeſetzes, ſondern um einen Streit über 
bie Entſcheldung ber Bemweisfrage. 

(Sehr richtig! links.) 
Die Beweiöfrage tft e3, meine Herren, vor allem, bie 
Schwierigkeiten hervorruft. 

Wenn man nun fagt, ed muß ber Angeklagte fi auf 
bie Hauptverhandlung gründlich vorbereiten, fein Material 
muß er beibringen, und dann, wenn bie Vorunterfuhung 
und das fonftige Borverfahren in guter Weiſe durchs 
geführt ift, Könnten doch fFehler in ber Hauptverhandlung 
nur fehr felten vorlommen, fo zeigt, meine Herren, bie 
praftiihe Erfahrung das Gegenteil. Sie zeigt, daß viele 
Angellagte oft erft aus dem Schlußvortrag bed Staatd:- 
anwalts, manchmal erft aus ben Entſcheldungsgründen 
bed Urteils entnehmen können, 


anfommt 
(ſehr richtig! links), 

und zwar nicht bloß Angellagte, die den mindergebildeten 
Klaſſen angehören, ſondern auch ganz gebildete Leute, bie 
aber doch nicht gewohnt find, ſich klarzumachen, wie ber 
Tatbeftand einer Vorſchrift des Strafgefegbuds in An- 
wendung auf den konkreten Fall auszulegen iſt, und was 
ba3 für praftifche Konſequenzen für den —— hat, 
vollends wenn der Tatbeſtand etwas komplizierter iſt. Bet 
den ——— wegen Betrugs, Erpreſſung, gibt es 
namentlich bezüglich der Rechtswidrigkeit, namentlich bin: 
fihtlih des fübleftiben Tatbeftanbs, des Bewußtieind ber 
Rechtswidrigkeit eine Anzahl don fchwierigen Fällen, bie 
häufig im praktifchen Leben vortommen, und mo Leute, 
die im übrigen gar nicht etwa einen ſchlimmen Charakter 
haben, vielleicht Durch eine gewiſſe Unvorſichtigleit in eine 
Unterfuchung gezogen werden, bie für fie ungemein peinlich 
ift, und gegen bie fie nicht genügend gewappnet in ber 
Hauptverhandlung ericheinen. 
Hagten Rechtsanwälte als Verteidiger —— 
machen wir in ber Praxis ſehr häufig bie Wahr: 
nehmung, baß dieſe Verteidigung eine unzureichende ift, 
nicht etwa, weil ber Verteidiger in fchulbhafter Weiſe 
mangelhaft vorbereitet wäre, fondern weil bie Angeklagten 
erft im allerlegten Moment, unmittelbar vor der Haupt- 
berbandlung, F einem Rechtsanwalt fpringen, in einem 
Moment, ſodaß ber Rechtsanwalt nicht mehr in ber Lage 
tft, bie Akten ber Unterfuchung einpuiehen, und auf Grund 
einer ganz unvollkommenen, vielleiht fogar falſchen In: 
formterung ber Werteidiger in der Hauptverhanblung 
natürlih aud nicht in ber nötigen Weife eingreifen kann. 
Und nod ein anderer Fall, ber gar nicht felten if. 
Es hängt vielleicht die Entſcheldung davon ab, ob man 
biefem ober jenem Zeugen vollen Glauben jchenten kann 
oder nicht. Der Angeklagte ift ber Meinung, ber Haupt: 
zeuge ift ein Hauptlump, dem kann man unmöglich 
glauben, e3 tft undenkbar nad) feiner Auffafjung, daß er 
auf Grund des Zeugniſſes desſelben verurteilt wird. 
Aber das linerwartete geſchieht; das Gericht erſcheint aus 
bem Beratungäzimmer mit ber Erklärung: wir haben bem 
—5 Glauben geſchenkt und daraufhin das und das 
EIER, Wie fol mit der Reviſion ba geholfen 
erben? Da gibt ed in ber Revifion feine Hilfe; bemm 
es tft rechtlich nicht zugelaffen, nachträglich in ber Reviſions⸗ 
inftanz nachzuweiſen, baß der Hauptzeuge eine unglaub- 
würbige Berfünlihkeit war. Das kann nur mit ber 
Berufung geholfen werben. Und fo könnte ich Ihnen 
nod eine Reihe anderer Fülle vorführen. Ich will aber 
auf die Sache nicht weiter eingehen, ald ich es getan habe. 
Nur dad möchte ich noch hervorheben: in ber Juſtiz⸗ 
fommiffion waren auch Mitglieder des Reichsgerichts und 
der Neihsanwaltihaft, und es wahr jehr intereffant, von 
ihnen zu hören, daß früher unter den Mitgliedern bes 


worauf es eigentlich 


dad wird mir jeber (C) 


Auh wenn bie Ange (D) 
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(Gröber.) 





(A) Reichsgerichts die Neigung für die Einführung der Be: 


rufung gegen die Urteile der Straffammern nicht ſehr 
verbreitet geweſen jei, daß aber im Laufe der Jahre 
immer mehr bie Überzeugung aud unter den Mitgliedern 
be3 höchſten Gerichts ſich verbreitet habe, dab die Be- 
rufung gegen eine Anzahl von tatfächlihen Feftitellungen, 
die man beim Reichsgericht nad) dem hentigen Recht nicht 
wiehr angreifen kann, und bie offenbar ben Stempel ber 
Unrichtigkeit an fich tragen, geradezu unentbehrlich fei. Es 
find uns fo kraffe Fälle mitgeteilt worden, daß, wenn dieſe 
Mitteilungen nicht von diefer Seite erfolgt wären, 
wir fie einfach nicht für möglih gehalten hätten, 
und dad waren hauptſächlich Fälle aus Preußen, 
und e3 waren Fälle — id) will das herborheben — ohne 
politifhe Nebenbedeutung, ganz gewöhnliche Straffadhen, 
die auf hundert Meilen weit feinen Zufammenhang mit 
politiihen Tragen hatten; aber e3 waren Fälle von Ge— 
richten, die offenbar jo überlaftet geweſen find mit Arbeit, 
daß an eine grünblihe und orbentlihe Behandlung ber 
einzelnen Fälle nicht zu denken war. 
(Hört! hört!) 

Wenn wir hören, was für eine Tagesorbnung bei manchen 
Strafgerihten in Preußen namentlih in dem großen 
Stätten abgemadt wird, dann fragen wir fübbentjchen 
Richter und: mie foll ed überhaupt noch menſchenmöglich 
fetn, eim ſolches Menn zu erledigen, in dem fo viele und 
unter Umftänden fo viele recht ſchwere Fälle mit vielen 
* en und langen Beweisaufnahmen zu erledigen find! 

Eos wir und: dad fann ber einzelne Nichter nicht 
mebr leiften, darunter leidet die Sache, ba wirb mit bem 
Säbel durchgehauen, das ift ſchließlich eine Hufarenjuftiz. 

Ind damit, meine Herren, fomme ih auf ben Ge: 
banten zurüd, den ich eingangs ſchon herborgehoben habe, 
daß eben auch durch ftärkere Beſetzung dieſer Berichte, 
aljo mit etwas mehr Ausgaben beſſer geſorgt werben 


( B) muß für eine gute Rechtspflege. Da kann man nicht bem 


einzelnen Richter, ber jo überlaftet ift, einen Vorwur 
machen, aber man kann dem Bundbesftaat einen Vorwurf 
maden, ber nit für eine genügende Befegung ber Ge- 


richte forgt. 

(Sehr richtig) 
Und dann ift es doch and) eine merkwürbige Situation, 
in ber wir und befinden. Bor etlihen Jahren haben wir 
bier eine neue Militärftrafgerihtsorbnung für das Heer 
und bie Marine geihaffen, und ba ift es im Hand— 
umbrehen gelungen, die Berufung in vollem Umfange n 
ekommen. Alſo, meine Herren, bei Heer und Marine ift 
ber Fortichritt der Berufung erreicht, beim bürgerlichen 
Strafverfahren muß Bin barauf warten. 
Ih meine, was unſeren deutfhen Söhnen beim Militär 
recht ift, folte man ben deutſchen Vätern beim Zivil 
frafverfahren aud einräumen. 

(Sehr richtig!) 

Was weiter dann bie Zuziehung von Laien bei den 
Straflammern betrifft, jo will id längere Ausführungen 
= nicht geben. Ich habe die Mitwirkung von Schöffen 

ei ben Straffammern früher auch in meinem Vaterlanbe 
Württemberg gejeben, wo wir bei ben GStraflammern 
wenigftens zwei Schöffen hatten, was ganz entſchieden zu 
wenig ift, weil da das Schöffenelement nicht recht zur 
Geltung fommt; aber ben Vorteil habe id doch bamals 
geiehen, dab fon bie Mitwirkung biefer zwei Schöffen 
die Juriſten gezwungen bat, jehr viel eingehender den 
Fall zu prüfen und durchzuarbeiten, als es ohne bie 
Schöffen geihehen wäre, wo es oft recht raſch mit der Ent: 

eibun 4. Das Zufammenwirken der Schöffen mit 
ben en bat den Vorteil, daß bie Rechtskenntnis des 
Juriſten mit der praftifchen Lebenderfahrung bed Laien 
fih verbindet, und daß vermieben wird, was bei einem 
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reinen Juriſtengericht allmählich eintreten faun, dab bie 
Richter ſchließlich ſchematiſch urteilen, Die Fälle im einzelnen 
möglichſt rafch entſcheiden, weil fie unter ſich einig find und zu 
einanber jagen: das ift wieder einmal ein Fall, wie wir ihn 
ſchon oft gehabt haben, ber Angellagte bringt den Einwand 
bor, ben wir ſchon taufenbmal gehört haben: 999 mal tft bie 
Glaubwürdigkeit des Einwandes verneint worben, wir 
berneinen fie alfo in dieſem Falle auf. Da, wo Schöffen 
babei find, bie boch feltener zu ſolchen Entſcheidungen 
— ne werben, wirkt bad günftig auf die Behandlung 
der Faͤlle ein; bie Schöffen find frifch in ihren Anfhauungen, 
Ir find nicht fo abgeradert und abgeftumpft, für fie ift 
eber ber Fälle etwas Neues, Intereſſantes, während für 
bie gelehrten Richter bad gar nichts Intereffantes mehr 
bat; denn die haben alle diefe Dinge ſeit Jahren Tag für 
Tag zu hören befommen. Dann wollen wir aber aud) 
nicht überjehen, daß durch die Zuziehung des Laienelements 
dad Bertrauen in eine gerechte und vollstümliche Rechts 
—— gehoben wird, und daß dadurch Entſcheidungen 
vermieden werden, die ſich vielleicht mit dem Wortlaut 
des Geſetzes vereinbaren laſſen, aber dem Rechtsgefühl 
des Volles nicht entſprechen. 

Der Herr —— hat früher ſchon angekündigt, 
daß er eine Revifion ber Strafprozeßordnung dem Reichstage 
vorlegen werbe. Das Hindernis hat bisher nicht bei ihm, 
fondern anderswo gelegen. Wenn wir in ber Interpellation 
die frage geftellt haben, ob Gefegentwürfe zu erwarten 
find, welde eine Revifion ber Strafprogeßorbnung und 
bed Gerichtsverfaſſungsgeſetzes betreffen, jo hat ja ber 
Herr Reichslanzler durch feine Erklärung bei ber General» 
bebatte zum tat dieſe Frage bejaht, und wir brauchen 
fie heute nicht mehr zu ftellen. Iufofern tft unfere Inter: 
pellation überholt. Dagegen bleibt bie Frage noch übrig, 
wann bie Gefegentwürfe zu erwarten find, und nad) welchen 
Grunbfägen fie ausgearbeitet fein werben. Letztere Frage 
ift um fo notwendiger, nachdem wir heute morgen in ber 
Budgetlommiffion eine fo eigentümliche Enttäufhung über 
bie Ankündigung bed Herrn Reichſskanzlers erfahren mußten. 
Der Herr Reichskanzler bat ja befanntlich bei feinem 
—— unter den Mitteilungen, die bie großen Ber: 

eißungen für die Zukunft enthielten, aud von „Eripar- 
niflen beim Militär“ geiproden, und das hat uns alten 
Mitgliedern der Budgetlommilfion eine befondbere freude 
bereitet, das haben wir lange nicht gehört, daß Erſpar⸗ 
niffe beim Militär gemadt werben. „Die Botihaft hör 
ih wohl, dod ach mir fehlt ber Glaube“. 

(Heiterfeit.) 

Deshalb Hat Heute morgen ein Mitglied der Budget— 
fommtiffion gefragt, und zwar hat er den Herrn Striegd- 
minifter gefragt, was num unter ben Griparniffen im Etat 
im Militäretat wohl zu erwarten jel, und ber Herr 

Sminifter hat darauf geantwortet: die vom Herrn 
Reichskanzler getane Außerung fei nad) ben ihm gegebenen 
Aufihlüffen dahin zu verftehen, daß, wenn bie ungs- 
bauten und bie Neubefhaffung des Waflenmateriald zu 
Ende geführt, und wenn nad Erledigung ber frage ber 
Neuumiformierung eine Berbilligung herbeigeführt worben 
fei, bann eine Entlaftung des Etat3 eintreten werde. 


(Heiterfeit.) 
Hoffentlich wird ums ber Herr Staatöfetretär des Reichs— 
juſtizamts eine erfreulichere Mitteilung machen können, 
als bie — ſolcher Erſparniſſe, auf die wir 
im Ernft kaum rechnen könuen. 

Ich richte aljo die Frage an ben Herm Staats-⸗ 
fefretär des Reichsjuſtizamts, als Bertreter des Herrn 
Neichöfanzlerd, wann wir auf bie Reviſion der Straf: 
prozekorbnung und ber dazu gehörigen Teile des Gerichts⸗ 
verfaffungs eſetzes hoffen dürfen, und nad weldhen Grund» 
ätzen fie eege wird, ob im weſentlichen die Beichlüfie 
er Kommiſſion zu Grunde gelegt werden, insbeſondere 
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(Gröber.) 


(A) ob die Zuziehung von Schöffen bei den Strafkammern 


und die Zulaffung ber Berufung gegen bie lirteile ber 
Straffammern zu erwarten if. 
(Beifall in der Mitte.) 


Vizepräfibent Dr. Paaſche: Das Wort zur Be 
ründung ber Interpellation des Abgeordneten Baflermann 
at der Herr Abgeordnete Dr. Heinze. 


Dr. Heinze, Abgeorbneter, Interpellant: Die Wünſche 
auf Abänderung der Strafprozekorbnung find alsbald nad) 
Erlaß des Geſetzes, das helßt dem 1. Februar 1877, nun- 
mehr alfo ſeit 30 Jahren energiſch —— worden und haben 
ſich im weſentlichen an die Einrichtung der Strafkammern 
nach zwei Seiten hin angeknüpft. Einmal ſind fie dahin 
gegangen, baß Laien aud) bei der Jurtöbiltion ber Straf: 
fammern binzugezogen werben möchten, und zum zweiten 
dahin, daß Die Berufung gegen die Urteile der Straf: 
fammern eingerichtet werben möge. Nach beiben Rich— 
tungen hat der Herr Vorrebner eine eingehende Begrün— 
dung gegeben. Auch im der Miffenfchaft, der Preſſe und 
biefem Haufe find die Fragen eingehend erörtert worden. 

Ih kann auf die ganzen Phaſen der Entwidlung 
in dieſem Augenblick nicht eingeben, ih will nur bie 
prägnanteften Momente ber legten Zeit noch einmal be- 
ſtimmt hervorheben. Am 19. April 1902 hat der Reichstag 
bier den einftimmigen Beihluß gefaßt, die Negterung 
zu erfuchen, baldmöglichft einen Entwurf zur Anderung 
des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes und ber Strafprozekorbnnung 
im Sinne ber Wiedereinführung der Berufung vorzulegen. 
Die Regierung hat fi dieſem Antrag gegenüber mit 
Recht auf den Standpunkt geftellt, daß eine burdjgreifenbe 
Nevifton ber Strafprozekorbnung angezeigt fe, dab es 
nit bei ber Einfügung der beiden Wünſche in bie be— 
ftehende Strafprozeßorbnung bleiben möge. Auf Grund 
dieſes —— ber Regierungen iſt eine Kommiſſion 

erufen worden, beſtehend aus Mitgliedern der 
Wiſſenſchaft, der Praxis und aus Mitgliedern dieſes 
hohen Haufe. Die Kommiſſion war berufen, Vorſchläge 
zu einer grundlegenden Anderung ber Strafprozeßordnun 
zu machen, und follte beratender Natur fein. Sie h 
vom 10. Februar 1903 bis 11. Mat 1905 getagt, alio 
2 Yahre, und hat eingehend bie Fragen erwogen, bie bor 
allem bei Nevifton ber Strafprogekorbnung in Betracht 
fommen können. Nunmehr ift die Sache noch einmal 
bet ber Gtatöberatung bed vorigen Jahres im Februar 
und März erörtert worben, und da hat der Herr Staatö- 
fefretär des Reihsjuftizamtd am 23. Februar 1906 erklärt, 
bie Abfiht ber Neglerung gehe dahin, ben Neformplan 
mit aller Beſchleunigung auszuarbeiten und bem Reichs— 
tag demnächſt die Vorſchläge zu unterbreiten. 2 btefer 
miele Deichleunigung, troß ber Ausſicht, daß bem- 
nächſt die erfehnte Vorlage kommen folle, tft wieberum 
mehr als ein Jahr verfloffen, und wir haben nichts ge- 
hört. Es taucht denn bet biefen beftimmten Erklärungen 
des Herrn Staadfefretärd des Reichsſuſtizamts die Frage 
auf, wo denn num eigentlich ber Haken ftedt, an dem bie 
Strafprogeßreform biöher hängen geblieben ift. Juriſtiſch— 
technifche Bedenken und politifche Bebenfen allgemeiner 
Art können bier unmöglich das Hindernis fein; denn 
bie —— —— ſind in den Hauptpunkten 
durchaus mit den allgemeinen Wünſchen nach Abänderung 
einer Strafprozeßordnung zuſammengetroffen. 
(Behr richtig! Unts.) 
Soweit bie Ergebniffe der Kommiffion nit ohne weiteres 
ald Grundlage einer neuen Strafprozekorbnung gelten 
tönnen, foweit Ihnen gegenüber andere Wünfche im Volle 
geäußert worden find, hat ber Herr Staatsfekretär hier 
in wejentlihen Punkten Erklärungen abgegeben, bie biejen 
MWünfhen der Allgemeinheit entgegentommen. 
Man braucht ben Borfhlägen ber Kommiſſion nicht 


in allem zuzuftimmen; aber der Herr Vorrebner hat mit (C) 


Recht betont, daß fie im ganzen und groben eine gute 
Grunblage für einen Entwurf zur Strafprogeßorbnung 
geben. Die Ktommiſſion hat fih auf den Boden geitellt, 
daß Laien zuzuziehen feien zu allen Strafgerichten, daß 
gegen alle Urteile erjter Inſtanz die Berufung einzuführen 
fei. Die Kommiſſion hat Wünſchen Rechnun — 
die auf eine Einſchränkung der Unterſuchungshaft gehen; 
fie hat die Bedingungen, unter denen bie Unterſuchungs⸗ 
ber! bei Fluchtverdacht angeordnet werben kann, verfchärft; 
e hat weiter das allzu ftraff geipannte Begalitätäprinzip 
in gewiffer Beziehung gemilbdert. 

In einem Bunt hat die Kommiſſion mit bem Ente: 
pfinden weiter Bolfäfreife nicht übereingeftimmt: indem 
fie nümlich bie Aufhebung der Geſchworenengerichte be- 
fürwortet hat. Die Kommiffion hat gemeint, daß große 
Schöffengerihte einzuführen feten, während dad Wolf 
weithin Schöffengerichte wünſcht. Der Herr Staatäfelretär 
des Reichsjuſtizamts hat aber bei ber legten Etatsbebatte 
erflärt, die preußifche und die bayeriſche Regierung ftänden 
auf dem Standpunkt, die Gefhworenengerichte ſeien bei: 
zubehalten — und damit ift das Geſchworenengericht fo 
gut wie gefichert. 

Ein weitgehenber Streit hat über bie Frege eherrſcht, 
ob die Preßdelilte nach ſüddeutſchem er ben 
Gefhmworenengerihten zu unterftellen feiern. Auch bier 
hat der Herr Staatsſekretär des Reichsjuſtizamts eine 
beftimmte Erklärung und zwar dahin abgegeben, daß für 
Norbdeutichland nicht daran zu denken fe. Die Frage ift 
doch alfo au im Schoß ber Regierungen erörtert worben. 

Wir wünſchen nun, daß in einigen Punkten weiter 

egangen werde, als bie Beihlüffe ber Kommiſſton es tun. 

ir fordern, daß der Zeugniszwang gegen bie Redakteure 
gemildert werde. Es kann unmoglid bei bem wmeit- 
—— Zeugniszwang bleiben, der nach dem jetzt 
geltenden Recht befteht. 

Wir fordern weiter, dab dad Verfahren gegen jugenb- 
lihe Verbrecher entſprechend ben neueften Forſchungen 
geregelt werbe. 

Endlih will ih noch die Entihäbigung ber Ge 
fhworenen und Schöffen erwähnen. Im der legten Zeit 
haben verſchiedene —— erflärt: es ſollen Arbeiter, 
Angehörige der minderbemittelten Stände, zu Schöffen 
und Geſchworenen mehr als bisher herangezogen werben. 
Wir haben diefe Erlaffe mit Freuden Ph aber bie 
Folge der Ausführung derartiger Erlaffe wird und muß 
fein, daß derartigen Schöffen und Gefchworenen ihr 
Einnahmeverluft aus ber Staatskaſſe erſetzt werde. 

(Sehr richtig! Inks.) 

Im großen und ganzen ſind alfo bie dene on 
fo weit gebiehen, daß wir nunmehr mit Beftimmtheit bie 
— eines Entwurfs erwarien können. 

er Herr Vorredner hat mit Recht darauf hingewieſen, 
daß in letzter ir abermal3 ein retarbierendes Moment 
binzugetreten jet burd die Forderung nad eingehenden 
Stubtum bed engliihen Straßprozeßverfahrens. Die 
Erörterungen, bie ftattgefunden haben, die Anregungen 
des Oberbürgermeifters Mbides und feine Gchrift fnb 
ewiß vielfach überaus beberzigenäwert; aber, ich glaube, 
n einem ber Hauptpunkte fanın man jegt ſchon eingreifen, 
ba bebarf es feiner Erörterung, und biefer Hauptpunft 
geht dahin, daß ber Schematiämus unferer Rechtspflege 
nad Möglichkeit befettigt werbe. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 

63 gilt zwar anzufmüpfen am hiſtoriſch Gegebenes; es 
gilt aber auch, eingewurzelte Vorurteile zu befeitigen, 
alten Ballaft, den man biß hierher gr at, 
—— und mit fefter Hand bie bürren Aſte ab» 
zufägen. 


(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 


(A) 


(B) das re nicht einheitlich geftaltet ift. 


Neihdtag. — 16. Sitzung. Dienstag den 12. März 1907. = 


(Dr. Heinze.) 
Auch bie Kommiffion ift Hin und wieder im Schema- 
tiömus ſtecken —— Ich will nur auf einen Punkt 
inwelfen: bie Beſetzung ber Gerichte. Die Kommiffion 
t bezügli ber Schöffengerihte vorgeichlagen: einen 
mtsrichter und zwei Schöffen als kleine, drei Landrichter 
und vier Schöffen als mittlere, drei Landrichter und ſechs 
Schöffen ald große Schöffengerihte und endlich brei 
Landrichter und acht Schöffen als Berufungskammer gegen 
die großen Schöffengerichte. Es ſcheint mir denn doch, 
als ob man bei dieſer Einrichtung der Gerichte von dem 
Gebanten andgegangen wäre, daß bie Gerichtsſtala fi 
aufbauen müfle in der Art einer umgekehrten Pyramide, 
und daß man ben eigentlichen Kern der Sache zu wenig 
berüdfihtigt habe. Wir brauchen ganz gewiß Sollegtal- 
erihte und wollen fie in unferer Strafprozeßordnung 
aber. Damit ift aber nicht gefagt, daß das größere 
Kollegialgeriht befier jet als das fleine, und daß auf 
ein Kollegialgericht von drei Richtern und vier Schöffen 
notwenbigerweife ein Sollegialgeriht von drei Richtern 
und ſechs Schöffen folgen müſſe. Diefer Schematiämus 
verfennt, daß es hauptſächlich auf eine geſunde, lebens— 
friſche Rechtspflege anfomme, daß es ankomme auf bie 
Tüchtigkeit ber Gerichte, die richtige Gruppierung zwiſchen 
gelehrten Richtern und Latenridhtern. Er verfennt ein 
weitere: je mehr man bie Gerichte in der Zahl vermehrt, 
defto mehr muß naturgemäß das Verantwortlichkeitsgefühl 
innerhalb der Gerichte abftumpfen. 
(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 
Daher darf man mit ber Größe nit über ein be— 
ftimmtes Maß hinausgehen. Man muß jeden einzelnen 
Richter bad volle Maß ber Verantwortung jeberzeit 
fühlen laſſen. 
(Sehr gut! bei den Nationalliberalen.) 

Meine Herren, die Strafprozeßordnung ift ganz be- 
fonder3 reformbebürftig, fie tft ein Kompromiß, ein Geſetz, 
Und da nun 
die Strafprozeßordnung das Geſetz ift, dad nad außen 
mit am meiſten berbortritt, von deſſen Geftaltung das 
Schickſal des er manchmal in einfchneidender Weife 
nu ift, fo tft e8 ein gang befonberer Schaben, wenn 
unjere Strafprogekorbnung nicht den mobernen Anforde: 
rungen genügt. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 
Daher, meine Herren, müflen wir beftimmt barauf 
bringen, daß alsbald ein ben mobernen Gmpfinbungen 
entſprechender Entwurf zu einer Strafprogeßorbnnung, wie 
er und bereits zugefichert ift, bem Reichstage vorgelegt 


werde. 
(Bravo! bei ben Nationalliberalen.) 


Bizepräfident Dr. Paaſche: Dad Wort zur Beant: 
wortung ber Snterpellationen hat der Herr Bevollmädhtigte 
gu Bundesrat, Staatsſelretär des Reichsjuſtizamts, 
irflihe Geheime Nat Dr. Nieberding. 


Dr. Rieberding, Wirkliher Geheimer Rat, Staats: 
fefretär des Reichsjuſtizamts, Bevollmächtigter zum 
Bundesrat: Meine Herren, es wäre nicht richtig, wollte 
ich leugnen, daß ſeit dem Tage, als das Reichsjuſtizamt 
von neuem die Vorarbeiten für die Strafprozeßreform 
wieder in die Hand nahm, bis zu den erſten Ergebniſſen 
dieſer Vorarbeiten längere Zeit verfloſſen iſt, als das 
hohe Haus erwarten durfte. Ich darf hinzufügen, längere 
Zeit, als wir er rg angenommen haben. 


hört!) 

Meine Herren, wir im Reichsjuſtizamt find mit ber 
ya feit langer Zeit jo eng verbunden, 
daß fih daraus für uns bon felbft das Verlangen ergibt, 
möglichſt bald zu einem Abſchluß dieſer ſchon allzu 
lange fi hinziehenden Reform zu kommen. Aber auf 
der anderen Seite wäre ed and nicht richtig, anzu— 
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nehmen, daß bei der Verzögerung, die in den Bor: (0) 


arbeiten leider eingetreten ift, ägungen ober Umſtände 
maßgebend mitgewirkt hätten, bie nicht in der Sache be: 
gründet wären, baß, wie man vielleicht aus ben Worten 
des eriten Herrn Snterpellanten annehmen könnte, finanzielle 
Bedenken entjcheidenb ind Gewicht gefallen wären, ober 
daß bet irgend einer Bundesregierung oder bei irgend 
einer Inftanz einer ber ng Regierungen das Beftreben 
obwaltete, die ganze Reform auf Nimmerwieberfehen zu 
verſchieben. Meine Herren, das ift nicht ber Fall, und 
ich werde mir erlauben, über bie Phafen während ber 
legten Entwidlung der Neformfrage Ihnen einige nähere 
Mitteilungen zu machen, die Sie erkennen laffen, worin 
bie Verzögerungen beruhten, und bie Sie vielleicht auch 
beftimmen werden, ein milderes Urteil denjenigen Inſtanzen 
gegenüber zu fällen, bie bei ben Vorarbeiten jo lange zu 
einem weiteren Fortſchritt noch nicht Hatten gelangen können. 
Was den Herrn Reichskanzler betrifft, meine Herren, 
fo bat er jetzt, nachdem bie Königlich preußiſche Regierung 
mit ihren eriten grunbfäglichen Entichließungen über bie 
Reform zum Ziele gefommen ift, ben beftimmten Willen 
andgefprochen, daß bie Reform mit allen Mitteln von 
feiten ber Reichsverwaltung fortgeführt werben folle, und 
er bat mir den ausdrücklichen Auftrag gegeben, dieſe feine 
Stellung hier im Reihdtage zum Audbrud zu bringen. 
Nun, meine Herren, erinnern Sie ſich — umb bie 
beiden Herren Interpellanten haben ja auch ben Umſtand 
fhon berührt —, daß wir nad) Wiederaufnahme der 
Neform zunächſt eine Kommiffion —* hatten, die den 
Auftrag erhielt, alle wichtigeren, hier in Betracht 
kommenden Fragen zu prüfen. Dieſe Arbeiten der 
ſtommiſſion haben zwei Jahre in Anſpruch genommen, 
und bieje beiden Jahre, meine Herren, müflen Ste billiger: 
weile von dem Schuldfonto der Regierungen doch ab- 
ichreiben; denn daß vor dem Abſchluß dieſer Arbeiten bie 


Regierungen ihrerfeird zu ben widtigften Problemen nicht (D) 


Stellung nehmen konnten, liegt auf der Hand. Als bie 
Kommtifion mit ihren Beichlüffen fertig war, haben mir 
nit verſäumt, fofort bie Werhandlungen und ihre 
ger in vollem Umfange der Öffentlichkeit zugänglich 
zu machen. 

Die Vorfhläge der Kommiffion haben nun in ber 
Öffentlichkeit eine Beurteilung gefunden, bie an fi wohl 
geeignet war, den Fortgang ber Reformbemühungen zu 
berzögern. Die Vorſchläge der Kommilfion, die von den 
beiden Herren Interpellanten hier, wenigſtens im großen 
und ganzen, lobend anerfannt wurden, nad meiner Anficht 
mit vollem Rechte, find in der Öffentlichkeit anfänglich fo 
vielen Anfeindungen begegnet, daß bie Regierungen ken g 
werden konnten und jedenfalls zunächſt die Frage prüfen 
mußten, ob denn bie Sritif, die an bie Kommiſſtons— 
borfchläge gelegt wurde, in der Tat berechtigt fe. Aber 
es wurben barüber hinaus und in Verbindung bamit auch 
Forderungen geitellt, aldbald ſchon in ben erften Monaten, 
nachdem bie Verhandlungen ber Kommiſſion veröffentlicht 
worben waren, Forderungen auf eine Ausgeftaltung bes 
Strafprozeffes, die den Regierungen bie Frage nahe legen 
fonnten, ob angeſichts folder Strömungen im Wolfe über: 
haupt die Zeit gefommen jel, an bie Strafprozehreform 
ernftlih heranzutreten. Denn, meine Herren, wenn wir 
eine Reform haben werben, werben wir fie nur haben 
auf einem Wege vorfichtigen Maßhaltens, wie ihn bie 
Strafprozeßlommiffion gegangen ift, nicht aber auf bem 
Wege ftürmifcher Gedanken, bie eine Umgeftaltung unferes 
Prozeſſes bedingen, wie fie, glaube ich, die Mehrheit 
biefes Haufe niemals bewilligen wird. 

Nun meine Herren, wir haben im Reichsjuſtizamt 
und durch dieſe Fritifchen Beanftanbungen nicht abhalten 
laffen, die Sache weiter zu betreiben. Wir haben noch 
in bemfelben Jahre 1905, in welchem bie Beichlüffe der 
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(Dr. Nieberbing.) 


(A) Kommilfion befannt gemadjt wurden, WBertrauensmänner 


aus den Juſtizverwaltungen berjentgen Bundesſtaaten 
hierher eingeladen, welche bei der Ausarbeitung von 
Juſtizgeſetzen hauptſächlich beteiligt zu fein pflegen. Wir 
haben uns bei biefer Gelegenheit zu unferer Genugtuung 
überzeugen können, daß auf Grund ber klärenden 
Kommilftonsverhandlungen im großen und ganzen bie 
Anſchauungen fih jo weit genähert hatten, daß wir mit 
einiger Sicherheit zu den weiteren Vorarbeiten übergehen 
fonnten. Dad Reichsjuſtizamt bat fih darauf an bie 
preußifche Negterung gewendet und ihr diejenigen Gedanken 
vorgelegt, von denen wir nad ben vertraulichen Bor: 
beiprehungen annahmen, daß fie maßgebend fein könnten 
für bie weiteren Beſchlüſſe. Nun ge fih im Schoße 
ber Königlich preußifchen Regierung fofort ein Bebenten, 
das auch bereitö bei ben vertraulihen Minifterials 
fonferenzen ber Bundesſtaaten zum Ausdrud kam, aber 
damals zunächſt nicht verfolgt wurde, das aber von großer 
praftifher Bedeutung werben mußte, wenn e3 in ber Tat 
berechtigt war. 

Meine Herren, die Kommiſſion hatte vorgeidlagen, 
die Schöffengerihtöverfaffung durch alle Gerichte durch— 
zuführen, und bei ben Bertretern der Regierungen war, 
wenn td bon den Schwurgerichten abfehe, die Genetgthett 
vorhanden, diefem Vorſchlag Folge zu geben, — aber 
vorbehaltlich der Frage: wird es in ber Bevölkerung aud) 
genügend Laienmaterial geben, um alle Gerichte aus— 
reihend mit Laienrichtern zu befegen? Diefe Frage eradhtete 
bie preußifche Juftizverwaltung nicht nur bon fo großer 
prattiicher Bedeutung, fondern hielt fie auch für jo zweifel- 
haft, daß man beſchloß, darüber im ganzen Staatägebiet 
nähere Erhebungen anzuftellen. Der preußlfhe Herr 
Juſtizminiſter bat demzufolge bie Oberlandbesgerichte ver- 
anlaßt, Petit e Ermittelungen anzuftellen Darüber, ob 
eö möglich fei, die Gerichte zu befegen in dem Umfange, 


(B) wie es die Beſchlüſſe der Kommtjfion zur Folge haben 


Die Erhebungen, meine Herren, erforberten 

ewiffe Zeit, bie Sie bei Ihrer Be- 
urteilung ber amttiden pofittionen doch beachten müflen. 
Die Erhebungen find vernemend audgefallen. Aus ben 
Berichten der Oberlanbesgerichtöpräfidenten ergab ſich ganz 
zweifellos — und ber preußiſche Herr ——— tft 
ber uffeflung beigetreten —, daß zu einer Beſetzung ber 
Gerichte mit Schöffen in dem Umfange, wie e8 bie Straf: 
prozeßkommiſſion vorgefehen Hatte, wohl in einigen, 
immerhin großen Teilen des preußifchen Staatögebiet3 das 
Material vorhanden jet, aber in anderen @ebteten nicht 
vorhanden fei, und daß man beöhalb in biefen Gebieten 
an bie Durdführung der Schöffengeriätöperfafjung in 
vollem Umfange nit denken könne. 

(Oh! oh! bei den Sozialdemokraten.) 

Damit trat, meine Herren, an bie preußtfhe Regierung 
bie Frage heran: will man überhaupt ben Gebanfen ber 
Schöffengerichtsverfaſſung feithalten? will man ihn viel- 
leiht nur teilweife durdführen? oder melden Weg ſoll 
man num einschlagen? 

ALS diefe Frage noch ſchwebte, trat mun aber bie 
Bewegung ein, von ber aud bie beiden Herren Suter 
pellanten geiprochen haben: bie Veröffentlihungen, die der 
Herr DOberbürgermeiiter Adides über bie künftige Ge— 
ftaltung des beutichen Prozefjes mit intereffanten Hin- 
wetfen auf bie engliſchen Erfahrungen veranftaltete. Bon 
biefen Beröffentlihungen konnte man bamals — ſie 
waren ein juriſtiſches Ereignis; denn ſelten hat eine Ver⸗ 
öffentlihung, felten haben neue legislatoriihe Vorſchläge 
in ber Weiſe weite Sreife zu neuen Gedanken und 
Wünſchen angeregt wie biefe. Daß bie Vorjchläge des 
Herrn Oberbitrgermeifterd Adickes in ihren Ze. Zielen 
mitt einer deutſchen Gerichtöverfaflung, wie wir fie uns 
denken, nicht vereinbar find, das hat wenigftend der eine 


würden. 
naturgemäß eine 


Reichstag — 16. Situung Dienstag ben 12. März 1907. 


ber Herren Anterpellanten bier fon bemerkt. 
auc die Anſchauung der Neichöverwaltung, und ich für 
meine Perſon ftimme barin überein mit dem preußtichen 
Herrn Juſtizminiſter, der fih ja darüber ſchon im Haufe 
der Abgeordneten audgefprochen hat; ich zweifle auch nicht, 
daß bie übrigen Bundeöregierungen im weientlichen ber- 
felben Auffaffung fein werden. 

Aber auf ber anderen anderen Seite, meine Herren, 
enthalten die Reben und die Schriften des Herrn Abides 
doch jo viele geifivolle Anregungen, die weiter erwogen 
werben mußten, baß e3 ganz verſtändlich ift, wenn er 
auch wieder eine gewiffe Zeit hinwegging. Sie bradten 
vor allem bie Anregung, die ebenfal$ von ben Herren 
Sfnterpellanten berührt worden ift: ob nicht im Laufe ber 
Zeit in unferer Rechtspflege ein Nichterapparat fih ent: 
widelt habe, ber bie Gerichte fo fchwerfälig made, daß 
bie Gevölkerung und die Rechtſprechung in gleicher Weiſe 
darumter leiden, — und daraus erwuchs bie Frage, ob 
man nicht eine Vereinfachung in der Befegung der Gerichte 
eintreten laffen könnte. 

Auch diefe Frage befand ſich noch in der Erörterung, 
ald dann der Stongreb ber befannten internationalen 
friminaliftifhen Vereinigung im September vorigen Jahres 
zu Frankfurt zufammentrat. Meine Herren, bie inter: 
nattonale £riminaliftiiche Bereinigung ift eine ae 
von hoch angefehenen juriftiihen Praktikern und Gelehrten, 
welche indbefondere auch die MWerbefferung unſeres 
Strafprozeſſes fih zur Aufgabe geftelt hat. Aus 
ben Reihen der friminaliftifhen Vereinigung waren den 
ein m der Strafprozeßlommiffion ganz beſonders 
heftige Gegner erwachſen. Beröffentlihungen ber inter: 
nationalen kriminaliftiſchen Bereinigung gingen barauf 
hinaus, dad ganze Gebäude, bad die Strafprozehfom:- 
miffton, die im Reichsjuſtizamte getagt hatte, auf: 
geführt Hatte, bis in den Grund zu erſchüttern. Wir 
fonnten alfo, als wir hörten, daß bie deutſche Gruppe ber 
internationalen friminaliftifhen Bereinigung in Frankfurt 
demnächſt zufammentreten werbe, wohl geipannt barauf 
fein, was nun denn in diefer ſachkundigen und illuſtren 
Berfammlung für Borfhläge zur Reform des Straf: 
prozeffe3 berbortreten würden, und es fann in ber Tat 
doch niemandem, ber fi bamald mit ber Reform bes 
Strafprogefied zu beichäftigen hatte, ein Vorwurf daraus 
gemacht werben, daß er abwarten wollte, weldhe Stellung 
der Frankfurter Kongreß zu der Frage einnehmen würde. 
Meine Herren, da muß ich mun fagen bei aller Hochachtung 
vor ber internationalen friminaliftiihen Bereinigung und 
ihren Beftrebungen: ihr Kongreß und feine Beſchlüſſe waren 
fir und eine Enttäuſchung. Ste endeten mit einer 
Negation. Sie ftellten feft, daß wir zurzeit noch nicht in der 
Rage feien, zu beurteilen, wie ber deutſche Strafprozeß 
richtig organifiert werben könne. Ste führten zu ber 
Meinung, daß es zunächſt ber Einfegung einiger om: 
mifftonen bebürfe, die bie Aufgabe hätten, bier bei uns 
in Deutſchland näher zu prüfen, wie denn ber gegenwärtige 
Prozeß ge werbe, was für Ergebniffe er in ber 

axis aufweiſe im ben verſchiedenen Lanbesteilen, was 
ür Folgen fi daraus für bie gefeggeberifhe Umgeftaltung 
er Prozeßordnung ergeben würden. Sie führten ferner 
u bem Beſchluß, eine befondere Kommiffion niederzufegen, 
te England bereifen, bort durch die Inaugenſcheinnahme 
der Einrichtungen in ihrer praktiſchen Funktionterung in 
Anlehnung an die Gebanten von Adides feftftellen follte, 
was denn in ber Tat fi wohl eigne, aus bem englijchen 
Prozeß übernommen zu werben in ben deutſchen Brosch. 


Nun, meine Herren, eine Verwaltung, bie etwa 
bon ber Mbfiht ſich hätte leiten laſſen, bie Fort— 
ü über den Strafprozeß 


=. ber Verhandlungen 
dilatoriſch zu behandeln, hätte feinen befleren Grund 
für ihr Verhalten finden kömen al3 ben Hinweis 


Das ift (CO) 


(Dr. Rieberbing.) —— 








(A) auf jene Verhandlungen in Frankfurt a. M. Unſerer 


preußiſchen Regierung hätte man es kaum verargen 
tönnen, wenn fie damals gefagt hätte: num wollen wir 
erft abwarten, was bie internationale, kriminaliſtiſche 
Bereinigung auf Grund ihrer Erhebungen für Beſchlüffe 
faflen wird. Das aber ift in Preußen nicht geichehen, 
fondern da hat man ſich auf den Standpuntt geftellt, daß wir 
nicht zu warten brauchen, bis anf bie in Frankfurt gewollte 
Art und MWeife ermittelt fein würde, wie bie geltende 
Prozeßordnung in unferem Baterlande funktioniert, wie 
die Berhältnifje angeblih in England liegen, und was 
daraus für uns ſich zur Nahahmung eignen fönnte. Die 
preußifhe Regierung hat fi, trogdem die Beichlüffe der 
Internationalen —— Vereinigung vom September 
vorigen Jahres noch nicht zur Durchführung gekommen 
find, ihrerſeits über die Grundlage ſchlüſſig gemacht, bie 
fie für das neue Prozeßverfahren ald geeignet betradhtet. 
Diefe in letzter Zeit von ber preubifcen Regierung 
gefaßten Beichlüffe beziehen fich zunächſt auf die Gericht3- 
berfaffung, aber fie treffen damit doch den wichtigſten 
und auch jchwierigften Teil ber ganzen großen Reform: 
aufgabe. Sie find naturgemäß nicht maßgebend für bie 
übrigen Bunbesregierungen; denn diefe haben das Recht, 
aud ihre Meinung im Bundesrat geltend zu maden, bie 
Beichlüffe ber preußifhen Regierung find für ben Bundes— 
rat nicht entſcheidend und follen es nicht fein. Unſere 
Aufgabe im Reiche aber wirb es fein, über die preußtfchen 
Beihlüffe mit dem Bunbesregterungen in Verbindung zu 
treten und bermöge deffen zu einem gemeinfamen Reform- 
plan zu gelangen. Weil aber doch biefen Beſchlüſſen ver: 
möge der Stellung ber preußifchen Regterung ein beſonderes 
Gewicht beimohnt, jo möchte ih unter dem Bor: 
behalt, den ich vorhin ausgeſprochen habe, auch Ihnen 
von dem Inhalt Kenntnis geben, um Sie zu überzeugen, 
daß es in ber Tat nicht nur bei der Reihöperwaltung, 


(8) fondern auch bet den einzelnen Negierungen, insbeſondere 


bei ber preußiichen Regterung, bie beftimmte Abficht ift, 
bie NReformarbeit ernfthaft zu betreiben. 

Nach der Auffaffung der preußiſchen Regierung follen 
bie Geridte fih in Zukunft in folgender Weiſe aufbauen. 
Zuftändig für die Übertretungen, alfo für bie Heinften Delikte, 
follen fein die Amtägerichte, ohne Zuziehung von Schöffen, 
tm Sinne von Anregungen, die aud von der Sirafprozeb- 
fommiffion gegeben find. Zuftändig für Vergehen und 
leichtere Verbrechen follen fein Schöffengerichte in ber 
Einrihtung, wie wir fie jegt haben, ein Richter mit zwei 
Schöffen, aber mit einer erweiterten Kompetenz nad oben 
hin. Wen, im Sinne ber Befhlüffe ber preußifchen 
Regierung, ben Schöffengerihten bie Aburiellung ber 
—— genommen ſein wird, weil dieſe kleinen 
Sachen en ſolchen Prozeßapparat nicht rechtfertigen, 
wirb in ben Schöffengerichten Zeit und Kraft geſchaffen 
fein, um auch ſchwerere Delitte an bie alten Schöffen: 
—— zu verweiſen. Es ſoll deshalb ein Teil der 

traftaten, die zurzeit bei den Strafkammern ab— 
geurtellt werden, übergehen auf die Schöffengerichte 
nach ber Tendenz des Geſetzes vom 5. Juni 1905, 
ber fogenannten lex Hagemann, dad ja auch ſchon 
bie Kompetenz der Scöffengerihte erweitert Hat. 
Für die ſchweren Delikte fol zuftändig fein eine Straf: 
fammer, aber in der gemiſchten Befegung von Richtern 
und Schöffen. — Danıit wird von ber preußifchen Re— 
gterung anerkannt, daß die Schöffengerihtäverfaffung 
durchgeführt werden muß. — Im näheren hat man fid 
über die Befegung mit Richtern und Schöffen, über bie 
Zahl der einen und ber anderen, noch nicht fchlüffig ges 
madt. Soll man bie Zahl von fünf Richtern nehmen, 
— fol man die Zahl don fieben Richtern mählen, 
wie die Strafprozehlommilfion vorgefchlagen hat, — foll 
man bie Zahl herunterſetzen, foll man ettwa einen Richter 
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und zwei Schöffen aud in dieſer Straffammertnftang (C) 


nehmen, — wie foll man hier regulieren? Die preußtiche 
Regierung ift bis jest nur zu der Anficht gefommen, daß 
ber Vorſchlag ber Strafprozeßkommiſſion, eine Befekung 
von drei Richtern und vier Schöffen zu wählen, zu weit 
geht, daß eine ſolche Beſetzung eine zu umftänblihe fein 
würde, daß man in biefem Punkte auf die Borfchläge ber 
Strafprogeklommiffion nicht eingehen könne. 

Endlich, meine Herren, 5 bie Mburteilung ber 
fchwerften Verbrechen, wie biöher, bei ben Schwurgerichten 
verbleiben. Ich babe ſchon in einer vorigen Seffton bie 
Ehre gehabt, dem Reichsſstag mitzuteilen, daß in biefem 
Punkte angefihts der Auffaffung der Königlich prenßifchen 
und Königlich bayerifchen Regierung eine Abänderung ber 
beftehenden Zuftänbigfeit vorausſichtlich nicht vorgeſchlagen 
werden würde. Die preußifche Regierung hat nunmehr 
formell in Diefem Sinne Stellung genommen. 

Das tft die eine Seite der Frage: die Bilbung ber 
erften Inſtanz. 

Was die zweite Inſtanz betrifft, meine Herren, 
fo fol es natürlich bezüglih der Schwurgerichte bei 
dem biäherigen Verfahren verbleiben. Gegenüber ben 
Urteilen der Schwurgerichte ift die Revifion, aber nicht 
bie Berufung zuläſſig. Dabingegen fol bet ſämtlichen 
übrigen Gerichten das Prinzip der Berufung durchgeführt 
werden. Darin tritt alfo die preußiſche Regierung ben 
Vorſchlägen bei, die in ber Strafprozeßkommiſſion gemadht 
worben find. Die Berufung wiirde darnach gegeben fein gegen 
die lirteile des Amtsrichters In Übertretungsfadhen, ge en bie 
Urteile — ich will hier Die biäherige Bezeichnung beibehalten, 
fie muß ja fpäter geändert werben —, ber Schöffen: 
gerichte bei Vergehen und leichteren Berbredhen und gegen 
bie Urteile der Straflammern bei den ſchwerſten Straftaten. 

Diefe Berufsinftanzen, meine Herren, follen gebildet 
werden in ber unterftien Inſtanz, bei den Straflammern 
ober bei den Schöffengeriditen, das tft noch a erwägen; 
im übrigen aber, fomweit es ſich alfo um bie Berufung 
egen die Urteile der Schöffengerichte und gegen bie 
enigen ber Straffammern handelt, bei den Landgerichten. 
Damit wird ber Sat, ber früher fo oft im Schoße ber 
berbünbeten Regierungen biöfutiert wurde, ob bie Berufungs- 
gerichte bei den Landgerichten ober bei den Oberlandes— 
erihten errichtet werben follen, im eriteren Sinne er: 
ebigt. Die preußiſche Regierung Hat fih zu dem 
Vorſchlage entichloffen: die Berufung foll ſich abiptelen bei 
ben Landgerichten. Died aber mit einer Maßgabe; einmal 
fol es nicht auögefchloffen fein, daß bort, wo Hleinere 
Berhältniffe obwalten, eine Berufungsfammer auch für 
mehrere Landgerichte eingerichtet werben kann, fobaß bie 
an einem Landgerichte eingefegte Berufungskammer auch 
für ſolche Urteile zuftändig fein würde, die von ben Straf: 
fammern anderer Landgerichte gefällt werden, und zweitens, 
meine Herren, foll bort, wo räumliche, perfönliche ober 
fonftige Berwaltungsrüdfiten dies nahe legen, geftattet 
fein, äußerlih die Berufungskammern auch anzuschließen 
an bie Dberlandesgerichte, ohne daß fie ala Inftanz in 
beren Rahmen —35 — fie werben nicht Berufung: 
fenate, fie bleiben Berufungskammern. Das ift für Die 
Verhältniffe folder Staaten gedacht, die nicht fo große 
Oberlandesgerichte eingerichtet haben wie Preußen, wo 
beöhalb die Oberlanbeögerichte den einzelnen Landgerichten 
näher ftehen, als das in Preußen ber Fall tft. 

Meine Herren, das find die Grundzüge, bie wir jest 
mit den übrigen Bunbedregierungen zu erörtern haben 
werben. Nah ber Zeit, die inzwifhen verfloffen ift, 
feitbem die Prototolle der Strafprozeßkommiſſion ver— 
öffentliht wurden, glaube ich, wirb es für bie übrigen 
hoben Regierungen außer Preußen nicht ſchwer fallen, zu 
den Beichlüffen, die wir ihmen unterbreiten, Stellung zu 
nehmen, und nachdem dies geſchehen if, muß für ung 
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(Dr. Nieberbing.) 


(a) im Reihsjuftizamt fih die Aufgabe ergeben, auf biefem 


(B 


u 


Unterbau den neuen Prozeß aufzubauen. 

Diefe Arbeit, meine Herren, ift von und aber ſchon 
vorbereitet. Wir find in der Zwifchenzeit nicht müßig 
gewefen, und das ganze prozefiuale Syftem, wie wir es 
und denken — abgejehen natürlich von den Modifikationen, 
die aus den früher und noch nicht befannt gewejenen Be- 
ſchlüſſen der preußiſchen Regierung fid ergeben —, tft fo 
weit vorbereitet, daß wir im nicht zu langer Zeit mit 
diefer, gleichwohl noch recht fchwierigen Arbeit fertig zu 
werben hoffen. Es handelt fih immerhin, meine Herren, 
um einen Sober von 400 bis 500 Paragraphen. Es 
erforbert Zeit, einen folden herzuſtellen und unter ben 
Juſtizverwaltungen au vereinbaren, mamentlid wenn es 
fih um fo biffizile Fragen handelt, wie fie vielfach beim 
Strafprozeh in Betradht kommen. Aber ih glaube doch, 
daß wir im Reichsjuſtizamt in nicht zu langer Zeit mit 
biefer Aufgabe fertig werden Lönnen, um unfere Arbeit 
dann ber Beurteilung der Bunbesregierungen und bes 
Bundesrats zu unterbreiten. 

In jedem falle, meine Herren, werben Sie aus 
diefen Mitteilungen über bie Arbeiten, die in der Reichs— 
verwaltung gef! worden find und geführt werben, und 
über bie Entſchließungen, die im Schoße der preußiichen 
Regierung nunmehr gefallen find, wie ich hoffe, bie Uber— 
zeugung gewinnen, daß es mit der Reformarbeit in allen 
Streifen ber Regierung Ernft ift, und daß alles daran gefett 
werben fol, um bie Reform zu beſchleunigen. Sch habe 
fhon erwähnt, baf ber Herr Reichskanzler willens if, 
ſeinerſeits, joweit feine Kräfte reichen, feine Ideen durch— 
zuführen, und Ste können überzeugt fein, baß aud beim 
Reichsjuſtizamt der fefte Wille befteht, die Sache in jeder 
Weiſe zu ordern. 

(Bravo!) 


BVizepräfident Dr. Paaſche: Das Wort zur Geſchäfts— 
ordnung hat ber Herr Abgeordnete Baffermann. 


Baflermann, Abgeordneter: Ich beantrage die Be— 
Iprehung des Gegenftandes ber beiden Interpellationen. 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Der Antrag bebarf der 
Unterftügung durch 50 Mitglieder. Ich bitte, daß bie 
jentgen Herren fih von den Plätzen erheben, die ben 
Antrag unterflüßen. 

(Geichieht.) 


Die Unterftügung reiht aus; wir treten in die Be— 
ſprechung ein. 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Gieſe. 


Dr. Gieſe, Abgeordneter: Meine Herren, nach den 
Erklärungen des Herrn Staatsſekretärs kann ich mid 
darauf beſchränken, in wenigen Worten die Stellung 
meiner politiſchen Freunde zu den hauptſüchlich in Betracht 
fonmenben Fragen darzulegen. 

Wir haben mit Freude gehört, daß nun ber ernfte 
Wille vorhanden ift, an eine Anderung und Neform bes 
Strafprogefied heranzutreten. Wir haben mit Freude 
vernommen, dab namentlih bie frage ber Ginführung 
der Berufung gegen Urteile der Straftammern ober bie 
an beren Stelle tretenden Gerichte und die Frage bezüglich 
ber Zuziehung des Laienelements zu den Straflammern 
ihrer Löſung entgegengehen follen. 

ie erite Frage, bie der Berufung, hat ja eine lange 
Vorgeſchichte, auf die die Herren Interpellanten bereitö 
eingegangen find. Ich und meine politifchen Freunde 
halten e3 für bringenb geboten und notwendig, daß bie 
Berufung eingeführt wird. Mir halten es namentlih in 
biefem Zeitpunkt für unauffchtebbar, nahdem im Militär: 
ftrafprogeßverfahren die Berufung zugelaffen worden ift. 
Es ift hierdurd eine Inkongruenz zwifchen dem Verfahren 


bei den bürgerlichen Strafgerihten und bei ben Militär: (C) 


ftrafgeriditen gefhaffen worben, bie nicht länger getragen 
werben fanı. 

Meine Herren, ich ſpreche bier zunächft allein von ber 
Berufung, ganz Ioögelöft von der anderen frage, ob bie 
Straffammer beftehen bleiben wird, ober ob an beren 
Stelle andere Gerichte, Schöffengerichte, treten. 

Ich wende mid num zu biefer Frage, ob bie Straf: 
fammern, wie ed in bem Antrage Graf Hompeih und 
Genoffen lautet, durch Schöffen ergänzt, alfo —— 
Schöffengerichte gebildet werben ſollen. In dieſer Richtung 
hat uns der Herr Staatsſekretär ſoeben eine höchſt be— 
friedigende Erklärung abgegeben. Meine politiſchen 
Freunde treten dafür ein, daß an Stelle der Straflammern 
große Schöffengerichte eingeführt werben. Es hat uns 
er Herr Staatsfetretär ein ganzes Syſtem berartiger 
Laiengerichte vorgeführt, die bei einer fpäteren Anberung 
ber Strafprozeßorbnung bzw. des Gerichtäverfaffungs: 
gejeged in Ausſicht genommen find. Es werben biefe 
— natürlich ſeinerzeit einer ernſten Prüfung be- 


ürfen. 

Bei den Schöffengerichten will ich übrigens er— 
wähnen: mit den größeren Schöffengerichten haben 
wir früher ſchon in manchen deutſchen Staaten 
ute Erfahrungen gemadt. Im Königreich Sachſen be 

nden 3. B. derartige größere Schöffengerichte, fie find 
erft abgefhafft worden dur das Inkrafttreten der Reichs 
ſtrafprozeßordnung. Cine jehr ſchwierige Frage wirb es 
fein — barin muß ih dem Herrn Staalsſekretär voll: 
fländig recht geben —, bie richtige Mifhung zu finden, 
in ber bei dem einzelnen Gerichten das Lalenelement und 
das Berufärichterelement zufammengefügt wird. Meine 
—— Freunde find der Meinung, daß auf eine fiber: 
pannung des Latenelement3 nicht zugelommen werben 
fol. Ste find der Metmung, daß es fi nicht darum 
hanbelt, recht viele Yatenrichter irgendwelcher Art zu haben, 
nein, wenige gute Zaienrichter verbürgen eine viel ficherere 
und gerehtere Rechtſprechung als eine größere Zahl 
weniger Befähigter. Es ift vom Herm Staatsjelretär in 
biefer Richtung ſchon fehr richtig auf das praftifche Moment 
bingewiefen worden, daß ed, wenn ein Ülbermaß bon 
Schöffen geforbert würde, nicht möglich fein würde, bie 
erforderlichen Perſonen, die die nötige Qualififation zu 
dieſem Amte befiten, in wetten Teilen Deutſchlands heraus: 
zufinden. So möchte id alfo aud) dafür pläbieren, daß 
das Latenprinzip bei den Schöffengerichten in feiner Weiſe 
überjpannt werben möge. 

Die Frage der Schwurgerichte, meine Herren, will 
id nur ftreifen. Jedenfalls wird meine Partei nie fo 
weit gehen, daß fie über biefer Frage oder ber Frage bes 
Erfaged der Schwurrgerihte durch die in der Kommiſſton 
borgeichlagenen großen Schöffengerihhte etwa eine Reform 
ber Strafprozeßordnung und einzelner Teile bed Gerichts: 
verfaſſungsgeſetzes fcheitern laffen würde. Auf die anderen 
Punkte, die in Betracht gezogen worben find, einzugehen, 
ift bier wohl nicht der Ort. Biele von ben borhin 
erwähnten Materien, wie 3. B. eine Reform des Bor- 
verfahrend, eine LUmgeftaltung der linterfuhungähaft, 
können wir volllommen unterjhhreiben, einigen anderen 
ftehen wir ffeptifh gegenüber. Solde Tragen werben 
wir feinerzeit in ben Stommiffionen, bie zur Durhberatung 
ber Entwürfe eingefegt werden müflen, aufs ernftlichfte 
zu prüfen haben, und meine politiihen Freunde jagen 
eine eruſte Mitprüfung zu. 

Meine Herren, hoffen wir, daß bie er 
die und vom Herrn Stantöfefretär zugefagt worden if, 
recht bald eingebradyt werde, hoffen wir — unb mir 
haben auch diefe Zuverfiht zu ben Regierungen —, daß 
fie diejenigen Barantien biete, bie ein gerechte und ge— 
fundes Strafverfahren fihern und bie geeignet find, das 


en 


D) 


(Dr. @iefe,) 





(A) Vertrauen bed Volkes in bie beutfchen Gerichte und deren 


Sprüche zu befeftigen und zu heben. 
(Bravo! rechts.) 


Vizepräſident Dr. Paaſche: Dad Wort hat der Herr 
Abgeordnete Stadthagen. 


Stadthagen, Abgeordneter: Meine Herren, ben bes 
— Lobſprüchen, die der letzte Herr Vorredner den 
usſichten zollte, die der Herr Staatsſekretär uns eröffnet 
jr fann id} nad) feiner Richtung beitreten. Ich bebaure, 
aß das Reichsjuſtizamt und dab das Breußifche 
Miniftertum da, wo es fo leicht — wäre, poſitive 
Arbeit zu leiſten und das tatſächlich keineswegs nur bei 
ben Arbeitern, ſondern bis weit in bie bürgerlichſten 
Kreiſe hinein völlig geſchwundene Vertrauen in die Rechts— 
pflege zu heben, nicht ben Weg beichritten haben, auf bie 
praftifhen Vorſchläge einzugehen, die feit jetzt über ein 
Dugend Jahre hier im Hauje inäbefonbere jeitend meiner 
Barteifreunde geftellt find. Wären jene Anträge an: 
genommen — aud in einem Zeile der Anträge des 
Zentrumd und ber freifinnigen Partei fanden ſich ſolche vor, 
bie nicht in erfter Linie dahin gingen, formal ein Behitel 
zu geben, um zu beruhigen: Berufung, kleine Dekoration 
mit Baienrichtern, u. dal, fonbern bie ald Zug ber ganzen 
Reform, als ihre Grundlagen daran dadıten: woran Liegt 
es, daß das Vertrauen in bie Nechtiprehung gleich Null 
if, und weldher Weg kann beſchritten werden, um das 
Vertrauen zu heben? — id fage, wenn dieſe Anträge 
angenommen wären, jo wiürben wir heute nicht von einer 
folden Depravierung der Yuftiz ſprechen können und von 
einer jo follofialen luft zwiſchen dem Gerechtigkellsgefühl 
und der Juſtiz, zwifhen dem, was gerecht ift und dem, 
was die Juſtiz urteilt, urteilen muß auf Grund ber 

Ba Organifationen, die wir heute haben. 
3 ift vorhin von den Borfhlägen und dem Bericht 


(B) einer großen Kommiſſton geſprochen. Ich werbe bet ber 


—— der Arbeit dieſer Kommiſſion nicht der mit 
einer gewiſſen rückſichtsloſen Beiſeiteſchiebung von Tat— 
ſachen angewandten Methode mich bedienen, die der Herr 
Staatsſekretär gegenüber ber internationalen is 
naliftifhen Vereinigung anwendet, nicht in biefen Ton 
fallen gegenüber jener großen Kommilfion — groß nicht 
bezüglich der Arbeit, die fie geleiftet, groß nicht bezüglich 
bed Inhalis der Arbeit, groß lediglich bezüglih der 
furchtbar vielen Seiten, die zufanımengefchrieben worden 
BR nicht um eime Reform zu geben, jondern — das wirb 
a audbrüdlid bei ber —— erklürt — um ein 
paar Fragen, die das preußiiche Minifterium gern erledigt 
wiſſen wollte, ein paar ragen zu behandeln, bie bei ben 
früheren Verhandlungen über die Juſtizreform bier im 
Reichſstag Gegenftand ber Differenz zwiſchen dem nn. 
* und der —— Miniſterien ber Juſtiz und ber 
N anzen waren, berjelben Finanzen, die in der Tat für 
ragen der Ktultur und der Rechtspflege auch nicht einen 
fennig übrig haben, übrig baben können ihrer ganzen 
truftur nad. Für die Juſtiz bat Preußen fein Gelb 
und, wie eben ber Herr Staatsſekrelär — in ber Tat zu 
meiner Überrafgung — erflärt hai, auch nicht die Sträfte, 
bie gerecht urteilen können — denn auf anderes läuft es 
niht hinaus, wenn ber Herr Staatäfekretär jagte: 
bie preußiſche Regierung hat erflärt, dab — wie 
ich ingufüge, danf der jammerbollen Schulung, bie 
in Preußen ift, und bank dem Mangel einer Befeitigung 
ber rüdftändigen Einrichtungen felb — Gutsbezirke 
uſw. in Preußen — es ihr außerordentlich an Kräften 
— — die nach ihrer Anſchauung zum Amt eines 
chöffen fähig find, da fie glaubt, daß in weiten Landes⸗ 
teilen — nehme an, es find bie ländlichen Zeile — 
überhaupt geeignete Schöffen nicht finden können, eine 
anferotterflärung, die fi) die preußiiche Regierung aus⸗ 
Neichötag. 12, Legiel.-P. I. Seſſion. 1907. 
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ſtellt, die in der Tat nicht ganz zutrifft. Die Finanz- 
bedenken und bie übrigen Bedenken, die bie preußiſche 
Regierung hat gegenüber einer burchgreifenden Reform 
bed Strafprozeſſes, biefelben negativen Bedenken, bie 
leider ausgeſprochen find auch in ber fogenannten großen 
Kommiſſton, haben mit vollem Recht durhaus nidt nur 
die Mitglieber der deutihen Landeögruppe ber tnter- 
nationalen kriminaliſtiſchen Bereinigung, fonbern, ſoweit 
id) e8 Habe verfolgen können, fo ziemlich ſämtliche Juriften 
und Nichtjuriften, die fi über die Frage der Reform des 
Strafprozeffed oder ber Gerichtsverfaſſung nad ber 
Richtung Hin: „wie können wir einen Zuftand herbeiführen, 
der gerechte Urteile und Wertrauen zu ber —*— 
ſchafft?“ nicht für zutreffend erachtet und re fid) dahin 
ausgefproden: bie Arbeiten der Kommiifion find von 
Anfang bis zu Ende für dieſen Zweck nicht tanglid. 
Es fann ſich nicht nur darum handeln: foll ba bie Berufung 
eingerichtet werben ober niht? Nicht barum handelt e3 
fid) bei den Grörterungen aud ber Bereinigung, ſondern 
um bie Betonung; wenn die Vorſchläge, bie die bamaltge 
Kommiſſion machte, und die jegt im großen und ganzen, 
wie e3 fcheint, Die preußifche Regierxung ebenfalls made, 
angenommen würden, würden wir nicht eine Berbefjerung, 
fondern, was id faum für möglich gehalten hätte, eine 
Verſchlechterung der Rechtöpflege befommen. 

Es ift gejagt worden, die Berufung fol, muß durch—⸗ 
geführt werden. Ja, warum ift benn bie Berufung 
— Sie iſt gefordert von den Laien, von den 

ngeflagten, bon denjenigen, bie im Intereſſe des in 
feinem Anſpruch auf Gerechtigkeit verkürzten Angeklagten 
behaupten, daß eine Unmenge von Urteilen gegen Angellagte 
ergeben, bie bem Rechtsbewußtſein kraß widerſprechen. 
Deshalb ift bie Forderung anfgeftellt, e8 muß eine zweite 
Inftanz eingerichtet werden, in ber dem Angeklagten fein 
Recht wird, der heute oft erit aus bem fchriftlichen Urteil 








— man nennt fie Entſcheidungsurteile, in juriftiichen (D) 


Kreifen Entihuldigungdurteile — erfieht, inwieweit er 
ſchuldig erklärt if, wad von ihm angenommen ift, 
wie verfehrt bie Zeugenausfagen aufgefaßt, wie verfehrt 
ber Tatbeftand und feine eigenen Behauptungen aufgefaßt 
find. Dem fol man eine zweite Inftanz geben, — man 
mag fie Wiederanfnahmeverfahren oder en 
nennen, das fol und gleichgültig fein. Soll nun au 
zum Nachteil ber Nechtöpflege des Angeklagten dem Staats» 
anwalt das Net gegeben werben, ebenfall3 Berufung 
einzulegen, zu appellieren gegen ein gute Urleil, damit 
er eim fchlechtereß lirteil in einer höheren Inſtanz bes 
tomme? Zu Unrecht bejaht die Kommiffion diefe Frage. 
Früher wurde, indbefondere in bem Antrag, ber von Herrn 
Mundel eingereiht war, mit vollem Rechte Berufung 
lediglich zu Gunften bes Angeflagten gefordert. Der Ruf 
nah Berufung beruht auf den Beſchwerden, bie von ben 
Angellagten oder denjenigen, bie bie Rechte der Ange⸗ 
Hagten wahrnehmen wollen, wegen der falichen Beurtei- 
lung, die dem Angellagten widerfahren ift, erhoben worden 
find. Aber jene Vorkommiſſion will nicht nur die Ber: 
ſchlechterung einführen, daß bie außerhalb jeder Berant- 
wortung ſtehende Anklagebehörde, die Staatsanwaltſchaft, 
Berufung einlegen kann; ba iſt ja gar noch ber unerhörte 
und umngeheuerlihe Antrag zum Durchbruch gelommen, es 
fol die Staatsanwaltihaft auch noch Anjhlußderufung 
einlegen können. 
(Hört! hört! Links.) 
Für den Fall, daß etwa der Angeflagte Berufung ein- 
legt, fein Recht haben will, fol zur Strafe dafür, daß er 
vom preußifhem Staat etwas Gerechtigkeit im höherer 
Inſtanz erwartet, die Staatsanwaltihaft, auch wenn bie 
Rechtsmittelfrift Tängft abgelaufen ift, Berufung einlegen 
fönnen: in einer Anſchlußberufung fol aud zu Ungunften 
des Ungellagten vorgegangen werben dürfen, — ein Bor: 
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Dun Be: weit über bie ſchlechteſten Prozekbeitimmungen 
bed Mittelalterd aller Bänder hinausgeht. 
(Sehr wahr! linie.) 

Mit der Einführung einer ſolchen neigen her 
für beide Teile wirb dem Verlangen nad einer Berufung 
zum Schuß bed Rechts und bed Angeklagten nicht ent= 
ſprochen. Mit dem Wort „Berufung“ tft nichts geleiftet. 
Sie erſcheint tn ber in —— nn Art nur als 
ein täufchendes Beruhigungämittel. Man kann erft wiffen, 
was es mit dem Nechtömittel auf fi hat, welche Folgen 
biefes hat, wenn ber Entwurf für ein ſolches Rechts— 
mittel vorliegt. Was wir aus dem SKommiffionsbericht 
eriehen haben, das Rechtsmittel der Berufung, das ba 

eforbert wirb, tft zu verwerfen, weil es eine enorme 
chlechterung der Rechtspflege tft, ihon aus ben vom 
mir furz erwähnten Gründen. 
(Sehr rag bei den Sozialdemokraten.) 

Ich will mit Rüdfiht auf die fpäte Stunde Einzel» 
fälle nit anführen, die das illuftrieren können. Die 
Anfiht, daß unſere Juſtiz Heute fih außerhalb ber 
Möglichkeit befinde, gerecht zu urteilen, wirb von fo vielen 
get ,‚ unb bie Tatſachen, die zu biefer Anfiht drängen, 
re ja fo Har zutage, dab ed nicht nötig if, Einzel» 
f — —* anzuführen; ſpäter wird ſich Gelegenheit dazu 
no en. 

Der Herr Staatsſekretär ſagte, Laien ſollten ſtärker 
hinzugezogen werden. ön. Aber wie? Und genügt 
das? Wenn man reformieren will, jo muß man bor 
allem doch den Gründen machgehen: woran liegt es, daß 
bad Vertrauen in bie Nechtöpflege geſchwunden ift?_ wie 
muß eine gute ung ausfehen? Er erfläre heute, wie 
vor fhon etwa 10 Yahren: mir ift eine gute Inftanz 
zehnmal lieber als zwei ober 100 ſchlechte Inftanzen. 

(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten.) 
Die Juftizlommiffion hat bei ihrer Arbeit ausgeſchaltet 
die Sozialdemokratie, bie Arbeiter, die Handwerker, bie 
Bauern — bie gefamte erwerbätätige Bevölkerung, alfo 
diejenigen, die dem Hammer ber Juſtiz ald Amboß 
dienen müffen, beren Klagen — beſänftigt werden 
ſollen. e ſolche Kommtffion fann allerdings von vorn⸗ 
herein gar nicht die eg mc wohl auch nicht bie 
Abfiht gehabt haben, ein abren zu ſchaffen, deſſen 
—— Gerechtigkeit garantieren, ſoweit dies menſchen⸗ 
m 
(Sehr gut! bei ben Sozialdemokraten.) 

Ich will mur einige Punkte flizzteren, beren Berüd- 
Aallgung unterlaffen it. Wir haben ja in ben früheren 
Beratungen ber fogenannten lex Wintelen, ber lex 
Munckel und des 1894 vorgelegten Entwurfs und wieber- 
bolt darüber geäußert. Ich möchte in Parentheie daran 
erinnern — ich hatte nit angenommen, daß jene Bor: 
ſchläge ber Strafjuftizlommiffion heute wieder aufleben 
würden; ich hatte angenommen, ber Herr Staatäfefretär 
würde wenigſtens ären: bie offenbaren Verſchlechte⸗ 
rungen, welche jene Kommiffion vorgeſchlagen hat, follten 
befeitigt werben; durch ihre Borfeläge würden auch bie 
legten wenigen heute beftehenden Garantien dem Ange: 
Hagten genommen — id erinnere daran, dab nad) bem 
Borfhlag — wenn man es jo nennen kann — ober nad) 
der Abftimmung, die in der Kommilfion erfolgt ift, bie 
Bewelsaufnahme, die heute Schon gar zu jehr in das Be- 
leben des Nichter8 geftellt ift, nad dem Geſetz völlig Ind 
Belieben des Richters geftellt werben fol. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Die wejentlifte Garantie, bie wir dafür haben, daß ber 
Richter zum mindeften die zur Sache vorgeladenen Zeugen 
hören muß, joll nad) Reg: Vorſchlägen falt völlig befeitigt 
werben, ebenfo wie eine Reihe anderer Garantien. Soll 
die fogenannte Neform das Eintaufhen einer Berufungd- 
inftanz gegen ben Fortfall ber vorhandenen Garantien 


— 
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bringen, dann würden wir felbftverftänblich ein derartiges (C) 


Gefeg befämpfen, benn ba ift der beftehenbe Zuftand aller- 
dings ein befferer. 

Sollen die Grundlagen für eine beffere Juſtiz, bie 
formellen Grundlagen für eine ſolche geihaffen werben, 
dann muß geändert werden die heute faft Noublofe Stellung 
be3 Angeklagten und, barf ich Hinzufügen, ber —— 
Es ſteht ja heute der Angeklagte in der Vorunterſuchung 
abſolut ſchutzlos da gegenüber dem gewiſſenhafteſten Richter, 
pei@weige denn gegenüber einem, der fo verfuhr, wie 5.8. 
n bem Prozeß Zander. Ich erinnere daran, wie bie Ge— 
ſchworenen durch ihren Wahrſpruch ba erklärten: bei der Art 
und Weife ber Führung der Vorunterſuchung, fie fo zu führen 
— und zwar, wie ber Unterfuhungsrichter Firle erflärte: 
nad beftem Willen und Gewiffen; wie ih auch annehme, 
baß er fie nach beſtem Wiffen und Gewiſſen geführt hat — 
wenn eine Vorunterfuhung fo geführt wird, wenn in 
biefer Art der Angellagte gepeinigt, ſeeliſch gemartert wird, 
bann gelten alle die Grflärungen, die er abgegeben hat, 
nicht3, und wir müffen gegen ein foldes Vorunterfuhungs- 
verfahren proteftieren. Und ber Brozek Zander war nicht 
einmal ein politifcher Prozeß. Wie geht es erft in ſolchem 
her! Ich erinnere Sie nur an bem politiichen Prozeß, ber 
in Breslau von bemfelben Unterſuchungsrichter geführt 
worben ift. 

Wenn ber Angellagte in ber Borunterfudung, wie 
jet, insbeſondere ber —— der nicht rechtsgewandt 
iſt, abſolut in das Belieben des Unterſuchungsrichters 
gegeben tft, auch nicht ein Atom zur Kontrolle ber Rechts⸗ 
wi —** die gr ihn vorgenommen werben, hat, wo 
nicht die geringfte Garantie des Angeflagten gegeben tft, 
— folange biejer Zufanb bleibt, fo lange werben auch 
bie Stlagen über bie —— eines ſolchen Verfahrens 
nicht aufhören. Die Reform muß bei dem Vorberfahren 
anfangen. Gin Band, das nad Gerechtigkeit dürſtet, ber- 


langt, daß Leute, bei denen nicht ein Schatten von Schuld (D) 


befteht, durch die Verhandlung nicht als Angeflagte 
in die Öffentlichkeit gezogen werben. In unendlichen 
Fällen fteht es fo, daß, wenn einigermaßen minder fahr» 
läffig bei der Vorunterſuchung vorgegangen wäre, bad 
Hauptverfahren abgelehnt worben wäre, weil in der Vor⸗ 
unterfuhung bie volle Unſchuld ſich herausgeftellt hätte. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Heute ift ber Angeklagte in ber — ohne Schutz. 
Nicht einmal fein Verteidiger iſt berechtigt, in vollem 
Maße mit ihm zu verkehren. Herr Firle, defſen kunſtvolle 
Art der Borunterfuhung im Prozeß Zander ja weithin 
befannt geworben ift, hat bie Rechte bed Verteibigerd aufs 
äußerfte — a er iſt noch darüber hinaus⸗ 
gegangen. Und Herr Firle iſt nicht etwa ein Ansnahme⸗ 
richter. Ich kenne ben Herrn nicht, aber ich ftimme bem 
bei, was Vorgeſetzte über ihn gefagt haben mögen: er tft 
ein bortrefflicher Richter; bemn gerade biefe vortrefflichen 
Richter werben auf biefem Gebiete am meiften pelzieren. 
Bolle Garantie innerhalb des Worverfahrend ift bie erfte 
Vorausfegung! 

Meine Herren, ganz und ger nicht haben die Herren 
Interpellanten von einer Behörde gefproden, bie gan 
frembartig in unfer Gerichtsweſen hereingeichneit ift: id 
meine bie Behörde ber Staatdanwaltihafl. Wel 
Gründe liegen eigentlich vor, ben Richtern fo jehr zu miß- 
trauen, daß man nicht Richter, fondern von der Verwaltun 
abhängige Beamte, bie auch gegen ihre —— au 
Befehl der Verwaltungsbehörde nah ber Strafprozeß⸗ 
orbnung vorzugehen verpflichtet find? Eine —— 
ordnung, bie nicht dem Legalitätsprinzip, ſondern dem 
Opportunitãätsprinzip fo weit recht gibt, daß ſie bie Staat3- 
anwälte auf bie Anweiſung ihrer Borgefegten zur Erhebung 
einer Anklage für gebunden hält, kann von vornherein 
Bertrauen im Bolfe nicht finden. 


Reichstag. — 16. Sigung. Diendtag ben 12. März 1907. 
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(Stadthagen.) 

Meine Herren, ich ſprach davon, daß bie Behörde ber 
Staatdanwaltihaft eine fremdlänbifhe Einrichtung ift. Ob 
etwas Gutes in Deutichland zuerft gewefen iſt oder in Frank⸗ 
rei oder in England, das ift mir ganz gleihaültig: ich 
nehme das Gute, wo immer ed fich findet. Ich finde aber, 

erabe bie ae auf der rechten Seite find immer befonbers 
egeiftert für diejenigen Inftitutionen im Auslande, bie 
ſchlecht ſind. Und zu biefen fchlechten Inſtitutionen bes 
Auslandes gehört die Staatdanwaltfhaft, die ber Napo— 
leoniſchen Zeit — die durchaus einem royaliſtiſchen, 
einem abſolutiſtiſchen Regiment entſpricht, ja einem Re— 
iment, das weit über abſolutiſtiſche Zuſtände hinaus die 
nllage und das geſamte Strafverfahren in das Belieben 
ber Berwaltung ftellt oder — richtiger gefagt — ber je: 
weiltgen Nuance ber herrichenben Klaſſe, bie ihre Inter⸗ 
effen ehren fi fowohl für beredtigt wie ver— 
pflichtet hält. Daher erhebt die Staatsanwaltihaft bei 
ganz gleich gelegenen Straffälen, je nachdem, wie bie 
Perſon heißt, oder was fie ift, ob linternehmer ober 
Ürbeiter, entweder Anklage oder unterläßt die Er: 
hebung. Und gegen das letztere hat, felbft wenn bie 
Sintereffen weiter Klaſſen dadurch gefährbet werben, 
fein Wechtömittel die mindefte Ausfiht auf Erfolg. 
Der Staatdanwalt herrſcht. Was der badifche Minifterial- 
biretor Freyenthal jagte, daß ein Strafverfahren, in bem 
bie Staatdanwaltfhaft wie im heutigen deutſchen Straf: 
prozeß die eigentlich dominierende Behorbe ift, mit Not- 
wenbigfeit den Reft des Vertrauens in bie Rechtspflege 
erf&hüttern und ben Richter geiftig und moralifch depravieren 
muß, das war eine Prophezeiung, die voll eingetreten 
ift und eintreten mußte. Ich erinnere an einen geftern 
ergangenen Gerichtsbeſchluß. Es ift ſeit etwa 30 Jahren be= 
fanntlid) die Erhebung von Forderungen als Erpreflung gegen 
Arbeiter Zonftrutert, wo nad vernünftigem Nechtögefühl 
nie unb nimmer Erprefiung vorliegt. Das ift ja bier 


(B) auch bon matiomalliberaler und Zentrumsfette früher 


beftätigt worben. Sowie ber Spieß umgebreht wurde 
und bei gleichliegendem Tatbeftand gegen bie Unternehmer 
borgegangen werben follte, weil fie dürch die Androhung, 
eventuell außzufperren, Erprefiung begangen haben follten, 
ba fand fih zwar ein Oberlandesgericht, welches auf 
Beihwerbe bie Einleitung verlangte, aber feine Staats: 
anwaltihaft, bie nachher bie Sade fo betrieb, daß 
in ber Tat eine Anklage herausſchaute. Gine Ber: 
— — kann feine unparteiiſche Anklagebehörde 
ſein. muß allgemein Anklage erhoben werden können 
von jedem, der ſich oder das Recht verletzt fühlt, und 
über dieſe Anklage muß allein eine unabhängige ge 
entjheiben: das find Richter. Unabhängigkeit der Richter 
bebentet nicht, baß jemand, ber bezweifelt, der Richter 
fet unabhängig, beitraft werben kann; fondern der Richter 
muß unabhängig fein, unabhängig nad allen Richtungen 
bin, vornehmlich rüdfichtlich feiner politischen und reltgidien 
Überzeugung. Im diefen Tagen las ih bie Brofchüre 
eines Landgerichtsrats Thetien, die mir recht intereffant 
war. Es mag im Jahr 1895 gewefen fein, wo hier im 
Reihätag hervorgehoben wurde, daß recdhtäwibrig bie 
— in Franffurt a. M. die Unterſuchungshaft, bie 

oft bis zur Vorführung bor bem Richter weit über 
24 Stunden audgebehnt hätte, und wo in ber Kommiſſton 
und im Plenum ausführlich dargelegt wurde, daß, wenn 
ein Angellagter, biö er bem Strafridhter vorgeführt wird, 
eine Woche in Haft behalten wird, ein —— 
Verhalten vorliegt, das nach dem Strafgeſetzbuch die be- 
treffenden Beamten auf bie Anklagebank bringen müßte. 
63 wurde eine Unterfuhung verſprochen; inbefien hieß es 
Thließlih, bei dem Beamten liege nur ein Verſehen bor, 
ber erforberlihe Dolus fehle. Diefer Landrichter Theifen, 
bon beffen Broſchüre ich fpredhe, beren Einzelheiten ich 
mir im einzelnen nicht aneignen will, teilt mit, daß er zur 





8* als er gegen dieſes geſetzwidrige Verhalten remon⸗ (C) 
erte, gemaßregelt wurde 
(hört! 9 rt! bei ben Soztialbemofraten), 

er, ber bafür eintrat, daß das Geſetz beobachtet wurbe, 
und ber nun in ber Broſchüre barlegt, wie er beöhalb 
nad feiner perfönlihen und, wie id gar nicht bezweifle, 
richtigen Anfiht, weil er Fehler in der Juſtiz, offenficht- 
liche objektive Verbrechensmerkmale aufbedte, leiden mußte, 
wie er in andere Stellen verfegt wurbe, nicht in ber Art 
aufrüdte, wie er aufrüden 7 fönnen glaubte, und bergl. 

Meine Herren, wir müffen nit nur Unabſetzbarkeit 
und Unverſetzbarkeit für die Richter haben, wenn fie wirf- 
lich unabhängig fein follen, wir müffen auch verlangen, 
daß ihre öfonomifche Lage gefidhert iſt. Nach ber Richtun 
bin iſt es allerdings in Preußen noch fo, daß bezügli 
der dlonomiichen Lage noch gilt ber Grunbfag, ben 
Friedrich Wilhelm I. einmal in einer ein bißchen jehr 
fraffen Weiſe dahin ausgeiproden hat: „Leute von Kopp 
ebören in die Verwaltung, die dummen Teufel in bie 
Suftige, Und weil bie dummen Teufel in bie Juſtiz ge- 
hören, darum werben fie ſchlechter —* als diejenigen, 
die in der Verwaltung find, deren Wiſſen und Unabhängig⸗ 
feit aber jehr häufig dem ber Richter nachſteht. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Meine Herren, biefer abfolut ſchlechten wu en 
Lage rechne id auh an bie — es iſt ja vorher ſchon 
und von mir wieberholt von biefer Stelle aus hierauf 
bingewiefen — MWeberlaftung ber Richter. Wie fol ein 
Richter unabhängig fein, ber mit dem ſtrimskrams belaftet 
wird, ber ihm u Ay it, — ber 12, 20, 30, ja, wie 
ich neulich auf dem Terminzettel gefehen habe, 55 Sachen 
an einem Tage zu bearbeiten hat!? 

(Sehr richtig! und Hört! Hört! bei ben 
—— 
Wie kann da noch von einer Verhandlung bie Rede fein, 


felbft wenn Sie als Dekoration ein paar Zaten hinzu» (D) 


nehmen, bie wohl noch dazu ausgeftebt, nicht aus allen 
Teilen der Bevölterung genommen werben follen? Der 
nationalliberale Rebner meinte, daß aud Ste Heranziehung 
weiterer reife wünfchten. Aber kommt nachher ein Geſetz, 
ba3 das nicht bringt, Sie ſtimmen ihm doch zu, — Sie, 
bie fi jest barüber beflagen, daß ber Zeugniszwang 
egen bie Preffe ausgelibt wird, während Sie es geweſen 
And, bie darauf verzichtet haben, daß ber geſetzliche 
Shut im Jahre 1876 bezw. vom 1. Oktober 1879 ab 
in bie Strafprozeßordnung hineinkam! 

Meine Herren, es muß zur Garantie einer Unab⸗ 
hängigkeit aud eine gefeglihe Regelung des Aufrüdens 
in höhere Gehaltöftufen nad dem Dienftalter ftattfinden. 
Auch da follte ein reichögefegliher Schutz ftattfinden, 
der heute fehlt. Der 8 1 des Gerichtönerfaffungsgefehes 
fagt ſehr ſchön: bie Richter find unabhängig, Das 
Reichsgeſetz ſagt das, aber das Landesgeſetz macht fie 
ökonomiſch und nad noch viel weiteren Richtungen Hin 
abhängig. 

Um gerechte, unabhängige Richter zu haben, müßte 
enblih aus dem Märchen der Unabhängigtett eines deutſchen 
oder preußifchen Richters Wahrheit gemacht werden. So 
müßte auch Schug dem Richter gegeben werben gegen 
Mabregelungen durch ein Disziplinargefeg mit Kautſchuk⸗ 
beflimmungen. 

(Sehr richtig! bet den Soztalbemofraten.) 
Diefer Schuß gegen Maßregelung im Wege eines Diäziplinar- 
gejeges ift in Preußen feit ber Einführung ber Konftitution 
geringer, ald er vorher war. Stonnte borher ein Dis: 
iplinargeriht nur einfchreiten gegen Perfehlungen im 
mte, fo kann jest auch eingefchritten werben gegen Ber: 
fehlungen außerhalb, ja fetb wegen polittiher Gefinnung 
bed Richters. Ich erinnere Ste an die Fälle, die wir in 
ben 60er und 70er Jahren in Preußen erlebt haben; ich 
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(8) unglüdlicherweife auch ein Nichteramt befleiden. 


28 
(Stadihagen.) 


(A) darf Sie au Tweften erinnern, id darf Ste erinnern an 


Borkomniffe bis in bie legte Zeit hinein: wenn nicht bireft 
ein Diäziplinarverfahren eingereicht wird, wird gegen 
mißliebige Richter ein Berfegungdverfahren von der Straf: 
fammer ober Zwilkammer eingeleitet, wie gegenüber bem 
Direftor Alerander Schmidt, dem Kammergerichtsrat 
Havenftein ufw. Wenn gegenüber folhen Tatfadhen bie 
große Menge, wenn bad Volk, wenn Richter jelbit fagen 
und jagen müffen, daß bie Ehrlichkeit der Überzeugung im 
bisziplinaren ober biöziplinarähnliden Wege geitraft 
werben fan, bann freilich fünnen Ste nit verlangen, 
daß bie große Menge annimmt, ein unabhängiger Richter 
beitehe in ber Tat. Sie von ben bürgerlicen Parteien 
müßten von Ihrem Standpuntt aus das allergrößte 
Intereffe daran haben, Unabhängigkeit des Richters 
endlid zu newährleiften. Heute befteht ja gerade das 
Gegenteil. Der Senatäpräfident v. Holleben teilte ja 
einmal im Herrenhanfe als jelbitverftändlid mit, daß bie 
Amtdrihter durch den Landrat und im Auftrage des 
Landrat durch ben Gendarmen in ihrem außeramtlichen 
Verhalten überwaht werden — natürlich alfo aud in 
ihrem politifhen Verhalten. Wir haben ja ein formelles 
Disziplinarverfahren gegen den Amtsrichter Mlerander 
no im Jahre 1891 wegen feiner politiſchen Betätigung 
erlebt, und ed kann jeben Augenblid wiederlommen. Es 
würde mich gar nit wundern, wenn man ben Unkenrufen 
ber Scharfmacderpreffe folgte, die gegen einige Herren, 
bie der Zentrumspartei angehören und Richter find, ein 
Diöziplinarverfahren eingeleitet wiffen will, eben weil fie 
Zentrumsleute find. Was früher gegen Freifinnige fe 
ſchehen if, was im Kulturkampf gegen eine Reihe 
zentrumägefinnter Richter geſchehen ift, das verlangt jetzt 
in noch ſchärferer Weile die Scharfmacherpreffe gegen 
beftimmt genannte Herren, bie ber Zentrumspartei an: 
gehören, weil fie der Zentrumdpartei an ——— 

eine 

erren, ih habe Ihnen früher, als bie Herren vom 

entrum unfere darauf gerichteten Anträge im Vertrauen 
auf die Regierung ablehnten, einmal zugerufen: Ste 
fünnen auch nod einmal in die Lage kommen, wo Ste 
als Amboß dienen und nicht mehr Hammer find. 

(Zuruf aus der Mitte: Wir find noch nie Hammer 

geweſen!) 
— Nie Hammer geweſen? Das möchte ich doch bezweifeln. 
— Es kann ja ſein, daß die wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
Ste mit der herrſchenden Richtung wieder mehr zuſammen⸗ 
führen. Sollte ein Gefeg kommen, daß das Gerichls— 
galt oder die Strafprogeßorbnung ändern 
will, jo dürfte das MWefentlichfte fein, diejenigen Herren, 
die als Richter fungieren follen, völlig unabhängig zu 
machen, fie frei zu machen auch von ber Verwaltung und 
frei auf religiöfem, politifhem und joztalem Gebiet. Ich 
erinnerte an Schmidt, ich erinnerte an Havenftein, id) 
erinnere an ben Fall, ben ich in ber legten Seffion bor- 
getragen habe, und ber ſich fpäter auch durd) die Judikatur 
des Reichsgerichts noch viel mehr als richtig erwieſen 
hat, als ich es erwartet hatte, den Fall des Einfluſſes, 
ben ber konſervative Abgeordnete Ring von dem preußiſchen 
Zuftizminifter erbat zur Maßregelung derjenigen Sammer: 
gerichtsräte, bie es gewagt hatten, a und im Intereſſe 
von Heinen Bauern zu entiheiben. Meine Herren, es tft 
in ber Drangfalierung ber Nichter jo weit gefommen, daß 
eine große. Anzahl don Richtern gar nicht mehr bie 
Empfindung hat, daß fie politiich Ddrangfaliert werben. 
Selbftverftändlih wird, wenn man die politifhe und 
religtöfe Überzeugung ber Einzelnen nicht ſchützt, derjenige, 
der überhaupt feine Überzengung hat, am wenigften merken, 
daß auf ihn ein Drud ausgeübt wird. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Mit den Andeutungen, bie ic machte bezüglich ber Not- 


— elgetag — 16. Sigung. Dienstag ben 12. März 1907. 








wenbigfeit, die Richter unabhängig zu ftellen, glaube ih 
für heute gemug gejagt zu haben. 

Mie fol denn nun aber Vertrauen in bie Rechts— 
pflege fommen, wenn Sie neben ber Mimblichkeit, die ja 
al3 Theorie aud in ben Sägen ber Straßprozehorbnung 
fteht, in der Praxis den alten inquifitoriihen Prozeß 
ihlimmer als je weiter beitehen laſſen? Als ich in ber 
legten Seffion anführte, daß ein Richter auf Grund ber 
Akten bereit$ vor der Verhandlung das Urteil gemadt 
hatte, wurde mir bon jener Seite (nad rechts), bis ich 
ben Beweis ber Wahrheit erbrachte, ein jehr ungläubiger 
Zwiſchenruf dazwiihen geworfen. Aber, meine Herren, 
ift denn nicht das ganze Verfahren heute in ber Straf: 
fammer wie beim Scöffengeriht ein Hohn auf ben 
Grundjat ber Unmittelbarkeit und der Mündlichteit? 

(Sehr wahr! bei den Sozlaldemofraten.) 
Der Borfigende hat bie Akten ftudiert, er kennt die Akten, 
und wehe bem Zeugen, der aud nur etwas abweidt von 
dem, was nad) den Akten eigentlich richtig fein follte, von 
bem, was in ber Neglitratur der Polizei ſteht. Wie 
regiftriert wird auf der Polizei, davon haben Sie ja 
neulich ein deutliche Beiſpiel geiehen, wie einer, ber 
früher Poltzetbeamter war und jekt ein höherftehender 
Beamter ift, und bier mitteilte, wie er Regiftraturen 
macht, wenn Abgeordnete fih mit ihm unterhalten haben. 
(Heiterkeit.) 


Wenn ber Abgeordnete Hinausgegangen ift, wird dasjenige, 
was er glaubt, daß es richtig iſt, bingefchrieben. Meine 
Herren, zum Negiftrieren gehört eine gewiſſe pinchologtiche 
Bildung. Wie nötig ift dem Nichter nattonalöfonomifhe 
und piychologifhe Worbildung, die Heute größtenteils 
burhweg fehlt! Bei jedem Menſchen wirb die Wahr: 
nehmung gemacht, daß basjenige, was er wahrgenommen 
bat, in feiner Erinnerung zu einem anderen Bild wirb. 
Beim Gericht wird der Zeuge aufgerufen. Der Vorfigende 
nimmt bie Aftenhefte zur Hand und in bem liebens— 
würdigen Ton, ben nur umverftändige Leute als einen 
ſcharfen, als einen linteroffizteröton, ald einen Kaſernen⸗ 
hofton betrachten, wirb bem Sengen gefagt: Sie haben 
aber früher anberd ausgeſagt. Der Zeuge weiß aber 
nichts davon, er hat nicht? anderes ausgefagt. Kann er 
dafür, baß die Regiftraturen nicht richtig find? Phono— 
graphen find billig -und follten weber bei Unterredungen 
fehlen, die fih mit Abgeordneten in geheimen Kabtnetten 
abjpielen, noch in Gerichts⸗ und age rege Man 
würde durch den Phonographen dann vielleiht fogar das 
Klatfhen von Mikhandlungen hören, die nachher von 
Polizeibeamten beftritten werben. 
(Zwifchenruf.) 

Zu einer Reihe von Prozeſſen, bie ich feinerzeit hier be— 
ſprach, hat dad Gericht angenommen: die Mikhandlung 
ift erwiefen, trotz des Ableugnend und troß deſſen, was 
der Bolizeibeamte regiftraiurmäßig aufgeichrieben hatte. 

Auch ber beite Vorfigende muß abhängig fein von 
ben Alten. Wir haben in ber Praxis ein fchriftliches 
Inquifitorium, dad wir fchematifh ald minberwertig 
gegenüber bem unmittelbaren mündlichen Verfahren ver: 
werten. Daher ift es notwendig, zu teilen bie Rollen 
beöjenigen, ber leiten joll — meinethalben bed gelehrten 
Richters —, und berer, bie urteilen follen, bie aus ber 
Unmittelbarfett ſchöpfen, denen meinethalben vorher Vor: 
trag gehalten werben mag. Es wäre das ein ähnliches 
Verfahren, wie wir es heute bei ben Schwurgerichten 
haben, wo allerdings bie Verkehrtheit beiteht, daß das 
Gericht Beichlüffe faſſen kann, während die Geſchworenen— 
bant hierzu nicht berechtigt ift. Die Verallgemeinerung 
eines Ähnlichen Verfahrens wäre vielleicht zu erwägen. 
Aber jedenfalls muß dieſes fchriftliche Verfahren, wie es 
heute tatfählih befteht, endlich einmal beſeitigt werben. 
Ich erflärte ſchon, ber befte Richter, der ſich die größte 
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Sarchagen 


(Aa) Mühe gibt, kann nicht gerecht fein, weil er die Alten 


gelefen Hat, ebeufo wie ber Verteidiger, ber die Akten 
eines Mitverteidigerd Tieft, naturgemäß ein günftiges Bilb 
bon bem Angellanten befommt und das richtige Bild erft 
dann aus ber Berhandlung erhält. Wenn nad ber 
Richtung Hin ber Herr Stantöfetretär einige Vorfchriften 
aus bem englifhen Prozeß herübernehmen follte, jo follten 
wir und daran nicht ftoßen, dab dad Wort England 
hierbei vorfommt. Die Prozeßart, die Herr Adides 
empfohlen bat — id flimme durchaus nicht mit allen 
feinen Vorſchlägen überein —, könnte in bezug auf bie 
—— von Zeugen wohl etwas herübergenommen 
werden — iſt nicht engliſch, ſondern altdeutſch. Vielleicht 
werden die Herren ſich dann damit befreunden. 

Nach den uns gewordenen Mittellungen muß man 
befürchten, daß die Laien nicht allein richten, ſondern als 
eine Dekoration, die mitnidt, dem gelehrten Richter dienen 
follen, ftatt der heutigen Beifiger, denen man nad) einer 
vulgären Art der Sprechweiſe nad) ihrer Beihäftigung einen 
anderen Namen gibt, der an bad Schlafen während ber 
Naht erinnert, würde in ähnlicher Weiſe ein Zeil ber 
Laien lediglih als Deforativftüd fungieren, wenn in der 
Art, wie die große Kommiſſion oder bie preußifche 
Regierung vorgefhlagen hat, die Berufung eingeführt 
werben jollte. 

Meine Herren, ein noli me tangere ſchien ja bem 
Herrn Staatöfetretär die Berufung gegen Schwurgerichtd- 
urteile zu fein. Meine Herren, wir haben fie früher 
gefordert, wir forbern fie aud Heute. Aber ich bitte Sie, 
fih nit an den Namen „Berufung“ zu ftoßen, Berufung 
lediglich zu Gunften der Angellagten. Wenn Ste bie 
einführen wollen, à la bonne heure! Meine Herren, wer ben 
Prozeß gegen bie Stift3oberin Häuöler in der Erinnerung 
hat, der muß jagen, ein fo gemeiner, infamer Juftizmord 
ift felten vorgelommen al3 bort vor mehreren Jahren. ch 


(8) felbft und einige meiner Befannten waren erichroden, 


als wir von der Berurteilung hörten, da wir auf Grund 
der pſychologiſchen Erfahrungen mit Zeugenausjagen ent- 
en daß die Dame zu fieben Jahren Zudthaus 
unfhuldig verurteilt worben if. Da mußte erft die aller: 
gemeinften Anfeindungen der Berteidiger die Frau über 
fi) ergehen laſſen, bis es enblih dazu fam, baß, 
nachdem fie ben größten Teil ber Zuchthauöftrafe ver: 
büßt halte, eine Wiederaufnahme des Verfahrens erfolgte. 
Das follte doch dem theoretiihen Sinn des Herrn Staatd- 
ſekretärs über Unmöglichkeit von Berufungen gegen Schwur— 
gerichtäurteile etwas ändern. 
(Sehr gut! bei den Sozialbemofraten.) 

Meine Herren, ih habe keinen Zweifel, wenn einem Wirk: 
lihen Geheimen Nat aus dem preußifhen Juftiz- 
minifterium etwa Ahnliches palfiert wäre, wie ber 
Stiftöoberin Häusler, wir hätten in brei Tagen 
bier ein vernünftiges Gefeg zur Reform der Strafprozeß: 
ordnung! 

(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten und Heiterfeit.) 
Meine Herren, gar fein Zweifel. Es rührt ſich natürlich 
bei den Herren im preußifchen Suftizminifterium nichts, 
folange fie felbit möglihft außer Schußmweite bleiben, 
nur der Hammer find, unb ber andere der leibende Teil. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Ih möchte Sie dringend bitten, wenn das berfprodene 
Geſetz fo ſchlecht ausſehen follte, wie ed uns bier von 
ber preußifchen Regierung dur ben Mund bes Herrn 
Staatöfelretärd verſprochen worben ift, dann lieber ganze 
Arbeit zu maden, von Grund aus bie Strafprozeßordnung 
und bad Gerichtsverfaſſungsgeſetz nah den Grunbfägen 
der Gerechtigkeit zu fonftruieren, als fi etwa damit zu 
begnügen, daß ein Heiner Fliden gemadt wird. Das 
find ja jhöne Dinge: Berufung, Zuziehung von Laten; 
aber die Worte tun's nicht, fie dürfen nicht ald Vehikel 


bienen, dad ber Bureanfratie noch mehr Zugeftändniffe (0) 





macht. 

Meine Herren, ih will auf bie weiteren Teile, die 
ber Reform dringend bebürfen, bie früher fo häufig bon 
und beiproden worden find, Heute nicht eingehen, aber 
mit einem Wort doch bie lingerechtfertigfeit der vielen 
Fälle von Unterfuhungshaft Streifen. 

Es find jekt wohl 17 Jahre her; da habe ich den 
Herrn Reichskanzler in Geftalt des Herrn Staatsſekretärs 
bringend gebeten, und doch eine Statifiif über die Unter: 
ſuchungshaft zu geben, über die Länge derjelben und über 
diejenigen Berhaftungen, die ungerecht erfolgt fin — 
ungerecht, weil nachher Freiſprechung oder Einftellung er: 
folgen mußte — hierin aber einzubeziehen die juriftifch nicht 
„Berhaftung”, fondern „Siftierung” genammten polizei— 
lihen Berhaftungen. Meine Herren, bis heute ift eine 
ſolche Statiftif noch nicht vorgelegt, bis heute iſt es nicht 
möglih geweſen, eine hinreihende Statiftif aus anderen 
Quellen zu belonmen. Aber, meine Herren, Tauſende 
und aber Taufende — das ijt meine Nberzeugung — find 
in Deutichland in jedem Jahre unſchuldig in Unterſuchungs⸗ 
haft, auf Tage, auf Moden, auf Monate, ja, ich erinnere 
an ben Fall Zander, aud auf Jahre. 

Meine Herren, bei biefer Unterfuhungshaft mußt es 
und nichts, wenn ba die fleine Befferung fommen joll, 
bie bie Prozeßkommiſſion vorgeihlagen hat: es follen 
„Zatfahen” vorliegen, welde ben Fluchtverdacht recht: 
fertigen. Ad, Name ift Schall und Rauch. Heute follen 
auch ſchon bei der Kolluſion Tatfahen vorliegen, und 
trotzdem fonftrutert man, obwohl Tatfahen nad) dem Ber: 
ftand de3 gewöhnlichen Menſchen Dinge find, die fid er: 
eignet haben, als Tatſache die Wahrſcheinlichkeit einer 
fünftigen hohen Berurtetlung. 

(Sehr richtig! bei den Sozialbemofraten.) 
Nein, meine Herren, dieſe Worte ind Gefet hinein: 


geichrieben ohne Kautel, daß fie angewendet werben, nüßen (D) 


uns nichts. 

Bei der Unterfuhungdhaft iſt ein entſchiedener Schuß 
notwendig, nicht nur im Jutereſſe des einzelnen oder des— 
wegen, daß bie Unterfuhungshaft nicht unſchuldig verbüßt 
wird, jondern aud) deshalb, daß nicht ungerechte Anklagen 
baraus entftehen. Ih kann mir einen befonbers fchnei- 
digen Berwaltungäbeamten — und Staatdanwälte find ja 
Verwaltungsbeamte — fehr wohl benten, ber ba meint: 
baft du früher bie —— betrieben und der Richter 
ſie gebilligt, weil, nach dem Geſetz geſprochen, Inkulpat 
„hinreichend verdächtig“ erſchien, fo biſt bu nun auch ver— 
pflichtet, deine Hunt darin zu zeigen, daß bu eine Anklage 
aufbauft, die ba zeigt, daß er hinreidhend verdächtig ift, 
angeflagt werben zu können. 

Meine Herren, eine große Anzahl Verurteilungen bon 
Unſchuldigen refultiert aus der Tatſache, daß bie Leute 
unfchuldig verhaftet find. Nad der Richtung möchte ich 
bod) einen befonderen Appell richten an alle die Herren 
— und nah dem parlamentartihen Gebrauh darf ich 
niemand davon ausſchließen —, bie ein ſoziales Empfinden 
und ſtarkes Empfinden für Gerechtigkeit haben. Da möchte 
th Ste doch bitten, fi) doch hier mal nad) dem Alerander- 
plag in bie Abteilung zu begeben, wo wegen angeblicher 
Bettelei, wegen Landitreicherei, wegen Broftitution, wegen 
Arbeitöjchen, wegen Nidhtverfhaffung des Obdachs uſw. 
Aufgegriffene auf bie Anklagebanf geführt werden. Meine 
Herren, da jehen Sie die Opfer der heutigen Gefellihafts- 
ordnung — zum übergroßen Zeil wahrfcheinli überhaupt 
unfhuldig — vorgeführt, dutzendweiſe. Da fragt der 
Einzelrichter, ber jegt nad dem Vorſchlage des preußifchen 
Auftizminiftertums noch mehr Rechte bekommen foll, bie 
BZufammenberufenen, ob fie fi; ſchuldig bekennen, und weiſt 
darauf hin, daß, wenn fie ſich nicht jchuldig bekennen, fie 
noch länger in Haft bleiben. Nun gut, da befenne ich 


(A) mid) ſchuldig, ſagt einer nad) dem anderen. 
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(Stabthagen.) 

Der Zuhörer 
wird namenlojes Mitleid mit diefen armen Opfern ber 
Gefelichaft haben müflen, denen man an den Augen, am 
Gefiht, an der Körperhaltung ben Kampf ablefen kann, 
den fie im Kampf ums Dafein geführt haben, umb deren 
Verurteilung wie häufig auf Grund ber ungerechtfertigten 
Verhaftung erfolgt. Es wird auf ein, zwei oder brei 
Tage Haft, je nah der Länge ber Unterfuhungshaft, 
erfannt und dann bie Haft für verbüßt erachtet. 

Meine Herren, eine Strafprogeßordnung und ein 
Gerichtöperfaffungdgefeß, daS den heutigen Bebitrfniffen 
entfprehen fol — id; fprede nicht von bem Mittel der 
Strafiuftiz als Klaſſenjuſtiz, als SKampfmittel, dazu 
werden wir andere Gelegenheiten belommen, benn daß 
diefer Verſuch die befte Organtfatton deprapieren muß und 
ben legten Reſt von Bertrauen in die Rechtspflege 
befeitigen muß, tft ja ſelbſtverſtändlich 

(jehr richtig! bei ben Sozialdemokraten) — 
eine Strafprozebordnung, die in ber Jetztzeit borgejchlagen 
wird, wo wir alle möglichen ſchönen Klänge von ſozialer 
Reform neulich mal wieder gehört haben, freilich Worte, 
nichts ald Worte! — follte Darauf ausgehen, das ſoziale 
Element in die Strafrechtspflege Hineinzubringen, 
bie Gründe, die Urſachen ſich amzufehen, aus 
benen heraus ber einzelne zum Verbrecher gemworben 
ift. meine, ein preußifhes Juſtizminiſterium, 
das ben Fall bed Hauptmannd von Stöpentd erlebt hat, 
in dem ber Borfigende bed Gerichts mit vollem Recht 
fagte, daß dieſer Mann — offenbar ein außerordentlich 
tüchtig veranlagter Mann — das Opfer der Berhältniffe, 
das Opfer ber Geſellſchaftsordnung geworben jet — dba 
hätte fi doch das preußifche Juſtizminiſterium die weitere 
Trage überlegen können, ob nicht der bon Quetelet 
aufgeftelte Sat doch richtig ift: die Geſellſchaft ift es, 
die die Verbrechen vorbereitet, und der Berbreder in 


(8) ber Regel nur das Werkzeug, welches das Verbrechen 


vollzieht, welches die Geſellſchaft vorbereitet Hat. Wenn 
bit preußiſche Minifterium ſich diefe Frage vorgelegt 

ce — — 

(Zuruf rechts: Dann bürfte niemand 
angellagt werben!) 

— Herr Kollege Pauli meint, daß dann niemand ange: 
Hagt werden fünnte. 

(Zuruf bes Abgeordneten Pauli (Potsdam): Ich Habe 

nichts gejagt. — Glode des Präſidenten.) 


Präfident: Ych bitte, ben Herrn Nebner nicht zu 
unterbrechen! 


Stadthagen, Abgeordneter: Herr Kollege Pauli — 

natürlich nicht Potsdam fondern Oberbarnim 
(Zuruf ded Abgeordneten Pauli-Potsdam) 

— id habe Sie nicht genannt; aber ed gibt ja Herren, 
die glauben, ihre Namen beftänden nur einmal — ber 
Herr Abgeordnete Bauli warf ein, es würbe dann niemand 
angeklagt werben. Nein, das iſt nicht richtig; Die 
Folgerung, die aus dem Queteletihen Sa zu sieben tft, 
it: was kann und was hat der Staat zu fun, um bie 
Geſellſchaftsordnung jo zu reformieren, daß derartige 
Berbreden nicht extftieren können? Und ba ift es für 
bie Strafprogeßreform dringend erforderlich, daß die Tat: 
motive im Urteil nicht lediglich auß Redewendungen bes 
ftehen, wie e3 heute geſchieht, die jeder Klippfchüler hinein: 
ſchreiben kann: „ſtarres Leugnen bes ne 
„Berftodiheit des Angellagten”, „Verbiffenheit“, „Wer: 
brehernatur“ und was da meiter fir Klippſchul⸗ 
aushrüde vorkommen, anftatt daß bei jeder Straftat 
nad) ben jozialen Gründen geforiht wird, damit endlich 
eine gründliche Statiſtik aufgemadht wird, aus ber nod 
Harer, noch eindringlicher, als es heute möglich if, ber 


Abgeorbnetenhaufe bei 





—— zwiſchen dem Geſellſchaftsunwillen und (0) 


zwiſchen dem Verbrechen erhellt. 
(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten.) 
Ich glaube, e3 war im Jahre 1891, da fagte der damalige 
Staatöfelretär ber Juſtiz — zum erften ale geb er dies 
offen hier zu: das Vertrauen zur Rechtspflege ift gefunten. 
Ein Reichsgerichtsrat hat wenige Jahre darauf dringend 
gebeten, ben Neft des Vertrauens zur —— nicht 
buch Fortnahme ber Garantien einer gerechten Recht⸗— 
ſprechung und Erfah derſelben durh den Namen einer 
Berufung nehmen zu wollen. Wenn troß aller biefer 
Rufe aus der Reform weiter nichts herauskommen foll, 
als was ber Herr Staatsſekretär eben gefagt bat, dann 
pet mein Urteil freili dahin: bie bür — Geſellſchaft 
ft nicht in ber Lage, auch nur ein Verfahren zu fon- 
ſtruieren, das einigermaßen gegen Ungerechtigkeit ſchützt, 
dann iſt bie Form, bie Ste als ſolche für ben Straf: 
prozeß und bie er ein erg nichts als ein 
Vorwand für die Verſtärkung des Mißbrauchs der Juſtiz als 
Kampfmittel gegen —— Überzeugungen ber aufwärts- 
ftrebenden, ber minder qgutgeftellten Klaſſen. Diefe 
Tatſache Zonftattere ich, ich bedaure fie, ich Habe aber 
feinen Zweifel barüber: Sie werden dieſen Me 
weiter gehen. Wunbern Ste fih dann aber nicht, ba 
Vertrauen zu biefer Art Rechtspflege nie unb nimmer 
einfehren Tann. 
(Bravo! bei ben Sozialdemokraten.) 


Präfident: Meine Herren, ih ſchlage dem Haufe 
nunmehr vor, fi zu vertagen. 
(Zuftimmung.) 
Meine Herren, = green 2. find im preußiſchen 
eratung des Eiſenbahnetats von 
einem Redner Außerungen getan worden, welche geeignet 
find, die Mitglieder — er zu verlegen. 
ehr richtig!) 
Ih gebe meinem Bebauern hierüber Ausdruck 


(Bravo!) 
Bun ne biefe Außerungen von biefer Stelle gebührend 
zur 


(Lebhaftes Bravo.) 

Meine Herren, ich ſchlage nunmehr vor, die nächſte 
Sitzung abzuhalten Mittwoch den 13. März, Nachmittags 
1 be, mit folgender Tagedorbnung: 

1. erfte und eventuell zweite Beratung des am 19. Sep⸗ 
tember 1906 in Bern abgefhloffenen zweiten Zu: 
fagübereinfommend zum Internationalen Über: 
einfommen über den Etfenbaßnfradhtverfehr vom 
14. Oftober 1890, nebft dem DR 
— (Nr. vo und Zu Nr. 90 ber Drud- 
achen); 

2. Fortſetzung ber Beſprechung der Iuterpellation 
der Abgeordneten Graf dv. Hompeſch, Dr. Schaebler, 
Dr. Spahn, Gröber, Prinz dv. Arenberg, betreffend 
Revifton ber Strafprogekorbnung und bed Ge— 
— aeg (Nr. 109 ber Druds 
a 

in Verbindung mit ber 
Fortfegung ber Beiprehung ber Interpellation 
bed Abgeorbneten Baffermann, betreffend Reform 
Nun Strafprozekorbnung (Nr. 172 der Drud- 
aden); 

3. Interpellation der Abgeorbneten Freiherr H 
u Herrnöheim, Dr. Strefemann, betreffend s 
auf ber Privatbeamten (Nr. 51 ber Druck⸗ 
achen); 

4. Interpellation der Abgeordneten Albrecht und 
Genoſſen, betreffend Eingriffe von Behörden uſw. 
(a * Reichsſtagswahl (Nr. 120 ber Druck⸗ 
aden). 
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(Wräfident,) 
(A) Gegen dieſen Vorſchlag erhebt fi kein Widerſpruch; die IV. Kommiffion ausſcheiden zu dürfen. — Ein (m) 
Tagesordnung Pr an Wiberfprud) yagın erhebt ſich nicht; ich beranlaffe 
Die 5, 6. und 7. Abteilung berufe ih auf | deshalb bie 2 6., 7. und 1. Abteilung, heute un⸗ 
morgen bormittag 11 Uhr zur Vornahme von Wahl: | mittelbar nad) der Sigung bie erforberlihen Erjagwahlen 








prüfungen. vorzunehmen. 
Die Herren Abgeorbneten Dr. Blantenhorn, Dr. Ich ſchließe die Sitzung. 
v. Slarzynski, v. Staudy, Gröber, Fehrenbach, v. Oertzen 
und en wünſchen aus ber I. bezw. II. unb (Schluß der Sitzung 5 Uhr 44 Minuten.) 


Drud und Berlag der Norbbeutfchen Buchbruderei und Berlagsanftalt, Berlin SW., Wilbelmftrafe 32. 


(A) 


(B) 
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Die Sitzun a wirb um 1 Uhr 25 Minuten durch ben 
Zweiten Bizepräfidenten Kaempf eröffnet. 


ent Kaempf: Meine Herren, bie Stgung ift 
er 

Das Protofoll der vorigen Sitzung liegt zur Einficht 
auf dem Bureau offen. 

Als Vorlage ift eingegangen: 

- Dentihrift über die wilfenihaftlihen Unter— 
nehmungen, für bie ein Poften in den Etat für 
das Reichsamt des —— eingeſtellt iſt. 

Die Fr np babe ich verfügt. 

An Stelle ber aus ber I. * TIT. und VL. Kommiffion 
ausgeihiebenen Herren Abgeorbneten Dr. Blantenhorn, 
Dr. vd. Stargynsfi, v. Staudy, Gröber, Fehrenbach, 
v. Dergen und Euen find burd bie vollzogenen Erfah: 
wahlen gewählt worben bie Herren Abgeorbneten: 

Bed (Heidelberg), Graf v. Brudzewo⸗Mielzyüski, 
Graf dv. Garmer:Zieferwig, armer‘ dv. Thünes 
feld, Dr. Will (Straßburg) in die Budget- 
kommiſſion; 

Dr. Kolbe in die Wahlprüfungskommiſſton; 

Perniock in bie VI. Kommilfion. 

IH habe Urlaub erteilt ben Herren Abgeorbneten: 

—— (Württemberg) für 4 Tage, 
uffner für 8 Tage, von morgen ab. 

Es ſucht für längere Zett Urlaub nad ber Herr 
Abgeorbnete Dr. Ofann, bis zu ben Ofterferten wegen 
Teilnahme an ben eg bes heifiihen Landtags. 
m Fear Urlaubsgeſuche wird nicht wiberfproden; dasſelbe 

bewilligt. 

Wir treten in die Tagesordnung ein. Erſter 
Gegenftanb berjelben ift: 

erfte und eventuell zweite Beratung bed am 

19. September 1906 in Bern abgeſchloſſenen 

zweiten Zufabübereinfommens zum Inter 
nationalen Übereinfommen über den Eifenbahn- 
fracdhtverfehr vom 14. Oftober 1890, nebit dem 


BVollziehungsprototoll (Nr. 90 und Zu Nr. 90 der 
Drudjadhen). 
AB Kommiſſare des Bundesrats find ans 
gemelbet: 
ber Satferlihe Geheime Regierungsrat Herr 
Dr. Elöner, 
Kaiſerliche Geheime Regierungsrat Herr 
r. Strudmann und 
der —S Wirkliche Legationsrat Herr Goetſch. 
Ich eröffne die erſte Beratung. 


Das Wort hat der Herr Bevollmädhtigte zum Bundes» 
rat, Präfident des Neichdeifenbahnamts, Wirklihe Be: 
heime Rat Dr. Schulz. 


Dr. Schulz, Wirklicher Geheimer Nat, Präſident bes 
Reichdeifenbahnamts, ftellvertretender Bevollmächtigter zum 
Bundesrat: Meine Herren, durch das internationale Überein- 
fommen über den Eifenbahnfradhtverkehr, das nun ſchon fett 
14 Jahren, feit dem 1. Januar 1898, in Wirkſamleit ift, 

61 


(D) 


(B) als auf ber erften, nämlich m 
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(Dr. —S 


(A) wurde für ben internationalen Güterverkehr ein einheil⸗ 


liches, im wefentlihen auf der Grundlage des deutſchen 
Rechts beruhendes Recht geſchaffen. Nachdem noch Däne- 
mart und Rumänien nachträglich beigetreten find, umfaßt 
bad Gebiet des internationalen Frachtrechts jegt nahezu 
alle Staaten des europätfchen Feſtlandes. Die erfte ber: 
tragämäßig borgefchene Revifion hat 1898 ftattgefunden; 
jegt wird zum zweiten Male dem Reichdtage eine zufäß- 
liche PO Ye zur verfaffungsmäßigen Beſchlußfaſſung 
vorgelegt. 

Me gut fih das einheitliche Recht in der Praris 
bewährt hat, wird ſchon dadurch beftätigt, daß weber bei 
der eriten noch bet ber jekt borgenommenen zweiten 
Nepifion grundfäglihe Anderungen an dem —— 
vorgenommen find. Man hat ſich darauf beſchränkt, in 
Einzelheiten zu ergänzen umd zu verbeſſern. Die von 
Deutihland wie die von Oſterreich und Ungarn geftellten 
Anträge, über die vorher eine Verftändigung ftattgefunden 
hatte, haben ben Wiünfchen ber darüber befragten Ber: 
tretungen bed Hanbelö und der Gewerbe, ber Land» und 
Forſtwirtſchaft entſprochen. Es iſt gelungen, fie mit 
wenigen Ausnahmen zur Annahme zu bringen. Die be: 
tan Anderungen find in der ber Vorlage beigefügten 
Dentichrift mäher erläutert, und id barf annehmen, 
dab es den Wünſchen des hohen Haufes entſpricht, wenn 
ih auf Einzelheiten nicht eingehe. 

Nur eimen abgelehnten Antrag möchte ich mit wenigen 
Worten berühren, weil er ſchon auf ber erften Reblſions— 
fonferenz von Deutſchland geftelt war, und weil ber 
deutiche Handel fih damals Tebhaft für ihn intereffierte. 
Zu Art. 10 des Ilbereinfommend war nämlich beantragt, 
es folle dem Abſender das Recht zuftehen, die Zollbehand⸗ 
lung unterwegs felbft vorzunehmen oder eine Mitteld« 
perfon damit zu beauftragen. Auf ber legten Konferenz 
wurbe biefer Antrag mit noch — Mehrheit abgelehnt 

it allen Stimmen gegen bie 
drei Stimmen von Deutfhland, Öfterreih und lingarn. 
Die Mehrheit ging davon aus, daß bie einheitliche —— 
aller bei der Beförderung beteiligten Bahnen von der An: 
nahme bis zur Ablieferung bed Guts das Dazwiſchen— 
ireten eined unverantwortlichen Dritten grundſätzlich aus- 
ihließe. Außerdem war man der Meinung, daß bie richtige 
Erhebung der Zollgebühren nur dann völlig geſichert jet, 
wenn die Eifenbahn felbft die Zollbehandlung vornimmt. 
Für unferen deutſchen Handel fommt bei diefer Frage faft 
nur der Verkehr nad) Rußland in Betracht, und hier hat 
fie an Bedentung wefentlih dadurch verloren, daß bie 
Eifenbahnverwaltungen auf Anregung des Eiſenbahnamts 
Übernahmetartfe nad den Grenzftationen eingeführt haben, 
die auf ber Grundlage bed bireften beutfch = ruffiichen 
Tarifs beruhen und denjenigen Abſendern, bie ih au 
der Grenzftation eined Spebitenrd bedienen wollen, be 
een re | annähernd gleihe Frachtſätze 
ieten wie bei birefter Mbfertigung. 

Zum Schluß möchte ih nod zwei ... erwähnen. 
Der erfte betriffi eine Erhöhung ber Koſten des Zentral: 
amt in Bern von 100 000 auf 110 000 Franken jährlid. 
Sie tft bedingt burd die Zunahme der kilometriſchen 
Länge des beteiligten Gejamtneged. Auf Deutichland 
entfällt hiervon eine Mehrausgabe von 2500 Franken. 

Zweitens ift beabfihtigt, für bie Beamten bed 
Zentralamtes in ähnlicher Welfe, wie dies ſchon früher 
für die Beamten des internationalen Telegraphenburaug 
und des Bureaus bed MWeltpofivereind geſchehen tft, einen 
Fonds von 25000 Franken zu ſchaffen, aus dem für bie 
Beamten bei eintretendber Dienftunfähigkeit infolge bon 
Krankheit, von Unglüdöfällen, von Alter Unterflügungen 
und Entihädigungen gezahlt werben können. Für Deutich- 
land erwächſt hieraus eine einmalige Mehraudgabe von 
rund 6400 Franken. 








Die Konferenz hat den Wunſch ausgeſprochen, daß (C) 
biefe beiden Heinen Poſten fhon vom 1. Januar 1906 
ab zur Verfügung geftellt werben möchten. 

Ich geftatte mir, die Vorlage dem hohen Haufe zur 
Annahme zu empfehlen. 


Bizepräſtdent Kaempf: Dad Wort hat ber Herr 
Abgeordnete Stoll. 


Stolle, Abgeorbneter: Meine Herren, das zweite 
Zufagübereinfommen über ben internationalen Eifenbahn- 
frachtverlehr vom 14. Oktober 1890 bringt in mehrfader 
Beziehung Grleidterungen für Handel und Verlehr, 
andererfeit3 aber Hemmmniffe, die im Intereſſe bed Handels 
und Verkehrs zu befeitigen wären. Worauf ruht bie me 
ſchaft des Erfolges bed modernen Handels? Nicht allein 
in ben einzelnen Transaktionen, beim Handel Gelb zu 
verdienen, ſondern der moderne Handel fann nur gebeihen, 
wenn ihm bie Möglichkeit ſchnellen Warenumfages gegeben 
ift und damit die Möglichkeit, durch den fchnellen Verkauf 
der Ware raſch zu einem Teil feines Geldes zu gelangen. 
Dazu muß dem mobernen Handel aud im internationalen 
Eifenbahnverkehr unter gewiffen Vorausſetzungen ein 
belehnbares Eifenbahnpapier, ähnlid wie es heut in bem 
Ladefhein der Schiffe gang und gäbe ift, zugänglich gemacht 
werben. Wir Haben aus ben Darlegungen deö Herrn 
Präftdenten des Reichselſenbahnamts gehört, dab bie 
jegige internationale Vereinbarung fih über ganz Europa 
ausgebehnt hat. Bon Jahr p Jahr erweitert fi unſer 
Handel. Er Hat feinen nationalen Charakter mehr; er 
bat internationalen Charakter. Seine Bebeutung wächſt 
von Jahr zu Jahr, indem er über die Grenzen hinaus: 

reift, weitere Länderſtrecken aufſucht, nicht nur zu Wafler, 

—— auch zu Lande. Aus dieſem Grunde muß unſerem 
Handel ein ſolches belehnbares Papier eingeräumt werben, 
wie es das Scifföpapier, ber Ladeſchein, ift. 


Meine Herren, ein bahin zielender Antrag wurbe (D) 


vom Vertreter Oſterreich-Ungarns auch auf der Konferenz 
geftelt, aber leiber mit 7 gegen 4 Stimmen abgelehnt; 
gegen biefen Antrag haben auch die beutfchen Delegierten 
geftimmt. Da muß bie Frage aufgeworfen werben, ob 
mit biefer Stellungnahme auf ber Konferenz bie deutſchen 
Delegierten für Handel und Verkehr das Richtige getroffen 
haben, ob fie nicht im Gegenteil ihm einen ſchlechten 
Dienft erwiefen Haben. Der Vertreter Deutſchlands Herr 
v. d. Leyen erflärte zwar, daß auch bie bentfchen Dele- 
gierten nicht ausſchließlich die Intereffen der Eiſenbahn 
* vertreten hätten, daß ihnen aud) bie Aufgabe zugefallen 
ei, bei allen ihren Erwägungen bad Wohl bed Ganzen 
im Auge zu behalten, insbeſondere auch die Snterefien 
bon Handel und Verkehr nad; Möglichkeit zu fördern. 
Wir wollen einmal aufehen, inwieweit das geſchehen tft, 
ob bie Vertreter Deutſchlands auf der Konferenz wirklich 
bie Intereffen des Handels und Verkehrs vertreten haben, 
oder ob fie nicht vielmehr bie fisfaltichen Interefien ber 
Elſenbahn vorwiegend vertretenhaben. Der Vertreter Deutſch⸗ 
lands erflärte, nah allen feinen Informationen habe in 
Deutihland feine Organifation, weber Handel noch irgend eine 
anberestörperichaft, irgend ein Verlangen nach einem derartig 
belehnbaren Eifenbahnpapter ausgeſprochen, und er ftüßte 
fih darauf, er habe Befragungen mit den Handelskammern 
gehabt. Nun entfteht die Frage, ob die Handelsfammern 
die allein richtigen Vertreter find zur Konftatierung des 
Bedürfniffed, ob eine Erweiterung des GEifenbahnverfehrs 
nad ber Richtung notweubig ift, daß ihnen ein belehn- 
bared Papier gegeben werben kann, ähnlich mie das 
Sciffspapier if. Warum hat man fi nicht an andere 
Körperſchaften gewendet ? warım ift man nit an bie 
Induſtriellen, an bie Fabrifanten und Staufleute heran 
etreten und hat fih Informationen geholt, was im 
Intereſſe unferes Handels notwendig ift?_ Der Vertreter 





(ei) 


(A) von Oſterreich⸗ Ungarn hat erklärt, daß er ganz beſonders von 


(B 


— 


dieſen Streifen in Öfterreich-IIngarn gebrängt worden tft, daß 
ein berartiged Papier zur Einführung gelangen möchte, 
daß aus weiten Freifen ber Interefſenten Öfterreid- 
Ungarns das Berlangen danach geftellt worden ift. Wie 
fonderbar erjcheint num, wo bon feiten anderer Länder 
das Bebürfni3 aus den Handelskreiſen begründet wird, 
die einfah ablehnende Stellung, die unſere BBertreter 
auf der Stonferenz eingenommen haben! Wie können 
bie Herren bad verantworten, daß in dem Augenblid, 
wo man fogar beftrebt ift, dem Handel und Verkehr auf 
unferen Waflerfiraßen neue Hemmniffe in den Weg zu 
ftellen, man nicht wenigſtens den Transporten auf den 
Eifenbahnen bie größtmögliche ——— angebeihen läßt? 
Hier will man auf den Waflerftraßen dem Binnenhanbel 
Hemmniffe anlegen, und auf der anderen Seite weigert 
man fd, bem nachzufolgen, was ſehr entwidelte Länder 
und vorgeſchlagen Haben. glaube, mit biejer 
Stellungnahme haben unſere deutſchen Delegierten auf 
ber Konferenz unferem Handel und Verkehr einen ſchlechten 
Dienft erwieſen. 

Meine Herren, ih will num noch zu einigem anderen, 
was mir falſch erfcheint, Stellung nehmen. Zunädft ift 
bier von feiten der Vertreter Deutſchlands auch dafür 
geftimmt worden, baß im internationalen Verkehr das 
Ummegdverfahren aufredterhalten wird. Ich babe ſchon 
in ber 66. Reichstagsſitzung am 12. Auguft 1891 bie 
Schädigungen dargelegt, die Handel und Verkehr erleiden, in: 
dem infolge beöStonturrenztampfs der einzelnen Eifenbahnen 
untereinander ein Umwegsverfahren ftattfinbet. Mehrfach 
werben Frachtgüter auf über 100 Silometer längeren 
Streden gefahren, ald wenn fie auf dem fürzeften Wege 
an ihren Beftimmungsort gingen. Ich konnte ſchon vor 
vier oder fünf Jahren darauf hinweiſen, geftügt auf bie 
Berichte verſchiedener Handeld- und Gewerbefammern und 
auf die Berichte aus Interefientenkreifen, aus Streifen ber 
Hanbeltreibenden, daß es ein Übelftand ift, daß in ben 
engen Grenzen Deutſchlands ein derartiger Übelftand auf: 
rechterhalten wird, daß der Konkurrenzkampf zwiichen ber 
preußiichen, ber ſächſiſchen und den ſüddeuiſchen Eifen- 
bahnverwaltungen fozufagen auf die Erifteng zugeichnitten 
ift, um bie Ginzelftaaten zu nötigen, ihre Selbitändigfeit 
aufzugeben und im den preußiichen Eifenbahnverband ein: 
autreten. Beftehen fhon innerhalb eines einzigen Landes 
ſolche Zuftände, wie viel fchlimmer iſt e8 dann im inter: 
nationalen Verkehr, wenn diefer Zuftand eingeführt werben 
foü! In Urt. 18 des internationalen Ubereinkommens 
wird in dem neuen Abſatz 3 das den Eifenbahnen fon 
jegt zuftehende, aber nirgends ausdrücklich ausgeſprochene 
Recht, bie Hinzufügung einer Umwegsſtrecke im Intereſſe 
bed Abſenders in Anjag zu bringen, feftgeftelt. Man 
fan fogar ben Empfänger ber Ware, wenn fie einen 
Ummeg zu fahren hat, zu den Koſten heranziehen, daß 
wider feinen Willen bie Ware eine längere Strede gefahren 
wurde. Das ift keineswegs für unferen Handel und Ber: 
lehr günftig. . 

Andererſeits ift merfwürbig, dab, wenn ein derartiges 
Umme nn ftattgefunden Hat, und der einzelne 
Empfänger eine Mebrforberung an Frachtbeträgen zu 
zahlen hat, nad) Art. 12 Abſatz 4 ber betreffende Empfänger 
babon benadjrichtigt werben fol. Diefer Abſatz 4 bes 
Art. 12 lautet folgendermaßen: 

Wurde ber Tarif unrichtig angewendet, oder find 
Rechnungsfehler bei ber —8 der Fracht⸗ 
gelder und Gebühren vorgelommen, fo iſt das zu 
wenig Geforderte nachzuzahlen, das zu viel Er— 
hobene zu erſtatten, und zu dieſem Zweck dem 
Fe ui tunfihft bald ſchriftlich Nachricht 
zu geben. 

Meine Herren, was ift num geichehen? Man hat 
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dieſe Beſtimmun 
richt zu geben iſt, geſtrichen und fagt: 
Der Zwed bed Vorſchlages if, den Berechtigten 
fo bald als möglih von der Rüdzahlung, bie er 
verlangen kann, im Stenninis zu ſetzen. 
Rüdfiht darauf, daß eine Benachrichtigung in 
den inneren Beitimmungen einzelner Vertrags: 
ftaaten vorgefehen tft, daß ed aber wegen ber 
damit verbundenen Koſten zu weit gehen wäürbe, 
bei Heinen Summen eine ſchriftliche Mitteilung 
zu forbern, und daß e3 unter Umſtänden zwed: 
mäßig fein Zönnte, einen Boten, das Telephon 
oder einen Aushang zu benugen, empfiehlt bie 
Kommiſſion mit 7 gegen 2 Stimmen, bie fchrift- 
liche Mitteilung zu ſtreichen. 
Meine Herren, id traute meinen Augen nit, als id 
ba3 lad. Stellen Sie fi einmal in bie Lage eine? 
feinen Fabrikanten und Gewerbömannd, der vielleicht 
50 Mark oder mehr zu viel an Fracht gezahlt hat! Der 
fol nun nicht ſchriftlich daoon benachrichtigt werben, 
fonbern burh Aushang ober durch einen Boten! Dann 
befommt er vielleicht 2 bi 4 Tage fpäter fein Geld 
zurüd, wo er unterbeffen fhon ein andere Geſchäft mit 
dem Gelbe hätte anfangen fönnen. Wie können die Herren 
das verantworten? Wenn die Eifenbahnverwaltungen zu 
wenig befommen haben, werben fie es nicht auf bie lange 
Bank fhieben, fondern dann wird das Gelb fofort ein- 
eforbert. Meine Herren, für die Streihung biefer Be- 
immung, daß ber Berechtigte ſchriftlich zu benachrichtigen 
ift, haben leider auch die Delegierten bon Deutihland 
geſtimmt und haben fih damit auf einen rüdjchrittlichen 
Standpunkt geitelt; denn biefe Neuerung tft nicht dazu 
angetan, den Berfehr zu fördern. 
ch will aber gerechterweiſe auch zugeltehen, daß auf 
ber anderen Seite aud einige Vorteile erzielt worden find, 


bie dem Handel zugute fommen. Das ift zumädhft die Be- (D) 


flimmung, daß es nunmehr dem Abfender freiftchen fol, 
ſchon im Fradtbriefe ben Beftimmungsort anzugeben, wo 
er bie Zollrevifion verlangen fann. Er foll Kon nicht 
mehr wie früher daran gebunden fein, mur bon ber Ber: 
fandftation aus die Order geben zu können, daß bad Gut 
unterwegö eine andere Route einſchlagen fol, daß ein 
anderer Ablieferungsplag genommen werben fol, ufw. 
Wenn 3.8. ein Kaufmann bei und in Deutſchland Waren 
einfauft, die er nah Frankreich ober nah Oſterreich 
abreffiert, und er findet, während er auf der Reiſe iſt, 
einen Käufer draußen im Auslande, dann faun er jet 
an jeber Station bie Orber geben, bad Gut an biefen 
neuen Käufer zu fenden, wenn er ein Duplifat bes Fracht— 
briefes aufweilt. Das ift ein Vorteil, den ih begrüße. 
Aber bebauerlih bleibt es, daß neben dieſen Vorteilen 
aud Nachteile durch die neue Ordnung entftehen, und id) 
wundere mid, daß bie deutſchen Delegierten nicht beffer 
für die Handeldintereffen geiorgt haben in einem Augen— 
blid, wo alle Welt darauf gerichtet if, dem Handel 
neue Wege au ebnen. Ich hätte erwartet, dab man, 
um unferen Verkehr mit dem Ausland im noch befferer 
Weiſe zu fördern, andere Wege eingefhlagen hätte, als 
ed geſchehen ift. 
(Bravo! bei den Sozialbemofraten.) 


Vizepräfident Kaempf: Es bat ſich niemand weiter 
zum Wort gemeldet; ich ſchließe baher bie erfte Beratung. 

Eine Überweifung des übereinfommend an eine 
Kommilfion ift nicht beantragt; wir treten daher in bie 
zweite Beratung ein. 

Meine Herren, ich erbitte mir auch hier bie Ermächti— 
gung, in berfelben Weiſe Le; verfahren, wie es früher 
Be) eben ift, und wie es bei ſolchen Verträgen berfümm: 
id ift, daß ich die einzelnen Artikel aufrufe und, wenn 

6ı* 


dab dem Berechtigten fhriftlih Nach- (C) 


(4) 


(B) 
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(Bizepräfident Kaempf.) 

Wortmeldungen nicht erfolgen, Anträge nicht geftellt 
werben, unb eine befondere Abftimmung nicht verlangt 
wird, Ihre Zuftimmung unterftelle und die Annahme ber 
anfgerufenen Zeile konſtatiere. Wenn niemand wider— 
fpricht, betrachte ich biefe Ermächtigung als erteilt. — 
Dies tft ber Fall. ‚ 

Ih rufe nunmehr auf: auf Seite 6 ber Vorlage 
Art. 1, — auf Seite 11 ber Vorlage Art. 2, mit ber 
Maßgabe, daß die geforderten Mehrbeträge bereitö fett 
dem 1. Januar 1906 zur Verfügung geftellt werden, — 
und auf Seite 62 ber Vorlage Art. 4. — Ich fonftatiere, 
baß dieſe drei Artikel des Vertrages vom Haufe ange: 
nommen find. — Ebenſo die Einleitung und bie über: 
ſchrift des Vertrages. — 

Art. 3 des Bertragd auf Seite 12 fi. enthält nur 
Abänderungen von Ausführungdbeftimmungen und beren 
Anlagen. Diefelben find zur Kenntnisnahme vorgelegt 
und bebürfen feiner befonderen Abftimmung feitend des 
Reichstags. 

Nunmehr ſtelle ich zur Beratung das Rh 
protofoll auf Seite 63 ber Vorlage. — Auch hier meldet 
fih niemand zum Wort. Cine befondere Abftimmung wirb 
nicht verlangt, und id) fonftatiere, daß auch dieſes Boll- 
ztehung&protofoll nebſt Überfchrift im zweiter Beratung 
angenommen tft. — 

Hlermit ift ber erfte Gegenftand ber Tagesordnung 
erlebigt, und mir kommen zum zweiten Gegenftand ber 
Tagedorbnung: 

Fortfeßung der Beiprehung der Interpellation 
der Abgeordneten Graf v. Hompeſch, Dr. Schaedler, 
Dr. Spahn, Gröber, Prinz v. Arenberg, bes 
treffend Reviſton der Strafprogehordnung und 
des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes (Nr. 109 der 
Druckſachen), 
in Verbindung mit der 

Fortſetzung der Beſprechung der Juterpellation 
des Abgeordneten Baflermann, betreffend Reform 
ber Strafprogehordnung (Nr. 172 der Drudfachen). 

Ih eröffne die Diskuffion, die geftern abgebroden 
worben war, bon neuem. 

Dad Wort hat ber Herr Abgeorbnete Dr. Müller 
(Meiningen). 


Dr. Müller (Meiningen), Abgeorbneter: Meine 

id nehme an, daß es bei dem Herrn Staatöfelretär bes 
Reihsjuftizamts geftern feine Abſicht, fondern ein reiner Zur 
fall war, daß er nur auf die Ausführungen des erften Herm 
Interpellanten geantwortet hat, daß er aber auf bie in 
mander Hinſicht intereffanteren Ausführungen bed zweiten 
Br Interpellanten mit feinem Wort erwibert hat. Der 
err Staatäfelretär hat ſich nur über die Organtfations- 
fragen in feiner Antwort geäußert. Er bat fein Wort 
bon ber Prozeßordnung und ihrer Reform geſprochen. 
Wir find ja alle überzeugt — ich nehme jelbfiverftändlich 
den Herrn Kollegen Stadthagen davon aus —, daß ber 
Herr Reichslanzler, wie er ausbrüdtich in einer gewiffen 
feierlihen Form durch den Herrn Staatsſekreiär des 
ia sinn hat erklären laſſen, die Reform ber 
Prozeßorbnung und ber Gerichtsverfaſſung ernftlih und 
energiih durdgeführt haben will. Der Herr Staats: 
fefretär hat ja auch geftern ausbrüdlich die Bedenken zer 
ftreuen wollen, die von den beiden Herren Interpellanten 
in finanzieller Beziehung bier geltend gemacht wurden. 
Ih bin ber Anfhauung, daß der Herr Staatäfelretär 
feinerfeitö von der Richtigkeit feiner Ausführungen voll: 
fändig überzeugt tft; allein wir find mad wie bor ber 
Anſicht, daß tatfählich der Verdacht befteht, daß die großen 
Schwierigkeiten bier im Kaftantenwälbchen zu finden find. 

(Sehr richtig! Links.) 
Wir Lönnen das vor allem daraus entnehmen, daß Preußen 


erren, 





bisher mit jenem „Hilfsrichterunweſen“ — darf ih mid (C) 


wohl ausdrüden — nicht gebrochen hat. 
(Sehr richtig! links.) 
Solange bie preußifche Regierung nicht bie finanziellen Mittel 
für die Befegung aller Gerichte mit orbentlihen Richtern 
aufwendet, fo lange fann ber Verdacht, der geitern-von 
ben beiden Interpellanten ausgeſprochen worden tft, in 
feiner Weiſe befeitigt werben. 
(Sehr richtig! links.) 
ter entſchelden Tediglih Taten; bier können beruhigende 
orte nichts bedeuten. 

Mir freuen und zunächſt über die Aufrechterhaltung 
ber Schwurgerichte, bie uns gefem neuerbingd von ber 
Regierung verſprochen worden iſt. Allein wir hoffen, daß 
es feine „Scheinfhiwurgerichte* find. Wir haben gehört, 
daß man eine Zufanmenwerfung von Laien und Berufs— 
rihtern in dieſen Schwurgerichten borhabe. Es würde 
ſich dann nur nominell um Schwurgerichte handeln; in 
Wirklichkeit wären das große Schöffengerichte, die mir 
unter feinen Umſtänden an Stelle der reinen Zaiengerichte, 
vor allem in Siüddeutfhland für politifche Prozeſſe ein- 
geſetzt haben wollen. 

(Sehr richtig! links.) 

Der zweite Herr Interpellant hat geftern bavon ge- 
ſprochen, daß von der Ausdehnung des fübbentfchen 
Nefervatrehts auf bie Aburteilung ber Preßſachen durch 
Schiwurgerihte unter feinen Imftänden bie Rebe fein 
fönne. Ih weiß nidht, wie Herr Dr. Heinze zu biefer 
Annahme fommt. Ich kann mich wohl erinnern, dab der 
Herr Staatöfelretär des Reichsjuſtizamts einmal eine 
Bemerkung gemacht hat, daß bie Ausbehnung bes füb- 
beutfchen Neiervatrechts ber Aburtetlung ber Preßſachen 
durch Schwurgerichte nit erreichbar fei; allein ich kann 
mic) nicht erinnern, baß jemals ber Herr Staatöfefretär bed 
Neihsjufttzamtd eine Erklärung namens ber verbünbeten 
Regierungen in diefer Richtung abgegeben hätte. 
doch eine traurige Sache, es wäre geradezu eine capitis 
deminutio, wenn bie norbbeutihen Staaten ald noch nicht 
reif für eine geſetzgeberiſche Maßregel erklärt würden, 
bie bei und in Suͤddeutſchland bie Sympathien aller 
Kreiſe, fogar der Regierungen fi errungen hat. 

Cie richtig! links.) 

Ich will über dieſe Frage nicht eingehender ſprechen; 
ih will nur bemerken, baß die bayerifhe Regierung bor 
furzer Zeit erft erflärt hat, daß fie — troß ber auffallen- 
ben Treibereien eined Teiles ber Zentrumspreffe Inegen 
einiger unbequemer Freifprehungen — an biefer politiid 
wichtigen Norm bezüglich ber Aburtellung ber Preßdelikte 
nah wie vor feſthält. Wenn das der Fall ift, dann 
haben wir in Zukunft abermals zweierlet Recht auf einem 
fo wichtigen Gebiete wie dem ber Aburteilung der Preß- 
prozeffe. Sind denn bie Verhältniffe in Preußen wirkli 
weniger gefeftigt als in den fübbeutfhen Staaten, ba 
Preußen eine derartige einheitliche Norm nicht auch feiner: 
feit$ annehmen fünnte? Es würde doch einen eigentünt- 
lihen Eindrud in ganz Deutſchland maden, wenn Preußen 
in biefer Beziehung auch wieber Hinter dem ſüddeutſchen 
Staaten zurüdbleiben wollte. . 

(Sehr richtig! links.) 
Ih möchte ben Heren Reichskanzler, deffen ernften Willen 
bezüglich dieſer Juſtizreform ich wiederholt anerfenne, 
dringend bitten, er möchte gerabe dieſe Frage feinem Juſtiz⸗ 
reformprogramm einberleiben. 

63 ift eine Frage, über die man auch vom juriftifchen 
Standpunkt fireiten kann, ob man nicht einige Lomplizterte 
Tatbeftände vielleicht der Straffammer zumelfen könnte; 
aber um fo leichter wäre e3 dann, daß an Stelle biefer 
Delikte die Preßprozeſſe allüberall in Deutihland ben 
Schwurgerichten überwiefen würben. 

(Sehr richtig! links.) 


Es wäre (D) 





(Dr. Müller [Deiningen].) 
Sntereffant waren die Mitteilungen de3 Herrn Staatd- 
fefretär über die Erhebungen ber preußiſchen Oberlandes: 
gerichöpräfidenten bezüglih des tauglihen Schöffen: 
materiald. Ja, es wäre fehr intereffant, einmal bie 
Grundſätze zu erfahren, nad welden bie Auswahl in 


Preußen erfolgt 
(fehr N ae In), 
und ed wäre fehr wertvoll, wenn man erfahren würbe, ob 
die Nefultate in ben anderen beutfchen Bundesftaaten auch 
fo — waren wie in Preußen. Ich komme darauf, 
weil leider in Preußen von einem Minifterialerlaß niemals 
bie Rede war, ber bie größere Bustehung bon Arbeitern, 
von Kleinen Handwerkern unb Gewerbetreibenden bezwedte, 
während befanntlih derartige miniftertelle Erlaffe in 
legter Zeit in verſchiedenen deutſchen Bunbesftaaten er: 
gangen find. Sch meine, wenn fogar bad Königreich 
Sachſen in biefer Be —— etwas —* auftritt und 
dem Vorgange von Baden und Bayern folgt, jo könnte 
unzweifelhaft auch Preußen liberaler mit der Zuziehung 
von Gefhworenen und Schöffen fein. 
(Sehr richtig! links.) 
Ih bin überzeugt, daß nicht etwa bie Bevbölkerung, b. h. 
die geringere Intelligenz ber Bevölkerung, in Preußen an 
dem ſchlechten Refultat jchuld tft, Sondern einzig und allein 
ba3 — der —— 
Sehr richtig! Int.) 

Es liegt lediglich an ihr, ob ſie größere Kreiſe für die 
Beteiligung an den Schöffen- und Geſchworenendienſt, 
die ſie für die Zukunft haben muß, errreicht oder nicht. 

In engſtem Zuſammenhange mit dieſer Frage ſteht 
bie Frage, über bie ber Herr Staatsſekretär ſich mit einer 
gewiffen Hartnädigfeit ausſchweigt. Das ift bie Frage 
der Diäten für die Gefhworenen und Schöffen. Der 
Herr Staatsſekretär ift jonft fo liebenswürdig und zubor- 
kommend bezüglich feiner Antworten. Nun haben wir 


(8) voriges Fahr beinahe einftimmig einen Beſchluß gefaßt, 


wonach aus Landesmitteln den Gefhworenen und ben 
Schöffen Diäten gewährt werden jollen. Mit großer 
Mehrheit find in einer Neihe von Bunbesftaaten bie 
Seine Beihlüffe gefaßt worden, und bie betreffenden 
intfterien haben ſich in fympathifchfter Weife zu biefer 
gast geänßert. Man erwartet allgemein ein rafches 
orgehen Er —— in dieſer Richtung. 
Obwohl wir ſchon dem Herrn Staatöfekretär 
Gelegenheit genug gegeben Haben, ſich über dieſe wichtige 
Frage zu äußern, hat er bisher leider Gottes jede Antwort 
verweigert. Nad meiner Überzeugung ift nur mit ber 
Gewährung bon Diäten eine richtige Zufammenfegung der 
Gef mworenenbant und der Schöffengerihte zu erreichen. 
(Sehr richtig! Links.) 
Nur dann wird einzig und allein die Intelligenz und 
auh bie Beide „Belbiung der Berufung zum 
Geihworenen unb zum enamt zu Grunde gelegt 
werben können. Nur bann pa ber piutofratiiche Zug, 
ber unzweifelhaft bei ber Einberufung ber Geſchworenen 
und Schöffen immer zu bemerken war 
(fehr wahr! Ins), 
beſeitigt. — Alfo ih möchte wiederholt an ben Herm 
Staatsſekretär das Erfuchen richten, und über bie wichtige 
gif e ber Regelung ber Diäten an die Gefhworenen und 
u. enblih Auskunft zu geben. 
ein Wort hat ber Herr Staatöfefretär, wie ich 
vorhin bemerkt Rn über das Berfahren felbft geäußert. 
In der Verurteilung des jetzigen —— ind ſich 
nad meiner Überzeugung alle Parteien einig 
(Sehr richtig! linls.) 
Der Herr Staatdfefretär hat ra mit feiner Jronte bie 
Beihlüffe des internationalen Kongreſſes ber krimi⸗ 
naliftifchen Vereinigung in Frankfurt a. M. im Jahre 1906 
bier behanbelt. 
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Allein ih muß doch jagen, in weiten 


435 





Kreiſen des Volls, auch in weiten Juriftenfreifen hat der (0) 


Ausipruc eines Richters Beifall gefunden. Er hat aus- 
geſprochen: „Der Unterfuhungsrichter ift nichts anderes 
als ein verfappter Staatdanwalt, und zwar meift noch ein 
ſchlechter Staatsanwalt“. Diefe Anfhauung wird auch in 
juriftifchen reifen Fa geteilt. 
(Sehr richtig! links.) 
Ja, man geht noch weiter und fagt, dab die Münd— 
lichkeit und Unmittelbarfeit der Verhandlung bei und in 
ber Praxis ſehr oft — ein Schein iſt. Im Anſchluß an die 
großen Prozeffe der legten Zeit bat man auch 

— Krelſen don einem Bankerott des Legalitäts- 
prinzips geſprochen. Es läßt fi nicht verſchweigen, daß 
das gehen eine gemwiffen Augenmaßes häufig bemerkbar 
iſt. Was foll man fagen, wenn 3. ®. im Prozeß v. Zander 
vom Jahre 1906, der geftern bereitö berührt wurde, ber 
Angellagte anderthalb Jahr in ne u var, das 
Urteil auf ganze 300 Dart Strafe lautete, und nad) 
ber Preſſe bie Koſten dieſes Prozeſſes 60000 Mark be: 


tragen haben. 
(Hört! hört! links.) 

Es mwurbe ri bereitö hingewieſen auf den Prozeß 
ber rau Heusler in Münden. In biefem Brogeb hat 
ber Berteibiger jelbft vor dem Gericht eine bernichtende 
Anklagerede gegen das jehige Verfahren gehalten, und er 
bat in nur zu vielen Punklen redt. 

Die großen Polizeiprozeſſe in Bredlau und vor allem 
ber auffehenerregende Prozeß in Hamburg haben gezeigt, 
daß unfere Worunterfuhung oftmald nicht fähig ift, 
wirklich große Verbrechen — Verbrechen, die 3. B. bon 
Schugmännern am hellichten Tage begangen werben — 
zu eruteren, während man ziemlihe Lappalten zu Riefen- 
prozeffen aufbaufht. Der aufjehenerregende Polizei: 
prozeß in Hamburg, ber Anlaß zu einer fcharfen Kritik 
einer Reihe von Erjheinungen gegeben hat, die am meiften 


von und Richtern mißbilligt werben müffen, wird vielleicht (n) 


noch bei anderer Gelegenheit einer Kritik unterzogen 
werben müfjen. 

Ih Habe es ſehr bebauert, daß der Herr Staats: 
fetretär fein Wort über bie Fragen, bie bie Offentlichkeit 
am allermeiften beſchäftigen — biel mehr als bie ftreng 
jurifttfchen Organifationdfragen —, von denen geftern bie Rede 
war, geiproden hat, obwohl der zweite Herr Interpellant 
ihn veranlaßte, feine Meinung zu äußern. Ich meine 
bier vor allem bie Befeitigung des Zeugniszwangs gegen- 
über ben Redakteuren. Es ift fchlimm, daß der Staat 
in einem —— Umfang und unter gewiſſen Voraus— 
ſetzungen bie Unſittlichkeit mit einer ſtaatlichen Konzeſſion 
verſteht; es iſt aber nach meiner Meinung noch viel 
ſchlimmer, daß das Geſetz die Unmoral und den Verſtoß 
gegen bie guten Sitten ben Redakteuren geradezu zur 
Rechtspflicht macht. 

(Sehr richtig! links.) 
63 follte meiner Meinung nad ein nobile officium bes 
Herrn Reichskanzlers fein, enblih einmal bie Preſſe fo 
einzufhäten, wie er fie & fonft durch eine Hu g Benugung 
zu — verſteht. Es ſoll das in feiner Weiſe irgend⸗ 
wie ein Vorwurf ſein; aber wenn man der Beet günftig 
gefinnt if, wäre die erfte Forderung, daß mit dieſem 
gerabezu unmoralifhen Zeugniszwang gegenüber ben 
Redakteuren gebrochen wird. 

(Sehr ritig! links.) 

Be notwendig wäre aud eine grundſätzliche 

— es Eidesweſens. Der Gewiſſenzwang für 
Diffidenten, der in feiner Weiſe unſeren Anſchauungen 
über Gewi enöfreibeit und Toleranz entipricht, follte 
mögiäft raſch fallen. 

(Sehr richtig! links.) 
Ich erinnere vor allem an den Fall bes Profeſſors Forel. 
Ich meine, gegen folde Berunglimpfungen, wie fie in dem 


fA 


(B 


) 


De 


a 
(Dr. Müller [Deiningen).) 
ag eined Staatsanwalis gelber Profeffor Forel 


im Stmpliziffimusprozeß in die Erſcheinung traten, müßte 
ein ehrlicher Mann in Deutſchland unter allen Umftänden 


gefihert fein. 
(Sehr richtig! Links.) 

Dringend nötig wäre bann bie Reform der Durd- 
ſuchung, der Beſchlagnahme und der Verteidigung. Wir 
haben eine Habeaskorpusakte dringenb nötig, bie darin 
beftehen muß, dab nur auf Grund einer fontrabiftorifchen 
Verhandlung bie VBerhängung einer Unterfuhungähaft er: 
folgen kann, und zwar womdglid unter Zuziehung eines 
Plichtverteidigers. 

Bei biefer —— müßte eigentlich auch bie 
Frage der Immunität der Abgeordneten berückſichtigt 
werden. Es ſollte doch von ſeilen ber Regierung Klar— 
heit über dieſe Forderung geſchaffen werden. Es darf 
nad meiner Überzeugung nicht mehr vorklommen, daß ein 
einzelner Abgeorbneter das Parlament in folder Weife 
bloßftellen barf, wie das leider in ber legten Zeit ge— 
fchehen ift. 

Meine Herren, was ben preußifhen Organtfationd- 
plan anlangt, ben — der Herr Staatsſekretär hier 
dargelegt hat, jo kommt ed nach meiner Überzeugung 
lediglich auf die Durchführung besfelben an. fiber bie 
äweifelbafteften Fragen hat fi ja die Regierung nod 
nicht geäußert, Mir erfcheint bie Fünfzahl der Richter 
bei der Straffammer die richtige zu fein; dann hätte man 
zwei Juriften und brei Schöffen. Nun weiß ich wohl, 
daß man zu jagen pflegt: wenn zwei Juriſten da find, 
fo haben fie zum mindeften zwei Anfchauungen. 

(Heiterkeit und Zurufe.) 
— Womöglich auch drei. — 
(Erneute Heiterkeit und Zurufe.) 

Es wäre natürlich nicht richtig, wenn man bie Schöffen 
in ein foldes Dilemma brädte; aber vielleiht läßt ſich 
dadurch helfen — eine Idee, die man vielleicht weiter ber- 
folgen fönnte —, daß man ben einen der beiden Juriften 
als bloßen Verhandlungsleiter gebraudt, während man 
nur den anderen Juriften an ber Entſcheidung teilnehmen 
läßt. Es müßte eine Freifprehung dann erfolgen, wenn 
mehr als ein Richter für bie Freiſprechung wäre. 

Selbftverftändlih find wir auch fir bie Einführung 
ber Berufung gegen bie bisherigen Straffammerurteile. 
Es wurde in biefem Zufammenhange viel von den fehr 
beachtenäwerten Reformideen des SOberbürgermeifters 
Adides geivroden. Meiner Überzeugung nah bat er 
nad zwei Richtungen recht: erfilih wenn er bie Be- 
—* des deutſchen Richterſtandes von nichtrichterlichen 
Geſchaäften verlangt, und zweitens wenn er bie Heraus— 
hebung des deutſchen Richterftande8 aus der Beamten: 
bierardhie fordert. Auch fonft ift manches fehr beachten: 
wert. Ih kann aber auf der anderen Seite nicht 
verſchweigen, daß meines Erachtens Herr Oberbürgermeiiter 
Adtdes vielfah auf bloße Symptome Hin furiert. Die 
Trage liegt doch vielfach anderd. Der englifhe Richter 
fteht unzweifelhaft viel mehr im praftifchen Leben als der 
deutſche Richter, der zu ſehr Theoretifer if. Das hängt 
zufammen mit bem Herauswachſen bes Richterſtandes aus 
dem „Barrifter"ftande. Die ganze Einrichtung ber eng- 
liſchen Anwaltſchaft, bie befanntlih aus dem Sollicitor 
und aus dem Barrifter befteht, und ihr inniger Zufammen- 
— mit dem ann bedingen eine andere Zu: 
ammenfegung dieſes Nichterftanded. Diefed Heraus: 
wachſen aus der Prarid bei dem englifchen Richter ift 
auch der Grund ber bewunbernöwerten Schmiegjamfeit 
und Biegfamfeit des engliihen Rechts, dad im einer ganz 
überrafhenden Weife raſch zum Weltreht — iſt. 
Die große ſchöpferiſche Kraft, die konſtitutlve Kraft der 
Tätigkeit des engliichen Richters ift dad Bemerkenswerte 
in dem englifchen Rechtsleben, trog ber vielen beftehenben 
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formalen Zopfgeſchichten. 
liegt bier vor. Aber am allermeiften wird Herr Adides 
irren, wenn er ben Inftanzenzug in Sriminalfadhen ver: 
ringern will. Ein derartiger Vorſchlag ift meine Er— 
adtend un jo weniger gerechtfertigt, wenn er zu einer 
Zeit kommt, in der die englifhe Praris felbft mit diefer 
Beſchränkung der Rechtsmittel breden will, in ber bie 
engliihe Praxis fih dem deutſchen Syſtem ſelbſt mähert 
und weitere Rechtömittel in eriminalibus einführen mil. 
Ich möchte fehr warnen, gerade in dieſer Richtung ben 
Ausführungen bed Herrn Oberbürgermeifterd Adides zu 
folgen. — So viel furz zu biefen Reformideen! 

Ich wieberhole alfo: aud wir wollen bie Berufun 
gegen bie Straflammerurteile; aber gerade bier liegt na 
meiner Überzeugung auch ber Verdacht der Fiskalität bei 
ber preußiſchen Regierung vor. 

Menn ih num den Herrn Staatöfefretär richtig ber: 
ftanden habe, fo follen wir in ben fübdeutihen Staaten 
die Berufungdlammern gegen bie Urteile ber Straf: 
fammern an bie Oberlandesgerichte anfchließen können; 
ed follen alfo die fübbeutihen Staaten die Möglichkeit 
eines folden Anſchluſſes befommen. Das ift unzweifel- 
haft ein kleiner Lichtblid für und; aber ih bin im 
allgemeinen doch ber Überzeugung, daß die Berufung an 
dasſelbe Gericht eine unhellvolle Beftimmung wäre. Ich 
weiß recht wohl, daß bie Anſchauungen auch in Richter: 
freifen wegen ber Erfahrungen, die man früher in Preußen 
gemadt hat, recht verichieden find. Ich kann mich wohl 
erinnern, daß ich einmal mit einem fehr intelligenten 
Mann, der oftmald ald Gefhworener und au 3 
Schöffe einberufen war, auch über biefe frage ſprach. 
Er hat mir dabei eine ſehr braftiihe Bemerkung gemacht, 
bie id mir keineswegs aneignen möchte, zumal fie etwas 
lieblos ling. Der Mann bat gefagt: Ja, wenn eine 
Berufung am basfelbe Gericht füme, wirb das Volk bei 


und ſagen: „eine ſträhe hackt der anderen die Augen (m) 


nicht aus". 
(Heiterfeit.) 

Das tft ein ſcharfer Ausdruck. Aber es läßt ſich nicht 
leugnen, daß ſolche Berufungsverhandlungen am gleichen 
Gericht nicht das gleiche Vertrauen haben, als wenn bie 
Berufung bet einem übergeorbneten Gericht ftattfindet. 

Ale Parteien find ſich darüber einig — auch geftern 
wurde bereit3 wiederholt biefer Gedanke ausgeführt —, 
daß bie Anderungen des Geſetzes auf bem Papiere es 
niht ausmachen. Die Hauptfache ift ber ft der An 
wendung feltend ber beutichen Nichter. Dazu brauchen 
wir gut befegte Gerichte in Deutihland. Ein abgeipannter, 
ein abgehegter, ein nerböfer Richter kann das Volt nicht 
mit feiner Judifatur befriedigen; er wirb berbittert, ein- 
feitig und wird, wie man ſich gewöhnlich ausdrückt, „welt: 
fremd“ werben, benn er kann in feiner Weiſe mehr ber 
Rechtſprechung anderer Gerichte folgen; er kann fi mit 
der Theorie zu wenig befchäftigen, er kann aber auch 
nicht genügend mit bem praftiichen Leben Fühlung nehmen. 
Deshalb müffen wir darauf beftehen, daß das abhängige 
Hilfärihtertum, wie es Preußen immer noch befikt, unter 
allen Umſtänden möglichſt bald befeitigt wird. 

(Sehr richtig! linls) 

Wir brauchen vor allem bie hinreichende Anzahl orbent- 
liher Richter bei allen Gerichten in Preußen, dann wird 
auh die Rechtſprechung wieder größered Vertrauen ges 
winnen, als dies leider Gotted in manden Streifen in 
ber legten Zeit der Fall war. Die gleiche —*— 
der Angeklagten und Zeugen vor Gericht iſt meiner Au— 
ſchauung nad die allerdringlichſte Forderung an ben 
deutfhen Richter. Ih habe hier eine Reihe neuer Bei- 
fptele, daß diefe gleiche Behandlung der Angeklagten und 
der Zengen vor Geridht bei vielen Gerichten noch nicht 
Platz gegriffen hat. Das macht böfes Blut, das ver: 


Alfo eine Ausbildungdfrage (C) 


(Dr. Müller (Deeiningen).) 


(A) mehrt am allermeiften das Heer ber linzufriebenen, und 


bad ift eine Hauptquelle der Mitläuferfchaft, vor allem 
der Herren bier auf ber äußerften Linken. 
(Sehr richtig! — Zurufe von den Sozialdemokraten.) 
— Ja, wollen Sie das vielleicht leugnen! — 
(Burufe von den Sozialdemokraten.) 

Der Herr Reichöfanzler will — und damit will ich 
zum Schluß kommen — eine Politik maßvoller, populärer, 
zeitgemäßer Reformen auf dem Rechtögebiete durchführen. 
Hter ift ihm unzweifelhaft ein reiches Gebiet zu frucht- 
barer erg gegeben. Aber ich bin ber Uberzeugun 
daß bie Reform ber Gerichtsverfaſſung und der Straf: 
prozeßorbnung allein unter feinen Umſtänden genügen 
wird. Die aroße, vielleicht die größte Aufgabe, bie wir 
in friminalpolitifher Beziehung überhanptzu löſen haben, die 
Aufgabe, wie wir unfere Jugend vor der kriminellen Ans 
ftedung bewahren, fteht in erfter Linie. Da taucht bie 
alte Forberung bed Reichsſtrafvollzugsgeſetzes und bie 
Forderung ber bedingten Verurteilung immer wieber auf. 

(Sehr richtig! Links.) 
Leider Gottes find wir im biefer Beziehung nur auf 
Heinlihe Einwendungen geftoßen; wir find noch feinen 
Schritt weiter gelommen, gerade auf dem Gebiet biefer 
ungemein wichtigen friminalpolitiihen Forderungen. 

(Sehr richtig! links.) 
Unfer Strafvollzug ift die Wurzel des Übels. Statt ben 
fittlien Keim in bem Verbrecher zu ſchützen, vernichtet 
ber jegige Strafvollzug gerabe dieſen Keim fehr häufig. 
Ic meine, wir follten auch hier an Stelle der Repreffiv- 
politit eine vernünftige Präventippolitif treiben. 

(Sehr richtig! Links.) 
Wir dürfen micht vergeffen, daß bei diefen großen geſetz— 
geberiichen Arbeiten es fi nit bloß um Maßregeln 
zum Schutze einzelner Gefallener, einzelner Angeflagter 
handelt, fonbern um Maknahmen zum Schutze unferer 


(B) ganzen Rechts- und Gefellihaftdordnung. Die Aufgabe, 


die in dieſer Richtung das Parlament in den nädften 
Jahren r feiften bat, ift eine eminent ſchwierige; aber 
fie iſt die allerbankbarfte, wenn lleinlicher Fiskalismus 
und andere nicht in der Sache felbft begründete Schwierig: 
keiten g ferngehalten werben. 

Ih Hoffe und wünfhe, daß es dem Herm Neichd- 
fanzler und dem Herrn Staatdiefretär des Neichsjuftiz- 
amt3 gelingt, wenigftens einen Teil biefer großen Arbeiten 
in abjehbarer Zeit im einem Sinne zu löfen, daß aud 
bie liberalen Parteien, in beren Namen ich heute ge- 
ſprochen habe, ben betreffenden Gejegentwürfen freudig 
ihre Zuftimmung geben können. 

(L2ebhaftes Bravo links.) 


Vizepräfident Kaempf: Der Herr Berollmädtigte 
zum Bundesrat, Staatdfefretär des Reichsjuſtizamts, Wirk: 
lihe Geheime Rat Dr. Nieberbing hat das Wort. 


Dr. Rieberding, Wirfliher Geheimer Rat, Staats: 
fefretär des Reichsjuftizamts, Bevollmächtigter zum Bunbes- 
rat: Der Herr Borrebner hat vermißt, daß ich zu gewiſſen 
Fragen ber Strafprogehreform, die er bezeichnet hat, und 
die, wie ih anerkenne, — beſitzen, mich geſtern 
nicht ausgeſprochen habe. Wenn ich das nicht getan habe, 
fo liegt dag im der ganzen Natur und in dem Zweck 
einer Interpellationsverhandlung. Ich Habe mich über 
diejenigen Punkte, die von bem Herren Interpellanten dem 
hoben Haufe fchriftlich .. waren, wie ich glaube, 
Har und ausführlich ausgeſprochen. 

(Sehr richtig!) 
Meine Aufgabe dabei war, dem Haufe die Sicherheit 
— und barin lag ja der Zweck ber Interpellation — zu 
verſchaffen, daß in der Tat bie verbündeten Regierungen 
babei find, die Strafprozehreform in ernfter Weile durch: 
zuführen. Ich glaube, um das Haus hiervon zu über: 
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engen, braudte ih mehr, ala 
abe, nicht zu jagen. Ih würde aud glauben, ben 
Rahmen ber Snterpellation zu überfchreiten, wenn 
ich a ben wichtigen Fragen Stellung nehmen wollte, 
die ber Herr Abgeordnete Dr. Müller (Meiningen) am 
Schluß feiner Ausführungen erwähnt hat. Ih bin gar 
nicht Iegitimiert, im Namen ber verbitndeten Regierungen 
zu biefen Punkten zu fprehen. Ich beſchränke mid darauf, 
einige Fragen zu berühren, die ber Herr Abgeorbnete 
angejcähnitten hat ald in den Nahmen ber Interpellation 
* und die vielleicht zu einer Mißdeutung Anlaß 
geben könnten, wenn ich nicht einige Worte darauf 
erwiderte. 

Zunächſt, meine Herren, hat der Herr Abgeordnete 
ber Beſorgnis Ausdruck gegeben aus Anlaß ber Er— 
Härungen, die id abgegeben habe über die Aufrecht- 
erhaltung ber Schmwurgerihte, ald könnte es fi bier 
darum handeln, die Schwurgerichte nicht in ber Geftaltung 
zu erhalten, wie wir fie jebt haben, fonbern aus ihnen 
Gerichte zu machen, die von Laien und bon Richtern 
gemeinfhaftlich befegt find. Ich kann dem Herrn Abge— 
orbneten in biefen Punkten beruhigen. Die Abficht der 
Königlih preußischen Regierung geht bahin nicht. Die 
Abfiht der Königlich preußtichen Regierung, fo wie fie in 
ihren Vorichlägen, die an den Bundesrat gelangen follen, 
zum Ausdrud kommt, geht dahin, bat die Schwurgerichte 
ganz im berfelben Art gebildet fein follen wie jeht: auf 
ber einen Seite bie Geſchworenen, bie über die Schulbs 
fragen allein entſcheiden, auf ber anderen Seite bie 
Richter. Alfo ich glaube, der Abgeorbnete wird in biefer 
—— an meinen Ausführungen nichts zu vermiſſen 
aben. 

Der Herr Abgeordnete hat mir dann vorgehalten, 
bag ich mid geftern über ben Inhalt ber Strafprozeß- 
orbnung gar nicht ——— hätte. Meine Herren, ich 
habe geſtern ausdrüdl 
die neue Strafprozeßordnung ſein müſſe der Aufbau der 
Gerichtsberfaſſung fo, wie ich die Ehre hatte geftern im 
Haufe darzulegen als die Abficht der preußiſchen Regierung. 
Ic habe aber dabei ausbrüdlich erflärt, daß es unmöglich 
jet, vor der Geridhtöverfafjung an die Aufftellung eines 
Entwurfs der Strafprozeßordnung zu gehen jo weit, daß 
die Zuftimmung auch mur einer der verbündeten Re— 
gierungen eingeholt werben fönnte und berart, daß id 
mich für legitimiert erachten bürfte, bier im Haufe im 
Namen irgend einer der Regierungen über die Geftaltung 
ber Strafprozeßordnung zu ſprechen. Ich habe aber aus: 
drüdlih noch hinzugefügt, dab das Reichsjuſtizamt bie 
Zwiſchenjahre, bie jegt verfloffen find, dazu benußt hat, 
um bie Strafprozeßordnung in ihren Einzelheiten auszu— 
arbeiten und um fo den Aufbau biefer neuen Prozeß: 
ordnung raſch fertig zu bringen, fobald über die Grund- 
lage ber Gerichtsverfaſſung entſchieden fein wird. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Mad mir im Schoße des Reichsjuſtizamts in biefer 
Beziehung vorbereitet haben, welche Wünſche wir nad) 
ber Richtung Hin hegen, und was wir beabfidhtigen ber 
preußifchen oder ben übrigen Bunbeöregierungen borzu- 
legen, darüber, meine Herren, fann ich Ihnen feine Aus- 
funft geben. Das gehört nit vor biefes Haus, das 
fann ih nicht rechtfertigen; bad unterliegt zunächſt ber 
Prüfung und der Billigung der Regierung. Wenn ich 
mid) alte darüber nicht ausgeſprochen Habe, fo barf ba- 
raus nad meiner Meinung ein für bie Regierung nach— 
teiliger Schluß nicht gezogen werben. 

Ih laſſe mid — auch nicht darauf ein, die 
Frage der Vorunterſuchung, die Frage bed Zeugnls— 
—— die Frage des Legalitätsprinzips, die der Herr 

bgeordnete berührt hat als ſolche, die ich hier hätte be— 
handeln müſſen, bier zu erörtern. Dieſe Fragen werben 


ih geftern gefagt (C) 


& erklärt, daß bie Grundlage für (D) 





18 > 
(Dr. Nieberbing.) 





(A) ihre Entſcheidung im Rahmen ber Strafprogekorbnung 


finden. Sie find bon und aud bereit, wie ich dad 
wieberholen barf, vorbereitet, und wenn ih mid jest 
darüber nit geäußert habe, jo können Ste jedenfalls 
nicht das daraus fließen, daß die Anfihten ber Reichs— 
juftiaverwaltung in biefen Punkten fi mit ber Anfhauung 
ber Mehrheit biefes hohen Haufes nicht vereinbaren ließen. 

Ebenſo bat ber Herr Abgeordnete auch berührt bie 
Frage der Diäten für Geſchworene und Schöffen und 
hat darauf hingewiefen, baß ber vorige Reichstag in 
feiner vorlegten Seſſion einen der Bewilligung von Diäten 
für Gefhworene und Schöffen günftigen Beſchluß gefaßt 
habe, uud daß bie Regierung ſich barüber noch nicht aus: 
geiprohen Habe. Meine Herren, ich bitte, bier zu unter: 
ſcheiden. Was die Gewährung von Entſchädigung 
an Gefhiworene und Schöffen im Nahmen ber neıten 
Strafprozekorbnung betrifft, fo kann ih mid darüber 
naturgemäß noch nicht ausfprecen, beöhalb, weil bie 
Frage erft im Rahmen biefer Prozeßordnung zur Ent: 
ſchelduug bei ben verbünbeten Negierungen fommen wird; 
wenn aber ber Befchluß, den ber Reichstag gefaßt hat 
zu Gunften der Bewilligung von Diäten an Schöffen und 
Geſchworene, dahin geht, daß ſolche Diäten auch bewilligt 
werben follen jetzt ſchon vor der Fyertiaftellung ber neuen 
Strafprozehordnung an diejenigen Geſchworenen und 
Schöffen, die auf Grund bed jetzigen Strafprozeßgeſetzes 
fungteren, io fann ich darauf nur fagen: biefer Beſchluß 
liegt zurzeit noch bem Bundedrate bor, wie baß ber- 
faſſungsgemäß geboten ift; ber Bundesrat hat in ber 
Sade einen Beihluß noch nicht gefaßt, und ih bin aus 
diefem Grunde nicht in ber Lage, irgend eine Erflärung 
hierzu abzugeben. 


Vizepräfident Kaempf: Dad Wort bat der Herr 
Abgeordnete Dr. Varenhorft. 


Dr. Barenhorft, Abgeordneter: Meine Herren, ber 
legte Redner bed geftrigen Tages, Herr Stadthagen, hat 
die vorliegende Interpellation zu einem ihm offenbar fehr 
willfommenen Angriff und Ausfall genen bie deutſche 
Juftiz und insbeſondere gegen bie preußtiche Juſtiz benugt. 
Er hat fi fogar zu ber Außerung verftiegen, dab bas 
Vertrauen bed. Volkes in umfere deutſche Rechts- und 
Suftizpflege geſchwunden fei, daß ein großer Spalt, eine 
große Differenz und ein großer Riß beitehe zwiſchen dem, 
was bie Richter erfennen, und bem, was tatſächlich Rechtens 
it. Es iſt dies einer ber ſchwerſten, einer der größten 
Vorwürfe, ben wir unferer gefamten Rechtſprechung über: 
haupt maden können. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Herr Stabihagen hat aber für biefe feine Behauptung 
auc nicht ein Hörnchen eines Beweiſes erbradit. Er hat 
biefe Behauptung zwar wiederholt, und er hat fie zum 
dritten Male wiederholt. Er follte aber doch wiffen, daß, 
wenn man eine Behauptung auch noch fo Häufig aufitellt 
und noch fo oft wiederholt, dies irgend einen Beweis für 
bie Richtigkeit umb für die Wahrheit diefer Tatfahe doch 


nicht erbringt. 
(Sehr wahr! redht3.) 
Unfere Juſtiz erfreut fih — das kann ich hier mit Stolz 
hervorheben — bed größten Vertrauens in allen Volks— 
ſchichten; aber es allen recht machen, wie Herr Stadthagen 
es will, dad wird unfere Juſtiz nie fönnen. Denn im 
Zivilprozeß — das iſt auch allgemein befannt — wird 
die unterliegende Partei, und im Strafverfahren wirb ber 
verurteilte Angeflagte niemald ober nur ganz felten mit 
dem ergangenen Urteil zufrieben fein und immer ba3 
Urteil fchelien, wie es auch fein gutes Recht fein mag. 
(Zuruf links: Und wie iſt's im Falle ber 
Breifprehung?) 
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Des weiteren hat Herr Stadthagen ausgeführt, es ſei (O 


für ihn gleihgülttg, ob Laiengerichte eingeführt würben 
oder nicht; denn die Juſtizverwaltung und aud bie Juſtiz⸗ 
fommiffion, die von ber Reichsjuſtizverwaltung eingeſetzt 
ift, haben bei ben Latengerichten bie Arbeiter, fie haben 
bie Handwerker und haben auch bie Bauern ausgefhaltet. 
Weiß denn Herr Stadihagen nit, daß bereitd zu den 
Schöffengerichten die Arbeiter, namentlich bei ben ländlichen 
Amtsgerichten, in großer Zahl herangezogen werben, und 
bat auch bei ben Schwurgerihten, wie auch bei ben 
Shöffengeridten, vornehmlih Handwerker und Bauern 
zugezogen werben? Dies lehrt doch bie tägliche Erfahrung 
und bie Zufammenfegung ber Gerichte. Allerdings werben 
die Beifiger ber Berliner Berichte, die Herr Stabthagen 
in erfter Linte im Auge haben wirb, natürlich nicht bem 
Bauernftande entnommen werben und auch nicht entnommen 
werben fünnen. Ich bin gerabe jebt in ber Lage, bier 
den beutlichen Beweis für bie Nichtigkeit biefer meiner 
ger zu erbringen; denn bor mir Liegt zufällig 
ber Beriht über eine Schwurgerichtsverhandlung bes 
Landaerihts Stade vom 11. d. M. Dana haben 
an biefer Verhandlung ald Geſchworene teilgenommen 
1 Kätner, 5 Hofbefiger, 2 Müller, 3 Kaufleute unb 


1 Gärtner 
(Rufe links: Zufälig?) 

— weshalb fol das zufälig fein? ich kann aud mit 
weiterem Material dienen —, alio indgefamt 6 Bauern 
bon 12 Geſchworenen. Und ba behauptet Herr Stabthagen, 
bie Juſtizkommiſſion wolle bie erwerbstätige Bevölkerun 
ausſchliehen? MWohlgemerkt, Herr Stadthagen behaupte 
es; bewiefen bat er es nicht und wirb es auch nidht be- 
weiſen fünnen. 

Schließlich muß ih mid noch gegen eine Behauptung 
be3 Herrn Stabthagen wenden. Es fei für ihn gleich, 
erflärte er, ob wir unfer Recht aus Deutſchland, ob wir 


ed aus England ober Frankreich ober aus fonft einem (D) 


fremblänbifhen Staat entnehmen; er will alfo unfer Recht 
gleichſam international geſtalten. Recht fo, Herr Stabt- 
hagen! Gine andere Auffaffung haben wir von Ihnen 
fiherlih nicht erwartet. Es iſt dies aber nicht die Auf: 
faffung des beutichen Volles. Wir wollen ein deutſches 
Recht, wir wollen ein Net, dad auf vaterläudiſcher 
Grundlage, auf heimifher Grundlage und auf beutfcher 
Grundlage beruht, und das bem beutfhen Empfinden und 
bem deutſchen Fühlen geredht wird. Wir wollen ein Recht, 
das auf umferer Volksſeele fußt und tief wurzelt, wie auch 
das Bürgerlihe Geſetzbuch deutſcher Art und deutſchem 
Weſen gute Geltung verſchafft hat. 

Doch nun zur Sade, meine Herren. Wir erfennen 
gern an und ich ſpreche namens meiner Fraktion bem Herrn 
Staatöfekretär hierfür unferen Dank aus, daß er in ent- 
———— Weiſe die erforderlichen Aufſchlüſſe über 

en Stand der Juſtizreform hier ertellt hat. Zwar ſchien 

es anfangs, als wolle er ſich etwas in ein delphiſches 
Orakel hüllen, als wolle er etwas mit feiner Anſicht 
zurückhalten. Aber wir erkennen an, daß er nachher offen 
und klar, frank und frei über die Fragen und Ziele und 
vor allem über dad Ergebnis ber bisherigen Vorarbeiten 
Auskunft erteilt hat. Hier find bie umfangreidhen Bor: 
arbeiten, wie wir vernommen haben, zu unferer Freude 
bereitö fo weit gebiehen, daß bie beiben größten Bundes» 
ftaaten Preußen und Bayern fi über bie Hauptgrund» 
züge, nämlid über bie Geftaltung, d. h. über bie Zus 
fammenfegung der Gerichte und auch über die Zuftänbigfeit 
ber einzelnen Gerichte, vollftändig einig find. Wir können 
alfo froher Hoffnung fein, daß bie Juſtiznovelle nicht 
ad Calendas Graecas, wie bon der Gegenfeite behauptet 
wird, verfhoben wird, fonbern baß fie mit bemfelben 
Eifer und berfelben Liebe wetter betrieben wirb, wie wir 
bier bereit bie Erfolge gefehen haben. 


(A) 


(B) 








(Dr. Barenhorft.) 

Es find min, wie auch feitend der Herren Suter: 
pellanten zum Teil hervorgehoben ift, beſonders zwei Bunte, 
auf bie wir befondered Gewicht Iegen, zwei Bunte, die 
gleihjan als Sehnen des ganzen beutjchen Volkes auf- 
zufafien find. Das ift bie Einführung ber Berufung 
gegen die Urteile der Straflammern und die Einrichtung 
großer Schöffengerihte. Das Experiment der Aufhebung 
des Rechtsmittel der Berufung — barüber find ſich hier 
wohl alle Barteien und die Neichöverwaltung einig — 
bat fid) ſehr fichleht bewährt. Wurden fchon bei der 
Beratung der Juſtizgeſetze biergegen erheblihe Bedenken 
laut, jo wurde weiter jchon jeit dem Jahre 1882 hier 
in biefem hohen Haufe, wie aud) bereit3 Herr Bröber 
mit Recht hervorgehoben hat, der Wunfh nad Einführung 
ber Berufung im Sivilftrafverfahren wiederholt geäußert. 
Aud) fanden diesbezüglihe Reiolutionen — ih will nur 
an die Nefolution des Herrn Baflermann aus dem Jahre 
1898 erinnern — einſtimmig Annahme. Trotzdem wir 
in der Militärftrafjuftiz die Berufung bereits eingeführt 
haben, hinkt bier die Ziniljuftiz noch erheblich nad: hier 
ift die Berufung nur auläffig bei bem leichteren Schöffen: 
fadhen und — horribile dieta — ausgeſchloſſen bei ben 
ſchweren Straffammerbeliften. Wir halten dies für einen 
erheblichen Mißſtand. 

Wie dringend dad Bebürfnis nad) einer zweiten 
Inſtanz ift, das kann vor allem daraus erhellen, wenn 
wir einen Vergleich ziehen zwifhen ben Zivilurteilen bei 
den Landgerichten und ſolchen bei den Amtögerichten. 
Nah der Statiftif des Jahres 1903 — ich habe bie 
Statiftif hier vorliegen — find amtsgerichtliche Zivil— 
urteile nur mit 24,8 Prozent, landgerichtliche dagegen mit 
42 Prozent durch Berufung angefochten, unb im Jahre 
1881 ſtellt ſich das Verhältnis fogar auf 12 Prozent bei 
den autsgerichtlichen Urteilen gegen 33 Prozent bei ben 
Urteilen der Landgerichte. Es wurden alfo bie Urteile 
ber Landgerichte dreimal jo oft angefodhten wie die Urteile 
der Amtögerihte. Wenn es geftattet ift, hieraus einen 
Schluß zu ziehen auf die Bebürfniffe aud ber Straf: 
rechtöpflege, jo werben wir bie Erfahrung machen, daß 
aud die Urteile der Straffammern weit häufiger a 
fochten werden, als es jegt der Fall ift bei den Urteilen 
der Schöffengerichte. 

Die etwaigen Bedenken gegen die Zulafjung der Be: 
rufung liegen ja, wie auch bereit$ bon anderer Seite 
hervorgeboben ift, in erfter Linie auf finanziellem Gebiet. 
Die Juftiz Steht aber nad) unjerer Auffaflung auf einer 
fo hohen Warte und hat jo wichtige Aufgaben zu ers 
füllen, daß die Finanzen ber Einzelftaaten für eine Juftizs 
pflege im Reiche Feine Nolle ipielen und zurüdtreten 
müfjen. Es handelt jich bei der Löfung der Jufttzaufgaben 
nicht bloß um Mein und Dein, fondern es Handelt fich 
gerade bei der Strafrechtäpflege um weit wichtigere Güter, 
um die Ehre und die Freiheit der Menfchheit, db. h. um 
unfere höchſten Güter, unb für dieſe ift fein Opfer zu 
teuer erfauft. 

63 läßt fih nad umferer Anficht die durch Einführun 
ber Berufung entitehende Mebrbelaftung der Gerichte 9 
andere Weiſe wieder wett machen. Man möge nur, wie 
es ſchon vielfach vorgeſchlagen ift, die Zuftändigfeit ber 
Amtsgerichte in Zivilfahen erweitern, und man möge 
ferner ausdehnen die Zuftändigfeit der Schöffengerichte; 
man möge ferner bad Verfahren ber Amtsgerichte in 
Zivilfahen befchleunigen und vereinfahen. Hierbei Tann 
auh auf den Stand der Heinen Landgerichte — id 
möchte das hier noch bejonderö hervorheben — und bie 
bei biejen bomizilierten Rechtsanwälte bie erforberlicdhe 
Rüdfiht genommen werden dadurch, dab, wie der Herr 
Staatöfelretär ja felber bereit3 erflärt hat, und wie es 
aud) bie Abfiht der Staatöregterung zu fein jcheint, bie 
Berufung gegen die Urteile der Straffammern den Land: 
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gerichten verbleibt und nicht an die Oberlandesgerichte (0) 


verwiejen wird. Herr Dr. Miller (Meiningen) ſcheint 
in diefer Hinfiht ja allerdings anderer Anfiht zu fein. 
Wir wünfhen — und ich erkläre dies als bie Auffaffung 
meiner ganzen Fraktion — bie Erhaltung ber Kleinen 
Landgerichte aus hiſtoriſchen, wirtfchaftlichen und politifchen 
Gründen. Die Aufhebung der Landgerichte ber Heinen 
Bunbesftaaten würbe ſich darftellen ald ein ſchwerer Ein: 
griff in bie Juſtizhoheit und die Selbſtändigkeit biefer 
Bundeöftaaten. Der Herr Staatöfelretär des Reichsjuſtiz— 
amt3 hat auch nah biefer Richtung bereit3 früher erklärt, 
daß auf die Lebensfähigkeit der Heinen Landgerichte bei 
ber bevorfichenden Strafprozekreform auf das eingehenbfte 
und entgenentommendfte Nüdficht genommen werben follte. 
Soldes ift nad unferer Auffaffung um fo mehr geboten, 
als die anfäffige Bevölkerung folder Heinen Bandgerichtö- 
fige durch die Aufhebung des Gerichts erheblih geihäbdigt 
würbe. Viele Stleinftädte erhalten durch dad Landgericht, 
namentlich wenn hiermit nod eine entſprechende Garnifon 
verbunden ift, oft erit ihren richtigen Lebensnerv und ihr 
richtiges Gepräge. Die Belaffung der Berufung bet den 
Landgerichten ift auch befonderd im Jutereſſe des platten 
Landes geboten, damit die Zugängigteit zu ben Gerichten 
nicht noch mehr erfhwert wird. Für den Landwirt ift es 
wirklich doch nicht — ob er ſelbſt oder ſeine 
Arbeitsträfte womöglich bei eiligſter —— mehrere 
Tage durch Reiſen nach den Gerichten in Anſpruch ge— 
nommen werben. Auch das ſachliche Intereſſe drängt nach 
unſerer Anſicht entſchieden dahin, daß die Berufungen gegen 
bie Urteile der Strafkammern den Landgerichten belaſſen 
werden; benn wenn bie Urteile ben Oberlandeögeridhten 
überwiefen werben, jo wird wegen ber großen Ausdehnung 
ber Dberlanbeögerichtöbezirfe bie fommifjariihe Ber: 
nehmung der Zeugen und die Attenverjendung überhand 

eifen, und bie eigentlihe mündlihe Verhandlung voll- 
Mändig illuſoriſch gemacht. 

Ferner wird nach unſerer Meinung — und dieſes 
Gebiet iſt noch gar nicht geſtreift — in der künftigen 
Strafprozeßordnung der Kreis derjenigen Strafſachen, 
welche durch amtsrichterlichen Strafbefehl — nicht bloß, wie 
ber Herr Staatsſelkretär ſagte, durch den Einzelrichter 
nad) mündlicher Verhandlung — abzuurteilen find, erheblich 
u erweitern fein. Ich freue mich, daß ber Herr Staatd- 
efretär mir zunidt. Ich nehme an, daß er damit meiner 
Auffaffung it. Es kann bied geliehen ohne jeben 
materiellen Schaden; denn es bleibt dem Angeklagten ftets 
belaffen, gegen ben Strafbefehl Einſpruch zu erheben und 
dadurch die Entiheibung bed orbentlihen Gerichts zu 
probozieren. Durch eine Neuerung und Einführung ber 
Strafbefehle wird aber die Aburteilung der Bagatellſachen 
in ganz erheblihem Maße erleichtert. Nah den jekigen 
Erfahrungen kommen jelbft bie einfachſten Straffälle durch— 
ſchnittlich erft in fieben bis acht Wochen zur Verhandlung, 
und ed liegen gewöhnlich drei bis vier Wochen zwiſchen 
der Anberaumung eines Termind und der Gröffnung bes 
Hauptverfahrende. Es würde gerade um bieje drei bis 
vier Wochen bei Erweiterung ber Strafbefehle unfer 
Strafverfahren gekürzt werden, und es würben fernerhin 
auch Koften und Schreibarbeiten und Zeugen erfpart. Den 
Schöffen, den Ridtern, den Amtsanwälten und ben 
Gerichtöfchreibern würde bie Arbeit erheblich erleichtert. 
ferner aber werben dem Zeugen und dem Angeflagten 
die Unannehmlichkeiten einer mündlichen Verhandlung bes 
deutend erleichtert, umb wir wiſſen alle, was es für ben 
Angellagten und Zeugen oft für Schwierigkeiten hat, vor 
Geriht in einer mündlichen Verhandlung erſcheinen zu 


müffen. 

Was die zweite Frage, die großen Schöffengerichte 
und die Zuziehung von Schöffen zu ben Straffammern, 
anlangt, jo darf ich hier hervorheben, daß fein geringerer 
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(Dr. Barenhorft.) | 


(A) als der berühmte Hannoveraner und nachherige preußtiche 


Juſtizminiſter Leonhardt bereitö bie großen Schöffen: 
gerichte in Anregung gebradht hat. Unleugbar wirb ja 
auch der Rechtſprechung des gelehrten Richters leicht etwas 
Doktrinäres, leicht etwas Wiſſenſchaftliches anhaften, und 
Died um fo mehr, je mehr der einzelne Nichter Durch feine 
Erziehung, durch feine ganze Umgebung umd feine fonftigen 
äußerlichen Lebendverhältnifje dem wirtſchaftlichen, praf- 
tiſchen und öffentlichen Leben ferner fteht. Es tft bies ja 
feine befonbere Gigentümlichleit des Richterſtandes, der 
bemfelben Leider oft zum Vorwurf gemadt wird, fondern 
ed gibt in jedem Beruf Männer, die mitten im praftifchen 
Leben ftehen, und ſolche, die fih äußeren Einwirkungen 
gegenüber mehr oder weniger ablehnend verhalten. Jeden: 
falls ift e8 auch beim beften Willen nicht allein ſchwer, 
fondern fogar unmöglich, die Vielſeitigkeit unferes joztalen, 
geſellſchaftlichen und mirtihaftlihen Lebens zu erfaffen 
und zu überiehen. Deshalb ift es für den Nichter nad 
unferer Auffaflung und befonders für ben Strafrichter, 
der feine Entiheidung ſchnell treffen muß, bon großer 
Bebeutung, wenn er durch Zuziehung bed Laienelements 
ur Strafreiptäpflege vor Ginjeitigfeit bewahrt wirb unb 
— neue Anregungen erfährt. Dann gibt aber auch die 
Ausichung des Laienelements den Gerichten naturgemäß 
nen mehr jchleppenden und mehr ruhigen Gang, und 
das ift gerade in unſerer fchnellhaftenden und "epnel 
lebigen Zeit ein bedeutender Vorzug; denn wir wollen, 
baß der Richter nicht zu jehr überlaftet wird, und daß 
er bon ber Nerpofität, bie weite Kreiſe beherrict, 
nit auch angeitedt wird, daß darunter bie Strafredtö- 
pflege ſchließlich Schaden erleibet. Es wirb daher bie 
Zuziehung des Laienelements ſowohl dem Nichterftande 
örderlich fein, wie fie auch das Vertrauen in die Recht— 
predung noch erheblich ftärfen wird. Dann wird aud 
enblih der Auf nad den Sondergerichten verhallen, und 


(8) einer weiteren Abbrödelung von den ordentlichen Gerichten, 


wie wir fie im Zibilprozeß bei den Gewerbe: und Kauf: 
mannögerichten erfahren haben, endlich ein Halt entgegen- 
geftellt; denn man mag über die Sondergeridhte denken, 
wie man will, eine unangenehme Begleiteriheinung haben 
fie doch entſchieden im Gefolge, nämlich bie, daß die auf 
bem allgemeinen Wahlrecht beruhenden Wahlen, befonders 
zu ben Gewerbegeridhten, auf politiiher Grundlage be- 
ruhen, und daß hierbei bie Politif in bie Gerichte hinein- 
getragen wird. Die Juſtiz fteht aber auf einer jo hohen 
Stufe, daß die Politit nicht in das Richterzimmer 


hineingehört. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Zu unferem Bedauern bat uns der Herr Staatd- 
fefretär erflärt, daß es nad ben von dem preußiichen 
Suftizminifter angeftellten Erhebungen an ber erforderlichen 
Zahl von Schöffen fehlen werde. Dies kann fih nad 
unferer Auffaſſung nicht auf bie weitlichen Landesteile der 
preußifchen Monarchie, ſondern nur auf bie öftlichen beziehen; 
benn ſoweit und befannt ift, ift gerade in den mweitlichen 
Landesteilen ein ſehr zahlreihes und großes Material 
an Schöffen vorhanden. Es ift auch nicht ausgeſchloſſen, 
wenn nochmals Erhebungen veranftaltet und diefe auf ber 
Grundlage aufgebaut würden, wie fie hier eben von dem 
Herrn Abgeordneten Müller (Meiningen) angeregt worden 
it, nämlih auf der Grundlage, daß den Schöffen und 
Geihworenen außer den Reifeloften aud noch Tagegelber 
für ihre Mühewaltung bewilligt werben, daß bann bie 
Erhebungen vielleiht ein anderes Ergebnis hätten, und 
dat bann die Ansgeftaltung ber Schöffengerichte, der Straf: 
fammern unb auch ber Berufungsgerichte unter Zuziehung 
* — in keiner Weiſe eingeſchränkt zu werden 
raucht. 

Das Intereſſe und das Verſtändnis für unſere Strafs 
rechtspflege iſt auf dem platten Lande und auch in den 





Städten ein großes, und es iſt ein großes auch bei dem (0) 


fhlihten Mann. Unferem beutfchen Volke wohnt ein 
gefundes Rechtsempfinden wie auch eine gejunde Urteils— 
gabe inne. Darum haben wir es aud mit befonderer 
Freude begrüßt, daß der Herr Staatsſekretär bes Reichs— 
juftigamts hier für die Schwurgerichte eingetreten ift und 
fih bier in Gegenſatz zu der Auffaffung der Kommiſſion 
des Reichsjuſtizamts gelegt hat. Es hat uns befonders 
gefreut, daß er feiner geftrigen Außerung heute nod) eine 
tefte und präzife Geftalt gegeben hat, und daß fein Zweifel 
darüber befteht, daß die Staatäregierung die Schwur: 
gerichte aufrecht erhalten will. Es tft dies aud unfere 
Auffaffung, und ich Habe bedauert, dab id aus ben 
Außerungen des Vertreterd ber deutſchkonſervativen Partei 
nicht dieſe beitimmte Klarheit habe entnehmen können. 
Ich habe mic bemüht, bie Stellung der Deutichtonfer- 
pativen zu erfaflen; aber wenn man ben Ylußerungen 
ihres Vertreterd hier auch nod jo yes laufchte, kam 
man doch zu dem Reſultate: es ift fein Fuchs, es ift fein 
Has, Sakramentski, was ift das? 
(Heiterfeit.) 

Keiner von und Lonnte willen, wie fidh fchließlich bie 
Deutichkonfervativen hierzu im Ernftfall ftellen. 

Unfere Auffafjung gebt alfo dahin, daß wir ben 
Schwurgerichten ein großes Vertrauen entgegenbringen. 
Wir find der Auffaffung, daß die Schwurgerichte der 
Volksſeele am nächſten ftehen, und daß fie von bem Ber: 
trauen bed Volls in erheblidem Mae getragen werben. 
Selbft wenn bei dem einen-ober andern Fall das Urteil 
des Schwurgericht3 dem Juriſten nicht zufagt, fo haben 
wir doch hier ftet3 bie Erfahrung gemadt, daß dieſes 
Urteil fich mit dem Boltöbewußtjein abfindet und mit ihm 
in Einklang fteht. Die Schwurgeridhte betreiben volks— 
tümliche Juſtiz. Das ift bei der Aburteilung gerade ber 
ſchwerſten Verbrechen, die fi) gottlob nur felten ereignen, 


ihre Stärke, und das ift auch ihr nicht wegguleugnender (D) 


Vorzug. Deshalb kann ein unberechtigter Freiſpruch nicht 
ind Gewidt fallen; denn es laufen in der Welt fo viele 
unbeftrafte Verbrecher umher, daß es auf einen mehr ober 
weniger nicht ankommt. 

(Heiterfeit.) 

Schließlich no eind. Es wird fo vielfach herbor- 
gehoben, und es ift auch heute dem Herrn Staatsſekretär 
wieder borgehalten worden, daß bie Stellung bed Ber: 
teidigers und des Angeklagten im Strafprozeß eine er- 
beblihe Stärkung bebitrfe. Hier wird meines Grachtens 
berfannt, daß ber Verteidiger als folder feine Rechte ent- 
nimmt aus der Berfon des Angellagten; ber Unterſuchungs⸗ 
wed erheifcht aber notgebrungen eine gewiffe Geheim— 
—5 des Unterſuchungsergebniſſes. Die Energie des 
Strafverfahrens darf aus Ruüͤckſicht gegen den Angeklagten 
oder aus Rückſicht gegen ben Verteldiger nach unſerer 
Auffaſſung nie Schaden erleiden. Zeitigt doch das an 
ſich berechtigte Beſtreben, die Rechte des Angeklagten und 
des Verteidigers zu ſtärken, die ſeltſamſten Auswüchſe. 
So iſt allen Ernſtes der Vorſchlag gemacht worden, im 
Falle eines Freiſpruchs der Staatsanwaltſchaft fein 
Rechtsmittel zu geben. Dies hieße doch in vielen Fällen, 
auf ein offenbar ganz irriges Urtell noch eine Prämie 
ſetzen. Allerdings verurteilen wir es ebenſo ſehr, wenn 
die Staatdanwaltihaft, wie es ſeitens vieler Staats⸗— 
anwaltihaften geichteht, ihre untergeordneten Amtsanwälte 
einfach anweiſt, im Falle eines Freiſpruchs ftet Berufung 
einzulegen. Wir find der Anſicht, dab dad Recht ber 
Berufung der Staatdanwaltihaft wie dem Angeklagten 
gleihmäßig verftattet werden fol, daß ſolche aber nur 
eingelegt werben foll nad; forgfältiger Prüfung bes erft: 
ergangenen Urteils. 

Zum Schluß möchte ich dem Herrn Staatöjelretär 
gegenüber der Hoffnung Ausdrud geben, daß bie au— 


(8) eine logiſche Beredhti 
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(Dr. Barenhorft.) 


(A) gefündigte Strafprogekorbnung bald zum guten Abſchluß 


aclange, daß aber unter ber allerbingd wünſchenswerten 
Beichleunigung bie Büte der Gefegeönovelle keinen Schaden 


erleiden möge. 
(Bravo! rechts.) 


Pizepräfident Kaempf: Das Wort hat ber Herr Ab- 
georbnete Dr. v. Mieczkowski. 


Dr. v. Mieczkowsti, Abgeordneter: Meine Herren, 
id kann mich den bier geäußerten Wünſchen, daß bie 
Reform der Strafprozeßordnung und der einjchlagenden 
Beftimmungen des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes möglichſt 
beſchleunigt und nicht ad calendas graecas verſchoben 
wird, nur anſchließen; denn gerade wir Polen fühlen bie 
Neformbebürftigkeit ber Strafprozeßordnung in ganz be: 
fonderö hohem Maße. 

(Sehr richtig! bei den Polen.) 

Ich gebe mich ja nit der Illuſion bin, daß bon ber 
Strafprozekreform für und nun alles Heil kommen müſſe. 
Aber ich hoffe doc), daß der angekündigte Entwurf biejed 
Haus nicht wird paffieren können, ohne daß wenigftens 
die Hauptpoftulate erfüllt und bie Vorſchriften, welche ſich 
BER mangelhaft heransgeftellt haben, befeitigt 
werden. 

Ich muß darauf verzichten, auf ſämtliche wünſchens— 
werten Anberungen einzugeben, und ich will mich lediglich 
darauf befchränfen, die Hauptforberungen, welde wir an 
eine reformierte Strafprozeßorbnung ftellen, kurz berbor- 
zubeben und zu begründen. 

ALS ein Hauptpoftulat oder gerabezu ald dad Haupt: 
poftulat fehen auch wir bie Einführung der Berufung 
gegen die Urteile der Straffammern an. In ber Theorie 
wurde ja ftet3 Ichhaft darüber —— und wird noch 
jetzt darüber geſtritten, ob dieſe Einführung ber Berufung 
gegen die Strafkammerurteile geboten ſei. Aber ich meine, 
ng hat bis jetzt der Berufung gegen 
die Straffammerurteile no niemand abgeiproden; bemm 
es ift unlogiih und für das Volk völlig unverſtändlich, 
dab es gegen Schöffengerichte eine Berufung mit völlig 
neuer Verhandlung gibt, daß demnach zum Schutze bes 
Angellagten das Geſetz bei kleineren Delikten größere 
Garantien gibt als bei den Straffammern, wo ed ſich 
um fchwere Delikte Handelt. Ich kann mic) den Optimismus 
meined Herrn Vorredners bezüglich de3 Vertrauens, das 
bie Bevölkerung im die Juſtiz fegen fol, durchaus nicht 
anjhließen. Es hat den Anichein, alö ob die Angriffe, 
die doch nicht nur von ſozialdemokratiſcher Seite, fondern 
allgemein gegen bie Juſtiz erhoben werben, ſpurlos an 
dem Herrn Vorredner vorübergegangen wären. Ich glaube, 
dak die Einführung der Berufung wenigftens einen Teil 
des Mißtrauend, das der Juſtiz entgegengebradht wird, 
befeittgen kann. Es ift ja eine allt —* Erſcheinung, 
daß von reinen Juriſtengerichten Urteile gefällt werben, 
bie bem allgemeinen gefunden Rechtsempfinden zumiber- 


laufen. 
(Sehr richtig! bei den Polen.) 

Daß ber Angeklagte ein Recht darauf hat, daß ihm ge- 
eignete Mittel an die Hand gegeben werben, welche ein 
ſolches Urteil befeitigen, ift jelbftverftändlih; aber ich 
meine, auch die Juftiz hat ein Intereffe daran, daß ein 
ſolches Urteil, welches befonders geeignet ift, das Ber: 
trauen zur Juftiz zu umtergraben, nicht beftehen bleibe. 
Gerade einem ſolchen Urteil flieht man aber mit ber 
Revifion meiftens machtlos gegenüber, ba eine Bejeitigung 
von tatſächlichen Fehlern unmöglich ift, und, ich meine, 
aud die fünfgliebrigen Richterfollegien bieten für Die Un— 
fehlbarkeit der Urteile in tatfächliher Beziehung aud) feine 


Garantie. 
(Sehr richtig! bei den Polen.) 
Es ift aber auch befonderd hart für den Angeklagten, daß 


er nicht bie Möglichkeit hat, wenn auf hohe Strafen er⸗ (C) 


fannt wird, lediglich wegen des Strafmaßes die Berufung 
einzulegen. Es paffiert täglich, daß gegen Schöffengerichts⸗ 
urteile lediglih wegen de3 Strafmakes Berufung eins 
gelegt wird, und zwar mit Erfolg. Bei Straflammer- 
urteilen aber fann ber Angeflagte, da er erft aus bem 
Urteil ſelbſt erfährt, welche Gründe für die Zumeſſun 
ber Strafe maßgebend geweſen find, wenn fie aud no 
fo unrichtig find, fie troßbem nicht mehr widerlegen und 
eine mildere Beftrafung herbeiführen. Diefer Geſichts— 
punkt ift gerabe für und, die wir in politiihen Prozeſſen 
mit außerordentlich hohen Strafen bedacht werben, von 
befonderer Bedeutung. 

(Sehr richtig! bei den Polen.) 
Bor etwa Jahresfriſt iſt in Bofen ein polnifher Redakteur, 
ber bisher noch nicht beftraft war — und ein unbeftrafter 
polnischer Redalteur ift bei und eine rara avis — 

(Heiterkeit), 

wegen eines einzigen Artifel3 auf Grund des $ 130 bes 
Strafgefegbudhes zu 1'/, Jahren Gefängnis verurteilt 


worden. 
(Hört! hört! bei den Polen.) 

Ich erinnere weiter an die außerordentlich hoben 
Strafen, auf welde dad Landgeriht in Gnefen in dem 
Wreſchener Schulprozeß erkannt hat. Gerade mit Rückſicht 
auf die Härte dieſer Strafen hat der Prozeß In ber ganzen 
Welt dad größte Auffehen erregt. Ich halte es für voll» 
fommen ausgeichloffen, daß bei erneuter tatjädhlicher 
Prüfung fi nod ein zweiter Gerichtshof gefunden hätte, 
ber bie Strafe in biefer Höhe beſtätigt hätte. 

(Sehr richtig! bei ben Polen.) 

Ih glaube aber aud, dab bie Einführung der Be: 
rufung bie praftiihe Wirkung haben wird, daß die Zahl 
ber Repifionen, mit denen bad Neichögericht fo fehr über- 
laftet ift, vermindert wird. Denn wenn jegt ber Angeklagte 


fi) zu Unrecht verurteilt glaubt, verſucht er auf jeden (m) 


Tall, gegen das Urteil anzufämpfen; es werben infolge 
deſſen Revifionen eingelegt, bei welden ein Erfolg über: 
haupt faum denkbar ift, und ber Angeflagte beruhigt fich 
viel leichter bet einem Urteil, durch welches er ſich verlegt 
glaubt, wenn es wenigftend bon einer zweiten Inftanz 
nad eh wird, ſelbſt wenn es beitätigt werben follte, 
Deshalb b bie Nevifionen gegen bie lirteile, bie beim 
Landgericht im zweiter Inftanz ergehen, viel feltener. 
Ein zweites Hauptpoftulat, welches auch allgemein 
eftellt wird und welches heute beſonders von dem Herrn 
georbneten Müller (Meiningen) betont worben tft, ftellen 
aud wir, nämlich die Abſchaffung bed Zeuguiszwanges 
egenüber ben Nebakteuren und ihrem Hilfsperfonal. Diefe 
tage ift bereitö alt und oft ventiliert worben. 

63 tft bereitö, ald das Reichspreßgeſetz beraten 
wurde, eine Beftimmung von der ſtommiſſion aufgenommen 
worben, welche ben Inhalt hatte: 

Der Redakteur, Verleger und Druder find bered- 

tigt, das Zeugnis über bie Berfon des Verfaſſers 

oder Einfenderd zu verweigern. 
Diefer Zufag tft nicht Geſetz geworden. Es ift bad 
Poftulat der Abſchaffung des Zeugnidzwanges aber an« 
dauernd geftellt worden, und es ift auch in der vorigen 
Legislaturperiobe bon der nationalliberalen Partei * 
Interpellation, die dieſen Gegenſtand betraf, eingebracht 
worben. Bet dieſer Gelegenheit hat ſich, ſobiel mir bes 
fannt ift, der größte Teil dieſes Hauſes für Die Ab- 
ihaffung des Zeugniszwangs gegenüber den Redakteuren 
erflärt; meine Freunde haben auch damals zu der ‚Frage 
ai genommen, natürlich zu Gunften ber Frage; ih 
fan mic infolgebeffen darauf beſchränken, lediglich ben 
Wunſch auszufpregen, daß biefem damald geäußerten 
Wunſche bei ber Vorlegung bed Entwurf Rechnung ge 
tragen werben wird. 

B2* 
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(Dr. ». Mieczkowsti.) 

Neben dieſen allgemeinen Anforderungen au bie 
Strafprozeßordnung und das Gerichtöverfafjungsgefet 
haben wir Polen noch ganz befondere Wünſche mit Rüd» 
fiht auf bie bei uns obwaltenden Verhältniſſe. Vor 
allen Dingen verlangen wir, dab Mittel und Wege ge— 
funden werben, welde die vollitändige Unabhängigkeit der 
Richter in politiihen Prozeſſen gewährleiften. 

(Sehr richtig! bei den Bolen.) 

Es ift ja eigentlich jelbftverftändlih, daß der Michter bei 
Verurteilung eines Angeklagten nit auf deſſen politiiche 
Gefinnung jehen und fi bon dieſer beeinfluffen laffen 
darf. Died kann aber bet uns lediglich nur baburd) 
erreiht werben, daß fi der Richter an politifchen 
Kämpfen aktiv nicht beteiligt. Wenn in unferen Landes— 
teilen, in welchen ſich ja leider ein großer Teil der Politik 
in den Gerihtöfälen abipielt, ein Nichter Mitglied bes 
Oſtmarkenbereins ift, jo glaube ih, daß er der antir 
polnifhen Suggeltion, bie von biefem Verein ausgeht, 
fo fehr unterliegen wird, daß es ihm midt möglich 
jein wird, in politifhen Prozeſſen sine ira et studio zu 


urteilen. 
(Sehr richtig! bei ben Polen.) 
Diefer Meinung find wir nicht allein, diefer Meinung tft 
auch ein großer Teil der deutſchen Richter bei und, und 
biefer Meinung bat der Vorfitende einer Straffammer in 
einer öffentlichen Sitzung Ausdruck gegeben, indem er 
fagte, dab er es mit den Pflichten eined Richters für 
unvereinbar halte, dem Oftmartenverein anzugehören, weil 
die die Objektivität eines Richters beeinträchtigen müſſe. 
(Hört! hört! bei den Polen.) 
Ih kann mid) dem nur anſchließen. Wenn ein Richter 
mitten im polittihen Kampfe fteht, fo wird es ihm oft 
nicht gelingen, auch wenn er das Befte will, feine politiſche 
Überzeugung von fi abzuftreifen. Er wird in einem 
politiihen Prozeß in dem Angeklagten feinen Gegner 


(B) jehen und er wird nicht bie Tat jelbft, fonbern bie 


politifche Überzeugung bed Angeklagten zu beftrafen ver: 
fucht fein. Wenn ih bad Derlangen ftelle, daß ber 
Richter fi aktiv an der Politik nicht beteiligt, fo könnte 
mir entgegengehalten werben, daß es nit angängig ſei, 
dem Richter einen Teil der Rechte, bie fümtlihe Staats— 
bürger befigen, abzufprehen. Ich würde biefen Einwand 
nicht für berechtigt anfehen. Wenn ein Beamter wie der 
Richter mit fo ungeheurer Macht ausgeftattet ift, wenn 
er eine fo erzeptionelle Stellung unter den Beamten ein- 
nimmt, daß er das Recht hat, über die höchſten Güter 
feiner Mitmenfchen zu verfügen, nämlich über Leben und 
Freiheit, fo muß man von ihm verlangen, daß er nicht 
nur als Richter, fondern auch als Staatöbürger ein be- 
jondered Verhalten an den Tag lege und alles vermeide, 
was irgendwie einen Schatten auf feine Objektivität 
werfen könnte. 
(Sehr richtig! bei den Polen.) 

Meine Herren, wie bie Unbefangenheit Darunter leidet, 
daß ſich die Richter aktiv mit der Politik befaffen, davon 
legen zahlreiche Urteile in Prozeſſen mit politiſchem Hinter: 
grund ein berebtes —X ab. Wenn man die Urteile 
in politiſchen Prozeſſen bei uns lief, hat man zuweilen 
das Gefühl, daß nicht ein objeftived Gericht, fondern ein 
pofitiiher Gegner ein ſolches Urteil abgefabt Hat. 

(Sehr richtig! bet den Polen.) 
Ich habe Hier ein Urteil des Schöffengerichts in Koſten 
aud dem Jahre 1906. Durch dieſes ift ein Geiftlicher 
wegen Übertretung des Vereindgefeged zu 15 Mark Gelb: 
ftrafe verurteilt worden. Gr ift Borfigender eines 
fatholijhen Gefellenvereind und wurde als folder von 
der Polizeibehörbe aufgefordert — ba bie Polizeibehörbe 
jelbftverftändlich ſämtliche polniſchen Vereine ohne weiteres 
als politifhe Vereine anficht — die Statuten des Vereins 
einzureichen, weil es fih um einen politifchen Verein 





handele. 
wurde infolgebeflen beſtraft. Es mag ganz dahingeftellt 
bleiben, ob die Strafe berechtigt ift oder nicht; intereflant 
aber ift, bie Gründe zu hören, die für Feitftellumg des 
politifchen Charakterd des Vereins für das Gericht maß- 
gebenb gewejen find. Ich werde mir einen Zeil diejer 
Gründe mit Erlaubnis des Herrn PBräfidenten borzulejen 
erlauben; es wird bier ausgeführt: 
Nach Si und 2 der Sakungen iſt der Zweck des 
Bereind die Ausbildung der Gejellen zu tüchtigen 
und ordentlichen Handwerkern und zu Menjchen, 
die ſich bewußt find ihrer Pflichten gegen Gott 
und die Gejamtheit. Mitglieder des Bereind 
fönnen nur Bolen fein. Dies ift zwar in den 
Satungen nicht ausdrücklich audgeiproden, folgt 
aber daraus, daß die Sagungen nur polnifdy ab» 
gefaßt find, aljo in den Berfammlungen nur 
polniſch gefprodhen wird. Was veritehen nun bie 
Bolen, die fih zu dieſem Verein zuſammen— 
geihloffen haben, unter den Pflichten gegen die 
Sejamtheit? Die Polenprefie gebraucht fortgeſetzt 
dad Wort „spoleczenstwo* in dem Siune, daß 
darunter die polniſche Gefamtheit, das Bolentum 
zu veritehen ift. Das Gericht iſt der Anſicht, 
daß auch in dem $ 1 ber Sakungen das Wort 
spoleczenstwo nur in diefem Sinne veritanden 
werden fann. Da nun die polniihe katholiſche 
Geiftlichkeit, der der Angeklagte angehört, Die 
Führerin der polnifhen Bevölkerung tn ihren 
ftaatöfeindlihen Beftrebungen ift 
(hört! hört! bei den Polen), 
ba ferner 
— nun kommt der Glanzpunft — 
der Angeklagte in feiner Eigenſchaft als Bor: 
figender beö Vereins durch feinen Widerftand 


gegenüber ber Bolizeibehörde, feinen Haß gegen (m) 


dad Deutihtum klar an den Tag gelegt hat 
(hört! hört! bei den Polen und Heiterteit), 
ift weiter anzunehmen, daß zu den Pflipten gegen 
das Polentum im Sinne des $ 1 der Satungen 
bornehmlih die Betätigung der ſtaatsfeindlichen 
Gefinnung der heutigen Polenpartei gehören fol. 
(Hört! hört! bei den Polen.) 
Sie werben mir zugeben, daß bies nicht wie ein objektives 
Urteil Elingt, fondern etwa wie ein Abſchnitt aus dem 
Zeitartifel eined hakatiftifchen Blattes. 
(Sehr gut! bei den Polen.) 
IH glaube, deutlicher kann fih in eimem Urteile micht 
widerjpiegeln, dab dasfelbe nicht von einem über dem 
Parteien ſtehenden objektiven Richter, jondern von einem 
leidenſchaftlichen Polititer abgefaßt ift. 
(Sehr wahr! bei den Polen.) 
Diefed Urteil ift in die Berufungsinitanz gegangen, und 
bort hat fi der Staatsanwalt felbit veranlaßt geſehen, 
bie Begründung dieſes Urteils zu mißbilligen. 
(Hört! hört! bei den Wolen.) 
Ein anderer Fall. Für die polnischen Kinder, welchen 
im Religtondunterricht die Antworten verboten find, find 
bon ber Schulbehörde Arreftftunden angeordnet worden. 
Biele Kinder haben in der eriten Zeit diefe Arreftitunden 
nit beſucht, und die Eltern find infolgedeffen wegen 
Schulverſäumnis beftraft worden. Das Scöffengericht 
in Bofen hatte fi mit einer Reihe ſolcher Fälle zu be— 
ſchäftigen, es hat fi jedoch nicht damit begnügt, bie 
Tatſache feftzuftellen, daß die Kinder in der Schule gefehlt 
haben, und die Eltern infolgebefien zu beftrafen, jondern 
es hat in ganz unnötigerweije darüber Erwägungen an— 
geftellt, ob die Gitern, weldye den Kindern verbieten, in 
der Schule im Religiondunterricht zu antworten, troß der 
Anweſenheit der Kinder wegen Schulverfäummts der Kinder 


(Sr weigerte fi die Statuten einzureichen, und (C) 


(A) 


(B) 


(Dr. 9, Mierzfomsti.) 
verurteilt werden könnten, weil fie die geiftige Abweſenheit 
der Finder veranlaßten. 

(Hört! hört! und Laden.) 
Der Borfitende dieſes SchöffengerichtS teilte in öffentlicher 
Sigung mit, dad Gericht fei der Anfiht, daß die Eltern 
aud in einem folden Falle wegen Schulverfäumnis zu 
beftrafen jeien. 

(Hört! hört! und Laden.) 
Da die Sahe damald überhaupt nicht vom Gericht zu 
entfcheiden war, fo war man allgemein über diefe Di- 
nreiftion des Vorfisenden erftaunt und konnte ſich ihren 
Zwed überhaupt nicht erklären; aber der Erfolg blieb 
nicht lange aus. Nach ganz furzer Zeit befamen nämlich bie 
Eltern der am Sculftreif beteiligten Sinber von dem 
Bolizeipräftdenden in Poſen Strafmandate wegen Schul: 
verſäumnis ihrer Finder nn folgender Begründung — 

ode.) 


—— Dr. Paaſche: Herr Abgeordneter, ich 
muß Ste unterbrechen. Wir find hier bei der Beſprechung 
ber Sinterpellation, ob ber Herr Reichskanzler bereit ift, 
Auskunft zu geben über die Vorarbeiten zu einer Reform 
der Strafprozefordnung. 
(Abgeordneter Dr. v. Mieczkowski: Ganz recht, 
Herr Präfident, und da —) 
— Bitte, Herr Abgeordneter, jet ſpreche th! Ich meine, 
Sie entfernen ſich ziemlich weit von dem Gegenftande. 
(Widerfprud bei den Polen.) 
— Ich glaube, td habe das Net, zu fagen: ber Herr 
Abgeordnete entfernt ſich ziemlih weit von dem Gegen: 
ftande, wenn er eine Neihe von progefiualen Fällen hier 
borträgt, die mit der Strafprozeßordnung als folcher gar 
nicht im Zuſammenhang ftehen. 
(MWiderfprucd bei den Polen.) 
Ich — ihn wenigſtens bitten, das möglichſt kurz 
zu tun. 


Dr. v. Miecztowsti, Abgeordneter: Ich werde mid 
möglichſt kurz faſſen; aber ich konftatiere, daß ich das 
Verlangen geſtellt habe, daß Mittel und Wege gefunden 
werben ſollen, welche bie völlige politiſche Unabhängigkeit 
des Richters gewährleiſten 

(ſeht richtig), 
und ich ſuche das damit zu begründen, daß ich Fälle 
vorführe, welche beweiſen, daß das praktiſche Eingreifen 
des Richters in die Politik die unbefangene Urteilsfindung 
beeinflußen muß. 
(Sehr rihtig! — Glode bed Präfidenten.) 


Bizepräfibent Dr. Paaſche: Herr Abgeordneter, ich 
gebe zu, dab Sie von weither einen Zufammenhang diefer 
Dinge mit dem Gegenftand umferer Tagesordnung 
fonftruieren können. Ih habe jetzt auch mur bie Bitte 
ausgeſprochen, möglichſt kurz ſolche Einzelfälle über Be- 
ftrafung von Schültindern und über ben Erfolg eines 
Protefted dagegen vorzuführen; baran halte ich feft. 


Dr. v. Mieczkowski, Abgeorbneter: Herr Präſident, ich 
werde mich ganz kurz faſſen. — 
Alfo dad Strafmandat lautete: 
Sie haben nicht dafür geforgt, dab Ihr Kind bie 
Schule regelmäßig befucht, haben es vielmehr zu 
einer teilweiien Verſäumnis der Schule dadurch 
angehalten, dab Sie die Antwort im Religions: 
unterricht unterfagten, ſodaß das Sind geiftig 
abweſend war. 
(Hört! hört!) 
Gegen diefen Strafbefehl iſt ſelſtverſtändlich Widerſpruch 
erhoben worden; ed wird nun ber Richter, welcher ber 
Erfinder dieſes neuen Delikis der geiſtigen Abweſenheit 
der Kinder iſt, über dieſen Widerſpruch zu 
(Hört! hört!) 
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enticheiben haben. = einer Ungebührftrafe verurteilen. 
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Mir haben hier öfter lage darüber geführt, daß die (C) 


Richter durch ihre Zugehörigkeit zum Oftmarfenverein in 
politifchen Prozeſſen in ihrer Unparteilichfeit beeinträchtigt 
werben; wir haben aber den Richtern niemals mala fides 
vorgeworfen. Mir ift aber eine Außerung eines Richters 
aus meinem Wahlbezirk zu Ohren gekommen, welde mid 
veranlaßt, diefe Einſchränkung nicht mehr ganz allgemein 
aufreht zu erhalten. Es hat ein Nichter in Krotoſchin 
— ih mill feinen Namen, ber mir befannt ift, nicht 
nennen — zu einem dort amläffigen polnischen Arzt bei 
einer Vernehmung gejagt: ih fann wohl objektiv urteilen, 
wenn e3 fi um gewöhnliche Delikte, Diebitahl und Inter: 
ſchlagung, handelt, in politiſchen Prozeffen tanır ich jedoch 
nicht objektiv fein, ba bin ich in eriter Linie preußifcher 
Staatöbeamter. 
(Hört! hört!) 


Ih meine, ſolchen Außerungen fann man nicht energiſch 
genug entgegentreten. Wenn wir hier darauf hingewieſen 
haben, daß der Oſtmarkenverein einen verderblichen Einfluß 
auf die Unbefangenheit der Richter ausübt, jo ift von den 
Herren Bertretern der Regierung mit Entrüftung diefer 
Borwurf zurückgewieſen, und ed ift mit Emphafe betont 
worden, auc von meinem Herru Vorredner, daß der Richter 
über jeden Angriff unb über alle Zweifel erhaben ſei. 
Ih glaube, wenn ein Richter äußert, daß er im politifchen 
Brozeffe nicht objektiv fein könne, fo ift das der befte 
Bewels dafür, daß die Anlagen, die wir bier vorgebracht 
haben, berechtigt waren. Ein folder Richter läßt aus dem 
Auge, daß es mur eine einzige Gerechtigkeit gibt, die für 
alle gleich ift. 

(Sehr wahr! bei den Polen und Sozialdemofraten.) 
Wir müſſen aber auch von den Richtern, die über und 
urteilen, eine entſprechende Ausbildung verlangen. Mit 
Recht wird jeßt immer hervorgehoben, daß die fubiektive 
Seite bei Füllung eines Urteiles berüdfihtigt werden muß, 


und daß der Richter die geiftige Beichaffenheit des An⸗ (D) 


geflagten verftehen lernt. Wie fol das aber für einen 
ihter bei und möglich fein, wenn ihm die Verhältniſſe 
des polnischen Volkes, die Sprache, bie Geſchichte und 
unfere geiftige Kultur unbekannt find, wenn ihm demnad 
bie ganze geiftige Welt, worin der Angeklagte lebt, eine 
terra incognita ift? 
. (Sehr richtig! bei ben Polen.) 
Es ift für den Angeklagten gerabezu eine Gefahr, wenn außer 
dem Dolmetſcher in der Verhandlung niemand anderes der 
polnifhen Sprade mächtig if. Auch ber befte und ges 
wiffenhaftefte Dolmetſcher überfegt einmal trog ber größten 
Sorgfalt nicht wortgetreu, namentlid, wenn er ftunden: 
lang bereits übertragen hat. Es fommt aud vor, dab 
ber Dolmetſcher gewiffe Nuancen, die don großer Be: 
beutung fein können, überfieht, weil er nicht weiß, daß 
es auf fie ankommt. Gine Garantie dafür, daß dem Ans 
geklagten nicht infolge eines Mißverftändniffes unrecht 
geicicht, wird nur geboten, wenn auch die Richter bei 
und der polniihen Sprade mädtig find. 
„(Sehr richtig! bei den Polen.) 

Das Gefeß über die freiwillige Gerichtöbarfeit beftimmt, 
baß berjenige, der erflärt, er jei der beutigen Sprache 
nicht mächtig, in feiner Mutterfprade ausfagen kann. 
Das Gerichtsberfafſungsgeſetz jagt nur: wer der beutfchen 
Sprade nicht mädtig ift, kann einen Dolmetiher ver 
langen. Mit Rüdjiht auf die Praris vieler Gerichte, die 
fi bei und eingebürgert hat, müfjen wir eine ſolche Bor- 
fhrift wie in dem Geſetz über die freiwillige Gericht: 
barkeit aud für die Gerichtöverfafiung verlangen. Es 
fommt nämlich oft vor, baß Richter, wenn fte glauben, 
der Angellagte oder ein Zeuge ſei der beutfhen Sprache 
mächtig, wolle aber nicht deutſch antworten, ihn deswegen 
Es gibt faum einen 
N, wo ber Richter dies mit Beſtimmtheit feftftellen 
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(Dr. v. Mierztowsfi.) 


(a) kann; er verläßt fi gewöhnlich auf bie Angaben eines 


Beugen, meiftens eines Schugmannes, und verurteilt dann 
den Angeflagten oder den Zeugen zu einer Ungebührftrafe. 
Jemand kann jehr wohl für dad gewöhnliche Leben die 
deutſche Sprache beherrfchen, aber doch die Zuziehung 
eined Dolmetſchers verlangen, wenn er vor Gericht ſteht, 
wo er bie Ausdrüde beſonders vorfihtig wählen muß, 
und gerade bie gewiflenhafteiten Menſchen werben das tun. 
(Sehr richtig! bei den Bolen.) 
Meines Gradtend würde es einer folden Anderung beö 
Gerichtsberfaſſungsgeſetzes überhaupt nicht bedürfen, weil 
nad; meiner Auffaffung eine Ungebührftrafe wegen der 
Weigerung, dor Gericht deutſch zu fpreden, überhaupt 
nicht verhängt werben fann. Die Zuläffigfeit einer jolden 
an ift vielfach befämpft worden, nicht nur vom uns 
olen, jondern aud vom deutſchen Richtern. Ich kann 
mid -darin den Außerungen des Amtsrichters Bariholo- 
mäus anfchließen, der im Jahrgang 1903 der „Deutichen 
Juriſtenzeitung“ ſich dahin refiimiert: 
Eines neuen Geſetzes würde eö bedürfen, wenn 
die Weigerung, deutſch zu fpreden, als Ungebühr 
gelten und beftraft werden jollte, und nur ein 
Geſetz würde alle diejenigen Betradhtungen Mi 
bejeitigen geeignet fein, welche jegt auf bie Feſt— 
fegung folder Strafen folgen, nämlih alö be- 
trieben die Gerichte mit ihnen etwas anderes als 
unparteitiche Juſtiz. 
Um folde Betradytungen, meine Herren, bei unjerer 
Bevölkerung im allgemeinen zu befeitigen, dazu bedarf es 
vor allen Dingen einer völligen politifhen Unabhängigkeit 


der Richter. 
(Zebhaftes Bravo bei den Polen.) 


Vizepräfident Dr. Paafhe: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Roth. 


Roth, Abgeorbnneter: Meine Herren, troß ber Er- 
tlärung des Herrn Staatöfelretärd und trogdem wir gern 
anerkennen, dab die Reform des Strafprozefled ein 
ſchweres Stüd Arbeit ift, find meine ‘Freunde umb 
ih ber Meinung, dab die Reform etwas weiter vor—⸗ 
geſchritten fein but, als es tatſächlich der Fall ift. Bor 
ungefähr 15 Jahren wurden bie erften Anträge auf 
—* der Strafprozehordnung geſtellt. Im Laufe ber 
Jahre wurden mehrere Verbeflerungdanträge eingebradit. 
Am 10, Februar 1903 ift bie Kommiſſton für die Reform 
des Strafprozefied zum erften Male zufammengetreien, fie 
bat hieran 2 Jahre gearbeitet und ift nun ſchon 2 Jahre 
mit ihren Arbeiten fertig, Im Februar 1906 hat der 

err Staatöfelretär bie Erklärung abgegeben, daß bie 

egierung ſich beichleunigen wolle, bie Reform zu Ende 
zu führen, und was haben wir nun geftern bon bem 
Herrn Staatöfelretär befommen? Nichts anderes, als 
was wir in biefen Tagen bei Interpellattonen regelmäßig 
befommen: einen leeren Stanzleitroft. 

Meine Herren, wir müffen das bringende Verlangen 
fielen, daß bie in den 30 Jahren ihres Beſtehens ber 
altete Strafprozekordnung in Bälde von Grund aus 
reformiert wird, und daß nun endlich einmal den Wünfchen 
des beutfchen Woltes, der Juriſten und der Laien, auf 
Berbefferung des Strafprozeffed entgegengefommen wird. 

Meine Herren, meine politifchen Freunde und id 
haben in erfter Linte den Wunſch, der ja nah ben 
geftrigen Erllärungen des Herrn Staaisſekretärs erfüllt 
zu werben fcheint, daß auch zu den Strafkammern Laien 
als Richter —— en werden. 

ehr richtig! rechts.) 
Es iſt einmal ein Zug ber Zeit — wir finden dieſes 
Beftreben and im Auslande —, daß das Latenelement 
mehr umd mehr zur Nechtöpflege herangezogen wird. Wir 
haben ja jhon in Zinilfahen die Latenricpter im den 
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Gewerbegerihten, in den Handelsgerichten, 
Kaufmannsgerichten. Auch in Straffahen wirken ſowohl 
in den Militärgerihten ald beim Schöffengeriht und 
Schwurgeriht Laien als Richter mit, und fo begrüßen 
wir ed, dab auch in ber Straffammer bald Laien mit- 
wirken follen. 

Meine Herren, infonderheit in Straffaden halte ich 
es für ſehr widtig, dab Laien herbeigezogen werben. 
Die Mitwirkung von Latenrihtern erhöht das Vertrauen 
des Volkes zur Strafrechtöpflege. n Angeklagter tft 
mehr beruhigt, wenn er von feineögleichen abgeurteilt 
wird. Er ſieht einem Urteil von Laien mit größerem 
Vertrauen entgegen. Manchmal entiprehen aud dieſe 
Baienurteile wohl mehr den Berhältniffen bes Lebens, 
weil eben ber Laie jtändig in engfter Yühlung mit dem 
Volke ift, weil er die örtlichen und Die perſönlichen Verhält- 
niffe des Volkes zutreffender beurteilen kann, weil er auch 
die Gharaktereigenfhaften feiner Mitbürger in dem 
Gerichtsſprengel, in dem er wohnt, die Sprade und die 
Mundart, die auch manchmal eine Rolle fpielt, am beiten 


verſtehen kann. 
' (Sehr richtig! rechts.) 

Auch für die Auslegung der Gefete halte ih es 
für widtig, daß Laien mitwirken follen; denn gerade 
bet der Auslegung von Geſetzen können aud Laien fehr 
wichtige Geſichtspunkte aus dem praftiichen Beruföleben, 
dem fie angehören, beibringen. Es hören dann die hier 
ober dort vorgelommenen weltfremden Enticheidungen auf, 
zum mindeften werben fie weniger häufig fallen. Ich 
boffe von der Mitwirkung der Laien bei der Strafrechts— 
pflege, baß dann auch mande dem Bolt3empfinden wider: 
ſprechende Reichsgerichtsentſcheidungen von den Straf- 
gerihten nicht mehr, wie es heute wohl mandmal 
geihieht, als unbedingt maßgebend gleihwie Gefege an- 
gewendet werben. 


Ein weiterer Borteil ift auch der, daß ber Borfigende (D) 


in ber Hauptverhandlung, um den Laien die Schulb ober 
Unſchuld eined Angeklagten nachzuweiſen, ausführlicher 
verhandeln muß; er ift genötigt, eingehender zu beraten. 
Er ift gezwungen, das feftitehende Tatſachenmaterial 
pünktlich zu erörtern, und muß aud) dad Beweismaterial 
genauer fichten. 

Dann weiter aber ift meined Erachtens die Haupt» 
fahe die: dem Laien ift die Tätigkeit ald Richter neu; 
er hat für jeden Fall ein befonderes Intereſſe und geht 
immer friſch, aber vorfihtig an die Sade heran. Anders 
ift es vielleiht bei einzelnen Beruförichtern, biejelben 
werden burd ihre berufsmäßige Tätigkeit leicht etwas 
ihematif oder gar hart 

(jehr richtig! auf der Rechten), 
fie werben, wie man in Württemberg wohl mal hören 
fann, fogenannte „Straftiger“. 
(Heiterfeit.) 

Meine Herren, man hat den Laiengerichten vielfach 
borgemworfen, fie ſeien nicht in ber Lage, das richtige 
Strafmaß zu finden. Dad möchte ich beftreiten. Es 
wird ihnen zwar borgeworfen, fie kennten gleichartige 
Straffälle nit und feien aus diefem Grunde im ein- 
zelnen Fall nicht imftande, bie richtige Strafe zu finden. 
Da fein Fall wie der andere liegt, jo foll auch feiner 
wie der andere entſchieden werden. Auch die Strafs 
kammern entfcheiden im verſchiedenen gleidhartigen Fällen 
ganz verihieden. Und dies meift mit Recht. Bet dem 
einzelnen Landgericht gilt übrigens die eine Straflammer 
ald milde, die andere ift dafür berüchtigt, daß fie ſtets 
auf jchärfere Strafen erkennt. Gin ganz gerechtes, alle 
Verhältniſſe würdigendes Strafmaß wird weber bon ben 
Laten nod) von den Berufsrichtern gefunden werben. 

Meine Herren, nur ein Zweifel könnte entftehen, und 
das wäre ber, ob wir bie gemügende Anzahl geeigneter 


in ben (C) 
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(Roth. 





(A) Laien finden, um biefe vielen Lalengerichte in Zukunft 


wirklich gut befegen zu können, und ob gerade die ges 
eigneten Laien, die font ſchon vielfah durch allerlei 
ähnlihe Ehrenämter belaftet find, nicht überlaftet werben 
mit dieſen neuen Ghrenftellen, die an fie herantreten. 
Ich bin deshalb der Meinung, daß umter allen Umſtänden 
ben Schöffen und Gefhworenen ausreichende Diäten ge- 
währt werben müffen. Dann können auch Minder— 
bemittelte herangezogen werben. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Ih glaube aud, dab man einem Mangel au ge: 
eigneten Laienrihtern damit entgegen wirken fünnte, wenn 
man bie Zuftänbigfeit des Amtsgericht? erweitert, wie ja 
zugefihert worden if. Das würde aud) dazu beitragen, 
daß bie Rechtſprechung in manden Füllen verbilligt und 
beſchleunigt würde, die feither vor dem Landgericht ver- 
handelt werben mußten. 

Ein weiterer Bunft, den ich zur Sprache bringen möchte, 
ift ber: aud wir treten unbedingt für die Cinführun 
ber Berufung gegen Urteile der Straffammer ein. Au 
wir halten, jo gewictige Einwendungen von lüchtigen 
Juriſten gegen die Einführung der Berufung gemadt 
wurden, dieſe doch für dringend notwendig, Die 
Gründe, aus denen die Einführung ber Berufung ein 
Bedürfnis iſt, hat ja geftern ſchon der Herr Abgeordnete 
Gröber ausgeführt; is fann mic biefen Musführungen 
nad meinen Erfahrungen al3 Rechtsanwalt nur anſchließen. 
Auch hat man bet den Militärgerichten, bei denen man ja 
früher ſchon in der Militärſtrafgerichtsordnung die Berufung 
eingeführt bat, ſehr gute Erfahrungen mit der Berufung 
emacht. Ich Halte es für einen Mißſtand, daß bei gering- 
Figigen Übertretungen der Verurteilte mehrere Inſtanzen 
hat, daß ihm aber bei ſchwereren Delikten eine Berufung 
nicht zufteht, fondern nur das Nectömittel der Nevifton, 
mit dem er aber in den meiften Fällen nidts anfangen 


(2) fann, weil in ber Revifionsinftanz ein Straffall nur nad 


feiner rechtlichen, nicht aber nad) feiner tatſächlichen Seite 
gewürdigt wirb. 

Auch die Beeidigung der Zeugen möchte ih noch zur 
Sprade bringen. Es ift ein großer Fehler, daß heutzutage 
wegen ber geringiten Übertretung oft ein ganzes Dutzend 
Eide geleiftet werden muß. 

(Sehr richtig! rechts und links.) 

Diefed Maſſenſchwören würbigt den Wert bes Eibe herab; 
ed nimmt bem Volke dad Empfinden für die Wichtigkeit 
und Heiligkeit des Eides. Die Kommiſſion bat ja bereits 
Abhilfe vorgeſchlagen. Die Beeidigung fol in Zukunft 
unterbleiben bei Übertretungen, wenn Staatsanwalt und 
Angellagter, in Privattlageſachen, wenn Privatkläger und 
Bellagter damit einverftanden find, und bei allen anderen 
Sachen, wenn dad Gericht die Ausfage einftimmig für 
unerheblich Hält und bie Prozeßbeteiligten mit ber Unter: 
lafiung des Eides einveritanden find. Hier könnte aber 
vielleiht nod) etwas weiter gegangen werben, um biele 
unnötige Eide zu verhindern. 

Auch der Ausflug der Öffentlichkeit könnte meines 
Erachtens noch etwas ausgedehnt werben. Sch bin ſicher— 
lich nicht ein Gegner des Grundſatzes der öffentlichen 
Hauptverhandlung, ich jehe die Vorzüge durchaus ein, die 
dieſes Prinzip Hat. Die Verhandlungen follen öffentlich 
fein, damit jedem eine gewilfe Kontrolle über die Aus— 
übung ber Rechtspflege zufteht. Wenn jedoch fämtliche 
Prozeßbeteiligten mit der Ausjhließung der’ Öffentlichkeit 
een find, fo follte fie auch durch Gerichtsbeſchluß 
ausgelhlofien werben können; denn dann hat niemand 
mehr ein beredhtigtes Intereffe an ihr. Wie oft kommen 
in der Hauptverhandlung Dinge zur Sprache, bet benen 
zwar nad) der beftehenden Gefeggebung die Sffentlichkeit 
nicht ausgeſchloſſen werden fann, durch deren Grörterung 
aber der Angeklagte, der Berlegte oder ein Zeuge ber: 





artig geſchädigt wird, daß fein geihäftliches Fortlommen, (C) 


ja feine ganze fünftige Lebenäftellung in Frage geftellt 
werden fan. In folden Fällen folte, wenn alle Be: 
tetligten einverftanden find, bie Offentlichkeit ausgeſchloſſen 
werben können. 

Im Vorverfahren follte mehr Gleichſtellung ber beiden 
Parteien herbeigeführt werden. In ber Hauptverhanblung 
ift die Gleihftellung beider Parteien bereit3 im allgemeinen 
durchgeführt. Es follte hauptfählih ſchon im Mor: 
berfahren, wie es im englifhen erfahren geſchleht, 
möglichfte Bartetöffentlichkeit eingeführt werben. Die Bor: 
ichläge der Kommiffion über die Anweſenheit des An— 
geflagten und des Verteidigers bei ber Vernehmung der 
Zeugen ſchon im Vorverfahren billigen wir im allgemeinen. 
Mir billigen auch den Vorſchlag der Kommiffion, daß bie 
Staatdanwaltihaft die Grmittlungen vornehmen fol; 
benn bann werben biefe Ermittlungen etwas forafältiger 
ausgeführt, und es werden auch vielleicht mauchmal biefe 
ober jene ımerlaubten Zwangsmittel fortfallen, die jet 
bet Ermittlungen durch die Polizei oder Landjäger an— 
gewandt werden möchten. 

Hauptſächlich aber fol meined Erachtens bie Unter— 
fuhungshaft weniger häufig verfügt werben. Herr Rechts- 
anwalt Dr. Heinemann ſchreibt in der ‚„Zeitſchrift für bie 
gefamte Strafrechtswiſſenſchaft“: 

Wohl in feinem Kulturlande der Welt wird bie 
Unterfuhungshaft mit folder Häufigkeit wie in 
Deutſchland verhängt, und ſicherlich erreicht bie 
Dauer ber Haft in feinem Staate eine folche 
Länge wie bei uns. 
Ob dies richtig ift, habe ich nicht prüfen können. Es wäre 
aber im höchſten Grabe zu bedauern. Die feitherige 
Geſetzgebung verlangt als Vorausſetzung für die Verfügung 
der Unterfuhungshaft, daß der Täter dringend ber Tat 
verbädtig ift. Die Kommiffion will mun einführen, baß 


eine Unterfuhungshaft nur verhängt werden fol, „wenn (D) 


beftimmte den Tatverdacht rechtfertigende, altenkundig zu 
machende Tatfadhen vorliegen”. Meine Herren, ich glaube, 
daß mir mit dieſem Vorfchlage um gar feinen Schritt 
weiter fommen. Es jollten die gefeglichen Grenzen, Inner: 
halb deren bie Unterſuchungshaft zuläffig ift, etwas enger 
geaogen werben. Sobann Halte id) dad Recht ber 

efhwerbe gegen den Haftbefehl für ungenügend; eine 
ſolche Beſchwerde wird vielfach ſchablonenmäßig zurüd- 
gewieſen. Man ſollte dem Angeklagten in einer münd— 
lihen Verhandlung die Möglichkeit geben, zu beweiſen, 
daß die Voraudfegungen, die für bie Verhängung ber 
Unterfuhungshaft geltend gemacht werden, nicht vorliegen. 
Auch, glaube ih, follte die Kollufionshaft auf eine 
beftimmte Zeit beſchränkt werben. Es wäre bied ein 
Anfporn für die Gerichte und bie Staatsanwälte, raſcher 
zu arbeiten. 

Meine Herren, ich habe aus ber Fülle ber reform: 
bebürftigen Dinge nur einige Punkte hervorgehoben. Auf 
das Einzelne kann man ja bei ber Beiprehung der Inter— 
pellation nicht eingehen. Ich glaube aud, daß bei biefer 
Snterpellation der Worte ſchon genug gewechſelt find, und 
ich hoffe num, daß wir bon ber Wegierung bald Taten 
fehen und einen ber modernen Entwidlung des Rechts— 
lebend entiprehenden Entwurf zum Gejet erheben können. 

(Bravo! rechts.) 


Vizepräfibent Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dove. 


Dove, Abgeorbneter: Der Wunſch, der zu ber Inter: 
pellation die Veranlaſſung gegeben hat, möglidft bald 
bie Vorlage einer Strafprozeßorbnung zu befommen, wirb 
auch bon meinen Freunden geteilt. Er beichräntt fi 
nicht auf dieſes Haus, jondern it im ganzen Volke und 


(8) ben Anlaß zu der Abneigung 








(Bove.) 


(A) in ber Wiffenfhaft verbreitet, und ein fo gemäßigter und 


bedeutender Hriminalift wie der Profeffor Kahl hat mit 
Recht in einem Vortrag in ber hiefigen juriftiichen Gefell- 
ſchaft gefagt, daß es auf diefen Gebiete nicht Zufriedene 
und Unzufriedene, fondern nur mehr oder weniger Unzu— 
friebene mit den bisherigen Zuftänden gäbe. 

Meine Aufgabe jo es num nicht fein, im die Einzelheiten 
ber beabfihtigten Reform einzugehen. Ich glaube, dazu 
werben wir erft Vorſchläge mahen müffen, an deren Hand 
wir bann unferen Standpunkt geltend zu machen haben. Ach 
möchte vielmehr bie politifche Frage, warum ein jo allgemein 
anerfanntes Bedürfnis nur fo langſam zu feiner Be- 
friedigung kommt, hier etwas ins Auge faſſen. Der Herr 
Staatsjefretär hat und die Hinderungsgründe, die bisher 
ber Erfüllung bes allgemeinen Wunſches entgegengeftanden 
haben, bier vorgeführt. Ich will von vornherein bes 
merken, daß wir vollſtändig amertennen, daß dieſe 
Hinderungsgründe nicht im Reichsjuſtizamt liegen, daß 
bort an dem vielen und großen Aufgaben, bie ihm gefegt 
find, mit aller Kraft und Energie gearbeitet wird. Aber 
ih babe allerdings aus den Ausführungen des Herm 
Staatöjefretärd den GEindrud gewonnen, dab doch mit: 
unter dad Wort Hamletd zur Anwendung kommt: der 
angeborenen Farbe der Eutſchließung wird des Gebantens 
Bläffe angekränkelt. Was waren die Hinderungägrünbe, 
bie er genannt hat? Zunächſt bie kritik, die die Vor 
ſchläge der Kommilfion gefunden haben. Nun ja, biefe 
Kritit mußte berüdfichtigt werben, und baß fie berüd- 
fihtigt if, damit könnten wir einverftanden fein, und 
wenn fie und weiter nichts gebradt hätte als bie Er— 
haltung des Schwurgerichts, jo würde ich ſchon bas als 
einen Erfolg anfehen. Dabei will ich bemerken, daß id) 
allerdings aud) dafür eintrete, daß wir das Schwurgericht 
al3 wirflihes Schwurgeriht erhalten, daß ich aber zugebe, 
daß dad Verfahren, wie es gegenwärtig herrſcht, und das 
gegen dieſe Inſtitution 
namentlich in juriſtiſchen Kreiſen herbeigeführt hat, in 
mancher Beziehung eine Abänderung wird erleiden müſſen. 

Nun der zweite Punkt! 

‚Dan wollte die Beichlüffe ber internationalen, 
Iriminaliftiihen Vereinigung abwarten. Mit dem Herrn 
Staatsſekretär erkenne ich bie wifjenjchaftlihe Bedeutung 
dieſes Vereins durchaus an. Aber aud er hat gejagt, 
daß dieſe Beſchlüſſe eine Enttäufhung in Deutſchland 
hervorgerufen haben. Aber ich glaube, das war voraus: 
äufehen, benn Beichlüffe eines wiſſenſchaftlichen Kongreſſes 
haben eigentlich niemals viel Wert. Wert haben bie 
Ürbeiten, die von ſolchen Inſtitutionen gemacht werden, 
bie bie Beſchlüſſe vorbereiten jollen, aber bas auch 
Produkt eines Beſchluſſes auf einer ſolchen Konferenz tft 
in der Tat nicht geeignet, diejenigen Fingerzeige zu geben, 
bie bei einem großen Reformwerk ins Auge gefaßt werden 
müflen. Es ift ja vollftändig zutreffend, daß die Kenntniſſe 
und Beobachtungen ber Imititutionen anderer Völker für 
und auf dieſem Gebiete ein weſentliches Moment in 
unferer Neformtätigteit fein müflen. Das ift ſchließlich 
feit den Tagen des Lykurgus und feit den zehn Tafeln 
ber Fall gewejen. Auch damald war man herumgefahren 
und bat fih die Imftitutionen anderer Völker angefehen, 
und fo komme ic auf bad britte Verzögerungömoment, 
auf die Schrift des Oberbürgermeifters Adides, die aud) 
ich ald ein hochverdienftlihes Werk anerfenne, wenn id; 
auch jagen muß: fo fehr viel Neues hat fie und doch nicht 
gt benn ich möchte doch über dem neuen Propheten 

en alten aud nit in den Hintergrund treten laffen und 
baran erinnern, wiebiel wir Gneift in der Kenntnis der 
engliihen Berhältniffe gerade auch auf biefem Gebiete 
verdanken, und daß wir fchon jeitbem zu der Überzeugung 
fommen mußten, daß wir beſſer getan hätten, unmittelbar 
an bie Quelle zu gehen und das englijche Recht in Eng: 
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land zu ftudieren, ftatt bie Inftiintionen auf dem Umweg (C) 


über Franfreih zu übernehmen. 

(Sehr richtig! links.) 
Aber au ich bin der Anficht, dab, was uns Herr Adides 
empfiehlt — und das fagt er ja felber —, nur mit großer 
Vorſicht auf unſere anderö gearteten Verhältniſſe über: 
tragen werben bürfte. 

Ich glaube aljo, daß alle biefe Elemente, wenn fie 
auch ſchließlich ihre Berückſichtigung finden müffen, doch 
nicht die gegenwärtige Verzögerung erflären könnten. Ich 
muß faft befürdten, daß, wenn der Herr Staatöfekretär 
in diefem Sinne weiter erwägt, vielleiht auch die Worte 
bes Herrn Kollegen Stadthagen ihn veranlaffen könnten, 
fih die Sache noch fehr viel länger zu überlegen; denn 
der bat uns ja auseinandergeſetzt, daß unfer gegenwärtiges 
Juſtizweſen berartig von Unwürden jet, dab auf dem 
Boden der gegenwärtigen Gefelihaftsordnung eine 
Abhilfe überhaupt nicht gebradht werben fünne. Dann 
wäre es aljo richtiger, feine neue Strafprozehorbuung, 
fondern eine neue Geſellſchaftsordnung zu maden, und 
das bürfte noch zeitraubenber und aud) noch foftipteliger 


fein! 
(Sehr gut! und Heiterkeit links.) 

Ich möchte aljo bitten, darauf jedenfalls nicht zu warten. 

Meine Herren, wenn id nun biefe Gründe zwar als 
Erwägungsgründe, aber doc nicht als entfcheidend anſehe, 
fo kann id immer mur auf dem bon bornherein in ben 
Vordergrund gefhobenen Grund hinweiſen als das Haupt: 
hinderungsmoment. Das Haupthinderungsmoment Liegt 
nad unferer Nberzeugung in Preußen, und da komme id) 
zu der ganzen Stonftellation, wie eigentlich bei uns Reichs— 
geiege gemacht werben. Das ift ja etwas begründet in 
unferer Reihäöverfaflung, das gebe ih zu; aber wenn ung 
num jet wieder bie preußiſchen Vorſchläge als bie eigent- 
lihen Borlagen vorgeführt werden, und uns in Ausſicht 


geftellt wird, daß zunächſt erft Die verbündeten Regierungen (D) 


ſich über biefe preußiſchen Vorſchläge durch Hin: und Her- 
verhandeln einigen müßten, und daß dabei natürlich aud) 
das finanzielle Moment und der preußiſche Finanzminifter 
ein erhebliches Wort mitzufpreden hat, dann, ſcheint mir, 
ſteht es doch um bie Imitiattve im Reiche etwas trübe. 
Da möchte ih doh den Herrn Reichskanzler daran 
erinnern, ber und bier entwidelt bat, daß auf vielen 
Gebieten eine neue Zeit anbreden fol, — daß er doch 
gleichzeitig auch Premierminiſter in Preußen tft, und daß 
er, wenn er wirkli ber leitende Staatsmann fein will, 
als der er ſich bier Hingeftellt hat, das nicht bloß jein 
muß bei den Wahlen und bei nädtlihen Anfpraden aus 
feinem Fenfter heraus, fondern auch in der ganzen Neichö- 


verwaltung 

(ehr richtig! Tints), 
und daß er gut tut, bom vornherein mit aller Energie 
diejenigen Widerſtände ind Auge zu faflen und zu bes 
fümpfen, die in den Ginzelftaaten und insbefondere in 
dem mädtigften und widtigften Ginzelftaat, in Preußen, 
fi ihm entgegenftellen. 

(Sehr richtig! links.) 
Meine Herren, barin liegt meines Erachtens die Bedeutung 
diefer Belprehung, daß biefer Punkt einmal mit aller 
Entſchiedenheit hervorgehoben wird. 

Und num mödte ih mit einer kurzen Abſchweifung 
auf umfere gegenwärtige Situation fommen. Meine 
Herren, ich glaube, in diefem ganzen Haufe ift die Sehn— 
ſucht nach praltiſcher Tätigkeit, nad) konkreten Borlagen 


vorhanden. 

(Sehr richtig! Tinte.) 
Denn, meine Herren, es mag ja fein, ba durch Diefe 
Sinterpellationen und * Beſprechung die Etatsberatung 
etwas entlaſtet wird; ich bin aber etwas ſteptiſch; viel— 
leicht erleben wir beim Etat die zweite Auflage, und ich 
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(Dode.) 


(a) fann mir für bie Enthaltfamfeit der verbünbeten Re— 


gterungen auf biefem Gebiete eigentlich feine andere ratio 
denlen als den Geſichtspunkt, daß man und auf Hungerfur 
fegen will, und daß man uns fagt: macht mal erſt ben 
Etat fertig, eher befommt ihr feine weiteren Vorlagen. 
Da möchte ich bei biefer BEE bem Wunfce, 
bem ber Herr Kollege Schad neulih Ausdruck gegeben 
bat, mid anfcilieben, wobet id; Hinzufüge, daß es ber 
— Punkt ſeiner Rede war, mit dem ich überein— 


me. 
Heiterkeit.) 

Ich bedaure auch, daß dieſe Empfindung ihm erſt am 
Schluſſe einer mehr als einſtündigen —— Rede 
kam; aber ich halte fie, wie geſagt, für richtig. Ich er: 
innere 3. B. an ba3 ——— m ae und ſonſtige 
Arbeiten, bie bei der Auflöfung im Orkus verſchwanden, 
und bie jo weit vorbereitet find, daß wir uns jegt leicht 
mit ihnen beihäftigen fünnten. 

Aber ih will auf das eigentlihe Thema zurüd- 
fommen: id will vor allem wünſchen, daß mir eine 
Strafprogekordbnung befommen, über deren Ginzelheiten 
und technifhe Fragen nad der eingehenden Diskuſſion 
bier ich weiter fein Wort verlieren will. Nad meiner 
Meinung liegt ber weſentliche Punkt in der Reform bes 
Vorverfahrens, unb da wird fid) gerade zeigen, ob das, 
wa3 der Herr Reichskanzler uns in Ausſicht geftellt hat, 
aur Wirklichkeit wird. Meine Herren, es ift bis zum 
Überdbruß die Rede geweien von der angeblihen Paarun 
und ihren Refultaten. Ya, für und fommt ed fehr daran 
an, wie bie Kinder ausfehen, die aus biefer Paarung 


hervorgehen 
(Heiterkeit linls), 
ob fie bem Vater oder der Mutter ähnlich fehen, und ber 
Herr Reichslanzler hat ja die Strafprogekorbnung unter 
benjenigen Dingen genannt, bei denen er und eine Fon: 
(8) zeſſion machen würde. 
Ich glaube, das ift auch dringend notwendig. 
(Sehr richtig! links.) 

Denn bier ift eö vor allen Dingen an ber Zeit, jene Refte 
= befeitigen, die in unferer alten Strafprozeßorbnung und 
n unferen Vorverfahren ſich nod —57 — die Reſte des 
alten Inquiſitionsberfahrens, bie mittelalterlichen Ideen, 
die als alte Beſtandteile noch hineinragen in die neue Zeit, 
und daß er uns eine Strafprozeßordnung vorlegen und 
recht bald vorlegen möge, bie dieſen modernen Gefidhtd- 
punkten Rechnung trägt. 

Mit diefem Wunſche will ih meine Crörterungen 


ſchließen. 
(Bravo! links.) 


Vizepräſident Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Werner. 


Werner, Abgeordneter: Meine Herren, bisher haben 
in biefem hohen Haufe zur Reform der Strafprogekord- 
nung ausſchließlich Juriſten das Wort ergriffen. Geftatten 
Ste aud mir, daß ih als Nichtjurift zu biefem wichtigen 
Gegenftand kurz das Wort nehme. Wenn man Redakteur 
tft, und wenn man 37 Preßprozeſſe durchkoſtet hat, fo hat 
man fi einige Erfahrungen wohl fammeln können. 

Ih bin auf Grund meiner Erfahrungen von ber 
dringenden Notwendigkeit überzeugt, daß unter allen Um— 
fländen gegen die Straffammerurteile Appellinftanzen ein- 
geführt werden müffen. Alles, was in England paffenb 
in der Nechtöpflege ift, kann indes nicht auf Deutichland 
übertragen werden. Ich muß aber ben langfamen Gang 
bedauern, wir müſſen enblih zu einem Nefultate kommen. 
Der Staatöfekretär bed Reichjuſtizamts Herr Dr. Nieber: 
ding hat und geſtern fchon erklärt, dab ber Herr Reichs— 
fanzler die felle Abfiht habe, das große Reformwerk bald 
zum Abſchluß zu bringen. Möge bad, was uns ber 

Reichstag. 12. Zegisl.-P. 1. Seffion. 107. 


Herr Staatöfetretär namend bed Herm Reichskanzlers (C) 


in Ausſicht geftellt, recht bald erfüllt werben 
(ehr riätig?), 
damit endlich amftelle der Worte die Taten treten! 

Wir find jahrelang aus den Erwägungen und —* 
hebungen nicht herausgelkommen. Bei ber te 
einer berartig widtigen Materie, an beren 
Löſung das gefamte deutſche Volk intereffiert w — in 
einem etwas fchnelleren Tempo gearbeitet werben. Das 
—— der Pe ah ſcheint im Preußen zu 

Das hat freilich feinen Grund im ber ganzen 

Stelhöverfaffung, Der Herr Staatöfefretär Dr. Nieberd 
De geftern auch bie erfreuliche rege emadıt, ba 
ür leichte Delikte die Amtögerichte öffen, für 
ſchwerere Delikte Straflammern, ebenfalls mit Schöffen 
beſetzt, zuftändig fein follen, und daß für bie fchwerften 
Delikte die Schwurgerihte in ber biöherigen Verfaffung 
beibehalten werben Tollen. 

Was und bei diefer Erflärung namentlich erfreut bat, 
ift der Umſtand, daß bie Schwurgerichte beibehalten werben 
follen — jene Schwurgeridte, die vielen Juriſten ein 
Dorn im Auge find, aber die fi) doch vorzüglich bewährt 
* Derartige Gerichte, bei denen das Volk mitwirkte, 
oll man nicht über Bord werfen, um andere Gerichte zu 
ſchaffen, die fih wohl weniger Beliebtheit in weiten VBolt3- 
kreiſen erfreuen würben. Beifall 

(Be 

Menn wir erweiterte Sihöfengeridte einrichten und 
auch die Schwurgerichte beibehalten wollen, dann ift 
erforberlih, daß ſowohl die Schöffen als auch bie 
Geſchworenen entiprehende Tagegelder befommen, bamit 
auch aus ben Streifen des Mittelftande® und aus ben 
Kreifen ber arbeitenden Bevölkerung Schöffen und Ge: 
fhworene gewählt werben können. Das tft eine Haupt: 
forberung, für die wir ſtets —— find. Wie ſoeben 
der Herr Staatsſekretär mitte 
unter der Geltung ber biöherigen Strafprogeborbnnung über 
bie Zagegelder noch feinen Beſchluß gefaßt. Das ift 
bebauerlid. Fistaltihe Gründe bürfen hierbei jedenfalls 
bei der Negterung nicht mitiprehen. Auch bie werktätigen 
Mittelftandsleute und die Arbeiter müffen für das ehren- 
volle und par Amt ald Schöffen mehr als bisher 
herangezogen w Das ift aber nur möglid, wenn 
ihnen Tagegelder bewilligt werben. 

Ein alter Wunſch meiner Partei, der aud von 
anderer Seite unterftüßt worden ift, tft der, daß bie Pre: 
vergeben in Zukunft vor bem Schmwurgeriht zur Ab— 
urtellung gelangen, wie bie in Bayern längft der Fall 

. Wenn bon ber Reform der Strafprozekordnung bie 
Rede ift, dann muß aud auf einen anderen Punkt Hin- 
ewiefen werben, der in gewilfem, wenn aud lofem Zu: 
ammenhange damit fteht, das ift die Polizeiaufſicht über 
Strafentlaffene. Der Fall bes „Hauptmannd von Köpenick“ 
bat saeigt, dab bie Boliyeiaufiht dringend reform⸗ 
bebürftig ift. Ich gehöre nit zu den Leuten, die in 
dem „Hauptmann bon Köpenick“ wegen feines gentalen 
Streihes eine Idealperſon erbliden, und bie da wünfcen, 
daß er ftraffrei bleiben möchte. Ich bin — * der 
ge: ba in ben Tageözeitungen fehr viel geſündigt 
wird dadurch, daß Prozeßverhandlungen aufgebaufcht und 
fenfattonell geftaltet werben. Ghento wie bie Romane 
eines Buffalo Bil auf bie Gemüter halberwadhfener 
Menfhen verwirrend wirken können, müſſen auch berartig 
aufgebaufchte Prozeßberichte dazu beitragen, bie Phantaſie 
mander zu erregen und zur Nadah rg anzufpornen. 
Eine andere Frage iſt aber J * nicht in der Poli * 
auffg Ai Strafentlaffene eine Anderung einzutreten 
Wir haben aus den Verhandlungen gegen den —2* 
mann von Köpenick“ gehört, wie er ſich in Wismar durch 
ſein gutes Betragen ausgezeichnet hat, daß der Meiſter, 
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te, hatte ber Bundesrat (D) 


(A) 
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(Werner.) 

bei bem er beihäftigt war, ihm ein recht guted Zeugnis 
auöftellte; er Op hn Lieb gewonnen und habe ihn gern 
in feiner Familie gefehen, fo berichtete der als Zeuge ver: 
nommene Meifter. Da fam eines Tages bie Volizei und 
wies ben Mann ohne Grund aus. ohin foll denn der 
Strafentlaffene fih wenden, wenn immer über ihm das 
Schwert ber Polizelausweiſung rm 63 kann doch 
nicht Aufgabe des Strafvollzugs fein, jemanden, ber feine 
Strafe verbüßt Hat, für vogelfrei zu erflären, fondern es 
muß bie —5 der menſchlichen Geſellſchaft fein, beſſernd 
auf Strafentlaſſene einzuwirken und ihnen Gelegenheit zu 
— ſich wieder unter geſitteten Menſchen anſtändig zu 
ewegen, bamit ihnen bie Möglichleit zur Beſſerung ge— 
geben wird. Das iſt aber den Strafentlaſſenen unmöglich, 
wenn bie Polizei fo rigoros gegen fie borgeht und fie 
wie ein gehetztes MWilb bon einem Ort zum anderen jagt. 

(Sehr richtig!) 

Geftern bat ber Herr Abgeorbnete Stadthagen eine 
ſehr „Längliche* Rebe gehalten — das find wir ja an ihm 
—— —, und er hat im dieſer ununterbrochen gegen die 

taatsanwaltihaft, bie Klaſſenjuſtiz, bie Perfidie ber 
Rechtſprechung u. dal. mehr losgezogen. Wenn eine 
Reform der Strafprozekorbnuung im Sinne bed Herrn 
Stabthagen zuftande käme, dann würde wohl dieſe auf 
den „Recdtdanfhauungen* der Roſa Luxemburg, alias 
Rofalie Kübel, bafteren. Um Ihnen ein kleines Bild zu 
pin wohin das führen könnte, darf ich mir wohl er- 
auben, auf die legten Ausführungen biefer foztaldemofra= 
tifhen „Göttin“ in einer Vollsverſammlung in der Hafen- 
haide zu Berlin nad einem Bericht des „Vorwärts“ 
hinzuweiſen. Frau Rofa führte dort u. a. aus: 
Beim direkten Maffentampf in einer Befreiungs- 
rebolution fommen zum Beifpiel bie rauen, bie 
jet zur politiſchen Nichtigkeit verurteilt find, als 
Kämpfer für und in betradt. Da ift die Frau 
gielämertig mit dem männlichen proletarifchen 
ümpfer. Auch bie Zanbarbeiter, die Poft- und 
GEifenbahnbeamten, bie wir ald Mähler nur 
ihwer gewinnen können, würden für und eintreten, 
fobald fi dad Volk in einer direkten Befreiungs- 
bewegung befindet. — Wir müflen aus ber 
ruffifhen Revolution Iernen. 
Ih meine, daß wir im Deutfchen Reiche es wirklich nicht 
nötig haben, Ausländern zu geftatten, in biefer Weiſe 
das Wort zu führen, um zur Maflenrenolution aufzu: 
fordern. an ſchiebe bie Roſa Luxemburg über bie 
ruſſiſch⸗ polniſche Grenze, in dad Band, wohin fie gehört 
(ſehr richtig! und — 
aber man dulde nicht, daß fie hier in Vollsverſammlungen 
verhetzende Reden gegen die ftaatlihe Orbnung hält. 
Sehr richtig) 

Des weiteren kann ich dem Herrn Stollegen Roth nur 
beipfliiten, wenn er fi im feinen Ausführungen gegen 
bad Mafjenvereibigungdunmeien wandte. Wenn wir die 
tiefernfte Bebeutung unb bie Heiligkeit bed Eides hoch⸗ 
halten wollen, muß in Bagatelfahen von ber Vereidigung 
Abftanb genommen werben. Notwendig ift ferner, wie 
ich wieberholt augeregt habe, bie Ginfüpuung be foge- 
nannten Nacheidbed. Der ag Staatöfekretär Dr. Nieber- 
ding bat im vorigen Fahre erflärt, daß bie Regierung 
biefem Wunſche näbertreien werde. — Der Herr Staatd- 
fefretär ftimmt mir foeben zu; das iſt recht erfreulich. 

Wir verlangen, um es kurz zu wieberholen, bie 
Erſetzung des Voreideö durch ben Nacheid mit vorheriger 
genauefter protofollarifcher Sehlegung bes zu Der: 
eibigendben. Dadurch würden eine größere Anzahl fahr: 
läffiger Eide von ber Tagedorbnung verſchwinden. Wenn 
man bie Strofprogekordnung reformieren will, dann darf 
man nicht anf halbem Wege ftehen bleiben, fondern muß 
auch an eine gründliche Reform ber Zivilprozehorbnung 


benten. Eine alte Forderung meiner Partei tft ed, daß (C) 


bie AZuftänbigfeit der Amtögerichte bei Forderungsklagen 
bon 300 auf 1000 Mark erhöht werbe, und daß bei Ein- 
Hagung biefer Summe nit ein Rechtsanwalt augeaogen 
werden muß. Demjenigen, der ſich fir fähig hält, ſich jelbft 
zu vertreten, fol eö unbenommen fein, dies zu tun. Die 
hochgeehrten Herrn Stollegen in biefem hohen Haufe, bie 
Rechtsanwälte find, würden davon gar nicht betroffen 
werben; denn bie füchtigen Anwälte würden auch bei ber 
Einſchränkung bed Rechtsanwaltszwangs immer noch eine 
lohnenbe Praxis haben. 

Dann ftreben wir an, daß bie hohen Gerichtötoften 
und Anwaltögebühren jowohl in Straf: ald auch in Zivil⸗ 
prozeſſen erheblih herabgemindert werben, weil ber Zleine 
und mittlere Mann durch diefe hohen Koften und Gebühren 
oft rechtlos gemacht wird. Eine weitere Erfahrung, bie 
id gemadt habe — fowohl in Zivil: als auch in Straf: 
fahen — tft die Anfegung bon vielen Terminen an einem 
Tage. Ich wurde neulih nad Genthin zu */,11 Uhr 
borgelaben; es fianden an jenem Tage 57 Termine au, 
darunter waren 11 mit Zeugenvernehmung. Ich kam erft 
gegen ’/,4 zur Vernehmung. Das Anſetzen fo vieler 
Termine an einem Tage ift meines Erachtens eine Rüd: 
fihtslofigteit dem Publikum gegenüber. 

(Sehr richtig!) 

Der ftundenlange Aufenthalt in den wenig anheimelnden 
Korridboren und in bem engen Warteräumen ift wirklich 
nicht angenehm. Man jollte niemandem zumuten, Länger 
bort zu bleiben, als unumgänglich nötig ift. Der Richter 
muß aber wifjen, daß eine derartige Zahl von Terminen 
nicht zu ber angefegten Stunde in gewiffenhafter Weife 
erledigt werben kann. Gerade über die Berliner Gerichte 
werben in biefer Beziehung lebhafte Klagen geführt und 
eine Abhilfe ift dringend erforberlih. Das tft allerbings, 
wie ich weiß, Sache der Auffihtsbehörbe, die Wandel zu 
Ihaffen in der Lage iſt. 

Mad wir mwünfhen, ift eine gründliche Neform ber 
Bioilprogekorbnung ſowie der Strafprogehorbnung; wir 
wollen, daß beides recht bald erfolge, bamit bad redt- 
ſuchende deutfhe Volk in feinem Vertrauen zur Rechts— 
pflege nicht erfchüttert werde. Mögen wir balb zu 
Reformen fommen, die auf bem alten preußifhen Grunb- 
fat aufgebaut fein müffen: „Jedem das Seine!” 

(Bravo!) 


Vizepräftdent Dr. Paaſche: Dad Wort hat der Herr 
Abgeordnete Storz. 


Storz, Abgeorbneter: Meine Herren, es ift über bie 
Frage ber Strafprogeßreform fchon fo viel geſprochen worben, 
daß ich mir noch eine furze Nachleſe geftatten fanı. Es 

errfcht weithin Überzeugung dahin, daß dad Laienelement 
erangezogen werben muß bei der Urteilsfindung ber Straf: 
ammern, daß bie Berufung eingeführt werden muß gegen 
bie Urteile der Straflammern, daß auch dieſe Berufungs— 
gerichte Laiengerichte fein follen. Übereinftimmung herrſcht 
aber auch in einer Reihe weiterer Fragen, nicht aber in 
ber Frage: fol das Legalitätsprinzip, das bis jetzt die 
Strafprozehorbnung beherrſcht, Toll das erging 
in biefer Aleinherrihaft belafien werben, wie es 

geltenden Recht ber Fall ift, ſoll alfo die are 
berpflichtet fein, in allen Fällen, wo fie von einer ftraf- 
baren Handlung Kenntnis erhält, einzuſchreiten, ober foll 
ihr nicht auch in gewiflen Bagatellſachen ein freied Ermeffen 
eingeräumt werben? Wenn man für bie Fefthaltung bes 
Legalitätäprinzipes eintritt, tut man das aus bem guten 
Grunde, daß man ſich fagt, die Einführung des fogenannten 
Opportunitäsprinziped würde jebe objektive rn 
in frage ftellen. Aber ich meine, dieſes Prinzip würbe 
nicht durchbrochen werben, jedenfalls wäre e3 feine ſchädliche 
Durchbrechung des Prinzips, wenn man bei Bagatelfahen 


(B) lihen Körperverlegung, vorliegt. 
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(A) der Staatdanwaltihaft anheimftellen wollte, ob fie vor— 


geben will oder nit. Wenn 3.8. ein Mädchen eine frembe 
ofe bricht, jehe ih nicht ein, warum bie Staatdanmwalt- 
haft unter allen Umſtäuden verpflichtet fein fol, Anklage 
wegen Diebſtahls zu erheben. Das Anflagemonopol der 
Staatdanwaltfhaft zu befeitigen oder wenigftend einzu— 
ichränten, das fcheint mir eine gerechte Forberung zu fein, 
und bamit hängt zufammen die Erweiterung des Privat: 
pri  oer Gegenüber ber Erweiterung des Privat: 
Hageverfahrend wird zwar ein Einwand gemadt, welder 
ernk genommen werben muß, nämlid) daß bie often des 
Privatklageverfahrens im allgemeinen höher find als bie 
Koſten des Strafverfahrend, wentgftens fir Heine Saden. 
Dagegen jheint es mir zwedmäßig zu fein, ähnlich wie 
im Bürgerlihen Geſetzbuch, einen Schifaneparagraphen zu 
Ihaffen für Fälle, in denen offenkundig feftfteht, daß 
eine Privatflage nur zu bem Zwecke erhoben wird, 
um dem Gegner Soften zu verurfaden. Solche Fur 
fommen vor; ed find Ausnahmefälle, aber jeder Prak— 
tifer weiß, daß fie vorkommen. In folden Fällen 
ſchützt ein Scikaneparagraph dagegen. Wer zu einer 
verlegenden Außerung bon einem anderen provoziert 
wird, ſoll davor bewahrt werben, aus Bosheit mit 
einer Koſtenlaſt überfchüttet zu werben, bie ihn unter 
Umftänden in jchwere Berlegenheit bringen kann. Die 
Ausdehnung ber Privatllage auf Hausfriedensbruch, Be: 
drohung und Sachbeſchädigung tit nad der Meinung ber 
meiften Juriften notwendig. Ich glaube, dab aud dad 
Delitt des 5 2235, gefährliche Hörperverlegung, dem Privat: 
Hageverfahren zugewiejen werben foll. Die Praris zeigt, 
dab bei ber Anwendung bes $ 2235 infolge des geltenden 
Prozeßrechts Ungerechtigkeiten ſchwerer Art nicht zu ver— 
hindern find. Es ſtellt ſich oft bei der Verhandlung 
eraus, daß nicht einfache Körperverletzung, ſondern ber 
all des $ 2234, ber gefährlichen oder der gemeinfchafts 
Su diefem Falle muß 
das Schöffengeriht auf Einftelung des Verfahrens er: 
fernen, weil der Tatbeftand ein ſchwererer ift als zunächſt 
angenommen wurde; ber Verletzte hat meben bem, baf 
der Attentäter frei gefprodhen wird, aud noch eine 
follofjale Koftenlaft zu tragen. Schon aus dieſem Grunde 
bin ih ber —— daß das Privatflageverfahren auf 
den $ 2284 des ——— audgebehnt werben 
müßte. Auch in ben Füllen, wo die Staatdanwaltidaft 
e3 ablehnt, öffentlihe Anklage zu erheben, follte prinzipiell 
dem Verletzten dad Recht zuftehen, die Privatflage zu 
erheben. Das hat eine prakliſche Bedeutung beſonders 
in ben Fällen, welche für den Staatsanwalt große 
techniſche Schwierigkeiten bieten, in Fällen ber Patent: 
verlegung oder der Gebrauhämufterverlegung. Es ift 
mir aud ein Fall bekannt, wo nur ein kaufmänniſch 
eſchulter Fachmann imftande war, ſich burd ben 

trrwar ber ben Tatbeftand des Wuchers begrünbenben 
Tatſachen hindurchzuarbeiten. In ſolchen Fällen hat 
begreiflicherweiſe die Staatsanwaltſchaft nicht Luſt, an 
die Sache heranzugehen, ſondern bie Neigung, dad Ber: 
fahren einzuftellen. 

Gegen Haudfuhung beffere Kautelen zu ſchaffen, 
ericheint ebenfalls nötig. Im $ 105 Abfa 2 der Straf: 
prozeßordnung ift gefagt, daß durch Polizeibeamte Haus⸗ 
juhungen borgenommen werden birfen nur unter 
Beiziehung eined Gemeindebeamten oder zweier Gemeinde: 
einwohner, wenn das möglich ift. Aber erfahrungsgemäß 
hält das Polizeiorgan es niht für möglich, einen 
Gemeinbebeamten beizuziehen, und jo erfolgt die Haus: 
ſuchung eben ohne Zeugen. Dadurch wird eine gewiſſe 
Algewalt der Polizetorgane herbeigeführt, die geeignet 
ift, in die Rechtsſphüre der Angegriffenen ſehr drückend 


einzugreifen. 
(Sehr richtig! links.) 
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Ih meine aud, daß im Vorverfahren der Einfluß co) 


bed Verteibigerd weſentlich geftärft werben follte. 
(Sehr gut! links.) 

Nach dem jest geltenden Recht bat der Verteidiger nur 
in beſchränktem Maße Anfpruh auf Ginfihtnahme ber 
Alten; er hat nicht das Recht, Abſchriften von dem In— 
halt der Nften zu verlangen. Nach meiner Erfahrung tft 
die Tätigkeit des Berteibigerd im Vorverfahren gewiſſer⸗ 
maßen eine ſeelſorgeriſche, d. 5. er muß ſich im weſent⸗ 
lichen darauf beſchränken, den Beichuldigten zu tröften, 
ihm zu fagen: nachher, wenn bad Vorverfahren vorbei ift, 
wirb die Sadhe im geregelte Bahnen fommen, bamn 
werben wir die fahgemäßen Anträge ft:llen. Das ent- 
fpricht weder dem Intereſſe des Beichulbigten, noch dem 
Anfehen des Anwaltftandes, Gerabezu unwürdig ift bie 
Beftimmung, daß der Verteidiger nicht berechtigt ift, mit 
bem wegen Stollufionsgefahr in linterfuhungshaft ge— 
nommenen Befchuldigten eine Beiprehung ohne Zeugen 


borzunehmen. 
(Sehr richtig!) 
Da muß eine Gerichtäperfon zugegen fein. Die Praxis 
tft bie, daß in der Regel bie Frau Gerichtöbiener ober 
das Fräulein Gerihtöbiener die Gerichtsperſon if, welche 
die Beiprehung der Verteidiger mit bem Beſchuldigten 
fontrolliert. Das iſt doc ein geradezu unwürbiger Zuftand. 
(Sehr richtig! Tinte.) 

Die vielfach mit Borumterfuhungen überlafteten Amts- 
richter finden es bequem, den Beſchuldigten im Unter: 
juhungshaft zu nehmen; das Verfahren wird fo fchneller 
erledigt, man hat Ladungen bed Beſchuldigten nicht 
nötig — und fo find bie Richter gemeigt angeſichts bes 
Wortlauts des Gefetes, Beſchuldigte in Unterſuchungshaft 
zu nehmen, auch wenn das ſachlich und juriſtiſch kaum zu 
rechtfertigen if. Das iſt um ſo bedauerlicher, als unſere 
Unterſuchungsgefängniſſe vielfach in ſolchem Zuſtande find, 


dab Unterfuhungsgefangene ſchlechter daran find als (n) 


Strafgefangene. 
(Sehr richtig! Tinte.) 

Wenn man ab und zu von „fidelen —— und der 
Ordnung und den guten Einrichtungen in Str gelängntffen 
ſpricht, fo mag da3 richtig fein; aber fiherlich ift ber 
Buftand ber Unterfuungagefängniffe, bie id fenne, fo, daß 
ein Tängered Verweilen eines Unterſuchungsgefangenen in 
einer folhen Zelle gefunbheitögefährlich, geſündheitsſchädlich 
im allerhöchften Grabe tft. In der Richtung müffen ganz andere 
gelealice autelen für ben Befhuldigten getroffen werben. 

8 muß nicht, wie es jeßt ber Fall if, mehr oder weniger 
dem Belieben des Unterſuchungsrichters überlafjen werben, 
ob er einen Beſchuldigten in Unterſuchungshaft nehmen 
will oder nit. Mir find Fälle befannt, wo Beſchuldigte 
monatelang in lnterfuhungshaft waren. Sie wurden 
nachher freigefproden; allerdings kam die Straffammer 
nicht zu der Erkenntnis, daß ber Freigeſprochene Anſpruch 
bat, entichädigt zu werben wegen —— erlittener 
Unterſuchungshaft, weil im Gefeg dafür gewiſſe ſtrenge 
Vorausfegungen gegeben find. Aber fie hat fi doch 
überzeugt, daß eigentlich fein Grund vorlag, ben Be- 
treffenden vor das Gericht zu —* Es fommt vor, daß 
ein ſo nach monatelanger Unterſu —* Freigeſprochener 
nicht die Mittel hat, zu feiner Arbeitsſtelle zurüdzufehren. 
Mir ift ein Fall bekannt, wo ein Beſchuldigter von Bremen 
nad Württemberg vor das Gericht gefchleppt wurde. Er 
wurde freigefproden, war aber nicht in ber Lage, bie 
Mittel aufzubringen, um nad) feiner Arbeitöftelle zurüdzu: 
tehren. In dieſem falle war fein Prozekgegner fo 
menſchenfreundlich, bem Freigeſprochenen aus feiner Taſche 
bie Neifekoften zu erfegen. Es tft daher bie Beftimmung 
zu fhaffen, daß ber Freigeſprochene auf Koſten besjenigen 
Staates, defien Gerichte Ihm freigefprohen haben, an 
feine Arbeitöftelle zurüdbeförbert werbe. 
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(Storz.) 

über die Notwendigkeit ber Einſchränkung des Eldes 
ſcheint mir allgemeine Übereinftimmung zu herrſchen. Es 
entjpricht weber ber Würde des Gerichtes, noch der Heilig: 
feit bed Eides die Art, wie bei ben Geridhten bie Eide 
abgenommen werben. 

(Sehr richtig! links.) 

Einen Vorwurf daraus darf man ben Richtern nicht 
machen, benn die Fälle find nicht felten, wo ein Richter 
an einem Tage bis zu 50 Mal bie Eidesformel abzu— 
nehmen hat. Daß das handwerksmäßig und nicht feier: 
lich geſchieht, kann der Richter gar nicht vermeiden. In 
den meiften Fällen könnte ſolche Eidesabnahme überhaupt 
unterbleiben; bie Entiheidung barüber ſollte dem freien 
Ermeſſen des Gerichtes überlaflen bleiben. 

Nur im Schwurgerichtöverfahren, alfo in den ſchwerſten 
Fällen wird von ber obligatoriihen Bereibigung nicht 
abgejehen werben können. 

Meine Herren, ih fomme zum Schluß. Ich habe 
den Eindrud, daß das hohe Haus genug über diefe Materie 
gehört bat, und ih möchte nur wünſchen, daß bie 

eſprechung, die geftern und heute über die Frage ftatt- 

gefunden hat, wenigftens bie —*2— möge, daß nun 

einmal eine Beſchleunigung in dem Verfahren eintritt, und 

daß das deutſche Volk nicht mehr allzu lange auf die längft 

notwendige Reform des Strafprogeßverfahrens zu warten hat. 
(Lebhafte Bravo links.) 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Meine Herren, e3 liegt 
uir ein Antrag auf Schluß ber Beratung vor, geitellt 
bon den Herren Abgeordneten v. Normann, Baſſermann, 
Dr. Mugdan, Schrader, Pauli (Oberbarnim) und Lieber: 
mann db. Sonnenberg. Der Antrag bedarf ber linter- 
ftügung von 30 Mitgliedern. ch bitte diejenigen Herren, 
welche ben Antrag unterftügen wollen, fi zu erheben. 

(Geſchieht.) 


Die Unterſtützung genügt. 
Ich bitte, daß diejenigen Herren ſich von ihren Plätzen 
erheben, die den Schluß der Beratung beſchließen wollen. 





Geſchieht.) 
Das iſt die —* eit. 
(Zebhafter Widerſpruch in ber Mitte und bei ben 
Sozialdemokraten.) 


Ich bitte um bie u meine Herren! 
(Diefelbe a 3. 
leibt zweifelhaft; wir 


Meine Herren, das Bureau 
müfjen zählen. 

Ich bitte bie Herren, den Saal zu verlaffen, — und 
diejenigen, bie für den Schlußantrag find, durch bie 
Ja⸗Tür einzutreten, diejenigen, welche dagegen find, durch 
die Nein-Tütr. 

(Die Abgeordneten verlaffen den Saal.) 

Die Türen des Saales mit Ausnahme der beiben 

Abftimmungstüren find zu fchließen. 
(Geſchieht. — Glode.) 

Die Abftimmung beginnt; ich bitte, ben Eintritt zu 

bewirken. 
(Der Wiedereintritt der Mitglieder und die 
Zählung erfolgt.) 

Die Abſtimmung iſt geſchloſſen. Die Türen des 
Saales ſind wieder zu öffnen. 
(Geſchieht.) 
Ich bitte, auf dem Bureau abzuſtimmen. 

Schriftführer Abgeordneter Rogalla v. Bieber- 

kein: Jal 


Schriftführer Abgeordneter Engelen: Nein! 
Schriftführer Abgeorbneter Hagemann: Ja! 
Schriftführer Abgeordneter Pauli (Oberbarnim): Fa! 


Bizepräfident Dr. Paaſche: Jal 
(Banfe.) 
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Das Ergebnis ber Abftimmung ift: es haben mit 
Ja geftimmt 121, mit Nein 138. 
(Bravo! in der Mitte und auf ber äußerften Linken.) 
Der Schlußantrag ift abgelehnt. 
(Große Heiterkeit.) 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Stadthagen. — 
Ich bitte um etwas Ruhe, meine Herren! 


Stadthagen, Abgeordneter: Meine Herren, ich habe 
mid nur deshalb zum Wort gemeldet, um einige Be- 
hauptungen, die der Herr Abgeordnete — — 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Ya, meine Herren, ich 
kann ben Herrn Redner abfolut nicht verſtehen. Ich bitte 
um mehr Ruhe. 


Stadthagen, Abgeorbneter: Ich habe mic, lediglich 
zum Wort gemeldet, um einige falſche Behauptungen, die 
der Abgeordnete — — 


Dizepräfident Dr. Paaſche: Ich bitte doch ernfthaft 
um Ruhe meine Herren! Es ift ja unmöglid, ben 
Redner zu verftehen. 


Stadthagen, Abgeordneter: — die ber Abgeordnete 
Dr. Barenhorft Hier vorgelefen Hat, richtigzuſtellen. Ich 
verſtehe es, daß er bei der Unruhe, bie bei feinen —7* 
gewöhnlich vorhanden iſt, unrichtig verſtehen mußte. Es 
hätte ber Herr Abgeordnete Varenhorſt fih ungefähr 
den vierten Teil beffen, was er geſprochen hat, erjparen 
fönnen, wenn er geftern zugehört hätte. 

Er hat zunädft von mir behauptet, ich hätte feinen 
Beweis dafür gebradt, daß das Vertrauen zur Redts- 
pflege — iſt. Offenbar hat der Herr Abge— 
ordnete Varenhorſt infolge des Lärms ſeiner Parteifreunde 
überhört, daß ich mich hierüber auf die Regierung ſelbſt 
bezogen habe, auf die Regierungsmotive in der 
bon 1895, auf Außerungen des früheren Staatsſekretärs 
und ferner auf bie gedrudte Außerung eines —— 
richtsrats. Im übrigen will ich heut darauf nicht ein- 
gehen: wer gegenüber unſeren heutigen Zuſtänden noch 
nad Beweiſen für den Mangel an Zutrauen zur Juſtiz 
verlangt, der tft nie zu befriedigen. SA ber Herr Abge- 
orbnete Barenhorft mit der heutigen erg: n⸗ 
verſtanden, ſchön, — die große Menge des Volls iſt es 
zweifellos nicht. 

Der Herr Abgeordnete Varenhorſt hat dann eine 
Reihe von Behauptungen aufgeſtellt, die er mir im den 
Mund ara! bat, bie ih tatlählih nit ausgeſprochen 
babe. hat gerade dad Gegenteil von bem, was ich 
gejagt habe, ald von mir gefproden bezeichnet und fo 
deutlich gezeigt, wie recht 2 hatte, als ich geftern auf 
bie pfychologiſche Tatſache Hinmwied, daß ganz natur= 
gemäß jeber Menſch, auch ein Michter, Base was 

abrheit ift, was wirklich vorgelommen ift, durchaus 
nit immer in ber Lage ift mieberzugeben, ſondern 

ufig bag, was in feinem Kopf aus dem ihm richti 

orgetragenen geworden if. Gr Hat behauptet, i 
hätte gelagt: ob Xatengerichte eingeführt werben ober 
nicht, jet mir gleihgültig. Nicht ein Atom nad ber 
Richtung babe ih gefagt; ih Habe im Gegenteil 
ausgeführt, daß bie gelehrten Richter erſetzt werben 
müßten durch Laienrihter, und daß ihnen allen- 
fal3 die Leitung bleiben kann, damit wir nad 
„altem guten deutſchen Net”, um einen Ausbrud bes 
Herrn Abgeorbneten zu gebrauden, abgeurteilt werben 
durch Laienrichter, bie gewählt find aus dem Bolf und 
von dem Bolf und nidt ernannt find von irgend einer 
Obrigkeit oder vom König und gejegt find über das Volt 
und natürlich deſſen Reht3empfinden nimmermehr vers 
ftehen können. Alfo Herrn Abgeorbneten Dr. Barenhorft 
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orlage (D) 
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( Stabthagen.) 


(A) möchte ih doch bitten, wenn er mich zittert, mich richtig 


zu zitieren. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Barenhorft hat ferner 
— ic nehme an, das Itegt nicht an ihm, das liegt an 
der Unruhe feiner Umgebung — mid nad folgender 
Richtung Hin falſch verftanden. ch Hatte ausgeführt, 
in die große Strafprozeßkommiſſion ſeien weder Arbeiter, 
noch Handwerker, noch Bauern, noch irgend jemand 
aus ber werftätigen Bevölferung hereingerufen. Daraus 
madt ber Herr Abgeordnete Varenhorſt, ich hätte 
gejagt die heutigen Schöffengeridhte beftänden niemals 
aus Arbeitern, Bauern, Handwerkern und dergleihen. Das 
ift mir gar nicht eingefallen zu fagen. Der Herr Abge- 
ordnete Varenhorft brauchte daher die fublime Entdedung 
in ber Tat nit zu machen, die er inzwilchen gemacht zu 
haben ſchien, daß hier bei ben Berliner Schöffengeridten 
ja feine Bauern ald Schöffen zugezogen werben. Ich habe 
ihm dazu feine VBeranlaffung gegeben und bedauere, daß 
ie außerordentlich viel unnüge Mühe hat aufwenben 
müffen. 

Der Herr Abgeordnete Varenhorſt hat ferner be- 
hauptet, ich hätte gejagt, ob das Recht aus Deutſchland 
fommt oder aus Frankreich ober aus England, das jet 
alled ganz gleihgültig, und hat gemeint, daraus fehe 
man ja, wie international die Sozialdemofraten find. 
Aber aud da hat mid; der Herr Abgeorbnete Baren- 
horſt falſch oder nur Halb verftanden. Ich habe 
freilich erklärt: mir ift es ganz gleichgültig, wie Sie 
den Urfprung des Rechts nennen, deutſch, franzöſiſch, eng— 
liſch oder ſonſtwie; für unſere Rechtspflege iſt es not- 
wendig, das Gute zu nehmen, woher immer es kommt, 
ſelbſt wenn es vom Auslande käme, und nicht das 
Schlechte, während die Herren Konſervativen das Umge— 
kehrte täten. Ste (nad rechts) find dafür — fo führte 

ih aus —, baf bie Staatdanwaltfhaft bei uns bleibt, 
(B) die franzöſiſchen Urſprungs ift — lediglich franzöſiſchen 
Urfprungs! —, während dad Anklagereht des einzelnen, 
das wir berlangen, beutfhen Urſprungs if. Wir ver: 
langen bie Lalenrechtſprechung, das Laienurteil. Das tft 
beutfchen Urſprungs, oder — um in der pathetifchen Art 
bes Herrn Abgeordneten Barenhorft zu fpreden — 
altes, gutes deutſches Recht — ich finde im Augenblid 
nicht die Worte, die er gebraudt hat; Sie haben fie ja 
aber gehört: „beutfches echt, auf deutſcher Grundlage be= 
rubend, dem deutſchen Empfinden und bem beutfchen 
Gefühl entſprechend“. Laienrichter, das ift deutſches Recht. 
Die Inſtitution ber vom Volt und aus dem Wolf ge- 
fürten Richter iſt fpäter durch Eingriff bes abfoluten 
Königtums oder der Klaſſe, der dies diente, geändert und 
fpäterhin fo gi wie befeitigt. Indeſſen will ich auf bieje 
geſchichtliche Entwidlung nicht näher eingehen. Ich fürdite, 
made ich darüber a air fo würde body der Herr 
Abgeorbnete Barenhorft bis zum Erſcheinen des fteno- 
grapbifhen Beriht3 nur Unrichtiges herausleſen. Ich 
hatte nur die Abficht, Harzuftellen, dab das, was er 
über meine Anführungen gejagt bat, irrig iſt. Selbit- 
verftändlih find wir dafür, daß das Net überall ein 

tes ift, daß bie —— überall international zum 

orſchein kommt. Inſowelt ſoll auch das gleiche Recht 
herrſchen; es wäre außerordentlich bedauerlich, wenn wir 
in Deutſchland ein Recht hätten, welches den Grundſützen 
der Gerechtigkeit und den Empfindungen der Wahrheit 
nicht entipridt. 

gr Abgeordneter Barenhorft, id freue mid, daß 
nad Ihren Darlegungen Sie auf der rechten Seite jetzt 
für deutſches Recht eintreten wollen gegen fremdländiſches 
Recht. Ste werden demnach aljo mit einem Male auch 
bie Staatsanwaltſchaft zu befümpfen haben als ein are 
a. Gewächs, das herübertransportiert ift zur 
napoleonifhen Zeit, nad 1848 heriibertranäportiert 
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worden ift, und das feftgehalten ift, al3 im Jahre 1876 (0 


der Kampf war zwiſchen den Vertretern der Nechtöibee, 
die gegen bie franzöfifhe Pflanze der Staatsanwalt: 
ſchaft und für das altdeutſche Recht eintraten, und ihren 
Gegnern. 

Sp viel über die Mißveritändniffe, die der Herr Ab- 
eordnete Barenhorft die Güte hatte in meine Mebe 
—J——— Sie ſehen, das, was ich geſagt habe, hätte 
ih in dem Rahmen einer perſönlichen Bemerkung ebenſo 
gut fagen können und hätte ed aud in foldem Nahmen 
gejagt, wenn Ste ander3 geftimmt hätten. 

(Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 


Bizepräfident Dr. Paaſche: Das Wort hat ber Herr 
Abgeordnete Dr. Hechſcher. 


Dr. Sedicher, Abgeordneter: Meine Herren, eine 
Außerung des Herrn Staatsſekretärs gibt mir Anlaß, mit 
ein paar Worten auf eine der vielen Fragen einzugehen, 
die heute erörtert worben find, und zwar tft es bie Frage 
ber Diätenzahlung an bie Schöffen und an bie Ge: 
fhworenen. Der Herr Staatsſekretär hat ausgeführt, daß 
im reife ber verbünbeten Regierungen fchon jegt bie 
Trage behandelt würde, ob den Schöffen und Gefhworenen 
Diäten bewilligt werden follten, und aus dieſer und einer 
der folgenden Bemerkungen habe ih ben Ginbrud ge— 
wonnen, ald wenn ber Herr Staatäfetretär auf bem 
Standpunkt ftände, daß eine Bewilligung von Diäten er: 
forderlih fei, um die Arbeiter zu Schöffen und Ge- 
ſchworenendienſten heranzuziehen. Ich bin aber ber Anſicht, 
dab nad dem Wortlaut der Strafprogeborbnung oder 
richtiger des ——— der Arbeiter ſchon 
heute dazu das gleihe Recht befitt wie jeber Induſtrielle 
und Andersgeftellte. Ich bin aljo ber Meinung, daß hier 
einer ber Fälle vorliegt, wo bie gegenwärtige Hanb- 
habung des Gefeged gegen Geiſt und Beitimmung des 


Geſetzes verftößt. 

(Sehr richtig! Tinf3.) 
Ich bin daher weiter der Meinung: es ift Aufgabe des 
Reihsjuftizamtd und vor allem Aufgabe der Juſtiz- 
berwaltungen ber Ginzelftaaten, fchon jest dafür zu 
forgen, daß den Beftimmungen bed Gerichtsberfaſſungs⸗ 
gejeßeöd genügt werde. Herr Dr. Varenhorft bradte nun 
ein Beifpiel dor vom der Zufammenfegung eined Schwur- 
gerichts in Stade und wies darauf Hin, dab in biefem Falle 
die Geſchworenen ſich aus dem Bauern und Handiwerlerftandbe 
zufammenfegten; aber Herr Kollege Varenhorſt fcheint 
fein Gewicht darauf zu legen, daß in diefem Geſchworenen⸗ 
folleg ſich fein einziger Arbeiter befunden bat. Herr 
Dr. Barenhorft ober Tonft jemand aus dem Haufe möge 
mir einmal die Beftimmung im Gerichtsverfaſſungsgeſetz 
eigen, die dem Arbeiter verbietet, zum Amte bed Ge: 
chworenen oder bed Schöffen berufen zu werden. Auch 
in den Motiven zum Geridtöverfaffungdgefeß werben Ste 
finden, vornehmlich zu ben Fi 32 und 34, daß dort mit 
feinem Worte davon bie Rebe ift, daß etwa Arbeiter 
oder Minderbemittelte vom Schöffen: oder Schwurgericht 
ausgeihloffen werden follen. Im Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetz befindet ſich beiläufig eine merkwürdige Beftimmung, 
was ben Dienft der Schöffen und Geſchworenen angeht, 
nämlih die, daß zum Schöffen: und Geihworenenamte 
die Volksſchullehrer nicht berufen werben follen. 
cheint mir an der Zeit zu fein, diefe merkwürdige, auch 
n den Motiven im feiner Weiſe begründete Ausnahme 
gefeßgebung endlich einmal aufzuheben. 

(Sehr richtig! Links.) 
Ich habe vor drei Jahren es ber Güte des Lanbes- 
in Hamburg zu verdanken gehabt, daß 
ch die Geſchworenen⸗ und Schöffenlifte für mehrere Jahre 
in Hamburg durchgehen durfte, unb ba ergab fi) folgendes 
Refultat: in dem Urliften der Schöffen fanden fich ımter, 
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(Dr. Beier.) 


(A) jomweit ich mich erinnere, 5070 Leuten nur vier Leute, Die 


(B 


= 


vermutlich Berührung mit bem MWrbeiterftande hatten, 
nämlich zwei Goldarbeiter, ein Schornfteinfegergefelle und 
ein Zimmermann. Diefe beiden Goldarbeiter find aller 
Wahrſcheinlichkeit nad) felbftändige Arbeiter, die im Haufe 
ihre Heine Reparaturarbeit verrichten; der Zimmergefelle 
lebt im Haufe feines Baterd, und zwar war, wie ich 
nachher aus ber Lifte der Schöffen feitftellen konnte, ber 
Bater gewählt, und ba hat man den Sohn, ben Zimmer: 
mannögefellen, glei mitgenommen. Alfo unter 5070 war 
ein Schornfteinfegergefelle ald einziger Repräfentant des 
bentfchen Arbeiterftandes. 
(Hört! —* lints.) 

Das iſt ein unerfreulicher Zuſtand, der gegen das Geſetz 
verſtößt, und ich würde dem Herrn Staatsſekretär äußerſt 
dankbar ſein, wenn er ſich einmal zu dieſer Frage äußern 
würde, ob nämlich meine Auffaſſung nicht die richtige jet, 
daß ſchon die gegenwärtige Gerichtöverfaffung gebieteriſch 
bie — ber Arbeiter zum Schöffen und Ge— 
ſchworenendienſt forbert. 

Nun hat man eingewenbet, die Arbeiter könnten bie 
Koften bed Schöffen und Gefhworenendienftes nicht 
tragen. Meine Herren, das ift durchaus unrichtig. Wenn 
Sie die Stimmung in Arbeiterkreifen kennen, werben Sie 
mit mir der Meinung fein, daß ber Arbeiter, der zum 
Scöffen- oder Geſchworenendienſt berufen würde, mit 
außerorbentlibem Stolz erfüllt wäre, und daß er ohne 
Schwierigleiten die geringen Koften, die dad Amt des 
Schöffen und Geſchwoörenen erfordert, ——— würde. 
Meine Herren, ich würde auch nichts Bedenlkliches darin 
erbliden, wenn etwa bie Arbeiterorgantfationen es als 
ihre — Pflicht betrachten würden, mit ihren Hilfs— 
mitteln, mit ihren Gelbern einen ihrer Stollegen, der zu 
diefem Ehrenamt berufen wird, zu unterftüßen. 

(Sehr richtig! links.) 
Und das tft fein außerordentlicher Fal. Ih möchte 
Ste nur darauf hinweiſen, daß ſich beifpieläweife in 
Medlenburg, wie ich aus meiner eigenen Erfahrung als 
Anwalt weiß, fogenannte Diätenvereine gebildet haben. 
Weshalb könnten ſich nicht auch in Arbeiterfreifen gleiche 
Vereine bilden? Alfo, meine Herren, bie Frage barf 
nicht an ben Diäten ſcheitern; die Frage muß ſchon heute 
gelöft werben. Hier tft mun eine Frage zu entſcheiden, 
bet der ed fi einzig und allein darum handelt, bem 
Gejege Achtung zu verſchaffen. Es iſt ja eine ber merk: 
würbigften Erſcheinungen, daß gerade bie Sozialdemokratie 
fi oft mit ‚gaket Leidenichaftlichkeit gegen bie Urteile 
ber Schiwurgerichte wendet, daß alfo gerade bie rabtfalfte 
Vertretung des deutſchen Volkes ſich gegen die Volks— 
gerichte ausſpricht. 
(Widerſpruch bei ben Soztaldemokraten.) 
— Ich bitte, mid richtig zu verſtehen. Ich meine nicht 
etwa, daß ber äußerfte linke Flügel dieſes Haufes fi 
gegen bie Inftitution ber Voltögerichte wenbet, ſondern 
ih wollte fagen, baß ber äußerfte Flügel fi wiederholt 
und leidenihaftlic gegen Urteile ber beftehenden Schwur- 
erichte gewendet hat. Meine Herren, in biefem Wider— 
and und in folder Berurteilung der Schwurgerichte 
kommt eben biejes Gefühl bed Unbehagens, dieſes Gefühl 
des verlegten Rechtes zum Durdbrud 
(ehr richtig! beit den Sozialdemokraten), 

ba weit im Arbeiterkreifen, und ich füge Hinzu, mit 
Redt, zu Haufe if. Meine Herren, da muß Remedur 
geſchaffen werben. 

Weiter, meine Herren: in Bayern ift, wenn ih mich 
recht erinnere, vor etwa 3 Jahren ein Meftript des Juſtiz— 
miniſters erlaffen worben, dad ausdrücklich beftimmte, 
daß bem wahren Sinne bes Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, 
was den Schöffen: und Gefhtworenendienft angeht, Genüge 
geihehe. Meine Herren, ih kann auch auf meine Water: 


ee —— 


ftabt Hamburg zurüdgreifen: in Hamburg hat man nener- (CO) 
bingd Arbeiter zum Scöffendienft herangezogen, — alfo 
ber befte Beweis, daß die geltenden Beftimmungen durch— 
aus feine Schwierigkeiten bieten, Arbeiter und Minder— 
erg zum Schöffen und Geichworenendienft zur 
erufen. 

Bei diefer Frage handelt es fih alſo niht um eine 
Frage ber Reform, jondern um die Frage: foll das Gefeg 
erfüllt werden, fol dem Geifte des Gejeged Genüge getan 
werden oder nidjtP! 

(Bravo! links.) 


Präfident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte 
m Bundesrat, Staatsfetretär des Reichsjuſtizamts, 
irflihe Geheime Rat Dr. Nieberding. 


Dr. Rieberding, Wirtliher Geheimer Rat, Staats: 
fetretär des Reichsjuſtizamts, Bevollmächtigter zum 
Bundesrat: Meine Herren, einige Worte muß ich mir 
doch geſtatten zu ben Ausführungen bed Herrn Vorredners, 
umal er mich perſönlich interpelliert hat. Ich glaube 

eilich, daß meine Ausführungen geſtern und heute keine 
Veranlaſſung gegeben haben, die Frage aufzuwerfen, die 
hier von dem Herrn Abgeordneten geſtellt worden iſt. 

Wenn er mid) fragt, ob das Geſetz es fordert, daß 
Arbeiter unter die Geſchworenen und Schöffen auf— 
genommen werben, jo fann ich darauf nur antworten: 
eine Forderung des Geſetzes ift dad nicht; das Geſetz 
ſetzt aber allerdings voraus, daß Arbeiter in gleicher 
Weiſe wie andere Bevölkerungskreiſe bei der Auswahl 
ber geeigneten Leute für den Schöffen- und Gefhworenen- 
bienft beurteilt werben. Das tft doch noch etwas anderes. 
Ih babe feinen Zweifel darüber, meine Herren, und bie 
Praris der Gerichte im vielen Gegenden beftätigt das 
auch, daß es eine große Zahl Arbeiter gibt in 
wirtihaftlihen Werhältnifien, die durchaus gefeftigt 
find und im Beſitze einer Borbilbung, bie durchaus (D) 
audreihenn if, um fie zu biefem öffentlichen 
Dienft heranzuziehen. Es lann fih daher um 
einen grunbfäglihen Ausſchluß der Arbeiter gar nicht 
handeln. Ich habe in meinen Ausführungen geftern wie 
heute aud fein Wort gejagt, daß es Abficht der preußi- 
ſchen Regierung fel, nach diefer Richtung hin eine Ein: 
ihränfung des beftehenden Geſetzes zu erftreben. Ich 
abe auch nicht geſagt, dab in biefer Beziehung bei ben 

mittlungen, die von feiten des preußiſchen Herrn Juſtiz⸗ 
minifter8 veranftaltet worden find, irgendiwie Gefidhts- 
punkte maßgebend gewejen oder Direkliven erteilt worden 
wären, die mit dem Gefek in Widerſpruch ftänden. Uber, 
meine Herren, es gibt leider gewiſſe Gegenden in Preußen 
— der Tatfahe können wir uns dod einmal nidht ver— 
fließen —, in denen in ber Bevölkerung vielfad) 
Elemente fih finden, die in ihren wirtſchaftlichen Ber: 
hältniffen bie nötige Feftigung nicht beftgen oder fogar 
wirtfchaftlich geradezu erſchüttert find, und auf ber anderen 
Seite Elemente, die leider nicht im dem Beſttze folder 
geiftigen Borbildung fih wilfen, da man fagen barf, 
fie eignen fi für biefen öffentlichen Dienft. Dabei 
banbelt es ſich nicht einmal ausfhließlih um Arbeiter; 
auch anderweit finden fi ſolche mirtihaftlihe und 
intellektuelle Schwächen. Ich nehme an, daß von biefem 
Gefihtöpunft aus die Erhebungen in Preußen geführt 
worben find, und bie Ausführungen bed geehrien Herrn 
Vorredners, * ich, können feinen Zweifel in bie 
Geienmäbigfe und Loyalität ber Erhebungen erweden. 
enn ber Herr Abgeordnete fi befchwert über Maß— 
nahmen bei den hamburgiſchen Gerichten, die nad feiner 
Meinung niht im Einklang ftehen mit ben geieglichen 
Vorſchriften, jo gibt es gefeglihe Wege, um bier Remedur 
zu ſchaffen. Ich bin auf Grund feiner Mitteilungen hier 
nicht in ber Lage, etwas weiteres zu erflären. 


(A) 
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Breäfident: Das Wort hat ber Herr Abgeorbnete 
Dr, Hedider. 


Dr. Heckſcher, Abgeorbneter: Meine Herren, nad) ben 
Ausführungen bed Herrn Staatäjefretärd habe id ben 
Eindrud gewonnen, daß er mich in wejentligen Punkten 
falſch verftanden bat. Ich babe nicht etwa ausgeführt, 
daß id irgendwie gegenüber ber Handhabung in meiner 
Vaterftabt Einwände zu erheben hätte. Im Gegentell, 
ih habe gejagt, daß meine Vaterftadt — ich habe das 
rühmend ermähnt — bahnbredend vorgegangen ſei, neben 
Bayern. Ih habe gerade ausgeführt, daß meine Bater: 
ftabt jegt mit der alten und unbegründeten Abung, bie 
Arbeiter vom Schöffen: und Geſchworenendienſt auszu— 
ſchließen, gebrodhen habe 

(ehr richtig! linls), 
und daß das ebenſo geſchehen ſei in Bayern. 
der Sinn meiner Ausführungen. 

Wenn der Herr Staatöfefretär meint, daß es Teile 
in Deutihland gibt, wo fih Menſchen finden — und id 
nehme an, daß der Herr Staatöjefretär vor allem an bie 
Arbeiterbevölferung denkt —, die nicht geeignet für biefen 
Richterbienft find, fo ftimme ih ihm darin vollftändig bet. 
Aber ih bin überzeugt, der Herr Staatsfefretär wird 
anbererfeitö mir recht geben, wenn ich behaupte, daß man 
doch unter den Millionen Arbeitern immerhin wohl eine 
genügende Zahl von Leuten audfieben kann, bie fi für 
dieſes ehrenvolle, wichtige und auch für den Arbeiterftand 
wie aud für umfere objeltive Gerechtigkeit gewichtige Amt 


geeignet zeigen. 
(Sehr ng lints.) 

Alfo das ift nicht mein Gravamen, daß ich fage, ich 
verlange eine Abänderung bed —— ſondern der ſtarke 
und lebhafte Vorwurf, den ich erhebe, richtet ſich dahin, 
daß ich ſage: wir haben in Deutſchland ein Gerichts— 


Das war 


(8) verfaſſungsgeſetz, das in feinen Motiven und im feinen 


gefeglihen Beftimmungen mit feiner Silbe feitlegt, daß 
etwa ber Arbeiter vom Schöffen und Geſchworenen⸗ 
bienft ausgefchloffen fe, und da glaube ih mid 
berechtigt zu ber Srage an den Herrn Vertreter des 
Reichsjuſtizamts: wie aller Welt fommen wir dazu, 
daß wir im jahrelanger Abung die Arbeiter von biefem 
* trotzdem —2 Das iſt der ſpringende 
un 


(fehr det links), 
und da muß Remedur geſchaffen werben. 

Meine Herren, id habe mid zum Worte gemeldet, 
und es war mir daran gelegen, biefen Zuftanb zu be— 
leuchten, weil fireng genommen dieſer Punkt gar nicht in 
ba8 Gebiet, dad wir behandeln, bineingehört. 

(Sehr richtig! links.) 

Denn es handelt fi, fo feltfam es Hingen mag, gar nicht 
um eine Frage der Jufttzreform, fondern um eine Frage 
der Anwendung ber Gefege, und ich habe mich befugt und 
verpflichtet gehalten, dad Wort zu ergreifen gerade auf 
eine Außerung bed Herrn Staatsfefretärd hin, bie er heute 
etan hat. bat nämlih, wenn ich ihn nicht mißver—⸗ 
anden habe, bavon geiproden, daß die berbünbeten 
Regierungen bie Frage erörtern, ob man den Geſchworenen 
Diäten aus Reid: oder Einzelftaatämitteln fir Zwecke 
des Schöffen: und Geihworenenbienftes bewilligen wollte, 
und aus dieſen Bemerkungen des Herrn Staatöfelretärd 
babe id) den Einbrud gewonnen, daß der Herr Staatsſekretär 
bes Reihsjuftizamt3 mit vielen anderen ber nicht zus 
treffenden Meinung Ki daß es bier einer Juſtizreform 
bebürfe. Ich wiederhole alſo die vordem ausgeſprochene 
Bitte, daß der Herr Staatsſekretär in dieſer Beziehung 
eine bündige Erklärung abgebe, und ich gebe mich der 
Hoffnung hin, daß er meinen Ausführungen beipflichten 
werde, wenn ih zum Schluſſe nochmals betone, daß es 





fich nicht um eine Juſtizreform, ſondern einfach mm eine (C) 


Erfüllung ber beflehenden Geſetze handelt. 
(Bravo! rechts.) 


Der Herr — m zum Bundes⸗ 


Präfident: 
irkliche Geheime 


rat, Staatöfekretär des Reichsjuſtizamts, 
Rat Dr. Nieberding hat das Wort. 


Dr. Rieberding, Wirkliher Geheimer Rat, Staats: 
fefretär des Reichsjuſtizamts, Bevollmächtigter zum Bundes: 
ratd: Was bie Frage der Diäten und Tagegelber betrifft, 
fo babe ich vorhin ausdrücklich erklärt, daß biefe Frage 
nit zu entſcheiden fei von ber Reichsjuſtizverwaltun 
fondern von den verbündeten Regterungen, und baß bie 
Frage augenblidlih noch zur Beihlußfaffung im Bundes: 
rat Hehe. Ich habe deshalb eine Erklärung pofitiver Art 
bazı nicht abgeben können. 

Im übrigen, meine Herren, meine ich mid) zu erinnern, 
baß ber Herr Abgeorbnete vorhin eines Falles Erwähnung 
getan hat, nad welchem in einem Orte — id habe 

edacht, es wäre Hamburg — ein einziger Schornſtein— 
Pegergefelle unter den Schöffen und Gefchworenen ber 
Vertreter ber ganzen Arbeiterbevölferung ſei. Iſt denn 
dad nicht ein Vorwurf gerade gegen die Verwaltung bes 
Hamburger Gerihtöwejend? 

(Zuruf links: Das ift aber geändert worden!) 

— Meöhalb führen Sie den Fall denn an, wenn er nicht 
tatfählih Grund zur Beſchwerde gibt? Sie können doch 
nicht Zuftände aus ber Vergangenheit gegen bie jetzige 
Verwaltung ins Feld führen. 
(Zuruf links.) 

— Ich habe annehmen müffen, daß der Herr Abgeorbnete 
fi bier über Verhältniffe befhwert, die aktueller Natur 
find; Mitteilungen aus früherer Zeit haben für und fein 
Intereſſe. Wenn ich ihn falfch verftanden habe, bitte ich 
—2 Entſchuldigung; ich habe aber nicht annehmen können, 
a 
Gründen hier auf biefen Fall —— ſei. Im übrigen 
aber tft von mir auch, glaube ich, in unzweideutiger Weiſe 
erflärt, daß es geſetzlich nicht zuläffig ift, eine beftimmte 
Klaſſe der Bevölkerung, bie nad) dem Gefeg geeignet zur 
Teilnahme an ber in rag ftehenden richterlichen Tätig- 
feit jet, von biefer Teilnahme tatfählih auszuſchließen. 
Darüber konnte der Herr Abgeordnete nit im Zweifel 
fein; ich brauchte alfo nad) dieſer Richtung eine nochmalige 
Grtlärung nit abzugeben. 

Menn nun aber ber Herr Abgeorbnete behauptet, daß 
in einzelnen Gegenden Deutihlands dieſe geſetzlichen Be— 
ftimmungen nicht beachtet werben, daß ihrer Abſicht ent: 
gegengehanbelt werbe, wenn ber Herr Abgeorbnete bier 
bor dem Haufe und dem Lande fagt, es würde bon den 
Richtern und von den ihnen beigeorbnieten, aus dem Bolfe 
berufenen Bertrauendmännern geradezu bem Gefege zuwider⸗ 
gehandelt 

(fehr richtig! bei den Sozialdemokraten — 
Widerſpruch rechts), 
ſo bitte ich ihn, ſich nicht zu beſchränken auf dieſe allge— 
meinen Andeutungen, ſondern Orte anzuführen, wo das 
geſchieht, dann werben wir, wie ich hoffe, Remedur ſchaffen 
fönnen; aber auf folde allgemeinen Erklärungen hin ver: 
mögen wir nichts zu tum. 


Bräfident: Der Herr Abgeorbnete Dr. Barenhorft hat 
das Wort. 


Dr. Barenhorft, Abgeordneter: Der Herr Vorrebner 
hat die Behauptung aufgeftellt, daß bei dem jegigen Stande 
der Laien-— ber Schöffen: wie der Gefhiworenengerichte 
— bie Arbeiter von biefen Latengerihten ausgeſchloſſen 
wären. Das ift tatfächlich nicht der Fall. Es trifft nur 
zu für die Gefhmworenengerichte, —* aber für die Schöffen⸗ 
gerichte. Denn id kann aus meiner eigenen Erfahrung 


er aus anderen als den bon mir vorausgeſetzten (D) 
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(Dr. Barenhorft.) 


(a) beftätigen, daß in vielen Gebieten unferes deutſchen Vater: 


landes bie Arbeiter, auch der fchlichtefte Arbeiter, zu ben 
Schöffengerihten ald Schöffen augeiogen werden. 

(Zuruf links: Wo?) 
Es ift bad 3.92. in der Propinz Hannover in erheblichem 
Maße der Fall; ih bin auch bereit, einzelne Amtsgerichte 


au nennen. 

(Miederholie Zurufe links.) 
— Ich kann doch nicht alles Material bierberfchleppen; 
wenn man alle Material hier mitbringen wollte, was bie 
linfe Seite verlangt, müßte man immer mit einem Möbel: 
wagen hierher kommen. 

(Große Heiterkeit.) 

Id wieberhole aljo, was ich vorhin gejagt habe, daß zu 
den Schöffengerihhten die Arbeiter in erheblihem Maße 
zugezogen werben, und wenn fie nicht zu den Schwur— 
gerihten zugezogen werben, fo tft das fein Mißtrauen 
gegen ben Arbeiterftand. Wir wiſſen, daß ber Arbeiter 
ebenfo gut urteilen kann über Wohl und Wehe feiner 
Mitmenihen wie ein Mann, der in höherer Sphäre Iebt. 
Aber e3 liegt daran, daß wir bißlang zwar Neifegelber, 
aber feine Zagegelder für die Schöffen und Geſchwörenen 
haben, und das habe ich mir auch erlaubt hervorzuheben, 
und das liegt wirrg = im Rahmen ber neuen Straf: 
prozeßnovelle und nicht in bem ber Yuftizverwaltung, wie 
ber Herr Vorrebner gejagt hat, daß ben Geihmworenen 
und Schöffen auch Tagegelder bewilligt werben. Für 
Hamburg mag es anders fein. Der Herr Vorredner hat 
nur bie Hamburger Fbeen im Kopf, er denkt nur an bie 
Hamburger Verhaͤltniſſe. Für uns tft es aber erforderlich, 
wenn bie Arbeiter an den Schwurgerichten teilnehmen 
follen, daß fie 8 bis 14 Tage von Haufe weggehen und 
ihres Arbeitälohnes verluftig gehen. 


Präfident: Der Herr Abgeordnete Heine hat das Wort. 


(B) Heine, Abgeorbneter: Der Behauptung, ald ob 


allgemein oder aud mur irgenbwo in größerem Umfange 
Arbeiter in bie MWahlliften aufgenommen würben, muß 
id entſchieden widerſprechen. Ich weiß, daß gejegliche 
Gründe, fie aus ber Lifte wegzulaffen, nicht befichen, und 
trogbem wird auch ſelbſt in Städten wie Berlin, mo 
man bod nicht behaupten kann, daß es an Arbeitern 
fehlte, die die nötige Feſtigung ihrer wirtihaftlihen Ver— 
hältniffe und die nötige Intelligenz hätten, nur ein ganz 
winziger Teil zu Schöffen berufen, und mir wird ee, 
daß Peibft in Bunbesftaaten, wo nicht die reaftionäre 
Luft weht wie in Preußen, e8 doch nur wenige Orte 
gibt, wo Arbeiter tatfählih zu Schöffen berufen werben. 
— Mir fagt eben der Herr Kollege Hildenbrand, daß in 
Württemberg, foviel er wifle, es allein in Stuttgart 
geſchehe. Dabei hat Württemberg eine große Menge 
bon Induſtrieſtädten mit einer offenbar gut gebildeten 
und in günftigen Verhältniffen lebenden Bevölkerung. 
Sch habe Felder vor vielen Fahren allerdings Erörterungen 
beigewohnt, wo ausgeſucht wurde, wer auf die Lifte 
fommen jolle, und ich weiß, daß Leute, die ber Arbeiter: 
Haffe angehörten, ohne weiteres ausgeſchieden wurden, 
und baß nicht etwa gefragt wurbe, ob die Betreffenden 
die Unkoſten ertragen könnten, fondern dak man bon 
vornherein es als felbftverftändlih anfah, die Arbeiter 
nicht in Betracht zu ziehen. a, ich erinnere mid, daß 
auch aus ber Stleinbürgerflafle eine ganz merfwürbige 
Auswahl getroffen wurde, und ich kann noch das eine 
jagen, was ic) jagen gehört habe — ich habe es nicht ſelbſt 
erlebt —, und wovon ich weiß, daß oft darüber gerebet 
wird, dab nämlih im Heinen Städten, wenn einmal 
ein Schöffe einem Amtsrichter Schwierigkeiten gemadıt 
hat bei ber Abftimmung, er dann fpäter von ber Lifte 


verſchwindet. 
(Sehr richtig! Tinfs.) 





Ich fage, ih fann feinen Ort dafür anführen; aber mir (C) 


tft dad von Leuten, bie der Juſtiz angehörten, gefagt 
worben. Das ift auch ganz begreiflid. 

(Zwiſchenrufe redht3.) 
Herr Staatsſekretär, — an Sie wende id mich, nit an 
die Herren ba drüben — e3 müßte in der Urt ber 
Prozeßordnung eine Anderung eintreten, unb bie ganze 
Art der Stebung und Sichtung der Schöffen müßte r 
eingerichtet werden, dab fie weniger Gelegenheit zu 
Willkür gäbe. 

(Beifall bei den Sozialdemokraten.) 


Präfident: Das Wort hat ber Herr Bevollmächtigte 
zum Bundesrat, Staatsjekretär des Reichsjuſtizamts, 
Mirklihe Geheime Rat Dr. Nieberbing. 


Dr. Rieberding, Wirkliher Geheimer Rat, Staats: 
fefretär des Reichsjuſtizamts, Bepollmädhtigter zum Bundes» 
rat: Das ift ja eine ganz andere frage, ob die gegen 
mwärtigen Beftimmungen des Gefege ausreichen, eine 
Praxis in Gemäßheit dieſes Geſetzes völlig ficherzuftellen. 
Dieje Trage werden wir ruhig erwägen fünnen, ſobald 
wir zur Beratung der Strafprogeßreform kommen. Aber 
wenn bier im Haufe erklärt wird, ohne daß beftimmte 
Fälle angeführt werben, die von und geprüft werben 
fönnten, daß Amtsrichter in Verbindung mit den anderen 
Mitgliedern der Ausihüffe für bie Liften ber Schöffen 
und Geſchworenen dem Geſetz zumiber bei ber Aufftellung 
biejer Liften verfahren, fo muß ich gegen berartige ganz 
allgemeine, durch nichts begründete und dad Ehrgefühl 
weiter Kreiſe verlegende Außerungen entihieden Verwahrung 


einlegen. 
(Bravo! rechts.) 


Präfident: Der Herr Abgeordnete Dr. Hedicher hat 
das Wort. 


Dr. Heckſcher, Abgeorbneter: 
es nicht ganz klar geworden, wie der Herr Staatäfekretär 
aus meinen Ausführungen heraushören fonnte, daß id 
gegen irgendwelche Perfonen ehrenrührige Behauptungen 
erheben wollte. Nichts hat mir ferner gelegen als das, 
und ich lege dem Herrn Staatöfefretär die einfache Frage 
vor: wie kommt eine Regierung wie bie bayerifhe Re— 
— dazu, ein Reftript zu erlaſſen und in dieſem 

eſkript ausdrüdlich feftzulegen, man folle mit der alten 
Ubung brechen und ſolle Arbeiter zu den Geſchworenen 
und Schöffengerihten beranziehen? Diefes ganze Reſtript 
hätte ja gar feinen Sinn gehabt, wenn eine foldhe Abung 
früher — rohen hätte. Auch wunbere ih mid, baß ber 
Herr Kollege Dr. Varenhorft wieder auf meine Vaterftabt 
ir | zurüdgelommen if. &3 hat mich doch gerabe 
gefreut, dab in Hamburg die Arbeiter jegt zum Schöffen- 
dienft herangezogen werben, und ich habe nur ausgeführt, 
daß man in Hamburg früher — und mir wird aus ben 
Kreiſen der Herren Kollegen beftätigt, daß es in allen 
rheinifhen Stäbten noch heute jo Braud; jei — fein Arbeiter 
zum Schöffen: und Gejchworenenbienft herangezogen wurbe. 
Ih wende mich alfo nicht gegen Perfonen. 


Präfident: Darf ich Bitten, etwas zurüdzutreten; bie 
Herren können nicht hören. 


Dr. Hedſcher, Abgeorbueter: Nein, es liegt mir 
weltenfern, mih gegen Berfonen zu richten; ich wenbe 
mid; vielmehr gegen eine Übung, bie in Deutichland leider 
mehr ald 30 Jahre beitanden hat. Aber ich jehe wahr: 
haftig feinen Grund ein, weshalb man fi nicht mit 
Entſchiedenheit gegen eine ſchlechte Übung aussprechen darf, 
mag fie aud 30 Jahre beftanden haben, wenn es zubem 
möglich ift, fie im Nahmen des geltenden Geſetzes zu 
ändern. Darımı allein dreht ſich der Streit. 

(Bravo! links.) 





Meine Herren, mir ift (D) 
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(A) Bräfident: Das Wort hat ber Herr Abgeorbniete Heine. gegebene Hilflofigfeit vermag niemals einen —— (C) 


(B 


— 


Heine, Abgeordneter: Der Herr Staatsſekretär hat 
ſich beklagt, daß ich, ohne einzelne Fälle nach Ort und 
Datum anzuführen, hier eine ni arg em g erhöbe, bon 
ber er — fie könne weite Kreiſe der Jufti 4 tränten. 
Es gibt gewiffe Dinge, bie jeder Wiſſende beftätigen Tann 
und jeber ehrliche Wiffende ald wahr ” ftätigen wird, 
auch — daß man Akten auf den Tiſch legt. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 


fident: Das Wort hat ber Herr Abgeordnete 
agner (Sadjen). 


Dr. Waguer (Sachſen), Abgeordneter: In Sachſen 
(Heiterkeit bei den So —— 
iſt es ſeit Jahren bei ben Schöffengerihten Übung, daß 
Arbeiter als Schöffen mit hinzugezogen werben. 
(Zurufe von den Sozialdemokraten: Wo benn?) 
— Sn Dredben, in größeren Stäbten, = Arbeiter in erheb⸗ 
licher Zahl vorhanden find! Wenn Herr Hedidher von 
bem Herrn Staatsſekretär bie binden ; —— ber: 
langt, daß Arbeiter in Zukunft mehr ald bisher zum 
Schöffendienft herangezogen werben, jo ſcheint er bie be» 
ftehenden Geſetze nicht zu kennen; benn das iſt eine Frage 
auch ber richterlichen Entſchließung. Der Bertrauend- 
ausihuß, der alljährlih unter Leitung bed Amtsrichters 
nern und die Schöffen ausſucht, ift gar nicht 
gt, —* von oben irgendwie Folge zu leiſten, 
fondern hat die Schöffen nad feinem eigenen pflicht- 
emäßen Ermeſſen u er Sie von ber Linfen 
agen fortgefest über Beeinträhtigung ber richlerlichen 
Unabhängigfeit. Das ift gerade ein Eingriff in bie richter- 
liche Unabhängigkeit, wenn Sie verlangen wollen, baß 
bon — wegen in dieſer Richtung eine Weifung 
gegeben 
(Heiterkeit bei ben Sozialbemokraten.) 
Wir wünſchen fehr, daß tüchtige Arbeiter gefunden 
werben, bie in biefen heiten objektiv ald Richter 
werben können, aber ed fteht im Wege, daß wir 
nicht erall genügend objektiv benfendbe Arbeiter finden, 
wenn bie Sozialdemokratie mit ihrer Verhetzung ber 
Arbeiter in immer Posen, Maße fortfährt. 
(Heiterkeit bei ben Ei —— — Sehr 
ätig! re 
Stellen Sie ſich vor, — jetzt ein Arbeiter, der jahraus 
Pe weiter nichts gehört und gelefen bat alö bie 


Standpunkt zu finden, fondern vera 
einigermaßen a — gegenüber ger 
vollſtändig in pe 
Das find biejenigen, bie Ste uns als Geſchworene und 
Schöffen empfehlen — und für diefe Herren banfen wir. 
(Sehr gut! rechts. Unruhe bei ben Soztalbemofraten.) 


Präfident: Der Herr Abgeorbniete Günther hat bas 
Wort. 


Günther, Abgeordneter: Mich veranlaffen nur bie 
Ausführungen meines ſächſiſchen Landsmannes, des Herrn 
Abgeorbneten Dr. Wagner, — richtigguftellen. Zus 
on ft mödte ih darauf verw jen daß die Aufftellung 
ber Schöffen: und Geihiworenenliften feine Tätigkeit bed 
a - als ſolchen, fondern eine abminiftrative Tätigfeit 


.. Pr — Iint3.) 
Wenn dann nad behauptete, feit 
Sahren ſei es bung. In Königreich Sachſen, Arbeiter zu 
Schöffen zu berufen, jo möchte ich nicht beftreiten, daß 
in gs vielleicht auch in einer anderen Stadt bed 
— elchs eo einzelne Arbeiter zu biefem Ehren: 
ie worden find. Wenn er aber behauptete, daß 
überall wo eine en au hc [ von Arbeitern 
—— iſt, auch Schöffen aus die 3 Stande —— 
feten — In dieſem Sinne ſprach aus —, dam 
fage ih: biefe Behauptun entfprict IM Yen wirflichen 


Tatſachen im —— * achſen. 
bhafte Rufe links: "Hört! hört!) 
Ich bin der Vertreter eines ſehr induſtriellen —— 
im Reichdtage und ſeit einigen Seſſionen auch im ſächſiſchen 
Zandtage, wo aud biefe Frage der Strafprogehreform 
verhandelt worben if. Es wäre unferer Regierung jehr 
—* 568 dort den Nachweis zu erbringen, daß im 


Sachſen, wo eine hochgebildete Arbeiterihaft (D) 


nigreich 
vorhanden iſt, auch eine größere Anzahl Arbeiter zum 
Schöffen und Geihmworenenbienft berufen worden jel; 
ein folder Nachweis ift nicht geführt worden, auch ift in 
ber Öffentlichkeit nicht befannt, daß im allgemeinen eine 
bung vorhanden fei, bie ben — ſächſtſchen 
Arbeiterftand in ber heute hier gekeunzeichneten Richtung 


berüdfichtigt Hätte. 
(Brabo! linls.) 
— Der Herr Abgeordnete Singer hat das 


ſo —— — Ki fhen und alles berbrehenben Wort 
* fen, miturteilen ſoll bei Ber ergeben, bie 3. B. auf dem Singer, Abgeordneter: Meine Herren, bie Aus—⸗ 
ben bed Streif3 begangen fi Die Bun Soztal- | führungen a in Abgeorbneten Dr. Wagner geben 


Pr werben ganz gewiß fagen, daß bie geeignetften 
Schöffen die Herren Genoſſen und — 
(ehr richtig! rech 
Sie werden —* * dieſe am objettiv urteilen 
und am —— der Lage ſind, den Einflüſſen von 
außen zu wi — Nun, meine Herren, Sie werden 
auch zugeben, daß Sie, wie Sie früher ſagten, die 
Edelſten ber Nation in die Parteitage entſenden. Wie es 
in Wirklichkeit fteht mit ber Beeinflußbarfeit der Herren 
DObergenoffen, hat der ‚Vorwärts“ gefagt, als er über 
ben Dreöbener Parteitag folgendes urteilte: 
63 war beihämend, während ber Dreßbener 
Debatten zu ſehen, "wie völlig kritillos mande 
eifrige und keineswegs unintelligente Genoſſen 
ben ganzen bie Taktik betreffenden Verhandlungen 
— wie fie nad) dem — neuer 
eben jedesmal a Art es wechſ 
rechts) 
und heute 4 Ausführungen zuſtimmten, 
morgen denen Vollmars. Cine derartige, allen 
rhetoriſchen Ginflüffen widerſtandslos preis- 
Reichstag. 12. Legisl.-P. I. Seffion. 17. 


mir Bean zu einigen Bemerkun Ballen Es ift zwar 
im Hanfe nicht Sitte, auf ben eruf eines Abge⸗ 
orbneten hinzuw —— oder über * Beruf zu ſprechen; 
aber ausnahmsweiſe bemerke ich, daß es doch ſehr charakte⸗ 
ii ift, baß u. Aus — die wir von Herrn 

Wagner gehört haben, aus dem Munde eines 
önigtie — chen Laudridiers kommen. 

(Hört —43 bei den ——— 
Bielleiht läßt ſich ein gewiſſer Zufammenhang 
ber beruflichen Tätigkeit mit den Außerungen erfennen; 
denn es fteht feft — ich fprede da nur ganz allgemein 
befannte Tatſachen aus —, baß bie lirteile ber fädfiichen 
Gerichte gegen Sozialdemofraten fih in recht trauriger 
Weiſe abheben von ben Urteilen anderer objeltiver 
— a Haben wir doch aus ſächſiſchem Richter: 

mund gehört, dab die ſozlaldemokratiſchen Mer urn ung 

unge Perkifedung wegen Leute minberen Rechts jeien 
e anders be⸗ r — werben müßten als anbere 
—— onen. 5* Abgeordnete Dr. Wagner 
———— als oki Geihworene für un« 
geeignet zu objeltiver Rechtſprechung hält, dann - wahr: 


(A! 


(B 


—_ 


— 
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(Zinger.) 
fcheinlih nad feiner Meinung diejenigen Richter, bie 
Mitglieder des Reichslügenverbandes find, bie geeigneten 
Perſonen für eine objektive Rechtſprechung. 
(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten. — 
Ohol recht.) 

Meine Herren, mir liegt daran, feftzuftellen, daß bie 
Behauptungen, die ber Herr Abgeorbnete Dr. Wagner 
ausgeſprochen hat, einen Nachklang zu den Wahlkämpfen 
bilden, bie wir Hinter uns haben. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemofraten.) 
Sn ber Wahlbewegung ift aus den Zitaten des Reichs— 
lügenverbanded? — anderd können wir biefen Verband 
nicht bezeichnen — auch mit Behauptungen operiert worden, 
wie Herr Dr. Wagner fie hier vorgebradt hat. Würde 
ER Dr. Wagner aud nur eine Spur von Objektivität 
en 


(lebhafte Zurufe rechts), 

dann müßte er wiflen, daß überall da, wo Arbeiter im 
allgemeinen und Sozialbemofraten im befonderen zu 
richterlihen Amtern berufen werben, bie ganze Welt des 
Lobes voll ift über ihre Objektivität bei Ausfüllung ihrer 
richterlichen Funktionen. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Ih erinnere Sie nur am bie Erfahrungen, die wir in 
Deutihland mit den Gewerbegerichten gemadt haben. 
Faft in allen größeren Städten find bie Arbeitnehmer: 
beifiger Sozialdemokraten, wenigftend zum großen Zeil. 
Juriften, bie mit dieſen Arbeitnehmerbeifigern Recht zu 
iprehen haben, haben nit einmal, fondern jehr oft 
öffentlich erflärt, fie müffen die Objektivität, die Gerechtig« 
keit biejer Arbeitnehmerbeifiger auf das allerhöchſte an- 
erfennen. Mir b Fälle im Gebädtnis, in bemen 
Gewerberichter erflärt haben, die Arbeitnehmerbetfiger 
—— ſich durch ihre Objektivität manchmal vor den 

rbeitgeberbeifigern aus. 

(Hört! hört! bei den Sozialbemofraten.) 
Wenn gegenüber diefer Tatfahe Behauptungen aufgeftellt 
werben, wie das eben Herr Dr. Wagner getan bat, jo 
erflärt ih dad nur aus dem glühenden Haß unb bem 
Mangel jeder Gerechtigkeit für alles, was fozial- 
demokratiſch i 

(ehr richtig! bei den Sozialbemofraten), 
ohne irgendivie zu unterfuchen, ob berartige Behauptungen 
berechtigt find und tatſächliche Unterlagen haben. 

(Ernente Zuſtimmung bei den Sozialdemokraten.) 

Wenn alio die Behauptung des Herrn Dr. Wagner gutiftt, 
daß man in Sachſen feine ſozialdemokratiſchen Arbeiter 
zu Schöffen und Geſchworenen beruft, dann kaun ich nur 
annehmen, daß man tn Sachſen das objektive — 
Urteil der Sozialdemokraten ſcheut, weil man Klaſſen— 
urteile zum Nachteil ber Arbeiter und zu Gunften ber 
bürgerlihen Geſellſchaft von den Gerichten haben will. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Wir auf dieſer Seite haben immer auf dem Stanbpuntte 
geftanben, daß wir, wie mein Freund Stabthagen ſchon 
ausgeführt hat, Volksgerichte fchaffen wollen, und wir 
fonnten da8 um fo leichter und um fo wirkffamer tum, 
al3 unfere Partei, die mit ber überwiegenden Majorität 
aus Arbeitern befteht, ganz genau weiß, weld eine Summe 
bon Smtelligenz, Objektivität und Gerechtigkeit bei richter- 
lichen Handlungen den für foldes Amt qualifizierten 
fozialdemofratifgen Arbeitern innewohnt. 

(Sehr richtigl bet den Sozialdemokraten. 

Zuruf rechts.) 

Ih babe dieſe Ausführungen gemacht, nicht, weil ich 
laube, bat Anfichten, wie wir fie aus dem Munde des 
errn Dr. Wagner gehört haben, geeignet find, die Achtung 

und den Reſpelt vor der deutſchen Arbeiterflaffe, vor der 
in ber Sozialdemofratie politiſch organifierten Arbeiter- 
Haffe herabzuwürdigen — nein fo hoch ſchätze ich bie Aus- 





führungen bed Herm Dr. Wagner denn doch nicht. Ich (C) 


habe meine Ausführungen nur gemadt, um bagegen 
Proteft zu erheben, daß die neue Majorität mwieberholt 
verſucht hat, die Ehre der fozialbemofratiihen Partei und 
ber Arbeiterflaffe anzutaften und herabzufegen. 
(Beifall bei den Sozialdemokraten. Widerſpruch und 
ftürmitche Zurufe rechts.) 
Präfident:e Der Herr Abgeorbnete 
(Sachſen) hat das Wort. 


Dr. Bagner (Sachſen), Abgeorbneter: Meine Herren, 
ber ſächſiſche Richterftand hat nie Wert darauf gelegt, das 
Lob des Herrn Abgeorbnieten Singer einzuheimfen. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Wenn wir jemald biefes Lob auf unfer Haupt fammeln 
würben, dann hätten wir unfere Pflicht verfäumt. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Meine Herren, wir werben genau wie früher, unbekümmert 
um ben Tadel oder dad Lob ber GSozialbemofraten, 
objeftiv Recht ſprechen. 

(Gelächter bet den Sozialdemokraten.) 

— Meine Herren, ob Sie laden oder nicht, das ift furchtbar 
gleichgültig. — Jedenfalls wiffen wir alle auf biefer Seite 
genau zu unterfcheiden Tem unferen tm innerften 
Herzen treubeutfhen Arbeitern und ihren Berführern. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Meine Herren, Sie find nicht die Vertreter ber beutjchen 
Arbeiter! Wenn ich ben Herrn Abgeordneten Singer vor 
mir ſehe als Vertreter der deutſchen Arbeiter, jo muß ich 
fagen, Herr Singer fieht doch ganz anders aus als ein 
beutfher Arbeiter ober als ein Repräſentant beutfcher 


rbeit. 
(Sehr ritig! rechts. Lebhafte Zurufe von ben 
Soztialbemofraten.) 
Meine Herren, wir bürgerlihen Parteien wollen auch in 


Dr. Wagner 


Zukunft allen Armen und wirtſchaftlich —— Per (D) 
e 


befondere den Arbeitern, jo weit ald möglich 
—— zum Schutz und zur Hilfe; das iſt die 
Pflicht aller national gefinnten Männer. 34 ihre Ver⸗ 
führer wollen wir mit ber andern Hand zurüdftoßen, jene 
Heer, die alles das, was uns hoch und heilig ift, im 
den Staub ziehen. 

(Lebhaftes Bravo rechts. Lachen bei den Sozial: 
bemofraten.) 


Präfident: Der Herr Mbgeorbnete Dr. Müller 
(Meiningen) hat das Wort. 


Dr. Müller (Dieiningen), Abgeorbneter: Meine Herren, 
ih muß einem Ausdrud des Herrn Kollegen Singer mit 
aller Schärfe entgegentreten. Herr Kollega Singer bat 
e3 für notwendig erachtet, am Schluffe feiner Ausführen en 
hier auszufprehen, „die neue Mehrheit" — dat 
ganı allgemein davon geiprodhen, und er rechnet uns 

ekanntlich auch zu ber —* Mehrheit 


uru 

— mit Recht fogar — „babe die ganze beutfche Arbeiter 
fchaft beleidigt“. Ich weiß nicht, was ben Herrn Kollegen 
—— dazu berechtigt, uns eine derartige Inſtnuation zu 
machen. 


(Sehr richtigl links und rechts.) 
Wir haben gerade am heutigen Tage die Intereſſen der 
deutſchen Arbeiterſchaft — zuerſt ih und danach einige 
meiner politiſchen Freunde — energiſch gewahrt, indem 
wir barauf beftanden, daß auch bie deutſche Arbeiterfchaft 
als Geihworene und Schöffen mehr als biöher zuzu— 


ziehen jet. 

(Sehr richtig! links.) 
Ich habe darauf verwieſen, dab wir bereits im borigen 
Jahre einen derartigen Antrag eingebradt haben; Id 
habe barauf hingewieſen, daß unfere Parteigenoffen in 


— 


| 
| 
| 











(A) 


(®) 
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(Dr. Müller [Meiningen].) 
ben verfchiedenen Landesparlamenten und wir felbft eine 
berartige Forderung geftellt eben ih muß es daher als 
eine mit einem parlamentarijchen Yusdrud nicht zu kenn⸗ 
zeichnende Bemerkung feitens des Herrn Kollegen Singer 
anfeben, baß er und in einem folden — wo wir 
die Arbeiterintereſſen mindeſtens ebenſo gut vertreten 


(Eebhafte Zurufe rechts: beſſer) 
— Wie ich hoffe, ſogar noch beſſer! 
(Sehr richtig! rechts und linls. — Zurufe von ben 

Sozialdemokraten.) 
— Ich befige wenigſtens die Gerechtigkeit, daß ih auch 
bie Sozialdemokratie zu der „deutſchen Arbeiterſchaft“ zähle, 
während Herr Hollega Singer ſtets nur von den Sozlal- 
demofraten ald der deutſchen Arbeiterſchaft ſpricht. 

(Sehr richtig! Links.) 
Eine derartige Zufammenfhweißung von Sozialdemokratie 
und deutſcher Arbeiterſchaft weiſe ich ebenfalls, und zwar 
im Namen von Hunberttaufenden von deutſcheu Arbeitern, 
entſchieden zurüd. 

Webhaftes Bravo rechts und links.) 

Wir werden unter allen Umſtänden auch durch die Art 
ber Belämpfung uns hier von der äußerſten Linken in 
feiner Weiſe irgenbiwie davon abbringen laffen, daß wir 
bie Intereffen der deutſchen Arbeiterfhaft ebenfo vertreten 


wie fie. 
(Zurufe von den Sozialdemokraten.) 

Meine Herren, ih muß daher, wenn die Sozials 
bemofratie, wie e3 eben der Herr Kollega Singer getan 
dat, bie gefamten bürgerlihen Parteien ohne Unterſchled 

einer ſolchen vollfommen unmotivierten Weiſe angreift, 
das einfach als eine Verleumdung zurüdweifen. 
(Bebhaftes Bravo rechts und links.) 


Bräfident: Der Herr Abgeordnete Stabthagen hat 
dad Wort. 


Stadthagen, Abgeorbneter: Meine Herren, ich möchte 
bem Herrn Abgeordneten Müller, ber ja eben ein fo 
großes Pathos aufmand — — 

(Unruhe und Zurufe: lauter!) 
— Meine Herren, wenn Sie nod ein bißchen lauter fein 
wollen, wird es Ihnen noch ſchwerer, mir zuzuhören. 
Mir ſolls gleihgültig fein! — Der Herr Abgeordnete 
Müller hat eben ein großed Pathos aufgewendet, um fich 
dagegen zu verwahren, daß feine Partei, die allerneufte 
Rechte oder die allerneufte Linke — ich weiß nicht, wozu 
er eigentlich gehört 
(Laden und Zurufe rechts und links) — 
— baß feine Partei nit für die Intereſſen der Arbeiter 
eingetreten ſei, und hat bier bei Gelegenheit ber Juſtiz⸗ 
reform als befonderen Grund nad der Richtung hin an— 
eführt, Sie — id) glaube, die Fretſinnige Boltöpartei, oder 
Fol bie ganze Rechte fein? — hätten bereitö im vergangenen 
Jahre den Antrag eingebracht, nad dem die Arbeiter ald 
Schöffen, ald Geihworene hinzugezogen werden follten. 
Ich möchte demgegenüber, weil id weiß, wie berartige 
Dinge nachher von ber freifinnig-fonferbativen Preſſe ver: 
wertet werben, nur feftitellen, daß diejenige Partei, die 
dad bier im Reihdtag mit aller Entfchiebenheit, und 
war bereit3 durch Anträge im Jahre 1893, 1894, 1895, 
bat feftlegen laffen wollen und Anträge geftellt hat 
(Zuruf rechts: „wollen!“) 
— mollen? bie Anträge haben wir geſtellt; nicht wir 
haben fie abgelehnt —, nad; denen bie Arbeiter ſowohl 
als Schöffen wie ald Geſchworene zugezogen werben 
müffen, nad benen auch Tagegelder gezahlt werben follen, 
bie Soztalbemofratie war. Und ba waren es bie Bürger: 
lichen, insbeſondere bie Herren, melde eben Zwiſchenrufe 
machten, bie bie Anträge abgelehnt haben. 
So viel zur Steuer der Wahrheit! 


Aber, meine Herren, wie fommt ber Herr Abgeordnete (C) 


Müller dazu, wenn er hier eine alte befannte Forderung, 
bie aud vom ben Sozialdemokraten, folange fie im 
Parlament tätig geweſen find, verteidigt ift, wieder auf: 
reift, davon zu ſprechen, er müſſe ganz entſchieden be— 

eiten, daß nur die fozialdemofratifhen Arbeiter bie 
politiſch organifierten Arbeiter feien! Ad, Herr Abge— 
orbneter Müller, wenn Ste bon und alte Anträge wieder 
vorframen wollen, hätten Sie nicht heute vorhin erflären 
follen, fie wollten auf das nicht eingehen, was ich geftern 
gefagt habe. Ste hätten dann vielmehr 2 bie 
alten Anträge, bie wir in biefer Materie feit 1894 ſtets 
und ſtändig hier geftellt haben, vorbringen fönnen, wenn 
Sie in der Tat Äntereffen der Arbeiter vertreten wollten, 
und follten dann Ihre freunde rechts dazu veranlaffen, 
dafür einzutreten. 

Auf die Entrüfung ded Herrn Abgeordneten Müller 
weiter einzugehen, fällt mir nidjt ein. 

Dem Herrn Abgeorbneten Dr. Wagner möchte ich 
meinen Dank audfprehen. Herr Dr. Wagner tft fo 
freundlih geweſen, zulegt ausdrücklich zu erklären, Sie 
werben fo bleiben, wie Ste find, — und er hat Klar zu 
erkennen gegeben, daß er es geradezu als Aufgabe des 
Richters betraditet, gegen die Sozialdemokraten, weil fie 
Sozialdemokraten find, Recht zu ſprechen 

(Widerfprud rechts), 
Har zu erfennen gegeben. Das war Har ber Inhalt feiner 


Außerungen 
erneuter Widerſpruch) 
— davon werben Sie nichtö abwenden fünnen, bad war jo 
Mar wie etwad —, daß er annehme, es müſſe der Richter 
als Rächer und nicht ald Richter auftreten. 
(Sehr richtig! * —— ——— 
tre 


ch 
Und daß dieſe Annahme gerade auglid des Dresdener 


Gerichts nicht nur in ben Kreiſen der Sozialdemokraten, (D) 


niht nur im ben Sreifen der Arbeiter, fondern aud in 
bürgerlihen Kreiſen, in dem Sreifen ber Richter für richtig 
erachtet wird, das tft ja dem Dresdener Richtern durch 
ein Berliner Urteil attefttert. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Das Dreddener Gericht hatte fi mit einem Strafantrag 
an ba8 Berliner Gericht gewendet, weil behauptet war, 
die fähflihen Richter in Dresden betradteten die Arbeiter 
und GSozialdemofraten ald Menihen minderen Rechts. 
Daraufhin hat das Landgericht Berlin L, das wahrhaftig 
nicht ſozialdemokratenfreundlich ift, auf Grund einer Fülle 
beigebradhter Urteile erkannt, ber amgeflagte Rebattenr 
müffe 7* werden, weil die Behauptungen, durch 
bie ſich die Dresdener Richter beleidigt fühlen, von Anfang 
bis zu Ende volllommen erwiefen find, aljo daß bie 
ſächſiſchen, iusbeſondere die Dresdener Richter nicht den 
Grundjag ber Gleichheit aller Bürger vor dem Geſetz bes 
tätigt haben, ſondern die Arbeiter und Sozialbemofraten 
in ihren Urteilen für Bürger minderen Rechts erflärt 


aben. 
(Hört! hört! bei den Sozialbemofraten.) 

Nun, mein werter Herr Dr. Wagner, das tft ber Grund, 
warum ih Ihnen Dank fagte. Sie haben in Erinnerung 
gerufen dies Urteil, das Ihren ja wahrſcheinlich 
auch befannt ift. Denn ed waren fähfiihe Konſervative, 
die ans Anlaß dieſes Urteils veriucht haben, Sturm e 
laufen gegen bie preußtichen gelehrten Richter in Berl 
und fie zu tabeln, weil fie in einem foldhen Falle auch 
einem Sozialdemokraten gegenüber beim Rechtſprechen das 
Richtige gefunden Haben. Alfo, Herr Dr. Wagner, ich 
muß Ihnen beswegen Dank ſprechen, weil Sie fo prächtig 
gezeigt haben, dab die Unabhängigkeit des Richters don 
Ihnen in dem Sinne gefordert wird, daß bie Juſtiz als 
politiſches Kampfmittel gegenüber dem Wrbeiter, ind: 

64* 
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(Stadtagen.) 


(A) befondere gegenüber einem Sozialdemokraten gebrandt 


werben fol. 
(Zuruf von den Antifemiten.) 

— Ih weiß nicht, wer von ben Herren einen Zwiſchen⸗ 
ruf madte; ih glaube, ed war Herr Werner. 

(Zuruf von ben Antifemiten: Bruhn!) 
— Na, da fieht einer wie ber andere aus. 

(Große Heiterkeit.) 
„Sübifche eng wurbe mir zugerufen. 
(Zuruf: Zübifche Verdrehung! — Glocke bes 
Bräfidenten.) 


äfident: bitte, feine Zwi 2 
Präfid Ich —2 3 ſchenrufe zu machen 


Stadthagen, Abgeordneter: Da muß ich allerdings 
fagen, daß ich den Herrn Dr. Wagner nicht darum bemeide, 
daß ber Herr Abgeordnete n— — 

(Zurufe von ben Anttfemiten.) 
— Wenn ber Herr Zwifchenrufer etwas anbered meint, 
dann mag er hierher fommen auf bie Tribüne und nicht 
ſchwer kontrollierbare Zwiſchenrufe machen; ich werde bem 
Herrn bann mit ber Antwort dienen. — 

Alfo Herr Dr. Wagner hat meined Erachtens klar zu 
erfennen gegeben, wie bie Unabhängigkeit der Richter, für 
bie ich 8 ern eintrat, von ihm bewertet wird, und wie 
er glaubt, daß bie pen als polittfches Kampfmittel 
ge werben ſoll gegenüber ben Arbeitern und gegen: 

ber ben Sozialdemokraten. Ste werben es nun ber: 
fiehen, meine Herren, warum es in gan Deutſchland 
feinen einzigen Arbeiter, mag er im übrigen einer 
politifchen Richtung — welcher er wolle, geben 
ann, ber auch nur einen Reſt von Vertrauen zu dem 
ſächſiſchen Nichter haben Tann. 

(Bravo! bei ben Soztalbemofraten.) 


Bräfident: Der Herr Abgeorbnete Singer hat das Wort. 


Singer, Abgeorbneter: Meine Herren, ih will nur 
ein paar kurze Bemerkungen machen. 

Wenn der Herr Abgeordnete Dr. Wagner unter 
Nennung meines Namend ſich über bie {Führer ber 
foztalbemofkratifhen Bartei erregt hat und meint bie 
Arbeiter vor diefen Führern —8 u müſſen, ſo glaube 
ih, daß die Arbeiter ihre Führer ia felbft fuhen und 
fi nicht darum kümmern werben, was Herr Dr. Wagner 
und feine Freunde in dieſer Beziehung für gut halten. 

(Sehr richtig! bet den Sozialdemokraten.) 
Übrigend find bie Ausführungen, bie der Herr Abge- 
orbniete Wagner in juriftifher Beziehung gemacht, und die 
Anfihten, die er ausgeſprochen bat über die Objektivität 
und Gerechtigkeit der Soztalbemofratie und ihrer Banner 
träger ber befte Beweis für die Nichtigkeit meiner Auf: 
foffung, daß ſolche Perſönlichkelten wie Herr Wagner 
ch am allerwenigften zu richterlihen Funktionen eignen. 
(Sehr richtig! bei ben Sozialbemofraten.) 
Mir tommen bie Ausführungen des Herrn Dr. Wagner 
fo vor, als ob ich eine Figur aus ber Schredensfammer 
ber ſächfiſchen Juſtiz vor mir habe. 
(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten. — 
Lachen rechts.) 

Meine Herren, der Herr Abgeordnete Dr. Müller 
(Meiningen) hat fih nach meiner Meinung in recht unnötiger 
Weiſe über meine Ausführungen aufgeregt. Ich kann im 
Angenblid nit jagen — id habe das Stenogramm nicht 
zur Hand —, ob ih den Ausbrud „neue Mehrheit” 
gebraudht Habe. 


(fe: Jawohli 

Wenn das ber Fall tft, jo Habe ich mich zu reftifizieren; 
ich habe felbfiverftänblih nur von der gen in ber 
heutigen Berfammlung fprechen wollen. Ob biefer lapsus 
linguae Herrn Dr. Müller (Meiningen) Beranlaflung 





eben konnte, fih zum Offizialverteibiger ber neuen Mehr- (C) 


eit aufzumwerfen, laſſe ich bahingeftellt fein. ebenfalls 
meine ih aber, baß feine legten Ausführungen, foweit fie 
fi auf die Hunderttaufende von Arbeitern beziehen, in 
deren Namen er gefprohen hat, mid zu ber Anfrage 
bereditigen, wo benn bie Qunberttaufende von Arbeitern 
find, die hinter Herrn Dr. Müller (Meiningen) und feinen 
Freunden ftehen. 

(Sehr riätig! bei den Sozialdemokraten.) 
Sie, meine Herren bon der liberalen Seite des 
werben doch nicht beftreiten können, daß Sie bie 
ber Arbeiter ſchon [äugft nicht mehr hinter ſich haben 

(fehr richtig! bei den Sozialdemokraten), 
und daß Sie, wenn e3 einmal der Fall gewejen tft, bie 
Arbeiter nur um deöwillen hinter fid) gehabt haben, weil 
damals die Sozialdemokratie und die Arbeiterflaffe noch 
nicht felbftändig organtfiert war. Seit ber Zeit aber, wo 
die Arbeiterlaffe die Überzeugung gewonnen hat, daß fie 
ihre Intereſſen felbitändig zu vertreten und nicht mehr 
als Stimmbieh des Liberalismus zu fungiren haben 

(Heiterfeit — jehr *1 den Sozialdemokraten), 

ſeit dieſer Zeit ſind die Maſſen der Arbeiler von dem 
Liberalismus abgerückt. Aber, meine Herren vom Freifinn, 
wenn Sie ſich etwa auf diejenigen Arbeiter berufen wollen, 
die im legten Wahltampf ald Gefolge bed Hottentotten- 
blods ben Zonfervativsliberalen Stimmzettel abgegeben 
haben, jo werben biefen Arbeitern fehr bald die Augen über 
ihre Berirrung aufgehen. 

(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten.) 
Wie mir ſcheint, ift dem Herm Abgeordneten Dr. Miller 
(Meiningen) die Gelegenheit recht erwünfcht geweſen, ſich 
wieder einmal in einen mächtigen Zorn gegen bie Sozial- 
bemofratie Hineinzureben. Aber bie Urſache, bie er fi 
hierzu Deranßgefucht hat, war feiner zornigen Erregung 
und Heftigkeit wirklich nit angepaßt. 

(Bravo! bei den Sozialbemofraten.) 


Präfident: Das Wort hat ber Herr Abgeorbnete Sereth. 


ſtreth, Abgeordneter: Meine Herren, ih will mid 
nicht unterfangen, hier ben beutichen Richterftand gegen 
die Anwürfe feiteng der Sozialdemokratie in Schuß zu 
nehmen. Es wäre das eine Beleidigung bed beutichen 
Richterftandes, der ich mich unter keinen Umftänden ſchuldig 


machen möchte. 
(Sehr gut! redht3.) 

Ich glaube aud, bat meinem Freunde Dr. Wagner ber 
Dank ded Herrn Stadthagen nit viel fchaben wird; 
benn er erfreut fidh einer Fräftigen Konftitution und wirb 
wohl barüber —— Aber Verwahrung möchte 
ih doc dagegen einlegen, daß bie Herren bon ber 
Sozialdemdfratie, die fi bereit3 in bem Wahlkampf mit 
fehr viel Emphaje und ebenfo viel Unwahrhaftigteit als 
bie Vertreter der deutſchen Arbeiterfchaft aufgeipielt haben, 
fih aud bier im Haufe als bie geborenen Vertreter ber 
beutfchen — hinſtellen. Wenn man als bie 


aufes, 


affen 


Vertreter ber deutſchen Arbeiterfhaft hier im Haufe bie 
Herren Singer und Stadthagen hat auftreten fehen, dann 
kann man fich ungefähr ein Bild machen, wie bie deutſchen 
Arbeiter gegen dies Patronat proteftieren würden, wenn 
fie Bier anweſend fein könnten. Vielleicht wird es aber 
demnächſt verlangt werden, daß ſie hier erſcheinen; denn 
Herr Singer ſchien zu fordern, daß Herr Abgeordneter 
Dr. Miller —— zum Beweiſe ſeiner Behauptung 
einige Hunderttauſend liberale Arbeiter mitbringen ſolle, 
wohl um fie auf ben 2. A Haufed nieberzulegen. 
eiterfeit. 

Dann waren bie Ausführungen bes Herrn Abgeorbneten 
Stadthagen in anthropologtiher Beziehung intereffant, da 
er verſuchte, einen antifemitiihen Typus feftzuftellen, und 
behauptete, die Herren bon ber antifemitiigen Partei 


(A) fähen 
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(Kreth.) 

fi alle ähnlich. Ich glaube aber, er wird bei 

allen, bie fi mit berartigen Studien abgeneben haben, 

mit biefer Entdedung nicht ſehr viel Beifall finden. 
(Heiterkeit.) 

Überrafht ift man, wenn man bie Mitglieberlifte bes 
hohen Hauſes auf ihre Übereinftimmung mit den Phrafen 
ber Herren Sozialdemokraten prüft, die ſich als Vertreter 
ber deutſchen Arbeiter auffptelen unb vorgeben, großen: 
teils dem Arbeiterftande anzugehören, da muß ih an 
ber Hand dieſer Mitgliederlifte feftftellen, daß die 43 fozial- 
bemofratifhen Vertreter in diefem hoben Haufe folgenden 
Berufen angehören: 10 Partei- ober Gewerkſchaftsbeamte, 
17 Schriftſteller und Redakteure, 3 Drudereibefiger oder 
— ra 3 Handwerksmeiſter, barunter ein 
Schuhwarenhändler, 2 Zigarrenfabrifanten, 2 Kaufleute, 
2 Privatbeamte, 2 Rechtsanwälte, 1 Buchhändler und 
1 Brivattier — das ift der Herr Abgeordnete Singer. 
Das find bie Vertreter ber beutfchen Arbeiter! 

(Glode des Präfibenten.) 


Präfident: Ich bitte, nicht den Privatberuf des Herrn 
Abgeordneten Singer bier zu erwähnen. 
(Große Heiterkeit.) 


Kreih, Abgeorbneter: Meine Herren, ich meinte nicht 
gegen die Orbnung zu berftoßen, weil id glaubte, daß 
bie Tätigkeit als atier fein Privatberuf wäre. 

(Große Heiterkeit.) 

Meine Herren, dann tft von bem Herrn Abgeordneten 
Stadthagen der ſächſiſche Richterftanb gegen ben preußifchen 
ausgelpielt worben. Ich will ihm auf dieſes Gebiet nicht 
folgen. Ich akzeptiere jedoch das Lob, das er dem 
preußifhen Richterſtand und beſonders bem Berliner 
gefpenbet hat, und Lonftatiere Hier zu unferer alljeitigen 
großen Genugtuung, dab bie preußifche Yuftiz immer 

oben Wert barauf gelegt hat, fih von ungeeigneten 
lementen freizuhalten. 
Bravo! rechts.) 
Meine Herren! ich würde dieſen Anmwürfen eine zu große 
Ehre antun, wenn ich verſuchen wollte, für die beutfche 
Juſtiz und die deutfhen Juriften einzutreten. Wenn bie 
Herren Sozialdemokraten aber die Behauptung aufitellen, 
daß im weiten Streifen der Arbeiterfhaft daS Vertrauen 
u ber beutfchen Juſtiz geſchwunden fe, fo, meine Herren, 
ft das eine IInwahrheit, bie Ihnen fein Meinic glaubt, 
fo oft fie e8 auch hier im Hanfe und außerhalb wieder: 
holen mögen. Gerabe unfer Arbeiterftand hat noch durch⸗ 
aus Vertrauen zum Richterſtande, und alle Ihre Verhegung 
wird dieſes Vertrauen zum Richterſtande unter ben Arbeitern 
nicht wanken maden können. 
(Bravo! rechts.) 


Bräfident: Der Herr Mbgeorbnete Dr. Wagner 
Sachſen) hat das Wort. 


Dr. Bagner (Sachſen), Abgeorbneter: Nur wenige 
Sätze! Ich habe lediglich Davon geiprodhen, daß zu Schöffen: 
und Geihmworenenämtern nicht die Agitatoren und Heßer ber 
Sozialdemokratie fi) eignen. Ich babe kein Wort davon 
gelost, daß bie Gexichte ein Kampfmittel im politiſchen 

eben ſind, fein Wort davon, und ich weiſe ben barin 
liegenden Vorwurf entſchieden zurüd. 

Dann, meine Herren, bie Geſchichte mit bem Berliner 
Landgerihtäurteil gegenüber bem — bed Dres⸗ 
bener Dberlandeögerihtö! Das Urteil iſt ergangen; fo, 
wie es Herr Stadthagen vorgetragen hat, allerdings nicht. 
Ein Teil war richtig, ein anderer nit. Das im einzelnen 
zu ſchildern, würbe heute zu weit führen, gehört vor 
allem nicht in bie Debatte über die Strafprogekreform. 

Ferner, meine Herren, bie Behauptung, die Arbeiter 
hätten fein Vertrauen mehr zum Richterftande! Ich bin 
ftolz darauf, daß in meinem Wahlfreife Hunderte bon 
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Arbeitern mich gewählt haben, bie früher den Sozial: 

demofraten anbingen, unb ich werbe allezeit bemüht fein, 

auch bie Intereſſen unſerer Arbeiter hier zu bertreten. 
(Bravo! rechts.) 


Bräfident:e Der Herr Abgeordnete Dr. Müller 
(Meiningen) hat das Wort. 


Dr. Müller (Meiningen), Abgeorbneter: Gegenüber 
den Ausführungen des Herrn Abgeordneten Singer muß 
ih noch einmal feitftellen, daß Herr Singer bon ber 
„neuen Mehrheit” gelprogen hat, die bie ganze deutſche 
Arbeiterſchaft beleidigt hat. Nun war er etwas in Ber: 
legenheit, und bat dieſen Ausdruck mehr ober minder 
urüdgenommen. Er bat jegt von ber „heutigen Mehr: 
—* geſprochen. Ja, meine Herren, heute gab es eigentlich 
bloß eine einzige Mehrheit, nämlich Diefenige, bie ben 
Schlußantrag ablehnte. 

(Sehr richtig! und Heiterkeit links und reits.) 

Der Herr Kollege Singer fcheint fih in einer wirklichen 

Begriffönerwirrung zu befinden; er gehört nämlich felbft 
u biefer Mehrheit, die angeblich ben deutſchen Arbeiter: 
and beleibigt hat. 

(Stürmiſche Heiterkeit. Zuruf bei den Sozial- 

bemofraten.) 
— Der Herr Kollege Singer ruft mir zu: das find 
Mätzchen! 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Ja, meine Herren, das find Tatſachen. 
(Sehr richtig! Tinte.) 
Gibt es denn überhaupt eine andere Mehrheit? Nein, 
Herr Kollega Singer, Sie haben nad alledem — vielleicht 
haben Ste geglaubt, daß Sie wieder in Wahlzeiten wären — 
den fogenannten „Blod“ gemeint, ben Sie dann ganz 
ehrlich wieber in bie Diskuſſion hereingebradit haben, und 
ben Sie als den „Hottentotten= ober Kaffernblock“ zu 
bezeichnen pflegen. 
(Lebhafte Zurufe bet den Sozialdemokraten. 
— Gewiß, wenn Sie bamit anerkennen, baß Sie ben 
fogenannten Blod tatfählich gemeint haben, d. h. daß Ste 
bloß in Ihrer großen Berlegenheit von einer „heutigen 
Mehrheit" geſprochen Haben, Herr Kollega Shuger, fo 
akzeptiere ich diefes Zugeftändnis mit Freude. 
war aber auch wohl beredtigt — und das tft 

bie zweite Bemerkung, die id machen muß —, für alle 
nichtiozialbemofratifchen Arbeiter hier zu ſprechen, ganz 
glei, ob biefelben den freifinnigen, den liberalen ober 
ben fogenannten chriſtlichen Arbeitern angehören. 

(Zurufe bei den Sozialdemokraten.) 
— a, meine Herren, alle bürgerlichen Vertreter find 
meiner Anfhauung nad in einem derartigen Falle, in 
bem Sie allen bürgerlihen Parteien borwerfen, daß fie 
bie Arbeiter beleibigten, wohl berechtigt, eine derartige 
Snfinnation ohne weiteres zurüdzumelfen. 

(Lebhafte Zuftimmung.) 
Wie notwendig das ifl, bad ging gerade aus einem 
Zwifchenruf bei den lebten Worten des Herrn Vorrebners 
erbor, indem einer ber Herren bazwifchenrief: biefe 
rbeiter waren eben „Philifter*! 
(Hört! hört! nf und rechts.) 

Ja, meine Herren, das tft Ihre ganze Gefinnung: jeber 
Arbeiter, ber nicht foztalbemotsatild wählt, ift ein 
Philiſter. 

(Zurufe bei den Sozialdemokraten.) 
— Jawohl, meine Herren! Ich begrüße es, daß Sie das 
unterfchreiben. Das tft ein „törihtes Stimmpbieh“, ben 
belegen Ste mit allen möglichen Koſenamen. 


(Sehr ango 
Das wieder einmal feſtzuſtellen, iſt heute allein ſchon ein 
ſehr wertvoll’ — 
(Bebhaftes Bravo links und rechts.) 


(0) 


(D) 


(A) 


(B 


u 
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Bräfident: Der Herr Abgeorbnete Bruhn hat bad Wort. 


Bruhn, Abgeordneter: Meine Herren, ald Herr 
Stabthagen bier jo heftig wurde gegen den Herrn Abges 
orbneten Wagner, wurde ih an eine Auseinanderfegung 
erinnert, bie ich bor einigen Jahren hier mit ihm hatte. 
Damals verfuhte Herr Stadthagen mir auh Worte in 
den Mund zu legen, bie ich nicht gefagt hatte, genau fo 
wie er ed heute Herrn Dr. Wagner gegenüber getan hat. 
Dies Perſönliche iſt durch Herrn Abgeordneten Singer in 
bie Debatte hineingetragen 

(Zuruf bei den Sozialbemofraten: Wagner!) 
— nein, Singer! — Mit Recht hat Herr Dr. Müller die 
Art des Herrn Singer zurüdgemwielen. 

Auch ich weiſe es zurüd, daß wir bie Intereſſen ber 
Arbeiter verlegten. Wir find aud der Meinung, daß bie 
Arbeiter nicht im der Weiſe zu den Schöffengeridten 
herangezogen werben, wie es geſchehen müßte. tr teilen 
die Anſicht, bie bieöbezüglih auf der rechten Seite aus— 
geſprochen worden tft, nicht. 

Zweifello bat ber Herr Abgeorbnete Singer durch 
feine fharfen Wendungen bon ber „neuen Mehrheit” den 
aehäffigen Ton in bie Debatte ——— Herr 
Stadthagen verſuchte die Worte des Herrn Dr. Wagner 
u verdrehen. Das verſteht Herr Abgeordneter Stabt- 
m en ganz ausgezeichnet; was man halb gejagt ober 
nicht bat fagen wollen, verſucht er einem zu unterftellen. 
Als ich dies hörte, wurbe ich daran erinnert, baß mir es 
mit Herrn Stadthagen ähnlich fo ergangen ift; deshalb 
machte ich vorhin den Zwiſchenruf, benfelben, den ich ihm 
por einigen Jahren bier machte, wofür id zur Orbnum 
gerufen wurde. Die Worte, bie ich * damals zurief, 
will ich nicht wiederholen, um mir nicht jetzt wieder einen 
neuen Ordnungsruf zuzuziehen. Wenn Herr Stadthagen 
aber ſagt, die Antiſemiten ſehen ſich alle gleich, dann 
muß ich entgegnen: ob Sie Stadthagen oder Singer 
heißen, Sie jehen fih alle gleich! 

(Bravo! und Heiterkeit recht3.) 


Bräfident: Der Herr Abgeordnete Heine hat das Wort: 


Heine, Abgeorbneter: Die beiben Herren Abgeorbneten 
von der Rechten, Herr Wagner und Herr Kreth — heißt 
er wohl —, haben es glüdlich dahin gebracht, die Debatte, 
die bis dahin fahlid und intereffant verlaufen ift, und 
bet ber es fi um ernfte wiffenfhaftlihe Fragen drehte, 
auf dad Niveau einer perfönlihen Zänkerei gegen bie 
Sozialdemokratie zu bringen. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Namentlich Hat der Herr Abgeordnete Kreth hier aus dem 
Regifter des Reichſstags bem Beruf der jozialdemotratifchen 
Abgeorbneten vorgelejen und hat gefunden, daß darunter 
nur noch wenige aktive Arbeiter wären 

(Zuruf rechts: gar feine!) 

— oder gar feine, meineiwegen! Es möge ber Herr jo 
ut fein, einmal bie Bebenäbeichreibungen im Reichstags- 
andbuch nad) —* Wenn das jetzige noch nicht heraus 
iſt, kann er ja das vorige dafür zu Rate ziehen. Da 
wirb er finden, wie viele bon umferen Barteigenoflen des⸗ 
wegen fi dem Berufe des Schriftſtellers, bed Gewert- 
ſchaftsbeamten oder ähnlihen Berufen haben widmen 
müffen, weil fie ald Sozialdemokraten feine Arbeit mehr 


finden fonnten. 
(Sehr ritig! bei den Sozialdemokraten. 
erſpruch rechts.) 

Übrigend Habe ich feine Veranlaffung, die Herren 
Gewerkſchaftsbeamten, die jegt im Zentrum und auf ber 
Rechten figen, bagegen zu verteidigen, baß fie feine Arbeiter: 
bertreter wären, weil fie jet Gewerkſchaftsbeamte find. 

(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) 
IH denke, bie Herren werben das jelber beforgen. 
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Der Herr Abgeorbnete Wagner erſcheint mir als ein 
typiſches Abbild der ſächſiſchen Juſtiz. 
(Sehr richtig! bet den Sozialdemokraten.) 
Wenn man fih erinnert, welde Schwierigkeiten es dem 
roßen Maler Klimt gemacht hat, die Juftiz zu perfoni- 


zieren 

(Heiterkeit), 
fo, meine ich, Könnte er es fi einfacher machen, wenn er 
wenigftend fir bie fähfiihe Juſtiz eine Berfonifitation 
haben wollte: er braudte bloß das Porträt des Herrn 
Abgeordneten Wagner binzumalen! 

(Sehr gut! und ige bei den Sozialdemokraten.) 
Diefe Art und Weiſe, anftatt großer wirklicher rechtlicher 
Geſichtspunkte, anftatt großer Ideen, die doch glüdlicher- 
weile im Rechtsleben vorhanden find, kleinliche perfönliche 
Nörgeleten und Zäntereten heranzubringen, tft typiſch für 
biefe gewiffe Sorte von Redtfprehern. Mir ald Juriften 
ift nur eine Frage babei intereffant, die auh für uns 
Reihätagdabgeorbneten wichtig ift. Belanntlid darf fein 
Abgeorbneter außerhalb des Haufes für das, was er bier 
gefagt hat, in irgend einer Weile zur Berantwortung 
gezogen werben. 

Nun möchte ich die juriſtiſche Frage bier zur Er: 
wägung geben, ob die Außerung des Herrn Abgeorbneten 
Wagner außerhalb des Haufe von denen, über bie er 
urteilen fol, angeführt werben bürfte zur Begründung 
eines Mblehnungdgefuhes wegen Befangenheit, zum 
Bemwelfe, dab man von ihm ein gerechte Urteil über 
Sozialdemokraten nicht erwarten könne, 

(Sehr richtig! links.) 
Das iſt eine Preisfrage, über bie vielleiht Herr Kollege 
Müller (Meiningen), der ja auf diefem Gebiete ſchätzens— 
werte Beiträge geltefert hat, künftig vielleicht einmal etwas 
im Ardiv veröffentlicht. 
Heiterfett.) 


— 


c) 


( 
Es ift gefagt worden, man hätte dem Herrn Abgeorbneten (n) 


Wagner etwas in den Mund gelegt. Nein, man braudt 
ihm gar nichts in ben Mund zu legen, man brandt ihn 
bloß zu fehen und biefen Ton ber Verachtung und bes 
Haſſes gegen Andersdenlende Hier mit anzuhören, bann 


wußte man genug. 
(Sehr —* 
Übrigend haben wir wieder, meine Herren, lange Reben 
zum Lobe ber Juſtiz gehört, der unanfeghtbaren Necht: 
ſprechung. Ich halte die Gelegenheit nicht geeignet, jetzt 
in fo fpäter Stunde darauf einzugehen. ir werben 
fpäter beim Etat Gelegenheit haben, noch darüber zu 
fprehen. Heute möchte ih nur dad eine fagen: id 
weiß nicht, ob ber —— Kreth ſelber Richter iſt. 
ufe: Nein!) 
Aber ber Herr Abgeordnete Wagner ift ed, und ein ſolches 
Rob, das einer ſich felber erteilt, das ift nicht ganz 


unverbädtig. 
(Heiterkeit links.) 


Präfident: Der Herr Abgeorbnete Dr. Jund bat 
das Wort. 


Dr. Jund, Abgeorbneter: Meine Herren, ich habe 
nicht das Recht, eine Erklärung namend ber ſächſtſchen 
Richter abzugeben. Wenn aber hier ber Meinung Ausbrud 
gegeben jein follte, man habe in Sachſen bie Beobachtung 
** daß ſich ber Arbeiter, wenn er Sozialdemokrai 

nicht eigne, eim richterliched Amt auszuüben, gleichviel 
in welder Form, fo müßte ih dem entidhieben wider: 
iprehen, aus meiner eigenen Erfahrung unb aus ber 
anberer Herren, auch aus dem Richterſtande, die mir bies 
beftätigt haben. Der Arbeiter hat fi ſowohl als Schöffe 
ald auch namentlich ald Beiſitzer des Gewerbegerichts 
und in anderen Amtern durchaus befähigt erwieſen, un—⸗ 
parteiifh zu urteilen; er hat fi auch nicht geſcheut, wo 
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(Dr. Jund,) 
(A) es Not tat, Stellung zu nehmen gegen feine eigenen 
Standeögenoffen. Zur Steuer der Wahrheit glaubte ich 


(B 


— 


bie3 hiermit feftftellen zu follen. Der Herr Abgeordnete 
Singer wird nun um fo mehr bie Bemerkung bebauern, bie 
er vorhin gegen eine „Mehrheit“ dieſes Haufes fo leicht: 
bin abgegeben hat. 

(Brabo!) 


Präfident: Der Herr Abgeorbnete Kreth hat das Wort. 


Kreih, Abgeorbneter: Der Herr Abgeorbnete Heine 
bat und den Vorwurf gemadt, dab wir an die Stelle 
oßer been Hier Leine perfönlihe Nörgeleien gefegt 
Bätten. Ih glaube, der Herr Abgeordnete Heine wiirde 
es als unlauteren Wettbewerb bezeichnen, wenn wir 
unfererfeitö mit großen Ideen, die fein alleiniges Vorrecht 
find, zu operieren und geftatten wollten. Ich will aber, 
um Mißdeutungen vorzubeugen, ausdrücklich betonen, daß 
bon unferer Seite niemand die Behauptung aufgeftellt 
bat, ald wären die Arbeiter nicht geeignet für ben 
Schöffen und Gefhworenendienft. Es ift von bem Herm 
Abgeordneten Wagner nur gefagt worben, daß die fozial- 
bemofratiih verhetzten Arbeiter nit bad richtige umb 
unbeeinflußte Urteil haben könnten, um über Degen 
und Übertretungen, bie anläßlih eines Streils verübt 
wären, unparteliſch zu urteilen, und ich glaube, es hört 
bie ganze lnvoreingenommenheit bed Herrn Abgeorbneten 
Heine dazu, diefe Tatſache in dem Moment zu beftreiten, 
wo er deulſchen Richtern vorwirft, daß fie aus politiſcher 
nn nit unparteifh zu urteilen ver- 
möchten. 

Dann war ed recht bezeichnend, daß Herr Heine in 
bemfelben Augenblid, in dem er alle Lob auf die Sozial- 
bemofraten und auf bie ausgezeichneten Arbeiterführer 
und damit auf ſich felbft Häuft, es tadelt, wenn ein Richter 
für bie Ehre bes Richterftandes eintritt, und bad — als 
Eigenlob bezeichnet. Zur —— bed Herrn Abge- 
ordneten Heine will id) erflären, daß ich nicht Richter bin 
und auch niemals Richter geweien bin. Alſo feine 
Eremplifitation auf mid traf in feinem alle zu. Er 
hätte dad wohl aud; aus meiner abwehrenden Bewegung 
entnehmen können, aber er wäre dann um feinen ſehr 
eleganten Schlußabgang gelommen. 

; Heiterkeit.) 


Bräfident: Der Herr Abgeordnete Heine hat das Wort. 


ine, Abgeorbneter: Der Herr Abgeorbniete ſtreth 


Hat nicht zugehört. Ich habe ja —— geſagt, als 


mir zugerufen wurde, daß er nicht Richter wäre: aber ber (0) 


Herr Abgeorbnete Wagner ift ed! Übrigens, bie Vertreter 
der Arbeiter habe ich nicht gelobt, die haben das nit 
nötig, bie loben ſich burd ihre Taten. 

(Heiterkeit) 


Präfident: Es tft niemand mehr zum Wort gemeldet; 
bie Beiprehung ift geichloffen. 

Das Wort zu einer perſönlichen Bemerkung hat der 
Herr Abgeordnete Werner. 


Berner, Abgeorbneter: Der Herr Abgeorbnete Stabt- 
hagen Hat in feinen Ausführungen auch meinen Namen 
genannt. Das gibt mir bie Beredtigung, ihm im Rahmen 
einer perfünlihen Bemerkung zu antworten. 

Wie bereit3 mein Kollege Bruhn feftgeftellt hat, ift 
biejer Zwifchenruf gar nicht von mir auögegangen. Des— 
halb hat ber Herr Stadthagen auch feine Berechtigung, 
mich perſönlich zu — Ich will ihm aber 
perſönlich gegenüber bemerken, daß ih mich am aller: 
wohlſten fühle, wenn ich ihn weder fehe noch höre. 

(Heiterfeit.) 


Präfident: Meine Herren, ich ſchlage Ihnen vor, fi 
jegt zu vertagen. — Da niemand wiberfpridt, ift bie 
Vertagung beſchloſſen. 


ſchlage Ihnen vor, bie nächſte Sigung zu (0) 


halten morgen, Donnerdtag ben 14. März, Nachmittags 
1 Uhr, und als Tagesordnung: 

1. erite und eventuell zweite Beratung bed Entwurfs 
eine Geſetzes betreffend den Hinterbliebenen: 
verſicherungsfonds und ben Reichsinbalidenfonds 
Nr. 13 der Drudfadhen); 

2. Reſt ber heutigen Tagedordnnung. 

Gegen biefen * erhebt ſich fein Widerſpruch; bie 
Tagedorbnung fteht feit. 

Die 4. und 6. Abteilung berufe id auf morgen 
12 Uhr zur Vornahme von Wahlprüfungen. 

Die Herren Abgeorbnieten Bebel, Dr. Will (Straß: 
burg), Dr. Hoeffel und Wagner (Württemberg) wünſchen 
aus ber I. bezw. II. und II. Sommiffion ausſcheiden 
ir bürfen. — Gin Widerſpruch hiergegen erhebt fi nicht; 
ch veranlaffe deshalb die 5., 7. und 1. Abteilung, heute 
unmittelbar nad) der Sigung bie erforderlichen Erſatz⸗ 
wahlen vorzunehmen. 

Ih ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sigung 5 Uhr 53 Minuten.) 


"Drud und Verlag der Norddeutfhen Buchdruckerei und Berlagsanftalt, Berlin SW., Wilhelmſtraße 32. 
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Seite (C) 


Feſtſtellung der Tagesordnung für die nächfte 


1 RE Er 


Die Sigung wird um 1 Uhr 17 Minuten durch 


— ——— Dr. Grafen zu Stolberg-Wernigerode 


Bräfident: Ich eröffne bie Sitzun 
Das Protokoll der vorigen Sisung liegt zur Einficht 


auf dem Burcau offen. 


Ihre Erzellenz rau Staatäminifter Dr. v. Boetticher 
bie Teilnahme des Reichstags 
infcheiden ihres Herrn Gemahls ausgeſprochen. 
orlagen find eingegangen: 
1. Entwurf eined Geſetzes beireffenb ben Gebühren: 
tarif für den Kaiſer Wilhelm-Stanal; 
2, eine ron ber Grläuterungen zu Stap. 3 
17 ber einmaligen Ausgaben bes 
—52 Etats des Reichsamts des Innern 


8. Rechnung über den Haushalt des — 
Flautſchöu für das Rechnungsjahr 1 


* 


Die Drudlegung habe ich verfügt. 


An Stelle der aus der I. bezw. II. und IL. Kom— 


miffion auögefchiedbenen Herren Abgeorbneten Bebel, 
Dr. Will (Strahburg), Dr. Hoeffel und Wagner (Württem: 
berg) find durch die vollzogenen Grfagwahlen gewählt 
worden bie Darren Abgeordneten: 


oldftein, Hamecher in die Budgetkommiſſion; 
Stubbendorf in die Betitiondfommtffion; 
Dr. Heckſcher in die Wahlprüfungskommiſſion. 
Ein Verzeichnis der von den Nbtellungen weiter 


geprüften und für gültig erflärten Wahlen bitte id (m) 
zu berlefen: 


Schriftführer Abgeordneter Pauli (Oberbarnim): 
Bon den Abteilungen find die Wahlen folgender 
Herren Abgeordneten geprüft und für gültig 


erflärt worben: 
v. Chrzanowsti, Korfanty, 
vd. Gerdborff, Beudelt, 
Dr. v. Starzynäfi, Hoffmeliter, 
Stychel, Dr. Doormann, 
Dr. ſtoibe, Kopſch, 
Dr. v. Chlapowo Fiſchbeck, 
Chlapowsti, Dr. Ablaß, 
Dr. b. Miecztlowski, Dr. Mugdan, 
Zindler, Baſſermann, 
ultz, Quarck, 
Dr. v. Dziembowsti⸗ Erbprinz zu Hohenlohe⸗ 
Pomian, Langenburg, 
v. Grabski, Ehrhart, 
Graf v. Garmer:Often, Schellhorn, 
Dr. v. Heydebrand und Göring, 
ber Laſe, Stauffer, 
Berniod, Dr. Roefide, 
Rother, Neuner, 
Sachſe, Schmid (Immenftabt), 
Dr, Fleiſcher, Köhler, 
Graf dv. Opperdborff, Bindewalb, 
Graf Praſchma, Steller, 
Jankowski, Dr. David. 
Prãſident: Ich habe Urlaub erteilt den Herren 
aboernn n 
Hoffmeifter für 3 Tage und 
Dr. Hoeffel für 8 Tage. 


(B) Reihsinvalidenfonds möglichft einfach und möglichft bi 
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Reichstag. — 18. Sigung. Donnerdtag den 14. März 1907. 





(Bräfident.) 
Wir treten in bie Tagedorbnung ein. Erſter 
Gegenftandb derfelben ift: 
erite und eventuell zweite Beratung des Ent- 
mwurfs eines Gefebes betreffend den Hinter⸗ 
bliebenenverfiherungsfonds und den Reichs⸗ 
indalidenfonds (Nr. 13 der Drudjaden). 
AS Kommiffare des Bunbesrat3 find ange 


melbet: 
ber Kaiſerliche Geheime Ober-Regierungsrat Herr 
Dombots, 
ber Kaiſerliche Geheime Regierungsrat Herr Jahn, 
ber Statferlihe Geheime Regierungsrat Herr 
Dr. Bedmann und 
ber Kaiſerliche Geheime Regierungsrat Herr 


aup. 
Ich eröffne die erfte Beratung. 
Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte zum Bunbes: 
rat, Staatöfehretär des Reichsſchatzamts, Wirkliche Geheime 
Rat Freiherr dv. Stengel. 


Freihert v. Stengel, Wirkliher Geheimer Rat, Staatö- 
fefretär des Reichsſchatzamts, Benollmächtigter zum 
Bunbedrat: Meine Herren, bie kleine Vorlage, die Ihnen 
die berbündbeten Regierungen haben zugeben laffen, 
bedarf wohl feiner ausführlihen und eingehenden Gin: 
führungsrede. Ih kann aber doch nicht umhin, fie 
wenigftend mit einigen kurzen einleitenden Bemerkungen 
zu begleiten. 

Wenn bie Vorlage auch vom geringem Umfange tft, 
fo tft fie doch infofern bebeutfam, al3 fie ben erften gelet- 

eberifhen Alt barftellt zur Ausführung bed $ 16 bes 
olltarifgefeges, der fogenannten lex Trimborn. 

Der nächſte Zwech, den wir mit diefer Vorlage verfolgen, 
tft der, bie Verwaltung dieſes neuen Verſicherungsfonds durch 
Anglieberung an bie bereitö beftehende —— des 

g zu 

geſtalten. Zugleich haben wir aber in der Vorlage äuch 
darauf Bedacht genommen, daß die biöherige Verwaltung 
bes Reichsinbalidenfonds felbft möglichſt jparfam würde 
wirtihaften können. Es ift nicht ausgeſchloſſen, daß wir 
in diefem Beftreben in der folge, vielleicht ſchon in den 
nächſten Jahren, noch weiter gehen fönnen, wenn wir 
nämlich zu gelegener Zeit und dazu entihließen, etwa bie 
eigentlihe Treforverwaltung als felbftändige Verwaltung 
aufzulöfen und bie vorhandenen Stapitalbeftände ber 
Reichsbank als offenes Depot zu übergeben. Ich habe 
mir bereitö im vorigen Jahre in ber Sigung der Budget: 
fommilfion vom 23. Januar 1906 geftattet, auf eine foldhe 
Möglichkeit hinzumeifen, habe aber auch zugleich Hinzu- 
gefügt, die Sache bedürfe wohl noch einer eingehenden 
und forgfältigen Erwägung. Zurzeit liegen num nad den 
von und angeftellten Berehnungen die Verhältntffe fo, daß 
wir allerdings noch etwas billiger wegtonmen zu können 
lauben, wenn wir bie Treforverwaltung felbit in ber 
En behalten. Aber ſchon eine Maßnahme, die wir im 
Gefegentwurf vorgefehen haben, nämlih bie Eintragung 
ber Beftände an Reichs- und Staatsanleihen in das 
Schuldbuch des Reichs oder der Bundesſtaaten, wird es 
vorausſichtlich in nicht zu ferner Zeit ermöglichen, auch 
noch weiter zu gehen in der Vereinfachung der Verwaltung 
und in ber Berbilligung ber Verwaltungdfoften und ins— 
befondere den Schritt zu unternehmen, den Neft der noch 
borhandenen Kapttalbeftände in Wertpapieren als offenes 
Depot bei der Reichsbank zu hinterlegen. 

Zugleich verfolgt aber die Vorlage noch einen anderen 
Zwed, und zwar einen Zwech, ber materiell erheblich 
bebeutjamer ift als die Giniparung von Verwaltungs- 
foften. Wir wollen nämlich durch dieſe Vorlage für Die 
Reichsinvalidenfondsverwaltung, welche bie beiden Fonds 
fünftigbin nebeneinander verwalten wirb, eine Einrichtung 








treffen, die fie der Notwenbigkeit enthebt, behufs der Ver- (C) 


—2 der in ihrem Beſitz befindlichen Papiere des 
Invalidenfonds auf Grund der verabſchiedeten Etats an 
den offenen Markt, an die Börfe zu gehen. Wir wollen 
das bermeiben, insbeſondere deöhalb, weil wir auf Grund 
langjähriger Erfahrungen nur zu gut wiffen und beftätigen 
können — es liegt das ja aud) in der Natur der Sache —, 
daß bie fortgefekte Veräußerung fo großer Beträge 
wie bie, um bie es hier fih handelt, an ber Börfe nur 
bazu führen kann, einen nicht unerheblihen Drud auf den 
Kurs der erftlaffigen Papiere, nicht nur ber Reichsanleihen, 
fonbern aud) der Staatdanleihen auszuüben, und wir ſind 
ber Meinung, daß es gerade in ber Gegenwart unb in 
ber nächſten Zufunft doppelt geboten fein wird, wi alle 
nur immer tunliche Welfe Vorforge zu treffen, baß bie 
Abbrödlung der ſturſe jener Papiere, wie folde in 
neuerer Zeit leider ftattgefunden bat, nicht einen 
noch weiteren Umfang annimmt. Derfelbe Grund bat 
und auh — und awar bezieht fid) das fpeziell auf Maß- 
nahmen, bie im Sommer bed abgelaufenen Jahres ge= 
troffen worden find — bazu beftimmt, Vorkehr dahin zu 
treffen, daß einftweilen fon im voraus bermieben 
wurde, einen Betrag bon rund 30 Millionen Mark, ber 
durch den Etat für 1906 zur Verfügung geitellt war, an 
der Börfe verkaufen zu müffen. Ich bin überzeugt, daß 
aud das hohe Haus dieſen Aft der Vorforge, den bier 
ber Herr Reichsſskanzler im Intereſſe der zahlreichen Be: 
figer von Reichs- und Staatdanleihen, eined großen Teils 
der Sparer in unferem Publikum geübt bat, ſicher nur 
danfbar anerkennen wird. 

ch kann meine einleitenden Bemerkungen biermit 
ſchließen, indem ich zugleih der Hoffnung Ausbrud gebe, 
daß das hohe Haus dem vorliegenden Gefetentwurf, und 
zwar in möglichft unveränderter Faſſung, feine Zuftimmung 
nicht verſagen werde. 

(Brabo!) 


Präfident: Der Herr Abgeordnete Gamp hat das Wort. 


Gamp, Abgeorbneter: Diefe Hoffnung bed Herm 
Staatöfekretärd wird unbedingt in Erfüllung gehen. Ich 
laube nit, daß von irgend einer Seite biefem ver— 
Rändigen und wohlüberlegten Geſetz Bedenken entgegen- 
eftellt werben werben. Es hanbelt fid darum, zwei 
onds unter eine gemeinfame Verwaltung zu bringen, 
bon benen ber eine wenigftens bie nächſten Sodre hindurch 
nur Einnahmen und der andere nur Ausgaben hat. 
iſt alſo durchaus ſachlich berechtigt und wohlüberlegt, 
daß dieſe beiden Fonds unter eine gemeinſame Verwaltung 
eſtellt werden, damit nicht ber Reichsinvalidenfonds 
ertpapiere verkauft, während —— ber Trimborn⸗ 
fonds, wie ich ihn kurz nennen will, ſolche kaufen muß. 
Ich bin alſo mit dieſem Geſetzentwurf in jeder Beziehung 
einverftanden. ch billige es auch, daß die Zentral: 
verwaltung für den Neihsinvalidenfonds erhalten bleibe, 
alfo bie Zentralverwaltung, die gebilbet wirb von einer 
Anzahl Vlitglieber bed Bundesrats und bes Reichstags, 
weil in biefer fo organifierten Verwaltung ber füderative 
Charakter des Deutſchen Reichs zum Ausbrud kommt, und 
eine Garantie gegen bie Verfügung über biefe Summen 
feitend ber Verwaltungsbehörden gegeben ift. 

Ih meine aber, daß ſchon jet ber Zeitpunkt 
gefommen ift, ber Frage näher Pe treten, ob man 
nicht bie ganze Depotverwaltung befeitigen kann. Im 
bem Reichs invalidenamt find jest befhäftigt 3 erpebierende 
Sefretäre, 2 Kanzleiſekretäre und 2 Kanzlei: und Kaſſen— 
biener, die im ganzen einichließlih ber fonftigen Aus: 
gaben eine Ausgabe von 74000 Mark verurſachen, und 
außerdem beaniprudt die Verwaltung ein fehr mert- 
volles Lokal. Nun ift in ber Begründung ausgeführt, daß 
die Übertragung ber Verwaltung der Depots an bie 
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Reihätag. — 13. Sttzung. Donnerdtag ben 14. März 1907. 


(@amp.) 


(A) Reichsbank erheblichere Koften verurfahen würbe, als bie 


Verwaltung jegt an Koften beaniprudt. Das mag richtig 
fein; aber meined Gradtend fommen die 150 Millionen 
Wertpapiere des Reihstnvalidenfonds für die Deponierung 
bei ber Reichsbank nit in Frage, und zwar beöhalb 
nicht, weil jetzt der Reichsinvalidenfonds einen bauernden 
Abnehmer für bie von ihm zu veräußernden Effekten in 
dem neu zu errichtenden Trimbornfonds hat. Bis jebt 
mußte fi ja natürlich die Verwaltung des Reichsinvaliden⸗ 
fonds einen gewiſſen bisponiblen Fonds an Gffelten 
halten, die verfauft wurben, wenn ber Invalidenfonbs, was 
ja in ber Natur des Fonds liegt, erheblich größere Beträge 
zur Bezahlung der Benftonen brauchte, ald die Find: 
ertägniffe ihm ablieferten. Nun befinden fih tm Reichs⸗ 
invalidenfondd nicht weniger als 28 Millionen — id 
habe die Zahlen nur flüchtig zufammengerechnet, ungefähr 
wird es ftimmen Reichsanleihen, 55 Millionen 
preußifche Konſols und 60 Millionen bayerifche Anleihen. 
Diefe Beträge ließen 4 zum größten Teil, vielleicht 
ganz, in das Schuldbuch des Reichs und der Einzelſtaaten 
übertragen, weil in Zukunft ber Reichsinvalldenfonds nicht 
mehr in die Lage kommt, Gffekten verkaufen zu müffen, 
ba die Einnahmen aus ber lex Trimborn ihm immer bie 
Mittel geben werden, bie Ausgaben, die er aus ben 
eigenen laufenden Einnahmen nicht beftreiten kann, zu 
beden. Sollte ein Ausgleich gleihwohl noch nötig fein, 
fo könnten einige Millionen in biefen Papieren zurüd- 
behalten werben. 

Im übrigen hat bad Reid; Anleihen kontrahiert mit 
Stäbten, Reifen uſw.; auch hierfür ift eine Depotverwaltung 
nicht notwendig, da, wenn ein Kreis eine Anleihe von 
100 000 ober 200 000 Mark madıt, es nicht mötig ift, 
vom Kreis fih Obligationen zu 500 ober 1000 Mart 
audftellen zu laffen, fondern einfah die Vereinbarung 

a daß ber Ktreis jährlich jo und fo viel an Zinfen 
(B) und für die Amortifattion zu zahlen hat. Dadurch ift die 
ganze Depotverwaltung entbehrlich. 

Ich bin auch Mitglied der Reichsſchuldenverwaltung 
ewejen; aber als eine erfreuliche Tätigkeit kann ich bie 
ätigkeit eines ſolchen Mitgltebes nicht rechnen. Alle 

paar Wochen befommt man die Aufforderung, morgen um 
11 Uhr im Bureau zu fein mit bem Schlüffel, weil 
Effekten herauszunehmen ſeien. Früher hatte man nit 
einmal bie Biebensmwürbigfeit, fih mit den Neichitagd- 
abgeorbneten in Verbindung zu jegen und feftzuftellen, 
ob bie Zeit für bie ——— —— der Effelten 
ihm paßte. Mir paßte im der Regel die Zeit nicht, die 
den Herren vom Bundesrat paßle, und nachdem fie einige 
Male den Weg vergeblich gemadjt hatten, hielten fie ſich 
für verpflichtet, mein Einverftändnt3 zu Tag und Stunde 
einzuholen, und ſeitdem ift die Sache glalt gegangen. 
Aber daß ein Bunbesratöbenollmädtigter und ein Neichd- 
tag3abgeordnieter hingehen müfjen, um unter Umftänden 
für 50 Mark Koupons aus diefem Schrank herauszu— 
nehmen und eine Stunde Zeit und mehr mit diefer Arbeit 
zu vertröbeln, ift mit bem Zweck, ber erreicht wirb, nicht 
wohl vereinbar. Ich follte deshalb glauben, daß es 
zwednäßig wäre, zumädhft — ob die Verwaltun 
des Reichsinvalidenfonds überhaupt genötigt iſt, n 
etwas von ihrem Kapitalbeſtand außer durch Abgabe an 
den Fonds der lex Trimborn zu veräußern, und daß dieſer 
ſtapitalbeſtand jo weit als möglich im Reichsſchuldbuch 
und Staatsfhulbbud eingetragen wird, ebenſo Die Beträge, 
die weiter aus ber lex Zrimborn herausfommen. Dann 
bleiben verhältnismäßig geringe Beträge übrig, bie man 
ber Reichsbank ober der Preußiſchen Seehanblung zur 
de übermweifen fan. 

Gharakteriftifch ift übrigend das bureaufratiiche Ver: 
-balten ber Reichsbank; fie — fi für berechtigt, einem 
Deponenten wie dad Neid, bad 150 Millionen Mark 
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beponiert vorzugsweiſe in Staats: und Reichsanleihen, 
beren Kontrolle überhaupt gar feine Arbeit verurfacht, ben 
ne Bebührenfag zu berechnen, ald wenn jemand ein 

epot bon 3= bis 4000 Mark hat. Ich meine, dazu follte 
bie Autorität ded Herrn Staatöjefretärd des Innern und 
bed Reichsſchatzamts ausreichen, um bei ber Reichsbank 
diefe bureaufratiihe Auffaffung zu bejeitigen und jie zu 
nötigen, diefe Wertpapiere im Intereſſe des Reis, von 
bem bie Reichsbank fo koloſſale Vorteile hat, zu billigen 
Süßen zu verwalten. Dann würde bie ganze Depot- 
verwaltung entbehrlih fein, mährend die Zentral- 
verwaltung durch die Bundesrats- und bie Reichstags-— 
mitglieber bliebe; ed würden bie ganzen Soften ber 
Depotverwaltung hinwegfallen. Ich möchte ben Herrn 
Staatsfelretär bitten, in dieſem Sinne weiter fort: 
warbeiten; es ift dieſelbe Nichtlinte, die er und als fein 
Bel im vorigen Jahre in der Budgetlommiffion dargelegt 
bat. Ih glaube aber, er könnte diefed Ziel etwas 
jchneller erreichen, als ſeinerſeits anfcheinend in Ausficht 


genommen ift. 
(Sehr richtig! rechts.) 


Präſident: Der Herr Bevollmächtigte zum Bunbesrat, 
Staatsfefretär bed Reihsihagamtes, Wirklihe Geheime 
Rat Freiherr v. Stengel hat dad Wort. 


Freiherr v. Stengel, Wirkliher Geheimer Rat, 
Staatöfekretär des Reichsſchatzamts, Benollmädtigter zum 
Bundesrat: Nur zwei Worte der Ermwiderung auf bie 
Ausführungen bed Herrn Vorredners. Die Eintragung 
in das Schuldbuch des Reichs oder der Bundeöftaaten 
bietet nur infofern in der Ausführung einige Schwierig: 
keiten, ald wir zwar im Reich ein Reichsſchuldbuch, auch 
in verfehiebenen Bundesſtaaten ein Staatsſchuldbuch haben, 
aber nicht in allen; gerade der Staat, auf den es haupt- 
ſächlich ankäme, der Staat, von bem wir bie weit über- 
wiegende Zahl von Obligationen im Invalidenfonds 
haben, nämlich Bayern, hat bis jeßt fein ſolches. Da 
verfagt alfo der Rat des Herrn Vorredners, für den ih 
im übrigen ganz dankbar bin. Wir wollen gewiß auf 
dem ſchon bezeichneten Wege vorwärts gehen jo weit und 
fo ſchnell als möglih, und ih hoffe aud, daß wir in 
naber Zeit das Ziel erreichen, von dem aud ber Herr 
Borrebner glaubt, daß es dad wünſchenswerte tft. 

Was no den anderen Punkt anlangt, den ich er- 
wähnen wollte, jo find das die Gebühren, die bie Reichs— 
bant für die offenen Depots verlangt. Hier nun fo ohne 
weiteres eine befonbere eg zu treffen, hat infofern 
feine Schwierigkeiten, als ber Gebührenfag für offene 
Depots durch das Statut ber Reichsbank Tefgeleot iſt. 
Jede ſolche anderweitige Abmachung mit der Reichsbank 
würde auch gewiſſe Rüdwtrkungen üben auf bie Dividende 
der Reichsbank⸗Anteilseigener, wenn fie auch kaum er— 
heblich wären. Ich wollte alfo nur hervorheben: fo ein- 
fach, wie ber Herr Vorrebner anzunehmen fcheint, lie 
die Sade aud hier nicht, mamentlih deswegen, well 
eben das Statut einer ſolchen Sonderabmadhung ent- 
gegenfteht. 


Präfident: Ich ſchließe die Generaldiskuſſion. 

Da die Überweifung bed Gefegentwurfs an eine 
Kommiffion nicht beantragt ift, treten wir in bie zweite 
Beratung ein. 

Ih werde die Paragraphen aufrufen und, wenn 
feine Wortmelbung erfolgt, auch feine Anträge geftellt 
werben, annehmen, daß die Paragraphen angenommen 


"fo: $ 1 — angenommen; $ 2 — angenommen; 
83 — angenommen; $ 4 — angenommen; Cinleitung 
und Uberſchrift — find angenommen. 

6h* 


(0) 


(D) 
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(Präfibent,) 
Wir fommen nunmehr zum zweiten Gegenftand ber 
Tagesordnung: 
Interpellation der Abgeordneten Freiherr Heyl 
zu SHerensheim, Dr. Strefemann, betreffend die 
Berhältniffe der Privatbeamten (Nr. 51 ber 
Drudjaden). 
Ich habe zunächſt bie Frage an den Herrn Vertreter 
ber verbündeten Regterungen zu richten, ob und wann 
berjelbe bie Interpellation beantworten will. 


Dr. Graf v. Pofadowsty- Wehner, Staatöminifter, 
Staatöfefretär des Innern, Stellvertreter des Reichs— 
fanzlerd: Ich bin bereit, die Interpellation ſofort zu 
beantworten. 





Prüfident: Zur Begründung der Snterpellation er: 
teile ih dad Wort dem Herrn Abgeordneten Freiherrn 
Heyl zu Herrndheim. 


Freiherr Heyl zu Herrnsheim, Abgeorbneter, Inter— 
pellant: Meine Herren, bei der letzten ſozialpolitiſchen 
Beratung hat der Herr Staatsſekretär Graf v. Pojabowäty 
die Bemerkung gemacht, es erfcheine ihm erwünſcht, daß 
bei dem Beratungen über die Sozialpolitit zunächſt bie 
witigften Hauptpunkte ind Auge gefaßt werben möchten, 
damit die Anträge nicht Iawinenartig an bie verbündeten 
Regierungen gelangten. Wir find mit dieſer Anficht 
völlig einverftanden; ich habe aber im Auftrage meiner 
Freunde zu erflären, daß wir bie verbündeten Regierungen 
nicht frei von Schuld ſprechen können in bezug auf bie 
Borgänge, die fi) bei Beratung bed Etats und bei ber 
Einbringung von Anträgen abipielen. Und zwar deshalb 
nicht frei von Schuld ſprechen können, weil wir der 
Anfiht find, daß, was die fozialpolitifhen Geſetze 
anlangt, jeitenö der verbünbeten Regierungen ein klares 
Spftem der Behandlung der betreffenden Geſetze fehlt. 
Die Suftizverwaltung gebt da mit einem befieren 
Beifpiel voran; und meine freunde, bie in biefer 
Materie tätig find, behaupten, daß infolgebeflen 
ein Fortichritt in dem Arbeiten viel leichter zu er- 
zielen wäre. Ich glaube, dem Herrn Staatöfetretär tft 
5 wohl befannt, daß wir, die wir und mit Soztalpolitif 
bier in ben legten 10 Jahren beichäftigt haben, 3. B. was 
die Heimarbeit anbelangt, jahrelang wiederholt biefelben 
Anträge haben einbringen müflen und infolgebeffen auch 
diefelben Reben, wenn auch mit einigen Modifilationen, 
halten mußten. Was bie Arbeitäfammern anbelangt, fo 
Ze wir fhon vor Jahren darauf gebrungen, daß bie 

alferlihen Erlaffe, die doch die Grundlage für die Ein— 
ie Fr ber Arbeitäfammern find, vollzogen werben 
möchten. 

Als wir biefe Verhandlungen vor Jahren geführt 
er da haben ſich aber die berbündeten Regierungen 
ehr zurüdhaltend verhalten; es wurde in Ausficht geftellt, 
daß man in abjehbarer Zeit fid) mit diefer Materie werbe 
beihäftigen können, aber dem Reichsſtage niemals ein 
Hares Bild von den Abfichten der verbündeten Regierungen 
gegeben. Ebenjo verhält es fi mit dem Schuß der 

beiterinnen und jugendlichen Arbeiter in den Fabriken. 
Auch diefe Frage ift jahrelang in dem hohen Haufe ber: 
handelt worden. Die verbünbeten Regierungen find in 
aögernber Weile vorgegangen, fie haben teilweije Ber: 
beiferungen in Ausſicht geftellt, teild aber bie Schwierig: 
feiten in jo hohem Maße betont, daß fi ber Reichätag 
gezwungen ſah, immer wieder mit denfelben Anträgen 
hervorzutreten. Und nachdem fi bie Praxis eingebürgert 
bat, daß Anträge, nachdem fozialpolitiihe Debatten, wie 
auch im diefer Seſſion, poraufgegangen waren, nodmals 
ald Nefolutionen zu ben einzelnen Etats geſtellt wurden, 
ift es natürlich, daß bie Gtatöberatung durch diefes Ber: 
fahren zu lange ausgedehnt wird. eine Fraktion bat 
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den lebhaften Wunſch und mid beauftragt, dem Wunſche (C) 


Ausdruck zu geben: die verbünbeten Regierungen möchten 
doch geneigt fein, ein Arbeitsprogramm mit dem Reichs— 
tage zu vereinbaren über bie Hauptpunfte, die bei ber 
Sozialpolitik jegt in Betracht fommen. 

(Sehr richtig! Links.) 

Meine Herren, zu den Hauptpunkten zählen wir natür- 
lid auch bie Ausdehnung des Berfiherungdzwanges auf 
Privatbeamte. Der hohe Reichstag hat Im fon feit 
1903 durd Anträge fehr eingehenb mit bieler u — 
beit befaßt und zwar mit großer Mehrheit dem Wunſche 
Ausdrud gegeben, daß die verbündeten Regierungen nad 
diefer Richtung Hin vorgehen möchten. Meine Herren, 
bie Sozialpolitit ift nad unferem Ermefjen eine Politik 
ber Vorbeugung und nicht eine Politik der Beobachtung, 
be3 Zuwartens. Hätten wir 3. B. die Arbeitäfammern 
auf Grund der Saiferlihen Erlaffe vor Jahren jhon ein- 
führen können, wie das ber Neichdtag gewünſcht hat, fo 
wäre es nicht erforderlich gewefen, daß die Yrbeitgeber- 
verbände und die Arbeiterverbänbe wie feindliche Armeen 
mit jebem Jahre in größerer Maffe aufrüden, um ihre 
Differenzen zum Austrag zu bringen, während wir ber 
Meinung waren, daß friedlihe Auseinanderjegungen im 
Arbeilötammern mit Erfolg möglich gewefen wären. 

(Sehr richtig! links.) 

Der Herr Staatöfetretär des Innern hat vor wenigen 
Tagen zuerft erklärt, daß bie verbündeten Regierungen 
jegt damit einverftanden find, ben 1V-ftündigen Arbeitstag 
für Fabriken einzuführen. Wir haben vor Jahren bie 
Notwendigkeit diefer Arbeitsänderung vorgeihlagen. Was 
will jest eine derartige Erklärung bedeuten, nachdem 
jahrelang burd die Ausbeutung biefer Frauen in ben 

brifen großer Schaden angeftiftet it? Was will bieje 
rtlärung bedeuten, nahdem am Rhein die männlichen 
Arbeiter bereit3 einen 8°/,-ftündigen Arbeitstag haben. 

(Hört! hört! Links.) 

Das praktifche Beben geht vorwärts, und bie verbünbeten 
Regierungen kommen mit ihren Gejegen viel zu lange 
hinterher, wodurch die Schäben, bie wir durch bie ſozial⸗ 
politiihen Vorlagen heilen wollen, in dem eben ber ein= 
elnen Arbeiter nur noch größer werden, und Wirrniffe 
Berbeigeführt werben, bie wir vermeiden wollen. 

Meine Herren, die Privatbeamten beantragen eine 
Ausdehnung der Verficherungspflict; fie haben Wünſche 
geäußert, die denjenigen, bie fi mit ber Materie be- 
ihäftigt haben, wohl befaunt fein werben. Sie wünſchen 
eine Kafjeneinrihtung nah Art. 10 des —5** einen 
Reichszuſchuß von 50 Mark; fie wünſchen, daß die Arbeit- 
geber die Hälfte des Beitrages zahlen; fie wünſchen, baß 
alle Privatangeftellten, alle Beamten im Dienfte bon 
Kommunen und Sirchen dem Verſicherungszwange unter: 
ftellt werben; fie wünfden, daß bie Verſicherungspflicht 
mit dem 18. Jahre begimmt und mit bem 40. Jahre endet; 
fie wünſchen auch eine freiwillige Verſicherung für anbere 
Kategorien; fie wünſchen eine Invalidenrente, eine Alterd- 
— und eine Hinterbliebenenverſorgung. 

eine Herren, bie verbiinbeten Regierungen ſind 
geneigt, wenn derartige Vorfchläge in dieſem hohen Haufe 
emacht werben, darauf hinzuweiſen, daß zunächſt b 
Sufammenlegung ber brei großen Verſicherungsgeſetze in 
usficht — werben müſſe, ehe man in eine 
Anderum bezug auf Vermehrung der Lohntlaffen ober 
in eine Beränderung in bezug auf bie Zuziehung neuer 
Verfiherungspflichtiger eintreten köͤnnte. Nah dem Ein: 
drud, den man aber gewonnen bat, meine Herren, Tann 
es noch 10 Jahre bauern, bis dieſe Zufammenlegung 
ftattfindet; es kann fogar noch 50 Jahre dauern, denn 
bie Verhältniffe in Deutſchland find jo verſchiedenartig 
geftaltet, daß die Zufammenlegung biefer brei Klaſſen bie 
größten Schwierigkeiten macht. 
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Sollen num bie Privatbeamten, welche jeht ihrer 
roßen Maffe nad in dem verficherumgspflichttgen Alter 
ch befinden, vertröftet werben auf einen Zeitpunkt, ber 

möglicherweife gar nicht eintritt? Nach der Anficht meiner 

Freunde fann man die Privatbeamten mit derartigen 

Gründen nicht abfertigen. Man ift vielmehr darauf Hin- 

gewiejen, feftzuftellen, daß ber große Aufſchwung, welchen 

die deutihe Induſtrie genommen bat, zum Zeil and 

gerade auf bie Tätigkeit diefer Beamten zurüdzuführen ift. 
(Sehr richtig! bei den Liberalen.) 

Meine Herren, die angewandte Wiffenichaft hat bie 
Induſtrie zum Siege auf dem Weltmarfte geführt, und 
der zähe deutſche kaufmänniſche Geiſt hat dazu geführt, 
daß wir eine Kontrolle der Abfaugebiete in allen Winkeln 
bed Erdballs befigen. Und die Männer, die mad) diefer 
Richtung tätig find, find ja gerabe die Privatbeamten, das 
find die technifhen und kaufmännischen Beamten, die tech— 
niſchen Beamten, die aud in gewiflen Sinne Führer der 
Arbeiterfhaft find und Gewähr dafür leiften, daß bie 
weitere Entwidlung der Inbuftrie in derfelben Weiſe ge: 
deihlich fortgeführt werben kann wie feither. In dieſem 
Sinne bilden fie eigentlich einen neuen Mittelitand, ich 
glaube, beinahe jagen zu Zönnen: ben Kernpunkt beö 
Mittelftandes, und es ift dringend erforderlid, daß gerade 
diefen fo tüchtigen Kräften, welde nicht jelbftändig find 
in den Sinne des Handwerkerſtandes oder des ſelb— 
ftändigen Geihäftsmannes, fondern die in gewiffen Sinne 
unfelbftändig find, wenigftend abhängig bon einem Arbeit- 
geber, Berüdjichtigung zuteil wird. Bei Entlaffungen 
finden fie oft nicht fo leicht eine meue Anftellung wie der 
Ürbetter, weil bei ihrer geiftigen Inanſpruchnahme eine 
größere Abnugung ihrer Kräfte ftatıfindet als bei dem 

rbeiter; es ift durchaus erforberlid, daß biefen Privat: 
beamten gegenüber volle Rückſicht waltet. 

Es iſt ja jest ſchon Vorſchrift, dab bie Privat: 
(8) beamten in Die — eingeſchloſſen werden bei 

einem Gehalte bis zu 2000 Marl. Meine Herren, was 
wollen Sie aber mit einer derartigen Gehaltögrenze für 
bie Privaibeamten anfangen? Bei und am Rhein ber: 
bient ber Fahrikarbeiter, der leiftungsfähige Allordarbeiter, 
1500 Mark jährlih, und der Werkmeiſter ift dort im 

Höchſtbetrage auf jährlid etwa 2400 Mark einzufchäten. 
Unter 3: bis 4000 Mark wird ein tüchtiger kaufmänniſcher 
oder techniſcher Beamter faum eine Stelle in einem an- 
ftändigen großinduftriellen Betriebe annehmen. Infolge 
beffen ift die Grenze, die im Berfiherungsgefeg für den 
Privatbeamten vorgejehen tft, ohme alle Bedeutung. 

Meine Herren, ich habe Gelegenheit genommen, mid 
mit den Vorfitzenden bon Berfiherungdanftalten über 
biefen Punkt zu unterhalten, und habe den Gindrud ge— 
wonnen, baß biefenigen Männer, bie bie einzelnen 
Bandesanftalten führen, ber Meinung find, daß man 
nit nur den Brivatbeamten, fondern einen großen Teil 
des Mittelftandes ohne bejondere techniſche Schwierig: 
feiten in die Verſicherungspflicht einführen kann. 

Selbfiverftändlih fan man da verſchiedene Wege 
in Ausſicht —— man kann neue Lohnklaſſen bilden, 
man kann beſondere Kaſſen einrichten, man kann Ein— 
richtungen nach verſchiedenen Richtungen hin treffen. Aber 
das eine ſteht feſt, daß, u Frage bon dem eg, 
den man wählen will, bie ſache nicht angezweifelt 
werben kann, dab die Durdführung ber Dede in 
technifcher Beziehung vollftändig möglih iſt. Meine 
Herren, wir haben ja in bem Inpalidengefeh bie Ein- 
richtung der freiwilligen Verfiherung, und bie freiwillige 
Berfiherung fieht eine Gehaltögrenze bis zu 3000 Marf 
vor. Im dieſe freiwillige Verfiherung find eingefchloffen 
Betrteböbeamte, Wertmeifter, Techniker, Handlungsgehilfen, 
Lehrer, Erzieher, Schiffsführer für den Fall, daß fie dad 
40. Lebensjahr nicht überſchritten Haben. Aber die Warte: 


zeit für dieſe Kategorien ift äußerft ungünftig bemeilen, (0) 


und bie Altersrente wird ihnen aud) zu jpät gewährt. Die 
fogenannten grauen Karten, welche vorgejehen find für den 
Eintritt dieſer Kategorien in die Verfiherungspflicht, beweijen 
aud, daß die Beamten eigentlih gar feinen Gebraud von 
ber freiwilligen Berfiherung maden. Wir im Großherzogtum 
Heflen Haben in bie freiwillige Verſicherung bisher nur 
aufgenommen die Gemeindebeamten, und zwar durch ben 
Einfluß der Regierung, die ben Wunſch hat, daß die Gemeinde— 
hebammen dem Verſicherungszwang unterſtellt werden. 
Handwerker ſind in dem Großherzogtum Heſſen kaum 12 
verſichert. Andererſeits iſt im Geſetz nach $ 8 aber vor— 
eſehen die Einrichtung beſonderer Kaſſen. Solche ſtaſſen 
zunächſt in Ausſicht genommen für die großen 
ſtaliſchen Eiſenbahnbetriebe; fie find auch in Ausſicht 
genommen für die Knappſchaftskaſſen. Ste haben 
aber auch Anwendung gefunden bei der Geeunfall: 
genoffenihaft, welde zum erften Male mit der Unfall— 
verfiherung eine Invaliditätsberſicherung verbunden hat, 
und zwar aud für die Witwen und Waifen, woraus doch 
bie Tatjache hervorgeht, daß eine derartige weitergehende 
Verfiherung, was bie Witwen und Waiſen anlangt, 
möglid ift, wenn ein Reichszuſchuß gegeben wird. 

Meine Herren, wir haben in der Induſtrie und auch 
in dem faufmännifchen Geſchäft ja feither ſchon den Verſuch 
gemadt, die Privatbeamten in Brivatgefellihaften zu 
berfihern. Ich verweife Sie auf die großen Nüdlagen 
ber Banken. Auch in großen und richtig geleiteten Fabrik⸗ 
geihäften in Deutſchland ift das Beftreben nicht nur vor— 
handen geweſen, fonbern die Verſuche find aud gemacht 
worden, mit Hilfe der Arbeitgeber die Privatbeamten zu 
verfihern. Es hat ſich aber herausgeftellt, daß dieſe 
Verfiherung zunächft viel zu teuer ift, und daß die Auf: 
nahme der Beamten, wenn fie nicht völlig gefund find, 
außerordentlich ſchwierig ift, daß bei der Rentenzahlung 


bei Strantheitöfällen, Todesfällen Schwierigkeiten gemadt (m) 


werben, unb daß vor allen Dingen das Heilverfahren bon 
ber Privatgefelichaft nit gewährt wird. Aber gerade 
ba8 Heilverfahren ift ein fo weſentlicher Faktor ber 
Unterftügung, weil baburd der Verſicherte wieder erwerbs⸗ 
fähig gemadt werden fanı. Im Jahre 1902 find im 
Deutfchen Reiche 35 949 Arbeiter bem Heilverfahren unter: 
ftellt gewefen mit einer Aufwendung von 9 Millionen 
Mark, in Hefjen 1285 Arbeiter mit einer Aufwenbung 
bon 380000 Marl. Meine Herren, bie privaten Ber: 
rg Sbengpeltre aben jeither das Heilberfahren 
in feiner Weiſe aufgegriffen, weil dazu eine viel breitere 
Grundlage für die Berfiherungspflichtigen erforderlich ift, 
ald das für bie rag Springe der Fall il. Es 
tritt bie merkwürdige Erſcheinung jet herbor, meine 
Herren, daß gerade die Inbuftrie und die kaufmännischen 
Kreife darauf drängen, daß bie verbünbeten Regierungen 
nad) diefer Richtung den Privatbeamten entgegentommen 
möchten. Die Beitrebungen ber Brivatbeamten werben 
von den Arbeitgebern unterflügt, und bei der Einrichtung 
einer Ziwangäverfiherung für die Privatbeamten ift ja 
der große Vorteil im voraus gegeben, daß ein beitragd- 
pflihtiger Arbeitgeber überhaupt vorhanden ift, ber bei 
dem Handwerker fehlt, ein Arbeitgeber, der bereit ift, die 
Hälfte der Beiträge zu bezahlen. 

Meine Herren, in Öfterreih, wo bod bie Inbuftrie 
nicht in dem Maße entwidelt ift wie in Deutichland, ift 
man bon demſelben Grundgedanken auögegangen und hat 
ein Berfiherungsgefeg für die Privatbeamten am 16. De: 
zember 1906 eingeführt, und zwar ein Berfiherungss 
geles für bie jogenannten geiftigen Wrbeiter. Die 

fterreicher ſchlagen alſo bie umgekehrte Reihenfolge 
ein; fie haben ben Verſicherungszwang zunächſt den geiftigen 
Arbeitern aufgelegt und werden demnächſt auf bie Hanb- 
arbeiter übergehen, während wir in Deutſchland zunächſt 
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(Freiherr Heyl zu Herrusheim.) 

ben Hanbarbeiter berfichert haben und naturgemäßerweife 
jest auch ben dee Arbeiter heranziehen müſſen. Die 
öfterreihifche Geſetzgebung fängt mit einem Gehalt bon 
600 Kronen an und erflärt alle Bebtenfteten, bie Be- 
amtencharakter haben, für verfiherungspflichtig; der Ein- 
tritt iſt aber biß in das 55. Jahr geftattet. 

Meine Herren, die verbiimbeten Regierungen haben 
dem hohen Haufe in Ausſicht geitellt, eine Denkichrift 
borzulegen, welche abgefaßt ift auf Grund ber Privat: 
enquete ber Privatbeamten, die, ſobiel mir bekannt iſt, 
etwa 200 000 Bogen umfaßt. Der Zweck unferer Inter: 
vellation geht ja nun zunächſt dahin, daß bie verbündeten 
Regierungen und Auskunft geben möchten barüber, ob bie 
Denkſchrift bald zu erwarten fein wird. Wir geben uns 
aber ber Hoffnung bin, daß ber Herr Staatsſekretär, ber 
ja die Güte gehabt hat, in Ausſicht zu ftellen, btefe Inter⸗ 
pellation fofort zu beantworten, und auch ſchon über ben 
Inhalt der Denkihrift einige Auskunft geben möchte. 

Der Reichstag hat fi im Fahre 1903 mit biefer 
Angelegenheit zu befaffen gehabt, und zwar waren es 
drei PBarteten, die ziemlih gleichzeitig in dieſer Frage 
mit Anträgen vorgegangen find. Der Herr Abgeorbnete 
v. Richthofen hat ben Reigen eröffnet, inbem er bereits 
im Jahre 1903 ein Gefeg nach dieſer Richtung Hin für 
bie nächſte Seffion verlangte, alfo für das Jahr 1904; 
bann folgten der Abgeorbnete Patzig und ber Abgeorbnete 
Sittart. Bet ben Beratungen war es der Abgeorbnete 
Potthoff, der bie Lage ber Privatbeamten im berebtefter 
Weiſe geſchildert und nachgewleſen bat, daß auch in biefen 
ſtreiſen, aud wenn das Gehalt verhältnismäßig höher iſt, 
eine gewiſſe — für bie Zukunft und für die Exiſtenz 
vorhanden ift. Die Berhandlungen im Reichsſtage dehnten 
fih bis in das Jahr 1906 aus. Auch die Petitions- 
fommiffton bat fi mit diefer Angelegenheit befaßt und 
beihloffen, dem Neichätage zu empfehlen. bie Wünſche 
vatbeamten ben verbündeten Regierungen zur Er 
wägung zu überweifen, eine Anregung, ber ber Reichstag 
auch gefolgt tft. 

er Herr Graf Poſadowsky hat, wie gefagt, zunächſt 
in Ausſicht geftelt, eine Dentſchrift vorzulegen. Wir 
hoffen, baß dieſe Denkſchrift bald an den Reichſtag gelangen 
wird. Aber mit biefer Denkſchrift allein, meine Herren, 
find unfere Wünſche nicht ltr Denn follte aud 
der Inhalt ber Denkſchrift für die Vorlage eines —— 
nicht ſtig ſein, ſo müſſen doch die verbündeten 
Regierungen daraus nicht den Schluß ziehen, daß die 
Parleien, welche ſich mit dieſer Frage befaßt haben, oder 
aber auch die Privatbeamten in ihrem berechtigten Drängen 
nachlaſſen werden. Die Mehrheit dieſes hoben — 
ift, wie bad die Verhandlungen vom Jahre 1903 nachgewleſen 
haben, feft bavon durchdrungen, daß eine Außbehnung 
bes BVerfiherungdzwangd auf bie Privatbeamten inner: 
halb gewiſſer Grenzen durchaus erforderlich erfheint, und 
ich glaube, baß alle Herren aus der Testen Wahlbewegung 
bie Erfahrung gewonnen haben, wie ftart dad Bebürfnis 
nad ber Ausdehnung des Verfiherungdzwangd nicht nur 
bei ben Privatangeftellten, fondern aud in inbuftriellen 
und faufmännifchen Streifen vorhanden ift. Sollten alfo 
bie verbünbeten u ee und heute durch den Herrn 
Staatöfelretär bie — —— eben laſſen, daß ſie etwa 
nicht geneigt find, auf unſere Wünſche einzugehen, jo habe ich 
namens meiner Fraktion angufündigen, daß wir aud für 
diefen Fall nit nachlaſſen werden, die Wünfche der Privat- 
beamten in der angebenteten Richtung weiter zu verfolgen. 

(Bravo! bei ben Nationalliberalen.) 


Bräfident: Das Wort zu Beantwortung der Inter: 
vellation hat ber Herr Stellvertreter des Reichskanzlers, 
Staatsſekretär bed Innern, Staatöminifter Dr. Graf 
v. Rofabowäty: Wehner. 


Dr. Graf v. Pofabowsiys Wehner, Staatöminifter, (C) 


Staatöfetretär des Innern, Stellvertreter des Reichd- 
fanzlerd: Meine Herren, ih babe nun fhon feit Jahren 
in der Preffe häufig den Vorwurf gelefen, man folle nicht 
mit der fozialpolitiihen Gefeggebung im Automobiltempo 
vorgehen. Heute hören wir Dagegen bon einem Vertreter 
ber bürgerlihen Parteien, einem Vertreter ber national- 
liberalen Partei, daß bie verbündeten Regierungen, wie 
er fagte, hinter den fozialpolitiihen Forderungen unferer 
eit nachhinken. Sebenfall3 mögen Sie aus der Gegen 
berftelung dieſer beiden fi widerſprechenden Be: 
bauptungen fehen, ob es richtig tft, daß bie verbünbeten 
Regierungen und fpeziell dad Reichsamt des Innern 
Soztalpolitit in unbebachter Weife, in einem Automobil: 
tempo treibt. So etwas kann man urteilölofen Zeitungs: 
lefern wohl vorreben; aber wahr ift es nicht. 
(Sehr gut! links.) 
Selbftverftändlich bedürfen alle fozialpolitiihen Maßregeln, 
namentlih infoweit fie mit einer Belaftung ber Be— 
völferungöfreife verbunden find, einer ernften Prüfung 
und zwar nad ber wirtſchaftlichen Seite unb nad ber 
finanziellen Seite. Nber die Behanptung, dab in uns: 
bedachter Haft innerhalb des Reichs Sozialpolitit betrieben 
wird, ift tatfähli unbedingt unrichtig. 
(Sehr wahr! —* 

Nunmehr, meine Herren, komme ich zur Sache. 

Ich habe am 10. Mat 1904 mid) bereit erflärt, diejenigen 
Erhebungen, die die Organifation der PBrivatangeitellten 
eimerfeit$ über ihre wirtihaftlihe Lage, andererjeit3 über 
ihr Berfiherungsbebürfnis im Wege von Fragebogen an- 
geitellt hat, in meinem Reſſort bearbeiten laffen. Es 
find im ganzen runb 157000 Fragebogen eingegangen. 
Davon waren rund 155000 Fragebogen zur Bearbeitung 
geeignet. Auf Grund der aufgeftellten Tabellen ift im 
Reihdamt bed Innern eine Denkihrift bearbeitet worben, 


in welder ba3 Ergebnis ber Erhebungen zur Darftellung (D) 


gebracht und ausführlihe Berehnungen über die Koften 
einer Penfiond- und einer Hinterbliebenenverfiherung ber 
rivatangeftellten year werben. Die Denttihrift 
ußert ſich einerfett3 über bie Verwertharkeit des Materials, 
ferner darüber, inwieweit durch biefe Fragebogen bie 
Durchſchnittslage ber Privatangeftellten klargeſtellt 
if, und behandelt enblih bad Ergebnis der Erhebungen 
und zwar getrennt nad Geſchlechtern. Die Denkſchrift 
ergeht fich im einzelnen — ich glaube, es wird bie Ber: 
fammlung intereffteren, ſchon heute biefe Einzelheiten zu 
erfahren — über folgenbe Punkte: über bie Verteilung ber 
gezählten Privatangeftellten auf bie verſchiedenen Berufs- 
arten und beruflihen Stellungen, ferner über bad Alter 
und ben Familienſtand fowie über die Zahl und das Alter 
ber Kinder unter 18 Jahren, über die Verteilung bes 
Dienfteinfommend nah 10 Einkommensftufen in Wer: 
bindung mit dem Alter und Beruf der Privatangeftellten, 
über ben Umfang ber reichögeleglihen Inbalidenver⸗ 
fiherung unb der anberweitigen Berfiherung tn Benfions- 
faffen und bei Privatverfiherungsanftalten tn Verbindung 
dem Alter, Beruf ımb Dienfteinfommen, über bie 
Stellenlofigkeit ber Privatangeftellten in ben legten 5 Jahren, 
wobei in Verbindung mit dem Alter ımb dem Beruf bie 
Zahl der Stellungsloſen der Privatangeftellten, die Dauer 
der Stellungslofigteit und Die Zahl der Fälle bon 
Stellungsiofigfeit dargeftellt find. 

Die Denkſchrift ergeht fih ferner über bie Koften, 
bie eine Verſicherung der PBrivatangeltellten fir ihre Perſon 
und ihre Hinterbliebenen erfordern, und zwar einerfeits, 
wenn man bie Gehaltäfteigerung in Rechnung zieht, 
unb ——8* wenn man ber Verfiherung ein Durch⸗ 
ſchnittsgehalt zu Grunde legt. Es iſt Fernte feſtge⸗ 
ſtellt worden, wie hoch bie Beiträge in beiden Fällen zu 
bemeſſen find, wenn einerſeits bie Penfion nur bei Gin- 





| 
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ewährt unb anberer: 
ſeits auch ſchon dann zugebilligt wird, wenn das Alter 
bon 65, bezüglid 60 Jahren vollendet if, voraus⸗ 
gelegt, dat alddann aud) die fir die Reichsbeamten maß» 
gebende Wartezeit von 10 Jahren zurüdgelegt if. Es 
find ferner bei Berehnung ber Koften bie Forderungen 
E Grunde gelegt, die die Privatangeftellten ſelbſt geftellt 
aben, d. h. penfioniert zu werben im Falle ber Dienft- 
unfähigfeit nad) den Grunbfägen ber Reichs- und Staats: 
beamten und aud nad ähnlichen Grunbfägen ihren 
— und Hinterbliebenen Witwen: und Waiſengeld 
zu fihern. 

Ih gehe nun mit einigen Worten auf die finanziellen 
Schlüffe der Denkihrift ein. Will man den Forderungen 
der Privatangeftellten in vollem Umfang entfprechen, d. h. 
will man bie — und Hinterbliebenenbezüge nach 
den bie Reichs- und Staatsbeamten maßgebenden 
Grumdfägen regeln und außerdem noch eine fürſorge 
nach den Beſtimmungen des Invalidenverſicherungsgeſetzes 
einführen, — auch eine Forderung der Privatbeamten, die 
fie in den Leitſätzen veröffentlicht haben, — jo wären 
hierfür als Jahresbeitrag 19 Prozent bed jeweils 
bezogenen Dienfteinfommens zu erheben, wenn man bie 
Gehaltöfteigerung mit in Rechnung zieht. Läßt 
man bie Gehaltäfteigerung außer Anfat und bemißt bie 
Bezüge unter AZugrundbelegung der Penſionsſätze bes 
Neihöbeamtengefeked? nur nah einem ſtets gleich— 
bleibenden Gehaltsbetrag, jo find rund 14'/, Prozent 
bes Dienfteintommens erforberlih. Wenn man biefen 
Sat auf dad in der Denkichrift für die befragten Privat: 
angeftellten im Durchſchnitt ermittelte Fahreseintommen 
bon rund 2100 Mark anwendet, fo würde im Durchſchnitt 
für jeden Privatbeamten ald Jahreöbetrag bie Summe 
bon 804 Mark 50 Pfennig zu zahlen fein. Hierfür 
wiirben ihm neben der Heilfürforge nah ben Beftim- 
(B) mungen bed Inbalibenverfi erungögefehed —— Jahres⸗ 

bezüge zuſtehen — meine Herren, ich leſe das ausdrück⸗ 
tie bier vor, um auch in bem Streifen ber Brivatangeftellten, 

anz abgeiehen von dem Inhalt der Denkichrift, Klarheit 
ber den Umfang des Unternehmens und das wirtfchaft- 
lich Mögliche und Erreihbare zu fhaffen —: 

Es würde nad 10 Dienftjahren eine Invaliden— 
penfion von 525 Marf, eine Witwenrente von 210 Marf, 
und eine Waifenrente von 42 Mark für jedes Sind 
zahlbar fein, nah 20 Dienftjahren eine Invalidenpenſion 
bon 875 Mark, eine Witwenrente von 350 Mark und 
eine Waifenrente für iebed Kind von 70 Mark, nad 
30 Dienftjahren eine Invalidenpenſion von 1225 Mark, 
eine MWitwenrente von 490 Mark und eine Watfenrente 
bon 98 Mark, und nah 40 Dienftjahren eine Invaltben- 
venfion von 1575 Mark, eine Witwwenrente von 630 Mart 
unb eine Watfenrente für jedes Kind von 126 Marf. 

Würde man nur einen Jahresbeitrag bon rund 
150 Mark jährlid — id habe vorhin von einem Jahres: 
betrag von 304 Mark geiproden — erheben, fo würde 
man die Hälfte dieſer Bezüge, alfo nad 40 Dienftjahren 
eine Inbalidenpenfion von rund 780 Mark, eine Witwen: 
rente bon 315 Mark und eine Waifenrente für jedes Kind 
bon rund 63 Mark gewähren können. 

Meine Herren, die Dentihrift wird Ihnen heute 
nod) zugehen. 

Bravo! 


( ) 
Nah der Denlſchrift werben jet bie Privatangeftellten 
felbft und bie verbündeten Regierungen bie finanzielle 
Seite der Frage, bie entſcheidend ift, eingehend zu prüfen 
haben, und fie werben ferner zu prüfen haben, welche 
Wege bei der Berfiherung ber atangeftellten, beren 
Notwendigkeit und wirtfhaftlihe Nützlichkeit ih ohne 
weiteres anerfenme 

(bravo!), 


bie Gefeßgebung zu beſchreiten haben wird. Es wirb (c) 


ih darum Handeln: zieht man eine Erweiterung des 
Invalidengeſetzes vor, indem man neue Klaſſen anfügt, 
oder gründet man auf gefegliher Grundlage für bie 
rivatangeftellten eine beſondere Zwangäverfidierung? 
erner: bis zu welhem Höchſtbetrag ſoll man die Privat: 
angeftellten für zwangsverſicherungspflichtig erklären, und 


ob und bis zu welchem Höchſtbetrag follen die Arbeit: 
Pe verpflichtet fein, zu dieſer Zwangsverſicherung 
eizutragen? 


Abgeſehen von dieſen Fragen fommt noch eine 
andere Frage in Betracht, bie auch eine hohe wirtſchaft⸗ 
liche Bedeutung bat, nämlih bie: wie weit kann man 
eine ſolche Zwangsverſicherung — ohne das 
Gebiet der privaten Verſicherungsgeſellſchaften in einer 
biefen höchſt abträglichen Weiſe einzufchränten? 

Die verbündeten Regierungen werben es fih ans 
—— fein laſſen, auf Grund ber Denkſchrift dieſe 
chw — Fragen —— zu prüfen, und id werde 
fehr bald bie Gelegenheit ergreifen, die Auffaffungen ber 
verbünbeten Regierungen einzuholen, ob fie bereit find, 
in ben von ben Privatangeftellten gewünſchten Richtungen 
ben Weg ber Geſetzgebung zu befchreiten, und auf welden 
Grundlagen dieſe Gefeggebung aufgebaut werben foll. 
Ih glaube, ehe man endgültig Beſchlüſſe in biefer Frage 
faßt, wird es aud für bie Mitglieder des hoben Haufes 
und für die Privatangeftellten ſelbſt nützlich fein, ſich in 
bie verwidelten — — zu vertiefen 

ehr g 
und fi hierbei auch Mar zu werben, inwieweit fie im⸗ 
ftande fein werben, den finanziellen Anforberungen einer 
ſolchen Zwangdverfiherung zu genügen. 
(Sehr richtig!) 

Meine Herren, daß für die Privatangeftellten das 
Bedürfnis —E für ihr Alter im Falle der Arbeits- 
unfähigtett und 
Todes Borforge zu * das erlenne ich gerne an 


ravol), 

und das, glaube ich, werden mit mir auch die verbündeten 
Regierungen auerkennen. 

(Brabo!) 
Es ift etwas unenblih Trauriges, unb ich habe es aus 
eigener Erfahrung fennen gelernt: wenn ein Privat: 
angeftellter nach jahrelangen treuen Dienften bienftunfähig 
tird, dann feine Stelle mehr findet und ſchließlich — 
und folhe Fälle find nicht felten, meine Herren — mit 
—— _— fogar ber öffentlihen Wohltätigkeit 
verfällt. 


(Sehr ridtig!) 
Befonderd traurig babe ih das gefunden und be— 
ſonders dringend ift das Bedürfnis auf dem Gebiete der 
Sandwirtfhaft. 


(Schr hr) — 
Gerade die landwirtſchaftliche Tätigkeit eines Privat: 
angeftellten ftellt an feine getftigen Kräfte, an feine Umſicht 
bei dem heutigen hohen techniſchen Stande ber Landwirt: 
ſchaft, aber auch an feine körperliche Widerſtandsfähigkeit 
ganz außerorbentlihe Forberungen. 

(Sehr richtig!) j 
Es kommt häufig vor, daß jo mancher, ber vielleicht ein 
ganz auögezeichneter Privatbeamter war, fi im Dienft 
verbraucht und fränkli wird. Er kann dann ein Unter 
fommen nicht mehr finden. Der einzelne Arbeitgeber ift 
auch häufig nad feinen finanziellen Verhältniſſen gar 
er in ber Lage, einem ſolchen Manne einen dauernden 
Bebendunterhalt für ben Fall feiner Erwerbsunfähigkeit 
zu gewähren. Dann wandert jold ein Mann verjuchd- 
weiſe von Stelle zu Stelle; ſchlleßlich kommt er herunter 
und muß, wie gejagt, vielleicht fogar bie Bffentliche 
MWohltätigkeit in Anfpruch nehmen. 


r ihre Hinterbliebenen im Falle ihres (D) 


(A) 


(8) ſchrift kurz nad ber Gröffnung bed Re 
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Alfo, meine Herren, über die wirtidaftlihe Not- 
wendigteit, über bie fittliche Berechtigung einer ſolchen 
Berfiherung kann, glaube ich, fein Zweifel unter ben be— 
teiligten Streifen fein, und ich babe bei ben früheren Ver— 
bandlungen von feiner Seite des hohen Haufes gehört, 
daß darüber ein Zweifel beſteht. Im Gegenteil, ich 
glaube, das ganze hohe Haus war in der Auffaffung, daß 
eine ſolche Vorſorge getroffen werben müffe, einig. 

(Sehr richtig!) 

Zweifelhaft fann man nur über bie Wege fein und 
über die Frage, wie bie notwendigen finanziellen Mittel 
aufzubringen find, und dieſe Frage kann erſt Gegenitand 
ber Erwägungen fowohl der verbündeten Regierungen wie 
des hohen Haufe und der Beteiligten felbft fein, wenn 
Sie von ber Ihnen noch heute zugehenden Denkſchrift 
Kenntnid genommen haben. 

(Bebhafter Beifall.) 


Präfident: Dad Wort zur Geihäftsorbnung hat 
ber Herr Abgeordnete Baffermann. 


Baflermann, Abgeordneter: Herr Präſident, ich 
—— bie Beſprechung des Gegenſtandes ber Inter: 
pellation. 


Präfident: Ich bitte, daß biejenigen Herren, melde 
biefen Antrag unterftügen wollen, ſich von ihren Plätzen 


zu erheben. 
Geſchieht.) 
Die Unterſtützung reiht aus; wir treten in bie Be— 
ſprechung ein. 
Das Wort hat ber Herr Abgeordnete Sittart. 


Eittart, Abgeordneter: Meine Herren, an den Aus: 
führungen des Herm Staatsſekretärs ift beſonders er: 
freulich gewefen die Mitteilung, daß und die langerfehnte 
Denlſchrift heute mod zugehen wird. au dieſe Denk⸗ 

chſtags dem 
Haufe zugehen würde, war vorauszuſehen, das wußten 
wir; denn bereits im November habe ich an den 
Miniſterialdrirektor Dr. Caspar, nicht öffentlich, ſondern 
privatim die Frage gerichtet, wann wir dieſe Denkſchrift 
zu erwarten hätten, und er hat damals geantwortet: vor 
Neujahr oder * nachher. Dieſe Nachricht iſt dann auch 
durch die Preſſe gegangen. Daß infolge ber Reichstags— 
auflöfung eine weitere Verzögerung ftattfinben werbe, war 
zu erwarten; daß aber die Denlichrift in der nächften Zeti 
fommen mußte, war Zar, und das hat auch die Privat: 
beamtenfhaft draußen erwartet. Ich könnte alfo bie 
Iuterpellation, die uns heute befhäftigt, ebenfo bezeichnen 
wie bor wenigen Tagen die Interpellation meines Freundes 
ZTrimborn bezeichnet worben iſt — es wurde nämlich 
von nationalliberaler Seite gejagt, diefe renne offene 
Türen ein — id könnte mit mehr Recht das Gleiche von 
ber Interpellation Heyl fagen 
u (ehr richtig! in ber Mitte), 
id) Tönnte die Interpellation einen Schlag ind Waffer 
nennen. Ih tue das aber nicht; tm Gegenteil, ich 
betone ausdrücklich, daß ich die Interpellation begrüße. 

Ih begrüße fie erftend deshalb, weil fie ausgeht von 
ber nationalliberalen Partei. Ich begrüße fie zweitens, 
weil De alerts worben ift bon einem hervorragenden 
Imbuftriellen, von dem Herrn Freiherrn v. Heyl. Ich 
begrüße die Perjönlichkeit des Begründers, weil id) Hoffe, 
daß weite Kreiſe von Arbeitgebern, daß ber Bund der 
Induſtriellen, daß die Handelskammern, die fi nicht 
immer als jo ganz privatbeamtenfreundlich gezeigt haben, 
aus dem Vorgehen des Herrn v. Heyl unb der nationals 
liberalen Fraktion für die Zufunft etwas lernen werben. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 
Ich fage alfo: ich begrüße die Interpellation; und wenn 
ih aud bon einer fpäteren Beiprehung der Angelegenheit 





mehr erwartet hätte, von einer Beſprechung zu einer Zeit, (O 
da und die Dentichrift bekannt fein wird, fodaß wir auf 
Einzelheiten hätten eingehen können, fo freue ich mid) doch 
ber Einbringung ber Snterpellation, denn ich verſpreche 
mir immerhin davon eine Klärung ber Grundfragen ber 
Privatbeamtenverfiherung.. Ih veriprebe mir davon 
ferner, dab fi der Privatbeamtenihaft baußen im Lande 
eine Beruhigung bemächtigen wird, eine Beruhigung, zu 
deren Herbeiführung freilih die Verzögerung ber Inter: 
pellation nicht beigetragen hat. 

Zunädft und von vornherein möchte ich dem verehrten 
Interpellanten, Herrn v. Heyl, doch einige Mitteilungen 
machen, bie gerignet find, ihm über bie parlamentariiche 
Geſchichte ber Privatbeamtenbewegung eine forreftere Auf- 
faffung zu vermitteln. Der verehrte Herr Kollege v. Heyl 
hat erklärt, dab im Jahre 1908 bie Privatbeamten- 
bewegung geboren fei. Das ift nicht richtig. Ich babe 
mic vergebens bemüht, in den legten 10 Tagen die Alten 
über die Privatbeamtenbewegung zu erhalten; fie waren 
bom Bureau verſchwunden, id konnte fie nicht finden. — 
Da werben fie mir gerade überreiht; ich danke für dieſe 
Aufmerkfamkeit. Diefe Alten müſſen Harlegen, daß 
—— er 1903 die Privatbeamtenbewegung inauguriert 
worben tft. | 


Ich fehe hier vor mir das erfte Blatt bed Konvoluts 
„Privatbeamte* umd finde bort, daß am 31. Januar 1902 
zum erften Mal die Privatbeamtenbewegung in biefem 
Haufe angejchnitten worden ift; ich bin es geweſen, der 
damald das Bergnügen hatte, die Aufmerkſamleit bes 
Haufe auf bie Lage der Privatbeamten hinzulenken. 

(Hört! hört! in ber Mitte.) 
Nehmen wir das zweite Blatt, es trägt dad Datum vom 
19. Februar 1903: da bin ich es auch geweſen, ber zum 
zweiten Male bas Re Haus auf den Privatbeamten- 
ftand hingewiefen hat; aber weber im Jahre 1902 noch 
bei ber Beratung des Jahres 1903 ift ein Wiberhall aus (D) 
irgend einer Partei erfhollen. 
(Hört! hört! in der Mitte.) 

Dann Fam bie neue Seffion 1903. Inzwiſchen Hatte die 
Wahlbewegung bie Frage ber Privatbeamten etwas mehr 
in den Vordergrund gebrängt, und erft im Dezember 1903 
find drei Anträge gleichzeitig erfchienen: der Antrag 
v. Nichthofen, der Antrag Bat g und ber Antrag meiner | 
Sraftionsfreunde.. Damit Zukunft der Irrtum fich 
nicht wieberholt, in den Herr dv. Heyl, ohne feine Schuld 
offenbar, verfallen ift, habe ich geglaubt, dieſe Daten 
da u müffen. 

eine Herren, ber Herr Interpellant hat bad lange 
Ausbleiben der Denkſchriſt beflagt, und ich ſtimme ihm darin 
bollfommen zu. Angeſichts der Bewegung im Lande wäre 
eine frühere Vorlegung in der Tat jehr erwünjcht gewefen. 
Die Interpellation felbft, die Anfragen, welche von biefer 
Tribüne aus an bie Herren vom Reichsamt bed Innern 
gerichtet find, bie verichtebenen Bitten um Aubienzen aus 
ber Mitte ber Privatbeamten felbft find weiter nichts 
geweien ald ber Ausdruck ber lingebuld, welche ſich ber 
betreffenden Streife bemädtigt bat, und bie Ungeduld ift 
ja gar nit fo unerllärlid: Ein als drei Jahre find 
berfloffen, jeit die mit großem Gifer und umter allfeitiger 
Beteiligung der Privatbeamten aufgenommene Enquete 
abgeihloffen und die Rejultate in Bearbeitung durch das 
Statiftif he Amt genommen worden find. Die Ungebulb 
ber Privatbeamten wurde auf eine harte Probe geteilt, 
und dadurch erflärt es ſich ja aud, daß die Urtelle der 
Privatbeamten nicht gerade immer ruhige geblieben, viel: 
leicht zuweilen recht Bart geworden find. Alſo id bebaure 
bie Verzögerung ber Borlegung ber Dentihrift au; aber 
ih muß doch gegenüber der Unruhe draußen im Lande 
mit meiner Überzeugung hervortreten, mit ber Überzeugung, 
baß von einer Abfiht der Verzögerung, von einem 
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(Zittert.) — 


(A) Willen der Verſchleppung der Vorlage nicht bie Nebe 


(B) 


jein fann. Bedenken wir, wie ber Herr Staatsſekretär 
bereits berborgehoben hat, daß bie frage ber 
Privatbeamtenverfiherung erftend eine große Bedentung 
in finanzieller Beziehung bat, daß zweitens aber biejer 
Vorlage eine grundfäsliche Bedeutung innewohnt, infofern 
nämlih, als dieſem erften Wunſch einer Hereinbeziehung 
op Geſellſchaftsſchichten in die foziale Fürſorge 
weitere Wünſche folgen werden; bedenken wir, daß ſelbſt 
bezüglich des erſten Schrittes, den wir zunächſt tun ſollen, 
uoch große Unklarheit herrſcht: dann werben wir es ver— 
ſtehen, daß die maßgebenden Stellen recht vorſichtig ſind, 
ehe fie ben erſten Schritt tun, beſonders dann, wenn fie 
borausfehen, daß weitere Schritte nachfolgen werben. 
Meine Herren, wer bie Fundamente legen will zu einem 
Bau, in dem viele Menfchen glüdlih wohnen follen, wer 
bie ſtatiſchen Berechnungen zu biefem Bau maden fol, 
ber wirb nicht blindlings und leichthin an die Sadıe 
berangehen, ber muß mit Vorſicht, mit Gewiſſenhaftigkeit 
borgehen; und wenn wir bon dieſem Standpunfte aus bie 
Sadje beurteilen, fo werden wir es auch nicht beklagen, 
daß bie Herren aus dem Reichsberſicherungsamt mit aller 
Borfiht biöher gehandelt haben. 

Rım freilih find von feiten des Regierungstiſches 
verjchtebentlih Außerungen gefallen, die wenig geeignet 
waren, die Unruhe in den Privatbeamtenkreifen zu ber- 
tingern. Da hat der Herr Staatöjefretär früher gejagt, 
die Privatbeamten feien ja ohnehin ſchon in ber Lage, ſich 
zu verſichern, infofern fie ein Schalt bis zu 2000 Mark 
beziehen — im Widerfpruc damit behauptet Herr v. Heyl, 
daß jeder anftändig bezahlte Privatbeamte ein Gehalt von 
3500 bis 4000 Mark und mehr habe. Ich bin geipannt, 
aus ber Denkfchrift einmal zu erfehen und erft recht aus 
der neuen Gewerbezählung von 1907, ein wie geringer 
Prozentſatz tatfählich über 3000 Mark Gehalt hat. 

(Sehr richtig!) 
IH bin überzeugt, verehrter Herr Freiherr v. Heyl, daß 
noch nit 10 Prozent der Privatbeamten über 4000 Mark 
Gehalt * 

(Zurufe linf3 und aus ber Mitte: Noch lange nit!) 
— Id will ſehr vorfiätig in der Schägung fein. — Und 
wenn wir das genau wiſſen, dann bitte ich Herrn v. Heyl, 
bor ber Öffentlichkeit das au wieberholen, was er heute ge: 
fagt hat, was alſo er ald eine anftänbige Bezahlung anfieht 

(ehr ng: bei den Nationalliberalen), 
dann aber daraus die richtigen Schlüffe zu ziehen, wenn 
die anderen 90 Prozent oder mehr Prozente noch bei 
weiten nicht dieſes Gehalt haben. Ah mahe mich an- 
heiſchig, nachzuweiſen, daß es heute noch Diplomingenieure 
gibt, welche mit 160 bis 200 Mark auskommen müſſen; 
es ſind leider noch viele. 

Ih wieberhole alſo: der Herr Staatsſekretär hat 
erklärt, einerſeits ſei für bie Bedürfniſſe der Beamten 
geforgt infofern, als fie noch nicht 2000 Mark Gehalt 
haben, im übrigen aber glaubte er, ein Bebürfnis 
einer weiteren Verſicherungseinrichtung nicht anerkennen 
zu können. Heute bat num ber Herr Graf v. Poſa— 
dowsty fich erfreulicherweife der Sade doch fon 
günftiger gegemübergeftellt; er hat — die Notwendig⸗ 
feit und wirtſchaffliche Nützlichkeit der Privatbeamten⸗ 
fürſorge anerkannt und es als ein Bedürfnis bezeichnet, 
daß für bie frage geiorgt werde. Ich bin über: 
zeugt, baß dieſe feine Worte einen fehr freudigen Widerhall tm 
Bande finden werden. Wenn nun aber troß dieſer Vorficht, 
welche der Herr Staatsſekretär anwenden zu müffen glaubt, 
trog ber Reſerve, bie er ſich auferlegt hat, er ſich unferen 
Wünſchen nah Klärung und Löfung ber Borfragen jo 
geneigt gezeigt bat, wenn er weiter bie Kräfte des 
Statiftiihen Amt und des Reichſsamts des Innern zur 
Prüfung ber Grumblagen für den Aufbau der Privat 
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beamtenverfiherung zur Verfügung ve bat, wenn er (0) 
es übernommen hat, bie pribate quete ber Privat: 
beamten durch Kräfte ber Regierung bearbeiten zu laſſen, 
fo, meine id, follte dies nicht geringe Entgegentommen 
ber Privatbeamten draußen zeigen, daß fie unredt tum, 
wenn fie bon dem Herrn Grafen v. Poſadowsky ans 
nehmen, baß er nit mit ber genügenden Freundlichkeit, 
nicht mit ber genügenden Wärme ia ihrer Sade an 
genonmen hätte. 

(Sehr richtig! aus ber Mitte.) 
IH babe eine Reihe von Privatbefpregungen mit Herren 
au dem Reichſsamt bed Innern gehabt und ben Gifer 
und bad Streben ber Herren kennen gelernt, da, io 
dauernde Not im Bolfe vorhanden ift, der Not nad 
Kräften abzuhelfen; ich bin freilich aud; überall der Bor: 
fiht begegnet, mit ber fie, ald bie verantwortlichen 
Männer, einer neuen Frage gegenübergetreten find. Das 
Entgegenlommen in ber vorliegenden Spezialfrage war 
aber iM groß, daß th glaube, es nicht berfäumen zu 
bürfen, in biefem Augenblide dem Herrn Staatsſekret 
gar v. Poſadowsth von —* Herzen zu danken 
für das, was er bisher in biefer ngelegenheit getan hat. 

Bravo! redht3.) 

Ich dehne meinen Dank aus auf feine Mitarbeiter, den 
Herrn Minifterialdtreftor Dr. Cadpar, den Herrn Geheimen 
Rat Dr. Bedmann und ben jeht an ber Spike bes 
Reichsverſicherunggamtz fiehenden Herrn Präſidenten 
Dr. Saufmann. Gegenüber ber refervierten Haltung zur 
Sade ſelbſt, die wir auch heute noch bei der Regierun 
geipürt haben, fehe ich mich verpflichtet, doch noch einmal, 
wie id) es bereit3? am 31. Januar 1902 und am 
19, Februar 1903 getan Habe, auf bie Wirklichkeit draußen 
im Lande hinzuweiſen, biefe Wirklichkeit, die Damals mid 
veranlaßte, eine neue Frage hier anzufcneiden, diefe Wirk⸗ 
lichkeit, die jegt nad ſechs Jahren und bie erfreuliche 


Erſcheinung gezeitigt hat, daß alle Parteien dieſes hohen (D) 


Haufes fid) zufammenfchließen, um bem dringenden Wunſche 
der Privatbeamten zu entipreden. 

Sch habe bamald fo, wie Herr Freiherr v. Heyl 
heute, auf den Aufſchwung bingemielen, ben unfere In—⸗ 
buftrie, unfer Handel, kurz, bie geſamte wirtſchaftliche 
Entwidlung genommen hat. Wenn nun auch zugegeben 
werden muß, daß biefer erfreuliche Aufſchwung zunächſt 
zu verdanken tft gewiflen führenden Geiftern, baß er in 
erfter Neihe verfnüpft ift mit einer Reihe bon berbor- 
ragenben Namen, fo tft boch andererfeitö nicht zu bezweifeln, 
daß die Männer, welche bem hoben Fluge der führenden 
Geifter gefolgt find, welche bie hohen Ideen in bie Tat 
umgefegt haben, — daß biefe Männer unfere Privat: 
—— find, die Bevölkerungsſchicht, für welche wir heute 
eintreten. 

Der Bebeutung, welde die Brivatbeamten im öffent: 
lichen Beben haben und haben müflen, entſpricht num leider 
gar nit ihre Stellung im mwirtichaftlihen Leben. Un— 
ficherheit ift das charakteriftiihe Merkzeihen ber ganzen 
Lage unferer Privatbeamten 

(hört! hört!), 
Unficherheit bezüglich der Anftellung, bezüglih ber Dauer 
ihrer Tätigkeit, bezüglih der Verſorgung, bezüglid der 
rechtlichen Stellung, und bamit eine graufame Ungewißheit 
über die eigene Zukunft und bie Zukunft ber Familie. 
Das — ic wieberhole es — ift bad Chara de in 
ben Berhältniffen ber Privatbeamten. 

Angefihts folder Verhältniffe tut eine wahrhaft 
roßzügige Privatbeamtenpolitif not. Vor allem ift bie 
rage brennend, welde und heute beihäftigt: bie Beate 

ber Berforgung ber Privatbeamten im Alter, die Frage 
ber Verſorgung ihrer Familien. Ein ſchönes Sprichwort 
fagt: jeder ift feines Glüdes Schmied. Beim Privat- 
beamten trifft bad leider mur in jehr beſchränktem Maße 
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(@ittart.) 
Er wird von der wirtihaftlihen Entwicklun 
wie ein Ball, wie ein leichter Spielball hin: um 
bergeworfen; bie Wogen der Hochkonjunktur heben 
ihn hinauf, der folgende Niebergang reißt ihn hinab, und 
die Wellen der wirtihaftlihen Bewegung werfen manden 
von ihnen jchlteßlih am den Strand — an den Strand, 
an welchem jhon jo mander Privatbeamte zu Grunde 
gegangen ift, wie Herr Graf Pofabowäty bad aud) aus— 
führte, fo mander zu Grunde gegangen ift, wenn nicht 
eine mildtätige Hand ihn aufgriff und ihn wieder im bie 
Waſſer Hineinfegte, bie ihm aufs neue das Schwimmen 
ermöglichten. Nur zu oft aber kommt e8 vor, daß ber 
arbeitölos Gemwordene zugleich auch brotlos it. Wenn es 
fih um ben einzelnen SPrivatbeamten handelt, um feine 
Berfon allein, nun, dann fann er, folange er gefund ift, 
ſich noch helfen, er greift zu, wo fich irgend etwas bietet, 
und er kann ſchon wieber fein Brot finden. Wie aber 
eht e3 dem Manne, wenn fein Haar gebleicht tft, wenn 
Peine Tatkraft und feine Körperkräfte erlahmen und 
erſchöpft find, wenn bad Grübeln des Alters über ihn 
fommt, wenn bann feine Gebanten ſich lenken auf Frau 
und Kinder, und er fi bie bange Frage vorlegt: was 
5 = denen werben? Da fchwinbet oft feine letzte 
ergie. 

un haben gewiffe Doftrinäre und gejagt: ja, man 
muß auch ben Menſchen nicht zu fidher ftellen; wenn man 
ihn für alle Eventualitäten ſichert, dann geht ja bie Energie 
verloren, dann wird die Anfpannung ber legten Rräfte 
überflüffig, und biefe Anfpannung ber letzten ſträfte ift es 
eben, welche in ber Geſchichte bie größten Erfolge gezeitigt 
hat. Ya, das mag ja bis zu einem gewiffen Grade wahr 
jein; ich unterfchreibe das mit einer gewilfen Einſchränkung. 
Wir wollen aber nit und können nicht wollen eine volle 
Sicherung bes einzelnen Privatbeamten, wir können nicht 
fordern eine Sicherung für alle Eventualitäten; e8 Handelt fi 


(B) nur darum und fann ſich nur darum handeln, daß wir für die 


Privatbeamten ein Eriftenzminimum ſchaffen, ein Eriftenz- 
minimum, welches bie Gefelihaft dem Mitmenſchen geben 
muß. Menn fie es nicht freiwillig tut — fie wird ge: 
zwungen fein, c8 ihm zu geben. 
Almojend, auf dem Wege der Armenunterfiügung muß 
fie bewilligen, was fie nicht freiwillig auf dem mehr ehren: 
vollen Wege ber Geſetzgebung dem einzelnen Mitmenfchen 
al3 Eriftenzminimum zufommen läßt. über biefes Eriftenz- 
minimum binaus fol freilich der einzelne jchaffen, und 
er wird ſchaffen, um fich ſelbſt auf bie Höhe des Lebens 
heraufzubringen unb feiner Familie eine möglichft glänzende 
Zulunft zu fihern Daß ein Mehr als dieſes Eriftenz- 
minimum erhofft werden kann, werben aud) bie Privat: 
beamten draußen wohl ſchwerlich glauben. 

Nun ift inzwiſchen, am 16. Dezember 1906, die öfter: 
reichiſche Vorlage für bie Privatbeamten Geſetz geworden. 
Auf die Einzelheiten des Geſetzes einzugehen, dürfte fi 
fhon deshalb nicht lohnen, weil wir nicht wiffen, inmie- 
fern die Berhältniffe in Oſterreich mit den in diefer Dent- 
ſchrift nmiebergelegten GErgebniffen in Warallele geftellt 
werben fönnen. Ich gehe darüber hinweg; aber einige 
Daten aus dem Werdegange des öſterreichiſchen Enttourl 
u. id anführen zur Belehrung für viele braußen im 

ande. 

Meine Herren, feit dem Jahre 1888, alfo jeit faft 
zwei Dezennien, ergoß fid ein Strom von Petitionen in 
das öfterreihtfihe Abgeordnetenhaus. Diefe Petitionen 
verlangten die Schaffung einer Privatverfiherung, und es 
dauerte fünf Jahre, ehe dad Abgeorbnetenhaus ben Wunſch 
zum Ausdrud bradte: die Regierung möge fi die Vor— 
legung eined entfprehenden Geſetzentwurfs angelegen fein 
lafien. Im Mat 1896, nah acht Jahren alio, bes 
willigte das öfterreichifche Abgeordnetenhaus einen Spezial- 
frebit zur Beſtreitung der Soften von amtlichen Er— 


Anf dem Wege des 





bebungen. Die Regierung 
Jahre 1898 Lagen die Nefultate diefer Erhebung in zwei 
ftattlihen Bänden vor. Die Prüfung dieſer Bänbe 
bauerte mehrere Jahre, und im Fahre 1901 erfolgte bie 
Borlegung des erften Gefegentwurfs. Dreimal mwurbe 
die Negierungöporlage umgearbeitet; 5'/, Jahre, bis zum 
16. Dezember 1906, dauerte es, bis das Geſetz zur Tat- 
vg geworben war. Fünfeinhalb Jahre! 101/, Jahre 
eit Bewilligung ber Mittel zur Enquete und 19 Jahre, 
7 ber Betitiondftrom ber Privatbeamten fih in das 
fterreichifche Abgeorbnetenhaus ergofien hatte. 

Mögen diefe Daten, die ich foeben genannt habe, den 
Privatbeamten draußen im Lande zeigen, wie unrichtig 
es ift, von dem Deutfchen Reichſtage oder dem Reichsamt 
des Innern anzunehmen, daß ihre Sache nicht mit bem 
nötigen Eifer betrieben werde! Ih kann ben Privat- 
beamten draußen im Lande im Namen meiner Freunde 
und — ih barf wohl als erfter Redner aus dem Haufe 
das fagen — im Namen be3 ganzen Haufe erflären, 
daß wir mit Eifer, freilih aud mit ber nötigen Vorſicht 
ihre Angelegenheiten prüfen und bearbeiten werben. Und, 
meine Herren, laffen Sie mid den Wunſch daran knüpfen, 
daß wir in diefem Haufe in biefer Angelegenheit, welche 
eine Arbeit bes Friedens tft und bleiben foll, aud ein— 
mütig zufammenarbeiten mögen, fo, wie das in ber 
legten Seffion der Fall geweſen ift. 

(Bravo!) 

Meine Herren, ich Habe dieſer Tage in einer Zeit: 
ichrift gelejen, daß ein Mbgeorbneter — nomina sunt 
odiosa — fid vergebens bemüht habe, die Führer ber 
verſchiedenen Parteien dahin zu einigen, daß fie gemeinfam 
die Wünſche betreffend die Privatbeamten vorbringen 
follen. Kleinliche Eiferfüchtelet und Parteirückſichten follen 
dieſes Zufammengehen verhindert haben. Ich will Hier 
erflären, daß, ſoweit mir befannt, meine Barteifreunde 
bon einem ſolchen Wunfche zu gemeinfamer 
gehört haben. 

(Rufe rechts und links: Wir aud nicht!) 
— Wenn in den erften Tagen nad) der Wahl fon folde 
Bemühungen — wenigftens bei und — unternommen find, 
dann jcheint mir das freilich auch etwas übereilt gelommen 
zu fein; denn von berfelben Seite, bie die Anregung ges 
geben hat, find wenige Tage vorher im Wahlkampfe gegen 
meine politifchen Freunde Angriffe gerichtet worden, ber: 
artig, daß es wirklich für und ſchwere berwindung koften 
würde, mit Männern, bie uns in bem Wahlfampfe alö anti: 
national und wer weiß wie fonft noch bezeichneten, fofort 
zufammenzugehen. Ih will aber hoffen, daß bie Auf: 
regung fhwindet und bald einem frieblihen Zufammen- 
arbeiten Platz macht im Intereſſe unferer guten Privat: 
beamten draußen, die ein Recht haben, von und zu forbern, 
daß wir hier friedliche Arbeit Teiften. 
(Bravo! in der Mitte.) 

Meine Herren, nur noch furz ein Wort bezüglich ber 
großen leitenden Geſichtspunkte des öſterreichiſchen Geſetz- 
entwurfs. Dieſe leitenden Geſichtspunkte ſind uns nicht 
fremd. Leitende Gefihtöpunfte find erſtens bie geſetzliche 
Feſtlegung des Verfiherungdzwangd und zweitens bie 
durch das Geſetz konſtruierte Beitragspflicht ber Arbeit: 
geber wie der Arbeitnehmer. 

Wir werben über dieſe Vorfragen jedenfalls nicht 
lange ftreiten, meine Herren; denn erftend find wohl 
felten in biefem hohen Haufe jo warme Loblieder auf bie 
Fortführung der Soztalreform gefungen worden wie in 
diefen ar und zweitens find biefe Vorfragen, bie 
leitenden Gefihtöpuntte fo in das Rehtöbewußtiein und 
die Rechtsüberzeugung des deutichen Bolfed eingedrungen, 
daß große Differenzen fi wohl nicht bei ber Beratung 
ergeben werben. Freilich wird bei ber demnächſtigen 
Beiprehung der Denkichrift eine gründliche Erörterung 


ing an bie Arbeit, und im (CO) 
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(A) wohl barüber notwendig fein, ob überhaupt und inwieweit 


bie Einbeziehung höherftehender Bevölkerungsſchichten iu 
die foztale Fürforge dom jittlichen Standpunkte aus 
begründet, inwieweit fie vom volfswirtihaftlihen Standpunkt 
— und wieweit fie auch organifatoriih durchführ— 
ar iſt. 

Ich erkläre im Namen meiner politiſchen Freunde, 
daß wir ber ganzen Privatbeamtenverſicherungsfrage ſehr 
ſympathiſch gegenüberſtehen, daß wir gerne bereit find, 
mit den anderen Parteien und mit ber Regierung ge: 
meinfam zu arbeiten, daß wir gemwillt find, bie Frage zu 
löfen, nachdem mir erfannt haben, daß eine Löſung ge: 
funden werben muß; und da aud Herr Staatöfekretär 
Graf vd. Pofadowsty den Willen hat, zu helfen, werben 
wir und bald einigen; benn wo der Wille zu belfen fo 
fräftig, jo entſchieden und allfeitig herbortritt, wie es heute 
der Fall ift, da muß und wird fi auch ein Weg finden, 
um die Frage zu löſen. 

Aber noch eins, meine Herren. Die Frage der 
Privatbeamten ift mit dieſer einen Frage noch nicht er: 
ledigt; die Anträge, welche und aus diefem hohen Haufe 
augegan en find, bewetjen e8 ja. Ich will auf diefe An- 
träge nicht eingehen. Ich verweiſe fpeziell, was meine 
Bartet angeht, auf den Antrag Nr. 44, der ſich mit ben 
kaufmänniſchen und techniſchen vatbeamten befaßt; ich 
verweiſe vor allem auf die Rede, welche mein Freund 
Nacken am 17. März 1905 in dieſem hohen Haufe ge— 
halten hat, in welder er ſich beſonders mit den Wünſchen 
der tehniihen Privatbeamten befaßte. 

Im übrigen erfpare id mir weitere Ausführungen, 
behalte mir aber vor, eventuell im Laufe ber Debatte 
felbft noch einmal das Wort zu ergreifen, falls nicht einer 
meiner Fraftionstollegen noch weitere ergänzende Mit: 
teilungen machen wird. 

(Bravo! in der Mitte.) 


Präfident:e Der Herr Abgeordnete Pauli (Potsdam) 
hat das Wort. 


Banli (Potsdam), Abgeordneter: Meine Herren, es 
ſcheint faum eine Frage zu geben, in ber alle Parteien 
fh fo einig find wie in diefer, daß nämlich etwas ge- 
ſchehen müffe, um eine Befferftelung der Privatbeamten 
namentlih bei eintretendem Ungemach herbeizuführen. 
Wenn aber der Herr Vorrebner für fih und feine Partei 
hauptfählih im Gingang feiner Rede in Anſpruch ge 
nommen hat, daß er ber erſte gewefen fei, der die An— 
regung bazu gegeben habe, jo tft ihm ein Meiner Irrtum 


unterlaufen. 
(Sehr richtig! links.) 

IH brauche mur darauf zu berweiien, daß ſchon am 
11. Mai 1900 mein politiicher Freund ber Herr Abge: 
orbnete Freiherr v. Richthofen-Damsdorf die Regelung 
ber Brivatbeamtenverhältniffe, bie Benfiondberehtigung ufw. 
Fe im Reihstage angeichnitten hat, alfo ſchon zwei Jahre 

über ald ber Herr Kollege Sittart, und ich kann muns 
mehr, wenn nicht etwa noch je eine andere Behauptung 
aufftellt, daß er noch früher gefommen fe, was mir viel- 
leicht entgangen ift, vorläufig für meine Bartet in Anſpruch 
nehmen, daß wir bie erften gewejen find, die dieſe Frage 
angeſchnitten haben. 

(Große Heiterkeit. Zuruf von ben Sozialbemotraten.) 
— Es mag jein, Herr Kollege Singer, dab Sie nod 
früher das en haben; kann fein! Sie werben 
ja vielleicht Gelegenheit haben, nachher aud Ihrerſeits 
Ihren Standpunkt Marzulegen. 

Meine Herren, was bie Frage jelbft anlangt, fo 
handelt e3 jid annähernd um 2 Millionen Brivatbeamte 
im Deutfchen Reid. Das ift eine große Anzal von Leuten, 
bie feinen Anfpruc darauf haben, irgend wie weg > zu 
werben, wenn fie invalide werden, wenn fie im hohen Alter 


ftehen. Schon lange geht der Notſchrei der Privatbeamten (0) 


durch die deutſchen Lande. Schon lange haben die Privat: 
beamten ihre jchlehte Stellung dem Wolfe, ber Volls— 
vertretung gegenüber fundgetan. Sie haben petitiontert, fie 
haben in ihren Verbänden, im ihren Verſammlungen ihre 
Stellung zum Ausdruck gebracht und um Beflerftellung 
und Herbeiführung ihrer Wünfche gebeten. Meine Herren, 
bebenten Sie, daß ber Arbeiter gefichert ift gegen Srant: 
heit, gegen Uufall, gegen Imvalibität und Alter, dab 
jetzt Br bem fleinen Handwerker vielleiht in abjehberer 
Zeit in Aufficht geftellt ift, eine ſolche Verſicherung zu 
erhalten, und baß bier, wenn wir mit der fozialpolitifejen 
Geſetzgebung —— ein Zeil der Bevöllerung 
damit belaftet wird, der im Grunde genommen viel mehr 
in der Lage ift, die neue Belaftung zu tragen, ald wenn 
es fih um andere Geſellſchaftstlaſſen handelt. Deun 
Privatbeamte find nicht im jo großer Anzahl im Dienfte 
des Mittelftandes, Privatbeamte findet man viel mehr und 
in der weitaus größeren Anzahl in den großen inbuftriellen 
Betrieben, in ben großen Fabriken, Privatbeamte findet 
man bei den Forſten, Privatbeamte findet man 
bei ber Lanbwirtihaft und bei den Rechtsanwälten. 

63 mag auch noch eine große Anzahl anderer 
Privatbeamten geben; aber fie alle aufzuführen 
erübrigt ih. Es handelt fid, wenn es auf die Beiträge 
der Arbeitgeber ankommt, nur meift um ſolche Arbeit: 
geber, die in der Lage find — und man mwirb ja ohne 
weiteres die Arbeitgeber, bei welchen die Privatbeamten 
angeftelt find, mit zu den Beiträgen für daß neu zu 
ſchaffende Geſetz beranziehen —, vermöge bed großen 
Umfangs ihres Geihäfts, vermöge ihrer finanziellen 
Stellung die Beiträge ohne weiteres aufzubringen. Gewiß 
ift dabet zu bemerken, daß wir aud Beamte haben, bie 
in Staatöbetrieben, die in Betrieben des Reiches 
er find, und bie auch unter bie Kategorie ber 
Privatbeamten fallen würden, 
rechtigung haben, Penſion oder bergleihen zu beziehen, 
weil fie auf Kündigung angeftellt find. Ich brauche 
nur daran zu erinnern, baß mir bier in ber Nähe 
von Berlin, in Spandau, in meinem Wahlkreiſe, ja große 
militäriſche Inſtitute haben, die eine große Zahl von 
ſolchen Perſonen beihäftigen, die, wenn wir ein foldes 
Geſetz befämen, mit unter die Kategorie ber Privatbeamten 
erechnet werben müffen, und die dann aud einen An— 
Kor auf Penſion und Neliktenverforgung haben würben. 
Dabei Er bie frage, ob ed bann dad Reich oder 
ber Staat nicht vorziehen würbe, dieſe Beamten mit der 
Beamtenqualität zu verfehen und fie anzuftellen, als biefe 
Koften auf dem Umwege biejed neuen Gefeges aufzu- 
bringen, ba der Staat ja bann als Nrbeitgeber auch 
feine Beiträge dazu zu zahlen hätte. Aber das wollte ich 
nur nebenbei bemerken. 

Meine Herren, wenn mun ber ae ber inter: 
pellation, Herr Freiherr v. Heyl, bier bie Behauptung auf: 
geftelt Hat — ich habe fie nicht gehört, weil ich noch 
nicht bier war; ich entnehme fie nur aus ben Worten 
meine8 Herrn Vorredners —, daß die Privatbeamten 
ja immerhin ein großes Einfommen hätten, daß ein Ein: 
lommen von 3000 Markt und mehr ja bäurig g finden 
jet, fo weiß ih aus ben Ausfünften, die ich bei Privat- 
beamten eingezogen babe, daß das bei weiten nicht ber 
Fall ift, fondern daß die Gehälter der Privatbeamten 
noch erheblich niedriger find als die ber gleichartigen 
Beamten in Staatäbetrieben. Ich kann nur eine Aus: 
nahme feftftellen, das find die Ingenieure. In Staats: 
betrieben befommen bie Ingenieure niedrigere Gehälter 
als in ben Privatbetrieben. Bei den Staatöbetrieben 
. fie aber Anſpruch auf gr in ben Privat: 
etrieben nicht. Weiter kommt hinzu, daß bei ben 
Privatbeamten Steigerung der Einkünfte nicht 
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(Pauli [Potsdam].) 

fo ftattfindet wie bei den angeftellien Beamten 
der Kommunalverwaltungen und ber Gtaatäver- 
waltungen. Der Induſtrielle, oder wer fonft Privatbeamte 
beihäftigt, wird immer beftrebt fein, möglichſt junge Leute 
in feinem Betrieb anzuftellen, und ber junge Mann, wenn 
er tüchtig tft, verlangt fein Gehalt in derjelben Höhe wie 
ber ältere Privatbeamte., Eine Steigerung in den Gin: 
fommensverhältniffen ift nur in ganz geringem Maße zu 
verzeichnen, und daher fommt es aud, daß die Privat: 
beamten gar nicht in ber Lage find, für fpäter, für ein- 
tretende Srantheiten, Invalidität oder hohes Alter etwas 
urückzulegen. Außerdem kommen fie jehr häufig in bie 
ble Lage, daß fie and irgend welden Gründen, die gar 
nicht in ber Schuld des Privatbeamten felbft liegen, viel 
leicht aud nicht in der Schuld desjenigen, der den Privat: 
beamten jo lange beihäftigt hat, — ſei es burd Aufgabe 
eines Betriebes, ſei es dadurch, daß ber betreffende In: 
haber mit dem Tode abgeht — außer Stellung geraten 
und, wenn fie fhon in mittlerem Alter find, gar nicht 
mehr eine ihren Senntniffen entſprechende Stellung wieber 
erhalten. Das iſt der ſchlimmſte Punkt für bie 
BPrivatbeamten. Privatbeante werben nur in ganz jungen 
Jahren beliebt; in den mittleren Jahren haben fie ſchon 
große Schwierigkeiten, eine neue Stellung zu erlangen, 
und wenn fie dann ind Alter fommen, ift gar nicht daran 
zu benfen, daß jemand ſolche Privatbeamte in Stellung 
nimmt. Daher ift die Stellung des Privatbeamten eine 
noch ſchlechtere als die eines Handwerkers, der ja immer 
noch eher in der Lage ift, fi Verbienft zu fchaffen. 

Der Herr Staatdjelretär hat ja gefagt, wir befämen 
heute noch die Denkſchrift, und es ift der Regierung dafür 
zu banken, daß fie fih der Sadıe jo angenommen bat. 
Mein Herr Vorredner hat ja ſchon dem Dank an bie 
Regierung in jo warmen Worten Ausprud gegeben, dab 
e3 ji für mid erübrigt, in noch näher einzugehen. 
Es ift von dem Herrn Staatsſekretär an der Hand feiner 
Aufzeichnungen, die er wahricheinlih aus der Dentichrift 
entnommen hat, barauf hingewiefen worden, wie hoch 
die Prozentſätze und wie hoch anbererfeitö bie Ent— 
ſchädigungen der Penſion, der Reliktenverforgung uſw. 
eintretenbenfall3 ſein würden. Man könnte angeſichts 
biefer Zahlen einen Schred bekommen; denn es find ganz 
horrende Beiträge, die geleiftet werden müffen. Aber 
bebenfen Sie, daß biefe Beiträge nicht allein von ben 
Privatbeamten, fonbern zum guten Teile auch von den 
betreffenden Arbeitgebern aufgebradit werben. Dann ent: 
fteht weiter die Frage, ob nicht aud ähnlich wie beim 
Invaliditãts- und Altersberſorgungsgeſetz aud feitens 
des Reichs ein Zuſchuß geleitet werben joll; denn man 
wirb einem Privatbeamten nicht zumuten können, daß er 
ſolche Beiträge zur Penfionierungs- ufw. Kaffe zuſchießen 
fol. Dazu find feine Ginkünfte zu gering, und das 
len für feine Familie nur Not und Elend nad fi 
ziehen. 

Wenn auf Oſterreich hingewieſen worben ift, jo kann 
ih nur hoffen und wünſchen, daß wir doch nicht fo 
langjam arbeiten werben, wie man e3 in Ofterreich getan 
bat, und daß man 20 Jahre verfireichen läßt, ehe man 
überhaupt zu einer Gefegesvorlage fommt. Ich habe das 
Vertrauen zu umferen berbündeten Regierungen, baß fie 
fih der Sache etwas wärmer annehmen werden, und 
dab fie, wenn aud fein Mutomobiltempo, fo doch ein 
ſchnelleres Tempo einfhlagen werden, um im der Lage 
unferer Privatbeamten Befferung zu ſchaffen. Im allge 
meinen läßt fih heute dazu nicht mehr viel jagen, ba 
man nur bie Grundzüge des Geſetzes bier im allgemeinen 
beipredhen oder Anregungen geben fann. Wenn wir die 
Denkfichrift zur Hand hätten, jo hätten wir ja eine befjere 
Unterlage bafür. Ich möchte noch darauf verweifen, daf 
fih die Landwirtſchaftslammern zum Teil fchon ihrer Be: 
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amten angenommen haben, indem fie im nahe ber Frei⸗ (C) 


willigkeit ihre Mitglieder veranlaßt haben, fir ihre Be— 
amten zu forgen. 63 ift das in veridhiedenen Provinzen 
in den Landwirtſchaftskammern ihon mit Freuden be= 
grüßt worden, und es ift auch zum Zeil ſchon bei 
den lanbwirtfchaftlihen Betrieben cine Beflerung 
für die Privatbeamten eingetreten. 

Nun, meine Herren, ift ja eigentlid bisher Die 
ganze Tätigkeit für die Venfionsberehtigung der Privat⸗ 
camten eine Vereinstätigkeit — Ich habe 
bier ein Buch von unſerem Herrn Stollegen Dr. Botthoff: 
„Ginheitlihed Privatbeamtenrecht”, worin ausgeführt 
wird, was alles jeitens der Privatbeamten beanſprucht 
wird. Ih muß geftehen, daß in dieſem Bud jehr 
wichtiges Material für einen Gefegentwurf gegeben ift, 
und wenn auch nicht alle Wünſche, die tm biefer 
Brofhüre zum Ausdrud gebracht werden, erfüllt werden, 
fo nehme id doch an, dak man den allgemeinen Wünſchen 
ber Privatbeamten, wie fie hier dargelegt find, Rechnung 
tragen wird, ſodaß alſo auch bei dieſer großen Klafſe 
unſerer deutſchen Mitbürger Zufriedenheit eintreten wird, 
die wie jede andere im Deutſchen Reihe ein Anrecht 
darauf hat, daß man ihre Zukunft fihert gegen Krankheit, 
Unfälle und Invalidität. 

Nun, meine Herren, wir wollen hoffen, ba ja eine 
große Einmütigleit über dieſe Frage in diefem hoben 
Haufe herricht, daß die verbündeten Regierungen e3 ſich 
angelegen fein laſſen, recht bald einen entſprechenden 
Gefegentwurf uns vorzulegen. Ich glaube, bei der Ein- 
mütigkeit, bie bier herrſcht, wird die Beratung biejes 
Gefegentwurfs nicht allzu viel Zeit in Anſpruch nehmen. 
Soweit es alfo an und, an dem Reichstag, liegt, wird 
die Sache möglihft ſchnell verabſchiedet werden. Ich 
wünſche namens meiner Freunde, daß das recht bald 
geſchieht. Wir haben derartige Anträge ja ſchon zwei— 
mal eingebradt. 
Antrag erneuert. Sie ſehen daraus, daß wir biefer frage 
freundlich gegenüberftehen und es mit freude begrüßen 
werden, wenn wir bald an die Arbeit gehen können, um 
eine Befferftellung einer großen Klaſſe unferes deutſchen 
Volkes herbeizuführen. 

(Zebhafter Beifall rechts.) 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Dad Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Potthoff. 


Dr. Botthoff, Abgeordneter: Meine Herren, ich möchte 
aud beginnen mit einem Worte freubiger Anerkennung 
und bed Dankes an den Herrn Staatsſekretär und tue 
bad um fo Lieber, ald ich von feinen heutigen Aus— 
führungen fehr angenehm überraicht gewefen bin. Ich 
geitehe, daß ich der heutigen Verhandlung nad mandem, 
was boraudgegangen war, etwas peffimiftiih, etwas 
ſchwarzſeheriſch entgegenfah. Der Herr Staatöfekretär hat 
das große Vertrauen gerechtfertigt, das die Privatbeamten 
gerade auch ihm perfönlih und feiner Fürforge für fie 
entgegengebradht haben, und id} möchte die Gelegenheit 
nicht vorübergehen Laffen, ohne dem Herrn Staatäfefretär, 
ber fi ja umferer Anerkennung bejcheidentlich entzogen 
pt au in absentia zu fagen, wenn in den legten 

ochen von gemwiffer Seite, die z. B. ber Zeitung 
„Die Poſt“ nahe fteht, verfucht worden tft, ben Herrn 
Staatöfefretär aus feiner maßgebenden Stellung in ber 
deutichen fozialen Geſetzgebung zu verdrängen, daß dieſe 
Verſuche bei den Privatangeftellten aller Berufe und 
Landestetle ſicher feinen Beifall gefunden haben 
(ſehr richtig! Ink); € 
daß dieſe im Gegenteil den Herm Staatsſekretär 
v. pa nod lange und einflußreih anf feinem 
Voften zu fehen wünſchen. 


Aud in diefer Seffion haben wir den (D) 
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(Dr. Potthoff.) 

Ebenſo freudig berührt es, daß die Worte des Herrn 
Staatdfelretärd und daß die Snterpellation, die und vor— 
liegt, auch Hier im Haufe fo allgemeinen MWiderhall 
gefunden hat. Es war das ja zu erwarten, nachdem 
namentlich die Benfionsvereinigungen und aud die Berufs: 
vereine fi diefed Mal in den Wahlkampf eingemiſcht 
und ben meiften Kandidaten die Frage vorgelegt hatten, 
wie fie fih zu biefer Benfionsverfiherung ftellten. Da— 
mald haben bei weiten die metften Kandidaten fechr 
fympathtihe Erklärungen abgegeben, mit Recht. Auch 
meine politifchen Freunde haben vielfah Gelegenheit 
gehabt, ſolche Ertlärungen abzugeben. Wir ftehen 
diefer Bewegung mit großer Sympathie gegenüber und 
wollen fie nach Kräften fürbern. 

Wenn wir feine Anträge dieſes Mal eingebracht haben 
gerade zur Penfionsverfiherung, jo haben wir ba3 einfad 
beöwegen nicht getan, weil wir ber Überzeugung waren, 
bie Sadıe ift im Neihsamt des Innern gut aufgehoben, 
und die Denkſchrift wird auch ohme eine Interpellation 
fo jchnell wie irgend möglich erfcheinen. Ich Habe fogar 
nad) dem, was hier heute vorgegangen ift, den Verbadht, 
wir hätten bie Denkſchrift vielleiht ſchon einige Tage 
oder eine Woche früher befommen, wenn nicht ber Herr 
Staatöfekretär fi) den ſchönen Moment aufgefpart hätte, 
bier zur Beantwortung ber Anterpellation bie Denkſchrift 
anzufündigen und auf den Tiſch bes Hauſes ntederzulegen. 

Ih will mid deswegen auch nicht in den Weit: 
bewerb ber verſchiedenen Fraktionen einmiſchen, ber ent- 
ftanben tft, wer nun eigentlidy der urfprünglichite Vater 
des Gedankens der ftaatlihen Benfionsverficherung der 
Privatangeftellten gewejen tft. 3a freue mid, daß alle 
Parteien bier in einen folden Wettbewerb zu Gunften 
ber Angeitellten getreten find. 

Ich glaube, id) bin felber nicht ganz unſchuldig an 
biefent Wettbewerb und muß darauf nur beöwegen mit 


(B) einem Worte zurüdfommen, weil Herr Stollege Sittart 


jehr deutliche Anfpielungen auf mid gemadt hat, auch 
wenn er meinen Namen dabei nicht genannt hat. 

Meine Herren, ih habe gar keine Urfache, zur leugnen, 
dab ſowohl die ſtorreſpondenz, von ber ss Kollege 
Sittart ſprach, in ber ed bedauert wurde, daß dieſes Mal 
ein Zufammengehen der Fraktionen zu Gunften ber Privat: 
angeltellten in gemeinfhaftlihen Anträgen nicht möglich 
war, al3 auch die Anregung zu biefem gemeinfhaftlichen 
Zufammengehen fpeziel zu Gunften ber fogenannten 
FTechnileranträge“ don mir ausgegangen find. Herr 
Sittart ift aber im Irrtum, wenn er fagt, baß bie 
Zentrumäfraftion von diefen Berhandlungen gar nichts 
gewußt hätte. Es ift meine lie an mehrere Zentrums 
abgeorbnete gegangen. — Herr Kollege Trimborn ift fo 
liebenswürbig, mir bad durch Niden zu beftätigen. — 
Es ift auch die Frage in der Fraktion verhandelt worden, 
und das Zentrum ober wenigitend ein Teil bed Zentrums 
bat es aus politifchen Gründen abgelehnt, mit ben 
Liberalen gemeinfam ſolche Anträge einzubringen. 

(Hört! hört! Links.) 

Wenn die Partet dad getan hat, wie Herr Stttart 
fagte, mit Rüdfiht auf die Erfahrungen des Wahlkampfes, 
fo tft er im Unrecht, wenn er gerade mid ald das Kar— 
nidel hinftellen will, das dieſes Zufammengehen unmöglich 
gemacht hätte. Ich Habe das Flugblatt, das Herr Sittart 
borzeigte, nur bon hinten, von feiner weißen Seite gefehen; 
aber wenn es ein Flugblatt aus meinem Wahlkreis ift, 
fo kann es nicht befonders fränfende oder ſchwere Bor: 
würfe gegen bad Zentrum enthalten, au benen bei mir 
feine Beranlafjung vorlag: es gibt feinen Zentrumsgegner 
in meinem Wahlkreis. Andererjeit3 babe ich wohl gerade 
in biefem Falle ein Beifpiel von Selbitlofigfeit gejehen; 
benn bon jeiten ber Gegenpartei, ber Deutih-Sozialen, 
bin ih perfönlih diesmal im Wahlkampf mit einer 
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folden Maffe von Schmug und Verleumdung beworfen (C) 


worden 
(hört! hört! Lintg), 

daß, wenn überhaupt jemand einen Grund gegen gemein: 
ſames Wrbeiten mit anderen Parteien daraus herleiten 
fünnte, ich zweifellos dieſes Recht hätte. Trotzdem habe 
ih aud an den Herrn Abgeordneten Schad mich mit dem 
Erfuhen bed gemeinfamen Einbringens von Techniker: 
anträgen gewandt, weil mir eben bie praftifche Arbeit 
bier im Reichsſtag und die tatfächlihe Förderung ber 
Intereffen der Privatangeftellten viel wichtiger iſt als ber 
Barteiftreit unb als die perſönliche Kränkung, die ich im 
Wahlkampfe erfahren habe. 

(Bravo! lint3.) 
Ich wiirde mid; deswegen ſehr freuen, wenn nun in 
Zukunft aud) die Zentrumspartei troß ber politifchen 
Gegenfäße, die auf anderen Gebieten beftehen, wiederum 
mit den anderen Fraktionen jolde Anträge gemeinfam 
bier vorlegen wollte; denn ich habe bie Überzeugung, ſo— 
lange wir bier mit ſolch einem Wuft von widerjpredenden 
Anträgen fommen, wie das in dem legten 14 Tagen ber 
Fall war, fo lange müffen wir uns gefallen laffen, daß 
überhaupt nichts Praltiſches erreicht wird. 

(Sehr richtig!) 

Ic will auf die verſchiedenen Anträge hier nicht ein: 
gehen, weil fie niht zur Sache gehören. Ih will auch 
nicht auf Die Geſchichte der Penſionsverficherung bei uns 
und in Oſterreich eingehen; denn die Angeftellten inter: 
effieren fich jet viel weniger für die Vergangenheit als 
vielmehr für das, was die nächſte Zukunft bringen wird. 
Und id will auch nicht wiederholen, was die Herren Vor: 
rebner mit großer Berechtigung und zum Teil mit großem 
Pathos über die Notwendigkeit einer ſolchen Penſions— 
verfiherung gejagt haben. Meine Herren, über diefe Not- 
wendigfeit beiteht ja bei vernünftigen Leuten ſchon lange 


fein Streit mehr. Es handelt fi jegt nur darum, wie (m) 


man dieſe ald notwendig anerfannte Verbefferung in bie 
Wirklichkeit umfegen Tann. 

Da muß id allerdings ein Wort bed Bedauerns 
darüber ausſprechen, daß ber Herr Staatsjefretär Graf 
Poſadowsky uns die Denkichrift nit etwas früher vor: 
gelegt bat. Sie ift doch nicht erft heute oder geftern aus 
der Reichsdruckerei gefommen, ich weiß ziemlich ficher, daß 
wenigftend das Manuffript feit Monaten fertig gelegen 
hat, und eö wäre fehr wünfchenswert, wenn wir heute in 
der Lage wären, über den Inhalt der Denkſchrift etwas 
Näheres zu wiffen und und darüber auözufprehen. Wir 
werden es jegt erleben, daß bei ber nächſten Gelegenheit 
bie ganzen heutigen Debatten in neuer Auflage erſcheinen, 
wenn wir die Denkjchrift ftubiert haben. Eine Kenntnis 
biefer Schrift und eine Kritik ift auch deshalb notwendig, 
weil eined der wichtigften Ergebniſſe, das Herr Graf 
b. Bojadowäty vorgetragen hat, mir ganz falich zu fein 
fcheint, nämlich die Ziffer, die er als Durdichnitts- 
einfommen ber Privatangeftellten mit 2100 Mark ange: 

eben bat. Es ift vom verſchiedenen Nednern barauf 
ingewiejen worben, dab bie Zahl, die Herr v. Heyl ans 
egeben Hat, mämlih 3500 bis 4000 Mark, mur 
fie bie oberen Zehntaufend, für noch nit einmal 
10 Prozent ber Angeftellten gilt. Aber auch die Zahl 
bon 2100 als Durdichnitt # vollfonmten irreführend, 
fie ift wohl nur darauf zurüdzuführen, daß gerade bie 
Maſſe ber ſehr ſchlecht bezahlten Angeftellten nicht organt- 
fiert if, nit in den Penfionsvereinigumgen, Berufs: 
vereinen ufw. ift unb barum nicht an ber Privatenquete 
bon 1903 beteiligt war. Wir haben alſo eine Unter 
ſuchung nur für die obere Hälfte ber Privatangeftellten; 
bie Maſſe der Armſten iſt nicht genügend berüdfichtigt 
worben. Ich will mur daran erinnern, daß vor gar nicht 
langer Zeit das Kaufmannsgericht in Berlin einen An: 
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(Dr. Botthofl.) 


(A) ftellungövertrag mit einer Verkäuferin für ungültig er: 


Härte, weil ein fo niebriges Gehalt darin vereinbart war, 
dab das Gericht erklärte, ein folder Anftellungävertrag 
verftoße gegen bie guten Sitten. Ich will daran er: 
innern, daß aud) cin ordentliches Gericht vor nicht langer 
Zeit den Vertrag eined Bureauangeftellten, dem 40 Marf 
monatlich zugefihert waren, fir unfittlih und darum 
für rechtsungültig erklärt hat. Solche Urteile begrüße 
ih — mern ih das hier einflehten darf — ſehr lebhaft, 
weil fie zeigen, daß almählih ein etwas größeres 
ſoziales Verſtändnis bei umferen Richtern lat 
greift. Sa, meine Herren, ſolche Ding wie dieſe 
bier * am beſten, wie unſozial unſer Recht und vor 
allen Dingen unſere Rechtsanwendung iſt. Wenn jemand 
einem ſtellenloſen Angeſtellten ein Darlehn gibt und ſich 
10 Prozent Zinſen verſprechen läßt, riskiert er nicht nur, 
baß das Geihäft als umfittlih und ungültig erklärt wird, 
jondern aud, daß er vom Staatdanwalt wegen Wuchers 
zur Rechenſchaft gezogen wird. Mber ich habe leider nod) 
niemals gehört, daß ein Staatdanwalt einen Arbeitgeber 
als „Wucherer“ zur Veranwortung gezogen hätte, wenn 
er die Notlage des Stellenlofen in der Weiſe ausbentet, 
daß er ihn in Dienft nimmt zu einem Gehalt, dad in gar 
feinem Verhältnis zur Leiſtung des Angeftellten fteht. Das 
ift ein viel fchlimmerer Wucher, der fo mit ber körper: 
lichen und geiftigen Kraft des Angeftellten getrieben wird, 
und wir müflen dahin kommen, daß nicht nur der Sach— 
wucder, fondern auch ber Perſonenwucher für unfittlich 
und ftrafbar erklärt wirb. 

Meine Herren, wenn ein Zweifel befteht, ob und in 
weldem Maße bie berechneten Ginfommensverhältniffe der 
Denlſchrift unrichtig find, jo möchte ich dem Neihsamt 
bes Innern empfehlen, einen Wergleih zu ziehen mit 
anderen bon privater Seite gemachten Erhebungen. Ich 
erinnere an bie Statiftit, welche die Banken A nn 


(B) bearbeiten, die von dem Löblichen Beftreben bejeelt find, 


eine große neutrale Benfionskaffe fir alle Bankangeftellten 
au Schaffen. Sch erinnere an die Erhebungen des deutſchen 
Technikervereins, an bie Unterfuhungen, welche von bem 
Leipziger Bırreaubeamtenverbande in letter Zeit geführt 
worden find, an verſchiedene Erhebungen faufmännifcher 
Vereine, bie alle einftimmig zeigen, baß bie Einkommens— 
verhältnifje der Privatangeftellten außerorbentlih unzu⸗ 
länglih find. Daß trogdem die Ginbeziehung in Die 
Arbeiterverfiherung für diefe reife nicht gemügt, das 
liegt in ber Organtfation der Invalidenverfiherung und 
an der geringen Höhe ber Renten. 

Wichtig ift nun noch eine Frage, über die aud ber 
Herr Staatsſekretär fih nicht —— hat, nämlich 
ob er zur Ergänzung dieſes Materials noch die Ergebniſſe 
der Berufs- und Gewerbezählung vom Juni dieſes Jahres 
abwarten will. Es iſt das deswegen wichtig, weil es davon 
abhängt, ob man jetzt gleich an bie — * Be⸗ 
arbeitung herantreten kann. ch glaube, daß wir alles, 
was wir wiffen müflen, nämlich bie Notwendigkeit ber 
Verfiherung, bie Wege, auf denen fie zu erreichen ift, 
jett E men fo gut willen, wie im Jahre 1909, daß uns 
die Berufd- und Gewerbezählung weiter nichts bringen 
wird als ben zahlenmäßigen Umfang derjenigen Schichten, 
bie wir verfihern wollen. Ich möchte bie heutigen Aus» 
führungen bed Herrn Grafen v. Poſadowskh anders auf: 
faffen als jein WVerfprechen vom 10. Mat 1904, bei dem 
er ausdrücklich betonte, daß es ſich bei diefer Denkichrift 
nur um „ftatiftiihe Vorarbeiten“ handeln folle. Ach hoffe 
ben Herrn Staatöfelretär heute dahin richtig verſtanden 
zu haben, daß er biefe Denkfchrift heute anſieht al3 den 
Beginn ber geſetzgeberiſchen Arbeit, und daß er bereit tft, 
fhon jest die Vorarbeiten für ein künftiges Gefek in 
Angriff zu nehmen. Es wäre mir fehr lieb, wenn darüber 
eine unzmweidentige Erklärung feitens des Herrn Staats— 


Reichstag. — 18. Sitzung. Donnerdtag den 14. März 1907. 


jefretärs gegeben werben Lönute, und wenn auch ſchon (C) 


eine Andeutung gemacht werben könnte, in welcher Richtung 
die vorbereiteten Arbeiten des Reichſsamts des Innern 
gehen follen. 

Die Wünfhe der Angeftellten find bekanntlich nicht 
ganz einig; der Unterfchted beruht aber nicht in bem, was 
man als Endziel anftrebt, jondern in dem, was man für 
erreichbar, für möglich und beöwegen für erftrebenswert 
hält. Angeftrebt wird in erfter Linie eine eigene Penftond- 
verfiherung nah dem Mufter der Staatöbeamten und 
nad) dem öſterreichiſchen Mufter, d. h. eine nad) ber Dauer 
ber Tätigkeit, nad der Höhe des Gehalts fteigende In— 
balidenpenfion, Altersrente, Hinterbliebenenverforgung. 
Nun hat der Herr Staatöfelretär und hier ein paar Zahlen 
genannt aus der Denkſchrift und Hat dabei erwähnt, daß 
nad jeinen Berechnungen 19 Prozent des Einfommens 
ber Angeftellten für eine den Wünſchen biefer Angeftellten 
entiprehenbe Berfiherung notwendig ſeien. Das ift 
natürlich zu viel. Cine Zwangdverfiherung aller An- 
geftellten, bei der ihnen 19 Prozent des Gehalt ab- 
genommen werben, würde zu teuer fein, aud wenn bie 
Arbeitgeber die Hälfte diefer Beiträge trügen. Ich nehme 
an, baß babei ber Herr Staatsſekretür ben Reich: 
zuſchuß, wie er jet bei ber Inpvalidenverſicherung 
üblich ift, nicht mitberedhnet hat. Ich möchte aber darauf 
hinweiſen, daß auch ohne das die Berehnung doch etwas 
zu ungänftig if. Ich Habe in ber Eile mir ein paar 
Zahlen ausgerechnet und zufammengeftellt, vom demen ich 
hoffe, daß fie fich als richlig ermweifen werben. Danadı 
würde eine deutſche Berfidherung, wie fie der Herr Staats: 
fefretär bier vortrug, 19 Prozent des Einfommend als 
Beitrag erfordern, es würde dafür nah 10 Jahren eine 
Inpalidenpenfion von 25 Prozent des Einkommens gewährt 
werben, es würbe bie Penſion nad) 40 Jahren den Höchft- 
betrag von 75 Prozent erreichen, ed würde bie MWitwen- 


penfion ?/, ber Benfion des Angeftellten betragen, und es (nD) 


würde für jebes Kind /,, ber Benfton des Vaters gezahlt 
werden. Das entipridt ja tatfählid wohl bem, was 
heute bie Staatöbeamten befommen; es entipriht aber 
meines Gradtens nit dem, was abjolut —— iſt. 
Ich habe — ausgerechnet, wie ſich die gleichen 
ahlen im öſterreichiſchen Geſetzentwurf ſtellen. Da werben 
Prozent des Einkommens als Beitrag erhoben, und es 
wird dafür gewährt eine Invalidenpenſton nad) 10 Jahren 
bon 20 Prozent des Einkommens, Höchſtpenfion nad 
40 Jahren 50 Prozent des Einkommens, Witwenpenfion 
bie Hälfte der Benfion des Verfiherten, und die Erziehungs- 
beiträge für ein oder mehrere Kinder betragen /, bis ?/, 
bon bem, was ber Water befommen hat ober befommen 
würde, wenn er noch lebte. Daß dieſe öfterreichtichen 
Berehnungen nicht etwa aus ber Luft gegriffen, jonbern 
tatſächlich fundiert find, zeigt ein Vergleih mit zwei Ge— 
fhäftspenfionstaffen, die bier in Deutihland begründet 
und vom Katferlihen Aufſichtsamt nahgeprüft und zuges 
laffen find. Ich will des Vergleich! wegen auch hier die 
ablen nennen. Die eine Kaſſe ift die ber Hamburg-Amerifa- 
inie. Bei ber werben erhoben 7 bis 8 Prozent bes 
Einkommens ald Prämie, es werden gewährt nad) 10 Jahren 
25 Prozent des Einkommens, nad 30 Jahren 50 Prozent 
bes Einkommens, bie Witwenpenfion beträgt die Hälfte 
und die Benfton für bie Kinder , bis 1, ber 
Venfion des Vaterd. Die Penftondkaffe für die Beamten 
bes Bundes beutfher Laubwirte fordert 9 Prozent bed 
Einkommens der Angeftellten al3 Prämie und gewährt 
ebenfald nah 10 Jahren 25 Prozent, nad 40 Jahren 
75 Prozent des Einkommens als Invalidenrente. Die 
Witwenpenfion macht '/,, die Benfion des Kindes Y/,. bis 
!/, ber Benfton des Mannes. Auch wenn die Angeftellten 
nur das befämen, was fie nach dem öſterreichiſchen Geſetz 
oder in dieſen Gefhäftöpenfionäfafien zu befommen hätten, 





— 








(Dr. Borthofl.) 


(A) jo würden fie, glaube ich, durchaus zufrieden fein, und es 


würde dafür nur ber Betrag von etwa 7 bis 8 Prozent des 
Einkommens, alio nod nicht einmal bie Hälfte deflen, mas 
der Herr Staatsſekretär und borrechnete, erforderlich fein. 

Gewiß ift auch das öſterreichiſche Geſetz fein ideales, 
es find auch hier manche Wünſche ber Privatangeſtellten 
unbefrledigt geblieben, es iſt auch hier, wie faſt überall, ein 
Kompromiß zuſtande gelommen. Aber das öſterreichiſche 
Geſetz enthält doch die wichtigſten drei Grundſätze, auf die 
die Angeſtellten Gewicht legen müſſen. Nämlich erſtens 
ben allgemeinen Verficherungszwang; ohne Rückſicht auf 
dad Gehalt unterliegen alle öſterreichiſchen Angeftellten 
biefer Verfiherung, und das iſt notwendig, weil nur ba- 
durch bie Ginheitlichfeit bed Standes gewahrt wird, und 
weil e3 einen verſicherungstechniſchen Worteil bedeutet. 
Das zweite ift die Beteiligung ber Arbeitgeber an ben 
Koften, und zwar geht bier das äfterreichtiche Geſetz viel 
weiter, ald es vermutlih das beutihe Gele wirb tun 
fönnen. Im Oefterreih muß bis zum Einkommen von 
2400 Sronen der Arbeitgeber zwei Drittel der Prämie 
bezahlen, bis zu 7200 Kronen bezahlt er bie Hälfte, und 
ner über 7200 Kronen jährlihen Einkommens hinaus 
liegt die ganze Prämienlaft auf dem Angeftellten. Die 
Herren Vorredner haben dieſe Beteiligung der Arbeitgeber 
ja ſchon als — und richtig anerkannt, weil bie 
Induſtrie, die Arbeitgeber felbft, großen Vorteil aus biefer 
Verfigerung ziehen. Wir wollen aud gern anerkennen, 
daß bei und in Deutichland es gerade eine Organifation 
ber Arbeitgeber war, bie zu allererft diefe Frage in bie 
Offentlichkeit gebradt hat, und daß mit wenigen Aus» 
nahmen bie große Mehrheit der Induſtriellen, Kaufleute, 
Landwirte und ihrer Organifationen fich für bie Verficherung 
ausgeiprochen hat. Das dritte Erfreuliche im öſterreichiſchen 
Geſetz ift die abfolute Breigligt feit ber Verſicherungs⸗ 
volicen. Der Angeftellte tft mit feiner Verficherung völlig 
(B) —— vom Stellenwechſel, und darauf muß er be— 

ſonderen Wert legen. Gerade die Abhängigkeit, in die er 
gerät, iſt es, bie dem Angeſtellten veranlaßt, den Betriebs⸗ 
penſionstaſſen mit Mißtrauen, ſogar zum Teil mit großer 
Abneigung entgegenzuftehen. Deshalb verlangen aud) die 
Bankbeamten mit Recht die Schaffung einer allgemeinen 
neutralen Penſionskaſſe für alle Banken, die fie unab— 
hängig macht bon ber Stellung. Als man jebt daran 
ging, in Düffelborf die „Vereinsverſicherungsbank“ zu 
gründen, ein ſehr nügliches Inſtitut, da haben die An— 
—— das auch mit Mißtrauen betrachtet, weil fie 
ürdten, daß man den Hauptzwed biefer Bank barin 
ſehen fönnte, eine Nüdverfiherung für die Betriebd- 
penfiondkaffen zu bilben. Wenn fie dad würde, jo würde 
fie nicht zu einem wirflih gemeinnügigen fruchtbaren 
Inftitut werben; fie muß im Gegenteil ihr Hauptziel 
darin fehen, die einzelnen Betrieböfaffen völig in ſich 
aufzunehmen, bie Berfiherungöpolice des Angeftellten von 
feiner Beſchäftigung in einem beftimmten Betriebe unab⸗ 
ängig zu machen, db. h. ihm bie volle Freizügigkeit zu 


ern. 
Daß ſchließlich auch im öſterreichiſchen Seit nur ber 
Berfiherungdzwang ausgeſprochen ift und nicht eine ftaat- 
lihe Zwangöverfiherung, dad entipriht den Wünſchen 
der Privatangeftellten in Deutſchland, namentlich aud) dem, 
was ber Hauptausfhuß für die PVenfionsverfiherung in 
feine Leitfäge aufgenommen bat. Ob das gerade richtig 
war, ift ja eine anbere Frage. Es wird jekt wahr: 
fcheinlih jo fommen wie bei der ſtrankenverſicherung, daß 
bie freien Kaſſen, alſo namentlich die Kaſſen der Verbände, 
die befferen Rifiten aufnehmen, und daß für die ftaatlidhen 
Kaffen in der Hauptfache die ſchlechteren Nifiten bleiben, 
woburd) deren Leiftungsfähigkeit vermindert wird. Was 
zu dieſem Wunſche führte, war natürlich die Rückſicht auf 
die verſchiedenen Verbandskaſſen. Der Herr Staats» 
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fefretär hat ja auch darauf Hingewiefen, daß man bei ber (C) 


Ausarbeitung eined Geſetzes auf das Geſchäft ber Privat: 
rg agree — er dachte ba wohl in nod 
ftärterem Maße an das Geihäft der auf Selbſthilfe 
beruhenden Berufävereine und ihrer Kaſſen — Rückſicht 
nehmen müffe. Ich glaube, dieſe Sorge des Herrn Staat3- 
fetretärd ift unnötig. Es ift felbftverftändlih, daß bie 
ftaatliche Verfiherung nur ein gewiſſes Eriftenzminimum 
ſchaffen wird, d. 5. eine beicheidene Berforgung, und daß 
baneben außerorbentlih viel Raum noch bleibt für bie 
neihäftliche Betätigung der Privatgefelichaften und ber 
Organifationen. 

Ich will auf dieſes öfterreihiihe Gefeg bier nicht 
näher eingehen, fonbern lieber eine viel wichtigere Frage 
anſchneiden: hat man fi im Reichſsamt bed Innern noch 
nicht an eine fritiihe Prüfung bes öſterreichiſchen Gefeges 
gemacht? hat man noch nicht geprüft, ob dies Gefeg eine 
vom fozialen und verfiherungstehnifhen Standpunkt gute 
Löſung ber Grage bebeutet? Hat man fih nicht gefragt, 
ob und in welcher Weife die Übertragung ber gleichen 
Grundfäge auch auf Deutſchland möglich ift, wo ed ſich 
ungefähr um eine adtmal größere Zahl von verfiherungs: 
fähigen Angeftellten handelt? Hat man berechnet, um 
wieviel günftiger in Deutfchland die Kaffe arbeiten könnte 
unter Berlfichtigung des Zufhuffes von 50 Mark, bie 
heute jhon ben Angeftellten in ber Arbeiterverficherung 
zufommen? Hat man berechnet, welche Belaftung ber 
Induſtrie durch eine derartige Übertragung öſterreichiſcher 
Grundſätze in Deutihland erwachſen könnte, und melde 
Belaftung das Reich treffen würbe, wenn ber Reichs— 
zufchuß in der Höhe gewährt würde, wie er jetzt nad 
dem Sinne des Invalidenverfiherungägefeges ben Privat: 
angeftellten zufommen fol, d. h. bi3 zu einem Gintommen 
von 8000 Mark jährlih? Wenn aber ber Herr Staatd- 
fetretär oder feine Näte biefe Frage geprüft haben, fo 


wäre es fehr wertvoll, wenn fie und über das Er: (D) 


gebniß biefer Prüfung ſchon jegl, wenn auch vielleicht 
noch unverbindlich, eilung machen fönnten. 

Es hat ———* der Herr Staatäjefretär vor 
wenigen Wochen bier im Reichstage geſchworen, er würbe 
nicht wieder über einen Geſetzenwurf fpreden, che er 
fertig vorläge, um nicht eine große Debatte über das nod) 
ungeborene Rind zu entfeffeln. Aber trogbem möchte id 
Diele meine Bitte ausſprechen, weil die Dinge bier ganz 
anderd liegen; weil es außerorbentlih wichtig tft, zu 
wiffen, in welder Richtung bie Arbeit der Privat: 
angeftellten zur Grfüllun Hr Wünſche fih bewegen 
tann und bewegen fol. Denn wenn bie verbündeten Re— 
gierungen don bornherein einer befonderen Berfiherung 
nad öfterreihifhem Mufter unbedingt ablehnend gegen: 
überftehen, fo bleibt nur nod ein zweiter Weg übri 
nämlih ber Ausbau des jegigen Indalidenverfiherungs- 
geſetzes. Auch dieſer Ausbau ift jest ſchon bon einer 
Reihe großer Fachverbände der Angeftellten empfohlen 
worben, nicht etwa aus Abneigung gegen den eben ge- 
zeichneten Plan, fondern weil man glaubte, dieſen Aus: 
bau des Invalidenverſicherungsgeſetzes fchneller und Leichter 
u erreichen. Und es ift zugugeben, daß das ber ein— 
achſte, bequemfte und leichtefte Weg wäre, dem Inpaliden- 
verſicherungsgeſetz einige neue Lohnklaſſen anzufügen und 
bann den Verſicherungszwang auf bie Angeftellten bis zu 
4: oder 5000 Mark auszudehnen. Diefe Löſung würde 
aber, trotzdem durch bie Inangriffnahme der Witwen: und 
MWaifenverfiherung im Jahre 1910 eines ber ſchwerſten 
—— wegfällt, große Fehler für die Angeſtellten 
aben. 

Ich will nur daran erinnern, daß das Klebeſhſtem 
von Wochenmarken für Angeſtellte mit Monatsgehalt 
außerordentlich wenig zweckmäßig iſt; daß bie Altersgrenze 
für die Altersrente von 70 Jahren für die geiftigen 


(B) einer Witwen: und Waifenverfiherung. 
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(Dr. Botthofl) 


(A) Arbeiter noch viel unzulängliher ift al3 für die Hand— 


arbeiter, daß der Prozentſatz von kaufmänniſchen und 
techniſchen Angeftellten, der diejes Alter von 70 Jahren 
erreicht, noch biel geringer fein wird, ald der Prozentfag 
bon 2'/, in ber Arbeiterverfiherung. Es fommt dazu, 
baß für eine Verfiherung der Angeftellten unbedingt ein 
ganz anderer Invalliditälsbegriff eingeführt werben muß 
(fehr richtig! Links), 
als wie er heute für die allgemeine Invaliditätöperfiherung 
befteht. Hier haben wir ben Begriff der allgemeinen 
Invalidität, der Angeftellte braucht aber unbedingt ala 
Grundlage den Begriff der Berufsinvalidität; denn Sie 
fönnen nicht einem Handlungdreifenden oder einem Schul: 
lehrer die Invalidenpenſion vorenthalten, weil er vielleicht 
noch fühig wäre, bie Dienfte eines Steinflopferd gu ber: 


richten. 
(Sehr richtig! Links.) 

Es jind früher Außerungen des Herren Staatsjelretärd 
in biefem Haufe gefallen, die barauf hindeuten laffen, 
daß man im Reichsamte des Innern in erfter Linie an 
einen Ausbau bed ige Invalidengeſetzes bene, 
und es tft natürlich, daß bie — lieber einen 
ſolchen Ausbau nehmen als gar nichts. Aber wenn die 
Abſicht beſteht, auf dieſem Wege vorzugehen, dann halte 
ich es für eine direkte Pflicht des Herrn Staatsſekretärs, 
das möglichſt raſch und unzweidentig auszuſprechen. 
Denn wir ſtehen jetzt vor einer unvergleichlich günſtigen 
Gelegenheit, die Wünſche ber Angeſtellten in dieſer Form 
zu verwirflihden. Wenn ber Ausbau des beftehenden 
Subalibenverfiherungögefeged den Weg bietet, auf dem 
die Angeftelten an‘ das Ziel ihrer Wünſche fommen follen 
und kommen Zönnen, dann kann das erft gefchehen im 
Zufammenhang mit der bevorftchenden Zufammenlegung 
der Berfiherungögefeggebung und im Zufammenhange 
mit der für 1910 in Ausfiht genommenen Ginfügung 
Aber, meine 
Herren, mit dieſen großen Reformen zufammen muß aud) 
die Berforgung ber Privatangeftellten kommen; benn eine 
fo gute Gelegenheit in formeller wie in materieller Be: 
ziehung wird wahricheinlih auf Jahrzehnte hinaus nicht 
wieder geboten werben. Die Vorbereitungen für dieſe 
Reform find bereis in Angriff genommen, und es ift 
beöwegen höchſte Zeit, daß, wenn die Angeftellten hier 
berüdjichtigt werden follen, fie aud num mit aller Ent— 
ſchiedenheit fofort felbft die Vorarbeiten für eine genügende 
Berüdfihtigung in die Wege leiten. 

Ich bitte jowohl den Herrn Staatöfekretär wie bad 
bobe Haus, dieſe Frage möglichſt zu fördern, inhaltlich 
und zeitlich; denn die Art und Weile, wie dieſe Penſions— 
frage gelöft wird, iſt von größter Bedeutung nicht bloß 
für die Angeftellten felbft, für die wir hier forgen wollen, 
ſondern and für Induſtrie, Handel und Landwirtfchaft, 
für unfer ganzes wirtſchaftliches Leben, weil die Berufs: 
freubigfeit und damit auch bie Leiftungsfähigfeit der Ans 
—— gehoben werden muß durch dieſe Sicherſtellung 
hrer Zukunft. 

Sie iſt auch von Bedeutung für den Mittelſtand, für 
Handwerks- und Kaufmannsſtand, und das möchte ich doch 
kurz erwähnen gegenüber der Bemerkung des Herrn 
Abgeordneten Paull, der ſagte, daß dad Handwerk dieſer 
Trage unintereſſiert gegenüberſtände. Meine Herren, der 
ihwerfte Übelftand des Handwerks- und Haufmannsftandes 
ift meiner — nah die Überfüllung dieſes 
Standes mit Heinen Griftenzen, die vom erſten Tage 
ihres Beſtehens an gar nicht lebensfähig find. Es ift ja 
nod nicht lange her, daß bei den Privatangeftellten, 
namentfih bei den kaufmänniſchen, das Streben nad 
wirtfhaftliher Selbftändigfeit etwas Selbftverftändliches 
war, daß die Stellung des Handlungögehilfen ober beö 
fonftigen Brivatbeamten mur eine Worbereitung, ein 





Übergang zu ſpäterer Selbftändigkeit war. 
it ja allmählich geringer geworden. Für eine 
wachſende Schar von Hunberttaufenden ift heute bie 
Selbftändigteit nicht mehr erreihbar, ift heute der Beruf 
als Angeftellter ein Lehensberuf geworben. Aber es gibt 
inmer noch ſehr viele Angeftellte, die als Biel ihrer Sehn: 
ſucht die Selbftänbigfeit vor fi haben, und bie jede auch 
unpaffende Gelegenheit benugen, um fich felbftändig zu 
maden. Der Grund liegt einmal darin, daß viele meinen, 
es durch Fleiß und Sparjamfeit nod zu etwas zu 
bringen, eine Sicherung ihrer Zufunft zu erreihen; bei 
den andern ift e8 ber Zauber bed Begriff ber Selb: 
ftändigfelt, ber auch bet ſchlechten wirtichaftlihen Aus- 
fihten fie dazu verleitet. Beide Gründe werden weniger 
twirffam werden, wenn duch eine ſolche Benfions- 
berfiherung eine Sicderftellung ber Zukunft ber Ange: 
ftellten erreiht wird. Der Drang, fi mit unge— 
nügenden Mitteln ſelbſtändig zu maden, wirb 
abnehmen, und es wird bie von großem Gegen 
fein für Handwerk und Kaufmannsſtand, für den felb» 
ftändigen Mittelftand, und auch aud von Gegen für 
unfere Mittelftanböpoliti. Denn eine vernünftige Mittel- 
ſtandspolitik kann immer nur darauf gerichtet fein, den— 
jenigen Elementen, bie bie Keime der Lebensfähigkeit in 
fi) tragen, das Fortkommen zu erleichtern, und das wird 
um fo eher möglich fein, wenn biefe Stände nit mit fo 
viel Tebensunfähigen Elementen überfegt find. Wenn alfo 
Mittelftandövereinigumgen ſich für die Venfiondverfiherung 
ber Privatangeftellten auögeiprohen haben, fo haben 
fie das durchaus nidt mur aus allgemeiner Menſchen— 
freumblichfeit, fondern auch im mwohlverftandenen eigenen 
Intereſſe getan. 

Die Art der Löſung diefer Frage ift aber jchließlich 
aud von größter Bedeutung für die Nichtung, in der 
die foziale Bewegung der Privatangeftellten in Zukunft 


gehen wird. Diefe Gruppen find bisher in ber fozialen (D) 


Geſetzgebung zu Kurz gekommen. Wir baben auch 
bier im Reichstage die Köpfe ſchlechter behandelt als 
die Fäuſte. Das lag zum Teil wohl daran, daß die 
Bewegung unter den Angefiellten noch jung tft und ber 
Ginheitlichkeit entbehrt. Jetzt haben fi bier zum 
eriten Mal alle Berufe und alle Organifationen aufammen: 
gefunden, fte haben ihre Wünfche formuliert und ſich ver— 
trauendboll an Die gejeggebenden Körperſchaften bes 
Deutjhen Reichs gewandt. Die Antwort, die fie hier 
finden, wird fehr tiefen Eindruck auf biefe Kreiſe machen, 
und die Antwort, meine Herren, befteht nicht in Reben, 
fondern in gefeßgeberifhen Taten. Ich bitte Sie, bafür 
zu forgen, daß dieſer Eindruck recht günftig wird, daß 
diefe Männer der geiftigen Arbeit, namentlich die techni— 
fhen und kaufmänniſchen Privatangeltellten, die für bie 
wirtihaftlide Entwidlung Deutihlands fo Großes 
geletftet haben und in Zukunft noch Größeres leiſten 
müfen, fih als gleichberechtigte Teile in ber fozialen 
Fürforge fühlen, und daß biefe Kreiſe mit berjelben 
Freudigkeit, mit der fie bisher im Dienfte des Baterlandes 
gearbeitet haben, aud in Zukunft an der Fortentwidlung 
unferer Technik, unferer Wirtſchaft und unferer nationalen 
Stellung arbeiten. 
(Lebhaftes Bravo links.) 


Vizepräfident Dr. Paafhe: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Heine. 


Heine, Abgeordneter: Es iſt ja heute eine allge: 
meine Begeifterung für die Sache der Privatbramten im 
Haufe vorhanden. Aber mir jcheint num leider, dak das 
„Automobil“ erit geheizt wird, und daß es noch nicht ab» 
gefahren ift, und wir willen nod nicht, welches Tempo 
es einschlagen wird. übrigen war bie Anfpielung bes 
Herrn Staatöfetretärd ganz intereffant. Da haben wir 


Das (C) 
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(Seine.) 








(A) body einmal erfahren, wer denn eigentlih die Leute find, 


gegen bie er jegt immer ohne Namendnennung polemifiert, 
denn ber lirheber dieſes Wortes vom „Automobiltempo* ift 
Herr v. Dirkfen, der ed im preußifchen Landtag gejagt hat. 
(Zuruf aud der Mitte.) 
— 50, bat er e3 hier auch gelagt? Das war mir nidt 
erinnerlihd. — Meine Herren, wir ftehen ber {Frage der 
Privatangeftellten oder, wie man jett, um der Sadıe 
einen nod Ihöneren Namen zu geben, zu jagen pflegt, 
ber Privatbeamten mit großem Interefje gegenüber. Wir 
verfennen bie Bedeutung diefer Schichten der Bevöllerung 
durchaus niht. Ich muß erklären: das, was ber Herr 
Abgeordnete Freiherr v. Heyl über die Bedeutung diefer 
Schichten für die Inbuftrie gefagt hat, kann ih Wort für 
Wort umterfchreiben. Ich meine, daß auf diefem Gebiete 
eine Vermählung der MWiffenfhaft mit der Arbeit, der 
Handarbeit ftattfindet, und daß biefe Befruchtung unferer 
Induſtrie durch die MWiffenfhaft ſich gerade durch bie 
Privatbeamten, durch die wiffenfchaftlich gebildeten Arbeits- 
träfte vollzieht; ja, ich meine, daß ſehr viele von diefen 
Privatbeamten, die fi) mit recht beſcheidenen Gehältern 
abfinden müſſen und im recht gebrüdter Lebenslage find, 
bie eigentlichen Führer der Induſtrie find, weil fie es 
find, welche die Arbeiten leiten, während ihre Herren oft 
ferne vom Arbeitsprogeß irgendwo ihre Renten verzehren. 
(Zuruf und Laden.) 
— Sp boöhaft bin ih nit. — Übrigens ift dasſelbe 
Verhältnis und faft nod ärger, in ber Landwirtichaft 
vorhanden; denn bort find es auch bie Inſpektoren, bie 
die Güter bewirtichaften, während ihre Herren Chefs ſich 
hier in Berlin oder fonftwo amüfieren. 
(Heiterfeit.) 

Gerade bie Verhältniffe dieſer landwirtfhaftlicen Privat: 
beamten find überaus traurig. Ich ald Anwalt habe e3 
oft genug erlebt, und auch Kollegen von mir haben es 


(B) erlebt, daß fie von alten, gewejenen Rittergutsinſpektoren 


angegangen wurden, ihnen dod um Goiteöwillen für ihre 
alten Tage eine Stellung als Bureauſchreiber beim Redhts- 
anwalt zu vermitteln, weil fie in ihrem früheren Beruf, 
in bem fie ſich aufgerteben haben, feine Stellung mehr 
befommen. 

Ih meine, die Bedeutung dieſer Klaſſe ift auch 
zahlenmäßig gar nicht gering einzuihägen; fie wächſt 
prozentual im Verhältnis zu ihrer früheren Stärke in 
einem rafcheren Tempo, als die Arbeiterflaffe anwädft. 

Ich meine aud, für den ganzen Zuftand ber Gefell- 
ſchaft ift das Wohlergehen dieſer Klaſſe nit ohne Ber 
deutung. Es ift für Die Gefelichaft von großem Wert, 
daß es Stellungen gibt, die gewiffermaßen das Sprung: 
brett für dad Talent find, daß aus ben großen, breiten 
Maſſen der Bevölkerung alle Die herausgezogen werben 
können, die dad Talent zu höheren Zeitungen in fi 
fühlen, die körperlich ober geiftig fräftiger find und tüchtiger 
arbeiten können ald andere, und daß für dieſe ein Anreiz 
gegeben wird, fih in Stellungen zu betätigen, bie ihnen 
dann auch mehr bieten. 

Man hat behauptet, diefe Schichten ftellten eine Art 
„neuen Mittelftandes* dar. Der Ausdruck „Mittelftand“ 
ift ſehr vieldeutig; jebenfalld aber ift e8 gut, wenn man 
dazu fagt: einen „neuen“ Mittelftand; denn ber alte ift 
e3 nicht. Das befte, das der alte allmählich zu Grunde 
gehende Mittelftand hatte, war, daß er gleich weit entfernt 
bon eg Reihtum wie von erbrüdender Armut 
in geftherten Vebenäverhältniffen lebte und beöhalb eine 
fihere und fefte Kultur aus fi heraus fchaffen fonnte, 
und gerabe dies trifft nicht zu auf den fogenannten neuen 
Mittelftand. Denn in Wahrheit ift diefer fogenannte neue 
Mittelftand im feinen LBebensverhältniffen prefärer, uns» 
fiherer, als vielfad unter den heutigen Umſtänden bie 
Arbeiterflaffe ift. 

Reichtag. 12, Legiol.P. 


1. Sefjion. 197. 
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Es ift überhaupt fehr ſchwer, dieſe Schichten ber (0) 


Bevölkerung von ber Arbeiterklaſſe abzugrenzen. Die 
Unterfheidung, die der Herr Staatöfelretär vorhin auf: 
ftelte — geiftige Arbeit und Handarbeit —, möchte ich 
nicht fo ohne weiteres gelten laffen. Ich meine, daß ber 
Fabrikarbeiter oder jeder, der in einem handwerksmäßigen 
Prozeß tätig if, ein jehr gutes Stüd geiftiger Arbeit dabei 
zu leiften hat 
(ſehr richtig! bet ben Sozialdemofraten), 
und id fann nur fagen, daß wir von ben Gehilfen, bie 
in bem Beruf befhäftigt werben, bem ich angehöre, dem 
Anwaltsberuf, neben der mechaniſchen Beherrſchung gewiffer 
Arbeitöprogeffe ein ganz gehöriged Maß von geiftiger 
Mitarbeit fordern. So —8 es in vielen Berufen, ſodaß 
wir nicht recht wiffen: wer gehört bier zum Mrbeiter? 
wer gehört zu den fogenannten Beruföbeamten, unb wo 
fängt bie geiftige Arbeit an? wo hört bie phyſiſche 
Arbeit auf? 
Die Schwierigkeit ber Abgrenzung biefer Schichten 
geiot fi darin, daß biefelben Berfonen bald in dem einen 
eruf, bald in bem anderen tätig find. Die Hanbel3- 
angeftellten haben ja ihre beſondere Gefeßgebung; bie 
Werkmeiſter deögleihen in ber Gewerbeorbnung, bie Ars 
beiter aud. Cine Pe Neihe von ambderen ift biöher 
ohne Spezialgefeggebung. Aber diefelden Perſonen gehen 
bald tm die eine, balb in die andere Stellung, und bies 
felben Perfonen arbeiten einmal mehr mehantih und ein 
anderes Mal mehr wiffenfhaftlid; darum, meine ich, tut 
man am beften, bei ber Gejeggebung zu Gunften bes 
neuen Mittelftandes nicht die Verbindung zu Iöfen mit 
den Gefegen, die für die Arbeiter gegeben find; denn tats 
fählih ſchweißt die Entwidlung der wirtihaftlichen Ver: 
hältniffe dieſe verſchiedenen Schihten immer mehr zu— 
jammen und wirft die einzelnen aus bem einen 
Dienfiverhältnid in andere hin unb ber. &8 wäre ein 


Widerſpruch zu den realen Verhältniffen, hier Schetbungen (0) 


vornehmen zu wollen, die in der Wirklichkeit nicht durch⸗ 
zuführen- find. j 
(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten. 

Die Notlage diefer Schichten ift unbeftreitbar. Ich 
will nicht Zahlen anführen, nachdem ſchon fo viel von 
den Herren Vorrebnern gejagt worden tft. Einer ber 
Herren Borrebner fprad don dem „Berfonenwucer*, ber 
häufig folden Angeftellten gegenüber geübt würde. Ich 
daıf wohl daran erinnern, daß die fozialbemofratijche 
Reichstagsfraltion bereitö im Jahre 1893 bei der Beratum 
bed Wuchergeſetzes Anträge geftellt hat, welche geiekli 
bie wucerifhe Ausbeutung der Arbeitöfraft unter Strafe 
ftelen und dieſe, foweit bad durch Strafgefeg möglich 
war, verhindern jollten. Das ift bamald von ber ie 
heit des Neichötags abgelehnt worden; zum Dan fü 
unfere Tätigkeit aber werden wir in Flugblättern der 
Mittelftanböpolitifer mit dem Vorwurf überjhüttet, wir 
wären Gegner der Wuchergefeggebung geweſen, eine lin: 
wahrheit, die, fo oft fie widerlegt wird, doc immer wieber 
bon nenem ausgeſprochen wird. 

Die Unabhängigkeit und Gebundenheit dieſer Schichten 
ber Höherangeftelten ift nad meinen Erfahrungen faft 
durchweg größer ald bie ber eigentlihen Arbeiter. Sie 
find durch ihre fpezielle techniſche oder wiſſenſchaftliche 
Vorbildung an gemwiffe Berufe gebunden und können fi 
deöhalb nicht fo frei bewegen und ihre Stellung nicht auf: 
eben, um eine andere zu ſuchen. Es gibt eine ganze 

nzahl von Angeftellten, für die es, wenn fie aus bem 
bisherigen Betrieb ausſchelden, nur noch zwei ober brei 
ober, jagen wir, auch 20 oder 30 andere Betriebe im Reiche 
gibt, die fie aufnehmen könnten, bie fie aber unter ſolchen 
mftänden vielleiht gar nicht aufnehmen wollen. Und 
wo für fie die Möglichkeit wäre, die Stellung zu wechſeln, 
da hilft die Konturrenzklaufel nad, um e3 ihnen zu ers 
67 


(8) des Beirat für Arbeiterftatiftit aufgeflärt werben. 
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Reichstag. — 18. Sigung. Donnerstag den 14. März 1907, 








(Beine.) 


(A) ſchweren, die gerade diefen höheren Angeftellten gegenüber 


in ber rüdfichtölofeften Welfe ausgeübt wird. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Sie wird ja allerdingd aud den Arbeitern gegenüber in 
einer Weile verwendet, daß man fie wucheriſch nennen 
könnte. Es kommt vor, daß Arbeiter mit 24 Mark 
Wochenlohn ſich verpflichten müflen, in den Betriebdarten, 
für die fie engagiert waren, viele Jahre lang nicht tätig 
zu fein bei einer Konventtonalftrafe von 5 Mark. 

(Hört! hört!) 

— Herr Freiherr v. Heyl verläßt das Haus, es bezicht 
fih nämlih auf ihn! 

(Unruhe bei den Nationalliberalen. — Zuruf: 

Er mwurbe gerabe in biefem Augenblid abgerufen!) 

— Dann bitte ich um Verzeihung, wenn es ein Zufall 
war. Aber — Konkurrenzklauſeln ſind gerade in 
dem Betriebe der Firma v. Heyl etwas Alltägliches. 

Ich will jedoch nicht abſchweifen und will nur noch 
zur Sache ausführen, daß gerade die höhere Lebens: 
haltung, bie von den höheren Angeftellten gefordert wird, 
ihnen das Fortlommen erſchwert. Sie verdienen zum 
Teil nicht mehr als Arbeiter, ja noch weniger als bie 
Arbeiter in beſſeren Betrieben, aber troßdem wird bon 
ihnen ein Aufwand an Kleidung und äußerem Auftreten 
verlangt, wie von feinem Arbeiter, und es wird ihnen 
übelgenommen, wenn fte einmal in Schulden geraten, 
was fein Arbeitgeber einem Arbeiter übelnimmt. 

Ich kann bei der heutigen Anterpellation nicht auf 
bie allgemeinen Forderungen diefer Slafle eingehen. Meine 
Fraftion hat den Antrag auf Nr. 121 der Druckſachen 
eingebradit, ber eine Reihe von Forderungen zur Befferung 
der Berhältniffe diefer Arbeiter enthält. 

Sch will hier nur einen Punkt aus biefem unſeren 
Antrag hervorheben: wir haben nämlich gefordert, daß 
bie Berhältniffe dieſer Klaſſe erſt einmal durch —— 
Ich 
glaube, das iſt im Hauſe ſchon mehrfach gefordert worden, 
wenigſtens für einzelne Schichten dieſer Angeſtellten, und 
wird ja jetzt auch durch eine ganze Reihe von Forderungen 
ber verſchiedenen Fraktionen verlangt. Wir haben be— 
fondere Gründe dafür. Es hat in dem Berufe der An— 
waltsangeftellten eine Enquete ftattgefunden. Das preußiiche 
Juſtizminiſterium hat umfragen laffen, wie bie Berhält- 
niffe der Angeftellten der Rechtsanwälte find. Man hat 
aber dieje Anfrage niht an die Angeſtellten gerichtet, 
fondern an die Organifationen ihrer Arbeitgeber, an die 
Anwaltöfammern. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Das ift eine Ungeſchicklichkeit zum mindeiten, die, felbit 
wenn dahinter feine böfe Abjicht geftect haben follte, unter 
allen Umſtänden alle8 Vertrauen in die Ergebnifie dieſer 
Umfrage zeritören müßte. Tatſächlich hat dieſe Art der 
Befragung denn auch dazu geführt, daß eine Anzahl von 
Anwaltöfammern geaniwortet hat, in ihrem Bezirke wäre 
alles in Ordnung, und man braudhte feine befonderen gefek- 
lihen Maßnahmen, während die Angeftellten durchaus 
anderer Meinung find. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Nun kann ich mich der Sorge nicht entichlagen, 
namentlich nad dem, was ber Herr Abgeordnete Potthoff 
bier gelagt hat, dab das, was uns die Denfichrift vor: 
legen will, auf ungenügenbem ftatifitichem Material beruht. 
Es ift beinahe als ſicher anzunehmen, daß eine große 
Anzahl von Leuten überhaupt nicht gefragt worben iſt, 
nämlich bie fhlechter bezahlten Angeftellten, und daß wir 
darum eine Baſis für eine allgemeine Verſicherung dieſer 
Angeftellten in diefer Enquete und Denkichrift überhaupt 
nicht haben. Ih will bamit nicht abſprechen über bie 
Denkſchrift, bie ich noch nicht femme. 

(Zuruf rechts: Das wundert uns!) 


— Ich wundere mich bei Ihnen über vieles jhon nicht (C) 


mehr! 
(Heiterfeit.) 

Ich warte dieſe Denkſchrift jetzt ab; aber ich darf wohl 
bie Bitte wiederholen, daß, auch wenn die Denkſchrift 
eine reihlihe Mafle fiheren Material3 bringen mag, 
trogdem den Anträgen vieler Parteien des Haujes Folge 
gegeben werde, die ſchon mehrfach verlangt haben, daß 
der arbeiterftatiftifche Beirat die Verhältniffe der Privat- 
beamten auffläre; namentlich ift das hinfihtlih der Lage 
der Bureaubeamten der Rechtsanwälte und ber anderen 
Kategorien, bie in dem Antrag bed Herrn Abgeordneten 
—— ſehr gut zuſammengefaßt find, dringend not— 
wendig. 

Hoffnungsvoll ſtimmen mich die Angaben des Herrn 
Staatsſekretärs eigentlich nicht; 19 Prozent des Ein— 
kommens als Ausgabe für eine Verſicherung, — ja, das 
it denn doch zu viel, das können die Leute unter feinen 
Umftänden geben! 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemofraten.) 
Da wäre aljo zunächſt einmal, was Herr Potthoff vor: 
gefhlagen hat, und was ums jelbftverftändlich ericheint, 
ein fehr großer Zufhuß der Arbeitgeber notwendig 

(fehr richtig! bei den Sozialdemokraten) 
en ————— auch ein ſehr erheblicher Reichs— 
zuſchuß. 

Nun ſtehen wir grundſätzlich auf dem Staubpunft, 
daß es fi bier nur um eine Neichöverficherungsanftalt 
handeln darf, daß es nicht geht, etwa die zu Verfichernden 
anzumeilen auf Privatverfiherungen und ben ‘Privat: 
berfiherungen baburd die Vorteile des Berfiherungs: 
zwanges zuzuſchieben. Ich meine aud, daß felbft Die 
Verfiherungsvereine, die Berufövereine der Brivatbeamten 
darauf verzichten müfjen, die Träger Ddiefer allgemeinen 
ftaatlichen Verficherung zu fein. Denen bleibt immer noch 
daneben das Feld der Zufchußperfiherung, die einen voll: 
ftändig ausreichenden Anreiz fir Mitglieder gibt, die fie 
an fi) heranzuziehen ſuchen. 

Wir meinen, daß die Verficherung obligatoriih fein 
muß, und daß fie wie gejagt, einen Reihszufhuß haben 
muß. Die Bureaugehilfen haben fid in ihren verſchiedenen 
DOrganifationen wit dem Fragen bejhäftigt. Die einen 
find mehr für eine befondere Berfiherungsanftalt, andere 
denfen daran, daß eine neue Klaffe oder mehrere neue 
Klaſſen auf dem Unterbau der Invaliditäts- und Alter: 
berfiherung aufgebaut werben follen; fie meinen, daß 
babet zugleid die Grenze für die Erlangung der Alters- 
grenze auf höchſtens 60 bis 65 Jahre herabgefegt werden 
fönnte. Auf alle Fälle wäre dad einfachſte dasjenige, 
was aut jchnellften erledigt werben könnte. 

Nun zwingt mich das aber zu ciner anderen Be- 
merkung. Ich halte jolche Prioritätäftreitigkeiten, wie fie 
heute einen großen Teil der Verhandlungen erfüllt haben, 
für etwas recht Unfruchtbares. Ih möchte aber doch ins 
Gedächtnis rufen, daß meine Partei bereits im Jahre 1899 
bei dem Invaliditäts- und Altersverſicherungsgeſez ben 
Antrag geftelt hat, alle Angeftellten mit Einfommen bis 
zu 3000 Mark unter diefe Invalidenverſicherung einzu— 
beziehen 

(jehr richtig! bei den Sozialdemokraten), 
und daß e3 im Gegenfaß dazu eine Zeit gegeben hat, wo 
ber Abgeordnete Eugen Nichter in Verbindung mit ber 
Zentrumspartei fih für den allmählihen Abbau bie 
„Ichrittwetfe Aufhebung“ des Inpaliditätsgefeges ausge: 
fproden bat. 

(Hört! Hört! bei den Sozialbemotraten.) 
Ich meine, dieſe Zeiten find vorüber. Darauf brauchen 
wir jest nicht einzugeben. 

Wir Sozialdemofraten haben mur zu erklären, daß 
wir und frei von allen Empfindlichkeiten an jeder geſetz— 


(D) 





(8) Tagungen bed 
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(Deine, ) 


(A) geberifchen Arbeit zu Gunſten der Privatbeamten beteiligen 


werden, und dab wir, wenn man und zu borgängigen 
Beiprehungen über die heutigen Anträge aufgefordert 
hätte, uns an dieſen beteiligt haben würden, ganz gleich— 
gültig, wer und diefe Bitte vorgetragen hätte. Wir find 
aber auch nicht aufgefordert worben. 

Mir werden uns beteiligen an den Arbeiten, mögen 
fie fih bewegen, im welcher Richtung immer, und wir 
hoffen, daß wir auf diefe Art etwas Gutes Schaffen werden 
nicht nur für diefen „neuen Mittelftand“, fondern wir hoffen, 
daß dad Gute, das da gefhaffen werben joll und wird, 
auch zugleih ein Anreiz fein wird, bie Verfiherung ber 
eigentlichen Arbeiterflaffe zu verbeſſern. 

(Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 


BVizepräfibent Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Linz. 


Linz, Abgeordneter: Meine Herren, nad) ber ein- 
gene Begründung der nterpellation durd den Herrn 
Spnterpellanten, mad) ben eingehenden Ausführungen der 
‘ Herren Vorrebner und nad dem Erklärungen des Herrn 
Regierungdvertreterd kann ich mich verhältnismäßig furz 
fafien. Ich habe im Namen der Fraktion der Reichs— 
partet die Erklärung abzugeben, daß auch wir Die Regelung 
der in ber Interpellation berührten Frage für eine ber 
wichtigſten und brennendften fozialen Aufgaben der Gegen: 
wart halten; denn wir find der Meinung, daß ed mohl 
faum einen Stand gibt, ber infolge feiner ganzen geiell- 
ſchaftlichen Stellung genötigt wäre, nadı außen fo viel 
zu repräfentieren, bei dem aber zugleih unter einem 
glänzenden Außengewande fi eine ſolche Fülle von Elend 
und Not verbirgt, wie gerade bei dem Stande ber 
Handlungsgehilfen. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Das ift eingehend ausgeführt worden in verſchiedenen 
Neichötagd, unter anberm bon Herru 
Potthoff, das ift ergreifend zum Teil auch heute wieder ge- 
ſchildert worden bon dem Kollegen Sittart; das ift 
anerkannt worden, was allerdings bei dem tiefen fozialen 
Veritändnis des Herrn Staatsfetretärd nicht weiter ber- 
wunderlich ift, aud) von dem Herm Grafen v. Poſadowsky. 

Mir find, meine Herren, aber aud weiter der Meinung, 
daß es faum einen Stand gibt, der bisher von ber Geſetz— 
gebung in der Weife vernadläffigt worden wäre, ja der 
in der Weife das Stieffind der Gefeßgebung gewefen 
wäre als gerade der Privatbeamten: und Handlungs: 
gehilfenftand. Man hat dafür mannigfahe Gründe an- 
geführt. Das mag zum Teil aud darin feinen Grund 
haben, daß, wie Herr Kollege Schad, der Vorfigende bes 
deutichsnationalen Handlungsgehilfenftandes, vor einigen 
Tagen erklärte, der Brivatbeamten: und Handlungsgehilfen— 
ftand ein noch werdender Stand ober, wie ber Herr inter: 
pellant heut erklärte, ein werdender Mittelftand ift. Darüber 
find die Anfhauungen in weiten reifen des Volles nod) 
geteilt; in jedem Falle aber ift der Privatbeamtenftand 
ein notwendiges und wichtiges Mittel: und Bindeglied 
zwiſchen verſchiedenen Geſellſchaftsklaſſen, den Arbeitern 
und den Arbeitgebern, und ſchon aus dieſem Grunde ift 
es notwendig, daß er im feiner Eriftenz geftügt wird 

(ehr richtig! rechts), 
und das jollte auch die bürgerlichen Parteien beitimmen, 
ſich dieſes werdenden Standes vor allem anzunehmen, 
damit er nicht in feiner Entwidlung in falſche Bahnen 
gelenft wird. 

63 ift von bem Herrn Interpellanten ſchon mit Recht 
hervorgehoben worden, dab bad, was Induſtrie und 
Handel in ben legten Jahrzehnten geleiftet haben, zum 
großen Zeil auf den Eifer und die Leiltungsfähigfeit ber 
Privatbeamten zurücdzuführen iſt. Wir fchließen und dem, 
was er gejagt hat, vollftändig an. 


Ich hatte eigentlich nicht vor, auf das parteipolitiiche (c 


Gebiet überzugehen; nahdem das aber bon dem Herrn 
Abgeordneten Heine geſchehen iſt, und er verfucht hat, ben 
Stand der Privatbeamten für jeine Partei zu reflamieren 
und einzufangen, mödte ih doch den Gedanken aus— 
iprehen: man fcheint in Ddiefen Streifen der Sozial— 
demofratte nicht zu trauen. Das zeigt ſich vor allen Dingen 
darin, daß der Stand der Privatbeamten und Handlungs» 
gebilfen bis heute feine bürgerliden und nationalen 
Pflichten aufs gewiffenhaftefte erfüllt und fich befonbers 
bei den legten Wahlen als eine der zuverläfftgften Stügen 
ber gegenwärtigen Geſellſchaftsordnung und der bürger- 
lichen Parteien erwieſen hat. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Das wird natürlih für und, die Vertreter ber bürger: 
lihen Barteien, eine ganz beſondere Beranlaffung fein, 
uns dieſes Standes ald Stütze gegen bie Sozialdemokratie 
warm anzunehmen, ganz abgejehen davon, daß wir das 
ſchon ohnehin nad 2* innerſten Uberzeugung und 
nach unſerem Gewiſſen tun. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Was nun bie Frage der Penfionsverfiherung und 
ber Reliftenberforgung anlangt, fo ift e3 tief bedauerlich, 
daß auf biefem Gebiet der Stand der Privatbeamten nod 
weit zurüd iſt hinter bielen anderen Ständen. Es ift 
für die Beamten in gewiffen Make geforgt, wenn wir 
auch da noch feine tadellos vollkommenen Zuftände haben ; 
es find für die Arbeiter wenigftens Anfänge einer reichs— 
gejeglichen Regelung der Frage gemacht worben, wenn 
auch hier nod) ein weiterer Ausbau erforberlih if. Es 
fcheint nach den heutigen Erklärungen bed Herrn Staatö- 
fetretärö aber, als ob man bezüglid der Privatbeamten 
über die eriten Anfänge der Erwägung und Beratum 
nod nicht hinausgelommen wäre. Herr Kollege Botthor 
hat ganz recht, wenn er jagt, man follte ſich über bie 


Notwendigkeit der Trage der PBenfionöverfiherung und (m) 


ber Neliktenverforgung vollftändig flar fein; darüber 
werbe ja fein Zweifel bei irgend einem Mitgliede dieſes 
Haufes herrſchen, daß der Stand der Privatbeamten fehr 
vernadhläffigt worben fei. 

Es iſt ſchon hervorgehoben mworben, daß in einem 
Lande wie Ofterreih, das in fozialer Hinfiht fo welt 
hinter Deutihland zurüditeht, dieſe Frage, wenn aud) 
nit alle Wünfhe erfüllt find, bis zu einem gewiſſen 
Grabe zur Zufriedenheit der beteiligten Kreiſe geregelt 
iſt. Wir, das Land der fozialen Reformen, follten auch 
in der Fürforge für bie Privatbeamten und Handlungs- 
gehilfen nicht hinter Öfterreih zurüdbleiben. 

Der Stand der Privatbeamten tft nun ſchon fo lange 
vertröftet und hingehalten worden, daß man es berfteht, 
wenn fie Schließlich unruhig und ungebuldig werben. Und 
wenn wir aud nicht annehmen wollen, daß bon ſeiten 
ber Regierung die Verfchleppung der Regelung einer fo 
wichtigen {Frage beabfichtigt ift, jo kann fie doch Leicht in 
biefen Verdacht fommen, wenn bie Einbringung einer 
entſprechenden Vorlage nicht balb erfolgt. 

Darım haben wir bie Sinterpellation mit Freuden 
begrüßt; hoffentlich wird fie dazu dienen, das Regierung: 
tempo in ber Fürforge für die Privatbeamten etwas zu 


beſchleunigen. 
(Bravo! rechts.) 


Vizepräſident Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete v. Saß-Jaworski. 


v. Saß⸗Jaworski, Abgeordneter: Meine Herren, ich 
kann wohl davon abſehen, in die breite Materie der Be— 
ftrebungen, welche ſich heute hier geltend gemacht haben, 
fpeztell einzubringen, und ich fann es getroft tun, ohne 
auh nur im mindeften bie hohe Wertung, welde wir 
biefen Beftrebungen entgegenbringen, herabzumindern. Es 

b7° 


a 
(v. Zah Jatworsfi.) 





(A) handelt fih um einen recht wefentlihen Fortſchritt in ber 


Spztalpolitit, für welchen fih ja alle Parteien erklärt 
haben, und ich kann wohl jagen, e3 handelt fich zugleich 
um eim weientlihes Stüd der Mittelſtandspolitit, die ja 
neuerbingd hier mit Recht in den Vordergrund getreten 
tft. Mit diefer Bezeihnung fege ih mich in bewußten 
Gegeniat zu der Anſchauung des Herm Abgeordneten 
eine; denn ich meine, das Skriterium, welches er dem 
ff des Mittelftandes gegeben hat, tft nicht ganz zu: 
treffend und ausreichend. Unbedingt ift mit maßgebend 
die Art der Borbildung, welche bie Vertreter eines Standes 
—— haben und zum mindeſten auch die geſellſchaftliche 
tellung, welche dieſe Leute einnehmen. 

Wenn der Herr Abgeordnete Heine in dieſer Beziehung 
eine andere Meinung geltend macht, fo iſt ihm der Tat- 
beftand —— daß vorläufig in der Welt dieſe 
geſellſchaftliche Stellung der Privatbeamten anerkannt wird 
und zurzeit jedenfalls beſteht. Bei dem gegenwärtigen 
Stande der Grörterungen handelt es fi wohl zunächſt 
darum, herauszufühlen, wie fid) die maßgebenden Kreiſe 
u biefer frage verhalten, und barum habe ih ben 

uftrag erhalten, im Namen meiner Fraktion zu erklären, 
daß auch wir diefen Veftrebungen bad wärmfte Intereſſe 
entgegenbringen unb gern bereit und gewillt find, dem 
zu jede Förderung zuteil werben zu laffen. Wir 
erbliden in biefen Beftrebungen Iebiglih den Ausfluß 
einer chriſtlichen Gefinnung und einer einfachen fittlichen 
Pflicht, der Pflicht des Stärkeren, den Schwachen 

gen, und wir verfennen ganz und gar nicht die gebrüdte 
Lage, in welder fih bie Privatbeamten befinden und 
gegenwärtig um fo mehr befinden, als — mie hier 
allgemein anerfannt wird, die gegenwärtige Lebens— 
führung, bie ——— ber notwendigen Lebens— 
bedürfniſſe gerade in der neuſten Zeit durch bie 
Tenrung, bie auf allen Gebieten eingetreten ift, wejentlich 


(8) erſchwert erfcheint und ftarf ind Gewicht fällt. Man will 


in gerechter Würdigung der Sadjlage biefe —— 
beruckſichtigen dadurch, daß man ben Staatsbeamten 
die Gehälter erhöht; die Privatbeamten haben nun wohl 
weniger Ausfiht, in biefer Beziehung berüdfichtigt zu 
werben, wenn wir aud ben beften Willen der Arbeit: 
geber annehmen wollen; denn biefe find ja nad ber 
wirtfhaftlihen Lage ihrer Betriebe nicht immer imftande, 
den ganzen bereit en Wünfchen ihrer Angeftellten in 
wünfenswerter Weiſe entgegenzufommen. 
(Sehr richtig! bei den Polen.) 
63 fieht außer Zweifel, daß bie beftehenden Organi- 
fationen, welche die Privatbeamten gebildet Haben, die ja 
zum Teil ganz en find und auf bem Wege ber 
Selbfthilfe recht ſchöne Arbeit geleiftet haben, nicht bie 
Möglichkeit Haben, für die Bebürfniffe ber Privatbeamten 
in der angeftrebten Beziehung ausreichend zu forgen. Es 
ift ſicherlich auch zu berüdfichtigen, baß gerade in der 
Nenzeit die allgemeine Tendenz dahin geht, daß ſich mehr 
und mehr Großbetriebe bilden. Ich glaube mun nicht, 
baß dieſe Tendenz in wirtſchaftlichem und ſozialen Intereffe 
mit Freuden zu — N ht 
(jehr d), 

denn ich glaube, daß, weil biefe großen Betriebe vorzugs— 
weiſe in der Lage jein werben, für ihre Beamten zu 
forgen, gerade aus biefem Grunde die Heinen und 
mittleren Betriebe um fo mehr gefährbet fein werben, 
nachdem die tüchtigen Beamten aufgeiogen werben bon 
ben großen Betrieben, welche den Beamten Vorteile 
bieten, bie ihnen bie Heinen und mittleren Betriebe nicht 
in gleihem Maße zufihern können. Die große Mafle 
ber Beamten verbleibt jedenfalls gegenwärtig troß ber 
Organifationen, bie bereits beftehen, ohne dasjenige Maß 
ber Fürſorge, weldes für wünſchenswert zu halten je 
Wir wollen und gerade wegen der Schwierigkeiten, in 


Reichstag. — 18. Sitzung. Donnerdtag ben 14. März 1907. 


welchen fi bie Privatbeamten bei ber gegenwärtig ein= (© 


fegenden Teurung befinden, ebenfalld für ein möglichft 
beichleunigted Tempo der angeregten Berfiherungspläne 
erflären, und wir meinen, dab aud daS Bedenken der 
finanziellen Schwierigkeiten in dieſer Hinfiht ein Hemmnis 
nicht bedeuten ſollte. Ich glaube, man muß fi auch hier 
auf den Standpuntt ftellen, daß, wenn man erft einen 
Weg für nötig und richtig erfannt hat, und wenn auf der 
intereffierten Seite Neigung vorhanden ift, diefen Weg 
zu beichreiten, fi dann aud die Möglichkeit finden wird, 
diejenigen Maßnahmen zu treffen, welche zur Durchführung 
des Projekts erforberlih und nötig find. Wir würden 
ſpeziell zunächſt, wenn wir einmal ins Auge faffen wollen, 
wie weit biefe Maßnahmen ſich zu erftreden haben, uns 
mit einer Begrenzung der Berfiherungspfliht für Ein- 
fommensbezüge von 2000 bis zu 3000 Mark beicheiben; 
es tft jebenfalld dann ein ganz guter Ausgang gemacht, 
und wir ben, in der Annahme nicht fehl au geben, 
daß hi in unferer Heimat der weitaus größte Teil 
ber Privatbeamten die erwünfchte Gelegenheit haben wird, 
bie Vergünftigung zu erhalten, welche wir ihnen durch 
biefe Maßnahmen zuzuwenden wünfden. 
7* richtig! bei den Polen.) 

Sollten aber biefe Maßnahmen in Verbindung mit ber 
bereitö beftehenden Alter8- und Invalidenverfiherung ihre 
Erfüllung finden, dann würben wir allerdings auch eine 
wejentliche Vereinfahung de3 ganzen Syftemd für uns 
erläßlich erachten und dann ſchließlich auch eine geredhtere 
Verteilung ber Laften wünſchen müſſen. Wir meinen, 
dab es fogar Ehrenfahe gewifiermaßen derjenigen potenten 
Kreife ift, welde gegenwärtig von der Beitragspflicht 
nad bem beftehenbem Geſetz befreit bleiben, aud ihrer- 
irn beizutragen zu biefer, dod in eminentem Maße 
ozialen Pflicht. Es gibt ja eine ganze Menge fehr ver- 
mögender Staatöbürger, die vor der Hand, weil fie feine 


Betriebe und Angeftellte Haben, die in die augenblicklich obli= (m) 


gatoriſch ——— en Kreiſe einzubeziehen ſiud, 
bon dieſer Ehrenpflicht —2 befreit, abſeits ſtehen. 
Wir werden jedenfalls Dee Vorlage, fobalb fie 
fi pofitiv verdichtet, mit ber größten Bereitwilligkeit ent- 
gegentommen, und dad um fo mehr, als ja gerabe bei 
—* polniſchen Bevölkerung dad Moment hinzutritt, 
daß es mit ganz geringen Ausnahmen bavon ausgeſchloſſen 
bleibt, in Amter zu gelangen, die ſtaatlich bejoldet find 
(ehr richtig! bei den Polen), 
und der Staat auf eine Benfion und gemügende Fürforge 
—— Anſpruch gibt. Nicht gerade gerne und mit 
ergnügen, aber der bitteren Notwendiglelt folgend, muß 
ich dabei hervorheben, daß in Anbetracht der Berhälniffe 
in unferer Heimat wir großed Gewicht legen müſſen auf 
eine foldhe Form der Verwirklichung des —* welche den 
Angehörigen unferer Nation die Segnungen dieſer Maß— 
.— anz und voll und unverkürzt zu gewährleiſten 
ie net * wird, damit in keiner Weiſe der politiſchen 
eſinnung und Betätigung wegen eine Verkürzung dieſer 
Segnungen ftattfinden kann. 
(Bravo! bei ben Polen.) 


DVizepräfident Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Lattmann. 


Lattmann, Abgeordneter: Die Behandlung ber 
enfionöverfiherungdfrage bier im Warlament, im ber 
ffentlichkeit und bei der Negierung ift meiner Anficht 

nad) ein Mufterbeifpiel der Frucht und des Erfolges ber 
Geſchloſſenheit einer machtvollen Standesorganifatton. 
Die organifierte Vertretung der Privatangeftellten ift ein 
Beifptel, wie die Organifation eines Standes arbeiten fol, 
ruhig und ſachlich, mit einem einheitlihen Zwed. Die 
Hauptarbeit hat dem jogenannten Hauptausfhuß ob— 
gelegen, der insgeſamt 389 000 Mitglieder umfaßt hat. 


—— — — — — zu | 
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(A) Die Vertreter dieſer Organiſation haben auf Einigkeit 


ihre3 Strebend gehalten, und es wird, um ein gutes 
Endziel dieſes Strebens herbeizuführen, notwendig fein, 
daß an dieſer Cinheitlichkeit unbedingt feftgehalten wird. 
Diefem Hauptausfhuffe ift neben der Regierung doch auch 
bier im Parlament Dank auözufprehen für feine eifrige 
Arbeit. Diefe Arbeit hat die Grundlage für die Denk: 
fchrift gegeben, die und heute noch zugeben fol. Die 
Dentihrift wird, wie ber Herr Staatäfelretär mitteilte, 
bie Fragebogen von 154 843 Perfonen umfafien. Es tft 
intereffant, dabei zu hören, daß bavon 60598 ledig, 
92 352 verheiratet, 1893 gefchieden find. Die letzteren 
haben 186 750 Kinder. Das Verhältnis der Zahl ber 
Finder zu ber Zahl ber Verheirateten ergibt den Durch— 
ſchnittsſatz don 2 Kindern, alio das Zweikinderfyftem. Ich 
für meine Perfon möchte den Wunſch ausſprechen, ba, 
wenn wir einmal eine Verforgung für dad Alter und für 
bie Hinterbliebenen fchaffen, Died zugleich auch dazu bei- 
tragen möge, biefe Durhfehnittözaht ber Finder im ihren 
Reihen zu erhöhen. 
(Sehr gut!) 


Die 154000 Berfonen umfaffen, wenn id redt 
unterrichtet bin, etwa 10 Prozent aller Betetligten. 
10 Prozent Anfragen find bei folden fozialen Fragen 
dad üblihe und gelten als eine gemügende Grundlage 
zur Beurteilung ber Berhältniffe. 

Mir fpreden unfere grundfäglihe Zuftimmung zur 
obligatorifhen Berfiherung ber Brivatangeftellten aus. 
Dieje Forderung ift feine zufällige und willtürliche, fondern 
fie bat fih ergeben aus den Nöten ber Zeit, aus ber 
ganzen GEntwidlung unſeres Vollslebens. Nun müſſen 
Mittelftandspolitif und Sozialpolitit Hand in Hand gehen. 


(Sehr ridtigN) 
Es ift falſch, unter Mittelftandspolitit nur eine Politik 
zu Gunften des jelbitändigen Mittelitandes zu veritehen; 


(B) aber ebenfo gut ift es falich, unter Sozialpolitif nur eine 


Politik zu Gunften bed Arbeiterftanbes zu verftehen. 
(Sehr richtig!) 

Beides muß ineinander fließen; und bad trifft aud für 

dieſes Verſicherungsgebiet zu. 

Die Frage, ob der ſelbſtändige oder der unſelbſtändige 
Mittelftand wertvoller für unfer Volt ift, von dem heute 
mehrere Nebner geſprochen haben, will ih heute nicht 
näher erörtern. Dazu wird fi Gelegenheit bei der Etat: 
beratung bieten; aber wir glauben, daß tm fozialer und 
nationaler Beziehung der jelbftändige Mittelftand einen 
ganz befonderen Wert für unſer Volk hat 


ſehr richtigh, 
und daß es deshalb die Pflicht der Geſetzgebung iſt, dieſen 
ſelbſtändigen Mittelſtand möglichſt zu ſtützen, daß es gerade 
im Intereſſe der unfelbftändigen Schichten unſeres Volkes 
liegt, wenn dieſe ſelbſtändigen möglichſt — und 
wirtſchaftlich fräftig find, und daß es falſch und ver: 
berblich ift, bie eine gegen die andere auszufpielen. 
(Sehr richtig! 

Aber wir verichließen auch nicht umfere Augen gegen bie 
moberne Entwidlung unſeres fozialen Lebens und fehen 
deshalb eine ernite foziale Pflicht darin, auch diefen un— 
felbftänbigen Mittelftand nah Möglichkeit zu fügen; und 
das muß gefchehen auch auf dem Gebiet der Verſicherung. 
Einzelheiten bazu heute ſchon zu befprechen, ift nicht 
Hans, folange bie verſprochene Denkſchrift ja nicht 
borliegt. 

Einen Reichszuſchuß zur Verfiherung zu gewähren, 
it beöhalb richtig, weil eine ſolche Verfiherung im 
Iutereffe ber Gefamtheit liegt — deshalb foll bie Ge— 
famtheit auch mit zu ben Soften beitragen. Seitens ber 
Sintereffentenkreife ift gefagt: außer Dielen Zufhuß Bel: 
träe aus Arbeitgeber: und aus Angeftelltenkreifen! Es wäre 
bie 


leicht zu prüfen, ob es nicht möglich if, beim Auf: 





bringen der Beiträge gewiffe Abltufungen zu machen nad (C) 


ber Leiftungsfähigfeit, nad) der ntenfivität ber Betriebe. 
Ih weiß, dab folde aus foztaler Überlegung kommenden 
Gedanken ſchwer durchzuführen jein werden; aber e8 wird 
vielleicht Hier unferer Verfiherungsmwiffenihaft gelingen, 
ben rechten Weg zu finden. Das würde zur Erleichterung 
ber mittleren unb Keinen Betriebe führen und die ftärkeren 
Schultern mehr belaften und diejenigen Betriebe, in denen 
an Nerven und Körper ber Angeftellten außergewöhnlich 
zehrende Anforderungen geftellt werben. 

63 ift mehrfah auf Ofterreih Hingewiefen worben. 
Nun, Ofterreih ift und auf biefem Gebiete mit gutem 
Beifpiele vorangegangen; aber dann dürfen wir auch nicht 
bergeflen, daß wir Deutſche gerade auf dem Gebiete ber 
Verſicherungsgeſetzgebung 9 anderen Richtungen weit 
im Vordertreffen geſtanden haben. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Wir haben die Hranlenverfiherung im Jahre 1883 ge- 
fhaffen. Ofterreih bat erft tm Jahre 1888 biefe Ber: 
fiherung als erſtes aller fremben Länder eingeführt. Wir 
haben die Unfallverfiherung im Jahre 1884 befommen, 
Oſterreich als erfte aller fremden Länder 1887, und bie 
SInvalibenverfiherung, die wir feit 1889 haben, hat uns, 
abgefehen von Neuſüdwales, Bictoria und Neufeeland, 
überhaupt nod fein Staat ber Welt nadgemadt. Nur 
auf dem Gebiete ber Penftonsverfiherung der Angeftellten 
iſt und Sfterreich vorauf; aber es ift bezeichnend, daß in 
Oſterreich dieſes Ziel erft nad einer 15- bis 20-jährigen 
Arbeit hat erreicht werben können. Das zeigt die Schwierig: 
feit ber Arbeit auf dieſem Gebiete. 

Nun ift das Geſetz in Öfterreih amı 16. Dezember 1906 
angenommen worden. Wir werben und hüten müſſen, 
ohne weiteres alle Beftimmumgen dieſes Gejeges auf uns 


anzuwenden 
(ehr rihtig!), 


weil bie Verhältniſſe zu verſchieden Liegen, und weil wir (m) 


glauben, jegt ſchon zu erkennen, daß in einzelnen Be: 
flimmungen des öfterreihiichen Geſetzes grundfägliche Fehler 


fteden. 
(Sehr richtigh 

Auf der anderen Seite aber bürfen wir bie öſterreichiſche 
Arbeit wohl aud) benugen. Die 15: bi 20-jährige Arbeit 
in Ofterreih auf biefem Gebiete wirb auch für uns frudht- 
bar gemacht werben fünnen, und ſchon deshalb bürfen 
wir heute die Hoffnung ausſprechen, dab auf Grund 
biefer Vorarbeiten wir ſchneller zum Ziele fommen werben. 
Auch arbeitet Deutihland auf dem Gebiete der Erledigung 
dieſer jozialen Arbeiten fchmeller ald das Ausland. Wir 
haben das Kraukenverſicherun I nach at 
Vorarbeit geihaffen, das Lina gejeg nad breijähriger 
und das Invalidengeſetz nach vierjähriger Vorarbeit. 

Nun will id zum Schluß doch aud bie Hoffnung 
audfprechen, daß bei Schaffung biefes Geſetzes beide 
Barteien, Arbeitgeber und Angeftellte, von einem beider: 
feitigen Verſtändnis für ihre Verhältniffe getragen fein 
mögen. Der Arbeitgeber fol nie vergeflen, daß er auch 
einſt bie Zeit bed unfelbftändigen Arbeiter8 und An— 
geftellten hat durchmachen müſſen, und der Angeſtellte, 
daß, wenn aud heute die Verhältniffe anders liegen, und 
bie Hoffnungen weniger zablreih find als früher, doch 
fein Ideal bleiben muß: ber Erreih der Selbftändigfett. 
Aber wie ber Anftoß zu ber Verhandlung dieſer Frage 
und bem einheitlihen Ergebniffe des heutigen Tages 
herausgeboren ift aus der treuen Arbeit der einheitlichen, 
ſachlich arbeitenden Privatbeamtenorgantfation, fo —— 
die beteiligten Kreiſe am Ausbau dieſer ee on 
weiterarbeiten; je ftärfer und Llarer ihre Organtfation zu 
— — tritt, deſto eher und wirkungsvoller wird ihre Arbeit 


olg haben. 
(Bravo! rechts.) 


484 


Bizepräfident Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 





(A) Zogit heraus muß Dielen unfelbftändigen Glementen, (C) 


Abgeordnete Bruhn. 


Bruhn, Abgeorbneter: Meine Herren, über die Not: 
wenbigteit ber Schaffung einer Penſionsverſicherung für 
bie Privatbeamten lann fein Zweifel herrihen. Die Mög- 


lichkeit, daß aus den unfelbftändigen Angeftellten jelb-, 


ftändige Ertftenzen werben können, ift von Jahr zu Jahr 
geringer geworden. Das Großfapital bat immer größere 
Schichten in den verſchiedenen Berufen an fid gezogen, 
und damit ift vielen Leuten, die früher angeftellt waren 
und noch einmal felbftändig werden konnten, die Möglich: 
feit immer mehr genommen. Darum ift es aud 
nicht richtig, was Her Kollege Potthoff eben 
ſagte, daß die Kalamität im Mittelſtande nur darin zu 
finden ſei, daß eben größere Schichten des Mittelſtandes 
von vornherein wirtſchaftlich ſchwach ſeien, und daß ſie 
durch den Zauber, ſelbſtändig zu werden, angezogen 
werden, in den Miltelſtand hineinzugelangen. Tatſache 
it doch, daß die Mittelſtandsſchichten im ihrer Exiſtenz 
mehr oder mehr bedroht werden. Sehen wir nur in den 
Kaufmannsberuf hinein, verehrter Herr Kollege! Das Groß— 
fapital zieht immer größere Kreiſe an fih. Der „junge 
Mann*, den wir früher ald Handlungsgehilfen kannten, 
ift heute ein Begriff geworden, in dem wir jegt oft einen 
alten Handlungsangeftellten ſehen. Es ift nicht richtig, 
daß fih von vornherein wenig bemittelte Schichten wegen 
bed Zaubers — wie Sie jagen —, um jelbftändig zu werben, 
in den Beruf hineindrängen. Nein, denjenigen Schichten, 
bie fih bis dahin gut erhalten fonnten, Die auch nod) 
etwas erwerben und für die Ihrigen zurüdlegen fonnten, 
iſt die Eriftenzmöglichkeit nicht mehr gegeben, weil eben 
das Kapital biefe Schichten mehr und mehr verdrängt. 
Es iſt auch nicht richtig, was Herr Dr. Potthoff 
ſagte, daß die Mittelſtandsverbände für die Verſicherung 


(B) der Privatangeſtellten deshalb eingetreten ſeien, um ſich 


biefer Elemente gewiffermaßen zu entledigen. Nein, fie 
find dafür eingetreten aus allgemein menſchlichen Gründen. 
In Wirklichkeit geht die Politik der Mittelftand3verbände, 
die wir hier wieberholt vertreten haben, wie ich e8 wohl 
vor einigen Tagen bier ausgeführt habe, aus auf Maß— 
nahmen zum Schutze bed Mittelftandes, um ihn ber zer- 
fegenden Tätigkeit ded Kapitals zu entziehen, damit 
niht wie jett das Großfapital überall freien Spiel- 
raum hat und dem Fleiß, bem Können, der Sntelli- 
genz, der perſönlichen Betätigung des einzelnen feine 
Zuft, fein Raum mehr bleibt. Die lUnterftellung, die 
Ste ben Mittelftand&verbänden machen, tft falih. Nicht, 
um fi Leute gewiffermaßen abzuſchieben, fonbern aus 
allgemein menfhlihem Empfinden treten die Mittelftands- 
verbände für dieſe Forderung ber Privatbeamten ehr. 
Ste wollen im übrigen eine Politik, die direkt dem wider: 
ſpricht, was Sie, Herr Potthoff, Hier ausgeführt haben. 
Es iſt nicht zu befireiten, daß biefenigen, bie in ber 
Banbwirtihaft, in der Forfiwirtihaft, im Handel und in 
der Induſtrie, im Gewerbe als Angeftellte beſchäftigt find, 
dem Staate, wenn auch indirekt, dienen; denn alle biefe 
Berufe find nötig, um bad MWohl der Gefamtheit zu 
fördern, und darumı ift ed aud richtig. dab der Staat 
für dieſe feine indiveften Angeftellten eine Verſicherung 
herbeizuführen hat, wie fie bier gewünſcht wird. 

Als vor einigen Jahren hier die Zwangsverſicherung 
für die Handwerker befproden wurde, meinte der Herr 
Staatsfelretär Graf Pojabowäly, wir könnten doch nicht 
zu einem Staate fommen, in dem alle verficdhert ſeien, 
ed müſſe doch der Gedanke des Geſetzes, der feinerzeit 
obgewaltet hätte, als die Alters- und npalibitätd- 
verfiherung geihaffen wurbe, daß ben unfelbftänbigen 
Elementen eine gewiſſe Fürforge für das Alter zu teil 
werde, aufrechterhalten werden. Meine Herren, aus biejer 


auch wenn fie nicht Arbeiter find, bier die Fürforge 
zuteil werben, die den Arbeitern durch die Alters- und 
Invaliditätsberſicherung zuteil geworden ift, und es ift 
ganz richtig, daß die NMeidhöregierung, wie der Herr 
Staatölekretär es heute getan bat, fi dem allen 
ſympathiſch gegenüberftellt, wenn auch die Schwierigkeiten 
nicht zu verfennen find, die dem entgegenftehen. Aber es 
ift bei einer durchfchnittlichen Befoldung von 200 Marf, 
mag fie mehr oder weniger betragen — id glaube, daß 
fie weniger beträgt —, ganz zweifellos, daß der Privat— 
beamte nichts zurüdlegen kann und einer troftlofen Zutunft 
entgegengeht, wenn er alt wird, oder aber feine Hinter: 
bitebenen vor einer troftloien Zukunft ftehen, wenn er 
frühzeitig ſtirbt. Meine Herren, viele Geſchäfte find in 
ber Lage, Penfionsanftalten für ihre Angeftellten zu 
errichten. Es beiteht allerdings auch bei vielen Geſchäfts— 
inhabern die Praris, den Angeftellten, wenn er älter ges 
worden ift, abzufchteben, wenn er nicht mehr fo arbeiten 
kann wie früher. Aber die große Mehrzahl der Berufe, 
die Privatangeftellte haben, kann nicht aus eigener 
Initiative ſolche PVerfiherungen ſchaffen, und es ift 
beöhalb richtig, daß nad der Seite hin Maßnahmen 
feitend des Staated getroffen werben. 

Meine Herren, mir fam eö faft vor, ald ob aus ben 
Morten ded Herrn Abgeorbneten Heine eine gewiſſe Ber: 
ftimmung darüber Hang, daß hier etwas geichehen folle, 
daß hier nicht die Untätigkeit obwalten folle, die jonft 
vielfah auf ſozialpolitiſchem Gebiet bis dahin an der 
Tagesordnung war. 

(Zuruf von den Sozialdemokraten: Y bewahre!) 

— Herr ftollege Heine, e3 war eine gewifle Refignation, 
die aus Ihren Worten Hang; Herr Dr. Arendt rief Ihnen 
beöhalb wohl zu, als Ste jagten, Ste wollten bie Denk— 
fchrift nicht Eritifieren, da fie Ihnen noch nicht vorliege. 


Er meinte, am liebften würden Sie die Schrift dod (m) 


herunterreißen. 
(Zuruf des Abgeordneten Heine.) 

— So ungefähr ift wohl der Zuruf zu verftehen geweſen, 
und Ihre Worte Hangen doch ſehr elegiſch. Wenn recht- 
zeitig fir den Arbeiter unb für den Mittelftand, wie es 
vom Herrn Vorredner andgeführt ift, fürſorglich ein— 
getreten wäre, wäre manches vermieden worden, was 
weite reife der Arbeiterfchaft heute der Sozialdemokratie 
zugewandt hat. 

Meine Herren, ih möchte bes weiteren das Beitreben 
der Sozialdemokratie, alle Berufe zu Arbeitern zu maden, 
aus den Worten bed Herrn Heine fliehen. Er warnte 
davor, eine neue Venfionsberfiherung für den Privat: 
beamtenftand zu fchaffen, ſondern fte mit der Arbeiter: 
berfiherung zu verbinden. ch halte es nicht für richtig, 
die Alters- und Juvaliditätsverſicherung wieder durch 
einen neuen Zweig zu belaften; fondern fie fol vereinfacht 
werben, und beshalb halte ich es für richtig, ein neues 
Geſetz für die Penfionsverfiherung der Privatangeftellten 
zu ſchaffen. Die Sozialdemofraten wollen aus bon ihrem 
Standpuntt aus berechtigten Gründen allen Angeftellten, 
ob es Arbeiter find ober nicht, das proletariiche Solidaritäts- 
gefühl beibringen. Daraus iſt auch die Forderung des 
Herrn Nbgeordneten Heine in dieſer Frage zu erklären. 

Meine Herren, die Trage bed Automobiltempos in 
ber Sozialpolitik ift heute wieder von dem Herrn Staatö- 
jefretär in die Debatte gezogen worden. Ob dieſes Wort 
num bon Heren v. Dirfien, wie Herr Heine fagt, oder 
bon Herrn Dr. Beumer, wie es Herr — dazwiſchen 
rief, im Abgeordnetenhauſe gefallen iſt — bier im Reichs: 
tage tft von dieſem Herrn ein Vorwurf gegen den Herrn 
Staatdfelretär erhoben worden. Soweit ih die Vorgänge 
verfolgt habe, ift es die Zeitung „Die Poſt“, die in 
geradezu unverftändlicher Weife wegen des „Automobil: 


(A) 


(B) 





(Bruhn.) 
tempos“ gegen den Staatsſekretär hetzt, das iſt nicht 
richtig. Wollen wir demn die Fürforge für die Arbeiter, 
für die mittleren Schichten beiſeite jchteben, um der 
Sozialdemokratie noh ein größeres Feld einzuräumen? 
Mer dem Baterlande dienen will, muß Verſtändnis für 
bie Zeichen der Zeit haben. 
(Sehr richtig! bei der Deutfchen Reformpartei 
und ber Wirtfchaftlihen Vereinigung.) 
Er muß darauf binarbeiten, daß bie berechtigten Forde— 
rungen der Arbeiter, die berechtigten Forderungen ber 
Heinen Schichten des Volls erfüllt werden, und eine 
Zeitung, die dem Vaterlande dienen will, tut nicht gut, 
wenn fie einen Beamten, ber folde Aufgabe erfaht hat, 
fortgefegt angreift und dadurch diejenigen, bie in derfelben 
Richtung arbeiten, mit verdächtigt. Wir haben chen von 
einem Redner ber freifonferbativen Wartet gehört, wie 
ihöne Worte er für die Fortführung der Sozialpolitit an 
uns gerichtet hat, daß alfo aud die Herren, denen bie 
genannte Zeitung jonft nicht nahe fteht, Die Angriffe nicht 
billigen. Meine Herren, bie Frage ber Fürforge für bie 
Arbeiter und den Mittelftand muß fortgeführt werben aus 
allgemein rechtlichen Gründen, aber auch im Interefle des 
Staated, um ber Sozialdemokratie nicht noch weitere 
Schichten zuzuführen. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Die Schaffung einer Penſions-, Witwen: und Watfenver: 
fiherung für bie Privatbeamten ift nicht nur motwendig 
für die Privatbeamten felbft, ſondern auch für die Arbeit: 
geber. Ich Habe an ber Spike eined Geſchäfts ge: 
ftanbeı, im benen Leute 30 bis 40 Jahre tätig waren, 
und menn fie ftarben, famen dann die weinenden 
MWitwen und baten um Hilfe. Es dreht fih einem in 
folhen Fällen das Herz im Leibe herum, daß man aus 
Mangel an Geld hier nicht Helfen und ihnen bie Sorge 
für die Zufunft abnehmen fonnte. Aus dieſem Grunde 
haben auch die Arbeitgeber ein bringendes Intereſſe daran, 
daß diefe Materie recht bald erledigt wird. 
(Bravo! rechts.) 


Bizepräfident Dr. Paaſche: Das Wort hat ber 
Herr Abgeordnete Dr. Strefemann. 


Dr. Strefemann, Abgeorbneter: Meine Herren, ber 
Herr Abgeordnete Sittart, der im Namen ber Zentrums: 
partei zu der heutigen Interpellation ſprach, hat, wenn 
id) ihm recht verftanden habe, ausgeführt, daß die Sadır, 
hinter der ja alle Barteten des Neichstags ftehen, dann 
die befte Förderung erfahren würde, wenn möglicit der 
fraftionelle Wettbewerb ausgeſchaltet werben fünnte. Diefe 
Mahnung tft gewiß berechtigt, aber Herr Kollege Sittart 
hat ihr jelbft nicht entiprochen. Er hat darauf hingewieſen, 
daß er in diefem hohen Haufe zuerft die Anregung ges 
geben habe, ſich mit ber Frage der Penſionsverſicherung 
der Privatbeamten zu befhäftigen, und hat dann hinzu: 
gefügt, daß diefe feine Anregung feinen Widerhall im 
Haufe gefunden habe. Grit alö die Wahlen vor der Tür ge- 
ftanden hätten, wäre auch ein nationalliberaler Antrag Patzig 
über dieſe Materie eingereicht worben. Es könnte daraus 
geichloflen werben, daß der damalige Antrag meiner Bartei- 
freunde lediglich auf bie Wirkung nach außen hin berechnet ge= 
weien und nicht aus rein ſachlichen Erwägungen eingegeben 
wäre. Das möchte ich im Namen meiner Freunde ganz ent: 
ſchieden zurückweiſen. Ich glaube, daß bie Haltung der 
nationalliberalen Fraktion gerade in ben Fragen ber 
Sozialpolitit und die Tätigkeit des Führers umnferer 
Fraktion, ded Herrn Abgeorbneten Baffermann, gerade in 
bezug auf fein Eintreten für jene großen Schichten der 
Handlungsgehilfen und fein Gintreten bafür, daß bie 
Sozialpolitif nicht nur eine Sozialpolitik für die Arbeiter, 
ſondern aud eine Sozialpolitif fir die Privatangeftellten 
fein müſſe, — ich jage, daß alles bies bie nationalliberale 
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Fraftion davor ſchützen follte, daß man ihr einen der⸗ (C) 


artigen Vorwurf mad. 
(Sehr richtig! bei ben Nationalliberalen.) 

Meine Herren, ich muß mid) aber weiter gegen eine 
Vorhaltung wenden, die der Herr Kollege Sittart gegen 
eine induftrielle Organtfation gerichtet hat, der ich nahe 
fiehe. Er hat mit Genugtuung hervorgehoben, daß bie 
Begründung der Anterpellation in den Händen bed Herrn 
Abgeordneten Freiherrn Heyl zu Herindheim gelegen habe, 
alfo in den Händen eines Arbeitgebers und Groß 
induftriellen, der von diefem Gefeß nur in ber Form be— 
troffen wird, daß er Beiträge dazu zu leiften hat, umd er 
bat hinzugefügt, er könne wohl ausipredhen, daß bie 
Kreiſe der Handelskammern bisher Wohlwollen für biefe 
Materie nit immer gezeigt hätten, und daß ber Bund 
der Induſtriellen fih den Herrn Freiherrn v. Heyl zum 
Muſter nehmen möge. Nun, meine Herren, habe ich mid) 
feit Jahren bemüht, gerade in inbuftriellen Streifen 
Intereſſe für diefe Frage zu erweden. Ach babe gerade 
in dem Bund ber Induftriellen über die ftaatlihe Penſions⸗ 
berfiherung ber Brivatangeftellten geſprochen, und ic} fann 
mit Gemugtuung konftatieren, daß ber Bunb ber 
Induſtriellen und der ihm angefchloffene Verband der 
ſächſiſchen Anduftriellen, dem über 3000 linternehmer an- 
gehören, ſich durchaus für die ftaatliche Penſionsverſicherung 
ausgeſprochen hat. 

(Hört! hört!) 


Meine Herren, die fähfiihen Induftriellen hatten die Abficht, 
zunächſt aus eigener Initiative für das große Gebiet des 
Königreichs Sachſen eine private Penſionskaſſe zu Ihaffen. 
Sie gaben biefen Gedanken auf, weil fie fich gejagt haben, 
daß die private Smitiative niemald bad wird erreichen 
fönnen, was und bie ftaatlihe Gejehgebung geben kann, 
und fie haben, wie ber Herr Kollege Potthoff erwähnte, 
wohl als erfter linternehmerverband einftimmig eine 


Nefolution angenommen, im ber fie bie Beftrebungen auf (D) 


Herbeiführung einer ftaatlihen Penfionsverfiherung mit 
Genugtuung begrüßen, ſich durchaus damit einverftanden 
erflären, aud) die Laften, die ihnen daraus entftehen, auf 
ihre Schultern zu nehmen und jedenfalld an bem Zuftanbe- 
fommen diefes Geſetzes ihrerſeits mitzuarbeiten. 

Nun möchte ich bei der heutigen Debatte und in bem 
jetigen Stabium ber Verhandlungen nur zwei Gefichtö- 
punkte berühren, die meiner Meinung nah im Laufe ber 
heutigen Verhandlungen nod nicht die gebührende Wür— 
digung gefunden haben. Darin ftimmen wohl alle Bar- 
teten überein, daß vom Standpunkte ber Privatbeamten 
aus ein Lebendintereffe an ber Negelung biefer Frage 
borliegt. Aber ih glaube, wir können eine fo wichtige 
Frage, ein durch dieſes Geſetz bedingtes FFortichreiten ber 
Soztalpolitit nicht lediglich von dem Geſichtspunkte ber 
zunädft davon Betroffenen betradhten; dem wir ftnb bier 
nicht Beruföpertreter, fonbern Vertreter des ganzen Volkes, 
und wir müflen und aud bie frage vorlegen, ob das 
Staatöintereffe und diefelben Wege weiſt, und ich) glaube, 
wir können aud die eine frage zum minbeften erörtern, 
ob bie Unternehmerfchaft, die Hier zu den often beizu- 
tragen bat, in der Lage ift, dieſe Lalten auf ſich zu 
nehmen, ob dieje materiellen Laften aufgewogen werben 
durch ideelle Borteile, die jedenfalls aus biefem Geſetz für 
bie weiteiten Kreiſe auch der Unternehmerſchaft hervorgehen. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 

Meine Herren, ih möchte dieſe beiden Geſichtspunkte 
unbedingt bejahen. Es ift im Laufe ber heutigen Ber- 
handlung oft ein Wort ausgeſprochen worben, ba3, wenn 
id mid) recht entfinne, Herr Profeſſor Schmoller geprägt 
bat in einer Rebe, in ber er jene wirtſchaftliche Ent» 
widelnmg uns darzeigte, die fidh in ben legten Jahren 
bollzogen hat, dad Mort vom „neuen Mittelitand*, und 
ed war ja Profeſſor Schmoller, der damals auch äußerte, 


(A) dab in biefem neuen 
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Privatbeamtenftand der Stern 
dieſes neuen Mittelftandes enthalten fe. Nm, 
meine ich, haben wir in ben letzten Jahren — und 
bie Berufözählung des Sahre® 1907 wird daß 
bon neuem erweiſen — eine Entwicklung fi voll 
ziehen fehen, die wir zwar nit wie der berftorbene 
Kollege Schoenlanf eine ökonomiſche Revolution, aber 
doch eine ökonomiſche Gvolution nennen müflen von 
weiteftgehender Tragweite. Es ift bei den Verhandlungen 
über den Zolltarif von Regierungsfeite bier einmal gejagt 
worden, Deutihland jet Agraritaat und Induſtrieſtaat. 
Ich glaube, die Verhältuiffe haben fih dahin entwidelt, 
daß wir zum überwiegenden Induftrieftaat geworden find. 
Das mag feine guten Seiten haben; es beruht gewiß 
darauf ein Zeil ber wirtichaftlihen Entwidlung, ein Teil 
bes wachſenden Wohlftandes unferes Vaterlandes. Aber 
biefe Entwidlung hat aud ihre Scattenfeiten. Diefe 
Schattenfeiten ſehe ich darin, daß bie Zahl ber jelbftändigen 
ern 7 immer mehr aurüdgeht. Mir haben zuerft bie 
große Schicht der Lohnarbeiter gefehen, die Jahr für Jahr 
größer wird, denen es unmöglie ift, jo wie früher im die 
Selbftändigfeit hinaufzufteigen. Wir fehen jekt einen 
neuen Stand fi emporentwideln, für ben bie Eriftenz- 
bebingungen ganz ähnlid Liegen, wie fie feinerzeit für 
die Arbeiterfhaft lagen. Wenn wir bie foziale Gefek- 
gebung, beren Jubiläum wir im vorigen Jahre begingen, 
recht erfaflen, jo möchte ich jagen: fie 2 nicht nur einen 
neuen Gedanken hineingeworfen im unſer ftaatörechtliches 
Denken, daß ber Staat nit nur dazu ba fet, für Leben 
und Eigentum der Bürger zu forgen, fondern auch dem 
Schwaden eine Planke hinzumwerfen habe, auf die er ſich 
reiten könne, wenn die Fluten des Lebens über ihn hinweg- 
ſchlagen, fondern es lag in biefer fozialen Geſetzgebung 
bor allem aud) ber eine große Gedanke, für bie entgangene 
Möglichkeit, einen felbftändigen Erwerb zu ſchaffen, ein 


(8) Korrelat zu bieten durch die Einbeziehung in dieſe joziale 


— 
(Sehr gut! bei ben Nattonalliberalen.) 
Dadurch, daß wir Zwecke der Allgemeinheit und Mittel 
des Staates flüffig machen für große Teile unferes Volkes, 
bie ihnen zugute kommen im Mlter, dadurch forgen wir 
bafür, daß ber Einzelne gewifiermaßen jene Bodenſtändig— 
feit fich wieber erwerbe, die ihm durch die wirtſchaftliche 
Entwidelung verloren gegangen ift. Meine Herren, mit 
den Privatbeamten flieht es ganz ähnlich wie damals mit 
ben Arbeitern. In ber Zeit ber Bantentonzentration, in 
ber Zeit, wo induftrielle Unternehmungen ſich verbinden 
zu großen induftriellen Trufts, da ift die Möglichkeit für 
ben Privatbeamten, zur Selbftänbigfeit aufzufteigen, bei: 
nahe noch fchwieriger als die Möglichkeit für dem Arbeiter, 
zum Mittelftand, zur Selbftändigfeit im Gewerbebetriebe 
und im Kleinhandel aufzufteigen 

(ehr richtig! bei den Nationalliberalen), 
und wenn bie VBorausjegungen diefelben find, dann dürfen 
wir vielleicht auch erwarten, daß dann Mittel von ftaat: 
liher Seite flüffitg gemadt werden. Dann fönnen wir 
auch im allgemeinen Staatdintereffe dem zuftimmen; benn 
aus biefer wirtſchaftlichen Entwidlung erwachſen uns 
meiner Meinung nad zwei Aufgaben: wir haben ben 
felbftändigen Mittelitand, foweit er noch befteht, foweit er 
ſich nod) halten fan, mit allen Kräften zu fügen und 
zu fördern, und wenn ich über die Art dieſer Forderung 
vieleicht mit manchen der Herren Stollegen von der rechten 
Seite nicht ganz übereinflimme, weil id) glaube, man foll 
die Selbfihilfe neben der Staatähilfe nit völlig ver: 
geifen, fo, meine id, das eine Prinzip muß doch jedenfalls 
feitftehen: bafür zu jorgen, daß nicht weiter jene übrig 
gebliebenen Schichten zwifchen Großkapital und Brole- 
tariat zerrieben werben 

(ſehr richtig! bei den Nationalliberalen), 
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daß fie und erhalten bleiben, weil fie mit den beiten Teil (C) 


unferer Volkskraft ausmachen. 
(Sehr wahr! bei den Nationalliberalen.) 

Man muß auch die ſoziale Pſychologie beobachten, man muß 
auch daran denken, was für eine Bedeutung es für unſer 
ganzes Volksleben hat, ob der einzelne in ſelbſtändiger 
Stellung für ſich wirklt, ob all das, was er, wenn er 
Landwirt ift, auf feinem Grund und Boden erwirbt, ihm 
und feinen Kindeskindern zugute kommt, und ebenfo im 
Gewerbebetrieb, oder ob er nur angeftellt if, ob er das 
nur für fremde Hände tut. Denn id) glaube, die Energie 
und Initiative, die Anſpannung ber letten Nerventräfte 
ift doch im erfteren Falle mit größerer Wahrſcheinlichkeit 
gegeben, und id; glaube, auch die Liebe zum Baterlande, 
die Bodenftändigkeit ift im erfterem falle mehr ge— 
währleiftet. 

Wenn wir num burd die foztale Gefeggebung ver— 
ſucht haben, dem Arbeiter einen Erjag für dieſe verloren 
gegangene Selbftändigfeit zu geben, jo follten wir es dem 
Privatbeamten gegenüber aud) iun, und ich glaube mit 
volllommener Überzeugung ausfpredhen zu können, daß 
auch bie deutſche Induſtrie, die ja dieſe wirtichaftliche 
Entwidlung zum Teil mit hervorgebracht hat, die ja zum 
Zeil die Schöpferin dieſes neuen Mittelftandes ift, ber 
niht mehr nur aus ben Rayondef3 der Warenhäufer 
befteht, wie das vielfah und entgegengehalten worben 
if, — ich glaube, daß auch die deutſche Inbuftrie und 
der beutihe Handel ein Lebendintereffe daran haben, in 
biejer Frage zuzuftimmen. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 

Meine Herren, wenn e3 irgendwelde Bedenken gegen 
unfere rafhe Entwidlung zum Induſtrieſtaat gibt, jo ift 
ed wohl bie eine Frage: was wird mit unferem Export in 
Deutfhland? Wir find heute darauf angewiefen, fir 
viele Milliarden Waren an fremde Völfer zu verkaufen, 
um felbft zu beftehen. 
Menſch, den müflen wir jede Jahr aufs neue erwerben, 
den müffen wir verfuchen, regelmäßig wieber zu erringen, 
und, meine Herren, wir find babet nicht in der glänzen- 
ben Lage wie England. Wir haben heute noch feine 
Kolonten, die und mit wichtigen Robftoffen verfehen, bie 
als Abnehmer unferer Produkte fo in Betradht kämen 
wie die englifhen Kolonien. Wir find auch geographiich 
nicht fo glänzend gelegen, daß wir jagen fönnten, wir 
haben durd dieſe geographiihe Lage die Überzeugung, 
daß es immer jo bleiben muß. Mir verfertigen feine 
Mafjengüter wie die Amerikaner, wir ftellen feine Typen 
und Standardbmufter dar, die in Millionen von Eremplaren 
nachher in die Welt gehen. Wodurch wir und biöher 
unfere Stellung auf dem Weltmarkte erhalten haben, das 
war, glaube ich, im wefentlichen unfere höhere kauf— 
männtfche Bildung, das war bie tiefe techniſche Durch» 
bildung der deutſchen Inbuftrie, 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 
Meine Herren, dieſe tiefe technifche en die 
und in die Lage geſetzt Hat, Fertigwaren in hödhfter 
Qualität zu fabrizieren und auf dem Weltmarkt bafür 
Abnehmer zu finden, war und nur badurd möglich, daß 
wir einen qualitativ fo hochſtehenden Stand von Privats 
beamten hatten; denn, wenn man eine hohe Qualität von 
Waren liefern will, gehört aud eine hohe Qualität von 
Seräften dazu, um dieſe Waren herzuſtellen. Wir können 
heute ald Arbeiter feine Kulis und können ald Privat: 
beamte in unferer Induſtrie feine Leute brauchen, bie 
durch jene Unficherheit ber Exiſtenz in ihrer ganzen 
Initiative naturgemäß zurüdgebrängt werben. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 

Meine Herren, aus biefen Gründen hat meiner 
Meinung nad aud die deutſche Induſtrie ein Lebens: 
intereffe daran, in biefer Frage mit ihren Angeftellten 


Diefen Erport garantiert und fein (1) 
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(Dr. Strefemann,) 


(A) Hand in Hand zu gehen. Ich glaube, fie hat Gelegen- 


heit, zu beweifen, und fie hat das durch ihre Slunbgebung 

— daß ſie verſteht, über die engen Wände des 

Kontors hinauszuſehen, daß ſie verſteht, ideelle Werte auch 

einmal nach ihrer ganzen Bedeutung einzuſchätzen. 
(Bravo! bei den Nationalliberalen.) 

Das wollte ih gegenüber ben Anzweiflungen bes 
Kollegen Sittart hier ausbrüdlih feftftellen, daß ber 
größte Teil der deutſchen Induſtrie ſich diefer Ehrenpflicht 
durchaus bewußt ift. 

(Sehr wahr! bei den Nationalliberalen.) 

Ich weiß fehr wohl, daß es einzelne Herren gibt, bie, 
nicht aus antifozialer Tendenz, fondern aus eimem ges 
wiflen Feſthalten an der alten Manchefterauffaffung jene 
Auffaffung vertreten, die, wenn ich micht irre, aud in 
biefer Debatte zum Ausdruck gekommen ift, daß fie jagen: 
wenn ihr dem einzelnen die Verantwortung nehmt, für 
fih und feine Nachkommen zu forgen, dann mehmt ihr 
aus feinem Leben heraus die letzte Kräfteanfpannung; 
bie fann er nur zu bewähren juchen, wenn er auch inner: 
halb des Lebens den Fährniſſen fih ausgelegt ficht und 
diefe Verantwortung trägt. 

Aber, meine Herren, biefe Verantwortung nehmen 
wir nicht heraus. Die Stellung des einzelnen ift ihm 
nicht garantiert. Ob er morgen feine Stellung noch hat, 
wird von feinen Fähigkeiten, wird von feiner Energie 
mit abhängen. Nur das eine wollen wir ihm fichern, 
daß er in die Zukunft jehen kann mit einer gewiffen Be: 
ruhigung, daß er nicht jenes nieberbrüdende Gefühl hat, 
daß bie Bewertung jeiner Berfünlichkeit und feiner Arbeits- 
fraft mit zunehmenden Alter geringer wird, daß er eines 
Tag, wenn vielleicht der alte Chef zur Ruhe. gegangen 
ift umd die Söhne das Geſchäft allein übernehmen, fich 
auf der Straße fieht und dann fi jagen muß, daß man 
jüngere Kräfte mehr ſchätzt als die jeinige. 

Wir wollen dad, was an dem berechtigten Wett— 
bewerb innerhalb der Privatbeamtenfchaft Liegt, durchaus 
erhalten. Mir wollen aber jenes Korrelat der Sicherheit 
ihnen geben, und wir find überzeugt davon, daß wir 
dadurch nicht ein Nadjlaflen der Initiative und Spann 
kraft, jondern eine Erhöhung und zum mindeſten jenes 
Gleichbleiben erzielen werben, jene qualitative Hochſtellung 
unfere3 Brivatbeamtenftandes, die uns die heutige Stellung 
in ber Weltwirtſchaft überhaupt erft ermöglidt hat, und 
die wir erhalten müſſen, wenn wir nicht den wachſenden 
Gefahren der induftriellen Entwidlung mehr ausgeſetzt 
fein follen. 

(Vebhaftes Bravo bei den Nationalliberalen.) 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Hormann (Bremen). 


Hormann (Bremen), Abgeordneter: Meine Herren, 
man könnte billig fragen, warum dieſe afabemifdhe Er: 
örterung ber ganzen Frage bier vorgenommen worden ift 
angeſichts ber Tatſache, daß bie Denlſchrift über bie 
Materie und vielletcht noch heute zugehen fol, Ich will 
aber hoffen, daß biefe ganzen Grörterungen zur Verwirk— 
lihung der dee der Benfiondverfiderung ber Brivat- 
angeftellten mithelfen werden. Auch in betreif bes 
fraftionellen Wettbewerb3 möchte ih gerade in Anſpruch 
nehmen für die Deutichfreifiunige Vollspartei, daß es 
unſer lieber politifcher Freund Lenzmann geweſen ift, ber 
jederzeit für bie Privatbeamten mit aller Wärme eintrat. 

Die Tatſache, meine Herren, daß dad Deutiche Neich 
auf dem Gebiete der fozialen Gefeßgebung allen anderen 
Kulturnationen voraus tft, fteht fo feft, daß fie hier faum 
nod erwähnt zu werben braucht. Aber, meine geehrten 
Herren, es ift aud zu konftatieren, daß bezüglich unferer 
fozialen Gelehgebung in ben legten Jahren fein befonderer 
Fortſchritt zu berzeich 
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nen geweſen ift, daß viel eher ge— 
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fproden werben kann bon einer gewilfen Stagnation. (C) 


Wie man angefiht3 biefer Tatfahe reden kann von einem 
Automobiltempo in der fozialen Gefeggebung, das ift mir 
tatſächlich ein Rätſel. 
(Sehr richtig! links.) 

Ich wenigſtens habe von einem Automobiltempo niemals 
etwas bemerken können. Das eine muß hier konſtatlert 
werden, daß das ſozialpolitiſche Verſtändnis namentlich 
auch in den rechtsſtehenden bürgerlichen Kreiſen große 
Foriſchritte gemacht hat, und daß wir daran wohl bie 
Hoffnung knupfen dürfen, daß es nun auf dieſem Gebiete 
ein wenig raſcher vorwärts geht, wenn aud ein Auto: 
mobiltempo nicht zu erwarten tft. 

Meine geehrten Herren, ich will von dem fogenannten 
neuen Mittelftand nicht allzu viel mehr reden. Ich will 
nur anführen, daß infolge des foloffalen Wachsſtums ber 
Betriebe die Zahl der in Handel und Gewerbe uf. Ans 
geftellten eine außerordentlich) große geworben if. Bon 
1892 bi8 1895 war bie Zahl der in biefen Betrieben 
Beichäftigten von anderthalb Millionen auf 2338 000 ge- 
fttegen, und, meine geehrten Herren, in diefem Maße find 
aud die für die Verfiherung in Frage kommenden Privat: 
angeftellten ber Zahl nad gewachſen. Die Zahl ber 

batangeftellten ift von 1892 bis 1895 um mehr als 
100 Prozent gewachſen, nämlich von 306 000 auf 621 000, 
und wenn man nun berüdjichtigt, daß unfere wirtidhaft- 
lihe Entwidlung ſeitdem einen weiteren koloſſalen Auf: 
ſchwung zu verzeichnen hat, jo darf man heute vielleicht 
mit 1%/, Millionen Brivatangeitellter rechnen, die fir bie 
neuzugründende Penfiondverfiherung in Frage kommen. 

(Sehr richtig! ini.) 

Meine geehrten Herren, ich brauche die wirtfchaftliche 
Bedeutung diefer großen Gruppe innerhalb unferes Volks⸗ 
körpers nicht erft hervorzuheben, da3 tft bes langen und 
breiten bon den geehrten Herren Vorrednern geichehen. 


Ih will nur noch einmal darauf hinweifen, welche Gefahr (D) 


die Eriftenzunficherheit aller dieſer Privatangeftellten mit 
fi bringt, nicht nur für den einzelnen Stand, ſondern 
für den ganzen Vollskörper. Es ift ganz ohne Frage, 
daß bie ftändige Sorge für die Zukunft jehr unangenehme 
Folgen für die Privatangeftellten mit ſich bringt, auch für 
ben Charakter dieſer Zeute. Es ift ganz far, daß dieſe fort- 
währende Sorge für die Zukunft, dieſes fortwährende 
Rückſichtnehmenmüſſen, um nur ja die Stelle nicht zu ver: 
lieren, weil es nicht jo leicht für fie ift, eine neue Stellung 
wieberzubefommen, ein gewiſſes Streber-, Duder- und 
Mudertum großzieht in dieſer Gruppe ber Bevölkerung, 
und daß das rückwirkt auf bie ganze Bevölkerung, iſt feine 


Trage. 
(Sehr richtig! links.) 

Nun fteht andererjeitö aber auch feit, daß in weiten 
Unternehmerkreifen der Gedanke jhon Boden gefunden 
hat, daß es fich weit beffer arbeitet mit ſolchen Angeftellten, 
die fiheren Boden ımter den Füßen Haben und nicht 
täglih mit Sorgen im bie Zukunft zu bliden brauden, 
ald mit ſolchen, die immer ihrer unficheren Lage ſich 
bewußt find, und ber einfiht3volle Arbeitgeber weiß ganz 
genau, welchen Vorteil es für ihn mit fi bringt, Inter: 
ebene zu haben, auf welde er ſich infolge der Eriftenz- 
Aerheit, beren fie ſich erfreuen, verlafien kann. 

(Sehr richtig! linls.) 

Und was ift ed benn, was heute für bie Privat: 
angeftellten verlangt wird? Ale die Grundfäße, die heut 
bier geprebigt worden find im Intereſſe ber Privat: 
angeftellten, find längft zum Durchbruch gelommen, foweit 
es fih um unſere Staat3beamten handelt, und weiter 
verlangen wir für unfere Privatbeamten nichts, als nur 
einen Teil beffen, was ber Staat heute ſchon feinen An- 
geitellten gewährt. Die PBenfion, dad Ruhegehalt, bie 
Verforgung in Srankheitäfällen, die Verſorgung der Hinter- 

68 


auss 


Reichstag. — 18. Sitzung. Donnerstag ben 14. März 1907. 








(Hormann (Bremen) 


(A) bliebenen, das alles haben unfere Beamten, und einiger- 


maßen wollen wir das aud für unfere Privatangeftellten 
gewinnen. Sogar die Kommunen find borangegangen 
und haben ihren Arbeitern und Angeftellten eine Alters: 
berforgung gewährt, zum Teil fogar eine Reliktenverforgung, 
und bie große Mafle ber Privatangeftellten hat von alle 
bem gar nichtd. Ich meine, da ift es Zeit, daß endlich 
einmal eingegriffen wird. 
(Sehr richtig! links.) 

Nun kann man ja biefe Leute weifen auf bie Selbft- 
hilfe. Der Herr Vorrebner hat aber ſchon gefagt, daß 
diefer manchefterlihe Standpunkt enbli einmal über: 
wunben werben müſſe. Es hat ſich herausgeftellt, daß 
die Selbfthilfe nicht genügt, um dem großen Stande ber 
Vrivatangeftellten eine ſichere Zukunft zu gemwährleiiten. 
Man kann gar nicht beitreiten, daß die Privatangeftellten 
es nicht an Verſuchen haben fehlen Iaffen, fich jelbft zu 
helfen. Uund biefe Verſuche find keineswegs ſchwach aus: 
gefallen; aber fie waren unzureihend Es kann mir 
etwad Zureichendes für bie Privatbeamten geihaffen 
werden, wenn ed auf ftaatlicher Grundlage gejchieht. 

(Sehr —* links.) 

Es iſt verfehlt, heute noch die Privatangeſtellten darauf 
hinzuweiſen, ſich lediglich durch Sparen eine ſichere Zukunft 
zu ſchaffen. Das iſt ſchon deswegen nicht immer möglich, 
weil die Löhne meift nicht dementfprehend find. Ich 
bezweifle, daß der Durchſchnitt der Löhne 2100 Mark 
für die Privatangeftellten beträgt, und ich beftreite, daß 
bie Privatangeftellten in den befferen Betrieben 3000 bis 
4000 Mark im Durdfchnitt erwerben können. Dem ift 
nicht fo. Wer im der Praxis fteht, meine Herren, hat 
ganz andere Erfahrungen gemadt. Es tft auch nicht zu 
verfennen, daß die Willenskraft des Ginzelnen in ben 
meiften Fällen nicht ausreicht, um für die Zukunft durd 
Sparen zu forgen, und ambererjeit3 fommt hinzu, daß 


(B) diejenigen, die ber Unterftügung am meiften bebürfen, bie 


jenigen, die durch zahlreihe Familie oder durd Krank: 
heitöfälle und Todesfälle in eine ſchwierige Lage kommen, 
erabe am allerwenigften in ber Lage find, durch Sparen 
hre Zukunft ſicherzuſtellen. Auf Qebensverfiherung und 
auf Rentenverfiherung die Brivatangeftellten zu verweiſen, 
ift noch viel mehr verfehlt. Denn einmal herrſcht nicht 
nur fein biesbezüglicher Zwang für die Privatangeftellten, 
und zum andern find die Prämien in den meiften Fällen 
zu Hoch, daß der Privatangeftellte fie aus ben eben an- 
Sen Gründen einfach nicht dauernd erſchwingen kann. 
Ja freilich, wenn bie Prämienzahlungen bei der ftaatlihen 
Verfiherung die Höhe von 19 Prozent des Jahres— 
einfommend erreihen follen, dann, muß ich jagen, könnte 
fi der Privatangeftellte au am eine Lebensverficherung 
wenden. ch will aber hoffen, daß eine grümbliche 
Prüfung der Materie ergeben wird, daß ber Prozentſatz 
jehr viel niedriger fein kann, dab er wie in Oſterreich 
7 Prozent nicht überfteigen wird. 
(Sehr gut! Links.) 

Die Privatinftitutionen, auf die ja die Privatange- 
ftellten bielfach auch verwiefen werden, leiden an den— 
ſelben Mängeln, die ich foeben hervorgehoben habe; und 
wenn ich ba auf einzelne Hauskaſſen, wie ich fie nennen 
möchte, auf die Inſtitutionen einzelner Unternehmer hin: 
weiſen fol — ih will nidyt verfennen, daß fie meift 
einem tiefen fozialpolitifchen Verſtändnis entipringen —, 
fo find es doch mehr oder weniger Wohltätigkeitsanftalten, 
bie von den Arbeitern auch als ſolche empfunden werben. 
Dann haben fie auch noch den unangenehmen Beigefhmad, 
daß ber Arbeitnehmer infolge dieſer Snftitutionen an den 
Betrieb —— iſt, und in dieſer Beziehung empfindet 
ber Arbeitnehmer dieſe Einrichtungen vielfach nicht als 
eine Wohltat ſondern als einen Zwang. 

(Sehr richtig! links.) 


Wenn mın Bedenken erhoben werben gegen eine ftaat= (©) 


lihe Benfionsverfiherung von der Prinzipalität, weil den 
Betrieben neue Opfer auferlegt werden jollen — nun bie 
Unternehmer haben in dieſer Beziehung ſchon mande 
Dpfer auf ſich nehmen müffen, und Handel und Induſtrie 
werden auch biefe neuen Opfer leicht tragen können —, 
fo ift zu bemerken, daß doch eim großer Gewinn dadurch 
erzielt wird, daß biefe Privatangeftellten, die für ihre 
Zukunft geſichert find, auch eine ganz andere Kraft bar: 
ſtellen werben für bie Betriebe, als das biäher ber Fall fein 
fonnte. Wenn mar andererjeitö ſich ereifert darüber, daß 
ber ftaatlihe Zwang wieder einmal ausgedehnt werden 
fol, fo möchte ih darauf aufmerffam machen, daß es 
mit biefem ftaatlihen Zwang body nicht viel auf ſich hat. 
In bezug auf den Staats: und Kommunalſozialismus 
find wir num doch ſchon ein gut Stüd vorwärts gelommen, 
und wir können auch biefen weiteren Schritt Pub tım. 
Ich muß fagen, diejer Zwang erfcheint in viel milderem 
Lichte, wenn man bedenkt, daß unjer Volt nicht nur an 
ber Geſetzgebung, fonbern aud an ber Regierung und 
Verwaltung in hohem Maße beteiligt if. Diefer Zwang 
ift nun einmal erforderlih im Intereſſe unferer Privat— 
angeftellten, und e3 iſt —— daß dasjenige, was 
auf der einen Seite an Freiheit und an Unabhängigkeit 
eingebüßt wirb von den Brivatangeftellten, auf der anderen 
Seite an Bewegungsfreiheit wiedergewonnen wird und an 
ber Möglichkeit, ſich geiftig weiterzubilden. 
(Sehr ridtig! links.) 

Nun haben wir ja zu dem Herrn Staatöfekretär 
Grafen v. Bofabowäly das Vertrauen, daß er ein Förberer 
biefer dee fein wird, wenn wir aud) zu ber Regierung 
im ganzen und zu gewiffen Gruppen bier im diefem Haufe 
dieſes abfolute Vertrauen nicht haben lönnen. 

(Sehr gut! links.) 
Die Hauptiadhe wird fein, daB gerade aud die rechts 


fteheuden Parteien bier im Haufe fi ber Sade mit (D) 


vollem Eifer annehmen und nicht zu jehr bie befonnene 
Sozialpolitik beionen. Gerade auf den Ausbrud „befonnen“ 
möchte ih Gewicht legen; bemm man könnte im biefer 
Beziehung gar zu viel Befonnenheit au den Tag legen, 
und da muß ich bemerken: „wer allzuotel bebenft, wirb 
wenig leiften. Der mationale Gedanke, der fi bei 
unferen Wahlen in vollem Maße zugkräftig erwiejen hat, 
dürfte Schaden leiden, wenn bie Grwartungen, bie in 
foztalpolittfher Beziehung an dieſes hohe Haus geknüpft 
worden find, getäufcht werben. 
(Sehr richtig! Tint3.) 

Wir haben und wohl zu bergegenmärtigen: verſagt ber 
Reichstag, wie er jeßt zufammengefegt ift, in fozialpolitifher 
Beziehung, dann blüht der Weizen der Sozialdemokratie; 
darüber können Ste gewiß fein. Wollen wir nationale 
Politik treiben, dann müſſen wir energiſch ſozialpolitiſch 


tätig ſein. 
(Sehr ridtig! links.) 
Ich meinerſeits bin der Anfiht: der Worte find gemug 
gewechſelt, laßt und Taten chen! 
(Bravo! Iint3.) 


Bizepräfibent Dr. Paaſche: Das Wort hat ber Herr 
Abgeordnete Sittart. 


Sittart, Abgeordneter: Ich möchte einige kurze Aus— 
führungen zu den Darlegungen zweier Kollegen maden. 
Der Herr Kollege Pauli (Potsdam) hat in der Einleitung 
feiner Rede erklärt, dab ich zu Unrecht für mich bezw. 
meine Barteifreunde das Verdienſt in Anſpruch genommen 
hätte, als Erſter die Frage biefer Verfiherung bier 
angeregt zu haben. Ich fonitatiere zunächſt, daß ih nur 
deshalb diefe Frage überhaupt behandelt habe, weil mein 
Vorredner, der Herr nterpellant, irrtümlich das Jahr 
1903 genannt hat als das Datum, au welchem zuerft 
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(Ai) 


(A) dieſe Frage angefchnitten worden tft. Ich habe fonftatiert, 


daß biefe Angabe mit den Akten im Widerſpruch fteht. 
Wenn nun der Herr Kollege Pauli (Potsdam) darauf 
bingewiejen bat, daß bereitö zwei Jahre früher ald meine 
Partei der verehrte Herr Kollege Freiherr v. Richthofen 
dieſe Frage in dem Haufe angeichnitten habe, muß ich 
doch, um aud hier die Tatſache reden zu laffen, auf die 
betreffende Verhandlung in diefem Haufe verweifen und 
auf biefelbe kurz eingehen. Es war am 11. Mat 
1900, und es handelte fi um die zweite Beratung des 
Entwurfs eines Gejeged betreffend die Abänderung 
bes linfallverficherungägeießed. Bei der Debatte über 
; 20 betreffend weitere Einrichtungen der Berufögenoflen- 
haften erflärte Herr v. Nichthofen, er ſei ein Freund 
der Berufögenoffenfhaften und ſei ſehr gerne bereit, den 
Berufsgenoffenihaften aud andere Aufgaben zuzuweiſen 
al3 die Unfallverſicherung. Er beantragte dann — id) 
zitiere wörtlih —, daß aud; fir ben Fall, daß eine Be- 
rufögenofienfhaft freiwillig von ber Falultät Gebrauch 
maden jollte, Rentenzufhußtaflen und Penſionskaſſen zu 
errichten, fie diefe Kaſſen aud für Betriebsbeamte nutzbar 
maden fönne Weiter verweift er dann auf Oſterreich: 
In SÖfterreih Hat man den ſchwierigen Verſuch 
gemacht, auch obligatoriihe Penſionskaſſen für 
Privatbeamte zu ſchaffen. Es muß erft abge: 
wartet werben, ob ein folder Verſuch glüden wird. 
Dann jagt er weiter: 
Ich Habe einftweilen nicht ben Mut, eine An: 
regung dazu zu geben 
(Hört! hört! in ber Mitte), 
deſto mehr wiirde es mid freuen, wenn bie Be: 
rufsgenoſſenſchaften von der erteilen Fakultät zu 
derartigen Kaſſen für Privatbeamte Gebraud 
machen wollten. 
Das war 1900. Zwei Jahre fpäter hat dann freilich 


(B) der verehrte Herr Kollege v. Richthofen den Antrag ge: 


fiellt, die Regierung zu erfuchen, ſchon bis zum Beginn der 
nächſten Reichſstagsſeſſion einen Entwurf zur Borlege 
gelangen zu laſſen. Das war ein mächtiger Sprung, er 
ging aber etwas weit; dad geht daraus hervor, daß in 
diefem Jahre, ll vier Jahre fpäter, der Herr Kollege 
reiherr v. Richthofen fih veranlaßt geliehen hat, den: 
elben Antrag wörtlich zu wiederholen. Wir wollen 
hoffen, daß Herr v. Nichthofen und wir alle jegt nad 
weiteren bier Sahren niht noch einmal wieder den— 
felben Antrag ausſprechen müflen; hoffentlich tft bis dahin 
unfer Wunfd erfüllt. 

Dann hat der Herr Kollege Dr. Strefemann ſich ähnlich 
über meine einleitenden Worte ausgeiproden, er hat den 
fraftionellen Wettbewerb bedauert. Ich verweife auch den 
verehrten Herm Stollegen Dr. Strefemann auf bie Tat: 
ſache, auf Grund deren ich überhaupt mid veranlaßt ge: 
ſehen habe, zu der Sade zu ſprechen: nur auf Grund 
der Tatfadıe, daß ber sn Stollege Freiherr dv. Heyl — 
natürlich nicht gegen beſſeres Wiſſen —, fußend auf ben 
ihm vorgelegten unvolftändigen Aften, dad Jahr 1903 
al3 den Ausgangspunkt bezeichnete. 

Wenn bann aber der Herr Kollege Dr. Strefemann 
meinte, id; hätte gejagt, der Antrag ber nationalliberalen 
Partei ſei nicht aus fachlihen Gründen geftellt worden, 
jo muß ih dem wiberfpredhen. Davon habe id) nichts 
gefagt. Ich habe meiner Freude darüber Ausdruck gegeben, 
daß ber Antrag von der nationalliberalen Partei komme, 
und habe gewiünfcht, daß braußen im Lande gewiſſe Streife 
aus diefer Anregung bon nationalliberaler Seite bie nötigen 
Lehren ziehen möchten. Und weöhalb, meine verehrten 
Herren, habe id) meine heſondere Freude über den Urſprung 
der Sinterpellatton ausgefprochen und die Hoffnung bekundet, 
daß man draußen im Lande etwas lernen werde? Lafien 
Sie mich aus der Zeit, wo biefe Anträge geftellt worden 


find, eine Stimme aus nationalliberalem Lager, wenigſtens (C) 


aus einem Lager, weldes Ihrer Richtung nahe fteht, 
zitieren! Im Herbft 1902 — es war ungefähr zu ber- 
felben Zeit, im der die Wahlbewegung ſich auch abfptelte 
— im Oftober 1902 ſchrieb eine Ihrer Richtung gr 
ftehende Zeitung folgende Worte, die ih doch in e 
Erinnerung zurückrufen möchte: 

Der größte Fehler, den die Partei 
— d. h. die nationalliberale Partei — 

gemacht hat, iſt der, daß ſie ſich in den Dienſt 

übermäßig ſozialreformeriſcher Ideen geſtellt hat. 

(Hört! hört!) 


Die Partei hat aus dem Auge verloren, daß fie 
bie geborene Vertreterin des national denkenden 
und empfindenben, gebildeten, befigenben und 
erwerbenden Mittelftandes ift 
(Laden in der Mitte), 
und fih dafür allzu einfeitig ber frage der 
Arbeiterintereffen zugewandt; fie ift ftellenmweije 
fogar als Schugtruppe für fozialiftifche An— 
Ihauungen und Forderungen aufgetreten 
ört! hört!), 
anftatt fi bierin flug zurüdzuhalten und fi auf 
dad Notwendigfte zu befchränfen. 
Cebhafte Zurufe von den Nationalliberalen.) 

— Herr Kollege Hieber, das geht und nichts anf! Ich 

bin eben von Ihrem Redner gereizt worben, und da ſchleße 

ich zurück. 

(Erneute Zurufe von den Nationalliberalen. Glode.) 


Vizepräſident Dr. Paaſche: Ich bitte, den Herrn 
Redner nicht zu unterbrechen! 


Sittart, Abgeordneter: 
Ihre Führer, namentlich Herr Bafjermann, haben 
ſich als Sozialreformatoren in einer Weife bor- 
gedrängt, daß es den Induſtriellen und Arbeit: 
— kaum noch zu verdenken iſt, wenn ſie ihr 
heres Vertrauen zu der nationalliberalen 
‚Bartei nicht mehr in vollem Maße befigen. 
(Hört! hört! in der Mitte. — Lebhafte Zurufe 
von ben Nationalliberalen). 
— In den „Hamburger Nachrichten“ Rn das! 
(Große andauernde Heiterkeit bei ben 
Nationalliberalen.) 
— Meine Herren, diefe Heiterkeit ift hier nicht angebradit. 
(Erneute Heiterkeit bei ben Nationalliberalen.) 
— Nein! Ich babe gefagt: ein Blatt, welches Ihrer 
ti ei nabefteht. Das wird doch wohl nicht beftritten 
erben. 
(Zurufe von den Nationalliberalen.) 
— Wenn Sie da3 hier jo Iebhaft beftreiten, gut, dann 
werben wir vielleicht in Zukunft in dem Blatte aud) nicht 
mebr jo ausführlid — viel ausführlicher ald die Reben 
anderer Herren — die Reben der Nattonalliberalen finden. 
(Große Heiterkeit und Zurufe von den 
——— Nationalliberalen.) 

Weiter ift gejagt worden, ich hätte gewiffermaßen bie 
Induſtriellen draußen gegen bie Partei ausgefpielt, und 
id hätte treffen wollen Ihren verehrten Führer Bafler- 
mann. Nein, dies habe ich nicht gewollt. Es gibt tat- 
fählih draußen Liberale Streife, die nicht immer das 
unterflügen, wad Herr Ballermann in foztalpofitifcher 
Beziehung erftrebt; und weil das der Fall ift, weil Sie 
auf dem Gebiete verſchiedene Wege gingen, deshalb habe 
ih es begrüßt, daß bon Ihrer Seite die Interpellation 
auögeht, und habe daran die Hoffnung geknüpft, dab bie 
Diſſidenten in Ihrem Lager draußen etwas lernen mögen. 

Der Herr Kollege Dr. Streſemann hat übrigens 
felbft davon geſprochen, dab aud) heute das Feſthalten 
an der alten Mandeftertheorie noch vorkomme. a 
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(Zittart,) 
ba3 fommt noch vor; und daß es vor allem auch 


(4) gewiß, 
Ihren reifen vorkommt, werben Sie doch nicht be— 


(B 


ftreiten fönnen. 

Dem Herrn Kollegen Dr. Streſemann muß id dann 
aber noch anheimgeben, ben Wortlaut meiner Rebe in 
einem Punkt zu Eontrollieren. Ich habe nicht gegen bie 
indufirielle Organifation, von der er ſprach, feindlich 
polemifiert, wie er annahm. Ic habe wörtlich folgendes 
geſagt — nad) dem unkorrigierten Stenogramm —: 
Ich begrüße die Perfünlichkeit des Begründers, 
des Herrn Freiheren v. Heyl — 
weil ich hoffe, daß weite Kreiſe von Arbeit: 
gebern, daß der Bund ber Induſtriellen, daß 
die Handelöfammern, die fi nicht immer als jo 
ganz privatbeamtenfreundlich gezeigt haben, aus 
dem Vorgehen des Herrn v. Heyl und ber 
—— eralen Fraktion für die Zukunft lernen 
werben. 

Meine Herren, einen Vorwurf im einzelnen babe id) 
nicht erhoben, jondern meiner freude über Ihre Inter: 
pellation Ausdrud gegeben, fowie gewünſcht und gehofft, 
daß draußen im Lande die Kreiſe, die politifch zu Ihnen 
gehören, die aber bad Vorgehen der Herren Baſſermann 
und Dr. Sieber, die in unferem Sinne Sozialpolitif be— 
trieben 

(Widerſpruch bei den Nationalliberalen) 

— mit Ihnen, Herr Stollege Sieber, würde ih nad 
Ihrer legten Rebe Hand in Hand gehen —, nicht immer 
billigen, daß biefe Herren aus dem Vorgehen ber Fraktion 
etwas lernen mögen. 

Das ift alles, was ich geiagt habe. Es lag ſomit 
für Herrn Dr. Strefemann fein Anlaß vor, jo ſcharf 
gegen mid vorzugehen, wie es geichehen ift. 

(Bravo! in ber Mitte.) 


Bizepräftbent Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Potthoff. 


Dr. Potthoff, Abgeorbneter: Meine Herren, nur 
zwei gg um Mißverftändniflen vorzubeugen. 
Der Herr Abgeordnete Bruhn hat mich angegriffen 
und mir vorgeworfen, daß ih hier ben Mittelftands- 
vereinigungen etwas Unſchönes unterfhoben hätte, ich 
hätte don nachgeſagt, daß fie aus unſchönem Egoismus, 
um bie Privatangeftellten aus dem Handwerker- und 
Kaufmanndftande ———— bie Beſtrebungen auf Ber: 
fiherung der Privatangeftellten unterftügen. Das habe 
ich nicht gejagt, und io lege Wert darauf, feitzuftellen, 
daß ich einen derartigen Vorwurf nicht erhoben habe. Ich 
habe nad) dem untorrigterten Stenogramm folgenden ent: 
fheibenden Sat gefproden: We 
Wenn aljo Mittelftanbsvereinigungen ſich für die 
Penfionsverfiherung der Privatangeftellten aus⸗ 
geſprochen haben, jo haben fie das durchaus nicht 
nur aus allgemeiner Menſchenfreundlichkeit, fondern 
auh im wohlverftandenen eigenen Intereſſe 


etan. 
Darin * abſolut fein Vorwurf, ſondern eine Ans 
erfennung des Weitblicks und richtigen Verſtändniſſes ihrer 
Intereſſen. 

Dann hat der Herr Abgeordnete Heine 9 auf mich 
als Kronzeugen dafür berufen, daß bie von dem Herrn 
Staatöfefretär vorgelegte Denkſchrift lüdenhaft und un- 
vollftändig fet, und es lag darin ber Gedanke, daß biefe 
Dentichrift feine gemügende Grundlage für geſetzgeberiſche 
Vorarbeiten abgeben könne. Ich möchte auf keinen Fall 
die Meinung auflommen laſſen, als ob ge in irgend» 
einer Weiſe mich derartig geäußert hätte. Ich bin über: 
zeugt, dieſe Denkſchrift — vollſtändig, um geſetz⸗ 
geberiſche Aufgaben vorzubereiten. Wir hätten vielleicht 
auf dieſe Dentſchrift nicht einmal zu warten brauden; 


— alſo 


denn was fie zeigt, wiſſen wir im weſentlichen bereits. (0) 


Wir wiſſen, daß die Verſicherung notwendig iſt, wir 
wiſſen, in welchen Gehaltsllaſſen bie Angeſtellten ſich 
befinden, in welchem Maße ſie verheiratet ſind, Familie 
haben, und was ſie leiſten können. Und wenn ber Herr 
Staatsſekretär heute ſtatt der Denkſchrift und Grundſätze 
der Verſicherung in Ausſicht geſtellt hätte, fo würde meine 
Genugtuung und Anerkennung nod viel größer fein als 
bie, die ich vorhin ausgeſprochen habe. 


Pizepräfident Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Freiherr Heyl zu Herrnsheim. 


Freiherr Hey! zu Herrusheim, Abgeordneter: Meine 
Herren, ich bedaure außerordentlid, daß in jo ausgiebiger 
MWeife über der Parteien Priorität in der Soztalpolitit 
gefprodhen worden tft. 

(Sehr richtig! Links.) 

Die verehrten Herren im Zentrum werben mir perſönlich 
zugeben, dab ich in ben legten 10 Jahren bei verjchtedenen 
Anträgen bed Zentrums ebenſo beteiligt war wie das 
Zentrum bei Anträgen bon mir. 

(Sehr richtigh 
Eine ganze Neihe von Anträgen flhren ben Namen Hibe: 
Heyl und umgelehrt. Wir nei immer das größte Ge: 
wicht darauf gelegt, mit Ihnen gemeinfam Soztalpolitit 
zu treiben, weil, wenn ih von meiner Berfon ſprechen 
darf, id der Meinung war, dab in Ihren reifen in ber 
Tat ein gewiſſes DVerftändnis, jagen wir mal, ein großes 
Berftändnis für diefe Aufgabe vorhanden ift. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 

Damit iſt aber nicht ausgeſchloſſen, daß aud) in unferen 
Kreifen Verſtändnis und guter Wille in hohem Maße 
vorhanden if, umb ich bedauere, daß ber Herr Abge— 
orbnete Sittart die „Hamburger Nachrichten" angeführt 
hat zum Beweile dafür, daß eine große Anzahl von 


Geftunungsgenoffen der nationalliberalen Partei unfere (D) 


Soztalpolitit geradezu nicht billige. Gr bürfte wiſſen, 
daß die „Hamburger Nachrichten“ mit der nationalliberalen 
Partei in gar feinem Zufammenhange ftehen, und daß 
gar feine Veranlaffung gegeben ift, den Inhalt als Hritit 
aus unferem Lager anzufehen. 
(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 

Ich hoffe, daß, nachdem ich diefe Erklärung — namens 
meiner Freunde — abgegeben habe, er feine Anficht über 
diefe Kritik nah der Richtung etwas revibieren wird. 
Meine Fraktion ift allerdings der Anficht, dab bie 
Führung in der Sozialpolitik zunächſt ber Induſtrie felbft 
— Die Induſtrie ſoll in erſter Linie auf dieſem 

ebiet vorgehen und ein gutes Beiſpiel geben. Deshalb 
ift aud meine Fraftion geneigt, Anregungen gerade durch 
Induſtrielle und durch — Perſonen und Abgeordnete 
vertreten zu laſſen, die nach dieſer Richtung im Privat: 
leben tätig find. 

Wenn ber Herr Abgeordnete Heine nun geglaubt 
bat durch perfönlie Anzapfungen gerade meine Initiative 
in Verbindung mit meiner imbuftriellen Tätigkeit, ich 
will nicht jagen, herabwiürbigen zu follen, aber ne 
minbeftend abzuſchwächen, fo muß ich das außerorbentli 
bedauern. Er hat erklärt, in meinem Betriebe wäre die 
——— Konkurrenzklauſel mehr als üblich im Ge— 
brauch. eine Herren, Verträge mit Arbeitern werden 
in meinem Betriebe überhaupt nicht gemacht; die haben 
juriftif gar feinen Wert, fie find gar nicht durchführbar. 
Berträge mit Konkurrenzflaufeln werben in meinem Be- 
triebe nur mit Vertrauensperſonen abgeihloffen, die in 
Geheimnifje eingeweiht werden. Diefe Geheimniffe find 
natürlich nicht nur im Interefje der Induftriellen, fondern 
auch im Intereſſe der Arbeiter, auch ber Privatangeftellten, 
mit Rüdfidt auf die ausländiſche Konkurrenz zu ſchützen. 
Wenn in meinem Betrieb Verträge abgefchloffen werden, 


Reihätag. — 18. Sitzung. Donnerstag den 14. März 1907. 


1 





(Freiherr Heyl zu Serrusheim.) 


(A) bei welden eine für alle Fälle fihernde Konkurrenz: 


Haufel in Betracht fommt, fo wirb in neuerer Zeit ein 
ſogenanntes Benfiondgehalt eingefegt, um die Konkurrenz— 
Haufel juriſtiſch durchführbar zu machen, dann aber aud), 
= ben Betreffenden eine gewiſſe Entſchädigung zu 
geben. 

Meine Herren, wenn Sie die Konfurrenzklaufel voll- 
ftändig aufheben, fo befeitigen Ste damit aud) das 
Sprungbrett, von dem ber Herr —— Heine ge⸗ 
ſprochen hat. Wenn der Induſtrielle Geheimniſſe zu 
hüten hat und einen Angeſtellten damit betraut, in Ver— 
bindung mit dieſem Geheimnis tätig zu fein, fo iſt er im 
ber Lage, biefem jungen Manne das Sprungbrett befonberer 
Behaltsverhältnifie zu bieten. Wird die Konkurrenzklauſel, 
wie e3 jest das Beitreben ift, im Intereſſe der Angeftellten 
ftart abgeihwädht, fo ſchützt ſich der Induſtrielle auf andere 
MWeife, indem er bie betreffende Arbeit in Teile zerlegt; 
das Geheimnis ober die Einrichtung werden in viele Teile 
zerlegt, ſodaß fchließlih die ganze Tätigkeit mur einen 
fubalternen Charakter hat. In einer win von chemiſchen 
Fabriken wird in ber Weife ſchon gearbeitet. Alfo, meine 
Herren, es ift bier eim zweiſchneidiges Schwert. 

Ich bin aud der Anficht, daß die Angeftellten durch— 
aus zu fhügen find, will aber auch die Induſtrie berüd- 
fihtigt jehen und verlange von einem Manne, der mit 
anftändigem Gehalt in ein Fabrilgeheimnis eingeführt 
wird, daß er nicht nachher mit dieſem Fabritgeheimnis 
baufieren geht. 

Mas fpeziell den Fall angeht, den ber Herr Abge— 
orbnete Heine vorher angeführt — ſo habe ich focben 
ihon an meinen Betrieb telegraphiert, um eine Nachricht 
zu befommen, weil id biefen Spezialfall burdaus ans 
zweifeln muß. Ich behalte mir vor, nachdem ich tele 

raphifche Rückantwort rer babe, darüber noch nähere 
ufllärung zu geben, beitreite aber, daß bie Konkurrenz— 
(B) —— meinem Hauſe in beſonders ſtarkem Maße 


üblich iſt 
(Bravo! bei den Nationalliberalen.) 


DVizepräfibent Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Stellvertreter bes Reichskanzlers, Staatöfefretärdes Innern, 
Staatöminifter Dr. Graf dv. Poſadowsty-Wehner. 


Dr. Graf v. Poſadowsky⸗Wehner, Staatöminiiter, 
Staatöfetretär des Innern, Stellvertreter des Reichs— 
fanzlerd: Meine Herren, ih möchte mir nur eine furze 
Bemerkung erlauben in bezug auf die Ihnen heute zus 
gehende Denkichrift. Diefe Denkichrift hat für die Frage 
der Berfiherung der Privatangeftellten außerordentlich 
ſchätzbares und fir ben Aufbau einer Gefehgebung unbe: 
dingt notwendiges Material geliefert. Wir haben erft 
aus der Denkſchrift erfehen, wie die Familienverhältniſſe 
ber Privatbeamten, wie ihre Gehaltöverhältniffe find, wie 
es mit ihrer Stellenlofigfeit fteht, und überhaupt, wie groß 
das Berfiherungsbebürfnid ift, wieviele bon ihnen 
der Imvalidenverfiherung unterliegen, wieviele privatim 
verfihert find, und wiebiele nicht verfichert find. Ohne 
dad Material der Denlkſchrift wäre es gang unmöglich 
gewefen, verfiherungdtednifh ein Geſetz aufzubauen; denn 
wenn man verſicherungstechniſch ein Gejeg aufbaut, muß 
es aud auf gewiſſen wirtfchaftlihen Grundlagen zuben. 

Sehr richtig!) 
Man muß dor allen Dingen wiflen: welche Mittel find 
erforberlih, um ein beftimmtes Ziel zu erreichen, und 
wie ftehen die Mittel im Verhältnis zur Leiftungs- 
fähigfelt der Beteiligten? Für ben verſicherungs— 
techniſchen Aufban diefes Geſetzes war bad Material nicht 
zu entbehren. 

Ich bemerfe aber, daß dieſe Fragebogen nicht vom 
Reihsamt des Innern aufgeftellt find, ſondern bie Frage: 


bogen find von ber Organifation der Privatangeftellten (0) 


aufgeftellt 
(ehr richtig!), 
und das Reichsverfiherungsamt hat nur die Verpflichtung 
übernommen, bie ftatiftifhen Nachweiſungen im —— 
ſtatiſtiſchen Amt verarbeiten zu laſſen und ein eine 
Dentichrift zu fchreiben über die ſtatiſtiſchen Erhebungen, 
die im Statiftiihen Amt zufammengeftellt find. Wir 
haben aljo nit dad Material felbft geichaffen, wir 
haben es nur gefichtet und überliefern ed bem Haufe 
zunächſt, um bie gejamte Frage vom wirtfchaftlihen und 
—— verſicherungstechniſchen Standpunkt beurteilen gu 
nmen. 

Ich ſchließe damit: ohne dieſes Material wäre der 
Grlaß eine Geſetzes meines Erachtens verſicherungs— 
techniſch nicht ausführbar geweſen. 

(Brabo!) 


Dizepräfident Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Strefemann. 


Dr. Strefemann, Abgeorbneter: Meine Herren, id 
habe von ber zweiten Rede bed Herrn Kollegen Sittart 
nur bie legten Sätze gehört, da ich einen Augenblid aus 
bem Saale abwejend war. Ich kann mich mur mit —* 
Sätzen beſchäftigen. Der Herr Abgeordnete Sittart verlas 
fein unkorrigierkes Stenogramm, und er las daraus vor, 
wenn ich ihn recht verftanden habe, er begrüßte die Initiative 
und Begründung durch den Herrn Freiherrn v. Heyl und 
hoffte, daß — ich nehme nur den Teil heraus, ber mid 
bejonders intereffiert — der Bund ber Induftriellen daraus 
feine Lehre ziehen möge. Nun, meine Herren, muß doch 
jeber, der daS lieft, unb wenn das durch die Preßberichte 
in die Welt geht, der Meinung fein, dab ber Bunb der 
Smbuftriellen in biefer Frage einen anderen Standpunkt 
einnimmt als der Herr Kollege Freiherr v. Heyl 

(ſehr richtig! bei den Nationalliberalen), 
und e3 müßte dann doch jeder wieder zu der Anfhauung 
fommen, bie jo vielfach verbreitet ift, ald müßte der In— 
buftrie jeder ſozialpolitiſche Fortichritt gewiffermaßen ab⸗ 
gerungen werben, als jcheitere der an dem Wiberftanbe 
hrer Organifationen. Demgegenüber bielt id mid für 
verpflichtet, darauf hinzuweiſen, daß ich felbft von bem 
Bund der Induſtriellen aufgefordert worben bin, über 
bie uns heute berührende Frage der ftaatlihen Penſions— 
berfiherung ber Privatangeftellten zu fprehen, und daß 
ber Bund der Induftriellen im Bufaamenbuns mit bem 
größten ihm angeichloffenen VBerband* bie nitiative er- 
oriffen hat, um bie Zuftimmung ber Induſtrie zu dieſem 
Gefeg zu erflären. 
(Hört! hört! bei den Nationalliberalen.) 
Meine Herren, ich glaube, unter diefen Umſtänden wird 
doch ber Herr Kollege Sittart verftehen, wenn ich erfläre, 
ich habe nicht die Abſicht gehabt, ihn irgendwie zu reizen 
und zu probozieren, ſondern lediglich eine fachliche Richtig- 
ftellung vorzunehmen. 
(Lebhaftes Bravo bei den Nattonalliberalen.) 


Vizepräfibent Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Erzberger. 


Grzberger, Abgeordneter: Meine Herren, ber Herr 
Abgeordnete Freiherr v. Heyl hat gegen meinen Fraktlons⸗ 
fo egen Sittart Angriffe erhoben, zu denen doch jede tat- 
fächlihe Berehtigung fehlt. Der Herr Abgeorbnete Sittart 
- nit den Streit begonnen, fondern dieſer Streit ift 

erborgerufen worden durch eine nicht ganz zutreffenbe 
und erihöpfende Darftellung, die der Herr Interpellant 
felbft gegeben hat, indem er das Jahr 1903 — ih muß 
das no einmal wiederholen — als Ausgangspunkt bar: 
geitellt hat, worauf ber Herr Abgeordnete Sittart auf 
Grund ber Alten der Negiftratur des Reichstags richtig: 


(A) 


(B) 


492 
(Erzberger.) 
ftellte, daß die Angelegenheit ſchon früher von ihm be- 
ſprochen worden ift. Ich beftreite bem Herrn Abgeorb- 
neten Freiherrn v. Heyl nicht im minbeften — er 
war ja auch fo vorfichtig, für feine Perſon zu 
fpreden —, daß er perfönlih feit zehn Jahren im 
Verein mit dem Zentrum auf foztalpolitiihem Gebiet 
gearbeitet habe. Das in Abrebe zu ftellen, wiirde unrecht 
fein, würde unwahr fein und würde ber Geſchichte des 
Parlaments widerſprechen. Aber ber große Unterſchied 
liegt darin, daß bei biejen fozialpolitiihen Anträgen meine 
politiihen Freunde 50, 60 und noch mehr Unterſchriften 
geftelt haben, während es dem Bemühen ded Herrn 
dv. Heyl nicht gelungen ift, mehr ald 5 oder 6 linter- 
ſchriften feiner Freunde unter dieſe Anträge zu bringen. 
(Lebhafter Widerſpruch und Zurufe bei den 
Nationalliberalen.) 
No das letzte Mal, ald wir den Zehnftunbentag — — 
(Zurufe von den Nationalliberalen: 
Das war der einzige Antrag!) 

— Ich will e8 ja eben ausführen; laffen Ste mid doch 
u Ende reden! — Wie wir den letzten gemeinfchaftlichen 
ntrag auf Ginführung des Behnftundentages für 

Arbeiterinnen — 

(Zebhafte Zurufe von ben Nationalliberalen.) 

— a, meine Herren, laſſen Sie mic doch den Sag zu 

Ende führen. — Als wir diefen — ſtellten, gehörten 

alle meine politiſchen Freunde zu den Antragſtellern, von 

der nationalliberalen Fraktion aber nur 5 oder 6 Herren. 

Heute bat fi der Herr Abgeordnete Freiherr Heyl zu 

Herrnäheim befhwert über das langfame Tempo, dad auf 

dem Gebiete der Sozialpolitit angejhlagen werde. Ich 

freue mich über dieſe Befchwerde, der er bier Ausbrud 
gegeben hat; denn voriges Jahr bei ben Etatöberatungen 
war ich immer ber Nebner nad) feinem früheren jyraktions- 
follegen Dr. Beumer, ber fi gerade im gegenteiligen 

Sinne darüber beſchwert hat, daß wir im Mutomobiltempo 

dabinraften, und ber an ben Staatsſekretär —— 

vd. Poſadowsky bie Zumutung ſtellte, er möge bremien 

und möge langjamer fahren. Ich babe mid daraufhin 

im vorigen Jahre für verpflichtet gehalten, zu jagen, daß 

nad) meiner Auffaflung dad Tempo auf dem Gebiete ber 

Sozialpolitik ein äußerft langſames fet, und man fich jeben- 

falls über ein Automobiltempo nicht befchweren könne. 

Wenn ber Herr Abgeordnete Freiherr Heyl zu Herrnsheim 

meiner Anficht iſt, nun, dann ftellt er fi auf den Stanb- 

punkt, ber von meinen politifchen Freunden bereits im 

vorigen Jahre vertft 


tten wurde. 

Darin ſtimme ich mit dem Freiherrn Heyl zu Herrns⸗ 
heim vollftändig überein, daß die Führer auf biefem 
Gebiete die Induftrtellen fein follten, wie er ganz richtig 
fagte. Nichts könnte und angenehmer fein, ald wenn das 
tatfählic jo wäre. Aber die ganze Vergangenheit und 
die Geſchichte der Sozialpolitit beweift, daß gerabe die 
Induſtriellen zu überiwiegender Mehrzahl die fchärfite 
DOppofitton gegen den Beginn umb bie Weiterführung der 
Sozialreform getrieben haben. 

(Sehr ring! in der Mitte und bei ben 

oztalbemofraten.) 
Ich nenne nur von ber Rechten den Freiherrn v. Stumm. 
Ih ſcheide allerdings dad Gebtet ber Arbeiterverfiherung, 
für die er lebhaft eingetreten tft, vollftänbig aus. 
(Unruhe bei den Nationalliberalen.) 

— Meine Herren, lafien Sie mid doch das zu Ende 
ausführen! — Der Freiherr von Stumm war aber 
der ſchärfſte Gegner ber fozialpolitiihen Beftrebungen 
auf dem Gebiete des Nrbeiterrehtd — das ſchätze id 
ebenfo hoch wie die Mrbeiterverfiherung — und bed 
Arbeiterfhußes, dad ich nod höher ſchäte. Auf diefen 
Gebieten mußte die Sozialpolitif von meinen politifchen 
Freunden in diefem hohen Haufe jahrelang, ja fogar jahr: 
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zehntelang gegen bie Führer der Induſtrie, die im Reichs- (C) 


tage waren, begonnen und eingeleitet werben. Ich will 
nicht erinnern an die großen Kämpfe, bie gegen den 
Sreiherrn dv. Stumm geführt worden find auf bem 
Gebiete bed Arbeiterrechts, der Stoalationsfreiheit, auf 
bem Gebiete bed Arbeiterſchutzes. Wie oft Hat ber 
Freiherr v. Stumm in biefem hohen Haufe erflärt, 
dur) dad Arbeiterſchutzgeſetz von 1891 feien bie Kaiſer— 
lihen Zufagen vollitändig eingelöft. 

Sodann war ed ber frühere nationalliberale Abge— 
ordnete dv. Möller, der wiederholt, wenn bon meinem 
Fraltionsgenoſſen Dr. Hitze die Weiterführung der Soztal- 
reform verlangt wurde, gebremft hat. Ich erinnere nur 
an bie Gtatöberatungen in den 90er Jahren. 

(Große Unruhe bei den Nationalliberalen.) 
Ich kann nicht alle vorlefen; vielleicht haben Sie Die 
Güte, Herr Bafjermann, das felbft nachzuleſen. 

(Andauernde Unruhe bei den Nationalliberalen.) 
er Erinnerung ſcheint Ihnen höchſt unangenehm 
zu fein. — 

(Unruhe bei den Nationalliberalen.) 

Meine Herren, jeder, der Soztalpolitif treibt, wird 
barin mit mir einverftanben fein, daß ber fpringende 
Punkt die Schaffung eined Marimalarbeitötages ift. 

(Sehr richtig! in der Mitte und bei ben 
j Sozialdemoraten.) 
Das tft ber Stern ber ganzen Arbeiterfchußbeftrebungen: bie 
Schaffung eines Marimalarbeitötaged auch für bie er: 
wachſenen männlichen Arbeiter, nicht nur für die Arbeite: 
rinnen. Im Sabre 1881 ift diefe Frage von umferer 
Seite zum erften Male durch den Freiherrn v. Hertling 
in Form einer Interpellation angejchnitten worden; im 
Sahre 1884 ftellten wir den Antrog auf Einführung des 
Elfftundentages, im Jahre 1896 den Antrag auf Ein- 
führung einer Marimalarbeitswodhe von 635 Stunden. 


Und, meine Herren, da war es ftet3 die nationalliberale (D) 


Partei, bie gegen unferen Antrag auftrat und dadurch 
verhinderte, daß eine Majorität für biefen Antrag in 
biefem hoben Haufe zuftande fam! Das find alles Tat: 
ſachen, die Ihnen unbequem fein mögen, die Sie aber 
nicht in Abrede ftellen können. 

(Bebhafter Beifall in der Mitte.) 


Vizepräfibent Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Heine. 


Heine, Abgeorbneter: Die Herren bon der national- 
liberalen Partei haben e3 mit großer Entrüftung zurüd: 
gewiejen, ald ihnen einer ber Herren Zentrumsrebner eine 
Außerung der „Hamburger Nachrichten“ entgegengehalten hat. 
Nun wird mir aber beftimmt verfichert, daß berfelbe 
Artikel inhaltlih und ohne eine Erflärung der Zurüd: 
weifung abgebrudt worben tft vom ber ‚Pfälziſchen Preſſe“, 
einem nationalliberalen Organ, das nicht allzu weit von 
dem Wohnort des Freiherrn dv. Heyl erſcheint, und, wie 
ih eben höre, aud vom ber „Rheiniſch-Weſtfäliſchen 
Beitung*. Es kommt aber tm einzelnen darauf gar nicht 
an. Wir wiffen ja alle, daß bis vor etwa vier Wochen, 
wo der Reichsſstag zufammengetreten ift, die nationalliberale 
Bartei immer in zwei Hälften zerfallen ift, die eine fcharf- 
macheriſch und die andere mehr fozialreformerifch. Wir haben 
es bei dem Zuchthausgefeg bon 1899 erlebt, daß, während 
der Herr Abgeordnete Baſſermann gegen das Zuchthaus: 
geſetz Iprad), eine Anzahl feiner Parteigenofjen einen An— 
trag einbradte, ber ihm das Leben fihern ſollte, und als 
wir vor einigen Monaten erft hier im Haufe den Antrag 
ber Regterung über bie Beruföpereine erörterten, ba 
wieberholte fi dasſelbe Schaufpiel: da ſprach der Herr 
Abgeordnete Baffermann, wie id) gern anerfenne, energiſch 
genen das Geſetz, weil e8 zu Ungunften der Arbeiter wäre, 
und der Herr Abgeordnete Dr, Beumer jpradı auch gegen 
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(Heine.) 


(A) das Geſetz, weil es ihm zu fehr zu Gunften der Arbeiter 


war. Wenn ſich das jet geändert haben jollte, wenn bie 
nattonalliberale Partei mwirtlih ernfthaft Soztalreform 
machen jolte, jo hat meine Fraktion nicht das geringfte 
dagegen einzuwenden. 


(Zurufe.) 

Namentlich muß ich die Außerung bed Herren Abgeorb: 
neten Bruhn zurückweiſen, der erflärte, ich hätte mit einem 
gewiffen Bedauern und mit einer gemwiffen Refignation 
darüber geſprochen, daß bon anderer Seite auch Sozial- 
reform gemadt würde. Nun, meine Partei fteht dazu 
folgendermaßen: mögen wir aud in folder fozial 
reformerifchen Aktion bei weiten nicht die Erfüllung deſſen 
jehen, was wir wünſchen und verlangen, und mögen wir 
auch von vielen Reformen glauben, daß fie mehr Schein 
als ernſtes Wollen bedeuten, jo find wir doch froh, wenn 
es auf biefem Gebiete wenigftend etwas weiter vorwärts 
geht. Bor allen Dingen fürdtet ſich die Sozialdemokratie 
abjolut nicht, durch foziale Reformen aus dem Sattel ge: 
hoben zu werben. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Im Gegenteil, wir find überzeugt: je beffer e3 weiten 
Schichten der Arbeiterflaffen geht, je mehr fie Gelegenheit 
haben fir geiftige Arbeit und fir Erhöhung ihrer Kultur, 
befto fiherer werben fle Soztaldemofraten. 
(Laden rechts.) 

— Es tft ja fehr leicht, meine Herren, heute darüber zu 
ladjen; warten wir es rubig ab. 

Ih muß nun no auf die Angelegenheit betreffend 
Herrn Freiherrn dv. Ti eingehen. Der Herr Abge- 
ordnete hat gefagt: ſolche Verträge eriftterten nicht in 
feinem Betriebe. Es ift jegt nicht ganz zwei Jahre her, 
wenn ich nicht irre, daß ich von einem Angeftellten ober 
Arbeiter, oder wie man es nennen will, ber Firma 
Gornelius Heyl gefragt wurde, ob ein folder Vertrag, der 


(B) mir überreicht wurde, gültig wäre. Leider mußte ich nad 


ber beitchenden Gefeßgebung beitätigen, dab er gültig war, 
und daß es für den betreffenden Mann unmöglich mar, 
aus den Feſſeln diefes Vertrags zu entlommen. Bor 
furzem habe ich wicber einen ſolchen Vertrag in die Hände 
befommen. — Auf den bezog ich mich heute. Beide find 
nad) demfelben Schema abgefaßt. Der Vertrag ift im 
Jahre 1900 gejhloffen auf 5 Jahre mit der Erklärung, 
daß er bei Nichtfündigung 1 Jahr vor Ablauf fi auf 
unbeftimmte Zeit verlängere. Ob er heute noch befteht, 
vermag ich im diefem Zonfreten Fall nicht zu fagen, jeben- 
falls ift er geſchloſſen mit der Abſicht auf längere Gültig— 
keit. In biefem Vertrag ift ein Angeftellter mit 24 Mart 
Wochenlohn angeftellt. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Der Herr a Freiherr Heyl zu Herrnöheim 
hat gejagt, dab bei ihm Verträge überhaupt nicht mit 
Arbeitern, fondern nur mit „Bertrauenäperfonen“ ge— 
ſchloſſen würben. Gut, dann Haben wir alfo bier 
eine „Vertrauensperſon“ mit einem MWodjengehalt von 


24 Mark. 
(Heiterfeit.) 
Diefe Vertrauendperfon verpflichtet fih, nah Auflöfung 
des Bertragd nicht tätig zu fein in eimem gleichen ober 
auch nur äönlichen Geſchäft in Helfen, Baden, der Pfalz, 
Gljaß-Lothringen, der Rheinprovinz, Heſſen-Naſſau, 
Thüringen und im Königreih Sachſen 
(hört! hört! bei den Sozialdemokraten) 

und dort feine Erfahrungen weder direkt noch indirekt zu 
verwerten. — Dann kommen bie Branden, in denen der 
Betreffende das nicht fun darf. Dieje verlefe ih aus 
diefem Abſchnitt nicht, damit dadurch nicht etwa eine 
Möglichkeit gegeben wird, zu ermitteln, wer der Beteiligte 
ift, und nicht Nachteile für ihm entftehen könnten. — 
Dann folgt die Beltimmung, dab, wenn er diefen Ver: 


pflihtungen zuwiberhandelt, er verbunden tft, eine Kon= (C) 


ventionalftrafe von 5000 Maut zu zahlen 

(hört! Hört! bei den Sozialdemokraten), 
ohne daß er durch Zahlung derfelben von feinen Ber: 
pflichtungen zum Erfag eined höheren Schadens entbunden 
wird. Der Mann verdient alio im Jahre praeter propter 
1250 Mark, und die Konventionalftrafe würde den bier: 
fachen Betrag feined Einlommens ausmachen. 

(Hört! hört! bet den Sozialdemokraten.) 
Würde eine ſolche Hlaufel von einem Handelsangeſtellten 
abgeichloffen fein, jo würde fie ja nad den Beitimmungen 
des Handelögefegbuhd ohne weitere anfechtbar jein. 
Leider gibt es für die gewerblichen Arbeiter eine ſolche 
Beſtimmung nicht, und nad dem ganzen Inhalt dieſes 
Vertragd bezweifle ich, daß der Betreffende unter bie 
MWertmeifterbeftimmung der Gewerbeorbnung fällt. 

Der Vertrag hat noch eine weitere Beſtimmung, baß, 
wenn die Firma Cornelius Heyl felber die Kündigung 
vornimmt, ohne einen befonderen Grund, dab dann 
bie Zeit, wo ber Arbeiter nicht in anderen Betricben 
arbeiten darf, auf 2 Jahre berabgefegt wird. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Die Konventionalſtrafe wird dabei nicht einmal ermäßigt. 
Diefer Vertrag bezteht ſich alſo auf jemanden, der nad) 
der Erklärung des Freiherrn Heyl jr errusheim unter 
die höheren Angeftellten fällt, der eine Vertraueusperſon 
it. Da muß ih fagen, es ift dad eine Beftätigung für 
das, was ich vorhin ausführte, daß dieſe Leute vielfad) 
ſchlechter daran find als Arbeiter, gebunbener als Arbeiter, 
und baß, wo fie ſich vielleiht eine andere Stellung 
ſuchen könnten, die Konkurrenzklauſel dazu dient, fie 
vollftändig zu feifeln und ihnen das unmöglich zu machen. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Freiherr Heyl zu Herrnöheim. 


Freiherr Heyl zu Herrnsheim, Abgeordneter: Meine 
Herren, der Herr Kollege Erzberger hat die Behauptung 
aufgeftellt, id} hätte einen fallchen Ausgangspunkt für die 
Schilderung ber Initiative bezüglih des Berfiherungs- 
jwange® bei den Privatbeamten genommen. ch 
glaube, daß dieſe Behauptung unrichtig iſt. Ich habe 
nämlich den Ausgangspunkt nicht aus den Etatsberatungen 
genommen, bie auch gar nicht im den offiziellen Akten ein⸗ 
gelegt waren; die bat der Herr Kollege Sittart, wie er 
mir jelbit mitgeteilt hat, erft vor zwei Tagen eingelegt 
oder einlegen laffen, oder Herr Geheimrat Jungheim hat 
fie eingeheftet. Als ich die Akten vor kurzem finbierte, 
war darin nur bon dem Initiativanträgen vom Jahre 
1903 bie Rede, und th Habe mid aud) in meinen Aus— 
führungen ausjhließlih auf diefe Anträge bezogen; denn 
Neden im Haufe, meine Herren, ftellen feine Initiative 
dar, ſondern die Initiative tritt erft ein, wenn ein Antrag 
vorliegt, und ber erfte Antrag ift von dem Abgeordneten 
Freiherrn v. NRichthofen eingereicht, der zweite von dem 
Äbgeordneten Patzig und ber dritte einige Tage jpäter 
bon dem Abgeordneten Sittart, Wenn ber Abgeorbnete 
Sittart Bezug nimmt auf Reden, die er gehalten hat, jo 
kann ich nur das wiederholen, was Stollege Strefemann 
* geſagt hat, daß mein Freund Baſſermann 
chon 1893 in Reden für die Privatbeamten vielfach 
eingetreten ift. 

Menn nun auf den Widerfpruh Bezug genommen 
ift, der in unferer Fraktion in bezug * Soztalpolitif 
hervorgetreten fei, fo gebe ih ja zu, daß in einer Reihe 
von Jahren verſchiedene Anſichten vorhanden geweſen find. 
Befonderd waren e3 einige Abgeorbuete, die nicht geneigt 
waren, bie Wege zu gehen, die wir für richtig hielten. 
Da id aber feit dem Jahre 1874 ſchon bie Ehre habe, 
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(Sreiberr Dept zu Herrnöheim.) 








(A) dem Reichstag anzugehören, jo kann id darauf hinweilen, 


ab auch das Zentrum im früheren Jahren ſozialpolitiſch 

oft jehr ſchwierig zu behandeln geweſen ift, daß auch im 
Zentrum fi erit nah und nad die fozialpolitiiche Rich— 
tung berausgebildet hat, die auch in meiner Fraktion fi 
immer mehr entwidelte. Ich freue mich fehr, daß es jegt 
bon berfchtebenen Seiten anerkannt ift, daß in unferer 
Traktion nad ben legten Reichötagdwahlen eine große 
Stärkung der foztalpolitiihen Initiative eingetreten tft, 
worüber Genugtuung zu äußern mir alle Beranlaffung 
geboten ift. 

Meine Herren, der vorgelegte Vertrag entzieht ſich 
meiner Kontrolle. Es iſt zunächſt feftgeftellt, daß ber 
Vertrag unter Umftänden abgelaufen ift. Keinesfalls trägt 
der Bertrag meine Unterſchrift. Sch würde biefe Kon— 
ventionalitrafe bei 24 Mark Wochenlohn unter gar feinen 
Umftänden billigen. Ich halte den Vertrag auch juriſtiſch 
für durchaus anfechtbar 

(fehr richtig! links), 

wie er abgeichloffen ift. Ich bin der Meinung, ſoweit 
ih über Verträge in meinem Haufe perfönlich mit meinem 
Juſtizrat in den legten 10, 15 Jahren verhandelt habe, 
daß die Konventionalitrafe in einem richtigen Verhältnis 
zu dem Lohn ftehen muß. Bei einem Lohn von 24 Mark 
halte ih eine Stonventtonalfirafe von 5000 Mark für zu 
Id. Ich zweifle an, dab ber Vertrag noch beiteht; 
einesfalls ift er von mir unterſchrieben. Aber ich habe 
vorhin ſchon, ald Herr Heine bie erite Rede hielt, nad 
Worms telegraphiert, um Mitteilung über dad Tatfähliche 
zu erhalten. Ich behalte mir vor, darüber nähere Aus: 
funft zu geben. 

Im übrigen konftatiere ih mit Freude, dab Herr 
Heine, wie es ſcheint im Ginverftändnid mit feinen 
Fraktionsgenoſſen, die Politik aufgegeben hat oder auf: 
geben will, die feither von Sozialdemokraten und befonders 


(8) don dem Abgeordneten Bebel getrieben worben tft, daß 


nämlih alle Zugeftändniffe an die Arbeiter nur als 
Konzeſſiönchen Hingeftellt werben follen. Die fogenannte 
Stonzeiftöndhenpolitit geben Ste jest auf, und ich freute 
mid darüber, daß der Abgeordnete Heine nad dieſer 
Richtung hin in fo emergiicher Weiſe auch bei den Privat: 
beamten die Initiative ergriffen hat. 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Heine. 


Heine, Abgeordneter: Die Ausführungen des Herrn 
Abgeorbneten d. Heyl haben dad eine wiederum beftätigt, 
was ih vorhin gejagt habe; der Herr Abgeordnete 
v. Heyl kennt den Vertrag nidt. Der Vertrag, der mir 
bor zwei Jahren vorgelegt wurde und ber mit biefem 
bier wörtlich gleihlautend war, fomweit id) mich erinnere — 
war in ein metallograpbiertes Formular eingetragen. Es 
ſcheint doch alſo der Vertrag nicht nur einmal dort ge: 
ſchloſſen zu werben, fondern häufig oder fagen wir, ge: 
ichloffen worben zu fein, weil ich ja nicht weiß, ob heute 
noch folde Verträge dort meu gefchloffen werden. Herr 
Freiherr v. Heyl kennt den Vertrag gar nit. Er meint, 
er wilrbe ihn nicht geichlofien haben, wenn er es gewußt 
hätte. Gin Beweis dafür, was ich vorhin jagte, daß in 
ſolchen Nitefenbetrieben und bei foldhen Rieſenbermögen 
die eigentlichen Leiter des Produktionsprozeſſes nicht Die 
Herren Eigentümer und Chefs felber find. Es entſchuldigt, 
wie id; ohne weiteres zugebe, Herrn d. Heyl perfönlid in 
fehr hohem Grabe, wenn er von diejen Dingen nichts 
gewußt hat, und davon will ich gern Akt nehmen. 

Nun aber zu dem Zweiten. Es ift ja Mobe 
geworden, immer zu behaupten, bie Sozialdemokratie 
made jest eine andere Bolitif, Nein, dieſe Politik, bie 
ich vorhin ausgeſprochen habe, ift für die Sozialdemokratie 





nichts Need. Das tft diefelbe Stellung, die die Partei (C) 


zu allen Zeiten foztalpolitiihen Vorfhlägen gegenüber 
eingenommen hat. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Ste hat vecſucht, zu beffern, was wirklich zu beifern war; fie 
hat fi natürlich deutlichen oder verftedten Verſchlechterungen 
immer twiberjegt und auch ſolchen Vorjchlägen, die den 
Anfchein einer Verbeſſerung erwedten, während fie nicht 
ba3 gaben, wa3 man mit Fug und Recht auch bet ben 
gegenwärtigen Berhältniffen verlangen konnte. In biefe 
Lage wirb —— immer kommen, und ohne meinem 
Herrn Kollegen Bebel vorgreifen zu wollen, der ſich noch 
zum MWorte gemeldet bat, glaube ih fagen zu können, daß 
der Herr Abgeorduete Bebel mit dem, was ich vorhin 
m ganz einverftanden war, benn er hat ed durch Zuruf 
beftätigt. 


Bizepräftdent Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Bebel. 


Bebel, Abgeordneter: Der Herr Abgeordnete v. Heyl 
bat verfucht, zwiſchen mir und meinem Parteigenoſſen 
Heine einen Gegenjas zu fonftruieren in bezug auf die 
Auffaffung der bürgerlihen Sozialpolitit. Ih glaube, 
nad) den legten Ausführungen bes en Heine 
wird er jelbft gefunden haben, daß feine Auffaſſung falſch 
if. Ich kann konftatieren, daß das, was der Abgeordnete 
Heine vorhin in bezug auf die Stellung der bürgerlichen 
Parteien zur Sozialpolitif und andererſeits zur Sozial: 
bemofratie ausgeführt hat, ganz auch meine Meinung if. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Ich bin im Augenblick nicht imftande, jagen zu können, 
ob ich irgendivo einmal im Laufe der Jahre in dieſem 
Haufe von Konzeſſiönchen geſprochen habe, die die bürger: 
lihen Parteien in bezug auf bie Sozialpolitif gemacht 
hätten. Ich will e3 aber zugeben; denn im Vergleich zu 


dem, was bie Sozialdemofratie an Forderungen in bezug (D) 


auf die Sozialreform aufgeftellt hat, ift alles, was bie 
bürgerlichen Parteien bewilligt haben, im unferen Augen 
nur Konzeſſiönchen. 
(Hört! hört! rechts. Sehr richtig! bei den 
Sozialdemokraten.) 
— Jawohl, Konzeſſiönchen! Aber, meine Herren, Sie täufchen 
fi) gewaltig, wenn Sie meinen, baß es bon vornherein 
ein= für allemal feftitche, wie wir und den fozialreforma- 
toriſchen Geſetzen gegenüber, bie hier —— werden, 
verhalten. Wir haben jedesmal, wenn ein ſolches Geſetz 
in dritter Leſung zur Abftimmung Stand, in unferer 
Fraktion jehr genau erwogen und oft fehr Tebhafte 
Debatten darüber gehabt, ob wir für oder gegen das 
Geſetz ftimmen wollten, und haben ſtets dagegen geftimmt 
(große Heiterkeit) 
— meine Herren, Sie lachen, ohne daß Sie den Nadja 
gehört haben — und wir haben ftet3 dagegen geftimmt, 
wenn fi nad unferer Auffaſſung berausftellte, daß ent— 
weder bie Verſchlechterungen, die ein ſolches Geſetz hatte, 
die Verbejlerungen überwogen — das war 3. B. ber Fall 
im Jahre 1891 bei der damaligen Gewerbeordnung —, 
oder wenn die Verbefferungen fo unbedeutende waren, dak 
wir glaubten, dafür nicht ſtimmen zu können. Übrigens, 
meine Herren, ein Standpunkt, den auch bie bürgerlichen 
Parteien öfter eingenommen haben — früher mehr als jekt. 
Ich erinnere nur an eine Abſtimmung im Haufe iiber das 
Reichöpreßgeiet im Jahre 1874. Das Reichspreßgeſetz, 
wie e3 heute iſt, war notoriſch für eine große Reihe von 
Staaten eine alle ge 
(fehr richtig!), 

fogar für Sachen, ferner für Bayern, Württemberg, 
Baden, Helfen, für die thüringifhen Staaten ufw. Es 
waren damals genau biefelben Befürchtungen in bezug auf 
das Reichspreßgeſetz und biefelben Erwägungen gegen bad: 


| 
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(Bebel,) 


(A) felbe vorhanden, wie ſie? fürzlich der Herr Abgeorbnete 


Hieber in bezug auf das zufünftige Reichs- Vereind- und 
Verſammlungsgeſetz äußerte. Damals hatte die Mehrheit 
des Haufed, in der Hauptſache repräfentiert durch bie 
nationalliberale Partei, das jetzt beftehende Geſetz ge: 
fhaffen und war bereit, in dritter Leſung dafür zu 
ftimmen, weil Fürſt Bismarck erflärte, daß weitere Ston- 
zeffionen nicht zu haben feien. Im Gegenfag zur national» 


liberalen Partei, die mit den Sonfervativen die Mehrheit | 


hatten, beabfidtigte die damals vergleichäweife ftarfe 
Fortſchrittspartei, geihlofien genen das Geſetz zu ftimmen. 
Darauf trat ber Abgeorhnete Lasker auf und erflärte: 


| 
| 


| 


wenn Sie gegen das Geſetz flimmen, dann ftimmen wir | 
aud) dagegen; benn wir wollen und nachher von Ihnen 


nicht im Lande jagen laſſen, daß wir ein reaktiomäres | 


Geſetz gutgeheißen hätten. Das hatte zur Wirkung, daß 


bie Herren von der Fortfchrittspartei Kotau machten und | 


fir das Geſetz ftimmten. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemofraten.) 

Wir haben alfo ebenfo wie andere Parteien, wenn ein 
Gefeß zur Beratung fand, von unferem Standpunkt er- 
wogen, welche Vorteile oder Nachteile es und bringe, und 
wenn wir glaubten, baß bie Vorteile bed Geſetzes unfern 
Anfprühen nit sentiprähen, lehuten- wir biex Ver: 
antwortung für das Gefeg ab und ftimmten Dagegen, 
anbernfalld flimmten wir dafür. So haben wir für 
mehrere Novellen zur Verſicherungsgeſetzgebung geftimmt, 
weil überwiegend Berbefferungen darin enthalten waren, 
bon denen wir und fagen mußten, wir können fie 
alzeptieren. 


Reichſtag. 12. Leaisl.-P. I. Seſſtion. 1907. 


Das wird die Taktif fein, bie wir aud 


1 
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fünftig einhalten und von ber uns alle Ihre Neben nicht (B) 


werben. 
(Bravo! bei ben Sozialdemokraten.) 


BVizepräfident Dr. Paaſche: Die Beſprechung ift ge: 

Minen. Wir verlafien den Gegenftand. 
ch ichlage Ihnen nunmehr vor, fi} zu vertagen. 
— Das Haus ift damit einverftanden. 

IH ſchlage Ihnen vor, bie nächſte Sigung zu 
halten morgen, Freitag ben 16. März, Nachmittags 1 Uhr, 
und zwar mit folgender Tagesordnung: 

1. dritte —— des am 19. September 1906 in 


abbringen 


Bern abgeſchloſſenen zweiten Zufagübereinfommens 
zum Snternationalen Übereinflommen über den 
Eifenbahnfradhtvertehr vom 14. Oftober 1890, 
nebft dem Vollziehungsprotofol (Nr. 90 und Zu 
Nr. 90 der Drudfadhen); 

2. Zuterpellation der Abgeorbneten Albredit und 
Genofjen, betreffend Eingriffe von Behörden ufw. 
bei der Reichſtagswahl (Nr. 120 der DER): 

Gegen dieſen Vorſchlag erhebt fi kein Wiberfpruch; bie 
Tagesordnung fteht feit. 
Die Herren Abgeordneten Vogt (Hall), Graf v. Garmer- 
teferwig und Dr. Kolbe wünſchen aus ber I. bezw. III. 
ommiffion ausfheiden zu dürfen. — Ein Widerfprud 
biergegen erhebt ſich nicht; ich veraulaſſe deshalb bie 3., 
6. und 1. Abteilung, heute unmittelbar nad) der Sitzung 
die erforderlihen Erfaßwahlen vorzunehmen. 

Ich ſchließe bie Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 6 Uhr 2 Minuten.) 


Buchdruckerei und Verlagsanftalt, 


Drud und Verlag der Norddeutſ 
ilhelmſtraße 32. 
69 


Berlin SW. 
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(A) 


19. Sißung. 


Freitag den 15. März 1907. 


Seſchjtlichee 497B 
Dritte Beratung des am 19. September 1906 
in Bern abgeſchloſſenen zweiten Bufat- 
fibereinkommens zum Internationalen Über: 
einfommen über den Eifenbahnfradtverkehr 
vom 14. Oftober 1890, nebft Vollziehungs: 

protofoll (Nr. 90, Zu 90 der Anlagen) .. 497C 
Interpellation Wlbreht und Genofjen, be: 
treffend Eingriffe von Behörden ꝛc. bei 

- der Reichstagswahl (Nr. 120 der Ynlagen): 497D 
(1) Dr. Graf v. Pojadomsty : Wehner, 
Staatsminifter, Staatöjelretär des 
Innern, Stellvertreter des Reichs: 
fanzlers — Ublehnung der Be: 


antinartung. 4984 
Singer — zur Geſchäftsordnung, 
Antrag auf Beiprehung ..... 498 A 
IE ee a 498 A 
Dr. Schaedler............ 512D 
JJ HER ER 517C 
BR a 525C 
BR — 5294 
Die Beſprechung wird abgebrochen und 
verggg 532D 
Gyßling — perſönlich ....... 532D 
Feitftellung der Tagesordnung für die nächite 
ER a rn a en 533 A 


Die Sigung wird um 1 Uhr 18 Minuten durch ben 
Bizepräfidenten Kaempf eröffnet. 


Bizepräfident Kaempf: Die Sitzung ift eröffnet. 
Das Protokoll der vorigen Sigung liegt zur Einſicht 
auf bem Bureau offen. 
Als Vorlagen find einge 5 
1. Bericht über die iktgtent ber Reichskommiſſare 
für das Auswanderungsweſen im Jahre 1906; 
Reichstag. 12. LegisL-P. 1. Seffion. 197, 


2. Denkſchrift über bie von ben Organifationen ber (0) 


Privatangeftellten im Oktober 1903 angeftellten 
Erhebungen über bie mirtfchaftlihe Lage ber 
atangeftellten. 
Die Drudlegung habe ich verfügt. 

An Stelle ber aus ber I. bezw. III. Kommiſſion 
ausgejhiedenen Herren Abgeordneten Vogt (Hall), Graf 
v. Garmer » Zieferwig und Dr. Kolbe find durd die voll: 
ii Erjagwahlen gewählt worben bie Herren Abge: 
orbneten: 

Lattmann, v. Stauby in bie Bubgetlommiffion; 
dv. Dergen in bie Wahlprüfungstommiffion. 

Urlaub ift erteilt bem Herrn Abgeorbneten Freiherrn 
b. Freyberg für 6 Tage, von morgen ab. 

Wir treten in die Tagedorbnung ein. Erſter 
Gegenftand der Tagesordnung ift: 

dritte Beratung bed am 19. September 1906 
in Bern abgefhloffenen zweiten Zuſatzüberein⸗ 
fommens zum Internationalen libereinfommen 
über den Eifenbahnfradhtverfehr vom 14. Oktober 
1890, nebft dem BVollziehungsprotofoll (Nr. 90 
und Zu Nr. 90 der Drudjaden). 

Ich eröffne die Generalbiäkuffion. — Zum Wort ift 
niemand gemelbet; ich jchließe die Generaldistuifion. 

Wir treten in die Spezialbiskuffion ein. Ich erbitte 
mir auch hier bie Ermädtigung, in berfelben Weile zu 
verfahren, wie bei ber zweiten Beratung, nämlich daß ich 
bie einzelnen Artikel aufrufe und, wenn Wortmeldungen 
nicht erfolgen, Anträge nicht 5* werden, eine beſondere 
Abſtimmung nicht verlangt wird, Ihre Zuſtimmung unter⸗ 
ſtelle und die Annahme der aufgerufenen Teile konſtatiere. 
— Wenn niemand —S erachte ich dieſe Er: 
mächtigung als mir erteilt. — Das iſt ber Fall. 

Ich rufe nunmehr auf: auf Seite 6 ber Vorlage 
Art. 1, — auf Seite 11 ber Vorlage Art. 2, mit ber 
Maßgabe, dab die geforderten Mehrbeträge bereit vom 
1. Januar 1906 zur Verfügung geltellt werden, — und 
auf Seite 62 ber Borlage Art. 4. — Ic onftatiere, daß 
biefe brei Artifel bed Bertragd vom Haufe angenommen find. 

Das Gleihe ift ber Fall für Einleitung und Über: 
ſchrift bes ge m — 

Art. 3 des Vertrags, Seite 12 und folgende, enthält 
nur Abänderungen der Ausführungsbeſtimmungen und 
beren Anlagen. Dieſelben find zur Keuntnisnahme vor: 
geirat und bebürfen Zeiner befonberen Abftimmung feitens 
es Reichstags. 

Nunmehr ſtelle ich zur Beratung das Vollziehungs— 
prototoll auf Seite 63 der Vorlage. — Auch hier meldet 
fih niemand zum Wort; eine befonbere Abftimmung wird 
nicht verlangt. Ich Zonftatiere, daß auch biefes Voll⸗ 
ziehungsprotofoll nebft der Überfchrift in dritter Beratung 
angenommen tft. 

Wir fommen zu der Gefamtabftimmung. Ich bitte 
bie Herren Abgeordneten, welche bem Zufagübereintommen 
zum Internationalen Übereinkommen über ben Eifenbahn- 
fraditverfehr vom 14. Oktober 1890, nebft dem Boll: 
tehungsprotofoll, ihre Zuftimmung geben wollen, fi bon 
En Plätzen zu erheben. 

Geſchieht.) 
Das Ubereinkommen iſt angenommen. 

Hiermit iſt der erſte Gegenſtand des Tagesordnung 
erledigt, und wir lommen zum zweiten Gegenſtand ber 
Tagedorbnung: 

Interpellation der Abgeordneten Albrecht und 
Genofien, betreffend Eingriffe von Behörden uſw. 
bei der Reichstagswahl (Nr. 120 der Drud:- 


ſachen). 
Ich habe 5* die Frage an den Herrn Ver— 
treter ber verbündeten Regierungen zu richten, ob und 
wann berjelbe die Smterpellation beantworten will. 
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(A) Dr. Graf v. Pojadomäly. Wehner, Staatäminifter, | und ein Minifter in einer öffentlichen VBerfammlung einen (C) 


(8) führenden Fällen nicht 


Staatöfetretär des Reichſsamts des Innern, Stellvertreter 
des Reichskanzlers: Der Herr Reichskanzler lehnt die 
Beantwortung der Interpellation ab im Hinblid auf 
feine allgemeinen Erllärungen vom 25. und 26. Februar 
dieſes Jahres. Sollte fi bei der Verhandlung der 
Wahlprüfungen ergeben, daß berechtigte Beſchwerden 
gegen einzelne ihm nadgeorbnete Beamte vorliegen, fo 
wird ber Herr Reichskanzler nicht zögern, die geeigneten 
Weifungen zu erlaffen. 
(Bravo! rechts.) 


Bizepräfident Kaempf: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abgeordnete Singer. 


Singer, Abgeordneter: Herr Präſident, gemäß $ 33 
ber Geihäftsorbnung beantrage ic) eine Beſprechung des 
Gegenftande3 ber Interpellation. 


Vizepräfident Kaempf: Diefer Antrag bebarf ber 
Unterftügung durch 50 Abgeordnete. Ich bitte die Herren 
Abgeordneten, welche den Antrag unterftügen wollen, ſich 
von ihren Pläten zu erheben. 

Geſchieht.) 
Die Unterſtützung genügt. 
Ich gebe das Wort dem Herrn Abgeordneten Fiſcher. 


Fiſcher, Abgeordneter: Meine Herren, im Grunde iſt 
ja die Antwort, die und der Herr Staatsſekretär des 
Innern im Auftrage des Herrn Reichskanzlers gegeben 
bat, in dieſem ſpeziellen Falle bereits auch eine Antwort. 
Denn id bin der Meinung, wenn ber Herr Reichöfanzler 
fo frei von Schuld und Fehle fi fühlte, dann würde er 
bie Gelegenheit bier nicht verabfäumt haben, und nachzu— 
weiſen, wie ber in unferer Interpellation vorausgeſetzte 
Mißbrauch der Amtögewalt in all den von und aufzu— 
Pr 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Und wenn der Herr Staatdfetretär des Innern weiter 
beigefügt hat, baß der Herr Reichskanzler bereit fein wiirde, 
wenn bei einzelnen Wahlprüfungen Mißgriffe einzelner 
Beamten fi herausftellen würden, auf deren Abftellung 
zu dringen, fo ift das für ben vorliegenden Fall ganz 
bebeutungdlos, weil unfere Smterpellation ſich nicht 
bagegen richtet und nicht Auskunft darüber verlangt, was 
untergeorbnete Beamte getan haben, fondern unfere Inter: 
pellation frägt den Reichskanzler an, was er gegen bie 
bon ihm selber veranftaltete Wahlbeeifluffung zu ant— 
worten hat 

(ſehr richtig! bei den Sozialdemokraten), 

und melde Vorkehrungen gegen beren Wiederholung 
getroffen werden fünnen. 

Meine Herren, ſeitdem der Reichstag eriftiert, war 
es bon jeher fein Grundſatz, an dem er unverbrüchlich 
feftgehalten hat, daß bie Wahlen fi vollziehen ohne 
jeden Einfluß der Regierung und ihrer Organe auf ben 
Ausgang der Wahl, und in dieſer Auffaffung von der Not: 
menbigkeit des Schutzes der MWahlfreiheit und des Wahl- 
geheimniffeg waren — höchſtens einzelne Abgeordnete 
unter ber Rechten dieſes Haufes biffentierten — alle 
Barteien bed Hauſes einig, und diefe Auffaſſung bat ſich 
im Zaufe der Jahre nit etwa abgeſchwächt, fondern im 
Gegenteil, diefe Auffafluug hat fich verftärkt, und gerade 
ber legte Reihätag hat auf Antrag der Nationalliberalen 
und ber Stonfervativen eine Ausdehnung dieſes Schutzes 
beſchloſſen. Man mag zu den Fällen Braun und Bud: 
wald ftehen, wie man will, daß eine fteht zweifellos feft, 
daß die Wahlen kafftert worben find, weil man eine Be: 
einfluffung der Wahl ſchon darin erblidt hat, daß ſechs 
Monate vor Ausſchreibung der Wahl ein Regierungs— 
präfident feine Unterſchrift umter ein Flugblatt geleiftet, 


fonfervativen Kandidaten als nicht geeignet zur Bekämpfung 
der Sozialdemokratie erklärt hatte. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Diefe Lonfequente, ftrenge Auffaflung des Reichstags 
bat fchließlih bewirkt, daß alle Bundesregierungen dieſe 
Beſchlüſſe des Reichſtags refpeftierten — mit Ausnahme 
einiger preußtfcher Zandräte, die beſonders ſchwer zu er- 
ziehen zu fein fcheinen für dieſe Auffaffung ber politifchen 
MWohlanftändigkett, die der Reichſtag immer befannt bat; 
und feitbem der Typus eines folden preußiihen Land» 
rats in bie pie eingezogen ift 

(ehr wahr! bet ben Soztaldemofraten), 
feitdem ſcheint mir dort au die Nobleffe, die man fonft 
ra der Regierung bingeftellt hat, abgewanbelt 
zu fein. 

Meine Herren, ber Neihdtag Hat auch mit allem 
Grund ale diefe Einmifhungen ber Negierungdorgane 
und ber Regierung felber ald unzuläffig zurüdgewiejen; 
denn hätte eine Negterung bad Nedt, auf die Geftaltung 
ber Wahlen einen Einfluß zu üben, dann wäre ſchließlich 
ber Ausgang einer Wahl nur noch abhängig von dem 
—3* — weniger hoben Grabe ber politiſchen Gewiſſen— 
ofigfe 

(ſehr richtig! bei den Sozialdemokraten), 
ben die Negterung anzuwenden fi für befugt hält, dann 
wäre der Ausgang der Wahl nicht von dem freien Willen 
und der politiihen ilberzeugung der Wähler abhängig, 
fondern von dem Grade ber politiichen Korruption, ben 
die Regierung auszuüben imftande ift. 
(Sehr richtig! bet ben Sozialdemokraten.) 
Und, meine Herren, auf weldes niedrige Niveau würde 
bie Regierung die von ihr abhängigen Beamten ftellen, 
wenn ed Aufgabe der Beamten wäre, je nad) ber politifchen 
Auffaffung der Regierung bei den Wahlen nun Büttel 
der Regierung zu fein. Sogar ein ehemaliger Landrat, 
der Herr Abgeordnete Windler, hat von diefer Stelle aus 
noch in ber vorigen Woche erflärt, dab biefen ſtadaver⸗ 
ehorfam der politifchen Überzeugungslofigkeit Die Regierung 
öchftend von ihren politiihen Beamten fordern fünne; 
aber — alle Beamten des Verwaltungsdienſtes, 
alle Beamten der Juſtiz, alle Lehrer, alle von der 
Negterung abhängigen Elemente gleichſam als freiwillige 
Wahlihugtruppe zu engagieren, dazu tft jogar die fonfer- 
bative Partei bisher noch nicht herabgeſunken. Der 
preußifche Landiwirtihaftäminifter freilich fteht auf einem 
ganz anderen Standpunkte; hat er doch erft in der füngften 
Zeit eine Derfügung elafen gegen bie preußtichen Forft- 
beamten, eine Verfügung des Inhalts, daß fie aus bem 
Verein preußiſcher SForfibeamten austreten und das 
Abonnement auf das Vereindorgan abbeftellen müßten, 
nur deöhalb, weil dieſes Organ mit ber Frage der Ge— 
haltöregulterung nicht in dem Sinne zufrieden war, wie 
der Herr Minifter es meinte, umb fo hat er in biejer 
geheimen Berfügung erklärt: 
Wer biefer meiner Erwartung nit entipricht, 
wird für die Folge von dem Aufrüden in eine 
höhere Gehaltäftufe ausgeſchloſſen werden und 
hat weber auf Nemumerationen nod auf die bon 
ihm bezogene Oftmarkenzulage zu rechnen. Bor: 
ftehendes ift fämtlihen Forſtſchutzbeamten von 
ben Herren Mevierbeamten mündlich in ent- 
fprehender Weife zu eröffnen, und gegen die— 
jenigen Beamten, die Mitglieder bed Vereins 
preußifcher Forftbeamten bleiben, nad Maßgabe 
obiger Grundſätze zu verfahren. 
Und vor wenigen Tagen ift dur die Zentrumspreſſe 
aud die Nachricht gegangen, daß ber Negierungspräfibent 
von Trier eine geheime Berfügung erlaffen habe, worin 
er die Landräte um Grmittlung von Borfälen erſucht, 
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(A) in denen Beamte und Geiftlihe im verfloffenen Wahl: 


fampf in regierungsfeindlihem Sinne gewirkt hätten. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten und im 


Zentrum.) 
Der Reichdtag Hat mit vollem Recht dieſe Einmiſchung 
der Regierung von jeher verworfen und bat damit eigent- 
lich nichts anderes getan, als was bie Nationalliberalen 
vor 40 Fahren forderten, als fie das erfte Wahlmanifeft 
beröffentlihten. Sie haben ja in ben legten Tagen erit 
unter den Glüdwünfhen bed Herrn Reichskanzlers Ihr 
40jähriges Gründungsfeſt gefetert. Indeſſen, das ift 
40 Jahre ber, heute ift die liberale Fraktionsſcheibe nad) 
rechts gedreht. Was tft damals von Ihnen geforbert 
worden? In bem offiziellen Wahlmanifeft vom 13. Juni 
1867 heißt es: 
Im Parlament erbliden wir die Vereinigung ber 
lebendig wirkenden Sträfte der Nation. * Das 
allgemeine, gleiche, direkte und geheime Wahlrecht 
ift unter unjerer Mitwirkung zur Grundlage des 
öffentlichen Lebens gemadt. Wir verhehlen uns 
nit die Gefahren, welche es mit ſich bringt, 
folange Preßfreiheit, Berfammlungs- und Vereins⸗ 
recht polizeilich verfümmert find, bie Volksſchule 
unter lähmenben Regulativen fteht, die Wahlen 
bureaufratiihen Einwirkungen unterworfen find. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Bureaukratiſche Einwirkungen! — Ja, meine Herren, bie 
Nattonalliberalen waren immer höflich im Verkehr mit 
ber Regierung, auch wenn fie Prügel gekriegt haben. 
Aber die „bureaufratiihe Einwirkung“ ift das, was mir 
heute amtlihe Wahlbeeinfluffung nennen. Der Herr Bor: 
figenbe der Wahlprüfungskommiſſton durch eine Reihe von 
Jahren, der Herr Abgeordnete Dr. Spahn, hat in ber 
vorlegten Legislaturperiode die Entiheibungen ber Wahl: 
prüfungsfommiffion aud in ber Trage der amtlichen 


(8) Wahlbeeinfluffung alle gefammelt und dieſe Druckſäche 


Nr. 286 gleihfam als Vademekum für den jedeömaligen 

Reichstag und die Wahlprüfungstommiifton herausgegeben. 

Es läge ja nahe bei jo viel neuen Herren, bie im Haufe 

anmwejend find, dieſe ganze Zuſammenſtellung bier wieder 

einmal zu verlefen, aber ih will mih nur auf bie 

Hauptjäße baraus beſchränken: 

Eine die Wahlfreiheit beeinträchtigende Beein- 

fluffjung wurde in der Tätigfett der ftaatlichen 

und kommunalen Beamten zu Gunften eines bes 

ftimmten Kandidaten gefehen, wenn biefelbe einen 

Umfang angenommen hat, baß daraus zu nr 

war, die Staatöregierung wünſche die Wahl 

dieſes Kandidaten. . . . Eine Kandidatur wurde 

als offizielle angeſehen, wenn bie Gemeinde: 

vorſteher auf an ſie gerichtete Anweiſung des 

Landrats für beſtimmte Kandidaten agitierten 

Die Wahlfreiheit wurde als un: 

zuläffig beeinflußt angefehen, wenn Lanbräte, 

Landratsamtsverwalter Wahlaufıufe ufw. unter 

Beifügung ihres Amtscharakters unterzeichnen; 

auch ohne öffentlihes Auftreten — — Borteile 

bezw. Nachteile in Ausficht ftellen; wenn fie in 

Kreißtagöverfammlungen ufw. für oder gegen 

eine Kandidatur Stellung nehmen; wenn aus 

ihren Bureaus Stimmzettel ufw. zur Verſendung 

gelangen; ja fogar, wenn ber Amtödtener im 

uftrage des Amtöverweierd Stimmzettel 5 

einen beftimmten Kandidaten verteilte, ufw. uſw. 

Und der Reichstag hat in allen Fällen, wo er eine biefer 
Tatfahen ald vorhanden annahm, die Wahl Taffiert. 

Wie find nun die Dinge geweſen bei der letzten 

Neihdtagswahl? Da fahen wir dad Reichskanzleramt, 

das Stolonialamt, das Reihöpoftamt, dad Reihömarine- 

amt, den Großen Generalftab, dad Oberfommanbo ber 


Schugtruppen alle zufammen tätig im Intereſſe ber Blod- (0) 


parteien. 
(Sehr richtig!) 

Der Herr Reichskanzler hat num erflärt, daß er barin 
feine amtliche Beeinfluffung erblide, und der Herr Staat» 
fefretär hat mit Nüdfiht darauf gemeint, für die Reichs— 
regierung jet die ganze Iuterpellation erledigt, wenn der Herr 
Reichskanzler diefe amtlihe Beeinfluffung ableugnet. Da 
braudte man nicht viele Richter im Deutſchen Weich, 
wenn ein Angeflagter jagt, er habe bie Tat nicht begangen, 
und bie Richter entſchieden darauf, daß nad) Erklärungen 
des Angeklagten dieſer jchuldlos je. Mau fünnte dann 
fofort die Richterftellen reduzieren, und bie Zahl ber Ver: 
urteilungen würde fehr zurüdgehen. Der Herr Reichslanzler 
bat nicht nur gefagt, es ſei fein gutes Recht, das zu tum, 
fondern er hat nod hinzugefügt, bei den nächſten Wahlen 
würde er uns bon der äußerften Linken nod ein ganz 
anderes Lieb vorblaſen. 

(Bravo! rechts.) 
— Bielleiht freien Ste zu früh bravo! Denn wer von 
uns will die Garantie übernehmen, daß ber Herr Fürſt 
Bülow noch Reichskanzler ift, wenn bie nächſten Reichs— 
tagöwahlen kommen. Fürſt Bismarck war höher an 
Einfluß, Madt, Kenntnis und Erfolgen, und er wurde 
doch auf offener Straße aus dem Kaiſerlichen Wagen aus: 
gelegt! Herr v. Gaprivi ift gegraft worben für feine 
„nationale Tat” der Hanbelöverträge, und in Liebenberg 
tft er auf der Strede geblieben! Und alö er als ein ftiller 
Mann ftarb, da haben Sie (nad) rechts), die Verehrer ber 
ftaatlihen Autorität, dem Manne im preußifhen Lanb- 
tage fogar die Totenehrung verweigert. General Stöflel 
hat ben Orden Pour le merite befommen und heute lebt 
er als ein verachteter Feigling in Rußland. Wer heute 
in den höchſten Amtern vom Sonnenfhein der Huld 
beftrahlt wird, bei dem dauert es mandmal nicht lange, 
bis der Schatten auf ihn fällt. Die Hähne, bie in ber 
Frühe fo laut frähen, gehen in ber Regel früh am Abend 


ſchlafen. 
(Zwifchenrufe rechts.) 
— Wir wollen abwarten, wie lange der Blodhahn des 
m. nod jo kräht, als er die vorige Woche ger 
äht hat. 


übt 5 
(Heiterfeit.) 

Nun fagt und ber Heichöfanzler weiter, er nehme für 
fi und bie Regierung das Recht in Anfprud, bie Wähler 
„aufzullären über die Abfichten der Regierung”. Ja, meine 
Herren, wer hat beun dem Herrn Reichskanzler und ber 
Regierung dieſes Recht jemals beftritten? DieRegierung mag 
in Thronreden, fie mag in Kaiſerlichen Botſchaften, im 
Parlament ihre Stellungnahme zu ben einzelnen Fragen 
und zu ber ganzen Politik enthüllen, die Regierungsprefie 
mag diefe Stellungnahme verteidigen, fein Menic hat 
etwas dagegen. Über bie Wähler „über bie Abſichten ber 
Regierung aufzuklären” und die ber Regierung entgegen: 
ftehenden Parteien zu befhimpfen, zu berleumben und 
zu berbädtigen unb gegen bieje Parteien ben ftaatliden 
Einfluß bei ben Wahlen in die Wagichale zu werfen, 
find zweierlet Dinge. Mit folhen Redensarten kommt 
man um das Unrecht, den Mikbrauh der Amts» 
gewalt, ber bei bem leiten Wahlen vorliegt, nicht gi 
Und was haben wir bei diefen Wahlen erlebt? Die 
Regierung — und ber Fürſt v. Bülow ift fein Pripat- 
mann, und Herr Gothein hat gejagt, er ift, folange er 
Reichslanzler ift, Feine Stumde mehr Privatmaın — 
Herr v. Bülow bat in feinem Silvefterbrief an ben Reichs— 
verband zur Bekämpfung ber Sozialdemokratie bie 
Soztaldemokraten, die Polen, die Welfen, dad Zentrum 
vor dem ganzen Rande ald Parteien ftigmatifiert, die für 
die „deutſche Waffenehre*, „unjer Anfehen vor der Welt“, 


für „nationale Würde“ feine Empfindung haben; er hat 
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(#ifcher.) 

im Namen der Regierung die Wähler —— egen 
dieſe Parteien zu flimmen. Damit übt er einen unzuläffigen 
Drud auf bie alle bie taufende bon ber Regierung ab» 
hängigen Wähler aus. Das ift die tollfte Wahlbeein- 
flufjung, die der Neihätag jemals erlebt hat. 

(Sehr richtig! bei den Soztaldbemotraten.) 
Dagegen proteftieren wir, das ift feine freie Wahl mehr, ba 
fann man nicht mehr von unabhängigen Volkövertretern 
fprechen, die in ben Reichtag entfandt werben; dann foll bie 
Regterung an die Wahlurne lieber gleih den Büttel hin- 
ſtellen: dann hat fie bie Garantie, daß überall Regierung 
mameluden gewählt werben, wie unter Napoleon III. bei der 
Bräfektenwirtihaft! Nichts hat den Tiefftand dieſer offi- 
it Wahlbeeinfluffung deutlicher fund getan als die 

breffe, an welche der Herr Reichskanzler feine Aufklärung 
über die Abfihten der Regterung gerichtet hat; und wenn 
etwas für die nationalen Blodvarteien, für die Konſer— 
bativen, Nationalliberalen und Freiſinnigen beſchämend ift, 
bann ift es gerabe die Adreſſierung. Für dieſe Blodparteten 
hat bo die MWahlbeeinfluffung flattgefunden. Um bie 
Wähler zur Stimmenabgabe für dieſe Parteien zu be— 
einfluffen, wurbe der fogenannte Silvefterbrief gefchrieben; 
aber weder Sie, noch bie nationalliberale Partei, noch 
ihre Preßvertreter, noch ihre parlamentarifchen Vertreter 
hat man für wert erachtet, Empfänger eines ſolchen 
Briefes zu fein, — und nicht Herr Ballermann, der auf 
Beftellung Interpellationen über die äußere und innere 
Politil im Reichſtag einbringen darf, war ed, an ben 
Fürſt Bülow in diefem Falle fi wandte, nein, es war 
der Herr Generalleutnant v. Ziebert, der Reichsberband, die 
Organifation, bie geradezu bie politiſche Grunbfatlofigkeit 
zum Prinzip erhebt, die Organtfation, die gleihfam das 
Sammelbeden, das Schlammbaffin für allen politifchen 
Unrat ber Blodparteien ift. 

(Große Heiterfett.) 

An diefe Adreſſe hat der oberfte Beamte des Reichs feine 
Aufklärung an die Wähler gerichtet. 

Uber der Herr Reichskanzler ift mit dieſer Art Wahl- 
beeinfluffung noch gar nicht zufrieben geweſen; er hat ung 
ja jelber erflärt, daß er bielen Blodparteien 30 000 Mart 
zur Berfügung geftellt bat. Er hat freilich beigefügt, daß 
aus amtlichen Fonds für Wahlzwede nicht ein roter Heller 
audgegeben worden fe. Ich will an biefen Worten be3 
Herrn Reichskanzlers und an dem guten Glauben bes 
Herm ———— keinen Augenblick zweifeln; aber 
kann uns der Herr Reichskanzler eine Garantie dafür 
geben, daß nicht hinter ſeinem Rücken oder andere als 
die ihm unterſtellten Reichsbehörden dennoch bie ihnen 
anvertrauten amtlichen Gelber mißbraucht haben. 

(Lebhafte Rufe: Oho! und Laden rechts und inte.) 
— So etwas tft wohl in Preußen und Deutſchland über: 
haupt noch nicht bagemwefen? 


(Zurufe.) i 
— Ad, das ift ja alle Tage an der Tagedorbnung in 
Preußen. Ich werde Ihnen ben Beweis bringen; id 
werbe mich nicht in bie Verlegenheit begeben, bier etwas 
au behaupten, was id) nicht ſchwarz auf weiß beweiien 
ann. 


(Erneute Zurufe.) 
— a, Sie beftreiten alles fo lange, bis man Ihnen ben 
Beweis under die Nafe reibt; und nur fo lange Sie ben 
Beweis unter der Nafe haben, halten Sie mit Ihren Be- 
hauptungen zurüd; naher find Ste immer wieder ba. 
(Bebhafte Zurufe.) 

Nah S 24 des Gefehes vom 11. Mat 1898 bürfen 
außerorbentliche Remunerationen und Unterftägungen für 
Beamte nur aus benjenigen Fonds gewährt werben, 
welde in den Gtat dazu eingefegt find. Im Jahre 1900 
hat der preußifche Minifter v. Rheinbaben 50000 Dart 
dem Fonds für geheime Ausgaben im ntereffe der 


ei 


u 





olizet entnommen, um die Berliner Schußleute für Die (0) 


tenfte zu belohnen, bie fie ber Straßenbahngefellihaft 
bet bem Streit ber Straßenbahnangeftellten geleiftet haben. 
(Zuruf: Wahlbeeinfluffung!) 
— Das ift nicht wahr? Natürlid) ift ed wahr! 
(Erneute Zurnfe: Wahlbeeinfluffung!) 
— Sie haben beftritten, daß jemald in Deutſchland amt- 
liche Gelder zu anderen Zweden verwendet worben ſeien, 
ald zu denen fie geſetzlich beftimmt find; und Ihrem 
Widerſpruch begegne ich damit, daß id) eine Tatſache an- 
führe, die doch das Gegenteil beweift! 

Ih will nur noch eine Tatſache anführen — id) 
habe eine ganze Reihe von ſolchen Fällen von Polizei— 
beamten, Bolizeifpigeln, davongejagten und verurteilten 
Bolizeitommiffaren und sinfpeftoren, die troßdem aus 
dem geheimen Fonds von ber Polizei 800, 1200, 1600 
Mark jährlich kriegten; fogar die Witwen von Polizei— 
fpionen können aus biefem Fonds für geheime Ausgaben 
im Intereffe der politiihen Polizei monatliche Beträge 
pH * Kanzlei des Miniſteriums des Innern als Penſion 
abheben. 


(Burufe.) 
Der Bolizeipräfident von Stettin, Herr db. Puttlamer, hat 
verſchledentlich 2: bis 5000 Mark für fich perſönlich aus der 
Hand des Oberpräfidenten aus biefem politifchen Kor— 
ruptionsfonds erhalten. 

(Hört! hört! bei ben Sozialdemokraten. 
Lebhafte Zurufe.) 
ALS der Minifter v. Köller fein Amt nieberlegte, hat er 
zwei bis breit Moden, bevor er dad Minifterpalatö ver: 
ließ, dreimal je 10 000 Marf, beren Verwaltung er felbft 
gu beforgen fi veranlaßt jah, aus dieſem geheimen Fonds 
er politiihen Polizei entnommen. 
** Wofür denn?) 

— Ja, das weiß 


ch nicht ganz genau. 
(Große Heiterkeit.) (D) 
Das weiß ih nicht gang genau; aber das eine weiß ich, 
daß er fie nicht für die Zwecke ber politiihen Polizei 
verwendet hat. 
eute Zurufe.) 


Ern 
— Ich weiß, daß er fie verwendet haben ſoll — 
(lebhafte Zurufe: „ſoll“ 
— Ad, meine Herren, Ihr Beftreiten beweiſt doch nichts! 
(Zurufe: Ihr Behaupten erft recht nicht3!) 
— Aber, meine Herren, ich behaupte e3 an diefer Stelle, 
und bie Regierung ift in ber Lage, mich zu wiberlegen, 
wenn fie kann! Diefe Tatfachen, bie ich anführe, finb vor 
Gerichtsſtelle feftgelegt. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Der Staatsanwalt Iſenbiel hat von ihmen Stenntnis 
genommen; ein Ginfchreiten iſt nur —*2 nicht erfolgt, 
weil man den Miniſtern die böſe Abſicht nicht nachweiſen 
kann. — Der Miniſter v. Köller hat wenige Wochen vor 
feinem Abgang dreimal je 10000 Mark aus dem Fonds 
für geheime Ausgaben im Intereſſe ber Polizel, ent- 
nommen für Zwecke, für bie er fie nicht entnehmen durfte, 
nämlid, um fie dem Verlag der Hillefhen Zeitſchrift zur 
— der Sozialdemokratie zu geben. 
rt! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Wollen vielleicht annehmen, baß bie linterftühung 
ber Hilleſchen Zeitfhrift einen Beitrag aus dem Fonds 
für geheime Ausgaben im Intereſſe der Polizei rechtfertigt ? 
(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) 

Alfo der Umftanb, daß ber Herr Neichälanzler uns 
* hat, er habe aus amtlichen Fonds keinen Pfennig 
ahlzwecke gegeben, der würde, auch wenn er bis 
auf den Buchſtaben richtig wäre, deshalb ben Vorwurf 
ber amtlichen Wahlbeeinfluſſung durchaus nicht erſchüttern. 
(Sehr richtigl bet den Sozialdemokraten.) 

Fürft Bülow hat uns erflärt, entfprecdhenb einem Briefe, 
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(#Fiicher.) 


(A) den ber Fürſt Salm geichrieben hat, daß er 30 000 Mart 


ben SFlottenderein zur Wahlagitation fir die Blodparteien 
zur Verfügung geftellt habe. Der Herr Reichskanzler hat 
am 26, Februar dann allerdings erklärt, er habe bie 
Gelder nicht felber verteilt, jondern fie durch einen Be- 
auftragten verteilen laffen. Mag ja fein, daß bie fchon 
eine Einſchränkung bedeutet, daß bad fon eine Art 
Entfhuldigung fein fol, wenn er nicht felber an bie 
Standidaten, an die einzelnen Wahlkreife bie Gelber zur 
Verfügung geftellt hat. Schließlich wäre es nicht bloß 
für ben Reichskanzler, ſondern auch für die armen Kaudi— 
daten gar zu beſchämend gewefen, wenn fie fi hätten fo 
marfweife eine Unterflügung bon dem Herrn Reichskanzler 
vorzählen laſſen müflen. Unterbefien bat uns Herr 
vd. 2iebermann, wie bereit3 Herr Schaebler anführte, mit: 
geteilt, wer benn biefe Vermittlerdienfte für den Reichs— 
fanzler bei ben Blodparteien geleiftet hat: Freiherr 
Octabio v. Zedlit. Da wird wohl fogar Herr Eickhoff 
begreifen, warum die beweglichen Klagen, baß ihm, bem 
Regierungdfanbibaten, eim bürgerliher Gegenfanbibat 
gegenübergeftellt jet, feine Abhilfe beim Reichdtanzleramt 
finden fonnten. Diefen finanziellen Beirat konnte aud 
ber Herr Reichskanzler und Herr dv. Loebell nit ab» 
halftern. Herr Zedli weiß zu viel, er tft auf den 
Hintertreppen der Politik gar zu gut befchlagen. 

(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten. — Heiterkeit.) 
Das — man ſeit Miquels Zeiten, und um Herrn 
Eickhhoffs Willen verfeindet ſich die Reichskanzlei ſchon 
lange nicht mit Herxrn Oftavio v. Zedlitz. 

Nun hat der 7 Reichslanzler geſagt, das ſei fein 
gutes decht. Schön, daß ber Herr Reichskanzler das 
glaubt. Der NReihätag aber hat es ſeit vierzig Jahren 
als Mißbrauch der Staatögewalt betrachtet, wenn bie 
Regierung im biefer Weiſe den amtlihen Einfluß in die 

Wagihale wirft. Ich fage nicht zu viel, wenn id 
(B) behaupte, fein Mitglied des Reichstags hätte e3 für mög: 
lich gehalten, daß ein Reichskanzler ſich * hergibt, für 
Blockparteien den finanziellen Makler zu ſpielen. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten. Laden 
recht3 und links.) 

Meine Herren, wenn wir Sozialdemokraten fonft 
behaupten, die Regierung ſei im bürgerlichen Klaſſenſtaat 
nichts anderes als die Sahmwalterin, ber Verwaltungs» 
ausfhuß der Zapitaliftiihen Intereffen, dann find Site es 
und auch die Regierungen, bie über folde Verleumdungen 
ber Sozialdemofraten und folde Herabjegung aller ftaat: 
lichen Autorität durch die Sozialdemokratie Magen. Und 
jest verlangt ber Herr Reichſskanzler es ſelber als fein 
. Recht, den Wahlkaſſierer der Blockparteien zu ſpielen. 

chön, ber Herr Reichſskanzler muß wiſſen, wie hoch er 
fih einfhäten darf. 

Aber wenn es fein gutes Recht ald Reichskanzler 
fein fol, dann ift es unfer gutes Recht ald Parteien biefes 
Haufes, zu willen, woher die Gelber geflofien find, bie 
ber Herr Reichſskanzler für dieſe Zwede zur are 
geftellt Hat, und im Intereſſe bed Anfehend bed Neichs- 
tags und im Intereffe des Anfehens ber Regierung felber 
ift = Herr Reichskanzler verpflichtet, diefe Auskunft hier 
zu geben. 

Ih glaube, es ift ſchon erwähnt worden: als Fürft 
Bismard felnerzeit die Mittel für den vom Reichötage 
abgelehnten Vollswirtſchaftsrat von privater Seite entgegen- 
—— da * er es für ſeine ſelbſtverſtändliche Pflicht 
gehalten, ſofort in der Öffentlichkeit darüber zu quittieren. 
Gerade in dieſem Falle ft es boppelte Pflicht des 
Neichälanzlerd und zwar im Intereſſe der Regierung und 
des Reichſtags, zu fagen, woher bie Gelber ftammen. 
In der Öffentlichkeit ift ganz offen außgefprocdhen worden, 
daf die Gelber von ber Börfe ftammen. 

(Lebhafte Zurufe.) 
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— Gewiß fammen fie aud bon ber Börfe! Sie brauden (0) 


feine Sorge haben, Herr v. Liebert, daß id Ihnen etwas 
ſchenke, Heute ftehen Sie bier, heute können Ste nicht 
fneifen wie im Wahltampfe, heute müffen Sie hier 


antworten. 
(Zurufe rechts.) 
— Jawohl, im Wahltampfe fünnen Sie fneifen und 
fagen, daß Sie den Sozialdemokraten feine Redezeit geben; 
bier müffen Sie antworten. Haben Sie nur feine Sorge, 
daß ich Ihnen das Schwarze unter dem Nagel fchenfe. 
(Stürmifche Zurufe rechts.) 
Hier bin ich zufällig — t, ich will nicht ſagen 
gleichwertig, — ſo weit verſteige ich mich nicht. 
(Stürmiſche Heiterleit.) 

Ih ſage: man ſpricht ganz offen davon, daß ber 
Herr Reichſskanzler dad Gelb von ber Börfe erhalten habe, 
und weiter ift in ber Preffe ber Gedanke ausgebrüdt, bie 
Ankündigung der Börfenreform fei der Dank bed Herrn 
Reichskanzlers für bie Wahlbilfe, die die Börfe geletftet habe. 

(Ah! ah! rechts und lints.) 
Wenn dad ber Fall ift, glaube ich, muß der Herr Reichs⸗ 
fanzler felber fühlen, in welche ſchiefe Situation er fan, 
in welche Abhängigkeit von der Börfe er geraten wäre, 
wenn biefe Vorausſetzung wahr wäre. 

Eine andere Verfion geht dahin, das Geld, das ber 
Herr Reichskanzler den Blodparteien zur Verfügung 
ftellen fonnte, jet von Herrn Kirdorf, dem früheren Leiter 
ber san in dem legten Bergarbeiterftreit, und bon 
Herrn Bopelius, dem Morfigenden des Scharfmader: 
verbandes, dem Borkämpfer für die Zuchthaudporlage, 
bie fhon bei ber Zwölftauſendmarkunterſtützung an das 
Reihsamt ded Innern eine Rolle fpielten, gegeben worben 
ald Dank für die hohen Orbensverleihungen, die fie am 
6. Januar erhalten haben. 

Und wieber eine andere Berfion geht bahin, bie 


SKKopfiteuer, die fich der Zentralverband der Inbuftriellen (m) 


auferlegt habe pro Kopf ber von ihnen befchäfttgten Arbeiter, 
fet ebenfalld dem Herrn Reichskanzler zur Verfügung ge- 
ftellt worden. Meine Herren, vielleicht hat die Regierung 
noch das lnglüd, daß Briefe des Herrn Bued und Sons 
forten veröffenlidt werben, und wir wollen bann bloß 
hoffen, daß Herr Bued nicht abermals in ber Lage ift, 
fi) befpeftierlih über bie Reichsregierung als über zu« 
dringlihe Bettler auszulaffen. Der Herr Reichskanzler 
aber, ber ja feinerzeit in ber von ihm fo beliebten Nobleffe 
in Ton und Ausbrud von ruſſiſchen Schnorrern und Ber: 
—— ſprach, der kann es jetzt am eigenen Leibe 
püren, wie ——— klingt, wenn ihn die Preſſe den 
Schnorrer für den Wahlfonds ber Blodparteten und ben 
Verſchwörer gegen die vom Reichstag jeit Jahren Hoch: 
gehaltene Wahlfreiheit nennt. 
(Laden rechts und bei den Nationalliberalen.) 

Das ift die Situation, in die man kommt, wenn man 
fo wie ber Herr Reichskanzler handelt. 


(Zuruf rechts.) 
— Ad, Herr Kreth, Ste haben fid) ja bereit3 zum Wort 
gemeldet, Sie können nachher reben. Jet rebe ich nicht, 
was Ihnen gefällt, fondern was mir gefällt. 

(Gelächter und Zurufe rechts und bei ben Liberalen.) 
Ih würde in dem Augenblid bie Tribüne verlaffen, wo 
ih glaubte, daß meine Ausführungen Ihnen gefallen 

en. 


würd 
Stürmiſche Heiterkeit.) 

Aber, meine Herren, * davon, wer nun dieſe 
Gelber gegeben hat, ganz abgeſehen davon, ob das Hinz 
ober ſtunz, ob ed die Börfe oder die Induſtri 

(Zuruf rechts: Arona!) 
— So dumm Sg nidt, daß er dem Reichskanzler 
Gelber zur Be ng ſtellt. 
(Große Heiterkeit. Zuruf rechts.) 


e war — — 


(A 


— 


(B) 


N 
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Fiſcher.) 
— Das iſt Ihre Sache! Aber Sie gehören ja nicht zu denen, 
bie dem Reichsſskanzler Gelder geben, Ste gehören ja zu 
denen, bie den Reichäfanzler als dafür vorhanden an— 
nehmen, daß er Ihre Privattafchen fült durch die Flinte 
ber Geſetzgebung. 

(Gelächter rechts. Hört! hört! bei den Sozial⸗ 
bemofraten. Zuruf rechts: Da hört ja alles auf!) 
— Ja, ba hört alles auf. Das iſt ja Ihr Schmerz, daß 
alles aufhört! Nur bamit die Wahlbeeinfluffungen nicht 

aufhören, wollen Sie 

(Zuruf von den Sozialdemokraten: Auch nehmen!) 
— aud nehmen, jo viel Sie kriegen. Es war Ahnen ja 
zu wenig, und daher freien Sie; Sie können nie fatt 
werben. Sie wollen ja ſogar unter bie Sozialdemokraten 
gehen, wenn Sie nicht genug kriegen, und daher müſſen 
Sie fo laut ſchreien, dab Sie immer mehr kriegen. Der 
Herr Reichölanzler, der feine Zeit hat, hierher zu gehen, 
bat wentgftens geftern in den Deutfchen Landiwirtichaftsrat 
geben fönnen und ben Ban Hochſtand der politiſchen 

ewegung damit zu charakteriſieren gewußt, daß er ſagte, 
mancher von Ihnen ſei von dem nationalen Schwein in 
ben Reichstag hineingetragen worden. 
(Stärmifche Heiterkeit.) 
Aber meine Herren, gehen wir wieder auf das zurüd, 
wovon id —— Ganz gleichviel, woher die Re— 
gierung bie Gelber hat, fie durfte feine Gelder nehmen, 
und fie burfte feine Gelder für ſolche Zwecke verwenden. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Meine Herren, wie —— bie Barteien, die jetzt bei dieſer 
Angelegenheit jchweigen natürlih aus Angſt vor 
fommenden Enthüllungen — e3 über fi bringen können, 
nicht einmal dem Antrag auf Beiprehung zuzuftimmen, 
nachdem der Reichskanzler die Interpellation nicht be- 
antwortet? 
(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten. Lachen 
rechts und link.) 
Ad, meine Herren, Sie wiflen ganz genau, Ste müffen 
fih ja felbft anflagen und an bie Bruft ſchlagen: nostra 
culpa, nostra maxima culpa, wenn Sie in eine Be 
ſprechung ber Interpellation einwilligten; denn für Sie 
find die Wahlbeeinfluffungen erfolgt. Cui bono — wen 
es müßt, ber iſt aud verdammt — das gilt aud in 
biefem Falle. 
Was haben aber bamals, ald das Neihsamt bes 
Innern Gelder zur Propaganda für bie Zuchthausborlage 
erbettelte, die Organe ber Parteien, bie jegt bie Blod- 
parteien bilden, geihrieben? Da hat bie „Frankfurter 
Zeitung“ geſchrieben: 
Kein Staatöfetretär konnte darüber im Zweifel 
fein, daß ed eine Verlegung des Budgetrechts 
bebeutet, wenn er fi geheime, nicht bemilligte 
und nicht gebuchte Einnahmen verihafft . . . 
(Hört! hört! bei ben Sozialdemokraten.) 

Ob num die Agitation in der Weife erfolgte, daß 
man einzelnen Wgitatoren Gelb in bie Hand 
brüdte, ober baß man geeignete Flugſchriften 
bruden ließ und ind Volk bradte, das ift natür— 
ih für bie prinzipielle Beurteilung der Sache 
ganz gleichgültig. 

Und bie tet innige Zeitung” — es gilt das nicht mit 

bezug auf Herrn Eidhoff, fondern auf die Zwölftaujend- 

markgeſchichte — fagt: 
Wie will die Regierung dem Argwohn begegnen, 
daß ähnliche Borgänge bei anderen Gefegentwürfen 
an anderer Stelle der Reid: und Staatäver: 
waltung fi etwa jchon des öfteren ereignet haben? 
Es gibt ja fo viele politifche Aktionen im Reiche 
wie im Einzelftaat, an denen patente Sapitaliften 
finanziell intereffiert find. Daß biefe unter Um— 
ftänden ſich's Geld koften laffen, zu eigenen Gunften 











die öffentlihe Meinung zu beeinfluffen, haben die (O) 


Verhandlungen des Neihötags über den vor— 
jährigen Flottenrummel eriwiejen. 

Und das „Berliner Tageblatt” fchreibt: 
Das Unerhörte ift geichehen : eine oberfte Reichs— 
behörbe hat von einem Privatmann Geld für 
Agitationszwecke — benn was bedeutet die Ber- 
teilung amtliden Material$ an Provinzblätter 
andere als Agitation — gefordert und an 
genommen. 

Und die „Rattonalzeitung*, die Stipenbiatin bes Herrn 

ne 7 in diefem Wahlkampf, fagt: 

8 ift rn. daß ein Beamter des Reichs⸗ 
amts es für zuläſſig halten konnte, für den 
agitatoriſchen Zweck der Regierung von einem 
privaten Intereſſentenverein Geld zu verlangen. 

Meine Herren, Wort für Wort trifft das für dem vor— 
liegenden Fall zu, nur wird es verſchärft durch die ver— 
änderte politiihe Situation. Damald konnte der Herr 
Neichölanzler noch fo tapfer ſchmälen. Herr Schaedler 
hat bereits wörtlih bie ganze Auslaffung bes Herm 
Reichdlanzlerd zitiert, die er damals über die Zwölf: 
taufendmarkaffäre des MNeihsamtd des Innern hier im 
dieſem Reichstag von fi gegeben hat; ich brauche daher 
die Sache nicht zu wiederholen. Ich will bloß darauf 
aufmerlfan maden, daß ber Herr Reichskanzler damals 
gela bat, die Regierung müſſe fogar den ‚Verdacht des 
uſcheins“ irgend welder re von irgend welchen 
finanziellen Gruppen vermeiden. Er hat den Weg als 
einen „Mißgriff“ bezeichnet, und er hat ihn ausdrücklich 
„mißbilligt" und nur deshalb für möglich erklärt, weil er 
jelber damald noch nicht an der Spige der Reichs— 
regierung geftanden bat. Jetzt fteht er an der Spike, 
und alled, was er bamald mißbilligt hat, was er als 
Mibgriff bezeichnet hat, alles, was er verurteilt hat, hat 


er jelber getan. Nur tft fein Vorgehen, wie gejagt, um (D) 


fo entſchiedener zu verurteilen. 

Aber, meine Herren, dieſe 30 000 Mark find ja nicht 
das einzige, wad ber Herr Reichskanzler erhalten und 
weiterbeförbert hat. Der Herr Reichskanzler hat feine 
Silbe davon gefagt, wieviel er gekriegt hat; er hat uns 
bei bem guten Glauben gelafien, e3 cn 30 000 Mark. 
Gr hat und nur erflärt, er felber hätte fie nicht verteilt, 
aber er hat ed als fein gutes Recht reflamiert. Inter: 
befien find wir über verſchiedene Dinge unterrichtet worben: 
daß Herr Keim am 6, Februar In die Reichskanzlei bes 
foblen wurde, um bort Kenntnis zu erhalten von ben 
Berdffentlihungen im „Bayeriſchen Kurier” über ver- 
ſchiedene Dinge, baß bie Briefe gar nicht geftohlen find, 
während ber Herr Reichskanzler bier im fittliher Ent: 
rüftung Hagte und Sie alle in getreuem Echo nach— 
jammerten, baß bie Briefe geftohlen worden jeien. — 
Bereit am 6. Februar wurde im Bureau des Flotten- 
vereind Lonftatiert, dab fein einziger Brief geftohlen 
worden ift. 

(Widerſpruch und Zuruf rechts: Kopiert!) 
— a, abgeſchrieben und geftohlen find zwei ganz ver: 
fchiedene Dinge. 
(Andauerndes ſtürmiſches Gelächter rechts und bei 
den Liberalen.) 

— Id kann ja warten; ich verliere meinen Faden nicht. 
Es dauert nur etwas länger. — Meine Herren, es ift fein 
einziger Brief geftohlen worden; aber es liegt ein Ber- 
trauendmißbraud) vor, und das wollten Sie jagen, und das 
fage ich jelber. Es liegt ein Vertrauensmißbrauch vor, 
nicht begangen durch einen Diebftahl, fondern verurfacht 
burd eine ganz gewöhnliche Teichtfertige Schlamperei im 
Bureau bes FFlottenvereind. 

(AH! rechts und bei ben Nattonalliberalen.) 
— Ad Gott, id) braude Ihnen doch nicht vorzuhalten, 
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(Bilder) 


(A) daß die nmattomalliberale Partei im babifchen Landtage 


feinen Anſtand Er einen geftohlenen Brief zur Berlefung 
zu bringen. Sie ſchimpfen bloß dann, wenn Sie fie nicht 


friegen 

(große Heiterfeit); 
wenn Sie fie friegen, dann veröffentlichen Ste fie. Aber 
Ste haben bloß feinen Kredit; wer Ihnen etwas ander: 
traut, weiß, daß es verloren ift. 


(Heiterkeit.) 
Da geht man lieber gleich zur Polizei al3 zu den National: 


liberalen. 
(Heiterkeit.) 

Alfo durch eine gewöhnliche Schlamperet im Flottenverein 
find dieſe Indiskretionen verurſacht, vom denen ich fehr 
wohl begreife, daß Ste fie verurteilen, von denen id) ſehr 
wohl begreife, daß der Generalmajor Heim wütend barüber 
tft, von denen ich jehr wohl ker: daß ber Bureau- 
vorfteher fagt: „meine Ehre ift futſch, die Ehre des 
Generals Keim iſt futih, der Fylottenverein kann gleich 
die Bude zumaden*. Das begreife ih alles; aber be— 
ſonders rühren tut mid) das nicht. Biel mehr ift folgendes 
u beaditen, baß ber Bureauborfteher gerufen hat: „Gott 
fi Dank, daß von den Briefen, die General Keim unter 
Verſchluß bat, keiner fehlt, fonft wäre der Skandal fürdter- 
li geworden“. Na, auf eim biffel mehr oder weniger 
tommt es ja nit an. Schließlich tft bie Korruption feft: 
geftellt, und ein bißchen mehr oder weniger tut nichts zur 
Sache. Aber wie groß die Schlamperei im Flottenverein 
war, beweift ja ber Vorfall, daß anfangs Februar auf 
dem Tiſche des Bureauvorfteherd Sturk ein Brief lag, 
ben ber Generalmajor Keim an den Herrn Geheimrat 
a in der Reichskanzlei gerichtet hat, mit folgendem 
nbalt: 

Sehr geehrter Herr Geheimrat! Wie unfer Fürft 

Salm-Horftmar mir mitteilt, hat ber Herr Reichs— 

fanzler zu ben Wahlagitationätoften 30 000 Mark 

zur *x4 geftellt, und Herr Dernburg meint, 

daß fih der Reit auch noch auftreiben Taffe. 

(Hört! hört! bei den Soztalbemofraten.) 

Alfo, meine Herren, neben dem Reichöfanzler haben wir 
ald Finanzier zur Sanierung der finanziellen Nöte der 
. Blodparteien Herrn Dernburg, ber ja gewiß ſachverſtändig 
if. Damit find die amtlihen Beztehungen der Reichs— 


kanzlei und des Reichskanzlers zum Flottenberein feft: ' 


geftellt, das können Sie gar nicht leugnen. 

Weiter: bie Buchdruckerei Mittler & Sohn, bie ja für 
amtlihe Druckſachen ungefähr dasfelbe Monopol hatte, 
wie die Firma Moermann für ben Eruppentransport, 
fragt am 30. Januar bet Herrn Keim an, wie fie es für 
die Stihmwahlen mit der Vergrößerung des Borrats halten 
follte; 150 000 Stüd „Die Wahrheit über unfere Kolonien“ 
und 500 000 Stüd „Deutfched Bolt“ ſeien noch auf Lager. 
Was antwortet nun baranf der Herr Generalmajor Keim, 
ber Sefretär bed Flottendereind? 

Ob wir überhaupt noch Sachen zur Berfendung 
aufgeben werben, ung 3 von einer Unterredung 
ab, bie heute mit der Wilhelmftraße 
Reichskanzlerpalais — 

ftattfinbet. Bill diefe Stelle außer den big jekt 
bet ihr entftandenen Koſten für Drud und Ber: 
fand, die ficherlich nicht gering ſein werben, auch 
nod die Koſten für die eventuell noch zur Ver: 
fendung gelangenben Saden übernehmen, fo fol 
uns das recht fein. Wir werben, fobald mir 
Beihelb Haben, Ihnen Nachricht zugehen laſſen. 
Die Wilhelmftraße 

das Reichskanzlerpalais — 

hat es ja in der Hand, was ſie machen will, da 
ja auch die Raflowfahe und bie vom General⸗ 
ftab lediglich im Auftrage der Wilbelmftraße ge: 


— alio 


— alſo 


brudt und verſendet worben find. Mir vom 
Frlottenderein find nicht in ber Lage, einen Pfennig 
dafiir zu opfern. 

Alfo, meine Herren, „tm —* ber Wilhelmſtraße“, 
„lediglich“ im Auftrage ber Wilhelmſtraße find vom 
Generalſtab Flugſchriften und Broſchüren verfaßt und ge— 
druckt worden, und allem Anſchein nach handelt es ſich um 
die Broſchüre „Große Lügen des Herrn Erzberger“; denn 
in einem anderen Briefe heißt es: man kann die Bro— 
ſchüre nicht „Die Lügen des Herrn Erzberger“ taufen; 
man kann nur von „Bügen* ſprechen, weil in ber Broſchüre, 
bie jeßt zur Ausgabe gelangt, nur bie militärtechniſche 
Seite, alfo vom Generalftab behandelt worden ſei. Alfo, 
meine Herren, vom Generalftab werben Broſchüren ver— 
faßt, und bie Drud: und Verſandkoſten trägt bie 
Wilhelmftraße. 

Am 26. Februar hat der Herr Reichslanzler hier im 
Neihötag erzählt, er habe lediglich bie Rolle des ehrlichen 
Maklers gefpielt; aber am 30. Januar fon ſchrieb Herr 
Generalmajor Heim, dab im Auftrage ber Reichskanzlei 

lugſchriften — 15 Millionen beißt es an einer anderen 
tele — verfendet und bon der Reichskanzlet bezahlt 
worben feier. Das ift doch ein offener Widerſpruch. 
Entweder hat ber Herr Reichskanzler von diefem Miß— 
braud in der Wilhelmftraße nichts gewußt, ober er hat 
aus biplomatifhen Gründen abgewartet, bis man ihn auf 
biefen Wiberfpruch aufmerffam machen werbe. Der Herr 
Reichskanzler hat ferner am 25. Februar feine Verbindung 
mit dem Flottenverein ald harmlos und unfhulbig hin—⸗ 
zuftellen verfudt, Er bat wörtlich gefagt: 
Wenn ein hervorragendes Mitglied des TFlotten- 
vereind zu mir fommt und mir erflärt, baß er 
fih in den Dienft der nationalen Sade ftellen 
und bei ben Wahlen für den Standbpunft der 
Regierung wirken wolle, fo nehme ich eine ſolche 
Unterftügung banfbar an. 

Der Herr Reichskanzler hat recht, wenn es fi bloß 
um bie Perſon des Herrn Generalmajor Keim hanbelt, 
und man Lönnte auch feinen Dank und fein Lob veritehen, 
welches er fpäter noch biefem Herrn Generalmajor Heim 
ausgebrüdt bat, denn Keim hat fchon als Major 1893 
bei der Auflöfung des Neihsdtagd wegen ber Militär: 
— bie offizielle Wahlagitation in der Wilhelmftraße 
geleitet. 

Mad fchreibt aber gegenüber diefer Darftelung bes 
Heren Reichsſskanzlers hier im Reichstage Herr General- 
major Keim? Am 2. Januar fhreibt er an Geheimrat 
v. d. Groeben, den Preßdezernenten der Kolonialabteilung 
— wir haben alſo jetzt zum zweiten Mal bie Kolonial⸗ 
abteilung, erſt Herrn Kolonialdirektor Dernburg und jetzt 
ben Preßdezernenten Herrn v. d. Groeben —: 

Der Herr Reichslanzler iſt, wie ich heute erfahren 
habe, durchaus einverſtanden damit, daß eine 
Zentralſtelle für bie Herausgabe von Flugblättern 
geſchaffen wird. 
Mir haben aljo jest die offizielle Organifation ber —* 
agitation durch ben Herrn Reichſskanzler. Herr Keim 
ſchreibt weiter: 
Ich habe darauf geſagt, daß der Flottenverein 
dieſe Stelle im Inlereſſe der guten Sache 
annehmen werbe. 

Nun könnte ja ber Herr Neichöfanzler fagen: was 
geht das mih an, was ber Herr Generalmajor Keim 
erfahren haben will? Ich babe dod mein Einberſtändnis, 
daß gerade ber Flottenverein diefe Zentralftelle zur Ber: 
breitung ber von mir gewünfdten Schriften ift, als 
Kanzler nicht gegeben. Zufolgedeſſen kann id für bas 
Geſchwätz des Generalmajord Keim nicht verantwortlich 
gemacht werben. Gewiß, meine Herren, wem daS nur 
fo wäre! Aber Herr Generalmajor Heim ift ein gefährlicher 
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(Fifcher.) 


(A) Brieffgreiber; er jchreibt am 3. Januar, alfo gerade am 


Tage, nachdem er das vorher geſchrieben hat, was ich 
vorgelejen babe: 
ch bin geftern bei Fürft Bülow und heute bei 
Herrn v. Loebell geweſen. 

Wenn Wahlagitationen in Frage find, iſt immer Herr 
vd. Loebell mit im Spiele; die age läßt das Mauſen nicht 
(große Heiterkeit), 
und Herr v. Loebell ift ein alter Praftifer in Wahl: 

fälſchungen. 
(Große Unruhe rechts und links.) 
— Jawohl, meine Herren, ich beweiſe es. 
(Glocke des Präſidenten.) 


Vizepräſident Kaempf: Ich muß Sie wegen dieſes 
Ausdrucks, daß ein Vertreter der verbündeten Reglerungen 
ein alter Praktiker in Wahlfälſchungen ſei, zur Orbnung 


rufen. 
(Bravo! rechts und links.) 


Fiſcher, Abgeorbneter: Es tut mir fehr leid, daß ich 
ben Ausdrud gebraucht habe. Der Reichstag jelber hat 
bie Wahl bes Herrn Loebell Laffiert, weil er den Ge 
ſchmack befeffen hat, in Brandenburg, wo er Landrat war 
und zugleich kandidierte, ein Zirkular an die ihm unter: 
— Behörden zu ſchicken, worin er ſie aufforderte, 

e ſollten ſich von den ſozialdemokratiſchen Abgeſandten, 
* ne fontrollieren follten, Zegitimation 
verſchaffen. 

(Sehr richtig! rechts. Lärm bei den Sozial- 
bemofraten. 
— Meine Herren, wenn man nicht, wie ber befannte 
Wahlvorfteher aus DOftpreußen, Stimmzettel aus ber 
Wahlurne nimmt und andere hineinftedt, dann ift es bei 
Ihnen feine oe 
(Große Unruhe rechts.) 


(B) — Meine Herren, ba hilft alles Schreien nichts! Es ift 


ber alte Standpunkt des Neichdtagd gemweien, wenn in 
folgen Fällen das Wahlreſultat anders fih ge 
ftaltet, als es ohne Beeinfluffung gefchehen wäre, das 
als eine —— zu betrachten und bie Wahl zu 
faffieren, und unter biefem Geſichtspunkt der Anderung 
des Wahlreſultats Habe ich den Ausdrud „Wahlfälfhung“ 
pen t. Ich glaube, unter biefem Geſichtspunkt kann 
& nicht einmal zur Orbnung gerufen werben. 

(Obo! — Glode bed Präfidenten.) 


Vizepräftbent Kaempf: Herr Abgeordneter, ic muß 
Sie bitten, gegen einen Ordnungsruf hier im Haufe nicht 
zu polemtfieren. 

(Widerſpruch bei den Sozialdemokraten.) 
Ich ftehe nad wie vor auf dem Standpunkt, daß, wenn 
Sie gegen einen Ordnungsruf fih verwahren wollen, 
Ihnen ber — *5 Weg vorgeſchrieben tft. 
ravo 


Fiſcher, Abgeordneter: Meine Herren, ich habe nicht 
den Ordnungsruf polemiſtert. Ich habe einfach 
erklürt, wie ber Ausdruck zu verſtehen ſei, und —* 
dem Herrn —— anheimgegeben, ob unter dieſer 
Definition, die ich gegeben habe, vielleicht der Ordnungsruf 
als nicht zutreffend angefehen werben könne. Ich habe 
nicht polemifiert. 

(Zurufe rechts. — Glode des Präfidenten.) 


Vizepräfident Kaempf: Herr Abgeorbneter Fiſcher, ich 
bitte Sie, zur Sache fortzufahren. 


Fiſcher, Abgeorbneter: Ich komme, nachdem ber Herr 
Präftdent biefe meine Korrektur nicht als für ihm bindend 
angefehen hat, wieber zur Sache zurüd. 

(Glode bes Präſidenten. — Heiterkeit.) 


Bizepräfident Kaempf: Ich bite, zur Sade fort: (C) 


aufahren. 


Fiſcher, Abgeorbneter: Ih fahre for. Alſo am 
2. Januar ſchreibt Herr General Heim, er habe erfahren, 
baß ber Reichskanzler eine ſolche Zentralftelle gründen 
wolle, und er halte ben Flottenverein für die geeignete 

Stelle, und am 3. Januar jhreibt er: 
Ih bin geftern bei Fürſt Bülow umd heute bei 
Herrn dv. Loebell geweſen, die meinen Beſuch 
—— „= Wir find konform, was bie 

n 


etrifft. 
(Hört! hört! bei ben Soztalbemofraten.) 

Am Tage vorher bie Erflärung bed Reichslanzlers, eine 
Zentralfielle u Schaffen, am Tage vorher die Mitteilung, 
daß er bem Flottenverein vorgeſchlagen babe als diejenige 
Stelle, bie diefe Funktion übernehmen folle, am Tage nad: 
ber bie Erflärung: Fürft Bülow, Herr v. Loebell und 
ih, wir find fonform in bem, was bie Wahlagitation 
betrifft. Ich meine, es ift gar fein Zweifel, dab ba 
ſchwarz auf weiß der zwingende Beweis erbradt ift, dab 
ber Flottenberein im Auftrag, im Einverſtändnis mit dem 
Reichskanzler dieſe Zentralftelle zur Verbreitung ber 
Schriften gebildet hat. — Und Herr Heim fährt weiter fort: 

Und ebenfo find wir fonform, daß bie Antwort 

auf Herrn Erzberger heißen muß: „Die Lügen 

bed Herrn Erzberger“. Jeder andere Titel ift 

unwirlſam. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Und dann folgt der Wunſch, daß dieſe Broſchüre möglichſt 
bald erſcheine, daß er Korrekturabzug erhalte, damit er 
noch ba und dort einzelne Lichter oder Schlager auffegen 
fünne. Alfo das Kolontalamt mußte fi in ben Dienft 
bes Flottenvereins ftelen, dad Kolonialamt wird beauf- 
tragt, die Brofhüre zu ſchreiben; ſchließlich hat fie ber 
Generalftab geſchrieben. 
ſtorreltur an Herrn Keim fchiden, nicht umgekehrt. 

Man könnte vielleicht noch verſtehen, wenn ber Flotten⸗ 
verein fih in den Dienft der Reichskanzlei ftellte; daß 
aber das Reichskanzleramt, das SKolonialamt fi unter 
bad Kommando bed Generals Keim ftelt, — ſchön, ich 
will mit Ihnen nicht rechten, wenn Gie das für würdig, 
Denen. Es tft für ben beutfchen Reichskanzler, der uns 
ter fo ſchöne Belehrung gibt über Geiftes- und Herzend- 
Übung, über guten Ton, über politiiche Moral, gewik 
böhft mwiürdevoll, wenn er mit dem Generalmajor Keim 
fih unterhält und lnterhandlungen darüber pflegt, wie 
man einem Mitglied des Haufes ben Vorwurf der Lüge, 
db. h. der bewußten Unmwahrheit maden kann. Aber bas 
ift eine Sache, auf bie Herr Abgeordneter Graberger 
felbft eingehen und bie Antwort geben kann, bie angebracht 
ift. Morauf es mir ankommt, ift, feitzuftellen, daß bier 
ber Herr NReichöfanzler, der oberfte und berufenfte Hüter 
ber Geſetze, das preußiiche Vereinsgeſetz offen und rüd- 
haltlos übertreten bat, das preußtiche Vereinsgeſetz, das 
dem Flottenverein jede politiſche Agitation verbietet. 

(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten.) 

Noch am vorigen Montag iſt bier in Berlin im 
DOften eine Bereindverfammlung von ber Polizei aufgelöft 
worben, weil Frauen an berfeiben teilgenommen haben. 
Ste iſt aufgelöft worben, trogbem die Grflärung bes 
——— Polizeiminiſters v. Hammerſtein befolgt worden 
ſt und die Frauen in einem Segment auf der Galerie 
untergebracht waren. Und hier ſehen wir ben oberſten Hüter 
und Schüger des Geſetzes unbekümmert um bie Vorſchrift 
beö Bereinsgefeged mit dem Flottenverein Hand in Hand 
politiſche Agttation treiben. 

Meine Herren, für uns Soztaldemofraten ift ja bieje 
Geſetzesübertretung gewiß nichts Neues, fie iſt fir uns 
auch nichts Unbegreifliches, nachdem wir bier vom Bundes 


Das SKolonialamt muß die (D) 


(A) ratötifche die Erflärun 
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(#ifcher.) 
uf be3 preußifchen Kriegsminiſters 
zu der Duellfrage gehört haben, worin, wenn man bie 
ganze Frage von bem Wortlaut loslöſt, nichts anderes 
ausgeiproden war als bie Aufforderung an bie Offiziere, 
bad Geſetz zu übertreten, wenn fie nit mit Schimpf 
und Schande aus dem Heer ausgeſtoßen werben wollen. 
(Sehr richtig! bei he — und in 
e 
Ih bringe das bier nicht vor, um barüber zu 
jammern; nein, nr will ichs gegenüber ben Ber- 
ſuchen bes Herrn Reichölanzlerd, und als die Geſetze 
beratende Sozialdemokratie vor dem Lande zu fliigmatt- 


n. 

Meine Herren, wenn es nod) weiterer Beweife beburft 
hätte für die Tatſache, daß jkrupellofe Wahlagitationen 
don amtlicher Stelle getrieben worben find, dann, meine 
Herren, noch zwei Fälle, bie freilich bei allem Ernft eines 
gemiffen ar Beigeſchmacks nicht entbehren. 

(Zuruf f reotB: Endlich!) 
— Oh, es kommt nod mehr! 
(Heiterfeit.) 

Am 11. Januar befhwert fi Herr Generalleutnant 
v. Liebert bei Herrn Keim, daß er in feinem Wahlkreis 
mit Mißtrauen empfangen werde — unb ich glaube, auch 
mit allem Redt, denn En eigenen Blodfreumbe, bie Frei⸗ 
finnigen refp. ber Abgeorbnete Abla hat ihm wenige 
Tage vor ber Auflöfung bed Reichstags ein Stedhrieflein 
für feinen Wahltreiö mitgegeben, das ihm meiner Auf: 
faffung nad) bei feinen Wählern fein beſonderes Anfehen 
— en hat. Da kann ich das Mißtrauen der Wähler 
ng en unb kann aud ae daß er Schutz ſucht, 
und an Herrn Keim ſchreibt: Hilf! Samiel Hilft ih bin 


in Gefahr! 
(Große Heiterkeit.) 
Das kann ih alle verftehen. Es hat natürlich bie 
(8) Freifinnigen nicht abgehalten, in ber Wahl für Herm 
vd. Liebert zu ftimmen. — Nun, fie müflen ja wiffen, wie 
viel er ihrer Partei wert tft. In ber Rebe bed Herrn 
Ablaß am 1. Dezember 1906 — ber Herr Präſident wirb 
wohl geitatten, daß id bie —— nach dem Steno⸗ 
gramm bier wiedergebe — heißt 
Eined Tages im Ge 1897 melbete fi ein 
Zement ommanbeur aus Frankfurt a 
tr Liebert — bei .bem Neichöfangler "Fürften 
Sohenlohe ala Kaiſerlich deutſcher Gejandter für 
China. Der alte gute Memoirenfürft (Heiterkeit) 
und bad Auswärtige Amt mögen nicht wenig er: 
ftaunt gewefen fein, ala fs ihnen plöglih ein 
Menſch als Gefandter präfentierte, von beffen 
Ernennung fie bis zur Stunde nicht eine blaffe 
Ahnung hatten. (Heiterkeit) Sie befragten ihn, 
und Herr Liebert erklärte, daß ber Kaifer ihn 
perfönlih zum Gefanbten ernannt hatte. (Hört! 
5* Darauf bat denn Herr Liebert, weil er 
a barauf Pad naturgemäß feine Abſchieds⸗ 
bifiten in Sr genas ht unb Hat auch er- 
—* 58 er a iferte deutſcher — in 
Peling ſei. Nun war das aber für die Herren 
im Auswärtigen Amt doch eine verzweifelt 
prefäre Situation. Ste hatten ja naturgemäß 
bie Überzeugung, baß Herr Biebert alles mögliche 
leiften würde; 
— in ber Wahlagitation war er bamald noch nicht 
gewelen — 
—— ber Anſicht waren fie doch, daß er bie Bor: 
bildung für einen berartig verantwortlichen Poften, 
wie ben eines Gefanbten in Peking, nicht habe, 
daß ihm dazu doch wohl ber Befähigungsnachweis 
eblen bürfte. Und ba fand man denn einen 
uöweg: Herr Liebert, der bereitö befigniert war 
Reichstag. 12, Legisl.-P. I Seffion. 1907, 


zum Gefandten in Peling, wurbe nunmehr zum (0) 


Gouverneur in Oftafrifa ernannt und ging mit 
dem anftändigen Gehalt von 50000 Mark auf 
feinen Boften. (Heiterkeit) Das ift auch fo ein 
kleines Bild don dem perſönlichen Regiment, 
über das fi fogar bie Herren Nationalliberalen 


jest zu beklagen begimmen. 
Ste find Kane = 


wieder ftille geworben. 
(Große Heiterkeit.) 

Das iſt ber F Grund, warum Herr v. Liebert in 
feinem Wahlkreiſe nicht beſonders gut aufgenommen 
worden ift. 

(Zuruf rechts: Glaubt fein Menſchl) 
— 68 ift doch von ben eigenen en beö Herrn 
v. Biebert im Wahlkampfe gefagt worden. 
(Zurufe rechts: MWiderlegt!) 
— MWiderlegt? Schön, mag 
(Zuruf rechts: Ach wahres Wort daran!) 
Der Herr Abgeordnete Arendt hatte damals gejagt, daß 
es fi nicht um dem Kaiſerlichen Gefandten, jondern nur 
um ben militäriſchen Bevollmächtigten von Peking ge= 
banbelt habe. 
(Zuruf Ran: —— nicht!) 
— Mid geht das doch nichts 
(Miederholte Zurufe und Three. Glode des 
Bräfidenten.) 


Vizepräfibent Kaempf: Ich bitte, feine Zwiegeſpräche 
zu führen. 


Fiſcher, Abgeorbneter: Ich habe doch bloß das, was 
bie eigenen Wahlfreunde bed Herrn v. Liebert am 1. De— 
Bis bier im Reichstage ihm als Begleitbrief in feinen 

ahlkreis —— vorgeleſen, um zu erklären, warum 
v. Liebert, wie er ſagte, mit Mißtrauen in feinem 
ahlkreiſe aufgenommen wurde, und warum er ſich an 
ben Flottenberein und an bie —*— — bat. (D) 
Wenn dad nicht ber Fall tft, um fo für Herren 
v. Liebert. Aber id kann das Be doch nit 
änbern, das wirb doch der Herr Abgeordnete Arendt be= 


greifen. 
(Heiterfeit.) 

Ein anderer Grund, warum er mit Mißtrauen auf: 
genommen wurbe, war natürlih aud bie Rüdfiht auf 
die Zentrumdpartei, die aud 2000 Stimmen in bem 
Wahlkreife hat. 

(Zuruf rechts: Nicht 5) 
— Schön, bann follen es weniger fein, ich habe fie nicht 
ezählt. Aber aud über bie Grenzen bed Wahlkreiſes 
Dinans geht bie W vr folder Beröffentlihungen, und 
wenn er in feinem Wahlfreife mit Mißtrauen aufgenommen 
worden ift, fo ift da auch zu erklären aus der Stellung: 
nahme, die er der Arbeiterbewegung gegenüber überhaupt 
einnimmt. Fir Herrn v. Biebert find natürlich nicht mur 
die Sozialdemokraten eo ipso bie ſchlechten Kerle, die er 
hetäinpfen muß, nicht nur bie Sozialdemokraten finb bie 
begehrlihen Arbeiter, beren Führer ſich von den Groſchen 
ber Arbeiter nähren und mäften, nein, genau fo finb auch 
bie chriſtlichen Gewerkſchaften. Denn an den Landrat 
bon Grimmen, — dv. Maltzan, ſchrieb er bezüglich 
unſeres jegigen Stollegen Wiedeberg, bed Vorſitzenden des 
riftlihen Bauhandwerkerverbanbes, daß er ein „unklarer 
Kopf*, ein „politiiher Gigenbröbler* jet, ber „wenig 
geeignet ſei zur Leitung eines NN Und bon 
ben ae Gewerkſchaften fa 
Bon fetten ber chriſtliche * — wird 
genau ebenſo, wie von ben ſozialdemokratiſchen, 
ber Klaſſenkampf gepredigt, und in ihren Forde— 
rungen find bie qhriſtlich organtfierten Arbeiter 
durhaus nicht allzu fehr verſchieden von ben 
ſozialdemokratiſchen. 
71 


(8) Haujes, dann könnte mau über Solonialpolitit 
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(#ifcher.) 
(A) Wenn ” danach bie Arbeiter mit Mißtrauen aufgenommen 
haben, jo ift das ganz erflärlid. 

Ich bin überhaupt ber Meinung: wenn jemanb wie 
Herr vd. Liebert Penſion nad Tau enben bezieht, dann 
bat er erft dann das Net, auf bie Arbeiter und ihre 
Begehrlichfeit zu ſchimpfen, wenn er auf biefe Penfion 
verzichtet und mit dem Gelbe y * dem er glaubt, 
daß es für einen Arbeiter gemu 89 

(Sehr richtigl! bei ven ozialdemokraten.) 
Wenn er das tut, dann gebe id ihm das Necht dazu, 
aber fo lange nidt. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Ein anderer Grund, warum Herr v. Liebert in jeinem 
Wahlkreiſe mit Mißtrauen aufgenommen worben ift, ift 
folgender: Herr v. Liebert ift natürlich aud ein Kolonial⸗ 
ſchwärmer, und wie fo viele Kolonialfjhwärmer ift er in 
der unglüdlihen Lage, daß man bei gi nicht — 
ſcheiden kann, wie weit die Schwärmerei dem Vaterlande, 
= Fi weit fie bem eigenen Geldbeutel zum Borteil 


8 
(Pfuirufe rechts.) 
— Pfull Gewiß! Er in ber —— Rage. Als 
Flottenſchwärmer aus Überzeugung tritt er für Kolonien 
und bie rg bes Reih8 an ihren Ausgaben ein 
und burd die finanzielle Beteiligung an dort beftehenden 
Geſellſchaften hat er nt ir Pre bavon. 
Rufe re ut!) 
— Reben Sie nicht Ne Put, wenn ich Tatſachen konftatiere. 
Dann hätte ber Mann im Wahltampfe jchweigen follen, 
wenn fein perfönlihes Intereſſe und das patriotifche 
Intereſſe kollidieren. 
(Erneute Rufe rechts: Pfui!) 

— Herr Dr. Arendt, wenn man ſich von dem pur 
aller derer, bie nicht fauber über dem Nierenftüd in biefen 
en find, beeinfluffen laffen wollte, außer 3 

aup 
nicht mehr reben. es wie bei ben Panzer: 
plattenlteferanten. 

(Zwifchenruf rechts: Unverfhämt!) 
— Das ift unverfhämt? Nein, unverfhämt find immer 
nur Ste, Herr dv. Liebert. Vielleicht hat es ber Herr 
Präſident auch gehört. 
(Große Unruhe. — Glode des Präfidenten.) 


Vizepräfident Kaempf: Herr Abgeordneter, ih rufe 
fowohl Ste wie ben Abgeordneten v. Liebert — wegen 
des Zwiſchenrufs des Herm — v. Liebert und 
wegen bed Ausdrucks „unverſchämt“ — zur ge 
Bl zwar * um 43. mache hi 5 

olgen aufmerkſam, ge ordnungsmä 
2. a würden, wenn ein britter Ordnungsru Al 


Dann geht es 


* Abgeordneter: Ih bin zu dieſem Ausdruck 
provoziert worden, das wird jeder im Reichsta much 
Wenn man mir ge zunverſchämt“ en ap 
weiß nicht, was Sie tun würden, Herr v. Liebert? 

(Zwifchenrufe und fortdauernde Unruhe.) 
Ih Sage, aus dieſer unglüdlihen Lage des Herrn 
Liebert iſt vielleicht das Mißtrauen entfprungen, denn im 
vorigen Sommer — 

(Unruhe und Zwiſchenrufe.) 

— Ad, meine Herren, es ift ja —304 daß ich noch 
den dritten Ordnungsruf erhalte, denn es iſt ja für uns 
erbitternd und aufregend, über alle dieſe Dinge reden E 
müſſen, wie wir db — t, verleumdet worden find 
dem Wahlkampf, da nen gewiß fehr wohl anfteht, 
den Rebner zu A bamit er durch die Ordnungs⸗ 
rufe verhindert werben foll, nn Rede — eh Sites 

Im vorigen Sommer 
gegeben worden zur Gründung FL ei * 


Relqhstag. — 19. Sttzung. üreitag t den 15. März 1907. 


BR on — — durch einen Optionsvertrag (C) 
db G. Lüuble. 


urger Haus U. um 
Gefelfgaft Ken nad den Büchern F Jahre 1903 
Br im Jahre 1904 30 Prozent, tim Ya 1905 
ozent Dividende gegeben, und in biefem Proſpelt 
heißt «8 * anderem: 
Wenn wir unter Zugrundelegung der letzten 
Bilanz annehmen wollen, daß eine Weiterent- 
widlung nicht ftattfindet, und follte ferner ein 
Anwachſen der Hanblungsunfoften um fogar 
60 Prozent eintreten, und wir für erhöhte Ab- 
fhreibungen ein Mehr von rund 40000 Mart 
anfegen müflen, fo verblieben immerhin. noch 
300 000 Mark Reingewinn oder bei einem Kapital 
von 1/, Millionen Mark 20 Prozent Dividende 
im erften Jahre. 
Die Afrikaniſche Kompagnie bietet daher ihren 
Aktionären Vorteile, wie bisher fein ähnliches 
Unternehmen ſolche bieten konnte. 
Und an ber Spige dieſes Unternehmens, von dem bie 
Preſſe gejagt hat, daß es dem Deutſchen Reihe noch ein- 
— Geld koſten wird, ſteht Herr Generalleutnant 
v. Llebert! 
Nun wird man das Mißtrauen vielleiht begreifen. 
Unterm 15. Januar erhielt ber Herr d. Liebert von 
—— offigiellen Wahlmanager Generalmajor Keim bie 


Gs ift von ge aus alles geſchehen, aud von 
Seiten der Reichskan 
ne, ört! bei den Soztalbemokraten), 
Ihnen unbequeme Konkurrenz vom Halfe 


Eört! Hafen bei ben Soztalbemofraten.) 
Und bie unbequeme Konkurrenz war ein —— der 
Blodparteten, der Antiſemit de et Leipz 
Die Reichskanzlei hat es als ihre Auf 
biefen Kandidaten zu entfernen, um dem Herrn General» 
leutnant (6 erg zu einem Mandat zu — 
! bei ben Sozialdemokraten. 

Sit bas 34 a SE ift das feine? Ya glaube, 
” ift die kraſſeſte Wahlbeeinfluffung, die man fidy über- 
haupt denken kann. 

(Sehr riet bei den Soztalbemofraten.) 
*. andere Fall intereſſiert vi t bie Herren Frei— 
igen etwa mehr, die heute in biefer frage, wie ſich 
ka. wieder einmal mit dem Blod fi ſolidariſch 
Am 3. Januar fchreibt Herr Keim an Herm 


"a = un bier fofort alles geichehen, um teils 
— —2* Dee zu ein Drudfehler: es muß heißen 


perfö 
teile Wahl zu fördern. Ich 
2. I eis und Babe ben Für — 
w Rt und ihn darauf au 
gene t, daß bie Regierung bie Güte haben er 
rabe nach links zu geben 


teuer € 
J vor eien Dingen dafür zu forgen, daß bie 
Konfervativen und Bund der Landwirte nicht 
Sonberpolitif treiben. 


—5* Herren, alſo eine neue Art Hintertreppenpolitif, bie 
10 go na nett madt in bem — wo alle nationalen 
Parteien einig find, daß ber Reichsſstag hat aufgelöſt 
werden müſſen, um die ———— des Zentrums 
Gt erden re —— der ————— * 
geht au eppe zum fanzler um 
will ihn = en, -. —— ige Grade nad links 
—— ge nn Sonberpolitif der 
—— und des —— Landwirte nicht 
weiter getrieben werde. Der Herr Reichskanzler war 


abe —S 


(D) 


Reichstag. — 19. Situng. Freitag ben 15. März 1907. 
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(Fifcher.) 


(A) —— im Deutſchen Landwirtſchaftsrat und hat — 


(B) 


eitö feine Grabſchrift befannt gemadt: Hier ruht 
agrariſcher Reichskanzler. 


Heiterfeit. 
Alfo mit den einigen Gral nad) Tnte müſſen Sie noch eine 
Zeit lang warten. — Dann jchreibt er: 
Mir haben auch von Ihnen geiproden 
Melde Ehre für Herm Eidhoff: ber * Reichötanzler 
hat aud von Herrn ir geiproden! 


eiterfeit.) 
Sie feten der geeignete Mann, bie freifinnige 
Partei in dem nationalen Fahrwaſſer dauernd zu 


halten. 
(Hört! hört! bei ben Sozialdemokraten.) 

Mit Sped füngt man Mänfe; unb von ben paar Graben 
nad links kann man fehr ſchön reden, und dann fommt 
bie Grabfchrift des agrarifhen Reichsſskanzlers. Am 
15. Januar fommt bad Schreiben: 

Nach verſchiedenen Rückſprachen 
— ſoweit die — in Frage kommen, ſcheint man 
rn —* haben pflegen zu müſſen, anders 
wie bei Herrn v. Liebert 

(Heiterfeit) — 


nah berfchiebenen Rüdipragen mit Wilhelm: 
firaße 77, wo man fih für Ihre Wahl warn 
intereffiert, ift, um bie Sadıe en u ges 
ven die amtlidhe Unterſtützung im W PBahlkreis 
Mettmann in jeber Weiſe fichergeftellt. 
PET hört! bei ben Sozialdemokraten), 
Was den Wahlkreis Langenfalza betrifft, fo 
bebaure ich und ebenſo Wilhelmftraße 77 auf: 
Fa — biefe Mitteilung aber ganz ber: 


(Heiterkeit), 
daß bort ein mationaler Gegenfanbibat gegen 
Sie aufgeftellt ift. 
Dad war Olktabio v. Zedlitz und daher dürfte dieſe 
ut * ganz vertraulich fein, denn bie Artikel im 
ber „Bon“ „ag“ und bie &iniertreppeneinfihffe be 
Kate — v Zeblig hat man auch in ber Wilhelm⸗ 
—* 77 fürchten. Alſo auch hier hilft alles Reden, 
—8 Deuten nichts, es Br bier amtliche 
Fi eeintuumg in ber Haffifdhiten 
Nun hat dert Eickhoff freilich in —* —— gegen 
Herrn Spahn, ber ba meinte: wenn Herr Eu gen Richter noch 
bier wäre, jo würbe ereinenunter —** Umftänben Ark 
Abgeorbneten verhindert haben, in ber freifinnig artet 
feinen Plat einzunehmen —, gemeint, er ng Die amts 
—* Unterſtützung nicht erbeten. Ja, darauf kommt es 
nicht an, wenn bloß diejenigen Wahltandibaturen als 
amtlich beeinflußt zur Kaſſation hätten gebracht werben 
arms > bei. Kandidat jelber bie amtliche Unterftügung 


geſuch dann hätte ber Reichbtag nie m u 
tal eren gib So — —* waren ——— 
Leute im —* ! Som 8 u meiner Blährigen 


Fätigkeit in ber gstommiſſton mid erinnern 
fann, tft ein ſolcher Fall my noch nicht dageweſen. 


— Herr Gidhoff hat ji bie —* Wahlbeeinfluffung 
gefallen laſſen; —9— kommt es an haben von 
m felber gehört, er habe jogar bie Shrefien ber Mühl» 


haufer BVertrauenslente an den Generalmajor Keim zur 
Bearbeitung eingeihidt; er hat hier erz wie beweg- 
lihe lagen er über bie ſozi — Gefahr 


dem e Lennep » Mettmann ven Generalmajor 
Keim geſchickt Bat. Freilich, nachdem er gewählt worden 


ar, er ſtolz geworben wie ein Spanier unb 
gefagt: ih habe die amtlihe Wahlbeeinfluffung w 


pürt. 9a, wenn und — 


verlangt noch g 
fen, wie weit ober wie wenig weit ent- 


verlaflen, zu 


widelt bie Gefühlsnerven ber einzelnen Abgeorbneten jan (0) 


— und wir brauden und ba nur zu erinnern, ba d 
Reichskanzler gefagt hat, für Politiker müßte man fh 
eine Rhinozeroshaut auſchaffen — 


erfeit) 
wenn e8 — wie geſagt — bloß aufs Spüren ankommt, 
bann gibt eö in ber Borisit lauter ehrenfefte Charaktere 
und gar feine Abneorbnete, bie das Mandat wegen 
amtliher MWahlbeeinfluffung ablehnen müßten! 

Alfo: Reichslanzlei, Reichslanzler, Kolonialamt — 
alle diefe Behörden haben offen Wahlagitation betrieben. 
Aber dad waren nit die einzigen amtlichen Stellen, bie 
für und bei unferer Sinterpellation in Frage kommen. 
Auch das Oberkommando der Schußtruppen konnte, wo 
fo viele politifierende Generale auf ber Bilbfläde 
—— nicht zurückſtehen. Es iſt ja eigentlich Aufgabe 

t Regierung, zu prüfen, Bund * es im Intereſſe des 
Staates für Ak hält, dab die Armee in ben 
politifchen a fampf Pay Eu wird. Herr Steim, 
ber ja nicht bloß dem Herrn Baffermann nicht traut, Herr 
Keim, der nicht bloß dem Reichslanzler und dem Marine: 
fefretär binter beren Rüden Vorwürfe macht, daß ihre 
Slottenpläne m —* ſelen, iſt ns ſchon ein viel 
veriprechender Anfang für eine vielleicht noch kommende 
militäriſche — — Ih meine, die Rolle 
ber Boisde enry und Eſterhazy im franzöſiſchen 
—— ſo e für jeden eine Warnungstafel bilden, 
bie Armee in politische Tagestämpfe Hineinzerren zu laſſen. 

(Sehr gut! bei den Sozialbemofrateı.) 
Aber das i er Aufgabe, die nicht mir Kopfweh zur 
verurfachen hat, ſondern über bie fich vielleicht der Reichs— 
—— in ſeinem ſtillen Kämmerlein einmal einer Stunde 
trachtung hingeben kann. 

Alſo auch das Oberkommando der Schutztruppen hat 
in die Wahlagitation eingegriffen. Am 25. Januar ſchrieb 
Herr Hauptmann Salzer eine bewegliche Klage, daß er 
erft al3 zweiter ag und in einem Tanzlofal dritter 
Güte reben I Er ſchreibt — und das iſt für uns 
bier —** 

he babe mic bem Sylottenverein nur auf aus: 
—— —— des Oberlommandos zur Ver⸗ 


fügung geſtellt. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokralen.) 
Alfo fogar die Offiziere find für die Wahlagitatton ab- 
fommanbtert worben; bemm, A Irgendwo das Wort 
en ift mir Befehl — zutrifft, jo doch an * 

Ste 
Am 25. Januar erhielt ber Rentner Dietz aus 

Bromberg auf bie Frage, was er an Sontreadmiral 
— auer für einen Vortrag zahlen müſſe, die Antwort: 
arf und rgelb zweiter Stlafie. 
(Hört! Hört! bei den —— 
Alſo dieſer ismus iſt wenigſtens für die Herren 
Agitatoren des Floltenvereins und bes IB re 
rentabel. Und wenn bie gewerbömäßigen Verleumder des 
Reichſsberbands wieder einmal ng genug find, und 
Sozialdemokraten vorzuwerfen, daß wir, die Führer, uns 
= Ri Arbeltergroſchen mäfteten und Arbeitergrofchen 

eßten — ic jage, wenn fie fi wieder einmal dazu 
er —— das herunterzuplappern, dann wollen wir ihnen 
* e — — rihen bed Patriotismus mit 

Markt und Fabrlarte zweiter Güte entgegenhalten. 
nd wenn Herr v. eflen bier wieder einmal darauf zu 
ſprechen fommt, dann möge er ald Mitglied des Reichs— 
verbands bafür jorg en, bob in dem Reichöverbande genau 
fo wie in ber y A inemotrati ja Partei unb ben Ge— 
werkſchaften Bu und rk Rechnung abgelegt 
an die von ihm vereimmahmten und verausgabten 


er. 
(Sehr gut! bei ben Sozialbeniokraten.) 


11* 
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GSiſcher.) 


(A) Dann werben wir mit Herrn v. Dirkſen über dieſe Arbeiter⸗ 


(8 


u 


groſchen weiter diskutieren. 
(Zuruf redt3.) 
— Sie brauden bloß nad) ber Lindbenftraße 69 zu gehen, 
bann erfahren Sie e8, und wenn Sie Barteigenoffe wären 
und gefragt hätten auf dem Parteitage, mo die Rechnungen 
öffentlich ausliegen, hätten Ste es auch erfahren. Ob man 
Sie aber für —* hält, Ihnen das mitzuteilen, ſteht 
auf einem anderen Blatte. 
(Heiterkeit bei ben Sozialdemokraten.) 

Meine Herren, ob ber Kontreadmiral Holzhauer ſich 
ebenfall3 auf Kommando ober auf Wunfh des Reichs— 
marineamt3 zur mg geftellt, iſt ben Briefen 
nicht ausgebrüdt; aber ich glaube, wir brauden das 
nicht. Wir haben eine Reihe anderer Tatfahen, daß 
Ordonnanzen, daß Stanzleibiener, daß Offiziere im Marine: 
amt ſich für bie Wahlarbeiten und zum Ausfchreiben 
Pr Verſenden ber Broſchüren zur Berfügung geftellt 

aben. 

Nun bat und Herr Ktontreadmiral Gapelle im Reichd« 
tage erflärt, es jet jofort nach Belanntwerben eine linter- 
ſuchung eingeleitet worben, und bie habe ergeben, daß ber 
Sekretär bed Flottenvereind, ein früherer Beamter bed 
Abmtralftabd, der Befteller dieſer Wahlarbeiten —— 
iſt. Da ſcheint die umgekehrte Verbindung zu beſtehen 
wie bei ber Berliner Straßenbahngeſellſchaft und dem 
GEifenbahnminifterium in Breußen. So oft die Straßenbahn» 

ejelichaft einen Auffihtsrat refp. einen Direktor braudit, 
at fie immer einen früheren Beamten aus bem Etfenbahn- 
minifterium und fährt dabet ganz gut. Beim FFlotten- 
verein ſcheint es auch fo zu fein: dab bie früheren 
Beamten in bem Generalftab und in dem Abmiralftab 
jest Beamte des Flottenvereins find. Alſo der Sekretär 
des Flottenvereins, ein früherer Beamter bed Admiral⸗ 
ftab8, hat biefe Leute gegen Ertrabezahlung in ihrer 
freien Zeit engagiert, und ber Herr Staatsſekretär bes 
Reichsmarineamts hat fofort, als er Kenntnis davon 
erhielt, ben Seeſoldaten — bloß Seeſoldaten, heißt es in 
der Erklärung — verboten, dieſe Beihäftigung weiter 
auszuüben. Wenn id) ben Herrn Vertreter des Reichs— 
marineamt3 richtig verftanden habe, fo tft dieſes Verbot 
erft erfolgt, nachdem die ganze Geſchichte in ber Preſſe 
ruchbar geworben ift. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Am 6. Februar alfo, zu einer Zeit, wo bie ganzen Wahl- 
agitationdarbeiten bereits glücklich abgeſchloſſen waren. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Wenn dieſe untergeordneten Ordonnanzen, Kanzleibiener 
und Sefretäre freiwillige Arbeiten verridteten, jo wiſſen 
wir aus ber Wahlprüfungstommiffion zur Genüge, wie es 
bamit beftellt it. Bei der Wahl Maltewig haben wir es 
erlebt, daß der Landrat ben Landratsſchreibern, bie in ber 


Nacht die Wahlcouverts für bie konſervative Partei ſchreiben 


auferlegt hat, das Gas zu bezahlen. 

! hört! bei den Sozialbemofraten.) 

Sp unparteitfh war der Landrat; bloß zu ber Zeit, ba 
dieſe Arbeiten von den Landratsſchreibern verrichtet worden 
find, da war ber Herr Landrat gerade verreiſt. So tft 
leider auch ber Marinefekretär 
geihehen find, in die Lage verfegt worden, Davon Kenntnis 
au erhalten und fie dann, als e3 glüdlih zu fpät war, 
au verbieten. 


mußten, fogar 
ört 


ALS letztes Glied in dieſer Kette ber amtlichen Wahl: : 


beeinfluffungen erfcheint jetzt auch das Reihspoftamt. — In 
einem Brief vom 7. Januar erſucht Herr Keim ben Chef 
ber Neichöfanzlei, er möge doch bei ber „Staatäbürger- 
—— darauf einwirken, daß dieſe das GChriftlich- 

ationale — wahrſcheinlich liegt hier auch ein Drud- 
fehler vor; es muß heißen: das Chriſtlich-Soziale — 
in der Arbeiterbewegung mehr in den Hintergrund treten 





„ nachdem bie Arbeiten | 
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laſſe — für den Sozialreformeifer der Blodparteien ift (C) 


dieſer Wink vor ber - anz darakteriftiih —; er 
felber habe bereit beim ‚Reichsboten“ bie entipredhenben 
Schritte getan, und ber Herr Chef ber Reichskanzlei fol 
num auf bie „Boffifche ee Herrn Hanptrebaftenr 
Bachmann, auf dad „Berliner Tageblatt” und auf 
ben „Börfen-Eourier* einwirken, damit biefe „bon ihrer 
Mißtrauenspolitif ablaffen*. 

Alſo aud hier find bie — intertreppen der 
Blockpreſſe von der Reichskanzlei auf Veranlaſſung des 
Flottenvereins abgellopft worden, um —— — en 
u betreiben. Zum Schluſſe heißt es bann in dieſem 


tiefe: 
ber Chef der Reichskanzlei möge fi durch Ber: 
mittelung des Reichspoſtamts die Adreſſen ber 
PVoftdireltoren geben laflen, damit fie die Flug- 
blätter verteilen laflen könnten, wie das ſchon im 
Jahre 1903 gefchehen jet. 
(Hört! hört! bei ben Sozialdemokraten. 
Im Jahre 1903 — habe ich ja bereits gejagt hat 
berjelbe Herr Keim, bamald nod Major im Generalftab, 
bie offizielle Wahlagitation betrieben, und genau fo wie 
im Jahre 1903 verlangt er jetzt, daß durch Vermittlung 
ber Reichskanzlei das Reichspoſtamt bie Reichspoſtdireltoren 
beranlaßt, ihre Kenntnis der Adreſſen ben Blodparteien 
re ps zu ftellen. Und das iſt denn auch im 
ahlkampf an einer ganzen Reihe von Orten geſchehen; 
h B. bie 124000 Drudjachen des Flottenvereind an bie 
oltsſchullehrer, von denen in einem anderen Brief bie 
Nebe ift, find ja durch die Poſtdireltoren verteilt worden. 

+ (Hört! Hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Wie gefagt, alle Reichöbehörben: Reichskanzler, Reichs⸗ 
fanzlei, Marineamt, Reihspoftamt, Kolontalamt, Ober: 
kommando ber Schußtruppen, Generalftab — alle haben 
bie ffrupellofefte Wahlagttation betrieben in einem lim- 


fange, wie man e8 fogar im Jahre 1878 bet ben Nttentat3- (D) 


wahlen nicht erlebt hat, und man muß ſchon nad Serbien 
eben oder nad) Ungarn, wo ber Liberale —— 
olonyi Wahlen macht, um ein Analogon für dieſe Wahlen 


zu finden. 
— richtig! bei den Sozialdemokraten) 
No ne andere Seite muß bei biefer Frage mit 
in den Borbergrund geftellt werben. Wenn ber Herr 
Reichſskanzler bad Geld für die Wahlagitation und für 
bie von ihm geſchaffene Zentralftelle zur Flngblattverteilung 
ur Verfügung ftellt, wenn er feinen Silvefterbrief an ben 
eichsverband abreffiert, dann kann und muß man ihn 
mitverantwortli machen für den Inhalt der Broſchüren, 
bie mit biefem Gelbe angeſchafft, verbreitet oder fogar 
von ben Beamten verfaßt worden find. 
—— richtig! bei den Sozlaldemokraten.) 
Und, meine Herren, was find bas für Drudichriften? Bloß 
eine Heine Blütenlefe möchte ich noch herausheben. Ich 
muß mir leider in der Hritif große Zügel anlegen, bamit 
ber dritte Ordnungsruf nicht kommt. 
(Große Heiterkeit.) 
Aber ich gebe Ihnen die Verfiherung, ich Iaffe mi von 
Ihnen nicht provozieren. Es genügt die Tatſache allein, 
man braudt fie gar nicht & Saratterifieren. Wer no 
ein Gefühl für politifhe Ehre hat 
(obo! reits), 
für ben gerigt das Borlefen dieſer Stellen. 
Alfo, meine Herren, was find das fir Flugblätter? 
Da ift zuerft eins, ber bekannte ſchöne Bilberbogen aus 
Sübmweftafrifa, der enthält die Behauptung: Zentrum und 
Sozialdemokratie wollen bie „Zerftüdelung der nationalen 
Einheit”; Zentrum und Sozialdemotratie treiben nichts 
anbered als „Verrat am Baterlanb*. 
(Hört! hört! bet ben Sozialdemokraten und 
in ber Mitte.) 
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(#ifdher.) 
(A) Und auf ber dritten Seite dieſes —— iſt ein Bild, 
da ſteht Herr Erzberger, neben ihm mein Parteigenoſſe 
Bebel, Herr Roeren vom Zentrum und neben ihm wieder 
mein Genoſſe Singer, und alle ſchauen hohnlachend auf 
bie Leihen der in der Schlacht gefallenen beutidhen 
Soldaten herunter. 
(Hört! hört! in ber Mitte und bei den 
Sozialbemofraten.) 
Nun, meine Herren, frage ih, wer hier im Neichdtage 
bat den Mut, zu diefer Infamie zu ftehen? 
(Sehr gut! in der Mitte und bei den 
Soztaldemofraten.) 
Mit dem Gelbe der Reichskanzlei oder umgekehrt mit dem 
Gelbe, das ber Reichſskanzler dem Flottenverein zur Ver: 
fig geftellt hat, find dieſe Flugblätter gebrudt worben. 
als ma zeichnet „Vertrieb patriotiſcher Zeitſchriften“ in 
Berlin. Gedrudt in der Nationalzeitung. 
(Aha! im der Mitte.) 
Ich glaube, das ganze Haus ift mit mir einig, wenn id 
fage — bie einzig richtige Unterfchrift wäre die: Vertrieb 
ſcham⸗ und ehrlojer Flugblätter. 

(Unruhe rechts und bei den Nationalliberaler.) 
Meine Herren, ba muß man doch fragen: wie kann ber 
Reichskanzler es mit ber Würde vereinbaren, die fein 
Amt fordert, wenn ſolche Fluglätter mit feinem Gelbe, 
mit dem von ihm zur Verfügung geftellten Gelbe ver: 
breitet worben find? Ich glaube, es wäre feine Pflicht 
gewejen, bier fofort dem Lande mitzuteilen: ift er bamit 
einverftanden, hat er bavon gewußt, was wird er tum, 
baß jo etwas nicht mehr vorfommt? 

(Sehr ng © in ber Mitte und bei ben 
oztalbemofraten.) 

Dann ein zweites Flugblatt; dasfelbe tft vom ‚Reichs⸗ 
boten” herausgegeben. Da heißt es auch — das wieber- 
holt fih; darauf werbe ich fpäter kommen —, daß bie 


(B) Sozialdemokratie natürlih in allen dad Ausland bes 


rührenden fragen auf ber Seite bed Auslandes ge: 


ftanben fet. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Dann kommen „Lügen bed Herrn Erzberger”; dann fommt 
ein anderes Flugblatt, das birelt aus dem Kolonialamt 
ſtammt, das verfaßt und unterfchrieben ift von bem be— 
fannten Farmer —* Schlettwein, vom Kaufmann Buſch, 
überhaupt vom „Wahlverein ber alten Afrilaner“. Meine 
n, was fteht in bem Flugblatt? Bloß ein paar 
tellen! Es beginnt: 
In dem alten Europa ift dad Borwärtäfommen 
herzlich ſchwer. Weflen Bater kein Gelb bat, 
ber kann nicht rt bienen, und mer als 
Arbeiterfind geboren ift, der wird wieber Arbeiter. 
Meine Herren, wenn wir Sozialbemotraten es ald Fluch 
und Berhängnis der bürgerlihen Geſellſchaftsordnung be= 
—5* daß es ein immanentes Geſetz derſelben iſt, daß 
e fortwährend neue Proletarier erzeugt und dem Pro⸗ 
letarter es verwehrt, eine höhere Lebenslage aufzus 
rüden, feine Klaſſenlage zu ändern, bann jogen Ste, das 
jet eine Verhetzung ber Arbeiter. Hier wird — ba man 
nit annehmen kann, e8 ſei bie ge berer, bie 
dieſes Flugblatt gefchrieben Haben, fonft müßten e3 ja 
Sozialdemokraten fein — aus reiner niebriger, elenber 
Demagogie biefelbe Sprache gebraudt. 
(Zurufe und Unruhe.) 
Dann heißt es weiter: 
Der Arbeiter Burns, ber jest englifcher Minifter 
—— ſich af bem Kongoflußin Afrika fein 


gemacht. 
Oben wird es hingeſtellt: Arbeiter, ihr müßt nach Süb- 
wehtafeite, bort önnt ihr eure Zukunft geftalten, — 
und babei weiß bie Reichskanzlei und weiß alle Welt, 
daß, mag man über Kolonien benfen, wie man will, fie 


als Auswanderungsfelb für beutfche Arbeiter nit in co) 


Betracht kommen können, daß weiße Arbeiter unter bem 
bortigen Klima die in den Plantagen notwendige Arbeit 
nicht verridten können. Und wenn biefe verlogene Be- 
hauptung und Darftelung in einer in der Solonial- 
abteilung verfaßten und mit Zuftimmung ber Kolonial- 
abteilung und mit bem von dem Herrn Reichskanzler 
verteilten Gelbe hergeftellten Flugſchrift vertreten wird, 
bann, meine ich, hat ber Herr Reichskanzler Auskunft zu 
geben, ob er davon gewußt hat, und weldhe Stellung er 
einnimmt. „Burns aber hat am Kongofluß fein Geld 
—— Meine Herren, Burns iſt ſo bettelarm aus 
frila gelommen, wie er hingegangen iſt. Burns iſt 
jahrelang Abgeordneter des engliſchen Parlaments geweſen 
und hat Jahr fir Jahr, weil er ſonſt feine Exiſtenzmittel 
batte, von feiner Gewerkſchaft, der Amalgamated Society 
of Ingineers jährlih 200 Pfund erhalten (oder wie ber 
Reihäverband fagen wiirde: bon dem Arbeitergrofchen 
erpreßt), um bie Intereſſen der Arbeiter im Parlament 

zu wahren. 
Ih will nod eine andere Stelle aus biefer Broſchüre 


vorlefen. 
(Zuruf reits: Genug!) 
— Für Sie ift das natürlich ſchon zu viel. Aber, meine 
Herren, und Sozialdemokraten und dad Zentrum Hat 
man ald im Dienfte des Auslands ftehend und kein 
Gefühl für das Anfehen des deutſchen Baterlandes habend 
im Silvefterbrief hingeſtellt, und bier in dieſer offiziäfen 
Broſchüre heißt 8: 
Der engliſche Oberft Neylon in Upington hat 
täglich bis zu 1200 Mark Beftehungdgelder von 
— mft, damit wir nur das Nötige uſw. 
egten. 
Hier wird alfo vor bem Auslande erklärt: wir haben 
einen engiticen Oberſten beftochen, damit er und bie 
Neutralit 
mit Ihrem Patriotismus aus! das geht mid nichts an. 
An anderer Stelle heißt e3: 
Rund 160 Abgeordnete ftimmten feinerzeit bie 
Bahn nah Kubub mieber, und rund Hundert 
Millionen Mehrausgaben hatten mir wegen 
Fehlens der Bahn. Jeder koloniale Neinfager 
dei Fer feinem Wahlkreife eine Milton Mark 
gekoſtet. 
Das ſagen Beamte, die wiſſen, daß das von Anfang bis 
Ende . it; das fagen Beamte aus bemjelben 
mt, defien Direktor, Herr Dernburg, und hier an biefer 
Stelle am 28. November 1906 erklärt hat: 
Die verbündeten Regierungen erkennen aber gern 
an, daß durch bie feinerzeitige Ablehnung, ab» 
geſehen von den jegt erhöhten Soften für das 
Oberbaumaterial, eine fehr weſentliche Einbuße 
für dad Reich nicht entſtanden ift. 
Und bier wirb mit Hilfe ber Regierung das Bolt in ben 
Glanben verfegt, die 160 Abgeorbnete, die bagegen 
geftimmt Haben — ich will jegt nicht barauf eingeben, 
wen das Verſchulden trifft, und daß 3. B. die Reichs— 
—— die Vorlage nicht früher gemacht hat —, hätten 
160 Millionen Mark Mehrkoſten verurſacht! So ſind, 
entgegen ber Überzeugung ber Beamten im Kolonialamt, 
bie Wähler yon und angeſchwindelt worden! 

In ber Broihüre „Deutiches Volt“, von ber ber 
General Keim fchreibt, fie ſei auf Veranlaffung ber 
Reichskanzlei verfaßt, verbreitet und in den Drudkoften 
bezahlt worben, — und 500000 Exemplare lagen noch 
aur Stichwahl bereit — findet man gleich im Anfang bie 
Behauptung: 

Auf der einen Seite die entfegliche, und Mark 
und Bein erfhütternde Szene, auf ber anberen 
Seite Auguft Bebel im Deutihen Reichdtage bie 


t verlegen läßt! Meine Herren, maden Sie das (0) 


(4) 


(B) 
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(#ifcher.) 
Herero8 verteidigend und uns, Die beutichen 
Soldaten, die wir vor einem ſolchen Feinde 
ftehen, beſchimpfend. 
Ja, meine Herren, halten Sie es mit der Würbe bes 
Reichsſskanzlers für vereinbar, daß Gelder ausgegeben 
werben für folche Broſchüren, dab fie von Beamten ver- 
faßt werden, bie ſolche bewußt erlogenen Behauptungen 
in die Wählermaffen hineinwerfen? 
(Sehr ‚gut! bei den Sozialdemofraten.) 

An einer anderen Stelle heißt es, daß durch das 
Verhalten der Reihstagsmehrheit die eigenen Söhne am 
Ende eines ſolchen Kampfes im Stich gelaffen jeien, und 
fie um bie Früchte ihres heldenhaften Ringens, ja fogar 
um ihre verdiente Ehrung betrogen werden follten. 

Ein anderes Flugblatt ſcheint fogar dem Allerwelts- 
Scherl bedenklich geweſen zu fein; er wollte fogar feinen 
Namen nicht als Druder hergeben 

(hört! hört! bei den Sozialbemofraten), 
und bat dann barumter gefchrieben: Drud und Verlag der 
Patria“, Geſellſchaft mit beihränkter Haftpflicht. Wenn 
ber Herr Reichskanzler nicht zu viel befhäftigt wäre, und 
wenn bas Flugblatt nicht im einzelnen Teilen doch zu 
niedrig fände, dann könnte man beinahe meinen, es jet 
ein Herzenderguß des Fürſten Bülow. Darin heißt es: 

In dieſen Auslaffungen offenbart fih eine gemwiffe 

Intereſſengemeinſchaft der antideutſchen Engländer 

und ber ſchwarz⸗roten Patrioten. 

(Pfuil bei den Sozialdemokraten.) 

Nun, meine Herren, eiwad Dredigeres und Ordinäreres 
* es nicht, als ſolch einen —— und es iſt gan 
egreiflich und charakteriſtiſch, daß die Herren, die mi 
vorhin immer unterbrochen haben, hier doch ſchweigen 
—— weil ſie das nicht verantworten und nicht billigen 
nnen 


Weiter heißt e8: 
Bet einer Wahlverfammlung am 18. b. Monats 
unter ber ilberfchrift: „Der Kaiſer und bie deutſchen 
Arbeiter” tft folgender Sag geſprochen worden: 
„Sefühl für die nationale Würde, nationale Ehre 
verlangt man vom beutihen Arbeiter, ben man 
fo lange alö vaterlandölofen @ejellen bezeichnet 
hat." Sollten nicht viele von den Berfammelten 
empfunden haben, dab ihnen hiermit eine zyniſche 
Unwahrheit ind Gefiht geworfen wurber Nie- 
mand bat den beutichen Arbeiter als vaterland3- 
Iofen Gefellen bezeichnet, am alferwenigften der 
Kaiſer, auf den der Sa natürlich gemünzt war. 
Meine Herren, ber Redner, ber biefen Sag geſprochen 
haben fol, war id. habe den Sat matürlid nicht 
geiproden, habe allerdings dem Gedanken Ausbrud 
egeben, jet wenden bie Parteien und Zeitungen fi an bie 
Nflaldemotratifdpen Arbeiter, jest appellieren fie an ben 
Patriotismus der ſozialdemokratiſchen Arbeiter, die alle 
Parteien von ber Rechten bis zur Linken fo und fo oft 
als vaterlandslofe Gefellen bezeichnet haben, und wenn 
man bier jagt, ber Sailer habe das Wort nicht gelben 
— mohlan, id bin aud) in der Lage, eine ſtaiſerrede zu 
zitieren, in ber das gejagt if. Im Auguſt 1900 Hat 
ber Saifer in Bremerhaven eine Rede gehalten — 
(Zuruf rechts: Vorfit!) 
— Ob, gewiß Vorfiht, meine Herren, haben Sie feine 
Sorge. Ih Habe in Vollöverfammlungen darüber ge: 
proben und werde alfo im Neihätag mit feiner uns 
befchräntten Rebefreiheit wohl auch jagen dürfen, was ich 
unter ben Mugen ber Polizei wiederholt gejagt habe. 
Die Nebe war ja gebrudt in ber Zeitung; daraus habe 
ich fie — Da lautet alſo bie Kaiſerrede: 
eine Herren, bie Medaille, die Ihr erhieltet, 
tft nur ein Beiden meines Danfes für Eure 
Arbeit an fih. Sie fpriht Euch auch meine Ans 
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erfennung dafiir aus, daß Ihr nicht dem Beifpiel 
ber vaterlandsloſen Geſellen gefolgt ſeid, bie 
gerade jetzt die Arbeit niedergelegt haben. 
63 hat fi damals gehandelt um bie Erpebition nad) 
Ghina, in Hamburg find Werftarbeiter auögefperrt worben, 
fie haben nicht bie Arbeit niedergelegt, und fein einziger 
von biefen auögefperrten Arbeitern bat im Hafen oder an 
Schiffen, bie für die Ghinaerpebitton in Trage kamen, 
earbeitet; baher der Statferliche Hinweis, daß fie nicht 
eien, wie jene vaterlandölofen Gefellen, bie gerabe jett 
bie Arbeit niebergelegt haben. 
Ehrlos, wer fein Vaterland im Stid läßt. Ihr 
habt gezeigt, dab Ihr Ehrenmänner ſeid. 
Alſo auh damit hätte man im Wahlkampf fern: 
bleiben follen. 

Dafür, wie bewußte Unwahrheiten im Wahltampf 
auögefproden worben find, nod ein Beifpiel. In einem 
Blugblatt: Wähler, Arbeiter, Herausgegeben vom Reichs— 
verband, heißt es unter anderem: 

Heute find bie Arbeiter viel beffer daran als 
früher. Das kann fein Menſch beftreiten. Die 
Arbeiter find faft ganz fteuerfrei. 
In einem anderen Flugblatt des Neichöverbandes mit 
genau bemfelben Wortlaut ift ber Sab: bie Arbeiter find 
ganz fteuerfrei, — dieſe unverfhämte Lüge, erjegt worben 
durch den Sak: 
ihre Löhne find geftiegen, ihre Lage ift erheblich 
verbefiert. 
Das eine Flugblatt ift zu Gunften des Herrn Bauli 
(Potsdam) verbreitet worben, dad andere in meinem 
Wahlkreis. Den Berliner Arbeitern biefe underfhämte 
Lüge bes Reihöverbandes zu bieten, das hat man doch nicht 
gewagt, für Potsdam war fie gut genug. 

Herr Paaſche hat letzte Woche Hier fo beweglich ge- 
Hagt, wie unreht man ben Nationalliberalen und ihm tue, 
wenn man fie für Abfichten berantwortlih made, wie fie 
in dem Flugblatt des Herrn Abgeordneten Thaler, unferes 
Kollegen für Würzburg, ihnen unterfhoben worben ſeien. 
Darin hieß es: 

Wenn ihr nicht wollt, daß aud bei euch bie 
Keruzifige aus den Schulen geworfen, bie en 
erbroden, bie Heiligtümer verzettelt, und bie 
Seminare geichloffen werben follen ufw. uſw., 
dann jorgt mit dem Stimmzettel, daß feine 
liberale und feine fozialbemofratifche Mehrheit je 
ins Parlament fommt. 

In Bodum ift ein Flugblatt verbreitet worben für 
die Nationalliberalen. Darin heißt e8: 

Wollt ihr, dab bie Kirchen in Heumagazine ums 
gewandelt werben, 
daß feine Gloden mehr Hagen um eure lieben 


Toten, 
baß bie Kranken und Sterbenben nicht ben Troft 
ber Religion empfangen, 
baß das ganze Leben veröbet und kalt wird, 
dann wählt den Sozialdemokraten Huel 
Und biefes (Flugblatt haben die Nationalliberalen verbreitet 
(große Heiterkeit in ber Mitte), 
und bier bat ber Herr Paaſche biefe Behauptungen in 
bem Bentrumsflugblatt als Schanbtaten bezeichnet, und 
als wir ihm entgegenriefen, wie fo es für einen National- 
liberalen eine Schanbtat fein könne, wenn bie Kruzifixe 
aus ben Schulen entfernt würden, ba hat Herr Baal 
mit ber ganzen fittlichen Entrüftung, die ihn fo ſchön 
fleidet, ge agt: „Ja, bad find Schandtaten!” Nun, meine 
Herren, in Mainz find Simultanſchulen eingerichtet worden, 
und ba war es der nationalliberale Stadtrat Dr. Rautert, 
der den Antrag ftellte, die Kruzifice aus ber Simultan- 
ſchule zu entfernen. 
(Hört! hört! in der Mitte.) 


(©) 


@®) 
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Fiſcher, Abgeordneter: Es find leider auch Soztal- (C) 
demofraten unter den Gefallenen! 





(#ifcher.) 
(A) Diefe „Schandtat“ haben wir Sozialdemokraten natürlich) |. 
unterftügt. 


(Heitertett.) 

Dann, ald nad) 10 Jahren diefe Kruzifire fo langſam 
wieder eingefämuggelt wurden, hat biejer nationalliberale 
Stabtrat Dr. Rautert, der noch ben Mut hat, zu feinen 
liberalen Anfhauungen zu ftehen, während die Fraftion 
„Drehſcheibe“ in dieſer Beziehung wieder einmal eine 
Wendung nad rechts gemacht hat, den Antrag geftellt, 
diefe allmählich wieder eingefchmuggelten Kruzifire wieder 
zu entfernen, und biefe „Schanbtat“ tft mit ſozial⸗ 
bemofratifher Hilfe in Mainz wieder beſchloſſen worben. 
Nun mag Herr Paaſche nah Mainz gehen und dieſe 
„Schandtat“ in Mainz ungefhehen maden! 

Meine Herren, in ber Kolonialabtetlung — das hat 
bereit3 Herr Schaebler konftatiert — iſt aud) ein Flug— 
blatt hergeftellt worben mit der Unterſchrift „Ein Katholit”, 
und verfaßt ift e8 von einem württembergifchen Proteftanten! 

Auf ber Höhe dieſer patriotiihen MWahlagitation 
ftanden aber auch hier in Berlin die FFreifinnigen. Im 
britten Berliner Reichsſstagwahlkreis ift ein ‘Flugblatt ver— 
breitet worden, das beginnt: 

Nur noch wenige Tage trennen und bon ber 
Entſcheidung. Die biedmalige Reichstagswahl 
ift ernfter ald irgend eine ber vorhergehenden. 
68 banbelt fih dabei um bie frage, ob das 
langerfehnte und endlih gekommene deutſche 
Baterland in feinem durch das Blut feiner Söhne 
feftgeeinigten Beftand erhalten bleiben foll. 
Alfo die Freifinnigen in Berlin geben als Objekt ber 
legten Wablbewegung bie Entſcheidung der Frage an, ob 
das Deutſche Reich erhalten werben fol. 
(Große Heiterkeit bei den Sozialdemokraten.) 
Ja, meine Herren, der Reichsverband hat ſich wenigftens 
noch an bie politifch inbifferente Bevölkerung gewandt. 


(8) Aber an bie politiſch aufgeflärte Bevölkerung Berlins 


ia in folder Welfe zu wenben, das ift zum Lachen. 
13 mir das Flugblatt im Wahlkampf vorfam, ſagte ich, 
nur ein politiiher Trottel oder ein politifcher Lumpazi 
fönne bie Alternative jo ftellen, und das ift auch heute 
noch meine Meinung. 

(Heiterkeit) 

Nun, meine Herren, komme ih zu dem Glou 
ber NReichöverbandsflugblätter in ber ganzen Wahl: 
agitatton, zu bem Flugblatt, das in einer Vorſtands⸗ 
figung dieſes Verbandes von Herrn General v. Liebert 
borgelegt und bon bem Vorſtandsmitglied Herrn Land- 
— agemann juriſtiſch begutachtet worden fein 
oll. Da heißt es genau ſo, wie in jenem nichtswürdigen 
Flugblatt, das von dem bekannten Preßdezernenten in der 
Kolonialabteilung herausgegeben worden ift: 

Die Sozialdemokraten lachten wiederum, als ber 
Reichskanzler von dem Heldenmut unſerer 
Soldaten in Südweftafrifa ſprach. 
Herr Hagemann war in jener Sigung anweſend und Tann 
bo unmdglih jagen, daß er gefehen babe, daß mir 
Sozialdemokraten gelacht haben, ald ber Reichskanzler 
bon dem Heldenmut ber deutichen Soldaten ſprach. Wir 
müßten auch wahnſinnig fein, wenn wir das getan hätten. 
Mer finb benn alle biefe —— Schutztruppenſoldaten, 
die dort unten dieſe furchtbaren Strapazen ertragen haben, 
die dort Im Grunde gegangen find im Glauben, fie 
kämpften für das Vaterland, wer find fie? 
(Bebhafte Zurufe rechts.) 
Sind es Burgeoisföhne ober Arbeiterföhner Sind das 
nicht unfere eigenen Kinder? Unſere eigenen Brüder? 
(Emeute lebhafte Unterbredungen rechts. — 
Glode des Präfidenten.) 


Vizepräſident Kaempf: Meine Herren, ich bitte um Ruhe! 


(Widerſpruch rechts.) 
— Leider! — Meine Herren, wenn wir bie Frage uns 
ftellen, wie fo fi biefe Taufende gemeldet haben, daun 
betrachten wir fie auch unter einem andern Geſichtspunkte 
ald Sie. Dann fagen wir: wenn fie gemubt hätten, was 
ihr 208 und ihr Schickſal da unten ſei — 
(Zuruf rechts.) 
— Meine Herren, wir find ja gerade im Intereffe der 
Soldaten dafür eingetreten, daß biefe nuglofen Opfer auf: 


hören. 
(Obo! reits. Zuftimmung bei den Soztal- 
bemofraten.) 

Wir find dafür eingetreten, daß eine andere Kriegsführung 
Platz greifen fol, und man mag urteilen, wie man will, 
einen Teil der Schuld an biefen koloſſalen Berluften, 
einen Zeil ber Schuld an biefen Strapazen trägt bie 
Seriegführung, bie nicht gelernt hat, wie man Stolontal 


kriege führt! 
(MWiderfprud rechts.) 
Das muß man an biefer Stelle ausſprechen — gegenüber 
bem breimaligen Wechſel in der riegöleitung und Taktik, 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Und wenn wir Sozialbemofraten diefe Frage beant- 
worten, dann fommen auch diefe Gefihtöpunfte in Betradit. 
Warum haben ſich fo viele gemeldet, meine Herren? Ste 
werben mir nicht beftreiten wollen, daß fo unb fo viele 
fi) gemeldet haben, weil fie fih geiagt haben: mehr 
Schikanen, mehr Drangfale als in der Kaſerne haben wir 
bort auch nicht! 

(Große Heiterkeit rechts.) 
— a, meine Herren, wollen Ste die Solbatenmißhand- 
Iungen leugnen? Wollen Sie alle bie Fälle von Miß— 
bandlungen, wo die Soldaten bis zum Selbſtmord 


getrieben wurben, leugnen? Wollen Sie bie Nidits- (D) 


wirbigfeiten leugnen, für die bie Unteroffiztere ins Ge- 
fängni3 geftedt worben find, ſodaß heutzutage jeber 
Bater, ber feinen Sohn pr Militär gibt, Angft Haben muß, 
(Wiberfprud) ret3), i 
ob er nicht in die Hände eines folhen Scheufals fällt? 
eg rechts.) 
Meine Herren, wie viele Tauſende find nad Afrika 
gegangen von ber fozialen Not getrieben, von dem Ge: 
anfen getrieben: jest biſt du fo und fo lange beim 
Militär, wer weiß, ob bu nad beiner Entlafjung wieber 
Arbeit findeſt! Wie viele find himausgegangen, weil 
ihnen jene Bilder folonialer Phantafie vorgegaufelt wurden 
von dem Lande, die der Wirklichkeit widerſprachen! 
(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) 
Aber ganz — davon, es iſt eine nichtswürdige 
Verleumdung, wenn geſagt wird, wir hätten bei der 
Schilderung dieſer Dinge gelacht, genau ſo, wie es eine 


nichtöwürbige nationalliberale Verleumdung iſt, wenn 
gelapt * in einem Flugblatte zu den Arbeitern von 
ortmund: 


Seid ihr Morbbuben? So behauptete es Bebel 
bei * Einzug unſerer ſiegreichen Soldaten in 
Paris! 

In einem anderen Flugblatt des Reichsverbands find 
wir befhuldigt worden, daß wir Sozialdemokraten ben 
Meineib — haben. Als ſeinerzeit ber Staats- 
anwalt Romen in Hamburg und ein Breslauer Gerichts⸗ 
borfigenber biefe Behauptung aufftellten, da haben wir 
diefe Herren öffentlich der Unmwahrheit geziehen, und nur 
der Reichöverband hat noch den Mut, dieſe Dinge zu 
verbreiten. 

Nun läge mir ja no nahe — aber ih will es 


unterlaffen 
(Heiterteit rechts), 
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(#ifcher.) 
(A) id} traue mir bie Kraft nicht zu, die Sache mit der dem Herrn 
Präfidenten erforderlich erſcheinenden Objektivität zu be= 
andeln: die Behauptung bed Herrn Liebert von ber 
eihimpfung ber Reichsfahne als Schmuglappen bes 
Hottentottenblodd, die angeblich unfer Parteigenoffe 
Schöpflin, fein Gegenfandibat, den er im Waählkampfe in 
feinen Berfammlungen nicht hatte zum freien Wort kommen 
Icflen, ausgeftoßen haben fol. Herr v. Liebert hat hier 
—* en geſagt — ich darf wohl bie furze Stelle 
vorlefen : 
Ich habe im Wahlkampf erlebt, daß Herr Schöpflin 
in — Muldenthaler Zeitung, nicht meine 
Perſon — die hat er mit —— beworfen —, 
aber unſere heilige ſchwarz⸗weiß⸗rote Flagge 
Schmutzlappen des —ã——— genannt hat. 
Meine Herren, das war vorige Woche. Die Notiz, auf 
die allein der Herr en ne ſich beziehen kann, 
tft vom 30. Januar, und bie laut 
Auf die Kunde, daß * einer * Reihe 
von Feſtungen nicht mehr das ſtolze rote Banner, 
—— der Schmutzlappen des Hottentottenblocks 
wehe uſw. 
Nun frage Ä mic, wie jemand fagen kann, Schöpflin 
habe bie, ſchwarz⸗ weiß⸗· rote Reichsfahne den Schmuglappen 
des — ge genannt! 
(Rufe rechts: Jawohl! jawohl!) 
Ih will Ihnen die Antwort nicht geben, ich komme viel- 
leicht aber in ber Diäkuffion noch zum Wort und hole 


dann nad, was ich jegt nicht ausführen kann. Es fol 
Senn . gelhentt fein. 
Aber, meine Herren, Herr v. Liebert hat bann jo 
ſchön geſz 
aben er eine beſcheldene, einfache, ehr⸗ 
Hang eſſe ge en — einen 4 ändigen Ton 
in derſelben, letzten Jahren hat ſich 
dieſer Ton * Keer zum Sauberbenton ums 
gewandelt. 
(Sehr richtig! und Heiterkeit rechts.) 


Man Brandt nur bie Flugblätter des Reichsverbandes zu 
lefen, um dem bierin ſachverſtändigen Urteil bes Herrn 
vd. Ltebert beizuftimmen. 
(Sehr richtig! bei ben Sozialdemofraten.) 
Und nun, meine Herren, 
(Heiterkeit und Zurufe rechts.) 
— ad e3 ift ja zu bumm 
I 6 holte Zurufe und Heiterkeit rechts), 
u b Mi. nwürfe ankämpfen zu müfjen, gegen biefe 
würfe, die doch mit der Sade gar nichts zu tum 
haben, die die Tatſachen weder beftreiten noch erſchüttern 
fönnen — ich fage: nad allem, was wir an amtlichen 
Wahlbeeinfluſſungen, "Das wir an Wahlverleumdbungen, 
was wir an Wahlforruption und am mieberträdhtigen 
Fälſchungen in diefem Wahltampf erlebt haben, da erzählt 
uns der Herr Reichskanzler, biefe Wahlen feien bie Strafe 
für unfere politifche —— eiſe 
(ſehr — — 
und unſere publiziſtiſche M 
(wiederholtes Schr tigt rechts) 
— id) fan abwarten, bis Sie nicht mehr ſchreien werden —, 
wie bie gebildete Welt fie mo ht geſehen hat, 
während wir früher ein anftändiges, bornehmes, bon 
idealiſtiſchem Schwung getragenes öffentliches Beben gehabt 
hätten. Meine Herren, m Auftrage ber Reichslanzlei, 
ber Stolonialabteilung, des Reihömarineamts, des General- 
ſtabs, des Reichspoſtamts, des Oberfommanbos ber Schuß- 
truppe entweder verfaßten ober verbreiteten Flugblätter 
haben uns ja gezeigt, was für ein anftänbiges, vornehmes, 
von ibealt hide S —* —— Mr Leben 
bie Regierung bet biefen len gezeitigt hat. 
(Sehr richtig! bei den eo haten,) 
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Wir Sozialdemokraten, wir hätten body noch wenigftens (C) 
bie —9 für uns, daß wir Arbeiter ſind. 
Große Heiterkeit rechts.) 
— Ja, meine — etwa nicht? 
(Nein! nein! und Heiterkeit rechts.) 

Meine Herren, iſt die Tatſache, daß } heute nit m 
am Setzkaſten ftehe, ein Beweis, dab ih nit m 
Arbeiter bin? Und warum ftehe ich nicht mehr am Seß- 
faften? Fragen Sie doch einmal Herrn v. Heyll Herr 
vd. Heyl duldet feinen Arbeiter in feinem Betriebe, ber 
auch nur gewerkſchaftlich organifiert ift. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Fordern Sie nicht von der Regierung, baß alle ſozialiſtiſchen 
Arbeiter aus allen ihren Betrieben entlaffen werben follen, 
und wenn die im Vordergrunde der fozialiftiichen Agitation 
fiehenden Leute fih eine neue Eriftenz gründen müffen, 
in die Leitung bon Parteidrudereien berufen werben, dann 
wollen Sie jagen, dad wären feine Arbeiter mehr! Ja 
nıeine Herren, das glauben Sie felbft nicht, auf alle Fälle 
glaubt es die deutſche Arbeiterflaffe nicht. 

Ich ſagte, wir Sozialdemokraten hätten noch bie 
Entihuldigung, dab wir Arbeiter find, wir ftreben aus 
ben Tiefen und Niederungen der Geſellſchaft empor, ber 
Herr Reichskanzler aber fteht auf ber —— des 

lücks und des Reichtums. Der Herr Reichskanzler iſt 

angetan mit dem ganzen Glanzfirnis äußerer Bildung, 
und wie ſteht es dba dem Herrn Reichskanzler an, uns 
Vorhaltungen über den guten Ton zu machen in einer 
Nede, wo er felber Ausdrüde gebraudt wie: Rüpeleien, 
ruchloſes Spiel, Barteibonzen, perfibe Forderungen 

(ſehr richtig! rechts), 
niederträchtige Verleumdungen. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Ba ift die Sprade des —* Beamten des Deutſchen 

8 


(ehr richtig! rechts 
in einer * ‚a einer Mahla Halten, in ber bie * 
Regierun b 


dr dieſe re vu el bon Verleum⸗ 
bangen über uns ergoſſen hat! 


(Unrube.) 

a err Reichskanzler hat n ät geftegt, er hat bloß in 
an e rg gefiegt Hat auch“ beiibiefer 
Babl nicht das deutſche Bürgertum, gefiegt hat bie ffrupel- 
ef Demagogie und die von oben gezüchtete —2* 
tion. Und wenn nur ein Funke von Recht und 
——— — in dieſem any: vorhanden wäre, bann 

müßten alle Mandate ber Blodparteien Laffiert werben. 
(Große a. 

Meine den Sie an * Macht, 

d Si 


Unter bielem Ge 
und wenn Ste mid auslachen, Be y; Glauben ehe 
* an Recht und Gerechtigkeit in dieſem Hauſe, 

aben Sie bie 5 — nicht verſtanden. 

(Zwifhenrufe und Laden rechts.) 
Nein, dieſer san in ben — das lebendig 
geworbene Spiegelbild der Wahlforruptio 
(Lebhaftes wieberholtes ae bei sn Soztal- 
bemofraten. Ziſchen rechts.) 


Bizepräfident Kaempf: Das Wort hat ber Herr 
Abgeordnete Dr. Schaedler. 


Dr. Schaedler, —— Wenn auch nicht —8 
temperamentboll wie ber Herr Kollega Fiſcher — id 
begreife übrigens —— 

— auch, Kollega Arendt, über b i 
auch, Herr ee 7 nen ei er begreife ich fie 
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(Dr. Schacbler.) 
(A) fo doch nicht minder entſchieden gebe ich dem SProteft 
Ausdrud gegenüber den amtlihen Wahlbeeinfluffungen; es 


ift nicht zu leugnen, daß ſich die Staatöleitung in ihren 
verſchledenen Amtern in einer Art und Weife in die Wahlen 
eingemifcht bat, die entſchleden Proteft herausforbert und 
nad Abhilfe unbedingt ruft. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 
63 wäre wohl angezeigt geweſen, wenn aud ber Herr 
Reichskanzler dem Reihstage wiederum die Ehre feiner 
Gegenwart geſchenkt hätte 

(ſehr gut! in ber Mitte), 
nicht unferetwegen, durchaus nit! — Sie erwarten viel⸗ 
leicht, daß ich fage: Ihretwegen, — o nein, das ift gar nicht 
nötig, fondern ber Sache wegen. 

(Sehr gut! in ber Mitte.) 
Denn das, was ber Herr Kollege Fiſcher ausgeführt hat, 
wäre Grund genug, daß aud felbft ber Herr Reichs— 
fanzler fi) veranlaßt jehen würbe, barauf Antwort zu 
geben und aud die nötige Nichtigftellung eintreten zu 
laffen, wenn er bazu in der Lage iſt. So barf man fid 
nit barüber wundern, wenn bad, was hier gejagt 
worben ift, da faft ber gmx Bundesratstiſch dur Ab: 
weſenheit glänzt, feine Wirkung auch draußen im Lande 
nicht verfehlt. 

Meine Herren, id habe mir bereitö geftattet, in ber 

Generalbebatte 

(Ruf rechts: Sehr richtig!) 
— wenn einer ber verehrten Herren auf biefe meine Be- 
merfung, baß id) mir bereitö in ber Generalbebatte ge- 
ftattet Babe — er hat nämlih gar nicht abgewartet, was 
ih mir geftattet Habe — fofort den Zwiſchenruf machte: 
Sehr — fo muß ich ſagen, er qualifiziert ſich aus: 
gezeichnet als Gebantenlefer und kann vielleicht beim 
„Augen Hand“ noch Unterkunft finden. 

(Große Heiterkeit.) 


(B) Ich fage es jegt noch einmal, ich habe in ber General: 


debatte mich bereit3 ausgeſprochen auch über biefe amt- 
lichen Wahlbeeinfluffungen und biefelben mit aller Ent- 
fhtebenheit verurteilt. Wir Haben Heute Hier eim 
Mojaikbild erhalten, das allerdings noch vervollſtändigt 
werben könnte. Es hätte 3. B. auch der Herr Reichs— 
fanzler noch Auskunft darüber geben können, ob es 
ift, daß bie Berliner Schugleute antreten mußten, und ni 
benfelben ——— — Außerungen gefallen ſind, daß fie 
— gar feinen Umſtänden einen Zentrumsmann zu wählen 
en 


(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Es wäre auch Auskunft zu geben etwa bei der Eifenbahn- 
verwaltung, ob nämlich auch Eifenbahnbebienfteten gegen- 
über das geichehen ift. 
uruf aus ber Mitte und 


(Hört! hört! und 

bon den Sozialdemokraten.) 
— Wir hören noch: in Wanne und in u. — Das 
wären Dinge, die jebenfalld auch ben Herrn Reichskanzler 


veranlaffen follten 


(Suruf rechts) 

— er wird es wohl tum, ſpricht einer ber verehrten 
erren. Wir figen jetzt fhon jo lange fanzlerlos dahin. 
ch habe auch fon einmal aus dem Munde bed Herrn 

Staatsſekretärs Grafen v. Pofabowäly gehört, daß ber 

Herr Reichslanzler Antwort geben würde. ber fiehe ba, 

wir haben feine Antwort befommen. Möglich, daß viel 

leiht nad) und nad), nachdem ber Landiwirtfchaftsrat die 
ee gehabt hat, den Herrn eigene gr! bei fi zu 
fehen, auch ber Reichſtag wieder einmal bie Ehre hat. 

Ich babe mir weiter geftattet, Damals 34 hinzuweiſen 
auf bie Tätigkeit des Flottenvereins und dieſe ſtrupelloſe 
agitatoriſche Tätigkelt des Flottenvereins aufs ent- 
ſchiedenſte zu berürtellen. Man mag den Flottenverein 
noch fo liebevoll unter bie Fittiche nehmen und feine 
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Tätigkeit no fo freundlich beurteilen, wie dies ber 
Herr Reichskanzler getan hat, man mag ihm fogar ber: 
zeihen, daß er in Schlefien mit ben Sozialdemokraten 
anbanbeln wollte, wie ber Flottenftern das getan hat 
(Heiterkeit), 

das wird ja ben Herren natürlich vergehen: wenn es ſich 
aber um das Zentrum handelt, iſt das das größte 
moraliſche Verbrechen, das das Zentrum —* fonnte. 
Bekanntlich, wenn zwei bad Nämliche tum, ift es nicht 
dad Nämlihe. Man mag biefe Tätigkeit beurteilen, wie 
man will, fo viel fteht feft: der iylottenverein ift unpolitiſch, 
er umfaßt Angehörige aller Parteien und Konfeſſtonen 
und bat nad feinen Statuten bie —— bad Ber: 
ftändni$ und Intereſſe bes deutſchen Volkes für bie Be— 
beutung und Aufgaben ber Flotte zu weden, zu pflegen 
und zu ftärken. Diefe Statuten find nicht abgeändert; 
ber Borftan bes Flottenvereins hat biefen Zweck auch 
in einem Artikel im rar noch einmal mit Entſchieden⸗ 
heit betont. Diefer unpolitiſche Verein hat in ber ſtrupel⸗ 
Iofeften Weiſe politifch agittert. 

(Sehr rihtig! in ber Mitte.) 
Gr ift geworben bie Sentralftelle der ganzen Agitation 
und tft das geworben mit Willen und Willen bes 
beutfchen Reichslanzlers. 

(Sehr ri x in ber Mitte und bei ben 
oztaldemofraten.) 

Darum trifft auch den Reichskanzler bie Verantwortung; 
er ift mitverantwortlid für bad, was bon feiten feiner 
Wahlmachezentrale geleiftet worden tft. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 
Der Flottenverein ift das, was er ift unb geworben ift, 
und n was er ſich auögebilbet hat, geworben mit Wiffen 
und Willen des Reichskanzlers. Die re des 
Flottenvereins in eine Zentralftelle für bie parteipolitifche 
Organifatton und Agitation hat bie ausdrückliche Billigung 
bes Fürften Reichskanzlers gefunden. Es ift ja befannt aus 
ben Briefen: aus Wilhelmftraße 77 Holt man ſich Rat und 
Information, Wilhelmftraße 77 hat bie für die Agitation 
notwenbigen Gelber, aus Wilhelmftraße 77 werben fie 
verteilt, — e8 ift und ber genannt worben, durch befien 
Dinger biefer Goldregen niebergegangen iſt. Es iäre 
tatfählih intereffant, nicht bloß rüdfihtlih ber Der: 
gangenbeit, zu erfahren, wie biefe Gelber verteilt worben 
find. Ich denke, es wird hoffentlih nod ein Reſt übrig 
geblieben fein, aus bem die herrlichen Karrikaturen bezahlt 
werben können, bie in bem Buch ſich finden: Etatöreben 
bes Herrn Reichskanzlers. 

erfeit.) 

Um fo mehr, da in Wilhelmftraße 77 auch bie ſtandi— 
datenfrage offiziell erörtert wird und man konform mit 
Wilhelmftraße vorgeht; darum erfcheint auch ber offizielle 
Wahlbos, Herr Keim, er, ber bie MWahlgefchäfte bes 
Fürften Bülow führt, unb ber ganze Flottenverein mit 
feiner Organtfation ald Regierungsinftrument, mit bem 
man bie jogenannten nationalen Wahlen gemadjt nis 
Der FFlottenverein Hat politiſch agitiert, und es tft ihm 
babet paffiert — wenigftend geht das ebenfalld aus 
gewiffen Briefen herbor baß er fih bon Dingen nicht 
aurüdgehalten hat, bie eine verfluchte Ahnlichleit m 
Denunztationen haben. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Ich erinnere hier nur an den Briefwechſel, ben ber Herr 
Generalmajor Keim mit unferem früheren Kollegen 
Itſchert rt bat, aus dem manches herauszuleſen tft 
zwiſchen ben Zeilen, wenn auch ber offizielle Wahlmacher 
nicht efteht, dab man alle bie Redner, bie in ben 
HBahlverfammlungen — felbftverftändih in Wahlver⸗ 
fammlungen, bie nicht feitend des Blocks abgehalten 
find — Stellung genommen haben gegen bie jogenannten 
nationalen Forderungen, höheren Orts zur Kenntnis 

12 


(0) 


(D) 
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(Dr. &chaebler.) 
(A) bringt, und daß man ed fi bort merkt, was nod 
mehr if. 


Allerdings, anfangs hat der Tylottenverein fo eine 
ewiſſe Taktik verfolgt, mehr bie Krallen eingezogen ge— 
abt. Denn am 19. Dezember 1906 verfandte bie 

Präfibialgeichäftsftele des Flottenvereins ein Rund⸗ 
ſchreiben, in welchem Werte. zur Wahlagitation ge— 
geben wurde — jelbitverftändlih unter Wahrung bes 
unpolitifhen Charakters des TFlottenvereind. 

(Heiterkeit in der Mitte.) 
Oh! E3 find dad ganz —— Ausführungen, ſowohl 
die vom 19. Dezember wie die vom 28. Dezember! Da 
erfolgte — ein offizielles Rundſchreiben mit einer 
Mahnung zur Abſtimmung; beide ſind unterzeichnet von 
dem Vorſtande des Flottenvereins, und der Flottenberein 
erhielt für ſein erſtes Rundſchreiben am 23. Dezember 
1906 aus der Reichskanzlei, gezeichnet: von Günther, ein 
Dankſchreiben „im ann des Reichskanzlers“. 

(Hört! hört! in der Mitte.) 

Ebenso liegt ein anderes offizielles Schreiben vor 
an bie Mitglieder bed Deutſchen Flottenvereins aus dem 
—— Köln. Ich ſage: ber „Flottenverein hat 
politiſche Agitation getrieben; er Hat auch politiiche 
.. gegen — eigenen Mitglieder getrieben; denn 
e3 tft bekannt, und Hat ſich auch aus ben Diskuffionen, 
die fih daran gefmüpft haben, ergeben, daß eine große 
Anzahl von Zentrumsleuten Mitglieder des Flottenvereins 
geweſen find. Man lommt dba auf ben Gedanken, als 
ob gewifje Vereine nur bazu ba wären, um gewiffer: 
maßen in 8* Friedenszeit unter einer neutralen oder einer 
patriotiſchen und nationalen Flagge zu ſegeln, daß bies 
felben aber de facto nichts anderes A als Wahlvereine. 
Hier für den Block wollen wir mal jagen, denn ba ift 
alles zufammen. 

(Sehr richtig! in ber Mitte.) 
4 —— vd. Keim hat am 6. Januar 1907 ge— 
eben: 
Mer jest nicht den Mut hat, gegen das Zentrum 
Front machen, bat für den Flottenverein 
feinen Wert. 
Und am 18. Januar 1907: 
Es muß euergiſch gegen bie radikalen Zentrums 
flottenvereinäleute Front gemacht werden, denn 
diefe gereichen unferem Vereine nit zur Ehre. 
(Hört! hört! in ber Mitte.) 
Und am 24. Januar 1907: „der Berluft von ſolchen 
Mitgliedern fet nicht bebauerlich, ba biefe bei einer 
Flottenvorlage doch hinter dem Zentrum hergehen würden“. 
etwas kräftiger haben es die „Leipziger 
Neueſten Nachrichten“ interpretiert am 12. Februar, indem 
fie ſchreiben: 
Und wenn Herr Keim in diefer fturmbollen Zeit, 
in ber doch endlich einmal die Schafe von den 
Böden gefondert werben müffen 
(Heiterkeit in ber Mitte ) 
— imo bie zum find, dad wiffen wir genau, auch wo 
die Böde find 
(erneute Heiterkeit in ber Mitte) —, 
ben Elerifalen Mitgliedern bes Vereins bie Haus⸗ 
tür ſo weit als möglich zum Austritt öffnet, ſo 
hat er durchaus recht, eben weil er nur fo ſich 
Ellenbogenfreiheit für den Kampf verſchaffen kann. 
Die ——— die —— des Flottenbereins 
eweſen find, werben für dieſe nachtr änlihe rung dankbar 
fein, und biejenigen, die immer nod Mitglieder des Flotten⸗ 
bereind bleiben, —— nichts beſſeres. 
ut! in der Mitte.) 
Der Flottenberein = nöbefonbere fein Wahlmader hat 
fi nicht geihent, eine Maſſe von ſehr minderwertigen 
Flugblättern zu verfenden, ſogar die „Münchener Allge⸗ 








meine Zeitung” ſpricht 
Broſchüren. Es wurde bereitö bei ber Generalbebatte und 
buch Herm Kollegen Fiſcher auf dieſe Flugblätter Hin 
eiwiefen. Es wurde aud eind mehrmals genannt: es 
fi „die Lügen des Herrn Erzberger“, nit die Lügen, 
onbern Lügen bed Herrn Erzberger. Ich würde Herrn 
Kollegen Erzberger den guten Rat geben, einmal einen 
Band zu fchreiben: „Lügen über Erzberger“ 
(ſehr gut! und Heiterkeit in der Mitte) 

und biefem Bande bann zwangloſe Hefte folgen zu laſſen, 
je nad ber Zeit. Allein der Geſchäftsleiter bes Flotten- 
vereind hat ih nicht A, eiheut, den furor protestanticus 
zu feffeln. Für feine Wahlmache ift ihm die fatholifche 
Konfeſſion gut genug. Ich erinnere nod einmal an jenen 
Briefwechlel, den der Herr Generalmajor Keim mit bem 
Herrn Brofeffor v. Savigny in Miünfter, und den Brief- 
wechſel, den er mit dem Herrn Lizentiaten Weber von 
——— führte. An Herrn Profeſſor v. Sabigny 


— 

hoffe, daß durch Ihre lichtvolle Darſtellung 
= en Streifen unferer katholiſchen Mitbürger 
enblih die Augen geöffnet werben über die 
Gefahren, welche dem Katholizismus als ſolchem 
drohen, wenn fein berufener Vertreter auch weiter- 
hin das Zentrum im feiner jetzigen Geftalt 

leiben follte. 
Sorge für ben Katholizismus! — Und an Herrn Lizen- 
tiaten: Weber ſchreibt er und bittet biefen nad Rüdipradhe 
mit dem Füſten Bülow unb Herrn v. Loebell dringend, 
daß bie Mitglieber der evangelifhen Arbeiterbereine als 
— eliſche Männer und gute Patrioten in dem Wahl— 

Ban ihre Schuldigkeit tum. — Und er fährt weiter: 

Ih brauche Ihnen wohl nicht weiter auseinander 
zufegen, daß ber Kampf gegen bad Zentrum 
auch eimen ſolchen gegen ben tramontanismus, 


ben Zobfeind umferer enangeltjchen Konfeffion, (D) 


bebeutet. 
(Hört! hört! in ber Mitte.) 
Bolitiiche Agitation, nahe an der Denunziation, wenn 
nicht Denunziation felber und Entfeffelung bes tonfeffio- 


nellen Haſſes 
(ehr richtig! in ber Mitte), 
— [9 zeigt nn ber Wahlmacher des Flottenbereins. 
Sehr richtig! in ber Mitte.) 
Und vorher Sat man e3 fo gut verſtanden und hat ge- 
fucht, wenigftens bie fathont den a bes Flotten⸗ 
vereind nicht kopfſcheu zu machen a heißt e8 in dem 
von mir bereit zitierten Rundſchreiben vom 19. Dezember: 
In denjenigen Verbänden, welde fatholiihe Mit» 
glieder in ihren Reihen zählen, kann der Flotten— 
verein in fachlicher Welfe dahin aufflärend wirken, 
baß man ein treuer Katholik fein kann, ohne im 
vorliegenden Fall dem parteipolitiihen Bes 
a olııh ber biöherigen Reichſstagsmehrheit ſich 
uſchließen. 
Der per Flottenverein hat fih aud in bie Wahl- 
Em Würzburg und Immenſtadt gewenbet mit ber Bitte 
„zuberläffge, Namen. Was bier unter der Zuber- 
Läffigte it zu verſtehen ift, das kann man am beften an 
dem fehen, was fih im Kreiſe Mörs-Rees abgefpielt hat. 
In Mörs ift der frühere Apotheker, jegige Rentner Lieſſem, 
Vorfigender ber Ortägruppe. Eine Zuidrift der Berliner 
Pa — bes Flottenvereind war nod an 
ben früheren Vorfigenden gerichtet, der fie auch öffnete; 
ed tft das ber Rektor Julius Petſchel an ber proteftan- 
—* Volksſchule in Mörs. Dieſer teilt nun unter dem 
d. Januar 1907 Herrn Generalmajor Keim, Vorſtand 
= ge ge bes Flottenvereins, mit, daß 
er ben Brief geöffnet babe, obwohl er nicht mehr Bor: 
figender fei; aber es fei gut geweſen. Denn infolge ber 


einmal bon minberwertigen (C) 








(Dr. Schaedler) 


<A) Unachtſamkeit des Sreiövorfigenden fei in Mörs ber 


(B) 


„ultramontane Rentner, frühere Apotheker Lieffem” Vor: 
figender ber Ortögruppe geworben; biefer aber made auf 
Geheiß ber dortigen katholiſchen Betftlihen die Wahlen 
für dad Zentrum. Cr, Petſchel, Habe fih auch ſchon mit 
einigen Freunden beſprochen, um ſich des „ungeeigneten 
Vorfigenden“ zu entledigen. 
(Hört! hört! in der Mitte.) 
Herr Generalmajor Keim antwortet am 16. Januar, er 
jet mit der Sache ganz einverftanden; er bittet nur um 
„größte Diskretion” und fendet 300 Mark an Petſchel als 
Erſatz feiner Auslagen 
(hört! Hört! in ber Mitte), 
und er hält „es nicht für einen normalen — daß 
Lieſſem an der Spitze der Ortsgruppe ſteht, da dieſer 
zum Zentrum halte. Er empfiehlt aber dem Vetſchel, mit 
der „gebotenen Vorſicht“ vorzugehen 
(hört! hört! in der Mitte), 
und es tritt biefer dann mit ber — Vorficht mit 
bem reichsparteilichen Kandidaten Vorſter in Verbindung; 
Vorſter wird als Freund bon dem heute ſchon öfter ge— 
nannten Kollegen b. Liebert warm empfohlen. Petſchel 
nennt auch noch eine Anzahl von proteftantiichen Lehrern, 
an welde man alle bie Noitationsichriften verfenden 
fönnte. Meine Herren, folde Vorkommniſſe ſprechen 
genugfam für ſich felber. 
ie gefagt, id will ben —** der ſchon geliefert 
worden ift zu ben Flugſchriften, nicht vermehren; aber 
ih darf dod Bintweifen auf ein Moifo der Präfibial- 
gelgäteßele bed Deulſchen Flottenvereins, Berlin SW., 
ilhelmſtr. 130 — nicht 77. Diefes Apifo heißt: 
Nachſtehende Druckſachen find aus nationalen 
Kreifen zur Loftenlofen Abgabe in beliebiger 
Menge zur Verfügung geftellt worden: „Die 
Wahrheit über die deutfchen Kolonien“, „Deutiches 
Volt, wie forgt die deutſche Neihstagämehrheit 
für die helbenmütigen Söhne in Südmeftafrita*, 
dann „An die deutſchen Mütter“ von Joſeph Lauff, 
„Für die Kämpfer in Südweſtafrika“, „Arbeiter: 
folonien und flotte”. Letztere drei Druckſachen 
eignen fi als Zeitungäbeilagen. Wir bitten, 
ben nötigen Bebarf freunblichft anzugeben. 
Hochachtungs voll 
ae er Deutſchen Flotten- 
berein, 
Berlin SW., Wilhelmftraße 130. 
Ob die au aus den 30000 Mark bezahlt worden find, 
das wiffen wir nicht; ober ob das eingetreten iſt, was 
bereit von meinem Herrn Vorredner betont worben ift, 
db Dernburg meinte, das übrige werbe auch nod 
ujammen fommen, was man braude, das weiß ich nicht. 
Sntereffant tft, wie manche Dinge herhalten müffen. Der 
befannte Major und Dichter Lauff in Wiesbaden hat ein 
rg verfaßt „An bie deutſchen Mütter”. Das Gebicht 
2 nicht überall Anklang gefunden, wie das auch felbft 
ei einem Dichter auf Kommando geben fann, 
(Heiterkeit in ber 7 
Biele Frauen, denen man es zugejandt hat, waren bamit 
nicht aufrieden; fie fchrieben zurüd, daß es nicht packend 
enug ſei, und daß es gewöhnliche Frauen nicht ber- 
Münden. Aber dem Dichter hat es ein Dankichreiben ein- 
etragen von General Keim vom 2. Januar 1907. Er 
ufte für das wundervolle Gedicht. Natürlich mußte ber 
Titel umgeänbert werben, ba ed ber nationalen Sache 
a im Wahltampf bienen muß, und bementipredenb 
durfte es nicht zu jehr auf Weihnachten zugefchnitten fein. 
Der Wahlmader teilt dem Dichter mit: 
Ich habe auch dem Fürften Bülow, der ſich eben- 
falis ungeheuer ſympathiſch üher Ihr Gedicht 
ausgeſprochen hat, ein abgeändertes Exemplar 
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zugeftellt, und er findet ben Gebanlen ausge: (0) 


per Vorläufig habe ih 1 Million davon 
ruden laſſen. 
Gin ört! in ber Mitte.) 
Möglich, daß dieſes Gedicht von dem Konzertmeifter Bülow 
auch noch in Muſik 4 wird, und daß es dann das 
neue Orcheſter im Reichſtag zum Vortrag bringen wird. 
——*8 
Beſonders dieſes erſtere Rundſchreiben beweiſt, daß der 
Flottenverein ſelber gefühlt hat, daß er auf ſchiefer Ebene 
eht. Er treibt auch micht erft fett ber ge Wahl 
Boni; er hat ſchon im vorigen Jahre einmal eine Ber- 
fammlung gehalten, und da mußte Prinz Heinrich nad 
Hamburg, um bie Herren, bie gar zu jehr bie Flotte 
ſchwärmen, in etwas fühlere Stimmung zu bringen, und 
e3 wurde bei biefer Gelegenheit dann auch bie — 
der bayeriſchen Sektion als Mufter vorgeführt. Intereſſan 
iſt, wie ein Blatt, das mit dem Block durch dick und 
bünn geht, und das man gewiß nicht abſchütteln kann, bie 
„Augsburger Abenbzeitung*, in biefer Hinſicht ſchreibt. 
Da heißt e8 in Nummer 51: 
Der Flottenverein Hat ſchon feit etwa zwei 
Jahren angefangen, in feinen offiziellen Sunb- 
gebungen auf bas —** Gebiet hinüberzu⸗ 
eifen, durch Angriffe auf die Regierung, gegen 
as Zentrum, durch Bloßlegung der Maͤngel 
unſerer Flotte, durch Berühren des Gebietes der 
äußeren Politik. 

Etwas ift aud) sau interefjant, befonberd, wenn man 
jest jo hört, daß ber FFlottenverein wiederum in andere 
Bahnen einlenten will. Wer garantiert aber, daß es 
fpäter nicht wieder anderd wird? Mer kann überhaupt 
eine folhe Garantie geben? Und die nämliche Abend- 
zeitung erinnert an das Spridwort „Wer einmal lügt, 
dem glaubt man nicht“, und fügt dem bei: 


Wer ffrupelloS genug war, feine Verfprehungen (p) 


über bie Fernhaltung aller politiſchen Machen— 
ſchaften einmal nit zu Halten, der wird im 
gegebenen Moment auch ein zweites Mal „in 
nationaler Begeifterung” einen Mandatsbruch 
nicht ſcheuen. 
Darum tft man aud zu dem Auskunftsmittel gefommen, 
daß man von bem FFlottenverein als von einem „natios 
nalen“ Berein redet, wie von Poftbeamtenbereinen, Eifen: 
babnbeamtenvereinen, ge und daß man ben 
Herrn Keim auf einmal Hinftelt als Privatmann. Auf 
biefen Verſuch, ben FFlottenverein als nationalen Verein 
—— gibt die „Sreuzzeitung“ die Antwort, wenn 
e jagt: 
Das alles ließe fi Hören, wenn bie Vertreter 
bes Flottenvereins fih auf bie Belämpfung ber 
Sozialdemokratie beſchränkt und nicht das Zentrum 
als eine noch größere Gefahr bezeichnet, ben 
furor protestanticus gegen dieſe Partei zu Hülfe 
gerufen hätten. 
Das fagt bie erg Ih fimme mit ihr darin 
nicht überein, daß ber Flottenvereim zur Bekämpfung der 
Sozialdemokratie da fei. Soweit mir bekannt, fteht in 
ben Statuten des Flottenvereins davon gar nichts. Was 
die einzelnen Mitglieder tun, das tft 9* Sache. Ich 
darf in dieſem Zitat ber Kreuzzeitung“ noch weiter fort» 
fahren. Sie fagt: 
Da fehr viele ihrer Mitgliever der Zentrums: 
partei angehören, andere ben Liberalen und kon— 
fervativen Parteien, fo verbietet fih ihnen eine 
Agitation don Verein wegen gegen eine bon 
biefen Parteien vom felbft, und Gott bewahre fie 
bor bem Eindringen irgend eines konfeſſionellen 
furor, des furor protestanticus fowohl wie des 
furor catholicus. 
72° 


(8) Es ift früher ſcho 


516 Reichstag. — 
(Dr. &chaebler.) 


(A) Die „Kreuzzeitung“ verbient tatfählih Dank, daß fie 

in fo —— Weiſe fi ausgeſprochen hat. Herr 
Keim tft nicht der Privatmann, als der er hinzuſtellen 
verfucht hg a Herr Keim ift ber offizielle Wahl: 


macher! 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Und bie re bat ber Hinter ii ftehende Herr 


Reichskan 
(Laden rechts.) 
— Laden Sie, ſoviel Sie wollen! Mit Ihrem Laden 
machen Sie bad nicht minder wahr, Herr Kollege! 
Eigentümlich berührt es, daß jedesmal, wenn bon 
ben Beröffentlichungen im „Bayeriſchen Kurier“ die Rebe 
ift, verfchtebene‘ Herren und Parteien nervös werben. 


b eichskanzle ichfalls erbös 
— de Nele Bee Ar: Fi a, "Aäuber- 


eſchichte im so. 7 Fäden ven ſchon im ein 
ofter nad Ay-. en. u ift ber Miffetäter —— 
Extraboten in Soutane vermitteln ben Verkehr; 


Attentäter tft ben Iefuiten zugeneigt, fogar felbft Brut 
Lauter Kapitel für einen Schauerroman, befonder8 wenn 
auch noch bie Tante dazu fommt, bie bei einem .. 
—* der als — immun iſt, in 
geſtanden haben ſo 
(Heiterkeit in der Mitt 
Ih muß * geſtehen, die — ——— die ſich auch 
2 Ausführen * ** eichskanzlers kundgegeben 
Hat, verftehe ich nicht 


uruf Int. 
— Ich bin nicht * Sen male ſondern jehr fühl. 
(3 Iinfs: Aufregenb!) 
— Aufregend? Da F ich jr froh, wenn ich nicht auf- 
egenb bin; denn bann habe ich feine Te 
Ahr te Ronftitution und nf ri 


ah ak vn Diebftahl 
eine Rebe nicht iR. iſt Diebſtahl, m ihn be⸗ 
angen haben, wer will, ob der ee * oder 
8 er Konfeſſton angehört” — man bat fi ſehr liebevoll 
nad) ber Konfeffion erkundigt. Aber auch jelbft wenn er 
ein Jeſuit wäre, ift er ein Yieb. Darüber habe Rs nicht 
zu befinden und bier = nicht die Luft, ben Offistal- 
berteibiger zu machen. nen * babe id) von 
Entrüftung nichts — Darüber, aß ein Brief unferes 
Kollege Roeren an Wiftuba zwei Tage vor ber Wahl in 
ben „Hamburger gr chten“ erſchienen tft. 
ri rt! in ber Mitte.) 
Wie kam biejer ef I bie —— Nachrichten“ ? 
Jedenfalls Hat entweder unſer Sollege Roeren ben 
— Nachrichten“ eine Kopie übergeben oder aber 
Wiſtuba. Ich möchte ben verehrten Herren, bie ſich fo 
fehr entrüften, aud einmal raten, fi bei ben „Münchener 
Neueften Nadrichten” zu erkundigen, wo „geicäste Hänbe* 
einen PBrivatbrief eines Zentrumdmannes benfelben über- 
mittelten, ober wie man e3 madt, um 3. B. eine Druck⸗ 
face, für die man Intereffe hat, einen Wahlaufruf aus 
einer Druderei im feinen Beſih zu bringen. 
(Sehr gut! in ber Mitte.) 
Ich möchte bie verehrten Herren, bie fo nerbös werben 
und fi fo entrüften, bitten, einmal ben Poſchinger nach— 
ulefen, auf weldem Wege Bismard — er a es 
—8* Iber — in ben Beſitz von gewiſſen Altenſtücken ges 
fommen ift, von Bürſtenabzügen aus einer Druderei 
in Freiburg, Te bes erabif öflihen Orbinariats. 
(Sehr richtig! in ber Mitte.) 
5* bie verehrten Herren darüber in ſittlicher Ent— 
machen, ug ” überzeugt, 3 auch ihre ſitt⸗ 
Ihe A dieſe Briefe echt iſt. Vorher 
—— - en "ine Zweifel immerhin nod 
erlauben 
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Die Briefe find veröffentlicht, fie find publici juris, (C) 


fie find polttiih von großer Bedeutung. Die frage, 
wie es gekommen ift, habe ich nicht zu unterfuden; wohl 
aber ergibt fi aus benfelben, ah insbeſondere eine 
Wahlagitation allertraurigfter Art getrieben worben ift 
(jehr richtig! in gi ae unb bei ben Sozial- 


ten), 
und daß durch — ne — gezeitigt wird, ein 
Skandal erſter G 
(ſehr richtig! * ber Mitte und bei den Sozial⸗ 

bemofraten) 
bon bem man im Intereſſe ber Feicheleltung hätte an- 
nehmen müflen, baß fie bei bemfelben auch nidt einmal 
indirekt beteiligt ift. 

(Sehr gut! in der Mitte und bei den Sozial⸗ 

bemofraten.) 

Man hat fhon alle Verfuhe gemadt, ben Flotten— 
verein zu entlaften. Man ift fogar fo weit gegangen, daß 
. u ben Borftand bed Flottenvereins ein ort ge: 
pr 

Ich freue mid, daß a — ſeine 
Sache fo prächtig gemacht 
Ich würde es als größte —R deſſen betrachten, 
dem dieſes Wort in ben Mund gelegt wird, wenn ich an= 
nehmen müßte oder könnte, daß ber Fe re Ahnun 
davon gehabt hätte, im welcher Weiſe dieſer Wahltamp 


geführt worden iſt 

94 er richtig! in der Mitte), 
baß er es „prächtig“ finden Lönnte, wenn in das Reich 
hinaußflattert: 


Gerabe ber furor protestanticus w in Mittel- 
deutſchland ungemein viel bazu beigetragen, ben 
Philiſter aufzurütteln, — — 


ober: 
Der Kampf gegen bad Zentrum bebeutet auch 
einen ſolchen gegen ben amontaniömus, den (D) 
3 Tobfeind unferer evangelifchen Konfeifion, — — 
ober: 
Die ieber ber —— Arbeitervereine 
—— 15 ebangelijche Männer ihre Schuldigkeil 
ober: 
Dem Zentrum müſſen erft recht bie Zähne gezeigt 
werben, — — 
ober: 
So ift eine Abmachung bahin geboten, daß bie 
Sozialdemokratie und bie nationalen Parteien 
einanber gegen bad Zentrum gegenfeitig unterftügen 
i (Hört! hört! bei den Soztaldemofraten), 
oder: 


Im Rheinland hat ber Flottenverein es fi 
any bab in acht Wahlkreifen Front — 
8 Zentrum gemacht wird. 
Es iſt ſchon ein ſehr ſtarkes Stück, und es darf aus— 
gelproen werben, ald Dedmantel für ſolche Offenherzig⸗ 
eiten bie — des ae Brig rg 


tte.) 
Auch in den —— —— Flottenvereins ſelber macht 
ſich eine 3 Gegenſtrömung geltend. Allerdings wird 
man unwirſch im —— ſelber. Wir wiſſen das 
aus der Art und Weiſe, wie man zum Beiſpiel dem 
Generalleutnant von der Boeck, einem Manne, dem man 
doch ganz gewiß den nationalen Sinn nicht abſprechen 
fan, — wie man dieſem Manne, ber ſelbſt Mitglied ber 
Vorſtandſchaft des Flottenvereins iſt, fagte und ihn an⸗ 
ſchnau * Herr Generalleutnant, was wiſſen Sie von ber 
Zwe — 38— des Flottenvereins ? 
(opt: € ME don ritig, m j 
wenn man fagt: e on g, was er gela 
aber beffer hätte er An a 


(Dr. &chaebler,) 

Wir haben es in Bayern erlebt, daß bie dortige 
Sektion Front gemacht hat, Front gemadt ſchon im 
Fahre 1906, Front gemacht auch jet wieberum gegen: 
über biefen Madinationen, dieſer politiſchen Agitation, 
wie fie ber Flottenverein betreibt. Wir haben aber aud) 
emerkt, baß bie Seltion in Schlefien eigentlih ber 

gfeit des Flottenvereins gegenüber fi nur fehr lau— 
warm geftellt hat. 

Meine Herren, wie gefagt, es wäre ſehr angezeigt, 
wenn über bieje Dinge einmal Ausfunft gegeben würde, 
und wenn diesbezüglich vielleiht aud einmal der Herr 
Reichſskanzler wiederum dad Haus mit * hohen 
Beſuche beehren würde; denn and er wird bereits Gegen: 
ſtand der Dichtkunſt. 


(Bee) 
Bon befreundeter Seite wird mir ein Gebiht aus ber 
Schweiz zugefhtdt, von dem ich nur eine ober bie andere 
Stelle hier zum Vortrag bringe und zwar vollbewußt, daß 
ber Grund, der bier angegeben ift, ben Herrn Neidhd- 
fanzler nicht beftimmt, dem Haufe fern zu bleiben. 
Da heißt e8 3. 2.: 

Gemählih unterm fihern Dad, 

Indes bie Fluten brauften 
— nämlich, er pflegte fih gemächlich — 

Und aus dem Zentrum Ktrach auf Krach 

Die Hiebe niederfauften — — 

(Ad! linie.) 
— Nun, man kann ja verfchtebener Meinung fein; ich 
verdenke Ihnen gar nicht, verehrtefter Herr, daß Sie ſich 
darüber unartifuliert auslaſſen. 
(Heiterfeit.) 

Er führt dann weiter fort, der ald Satyr das Gedicht 
hier unterzeichnet: 

Gelefene Philippifa 

Macht weniger erröten, 

Als wenn man figt im Feuer ba 

Und ftedt in taufend Nöten. 


(Zuruf.) 
— Nicht wahr, e8 ift (chef Die Anfhauung habe ich aud). 
Die Reden werben ja gebrudt, 
Genau, wie fie geweſen, 
Und wer aus Vorſicht ſich gebudt, 
Kann hinterher fie leſen. 
Heiterkeit.) 

Meine Herren, der Herr Reichskanzler hat für ſich 
bad Recht in Anſpruch genommen, das Volk aufzuklären 
über die Abficht der Regierung. Dagegen wird fein Menſch 
etwas einzumenben haben; im Gegenteil, die Pfade der 
Regierung find fo verworren mandeömal, baß bon einer 
Seite eine Imterpellation einmal — worden ift, 
um Klarheit zu ſchaffen über den Zickzack und über bie 


Verworrenheit. 
(Heiterkeit in der Mitte.) 
Alfo —— eben über die Abſicht der Reglerung, — 
je mehr, deſto beſſer! 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Dagegen hat von umferer Seite fein Menſch etwas. 
Etwas anderes ift ed, Aufklärung geben, und etwas 
anderes tft e8, ben ganzen Regterungsapparat bis hinunter 
2 legten Felbihüg in Bewegung fegen; etwas anderes 
ft es, Privatmittel in Empfang nehmen, um braven 
lindern bie Beiträge zum Wahlaft zu bezahlen. Da- 
gegen nehmen wir Stellung. Will man das, dann ift es 
viel befier, fofort auch gleich Regierungslandidaturen auf: 
uftelen. Meine Herren, wir weiſen mit aller Gnt« 
(ebene ben Verſuch zurüd, bier ewa — und id darf 
a8 Wort wieberholen, es ift des öfteren gebraudt worben 
— napoleonifhe Zuftände einzuführen und Präfektur: 


wahlen zu maden 
(jehr richtigl in der Mitte), 


— Reichstag — 19, Sigung. Freitag ben 15. März 1907. 


sı7 





und wir verlangen auch im biefem Mugenblide und für (cy 


ben Fall der Wahl, nicht bloß daß bie Regierung nicht 
ihren ganzen Apparat in Bewegung fegt für eimen ihr 
genehmen Kandidaten, fondern aud daß ihre Beamten 
die volle politifche Freiheit ber Überzeugung haben. 
Bravo! in der Mitte, 

Es hanbtlt fi bei ben Wahlen nicht darum, was 

die Regierung für a rg en en will 
(ehr chtigl in der Mitte), 
fonbern e8 handelt fi darum, daß ber Volkswille zum 
Ausdrud kommt. 
(Sehr * in der Mitte und bei den 
ozialdemokraten.) 
Sonft wird bie Wahl einfach zur Farce, dann wird es 
fi empfehlen — e3 tft bad ein Gedanke, ber an Ballin 
anftreift —, daß ſeitens ber Reichsleitung eine Anzahl 
von Abgeorbneten für ben Reihätag ernannt wird. 
(Heiterfeit.) 

Dann weiß man doch wenigftend, woran man if. Wir 
verurteilen entſchieden das Eintreten ber Regierung für 
eine Partei oder einen Kandidaten. Was wir wollen 
unb verlangen, das tft: gleihen Wind und gleiche Waffen. 
Mehr brauchen wir nicht, unferen Weg werben wir ſchon 


felber machen. 
(Bravo! in ber Mitte.) 
Bräfident: Das Wort hat ber Herr Abgeordnete Ktreth. 


Kreth, Abgeordneter: Meine Herren, meine Fraktion 
befindet fi in ber angenehmen Lage, feftitellen zu können, 
daß bie von dem Interpellanten behaupteten Wahl: 
beeinfluffungen in feinem einzelnen Falle zu Gunften eines 
unferer Kandidaten eingetreten find. Es ift weber im ber 
Breffe noch bei den Verhandlungen bier im hohen Haufe 
behauptet worben, baß irgend einer umferer Kandidaten 
auf feine politifihe „Keim*fähigkeit unterfuht worben tft. 
Wir ftchen auf einem anderen Standpunkt in ber Be- 
urtellung biefer frage ald ber Herr Vorrebner und bie 
Herren Interpellanten, indem wir ber Regierung, und 
zwar nicht nur —— Einzelreglerung, ſondern auch den 
verbündeten Regierungen, das Recht zubilligen, Stellun 
zu nehmen in den Wahlen zu ben einzelnen Parteien en 
zu ben einzelnen Kandidaten. Meine Herren, baß bie 
Grenzen dieſes Rechts in irgend einer Weiſe bei ben 
legten Wahlen überfchritten worben find, ift micht feftgeftellt 
worben. Es find Behauptungen aufgeftellt worden, es 
find aber irgenb welche Bene bafür, daß bie einzelnen 
Verjönlikeiten, bie ſich in biefen Wahlkampf gemifcht 
haben, die Behörben angehört haben, in Vertretung ihrer 
Behörben, alfo bebörbli gehandelt haben, in feinem ein- 
zigen Falle erbracht worden. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Meine Herren, biefe Interpellation fommt ja auch 
viel zu früh, wenn man bie Mbfiht haben follte ober 
gehabt haben follte, auf Grund von geprüften Tatſachen 
feftzuftellen, 06 Wahlbeeinfluffungen überhaupt in dem 
Umfange vorgefommen find, wie es bier behauptet worben 
ift. Aber ih habe auch ben Gindrud, als wenn das 
gar nicht der Zwed ber Übung geweſen ift, fondern ala 
wenn man bon Haufe aus bie Streitigkeiten innerhalb 
ber ſozialdemokratiſchen Partel, bie in der Preſſe und in 
Berfammlungen entbrannt find barüber, wer dem nun 
eigentlich Schuld trage an ber Nieberlage ber Sozial- 
bemofratie, an bem Berluft von Mandaten, baburd habe 
verwiſchen wollen. Man braudt ja nur eine Zeitung in 
bie Hanb zu nehmen, um zu finden, baß einer der Ge— 
noffen ben Vorwurf erhebt, bie führer hätten durch ihren 
Hader und ihre Eiferfüchteleien die Niederlage verſchuldet, 
während ein anderer meint, es ſei ber Jungbrunnen- 
fanımerton ober, wie er heute bezeichnet wurde, der Sau⸗ 
berbenton“ ſchuld daran, andere aber ben Grund barin 


(D) 


(4) 


(B) 
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(freth.) 
uchen, baß ben breiten Maſſen ber Wähler der Terrorismus 
der Partei umerträglih geworben ſei, und baß fie 
deshalb nicht mehr hätten mitipielen wollen. Ich glaube, 
daß man gern einen Sünbenbod — machen möchte, 
ben man, mit ber Schuld für bie Wahlnteberlage bepadt, 
in die Wüfte ſchicken könnte, und ba ift es ganz natur: 
gemäß, daß man barauf verfällt, der Herr — — 
eigne ſich dazu vortrefflich, dieſen Sündenbod zu ſpielen. 
Auf der anderen Seite iſt es wieder zu verſtehen, daß ber 
* ee fi gegen biefe Rolle mit Händen und 
en wehrt. 

Meine Herren, behörblihe Wahlbeeinfluffung, Wahl: 
made ift ein Begriff, umter dem jeder fich denken kann, 
was er will, db. h. eigentlich kein Menſch etwas Ber: 
nünftige8 benfen kann. Man ftellt fi eine Phantaſie⸗ 
mühle ber umb reitet nach berühmten Muftern munter 
barauf los, denn babet kann einem ja nicht das geringfte 


paifteren. 
(Heiterfeit rechts.) 
Wir ftehen auf bem Standpunkt, auf dem wir immer 
——— haben, daß die verbündeten —— das 
echt haben, die Wähler über ihre Stellung zu den 
einzelnen Parteien und Kandidaten aufzullären, und wir 
befinden und ba in erfreulicher Übereinitimmung mit ber 
Auffafjung des erften Reichskanzlers Fürſt Bismard, dem 
—— Beteiligung an dem Aufbau der Reichsverfaſſung 
oc wohl ben Änſpruch darauf gibt, auch im dieſer er 
ein gewichtiged Wort mitfprehen zn können. Der erfte 
Kanzler hat ſich ſchon tm Reichsſstage des Norddeutſchen 
Bundes am 16. April 1868 über dieſe Frage ausgelaſſen 
und Hat in Übereinftimmung mit den Erklärungen des 
Herrn Reichskanzlers Fürſten v. Bülow vom 25. Februar 
folgendes ausgeführt : 
Ich nehme für die Regierungen das Recht in 
Anfprud, dab fie durch jedes Mittel und jebes 
Organ kundtun, wen fie jelbft gewählt zu ſehen 
wünfchen. Es liegt das in ber Wahlfreiheit ber 
Negierungen, die ebenfo gut ihre Berechtigungen 
haben wie die Parteien und bie den Regierungen 
entgepengejeäten Parteien. Ich glaube, darauf, 
zu wiſſen, wen bie Regierungen gewählt zu jehen 
wünſchen, haben die Wähler Necht, ebenfo 
wie die Regierungen das Recht haben, das fund» 


zugeben. 
Die Wähler, bie die Abficht haben, Kandidaten zu wählen, 
bie ber Regierung genehm find, würden in ihrer Wahl: 
freiheit beeinträchtigt werben, führt Fürft Bismarck aus, 
wenn fie nicht erführen, wer dieſe genehmen Kandidaten 
find. Fürſt Bismard erklärt dann weiter: 
Ich ergreife nur dad Wort, um biefes Recht ber 
Regierung im Prinzip zu fonftatieren, einer jeben 
einzelnen und ber gejamten Bunbeöregierungen; 
fie haben das Recht zu einem freien Glaubens» 
befenntnid in bezug auf die Wahl unb auf bie 
Perſon, bie fie gewählt zu ſehen wünjchen, ebenfo 
wie jeder Privatmann. Wozu fie nit das 
echt haben, das tft irgendwelche Beeinfluffungen 
durh Drohungen, durch ae bon 
Vorteilen oder Nachteilen, wenn jo ober jo ger 
fttinmt wird. j 
Denfelben Standpunkt hat Firft Bismard auch in biefem 
en Haufe vertreten am 3. März 1881, indem er er 
ärte: 


63 gibt mandmal Wähler, bie wollen gerabe jo 
ftimmen, wie die Regierung, bie halten die Re— 
gierung für weifer wie fi felbft — gewiß jehr 
mit Unrecht, aber es gibt ſolche 

(Heiterkeit 


)r 
bie fagen: wir wimſchen den Kandidaten ber 
Regierung zu kennen und wollen für ben ftimmen. 








Hat nun die Regierung bad Recht, fih barüber 
auszufhweigen und bie MWahlfreiheit dieſer 
Wähler durd ihr er zu berfümmern? 
Ih weiß das nicht, das iſt eine Trage, bie 
diskutabel ift. Aber es find doch auch Menfchen, 
die bie gr bilden, e3 find Preußen, lir- 
wähler, und haben das Redt, ihre Meinung 
burh bie Preſſe kundzugeben fo gut wie ein 
anderer. 

Dasfelbe Net ſprechen wir den Herren zu, bie an ber 

er. ber Behörben ftehen, ihre Anfiht zum Ausbrud zu 

en 


gen. 
In derſelben Rede hat Fürft Bismard dann noch 
folgendes ausgeſprochen: 

Abminiftrativ- und Regierungdbeamte haben einer 
beftimmten Regierung zu bienen und beren 
Weifungen bis zu einem gewiffen Grabe zu boll- 
ziehen. Ein folder Beamter kann ganz parteilos 
nicht fein, und mir ift es immer eine peinliche 
und nit gan; würdige ——— —— 
wenn ich jemand in einer höheren —5** 
ſtellung ſehe, der mit der Politik der Regierung 
in diametralem Widerſpruch ſteht und im Amte 
bleibt. Die Stellung in der Verwaltung bedingt 
ein gewiſſes Maß von Parteinahme für die 


Regierung. 

Meine Herren, das iſt genau dieſelbe ig bie 
namend meiner Barteigenoffen der Herr Abgeorbnete 
Windler Hier fürzlih im Haufe erflärt hat, und bie ihm 
ben Vorwurf bes Herrn Abgeorbneten Sifcher eingetragen 
bat, er wolle ben Stabavergehorfam der Beamten, er wolle 
überhaupt bie politiihe Abhängigkeit der Beamten. 
Gerade dem Herrn Abgeorbneten MWindler gegenüber 
ift biefer Vorwurf außerordentlich wenig angebradt, denn 
e3 bürfte aud dem Herrn Mbgeorbneten Fiſcher nicht 
unbefannt fen — —— bin Ih kürzlich bon 
einem ſozialdemokratiſchen Abgeorbneten ermahnt, ich ſolle 
ben Almanadı für dad Parlament ftudieren; ich gebe biefen 
Rat zurüd — es follte den Herren befannt fein, daß der 
Herr Abgeordnete Windler als preußiſcher Abgeorbneter 
wegen feiner Stanalabftimmung bisziplintert if, und daß 
er beöhalb aus dem Staatöbienft außgetreten if. Herr 
Winckler hat alſo durch fein Beiſpiel gezeigt, in welcher 
Form fid ein Beamter bem Drud ber Regierung in 
politifhen Angelegenheiten entziehen fann, wenn er ein 
aufrechter Menſch ift. Aber wenn man annimmt, daß ber 
Wähler bei jedem Wechſel bes Windes, bei jedem Um— 
fpringen bed Windes von ber einen nad ber anberen 
Seite gleich umfält, dann muß man ſich naturgemäß auf 
ben Standpunkt ftellen, daß jede Einmiſchung ber 
Regierung oder von Behörden auf Wahlen etwas jo Ge— 
fährlies ift, dab es imſtande wäre, das Abbild ber 
Wahlen und ber öffentlihen Meinung, die in ben Wahlen 
Ausdrud findet, zu beeinfluffen. 

Nun tft bei der Etatöbebatte bem Herrn Reichskanzler 
auf feinen Hinweis, daß doch auch in anderen Staaten bie 
Regierungen zu ben Wahlen Stellung nehmen, eingewendet 
worden, dad wären parlamentarifhe Staaten, und in biefen 
Staaten wären bie Minifter die Funktionäre ber ftärferen 
Bartei, die gerade am Ruder wäre, und infolgedeffen müßten 
bie Minifter der Öffentlichkeit erklären, welde Wahlen fie 
wünſchten, und müßten für Wahlen wirken, welde ber 
Bartei günftig wären. Jh muß fagen, biefe Beweis- 
führung ſcheint mir nicht fo recht ſchlüfſig zu fein; bemm 
gerabe in den parlamentarifch regierten Staaten weiß man 
doch, daß ber Minifter der Partei —— welche ſich 
am Ruder befindet; was alſo der Minſſter ber Offentlich⸗ 
keit zu ſagen hat, jagt ſchon bie Partei, während es bei uns 
mandhmal auch für dem politifch verfierten Wähler 


äweifelhaft iſt, welchem Kandidaten und welcher Partei 


(0) 





(D) 


(8) bie von dem G 


Neihötag. — 19. Sigung. Freitag den 15. März 1907. 


(Kreth.) 


(A) bie Regierung durch offiziellen Wahlwind die Segel 


zu füllen beabſichtigt. Die Grenzen ber Beteiligung 
ber Behörben an der Wahl unb ber Aufklärung ber 
MWählermaffen find durd den Takt gezogen, den man bon 
ben einzelnen Behörben und ihren Mitgliedern verlangen 
fann, fie find außerbem äußerlich nocd gezogen durch bie 
einihlägigen Paragraphen des Reichsſtrafgefetzbuchs, und 
in der Praxis wird bie Regierung im großen und ganzen 
bemüht fein, ſich darnach zu richten, was im ftändiger 
Übung die Wahlprüfungstommiffion an Grundfägen auf: 
geftellt hat. Wenn fie ih aus theoretiihen Gründen in 
dem einen und anderen Fall bagegen in Widerfpruch ſetzen 
fann, wird fie im großen und ganzen ſich doch im —— 
deſſen halten, was ſeitens ber Wahlprüfungstommiffion 
als Rechtens erkannt iſt. Nun befinden wir Konſervative 
und ja ſeit einer Reihe von Jahren in latentem Wider⸗ 
ſpruch zu einer Spruchübung der Wahlprüfungstommtifion 
hinſichtlich der a = ber politifhen und polizei⸗ 
lihen Beamten, ihre — bei den Wahlen kundzu— 
neben. Ich hoffe, daß mehrere Parteien, bie im vorigen 
Jahre fi) unferem Standpunkt zu nähern fchtenen, babei 
verbleiben, in biefer 2eichang nicht fette Grundfäge auf: 
—5 ſondern von Fall zu Fall zu entſcheiden, ob eine 
eeinflu jung ftattgefunden hat oder nit. Denn es ift 
doch tatjähli eine Fabel, und es ſcheint mir eine Be: 
feidigung bed beutihen Wählers zu fein, wenn man glaubt, 
daß er auf jede Außerung einer amtlichen Perfönlichkeit 
e feine politifche Anfiht zu ändern bereit iſt. Ins— 
eſondere die Interpellanten und die Partei der Inter: 
pellanten werben doc nicht annehmen, daß Wähler, die 
eingefäworene Sozialdemokraten find und dem Grundfag 
huldigen: ni dien ni maitre, welche weber zeitliche nod 
ewige Gewalten als Autorität anerkennen, fi) beeinfluffen 
laffen follten von den Wünſchen einzelner Behörden oder 
Beamten ober gar durch Flugblätter, und durch Briefe, 
eihäftsführer des Flottenbereins ober von 

ähnlicher Seite ergangen fein follen. 

Ich babe den Tlottenverein bier nicht zu vertreten. 

Ich habe ſchon einmal betont, wir Haben bei diefen Wahlen 
polittfh mit dem Flottenverein in feiner Beziehung ges 
ftanden, und ich bin überzeugt, daß irgend einer ber Herren, 
ber in biefen Sachen beſſer Beſcheld weiß, nachher bie 
Angriffe, bie auf ben Flottenverein gerichtet worden find, 
zurückweiſen wird. Ich meine aber, daß Die Herren, 
erabe bie Herren von ber Linken, die immer bie Wahl- 
—— als fo ausſchlagend für das Wahlergebnis 
hinſtellen, doch den Gegnern des Reichstagswahlrechts 
die Argumente direkt in die Hände ſpielen. 

Bei diefem Anlaß möchte ich bemerken gegenüber 
einer Außerung, bie bier in diefem hohen Haufe gefallen 
ift, bag meine Freunde noch niemals Anlaß zu ber inter: 
ftellung gegeben haben, als ob fie beabfichtigen, an bem 
Neihdtagswahlreiht zu rütteln. Sie fünmen und Bor: 
würfe machen, welche Sie wollen, aber den einen bürfen 
Sie nit gegen und erheben, daß wir mit umferer Anficht 
hinter bem Berge halten. Ih glaube, wir fpredhen in 
manden Fällen unfere Anſicht viel deutlicher aus, als es 
im Intereſſe unferer Partei liegen wiirde, wenn wir und 
durch bie Rüdfichten auf bie Gewinnung von Wählern 
beftimmen laffen wollten. Aber wir find ſtolz darauf, 
dab wir bem W —— egenüber dem breiten 
Wählermaſſen nicht 5 Igen, daß wir unfere Anſicht offen 
ausſprechen — ob fie hier oder ba ftößt, ift und gleich— 


gültig! 

(Sehr richtig! rechts.) 
Fürft Bismard hat einmal gefagt, bad allgemeine gleiche 
direkte und geheime Wahlredt ei eim gutes Inſtrument, 
man miffe nur barauf zu fpielen verftehen. Nun, das ift 
ber Vorwurf, ben wir immer erhoben Haben, daß bie 
leitenden Stellen nicht darauf zu fpielen verftänden, Wir 
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haben wiederholt angebeutet, wir wünſchten, baß ber (C) 


Herr Reichskanzler die ſyriſche Flöte, bie fehr lieblich 
Hingt, aber nicht fehr weit bringt, einmal betfeite lege 
und nad) ber fchmetternden Trompete greife. Das In 
jest der Herr Reichskanzler getan, und es wäre falſch, 
wenn wir ihn jegt desabouieren wollten, nachdem er ge= 
zeigt hat, baß er dieſes Inſtrument ganz gut zu fpielen 
verfteht. Die Introduktion — bie legte Wahl — hat ia 
gezeigt, daß es fo ift. Wenn ber Herr Reichskanzler in 
Ausfiht geitellt hat, daß er in Zukunft einen nod 
ftärferen Ton blafen wird, fo wird es Aufgabe ber 
bürgerliden Parteien fein, ihn ordentlich zu allompagnieren, 
damit auch noch die legten Refte der ſozialdemokratiſchen 
Partei von hier weggeblafen werben. 

(Brabo! rechts.) 

Nun war das Amüfante, daß alle Parteien — heute 
flang es allerdingd etwas anberd; aber bei ber Gtatd- 
bebatte behauptete es auch Herr Bebel von feiner Partei —, 
dab alle Parteien mit dem Ausgang der Wahlen burdj= 
aus zufrieden find; die bürgerlihen Parteien haben — 
und, ir laube, mit Recht — beteuert, daß fie gegen ben 
Ausfall der MWahlen Einwendungen nit zu erheben 
hätten. Damit fcheint mir das berühmte Kartenſpiel ent- 
dedt zu fein, bei dem alle Mitfpielenden gewinnen. Die 
ae ge batten aljo feinen Anlaß, eine berartige 
Snterpellation einzubringen und bem Reichslanzler vor⸗ 
zuwerfen, er babe Verſuche mit untauglichen Mitteln 
unternommen, um bie Wahlen zu beeinfluffen, wenn fie 
ihre Niederlage bei ben Wahlen nicht als eine Niederlage 
anfehen; bie Sozialdemokratie rühmt fi, noch eine 
Viertelmillion Stimmen mehr befommen zu haben, und 
behauptet, es habe nur an Zufälligfeiten gelegen, baß fie 
nit mit einer größeren Zahl von Mandaten bier ins 
Haus eingezogen ift. Nun, jeder, ber ſich mit ber Geſchichte 
ber Wahlen beichäftigt bat — und y glaube body, daß 
alle Herren in biefem hohen Haufe fih für bie Wahlen (D) 
intereffleren en er fie ” y- ben Wahlen ann 

egangen — w er Überzeugung gelommen 
ein, daß mit ben kleinen itteln ber Wahlbeeinftn ung 
nd De Anderung der Vollsſtimmung gar nicht zu 
erreichen ift. 

Ich möchte auf meine Heimat Oftpreußen exemplifizieren. 
Es iſt Ihnen allen bekannt, daß Oftpreußen früher bie 
Hohburg ber Fortſchrittspartei war, daß «3 gar nicht 
möglich jchien, dort irgend etwas gegen bie Fortſchritts⸗ 
partei auszurichten. Nun iſt ganz ploͤtzlich, und zwar mit 
Beginn der Schußzollpolitit, die Stimmung bort eine 
andere geworben. Mit Ausſchluß ber katholiſchen Zeile 
— des Ermlandes — und einzelner größerer Stäbte gibt 
ed in ganz Oftpreußen > pn nur Deutihkonferbative 
und Deutihfreifinnige. te eriehen daraus: der Oft 
preuße hält ſich entweder gründlich nad) rechts ober gründ- 
lich nad Ins; er handelt nad dem Worte: nichts halb 
zu tun, ift ebler Geifter Art. Ih möchte für bie Herren, 
die das preußtihe Wahlrecht nicht kennen, bemerken, daß 
e3 die öffentliche Stimmabgabe hat, die ja nad) ber Auf- 
faffung der Demokratie Wahlbeeinfluffungen erleichtert. 

In 2 find aber gerade in der Zeit, wo ber 
ſchärfſte Konflikt zwiſchen Regierung und Volk herrſchte, 
bie Wahlen derartig ausgefallen, daß man von dem Einfluß 
ber amtlihen Wahlmadje ufw. doch nicht gut ſprechen kann. 
Die Zahlen find fo lehrreich, daß ich mir geftatte, fie Ihnen 
mitzuteilen. Im Jahre 1861 waren im preußifchen Abgeord⸗ 
netenhaufe 210 Liberale und 59 Sonfervative; im November 
1861 — ba8 tft bie Zeit, in bie ber Beginn bed Verfaffungs- 
fonflitts fällt — waren bei ber Neuwahl in den Band 
eingezogen 256 Liberale und 15 Sonferbative, und na 
ber Aurföfung im Jahre 1862, alfo zu ber Zeit als ber 
Verfaffungsfampf am allerfhärfften tobte, waren im 
preußtihen Abgeorbnietenhaufe 285 Liberale und 12 Kon 


(A) ferbative. 
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(ftreth.) 

Es war bie Zeit, in ber bie konſervative 
ration in brei Drofchken zum Landtage fahren konnte. 
m 3. Juli 1866 verloren bie fFreifinnigen 111 Plätze 

und die Sonfervativen erwarben 130 Plätze. Meine 

Herren, bat denn da ber amtliche Wahlapparat fpielen 

fönnen? Gerabe in ber Zeit, wo ber Krieg zwiſchen 

Preußen und Sfterreih im. Gange war, hatte ber 

fogenannte amtlide Wahlapparat ganz andere Dinge zu 

tun, als fih um Wahlgeſchichten zu befiimmern. Gie 
fehben daraus, daß der Stimmung bed Bold gegenüber 
berartige Einflüffe gang bebeutungslos find. Und, meine 

Herren, in ber damaligen Zeit war bei ber geringeren 

Bublizität alles beifen, was bei der Wahl vorkam, für 

etwaige Wahlbeeinfluffungen mehr Raum ald heute, und 

wenn man fih davon Erfolg verſprochen hätte, hätten 

Beeinfluffungen in größerem Umfange ftattfinden Fönnen 

ald heute. Daß F Bismard der Mann dazu war, 

nn bie er hatte, zu bemußen, werben Ste zu= 
geben. 

Meine Herren, nun bie Behörden! Es ſchwebt 
etwas ballabenhaft Dunfles, Unfaßbares über jener Frage, 
welden Einfluß bie Behörden ausüben können. Gewiſſe 
en, baß die Behörden in Deutſchland, insbe⸗ 
eußen, weitgehende biöfretionäre Befugniffe 
haben. Ih bin lange Zeit, 20 Jahre, preußifcher Ber: 
mwaltung3beamter geweſen, auch —— Zeit Landrat, ich 
babe aber bon biöfretionären Vollmachten, die ich hätte 
ausüben können, nicht das geringfte bemerkt. 

(Zuruf bei den Sozialdemokraten: Unglaublich!) 
Man behauptet, die Behörden, vornehmlid der Landrat, 
hätten bie Entiheibung über die Bewilligung und Ent: 
wg von Schankkonzeffionen. Ja, das ift e8 eben, 
d ne gewifle Preſſe über folde Dinge urteilt, ohne 
bie rechtlichen Unterlagen für folde Behauptungen zu 
fennen. Im Kreisausſchuß figen außer dem Landrat noch 


(8) jeh8 Kreisausfhußmitglieber, die vom Streiätage gewählt 


werben. In Preußen ift bie Selbfiverwaltung bis ins 
—— durchgeführt, und dieſe ſechs Kreisausſchußmitglieder 
müßten merfwürbige Leute fein, wenn fie ſich nach politiſchen 
Wünfhen des Landrats bei ber Vergebung und Ent: 
27 bon Konzeſſionen richten würden. Ih ſchätze 
teje Gerten höher ein, als daß ih annehmen könnte, 
daß fie fih durch derartige Rückſichten in ihrem Urteil 
beeinfluffen lafjen mwürben. Aber angenommen, ed wäre 
ber Fall, dann gibt e8 doch eine folche Fülle von Rechts— 
mitteln, bie angebracht werden können bei Behörben, bie 
ben örtlichen Einflüffen ferner ftehen, daß jeder, ber recht 
bat, auch recht befommt. Es ift doch auffällig, daß 
unſere Brei bie fi fo darüber entrüftet, daß von in- 
länbifhen Behörben Wahlbeeinfluffungen betrieben würben, 
dazu ſchweigt, wenn es fich um andere Staaten, vornehm: 
lich Republifen, handelt, wo doch wirklich recht kräftig ber 
Wahlapparat zu Gunften der radikalen Parteien eingreift, 
wie bad 3. B. in Frankreich zu geſchehen pflegt. 

Meine Herren, es ift in letter Zeit fo häufig auf bie 
„tonfervativ-liberale Paarung“ hingewieſen worden, ſodaß 
jeber Rebner, ber etwas auf Reputation hält, auch dazu 
feinen Senf geben muß. Meine Herren, ih ftehe nicht 
an, zu erflären, daß allerdings die Zonfervativsliberale 
Paarung nit auf einer Liebedheirat, fondern auf einer 
Derftandedehe beruht. Aber gerade biefe Tatſache erforbert 
eine beſondere Delikateſſe von beiden Beteiligten, und ich 
fann bie Verfiherung abgeben, daß bon unferer Geite 
alles vermieben werben wird, um einen Mißton in biefes 
Verhältnis zu bringen. 

(Bravo! rechts und links. Hört! hört! bei ben 

Soztalbemofraten.) 
Aber eine dunkle Wolke ſchwebt über unferer jungen Ehe, 
und das ift ber Abgeordnete Gothein, der in ber Rolle 
ber böfen Schwiegermama des alten Luſtſpiels alles Mög- 
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liche verfucht, und ab und zu Heine Unliebenswürdigkeiten 
—— die geeignet ſind, unſere Flitterwochen⸗ 
ſeligkeit zu beeinträchtigen. 

(Heiterfeit.) 

Ich hoffe, Daß bie Herren von der alten Freiſinnigen Volls⸗ 
partet jo viel Einfluß auf Herrn Gothein gewinnen werben 
(Zuruf bei ber fFreifinnigen Bereinigung: 
hoffentlich nicht!) 

gewinnen werben, um ihm das abzugewöhnen. 
(Große Heiterkeit und Bravo! rechts. — Zuruf 
lints: hoffentlich nit!) 
— Das wäre ſehr ſchade! 

Meine Herren, der Herr Abgeordnete Gothein befindet 
fi in diefem Falle wie fo häufig zu unferem Leidweſen 
in Übereinftimmung mit den Rebnern der Sozialdemokratie. 
Gr hat als Inbegriff einer gewiſſen Art ber Wahl- 
beeinfluffung hinweiſen zu miüflen geglaubt auf ben 
Namen Maltewig. Der Herr Abgeorbniete Gothein fcheint 
auch in biefem neuen Haufe wieder fein altes Geſchäft 
fortfegen zu wollen, nämlich falſch zu prognoftizieren. Er 
bat im Jahre 1906 wie verjchiedene andere Herren mit 
Tolofjaler Emphafe und vielem falfchen Bathos die Behaup- 
tung aufgeftellt, daß in Pommern viele ber konſervativen 
Wahlen, insbeſondere bie Wahl des Abgeordneten 
Maltewig, lediglich durch Beeinfluffung zuftande ge— 
fommen ſeien. 

(Sehr richtig! und Zurufe links.) 
— Meine ge ber Nachweis wird außerorbentlich ſchwer 
zu führen fein, aber jebenfall3 der Erfolg ſpricht dagegen; 
denn tatfählih iſt der Herr Abgeordnete Maltewig mit 
ſehr viel bedeutenderer Majorität glei im erfien Wahl- 
fampf wiebergewählt, und gegen feine Wahl ift nicht 
einmal ein Proteft von Ihrer Seite eingelegt worden. 
(Heiterkeit rechts.) 

Alfo etwas muß man fi, wenn man auch noch fo boftrinär 
tft, Doch von den Tatfahen belehren laſſen. Ebenſo gut, 
wie Sie fi belehren laſſen follten von dem Erfolg 
unferer Hanbelöverträge, follten Ste aud ber Tatſache, 
daß ber Abgeordnete Maltewig jet wiedergelommen iſt, 
und Sie gegen fetne Wahl und die Art, wie fie — 
gelommen nichts einzuwenden haben, einige Beredti- 


gung zugeftehen. 
(Sehr wahr! rechts.) 

Meine Herren, dem Herrn Abgeorbnneten Schaebler 
möchte ih bei dieſer Gelegenheit nur jagen: hinſichtlich 
bed Zentrums gilt für mich perfönlich der Sag: „Es tut mir 
in ber Seele weh, daß ich dich in ber Gefellichaft jeh’!“ 

(Heiterkeit und jehr gut! rechts und bei ben 
Nationalliberalen.) 
Ih habe immer noch bie ftille Hoffnung, Daß das Zentrum 
fih eines ſchönen Taged mit und zujammen zu einer 
Phalanx gegen bie Sozialdemokratie vereinigen wirb. 

(Zuruf und Laden bei den Soztalbemofraten.) 

— Meine Herren, das ift gar nicht nötig! Ich bin nicht 
für dieſe modernen breiedigen Verhältniffe, Herr Abge- 
orbneter Müller (Meiningen)! — Aber ih meine, in 
nationalen Fragen muß man bie Hilfskräfte annehmen, 
woher man fie befommt, unb bie Hilfe vom Hunbert und 
fo und fo viel Zentrumdabgeorbneten ift in biefer Frage 
bon eminenter Bedeutung. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Meine Herren, wenn ih nun bie Stellung ber 
einzelnen Parteien zueinander bei ben Wahlen behanble, 
ift e8 mir eiu Bebürfnis, hier auszuſprechen — unb id 
babe dazu den Auftrag meiner Fraktion —, dab wir das 
Verhalten der Freifinnigen Vollspartei bei allen Wahlen, 
in benen wir im Rampfe mit ihr geftanden haben, nur 
als ein Lorreftes anertennen müſſen. 

(Bravo! rechts.) 
Wir Hoffen, daß das aud in Zukunft fo fein wird. 


(0) 
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(#retb.) 

Meine Herren, ich weife barauf hin, daß die erfte 
Reſidenz des Königreichs Preußen, Königsberg, die Stabt 
der reinen Vernunft, lediglich durch das uneigennützige 
Eintreten ber Konſervatiben für den ihnen allerdings 
recht ſympathiſchen freifinnigen Kandidaten, ben Herrn 
Abgeorbneien Gyßling, vor ber Unvernunft einer ſozial⸗ 
bemofratifchen Vertretung bewahrt wurde. 

(Bravo! und fehr gut! rechts und bei ben 
Nationalliberalen.) 

Nun hat ed aber — unb das möchte ih aus⸗ 
ſprechen — in oſtpreußiſchen konſervativen Kreiſen vers 
ſtimmt, daß in einer Verſamlung, in der der Herr 
Abgeordnete Gopling leider nicht anweſend war, fein 
Stellvertreter zwar dad Verhalten ber Stonfervativen bei 
der Wahl voll und unumwunden anerfannt und gejagt 
hat, die Konſervativen wären bei ben Wahlen für ben 
freifinnigen Kandidaten mit einem Eifer eingetreten, als 
ob e3 fih um einen konſervativen Kandidaten gehandelt 


hätte 

(Zuruf von ben Sozialdemokraten: ift auch nicht viel 

Uinterfchteb! — Heiterkeit) 
— id wünſchte, e8 wäre fein Unterſchied, Herr Ab— 
georbneter Singer, und bie Herren rüdten ber Rechten 
etwas näher, da würden Sie feine große Freude haben 
‚ (jehr gut! und Heiterkeit rechts) —, 

aber nachher auf eine Frage geantwortet hat: bei einer 
Stihwahl ift es geboten, für den Sozialdemokraten zu 
flimmen, benn biefer ift dem Stonfervativen gegenüber das 


Kleinere Übel. 
(Hört! hört! recht.) 

Nun, meine Herren, ih bin ber Überzeugung, daß 
biefe Anfiht von weiten Kreiſen ber FFreifinnigen Volls— 
partei nicht — wird und insbeſondere auch nicht geteilt 
wird von ben Herren maßgebenden Treifinnigen in 
Königsberg. Aber es kann felbfiveritändlich ein der— 


(B) artiger Ausſpruch doch zu einer gewiſſen Verwirrung 


Anlaß geben auch in unſeren Reihen, obwohl wir nicht 
auf dem Standpunkt des „größeren und fleineren Nbel3* 
ftehen, fondern überhaupt als das ilbel in allen Fällen bie 
Sozialdemokratie anjehen. 

(Sehr gut! rechts.) 

Meine Herren, ed war nun bon großem Intereſſe 
fir uns, mit welcher fittlihen Entrüftung ber Abgeorbnete 
Sicher ben — * Parteien vorwarf, daß bei ben 
Wahlen verbädtigt, beſchimpft und gelogen wird. Ja, 
meine Herren, das ift richtig: viel mehr Einfluß als be: 
hördliche Beeinfluffungen haben auf den Ausgang ber 
Wahl die Wahllügen, der Wahlterroriömus und in gewiſſem 
Umfange das Geld, über das bie einzelnen Parteien ber- 
fügen. Und ba ift es allerbings u daß bie bürger⸗ 
lichen Bartelen fi) an ber Sozialdemokratie ein Beifpiel 
nehmen müßten, wie fie es verfteht, ihre Anhänger zu 
Beiträgen zum ſtriegsſchatz heranzuziehen, — und es ge= 
hört ja aud zum Mahlkriegführen Gelb, Geld und noch— 
mald Geld. Es gelingt ihr, insbefondere auch bon 
Wenigerbemittelten, von Arbeitern Beiträge in erheblichem 
Maße heranzuziehen, dann bekommt fie erheblih Bei: 
fteuern zu ihrem MWahlionds von ehrgeizigen Perfönlich- 
feiten, die Wert darauf legen, zum Neihötag mit oder 
ohne Srfolg u fanbibieren. Das iſt ja alles einwands⸗ 

i; ih wünfchte nur, ba wir auf unfere Parteigenoſſen 
m Lande aud den fanften Drud ausüben könnten, ber 
von der Sozialdemokratie auf ihre Anhänger ausgeübt 
wird. Aber bebenklicher ift es ſchon, wenn Kriegskontri⸗ 
butionen -— was ja aud der u eh Bebel verurteilt 
bat —, Gewerbetreibenden, Berfönlichkeiten, die der Partet 
nicht angehören, auferlegt werden, Dad müßten alle 
Parteten gleihmäßig verurteilen, wenn folde Dinge vor: 
fommen; He miffen es aber aud) verurteilen, wenn irgend» 
wie wirflih die plumpe Wahlbeftehung, ein exotſſches 
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Gewächs, dad wir bei und nicht einführen wollen, in (C) 


unfere — Einzug halten ſollte. Ich will es 
nicht als ſo außerordentlich moraliſch verwerflich hin— 
ftellen, wenn ein enragierter Parteigänger mal verfucht, 
bie Begeifterung ber Bartelangehörtgen durch bie Lieferung 
bon geiftigen Getränken oder ähnlidem am Wahltage 
etwas anzufenern. 

(Heiterfeit.) 


Das gefchteht ja in ber mißverftändlichen Überfegung be3 
alten Satzes „naturalia non sunt turpia®: bie Lieferung 
bon Naturalien hat nichts Schimpflicdes. 

(Große Heiterkeit. 
Aber, meine Herren, wenn bad rote Gold bie Leute direkt 
verführen folte, fo tft das etwas, dem wir unter feinen 
Umftänden Heimatsberechtigung in unferen Wahltämpfen 
einräumen wollen. 

(Bravo! rechts.) 


Meine Herren, e3 tft bei Beiprehung des Proteſtes 
ber Konfervativen des Wahltreifes Memel-Heydekrug 
biefer Vorwurf erhoben worden, über den wir ja num 
wohl in biefem ar Haufe möglihft balb Stlarheit 
2 werben, weil dad aud im —— des Kollegen 
tegt, ben dieſe Sache angeht. Ich erwähne dieſen Fall 
aber nur, um eine Zeitungspolemik, die ſich daran knüpfte, 
5 zum Gegenſtand der are. zu machen. Bon 
eiten der „Nationalzeitung* ift nämlich behauptet worden, 
dab in Stralfund der konſervative Kandidat ober An— 
— des Lonfervativen Kandidaten den Verſuch gemacht 

ätten, bie ſozialdemokratiſchen Wähler durch Beſtechung 
für ſich zu gewinnen oder fie zur Stimmenthaltung zu 
veranlaffen. Nun, meine Herren, id habe Anlaß ge— 
nommen, biefer Behauptung nachzugehen. Der fonfer: 
bative Kandidat, Herr d. Niepenhaufen, hat, fobalb er 
biefe Behauptung ber „Nationalzeitung” erfuhr, bem Bor: 
figenden ber fonfervativen Berfammlung, in ber biefer 
—— vorgekommen fein fol, Herrn Rechts- (D) 
anwalt Dr. Langemack in Stralſund, folgendes de— 
peſchiert: 
Bitte ag sm er Donnerstag Abend „Kon: 
fervative Wahlpraktiken“ nachſehen. Iſt Ihnen 
etwas bekannt, daß in der unter Ihrem Vorſitz 
abgehaltenen Verſammlung vor der Stichwahl, 
wie die Zeitung anführt, zwei braune Lappen, 
arf, vor verfammeltem Publitum herum: 
geſchwenkt wurden? Bitte umgehend Drahtantwort. 
Riepenhaufen. 
Er hat darauf die Antwort befommen: 
Mir nit befannt und entſchieden nicht vor: 
gelommen. Bangemad. 

Mir jelbit hat Herr v. Riepenhauſen auf meine Anfrage 
folgende Auskunft gegeben: „Den angeblichen Beſtechungs⸗ 
berjuchen, wenn ſolche überhaupt vorgefommen fein follten, 
ftehe ich felbftverftändlid vollftändig fern und berurtelle 
fie“, und Hat mir ben Depeſchenwechſel übergeben. Meine 
Herren, und felbft if vom einem Verſuch in ber geſchil— 
berten Richtung nichts befannt. Ich habe den Auftrag, 
namens meiner Fraktion zu erflären, daß für einen Ab— 
georbneten, mit deſſen Wiffen ein eg Verſuch ge 
macht fein follte, durch Beftehung feine Wahl zu ermög- 
lichen, oder der überhaupt in Verbindung mit ber 
Sozialdemokratie getreten fein follte oder mit deſſen Willen 
bon anderer Seite in Verbindung mit ber Soztalbemo» 
fratie getreten fein follte, um fie für feine Wahl zu 
ftimmen, in unferen Reihen fein Pla& fein würde. 

(Brabo! rechts.) 

Meine Herren, der Abgeorbnnete Bebel e in feiner 
Etatörebe darauf angefpielt, daß im Kreiſe Jerichow 
unfer Fraktionsfreund v. Byern mit Hilfe der Sozial: 
bemofraten gewählt worden je. Mir ift in dieſer Hinficht 
mitgeteilt worben, dab die Sozialdemokraten zwar nicht 
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Herrn dv. Byern gewählt hätten, daß fie aber feine Wahl 
dadurch herbeigeführt hätten, daß fie den Gegenfanbibaten 
nicht gewählt haben, ganz ohne Zutun des Herrn v. Bern. 
Ich meine, ba wirb auch ber Abdeordnete Bebel einräumen, 
daß irgend ein Vorwurf unferen Fraktionsfreund v. Byern 
uicht trifft. Ih wäre Herrn Bebel dankbar, wenn er 
darüber fi äußern wollte. 

Nun, meine Herren, moraliiy weniger verwerflich, 
aber befto gefährliher ift bie MWahllüge, bie Wahllüge, 
bie ber Herr Abgeorbnete Fiſcher mit fo jehr ſcharfen 
Worten hier fritiftert hat. Ic babe den Eindrud gehabt, 
al3 wenn er die Wahllügen bei anderen härter beurteilt 
und verurteilt, ald wenn fie im eigenen Lager bor- 
gekommen ftnb. 

(Sehr richtig! rechts.) 
iiberhaupt ift e8 auffällig, daß bie Sozialdemokratie bie 
Gepflogenheiten und Sitten ber bürgerlichen Parteien, die 
fie felbit auf das allerherbfte verurteilt und befpöttelt, fo 
häufig felbft zur Anwendung bring. Ich habe hier 
MWahlaufrufe und Wahlzeitungen aus dem Wahl- 
freife Potädam = Spandau = Ofthavelland, wo neben 
mehreren anderen Sanbibaten unſer Parteifreund, 
ber Tiſchlermeiſter Auguft Bauli aus Potsdam — id 
muß den Stand und ben Bornamen nennen, weil das 
zur Sache gehört — gegenüberftand bem jozialbemofra= 
tifhen Rechtsanwalt Dr, Karl Liebknecht aus Berlin. 
Nun ift jchon im Jahre 1903 in der fozialdemofratiichen 
Preſſe dort darüber geklagt worben und auch in ben Ber- 
trauendmännerberfammlungen ſind darüber Srititen laut 
geworben, daß man in dieſem Wahltreife das Gelb ſo— 
zufagen mit vollen Händen weggeworfen hätte, ohne ein 
Refultat für die fozialbemofratiihe Partei zu erreichen, 
bloß weil es fih um ben „jungen Liebknecht“, den Sohn 
des „alten Liebknecht“, handelte. Nun möchte ich bie 
Herren von ber ſozialdemokratiſchen Partei bitten, einmal 


(8) in ihrer Preſſe nachzufehen, welche Angriffe gegen ben 


verftorbenen Fürften Herbert Bismarck gerichtet wurden, 
lediglich unter dem Stichworte, er ſei des großen Vaters 
fleiner Sohn. Aber bier tft bad matürlih etwas ganz 
anbered. Die erften Sträfte, die Solofräfte ber fozial- 
bemofratifhen Partei haben fih dort fofort an ben Ort 
der Tat begeben, Herr Bebel und Herr Singer find in 
den Wahltreid gegangen, ein Vorzug, ber wohl faum 
einem anderen Standibaten ber fozialdemokratifhen Partei 
zuteil geworben ift. 
(Widerſpruch bei den Sozialdemofraten.) 

Rum, meine Herren, bas find bie alten Beziehungen ber 
eriten Führer der Soztalbemofratie mit der „Dynaſtie 
Liebknecht“, die da zum Nusdrud kommt. 

Nun find ja die Neben, die von ben beiden Herren 
—2 — ſind, jedenfalls ganz ausgezeichnet geweſen; aber 
auffallend iſt dabei wleder ber Byzantinismus, mit 
dem dieſe Reben dann in der Parteipreſſe beſprochen und 
verhimmelt werben. Ich will aber dieſe Sritifen bier 
nicht wiedergeben, ſondern beidränfe mich darauf, eine 
Sade vorzutragen, die Sie, meine Herren, felbft beurteilen 
fönnen, weil Sie hier Obrenzeugen bed Vorfalls geweſen 
find, nämlich die kritik der „Dortmunder Arbeiterzeitung“ 
über die Rede des Herrn Abgeorbneten Bebel bei ber 
Gtatöberatung. Die Mitteilung ift einem Artikel einer 
bürgerlichen Seitung unter der Überjchrift: „Bebel und 
die Byzantiner“ entnommen. Danad) fchreibt bie „Dort: 
minder Arbeiterzeitung“: 

Mit einer wuchtigen, lampffrohen Rede, voll Feuer 
und Leibenfhaft, voll Humor und Satire hatte 
Genoffe Bebel am Diendtag den zweiten Tag 
der Etatsberatung im Neihstag eröffnet. Mit 
einer Rebe, die zu den beften feiner großen 
Anflagereden gehört, die er je bei den Etats— 
debatten gehalten hat, die in ihrer Löftlichen 








Friſche, in ihrem leidenſchaftlichen Ungeftüm, im (C) 


ihrer fouveränen Überlegenheit über bie armfeligen 
Angriffe der Gegner, 
— dieſe armfeligen Angriffe enthielt bie doch aud nicht 
ganz unbebeutende Rede des Herrn Reichskanzlers, des 
Fürſten Bülow, die fi vielleicht doch auch fehen laſſen 
fonnte; als eine armfelige Rede fann man fie doch wohl 
nit hinſtellen — 
in ihrer Durchſättigung mit ſchlagenden Argumenten, 
mit beweisfräftigen Tatfachen ein trefflides Ab- 
bild des ungebrodenen Mutes, ber unverminberten 
Energie, bie zufunftöfiherer Zuverſicht iſt — — — 
— Meine Herren, mir geht die Luft aus; id bin an der— 
artige Hyperbeln nicht gewöhnt und kann eine ſolche Fülle 
von Superlativen in einem Atem nicht vortragen. Die 
bürgerliche Zeitung bringt dazu folgenden Vers: 
Nicht an Fürktenhöfen treiben 
Schranzen ihr Geſchäft allein! — 
Nein, man fpürt in allen Schichten, 
Wie fie traten, wie fie dichten. 
(Zuruf bei den Sozialdemokraten: Nun ift Ihnen bie 
Luft ganz audgegangen!) 
Meine Herren, ih finde fie ſchon wieder und gebenfe 
Ihnen im Laufe des —— noch einige Vokabeln 
anzuprobieren, an denen Sie keine Freude haben ſollen. 
Gelterkeit.) 
Die Wahlaufrufe, die ich Hier vor mir habe, be— 
ginnen zunächſt mit folgender kräftigen Einleitung: 
Am 13. Dezember ift die Bande 
— ba3 heißt ber ee, 
aus nichtigem Anlaß nah Haufe geichidt. 
Nun, meine Herren, der Herr Abgeordnete Fiſcher hat 
und die Mahnung zur Mohlanftändigfeit erteilt. Wie 
fommen denn bie Herren Sozialdemokraten im Lande en 
ben Reichſtag ald Bande zu bezeihnen® Jedenfalls gib 


es doch hier noch eine ganze Anzahl von Warteien, bie ſich (D) 


in biefen Sammelbegriff nicht einfügen wollen und bie 
Anlaß haben, bagegen zu proteftieren. Dann erhebt das 
Wahltomitee 12 Anklagen gegen die Regierung und pläbiert 
auf „12 mal fhuldig ohne milderne Umftände* gegen bie 
Regierung. Fa, meine Herren, wenn bie Regierung derartige 
Angriffe mit Gebuld über fich ergehen laſſen wollte, [7 
würde e3 einer fo tapferen Partei wie der Soztal- 
bemofratie boh gar einen Spab machen, auf einen 
wehrlofen Gegner fortbauernd einzuſchlagen, einer Bartei, 
bie doch fortgefeßt die Hottentotten und Hereros, bie mit 
Flinten bewaffnet find, bedauert, wenn fie von umjeren 
Soldaten bekämpft werben. Da handelt die Sozial» 
demokratie doch eigentlich pegen ihre eigene Auſchauung, 
wenn fie verlangt, bie Regierung ſollte jih wehrlos be= 
fhulbigen laffen und nidt einmal das Recht ber Ber: 
teibigung haben. 
Unter biefen verſchiedenen Anfhulbigungspuntten ift 
beſonders einer, mit bem ich mich befchäftigen möchte: 
Schuldig der grundfäglihen und tagtäglichen 
Begünftigung einer Kleinen Schaar ber „Ebelften 
der Nation“, in deren Taſchen ber bem Bolte 
abgepreßte Schweiß in goldenen Strömen rinnt. 
Meine Herren, bie „Ebelften der Nation“ haben von 
biefem goldenen Strom, ber in ihre Tafchen rinnen fol, 
noch nicht das Geringfte bemerkt. Es ift aud merk— 
würdig, daß die Herren von ber Sozialdemokratie 
dieſes Wutgeſchrei nie an ben Orten erheben, bezw. nie 
zum zweiten Mal wieder erhoben haben, wo fie merkten, 
daß fie bei den Wählern auf feine Gegenliebe ftteßen. 
Am 19. Januar hat mit ben bier aud) ſchon oft gehörten 
Tiraden der Kandidat der fozialdemofratiihen Bartet, 
Herr Rechtsanwalt Dr. Liebknecht, das Fleiſch- und Brob: 
wucherlied gefungen. Da ift dann aus dem Publikum 
jemand aufgeftanden, der zufällig bon biefen Dingen 


(A) Beicheid 
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(Areth.) 
wußte, und hat darauf hingewiefen, daß 
e3 doch gar nicht richtig fei, dab die Großgrumbbefiter 
den Haupiborteil bon den befjeren Fleiſchpreiſen hätten, 
fondern daß inäbefondere bei der Schweineproduttion die 
Heinen Beute und befonberd aud; die Arbeiter die meiften 
Borteile hätten, und daß man denen biefen Berbienft aus 
ber Zucht von Schweinen nur gönnen könne. Darauf 
bat Herr Liebknecht fofort fein Geſicht verändert und 
gelagt, diefe Ausführungen wären ihm neu und über: 
rajhend — ich zitiere nah dem „SKebiner Anzeiger“ vom 
22. Januar d. J. —, er müßte doch barauf hinmweifen, 
daß jelbft bei einem Preis von 70 Mark pro Zentner bie 
Arbeiter feine Vorteile von diefer Schweinemaft hätten; 
benn dazu ſei die Fütterung viel zu Zoftfpielig, und ber 
„Keginer Anzeiger* knüpft daran die Bemerkung: für 
diefe Erkenntnis follte der Herr Redtsanwalt zum Ehren: 
mitglied des Bundes der Zandiwirte ernannt werden; denn 
er ſei ja viel agrarifcher als der größte Agrarier. 
(Heiterfeit.) 
Nun durfte aber ber Herr Kandidat der fozialdemofratiichen 
Partei nicht zugeben, daß er ſich irrte, und behauptete 
dann fühnlih, bei der Schweinemaft hätten die Land— 
arbeiter vielleicht einen Borteil, aber die Mäftung des 
Großviehs und der Kälber, dad wären die Dinge, bei 
denen bie Landwirte ganz koloſſales Gelb verdienten. 
Sch bitte, daß die wohlhabenden Herren aus der Sozial- 
bemofratie einmal einen prafttihen Verſuch mit der Rinder: 
und SKälbermaft anftellen; ich glaube, ſie würden zu 
ganz überrafhenden Refultaten kommen. 

Meine Herren, fcherzhafter war bei biefer Ber: 
tretung bed hungernden Arbeiter8 gegenüber ben Agrariern 
eine andere Form ber Agitation, bie in bem Wählkreiſe 
dort getrieben wurde. Mau griff nämlich aud zur Ver: 
teilung von Bildern. Es ift merkwürdig, dab die Sozial- 
bemofratie und? — mie bon ber Sozialbemofratie be— 


(B) hauptet wird — bie verbünbeten Regierungen bdiefelben 


ahnen in der Agitatton wandeln. Vielleicht haben die 
Herren vom Flottenverein ben Sozialbemofraten ihre 
Geheimniſſe abgelaufht. Da nun bie foztaldemofratifche 
Fa weder über Humor noch über Wit verfügt, hat 
e eine Anleihe bet einer Zeitung einer anderen Färbun 
gemacht und diejed Bild von ihr entnommen. Da if 
dargeftellt der Abgeorbnete Gerftenberger als Bär, ber 
Abgeorbnete dv. Oldenburg als Hyäne. Außerordentlich 
unrichtig, meine Herren, denn bie Hyäne tft ja befanntlich 
heimtückiſch und feige, und ich glaube, dieſen Vorwurf 
wirb man dem Herrn Abgeorbneten v. Oldenburg nicht 
machen fünnen; er läßt e3 am erfriſchender Deutlichkett 
doch feinenfall$ fehlen! Dann ift dargeftellt der Herr 
Abgeordnete Helb ald Tiger, ber —— Graf 
Kanitz als Panther und der Graf v. Schwerin-Löwitz 
als Löwe. Damit die Herren auch ihre Freude an dieſen 
Bildern ——* geſtatte ich mir, ſie auf den Tiſch des 
Hauſes niederzulegen. 

Meine Herren, dann wird in einem Wahlaufruf be— 
tont: Jeder Freund bed Vaterlandes wählt fozialdemo- 
kratiſch, und wer ein freund des Vaterlandes ift, kann 
nicht den Brotwucherer Pauli wählen! Hie Brotwudherer, 
hie Proletariat; hie Pauli, bie Liebknecht! Nun, meine 
Herren, ind Deutſche übertragen, heißt dad: Hie Brot- 
wucherer ZTifchlermeifter Pauli, hie Proletariat Rechts⸗ 
anwalt Dr. Lieblnecht! 

(Heiterkeit bei den Sozialdemokraten.) 

Meine Herren, biejer politifche Ton, der beſonders 
nad) den eriten Wahlaufrufen eingefhlagen wurde, ift 
außerorbentlih bemerkenswert. Aber auch eime anbere 
Drapierung iſt recht intereffant, nämlich, daß unter einem 
Wahlaufruf eine Geſchichte fteht, die die Überfchrift trägt: 
„Dernburg als Mofes II.*, und in dieſem Artikel findet 
fi) ein Sat, der lautet: - 


Der neue Kolonialdirektor Dernburg ſcheint den (0) 


Stab Mofid geerbt zu haben. 

(Heiterfeit.) 
„Geerbt“ ift fett gedrudt. Meine Herren, ich habe bisher 
immer angenommen, baß gerade die ſozialdemokratiſche 
Partei fih von allen Anfällen von Antiſemitismus frei- 
gehalten Hat. Aber der Herr Abgeorbnete Eidhoff hatte 
wohl mit feiner —* dem Anti⸗Antiſemitenberein 
recht, daß auch in dieſer Beziehung die Sozialdemokratie 
nicht ganz ſtubenrein ſei. 

Geiterkeit.) 
Ich überlaſſe den Herren aus der —————— 
Partei, die ein beſonderes Intereſſe daran haben, daß 
ber Antiſemitismus in ber Partei nicht hoch kommt, das 
mit fi abzumachen. 

Nun, meine Herren, ift etwas, was mit ber heutigen 
Interpellation in nahem Zufammenhang ftebt, von 
Intereffe, nämlich der Hinweis: nur feine Angftlichkeit, 
die Wahl tft ja geheim! Das wird in einem Wahlaufruf, 
ber an Staat3arbeiter, Lehrer und Beamte gerichtet ift, 
beſonders betont unb zwar fo treffend re daß 
biefe Darlegungen Wort für Wort und Sag für Satz 
eigentlich ber nterpellation, die die Herren eingebradt 
haben, die Beine wegidhlagen. Sie weiſen darauf hin, 
dab die Wahl eine geheime ift, und es heißt bort 
wörtlid: 

Die Wahl ift ja geheim! Jeder nimmt ſich 
feinen Zettel in der Taſche mit. In der Jſolier— 
zelle ſteckt er ihn im das Gouvert, bad er im 
MWahllofal erhält. In ber a darf niemand 
außer ihm fein; niemand kann ihn dort beobachten. 
Das Couvert wird geichloffen abgegeben. Nach 
Beendigung bed Wahlaltd werben die Couverts 
gemischt, ausgezählt und geöffnet. SKontrolleure, 
auch ſolche der ſozialdemokratiſchen Partei, find 


in jedem Wahllotal und forgen dafür, daß alles (m) 


dies aufs peinlichfte innegehalten wird. Die Wahl 

ift geheim, und fein Menſch erfährt je, wie der 

re gewählt hat. Alfo fort mit aller Angft 
eit 

Meine Herren, dann ift etwas in der einen MWahl- 
zeitung enthalten, und es ift auch in Wahlaufrufen wieber: 
holt worden, was doch eigentlich jeden rechtlich denfenden 
Menſchen auf das tieffte empören muß, und das tft, 
wenn bie Partei, die den Sat „Religton ift Brivatfade” 
aufgeftellt hat, die aber darunter verfteht „Srreligiofität 
ift Parteiſache, Neligionsfeindlichkeit, Kirchenfeindlichkeit 
ift Barteifache*, fi drappiert mit bem Mantel Hriftlicher 
Frömmigkeit. Folgender Sag tft in einer Wahlzeitung 
enthalten : 

Weihnachtsfreude ? Harte Zeiten! Der Ghrift- 

baum bat gebrannt! Wo? In dem Hütten ber 

Armen, der Arbeiter gar oft nicht. Die Not ber 

Zeit ift - groß! er möchte nit an allem 

verzweifeln, da ihm felbft am „heiligen Chriſt“ 

nicht die Meinfte freude befchert werben kann ? 

Da er in grimmiger Kälte frierend und hungernd 

im falten Zimmer auf feine frierenden und 

hungernben Kinder blidt, denen er mit blutenbem 

erzen die Weihnachtäfreube hat verfagen müffen. 

aum ein Gläächen Bier darf man fid) leiften. 

Dabei wird matürlih auf die „unter“ geſchimpft, die 
weiter nichts tun, als prafien. 

Das tft eined von ben Luftgebilden, Hinter denen Die 
Sozialdemokratie tapfer wie dad Schneiderlein mit der 
Nadel Hinterherjagt. Alle Schul fällt auf den Junker! 
Er arbeitet nicht auf feiner Scholle, feine Arbeit beforgt 
der Inſpektor, während er fih bier In Berlin amüfiert! 
Meine Herren, das behauptete geitern einer der akademiſch 
gebildeten Vertreter der Sozialdemokratie bier im Haufe, 
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(Krcth.) J 


(a) ber, wein er ed auch aus der Praxis nicht weiß, es doch 


(B) 


aus den Büchern willen müßte, daß der Abſentismus bei 
bem Großgrunbbefig in feinem zivilifierten Staate fo 
gering tft wie gerade in Preußen und Deutfhland. Das 
müßte er ſchon aus den Schäffleihen Schriften erfehen 
haben, bie ſich doc jeder an den Schuhfohlen abgelaufen 
haben müßte, bevor er hier im Haufe auftritt und über 
voltswirtſchaftliche Dinge mitiprict. 

Meine Herren, id bin gar nicht fo hart, daß ich das 
rag ftellte, jeber im diefem hohen Haufe folle nur 
über Dinge fpreden, von denen er etwas ie dann 
würbe die Sozialdemokratie zu bauerndem Stillſchweigen 
verurteilt fein 

eiterkeit), 


und wenn aud eigentlih das hohe Haus darüber recht 
vergnügt fein müßte, fo hart bin ich nicht; denn wenn 
die Herren ihre Liebendwürbdigfeit nicht auf die anderen 
Parteien abladen könnten, fo würden fie jehr bald an 
innerer Vergiftung zu Grunde gehen. 

(Heitertett.) 

Uber dann müſſen Sie und doch nun iwenigftend aud) 
— daß wir in demſelben Ton antworten, in dem 
ie uns angreifen. A corsaire corsaire et demi. Wir 
werden und es nicht nehmen laffen, auf einen groben 
Klotz an der richtigen Stelle einen ganz groben Seil zu 
feßen. Aber dad wollen wir mit aller Entſchiedenheit 
arg daß Sie im Gewande des frommen Mannes 
n die Bevölkerung gehen und fi ihr gegenüber als gut- 
gläubige Ehriften auffpielen, daß fie das Wort: „Stommet 
her zu mir, bie ihr mühlelig und beladen ſeid!“, ein 
Wort, das jedem Ghriften, jedem, der überhaupt nod auf 
dem Boden be3 Ghriftentums fteht, teuer und heilig ift, 
in ihren Wahlaufrufen zufammenbringen mit den Phrafen: 
„gegen Lug und Trug, für Wahrheit und Gerechtigkeit!” 
(Sehr gut! redht3.) 

Ich überantworte die Beurteilung biefer Gemeinheit der 
Öffentlichkeit und erwarte, dab jeder chriſtlich empfindende 
Menſch zwiſchen biefer Partei umd ſich das Tiſchtuch ganz 

energiſch entzweifchneibet. 
(Lebhafter Beifall rechts.) 

Damit nun aber das Bild volftändig ift, Hat num 
auch nod während bed Wahlkampfes ber landesübliche 
Wahlbetrug ftattgefunden; man hat verſucht, Wahlaufrufe 
an die Liberalen zu ſchicken, die nicht von den Liberalen 
ausgegangen find. 

(Hört! Hört! rechts.) 
Ih entnehme dies dem „Seiner Anzeiger” vom 
19. Februar 1907, der an leitender Stelle folgendes 


bringt: 
Sozialdemofratifher Wahlbetrug! 

Geftern Abend wurden bier zwei Flugblätter 
verteilt, welche an bie liberalen Wähler gerichtet 
waren, und erjuchten, nit Pauli, fondern ben 
Sozialdemokraten Liebknecht zu wählen. 

8 bat ſich jetzt herausgeftellt, dab biefe 

Blätter von ſozialdemokratiſcher Partei in be— 

trügerifher Weiſe hergeftelt und verbreitet 

worden find. 

(Hört! hört! rechts. — Zuruf bei den 

Soztaldemofraten.) 

— Das wollen Ste naher die Güte haben zu behaupten 
oder vielmehr nicht zu. behaupten, fonbern zu bemeifen; 
denn Ste ftehen, glaube ih, nicht auf bem Stanbpunft 
des Herrn ei Bilder, daß Sie bie Bewetslaft 
fo verteilen: ich behaupte und fchiebe den Beweis des 
Gegenteild dem Gegner zu. Ih meine, auf dieſe 
—— Höhe werden Sie wahrſcheinlich nicht klettern 
wollen. 


Geiterkeit.) 
Der Vorſitzende des freiſinnigen Wahlvereind hat darauf 


(große 


eantwortet, daß dieſe Verbreitung ohne Wiflen bes (C) 


iberalen Vereins erfolgt und purer „Schwindel“ fei. 

Aber ein „ganz nieberträchtiger Wahltrid* ift folgender, 

wie th nad dem „Dfthavelländifchen Kreisblatt“ zitiere: 
Einen ganz — —— Trick vollführten die 
Sozialdemokraten am Stichwahltage. Sie ver— 
teilten — namentlih in Spandau und Potsdam 
— große Maffen von Wahlzetteln, in melden 
der — des Herrn Pauli abſichtlich falſch 
—— war, offenbar in der Hoffnung, daß 
bie Wahlvorſteher dieſe Wahlzettel für ungültig 

erklären und ſomit unſer Kandidat einen erheb- 

lichen Stimmenausfall erlelden würde. Dieſer 

eng Plan war aber ein Schlag ins 

afler. Die Herren Wahlvorfteher haben durch⸗ 

weg derartige Stimmzettel für gültig erklärt, da 
ja die Stimmzettel trog des falſchen Vornamens 
unzweifelhaft ergaben, daß mur der Tifcplermeifter 
Pauli gemeint Fein fonnte. 

Und zu dieſer Sade fchreibt ein Wugenzeuge aus 

Spandau der „Deutfhen Zeitung“ vom 8. Februar noch 

folgendes: 
Ich wohnte der Feitftellung bed MWahlrefultats 
im biefigen Biftoriagarten (Bezirk 22) bei... 
Der Wahlvorfteher begann mit dem Aufruf der 
Stimmzettel: „Llebfnecht, Bault, Liebknecht, Pauli“ 
uw. Sofort erhoben die anweſenden fozialbemo-» 
fratifhen Führer Einſpruch und forderten aud) 
die Vornamen ber Kandidaten ufw. 

(Hört! hört! rechts.) 
Der Wahlvorfteher fagte aber, es fei bie un- 
nötig, und fuhr weiter fort: „Bauli, Liebknecht“ 
uſw. Nun meldete fih ein Obergenoffe und 
wies auf $ 10 hin und forderte nochmals gemaue 
Angabe der Namen. Als ber Borfteher dies 
nohmals für unnötig erflärte, kam ber 
Genofje damit heraus, es müßten in ber Urne 
Stimmzettel mit Albert und Ernſt Pauli vor- 
handen fein, bie in Spandau verteilt worden felen. 
(Hört! hört! rechts.) 

So, woher mwiffen Ste das benn? — war bie 
treffende Frage des Wahlvorftehers. 

Muh ich mochte das willen! 

(Zuruf rechts: Das bat ber fozialbemokratifche 
Wahlberein veranlaßt! tberfpruh und 
Zurufe bei den Soytalbemofraten.) 

Meine Herren, und naher mußte and nod ber 
Wahlboykott in die Erfheinung treten, damit das Bilb 
ein bollfändiges ift. Der fozialbemofratiihe Wahlverein 
in Ketzin lud die Gefchäftätreibenden vor und erklärte 
ihnen, fie müßten dem fozialbemokratiihen Wahlverein 
beitreten oder fie würden boyfottiert. Die Leute waren 
felbftändig genug, das abzulehnen, und ed find mur zwei 
beigetreten. Uber ſolche Preſſionen find nod im ver- 
ſchledenen Zeitungen Notizen erſchienen, bie dasſelbe be- 
richten. In Velten ift ben Gewerbetreibenben eine ſtriegs⸗ 
fontribution auferlegt worden. Das ift aber nit nur 
bort geſchehen, fondern auch die freifinnige „Breslauer 
Zeitung“ beflagt fi darüber, indem fie einen Artikel in 
—— vom 13. Februar mit folgenden Sätzen 

eßt: 

Es bat ſich mit der Zeit ein Zuſtand herans- 
gebildet, der bie Erwägung nahelegt, ob es nicht 
nötig ſei, birefte Mahregeln zum Schuge ber 
polittihen Freiheiten gegen den Terroriömus ber 
Soztaldemokratie zu ergreifen... - - Bon ben 
verſchledenſten Seiten wird von Verſuchen ber 
Sozialdemokraten berichtet, Heine Geſchäftsleute 
und Handwerker auf bem Wege ftärkfter Preſſionen 
zur Abgabe fosiafbemofratifcher Stimmzettel- zu 


err (D) 
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(Kreth.) 
zwingen. Der Boylott wird offen und verftedt 
ber alle ann ng verhängt, bie in dem Verdacht 
ftehen, gegen bie Sozialbemofratie zen zu 
haben, und in gleicher Weiſe werden die vom ber 
Arbeiterfundichaft abhängigen Geſchäftsleute zu 
Beiſteuern für ben ſozialdemokratiſchen Wahlfonds 


gezwungen. 

Aus Saalfeld wird nad ber „Stoburger Zeitung” 
folgendes berichtet: 

Die Sozialdemokraten führen ihre Niederlage bei 

ber Wahl barauf zurüd, dab die Kleingewerbe— 

treibenden für den Kompromißlandidaten Enders 

—— hätten, und haben infolgedeſſen den 

elſtand boylottiert. Jetzt haben bie ver: 

einigten bürgerlichen Parteien Gegenmaßregeln 

er en. In einem öffentlichen Aufruf werben 

alle Bürgerlichen erſucht, fich jeder Unterſtützung 

ber Soztalbemofratie zu enthalten und bet Eins 

läufen beſonders — Geſchäfte zu unter⸗ 

ſtützen, die von der Sozlaldemokratie boylottiert 

worden find. Weiter wird erſucht, bie foztal- 

bemofratifche Preſſe nr mehr durch Inſerate 

zu unterſtützen und das Abonnement aufzugeben. 

Nun, meine Herren, wenn bie Sozialdemokraten 

wirklich fo zuverfichtlich der Werbekraft ihres Programms 

bertrauten, > treten ihre Wahlvereine draußen in fo 

verjchiebenen Werfleibungen auf, als politifche Koftüm- 

foubretten, hier als die revolutionäre Jungfrau mit wallen: 

dem Haar, mit phrygifher Müte und flammender Fadel, 

dort als patriotiiher Deutfher — der nur die Solbaten 

aus Afrika zurüdziehen möchte, um fie zu ſchützen, bamit 

ihren dort nichts paffiert, nit etwa aus Gegnerſchaft 

gegen bie Regierung — und bald als frommer Ghrift, 

wie die bladphemifhen Zitate aus ber Bibel es erweiſen. 

Meine Herren, bie Nußerungen bed Herrn Abge— 


(B) orbnieten licher, in benen er uns ermahnte, recht ans 


ftändig zu fein und bie Woblanftändigfeit in Formen zu 
üben, wie wir fie in bem leuchtenden Beifptel bon ber 
äußerften Linken bier fehen, geben mir Anlaß, noch einige 
Bemerkungen zu machen. Der Herr Abgeorbnete hat 
gemeint, daß die preußiſchen Landräte beſonders ſchwer 
u belehren wären über die Wohlanſtändigkeit bet ben 
R len. Ich glaube, nahbem Herr Fiſcher ſich Bier 
zwei Orbnungsrufe augegogen bat und bor bem dritten 
DOrbnungsruf nur durch die mwohlwollenden Mahnungen 
und Warnungen, bie ihm ab und zu bon unferer Seite 
zuteil geworden find, bewahrt wurde, ift es bod ein 
recht ſtarkes Std, hier von Wohlanftändigkeit zu ſprechen. 
Ih empfehle bem Herrn Abgeorbneten Fiſcher dem 
dauernden Wohlwollen des Oberzeremonienmeifterö ber 
fogtaldemofratiihen Partei, bed Herrn Abgeorbneten Dr. 
Siüdekum, der fürzlih ganz ausgezeichnet in ber „Neuen 
Geſellſchaft“ dargelegt hat, welche Anforberungen er im 
Intereſſe der Partei, nicht einmal im Intereffe der anderen 
Kant an die Wohlanftändigkeit feiner Parteigenoſſen 
ellen müßte. Ih glaube, dab Herr Südekum bamit 
eine Arbeit auf fih genommen bat, die den herborragenden 
Leiftungen bed leider viel zu früh verftorbenen Herkules 
würbig an ber Seite fteht. 
(Große Heiterkeit.) 
Und id verfprede ihm, wenn er jeine Aufgabe burd= 
ge bat, was ih dazu tun kann, zu tum, Daß ihm auf 
dem Lützowplatz neben ber bort befindlidhen Herkules— 
fäule ein Dentmal gefegt — 
er 


2 
Meine Herren, wie es bie Sozialdemokratie zu tun 
beliebt, einmal unter biefer Flagge Ka, einmal unter 
jener, ift Kaper⸗ und Piratenart, ift aber eigentlich nicht 
das Verhalten, dad man von einer Partei erwarten follte, 
die fagt: „unfer tft der Sieg, unfer tft die Zukunft“, wir 


find bie einzigen, bie mit moraliſchen Mitteln kämpfen, (0) 
wir find bie gioen, die das Volk zu befreien verſuchen. 
Berfuhen Sie einmal mit Ihrem glatten einfachen Pro— 
gramm Geſchäfte zu maden, und zählen Sie nad, tie 
viel Sie von Ihren drei Millionen Stimmen übrig behalten 
werben, vielleicht können Sie dann hier nicht einmal ein 
Doppelquartett befegen. 
(Bravo! rechts.) 

Meine Fraktion ift dem Herm Reichskanzler dankbar 
bafür, daß er biefem Treiben der Partei, deren ganzes 
Beftreben auf ben Umfturz der beftehenden Staats- und 
Geſellſchaftsordnung gerichtet if, fo energiſch entgegen- 
getreten ift, und wir freuen und barüber, daß bie ber: 
bünbeten Regierungen zu der Einfiht gekommen find, daß 
fie nit ferner den Berhegungen und Wahllügen ber 
Sozialdemokratie das Stillihweigen ber Verachtung ent- 
gegenfegen bürfen, fondern mit ihnen ringen und fämpfen 
müffen um bie Seele des deutſchen Volkes. Hoffen wir, 
daß fie dabei fiegen! 

(Bravo! redt3.) 


Viezepräftdent Kaempf: Das Wort hat ber Herr 
Abgeorbnete dv. Liebert. 


v. Liebert, Abgeorbneter: Meine politiſchen Freunde 
find darüber einig und ftimmen mit dem Herrn Vorrebner 
darin überein, baß bie —— das Recht und die 
Pflicht Hatte, nach ber Reihstagsauflöfung an bie Wähler 
fi zu wenben und fie aufzullären über die Anſchauungen 
ber Regierung. Das war ihr Recht und ihre Pflicht, fie 
er durchaus bie —— Grenzen innegehalten, fie hat 

ine Beamten in den Wahlkampf irgendwie entfendbet und 
feine öffentlichen Gelber dazu verwendet. Daß der Herr 
Kolontaldtrektor in Öffentlihen Berfammlungen ben wirt 
—*—— Wert unferer Kolonien beſprochen hat, ſoll ihm 
ewiß hoc angerechnet werben, bafür verbient er Aner- 
ennung, feine Anfechtung, und w 
nädften Wahlen auch bie anderen Staatöfelretäre und 
Minifter jede Gelegenheit ergreifen werben, um ben 
Standpunkt der Regierung vor bem Volke barzulegen. 
(Ohol in der Mitte und bei den Sozialdemokraten.) 
orgeftern hat nun ber Herr Abgeorbnete Bebel in 
einer langen Rebe fi) bemüht, die Darlegungen des Herrn 
Kolontaldireftord herabzuziehen und teilweite anzufechten. 
Dabei tft ihm aber felbft ein Schwerer Nechenfehler paffiert. 
Ih Habe das Stenogramm der recht langen Rede bier 
bor mir und wunderte mich, als ich fie damals hörte, 
ſchon über die Darlegungen, über die Baumwolle, deren 
Vertrieb mir auch einigermaßen geläufig tft. Herr Bebel 
hatte gefagt: 
Der Berbrauh an Baumwolle in ben Jahren 
1891 bis 1895 betrug durchſchnittlich 252 881, in 
ben Jahren 1896 bis 1900 durchſchnittlich 302 000 
und im Jahre 1905 394000 Tonnen und nicht, 
wie in bem Bertcht angegeben worben ift, 1 600 000, 
Da ift ihm ein jehr —— ia pafitert, der 
Herr Kolonialdirektor hat nämlih von Ballen Baumwolle 
geſprochen, wie in ber ganzen Welt Baummolle gehanbelt 
wird, das find 500 gun Herr Bebel fagt Telbft, er 
ätte das ftatiftifche Jahrbuch vorgenommen, ba ift die 
aummolle nad Zonnen beredinet. Cine Tonne bat 
2000 Pfund, genau bad Vierfadhe von 500 Pfund. Wenn 
ber Herr Solontalbiretor die 394000 Tonnen auf 
400 Tonnen abrundete und biefe mit 4 multipligierte, 
ergaben fih 1600000 Ballen! Herr Bebel iſt ja ehr 
ausgiebig fpeziell in feinen Zolonialen Darlegungen, er 
mödte doch aud ein wenig re daß wir jest 
eine Anzahl wirklicher Afrifaner bier in bem hoben gar 
find, daß ferner ein großer Teil von Kollegen fi bie 
Kolonten näher —— und ſich ein genaues Bild üher 
den wirtſchaftlichen Wert der Stolonien gebildet haben. 


hoffen, daß in ben (D) 


(u) baß 


626 
(v. Ziebert.) 


ca) Gott ſei Dank befteht ein Aillihweigendes lbereinftommen, 


die Kolonialreden des Herrn Bebel hier nicht zu kritifieren. 
Wenn einer von und dad übernähme, würde wohl die 
Devife lauten: Bis früh um fünfe, Heine Maus! und ich 
weiß nicht, ob fih damit das hohe Haus einverftandben 
erflären würde. 

Nun, da bier eben von mir bie Beamten erwähnt 
werben mußten, jo muß ich gleich eingehen auf die fo 
ſchweren, ben parlamentariichen Bepflogenheiten fremden 
Angriffe, die der Herr Begründer ber Interpellation 
vorhin gegen mich gerichtet hat, perfünlihe Angriffe der 
allerfhwerften Art. Was die Beamten betrifft, jo habe 
ih an meinen alten Belannten den General Heim, mit 
dem ich feit zwanzig Jahren fhriftlih und mündlich ber: 
fehre, einen Brief aus Leipzig gerichtet in den erften 
Tagen, als id meinen Wahltrei3 betrat, ber gan 
harmlos war: ich hätte das Gefühl, id wiirde mit Miß- 
trauen empfangen; denn ich war fremd, war Preuße und 
war General. Das waren brei Faltoren, die ich über: 
winden mußte. Wenn darauf Herr General Keim ant- 
wortete, er babe verfucht, bie Reichskanzlei ober fonft 
was in Bewegung zu fegen, fo weiß ich nicht, wie bie 
—— in Sachſen irgend etwas für mich hätte tun 
ollen. 


(Sehr richtig! rechts.) 
Wäre das ber Fall geweſen, jo wäre ein Wahlproteſt 
ober ein Gezeter entftanden. Ich wüßte auch nicht, wie 
es geichehen follte, daß bie Reichskanzlei auf meinen 
Wab eis hätte Einfluß haben follen. Im Gegenteil, 
id glaube, ih kann alle Herren Kollegen aus Sachſen 
ter ald Zeugen anrufen bafür, daß gerade bie ſächſiſchen 
eglerungdorgane und alle Berwaltungsbeamten fi 
während bed Wahlkampfes hoch korrekt und tadellos ge— 
halten haben 
(lebhafte Zuftimmung rechts und Lints), 

fie Liht und Schatten nad allen Seiten gleihmäßig 
verteilt haben. 

Nun ift weiter die traurige olle Kamelle bier vor 
geführt worben von meiner China» und Afrifafache, „wie 
man Gouverneur wird“. Der Herr Kollege Dr. Ablaß 
—* damals im Dezember in völliger Unkenntnis der Dinge 

ber meine Tas etwas vorgetragen, was mein Freund 

Dr. Arendt zwei Tage ir hier ganz Mar widerlegt 
hat. Es bat bamald im Jahre 1906 über mir bie zwei: 
fache Verwendung geſchwebt, als Inftrufteur ganz privat 
er die chineſiſchen Truppen nad) — zu gehen, anderer⸗ 
eits war ich lange, lange ſchon in Ausſicht genommen 
als Gouberneur fir Dftafrifa ; dann hat ſich entfchieben: 
jene Stelle in China follte nicht durch einen beutfchen 
Dffizter befett werden — und ih bin zum Gouberneur 
von Oftafrifa ernannt worden. Was daran ungewöhnlich 
tft, weiß ich nicht; es iſt einfach hiſtoriſch jo vor ſich ge— 
gangen. 

Dann war ald Zweites die unglüdlihe Ausein— 
anberfegung über bie Station Kwai in Weſt-Uſambara. 
Da ift mir in die Schuhe geihoben worden, daß id al 
Gouverneur dort fehr viele Gelder ausgegeben hätte, und 
— ich glaube — daß faum ein Ei auf der Station zu 
finden geweien wäre. Nun, der Gouverneur legt feine 
landwirtſchaftlichen Stationen an, dazu bat er jeine 


Beamten. 
(Zuruf und Heiterkeit.) 

Ih habe die Station in ſehr gutem Zuftande damals 
gefehen. Allerdings hat fie Gelb gekoftet; das macht ſich 
aber glänzend bezahlt, weil unfere Anfiedler jest wiflen, 
was fie an Landwirtfchaft, Viehzucht ufw. zu treiben 
haben. Ich bitte mur, bad Buch des u Kollegen 
Dr. Paaſche nacazulefen, in mweldem ein glänzendes 
Kapitel über dieſe landwirtſchaftliche Station Kwai 
handelt. — Alfo auch dieſe Frage tft vollitändig abgetan. 


Reichstag. — 19. Sitzung. Freitag den 15. März 1907. 


Weiter ift mir die „Afritanifche Kompanie“ in die (C) 


Schuhe geihoben worden. Dieſe Kompanie ift gebildet 
worden nad dem Namen eines großen Vorbildes bon 
bor 200 Jahren: der „afrikaniſchen Kompanie“ bes 
Großen Aurfürften, der von Emden aus beutihen Handel 
nad Weftafrifa betreiben wollte. Nur auf Grund biefer 
biftortichen Erinnerung habe ih mid beftimmen lafien, 
mich bei der Geſellſchaft zu beteiligen und mid in den 
Auffihtsrat wählen zu laſſen. Wir treiben jegt Handel 
nadı ſamerun und wollen weiter nad der Weftküfte von 
Afrita Handel treiben. Ich glaube, es ift doch nicht 
tabelnöwert, wenn man den deutſchen Handel nah ben 
Kolonien und anderen Gebieten hin fördert. 
(Sehr gut! rechts.) 

Wenn mir num aber vorgeworfen wird, id) ſchwärmte 
und arbeitete für bie Kolonien, um bort Gelb zu ver— 
dienen — ja, feit 22 Jahren arbeite ich für die Stolonien 
mit meinem ganzen Herzblut und meiner ganzen Per: 
fönlichleit. Jetzt im Januar diefed Jahres habe id) mich 
beftimmen lafjen, in eine Kautſchukgeſellſchaft einzutreten; 
und ba wird mir biefer Vorwurf gemacht, ich arbeitete 
nur deshalb für die Kolonien, um Gelb zu verdienen. 
Das iſt recht ſchwach. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Es wurde dann noch die ſchon früher hier berührte 
Frage von dem Schmutzlappen des Hottentottenblocks 
vorgebracht. Dieſe Frage ſpielt zurzeit vor Gericht; ich 
habe Herrn Schöpflin —* beim Amtsgericht Leipzig 
wegen ſchwerer Beleidigung verklagt, weil er mic in den 
Zeitungen einen Lügner genannt hat, während alle Beute, 
die davon willen, der Meinung find, daß feine andere 
Auslegung dafür möglich ift, als daß mit jenem Schimpf: 
worte unfere ſchwarz⸗weiß⸗rote Flagge gemeint if. Das 
Gericht wirb darüber entjcheiben. 

Nun ein paar Worte über die nationalen Vereine, 
bie in dem Wahllampfe eine Rolle geſpielt Haben. 
bat die Kolonialgeſellſchaft allerdings zu vornehm und zu 
vorſichtig gehandelt, während es ihr Nedt und Pflicht 
gewefen wäre, bie Maſſe im ganzen beutihen Volke über 
die ſchwebende Frage aufzuklären. 

(Zuftimmung rechts.) 
Der Flottenberein hat anderd gehandelt und fi gefragt: 
was nützt und umfere ganze Arbeit und unfere ganze 
Agitation, wenn wir niet eine nationale Mehrheit im 
Reichätage haben? d. h. eine folde, bie mit der Reichs— 
regterung über nationale fragen (auswärtige Politik, 
Wehrmacht, Kolonien) nit feiliht und handelt, ſondern 
dem Kaiſer gibt, was des Kaiſers ift. 

(Bravo! ſrechts und links. Zuruf aus der Mitte 

und von ben Sozialdemofraten.) 

Diefe Frage mußte entſchieden werben, darum drehte fidh 
bie ganze Tätigkeit des Vereins, und es ift befannt, daß 
der FFlottenverein innerhalb des Rahmens bes fFlotten- 
eſetzes einen befchleunigten, fchnelleren Ausbau unferer 
Flotte zu erreichen beftrebt if. Darüber mag fih ja 
ftreiten lafjen. Ich ftehe aber auf dem Standpunfte, daß 
es dem beutichen Wolke, dem Deutſchen Neiche wenig 
nugen kann, wenn wir im Jahre 1920 eine ftarte Flotte 
haben, während und vielleiht im Jahre 1908 oder 1912 
eine große Seemacht überfällt, unfere 13 000: Zonnenfdiffe 
auf ben Boben ber Norbjee verſenkt, Kurhaben und 
Bremerhaven umb unjere Hanbelöflotte verbrennt. Im 
biefem Sinne hat ber Flottenverein bei den Wahlen 
agitiert. Das Wie habe ich nicht zu vertreten. 

Dann find auch die Sertegervereine angegriffen worben. 
Die follen nicht politiich fein; aber man wird es ihnen 
nicht verdenten können, wenn fie national fühlen, denken, 
—— und wählen, und die alten Krieger waren lebhaft 

eteiligt an den Wahlen; denn es drehte um 
militäriſche Fragen, und fie haben beſonders gegrollt und 


Da (pn) 
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(A) waren verfiimmt, weil die Kommandogewalt des Katſers 


angetaftet wurde. 

(Zuftimmung rechts. — Unruhe in der Mitte.) 
über alle Diefe Fragen kann man verfhhteben denken. Aber 
bie alten Strieger haben bie Logik nicht verftehen können, 
wonad) die Truppen, die vor dem Feinde ftanden, zurück 
gezogen werben follten und, fall3 der Aufftand wieder auf: 
loderte, neue Truppen wieber hinausgeſchickt werben follten. 

(Sehr richtig! rechts und links. — Zurufe aus ber 
Mitte und von den Sozialdemokraten.) 
Ih weiß nicht, ob das juriftifche oder firdliche Logik ift. 

J (Stürmifhe Zurufe aus der Milte.) 
Militäriſche und ſtrategiſche Raiſon iſt nicht dabei. 

(Bravo! rechts.) 
Das verſtanden die Kriegervereine ſehr gut. 

Ih komme num zu dem mit Recht viel gehaßten und 
viel geliebten Reichsverbande gegen die Sozialdemokratie. 
Der bat nun die Wahlen fchon lange vorbereitet gehabt 
und feine Schulbigteit bei den Wahlen getan. 

(Brabo! rechts und bei den Nationalliberalen.) 

Gr mußte eingreifen, und ich betone nochmals, was ich 
neulih ſchon angeführt habe: der Reichsverband fteht 
unabhängig von der Regierung da. Der Herr Reichs-— 
fanzler hat mich perfönlid überhaupt nicht gekannt, ich 
habe erft die Ehre gehabt, ihm im Februar vorgeftellt zu 
werben. Aber ih bin ſtolz darauf, daß ih burd ein 
Schreiben dem Herrn Neichötanzler den bekannten Silvefter- 
brief entlodt habe; denn wir brauchten eine Außerung ber 
Regierung abjolut für die Wahlen. 

Nun ift bier von ber äußerften Linken mehrfah das 

Wort: „Reichslügenverband“ gebraudht worben. 
(Sehr richtig! bei ben Sozialdemofraten.) 
Gegen biefed Wort muß ich proteitteren. 
(Zuſtimmung rechts), 
weil man unter Lüge bekanntlich eine bewußte Unmwahrheit 


(B) verfteht, und eine folde Lüge mweber dem Gegner zu: 


geihoben wird, noch unter Ehrenmännern berart verkehrt 
wird. Menn Sie aber auf der Linken bei diefem Worte 
verharren, dann find wir 150 000 Mitglieber des Reichs— 
berbanded, von denen ſehr viele hier im hohen Haufe 
figen, auch bereit, auß dem Worte einen Ehrennamen zu 
machen, fo wie die Geufen fi nannten nad) dem Bettelfad 
les geux. Und wie bieWatergenzen fi) den Spaniern furcht⸗ 
bar machten, jo wollen aud) wir diefen Namen als Ehren: 
namen annehmen und und an Ihre Ferſen heften, jo wie 
Sie und ſchon kennen. 
(Bravo! rechts.) 
Meine Herren, wir find daun der Verband, der das Reich 
gegen die Lügen der Sozialdemokratie beſchützt. 
(Zebhaftes Bravo! rechts und bei den National: 
liberalen.) 
Daß ein folder Verband notwendig ift, dafür kann 
id Ihnen einen Aktenftoß von Beweifen liefern. Ach will 
bier nicht mit Flugblättern fommen, denn bie find num 
genug von allen Varteien ausgebeutet worben. Aber ein 
paar Lügen — id muß dad Wort nun fchon benugen — 
kann ich wohl in aller Kürze vorführen. Ich will nur 
eine Blütenlefe halten und nur mit Stihworten ſprechen. 
Hier habe ich ein Kolmarer Blatt, den „Elſäſſer 
Kurier” vom 5. Oktober 1906. Dieſes jchreibt: 
Die ſozialdemokratiſche „Freie Preſſe“ veröffent: 
lichte am 12. September folgende abergläubiſche 
Geſchichte. Einen eigenartigen Handelsartikel 
bat fid) das Kloſter „Marla Hilf” bei Bierfen zu: 
gelegt. Iſt nämlich bei gut fatholtihen Familien 
ein freudige3 Ereignis in Ausfiht, hat man nichts 
Eiligeres zu tun, ald in „Maria Hilf" die be- 
rühmte Wunderkerze zu holen, ber man bie fraft 
zufcreibt, den Gang des Geburtögefchäftes 
günftig zu beeinfluffen. 


in biefem Stimme wirken Lonnte. 
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Und mun folgt eine längere Beichreibung davon. 
fagt die Zeilung: 
Der Artikel ift in allen feinen Teilen —* 
und in jedem Satze unwahr. Nicht einmal ber 
erfte Sat iſt richtig; dad Kloſter „Maria Hilft 
befindet ſich nicht bei Bierfen, ſondern in Bierfen. 
Bon ben angebliden „Wunderkerzen” weiß in 
Bierfen niemand etwas; fie eriftieren nicht; weber 
mit noch ohne Muttergottesbild. Das Slofter 
bat weber dieſen, noch irgenb welchen anderen 
anbeldartifel, auch nichts, wofir „jeber nad 
elieben zahlt”. Unſere „gut katholiſchen“ 
Familien find aud nicht fo einfältig und aber- 
— wie ber Artikel fie hinſtellt. Das Ganze 
ft eine ſozialdemokratiſche Lüge. 
(Hört! Hört! reits.) 

In dem November 1906 hatte ber „Vorwärts“, um 
das Jubiläum ber Kaiſerlichen Botſchaft herabzufegen und 
moraliſch berabzubrüden, eine Zufammenftellung gemadt, 
bie die Verficherungen mit ben Zahlen ber Verſicherten 
aufführt: Unfallverfiherung 18 Milltonen, Impaliben: 
berfiherung 13 Millionen, Srantenverfiherung 11 Millionen, 
und dann hat er dieſe Zahlen auf 431/, Millionen abbiert 
— das Reich hat aber nur 60 Millionen Einwohner — 
und hat dieſe 43 Millionen als Divifor für bie große 
Verfiherungsfumme benutzt. Dazu bemerkt bie „Schleſiſche 
Bolközeitung*, wiederum ein katholiſches Blatt: 

Ein frederer Schwindel tft uns noch nie begegnet, 
als er hier geboten wird; der „Vorwärts“ zählt 
in feiner Berechnung die Verfiherten aller drei 
Hafen zufammen und fpridt jo bon 431/, 
Millionen Berfiherten, und das Weich hat nur 
co Millionen Einwohner. Der ‚Vorwärts“ weiß 
aber wohl, daß faft alle Leute, welche ber Unfall⸗ 
verficherung umterftellt find, fih auch in den 


beiden anderen Verfiherungen befinden; wer in (D) 


ber rg ift, tft auch in ber Invbaliden⸗ 
kaſſe uſp. Ein frederer Schwindel ift und nie 
begegnet als in biefem Stückchen. 

(Hört! hört! rechts.) 

In derfelben Zeit, Mitte November 1906, fanden 
bier in Berlin Demonftrationsverfammlungen ber Sozial: 
demofratie betreffend bie Fleiſchnot ftatt in 22 Lolalen. 
Der ‚Vorwärts“ berichtet über dieſe SEEN fie 
feien von 50000 Perſonen befucht worben. Es ift feft: 
—— worden, daß in den 22 Sälen nur 16000 Perſonen 

ufnahme finden können. 
(Sroße Heiterleit.) 
Es find aber tatſächlich gezählt als anweſend geweſen 
21 500 Perſonen; 28500 waren zugelogen. 
(Hört! hört! und Heiterkeit.) e 

Die bekannten fozialdemokratiihen Wahlrehtslügen 
brauche id nur amzubenten. Alle Parteien wiffen, dab, 
fowie e8 zur Wahl geht, die Sozialdemokraten behaupten, 
andere Leute wollten an dad Wahlrecht taften. Das ift 
überall widerlegt worden. Wir ftehen alle auf dem Boden 
ded allgemeinen geheimen Wahlrehts. In jeder Wahl 
wirb das wieder beftritten. ; 

Dann kommt die Nachricht ber „Münchener Bolt“, 
daß während der Wahlen eine den bayrifhen Hof- und 
Regierungskreiſen ſehr nabeftchende Perſönlichkeit verſucht 
habe, die Münchener Zentrunispartei zum Eintreten für 
die Liberalen dadurch zu bewegen, daß fie erflärte, es 
handle fi darum, eine Mehrheit für eine Anderung bed 
Reihstagdwahlrehts zu gewinnen. Darauf tft von ben 
„Hofnachrichten“ fetgeftellt worden, daß ber bayriſchen 
Regierung ebenio wie bem Hofe jeber Gebante an eine 
Anderung des Reichstagswahlrechts volllommen fernliegt, 
und dab demnach niemand mit deren Willen oder Willen 
Die in erwähnter 


Dazu (C) 


(A) 


(B) 
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(v. 2iebert.) 
Nachricht liegende Infinuation wird daher auf ba3 ent— 
ſchiedenſte zurüdgewiefen. 

Wann umterwarfen fih bie Bonbelzwartt? Be— 
fanntlich hat auch da der „Vorwärts“ die Nachricht ver: 
breitet, daß ſchon am 2. Dezember 1906 bie Unterwerfung 
ber Hottentotten in Windhuk befannt geweſen fei, während 
ber Oberft v. Deimling am 24. Dezember biefes Unter—⸗ 
werfungsablommen erft melden fonntee Wieder ein 
freder Wahlſchwindel! 

Der „Borwärtö" hatte Ende Dezember die Nachricht 

ebradit, dab für Mitte Januar 30000 Lanbwehrleute 
n Berlin und Oberjchlefien eingezogen werben würden, 
baß bie bis zum 25. Jahr dienen wirben und fo ihres 
Wahlrechts verluftig geben. Meine Herren, ich habe 
40 Jahre milttärifher Dienftzeit hinter mir; mir ift noch 
nie borgelommmen, daß mitten in Els und Schnee im 
Januar überhaupt große Übungen ftattfinden, und ba 
30 000 Mann eingezogen werden müffen. Auch hier 
wieber ift bie „Fuldaer Zeitung“, ein katholiſches Blatt, 
das biefe Nachricht gebracht hat, empört über dieſe Lüge 
bed „Borwärt3*. 

Ein ander Bild! Am 29. Dezember 1906: 
(Genoffe Scheldemann und Genoſſe Bebel) „Eine 
alberne Lüge ift es, dab bie Sozialdemokratie 
die Landwirte beſchimpft.“ Genofie Scheibemann 
in der Reihdtagdfikung vom 11. Dezember 1906. 

(Hört! hört! rechts.) 
— „Sehr wahr“ ſtimmten die Sozialdemokraten 
em zit. 
Es gibt feinen egoifttiheren, feinen rüdfihts- 
Ioferen, feinen brutaleren und aud feinen bor- 
nierteren Menſchenſchlag ald die bäuerliche Klaſſe, 
gleichviel welcher Gegend. 
(Hört! hört! rechts.) 
Genofje Bebel er dem Barteitage in München. 
„Sehr richtig!“ riefen auch hier bie verfammelten 
Genoffen. 
(Große Heiterkeit rechts und links. 

Ein Bild aus ber fozialdemokratiihen Partei jelbft: 
Auf dem Berbanddtag ber Schneider in Berlin 
führte ein Genoffe folgendes aus, folde Dinge, 
wie fie fi beim Vorwärtskonflilt abgefpielt haben, 
feien nur möglich unter bem Einftus des Berliner 


Milieus. 
Ich bitte zu hören! 

Hier habe man es zu tum mit einer anarcho—⸗ 
non fch = Lotaltftifch = radikaliſtiſchen Schieber: 


tolonne 
(Heiterkeit) 
unter Kater und Friedeberg. Immer, wenn dieſe 
Schleberkolonnen Qartal abhalten, werde ein 
Gewerkſchaftsführer am Spieße gebraten. Diefe 
Schieberfolonne habe aud) großen Einfluß in ber 
Berliner Parteibewegung, und daraus lafle fi 
vieles erklären. 
Was fagt der „Vorwärts“ —* daß der Partei— 
vorſtand von einer ſolchen Schieberkolonne beeinflußt 
werben fol? 
Und bann noch zum Schluß: 
Die „Leipziger Volkszeitung“ und ber „Vorwärts“ 
fiten immer noch auf ber Anklagebank. Im 
Dezember 1906 nahm eine Fürther Buchdruder- 
verlaufen eine Refolution an, in ber bie „fort= 
währende Stänterei” des „Vorwärts“ und ber 
„Leipziger Volkszeitung“ aufs jchärffte verurteilt 
wird. Ferner nahm eine Buchdruderberfammlung 
in Zimbad eine Refolution an, in ber e3 unter 
anderem heißt: 
Die heutige Berfammlung der Mitgliedſchaft 
Limbach proteftiert auf das entſchiedenſte gegen 
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bie verhekenbe und eg Schreibweife (C) 
ber „Leipziger Volkszeltung“ und bed „Bor:- 
wärt3* und weift deren Einmifhung in interne 
aeg ag als gänzlih unan⸗ 
gebracht energiſch zurück. 

Das iſt der Ton, ben wir leider eben von Ihnen (zu ben 

Spzialbemokraten) lernen und ihn gelegentlih anwenden 

mußten, um Ihnen antworten zu können. 

Sehr gut! rechts.) 

Ih muß noch dem einen Vorwurf zurüdweifen, ber 
und, dem Herrn Kollegen Hagemann und mir, gemacht 
worben ift aud vom dem Abgeorbueten Fiſcher, daß wir 
irgendwie für bie Flugblätter, bie er ba anführte, ber: 
antwortlih wären. Herr Stollege Hagemann und ich find 
beide von Berlin ſechs Wochen abwefend gewejen im 
ſchweren Wahltampf und haben auf bie Wahlflugblätter 
nicht den mindeſten Einfluß üben können, was id hiermit 
Zonftatiere. 

Aber, meine Herren, warım unterhalten wir uns 
denn heute über diefen Gegenftand? 

(Sehr rihtig! rechtszund bei ben Liberalen.) 
Warum ift die Interpellation überhaupt eingebracht 
worden? Weil das beutfche Volk feit vierzig Jahren 
zum erften Male fich des allgemeinen Wahlrechts wirklich 


bebient hat 

(ſehr gut! rechts), 
während bis dahin nur bie foztaldemokratifhe Partei das 
Wahlrecht wirklich ausgeübt hat. 

(Sehr —— 

Daher die Uberraſchung, der Groll, der Ingrimm! Und 
nun fol auf/einmal die Regierung es geweſen fein, nun 
bat es bie Regierung gemadt! — So liegt bo bie 
en tatfählih. Ich muß die Herren bon ben Linken 
durchaus bitten, ſich mit der Lage, wie fie nun mal liegt, 
bertrant zu machen. Hier hilft fein Mundfpigen, bier muß 
gepfiffen werben! 

(Lebhafter Beifall rechts. — Lärmende Zurufe 

bet den Sozialdemokraten.) 
Wir haben jegt die Mehrheit, und das deutſche Voll ift 
ſich feiner Macht bewußt geworben 

(brabo! redht3), 

unb wenn ed will, dann ſetzt es auch wirklich feinen 
Willen burd. 

(Lebhafter Beifall rechts.) 
Bor allen Dingen aber hat ſich die Sozialdemokratie bei 
den Wahlen ſehr ſchwer geſchädigt und fi unfterblich 
blamiert, kann man nur jagen, durch das fanatiſche Bor: 
gehen gegen die Ktolontalpolitif des Reichs. 

(Sehr richtig! — 

Meine Herren, das deutſche Volk hat einen feinen Inſtinkt 
für die Faktoren feiner Macht, feiner Größe und feiner 
zulünftigen Entwidlun 

(lebhafter Beifall rechts); 
es war geradezu lachhaft, es mitzumahen im Wahlkampf, 
wenn Leute aus der Berfammlung kamen, bie mit Broden 
aus Bebelſchen Neben auftraten und und alten Afrifanern 
damit imponieren wollten. Mit Humor und mit Laden 
haben wir die Leute jedesmal abgeführt, und wir hatten 
immer die Maflen auf unferer Seite. 

Ich meine auch, dad deutſche Volk fteht m. immer 
feft zu Satfer und Neid, es wird weiter babei ftehen - 
bleiben, und wir überlaffen e3 ruhig ber Sozlaldemokratie, 
weiter mit Irrlehren, mit Flaufen, mit Terror und Boykott 
auf das Volk einzumirken; wir werben bauernd durch Be— 
lehrung und Auflflärung unfere Wähler und bie Wahlen 


beeinfluffen. 
(Lebhafted Bravo rechts.) 
Präfident: Der Herr Mbgeordnete Brejäfi hat 
das Wort. 


(A) 


(B) 
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Brejsfi, Abgeorbneter: Meine Herren, während id 
biefen Verhandlungen zuhörte, da mutete mid jo mandes 


eigentümlich art. 
(Unruhe. Glode des Präbenten.) 


Bräfident: Ich bitte um etwas Ruhe, meine Herrei. 


Brejski, Abgeorbneter: Sehr vieles, was hier vor— 
getragen wurde als neu, als haarfträubend, das ift bei 
uns jehr alt und erfcheint beinahe geſetzmäßig, das ift 
beinahe Regel geworben. 

(Unruhe. Glode des Präfidenten.) 


Präfident: Meine Herren, ih muß um Ruhe bitten. 


Brejski, Abgeorbneter: Die verfchiebenen Mißbräuche, 
bie hier gerügt wurden, find bei und ſchon jeit Jahren in 
Übung. Die offizielle Maſchine ift bei uns ſchon feit 
Jahrzehnten zu —* ber Regierungskandidaten tätig. 

(Sehr richtig! bei den Ba) 
Insbeſondere in meinem Heimatskreiſe Thorn-Fulm war 
e3 immer ber Fall. Nachdem ber Wahlkreis nad) längerer 
Dr wieber in polntfche Hände gefommen war, war man dort 
—— verzweifelt, daß Hier Wahlkreis dem beutichen 
Vertreter entriffen wurde. Da hieß es in den beutichen 
Zeitungen und im beutfchen Verfammlungen, man müfje 
alles aufbieten, um das Vaterland zu reiten, das Bater- 
land ſei in Gefahr. Als nad Kaſſierung der Wahl des 
polniſchen Vertreters neue Wahlen kamen, wurbe offen 
erflärt, daß bie Regierung großen Wert auf die Wahlen 
lege, und daß fie mit befonderer Aufmerkſamkeit ben Ber: 
lauf derfelben beobachte. Die Nahwahl wurbe von Langer 
Hanb vorbereitet. Es wurbe eine vollſtändig neue Organi- 
fation gebildet, welche den Zwed Hatte, ihn auf alle Fälle 
ber polniſchen Fraktion zu entreißen. Das war aber fein 

er Berein, bad war eine Ziwangsorganifation. Wehe 
em Beamten, der dem Merein nicht beigetreten wäre; 
wehe dem Geſchäftsmann, der dem Verein nicht beigetreten 
wäre und zu ben Wahltoften nicht beigefteuert hätte. Es 
wurben in den Verein alle Beamten und insbeſondere bie 
Lehrer Hineingezogen, und biefe wurden veranlaßt, die 
Agitation ſchon lange vor der Wahl zu betreiben, von 
Haus zu Haus zu gehen und bad Volk zu beeinfluffen 
im Intereſſe des of en Kandidaten. Denn, meine 
en, bei uns find bie Wahlen immer offiziell, und der 
andidat ift immer offiziell im Sinne der Regierung. 
Man Ru e3 für ganz natürlich, daß alle Staatöorgane, 
alle Behörben bem beutihen Kandidaten unterftügen und 
ihm zum Siege verhelfen. 
( rechts: Selbſtherſtändlich!) 
— Sie ſagen: „Selbſtverſtändlich“. Das iſt die beſte 
ſtritik, die Sie an der Wahl üben können, und bie befte 
Beftätigung. dafür, daß bie heute vorgebradten lagen 
wegen amtlicher Wahlbeeinfluffungen berechtigt waren. 

(Sehr richtig! bei ben Polen.) 

Als dann die Wahl in dem Wahlfreife Thorn-Kulm⸗ 
Briefen für ungültig erflärt und eine Nachwahl ausge— 
fchrieben wurde, trat bie Staatsmaſchine wie nod) niemals 
in Bewegung. Selbft die milttäriichen Organe wurden 
offenbar in ben Kampf bineingezogen. Zur Zeit ber 
Ausihreibung ber Wahl war in bem Wahlkreis die 
Gholeragefahr amtlich feitgeftellt worden. Natürlich wäre 
es geweſen, wenn unter biefen Umſtänden bie Militär: 
übungen audgefallen wären. Aber dennoch wurden 
Tauſende von Solbaten unmittelbar vor ber Wahl zu ben 
Übungen eingezogen nad Thorn, das al3 choleraberpeſtet 

alt, wobur fi am Wählen verhindert wurben. Nach: 
em aber bie Hauptwahl ftattgefunden und ber offizielle 
Kandidat gefiegt hatte, wurben bie Soldaten plöglich mit 
Rüdfiht auf bie ———— entlaſſen, ohne daß man 
damit rechnete, daß man durch die Zuſammenziehung von 
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Reſerviſten aus ben verſchiedenſten Orten nad) dem dholera= (C) 


verbädhtigen Thorn die Cholera geradezu in bie entfernteften 
Dörfer verſchleppen konnte. Die Cholera ſpielte auch noch 


in anderer Hinſicht eine Rolle. Im ſtreiſe Thorn-Brieſen 
bilden die Flößer einen großen Prozentſatz der Wähler; 
abl unb zum 


fie waren unterwegd am Tage bor ber 
Teil auch am Tage ber Rad, unb ba ift man zu ber 
Anſicht gefommen, dab die Gefahr ber Gholera jo groß 
war, daß fie in Danzig jo lange zurüdgehalten wurben, 
bis bie ur vorüber war. Zahlreiche Flößer wurben 
in Danzig ſchon morgens 1/,7 durch bem Arzt gefund 
befunden. Jedoch wurde ihnen nicht geftattet, j 4 abzu⸗ 
reifen, um ihr Wahlrecht auszuüben, his es zu ſpät war. 
Im Gegenfag zu ber Amtsmafchine, bie zu Gunften 

des ln reg Stanbibaten tätig war, wurbe bie Tätigkeit 
ber Aattation für ben Polen jeder Hinfiht beſchränkt. 
Die Verfammlungen wurden unter den nichtigiten Bor: 
wänben verboten. So fam es zum Beifpiel vor, daß ber 
Amtsvorſtehr in dem Orte Liſſewo, Kreis Kulm, bie Bes 
fheinigung außftellte: bie ya. barf in bem und 
dem Lokale ftattfinden, es jet polizeilicherfeit3 nicht? da⸗ 
egen einzuwenden. Nachdem fommt aber ber überwachende 

— und verbietet die Verſammlung bon vorn⸗ 
erein, weil ſich das Lokal nicht eigne. Oder in dem— 

ſelben Kreiſe Kulm, in dem Ort Czarze (Scharnefe), 
erteilt ein Amtövorftehr die Beicheinigung, daß die Ber- 
fammlung nur unter der Bedingung ftattfinden dürfe, wenn 
in berjelben nicht polniſch, ſondern nur deutſch geſprochen 
würde. Nun ift aber bereits durd bie oberfte Zeitung 
wieberholt entſchieden, daß die polniſche Sprade aus ben 
öffentlichen Verfammlungen nicht ausgeſchloſſen werben barf. 
Noch ein kraſſer Fall. Man könnte ja einwenden, 

bie Leute Lönnten ſich beichweren, fie müßten ben In— 
ftanzenzug einhalten, fie müßten fi befchweren. Das 
geſchieht auch; aber die Nemebur ift ohne praftiichen Wert, 
wird auch nicht immer beachtet. 
Schweg und in Oſche mal eine Verfammlung verboten, 
—* die Verhandlungsſprache in derſelben polntich fein 
ollte. Dan beſchwerte ſich barauf hin beim Minifter, 
und ber Minifter antwortete, da3 Verbot jei zu Unrecht 
erlaffen worden. Der Ginberufer kommt in bie Ber: 
fammlung — es ift unfer Kollege Herr vd. Saß⸗Jaworski — 
und zeigt bem Beamten den Beſcheid des Minifterd vor. 
Der aber jagt: ad), bad geht mich nichts an, was die von 
oben jagen; mein unmittelbarer Vorgefegter tft der Amts⸗ 
—— und der hat mir den Auftrag erteilt, die Ber: 
Kerr Aug aufzulöfen, wenn fie in polnifcher Sprade 

€ 


Meine Herren, bie Fälle der Beichräntung der * 
agitation find ſehr zahlreich; ich will fie nicht alle hier 
vorbringen. Aber einen Fal möchte ih doch erwähnen. 
In Dirfhau wurde von den fogenannten nationalen 
Katholiten, die bei und ſchon als eine ziemlich alte Er- 
findumg bervortreten, ein Aufruf erlaffen, alle Katholiken 
follten weber für den Zentrumsfandidaten Dr. Spahn noch 
für den Polen ftimmen, fondern unter allen Umſtänden 
aus Pflihtgefühl, aus Natiomalgefühl für den natiomalen 
Kandidaten, d. h. für ben Regierungsmann. Bon fatho- 
lifher Seite wurden Plakate mit einer Gegenerllärung an 
den Mauern angellcht; diefe wurben aber fofort abge- 
riffen. Da griffen die polnifhen Wähler zu dem Mittel, 
daß fie Plakate auf Tafeln klebten und fie durch mehrere 
Männer in der Stadt herumtragen ließen. Das Plakat, 
das ich hier Habe, hat nur die kurze Aufichrift: Katho— 
liken, wählt nur einen katholiſchen Reichſtagsabgeordneten, 
J. Brejöfi:Thorn!*, und da kommt die Polizei und ver: 
bietet den Benten das Umhertragen dieſer Tafel, und es 
wurden fogar mehrere Strafbefehle wegen groben Unfugs 


erlaffen! 
(Schr richtig! rechts.) 
714 


So wurde auch im Kreiſe (w» 


(A) 


(B) 
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(Breijöfi.) 
— 5a, e8 wurden doch aud Männer mit einer ähnlichen 
Tafel in Thorn herumgeſchickt, die zur Wahl für den 
Landgerichts direltor —— aufforderten; und ander: 
wärts geſchieht das auch. Dort war es kein grober 
Unfug, weil es für den Regierungslandidaten geſchah; 
aber wenn es für einen Polen geſchieht, dann iſt es 
grober Unfug! 

(Sehr richtig! bei den Polen.) 
Meine Herren, ber „grobe Unfugparagraph” ift hier ſchon 
hundertmal mit Recht al3 ber gröbfte Unfug im Deutſchen 
Reid) Degeinen worden. 

(Sehr rt = bei ben Polen.) 

Meine Herren, ſchlimmſte bei — find bie 
Wählerliſten. — —5 Bürgermeiſter, das ſind 
bei uns natürlich nur Regierungsmänner; Polen werden 
nicht zugelaffen, außer wenn einer feine Überzeu ung ber: 
leugnet, — dann kann er ——— werden; aber 
ſon werden die Polen bon biefen niedrigen Amtern 

(Zuruf bet ben + nalliberalen) 
und fogar von dem Nachtwächteramt ausgeſchloſſen. Die 
Wählerliften werben durch die Gemeindeborſteher, Guts- 
—— ſehr unvollſtändig angefertigt. Es hat ja jeber 
das Recht, bie Mählerliften zu prüfen und die Bervoll- 
ftändigung zu beantragen. 
(Burn rechts.) 

— Ja, meine Herren; aber wehe dem Arbeiter, der zu ſeinem 
Gutsherrn geht und verlangt, daß man in bie Wählerlifte 


ihn eintrage. 
(Hört! hört! bei ben Polen.) 

Das ift ein Strafehler, jagt man, unb bei ber nädhften 
Gelegenheit wird er entlaflen; und ift er unentbehrlich für 
den Gutäherrn, da wird ihm fo mandjed entzogen, was 
andere Arbeiter befommen. 

(Hört! hört! bei ben Polen. — Buruf.) 
— a, da bleibt ihm fehr ‘wenig übrige. Da haben 
Sie recht. 

Dann, meine Herren, ber Unfug, welder mit ben 
Renten betrieben wird. Gin Arbeiter, welcher eine Alterd- 
rente, eine Invalibenrente empfängt, wird vom Gemeinde: 
borfteher, vom Gutsvorſteher und zumellen aud bon 
Bürgermeiftern al3 ein Ortdarmer behandelt und in ber 


Lifte geftrichen. 

(Hört! hört! int.) 
Beihwerben dagegen bleiben ohne praktiſchen Wert, und 
übrigens wiffen die Leute nicht, wie fie die Beſchwerden 
einbringen follen, ober bringen fie e jpät ein; fie werben 
infolgedeflen vom —— ausgeſchloſſen. 

Ein weiterer Mißbrauch, der bei uns bei den Wahlen 
eübt wird, dürfte anderwärts nicht vorkommen; es iſt 
eute wentgfteng bavon noch nicht die Rede geweſen. Wir 
haben einzelne Wahlvorfteher, die begehen Mißbräuche 
umd vergehen fi gegen das Wahlreglement in ſolchen 
Wahlbezirten, wo ber Pole die Majorität hat, damit 
nachher bie Wahl faffiert wird. 

(Hört! hört! bei den Polen.) 
Kaum ift die Wahlhandlung geſchloſſen, da bringt ber 
Wahlvorfteher piihtgemäß auch ben * ein. 

(Heiterkeit bei ben Polen.) 
63 find Fälle Ey fomifcher Art vorgekommen, 
fie find aud bier bei ben Wahlakten und haben eine be: 
deutende —* geſpielt bei Kaſſierung von Wahlen. So 

4. B. war im Wahlkreis Kulm der Wahlvorfteher ein 

Bert Amtsvorfteher und ber Schriftführer ein Lehrer. 
Die waren zu gleider Zeit vom Lokal — Der 
Lehrer hat eine Entſchuldigung gefunden und hat ſich 
melden laſſen, daß ſein Söhnchen zu nahe an die Bienen 
fomme, ba müſſe er gerettet werben. Er verließ das 
Lokal, obgleih der Borfigende nicht anwejend war. Nach 
Sk der Wahl haben die Herren gleich den Alten einen 
Proteft beigefügt. Die Wahlhandlung war ungültig und 


führte zur Kaſſierung des Mandats des gewählten Ab» (C) 


georbneten. 

In der Stabt Kulmſee waren ber Wahlvorfteher und 
ber Schriftführer EM gleichzeitig —— geweſen. Der 
Herr ar iger er ben Wahlvorfteher ernannt hatte, 
hat natürlich glei) den Alten den Wahlproteft m 
damit einige hundert Stimmen dem polniſchen Kandidat 
wenn er ee bätte, faffiert würben. vn ift ein Mittel, 
ba3 ziemlich häufig bei und in bun 

Um —* ittel zur Wahltaf = anwenben zu 
fünmen, tun die Herren Wahllommiffare Möglichftes. 
Sp wurbe 3. B. im Kreiſe Schwes, nachdem bie Wahl- 
borfteher dem Herrn Wahlkommiſſar mitgeteilt hatten, wie 
viel Stimmen der beutiche und der polntihe Kandidat 
erhalten Hatten, an die Herren Wahlvorfteher folgendes 


Schreiben verfchidt 
Schwetz, ben 20. Januar 1907. 
Den Herren MWahlvorftehern danke ich für bie 
fo anßerorbentlih ſchnell und korrekt erfolgte 
Übermittelung des Ergebniffed der Reichſstagswahl. 
Nah dem Gefamtergebnis ber Meldungen ft 
v. Saß⸗ Jaworski ewählt. 
Und jegt fommt ber Schlu 
Bedenken, zu denen bie Wahl in ben einzelnen 
Bezirken etwa ————— Dat bitte 
ich mir Ey Erwähnung bei ber am Dienstag 


ben 29. b ftattfinbenben amtlichen Tr % 
Bahrain bes Er gebuiffeß — es 
ahlreglements gefäl igſt ungefäumt mitteilen zu 


wollen. 
Unterſchrift des Wahlkommiſſars. 
Adreſſe: An die ſämtlichen — Wahlvorſteher. 
(Zuruf rechts: Das war feine Pflicht.) 
— Das it nit feine Pflicht! Die Wahlhandlung fließt 
mit ber linterfärift des Protokolls; bie Verſendung 
folder Zirkulare gehört nicht zur Pflicht bed zn. (D) 
fommiffard. Wenn es feine Bilict wäre, müßten bie 
irfulare bei den Alten r finden fein, und meines 
iffend befinden fie fich nicht bei ben Alten, und aud 
die Antworten ber Wablvorfteher find nicht bei ben Alten 
vorhanden. — Aber biefer pflichteifrige Wahllommifiar hat 
etwas anderes bergeflen. Es tft f a last —— vu 
maden, warn die amtliche Feftftellung b > yo 
ftattfindet, und daß fie Öffentlich —ã— ſoll. Das 
er nr ba3 hat er umterlaffen, dieſer eifrige Wahl. 


fommitjar 

(Hört! hört! bei den —**3 
Die Zirkulare verſchickte er, aber bie Belanntmachung 
unterläßt er. Offiziell find alfo bie Stimmen in biefem 
Mahlkreife noch nidt gezählt, und es ift möglich, daß bie 
MWahlprüfungstommiffion gerade wegen biefer gern 
die Wahl kaſſiert. Ich mehme allerdings an, bie 
Wahlp fungsfommiffion unb ber Reidhätag a Anſicht 
ſein werden, daß derartige Kniffe hier rn Unterftügung 
finden bürfen. 

Meine Herren, es tft bier fehr viel von Wi 

ud Wahlzwang geſprochen worden. Bei einer 2 
Debatte über die Wahlen wurbe von konſervativer 
gefagt, nachdem die Wahlzellen und bie —— 
eingeführt ſind, könne von Wahlbeeinfluffungen gar ni 
mehr die Rebe fein; aber wer will, finbet Kon Wege, 
und fie find —— worden. Vor allen gen fon: 
trolliert man bie Beamten in Kleinen Wahlbezirten. Wenn 
in einem Ort, in einem Gutsbezirk ein katholiſcher a 
ift und ein polnifcher Gutsbeſitzer und polnifche Arbeiter, 
dann ift der Lehrer gezwungen, entweber einen Regierung 
fanbibaten zu wählen oder aus dem Amte zu fliegen. 

(Hört! hört! bei ben Polen.) 
Das geſchieht tatfählih, es find Lehrer zu Protokoll 
berufen worden, weshalb fie bei den Wahlen nicht ihre 


—— 


(a) Pflicht getan Haben. 


(B) hätte. 
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(Brejeti.) 

Das iſt offenes Geheimnis ober 
vielmehr gar fein Geheimnis. Es gilt geradezu als Pflicht, 
daß die Deamten nur einen Regierungskandidaten wählen 
bürfen, insbefondere bie Lehrer; dafür forgen ſchon bie 
Kreisſchulinſpeltoren, die bei und eine große Gewalt über 
bie Lehrer befigen unb bie Lehrer wie ihre Hausknechte 


behanbeln. 
(Sehr richtig! bei den Polen.) 

Mit welhen Mitteln man bie Kontrolle ausübt bei 
ber heutigen Wahlmethobe, dafür babe ich bier einen 
Heinen Fall. Nabdelfihe auf ben Wahlzetteln u. dal. 
fommen ziemlich häufig vor. Es liegt mir ein Convert 
bor, abreffiert an einen Nedtsanwalt und Notar; bie 
find bei und auch abhängig, — wenn ber Notar nit nad 
ber Pfeife der Regierung tanzt und das Deutfchtum nicht 
unterftügen will, wird er faffiert und fliegt hinaus. 

Widerſpruch rechts.) 

— Das iſt geſchehen einem Rechtsanwalt Wyorynski aus 
Straßburg; es wurde ihm geſagt: Sie haben das Deutſchtum 
nicht gefördert und ber Negierung nicht gebtent, und darum 
werben Sie faffiert; in höchſter Jußanz wurde er mit 
einer Strafe belegt. — Alſo ein Notar in der Provinz 
Poſen befam einen Wahlzettel zugeſchickt, der gelenn— 
zeichnet war; er hatte nicht ben Mut, ben Wahlzettel 
nicht abzugeben. Er fühlte fi aber in feinem Gewiffen 
beunrubigt und in feinem Rechte beeinträchtigt. 

Wenn man gegen gebilbete Leute jo vorgeht, fo 
geht es noch ſchlimmer bei und mit den linterbeamten und 
ben Arbeitern. Nachdem bie Wahlprüfungstommiffion 
und ber Reichstag entſchieden hatten, daß gefmüllte Wahl- 
zettel g jelen, wurben in Moder ungefähr 50 Wahl: 
zettel für ben wire Dertel u 3 welde in ein 
Knäuel zufammengebrüdt waren. Solche Zettel in Knäuel 
zufanmengebrüdt wurden an Arbeiter verteilt, und wehe 
dem Arbeiter, ber einen ſolchen Wahlzettel nicht abgegeben 

Der eg fonnte aber ganz genau feft- 

ellen, ob jold ein Knäuel abgegeben worden war oder 

nicht. Hiergegen ift protefttert worben, und ber Reichstag 

wird zu e Füeiben haben, ob eine ſolche Maßnahme gültig 
fetn foll ober nicht. 

Meine Herren, bie Stontrolle wird nicht nur auf 
Beamte ausgedehnt, ſondern auch anf Privatleute und 
insbeſondere auf Gefchäftsleute. Die werden boyfottiert, 
ruiniert. Ih war erftaunt, daß man ben Sozial: 
bemofraten Boykott vorwarf. Bet und iſt der ftaatliche 
Boykott wegen Wahlen ganz allgemein, gewiffermaßen 
obligatortih. Die Beamten halten e3 für ihre Pflicht, 
Leute zu boykottieren, die nit fo wählen, wie bie 
Reglerung will. Ste werben ruiniert, Saalbefier felbft: 
verftänblih in erfter Linie Einem armen Barbier in 
Thorn, der polniſche Wahlzettel verteilt hatte, wurde vor 
einigen Jahren der Zutritt zu ben Kafernen unterſagt, er 
durfte bie Soldaten nicht mehr rafieren. 


(Heiterfeit.) 
Wie die Beamten die Agttatton treiben, wie fie von Haus 
Hi Haus gehen und die Leute einſchüchtern, das will ic 
ter nicht weiter vortragen; einzelne Beamte tum bes 
Guten doc zu viel. So tft es in Dubin, Frei Rawitſch, 
borgelommen, daß Poftbeamte in polnifche Zeitungen oder 
in Druchſachen, welche für Polen beftimmt waren, beutfche 
Wahlaufrufe und Wahlzettel hineinlegten. Die Sade 
fam an bie Behörbe, und biefe hat n Bebauern barüber 
—— aber den Beamten iſt hoffentlich nichts 
gef eben. Gine ge unreelle Handlung zu Ungunften 

Volen findet bei uns überall Billigung. 

In welcher Weife bie polnifhen Kandidaten bei uns 
behandelt werben, ift kaum zu jagen. Es iſt einmal vor: 
—— daß im Wahlkreis Thorn⸗Kulm der polniſche 

andidat, ein Redakteur, zur Zeit der Wahl wegen Preß— 
vergebens im Gefängnis ſaß. Da gingen bie Beamten 





” ben einfachen Leuten und fagten: was, einen Spitz- (C) 
uben wollt ihr wählen, das geht ja gar nicht. In der 
Schule wurden die Lehrlinge bed Betreffenden gefragt: 
bat er auch das nötige Geld, um nad Berlin zn fahren, 
und wird er etwas zu effen haben? 

Das ift bei und in Polen preußifchen Anteils ge: 
ſchehen. Wenn es gilt, ben polniſchen Kandidaten 
bekämpfen, da ER bie Regierungdorgane und bie 

ertreter der Regierungsparteien zu allen Mitteln, bie fie 
bei anderen Parteien verdammen und verurteilen. Much 
bie Brotfrage, die foziale Frage wird in den Kampf ge: 
führt. Als bei und einmal ein Rittergutöbefiger, —* 
Kollege Herr v. Czarliüskt, Kandidat war, und fein 
Gegenfandidat Herr Landgerichtsdirektor Graßmann war, 
wurben bei der Stihwahl Plakate auögegeben, in welchen 
es ungefähr hieß: wählt nicht Gzarlinäfi, — wenn er Ab- 
eorbneter wird, denkt er nur baran, daß feine Ochjen und 
weine teuer berfauft werben. 
(Hört! hört! bei den Polen.) 

Als nachher Herr Graßmann gewählt worben ift und hier 
in den Reidhötag fam, Hat er gerade für die Verteurung 
des Brote und bes Fleiſches geſtimmt. ES wurden 
alſo die Arbeiter und das Volk einfach belogen und be- 
ſchwindelt. 

Man hat hier auch der Zentrumspartei einen ſchreck⸗ 
lichen Vorwurf daraus gemacht, dab fie ſich mit ben 
Sozialdemokraten in Bündniffe zu MWahlzweden ein— 
gelafien babe. Bet und in Thorn find Wahlbündniffe 
er Regierungdparteien nichts neues. 

(Sehr richtig! bei den Polen.) 

Schon ſeit etwa 8 oder 9 Jahren tft es Megel, daß 
vor der Stichwahl bie Vertreter der Regterungäparteien 
an bie Sozialbemofraten Herantreten und ihnen nahelegen, 
doch für den Negierungslandidaten zu Stimmen. Es iſt 
fo weit —— daß ein Landgerichtsrat Biſchoff — ich 
nenne 
ihm nicht ſchaden — und einige andere Herren im fozial- 
bemofkratifhe VBerfammlungen gegangen find, die Leute mit 
Bier und Zigarren traftiert haben und ihnen zugerebet 
aben, fie möchten für den Regierungskandidaten ftimmen. 

er Führer ber Sozialdemokraten hat mir erzählt, feine 
Anhänger hätten ſich ködern laffen. Bei einer Stihwahl 
ging der evangeliihe Pfarrer zu dem foztaldemofratifchen 
Kandidaten Biervether ind Haus und hat ihm zugerebet, 
und verſchledene —— gemacht, er möchte doch 
alles aufwenden, um bie ſozialdemokratiſchen Arbeiter auf 
bie Seite des Regierungskandidaten zu bringen, es bat 
nicht3 geholfen, fie haben fih nicht beftimmen laſſen, und 
bamald hatten bie Sozialdemokraten zu einem Teil 
m gegen den Regierungsblock, der bei und ſchon 
ziemlih alt ift, geftimmt. Der Regierungsblod war 
unterlegen. Einmal, als fozialdemofratifche Führer eine 
arole fir den Regierungskandidaten Landgerichtsdireltor 

raßmann nit ausgeben wollten, wurde zum Schwindel 
gearifien. Es wurbe damals ein Wahlaufruf verbreitet, 

bem gejagt wurde, ber —— Kandidat 
Storch aus Stettin hätte die Parole zu Gunſten des 
Regierungskandidaten ausgegeben. Da habe ich ſofort an 
Storch telegrapbtert, ob es wahr ift, und der Hat mir 
geantwortet: Parole nicht gegeben, Schwindel. 
Hört! hört! bei ben Polen.) 

Diefe Herren, bie fi folder Mittel bedienen, empören 
fid) nod über Wahlſchwindeleien. 

Aber es ift nod manches Beflere da vorgelommen, 
es find wirkliche Wahlbetrügereien ea er echte 
Wahlbetrügereien. So zum Beiſpiel iſt es bei uns 
ſchon zur Regel geworben, dab bei ber Stichwahl 
Stimmzettel ehr einen polnifhen Kandidaten verteilt 
werben, ber in einem anderen Wahlkreis kandidiert. 
Bei der legten Wahl find im Wahlfreife des Herrn 


14* 


fihtlih den Namen, er ift außer Dienft, es kann (D) 
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(Brejsti) 


(4) Sieg Wahlzettel für den polniſchen Kandidaten Bolt 


aus einem anderen Wahlkreiſe verbreitet. Vor mehreren 
Jahren wurden in bemfelben Bezirt, wo Standibat 
Herr Kollege Kulerski war, MWahlzettel für Brejski 
verteilt und alles möglide getan, um dieſe Zettel den 
Polen in die Hand zu brüden. Die waren aber fchlau 
genug, um fich nicht trreführen zu laffen. In Thorn hat 
man 1903 von feiten des Regierungsblods an bie pol— 
niſchen Wähler dies Plakat in polnischer Sprade geſchickt: 
Landsleute! Wählt am Donnerstag ben 25. Juni 
nur ben richtigen Standbibaten Herrn Leon 
dv. Gzarlinsft! allein wird Sorge tragen und 
euch zu helfen ſuchen. Verräter ift berjenige, 
ber dieſe heilige Pflicht nicht erfüllt und nicht 
für Herren dv. Gzarlinsfi ſtimmen wird. 
Dem Flugblatt lagen Wahlzettel mit der Aufichrift „Leon 
v. Gzarlinsfi* bei. Das war bei der Stihwahl; Kandidat 
war aber nit Herr dv. Szarlinsfi, ſondern Brejski. Hier ift 
ein Umſchlag und ein Wahlzettel. Damit Sie nit be- 
haupten, das fei vielleicht eine polniſche Mache, bemerfe 
ih: dies Flugblatt wurde vom Lithographen Wagner in 
Thorn angefertigt auf Beftellung des Kaufmanns und 
Bertrauendmannd des Regierungsblocks Weſtwald. 
(Hört! hört!) bei den Polen.) 
Und dba empört man ſich bier noch über Mahl- 
ſchwindeleien?! Das ift doch der größte Schwindel, ben 
man fi denlen kann. 
(Sehr richtig! bei den Polen.) . 

Bon polniſcher Seite ift man auch mal an ben Stabi ge- 
gangen, hat die Sadje bem Staatsanwalt angezeigt ald 
Wahlbetrug. Der Staatsanwalt Herr Zitzlaff antwortete: 

Die angeblid) vor den Wahlen ftattgehabten Be- 
einfluffungen und Irreführungen von Wählern 
mögen vom moralifhen Stanbpumft verwerflich 
fein; eine ſtrafrechtlich verfolgbare Handlung 
ftellen fie jedenfalls nicht dar. 
Das iſt richtig; aber es ift auch bedauerlich, dab ſolche 
Wahlihwindeleien micht gerichtlich geahndet werben können. 
Es müßte ein Gefeg geihaffen werben, das folche direkte 
Wahlbetrügereien beftraft. 
(Sehr richtig! bei den Polen.) 
Der Reichstag müßte bis zur Schaffung eines ſolchen 
Geſetzes Mittel und Wege fuchen, um bie een 
welde mit Hilfe von MWahlihiwindeleien hierher ge- 
fommen find, moralifch zur Niederlegung ihrer Mandate 
zu veranlaffen. 


(Sehr gut!) 
Ih kann mir nicht benfen, bas es ſich mit ber Ehre des 
Reichſtags und des Volksvertreters vertrage, ein Mandat 
zu befleiden, da3 man durch Wahlichwindeleien er: 
halten hat. 

Aber neben biefen Heinlichen find auch Wahlſchwinde⸗ 
Icten im großen Stil betrieben worden. Der größte 
Wahlihwindel wird dadurch betrieben, daß man den 
Gegnern die ungerechtfertigtiten Vorwürfe macht, fie als 
Hochverräter, vaterlandslofe Gefelen unb dergleichen 


ftempelt. 
(Hört! hört!) 

Ich habe immer nah Worten gefucht, wie man biefe 
Machenschaften bezeichnen Lönnte; und da habe ich eins 
in der geftrigen Rebe bed Herrn Reichskanzlers im Lanbd- 
wirtſchaftsrat gefunden. Er ſprach bort von Scheuflappen. 
Sa, meine Herren, das find Scheuflappen, die ber Herr 
Reichskanzler dem deutſchen Michel anhängt. Zuerft wurde 
eine Scheuflappe gefunden: der Teufel der Volengefahr. 
Man hat dem deutfhen Michel damit bange gemadit, daß 
man ihm den Teufel der Polengefahr an die Wand gemalt 
hat: wenn das Polentum ftärfer wird, wird bad beutfche 
Baterland zu Grunde gehen, der Deutſche unterbrüdt und 
unterjocht werben. Dann fam die zweite Scheuflappe: man 


bielt dem Volk das rote Gefpenft vor, Dan hat gejagt: die (CO) 


Sozialdemokraten wollen das beutiche Vaterland zerftören. 
Als das alles nichts half, ald ber deutſche Michel 
noch menigftend von vorm fehen fonnte, als bort, wo 
Polen und Soztaldemokraten nit in Frage fommen, ber 
Regierungsblock nichts ausrichten konnte, da hat man eine 
britte Scheuflappe angefertigt und biefe in Form einer 
ihwarzen Brille dem deutfhen Michel auf die Nafe gefekt. 
Man machte ihm durch die ultramontane Gefahr bange. 
Der beutfche Michel hat durch bie ſchwarze Brille alles 
ſchwarz gefehen und Angft befommen; er hat auch ver- 
lernt, Tag von Nacht zu unterfheiben umb ift zur Nacht 
feft auf die Straße gegangen, ja er hat fogar ben Reichs— 
fanzler und die Monarchie zur Nachtzeit auf bie Straße 
gelodt. Das ift in der Geſchichte ziemlid rar, daß bie 
Monarchie zur Nachtzeit auf die Straße geht und bort 


Neben hält. 
(Sehr richtig! bei den Polen.) 

Es wurde und Polen a kken baß wir nicht mur 
ba3 polnifche Volk zu vertreten hätten, ſondern wir ſollten 
auch da3 gefamte Intereffe der deutſchen Nation in Schutz 
nehmen. Nun, th glaube, daß ich ber beutfchen Nation 
auch einen Dienft erweife, wenn id Sie, meine Herren, 
bitte, möglichft dazu beizutragen, daß alle biefe Wahl- 
fhwindeleien, dieſe Wahlmogeleien bei den Wahlen ver: 
ſchwinden. 

———— 
Es wurde mir ein Blatt, die „Gegenwart“, zugeſchickt. 
Da befindet ſich ein Artikel von —88— Pflugh, betitelt 
Neichstagswahl und Lügen“, aus dem ein Paſſus, ber 
zunächft gegen unnatürliche Wahlbündbniffe gerichtet tft, 
folgendermaßen lautet: 
Wäre unfer Volt nicht tief vom Geifte der Lüge 
durchſetzt, hätte er ihm nicht die natürlichen, eblen 
Empfindungen geraubt, fo würbe jenes Bündnis 


unmöglich jein, würbe ein Schrei der Entrüftung (D) 


nicht nur bei dem national Gefinnten, fonbern 
gerade im jenen feindlichen Heerlagern jeben hin: 
weggefegt haben, ber ſolchen verlogenen Gedanten- 
gang nur zu faffen wagte. Aber bie Selbftfudt, 
die ded einzelnen und bie ber Einzelerweiterung 
in den Parteien, ift eben ftärfer als Sitte, An: 
ftand und Ehrgefühl, als die Liebe zum gemein: 
ſamen Baterlande, fie heiligt alle, und der Er: 
folg ift das goldene Kalb. 
Der Artikel fließt mit den Worten: 
Wie tief find wir gefunfen, wie traurig geblenbet 
vom Geiſte der Lüge! 
Der Herr hat das gefchrieben für diejenigen Bevölkerungs- 
Haffen, bie er am beften kennt. Ich will und kann ihm 
nicht wiberfprehen. Damit will ic ſchließen. 
(Beifall bei ben Polen.) 


Präfident: Meine Herren, ich fchlage dem Haufe 
nunmehr vor, daß Ste fih vertagen. — 
(Bravo!) 
Die Bertagung ift beichloffen. 
a einer perfönligen Bemerkung bat ba8 Wort ber 
Herr Abgeordnete Gyßling. 


Gyßling, Abgeordneter: Der Herr Abgeordnete Kreth 
hat unter Nennung meines Namens auf eine kürzlich ftatt» 
gehabte freifinnige Verſammlung in Königsberg Hinge: 
wiefen, in welcher der Porfigende ber Berfammlung 
angeblich erklärt habe, daß bei den Stihwahlen zwiſchen 
Konferbativen und Soztaldemokraten die Sozialdemokraten 
das Heinere bel wären, und hat mich ober einen meiner 

raftionäfollegen erfucht, ih darüber zu äußern. Im 
hmen einer perſönlichen Bemerkung bin ich jelbft- 
verftändlich nicht in der Lage, bed mäheren auf biefe 
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Reichstag. — - 19. Sigung. Freitag ben 15. März 1907. 








— 

(aa eit einzugehen, erfläre aber, daß ber Bo u. 
biejer get and bie Außerung, —* * 
—*— fie ———— hat, nicht getan hat. 


ſident: Meine Herren, ich ſchlage Ihnen * bie 
nächſte Stgung zu halten morgen vormittag 11 Uhr 
mit folgende Tagesorbnung: 
1. britte Beratung des Entwurfs eines Geſetzeß 
nn enb ben ® Ointerhliebenenverfiderungs ons 
bung Reichsinvalidenfonds (Nr. 13 ber 


* Beratun des Entwurfs eines Geſetzes 
deireffend bie Vornahme einer Berufs» und 

triebszählung im re 1907 (ne. 13 ber Drud ⸗ 
ih auf Grund des mündlichen Berichts ber 
VI Kommiſſton (Nr. 215 und Zu 215 ber Drud- 





er) — Beriöterftatter: Abgeorbneter Dr. Strefe- (B) 


3. ee fe Beratung des Entwurfs eines Gefehes be» 
treffend Maßnahmen gegen ben Rüdgang ber 
a yon (Nr. 196 ber Druckachen), 
Verbindung mit ber 
erften gt bes Entwurfs eines Geſetzes 
betreffend bie Bemeifung bed eg a 
F —— Brennereien (Nr. 22 
ru 
4. Fortſetzung 9* heutigen Beſprechung. 
Gegen dieſen y* Stan erhebt ſich fein Riderfbrud; bie 
a — 
Ih ſchließe Be — 


(Schluß der Sitzung 6 Uhr 30 Minuten.) 


Drud und Derlag ber Norbbeutfchen Bucht uckerei und Berlagsanftalt, Berlin SW., Wilkelmftrahe 32. 
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Reichstag. — 20. Sitzung. Sonnabend ben 16. März 1907. 








(A) 


20. Situng. 


Sonnabend den 16. März 1907, 


Geſchäftliches 535D, 5386B, 
Dritte Beratung des Entwurfs eines Geſetzes 
betreffend den Hinterbliebenenverfiherungs- 
fonds und den Reichsinvalidenfonds (Nr. 13 
der Anlagen) 
Zweite Beratung des Entwurfs eines Gejehes 
betreffend die Vornahme einer Bernfs- und 
Betriebszählung im Jahre 1907 (Mr. 50, 
215, Zu 215 der Anlagen) 
$ 1, allgemeine Bejtimmung: 
Dr. Dröfcher, Berichterftatter . . 
82 — ohne Debatte 
8 3, Umfang der Fragen: 
Dove 
Liebermann v. Sonnenberg — zur 
Gefhäftsordnung 
Nejolutionen: 
Eigentumsverteilung der land» und forit: 
wirtfchaftlich benußten Bodenfläche: 
Sceidemann 
Dr. Will (Straßburg) 
Dr. Graf v. Pojadomsty: Wehner, 
Staatöminifter, Staatsſekretär 
des ER aan 
Bebel — zur FFrageftellung . . - 
Fachgemäße Ausbidung der Befragten: 


. Tr Tee‘ 


Per ur vr Br SE Br 
. [ee 


a. er. 


(B) 


De Br a ae Be zu 


. 7 8 Tree 


. nn ne 


MER SEE VE Er Heer Sur DER Er ee Du 


. er...“ 


Haushaltsarbeiter, Arbeitszeit in gewerb: 
lichen Betrieben: 

Di: en a 542B, 

Dr. van der Borght, Präfident des 

Kaiſerlichen Statiftifchen Amts: 

Dr. Will (Straßburg) 

Ballermann 

Schad — zur Geihäftsordnung . 

Petitionen 

Reichötag. 12, Legisl.-P. 1. Seſſion. 


. Te Tr The 


Pe a a ar ar vr Br Er sr Br Br Br Br 


1907. 


Seite 
564B 


536A 


536B 


. 536B 


538B 


538B 


539 A 


539B 
540 B 


540C 
541 A 


541 A 
541D 


543D 


5430 
545C 
543D 
544 A 


544 A 


535 


Seite (C) 
Erjte Beratung der Entwürfe 

a) eines Gejehes betreffend Maßnahmen 
gegen den Rüchgang des Ertrags 
der Maiſchbottichſteuer, 

b) eines Geſetzes betreffend die Be: 
meſſung des Kontingentsfußes für 
landwirtfchaftlicde Brennereien, 

(Nr. 196, 22 der Anlagen) ....... 544 A 
Freiherr v. Stengel, Wirklicher Ge— 
heimer Rat, Staatsſekretär des 
Reichsſchatzamts... . 5440 
Dr. Pachnicke........... 545D 
1 EEE UE PERRE TER 549 A 
u: A N EEE ES 552C 
1, MER FE 554B 
Dr. Sideum ..... 2.2... 5560 
DW ee 557C 
Schweidhardt.......r. 560B 
BI ee 561C 
v. Sap-Jawordli ......... 562B 
Feſtſtellung der Tagesordnung für die nächfte 
Sigung: 
BE » 12222000 5620, 563A 
Ballermann .... 22000. 562D 
Freiherr v. Richthofen-Damsdorf: 563B (D) 
2 > ME N 563C 
WERE ae 563D 


Die Sitzung wird um 11 Uhr 19 Minuten durch 
ben Präfidenten Dr. Grafen zu Stolberg: Wernigerobe 
eröffnet. 

Bräfident: Die Sitzung ift eröffnet. 

Das Protokoll der vorigen Stgung Legt zur Einfiht 
auf dem Bureau offen. 

Als Vorlage ift eingegangen: 

ber Verirag zwiſchen dem Deutihen Reiche und 
Suremburg vom 2. März 1907 über ben Beitritt 
Luremburgs zur Norddeutſchen Brauftenergemein- 


ſchaft. 
Die Drucklegung habe ich verfügt. 
Ein Verzeichnis der von den Abteilungen weiter 
geprüften und für gültig erklärten Wahlen bitte ich 
zu verleſen. 


Schriftführer Abgeordneter Rimpau: 
Bon den Abteilungen find bie Wahlen folgen- 
der Abgeordneten geprüft und für gültig erflärt 


worden: 
Handfen, Helb, 
MWommeläborff, Feldmann, 
Spethmann, ötz v. Olenhuſen, 
Dr. Leonhart, Dr. Varenhorſt, 
Carſtens, Reeſe, 
Frohme, Dr. Hahn, 
Dr. Semler, Schrader, 
Engelen, Trautmann, 
Dr. Bitter, vd. Oldenburg, 
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(A) 


(B) 
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Reichstag. — 20. Sigung. Sonnabend den 16. März 1907. 








(Schriftführer Rimpanı.) 


Doerffen, eine, 
Mommfen, ger, 

Graf Find v. Findenftetn, Schmidt (Berlin), 
Kulerski, Ledebour, 
Kaempf, v. Michaelis, 
Fiſcher, v. Brodhaufen. 


Präſident: Ich Habe Urlaub erteilt dem Herrn 
Adgeoreneten Dr. Hieber für 7 Tage. 

Entſchuldigt ift der Herr Abgeordnete Dr. Strefe: 
man. 

Wir treten in die Tagedorbnung ein. Erſter 
Gegenſtand derjelben ift: 

dritte Beratung des Entwurfs eines Gefches 
betreffend den SHinterbliebenenverfihernugs« 
fonds und den Meihsinvalidenfonds (Nr. 13 
der Druckſachen). 

Sc eröffne die Generalbisfuffion — und ſchließe fie. 

Mir treten in die Spezialdiskuſſion ein. Ich er: 
öffne biefelbe. 

Ich werde die einzelnen Paragraphen aufrufen. 

8 1 — angenommen; 82 — angenommen; & 3 — 
angenommen; $ 4 angenommen; Ginleitung und über: 
fchrtft — angenommen. 

Meine Herren, wir fommen zur Gefamtabitimmung. 
Ich bitte diejenigen Herren, die das Geleg annehmen 
wollen, ſich von ihren ci zu erheben. 

Geſchieht.) 
Das Geſetz iſt angenommen. 

Wir kommen zum zweiten Gegenſtand der Tages— 

ordnung: 
zweite Beratung des Entwurfs eines Geſetzes 
betreffend die Vornahme einer Berufs- und 
Betriebszählung im Jahre 1907 (Nr. 50 der 
Drudiahen), auf Grund des mündlichen Berichts 
der VI. Kommiſſion (Nr. 215 und Zu Nr. 215 
der Drudjaden). 

Den Bericht hat ber Herr Abgeorbnete Dr. Dröfcher 
übernommen. 

Als Kommiffare des Bundesrats find weiter 
angemeldet: 

ber Kaiferlihe Geheime Ober-Regterungsrat Herr 
Dombois und 
der Satferliche 
Dr. Beckmann. 
IH eröffne die Diskuffion über $1. 
Der Herr Bertchterftatter hat dad Wort. 


Dr. Dröſcher, Abgeorbneter, Berichterftatter: Meine 
Herren, der Gefegentwurf, der dem hoben Haufe am 
15. Februar unter Nr. 150 ber Drudjahen zugegangen 
tft, iſt durch den Beichluß bes Reichſtags vom 5. März 
an eine Kommiffion von 14 Mitgliedern überwieſen 
worden. Die Kommiſſion hat fih an bemfelben * 
konſtituiert und hat die Beratung des Geſetzentwurfs in 
3 Sigungen erledigt. Für die verbindeten Regierungen 
find anmwefend gewefen bie Herren Minifterialbirektor 
Gaspar, Staatörat Dr. Pauldfen, Geheimrat Dr. Fifcher 
und als Kommiſſare bie Herren Präfident van der Borght, 
Geheimer Ober-Regierungdrat im Reichsamt bed Innern 
Dr. Rod, Geheimer Ober » Regierungsrat im Reichs— 
ſchatzamt Dombois und Geheime Regierungdrat Dr. Bed 
mann für das Neihöverfiherungsamt. 

Es ift auf eine Generaldiskuffton verzichtet worden, 
weil alljeitig Übereinftimmung darüber herrfchte, daß ein Be- 
bürfnis nad Wiederholung der Zählung beftände. Infolge: 
deſſen ift gleich tn die Spezialdiskuſſion eingetreten worden. 
Dabei ift zunächſt der dringende Wunſch geäußert worben, 
daß bie Zählungen minbeftens alle 10 Jahre wieberholt 
werben follten, und zwar follte dies gefeglich feftgelegt 


Geheime Regierungsrat Herr 





werden. Nah reifliher Überlegung tft aber bon einer 
gefeglihen Feſtlegung einer folden zehnjährigen Periode 
für die Berufszählungen Abftand genommen worden, weil 
die Kommiffton ſich nicht der Einſicht verſchließen fonnte, 
daß ungewöhnliche Greigniffe, wie Krieg oder befondere 
iirtfchaftliche Konjunkturen, es wünſchenswert erſcheinen 
laſſen könnten, von dem zehnjährigen Turnus abzuweichen. 
Es iſt daher in dieſer Frage der Reſolution, die Ihnen 
zugegangen iſt, der Vorzug gegeben worden. 

Es iſt ferner in bezug auf den Termin für bie Ver— 
anftaltung der Erhebung darauf aufmerkſam gemacht worden, 
daß der Junt als Erhebungstermin nicht geeignet ſei, weil 
nicht alle Zweige des Wirtſchafts- und Erwerbslebens im 
Juni ihren hödften Beihäftigungsgrad erreichten. Es ift 
gewünfht worden, den Termin auf den September zu 
verlegen. Man hat aber hiervon Abftand genommen, um 
die Vergleichbarkeit mit den (Grgebniffen der früheren 
—— durch die Aufrechterhaltung des althergebrachten 

ermins aufrecht zu erhalten. 

In bezug anf die Ausdehnung der Zählung tft in 
der Kommilfion der Wunſch geäußert worden, bie Er— 
hebungen aud auf die Religion auszudehnen. Dagegen 
ift geltend gemadt worben, daß bie Ergebniffe in bezug auf 
die Religion biöher irgendwelden Nugen für die Wiſſen— 
fchaft und die Praris nicht gebradt hätten. Es tft ferner 
barauf aufmerliam gemacht worden, daß die Bearbeitung 
der Frage nad ber Religion in Verbindung mit bem 
Beruf einen Mehrkoftenaufwand von circa 100 000 Marf 
berurfahen würde, einen Aufwand, dem die Ergebniffe 
nicht entipredhen würden. Die Mehrheit der Kommilfion 
bat aber befhloffen, bie Frage nad) der Religion in die 
Haushaltungslifte aufzunehmen. 

Es ift ferner gewünfcht worden, in dem Geſetz über 
die Berufs: und Betriebözählung eine gejeglihe Be— 
fiimmung ——— über die Art der Publlkation. 
Auch davon ift Abftand genommen worden, weil bie 
zwedmäßigfte Art der Publikation der Entſcheidung bes 
Faiſerlichen Statiftiihen Amts vorbehalten bleiben müſſe. 

Ferner tft gewünfcht worden, eine geſetzliche Vorſchrift 
in das Geje aufzunehmen, dab, um die Beihaffung der 
nötigen — Zähler namentlich den kleineren Ge— 
meinden zu erleichtern, den Staats- und Kommunal⸗ 
beamten, Lehrern ufw. die erforberliche bienftfreie Zeit 
gegeben werden müſſe. Auch davon hat man Abitand 

enommen, weil es fi bier um einen Gingriff in bie 
efugniffe der Einzelftaaten handeln würde, denen bie 
Ausführung der Zählung obliegt. 

Damit find bie geleglihen Vorſchriften ſelbſt ohne 
weitere Anderungen erledigt worden. 

Am audgtebigften haben fi die Beratungen den 
Erhebungöformularen zugewandt, und zwar beſonders dem 
Hauptformular, das ber ganzen Zählung zu Grumbe liegt, 
der Haushaltungsliſte. Es tft gewünſcht worden, darin 
eine forgfältige Erläuterung von Hausinduſtrie und Heim: 
arbeit und ihres Unterſchiedes aufzunehmen, um ber bes 
fragten Bevölkerung zu erleichtern, biefen Unterjchieb zu 
maden. Nah forgfältiger Überlegung hat man davon 
Abftand genommen, eine ſolche Schriftlich firierte Definition 
bon Hausinduftrie und Heiminduftrie in die Erläuterung 
m ben Zählpapieren — und es vorgezogen, 

er befragten Bepölkerung ſelbſt zu überlaſſen, ſich jo ein— 
zuzeichnen, wie ſie ſich ſelbſt zu bezeichnen pflegt. 

Es iſt in der Kommiſſion der Wunſch ausgeſprochen 
worben, bei ben Rentnern ben früheren Beruf zu erfragen, 
um diejenigen Berufdarten feftftelen zu können, aus denen 
die Rentner am leichteften und zahlreichiten herborwachſen. 
Doch ift auch hiervon Abftand genommen worben. 

Ferner wurbe angeregt, ben Nebenberuf in ber Haus: 
Qeilnsgtlif: ſchärfer abzugrenzen, um ihm beffer von einer 

loß nebenfählihen und für ben Erwerb gleidhgültigen 


(©) 


(D) 


(A) Nebenbeihäftigung zu unterfcheiden. 





Reichstag. — 20. Sigung. Sonnabend ben 16. März 1907. 





(Dr. Dröfcher.) 

Diefer Anregung iſt, 
wie aus ber Anlage zur Druckſache 215 erſichtlich iſt, Durch 
ben Zufag: „zum Zweck des eigenen Erwerbs“ Folge 
negeben worden. Es ift aber auch angeregt worben, ben 
Nebenberuf zeitlich zu ummgrenzen, und zwar dadurd, daß 
man als Nebenberuf nur ſolche Ermwerbötätigfeiten gelten 
laſſen wollte, die ein Schötel der Zeit bed Haupiberufs 
in Anfpruch nehmen, alfo ungefähr einen Arbeitätag in 
der Woche. Die Kommiſſion hat aber nicht verfennen 
fönnen, dab die Durdführbarkeit dieſer Unterſcheidung 
viel zu ſchwierig und umficher ift, ald daß man ber 
befragten Bevölkerung biefe Frage vorlegen könnte. 

Es ift ferner angeregt worden, etne Frage nad der 
Grlernung des Berufd aufzunehmen und zu biefem Zweck 
zwifhen Spalte 10 und 11 ber Haudhaltungslifie bie 
Frage einzufhalten: „Haben Ste einen Beruf erlernt? und 
welden?* Dabei bat die Mehrheit ber Kommiſſion aber 
nicht verfennen können, daß es ungemein ſchwierig ift, für 
den Begriff ber Erlernung eined Berufs eine korrekte und 
fharf umfchriebene Definition zu geben. Die Kommiſſion 
iſt ih der Wichtigkeit einer ſolchen Frage durchaus be= 
wußt gewejen; es ift als wichtig anerfannt worden, fennen 
zu lernen, in welden Umfang das Handwerk die Aus— 
bildung handwerlsmäßiger Arbeitöträfte übernimmt, melde 
aus dem Handwerk in andere inbufirielle Betriebe, in 
Fabriken übergehen. Aber die Kommiffion bat davon 
Abſtand genommen, eine folhe Frage ausdrücklich aufzu- 
nehmen, weil fie nad) diefer Richtung hin faum brauchbare 
Ergebniffe von einer allgemeinen Berufszählung erwartet. 
Bielmehr tft darauf hingewiefen worden, daß bie Er: 
fragung diejer Berhältniffe Sache einer Sonbererhebung 
fein würbe. Cine folde Sondbererhebung ift für die ein- 
zelnen Bundesftaaten in Ausſicht geftellt. 

Zu ber Landwirtfhaftsfarte ift in der Kommtifion 
eine wichtige Anregung ergangen dahin, dab die Eigen: 
(B) tumäverteilung erfragt werben follte; es wurde gewünſcht, 

eine Umfrage nad) dem ländlichen Eigentum und ber Zus 
jammenballung bed Landbeſitzes in einzelnen Händen zu 
veranftalten. Diefer Anregung tft nicht Folge gegeben, 
weil man nicht berfennen durfte, daß eine gro: nad) 
bem Grundeigentum ein Gindringen in die Vermögens— 
und Einfommenäverhältniffe bedeuten würde, und diefer 
Trage die Vorſchrift in $ 3 bed Geſetzes entgegenftehen 
würbe. Zu dem Gewerbebogen find eine Reihe von Ans 
regungen in ber Sommiffion ergangen. So ift gewünſcht 
worben, bie Arbeitözeit zu erfragen, und zwar nad dem 
Mufter der däniſchen Statiftit: die burdhfchnittliche regel: 
mäßige Arbeitözeit unter Ausſchluß der Überfiunden. Man 
at die Bedeutung biefer Frage nicht verfannt; aber man 

at, abgefehen von ber großen eh a in ber Ber: 
ältniffe und der Schwierigkeit einer Haren Umfchreibung 
der zu erfragenben —— dieſer Anregung deswegen 
feine Folge gegeben, weil die Möglichkeit einer Kontrolle 
für die Sicherheit der Angaben fehlt. Die Gewerbebogen 
werben ausſchließlich von ben Arbeitgebern ausgefüllt, 
ohne daß bie Arbeitnehmer irgenb eine Möglichkeit einer 
Kontrolle haben. Bel der großen politifhen Bebeutun 
welde ben Ergebniffen ber Erhebung in bezug auf Diet 
Frage Trage würde, und bei ber Gefahr einer 
tenbenziöfen Ausbentung glaubte man, in biefem Puntte 
nur ganz einwanböfreie und fihere Ergebniffe verantworten 
fönnen. Da mit Sicherheit vorauszuſehen ift, daß 
egen dieſe Angaben der Vorwurf erhoben werben würbe, 
e feien nad) der Art ihrer Entftehung und Gefinnung 
nit einwandfrei und ficher genug, glaubt man, bie 
Zählung damit nicht belaften zu Dürfen. 

Es ift ferner gewünſcht worden, den Umfang bes Koſt⸗ 
und Logisweſens unter den Arbeitnehmern durch eine ent⸗ 
ſprechende frage auf Seite 3 des Gewerbebogens feftzuftellen. 
Auch biefer Anregung hat nicht Folge gegeben werben können. 
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Es ift weiter angeregt worden, den fyndizierten Teil (C) 


des Gewerbed feftzuftellen, duch eine Frage nad) der 
Zugehörigkeit zu einem Syndikat oder Sartell. Dabei 
bat nicht verfannt werben bürfen, daß bie zahlreichen 
ionbifatSähnlihen Gebilde eine forrefte Beantwortung 
einer ſolchen Frage trüben würden, ſodaß den Ergebniffen, 
bie diefe Frage zeiligen würde, feine Zuperläfftgkeit zu— 
geftanden werden fann. Außerdem muß man befürdten, 
daß von jeiten der zu ben Syndikaten gehörigen Betriebs— 
inhaber und Arbeitgeber eine ganz zuverläffige Beant- 
wortung biefer Frage geſcheut wird, und ba ungenaue 
und lüdenhafte Ergebniffe undermeiblidh fein würden, und 
die Kommiffion bat deshalb Abftand genommen, bie Bes 
fragten durch eine folde Frageſtellung in Berlegenheit 
zu bringen. 

Zu der Orbnung der Gewerbearten tft gewünſcht 
worden, die Halibergwerfe unter ben Bergwerfen und den 
Beirieben der Salzgewinnung getrennt zur Darftellung 
zu nen Auch diefer Anregung tft nicht Folge gegeben 
worben. 

Terner hat ein Teil ber Kommilfion —— die 
unter den Wagenbauern nachgewieſenen kleinen Gewerbe— 
treibenden nicht zu dem Gewerbe ber Maſchinen und 
Apparate zu rechnen, fondern zu den Holzarbeitern. Auch 
biefer Anregung ift nicht Folge gegeben worben. 

Endlih tft im allgemeinen gewünfht worden, daß 
bon feiten ber Regierung dad Publikum dur eine Flug: 
ſchrift aufgeklärt werben möge über bie große Bedeutung 
ber Betriebözählung und die Notwendigkeil und Wichtig: 
feit einer Zorreften Beantwortung ber Fragen. Dieſer 
Anregung ift Berüdfihtigung zugefagt worden. 

im — beziehe ih mich auf bie Anlage zur 
Drudjahe 215, wo im einzelnen diejenigen Anregungen, 
denen Folge gegeben werben foll, verzeichnet find. Eine 
fpezielle Aufführung aller einzelnen Punkte bürfte über- 
flüffig erfcheinen. 

Zu der und beicäftigenden Vorlage find 3 Peti— 
tionen eingegangen, Darunter eine etition eines 
Dr. Glaafen, der bie Zählung auf ein ganz neues Prinzip 
gründen will, nicht auf das Prinzip der Individual: 
zählung, ber Erfahrung ber Erwerb: oder Berufstätigkeit 
des einzelnen Indibiduums, fondern der Zählung ber 
Familien. Jedes Individuum fol erfaßt werben in 
— Zuſammenhang mit ſeiner Familie und deren 
ozialer Stellung. Das würde eine Umwälzung unſerer 
ganzen Berufd: und Betriebszählung bedeuten, die Ber: 
gleihbarkeit mit früheren Zählungen vollftändig unter- 
breden und troßbem fein genügend fiheres Bild bon dem 
eben, was ber Herr Betent will. Außerdem würde bie 

urhführung der Wünfhe des Petenten einen Mehr: 
foftenaufwand von zirfa 400000 Mark bedeuten, wenn 
biefer Anregung Folge gegeben werden ſollte. Die Kom— 
miffion ift Darüber zur Tagesordnung übergegangen. 

Eine weitere Petition des deutſchen Hanbwerf3- und 
Gewerbefammertagd bat die Bitte ausgeſprochen, in ber 
auf Grund ber Ergebniffe der diesjährigen Berufs: und 
Betriebözählung aufjuftellenden Gewerbeftatiftif eine 
Tabelle aufzuftellen, bie in ihrer Glieberung der Tabelle 6 
der Gewerbeftatiftit vom Jahre 1895 entipricht, jedoch 
mit der Erweiterung, daß außer der Zahl ber Arbeiter, 
bie in ben einzelnen Betriebsarten beidäftigt werben, 
auch die Verhältniffe der Lehrlinge in den einzelnen 
Gewerbebetrieben nachgewieſen werben follen. Diefe 
Petition wünſcht, daß bie ee rn vorgebilbeten 
Arbeiter, die aus dem Handwerk in die Induſtrie über: 
neben, in der Zählung erſichtlich — werden ſollen. 
Diefe Petition iſt erledigt durch die in Ausſicht gefiellte 
Sonbererhebung, welche hierüber Aufſchluß ſchaffen fol. 

Endlich ift eine Petition eingegangen vom Zentral: 
verband deutſcher Händler, Markt: und Meßreifender, 
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(Dr. Dröfcher.) 


(A) weldhe ben fpeziellen Wunſch ausfpridt nad genauer Er: 


faffung dieſes Meßhandels. Auch bier hat die Kommiffion 
e3 abgelehnt, in eine Berüdfihtigung einzutreten, weil es 
eine zu weitgehende Belaftung der Zahlung bebeuten 
würde, wenn alle biefe einzelnen Wimſche berüdfichtigt 
werben follten, und weil im übrigen durch die Zählung 
ungefähr das dargeftellt wird, was dieſe Petition wünſcht. 


Präfidents S 1 ift nicht angefochten. — Wenn feine 
Abſtimmung beantragt wird, nehme ich an, daß er ange: 
nommen ift. 

2. — Ih erkläre ihn für angenommen. 

3. Dazu liegt ein Abänderungdantrag ber Herren 
Abgeordneten Dove und Dr. Doormann (Züben) auf Nr. 227 
der Druckſachen vor. 

Das Wort hat ber Herr Abgeorbnnete Dove. 


Dove, Abgeordneter: Meine Herren, ber Abänderungs⸗ 
antrag, ber Ihnen vorliegt, bezwedt, in $ 3 die Regierungs⸗ 
borlage wiederherzuftellen, nämlih bie Frage mac der 
Religion, welde die Kommiffion eingefügt bat, wieder 
herauszubringen. 

(Bravo! links.) 


Meine Herren, ich fühle mich verpflichtet, von born: 
berein bier zu bemerken, entgegen bem Ginbrud, den man 
bielleiht aus Kommiffionsberihten in ber Preffe gewinnen 
fonnte, daß der Herr Antragiteller, der diefen Antrag in 
ber Kommiſſton geftellt hat, ihn nicht etwa in der Tendenz 
ge en irgend eine beftimmte religtöfe Richtung begründet 

Aber, wie dem auch fei, wir werden doch um bie 
Trage nit herumfommen, ob biefe Frage weientlich ift, 
und ob bie Opfer, die mit ihrer Stellung verbunden find, 
durch den Erfolg, ber vom ihrer Stellung zu erwarten ift, 
gerechtfertigt werben. 

Es mag von ftatiftiichem Intereſſe fein, bie Zahl 
ber Angehörigen einer beftimmten Religionsgemeinſchaft 

en; aber bie Brapen, bie dabei Betracht 

mmen, finden ihre Erlebigung in ber allgemeinen 

Bevölkerungsſtatiſtit, und wir haben daher ja aud in ber 

Vollszählung bie betreffende Frage. 

(Sehr richtig! Links.) 

Hier aber bei ber Berufs und Betriebszählung handelt 

e3 fih darum, Dinge fetzuftellen, bie wirtſchaftliches und 

ſozialpolitiſches Inlereſſe haben, und dba erfcheint bie 

Frage nad) der Religion als eine, bie nicht geeignet ift, 

irgendivie zu praktiſch berwertbaren Refultaten zu führen. 
(Sehr richtig! Linke.) 

Einmal kann man durch dieſe Frage eben nur die äußer- 
liche Tatſache der Zugehörigkeit zu einer beftimmten 
Glaubensgenoſſenſchaft feitftellen, nicht das innere Ver: 
hältnis zu berjelben, und man kann baher keinerlei Schlüfle 
aus ber Betätigung am wirtichaftlihen Leben, die die 
eh oder andere abgegrenzte Religionsgemeinſchaft zeigt, 
ziehen. 

Ferner, meine Herren, auf bem Gebiete der Sozial- 
politit muß doc ber erfte Grundſatz, ber befolgt wird, 
der ber Geſchichte vom barmherzigen Samariter fein, 
daß unſer Nächfter derjenige ift, der unter die Räuber 
fiel gleichviel welchen Glaubend und welcher fonftigen 


tung er tft. 
(Sehr gut! — 
Hier kann für etwaige geſetzgeberiſche Maßnahmen lediglich 
das ſoziale Bedürfnis, bie Hilfsbedürftigkeit einzelner 
ſozialer Klaſſen maßgebend jein. 

Sie würden alſo, meine Herren, nur ſehr approximatibve 
Reſultate erzielen können, auch wenn es fih etwa darum 
handelte, feſtzuſtellen, inwieweit irgend eine ſoziale Klaſſe, 
die durch die frühere Rechtslage genötigt geweſen iſt, einen 
beſtimmten Beruf zu ergreifen, und bon anderen aus— 
en war, nad Aufhebung der Beichränfung daran 
efthält. Denn auch biefes Refultat würde dadurch ver: 


wifcht werben, daß es fich nicht mehr um biefelbe Perfön- (CO) 


lichkeiten handelt, und daß inzwifchen ein Übergang von 
der einen zur anderen Glaubendgemeinfhaft ftattgefundben 
haben könnte. Mber alles dieſes Material kann über: 
haupt, wie ich bereits erwähnte, in wirtſchaftlicher oder 
foztalpolitiicher Beziehung Teinerlei Verwertung erwarten. 

Nun iſt auf der anderen Seite zu hogen: welche 
Nachteile Hat die Stellung biefer Frage? Und die liegen 
teil8 auf bem Gebiete der Erledigung des ganzen Zählungs- 
geihäfts und teild auf finanziellen Gebiete. 

In erfterer Beziehung tft es ja befannt, daß durch 
die Auflöfung des Neihötags und, wie ih hinzu— 
fügen möchte, durch die ſehr hingezögerte Veröffentlihung 
und Vorlage dieſes Entwurf und insbefonbere auch 
durch die verzögerte Herbeifhaffung des Materiald, welches 
und aud in der Kommiffion nur tropfenweife zugänglich 
gemacht wurde, das ganze Zählungsgeihäft in eine außer: 
ordentlich bedrängte Lage gefommen ift, ſodaß, wenn wir 
jet nicht Schnell die VBorausfegungen in der Verabſchiedung 
und Feſtſtellung ber Fragebogen maden, die Befürdtung 
begründet erfheint, baß zu dem borgefehenen Termin bie 
Zählung nicht mehr Raktfinden kann. 

Nun ber finanzielle Punkt! — Es flingt ja faft 
unglaublich, aber es tft uns von feiten ber Vertreter ber 
verbündeten Regierungen in ber ſommiſſion — 
daß die Stellung dieſer Frage und ihre Bearbeltung die 
Koſten der Erhebung um etwa 95 000 Mark erhöhen würden. 

(Hört! hört! Links.) 
Nun frage ih Sie: ift der Meine Vorteil, dem fi viel: 
leiht einige verſprechen, den id mir aber nicht ver— 
ſpreche, wirklich derartiger Opfer wert? ift er wert, das 
ganze Zählungdgefhäft und den von allen Seiten ge- 
wünfchten Erfolg des Geſetzes hinauszuſchieben und in 
Trage zu ftelen? Ich glaube, diefe Frage muß unbebingt 
berneint werden. Der Antrag iſt ja in ber Kommilfion 


mit großer Mehrheit angenommen worben; 'aber ich habe (D) 


die Hoffnung, daß auch einzelne ber Parteien, bie im der 
Kommiifion dem Antrage zugeftimmt haben, im Plenum 
unferem Antrage zuftimmen und bie Regierungsporlage 
wieberherftellen werben. lm eine eigentliche —— 
handelt es ſich ja gar nicht. Wenn man aber etwa partei- 
politiiche Gefihtspunfte hineinbringen will, fo hoffe ich, 
daß die Herren der Zentrumspartei und nit im Stiche 
Iaffen werben. Denn wenn id bie Magna charta ihrer 
Forderungen im Toleranzantrag erblide, jo muß id 
darauf hinweiſen, baß der $ 2 des Toleranzantrags wie 
folgt lautet: 
Staatlihe und fommunale Behörden bürfen Be— 
fragumgen und Aufzeichnungen über bie Zugehörig- 
fett zu einer Religionsgemeinihaft nur dann vor⸗ 
nehmen, wenn ed fih um. bie Geltendmadung 
rechtlicher Pflichten oder Befugniſſe handelt, welche 
bon der Zugehörigkeit zu einer beftimmten 
Religiondgemeiniha — 
— hört! lints.) 
Ich will auf bie Geſchichte, wie dieſer Satz als unter⸗ 
geſchobenes Kind in den Toleranzantrag bineingelommen 
ift, nicht eingehen; aber ich meine, da er fi jegt in bem 
Antrage vorfindet, enthält er eben eine Forderung, bie 
bon der Zentrumspartei geitellt iſt. Der 5 3 in feiner 
———— Geſtalt widerſpricht aber dieſer Forderung, 
enn bier werden Kommunal- und Staatsbehörden aus— 
drücklich aufgefordert, ſolche Nahforfhungen anzuftellen, 
ohne daß man doch jagen kann, daß etwa erhebliche 
Pflichten oder Befugniffe davon abhängig gemacht werben 
follen. Denn wenn das ber Fall wäre, jo wäre bie 
Annahme allerdings außerordentlich bebenklih, wenn man 
etwa Rechtsfolgen an die Tatſache der ee zu 
einer Neligionsgemeinfhaft für dieſen oder jenen Beruf 
fnüpfen wollte. 


De 
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(Dove.) (EEE; 

Aus allen biefen Gründen bitten wir, den Antrag 
anzunehmen und die Regierungsvorlage wieberherzuftellen. 
(Bravo! links.) 


Bräfident: 53 bat fi niemand weiter zum Wort 
gemeldet; die Diskuffion iſt gelatoden. MWünfht der 
Herr Referent bad Wort? — Derſelbe verzichtet. Dann 
fommen wir zur Abftimmung. 

Es liegt vor ber Antrag Dove» Dr. Doormann, 
auf Nr. 227, welder die Worte „und ber Religion” 
ſtreichen will. 

Ich bitte alfo, daß bie Herren, welche entgegen bem 
Antrage Dove » Dr. Doormann für ben Fall der Annahme 
bes 5 3 bie Worte „und ber Religion” mit annehmen 
wollen, fih von den Plätzen erheben. 


Geſchieht.) 
Das Bureau iſt einig, daß die Minderheit ſteht. Die 
Worte ſind geſtrichen. 

Ich bitte, daß Diejenigen Herren, welche $ 3, wie 
er ſich jetzt geftaltet hat, annehmen wollen, fid von ihren 
Plägen erheben. 

(Geſchieht.) 


Das iſt die Mehrheit; $ 3 iſt angenommen. 
Zur Gefhäftsordbnung hat das Wort ber Herr Ab- 
georbnete Liebermann v. Sonnenberg. 


Liebermann v. Sonnenberg, Abgeorbneter: Es if 
bet der Abjtimmung ein Mißverftändnis gewelen. Mir 
haben gerade entgegengefegt fiimmen wollen; wir hatten 
ben Herrn Präſidenten falſch verjtanden. 

(Unruhe.) 


Präfident: Meine Herren, ich glaube, daß ih mid) 
fehr deutlih ausgebrüdt habe. Ich kann Ahnen nur 
anheimgeben, bet ber britten Beratung barauf zurüdzus 
fommen. 

Wir fommen zu $S4 Much bier liegen feine Wort: 
meldungen vor. 5 4 ift angenommen. 

ie — ft ebenfall3 angenommen. Ebenfo Einleitung 
unb Überihrift. — 

Wir kommen zu den Refolutionen ber Kommilfion 
m 215 ber Druckſachen und der Abgeorbnieten Albrecht 
und Genoffen auf Nr. 223 der Drudfadhen. 

Meine Herren, die einzelnen Refolutionen betreffen 
zum Teil ganz —— Gegenftände, und es iſt mir 
gegenüber der Wunſch ausgeſprochen worden, daß ich ſie 
einzeln zur Diskuſſion und zur Abſtimmung flellen möchte. 
Ih ſchlage alfo vor, zunächſt zu biöfutteren, wenn das 

aus bamtt einberftanden ift, über bie Refolution a ber 
ommiſſion. — Es meldet fi niemand zum Wort; id 
ſchließe die Diskuffion. 

Ich bitte, daß bie Herren, melde bie Refolution a 
annehmen wollen, fi von ihren Plägen erheben. 

Geſchieht.) 


Die ge a ber Kommiſſion ift angenommen. 

Ich rufe auf bie Refolution b ber Kommiſſion. Es 
melbet fi niemand zum Wort. 

Ich bitte, daß Diefenigen Herren, welde bie Refolution b 
annehmen wollen, fit) von ihren Plägen erheben. 


Geſchieht. 
Das iſt die Mehrheit; die Reſolution b der Kommiſſton 
iſt angenommen. 
etzt ſtelle ih zur Diskuſſion die Reſolution oc ber 
Kommiffion in Verbindung mit der Rejolution b der Herren 
Abgeordneten Albreht und Genoſſen auf Druckſachen 
Nr. 223, weil diefe beiden Nefolutionen denfelben Gegen- 
ftand betreffen. 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Scheibemann. 


Sheidemann, Abgeorbneter: Meine Herren, in ber 
Drudjadhe Nr. 215 finden wir eim Verzeichnis derjenigen 
Buntte, über die bie Regierungen eventuell geneigt find 
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noch mit fich reden zu laffen. Leider findet fi in dieſem (C) 


Verzeihnid nicht ber anßerordentlih wichtige Antra 
Albreht und Genofjen. Der Antrag gebt dahin, be 
biefer Berufs: und Betriebägählung den Eigentümer ber 
landwirtſchaftlich benugten Gritmbftüde zu ermitteln. Diefe 
Frage ift vom außerordentlicher Wichtigkeit; fie deckt fid) 
nicht in vollem Umfange mit dem Vorſchlage der Kom— 
miffton, ber dahin gebt, den Herrn Reichskanzler zu er: 
fuchen, befondere Erhebungen, alfo Erhebungen zu einem 
anderen Zeitpumkte zu veranlaffen. 

Der große Unterſchied zwiſchen beiden Refolutionen 
befteht darin, daß man jet bei der Berufs: und Betriebs- 
ählung gleichzeitig bei der Ermittlung des Eigentümers 
Fzuftehien vermag, wie ber Grund und Boden eines 
Grundbeſitzers ausgenützt wird. Mus den Ergebniſſen 
biefer Erhebung ließen ſich dann intereffante Folgerungen 
iehen über ben Nuten der Zölle für große und kleine 

efiger. Nun ift in der Kommiſſion darauf hingewieſen 
worben, baß die von und verlangte Frage außerordentliche 
und zum Werte der Sadıe in feinem rechten Berhältnifie 
ftehende Koften verurfahen würde. Das würde fein 
ftihhaltiger Grund fein; denn es hanbelt ſich bier in ber 
Tat um eine außerordentlih wichtige Frage. Ich ver: 
weife darauf, baß in ber Denkichrift des Deutihen Land— 
wirtfhaftsratS eine außerorbenilih abfällige Kritik zu 
finden ift über Die Grgebniffe und die Bearbeitung ber 
früheren Betriebszählung; ich verweife ferner auf den 
bor wenigen Tagen im preußifhen Abgeorbnetenhaufe 
ſeltens des Herrn Abgeordneten Dr. Hahn eingebrachten 
Antrag, der dahin geht: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 
bie Königliche Staatöregterung zu erſuchen, in 
Erwägung, daß bei der ungünftigen Vermögens— 
lage der überwiegenben Mehrheit der größeren 
ländlichen Grundbefiger das ftäbtifche Großlapital 
in vielen Zeilen der Monardie in wachſendem 
Umfange Rittergüter erwirbt und dieſe durch 
Hinzulauf benadjbarten bäuerlichen Grunbbefiges 
vergrößert, bab es baneben im Meften ber 
Monarchie Heinbäuerlihen Grunbbefig in großer 
Ausdehnung zufammenkfauft und ben zerftreuten 
Beſitz ftellenweife bereit3 in geſchloſſenen Grund⸗ 
befig aufammengefaßt, in fernerer Erwägung, daß 
hierdurch das Beftreben ber Königlichen Staats— 
regterung, unter Anwendung Sehr bebeutenber 
Staat3mittel die Zunahme des flein- und mittel: 
bäuerlihen Beſitzes (innere Stolonijation) zu 
förbern, tn feinem Erfolg in Frage geftellt wird, 
und daß die Auffaugung des bäuerlihen Grund⸗ 
befiges durch das Großkapital dem Staatätntereffe 
aumiberläuft, gefeglihe Beltimmungen berbeizu- 
führen, daß in denjenigen Zandesteilen, die ber 
Gefahr der Auffangung bed bäuerlichen Beſitzes 
durch Großtapital audgefegt find, der Erwerb 
bänerlier Befigungen oder vom Zeilen folder 
buch Großgrundbeftger von einer Erklärung bes 
Bezirksausſchuſſes abhängig gemadt wird, daß 
ber Erwerb im Imtereffe der Erhaltung bes 
Bauernftandes unſchädlich fet. 

Ih meine, in biefem Antrag kommt in ber denkbar 
hhärfften Weife zum Ausbrud, wie dringend —— 
es iſt, daß die Frage nach dem Beſitzer des Grund u 
Bodens bei diefer Zählung geftellt wird. Wer ſich gewundert 
bat darüber, daß ein folder Antrag im preußiſchen 
Landtag eingebradht worben if, — — 


Präfident: Meine Herren, ich bitte um etwas Ruhe. 


Scheidemann, Abgeorbneter: — — den muß bie Be: 
gründung zu biefem Hahnſchen Antrage noch viel Schlimmer 
anmuten. In ber Begründung zu dem Antrag wird gejagt, 
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(A) es jet notwendig, bie geforderten Maßnahmen zu treffen, 


weil bie landwirtichaftlichen Vereine verſchiedentlich ſchlimme 
Zuſtände feftgeftellt hätten, — fo fage ber — 
des Landwirtſchaftlichen Vereins für Rheinpreußen: 
Das Großkapital, welches ſich dort durch die 
Induſtrie in einigen Händen angeſammelt hat, 
bemächtigt fi allmählich eines Bauernhofes nad) 
dem anderen und verpachtet dieſe wieder meiſt an 
auswärtige Leute. 
Dann beißt es in der Begründung nad) der „Deutſchen 
Taged- Zeitung“ weiter: 
Auch hier im Kreiſe Lennep macht fih die Er- 
ſcheinung geltend, daß bie Großfapitaliften Grund 
unb Boden fowie ganze Landgüter auflaufen. 
Es wird weiter gejagt: 
Aus dem Kreiſe Bergheim: In geradezu erfchreden- 
dem Maße nimmt die Batifundienbildung burd) 
Landankauf feitend hier anfäffiger SKapitaliften 
u. Im einzelnen Gemarkungen, 3. B. Quadrath, 
ieberich, find die genannten Stapitaliften bereits 
völig Herren der Lage geworben. Nicht nur 
Heine, jondern auch mittlere und größere Land— 
wirte werben nah und nad ausgekauft und ſinken 
ößtenteils zu Arbeitern herab, die dann in ben 
Het fi mehrenden Fabriken ihr Brot ſuchen 
müffen. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Ih will es genug fein laffen mit biefen —— 
Ic meine, aus biefen wenigen Zitaten geht hervor, daß 
unfere Frage —— iſt. Wenn ich nicht wüßte, wie 
außerordentlich feindſelig uns die Herren Engelbrecht, Hahn 
und Genoſſen gegenüberſtehen, fo könnte ich auf bie Ver— 
mutung fommen, daß bie Begründung zu dem Antrag aus 
bem „Lommuniftifchen Maniteft“ ober dem eriten Teile 
bes ſozialdemokratiſchen Programms abgeſchrieben iſt. Es 


(8) iſt nicht ber Augenblid, hierüber nähere Betrachtungen zu 


machen, — ich will jedenfalls darauf verzichten; ich meine 
aber, man muß im Intereffe der deutſchen Vollkswirtſchaft 
Klarheit zu Schaffen fuchen; eine beſſere Gelegenheit, Klar: 
heit zu befommen, als fie jet geboten if, ericheint mir 
auf längere Zeit hinaus ausgeſchloſſen. Ih meine, 
alle biejenigen, denen ed darum zu tum ift, nicht allein 
zu wiffen, in welder Weiſe ber Grunbbefig in Groß: und 
Sleinbetrieb zerfällt, fondern auch wiffen wollen, wer ber 
Befiger tft, müffen unter allen lUmftänden wünſchen, daß 
bie bon und aufgeworfene Broge geftellt wird. 
(Sehr wahr! bei den Sozialdemofraten.) 

Ich bitte Sie, der Refolution Albrecht und Genoffen 

Ihre Zuftimmung zu geben. 


Präfident: Dad Wort hat ber Herr Abgeorbnete 
Dr. Wil (Straßburg). 


Dr. Will (Straßburg), Abgeorbneter: Meine Herren, 
ih befürworte die Refolution der Kommiſſion, bie faft ein- 
fimmig angenommen worden tft. Die Nefolution geht 
dahin, ben Herrn Reichskanzler zu erſuchen, eine ganz 
beſondere Erhebung anzuftelen über die Eigentumäver- 
teilung ber land⸗ und Keftwirtfcaftlid benußten Boben- 
flähe und zwar im ganzen Deutihen Neid. Hierbei foll 
berüdfihtigt werden bie Art der Bewirtihaftung, dann 
bie Zahl und Größe der Betriebe. Gewiß wäre es fehr 
intereffant, wenn feftgeftellt wiürbe bie Eigentumsverteilung 
im ganzen Deutfhen Reih. Es foll nämlich unterfucht 
werben, ob eine Zentralifation oder eine Dezentralifation 
in ber Berteilung des Beſitzes und der Betriebe ftattge- 
funben habe. 

Wir gehen num in dem Punkt noch weiter als bie 
Reiolution der ſozialdemokratiſchen Fraktion: wir wünſchen 
nit nur den landwirtſchaftlich, ſondern auch ben forft- 
wirtſchaftlich benutzten Boden zu erfaffen.. Wenn mir 





aber das Ziel erreihen wollen, dem wir unbedingt pr 
fireben müſſen, fo werben ausführliche Fragen erforderlich, 
die den Fragebogen zu fehr belaften würden. Denken 
wir nur an biejenigen Gegenden, wo bie Parzellierung 
vorberrfhend it. Da haben bie Inhaber land— 
wirtfchaftliher Betriebe mandmal Güter gepadtet von 
10 und mehr Eigentümern; es müßte daher auf dem 
Fragebogen ein ganzgroßer Kaum freigelaffen werben, um alle 
diefe Eigentümer eintragen zu können. Hierdurch würde 
ber Fragebogen allzu fchr belaftet. Andererſeits hätten 
wir bei ber Einftellung diefer ragen nod lange nicht 
die Garantie, daß jest ſchon da3 gewonnene Material in 
der gehörigen Weife ausgebeutet werben Lönnte Wir 
vertreten deshalb die Anficht, daß im ganzen Deutjchen 
Neih eine Erhebung über die Eigentumsverhältniffe der 
land» und forftwirtfchaftlih benutzten Fläche angeftellt 
werde, bamit fo überall die Befiggrößen feitgeftellt werben. 
Mit Hilfe der Katafterämter wird es möglich fein, eine 
ganz genaue Feſtſtellung zu madhen; und auf dieſe Weife 
werden wir alle bieienigen erfaflen, die wir erfaflen 
möchten, nämlich fämtliche Eigentümer. 

Wir find alfo im Ziel einig, nur gehen unfere Wege 


audetnanber. 
(Bravo! in ber Mitte.) 


Präfident: Der Herr Bevollmädhtigte zum Bunbes- 
rat, Staatsſekretär des Innern, Staatöminifter Dr. Graf 
v. Bofabomwiy: Wehner hat das Wort. 


Dr. Graf d. Bolndowsly- Wehner, Staatdminifter, 
Staatöfetretär bed Innern, Bevollmächtigter m. Bundes⸗ 
rat: Ich erkenne ohne weiteres an, daß eine Erhebung 
über die Verteilung des Grundbeſitzes in Deutſchland 
außerordentlich wichtig iſt, auch im landwirtſchaftlichen 
Intereſſe; aber mit einer Berufszählung läßt ſich dieſe 
Erhebung nicht verbinden. Hier handelt es fich um eine 
BVerfonenzählung; wenn man aber dieſe Erhebung mit der 
Berufözählung verbinden würbe, fo dürfte fofort dad Miß— 
trauen ertwedt werben, daß es fi auch um eine Erhebung 
für vermögendredtlihe und Steuerzwede handelt, und das 
würde mwahrfheinlih ber Nichtigkeit ber Beantwortung 
ber fragen außerorbentlih Cintrag tun. Außerdem tft 
bad Formular ſchon fo verwidelt, daß ih nur dringend 
davon abraten kann, nod) neue Fragen aufzunehmen. Je 
umfangreiher ein foldes Formular ift, defto weniger 
Ausſicht hat es auf eine zutreffende Beantwortung. 

(Sehr richtig!) 
Die Verfonen, bie fih bie Mühe nehmen, bei all bem 
Schreibwerf, welches auf jebem einzelnen Staatöbürger 
heute ſchon faftet, ein ſolches Formular nebft Anweifung 
gründlich durchzuleſen, bilden doch bie große Minderheit. 

Mber ich erkenne, wie gefagt, bie Bedeutung einer der= 
artigen Erhebung über bie Verteilung des Grund und 
Bodend im Deutfhen Reh an. Meines Wiſſens find 
auch von einzelnen Bundesftaaten ſchon fehr eingehenbe 
BVorerhebungen gemacht worben. Ich werde deshalb dieſe 
Angelegenheit zur eingehenden Erörterung im Bunbedrat 
bringen in ber Richtung, ob im Intereſſe einer der— 
artigen Feſtſtellung eine befondere Erhebung feinerzeit gu 
veranftalten ift, für die felbfiverftändlih dann aud in 
den Etat befonbere — ſein würden. 

(Bravo!) 


Bräfident: Es hat fi niemand weiter zum Worte 
gemelbet; ich ſchließe die Diskuffion. — Der Herr Beridt- 
erftatter verzichtet. 

Wir fommen zur Abſtimmung über bie Refolution ec 
ber Kommiſſion und fodann über die Refolution Albrecht 
und Genoffen ad b. 

. — Frageſtellung hat das Wort der Herr Abgeordnete 
ebel. 


(©) 


(D) 


(A) 


(B 


— 
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Bebel, Abgeorbneter: Herr Präfident, ich glaube, es 
wirb richtiger fein, zunächſt über die Nefolution Albrecht 
und Genofjen abftimmen zu laffen; denn wenn fie abge— 
lehnt wird, find wir bereit, für den Antrag der ſtommiſſion 


einzutreten. 
(Sehr richtig!) 


Präfident: Ich werbe, wenn das gewünſcht wird, 
zunächſt über die Refolution Albrecht und Genoffen unter 
b abftimmen lafjen. 

Ich bitte, daß biejenigen Herren, melde die Reſo— 
Iution Albrecht und Genoffen auf Nr. 223 der Drudfachen 
Den b annehmen wollen, fih bon ihren Pläßen zu er: 

eben. 
(Geidieht) 
Das iſt die Minderheit; die Nefolution ift abgelehnt. 
Pe fommen nunmehr zur Refolution c der Kom— 
miffton. 

Ich bitte, daß diejenigen Herren, welche die Reſo— 

Iution annehmen — rue Plägen zu erheben. 
eſchieht.) 
Die Reſolution ce ber Kommiſſion iſt angenommen. 

Wir kommen jetzt zur Reſolution a der Herren Ab- 
—— Albrecht und Genoſſen auf Nr. 223 der Druck⸗ 
achen 


Das Wort hat der Herr Abgeorbnete Hoch. 


Hoch, Wbgeorbnetr: Meine Herren, burd bie 
Refolution erſuchen wir Sie, bei ber a noch 
die Frage aufzunehmen, ob die Befragten eine fachgemäße 
Ausbildung durchgemacht haben und in welchem Berufe. 
Mit der Fürſorge für bie fachgemäße Ausbildung des 
Arbeiternachwuchſes ift es gegenwärti * ſchlecht beftellt. 
Viele Großbetriebe tun in dieſer Beziehung entweder gar 
nichts oder doch nicht das, was notwendig wäre. So 
fällt dieſe Aufgabe den kleinen Betrieben zu. Es hat ſich 
aber im Laufe der Zeit heraudgeftellt, daß aud die Aus: 
bildung ber Lehrlinge in ben Sleinbetrieben den Ans 
forderungen der Zeit nicht mehr genügt. 

(Sehr richtig! bet ben Sozialdemofraten.) 
Dazu fommt jest eine auffällige Eriheinung in den Hand: 
werföbetrieben. In Heft 10 des ‚Reichsarbeltsblattes“ find 
intereffante Stellen aus ben Jahresberichten der Hanb- 
werföfammern zufammengeftellt, und ba wird unter anderem 
erborgehoben — ich darf wohl mit Erlaubnis bes Herrn 

üfidenten einige Zeilen verlefen —: 
Nur fo viel läßt fih den Kammerberichten ent: 
nehmen, daß die Zahl ber Lehrlinge den Be- 
büfniffen nit entipricht, daß fidh allenthalben 
ein Lehrlingsmangel geltend macht. Es liegt dies 
vor allen Dingen baran, daß fich viele junge Leute 
nit dem Handwerk zumenden, fonbern in eine 
brif eintreten, welche gewiffe Vorteile vor dem 
andwerk zu gewähren fcheint. 

Dann wird weiter angeführt, worin biefe Vorteile Liegen, 
und unter anderem wird darauf hingewieſen, baß bie 
Ausbildung ber Lehrlinge in den Großbetrieben nicht den» 
a. gejeglihen Beihränkungen unterworfen ift, wie es 
n ben Handwerksbetrieben der Fall if. Es wird ver- 
langt, daß man biefe Beſchränkungen möglichſt vermindern 
fol, dab man namentlich bie Beſchränkungen in der Zahl 
ber Lehrlinge — alfo gerade die Maßnahme gegen bie 
Behrlingszücteret — aufgebe und ben Handwerksmeiſtern 
geftatte, jo viel Behrlinge einzuftellen, wie fie für gut erachten. 

Meine Herren, bevor man in jo einfchneibender Weife 
in dieſe Verhältniſſe eingreift, muß man fi genauer 
unterrichten, wie bier bie Verhältniffe liegen. Denn fo 
viel fteht feft, daß die Ausbildung ber Lehrlinge in den 
Hanbwerköbetrieben oft zu ſchweren Klagen Beranlafjung 
ren bat. Daher ift vom weiten Streifen unjerer 

duftrie verlangt worben, daß bie Großbetriebe ſich mehr 


ber Lehrlingsausbildung annehmen und biefelbe burdh (0) 


einen planmäßigen Unterricht in den Fach⸗ und Fortbildungs⸗ 
ſchulen ergänzen. 

Auch bie Gewerkſchaften Haben fich mit biefer Sadıe 
wiederholt beihäftigen müflen, da ſie es nicht zulaflen 
fonnten, daß bie Ausbildung ber Lehrlinge immer mehr 
vernadjläffigt werbe. Aus biejen Gründen erachten wir 
e3 für nötig, daß bei biefer Gelegenheit einmal feftgetellt 
wird, welde Bedeutung die handwerlsmäßige Ausbildung 
für unjer Erwerböleben noch hat. Nach ben Beobachtungen, 
die von unferer Seite, von ben beteiligten Gewerfidaften, 
von den Gewerbeinfpeftoren und von ben einzelnen Fach— 
leuten in den verfchiedenen Erwerbszweigen gemadt 
worben find, ſind wir überzeugt: es wird ſich heraus—⸗ 
ſtellen, daß in einer ganzen Reihe von Fällen die Arbeiter, 
welche zunftmäßig ausgebildet worden find, nicht leiſtungs⸗ 
fähig genug für unſer modernes Erwerbsleben waren, daß 
fie weder in Sleingewerbe noch in der Großinbuftrie 
Unterkunft fanden und zu ganz anberen, zu ungelernien 
Berufen übergehen mußten. Ebenſo find wir ü eraeugt, 
meine Herren, daß bort, wo fachgemäß auögebilbete 
Arbeiter notwebig find, vielfach die Betriebsleiter bie 
tüchtigſten ungelernten Arbeiter herausſuchen und fie 
ri Ginarbeiten fo heranziehen, wie fie fie 
rauden. 
Es gilt daher, Licht in dieſe Verhältniffe zu bringen. 
Diefe Notwendigkeit hat bereitö bie preußiſche Regierung 
anerfannt. Denn wie Ste aud der Drudjahe Nr. 215 
eriehen, haben bie Herren Vertreter ber verbünbeten 
Negierungen unter anderem die Erklärung abgegeben: 

Über die Zahl der in ben Fabriken beichäftigten 
handwerlsmäßig ausgebildeten Arbeitöfräfte finden 
egenwärtig in Preußen ftatiftiihe Erhebungen 
hatt Der Herr Reichskanzler beabfichtigt, Die 
—— ber anderen Bundesſtaaten zu er— 
ſuchen, gleihartige Erhebungen vorzunehmen. 

Meine Herren, biefe Erhebung genügt aber nicht. 
Es genügt durchaus nicht, nur feftzuftellen, wie viel hanb- 
werksmäßig auögebildete Arbeiter in bem Fabriken be- 
ſchäftigt find, ſondern es gilt aud, feftzuftellen, wie viele 
bon ben handwerksmäßig ausgebildeten Arbeitern weder 
in der Fabrik noch im Handwerk Unterkunft gefunden 
haben. Es gilt, feitzuftellen, in welchem Maße ber 
Induſtrie fahgemäß pr Arbeiter fehlen, und bie 
Großbetriebe daher vorliebnehmen müffen mit folden 
Arbeitern, die feine derartige Ausbildung durchgemacht 
haben. Wir müfjen demgemäß eine Erhebung vornehmen, 
die fi auf alle Berufszweige erftredt; eine Erhebun 
die nur im Anſchluß an eine Berufszählung möglich iſt. 
Deshalb ift es das einfachfte, diefe Fragen in die Berufd: 
zählung einzufchalten. 

Ich ftehe übrigend auch auf bem Standpunkt und 
habe dies ſchon bei der erften Leſung des Geſetzes erklärt, 
daß es verkehrt wäre, zu viel Fragen in dieſe Berufs: 
und Betriebözählung einzufgalten. Aber das kann man 
niht als einzigen Grundfag gelten laſſen, fonft könnte 
man damit gegen alle Fragen vorgehen. Nein, es ſollen 
nur alle unnötigen, unmwichtigen Fragen vermieden werben; 
fragen, die bei anderer Gelegenheit ebenjo gut oder beſſer 
geftellt werben können, follten fortgelaffen werben. Aber 
alle Fragen, die ihrer Natur nad in bie Berufs- und 
Beiriebözählung Hineingehören, müffen wir auch ftellen. 
- Aus diefem Gruude erfuche ih Sie, unferen Antrag 
anzunehmen. 

(Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 


Praſident: Der Herr Abgeorbnete Dr. Wil (Straß: 
burg) hat dad Wort. 


Dr. Will (Straßburg), Abgeordneter: Meine Herren, 
zu der vom Herrn Abgeorbneten Hoch angeregten Frage 


(A) möchte ih Stellun 
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(Dr. Win (Strafburg].) 
nehmen. Herr Kollege Hoch verlangt 
im Namen feiner Fraktion, dab bei der nächſten Berufs— 
und Betriebözählung fefigeftellt werde, ob bie Befragten 
eine fahgemäße Ausbildung durchgemacht haben und in 
weldhem Berufe. Die Kommiſſion hat biefe Frage aus: 
führli erörtert und ift zu ber Anficht gelommen, daß 
aus formellen Gründen dieſe Formulierung nidht anzu= 
nehmen fei. Gewiß wäre es fehr intereffant, zu erfahren, 
wiebiel gelernte Handwerker ald Inbuftriearbeiter beſchäftigt 
find, dann, wieviel ausgebildete Kaufleute zu einer 
Beichäftigung greifen mußten, bie tief unter ihrem Niveau 
der Ausbildung ſteht. Andererſeits wäre es auch jehr 
erfreulich, feftitellen zu fünnen, wie viele Perfonen aus 
niederen Berufäzweigen durch eigene Energie und durch 
die Gunſt der Berhältniffe ſich emporgearbeitet haben. 
Aber der Ausdruck „Fahgemäß* ift unſerer Anfiht nad 
zu allgemein und daher ungeeignet. Was heißt fach— 
männifch ausgebildet 3.8. im Handiwerf, in ber Landwirt: 
ſchaft, im Transport und Verkehrsweſen? — Denn wir 
wollen und nidt bloß auf das Handwerk beichränten, 
fondern auch die anderen Berufe erfaflen. Wann tft ein 
Künftler fahmännifh ausgebildet und wann ein Fuhr: 
mann? Gibt ed doch ſogar in dem Handwerk verſchledene 
Arten der Ausbildung. Nehmen wir nur die Schloſſerei. 
Es gibt Scloffer, die von einem fahmänniih aus— 
gebildeten Schloſſermeiſter ausgebildet find; dann gibt es 
Scloffer, die in der Schlofferei der Eifenbahnmwertftelle 
ausgebildet worden find. Diefer Ausdruck paßt alfo nicht 
einmal auf dad Handwerk, dad man hauptſächlich erfaffen 
möchte. Deshalb fünnen wir aus formellen Gründen 
diefe Frage nicht in diefer Form in einen Fragebogen 
aufnehmen. 

mai fönnen vorläufig dieſe Fragen fortfallen, 
weil ber Vertreter der preußifchen Regierung bie Erklärung 
abgegeben hat, daß über die Zahl der in den Fabriken 


(8) audgebildeten handwerlsmäßigen Arbeitskräfte eine Er— 


bebung gemacht werben fol. Auch follen bie übrigen 
Regierungen erfucht werden, derartige Erhebungen vorzu— 
nehmen. Dann mödten wir aud wünſchen, daß fpäter 
noch Erhebungen gemadht werben über andere Berufs: 
äweige. So, wie aber bie Frage formuliert ift, kann fie 
nicht in ben Fragebogen ber jegigen Berufs- und Betriebs: 
zählung aufgenommen werden. 


Präfident: Es bat ſich niemand mehr zum Mort 
emelbet; ich jchliehe die Diskuffion. Wir fommen zur 
bitimmung. 

Ich bitte, daß diejenigen Herren, welche bie Refolution 
ber Herren Albrecht und Genoffen unter a annehmen 
wollen, fi von ihren Plätzen erheben. 


Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit; die Reſolution iſt abgelehnt. 
Wir kommen zur Reſolution Albrecht und Genoſſen 
unter c. 
Das Wort hat der Herr Abgeorbnete Hoc. 


Hoc, Abgeordneter: Unter ce beantragen wir bie 
GEinfügung zweier Frege in bie gewerblihe Betriebs: 
zählung. Es foll feftgeftellt werden einmal, wie groß bie 
Zahl der Arbeiter ift, die im Haushalte ihres Arbeits 
geber8 Soft und Logis haben, und zweitens, wie groß 
die Zahl ber regelmäßigen Arbeitöftunden pro Wode in 
den gewerblichen Betrieben ift. 

Meine Herren, die erite Frage bezieht ber auf einen 
Mißftand, unter dem ein Teil der Arbeiter jehr ſchwer zu 
leiden hat. In der Literatur ber Gewerkſchaften, in ber 
Fachpreſſe, in befonderen Schriften der Gewerkſchaften 
finden Sie geradezu ſchauderhafte Mißſtände bezüglich des 
Kofte und Logisweſens der Arbeiter bei ihren Arbeitgebern 
geſchildert. I will darauf heute nicht eingehen; ich will 
mid barauf beſchränken, Ihnen aus ben Berichten ber 


Gewerbeinfpeftoren einige ganz kurze Angaben mitzu- 
an Angaben, die Sie in dem Gefantregifter aufgeführt 
nbden. 

Da tft die Rebe davon, daß in einer Kleinen Dfen- 

fabrif Lehrlinge bei einem Gehilfen fchliefen, der, wie ber 
Meifter felbit zugab, dem Trunke ergeben war. In 
anderen Betrieben mußte verlangt werben größere Reinlid)- 
fett und die Beleuchtung der Schlafräume durch Tages: 
licht; e3 mußte beanftandet werben, daß ben Gehilfen und 
—— ihre Schlafſtätle in dunklen Räumen ohne jebe 
Fenſteroöffnung angemwiefen war; e3 mußte beanftanbet 
werben bie lnterbringung von SLehrlingen im offenen 
Haudgang, in einem umperfchloffenen Dadraum, 
in einem Mühlenraum, in einer Schmiebewerkftätte, 
und enblih die Verwendung einer Schlaflanmer 
ber Lehrlinge während der Sommerzeit zur Hühnerzudt. 
Ja, meine Herren, folde Mibftände erforbern dringend 
Abhilfe. Deshalb Haben fi die Arbeiter zufanmengetan 
und eine bejondere Agitatton entfaltet, um bie Gefeh- 
gebung zu zringen, mit angemeffenen Maßnahmen gegen 
biefe Mikft nbe vorzugehen. Nun hat e3 fi aber heraus: 
geftellt, dab das Soft: und Logiäwefen durchaus feine 
Notwendigkeit tft, daß es nicht erfordert wirb durch Iofale 
Berhältniffe in dem einen oder anderen Ort ober durch 
bejondere Berhältniffe in bem einen oder anderen Beruf. 
Denn man findet, daß in einem Orte, wo oft: und 
Logisweſen in dem einen Beruf üblich ift, e8 in anderen 
Berufen nicht üblich ift, und daß es im einzelnen Berufen 
in einigen Gegenden üblih ift, in anderen Gegenden 
wieder nicht üblich if. Diefes ziffernmäßig für alle Orte 
und alle Berufe a eg ift die Aufgabe einer all- 
gemeinen Zählung. Das kann in ber einfahften Weife 
eihehen bei ber Betriebözählung, inbem wir feftftellen, 
n welden Beirieben und in welden Gegenden Koft und 
Logis noch üblih if. Dann wird es fich zeigen, daß 
die Möglichkeit geboten ift, bier mit gefeglihen Maß— 
nahmen tatkräftig einzugreifen. Wir er ber Überzeugung, 
daß, wenn Ste diefe Erhebung veranitalten, Ste felbit zu= 
geben müffen, baß bier eine Abhilfe nicht nur bringenb 
notwendig ft, fondern daß fie auch leicht durchzu— 
führen ift. 

Die zweite Forderung, daß bie regelmäßige Arbeitö- 
zeit pro Woche feitgeftellt werben fol, verfteht ſich eigent- 
lid von felbit in unferer Zeit, im der allgemein verlangt 
wird, es müſſe praftiich gearbeitet werben. Die Mißſtände 
ber überlangen Arbeitäzeit hier audeinanberzufegen, ift 
wohl überflüffig. Alle Parteien geben zu, wie nachteilig 
eine übermäßig lange Arbeitözeit wirkt, und wie dringend 
wünſchenswert es wäre, daß zum Schuße der Arbeiter 
gegen eine —— lange Arbeitszeit eingegriffen wird. 
Daß wir trotzdem für die männlichen Arbeiter über 16 Jahre 
zu einem geieslichen — | noch nicht ge= 
fommen find, unb baß ber gejeglidhe Marimalarbeitätag 
für bie Arbeiterinnen nod 5 überaus lang ift, das iſt 
barauf zurüdzuführen, daß bie beteiligten linternehmer 
beftreiten, daß auf biefem Gebiete wirklich erhebliche Miß- 
ftände vorliegen. Wo bie Induſtrie — fo fagen bie 
Unternehmer — in ber Lage ft, bie Arbeitözeit zu 
verfürzen, ba geſchehe das aud ohne ben Zwang 
be3 Geſetzes, deshalb brauche die Geſetzgebung in 
biefe Berhältniffe nicht einzugreifen. Nun ergibt 
aber jede Beobadtung dad Gegenteil. Wir haben 
einzelne Zeilftatiftifen, wir haben auch bier und da Mit- 
teilungen von den Gewerbeinfpeftoren. Ich möchte Ihnen 
nur eine Probe geben aus ben legten Berichten der Ge- 
werbeinfpeftoren. Da finden Sie wieder im Gefamt- 
regiſter eine —— aid ber übermäßig langen 
Arbeitözeiten in einzelnen Gewerb3zweigen, in den Bädereien, 
Brennereien, bei Dampfteffelheizern, in Glektrizitätöwerten, 
Emaillewerfen ufw. ufw.; eine ganze Reihe von Betriebs: 


(©) 


— 


D) 


(B) dur) ihre Gewerkſchaften eine 
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(S0d.) 

(4) zweigen wird angeführt, in denen bie Gewerbeinfpektoren 
bei ihren gelegentlihen Beſuchen eime überlange Arbeit3- 
zeit gefunden haben. Nun gu ed, im ganzen Reiche 
feftzuftellen, wie die Arbeitözeit ſich rer feftquftelen, 
ob e3 richtig ift, daß bie langen Arbeitäzeiten allmählich 
verſchwinden, ober ob es richtig tft, wie bie Arbeiter auf 
Grund ihrer Beobadtungen nad) meiner Überzeugung mit 
vollem Recht behaupten, daß wir überall bort, wo bie 
Gewerfihaften noch nit genügend erftarkt find, ganz 
unerträglih lange Arbeitözeiten verhältnismäßig oft 
haben, und daß deshalb das Gingreifen ber Geſetz— 
gr eine bringende und unauffdhiebbare Notwendig: 
eit iſt. 

Nun ift gegen bie Einfhaltung dieſer Frage in bie 
Betriebözählung ein zweifacher Einwand geltend gemadt 
worben. Ginmal ift gefagt worden: dieſe Frage wird 
allein von den Unternehmern beantwortet; bie Unternehmer 
wiſſen aber, daß bie Frage, ob durch gefeglihe Maßnahmen 
bie —— geregelt und die zu lange Ausdehnung der⸗ 
felben verhindert werben ſoll, jet eifrig beſprochen wird, 
und daß bie Br re im Begriffe ift, bier einzugreifen; 
unter diefen Umftänden Liege bie Vermutung nahe, daß 
die Arbeitgeber die Fragebogen nicht richtig ausfüllen 
werben, und wir baber doc fein zuverläffiges Material 
befommen. Meine Herren, ed ift recht bezeichnend für Die 
Wertihägung, die Sie den Arbeitgebern entgegenbringen, 
dab Sie glauben, bie Arbeitgeber werben in größerer Hr 
fo gewiſſenlos fein, eine fo widhtige Erhebung burd) falfche 
Angaben zu fälfhen. Wenn Sie Grund zu einer folden 
Annahme haben — Sie kennen bie Herren in biefer Be: 
ziehung vielleicht beſſer als wir —, fann ich vom meiner 
Seite feinen Einſpruch dagegen erheben. Aber wir haben 
dod eine gewiſſe Kontrolle gegen derartige Fälſchungen; 
bie Angaben werben für Heine Bezirke zufanmmengeftellt, 
veröffentliht, und dann find bie Arbeiter in der Lage, 

geile Kontrolle aus⸗ 
zuüben und feitzuftellen, wo in größerem Maße umrichtige 
Angaben gemaht worden find. Aus biefem Grunde 
glauben wir, dab biefed Material, wenn ed aud nur auf 
Grund der Angaben ber linternehmer gefammelt wird, 
einen gewiffen Wert behalten wird. 

Ferner iſt geioge worden, es fei zu ſchwierig, eine 
ſolche Erhebung durchzufühten. Da möchte ich Ihnen ein 
Betipiel vorbalten, das uns in Dänemark bei ber legten 
allgemeinen Induftriezählung vom 26. Januar 1906 ge- 
geben worben ift. Dort haben ebenfallö bie ie 
fratifhen Abgeorbneten beantragt, eine frage betreffend 
die Ausbehmung ber Arbeitözeit in bie Zählung aufzu— 
nehmen; die daniſche Regierung hat dies auch getan und 
bat ſogar bie Frage in einem Umfange eingefügt, ber 
weit über das hinausgeht, wad wir verlangten. Die 
Erhebung ift bereit durchgeführt worden. Die Frage 


lautet: 

Die tägliche Nettoarbeitäzeit für jede ber be- 

teiligten Arbeitögruppen beträgt zur Zeit bes 

Jahres, wo bie Arbeitszeit am fürzeften, am 

längften oder normal ift, jo und fo viel Stunden. 
&3 wurden alfo brei fragen bezüglich ber Arbeitözeit ge- 
ftelt. Was in Dünemart möglid war, kann aud bei 
und gejhehen. Die Erhebung würde und ein Material 
liefern, das und ermöglicht, mit um fo größerer Sicer- 
heit in dieſe Verhältniffe einzugreifen. Ich erinnere Sie, 
daß bie Redner ded Zentrums und faft aller anderen 
Parteien wieberholt erklärt haben, daß bie frage der Ver- 
fürzung der Arbeitözeit eine Aufgabe if, bie von ber 
G ge enblid) gelöft werben follte. Sie fehen, daß 
wir Ihnen wieber in bezug auf praktiſche Arbeit mit gutem 
Beiſpiel vorangehen, und wir bitten Sie, daß Ste unferem 
Betipiel folgen. 

(Bravo! bei ben Sozialdemokraten.) 
Reichstag. 12. Legisl-P. 1. Selfion. 1907, 
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Bräfident: Das Wort hat ber Herr Kommiſſar des 
Bunbesrats, Präftbent des Katferlihen Statiſtiſchen Amts 
Dr. van der Borght. 


Dr. van der Borght, Präfident des Satferlihen 
Statiftifhen Amts, Kommiſſar des Bundesratd: Meine 
Herren, id muß den Herren Vorrebner in einem Punkte 
berichtigen. Die Bertreter ber verbünbeten Regierungen 
haben nicht gefagt, daß bie Frage nad) ber Arbeitszeit 
von ben Arbeitgebern falſch beantwortet werben würde, 
fondern fie haben gefagt, weil bie Beantwortung nur von 
einer Seite erfolgt, To ift nicht anzunehmen, ba man 
biefen Zahlen Beweiskraft beimeffen würde. Man wird 
immer einwenben, daß nur bie eine Seite dabei gehört 
fei. Daß eine falſche Angabe abſichtlich gegeben werde, 
iſt weder von meiner Seite, noch von den anderen Herren 
Kommiffaren erflärt worden. 


Präfident: Das Wort hat ber Herr Abgeorbnete 
Dr. Bil (Straßburg). 


Dr. Will (Straßburg), Abgeorbneter: Meine Herren, 
bie Trage, wie bie Zahl der — Arbeits en 
3 Woche in den gewerblichen Betrieben zu ermitteln iſt, 
ft doch nicht jo einfach, ſondern teilweiſe ſehr fchwierig. 
Wie ſchwer tft es beifpteläweife, ganz genau bie Arbeits- 
ftunden in den Bädereien feftzuftellen, — im Mühlen: 
ewerbe! Wie läßt ſich die effektive Arbeitözeit bei einem 
Bortier feftftellen? Bet biefen ragen fpielt doch bie 
Art ber Beihäftigung eine jehr große Rolle. Died kann 
aber in einem — in dem * noch jo viele 
andere Fragen finden, nicht in ber entſprechenden Weiſe 
berüdjichtigt werden. Es wird fi barum gerabe 
Ermittelung ber Arbeitözeit am allerbeften empfehlen, biefe 
Frage aus dem Rahmen der nächſten Berufd- und Be: 
triebs zählung auszufhalten und zum Gegenftanb einer 
befonderen Erhebung zu maden. 

Zum Schluffe möchte ih noch bemerken, daß gerabe 
in ben Arbeiterfreifen bie ee | befteht, baß biefe 
Frage einfeitig von ben Arbeitgebern beantwortet werben 
würde. Deshalb find wir ber Anſicht, - man biefe 
Trage einer befonderen Zählung vorbehalten fol. 


Präfident: Der Herr Abgeorbnete Hod hat das Wort. 


Hoc, Abgeorbneter: Ih mollte nur bad eine feſt⸗ 
ftellen, daß in der Kommiffion bon verſchiedenen Herren 
ausbrüdiih Ausführungen in dem Sinne gemacht worben 
find, wie ih fie Ihnen mitgeteilt habe: man könne zu den 
Arbeitgebern nicht das Vertrauen haben, daß fie dieſe Frage 
richtig beantworten werben. 


Präfident: Der Herr Abgeorbnete Baflermanı hat 
das Wort. 


Bafjermann, Abgeorbneter: Ich habe mieinerjeits 
aud große Bedenken gegen die Aufnahme biefer Frage in 
ben Fragebogen. Ich möchte ben Darlegungen bes Herrn 
Dr. Will eines Hinzufügen. Wie ſchwie 8 bie Feftftellung 
ber regelmäßigen Arbeitözeit tft, das ergibt ſich beiſpiels⸗ 
weiſe aus ben anhängigen Erhebungen über bie Einführun 
einer Minimalruhezeit in der Binnenſchiffahrt. Damit i 
ae die arbeiterftatiftiihe Kommiffion befaßt, und es 
ft dringend zu wünſchen, daß biefe Erhebungen aud mal 
zum Abſchluſſe kommen, um die Wohltat der Minimal 
rubezeit für unfere Schiffer einführen zu können. Aber 
gerade bei biefen Erhebungen, welde nunmehr feit Jahr 
und Tag im Laufe und die Einzelfhiffer und aud 
das in ber Schiffahrt bei@äftigte Berfonal fehr lebhaft 
intereffieren, hat es ſich gezeigt, wie ſchwer bie Feſt⸗ 
ftelungen find, was num die eigentliche Arbeitszeit ift, was 
an Ruhezeit abzuziehen ift ufw. Ich glaube daher, wenn 
man bdieje Frage, wie groß bie Zahl ber regelmäßigen 
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(Baffermann.) 

(A) Arbeitöftunden pro Wode in ben gewerblihen Betrieben 
ift, in den Fragebogen aufnehmen wollte, daß das in ber 
Tat jehr große Erihwerungen bebingt, und daß bie Feſt— 
ftelung der regelmäßigen NArbeitözeit nur fo erfolgen 
fann, daß fie zum Gegenftanb befonberer Erhebungen 
gemacht wird. 


Bräfident: Es hat fih niemand mehr zum Wort 
gemeldet; ich ſchließe die Diskuffton. 

Zur Geihäftgordnung bat der Herr Abgeordnete 
Shad das Wort. 


Shad, Abgeorbneter: Ich beantrage getrennte Ab: 
fiimmung über Punkt 1 und 2 der Refolution c. 


Präfident: Es iſt getrennte Abftimmung über Ziffer 1 
und 2 der Rejolution c beantragt. Ih nehme an, daß 
das gaus bamit einberftanden ift. — 

lio, meine Herren, ich laſſe zuerft abftimmen über 
Ziffer 1 und dann über Ziffer 2 der Nefolution c ber 
Derren Abgeorbneten Albredt und Genoſſen. 

Ich bitte, dab diejenigen Herren, welche bie Ziffer 1 
ber Reſolution e Albreht und Genoffen annehmen wollen, 
fih von ihren Plätzen erheben. 

Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit; die Reſolution iſt abgelehnt. 

Ich bitte nunmehr, daß diejenigen Herren, welche 
die Nr. 2 der Reſolution ce annehmen wollen, ſich von 
ihren Plägen erheben. 


Geſchieht.) 
Die Reſolution iſt ebenfalls abgelehnt. 

Meine Herren, ich eröffne die Diskuſſion über die 
Petitionen. — Ich ſchließe ſie. Die Abſtimmung erfolgt 
in der dritten Beratung. 

Wir lommen zum dritten Gegenſtand der Tagesordnung: 
erſte Beratung des Entwurfs eincs Geſetzes 
betreffend Maßnahmen gegen den Rüdgang des 
Ertrags der Maijhbottichiteuer (Nr. 196 ber 
Drudjaden), 

in Verbindung mit ber 
erften —— des Entwurfs eines Geſetzes 
betreffend die Bemeſſung des Kontingentsfuhes 
für landwirtſchaftliche Brennereien (Nr. 22 der 
Druckſachen). 

Ein Verzeichnis der angemeldeten Kommiſſare des 
Bundesrats bitte ich zu verleſen. 


Schriftführer Abgeorbnieter Rimpan : 

Als Kommiſſare find angemeldet: 

a) für den Entwurf eines Geſetzes, betreffend 
Maßnahmen gegen den Rüdgang des Ertrags 
der Matichbottichfteuer : 

ber Saijerliche Geheime Ober-Regierungsrat 
Herr Storeuber, 

ber Königlich preußiſche Geheime Ober: 
Finanzrat Herr Joeden, 

ber Königlich preußiſche Geheime Regierungs⸗ 
rat Herr Freiherr v. Falkenhaufen, 

der Königlich preußiſche Landrat Herr 

Dr. Graf v. Keyſerlingk; 

b) für ben Entwurf eines Geſehes betreffend bie 
Bemeffung des Kontingentöfußes für Lanbivirt- 
ſchaftliche Brennereien : 

ber Kaiſerliche Geheime Ober-Negierungsrat 


Herr Storeuber, 
ber Königlich preußifhe Geheime Ober: 
Finanzrat Herr Joeden. 


Praſident: Ich eröffne bie erſte Beratung. 

Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte zum Bundes⸗ 
rat, Staatsſekretär bed Reihsihagamts, Wirkliche Geheime 
Rat Freiherr v. Stengel. 


(B) 


Weichstag. — 20. Sigung. Sonnabend ben 16. März 1907. 





Freiherr v. Stengel, Mirkfiher Geheimer Rat, (C) 
Staatdfekretär des Reichsſchatzamts, Bevollmädtigter zum 
Bundesrat: Meine Herren, von ben beiden Vorlagen, 
die umd heute beihäftigen, hat bie eine, bie Borlage 
unter Nr. 22 der Drudjaden, in ber früheren Tagung 
des Reichsſstags unter dem 19. November v. J. bie erfte 
Beratung in diefem hohen Haufe bereitö paffiert. Die 
Vorlage iſt jegt unverändert beim Reichsſtag wieder 
eingebradht worden. Inter biejen Umftänden glaube ich 
darauf verzidten zu können, auf meine früheren Aus— 
führungen vom 19. November v. I. bier nochmals bes 
näheren zurückzulommen. Ih mödte nur daran erinnern, 
daß bei der großen Mehrheit des Reichſtags jeme Bor: 
lage im November v. J. eine durchaus ſympathiſche Auf: 
nahme gefunden hat. Es war eigentlih nur ein Rebner 
ber ſozialdemokratiſchen Traktion, der grunbfägliche Be- 
benten gegen ben Geſetzentwurf vorzubringen hatte. 

Menn damald ber Gejegentwurf nit, wie es an— 
fänglid) den Anfchein hatte, fofort im Plenum in zweiter 
und britter Leſung beraten wurde, ſondern wenn bie Ber: 
weifung an eine Stommiffion erfolgte, jo hatte das feinen 
Grund darin, daß man, und zwar auf Stege des 
Herrn Abgeordneten Sped, mit der Erledigung dieſer 
Vorlage warten mollte, bis die andere Geſetzesvorlage 
bier eingebradt fein würde, welche die Vergütung ber 
Matfhbottichftener zum Gegenftand hat. 

Sodann, meine Herren, möchte id aber namentlich 
gegenüber benen, bie ber Meinung find, ald wäre es 
eigentlich überflüffig gemweien, daß die verbünbeten 
Negierungen mit biefer weiteren Vorlage an den Reichs— 
tag famen, nur bemerken: überflüffig war bad gewiß 
nicht. Wir wären mit ber Borlage wegen ber ander: 
weiten Bemeffung des Stontingentäfußes im Reichstag 
nicht vorwärts gelommen, wenn wir uns nicht entichloflen 
hätten, auch bie andere Vorlage, welche die Wergütung 
der Maiſchbottichſteuer zum Gegenftand hat, bier einzu⸗ (D) 


bringen. 
(Sehr richtigh 

Mir haben mun diefe Forderung des Reichstags 
erfüllt; wir haben ber Vorausſetzung entfproden, von ber 
die Mehrheit bed Reichſtags in der Sitzung vom 
19. November v. J. ausgehen zu follen glaubte, als fie 
damals vorläufig die Verweifung an die Kommiſſton be- 
fchloffen bat. Nachdem nun aber diefe Borausfekun 
biefe Forberung ber Mehrheit des Reichstags erfi 
iſt, follte ich denken, daß fein Hindernis mehr beftehen 
möchte, bie Vorlage, bie den Sontingentöfuß zum Gegen- 
ftand auch jest ſchon im Plenum ohne nochmalige 
Berweilung an eine Kommiſſion in erledigen. Ich möchte 
mih ja meinerfeit8 durchaus nicht im dieſe interne Ans 
gelegenheit des Reichstags einmifchen; aber ih kann doch 
nit umhin, das eine hervorzuheben: im Intereſſe der 
Sicherheit in mweitern reifen wäre es ſehr gelegen, daß 
endlich einmal Klarheit geichaffen würde, wie e3 mit ber 
Bemeffung des Kontingentsfußes von der nächſten Kton— 
tingentierungäperiobe an gehalten werben foll. 

Nun zur anderen Vorlage, die unter Nr. 196 der 
Drudfahen dem Neihstag zugegangen ift. Diefe hat, 
wie ihon ber Betreff Ihnen jagt, Iebiglih zum 

wede, bem Rüdgang bes Ertrags ber Maiſchbottichſteuer 
ir die Folge vorzubeugen, der weiteren Abbrödelung ber 
Maifhbottichfteuer einen Riegel vorzuſchieben. Die ber: 
bünbeten Regierungen find fi * bewußt, daß die 
Branntweinſtenergeſetzgebung einer gründlichen, viel weiter⸗ 
gehenden Reform bebarf. Aber, meine Herren, wir halten 
auch heute noch an dem Standpunkt feſt, der bei ber 
Beratung bed Geſetzes von 1902 ſchon Ausbrud gefunden 
bat, in gewifler Beziehung aud in dem Gefege jelbft, — 
wir halten auch heute noch an dem Standpuntte feit, daß 
diefe gründliche Neform einftweilen noch vertagt bleiben 


(B) gegen gebt er zu weit. 


Reichstag. — 20. Sitzung. Somnabend den 16. März 1907. 
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(Freiberr v. Stengel.) 


(A) ſoll bis zum Jahre 1912. Mit diefem Standpunkt er- 


achteten die verbünbeten Regierungen es andererfeits aber 
doch durchaus vereinbar, einftweilen wenigftens Borforge zu 
treffen, daß nicht etwa im der Zwifchenzeit der Ertrag ber 
Maifhbottichfteuer noch weiter abbrödele. Ich felbft ala 
Leiter der Reihäfinanzverwaltung — das geſtehe ih Ihnen 
ganz offen — vermag es aud nicht ruhig mitanzufehen, 
wenn eine Gteuerquelle von ber Bedeutung wie bie 
Maifbottihftener von Jahr zu Jahr zufehends in ihren 
Erträgen berabfintt. Ih babe im Laufe ber vorigen 
Seffion im Namen ber verbündeten Regierungen bei ge— 
gebener Beranlaffung twieberholt die beitimmte Zuſage 
erteilt, baß wir dem Reichstage eine ſolche Vorlage bringen 
werden. Heute mögen Sie in der Einbringung ber Bor: 
—* die Erfüllung Er Bufage erbliden. Ich ftehe, wie 
Sie jehen, auf dem Standpunkte, daß Treu und Glauben 
aud im öffentlichen, im politifhen Leben jeberzeit gewahrt 
werben müſſen. 

Meine Herren, nun könnte mir vielleicht entgegen: 
zig werden, wir hätten jene Zufage nicht erteilen 
ollen. Damit wäre ben landwirtſchäftlichen Intereffenten- 
freifen auch nicht viel genügt gemwejen, denn nad bem 
ganzen Gange ber Verhandlungen im legten Jahre habe 
ich die Überzeugung, baß, wenn bie Regierung nicht zu— 
gejagt hätte, ihrerfeit3 im dieſer Angelegenheit vorzugehen, 
die Initiative bon bem anderen gefeßgebenden Faktor, 
bem Reichötage, ergriffen worben wäre. Und ob bei einer 
folden Snitiative der Gefegentwurf eine für die landwirt⸗ 
ſchaftlichen Brennereien günftigere Geftaltung erbalten hätte 
als die gegenwärtige Vorlage, möchte ich doch bezweifeln. 

Nun ift vor der heutigen Beratung ber Gejegentwurf 
ihon Gegenftand ber Erörterung in der Preſſe und in 
öffentlichen Verfammlungen gemwefen, und es haben fi 
da verſchiedenartige Anfichten geltend gemadt. Den einen 
geht ber Gefegentwurf nicht weit genug, den anderen da— 

Die fchärffte Beurteilung hat er 
erh in landwirtſchaftlichen Ktreiſen, wie ich aber glaube, 
mit Unrecht; denn ſachlich wirb eine Anderung in ber 
Belaftung ber landwirtſchaftlichen Brennereien ebenfo wenig 
herbeigeführt wie in Anfehung ihres Wettbewerbverhält- 
niffes gegenüber ber gewerbliden Spiritusprobuftion. 
Wenn Sie fi ben Gefebentwurf genauer anjehen, werben 
Sie dieſer meiner Auffaffung beitreten. Wir — an⸗ 
nehmen — dürfen, da den nächſten Jahren die 
4'/, Millionen Mark, bie wir dem Brennſteuerfonds zu— 
fließen laſſen wollen zu Gunften der Maifhbottichitener- 
vergütung, doch wohl ausreihen dürften, um ben be= 
teiligten Brennern einen Erſatz zu bieten für bie Vorteile, 
deren fie ſich biöher zu —— hatten infolge des Unter⸗ 
ſchiedes zwiſchen der von dem Geſetzgeber angenommenen 
und ber von ihnen wirklich erzielten Ausbeute. Für 
dad nädfte Jahr bürfte bie zweifellos der Fall 
fein. Für die Folgezeit — das will ih zugeben — 
kann nun allerdings wohl ber Fall eintreten, baß bie 
Entfhäbigung, bie ben Brennern zuteil werden foll, bie 
Vorteile, die fie beim Fortbeſtehen der biöherigen Geſetz— 

ebung genießen würden, niht mehr ganz ausgleicht. 
ie —5 bie nach dem Vorſchlag des Geſetzentwurfs 
eintreten wurde, wird aber eine fo geringe fein und ſich 
überdies jo allmählich vollziehen, daß erhebliche nachteilige 
Rüdwirkungen auf bas landwirtſchaftliche Brennereigewerbe 
uns ausgeſchloſſen zu fein fcheinen. 

Die verbünbeten Regierungen mußten übrigend aud 
in biefer eng ae Welſe vorgehen, nicht etiwa bloß mit 
Rüdfiht auf bie Landwirtſchaft und die landwirtſchaftlichen 
Intereffen, fondern auch um zu verhüten, daß ber zu ge- 
werbliden Zweden beſtimmte Spiritus verteuert würde, 
und ich glaube, in biefen Beftrebungen begegnen ſich bie 
verbündeten Regierungen wohl aud durchweg mit ben 
Auffaffungen in dieſem hohen Haufe. 


——— 


ertlären: dieſe Bedenken find keineswegs befeitigt. 





Der Gewinn für die Reichsſskaſſe aus dieſem Geſetze (0) 


wird nad der Natur der Sadje nur ein minimaler fein. 
(Zuruf aus der Mitte: leider.) 

— Leider! dad bebaure ih aud. Es kam uns aber, wie 
die Dinge liegen, jo nötig wir ja an fi Mehreinnahmen 
für die Neichätaffe gebrauchen, aud gar nicht darauf an, 
gerade auf diefem Wege dem Reich eine Mehreinnahme 
zu verichaffen; es fam und nur darauf an, — das tft 
auch ſchon ein Vorteil, wenn auch nur ein negativer —, 
die Reichskaſſe vor weiteren Ausfällen zu bewahren. Das 
find allerdings für das erfte Jahr vielleiht nur etwa 
400 000 Mark, wenn ich die Durchſchnittszahl nehme, tm 
zweiten Jahr aber fönnten es ſchon 800 000 Mart, im 
dritten 1200 000 Mark fein. Sie dürfen alfo die Sade 
boch nicht fo ganz gering anſchlagen. 

Übrigens können nad) der Meinung ber verbündeten 
Regierungen auch die Gegner des gegenwärtigen Syftems 
ber Prämien mit ber Borlage fih wohl einveritanden 
erflären; benn bie von ihnen empfohlene Befeitigung ber 
Prämten wird ja allerdings an ſich bier nicht erreicht, 
aber mittelbar nähern wir und doch biefer Forderun 
indem wir für bie folge vorbeugen wollen, daß bie 
Prämten noch ein weitere Anwachſen erfahren. 

Dasjelbe Prinzip, dad Reich vor einer weiteren Ber: 
fürgung feiner Einnahmen zu bewahren, fozufagen ben 
Beſitzſiand der Reichskaſſe aufrecht zu erhalten, liegt auch 
bem 8 3 des Gefegentwurf zu Grunde, einer Beftimmung, 
bie im übrigen die Intereſſen ber Landwirtichaftlichen 
Brennereien burdaus unberührt läßt und nur das 
finanzielle Verhältnis zwiſchen dem Reich und den Bundes⸗ 
ftaaten zum Gegenftand hat. 

Zum Schluſſe möchte ih no der Hoffnung Ausdruck 
geben, daß die Mehrheit des Reichstags dem von uns 
roviſorium ihre Zuflimmung erteilen 
werde. Sollte ih mid) in biefer Hoffnung täuſchen, und 
ſollte etwa ber Gefegentwurf jcheitern, jet 
im Reichstag feine Mehrheit findet, oder baß feine ülber- 
einftimmung zwiſchen dem Reichsſtag und ben verbündeten 
Regterungen erzielt werben fann, dann, meine Herren — 
bad möchte ih namentlich gegenüber der Iinfen Seite 
dieſes Haufed betonen — würde ber tertius gaudens jeden- 
falls nicht die Reichskaſſe fein. 


Vizepräfibent Dr. Paaſche: Dad Wort hat ber Herr 
Abgeordnete Dr. Pachnicke. 


Dr. Pachnicke, Abgeorbneter: Der Herr Reichsſchatz⸗ 
fefretär fprady in bezug auf ben Gefegentwurf betreffend 
ben Rontingent3fuß, der und bereit borgelegen hat, von 
der ſympathiſchen Aufnahme, welche derfelbe Hier in dem 

auje gefunden hat, und er meinte, nur ein einziger 

edner, und zwar ber Bertreter ber Sozialbemofratie, 
hätte damals ſich gegen biefen Gefetentwurf ausgeſprochen. 
Das tft doch nicht ganz richtig. Auch von unjerer Seite 
find Bebenten erhoben worden, und ih muß auch zu 

a8 
will denn dieſer Gefegentwurf betreffend ben Kontingents- 
fuß? Die Dinge liegen ja ſehr verwidelt und verfünftelt. 
Bringen wir «8 * ben einfachſten Ausdruck, fo tft ber 
Inhalt ber: neu entfichenden Brennereien fol ein um 
300 Heltoliter geringere Sontigent gegeben werben. 
Das tft der Inhalt, und bamit ift zugleich ber Zweck 
erflärt: die Nenentftehung von Brennereien fol erſchwert 


werben. 
(Sehr richtig! links.) 
Die beftehenben werden geihüßt, die eutſtehenden zurüd: 


geſetzt. Das tft eine fünftlihe Einſchränkung der ſton⸗ 
‚ furrenz, bie nur bem einen Sinn und Zwed * 


ben Tann, 
die Preife Hoch zu halten. 
(Sehr richtig! Tinte.) 


' Gegen biefen Grundgedanfen haben wir und damals er- 


16* 


e3, baß er bier (D) 


(A) tlärt und müſſen wir und auch heute erklären. 


(B 


— 
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Die 
Motive ſprechen ben Zwed, wie ih ihn barlege, aud 
ganz offen aus. Es heißt: 

Es follten hierdurch die Höchſtkontingente für 
neu entftehendbe ober fih vergrößernbe Brennereien 
beihräntt und bamit bie Errichtung lanbwirt- 
ſchaftlicher Großbrennereien, bei ber in zahlreichen 
Fällen die Erlangung eines hohen Kontingents 
ben Hauptzwed bildet, erfchwert werden. 

Es ift im legten Grunde ein Kampf um die Liebesgabe. 
Belanntlih ift ja mit jebem Hektoliter das bene bon 
20 Mark verknüpft, und diefen Vorteil will man fich nicht 
entgehen laffen. Ein Kampf um die Liebeögabe, die es 
freilich nad ber Behauptung mancher Herren gar nicht 


geben fol. 

(Heiterkeit Tint3.) 
Wir haben das Gefeh von 1902, das hier die Grundlage 
bietet, um ber eben bargelegten Tendenz millen befämprt, 
und wir lönnen heute eine Verfhärfung biefer Tendenz 
- era billigen. — So viel über den erften Geſetz— 
entiwurf. 

Der zweite Gefegentwurf, ber damit in Verbindung 
fteht, betrifft die Maiſchraumſteuer. 

& 1 entfpridht einer halben liberalen Forberung, und 
wir fönnten und, wenn er allein geboten würde, nur 
freuen, daß man endlich biefer — genügen will. 
Wir ſagten ſchon ſeit Jahren: es darf bei der Maiſch⸗ 
raumſteuer nur fo viel zurückbergütet werben, wie an 
Steuer bezahlt iſt. Das iſt notwendig im Intereſſe der 
Gerechtigkeit und auch vom Standbpunft der Reichskaſſe. 
Wir mußten bei dem Spftem, bad feit 1868 in Geltung 
ift, e8 erleben, daß bie Reineinnahme, ftatt mit ber Zu: 
nahme der Bevölkerung zu fleigen, mehr und mehr zurüd- 

Wir hatten im Jahre 1888/89 nod eine Rein- 
einnahme von 16 Millionen aus der Maiſchraumſteuer. 
Diefe Einnahme ging zurüd im Sabre 1902 auf 12 
Millionen, 1903 gar auf 8 Millionen, um dann langſam 
wieder auf 11 und 16 Millionen zu fteigen, ohne daß 
man damit bie Sicherheit haben könnte, daß in Folgejahren 
nicht wieder ein Mbftieg zu verzeichnen if. Bezahlt an 
Steuern wird, wie und die Motive darlegen, durchſchnitt- 
ih 12 Mark für das Heftoliter; im Hödhftfag waren es 
nad) ber und vorliegenden Aufftelung 12,45 Mark, im 
Mindeſtſatz 11,70. Alſo rund 12 Mark werben bezahlt; 
und ba, jagen wir, dürfen auch nur 12 Mark rüdvergütet 
werben, fobalb der Branntwein exportiert oder dena— 


turiert werd. 

(Sehr richtig! links.) 
Könnten wir das erreichen, jo hätten wir einen Fortichritt 
in wirtſchaftlicher Hinfiht erzielt und zugleich etwas für 
die Reichskaſſe getan. 

Nun aber — und das bebauern wir jehr — ver—⸗ 
bindet fich mit biefem Entgegenfommen in & 1 bie Forderun 
in 5 2. Der Herr Reichsſchatzſekretär macht — wenn i 
mi — ausdrücken darf — einen Schritt vorwärts, zieht 
aber ben Fuß mit einem ängftlihen Blick auf die Nedite 
ſofort wieder zurüd. 

(Sehr richtig! links.) 

Er fagt nämlih: nehmen will ich euch nichts; was ihr 
habt, da3 follt ihr behalten — mit ber fleinen Ein: 
chränkung, die wir vorhin gehört haben. Es fol ein 
onds gegriinbet werben bon 4'/, Millionen Marl. Aus 
biefem Fonds follen nun aud fünftighin Vergütungen 
über ben bezahlten —— der Steuer hinaus 
werben. Den Grundſatz, den wir in 81 finden, ſollen 
wir in $ 2 fofort verlaffen. Es wäre vom Stanbpunft 
ber Reihöfhagverwaltung und — id will billig fein — 
vom Stanbpuntt der Rechten und ber Intereſſenten 
überhaupt noch denkbar gewefen, erftend, daß man ben 
Fonds, wenn man ihn haben wollte, verkleinerte ; es wäre 
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auch denkbar geweien, dab man ihn allmählich zurid- 
fchraubte, ihn im wenigen * verſchwinden ließe, 
um eine Überleitung von dem jetzigen in ben künftigen 
Zuftand zu ſchaffen. Ich will meinerfeit3 damit micht 
angebeutet haben, dab mir biefen Übergang unſerer— 
feit3 befürworten; aber id fage: es wäre verftänblid 
geweien. Indeſſen barauf verzichtet man; man will nicht 
einmal die almählihe Nüdbildung begünftigen, man will 
eine dauernde —— ung ſchaffen, indem dieſe 4'/, Mil⸗ 
llonen ohne Friſtbeſchrͤnkung und ohne Herabminderung 
theſauriert werden. 

Und ſelbſt dagegen noch revoltiert der Deutſche Land⸗— 
wirtihaftsrat! Ich hätte gemeint, die Jutereſſenbertretung 
ber Brennereien und damit des größeren und größten 
Grundbeſitzes — denn es find dod nur noch Tandwirt- 
ſchaftliche Brennereien, in denen bie Maiſchraumſteuer 
erhoben wird — würde die Gelegenheit benutzen, einer 
Mahnung des Reichskanzlers Fürſten Bülow zu folgen. 
Er * erſt kürzlich bei dem Feſtmahl des Deutſchen Land⸗ 
wirtſchaftsrats Ihnen die Gewohnheiten der engliſchen 
Ariſtokratie entgegengehalten, von ber Weisheit ber eng— 
liſchen Ariſtokratie geſprochen, die insbeſondere darin be— 
ſtehe, notwendige Konzeffionen rechtzeitig zu machen. 

(Sehr gut! era 

Hter käme eine wirklich notwendige Honzeffton in —5 
und nicht einmal eine ſolche, die viel koſtet; die 4. Mil- 
lionen bei ber Fülle von Staatögefchenten und Staatd- 
begünftigungen, deren Ste fid) fonft erfreuen, können Ste 
gewiß entbehren. Aber felbft darauf wollen Sie nicht 
eingehen, Sie wollen alle Vergütungen, fo wie fie bisher 
geletftet worben find, behalten. 

Womit begründet nun der Deutfhe Landwirtſchafts⸗ 
rat feinen Widerfprud, auf den ber Herr Reichsſchatz- 
fefretär gleihfalld ihon Bezug genommen bat? Warum 
hat er ben feierlichen Beſchluß gefaßt, den Sie ja kennen, 
gegen biefe Steuerborlage? 
haſtung vorgelegen haben: warum gerade jekt, warum 
nicht warten bid 1912? Meine Herren, eine Überhaftung 
in einer Angelegenheit, die und nun ſchon fo viele Jahre 
bier beichäftigt! 

(Sehr ridtig! links.) 
Jahr für Jahr mußten wir den ſchon erwähnten Rück⸗ 
gang des Ertrages ſchon mitanfehen, Jahr für Jahr hat 
die Bubgetlommiffion Klage barüber erhoben, ſchon bor 
nunmehr etwa brei Jahren hat ber Herr Reihsihak- 
fefretär das Verſprechen abgegeben, auf dad Drängen ber 
Reichdtagämehrheit in der Budgetlommiffion und im 
Reichſstage — nad) fo Langer Zeit fol nun emblich biefe 
Zuſage erfüllt werben, und ba glaubt man mod, bon 
einem WUutomobiltempo in der Branntweinftenergefeh- 
gebung ſprechen zu können! 

(Sehr gut! links.) 

Nein, meine Herren, es hat ſchon viel zu lange gebauert, 
— hätte viel eher mit der Forderung herbortreten 
ollen. 

Unb weldes ift ber zweite Gegengrund, den ber 
Deutſche Landwirtſchaftsrat geltend zu maden fuht? Er 
jnate, e3 ſei eine ſchwere Beunruhigung ber Tartoffel- 

auenden Bevölkerung. 

(Hört! hört! Tinte.) 
Nun Habe id) volles Verftändnis für bie Bedeutung der 
Branntweinbrennerei im Zufammenhang mit dem Kartoffel- 
bau. Es bedeutet etwas, daß die weniger fruchtbaren 
Böden no durch Sartoffelbau derartig rentabel gemadt 
werden können, wenn dahinter bie Verwertung ber $tar- 
toffeln in der Brennerei fteht. Ich gebe das ohne weiteres 
u. Aber nur feine Übertreibung! Bergegenwärtigen Sie 
I erftend, daß ber Landwirtihaftsrat es felber geweſen 
Fe feine Freude ausgefprohen hat über die mit der 


offeltrodnung erzielten Fortichritte. Alfo eine Ver» 


( 


C) 


Da foll zunächſt eine Uber⸗ (D) 


— Zi 


(Dr. Bachnice.) 





(A) wertbarfeit der Kartoffel in viel weiterem Maßftabe, als 


dies früher denkbar war. Dann aber made ich auf ben 
geringen Prozentfag aufmerffam, ber auf die für Brenn: 
zwecke verwerteten Kartoffeln entfällt. Wir hatten ſchon 
im Jahre 1905 eine Kartoffelernte von rund 48 Millionen 
Tonnen, und wir hatten eine Verwendung ber Startoffel 
zu Brennzweden von 2,48 Millionen Tonnen. Mehr find 
ed nicht, alfo ein verhältnismäßig jehr geringer Prozent: 
fat. Und wenn Sie einwenben wollen: ja, das ift für 
das panze Reid, wir aber wohnen in Oftelbien, — fo 
wild ih Ihnen au bie Ziffen für Oftelbien jagen. 
Für Oftelbten find fie — Sie fünmen das übrigens nadı- 
lefen in ber ganz beachtenswerten Schrift des Oberften a. D. 
Ritter v. Renauld — 8,1 Prozent der gefamten Startoffel- 
ernte. Alſo, meine Herren, fo wichtig dad Moment auch 
ift, es iſt doch immerhin ein Heinerer Prozentfag, der 
babei in frage fieht. Dann müßte man Sie vielleicht 
auch noch daran erinnern: wenn ſchon bie Bodenkultur 
das Hauptintereffe fein fol, nicht ettva bie Vergünftigungen, 
die ſonſt babei beraußfpringen, dann wäre es folgerichti 
von Ihrer Seite geweſen, die Genoſſenſchafisbrennere 
nicht fo zurüdaufegen, wie Sie dies getan haben. Die 
liefern doch auch Schlempe, und biefe Schlempe ber Ge- 
nofjenfhaftöbrennereien Tann und ſoll ebenfalld in ber 
Landwirtſchaft verwertet werben. Darum hätten Ste fid) 
biefen Brennereien gegenüber etwas freunblicher verhalten 
follen. Aud die Hartoffelernte von 1906 war bekanntlich 
eine fehr gute. Es find da 43 Millionen Tonnen geerntet 
worden. Auch in 1906 wird ber Prozentfag ber zu 
Brennzweden verwendeten Kartoffeln ein nur verhältnis⸗ 
an geringer fein. 
er britte Grund bed Deutſchen Landwirtſchaftsrats 
befteht darin — umb ber tft vielleiht ber allereigen- 
artigfte —: dieſer Gefegentwurf ftöre den Übergang dom 
Betroleum zum Spiritus, biefer Grjeäungepruge fet in 
(8) jo ſchöner ag en, und in biefe Entwidiung 
griffe nun bie böfe Rei — mit rauhen Händen 
ein. Meine Herren, was hat e8 damit auf ih? Daß 
wir Die Berwenbung bed Spiritus zu gewerblihen Zwecken 
nur wünſchen können, ift ja felbfiverftänblid. Äber ift 
fie denn in bem Maße gefördert worben durch bie bis— 
berige @elehpebumg, wie dies immer behauptet ift, wie 
die8 mit einer gewiſſen Ruhmredigkelt and in bem 
Jahreöberiht bed Spiritusringes, der mir hier bor- 
liegt, behauptet wird? Meine Herren, das iſt nicht 
ber Tal, und ba Tann ih auch mur auf uns 
widerleglihe amtliche Ziffern — Ste fünnen ed fon 
trollieren, es liegt Ihnen ebenfo wie mir vor — zurück— 
greifen. Ich ftelle feſt, daß die Verwendung des Spiritus 
u gewerblichen Zweden, alfo der Berbraud von fteuer- 
— Spiritus vor ber Ringbildung, alſo vor 1899, 
ungefähr in dem gleichen Maße zugenommen hat wie nach 
ber Ringbilbung, wie nach 1899. 
(Hört! hört! links,) 
Darin alſo hat ber Ring die Verbienfte, die er ſich zu⸗ 
fchreibt, nicht erworben. Sie hatten 1887/88 einen fteuer- 
freien Berbraud bon 387 000 Hektoliter; Sie hatten im 
Jahre 1898/99 — Id gehe an ba Fahr 1899 dicht 
heran — einen Verbrauch bon 989 000 Heftoliter, alio 
eine weientlihe Steigerung, eine Steigerung von ungefähr 
600 000 Heftoliter vor ber Ringbildung. Nach ber Ring: 
bildung Ro ftenerfreie Verbrauch nur von 1,043 
auf 1,478 Millionen — Ste haben es auf Seite 10 —, 
alfo um ungefähr 400000. Ich fage aljo, in bem 
gleihen Maße hat eine Zunghme ftattgefunden, vor wie 
nad. Meine Herren, ber Durchſchnitisberbrauch an Brenn: 
fpiritus ſpeziell ift fogar teilweife gefunfen. Zu Motor: 
zweden ift ber Spiritus leider noch viel zu teuer; Sie 
müßten ben u rg auf Betroleum verbreifaden, 
wenn Sie bie gleichen Betriebötoften haben wollen, und 


au biefer Maßregel werden felbft Sie ſich nicht verfteigen (0) 


wollen. Und bedenken Sie bad Verhältnis, wie es noch 
heute herrſcht zwiſchen Spiritus und Petroleum. Sie 
hatten im Jahre 1905 an Spiritus pro Kopf ber Be— 
völferung nur 1,76 Hilogramm, an Petroleum haben Sie 
nod 16,79 Hiligramm. 
(Zuruf rechts: Leider!) 

— Leider, ich fage e8 mit Ihnen. Aber dad Petroleum 
ift doch zu weit voraus. Da müßten ganz andere Maß— 
regeln getroffen werben. Da müßte namentlid die Preis— 


politit, auf die ich noch zu fpreden komme, aufhören und 


eine Verbilligung eintreten, dann würden Sie weiter 
fommen al3 eh 

Alfo, meine Herren, die Gegengründe des Deutfchen 
Landwirtſchaftsrats, bei Licht er an find nicht ftihhaltig. 

(Sehr richtig! Linke.) 
Sie fünnen fie bier nicht vertreten. Wer jih als Sadı- 
verwalter eines Intereſſentenverbandes fühlt, der mag 
ſolche Grimde zum Bortrag bringen. Wer aber als Volks— 
vertreter handeln will, wie er ja verfaffungsmäßig muß, 
ber wirb anders darüber benfen. 

(Sehr wahr! linls.) 
Wir jagen mit dem Fürften Bülow in der ſchon erwähnten 
Rede: wir wollen bad wohlerwogene Gejamtinterefie des 
Bandes zur Richtſchnur nehmen. 

(Sehr richtig! links.) 
Was und dabei von anderen unterfcheibet, ift: wir reden 
nicht nur fo, fondern wir handeln banad. 

(Sehr richtig! links.) 

Daß bier ein Imtereffe der Allgemeinheit vorliegt, 
meine Herren, das zeigt doch ein Blid auf die Finanz: 
lage, und ich muß wirklich fagen, ic) habe mid; gewundert, 
daß ber Herr Reichsſchatzſekretär jo zaghaft von feinem 
eigenem twurf gefproden bat. Es mar fait ein 
Plaidoyer auf mildernde Umſtände 

(fehr gut! Links), 
baß er überhaupt gewagt hat, gegen bie Stimmung ber 
Rechten mit einem folhen Entwurf hervorzutreten. Gr 
will ja nur bie Abbröcklung des Ertrages für die Zukunft 
verhindern; es kommt ihm — fo fagt er wörtlih — gar 
nicht darauf an, auf biefem Wege —— zu 
erzielen; die paar hunderttauſend Mark, die ſich in jedem 
Sahre ergeben, fchlägt er nit hoch an. Sa, meine 
Herren, jonft hört man's anders — wenn es ſich nämlich 
nit um bie Branntweinfteuergefeggebung handelt. Wie 
rückſichtsvoll hier und wie fraftvoll, wenn 3.8. die Tabak: 
inbuftrie, wenn bie Brautnduftrie, wenn Verlehrsſteuern, 
wenn ein Ortsporto in Frage fommt, von dem felbft jest 
fonfervative Abgeordnete zugeben müflen, eö ſei damit ein 
Fiasto gemacht mworben. 
(Sehr gut! links.) 

Da hat man fich nicht geſcheut, da hat man zugegriffen; 
ter dagegen geht man jo ſchonend wie nur möglich bor. 

‚ meine Herren, es ift derſelbe Reichsſchätzſekretär, 
welcher und nod) vor zwei Tagen — fo war ed wohl — 
in der Bubgetfonmiffion auseinandergeſetzt hat, daß kaum 
bie Möglichkeit vorhanden fet, ohne eine zu ſtarke Belaftung 
der Bunbeöftaaten das bißchen einmalige Beihilfen an die 
Beamten zu bezahlen. Da machte man und Schwierigteiten. 
Nun, meine Herren, die einmalige Beihilfe an die Beamten 
fo, wie die Regierung fie vorgeichlagen hat mit 30 bis 
50 Mark, würde 3 Millionen foften; dieſer Betrag wiirde 
alfo ſchon reihlih gebedt fein aus dem Wiereinhalb- 
millionenfonds des erften Jahres, der hier gebilbet werben 
fol. Da en. wir bie Mittel, wenn wir auf biejen 
Fonds verzichteten und diejenige Maßregel träfen, die wir 
auch fonft für wünſchenswert halten. Es find das doch 
nung Beträge, bie * Buche ſchlagen. Verloren haben 

— tiederum auf Grund ber amtlichen Vorlage — 


die Zeit über — ich nehme mur bie Jahre, bie die 


(D) 
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(A) Regierung felber anführt —, von 1888 bis 1905, beinahe 


60 Millionen Mark für die Reichskaſſe durch bie Über: 
bergütungen, die auf Grund der Maiſchbottichſteuer bezahlt 


worben find 

(hört! Hört! links), 
und num follen wir Jahr für Jahr wiederum 4'/, Millionen 
verlieren, die wir doch wahrlich gut gebrauden fünnten, 
namentlich in ber — eit. 

(Sehr gut! links.) 
Ich — bis zum Beweiſe des Gegenteils nicht, daß 
die Schwarzmalerei, wie man fie heute beliebt, durch das 
biöherige Auflommen ber Erträge aus Zölen und Ber: 
braudöfteuern begründet if. Wir werben die allgemeine 
wirtfhaftlihe Entwidlung, bie bier mitbeitimmend, ja 
un gg it, abzuwarten haben. Ih will nicht 
prophezeien; aber der Herr Reichsſchatzſekretär hielt uns 
bereit? das Minus bei der Fyebruareinnahme aus den 
Zöllen als warnended Beifpiel entgegen, um nachzuweiſen, 
wie nötig die Vorſicht tft, wie jehr es vielleiht ſchon in 
naher Zeit geboten erfcheinen Fönnte, zu Mehreinnahmen 


zu fommen. Wir haben in ber Denffhrift zum Hauptetat 
und darlegen laffen müſſen, daß ſchon in naher fr neue 
und 


Ginnahmegquellen eröffnet werben follen. 
nachher gelagt worden, daß damit nicht eine Ankündigung 
beftimmter Steuervorlagen bezwedt ſei. Gut, wir nehmen 
gern Notiz davon; aber man fügt bod hinzu: reicht es 
nicht, dann werben wir felbfiverftänblih wiederum neue 
Stenervorlagen maden müflen. Aber, meine Herren, ehe 
Sie mit neuen Steuerforberungen fommen, benutzen Sie 
doc freunblichft die fih bei den alten Steuern bietenden 
Gelegenheiten, um Mehrerträge zu gewinnen, Mehrerträge, 
bie fo leicht zu haben find wie gerabe bei diefer Steuer! 
Mir können und beöhalb mit der Bilbung dieſes Fonds 
von 4'/, Millionen nicht einverftanden erklären, fonbern 
werben barauf binarbeiten, dab das Geſetz eine ent- 


(8) ſprechende Abänderung erfährt. 


(Sehr richtig! Links.) 

Nun Hat ber Herr Neihelhatfehretär in feiner Rebe 
zugegeben — und das will id zum Schluffe bemerken —: 
auch bie verbünbeten Negierungen erkennen an, daß eine 
gründlihe Meform unferer gefamten Branntweinfteuer- 
geſetzgebung dringend geboten ſei. Gut, diefes Belenntnis 
afzeptieren wir gern. Wir find ber gleihen Meinung; 
wir meinen aud, daß endlich einmal biefes fünftliche Ge- 
webe zerriffen werben muß, bad faum noch jemand, kaum 
noch der Techniker überfieht, und daß reiner Tiſch au 
machen if. Die Brennfteuer vom Jahre 1902 ift ja bis 
zum 30. September 1912 befriftet worden. Der Zwed 
diefer Befriftung war, Gelegenheit zu bieten, biefe generelle 
Reform dann vorzunehmen. Ich glaube, daß die ver- 
bündeten —— diesmal wirklich etwas herzhafter 
werben zugreifen können. Ich erinnere daran, daß bei 
ber Beratung dieſes fleinen Sontingentäfußentwurfs im 
porigen Dezember jelbft ein Mitglied der freitonfervativen 

artet — es war ber dem * nicht mehr angehörende 
georbnete Holg — zugeltanden hat: wir im Often 
würden mit einer Bejeitigung ber Xiebeögabe einber- 


ftanben fein. 
(Hört! hört! links.) 

Diefe Überzeugung ift alfo, ich weiß nicht, wie tief, aber 
doch ſchon bis in bie konfervativen Reihen gebrungen. 
Ih glaube mid auch nicht zu irren, wenn id annehme, 
dab es auch in der Zentrumspartei Abgeorbnete genug 
gibt — ber Herr Stollege Müller (Fulda) nidt mir zu —, 
welde davon bucchdrungen find, dab bie Kontingents- 
prämie nicht mehr aufrechterhalten werben fann. Das 
find ſchon zwei Parteien. Was bie nationalliberale 
Bartei gan fo werben vielletht nicht alle, aber doch 
recht viele und — ich Hoffe — recht einflußreihe Mit- 
glieder berfelben diefem Gedanken einer, wenn aud) all 





mäbhlichen, Befeitigung, aber doch einer endlichen Befeitigung (O) 


ber Liebesgabe nicht unzugänglich fein. Sie fünnen «8 
nicht fein, denn einer ihrer Berireter, ber Abgeordnete 
Dr. Paaſche, hat im Jahre 1901 in ber damals nieber- 
gefegten Kommiſſion einen Antrag nad) dieſer Richtung 
hin eingebradt, den man nur au age wege braudt, mit 
etlichen Mopififationen verfehen, um cine Reform anzu— 
bahnen. Es würde aud ber neugefchaffenen politifchen 
Situation — id) will Bilder, bie of erwähnt find, ‚nicht 
zu Tode reiten — 
(Heiterkeit rechts) 

nur entſprechen, wenn bie Rechte in biefer Hinftcht ein 
Entgegentommen zeigte und mit uns baran arbeiten wollte, 
ftatt der Verfünftelung und Verwickelung, bie dieſe Geſetz— 
—— charakteriſteren, endlich einmal eine natürliche 

rundlage für bie Induſtrie und ihre weitere Entwidelung 


zu ſchaffen 
Meine Herren, wir werben bied auch tum müſſen mit 
Rückſicht auf die Ningbilbung, bie ja nur ermöglicht, 


jedenfalls aber ſtark begünftigt worden ift durch ftaatliche 


Maßregeln. Ringbilbung liegt im Zuge ber Zeit 
(ſehr richtig! Tinte); 
wir werden fie nit aufhalten können. ber, meine 


Herren, dad eine mögen fi die Ninge, insbeſondere 
derjenige, der bier in Frage Lommt, gejagt fein 
lafien: nur bei großer Mäßigung läßt fi eine ſolche 
Kartellierung aufreht erhalten, andernfalls erfolgt 
ein NRüdihlag, der die von dem Ringe erftrebten 
Zwede ſelbſt gefährbet. Der Spiritußring ift aber noch 
mit befonderem Maße zu meffen, benn er ftrebt auf eine 
Monopolftelung Hin. Brivatmonopole haben ſich immer 
no ald mißlih erwieſen. Man bat bier ber ein 
Roblieb rm den Ring gejungen. Ich will bie Frage 
nicht vertiefen; aber eines jet doc gejagt: der Ring hat 
anfangs zur Probuftionsvermehrung angeregt, und jet 


muß er ftoppen, muß Probuftionseinichränfungen eintreten (D) 


lofien. Sollte die Behauptung beftritten werden, daß es 
ber Ring gewefen ift, ber dieſe Produltionsvermehrun 
veranlaßt hat, jo brauche ih Sie nur auf ein Protofo 
aus einer der erften Sitzungen hinzuweiſen, in welder 
Her v. Groß » Hlanin, ihre Hauptautorität auf 
diefem Gebiete, geſagt bat: wir find jegt unhe— 
fümmert um biefe Frage in bie Berhanblung ein= 
etreten und haben und gejagt: jeber probugiert, 
o viel wie er will, und zwar haben wir das nicht leicht: 
finnig gefagt, ſondern wohlüberlegt, — und zum Schluß 
bemerkt er nod: dann können wir ruhig in eine Ber: 
mehrung ber Produktion — — et müſſen Sie 
aber eine Produftionsverminderung herbeiführen, um die 
Preife hochzuhalten. Ferner ift doch den Lobrednern bas 
eine enigegenzuhalten: bie Preisentwidlung in der Ara 
bed Ringes war eine recht fprunghafte. Seit 1899 haben 
fi die Preife wie folgt bewegt: 41, 39, 31, 40, 46, 57, 
42. Alſo keineswegs die ruhige Entwidlung, wie fie an« 
—— und verſprochen würde. Die Behandlung der 
bnehmer des Rings hat doch auch Klagen genug herbor- 
gerufen. Das befte Geſchäft bei der ganzen Ringbildung 
— das werben mir bie Herren, bie von der Sache etwas 
wiffen, zugeben — haben bie Spritfabrifen gemacht. 
(Buftimmung rechts.) 
Die Herren niden mir zu. So hat bie Bofener 
Spritfabrit in den legten Jahren an Dividende ver— 
teilt 12, 12, 14, 16, 18; bie Breölauer Spritfabrit 
12, 12, 14, 15, 15; bie Norbhaufer Spritfabrit 
10, 10, 15, 16. Es wird ja jegt der Verſuch gemacht, 
ben Gewinn ber Spritfabrifen etwas herabzubrüden; fragt 
fi, mit welchem Erfolge. Jedenfalls find bei der Bildung 
eines Gefamturteilö über ben Ring die von mir erwähnten 
Argumente mit ind Auge zu fallen, wenn man ein 
objektive Bild gewinnen will. 
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(Dr. Bachnide.) 

So viel über bie beiden Geſetzentwürfe. Was nun 
ihre geihäftlihe Behandlung anlangt, fo will id eine 
Kommilfionsberatung über den Entwurf betreffend ben 
Kontingentöfuß meinerjeit3 nicht beantragen. Es befteht 
wohl Einverftändnis unter den Parteien, daß wir ihn im 
Plenum erledigen fünnen. 

Was bie Maifchraumfteuer anlangt, fo find auch wir 
für Kommiſſionsberatung, und ich ftelle hiermit den ent: 
iprechenden Antrag. Wir wünfhen eine Kommiffions- 
beratung ſchon deshalb, weil wir nicht auf den Verſuch 
verzichten wollen, hier einen wirklichen SFortichritt zu 
erzielen und das Geſetz fo zu verbeflern, daß auch mir 
ihm zufimmen können. 

(Bebhaftes Bravo int.) 


Bizepräfident Dr. Paaſche: Dad Wort hat der Herr 
Abgeordnete Sped. ’ ® 


Sped, Abgeorbneter: Meine Herren, ber eine ber 
beiden Gefegentwürfe, bie und jetzt befhäftigen — Nr. 22 
ber Drudiaden —, ift, wie der Herr Vorrebner fon 
ausgeführt hat, ein alter Belannter bes Reichstags. 
Bereit in der Sigung vom 19. November 1906 wurde 
biefer Gefegentwurf an eine Sommiffion von 21 Mit- 
gliedern verwiefen. Daß bie Kommiſſion diefen Geſetz— 
entwurf nicht in Beratung genommen hat, hat feinen 
einzigen Grund bartn, daß der Reichstag aufgelöft wurde. 

Der Zweck dieſes Geſetzes ift ber, eine gewifle Un— 
ſtimmigkeit, die zweifellos vorliegt, zu befeitigen. Er will 
erreichen, daß Diejenigen Brennereien, welche im Betriebs: 
jahr 1902/03 neu entftanden find, nicht ſchlechter geftellt 
‚fein follen als diejenigen, bie erft in ber fommenben 
Kontingentöperiode entftehen ober men fomtingentiert 
werben müflen. 

Sehr richtig!) 


(Seh 
Es tft daS eine Unſtimmigkeit, die zweifellos ber Nemebur 


(8) bebarf, ber wir und nicht entziehen können. 


Yud don meinen politifhen Freunden ift ſchon im 
November vorigen Jahres eim wefentliches Bedenken gegen 
biefen Gefeßentwurf nicht geltend gemacht worden. Es 
fragt fich aber doch, und es tft damals, wenn ich mid 
recht erinnere, aud von feiten eines Redners der Rechten 
bed Haufed bie Frage aufgeworfen worben, ob das 
Höhftmaß von 50000 Litern überhaupt das Richtige 
jei, ob man nicht vielleiht no etwas weiter herunter: 


gehen folle 

(fehr richtig! in der Mitte), 
und neuerdings find Wünſche an mich herangetreten, die 
den Gedanken anregen, ob es nicht vielleicht möglich ift, 
den Genofjenihaftäbrennereten, bie neu entitehen, eine 
gewifie VBorzugsftellung einzuräumen. 

Die Genofjenfhaftäbrennereien Haben ja bekanntlich 
ben Zwed, den fleinen Landwirten durch den Zufammen: 
ſchluß zu einem gemeinfamen Brermereibetrieb die Vorteile 
des Großbetriebd zugänglih zu maden. Bon biefem 
Stanbpuntte aus ift e8 aber doch wünſchenswert, biefen 
fleinen Landwirten möglichſt auch in der Steuergefeggebung 
entgegenzulommen. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Allerdings muß ich andererſeits zugeftehen: wenn wir jeßt 
bie Genofienihaftäbrennereien von der kommenden 
Kontingentöperiode an begünfligen wollen, fo werben bie- 
jenigen, bie ſchon im Betrieböjahre 1902/03 entftanben, 
ſchlechter geftellt als bie jegt neu entftehenben. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Dad wäre eine neue Unftimmigfeit, die in das Geſet 
* etragen würde, und von dieſem Geſichtspunkte ans 
abe ich auch vorerſt davon Abſtand nehmen zu ſollen 
geglaubt, dieſen Standpunkt hier zu urgieren. Ich wollte 
aber doch dem Herrn Reichsſchatzſekretär gegenüber ben 
Wunſch ausipreden, daß dieſen Genoſſenſchaftsbrennereien 
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auch auf anderen Gebieten der Steuergefeggebung tunlihft (0) 


entgegengelommen wirb. 

Trotzdem wir der bamaligen Vorlage kein prinzipielles 
Bedenken entgegenzufegen hatten, hatte id doch bie Ber: 
weifung an eine Kommiſſion namens meiner Freunde zu 
beantragen, und zwar einzig und allein aus dem Grunde, 
weil wir ben dringenden Wunſch Hatten, die Frage ber 
Nüdvergütung der Maiſchbottichſteuer endlich ihrer Löfung 
entgegenzuführen. 

Nun haben wir eine zweite Vorlage mit ber Drud- 
ſache Nr. 196 erhalten, welde den Wünſchen des Reich» 
tags einigermaßen entgegentommt. Diefe Wünſche fügen 
ſich auf die bebauerlihe Tatſache, auf bie ſchon mein Herr 
Borrebner hingewieſen bat, daß bie Matfchbottichftener im 
Laufe der Jahre einen erheblichen Rüdgang aufmweift in 
berug auf das Nettoerträgnis. Diefe Tatſache tft außer: 
ordentlich bebauerlich, ganz beſonders im Intereffe unferer 
Reichstaffe.e Wenn wir z. B. fehen müflen, daß im 
Jahre 1903 bei einer Bruttoeinnahme von 34 Millionen 
Mark nur eine Nettoeinnahme von 8,5 Millionen an 
Maifhbottichfteuer für die Reichskaſſe verblieben ift, fo 
tft doch das eine auffallende Tatſache. 

(Sehr richtig!) 

Gerade das Jahr 1903 gibt mir aber aud Anlaß, 
unfere Zuſtimmung auszufprehen zu dem Vorſchlage ber 
Negierungdvorlage, für die Berwaltungdfoften eine Höchſt- 
grenze feitzufegen. Es kommt ja bei biefer Verwaltungs» 
foftenvergütung nn in Frage, daß die Arbeit, Die 
bie Ginzelftaaten haben mit ber Stontrolle bes zu dena⸗ 
turierenden Spiritus, und ber Aufwand, ben fie am 
Beamtenapparat elften müffen für bie Vornahme ber 
Denaturierung erheblich größer ift al$ derjenige, die An- 
forberungen, welche die Abfertigung bes zu verſteuernden 
oder zur Ausführung gelangenden Spiritus an fie ftellt. 
Der verftenerte Spiritus kommt fofort in den freien Ber- 
fehr; der andere muß unter Auffiht der amtlichen —* (D) 
benaturtert bzw. ausgeführt werben. Das erforbert einen 
großen Beamtenapparat ufw. Alſo die Aufwendungen, 
welche die Ginzelftaaten auch für bie —524 des⸗ 
—— Branniweins haben, für welchen eine Maiſch⸗ 
bottichſteuer nicht zur effektiven Vereinnahmung kommt, 
— zweifellos ſehr große. Ich ſtehe aber doch nicht an, 
m Intereſſe ber Reichsfinanzen ben Gedanken auszu— 
ſprechen, daß dieſe Verwaltungskoſten ein gewiſſes Prozent⸗ 
verhältnis der Nettoeinnahme nicht überſteigen ſollen. Es 
müſſen einerſeits bie Leiſtungen der Einzelſtaaten berüd- 
ſichtigt werden, andererſeits aber auch die Jutereſſen der 
Reichslaſſe, und bier hat die Vorlage wohl den richtigen 
Mittelweg gefunden. 

Wenn man fieht, wie gerade im Jahre 1903 bei 
einer Neineinnahme von nur acht Millionen an bie Einzel: 
ftaaten Verwaltungsloſten in der Höhe von fünf Millionen 
bezahlt wurben, jo ift das zweifellos ein Mißverhältnis. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Dad erinnert doch zu fehr an die Koften, die wir aufs 
wenden müffen, um unfere hinefiihe Kriegseutſchädigung 
beizutreiben. Dort haben wir noch eime Forderung bon 
275 Millionen, und wenn unfere Gtatöforberungen für 
diefen Zwed weiter gleih hoch bleiben, haben wir bis 
zum Jahre 1940 — bort ift, Jar ich, der lette Termin 
fällig — ungefähr noch 225 Millionen dafür aufzuwenben, 
biefe Kriegskoſten beizutreiben. Einen ganz ähnlichen 
Eindrud muß es maden, wenn, um acht Millionen Steuer 
für die Reichskaſſe zu befommen, fünf Millionen für beren 
Verwaltung verausgabt werben. 
(Sehr richtig!) 

Meine Herren, dad rabifalfte Mittel zur Abhilfe 
wäre ja, bie Maiſchbottichſteuer überhaupt ir en. 
Es haben ſich aud in diefem hohen Haufe ſchon ſehr ge— 
wichtige Stimmen prinzipiell für die Aufhebung der 


(A) Maiſchbottichſteuer ausgeſprochen. 


SEpec) 





i Ich erinnere nur an 
unferen früheren Kollegen Lucke (Patershauſen), ber fich 
in biefem Sinne ausgeiproden hat. Auch ber Herr Ab- 
georbnete Dr. MWiemer hat ſich erft im November vorigen 
Jahres in diefem Sinne hier geäußert. Es unterliegt ja 
aud feinem Zweifel, dab bie Maiſchbottichſteuer außer- 
orbentlih ſchwerfällig zu erheben ift, daß fie eine Läftige 
Kontrolle zur Folge hat, daß fie außerordentlich viel Un— 
annehmlichkeiten für bie Steuerbehörbe ſowohl, wie aud) 
für den Brenner ſelbſt mit fih bringt, — ich erinnere 
nur an die Unannehmlichkeiten der Konventionalftrafen. 
Wenn nur irgend eine fleine Beitimmung über die Auf: 
ftellung und —— ber Gefäße uſw. nicht beobachtet 
wird, glei kommt eine Stonventionalftrafe von mehreren 
hundert Marf. 

Auch das finanzielle Ergebnis der Maifchbottichfteuer 
für dad Reich ift, wie ſchon betont, verhältnismäßig 
geringfügig. Wir haben aber doc; Bebenken, im gegen: 
mwärtigen Moment jhon die Aufhebung der Maifchbottich- 
ftener anzuregen oder nur zu wünfden; denn einerfeit3 
der Spiritusmarkt, anbererfeit$ aber bie Intereſſen der 
beteiligten Landwirtſchaft verbieten es, tm dieſer Weiſe 
jetzt ſchon radilal vorzugehen. Man wird wohl warten 
müflen bis zum Jahre 1912, das offenbar beftimmt ift, 
ben Wendepunkt in unferer ganzen Branntweinftenergefeh- 
gebung mit fich zu bringen. 

(Zurnf Int.) 
— Der Herr Abgeordnete Südelum ruft mir dazwiſchen: 
„warten wir ab!* Ich glaube, die finanziellen Ber: 
hältniffe im Neich werden und allmählid überhaupt dazu 
drängen, gerade auf bem Gebiete ber Branntwein- 
befteuerung einen Schritt weiter nad) vorwärts zu tum. 

Meine Herren, ber andere Weg, bie Maifchbottid- 
ftener wieder ergiebiger für das Neid zu geftalten, ift 
ber, die Vergütung in Einklang zu bringen mit der tat- 
(B) ſächlich en Steuer. Der Reihötag hat auf unferen 

Antrag früher bereits eine Refolution folgenden Inhalts 
angenommen: 
den Herrn Reichskanzler zu erfuchen, dem Reichs⸗ 
tag baldtunlichſt einen Gefegentwurf vorzulegen, 
durch welchen die Matfhbottichftenerrüdvergütung 
auf eine ber tatſächlichen Befteurung entfprechenbe 
Höhe herabgefegt wird. 
Diefem Wunſch des Reichstags kommt ja $ 1 bes Gefek- 
entwurfs auf Nr. 196 entgegen, indem er bie Vergütung 
auf 12 Mark für das —— reinen Alkohols herab⸗ 
ſetzt gegenüber 16 Mark bisher. Es wird aber vorerſt 
doch zu unterſuchen ſein, ob dieſer vorgeſchlagene Satz 
von 12 Mark das Richtige trifft. Er ſoll ja offenbar nur 
ein Durchſchnittsſatz fein, weil man nicht jebe * 
Brennerei mit ihrer Ausbeute berückſichtigen kann. iſt 
in dieſer Beziehung ja zuzugeben, daß es kleine Brennereien 
gibt mit weniger guten Betriebseinrichtungen, bei denen 
die Rückvergütung bon 12 Mark zu gering fein bürfte; 
allein man wird bier amnbererfeit3 in Betradt ziehen 
müffen, daß in dem großen Betrieben bie techniſchen 
Verbollkommnungen fo weit borgefchritten find, daß der 
Sat von 12 Mark vielleicht doch etwas zu hoch gegriffen 
erſcheint. Diefe Frage wird jedenfalls geprüft werben müffen. 

Ih kann übrigend meiner Befriedigung Ausdruck 
geben darüber, daß bie verbündeten Negierungen in * 
unſeren Wünſchen entgegengefommen find. Dieſe Be— 
—— wäre aber noch größer geweſen, wenn ſie ſich 
auf den Vorſchlag des 81 beſchräntkt hätten 

(ſehr richtig! Links), 
und nicht in $ 2 das, was ſie und in $ 1 an Entgegen— 
fommen bringen, wieder zurüdgenonmen hätten ober, wie 
ber Herr Vorredner es zutreffend audgebrüdt hat, in $ 1 
einen Schritt vorwärts zur machen on are in & 2 aber 
ben gleiden Schritt wieder zurüdgetan hätten. 
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Meine Herren, ber 
41/, Millionen aus den Erträgniffen ber Maiſchbottich- 
ftener vorwegnehmen und biefe Summe ähnlich wie bei 
ber Brennftenervergütung in ber Form bon Zujhüffen an 
ben andgeführten und benaturierten Branntwein abgeben. 
Diefe Zufhüffe Tollen aber mur dem Brauntwein zugute 
fommen, für welden Matfchbottichiteuervergütung gewährt 
wird. Diefe letztere Beichräntung war ja zweifellos 
fachlich berechtigt; aber es ift boch bebauerlih, baß num 
in biefe Zomplizierte Branntweinitenergefeggebung durch 
biefes Zuſchußſyſtem, beſonders durch bie Art der Ber: 
teilung diefer Zuſchüſſe, nun noch neue Schwierigkeiten 
hineingetragen werben, bie bie ganze Geſetzgebung noch 
unflarer machen, als fie es biäher ſchon war. 

(Sehr richtig! links. 
Denn die überfichtlichkeit wird gewiß gefördert, wenn 
man noch weiter unterfheiden muß zwiſchen dem Brannt: 
wein, ber ben Ausfuhrzufhuß befommen hat, und bem 
Branntwein, ber ihn nicht bekommen hat. 
(Sehr richtig! Links.) 

Sp wird aud die Ülberfihtlichkeit in ber Preisbildung 
nicht ſehr erleichtert. Der Vorſchlag der verbünbeten Re— 
gierungen entipridt ja — das muß ich zugeben — voll: 
fommen bem, was ber Herr Staat3felretär früher ſchon 
in Ausſicht geftellt hat. Er hat immer mur davon ge 
fprodhen, daß eine weitere Abbrödlung ber Matfchbottich- 
fteuer 5 werden ſolle. Anders war aber die Anſicht 
ber Mehrheit des Reichſtags. Dieſe war der Meinung, 
ber aud der Herr Vorredner ſchon Ausdrud gegeben hat, 
daß mit biefem Prämtenfyftem überhaupt gebrochen werben 
folle. Meine Freunde haben gegen dieſes Syſtem ſchon 
immer Bedenken geäußert. Es bietet ja aud ber 
Borfhlag der verbündeten Regierungen zweifellos 
einen gewiſſen $Fortichritt gegenüber bem Zuſtand, 
wie er jetzt beſteht. Man will wenigſtens bas 


weitere Anwachſen der Gefamtfumme der Prämien ba- (D) 


burd verhindern, dab man fagt: es dürfen in einem 
Jahre nicht mehr al3 41/, Millionen an Prämien für ben 
gefamten denaturierten und ausgeführten Branntwein ge— 
-. werben. Das hat nun felbftverftänblid zur Folge, 
aß, wenn aud ber gewerbliche Konfum, wie zu erwarten 
tft, noch weiter fi ausbehnt, und vielleicht auch bie Aus: 
fuhr zunimmt, bie Gefamtfumme ber Zuſchüſſe fi immer 
gleih bleibt. Der Betrag alfo, ber auf die einzelnen 
ausgeführten und bematurierten Mengen trifft, wird bon 
Jahr zu Jahr immer geringer, und die Summe, bie ba- 
rüber hinausgehen würde, müßte ber Reichskaſſe ver- 
bleiben. Das wäre zweifellos ein Vorteil gegenüber dem 
jeßigen Zuftand, Allein meine Freunde haben doch 
prinzipielle Bedenken gegen den $ 2; denn dieſer Bor- 
ſchlag enthält nicht mehr und nicht weniger ald die geich- 
liche Feſtlegung einer Ausfuhrprämie, und dieſes Bor: 
gehen bürfte doch mit ber biöherigen Tendenz unferer 
Steuerpolitit nit ganz im Einklang ftehen. Das geſetz⸗ 
liche Prämienſyſtem bei ber Zuderfteuer wurbe aufgegeben, 
weil man fi fagte, es iſt mit dem heutigen wirtichaft- 
lihen Verhältniffen nicht mehr vereinbar. Ich will nicht 
näher unterfuchen, ob folde Prämien uns nicht vielleicht 
Schwierigkeiten im Auslande bereiten könnten, ob nicht 
pielleiht die Ausfuhr unfered Branntweins Schwierig: 
feite in Ländern finden könnte, nad) benen wir den Brannt- 
wein biöher exportiert haben. Meine freunde haben von 
Anfang an auf eine vollftändige Aufhebung der Prämien 
bet ber Branntweinftener hinzuwirken un Ar Selbit- 
verſtändlich kann aber diefe Aufhebung nicht plöglih bon 
einem Jahre auf das andere erfolgen; man muß auch hier 
en borgehen und bie Intereffen der beteiligten Kreiſe 
berüdfitigen. 


Nun Lönnte man ja —* erwägen, ob man nicht 
bad Prinzip dieſer Ausfuhrzuſchüſſe — wie ich fie kurz 


2 will eine Summe bon (C) 


(A) bezeihnen will — 


(8) ftattgegeben wurde. 
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(Sped.) 

alzeptieren, gleichzeitig aber eine 
Beſtimmung treffen follte, bie eine aus fortſchreitende 
Kürzung der Geſamtſumme ber Zuſchüſſe vorſchreiben 
würde, ſodaß ſchließlich dieſe Ausfuhrprämie auf ben 
Nullpunkt ankommt und ganz verſchwunden iſt. Gerade 
der Zeitpunklt bed Jahre 1912 würde wohl ganz 
geeignet erſchelnen, bis zu biefem Jahre bie Prämien 
erlöſchen zu laſſen, weil für biefes Jahr ja ohnebies eine 
Neuregelung der Branntweinftenergefeßgebung vermutlich 
fommen wird. 

Es ift auch mir aufgefallen, daß ſich bie verbünbeten 
Negierungen gerade im gegenwärtigen Moment gegenüber 
ben Münden, der Reſchskaſſe neue Mittel zuzuführen, 
gewifiermaßen ablehnend verhalten. Herr Dr. Pachnicke 
bat ſchon darauf hingewiefen: vor wenigen Tagen haben 

wir in ber Budgetlommiffion die Frage der Beamten: 
—— die Frage einer einmaligen Beihilfe an die 
unteren und mittleren Beamten —— und da waren 
es die Herren Vertreter bed Reichsſchatzamts, welche ganz 
gewaltige Bedenken erhoben, und zwar unter Verſicherung 
ihres Wohlwollens für die Beamten nur aus finanziellen 
Rüdfihten. Man follte aber doch gerabe bei ber zurzeit 
herrſchenden Finanzkalamität annehmen, daß in folden 
Fällen, in welchen der Reichstag bereit ift, der Reichskaſſe 
neue Mittel zuzuführen, etwas mehr Entgegentommen be: 
wieſen wird. 

63 iſt ja immer nur das Intereſſe der Reichskaſſe 
gewejen, das wir bei unjerem Borgehen im Auge rg 
und bied Intereſſe ift ed auch peisefen, dad mid im 
November vorigen Jahre veranlaßte, die Trage ber 
fogenannten Renaturterung des Branntweind wieder auf- 
zurollen. Damald3 Hat der Herr Reichsſchäatzſekretär 
zugegeben, daß wiederholt Strafanträge wegen 
mißbräuchlicher Verwendung von denaturiertem Brannts 
wein geftellt wurben, denen aud bon ben Gerichten 

Damit ift bewiefen, daß —**— 
ſolche Fälle vorgekommen find, und daß es notwendig iſt, 
Mittel zu ergreifen, um dieſe mißbräuchliche Verwendung 
hintanzuhalten. Es wird ja im erſter Linie in Frage 
fommen, ein neues Denaturierungdmittel zu erfinden, bas 
aus dem Branntwein nit mehr fo leicht ausgeſchieden 
werben kann und ihm einen jo intenfiven Geruch und 
Geihmad gibt, daß der Branntwein nicht mur momentan 
für den menſchlichen Geihmad unbraudbar iſt, fondern 
daß ihm biefer Geruch und Gefhmad durch andere Mittel 
nicht mehr entzogen werben fann. Gin ſolches Denatu— 
rierungSmittel erifttert zurzeit leider noch nicht. Es hat 
ja befanmtlich bie franzöfiihe Regierung im Jahre 1905 
eine Prämie von 20000 Francd ausgeſchrieben, um ein 
ſolches Denaturierungsmittel zu erhalten. Das tft aber 
bis jetzt noch nicht ** Aber bis dahin wird 
unfererfeitg gegen y#- ihbraud) auf anderem Wege 
vorgegangen werben, und zwar in erfter Linie durch eine 

Beridä irfung der Kontrollmaßregeln und dann durch eine 
Einfhränfung ber Borausbenaturierungen. Es ift jegt jo, 
daß ganz gewaltige Mengen Branntwein bematuriert 
werben, für welche momentan noch gar feine Berwenbungs- 
möglichkeit gegeben ift, die alfo nur auf Vorrat benaturiert 
werben. Warum läßt man aber ben Branntwein auf 
Borrat dematurieren? Im erfter Linie wohl deswegen, 
weil bann der Branntwein fofort in ben freien Verkehr 
fommt, weil man mit der Ware mahen kann, was man 
will; man fann ihn rg renaturteren, a. heißt für 
ben menjchůchen Genuß wieder gebrauchsfähig machen. 

Der weitere Grund, warum man en aflen dena⸗ 
furieren läßt, tft ber, daß man ſofort in den Genuß der 
Rückver — fommt, und dieſe ift erheblich, fie beträgt für 
ben SHeftoliter 22 Matt, rt, obwohl nur 12 Markt Steuern 
durdhichnittlich bezahlt worden find. Der Intereſſent, ber 
ſolche Mengen benaturieren läßt, befommt alſo pro Heftoliter 
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aus ber Reichskaſſe fofort 10 Mark netto an Prämie aus- 
gegabl, und das ift natürlich ein Aureiz, a raſch —— 
oglichſt viel Branntwein zu benaturieren. In dieſer B 
ehung könnte wohl durch Feſtſetzung einer — 
* auf einmal zu bematurtereuden Poſten Abhilfe ge— 
Ihaffen werben. G it ja felbftverftändlich, es müßten 
auch bie Intereſſen der Beteiligten genügend berüdfichtigt 
werben; Ausnahmefälle müßten immer zugelaffen werben. 
Aber man follte doch darauf hinwirfen, dab große Diengen, 
ganze Waggonladungen Sprit nit ſchon am Herftellungs- 
orte bematuriert, fonbern unter Steuerfontrolle an den 
Beftimmungsort geführt und erft bort benaturiert werben. 
Unterſchleifen, die jest auf dem Wege bis zum Ver— 
wendungsort m “ find, könnten fo vielleicht begegnet 
werben, ba die Verſendung unter Steuerfontrolle erfolgen 
müßte. Aus der Anlage 3 zur Druckſache Nr. 196 geht 
berbor, daß die Spannung zwiſchen ber Trinkverbrauchs— 
menge und ber Menge zum ftewerfreien Verbrauch 
gan — er ft. Diele Spannung 
etrug noch 1890,91 1630 000 ——— an 
nur noch 787000 Settoliter. 8 e 
nahme bed Trinkverbrauchs an — n, ——— KoBl 
neben ben Erfolgen ber —5* eitsbeſtrebungen auf ben 
ganz erheblihen Mißbrauch bematurierten Branntweins 
zum menſchlichen Konſum zurkdzuführen. Der Verbraud 
bon Trinkbranntwein tft et it bem Jahre 1889, alfo in 
16 Jahren, obwohl wir in biefer Zeit einen Bendlferungs: 
zuwachs von ungefähr 12 Millionen Seelen hatten, gar 
nicht gewachſen. Das tft neben ben —— Gründen 
auch auf die ganz unbegreifliche ge itit eng 
die bon feiten ber Spiritußzentrale verfolgt worden ift, 
und tm biefer Beziehung Sr id ben Ausführungen meines 
Herm Borrebnerd vollftänbig beipflicten. Aus bem Jahres: 
bericht ber Zentrale für bad Geſchäftsjahr 1905 bis 1906 
eht hervor, daß bie Zentrale eine Preispolitif getrieben 
at, mie fie durch bie tatfächlichen Ag nicht be- 
techtigt war. Es geht aber auch baraus hervor, daß 
biefe willfürliche Preiserhöhung eine Abnahme des Kon: 
ſums nicht nur an Trinfbranntwein, fondern aud an 
—— 2 Spirituß zur Folge hatte. Es iſt da auf 
eite 4 zu leſen: 
Unter der Wirfung ber hohen Breife jenes Jahres 
— 1904/1905 — 
war ber Berbraud bon Branntwein in allen 
Zweigen feiner Verwendung empfinblid zurück— 
egangen, unb er hatte, was für bie Zukunft bon 
elang jeln konnte, teilweife feine Formen und 
Gewohnheiten geänbert. 
— Auf bem Gebiete bed Trintbranntweintonfums hat man 
zum Ausgleich ber Preiöfteigerung vielfah eine Der: 
wäfferung be3 Branntweind vorgenommen, hat ben 
Altoholgehalt der Spirituofen herabgeſetzt; allein auf bie 
Dauer hilft dies Mittel nicht, der Konfum läßt ſich dies 
nicht gefallen. — Weiter heißt es da: 
Ernfter noch ſah es mit dem gewerblichen Ver: 
brauch aus. Hier waren weite Kreiſe der 
Konſumenten durch die höheren Preiſe veranlaßt 
worben, bie für Spiritusverwendung eingerichteten 
Beleuchtungs⸗, Heiz: und ſtoch⸗ uſw. Geräte zunächſt 
wieder außer Gebrauch zu ſtellen. 
Alſo wir ſehen, daß trotz der großartigen Bemühungen ber 
Zentrale, die Verwendung bon gewerblidem Spiritus 
auch in den Tleinften Haudhaltungen einzubürgern, infolge 
der Preispolitik der gleihen Zentrale fein weientlicher 
— * Konſum des gewerblichen Spiritus zu ver⸗ 
zeichnen 
Es iſt auch intereffant, was biefer — be⸗ 
züglich = Ä fagte auf Seite 
Geihäftsjahr 1905/6 —2 die größte 
—ã— bie bisher in * Statiftif 


(0) 


(D) 








verzeichnet worben ift, und als die Folge davon 
eine Ausdehnung der Vorräte noch über das bon 
früher befannte höchſte Maß. Trotzdem 
— aljo: trogbem die Vorräte jo angewachſen waren — 
fonnte den Mitgliedern des Verwertungsberbandes 
ein Erlös zugeführt werben, der auf der vollen 
Höhe des Durdichnitt3 unjerer bisherigen Wirk: 
ſamleit liegt. 
(Hört! hört!) 
Alſo Sie fehen: trogdem eine folde Anfammlung von 
Vorräten ftattgefunden hat, aljo über Bedarf produziert 
worden ift, hat man den Mitgliedern des Verwertungs— 
verbandes einen finanziellen Vorteil zugeführt, der im 
Bergleih mit früheren Jahren immer nod außerordentlich 
günftig war. Das fcheint doch zu beweifen, daß man 
jehr aut die Preife etwas niedriger hätte ſtellen können, 
ohne bie Intereſſen der Produktion zu ſchädigen. Cine 
ſolche Preispolitit wäre jedenfalld für die Ausdehnung 
des Konſums von Spiritus für gewerblihe Zwecke förder— 
licher geweſen als die Erhöhung der Preife. 

Intereffant iſt auch, was dieſer Jahresbericht in 
bezug auf die in Ausficht ftehende Steuergefeggebung fagt 
auf Seite 15: 

Leider fällt ein Schatten auf die Ausfichten für 

die Zukunft durch die Ankündigung einer Reviſion 

der Maifchraumftenerbeftimmungen, bie dem 

Brennereigewerbe mit neuen Beunruhigungen umd 

erhöhten Laften drohen. 
Diefe Außerung ſcheint mir von einer Verkennung ber fat 
ſächlichen Verhältniffe auszugehen. Es handelt fid nicht 
darum, jett dem Brennereigewerbe neue Laſten aufzu— 
erlegen, fondern es handelt fich bei diefer Maiſchraum— 
fteuervergütung barum, einen ungerechtfertigten Borteil, 
ben ber benaturierte und ausgeführte Branntwein bisher 
hatte, diefem wieder zu entziehen 

(fehr richtig! in ber Mitte), 

einen Vorteil, der vom urfprünglichen Geſetz nicht gewollt 
war. Wir wollen aljo dem Branntweingewerbe feine 
nee Laſt auferlegen, fonbern die Abſichten des Brannts 
weinftenergefege8 auch heute noh zur Durdführung 
gebracht ſehen. 

Nun hat der Abgeordnete Pachnicke auch bie Be— 
feitigung der ſogenannten „Liebesgabe“ verlangt und 
insbeſondere gemeint, in den Kreiſen der Zentrumspartei 
beſtünde Neigung, dieſem ſeinem Wunſche entgegen— 
zukommen. Soweit meine Freunde aus Süddeutſchland 
hier in Frage kommen, kann ich in deren Namen erklären, 
daß eine Aufhebung der Liebesgabe für uns nicht 


annehmbar iſt. 
(Hört! Hört! links.) 

Berftehen Sie mich recht, meine Herren; ich meine nicht 
die Liebedgabe, bie in ber allzır großen Stenervergütung 
für ben andgeführten und bematurierten Branntwein 
befteht, ſondern ich meine bie ſogenannte Licbesgabe, die 
in der Stontingentöfpannung zwiſchen 70 und 50 Mark 
enthalten fein fol. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Pachnicke hat bei diefem 
Zeil feiner Ausführungen, glaube id), die neugeichaffene 
politifhe Situation ſelbſt nit völlig berüdjichtigt. 

(Heiterfeit.) 
Bei den Herren auf der rechten Seite ded Haufe wird, 
glaube ich, ebenfo wenig wie bei mir biefes fein Verlangen 
wohl wentg Freude erwedt haben und wohl auch faum 
Entgegenlommen finden. 

Soweit bie jahlichen Ausführungen zu den beiden 

Vorlagen. 

a3 die formelle Behandlung der Vorlagen betrifft, 
fo jchließe ich mich dem Vorfchlage de3 Herrn Abgeordneten 
Dr. Pachnicke an. Meine Freunde werben bezüglich der 
Drudiade Nr. 196 ber Hommiffionsberatung zuftimmten, 
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bezüglich ber Drudiadhe Nr. 22 haben fie feine Bebenfen, (C) 


biefelbe fofort im Plenum zu erledigen. 
(Bravo! in der Mitte.) 


Bizepräftdent Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Gamp. 


Gamp, Abgeordneter: Über den Gefegentwurf auf 
Nr. 22 der Drudjahen nur wenige Worte. 

Ich möchte dem Herrn Kollegen Pachnicke gegenüber 
bemerlen, daß durch dieſes Geſetz allerdings eine Pro— 
dultionseinſchränkung für die neuen Brennereien beabſichtigt 
iſt, daß aber dieſe Produktionseinſchränkung lediglich für 
die Großbetriebe eine praltiſche Bedeutung hat, während 
die Kleinbetriebe, die man vorzugsweiſe erhalten und 
ſchützen will, durch dieſe Produktionseinſchränkung in keiner 
Weiſe berührt werden. Auch ich habe eine gewiſſe Sym— 
pathie mit den Genoſſenſchaftsbrennereien, und ſoweit es 
möglich iſt, würde auch ich, wie Kollege Speck, eine Be— 
günſtigung der Genoſſenſchaftsbrennereien wünſchen; in 
gewiſſem Umfange wird ſich das bei der Durchführung 
des neuen Geſetzes machen laſſen. Ich muß aber doch 
bemerken, daß es auch fogenannte Genoſſenſchaftsbrennereien 
gibt, die tatſächlich keine ſind, Brennereien, bei denen ein 
Großgrundbeſitzer ſich mit einer Reihe von kleinen Bauern 
als Teilnehmer vereinigt hat, fodaß tatjählih das Über: 
er. in ber Großbrennerei Kent, und die anderen 

vennereien nur einen mehr deforativen Charakter haben. 
Solche Brennereien berftehe ich nicht unter den genofjen= 
ſchaftlichen Brennereien, die id) möglihft hüten will. 

Was ben anderen Gefegentwurf anlangt, fo ift von 
ben beiden Herren Vorrebnern eins überjehen, nämlich, 
dab der Reichſstag und bie verbündeten Regierungen ge= 
wiffermaßen dahin fi verftändigt haben, bis zum Iohre 
1912 eine burcdhgreifende Anderung der gefamten Spiritus- 
ſteuergeſetzgebung herbeizuführen. Sol dieſe Gefeggebung 
im Jahre 1912 zum Abſchluß kommen, fo wird man 
fhon 1910 das Gefeß vorlegen müſſen. Da es ein jehr 
ſchwieriges und fompliziertes Geſetz tft, wird, glaube ich, 
allfeitig ber Wunid als ein beredjtigter angejehen, ben 
Intereffentengruhben eine möglidft umfangreiche und lange 
Gelegenheit zur Beratung zu geben. 

(Sehr richtig! reits.) 

Alfo, meine Herren, nachdem biefe Vereinbarung ge— 
troffen war, mußte es allerdings in den Kreiſen ber land—⸗ 
wirtfhaftlihen Brennereien unangenehm berühren, daß 
nun plöglic, entgegen biefer Vereinbarung mit eimem 
Gefege vorgegangen wird, das immerhin eine nicht 
unweſentliche Veränderung der gegenwärtigen Lage herbei— 
führt, Von biefem Gefihtöpunfte aus wird man doch 
den Bertretern der landwirtfhaftlihen Intereſſen nicht 
unrecht geben können, daß fie dies Vorgehen ber Geſetz— 
gebung al3 ein nmeriwartetes und aud von ihrem Stand— 
punfie aus als unerwünſchtes bezeichnen. 

Meine Herren, der Herr Staatsſekretär hat darauf 
hingewieſen, daß eine verhältnismäßig geringe Einnahme 
für den Fiskus aus diefem Geſetz heraustommt. Wenn 
man bedenkt, daß es jih nur um brei bis bier Sjahre 
handelt, fo hätte man es in landwirtſchaftlichen Streifen 
mit größerem Dank empfunden, wenn der Herr Staats: 
ſelretaͤr dieſe wenigen Jahre noch gewartet hätte; viel 
Nachteil konnte durch diefe Hinausſchiebung nicht entftehen, 
wie er felbft fagte; große Einnahmen konnte er aus biejer 
Heinen Remedur nicht ziehen. Nachdem num aber die 
verbündeten Wegierungen eine andere Stellung ein: 
ee haben, wird man in einc objeftive Prüfung 

es Geſetzes eintreten müſſen. 

Für die Beurteilung dieſer Frage kommt es zunächſt 
darauf an, feitzuftellen, ob alle Brennereien tatſächlich nur 
12 Mark Maifchraumfteuer zahlen. Meine Herren, Sie 
wiffen aus der Vorlage, dab es fih mur um einen 


— 


D) 


(A) Durchſchnittsſatz handelt. 


Den 
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(Gamp.) 
Darans folgt, daß ein großer 
Zeil der Brennereten weniger ald 12 Mark zahlt, aber 
ein großer Teil auch wieder mehr. Nun find es gerade 
die großen Brennereien, mit vorzüglichen Einrichtungen, 
die eine verhältnismäßig geringe Maifchraumftener 
zahlen, während bie fleineren, weniger leiftungsfähigen 
eine höhere zahlen. Den Heinen Brennereien tut man 
alfo entſchleden unrecht, wenn man für die Rüdvergütung 
den Durchſchnitt zu Grumbe legt, denn tatſächlich be— 
zahlen fie mehr Matfhraumftener, als fie wirklich zurüds 
erhalten; fie werben alfo in ihrer Lage weientlih ver— 
ſchlechtert. 

Meine Herren, die Frage, ob man bei einer durch— 
greifenden Anderung des Branntweinſteuergeſetzes die 
Maiſchraumſteuer nicht ganz beſeitigen ſollte, will ich hier 
nicht eingehend erörtern; ſie iſt meines Erachtens keine 
—— ſondern eine praktiſche Frage. Ich würde 
perſönlich kein großes Bedenken gegen bie völlige Be— 
ſeitigung der Maiſchraumſteuer haben, wenn es möglich 
iſt, auf andere Weiſe bie Stleinbetriebe gegen bie Konkurrenz 
der Großbetriebe zu fhüsen. Denn darüber kann fein 
Zweifel fein: wenn die Matfchraumftener befeitigt wird, 
fo erlangen bie gewerblihen Brennerelen ein erhebliches 
Übergewicht über die Kartoffelbrennereien, und das kann 
und wirb zweifellos zu einer Verminderung der Konkurrenz: 
[ante eit ber kleinen Brennereten führen. Es liegt auf der 
Hand, daß wejentliche Vorteile auch für den Brennereibetrteb 
aus ber Beleitigung der Maiſchraumſteuer Herausfpringen, 
nicht bloß bie Bejeitigung ber Schilanen und Beläftigungen, 
fondern auch bie Möglichkeit ber Verwendung ſchlechten 
Materiald, was jetzt erfchwert bezw. ausgefchloffen tft, da 
die Maiſchraumſteuer eben eine Naumftener ift und bie 
Verwendung ſchlechten Materials eine erheblih höhere 
Stenerbelaftung zur Folge hat. 

Wie die Sachen jetzt liegen, glaube id, wird man 
erhebliche Bedenken gegen den Gefegentwurf nicht äußern 
fünnen. Es ift ganz richtig, es fol der gegenwärtige 
Zuftand firiert werben, es fol verhindert werben, daß bie 
Steueraudfälle fiir den Reichsfiskus ſich fteigern, und da 
ed fih eben nur um wenige Jahre handelt, bis das 
Definitivum durch eine Reform des Steuergeſetzes zur 
Einführung gelangt, jo fommen aud) nur verhältnismäßig 
aa Beträge bie Brennereien in Frage. 

eine Herren, wenn ih nun Veranlaſſung nehme, 
mid mit einigen Bemerkungen der Herren Borrebner zu 
beihäftigen, jo möchte id) zunädft darauf hinweifen, daß 
bie Vorwürfe gegen ben Spirituöring, er hätte eine un— 
berechtigte Preiötreiberei geübt, fahlih durchaus nicht 
begründet find. Der Herr Abgeordnete Pachnicke hat ja 
die vom Ning feftgeiegten Spirituspretfe vorgelefen. In 
einem Sabre ift ber Preis auf 41 Mark, in einem 
anderen auf 39 Mark, im dritten auf 40, im fünften 
wieder auf 41 Mark feftgefegt, und nur ein einziges 
Jahr hebt fih ab, dad Jahr 1903/4, wo der Preis 
57 Markt betragen hat. 

Nun find ja bie Herren Pachnicke und Sped fo große 
Kenner des Brennereigewerbes, daß fie mir ohne weiteres 
recht geben werben, daß in dem Jahre 1904/5, wo ber 
Kartoffelprei3 im Oſten bis auf 2,20 Mark im Herbft 
und auf 3 Mark im Frühjahr geftiegen war, es gar nicht 
ander möglih war, ald den Spirituspreis zu erhöhen. 
Meine Herren, bie Brobuftionstoften des Spiritus erhöhten 
fid) in diefem Jahre dur die Verteurung des hauptfäd- 
lich in Frage fommenben Rohmaterial3 fo weſentlich, daß 
es jelbfiverftändlid war, daß ber Konſument einen ent 
ſprechend höheren Preis bezahlen mußte. Das war 
natürlih für alle ſehr bedauerlich, die Spiritus ver: 
brauchen. Aber ih muß doch darauf hinweiſen, baß bie 
Zentrale auch in dieſem teuren Jahre bie Verwendung 
des benaturierten Spiritus durchaus nicht erſchwert hat; 


benn wie Sie aus ber vorgelegten Nahweifung am (0) 


Schluſſe des Geſetzes auf Seite 10 fehen, ift der Ber: 
brand) an ftenerfreiem Branntwein-Spiritu3 in ben Jahren 
1904/5 und 1905/6 gegenüber den Vorjahren immer ge 
iegen Alſo der hohe Preis ift lediglih für den Trink— 
ſpiritus gezahlt, dagegen hat für den bematurierten Spiritus 
eine irgend wefentlihe Preiserhöhung in keiner Weiſe 
ftattgefunden, vielmehr hat die Zentrale es verftanden, 
den Preis für diefen niedrig zu halten. 

Nun ſprach Herr Kollege Sped immer von „Ausfuhr: 
prämien“. Gr hat babei ganz überfehen, daß die Ausfuhr 
überhaupt nur eine minimale Bebeutung bat. Im legten 
Jahre 1905/6 haben wir 180000 Heftoliter ausgeführt 
bei einer Erzeugung bon 4387000 Hektolitern; das dor: 
letzte Jahr find fogar nur 24000 Heltoliter ausgeführt. 
Alfo von einer Begünftigung der Ausfuhr, von einer 
Analogie mit der Zuderfteuer kann abfolut nit bie Rede 
fein. Hier handelt es fih pielmehr nur barum, dab durch 
einen Alt der Geſetzgebung gewiffen vaterlänbifchen 
Probuftiondzweigen und damit allerdings auch gewiſſen 
inländifchen Konfumentenkreifen auf Koften ber Gefant: 
heit eine Begünftigung gewährt if. Das ift vor allem 
bie Gffigfabrifation, die fehr großen Vorteil von biefer 
Bonifizterung bat; dann find es bie Induſtriellen, bie 
Terpentin, Schellad ufw. für Politurzwecke berftellen, und 
namentlich unfere große chemiſche Induſtrie, die aud einen 
Denaturierungsvorteil befommen hat. Wenn man nun 
bebenkt, daß diefe Inbuftriezweige vielfah in Konkurrenz 
mit dem Auslande ftehen, daß bad Nusland vielfach, 
namentlih in der Schweiz jehr viel ——* Spiritus: 
preife gehabt bat, fo wird man dieſe Bonifizierung doch 
nit al3 einen umbilligen und ungerechten Akt der Geſetz— 
gebung bezeichnen können; jedenfall kommt dieſelbe 
weniger ber Spiritusinduſtrie als ben betreffenden 
Konfumentenfreijen zugute. 


Wenn von dem erften Herrn Redner ber Wunſch (D) 


geäußert ift, man folle die ganze fogenannte Liebesgabe 
befeitigen, jo muß ich fagen: Großbrennereten des Oſtens 
würde bie Befeitigung feinen großen Kummer bereiten. 
Ich glaube fogar, im Gegenteil, die Großbetriebe bes 
DOftens könnten mit ber Befettigung der fogenannten Liebes— 
abe, b. h. ber Differenzierung der Steuerfäge einber: 
anden fein, weil fih dann unzweifelhaft die Entwidlung 
in der Spiritusproduftion herausbilden würde, mie wir 
fie in England haben, wo eine ganz geringe Zahl ge: 
werblidier Großbetriebe die ganze Spirituserzeugung 
übernehmen. Was aber aus un Taufenden bon 
fleinen Brennereien werben würde, wad ans unferen 
Hunderttaufenden Heftaren von Boben, der nur durch bie 
Brennerei ertragäfähig erhalten werben kann, werben 
mwürbe, bad, meine Herren, brauche ih ben Sachver— 
ftändigen nit audeinanderzufegen! Es würde eben einfach 
eine Vernichtung großer Kapitalien, die in biefen Brenne— 
reien angelegt find, eine wirtſchaftliche Verſchlechterung 
gerabe des ärmiten Bodens eintreten, und ih glaube 
doch, daß man biefe Folgen bei Minderung ber Geſetz— 
gebung jehr forgfältig wird überlegen müffen. 

Meine Herren, daß bie Bayern gegen die Beleitigung 
ber Liebesgabe find, ift ja ganz felbitverftändlidh; denn 
die Befeitigung der Liebesgabe heißt ganz einfah bie 
Befeitigung der Brennereien in Bayern, in Süddeutfchland 
überhaupt, auch im ganzen Weften. Es würben bann, wenn 
bie Liebesgabe befeitigt wird, überhaupt nur die großen 
Kartoffelbrennereten des Oſtens bie ganze Produltion über- 
nehmen können. Das mag vielleicht für die Großbrenner 
des DOftens wünſchenswert fein; aber ob da3 für bie 
Gefamtheit erwünſcht tft, möchte ich body bezweifeln. 

(Sehr ridtig! rechts.) 

Alſo, meine Herren, die großen Brennereien bed Oſtens 
ihädigen Sie mit ber Beſeltigung ber Steuerbifferenz 
17° 
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(Gamp.) 
(A) ee befonderd. Wenn man aber die Liebesgabe befeitigen 
will, fo fann man bad nur in der MWeife tun, daß man 
die Steuer allgemein auf 50 Mark herabfegt. Denn da— 
gegen würben wohl fowohl die Herren vom Zentrum wie 
aud) von ber Freifinnigen Bartei und auch vielleicht fogar 
bie Sozialdemokratie fein, die Steuer allgemein auf 70 Marf 
au erhöhen. Die Folge bavon würde eine Erhöhung bes 
Branntweinpreife um 20 Mark fein. Darüber kann gar 
fein Zweifel fein, namentlih nachdem infolge ber frei- 
willigen Produktionseinſchränkung eine Ringbildung ein- 
ge en if. Denn ber Ring würbe jelbftverjtänblih dem 
vennereibefiger auslömmliche Preiſe verſchaffen, Breife, 
bei denen er beſtehen kann; und niemand wird behaupten 
können, dab ein Preis von 39 bis 41 Mark, wovon no 
bie Maiſchraumſteuer ſowie die Transportloften von ber 
Brennerei bis zu der Eifenbahnftation in Abzug kommen, 
ein auskömmlicher Preis tft; der Spirituspreis würde alfo 
bei der Befeitigung der Steuerbifferenz um ben entſprechen⸗ 
ben Betrag bon ber Spirktusgentrale erhöht werben. Die 
Einführung eines einheitlichen Stenerfaged von 70 Mark 
würde alfo zu einer weientlihen Berteurung bed Brannt- 
weind führen, und dieſe fönnten wir — wenigſtens ich 
perfönlih nicht — unter feinen Umſtänden billigen, fo- 
lange nit bie entfprehenden Genußmittel ber mwohl- 
habenberen und ber reichſten Bebölkerungsklaſſen, nämlich 
—— und der Wein, mit entſprechenden Steuern belegt 
werden. 

Ich bin alſo der Anſicht, daß man dieſes Geſetz wohl 
annehmen könnte, und will nur noch kurz auf einen Punkt 
zurüdtommen, den ber Herr Kollege Sped erwähnt hat, 
nämlid die Frage, ob nicht in größerem Umfange ber 
benaturierte Branntwein zu Trinfzweden verwendet wird, 
entweder im bematurierten Zuftand, oder nachdem man bie 
a wieder aus dem Spirituß entfernt 
hat. Ich halte es auch für wahrideinlih, daß das in 


(u) erheblihem Umfange geſchieht, und würde mich im dieſer 


—— dem Wunſche des Herrn Kollegen Sped 
anſchließen. Vor einer Reihe von Jahren fuhr eine mir 
verwandte Dame in der Schweiz und hörte, daß ſich zwei 
Herren franzöſiſch darüber unterhielten, wie man ſehr 
leiht ein reiher Mann werben könnte: er hätte ein 
Denaturierungämittel gefunden, das es ermöglicdhe, den in 
Deutfchland denaturierten Spiritus ohme große Mühe und 
Koften wieber zum menfhliden Genuß Ih zu maden; 
er wenbe dieſes Mittel in Berlin in großem Umfange an 
und zöge daraus erhebliche ————— Die Herren 
hatten natürlich keine Ahnung, daß eine Dame ſich für 
bie Sptritusgeſetzgebung in Deutſchland irgendwie inter⸗ 
eſſierte. Ih habe natürlich dem preußlihen Herrn 
Finanzminiſter darüber Mittellung gemacht; er hat auch 
eine Unterſuchung veranſtaltet; es iſt aber nichts dabei 
erausgekommen. Ich weiß nun nicht, ob die linter- 
uchungen mit der nöligen Son gemadt find; aber 
ch babe aud den Eindrud, daß in Deutſchland in gewiſſem 
Umfange eine Renaturterung von Branntwein ftattfindet, 
und meine, man follte diefe Sache doch im Auge behalten. 

Meine Herren, ich ftehe unter dem Einbrud, daß bie 
Gegenfäge fi in biefer Frage allmählich wefentlih ge: 
mildert haben. Ich hoffe, daß ber Wunſch bed Herrn 
Staatsſekretärs des Reichsſchazamts in Erfüllung gehen 
möchte, daß biefe beiden Gefegentwirfe unverändert und 
insbefondere nicht zum Nachteil der Breunerelen verſchärft 
zur Annahme gelangen. 

Bravo!) 


Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeorbnete Sieg. 


Sieg, Abgeorbneter: Meine Herren, der Herr Ab- 
—— Pachnicke Hat gemeint, man ſolle diefe Frage 
ediglich als Vollsbertreter aller betrachten. Das betrachte 
ih überhaupt als felbftverftändlih. Meint er aber bamit, 


daß Diejenigen, die mit der Sade jelbft etwas zu tum (0) 


haben, ausgeſchaltet werben follen, ihre Meinung zu jagen, 
dann irrt er. Ich bin der Meinung, daß gerade diejenigen 
über die Materie zu ſprechen haben, die aus eigener 
Kenntnis bollftändig nach beiden Seiten dad Gute und 
das Schlechte abwägen können. Nun ift ja über ben 
einen Entwurf, über den Kontingentsfuß, in dieſem hohen 
Haufe feine weientlihe Meinungöperfchiedenheit vor: 
handen. Ich bin ber ee ey nachdem einmal in ber 
beftehenden Gefeßgebung dad Maß auf 50 000 Liter herab: 
gejegt if, man e3 auch derartig belaffen muß, damit nicht 
etwa bie gefhädigten Brennereien Anforderungen ftellen, 
bat man ihnen nachträglich die 80000 Liter Kontingent 
ewähren folle. Aber ih wundere mich, baß in ber Ber- 
anblung vom 19. November Stimmen laut geworben find 
egen biefe Feſtlegung. Das ganze Gefet hat ja jhon von 
aufe aus vorgejehen, daß große Stontingente fortlaufend 
verringert werben follen. Id made barauf aufmerkſam, 
daß bie großen Sontingente über 1500 Hektoliter von 
5 zu 5 Jahren bei jeber Neufontingentierung um 5 Prozent 
berabgejegt werden müſſen. Wenn heute barauf hin— 
— worden iſt, ob es zweckmäßig wäre, die Ge— 
noſſenſchaftshrennereien beſonders zu begünſtigen, ſo kann 
ich aus meiner Erfahrung ſagen, daß es eine ganze 
Menge Genoffenfhaftbrennereien gibt, die keineswegs 
Genoſſenſchaftsbrennereien find, und ich —* die große 
Sorge, wenn man auch hierbei eine Erleichterung ſchaffen 
würde, daß dieſe Gebilde unter dem Titel der Genoſſen— 
Ichaften jich weiter gründen werden und man feineöwegs 
ben eigentlichen Heinen Leuten den Vorteil bringen würde, 
—— den großen, die man doch auf der auderen Seite 
ekämpfen will. Nun iſt über den anderen Geſetz— 
entwurf eine gewiſſe eg entftanden. Das 
fann ich verſtehen. Der Herr Vorrebner bat ja ſchon 
gejagt, woran das wohl liegen fünnte. Die landwirtſchaft⸗ 


ihen SKartoffelbrennereien müffen ja, nachdem permanent (m) 


an ihnen berumgeboftort wird, in einer gewiffen Aufregung 
fein. Ih erkenne vollftändig an, baß ber Herr Reichs- 
ſchatzſelretär jo handeln mußte. Der Reichstag hat einen 
Beſchluß gefaßt, die Vorlage ift eingebradt, und ih muß 
auc anerkennen, baß er in gewiſſer Beziehung body wieder 
der Landwirtſchaft entgegengelommen tft. Wenn aber dieſe 
41/, Milionen wieder zum Grport benußt werben, fo kann 
das nur dazu dienen, bie Produktion auf der Höhe zu halten 
und feine wejentlihe Uberſchwemmung des Marktes eintreten 
zu laffen. Aber wundern Sie fih, dab die Landwirtſchaft 
nervös wird, wenn davon geiproden wird, eine vollitändig 
fundamentale Anderung herbeizuführen? Ich fiche auf 
dem Siandpuntte, dab ich perfonlih die Maiſchraumſteuer 
befeitigen will und zwar aus dem fehr einfahen Grunde, 
weil ee dad nicht mehr erfüllt, was fie urfprünglich zu 
erfüllen hatte, und wenn man jekt bie Nüdvergütung bon 
16 = 12 Mark feftfegt, erft recht nicht mehr. 

us der beigefügten Statiftif ergibt fi ja, daß 
große Unkoften entitehen, und biefe Unkoſten find eigentlich 
volftändig überflüffig. Meine Herren, jeder, der in ber 
Brennerei Beicheib weiß, weiß, daß heute ber Spiritus 
bom Apparat in große Baſſins fließt, die vollftändig dem 
Eigentümer entzogen find. Er hat gar fein Net, auch 
nur ein Liter feiner Produktion ohme weiteres für fich zu 
beanſpruchen. Die Kontrolle in den Brennereien wird 
häufig durch Beamte ausgeübt, die jehr wenig Verſtändnis 
von der Sade haben. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Klatſch und Mißgunſt find in der Hauptfadhe zu Haufe; 
wenn ber Brenner einmal irgend einen feiner Arbeiter 
Iharf anfährt, geht er zum Steuerbeamten, ber vielleicht 
auf Beförderung wartet, und fagt: bier ift etwas in ber 
Brennerei niht im Ordnung, und dann wirb eine 
peinliche Unterfuhung vorgenommen, und wenn man zu 


(A) feinem Grgebnid kommt, greift man auch zu. 
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(@ieg.) 
Mir 
liegt ein ſehr intereffanter Fall vor. In einer Brennerei 
wurde auch durch Klatſch in einem fehr fchweren Jahre, 
wo ſehr ſchwierig zu arbeiten war, wo bie Arbeiter be— 
ſonders heranmußten, den Stenerbeamten gemeldet: hier 
geht es * mehr gerecht * Darauf eine verſchärfte 

ontrolfe. Die verfeärfte ontrolle brachte aber abfolut 
nichts zutage. Tag und Nacht überwadhte man ben 
Brenner, und es fonnte durchaus nicht? entbedt werben, 
was gegen bie Beftimmungen verftieb. Trotzdem entſchloß 
man fih doch plögli, die ganzen Bottihe mit Beſchlag 
zu belegen und zu jagen: bier ift etwas vorgefommen, 
und nun wollen wir unterſuchen. Na, bie linterfuchung 
bei Zeuten, die zum Teil gar nichts von bem Betrieb 
wiffen, hat auch Merkwürdiges zutage gefördert. Die 
eine Ausſage wurde am näditen Tage widerrufen; aber 
ſchließlich ſah ſich doch die hohe Steuerbehörbe beranlaßt, 
eine Rechnung aufzuftellen, was etwa bdefraubiert fein 
fönnte. Nun, meine Herren, die ganze Maifchraumitener 
betrug für bie Zeit vielleicht 6= bi3 7000 Marl. Trotz⸗ 
bem wurde, nachdem ber Brenner gejagt hatte, eö wäre 
nichts vorgelommen, nachdem nichts erwieſen war, künftlich 
eine Strafe gegen ben Brenner von — fage und ſchreibe — 


über 47 000 Mark herausgerehnet. 
(Hört! hört! rechts.) 
Das ift doch heller Unfinn, und es ift natürlich, daß wir 
und —— äuben. 
So können Sie es verſtehen, daß heute in weiten 


Kreiſen der Kartoffelbrenner der Wunſch beſteht, die 
Maiſchraumſteuer, die heute ihren Zwed nicht mehr erfüllt, 
nachdem ihr auch noch gewiſſe Vorteile entzogen werben 
follen, zu bejeitigen. Meine Herren, damit ſtimmen ja 
nicht alle meine Freunde überein; ed gibt eine ganze 
Menge — das ift natürlihd —, die dafiir nicht jetn können 
aus anberen Gründen. Namentlid in Bayern, Württem- 
(e) berg, Baden, Hefjen uſw. hat man ganz andere Interefien 

als wir im Often. Das erkenne ich vollftänbig an, und 
deshalb werden wir biefe Frage aud niemals hier im 
Plenum entjcheiben können, jondern wir werben und Damit 
eingehend in der Kommiſſion beichäftigen. 

Man muß aber bod auch ferner, meine Herren, be- 
benten, daß bie Startoffelbrenmer unter allen Umſtänden 
für die Landwirtſchaft erhalten werben müflen. Ich kann 
dafür ein ganz braftifches Beiſpiel anführen: Ye höher 
bie Hadfruchttultur betrieben wird, Kartoffel» und Rüben: 
fultur, befto höher find die Erträge der Körnerernte geworben, 
und da man immer am feinem eigenen Leibe am beften 
eremplifizieren kann, kann ich Ihnen jagen, daß bei be- 
ſchränktem Brennereibetrieb vor ungefähr 30 Jahren unter 
Hinzunahme ber Rübenkultur e3 gelungen ift, ben Körner⸗ 
ertrag, der bis dahin vom Morgen im Durchſchnitt aller 
Körner 7 63 8 Zentner betrug, heute durch die Kultur 
ber Hadfrüchte, durch bie Rüdftände, die der Wirtſchaft 
zugeführt werben, auf eine Durdfchnittdernte von 11 bis 
12 Bentnern pro Morgen heraufzubringen. Das ift 
ganz gewaltig, und, meine Herren, das haben Sie und 
zu verbanfen, bie wir bie Hadfruchtkultur in diefer Weiſe 
ausgedehnt haben. Das haben Sie und aud namentlich 
im Often zu verdanken, bie wir den Rübenbau zum Teil 
nit großen Koften bet und eingeführt haben. 

rogdem will ic bier fagen, daß ich feinerzeit mit 
voller Überzeugung und mit vollem Bewußtfein ber Trag- 
weite für die Brüffeler Konvention eingetreten bin, um 
enblid einmal biejes Gewerbe frei zu machen von all ben 
einzelnen Anrempelungen, möchte id jesen, über Export» 
ümien und Liebesgaben. Glauben Sie, daß es angenehm 
ft, ewig zu hören, wir feien bie Koftgänger von anderen 
Stenerzahlern ? Wir finds in Wahrheit nicht; denn über 
das Weſen ber Liebeögaben ſprechen in ber Hauptjache 
biejenigen, die fih bloß an den Buchſtaben Halten und 





feine Ahnung haben, wie ſich bie Geſetzgebung aufgebaut (0) 
hat. f et auch 


Ad, Herr Südekum, Ste laden; das ſchad 
nicht3. Überzeugen will ih Sie nit. Aber es gibt 
vielleiht in biefem hohen Haufe noch Herren, bie ber 
Branntweininbuftrie fernftehen, denen es intereffant ift, 
wenn in biefer Form Außerungen fallen. 

Meine Herren, ber Borteil geht ja doch nod weiter. 
Ale diejenigen, bie fo ſchwer ſich bellagt haben über bie 
Fleiſchnot, über die Fleifchtenrung, würden von vornherein 


erneut Flagen 
9* richtigl rechts), 

wenn man gerabe diefes Gewerbe — es find heute bereits 
über 4000 mehr oder weniger große und Heine Brennereien 
borhanden, die fi mit ber Fabrikation bon Spiritus bes 
ſchäftigen — unterbinden würde. Meine Herren, gerabe 
Sie müßten und beiftehen. Wenn Sie billiges Fleiſch 
haben wollen, dann müſſen Ste für und eintreten, baß 
wir derartige Gewerbe der Landwiriſchaft nicht nur er= 
halten, fjondern daß wir fie fogar noch weſentlich zu 
fördern ſuchen, indem man ihnen nicht bad nimmt, was 
biöher zur Ermöglichung des Gewerbes nötig war. 

Nun, meine Herren, tft ja bier auch über bie Zentrale 
geiprochen worden. Ich glaube, daß man fi aud) von 
der Zentrale in gewiffen Streifen ein falſches Bild madit. 
Die Zahlen, die ber Herr Kollege Pachnicke vorgelejen 
bat, find richtig. Es dit ein einziges Jahr, wo ber Preis 
bon der Zentrale auf 57 Dark fefigefegt war. Das war 
eine wejentlihe Steigerung gegen das Jahr vorher, von 
10,50 Marl. Meine Herren, ich babe gerade biejen 
bamaligen Beftrebungen wefentlih nahe geftanden. Da- 
mal3 waren es gerade die Herren Bahern, bie mit Gewalt 
wollten, man follte plöglih die Matöbrennereien frei 
geben, und wir haben die Herren dringend gebeten, doch 
damit nicht die Gefehgebung zu burdlödern, weil es 
hieß, es ſei ein großer Kartoffelausfall. Nachher ift es 
anderd gelommen. Man bat gewiffermaßen unter bem 
Drud ber Sübbeutfhen biefen Spirituöpreis fo hoch 

efeßt, um zu verhindern, daß durch das Gefeh die Mais- 
rennerei dir Spiritud freigelafien würde, alfo eine 
Ausnahmebefimmung verhindern. Es kamen jpäter ge- 
waltige Karioffehmafien aus Ruſſtſch-Polen herein, und 
man bat aud weniger Stärfe gemacht, was in folden 
Fällen felbftverftändlih iſt. Hinz fam, daß bie Pro⸗ 
duftion größer wurde, während ber Konſum zurüdging. 
Es tft far, baß ber Konſum zurüdgeht, wenn eine ſolche 
Spannung der Preiſe eintritt. 

Im übrigen find folde großen Preisfluftuationen 
borher auch vorgefommen. Ich erinnere daran, baß im 
—* 1890/81 der Preis auf 51,50 Mark geſtiegen war, 
während er ein paar Jahre vorher nur auf 32,8 Mart 
fand. Auch im Jahre 1897/98 war ber Preis rund 
48 Marl. Diefe Schwankungen haben wir befonber im 
— ehabt. 

Beklagt hat damals das Brennereigewerbe nur 
darüber, daß gewöhnlich, wenn die obuftion am 
ftärkften war, alfo im ter, bie Preife jehr niedrig ge- 
halten wurden vom Handel, während fie nachher im 
Sommer fehr wejentlih hinaufgeſetzt wurben. as hat 
erade zur — ber Zentrale geführt, indem man 
—F wir wollen moͤglichſt für das ganze Jahr einen 
leichmäßigen Preis fir den Produzenten ſchaffen. Das 
Dat fie auch erreicht. 

Ob ſie Fehler gemacht hat, — nun wer hat keine 
Fehler gemacht? ch wollte den ſehen, der behauptet, 
daß er in feinen geſchäftlichen Manipulationen, bie er 
vorgenommen hat, mie einen Fehler gemacht hat! Solden 
Mann gibt ed nicht! Und wenn bier Herr v. Graß ge: 
nannt worben tft, num, Herr dv. Graß it ein Mann von 
hoher Grfinbungsgabe, der ben Kopf voll hat von jehr 
guten Erperimenten, und ber, wenn er ein eriment 


_ 
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(Aa) ausgedacht hat, es unter das Publikum bringt, unter die 


(B 


De 


gläubigen Landwirte, und es fommt vor, daß die Sadıe 
doch nicht ganz fo ftimmt. Alſo den freiden Sie uns 
nicht an! Ich erinnere nur an bie Kornſilos! Alſo tum 
Ste und Ihon den Gefallen und glauben Sie uns, daß 
wir mit Herrn dv. Graß nicht immer ganz einverftanden 
find. Trotzdem ich feine hohen Werbienfte um das 
Spirituögewerbe anerfenne, kann ich alles, wa3 er getan 
hat, doch nicht loben. 

Es ift ferner barauf hingemwiefen worben, daß bie 
Kartoffeln durch Trocknung fir die Landwirtfhaft ge 
fihert werben Lönnten. Das gebe ih bis zu einem 
geiiffen Grade zu. Abgeſchloſſen tft die Frage aber noch 
nicht, und ich möchte die Landwirte dringend warnen, 
allzueilig mit der Anfhaffung von Trodenapparaten zu 
fein. Noch ſtellt fih die Sache teuer, und fie if, wie 
gejagt, auch noch nicht vollftändig abgeichloffen. Ich halte 
e3 für möglid, daß man dahin kommt, daß ed neben 
dem Konſum durh die Spiritusinbuftrie gelingt, in ge: 
wiffen Perioden einen gewiſſen Überfhuß an Startoffeln 
durch Trodnung zu verwerten. Aber ber Gebanke, ber 
heute im Publikum verbreitet wird, und womit man 
haufteren gegangen ift, daß ungezählte Millionen Zentner 
Startoffeln nun nicht mehr verfaulen werben, ift geradezu 
ein ausgeſprochener Unſinn. Warum und wann verfaulen 
benn bie Kartoffeln? Die meiften verfaulen deshalb, weil 
wir zu unferer Saat ein ungeheure Quantum Kartoffeln 
liegen Laffen müfjen, bie wir im April und Mat erft ver: 
wenden können, und in folden Jahren, wo bie Kartoffel: 
fäule _r ftark auftritt, müſſen wir erft recht viele 
Kartoffeln liegen laffen. Wir Iefen ja jest ſchon, daß bie 
Saattartoffeln vom Herbit bis jegt von etwa 80 Pfennig 
bis 2,50 Mark gefitegen find. Warum? Weil der größte 
Teil verfault, und jeder ſich dadurch zu deden fucht, daß 
er ein möglichft große Quantum liegen läßt. Alſo fo 
weit finb wir AR nicht; das kann immer nur ein Kleiner 
Notbehelf ſein, um eben, wenn fid) der Sartoffelbau ew 
weiter ausdehnen follte, einen gewiffen Heinen Überfchn 
auf diefe Weiſe unterzubringen. In großen Mengen aber, 
bin ich überzeugt, wird es nicht geichehen. 

Nun, meine Herren, Hagen Sie, wenn der Spiritus 
einmal ein paar Mark im Preiſe höher fteht. Es tft, 
wenn ih nicht irre, bei den Berhandblungen am 
19. November von bem Herrn Abgeordneten dv. Brod- 
haufen darauf hingewieſen morden, wie folofjal alle 
anderen Verbrauchsſtoffe im Preife geftiegen find. Das 
Gflatantefte ift der Ghilefalpeter, wenn ich den heraus— 
greifen darf. Mor ungefähr 7 bis 8 Jahren Eoftete 
der Ghilefalpeter noch 7, 7,50, 8, 8,50 Darf, das find 
für den Waggon zu 100 Doppelzentnern 1700 Mark, und 
heute müſſen wir 2400 Mark zahlen. Wer gibt uns 


benn etwas? 

(Sehr richtig! rechts. 
Den BZuder follen wir umfonft machen, den Spiritus 
umfonft maden, dad Bich umfonft maden! 

(Sehr richtig! rechts.) 
Menn Sie dad Geheimnis ergründbet haben, wie wir bas 
machen jollen, dann geben Sie es mir, ich werbe «3 
fofort zu verwerten fuchen und made Ste zum 


Kompagnon. 
(Heiterfeit.) 

Alfo, meine Herren, meine politiichen Freunde ſteheu 
der Heinen Borlage betreffend ben Stontingentfuß 
ſympathiſch gegenüber und wünſchen auch, daß fie im 
Plenum ohne Kommiſſion verabjchtedet wird. Die 
andere Vorlage wollen wir an die Kommiſſion bringen 
und wollen bort eifrig baran arbeiten, um alle bie 
bivergierenden Anfichten, bie zutage treten, miteinander 
in Einklang zu bringen, und ich hoffe, daß es uns ge- 
lingen wird, bahin zu fommen, daß bis zum Jahre 1910 
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— denn ih bin aud der Meinung, daß der jebige (C) 


Reichstag fih mit einer vollitändigen Neform der Brannt- 
weinſteuergeſetzgebung befaffen mug — Ruhe eintritt und 
Frieden einfehrt. 

(Bravo! rechts und bei den Nationalliberalenr.) 


Präſident: Der Herr Abgeordnete Dr. Sübefum hat 
das Wort. 


Dr. Südelum, Abgeordneter: Meine Herren, ber 
Umftand, daß ich auf der Nebnerlifte etwas weit hinten 
ftehe, hat den Vorzug, daß man munmehr ſchon Die 
Stellung der Parteien einigermaßen überfhauen kann, 
da fait von allen größeren Parteien Redner geiproden 
haben. Ich bedaure, dab von der nationalliberalen 
Bartei nur ein Nebner geredet hat 

(Zuruf: fommt nod!); 
vielleiht werben und dann die nachfolgenden Nebner er- 
tennen laflen, wie denn eigentlid das Gros ber national- 
liberalen Partei zu diefem Gelegentwurf ftcht. Vorläufig 
fonnte man das beim beiten Willen aus den Darlegungen 
bed Herrn Sieg, der ja fonft mancherlei Intereffantes 
mitgeteilt bat, nicht erfennen. 

Herr Gamp hat gemeint, in diefer Frage hätten fi 

wie in fo vielen andern die Gegenfäte bier im Haufe 
emildert. Das möchte ich doc beftreiten. Jedenfalls 
omeit meine Partei — und ih kann wohl auch ans 
nehmen, foweit die freifinnigen Parteien in Frage fommen, 
fann von einer Milderung des Gegenfaged gegen bie 
agrariihe Bevorzugung, die in der biöherigen Branntwein- 
ftenergefeßgebung enthalten war, nicht die Rede fein, und 
danadı find wir aud genötigt, unfere Stellung zu dem 
Gejete gegen den Nüdgang des Ertrags der Maiſchbottich— 
fteuer einzunehmen. Der große Regierungsblod ift bei 
diefer Gelegenheit wieder einmal zerfallen. Das wird 
auch noch jehr oft der Fall fein, wenn wir an wirticdhaft: 
liche Fragen fommen. Gr hält nur immer fo lange, wie 
das Fahnenjagen gegen die Sozialdemokratie oder bad 
Zentrum währt. Wenn das einmal aufhört, wenn man 
an konkrete Fragen unfered Wirtſchaftslebens herantritt, 
hat die ganze große Freude ein Ende wie in dieſem Falle. 
Denn felbftverftändlich kann niemanb auf ber linken Seite 
bed Haufes dem $ 2 biefed Geſetzentwurfs zuftimmen, 
wenn ich auch leider zu meiner Betrübnis bemerft habe, 
daß wenigitens einige Herren bon ber Linken ſchon wieder 
bereit find, infofern entgegenzufommen, als fie einer all- 
mählichen Herabfegung der per nefas heute den landwirt- 
fhaftlihen Brennereien zulommenden Vergütungen zuzu— 
ftimmen geneigt wären. Davon fann auf unferer Seite 
feine Rede ſein. Die Vergütung, bie $ 1 des Gefetes 
gegen den Nüdgang des Ertragd ber Maifhhottihfteuer 
auf 0,12 Mark für das Liter reinen Alkohol herabſetzt, 
ift jahrelang — das wird ja jet aud überall anerkannt 
— piel zu hoch geweien, und zwar hat die, wie uns 
felbft die Herren, die fonft dem landwirtſchaftlichen Ge— 
werbe alle möglichen Bortetle entgegenbringen, nicht in der 
Abſicht des Geſetzgebers gelegen. — alſo haben 
die landwirtſchaftlichen Brennereien dieſe Übervergütung 
zu Unrecht bezogen, und es liegt nicht die allergeringſte 
Veranlaſſung vor, dies Unrecht auch noch zu verewigen, 
dieſem Unrecht etwa einen Anſpruch auf Ablöſung zuzu— 
erkennen, wie er in dieſem Geſetze gewährt werden ſoll. 

Herr Abgeordneter Speck hat ſchon darauf hingewieſen, 
daß wir in der Budgetkommiſſion und tagein tagaus 
abmühen, für die unteren und mittleren Beamten, die fidh 
zum Teil in einem ſchweren Notftand befinden, wenigfiens 
eine Heine Verbeſſerung zu erzielen. Alle biefe Vorſchläge 
ſcheitern an dem Widerfprud) des Schatzſekretärs, der, wie 
er jagt, blutenden Herzens zu feiner Stellung gezwungen 
ift und erflärt, die heutigen Verhältniſſe der Reihöfinanzen 
geftatteten feine Aufbeflerung der unteren Beamten; mir 


(D) 


(Dr. Züdefum.) 











(A) müßten uns damit begnügen, ihnen den lächerlich geringen 


Betrag, ein wahres Trintgeld, von 30 bis 50 Marl 
zufommen zu laffen. Wir haben jhon in ber Bubget- 
fommiffion darauf hingemwiefen, daß fih durch eine Reform 
ber Branntweinftenergefeßgebung in ber Tat fo hohe Erträge 
für das Neich erzielen ließen, daß den beredtigten Wünſchen 
ber Beamtenfhaft Gewährung werben könnte, 

Nun tft es ja richtig, daß der Gefeßentwurf den 
Anfprud nicht erhebt und nicht erheben kann, eine grund- 
legende Reform der Branntweinbeftenrung in bie Wege 
zu leiten. Aber auch bei dieſer Gelegenheit follte man 
nicht verfänmen, das, was für die Reichskaſſe erzielt 
werben kann, auch wirklich zu erzielen; d. h. «8 
kann nur angenommen werden ber $ 1 dieſes Geſetzes, 
der die Übervergütung befeitigt, während dagegen 
ber $ 2, der einen Ausgleichfonds ſchaffen will für bie 
nächte Zeit, unfere Zuftimmung nicht erfahren fan. Der 
S 3, der einige Interna der Verwaltung regelt, wird zu 
Bedenken kaum Anlaß geben. Man kann vollftändig dem 
zuftimmen, was die Neichöregierung will, nämlich daß bie 
Einzelftaaten nicht mehr an Vergütung für ihre Mühe— 
waltung beziehen, ald in dem Steuerauffommen ſelbſt 
gerechtfertigt iſt. 

Wir haben eigentlih gar feine Veranlaffung, von 
unferem Standpunkte aus eine Überweifung dieſes Geſetzes 
in eine Kommiſſion zu wünſchen, da wir den 5 2 ohnehin 
a limine abweifen müffen. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Aber wenn der Wunſch geäußert wird, werben wir 
natürlich im biefer Kommiffion auch mitarbeiten und bort 
verſuchen, das ganze Unrecht, das in biefem Ausgleich- 
fonds von 45 Millionen enthalten ift, nod einmal 
— aufzudecken mit der Hoffnung, daß auch die 
ürgerliche linke Seite dieſes Hauſes ſich nicht dazu hergibt, 
wachſende Abminderung der ilbervergütung in das Geſetz 


(B) einzuführen, fonbern das Unrecht nun endlich dadurch aus 


der Welt zu ſchaffen, daß die Übervergütung überhaupt 
befeitigt wird. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Herr Sieg hat noch don der Preispolitit des Spiritus: 
rings geſprochen, auf bie ſchon vorher hingewieſen worben 
war. Gr meinte, der Ring habe audgleihend gewirkt, 
und man könne ihm nicht den Vorwurf maden, daß er 
Preisfteigerungen herbeigeführt habe. Die Preispolitik 
des Spirituöring3 würde ſich ſchon felbft verurteilen, wenn, 
was ben Tatfahen entipricht, fie eine naturgemäße Breis- 
fenfung des Spiritus aufgehalten bat, und daß das ber 
Tall geweſen ift, wird nicht bezweifelt werben. Wir würden 
heute billigeren Spiritus in Deutfhland haben, wenn wir 
die Spirituszentrale nicht hätten, denn die bat bie 
Preisfentung, bie burd bie Entwidelung der Spiritus- 
produktion hervorgerufen wäre, aufgehalten. Das mag 
bon Ihrem — ber Interefjenten — Standpuntte aus voll- 
ftänbig gerechtfertigt fein; aber man foll nidt bie ob- 
jeftive Tatſache beftreiten, daß wir eine andere Preis— 
bildung hätten, wenn bie Spirituszentrale nicht vorhanden 
wäre. Ich kann auch nicht die Bedenken teilen, daß durch 
die Vorenthaltung der bisher gewährten Übervergütungen 
ber Spirituspreis in die Höhe getrieben würde; das an- 
zunehmen, wäre gänzlich ungerechtfertigt. Diefe 4500000 Marf 
jährlih lommen nit den Konfumenten, fondern reſtlos 
ben Produzenten zu gute, dafür wirb die Spirituszentrale 
ſchon forgen, und beöhalb, meine ich, ift aud von biefem 
Standpunkte aus nicht der geringfte Anlaß gegeben, bem 
Borihlag der Regierung in dem zweiten Geſetze und 
ben Wünfchen der Herren von ber Rechten entgegenzu- 
fonmen. 

Der Herr Abgeordnete Sieg hat fich im allgemeinen 
mit diefem Gejegentwurf, wenn ich recht verftanden habe, 
was nicht leicht war, einverftanden erflärt und Hat fi 
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dadurch in Gegenjat geſetzt zu den Herren bon ber (C) 


Rechten. Aber andere Drgane ber nationalliberalen 
Partei, die Preſſe zum Beiſpiel Hat fih ganz 
anber3 ausgeſprochen. In der „Sölnifhen Zeitung” 
findet ſich ein Artikel, der fih im ſchroffſten Gegenfak 
jegt zur „Deutſchen Tageszeitung“, welche jeinerzeit dieſes 
vorgelegte Geſetz als „ſehr unzweckmäßig“ und „in hohem 
Grade bedenklich“ bezeichnet hatte, eine Kritif, die den 
Herrn Reichsſchatzſekretär heute veranlaßte, gleich in feiner 
Ginleitungdrebe um gut Weiter bei ben Agrartern zu 
bitten. Dagegen ſpricht die „Sölnifhe Zeitung” ganz 
flipp und Har bavon, daß man dieſen Gefegentwurf als 
eine „recht weitgehende Aufmerkfamtett gegen Die Agrarier* 
anfehen müßte, und in biefem jelben Zuſammenhang 
ſpricht fie von einer „agrartichen Unerſättlichkeit“, der bie 
vorliegende Faſſung noch nicht weit genug zu gehen 
ſcheint. Sie ſehen daraus, daß felbft in den Streifen ber 
Nationalliberalen, foweit fie fih nit um Herrn Sieg 
gruppieren, das Urteil über diefe Vorlage feftiteht. 

Ich kann Schließen mit der Hoffnung, daß nun endlich 
einmal bie Gerechtigkeit einen Erfolg davontragen wird, 
indem man das ſchreiende Unrecht einer maßlofen und 
bom Geſetzgeber nicht gewollten Beborzugung ber agrarifchen 
Brenner aus ber Welt ſchafft. 

(Bravo! bei ben Sozialdemokraten.) 


Bräfident: Der Herr Nbgeorbnete Dietrih hat 
das Wort. 


Dietrich, Abgeordneter: Das erſte Geſetz betreffend 
die Bemeffung des Ktontingents hat vor ben Augen des 
Herrn Dr. Pachnicke feine Gnade gefunden. Er hat gegen 
und bie alten Angriffe wegen der jogenannten Liebeögabe 
gerichtet. Der Herr Reichslanzler meinte vorgeftern im 
Landwirtſchaftsrat, daß in guten Ehen man ſich zunächſt 
fabbelt und zankt, um ſpäter ein um jo verftändniäpollered 
Verhältnis zu einander zu gewinnen. Ich vertraue bed (D) 
halb Da daß gerade in ber Branntweinfteuergefek- 
gebung bad Beftreben, ben eigenartigen Verhältniſſen jeber 
Brennereiart, insbeſondere dem linterfchiebe zwifchen land⸗ 
wirtihaftlihen und gewerblichen Breumereien, auch fteuer- 
lich gerecht zu werben ober wenigftend gerecht zu bleiben, 
bei den linföftehenden Parteien fi burdringen wird, und 
baß fie fi unferm Standpunft wentgftens annähern werben. 
Bei forgfältiger Formulierung des Geſetzes bon 1902 
hätten wir heute Schon ben geietlihen Zuftand, den bie 
Vorlage Nr. 22 anftrebt. Lediglich duch eine ungenaue 
Faflung ift das Hödfttontingent bon 50 000 Litern nur 
für die Zeit von 1903 bis 1908 und nicht auch für bie 
Zukunft heute Gefeg. Ein unmöglicher Zuftand! Wenn 
die Brennereien, bie vor 1903 fontingentiert wurden, nur 
zu bem Höchſtſatz von 50000 Liter zuzulaſſen waren, 
fanın man ohne handgreifliche Ilngerechtigkeit nicht für 
die nad) 1903 gegründeten Brenmereien wieder den Sak 
von 80 000 Liter zulafien. Bom Standpunkt einer Bartet, 
bie eine lebensträftige Majorität mit bilden will umb bie 
beöhalb fir die Gefebgebung dadurch befonderd ver— 
antwortlich fein will, müßte ſchon biefer formelle Grund 
ausreichen, um dem fünftigen Höchſtſatz des Kontingents 
in Übereinftimmung zu bringen mit ben Berhältniffen, wie 
fie für die gegenwärtige Kontingentöperiode für alle in 
Betracht kommenden Brenmereien erg 

Gründe für die Notwendigkeit ber Einſchränkung 


des Höchſtkontingents find im erer Zeit in Hülle 
und ülle vorgehracht worden. Die Brobuftion 
im ewerbe zeigt von Jahr zu Jahr eine 


ſteigende Ziffer. Aber bie Vermehrung ber Brennereien 
ſchreitet nit vor im Verhältnis zum Bebarf an Ware. 
Der Entſchluß für die Erbauung neuer Brennereien wird 
nicht immer angeregt durch das Bebürfuis einer größeren 
und befferen Biehhaltung, der Möglichkett, auch auf Sand⸗ 
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(A) böden dba, wo ber Futterfräuterbau der Regel nad recht 


unſicher tft, mehr Futter und mehr Dünger zu beichaffen. 
Entihetbend tft häufig — bad muß aud von mir aus— 
geſprochen werben — ber Anreiz, den das Stontingent 
gibt. In ganz ungutreffender Kalkulation wirb ber Betrag 
ber Stontingentöfumme ald klarer Gewinn geredinet. Dem: 
gegenüber muß unfere Forderung bleiben, daß auch bas 
wirtichaftliche Bebürfnis in den einzelnen Gegenden für 
bie Zuteilung eimed Stontingents die ausſchlaggebende 
Nolle fpielen müßte 
(jehr richtig! rechts) 

daß in denjenigen Gegenden, wo die Brennerei fein land— 
wirtſchaftliches Bedürfnis und feine Vorausſetzung für eine 
rationelle landwirtſchaftliche Produktion ift, ein Kontingent 
überhaupt nicht gewährt würde. Dann würde bie große 
Zahl von Brennereien, bie zen des Skontingents 
wegen entftehen, nicht bie Produktion fo übermäßig ver- 
—* und den Markt belaſten. Dieſer Grundſatz hat 
bisher feine Anerkennung gefunden. Seine Durchführung 
dat aud recht beträdtlihe Schwierigkeiten. Deshalb 
leibt zunächſt die Verhinderung ber Entftehung bon 
Niefenbetrieben mit hohem Kontingent. 

Um dad Schidjal dieſer Vorlage — Nr. 22 — ift 

mir —— nicht bange. 

Meine Herren, ber zweite Entwurf, die Maiſchbotlich⸗ 
euervergütung betreffend, hat Herrn Dr. Südekum zu der 
emerfung Beranlaffung gegeben, daß die neue Majorität 

ſchon bei ber eriten praftiihen Probe auseinanderfalle. 
Ich kann das nicht finden. Herr Dr. Pachnicke lehnt den 
enticheibenben $ 2 des Geſetzes ab, die landwirtſchaftlichen 
Intereſſentenkreiſe; bie Wortführer im Landwirtſchaftsrat 
haben bafjelbe getan, beide freilid aus ganz verſchledenen 
Gründen. Aber ich vertraue auch hier, daß ber Gebanten- 
gang, ber biefen Entwurf, wie er vorliegt, auch uns nicht 
annehmbar erjcheinen läßt, bei ber Linfen eine Würdigung 


(B finden wird. Wir wollen nicht3 welter, als baß an ben 


beftehbenden Wettbewerböperhältniffen zwiſchen lanbwirt: 
ſchaftlichen und —— Brennereien nichts geändert, 
und daß bie Prämte für ben techniſchen Spiritus keine 
Beeinträchtigung erleidet. 

Meine Herren, meined Erachtens kann man bie Be- 
rechtigung des vorgeſchlagenen Fonds von 4'/, Millionen 
nicht mit dem Argument befämpfen, wie e8 zu meinem 
aufrichtigen Bedauern Herr Sped getan hat, daß ed vor: 
gekommen ift, daß im Jahre 1903 die Maiſchraumſteuer 
brutto 34 Millionen gebracht hat, netto nur 8 Millionen. 
Die Abbrödelung, die inzwifchen ſtark nachgelaflen hat, 
beweift doch nichts. Man muß fih bod die Frage fo 
ftellen: wie ift das Gewerbe indgefammt belaftet? Wenn 
man ba auf der einen Seite die Ausführungen ber Herren 
heute und auf der anderen Seite bie Ausführungen erwägt, 
die fie machten, als wir die Braufteuer berieten, fo erfennt 
man bod eine ganz auffällige Verſchiedenheit im Gebanten- 
gange, ber, wie mir jheint, nur feine Urſache darin hat, 
daß an ber Herftellung des Branntweind bie vertradten 
Agrarier beteiligt find. Bei einer ftärkeren Stenerbelaftung 
des Branntweind — un tommt bie Vorlage hinaus — 
ift auch in ber Branntweinbefteuerung ber Sonfument der 
fchließlihe Träger. Die Herren von links haben tu ber 
—— uns die Gaſtwirte als deren Gegner 
bezeichnet. Eine Rede des Herrn Kopſch aus ben Ver— 
handlungen über die Bierſteuer iſt beſonders verwertet, 
in der er uns als Feinde des Gewerbes wegen der Befür— 
wortung einer mäßigen Bierſteuer denunzierte. Aber was 
vom Bier gilt, gilt auch vom Branntwein, und bier 
wollen Sie bie jtärfere Heranziehung zur Steuer. Und 
ber Konfument? Iſt ed denn nicht genug, wenn bad 
Getränt der Armften unter den Armen — ber Audbrud 
ift auf ber linken Seite gebraucht worden — 140 Millionen 
für bie Reichätaffe bringt? Spielt ba in ber Tat bie 
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Maifhraumftenervergütung, die einen anderen ſehr (C) | 


wichtigen Zwed hat, ben Zweck ber Verbilligung bes 
techniſchen Spiritus, — fpielen da biefe 20 Millionen 
eine Rolle bei 140 Millionen Gefamtfteuer, wenn Sie von 
der Linken dem Bier nicht einmal 60 Millionen Belaftung 
zumuten zu können geglaubt haben? 

Meine Herren, ed tft ganz unridtig, wenn man 
davon fpridt, daß die Maifchraumfteuervergütung an fich 
ein Unrecht ſei. Gerade diejenigen Herren, welche wünfchen, 
daß die Verbreitung des techniſchen Spiritus immer größer 
wird, müßten mit bejonderer Verve dafür eintreten, daß 
die Prämien für dem tehnifhen Spiritus — um Aus— 
fuhrprämien handelt es fi nit, das hat Herr Gamp 
ſchon auseinandergefegt — gerade für bie Denaturierung 
des Spiritus fo groß wie möglid find. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Meine Herren, wenn aus einem Geſchäftsbericht ber 
Zentrale vorgelefen worden tft, daß im eignen 
1904/5 der AÄAbſatz des gemwerbliden Spiritus eine fo 
plöglihe Stodung erlitten hat, fo war bie Urſache gerade 
ber hohe Preis; das ift Har. Und das möchte ih auch 
ges Sped fagen: was foll bamit gefagt fein, daß ber 

reis damals hätte niedriger gelegt werben follen. 

Meine Herren, nit oft genug können bie Zahlen 
borgelegt werben, die die Profperität des Spirituspretfes 
im einzelnen nachzuprüfen geftatien. Wenn man 100 Liter 
Spiritus heritellen will, jo gehörenda zu etwa 20 Bentner 
Kartoffeln, 40 Pfund Gerfte, es gehören dazu bie Amorti: 
fation, die Verzinſung der Brennerei, die Löhne, bie 
Gehälter, die Kohlen ufw. Und nun frage ih Ste: was 
bleibt für eine ſolche Produktion übrig, wenn Ste den bied- 
jährigen Preis der Zentrale zu Grunde legen, der 40 Marf 
beträgt? Davon gehen ab 12 bis 13 Mark Maiſchraum— 
ſteuer. Es bleibt ein Preis, abgefehen vom Stontingent, 
bon 27 bis 28 Mark, und biefe 27 bis 28 Mark haben 


bier, wie gefagt, den Gegenwert für 20 Zentner Kartoffeln (D) 


40 Pfund Gerfte, Zinfen und Amortifation für bie Er- 

rihtung der Brennerei, circa 2 Zentner Kohlen, Brauer: 

—— und Arbeitslöhne! Was bleibt da für den Zentner 
artoffeln ſelbſt bei Zurechnung des Schlempewerts? 

Ohne bie beſtehende Kontingentierung wäre namentlich 
in Süddeutſchland ein Brennereibetrieb überhaupt un— 
denkbar, weil wirtſchaftlich ruinöss. Das gilt aber auch 
bei heutigen Preiſen für jede andere Gegend. Herr 
Dr. Südekum jagt, wenn die Preispolitit der Zentrale 
— bie ich übrigens nicht zu vertreten babe, — nicht bie 
natürlichen Preisverhältniffe irretierte, würde ber Spiritus 
billiger fein. Es fragt fi aber doch, wäre eine andere 
Preisbildung nicht ruinös und ungeredt! Sie wünſchen 
ja auch, daß ber Preis bes Korns, des Fleiſches unter dem⸗ 
jenigen bleibt, was ber Landwirt für feine Arbeit, feine 
Auslagen aufzuwenden bat. Ste wollen bie Landwirt⸗ 
ichaft dem Wettbewerb des Auslandes preiögeben, unb 
deshalb wundere ih mid aud gar nicht, wenn Sie ben 
Spiritus auch billiger erhalten wollen, ald bie Herftellung 
den Produzenten zu ftehen fommt. 

Meine Herren, was die Maiſchbottichſteuervergütung 
betrifft — das möchte ich hier im Gegenfag zu den Aus- 
führungen von ber Linken jagen —, J behaupte ich, es 
iſt kein Unrecht, daß dieſe Vergütung und gewährt wird. 
Zunächſt hat fie doch eine wirtſchaftlich außerordentlich 
ſegensreiche Funktion, wie ih ſchon ſagte, inſofern ber 
Brennſpiritus und ber ſonſtige techniſche Spiritus dadurch 
verbilligt wird. Ich ſtehe auch im Gegenſatz zu ver— 
ſchiedenen Herren, die ſich Hier ausgelaſſen, auf dem 
Standpunkt, daß man zunächſt an der Maiſchbottichſteuer 
trotz vieler Unannehmlichkeiten, die im praktiſchen Betriebe 
mit der Handhabung verbunden ſind, doch feſthalten muß. 
Die Maiſchbottichſteuer iſt nah meinem Dafürhalten 
ein ganz unlösbarer Teil des Syſtems unſerer Brannt- 


(A) weinbeftenrung, 
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(Dietrich.) 
bie man nidt abſchaffen darf ohne 
generelle organiihe Neuordnung des ganzen Steuer: 
gebiet3. Es ift gerade feit ber Geſetzgebung von 1902 zu 
bejonderer Bedeutung gelangt, weil ji in der Maiſch— 
raumftener faft allein nod) die Tendenz und die berechtigte 
Tendenz ausbrüdt, den Landwirtichaftlihen Betrieben 
einen Schuß gegenüber den gewerblichen einzuräumen, und 
diefe Tendenz — das möchte ich den Herren bon ber 
Linken einmal zu überlegen geben — hat ihren guten 
Grımd. Man darf da nit bon umgerechtfertigter Be— 
günftigung der Landwirtſchaft ſprechen. Es ftehen biefer 
Bevorzugung, wenn Sie's jo nennen wollen, auf ber 
anderen Seite doch Gegenleiftungen gegenüber. Die land» 
wirtihaftliche Brennerei ift nicht frei in der Wahl ihrer 
Nohitoffe, wie jede gewerbliche Brennerei, jie ift beichräntt 
in bezug auf die Auswahl des Brennereimateriald. Ich 
erinmere Ste daran, daß feit dem Jahre 1902 feine land» 
wirtfhaftlihe Brennerei andere Stoffe alö auf eigenem 
Areal jelbft gewonnene Kartoffeln verarbeiten darf. 
(Sehr wahr! rechts.) 
Ste darf Schlempe überhaupt nicht verfaufen; wenn fie 
fie nicht verfüttern fann, muß fie fie auf den Dunghaufen 
werfen. Der in ber Wirtichaft erzeugte Dünger muß in 
der eigenen Wirtſchaft verwendet werden, und aud) bie 
zeitliche Beſchränkung, der die landwirtſchaftlichen Brenne- 
reien unterworfen find, ift eine fehr erhebliche: wer länger 
ald 255 Tage im Jahre brennt, hat ſehr bedentende 
Nachſteuern zu entrichten. Sch meine, wenn eine jolde 
ftienerlihe Bevorzugung — nicht Benorzugung, fondern 
eine ſolche gerehte Würdigung der Eigenart der land- 
wirtfhaftlihen Brennereien — aus unferer Gefehgebung 
befeitigt' würde, dann müßten doch auch alle dieje Be— 
ſchränkungen des landwirtſchaftlichen Betriebs bejeitigt 
werden. Aber wenn das der Fall iſt, dann wäre damit 
gan unmittelbar der Weg geöffnet, dem Brennerei: 
(B) beirtebe in Deutſchland den Charakter eines lanbwirt: 
Ihaftlihen Nebenbetrieb3 überhaupt zu nehmen und 
dafür eine inbuftriele Entwidlung zu geben, wie fie 
bad Brennereigewerbe in England, Frankreich und 
Stalten angenommen hat. Und, meine Herren, in Wett 
bewerb mit einer Großinbuftrie würben doch bie jegt zum 
Heil und Segen gerade unferer minder guten Böden 
beftehenden 6000 Brennereien zum Grliegen fommen, fie 
würden dem Untergange verfallen müffen bei der Konkurrenz 
ber Großbrennereien, bei einer großinduftriellen Ent— 
widlung. Gin unendlicher Verluft an Nationalvermögen, 
am Werte der leichteren Böben! 

Ich meine, dab dieſe Tendenz einer verſchiedenen 
Behandlung der landwirtſchaftlichen Bremnereien durchaus 
berechtigt 

Diefe Tendenz des Schutzes der landwirtſchaftlichen 
Betriebe drückte ſich früher in zwei ganz wichtigen, aber 
inzwiſchen durch Novellengeſetzgebung aufgehobenen Geſetzes⸗ 
beitimmmmmgen aus. Vor 1887 wurde die Maiſchraum— 
ſteuer auch von den gewerblichen Betrieben erhoben, und 
da beirugen die Sätze nicht etwa bloß zirfa 12 Mark, 
fondern da hatten wir Süße bis zu 30 Mark für den 
Heltoliter fertige Ware. Diefe Maifchraumfteuer wurde 
1887 für bie gewerblichen Brennereien ganz aufgehoben. 
Es wurde der Sat von 20 Mark ald Zuſchlag zur Ber: 
brauchöfteuer eingeführt. Ferner: die im Jahre 1895 
eingeführte Brennfteuer wurde nad einer für ges 
werblide Brennereien erheblich . Stala er 
hoben. Auch dieſe Verjchiedenheit iſt durch das 
Geſetz von 1902 befeitigt worden. Die Tatſache, 
ba ben gewerblichen Brennereien ftatt der Maiſch— 
raumftener durch bad Geſetz von 1887 ein Zufchlag zur 
Verbrauchsabgabe in Höhe von 20 Markt auferlegt wurde, 
zeigt deutlich, daß man den landwirtſchaftlichen Brennereien 
auch hier einen Preisvorſprung von etwa 4 Mark gewähren 
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wollte. 
Ermäßigung der Matichraumfteuer für gewerbliche Brenne: 
reien von eiwa 30 Mark auf 20 Markt von den gewerb- 
lichen Brennereten mit Beifall begrüßt wurde. Die Abficht 
des Geſetzgebers, mit ber die gewerbliden Brenner 
damal3 ganz einverftanden waren, nah wie vor eine 
Begünftigung für die landwirtſchaftlichen Brennereien bei- 
zubehalten, tft aber in feiner Weiſe verwirklicht worben. 
Diefe 20 Mark werden tatſächlich bon den gewerblichen 
Brennereien beöhalb nicht gezahlt, weil ber größte Teil 
be3 in bem gewerblichen Brennereien bergeftellten Spiritus 
benaturiert wirb; die Preisdifferenz kommt dadurch nicht 
zur Grideinung, und die Belaftung beträgt tatſächlich 
nur circa 16 Mart. 

Mit meinen politiihen Freunden ftehe id auf dem 
Standpunkt, daß wir dieſe Frage nicht ausſchließlich vom 
landwirtſchaftlichen Standpunkt aus beurteilen, daß viel- 
mehr auc die Finanzintereffen des Reichs Berüdfihtigung 
erfahren müffen. Wir erkennen durchaus an, daß ber Herr 
Staatsſekretär dem Wunſche der Mehrheit des Neihstags, 
ber Abbrödelung der Maiſchraumſteuer entgegenzutreten, 
durch dieſe Geſetzesvorlage nahgelommen ift. Wir wollen 
und aber bie Kritik ben einzelnen Beitimmungen gegenüber 
nicht nehmen laſſen. Meine Herren, wie der $ 2 heute lautet, 
tft er für uns nicht annehmbar. Aber wir haben bie 
Hoffnung, daß in der Kommiſſion ein brauchbares Geſetz 
entitchen wird, das das ntereffe unferer Reichsfinanzen 
wahrt, ohne die landwirtſchaftlichen Brauereien zu ſchädigen. 

In der Begründung ift behauptet, dab an den Wett: 
bewerböverhältniffen zwiihen den landwirtſchaftlichen 
und den gewerbliden Brennereien Durch dieſen Entwurf 
nichts geändert werde. Meine Herren, ich behaupte, daß 
ber Entwurf diefer feiner Aufgabe nicht gerecht wird, und 
ic) glaube, daß e3 eine Hauptaufgabe der Kommiffion fein 
wird, dieſe Abficht der Gefegesvorlage in befjerer Weiſe 


au verwirklichen, als es durch die Vorlage geſchehen ift. (m) 


Ich behaupte dreierlei: einmal, daß die Maiihraumftener 
zahlenden Brennereien durch die Formulierung des $ 2 
gegenüber dem bisherigen Zuſtand geihädigt werben, und 
daß biefe Schädigung von Jahr zu Fahr fortichreitet. 
Ich behaupte ferner, daß die gewerblichen Brennereien in 
bemjelben Maße eine Begünftigung erfahren, und bafı 
auch diefe Begünftigung von Jahr zu Jahr eine größere 
wird, umd ich behaupte endlich, dat eine Verminderung 
ber Einnahme des Reiches zu befürdten fteht. 

Zunächſt die Schädigung der landwirtfchaftlichen 
Brennereien: Der Trinfbranntwein fteigert ſich nicht, gern 
die Bevölferungöziffer zunimmt. Diefen Zuftand wird jeber 
Volksfreund von ganzem Herzen mit Freuden begrüßen. 
Der einzige Weg, um der Ausdehnung des Brennerei: 
beiriebes Abſatz zu ſchaffen, ift der Abſaß in denaturiertem 
Spiritus. Nun verringert diefer Gefegentwiurf die Nitd- 
vergütung auf dem für 1907 in Betraht kommenden 
denaturierten Spiritus, den man auf etwa 130 Millionen 
ſchätzen kann. Wenn id die 130 Millionen in die 
41/, Millionen teilen Lafje, jo fomme id auf cine Ver: 
gütung von etwa 3,50 Mark. Das bedeutet eine Minder: 
vergülung gegenüber dem biäherigen Zuftande, wenn ich 
bie mittleren Brennereten zu Grunde lege, die durchſchnittlich 
12 Mark zahlen, von 50 Pfennigen. 

Und weshalb begünftigt ber Geſetzentwurf die gewerb: 
lihen Brennereien? Ich ſagte ſchon, daß die Erhebung 
ber 20 Marf:Steuer bei ihnen faft vollftändig illuſoriſch 
wird, weil der größte Teil der in den gewerblichen 
Brennereien hergeſtellte Spiritus benaturtert wird. Der 
Anreiz, dieſe 20 Mark noch weiter auszunügen, fteigert 
ſich nod, wenn eine —— bon weniger als ben 
bisherigen 16 Mark gewährt wird. Der Umtauſch vongewerb: 
lihem Spiritus (fogenanntem 0er) gegen maifchreinen 
ſteuerpflichligen, fogenannten 70 er Spiritus, wird fünftig 
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Alle Kenner diefer Geſetzgebung wiffen, daß biefe (C) 
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Sievi⸗·⸗)— 





(A) um 50 Pfennig billiger zu bewerten fein, und der Vorteil 


wird fich allmählich fteigern, d weiter bie Prämie finkt. 
Was die landwirtihaftliche Brennerei verliert, gewinnt 
die gewerblihe Brennerei! Fordert es fchließlih das 
finanzielle Intereffe des Reichs, dab wir den Bor: 
ichlägen des S 2 zuftimmen? ch verneine die Frage. 

Entfpredend der Vergrößerung ber Mengen, auf 
welche die vom Bundesrat zugelaflenen fogenannten Um— 
ichreibungen vorgenommen werben, Umſchreibungen bon 
fogenanntem 90er Spiritu3 (jo genannt wegen 70 plus 
20 Markt Verbrauchsabgabe) gegenüber dem mit ber 
Maifhraumftener belafteten Spiritus, vermindern ſich die 
Mengen, für welde die Zufhläge von 20 Mark gezahlt 
werben. Diefe Mengen betragen jekt nod ungefähr 
20 Millionen Hektoliter. Gehen ſie num mit eimer 
Maiſchraumſteuer von nur 12 Mark in den Trintlonfum, 
dann entgeht damit dem Staat 200 000 x 8 = 1,6 Millionen 
icon nad) dem jehigen Stande. 

Ich glaube danad, daß, wenn ber Geſetzentwurf 
nicht das Biel erreicht, aud die Finanzen zu beflern, 
auch dann derjenige Standpunkt nicht gewahrt wird, deffen 
Ginhaltung Herr Dr. Bahnide von und fordert, daß wir 
und bei ber Prüfung dieſes Geſetzentwurfs vor allen 
Dingen aud) von den allgemeinen Reichsintereſſen möchten 
leiten laffen. 

Meine Herren, ich glaube, daß es einen Weg gibt 
— ich will die techntichen Einzelheiten der Kommiſſions— 
beratung vorbehalten —, den Intereſſen des Reichs, ber 
Grhaltung der Wetibewerböverhältnifje zwiſchen landwirt⸗ 
fhaftlihen und gewerbliden Brennereien und ber 
De erung des Abfahes des techniſchen Spiritus, wie fie 

ente beftehen, allen dieſen drei Geſichtspunkten gebührende 
Rechnung zu tragen. Ich vertraue deshalb, daß ed und 
in ber Kommiffion gelingen wird, biefem Geſetz eine 
Faflung zu geben, die jene bon der Begründung des 


(#) Entwurf3 richtig aufgeftellten Ziele auch wirflid erreicht. 


Wenn dad nicht gefchehen follte, werden wir e3 vor: 
atehen, jeber Anderung ber beftehenden Gejeggebung zu 
widerſprechen. 

Die Beunruhigung durch Novellengeſetzgebung iſt an 
ſich anerfanntermaßen fir das Gewerbe ein großer Nach— 
teil. Es durfte darauf rechnen, daß ber beftchende geſetz— 
liche Zuftand bis zum Jahre 1912 erhalten werbe. Jede 
Anderung müßte deshalb noch einen verftärften Beweis 
ihrer Berechtigung beibringen. 

(Bravo! rechts.) 


räfident: Der Herr Abgeordnete Schweidharbt hat 
das Wort. 


Schweidhardt, Abgeordneter: Meine Herren, auf 
ben Geſetzentwurf Nr. 22 betreffend die Neubemeflung 
des Kontingentöfußes für lanbwirtfchaftliche Brennereien 
werde ich mich nicht weiter einlaflen, weil von unferer 
Seite unfer Standpunkt ſchon früher dargelegt worden 
ift, und was ben anderen Gefegentwurf unter Nr. 196 
der Drudfahen bezüglih der Maßnahmen gegen einen 
Rückgang der Maiſchbottichſteuererträgniſſe anbelangt, ſo 
find wir mit der Verweiſung an eine Kommiſſion durd) 
aus einverftanden. Wir bedauern, daß bie Regierung 
wiederum auf halbem Wege ftehen bleibt, daß fie nicht 
fon früher bie Unhaltbaärkeit ber jetzigen Zuftänbe er: 
fannt und daß fie jo lange zugewartet hat, bis bie Rück— 
vergütungen, bie auf dem bematurierten und ausgeführten 
Branntwein bezahlt werden, die enorme Summe bon 
4'/, Millionen erreicht haben. 

(Sehr richtig! Iints.) 

Durd die Maknahmen, wie fie in dem Geſetzentwurf 
vorgefehen find, und die neuen Beftimmungen, mit benen 
dad Branntweinftenergefeß auf mene belafket tird, wird 
diefed Geſetz, das ja, wie fon der Herr Abgeordnete 
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Sped ausgeführt hat, für den Laien beinahe unmöglich (C) 


ift zu verfolgen, noch unflarer und undurchſichtiger. 

Meine Herren, in ber Begründung zu bem Geſetz 
ift auf die Beobachtung hingewieſen, dab bie Maiſch— 
bottichitenerträgniffe feit Jahren zurüdgehen, und daß bie 
Urſache dieſes Rückgangs anf die Mängel unſerer Matich- 
bottichftenergefeßgebung zurüdzuführen ift, insbeſondere auf 
die zu ade Bemeſſung des Satzes ber Stenerrüdver- 
gütung für den zur ſteuerfreien Verwendung und Ausfuhr 
beſtimmten Branntwein, und es heißt weiter: 

Regierungsſeitig iſt die Richtigkeit dieſer Be— 

obachtungen wiederholt anerkannt und hieraus die 

Folgerung gezogen worden, daß es notwendig 

ſei, die Mängel der geltenden Geſetze, welche die 

fortſchreitende Abbröckelung der Maiſchbottich- 

ſteuer verſchulden, fo bald wie möglich zu befeitigen. 
Ta, meine Herren, diefe Beobachtung haben wir nicht 
erft feit der allerlegten Zeit, ſondern ſchon fett Jahren 
gemadht, feitdem der Verbrauch an fteuerfreiem Brannt- 
wein in umerwartetem Maße zugenommen hat. Weshalb 
bat die Negierung unferen — die wir zu wieder⸗ 
holten Malen offen zum Ausdruck gebracht haben, nicht 
ſchon früher Rechnung getragen? Heute, wo man im 
Begriffe ift, die Rückvergütung fir fteuerfreien Branntwein 
Pie neue zu regeln, wäre bie befte Gelegenheit geboten, 
die Prämien überhaupt abzufhaffen 

(fehr richtig! Int), 

einmal reinen Tiſch mit biefen Prämien zu machen. 

Wie notwendig bad wäre, zeigt Bid in bie 
Stattftif, daS zeigt ein Vergleich de3 Jahres 1905 mit 
dem Jahre 1892/83. Im Sie 1905 war dad Nein: 
erträgnid aus der Maifchbotttihftener um 21/, Millionen 
geringer, trogbem bie Produktion inzwifhen um über 
50 Brozent angewachſen ift 

(hört! Hört! Iints), 


und noch ungünftiger ift der Vergleih mit ben Fahren cn) 


1903 und 1904. 

Nun will der N 1 die Prämie aufheben, indem ftatt 
ber biöherigen 16 Mark der in Wirklichkeit a Betrag 
von 12 Mark zurüdvergütet werben fol. ir würden, 
wenn fih der Gefegentwurf auf biefen $ 1 befchränfen 
würde, ihm ohne jeben Borbehalt unfere Zuſtimmung 
geben. Aber der $2 hebt die Maknahme von $ 1 wieder 
vollftändig auf; denn die 4'/, Millionen, auf welche nun 
die Rüdvergütung firtert werden foll, entiprechen ungefähr 
bem Safe, der bisher ——— worden iſt. Im 
Gegenteil, möglicherweiſe tft dieſer Satz ein noch höherer; 
benn bie Regierung felbft rechnet für das laufende Jahr 
mit einer Denaturierung bon 1100000 Heftolitern, alſo 
250 000 Heftoliter weniger ald im letten Jahre. Die 
Prämie würbe nun auf biefe 1100000 SHeftoliter nur 
4,4 Millionen Mark betragen. Wäre der heutige Geſetz— 
entwurf ſchon jetzt in Kraft, fo würde tatfädhlich bie 
Prämie von 4'/, Millionen Mark den biöherigen Betrag 
noch um 100 000 Mark überfteigen! 

(3 läßt ſich allerdings nicht vorausfehen, wie der 
Verbrauch von fteuerfreiem Branntwein ſich geftaltet. 
Aber felbft wenn wir eine Steigerung boraußfehen, wie 
auch die Regierung das getan bat, und annehmen, daß 
ber Berbraud fi um 100 000 Heftoliter fteigert, daß wir 
es in Zukunft mit einem Verbrauch von 1!/, Millionen 
Heftoliter zu tum haben, fo würde die Prämie ftatt der 
biöherigen 4 Mark immer noch 3,60 Mark betragen. 

Alſo die Prämien werden unter allen Umſtänden bei- 
behalten, und ich kann nicht verftehen, wie der Landwirt⸗ 
ſchaftsrat in feiner —— von einer ſchweren Be— 
unruhigung der kartoffelbautreibenden Bevölkernng ſprechen 


tann. 
(Sehr richtig! Links.) 
Die Vorlage bezwedt ja keineswegs die Beſeitigung ber 
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(Schweidharbt.) 


(A) Prämien, fondern will Iebiglich verhindern, daß die bis— 


herigen Zuftäude fih nod mehr verſchlimmern, dab ber 
Reichskaſſe nicht noch größere Opfer als bisher auferlegt 


werben. 
(Sehr richtig! Tinte.) 

Nah ben, wiederholten Erklärungen bed Herrn Reichs— 
Ichagfelretärs, die er auch heute wieder abgegeben hat, 
haben wir eine burchgreifende Reform des Branntwein: 
ftenergefeßeö vor dem Jahre 1912 nicht zu erwarten. 
Der YZuftand, den wir heute zu ſchaffen im Begriffe find, 
fol alſo für bie nächſten 5 Jahre andauern, und bie 
Neihätaffe fol noch 5 Jahre jährlih 4, Millionen, 
zufammen 22'/, Millionen, aus eigener Taſche zurüd- 
vergüten. Hierzu Liegt meines Gradtend nicht der geringfte 
Grund bor. 

Meine Herren, id kann bie Gründe, die im ben 
Motiven zu dem Gejegentwurf angeführt find, daß eine 
volftändige Beſeitigung der für dem fteuerfreien Branntwein 
aus der Maiſchbottichſteuer entnommenen Aufwendungen 
aus wirtihaftlihen Gründen ſich verbiete, nicht aner: 
kenuen. Wohl wird die Spannung zwiſchen fteuerfreiem 
und ſteuerpflichtigem Branntwein um 4 Mark bzw. um 
3,60 Mark fid verringern; es ift möglich, daß ber Preis 
von bematuriertem Spiritus um biefe 3,60 Mark Iteigt. 
Ih gebe aud) zu, daß durch eine Steigerung des Preifes 
ber Berbraud; vorübergehend etwas nadhlaffen wird; aber 
bon großer Bedeutung wird dieſer Nachlaß im Verbrauch 


nicht jein. 
(Sehr richtig! Links.) 

Das zeigt ja aud die Statiftif aus dem Jahre 1905. 
Damals find die Preiſe infolge der geringen Borräte um 
40 Prozent, von 25 auf 35 Mark erhöht worden, und 
jelbft unter diefer koloſſalen Steigerung von 40 Prozent 
war nur eine Stagnation, nicht ein wejentliher Nüdgang 
im Berbraud des bematurierten Spiritus nachzuweiſen. 


(8) Überdies wird die Zentrale für Spirituäperwertung bei ihrer 


Monopolftellung e3 immer im der Hand haben, die Preiſe 
für benaturierten Spirituß nad) Angebot und Nachfrage zu 
regeln. Sie wirb es auch möglich machen können, nicht 
allein den denaturierten Spiritus bluten u laffen, fonbern 
vieleiht auh die Preiſe für Trinkbranntwein, alfo 
ſteuerpflichtigen Branntwein, in die Höhe zu ſetzen. 
Es iſt auch nicht außer acht zu laſſen, daß bie 
Fixlerung auf 4'/, Millionen Mark eine große lm: 
fiherheit in der Preishildung für denaturierten Spiritus 
hervorrufen wird. Niemand vermag im voraus zu 
beftimmen, wie der Verbrauch fih in dem laufenden 
Jahre geftalten wird, und niemand vermag vorauszuſehen, 
auf welches Quantum dieſe 4'/, Millionen ſich verteilen, 
und iwiebiel auf ben einzelnen Heftoliter entfält. Nun 
hat die Prämie auf den bematurierten Spiritus wenigftens 
uod) den einen Vorzug, daß fie ben Verbraudern von 
Brennfpiritus, dem Heinen Mann und vielleicht auch der 
Allgemeinheit 4 te lommt. Der 8 2 fieht jedoch vor, 
dab bie Zuſ üfe nicht nur auf den bematurierten, 
fonderu aud auf den zum Export gelangenben Spiritus 
gewährt werden. Ich bin mum für meine Perſon ein 
grunbfägliher Gegner diefer Ausfuhrprämie. tr haben 
auch gar feinen Anlaß, die Beftrebungen zu unterftügen, 
die baranf —— dem Ausland billigeren Spiritus zu 
liefern, um die Preiſe im Inland recht hoch halten zu 


lönnen. 

— Gehr richtig! links.) 
Wenn ſich die Notwendigleit ergibt, daß wegen zu großen 
Vorrats und zu großer Probuftion ein Teil der Probuttion 
ins Ausland abgegeben werden muß, dann follen das die 
beteiligten ih auf ihre Koſten tum, aus ihrer Taſche 
und nicht aus ber Taſche des Reichs und ber Steuer: 


zahler. 
(Sehr richtig! links.) 


Wer die Spiritusengueteverhandlungen, die vor einem (C) 


Jahr Hier in Berlin ftattgefunden haben, verfolgt hat, 
wird Pi auch der lebhaften Klagen erinnern, welche unjere 
deutſche Induſtrie, die den Spiritus ald Rohmaterial 
verarbeitet, geführt hat: die chemiſche Induſtrie, bie 
Barfumerieinduftrie und anbere, die auf den Export an— 
ewleſen find. Sie haben fich bitter darüber beflagt, daß 
m Inlande die Breife hochgehalten worden find, bat das 
Ausland mit fpottbilligen Preifen verjehen worden und daß 
dadurch die Seonkurrenzfähigkeit unferer Induſtrie auf dem 
Weltmarkt fehr in Frage geftellt worden iſt. Auch heute 
noch befteht ein großes Mißperhältuts, trotzdem Die 
ftatiftiiche Lage des Artikels Spiritus feine ungewöhnliche, 
im Gegenteil eine recht gefunde if. Heute motiert 3. B. 
Hamburg einen Preis von 19 Mark Ioco Hamburg, wovon 
noh die Fracht bis Hamburg, Fäſſer ufw. abgeben, 
während ber Inlandspreis unter Berüdjihtigung der 
Eye 27 bis 28 Marl beträgt, alfo etwa 
50 Prozent höher ift al der Preis für ben Erportjpiritus. 
(Hört! hört! links.) 
Diefem Mibverhältnis durch Fortgewährung der Prämie 
nod Vorſchub zu leiften, dazu können wir uns under 
feinen Umſtänden entichließen. 
(Sehr richtig! liuks.) 

Wir find im übrigen bereit, mitzuarbeiten in ber 
Kommiffion; das Gute und Braudbare, da3 in dieſem 
Geſetzentwurf vorhanden ift, werden wir uns and zu 


eigen machen. 
(Bravo linfs.) 


Bräfident: Der Herr Abgeordnete Bogt (Hall) hat 
das Wort. 


Bogt (Hall), Abgeordneter: Im Hinblid auf den 
heutigen Wochentag und bie borgerüdte Stunde will id) 
auf die Ausführungen des Herrn 
eingeben. Ich möchte nur ganz kurz auf den Widerjpruch 
aufmerffam machen, in ben er fih mit jeinen Aus— 
führungen dadurch gefegt hat, daß er dem MWunfche 
Ausdrud gegeben, feine Ausfuhrprämien auf Spiritus zu 
gewähren im Intereſſe unferer Inbuftrie, welche dieſen 
nötig bedarf und nicht fo teuer brauchen lann. Uber ich 
fürdte, wenn wir im Fahre 1910 hier wieber darüber zur 
verhandeln haben werden, ob bie fogenamnten Liebes: 
gaben abgeihaftt werben follen, dann wird er und feine 
Freunde auf feiten derjenigen fein, die die Abſchaffung 
diejer Liebesgaben verlangen. Ich dagegen meine, gerabe 
die Gewährung biefer Sergiinftigung ermöglicht es heute 
unfern Breunern, eine möglichſt billige Ware Herzuftellen 
im Jutereſſe unferer Induſtrie. 

Nun, meine Herren, habe ih mir hauptfädhlid) 
das Wort erbeten, um das zu umterjlügen, was 
bon den Herren Abgeordneten Sped und Sieg be- 
> lich der ſüddeutſchen Brennerei ausgeführt worden ift. 
IH kann es Ihnen nur beftätigen, daß bie Aufhebung 
diefer verfchiedenartigen Stontingentierung der fogenannten 
Liebeögabe umfere fihbeutiejen Brenner fofort zur Ein: 
ftellung ihrer Betriebe veranlaffen würde. Es ſind bort 
ganz andere Verhältniſſe ald im Oſten und Norden 
unferes Baterlanded. Die Kartoffeln find bei uns in 
Süddeutſchland viel teurer, fie haben viel weniger Brenn: 
wert als bier im Often, und dann müſſen Ste doch auch 
bedenken, daß die landwirtſchaftlichen Brennereien in ber 
Mehrzahl lokal viel ungünftiger gelegen find als wie bie 
gewerblihen Betriebe, welche alle Vorteile moderner Ber: 
kehrswege ausnutzen können. Denken Sie mur an bie 
Fradtauslagen, bis die Kohlen und bei uns im Süden 
der Maid von der jehr oft weit entfernten Bahnftation 
bis zur Brenneret gefahren werben; dann muß das fertige 
Probult, der Spiritus, wieder zur Bahn gebracht werden: 
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orrebnerd nicht weiter (1) 
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(Bogt (Halll.) 

(A) iſt alfo immer eine zweimalige Verfrachtung nötig. Das 
find lauter Ausgaben, welche es notwendig machen, daß 
ein gewiſſer Iinterfhieb in der KHontingentierung zwiſchen triebs zählung im Fahre 1907 (Nr. 50 der Drud- 
eg und landwirtſchaftlichen Brennern befteht. ſachen); 

ann glaube ich auch darauf hinweiſen zu ſollen, daß es 2. zweite Beratung des Entwurfs eines Geſetzes 
betreffend die vorläufige Regelung des Reichs— 

haushalts für die Monate April und Mai 1907 

(Nr. 194 der Drudjadhen), auf Grund des mündlichen 


1. dritte gg | des Entwurfs eined Gelege: (C) 
betreffend die Bornahme einer Berufs: und Be— 


in einer lanbwirtichaftlihen Brennerei viel ſchwerer wird, 
einen tüchtigen Brennmeifter zu befommen, als in ber ge: 
werbligen Brennerei. MWer wird denn wohl als tücdhtiger 


Breunmeiſter in einen mandmal jo verlorenen Erden— 
winkel hingehen, mit feiner Familie dort wohnen uud 
leben wollen, wo eine gute Schule fehr oft wett entfernt 
ift, um feine Kinder ordentlich unterrichten laſſen zu 
fünnen? 

Danı möchte aber nod dem Herrn Abgeorbneten 
Südekum gegenüber bemerken, daß bad, was ihm bon 
dem Herr Abgeordneten Sieg gefagt worden iſt bezüglich 
der Fleiſchyroduktion, bis auf den letzten Sat hinaus 
zutrifft. Ich möchte Herrn Südekum daran erinnern, daß 
im vergangenen Herbit ein Herr aus feiner Bartei in 
biefem Haufe darauf hingewieſen hat, dab gerade gegen- 
wärtig der Großgrumbbefiger fi viel weniger als ber 
Heine Beſitz an der Viehzüchtung, an der Fleiſchproduktion 
beteilige. Gier find es nun die Großgrunbbefiger, Die 
Pächter, die Genoflenfhaftämitglieder, welche fid haupt: 
fählid an der Milh und an ber Fleifhprobuktton in 
einem Maße beteiligen, wie es von dem Nebner feiner 
Partei feinerzeit gewünſcht worden if. Sobald aber 
diefen Betrieböumternehmern der Brenmereibetrieb unmöglich 
gemacht wird, dann, bin ich feft überzeugt, werben Dutzende, 
ja Hunderte von diefen Brennereibefigern zu einer mehr 
viehlofen Wirtſchaft übergehen, wie es viele andere längft 
getan haben. Aus dieſem Grunde, meine ich, follten doch 
die Herren von der Sozialdemokratie vorſichtig fein und 
lieber jo weit als möglid die Hand dazu bieten, daß ber: 
artige Betriebe erhalten werden, daß bier die Möglichkeit 


(3) beftehen bleibt, Vieh zu züchten, zu mäften und Milch zu 


produzieren; denn ſonſt laufen fie Gefahr, gerade die Hub, 
bon der fie leben wollen, erſt recht abzutun. 


Präfident: Das Wort hat ber Herr Abgeordnete 
v. Saß⸗Jaworski. 


v. Safsfaworsfi, Abgeordneter: Haben Sie feine 
Furcht, meine Herren, — ih habe nur zwei Süße zu 
lagen. ch habe den Herren im Namen meiner politifchen 
Frennde zu erflären, daß wir bereit find, die Vorlage 
auf Nr. 22 der Drudjahen fofort zu erledigen, während 
wir zu Nr. 196 fir die Kommiſſionsberatung ſtimmen 


werben. 
(Brabo! und Heiterkeit.) 


Bräfident: Ich ſchließe die Generaldiskuſſion. 

Es ift von dem Herrn Abgeorbneten Dr. Pachnicke 
beantragt, den Gefegentwurf betreffend Maßnahmen gegen 
ben Rüdgang de3 Ertrages der Maiſchbottichſteuer ciner 
Kommifjion von 21 Mitgliedern zu übermetfen. 

Ich bitte, daß die Herren, welde dem Antrage zu: 
ftinnmen wollen, fih von ihren Plätzen erheben. 

Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; der Antrag iſt angenommen. 

In betreff des zweiten Gefegentwurfs über die Be: 
meffung des Kontingentsfußes iſt ein folder Antrag 
wicht geftellt, er wird alfo in zweiter Beratung im Plenum 
erledigt werben. 

Meine Herren, ih ſchlage Ihnen nunmehr vor, ſich 
zu vertagen. Ich darf wohl annehmen, daß das Haus 
io beſchließt. — Dies tft der Fall. 

Ich ſchlage Ihnen vor, die nädfte Sigung zu 
halten am Montag den 18. März, Nachmittags 2 ihr, 
nit folgender Tagesordnung: 


Berichts ber Kommiſſion für den Reichshaushalts— 


(Stat (Nr. 220 der Drudjaden); 
3. Snterpellation der Abgeordneten Seyda und Ge— 
noflen, betreffend Ausweiſung —— Schüler 
von höheren und mittleren Lehranſtalten (Nr. 206 
der Drudjaden). 
Das Wort zur Gefhäftsorduung hat Herr Abge- 
ordneter Bebel. 


Bebel, Abgeorbneter: Herr Bräfident, id; möchte doch 
barauf aufmerfiam machen, daß der vierte Punkt der 
Tagedordnung nod) nicht erledigt ift, Die Fortſetzung der 
Debatte über die Interpellation Albreht und Genofien. 
Dadurch, daß dieſer Punkt auf die heutige Tagesordnung 
fan, bat ſowohl ber Herr Wräfident wie das Haus 
anerfannt, daß bie Fortſetzung bdiefer Debatte wünſchbar 
fei, und wir müſſen age dab dieſer Punkt der 
Tagesordnung nicht fallen gelaflen wird, fondern auf bie 
Tagesordnung ber nächſten Sigung gefeht wird und zwar 
an erfter Stelle. Site werben biejed unfer Verlangen ſehr 
wohl begreifen. Wir find geftern Gegenftand heftiger 
Angriffe von einer Reihe von Rednern geweſen und nicht 
allein das, e3 haben auch mehrere Reduer — ich nenne 
fpeztell die Herren Kreth und v. Liebert — Anfhuldigungen 
erhoben auf Grund angebliher Tatiahen, die dringend 
einer Richtigſtellung bedürfen. Wir find interejfiert, daß 
diefe unrichtigen Angaben nicht auf Wochen hinaus in ber 
Öffentlichkeit geglaubt werden, während wir imftande find, 
fie zu widerlegen. Aus biefem Grunde wünſchen wir, 
daß diefe Angelegenheit am Montag an erfter Stelle zur 
Beratung fieht. Es jcheint allerdings, daß ber Herr 
Präfident feine Neigung hat, die Fortſetzung unferer Inter: 
pellation auf die Tagesordnung zu fegen, da, wie wir 

ehört baben, er eine neue Jutervellation, die der Herren 
Polen, auf die Tagesordnung ſetzte. Ich begreife ja, daf 
der Herr Präfident den Wunſch hat, andere Dinge, die er 
für wichtiger hält, zunächſt zur Beratung und endgültigen 
Verabſchiedung im Haufe zu bringen. Ich möchte aber 
darauf aufmerkfjam machen, daß den Herren dadurch, daß 
fie die Weiterführung der Debatte über unfere Inter— 
pellation bejeitigen wollen, die Fortjegung der Debatte 
nicht geichentt werben wird. 

(Heiterkeit rechts.) 

Mir werden unter allen Umftänden wieder auf biejelbe 
zurückkommen, und zwar bei einem Thema, das fir Sic 
etwas unbequemer ift, nämlih bei dem Thema Reiche: 
fanzler und Neihslanzleramt. Dann haben wir ben 
Herren Reichskanzler hier, der geftern nicht vertreten war. 
Aber es tft und vor allem darum zu tum, bie gegen uns 
gerichteten Angriffe fo raſch als möglich erledigen zu 
fönnen. Ich bitte alfo, meinen Vorſchlag zu akzeptieren 
und die Beiprehung der Interpellation als erften Punkt 
auf die Tagesordnung der Sigung am Montag zu fegen. 


Präfident: Der Herr Abgeorbnete Baffermann hat 
das Wort zur Gefhäftsorbnung. 


Baffermanı, Abgeordneter: Ich möchte vorſchlagen, 
es bei dem Antrag des Herrn Präfidenten bezüglich der 
Tagesordnung zu belaflen, und zwar aus bem fachlichen 
Grunde, daß die Verabſchiedung bes Notgeſetzes bie dring- 

lichſte Aufgabe vor den Ferien ift. Einmal muß das 
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Baffermann. } 


(A) Notgefek überhaupt gemacht werben, wenn die Negterung 


nah dem 1. April Geldausgaben machen fol; bann 
warten die verichiebenen Beamtenkategorien auf die Ber: 
abſchiedung des Notgeſetzes wegen der Behandlung ber 
fie intereffierenden Teurungszulagen. Ferner tft darauf 
Dinzumweifen, daß die Verhandlungen über dieſes zus 
unter Umftänden mehrere Tage dauern fönnen, und ba 
fih an die zweite noch die dritte Leſung anfchließen 
muß. Was die Interpellation der Herren ber fozial- 


demotratiſchen Fraktion anlangt, fo hat der Herr 
Kollege Fiſcher ja geitern in einer zweiftündigen 
Nede die Interpellation ausführlih begründet. Ach 


fauın ed aber dem Herrn Wbgeorbneten Bebel nad: 
fühlen, daß er ben Wunſch Hat, die Angriffe, die dann 
jpäter gefallen find, zu widerlegen. Das kann ja — auch 
das hat der Herr Abgeordnete Bebel hervorgehoben — fpäter 
geliehen, bei dem Gehalt des Herrn Reichskanzlers; da 
kann dieſe ganze Debatte noch einmal aufgerollt werben, 
und dann hat der Herr Abgeordnete Bebel aud) daS ganz 
befondere DBergnügen, Auge in Auge den Gegner be- 
fümpfen zu formen. Ich wollte meinen, daß ſachliche 
Gründe dafür fpredhen, daß wir vor allem an die Be- 
ratung und Verabſchiedung bed Notgefeges herantreten 
müffen, und für diefen Zwed halte id die Vorſchläge des 
Herrn Präſidenten für befonders geeignet. 


Vräfident: Der Herr Abgeordnete Bebel hat das 
Wort zur Geſchäftsordnung. 


Bebel, Abgeordneter: Wir unfererfeit3 find nicht 
geneigt, der Verabſchiedung des Notgeſetzes irgend ein 
Hindernis in den Weg zu legen. Wir ſind auch der 
Meinung, daß das Notgeſetz noch ſehr gut erledigt werden 
dann, nachdem die Debatte über unſere Interpellation be— 
endigt iſt. Ich glaube, vorausſetzen zu dürfen, daß dieſe 


(B) Debatte nicht die ganze nächſte Sitzung in Anſpruch 


nehmen wird. Sollte dad aber dennod der Fall fein, 
jo kann fie am Abend gefhloflen werden, und es farm 
das Notgefek am Dienstag auf die Tagesordnung kommen. 
Aber wenn die Beratung desſelben zwei oder ef drei 
Tage in Anfprudh nehmen follte, würden wir — das 
glaube id mamend meiner Parteigenoffen verſichern in 
können — nichts dagegen haben, dab alsdann die Friſt 
für die dritte Leſung entſprechend abgekürzt wird. Ich 
fan nicht anerkennen, daß dieſes ein Punkt iſt, der es 
zeakfertigt, bie Beiprehung unferer Interpellation nicht 
auf Die Tagesordnung zu fegen. 

Selbftverftändlih hat es fir und einen befonderen 
Neiz, dem Si Reichskanzler gegenüber Aug in Aug 
unfere Angriffe und Anklagen zu maden. Wir hatten das 
mit ber Interpellation auch bezwedt, nachdem er ſich aber 
um biefe Gelegenheit gebrüdt hat, werben wir jede Ge- 
legenheit, die fih und bietet, recht gern dazu bemußen. 
Ich habe aber fhon hervorgehoben, weshalb wir unter 
allen Umſtänden wünſchen, baß der ——— raſch 
wieder auf die Tagesordnung kommt. tr haben ba3 
dringende Intereſſe, die falfıpen Anfhuldigumgen, die 
geftern von verihiedenen Rednern gegen und erhoben 
worden find, richtig zu ftellen. 

Das ift der Grund, der maßgebend fein follte, daß 
das Haus unferem Wunſche entgegenfommt. 

(Brabo! bei den Sozialdemokraten.) 


Bräfident: Der Herr Abgeordnete Freiherr dv. Richt— 
hofen-Damsdorf hat das Wort zur Geihäftäorbnung. 


Freiherr v. RichthofensDamsdorf, Abgeordneter: Der 
Wunſch des Herru Abgeordneten Bebel ift mir volllommen 
verftändlihd. Mir kommt es aber doch vor allem darauf 
an, dab bie Intereſſen des Reiches den Wünſchen einer 


Partei vorgehen müſſen, und das Antereffe des Reiches cc) 


ift, daß das Notgefeg zuftande kommt. Dieſes Notgeſetz 
enthält befantlih, wie es aus der Kommiſſion hervor— 
gegangen ift, eine Refolution, und ich meine, daß es unter 
allen Umftänden auf bie en gefegt werden 
muß. Deshalb halte ich den Vorſchlag des Herrn Präſi— 
benten fir vollftändig fachlich und begründet. 


Präfident: Der Herr Abgeordnete Singer hat das 
Wort zur Gefhäftsorbnung. 


Singer, Abgeordneter: In dem Vorſchlag de3 Herrn 
Präfidenten liegt nad) meiner Meinung für uns eine 
dringende Veranlaflung, auf der weiteren Beratung unferer 
Interpellation am Montag zu beitehen, weil der Herr 
Bräfident eine andere Interpellation Hinter der Beratung 
des Notgefeged auf die Tagesordnung gefegt hat. Damit 
ift, wenn auch nicht ausgefproden, aber doch tatſächlich 
bie hohe Wahrfcheinlichkeit gegeben, daß eine Fortiegung 
ber Beratung unferer Interpellation iiberhaupt nicht be: 
abfidhtigt wird. 

Aus den Sründen, bie mein Freund Bebel entwidelt 
bat, deren Berechtigung die Herren Redner felbft anerfanut 
haben, ſcheint mir aber dic Notwendigkeit der Fortberatung 
unferer Iuterpellation unanfechtbar bewieien zu fein. Ich 
möchte zur Behebung aller Schwierigkeiten den Vorſchlag 
madhen, an zweiter Stelle auf bie Tagesordnung für 
Montag das Notgeſetz zu fegen, dann aber an Stelle der 
anderen Snterpellation die Tortfegung ber Beratung 
unferer Sinterpellation vorzunehmen. Dann haben wir 
wenigitens die Sicherheit, daß unfere Interbellation nod) 
vor dem Ferien zwiſchen der zweiten und britten Beratung 
des Notgeſetzes zur Erledigung gelangt. Ih glaube, 
dab das Bedenken bezüglid des Notgejeged auf biefe 
Weiſe befeitigt, und zugleih unfer berechtigter Wunſch 
erfüllt werben fann. 


Präfident: Zur Geihäftsorbnung hat das Wort ber 
Herr Abgeordnete Gröber. 


Gröber, Abgeordneter: Ich möchte mich der Anregung 
anſchließen, in erſter Linie das Rotgeleh auf die Tages: 
ordnung gu feßen — das ift bad Allernotwenbdigfte, was 
wir in biefem Augenblick zu erledigen haben —, dann 
aber, wenn bie Beratung des Notgeſetzes erledigt ift, 
ehe eine nene Snterpellation zur Beratung geftellt wird, 
bie bereit3 angefangene Interpellation ber Herren von ber 
Sozialdemokratie wieder auf die Tagedordbnung zu fegen. 
Ich glaube, dad können allerbingd die Herren von ber 
Sozialdemokratie verlangen, daß, nahbem es eine heftige 
Auseinanderfegung ihnen gegenüber gegeben hat, fie Ge— 
legenheit erhalten, darauf die Antwort zu geben, ehe cine 
neue Smterpellation zum Gegenftand der Beratung ge: 
macht wirb. 


Präſident: Meine Herren, im Intereſſe ber —— 
unſerer Geſchäfte muß ich an meinem Vorſchlage feſthalten. 
Da aber dagegen Widerſpruch erhoben iſt, muß ich 
felbftverftändlih die Meinung des Hauſes einholen. Ich 
fann wohl annehmen, baß die Herren einverftanben find 
mit meinen Borichlägen ad 1 und 2. — Das Haus ift 
damit einverſtanden. Es fragt fi alfo nur, ob an Stelle 
ber Nr. 3, bie ich vorgefhlagen habe, nämlich bie Inter: 
vellation der Polen, betreffend bie Ausfhaltung der Schüler 
von höheren und mittleren Lehranftalten, die Fortſetzung 
ber Beſprechung der Interpellation Alhrecht und Genoffen 
auf die Tagedorbnung geſetzt werben foll. 

Ich bitte alfo, daß diejenigen Herren, welche wollen, 
daß meinem Vorſchlage entſprechend am dritter Stelle bie 
Interpellation über bie Ausweiſung polniſcher Schüler von 
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(Bräfident) 








(A) höheren und mittleren Lehranftalten auf die Tagesordnung Die Herren Mbgeorbneten Graf v. Brudzewo⸗ (Bı 
gelegt wird, ſich erheben. Mielzyusti, Golbitein und Dr. Miller (Meiningen) 


—* — Baufe.) wünſchen aus ber Budget- bezw. Wahlprüfungs— 
Das Bureau iſt einig darin, daß bie Minderheit | kommiſſion ausſcheiden zu dürfen. — Ein Widerſpruch 
ſteht. Es kommt alſo als dritter Punkt auf die Tages: | hiergegen ran fi nicht; id veranlaffe deshalb bie 


ordnung die 5. und 3. Abteilung, heute unmittelbar nad) der Sigung 
— ung ber Beſprechung ber Interpellation | die erforderlichen Erjagwahlen vorzunehmen. 
recht und Genoſſen. Ich ſchließe die * 
Die Tagesordnung ſteht nunmehr feſt. (Schluß der Sitzung 3 Uhr 41 Minuten.) 
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(A) 
21. Sißung. 
Montag den 18. März 1907. 
Seichäftlihes -....... 565D, 567C, 


Dritte Beratung des Entwurfs eines Geſetzes 
betreffend die Vornahme einer Berufs- und 
Betriebszählung im Jahre 1907 (Nr. 50 


1 NEE 
88 1, 2 — ohne Debatte... ... 
8 3, Umfang der Fragen: 

2 BE ER ER 
Schack ...... 566B, 


Dr. van der Borght, Präſident des 
Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amts. 
88 4, 5 — ohne Debatte 
Betitionen 
Zweite Beratung des Entwurfs eines Geſetzes 
betreffend die vorläufige Regelung des 
Neihshaushalts für die Monate April und 
Mai 1907 (Nr. 194, 220 der Anlagen): 
Gröber zur Geſchäftsordnung: 
Reichsamt des Innern: 
Freiherr v. Richthofen-Damsdorf, 
Berichterſtatter 
Verwaltung des Reichsheeres: 
v. Elern, Berichterſtatter 
Erzberger, Berichterftatter. . . . . 
Verwaltung der Kaijerlichen Marine: 
Freiherr v. Thünefeld, Bericht: 
ERBE a 
Reichsſchatzamt 
Poſt- und Telegraphenverwaltung: 
Bed (Heidelberg), Berichterſtatter 
Nosfe 
Kraetke, Wirklicher Geheimer Rat, 
Staatsſekretär des Reichspoſtamts: 
5714, 
Singer ea 5710, 


Dr. Arendt (Mansfeld) . ..... 
12. Legisl.⸗ P. 1. Seſſion. 17. 


(B) 


ee 
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565D 
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5660 
567B 
567B 


567B 
5670 


567D 
568B 
568C 
569B 
569D 
569D 


570A 


572C 
573B 
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Berwaltung der Reichseifenbahnen: ba 
Graf v.Driola, Berichterftatter: 573D,574A 
Beihilfen an Unterbeamte: 
Dr. Wiemer, Berichteritatter: 574B, 590 A 


Zur Gejchäftsordnung ... 5874 
— ERRER 576 A 

Zur Geihäftsordnung ... 586D 
Freiherr dv. Stengel, Wirklicher 


Geheimer Rat, Staatsſekretär 


des Reihsihabamts ...... . 577C 
Bet (Heidelberg)... ...... 579D 
Freiherr v. Richthofen-:Damsdorf . 581 C 
Sinre. ENEENF AR 582D 
Dr. Arendt (Mansfed) .... . 585 A 
Vogt (Hallh........... 5874 
BR en 588D 
BE. Sa ren 589C 

Flüſſigmachung von Mitteln: 

Dr. Wiemer, Berichterftatter ... . 590B 


Petilirnnen 591B 
Feſtſtellung der Tagesordnung für die nächſte 
Sitzung 


ee— 


Die Sitzung wird um 2 Uhr 15 Minuten durch den 
Präfidenten Dr. Grafen zu Stolberg-Wernigerode eröffnet. 


Präfident: Ich erdffne die Sigung. 

Das Protofoll der vorigen Sigung liegt auf dem 
Bureau zur Einſicht offen. 

Als Vorlage ift eingegangen: _ 

der Geſchäftsbericht bed Reichsverſicherungsamts 

fir dad Jahr 1906. 

Die Drudlegung babe ich verfügt. 

Un Stelle der aus ber I. bezw. II. Kommiſſion 
audgejchtebenen Herren Abgeorbneten Graf v. Brubzewo: 
Mielzynsti, Goldftein und Dr. Müller (Meiningen) find 
durch bie vollaogenen Erfagwahlen gewählt mworben bie 
Herren Abgeordneten: 

Kulerski, Bebel in die Bubgetlommtifion; 

Miller (Iſerlohn) im bie Wablprüfungstonmiffion. 

Ich habe Urlaub erteilt den Herren Abgeorbneten: 

Dr. Müller (Meiningen) für 2 Tage, 

Freiherr Heyl zu Herrnsheim, Graf v. Oppers: 
dorff, Prinz zu Schönaich-Carolath, Stubben: 
dorff für 5 Tage, 

Hebel für 6 er 

Entihulbdigt find die Herren Abgeordneten Dr. Semler, 
Schultz und Sir. 

Wir treten in die Tagedorbnung ein. Grfter 
Gegenftand berfelben iſt bie 

dritte Beratung des Entwurfs eines Geſetzes 

betreffend die Vornahme einer Berufs und 

BVetriebözählung im Jahre 1907 (Nr. 50 ber 

Druckſachen), auf Grund ber in zweiter Beratung 

unberändert angenommenen Vorlage. 

Ih eröffne die Generaldiäkuffion. — Es meldet jid 
niemand zum Wort; ich fchliehe die Generaldistuffion. 
Wir fommen zur Spezialberatung. 

’9 


(C) 


(D) 


566 


(Bräfident,) 
Ih rufe auf $1, — iſt angenommen; $ 2, — ift 
angenommen, 
$ 3 mit bem Antrage Dr. Will (Straßburg) auf 
Nr. 231 der Druckſachen: 
in $ 3 Beile 2 nad dem Worte „Famtilienftande* 
die Worte „und ber Religion“ einzufügen. 
Der Antrag ift genügend unterflützt; ich ftelle ihn mit zur 
Diskuſſion. 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dove. 


Dove, Abgeorbneter: Meine Herren, da nunmehr ber 
Antrag geftellt ift, die im der zweiten Leſung geſtrichenen 
Worte im 8 3 wieber aufzunehmen, möchte ich hier nur 
furz barauf verweifen, daß diejenige Darftellung, die fid 
im größten Teil der Prefje befindet, ald wenn bie Ab: 
fiimmung in zweiter Zefung lediglih auf einem Irrtum 
des ganzen Hauſes beruhte, nicht zutreffend ift. Der Herr 
Abgeordnete Liebermann v. Sonnenberg hat ſeinerſeits erklärt, 
daß bet ihm und feinen freunden die FFrageftelung miß- 
verftanden fe. Diefe Seite des Haufed (nad) links), bie 
in ihrer Auffaffungsfraft die Frageftellung durchaus ver: 
ftanden hat, und die den Verhandlungen mit Aufmerkfam- 
feit gefolgt ift, hat mit vollem Bewußtſein für meinen 
Antrag, die Worte „und der Religion“ zu ftreichen, ge: 
ftimmt. Dasfelbe glaube ih von dem Herren Konſer— 
vativen annehmen zu müffen ; ich glaube, feine Indiskretion 
zu begehen, wenn id; mittelle, daß daS ihrer Haltung in 
der Kommiſſion entſpricht, da and ben Beridhten, bie in 
den Zeitungen aus ber Kommiffion erfchtenen find, dieſe 
Tatſache konftatiert if. Ich möchte alfo, falls bei irgend 
jemanden die dee aufgetaucht jein follte, es beruhe die 
Abſtimmung auf Mißberftändnis, dem bon vornherein 
entgegentreten und bitte, aud hier bie Beſchlüſſe ber 
zweiten Leſung aufredt zu erhalten. 

(Bravo! links.) 


Bräfident: Der Herr Abgeordnete Schad hat bad Wort. 


Schad, Abgeorbneter: Meine Herren, id will nicht 
ausführlich darüber fprechen, bis zu welchem Grabe am 
Sonnabend Hinfihtlih der Abftimmung Mißverftändnifie 
vorhanden geweſen find oder nicht. Tatjache ift jedenfalls, 
daß wir ſchon rein. äußerlich gar feine Veranlaffung haben, 
den Beichluß der Kommiffton umzuftoßen; denn er iſt 
gefaßt worden gegen eine jehr verichwindende Minderheit, 
die hauptfählih ihren Ausbrud findet in ben Antrag: 
ftellern, bie den Abänderungdantrag zur zweiten Lefung 
des Entwurfs geftellt haben. 

(Sehr ridtig!) 

Was nun die Frage an fih anlangt, jo will id 
nur darauf hinweifen, daß im Jahre 1895 bei der Berufs: 
und Betriebszählung ebenfall$ nad der Religion gefragt 
worden ift, ohne daß von irgend einer Seite baran ber 
geringfte Anſtoß genommen wurde, und fchon aus biefem 
Grunde Itegt gar feine Veranlaffung vor, nun etwa 
bei dieſer Berufszählung von dieſer frage Abftand au 
nehmen. Es tommt aber noch weiter hinzu — und das ift 
in ber Kommiſſton ausführlich erörtert worden —, daß 
biefer Frage nad) verſchiedenen Richtungen Hin eine 
Bedeutung innewohnt. Es find im Anſchluß an bie 
Kommiffionsberatungen Notizen barüber in die Preſſe 
gelangt, bie zu irrtümlihen Auffafjungen Anlaß gegeben 
haben. Ich möchte hier erklären, daß im mefentlichen 
bei der Begründung dieſes Beichlufles in der Kommilfion 
zum Ausdrud gebracht wurde, dab es zunächſt außer: 
ordentlich wertvoll und wejentlich fei, den Anteil der ver- 
ſchiedenen Bekenntniſſe an den verfhiebenen Gewerben 
und Berufen, die wir im Deuitſchen Reiche haben, 
feftäuftellen. Auf der anderen Seite ift aud 
hervorgehoben worden, daß es vom großer Bebentung 
jei, in gewiffen Abftänden, wie fie durch die verfchledenen 
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Berufszählungen gegeben werden, den Anteil ber ver= (C 


ſchiedenen Belenntniffe an dem Auffteigen in bie höheren 
Klaſſen zu verfolgen. Das ift kulturgeſchichtlich von 
außerorbentlih großer Bedeutung. Dafür wird freilich 
erft in Zufunft dad Material gewonnen werben fönnen, 
wenn bie entiprechenden Arbeiten, bie bei biefer Frage 
zum erfien Mal vorgenommen werden würben, in Zukunft 
in vorgenommen werden; und ba ih nun gar 
feine Beranlaffung fehen kann, weshalb jemand bie Frage 
nad feiner Religion verſchweigen foll 
(fehr richtig! rechts), 

fo, meine id, liegt aud fein Grund vor, diefen mit 
großer Mehrheit gefaßten Kommiſſionsbeſchluß abzulehnen, 
und e8 ift außerordentlid dankenswert, daß jegt der Antrag 
eingebradt ift, ihm in dritter Leſung wieder zu feinem 
Rechte zu verhelfen. 

(Bravo! rechts.) 


Präfident: Der Herr Kommiſſar des Bundesrats, 
BPräfident des Kaiſerlichen Statiftifhen Amts Dr. van 
ber Borgbt hat dad Wort. 


Dr. van der Borght, Präfident des Kaiferlichen 
Statiftifhen Amts, Kommiffar des Bundesrats: Meine 
Herren, id möchte Sie bitten, entgegen bem Antrage, ber 
vorliegt, die Frage nad der Religion nicht wieder aufzu— 
nehmen. Es ift ja richtig, daß im Jahre 1895 die Frage 
nah ber Religion geftelt war. Aber aus ber Tatſache 
allein, daß fie damals geftellt war, folgt nit, dak man 
fie immer wieber ftellen muß. 

(Sehr richtig! links.) 

Denn in jeder derartigen Statiftif verſchieben fih gewiffe 
Fragen: mande Tragen fcheiden aus, mande Fragen 
fommen hinzu, bie gerade in dem Momente ein größeres 
Intereſſe beanſpruchen. Es fommt Hinzu, daß bie Frage 
nad) der Religion und bie —— der Antworten, 
die darauf erfolgt find, im Jahre 1895 

überrafhenden Refultate abfolut nicht zutage gefördert 
hatte. Was wir damals aus ber Stellung diefer {Frage 
erfahren haben, meine Herren, das waren Dinge, bie wir 
auch vorher aus der Beobachtung des tägliden Lebens 
ganz gut überfehen fonnten, und viel anderes wird auch 
diesmal nicht herausfommen. 

Nun hat der Herr PVorrebner darauf aufmerkſam 
gemadt, ed ſei von Intereſſe, zu verfolgen, inwieweit bie 
verichtedenen Belenntniffe an dem Auffteigen in bie höheren 
Klaſſen beteiligt feien. Das ift ja gewiß bon Intereſſe. 
Aber, meine Herren, Ste werden das auch bei biefer 
Zählung, wie der Herr Vorfigende ſchon ganz richtig an: 
gedeutet hat, abfolut nicht ie ae benn in ber Zählung 
bon 1895 find wegen ber geringen Nefultate, die babei 
herauskamen, die ragen nad ber Religion in ber Ber: 
dffentlihung nur noch gefchteden worben nad) ben groben 
Berufögruppen, aber nicht nad) den einzelnen Berufsarten. 
Wenn Sie das Auffteigen in bie pa Berufdarten kennen 
lernen wollen, müffen Sie auszählen nad} einzelnen Berufs: 
arten und müflen dann noch in ben höheren Berufs- 
arten beftimmie Spezialunterfuhungen vornehmen, um 
überhaupt die Sache zu erfennen. Dafür fehlt aber aus 
ber Zählung von 1895 vollftändig das Vergleichsmaterial. 
Alfo Sie befommen jetzt Zahlen, die nicht einen Vergleich 
mit der früheren Zeit ermöglichen, ſondern mur bie 
Möglichkeit geben, wie der Herr Abgeordnete Schad an- 

ebeutet hat, wenn in fünftigen Zählungen wieder in ber: 
elben Weiſe vorgegangen wird, dann eventuell Vergleiche 
zu ziehen. Ich bin aber auch noch in bezug auf bie von 
ihm angebeutete Richtung der Meinung, daß ſehr viel 
pofitive Ergebuiffe bei ber I nicht berausfommen ; 
und da ber Fragebogen ohnehin fehr ftark belaftet werben 
mußte, um die Fragen über bie Verficherung zu Löfen, 
die wir nicht zurüdftellen Lonuten, und weil andererſeils 





irgend welde (D) 


(Dr. van ber Borght.) 


(A) bad Ergebnis nicht fehr bebeutfam fein wird, daS bei ber 


(B 


Den 


Frage zu erzielen ift, jo erſcheint es mir als dad Zwed- 
mäßigfte, von der Frage ganz abzufehen. Es fcheint mir 
richtig, die immerhin nicht unerheblichen Koften nicht anf: 
umwenben bei einer Sache, bei der man ſchon bon born: 
erein fagen kann, daß irgend ein bemerkenswerte, für 
die Entwidlung wichtiges Ergebnis dabei nit zutage 
gefördert wird. 


Bräfident: Der Herr Abgeordnete Schad hat dad Wort. 


Schad, Abgeorbneter: Soweit bie großen Berufd- 
gruppen in Betracht kommen, gebe ih dem Herrn Regierungs⸗ 
vertreter vollſtändig redt, daß für jeden, der die Dinge 
praftifh verfolgt hat, etwas ilberrafchendes dabei nicht 
äutage gefördert werden fann. Etwas anders liegt aber 
die Sade, ſobald eine Bearbeitung erfolgt für bie ver: 
fchiedenen Berufdarten, und da habe ich bereits gejagt, 
daß bei diefer Zählung einmal ber Anfang gemadjt werben 
kann und gemacht werben muß; einmal muß er ja bod 
gemacht werden, wenn man überhaupt derartige Erhebungen 
fir notwendig und müglid) hält, — und daß fie für notwendig 
und nütlic gehalten werben und gehalten werben können, 
ja, ich fage, gehalten werben müffen, das tft auch von 
dem Herrn Regierungsvertreter nicht beftritten worben, 
weber bier noch in der Kommiſſion. 

Die Koftenfrage kann, glaube ich, bei der Sachlage, 
in der wir und gegenwärtig befinden, ausſcheiden, da wir 
diefe Seite der Gefeteövorlage wirklich ausreichend berüd- 
figtigt haben bei all ben verfchtebenen Punkten, bie in 
ber Kommiſſion abgelehnt und daher nicht in bie Frage— 
bogen aufgenommen worden find. Durd die Arbeiten ber 
Kommiffion tft eigentlich feine weitere finanzielle Belaftung 
ber Borlage erfolgt, als fie durch dieſe eine Frage erfolgen 
fann, wentgfteng feine weſentlich größere Belaftung. Da, 
meine ich, kann die Finanzfrage bei diefer Gelegenheit 
ruhlg ausſcheiden. 

Ich möchte Sie wieberholt bitten, ben Beihlüffen ber 
Mehrheit der Kommiſſion zu folgen und diefe drei Worte 
in den Gejegentwurf wieder einzufügen. 

(Brabo! redht2.) 


Es hat ſich niemand weiter zum Wort 
gemeldet; ih fchliehe die Diäkuffion über R 3. Wir 
fommen zur Abitimmung. 

Ich werde zunädft eventuell abftimmen laffen über 
ben Antrag Dr. Wil (Straßburg). 

Ich bitte, daß diejenigen Herren, welde für ben Fall 
ber Annahme des $ 3 bie Worte „und der Religion“ 
mit aufnehmen wollen, 1a von ihren Plägen zu erheben. 


Geſchieht.) 
Das Bureau iſt einig, daß jetzt die Mehrheit ſteht; dieſe 
Worte ſind mit aufgenommen. 

Ich bitte, daß nunmehr diejenigen Herren ſich er— 
heben, welche den fo abgeänderten $ 3 annehmen wollen. 
Geſchieht.) 

Der 5 3 iſt angenommen. 
54 — St angenommen. 


Präfldent : 


* — Iſt angenommen. 

inleitung und UÜhberſchrift. — Sind angenommen. 
Wir haben noch abzäftimmen über bie Petitionen. 

Die Diskuffion hat in der zweiten Beratung ftattgefunden. 
Ich bitte, daß diejenigen Herren, welde den Antrag 

der Kommiſſion in betreff der Petitionen annehnten wollen, 

fih von ihren Plägen erheben. 


Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit. 
Wir fommen nunmehr zum zweiten Gegenſtand ber 
Tagedorbnung : 
zweite Beratung des Gutwurfs eines Geſetzes 
betreffend die vorläufige Regelung des Reichs⸗ 
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hanshalts für die Monate April und Mai 1907 (C) 


(Nr. 194 der Drudiaden), auf Grund des münd— 
lihen Berichts ber Kommiſſion für den Reichs— 
haushalsetat (Nr. 220 der Drudjaden). 

Als Kommiſſar des Bundesrat ift nod) an— 
emeldet der Borfigende ber Internationalen Kommiſſion 
ür wiſſenſchaftliche Luftſchiffahrt, Herr Mrofeflor 
Dr. Hergejell. 

ne Herren, ich teile Ihnen fchon jet mit, daß 
ein Antrag auf namentlide Abftimmung über ben 
Antrag Gröber auf Nr. 231 ber Drudjahen, geftellt 
bon den Herren Abgeorbneten Hamecher und Genoflen, 
genügend unterflüßt vorliegt. 

Zur Gefhäftsordnung bat das Wort der Herr 
Abgeorbnete Gröber. 


Gröber, Abgeordneter: Meine Herren, zur Geſchäfts— 
ordnung erlaube ich mir nur zu bemerfen, baß, wenn wir 
ben Antrag auf namentliche Abftimmung eingebracht 
haben, wir damit nicht verlangen wollen, daß heute ſchon 
unter allen Umſtänden die namentlihe Abſtimmung er 
folgen fol. 


Bräfident: Meine Herren, ich ſchlage Ihnen vor, bie 
Beratung über $ 1 und 8 2 zu verbinden, jebod bon 
dem $ 2 die Nummer 16, bie fih auf die Gewährung 
außerorbentlicher Beihilfen an die am geringften beſoldeten 
Unterbeamten bezieht, vom biefer Beratung auszuſchließen 
und einer befonderen Beratung vorzubehalten. — Hiermit 
ift dad Haus einverftanden; die Beratungen über 5 1 
— 2 ausſchließlich der Nummer 16 werben alfo ver- 

unben. 

Ferner fchlage ih dor, bie Etats nad; der Reihen: 
folge zu beraten. Es würde alfo mit dem Etat bes 
Neihsamt3 des Innern begonnen werben, ber Herr 
Referent würbe den Bericht erftatten, die Diskuſſion über 


die auf den Etat des Reichſsamts des Innern bezügliden (D) 


Poſitionen eröffnet und geichloffen werben; dann würden 
wir übergehen zum Gtat des Reichſsheeres ufw. — Auch 
bier if dad Haus einverftanden. 

ir fommen alfo zunächſt zu ben Pofitionen aus 
dem Gtat de3 Reichſsamts bed Junern, und id gebe 
dad Wort dem Herrn Referenten, Abgeordneten Freiherrn 
vd. Richthofen⸗Damsdorf. 


Freiherr v. RichthofensDamsdorf, Abgeorbneter, Be- 
richterftatter: Meine Herren, unfere Beratungen werben 
—3 dadurch etwas von anderen Vorgäugen abweichend 
& alten, daß wir tatjählih hier tm allgemeinen bie 

eratungen für ben SHanptetat mit borwegzunehmen 
—* Es handelt ſich um Poſitionen, welche zum Teil 

t bad ganze Jahr, zum Tell für eine Reihe weiterer 
Sabre ihre Konſequenzen haben. Infofern ift überall bie 
Notwendigkeit zu prüfen und abgejehen davon bie Dring- 
lichkeit. Dieſes erlaube ih mir vorauszuſchicken. 

Zuerft ift mir zugemwiefen zu referleren zu ber auf 
Seite 32 des Hauptetatd befindlichen Pofition Tit. 1 
Kap. 13. Es hanbelt fi da um das Patentamt. Wie 
aus ber Begründung erfichtlich ift, und wie aud die fort- 
gefeßt fteigenden Einnahmen bed Patentamt3 zeigen, ift 
dieſe Behörde In ihrer Entwidlung noch nicht abgefchloffen, 
fie it noch micht im Beharrungdzuftand, fie wird no 
weiter wachen, und biefem ftändbigen Wachſen mu 
notwendig eine Vermehrung des Perfonald zur Seite 
gehen. Ihre Kommilfion bat fih von ber Notwendigkeit 
und Dringlichkeit, diefe Vermehrung in der von der Re: 
gierung vorgeihlagenen Form vorzunehmen, überzeugt und 
beantragt die Bewilligung. 


Präfident: Herr Berichterftatter, id möchte Ihnen 
vorſchlagen, daß Sie über bad ganze Reichsamt des 
Innern referieren. 

79* 
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Freiherr v. Ridhthofen »- Damsdorf, 
Berihterftatter: Schön! es bleibt nod übrig, über zwei 
Bofittonen zu referieren, über Kap. 3 Tit. 29 und uber 
Kap. 3 Tit. 38 de Ergänzungdetatd. Beide Pofitionen 
beziehen fi) auf bie Suntdifahrt. 

a5 den Tit. 29 betrifft, fo handelt es fich hier um 
eine Bofition, welde fih ſchon im vorigen Etat befindet. 
Es handelt fih um einen Beitrag zu den laufenden Be: 
triebötoften der Dradenftation am Bodenſee für die Er: 
forfhung der oberen Luftſchichten ſowie zu den Soften 
eined Motorboots. Man glaubte, daß 1907 mur 
7400 Mark verausgabt werden müßten. Trotz des 
beiten Willend, zu jparen, war aber mit dieſer Summe 
nicht auszukommen, biefelbe vielmehr zu erhöhen, bei 
Repartition unter den Beteiligten. ALS erforderlicher Be— 
trag würde nad) ben früheren Grundfäten auf dad Neid 
eine Summe von 22400 Mark entfallen. Namens ber 
tommiffion beantrage ich deren Bewilligung. 

Sn Zufammenhang bamit fteht in gewiffer Beziehung 
bie Bofttion Kap. 3 Tit. 33: zur Förderung von Ber: 
ſuchen auf dem Gebiete der Motorluftſchiffahrt. ES ift 
befannt, daß der erfinderifhe Getit der Franzoſen uns 
auf dem Gebiete des Luftſchiffahrtsweſens vorangeeilt ift 
und zwar um fo mehr, da fi dort regelmäßig Privat: 
fapital bereit findet, berartige Verfuche zu unterftügen. 
Die Motorluftichiffahrt Hat ein bedeutendes Zulturelles 
und militärifches Intereſſe. Im letzterer Beziehung find 
und eine Reihe vertraulicher Mitteilungen gemadt worben, 
auf welche ich Hier nicht eingehen kann. Es handelt ſich 
um Verſuche, welche der Graf Zeppelin anftellen fol, 
und ih muß jagen, daß es mir zur ganz befonderen 
Freude gereichen würde, wenn dem Grafen Seppelin, ber 
durch die erfte große Rekognodzterung im Jahre 1870 all- 
gemein befannt geworden ift, gelingen follte, auf ber: 
wanbtem Gebiete feinen früheren Erfolgen neue hinzu— 


(Brabo! rechts.) 

Der Graf Zeppelin ift Hierher gereift, um der FKommiſſion 
dad von ihm konſtruierte Modell eined Luftſchiſſes zu 
demonftrieren, und ohne auf Einzelheiten einzugehen, muß 
ich herborheben, daß Ihre Kommiffion fi davon über: 
zeugt hat, dab dasſelbe überaus finnreih ift, und daß 
unter Anwendung von bier nicht zu erwähnenden weiteren 
Maknahmen der VBervolllommnung auf dieſem Gebiete ein 
großer Fortſchritt für fulturelle und namentlich auch mili- 
färiſche Zwede möglich ift, und dab eine große Leiftungs- 
fähigkeit der projektierten Mafchtne in Ausſicht fteht, wenn 
die Verfuche gelingen follten. Damit fie gelingen, muß 
auf Reichskoſten eine Station, gewiffermaßen ein Bahnhof 
auf bem Bodenſee eingerichtet werben, und hierzu iſt 
feitend ber Regierung eine Summe bon 500 000 Mart 
angefordert. Die Kommiffion hat fih bon ber Not- 
wenbigfeit und Dringlichkeit der Sade überzeugt und 
erbittet auch hier die Zuftimmung bed Hauſes. 


Präfident: Es melbet fi niemand zum Wort; bie 
Diskuffion über die Bofitionen des Reichſsamts des Innern 
ift geſchloſſen. 

Ic eröffne die Diskuffton über die Etats für bie 
Verwaltung des Reichsheeres und ern zunächſt bei 
ben fortdbauernden Ausgaben. Meferent ift der Herr Ab: 
geordnete v. lern. 

Der Herr Referent hat das Wort. 


v. Elern, Abgeorbneter, Berichterftatter: Betreffs 
be3 ap. 18, Yuftigverwaltung, verweife id auf Nr. 194 
ber Drudjaden, Begründung auf Seite 8. Namend ber 
Kommiffion befürmworte ich die Bewilligung. 


Präfident: Ich Ichließe die Diskuffion. 
Mir kommen zu ben einmaligen Ausgaben, ein— 


Abgeordneter, 


(B) zufügen. 
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ſchließlich der Ausgabe in S2 Ziffer 17 des Gele: (9 
entwurfs. Neferent ift ber Dr Abgeorbnete Erzberger. 
Der Herr Referent hat das Wort. 


Erzberger, Abgeordneter, Berichterftatter: Meine 
Herren, das Notetatögefeß fordert für die einmaligen Aus— 
gaben des Neichöheeres alle diejenigen Ausgaben, welde 
ber Hauptetat für das Jahr 1907 überhaupt als neue 
Ausgabe enthält. Sie werben von mir nicht verlangen 
— 28 wäre mir auch nicht möglid —, über alle bie 
Pofitionen eingehend zu berichten, weil gerade die widhtigften 
Motivierungen, die fih auf Mehrforberungen beziehen, und 
in bvertraulicher Weife gemadjt worden find, beſonders 
über bie Beihaffung von Handwaffen, einer Reſerve an 
Teldartillertematerial und bei der Beihaffung für Zwecke 
ber Fußartillerie. 

us der Kommiſſion heraus wurde bie Anfrage 
geftellt, wie fi der Herr Kriegsminiſter bie Durdführung 
des Programms des Herrn Reichskanzlers, wonach Er: 
ſparniſſe im Heer zu machen ſind, denke. Darauf hat 
ber Herr Kriegsminiſter die intereſſante Mitteilung gemacht, 
daß der Etat für dad Reichsheer Feiner werde, wenn 
erftend ber Ausbau der Landbefeftigungen vollzogen fei, 
weitens wenn die Umbewaffnung des Heeres, ſowohl ber 
nfanterie wie der Artillerie, vollzogen fei, und wenn 
drittens fich infolge der Iniformierung des Heeres Erfpar- 
niffe an den fortdbauernden Ausgaben erzielen laffen. Eine 
Debatte hat ſich hieran nicht pet: 

Ferner find voll bemwilligi worden bie Beträge für 
die Übungen der Mannihaften, um denjenigen Mann- 
ſchaften, welde kraft Gefeged Anſpruch auf Familien- 
unterftügung haben, dieſe Summe fofort ausbezahlen zu 
tönnen; ebenfo ber volle Betrag für bie Beſchaffung der 
Nemonten, weil bie Pferbemärkte im Frühjahr ftattfinden, 
bie Pferde deshalb um diefe Zeit aufgelauft werben 
müffen. — So biel zu $ 1. 

Bei ; 2 ift ber volle Betrag für eine ganze Unmenge 
von Pofittonen bewilligt worden, die Sie auf Seite 3 
bed Notetatdentwurfd finden, und über melde ih glaube 
beöhalb nicht eingehend referieren zu follen, weil bie 
Kommtffion einftimmig *— hat. Ich kann deshalb 
abwarten, ob aus der Mitte dieſes hohen Hauſes Be— 
denken gegen einzelne Poſitionen erhoben werben und 
dann näher auf biefelben eingehen; denn eim Neferat 
kun. alle einzelnen Punkte würde mehrere Stunden um— 
affen. 

Was ben außerorbentlihen tat betrifft, der auf 
Seite 4 des Notetatdentwurfs enthalten tft, fo tft für bie 
Monate April und Mat bereit je ein Sechftel, alfo nicht 
ein Zwölftel, bewilligt worden zum Ausbau der Land— 
befeitigung. Es find uns vertraulihe Miitellungen über 
bie Notwendigkeit gemacht worden. Die Kommilfion 
konnte fih ber Erkenntnis nicht verfchließen, daß es 
abjolut notwendig tft, im Intereſſe der Sicherheit unferes 
Baterlandes diefe Summen ganz zu bemwilligen; ebenfo 
war je ein Zwölftel bewilligt worben für bie Erfagbauten 
und Beihaffungen aller Art in Köln, ji. notwendig 
geworben find und notwendig werben, weil bie Ummwallung 
biefer Feſtung aufgelafien, refpeftive weiter hinausgelegt 
werben fol; ber Bertrag mit der Stabt Ftöln ift fo ab- 
gelätoften, daß bereit3 am 1. April 1907 bie gegenfeitigen 

eiftungen zu beginnen haben. Auch beshalb Hal bie 
Bern fi der Aufnahme in das Notetatsgefeg nicht 
wiberjeßt. 

Was die Audgaben für die Verwaltung des Reichs: 
heered für Sadjen betrifft, fo mödte ich eine 
rg aus bdenfelben herausheben: das finb bie 

often für bie Grwerbung und Cinridtung eines 
Truppenübungsplages für das XII. Armeelorps im 
Königsbrück. Die Kommtifion Hat fid) der Auffaſſung ber 
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(Erzberger. } 


(A) verbündeten Regierungen angefchloflen, wonad in Sachſen, 


das ztvel Armeeforps hat, auch zwei Truppenübungspläße 
erforderlich find. Die ſächſiſche Milttärverwaltung hat fich 
viele Mühe gegeben, noc billiger gelegene Pläße aus: 
findig zu madjen, und ift mit ihren Unterfuchungen aud) 
auf preußiiches Gebiet übergegangen. Aber diefe Be— 
mühungen waren erfolglos. So blich mur der eben ge: 
nannte Platz in Ktönigsbrück. Der hierfür geforderte 
Geſamtpreis von 11 Millionen Mark könnte ja etwas ho 

erfcheinen; aber angeficht3 der hohen Bodenkultur, deren ft 

das Königreich im allgemeinen in feinen verſchiedenen 
Zeilen erfreut, kann doch ber Durchſchnittspreis für ein 
Heltar, wie er gefordert ift, als nicht zu hoch bezeichnet 
werben. Der Kommiſſion war es befonder3 angenehm, 
erfahren zu können, daß diejenigen ländlichen Befiter, 
welche infolge des Nuffauf3 des Grumb und Bodens 


aus ihrem angeerbten Befistum ausziehen müfjen, 
zu ganz überwiegenden Teilen feinen Proteſt 
gegen ben Auflauf eingereicht haben. Es find 


unter ber großen Summe von Verkäufern nur fünf, welche 
in einer Petition an ben Reichstag gebeten haben, nicht 
Abſtand zu nehmen von dem Kauf dieſes Geländes, 
fondern um eine höhere Entſchädigung. Die Frage, foweit 
biefe betreffenden in Betracht fommen, ift aber noch nicht 
endgültig entfhieben. Es ift gegen einzelne wenige das 
GErpropriationsverfahren — worden, während mit 
der größten Mehrzahl der Verkäufer, mit 412, ein regel: 
mäßiger Staufvertrag abgeichlofjen worden if. Man kann 
alfo jagen, daß kaum bie Auswahl eines Eruppemübungs- 
platzes unter ſolchen — Vorausſetzungen mit der 
Milttärverwaltung in der Richtung erfolgt iſt, daß die 
Beteiligten nicht proteftieren, ſondern erfreuliherweife ſich 
mit der fädhfifhen Militärverwaltung geeinigt haben. 
Deshalb empfehle ich and Hier die Annahme der Poſition 
fowie fämtlicher übrigen im Notetat enthaltenen Bofitionen 


(B) bezũglich des Reichsheeres. 


räfident: Ich ſchließe die Diskuffion. 

Ich eröffne die Diskuffion über den Etat für bie 
Verwaltung ber Haiferlihen Marine. Referent ift 
ber Herr Abgeordnete Freiherr v. Thünefeld. 

Der Herr Referent hat dad Wort. 


Freiherr v. Thünefeld, Abgeordneter, Berichterftatter: 
Meine Herren, bei dem Etat der Kaiſerlichen Marine 
ftehen im Notgefeg zunächſt einmal zwei Poſitionen aus 
den fortdauernden Ausgaben. Die eine davon betrifft die 
Aufnahme von Studierenden ber Medizin, die zu Marine: 
ürzten herangebilbet werben follen. Die Marine ha: bis: 
ber ihren Bedarf an Arzten nicht vollſtändig zu beden 
vermocht und will beshalb an ber Kaiſer Wilhelm-Afabemte 
Arzte heranbilben laſſen, wie dies jeitens des Neihäheeres 
eihieft. Da dad Schuljahr bereit? zu Oftern beginnt, 
ft bie Forderung dringend, und da das Bedürfnis nicht 
zu beftreiten ift, jo hat die Kommiſſion diefe Poſition zur 
Annahme empfohlen. 
te zweite Pofition in dem ordentlichen Etat ift 
veranlaßt durch die Einrichtung der Mrtillertefchule in 
Sonderburg. Diefe Schule fol ebenfalls im April er— 
öffnet werden, und infolgebefien ift es notwendig, das 
nötige Perſonal von biefem Tage an einzuftellen. Sn ber 
Kommiſſion wurben eingehende Nachweiſe gegeben, wie viel 
Unterrihtöfurfe für Offer, Unteroffiziere und Schützen 
bei biefer Schule eingerichtet werben. Die Kommiſſion 
= das Bebürfnis anerkannt und empfiehlt Ihnen bie 
nnahme ber Poſition. 
„Bet den einmaligen Ausgaben in Kap. 4 finden ſich 
—* einige Poſitionen, welche bezwecken, Schiffe zur 
usbildung von Schiffsjungen und Seelkadetten her— 
zurichten. Es wird beabfichtigt, die Ausbildungszeit der 
Schiffäfungen von 1'/, Jahren auf 2 Jahre zu ver- 
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längern und ebenſo eine größere Anzahl Schiffsjungen (c) 


einzuftellen, um ben vermehrten Bedarf der Marine an 
Unteroffizieren zu deden. Diefe Kurſe follen teil im 
Oktober, teild im April nädften Jahres beginnen, und 
es ift erforderlih, die Schiffe möglihft bald in Bau 
u nehmen, damit fie rechtzeitig fertiggeftellt werben. Die 
ommiſſton empftehlt deshalb auch hier die Annahme. 

Eine weitere Poſition betrifft Verſuche mit einem 
Panzerſchiff, an weldem eine Reihe von Experimenten 
vorgenommen werben fol, welche für bie Konſtruktion 
ber neuen Schiffsbauten von Wichtigkeit jind. Aus dieſem 
Grunde wird die Forderung von der Marine für bringenb 
re und bie Kommiſſton hat fid) dieſer Anficht ange: 

en. 

Ferner haben wir hier den Tit. 124, welder ben 
Kauf von Gelände für einen neuen Schießplatz bet Sur: 
haven betrifft. Infolge der Ausdehnung von Kuxhaven 
ift ber jegige Schießplag zu nahe bei ben menſchlichen 
Wohnungen, und ift eine Vergrößerung beöfelben nur mit 
Aufwendung fehr großer Mittel möglich. Die Marine: 
verwaltung beabfidhtigt deshalb, einen neuen Schteßplat 
in etwas größerer Entfernung bon Kurhaben anzulegen, 
und bat bereit ——— abgeſchloſſen. Der Kauf 
ſelbft muß bis zum 1. April abgeſchloſſen werben, 
da ſonſt vorausſichtlich höhere Preiſe von dem Eigen— 
tümer verlangt werden. Die Kommiſſion empfiehlt die 
Annahme. 

Eine weitere Forderung iſt bie unter litera e bon 
zit. 113, welde Uferſchutzbauten in Helgoland betrifft. 
Die Uferſchutzbauten find notwendig, und es ift mit Rüd- 
ſicht auf die Witterung angezeigt, im April und Mat ſchon 
zu bauen, um bie Arbeiten zu fördern, bamit fie bis zu 

em Beginn ber ftürmifchen Jahreszeit im Herbft vollendet 

find. Eine Verzögerung würde vorausfichtlich höhere 
Koften zur Folge haben. Die Kommiſſion empftehlt daher 
auch die Annahme biefer Pofition. 

Unter f enblih find die Gehalte von Baubeamten 
inbegriffen, welche Bauentwirfe vorzubereiten haben. Die 
Bewilligung iſt notwendig, weil biefe Herren fonft ent: 
lafien werden müßten oder wenigftend fein Gehalt befümen. 
Die Kommiſſion empfiehlt baher auch Hier die Annahme. 

Die nun folgenden Forderungen betreffen fämtlid 
erite Raten: von g bis m für Schiffdbauten, bann von 
n 5i3 s zu artilleriftifchen Ausrüftungen unb von t bis y 
für Zorpebvarmierungen. Die Raten halten fi bei ben 
Lintenfchiffen und Torpedobooten innerhalb bed Pro: 
grammö, wie e3 im vorigen Jahre anläßlich bes Flotten- 
pelebe® vorgelegt und vom Reihätage gutgeheißen worben 
fl. Bei bem Bau des großen Kreuzers iſt eine Erhöhung 
eingetreten, weil biefe Schiffe aud Gründen, bie in ber 
Kommiffton mitgeteilt wurden, größer gebaut werben 
müfſen. Ebenfo tft bei ben kleinen Kreuzern eine Erhöhung 
vorgefehen worden. Die Kommilfion empfiehlt Ihnen bie 
Annahme ſämtlicher Poſitionen. 


Bräfident: Ich ſchließe die Diskuſſion. 
fommen zum Etat des Reichsſchatzamts. 
Referent iſt der Herr Abgeordnete Speck. — Er verzichtet. 
Ich ſchließe die Diskuffion. 

Ich eröffne bie Diskuffion über den Etat der Reichs— 
Poſt- und -Telegraphenverwaltung. Referent ift 
— err Abgeordnete Bed (Heidelberg). Ich erteile ihm 

as Wort. 


Bed (Heidelberg), Abgeordneter: Im Notgeſetz find 
in ben Ziffern 11 bi$ 12 die Bofitionen eingeftellt, welche 
bie Reichs⸗Poſt- umd »Telegraphenverwaltung in den bort 
eingeftellten Forderungen des Hauptetat3 zur a 
verlangt. Es betrifft die Ziffer 11 zwei Punkte ber fort: 
dauernden Ausgaben biefer Verwaltung. Es ift hier wie 
auch bei der nachfolgenden Poſition, Ziffer 12, die Budget: 


(A) 


(B) 
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(Bed [Heidelberg).) 

fommiffion nicht nur in eine Prüfung der Begrimdung 
der Aufnahme in das Notgeieß eingetreten, fondern jie 
hat auch die Forderung als foldye nad ihrer Notwendig: 
feit und Rechtfertigung geprüft. Bei Ziffer 11 ift fie zu dem 
Entſchluß gelommen, die Genehmigung zu beantragen und 
auch die Aufnahme in das Etatsnotgeſetz zu billigen. Auch in 
Ziffer 12 Hat fie die Begründetheit der Forderung anerfannt, 
foweit nicht der eine Strich erfolgt iſt. Die Kommiffton 
hat ebenſo die Begründung der Aufnahme in das Not- 
geſetz als gerechtfertigt zugeftanden. Nur eine Forderung, 
die in Ziffer 12 aufgenommen war, ift geftrichen worden. 
Es betrifft das den Tit. 65 bed Hauptetatd, ber eine 
Summe anforderte für die Erwerbung eines Grundftüdz 
in ber Franzöfiihenftraße in Berlin. Die Erwerbung 
dieſes Grundſtücks follte ermöglichen, das Poſtamt Inter 
den Linden aufzugeben, weldes fpäter durch ein kleines 
erjegt werden follte, und mit den anderen hier genannten 
Poftämtern in ein großes zu vereinigen. Daß es not: 
wendig erfcheine, das Poſtamt Unter den Linden, das fid 
al3 gänzlih unzulänglich erwieſen hat, zu erfegen, hat die 
Kommiſſſon zugeftanden; fie hat auch die Zweckmäßigkeit 
ber Bereinigung ber übrigen Boftämter zugegeben; fie hat 
aber auf bieje Frage näher einzugehen geglaubt Verzicht 
leiften zu müffen, weil fie den Kaufpreis für das neu zu 
erwerbende Grundſtück bon vorneherein als zu hoch be- 
zeichnet hat, und weil eine Minderung zurzeit nicht zu 
erreichen gewefen iſt. Sie hat aus Dielen Gründen nicht 
nur bie Aufnahme in das Etatsnotgeſetz, ſondern die Ge— 
nehmigung der PBofition überhaupt verweigert. Ich ftelle 
—— dem Antrage der Kommiffion ſtattgeben zu 
wollen. 


Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Noske. 


Noste, Abgeordneter: Meine Herren, im Notgeſetz 
wird unter anderem geforbert ein fchleuniger Erweiterung: 
bau für das Poſtanit in Chemnig. Die Verhältniſſe im 
Hauptpoftamt zu Chemuitz find derart, dab es dringend 
notwenbig erfäehnt, durch möglichite Beihleunigung bes 
Baues Abhilfe zu Schaffen. Ich Hoffe, daß die Erweiterung 
bed Baues zur Folge haben wird, daß auch für die Be— 
amten eine Reihe von Berbeflerungen und Erleichterungen 
durchgeführt werden können. Dabei halte id) es allerdings 
für möglid, daß auch gegenwärtig ſchon fir die zahl- 
reihen Beamten und Unterbeamten bei dem Boftamt I in 
Ghemnig eine Neihe von Befferungen durdgeführt werben 
tönnten, ehe ber Neubau einmal begonnen wird. Wenn 
bier im Reichstag über die Verhältniffe der Unterbeamten 
bei der Poſt geſprochen wird, dann wird regelmäßig bon 
ben erften Stellen der Verwaltung in nadbrüdlichfter 
Meife der Verfiherung Ausdruck gegeben, daß für die 
Unterbeamien ein ganz außerordentlich Hohes Maß von 
MWohlwollen empfunden werde. Daß diefes Maß von 
Mohlwollen vorhanden ift, daran will ich nicht zweifeln; 
aber biefe große Menge von Wohlwollen verflüchtet fich, 
bis es am dem unterften Stellen anlangt, oft in ganz 
außerorbentlihem Maße. Die Gerechtigfeit gebietet, 
anzuerkennen, dab die Vorgefegten, bie in unmittelbarer 
Berührung mit ben Unterbeamten bei den einzelnen Boft- 
anftalten ftehen, durd; die harten Tatfahen oft genug 
daran gehindert werden mögen, ihr Wohlmwollen fo prattifd 
betätigen zu fönnen, wie fie wohl möchten. Bei allem 
—— läßt ſich ſchließlich beſonders viel Arbeit mit 
wenig Beamten in kurzer Zeit nicht erledigen. Die 
oberſten Stellen bei der Reichspoſtberwaltung ſind aber 
offenbar in neuerer Zeit bemüht, mit Sumeifung bon 
Arbeitöfräften fo fparfam umzugehen, wie e8 nur einiger: 
maßen möglid ift. Die Folge davon iſt, daß das Maß 
bon Arbeit, dad den einzelnen Beamten zugemiejen wird, 
oft darüber hinausgeht, was billigerweife beanfprucht 
werben follte. Im Chemmit find bei dem Hanptpoftamt 


fpäter — wie in einer Reihe von anderen Orten im März 
vorigen Jahres — neue Dienftpläne zur Einführung ge: 
langt, durch welche die Dienftftundenzahl der Unter: 
beamten auf wöcentlid 63 bi 64 Stunden herab: 
gemindert wurde. Der Nachtdienſt follte nur alle 3 bis 
4 Tage ftattfinden. Aber einige Wochen fpäter bat bie 
Direktion die alten Dienftpläne wieder in Kraft treten 
lafjen, welde 68 bis 70 Stunden wöchentlich vorfehen. 
Als vor wenigen Tagen der Herr Staatjetretär des Innern 
die Bentrumsinterpellation betreffend bie Fortführung 
der Sozialreform beantwortete, wied er rühmenb barauf 
bin, daß in den meiften Staatöbetrieben die neunftündige 
Urbeitözeit zur Durdhführung gelangt ift, und daß es in: 
folgedeſſen unbillig fei, noch in einzelnen Induſtriezweigen 
an der elfftündigen Arbeitäzeit feftzubalten. Die Reichs— 
poftverwaltung bat offenbar den Ghrgeiz nicht, allen 
übrigen Staatdämtern in bezug auf Verkürzung ber 
Urbeitözeit auf 9 Stunden zu I en; fonft würde e3 nicht 
möglid fein, daß einer großen Zahl von Beamten nod 
jugemutet wird, 10, 11, ja nahezu bis zu 12 Stunden täglich, 
zu arbeiten. Die Ghemniger Beamten find der lberzeugung, 
daß fie dieſe Dienfiverlängerung dem Umftanbe zu ber: 
danfen haben, daß ihnen jegt Urlaub gewährt wird; fie 
meinen, daß fie dem Urlaub herausholen müſſen durch 
verlängerte Arbeitdzeit im Laufe des Jahres. Nach 
einer Berechnung, die mir zugegangen tft, foll gegen: 
wärtig dort ein Unterbeamter ungefähr 130 Dienftftunben 
im Jahre mehr zu leiften haben infolge ber Rüdrevidterung 
ber Dienftpläne, al3 ihm nad) den neueren Plänen hätte 
zugemutet werden follen. Es wird veffihert, dab für 
jeden Tag Urlaub, der einem Beamten gewährt wird, 
von ihm geforbert würde... . 
(Zuruf: Notgefeg! Zur Sade!) 
— Ich rede zur Sadıe, id) rede davon, daß im Ghemmißer 
Poſtamt andere Berhältniffe vor dem Umbau und Neubau 
eintreten möchten — es kämen bei 14 Tagen Urlaub zehn (m 
Stunden Überarbeit ungefähr heraus, bet 10 Tagen Urlaub 
13 Stunden Überarbeit 
(Rufe: Zur Sade!), 
bei 7 Tagen Urlaub follen fogar bis zu 20 Stunden 
Üiberarbeit berausfommen. Dadurch wird erreicht, daß 
fogar Eriparniffe da eintreten, wo Vorteile den Beamten 
zugeführt werben follten. 
(Zuruf rechts: Notetat!) 
— Ih würde Zeit und Geduld des Hauſes jet nicht im 
Anfprud nehmen, wenn für die Beamten die Möglichkeit 
beftände, auf dem Beihwerbewege gründlide Anderung 
berbetzuführen. Das Beſchwerderecht befteht zwar in 
Chemnig; aber die Art feiner Auslegung führt dazu, baf 
weiter nichts übrig bleibt, als die Beſchwerden hier vor—⸗ 
zubringen. In einer Verfügung der Oberpoftbireftion 
Chemnitz ift gejagt worden, wie man ſich das Führen bon 
Beichwerden dort dent. 
(Glode des Präfidenten.) 


Bräfident: Herr Abgeorbneter, ih habe Ihnen einen 
fehr weiten Spielraum gelaffen, möchte Sie aber bitten, 
nun auf das Gtatsnigfe zurüdzufommen. 

(Sehr gut!) 


Noste, Abgeorbueter: Da mir die Möglichkeit nicht 
egeben wird, jetzt biefe Beſchwerden weiter borzutragen, 
p gebe ich nur noch der Erwartung Ausdbrud, die Poft: 
verwaltung * den Beſchwerden der Beamten Abhilfe 
verſchaffen. Bet vorkommenden Revifionen follte ber ge 
fihtführende Beamte fih nicht au Beamte wenden, bie 
ihm von der Direktion bezeichnet werben, fondern an Be: 
amte, die bon ber Beamtenihaft vorgeihlagen werben. 
Dann wird im meuen Haufe ein befjerer Geift herrichen, 

(Bravo! bei den Sozialdemokraten.) m 
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Präfident: Das Wort hat ber Herr Bevollmächtigte 
zum Bundesrat, Staatsſekretär des Reichspoſtamts, Wirk: 
liche Geheime Rat Kraetke. 


ſtraetke, Wirkliher Geheimer Rat, Staatsſekretär 
des Reichspoſtamts, Bevollmächtigter zum Bundesrat: 
Der Herr Vorredner hat, ſobiel ich gehört habe, fr 
den ſchnellen Beginn des Baucd in Chemnig geſprochen. 
Ich möchte mid) darauf beſchränken, nod einmal Ahr 
Wohlwollen für den Ankauf ber Häuſer in ber 
Srenzöftigenftraße und in ber Jägerſtraße in Berlin zu 
erbitten. 

Ih ſagte Schon in der Kommiſſion, es ſei in Anbes 
tracht der ungünftigen Verhältniffe in Berlin notwendig, 
für große Poſtämter eigene Bofthäufer zu fchaffen. In 
der bezeichneten Gegend follen drei Amter zufammengelegt 
werben; weil bied beabfichtigt ift, find wir betreffs des 
Orts an enge Grenzen gebunden. Mir dürfen bem 
Publikum, welches jet in der Behrenftraße, Unter ben 
Linden und in ber Taubenftraße bie Gegenftände ein— 
liefert, wicht zummten, zu weit gehen zu müflen zur 
Erledigung feines gewaltigen Brief:, Geld: und Paket— 
verkehrs. Mir find feit Jahren beftrebt, bort einen 
Bauplat zu Faufen, weil die Mietpreife, die wir für 
die Poftämter zahlen müſſen, jehr hoch find und fich bei 
Ablauf der Verträge um beinahe 10000 Mark jebesmal 
fteigern, troßbem die Räume ben Anforderungen nidt eins 
mal entiprehen. Es wird Ihnen allen befannt fein, daß 
das Poſtamt Unter den Linden in Räumen untergebracht 
ift, die nicht würdig find für das Publikum und vor allem 
nicht für die Beamten, welde darin 8 bi 9 Stunden 
täglich zubringen müflen; es fehlt an Luft und an Hellig: 
fett. Wenn bie Herren hören, daß wir fir dieſe Poft- 
ämter Unter den Linden jährlih 29000, in der Tauben: 
ftraße 37500, in ber Behrenftraße 27000, in Summa 
93 560 Mark zahlen müffen, und daß bie Mietfteigerung 
Unter den Linden vom Jahre 1897 bis zum Ablauf bes 
Bertragd 9000 Mark betragen hat, in ber Taubenftraße 
2500, in ber Behrenftraße 11000, fo dürfen wir gewiß 
fetn, daß jegt im Jahre 1910, wo alle drei Verträge zu 
Ende gehen, wir mit einer ganz bedeutenden Steigerung 
zu reden haben. Alle Erkundbigungen, die angeftellt 
worben find, haben dahin geführt, daß in den Gegenden 
feine Räume, bie für die Amter geeignet find, zu haben 
waren. Infolgedeſſen haben wir es mit Freuden begrüßt, 
dab fi Gelegenheit geboten hat, Baupläße dort fiher zu 
machen, die in ber Franzöfiſchenſtraße, alfo im befter 
Lage, zwiſchen bem drei Poſtämtern liegen, und die aud) 
durd Ankauf von Häufern in der Yägerftraße von zwei 
Seiten zugänglid gemacht werben fünnen. 

Nun gebe ich ohne weiteres zu, daß ber Preis für 
biefe Grundſtücde nicht wohlfeil ift; aber wir müſſen 
Ihnen troßdem empfehlen, den Ankauf zu genehmigen, 
weil die Unterſchlede doch nicht fo groß find, dab man 
davor zurüdichreden ſollte. Im März 1910 läuft ber 
eine Bertrag und im Oktober 1910 laufen bie beiden 
anderen Berträge ab. Deshalb iſt Eile geboten. Und 
wenn wir jegt nicht dazu fommen, am 1. April bie 
Grundftüde zu erwerben, dann ift feine Möglichkeit vor- 
handen, geeignete Räume zu erhalten. Die Sade liegt 
um fo ungünftiger, ald zwei der Häufer, im denen ſich 
Amter befinden, verfauft find, und wir nicht darauf zu 
rechnen haben, daß wir darin bleiben können. 

Wenn die Herren jagen, man fünne es ja ablehnen 
und fehen, daß man in andere geeignete Hänfer kommt, 
fo habe ich fhon in der Kommiffion ausgeführt, daß wir 
auf kurze Zeit neue Verträge gar nicht ſchließen können. 
Wir würden bei den Verträgen, die wir abichlichen, in 
ber * ſein, alles bewilligen und Verträge auf 
lange Zeit fließen zu müſſen, ſodaß eine Beflerung ber 





Berhältuiffe nicht eintritt, während Hier fich immer bie (C) 


Gelegenheit bietet, etwas Gutes zu Ichaffen. 

Nun vergleichen wir bei unferen Ankäufen immer bie 
Preife, die von und geforbert werben, mit den Breifen, 
die in der Müllerfchen Starte ald Preiſe für Grundftüde 
in jener Gegend aufgeführt find. Eines ber Grund: 
ftüde, welches wir kaufen wollen, ift pro Quabrat» 
meter zu 1201 Mark angeboten, ein anderes zu 1264 
und ein brittes zu 1252 Markt, während in der Müller: 
fhen Karte für jene Gegend 1210 Marl in maximo 
angeführt find. Nun iſt biefe Steigerung nit ganz un— 
bedeutend. Aber in welcher glüdlihen Lage fi die Befiger 
zu befinden glauben, geht daraus hervor, daß, als vor: 
audzufehen war, daß ber Etat nicht zur rechten Zeit 
fertig werben mwürbe, und wir mit der Möglichkeit regnen 
mußten, ben Anfauf erſt nad bem 1. April bewirken zu 
fönnen, bie Oberpojftbireftion mit den Befigern in Ber: 
bindung getreten ift, um ſich auszuwirken, daß erft fpäter 
das Kaufgeld gezahlt werben könnte. Der eine Befiger 
bat bireft abgelehnt, fih auf weiteres Warten einzulaffen, 
vielmehr zum Ausdrud gebracht, daß er fich freuen würbe, 
bon dem Bertrage loszukommen, weil er das Grund- 
ftüd beffer verwerten könnte. Die beiden anderen Befiger 
haben 25000 ımb 15000 Mark Abſtandsgeld geforbert, 
wenn fie das Geld erft fpäter befommen würden. 

Die Herren können daraus erfehen, dab bie Preiſe 
dod nicht fo erorbitant find, um ben Verkauf ablehnen 
zu müffen. Ich bitte daher daS hohe Haus, den Ankauf 
der Grumdftüde, wie vorgefchlagen, zu bewilligen. 


BPräfident: DasWort hat ber Herr Abgeorbniete Singer. 


Singer, Abgeorbneter: Meine Herren, id glaube, 
daß der Herr Staatöfelretär dem Reiche feinen — Dienſt 
geleiſtet hat mit den Ausführungen, die er ſoeben vortrug. 

(Sehr richtig! links.) 


Ich habe dad Empfinden, daß ber Herr Staatsſekretär (D) 


durch feine Ausführungen geradezu eine Prämie daranf 
geſetzt hat, möglihft hohe Forberungen bei Grunbftüdö- 
verfäufen an dad Reich zu ftellen und am den einmal 
geftellten Forderungen coüte que coüte feftzuhalten. 
(Sehr rihtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Die Sparfamkeit, die dem Neichdtage empfohlen wird, bie 
der Reichstag felbit ausüben will, und die namentlich 
bem Herrn Staatöfelretär für das Reichsſchatzamt ſehr 
ſympathiſch fein müßte, wird durch diefe Art Ausführungen 
des Herrn Staatöfelretärd nicht gefördert. Außerdem 
möchte ich meinen, daß bie Beihlüffe ber Kommiſſton, bie 
einftimmung gefaßt worben find, nachdem der Herr Staatd- 
fefretär ähnliche nen auch bereitö in ber 
Kommiffion gemacht hätte, dem Herrn Staatsfekretär 
etwas mehr Reſerve hätte auferlegen müffen. 
(Sehr richtig! nks.) 

Das Haus befindet fich jegt in einer eigentümlichen 
Stellung gegenüber der Vorlage. Haufe wirb bie 
Borlage, wie der einftimmige Beihluß der Kommiſſion 
zeigt, wegen bed umgemein hohen Preiſes keineswegs 
Iympathiid aufgenommen. Der Herr Staatdjefretär aber 
in jener autoritativen Stellung erflärt: ber Preis ift 
jmar nicht mwohlfeil, aber er ift doch fo, daß das Neid) 
hn immer noch afzeptieren fanı. Meine Herren, ber 
Eindrud, den die Rede bed Herrn Staatöfefretärd her- 
porrufen muß, wird wahriheinlih auf bie Verkäufer be— 
ſonders wirten. Die Verkäufer werben, geftügt auf das 
Urteil des Herrn Staatsſekretärs, folgern: wenn bie 
höchſte Stelle der Neichöpoftverwaltung den Ankauf für 
fo vorteilhaft hält, dann find wir geborgen. Und bie 
Verkäufer werben ferner meinen: wir Haben ja den beften 
Anwalt, den wir und minfchen fönmen für unfere 
Forderung, in dem Herrn Staatsjefretär jelbft. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 


572 


Reichstag. — 21. Sigung. Montag den 18. März 1907, 














(Bingen) 


(A) Ich bin aber der Meinung — und beöhalb habe id mid 


hauptfählih zum Wort gemeldet —, daß ber Beichluß 
ber Kommiſſion —* durchaus gereätfertigt it. Ich 
babe in ber Kommiſſion feinen Zweifel barüber gelaflen, 
dab auch ih die Notwendigkeit der Berlegung ber in 
Trage kommenden Poftämter anertenne, und daß aud ich 
es ald wünſchenswert erachte, bie drei fleineren Poſt— 
ämter in einem größeren Amt zu vereinigen. Ob biefes 
größere Poftamt aber juftement an ber Ede fein muß, 
bie ber Herr Staatäfetretär fi ausgeſucht hat, darüber 
fann man allerdings noch zweifelhaft fein, obgleich ich 
nicht jagen will, daß die ausgeſuchte Ede ungeeignet ift. 
Aber fo ſteht die Sade nad meinen Stenntniffen 
nit, daß man abfolut baran verzweifeln müßte, 
in jener Gegend andere paflende Grunbftüde zu befommen, 
und dad Deutiche Reich bezw. die Neichspoftverwaltung 
einer großen Gefahr entgegengeführt wird, wenn fie 
gerade dieſe Grundftüde nicht erwerben kann. 

Dann möchte ich feftftelen, daß die Ausführungen, Die 
ber Herr Staatsſekretär in bezug auf bie Preife gemacht hat, 
bei denen er fich auf die fogenannte Müllerfche Harte ſtützt, 
auch gegenüber ben tatfählihen Verhältniffen nicht als 
durchaus zutreffend bezeichnet werben können. Meine 
Herren, bie Grundfüdsangaben, auf bie der Herr Staats— 
fefretär ſich bezieht, find nicht immer maßgebend; fie find 
ftellenweis überholt, und zwar merkwürdigerweiſe nad) 
ber Richtung Hin, daß die Werte, die in der Starte ans 
gegeben werden, außerorbentlih hoch gegriffen find und 
nicht immer erzielt werden. 

(Hört! en bei den Sozialdemokraten.) 
Es kann and nit als maßgebend erachtet werben ber 
Umftand, den ber Herr Staatsjelretär anführt, nämlich, 
daß für einzelne Grundftüde in jener Stadtgegend ein 
höherer Preid gezahlt worben iſt. Ich habe das bereits 
in der Kommiſſton ausgeführt. Wir befinden und bort 


(B) in ber Gegend, in der die großen Banken ihre Geſchäfts— 


bäufer haben, und bei ber rapiden Ausdehnung gerade 
dieſes Geſchäftszweiges in Berlin ift es naturgemäß, daß 
folde Inſtitute bemüht find, durd Ankauf von Neben: 
häufern ihre Geſchäftsräume zu erweitern. Nun, meine 
Herren, wenn eine Bant, die in der Franzöftichenftraße 
ein Grundftüd befit, fi fiir ihren Geichäftöbetrieb aus: 
behnen will, ift es ihr ganz gleichgültig, ob fie das 
Nebengrundftüd teurer bezahlen muß, weil es für ihre 
Zwecke abjolut notwendig ift; da werben eben Liebhaber: 
preife gezahlt, das ift ganz felbftverftäublih. Ich beftreite 
nur, daß man nad ſolchen Verkäufen den Wert des ges 
famten nachbarlich belegenen Grunbbefigeö berechnen kann 
(fehr richtig! links), 
und beshalb fann ich nah wie vor behaupten, daß ber 
geforderte Preis von 1800 Mark pro Quadratmeter als 
ein exorbitant hoher bezeichnet werden muß. Meine 
Herren, wir haben bod in biefer Beziehung eine Reihe 
von Erfahrungen, und ich bewundere eigentlich, daß ber 
Herr Staatöjelretär, in deſſen Meffort gerade biefe 
Erfahrungen gemadjt worden find, ihnen jo wenig Berüd- 
fihtigung geichenft hat. Meine Herren, wir haben zu 
wiederholten Malen Grundſtückskäufe in Berlin, die bie 
NReihäpoftverwaltung vorbereitet hatte, wegen zu hoher 
Breile abgelehnt, und es ift dann gelungen, biefelben 
Grundſtücke zu nicht unerheblih hilligeren Breifen für das 
Reich zu erwerben. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Das ift wiederholt vorgelommen, und diefe Tatſache hätte 
ben Herrn Staatöfefretär nad meiner Meinung dahin 
belehren follen, baß er die Ginwendungen gegen ben 
Kommiffionsbeihluß hätte unterlaffen müffen. 
(Sehr richtig! Tints.) 

Ich glaube nad; wie vor, daß das Neid bei dem 

Schweigen ded Herrn Staatsſekretärs finanziell beffer 


beraten wäre. 
e3 bei dem Beichluß der KHommiffion zu belaffen. Ich 
babe die fefte Überzeugung, wenn bie Forderung abs 
gelehnt und infolgedeffen in diefem Jahr der Ankauf auch 
nicht perfeft wird, daß ſich die Gelegenheit für ben Herrn 
Staatdjefretär bieten wird, zu ben Terminen, zu Denen 
er die Gebäude braucht, andere für feine Zwede paflenbe 
Grundftäde zu erwerben. Meine Herren, id kann nicht 
empfehlen, durch MWiebereinfegung biefer Poſitlon den 
Grundbefigern in Berlin geradezu eine Prämie dafür aus: 
aufeben, daß fie bei Verkäufen an das Neid Preife ver: 
angen, beren Höhe die normale Verwertung des Grund» 
ftüdö bei weiten überfteigt. Es erſcheint mir im Jutereſſe 
des Reichs geboten, dab ber Reichstag in biefer Frage 
ben Beihlüffen feiner Kommilfion beitritt und fih durch 
die beweglichen lagen des Herrn Stantsfelretärd nicht 
beeinfluffen läßt. Nach meiner Meinung ift das Geipenft 
ber Obbadlofigkett, weldes dem Herrn Staatsjefretär 
vorſchwebt, nicht3 weiter al3 ein Phantom. 
(Bravo! bei ben Sozialdemokraten.) 


BPräfident: Der Herr erg zum Bunbes- 
rat, Staatöfefretär bed Reichspoſtamts, Wirkliche Geheime 
Nat Kraetle hat das Wort. 


ſtraette, MWirkliher Geheimer Nat, Staatäjekretär 
des Neihöpoftamts, Benollmädtigter zum Bımbeärat: 
Meine Herren, ich veritehe den Herrn Vorrebner abfolut 
nit. Er jelbft ift gezwungen, anzuführen, bie Not- 
wenbigleit, eine Anderung der Berhältnifje eintreten zu 
loffen, Liegt vor, fogar bie dringende Notwendigkeit, und 
barüber ift bei feinem ber Herren Mitglieder ber Kom: 
miſſion irgend welcher Zweifel geweſen. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Der Herr Vorredner geht noch weiter umb ſagt, es ſei 
auch wünfchenswert, dad es geſchehe. Trotzdem glaubt 


er mir Vorwürfe machen zu dürfen, daß ich für biefe (D) 


Poſition eintrete und um MWieberherftellung bitte. 
witrbe direft meine Pflicht verfäumen 

(jehr richtig! rechts), ö 
wenn ih das nicht tun würde. Sie ireten ſehr häufig 
für die Beamten ein und fagen: wir müffen für fie jorgen. 
Hter wollen Ste, dab die Beamten gezwungen find, länger 
in Räumen zu figen, bie unwürdig find. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Das nehme id; gar feinen Anftand zu jagen. Warum 
ſoll ich bier nicht offen erflären: wir find In jehr ſchlechten 
Räumen für dad Publikum und für die Beamten. Aber 
auch aus dieſen ſchlechten Räumen müflen wir, weil bie 
Häufer verkauft find, fpäteftens am 1. Oktober 1910 
heraus. Mir haben alfo gar feine Gelegenheit, bi3 1910 
und wieder geeignete Räume zu befhaffen, wenn wir jegt 
nicht anfangen zu bauen. 

Nun fagt der Herr Borrebner, das ſel etwas teuer, 
unb id verbirbe da die Preiſe. Bor drei Jahren aber 
madle er mir Vorwürfe, daß ich im die Körnerſtraße 

egangen ſei, ftatt in der Botödamerftraße zu bleiben; jegt 

Plage id; bor, in ber Franzöfifhenftraße, alfo in ber 
Berfehröftraße zu bleiben, und ba ift ihm dad auch wieder 
nicht recht, und er fagt: geht in eine Nebenftraße, ba ift 
eö vielleicht billiger! 

Die Koften pro Quadratmeter betragen nicht, wie 
der Borrebner angab, über 1800 Mark, fonbern, wie 
ih mid dentlih genug ausgebrüdt zu ug glaube, 
1247 Mark und, wenn man die Häujer abrechnet, 
964 Marf. 

Weiter meinte der Herr Vorredner, die Müllerſche 
arte jei veraltet, die Angaben träfen nicht mehr zu. Ja, 
meine Herren, ih habe eine Ausgabe der Müllerſchen 
Starte von 1906, und da ftehen die Preife darin, bie ich 
angegeben habe. 


Ich 


Ich für meinen Teil kann nur empfehlen, (0) 


(8) fönnen. 
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(Sraette.) 

Meine Herren, nad) jeber Richtung hin — ich nehme 
feinen Anftand, das bier offen auszuſprechen — befindet 
fi die Poſt- und ZTelegraphenverwaltung in einer Not- 
lage, und fie bittet, im SIntereffe ihrer Beamten und 
Unterbeamten und des Publikums die Bofition wieder: 
herauftellen. 


Bräfident: Das Wort hat der Herr Abgeorbnete 
Dr. Arendt (Mansfeld). 


Dr, Arendt (Mansfeld), Abgeorbneter: Meine 
Herren, ed kann feinem Zweifel unterliegen, dab die Bau- 
ftelle, um bie e8 fi hier handelt, ganz außerordentlich 
teuer it. Das tft auch die Veranlafiung geweien, wes— 
wegen wir in ber Budgetkommiſſion für die Ablehnung 
bes Anfaufd geftimmt haben in ber Hoffnung, daß es 
vielleicht boch gelingen möge, bei weiteren Verhandlungen 
den jehr hohen Preis berabzudbrüden. Judeſſen, meine 

erren, iſt das nicht gelungen, unb wir ftehen jetzt vor 
einer Frage, bie doch nicht fo leihthin zu beantworten ift. 
ch glaube, der Herr Staatäfefretär des Reichspoſtamts 
bat darin redit, daß ſich bie Poftverwaltung in einer Not: 
lage befindet, die durch biefe Verhandlungen zweifellos 
nicht vermindert worben if. Wir wiſſen, bob es ſich 
bier um einen Teil der Hauptſtadt Handelt, in 
welchem die Gruubjtüde zweifello8 Monopolpreife haben, 
Preife, die in einer Weile geftiegen find, daß niemand 
bon uns borausfehen fan, wie fi Die weitere Ent: 
widlung geftalten wird. Nachdem jebt das Bedürfnis der 
Neihöpoftverwaltung Hargeftellt ift, hier im einem eng- 
begrenzten Bezirk ein Grundſtück zu erwerben, wie es 
erade in dieſem Teile in biefer Größe und Ausdehnung 
elten vorhanden iſt, wird fih die Spekulation bie 
Gelegenheit nicht entgehen laſſen, nun alles tangliche 
Terrain aufzulaufen, und die Boftverwaltung wirb infolge: 
deſſen nur noch unter noch fchwereren Bedingungen Faufen 
So leid es mir deshalb tut, daß ich dieſer 
außerordentlid hohen Forderung zuftimmen muß, fo 
nlaube ih doch, daß unter den gegebenen Berhältniffen 
für Die ge des Reichs es immerhin noch 
das beſte iſt, in den ſauren Apfel zu beißen und die 
Forderung zu bewilligen; denn wenn wir das nicht tun, 
wird es und nach dem bekaunten Beiſpiel der ſibylliniſchen 
Bücher gehen: wir werden ſchließlich doch kaufen müſſen 
und noch erheblich teurer. Ich glaube alſo, daß unter 
den gegebenen Verhältniſſen nichts übrig bleibt, als ber 
Regierungöborlage zuzuftimmen, zugleidh aber ben Wunſch 
auszufpreden, dab man künftig bei Grundftüdsanfäufen 
doch mit größerer VBorfiht vorgehen möge, und baß fo 
exorbitante Forderungen nicht wieder an ben Reichstag 


herantreten. 
(Beifall rechts.) 
Präfident: Der Herr Abgeordnete Singer hat das Wort. 


Singer, Abgeorbneter: Meine Herren, id; möchte 
zunächft einen Jrrtum, dem der Herr Staatsfetretär ſchon 
erwähnt hat, der mir unterlaufen ift, richtigftellen. Der 
bon mir genannte Preis von 1800 Mark pro Quabrat- 
meter ift nicht richtig, fondern bie Grumbitüde werben 
für 1247 Mark pro Quadratmeter angeboten, wobei ich 
jeboch betonen will, daß biefer PreiS don 1247 Mark 
pro Quadratmeter von mir nad) wie vor als ein erorbitant 
I bezeidmet werden muß, und daß, um nur ein Bei— 
piel wiederum aus der Poftverwaltung anzuführen, bor 
einigen Jahren in einer ihrer gefchäfttichen Lage nad 
noch günftigeren Gegend Berlins, in ber Stönigftraße un- 
m ar bei dem Rathaus, 1000 Mark pro Quadratmeter 
gezahlt worden find. 

(Hört! Hörtt) 

Sm übrigen ſcheint mir durch ben Suffurs, ben ber 

Herr Staatsſekretär durch ben Herrn Wbgeorbneten 
Reichstag. 12. LegislP. I. Seffion. 107. 


Dr. Arendt befonmmen hat, die Angelegenheit im Sinne (O) 


bes Herrin Staatöfetretärd geregelt werben zu follen; das 
wäre fehr bebauerlih. Da ih nicht glaube, daß nad 
ben Ausführungen bed Herrn Staatöfelretärd und beö 
errn Dr. Arendt bie Bemühungen, diefe Grundftüce 
illiger Im erwerben, von Erfolg begleitet fein werben, 
jo erfcheint ed mir notwendig, bie Abſicht bed Herrn 
Staatdfetretärd dadurch zu verhindern, daß man auf den 
Ankauf diefer Grunbftüde in dieſem Jahre überhaupt ver: 
ichtet. ebenfalls halte ich es im Intereffe des Reichs 
dir bebauerlid, daß der Herr Staatöfekretär einen fo 
erorbitant hohen Preis bezahlen will. Der Herr Staats: 
fefretär mag es mir nit übel nehmen: wenn wir aber 
einen Befähtgungsnahmeis fir Grundftidöpermittler hätten 
und er biejed Gewerbe betreiben wirbe, fo würbe er dieſen 
Befähigungsnachweis nicht erbringen können nad bem 
Debüt, welches er heut hier gegeben hat. 
(Heiterkeit bei den Sozialdemofraten.) 
Ih glaube, wir können ug jede Sorge darüber, daß im 
Jahre 1910 jener Stadtteil ohne Poftämter fein wird, 
die Vorlage ablehnen. Diefe Maßregel würde in höherem 
Grabe ald die Bitte des Herrn Vorrebners Erfolg haben, 
indem bie in Frage kommenden Verfäufer von Grund— 
ftüden merken würden, baß die Forderungen doch nicht 
in3 Blaue hinein geftellt werben dürfen. Gehen Sie 
aber auf ben Weg ein, ben Herr Dr. Arendt empfiehlt, 
dann verliert der Reichstag alle Ausſicht, ſpäter bei ähn— 
lichen Vorfommniffen erfolgreich einzugreifen und durch 
feine Bemühungen borteilhaftere Autäufe üt bad Neid 
u erzielen. a3 Beifpiel, das durch die Annahme des 
ntragd Dr. Arendt gegeben würbe, würbe für das Neid 
finanziell außerordentlich unvorteilhaft fein 
g8 richtig! Tin); 
es werben, wenn ber Reichstag nicht energiſch den Stanb- 
punft der Budgetlommiffion feftlegt, große Summen ohne 
ſachliche Notwendigkeit ausgegeben. 
bedenklich erſcheinen, wenn das Haus den Standpunkt, 
den ſeine Kommiſſion der Vorlage gegenüber vertreten 
hat, verlaſſen wollte und auf die Klagen des Herrn 
Staatsſekretärs einen Schritt tun, ben, wie ich über— 
zeugt bin, der Reichstag fpäter ſehr oft zu bereuen hätte. 
(Bravo! bei den Soztaldemofraten.) 


Präfident: Die Diökuffion über ben Etat ber Reichs⸗ 
Poft: und «Telegraphenverwaltung ift geſchloſſen. 

Wir kommen zu dem Etat für die Verwaltung 
ber Reihßeifenbahnen. 

(Zuruf: Abftimmen!) 
— Nein, metne Herren, bie Abftimmung kommt zulett. Bei 
ber Abſtimmung über die SS 1 umb 2 werben wir zunächſt 
eventuell über biefe Frage abftimmen. flber bie anderen 
Etats ift auch nicht abgeftimmt. 

Alſo wir kommen zum Etat für die Verwaltung der 
Reichseiſenbahnen. An Stelle des entjchuldigten Herrn 
gg Dr. Senler hat das Referat Herr Graf 
v. Ortola. 

Der Herr Berichterftatter hat das Wort. 


Graf v. Oriola, Abgeordneter, Berichterftatter: Meine 
Herren, es find nur drei Pofitionen des Etats für bie 
Verwaltung der Reichdeifenbahnen in dem Notgefe ent: 
halten. Die Begründung dieſer drei Poſitionen finden 
Sie eingehend auf Seite 18 ber Dradjahe Nr. 194, und 
id) glaube, ich habe nicht nötig, meinerfett3 Hier nochmals 
biefe Begründung bes näheren darzulegen. Die Kommiffton 
hat einftimmig die Bofitionen bewilligt, und ich habe nad) 
dent Beichluffe der ſtommiſſion zu beantragen, daß auch 
bad Plenum des Reichstags den Pofttionen zuftimmt. 


Präfident: Ich ſchließe die Diskuffton über den Etat 
für bie Verwaltung der Reichſseiſenbahnen, und bamtit 
80 


ir würde es jehr (D) 


U 
(Bräfident.) 
(A) ſchließe ich die Diskuffion über die 8 I und 2 mit Aus: 
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Beamte. Es find in dem Ergänzungsetat eingeftellt (C) 


(B) 


nahme ber Nr. 16. 


Zur Geſchäftsordnung Hat dad Wort der Herr Ab— 
georbnete Graf v. Driola. 


Graf v. Oriola, Abgeordneter: Es fehlt noch das 
Neferat über Nr. 17, Kap. 3 Tit. 7. 


Präfident: Dann bitte id, das Referat zu bverboll- 
ftänbigen. 


Graf v. Driola, Abgeordneter, Berichterftatter: Meine 
Herren, bei Kap. 3 Tit. 7 des außerorbentlihen Etats 
fir bie Berbollftändigung bes beutihen Etfenbahnnetes 
im Intereſſe der LZandbesverteidigung find und in ber 
Kommiſſion jehr eingehende Ausführungen gemadjt worden, 
— Ausführungen, die ich aber nicht für geeignet halte, 
daß fie hier des näheren im Plenum dargelegt werden. Ich 
habe Sie nur namens der Kommiſſion zu bitten, den bei 
Kap. 3 Ti. 7 des außerordentlichen Etats geſtellten 
Forderungen zuzuſtimmen. 


Präfident: Ich ſchließe nunmehr die Diskuſſion über 
die 8 1 und 2 mit Ausnahme der Nr. 16. Wir fonmen 
zur Abftimmung. 

Meine Heıren, die Kommiffion hat nur eine Anderung 
beidhloffen, und zwar auf Seite 6 Nr. 12 Hat fie ge: 
firihen die Worte: „für die Erwerbung eines Grund: 
ftüds in ber Franzöfiſchenſtraße in Berlin*. Über dieſen 
Antrag werde ich alſo jetzt eventuell abftimmen Iaflen. 

Ich bitte alfo, daß diejenigen Herren, welde ent: 
gegen dem Antrag der Hommiffion die Worte: „für die 

werbung eines Grundſtücks in der Franzöſiſchenſtraße 
in Berlin“ mit annehmen wollen, ſich von ihren Plätzen 


erheben. 
(Gefcteht.) 
Das ift die Minderheit; die Worte bleiben geftrichen. 
Ich ftelle nunmehr die im übrigen unveränderten 
S 1 und 2 mit Ausnahme der Nr. 16 zur Abſtimmung. 
ch bitte, daß biejenigen Herren, weldhe fie annehmen 
wollen, ſich von ihren Plägen erheben. 


Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; die SS 1 und 2 mit Ausnahme 
der Nr. 16 find angenommen. 

Nunmehr eröffne ich die Diskuſſion iiber Nr. 16 bes 
$ 2, Ausgaben des ordentlichen Etats zur Gewährung 
außerordentlicher einmaliger Beihilfen an die Unterbeamten 
des Neichödienftes, zufammen mit der Refolution der 
Budgetfommiffion auf Nr. 220 und dem Antrag Gröber 
und Genoffen. Der gleihlautende Antrag Werner und 
Genoffen ift zurüdgezogen. Dagegen haben bie Herren 
Abgeordneten Dr. Wiener und Genofjen eine Abänderung 
ber Refolution der Budgetkommiſſion beantragt unter 
Nr. 232. Ich ſtelle diefen Abänderungsantrag hiermit 
auch mit zur Diskuffion. 

Das Wort hat der Herr Berichterftatter, Abgeordneter 
Dr. Wiemer. 


Dr. Wiemer, Abgeorbneter, Berichteritatter: Meine 
erren, in ber dem Haufe vorliegenden Ergänzung zum 
Sntwurf des Reichshaushaltsetats für 1907 ift unter 
Hinweis auf dad Vorgehen in Preußen vorgefehen, daß 
fir eine Anzahl von Reichsbeamten, vornehmlich ſolchen, 
bie im Außendienſt beihäftigt find, eine Erhöhung deö 
Gehalts vorgenommen werben fol, daß weiter einmalige 
Beihilfen gewährt werben für die am geringften befolbeten 
Unterbeamten des Reis, und zwar jollen, wie in dem 
Grgänzungsetat des Näheren ausgeführt ift, diejenigen 
Beanten bedacht werben, fir die der Mindeſtſatz des 
Gehalts nicht mehr als 1100 Mark beträgt. Es kommen 
als folde in Betracht 76264 etatömäßige und 25 603 
biätarifh beſchäftigte Beamte, zufammen alſo 101 867 


3 065 305 Mark zur Gewährung folder einmaligen außer: 
ordentlichen Beihilfen. Es ift in Ausficht genommen, daß 
indgefamt, die Diätare eingerehnet, 30 Mark auf ben 
Kopf der Beamten entfallen follen, und da Unterſchiede 
gemacht werden follen nad Teurungsverhältniffen, nad) 
der Vermögenslage ufw., wird angenommen, daß ber 
Betrag von 3 Millionen Mark ausreihen wird, um ben 
zu Bedenkenden im Durchſchnitt 50 Mark zuzumenben. 

Meine Herren, diefe Bofitton des Ergänzungsetats 
tft von bem verbünbeten Negierungen auch in das Not— 
gefeg aufgenommen, über da$ gegenwärtig verhandelt 
wird. Als Grund wird angegeben, daß es ſich nad) Lage 
ber Verbältniffe, welche für die Anforderungen beftinnmend 
geweſen find, nicht empfehlen würde, die Zahlung bis zur 
definitiven ertigftellung des Etats hinauszuſchieben. 

Die Forderung hat zu einer eingehenden Grörterung 
in der Kommiſſion geführt. Es herrichte Nbereinftimmung 
darüber, daß mit Rüdfiht auf die Lebensmittelteurung 
und die fteigenden Stoften ber ganzen Lebenshaltung eine 
Verbeflerung bed Einfommend der Reichsbeamten dringend 
geboten fet. Im Plenum find bei der erften Leſung des 
Etats Ausführungen in diefer Richtung wohl bon ben 
Vertretern aller Parteien gemaht worden. Auch in Ans 
trägen ift dieſe Anſchauung zum Ausdrud gelommen. &3 
beftand auch darüber —— daß baldigſt eine 
allgemeine einheitliche, den Zeitverhältniſſen entſprechende 
Neuordnung der Beamtengehälter erfolgen müſſe. Auch 
war man darüber einig — eine gegenteilige Meinung 
wurde in der Kommiſſion nicht kund gegeben —, daß bie 
in das Notgefeg eingeftellte Forderung von 3 Millionen 
nicht ausreichend ſei, dak eine einmalige außerordentliche 
Beihilfe von 30 bezw. 50 Markt nad) Lage ber Dinge 
nicht als genügend angefchen werben könne. Das wurde 
allfeitig ausgeſprochen und von einzelnen Mitgliebern be— 


tont, daß eine foldhe Zuwendung von 30 bezw. 50 Marl (D) 


mehr den Charakter eines Trinkgeldes als einer wirk— 
fihen Aufbefferung trage. 
(Sehr richtig! Links.) 
In der Kommiſſion befanden aber Meinungsverſchieden— 
heiten darüber, welcher Weg einzufchlagen fei, um eine 
wirkliche Beſſerung der unzweifelhaft vorhandenen, auch 
von den verbündeten Regierungen zugegebenen Notlage 
ber Beamten zu erreichen. 

65 ftanden ſich zwei Anfhauungen gegenüber, bie 
aud in entfpredenden Anträgen zum Ausdruck gelangten. 
In dem einen Antrag wurde gefordert, daß unter Streihung 
ber Biffer 16 des 8 2 ein befondberer Paragraph in das 
Notgeſetz eingeftellt werde, wonach veraußgabt werden 
follen je 100 Marf an die Ilnterbeamten und je 150 Mart 
an bie mittleren Beantten des Reichsdienſtes, deren Ge: 
halt&bezüge ben — von 3000 Mark jährlich nicht 
überfteigen, foweit für dieſelben nicht bereits eine Gehalts— 
aufbefferung im Entwurf des Reichshaushaltsetats bezw. 
bes Grgängungdetatd für das Rechnungsjahr 1907 vor— 
geſehen tft, als außerorbentlice einmalige Beihilfe. Die 
Vertreter dieſes Antrage8 machten geltend, daß eine 
fchleunige Abhilfe not tue. Auch die Regierung babe das 
anerkannt, indem fie dieſe Forderung einer einmaligen 
außerordentlihen Beihilfe in das Notgeſetz felbft eingeftellt 
habe. Es wurde ausgeführt, daß die Gehälter unzu- 
reihend wären, daß ein Gehalt von 800 bis 900 Mark 
in feiner Weife heute als ausreichend angefehen werben 
könne, und daß —— in der Induſtrie gegen Tagelohu 
beſchäftigte Arbeiter beſſer ſtünden als viele Beamte. Es 
müſſe, ſo ſagten die Vertreter dieſes Antrages, dafür 
Sorge getragen werden, daß die Beamten ſchon am 
1. April d. J. bie Beihilfen und zwar eine weſentlich 
erhöhte Beihilfe erhielten. Eine Abhilfe werde im wirk— 
ſamer Weife geihaffen werben, wenn man die Erhöhnngen 


(B) etwa 20 
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(Dr. Wiener.) 


(A) in das Notgeſetz felbft hineinbrächte und dadurch einen 


Drud auf die verbiimbeten Regierungen ausübte. 

Bon ſeiten der verbündeten Negierungen wurde ber 
Ernſt ber — Frage anerkannt, und es wurde betont, 
daß die Regierung ſich an Wohlwollen für die Beamten 
vom Reichstag nicht übertreffen laſſe, und daß es auch 
im Intereſſe des Reichs liege, daß den Beamten ein aus— 
tfömmliches Einkommen geſichert werde. Es ſei aber be- 
denllich, ſo wurde ausgeführt, bei den Beamten die Meinung 
u erwecken, als ob bie Volksvertretung mehr Wohlwollen 
ür die Beamten zeige als die Negierung ſelbſt. 

Gegen ben Toräe ‚ bie erhöhten Beihilfen in das 
Notgefeg ſelbſt einzuftellen, wurden bon feiten ber ver: 
bündeten Regierungen jchwere Bedenken geltend gemadıt. 
Es murbe erflärt, daß die verbünbeten Negierungen an 
bem Grundſatz fefthalten müßten, den fie ftetö vertreten 
hätten, daß aus ber Initiative ber Volfövertretung heraus 
Erhöhungen von Beamtengehältern nicht ohne Zuftimmung 
ber verbündeten Regierungen vorgenommen werden dürften. 
Es wurde dargelegt, daß man biefen Grundſatz in früheren 
Verhandlungen ftet3 beobachtet und an ihm feftgehalten 
habe und aud jest nit davon abgehen würde. Es 
wurden aber auch finanzpolitifche Bedenken hervorgehoben, 
es fei bedenklich, jetzt, wo die Finanzlage Des Reichs ſchwierig, 
wo bie Entwidlung der Finanzen fich nicht überfehen ließe, in 
das Notgefeg eine Erhöhung von fo großer finanzieller Trag- 
weite ——— Die Erträge der Zölle und der neuen 
Steuern blieben vielfach hinter den Erwartungen zurüd. 
Schon für dad Jahr 1907 ſei eine ſehr ftarfe Belaftung 
ber Bunbedftaaten durch Matrikularbeiträge zu erwarten, 
und ed fei ſehr bebenklih, die Laften der Matrikular— 
beiträge nod weiter zu erhöhen. Während die Antrag: 
fteller ben Mehrbebarf auf etwa 12 bis 14 Millionen 
berechneten, wurde von jeiten der verbünbeten Regierungen 
erflärt, daß ein erheblich höherer Betrag, wahrſcheinlich 
Millionen, zur Dedung dieſer Ausgaben 
erforberlich fein würde. Meine Herren, auch das Bebenten 
wurbe ind Feld geführt, daß man ben einzelnen 
Regierungen nicht zumuten könne, aus eigenen Mitteln 
die Befoldungen der Reihsbeamten aufzubefjern, nämlich 
in ber Form ber erhöhten Matrifularumlagen, und dadurch 
fi jelbft die Möglichkeit zu nehmen, die eigenen Beamten 
befier zu ftellen, obwohl vielfach die Beamten ber Einzel- 
ftaaten ungünftiger geftellt wären als die Reichsbeamlen. 
Zum minbeften müſſe abgewartet werben, wie ſich ber 
Reichshaushaltsetat in der zweiten Befung geftalten werbe, 
unb davon würbe bie Beantwortung der Frage abhängen, 
ob man eventuell etwas mehr, ald bis jegt im Ausficht 
enommen, fir bie Aufbefferung des Einkommens ber 

eamten aufwenden könne. 

Meine Herren, ber zweite Antrag, ber in ber om 
milfion eingebradt wurbe, ging von dem Beftreben aus, 
einen andern Weg zu finden, auf bem praftifch mehr zu 
erreichen war, ohne daß bie von ber Regierung erhobenen 
—— Bedenken gegen ihn geltend gemadi 
werben könnten. In biefem Antrage wurde goes 
daß bie Ziffer 16 des 82 geftrihen und bafür eine Reſo— 
Intion angenommen werbe, in ber bie verbiinbeten Re— 
gierungen erfucht würben, bis zur britten Leſung bes 
Rreihöhnushaltdetats ihr Einberſtändnis damit auszu⸗ 
ſprechen, daß den Unterbeamten je 100 Mark ſowie den 
übrigen Beamten, deren Gehalt 4200 Mark nicht überfteigt, 
je 150 Mark ald einmalige außerorbentlihe Beihilfen 
gewährt werben. 

Meine Herren, die Vertreter diefed Antrages gingen 
—— babon aus, daß der Betrag von 30 bezw. 50 Mark 

feiner Weife ausreiche, und dab den Beamten mehr 
gebient ſei, wenn fie in etwa 2 Monaten bei ntraft- 
treten des Gefamtetat3 100 bezw. 150 Mark erhielten, 
al3 wenn ihnen jest am 1. April 30 Mark gewährt 


würden und fpäter gar nichts mehr. 
als zwedmäßig erachtet, die Ziffer 16 zunächſt aus dem 
Notgefeg zu ftreihen und dahin zu wirken, daß bei ber 
dritten Leſung des Etats erheblih höhere Beträge in den 
Stat jelbft eingeftellt werden. Zu berüdfichtigen bleibt 
dabei, daß der Ergänzungsetat als folder beftehen bleibt 
und die von der Regierung geforderten 3 Millionen jeden: 
falls bewilligt würden, wie auch bie Beichlüffe des Reichs— 
tags ausfallen mögen. 

Was nun das etatörechtliche Bedenken der ver- 
bünbeten Regierungen angeht, fo wurde in der Kommiffion 
allfeitig betont, daß ber * für ſich das Recht in 
Anſpruch nehmen müſſe, auch ſeinerſeits eine gg 
ber Bezüge der Neihäbeamten vorzunehmen. Das fe 
auch bereit3 früher gefchehen, und es wurde insbeſondere 
auf einen Vorgang im Jahre 1897 Hingewiejen, wo ber 
Reichstag eine Erhöhung der Beamtengehälter im Etat vor⸗ 
genommen babe gegen den Widerſpruch ber verbündeten 
Regierungen, die aber ſchließlich nachgegeben hätten. 

Während ein Zeil der Mitglieder der Kommiſſion 
es als geboten erachtete, ohne Rückſicht auf biefe ftaatd- 
rechtlichen, Zonftitutionellen Bedenken, die bon ben ver: 
bündeten Negterungen erhoben werden, bie Erhöhung 
bereit3 im Notgeſetz vorzunehmen, ſprach ber anbere Teil 
der Kommiſſionsmitglieder fi) dahin aus, daß es zwed- 
mäßig jei, von vorneherein die Bedenken zu _ befeitigen 
und damit ben verbündeten Regierungen bie Möglichkeit 
zu nehmen, das grunbfägliche Bedenten als ausſchlag— 
gebend für die ſchließliche Ablehnung der Erhöhung hin— 
uftellen. Es fomme darauf an, jo wurde ausgeführt, 
Pet prattiich etwas fiir die Beamten zu erreichen, aber 
nicht ſtaatsrechtliche Meinungsverfchledenheiten bet dieſer 
Gelegenheit zum Nachteil der Beamten zum Audtrag zu 


bringen. 
(Sehr richtig! Tinte.) 


Es wurde für den Antrag aud) geltend gemacht, daß man (D) 


abwarten müſſe, wie bie Finanzen des Reich nad der 
zweiten Leſung des Etats ſich geftalten würden, dann 
erſt würde man überſehen können, ob — vielleicht unter 
Zurüditellung minder dringliher Ausgaben — ſich mehr 
Mittel finden laffen für die Aufbefferung der Beamten: 
bezüge. Es empfehle fi deshalb, die in dem zweiten 
Antrag vorgeihlagene Form zu wählen, nämlich Die ver- 
bünbeten Regierungen zu erfuchen, bis zur dritten Leſung 
des Reihshaushaltdetatd ihr Einverſtändnis damit aus- 
zufpreden, dab eine einmalige außerorbentlihe Zulage 
bon 100 Mark bezw. 150 Mark gewährt würde. Es wurde 
betont, daß dieſer Antrag nicht den Charakter einer bloßen 
Refolution habe, deren Erfüllung ungewiß fei, fonbern 
die Möglichkeit gewähre, bei der dritten Leſung des Etats 
entfprechenbe Änderungen vorzunehmen. 

Bon feiten der verbündeten Regierungen wurde au: 
erfannt, daß ber zweite Antrag nit das ſtaatsrechtliche 
Bedenken gegen ia habe, bad gegen ben eriten vom 
Standpunkt der verbündeten gen aus geltend zu 
machen fei, und es wurde im Laufe ber Berhanblungen 
bie Bereitwilligfeit ausgeſprochen, wenn nad) ber zweiten 
Leſung des Etats die Yinanzlage ſich überſehen laſſe, die 
Frage der Erhöhung der Beihilfen mit allem Wohlwollen 
zu prüfen und foldhe vorzunehmen, wenn bie Finanzlage 
es irgendwie geftatte. 

Schließlich wurde in der Abſtimmung der erſte An— 
trag mit 16 gegen 12 Stimmen abgelehnt, der zweite 
Antrag mit 16 gegen 12 Stimmen angenommen. Namens 
der Budgetkommiſſion habe ich daher zu beantragen, 
Ziffer 16 des 8 2 zu ftreihen und eine Nefolution an« 
— in der die verbündeten Regierungen erſucht 
werben, 

bis zur dritten Lefung des Neihshanshaltsetatd 
ihr Einverftändnis damit auszuſprechen, daß beu 
80* 


63 wurde daher (0) 
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(Dr. Wiemer.) 
Unterbeamten je 100 Mark, ſowie den übrigen 
Beamten, deren Gehalt den Betrag von 4200 Mart 
nicht überfteigt, je 150 Mark als einmalige außer: 
ordentliche Beihilfen gewährt werben. 

Sch empfehle diefen Beihluß zur Annahme. 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Das Wort hat ber Herr 
Abgeordnete Sped. 


Sped, Abgeordneter: Mit Rüdficht auf die eingehenden 
Darlegungen bes Herru Berichterftatterd kann ich mid 
verhältnismäßig kurz faffen. Ich Hatte fon bei ber 
erften Beratung bed ſogenannten Notgeſetzes von biefer 
Stelle and im Auftrage meiner politiihen Freunde hin— 
zuweilen auf das Mißverhältnis, weldes zwiſchen ber 
Höhe ber bon der Regierung vorgefhlagenen einmaligen 
Beihilfe fir die unteren und mittleren Beamten und 
der allgemeinen Teurung befteht, welche die Lebens: 
haltung biefer Beamten ganz erheblich erfchwert. Unſere 
Verſuche, in ber Budgetkommiſſtion eine Beflerung in 
biefen Mißverhältniffen herbeizuführen, find zu unſerem 
Bedauern erfolglos geblieben. Wir meinen, daß im 
Gegenteil die Beihlüffe der Budgetlommiffion biefe 
unteren und mittleren Beamten fogar noch ſchlechter 
ftellen, als dies durch die Regierungsvorlage geſchehen wäre. 

(Sehr enge 5 in der Mitte.) 
Das Wenige, was die Reglerungsvorlage bietet, wäre 
ben mittleren und unteren Beamten wenigſtens am 
1. April fiher geweien; fo aber hat fid die Kommiſſion 
auf die Annahme einer Refolution beſchränkt, welche bie 
Entfheidung darüber, ob und was biefen Beamten ge- 
währt werben joll, in nebelhafte Ferne gerückt bat. 
Widerſpruch links.) 

Die unteren Beamten haben es ſchon ſehr oft erlebt, daß 
Refolutionen zu ihren Gunften bier gefaßt wurden, und 
daß ſeitens ber berbündeten Regierungen ihnen alles 


(8) Wohlwollen hier ausgefprodhen wurbe, wie das ja aud) 


jegt im ber Kommiſſion geſchehen ift; allein alle dieſe 
Refolutionen und al’ dies Wohlwolen haben bis jet 
feinen greifbaren praftiihen Erfolg erzielt. Deshalb 
haben wir unferen in ber Kommiſſion leider abgelehnten 
Antrag bier im Plenum wieber eingebracht, weil wir die 
Abſicht haben, möglichft bald ben betreffenden Beamten 
etwas —— zu bieten. 

Die Reſolution der Kommiſſion wünſcht nur ein 
Einberſtändnis der verbündeten Regierungen damit, daß 
eine einmalige Beihilfe von 100 bezw. 160 Mark den 
unteren und mittleren Beamten gewährt werde. Aber 
wenn ſich die Mehrheit ber Kommiifion der Hoffnung 
bingab, die foeben der Herr Berichterftatter ausdrückte, 
daß bis zur dritten Leſung des Etats umfere Finanzlage 
eine erheblich günftigere fein würde als jest, fo find meine 
politiihen Freunde einſtimmig ber Meinung, dab biefe 
Anfiht nicht die richtige ift, dab man fi täufht in dem 
Glauben, die Finanzlage wiürbe ſich in diefen wenigen 
Monaten fo erheblich verbefiern — es müßte denn fein, 
daß bie Mehrheit wider alle Erwarten ganz erhebliche 
Abftrihe im Etat, der noch au beraten ifl, vornehmen 


würde. 
(Sehr gut! in der Mitte.) 

Wenn die Mehrheit diefen Entihluß faßt ımb praktiſch 
durchführt, dann wird es vielleicht möglich fein, bie im 
ber Rejolution gemwünfchten Beträge den Beamten zuzu— 
führen; allein vorerft zweifle ich no, ob die Mehrheit 
einen folden Entiehluß faflen wird. 

Die Regierungövorlage wollte Beihilfen nur im Betrage 
bon durchſchuittlich 30 Mark an die unteren Beamten e 
währen; fie ging Davon aus, daß gerade hei biefen Stategorten 
bas Bedürfnis am größten jei. Bon den betreffenden 100 000 
Unterbeamten würden ungefähr 60 000 an biefer einmaligen 
Beihilfe teilnehmen können. Unſer Antrag geht weiter: 





er will allen Unterbeamten, foweit fie nicht ohmebies fir (C) 


1907 eine Gehaltöaufbeflerung befonmen, eine einmalige 
Aufbefferung von 100 Mark und den mittleren Beamten 
bon 150 Mark gewähren. Die Notwendigkeit einer ſolchen 
Zuwenbung wird ja bon allen Geiten anerfannt. Die 
Vertreter aller Parteien, auch bie Vertreter ber verbündeten 
Regierungen, haben bie tatſächliche Notwendigkeit unum⸗ 
wunben anerfannt. Das Bedürfnis ift tatſüchlich vorhanden, 
und e3 ilt auch ein außerordentlih dringende. 

Seit dem Jahre 1896/97, wo die letzte allgemeine 
Aufbefierung der Beamtengehälter erfolgt ift, find alle 
Lebenöbedürfniffe, nit allein die Lebenämittel, Brot, 
Eier, Fleiſch, Milch ufw., fondern aud bie Ausgaben 
für Wohnung, Kleidung und fonftige Bebürfuiffe, ins— 
befondere auch für Brennmatertalien, in die Höhe gegangen, 
und gerade die Steigerung der Preife für Brennmaterialien 
fält in dem gegenwärtig außerorbentlih langen Winter 
ganz erheblih ind Gewicht bet bem verhältnismäßig 
fleinen Budget der Unterbeamten. Die Löhne der Arbeiter 
find fett 1896/97 nicht nur in der Privatinduftrie, ſondern 
auch in den Staatöbetrieben um ungefähr 20 Prozent 


geftiegen. 
(Hört! Hört!) 
Die Leinen Beamten dagegen haben bis jest feine Auf: 
befferung erfahren. Dadurch ift der Notitand gekommen. 
Wir glauben, dab nah allen Steuerverwilligungen doch 
auc die Mittel vorhanden fein follten, um ber Not ber 
Beamten abzuhelfen. Es gehört nad unſerer Meinung 
auch zu den mationalen Pflihten, daß ber Staat bie 
unteren und mittleren Beamten auskömmlich bezaßlt. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Diefe Ausgaben find nah unferer Meinung ebenſo eine 
nationale Pflicht, wie bie Ausgaben für die Weltpolitik. 
(Erneute Zuftimmung in ber Mitte.) 

Meine Herren, auch nad umferer Meinung werben ja 


bie einmaligen Beihilfen von 100 bis 150 Mark nicht ge- (D) 


nügen, um bollftändig das auszugleichen, was bie unteren 
und mittleren Beamten an Mehraufwand infolge ber 
Teurung zu beftreiten haben. eje Beträge follen beö- 
halb nur das unumgänglich Notwendige barftellen, um 
der momentanen Not der Beamten abzubelfen. 
Nun, meine Herren, find in ber Budgetkommiſſton 
—— unſerem Antrage von ſeiten ber verbündeten 
egierungen verſchledene Bedenken entgegengehalten worden, 
welche auch der Herr Berichterſtatter bereits erwähnt hat. 
Man befürchtet insbeſondere die finanziellen Folgen des 
Antrags, man ſagt, der Antrag würde einen Mehraufwand 
bon ungefähr 20 Millionen veranlaffen. Wir ſind ber 
Meinung, daß der Mehraufwand nur ungefähr 16 bis 
17 Millionen betragen würde, und daß vom diefer Summe 
noch die 3 Milltonen abzuziehen wären, bie im Ergän— 
zungsetat ohnedies für diefen Zwed ſchon vorgefehen find, 
ſodaß fih ber tatlählide Mehrbedarf auf 13. bis 
14 Millionen berechnen würde. Nun, wie fol der Mehr- 
bedarf aufgebradht werden? Mir haben in ber Kommiſſion 
ben Standpunkt vertreten, baß es vielleicht durch Kürzung 
an verſchledenen Etatötiteln möglich fein wird, wenigitens 
einen Teil dieſes Mehranfwandes or en. Wir find 
mit der Tendenz des Herrn Wet — alle 
irgendwie entbehrlichen Ausgaben zu vermeiden, um bas 
Fr nicht noch mehr zu vergrößern, vollftändig einver- 
ben. 


(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Wir erfennen es dankbar an, baß er fih ſtets bemüht, 
Ordnung im Reichshaushalt zu fchaffen, und wir werben 
ihm hierbei gern unterftügen. 
(Bravo! In der Mitte.) 

Allen, wo es fi um eine jo dringende Ausgabe handelt 
wie hier, müfjen alle jonftigen Rüdfichten zurüdgeftellt 
werben. ine abjolnt notwendige Ausgabe Tanır man 
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(Zped.) 


(A) nicht umterlaffen, zu Gumften weniger bringenber Aus—⸗ 


(B} 


— 


—5 — deren der Etat immer noch eine ganze Reihe 
enthält. 

63 wurde dem Bentrum entpegengebalten, daß es 
bisher immer den Grundſatz verfolgt habe, daß bei An— 
forderungen aus ber Mitte ber Vollsvertretung zugleich 
auch Vorſchläge für die Dedung gemadt werben jollen. 
Ich gebe zu, dab biefer Gedanke von und bisher praftiich 
aud betätigt wurde. Allein der gegenwärtige Fall lie 
doch etwas anders als bie früheren Fälle. In der Den 
ſchrift zum Etatsgeſetz für 1907 ift von dem verbündeten 
Regierungen bie Erwartung ausgeſprochen, daß ber Reichs- 
tag gegenüber eventuellen Steuerborſchlägen ber Regierungen 
feine Zuftimmung geben werde. Diefe Bemerkung in der 
Denkſchrift ſtützt fich zweifellos auf Steuerentwürfe, bie 
ſchon im Neihsihagamt vollftändig ausgearbeitet vor—⸗ 
liegen; fonft hätte man nicht im Etat eine biesbezügliche 
Bemerkung aufgenommen. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 
Nun fagen wir: wenn die Dinge fo liegen, dann wäre es 
Aufgabe des Reichsſchatzamts geweſen oder wäre es in 
Zukunft Aufgabe des Reichsſchatzamts, wenn tatfächlich 
der Etat nicht zu bilanzieren ift, mit diefen Stener- 
vorlagen herauszufommen, und Sade bed Reichstags 
wäre e3 dann, zu dieſen Steuervorlagen Stellung zu 


nehmen. 

(Sehr richtig! im der Mitte.) 
Eine Berpflihtung auf unferer Seite, die Smitiative zu 
Steuervorſchlägen zu ergreifen, ſcheint und nicht gegeben 


zu fetn. 

Es find und aber auch etatörechtliche Bebenten ent- 
gegengehalten, wie ebenfallß ber Berichterftatter ſchon 
erwähnt hat. Es ift gejagt worben, es fei nicht zuläffig, 
daß ber Reichstag ohne Zuſtimmung der verbündeten 
Reglerungen Etatötttel im die Höhe ſetze. Ich will bie 
Trage, ob es zuläffig if, dauernde Gehaltserhöhungen 
auf bem Wege von Gtatöherauffegungen von ſeiten des 
Reichſstags durchzuführen, Heute nicht erörtern; es fit 
dies eine Streitfrage, im welder bie verbünbeten Re— 
gierungen eine ablehnenbe, bie Mehrheit des Reichstags 

isher eine zuftimmende Haltung eingenommen haben. 
Ich will aber nur baran erinnern, daß es zum Beiſpiel 
im Jahre 1879 der Führer ber damaligen Fortfchritts- 
partei, Freiherr v. Stauffenberg, war, der die Intliative 
ergriffen bat, um bie Gehälter der Reichsgerichtsräte in 
bie Höhe zu jegen 

(hört! hört! in der Mitte); 

auf feinen . bin wurden bie Gehälter erhöht, und 
bie verbündeten Regierungen haben nachträglich zu biefer 
Gebaltserhöhung ihre Zuſtimmung gegeben. Ein ähnlicher 
Fall hat ih im Fahre 1896/97 abgefpielt, wo es fich 
um bie u gr an. der linterbeamten hanbelte. 
Auch dort iſt aus der Mitte bed Reichsſstags heraus ber 
Antrag gelommen, biefe Gehälter zu erhöhen. Der 
damalige Reichsſchatzſekretär Graf Pojabowdty hat zwar 
auch ag ng Bedenken geltenb gemacht; der Reichsſtag 
hat aber die Erhbhung beſchloſſen, und die verbündeten 
Regierungen haben dann der u ber be- 
treffenden Borlage ihre Zufttimmung zu biefen Erhöhungen 
ausgeſprochen. 

Alſo, meine Herren, auch die Gehöbung fortdanernber 
Ausgaben auf dem Wege von Erhöhungen einzelner 
Etatötitel wäre fein Novum, wenn fie jegt gemacht würbe. 
Uber es Handelt fih im. gegenwärtigen Moment bei 
unferem Antrag um etwa anbered, es handelt fid 
ang ne darum: bie verbünbeten Wegierungen haben 
in bem jogenannten Rotgeſez um die Ermächtlgung 
nachgefucht, den umteren Beamten drei Millionen 
als Teurungszulage zuwenden zu können. linfer Antrag 
gibt bie ae zu biefer nacdhgefuchten Ermächtigung, 





fegt aber die Summe, bie als Teurmgszulage verteilt (©) 


werben fol, von 3 Millionen auf etwa 17 Millionen in 
bie Höhe. Es handelt ſich alfo nicht um bie Srhöhung 
eines Gtatötiteld, die auch auf fpätere Etats fortwirken 
wird, fondern es handelt fi um eine einmalige außer: 
ordentliche Ausgabe, bei ber wir lediglich bie Schlußziffer 
in die Höhe fegen wollten. Die verbündeten Regterungen 
hätten e3 ja immer noch in der Hand, bon der Vollmacht, 
bie wir ihnen Hier geben wollen, Gebraudh zu machen 
oder nicht. Allerbingd würden fie dann eine ſchwere Ber: 
porn Ka fi) laden, wenn fie troß der vom Reichstag 
gegebenen Ermächtigung von diefer feinen Gebraud machen 
würden und der Notlage der Beamten nicht abhelfen 
wollten. Mit Reht hat ber Herr ing bag in 
ber Bubgetlommiffion erklärt, daß der moralifhe Drud 
eines folden Beichluffes des Reichſtags jo ftark fein würde, 
bob — verbündeten Regierungen ſich ihm nicht entziehen 
nnten. 

Meine Herren, aus allen biefen Gründen bitte ich 
Sie: ftimmen Sie alle unſerem Antrage zut Schöne 
Nebensarten helfen in diefen Dingen nicht; hier hilft fein 
Mundſpitzen, e8 muß gepfiffen fein! 

(Xebhaftes Bravo in der Mitte.) 


Dizepräfident Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Bevollmächtigte zum Bundesrat, Staatsſekretär des Reichs— 
ſchatzamts, Wirflihe Geheime Rat Freiherr v. Stengel. 


Freiherr v. Stengel, MWirkliher Geheimer Nat, 
Staatäfefretär des Reichsſchatzamts, Bevollmächtigter zum 
Bundesrat: Meine Herren, bevor ich des weiteren in bie 
Materie felbit eintrete, möchte ich zunäcdhft den Vorwurf 
zurüdweifen, ben ber Herr Vorrebner gegen bie ver— 
bünbeten Regterumgen erhoben bat, den Vorwurf, daß fie 
auf bie Reſolutionen des Neihstags, namentlih foweit 
fie eine Verbefferung der Qebendhaltung der Beamten zum 


Gegenftand haben, feine Nüdfiht nähmen. Ich habe hier (m) 


bie Reichsſstagsdruckſache Nr. 211 vor mir, die erft am 
11. d. M. verteilt worben tft. Aus biefer Überficht gebt 
hervor, daß in dieſem einen Jahre der Bundesrat in nicht 
weniger ald 11 Fällen ſolchen Refolutionen des Reichs— 
tags ftattgegeben hat. 

(Hört! hört! rechts.) 
Damit widerlegt fi, glaube ih, zur Genüge, der Bor: 
wurf, ben ber Herr Abgeordnete Sped gegen bie ber: 
bündeten Regierungen erhoben hat. 

(Sehr richtig! reits.) 

Ich kann all die einzelnen Fälle, die in dieſer über- 
fiht vorgetragen find, Ihnen nicht —— Aber ich 
möchte nur an ein paar Vorgänge erinnern, bie mir 
gerade gegenwärtig find. Ich möchte Sie erinnern einmal 
an bie erhebliche Aufbefferung ber Wohnungsgeldzuſchüſſe 
ber Unterbeamten um micht a. al3 50 Prozent, die 
erft im Stat für 1906 erfolgt ift, und id mödte Sie 
weiter erinnern an die ganz beträdhtlihe Beſoldungsauf⸗ 
befferung, die die Zahlmeifter aus Anlaß einer Refolutton 
bes Reichstags erfahren haben. Alfo davon, glaube id), 
fann feine Rebe fein, daß ber Reihetag nicht baranf ber: 
trauen bürfte, daß bie verbündeten Regierungen mit allem 
Wohlwollen die Refolutionen des Reichsſstags aud ihrer: 
feit3 prüfen. 

Nun hat man — bad möchte ich auch vorwegnehmen, 
um ed zu berichtigen — davon geiprochen, baß ber An 
trag Gröber nur einen Mehraufwand von etwa 13 Millionen 
erfordern würde. Davon iſt aud feine Rede, meine 
Herren. Wir haben jehr genau gerechnet; der Antrag 
foftet nicht 13, fondern anmähernd 20 Millionen, und bie 
Differenz erklärt ſich insbeſondere dadurch, daß die Herren 
Antragfteler bei ihrer Bedarfsberechnung auf bie 
biätartihen Beamten feine Nüdfiht genommen haben. 
Alfo das bitte ich doch zu beachten. 


—— 








Freiherr v. Stengel.) 
Indeſſen kommt es und — und darauf werde ich 

ſpäter in meinen Ausführungen noch zurückkommen — 

auf * Betrag überhaupt weniger an als auf das 
n 


zip. 

Nun, meine Herren, zur Sade ſelbſt! Da glaube 
ih doch das eine feitftellen zu können, daß eine alljeitige 
ibereinftimmung unter den verjchiedenen Parteien des 
Reichſtags ſowohl als auch mit dem verbünbeten 
Regierungen darüber beſteht, daß tn ben Beamtenkreifen, 
bei den Beamtenfamilten unter der Ginwirfung ber 
Teurungöperbältniffe eine Notlage befteht, auf deren 
Abhilfe unter allen Umſtänden Bedadt genommen 


werben muß. 

(Sehr richtig! rechts und links.) 
Und das muß ſein nicht etwa bloß im Intereſſe der 
notleidenden Beamtenfamilien ſelbſt, ſondern es muß 
auch ſein im Intereſſe des Reichs und im Intereſſe des 
Staats. 


ehr richtig 
Staat und Reich haben ſelbſt das dringendſte Intereſſe, 
dafür zu ſorgen, daß die Beamteufamilien, insbeſondere 
auch bie Familien der unteren Beamten, doch noch immer 
eine auslömmliche Lebenshaltung haben. 

(Bravo!) 

Alfo, meine Herren, an Wohlwollen für die Beamten 
ftehen die verbündeten Regierungen dem Reichstag in 
feiner Weife nad). 

(Bravo! rechts.) 


Mandjes Mitglied des Bundesrats hat vielleicht ein noch 
mwärmered Herz fir das Schidfal der Beamtenfamilien 
ald mander von Ihnen. 

(Heiterfeit.) 
Aber, meine Herren, gewiffe Meinungsverſchiedenheiten 
beftehen allerdings noch; allein dieſe Meinungsvberſchieden— 
heiten beſchränken fi nadı meinen Wahrnehmungen, nad) 


(») all den Wahrnehmungen, die ich namentlich während der 


Kommiffionsberatungen gemacht habe, doc im wefentlidhen 
nur auf den Umfang, in dem bie Beihilfen gewährt 
werben follen, und auf den Weg, ber einzufchlagen ift, 
um zum Biele zu gelangen. 

Nun, meine Herren, glaube ih, was zunächſt den 
Umfang anlangt, in dem die Beihilfen gewährt werben 
follen, daß man ben verbünbeten Regierungen daraus, 
daß fie von Anfang an im dieſer Frage eine gewiſſe 
Zurüdhaltung beobadten zu follen glaubten, body feinen 
allzu ſchweren Vorwurf wird madhen bürfen. Ich fann 
fonftatieren, daß von ben verbündeten Regierungen von 
Anfang an getoiß mande fehr geneigt waren, weiter zu 
gehen als die dem Reichſstag zugegangene Vorlage, und 
es war nur bie burhau unklare und undurchſichtige 
Finanzlage, die davon abgehalten Hat. Die ganze 
Entwidlung der neuen Steuerquellen, namentlich aber 
auch die Entwicklung ber Zölle, die wir erſt in bem 
—— Jahre auf einer neuen Grundlage geregelt 
haben, iſt noch abſolut undurchſichtig. Wir find auch 
urzeit noch in keiner Weiſe in der Lage, überſehen zu 
önnen, ob nicht vielleicht die Beratungen des Etats im 
Reichſstage dazu Führen können, den Ausgabebedarf für 
1907 nad anderen Richtungen zu entlaften. &3 wäre ja 
denkbar, daß man ſich vielleicht bei den Beratungen in 
der zweiten Leſung da oder bort überzeugt, daß bie eine 
ober andere Ausgabeforderung etwas weniger dringlich 
ericheine und eher zurüdgeftellt werben fünne als ber 
Aufwand für die Mufbefferung bed Einkommens ber 
Beamten. Aber, meine Herren, gegenüber dem einmitigen 
Willen der VBollövertretung, der dahin geht, daß eine aus— 
giebigere Hilfe den Beamten und ihren Familien mit 
möglichfter Beſchleunigung gewährt werben ji werben 
bie verbündeten Regierungen, wie ic Dofle, ihre zeitlichen 
Bedenken gegen eine ſolche audgiebigere Einkommens: 





laſſen. 
(Lebhaftes Bravo.) 

Was nun aber den Weg betrifft, ber einzuſchlagen iſt, 
um zu dem Biele zu gelangen, jo gehen hier allerdings 
die Meinungen weiter auseinander. Wir haben ins- 
befonbere gegen ben Antrag, wie er unter Nr. 221 nun 
bier eingebracht worden ift, nachdem er ſchon im ber 
Kommiſſion regierungsfeitig lebhaft befämpft worden, auch 
jegt noch die ſchwerſten Bedenken. Ich will mich in dem 
gegenwärtigen Stadium nicht mehr in die Nechtäfrage, 
die in ber Hommiffion eingehend erörtert worden ift, 
weiter vertiefen. Ich will dad um jo weniger tun, als 
ed biöher doc jedesmal noch gelungen ift, zwiſchen dem 
Reichstag und den verbündeten Regierungen einen Weg 
ber Berftändigung zu finden, um über biefe Frage hin— 
—— Es ſind nun von dem Herrn Vorredner 
inige Präzedenzfälle erwähnt worden. Der Fall mit ber 
Erhöhung der Gehälter der Räte am Reichsgericht ift mir 
im Augenblid, foweit es fih um das Bahlenmaterial 
handelt, nit fo genau gegenwärtig; ich erfenne aber an, 
daß hier ein folder Wräzedenzfall vorliegt. Es ift dann 
weiter Hingewiefen worden anf ben Präzedenzfall des 
Jahres 1897. Diefer war auch fhon in der Kommiſſion 
Gegenftand der Erörterung, und ich habe mich bemüht, 
nerade diefem Falle Inztifigen nod näher nachzugehen. 
Da hat ſich denn heransgeftellt, daß jener Fall von 1897 
doch dem jegt vorliegenden nicht etwa gleicht wie ein Ei 
dem anderen, fonbern e3 find außerordentlich große Ber- 
fchlebenheiten, bie zwiſchen diefen Fällen vorhanden find. 
Im Jahre 1897 handelte e3 ſich um Gehaltdaufbefjerungen, 
bie in ihrer Gefamtfumme ſich beliefen auf 844 000 Mart. 
Es ift ſchon dieſer Betrag ein verſchwindend geringer 
gegen die 20 Millionen, um die es ſich jet handelt. 

ber nicht genug. Es wurden damals von der Kommiffion 


und bom Reichstag an der betreffenden Vorlage — es (D) 


banbelte fih um einen Ergänzungsetat — nod weitere 
Anderungen vorgenommen, und das Sclußrefultat der— 
felben war das, daß etwa 900 000 Mark weniger heraud- 
famen, daß alio eine Mimuäforderung des Reichstags 


ba war. 
be hört! rechts.) 

Unb dies in einer Zeit, in ber das Reich reichliche Über- 
ſchüſſe befaß, alfo aud; recht wohl in der Lage geweſen 
wäre, jelbft wenn noch etliche Millionen gefehlt hätten, 
aus dieſen Überfhüffen die Mittel zu Knöpfen, um 
diefe Millionen zu beden. Wie ganz anders ift gegen- 
wärtig bie Lage! Hier eine Erhöhung bed Ausgabebedarfs 
um 20 Millionen und auf ber anderen Seite ein Defizit, 
das und nötigt, ſchon jest die Bundesftaaten mit annähernd 
4) Millionen Mark geitundeter Matritularbeiträge heran: 
zuziehen — im ganzen find es einige 60 Millionen unge— 
dedter Matrikularbeiträge. Die verbündeten Regierungen 
werben ſich abfjolut nicht auf einen Weg drängen lafjen 
wollen — und barin Haben fie, glaube ich, vollftändig 
reht —, der fie der Gefahr ausfegt, zunächſt einmal in 
biefem Jahre fi) einer Zwangslage Hinfichtlich ihrer freien 
—— gegenüber zu befinden. Sie müſſen doch auch 
ihrerſeits prüfen, bevor fie ſich auf Verpflichtungen enga— 
teren, bie fie auf eine Reihe von Fahren und weiter hinaus 
eingehen, wie fie fi nun ihrerfeit3 die Dedungdmittel und 
Dedungsmöglichkeit denken. Bedenken Ste fobann aber auch 
die Rage, in welde das Reichsſchatzamt gerät, wenn in einer 
ſolchen Weiſe prozebiert wird. Ich ftehe num im vierten 
Jahre an dieſer Stelle, und id) kann Ihnen aus Erfahrung 
fagen, mit welden unendlichen Schwierigteiten es ver— 
fnüpft ift, nicht bloß wochen, fondern monatelang daran 
u arbeiten, um gegenüber den Anforderungen ber 

eſſorts endlich einen Etat zuftande zu bringen, bei dem 
wenigftens annähernd die Ausgaben noch im Berhältniffe 


(A) zu ben Einnahmen ftehen. 








(Freiherr v. Stengel.) 

Leider find wir in dieſem 
Jahre noch ziemlich weit von bem Biel entfernt. Ich 
glaube aber, wir find wenigſtens dem Ziele etwas näher 
gefommten. Bei ber erften Auf ellung des Entwurf3 befanden 
wir und noch um nicht weniger als 80 Millionen weiter von 
bem Biel entfernt, und es hat der äußerften Anftrengung 
beburft, wenigftens fo weit zu kommen, als ber Etats— 
entwurf Ihnen darlegt. Nun verfegen Sie ſich in unjere 
Lage, wenn wir und jagen müßten, diefe ganze Mühe und 
diefe ganze Arbeit ift ſchließlich umſonſt; denn wenn bie 
Vorlage an den — fommt, fo riöfieren wir, daß 
der Neihdtag einfach ſeinerſeits ungezählte Millionen in 
den Ausgabeetat Hineinfchreibt und damit das ganze, 
mübfelig zuftande gebradite Gebäude, den ganzen 
Finanzierungsplan und mit einem Schlage über ben 
Haufen wirft. Darauf kann die Reichsſchatzverwaltung 
nicht eingehen. Nun will ich zugeben, dab, wie ber S 2 
gefaßt ift, er ja allerbings, formell betrachtet, nur eine 
Grmädtigung für die verbündeten Regierungen und für 
die Reichsſchatzverwaltung enthält, diefe Beträge aus— 
zuzahlen. Aber, meine Herren, auch bie übrigen Etats— 
pofitionen bei ber Ausgabe bedeuten im wefentlidhen, fo- 
weit nicht rechtliche Verpflichtungen in Mitte liegen, doch 
nur Grmäctigungen. Allein ih möchte den Schatzſekretär 
fehen, der angefiht3 einer ſolchen Grmädtigung Die 
Beamten auf bie Beihilfen warten laſſen wollte, die ihnen 
die gefeßgebenden Faktoren bewilligt haben. Das ift 
unmöglich, und id glaube weitere Ausführungen in biefer 
Hinfiht unterlaffen zu dürfen. Nur das halte ih mid 
für verpflichtet noch zu ber allgemeinen Frage zu betonen, 
daß, wenn ſchließlich aud für das eine Fahr 1907 die 
finanziellen Ronfequenzen vielleicht noch zu ertragen fein 
follten — ich fomme darauf fpäter noch zurüd —, doch 
unter allen Umftänden fon die Ausfiht auf die ſchwer— 
wiegenden Sonfequenzen, die bie Zukunft in Ddiefer 


(B) Beziehung bringen muß, die verbimdeten Regterungen 


unter allen Umſtänden davon abhalten muß, dem Antrag, 
wie er bier von feiten ber Herren Abgeordneten Gröber 
und Genoffen geftellt worben tft, zu entiprechen. Für 
und, meine Öerren, für bie verbündeten Neglerungen, 
würde burd die Einfhaltung einer ſolchen Beftimmung 
ber Gefegentwurf einfah unannehmbar. 

(Hört! hört! rechts.) 

Die gleichen Bedenken, bie einer folden Einftellung 
entgegenftehen, meine Herren, ftehen, wie ich einfchaltend 
nod bemerken möchte, auch all den zu ber zweiten Lefung 
des Etatsentwurfs fir bad Jahr 1907 ſchon geftellten 
Anträgen auf unmittelbare Einftelung von Gehaltsauf- 
beflerungen in ben Etat entgegen. Bei biefen Anträgen 
um Gtat felbft tritt aber noch ein weiteres Bedenken 
Da, das Bedenken nämlich, dab eine foldhe Arbeit 
überhaupt nur organiſch und einheitlich gefertigt und bie 
Aufgabe nur auf ſolche Weife gelöft werben kann, und daß 
bie Frage ber Gehaltaufbefferung ber Beamten aud) mit 
ber frage ber Regelung unb Berbefferung der Wohnungsgeld: 
zuſchüſſe in einem ganz untrennbaren Zuſammenhang fteht 

(ehr richtig! rechts, 
und dieſer legteren Frage für das Jahr 1908 näher zu treten 
find wir ja befanntlih ohnehin ſchon gefeglich verpflichtet. 
.. Meine Herren, bie notleibenden Beamten wollen 
überhaupt feinen Streit zwiſchen ben Regierungen und der 


Bolfövertretung. 

(Sehr richtig! recht3.) 
Sie bedanken fi für lange und nod jo gründliche und 
tiefgehende ſtaatsrechtliche Erörterungen und Auseinander⸗ 


fegungen 
(ehr richtig! rechts); 
die notleidenden Beamten verlangen nach Brot für ſich und 
nach Brot für ihre Kinder. 
(Zurufe bei den Sozialdemokraten.) 


Reichstag. — 21. Sitzung. Montag den 18. März 1907. 


Mit diefen juritifhen Auseinanderfegungen ftillen wir (C) 


nicht ihren Hunger 

(ehr richtig! rechts), 
und das Ziel, den Beamten praktiſch zu helfen, können 
wir nur erreichen, nicht wenn wir hier Konflilte herbei— 
führen, ſondern wenn wir uns über den Weg verſtändigen 

(ſehr richtig! rechts), 
und eine ſolche Verſtändigung wird nach meinem Dafür— 
halten durch die Reſolution angebahnt, welche die Kom— 
miſſion Ihnen vorgeſchlagen hat. Der Herr Reichskanzler 
ergreift gerne bie Hand, die ihm von den Mehrheits— 
parteien in dieſer Reſolution geboten wird. 

(Bravo!) 

Diefe Refolution Liegt unter Nr. 220 der Druckſachen 
Ihnen vor, und ich mödte nur kurz noch beifügen, daß 
wir den Zufag, welcher nachträglich noch zu der Reſolution 
unter Nr. 232 der Drudjahen eingebradt worden ift, 
eigentlih al8 etwas Selbftverftändliches erachten. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Ich begreife alfo die Nefolution zufammten mit den dazu 
eingebrachten Zuſatz. 

Meine Herren, zu der alſo hier vorliegenden Reſolution 
und zu der damit im engſten Zuſammenhang ſtehenden 
Frage der Gehaltsaufbeſſerung für das Jahr 1907 Habe 
ich Ihnen namens und im Auftrage des Herrn Reichs— 
kanzlers nun die folgende beſtimmte Erklärung abzugeben: 

Der Herr Reichskanzler ift für feine Perſon bereit, 
formell und materiell auf den Boden diefer Refolution zu 


treten. 

(Bebhaftes Bravo.) 
Er wirb auf dad ernitefte bemüht fein, mit allen ihm zu 
Gebote ftehenden Mitteln bei den verbiindeten Regierungen 
auf die aldbaldige Vorlegung eines Ergänzungdetats hin- 
zuwirken, durch welden die Bewilligung ber zur Durch— 
führung dieſer Reſolution erforderlihen Ausgabebeträge 
von diefem hohen Haus erbeten wird. 

(Lebhaftes Bravo.) 

Terner: der Herr Reichskanzler iſt feſt entichloffen, 
bie Frage einer organifhen Gehallsaufbeſſerung im Zu: 
fammenhang mit ber Frage der Regelung des Wohnungs» 
geldzuſchuſſes für den Gtatsentwurf auf das Rechnungs: 
jahr 1908 in Angriff zu nehmen 

Bravo!), 
den verbündeten Regierungen bie hierzu erforberliden 
Borlagen feinerzeit zugehen zu laffen und biefe Vorlagen 
bei den verbündeten Regterungen aud mit allen Nach— 
drude zu bertreten. 


(Bravo!) 
Anbdererfeit3 gibt ber Herr Reichslanzler ſich allerbings 
and ber beftimmten Grwartung Hin, daß es gelingen 
werbe, im Hinblit auf die fehr erheblichen finanziellen 
Aufwendungen, welche dem Reiche burh die Ausführung 
jener Maßnahme erwachſen werben, für das Gtatsjahr 
1908 zu einer befriedigenden Löfung der Frage nad ber 
Dedung diefer Aufwendungen mit dieſem hohen Haufe zu 


gelangen. 
(Sehr wahr! und Heiterkeit.) 

Meine Herren, ih fjchließe meine Ausführumgen mit 
ber Bitte, das hohe Haus möge hiernach den Antrag 
Gröber und Genofjen ablehnen. Des weiteren möchte ich 
aber befürworten, daß dasſelbe anbererfeitö der vor: 
liegenden Refolution feine Zuftimmung erteilen möge. 

(Lebhaftes Bravo.) 


DVizepräfibent Dr. Paafhe: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Bed (Heidelberg). 


Bet (Heidelberg), Abgeorbneter: Meine Herren, Sie 
werben wohl alle unter dem Eindrud ber eben gehörten 
Erklärung annehmen, dab wir einer ganz veränderten 
Sadjlage gegemüberftehen, verändert gegenüber der Sad: 
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(A) lage, wie fie fih in ber Budgetkommiſſion geftaltet Hatte, 
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ftellt —, fo möchte ich mit darauf verzichten, gerade auf (C) 
diefe Bebenfen etwas näher einzugehen, als es ſeitens 


und id glaube im Namen wenigitend meiner Freunde 
der Freude Ausdrud geben zu dürfen, baß wir auf ben 
Boden der Refolution, die aud von und unterfüßt 
worben ift, diefe entgegenlommende Erklärung ber ber- 
bündeten Regierungen heute zu hören in die Lage verſetzt 
tworben find, und man möchte beinahe verſucht Kein, nad 
dieſer Erllärung ih ganz außerordentliche Beſchränkung 
aufjuerlegen, wenn man zu bem Gegenftand, ben wir 
eben zu behandeln im Begriff ftehen, fpridt. 

Trotzdem aber, glaube ich, wird es notwendig fein, auf 
die Sade ſelbſt doch etwas einzugehen, weil wir bie 
Empfindung haben, daß das Vorgehen, wie es aud bon 
und gebilligt worden ift, und wie wir es mitgemacht haben, 
aud einer gewiſſen Begründung, einer gewiſſen Recht⸗ 
fertigung noch bedarf und dieſe Rechtfertigung bier er- 
fahren muß gegenüber den Angriffen, die nad) dieſer 
Richtung Hin gegen die Nefolution erhoben worden find. 
Daß ja unfere Regierungen die Lage, in ber unfere Be- 
amten ſich befinden, voll würdigen unb anerfenuen, das 

aben wir nicht nur in ber Denkſchrift, nicht nur aus ben 

„Forberungen des Ergänzungsetats, das haben wir auch 
aus ber Aufnahme dieſer Forderungen in dad Notgefek 
erfennen Zönnen, und wir haben ja auch heute wieber 
gehört, wie die Negierungen in voller Erkenntnis dieſer 
Sachlage ſich nun zu ihrer heutigen Grllärung entſchloſſen 
haben. Ich glaube, die Negierungen find da wohl felbit 
zu ber Überzeugung gelangt, daß dad, was fie im biefen 
Forderungen biöher vertreten und verlangt haben, was fie 
bewilligt zu fehen wünſchten vom Reichötage, was alles 
dba geboten worden ift gegenüber der Notlage, in ber 
unfere Beamten ſich befinden, nicht ald ausreichend genug 
und nicht als zulänglich betrachtet werden kaun. 

Was war es denn? Sie haben fchon vom dem erften 
Herrn Vorrebner gehört, dab nad den Grundbfäßen, bie 
(B) die Denkſchrift aufgeftellt Hat, und nad den Pofitionen, 
wie fie im Ergänzungsdetat enthalten find, gegemüber ber 
großen Zahl unferer Beamten nur ein verſchwindender 
Teil derfelben an der Wohltat dieſer Beftimmung hätte 
teilnehmen können, und Sie haben es ja ſchon mehrfad 
und zur Genüge rechtfertigen hören, aus welchen Grünben 
heraus ſich eine — in dieſem Jahre beſonders recht— 
fertigt, und ich glaube, auch die —— werden nun 
nach dieſer Richtung hin zu der Erkenntnis gekommen 
ſein, daß mit dem, was in dem Ergänzungsetat gefordert 
war, dieſen Wünfchen nicht * Rechnung getragen 
wurde, daß hier mehr zu geſchehen hatte, um die 
—— vor weiteren wirtſchaftlichen Schädigungen ſicher⸗ 
zuſtellen. 

Und nun, glaube id, müſſen wir doch auch die Wege 
etwas näher prüfen, die die Kommiffion ge wollte, 
um diefen Wunſch durchzuſetzen, um bem Berlangen ber 
Beamten Berüdfihtigung gewähren zu können; denn 
gerade darum handelt es fi ja, welcher diefer Wege ber 
wirffamere ſei, und welcher biefer Wege am erften ben 
Beamten zur Erfüllung —* Wünſche verhilft. 

(Sehr richtig! bei ben Nationalliberalen.) 
Und wenn wir da bie beiben Anträge, die und vorliegen 
und bie in ganz gleicher Weife auch ber Budgetkommiſſion 
borgelegen find, etwas näher befehen, meine Serren, fo 
fönmen wir nicht leugnen, daß ber Antrag, wie er vom 
der Zentrumdpartei geftellt worben tft, mit einer gewifjen 
Berechtigung bie Bedenken herausgefordert hat, die ſeitens 
der Regierung ſowohl ald auch feitens ber Mehrheit der 
Budgetlommiffton geäußert worben find. Die Bebenten 
find ja in einer Hinfiht auch ſtaatsrechtlicher Natur, und 
wenn der Herr Stantäfefretär eben erflärt hat, daß er 
auf bieje Bedenken nicht näher eingehen wolle — er Hat 
die Bedenken Hinfichtlih der Höhe des Aufwandes umd 
ber Aufbringung des Aufwandes in ben Borbergrund ge— 


bed Herrn Berichterſtatters ſchon geſchehen if. Denn, 
meine Herren, gerabe aus biefen Bedenken heraus babe 
id wenigitend und meine politiſchen Freunde den Haupt« 
grund daraus entnommen, warım wir uns auf ben Boben 
der NRefolution begeben haben. 

Ich Habe ben Verſuch gemacht, über bie Frage, bie 
ja ſtrittig tft, ob der Reichötag berechtigt fei, eine Erhöhung 
der Ausögabepoften im Etat vorzunehmen, in ber ein— 
ſchlägigen Literatur nachzuſehen, und id fann daraus nur 
dad eine feftftelen, daß bie Frage eine recht fehr 
beftrittene ift. Ich habe nur einen Staatälehrer finden 
fünnen, der auf dem Stanbpunft fteht, daß die Bewilligung 
einer Ausgabe nicht nur die Ermächtigung mit ſich bringt, 
für die beftimmten Zwede bie beftimmten Summen zu 
berwenben, fondern and) die Verpflichtung den Regierungen 
auferlegt, biefe Summen zu ben betreffenden Zweden 
audzumügen. Die übrigen ale und namentlih Laband 
ſprechen fih in ganz anderer Richtung dagen aus, und 
wir fönnen wohl zweifeldohne ald Meinung ber Theorie 
annehmen, daß im biefer Bewilligung nur eine Er— 
mädtigung, eine Bollmadt zu erbliden ift, ohne daß fie 
ber ** einen Zwang auferlegt, namentlich auch die 
Ausgabe in der vollen Summe zu bewirken, und id) 
babe ba in den Schriften, bie ih verſuchte nachzuleſen, 
auh eine ganz intereffante Außerung gefunden bon 
einem jetzigen Staatsrechtslehrer, ber ja früher im 
nahen Beziehungen zu unferem Bundesrat geftanden 
if. Wenn ich biefen Herrn, den Herrn vd. Jagemann, 
hier anführe, jo weiß id, daß mir, — auch 
meine Freunde und ich, nicht alle ſeine ſtaatsrechtlichen 
Theorien teilen, die er ſchon ausgeſprochen hat, und ich 
möchte mich auch mit ber bier vertretenen Auſchauung 
durchaus nicht identifizieren. Ich führe fie nur an als 


einen Beweis dafür, welde Anſchauungen auf feiten der (D) 


Regterungen herrihen können, benn von bort hat er ja 
wohl feine Informationen bezogen, dort war feine ganze 
Kenntnis geſchöpft, und es ift darum feine Außerung ſehr 
interefjant, weil fie und auch ganz fiher nachher zeigt, 
dab wir nicht einfeitig der Regierung eine Ausgabe zus 
muten lönnen, fondern daß, wenn wir wirkſam biefe Aus- 
gabe erreihen wollen, wir auf ber anberen Seite aud) 
die Verpflichtung der Regterung, bie Ausgabe zu machen, 


erzielen müflen. 

(Sehr richtig! links.) 
Die Außerung, bie Herr dv. Jagemann in feinem Buche 
tut, Tautet: 


Es ift nicht zuläffig, daß ber Neidätag materielle 
Ausgabebewilligungen gegen bie Regierungen 
erhöht. Kommt Leine Einigung ber gain en 
Faktoren zuftandbe, jo tft dies fein Grund fi 
den Bundesrat, ben Etat zu verwerfen, wenn nur 
verfihert wird, daß bie Reichöverwaltung von 
ber Erhöhung feinen Gebrauch macht. 

Das zeigt und doch ganz deutlich, dab wir erreichen 

müſſen und erzielen müflen, daß bie Regierung auf biefen 

Meg eingeht, daß fie wicht nur ben Etat genehmigt, fonbern 


auh 'mit ben einzelnen in biefem Gtat enthaltenen 


—— gefüh 

€ 

folden Erhöhung nicht befu 

ſolche Erhöhung auch ſeitens des Reichstags für zuläfftg — 
ſehr richtig! Tinte), 
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(Bert (Heibelberg),) 


(A) fo iſt auf der anderen Seite doch für und die VBeranlaffung | Dann werben wir erreidhen, daß unfere Beamten mit (C) 


in dem jetzigen Augenblid und bei der jegigen Gelegenheit 
nicht gegeben, auf ber Austragung ber prinzipiellen Ent: 
fcheibung zu beftehen, denn ber Herr Staatöfefretär jagt 
anz mit Recht, es handle ſich nicht barum, über theoretiſche 
Prinzipien zu ftreiten, fondern hier handelt e3 ſich darum, 
ben Erfolg den Beamten zu bringen 
(ſehr richtig! links) 

und ihnen das Brot zu ſichern, nach dem ſie rufen. 
Darum haben wir geglaubt, dieſen Weg gehen zu müſſen, 
aud aus amberen Bedenken heraus, die die Regierung 
vorgetragen hat. Denn e3 tft gar feine Frage, daß alle 
die früher angeführten Beifpiele für eine Erhöhung, 
namentlich auch diejenigen von Beamtengehältern, die ber 
Reichstag vorgenommen bat, in gewilfen Beziehungen 
etwas anders gelagert find als der hier vorliegende Fall. 
Dort handelte es fic in der Negel um geringere Summen; 
wir können aber nicht leugnen, dab es fich Hier um eine 
weſentliche, erheblihe Summe Handelt. Ich glaube, wir 
müffen aud mit dem Herrn Staatsſekretär einverftanden 
fein, daß, wenn wir in dieſem Jahre die Zulage gewähren, 
wir fie im nächſten nicht mehr zu entziehen imftande fein 


werben. 
(Sehr richtig links!) 

Deshalb mußten wir diefe Bedenken berüdfichtigen. Es 
ift gar feine Trage, dab in bem gegenwärtigen Staube 
unferer Verhandlungen fi die Geftaltung unteres Gtat3 
noch nicht gemügend überjehen läßt. Darum wird es 
zweifellos bei der Erledigung bed Etats eine Frage fein, 
wie wir die Dedung der erforderlichen Mittel vornehmen. 
Wir fchreden da nicht davor zurüd, aud eine Erhöhung 
der Matrikularbeiträge vorzunehmen; denn die Bedenken 
dagegen find ja dur bie zugeltandene Stundung im 
wejentlihen abgeſchwächt. 

Menn man aber dem Zentrum ben Vorwurf machte, 


(B) dab es nun eine Forderung aufftellt, ohne gleichzeitig 


aud) am bie Löſung ber Dedungsfrage heranzutreten, fo 
möchte ich die Bemerkung des Herrn Abgeordneten Sped 
nicht in der Richtung auffaflen, daß nun das Zentrum 
diefer Aufgabe ſich entichlagen könne, fie hiniberweifen 
bürfte an die Regierung; jondern das Zentrum hat durch 
fein früheres Verhalten fih die Verpflichtung auferlegt, 
wenn ed eine Ausgabe in Vorſchlag bringt, aud fir die 
Dedung zu forgen. Dad würde bem erhalten bes 
Zentrums in den lebten Jahren vollftändig entfpreden. 
Ich erinnere nur daran, daß wir, um bie Anfprüche und 
Wünſche unferer Juvaliden und Veteranen zu befriedigen, 
immer auf Anforbern bed Zentrums aud die Dedungs: 
frage haben löſen müfjen. 

(Hört! Hört! linls.) 
Ebenſo eindringlich und notwendig find die Anſprüche 
unferer Beamten. 

(Sehr richtig! Links.) 
Alſo wir wollen alle dieſe Nüdfihten tragen. Es gibt 
nod eine ganze Reihe anderer Rüdfichten: wir könnten in 
wirklich ShlimmeStonjequenzen fommen und unter Umſtänden 
uns nit mehr wehren gegenüber Petitionen auf folde 
Erhöhungen. Wir würden auch zweifeläohne dazu beitragen, 
die Stellung bed Reichsſchatzamts gegenüber Anſprüchen 
anderer Verwaltungen zu ſchwächen. 

Ale diefe Bedenken bringen es dahin, daß wir ben 
Weg der Refolution gehen müſſen, wenn wir einen wirf- 
lihen Erfolg für die Beamten haben wollen. Wir müſſen 
den Weg ber Berftändigung beichreiten, der ja fo glüdlid) 
eingeleitet ift und hoffentlich auch zu einer befriedigenben 
Löſung führt. Dem darüber wollen wir feinen Zweifel 
laſſen, daß die Negierungen den Wechſel, der heute in der 
Grflärung des Herrn Reichſskanzlers auögeitellt worden ift, 
aud in vollem Umfang in Diefem Jahre einzulöfen haben. 

(Sehr richtig! links.) 
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Freude ihre Pflicht wieder erfüllen; dann werden wir — 
da ftimme ich den geäußerten Bemerkungen völlig zu — 
nicht mur bad Intereſſe diefer Beamten im Auge gehabt 
haben, fonbern auch das ntereffe unferes Staates. Denn 
auch ich erachte es für eine nationale Pflicht, für die 
geordnete Negelung unferer Beamtenverhältniffe zu forgen 
(bravo! bei den Nationalliberalen), 
und id freue mich, daß auch nad) der Richtung hin unfere 
verbündeten Negierungen und in Ausficht geftellt haben, 
in eine durchgreifende NRevifion unferer Beamtenverhält: 
niffe einzutreten umb und bis zum nächſten Jahre eineu 
bieöbezüglihen Vorſchlag zu machen. Meine Herren, wir 
hoffen, daß ed dann gelingen möge, alle die Wünfche, die 
da geäußert worben find, joweit wir fie al& berechtigt 
anerfennen können, zu erfüllen, und ich hoffe, daß mir 
bann au zu einer zum Segen unferes Waterlandes 
erfprießlichen Löfung aller diefer ragen gelangen werben. 
(Bebhafter Beifall bei den Nationalliberalen.) 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Freiherr v. Richthofen-Damsborf. 


Freiherr v. NRichthofen » Damsdorf, Abgeordneter: 
Meine Herren, heute abend wird der Telegraph in weite 
Streife eine Freudenbotſchaft bringen, wie es fett langer Zeit 
die Zeitungen nicht in der Lage geweſen find. 

(Sehr richtig!) 
Wenn dies geidicht, jo wollen wir nicht verfenmen, daß 
wir es dem eifrigen Drängen ber Barteien verdanken; alle 
Barteien ohne Ausnahme Haben in dem verfchiedenften 
Formen das ihrige dazu beizutragen geſucht, daß die 
Beamtenbejoldungen verbeffert würden. Aber wir wenigitens 
auf unferer Seite haben zu allen Zeiten vu eine 
wirffame Nufbefferung der Gehälter kann von feiner Partei, 
auch nicht vom Plenum des Reichstags erfolgen, fonbern 


kann ausfchließlid und allein nur vom Reichskanzler und (m) 


ber Regierung ausgehen; demm dort herrſcht die nötige 
Sadtenntnis, ber nötige Überblid über alle Berhältnifie, 
nur dort fann die Sache umparteilih gemacht werben. 
Alles, was die Parteien in diefer Richtung fun wollen, 
bleibt im beften Yale Stüdwerf, und gerade aus biefem 
Gefihtspuntte haben wir uns in allen Inſtanzen vor: 
en wenn es galt, beſtimmte Forderungen 
zu ftellen. 

Meine Herren, ich habe gejagt: id) gebe hier ber 
lebhaften Freude Ausdrud, die wir und weite Beamten: 
freife heute empfinden. Ich könnte vielleiht mit biefen 
Worten meine Rebe fließen; aber ih faun es micht 
ganz, wegen der Ausführungen, die der Herr Abgeordnete 
Sped gemadt hat, und bie doch vielleicht ein Miß— 
verftänduts im Lande hervorrufen und falihe Auſchauungen 
verbreiten fünnen. Deöwegen muß ich mic etwas weit: 
läuftger auf die Sache einlaffen. 

Meine Herren, e3 ift ja allbelannt, daß bie letzte 
ſyſtematiſche Gehaltöaufbefferung in den Fahren 1896/97 
ftattgefunden hat. Seitbem hat man, wenn aud, wie 
von feiten bed Herm Reichsſchatzſekretärs im einzelnen 
gezeigt ift, früher — ich glaube, eö war in 17 Fällen — 
Ausnahmen gemadt find, wenn auch jegt im Haupt und 
Grgänzungdetat weitere Ausnahmen von biefer Regel ge: 
madt wurden, doh im allgemeinen den Geſichtspunlkt 
aufgeftelt: es muß organifch vorgegangen werben. Wir 
haben und dieſem Gefihtspunft untergeorbnet und haben 
eine große Menge von Petitionen, die und dringend er: 
ſchienen, nicht befürwortet, weil wir auf die organifche 
Aufbefferung der Gehälter warten wollten. Wir haben 
aber nicht bloß — id meine unfere Partei — hier im 
Reiche, fondern auch in Preußen mit der größten Energie 
immer auf die foftematifhe und organiihe Aufbefferung 
der Beamten gedrungen. Ich darf anführen, daß gerade 
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( Freißerr v. — Damedorf.) 


(A) in ben legten Jahren unfere Partei im preußiſchen Abge— 


orbnetenhaufe ſehr energiih vorgegangen ift. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Unfere Bartei im preußifchen Abgeorbnetenhaufe — mas 
auch bei unferer Partei bier der Fall ift — hat ganz 
genau gewußt: was für preußiſche Beamte geſchieht, muß 
aud für Reichſsbeamte geſchehen, und umgekehrt. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Das ift ein abfoluter Zufammenhang. Eine Trennung 
zwifchen den großen Beamtenheeren ift unmöglich. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Alfo, meine Herren, wir haben ganz gewiß zu allen Zeiten 
mit Lebhaftigkeit und aud in —* Zeit in wirkſamer 
Weiſe fir die Aufbefferung der Beamtengehälter einzutreten 
eſucht. Wir glauben aber imöbefondere es bei biefer 
Gelegenheit bedeutend wirffamer und bet weiten beſſer zu 
tun, als das durch den Zentrumsantrag, den ich zu be> 
kämpfen habe, geihehen würde. Ih will ba nicht an- 
führen — dad wäre eine Sleinigfeit —, daß wir da auf 
eine höhere Summe gehen, 4200 Mart, bis zu welder 
die Befolduug ber — Beamten reichen fol. 
Das tft unerheblih. Das MWefentliche ift, dab wir allein 
einen gangbaren Weg zu betreten bereit find 
(ſehr richtig! rechts), 
und zwar ben einzig gangbaren Weg. 
eine Herren, id will bier mich auf bie von ver- 
—— Rednern —— etatsrechtlichen Aus⸗ 
ührungen nicht ausführlich einlaſſen; ich will auch nicht 
etwa das Buch von —— das, als ich es einmal 
zitierte, in Zeutrumskreiſen ſehr abfällig beurteilt wurde, 
weiter anführen. Ich will nur jagen: was bie etatsrecht— 
lichen Fragen anlangt, fo hat unfere Partet dazu zu den 
verſchiedenſten Zeitpunkten ganz ausführlih Stellung ges 
nommen, wenn auch nicht gang in dem Sinne, wie es ber 
Herr Graf Poſadowsky ald Schatzſekretär auch in dem 


(8) Reihätage und in ben Reichstagskommiſſtonen getan hat. 


Unfere Partei hat ihren ganz beftimmten Standpunkt ein- 
genommen und hält an dem feit. Sie ift der Meinung, 
daß, wenn auch bier abweichende Ausführungen vorge 
fommen find, wenn fogar vielleiht die Darftelung bes 
Herrn Beriäterftatterd die Anihauung auffommen lich, 
ald ob in ber Kommiſſion bon feinem Standpunkt ab— 
weihende Meinungen überhaupt nicht geäußert wären — 
wir zurzeit von einer eingehenden Sachdarlegung abſehen 
und und auf bie Erklärung befchränfen fönnen, daß unfere 
Fraktion ihren alten Standpunkt ganz und gar fefthalten 
wird und fefthalten muß. 
Sehr richtig! rechts.) 

Aber, meine Herren, wenn nun auch wirfli eine 
erhöhte Pofttion in den Etat aufgenommen würde, was 
hätte das für einen Zwed? Daß die Regierung verpflichtet 
wäre, einen berartigen Poften auszugeben, bad Tann 
meiner Anfiht nah ein einſichtiger Menfh überhaupt 
nicht behaupten. Sie hätte nur eine Vollmächt, fie er: 
Härt, von ber Vollmacht nicht Gebrauch maden zu wollen. 
Das Ganze aljo, was dad Zentrum will, würben im 
beftem falle ein paar Worte fein, die auf bem Papier 
ftehen. Unmöglich kann ich glauben, daß das Zentrum 
felbft glaubt, Daß ein berartiger Antrag etwas erreidt. 
Sie beruhigen fih bloß damit: hinterher wird's die 
Regierung ja doch ſchon tum! 

(Sehr richtig! rechts.) 
Ta, meine Herren, dad tft leicht gejagt. Aber die Regie: 
rung kann es gar nicht in ber Form tum, wie es ber 
Zentrumsdantrag till; denn der Bentrumdantrag will 
chematiſch ohne Rückſicht auf die Verhältnifie, ohne Nüd: 
fiht auf bie —* Poſitionen — ein Vorwurf, der 
auch unferer Reſolution gemacht werben könnte — all: 
gemein aufbeſſern und nicht indwidualiſieren. Eine 
Judividualifierung, eine Spezialiſierung nad den ver: 


ſchiedenen Verhältniffen der Beamtenfategorien und anderen (C) 


Geſichtspunkten ift aber abjolut notwendig, wenn irgend 
etwas Gerechtes geſchehen fol. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Mit einem folden Schematismus tft pi nichts geſchehen, 
in der Form kann die Sadhe gar nicht gemadt werben. 

Nun freilid kann man jagen: ihr habt ja ſolches 
auch in eure Nefolutionen geichrieben. Ich möchte aber 
hervorheben, daß id a in der Kommiſſion — 
und ih glaube, bie anderen Kommiſſtonsmitglieder 
dachten ebenfo ausdrüdlih betont habe: unfere 
Meinung ift gar nicht, dab bie Nefolution wörtlich 
fo ausgeführt werden fan; unfere Meinung ift bloß, 
dab wir die Richtung angeben wollen, in welder vor- 
gegangen werben muß 

(ehr richtig! rechts), 

und, meine Herren, wenn wir anders gedacht hätten, wäre 
die Nefolution vielleicht etwas forgfältiger ausgearbeitet 
worden; benn Ste alle werben nicht verfennen, baß ber 
Antrag auf Nr. 232 eigentlich weiter nichts tut, als daß 
er hinterher dasjenige jagt, was die Kommiſſion gewollt 
bat, und was fie bei richtiger Faſſung gleich gefagt haben 
würde. Mag alfo ber Antrag Nr. 232 zurüdgezogen 
werden, mag er angenommen werben, inhaltlich ſoll nad 
ber Tendenz ber Kommiſſion und nad der Tendenz aller, 
wie ich glaube, die ber Nefolution zuftimmen werben, ber 
—* Nr. 232 als der Reſolution inkorporiert angeſehen 
werden. 

Aber, meine Herren, wenn in der Weiſe vorgegangen 
wird, wenn alſo mit einer großen Aufbeſſerung der Be— 
ſoldungsverhältniſſe, die uns zugeſagt iſt durch die Ein— 
bringung eines Ergänzungsetats, vorgegangen wird, fo 
gebe ich mich der lebhaften Hoffnung hin, daß das in 
ſehr umfänglichem Maße geſchehen muß. Aber ſo weit 
gehe ich nicht, daß ich mir einbilde, man könne heute 
ganz beſtimmt angeben, wie meit“wir gehen können; in 
ber Beziehung muſſen wir und refervieren, müſſen wir 
erft die Vorlage der Regierung abwarten und fie prüfen, 
müflen wir bie weitere Beratung ber Bubgetfommiffion 
bei anberen Gtatöpofitionen abwarten und zufehen, wie ſich 
unfere Etatölage geftaltet. Alfo Erhebliches wird und 
muß an Ergänzungen ber Nadtragdetat bringen; was 
im einzelnen, darüber kann ich mir hente noch nicht ben 
Kopf zerbrechen. 

Sp weſentlich das aber auch ift, fait noch weſent— 
licher ift bie Zuficherung, Die wir befommen haben, daß vom 
folgenben >= nit bloß ber Wohnungsgeldzuſchuß 

ewährt wird, fonbern zu gleicher Zeit in ganz ſyſtematiſcher 

eiſe borgegangen werben fol mit einer Reform ber 
Grundſätze von 1896/97, mit einer Ergänzung derſelben 
durch anberweitige organtiche Grundſätze. Das ift das 
MWefentlihe und ber Fern der Sade für alle Zukunft. 
Und, meine Herren, nicht über bad eine bloß, auch über 
das zweite wird Heller Jubel durch die Beamtenkreife 
gehen, und ich glaube, daß ich biefem hellen Jubel, der 
durch die Beamtenkreife gehen wird, auch meinerfeits hier 
infofern Ausbrud geben darf, als ich dem Herrn Schatz⸗ 
fefretär und dem Herrn Reichskanzler unfern und meinen 
Dank dafür ausfpredhe, daß fie mit folder Bereitwillig- 
keit auf die Wünſche des Reichſtags und ber Beamten: 
ſchaft eingegangen find. 

Eebhafter Beifall reits.) 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Singer. 


Einger, Abgeordneter: Meine Herren, bie Bubdget- 
fommiffton hat eine Nefolution eingebradt, bie vorher 
in der Kommiſſion eine lange Diskuſſion gezeitigt hatte. 
Was der Herr Kollege Sped zur Begründung feines 
Antrages angeführt hat, dem können wir und im großen 


D} 


— 
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(A) und ganzen durchaus anſchließen. Wir find der Meinung, 


baß befier als alle, Refolutionen die Ginfegung ber 
Summe für bie Beamtenaufbeflerung in ben Etat ift, und 
baß bdiefer legtere Modus den Vorzug verdient. 

Meine Herren, ih möchte einige ganz u Be: 
merfungen über bie ſtaatsrechtlichen Gefihtäpunfte der 
Frage nicht unterlafien. Es ſcheint jo, als ob durch bie 
Ausführungen bed Herrn Staatdielretärd des Reichs— 
ſchatzamts im Reichstage bie Auffaflung zur Geltung 
ebracht werben foll, bob bie Regierung mit Recht grund» 
äglih auf dem Standpunkt ficht, daß ber Reichstag 
nicht das Recht hat, höhere Beträge, als der Bundesrat 
verlangt, in ben Etat einzufegen. 

eine Herren, gegen biefe Auffafjung möchte auch 
ich ben energifchften Proteft einlegen. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Ich will ganz abfehen davon, meine Herren, daß eine 
Anzahl Präzedenzfälle für das Gegenteil fprechen, und 
daß die verbünbeten Regierungen, indem fie damals den 
Stat angenommen und ausgeführt haben, das Recht be3 
Neihätagd, Veränderungen in den Etats vorzunehmen, 


anerfannt haben. 
(Sehr richtig! Links.) 

Ih will von biefen Präzebenzfällen ganz abjehen. Aber 
ih glaube, daß der Reichstag ſich unter feinen Imftänden 
in Die Zage bringen laſſen kann, bie ihm ber Herr Schaf: 
fefretär mit feinen Ausführungen zumutet, inbem er 
behauptet, ber Reichstag hätte verfaſſungsmäßig, ftaatd- 
rechtlich nicht das Recht, feinerfeitö den Etat einzurichten, 
wie er es im Intereſſe des Landes für gi hält. Meine 
Herren, damit wäre das grundlegende Recht des Reichs- 
tags ee dadurch wurde dad Gelbbewilligungsredht 
des Reichsſtags, das Etatsrecht des Reichstags geradezu 
aufgehoben, wenn man dem Reichstage zwar dad Recht 

— Abſtriche im Etat zu machen, aber ihm das 
(B) Recht abſtreitet, da, wo er es für nötig hält, auch 
entſprechende Erhöhungen in den Etat einzuſetzen. 

Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Durch dieſes fundamentale Recht des Reichstags, das 
nad meiner Meinung alle Parteien des Reichsſstags auf— 
rechterhalten müſſen, wird das Recht des anderen geſetz⸗ 
gebenden Faltors, des Bundesrats, dem durch den Reichs— 
tag veränderten Etat zuzuſtimmen ober ihn abzulehnen, 
durchaus nit berührt. Es iſt ganz Mar, daß beibe 
Faktoren der deutſchen Reichögefeggebung das Recht haben, 
auf den Etat erhöhend oder abſtreichend einzuwirken. 
Aber wenn das Net bed einen gefeßgebenden Faktors 
dahin eingeſchränkt werben follte, daß er zwar Abſtriche 
vom Budget machen könne, aber ein Recht auf Erhöhung 
ober auf Einfegung neuer Poſten nicht beſäße, jo wäre 
das ein Zuftand, bei dem der Reichstag nit mehr als 
gleihberechtigter Faktor der Geſetzgebung in Deutichland 
gilt, ſondern als Geſetzgebungskörper zweiter Klaſſe figuriert. 
Und —** auf das — Verwahrung einzulegen, 
das follte nad) meiner Meinung Sache aller Parteien 
dieſes Hauſes jeln. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Es ift aber auch ſachlich ganz —*6 wenn 
man behauptet, daß der Reichstag dieſes Recht nicht 
haben dürfe. Es iſt zwar durch ben Herrn Grafen 
v. Poſadowsky in ſeiner rg als Staatäjekretär des 
Reichsſchatzamis ſchon früher dieſe Aufſaſſung vertreten 
worden; aber in der Praxis hat ſich bie Regierung bisher 
immer den Beihlüffen des Reichstags aftommobdiert. Des— 
wegen handelt es fich hier gar nicht, wie einige ber 
Herren Vorredner meinten, um boftrinäre Diskuſſionen, 
um afabemifche Grörterungen, ſondern es handelt fih um 
eine außerorbentlic prattiice Frage. 

(Sehr richtig! bei ben Sozialbemofraten.) 
Es handelt fih darım, ob ber Neihötag das ihm ver: 


faflungsmäßig gewährleiftete Necht ausüben joll, ober ob (c) 


er fi von der Regierung einſchüchtern läßt, bon biefem 
Rechte Keinen Gebraud zu machen. Dedwegen ae ich 
es für ſehr wertvoll, daß dieſe Frage im Haufe jo Lange 
diskutiert wird, bis auch der formelle Widerſtand ber 
Regierung tft. Denn bavon kann gar keine 
Nede fein, daß ber Reichstag biefes Recht aufgeben und 
fih als Gelbbewilligungstörperfhaft von Bunbesrats 
Gnaben fühlen kaun. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

So viel, meine Herren, über die prinzipielle Bebeutung 
des Antrags, der zur Verhandlung fteht! 

Da möchte id, wie es aud bereits in der Kom— 
miffion geſchehen tft, genen die Meinung, bie der Herr 
Staatöfekretär für dad Reichsſchatzamt ausgeſprochen hat, 
Widerſpruch erheben, daß nämlich durch die Befchlüffe bes 
Neihätagd auf Erhöhung der Gehälter der Beamten ‘die 
Disziplin in den Beamtenkreifen gelodert wird. Diefe 
Auffaffung if ganz irrig und gar nicht geeignet, bem 
Reichſstag dieſe Beitrebungen zu berleiden. Daß die 
Disziplin in ben Reihen der Beamten nicht gelodert wird, 
meine Herren, dafür forgen die mehr als reichlichen 
Disziplinarborfchriften, die wir im Reiche ſowohl wie in 
ben Einzelftaaten haben 

(fehr richtig! bei den Sozialdemofraten), 
und id meine, berjenige Beamte, ber ed unternehmen 
wiirde, auf Grund einer Forderung bed Reichstags auf 
Gehaltserhöhung für bie Beamten, feinen Vorgeſetzten 
egenüber in ber Erfüllung feiner Amtspflichten zu ber 
fagen, ber würde fehr ſchlechte Erfahrungen machen und 
würde fi ganz ohne Nuten auf ben Reichstag berufen. 
(Sehr richtig! Links.) 

Ih Halte es für eine ganz willfürliche Vermiſchung zweier 
gang grundverihtebener * ür die entſprechende 

höhung der Beamtengehälter zu ſorgen, iſt Sache des 


Reichstags, wenn der Bundesrat die Gehälter nicht (D) 


in der Höhe feſtſetzt, wie der Reichſstag ed für mot- 
wenbig erachtet; die Aufrechterhaltung der Disziplin im 
Beamtentörper aber iſt Sache ber Erefutive, in die ber 
Reihdtag immer nur dann eingreifen Zaun, wenn nad)= 
weisbare Ülberfchreitungen bezw. Nichtbeachtung ber Gefege 
borliegen. Die Sorge bed Herrn Reichsſchatzſekretärs alfo, 
daß durch die Verhandlungen des Reichstags betreff3 der 
Beamtengehälter die Disziplin in dem Beamtenförper ge— 
lodert werde, tft nicht zutreffend, fann jedenfalls fein Ynlas 
fein, dem Streben des Neidhätagd, an ben notwenbi 
ericheinenden Stellen die Gehälter aufzubeflern, trgen 
eine Feſſel anzulegen. Wir werben durch berartige Gründe 
uns nicht zurüdhalten laffen, das zu tun, was geſchehen 
muß, um die Verwaltung zu fördern ald aud vor allem 
ben Beamten bie Arbeitäfrendigkeit und Arbeitskraft zu 
ſchaffen, die fie brauchen, um ihr Amt auszufüllen. 
(Sehr richtig! bei den Soztaldemofraten.) 

Was bie Dedungsfrage betrifft, fo fann ih mur 
wieberholen, was ih in ber Kommiſſion gejagt habe. 
Für Anträge, die wir auf —* ber Ausgaben des 
Reichs ftellen, find wir jeberzeit bereit Dedungsmittel zu 
ſchaffen. Selbftverftändlich behalten wir und die Prüfung 
dor, welde Mittel für bie Dedung bereit & ftellen find, 
und wenn Sie, meine Herren, unferen eig in 
bezug auf die Beihaffung der Mittel durch Reichs— 
vermögendftener und Reichseinkommenſteuer, durch höheres 
Anfegen ber Reichderbichaftöfteuer folgen wollen, fo wirb 
e3 an binreihenden Mitteln für die durch unfere Anträge 
entftehenden Ausgaben niemals fehlen. 

(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) 
Auf die Bereitftelung anderer Mittel werben wir uns 
natürlich nicht einlaſſen, wenn fie unſeren ſteuerlichen 
Grundfägen nicht entſprechen. Es ift ja vom Standpunkt 
ber Herren, bie ben Zolltarif geihaffen haben, 
31? 
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(B) 
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(Zinger.) 
geradezu tragikomiſche Entwidlung, die die Sache nimmt. 
Ste wollten die Cinnahmen des Reiches durch hohe Zölle 
vermehren, vermehren aber durd die Wirkung ber neuen 
Zollpolitik die Ausgaben des Reiches. 

(Sehr richtig! bet den Sozialdemokraten.) 
Wenn alfo nur Reichsintereſſen bei der Zolltarifgejet: 
gebung in Frage gefommen wären, dann würden auch 
Sie, meine Herren, wahrfheinlih den neuen Bolltarif 
nicht geihaffen haben. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Die anderen Intereflen, die dabei in frage ftanden, haben 
die Hollmehrheit für den Zolltarif ftimmen laſſen. Die 
durch die Zölle erreichten Mehreinnahmen aus dem Ver: 
fauf der einheimischen Produkte füllen die Taſchen der— 
jenigen Klaſſen der Bevölkerung, die durch Grunbbefit 
und GSroßinduftrie an den Einnahmen beteiligt find 

(ehr wahr! links), 

aber die Zölle belaften dad Neih und die Gefamtheit, 
indem fih die Wirkung der jetzigen Zollpolitit geltend 
macht unter anderem auch in ber pölligen Unzulänglichkeit 
ber Gehälter der mittleren und Unterbeamten, deren Auf: 
befferungsbebinfnis ja erfreulicherweife allfeitig aner- 


fannt wird. 
(Sehr richtig! links.) 
Wenn die Notwendigkeit der Aufbefferung heute noch in 
erhöhtem Maße gegen früher eintritt, jo können bie ver: 
bündeten NRegterungen ſich bei ihren Helfern auf ber 
rechten Seite und auch beim Zentrum bedanken, die durch 
eine Gejeggebung, die dem Weiche fcheinbar Einnahmen 
verſchafft, tatfählich aber es zu größeren Ausgaben, als 
die Einnahmen betragen, verpflichtet. 
(Sehr wahr! lint3.) 

Es ift fowohl in der Kommilfion, al3 aud heute im 
Haufe ein — ih möchte faft jagen — Wettlauf in der 
Berfiherung des Wohlwollens für die Beamter borges 
nonmen worden. Meine Herren, id habe ſchon in der 
FKommiſſton gejagt: wenn Mohlwollen ein Nahrungsmittel 
wäre, dann würden unfere Beamten fo viel zu effen haben, 
daß fie bad, was ihnen an Wohlwollen zugeführt wird, 
unmödglid verbauen könnten. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Leider iſt es aber bis jebt der Chemie noch nicht ge: 
lungen, Wohlwollen in ein Nahrungsmittel zu verwandeln, 
und beöwegen muß, fo erfreulih auch das Streben auf 
allen Plätzen dieſes Haufes iſt — foweit die reht&figenden 
Barteien in Frage fommen, tritt dies in noch höherem 
Maße hervor — dod) betont werben, daß das Beftreben, 
dieſes Mohlmollen in Minze umzuſetzen, bisher recht 
unfruchtbar geblieben iſt, namentlich dann, wenn zur Bes 
fräftigung des Wohlwollend entiprehende Summen in den 
Gtat eingejegt werben follten. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Meine Herren, ich verzichte darauf, fiir meine Freunde 
erſt noch nachdrücklich zu verfichern, daß Mir, um die 
Worte des Herrn Schapfelretärd zu gebrauden, und von 
feiner Partei und aud) nicht vom Bundesrat an Wohl: 
wollen für die Beamten übertreffen laffen. Meine Herren, 
wir haben ſchon zu Zeiten Anträge auf Gehalts: 
verbefferung namentlid der Unterbeamten geftellt, wo bie 
anderen Parteien faum daran gedacht haben, biefen An- 
trägen beizutreten. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Ich halte es alfo, wie gefagt, für ganz überflüſſig, weil 
es nach unferer ganzen Stellung felbftverftändlich ift, daß 
wir dem Beſtreben, bie unzulänglihen Gehälter ber 
unteren und mittleren Beamten aufzubeffern, mit Freude 
nachlommen. Ich glaube, man braudt Selbfiverfländ- 
liches wirklich nicht noch durch lange Ausführungen zu 
befräftigen. 

(Sehr richtig! bei deu Sozialdemokraten.) 
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Nun fteht jet die Sache fo, daß im Haufe ein (C) 


Antrag auf Einfegung ber betreffenden Summen in ben 
(Stat geftellt if, während, von der Mehrheit des Haufes 
vertreten, eine Refolution vorliegt, die den Herrn Reichs— 
fanzler erfucht, bis zur dritten Leſung des Etats ſich zu 
erklären, ob er bie Gehaltöverbefferungen, wie fie vor— 
geſchlagen find, einführen will. 

Meine Herren, zunächſt möchte ich feftitellen, daß Die 
Erklärung, bie wir heute durch den Herrn Scapjekretär, 
erfreulicherweife ge: haben, eine folge des in ber 
Budgetlommiffion fo feit vertretenen Standpunktes ift, die 
erforderliden Summen glei in den Etat einzufegen. 

Widerſpruch linls.) 
Ja, meine Herren, es wäre doch ganz merkwürdig, wenn 
Ste das beftreiten wollten. Es fi doch ganz zweifellos, 
daß es bie Betonung der Notwendigkeit der definitiven 
Einſetzung in den Etat ift, die dem Herrn Staatsſekretär 
fir das Neihsihagamt mit veranlaßt hat, die Ber: 
bandlungen zu führen, die er inzwiſchen mit dem Herrn 
Neihäkanzler geführt hat. Meine Herren, ich glaube, 
ohne Miderfpruch zu finden, fagen zu bürfen, wenn ber 
Herr Staatöjekretär für das Reichsſchatamt diefe Erklärung, 
bie wir heute gehört haben, in der Bubgetlommiffion ab- 
gegeben hätte, dab dann wahrfheinlid der Streit, ob 
Ginfegung in den Etat oder Nefolntion, gar nicht geführt 
worden wäre. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Ich glaube, eö wird niemand bie Nichtigkeit diefer Auf: 
faflung beftreiten fönnen. 

Nun will ich ohne weiteres — ich halte das für eine 
Pflicht der Loyalität — dem Herrn Schatzſekretär zugeben, 
daß er für feine Perſon ſich bereit in ber Büdget— 
kommiſſion fehr geneigt gezeigt hat, den Weg, ben bie 
Nefolution vorſchreibt, zu betreten. Gr hat aud) in der 
Bubgetlommiffton für feine Perfon zwar nicht in jo be— 
ftimmter Weife — mie dad au 
geiprodhen, aber doch feinen Zweifel darüber gelaffen, daß 
er geneigt ift, diefe aud) von ihm anerfannte Notiwendbig- 
feit der Aufbefferung der Gehälter bei ben verbündeten 
Negterungen zu vertreten. 

Nachdem nun heute eine Erflärung ſeitens des Herrn 
Schatzſekretärs abgegeben it — die ich übrigens, um 
das zu bemerken, nicht fo auffafle wie ber geehrte 
Herr Borredner Freiherr v. Nichthofen-Damsdorf, der 
meint daß dieſe Erklärung fo zu verftehen fei, baß, 
wenn bie verbündeten Negierungen auf bie Nefolutton 
eingehen, fie nur der Richtung, die dieſe Refolution 
zeigt, zuftimmen, fondern ich falfe bie Erklärung fo auf, 
daß fie fih rund und nett auf den Boben der Refolution 
geftellt und gefagt bat: der Herr Reichskanzler ift 
bereit, bei ben verbündeten Regierungen die Summen, 
bie die Ansführung diefer Nefolution verlangt, zu befür- 
worten — nadıdem, fage ich, dieſe Erklärung vorliegt, 
glaube ich, daß nunmehr der Streit über den einzu— 
ichlagenden Weg als erledigt angefehen werben fann. 
Denn, meine Herren, das, was ber Zentrumsantrag in 
ber Kommiſſion und im Haufe verlangt, wird durch die 
Erklärung des Herm Gtaatsjefretärd zugeftanden. Der 
Herr Staatdfefretär hat namens des Herrn Neihätanzlers 
heute die Berettwilligkeit bes Reichskanzlers ausgeſprochen, 
die nah dem Antrage erforderlihen Koſten durch einen 
GErgänzungsetat fiir 1907 anzufordern. Die Folge hiervon 
ift, daß nunmehr eine Einfegung in den Etat nicht mehr 
nötig wird, weil der Zwang, ber durch die Einſetzung in 
den Stat ausgeübt werben jollte, hinfällig wirb durch bie 
heute erfolgte Erklärung des Reichskanzlers 

(ah! bei den Nationalliberalen — ſehr richtig! bei 
den Sozialdemokraten), 
daß er der von dem Reichſtag gewünſchten Gehaltserhöhung 
für die mittleren und Unterbeämten zuſtimmt und bei dem 


— 





ganz erklärlich iſt — (M) 











CA) Bundesrat vertreten wird. 


(B) Singer goldene Brüden für die Herren 
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(Zinger.) 
Nachdem diefe Erklärung ab» 
gegeben tft, haben meine Freunde feine Veranlaffung mehr 
(ah! bei den Nationalliberalen), 
jür den Antrag Gröber zu ftimmen. Wir werben nun— 
mehr fir bie durd die Erklärung des Herrn Reichskanzlers 
die Regterung verpflichtende Refolution ftimmen 
(brabo! und Heiterkeit), 

und wir freuen und, daß die Feſtigkeit, mit der bie 
Minderheit in der YBudgetlommiffion 

(Heiterleit rechts und bei ben Nationalliberalen) 
die Notwendigkeit der Gehaltserhöhung vertreten hat, bie 
Tatfache gezeitigt hat, daß wir amtlich und verbindlich 
burh den Herrn Schapjelretär bie Erfüllung unferer 
Forderung zugefidhert befommen haben. 

(Lebhafte Beifall bei den Sozialdemokraten.) 


Vizepräfibent Kaempf: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Arendt (Manöfeld). 


Dr. Arendt (Mansfeld), Abgeorbneter: Meine Herren, 
ih hatte den Eindbrud aus ber Rede des Herrn Ab» 
geordneten Singer und namentlih aus dem Schluß feiner 
Rede, dab die Erklärung des Herrn Staatsſekretärs und 
die Mitteilung von feiten bed Herrn Reichskanzlers ihm 
das Konzept feiner Rede gründlich verborben haben. 
Wenn der Herr Abgeordnete Singer fih jetzt auf bie 
Nefolution zurüdzieht, fo darf ich daran erinnern, baß ber 
Abgeordnete Sped feine Rede damit anfing, daß er fagte: 
Reſolutionen haben nie etwas geholfen, wir wollen etwas 
Praktiſches, deshalb wollen wir bie Säge im ben Etat 
bineinnehmen. In ber en hörten wir gar, 
daß auf dem Wege diefer Refolution gar nichts erreicht 
werben würde. Dad wurde von einem Wortführer ber 
— Antragſteller in der Kommiſſion ausgeſprochen. 
Jetzt freilich, nachdem die Reſolution einen ſo durch— 
ſchlagenden Erfolg gehabt hat, baut der Herr Abgeorduete 
ntragfteller des 
Antrags Gröber und zieht fih auf die Refolution zurück. 

Meine Herren, es geht der Herr Abgeorbnete Singer 
fogar noch weiter und jagt: nicht die Refolution, fonbern ber 
weitergehende Antrag — ber Antrag, von dem ber Herr 
Staatöfekretär fagte, daß er unannehmbar ift —, hat ben 
Erfolg gezeitigt. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
— Meine Herren, wie dad ridtig fein kann, daß ein 
Antrag, der unannehmbar ift, der zu Konflikten ber un— 
berehenbarften Art führen muß, zu bem Ziele hätte führen 
können, dad wir mit renden begrüßen, das ift eine Logik, 
wie ic fie wenigſtens nicht zu teilen vermag. 
(Zurufe bei ben Soztalbemofraten.) 
Sa, meine Herren, es liegt doch auf ber Hand, daß, wenn 
wir auf dem Wege bed Herren Abgeordneten Singer bor- 
egangen wären, wenn wir unfererjeit3 gefagt hätten: ber 
Kr Staatöfetretär hat unbefriedigende Erklärungen ab» 
gegeben — ich jeße den Fall —, und wir treten nun auf 
den Boden bed Antrags Gröber über, wie wäre dann bie 
Sade verlaufen? Hätten ba bie Beamten etwas erhalten? 
Da wäre ein KHonflift der unberechenbarften Art zwiſchen 
der Regierung und dem Reichötage entftanden, und bie 
Deamtenfchaft hätte nicht einen roten Heller befommen. 
Meine Herren, wenn jegt zu unferer großen Freude bie 
Beamtenfhaft mit frober Hoffnung erfüllt fein kann, fo 
verbanfen wir das nur dem Umſtande, daß wir, bie 
Mehrheitöparteien, es verftanden haben, dem Antrage des 
Zentrums ein Paroli zu bieten durch die Refolution. 
(Sehr An rechts.) 

Und ganz beſonders meine politiſchen Freunde haben allen 
Anlaß, hier zu betonen, daß fie nicht durch den Zentrums 
antrag beranlaßt diefen Weg gegangen find, wie der 
Herr Abgeordnete Singer anzubenten ſchien. Denn unter 
Nr. 115 der Drudfaden finden Sie unjeren Initiativ- 


antrag, ber vor dem Ginbringen des Notetatgefeges ver: (0) 


Öffentlicht worben ift, ber Antrag dv. Dirkfen, v. Liebert 
und Linz, der folgenden Wortlaut hat: 
Die verbünbeten Regierungen zu erfuchen, durch 
einen Nachtragsetat die Mittel anzufordern, um 
die Gehälter der unteren umb mittleren Reichs— 
beamten ben heutigen Preisverhältniſſen ent- 
fprehend zu erhöhen oder ihnen wenigftens 
vorläufig eine der gegenwärtigen Berteurung ber 
Bebendhaltung entſprechende Zulage zu gewähren. 
Ste fehen aljo, meine Herren, daß wir b * Standpunkt 
ſchon längſt innehatten, ehe bie Beihilfe in der Budget⸗ 
kommiſſion angefordert wurde, ehe noch die Anträge geftellt 
worden find. Das liegt auch im ber Natur ber ⸗ 
hältniſſe. Es beſteht nr Zweifel — darüber befteht volle 
Übereinftimmun wiihen allen Parteien und ber 
Regierung — ein Notitand in unferer Beamtenſchaft, und 
ber ei Schatzſekretär bat volllommen das Richtige 
etroffen, wenn er ausführte, daß bie Befeitigung des 
otftandes nicht nur im Intereffe ber Beamtenjchaft, 
fondern aud im Intereſſe des Reih und ber 


Staaten liegt. 
(Sehr richtig! reits.) 

Nun hat der Herr Abgeordnete Singer bie Prinzipien: 
frage auch nod ganz beſonders eingehend erörtert. Ich 
will auf das Cinzelme nicht eingehen und will nur bes 
merfen: wie man ſich auch immer ftellen möge, da— 
rüber fann fein Zweifel beftehen — und ich will perfönlich 
hinzufügen, daß ich mich den allgemeinen Ausführungen 
des Herrn v. Richthofen nad biefer Richtung hin an- 
ſchließe —, ber Etat wie uniere gefamte Geſetzgebung 
fol nicht den Willen eined Faltord der Gejeggebung 
baritellen, jondern eine Vereinbarung bed Willens beider 
Faltoren ber —“ ** ſein; und wenn das der Fall 
ift, darf der Reichſstag nicht ohne eine Vereinbarung mit 
den berbündeten Regierungen in ben Etat Säge hinein- 
bringen, bie die Regierung vor die Parole ftellen: friß 
Vogel ober ftirb! Und das gefhieht doch, wenn in großem 
mfange Süße im Gtat erhöht werden, zu bem bie 
verbündeten Negierungen ihre Zuftimmung nicht geben. 
Das würde eine ganz ſchwächliche und ſchwache Regierung 
fein, die das annähme, und ich will hoffen, daß wir im 
Deutſchen Reihe niemals eine fo ſchwache Regierung 


haben werben. 

(Sehr ritig! rechts.) 
Bon ber gegenwärtigen Regierung wiſſen wir es ja, fie 
hat ja bewieien, daß fie ſich einer folden Schwäche nicht 
fhuldig machen wird. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Der Herr Abgeordnete Singer ift dann auch auf das 
beliebte Thema des Bolltarifd eingegangen; er meinte, 
wir fähen ja nun bie erhöhten Ausgaben, und bie feien 
eine Folge des Zolltarifd. Nein, Herr Singer, bie 
Dinge liegen gerade umgekehrt: eine Folge des Zolltarifö 
ift es, daß dad Deutſche Reich die Finanzkraft hat, die 
Beamten beffer zu ftellen. 

(Sehr richtig! rechts. Lachen bei ben 
Sozialdemofraten.) 
Ohne die geſunde Wiriſchaftspolitit, ohne die gefteigerten 
Einnahmen unjerer produzierenden Klaſſen wäre eine ſolche 
Finanzpolitit unmöglich. 
(Sehr richtig! rechts. Laden bei den 
Sozialdemofraten.) 
Und außerdem, meine Herren, wo liegt denn bie Preis: 
fteigerung, welche dieſe Gehaltäfteigerung nötig macht? 
Am allerwenigften ba, wo fie Herr Singer ſucht, bei den 
Produkten des Großgrumbbefited. Die ganze Preis: 
fteigerung ift eingetreten bei den Grzeugniffen der 


Induſtrie 
(ehr richtig! rechts), 


(D) 


DB 
(Dr. Arendt [Mansfelo}) 








(a) unb zwar insbeſondere bei ſolchen imbuftriellen Crzeug- 


ntffen, bie zolffret find, mit dem Bolltarif gar nichts zu 
tum haben, bei Sohlen, Metallen, allem, was zum Bauen 
gehört, infolgebeffen aud bei den Wohnungen ift eine 
große Berteurung eingetreten, und bie Broiverteurung, 
auf die Herr Singer immer hingewieſen hat, ift gänzlich 
auögeblieben; wegen ber Brotverteurung würben wir bie 
Beamten nit um einen Pfennig zu erhöhen haben. 
(Sehr richtig! rechts. Zurufe von ben 
Sozialdemokraten.) 
Was ift aus der Fleiſchteurung geworben? Die Fleiſch— 
preife gehen alle Tage mehr herunter, beöwegen wäre es 
auch nicht nötig. Die allgemeine Lebenshaltung ift ges 
ftiegen, und was vor allem geftiegen tft, das Find bie 
Arbeitölöhne, und biefe find nur pi Fe infolge der von 
uns geführten Zollpolitit 
(jehr richtig! rechts), 

nur buch ben Schuß ber nationalen Arbeit. Das haben 
auch die Wähler begriffen, deshalb find wir in verftärkter 
Zahl zurüdgelommen, unb Sie in verminderter. Fahren 

te nur fo fort mit Ihrer Politik, dann wird ſich bie 
Verminderung Ihrer gebt noch weiter verftärfen, und wir 
werden die Freude haben, ben Reichstag wieder jozialiften- 


frei zu fehen. 
(Bravo! rechts.) 

Der Herr Abgeordnete Singer hat dann bon einer Be- 
merkung des Herm Staatsſekretärs geſprochen über ben 
Mangel an Disziplin bei den Beamten, der durch dieſe 
Vorgänge konſtatiert wird. Davon hat der Herr Staatd- 
fefretär hier im Reichstag nichts geiagt, er hat das in 
der Budgetkommiſſion ausgeführt. Aber ich muß fagen, 
bi zu einem gewiſſen Grabe hat das feine Berechtigung, 
und fo hat es feine Berechtigung, wie der Herr Staatd- 
ſekretär in ber Bubgetkommiſſton ausgeführt hat, daß es 
unfer aller Verpflichtung ift, bafür zu forgen, daß unfer 


(8) ausgezeichneter Beamtenftand, unfer Beamtenftand, ber 


Deutfhlanb einen Vorrang gibt vor allen Ländern ber 
Welt, nicht in feiner inneren Feſtigleit erichüttert wirb 
durch biefe Debatten und Beftrebungen, bie nad dieſer 
Richtung hin mitunterlaufen. Darin wollen wir wenigftens 
bem Herrn Staatsſekretär ſtets zur Seite ſtehen. 
(Bravo!) 

Der Herr Abgeorbniete Sped fagte, wenn man auf bie 
dritte Leſung des Etats warten will, um feftzuftellen, 
welde Geftaltung bie Finanzen gewinnen können, dann 
hätte man gar fein Interefie daran; benn außer wenn 
die Mehrheitsparteien nicht große Abftrihe machen wollten, 
werde alles bleiben, wie es tft. Das tft nicht richtig, 
denn e3 tft fehr wohl benfbar, daß bis zur dritten Leſung 
des Etats die finanzielle Geftaltung aud; von ber Ein: 
nahmejeite ber fich weſentlich beffer geftalten fann. 
Zwiſchen der Veranlagung des Etats im Herbit und ber 
Verabſchiedung in ber dritten Zefung im Frühjahr eg 
diesmal ein halbes Jahr, und da ift e3 fehr wohl möglich, 
daß dieſes halbe Jahr auch ohne große Abftrihe dahin 
führen fann, daß erhöhte Ausgaben für die Beamten 
möglid find. Aber was Toll man num zu ber Finanz— 
politit jagen, welche bie Zentrumäpartei jetzt einſchlägt, 
die Partei, die vor bem 13. Dezember eine borfichtige 
Finanzpolitit geführt hat, die bis dahin immer an bem 
Srundiap feftgehalten hat, feine Ausgabe ohne Dedung. 
Wir haben bereit3 von den Vertretern der Zentrumspartei 
ehört, daß fie nicht mur biefe erhebliche Mehraufwendung 
Bier bei dieſem Notgejeg in Ausficht nehmen, wir haben 
ſehr weitgehende Anträge aud für fonftige Beamten: 
ehaltderhöhungen bereitö3 in ber Budgetkommiſſion, wir 
aben in der Budgetlommiffion auch fhon gehört, daß von 
feiten bed Zentrums angeregt werben wird, 18 Millionen Dart 
aus dem Eiſenbahnetat von dem außerorbentlihen auf ben 
ordentlichen Stat zu übertragen, 10 Millionen beim Kriegs⸗ 








etat, — ja, will man dad allein mit ber Erhöhung ber ( 


Matrikularbeiträge audgleihen oder werben bie Herren 
mitarbeiten bei den neuen Steuern, die durch biefe Finanz: 
politif erforderlich werden? Denn daß die Betriebsfonds 
der Reichsverwaltung im äußerften Maße erfhöpft find, 
willen wir ja alle; das ift ja bis zu einer Kalamität 
auögewadhfen in Geftalt der Reichsſchatzſcheine. Alſo 
wie fol dad num werben? Der Herr Reichsſchatzſekretär 
hat die Dedungsfrage berührt, und ich glaube, e3 tft unfer 
aller Verpflichtung, wenn wir dieſe und bie weiteren Aus- 
gaben für Gehaltserhöhung im Jahre 1908 auf ums 
nehmen, dann auch für bie Dedung mitzuforgen — wir 
werben auch zweifellos bereit fein, das zu tun. 

Nun ſchloß Herr Sped feine Rede mit den Worten: 
ſchöne Redensarten helfen nichts, Hier Hilft fein Mund: 
jpigen, hier muß gepfiffen fein. Ja, ich glaube, wir haben 
bod etwas mehr ala ſchöne Nebendarten heute vom Re- 
gierungstiich gehört; ich glaube, es tft doch der Beweis 
geführt worben, daß der Weg, den wir in der Bubget: 
fommiffion eingeihlagen haben, der richtige ift. 
haben uns nicht verführen lafen, in einem Konflikt mit 
den verbündeten Regierungen hineinzutreiben bei einer 
Frage, die bazu zweifellos nicht geeignet war, und in 
einem Zeitpunkt, ber dazu noch viel weniger geeignet war. 
Wir haben den Weg beichritten, der allein and Ziel 
führen konnte. Wir ie ben berbündeten Regierungen 

efagt: die in dem Notetat angeforderten 3 Millionen 
ehnen wir ab; wir Ichnen fie ab, weil fie nicht aus: 
reihenb find, weil fie nicht als eine Beihilfe für unfere 
notleidende Beamtenfhaft zu betrachten find, fonbern weil 
fie in ber Beamtenſchaft eine gefteigerte Linzufrieben: 
heit hervorrufen mürben, weil fie mur den Ein— 
drud eines Trinfgeldes hätten machen können. Wir 
* geſagt: Lieber können unfere Beamten, nachdem fie 
o lange gewartet haben, noch zwei Monate warten; ent: 


gehen Tann ihnen nichts, denn dieſelbe Summe ift im (m 


Ergänzungdetat angefordert. Wir wollen alfo biefe Nr. 16 
ablehnen, weil wir und fagen und jagen mußten vor ber 
peutigen Erklärung, dab wir baburd einen fdhärferen 
Drud auf die Regierung ausüben, aldö wenn wir eine 
prinzipiell unannehmbare Forderung in den Etat hinein: 
fhreiben. Wären wir ben Weg ber Herren Gröber und 
Genoffen gegangen, jo würbe bie Meg — gar nit in 
die Lage gefommen fein, über bad Materielle der Auf: 
beiferung der Beamten zu beraten, weil fie prinzipiell fich 
ablehnenb hätte verhalten mülfen. Indem wir aber den 
Weg ber Refolutton beichritten a find Die prinzipiellen 
Gegenfäge aus der Welt geihafft worden. Nunmehr 
haben die verbünbeten Regierungen die Wünfche, bie wir 
ihnen enigegentrugen, materiell prüfen können. Dabei 
find fie zu ber Ilberzeugung gelommen, dab wir recht 
haben. So ift im Ausficht gefiel, daß der Refolution 
entfprochen werben wird. Dad war nur möglich auf dem 
Wege der Refolution, er Be Wege ber Berftändt & 
Mit der Gewalt wären wir zu nichts gelommen, währen 
wir und jet freuen können, daß wir für unfere notleidende 
Beamtenfchaft etwas erreicht haben, was im Lande dahin 
wirfen wird, daß umfere Beamtenfhaft wieder zufrieden 
und wieder erfüllt fein wirb von bem Geifte, ber Preußen 
und Deutfchland groß gemadt hat, und ben wir allezeit 
in unferer Beamtenihaft wahhalten wollen. Deshalb 
bitte ih Sie: lehnen Sie bie Wr. 16 ab und ftimmen 
Sie der Refolution zu! 
(Lebhaftes Bravo rechts.) 


Vizepräſident ee Dos Wort zur Geſchäfts— 
orbnung hat ber Herr Abgeordnete Sped. 
Sped, Abgeordneter: Mit Rückſicht auf die im Namen 


des Herrn Reichslanzlers abgegebene Grllärung des 
Herrn Staatsſelretärs des Reichsſchatzamtes, welche bie 


A) 
) 


(B) 
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(pe) 

Erfüllung der in unferem Antrage enthaltenen Wünſche 

entgegen der Erklärung bed Herrn Schatfekretärd in ber 

Budgetlommiffion berett3 für dad Ctatsjahr 1907 in be— 

ftimmte Ausſicht ftellt, ziehe ih Hiermit ben Antrag Gröber 

im Einverſtändnis mit den übrigen Autragftellern zurüd. 
(Bravo! und Rufe: Aha!) 


Bizepräfident Kaempf: Zur Gefhäftsordnung hat das 
Wort ber Herr Abgeordnete Dr. Wiener. 


Dr. Wiemer, Abgeorbneter: Mit Rüchſicht barauf, 
daß in Übereinftimmung mit unferer Anfiht ber Herr 
Vertreter der verbünbeten Regierungen die in dem An— 
trage Nr. 232 ausgeſprochene Auffaffung, wonach auf 
Gehaltsaufbeſſerungen, die etwa tm Etat feitgefet werben, 
die Beihilfen in Anrehnung kommen follen, als felbit- 
verſtändlich erklärt und damit einen in der Kommiffion auf: 
getauchten Zweifel befeitigt hat, ziehe ich im Einverftändnis 
mit den Unterzeichnern r- Antrag auf Nr. 232 zurüd. 

tabo!) 


—— Kaempf: Das Wort hat der Herr Ab— 
geordnele Vogt (Hall). 


Bogt (Hall), Abgeordneter: Meine Herren, nach den 
abgegebenen Erklärungen der beiden Herren Vorredner 
könnte ich mich eigentlich kurz faſſen. Ich glaube, daß 
nunmehr eine große Mehrheit in dieſem Hoden Hauſe 
vorhanden ift, welde jett ber Ablehnung des Titels 16 
zuftimmen wird und bafür der Refolution, die ſchon von 
ber Mehrheit der Budgetlommiffion angenommen worben 
ift, ihre Zuftimmung gibt. Nichtödeftoweniger aber glaube 
id als Vertreter der MWirtfhaftlihen Vereinigung unfere 
Erklärung dahin abgeben zu follen, daß meine polittiihen 
Freunde Schon in ber Bubgetlommiffion die Befeitigung 
des Titeld 16 verlangt und dann bie bielbefprocdene 
Refolution mit unterzeichnet Haben. 

Nun, meine Herren, will ih mich auf die Aus— 
einanderfegungen bes Herrn Dr, Arendt mit Herrn Singer 
nicht weiter einlaffen. Im Gegenteil, ich begrüße ed mit 
Freuden, daß ber Herr Abgeordnete Singer einmal Ber: 
anlaffung gehabt hat, fih nunmehr auf die Reſolution 
zurüdzuziehen, die von ber rechten Seite des Hauſes mit- 
unterzeichnet worden if. Ich meine, man follte ihm 
daraus feinen Vorwurf machen, fondern fih nur darüber 
freuen, wenn er und feine Freunde fi fpäter noch recht 
oft auf unfere Anträge, auf unfere Refolutionen, welche 
bon der rechten Seite des Hauſes eingebradht find, zurück⸗ 
ziehen und benfelben zuftinımen. 

(Brabo!) 

Nun hat aber der Herr Abgeorbnete Dr. Arendt 
nachweiſen zu können geglaubt, daß feine Partei gleich im 
Anfang Schon 

(Zuruf: jegt fommt ber unlautere Wettbewerb!) 

— jawohl! — die heute geftellte Forderung vertreten hat. 
Ich babe aber bier unter Nr. 23 ber Drudjahen vom 
19. Februar d. 3. einen Antrag eingebradt, von Graef 
(Weimar), Lattmann und Genoffen, ber folgendermaßen Jantet: 
bie verbündeten Regierungen zu erfuchen, bie 
erforberlihen Maßnahmen zu treffen, woburd 
alsbald allen Reichsbeamten ſowie den Arbeitern 
im Reichsdienſte eine Gehaltd: oder Lohn: 
aufbefferung zuteil wird, bie ben allgemein ge: 
ftiegenen Lebensanſprüchen und ber eingetretenen 
BVerteurung ber Lebenöhaltung Rechnung trägt. 
Sie jehen alfo, daß aud wir auf dem Boten geweſen 
find, und daß mir fhon jelt längerer Zeit eingefehen 
haben, daß es fo nicht mehr weiter gehen kann, ſondern 
dab umferen mittleren umd unteren Beamten eine Auf: 
befierung zuteil werben muß. 

Wenn ich hier al3 Mitglieb der Wirtihaftlihen Ber: 

einigung jagen kann, daß wir im diefer Frage nicht erft ſeit 
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furzem, ſondern ſchon feit langem einig find, jo glaube ich (0) 


aud ben Vorwurf der Uneinigleit in unlerer Fraktion zurüd: 
weiſen zu follen, ber uns vor furzem in ber Preſſe gemacht 
worben ift, mo gejagt wurbe, daß wir in der Wirtichaft- 
lihen Bereinigung eine derartige Zufammenfegung hätten, 
daß wir jehr oft im der Abftimmung auseinanderfallen 
werben. Meine Herren, bie Abftimmung über die ver: 
ſchledenen Poſitionen des Notgefeges, über welche die Be- 
ratung geichloffen ift, wird beweiſen, daß wir aud in 
diefen Fragen einig find - 

(ſehr richtig! bei ber Wirtfchaftlihen Bereinigung), 
wie wir aud) jeit Jahren ſchon immer dafür eingetreten 
find, daß alles, was zur Berteibigung unſeres Bater- 
landes nötig ift, bewilligt werben fol. Wir Haben es 
von jeher eingefehen, daß ed der allergrößte Fehler 
wäre, wenn wir an ber Bewaffnung —— Truppen 
ſparen würden, wenn wir unſere Söhne, unſere Brüder, 
das deutſche Bolt in Waffen ſchlechter ausrüſten und mit 
einem ſchlechteren Material einem wohlausgerüfteten, 
waffengeübten Feinde gegenüberftellen wollten. Deshalb 
find wir immer dafür, daß tm biefer Beziehung nicht ges 
fnaufert werben barf; dies wäre am unrechten Orte ge— 
fpart, und es könnte ſich einmal am deutſchen Volke bitter 
rähen. Es wäre Verrat an uns felbft, es wäre Verrat 
am —— Volke! 

Meine Herren, wenn wir darin einig ſind, ſo kann 
uns doch nicht der Vorwurf gemacht werden, daß wir in 
unſerer Fraktion ſo uneinig wären. Wenn auch im unſerer 
Vereinigung verſchiedene Untergruppen beſtehen, wenn 
Chriſtlich⸗ Soziale, Deutſch⸗Soziale, Mitglieder des Bundes 
der Landwirte dort vertreten ſind, ſo meine ich: gerade 
bie erſtgenaunten, bie chriſtlich-ſozial Gefinnten, Fönnen 
wir in gegenwärtiger Zeit ganz notwendig brauden. 

(Sehr gut! bei ber Wirtſchaftlichen Bereinigung.) 

63 ift nötig, meine Herren, daß wir beftrebt find, in 


unferem deutfchen Volke bie hriitlihe Weltanfhauung, ben (D) 


riftlich-fogtalen Glauben zu erhalten, einerlei, ob evan- 
geltid oder Latholiih. Wenn wieder eine ſchwere Zeit 
über unfer deutſches Wolf hereinbreden ſollte, dann 
werben wir recht froh fein, wenn ein großer Teil unferes 
Voltd biefen Glauben noch hat und biefen pofitiven 
Ghriftenglauben noch im ſich trägt. 
(Bravo! und fehr u rechts.) 

Und unſere deutſch-ſozial geſinnten Kollegen — ja, meine 
Herren, gerade dad Deutſchtum ift in gegenwärtiger Zeit 
ut zu pflegen. Die deutſche Gefinnung muß unferem 
Bolke erhalten bleiben, um fo mehr, als gerabe gegenwärtig 
jo viele antinational gefinnte Agitatoren fortwährend in 
verhegenber Weife in unferem Bolfe tätig find. Da ift 
es doch nötig, daß ein Gegengewicht vorhanden ift, und 
wir werben mit umferen Kollegen bon ber dentſch— 
fozialen Partei, welche bier die Reichsfahne vortragen, 
immer einig gehen. 

(Bravo! bei ber Wirtfchaftlihen Vereinigung.) 

Meine Herren, und bann wir vom Bund der Band» 


wirte! 
Geiterkeit links.) 
Wenn wir in dieſer Frage dafür eintreten, daß unſeren 
Beamten eine beſſere Bezahlung zuteil werden ſoll, ſo 
* wir damit, daß auch wir auf ſozialem Boden 
ehen — — 
(Glode des Präſidenten.) 

Bizepräfident Kaempf: Herr Abgeorbneter Vogt 
(Hall), ich bitte Ste, fih nicht zu weit von dem Gegen: 
ftanb der Debatte zu entfernen. 

(Sehr richtig! Links.) 
Wir fiehen bei $ 2 Ziffer 16: Beihilfe an Unterbeamte. 

Bogt (Hall), Abgeordneter: Herr Präfibent, ich bin 
eben im Begriff, auf diefe Sache einzugehen. 
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(Bogt [Hall].) 

Meine Herren, ih habe eben vom Beanttengehalt 
geſprochen. Ich konſtatiere, daß wir vom Bund ber 
Landwirte biefer Aufbefferung unferer Unter: und mittleren 
Beamten rückhaltlos unfere Zuſtimmung geben. 

(Bravo! bei der Wirtſchaftlichen Vereinigung.) 
Ih glaube, wir beweifen dadurch, daß wir gegen den 
Borwurf gefeit find, ald ob wir feine foziale Gefinnung 
und keinen fozialen Geift in und hätten; damit haben wir 
aber auch ben Beweis geliefert, daß wir mit unferen 
Kollegen in ber Fraktion - au in folden Dingen 
einig gehen. Meine Herren, es freut mid als 
Mitglied des Bundes der Landwirte außerordentlich, 
dab ih gerade von meiner Fraktion beauftragt 
worden bin, diefer unferer Gefinnung Ausdruck zu 
geben. Ich glaube, daß ich damit die alte Legende wiber- 
legen kann, wo uns immer borgeworfen wird, daß wir 
für andere Stände nichts übrig hätten und gegen jede 
Beamtenaufbeiferung ftimmen würben. Wenn wir hier 
mitarbeiten, fo Liefern wir ben gegenteiligen Beweis. 
Meine Herren, es ift nötig, daß wir aufbeflern. Ich habe 
bier Zahlenmaterial bei mir, das ich einzeln nicht bor— 
tragen will, aber aus dieſem geht hervor, daß gerabe 
unfere Unterbeamten beffer bezahlt werben müffen, und 
daß fie dieſe einmalige Zulage, die fie nad) den Erklärungen 
bes Herrn Reichsſchatzſekretärs erhalten ſollen, auch not= 
wenbig brauchen fönnen. Ich habe aber aud) das weiter: 
gehende Vertrauen zu dem Herrn Reichsſchatzſekretär, daß 
er e3 nicht bei dieſer einmaligen Zulage belaffen wird, 
fondern daß er Vorbereitungen trifft und im nächſten 
Jahre eine Vorlage einbringt, nad welder dann eine 
weitere BVerbefferung der Lage unferer Beamten geichaffen 
werben kann. Meine Herren, unſere Beanıten weifen mit 
Recht anf die veränderten Arbeiterberhältuiffe Hin. Es 
ift zugugeben, daß bier die Löhne höher geworben find. 
Den Beitverhältniffen entiprehend find fie geftiegen ; dies 
(B) nötigt uns, einen Ausgleich au ſchaffen. 

Nun darf ich aber vielleicht auch den Beamten 
gegenüber jagen, daß bei ihnen andere Verhäliniffe vor: 
liegen. Es wird barauf hinzuweiſen fein, daß bie Beſſer— 
ftelung bei ben Arbeitern nur deshalb möglich war, weil 
die Nachfrage nach ſolchen außerorbentlih groß geworben 
tft, und Hier follten fid) die Herren — aan ber 
guten Wirkung erinnern, bie Die Handelöverträge, bie ber 
ganze Zolltarif ausgeübt hat, indem überall die Fabriken 
vol beihäftigt find und immer weitere ſtarke Nachfrage 
nach Arbeitern befteht. Dies ift bei unferen Beamten nt 
ber Fall, Mangel an Anwärtern befteht hier nit. Wo 
eine Stelle aufgeht, find fofort Bewerber da. Aber wir 
anerfennen trogdem bie Notlage. Ich glaube, es ift aber 
aud) nötig, daran zu erinnern, daß nicht allein wegen 
der Vertenrung ber Lebensmittel biefe Beflerftelung er: 
folgen fol, fondern daß fie nötig geworben, weil bie all 
gemeinen Lebensverhältuiſſe fi geändert haben, und bie 
ganze Lebendhaltung teurer geworben if. Wohnungs: 
miete HelzungSmatertal, Kleidung alles foftet mehr. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Alfo nicht fo ſehr wegen ber geftiegenen Lebensmittel: 
preife, fonbern aus allgemeinen Gründen ift eine Beffer- 
ftelung nötig. Ja, meine Herren, wenn Sie mir nad): 
weifen können, daß ein landwirtſchaftliches Probuft, das 
der menſchlichen Nahrung dient, in ſeinem Rohſtoff 
weſentlich teurer geworden iſt, dann gebe ich mich ge— 
ſchlagen. Das iſt nicht der Fall. Aber alle die Arbeit, 
die nötig iſt an dieſem Rohprodult, um es zu verfeinern 
und als menſchliche —— genußfähig zu machen, muß 
gegenwärtig viel teuer bezahlt werben, und fo iſt es leicht 
erflärlih, daß die Ware nachher mehr Loftet und infolge: 
defien auch etwas bazu beiträgt, daß die Lebenshaltung 
felbft teurer geworben ift. 

Meine Herren, es wird fpäter, wenn die Ausgaben, 








bie durch die Erhöhung der Gehälter der Reihätaife ent= CO) 


ftehen, zu beden find, und vielleiht neue Steuern bor= 
geichlagen werben, wohl auf dieſe anſchelnend üble Wirkung 
ber Zollverträge hingewiefen werden. Demgegenüber muß ich 
jet Schon barauf hinweifen, daß wir gerade durch die Zollein— 
nahmen, wie der Herr Abgeordnete Dr. Arendt ganz richtig be= 
merkt hat, nunmehr ſchon viel cher in der Lage find, an eine 
folde Mehrausgabe zu denken. Dad eine fann id) Sie aber 
berfihern, meine Herren, wenn wir zur Beratung bon 
nenen Steuern fommen werben, dann werden Sie mid 
und meine Freunde nur auf feiten derjenigen ſehen, bie 
Steuern ichaffen wollen für die Schultern, bie wirklich 
auch geeignet find, ftärkere Belaftung zu ertragen. Wir 
werden nur in biefem Sinne mitwirlen. Ich möchte 
ferner aber noch daran erinnern, daß gerade wir, ich und 
meine Fraktionsfreunde, es bon jeher gewefen find, bie 
unfere Reichsregierung ſchon wiederholt und immer auf 
verſchiedene Einnahmequellen hingewieſen haben, die heute 
noch unbenügt und unerſchloſſen daliegen, und ich glaube 
mit meiner Fraktion im Cinverftändni3 zu fein, wenn ich 
weiter fage, daß wir, wenn neue Steuern verlangt 
werben, im allereriter Linie darauf werben dringen müſſen, 
daß ſolche Einnahmequellen benugt werden, die wir immer 
angegeben haben, und welde nur der Erſchließung harren. 
Ich meine hier Ausfuhrzölle, Umſatzſteuer uſw. 

ch komme zum Schluß und will nur noch kon— 
ftatieren, daß wir, wie ſchon in ber Budgetlommiſſion, 
der Streihung des Tit. 16 zuftimmen und dafür ber 
Refolution, die ja jest Ausſicht hat, ihre Wirkung aus: 
üben zu können, unſere Zuftimmung geben. Wir haben 
nad den ftriften Erklärungen, die wir eben vom Re— 
gierungstiih erhalten haben, das weitgehende Vertrauen 
zur Meichäregierung, dab im aller Bälde eine Borlage 
und gebracht wird, um unferen mittleren und Unterbeamten 
diefe einmalige Beihilfe gewähren zu können, und wir 


geben auc weiter die Hoffnung wicht auf, dab uns im (D) 


nächſten Jahre eine Vorlage zugeht, nad) welder dann 
Hr RR Berbeiferung der Beamtenbezüge mög: 
I t. 

(Bravo! rechts.) 


BVizeprälident Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Kopſch. 


Kopf, Abgeorbneter: Meine Herren, ich freue mich 
der Erklärung des Vertreterö der Zentrumspartei und ber 
fozialdemofratiihen Partei, wonad fie nunmehr ihre Anz 
träge zu Gunſten des unfrigen zurüdgezogen haben. Id 
erblide im diefer Zurüdziehung dad Anerkenntuls ber 
Herren, daß aud fie den Weg, ben wir alö ben allein 
möglihen und gangbaren und zum Ziele führenden be: 
zeichnet, jet als den richtigen Pr anerfannt haben. 

(Sehr gut! Links.) 2 

Der Herr Kollege Singer bat längere Ausführungen 
über die ſtaatsrechtlichen Rechte des Reichstags gemacht. 
Gegenüber dieſen Ausführungen bemerke ich, daß auch wir 
bie Rechte des Reichstags in bezug auf fein Etatsrecht ein—⸗ 
treten werden zu jeder Zeit, wie wir in der Vergangenheit für 
dieſelben eingetreten find. Aber ohne Not wollen wir ftaat3- 
rechtliche gen nicht aufrollen, und das um jo weniger, 
wenn wir wiſſen, daß zwijchen der Reichsregierung und 
ber übergroßen Mehrheit deö Reichstags — ich darf nad 
den Erklärungen ber Herren vom Zentrum und ber Sozial: 
demofratie fogar jagen: nad der Übereiuftimmung ber 
Neihöregierung mit dem gefamten Reihätage — in ber 
Sache ſelbſt völlige Übereinftimmung herrſcht. Zudem 
leitet und die Erwägung, daß bei Aufrollung eines Streit: 
fall3 in diefer Angelegenheit die Beamten die often ber 
Kriegführung zu bezahlen gehabt hätten. Das Wohl und 
Wehe unferer Beamten ſteht und doch zu hoch, als daß 


ri 
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(Kopfdh.) 
wir e3 im irgend einer Weiſe durch Aufrollen derartiger 
Streitfragen gefährdet fehen möchten. 

(Sehr richtig! links.) 

Der Herr Kollege Singer hat zum andern ausgeführt, 
daß bei dem MWohlwollen für die Beamten ein gewiſſer 
Wettlauf fich gezeigt habe. Ich bebaure dieſen Ausdruck; 
denn er gibt dem Mohlwollen für unfere Beamten, das 
bier von jeiten aller Parteien zum Ausdruck gekommen 
tft, einen etwas unangenehmen Beigeifhmad. Für meine 
Freunde darf ic ausführen, daß das Wohlwollen geſchieht 
ohne alle Nebenrüdfichten, ganz allein aus der Erkenntnis 
heraus, daß e3 Pflicht des Reichstags ift, für die Beamten, 
die ihre ganze Kraft, ihr ganzes Können einfeben für das 
Wohl des Staates, in rechter MWeife zu forgen. 

(Bravo! links.) 
Wenn biefe Übereinftimmung für unjere Beamten bier in 
Erſcheinung getreten ift, fo glaube th allerdings noch 
eins fonftatteren zn follen: daß dieſes Wohlwollen ber 
Ausflug der Überzeugung ift, daß unfer deutfches Beamten» 
heer zu aller Zeit voll und ganz feine Pflicht und 
Sculdigfeit getan hat. Ich erblide in ber Überein- 
ſtimmung aller Parteien für unfere Beamten bie Ans 
erfennung für bie Pflichttreue unferer Beamtenfhaft. 
Auch unfere Beamten leben nit nur vom Brot; fie 
bedürfen bei Ausübung und Erfüllung ihrer Pflicht auch 
ber Anerkennung bed Voltd, und daher nehme ich gern 
Beranlaffung, die Pflichttreue und die Tüchtigfeit unferer 
Beamten im vollen Maße anzuerkennen. 

(Bravo! links.) 

Der Herr Kollege Singer hat weiter ausgeführt, 
daß die fo überaus entgegenfommendben Erklärungen ber 
Staatöregierung, über welche wir und von Herzen gefreut 
haben im Intereſſe der Beamten, nur hervorgegangen 
feien aus dem Drud, welder durd ben Antrag der Herren 
vom Sentrum und von der Sozialdemokratie ausgeübt 
mworben fei. Aus biefen Worten entnehme ich nur eins, 
dab fih Herr Kollege Singer in bem Wettlauf um das 
MWohlwollen der Beamten benfelben gern als Gieger 
vorftellen möchte. Die Motipierung, die der Herr Kollege 
Sped für bie Zurüdziehung feines Antrags gegeben hat, 
und die dahin ging, die heutige Erklärung des Herrn 
Staatsſekretär fei eine ganz andere al3 feine Erflärungen 
in der Kommiſſion, kann ih nicht als richtig und zu— 
treffend anerkennen. Die Erklärung des Herm Staats- 
fetretärd in ber Kommiſſion war zwar nicht bie gleiche, 
bewegte fi aber durdaus in gleiher Richtung. 

(Sehr richtig! links.) 

Der Herr Kollege Sped hat zum Ausbrud gebradt, 
daß der Weg, den wir befchritten haben, ein unficherer 
fei und kaum zum Siele führe. Die Entwidlung ber 
Verhältniſſe hat feinen Ausführungen unrecht gegeben, und 
ich glaube, er würde biefelben faum gemacht haben, wenn 
er bie Rede des Herr Staatöfefretärd geahnt hätte. 
Hinweilen möchte ich noch darauf, daß die Refolution der 
Kommiſſion inhaltlih wetter geht ald ber Antrag ber 
Herren vom Zentrum und von der Sozialdemokratie. Wir 
verlangen Beihilfen von 100 und 150 Mark nit nur 
bis zu einem Gehallsſatz bis zu 3000 Marf, jondern für 
alle Beamtenfategorien bis zu einem Gehaltöfage bon 
4200 Markt. Es gibt ja allerdings Kreiſe, die nicht 
geneigt find, ben etwas befler befoldeten Beamtentategorien 
die Wohltat der Zulage zufommen zu laffen, und bie der 
Anficht find, daß diefe Beamtenklaſſen ſich einrichten können, 
ohne eine Imterftügung zu bekommen. Demgegenüber 
weiſe ich darauf hin, daß aud die Beamten mit einem 
Gehaltsjage von 4200 Mark die Wirkung der Steuer: 
verhältnifie an ſich in gleicher Weife erfahren haben. Es 
ift richtig, dab auch die Beamten einbegriffen werben, 
die Ihon das Marimalgehalt erreicht haben. Aber gerabe 
bieje Beamten find e3, die für Familie zu forgen haben, 
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und die Teurungsverhältniſſe machen fi beſonders für (0) 


Beamte mit großer Familie ftarf fühlbar. 

Wir freuen uns, daß durch die weitergehenden 
Erklärungen des Herrn Staatöjetretärd die Beamten mit 
Recht Hoffen dürfen, daß ihre berechtigten Wünſche und 
Forderungen auf GebaltSaufbefferung im Sahre 1908 
erfüllt werben. Es find und micht beftimmte Ziffern 
angegeben worben, aber da3 zutage getretene Wohlmwollen 
beredhtigt zu ber Hoffnung, daß biefe MWünfche, ſoweit 
nur irgend angängig, in Erfüllung gehen werben. 

Mit Recht ift gefagt worden, dab bie frage ber 
Gehaltsaufbejferung nicht mur eine Frage der Beamten- 
fchaft, fondern eine Frage des allgemeinen Wohles ift. 
Kulturaufgaben dürfen bei uns nicht leiden, und bie 
forgenfreie Stellung unferer Beamten ift eine Sulturs 
aufgabe erſten Ranges. Wir wollen hoffen, daß auch in 
— derartige Kulturaufgaben ſo wie am heutigen 

age ſowohl im Reichstag wie auch in ber Reichsregierung 
ihre volle Würdigung finden werden. 
(Bravo! Links.) 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Abgeorbnete Werner. 


Werner, Abgeordneter: Auf die heutigen Verhand— 
Jungen barf man wohl bie Worte anwenden: Ende gut, 


alle gut! 
(Heiterfeit.) 

Sch ſehe baher nicht ein, warum es bei diefer Einmütig— 
kelt noch erforberlih fein follte, große Neden zu halten. 
Ich habe niemald eine größere Einmütigkeit gefehen als 
heute, und ich freute mich barüber. Die Beamten können 
aus diefer Hoffnungen fir eine beffere Zukunft fchöpfen. 
Wir find glüdlih über den toten Punkt hinausgelommen. 
Wir werden für bie Nefolution ſtimmen, weil fie und 
einen gangbaren Weg zeigt. 


Die bündigen Erklärungen des Herrn Staatsſekretärs (DI 


v. Stengel, die er auch namens des Herrn Reichskanzlers 
abgeneben bat, befriedigen uns vollſtändig. Wir haben 
bie Überzeugung gewonnen, baß bie beredtigten Forde— 
rungen ber Beamten nunmehr enblih erfüllt werben 
jollen. Ich wünſche, dab die Gehaltsaufbeilerung erfolge 
nad gewiffen Richtlinien. Den Befoldungstarif für bie 
Reichsbeamten kann man überhaupt nicht mehr reformieren; 
er muß auf ganz neue, viel größere Gruppen zufanmen: 
fafiende Grundlagen gebraht werden. Mit der Auf: 
befferung ber Beamtengehälter ift eine ernfte Arbeit ver— 
bunden, die Umwandlung bed Wohnungsgeldzuſchuſſes in 
eine Ortözulage, die neben dem vollen Wohnungsgeld 
aud den Ausgleih für die befonderen Teurungsverhält: 
niffe am Orte bietet. Nun will ih noch auf eine 
Außerung zurüdfommen, die der Herr Abgeordnete Singer 
gemadt bat. Er fagte, wenn Wohlwollen ein Nahrungs» 
mittel wäre, würden die Beamten ſchon längft gefättigt 
fein. Wenn aber die Beamten auf das jozialdemofratifche 
MWohlwollen angewieien wären, fo würden fie bei ber 
falfhen FFinanzpolitit der Sozialdemokratie jtatt Brot 
Steine befommen. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Der Herr Abgeordnete Singer hat daher am aller: 
wenigiten Veranlaſſung, bon einem MWohlwollen ber 
Soztaldemofkratie den Beamten gegenüber zu fprechen. 

Ich Lonftatiere no einmal, daß ih faum geglaubt 
habe, daß bie heutigen Verhandlungen fo friedfertig ver- 
laufen würden. Ich wünſchte, daß dieſes einheitliche 
Bild immer im Neihätag vorhanden fei, damit wirklich 
praftifche Arbeit geleiftet werben kann. 

(Brabo! rechts.) 


Dizepräfibent Dr. Paaſche: Die Disluſſion ift ges 
Ichloffen, da fi) niemand weiter zum Wort gemelbet hat. 
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(Biepräfitent Dr. Paafdhe.) 
Das Wort ald Berichterſtatter bat der Herr 
Abgeordnete Dr. Wiener. 


Dr. Wiemer, Nbgeordneter, Berichteritatter: Meine 
Herren, als Berichterftatter der Kommiffion möchte ich ber 
enugtuung über die Aufnahme Ausdrud geben, melde 
ber Antrag der Kommiffion fchließlih im hoben Haufe 
wie bei den verbünbeten Megierungen gefunden hat. Da 
eine Meinungsverſchiedenheit jegt nicht mehr vorliegt, und 
bie Frage, welder Weg einzuichlagen if, im Sinne der 
Mehrheit ber Bubgetfommilfion entfhtieben worden ift, 
fann ich darauf verzichten, auf die Einwendungen gegen 
ben Antrag der Bubdgetlommiffion einzugehen. Ich 
gebe der Zuverfiht Ausdrud, daß der bon ber Bubget: 
fonmmiffion empfohlene Weg zu dem gewünſchten Ziele 


führen wird. 
(Bravo! links.) 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Wir kommen nunmehr 
zur Abitimmung. 

Metne Herren, es liegt, nachdem ber Antrag ber 
Herren Abgeordneten Gröber und Genoffen auf Nr. 221 
und ebenſo der Zufatantrag Dr. Wiemer und Genofjen 
Nr. 232 zu der Refolution zurüdgezogen ift, mer noch 
vor ber Antrag ber Kommiffion, die Nr. 16 des S 2 zu 
ftreihen, unb dann ber weitere Antrag ber Kommiſſion, 
eine Refolution, wie fie auf Nr. 220 unter II Ihnen vor: 
liegt, anzunehmen. Ich brauche wohl die Refolution nicht 
nod) einmal zu verlefen. — 

Ich werde alſo zunächſt abſtimmen laffen über bie 
Nr. 16 des S 2 und, wenn bie abgelehnt werben follte, 
über die Reſolution. — Das Haus ift damit einver: 
ftanben. 

Ih bitte alfo, daß diejenigen Herren, bie, entgegen 
dem Vorſchlag der Budgetlommiſſion, die Nr. 16 des 52 
ber Regtierungsvorlage aufrecht erhalten wollen, ſich von 
ihren Pläten erheben. 


(Baufe.) 
Es erhebt fid niemand; bie Nr. 16 des $ 2 ift ge 


en. 

Nun bitte ich, daß diejenigen, die, entſprechend dem 
Vorſchlag der Kommilfion, die Refolution auf Nr. 220 
unter II annehmen wollen, ſich von ihren Plägen erheben. 


(Geichiebt.) 
Ih darf bie einftimmige Annahme der Refolution 
tonftatieren. 
(Bebhafter Beifall und Hetterfeit.) 

Wir haben nunmehr abzuftimmen, meine Herren, 
über ben gefamten $ 2, ber ſich alfo durch den Abftrich 
der Nr. 16 verändert hat. Über die übrigen Teile bed 
$ 2 ift bereitö vorher abgeftimmt worden. Ich darf 
wohl ohne befondere Abftimmung annehmen, daß das 

aus dem 5 2 in ber abgeänberten Form unter Ab— 
f Nr. 16 feine Zuftimmung erteilt. — Ich ſtelle 
a3 feft. 

Ich rufe dann weiter auf $ 3. — Ich Lonftatiere die 
unverãnderte Annahme des 8 3. 

IH rufe auf $ 4. Zu demfelben liegt der Antrag 
ber Kommiffion bor. 

Ih eröffne bie Diskuffion und erteile da3 Wort 
bem Herrn Berichterftatter. 


Dr. Wiemer, Abgeordneter, Berichterftatter: Herr 
Präfident, id) bitte, die Diskuffion über bie 85 4 und 5 
au verbinden. 


Bizepräfibent Dr. Paaſche: Der Herr Berichterſtatter 
hat vorgeſchlagen, die Diskuffion über bie SS 4 und 5 zu 
Fi Wenn fein Widerfprudh erfolgt, ift das be- 

ofen. — 
Das Wort hat ber Herr Beriäterftatter. 





Dr. Wiemer, Abgeordneter, Berichterftaiter: 
Herren, durch den S 4 des Notgefeged wird ber Reichs— 
fanzler ermächtigt, zur Beitreitung einmaliger außer: 
ordentliher Ausgaben die Summe von 200 Millionen im 
Wege des Ktredits flüffig zu machen. In der Begründung 
wird es als zwedmäßig bezeichnet, mit der Kredit— 
bewilligung nicht bis zur entgültigen Verabſchiedung 
bes Etats zu warten, um gegebenenfalld eine günftige 
Lage des Geldwarkts rechtzeitig ausnügen zu fönnen. 
Durch 5 5 fol der Her Reichskanzler ermächtigt 
werben, zur vorübergehenden Verſtärkung der orbent- 
lihen Betriebömittel der Reichshauptkaſſe nad Bes 
darf, jedoch nicht über ben Betrag von 350 Mil- 
lionen hinaus, Schatanweifungen auszugeben. Sn ber 
Begründung wird darauf hingewieſen, daß es ſich nicht 
überfehen Lafje, ob und wann eine Anleihe nad) 84 werde 
begeben werben können, baß aber jegt ſchon große Summen 
zur Einlöfung fälliger Schaganweifungen in den Monaten 
April und Mai flüſſig zu machen jeien, und daß e3 uns 
möglich fei, die Reichshauptkaſſe der Gefahr auszufegen, 
ihren Verpflichtungen nicht nachkommen zu können. 

In der Kommiſſion wurden Bedenken dagegen ge— 
äußert, bie Anleihe in ber geforderten Höhe zu bewilligen, 
bevor die Ausgaben feiftänden. Es wurde darauf hin- 
getotefen, daß noch niemals eine Anleihe bewilligt worden 
jei, für die die Ausgaben nod nicht vorgefehen feien. 
Die zu gewinmende Summe könne leicht höher jein, als 
das Beduͤrfnis es erforbere, zumal Umſtellungen im Etat 
erfolgen könnten, die den Anleibebedarf verringern würden. 
Bon feiten der verbündeten Regierungen wurde erklärt, 
daß noch ungefähr 70 Millionen Kredit zur Verfügung 
ftänden, bamtt fomme man aber bis 1908 nicht aus. Ohne 
eine Anleihe würde man noch mehr auf den Schagan- 
weifungsfrebit angewiefen jein, was eine weitere Erhöhung 
bes Diöfont3 zur Folge —— würde. 


Was bie Schatzanweiſungen anlangt, jo wurden gegen (n) 


ben in 8 5 bezeichneten Betrag Bebenken nicht erhoben. 
Von der Verwaltung wurde darauf hingewieſen, daß 
außerordentlid hohe Summen gebraudht würden, um bie 
Voftvorihüffe für die Berufsgenoſſenſchaften zu deden. 
Im Monat Mai feien 180 bis 190 Millionen für diefen 
Zwed zu verwenden. Auch die geftundeten Matrikulars 
beiträge belafteten außerordentlich die Reichskaſſe. 

Hieran ſchloß fih eine kurze Erörterung über bie 
Trage, ob nicht durch eine andere gefeglihe Negelung 
der für bie Neichshauptkaffe ſich ergebende Ülbelitand 
befeitigt werben könne. Im Sabre 1900 ift die von 
der Regierung vorgefhlagene Abänderung des Unfall— 
verfiherungsgefeged bon ber Mehrheit des Neiche- 
tage3 abgelehnt worben. Der Bertreter bed Reichs— 
ſchatzamts führte in ber Kommilfion aus, daß das Prinzip 
des Vorſchuſſes beftehen bleiben, daß aber eine Anderung 
der Rüdzahlungstermine in Frage lommen könnte. Bon 
einigen Seiten wurden Bedenken dagegen erhoben; bie 
a zu einer Anderung ber foztalpolitiichen Gefeggebung 
ei noch nicht gefommen; es fei auch nicht angängi 
biefe Vorſchüſſe, die einzige Leiftung bes Reichs Hr bie 
Durdführung ber lnfallverfiherungsgefeggebung, zu 
fürzen zu Laften ber Träger der Berficherung, wenn 
aud) nur durch Wegfall der Zinfen. Bon der anderen 
Seite wurbe ber vorliegende Übeljtand anerfannt und die 
Geneigtheit ausgeſprochen, an eine zwedmäßige Anderung 
ber Geſetzgebung heranzutreten; es fomme aber auf bie 
Art der Vorſchläge im einzelnen an. Es wurde ſchließ— 
lid anerfannt, daß die Betriebsfonds des Neihs erhöht 
werben müßten entweder durch neue Einnahmequellen 
ober durch eine fundierte Anleihe. 

Die Kommijfion fam zu dem Beihluß, in S 4 eine 
Anderung dahin vorzunehmen, daß nur bis zum Betrage 
von 150 Millionen Mark Anleihekrebit bewilligt werben 


Meine (0) 


j 
j 


I 


K a) ſolle. 
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(Dr. Wiemer.) 

85 ift von der Kommiffion unberänbert ans» 
enommen worben. ch empfehle dem Haufe, dem Be— 
17 luß der Bubgetlommiifton zuzuſtimmen. 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Das Wort wird nicht 
weiter verlangt; ich ſchließe die Diskuffion über $ 4 und 
$5 Mir kommen zur Abſtimmung. 

Id werde zunächſt abſtimmen laſſen über $ 4 und 
barf wohl ohne befondere Abftimmung annehmen, daß 
das Haus mit dem Vorſchlag der Kommiſſion einver— 
ftanden ift, ftatt 200 Millionen nur Mittel bis zum Be— 
trage don 150 Millionen flüſſig zu machen. — Ich 
fonftatiere, da fein Wiberfprud erfolgt, daß das Haus 
den 5 4 nad ben Vorſchlägen ber Kommiffion ange: 
nommen hat. 

Das Gleiche fonftatiere ih, wenn fein Widerſpruch 
erfolgt, für $ 5. — Es erfolgt fein Widerfprud; 8 5 tft 
angenommen. 

Ich gehe über zu $ 6. Ich eröffne — umb fchliehe 
bie Sishıfion, da fi niemand zum Wort melbet, und 
ich darf wohl ohne Abftimmung annehmen, daß der $ 6 
unverändert angenommen tft. — 

Mir fommen nunmehr zur Ginleitung und Überfchrift 
be3 Gefeged. — Aud da Eonftatiere ich umberänderte An: 
nahme, da fein Widerſpruch erfolgt. 

Mir fommen nunmehr zu ben Betitionen, Kom— 

— ** Nr. 220 unter III. Ich eröffne die Dis: 

kuſſion — und fchließe biefelbe, da fi niemand zu 
MWorte meldet. Die Kommiſſion ſchlägt vor, bie Petitionen 
durch bie gefaßten Beichlüffe für erledigt zu erflären. Wir 
Lönnen die Abftimmung erft in dritter Beratung vornehmen. 

Mir verlaffen bamit biefen Gegenftand. 

Ih ſchlage dem Haufe nunmehr vor, fich zu ver— 
tagen. — Es erfolgt fein Widerfprud). 

Es tft eine Interpellation eingegangen; ich bitte 
biefelbe zu verlejen. 


Schriftführer Abgeordneter Hagemann: 

Dr. Wil (Straßburg). Hoen. Giesberts. 

Die Interzeihneten richten an ben Herrn 
— bie Anfrage: 

ber Herr Neihötanzler in ber Lage 
nur bereit, Mitteilungen über die Urſachen 
des Grubenunglüds in Sleinroffeln (Zothrins 

gen) vom 15. März d. J. zu machen? 
Sind insbeſondere auf Grund ber 
Erfahrungen beim Grubenunglüd bom 
28. Januar d. J. zu Neben genügenbe 
Borfihtsmaßregeln zur Verhütung von 





Schlagwettern und Koblenftauberplofionen in (C) 


ben lothringiſchen Gruben getroffen worben? 
Welche Mabnahmen db beabfichtigt, 

at in Zukunft ſolche Kataftrophen zu ver: 
en? 

2. Wa3 gebentt der Herr Reichskanzler zu 
tum, um bie Beftimmungen des Berggeſetzes 
für Elfaß-Lothringen vom 16. Dezember 1873 
8 142 ff. GKnappſchaftskaſſen ufw.) zur 
vollen Durchführung zu bringen? 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Ich werde die Inter— 
vellation auf die Tagesordnung einer der nächſten Plenar— 
figungen ſetzen. 

Ich ſchlage Ihnen nunmehr vor, die nächſte Sitzung 
zu halten am Diendtag ben 19. März, Nadınittags 1 ihr, 
mit folgender Tagesordnung : 

1. Gelamtabftimmung über den Gefeßentwurf bes 
treffend bie Bornahme einer Berufs: und Betrieb: 
ve im Sabre 1907; 

2. erite und enentuell weite Beratung des Vertrages 
zwiichen dem Deutſchen Reihe und —— 
vom 2. März 1907 über ben Beitritt Luxemburgs 

ur norbdentichen Brauſteuergemeinſchaft (Nr. 2 
er Drudjaden); 

3. Fortſetzung der Beiprehung der Juterpellation 


ber Abgeorbneten Albreht und Genoflen, bes (D) 


treffend Eingriffe von Behörden ufw. bei ber 
Reihstagswahl (Nr. 120 der Druckſachen); 
4, Interpellation der Abgeordneten Seyda und Ge- 
nofjen, betreffend Ausweifung polntiher Schüler 
von höheren und mittleren Lehranftalten (Nr. 206 
der Drudjaden). 
Gegen biefen Vorſchla ‘erhebt fih fein Widerſpruch; bie 
Tagesordnung fteht feh. 

Die Eee ilougen berufe ich auf morgen unmittelbar 
nah dem Plenum zur Wahl der am Sonnabend be— 
— enen Kommiſſion. Sofort nach der Wahl findet 

onftituierung ber Kommiſſion im Zimmer Nr. 19 
des Erdgeſchoſſes ftatt. 

Die Herren Abgeordneten Dr. Paaſche und Freiherr 
v. Thimefeld wünſchen aus ber ———— 
ausſcheiden zu bürfen. — Ein Widerſpruch hiergegen 
erhebt fich nicht; ich veranlafje deshalb die 2. und 7. Ab- 
teilung, heute unmittelbar nad) der Sitzung bie erforber: 
fihen Erſatzwahlen vorzunehmen. 

Ich ſchließe die Situng. 


(Schluß der Sigung 6 Uhr 13 Minuten.) 


Drud und Verlag der Norddeutichen Buchdruckerei und Verlags-Anftalt, Berlin SW., Wilhelmſtraße 32. 
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(Bräfident.) 

IH eröffne die erfte Beratung; — id) ſchließe fie. 
Die Überweilung an eine Kommiſſion ift nit beantragt; 
wir fommen zur zweiten Beratung. 

Ih rufe die einzelnen Artikel auf. Wenn feine 
MWortmeldungen, fein Widerſpruch und fein Antrag 
erfolgen, we ih an, daß biefelben angenommen find. 

Ich rufe auf Art. 1 — tft angenommen; Art. 2 — 
ift angenommen; Art. 3 — tft angenommen; Art, 4 — 
tft angenommen; Art.5 — ift angenommen; bie Eins 
leitung — tft angenommen. 

Wir kommen zum britten Gegenftand ber Tages» 
ordnung: 

Fortfebung der Beiprehung der Interpellation 
der Abgeordneten Albrecht und Genoſſen, be: 
treffend Eingriffe von Behörden uſw. bei der 
Reihstagswahl (Nr. 120 der Drudjaden). 

Die Beiprehung iſt wieber eröffnet. Das Wort hat 
der Herr Abgeorbnete Liebermann v. Sonnenberg. 


Liebermann dv. Sonnenberg, Abgeorbneter: Meine 
Herren, ih werde Sie mit meiner Rede nicht lange auf: 


halten. 
(Bravo!) 

Ich gedenke nicht, in die Fußtapfen des Herrn Redners 
von ber Sozialdemokratie zu treten, eine große Anzahl 
von Beſchwerden über angebliche Wahlbeeinfluffungen bier 
borzubringen, um dann denjenigen, bie ſich babon getroffen 
fühlen, den Nachweis zu überlafien, daß nichts davon 
richtig if. Diefer Nachweis ift in weitgehendem Maße 
von berfchiedenen Nebnern ſchon geführt worden. Ich für 
meine Berfon will die Gelegenheit, die ſich bei biefer 
Sinterpellattion bietet, benugen, um ein Mißverſtändnis 
aufzuflären, dad während ber Gtatöverhandlungen ent: 
ftanden ift, als wir bei demfelben Gegenftand verweilten. 

Zwei Redner aus dem Haufe, der Herr Abgeorbnete 
Gröber und ber Herr Abgeorbnete u. haben meine 
Außerung über Ginftellung von Wahlgeldern in den Etat 
mißverftanden, und ich möchte bem vorbeugen, daß dieſes 
Mißperftänbnis unmiberfprochen ing Land hinausgeht. Ich 
kann mir übrigens erklären, wie es entftanben ift; benn gerabe 
an ber betreffenden Stelle meiner Rebe entipann fich eine Art 
bon Zwiegeipräd zwifchen mir und einem Abgeordneten 
ber Linken des Haufed, — dadurch wurde vielleicht ber 
Zufammenhang meiner Ausführungen etwas unverſtändlich. 
Ich habe damals nicht fiir meine 5* allein, ich habe 
für meine Parteigenoſſen der Auffaſſung Ausdruck gegeben, 
daß die Regierung in einem Wahlkampfe nicht wehrlos 
fein follte, daß fie nicht barauf angewiefen fein barf, etwa 
private Mittel zu verwenden, um ihre Bofltton zu 
ftärfen. Wir find ber Meinung, bie Negierung follte in 
bie Lage verfegt werben, aus im Etat bewilligten Mitteln 
amtliche Wahltundgebungen mit Unterſchrift des Reichs— 
fanzler3 wirkſam verbreiten zu können. Alſo die Regierung 
Mahlparole, Bekanntgabe der Gründe und Abſichten, bie 
etwa zu einer Auflöfung geführt haben, ufw. Ferner fol 
die Regterung jederzeit, wenn fie es für angezeigt hält, 
falfhe Behauptungen über ihre Maßnahmen und Abs 
fichten richtigftellen können. Sie kann das heute nur in 
ganz beſchränktem Maße; denn wie viele Leute Iefen ben 
Reichsanzeiger“ und wie viele die „Norddeutſche Allgemeine 
Zeitung!” Die —— iſt auf den guten Willen der 
Parteipreſſe angewieſen; die Zeitungen haben es in ber 
Hand, eine var ——— in ganzem lmfange 
oder auszugsweiſe oder gar nicht, richtig oder umri 
wiederzugeben. Das ift fein unerwünfchter Zuftand, den 
unſer Vorſchlag verbeffern fol. ch miederhole: die 
Regierung fol amtlihe Richtigſtellungen, Aufklärungen, 
Stundgebungen über ihre eigene Abfichten mit Unterſchrift 
des Neichäfanzlerd in ausgiebiger Weile durch Mauer: 
anſchläge, Benugung der Poft und anderer berartige 


Mittel verbreiten, ſodaß fie an alle Wähler auch wirklich (C) 


heranfommen kann. 

Das Mikverftändnid, ald ob ich gemeint hätte, daß 
aus biefen der Regierung bemilligten und unter der Kon: 
trolle des Reichsſstags ftehenden Gelbern etiva einzelne 
Parteien mit Wahlmitteln verfehen werben könnten, muß 
id) entfchieden zurüdweilen. Es ging auch aus meinen 

anzen Ausführungen bei ber Etatörede vom 27. Februar 
* — die Herren werden das finden, wenn ſie das 
Stenogramm nachleſen; auch das unkorrigierte Steno— 
gramm ſteht zur Verfügung —, daß das en das Gegenteil 
bon meiner Meinung ift. Ich babe mih am 27. Februar 
in Ichärffter Form gegen Maßnahmen der Regierung bei 
ben legten Wahlen gewandt, die fo etwas Ahnliches be— 
zwedten. Ich babe es im Namen meiner Parteigenoſſen 
ald durchaus unzuläffig bezeichnet, wenn einzelne Parteien 
aus Privatmitteln, die mit Hilfe hoher Negierungs- 
beamter zufammengebradht waren, im Wahltampfe unter: 
fügt worben find. — 

(Sehr richtig!) 
Der Vorwurf, daß dur den Vorfchlag, ben ih mir zu 
machen erlaubte, der Korruption Tür und Tor geöffnet 
werbe, trifft alfo zweifellos nicht zur. 

Meine Herren, wenn ber Redner ber Sozialdemokratie 
nenlih bier ausgerufen hat: wenn ed noch Recht und 
Gerechtigkeit in der Welt gäbe, fo müßte die Wahl: 
prüfungsfommtffion fämtlihe Mandate des Blocks kaſſieren, 
— jo muß id) für meine Freunde und mich gegen diefe Auf: 
faflung proteftieren. Wir find nicht durch Hilfe ber Behörden 

ewählt. Wir haben feine Hilfe aus dem befannten Wahl: 
onds erhalten, oder vielmehr, wir haben fie zurückgewieſen. 
Aber man braucht ja die Ausführungen bes Herrn Redners 
ber Sozialdemokratie nicht allzu ernft zu nehmen, wenn 
man bedenkt, welch eine Fülle von Unrichtigleiten er in 
feiner recht langen Rebe zufammengebradt hat. 

Ich will nur eine einzige bier richtigftellen. 
nah Herrn Fiſchers Nede, worin er behauptete, daß bie 
Brofhüre „Unfer Sandloch Afrika“ im Kolonialamt ver: 
faßt fei, hat mich der wirkliche Verfaffer der Brojchüre, 
ein Herr von ber Journaliftentribüne, aufgefudht und mir 
bie Ermächtigung gegeben, wenn nötig unter Nennung 
jeined Namens feitzuftellen, daß er dieſe Broſchüre 

eichrieben habe, und daß das Kolonialamt erft, nachdem 
e adıt Tage lang in Deutichland verbreitet war, fi ein 
paar Gremplare bat holen laſſen. An diefe Brofhüre aber 
müpfte Herr Fiſcher feinerzeit die Behauptung, daß bie 
Beamten im Kolonialamt bald fo, bald fo ſchrieben, und 
brüdte dies fo draſtiſch aus, daß, wenn ich mich recht 
befinne, die Glode des Herrn Präfidenten deöwegen in 
Bewegung geriet. 

Ih müßte eine ebenjo lange Rebe halten wie Herr 
Fiſcher, wenn ih alle die mir als unrichtig bekannten 
Behauptungen aus feiner Rebe bier widerlegen wollte. 
Das möchte ich aber dem Haufe nit zumuten. Ich 
ſchließe mit dem Ausdrude der Hoffnung, dab bad End» 
ergebni3 biefer und ähnliher Debatten ſchließlich bei ben 
nächften Wahlen die in meiner Gtatörebe prophezeite 
lüdenlofe Front der ftaatderhaltenden Partei von Herrn 
v. Normann bis Herrn Mugban herbeiführen wird, und 
daß wir dann die Soztalbemofratie nur noch als einen 
feinen Trümmerhaufen hier wieberfehen werben. 

(Zebhafter Beifall reits.) 


Bräfident: Der Herr Abgeordnete Bebel hat dad Wort. 


Bebel, Abgeorbneter: Ob die Hoffnung bed Herrn 
Vorredners, bat bei der nächſten Wahl bie Sozialbemo- 
fratie nur noch in Meinen Trümmern in biefem Haufe 
erfcheinen wird, in Erfüllung geht, wollen wir abwarten. 
Wir unferjeitö bezweifeln nicht, daß, wenn bie Dinge fidh 


Gleich (D) 


(A) jo weiter 


(Bebel,) 
eftalten wie bisher, wir allerdings bei ben 
nächſten Wahlen bie gefamten bürgerlichen Parteien in 
einer Front gegen uns ftehen jehen werden. Ich made 
Ahnen das offene Geftändnid, daß wir ſchon biesmal 
damit range und die feite Überzeugung hatten, daß, wenn 
ber Reichsſstag regelreht zu Ende ging, d. h. feine Periode 
bis zum nächften Jahr gedauert hätte, diejes Bündnis 
der bürgerlihen Parteien gegen uns bereit3 bei ben 
Wahlen im Fahre 1908 zuftande gefommen wäre, was 
durch die Art und Weiſe, wie der Reichsſtag nad Haufe 
geihtet wurde, zunächft geftört worden ift. 

(Sehr richtig! bet den Sozialdemokraten.) 
Alfo wir reinen mit diefer Tatſache, wir richten und auf 
dieſe Tatſache ein, unb wir werben bafür arbeiten, daß 
wir das nächſte Mal auf feine der bürgerlichen Parteien 
angewieſen find, fondern aus eigener Straft unb aus 
eigener Tätigkeit diejenigen Siege erfehten, die wir zu 
erfechten irgendivie in ber Lage find. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Meine Herren, ber Herr Vorrebner hat bann weiter 
gemeint, er wolle nicht in die Fußſtapfen des fozial- 
demokratiſchen Redners treten, meines Parteigenoſſen 
Fiſcher, und eine lange Rede halten. Wenn wir durch 
die Vorgänge im Wahltampfe glauben nicht allein auf 
das ſchwerſte verlegt worden zu fein, ſondern daß auch 
eine große Reihe von Tatſachen vorliegt, die e3 verdienen, 
hier don der Tribime des Neihötagd aus gerügt zu 
werben, dann berfteht es ſich von jelbft, daß man alsdann 
etwa länger reden muß. Iſt man dagegen im ber Lage, 
wie ber Herr Vorrebner, ſich zu einer Majorität zählen 
zu können, die entichloffen ift, alles, was an Anklagen 
gegen bie MWahltaktit der Regierung in dieſem Haufe vor— 
gebradjt wird, ein für allemal gutzuheißen und überhaupt 
nicht zu prüfen, ob fie noch eine Erörterung berbienen, 
bann ift man raſch mit ber Sadje fertig. Mer, wie 


(8) gelagt, biefen Standpunkt vertritt, kann leihthin eine ber- 


artige Erklärung abgeben. 

Wir find freilid) der Meinung, daß dieſe Verhandb- 
lungen eine große Bebeutung haben. Solange dad Neid 
und der Norbdentfhe Bund beftand, wir alfo einen 
Reichstag haben, haben noch niemals während eines 
Wahlkampfes Greignifie fih zugetragen, wie fie im legten 
Wahltampfe vorgelommen find. Ich will nicht yo 
daß in früheren Perioden und namentlich bei früheren 
Auflöfungen nicht auch die Macht ber Regierung in er: 
heblidem Maße in den Wahlkampf eingegriffen bat; aber 
diefe Vorgänge unterfheiden fih von den bieömaligen 
ie dadurch, daß man nicht das Material in bie 
Hände befam, das diefe Vorgänge beleuchtete und bewies, 
unb zweitens, daß diesmal diefe Tätigkeit in einem Um— 
fange —— iſt wie niemals zubor. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Der Herr Vorredner meinte, man müſſe der Regterung 
das Recht einräumen, vor bem geſamten Volke bie Gründe 
darzulegen, bie fie zu der Auflöfung des Reichstags ver: 
anlaßten, wie man ihr anderſeits das Recht einräumen 
müffe, unrichtige Darftellungen von Handlungen ber 
Regierung zu berichtigen. Meine Herren, wir haben nad 
biefen beiden Richtungen bin nichts gegen ein foldhes 
Vorgehen der Regierung einzuwenden. ir haben nur 
allzu oft zu wunſchen Urſache gehabt, dab bie Be— 
richtigungen ber Regierung in bezug auf Tatſachen, bie 
geeignet waren, fie in ber Öffentlichkeit herabaufegen, weit 
raſcher hätten erfolgen follen, als fie in ber Regel erfolgt 

nd. Und was ben andern Punkt betrifft, eine ruhige, 
achliche Darlegung über die Gründe einer Maßnahme, 
wie fie eine Reihstagsanflöfung ift, vor dem gefamten 
Bolfe abzugeben, jo kann bagegen nicht eingewendet 
werben, wenn biefe auch wirklich in fachlicher, ruhiger 
Weife ohne Provokation und ohne Verlegung beftimmter 
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Parteien erfolgt. 
nicht geſchehen. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Meine Herren, wir Hagen den Herrn Reichätanzler 
nit an, weil er fi veranlaßt fah, in einem Schriftftiid 
die Gründe auseinanberzufegen, die die verbünbeten 
Regierungen veranlaßten, ben Reichsſtag aufzulöfen; fonbern 
wir flagen ihn an über die Art und Weiſe, wie er dieſes 
Schriftſtück abgefaßt hat. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Wir greifen ihn am wegen der Beſchuldigungen, bie er in 
dieſem Schriftftüd gegen newiffe Parteien diefes Haufes, 
bie bamald bei ber Auflöfung bie Mehrheit bilbeten, 
gerichtet hat. Wenn es zum Betfpiel gegen den Schluß 
bed Briefe$ an ben Generalleutnant dv. Xiebert, den 
Bräfidenten bed Verbandes zur Verleumdung ber Sozial: 
demofratie, heißt: 
Es handelt fih um den Kampf für Ehre und 
Gut der Nation gegen Sozialdemokratie, Polen, 
Welfen und Zentrum, 
jo ift das eine ber ſchwerſten Beleidigungen gegen bie 
vier Parteien, die aus dem Munde eine Staatömannes 
auögeiprochen werden fann. 
(Sehr richtig! bei ben — und in der 
e.) 
Und gegen eine ber ſchwere Beleidigung uns aufzır 
lehnen, — wir nicht nur das Recht, ſondern wir haben 
auch zu verlaugen, daß, wenn ber erfle Staatsmann 
bes Reichs in einer offiziellen Weiſe in den Wahl: 
fampf eingreifen will, er das in einer objektiven, fachlichen, 
feiner Stellung würdigen Weiſe tut 
(fehr wahr!, jehr richtig! bei den Sozialdemokraten) 
und nicht ald Wahlagitator auftritt, wie das in dem Briefe 
an den Herrn Generalleutnant dv. Liebert geſchehen ift. 
Daß die Herren v. Liebert und Kreth in dieſem Reichstage 


biefe8 Vorgehen des Herrn Reichskanzlers billigen, daß (nm) 


fie wünfchen, daß das öfter vorlomme, bas finden wir 
aus dem Munde konferbativer Nebner felbfiverftändlid. 
Ste, die Sie in erfter Linie die Schüglinge ber Hei Fran 
find, Sie, die Sie im erfter Linie auf die Unterftügung 
ber Regierung rechnen können 
(Laden und Zurufe vet), 

— umgelehrtt? Machen Ste fi dod nicht lächerlich, jo 
etwas zu behaupten! — Ste, die Sie alfo in erfter Linie 
auf die Unterftügung ber Regierung rechnen können, Ihnen 
ift felbftverftändlih alles willlommen, was geeignet ift, 
Ihre Pofition in einem foldhen Kampfe, wie es ber legte 
war, zu ftügen. 

Aber, meine Herren, wenn behauptet wird, jogar von 
einem liberalen Blatt, wie das in der „Boffiihen Zeitung“ 
behauptet worden ift, dab fich gegen den Herm Reichs— 
kanzler gar nichts vorbringen laſſe, gegen fein Vorgehen, 
daß bas, was er getan habe, durdaus gerechtfertigt ſei, 
dann möchte ich fragen: wie erflärt fih denn ba ei 
Berhalten in biefem Neichstage jeit 40 Jahren bei Wahl- 
prüfungen? Wenn bei einer Wahl, bet welcher eine 

eringe Majorität vorhanden war, fi herausftellte, daß 
emeinbeborftände ober Polizeibiener oder ein Bürger: 
meifter oder ein Landrat in ungehöriger Weiſe in bie 
a une eingegriffen haben, io haben mir dieſe 
Wahl für ungültig erklärt. Wie können Sie es benn 
egenüber dieſer Tatſache —1 wenn der erſte 
taatsmann bed Reichs nicht fuͤr eine einzelne Wahl, 
ſondern für die geſamten Wahlen in der parteiiſchſten 
Weiſe auftritt und Propaganda macht? 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Das iſt doch das Entſcheidende: hier er es ſich nicht mehr 
nur um eine einzelne Wahl, hier handelt es ſich bei bem 
Auftreten des Neichätanzlerd um die Verteidigung des 
gefamten Regterungsfnftemd, eine Frage, bei ber bie 
33* 


Das iſt aber in dieſem Wahllampf (0) 


(A) Wahlen in toto in Frage kommen. 


(8) Berichtigung der „Norbbeutfhen Allgemeinen 


= 
(Bebel.) Er 








Es barf aljo ein 
Auftreten, wie ed dem Reichslanzler beliebt hat, unter 
feinen Umſtänden von ber Volksbertretung qutgeheißen 
werden. Was heute ber einen Partei paffiert, kann 
morgen einer anderen paffieren, und ſchon in NRüdficht 
auf bie Konſequenzen eines ſolchen Vorgehens follte man 
mit aller Energie dagegen proteftieren. 

Der Herr Reichskanzler hat aber auch nicht als 
Privatperfon geiproden; nein, meine Herren, er hat aus: 
drüdlic erklärt, daß er im Namen der Regierung ſpreche. 
Er fagte unter anderem im feiner Rebe: 

ch will diefen Teil der Ausführungen bes Herrn 

Vorredners 
— das war meine Perſon — 

dankbar quittieren als einen Beweis dafür, daß 

bie Regierung bei dieſen Wahlen nicht geſchlafen 

bat, fonbern daß fie auf dem Boften war und 
ihre Schuldigfeit tat. 
Das ift alfo bad unumwundene Eingeftänbnis des be- 
amtlichen Gingreifens in die Wahlagitatton. 

Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Damit gibt der Herr Reichäfanzler felber zu, daß er feine 
Stellung — nad) meiner Auffaffung — mißbraudt hat, 
um in einer Weife, wie es fih für ben erften Beamten 
des Reichs niemals ſchickt, in die Wahlen einzugreifen. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemofraten.) 

Und das ift nicht allein geſchehen; der Herr Reichs— 
fanzler hat aud) Gelder gefammelt und Hat fie verteilen 
laffen. Er rühmt es als ein befonberes Maß von 
Objektivität, daß er nicht felbit die Verteilung ber Gelder 
—— habe. Darauf kommt es aber gar nicht an; 
es fommt einzig und allein darauf an, daß der Reichs— 
fanzler für Wahlzwede Gelber gefammelt hat, daß er eine 
Sammelftelle fiir Gelder zu Wahlzweden war, baß er fid) 
bereit erflärt bat, folhe Gelder anzunehmen. 3 —— 

e ng“ 
am 10. Februar d. I. auf gewifle Anfhuldigungen hin, 
bie im der gegnerifchen Preſſe erhoben wurden, muß er 
erklären: 

Bon privater Seite find zur Unterſtützung 

regierungsfreundlicher Kandidaturen Mittel auf: 

gebradjt worden, bei beren Verwendung in dankens⸗ 
werter Weile auch mehrfah der Rat amtlicher 

Stellen eingeholt und befolgt worden if. Der 

Reichſskanzler war in der Lage, bem Fürſten 

Salm in Ausſicht zu ftellen, daß er fih für 

eine Beihilfe e ben Koſten des Wahltampfes 

aus folden privaten Mitteln intereffieren werbe. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Das ift die offtzidfe Darftelung der Nolle, bie ber Reichs— 
tanzler in dieſem Wahlkampf eingenommen hat! Er er- 
flärt alfo, daß er fi für die Sammlung folder Mittel 
intereffierte, und baß er fi dem Fürſten Salm, bem 
Präſidenten des Flottenvereind, gegenüber bereit erflärt 
ran ihm bie Mittel für den Wahlfampf, foweit er von 

* — Flottenbvereins betrieben wurde, zur Verfügung 
zu ftellen. 

Meine Herren, wenn biöher überhaupt noch ein 
Zweifel über bie offizielle Wahltätigfeit des Ylotten- 
vereind, nit bloß feines —— des General⸗ 
majors Keim, ſondern auch des Präſidenten Fürſten 
Salm, beſtehen konnte, dann ift dieſer durch dieſe le 
re ber „Norbbeutfhen Allgemeinen“ volftändig 

efeitigt. 

(Sehr richtig! bet den Sozialdemokraten.) 
Warum greifen wir aber — um das gleich vorwegzu—⸗ 
nehmen — ben Flottenberein an? Wäre ber FFlotten- 
verein ein politifher Verein, dann würden wir fein Wort 
über feine Tätigkeit fagen; denn dann verftinbe es ſich ja 
von felbft, daß er politifche Agitation und alfo auch Wahl- 
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agitation treibt. 
tiſcher Verein fein, er beftreitet auf das entichiedenfte, 
ein folder zu fein. Aus der Grflärung ber 
„Rorbdeutihen Allgemeinen Zeitung“ geht aber klar 
berbor, daß aud der Reichskanzler der Meinung ift, 
daß ber SFlottenverein ein politiiher Verein fel, indem 
er, der Reichskanzler, ſich bereit erklärte, dem Bräfidenten 
beöjelben Mittel für Wahlzwede zur Verfügung zu ftellen. 
Ste alle haben geftern abend gelefen oder gehört, daß die 
fozialdemofratifhe Fraktion bezw. ber Worftand berjelben 
von der Staatsanwaltſchaft verfolgt werben fol, weil er 
am Sonntag vor acht Tagen bier im Haufe, dem Beifpiel 
aller Parteien folgend, eine Konferenz veranftaltete, in 
der bie Fraktion nebft einer Anzahl Vertreter der jozial- 
demofrattihen Preſſe über innere Angelegenheiten dieſer 

effe verhandelt hat. Kaum ift diefe Tatſache durch die 

eitungen gegangen, fo beeilt fi die Staatsanwaltidaft, 


wenn die Nachricht richtig ift, eine Anklage gegen bie 
Häupter ber fozialdemofratiihen Fraktion wegen Verlegung 


des preußtichen PVereind: und Verſammlungsgeſetzes in 
biefem Reichstag zu erheben. Mas immer aus der Sadıe 
wird, ich fonftatiere, dab eine folde Konferenz fih auf 
fpeziell geladene Perfonen befchräntte und im kleineren 
Kreiſe ftattfand. Es war aljo eine Zufammenkunft, wie 
% alle Parteien ohne Ausnahme veranftalten müffen, da 
e nicht alle ihre Angelegenheiten vor der Öffentlichkeit 
preisgeben fünnen. 
(Sehr ridtig!) 

Daß dieſer Brauch, glei anderen Parteien hier im Haufe 
von ber Sozialdemokratie ausgeübt, fofort bie Staatd- 
anwaltihaft mobil macht, während der Flottenverein als 
„nichtpolitifcher* Verein und die gefamten Sriegervereine, 
die den bejonderen Schuß bed Herrn v. Liebert im feiner 
legten Rebe genoffen, als nichtpolitiiche Vereine in ben 
Wahlkampf eintreten dürfen, und im ganzen Deutſchen 
Reiche kein Staatsanwalt darnach Fri 
zur Verantwortung zu ziehen, beweift, Daß mit zweierlei 
a seen wird, daß wir und in einem Klaſſenſtaat 
efinden. 

(Sehr wahr! jehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Der Staatdanwalt ift nur darauf bedacht, diejenigen 
arteten und Richtungen zu unterftügen, bie für ben 

taat und feine Inſtitütionen eintreten, er verfolgt aber 
alle anderen. Das bewetit, es gibt fein Recht und feine 
Gerechtigkeit für bie Arbeiterklaffe, für die Soztaldemofratie. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten. — 
Widerſpruch recht3.) 
Se nad) der politiihen Stellung wirb bei dem einen 
etwas zum Unrecht, wa3 bei dem andern Recht ift. 
(Sehr richtig! bei den Soztalbemofraten und 
bei den Bolen.) 

Meine Herren, ber 2 Reichskanzler hat auch nicht 
allezeit gegenüber ber Frage von Geldfammlungen fi 
einen Reglerungszweck den gleihen Standpunkt wie jegt 
vertreten. Es iſt bereitö hingewiefen worden — auf 
gewiffe Vorgänge kann aber gar nicht genug hingewieſen 
werden — auf das Vorlommnis mit der 12 000- Marf- 
—— bie vor acht Jahren vom Verband ber Groß- 
nbuftriellen infzentert wurde, um dem Herrn Staats- 
fetretär des Neihsamts des Innern, was damals ſchon 
Herr Graf v. Pojabowäly war, dad Geld zur Verfügung 
zu ftellen, um für die Durchſetzung ber Zuchthausporlage 
Propaganda zu machen. Die Sache bat bamald ben 
Reichstag in einer Interpellation, die ebenfalls die Soztal- 
demofratie eingebracht hatte, beihäftigt. Damals ſah fi 
ber Herr Reichslanzier veranlaßt, perjönlich —— 
um in der rüchkhaältsloſeſten Weiſe feine Bhilligung 
darüber auszuſprechen, dab ſein ee Graf dv. Poſa⸗ 
dowsty, beztehentlih beffen Iintergebener Geheimrat 
v. Woedtke, die 12000 Mark für Agitationszwecke ge: 


Der Flottenverein will aber fein poli- (C) 


‚um biefe Vereine (D) 


(4) 


(B) 


(Bebel.) 
nommen habe. Am 24. November 1900 erklärt ber Herr 
Reichskanzler Fürft Bülow folgendes: 
Schon die Wahrnehmung, weichen Ngitationd: 
ftoff die Herren dba drüben 
— nämlid wir Sozialbemofraten — 
aus der Behandlung diefer Frage geihöpft haben, 
wiirde mich bedenklich flimmen in der Beurteilung 
des mit ber Verbreitung folder Druckſachen ein: 
geihlagenen Weges, denn ih bin der Anficht, 
daß jede deutſche Regierung dem Gemeinwohl 
um fo befier dient, je mehr fie fih über ben 
Sntereffengruppen und Parteien hält bei wirt 
ſchaftlichen und politiihen Maßnahmen. 
(Hört! hört! bei den Soztaldemofraten.) 
Es ift die Aufgabe der deutfchen Regierung, das 
Wohl der Gejamtheit ind Auge zu faffen und 
nur die Gejamtintereffen zu fördern. 
Dann fährt er an einer anderen Stelle weiter fort: 
Ich bin aber aud der Anſicht, daß die Regierung 
fogar ben Anſchein vermeiden muß, als ob fte in 
irgend welder Abhängigkeit von irgend welden 
Gruppen ftehe, daß fie fogar den Verdacht ber: 
meiden muß, als befinde fie fi in Abhängigkeit 
von Sonberinterefjen, und darum ftehe ich nicht 
an, troß des guten Glaubens, in bem bie bes 
teiltgten Beamten geglaubt haben, einer Vorlage 
ber verbünbeten Regierungen zu dienen, ben da— 
für eingeſchlagenen Weg als einen Mikgriff zu 
bezeichnen. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Der in Rebe ſtehende Vorfall hat ſich ereignet 
— ſetzt er weiter hinzu —, 
bevor ich Die verantwortliche Zeitung ber oberften 
Reichsgeſchäfte übernommen habe. Wäre id 
damals um meine Meinung gefragt worden, fo 
würde ih von dem zur Verbreitung amtlicher 
Druckſachen gewählten Mittel abgeraten haben, 
und ih würde Heute, wo ich verantwortlicher 
Reichskanzler bin, wenn ich von ber Abficht, 
einen ſolchen Weg einzufchlagen, Kenntnis erhielte, 
die Ausführung derjelben mißbilligen. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Das hat der Fürft Reichskauzler im Jahre 1900 gejagt, 
wo ed ſich um 12000 Mark zur Propagierung der 
Zuchthausvorlage Hanbelte. 

Meine Herren, ber Reichäfanzler vom 24. November 
1900 ift durch ben Neichöfanzler vom 31. Dezember 1906 
moraliſch totgejchlagen worben. 

(Laden rechts. — Sehr wahr! jehr richtig! bei den 
Sozialdemofraten.) 
Sch wieberbole: er tft moraliſch totgejchlagen worden; ba= 
mal3 handelte es fih um meniger als jett. Damals 
hanbelte e3 fi nur um bie Berteibigung einer Regierungs⸗ 
vorlage, jeßt aber um bie Verteidigung eines ganzen 
Regierungsſyſtems, das feine Perfon zu vertreten hat, 
und jegt findet er es in ber Orbnung, daß Gelb, je mel, 
je lieber, gefammelt wird, um es in entfprechender Weiſe 
zu Gunften feines Regierungsiyftems verwenden zu können. 

Meine Herren, wenn nun ein Dann von der Stellung 
des Herrn Reichskanzlers einen Brief wie ben in Frage 
ftehenben verfaßt, der burd die gefamte Preſſe ohne 
Unterfchied der Partei veröffentlicht worden ift, alfo auch 
ben gejamten Reichs- und Staatöbeamten zur Kenntnis 
gelangt, fo ift body natürlid, daß, wenn diefe Beamten, 
die alle mehr ober weniger, wenn auch nicht bireft vom 
Reichsſslanzler, aber doch don anderen ihm untergebenen 
Inftanzen abhängig find, einen derartigen Brief an leſen 
befommen, auch ber Dümmſte ſich ſagt: das tft eine 
Stellungnahme gegen beſtimmte Parteien; dieſe darfſt du 
alſo auch nicht unterftügen, dagegen mußt bu dich eben—⸗ 
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falls erflären! — was dann mit Notwendigkeit zur Folge (C) 
bat, daß dad Beamtentum politifch forrumpiert wird. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Jetzt glaubt jeder Beamte, er habe bad, was ber Herr 
Reichskanzler für gut erachtet, auch zu tum, und ift über: 
zeugt, daß er damit das MWohlgefallen feiner vorgejetten 
Behörde fi erwirbt, wenn er diefen Weg betritt. 

Meine Herren, Ste bürfen fid) aud nicht wundern, 
daß infolge jenes Schreiben? und infolge ber Haltung, 
bie die höchſten Behörden des Reichs im Wahltampf ein: 
genommen haben, auch allüberall die Staatd:, bie Ge— 
meinbegewalten, die Schulen, bie Kirche ufw. gegen bie 
in Acht erklärten Parteien Stellung genommen haben. 
Man tft in dem Wahlkampf fogar fo weit gegangen, daß 
man an 124000 Schullehrer im Deutichen Reich die 
Aufforderung richtete, ihrerſeits aktiv zu Gunften ber 
Blodparteien in den Wahlkampf einzutreten, und es kanu 
leider nicht beftritten werden, daß ein großer Tell ber 
Schullehrer diefer Aufforderung gefolgt ift. 

(Sehr richtig! bei den Soztaldemofraten.) 
In einem großen Teile namentlich fleiner Gemeinden 
waren die Schullehrer die leitenden Perſonen. Sie 
leifteten die Schlepperbienfte für die Blodparteien ober 
verrichteten die nötigen Bureauarbeiten. Sie taten alles, 
was fie tun fonnten zur Unterſtützung ber fogenannten 
Blodparteien. Ind nicht allein dad! Als der Wahltag 
beranfam, fiel in 10000 Schulen ber linterriht aus, 
obgleih ber Lehrer in eimer viertel oder halben Stunde 
feine Wahlpflicht erfüllen konnte. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Der Schulſchluß trat ein, damit die Lehrer ben ganzen 
Tag der Wahl den Parteien zur Verfügung ftanben. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Ja man ging jo weit, daß auf höheren Schulen ber 
Unterricht eingeftellt wurde, damit die jungen Beute von 


17, 18 Jahren Sclepperdienfte für die Blodparteien (m) 


leiften fonnten. Auf ben liniverfitäten fielen bie Vor— 

lefungen aus, damit bie Studenten in ausgiebigſter Weife 

Gelegenheit hatten, in bie Wahlagitation einzugreifen. 
(Sehr richtig! bei den Sozialbemotraten.) 

Meine Herren, wenn jüngere Sozialdemokraten, bie 
nod nicht wahlberedhtigt waren, in den Wahlkampf ein- 
griffen, fo haben wir von einen Vertreter jener (rechts) 
Seite gehört, das ſelen grüne Jungen, die fih in An- 
—— einmiſchten, die fie nichts augingen. Aber 

ie „grünen Jungen” — das tft nicht meine Beſchuldigung, 
fondern eine Beihuldigung, bie vor einer Reihe von 
Jahren Herr v. Frege ausſprach — waren in Ihrem 
Wahllampf mit ihren Dienften Ihnen fehr angenehm. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Wir Sozialdemokraten verurteilen an fi eine folde 
Mitwirkung nicht; denn wir wollen, daß das polittfche 
Recht mit demfelben Alter beginne, in weldem das 
bürgerlihe Recht Mann und Frau felbftändig mad, 
mindeftend mit 21 Jahren. Aber ed darf nicht mit 
zweierlei Maß gemeffen werben. 

Meine Herren, es ift aud wiederum fein Zweifel, 
daß dadurch, baß ber Brief des Neichäfanzlerd an ben 
Präfidenten des Berbandes zur Berleumbung ber Sozial: 
bemofratie gerichtet worben war, biefer Verband ber 
offiziöfe Wahlrepräfentant der Regierung wurde 

(fehr richtig! bet den Sozialbemotraten), 

daß er, quaft ähnlich wie früher die fogenannten weißen 
Blufen unter Napoleon III, es war, dem offizlös bas 
Amt der oberiten Wahlleitung übertragen wurde. Und 
wenn ber Herr Generalleutnant oder der Herr Abgeord- 
nete v. Liebert neulich im jo Iebhafter Weiſe die Ob- 
jeltivität ber fächfifchen Behörden amerfannte, fo haben 
wir zwar nichts davon zu ſpüren befommen, aber . 
Herr dv. Liebert, der fie im ausreihenbften Maße geno 
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(a) benn in dem Augenblide, wo ber Reichskanzler fih für 


ben Berband zur Verleumdung ber Sozialdemokratie ins 
Zeug warf, war biefer Verband offiztell für alle Behörden 
in einer Weile ftigmatifiert, daß vor den Agenten be3- 
felben alle Türen aufflogen, daß alle Beamten dieſem 
zur Verfügung ftanden, daß die Behörden alle taten, 
damit dem Verband alles, was er im Wahlkampf für 
notwendig hielt, bereitwillig gewährt wurbe. 
(Sehr richtig! bei den Soztaldemokraten.) 

Herr v. Liebert hat neulich in feiner Rede beftritten, 
trogbem mein Parteigenoſſe Fiſcher das authentifche 
Material angeführt hatte, daß er offizieller Kandidat ber 
Regierung geweien ſei. Meine Herren, ich will zu dem 
Material, was in bezug hierauf mein Parteigenoffe Fiſcher 
—— nod auf eine Erklärung Bezug nehmen, die das 
offizidfe Organ der preußiſchen Regierung beziehentlich 
bes Reichskanzlers, die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“, 
am 25. Februar veröffentlichte. Belanntlih war in dem 
Wahlkreis des Herrn v. Liebert außer ihm und einem 
meiner Barteigenoffen, dem früheren Abgeordneten 
Shöpflin, aud ein antiſemitiſcher Kandidat aufgeftellt 
worden. Als nun bie Briefe bed Generals Keim bekannt 
wurben, aus benen hervorging, daß bie Reichskanzlei, 
beziehentlih Herr v. Loebell fi für die Kandidatur des 
Herrn v. Liebert in befondberem Maße intereffiere und 
darauf hinwirke, daß er nur als einziger Kandidat ber 
fogenannten Orbnungdparteien in dem betreffenden 
aloe Wahlfreife kandidiere, wurbe von fetten ber 
Deutihen Reformpartei im Königreich Sadfen, die durch 
ihren Kandidaten in Frage ftand, offiziell hierher die An» 
frage gerichtet, ob das, was in den Keimſchen Briefen 
behauptet worden ſei, wahr wäre. Darauf erflärte bie 
Norddeutſche Allgemeine Zeitung“: 

Wir find zu der Erklärung ermächtigt, dab ein 
folder Eingriff der Reichskanzlei nicht ftatt- 
B gefunden hat. Ihre Bemühungen 
— jest das Blatt aber hinzu — 
waren, wie in anderen Wahlkreiſen, jo auch bier 
auf bie möglihfte Einigkeit der nationalen 
Parteien gerichtet, ohne eine Spige gegen eine 
dieſer Parteien. 
Man hat ſich alſo für Herrn v. Liebert bemüht — das 
wird zugegeben —, die Kandidatur Fritſche rückgängig zu 
machen und bie Kandidatur Liebert als einzige Kandidatur 
der Ordnungsparteien aufrecht zu erhalten, um ihm gleich 
im erften Wahlkampf zum Siege zu verhelfen. 


(Zurufe.) 
— Ja, Herr Abgeorbneter v. Liebert, ich behaupte nicht, 
daß Sie Kenntnis davon hatten. 
, (Zuruf rechts.) 

— 63 ift mir auch gleichgültig, ob Ste dieſe hatten. Für 
mich hanbelt es ha bier nur darum — berftehen Sie 
mid) recht —, nachzuweiſen, dab bie Neichöregierung und 
bie ihr unteritellten Organe in ungehöriger und ungefeb- 
licher Weife in den Wahltampf eingegriffen haben. 

(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten.) 
Das will ih beweifen, indem ich bie Außerungen ber 
„Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ in bezug auf Ihre 
Berfon anführe. 

Während num Herr v. Liebert noch in dieſem Augenblid 
durch Abwehrbewegungen ſich dagegen verwahrt, Regierung 
fanbibat geweſen zu fein, haben wir in der freifinnigen Partei 
einen Herrn, ber freiwillig und öffentlich erklärte, er jet 
Regterungstanbibat. u J * 5 Abgeordnete Hermes. 

eiterfeit. 
Herr Hermes ift in bem betreffenden Wahlkreife umber- 
gezogen und hat auf Angriffe mehrfach erflärt, dab er 
ein ber Regierung genehmer Kandidat fei. 
(Hört! hört! in der Mitte und bet ben 
Sozialdemokraten.) 
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Das war natürlih für feinen Gegenkandidaten bon ber (C) 


fonfervativen Partei ein unangenehme Sadıe. 
(Heiterkeit) 

Diefer wandte fi aljo hierher nad) Berlin, um zu hören, 
wie es ftehe. Es war Freiherr v. Richthofen » Merihüg 
im Kreiſe Jauer, der in jener Zeit — es war Ende 
Januar — in Berlin weilte und offenbar — es tft zwar 
nicht direkt gejagt, aber man kann e3 aus ber Depeſche 
ſchließen — ſich hier an offizieller Stelle erkundigt hatte, 
was MWahres an ber Hermesihen Angabe fet. Darauf 
fandte Herr v. Richthofen an ben betreffenden Wahl- 
kreis, in bem Herr Hermes fandibierte, folgendes Tele- 
gramm: 

Fürft Bülow hat, wie bier authentifch ermittelt, 

mit Dr. Hermes über deſſen Reichſtagskandidatur 

gar nicht geiprodhen, ihm daher aud nicht gejagt, 

baß er bie Wahl von Hermes wünſche, oder fid) 

gewundert, daß Konfervative in Jauer-Wolken—⸗ 

ae befondere Kandidaten aufgeftellt 

ätten. Ste können von biefer Mitteilung öffent: 

ih Gebrauch maden. 
Natürlich hat die konfervative Partei von dieſer Nachricht 
fofort öffentlih Gebrauh gemadt, und das berurfachte 
ben Freiſinnigen einen Todesſchreck. 

(Heiterfeit.) 

Sie fürdteten, daß Herr Hermes gegen ben Lonferbativen 
Kandidaten unterliegen könnte. Flugs jest fi alfo ber 
—— Wahlausſchuß, beſtehend aus den Herren 
Kunde, Bureſch, Kuring und Krauſe, Hin und veröffent⸗ 
lichte am 23. Jannar 1907 eine Erklärung auf Grund 
ber Mitteilungen, die Herr Hermes ihnen gemacht hatte. 
In dieſer Erklärung heißt e3: Herr Hermes habe Ende 
Dezember in Berlin einen Bortrag über die Situation 
gehalten, über den in ber „Boffifihen Zeitung“ berichtet 
worden fei. Diefen Bericht habe der Reichskanzler gelelen, 


worauf er Herrn Dr. Hermed zu einer Beiprehung am (D) 


2. Januar zu fich gebeten habe. Alsdann heißt es weiter 
in der Erklärung des MWahlausfhuffes ber freifinnigen 


Bartei: 

Dabei fprad ber Reichskanzler feine volle Be: 

friedigung über die von Dr. Hermed in jener 

Berfammlungkundgegebenen politifhen Erklärungen 

aus; er äußerte feine Anficht bahin, daß der bi3- 

berige Befisftand der mattonalgefinnten Parteien, 
wenn irgend möglich, überall zu wahren el, und 
daß eine fonferbative Kandidatur gegen Dr. Hermes 
ber politifhen Gefamtlage nicht entiprede. 
(Heiterkeit und Hört! Hört! bei den Sozial⸗ 
demofraten.) 
Das habe nah Herrn Hermes ber —— ihm 
erklärt. Das Komitee ſagt alſo: was wollt ihr? — hier iſt 
ſchwarz auf weiß bewiefen, daß ber Reichskanzler Herrn 
Dr. Hermes als offiziellen Kandidaten angefehen hat. Es 
heißt weiter in der Erklärung des Wahlausſchuſſes: bon 
diefer Mitteilung babe Herr Hermes verſchiedentlich im 
Wahltreife Gebrauh gemacht, was man ihm dod nicht 
übelnehmen könne. — Freilich jegt nit mehr, aber bor- 
dem galt es als ber größte Schimpf, als bie größte 
Schande bei den freifinnigen Parteien, offizieller Kandidat 
ber Regierung zu fein. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Freilich ift mittlerweile vieles anders geworben, und 
wundern tum wir und über nichts mehr. 

Weiter, meine Herren, babe ich bier vor mir mod 
ein Aktenftüc, das ebenfalls in eflatanter Weife die Tätig- 
feit der Regierung&behörben in bem letzten Wahltampf 
beweift. Belanntlih war damals in Rheinland und Welt: 
falen bei ben engeren Wahlen bie Frage entftanden, ob 
das Zentrum und bie übrigen bürgerlien Parteien nicht 


gegen die Sozialdemokratie gemeinfame Sade machen ei 
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(Bebel) 


A) jollten. Die Verhandlungen find ſchließlich, fontel ich 


weiß, daran gefcheitert, daß ein Teil ber Kölner Liberalen 
unter feinen Umſtänden bereit war, für die Kandidatur 
unfered Kollegen Herrn Dr. Trimborn einzutreten. Daran 
fcheiterte die Sache. Diefer Vorgang hat jpäter zu großen 
Erklärungen für und wiber in ber rheinifhen Preſſe ge: 
führt. Inter anderen hatte Herr Profeſſor Moldenhauer 
eine Erklärung abgegeben. Darauf antwortete die Leitung 
der Zentrumdpartei, um mitzuteilen, daß von bem 
Berhandlungsorte aus im Auftrage der Regierungs— 
bertreter 
(hört! hört! bei ben Sozialbemofraten) 

nad drei Stellen telephoniert und ein beftimmter Ber- 
treter der PZentrumdpartei gewünfht wurde, weil in: 
zwifhen plöglid Herr Dr. Semler aus Berlin angelommen 
fei. Hier enthüllt fih Herr Dr. Semler in einer ganz 


neuen Rolle. 
(Hetterfeit.) 

Wir haben ihn freilich ſchon öfter in ber Nolle des frei- 
willigen Regterungdlommiffard auftreten ſehen; daß er 
aber auch al3 freiwilliger MWahlvermittler für die Re— 
gierung auftrat, das war neu. 

(Zuruf Ins: Er tft es ja gar nicht gewefen!) 
— Ih kann mih doch nur an bas halten, was hier 
offiziell mitgeteilt ift! 

(Erneuter Zuruf.) 

— Dann möge Herr Dr. Semler das berichtigen. Ich 
habe hier die Erklärung, die feit einer Reihe von Tagen 
durch bie Preſſe gegangen ift; ich kann mich alfo nur an 
diefe halten. Obendrein handelt e8 ſich um eine Richtig: 
ftellung, die das Zentrumskomitee in feiner Erklärung bem 
Profeſſor Moldenhauer angebeihen ließ. 

Es ift weiter im der Zentrumserflärung vom einer 
Beiprehung die Rebe, weldye die Vertreter ber Regierung 
auf Donnerdtag, Nahmittagd 3 Uhr, anberaumt hatten, 


(B) und die fi bis gegen '/,6 Uhr hinzog und zu welcher 


nicht nur zwei Zentrumsbertreter aus Köln, fonbern ſogar 
noch fünf Zentrumdpertreter aus anderen Wahlkreifen an: 
wejend waren. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemotraten.) 
65 wird weiter erzählt, baß ber Kampf um bie Einigung 
gegen bie Sozialdemokratie drei Tage lang gebauert habe. 
Drei Tage lang hätten die Vetreter der Regierung, unter 
denen fih der Oberpräfibent der Rheinprobinz Freihert 
v. Scorlemer befand, wegen ber eg Pig in Köln 
zugebradht, und ſchließlich mußten fie refultatlos aus: 
einanbergehen. 
’ (Hört! hört! bei ben Sozialdemotraten.) 
Hier, meine Herren, ift aljo ein neuer Beweis erbradit, 
daß Vertreter ber Regierung, darunter der Oberpräfibent 
ber Rheinprobinz Freiherr v. Schorlemer, an Berhand- 
lungen teilgenommen hatten, die den Zwed verfolgten, 
bie Sozlalbemofratie bei ben Stihwahlen nad Möglichkeit 
auszuſchalten. 

Ich meine alſo, nach allen dieſen Beweiſen kann es 
ug tig niemand mehr beftreiten, da in dieſem Wahl: 
famp offegtel in einer Weife zu Gunften gewiſſer Partelen 
—æ worden iſt, wie wir das bisher niemals im 
Deutſchen Reiche erlebt haben. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Wir wünſchen zur Ehre des Reiches, daß es niemals 
wieder in ähnlicher Weiſe geichehen möge. 

Meine Herren, den Wahltampf Haben die Parteien 
zu führen, den hat das Volk zu führen, nicht die Regierung. 
In dem Wahltampf fol ar ehr werben ob für ober 
gegen bie Regierung; ba darf und foll die Regierung fi 
nicht einmiſchen. 5 Bolt fol frei und ungehindert feine 
Meinung äußern. Jede Partei mag, fo gut fie es vermag, 
ihren Standpunft vertreten und Propaganda für fi 
machen, das ift ihr gutes Recht. Aber wir verlangen 


gleiches Recht, gleihen Winb und gleihe Sonne für alle (C) 


ohne Ausnahme. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

So gehört e3 fi, zu ftehen und zu fechten, aber nit in 
biefer napoleonifhen Manier, wonah bie Behörden zu 
Gunften beftimmter Parteien eingegriffen haben. So ber 
Herr Reichskanzler, die Reichskanzlei, dad Kolonialamt, 
das Marineamt, dad Reichöpoftamt, der Generalftab, das 
Oberfommando der Schußtruppen und zuletzt aud noch, 
wie wir ſehen, das Miniftertum bes Innern in Preußen 
durch den Oberpräfidenten v. Schorlemer⸗Lieſer in der Rhein⸗ 
probinz. Mehr Beeinfluffung durch bie Regterung tft wohl 
niemald in einem Wahlkampf zutage getreten als hier. 
Sonft handelte e3 fih, wie gelagt, nur um einen Landrat 
ober einen Bürgermeifter, im höchſten alle um einen 
Regierungöpräfidenten, ber im ungeeigneter und ungefet- 
liher Weiſe in die Wahlfämpfe fi etnmifchte; bier handelt 
e3 fi um Die ganze Reichs- und Staatdorganifation von ben 
oberften Behörden bis zum legten Poltzeidiener herunter, 
bie alle nach einer beftimmten Richtung tätig waren. 

Im weiteren — obgleih es wohl nicht fehr not: 
wendig ift, ben Flottenberein al3 einen politiichen Verein 
anzımageln — made ich noch auf bie Nußerung bed 
Deutihen Kaiſers aufmerffam zu dem Firften v. Salm: 
„Mein lieber Fürft, die Wahlen find ja vorzüglid aus: 
rg und id freue mid, daß ber Flottenverein feine 

ade jo präditig gemacht hat.” Wollen Sie behaupten, 
meine Herren, daß ber Deutihe Kaiſer jo umunterrichtet 
pemeien fei, daß er nur aus einem blinden Gefühl heraus 
em Fürſten v. Salm fein Kompliment madte? Ich glaube, 
da würde man ben Deutfchen Kaiſer ſchwer beleidigen; 
id bin überzeugt, der Hohe Herr hat ſich genau über bie 
Vorgänge im Wahllampf unterrihtet. Er war viel beffer 
über die Cingriffe von oben unterrichtet, ald wir es 
jemald gewejen find. Auf ber anderen Seite ift ber Bor: 
ang interefjant, der fih im Februar am Stihwahltag (D) 
Bier in Berlin ereignete, der zeigte, wie ber Kaiſer 
den ganzen Kampf auffaßte. Belannilih zogen um 
Mitternacht große Maſſen vor das Berliner Schloß und 
braten ihm eine Ovation. Der Kaiſer erſchien darauf 
am Fenſter und zitterte einen Ver aus Kleift's Drama 
„Der Prinz von Homburg“, den er zu Gunften biejes 
Wahllampfes auslegte. Der Vorgang in bem Drama ift 
zu intereffant, um nicht furz erwähnt zu werben. Belannt: 
li gab der Prinz vom Homburg bei Fehrbellin den Aus: 
fhlag zu Gunften des Sieges ber Brandenburger über 
bie Schweden. Die Art aber, wie ber Prinz von Hom— 
burg ben entfcheidenden Angriff ausführte, war wider ben 
gegebenen Befehl, war wider die Ordnung. Darüber war 
ber ſturfürſt äußerft aufgebradt, und trog des erlangten 
Erfolges wollte er den Bringen von Homburg zur Ber 
antwortung ziehen. Darauf entfteht zwiſchen ihm und 
bem Oberften v. Kottwig ein Disput. Der Oberft 
vd. Kottwitz fagt babei: 
Die Kunſt jest lernten wir, ihn zu —— 
Und ſind voll Luſt, ſie fürder noch zu üben. 
Darauf antwortete aber der Kurfürſt: 
Den Sieg nicht mag ich, ber ein Find bes Zufalls 
mir von ber Bank fällt; 
Das Geſetz will ih, die Mutter meiner Krone, 
aufrecht halten, 
Die ein Geſchlecht von Siegen mir erzeugt. 
Der Kaiſer afzeptiert aber nicht das Urteil des Kurfürften, 
auf den er fonft jo große Stüde hält, er afzepttert viel- 
mehr das lirteil des Oberften Kottwitz, der antwortet: 
Mas kümmert dich, ich bitte dich, die Regel, 
AR - ber Feind ſich fhlägt, wenn er nur 
nieber 
Bor dir mit allen feinen Fahnen finft? 
Die Regel, die ihn ſchlägt, das ift die höchſte! 
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(Bebel. 





(A) Das heißt alfo: auf die Art, wie ich fiege, kommt es 


niht an, ob alfo im vorliegenden Falle der Wahlkampf 

anftändig oder umanftändig geführt wurde; die Haupt: 

face ift, daß man gefiegt hat, daß wir „niebergeritten“ 

y y — auch mit den gemeinſten Mitteln, die denk— 

ar ſin 

(Große Unruhe und Gelächter rechts. Sehr richtig! 

bei den Sozialdemokraten.) 

Das iſt durch dieſes Zitat zugeſtanden worden! 

Nun haben in dieſem Wählkampf auch die Verleum— 
dungen des Reichſsverbandes gegen bie Sozialdemokratie 
eine große Rolle geſpielt. Es würde mich ſtundenlang, 
vielleicht noch länger, in Anſpruch nehmen, wenn ich alle 
die Unwahrheiten, bie breiften Fälſchungen und Unter— 
ihlagungen in ben Zitaten bier anführen wollte, mit 
benen ber Reichſsverband im feinem „Handbuch fir nicht 
fozialdemofratifche „Wähler“ und auch fonft in feinen 
Flugblättern operiert hat. Es ift harakteriftiih, daß 
fogar Herr v. Liebert in feiner legten Nebe ein Zitat aus 
dem Zltatenſchatz des Reichsverbandes bradite, das mit 
ber Wahrheit auf dem geipannteften Fuße fteht. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Das betraf mih. Ich gebe zu, daß Herr v. Liebert als 
Generaliffimus bes Reichsverbandes, und ba er jelber im 
Wahlkampf ftand, unmdglih alle die Schriften, die der 
Reichsberband herausgibt, und die ind Unendliche gehen, 
lejen fann; aber troß alledem, wenn man als Präfibent 
— oder, wie ber Herr Landgerichtsrat Hagemann, als 
Bizepräfident — an ber Spike eines folden Verbandes 
fteht, fo ift man moraliid für das verantwortlich, was 
ber Berband tut. Und wenn fi dann Herr v. Liebert 
noch auf ein Zitat ftütt, das falſch ifl, das zehnmal, 
hundertmal in ber Preſſe, in Flugblättern berichtigt 
worden iſt, meine Herren, dann wird es mir allerdings 
ſchwer, zu glauben, daß er nicht gewußt haben fol, daß 


(») er ein falſches Zitat angebracht hat! 


. (Rufe rechts: Wie heißt es denn?) 
— Bitte ſehr! Das betrifft meine Außerung in München 
über die Agrarier. Nah dem gefälichten Zitat des 
Reihöverbandes, dad Herr v. Liebert wiederholte, ſoll ich 
gefagt haben: 
Es gibt feinen egoiftifheren, feinen rüchſichts- 
Ioferen, feinen brutaleren und feinen bornierteren 
Menihenihlag als die bäuerliche Klaſſe, gleich 
viel welcher Gegend. 
(Zuruf rechts: Das ift in München gejagt!) 
— Das fage ih ja, das ift aber nicht richtig! 
j (Na, na! rechts.) 
— Da hört aber doch alles auf, wenn Sie das abjtreiten, 


was ic jagte. 
(Heiterkeit rechts.) 
Sie haben hier die offiziellen Protokolle der Partei, und 
da fteht e8 anberd! Dort fteht: 
Es bewahrbeitet fi bier wieder einmal, daß es 
feine egoifttfchere, feine rüdfichtölofere, brutalere, 
aber aud feine borniertere Klaſſe gibt, als unfere 
Agrarier. 
(Zuruf rechts: Das iſt dasſelbe!) 
Aus den Worten: „unſere Agrarier“ hat man gemacht: 
„bäuerliche Klaſſe“ und hat Hinzugefegt: „ohne Unterſchied 
der Gegend.“ Das find die Fälfhungen, die vorgenommen 
wurden! Wenn man zitieren will, b. Xiebert, dann 
muß man anftändig zitieren, dann muß man wahrheits— 
gemäß zitieren, und wenn Sie dann noch glaubten, aus 
diefen Worten einen Angriff gegen mid richten zu können, 
fo konnten Sie dad tun. Aber Sie durften nicht fälſchen, 
wie hier gefälfcht worden ift, ober wie der Verband, der 
diefe Zitate brachte, gefälſcht hat! 
(Sroße Unruhe und Zurufe rechts. Sehr richtig! 
bei den Sozialdemokraten.) 


— Ich habe mit Ihnen noch mehr zu tun, ih bin mit (0) 


Ihnen noch nicht fertig! 
(Laden rechts.) 

Ich will nur nod auf wenige Tatfachen zu fpreden 
fommen, um meine Anklage weiter zu beweifen. Es 
wird in ben Angaben des Verbandes behauptet, daß bie 
Vormwärtöredattenre bis zu 10000 Mark Gehalt befämen, 
und daß im ähnlicher Weile die Redalteure ber „Neuen 
Zeit” bezahlt würden. Das wird behauptet, obgleich in 
den offiziellen Protofollen, den Abrehnungen bes Partei- 
borftandes mit Leichtigkeit herauszuredhnen war, daß dad 
gar nicht möglich if. Meine Herren, ich will Ihnen ohne 
Rüdhalt jagen, daß wir 10 Redakteure am „Vorwärts“ 
haben, an einem Blatt, bad 138000 Abonnenten be: 
fest, alfo weit mehr als die meiften anberen Berliner 
Zeitungen. An dieſem Blatte erhält der hödjftbezahlte 
—— 4500 Mark und nicht 10000, 16 000, 20 000, 


Guruf), 
ja 60 000 Mark, wie mir zugerufen wird, wie manche 
bürgerliche Zeitungen bezahlen. 

(Zuruf rechts: Das find Hungerlöhne!) 
— Dad find Humgerlöhne, jawohl! Wenn unfere 
Redakteure 3. B. die Gepflogenheiten bes Herrn v. Hammer 
ftetn hätten, bann würden fie damit allerdings nicht aus— 
fommen. 

(Sehr gut! bei ben Sozialdemofraten.) 
Aber wehe dem Redakteur, ben derartiges gelüften würde, 
für den wäre bei und fein Play mehr! Es ift mit 
unferen Rebakteurgehältern wie mit ben Entihäbigungen 
für Agitationen. Als wir hier vor einigen Tagen hörten, 
daß ein Offizier für einen Vortrag in einer oftbeutichen 
Stadt den Fahrpreis zweiter Klaſſe und 150 Mark Ent- 
ſchädigung für feinen Vortrag erhielt, da fagte ih mir: 
wie ftehen da die armen Schluder in der Sozial: 
demofratie! 
Vortrag? Diefe zahlt Fahrkarte dritter Klaſſe, allenfalls, 
wenn ed fih um eine eilige Sade Handelt, zweiter 
Klaſſe, und Diäten pro Tag nur 8, 10 und 12 Marl. 

(Zuruf bei den Sozialdemokraten.) 

Und Referenten, bie in der Nachbarſchaft, innerhalb weniger 
Meilen Vorträge halten, befommen, wie mir zugernfen 
wird, nur 5 bis 6 Marl. Das ift ein Iinterfchieb! Wenn 
Sie meinen, e8 wirb bei und mit dem Gelbe gefchleubert, 
dann find Ste auf dem Holzwene. 

(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten.) 
Das iſt begreiflid: dem Arbeiter wird jeder Groſchen 
ſchwer, ben er zahlt, er will aljo aud) genaue Abrechnung 
haben, was mit feinem Gelde gemadt wird. So ähnlid 
früher hier im Reichſtag, ald wir nod) feine Diäten hatten, 
aber ber größte Teil unſerer Parteivertreter Unterftügung 
erhielt. — Was wurbe denn Damals gezahlt? 3,5, 7 Mart, 
im höchſten Falle erhielt einer, wenn er ein felbftändiges 
Geihäft zu Haufe hatte und einen Vertreter dazu brauchte, 
10 Mark pro Tag. So fteht ed mit den Arbeitergrofchen, 
bie in ber Sozialdemokratie verwüftet werben follen. Und 
bafür wird Arbeit verlangt, weit mehr als in irgend einer 
anderen Bartei. Der Redalteur iſt nicht bloß Redakteur, 
nein, er tft auch Agitator. Er wird für alle möglichen 
Parteidienfte herangezogen. 

Ih will zur Ergänzung des Materiald noch auf 
einige Lügen und Berleumbungen hinweiſen, die, trotzdem 
fie offiziell von und richtiggeitellt wurben, ber Berband 
zur Verleumbung der Sozialdemokratie dennoch wieder: 
holte. So die Bezeihnung „zweibelnige Tiere“, bie mein 
Freund, ber verftorbene Abgeordnete Lieblnecht fih gegen 
die Soldaten erlaubt haben ſollte. Wir haben Ihnen 
ihon dargelegt, und zwar jhwarz auf weiß, daß biefe 
Angabe nicht wahr iſt. Lieblknecht hatte nicht die Soldaten 
gemeint, fondern cr hatte gejagt, die Militärleitung fehe 


Was zahlt die Sozialdemokratie für einen (D) 
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(Bebel.) J 





(A) bie Soldaten als zweibeinige Tiere an und behandle fie 


als ſolche. Dagegen legen wir aljo Verwahrung ein, daß 
man dieſe Ausfagen fälſcht. So tft gelogen worben in 
unerbörter Weile und wird weiter gelogen werben. 

(2ebhafte Zuftimmung bei den Sozialdemofraten. 

Stürmiihe Zurufe rechts.) 

Weiter, meine Herren, hat man uns unſere Stellung zu 
ben Wuchergeſetzen vorgeworfen, wir hätten dagegen ge— 
ftimmt. Auch bier haben unfere Zeitungen auf Grund 
der parlamentarifhen Berichte nachgewieſen, daß wir nicht 
gegen bie Wuchergefeße waren, daß wir fogar Verbefferungs- 
anträge geftellt und fchließlich für dieſelben ſtimmten. Trotz⸗ 
bem und alledem wird, genau wie mit dem Zitat über 
Münden, nad) wie vor bie Lüge verbreitet. 

Wie gelogen wird, dafür habe ich vor wenigen Wochen 
erſt an meinem freunde Singer und an meinem eigenen 
Leibe ein eflatantes Beiſpiel erlebt. Herr Liebert erklärte 
neulid, dieſe Züge träfe nicht den Neichöverband. Es 
handelte fih um bie Nadridt, wonad mein Freund 
Singer und id an Kaiſers Geburtötage bier im „Roland“ 
zu Berlin ein Ghampagnergelage gehabt haben follten. 

(Heiterfeit.) 
Meine Herren, ich bezeichnete dieſe Behauptung als Lüge. 
Was geſchieht? Die „information“ erklärte darauf: „Unfer 
Gewährdmann behauptet, das fei doch wahr, und gibt das 
Lokal an“. — Ich erkläre wieder: das ift nicht wahr; ich 
bin nicht dort gewefen, id war an dem Tage gar nicht in 
Berlin. Endlih muß man mir glauben. — „Aber, jekt 
wird gefragt: „wo bleibt Herr Singer?” Der hatte nichts 
erflärt. Nachträglich mußte alſo Singer noch ertra 
erflären, daß auch er nicht im „Roland* geweſen jet. Und 
nun, meine Herren, was am ſchlimmſten ift: dieſe Nach— 
richt, bie jelbftverftändlih nur darauf beredinet war, uns 
zu biöfrebitieren, geht dur die ganze beutiche Preſſe. 
3: bis 10000 beutiche Zeitungen und die des Auslandes 


(B) druden dieſe Büge ab. Ich Habe von 10 verfhiebenen 


Zeitungen durch Einfchreibebriefe Berichtigungen erzwungen; 
alle anderen aber ſchweigen, bringen die Lüge weiter, 
rühren fi nicht. Inter anderem fommt mir eine Nachricht 
von M.sGladbadh. Dort cıfcheint ein fogenanntes 
unparteiifches Blatt, ber „Beueralanzeiger”, ber aud bie 
erwähnte Lüge gebracht hatte. Darauf geht einer meiner 
Barteigenofien mit meiner Erklärung bin und erfucht um 
Aufnahme der Berihtigung. Darauf erklärt die Rebaltion 
— man follte eine ſolche Schamlofigkeit nicht für möglich 
halten —: „Gegen bie Aufnahme der Beridtigung haben 
wir nichts, aber erlegen Sie erft 20 Marf, dann wollen 
wir fie aufnehmen!“ 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Kaun ed etwas Frecheres, etwas Schamlofered geben? 
Und fo, meine Herren, geht es im einem großen Teil 
der bürgerlichen Preſſe! Dieje Lügen werben immer 
wiederholt, fie find darauf berechnet, die Partei, und 
uns und unfere Stellung zu disfrebitieren. Man wird 
ſich täufchen. 

Meine Herren, es ift ja der Zwed und bie Aufgabe 
des Neihöperbandbes zur Verleumdung ber Sozialdemo: 
fratie, namentlich die Führer der Partei durch derartige 
Mitteilungen zu biöfreditieren. Wie weit die Dinge 
nehen, dafür will ih Ihnen ein Beiſpiel erzählen. Es 
ift mir paffiert, daß, während ich in einer fremden Stabt 
in einem Hotel wohnte, Agenten bed PVerbandes hin: 
gegangen find und fid erfundigten, was ich berzehrte 

(Heiterkeit), 

was ich bezahlte 

(große Heiterkeit), 
was ich für —— gegeben hätte. 

(Wiederholte große Heiterkeit.) 
63 ift vorgelommen, daß man in das Haus geht und 
fi) bei den Hausbewohnern erkundigt: „Was hat denn bie 
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und bie Familie für ein Renommee? Gelten fie als an: (0) 


ftändige Leute? Wie behandeln fie ihre Dienftboten ?* 
(Große Heiterkeit bei ben Sozialdemokraten 
und hört! hört!) 
Das if die Methode, wie heute ausgeforfcht wird, 
um Material für Verbähtigungen und Berleumdungen zu 
befommen. 

Ih will das Gefagte weiter beweiſen. Es ift kein 
anderer als Herr Lorenz, der Nebaktenr ber „Antiſozial⸗ 
demokratiſchen Korrefpondenz" — — 

(Zuruf rechts.) 
— Ja, Herr v. Liebert, wenn Sie doch ein bißchen 
ruhiger fein wollten! 
(Stürmifhe Heiterkeit.) 

Wenn Sie vor allen Dingen erft abwarten wollten, was 
ih ſage! Ih will Ste augenblidlih nicht perſönlich an- 
Hagen, ich klage jest Ihren Berband an, und zu biefem 
Zwede habe ich hier eine Erklärung bed Herrn Lorenz 
von der „Anttfoztaldemofratiihen orrefpondenz“, eines 
Mannes, der feit Jahren — — 


(Zuruf redt3.) 

— Lorenz, jawohl er ift ein Mann, der ehemals Sozial- 
demofrat war! Es ift ein geichidter Scriftiteller, ber 
ſich lange vor dem Neichöverband bemühte, die Sozial- 
demofratie totzumaden. Diefer Mann ftand mit dem 
Reichöverbande in Verbindung; er follte für den Reichs— 
verband arbeiten. Über diefe Verhandlungen teilt nun 
Herr Lorenz folgendes mit: 

Bald darauf wurde ih zunächſt mündlich und 

dann auch fchriftlich erfucht, nicht mehr Artikel 

biöheriger Art zu bringen, 
— das heißt rein fachliche Artikel — 

ic müßte vielmehr meine Aufgabe beſonders darin 

erbliden, mir Material gegen die in der Sozial: 

bemofratte führenden Berfönlichleiten zu berichaffen 

und biefe anzugreifen. 

(Hört! hört! bei den Sozialbemofraten.) 
Deine Herren, das ift alſo bie birefte Aufforderung, 
perfönlihe Verdächtigungen, perfönlihe Berleumbungen, 
verfönlige Nieberträdhtigungen gegen bie Führer ber 
Sozialdemokratie zu jchleubern, weil das bie eigentliche 
Aufgabe und Kampfweiſe des Verbandes zur Berleumbun 
ber Sozialdemofratie ift! Das ift bier Schwarz auf weih 
niedergelegt in ber veröffentlichten Erflärung des Herrn 
Lorenz, zu ber ich feine Berichtigung gefunden habe. 
Herr v. Liebert hat auch fonft eine befonbere Tätig: 

feit entfaltet in bezug auf bie Tötung ber Sozialdemokratie. 
Er hat diefe Brofhüre (vorweifend) im vorigen Jahre 
verbrodhen, eine Brofchüre, im deren Vorwort es heißt: 

Don verſchiedenen Seiten bin ich aufgefordert, 

ein Handbuch zu verfafien, das den Offizier über 

bie ftaatögefährlihe Richtung ber Soztaldemofratie 

aufflärt und ihm einen Anhalt zur Belehrung 

ber Mannihaften in königstreuen Sinne gewährt. 
über dieſes Schrifthen urteilt Herr Lorenz aber folgender: 


maßen: 
Aus dem Gefühle einer gewiſſen theoretiſchen 
Bewunderung heraus für ben preußtichen General 
find wir nur um fo entjegter, wahrnehmen zu 
müfjfen, in welcher gar nicht e charalteriſierenden 
Weiſe dieſer General im grellen Licht der Öffent- 
lichkeit entgleift ift, alö er fi auf das Gebiet 
ber antifozialdemokratifhen Politik und Publiziſtil 
begeben zu müflen glaubte. 
(Hört! hört! bei den Sozialbemofraten.) 
Eine fchärfere Verurteilung ber politifhen und literariſchen 
Tätigkeit des Herm v. Liebert kann nicht ausgeſprochen 
werben. Ich habe mir auf dieſes Urteil hin dieſes Broſchürchen 
angeihafft und gelefen umd muß fagen: eine loddrigere, 
oberflädhlichere, durch faljche Beurteilung glänzende Schrift 
34 
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(Bebel.) 
(A) iſt —— niemals vorgekommen als dieſe Schrift des Herrn 
vd. Liebert 
(hört! hört! bei den Sozialdemokraten), 

die eine Art Vabemecum für Difisiere fein fol. Wenn 
Sie in diefer Weile Ihre Agitation weiterbetreiben, haben 
wir Sie nicht zu fürchten. 

Aber, meine Herren, Herr v. Liebert Hat auch getreu 
den Trabitionen feines Verbandes im Wahlfampf gefämpft. 
Es ift mir eine Reihe von Mittellungen aus feinem Wahl: 
freife zugegangen. Unter anderem bat er in einer Ber: 
fammlung in Pegau meine Barteigenofien Bollmar, 
Südekum, Stabthagen, Singer und mid in einer geradezu 
ungualifizterbaren Weiſe angegriffen. 

(Sürt! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Was haben wir im Wahlfampf des Herrn v. Liebert zu 
tum gehabt? Keiner von und war bort, feiner bon und 
hat dort geredet. Herr v. Yiebert greift uns an hinter 
verfchloffenen Türen. Wieberholt hat mein Parteigenoffe 
Schöpflin verlangt, freie Rede bei ihm zu haben. Eine 
Viertelftunde hat man ihm äußerftenfalls bewilligen wollen. 
Darauf hat mein Parteigenofie öffentlich den General der 
Feigheit bezichtigt, daß er nicht den Mut habe, mit ihm 
zu diskutieren. Endlich am legten Sountag vor der Wahl, 
als mein Parteigenoffe drei Wahlverfammiungen öffentlich 
angelündigt hatte, hatte man den Mut, ihm zu jagen: bu 
fannft jet kommen und reden. 

(Baden und hört! hört! bei den Sozialbemofraten.) 
Da war es ihm freilich nicht möglich, zu kommen, er hatte 
feine Zeit übrig. 

(Lebhafter Beifall bei den Sozialdemofraten.) 

Meine Herren, unter all den böfen Behauptungen und 
perfönlien Angriffen des Herren v. Liebert gegen uns 
will ich nur eine herborheben, die meinen Freund Singer 
betrifft. Ich freue mid, an biefer Sielle auf diefelbe zu 
ſprechen kommen zu fönnen, weil bieje mieberträchtige, 





(8) infame Lüge jegt volle zwei Jahrzehnte durch die Bürger: 


liche Preſſe geſchleppt wird und neuerdings wieder vom 
Berband e Verleumdung der Sozialdemokratie aufgewärmt 
worben iſt, ohne daß etwas dagegen zu machen war, auds 
genommen Singer hätte bei fo und jo viel Dugend Amts— 
gerichten im Deutſchen Reihe Strafanträge geitellt. 

Es find 20 Jahre, daß die Firma Singer heftig 
angegriffen wurde. Unter anderem wurbe behauptet, mein 
greund Singer habe einer Arbeiterin, die um höheren 
Lohn eingelommen jet 

(Zuruf_ reits), 
bie Antwort gegeben, fie jolle auf den Strih gehen. 
Deſſen beihuldigt man meinen Freund Singer noch heute. 
(Zuruf rechts: Seinen Kollegen!) 
— Nein, meine Herren, es tft dies Singer nachgeſagt 


worden. 
(Zuruf rechts: Rofenthal!) 
— Das war fein Kompognon! 
j (Rufe rechts: Na, ja!) 
Wie können Ste bad bem Abgeorbneten Singer — 
(Lebhafter Widerſpruch und Zurufe rechts.) 
— Bitte ſehr, es tft behauptet worden, und Sie jelber, 
wird mir gefagt, Herr v. Biebert, follen den Namen Singer 


genannt haben. 
(Zuruf redts.) 

— Herr v. Liebert, wenn Sie einen Bruder haben, und der 
Bruder ein Schuft wäre, und jemand Sie dafür ber: 
antwortlih machen wollte, dab Sie einen Schuft zum 
Pruber haben, was würden Sie dem Kerl, der Ihnen fo 
etwas zumntete, jagen? Sie würden ihn matürlich mit 
ben ftärkften Worten, die Ihnen zur Verfügung ftehen, 
zurechtweiſen. Ganz mit Recht. Hier handelt es ſich nicht 
einmal um einen Bruber, hier handelt es fih um einen 
fremden Menſchen. Wie kann man meinen Freund Singer 
dafür verantwortlich machen, daß bdiefer fein früherer 
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Kompagnon, diefer rohe, gemeine Menſch, einem Mädchen (C) 


gegenüber bie erwähnten Worte fagte? Und bod) find uns 
bon allen Seiten aud in biefem Wahlkampf wieder bie 
Berichte zugegangen, daß man gegen meinen Freund 
Singer dieſe Anklage richtete und nicht gegen Rofenthal. 
Denn, meine Herren, wer ift Rofenthal? Roſenthals gibt 
es Hunderte in Deutichland. 
(Große Heiterkeit.) 

Wenn gejagt würde, da3 hat der Nofenthal gejagt, dann 
würden die Leute antworten: „Was geht uns Rofenthal 
an?“ — dieſer hat niemald mit der Soztaldemofratie 
etwas zu tum gehabt und war, ſoviel id) weiß, ein aus— 
geiprochener Gegner derjelben. Nur zur Gharakteriftit 
der Art, wie unausgejegt gegen und gefämpft wird, 
habe ich mich für verpflichtet gehalten, diejen Vorfall 
anzuführen. 

Weiter war ein Herr Komoll im Wahlkreiſe des 
Herrn v. Liebert tätig, er war fein Wahlagent und wurde 
von einem Blatte fogar ald ber Freund bed Herrn 
vd. Liebert bezeichnet. Ich glaube, dad war zu biel ge— 
fagt. Diefen Komoll, der ebenfalld mit Lügen und Ber- 
leumdungen kämpfte, hat mein Barteigenofje Schöpflin 
in zwei öffentlihen Berfammlungen unter dem Vorfige 
des Amtsrichters Dr. Dtto:Goldig einen gemeinen Lügner 

enannt und ihn aufgefordert, ihn zu verflagen. Bis 
Pet ift das nicht gefchehen; er hat aber auch die infamen 
Beihuldigungen, die er gegen und und bie Partei richtete, 
nicht zurüdgenommen. 

(Hört! hört! bei ben Sozialdemofraten.) 

Dies wieder zum Beweiſe, wie in dieſem Wahlfampf 
gegen und gefämpft wurde! Und das, meine Herren, 
zum Zeil von Männern, die fid im hoher jozialer 
Stellung befinden, bie ftolz auf ihren Abel find, bie fi 
im Befige einer hohen Bildung wähnen, und infolgebeffen 
ein befonders feines Ehrgefühl befigen ſollen. 

(Heiterkeit und jehr gut! bei den Sozialdemokraten), 
die ſich aber nicht Shämen, in der gefchilderten Weife gegen 
und aufzutreten. 

Wir haben ein ähnliches Betipiel hier im Haufe erft 
vor wenig Tagen gehabt. Herr v. Dirffen hat am 11. dieſes 
Monats in der Situng bie gnwejenden ger 
Bertreter beſchuldigt, daß fie den Arbeitern Gelb erpreßten. 
63 heißt wörtlich im offiziellen Bericht: 

Sie werfen und vor, daß wir bezahlte Agitatoren 
ind Land ſchicken. Werben benn von Ihnen nicht 
Ihre Beamten bezahlt, z. B. bie Konſumvbereins⸗ 
beamten, die Gewertihaftöbeamten? und nicht 
einmal bon Ihrem eigenen Gelbe, jondern von 
dem Gelbe, das Sie 
— groß geſchrieben! — 
von den Arbeitern erpreffen? (Lebhafte Zurufe 
bei den Sozialdemotraten.) Ih glaube, das ift 
die Bezahlung, die Sie — 
Darauf ging bei meinen Parteigenoffen aufs neue ber 
Sturm gegen Herrn v. Dirtien 108. Der Herr Präſident 
unterbrach den Reduer und erklärte, nad) feiner Meinung 
babe der Reduer nit die Sozialdemokratie im Haufe 
— Das wurde von uns beſtritten; der Herr Präſident 
lieb aber bei ſeiner Behauptung. Darauf erklärte Herr 
vd. Dirkſen weiter: 
Selbſtverſtändlich habe ich mich an kein Mitglied 
der ſozialdemokratiſchen Partei im Haufe gewandt, 
fondern ich habe geſagt: Belannilidy werben bie 
Selber, die die Sozialdemokratie für ihre Zwecke 
braudt, aus den Arbeitern zum Teil erpreßt. 
— Das tft alfo etwas ganz anderes, als er 15 Zeilen 
vorher gefagt hatte. Fest leugnet Herr v. Dirkfen, daß er 
bie ſchwere Beihuldigung gegen und ausgeſprochen habe, 
wir erpreßten Geld bon den Arbeitern. Und als nm 
mein Barteigenofje Haben auf diejes Leugnen bin ruft: 
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(Beet) 


(A) „Schon wieder gelogen!“, wird nicht Herr v. Dirkſen, 


fondern ber Abgeordnete Kaden zur Ordnung gerufen. 
(Sehr ridtig! rechts.) 
Aber Herr dv. Dirkfen mußte ebenfal3 zur Ordnung gerufen 
werden! ch erwarte jett, nachdem ich biefe Tatfache 
bier angenagelt habe, daß ber Präſident von jenem 
Sitzungs bericht Kenntnis nimmt, woraus zweifello3 hervor: 
geht, daß Herr v. Dirffen die ſozialdemokratiſche Fraktion 
beihimpfte, und daß er dafür noch nadträglih zur 
Ordnung gerufen wird. Meine Herren, das paffiert einem 
Mann don Abel, einem Geheimen Legationdrat a. D., 
einem Katferlihen bevollmächtigten Minifter, unb wie bie 
ſchönen Titel alle heißen, einem Manne bon angeblich 
hoher Bildung und bejonders feinem Ehrgefühl. Meine 
Herren, ich habe mir längft abgewöhnt, unter dem Menfchen, 
ber es verſteht, in der Gejellihaft fein gejchniegelt auf: 
zutreten, nad allen Regeln Komplimente zu machen und 
all die ſchönen Redensarten papageimäßig herzufagen, bie 
man in der Gejelihaft für notwendig erachtet, Damit 
jemand als ein harmanter Menih gilt — ich fage, id) 
babe e3 mir längit abgewöhnt, einen Menjchen, der bieje 
geſellſchaftlichen „Tugenden“ befigt, deöwegen für einen 
anftändigen und gebildeten Menſchen zu halten. Ich weiß, 
daß unter ber äußeren Glätte ber Manieren fehr oft Hoheit, 
Gemeinheit und Brutalität in allen Formen zu finden ift. 
(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) 

Es ift ja viel von dem Ton, ben bie Sozial: 
demofratie angeihlagen babe, geiproden worden, nicht 
nur bon dem Herren db. Liebert und Kreth. Was fagen 
Sie 3.9. zu dem Ton, wenn ber Oberbirgermeifter ber 
Landeshauptitabt Dresden Herr Beutler an den jeßigen 
Bertreter Dreddens nad) der Wahl folgended Telegramm 
ſchickte: 

Dem tapferen und treuen Streiter für des Vater— 
landes Ghre, dem Sieger im Stampfe gegen 
Unverftand und Boöheit, dem verehrten Vertreter 
unferer Hauptftabt im Reichstag, fendet die herz— 
lihften Grüße und Glückwünſche. 

(Bravo! rechts. — Hört! hört! bei den Sozial- 

bemofraten.) 
— Meine Herren, Sie konnten mir gar feinen größeren 
Gefallen ermweifen, als biefes Bravo zu rufen, denn damit 
itelen Sie fi) auf die Stufe des Oberbürgermeifterö von 
Dredben. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Daß der Oberbürgermeifter, der aus den Steuergroſchen 
aller Bürger bezahlt wird, nahezu bie Hälfte der Wähler 
der fähflihen Hauptftabt, über 20000, ald Männer von 
Unverftand und Bosheit bezeichnet, iſt eine Infamte, eine 
Ehrlofigfeit. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
ferner, meine Herren, brachte bad Blatt des Herm 
Abgeordneten Stöder, dad „Reich“, vor einiger Zeit 
folgende Berfe: 
Die Roſa fuhr nah Often aus, 
Die Lily nad dem Weiten, 
Die Roſa in den Kerker frauß, 
Die Lily zu frohen Felten. 
Die Roſa machte Hungerftreif, 
Sp daß fte falt verredte, 
« Die Lily, tafelnd unterdes, 
Beihwipit fich leicht im Sekte. 
(Pfui! bei den Sozialdemokraten.) 
Es ift ein frommes Blatt, das dieſe Gemeinheit der aller: 
niebrigften Art bringt! 
Cachen rechts.) 

Meine Herren, ed harakterifiert gewifle Parteien im 
Reichſstage, daß fie einer ſolchen bodenlofen Bemeinheit und 
einer folden Bümmelhaftigkeit gegenüber auch nod laden. 

(Unruhe. — Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) 


Im Januar biejes Jahres, wenige Tage nad ber (0) 


Veröffentlihung des Silveiterbrief3 des Reichskanzlers, 
ſchrieb angeblich eine deutſche Frau an die „Boft* 
—— rief: 
Wäre es nicht zur Auflöſung des Reichstags 
gekommen, ich hätte einmal als Zuſchauerin von 
der Tribüne des Reichsſtags heruntergerufen: 
Bebel, wenn Sie denn ſchon gar fein Scham— 
An unb Gewiffen mehr haben, trogbem Sie 
chon mit einem Fuße im Grabe ftehen, fo laflen 
Ste fi) gelagt fein: es gibt auch unter und mande 
Charlotte Corday, Selen Ste auf Ihrer Hut! 
(Große Heiterkeit.) 
Nicht genug damit, daß jo etwas abgebrudt wirb, die 
„Poſt“ gibt dazu auch noch einen Kommentar und fagt, 
es jet durchaus begreiflic, daß bei der Art und Meile 
wie die Sozialdemokratie und fpeziel ich aufträte, ſolche 
Stimmen aus der beutfhen Frauenwelt laut würden, 
das ſei anzuerkennen. Meine Herren, hätte ein foztals 
bemofratifches Blatt ähnliches im bezug auf ben Reichs— 
kanzler geſchrieben, jofort wäre der Redakteur ind Gefängnis 
gewanbert und wäre eine Anklage auf Grund des Straf: 
geſetzbuchs erfolgt. Ih habe damald an die Redaktion 
des „Vorwärts“ gefchrieben — fte hat es leider nicht 
aufgenommen — befanntlih wurde Marat im Bade 
erdolcht — teilen Sie doch der Dame öffentlich mit, 
id fei bereit ihr unzugeben, wann fie mich im Babe 
treffen könnte. 
(Anbaltende große Heiterkeit.) 

Der Abgeordnete Kreth bat fih darüber entrüftet, 
daß in einem fozialdemokratiihen Blatte geftanden habe, 
ber Reichötag, „die Bande”, jet auseinandergejagt worden. 
Ich weiß nicht, ob Herr Kreth das Blatt im Original 
bor ſich gehabt hat, fonft hätte er doch ſehen müffen, daß 
es fih um die Wiedergabe eines Zitatö handelte. Zu 


jenen Tagen war die Nachricht verbreitet worden, eö folle (m) 


aus Büdeburg ein Telegramm eingetroffen fein, in dem 
eö geheißen habe: id werbe die ganze „Bande“ ausein— 
anderjagen. Der das telegraphiert haben foll, war aber 
ein ganz anderer ald ein Sozialdemofrat. 

(Heiterkeit bei den Sozialdemofraten.) 
Und, meine Herren, wenn einmal der Ton unter Anklage 
fteht, fennen Ste dad Wort nit: „Den Kerls auch noch 
Diäten?“ Oder das ambdere, geichleudert gegen meine 
Partei, von den „vaterlandsloſen Gefellen“, und ähnliche 
Beihimpfungen — kennen Sie das alles nicht? 

(Burufe rechts. Sehr richtig! bei den 

Spztalbemofraten. 
Sie kennen das natürlih alles. Ich will nur hervor: 
heben, das gehört auch alles zum „guten Ton“, ber gegen 
und in Anwenbung ift. Oder, wenn der Herr Reichs— 
fanzler, der es liebt, immer feine Überrafhungen zu 
bringen, bei einem Feſteſſen der Herren vom Landwirt⸗ 
ihaftörat voriges Jahr fagte: ben Wünſchen der Mgrarter 
ihenfe er immer geneigted Gehör; aber wenn nfche 
fümen bon anderer Seite, die er nicht berüdfichtigen wolle, 
lege er fi eine Rhinozeroshaut an. Gehört das aud) 
zum guten Ton, wenn ber Reichöfanzler, der erfte Beamte 
deö Reichs, davon fpriht, daß er unter Imftänden eine 
Rhinozeroshaut fi anleger 
‚  (Qeiterfeit) 
ober wenn er bei einer anderen Gelegenheit hier im Haufe 
fagte, er müſſe doch ein großer Ochſe fein 
5* Heiterleit bei den Sozialdemotraten), 

ober, wie wir meuli anläßlich der Verteidigung jeiner 
Haltung im Wahlkampf hörten, er dulde nicht, daß man 
der Regierung das Maul verbinder Und dann, meine 
Herren, dad Schimpfleriton der „Ebelften und Beſten der 
Nation“ auf dem Kaſernenhof und dem Grerzierplag. 

(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) 

S4* 
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(Bebel.) 
Wir haben uns — fehr oft ſchon darüber zu unter⸗ 
halten gehabt. Die betreffenden Herren find alle aus den 
fogenannten beften Familien des Landes, fie wären aber 
berähigt, ein vorzügliches Lexikon für Schimpfereien auzu— 
egen. 


(Sehr gut! bei den Sogialdemotraten.) 
Und wie fteht3 mit der Tonart auf ben oftelbifhen Guts— 
böfen? Darüber kann und vielleicht Herr v. Oldenburg 
etwas erzählen. 

(Heiterkeit bei den Sozialdemokraten. Zuruf reits.) 
Sie haben in allen diefen Richtungen bie größte Urſache, 
bor Ihrer eigenen Tür zu fehren. 

(Sehr wahr! bei den Sozialdemofraten.) 
Wenn auf jemand dad Sprichwort zutrifft: wer im Glas- 
haus fißt, ſoll nicht mit Steinen werfen, — dann geht 
da3 in allereriter Linie Ste (nad) recht3) an. 

(Sehr richtig! bei ben Sozialdemotraten.) 
Sie gelten Er als bie Nepräfentanten von Staat und 
Geſellſchaft, ald die Stügen von Thron und Altar 

(ehr richtig! rechts), 

Sie gelten auch als die Edelſten und Beſten der Nation 
(ehr richtig! rechts, große Heiterkeit bei den 
Sozialdemokraten), 

Sie find die Feinften der Feinen, die Gebilbetiten ber 

Gebilbeten 

(ehr richtig! rechts, ſtürmiſche Heiterkeit bei den 
Sozialdemofraten); 
aber wenn man im jenen Streifen Befcheib weiß, dann 
weiß man aud, daß mur gar zu oft Roheit, Gemeinheit 
und Niederträchtigfeit bie Herrihaft führen. 
(Zurufe rechts, erneute große Heiterkeit und 
ſehr richtig! bei den Sozialdemokraten. 
Glode des Präfidenten.) 


Bizepräfident Saempf: Herr Abgeorbnieter Bebel, 
ih habe Sie in biefem Augenblick fo verftanden, 
daß Ste ben‘ Herren auf biefer Seite (mad) — zu⸗ 
riefen, ſie ſeien die Gebildetſten der Nation, auf der 
anderen Seite ſtünde bie allgemeine Niedertracht. 

(Zuruf des Abgeordneten Bebel: Nein!) 
Dann bitte ich zu fagen, wie Sie e3 gemeint haben. 


Vebel, Abgeorbneter: Ich habe das Geſagte nicht 
auf bie Herren bier bezogen — ber ftenographifche Bericht 
wird das ausweiſen. 

(Vebhafte Zurufe links. — Reduer madt eine 
Handbewegung nad links. — Zurufe und 
Heiterkeit rechts.) 

— Ich möchte gerne auch Ihnen (nad) rechts) zuminten, 

aber Sie parieren nidt. 

(Zuruf reits.) 
— Id fanıı doch verlangen, baß man mir ruhig zuhört; 
Ste können ja naher reden. 

Guruf reits.) f 
— Herr v. Dlbenburg, dann gehen Sie bod zur Türe 
hinaus; ich verzichte gerne auf Ihre Anweſenheit. 

(Zuruf rechts. Glode des Bräfidenten.) 


Bizepräfident Kaempf: Ich bitte, den Herrn Rebner 
nicht zu unterbreden. 


Bebel, Abgeordneter: Was liegt mir daran, ob id 
einen preußtfchen Junker vom Schlage des Herrn v. Olden— 
burg als Zuhörer bier habe oder nicht! 

(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) 

Herr v. Biebert hat in feiner neulthen Rebe mid 
aufmerjam gemacht auf einen Lapſus, der mir begegnet 
ſei in den Ausführungen meiner Rebe vom 12. März 

egen ben Herrn Stolomialbireftor Dernburg. Er hob 
—— daß ich inſofern einen Fehler begangen hätte, als 
ich in meiner Ua des Herrn Stolonialbireftord 
300 000 Ballen in 300 000 Tonnen verwandelt und da⸗ 
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bei bie 1600000 Ballen, von benen ber Herr Kolonial- 
bireftor ſprach, ebenfallö für Tonnen angejegt hätte. 
Meine Herren, die hg ift vorhanden. Gie 
ift herbeigeführt worben durch bie Tatiache, daß der Herr 
Kolonialdiretor die Einfuhr von Rohbaumwolle im 
Jahre 1895 auf 300 000 Ballen angab, während fie nad) 
dem Statiftifhen Jahrbuch 300000 Tonnen betrug. 
Der Hauptfehler Itegt alfo nit bei mir, fondern beim 
Herrn Kolonialdirektor. 
(Natürlich!) 
— Ich will es Ihnen beweifen. — Der Herr Holonial- 
direftor fprad in dem Berichte, auf den ich mid bezog. 
von 300000 Ballen Baummolleinfuhr im Jahre 1895 
und von 1600000 Ballen Einfuhr im Jahre 1905. Es 
find aber im Jahre 1895 nicht 300 000 Ballen, fondern 
300 000 Tonnen Baumwolle, genau 300 837, eingeführt 
worben; und wenn ich hiervon bie Ausfuhr abrechne in 
Höhe von 33 826 Tonmen, fo verbleiben rund 267 000 
Tonnen. Es find hiernach aljo im Jahre 1895 nicht, wie 
ber Herr Solontaldireftor angab, 300 000 Ballen ein- 
geführt, fondern 1068000 Ballen, und die Differenz 
befteht nicht zwiſchen 300000 und 1600000, fondern 
zwiſchen 1 068 000 und 1 600 000, es ift nur eine Differenz 
bon 542 000 Ballen vorhanden und nicht von 1 300 000 
Ballen. Die Gelddifferen;, die der Herr Kolonialbirektor 
auf Grund feiner falihen Annahme herausrechnete, wonach 
Deutihland bei 40 Pfennig Preiöfteigerung pro Pfund 
eine Mehrausgabe von 470 Millionen habe, reduziert ſich 
danach auf 216 600 000 Matt. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemofraten.) 
— 635 war mir fehr angenehm, daß Herr v. Liebert mir 
diefe Berichtigung zuteil werden ließ; denn mun kam ich 
in bie Lage, bie ganze Rechnung nadhzuprüfen und nach— 
zuweiſen, daß ber Hauptfehler auf ber anderen Seite liegt. 
Bei biefer Gelegenheit hat Herr v. Liebert auch ge: 
meint, fie, die Afrikaner, die in dieſem Haufe feien, 
würden fünftig bei meinen Stolonialreden fchärfer aufs 
paſſen und fie fritifteren. 
unächſt fange ich mit der Kritik einer Kolonialrede 
an, die Herr v. Liebert hier im Haufe gehalten hat. Herr 
v. Liebert ift zwar neu als Reichstagsabgeordneter ein- 
getreten, aber er war am 13. Mat 1890 bereits in diefem 
Hanje ald Bunbestommiflar, als Königlich preußticher 
Major Liebert — er hatte damals nod nicht den Ndel, 
wie ich jehe. Cr hatte bei biefer Gelegenheit Bericht zu 
erftatten über die Wahrnehmungen, die er in Oftafrika 
gemacht hatte. Damals jagte er: 
65 ift mir zwar nur bergönnt gewefen, fünf 
Wochen in dem herrlihen Tropenlande 
(Heiterkeit bei ben Sozialbemotraten) 
zu verweilen. Ich Habe aber meine Zeit redlich 
benugt, um mid nad) Möglichkeit zu informieren 
über alles, was auf unfere militärtfche und fonftige 
Lage Bezug hat. 
Und an anderer Stelle jagt er: 
Wenn id ganz furz auf bie Landihaften ein 
gehen darf, bie ich perfönlich dort fennen gelernt 
Dee — es find das nur bie Stüftenlandfhaften —, 
o kann ich zunächſt bemerken, daß die nördliche 
Provinz Uſambara von Umba bis - Bangant- 
fluß einfach ald ein Paradies zu bezeichnen ift. 
(Sehr richtig! rechts. Heiterkeit bei den 
Sozialdemokraten.) 
— Sehr rihtig? Es bat ſich leider in dem verfloffenen 
17 Jahren ganz anders geftaltet. — An einer anderen 
Stelle feiner Rede jagt er: 
Ih habe mic) gefreut zu jehen, daß bei Bagamoyo 
ein Unternehmen in Angriff genommen wird, 
welches die Baummolltultur betreiben will, und 
an deſſen Spige Emin Paſcha treten wird. Es 


(C) 


(w) 
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ift dort ein Boden, der gerade für die Baumwoll⸗ 
fultur außerordentlih günftig ift. Bei Dared- 
jalam reiht der herrlidhfte Boden bi an die 
stüfte heran, man braudt da den Pflanzer mit 
dem Spaten nur anzufehen, um die beiten Früchte 
zu erhalten. 
(Rufe rechts: Alles wahr! — Wahlbeeinfluffung! 
Glode des Präfidenten.) 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Ich bitte, den Herrn 
Nebner nicht zu unterbrechen. 


Bebel, Abgeordneter: Nachdem der Herr Präfident 
bei bemfelben Thema, welches wir jet verhandeln, neulich 
Herrn v. Liebert feine folonialen Bemerkungen hat machen 
laffen, die ja auch nicht zur Wahlbeeinfluffung gehörten, 
babe ich heute das Recht, ebenfalld auf diefe Dinge hier 
einzugehen. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

An einer anderen Stelle feiner Rebe fagte Herr 
v. Liebert: 

Was die anderen Berhältniffe in Oftafrita an- 

betrifft, fo fann ich nur anführen, daß fi Handel 

und Wandel in faft ftaunendwerter Weiſe belebt. 
(Heiterkeit bei den Sozialdemokraten.) 

Meine Herren, ih will es bei biefen Zitaten be- 
wenden lafien, bie id machte, um zu zeigen, in weld 
übertrieben günftiger Weiſe 

(Zuruf rechts) 

— gewiß, in gutem Glauben, das beftreite ich nicht — 
Herr v. Biebert damals die Kolonie Oſtafrika angeichen 
bat. Die älteren Mitglieder des Haufes wiffen, was im 
Laufe der Jahre auch von Nidtgegnern der Stolonial: 
politif über den Wert bon Oftafrifa geredet worden ift, 
und daß mehr als einmal von Solontalfreunden, fogar, 
wenn ich nicht irre, von Herm Dr. Peters, bie Stage 
angeregt wurde, ob unter ſolchen Verhältniſſen Oftafrifa 
überhaupt die Opfer wert wäre, die man bafür brädte. 

Weiter hat Herr v. Liebert in Anfnüpfung an das, 
was er über den Herrn Kolonialbireftor Dernburg jagte, 
gemeint, er hoffe, daß dem Beiſpiel des Kolontaldireftord 
nächſtens auch bie anderen Staatsfelretäre folgten und 
ebenfo wie jener Wahlagitation trieben. Meine Herren, 
ba3 kann ja recht nett werden. Ich hoffe nur, daß, wenn 
das gefchehen follte, die Herren und aud dann Rede und 
Antwort in Öffentlihen Berfammlungen ftehen werben. 
Es icheint, e8 jollen künftig Bahnen fir den Wahlkampf 
in Deutichland betreten werden, wie fie in ähnlicher Weiſe 
bisher in feinem Lande der Welt betreten worden find. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemotraten.) 

Wenn Herr dv. Liebert weiter davon ſprach, daß die 
Wahlen ein Urteil des beutfchen Volkes bedeuteten, — nun 
gut, meine Herren, bann erinnere ih Sie daran, baf bie 
geächteten Barteien 6 2u0 000 Wähler und die Biodparteien 
nur 5250 Wähler Hinter fid) hatten 

(hört! hört! bei den Sozialdemokraten), 
daß alfo die Mehrheit des deutſchen Volkes auf unferer 
Seite fteht 
(fehr richtig! bei den Sozialdemokraten), 
wenn auch die unglüdlie Wahlfreißgeometrie es dahin 
bradite, daß wir unfere Mandate zu einem erheblichen 
Teil verloren. Die größere Mafje der Wähler ftand 
jedenfalls auf feiten der Oppofition vom 13. Dezember 
und nicht auf feiten der Blodparteien. 
(Zuruf rechts: Onalitativ!) 
— Gie meinen: die Qualität der Wähler? Sind Ihre 
oftpreußtichen ne und Zandarbeiter, die ganz und 
gar zu Heloten in Ihrer Hand werben 
(Rufe rechts: oho!), 
mehr wert als ein deutfcher Fubuftriearbeiter ? 
(Rufe rechts: a! ja!) 


— Jar Nun, Herr v. Oldenburg, Sie ftreiten das Blaue (0) 


vom Himmel herunter. 
(Heiterkeit und Zurufe — Glode des Präfidenten.) 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Ich bitte Sie, meine 
Herren, die Zwiſchenbemerkungen zu unterafien. Sie 
zwingen ja dadurch nur den Nebner, weiter baranf ein: 


zugehen. 
(Zurufe reits.) 


Bebel, Abgeorbneter: Natürlih haben Sie mid 
unterbrochen, und darauf antworte id; das laffe ich mir 
nicht gefallen. Ich will nur erflären: Sie, Herr dv. Olden: 
burg, kann man bald nicht mehr ernft nehmen. 

(Heiterkeit bei den Sozialdemofraten.) 

Meine Herren, es ift weiter ſehr viel über den Boykott 
und den Zwang geſprochen worben, den die Sozialdemo— 
fraten ausüben len. Ich habe bier einen Brief eines 

igarrenhänbler3, worin biefer mitteilt, daß, als im legten 

ptember ber fylottenverein eine große Lotterie veran— 
ftaltete, die Lofe an bie Zigarrenhändler und Perſonen 
gegeben worben jeien, bie mit Loſen zu handeln pflegten, 
und biefen habe man aber ben Verkauf nur unter ber 
Bedingung übertragen, dab fie Mitglied bed Flotten— 
bereind würden und einen Minbeftbeitrag von drei Mart 
bezahlten. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemofraten.) 

Meine Herren, das reiht ſich würdig an das an, was Sie 
der Soztaldemofratie mit Unrecht vorwerfen! 

Ich ch Ihon darauf aufmerffam gemadt, daß in 
Greiz unjere Gegner die Geſchäftsleute äffentlih auf: 
forderten, mit mehr im unferem Blatte au inferieren; 
fonft würben fie boyfottiert, man würbe bei ihnen nichts 
mehr kaufen. 

(Hört! wg bei den Sozialdemokraten.) 
Ein Malermeiiter Müller in Lunzuig bei Ktreiſcha war 


bon der Gemeinde erft zum Gemeindeälteften gewählt (1) 


worden. Darauf wurde ihm von der Amtshauptmanıte 
fchaft Dippoldiswalde gejagt: er werde nicht cher be— 
frätigt, bis er aus dem jozialdemofratifhen Konſumverein 
ausgetreten el. 

(Hört! hört! bei den Sozialbenotraten.) 
Belenntlich gibt es gar feine fozialdemofratifhen Stonfums 
vereine, bieje bürfen nad) dem Geſetz nicht polittich fein. 
Gteihwohl Heißt ed: er müffe aus dem jozialbemo- 
fratifchen Konjumverein heraus! — Ginem anderen wurde 
die gleihe Zumutung gemadjt. Er verzichtete aber lieber 
auf die Würde des Gemeinbeälteften. 

Weiter hat die Königliche Amtshaupimannihaft 
Borna einen Gemeindeälteften wegen jeiner Zugehörigkeit 
zum fozialdemofratiihen Vollsverein feines Poſtens ents 


hoben. 
(Hört! hört!) 

Sind das alles feine Maßregelungen? Sogar der Ber: 
band zum roten Ktreuz duldet in feiner Mitte feinen 
Sozialdemokraten. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Als wenn dad der Ausübung der Barmberzigfeit irgend 
welden Gintrag tue und irgend etwas fchabe. 

Ich habe hier einen Artikel ber „Rhein- und Nuhr: 
zeitung“, danach war in bdortiger Gegend ein Boyfott 
zwifchen Satholifen und Broteftanten auögebroden. In 
einem anderen Orte ift ber Boylott über die jüdiſchen 
Geichäftäleute verhängt worden. Die „Rhein: und Ruhr: 
joe, gibt den Hat, die katholiſchen Geſchäftsleute 
ieber in Ruhe zu laffen und das Hauptaugenmerk auf 
die Arbeiter zu richten, man folle die jozialdemokratifchen 
Arbeiter aus den Betrieben entfernen. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
So wird aljo der Bonfott von allen Seiten betrieben 
und geübt. 


(A) 


(B) 
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(Bebel.) 
Einem Malermeiſter in einem kleinen Ort Mecklen— 
burgs, der mit ſeinem Auftraggeber eine Unterhaltung 
über die Wahl hatte und dabei bekannte, er werde den 
foztaldemofratifchen Kandidaten wählen, wird am nächſten 
Tage bie Rechnung über feine Arbeit zugefchidt mit der 


Erklärung, einen Sozialdemokraten könne er nid 
beidhäftigen. — Ahnliche Mitteilungen könnte ich maffen- 
haft madıen. 


Im „Volksblatt für Weißenfels“ wird mitgeteilt, 
daß die Polizei zu ben Gefchäftäleuten gegangen fei, bie 
unſer Parteiblatt auslegen, und ihnen androhte, wenn fie 
das Blatt nicht abbeftellten, würden fie dad Milttärverbot 
erhalten ufw. 

(Hört! Hört! bei den Sozialbemofraten.) 

Sn der „Tennftebter Zeitung“ wird gefagt, die Herren 
Geſchaͤftsleute, die ihr Intereffe für den Bauernitand nur 
alle fünf Fahre einmal betätigen könnten, die aber bei der 
diesmaligen Wahl für Herrn Eidhoff geftimmt hätten, 
möchten jet ſehen, wer ihnen die Ware abkaufe; fie 
werden vom Bunde der Landwirte bopfotttert. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Meine Herren, ih will die übrigen Beifpiele, die ich ans 
führen könnte, beifeite laffen, e8 wiirde wirflid zu viel, 
wenn ich auf alles, was mir vorliegt, eingeben wollte. 

Der Abgeordnete Kreth war im feiner Rede darüber 
entrüftet, daß meine Parteigenofjen zeitweilig im Wahl: 
tampfe biblifche Zitate benugten. Das dürften wir nicht. 
Meine Herren, wir haben doch dieje biblifhen Zitate in 
Ihren Schulen gelehrt befommen. Und wenn wir und 
nun von ber Güte und Nichtigkeit und Anwendbarkeit der 
Zitate überzeugten, da ärgern Sie fid, wenn wir fie im 
Wahltampfe zwedentiprehend benugen! — natürlih in 
unferer Weiſe. Wir fünnen und auf dos Ghriftentum ber 
Bibel fait auf jeder Seite mit unferen Prinzipien ftügen. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemofraten.) 
Wir könnten aus dem Chriftentum den ganzen Sozialis- 
mus ableiten, da3 könnten wir ohne Zwang! Ach habe 
ſchon einmal gefagt: wenn heute Chriftus wiedertäme, auf 
Ihrer Seite ftünde er gewiß nicht, darauf fünnten Sie 
fi verlaſſen. 

(Lachen rechts. — Sehr richtig! bei ben Sozlal- 

bemofraten.) 

Ferner hat der Herr Abgeorbnete Kreth von ber 
unfchuldsvollen Rolle der Landräte geſprochen; dieje hätten 

ar feine biöfretionäre Gewalt; was benn die armen 
Zanbräte im Wahlkampf eigentlich machen könnten? Ich 
weiß nicht, ob der Herr Abgeorbnete Kreth, ber an bem 
Tage, wo er hier ſprach, ausnehmend heiter angeregt war, 
dieſes als eine humoriſtiſche Bemerkung aufgefaßt fehen 
wollte. Das weiß doch allmählid die ganze Welt, was 
der preußiſche Landrat für einen Einfluß und für eine 
Bedeutung in feinem Kreiſe hat, wie ungeheuer viel von 
dem Landrat abhängt, wie oft der Landrat in ber Lage 
ift, ein Wohltäter oder ein Verderber zu werben, je nach— 
dem fein Wille enticheibet. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemofraten.) 
Man braudt nur hinaus zu kommen auf das Land und 
mit unferen Bauern zu reden, um bon denen ein ganz 
anderes Lied von ber Bedeutung des preußiihen Land— 
rats fingen zu hören, als es ber Herr Abgeordnete Kreth 
bier gelungen hat. Ein Mann, ber ben preußiichen 
Landrat ganz genau kannte, Biömard, beurteilte ihn auch 
etwas anders ald Herr Kreth. Er fagte z.B: 
Früher fonnte man ja ohne weiteres einen Land⸗ 
rat wählen; der war ein mit dem reis (ohne 
Scheidungsmöglichkeit) vertrauter Genoffe, der 
mit TO Jahren ald Landrat da, wo er gewählt 
war, ftarb, und der ben reis überhaupt vertrat. 
Heutzutage hat der Ausdrud „Landrat“ für den 
Wähler noch und Gott ſei Dank etwas Be— 
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ftehendes; aber es find doch in ber Mehrzahl 
junge Beamte, die fobald ald möglih aus der 
Unterftufe des Landrats im höhere gelangen 
wollen und ihre Wahl unter Ilmftänden als cine 
Treppe dazu betrachten. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemofraten.) 
Ih würde ferner bei Abgabe meines Votums 
als Wähler mir auch den Kandidaten darauf 
anfehen: hat ber Mann etwa ben Wunſch, 
Minifter in Berlin zu werden? — und bann würde 
id ihm ganz gewiß meine Stimme nicht geben; 
denn dann iſt fein Intereſſe, Karriere zu maden. 
(Hört! hört! bei den Soztaldemofraten.) 
Ind bei einer anderen Gelegenheit fagte Bismarck: 
Die Gerlah und Stahl find heutzutage nicht 
mehr zu treffen; die hatten wirklich noch ihre 
Speale vom fonfervativen Staatsweſen und 
gingen ihnen nad. Heutzutage hat bie Streberet 
alles verdrängt. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Der eine will Beförberung in feinem Amt — 
man will doch nicht ewig Landrat bleiben —, 
ber andere wünjcht eine hohe Ordensklaſſe zu 
erhalten, der britte erftrebt auf Wunſch feiner 
Frau Einladungen zu Hoffeftlichkeiten, der vierte 
möchte dem Avancement feined Sohnes ſich 
förderlich erweiien, und jo geht es fort. 
(Heiterkeit und hört! hört! bei den Sozialdemofraten.) 
Das tft die Gharakteriftit, die Fürft Bismark vor Jahren 
bon der Natur des preußiſchen Landrats in ber gegen- 
wärtigen Zeit gegeben hat. Der Landrat ift alſo ein jehr 
— Herr; aber weil er in den meiſten Fällen 
aud ein Streber ift, weil er in die Höhe fommen will, 
deshalb ſucht er aud nad Möglichkeit bei den Wahlen 
der Regierung zu Gefallen zu fein. Das liegt in ber 
Natur der Sadıe! 
(Sehr richtig! bei den Soztalbemofraten.) 

Meine Herren, der legte Wahlkampf hat Deutſchland 
der Welt in einer Weiſe gezeigt, die zu denken gibt. Wir 
geben zu, es fommen auf allen Seiten im Wahlkampf 
Ausjchreitungen vor, aud auf unjerer Seite. Aber id 
made dod darauf aufmerffam, das, was feine andere 
Bartei getan, haben wir getan. ALS wir am 16. Dezember, 
wenige 4 nad der Auflöfung des Reichstags, unferen 
offiziellen Wahlaufruf veröffentlichten, hat der Voritand 
ber fozialbemokratiihen Partei eine energiiche Aufforderung 
an bie PBarteigenoffen ergeben laffen, in diefem Kampfe 
jahlih zu kämpfen 

(Laden rechts — fehr richtig! bei den 
Sozialdemokraten) 
— jamwohl fachlich zu fämpfen! Ich bleibe auch babei: 
mehr ald irgend eine andere Partei hat die Sozial: 
bemofratie in biefem Stampfe ſachlich gefümpft. 
(Laden rechts. — Sehr wahr! bei ben 
Sozialdemokraten.) 
Aber die ſyſtematiſche Verhetzung und Bekämpfung durch 
Lüge, Verleumdung und perſönliche Herabſetzung iſt ſeitens 
unſerer Gegner nie ſchlimmer getrieben worden als dieſes 
Mal! Und dabei fand ein ſyſtematiſches Eingreifen der 
Behörden, vom Reichskanzler bis zum letzten Pollzeidiener 
ſtatt, wie es ähnlich nie dageweſen iſt! Nach unſerer 
Meinung gereicht dieſer Wahlkampf dem deutſchen Wolfe 
und dem Deutſchen Reich nicht zur Ehrei Und wenn es 
nad) Recht und Gefeg ging, gehörte in erfter Linie der 
Reichsſskanzler ald Hauptwahlagitator auf die Anklagebanf! 
(Sehr richtig! und lebhafter Beifall bei den Sozial: 
demofraten. — Laden redhtä.) 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Zimmermann. 


(C) 


(D) 
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(A) Zimmermann, Abgeorbneter: Es ift das gute Recht | Vreſſe zuerft die Art der perfünlichen Berunglimpfungen (C) 


von denjenigen, die herbe und jchmerzliche Berlufte erlitten 
haben, laute $tlagen Hinterher zu erheben. Bet manden 
Völkern hatte man ja bafür fogar das Inſtitut der Klage— 


weiber 

(Heiterkeit), 
bie bejonbers lebhaft dem Schmerz Ausbrud gaben, und 
heute bat ſich bier in der Rolle eines ſolchen Klageweibes 
der Herr Abgeorbniete Bebel vorgeführt. 

(Heiterkeit.) 
Seine ſchmerzlichen Emfindungen find ja durchaus begreif- 
lich, aber durch feine Rede Hang auch jene Refignation, 
die allmählich bei den Sozialdemofraten eingezogen ift. 
Wenn man fih erinnert, in welcher MWeife früher ber 
Herr Abgeordnete Bebel feine Antlagereden bier hinaus: 
geichleubert, und melden Eindrud cr damit wenigſtens für 
den Moment erzielt hat, wenn hinterher auch oft genug 
biefe Anllagen vor der näheren Prüfung nicht Stand 
hielten, und wenn man den bamaligen Eindrud vergleicht 
mit dem heutigen, fo muß man fagen: armer Bebel, wie 
haft du dir verändert! 

(Heiterkeit rechts.) 

In einem will ic von vornherein dem Herrn Abgeord⸗ 
neten Bebel durchaus recht geben, in der Befchwerbe, bie er 
feinerfeitö darüber erhoben hat, dab bie Staatdanmwalt- 
ſchaft Anklage erheben will gegen die ſozialdemokratiſche 
Fraktion wegen Benugung von Räumen biefed Haufe3 zu 
Konferenzen mit Parteigenofien. 

(Sehr richtig! — Bravo!) 
Das ift ein Vorgehen, das durchaus unzuläſſig ift. 
(Sehr richtig! Links.) 
Wenn das die Ouvertüre fein fol zu den Verſprechungen, 
bie und ber Herr Reichskanzler gemacht hat über eine 
befiere Berfammlungsfreiheit, dann danke ich allerdings 
für dad, wad nachkommen fol. Ich meine, da haben 


(8) fämtlihe Parteien ein Intereſſe daran, die Nedte und 


treiheit der Parteien in dieſem Haufe zu wahren und 
aufs ſchärfſte dagegen Stellung zu nehmen, daß ein 
folder Verſuch jeitend der Staatdanwaltihaft unter: 
nommen wird. 

Es iſt meined Gradtend von Herrn DBebel eine 
feiner vielfachen Übertreibungen, wenn er nun bie Be- 
merfung damit fchließt: es gibt eben fein Recht und feine 
—— für die Arbeiterklaſſe. Wir haben da zu— 
nächſt wieder bie fo beliebte Verwechſelung bon Arbeiter: 
Hafle und Sozialdemofratie. Im übrigen will ich aber 
dazu bemerken, daß alle freidenfenden Parteien ſicher in 
jedem alle das Wet und bie Gerechtigkeit für bie 
Arbeiterihaft und aud in biefem Falle fiir die fozial- 
bemofrattihe Wartet zu wahren wiſſen werben. 

Die Ausführungen des Herrn Bebel im einzelnen zu 
beantworten, würbe wohl zu weit führen. Ich habe nicht 
die Abficht, Ihre Aufmerframfeit auf Stunden hinaus in 
Anſpruch zu nehmen; aber ih muß doch fagen, daß ganz 
maßlofe Hebertreibungen im diefer Rede umtergelaufen find. 
63 find Anlagen erhoben worden, zu benen nicht der 
geringfte Grund vorliegt. Ober ift das vielleiht amtliche 
gg rn daß Stubenten von dem liniverfitäten 
fih an ber Wahl intereffierten, am Wahltag Stimmzettel 
und Ylugblätter audgetragen haben? Das ift doch wohl 
noch dad Recht des freien Stubenten; und ich meine, auch 
bier an biefer Stelle fol gerabe ber deutihen Stubenten: 
Ihaft offen der Dank bafür ausgeſprochen werben, daß 
fie in patriotiſchem Eifer fo ihre Pflicht erfüllt hat. 

abo!) 

Herr Bebel hat dann mit aller Schärfe ih dagegen 
—— daß perſönliche Verunglimpfungen nicht im Wahl: 
ampfe eine Rolle ſpielen ſollen. Ich ſtimme Herrn Bebel 
in dieſer Hinſicht völlig bei, ich möchte nur die Zwelfels— 
frage aufwerfen, von welcher Richtung und von melder 


in den Wahlkampf bineingetragen worden ift. 

Herr Bebel hat fid) hier weiter befchwwert, baß im Hotel 
bet ihm einmal nachgefragt worden fei, was er tue und treibe 
und was er verzehre. Ich finde auch dieſe Schnüffelet für 
durchaus unwürdig. Aber Herr Abgeorbneter Bebel, ba 
müflen Ste aud) vor der an Tür Ihrer Partei 
fehren! Während des letzten Wahltampfes fam ich eines 
Taged nad) Dlbernhau, ermüdet von einer Reife; ber 
Schlitten wartete zur Weiterfahrt, und ich ftärfte mid 
mit einem Glafe Rotwein. Das jah ein joztalbemo: 
fratticher Agitator, ber in Rotenthal eine Berfammlung 
abhielt. Und wie begann nun ber feine Meder Bon ber 
Schwelgerei des Kandidaten Zimmermann, ber Rotwein 
ſchlürfe bet den armen Leiten im Erzgebirge! 

(Hört! hört! und Heiterkeit.) 
Meine Herren, Ste jehen daraus, daß bie fozialbemofratifchen 
Agitatoren nicht befier find als andere Leute. Die Herren 
Soztaldemofraten mögen ba ruhig vor der eigenen Tür kehren. 

Nun hat der Herr Abgeorbniete Bebel bie Gelegenheit 
benugt, um feinen Freund Singer in Schuß zu nehmen, 
und die Behauptung ne daß es mur 
Verleumbungen wären —, wenn ich richtig verſtanden 
habe —, bie gegen Herrn Ginger erhoben würben. 
Ich glaube, Herr Bebel irrt fi in biefer Hinfiht. So 
viel mir befannt ift, wirb nicht gegen Herrn Singer 
ber Vorwurf erhoben, baß er ber ne Teil fet, der 
feinen Berfäuferinnen ben verwerflihen Rat gegeben habe, 
fondern im Gerichtäurteil tft feftgeftellt, daß es ber 
Kompagnon des Herrn Singer geweſen iſt. 

(Nebner ſchlägt einen umfangreichen Band Zeitungen 
auf. — Große Heiterkeit.) 
Meine Herren, in dieſem Gerihtäurteile find aber fehr 
intereffante Auslaffungen enthalten über die Stellung bes 
Herrn Singer zur Sadıe jelbft 
(hört! hört! rechts), 


(D) 


und das ift meined Erachtens ber Vorwurf, der heute . 


noch in ber Öffentlichkeit erhoben wird. Meine Herren, 
e3 handelt fih um die Sadıe, die gefpielt hat und feft- 
geſtellt ift gegen ben verftorbenen Chefredakteur Dr. Badıler 
bon der „Staatäbürgerzeitung*, ber in einem Artikel 
ſchwere Vorwürfe gegen die Firma Singer erhoben hatte. 
In biefem Prozeß ift im Urteil erfter Inſtanz feftgeftellt 
worden — id bitte um bie Erlaubnis, bie betreffenbe 
Stelle verlejen zu bürfen —: 
Die von der Firma Abhängigen wären für fie 
eigentlich nichts als Arbeitömafchinen, die für 
die Firma ausgenugt wurden, foweit fie nad 
den Verhältniffen ih ausnugen ließen und fid 
ausnutzen laffen mußten. Daß fie im übrigen 
auch Menſchen waren, kümmerte bie Firma nit. 
(Hört! hört! rechts.) 
Das fteht in der feit jener Zeit wiederholt erfolgten Ber: 
Öffentlihung der Urteiläbegründung. Ich habe vor mir 
die „Staatöbürgerzeitung“ vom 17. Januar 1907, bie 
einen Wiederabdruck jenes fo oft erfolgten Abbrudes ber 
Urteilsbegründung enthält. 
Weiter ftellt das lirteil feft: 
Ein folded rein geichäftlihes Verhalten ber 
Arbeitgeber zu ben Arbeitern wirb bon ber 
fozialdemofratifhen Partei, zu ber Privatfläger 
— Singer — ſich bekennt und ift vom Privat⸗ 
Häger jelbit zu wiederholten Malen als verwerfliche 
Ausbeutung der Arbeiter bezeichnet worben ... . 
Das Verfahren ber Firma Singer, welder ber 
Kläger angehört, fteht zweifellos im Widerſpruch 
mit dem bon dem Kläger im feiner politiſchen und 
foztalen Tätigkeit vertretenen Grundſützen. 
(Hört! Hört! redht3.) 
Das ift feftgelegt in ben Gerichtsakten. 


(B) Regierung einnimmt. 
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(Bimmermann.) 

Und nun kommt die Hauptftelle, und das ift ber 
Vorwurf, der in der Öffentlichkeit erhoben it. Es ſtellt 
das Urteil nämlid feft: 

Und Sozius biefes Mannes 
— nämlid jenes Rofenthal, der die verwerfliche Außerung 
bezüglich der Mädchen getan hat — 
ift Privatlläger 
— Einger — 
lange Jahre gewejen; und hat aud fein Ber: 
hältnis zu bemjelben dann nicht gelöft, als er, 
weil die bezeichneten Außerungen öffentlich bes 
ſprochen wurden, über ben Gharalter beöfelben 
nicht mehr im Zweifel fein konnte. 
(Hört! Hört! rechts.) 
Das find Dinge, wie fie dad Gerichtöurteil feftgelegt hat. 
Und meine Herren, was ergibt ſich daraus? Daß nad) 
zwei Seiten hin ein Vorwurf erhoben werden kann, und 
mit Net, einmal der, daß Herr Singer der Firma an- 
gehört hat, von ber bie Leute jo ausgebeutet wurden, 
wie es bon feiner Partei aufs ſchärfſte verurteilt wird, 
und zweitens, daß er Kompagnon geblieben ift, alö er 
bereitö Kenntnis don diefer verwerflihen Außerung hatte. 

Meine Herren, ed wäre mir nicht eingefallen, dieſe 
Dinge bier zu berühren. Aber da Herr Bebel e3 für 
notwendig hielt, hier von Verleumdung zu ſprechen, hielt 
ich es doc für angebradt, diefe Dinge noch einmal Har- 
zuftellen. Wenn Herr Bebel Zweifel daran begt, ſo Hoffe 
ich, in der nächſten Zeit in der Lage zu fein, Tr eine 
anthentifche Abfchrift dieſes Urteils auf den Tiih bes 
Haufes niederzulegen. 

Nun, meine Herren, zur Sache felbft! Meines Gr: 
achtens, wie ich ſchon früher ausſprach, hat bie Reichs— 
— das Recht, ſogar die Pflicht, ihren Standpunkt 
in der Öffentlichkeit zu vertreten, die Bepölferung, bie 
—— aufzuklären über ben Standpunkt, den bie 

Aber darüber hinaus follte fie 
, meined Graditend auch nicht gehen. Sie foll und darf 
nit Stellung nehmen zu Gunften einzelner PBarteten; fie 
barf die eine vor ber andern nicht beborzugen. Im all 
gemeinen wird man fagen fönnen, daß diefe Grenze aud) 
beim legten Wahllampf feitend der Neichöregterung ein- 
gehalten worden ift. 

Allerdings Bedenken fann man ſchon haben, wenn 
man fich erinnert an die Dinge, die hier ausgeplaubert 
worben find über den MWahlfonds, der unter dem Pro— 
teftorat des Herrn Reichskanzlers geſammelt worden ift. 
Draußen erzählen böſe Zungen überall, daß dieſer Wahl: 
fonds ftamme aus den Streifen der Börfe, und daß die 
Quittung über diefen Wahlfonds fei bie Novelle zur Börfen- 


reform. 
(Hört! hört! rechts.) 
Meine politiichen Freunde würden nicht in der Lage fein, 
wenn es ſich um grunbjäglihe Zugeftändniffe handelte, 
in biefer Hinficht die Quittung mit zu vollziehen. Wir 
Be auch an biefem Wahlfonds unfererfeits nicht 
etetligt. 
eine Herren, id muß noch zu ſprechen fommen auf 

die Vorgänge im 14. ſächſiſchen Wahlfreife, die ja aud) 
der? Herr Abgeordnete Bebel ausführlich erörtert hat. Die 
Dinge lagen fo, dab in einem Briefe des Generalmajord 
Keim vom 15. Januar 1907 an Herrn General dv. Liebert 
ausdrücklich ausgeführt ift: 

Es ift von bier aus alles geſchehen von felten 

ber Neichötanzlei, um Ihnen die unbequeme 

Konkurrenz vom Halfe zu ſchaffen. 
Meine Herren, dieſe „unbequeme Konkurrenz” war ein 
Parteigenoffe von mir, Herr Hurt Fritiche, und wir haben 
deshalb Anlaß genommen, als dieſe Briefe befannt 
wurden, wie bereitö ber Herr Abgeordnete Bebel Kar: 
geitellt hat, eine Öffentliche Anfrage an die Reichsregierung 


© 


zu richten, und e3 ift darauf bie Antwort der „Nord— 
deutihen Allgemeinen Zeitung“ erfolgt, die zu der Er: 
Härung ermächtigt war: ein Gingriff der Reichskanzlei 
habe nicht ftattgefunden. Damit würden wir und zunächſt 
zufrieden geben können. 

Der Herr Abgeordnete Bebel aber hat Anlaß ge: 
nonımen, den ieiteren Satz der „Norbdeutichen Allge: 
meinen Zeitung“ im den Bereich jeiner Kritik zu ziehen. 
und heißt in der „Nordbeutichen Allgemeinen Zeitung“ 
weiter: 

Ihre Bemühungen 
— aljo der Reichskanzlei — 

waren wie in anderen Wahlfreifen fo auch hier 

nur auf möglichſte Einigkeit der Parteien ges 

richtet, ohne eine Spige gegen eine diefer Parteien. 
Der Abgeordnete Bebel meint daraus das Eingreifen ber 
Reichskanzlei folgern zu können. Demgegenüber will ich 
feftftellen, daß mir von folben Bemühungen um eine 
Einigung der Parteien im 14. ſächſiſchen Wahlkreiſe nichts 
befannt iſt als Führer der Neformpartei, und daß id 
auh bon dem Standidaten der Reformpartei ermädtigt 
bin, zu erklären, daß ihm von folhen Bemühungen 
nichts befannt geworden if. Diefe Bemühungen 
müfen alſo höchſt einſeitiger Art geweſen ſein. 
Meine Herren, über derartig abweichende Anſchauungen 
fih offen und freimätig unter uns auszufpreden, 
das werden wir uns nicht nehmen laffen, und wir werben 
und, wenn auch eine Heine Partei, im der Hinfiht nicht 
etwa bon anderen mit Regterungsmterfiügung an bie Wand 
drüden lafjen. Aber im übrigen foll der Herr Abgeorbnete 
Bebel und die Sorge überlaffen, wie wir biefe Dinge 
untereinander austauſchen und orbnen. ebenfalls werden 
uns folde Differenzen im einzelnen und Heinen niemals 
hindern — und das ift aud tm 14. Kreiſe geſchehen —, 
dann einmütig und geichloffen zufammenftchen, wenn es 
gilt, gegenüber der Sozialdemokratie die nationale Fahne (D) 


hoch zuhalten. 
(Bravol rechts.) 
Da werden wir alle anderen Differenzen zurückſtellen; 
wir werden uns bewußt ſein, daß es da höhere Aufgaben 
u — gibt im Intereſſe des geſamten beutfchen 
oltes. 

Meine Herren, wenn der Herr Abgeordnete Bebel uns 
hier heute ſo laute Klagen vorgeſungen hat, ſo möchte ich 
dazu doch noch das eine bemerken: er ſieht überall die 
Splitter im Auge der andern, aber die Balken im Auge 
ber Sozialdemokratie find ihm nicht bemerkbar. Nad) dem, 
was wir bier gehört haben, liegen bie Dinge jo: wer für 
die Sozialdemokratie eintritt, ift der reine Engel, auch 
wenn er im Sauberdentone ſpricht 

(Hetterfeit rechts); 
wer aber gegen die Sozialdemokratie auftritt, ift unter 
allen Umſtänden ein niederträchtiges und verrudites 
Subjelt, dad mit aller Schärfe gegeißelt werben muß. 
Ih möchte dem Herrn Abgeordneten Bebel nad ben 
Proben, die wir bon ſozialdemokratiſchem Terrorismus 
und fozialdenfratiiher Intoleranz haben, das eine er: 
widern: wenn Die Sozialdemokratie erit einmal ihren 
Zufunftsftaat aufrichten würde, dann würden bie regie- 
renden Soztaldemofraten noch ganz andere Töne anſchlagen 
(ehr richtig! rechts), 
als fie der Herr Reichslanzler hier angekündigt hat. 
(Lebhafte Zuftimmung rechts.) 
Daun möchte ich wiflen, wie e8 Andersdenkenden ergehen 
würde; denn ba würde bie politifche Freiheit allerdings 
am Boden liegen und jo gut wie aufgehoben fein. 
(Sehr richtig! rechts) 

Meine Herren, da ift es aber, was der Sozialdemokratie 
immer befonderen Anfchein geben fol, daß fie fih auf: 
fpielt als die alleinſeligmachende Partei, als die, die allein 


(A) das Nichtige lehrt. Ich Habe 


(B) 





Reichstag. — 22. Sitzuug. 








(Simmermanı.) 
vor mir liegen bie 
„Sächſiſche Arbeiterzeitung“ vom 16. März 1907. Die 
begimmt einen Artifel zum 18. März mit dem Sab: 

Die Erfahrung des 25. Januar hat wiederum 
unheilvoll erwieien, wie jehr ben Deutfchen die 
politifhe Begabung mangelt. 

‘ja, meine Herren, was heißt denn das mit anderen 
Morten? Mer fozialdemokratifh wählt, der tft politiſch 
begabt, wer aber nicht ſozialdemokratiſch wählt, dem fehlt 
die politifche Begabung. 
(Heiterkeit rechts.) 
Der Herr Abgeordnete Bebel hat ja früher fi) aud mal, 
wenn ich mid recht entjinne, dazu hinreißen laſſen, daß 
er bie Außerung tat bezüglich jener Arbeiter, die nicht 
ſozialdemokratiſch wählen, daß dieſe Arbeiter das Reichs— 
tagöwahlreht gar nicht wert wären. 
(Zuruf von den Sozialdemokraten: Wer hat 

das u 

— Sie, Herr Abgeordneter Bebel! 


————— 

— Der Abgeordnete Bebel beſtreitet das. Ich entſinne mich, 
daß eine derartige Außerung einmal durch die Preſſe ge— 
laufen iſt. Jedenfalls Rebt das eine feit, daß die Sozial- 
bemofratie bie legte Partei ift, bie über Wahlbeeinfluffungen 
von anderer Seite Hagen follte. Denn wo bie Sozial: 
bemofratie ftark ift, wo fie das Heft gewerkſchaftlich oder 
politifch in der Hanb hat, übt fie eine Unduldſamkeit und 
einen Terror aud, daß biele fi fügen mülfen, die im 
innerften durchaus nit auf jozialdemofratiihem Boden 


ftehen 
(lebhafter Beifall rechts), 
daß fie der ſozialdemokratiſchen Parteitnute ſich beugen 


müfſen 
(ſehr richtig! rechts), 
daß fie zahlen müſſen für die ſozialdemokratiſche Parteikaſſe. 
(Lebhafte Zuſtimmung rechts.) 
Da ift eben feine politifhe Freiheit mehr. Gegen dieſes 
Übergewicht, gegen dieſes Ubermaß von fozialbemofratifdher 
Vergewaltigung hat ſich der gelunde Sinn unferer Be- 
völferung bei den legten Wahlen empört. Da find es 
gerade bie mittleren und kleineren Beute und ein gut Teil 
unferer beutfchen Arbeiter gewefen, die Ihnen (zu ben 
Sozialdemokraten) den Laufpaß gegeben haben. 
(2ebhaftes Bravo redit3.) 


PVizepräfident Dr. —— Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Varenhorſt. 


Meine Herren, bie 


Dr. Barenhorft, Abgeorbneter: 
hat aus Anlaß ber 


Majorität des früheren 3 

nen erfolgten Wahlen viele lebhafte und ſchwere Klagen 
gegen bie jebige Majorität erhoben. Es ift bie ja 
piochologifch jehr leicht erflärlih; denn wenn man eine 
Niederlage erleidet und hier in geringerer Zahl einzieht, 
will man natürlich einen Sündenbod haben. Und biefer 
Sündenbock — wer ift das? Das ift natürlich der Herr 
Reichskanzler, das find die Konfervativen, das find bie 
Nationalliberalen und die anderen jet mit bem Blod 
verbünbeten Barteien. Dieſer Sündenbod ift ber Ylotten- 
verein, das ift vor allen Dingen der hier durch Herrn 
v. Liebert vertretene Neichöverband gegen die Sozial- 
demofratie. Und da haben nicht allein die Soztaldemo- 
traten, fondern da haben das Zentrum und die Bolen 
loögehauen auf biefe verſchiedenen Organifationen 
und PVertretungen. Eins babe id allerdings vermißt. 
Meine Herren, ih habe vermißt, daß bie mir als 
Hannoveraner naheftehenden Welfen hier nicht auch 
auftreten und auch Hand in Hand mit den Sozial: 
deinofvaten, dem Zentrum und ben Bolen gegen uns los— 
fahren. Die Welfen haben nämlich mit den Soztaldbemofraten 

Reichstag. 12. Legisl.-P. 1. Sejfion. 197. 
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vereint die Sache in Hannover gemacht. Nicht allein, 
daß fie ſich von ben Sozialdemokräten willig Haben unter: 
fügen laflen — das nehme ich ihmen nicht übel, denn 
einem geſchenlten Gauf fieht man nicht in den Mund 


hinein — 
j (große Heiterkeit) —, 
nein, fie haben auch, als es fih um die Stihwahl zwiſchen 
einem freifonferbativen Kandidaten und foldem der Sozial: 
bemofratie handelte, offen Partei ergriffen für Die Sozial: 
bemofratie und haben bie Parole ausgegeben, gegen ben 
Konferbativen und für ben Sozialdemokraten einzutreten. 
Ich will e8 aber zur Ehre unferer hannoverfhen Welfen, 
unſeres hannoverfhen Bauern: und Bürgerftandes bier 
ausfprechen, daß die Welfen ber Barleitung nicht gefolgt find 
(Bravo! redit3), 
fondern einhellig — mit ganz wenigen Ausnahmen — 
gegen den Sozialdemokraten ihre Stimme abgegeben haben 
und bamit für ben zyreifonfervativen und für unfere 
nationale Sache eingetreten find. 
(Brabo! rechts.) 

Die Herren Abgeorbneten Bebel und Fiſcher find 
hier al3 Hüter und Schüßer ber Moralität aufgetreten 
und haben es gewagt, gegen den Wlottenverein bier ins 
* zu ziehen. Worauf beruhen denn aber die ganzen 

enntniffe, Die fie vom Flottenverein und feiner Kor: 
refponbenz haben? Feſt fteht, daß die Kenntnis davon 
erlangt ift buch einen Hausfriedensbruch, vielleicht auch 
burd eine Sachbeſchädigung, vielleiht auch durch Ent— 
wendung von Briefen — nit bloß durch Abfchriften. 
Und trotz dieſer ftrafbaren Handlungen haben die Sozial: 
bemofraten ſich nicht geſcheut, dieſes Material zu benutzen, 
und haben fi ber „Bayerifhe Courier” und feine Hinter: 
männer nicht gefcheut, dad Material zu verbreiten. Mo- 
raliſch liegt hier ebenjo gut ein Diebftahl vor, wie «8 
bei der —— von Elektrizität der Fall war, als 
es noch fein Spezia 
die Hintermänner des „Bayeriſchen Couriers“ und der 
„Bayeriihe Courier“ ſelbſt als Hehler ſchuldig, und der 
Hehler iſt ſchlimmer noch als der Stehler. Das iſt die 
moraliſche Seile, die Ihnen immer vorgehalten werden 
muß, wenn Sie ſich fo entrüſten über die Beeinfluſſung 
bei ben Wahlen. 

Wo liegt denn bie Beeinfluffung bei den Wahlen? 
Nur eine einzige Wahlbeeinfluffung ift nachgewieſen, und 
bie ift Die Auflöſung des Reichstags. 

(Cachen in der Mitte. Zuftimmung rechts.) 
Denn wenn ber Bundesrat ben Reichstag auflöft, dan 
jast er damit: ich nehme dem Fehdehandſchuh, den mir 
ie Gegenparteien hingeworfen haben, auf, ih kann mit 
biefen Parteien die Intereſſen des Reichs nicht weiter 
förbern, und ich appelliere an das Bolt. Damit gibt er 
den Neuwahlen eine ganz beftimmte Richtung: ich wünſche, 
daß biefe Majorität nicht wiederfehrt; ich appelliere an 
ben guten Sinn bed Voltes, dab ed mir eine andere 
Majorität verſchafft, Damit ich mit dem ng beffer 
fahren Tann, als ih es mit der früheren Majorität 
fonnte. Das ift eine Wahlbeeinfluffung, aber eine zu: 
läffige; denn nad der Reichsverfaſſung hat der Bundes— 
rat das Recht, den Reichstag aufzulöfen, und es ift dann 
natirlih aud feine Pflicht, die Gründe darzulegen, 
welche zur Auflöfung geführt haben, und dieſe Grinbe 
mußten natürlich gleichzeitig die Mahnung enthalten, num 
ber neuen Fahne zu folgen. Das nennen nun Die 
Herren Wahlbeeinfluffung. Wir nennen das feine Wahl: 
beeinfluffung. 
(Heiterkeit in der Mitte und bei den 
Sozialdemokraten.) 
Die Reichsregierung wäre eine Schlafmüge gewefen, wenn 
fie biefe Parole nicht ausgegeben hätte; fie hätte fih dann 
bor bem ganzen Bolfe degradiert und wäre hinabgejunfen. 
8 


— 


c 


Igefeg dagegen gab. Deshalb find (0) 


(B) und Beamten zu untergraben. 





(Dr. Barenhorf. ) 


(4) Da behauptet Herr Bebel dann, die Reichäregterung, ber 


Flottenverein, der Reichsverband gegen die Sozialdemp- 
kratie hätten die Arbeiter zur Urne geichleppt. Das müffen 
ſchöne Arbeiter fein, die fich fo zur Urne fchleppen laſſen. 
Unfere Arbeiter tun das nicht, die laſſen fich nicht „zur 
Urne ſchleppen“; das find fchlechte Arbeiter, die auf einen 
—*8 Suͤbeſterbrief hin ihre Stimme anders abgeben, 

nen ihr ze vorſchreibt. Aber der Silvefterbrief 

n lauter Appell au das Bolt und fam zur rediten 
Bet; denn in der Silvefternaht tft das Volt hell und 
aufmerffam, und fo hat das Volk ben Silvefterbrief in 
diefer Nacht auch beaditet. 

(Große Heiterfeit.) 

Nun, meine Pi haben Sie ja die Tätigkeit bed 
Relchsberbands geihmäht und geſchimpft. Es ift das 
gute Recht einer jeden Partei — das geſtehe ich gern zu 
— die anderen Parteien zu bekämpfen; aber auch das 
muß feine Grenzen haben. Der Herr Abgeordnete Stabt- 
hagen benußt die Interpellation über die Strafprozeß— 
reform, um umfere Juſtiz anzugreifen. Bet ber Polen: 
interpellation wirb man wahrfcheinlich über den preußifchen 
Kultus und bie preußiſche Polizei herfallen, und Herr 
Heine hat es fi) nicht nehmen Laffen, bei der Inter: 
pellation über die Berhältniffe der BPrivatbeamten, 
bei ber dod dad ganze Haus einig war, auch 
noch Beleidigungen gegen die Parteien des Haufes 
auszuſprechen. Gr hat behauptet, frant und frei — 
ich weiß nicht genau den Wortlaut —: die Herren Chefs 
weilen oft fern bon ber Inbuftrie und tun recht wenig, 
und bie Herren Gutöbefiter Halten fi Inſpeltoren 
— damtt meint er bie Herren von ber deutſch-konſervativen 
Bartet —, die bewirtichaften die Güter, während bie 

erren in Berlin fih amiüfieren. Das ift ein ſchwerer 

orwurf und ift geeignet, nicht nur das Vertrauen zu 
zerfiören, fondern aud) die Disziplin zwifchen Arbeitgebern 
Sie ftellen es fo hin, als 
wenn bie Gutöherren und die Großinbuftriellen ihre 
gi ge ald bie milchenden Kühe anfehen, während 
fie felbft ihrem Vergnügen nachgehen. Ich meine, der 
Herr Abgeordnete Heine wäre am wenigſten geeignet, 
folh einen Vorwurf zu erheben. Herr Heine wohnt ja 
felbft in Berlin! 

eiterfeit.) 


(9 
Es ift doch eine fehr fchlechte Goßfrembfgaft, bie er ben 
Herren aus Oftpreußen und ben Nationalliberalen erweift, 
wenn er ihnen vorhält, daß fie fi in Berlin amüfterien. 
Ih babe hier das offizielle Verzeichnis der Mitglieder 
bed NReichdtagd und des Bundesrats und habe aus dieſer 
Ranglifte betreff3 bed Wohnorts feitgeftellt, daß von ben 
43 Sozialdemokraten all 11, alto 1/, ber Geſamt⸗ 
zahl in Berlin anfäffig ift, und da wirft Herr Heine den 
kg Fer Se vor, daß fie ben Auf audftoßen: auf 
—— lin! Von den Nationalliberalen wohnen von 49 

3 in Berlin, und von den 56 Sonfervativen gar 

* 2, während von ben Sozialdemokraten ſechsmal fo viel 
in Berlin anfälfig find. Wie können Sie es uns, die 
wir auf dem Lande wohnen, verübeln, daß wir aud) 
einmal Großftabtluft atmen wollen? 

(Heiterfeit.) 
Wir freuen und dod aud), wenn Sie zu und auf bad Land 
fommen, um Heubuft und Hentuft zu genießen! 


(Heiterkeit. — Zurufe.) 
Aber Scherz beifeite, ich nehme berartige Vorwürfe nicht 
ernft, zumal fie fid) in parlamentarifhen Grenzen halten. 
Aber nun beadhten Sie einmal dad Auftreten der Herren 
Sozialdemokraten außerhalb de Haufes! Da will id 
Ihnen eine Gedichte erzählen, wie fie fi dor einigen 
Jahren in Harburg ereignet Hat. Dort war in einer 
Brauerei ein Streit ausgebrochen zwifchen Arbeitnehmern 
und den Branereibefigern. Natürlich nahm fid die Sozial- 
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bemofratie in dem Streife der Arbeiter an. Sie nahmen ſich (C) 


ihrer an aus politiihen Gründen. Sie nahmen fid ihrer 
nit an, um die Intereſſen der Arbeiter wahrzunehmen; 
benn die Arbeiter brauchen die Sozialdemokraten nicht. 
Aber die Sozialdemokraten haben die Arbeiter nötig; 
—X kommen ſie nicht wieder bier in den Reichstag 
nein. 

(Lachen bei ben Sozialdemokraten. Sehr richtig! rechts.) 
Sa, meine Herren, was machte nun die Soztaldemofratie ? 
Der Streil, der rein auf wirtſchaftlichem Gebiet liegt, 
wurde zu einer politiichen Affäre ausgenubt. Die Sozial: 
bemofraten erflärten: dieſes Bier barf fein Arbeiter mehr 
trinfen. Die Arbeiter von Wilhelmsburg, von Harburg, 
vom Hamburg mußten im heißen Sommer bürften. 

(Gelächter bei den Sozialdemokraten.) 

Aber e3 fommt noch weiter: man verbot auch den Wirten, 
dieſes Bier zu verzapfen. Man griff in bie Privater: 
hältniffe der Wirte ein, und Sie willen, daß der Wirt 
mit feiner Brauerei oft ſehr nahe allitert, — ich will fagen — 
beriwanbt ift, und daß e3 dem Wirt einen großen Schaden ver: 
urſacht, wenn er dad Bier, was er bislang bezogen m 
nicht weiter beziehen barf, Das wuhten auch bie u. al: 
bemofraten. Sie wußten, daß ed ſchwer war, biefen 
Boykott gegenüber den Wirten durchzuführen, und was 
machten fie, meine Herren? Sie ftiegen mit Licht und 
Kerzen in ben Steller hinein und umterfuchten die Bier: 
fäfler, ob fremdes Bier verſchenkt würde. 

(Große Heiterkeit und Lärm bei den Sozialdemokraten 

und in der Mitte.) 
Das find bie Herren ber Freiheit, die Freiheitsprediger; 
m bie Herren, bie bie Freiheit predigen und Knechte 
affen 

(Sehr gut! rechts. Lachen bei ben Sozialdemokraten.) 
Das empörte in Harburg; da ermannte fi das Bürgertum, 
und da fagte der Mittelftand, die Handwerker, Wirte und 
andere Gewerbetreibende: 
fallen, unb ba bilbete fich ein Verband gegen die Sozial: 
demofratie, ein Schußverband, und das iſt ber Vorläufer 
bes Reichsverbands gegen bie Sozialbemofratie, und wir 
fünnen e8 und zur Ehre anrechnen, daß wir ben Reichs: 
verband aus den Windeln gehoben 

(große Heiterkeit * — und in 


und daß wir ihm Voihe haben. 

(Erneute große Heiterkelt bei ben Sozialdemokraten.) 
Das ift das große Verdienſt bes tätigen Harburger Schuß: 
verbandes. Meine Herren, ber Reichsſsverband hat feine 
Schuldigkeit getan. Er ift entftanden, um die Angriffe 
der Sozialdemokratie abzuwehren. Er ift ein Verband, 
ber and Notwehr entftanden if. Er beruht auf Notwehr 
und auf — ger ice 

ehr rich —— rechts.) 
Er will nicht Ri angreifen, — unberechtigte 
Angriffe, Schmähungen, cleidigungen, gegen die der 
einzelne nicht aufkommen kann, zurückweiſen, und darin 
hat er viel erreicht. Das beeilt nicht allein die Zur 
ftimmung, bie ihm geworben ift bon der „Sreuzzeitung“ 
bis zum „Berliner Tageblatt“, vom „Hannoverſchen 
Courier“ bi3 felbft zur „Germania“ 

(lebhafter Widerfpruch in der Mitte), 

dann kommt es nächſtens, meine Herren vom 


Zentrum 
(große Heiterkeit); 
warten Sie noch ein halbes Jahr, dann wird ſchon die 
„Germania“ ebenfalls kommen und den Reichsverband loben. 
(Widerſpruch in der Mitte.) 

Meine Herren, daß ber Reichsverband jeine Schulbigfeit 
er hat, das beweift vor allem eine: das bemeift bie 

egung des ſchon jehr bejahrten Herrn Abgeordneten Bebel, 


| daS beweift die Erregung des Herrn Abgeordneten Fiſcher, 


bie3 laffen wir und nicht ge= (D) 


- haben. 
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(Dr. Varenhorft.). 


(A) ber ja förmlich in Efftafe geriet, wenn er vom Reichs— 


verband ſprach. 
(Sehr richtig! rechts. Widerfpruch bei den 
! Soztalbemofraten.) 
Ihre Angriffe, Ihre Schmähungen und Ihre Beleidigungen 
“% den Reichsberband find uns eine Bürgſchaft dafür, 
daß er bie Intereſſen des Bürgertumd vertritt. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Meine Herren (zu ben Sozialdemokraten gewandt), da 
ift e8 vor allem ſehr untaktiih von Ihnen, daß Sie 
aud einzelne Mitglieder des Reichstags angreifen, die 
fi längft die Sporen verbient haben, die ber Reichstag 
zu ben beften feiner Mitglieder zählen kann, und auf 
die der Neichdtag ftolz fein kann; es it untaktifh von 
Ihnen, den Sozialdemokraten, daß Sie diefe Männer 
perſönlich angreifen und verunglimpfen. Das wird Ahnen 
nod mehr Schaden bringen, als Sie jest ſchon gehabt 
80 Mann waren Sie vor der Reihstagsaufldfung, 
mit 43 find Sie wiedergefehrt; Sie find halbiert worben. 
Einen halben Sozialdemokraten ſah man zur Linken, 
einen anderen zur Rechten hinüberfinfen 
(große Heiterkeit), 
und wenn Sie jo fortfahren, jo machen Sie die Geſchäfte 
bed Reichsberbands felbft, und dann werden Sie nicht 
balbiert, fonbern gevierteilt wieberfommen. 
(Anhaltendes Bravo rechts. Große Heiterkeit bei ben 
Sozialdemokraten.) 


Vizepräfident Dr. Paafhe: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Wagner (Sachſen). 


Dr. Bagner (Sachſen), Abgeordneter: Meine Herren, 
zur Richtigftelung möchte ich zunächſt anführen, daß mein 
Freund Kreth feit Jahren nit mehr Staatöbeamter ift, 
und daß beöhalb bie Bemerkung bed Herrn Abgeorbneten 


« (B) Bebel, die dem Sinne nad) dahin ging, der Abgeordnete 


Kreth habe natürlich als Staatöbeamter der Regierung 
zu Hilfe fommen müffen, nicht am Plate war. 

Im übrigen möchte ich doch einige Wiberfprüdhe in 
der Rebe bed Herrn ug rg Bebel bier hervorheben. 
Der 2 Abgeorbnete Bebel klagte lebhaft darüber, daß 
deutſche Studenten den nationalen Parteien —**— 
geleiftet hätten. Aber daß fo und jo viel ausländiſche 
Stubenten ber Sozialdemokratie Schlepperbienfte geleitet, 
dafür hatte er fein Wort bed Tadels. 

Bört! hört! redit3.) 

Er ſprach weiter von ber Wahlhilfe der Regierung, 
die natürlih nur ber fonferbativen Partei zu qute ges 
fonımen wäre. Aber balb barauf führte er ein Beifpiel 
an, wo gerabe ber Herr Abgeorbnete Hermes gegen einen 
fonfervativen Kandidaten von der Regierung unterftügt 
worben iſt. 

Dann, meine Herren, machte ber Herr —— 
Bebel den Herrn Abgeordneten v. Liebert moraliih ver— 
antwortlich für alles bad, was im Reichsverband 

eſchrieben und geſprochen worden iſt. Für ſich ſelbſt 
ehnte er eine ſolche Verantwortlichkeit für ſeine Partei ab. 
(Sehr gut! rechts.) 

Ferner jchien er auch der Anficht zu fein, daß Herr 
Singer nicht moralifch verantwortlich jei für das, was in 
der Firma Singer & Co. paffiert ift, obwohl e3 doch bie 
felbftverftändliche Pflicht des Herrn Singer gewejen wäre, 
fih um das zu kümmern, was in feinem Geſchäft 


borging. 
(Sehr gut! reits.) 

Der Herr Abgeordnete Bebel hat in feiner erften 
Gtatörebe mit einer gewiflen inneren green davon 
geſprochen, wie felbft Fürſt Bismarck feinerzeit ein Tele— 

amm nah Frankfurt geſchickt Habe: Fürſt wünfcht 
Sabor! Meine Herren, eine unerhörte Wahlbeeinfluffung, 


wenn man fih auf ben Boben ber Herren Sozial: (c) 


bemofraten ftellt. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Warum hat denn Herr Bebel damals nicht aud feiner 
Entrüftung Ausdruck gegeben für dieſe Unterftägung ber 
Sozialdemokratie? Und 1903, meine Herren, als bie 
Führer des Bundes der Landwirte ganz deutlich bon ber 
Regierung ald minder genehm begeidinet wurben, ba hörte 
man aud nicht in biefem hohen Haufe, daß die Sozial: 
bemofratie irgendwie Anftoß daran genommen hätte. 
(Sehr gut! rechts.) 

Nun Hat der Herr Abgeordnete Bebel Hier bem 
Herrn Abgeorbneten v. Liebert einen fchweren Vorwurf 
daraus gemacht, daß er falfch zittert hätte. ES handelt 
fih um da3 berühmte Wort des Herrn Bebel auf dem 
Münchener Barteitage, der Ausfprud, wie er annehmbar 
auch tatfächlich gefallen ift, wie er damals unwiber- 
proben durch alle Blätter gegangen ift, hatte gelautet: 

Es gibt feinen egoiftiicheren, rüdfichtöloferen und 
brutaleren und aud) feinen bornierteren Menſchen⸗ 
ihlag als die bäuerliden Klaſſen, gleichviel 
weldher Gegend. Der menſchliche Fortſchritt bes 
bingt, dab bie Klaſſe ber Bauern verſchwindet. 
Wir wollen und können den Untergang bes 
Bauernftandes nicht aufhalten. Haben wir eines 
Tages die Macht, unfere Forderungen rückſichtslos 
durchzuſetzen, jo maden wir natürlich mit diefen 
Eigentümern furzen Prozeß. 
(Hört! hört! rechts.) 
So war damals die Rebe gehalten, wenn man den über: 
einftimmenben Berichten aller bürgerlichen Blätter folgen 
durfte. Num ift allerdings in dem offiziellen Protokoll 
ber Sat abgeſchwächt. 
(Hört! hört! rechts.) 
Es lauten biejenigen Worte, um die es fich hier handelt, 


fo wie der Herr Abgeordnete Bebel fie vorhin vorgelefen (n) 


hat, alfo folgendermaßen: 
Es bewahrheitet ſich bier wieder einmal, dab «8 
feine egoiftifchere, rückſichtsloſere, brutalere, aber auch 
feine borniertere Klaſſe gibt als unfere Agrarier. 
(Hört! hört! rechts.) 
Alfo, meine Herren, dad Wort „bäuerlich* tft erjegt burd) 
„Agrarier”. 

Der Herr Abgeordnete Bebel ſchien ben ſchweren 
Vorwurf gegen Herrn v. Liebert infofern zu erheben, ala 
er meinte: „id habe gar nicht bie Bauern gemeint, ich 
babe die Agrarier, die umerjättlihen Großgrundbeftger 
gemeint; ich habe nie und nimmer die Landwirte ſchlecht⸗ 
bin, nicht die Bauern gemeint!” Dad war ber Sinn ber 
eben gehaltenen Rede des Herrn Abgeorbneten Bebel. 
Nun, meine Herren, wenn man ben Sinn biefer Bemerkung 
fefiftellen will, fo darf man hier nicht nur ben einen Saß 
vorlefen, ſondern es gehören hier andere Süße dazu, und 
ih bitte um die Erlaubnis, die vorausgehenden Sätze 


vorlefen 7 dürfen. Diefe vorausgehenden Säge lauten: 
ber ber eigentlihe Stamm der Zentrumswähler, 
dad Bauerntum 
Ört! hört! rechts), 


die landwirtſchaftlichen Berufsſchichten find fich 
über die frage des Zolltarifd in ganz Deutſch— 
land vollfommen einig. Ob ſchleſiſcher —* 
oder polniſcher Schlachzize, weſtpreußiſcher Bauer 
oder chriſtlicher Bauernvereinler am Rhein 

(hört! hört! rechts) 
und in Süddeutſchland, in dieſer Frage ſind ſie 
einig, da iſt alles dieſelbe Couleur! 

(Hört! hört! rechts.) 
Ja, nod mehr! Wir haben beit ben Eingaben an 
ben Deutſchen Reichsſstag anläßlih ber Beratung 
des Zolltarifentwurſs aus landwirlſchaftlichen 


s5* 


(A) 


(B) 
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(Dr. Wagner [Sahien).) 
Kreifen aus allen Gegenden Deutſchlands bie 
—— ende Tatſache erlebt, daß in bezug auf 
agrariſche Forderungen die chriſtlichen Bauern: 
vereine am Rhein und in Süddeutſchland die 
Maklofigkeiten ded Bundes der Landwirte noch 
überfteigen. 
(Hört! hört! reits.) 
Wir fehen, dab in der Forderung erorbitanter 
Getreidezölle dad Zentrum einig if. Wir haben 
aber auch weiter gefunden, daß die chriftlichen 
Banerndereine am Rhein und in Süddeutſchland 
fogar vielfach noch über bie Forderungen be3 
Bundes ber Landwirte hinausgehen. Es bewahr- 
heitet fi bier wieder einmal, daß es feine 
egoifttichere, rüdjichtälofere, brutalere, aber aud) 
feine borniertere Klaſſe atbt als unfere Agrarier. 
(Xebhaftes Hört! hört! reits.) 

Nun, meine Herren, ich glaube, nicht ein einziger unter 
nen wird bei diefem — ernſtlich leugnen, 
daß unter dieſen Agrariern die Landwirte ſchlechthin, alſo 
auch unſere deutſchen Bauern gemeint ſind. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Diefer Sag ift Herrn Bebel ganz gemau bekannt und 
diejer Zuſammenhang aud. Es ift ſchon oft darüber ge- 
ſprochen worden in Flugblättern und in Vollsbverſamm— 
ungen, und Herr Bebel hat fih gewiß auch heute, ehe 
er hierher kam, bie Sache nochmals angefehen. Ih muß 
deshalb Hier vor dem Reichſtage und dem gangen Volle 
feſtſtellen, daß der Herr Abgeordnete Bebel, indem er 
vorhin erklärte, daß er mit dem Worte „Agrarler“ nicht die 
Bauern gemeint habe, in voller Kenntnis des Sachverhalts 
eine Unwahrheit geſprochen hat. 

(Sehr richtig! rechts. — Lebhafter Widerſpruch 

und Zurufe bei den Sozialdemokraten. Glode des 
Präfidenten.) 


BVizepräfident Dr. Panfhe: Herr Abgeordneter, Sie 
haben nicht das Recht, einem anderen Abgeordneten vor: 
zuwerfen, daß er hier bie Unwahrheit jagt. Ich muß Sie 
deshalb zur Orbnung rufen. 

(Bebdafter Beifall bei den Sozialdemokraten und 

Rufe: Ein ſächſiſcher Richter!) 


Dr. Bagner ie Abgeordneter: Im übrigen find 
alle Parteien auch Bu diejer Seite be3 Haufed ganz gewiß 
der Überzeugung, daß das Neihsparlament ein Spiegel: 
bild fein Toll bes deutſchen Volks, nicht ein Zerrbild und 
nicht eine Karikatur. Mber, meine Herren, wenn es eine 
Kraft im beutihen Volke gibt, bie dieſes Spiegelbild 
gerabezu in ein Zerrbild verwandelt, dann ift es Die 
Sozialdemofratte. 

(Sehr gut! rechts. — Widerſpruch bei ben 
Sozialdemokraten.) 

Wenn die deutſche Volksſeele wirklih unberührt zum 
Ausdruck käme, ich glaube, es würben nicht ein Dutzend 
Sozialdemokraten hier figen. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Die deutſche Vollsſeele ift immer nod ein Hares tiefes 
Waſſer, in dem fi der Himmel fpiegelt; aber bie Sozial- 
demofratie fieht ihre ganze Lebendaufgabe darin, Steine 
hineinzumerfen, die ben Schmutz aufrühren und Wellen 
aufwirbeln und und ein Zerrbild liefern. 

(Sehr gut! rechts. — Widerfprud und Zurufe 

bei den Sozialdemokraten.) 
Diefe Bartet — wenn ich Teht bon der Sozialdemofratie 
rede, fo ſpreche ich fiel von ber Sozialdemokratie außer- 
halb dieſes Hauſes 
(Heiterkeit), 


und zwar fowohl dann, wenn id die Soztaldemofratie 
tadele, als wenn id) fie wider Erwarten loben follte 
(Heiterteit) 
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— mit raffiniertem Geſchick hat bie Sozialdemokratie es (C) 


bon jeher verftanben, die niedrigften Inſtinkte bes Haſſes 
und des Neides in unferem Wolfe in weiten reifen auf: 
zuwühlen und mit einer bireft auf die Suggeftlon ber 
Maffen berechneten Agitation und Organitetion ihre 
Beſtrebungen zu fürbern. Und biefe Partei der Verhetung 
flagt jest darüber, daß die Regierung endlich einmal ihre 
Schuldigfeit getan und während der Mahlzeit das Volt 
bor jeinen Berführern gewarnt hat. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Meine Herren, die Sozialdemokratie ift offenbar ber 
Überzeugung, daß die deutſche Volksſeele nur dann rein 
und Kar beftilltert ift, wenn fie auf fozialdemotratiiche 
Flaſchen gefüllt ift. 

(Heiterfett.) 


Die Sozialdemokratie ſpricht ja fonft immer vom ſouveränen 
Volt, von dem reifen Wähler, der ganz genau jelbft feine 
Wege zu finben weiß. Aber ift es nicht ein Widerſpruch, 
wenn man in bemjelben Atemzuge jammert über jedes 
Wort, dad vom Negierungstifche fällt, ald wenn dadurd) 
die deutihen Wähler beeinflußt werden fönnten! 
(Sehr ridtig! rechts.) 

Sa, meine Herren, find denn die deutſchen Wähler wirt: 
lich ſolche moraliihe Waſchlappen, daß fie bei der ges 
ringſten Außerung ber Regierung gegen ihre Ibergengung 
ftimmen ober ihre Überzeugung ändern. Das ift doch 
tatfähhlich eine Degrabierung der deutſchen Wähler, bie 
man gerade von der Partei nicht erwarten follte, die 
immer nur von der Vollsſouveränität fpriht. Vor allen 
Dingen ift es verwunberlid, wenn fie unfere deutſchen 
oe fir fo leicht beeinflußbar hält, daß fie jekt das 
Mahlreht auf Bebölkerungskreiſe ausgedehnt wiſſen will, 
die der Beeinfluffung noch viel zugänglicher find, auf bie 
jugenblihen Berfonen und auf bie rauen. Meine 
Herren, welde Bartei will denn unfere reifen männliden 


Mähler entrehten? Wenn bie Sozialdemokratie mit ihren (D) 


Plänen Erfolg hätte, dann würde ja unſer jegiges Wahl- 
reht für uns reife Männer, für uns, die beutfchen 
Wähler, nur noch ein Drittel wert fein. Denn bie Frauen 
bilden im Reiche die Mehrzahl, dann kommen die Jugend» 
lihen dazu; aljo für und bisherigen Reichstagswähler ift 
bann das Wahlredt nur noch eim Drittel wert. Wenn 
das feine Entrehtung ber jegigen Reichsſtagswähler ift, 
dann weiß ich nicht, was Entrechtung fein fol! 

(Sehr gut! rechts. — Laden bei den 
rg 
Meine Herren, wie bie Stellung ber Regierung zu 
den Wahlen jein fol, hat mein PBarteigenofie Kreth ſchon 
audeinandergeiegt, und ich wieberhole, daß wir ber 
Regierung das Recht —* in jeder Weiſe auch 
während des Wahltampres aufllärend zu wirken. Aller: 
dings, meine Herren, inwieweit bie Regierung hier zwifchen 
ben nationalen Parteien eingreifen barf, das ift eine 
Sade des Taktes und des politiihen Augenmaßes. 
Meine Herren, verſchiedene nationale politifhe Parteien 
find ganz gewiß ein Zeichen und eine Bedingung gefunden 
bolttithen Lebens; denn erft das Ringen und das Reiben 
diefer Parteigegenſätze treibt ben verborgnen Reichtum ber 
Volkskräfte an die Oberflähe und bringt die höchſten 
Schöpfungen hervor, deren ein Bolt fähig if. Aber, 
meine Herren, die Sozialdemofratie gehört nicht zu dieſen 
nationalen Parteien. Das ift ber Unterſchied, der ganz 
befonderd betont werben muß. Die Sozialdemokratie tft 
eine Partei, bie fich felbft außerhalb ber Schranken unferer 
Geſellſchaftsordnung geftellt hat. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Die Sozialdemokratie hat ja jetzt wieber nationale 
Töne von fi gegeben, die aber der Wirklichkeit in 
feiner Weiſe entiprehen. Wenn Herr Bebel hier von 
ber Tribüne verkündet: aud die Sozialdemokratie will 


(A) 


(B) 
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(Dr. Wagner Sachſen ]J.) 
daß das deutſche Vaterland geachtet und geehrt da— 
ſtehe dor aller Welt — nim, meine Herren, nur 
die ſtarken Völker ſind es, die geachtet daſtehen, 
hat neulich ein franzöſiſcher Deputierter gefagt, und 
ber franzöſtſche Minifterpräfident Glömenceau, ein Mann, 
ber der Sozialbemokratie ztemlih nahe fteht, fügte 
hinzu: ehe man philofophieren ſoll über die ſtaat— 
lihe Ordnung, muß man überhaupt erft eine geficherte 
Sriftenz haben! Hat aber nicht die Sozialbemofratie von 
Anfang an alle Mittel, bie verlangt wurden, um bie Un— 
abhängigfeit und Größe bes Reichs zu ftügen umb zu 
ftärfen, verweigert?! Wie fann eine ſolche Wartet jagen, 
fie fei national! Deine Herren, dieſe ſelbe Partei, die 
1870, als und ber Krieg erflärt wurde, ſich bei ber frage 
der Kriegskoſten der Stimme enthielt, diefe jelbe Partei 
hat nad Sedan die weiteren Kriegskoſten zur Nieder: 
zwingung des Feindes ausbrüdlicd verweigert! Wenn im 
franzöfifhen Parlament eine Wartei unter ben gleichen 
Verhältniffen eine gleihe Haltung beobaditete, ich glaube, 
fie wäre dauernd dort unmöglich. 
Sehr rang! rechts.) 

Dann, meine Herren, hat dieſe ſelbe Partei, als Elſaß— 
Lothringen, ein altes deutſches Land, das uns zur Zeit 
der tiefſten Erniedrigung bon dem Feinde abgenommen 
war, zurüderobert wurde, gegen biefe Zurückeroberung 
proteftiert, hat am 25. Jahrestage der Schlaht von 
Sedan nohmald ein Proteſttelegramm nad Paris ge: 
ihidt! Diefe felbe Partei hat bei allen Streitigkeiten, 
die wir mit dem Auslande hatten — Venezuela, Haiti, 
Maroffo, Hereros 

(Zurufe rechts: Und Borer!) 
— und Borer, ftet3 die Seite der Feinde —— Dieſe 
ſelbe Partei Hat das ſchöne engliſche Sprichwort: „Ob 
recht oder unrecht, es iſt mein Vaterland“. 

(Zuruf bei den Sozialdemokraten.) 
— Ich gebe Herrn Ledebour, der gerade vor mir fteht, zu: 
das Sprichwort kann auch übertrieben werben; es ift ein 
Sprihwort, ein Schlagwort, wie jebes andere. Man 
kann gewiß unrecht haben, wenn man biefen Grundjat 
übertreibt; aber noch biel größered Unrecht begeht ber, 
ber dies ſchöne Sprichwort in das Gegenteil umfehrt und 
fagt: bad beutfhe Waterland bat ſtets und in allen 
Fllen unredt 
(Vebhafte Zurufe bei ben Sozialdemofraten: Wer 
fagt bas?!), 

wie es die Sozialdemokratie tut. 

(Wiederholte Zurufe bei den Sozialdemokraten. — 
Rebhafte Rufe rechts: Sie haben ftetö fo gehandelt!) 
Wir willen ganz genau, Bitändbe find bei und genug 
vorhanden wie überall, und fie werden auch nie und 
nimmer bei und Menſchen ſchwinden. 8 ift die Pflicht 
jedes anftänbigen Mannes, mitzuwirlen an ber Auf: 
dedung und Befeitigung biefer Mibftände, und wir auf 
diefer Seite find auch vollfommen ber Überzeugung, daß, 
je - bie Streife find, wo ſolche Mißſtände herrſchen, 
dieſe um fo rüdjichtölofer aufgedeckt und befeitigt werben 
müffen. Aber die Sozialdemokratie hat nimmermehr ein 
Recht, fich über Mißſtände zu beflagen, dieſelbe Partet, 
die die Morbtaten der ruſſtſchen Revolutionäre —— 
und in ihrem letzten Vorwärtskalender wiederum die Tage 
hervorgehoben hat, wo ruſſiſche Staatsmänner geattentätert 


worden find. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Wie verderblih der Einfluß der Sozialdemokratie in 
unferem deutſchen Baterlande ift, kann nicht beffer und 
ſchlagender bewiefen werben, als dadurd, daß man in 
einer franzöfifhen Zeitung neulich las, man hoffte, daß 
im $rie fall einige Armeekorps ——— müßten, um 
bie Sozialdemokrätie bei und niederzuhalten. Was hat 
die Sozialdemofratie bis jeßt geletftel? Ste hat — immer 


außerhalb des Hauſes — gehetzt und geſchimpft und dem (0) 


Klaſſenhaß geſchürt und wetter nichts. Wenn man darauf 
binweift, ohne Sozialdemokratie gäbe es feine Sozial: 
reform, Wilhelm I. und Biämard hätten aus Angft vor 
der Sozialdemokratie diefe Geſetzgebung begonnen, 5 fage 
ich, iſt das eine ſchwere Beleidigung des Ändenkens biefer 
beiden beutihen Heroen. Ein Wilhelm I., der König, 
ber zwei glorreiche Kriege durchgemacht hat, der Mann, 
ber mit Bismarck zufammen eimer Welt von Hab fühn 
bie Stirn geboten Be und ber eiferne Sanzler, der be: 
fähigt war, ben Acheron in Bewegung zu fegen, wenn bie 
Mächte der Oberwelt nicht gehorhten, und ber einmal 
fagte, ber Tod amp dem Scafott kann unter Umſtänden 
ebenfo ehrenvoll fein, wie ber Tob auf bem Schlachtfeld — 
biefe beiben Männer follen aus Angft vor ber Sozial⸗ 
— die Sozialreform begonnen haben! Das iſt 
unerhört. 

(Sehr richtig! rechts. — Zuruf von ben Sozialdemo— 

fraten: Dreißigmal haben er das ſchon gehört. — 


Heiterkeit.) 

MWenn die Sozialdemokratie im übrigen ſpricht von einer 
organiſchen FFortentwidlung, und fie denfe gar nicht daran, 
irgend jemals Gewalt anzuwenden, jo bemerfe id: hat 
nit Herr Bebel feinerzeit in Wien erflärt, die Sozial: 
bemofratie befigt heute nicht die Möglichkeit, bie Bajonette 
in die Hand zu nehmen, barum muß fie traditen, jeme zu 
gewinnen, welde jet bie Bajonnette zur tragen haben? 
Aus allen Protofollen des legten Parteltages kann man 
zwiſchen den Zeilen Iefen, jett ift e8 die nächte Aufgabe, 
bie Jugend zu gewinnen und dann das feftefte Bollwerf, 
bad wir noch haben, die Armee mit Hilfe der foztal- 
demofratifhen Jugend zu unterminieren. 

Und noch ein Wort! Wenn fortgefegt über Mikftänbe, 
über dad und jenes geflagt wirb, was bei uns befteht, fo 
möchte ich einen Gedanken weiter fpinnen, ben neulich der 


Herr Graf v. Poſadowsky geäußert hat. Nicht im erfter (m) 


Linte die äußere Ordnung ber Geſellſchaft, fondern bie 
Menihen felber müflen befler werden, die Grundſätze ber 
chriſtlichen Nächftenlicbe müfen im allen Streifen des 
Volkes weit mehr zur Anwendung kommen. Dagegen 
fünbigt aber vor allen Dingen bie Sozialdemokratie, fie 
vergiftet Die Seele unſeres Volkes, indem fie bad alte 
beutjhe Vertrauen, bie alte beutiche Treue herausreißt. 
Sie löſcht unferem Volke alle Himmeldlichter aus, die ihm 
bisher über den Bitterniffen des Alltagsleben geleuchtet 
haben, und weiß nur den verfengenben und verzehrenden 
Haß an die Stelle zu fegen, und gegen eine ſolche Partei 
zu kämpfen und einzufchreiten, ift allerbings nicht nur bie 
Pflicht der bürgerlihen Parteien, ſondern auch der ver: 
bündeten Regierungen, und wir hoffen, daß unfere Reichs: 
zeglerung in Zukunft genau fo wie biäher ihre Schulbig- 
eit tut. 
(Lebhaftes Bravo rechts. — Laden und Zurufe bei 
den Sozialdemotraten.) 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Hermes. 


Dr. Hermes, Abgeorbneter: Meine Herren, ich be: 
baure, bie Aufmerkfamteit des Haufe nod für einige 
Minuten in Anſpruch nehmen zu müflen. Ich würde das 
Wort in diefer Debatte nicht ergriffen haben, wenn nicht 
ber Herr Stollege Bebel fi heute mit meiner PBerfon be: 
ihäftigt hätte. Herr Bebel hat fih darüber entrüftet, 
daß ih als —— mid während des Wahlkampfes 
als „Regierungskandidaten“ vorgeſtellt hätte. Wenn ber 
Herr Bebel mit einem ſeiner Freunde, mit Herrn Singer 
oder Herrn Stadthagen vorher über den „Fall Hermes“ 
geſprochen hätte, ſo würde er waährſcheinlich kein Wort 
darüber geſagt haben. 


(A) 


(B) fih in dem 
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(Dr. Sermes.) 

In einem Flugblatt, das * in Berlin verbreitet 
wurde, um Abonnenten für den „Vorwärts“ zu gewinnen, 
wurbe mein Verhalten, mich beim Wahlkampfe als 
Regierungskandidat vorzuſtellen, als „ſchamlos“ bezeichnet. 
Das gab mir —— Herrn Singer ſowohl wie 
Herrn Stadthagen über die Sache aufzuklären. Dit 
Herrn Bebel habe ih nicht geſprochen; ich konnte nicht 
vermuten, daß er dieſen Fall hier zu berühren für wert 
halten würde. 

Meine Herren, was es nun mit dem ſogenannten 
Regierungskandidaten“ auf ſich hat, will ich kurz erklären. 
In einigen der zahlreichen Verſammlungen im Wahlkreiſe 
Saner-Boltenhain-Landbedhut dankte ichoden Wählern für 
das Vertrauen, das fie mir jeit nunmehr 20 Jahren ge: 
fchenft hätten. Wenn aber während dieſer Zeit Auf: 
löfungen erfolgt ſeien, jo hätten fie fi) gegen meine Partei 
gerichtet. Zum erften Male hätte diesmal meine Partei 
bei ber Auflöfung auf feiten ber Regierung geftanden, und 
fo ſei es gekommen, daß ber fonft amtlich ſtets befämpfte 
Mann der Oppoſition in einer neuen Eigenſchaft vor ſeinem 
Wähler erſcheine: aus mir ſei nämlich gleichſam über 
Naht ein ſogenannter Regierungskaudidat geworden. 

(Heiterfeit.) 

Unter ſolchen rang Arge Umftänden müffe ih doch 
num bie Frage an bie Wähler richten, ob fie geneigt feien, 
nit einem fogenannten Regierungskandidaten einen neuen 
Bertrag auf fünf Jahre einzugehen. Als darauf zuftimmende 
Außerungen aus ber Berfammlung laut wurben, bemerkte 
ich ei „Run ja, Sie fünnen ed auc immer wagen; 
bon meinen Grundſätzen werde ich nichts aufgeben!“ 

Das alfo, Herr Bebel, ift die Geſchichte von bem 
Negierungsfandidaten, bem fogenannten Regierungs— 
fandibaten, als ben ich mich, in mich felbft ironifierender 
Meife, den Wählern in Jauer vorgeftellt habe! Darin 
freilih hat Herr Bebel ganz recht, daß die Stonfervativen 
ablfreife jelbft fehr über ben „Negierungs- 
fandidaten* aufgeregt haben und gegen mid, ben jo» 

enannten Regierungskandidaten, mobil zu machen ver: 
ucten. Sein geringerer als ber frühere Landrat bes 
Seretfes, Herr v. Richthofen, felbft war eö, ber ben Frei— 
berrn dv. Manteuffel, — veranlaßte, mit dem Chef 
der Reichskanzlei Herrn v. Loebell zu ſprechen. Unter 
Bezugnahme auf dieſe Unterredung wurde an die Kreis— 
blätter von Jauer und Landeshut depeſchiert, und dieſe 
Blätter druckten es in fetteſter Schrift ab — nicht wörtlich, 
aber bem Sinne nad; ich habe das Material mit 
Rüdfiht auf Herrn Bebels plöglichen Überfall nicht zur 
Hand —: „Hermes hat geflunfert; er ift fein Regierungs— 


fanbibat!” 
(Heiterfeit.) . 
Daran ſchloſſen fih danı Kommentare ber Kreisblätter 
ſelbſt, die nicht gerabe fchmeichelhaft fir mich waren. 
(Heiterkeit.) 

Aber, was bie Herren wahrſcheinlich erreihen wollten, 
haben fie num doch nicht erreicht; fie wollten offenbar von 
dem Herrn Reichskanzler hören: „Hermes iſt ein ber 
Regierung nicht Lie Kandidat!" Den Gefallen bat 
ihnen ber Herr Reichskanzler nicht getan, und nat wäre 
es auch geweſen, wenn fie ſolche Zumutung an ihn ges 
ftellt hätten. Ich babe mich über die Aufregung, welche 
meine ſcherzhafte Außerung in jenen Streifen hervorgerufen 
Dat, köſtlich amüftert, und als ich zur Feier meines Sieges 
n Sauer war, konnte ich ed nicht unterlaffen, auf biefe 
Epiſode als die amüfantefte während des vn Wahl: 
fampfes zurüdzulommen Ich erinnerte die Herren an 
die Außerung bed Herrn Reichskanzlers in feinem Silvefter: 
briefe, an feine Rebe im Akltionskomitee bes Flottenvereins 
und an feine jonft bekannten Auslaflungen und Anfichten, 
bie ja nicht beftritten werben fünnten. Ich erinnerte bie 
Herren Stonfervativen daran, daß ber Herr Neichölanzler 


der Meinung ſei, daß die Konfervativen und Liberalen (C) 


Befleres zu tum hätten, als ſich gegenfeitig die Mandate 


abzujagen. 

(Sehr ritig!) 
Die Konfervativen und Liberalen müßten fi nad) feiner 
Meinung ald Bundesgenoſſen anjehen, der Beſitzſtand ſei 
anzuerkennen, der Zonfervative Geift müffe fi mit dem 
liberalen paaren, kurz, er gab deutlich zu verftchen, au 
einer Vermehrung ber Konfervativen jet ihm gelegen, aber 
nit minder an einer Vermehrung ber Liberalen, uud 
fein Wunſch ſei, dab die Liberalen mit den Konſervativen 
zufammengehen mödten, um nad ber Xoslöfung vom 
Zentrum feine zukünftige Politik zu ftügen. 

(Sehr richtig!) 

Nun, meine Herren, wenn nun aber über die Abfidhten 
be3 Herrn Reichskanzlers ein Zweifel fein konnte, jo 
wäre es doch bon den Stonjervativen jehr naiv geweſen 
— diefe Abfiht aber muß vermutet werden —, nun bon 
dem Herrn Reichskanzler zu hören: ja, bie Freiſinnigen, 
fpeziell aber Hermes, der den Wahlkreis Jauer:Boltenhain 
feit mindeftend zwanzig Jahren vertritt, ift mir fein ge- 
nehmer Kandidat, oder der Stonfervative Liſſel ift mir 
lieber. Das hätte ja im Widerſpruch mit feinen ganzen 
Berhalten geftanden. 

(Sehr richtig!) 
Ich hoffe, der Herr Reichskanzler fol nicht umjonft 
wünſchen, daß eine Paarung bes liberalen Geifted mit 
bem fonjervativen ſich vollziche, und dieſe wirb um fo 
fefter werden, je mehr bie Herren Konſervativen fi davon 
überzeugen, daß die Fortſetzung der biöherigen Bolitit 
unmöglich ift. Ginge es fo weiter mit der Steuerpolitif, 
mit der Wirtfcheftspolitit, in Verbindung mit dem Zentrum, 
dann würde bie unaudbleibliche Folge die Ei daß in 
fünf Jahren die Unzufriedenheit infolge der Enttäuſchung 
über die erregten Hoffnungen in ben breiteften Schichten 


ber Bevölkerung fo groß würde, daß nicht 43, fondern (D) 


100 Sozialdemokraten in den Reichstag einziehen bürften. 


an rigtig! lints. Oho! rechts.) 
Ein Wechſel ber ganzen Politik in liberaler Richtung ift 
eine abfjolute Notwendigkeit, von der aud ber Her 


Reichdtanzler überzeugt fein muß und auch unzweifelhaft ift. 
(Hört! Hört!) 
Nun, ich glaube und hoffe, dab die Herren Konferbativen 
im Intereſſe der gebeihlichen Entwidlung des Reichs ſich 
mehr und mehr davon überzeugen, dab fie ſich mit ung, 
ben Liberalen, beffer vertragen und uns mehr entgegen- 
fommen müſſen, ald dies biäher ber Fall gewejen ift. 
Danı, aber aud nur dann birfen wir getroft in bie 
Zulkunft bliden. 
(Bravo! links. Heiterkeit.) 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Meine Herren, es liegt 
mir ein Antrag auf Schluß der Diskuffion vor, geftellt 
von den Herren Abgeordneten Baffermann, v. Normann, 
Dr. Spahn, Dr. Arendt (Mansfeld), Schrader, v. Bayer 
und Fiſchbeck. Der Antrag bedarf der Unterſtützung bon 
30 Dlitgliedern. Ich bitte diefenigen Herren, welche ben 
Antrag unterftügen wollen, fih zu erheben. 

Geſchieht.) 
Die Unterſtützung genügt. 

Nunmehr bitte ich —— Herren, welche den 
Schluß der Diskuſſion beſchließen wollen, ſich zu erheben 
bezw. ftehen zu bleiben. 


(Gefchieht.) 
Das ift die Mehrheit; der Schluß der Diskuffion tft 
beſchloſſen. 
Zu einer perſönlichen —— in bezug auf die 
Interpellation hat das Wort der Herr Abgeordnete Singer. 


Singer, Abgeordueter: Meine Herren, der Schluß 
der Disluffion macht es mir unmöglich, in jo ausführ- 
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(Zinger.) 


(Aa) licher Weile, wie ich ed wünfdte, dem Herrn Abgeordneten 


Zimmermann zu antworten. Ich werde mid daher in 
einer perfönlihen Bemerkung — 

(Rufe rechts: Bauter!) 
— a, meine Herren, wenn Ste ruhiger wären, würden 
Sie mich verftehen. 

(Glode des Bräfibenten.) 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Es war vollkommen 
ruhig, Herr Abgeordneter Singer! Ich möchte auch bitten, 
etwas lauter zu ſprechen. 


Singer, Abgeordneter: Ich werde mic daher in einer 
perfönlihen Bemerkung auf die Richtigſtellung einiger 
Ausführungen bes Herrn Zimmermann befäränfen müfjen. 

Herr Zimmermann bat ein Gerichtäurteil zitiert, 
welches aus Anlaß eined Prozeſſes, den id) vor 20 Jahren 
angeftvengt hatte, die Firma, der ich angehörte, Fritifiert 
hat. Ganz abgeichen davon, daß Herr Zimmermann ber 
legte ift, der fih auf Gerichtsurteile berufen follte, und 
dem ich, wenn ich es nicht verfchmähte, diefen Weg zu 
gehen, mit einem Urteil über die „Dresdener Wacht“, an 
dem er recht fehr uud nicht vorteilhaft beteiligt ift, dienen 
tönnte, fo hätte id doch erwarten müffen, daß, wenn er 
aus einem Urteil herauögeriffene Sätze vorbringt, er auch 
bon einem anderen Gerichtsurteil, das in demſelben Prozeß 
gefällt ift, Notiz nehmen wiirde. Aber weit gefehlt. 

In dem maßgebenden Urteil über den bamaligen 
Prozeß heißt ed: Es iſt nicht erwiefen, daß die Löhne 
in dem Geihäft ſchlechter find, als in anderen Geſchäften 
— dad Gegenteil ift vielfah der Fall. Es ift nicht 
erwielen, baß ben Arbeiterinnen Hungerlöhne gezahlt 
worben find, ober daß bie Arbeiterinnen in irgend welder 
Weiſe audgebeutet worden find. ES ift nicht erwieſen, 
daß id; mic, einer gefhäftlichen Handlung ſchuldig gemacht 
hätte gegen bie Arbeiter, die mit meinen Anfichten und 


(8) meinem döffentlien Auftreten im Widerſpruch fteht. 


Meine Herren, wie notwendig es iſt, auf dieſes Urteil 
hinzumeifen, wenn man ben vor 20 Jahren verhandelten 
Prozeß in ber Öffentlichkeit gegen mich ausſchlachten will, 
dad wird — für Herrn Zimmermann ſpreche ich jeßt 
nicht — das Haus daraus erkennen, dab ber Redakteur 
des antifemitifchen Blattes, den ih damals wegen Be- 
leibigung verklagt habe, in allen Inftanzen zu 400 Mark 
Geldftrafe verurteilt worben ift 

(hört! hört! bei den Sozialdemokraten), 
und dab das Urteil, aus bem ber Herr Nbgeorbnete 
Zimmermann einige Stellen aus dem Zufammenhang 
gerifien zitiert hat, auf Grund einer eingehenden Beweis: 
anfuahme zu der Beftätigung ber Berurteilung des 
damaligen Angeflagten gelangen mußte. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Wenn Herr Zimmermann dann auf eine Stelle bes 
Urteild Bezug genommen bat, welde davon fpridt, daß 
ih mit dem Herrn lange in einem Sozietätöverhältnis 
geftanden habe, und daß ih aud, nachdem ic Kenntnis 
von feiner Außerung hatte, feine Schritte zur Löſung des 
Verhältniffes getan habe, jo erflärt fih dad Urteil aus 
dem Umſtand, daß die Begründung des Urteils in einem 
mir feindlichen parteipolitiihen Sinne abgefaßt ift 

(adj! rechts), 
und die Tatfache, daß ich am Ende jened Jahres — und 
früher war es chen unmöglih — aus ber Firma aus— 
getreten bin, zeigt am beiten, welchen Wert bie von 
Heren Zimmermann ftellenweis zitierte Begründung des 
Urteils hat. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Meine Herren, ih kann, wie ih ſchon fagte, im 
Rahmen einer perjönlihen Bemerkung nicht eingehend auf 
die Sache zurückkommen, und behalte mir das für fpätere 
Gelegenheiten vor. Aber das darf ich noch jagen: es ift 
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charakteriſtiſch, daß die Herren mit einem Vorfall, der (C) 


20 Jahre zurüdliegt und mic perfönlic gar nicht betrifft, 
baufieren gehen müſſen, um meine Parteigenoffen gegen 
mid aufzuhegen. Das ift der befte Beweis dafür, daß 
e5 den Antifemiten und ihrem Verbündeten, dem Reichs— 
verband nicht gelungen tft, irgend etwas anderes zu 
entbeden, dad man mit Erfolg im Wahlkampfe gegen mic 
perfönlid verwenden konnte. 
(Bravo! bei den Sozialdemofralen.) 
Meine Herren, in bezug auf — — 
(Glode des Präfidenten.) 


Bizepräfident Dr. Paaſche: Herr Abgeordueier, das 
letztere war ſchon nit mehr perſönlich. 


Singer, Abgeordneter: Ich kann mit bezug auf bie 
niedrigen Angriffe gegen mid, zu deren Mundftücd ſich 
heute wieder der Herr Abgeorbnete Zimmermann gemacht 
hat, foweit die PBarteigenoffen des Herm Zimmermann 
außerhalb des Haufes in Frage kommen, ein für allemal 
erklären, dab ich dem Verhalten der Antifemiten mir 
gegenüber nur das Wort entgegenzufegen habe: „Bon ber 
Dummheit ch zu werben, iſt ehrenvoll; von der 
Gemeinheit gehabt zu werben, ift beneidenswert.“ 

(Lebhaftes Bravo bei den Sozialdemokraten. Rufe: 
Hu! Hut und Lachen recht.) 


Vizeprälident Dr. Paaſche: Das Wort hat zu einer 
perfönlihen Bemerkung der Herr Abgeorbnete dv. Liebert. 


v. 2iebert, Abgeordneter: Meine Herren, ih ſehe 
mic außer flanbe, heute hier die von dem Herru Ab» 
geordneten Bebel gegen mid ald ben Vorfigenden des 
Reichsberbands gegen die Sozialdemokratie erhobenen 
zahlloſen —— zu widerlegen. Zum Teil haben 
es ſchon die Herren Vorredner in glänzender Weiſe getan. 

(Slode des Präſidenten.) 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Herr Abgeordneter, „Be— 
leidigungen* können nicht auögeiprochen fein; fonft würden 
fie vom Präfidium gerügt worden fein. 

(Heiterfeit bei den Sozialdemokraten.) 


dv. Liebert, Abgeordneter: . . . . Beihuldigungen ; 
zum anderen Teil behalte ih es mir für den weiteren 
Verlauf der Debatten vor. 

Im übrigen möge Herr Bebel nur fortfahren, gegen 
den Neichöverband gegen die Sozialdemokratie hier zu 


kämpfen. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Das iſt das beſte Mittel, deſſen Beſtrebungen zu förderu. 
Die Tatſachen haben dies bereits bewieſen. 
(Lebhaftes Bravo rechts.) 


Vizepräſident Dr. Paaſche: Zu einer perſönlichen 
Bemerkung hat das Wort der Herr Abgeordnete Bebel. 


Bebel, Abgeordneter: Ich werde die Angriffe 
gegen den Reichsverband zur Verleumdung der Sozial- 
—— ſo oft wiederholen, wie ich es für notwendig 
erachte. 


Vizepräſident Dr. Paaſche: Ich möchte bemerken: der 
Verband heißt nicht „Verband zur Werleumbung ber 
Sozialdemokratie“. 

(Sehr richtig! rechts und bei den Nattonalliberalen. 
Zurufe von den Sozialbemofraten: Er ift es aber!) 
Wenn der Herr Abgeorbnete dv. Liebert fi eben gegen 
Beleidigungen glanbte verwahren zu müflen, jo wirb aller: 
dings diefer immer wiederholte Ausdrud auf die Dauer 
als Beleidigung aufgefaßt werben können. Deshalb bitte 

id), den Ausdrud nicht zu wiederholen. 
(Vebhaftes Bravo rechts.) 


(A) 


(B) 
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Bebel, Abgeorbneter: Ich will nur Hinzufügen, daß, 
wenn ich auch überzeugt bin, dab ich bei den zahlreichen 
Anhängern dieſes Verbandes in diefem Haufe mit meinten 
Ausführungen feinen Eindrud made 

(jehr richtig! reits), 
id) ebenfo überzeugt bin, daß nad) außen hin ber Eindrud 
um fo lebhafter fein wirb. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Der Herr Abgeordnete Dr. Wagner hat Veranlaffung 
genommen, noch einmal auf die Berhandlungen des 
Münchener Parteitags zurückzukommen. Er hat aus ber 
Verlefung einer längeren Stelle im offiziellen Protokoll 
fih zu der kühnen — id will ben unparlamentariichen 
Ausdrud nicht gebrauchen, der mir auf der Zunge ſchwebt, 
da feine beleidigende Ausführung gegen mich durch das 
Einſchreiten des Herrn Präftdenten zurüdgewiefen worben 
it — fi zu der fühnen Schlußfolgerung verftiegen, daß 
die Worte, die in dem von mir zitierten Saß ftehen: 

(65 bewahrheitet ſich bier wieder einmal, daß es 
feine egoiftiichere, rüdfichtslofere, brutalere, aber 
auch feine borniertere Klaſſe gibt als bie Agrarier 
von mir nachträglich hineimkorrigiert worden feien. Ich 
weile diefe beleidigende Unterſtellung auf das aller: 
entſchiedenſte zurüd. 
(Zurufe von ben Sozialdemokraten: Hilft Ihnen alles 
nichts, fie behaupten es weiter!) 
Wenn der Herr Abgeorbnete Wagner weiter fortgefahren 
wäre an ber Stelle, wo er aufgehört hat vorzuleien, 
würde er gefunden haben, dab der eben bon mir vor— 
Keen Sag mit dem nadfolgenden in engfter Beziehung 
teht. Denn bort heißt e8: 
Die Agrarier fehen zwiſchen fi und der ftäbtifchen 
Bevölkerung den denkbar ſchärfſten Gegenſatz, für 
fie tft bie ek ftäbtifhe Bevöllerung eine 
einzige unterſchiedsloſe Mafle; aus ber Tatjache, 
daß die Städte gepflafterte Straßen, Gas ober 
elektriſches Licht, Theater, Kunſtinſtitute u. dgl. 
haben, glauben fie, dab es der ſtädtiſchen Be— 
völferung in Vergleich zu der ländlichen außer: 
orbentlich wohl gehe, und daß es deshalb die ver- 
dammte Pflicht und Schulbigfeit der Regierungen 
fei, dafür zu forgen, daß ed auch ihnen möglichft 
gut gehe. 
Diefer Sat fließt ſich unmittelbar an demjenigen an, 
dei Herr Dr. Wagner bortrug. Sie werben zugeben, daß 
mit dieſem Satz ber von mir vorhin vorgetragene Sag — — 
Etürmiſche Rufe rechts: Nein! nein!) 
— a, id weiß, Sie belehre ich ja nicht. 
(Emente ftürmifche Zurufe recht: Nein!) 
— Das ift gut, daß Ste bad fagen. 
(Heiterkeit rechts.) 
Ic rede auch nicht für Sie, ih rede für bie da draußen. 
. (Aha! rechts und bei den Nationalliberalen.) 
Sie reden doch auch für die draußen! 
(Slode des Präfidenten.) 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Herr Abgeordneter, das ift 
nicht mehr perfünltd). 
(Heiterfeit.) 


Bebel, Abgeorbneter: Dann bat der Herr Abgeord- 
nete Dr. Hermed Bezug genommen auf meine Ausführungen 
betreffend feine Kandidatur ald Negierungsfandidat. Er 
hat die Sache fo darzuſtellen beliebt, als jet dieſe Außerun 
bon ihm eine ſcherzhaſte gewejen. Meine Herren, t 
habe, als ich diefe Ausführungen machte, mid auf eine 
offiziele Erflärung des freifinnigen Wahlausfchuffes be— 
sogen, unterſchrieben: Kunde, Burefch, Kuring und Krauſe. 
Ich feste als felbftverftändlic voraus, daß diefe offizielle 
Erllärung des MWahlausfchuffes ohne das zuvorige Ein: 
verftändinis des Abgeordneten Hermes nicht veröffentlicht 


worden ift. 
vorgetragenen Grläuterungen und Grklärungen gegeben 
hat, die alles andere als fcherzbaft find, madt er am 
Schluß feiner an —— Bemerkung: 
Auf Grund diefer Vorgänge hat N Herr Dr. 
Hermes im Wahlkampfe verſchiedentlich als Re— 
gierungskandidat, daß Be als ein unter den 
gegenwärtigen Verbältniffen der Negierung auge: 
— Kandidat bezeichnet. Sonſt hat Dr. 
Hermes nirgends und niemals über dieſe Ver— 
hältniſſe geſprochen. 
Ach meine, dieſe Ausführungen ſeines Wahlausſchuſſes 
ſtehen direlt dem —— was er hier ausgeführt hat. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemolraten.) 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Das Wort zu einer 
perfönlihen Bemerkung bat der Herr Abgeorbnete 
Simmermann. 


Zimmermann, Abgeordneter: Meine Herren, ber 
Herr Abgeorbnnete Singer bat fi darüber bejhwert, daß 
ih ein Ilrteil, das vor 20 Jahren ergangen fei, hier 
wieder vorgeführt habe. Der Herr Abgeordnete Singer 
muß fih da bei feinem Parteifreunde Herrn Abgeordneten 
Bebel bedanken; denn der Abgeordnete Bebel hat hier 
feine Nebe benutzt 

(fehr Er. redhtö), 
um EEE, alle Behauptungen über das lirteil 
wären Berleumbungen. 

(Zurufe von den Bun Das find 

ie auch! 
— Nein, eben nit! — Daraufhin babe ih mid verau— 
laßt gefehen, bier bireft auf Grund bes Urteils dem 
Haufe Kenntnis zu geben von dem wahren Sadverhalt. 
Und wenn ber Herr Abgeorbnete Singer fi dahinter ber: 
ſchanzt, daß damals der betreffende Redakteur verurteilt 


worden fei, fo ift da mir und aller Welt befaunt, daß (D) 


der betreffende Redakteur wegen formeller Beleidigung, aus 

formellen Gründen verurteilt worden ift. Meine Herren, 

das fteht aber im dem Urteil, das ich verlefen habe — — 
(Slode des Präfidenten.) 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Herr Abgeorbneter, ein 
Eingehen auf die Diskuffion tft innerhalb einer perfönlichen 
Bemerkung nicht zuläffig. 


Zimmermann, Abgeordneter: Ich will alfo mur 
—— daß Herr Singer mit feinen Auslafſungen nicht 
m geringften die von mir vorgelefenen Tatſachen hat 
erſchuͤttern können. 

(Große Unruhe bei den Sozialdemokraten.) 

Wenn Herr Singer dann die Gelegenheit benützte, 
um mic perfönlic anzugreifen, und behauptete, er könnte 
aus einem Urteil bezüglih der „Deutihen Wacht“ merk: 
würbige Dinge gegen mic vorlefen, fo will ih ihm dazu 
bemerken: das fol er nur ruhig tun. 

(Laden bei ben Sozialdemokraten.) 
— YJawohl, Herr Singer, fommen Sie damit heraus! Dann 
wird es mic freuen, vor aller Öffentlichkeit feftitellen zu 
können, daß jene Anfchuldigungen, die im einem lirteil 
erfter Inſtanz erhoben worden find, vor Geridt dann auf 
ftaatsanwaltichaftliche Unterſuchung bin zur vollen Er— 
örterung gelangt find, weil ein Fehler unſeres damaligen 
Notard vorlag, und daß wir ſämtlich — und ich an eriter 
Stelle — toffenlos freigefprochen worben find: — ber 
beite Beweis, daß der Herr Abgeordnete Singer hier den 
Meg beichritten hat zu perfönliher VBerunglimpfung, ben 
Herr Bebel vorhin hier als unzuläffig erklärt hat. 
(Sehr richtig! rechts.) 


Bizepräfident Dr. Paaſche: Zu einer perfönlichen Be: 
merfung bat dad Wort der Herr Abgeordnete Dr. Hermes. 


Nachdem dieſer Ausſchuß die von mir vorhin (C) 
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(A) Dr. Sermes, Abgeorbneter: Der Herr Abgeorbnete Korfanty, Abgeordneter: Meine Herren, bei dem im (co) 


Bebel beruft fi in bezug auf feine Außerungen auf eine 
Erklärung, welde von Barteifreunden in meinem Wahl- 
freife veröffentlicht worden ift. Dieſe Erflärung bat mir 
vor ber Beröffentlihung nicht vorgelegen. Ich kann aber 
auch nicht finden, daß dieſe Erklärung mit meinen 
heutigen Ausführungen in irgend welchem Widerſpruch 
ſich befänbe. 


Vizepräfibent Dr. Paaſche: 
merfung hat das Wort ber Herr 
Sachſen). 


Dr. Wagner (Sachſen), Abgeordneter: Meine Herren, 
die perſönliche Bemerlung des Herrn Abgeordneten Bebel 
—* ſich inhaltlich nicht gerichtet gegen meine Perſon, 
ondern gegen bie Logik und den gefunden Menſchen— 
berftand. 

(Sehr richtig! rechts; Heiterkeit rechts und in ber 

Mitte. Lachen bei den Sozialdemokraten.) 


BVizepräfibent Dr. Paaſche: Wir verlaffen nunmehr 
ben Gegenftand und kommen zum vierten Gegenftanb ber 
Tagedorbnung: 

Interpellation der Abgeordneten Seyda und 
Genofjen, betreffend Ausweiſung polnifcher 
Schüler von höheren und mittleren Zehranftalten 


u einer perfönlichen Be: 
bgeorbnete Dr. Wagner 


Haufe herrihenden Lärm werben Sie mir alle zugeben, 
dab es unmöglich war, den Herrn Präfidenten zu verftehen. 
(Lebhafte Zuftimmung in ber Mitte und links.) 

63 ift und eigentlich unbegreiflid, wie der Herr Bräfident 

und verhindern will, die Snterpellation zu beſprechen. 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Herr Abgeordneter, Sie 
haben nicht das Recht, dem Präfidenten fo etwas vor» 
zuwerfen. 

Ich rufe Sie dieſes Ausdrucks wegen 

Das Wort zur Geſchäftsordnung hat 
geordnete v. Gzarlinäti. 


v. Gzarlinsfi, Abgeordneter: Herr Präftdent, das 
war aber doch wohl jelbfiverftändlih, dab wir die Be- 
fprehung beantragen würden, und wenn e3 nicht fofort 
geſchehen ift, jo konnte ed nur daran liegen, daß wir bie 
Frage nicht verftanden haben, namentlih nicht auf den 
entfernten Bänten. 

(Zurufe.) 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Ih will nicht auf 
meinem formalen Recht beitehen. Wenn das Haus der 
Meinung tft, daß in bie Beſprechung ber Interpellation 
noch eingetreten werben fol, fo werde ich mic dem Willen 
bes Haufes fügen, ba ich zugebe, daß bei dem Lärm 
vielleicht nicht alles zu verhehen war, was id gefagt habe. 


pr Ordnung. 
er Herr Ab: 


(Nr. 206 der Drudiadhen). (Bravo!) 
Ih habe zunächſt die Frage an den Herrn Vertreter | Iſt pas Haus damit einderftanden 
ber berbünbeten Regierungen zu richten, ob und wann er (Zurufe)), 


bie Interpellation beantworten will. 


Dr. Graf v. Poſadowsky⸗Wehner, Staatöminifter, 
Staatöjetretär des Innern, Stellvertreter des Reich: 
fanzlerd3: Der Herr Reichskanzler lehnt die Beantwortung 


‚ (8) ber Snterpellatton ab, weil bie Jnterpellation fi auf eine 


rein preußiſche Angelegenheit bezieht. 
(Bravo! rehtd. Große Unruhe und andauernde 
Heiterkeit in der Mitte und Links.) 


Vizepräfident Dr. Paaſche: 


Gegenftand. 

(Große Unruhe.) 

Meine Herren, unfere Tagesordnung ift damit erledigt. 
(Zebhafter Widerſpruch in der Mitte und links. 
Rufe von den Polen: Zur Geihäftsorbnung!) 

— Der Gegenftand der Tagesordnung tft erledigt, wie id) 

eben erklärt habe. Ich kann nicht noch einmal das Wort 

zur Geſchäftsordnung dazu erteilen. 
(Andauernde große Unruhe. Zuruf: Der Lärm war 
fo ftart, daß wir es nicht haben verftehen können.) 

Ih habe laut und vernehmlidh ertlärt — — 

(Stürmtiher Widerfprud in der Mitte und links.) 

— Meine Herren, ih babe eine Zeitlang gewartet, ob 

irgendwie eine Außerung, ein Antrag zur Geſchäftsordnung 

füme. Es erfolgte feine Wortmelbung zur Gejhäfts- 
orbnung; beöwegen habe id erflärt: wir verlaffen damit 
ben Gegenftand. 

(Zebhafter Widerſpruch in der Mitte und Links.) 

— Ich kann nit dafür, meine Herren, wenn Sie nicht 

zuhören. — Ich habe weiter erklärt — und bafür find 

die Herren Schriftführer Zeugen —: „damit ift umfere 

Tagesordnung erledigt”. Daß Sie das nicht gehört pin 

bebaure ih. Ich kann aber jet nicht noch einmal in bie 

Verhandlung eintreten, nachdem die Diskuffion geſchloſſen 

tft, es ſei denn, das Haus beſchließt es. 

(Andauernde große Unruhe und laute Zurufe in der 
Mitte und links.) 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Ab- 
georbnete Korfanty. 
Reichstag. 12. Legisl⸗P. I. Seffion. 17. 


Mir verlaffen dieſen 


fo bitte id, Platz zu nehmen. 


Geſchieht.) 

Ih bitte um Ruhe, damit nicht wieder Mißverftänd: 
niffe vorkommen. 

IH bitte nunmehr diejenigen Herren, bie ben aller: 
dings noch nicht geftellten, aber wie ich vermute, beab» 
fihtigten Antrag, den Gegenftand zu befpredhen, unters 
ftügen wollen, fi von den Plätzen zu erheben. 


Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; wir treten alſo in die Beſprechung 
der Interpellation ein. 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Seyda. 


Seyda, Abgeordneter: Meine Herren, ich habe zunächſt 
unferm lebhaften Bebauern darüber Ausdrud zu geben, 
daß ber Herr Reichöfanzler die Beantwortung unſerer 
Sinterpellation abgelehnt hat. Wir können die Begründung, 
bie ber Herr Stellvertreter des Reichskanzlers zu biefer 
Ablehnung gegeben Hat, durchaus nicht für zutreffend 
erachten. Sch werde im Werlauf meiner Ausführungen 
Gelegenheit haben, zu beweifen, daß es ſich nit nur um eine 
bloß innere preußtiche Angelegenheit handelt, jondern um 
eine —— die auch das Intereſſe des Reiches in 
hohem Maße angeht. 

(Sehr richtig! bei den Polen.) 

Sp oft wir Polen Hier eine Angelegenheit tm Wege einer 
Interpellation zur Sprade bringen, handelt e3 fi regel- 
mäßig um ſchwere Beeinträdtigungen unferer Rechtsſphäre 
feitend ber preußifhen Regierung. Wir haben bereits 
wiederholt Gelegenheit gehabt, mad; biefer Richtung hin 
Maßnahmen zu erörtern, die bie gefamte poluiſche Be: 
bölferung auf das tiefjte ſchädigten. 

Die Angelegenheit, die wir heute hier vor dem hoben 
Haufe zur Sprache bringen, ift vielleicht nicht fo ſchwer⸗ 
wiegend in bezug auf ihren Umfang, injofern als fie nur 
einzelne Sreife der polniſch-katholiſchen Bevölkerung betrifft, 
aber fie ift anbererfeitö fo eigenartig und fo typiſch fiir 
bie gefamte preußiſche Verwaltung, dab wir nicht umhin 
fünnen, zu jagen: fie fieht als Bebrüdungsmittel gegen: 
über bem polntihen Volke einzig ba in ihrer Art. 
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(Seyba.) 

Worum handelt e3 ih? Es handelt fih um Maffen- 
ausweifungen von Schülern aus höheren und mittleren 
Lehranftalten! Wenn man von ſolchen Maffenausweifungen 
hört, fo fragt man naturgemäß: was haben die Schüler 
verbrohen? Haben fie etwa im fittlicher Beziehung ſich 
grober Verfehlungen ſchuldig gemadt? Haben fie etwa 
ftändig wüſte Kneipereien oder Orgten der Unfittlichkeit 
beranftaltet? — Nichts von alledem! Oder haben fie 
etwa (wie das fonft porgelommen ift), da ihnen die Schule 
feine Gelegenheit dazu bietet, im geheimen polniſche 
Geſchichts- und Literaturftudien getrieben, — ein Ber: 
brechen, das in den Augen der preußifhen Schulverwaltung 
faft noch fchwerer wiegt, als bie vorhin erwähnten Ber: 
fehlungen? 

(Schr gut! bei den Polen.) 

Auch das haben fie nicht getan! Sie haben fi überhaupt 
in feiner Meife gegen die preußiſche Sculgefege ber: 
gangen, — und das will bei den heutigen Berhältnifien 
fir einen polnifhen Schüler gewiß viel fagent — Und 
troßgdem find fie ausgemwiefen worden. Es find in den 
legten Wochen gegen 120 Schüler bon preußiſchen 
Gynmafien, Seminarien und Präparandenanftalten aus: 
gewieſen worben 

- (hört! Hört! bei den Polen): 
ohne daß fie im geringften etwas Strafwürbiged begangen 
hätten. Ich glaube, ich gehe nicht zu weit, wenn ich eine 
derartige Maßregel als in ber zivilifierten Welt unerhört 


bezeichne. 
(Sehr richtig! bet den Polen.) 

Was ift nun der Grund der Ausweiſung bieler 
Schüler? Als Grund wird angegeben, daß bie Geidwifter 
biefer Schüler, welde die Volksſchule befuchen, an bem 
fogenannten Schulſtreil teilgenommen haben, ober daß 
die Eltern dieſer Schüler den Sculftreit gefördert haben. 

Meine Herren, wir haben nicht die Abfiht, heute 


(8) hier den fogenannten Schulfireif zu einer erneuten ums 


faffenden Diskuſſton zu bringen, und zwar deshalb nicht, 
weil die Angelegenheit ja vor nicht allzu langer Zeit in 
diefem hohen Haufe eingehend beſprochen worden ift. 
Aber, um die Maßregel, deren Beſprechung wir in dieſem 
hohen Haufe heute beantragt haben, in ihrer ganzen Bedeutung 
zu verſtehen, muß ih doch in großen Zügen die Ange: 
legenheit des Schulftreit3 berühren. 

Ste wifjen, meine Herren — jedenfall ift dies bereits 
wiederholt in dieſem hoben Haufe erörtert worden —, 
daß bie preußifche Unterrichtsverwaltung bis in die 70er 
Jahre für die Vollsſchule den Grundſatz befolgt hat, ber 
allgemein in der Pädagogik als der einzig richtige anerkannt 
ift, und ber ja aud vom gefunden Menſchenwerſtand als ber 
einzig richtige diftiert wird, nämlid, daß der Unterricht 
in der Volksſchule in ber Mutterſprache der Schüler zu 
erteilen tft. 

(Sehr wahr! bei ben Polen.) 
Ich habe wohl nit nötig, des langen und breiten aus— 
zuführen, daß das in der Tat ber einzig richtige Stanb- 
puntt tft. Nichtödeftoweniger hal die preußiſche Schul: 
verwaltung ſeit den 70er Fahren biefen Grundfag, foweit 
es fth um bie Voltöfchulen in ben polnifchen Landedtetlen 
handelt, verlaffen. Im Jahre 1873 wurde durch Erlaß 
des Oberpräfidenten zu Poſen angeorbnet, daß der gefamte 
Unterricht an ben Volksſchulen in ber deutſchen Sprade 
erteilt werde, und daß bie polnifhe Sprade nur inſoweit 
zur Hilfe genommen werben bürfe, als es abfolut uner- 
läßlich fei zum Berftändnis des Unterrichts. In bezug 
auf ben Religtondunterricht werbe eine Ausnahme gemadıt. 
Der Religionsunterricht follte in ber polniſchen Sprade 
erteilt werben. Jedoch follte, ſoweit bie Kinder bie 
deutſche Sprache erlernen, mit Genehmigung der Regterung 
der deutſche Unterricht eingeführt werben auch ber 
Religion, fobald die Kinder eben nad Anfiht ber Re: 





gierungsorgane bie nötige Kenntnis der deutſchen Sprade (C) 


erlangt haben. 

3 iſt num ſyſtematiſch ſeitens ber Regierung und 
ber niederen Unterriht3organe auch im Religionsunterricht 
immer mehr an Stelle der polnischen die deutſche Sprade 
eingeführt worden. Trotzdem fowohl die Eltern, wie Die 
Geiftlihen, welche dies beim Beicht⸗ und Kommunion 
unterricht feftitellten — und felbft viele Qehrer ber Über: 
jeugung waren, daß bie Finder dem Unterricht in ber 
deutfchen Sprade nicht folgen können —, trogdem wurde 
in immer mehr Schulen die deutſche Sprade für ben 
Religionsunterricht eingeführt. Die polniſch-katholiſche 
Bevölkerung proteftierte gegen dieſe unpädagogiihen Maß: 
regeln auf das entſchiedenſte, indes ſtets ohne Erfolg. 
63 wurden von Eltern und Geiftlihen, von Schul— 
borfländen und Gemeinden Betitionen über Petitionen 
an die Königliche Regierung, an das Abgeordnetenhaus, 
an den König gerichtet, um dieſen unbaltbaren 

uftänden ein Ende zu machen. Es half alles nichts. 
m Gegenteil, die Zahl derjenigen Schulen, in denen 
die deutſche Sprahe in bem Religionsunterricht ein: 
geführt wurde, wuchs von Jahr zu Jahr. Der Be: 
völferung bemächtigte fi eine immer größere Erbitterung, 
weil die Eltern jahen, daß ihre Kinder den Unterricht 
nicht verftehen, weil auf Schritt und Tritt die gröbften 
Mißverftändniffe zu Tage traten, und bie finder in 
ſeeliſcher Beziehung verfümmerten. — Die Regierung nahm 
auf alles dies feine Rüdficht, fie ging in dieſem Falle, 
wie auch fonft eben davon aus, daß der linterricht als 
Mittel der Germanifation zu dienen habe, — und fie 
banbelte bemgemäß. — So fam das Yahr 1906 heran. 
In dieſem Jahre wurde mit einem gewiflen Hochdruck an 
einer großen Reihe von Schulen, in bemen biöher ber 
Unterriht in der Religion in der polnifhen Sprade 
erteilt worden war, der Religionsunterricht im deutſcher 


Sprade eingeführt. Die Erbilterung der Bevölkerung ftteg (D) - 


aufs höchſte, und fo fam es zu ber elementaren Be: 
wegung, die unter bem Namen des Schulftreif3 die ganze 

Melt in Grftaunen verjegte. Die Eltern verboten ben 

Kindern, auf deutihe Fragen im Religionsunterricht 
—— zu antworten, und die Kinder befolgten dies 
erbot. 

Meine Herren, ich möchte hier bemerken, daß es für 
jeden, der den Verhältniſſen näher ſteht, nicht dem ge— 
ringſten Zweifel unterliegt, daß es ſich bier auf ſeiten der 
polnifchsfatholihen Bevölkerung in erfter Reihe nicht um 
eine polittihe Angelegenheit, ſondern um eine vorwiegend 
religtöfe Frage, um eine Frage der Erziehung der Kinder 


handelt. 
(Sehr wahr! bet den Polen.) 

Wenn die Eltern jehen, wie ihre Kinder ohne jedes Ber: 
ftändnis dem Unterricht in der Religion folgen, wenn fie 
fehen, baß die Finder von den Wahrheiten ihrer Religion 
nicht das geringfte lernen, fo ift es nichts weiter als ihre 
Pflicht und Schuldigkeit, wenn fie eben alle Mittel cr: 
greifen, um eine Berfrüppelung ber Seelen ihrer Kinder zu 
verhindern. Ich könnte Ihnen bier ftundenlang Betfpiele 
dafür anführen, zu welden unglaublichen Refultaten ber 
ne polnifcher Kinder in deutſcher Sprache 
ührt. 


(Hört! Hört! bei ben Polen.) 
Ich will dad nicht tun, ich will nur als darakteriftiiches 
Beifptel anführen, was von dem Herin Abgeordneten 
Stychel neulih bei ber Diskuffion in dem preußiichen 
Abgeorbnetenhaufe über dieſe Angelegenheit zur Sprade 
gebradht worden ift. 

Meine Herren, ber Lehrer ſucht den Kindern bie 
bibliſche Geſchichte klarzumachen, und zwar die Schöpfung: 
geſchichte. Er unterrichtet: Im Anfang ſchuf Gott Himmel 
und Erde. Und ſchon bei diefem eriten Sak find bie 


(A) Rinder außerftanbe, 
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(Sehba.) 
dem Lehrer zu folgen; denn ſie 
verftchen nicht, was das beutfche Wort „Anfang“ bedeutet. 
Gr verfucht es ihnen Harzumaden, indem er fagt: feht, 
Kinder, hier eine Bank, Hier ift der Anfang ber Banf und 
bier tft das Ende ber Bant, — und er fragt nun weiter: 
was ſchuf Gott im Anfang? Da befommt er zur Antwort: 
Im Anfang ſchuf Bott eine Banf. 

(Heiterfeit.) 

Meine Herren, ein anderes Beiipiel, wie dad Vater: 
unfer in dem Munde bon Sindern ſich geflaltet, welche 
angeblich bereit3 fo meit bie beutfche Sprade erlernt 
—— daß ſie dem deutſchen Religionsunterricht folgen 

unen: 

Bater unſer, wer du bieſt im Himel gecheilige 
werben bein Amen, zu und komedei rein. 
(Heiterteit.) 

Dein Wilem geihen wie im Htmel als fo auf 
erben, unſer teglihe Brot gib uns heute und 
ver gieb unfere Schuldiege vier nich verſuchung 
fondern Erlefung fonder Ibel Amen. 
Meine Herren, dad ift ein Waterunfer, weldes ein 
Schüler der zweiten Klaſſe niebergejchrieben hat, ber eben 
nah dem Urteil der Schulverwaltung bereits imftande 
fein follte, den Religlondunterricht in der deutſchen Sprache 
zu genteßen ! 
(Hört! Hört! bei ben Polen.) 

Ich babe hier, meine Herren, eine ganze, Reihe ähn- 
licher Fälle. Ich will fie nicht alle vortragen ; ih lege 
die Schriftitüde auf den Tiſch des Haufes nieder, damit 
bie Herren ſich überzeugen lönnen, wie bad Gebet und 
wie der Religionsunterricht fi in ſolchen Fällen polniſchen 
Kindern gegenüber geftaltet. Es wirb aus dem Religions: 
unterriht die reine Blasphemie. 

— (Sehr richtig! bei den Polen.) 
eine 


Herren, ih wieberhole: wenn Eltern unter 


(8) diefen Umftänden dazu kommen, zu fagen: lieber gar 


feinen Religtondunterridt, ald folhen! — und wenn fie 

demgemäß ihrem Kindern gebieten, auf beutiche Fragen 

im Religiondunterricht nicht zu antworten, fo wird man 

ein berartiged Verhalten ber Eltern nit bloß als ihr 

Recht, fondern fogar als ihre Pflicht anerkennen müffen. 
(Sehr richtig! bei den Polen.) 

Ich möchte bei biefer Gelegenheit mit aller Ent— 
fchtebenheit dagegen Proteſt einlegen, wenn gejagt wirb, 
daß biefe Bewegung, die eine ganz ungeahnte Ausdehnung 
gewonnen hat, künſtlich hervorgerufen if. Was war 
denn bie Folge dieſer Bewegung für die Eltern und bie 
Finder? Die preußtfhe Unterrichtsverwaltung hat ver: 
fucht, mit allen mögligen Mitteln die Kinder zu zwingen, 
daß fie von diefem paſſiven Widerſtande, den fie auf 
Gebot ihrer Eltern ben beutihen Fragen im Religions» 
unterricht entgegenfegen, ablaffen. Es find für die Kinder 
Nadhfikftunden bon 4 bis 6 Stunden wöchentlich ein- 
gerichtet worden. Es find Eltern, wenn fie bie finder 
in diefe Nachſitzeſtunden nicht fanbten, in Strafe genommten 
worden. Hunderte von Eltern, bie Amter befleideten als 
Gemeinbevorfteher, Schulvorfteher u. dgl., find ihrer 
Amter entfegt worden. Es find zahllofe Strafverfahren 
eingeleitet worden gegen Berfonen, bie dieſe — 
ihrer ſittlichen Pflicht entſprechend fürberten; es fin 
—— von Mark und viele Jahre Gefängnis gegen 

eiſtliche und Redakteure als Strafen erkannt worden. 
Und trotz alledem iſt dieſe Bewegung bis auf den heutigen 
Tag keineswegs unterdrückt. 

Meine Herren, wäre das keine auf natürlichen Grund⸗ 
lagen beruhende ethiſche Bewegung, dann würde fie ſicher⸗ 
ie längft erlahmt fein. 

(Sept richtig! bei ben Polen.) 
Wenn die Bevölkerung ſolche Opfer auf fi nimmt im 


Intereſſe der religiöfen Erziehung ihrer Kinder, fo ift das 





ber beite Beweis dafür, dab es ſich hier nicht um eine (0) 


fünftlihe politiſche Agitation, fondern daß es jich um eine 
ethifhe Bewegung handelt, bie im tiefften Herzen ber 
polnif-fatholiichen Bevölkerung ihren Grund hat. 

(Sehr richtig! bet den Polen.) 

Meine Herren, nahdem nun alle diefe Maßnahmen, 
bie ich eben furz erwähnte, nicht zum Ziele geführt haben, 
ift bie preußiſche Unterrihtöperwaltung in den letzten 
Moden auf ein neues Mittel verfallen, auf ein Mittel, 
das, wie ich vorhin ſchon fagte, ganz einzigartig dafteht. 
Es hat nämlich die Unterrichtäverwaltung verfügt, daß 
Gymnafiaften und Seminariften, deren Geſchwiſter in der 
Volksſchule die Antwort auf deutſche Fragen im Neligionds 
unterricht verweigern, von den Gymnaſien bezw. Seminarien 
vertiefen werben. 

(Hört! Hört! bei den Polen.) 
Die Begründung diefer Maßregel lautet in ben Abgangs- 
zeugniffen, welde biefen Schülern bei der Entlaffung erteilt 
wurden, faft wörtlih gleihmäßig, und es liegt deshalb 
offenbar ein Beſchluß der Zentralinftanz vor, der dieſe 
Begründung borfchreibt. 

Ih babe hier das Zeugnis eines Schülerd des Augufte: 
Biltoria-Gymnafiums zu Poſen; die Zenſuren dieſes 
Schülers lauten: „Betragen, Aufmerkfamteit, Fleiß gut 

(hört! hört! bei den Polen), 
Neligiondlehre, Deutſch, Lateiniſch genügend, Griechiſch 
gut, Geſchichte, Erdkunde genügend, Mathematik genügend, 
Naturbeſchreibung gut, Phyſik, Turnen genügend, Hand— 
ſchrift und Zeichnen genügend“. Der Schüler befucht die 
Untertertia B. Er iſt am 16. März dieſes Jahres ent— 
laſſen worden mit folgender Begründung: 

Der Schüler iſt aus ber lintertertia B heute 
entlaffen worben, weil fein Vater ſich durch 
fördernde Teilnahme am Volksſchulſtreik in 
dauernden Widerfpruh mit den Gefegen und 
Anordnungen ded Staates geſetzt 

(hört! hört! bei den Polen) 
und badurd dad Recht auf Erziehung und Aus— 
bildung feines Sohnes Vinzent auf einer höheren 
Lehranſtalt verwirkt hat 

(lebhaftes Hört! Hört! bei den Polen), 

auch weil bie Erziehung ber Mitichüler des 
Binzent .., da dieſer im Glternhaufe zum 
Ungehorfam und zur Nichtachtung der Autorität 
bes Staated erzogen wird, bei feinen weiteren 
—— auf dem Gymnafium ſchwer gefährdet 
wird. 

(Hört! hört! bei den Polen.) 

Meine Herren, ich glaube, folange ed im modernen Kultur: 
ftaat öffentliche Unterrichtsanftalten gibt, ift ein Schüler 
aus jolden Gründen wohl nod nie entlaffen worden. 
(Lebhafte Zuftimmung bei ben Polen.) 

Die Entlaffung bed Schülers — und es gibt, wie gejagt, 
folder gegen 120 — ift erfolgt, ohne daß der Schüler 
fih irgend eines Vergehens gegen bie Schulgefege oder 
gegen ſonſtige Vorſchriften fhuldig gemacht hätte, bloß 
mit Rüdfiht auf das Verhalten feiner Eltern! 

Ja, meine Herren, auf Grund welder gefeglidher 
Beftimmungen tft denn bie Entlaffung erfolgt? — Kann 
ein Schüler deshalb mit Recht entlaffen werben, weil 
fein Bater angeblih den Anforderungen nicht genügt, 
welde bie Unterrichtsverwaltung au fein gutes jtaats- 
bürgerlihes Verhalten ftellt?! — Mit nihten! — Es ift 
ein Grunbfag bed modernen Staatörchts, daß bie 
Unterridtäanftalten wie alle fonftigen Anftalten des 
Staats allen Bürgern gleihmäßig offen ftehen. 

(Sehr richtig! bei den Bolen. 

Und bad bezieht fih nicht nur auf bie Eltern, das be— 

zieht fih aud auf die Finder. Ich meine, im mobernen 

Staate hat jedes Kind eines Staatsbürgers dad Recht, 
56* 
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(Zeyda.) 


(A) ben Unterricht ber öffentlichen Bildungsanftalten zu ges 


nteßen, fofern es eben ben Bedingungen der Anftalt 
genügt. Wie die Väter fi verhalten, ift ganz gleich. 
gültig. Diefer Grundſatz ift auch ſonſt ſtets anerkannt 
worben. Wir haben Fälle, wo Finder von Zuchthäuslern 
höhere Schulen beſucht haben, ohne daß aus der Be: 
ftrafung des Baterd ein Grund für bie Zurüdwetfung 
ber Schüler von ben Schulen entnommen wurde. 
(Öört! hört! bei den Polen.) 

Und hier handelt e3 ſich bod; um etwas ganz anderes. 
Selbit wenn die Eltern ſich gegen die Staatsgeſetze ver— 
angen haben follten, was unfererjeits entſchieden be: 


titten wirb 
(jehr richtig!), 
fo würde das in dieſem Falle bo nie einen Grund 
haben wu fönnen, um bie Kinder von ben Anftalten 
zu verweiſen. 
(Sehr richtig! bei ben Polen.) 

Aber auch fonft ift bie Begründung, foweit fie bie 
Eltern betrifft, im höchſten Grade merkwürdig, Wen 
der Grundfag, ber in biefer Begründung zum Ausdruck 
fommt, etwa weitere Anwendung finden jollte, fo können 
wir zu ganz eigentümlihen Grgebniffen fommen. Es 
wird gelagt; Der Schüler wird entlaffen, „weil fein 
Vater fih durch fürbernde Teilnahme am Volksſchulſtreil 
in dauernden MWiderfprudh mit den Gefegen und Ans 
ordnungen des preußiihen Staates gefegt und dadurch 
das Recht auf Erziehung und Ausbildung ſeines Sohnes 
auf einer höheren Lehranſtalt verwirkt hat.“ Ja, meine 
Herren, wenn dieſer Grundſatz allgemein Anwendung 
finden ſollte, dann würden wohl vor allem bie finder 
der Sozialdemokraten famt und ſonders von den höheren 
Lehranftalten verwieſen werben müflen 

(fehr richtig! bei den Polen), 
benn bie Sozialdemokratie erflärt dod, daß fie bie be- 


(B) ftehende Rechts- und Gefellihaftsordnung im ganzen nicht 


anerkennt. Und doc ift nod niemand auf die Idee ge: 
fonmen, die Kinder eines Sozialdemofraten bloß deshalb, 
weil er Soztaldemofrat ift, von den Lehranftalten zu ber: 
mweifen, — umb das wäre auch etwas ganz Unmögliches. 
(Zuruf von ben Sozialdemokraten: Aber das 
Erziehungsrecht hat man ihm genommen, bas tjt 
bagemejen!) 
— Dad ift auch Schon ben Polen gegenüber zur Anwendung 
ebracht worden, wie bet der früheren Diäkuffion hier er- 
tert mworben ift. — Sa, meine Herren, id) glaube, auch 
das Zentrum würde nicht fiher fein, daß bei Gelegenheit 
diefer neue Grundfag ber Unterrichtsverwaltung gegen 
Mitglieder feiner Partei angewendet werden fünnte. 
(Sehr richtig! bei den Polen.) 
Wenn ber Grundjaß zur Zeit des Hulturfampfes bereits 
zur Anwendung gefommen wäre, dann hätten bamals 
famt und fonder® bie Kinder ber Angehörigen ber 
Zentrumsbartei von den höheren Behranftalten verwieſen 
werben fünnen. 
(Sehr richtig! bei den Polen.) 

Die Freifinnige Vollspartet ift ja allerdings heute eine 
Stüge der Regierung; aber es ift gar micht fo lange 
ber, daß auch die Freifinnigen als Reichsfeinde bezeichner 


wurden. 

(Sehr richtig! links.) 
Bei einer Anderung ber polktifchen Verhältniffe könnte es 
vielleicht dazu kommen, daß auch die Kinder der Anges 
hörigen ber Freifinnigen Bollöpartet von den höheren 
Lehranftalten veriviefen würden. 

Meine Herren, Ste fehen, der Grundſatz, der bier 
zum Ausbrud kommt, fteht im Widerſpruch mit ben Grund» 
prinzipien des Staatöreht3 und mit der Geredtigkeit. 
Er fpridt aller Kultur Hohn. 

(Sehr richtig! bei den Polen.) 


Wenn es in ber Verfügung, bie bie Entlaffung begründet, (C) 


weiter heißt: 
Die Erziehung der Mitſchüler des N. N., ba 
biefer im Elternhaufe zum lngehorfam und zur 
Nichtachtung der Autorität des Staates erzogen 
wird, würde bei feinem weiteren Werbleiben auf 
dem Gymnaſium fchwer geſchädigt werben, 

fo ift bad, darf ich jagen, nichts weiter als eine leere 


Rebendart. 

(Sehr richtig! bei den Polen.) 
Wenn dem Schüler beideinigt wird, daß fein Betragen, 
feine Aufmerkſamkeit und fein Fleiß gut tft, fo tft bamit 
der befte Beweis gelefent, daß der Verkehr ber Mitſchüler 
mit ihm für fie abfolut nicht gefährlich fein kann. Zum 
minbeften hätte die Schulverwaltung abwarten müffen, ob 
tatſächlich ein ſchädlicher Einfluß ſich zeigt. Ich behaupte, 
daß ber Sat nichts weiter bedeutet ald eine Beihönigung 
ber ungerechten Gntlaffung, für bie man ftidhhaltige 
Gründe eben nit anführen konnte. 

(Sehr richtig! bei den Polen.) 
Meine Herren, die „fürbernde Teilnahme“ ber Eltern an 
bem Schulſtreil wurde, joweit diesſeits feftgeftellt werben 
fonnte, in allem mögliden gefunden. Sie wurbe 
nit bloß darin gefunden, daß bie Eltern ber 
Gymnaftaften deren Geſchwiſtern, welche die Volksſchule 
befuchen, verboten hatten, Antworten anf deutſche Fragen 
im Religionsunterricht zu erteilen, fonbern fie wurbe auch 
ihon bei folden Eltern als vorliegend angenommen, bie 
gar kein Kind in bie Volksſchule ſchicken 

(hört! hört! bei ben Bolen), 
bie bloß in Berfammlungen und ſonſt fi dahin geäußert 
hatten, daß bie Eltern, welde ihren Kindern verbieten, 
auf deutfhe Fragen im Religiondunterricht zu antworten, 
recht haben. — Schon barin wurde eime Förderung des 
Streits erblidt! 

(Hört! hört! bei den Polen.) 
Selbft Kinder folder Eltern find von Gymnaſien veriiefen 
worden. — Meine Herren, ih kann nit umhin, nad 
allem, was ih vorhin gejagt habe, dieſe ganze Maßregel 
als geradezu barbarif zu bezeichnen. 

(Sehr richtig! bei den Polen.) 


Präfident; Herr Abgeordneter, Sie bürfen die Maß— 
—— ber preußiſchen Regierung nicht als barbariſch he— 
zeichnen. 

(Zuruf von ben Polen: Sie find ed aber bod!) 
Der Ausdrud ift parlamentarifch unzuläffig. 


Senda, Abgeordneter: Meine — wenn wir nun 
dieſe Maßregel in dieſem hohen Haufe zur Sprache gebracht 
und wenn wir ben Herrn Reichskanzler gefragt haben, 
melde Schritte er ergreifen wolle, um biefen Zuftänden 
ein Ende zu machen, fo haben wir dazu das volle Recht 


gehabt. 
(Sehr richtig! bei den Polen.) 
Zunächſt ift es nicht richtig, wenn gejagt wird, daß es 
fih um eine rein innerpreußifche Angelegenheit hanbele 
beöwegen, weil es fi um eine Schulangelegenheit handele. 
Gewiß, dad Schulweſen als ſolches unterfteht ber fom- 
petenz ber Einzelftaaten; aber aud bie Reichsgeſetzgebung 
ift darauf — auf das Schulweſen Rüchſicht zu 
nehmen, und ich könnte eine ganze Reihe von Reichsgeſetzen 
anführen, welche auf die Schulverhältniſſe in den einzelnen 
Staaten verweiſen. 
(Sehr richtig! bei den Polen.) 
Nehmen wir 3. B. bad Gerichtsverfaſſungsgeſetz. Es 
wird bort im 8 2 gefagt: 
Die Fähigkeit zum Richteramt wird burd Ab: 
legung von zwei Prüfungen erlangt. Der erften 
Prüfung muß ein Dre Iähriges Studium ber 
Rechtswiſſenſchaft auf einer Univerſität boran- 
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(Seyba.) 
gehen. Bon bem dreijährigen Zeitraum find 
mindeftend drei halbe Jahre dem Studium auf 
einer deutſchen Univerſität zu wibmen. 

(Hört! hört! bet den Polen.) 
Das Neihöwehrgefeg fagt in $ 11: 

Junge Leute von Bildung, welde ſich während 
ihrer Dienftzeit felbft befleiben, ausrüften und 
verpflegen, und welche die gewonnenen Kenntniſſe 
in dem borichriftämäßigen Umfange dargelegt 
haben, werden fon mad einer einjährigen 
Dienftzeit im ftehenden Heere 

— dom Tage bed DienfteintrittS an gerechnet — 
aur Referve beurlaubt. Site fünnen nad Maß— 
gabe ihrer Fähigkeiten und Leitungen zu Offi— 
zieren ber Reſerbe und Landwehr vorgeichlagen 


werben. 

Und 5 90 ber Wehrorbnung beftimmt: 
Der Reichskanzler erkennt bie Lehranftalten an, 
welde gültige Zeugniffe über die wiffenfchaftliche 
Befähigung für den eimjährigsfreiwilligen Dienft 
ausftellen bürfen. 

Die Reichsgeſetzgebung geht alfo davon aus, daß in 
ben Ginzelftaaten Unterrihtsanftalten beftehen, welche den 
Reihsangehörtgen die Möglichkeit bieten, ſich auszubilden, 
um eventuell Stellen im Reichsdienſt anzunehmen, um 
auch bie Nechte zu genießen, welche ber einjährig-freiwillige 
Milttärdienft ihren gibt. Es Hat alfo implizite damit 
jeder Reichſsangehörige dad Recht, die Bildungsanftalten 
in feinem Staate zu benüßen, und es bürfen bie Be 
börden ber ren ben Reichsangehörigen nicht 
willkürlich die Möglichkeit nehmen, diejenige Bilbung zu 
erlangen, welde für den Bollgenuß der durch Relchs— 
gefege gemwährleifteten Rechte erforderlich ift. 

(Schr richtig! bei ben Polen.) 
Es ift alſo keineswegs eine rein innerpreußlſche Ans 


(8) gelegenheit, wenn wir die preußifhe Regierung hier an- 


Hagen, daß Reichsangehörigen durch willfürliche Akte der 
preußifhen lUnterrichtöverwaltung die Möglichkeit ge— 
nommen wird, fich diejenige Bildung zu erwerben, welche 
auf bem höheren Behranftalten zu erlangen ift. Dabei ift 
inöbefondere zu berüdfichtigen, daß bekanntlich in Preußen 
freie Unterrichtsanſtalten nicht gebulbet werben, auf benen 
etwa bie Schüler, bie bon Staatsanftalten relegiert find, 
fi weiterbilden fünnten. Wenn alfo die Schüler über: 
haupt eine höhere Bildung erlangen wollen, fo find fie 
gezwungen, die Staatsanftalten zu befuchen, — und beö- 
wegen ift es eine Verlegung nicht bloß ber preußiſchen 
ftaatöbürgerlihen Rechte, ſondern auch derjenigen Rechte, 
bie ben Neihsangehörigen als ſolchen zuftehen, wenn 
Schiller von Lehranftalten ohne Grund, rein nad Willkür, 
wie id) bargelegt habe, entfernt werben. 
(Sehr richtig! beit den Polen.) 

Aber auch abgefehen von biefen rein rechtlichen Ge: 
ſichtspunkten bat der Reichſstag ſtets den Grundfag ber- 
treten, dab Maßregeln, die ihrer inneren Natur nad über 
einen Bunbesjtaat hinaus Bebeutung haben, im Reichstag 
erörtert werben können, und baß ber Reichskanzler ber: 
pflichtet ift, auf Anfragen in biefer Beziehung zu ant» 


orten. 
(Sehr richtig! bei den Polen.) 
Daß es fih nun in dieſem Falle um eime folche Ange: 
legenheit hanbelt, tft unzweifelhaft. Ich möchte da, mit 
Erlaubnis de3 Herrn Bräfidenten, einige Süße aus ber 
Frankfurter Zeitung“ verlefen, die gewiß nicht als polen- 
freundlich angefehen werben kann, bie aber, in freiheit: 
lihem Sinne rebigiert, ftet3 dasjenige jagt, was vom 
freiheitlihen Standpunkte aus als richtig anzuerkennen ift: 
Preußen bat bet feiner Volenpolitit auch Rüd- 
fiht auf die anderen deutſchen Staaten zu nehmen, 
bie ja unter jeder Abneigung gegen das Boruffen- 
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tum mit zu leiden haben. Das Polenproblem tft (C) 


ein Sulturproblem, aber nicht in dem Sinne, daß 
ben Polen deutſche Kultur gewaltfam aufgebrängt 
werben müßte, ſondern in dem, daß Preußen aus 
einem Militär- und Polizeiftaat in höherem Maße 
ein Sulturftaat werben muß, der unantaftbare 
Rechtsgüter unberührt läßt. Das übertriebene 
Herrſchbedürfnis, das fih nicht nur in bem fort: 
währenden Neglementieren und Defretieren, fon- 
dern aud ſchon äußerli in dem Verhalten eines 
Teild des Beamtentumd gerade im Often zeigt, 
ift ſchuld an der Abneigung, bie hier wie ander: 
wärts gegen Preußen befteht; Weſt- und Süd— 
beutihe würden wahrſcheinlich ausgleichender 
wirten und einen Haud) bed warmen Südens 
über ben bon der Natur fo farg bedachten Often 
leiten. Preußen muß in höherem Maße deutſch 
werben, das ift die Löfung des Polenproblems 
wie faft aller Probleme, an denen das Deutſche 
Neid heute Taboriert, dad Ende zugleih der 
KReihäöverbroffenheit und des noch vielfach vor— 
handenen Miktranend gegen das im Grunde fo 
friedliche Deutſche Neid. 

Meine Herren, wenn vom diefen Geſichtspunkten aus 
bon ber beutfchen Preſſe die Angelegenheit, welche wir 
ur Sprade gebracht haben, nicht als eine rein preußifche, 
—— als eine eminent reichsdeutſche Angelegenheit 
erachtet wird, ſo hätte auch der Herr Reichslanzler den— 
ſelben Standpunkt einnehmen und auf unſere Frage Ant- 
wort geben jollen. 

(Sehr richtig! bet ben gr 
Mir unfererfeitö bleiben dabei ftehen, daß bie Maſſen— 
ausweiſung von Schülern, die nit das geringfte ver— 
brochen — im höchſten Grade rechtswidrig und kultur⸗ 


widrig 
(Sehr richtig! bei den Polen.) 
Die Maßregel ſchädigt das Anſehen des Deutſchen Reichs 
in der ganzen Welt, und deshalb ſollte bie Reichsregierung 
in ihrem eigenen Intereſſe Veranlaſſung nehmen, dahin 
zu wirken, daß ben durch dieſe Maßregel heraufbeſchwornen 
Zuſtänden ungeſäumt ein Ende bereitet werde. 
(Bravo! bei den Polen.) 


Breäfident: Der Herr Abgeorbniete v. Normann hat 
das Wort. 


v. Rormann, Abgeorbneter: Meine politifchen Freunde 
lehnen es ab, ſich an der Beiprehung biefer Interpellation 
zu beteiligen. Wir halten fie, bier im Reichätage ein: 
gebradit, für einen Eingriff in die Rechte ber preußifchen 
Regierung, den wir mit Entſchiedenheit zurüdwelfen. 

(Bravo! reits. Zuruf bei den Polen: Sehr bequem!) 


Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeorbnete 
rigen (Düffelborf). 


Fritzen (Düffelborf), Abgeorbneter: Meine Herren, es 
ift ja möglich, daß man bezüglich der Kompetenzfrage zu 
einer anderen Anfidht fommt. Aber die Tatſache, daß 
foeben der Reichstag mit überwältigender Maforität bie 
Beiprehung der Interpellation beſchloſſen hat, legt jeder 
Partet bie Pflicht auf und gibt g mwenigftens bad Recht, 
fih zur Sache zu äußern. Das tft um h mehr ber all, 
als der Gegenftand ber Interpellation nit nur in ber 
inländifhen, fondern auch in ber ausländiſchen pude viel 
Staub aufgewirbelt hat, und man jebenfallö draußen tm 
Lande verlangt, daß der Reihätag hierzu Stellung nehme, 

Meine Herren, der Gegenitand hängt zufammen mit 
benjenigen Dingen, bie wir vor einiger Zeit ſchon hier 
befprohen haben. Das tft zunächſt die Erteilung bes 
Religionsunterrihts in einer anderen Sprade ald ber 
Mutterſprache und fobann ber aus dieſer Maßregel folgende 


(a) Schulſtreil. 
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(Srigen [Düfleldorf].) 

Mir Haben und damald durch den Mund 

unferes Kollegen Glowatzli deutlich geäußert, wie wir und 

“ biefer Frage ſtellen. Wir haben erflärt, daß wir der 
nfiht find, dab bie Erteilung des Religtonsunterrichts 

in einer anderen Sprade als der Mutterfprade nicht 

gerechtfertigt iſt 

(ſehr richtig! in der Mitte und bei ben Polen), 
daß wir mit Redjt verlangen müffen, daß biefer Religions: 
unterricht aud in den Gebieten ber Oftmark der Regel 
nad) in der Mutterſprache erteilt werbe. 

(Sehr richtig! in der Mitte und bei den Polen.) 
Dagegen haben wir und über ben Scuiftreif in anderem 
Sinne ausgeſprochen. Wir Haben es beflagt, daß die 
Eltern jener Finder, welche den Religionsunterricht nicht 
in der polniihen Sprache empfingen, zu dem Mittel des 
Schulſtreils übergegangen find, wodurd das Find in einen 

wiefpalt zwiſchen ber Autorität der Eltern und ber be3 

ehrers geftellt und in den Mittelpunkt ber ganzen politi- 
[hen Bewegung Hineingerüdt if. Diefen Standpunft 
halten wir auch heute noch aufrecht. 

Nun ift aber aus dem Schulftreif ein Weiteres er- 
folgt, und das ift basjenige, was ber Herr Interpellant 
und foeben vorgetragen hat: ich meine bie Relegation von 
vielen Schülern aus den höheren Unterrichtöanftalten in 
den Dfimarfen, allein aud dem Grunde, weil deren Eltern 
refp. deren Gefchwifter ſich an dem Schulftreif beteiligten. 
Diefe Maßregel können wir durchaus richt billigen. 

(Bravo! in ber Mitte und bei den Polen.) 
Wir halten fie für ungerecht 
(erneute Zuftimmung in der Mitte und 
bei den Polen), 

weil bie betreffenden Schüler einen Fehler büßen müffen, 
ben nicht fie begangen haben, fordern ihre Eltern, und 
ben fie nicht vermeiden fonnten. Wir halten biefe 
Maßregel für inhuman 

(ſehr richtig! in der Mitte und bei ben Polen); 
benn jungen Leuten, welde gute Zeugniffe zu einer 
Befähigung für höhere Bildung aufweifen, jchneidet man 
damit die Möglichkeit, zu dieſer Höheren Bildung zu 
gelangen, ab und zwingt fie, auf biefe höhere Bildung zu 
verzichten oder anderweitige Unterrichtsanſtalten mit 
höheren Koſten aufzufuchen. 

Wir halten dieſe Maßregel aber auch politifh für 
durchaus — 

(fehr richtig! in der Mitte und bei den Polen); 
benn was ift die Folge bavon? Ein Teil ber Schulkinder 
wird die Bildung, bie fie erfehnen, nit mehr erlangen 
fönnen, weil die Eltern die Koften nicht aufwenden können, 
um ihnen eine höhere Schulbildung auswärtd zu geben. 
Aber, meine Herren, ein großer Teil biefer Schulkinder 
wird in auswärtige Schulen gefhidt, nad Frankreich), 
nah Galizien, nah Polen, und biefe Kinder werden 
fpäter als Jünglinge und gereifte Männer mit einem 
glübenden Haffe gegen die preußiſche Staatöregierung 
aurüdfehren. 

(Zebhaftes Sehr wahr! in der Mitte 
unb bet den Polen.) 
Diefe Männer werben fpäter biejenigen fein, welche 
die großpolniſche Bewegung, die wir alle mißbilligen, 
fortdauernd ſchüren und in Fluß halten. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Aus diefem Grunde, meine Herren, bebauern wir 
dieſe Maßregel und wünſchen, daß der Herr Reichskanzler 
als preußifcher Minifterpräfident darauf hinwirken möge, 
dab in Preußen diefer Maßregelung ein Ziel gejegt werde. 

(Bebhaftes Bravo in der Mitte.) 


Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Ortel. 


DOrtel, Abgeordneter: Meine Herren, faft jededmal, wenn 
bier im hohen Haufe von einem Mitgliede ber polnifchen 
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Partei geiprochen wird, kann man ſich als Preuße und 
als Deuticher aus den öftlichen Provinzen in feinem Innerften 
gefränft fühlen 
(ſehr richtig! bei den Polen), 
und es brängt fih bei mir mandmal bie Frage auf: 
welche Töne würden Angehörige anderer Bundesſtaaten hier 
anſchlagen, wenn über ihre Bolfstümlichketten, über ihre 
Helmatöfultur in einer manchmal fo frivolen, mandmal 
fo hämiſchen Art geſprochen würde wie über und Preußen, 
über unfere preußifche Kultur von feiten der Polen? 
(Laden bei den Polen.) 
Auch diefes ift ein Anzeichen, meine Herrn, wie gutmütig 
wir Preußen find 
(oh! oh! und Lachen bei den Polen), 
wie tolerant wir find auc gegen foldhe, die mit unferen 
Gefühlen in Kenntnis unferer Toleranz und mit unferen 
gutmütigen Eigenſchaften fptelen. 
(Zaden bei den Polen.) 
Ich glaube auch, daß es bier bald zu viel fein wird, und 
wir werben uns jehr bald auf uns ſelbſt energiſcher be— 
finnen müffen. 

(Zuruf von den Polen: Ach was, noch mehr?) 

Meine Herren, hierbei fällt mir auf, wie wenig bie 
Kenntnis über unfere öfllihen Provinzen bier im Haufe 
und iiberhaupt im Reiche verbreitet ifl, wie wenig unfer 
Land, wie wenig unfere Hilfäquellen und bie Bein 
—** Charaltereigenſchaften unſeres Volkes befannt 
ſind. Schon einmal habe ich es in dieſem Hauſe ausge— 
ſprochen, daß wir Oſtländer Mittel- und Süddeutſchland 
aus eigener Anſchauung kennen, daß wir über die Eigen— 
tümlichfeiten der Bevölkerung behutfam und zurüdhaltend 
urteilen. Ich babe aber auch gejagt, wie wenig die Süd: 
und Mitteldeutihen unfere Gegenden kennen, und welde 
Kämpfe wir für die Erhaltung unſeres Deutſchtums auf: 
zunehmen haben. 

(Rebhafte Zurufe von den Bolen.) 
Meine Herren, wenn Ste dad wiffen würben, würden Sie 
bier nit fo willig aufnehmen, was eraltierte, was 
fanatifche Feinde des Deutſchtums gegen und auöftrenen. 

(Heftige Rufe: Obo! bei den Polen.) 
Meine Herren, ftatt Reifen nad Afrila zu maden ober 
fonft wohin, wäre es wirklich beſſer, mal in unfere 
Gegend zu fommen. 

(Sehr richtig! bei den Polen.) 

Die Ausbeute wäre jebenfall3 für das Reich eriprießlicher 
als die Ausbeute aus jenen exotiſchen Gegenden. 
würbe Ihnen, wenn Ste nad bem Often fommen wollten, 
fehr gern alö Führer dienen. 

(Rufe von den Polen: Wir aud!) 

Aber, meine Herren, in biefen hämiſchen, unfere Ber: 
hältniffe völlig auf den Kopf ftellenden Ausfällen auf bie 
preußiſche Kultur liegt Syſtem, und wenn man in diefem 
Haufe beinahe mit halber Gleihgültigkeit darüber hinweg— 
geht, dba braußen auf dem Lande, in der polntfchen Bes 
völkerung finden fie einen jehr lebhaften, einen eindrings 
lichen Widerhall. Die polniſche Preſſe forgt für bie nötige 
Illuſtrierung der hier fallenden Worte. Und die polnifche 
Tagespreſſe fpielt in den Provinzen Poſen und MWeft- 
preußen eine anbere Role in der polniihen Bevölkerung 
als bie deutſchen Zeitungen im deutſchen Gegenden, und 
die polnifche Preſſe ift auch zu ungeahnten, zu mächtigen 
Dimenfionen ſchon herangereift. Die Preffe hält ſich mit 
einem Zeil ber polniſchen Geiftlichkeit für den Haupt: 
wadpoften der, wie fie jagt, bedrohten nationalen Inter— 
effen, und fie find bie Führer im Zuge der polntichen 
ae Entwidlung und des nationalpolnifchen Fort 

ritts. 
Und, meine Herren, worauf geht denn nun eigentlich 
dieſe nationale Entwicklung, dieſer nationale Fortſchritt 
hinaus? Ich erlaube mir, Sie mit einem Artikel ber 


(D) 
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(Drtel.) 


(A) „Bazeta Grubztarfa“ befannt zu machen, deren Zeitung ja 


wohl bier mit einem ber Herren in Verbindung fteht. 
In einem Artikel, der überſchrieben ift: „Achtung, pol 
niſches Bolt! kühles Blut und Überlegung,“ wird folgende 
polniſch harmloje Stelle gebracht: 
Achtung, polniſches Volt! fühle: Blut und große 
Überlegung! Knirſche mit den Zähnen, Bruder, 
aber ſchweige und halte die Hand ftille! 
(Zuruf von den Polen: na alfo!) 
Miffe, daß Gott noch über uns iſt, und daß er, 
wenn dad Maß der Berfchuldungen voll ift, den 
Hochmut bed frehen Preußentums bemitigen umd 
unfere Feinde zu Paaren treiben wird. 
(Hört! hört! bei den Nationalliberalen.) 
Hat fie doch fon auf ber Maroftofonferenz 
Gottes Finger getroffen, und wenn fie nicht zur 
Befinnung fommen, dann wird Gott andere Mittel 
gegen fie finden. 
ET richtig! bei den Polen.) 
— Sehr richtig! jawohl! 
Meine Herren, die preußiihe Regierung müßte ja 
mit den Dämeljad geichlagen fein 
(große Heiterkeit), 
wenn fit — — 


Präfident: Ich bitte um etwas Ruhe, meine Herren! 


DOrtel, Abgeorbneter: — — eine zügellofe Preſſe, 
eine mit einem gen Augenmaß handelnde Schladhta, ver: 
ftedt und offen, mittelbar ober unmittelbar, — — 

(Lebhafte Unterbredung von den Polen.) 


Präfident: Meine Herren, ich bitte um etwas Ruhe. 


Ortel, Abgeordneter: — die nicht Deutſchſprechenden, 
bie Polen in unferen Provinzen, Kinder wie Erwächſene, 
mit Haß gegen die Obrigkeit, mit Haß gegen ihre bie 


(B) deutſche Spradhe ſprechenden Mitmenfchen erfüllt, Sitte, 


Moral untergraben 
(große Unruhe bei den Bolen) 
und durch beharrliche Wühlarbeit zur Auflchnung gegen 
bie Staatögewalt aufreizen läßt! 
(Andauernde Zwiſchenrufe von den Polen.) 
Meine Herren, kommen Ste in unfere Provinzen! Sie 
würden bald davon überzeugt werben und indigniert fein 
über dad zum Teil unverfhämte Treiben der polnischen 
Bevölkerung — — 
(Zärmende Zurufe von den Polen. — Blode des 
Präfidenten.) 


Präfident: Herr Abgeordneter, ich ſetze voraus, daß 
Sie mit diefen Worten nicht Mitglieder dieſes Haufes 
gemeint haben. 
(Große Heiterkeit. — Rufe bei ben Polen: 
Weiterleſen.) 
Ich bitte um Ruhe, meine Herren. 


Ortel, Abgeorbneter: Nun wird allerdings behauptet 
bon den gemäßigten Polen, fie dächten gar nicht an eine 
Rostrennung von Preußen, fie wollten feine Autonomie, 
fie wollten an der zentralifiiichen Eigenart des preußifchen 
Staates nichts ändern, fie wollten nur Gerechtigkeit, fie 
wollten auf ihrem Boden nicht Staatöbürger zweiter Klaſſe 
fein. Meine Herren, wir wollen und merken, daß bie 
gemäßigten Polen einen größeren Einfluß gar nit mehr 

efiten. Die Eraltabos find e3, die unter ben polniſchen 

Geiſtlichen, unter den Journaliſten, unter ben polnischen 
Gelehrten und dem Mittelftande fiten, welde komman— 
bieren; bie Gemäßigten, Ginfihiigen haben überhaupt 
fein Wort mehr zu reden. 

Meine Herren, der Herr Abgeorbnete Schrader hat 
ben Wunſch ausgeſprochen, endlich einmal mit ben Polen 
zum Frieden zu fommen. Der Herr Abgeordnete Gothein 





bat ihm ſekundiert und geraten, daß einflußreihe Männer (C) 


von beiden Seiten zufammentreten follten, um eine Ber: 
ftändigung herbeizuführen. Bielleiht wird auch nod 
geraten, einen General v. Willifen dort erftehen zu laſſen. 

Meine Herren, es ift der allgemein von den Deutſchen 
gehegte Wunſch, in den gemiſchtſprachigen Provinzen des 
Oſtens mit dem polniſch ſprechenden Teil der Bevölkerung 
bie gemeinfam Zulturellen Intereffen zu erfüllen, die wir 
der Zeit ſchuldig find und dem Weltenlaufe. Die Deutſchen 
ftoßen aber mit ihrem Beftreben auf wenig Gegenliebe. 
Jedes Zufammenarbeiten mit ben Polen, namentlich 
wenn es ben Polen nicht einen offenfundigen Vorteil 
bringt, wird abgelehnt. Unſere Kultur wirb geſchmäht. 

(Stürmifhe Zurufe von den Polen: Wo? Wann ?) 

Von welder Seite fol nun Friede gemadt werben? 
Meine Herren, die Polen fünnen nah ber Inizenierung 
des Schulfrawalles nicht erwarten, daß man ihnen Zus 
trauen entgegenbringt. 

(Sachen bei deu Polen.) 
Sie dokumentieren, wenn ich mich zart ausbrüden darf, eine 
Sloyalität, die darauf ausgeht, die Vollsmaſſe unter 
einer polnifchenationalen Fahne zu berfammeln. Frieden 
wollen Sie nicht. Sie fagen es offen in Ihren Vold- 
verfammlungen, in ben —— der Friede nimmt 
Ihnen die ſeeliſche Feſtigkeit, die Sie notwendig haben. 
Widerſpruch bei den Polen.) 

Ja, meine Herren, Sie lehnen jede Verbindung mit uns 
ab, auch wenn die Verbindung das religiöſe Bekenntnis 
ift. Sie wollen auf dem Boden nationaler Selbftänbigteit 
bleiben. Sie treiben eine Politit, welche fich auf bie 
eigenen nationalen Kräfte fügt. Diefe Bolitif aber reicht 
weit über bie preußifche Grenze hinaus und erftrebt eine 
ibeelle Solidarität mit den Polen jenfeitö der Grenze, in 
Rußland und Oſterreich. 

Meine Herren, wie die Polen die Geſchichte Deutſch— 
lands verfolgen, das bofumentiert folgende Auslaſſung. 


Jeder Standal, 
— heißt es in einer polniſchen Zeitung — 

welcher in irgend welchem Zuſammenhang mit 

der ſo viel gerühmten deutſchen Kultur und Frei— 

heit liegt, erwedt in uns 
— den Polen nämlid — 

eber eine gewiffe begreifliche Freude als chriſt— 

liches Mitgefühl. 
Meine Herren, bie Bolen hoffen durch eine internationale 
Erſchütterung, daß fie die jet auf drei Reiche verteilten 
Teile bed ehemaligen Königreich Polen wieder in eine 
Einheit zufanımenbringen können. Es gefällt den Polen, 
in den verächtlichſten Worten über unfere preußifche ſtultur 
zu reden. Worauf wir ftolz find, das treten fie in den Kot. 

(Zurufe von den Bolen: Beweife!) 
Beweiſe dafür find die vielen Neben, bie bie Polen bier 
im Reichstage halten. 
Heiterkeit.) 

Ich verftehe, daß man ihnen bier ben weiteften Gebraud) 
der NRebefreiheit gönnt. Im mittleren Deutihland fühlt 
man nicht die tieferen Abſichten ber Polen; bei uns aber 
entfachen die hier geſprochenen Worte Leidenihaften, bie 
ſich in einer Verbiffenheit kundtun, vom welder nur bies 
jenigen Kenntnis haben, die da draußen leben und 
darunter leiden. 

Meine Herren, Sie ſprechen immer von der ſchlechten 
preußiſchen Kultur. Wer waren denn aber eigentlich bie 
Träger einer polnifhen, einer ehemals polniichen Kultur, 
wenn ich fo fagen darf? Doch nit etwa bie alte 
Schlachta in ihrer hiftortihen Verlumptheit? 

(Lärm bei den Polen.) 
Doch nit etwa ber niebere Klerus oder gar ber arme 
polnifhe Bauer? Nein, diejenigen, bie Kultur in Ihre 
Gegenden gebradht haben, waren beutjche Handwerker, 
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(Drtel.) 


(A) preußifhe Handwerker, die don Ihren Königen gerufen 


wurben. 
(Unruhe bei den Polen. Glode des Präfidenten.) 


Bräfident: Meine Herren, id) bitte um Ruhe; Sie 
fönnen dem Redner nachher antworten. 
Ich muß die Herren bitten, etwas von dem Steno— 
graphentiſch zurückzutreten. 
(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 


Ortel, Abgeordneter: Es waren deutſche Handwerker, 
melde von den polnischen Königen Schug genoſſen haben, 
mweldje fie Leben ließen im zahlreihen Städten unter 
Kulmſchem, Magdeburgiihen Recht. Dies waren bie 
Stulturträger. Man hört von den Polen mandınal, man 
dränge ihnen deutſche Kultur auf, man gehe darauf aus, 
fle durch beutfche Kultur zu verſchlucken. Meine Herren, 
Sie nehmen die deutſche Kultur mit Begierde auf, und 
bie polniſch ſprechenden Herren werden nicht leugnen 
fönnen, daß ihr kultureller und ihr ztvilifatoriiher Stand 
viel höher ift als bei ihren Siammedgenofjen in Galizien 
und in Rußland. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 

Berfuhen Sie es doch nod einmal, Ihre polntiche 
Kultur aufleben zu laffen! Ste werben damit elenbiglid 
h Grunde gehen. Bei allen Ihren Geſchichten, wenn Ste 

fer über preußifche Kultur ſprechen, fommt mir das immer 

fo vor, als wenn Sie und nur einen blauen Dunft bor- 
maden mollen, und hier unb ben Leuten draußen tm 
Sande. Sie fühlen fih bet und außerorbentli wohl. 

Es wurde vorhin behauptet, der Schulftreif wäre 
nicht künſtlich hervorgerufen. Er ift fünftlich hervor: 
gerufen, und zwar durch bie großpolniide Agitation, 
welche ihre Führung eben in der polnischen Preſſe und in 
einem Teile des polniſchen Klerus Hat. Außerdem aber 
wird die ganze Agitatton außerorbentlih genährt durch 


(8) eine polnifche Bereinigung, durch ben Verein „Strag*. In 


manchen Zeitungen — es wurde vorhin bie „SFranffurter 
Zeitung“ zittert — wird der Verein als ziemlih harmlos 
bingeftellt, aber, meine Herren, ber Verein hat doch zum 
Zwed erftend einmal die mationale Verteidigung bes 
Polentumsd. Aber es wird noch extra hinzugefügt, daß 
biefe nationale Verteidigung ein fehr weiter Begriff ift, 
ber alles umfaßt, was überhaupt für die Polen von 
Intereffe if. Die ganze Agitation ift feine harmlofe, 
fondern eine ftaatäfeindliche, die die Loslöſung der 
polnifhen Landesteile vom preußifhen Staate bezwedt. 
Die ſprachlich-konfeſſionellen Forderungen gehen nur auf 
eine Forderung der polnischen Nationalität hinaus. 

Sie fagten vorhin, ber Kampf um den polnifchen 
Religtondunterrict wäre aus den Maffen hervorgegangen, 
er ſei auf die gefunden Inſtinkte der Volksgeſamtheit 
eſtützt. Aus beinahe fämtlihen Aufrufen, die über biefe 

pradienfrage erichienen find, geht hervor, daß ber Streit 

nicht aus ber Seele eines vielleicht in feinem Innerſten 

verlegten Volkes hervorgegangen ift, ſondern er ift bie 

Arbeit und der Erfolg von —— die von Ort zu 

Ort, von Haus zu Haus ziehen, und den friedlich 

beſchäftigten Arbeiter und Bauern aufrütteln oder aufhetzen. 

(urufe: Beweiſe!) 

— Einen Beweis für meine Behauptung gibt mir ein 

Ausſchnitt aus einer Warſchauer Zeitung „Dzwon polski“ 

ber über ben Charakter ber neueſten politiſchen Organi— 

fation, des Vereins zur Beranftaltung von Verſammlungen 
fpridt. Da heißt es: 

Der Verein zur Beranftaltung von Verfammlungen 

hat ben Zwed, alle jene zu unterftügen, bie in 

irgenb einer Angelegenheit, alſo auch in ber 

Schulangelegenheit, Verfammlungen abhalten. An 

ber Spite des Vereins fteht der Graf Michael 

dv. Mielzyüski. Wir werben jehen, ob und in 





weldher Weife bie neue Organtjation bazu bei: (C) 


tragen wird, ben Sculftreit zu erweden und 
aufrecht zu erhalten. 
Hier wird alfo zugegeben, daß eine polnifhe Agitation 
des Polentums den Sculftreif erwedt bat und bie 
agitatoriihe Arbeit auf dieſem Gebiete fördern fol. 

Das Gefährlihe des Schulſtreils Liegt in ſtaatlicher 
und ethiſcher Hinfiht darin, daß die Seele und das Gemüt 
des polnifhen Kindes durch bie Entwidlung in ber 
Richtung des paffiven MWiderftandes gegen die ftaatlichen 
Anordnungen in gefährlicher Weile umd in anttdeutfcher 
Richtung erzogen wird. Dab von einem folden Kinde 
für die Zukunft nichts Gutes zu erwarten ift, ift Har. 
Wenn ih aud die Sprade ber polniſchen Zeitungen, 
dab ber Schulftreif bei paffender Gelegenheit eine Ent: 
ladung der geſellſchaftlichen Energien des polnifhen Volles 
herbeiführen würde, für übertrieben halte, fo halte ih es 
bod für erwünfcht, dab der Schulſtreik alsbald gebämpft, 
und bie Ngitatoren nad) Gebühr beftraft werden. Man 
ftellt e8 fo hin, als wenn bie ftreifenden polniſchen Kinder 
Engel wären, als wenn fie einherritten auf weißen 
Lämmchen, angetan mit weiß-rotem Kleidchen, das blafje 
Geſicht verklärt durch überirdiſchen Schmerz, oder aber als 
wenn ein Junge nur die viereckige Mütze auf die Ohren 
zu drücken brauche, um dann gleich die polenfreſſeriſchen 
Preußen — wie fie geſchmackvoll ſagen — bie deutſchen 
Maſtbäuche, die lutheriſchen Teufel zu Paaren zu treiben. 

Dad find Bilder einer romantiſch-kindlichen An— 
fhauung; aber, meine Herren, fehen Ste einmal biefe 
Jugend genauer an, dann werden Sie einen anderen 
Begriff befommen. Ich will dad Hohe Haus mit ber 
Schilderung eines polnifchen Prälaten befannt machen, 
bie er in einer Berfammlung im September vorigen 
Jahres zum beften gab. Diefer Herr klagte, wiebiel 
Schulmädchen werden wegen Proftitution von ber Schul- 


banf vor ben Richter geführt, wieniele Kinder Zwangs- (D) 


anftalien überwiefen. 

Übrigend ſagt auch der verftorbene Erzbiſchof 
v. Stablewski in Es Htrtenbriefe vom Oktober vorigen 
Jahres, daß er auf einer PVifitationsreife wahrgenommen 
babe, wie tief das fittlihe Gefühl im der jüngeren 
Generation im Nüdichritt begriffen ſei. Wenn ich auch 
feinen Grund habe, diefe polniihe Jugend bier in Schuß 
zu nehmen, und wenn ich aud glaube, daß bie lagen 
des polniſchen Prälaten etwas übertrieben find, jo kann 
ih doch jagen, dab ſchon die Hälfte von dem, worüber 
u tft, genügt. 

53 ift aud befannt, meine Herren, welde große 
Zahl diefe Polen zur Kriminalftatiftit liefern, umb unter 
diefen fpielen die Delikte gegen das Geſetz, gegen bie 
Staatdautorität, Landfriedensbruch eine große Molle, 
Wenn nun die unmündige Jugend in die Agitation und 
ben politiſchen Kampf bineingezogen und zum Ungehorſam 
gegen die Staat3autorität aufgeftachelt und gewiffermaßen 
präbeftiniert wird zu einem Verbrechertum, das die faat- 
lien Gefege mit Füßen tritt, fo ift e8 geboten, daß bie 
preußiiche Regierung eintritt und den ihr aufgeziwungenen 
Kampf aufnimmt, und daß fie bie idealen Ziele, die bie 
preußifhe Regierung verfolgen muß, aufrecht erhält. 
Meine Herren, ein Nachgeben hieße in unjeren Provinzen 
das deutfche Bürgertum, das bodenftändig tft, das bort 
lebt, zu veranlaffen, fein Binbel zu ſchnüren und fort: 
zuziehen. Das wäre allerdbingd den Polen das liebſte. 

Meine Herren, ein polniiher Geiftlicher verſicherte 
noch neulich in einer Verfammlung, daß, wenn man eine 
Handvoll polniſchen Bodens ausdrücken würbe, die Haren 
Tränen ber im deutſchen Religiondunterriht gemarterten 
Kinder herausfämen. Meine Herren, bad Bild riecht ſehr 
nah der „Heimat“ —; aber ich glaube, nicht die „Haren 
Tränen ber Kinder" würden herausfommen, fondern ber 
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(Ortel.) 


(A) Schweiß der Lehrer, welche ſich mit biefen zum Keil 


fittlih verwahrloften Kindern herumplagen müſſen 
(Unruhe bei den Polen), 

und ich halte e3 für eine Pflicht des preußiichen Staates, 

biefe Männer wirtiaftlid fo zu ftellen, daß fie Freude 

an ihrem Beruf haben, und baß ihnen die Erziehung ihrer 

eigenen Kinder ermögliht wird. Das gefhähe wohl am 

re durch eine Erziehungsbeihilfe. 

Meine Herren, in einer Verſammlung in Obornik 
rühmte fi der Herr Abgeordnete v. Mielzyusfi, er habe 
im NReihdtag bie Lehrer als „Stnüppelhelben* bezeichnet. 
Ih war nicht Zeuge dieſer Ruhmestat im Reichätage, 
aber ich glaube, daß dieſes fo allgemein hingeworfene 

impfwort, richtig verftanden und aufgenommen von ben 
Lehrern ber Provinz Pojen, dem Herm Abgeordneten noch 
lange in den Ohren nadjklingen wird. Meine Herren, 
Schimpfen im Reichstag, welch beicheidenes Streben nad) 
parlamentarifcher Unſterblichkeit! Wie unedel, biefe unter 
fo ſchwierigen Berhältniffen ba draußen wirkenden Lehrer 
bier zu beihimpfen und ſich beffen noch in Obornif zu 


rühmen! 
(Glode des Präfidenten.) 


Präfident: Herr Abgeorbneter, Sie haben das Wort 
„Schimpfen“, wie ich annehme, nicht auf einen Abgeorbneten 


bezogen. 
(Zurufe bet den Polen: Jawohl!) 
Dann erkläre id) das für — 
(Zurufe bei den Polen: Zur Ordnung!) 

Meine Herren, ich bitte, etwas zurüdzutreten und den Herrn 
Nebner nicht fortwährend durch Zwiſchenrufe zu unter: 
bredien. Ich kann fonft nicht hören, was er fagt, wenn 
fortwährend dazwiſchen gerufen wird. 


Ortel, Abgeorbneter: Meine Herren, bie Lehrer auf 
dem Lande in unferen Provinzen leben zum größten Teil 


(B) unter einer ihnen feindlich gefinnten Bevölkerung. Ma— 


terielle Nachteile mannigfacher Art entftehen für fie aus 
diefer Feindfchaft, und dabei haben fie noch bei einem 
flägliden Gehalt eine Menge von Kindern zu unterrichten, 
eine Schülerzahl, welche größer ift al3 die ber Lehrer in 
bem er ci Deutfhland. So haben Lehrer 170, 200 
und 240 Kinder unter fi. Die Herabfegung ber Schüler: 
zahl ift im Intereſſe ber Zwede der Schule durchaus 
erforberlid. 

Meine Herren, id bin eben zur Orbmung gerufen 
worden wegen des Ausdruds „Schimpfen*. Iſt es erhört 
bon einem Abgeorbneten, der bon ber preußiihen Schule 
ber gewiß zur guten Sitte erzogen worben ift, hier bon 
ber Tribüne des Haufe Beamten, die ihre Pflicht tum 


und — 
(Slode des Präfidenten.) 


Bräfident: Meine Herren, ich bitte um etwas Ruhe. 
u * nicht imſtande, die Worte des Herrn Redners zu 
verſtehen. 


DOrtel, Abgeordneter: — und dann noch vor ihm, 
da er ſich als preußiſcher Offizier vorſtelli, ſtramm 
Beben, erg er biefe ald Polizeifagken niederer Ordnung 

ezeichnet. 

Meine Herren, zu gleiher Zeit brachte der Herr 
Graf Mielzynski etwas vor von einem Ulanen in Thorn. 
Ih muß das richtigftellen. Ein Wlan bat in Thorn 
niemanden —— wohl aber find in der Provinz Poſen 
bei bem dmarfh ber Ulanen im einem Dorfe bei 
Jarotſchin betruntene Arbeiter auf Ulanen, die im Drillich⸗ 
tod ohne Waffe waren, eingedrungen. Ein Ulan bat ſich 
im Angriff gewehrt und bat ben Arbeiter in der Notwehr 
mit —2* Schaufel totgeſchlagen. 

(Zuruf bei den Polen.) 
— Ich wollte das nur vorläufig richtigftellen und bie Be— 
Reichstag. 12. Legiel.P. 1. Seſſion. 17. 


merfung baran fnüpfen, baß ber Ulan nicht auf der Leiche (C) 


mit ben Füßen herumgetrampelt hat. 
(Zuruf bei den Polen: Zur Sade!) 

Meine Herren, ih ſprach vorhin vom ber wirtichaft- 
lihen Erftarkung, bie bei und ftattfindet. Die gemäßigten 
Polen haben die Sorge, daß fie in dieſer Erſtarkung 
—— werden. Meine Herren, wie ſteht ed bei und? 
Leider muß ih auch Hier bekennen, daß bie Kenntnis 
über biefe Verhältniffe nicht fo weit verbreitet tft, als es 
notwendig wäre. Man madt fi ein ganz falſches Bild 
von ben Eigenihaften ber Bevölkerung als aud) von ben 
Eigenheiten der Provinzen, die in Frage fommen. Dan 
bildet fich ein, die Provinzen Poſen und MWeltpreußen 
wären ein armjeliges, unter mittelmäßiger Kultur ftehendes 
Land ohne Inbuftrie, das auch des Reizes der Landſchaft 
entbehre. Man nimmt an, daß bie polniſche Bevölkerung 
eine gebrüdte, wirtſchaftlich minderwertige Nolle ſpiele, 
auch daß die polnifche Bevölkerung nicht wiffe, mit Gelb 
— 

eine Herren, das iſt alles nicht richtig. Der Pole 
iſt bei uns der genügſamſte und ſparſamſte Komparent. 
Er iſt in wirtſchaftlichen ſowie auch in anderen Dingen 
außerordentlich mißtrauiſch. Mit ihm iſt infolgedeſſen 
ſchlecht verhandeln, er vermutet überall Überborteilung. 
Die polniſche Bevölkerung ſitzt aber, wenn id fo ſagen 
darf, auf unferen Schultern in wirtſchaftlicher — 
und weiß dieſen Vorteil ſehr gut zu benutzen. Sie hat 
erfannt, daß bie nationale Frage in Poſen und Weſt— 
preußen und Schlefien nicht zum feinen Teile von der 
glüdlichen Löſung des ger abhängig ift, wer bie 
wirtfhaftlihe Suprematie in biefen Provinzen befist. 

Die Intelligenz der Bolen und, wie ich fagen barf, 
ber früher bei den Polen nicht befannte Organtfationd: 
geift hat e3 zumwege gebradht, daß Einrichtungen geſchaffen 
worden find — id nenne nur den Marcinfowsfiverein —, 


bie die Hebung bes polnifhen Volkes in geifliger und (m) 


wirtihaftlicher Beziehung zu fördern ſuchen und auch 
große Erfolge gehabt Haben. Es wurde mit Hilfe ber 
Stäbteorbnung ein Mittelftand geihaffen, es blüht in der 
Provinz Poſen und MWeftpreußen das Genoſſenſchafts- 
weien und beffen Zentralifation. Durch diefes Genoflen: 
ſchaftsweſen ift ber Sparfinn ber Bevölkerung in 1 grob 
artiger Weiſe gefördert worben. Banken 3. B. mit 50 000 
Geihäftsanteilen haben über 2 Millionen Depofiten; 
die polniſche Bank des Verbandes ber Erwerbögenoffen- 
haften in Pofen hat bei 3 Millionen Geihäftsanteilen 
18 Millionen Depofiten. Es beftehen zahlreihe Genoffen- 
ſchaften bie den Kredit heben, Ein- und Verkaufsgenoſſen⸗ 
haften einzelner Handwerke, ferner Baugenofjenihaften, 
Genoffenfhaften zu landwirtſchaftlichen Meliorationen, 
Konfumvereine ufw. Ih erwähne ferner die Bank 
Zienoski, an deren Sanierung durch Staatsheihilfe im 
Fahre 1891 id; feine Bemerkung knüpfen will, die aber 
eine Konkurrenzbank der deutſchen Anfiedlung geworben ift. 

Meine Herren, mit biefer Schaffung eined Mittel: 
ſtandes durch dad weitverzweigte Net von Genoſſenſchaften, 
durch die Arbeitsteilung ift das polnifhe Volt außer: 
ordentlich gefeftigt worden, und in ben mittleren Elementen 
ift eine große Quelle von foztaler Tüchtigkeit vorhanden. 
Diefes energiſche Element ſucht den dom Abel mehr und 
mehr verlaffenen Boften am Steuer des öffentlichen Lebens 
zu erſetzen. Durch diefe Energie wuchs in biefen Streifen 
auch das Solidaritätägefühl, und zwar leider auf polnifch- 
nationaler Grundlage. 

Meine Herren, und num feßte bei und im ber Oſtmark 
eine wüſte Agitation durch die polniſche Preſſe, durch 
einen Teil bed ſtlerus und durch die nationalpolniſchen 
Vereine ein und bringt die unmünbigen, für Die Spraden- 
frage ——— verſtändnisloſen Kinder in große Gefahr 
beſonders nach der moraliſchen und erziehlichen Seite hin, 
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Ortel.) 


(a) und zwar lediglich, um ber großpolniſchen Propaganda 


— 


einen neuen Impuls zu verleihen. Die Religion muß 
fir die Agitation den Untergrund bilden, obgleih in 
polniſchen Sreifen genügend befannt ift, ein wie heiliges 
Gut gerade und Deutjhen das religiöfe Gefühl, Die 
Religion tft. Man fteht vor einem Rätſel, wenn man 
weiß, dab in einem großen Teil ber Volksſchulen im ber 
Provinz Pofen der Religionsunterricht in der polniſchen 
Sprade erteilt wird. 

Meine Herren, die Bewegung gibt zu denken, und 
wir wünfchen, daß bie preußifche Negierung richtige Mittel 
finden möge, bie irregeleiteten Kinder und die trregeleiteten 
Eltern wieder zur Ruhe und auf ben richtigen Weg zu 
bringen. Der Schulſtreik follte urfprimglih auf bie 
höheren Schulen ausgedehnt werden; aber trogbem betont 
wurde, daß es göttliches Recht fei, die Religion in ber 
Mutterfprache zu lernen und zu lehren, ſah man bei ben 
Schülern ber höheren Lehranftalten, Gymnaſiaſten und 
Realſchülern, ganz babon ab, weil man genau wußte, daß 
mit Diefer Forderung die Kinder aus den Schulen ver: 
wiefen würden. Hier alfo, bei einem materiellen Nachteil 
war ed mit dem göttlichen Recht auf einmal aus. 

Wenn nun die Erzieher bei bem einem Kinde etwas 
fordern, was fie bei dem anderen nicht für nötig halten, 
jo bofumentieren fie damit, daß bieje religiöje und 
Spradenfrage ihnen gleichgültig if, daß es ihnen nur 
auf eine Demonftration anfonıme, auf ein Entgegentreten 
gegen bie ftaatlihen Anorbnungen. Es ift alte bon ber 
Regierung nicht mehr als recht und billig, wenn fie ben 
betörien, vielleicht auch fanatifhen Erziehern und Vätern 
die Augen öffnet. Gewiß, dad Sind leidet barumter, 
wenn es bon der Schule gewiefen wird. Aber leiden bie 
Kinder nicht ebenfalld darunter in ihrer moraliihen Er- 
ziehung, wenn fie in jungen Jahren gewiffermaßen zu 
Nebellen geitempelt werben? 

Meine Herren, die Regterung nimmt übrigens bie 
Schüler von Eltern, welde eine Beiheinigung beibringen, 
daß fi ihre Gefhwifter an dem Schuljtreit nicht mehr 
beteiligen werben, in die höheren Schulen wieder auf. 
Ja es iſt eine Verfügung ergangen, wieberaufgenommene 
Schüler in keiner Weiſe die vorausgegangene Maßregelung 
empfinden zu laſſen. Meine Herren, vorläufig reihen bie 
Strafen, welche bie Schule erteilen kann und die Schul- 
auffihtöbehörben verhängen können, vollſtändig in unferen 
Provinzen aus. Eltern und Kinder werden fi beruhigen, 
die Agitatoren werben auch wieder in die richtige Faſſon 
fommen, und ich erkläre hier im Namen meiner politifchen 
Freunde, da mir dieſe Angelegenheit nicht nur für eine 
preußiſche, jondern aud für eine eminent deutſche halten 

, (brano! bei ben Polen) 

— id würde ja fonft bier nit ſprechen —, daß wir alle 
Maßnahmen einer befonnenen, einer feften, einer Ton: 
fequenten — gutheißen werden, die mit einem 
weitausſchauenden Blick an die polniſche Frage und an 
bie Löſung der Schulfrage in ben Oftmarfen herangeht. 
Meine Herren, wir freuen uns, baß wir ber preußifchen 
Regierung das Zeugnid eines mehr feiten Vorgehens 
nicht zu berfagen brauchen. Das ſicherſte Mittel aber ift, 
um dauernde Erfolge bei uns zu erzielen, bie feite, 
ruhige, konfequent fortichreitende Bemühung, eine möglichft 
und wahrhaft deutfche Vollsbildung in diefen Streifen zu 
verbreiten, dabei bie Achtung auf die Merkmale ber 
Volkspſyche nicht zu vergefien und zulegt auch in wirt 
ſchaftlichen Dingen ein offenes Auge zu behalten. 


Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeorbnete 
v. Dergen. 


v. Dergen, Abgeorbneter: Meine Herren, wir haben 
mit unferen Freunden von ber beutfchlonfervativen Partei 


gegen die Belprehung der Interpellation geftimmt, meil 





wir der Aufiht waren, daß fie lediglich eine preußtiche 
Angelegenheit betrifft, bie der Kompetenz bes Reichstags 
nicht unterfteht. Unter dieſen Umſtänden werben wir als 
Partei und auch an der Beiprehung der Interpellation 
nicht beteiligen. 


Bräfident: Das Wort hatder Herr Abgeordnete Gyßling. 


Gyßling, Abgeordneter: Meine Herren, ich glaube, 
es wäre nicht richtig — und ich glaube, ich werde bamtt 
auch bie Zuftimmung des Haufed finden —, wenn ich 
den Spuren des Herrn nationalliberalen Redners folgte; 
denn feine Rede hat einen Umfang angenommen, der ſich 
aus ber Interpellatton ſelbſt und aus der Begründung 
ber Interpellation nicht rechtfertigt. 

(Sehr richtig! links.) 

Die Snterpellation hat einen ganz beftimmten Punkt aus 
dem polniſchen Eculftreit herausgenommen, und daher 
haben wir aud nur auf biefen Punkt einzugehen. Wollte 
man anderd verfahren, jo würden wir hier eine große 
Debatte führen, die fih auf bie gefamte Polenpolitit 
Preußend und auf den ganzen polniihen Schulftreif zu 
erftreden hätte. Wenn meine politifchen Freunde ber An: 
ſchauung find, daß ber Deutihe Reichstag jehr wohl für 
die in der Interpellation aufgeworfenen Fragen zuftändig 
ift, fo glauben wir und dennoch mit Rüdfiht auf die 
Zweifel, die immerhin in der Zuftändigkeitöfrage liegen 
und die insbeſondere fi darauf erftreden, in welchem 
Umfange die Zuftändigfeit des Reichstags befteht, eine 
se Beihränkung in unferen Grörterungen auferlegen 
zu follen. 

Meine Herren, auf die Zuftänbigkeitsfrage felbft will 
ih um fo weniger eingehen, als fie ja doch einen lediglich 
akademiſchen Charakter zurzeit hätte Das Haus hat 
mit großer Mehrheit, wie ber Abgeorbnete rigen bereit3 
betont hat, unter unferer Zuftimmung bie Befprehung be— 


ichloffen, und wir halten es baher auch für unfere Pflicht, (m) 


biefem Beihluß zu folgen. 

Es ſcheint mir aber Ei ſachlich nicht angebradt zu 
fein, auf ben ganzen polntihen Schulftreit einzugehen; 
benn er bat ja im preußiſchen Abgeorbnetenhaufe eine 
eingehende Erörterung erfahren. Der Herr Abgeorbnete 
rigen bat fi wohl im wefentlihen deshalb fo Kurz 
gefaßt, weil diefe Frage auch von bem Vertreter feiner 
Traktion im Abgeorbnietenhaufe einer eingehenden Dar: 
legung unterzogen worden if. Da aud) bie Vertreter ber 
freifinnigen Parteien ſich bereits im ee jo 
über den Schulftreit ausführlich —— haben, glaube 
ich mich ebenfalls der Kürze befleißigen zu können. 

Meine Herren, wir verurteilen an und für ſich den 
polniſchen Schulſtreil, weil wir der Meinung find, daß er 
im wefentlihen auf politifhen Motiven beruht. Wir 
find der Meinung, daß ber polnische Schulftreit fi doch 
verfündigt gegen Recht und Orbnung, und baß er ſich be— 
fonderd verfündigt gegen bie Kinder. Wir können es 
nicht für richtig halten, daß auf Grund einer Ngitation 
eine Saat in die Seele ber Finder geftreut wird, aus ber 
nur Zwietracht aufgehen kann; bie Kinder dürfen nicht, 
wie es im NAbgeordnetenhaufe ausgeſprochen worben ift, 
vor den Wagen ber polnischen Agitation gejpannt werben. 
Ich glaube daher, daß bie Agitation, bie zum Teil felbft 
die polniſchen Geiftlihen geſchürt, ja infzeniert haben, von 
diefem Standpunkte aus Mibbilligung verbient, und 
darüber hat auch ber Redner des Zentrums im Abge- 
orbnretenhaufe feinen Zweifel gelaffen. 

Aber, meine Herren, was die trage anlangt, bie 
zum Gegeuftande ber Snterpellatton gemacht worden ift, 
jo verurteilen wir in aller Schärfe bie Nelegationen aus 
ben Gymnaſien, aus den Seminarien und aus ben 
Präparandenanftalten 

(bravo! linfs, in der Mitte unb bei den Polen), 


— 


c) 
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(Gyhling.) 


(A) weil wir der Anfhauung find, daß biefe Strafe eine un- 


gerechte ift, weil fie Perſonen trifft, die nicht gefünbigt 
haben, Berfonen trifft, die gewiffermaßen für bie Sünden 
anberer büßen follen. 
(Sehr richtig! links, in ber Mitte und bei ben 
Polen.) 
Meine Herren, eine — Strafe iſt ungerecht, und ſie 
tann auch nicht ben Effekt erzielen, den man ſich von ihr 


verſpricht. 

(Sehr richtig!) 
Diefe Strafe wirb lediglich Unfrieden fäen, fie wirb 
Agitatoren ige und fie wirb einen Erfolg unferes 
Erachtens nicht haben. 

Meine Herren, ich habe vorhin gejagt, daß es nicht 
meine Abfiht ift, anf bie preußiſche SBolenpolitif im 
ganzen einzugehen. Allein damit über unjere Stellung 
feine Unklarheit aud Hier in diefem Haufe berricht, möchte 
ich betonen, daß wir allerdings im großen und ganzen 
der Anihauung find, daß die preußtiche Polenpolitit auf 
falſchem Wege tft 

(jehr richtig! ink), 
baß fie auf Bahnen wandelt, die nicht ben Effelt erzielen 
lofjen werben, ben bie preußiiche Staatöregierung ſich 
verſpricht. Bisher wenigſtens haben die Erfahrungen der 
preußiſchen Regierung nicht recht gegeben. 

Meine Herren, geftatten Ste dann nod, mit einem 
Worte auf die Anfhauungen einzugeben, welde bie 
tatholiſche Kirche darüber hat, in welder Sprade ber 
Religionsunterricht erteilt werden fol. Die Ausführungen 
des Herrn Abgeordneten Frigen könnten zu dem Bebenten 
Anlaß geben, als wenn fie in einem gewiffen Widerſpruche 
mit den Ausführungen des Nebnerd aus bem Zentrum 
im Abgeorbnetenhaufe ftehen; aber ich glaube, daß biefes 
Bedenken nur entftehen könnte lediglich wegen ber Kürze, 
deren jih der Herr Abgeordnete Fritzen in der Pros 
(B) grammatifchen Feſtſtellung feiner Anſchauungen befleißigt 

dat. Sm allgemeinen ift wohl fein Zweifel barüber, daß 
fih nicht ein Sag in der Religionslehre ber katholiſchen 
Kirche findet, nad dem der Religionsunterriht immer in 
ber Mutterfpradhe erteilt werben muß. Wenn bad Sind 
befähigt if, in einer Sprade die Religionslehren mit 
bem Berftand, Herzen und Gemüt aufzunehmen, fo kann 
auch der fatholtiche Religlonsunterricht nad ber Lehre ber 
fatholifchen Kirche in dieſer Sprache erteilt werben. Wenn 
im Abgeorbnetenhanfe auf dad Tridentinum verwieſen ift, 
fo will ich hervorheben, daß bad Wort lingua vernacula 
oder vulgaris fi nur in Gegenfa zur lateinifhen Sprade 
ftellt, aber durchaus niht den Grundfag aufftellen will, 
baß katholiſcher Religtondunterriht nur in ber Mutter: 
ſprache zu erteilen ur Aber auch die Praxis der katho— 
liſchen Kirche beftätigt die vom mir vertretene Anſicht. 
Ich will darauf nicht näher eingehen und nur auf bas 
Berhalten ber katholiſchen Kirche in ber Bretagne, in Irland 
und in Belgien verweifen. 

Wenn wir fo ſcharf verurteilen bie Relegationen aus ben 
Gymnaſten, Seminaren und Bräparandenanftalten, fo halte 
ich mich Doch für berechtigt und verpflidhtet, gerade namens 
der freifinnigen Parteien, eine Mahnung an bie Herren 
Polen bier im Haufe und außerhalb des Haufes zu richten. 
Wir, bie freifinnigen Varteien, verdienen das Zeugnis, daß 
wir ſtets mit aller Entſchiedenheit für bie Wahrung ber ver: 
faſſungsmäßigen Rechte der Polen eingetreten find; aber 
wenn die Polen ein gewiffes Übermaß an der Agitation 
an den Tag legen, fo, glaube ich, fangen fie an, und bad 
Eintreten für fie und bie Wahrung der verfaffungsmäßigen 
Rechte fehr erheblich zu erſchweren. 

(Sehr richtig! Links.) 
Und aus biefem Grunde möchte ich ben dringenden Appell 
und bie Bitte an Ste richten, doch in Ihren Agitationen 
etwas Maß zu halten. Ich führte vorhin ſchon an, wenn 


e3 fo weit kommt, daß latholiſch-polniſche 
Agitationsverſammlungen leiten und bort Reden halten, 
melde das erforberlihe Maß überſchreilen, fo müffen wir 
das entſchieden mißbiligen. Halten Sie Maß in Ihren 
Agitationen, erfhweren Sie und nicht dad Eintreten für 
bie Wahrung Ihrer verfaffungsmäßigen Rechte. Sie 
werden fih damit ein Werbienft erwerben um Preußen 
Fi Deutihland und vor allem auh um Ihre eigene 


artei. 
(Bravo! links.) 


Vizepräſident Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Ledebour. 


Ledebour, Abgeordneter: Der Herr Vertreter ber 
nationalliberalen Partei hat ja hier eine Rede gehalten, 
die feine Antwort auf bie Rede des Interpellanten war, 
fondern die offenbar berechnet war auf alle möglichen 
Ausführungen des Interpellanten, die Herr Ortel erwartet 
hatte. Da hat er ſich nun bie Antwort vorher aufgefchrieben 
und fie vorgeleſen. 

(Sehr richtig linls.) 
Nun möchte ich ihn allerbings dagegen in Schub nehmen, 
daß ihm daraus ein Vorwurf gemacht worden ift, daß er 
bier vorgelefen hat; denn in der Geſchäftsordnung ift aus» 
drüdlih vorgefehen, daß Abgeorbnete, bie bie beutfche 
Sprade nicht ganz beherrichen, jchriftlih abgefaßte Reden 


berlefen bürfen. 
(Große Heiterkeit.) 

Nun, meine Herren, was die Frage ſelber anbetrifit, fo 
ift biefe Phafe des Germanifationdprogefjes in Bofen und ben 
anderen öftlichen Provinzen, mit ber wir und heute zu be- 
ſchäftigen haben, nur ein weiterer Fortſchritt in ben ler 
lihen Sciltanierungäbemühungen, mit der die preußtiche 
Regierung die Polen zur deutſchen Sprade zu befehren 
hofft. Und infofern, als diefe neue Maßregel aufbaut auf 


den voraufgegangenen, nicht minder verkehrten, läht ſich die (m) 


Sache ja nit ganz ifoltert behandeln. Diefer neuefte 
Eingriff in die Freiheit und das Selbſtbeſtimmungsrecht 
ber er in Preußen ift an ſich ungeheuerlidh genug. 
iſt dad tatſächlich nur ein Race ber preußiichen 
Regierung, weil fie mit ihren früheren Verſuchen ber 
Bmangsgermanifation auf dem Wege der Schule abfolut 
feine Erfolge gehabt hat. 
(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten und 
bei den Polen.) 
63 jcheint mir, daß die preußiſche Regierung ſich bei dieſer 
Be Pay aus ber Bibel Rat gefucht, aber die Bibel 
offenbar falfch verftanden hat. Im alten Teftament wirb 
allerdings gejagt, man folle die Sünden ber Eltern heim- 
ſuchen an den Kindern bis ins britte und vierte Glied; 
aber ich glaube faum, daß bie Bibel dabei daran gedacht 
—* daß derartige Schikanierungen vorgenommen werden 
ollten an ben Kindern, weil die Eltern verdächtig find, 
wie der Herr Interpellant jelbft ausgeführt hat, daß fie 
unter Umftänden, wenn fie nod andere Kinder gehabt 
hätten, die in bie Volksſchule „aegangen wären, bieje 
—— ‚dur Beteiligung am Schulſtreil aufgereizt haben 
würden! 
(Große Heiterkeit bei ben Sozialdemokraten, 
in ber e unb bei ben Polen.) 

Das ift aber der Geſichtspuult, der bie preußiſche Re— 
En auf ihrer außerorbentlichen Zulturellen Höhe, bie 

err Ortel fo angepriefen bat veranlaßt hat, aud bie 
Kinder von Eltern, die nur eines foldhen Verdachtes ver: 
u aus den höheren Schulen auszuweiſen. 

ift das vor allem zunächſt ein ſchweres Vergehen 
an ben Sinbern, die bon biefen Maßregeln betroffen 
werden. Was aber die Herren, bie fie zur Durchführung 
nebradht Haben, ſich eigentlich als die Folge, ald bie 
Wirkung davon vorftellen, ift mir ganz unberftändlid). 
37 


rieſter die (0) 
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(2ebebour,) 


(A) Denn das, was fie vor allen Dingen bavon erhofft haben, 


daß die Eltern biefer finder munmehr ihre anderen Kinder 
zur Anbequemung an den deutſchen Religiondunterricht in 
den Schulen veranlaffen würden, das wird ja keinesfalls 
eintreten; es wird bad nur die Erbitterung unter ben 
polnischen Eltern gegen alle biefe Schifanierungd- 
bemühungen erheblich verftärfen! 

(Sehr richtig! bei ben Polen.) 

Aıgefihts diefer wiederholten, in der verfchiebenften 
Weife don ber preußiſchen Regierung durchgeführten 
Scifanierungen und Drangjalterungen, biefer iiber: 
rechtlichen Eingriffe in das Familienleben, diefer miber- 
rechtlichen Eingriffe in die päbagogifhe Heranbildung der 
Jugend ift mir nichts begreiflicher, als daß die Bevöllerungs⸗ 
freife, die davon betroffen werben, nad allen Agitations— 
mitteln greifen, um ihre Volksgenoſſen aufzuregen zum 
Widerftande gegen dieſe Barbarei. 

(Bravo! bei den Polen.) 
Es iſt mir beöhalb anbererfeit3 volllommen unverftändlid, 
wie der Herr Abgeordnete Gyßling ed für geihmadvoll 
und angebradt halten kann, eine Bevölkerung, bie in 
folder Weiſe brangfaliert wird, bie geradezu zwangsweiſe 
in eine erbitterte Agitation gegen dieſe ansich ge ni 
politif hinetngetrieben wird, bier zu belehren mit ſolchen 
Mäbigkeitsermahnungen, wie fie ja jelbft im deutichen 
Liedern als eine ganz beflimmte Eigenart bed Bhilifter: 
gemüts angepriefen werben. 
(Sehr richtig! bei ben Polen. 

Das tft eben bie richtige deutſche Philiſteranſchauung: 
wenn ein Teil ber Bevölkerung bei und in umerbörter 
Weile widerrechtlich durch bie —— drangſaliert und 
ſchilaniert wird, dann dieſe Bevölkerung, bie ſich mit ben 
geringfügigen Mitteln wehrt, die fie bei uns überhaupt 
zu Gebote hat, nun nod zu befämpfen „mit ſolchen Er- 
mahnungen, daß fie mäßiger fein müßte, wenn fie ſich 


(u) dad Wohlwollen der Herren vom liberalen Blod nicht 


vericherzen wolle. 
(Sehr gut! bei ben Polen.) 
Nun glaube ic allerdings: wenn bie Mähigkeitser: 
mahnung verſtärkt werben joll mit der Drohung, daß die 
Herren vom liberalen Blod fonft ihr Wohlwollen ben 
Polen entziehen wollen, würbe daS auf die Herren von 
der polniſchen Fraktion einen geringen Eindrud machen, 
ba fie von dieſem Er a nicht3 verfpürt haben. 
a! na 
Meine Herren, wir ſtehen dieſer ganzen Maßregel 

peziell nicht deshalb antipathifch gegenüber, wie ber Herr 

terpellant jelne Oppofition in der Hauptfahe bamit 
begründet hat, daß bie religiöfe Erziehung beeinträchtigt 
wird, nein, wir ftehen prinzipiell der Erteilung des Unter: 
richtes in eimer fremden Sprache aus allgemein kulturellen 
Gründen gegenüber. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten 
und bei ben Bolen.) 
Wir halten es für ein fulturelles, für ein pädagogiſches 
Gebot, daß die Kinder überall, in allen Schulen, ben 
Boltsjchulen, wie den höheren Schulen, bie Bildung, 
bie ihnen übermittelt werben fol, in der Mutterfpradye 
befommen. 
(Sehr richtig! bei ben un und 
bei den Polen.) 

Ein jeder verfünbigt fi) gegen bie Kultur, wenn er einem 
Kinde in einer fremden Sprade, die es nicht verfteht, 
irgend einen Unterricht zu erteilen verfucht, fobald bie 
Gelegenheit, die Möglichkeit befteht, biefen Unterricht in 
ber Mutteripradhe erteilen zu laſſen. Daß es bier in 
biefem Haufe überhaupt Parteien gibt, die fi ftaats- 
erhaltend und patriotifh nennen und doc mit einem 
gewiffen Hohn darauf bliden, wenn die Polen ſich Dagegen 
wehren, daß fie durch diefen deutfhen Zwangsunterricht 


entnationalifiert werben follen, wundert mid) im hohen (C) 


Make; denn eine folde Verhöhnung einer Bevölkerung, 
bie fih für ihre Mutterfpradye wehrt, zeugt davon, daß 
es ihnen an Berftändnis für die nallonalen Gedanken, 
für die Bebentung der Mutterfprade, wie für bie 
Nationalität überhaupt fehlt. 
(Bravo! bei den Polen und bei ben 
Sozialbemofraten.) 
ne an ie die Sache mur vom polizeilien Stand: 
punkte 
(erneute Zuftimmung bei den Sozialdemokraten 
und Polen); 

fie meinen, weil bier im Deutfhen Reiche, im Königreich 
Preußen, die Majorität der Bevölkerung die deutſche 
Sprade ſpricht, deshalb hat diefe Majorität oder bie 
Regierung, die in ihrem Namen die Geſchäfte führt, bad 
Recht, alle andersſprachigen Teile ber Bevölkerung gewalt- 
jam zu entnationalifieren. Darauf geht die 2 ſo⸗ 
genannte Polenpolitik hinaus. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten und Polen.) 
Da werben nicht nur die Schulen in Anſpruch genommen; 
da werben nicht nur die Schullehrer durd) die Oftmarfen- 
zulagen forrumpiert 

(ſehr richtig! bei ben Polen), 
es follen auch noch die Poſtbeamten auf dem Wege ber 
DOftmarkenzulagen forrumpiert werden. Dagegen hat glüd- 
licherweiſe biöher der Reichstag ein Veto eingelegt; die 
Korrumpterungdbemühungen ber preußiſchen Regierung 
fönnen ſich vorläufig nur auf die preußijhen Beamten 
erftreden, die in den Oftmarfen amtieren. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemofraten und 
ben Polen.) 

Daß Ihre angeblidy nationale Gefinnung, meine Herren, 
Sie zum fhärfften Widerfprudy gegen diefe Politik ver— 
anlafjen mußte, liegt darin, daß überall in anderen Bändern, 


wo deutſchſprachige Minderheiten fid) befinden, dieſe deutſch⸗ (m) 


ſprachigen Minderheiten gleihfalls einen Kampf um bie 
Erhaltung ihrer Sprache kämpfen und fi möglichſt be= 
müben, die Drangjalierungen der frembipradigen Re— 
gierungen abzuwehren. 
(Hört! hört!) 

Sp geſchieht «3 in Ungarn. Ih erinnere mid, gerade 
in der Preffe der fogenannten nationalen Parteien geleien 
zu haben, daß von den Deutichen in erbitterter Weife bie 
Magyarifierungsbeftrebungen der ungariſchen Regierung 
egenüber ben Schwaben im Banat, gegenüber den deutſchen 
ipfern in Nordimgarn, gegenüber den deutfhen Spreng: 
ftüden an ber Leitha, gegenüber den Sachſen in Sieben- 
bürgen befämpft werden. Denn bie ungarifche Regierung 
tut dafjelbe gegenüber dem deutſchſprachigen Ungarn, was 
bie preußifhe Regierung ſich bemüht gegenüber ber 
polniſchen Benölterung Deutſchlands zur Durhführung zu 
bringen. Und da erteilen Sie Ihre Zuftimmung, da jubeln 
Sie dem preußiichen Woltzeiminifter und fjogenanntem 
Kultusmintfter — entſchuldigen Sie dad Wort, das paßt 
ja nit; das find nur polizeilihe Schulminifter, die wir 
haben —, ich jage: da jubeln Sie ben Beftrebungen biefer 
Leute zu, die Polen zu entnationalifieren mit Mitteln, die 
Sie und wir, meine Herren, auf das ſchärfſte verurteilen, 
wenn fie gegen unfere deutſchſprachigen Volksgenoſſen in 
anderen Ländern angewandt werben! 

(Sehr gut! ſehr richtig! bei den Polen und Sozial: 

bemofraten. 
Und, meine Herren, gerade in biejer Beziehung zeigen wir 
Sozialdemokraten, wir, die Sie als vaterlandbölofe Ge— 
ſellen nad einem Ihnen fehr hochſtehenden Vorbilde ver- 
höhnen, wir zeigen, daß wir ein viel beſſeres Verftänbnis 
für wirkliche nationale Ehre haben ald Sie 
(jehr gut! bei den Polen — Laden rechts und 
bei den Nationalliberalen), 


(8) die einzig erkennbare Wirkung, bi 
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(Zebebour, V 


(A) ein viel ale Berftändnis als Ste, die Sie ben polizei⸗ 


lichen — — gegen die Polen in Deutſchland 
Tür und Tor öffnen und dadurch gleichzeltig unſere 
eigenen Volksgenoſſen in fremden Ländern ben polizeilichen 
Scilanierungen fowohl der ungarifchen wie ber ruffifchen 
Regierung preiägeben. 
(Lebhaftes Bravo bei ben Polen.) 
Und in diefen Beziehungen liegt aud, wenn man einmal 
abfieht von ben eigentlih preußifchen Landesverhältniſſen, 
bie hohe Bedeutung diefes VBorganges für das Deutſchtum 
in der ganzen Welt. Mit welchem Rechte wollen dann 
nod Parteien, die fih auf den Boden ber Zwangs— 
entnationaliflerung ftellen, bier bei und zu Lande ihre 
Stimme erheben gegen bie —— Entnationaliſierung 
ber Deutſchen in Rußland und lingarn? 
(Sehr richtig! bei ben Polen und bei bei 
Sozialdemokraten.) 

Wagt noch irgend jemand von Ihnen, dagegen zu reden? 
(Sat rechts und bei den Nationalliberalen.) 
ent noch irgend jemand bon Ihnen, dagegen zu 
—— rechts und bei den Nationalliberalen.) 

— Ja, dann zeigen Sie nur, daß Ihnen nicht nur jeder 

Stan für Gerechligkeit, ſondern jede Logik fehlt! 
(Sehr gut! bei den Bolen. Laden rechts und 
bei den Nationalliberalen.) 

Denn wenn Ste für bie preußifche Regierung bad Recht 
in Anſpruch nehmen, mit allen polizeilihen Zwangsmitteln 
anberöjpradige Wolkötelle hier in Deutſchland und 
Preußen zu entnationaliſteren, geben Sie im Prinzip 
diefed Recht auch allen anderen Regierungen, unter beren 

Fuchtel gu nn & leben. 

Sehr richtig! bei den Polen und 
Soztalbemotraten.) 
Aber die Sache hat auch noch eine andere Wirkung — 
e fie ausüben muß: 
nämlich die Bolen, die nun einmal nad ihrer hiſtoriſchen 
GEntwidlung dem preußiſchen Staate — zu den 
erbitterſten Feinden dieſes Staats und Reichs zu machen. 
(Sehr richtig! bei den Polen.) 
Sie bilden fi ein — ober bie —— Regierung, die 
hier ja nicht vertreten iſt, nicht einmal durch einen 
Reichsbeamten, bildet ſich ein, daß die Polen dadurch zu 
deutſchſprechenden begeiſterten Patrioten gemacht werden 
können! Denn wenn Sie ſich das nicht einbilbeten, wäre doch 
dieſe ganze Politik auch von Ihrem Standpunkt aus voll⸗ 
fommen blödſinnig, wenn Sie ſich nicht wirklich der Illuſion 
bingäben, baß bie 4 Millionen polniſchſprechender preußifcher 
Staatsang ale famt und fonderd nun, weil bie 
preußiſche Polizei es will, demnächſt anfangen werben, 
rs zu red en auch in der Familie, im Haufe, überall, 
fie ihre Sprade aufgeben und preußiſche Mufter: 
—* werden. 
(Sehr gut! und Heiterkeit bei ben Polen.) 
a, meine Herren, wenn aus ber des a Pöm 
— ber preußiſchen u re und ihrer Wirkung ſchon 
irgend etwas fonnenklar herborgetreten ift, dann ift es 
doch das, daß gerade das direkte Gegenteil davon erreicht 
wirb: daß die Polen in Preußen ſich im eine prinzipielle 
Oppofition nicht bloß gegen einzelne Maßregeln, jonbern 
Ks 2* ganze. Deal Staatöweien und dad Deutiche 
inein 


eh "richtig! bet den Polen). 

Meine Herren, früher — ih will mal jagen, bis 
vor 10 Jahren — konnte die preußifhe Regiernng noch 
hoffen, daß, wenn fie jelbft bie Bolen — —* 
preußiſchen Staatsfeinden, beutfhen Reichsfelnden künſtlich 
machte, das ſchließlich keinen großen Nachteil für das 
Deutſche Reich und Preußen herbeiführen würde, weil 
dieſe preußiſchen Polen doch feinen Anhalt, keinen Rück— 


halt jenſeits der Grenze hätten. Seitdem aber der rufſſiſche (C) 


Abſolutismus auf den Ausfterbeetat gefegt ift und, wenn 
er auch jetzt noch in feinen legten Krämpfen zudt, doch 
in abfehbarer Zeit zu Grunde gehen muß und dann aud) 
Rußland in die Bahn eines fonftitutionellen Staats: 
weſens einlenten wird, da gewinnt bie Geſchichte ein 
ganz — und für das Deutſche Reich höchſt gefähr— 


liches B 
Sehr richtig! bei den Polen.) 
In Rußland im zweifellos jhon die Anzeihen dafür 
vorhanden, daß, fobald dort ein Fonftitutionelles freies 
Leben ſich durchgeſetzt haben wird, dann das kouftitutionelle 
ruffiiche Reich fi bemühen wird, die ruffiihen Polen zu 
befriedigen und auszufühnen, indem man ihnen bie mög: 
lichſte Entfaltung ihrer Nationalität gewährleiftet. Heule 
ihon fteht die überwiegende Mehrzahl der ruffiihen Duma 
auf diefem er 
(Sehr richtig! bei den Polen.) 

Und wie fih nun ng bie Barteiberhältnife in Rußland 
— werden: es iſt ganz ausgeſchloſſen, daß auf die 

auer in einem ruſſiſchen konſtſtutionellen Staatsweſen 
gegenüber ben etwa acht Millionen Polen, bie dort in 
kompalter Maſſe in den fogenannten Weichſelgouvernements 
wohnen, ohne vollkommene Zerrüttung des ruffiichen Staat3- 
weſens eine ſolche Bolitit der Zwangsnationaliſierung be— 
trieben werben könnte, wie fie in Preußen heutigen Tages 
nod) gegen bie hiefigen Polen getrieben wird. 

Wir fehen alfo in unferer unmittelbaren Nachbar: 
ſchaft, in glg age e3 dahin kommen, jelbft wenn 
auch noch micht ohne weiteres, wie bie Polen das da 
anftreben, eine polniſche Autonomie durchgeführt werben 
folte, dab doch unter allen Umftänden ben ruffifchen 
Polen eine viel freiere Entfaltung ihrer Nationalität, 
ihrer Sprache gemwährleiftet werben Ai als in Preußen. 
Und was wirb bann eintreten? Entweder wird dann bie 


preußifhe Regierung, wie fie bisher in ihrer Polen: (m) 


politif immer hinter der ruffiihen Regierung ald gehor- 
ſamer Nadäffer hergege gangen tft 

(ehr richtig! bei olen und Sozialdemokraten), 
ſich genötigt Ham um nur einigermaßen bie preußtichen 
Polen auszuföhnen, num auch minbeftens biefelben Frei: 
beiten in bezug auf bie Entwidlung ihrer ale 
ben biefigen Polen zu geben, oder fe fieht bie Gefahr 
vor Augen, bie jegt Herr Ortel ſchon heraufbeſchworen 
hat, daß unter den preußifhen Polen ſich bann wirklich 
eine Irredenta bildet, bie ſich bisher nod gar nicht Hat 
bilden können. Gerade diefe widerfinninge, dem deutſchen 
Intereſſe direkt —— Polenpolititk der preußiſchen 
Regierung u ® — dahin hringen. 

ehr richtig! bei ben Bolen.) 

63 mürbe F allen Ef — Erfahrungen Hohn 
ſprechen, wenn dann, jobalb bie ruffiihen Polen zu einer 
wirklichen Selbftändigkeit fommen, nit bei uns unler 
den Polen in Preußen eine direkt ſtaatsfeindliche Agitation 
fi) entfefjeln würbe. Dann würde aljo der Zuftand in 
weit höherem Maße eintreten, den Herr Ortel jegt ſchon 
befürdten zu müffen glaubt, den wir aber bisher nicht 
für möglich gehalten haben. Und darin liegt, von allem 
anberen abgeſehen, die große Gefahr für die zukünftige 
Entwidlung Deutfchlands, für die zukünftige Stellung 
des Deutfchen Reich im europätfchen Staatöganzen, eine 
Gefahr, die aud ber Fortführung biefer unglaublich 
a Polenpolitit der preußtichen Negierung heraus: 
wächſt. 
Meine Herren, für und als Partei find derartige 
Erwägungen nit erforberlih, um unfere Stellung 
irgend einer Weife zu verändern ober zu ftärfen. Wir 
befämpfen biefe Bolenpolitif, wie fie von Preußen 
betrieben wird, aus fulturellen Gründen, aus Gründen 
ber Gerechtigkeit. Wir verlangen, was unfere Gefinnungs- 


(A 


(B 


—⸗ 
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(Zedebour.) 

enoffen überall in ber ganzen Welt verlangen, daß 
n jedem Staat jede Bevölkerung das Recht hat, ihre 
Mutterfprahe zu pflegen in Schule und Haus nad 
—7* Belieben, daß die Eltern — das heißt alſo die 

eſamtheit der Eltern, in dieſem Falle die Geſamtheit 
der andersſprachigen Vollsteile — das Recht haben, darauf 
zu bringen, baß der Schulunterricht in ihrer Sprade erteilt 
wird, wie dad mit dem größten Erfolg in freien Staaten 
jest ſchon geſchieht. In der Schweiz haben alle bie dort 
wohnenden Nationalitäten, die Deutichen, die Franzoſen, 
die Italiener, jelbft die Romanen in Graubünden unb 
dem Engadin, die vollfommene freiheit, in der Schule 
ihre eigene Mutterfpracdhe zu entwideln nah ihrem Er— 
meflen, und bie Folge ift, daß im feinem europätfchen 
Staate die Anhänglichkeit an das Staatsweien jo groß 
ift wie bei den Schweizern, bei den Schweigern der ver— 
ſchiedenſten Nationalitäten. 

(Sehr richtig! bei den Polen.) 

Und wenn bad in dieſem einen Staate möglich ift, wo 
der nichtdeutſche Beftanbteil prozentual erheblid) viel größer 
ift alö bei und — etwa ein Drittel der Schweizer ſprechen 
nicht deutſch —, um wieviel leichter ift das möglich bei 
uns in Deutfchland, wo nur ein verhältnismäßig geringer 
Zeil, noch nicht einmal 10 Prozent, der Bevölkerung andere 
Spraden ſpricht. 

Alle Gründe der Gerechtigkeit, der kulturellen Ent- 
widlung, ja die Gründe der Staatsralfon, um diefen bei 
Ihnen (nad) rechts) jo jehr beliebten Ausdrud zu gebrauchen, 
ſprechen dafür, daß endlich mit dieſer unglaublich törichten 
und verberbliden Bolenpolitif der preußifchen Regierung 
gebrochen wird. 

(Glode des Präſidenten.) 


Vizepräſident Dr. Paaſche: Herr Abgeordueter, ich 
farın nicht dulden, daß Sie bie preußiſche Polenpolitif 
„unglaublich töricht und verderblich“ nennen. 

(Heiterkeit bei den Sozialdemokraten.) 
Ich rufe Sie zur Ordnung. 


Ledebour, Abgeorbneter: Es find allerdings heute 
ſchon erheblich ftärfere Ausdrüde gefallen, ohne daß ein 
Orbnungsruf erfolgt wäre. 


BVizepräfibent Dr. Paaſche: Ich bitte, feine ſtritik an 
ben Handlungen des Präfidenten vorzunehmen. 


Zedebour, Abgeordneter: Meine Herren, aus allen 
biefen Gründen halten wir eö für dringend notwendig, 
daß enblich mit dieſem preußiſchen Syſtem gebrochen wird. 

Bor allen Dingen Halten wir das für notwendig tm 
Intereſſe des —“ Volkes ſelbſt und der deutſchen 
Bevölkerung in anderen Ländern Europas und jenſeits 
des Ozeans, die doch auch nach unſerem Wunſche das 
Recht —— ſoll, ſich in ihrer eigenen Mutterſprache zu 


entwickeln. 
(Sehr gut! bei ben Polen.) 

Meine Herren, wir haben etwa 4 Millionen Polen in 
Deutihland und etwa 150 000 Dänen und 260 000 Fran⸗ 
zofen. Wir Haben dagegen 2 Millionen Deutſche in 
Ungarn, etwa 2 Millionen Deutſche in Rußland, wir haben 
etwa 10 Millionen Deutſche in den Vereinigten Staaten 
bon Amerifa. Überall in ber Welt finden fich deutſche 
Anfiebelungen und überall bemühen ſich die Deutfchen, 
ihre Mutterfpradhe zu erhalten. Sie werben auch direkt 
von Deutfhland ans durch den deutſchen Schulverein und 
andere Vereine unterftügt unb gefördert, was das gute 
Recht diefer Vereine tft, und was ich vollfommen billige. 

Nun, meine Herren, wenn Sie biefe preußiiche Polen- 
politit — man braucht da gar feine Ausdrüde zu 
gebrauden; „preußiſche Polenpolitif” jagt ſchon genug 

(große Heiterkeit) — 


weiter fördern, jo ſchädigen Sie vor allem bad Deutſch- (0) 


tum in der ganzen Welt und zeigen dadurch, daß Ihnen 
der wahre Sinn für Moltöfreibeit, Volldtum und 
Nationalität vollommen abgeht, und daß Sie nur zwifchen 
preußifchpolizeilihen Sceuflappen durch die Geſchichte 
wandern, 
(Zebhafted Bravo bei den Polen und ben 
Soztaldemofraten.) 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete dv. Gzarlinätt. 


v. Ezarlinsfi, Abgeorbneter: Meine Herren, bie Aus⸗ 
führungen des Herren Vorredners haben wir mit Ge— 
nugtuung vernommen und wünſchen, daß feine Anfichten zur 
Wirklichkeit würden; benn dann würde ſchon ein bedeutender 
Fortſchritt zur Zivilifation gemadt fein. Wenn aber ber 
Unterriht zu politiihen Zweden gebraudt wird, fo iſt 
dies gegen die Zipilifatton. Von jeiten der verbündeten 
Regierungen ift uns fon längft die Überzeugung bei- 
—— worden, daß ber politiſche Organismus in 

eutſchland nur eine bureaukratiſch⸗militäriſche Diktatur iſt. 

(Sehr richtig! bei den Polen.) 

Aber, dab bier ein lied dieſes Haufes ſich hinftelit 
und, in volftändiger Verkennung des Themas, das hier 
verhandelt wird, die Regierung gewifjermaßen gegen ihre 
eigenen Untertanen zu hetzen jucht, dürfte doch etwas 
Seltenes fein. Ich will aber mildernde Umſtände gelten 
lafjen und jagen, daß der Herr Abgeorbnete Ortel wahr: 
feinlih Antworten anf Vorrat hat; denn vergebens 
ſuchen wir einen Zufammenhang zwiſchen feinen Aus: 
führungen umd unjerer Interpellation. Er müßte doch 
wenigftend nicht vergefien haben, daß es ſich zunächſt 
darum handelt, ob es zuläjfig ift, Strafen ergehen zu 
lafien, ohne Straftaten tonftatiert zu haben. Es müſſen 
doch wenigftens Übertretungen vorausgegangen fein. Ich 


meine, das ift eine eminent deutſche Sade, die wir hier (D) 


verhandeln, und der Herr Neichötanzler wird jedenfalls, 
nahdem er die Rede des Herrn Abgeorbneten Ortel ge 
lejen haben wird, es ſehr bedauern, daß er nicht zugegen 
war; denn er hätte da jebenfald noch etwad lernen 


fünnen. 
(Heiterkeit.) 

Ih bin ge daß ber Herr Abgeorbuete 
Ortel doch eine gewifle Bedeutung auf die Worte des 
Monarden legt, ber in Gnejen ben polnischen Untertanen 
die Verfiherung gegeben hat, ihre katholiſche Stonfeffion, ihre 
hiſtoriſche Überlieferung und ihre Stammeseigentümlich- 
feiten nicht antaften zu wollen. Wie verhalten fih nun 
bie Regierungsorgane gegen diejes Programm? Zunächſt 
haben wir doc in religiöfer Hinficht berechtigte Beſchwerde 
zu erheben, daß unferen Kindern ber Religionsunterricht 
in einer Sprade aufzuziwingen verſucht wird, bie fie nicht 
verftehen, und damit die religiöfe Beziehung und fomit 
aud bie le Religion großen Schaden erleidet. 
Da find im preußtichen Abgeorbnetenhaufe ſowohl jeitens des 
Herrn Minifterd als von fetten einzelner Abgeorbneten Zweifel 
erhoben worden, ob mit Heinen Kindern, die mit 6 Jahren 
auch nicht ein deutſches Wort mit in bie Schule bringen, bon 
Anfang an Deutſch verhandelt werben joll. Der fonjervative 
Abgeordnete meinte, das jet ja felbftrebend, Daß zum 
Verſtändnis die Mutteriprade zu Hilfe genommen werde, 
und der Bertreter der nationalliberalen Partei, Herr 
Dr. Friedberg fagte, dad wäre nicht allein hart, ſondern 
auch finnlos, wenn man mit foldhen Kindern anders als 
in der Mutterfprache fprechen wollte. Nun gejchieht dies 
aber doch. Der Abgeordnete Dr. Friedberg hat es nit 
glauben wollen; aber ich, ber ich mitten im Leben ftehe, 
wußte es befjer, weil ich nicht allein die Lehrer, fondern 
aud bie Finder ausgeforſcht habe. Die Lehrer haben 
mir gefagt, daß fie ſich nicht unteritehen würden, -ein 


(A) polniſches Wort in ber Schule zu ſprechen. 


Reichstag. — 22. Sikung. Dienstag ben 19. März 1907. 


631 





(v. Gzarlinsti,) 

Wenn foldhe 
uftände herrſchen, ſpricht man nidt von preußifcher 
Itur, wie der Herr Abgeorbnete Dr. Ortel es getan 

bat; denn bie wahre Kultur achtet das Nattonalgefühl, 

und mur bie mit äußerlihen Mitteln gefchmüdte, bie 
falſche Kultur wiberfpriht bem. Ubrigens fah es in 

Polen auch nicht fo ſchlium aus, wie ber Abgeorbnete 

Ortel es bargeitellt hat, befonberd wenn Sie nit bie 

heutigen, fondern bie bamaligen preußifhen Zuftänbe in 

Betracht ziehen. 

eiterfeit.) 


(4 

er Beweiſe befien, 9 wir damals auch eine Kultur 
atten, will ich anführen, was ih mir notiert habe, daß 
das Kriterium der Hultur eines Staates und eines Volles 
bie Schulen, die Schulgefege und Schuleinridhtungen find, 
und da haben Ste ben Geheimen Staatsrat v. Klewitz, 
ber in feinem Werke über bie preußtfche Verwaltung in 
dem ehemaligen Süd: und Norboftpreußen jagt: 

Dem polnifhen Schul: und Erziehungsweien lag 

eine borireffliche Gefekgebung zu Grunde An 

biefe Einrichtung ſchloß fih die preußiſche Re— 

gierung gerne an. 

(Hört! Hört! bei ben Polen.) 

Meine Herren, ed tft ja unmöglich, ſich bei ben Aus: 
führungen bed Herrn Abgeordneten Ortel lange aufzu: 
halten, ba er de omnibus rebus et quibusdam aliis 
geiprodhen hat. Aber einiges muß ich doch hervorheben. 

Der Herr Abgeordnete Ortel bat fih nicht — 
das polniſche Wolf fo zu erniedrigen, daß wir hier mit 
aller Energie dagegen proteftieren müſſen. 

(Sehr richtig! bei den Polen.) 
Gr Hat von „unverihämten Treiben des polnifden 
Volkes“ geſprochen. Wenn das polniſche Volk nicht wäre, 
würde er, glaube ich, heute nicht die Stellung einnehmen, 
die ihm amvertraut iſt. Ebenſo bat er von ber „ber= 


(8) Iumpten Schlachta“ geſprochen. Infofern kann man ber 


Schlachta einen Vorwurf machen, bab fie nicht mit der 
Zeit gegangen ift, dab fie ed ermöglicht hat, daß viele 
Deutſche dahingekommen find mit ein paar Groſchen in ber 
Taſche, bie heute über 80000 und 100000 Morgen verfügen 
(ehr richtig! bei ben Polen), 
die ſich bort befinden wie bie Vögel im Hanffamen und 
am ientgften Grund haben, über unfere Zuftände zu 
Hagen. Es ift wirklich nicht ohne Humor, daß gerade bie- 
jenigen Herren, bie dort bie beften Gefchäfte gemacht haben, 
fih nachher an bie Spige des Hafatevereins geftellt 
haben und dann ben großartigen Krieg gegen bie 
Polen geleitet haben und noch fortwährend leiten. 
Woher aber weiß ber Herr Abgeordnete Ortel, daß wir 
den Frieden nicht wollen? Wenn man jemanb fort: 
während ftiht und verlegt, muß er es ſchließlich doch 
empfinden, wenn er überhaupt noch Ehrgefühl im Leibe 
hat, und das „ift ein nichtswürdiges Bolt, das nicht fein 
Alles ſetzt an feine Ehre!“ Der Abgeordnete Ortel trat 
babei hoͤchſtens als Gebankenlefer auf. Wo er bie 
Gebanten her hat, weiß ih nidt. Vor ein paar Tagen 
wurde auch einem Herrn bier gejagt, daß er die Eigen- 
ſchaft des Gedankenleſens befige, und man fagte ihm, er 
fönnte Verwendung bei dem „Eugen Hand“ finden. 
(Heiterfeit.) 

Gegen einen Ausbrud des Herrn Abgeorbneten Ortel 
muß ich aber body —* ten Proteſt erheben; das iſt, wie 
er von ber beabfichtigten Losreißung ſprach. Hält er 
wirflih das polnische Volt für fo Dumm, daß es einen 
Schritt tum würde, ber feinen Gegnern am willtommenften 
wäre? Nein, fo dumm tft bas polnische Volt nicht. Es 
ift überhaupt eine nieberträchtige Verleumbung, die man 
einem Volle gegenüber macht, wenn man fagt, baß es 
ſtaatsverbrecheriſche Gedanken leiten. 

Glocke des Präſidenten.) 





Vizepräſtdent Dr. Paaſche: 
das Wort ‚niederträchtige Verleumdung“ nicht auf einen 
Abgeordneten bezogen haben. 


v. Czarliuski, Abgeordneter: Herr Präſident, das 
hat man ſo oft in der Preſſe geleſen. 


Bizepräſident Dr. Paaſche: Es genügt, wenn Sie 
jagen, dab Sie es nicht auf einen Abgeorbneten be= 
zogen haben. 


v. Gzarlinsti, Abgeorbneter: — Nein, auf einen 

einzelnen Abgeordneten gewiß nicht! 

Heiterkeit.) 

Ich glaube auch, Herr Ortel wird das mur gelefen haben; 
denn es gibt leider fo viel Zeitfchriften, die ihre Nahrung 
darin finden, daß fie die Mitbewohner eines Landes nur 
gegen einander hegen und die Regierung auffordern, mit 
Ausnahmemaßregeln gegen die Bevöllerung loszugehen. 
Nun, das ift gewiß fein Zeichen bed Friedens und beö 
Wohlwollend, auch nicht der Zivilifation. 

Dann fagte der Herr Abgeorgnete Ortel, nachdem er 
alles mögliche re hatte, auch ein Wort über bie 
Banken, was mich übrigens nicht wunderte; denn in biefen 
Angelegenheiten weiß er beffer Beſcheid als ih. Mber 
wa3 das zu tun haben foll mit dem Thema, das wir 


behandeln, das wirb er vielleicht jetzt aud nicht mehr ' 


wiſſen. 
(Heiterkeit bei ben Polen.) 

Ich kann ihm nur den Nat geben, daß, wenn er das 
nächſte Mal wieder Luft verfpürt, hier gegen das pol: 
nische Volk auftreten zu wollen, er uns womdglid das 
vorher fagt, damit wir nicht gezwungen werben, das mit 
anzuhören. 

(Bravo! und Heiterkeit bei den Polen.) 


Vizepräfident Dr. Paafhe: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Stychel. 


Stychel, Abgeorbnneter: Meine Herren, Sie geftatten, 
daß ic) noch mit einigen Worten 
(Zuruf: 2 Stunden!) 
bie Ausführungen meiner Freunde ergänze. — Seien Sie 
unbeforgt, es wird nicht lange dauern, höchſtens einige 
Minuten. 
(Bravo!) 

Meinen Herren, in den heutigen Ausführungen gegen 
ben „Sculftreit* felbft hat man mit Bedauern darauf 
bingewiefen, es fei burd ben „Schulftreif* ein Zwieſpalt 
zwiſchen der Autorität der ftaatlihen Unterrichtsverwaltung, 
des Lehrer und — zwiſchen der Autorität der Eltern 


geſchaffen. 

(Sehr — rechts.) 
— Ich höre hier auf der rechlen Seite den Ausruf: Sehr 
richtig! rn ber Zwieſpalt ift da, er war ſchon 
por dem „Schulftreil” da; er wurde nidt vom und ge: 


ſchaffen 

u richtig! bei den Polen — Widerſpruch reits), 
fonbern er wurbe ſeit über 30 Jahren allmählih und 
fonfequent herbeigeführt dur die Maßnahmen der König— 
lich preußifhen Staatsregierung in der Schulpraris bes 


Oſtens. 
(Sehr richtig! bei den Polen.) 

Es ift das nit nur unfere Auffafiung fondern die Auf: 
fofjung ber öffentlichen Meinung. Nicht nur das polnische 
Bolt, fondern die ganze zivilifierte Welt, aud die um: 
abhängige deutſche Preſſe hat ja biefelbe Auffaflung ver: 
treten. Die „sranffurter- Zeitung“, auf die man ſich 
auch heute bier berufen bat, fagt ausdrücklich: bie Ber: 
anlaffung zum Schulftreif fet von ber Regierung gegeben, 


Ich nehme an, daß Sie (C) 


(D) 


(B) Dad wird nit getan. 


u 
(Stychei.) 





(4) — unb bann meiter: dad Indibviduum, dad Wolf, ber 


Glaube, die Sprade fei bad Primäre, der Staat fet das 
Sekundäre. 

(Sehr richtig! bei den Polen.) 
Dad ift beinahe wörtlich auch fjhon früher in einer 
Enzyklika des verftorbenen Papſtes ausgebrüdt. 

Der Staat hat ſich mit der Zeit als das Sekundäre 
herausgebildet. Es wird aud mit Redt Gehorfam für 
feine Gefege verlangt. Aber ber Staat darf den In— 
tereffen de3 Individnums, des Volkes nicht zuwiberhandeln, 
er darf feine Kompetenzen nicht überfchreiten 

(ehr richtig! bei den Polen); 
und wenn er in bie Gewiſſensſphäre einbringt und Ge: 
wiffenszwang übt, dann hat er eben feine Kompetenzen 
überfchritten. 

Der Religionsunterriht iſt das Anrecht der Kirche 
und nicht des Staates. 

(er qut! bei ben Polen.) 
Bei und ift aber die Geiftlichkeit vom Religionsunterricht 
in ber Schule verbrängt, der Staat hat ſich den Religions: 
unterricht angeeignet, unb zwar nicht ausſchließlich zu dem 
— Glaubenswahrheiten und ſittliche Grundſähe ben 

indern beizubringen, ſondern um dieſen Unterricht ge— 

radezu als politiſches Mittel zu mißbrauchen. 

(Sehr wahr! bei den Polen.) 
Es wird der Grunbfag aufgeftellt, das Kind jolle dem 
Lehrer, die Polen allen Maßnahmen der Regierung blind 
und umbebingt gehorhen. Es gibt aber viel ältere 
Grundſätze: das vierte Gebot und das unverjährbare 
Naturreht auf Mutterfprade, Familien» und Stammes- 
interefien. Das Sind gehört ben Gltern, nit dem 
Staate. Die Schule hat als zeitweilige Vertreterin der 
Eltern für die weitere Erziehung und dung bed Kindes 
den aus naturrechtlichen, hriftlichen und religiöfen Motiven 
entfpringeuben Forderungen ber Eltern Rechnung zu tragen. 
Es befteht aljo ein Zwieſpalt 
zwiſchen ber ſekundären Autorität des Staates, ber 
Schule, des Lehrers und zwifhen der primären Autorität 
Gottes und ber Eltern. Hier ift ber Konflikt! Diefen 
Zwieſpalt haben wir nicht gefhaffen. Wir wenden uns 
nur gegen ben Mißbraud der Regierung und gegen bie 
Uberſchreitung ihrer Kompetenzen. 

(Sehr richtig! bei den Polen.) 

Es wurde bier fogar von freifinniger Seite, was 
wir fehr bedauern, ausgeſprochen, daß der ganze „Schul: 
ftreit” aus politiihen Motiven künftlich entfacht worden ſei. 

(Sehr richtig! Tinte.) 
Auch hier gebe ich zu, daß es mit den politiichen Motiven 
fehr richtig ift; aber warten Sie nur ab! Politiſche 
liegen allerdings vor, aber nit auf unferer 
eite. 


(Aha! rechts.) 

Meine Herren, wie war es denn vor dem Jahre 1873? 
Haben wir ba einen „Schulftreif" gehabt? Wurde ba 
die preußtiche Volksſchule und die Autorität. des Lehrers, 
bie ihre Grenzen einhielt, nicht in hohen Ehren gehalten? 
Warum? Weil der Iinterricht begründet war auf ver: 
nünftigen pädagogtihen Grundfägen, die ja damals auch 
ei ber Regierung Anerkennung fanden. Erft nachdem 
Ste biefen Boden verlaffen haben, erft da fam ber Wider: 
ftand, kam bie Kritik der Zuftänbe. 

Aus weldem Grunde wurde aber biefe päbagogifche 
Grundlage des Schulunterricht? bei und im Often ver: 
lafjen? Die Mutterfpradhe des polniichen Kindes wurde 
aus allen Unterrihtögegenftänben verbrängt, der polntfche 
Religiondunterrit wurde uns als „Negel* auf bem 
Papier noch belaffen, in ber Praxis wurde aber auch hier 
die bem polnijchen Stinde fremde, bie deutſche Sprache ge— 
waltjam eingeführt und bürgert fih in immer mehr 
Schulen ein. 


In Oberihlefien und Weſtpreßen gibt es feine (Ü) 


einzige Volksſchule ohne beutihen Religionsunterricht für 
polnifche Kinder. In ber Provinz Poſen hat über bie 
Hälfte ber Schulen deutſchen Religionsunterricht für das 
polnische Kind; ja ſogar im der linterftufe hat man ihn 
dort in über 500 Schulen! 

Wenn man fragt, in welder Sprade bem Heinen 
Schulkinde, ob es nun ein polnifches oder ein deutſches 
oder ein anderes Kind tft, die Unterrichtsgegenſtände vor: 
getragen werben follen, dann kann doc) fein vernünftiger 
Menih anders antworten, als daß das nur in der Mutter: 
ſprache geſchehen kaun 

(ehr richtig! bei den Polen), 
weil dieſe das dem Kinde we und berftänblichite, 
alfo das befte Unterrichtsmittel ift. Sein vernünftiger 
Menih wird (ohne zwedwibrige Motive) dieſes beſte 
Unterritömittel, das doch zu Gebote fteht, verwerfen 
und dafür das ſchlechteſte nähen! 
(Bravo! bet den Polen.) 

Diefen Grunbfag bat ja die preußiſche R —— vorher 
anerkannt, weil er vernünftig, weil er paͤdagogiſch war 
und auf dem Naturrechte bafiert; von biefem Grundfag 
ift aber die Regierung mit der Zeit abgegangen. 

Aus welden Gründen führt fie bie fremde Sprache 
gar in den Religionsumterriht ein? Die Regierung weiß, 
daß bie polnifhe Spradye noch eine Zuflucht hat in bem 
polnischen Privatgebet, in den religiöfen Gebräuchen, in 
der fire, und um aus Germanifierungdgründen bie 
polnifhe Mutterfpradje zu verdrängen, wird nun bie 
deutiche frembe Sprahe dem Kinde in dem ſchulmäßigen 
Religtondunterriht aufgezwungen, damit aud mit ber 
Zeit die fremde Sprade in dad WPrivatgebet, in bie 
Gebräude der Kirche, in ben täglichen Umgang hinein: 


küpft. 
ſquvt (Sehr war! bei ben Polen.) 


Wenn num bie preußifche Staatäregierung bie polnifche (D) 


Mutterſprache als Unterrichtsſprache zu Germantfationg- 
weden, entgegen ben pädagogiſchen Grunbfägen, verbrängt 
bat, fo hat fie fi) eben vom politiihen Motiven leiten 
lofien. Wenn die Polen gegen bie —— Maß— 
nahmen der Regierung, die dem Naturrecht widerſtreiten, 
fi) wenden, fo wollen fie eben dieſe politifhen Maß— 
nahmen nicht haben, fie wehren fi — den politiſchen 
Zwang. Alſo es iſt gerade das Gegenteil wahr von 
dem, was bier und gegenüber behauptet wurde. 


(Sehr richtig! bei den Polen). 
Meine Herren, ed wurbe hier foeben in ber Vorleſung 
bes Herrn Abgeorbneten Ortel 


(ehr a bei den Bolen) 
ausgeführt, wie gutmütig bie Preußen im Oſten ſeien. 
(Beitertelt bei den Polen.) 
Meine Herren, Sie haben ja bei ber Borlefung einen bon 
diefen Herren bed Oſtens bier auf ber Tribüne gefehen 
und feine Gefinnung fennen gelernt! 

(MWiederholte Heiterkeit bei den Polen.) 

Da können Ste fi denken, ob ein friedliches Zuſammen— 
leben im Oſten noch möglich if. 

(Sehr gut! bei en 
Der Herr hat geflagt über einen —* an Gegenliebe 
bei den ur Den Mut, mit bem er dies ausgeiproden 
hat, muß ich bewundern. Wofür forbern Sie denn 
Gegenliebe? Für die „Wohltaten“ der Regierung ben 
Polen gegenüber? Was find benn das für Wohltaten ? 
Daß Ste den Polen bie Mutterfprache genommen, fie aus 
ben Gebieten der Rechtſprechung, ber Verwaltung, der 
Schule verbrängt haben ? 

(Sehr qut! bei ben Polen.) 
Daß Sie und in tirtfchaftlicher Beziehung durch frivolen 
und Staatsboyfott geihäbigt haben ? 

(Sehr gut! bei ben Polen.) 








u 


(A) Daß Sie dem polniſchen Arbeiter nicht einmal gönnen, auf 


feiner eigenen Scholle eine Hütte zu bauen? Das find 
die „Wohltaten“ der Regierung! 
(Sehr gut! bei den Polen.) 

Ste jagen, wir hätten auch wirtſchaftliche Fortichritte ges 
madt. Die haben wir trog der Maknahmen der Regierung 
gemadt, trog ber frommen Wünſche unferer deutjchen 
Mitbürger im Often, die alle gegen uns geriötet find. 
Alfo von Gegenliebe fann überhaupt nicht die Rebe fen; 
benn Liebe ift auf Ihrer Seite nicht vorhanden, fondern 
Gefühle, Die gerade entgegengeſetzt find. 

(Sehr gut! bei den Polen.) 

Meine Herren, von unferem Standpunkt aus, vom 
Standpunkt der Vernunft und des Rechtsgefühls, ift der 
—— „Schulſtreik“, — der paffive Widerſtand, wie 
wir ihn nennen, nit zu bedauern, fondern er ift als 
ethifch "begründet, ald Notwehr zu bewundern 

(fehr gut! bei den Polen), 
denn man hält an ihm troß ber vielen Leiden ber Kinder 
und Eltern. 

Meine Herren, man hat es fo dargeftellt, als ſei es 
des edlem ritterlihen polnifchen Volkes nicht mwürbig, bie 
Kinder in bie erfte Kampfesreihe hinauszuſchicken. Meine 
Herren, wie ift benn das anders möglih? Aus dem 
Gegenſtande ber Verteidigung folgt e8 ja, daß ſich bier 
das polnische Kind gegen die Erperimente der Schule felbft 
zu wehren bat. Aber wifien Sie denn nidt, daß die 
Erwachſenen darunter nicht weniger, ja viel mehr zu leiden 
haben, Eltern, Berfammlungsredner, Zeitungsredakteure, 
Geiſtliche, Schulvorſtandsmitglieder, Ortsſchulzen, abhängige 
Arbeiter? Nun kommen gar auch die völlig unſchuldigen 
Gymnaſialſchüler an die Neihe als Opfer des Staates! 
Alle Polen leiden deswegen, meine Herren! 

Aber wir find zu Leiden und Opfern bereit. Es ift 
nicht nur unfer Standpunkt, jondern aud der Standpunkt 


(B) der Kirche, der Standpunkt ber Moral, daß man nit in 


jeder Hinfiht den Maknahmen einer Staatöregierung Ge: 
borfam leiften muß. Wenn fie ihre Stompetenzen über: 
ſchreitet und moralifhe Interefien ſchädigt, dann ift eine 
Gegenwehr nicht nur erlaubt, nicht nur zuläffig, fondern 
fogar fittlich verpflichtend. 
SE richtig! bei den Polen.) 
In einer ſolchen Inge find wir, und diefe Abwehr Ieiften 
wir aus ethifhen Motiven, um dem Recht vor der Macht 
Geltung zu verihaffen. 

(Zebhaftes Bravo bei den Polen.) 


Bizepräfident Dr. Paaſche: Die Beſprechung ift ge: 
ſchloſſen 


Bu einer perfönlihen Bemerkung hat dad Wort ber 
Herr Abgeorbnete Graf v. Brudzewo⸗Mielzynski. 


Graf v. Brudzewo⸗Mielzyuski, — pe Meine 
Herren, es ift mir bie pad: hre zuteil geworben, bier: 
mal von Herrn Ortel in feiner Rebe angegriffen zu werben. 
Ich möchte, fomweit e8 im Rahmen einer perjönlihen Be— 
merfung möglich ift, auf biefe Angriffe antworten. 

Gritend hat er von einem von mir gegründeten Ver: 
ein, dem Bollöverfammlungsverein, geiproden. Es ift 
abjolut falfh und unwahr, daß biejer Verein auch nur 
das geringfte mit dem Schulftreif zu tun bat. 

(Hört! hört! bei ben Polen) 

Den Berein habe ih nur in dem Sinne — um 
zu verhüten, daß in den öffentlichen Verſammlungen 
unerfahrene Redner — kleine Handwerker, Arbeiter uſw. — 
bon ben Boltziften, wie es doch in unſeren Landestellen 
fo oft gefchieht, nicht angezeigt und beftraft werben ar 
irgend eines unvorſichtigen Wortes, damit fie inftruiert 
werben, was fie jagen können, und fi gegebenenfalld an 
jemand wenben können, ber fie in biefer Beziehung unter 
ftägen kann. 

Reichstag. 17. 


12. Zegiel.-P. 1. Seffion. 


Reichstag — 22. Sigung. Dienstag den 19. März 1907. 
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Zweitens hat Herr Ortel gefagt, ich hätte in Obornik (C) 


gefagt, die Lehrer bei und wären Knüppelhelden — 
wenigftens fo habe ich ihn verftanden 
(Zuruf bei den Nattonalliberalen), 

— jawobl, in bem allgemeinen Sinne würbe biefe 
Außerung hart klingen und wäre unberechtigt. Ich Habe 
nicht von den Lehrern im allgemeinen g prochen, ſondern 
ich babe in der betreffenden Verſammlung das wieder— 
holt, was id einmal hier im Neichötage geſagt habe. 
Dem — welcher damals ſagte — es war bei 
der Diskuſſion über Soldatenmißhandlungen —, er richte 
einen Appell an bie Lehrer, damit fie ſchon im bei 
Kindern jebweben Drang zur a uf. 
ausmerzen, daß fie ** ſorgen, daß ſchon die 
Kinder es lernen möchten, daß Mißhandlungen und 
Roheit verwerflich ſeien — ich habe dem Herrn Kriegs— 
miniſter darauf erwidert: jawohl, Herr Kriegsminiſter, 
dieſe Worte möchten Sie mit — Lettern ſchreiben 
und an jene Knüppelhelden bei uns ſchicken, welche bie 
Kinder mißhandeln und ſchlagen. Darin habe 4 natürlich 
nicht alle Lehrer re en, fonbern nur bie, welche 
die Kinder bei und mißhandeln. Daß es folche gegeben 
bat, ift doch mal nachgewieſen worben. 

Drittens bat Herr DOrtel gejagt, id hätte hier von 
Bolizeifagken nieberer Ordnung geſprochen. Ja, bitte, 
aber in weldem Zufammenhang! Ih habe damals hier 
im Reichstage gejagt, dab es wirklich Hein erhebendes 
Gefühl einen Reichſtagsabgeordneten ift, wenn er, in 
Erfüllung feiner Berufspflicten, mit feinen Wählern 
ſpricht und ohne jeden Grund von einem Polizeifaßten 
niederer Ordnung unterbroden werden kann. Damals 
na es fi um eine Berfammlung, welche gang will: 

lich bon einem Holigifen aufgelöft wurbe, nachdem id) ben 
Leuten gefagt hatte, ich wolle fie nicht zum Aufruhr aufs 
fordern; im Gegenteil, ich habe fie ftet3 zum Gehorfam den 


Behörbengegenüber aufgefordert. In biefem Zufammenhange (n) 


haben meine Außerungen alſo einen ganz anderen Klang 
und Sinn gehabt, als Herr Ortel es hier dargeftellt hat. 
(Bravo! bei den Polen.) 


— Dr. Paaſche: Die Tagesordnung iſt 
p 


Ich ſchlage Ihnen nunmehr vor, die nächſte Sitzung 
zu halten morgen, Mittwoch den 20. März, Nachmittags 
1 Uhr, und zwar mit folgender Tagesordnung: 

1. Wahl des Präfidenten und ber Bize-Präfidenten 
für Die Dauer der Seffion; 

2. zweite Beratung des Entwurfs eines aaa 
betreffend bie vorläufige Regelung des Haushalts 
ber Schußgebiete für bie Monate April und 
Mat 1907 (Nr. 195 der Drudfaden), auf Grund 
des mündlichen Berichts der Kommiſſion für den 
ah erg re (Nr. 238 der Drudjadhen) 

— ber Bericht wird heute Abend verteilt werben —; 

3. dritte Beratung des Entwurfs eined Geſetzes 
betreffend bie vorläufige Regelung des Neichs- 
haushalt3 für die Monate April und Mai 1907 
(Nr. 194 der Druckſachen), auf Grund ber in 
weiter Beratung unverändert angenommenen 
ommtffionsbeichlüffe (Nr. 220 der Drudfadhen); 

4. po Beratung bed Entwurfs eines Gefetzes 
etreffenb bie re des Kontingentsfußes 
für landwirtſchaftliche Brennereien (Nr. 22 der 
Drudiaden); 

5. Interpellation ber Abgeorbneten Dr. Will (Straß- 
burg) unb Genofjen über bie Urfahen des Gruben- 
unglüds in Stleinroffeln (Rothringen) ufw. (Nr.235 
ber Druckſachen), 

in Verbindung mit ber 
Suterpellation der Abgeorbneten Albrecht und 
88 
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(Bijepräfitent Dr. Banjche.) 
Genoſſen, betreffend PVeranlaffung von Maß— 
nahmen zur Verhütung von Grubentataftrophen 
wie bie auf den Zechen „Boruffia“ bei 
Dortmund, „Reden“ bei Saarbrüden und 
Vuillemin“ bei Stleinrofjeln ufw. (Nr. 236 ber 
Druckſachen). 
Gegen dieſen Kg erhebt fich fein Widerſpruch; bie 
Tagesordnung fteht feit. 


(A) 


Die Herren Abgeordneten Dr. Arendt (Mandfelb), (B) 
Dr. Semler und Hamecher wünfdhen aus ber Budget: 
fommiffion ausfcheiden zu dürfen. — Ein Widerfprud 
biergegen erhebt fi micht; ich veranlaffe deshalb bie 
1., 2. und 7. Abteilung, heute unmittelbar nad der Sigung 

die erforberlihen Grjagwahlen vorzunehmen. 

Ih ſchließe die Sitzung. 
(Schluß der Sikung 6 Uhr 42 Minuten.) 





Drud und Verlag der Norbbeutfcgen Buchdruderei und Verlagsanftalt, Berlin SW., Wilbelmftrafe 32. 


Neichötag. - — 28. und 2. Sitzung. Mittwoch beu 20, März 1907. 
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(A) 


23. und 24. Situng. 


Mittwoch den 20. März 1907. 


23. Situng. 


Geihäftlihes --.--- 2-2... 635D, 
Wahl der Präfidenten fir die Dauer der 
Seijion 
Annahmeerflärungen: 
Dr. Graf zu Stolberg:Wernigerode, 
Bräjident 
Dr. Paaſche, Erjter Vizepräfident . . 
Kaempf, Zweiter Bizepräfident 
Zweite Beratung des Entwurfs eines Gejehes 
betreffend die vorläufige Regelung des 
HGanshalts der Schuhgebiete für die Monate 
April und Mai 1907 (Mr. 195, 288 der 
Anlagen) 
Dr. Wiemer, Berichterjtatter 
Twele, Unterftaatsjefretär im Reichs— 
ſchatzamt 
Dr. Pachnicke 
Dr. Spahn 
Freiherr v. Richthofen-Damsdorf . . 
Singer 
Dritte Beratung des Entwurfs eines Geſetzes 
betreffend die vorlünfige Regelung des 
Reichshaushalts für die Monate April und 
Mai 1907 (Mr. 194, 220 der Anlagen): 
Betitionen 
Zweite Beratung des Entwurfs eines Gejehes 
betreffend die Bemellung des Aontingents- 
fußes für landwirtfhaftlihe VBrennereien 
(Nr. 22 der Anlagen) 
Interpellation Dr. Will (Straßburg) und 
Genoffen über die Urſachen des Gruben- 
unglüks in Kleintoſſeln (Lothringen) :r., 
in Verbindung mit der Interpellation 
Albreht und Genoffen, betreffend Ber: 
Reichstag. 12. Legisl. P. 1. Seffion. 1907. 
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641A 
641C 


641D 


anlajjung von Maßnahmen zur Verhütung — 
von Grubenkataſtrophen (Mr. 235, 236 

Ber RB) 2 =. 1 2 0er Bat 641D 
Dr. Graf v. Pojadowsty: Wehner, 
Staatsminifter, Staatsjefretär des 
Innern, Stellvertreter des Reichs— 

1, Dr 641 D 

Die Beantwortung wird jpäter erfolgen: 642 A 
Mitteilung des Präjidenten betreffend die Frage 
der Anmeldepflichtigkeit einer im Reichstags: 

gebäude abgehaltenen Berjammlung ..... . 642A 
Feititellung der Tagesordnung für die nächite 

SCHEN: a a 642B 

24. Sitzung 

Geihäftlihes . . 2... 22200. 6420 
Dritte Beratung des Vertrages wilden dem 
Deutſchen Reihe und Luremburg vom 
2. März 1907 über den Beitritt Luxem— 
burgs zur norddeutichen Braufteuergemein- 

ichaft (Nr. 229 der Anlagen) ...... 6420 
Dritte Beratung des Entwurfs eines Gejeges 
betreffend die vorläufige Regelung des 
Haushalts der Schutzgebiete für die Monate 
April und Mai 1907 (Mr. 195 der Ans 

J 642D 


Dritte Beratung des Entwurfs eines Geſetzes 
betreffend die Vemeſſung des Aontingents- 
fußes für landwirtfcaftlide Brennereien 
(Nr. 22 der Anlagen)... ... — 6 
Feſtſtellung der Tagesordnung für die nächſte 
Sitzung 


. Tr Tre —⏑ 


23. Sitzung. 


Die Situng wird um 1 Uhr 15 Miumten durch den 
Griten Bizepräfidenten Dr. Paaſche eröffnet. 


Bizepräfident Dr. Paaſche: Die Sikung iſt eröffnet. 
Das Protokoll der vorigen Sigung liegt zur Ein: 
fiht auf dem Bureau offen. 
Als Vorlage ift eingegangen: 
Ausführungsbeftimmungen des Bundesrat zu 
& 35 des Geſetzes über bie Penfionierung ber 


Offiziere. 
Die Drudlegung habe ich verfügt. 
Dad Mefultat der vollgogenen Wahlen zur 


VII Kommiſſion wolle der Herr Schriftführer verlefen. 


Schriftführer Abgeordneter v. Damm: 

In die VII. Kommiſſion — zur Vorberatung 
des Entwurfs eined Geſetzes betreffend Maß: 
nahmen gegen ben Rüdgang des Ertrags 

89 


(C) 


(D) 


Bi 


(Schriftführer v. Damm.) 


der Maiſchbottichſteuer (Mr. 196 ber Drud: 
ſachen) — find gewählt: 


Reichstag. — 23. Sigung. Mittwoch den 20. März 1907. 





(A) Ich frage den Herrn Mbgeordnneten, ob er die Mahl (C) 


annehmen will. 


von ber 1. Abteilung die Herren Abgeordneten 
Dr. dv. Starzyunsfi, Dr. Südekum, Stolle; 

bon ber 2. Abteilung die Herren Abgeordneten 
Müller (Fulda), Sped, Dr. Zehnter; 

bon ber 3. Abteilung die Herren Abgeordneten 
Graf Praſchma, Herold, Stamm; 

von der 4. Abteilung bie Herren Abgeoreneten 
Budfieb, Dr. Semler, Sieg; 

bon der 5. Abteilung die Herren Abgeordneten 
Stubbenborff, Gäbel, Vogt (Hall); 

von ber 6. Abteilung die Herren Abgeorbneten 
Dietrih, Dr. Roefide, Nehbel; 

bon der 7. Abteilung die Herren Abgeordneten 
Dr. MWiemer, Dr. Pachnicke, Schweidharbt. 

Die Kowmmiſſion hat fich fonftttutert und gewählt: 

zum Vorfißenden den Herrn Abgeordneten 
Dr. Roefide, 

zu er Stellvertreter ben Herrn Abgeorbneten 


zu hriftfüßrern die Herren Abgeordneten 
Schweidhardt und Müller (Fulda). 


Vizepräfibent Dr. Paaſche: An Stelle der auß ber 
Budgetkommiſſion ausgeſchiedenen Herren Abgeordneten 
Dr. Arendt (Manöfeld), Dr. Semler und Hameder find 
durch die vollgogenen Griagwahlen gewählt worden bie 
Herren Abgeordneten v. Liebert, Hagemann und Fehrenbach. 

Ih babe Urlaub erteilt den Herren Abgeordneten 
Dr gr (Meiningen), Baflermann und Graf Praſchma 
ür 

Entfäuldigt ift der Herr Abgeordnete Löſcher. 

Wir treten in die Tagesordnung ein. Grfter 

Gegenſtand derjelben ift: 
Bahl des Präfidenien und der Vizepräfidenten 
für die Dauer der Seffion. 

Der Präfident und bie gg werden 
zu Anfang einer Legislaturperiode zum erſten Dial auf 
4 Moden, dann aber für bie übrige Dauer ber Seffton 
gewählt. 

Wir beginnen mit der Wahl des Präſidenten. 

Ich bitte die Herren Abgeordneten, bei ihrem Namens— 
aufruf mit „hier“ zu antworten und ihre Stimmzettel in 
die Wahlınne zu legen. Die Herren Schriftführer bitte 
ich, Die Abgabe der Stimmzettel zu Lontrollieren. 

Der Namendaufruf beginnt mit dem Buchftaben F. 

Meine Herren, ich bitte um Ruhe und um möglichft 
beutlihen Namendaufruf. 

Ich wiederhole: der Namensaufruf beginnt mit dem 
Buchſtaben F. 

(Der Namensaufruf und bie Abgabe der 
Stimmzettel erfolgt.) 
Das Alphabet wird refapituliert. 
(Geichieht.) . 

Der Namendaufruf und die Stimmzettelabgabe ift 

beendet. Das Nefultat wird ermittelt. 
(Gefchteht.) 

Meine Herren, da3 Ergebnis der Wahl ift folgendes. 
Es find abgegeben worben 325 Stimmzettel; davon 131 
unbefärieben, alfo ungültig; bleiben 194. Die abfolute 
Mehrheit ift 98. Don den gültigen Stimmzetteln haben 


erhalten F erren: 
do Graf zu —— — 192, 
—— — 1, 
Ortel . . EEE 5 


“ (Heiterkeit.) 
Der Herr Abgeordnete Dr. Graf zu Stolberg: 
Wernigerode ift aljo mit 192 Stimmen zum Präfidenten 
gewählt worden. 


Dr. Graf zu Stolberg: Wernigerode, Abgeordneter: 
Ich nehme die Wahl an. 

(Kebhafter Beifall reht3 und links. — Ubernimmt 
den Vorſitz.) 

Meine Herren, ih danfe Ihnen für dad Vertrauen, 
welches Sie mir aberntald bewiefen haben, und ich nehme 
Bezug auf das, was ih vor vier Wochen an dieſer Stelle 
geſagt habe. 

(Brabo!) 

Mir kommen nunmehr zur Wahl des Erften 
Vizepräſidenten. 

Ich bitte die Herren Schriftführer, den Namens— 
aufruf vorzunehmen. Der Namensdaufruf beginnt mit dem 
Buchſtaben ©. 

(Der Namensaufruf und die Abgabe der Stimmzettel 


erfolgt.) 
Ich bitte, das Anke x ante 


) 
Die Abftimmung iſt geſchloſſen. Ich bitte, das 
Reſultat zu ermitteln. 
chieht.) 


Gef 
Ich babe das Nefultat der Abftimmung zu ver: 
lündigen. Es jind abgegeben 279 Stimmzettel; davon 
80 weiße Zettel, alfo ungültig. Es find demnach gültige 
Stimmen abgegeben 199. Die abjolute Mehrheit beträgt 
fomit 100 Stimmen. 
63 hat erhalten der Herr Abgeordnete Dr. Paaſche 
191 Stimmen; die übrigen find — 
Abgeordneter Schwabad 1, 
Abgeordneter Reichsgraf v. Bothmer 1, 
Abgeordneter Ortel 2, 
Abgeordneter Singer 2, 
Abgeordneter Hansſen 1, 
Abgeordneter Rogalla v. Bieberſtein 1. 
(Heiterfeit.) 
Der Herr Abgeordnete Dr. Paaſche ift jomit gewählt, 
und ich frage ihn, ob er die Mahl annimmt. 


Dr. Paaſche, Abgeordneter: Ich nehme die Wahl 
mit Dank an. 


Präfident: Wir fommen zur Wahl des Zweiten 
Vizepräfidenten. 

Ich bitte Die Herren Schriftführer, ben Namensaufruf 
vorzunehmen. Derfelbe begimmt mit dem Budhftaben 9. 
(Der Namensanfrut und bie Abgabe ber 
Stimmzettel erfolgt.) 

Das Alphabet — 

Geſchieht.) 

Der Namensaufruf be: die Abgabe der Stimmzettel 

ift geſchloſſen. Das Refultat wird ermittelt. 
Geſchieht.) 

Meine Herren, das Ergebnis der Abſtimmung iſt 
folgendes. Es ſind abgegeben 318 Stimmen, davon 
ungültig, weil weiße Zettel, 124; bleiben gültige 
Stimmen 194. Die abfolute Mehrheit beträgt bemnad 98. 

Es haben erhalten: 

ber Herr Abgeordnete Kaempf 180 Stimmen, 

der Herr Abgeordnete Schweidharbt 3, 

der Herr Abgeordnete Ortel 4, 

der Herr Abgeorbnete Lattmann 1, 

der Herr Abgeorbnete Köhler 1, 

ber Herr Abgeorbnete Dr. Böhme 1, 

der Herr Abgeordnete Stadthagen 1, 

ber Herr Abgeordnete Gothein 1, 

ber Herr Abgeorbnete Giesberts 1, 

ber Herr Abgeorbnete Liebermann v. Sonnen: 
berg 1 Stimme, 


(A)in Summa 14 Stimmen zerfplittert. 


Neichsſtag. — 23. Sitzung. Mittwoch den 20. März 1907. — 


(Biepräfibent Dr. Paaſche.) 
Der Her Ab— 
geordnete Kaempf tft alfo gewählt. 

Ich frage den Herrn Abgeordneten Staempf, ob er 
die Wahl annimmt. 


Kaempf, Abgeordneter: Ih nehme die Wahl mit 
Dank an. 


BVizepräfident Dr. Paaſche: Wir kommen nunmehr 
zum zweiten Gegenitand der Tagesordnung: 
zweite Beratung des Entwurfs eines Geſetzes 
beireffend die vorläufige Regelung des Haus- 
halt der Scubgebiete für die Monate April 
und Mai 1907 (Mr. 195 der Drudjachen), auf 
Grund des mimdlichen Beriht3 ber Kommiſſion 
fir den Reichshaushaltsetat (Nr. 238 der Drud- 


adıen). 
An Stelle des beurlaubten Herrn Abgeordneten Dr. Semler 
ift der Herr Abgeordnete Dr. Wiemer Berichterftatter. 
Ih eröffne die Diskuffion über $ 1 und erteile das 
Wort dem Herrn Berichterftatter. 


Dr. Wiener, Abgeordneter, Berihterftatter: Meine 
Herren, an Stelle des Herrn Kollegen Dr. Semler, ber 
verhindert ift, an der heutigen Sigung teilzunehmen, 
habe ih als Storreferent ber Kommiſſion die Bericht: 
erftattung fir das Plenum übernommen. Der zur zweiten 
Leſung ftehende Entwurf eines Geſetzes betreffend Die 
vorläufige Regelung bed Haushalt der Schußgebiete für 
die Monate April und Mai 1907 entipridt dem ots 
geſetz für ben Reichshaushaltsetat, das bereitd dom 
Reichſtage in zweiter Leſung angenonmen if. Es wird 
beftimmt, daß von den durch den (tat für 1906 feit- 
geftellten Summen für bie Monate April und Mat 1907 
je ein Bmwölftel ausgegeben werden fan; es wird 
weiter beitimmmt, daß die für die Monate April und 
(B) Mat 1907 fidy ergebenden Einnahmen und Ausgaben bei 

den einzelnen Kapiteln und Titeln auf bie —— und 
Ausgaben des Haushalts für 1907 berechnet werden ſollen. 

Bon ben neu erjcheinenden Ausgaben ift eine ins 
Notgeie aufgenommen, die Forderung für die Expedition 
zur Fettftelung der beutichportugiefiichen Grenze am 
Nyaffafee, wofür je ein Zwölftel für die beiden Monate 
verlangt wird. 

In der Kommiffion wurden Bedenken gegen die Ber: 
abſchiedung biefes Notgefebentwurfs fiir die Schuggebiete 
— gemacht. Es wurde darauf hingewieſen, daß eine 

eihe von Forderungen im Etat von 1907 geringer ſei 
als im Etat von 1906, nad weldem bie Bruchteile he— 
mefjen werden folen. Daran knüpfte ſich eine längere 
Erörterung, unter anderem auch über unrichtige Dar: 
ftellungen, die in einem Zeile ber Preſſe über dieſe Bor: 
gänge in der Bubgetlommifjion verbreitet worden find. 
Um den erhobenen Bedenken Rechnung zu tragen, wurde 
in einer weiteren Sigung der Budgetfommilfion vorge: 
ihlagen, einen Zufag in das Notgefe einzufügen: 
Soweit bie für dad Nedinungsjahr 1906 be- 
willigten Titelfummen höher find als bie für 
das Rechnungsjahr 1907 angeforderten, tritt an 
Stelle des vorgedachten Zwölftels ein Zwölftel 
ber letzteren. Soweit es ſich um Neubauten 
baubelt, können biefelben nicht in Angriff ge 
nommen werben bor Bewilligung des Hauptetat3. 

Bon jeiten der verbündeten Negterungen wurden gegen 
biefe Einfügung Bedenken geltend gemacht. Der Vertreter 
der Kolonialverwaltung führte aus, daß ber Gefegentwurf 
wörtlich übereinfitmme mit den Gtatönotgeiegen ber 
früheren Jahre, die bisher vom Reichstage nicht bean- 
ftandet worben feiern. Es jei zwar richtig, daß bei Abſchnitt 
2 ap. 2 Tit. 2 des Etats für Südweftafrifa zwei Zwölftel 
des Sahresanfages für 1906 mehr ausmaden als bie | 
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volle Jahresforderung für 1907. 
Beziehung weiche dad Notgejeg nicht ab von dem Not: 
gefeß für den Neihshaushaltsetat, daS bereit3 bewilligt 
jei,indem aud) hier allgemein zwei Zwölftel der Jahresfunme 
bon 1906 jelbft dann angefordert worden feien, wenn der 
Jahresbetrag für 1907 geringer jet als dieſe zwei Zwölftel. 
— Dies wurbe an einzelnen Belfpielen belegt, worauf id) 
hier nicht näher einzugehen braud)e. 

, Bon jfeiten des Reichsſchazamts wurbe bie Ein— 
fügung eines Zuſatzes als mindeftens entbehrlich bezeichnet. 
Es wurbe betont, daß ein Etatsnotgeſetz nicht ald eine 
jelbftändig für fih beftehende Gtatövorlage angejehen 
werben könne. Es fei etatörechilicdh undenkbar, daß durd) 
das Notgefeg mehr geforbert werde, als durch ben Etat3- 
entwurf beanfprudt ſei. Das ergebe fi, ganz abgefehen 
bon allgemeinen ftaatd- und etatsrechtlichen Erwägungen, 
ſchon aus ber Belttmmung, bie ich bereits erwähnt habe, 
daß bie für den Friftablauf des Notgefeges ſich ergebenden 
Einnahmen und Ausgaben bei ben einzelnen Kapiteln und 
Titeln auf die Einnahmen und Ausgaben des orbentlichen 
Haushaltsetats für dad Nehnungsjahr verrechnet werden 
müſſen. Es können aber bei biefen einzelnen Kapiteln 
und Titeln nidit mehr verrechnet werben, ald in bem 
Etat auögeworfen ſei. Alles was barüber hinausgehe, 
fei als cine über- oder außeretatömäßige Ausgabe zu 
bezeichnen. Werbe mehr ausgegeben, dann genüge nicht 
für die Verwaltung die Berufung auf bad Notgefeh, 
fondern es müſſe, wie bad bei jeder außer: oder über: 
etatämäßigen Ausgabe der Fal fei, die Mehrausgabe in 
der Überficht für den Neichähaushaltsetat aufgeführt und 
aus jelbftändigen Gründen gerechtfertigt werben. Es 
mwurbe auch betont, daß das Notgeſetz Feine Bewilligung 
ausſpreche, ſondern nur eine Ermaͤchtigung, und daß bie 
tatſächliche Bewilligung erſt durch die Beratung des Etats— 
entwurfs im zweiter und dritter Leſung erfolgt. 


Was den Zuſatz felbft anlangt, fo wurde ausge- (m) 


ſprochen, e3 fei zu bejorgen, daß baraus für die Zulunft 
ein nicht unbedenkliches Präjudiz ſich ergebe für Die Auf- 
ftelung etwaiger Notgefege, dab das unbequem werben 
oder jogar nachteilig wirken fünne, zumal wenn es fich 
darum handle, ſchleunigſt ein Notgeſetz aufzuftellen und 
es im Haufe durd Die einzelnen Stadien der Beratung 
zu bringen; das könne unter Umftänden bie Verabſchiedung 
des Notgeſetzes erſchweren. Deshalb ſei es beſſer, bei 
der Regierungsvorlage zu bleiben. Indes ſei der Antrag 
nit derart, baß die Regterungen unmittelbar gegen bie 
Einfügung des Zuſatzes ansſchlaggebende Bedenken erheben 


üßten. 

Ein Zeil der Dlitglieder ber Kommiſſion trat dieſer 
Auffaflung bet, bie durchaus dem Etatsrechte bes Reichs— 
tag3 entiprehe. Es fet infonderheit von Bebeutung — 
fo wurde betont —, daß eine Erflärung ber verbündeten 
Regierungen abgegeben fei, daß fie jih an die Süße des 
Etats gebunden bielten, feloit wenn bie im Notgeſetz er- 
teilte Ermächtigung über die Sätze des Gtatö hinaus: 
ginge. Bon anderer Seite wurde beftritten, daß die Sache 
ebenfo Liege wie bei dem Notgefeg für den Reichſshaus— 
haltsetat. Es wurde aud) hervorgehoben, daß mit Rück 
jiht auf den Art. 69 ber Verfaffung ber neue tat in 
Betracht zur zichen ſei, weil es ih eben um eine Aus- 
gabe für dad neue Etatsjahr handele. Es fei zweckmäßig, 
Stlarheit zu ſchaffen und einer mißverftändlihen Aus: 
fegung durch den beantragten Zuſatz vorzubeugen. Ein 
bedentliches Präjudiz werbe dadurch für die Zukunft nicht 
geihaffen werden. 

Die Mehrheit der Kommiſſton Hat ſich dieſer Auf: 
fafjung angeſchloſſen. Es wurde beichloffen, ben vorge: 
ſchlagenen Zufag in das Notgefe einzufügen. 

ALS Berichterſtatter der Kommiſſion bitte ih Sie, 
dem Antrag ber Bubgetlommiffion zuzufimmen. 

gr 


Aber auch in biefer (0) 


(B) 
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Reichstag. — 23. Sitzung. Mittwoch den 20. März 1907. 











Vizepräfident Dr. Paaſche: Das Wort hat ber Herr 


x Bepollmädhtigte zum Bundesrat, Unterſtaatsſekretär im 


Reichsſchatzamt Twele. 


Twele, Unterſtaatsſekretär im Reichsſchatzamt, ftell- 
vertretender Bevollmächtiger zum Bundesrat: Meine Herren, 
namens der verbündeten Regierungen habe ich zu erklären, 
daß auf deren Seile gegen den eben von dem Herrn 
Berichterſtatter erwähnten Antrag der Kommiſſion erheb⸗ 
liche Bedenken obwalten, und daß ſie dankbar wären, 
wenn das hohe Haus dieſem Antrage ſeine Zuſtimmung 
nicht erteilen und damit die Regierungsvorlage unver: 
ändert wieberherftellen möchte. 

Meine Herren, wie ift die Annahme dieſes Antrags 
in der Kommiffion zuftande gefommen? Als zum erften 
Male Bedenken gegen die Vorlage der verbündeten Re— 
gierungen in ber Kommiſſton auftaudhten, knüpfte ſich 
an dieſe Bedenken eine Geſchäftsordnungsdebatte, in die 
von feiten ber berbünbeten — einzugreifen 
bekanntermaßen nicht ſtatthaft iſt. Als durch die 
Liebenswürdigkeit des Vorſthzenden der Budgetkommiſſion 
trotzdem den Vertretern der verbündeten Regierungen 
das Wort erteilt wurde, war es natürlich, daß ſie 
ſich auf mög enge Ausführungen beichräntten, 
um nit in bie Geſchäftsordnungsdebatte als ſolche ein- 
zugreifen. In diefer Debatte tauchte aber aud) die Frage 
auf, ob die Vorlage ber verbünbeten Negterungen in ber 
vorliegenden Form von der ſtommiſſion nicht überhaupt 
abzulehnen fei. Das mußte natürlich feitens der Vertreter 
ber verbündeten Regierungen, wenn irgend möglich, zu 
verhüten geſucht werben, weil gar feine Zeit mehr zu 
Gebote geftanden haben würde, einen meueu Entwurf 
eined Notgefeges für Die Schutzgebiete an dieſes hohe 
Hand derart gelangen zu lafien, dab e8 vor dem Aus— 
einandergehen dieſes hohen Hauſes noch hätte verabichiebet 
werden können. Notgedrungen waren fomit bie Vertreter 
ber verbündeten Negierungen in der Rommiffion darauf 
angewiefen, threrjeit3 felbft einen Weg ausfindig zu 
machen, ber wenigftend dieſes Schlimmfte zu verhüten ges 
eignet war, und fo ging bom ihnen bie Anregung 
aus, ob, wenn wirklich fo erhebliche Bedenken gegen bie 
Regierungsvorlage beitänden, daß deren Annahme aus— 
geſchloſſen erſcheine, dieſe Bedenken dann nicht vom jeiten 
ber KHommiffion aus ſich felbft heraus befeitigt werben 
fönnten. So, meine Herren, ift der Antrag entftanden. 
Gr wird aber von ben verbündeten Regierungen noch 
immer nicht für notwendig eraditet, er wirb jedenfalls 
für feine Verbefjerung gehalten, unter Umſtänden fogar 
fir ſchädlich, und deshalb müſſen die verbündeten Re— 
gierungen von ihrem Standpunkt aus ſich gegen bie 
Annahme dieſes Antrags wenden. 

Die Veranlaſſung zu dem Antrage, meine Herren, 
lag, wie der Herr —A Ihnen ſchon ausgeführt 
bat, in der von einer Seite vertretenen Befürchtung, daß 
bei der Form der Regierungsvorlage in einzelnen Fällen 
für die beiden Monate April und Mai mehr bewilligt 
werben könne und werde, als der gefamte Jahreöbebarf 
für 1907 im Gtatsentwurf betrage. 

Meine Herren, biefe Zatiahe ber Nichtüberein- 
ftimmung — Beträge als ſolche kann ich ohne 
weiteres als richtig zugeben. Ich will nicht näher darauf 
eingehen, daß derartige Verhältniſſe auch in anderen Fällen 
ihon in früheren Jahren vorgekommen find, ohne daß 
jeitend dieſes hohen Hauſes Anftand genommen wäre, 
um beöwillen die Notgefege in der vorliegenden Form 
zu verabfchieden. Auch ber vom Ihnen in zweiter Lefung 
erledigte Gefegentwurf eines Notgeſetzes für den Reichs— 
hanshaltsetat enthält derartige Unſtimmigkeiten, ohne 
dak das hohe Haus biöher daran Anftoß genommen 
hätte. 


Die verbünbeten Regierungen, meine Herren, halten (C) 


diefe erhobenen Anftände aber aud ſachlich nicht für be 
ei und zwar aus folgenden Erwägungen. Nad) 
uffaffung der verbündeten Negierungen ift ein Etats— 
notgejeß feine felbftändig für fich beftehende Etatsborlage. 
Das ergibt jid ihrer Auffaffung nach ſchon daraus, daß 
das Etatsnotgeſetz feine felbftändigen Forderungen bringt, 
fondern lediglich Forderungen, die bereit3 in dem ordent- 
lien Gtatdentwurf bezw. in dem Entwurf eines Er: 
gänzungsetat5 enthalten find. Nur infofern könnte man 
vielleiht don einer gewiffen Selbſtändigkeit des Etats- 
notgefeßes jpredien, wenn in ihm Forderungen enthalten 
find, bie bereit$ den ganzen Jahresbetrag verlangen. 
Aber auch Hier bildet der Umſtand das Entſcheidende, 
dab es fih dabei niht um Forderungen felbftän- 
biger Natur Handelt, die neu im Notgeſetz ericheinen, 
fondern um Forderungen, bie aus dem vorliegenden 
Gtatdentwurfe übernommen find. Eben biefer Etat für 
das fommende Rechnungsjahr bildet das notwendige 
Storrelat des Notgefeges für den materiellen Inhalt ber 
Torderungen, während bezüglih ber Geldbeträge bie 
Korrelate gebildet werben durch das Etatsgeſetz bed bor- 
aufgegangenen Jahres bezw. durch bie Etatdentwürfe fir 
das fonımende Rehnungsjahr, nämlich je nachdem es ſich 
um bie einfache Erftredung von Zwölftelungsbeträgen des 
ablaufenden Jahres für bereitS im ablaufenden und im 
neuen Etat vorgefehene Aufgaben handelt, ober ob es ji 
um neue Aufgaben ded neuen Gtatsjahres ımb damit 
—— ER Male beftimmt anzuforbernde neue Summen 
anbelt. 

Nun ift es aber, meine Herren, etatsrechtlich ganz 
unbenfbar, daß durch das Notgefeg, welches — abgejehen 
bon den erwähnten Ausnahmen — nichts weiter bringen 
will als eine für zwei Monate bemeffene Forderung einer 
Jahresſumme des Etats, ſachlich mehr gefordert werden 


fann, als durch den Gtatdentwurf felbft beanfprucdht (D) 


worden it. Das ergibt fih ganz abgefeben von 
allgemeinen ſtaats⸗ und etatsrechtlichen Erwägungen fon 
ohne weiteres aus ber im Notgefeg enthaltenen Beftimmung, 
daß bie für ben Friftlauf des Notgeſetzes fich ergebenden 
Einnahmen und Ausgaben bei den einzelnen Kapiteln und 
Titeln auf die Einnahmen und Ausgaben des Haushalt: 
etat3 für das fommende Rehnungsjahr, vorliegend alfo 
1907 verrehnet werden müſſen. Bei den einzelnen 
Kapiteln und Titeln fann aber etatsmäßig felbftverftändlidh 
nicht mehr verrechnet werben, als fie jelbft im Etat aus 
werfen. Alles, was darüber hinausgeht, ift eine über: 
oder außeretatämäßige Ausgabe. Wenn aljo infolge der 
bisher üblichen und vielfah durd den Zwang ber Ver: 
hältniffe gebotenen fnappen Faſſung eines Notgefeges die 
durch die Zwölftelung aus dem Vorjahre ſich ergebenden 
Summen in einzelnen Fällen tatfählih größer find als 
die entſprechenden —— in dem Etatsentwurf ſelbſt, 
fo iſt es eine felbftverftändlihe logiſche Konſequenz, daß 
trotzdem zu Laſten des Etatsfonds niemals mehr aus— 
gegeben werden darf, als in dem das Korrelat dieſes 
Notgeſetzes bildenden Kapiteln und Titeln des Gtats: 
entwurfs für den gleichen Zweck gefordert iſt. Wird 
gleichwohl mehr ausgegeben, jo genügt zur Begründung 
biefer Mehrausgabe nicht einfach die Berufung auf das 
verabſchiedete Notgefeg, fonbern es muß, wie bei jeber 
über: und außeretatsmäßigen Ausgabe, die Mehrausgabe 
in ber Haushaltsüberſicht auch in Anſchauung der hier in 
Stage ftehenben Ausgaben als über: oder außeretatd: 
mäßige nachgewieſen und aus felbftändigen inneren Gründen 
gerechtfertigt werden. 

Das Zutreffende biefer Auffaffung ergibt fi aber 
wohl aud noch aus ber weiteren Erwägung, daß das 
Notgeſetz Feine Bewilligung, fondern nur eine Ermächtigung 
ausfpridt, und das ift das wefentliche, worin wir in 





(Ziwele.) 
(A) biefer Beziehung und von den Befürdtungen unterfcheiben, 
bie in der Kommiſſion feinerzeit ausgeſprochen worden 
find. Die tatfählihe Bewilligung erfolgt immer erft 
durch die Beratung des Etatsentwurfs in zweiter bezw. 
britter Lefung. Natürlich, meine Herren, bat bie Verab— 
ſchiedung des Notgefeted ihre Bedeutung. Die Reſſorts 
müffen auf Grund der burd das Notgeſetz erteilten 
Ermädtigung anfangen: können zu arbeiten. Sonft ift 
das ganze Noigefeg ohne praftiihen Wert. Es ift ja 
auch möglich, meine Herren, daß ſeitens der Parteien in 
biefeım hohen Haufe mit Rüdfiht auf das inzwijchen 
verabjchiedete Notgeſetz zu einzelnen Forderungen bes 
Etatsentwurfs fpäterhin nicht mehr das Wort ergriffen 
wird. Ich kann auch anerkennen, daß durch bie Zu— 
fimmung zum Notgefeg eine gewiſſe Bindung des 
Reichſtags für die Bewilligung der Etatöforderung ges 


geben ift. 
(Hört! hört! in der Mitte.) 

Etatsrechtlich iſt das alles aber ohne Belang für die zur 
Entſcheidung fiehende Frage, durch welches Gefeh die 
Bewilligung ausgeſprochen wird, ob durch das Noigeſetz 
ober durch ben Gtat. Das geſchieht ausfchließlich durch 
ben Etat, wie fih auch baraus ergibt, daß ſämtliche durch 
dad Notgefeg betroffenen Kapitel und Zitel mit ihren 
durch ben Etatsentwurf angeforberten Jahresbeträgen 
gleihfals nochmal der Verabſchiedung durch ben Etat 
bebürfen. Wenn nun, meine Herren, auf Grund biefes 
demnächſt von Ihnen in zweiter und dritter Leſung zu 
berabichiebenden Etatsentwurfs für 1907 nicht mehr 
bewilligt wird, als gefordert war, fo ergibt fih ohne 
weitered abermald ald eine logiſche etalsrechtliche 
Stonfequenz, daß trotz einer etwaigen vorläufigen Bereit» 
ftellung größerer Beträge durch bad Notgefeg feine größeren 
etatömäßigen Ausgaben geleiftel werben können, alö ber 
Stat aufweiſt. Sonah muß auch auf Grund biefer 


(B) Debultion jede Mehrausgabe ald über: oder außeretatd« 


mäßige Ausgabe nadjgewiefen und aus fidh felbft . 
begründet werben, die über den Stat in ber verabſchiedeten 
Faſſung hinaus veransgabt werden follte. 

Was nun, meine Herren, bie Bedenken gegen ben 
Zufag im einzelnen angeht, fo will ih mich da kurz 
fafien. Die verbündeten Wegierungen befürdten, daß 
durch diefen Antrag fir bie Folge ein Präjudiz für bie 
Aufftelung etwaiger Notgeiege werde geichaffen werben, 
was für alle Teile fehr unbequem, gegebenenfalls fogar 
unmittelbar ſchädlich wirken kann. Denn erfahrungd: 
nemäß tritt die Notwendigkeit der Cinbringung eines 
Notgeſetzes nicht immer fhon lange im voraus auf, fonbern 
fie kann bisweilen erft in kurzer Frift vor Ablauf bes 
Etatsjahres überfehen werden. Nah der Auffaffung der 
verbündeten Regierungen follte man ſich baher hüten, das 
Notgeſetz ohne zwingendfte Gründe in feiner Aufftellung 
zu erſchweren; denn unter Umſtänden kann bas dahin 
führen, daß feine rechtzeitige Verabſchiedung überhaupt in 
Frage geftellt wird. 

Ein weiteres Bedenken liegt ſodann nod in ber 
Hinficht vor, daß man fich bisher daranf beichräntt hat, 
bei der allgemeinen Erftredung von Zwölfteln von bem 
verabfchiedeten Etat des laufenden Rechnungsjahres auszu: 
gehen. Hat man aus irgend einem Grunde auf den noch 
nit verabichiebeten Etatsentwurf für das Tommende 
Rechnungsjahr vorgreifen müſſen, fo find berartige Fälle 
und bie dafür erforderlihen Summen in dem Notgefet 
einzeln und beftimmt bezeichnet. Bon dieſem biöher be— 
währten Grundſatz weicht der Antrag, ben bie Kommiſſion 
Ihnen vorſchlägt, ab. 

Nach all dem kann ich nur das wiederholen, was ich 
im Eingang meiner Ausführungen ſagte, daß ich namens 
ber verbündeten Regierungen zu befürworten habe, den 
Antrag der Kommilfion, wenn möglich, abzulehnen und 
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damit bie Vorlage ber verbündeten Regierungen in unber⸗ (C) 


änbertem Zuftande wieberherzuftellen. 


PVizepräfident Dr, Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Abgeorbnete Dr. Bachnide. 


Dr. Pachnicke, Abgeordneter: Aus den Erklärungen 
deö Herrn Regierungävertreterd hebe ich zunächſt diejenige 
Stelle hervor, welde bad Verhältnis zwifchen dem Not- 
gefeg und bem Etatdentwurf betrifft. Ich hebe fie Deshalb 
hervor, weil fie im Namen ber verbindeten Regierungen 
abgegeben worden ift und durchaus ber Auffaflung ent 
ſpricht, die fetther feitens des Reichſtags vertreten wurde. 
Nah diefer Erklärung handelt es fi, wie ich unterftreiche, 
im Notetat nicht um felbftändige er ai fondern 
um folde, die aus dem Etatsentwurf herübergenommen 
worben find. Der Notetat findet, ich wieberhole, jein 
Korrelat in dem Gtatdentwurf, und die berbünbeten 
Regierungen halten fih nicht für befugt, inmerhalb der 
Monate, für welche das Notgefeg gilt, über die Summen 
hinauszugreifen, welde ber reguläre Etat enthält; fie 
binden fih an ihre eigenen Etatsvorſchläge. Das ent: 
ſpricht durchaus unferer Nuffaffung; wir konftatieren mit 
Genugtuung, dab eine Divergenz zwiſchen Bundesrat und 
Reichstag hier nicht befteht. 

. ‚Was nun ben Zufag anlangt, deu Sie in dem Gtat 
für die Schußggebiete unter S 1 fett gebrudt finden, fo 
wird man den Bedenken, die der Herr Regierungsvertreter 
hier gegen biefen Zuſatz ausgefprocden hat, die cr 
nicht aberfennen fünnen. In der Tat würbe durch dieſe 
Regelung ein Präjudiz für künftige Notgejege geſchaffen 
werden. Es würde eine Erihiwerung darin liegen. 
Während ein allgemeines Intereffe unter Umftänden dahin 
gehen kann, die Aufftellung eines Notetats tunlichſt zu 
beichleunigen, würbe fie —— werden, und würden 
dadurch Unannehmlichkeiten aller Art entſtehen können. 
Ich mache aber, abgeſehen von dem, was der Herr Re— 
gierungsvertreter gegen den Zuſatz angeführt hat, noch auf 
ein weitere Moment aufmerfjam. Es ſteht in dieſem Zuſatz, 
daß bie für dad Rechmungsjahr 1907 angeforderten Titel: 
fummen fo und fo behandelt werben follen. Für das 
Rechnungsjahr 1907! Das Tann unter Umständen recht 
mißlich fein. Ste feken jest zwei Zwölftel ein von 
einer Summe, bie Sie vielleicht ſpäter gar nicht bewilligen. 
wei Zwölftel von 1200000 Mark find 200 000 Marf. 

azu hat man fich verpflichtet. Nachher kommt vickleicht 
bei ber Beratung des regulären Etats die Yubget- 
fommiffion und das Plenum des Reichsſstags dazu, dieſe 
Summe weſentlich herabzuminbern. Dann find Sie im 
Notgefeg über das Notwendige binausgegangen; Sie 
haben mehr bewilligt, als Sie nachher definitiv zugeftehen, 
oder Sie haben, wenn nicht mehr, fo doch eine zu hohe 
Summe cingeftellt, die zu ber ipäteren endgültigen Be: 
wiligung außer Verhältnis ſteht. Alfo auch aus dieſem 
Grunde empfiehlt es fih, davon Abſtand zu nehmen, deu 
Zuſatz, wie ihn bie Budgetkommiſſion beſchloſſen hat, dem 
Geſetz über die Schußgebiete einzuderleiben. 

Wir haben bereit3 im der Kommiſſion gegen biefen 
Zuſatz geftimmt, und — das darf id) wohl erwähnen — wenn 
der Herr Berichterftatter, unfer Yrennd Dr. Wiemer, für 
ben Zuſatz ſprach, fo fprach er für denfelben nur in feiner 
Eigenihaft als Berichterftatter. Als folder bat er bie 
Auffaffung der Mehrheit der Kommilfion zum Ausdrud 
zu bringen. In feiner Eigenſchaft als Abgeorbneter hat 
er in dem Sinne geftimmt, dem ich bier vertrete, alfo 
gegen biefen Zuſatz. 

Unter ben meiften ber übrigen Parteien befteht, wenn 
ich mic nicht irre, gleichfalls darüber Einverftändnis, daß 
wir gut tum, die Regierungsvorlage wieberherzuftellen, 
und ich möchte, damit und dazu Gelegenheit gegeben wird, 
ben Herrn Präſidenten erfuchen, eine getrennte Abftimmung 


(D) 


(A) 


(B) 











herbeizuführen, alfo über ben fettgedrudten Zufat beſonders 
abftimmen zu laſſen. 

Ih kann alio nur Wiederherftellung der Regierungs— 
vorlage empfehlen. 


Pizepräfident Dr. Paaſche: Das Wort hat ber Herr 
Abgeordnete Dr. Spahn. 


Dr. Spahn, Abgeordneter: Meine Herren, ein kurzes 
MWort zur larftellung und ein kurzes Wort zu Gunften des 
Beichluffes der Kommilfion. Nach den legten Ausführungen 
des Herrn Redners ift zu erwarten, daß die Mehrheit 
des Haufes gegen ben Zuſatz flimmen wird, ſodaß ber 
Zufag nicht aufredt zu erhalten ift. Ich Iege bemfelben 
meinerfeitd auch nicht die Bedeutung bei, daß ih Anlaß 
hätte, für die Aufrechterhaltung des Zuſatzes zu ſtimmen; 
aber gegenüber den Ausführungen vom Bundesratstiſch 
bin id) doc genötigt, etwas zu erwibern. 

Die Unterfcheidung, bie zu Gunften der Faſſung ber 
Regierungdvorlage gemacht iſt zwiihen Ermädtigung in 
einem Notgefet und ber Bewilligung burd den Etat, deſſen 
Teil das Notgefek fein fol, kann ich ſtaatsrechtlich nicht 
anerkennen. In bem Moment, wo wir bie Ermächtigung zu 
diefen Ausgaben erteilen, übernehmen wir aud) die Verant- 
wortlichfeit für die Dedung biefer Ausgaben und erlennen ba= 
mit auch die Berechtigung zurAlusgabe der vollen Summe an. 

(Sehr richtig!) . 
Das müffen wir fefthalten. Unſere Bewilligung hat nadhträg: 
lich feine befondere Bedeutung mehr; wenn das Geld ausge: 
geben ift, können wir die Bewilligung nicht mehr verweigern, 
weil wir uns durch die Ermädtigung verpflichtet haben, 
in biefer Höhe für die Summe aufzufommen. Ich möchte 
deshalb biefe Unterſcheidung, gegen bie an fih rein dedultiv 
nicht3 einzumenden fein mag, in ihrer praftiihen Bedeu: 
tung auf den Boden zurüdführen, dem fie tatſächlich hat. 

Meine Herren, beffenungeadtet können wir ber 
Streihung zuftimmen, weil auch feitend der verbündeten 
Regierungen anerfannt wird, daß bei ber Berechnung diefes 
Zwölftel! die Summe nicht überfchritten wird, die in ben 
Etat für 1907 eingefegt if. Das ift der Kernpunkt des 
Streited. Nun werden bie Herren mir zugeftchen: wenn 
man biefen Gedanken als richtig amerfennt, jo deckt 
fih der Wortlaut des Beſchluſſes ber Kommiſſion mit 
bem Gebanfen, während die Faſſung ber Regierungs— 
borlage ſich nicht mit biefem Gedanken bedt; denn fie 
fteht ja auf dem Boden, daß der Etat des abgelaufenen 
Jahres den Ausgaben zu Grunde zu — ſei, und des⸗ 
halb iſt am ſich der Beſchluß der Kommiſſion der richtige. 
Aber, meine Herren, bei der materiellen Übereinſtimmung 
zwiſchen Bundesrat und Reichsſstag kommt ſchließlich auf die 
Wortfaſſung allein es nicht an, auch wenn fie ungenau ift. 

Wenn num geltend gemacht wird, es würde durch 
die Faſſung der Kommiſſion ein Präjudiz geſchaffen, oder 
der Gedanke hervorgehoben wird, es würde bei ihr unter 
Umftänden mehr Geld bewilligt, als nachher bewilligt 
wird, fo ſcheidet diefe Frage im vorliegenden Falle aus. 
Wir haben es bier mit einem Etat zu tun, ber nur einmal 
wiederfommt. Im vorigen Sabre hatten wir nod ben 
Kriegsetat für Südweſtafrika. Jetzt haben wir dadurch, 
daß der Krieg beendigt ift, einen verminderten Etat für 
1907, und bie Folge babon ift bie, daß die Poſitionen 
für 1907 —— niedriger find, als fie für 1406 waren. 
Bei dem orbentlihen Etat hatten wir feither immer ein 
Wachſen von Jahr zu Jahr, ein Anfteigen des Etats, 
fobaß im folgenden Jahr die Poſitionen immer 2 ger 
worben find; infolgebeflen find, wenn wir das Notgeſetz auf 
den vorhergehenden Etat einftellten, wir immer bei niebrigeren 
Summen geblieben, als fte für bad kommende Jahr bewilligt 
werben mußten. Die andere herborgehobene Unfttinmig- 
feit trifft jedenfall® im gegenwärtigen Falle nicht zu. 

Das möchte ich tatfächlich hervorheben; im übrigen 


lege ih ber Sache zwar theoretiſche, aber feine allzu (C) 


große tatſächliche Bebeutung bei, nachdem in der Sadıe 

ſowohl verbünbete Negierungen wie Reichstag einig find. 

Mag das Abftimmungsergebnis fallen, wie e3 will, e3 wirb 

materiell nichts äudern. Deshalb lege ich perfönlich meiner- 

fettö feinen Wert darauf, daß der Zufaß beibehalten wird. 
(Brapo! in der Mitte.) 


Bizepräfident Dr. Paaſche: Das nr der Herr 
Abgeorbnete Freiherr v. Nichthofen-Damäborf. 


Freiherr v. Richthofen-Damsdorf, Abgeordneter: 
Meine Herren, mit dem Herrn Vorredner lege ich der 
Das Sade aud feinen großen Wert bei. Es ift tat: 
ächlich ziemlich gleichgültig für den praktiſchen Erfolg, ob 
bad Geſetz in dieſer oder jener Form verabſchiedet wird. 
Wenn id) heute abweichend bon der Stellung, die ich in 
ber Kommiſſion zu ber Sade eingenommen habe, meine 
Stimme abgeben will, fo ift ber einzige Grund, warum 
ih dad Wort noch ergreife, dab ih es für notwendig 
halte, zu erflären, wie ich hierzu komme. 

Ich bin damals davon ausgegangen, daß bie bei 
biefem Gefegentwurf verfolgte Abfiht für das ganze Haus 
und jedermann durch Annahme des Kommiffionsantrags 
deutlier erfennbar wurde, bin aber der Meinung, dab 
bieje Klarſtellung jetzt auch vollkommen erfolgt ift durch 
die Art und Weiſe, wie die Berichterſtattung abgegeben 
worden iſt. Dadurch iſt die Sachlage vollfommen geklärt 
und ein materieller Zweifel nicht geblieben. 

Weiter aber hat auch die Faſſung ber Kom— 
miſſion ein Bedenken, das in der Folge recht unbequem 
werden könnte. Wenn es ba — ſoweit es ſich 
um Neubanten handelt, können dieſelben nicht in Angriff 
genommen werben ulm, — fo tft von allen Seiten 
gemeint worben, daß das bloß bei erften Raten bon Neu— 
bauten ber Fall fein folle, während die Faſſung das bier 
nicht beſagt. 0 
wird, iſt am fi der Korrektur —— Auch dieſer 
praltiſche Geſichtspunkt, wenn er auch erſt in zweiter Linie 
in Betracht kommt, beſtimmt mich, anzunehmen, daß man 
Harer vorgeht, wenn man ber Regierungsbvorlage zuſtimmt 
und, was ich Hiermit für meine „Freunde als unſere 
Abficht erkläre, den Kommiffiondantrag in diefem Paſſus 
fallen läßt. Auf bie etatörechtlihe Seite der Angelegen- 
beit unterlaffe ich ganz einzugehen. 


Vizepräſident Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Singer. 


Singer, Abgeorbneter: Meine Herren, wenn ich ein 
baar ganz furze Bemerkungen zu der Borlage namens 
meiner freunde made und erfläre, daß wir für die Wieder: 
berftellung der Negierungsvorlage find, alfo für Streihung 
des Zufages der Kommiſſion flimmen werben, jo geſchieht 
dies nicht, um damit auszuſprechen, daß wir der Borlage 
felbft zuftimmen, fonbern nur um bie etatörechtliche Auf: 
faffung meiner Partei über bie Streitfrage zu kennzeichnen. 

Ich habe ſchon in der Kommiſſion ausgeführt, daß 
id) den Zufat deswegen für überflüfftg und ſchädlich halte, 
weil erftend dadurch ein Präzedenzfall geihafien wird, 
und weil zweitens bie befttimmte Grflärung der ver 
bünbeten Negierungen vorliegt, wonach Ausgaben für die 
einzelnen Poſitlonen in Etatönotgefegen nicht die Summen 
überfteigen dürfen, bie für biefelben Pofitionen in ben 
Yauptetat eingefegt find. Diefe Erklärung des Bundesrats 
tft für das Etatsrecht des Reichſstags vom größerer Widhtig- 
fett und Bedeutung, al3 ber von ber Kommiſſion bean- 
tragte Zufaß, ber möglicherweife ein für den Neihätag in 
etatörechtlicher Beziehung jehr unbequemes Präjubiz ſchafft. 

Das find die Gründe, bie uns vom etatsrechtlichen 
Standpunkt aus veranlaffen, für die Streihung bed von 
der Kommiſſton befhloffenen Zufages zu ftimmen. 


Alſo die Faſſung, wie fie hier vorgeidhlagen (D) 
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(A) DVizepräfident Dr. Paaſche: Die Diskuſſion tft ges 


Ich bitte, dab diejenigen Herren, die den fo ver⸗ (C) 
ſchloſſen, da fi niemand weiter zum Mort gemeldet hat. 


ir fommen zur Abſtimmung. 

Ich werde, ber Anregung des Herrn Abgeordneten 
Dr. Rahnide entfprehend, über ben legten Abſatz ber 
Ziffer 1 des $ 1: 

Soweit bie für das Nechnungsjahr 1906 ber 
willigten Titelfummen höber find als bie für das 
Rechnungsjahr 1907 angeforderten, tritt an Stelle 
des vorgedachten Zwölftels ein Zwölftel ber 
letzteren. Soweit es ſich um Neubauten handelt, 
können dieſelben nicht in Angriff genommen 
werben vor Bewilligung des Hanptetats, 

getrennt abftimmen laflen, fodann über den gefamten 
Paragraphen, wie er ſich geftaltet hat. — 

Ich bitte diejenigen Herren zunächſt, fih von ihren 
Plägen zu erheben, bie den von ber Kommiſſion vor— 
gelölagenen Sat, ben ich eben verlefen habe, annehmen 
wollen. 


Baufe) 
Es erhebt ſich niemand; ber Zufat tft einftimmig abgelehnt. 
(Heiterkeit.) 


Ich darf dann ohne Abftimmung annehmen, daß das 
Haus ben & 1 in biefer fo veränderten Form annimmt. 
— Da fein Widerſpruch erfolgt, ftelle ich das feft. 

Ich rufe auf $ 2, ber umberändert geblieben iſt, — 
und ftelle auch bier, wenn fein Widerſpruch erfolgt, bie 
ımberänderte Annahme feit. 

Ich rufe auf Ginleitung und Überſchrift — und 
fonftattere aud) deren Annahme. 

ir fommen nunmehr zum dritten Gegenftand ber 
Tagedorbniug: 
dritte Beratung des Entwurfs eines Geſetzes 
betreffend Die vorläufige Regelung des Reichs⸗ 
haushalts für die Monate April und Mai 1907 
(Nr. 194 der Drudjahen), auf Grund ber in 
aweiter Beratung unberändert angenommenen 
Kommiffionsbefchlüffe (Nr. 220 der Druckſachen). 

Als KRommiffar des Bundesrats ift noch ge 
meldet ber Kommandeur des Luftſchifferbataillons, KHönig- 
liche Major Groß. 

Ich eröffne bie Generaldiskuſſion — und ſchließe fie, 
ba fi niemand zum Worte meldet. Wir treten in bie 
Spezialbiäfuffton ein. 

Ich rufe zunächſt auf 5 1 und eröffne die Diskuffton. 
— Ich Schließe diefelbe, ba fid; niemand zum Worte ges 
meldet hat. — 8 1 ift angenommen. 

Wir fommen zu 82. Dazu liegt ein Antrag bor, 
ber Ihnen unter Nr. 241 der Druckſachen gebrudt vor: 
Itegt; er ift geftellt von ben Herren Abgeordneten Dr. Arendt 
(Mandfeld), Bed (Heidelberg), v. Staufmann, RKopſch, 
Ziebermann db. Sonnenberg, Dr. Pachnicke, Freiherr 
vb. Richthofen-Damsdorf, Schweidharbt unb Dr. Wiener 
und lautet: 

Der Reihötag wolle beſchließen: 
in $ 2 Nummer 12 Hinter „Zit. 63° wieder 
einzufügen: 
„für die Erwerbung eines Grunbftüds in ber 
Franzöſiſchen Straße in Berlin — Tit. 65*. 

Ih eröffne bie Diäkuffton. Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Bed (Heidelberg). — Der Herr Abgeordnete 
verzichtet. Dann ift alfo bie Diskuffion geſchloſſen und 
wir fommen zur Abftimmung. 

Ich bitte zunähft, daß diejenigen Herren, bie ent: 
forehend bem Antrage auf Nr. 241 der Druckſachen in 
82 die Nr. 12 nah dem urfprünglihen NMegierungd- 
entwurf wiederherſtellen wollen, fih von ben Plätzen 


erheben. 
(Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit. 


änderten $ 2 in ber jetzigen Geſtalt annehmen wollen, 
fih von den Pläßen erheben. 


Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit. 
ch rufe uf 833, — 5 4 — 35, — 86 — und 
erkläre alle dieſe Paragraphen für genehmigt; ebenſo Ein: 
leitung und Uberſchrift. — 

Meine Herren, wir hätten jet bie Gejamtabftimmun 
vorzunehmen. Da aber durch ben eben gefaßten Beſchlu 
eine Anderung gegen bie Beſchlüſſe zweiter Leſung einge: 
treten ift, iſt dieſe Abftimmung nur zuläffig, wenn 
niemand wiberfpridt. Ich frage beöhalb, ob jemand 
Widerſpruch gegen bie fofortige Vornahme der Gefamt- 
abftimmung erhebt. — Da fid fein Wiberfprud erhebt, 
können wir die Gefamtabftimmung fofort vornehmen. 

Ich bitte alio, daß diejenigen Herren, die ben Geſetz⸗ 
entwurf in der Gefamtabftimmung annehmen wollen, ſich 
bon ben Plägen erheben. 


Geſchieht.) 
Das iſt die große Mehrheit; der Geſetzentwurf iſt in der 
Geſamtabſtimmung angenommen. 

Meine Herren, wir haben dann noch abzuſtimmen 
über die Petitlonen. Die Diskuſſion hat bereits in ber 
zweiten Beratung ftattgefunben. Die Kommiffion beantragt: 

bie zu dem Geſetzentwurf ——— Petitionen 
durch die Beſchlußfaſſung über denſelben für er— 
ledigt zu erklären. 
Wenn niemanb widerſpricht, werde ih annehmen, daß 
das Haus dem Beſchluſſe der Kommiſſion beigetreten iſt. 
— Das iſt der Fall, da niemand widerſpricht. 

Damit iſt dieſer Punkt der Tagesordnung erledigt, 
und wir kommen zum vierten Gegenſtande ber Tages— 
orbmimng: 

zweite Beratung des Entwurfs eines Gefches 


beireffend die Bemefjung des Kontingentöfußes (D) 


für landiwirtfdaftlihe Brennereien (Nr. 22 ber 
Druckſachen). 

Ih eröffne bie Diskuſſion über ben Tert des Ge- 
ſetzes, — ſchließe diefelbe, da fih niemand zum Worte 
meldet, und werde, wenn niemand wiberfpridt, annehmen, 
daß ber Text bed Gefetentwurfs in zweiter Lefung 
—— iſt. — Das iſt ber Fall, da niemand wiber- 
pridt. 

Ich werde dasſelbe annehmen von Ginlettung und 
UÜberſchrift, wenn niemand; wiberfpridt. — Auch Bier 
widerſpricht niemand; Einleitung und Überſchrift des Ent: 
wurfs find angenommen. 

Damit it auch diefer Gegenftand der Tagesordnung 
erledigt. 

Wir kommen zum fünften Gegenftanb ber Tages— 
orbnung: 

Anterpellation der Abgeordneten Dr. Bil 
(Straßburg) und Genoſſen über die Urſachen des 
Grubenunglüds in Kleinroffeln (Lothringen) ıc. 
(Nr. 235 der Drudjadhen), 
in Berbindung mit ber 

Anterpellattion ber Abgeorbneten Albrecht und 
Genoſſen, betreffend Beranlaffung von Maß: 
nahmen zur Verhütung von Grubenfaftrophen 
wie bie auf den Zehen „Boruſſia“ bei Dort: 
mund, „Reben* bei Saarbrüden und „Buillemin“ 
bei Sleinroffeln 2. (Nr. 236 ber Drudfaden). 

Ich babe zunächſt an dem Herrn Vertreter ber ber: 
bünbeten Regierungen bie Frage zu richten, ob und wann 
berfelbe bie Interpellation beantworten will. 


Dr. Graf v. Poſadowsky-Wehner, Staatöminiiter, 
Staatöfetretär des Innern, Stellvertreter bed Reichs— 
fanzlerd: Ich bin bereit, beide Interpellationen zu be: 
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(Dr. Graf v. Voladowsty-Zdehner.) 


(A) antworten, kann aber erft in einigen Tagen bem Herrn 


(B) 


Präfidenten den Tag der Beantwortung mitteilen, weil 

ein techniſcher Beamter ber elfaß-lothringifhen Ber: 

waltung zur Beantwortung zuge no werden muß, 

m y preußtihe Herr Hanbelöminifter zur Sade zu 
en ift. 


Bizepräſident Dr. Paaſche: 
Gegenftand. 
Unſere Tagesordnung iſt damit erſchöpft. 
(Präſident Dr. Graf zu Stolberg-Wernigerode 
übernimmt den Borfit.) 


Präfident: Meine Herren, durch Nachrichten im ber 
Preffe war zu meiner Kenntnis gelangt, daß bie hiefige 
Bolizeiverwaltung eine Verfammlung, die in ben Räumen 
des Reichsltags ftattgefunden hatte, für ammelbepflichtig 
peheten bat. Ih habe mid für verpflichtet gehalten, 

tiefe Angelegenheit dem Herrn Reichskanzler gegenüber 
zur Sprade zu bringen. 


Damit verlaffen wir ben 


(Brabo!) 
Der Herr Reichslauzler erklärte mir, daß er bie Sache 
prüfen unb mir weitere Mitteilung maden wolle. Diefe 
Mittellung geht mir foeben zu, und will id Ihnen von 
dem Inhalt berfelben Kenntnis geben. Der Herr Reichs— 
fanzler ſchreibt: 

Die Annahme, daß die Polizei wegen Abhaltung 
der Berfammlung eine ſtrafrechtliche Entſcheidung 
bei der Staat3anwaltihaft beantragt habe, oder 
daß bie letztere Behörbe unmittelbar eingefchritten 
fei, ift nad} den von mir angeftellten Ermittelungen 
unautreffend. Allerdings hat bie Polizei mit 
Rüdfiht auf die über jene Berfammlung ver: 
breiteten Nachrichten Erwägungen barüber ange: 
ftellt, ob es fi) um eine Berfammlung gehandelt 
habe, welche nach ben Beftimmungen bes preußifchen 
Bereind: und Berfammlungsreht3 anzumelden 
gewefen wäre. 

Sollte die Angelegenheit nit ohnehin ala 
erledigt zu betrachten fein, jo wirb die Königlich 
Preußiſche Staatöregierung Euere Exzellenz bor 
weiterem von bem Stande ber Sache in Kenntnis 


fegen. 
Ich halte hieie Ungelegenheit Hiermit für den Reichstag 
zunächſt für erledigt. 

Meine Herren, ih ſchlage Ihnen vor, heute eine 
zweite Sitzung abzuhalten und zwar um 4'/, Uhr mit 
folgender Tagesordnung: 

1. britte Beratung des Vertrages zwiſchen dem 
Deutſchen Reiche und Luxemburg vom 2. März 1907 
über den Beitritt Luxemburgs zur norbbentichen 
Brauftenergemeinfchaft (Nr. 229 der Druckſachen), 
auf Grund der in Bee Beratung unberänbert 
angenommenen Borlage; 

2. dritte Beratung des Entwurfs eines Geſetzes 
betreffend bie vorläufige Regelung des Haushalts 
der Schubgebiete fir bie Monate April und 
Mat 1907 (Nr. 195 der Druckſachen), auf Grunb 
en 2 zweiter Beratung unverändert angenommenen 

orlage; 

3. britte Beratung be3 Entwurfs eines Geſetzes 
betreffend bie Bemeffung bed Kontingentsfußes 
für landwirtſchaftliche Brennereien (Nr. 22 ber 
Druckſachen), auf Grund ber im zweiter Beratung 
unberänbert angenommenen Vorlage. 

Gegen diefen Vorſchlag erhebt fi fein Widerſpruch; die 
Tagesordnung fteht feit. 

Der Herr Abgeordnete Müller (Fulda) wünſcht aus 
ber Budgetkommiſſion ausſcheiden zu dürfen. — 
Ein Widerſpruch hiergegen erhebt fich nicht; ich veran- 








laffe deshalb bie 4. Abteilung, heute unmittelbar nad) (C) 


ber Situng bie erforberlihe Erſatzwahl vorzunehmen. 
Ih ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sisung 4 Uhr 9 Minuten.) 


24. Sitzung. 


Die Sigung wird um 4 Uhr 43 Minuten durch den 
Präfidenten Dr. Grafen zu Stolberg. Wernigerode eröffnet. 


BPräfident: ch eröffne die Situng. 

Das Protofoll der vorigen Sitzung liegt zur Gin: 
fiht auf bem Bureau offen. 

An Stelle de3 aus ber Budgetkommiſſion aus- 
geichtedenen Herrn Abgeordneten Müller (Fulda) tft durch 
bie vollzogene Erſatzwahl gewählt worden ber Herr Abge- 
ordnete Haeusler. 

Wir treten in bie Tagesordnung ein. Erſter 
Gegenftand berfelben ift: 

dritte Beratung des Vertrages zwiſchen dem 
Deutſchen Reihe und Luxemburg vom 2, Mär; 
1907 über den Beitritt Yuremburgs zur nord» 
deutihen Brauftenergemeinfhaft (Nr. 229 der 
Drudiaden), auf Grund ber in zweiter Beratung 
unverändert angenommenen Borlage. 

IH eröffne die Generaldiskuſſion, — ſchließe fie. 
Mir treten in die Spezialdisfuffion ein. 

Sch rufe die einzelnen Artikel auf. 

Art. 1, — ft angenommen. Art. 2, — ift ange: 
nommen. Art. 3, — ift angenommen. Art. 4, — ift 
angenommen. Art.5, — iſt angenommen. Einleitung, — 
angenommen. 

Wir fommen zur Gefamtabftimmung. Ich bitte, daß 
biejenigen Herren, welde ben Gefegentwurf im ganzen 
annehmen wollen, fid) von ihren Pläten erheben. 


(Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit. 
Wir kommen zum zweiten Gegenſtand der Tages— 
ordnung: 
dritte Beratung des Entwurfs eines Geſetzes 
betreffend die vorläufige Regelung des Haus⸗ 
halts der Schußgebiete für die Monate April 
und Mai 1907 (Nr. 195 der Drudjadhen), anf 
Grund ber in zweiter Beratung unberänbert an— 
genommenen Vorlage. 
Ich eröffne die Generaldistuffion, — fhließe fie. Wir 
fonmen zur Spezialbiäkuffion. 
Ich rufe auf ben $1. — Derfelbe ift angenommen. 
82. — Sf angenommen. 
Einleitung und Überiärift. — Sind angenommen. 
Ich bitte, daß diejenigen Herren, welde ben Geſetz— 
entwurf im ganzen annehmen wollen, fi) bon ihren 


lägen erheben. 
2 h Geſchieht.) 


Das iſt die Mehrheit. 
Wir gehen über zum legten Gegenſtand ber Tages: 

orbnung: 
dritte Beratung des Entwurfs eines Geſetzes 
betreffend die Bemefjung des Kontingentöfubes 
für landwirtſchaftliche Brenmereien (Nr. 22 der 
Druckſachen), auf Grund ber in zweiter Beratung 
unberändert angenommenen Vorlage. 


Reichstag. — 4. Sitzung. Miltwoch den 20. März 1907. 643 





( Präfident,) 


(A) Id eröffne die Generaldiskuſſion, — ſchließe fie. Sigung zu halten Mittivod den 10. April, Nachmittags (B) 
Ich eröffne die Spezialdistuffion über den Tert des | 2 Uhr, mit folgender Tagesordnung: 


Gejeges, — Ichliehe fie und werde, wenn niemand wider: 1. erfte und eventuell zweite Beratung bes Entwurfs 

jpricht, annehmen, dab der Tert des Geſetzentwurfs an: eines Geſetzes betreffend den Gebührentarif für 

genommen if. — Das ift der Fall. den Kaiſer MWilhelmsstanal (Nr. 216 der Druck— 
Dasfelbe nehme id an von Ginleitung und ilber- ſachen); 

ſchrift, wenn niemand widerſpricht. — Einleitung und 2. zweite Beratung des Entwurfs eines Geſetzes be— 


Überschrift find angenommen. treffend die Feſtſtellung des Reichshaushaltsetats, 
Wir kommen zur Gefamtabitimmung. ch bitte, daß | und zwar beginnend mit den 


die Herren, welde den Gejegentwurf annehmen wollen, Stat fir dad Reichsamt des Innern. 
fih von ihren Plätzen erheben. Gegen diefen Vorſchlag erhebt ſich fein Widerſpruch; die 
Geſchieht. Tagesordnung ſteht feſt. 


Das iſt die Mehrheit. Ich ſchließe die Sitzung. 
Damit iſt unſere Tagesordnung erſchöpft. 


Meine Herren, ich ſchlage Ihnen vor, die nächſte (Schluß der Sitzung 4 Uhr 47 Minuten.) 





Drudt und Verlag der Norbreutf Jen Bucpdruderei und Berfagsanftalt, 
Rerlin SW, Wilbelmitraße 32. 
Reichstag. 12. Legiel. P. 1. Seffion. 17. 


000 Reidhälag: — 26. Ging. Wiktiwod ben 10. Aprif 1907. 


(A) 


25. Sigung. 


Mittwoch den 10. April 1907. 


Mitteilung des Präfidenten betreffend den 


Tod der Reichstagsabgeordneten Prinz 
v. Arenberg und Auer... 2.222... 
Gelhäftlihes .... 22200. 6450, 


Erjte und zweite Beratung des Entwurfs 
eines Geſetzes betreffend den Gebührentarif 
für den Kaiſer Wilhelm-Banal (Nr. 216 
der Anlagen) 

Dr. Görck (Holftein) (N1.) 
Dr. Leonhart (Fr.Vp.)....... 
Dr. Graf v. Poſadowsky-Wehner, 
Staatsminifter, Staatsſekretär des 
Innern, Stellvertreter des Reichs: 
kanzlers 648D, 
BER IE 
Dr. Hahn (K., Hop.) 

Zweite Beratung des Reihshaushaltsetats 
für das Rechnungsjahr 1907 — Reichs: 
amt des Innern, Bejoldung des Staats: 
jetretürd und des Unterſtaatsſekretärs, 
bezw. innere Politik im allgemeinen: 

Trimborn (Z.) 
Baflermann (NL)... .2..... 
Werner (Ref.P.) 
Lehemeir (2.)........... 
Die Diskuſſion wird abgebrochen und 
vertagt.... ———— 

Feſtſtellung ber Tagesordnung für die nächſte 

Sitzung 
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Die Sigung wird um 2 lihr 19 Minuten durch ben 


Präfidenten 


Bräfident: Die Sitzung iſt eröffnet. 
Das Protololl der vo 

auf dem Bureau offen. 
Reichſtag. 12. Legisl.P. 


1. Seſſion. 197. 


. Grafen zu Stolberg-Wernigerobe eröffnet. 


en Sigung Itegt zur Einfict 


645 


Meine Herren, wir haben ſchmerzlicher Verluſte zu 


gebenten. 
(Der Reichstag erhebt fid.) 

Am 25. März d. J. verſchied zu Haus Peſch unfer 
langjähriger Kollege Prinz v. Arenberg, feit 17 Jahren 
ununterbroden Mitglied des Reichſtags für ben 1. Wahl- 
freiö bed Regierungsbezirks Aachen. 

Ferner verſchied Heute früh Hierfelbft unfer laug— 
jähriger Kollege Auer. Derfelbe gehörte dem Reichstag 
an während ber III. Legislaturperiobe 1877/78 für ben 
22. Wahlkreis bes Könlgreichs Sahfen, während ber 
IV. Legtölaturperiode vom 2. März 1880 bis 15. Juni 1881 
und ſodann vom Jahre 1890 ab für ben 17. Wahltreis 
be3 Königreichs Sachſen. 

Sie haben ſich zum Gedächtnis der Verſtorbenen von 
Ihren Plägen erhoben. Ich konftatiere dad. — 

st Grforberlihe wegen der Erfagwahlen babe id 
veranlaßt. 


(0) 


Ein Verzeichnis neun eingegangener Vorlagen _ 


bitte ich zu berlefen. 


Schriftführer Abgeorbneter Rogalla v. Bieberftein: 
Als Vorlagen find eingegangen: 
1. ber Bericht ber Reichsſchuldenkommiſſion vom 


15. Februar 1907; 
2. * dritte Teil einer Denkſchrift über das Kartell⸗ 
weſen. 


Präfident: Die Verteilung iſt bereits erfolgt. 

An Stelle der aud ber Budgetlommifiton aus: 
geihledenen Herren Abgeorbnieten Bed (Heidelberg) und 
Schweidharbt babe ich berufen bie Herren Abgeordneten 
Dr. Semler und Storz. 

Das Ergebnis ber Konftituierung ber Bibliothet- 
fommiffion bitte ich zu verlefen. 


— Abgeordneter Rogalla v. Bieberſtein: 
a nen bat fi Lonftitutert und 
gew : 

zum Morfigenden ben Herrn Abgeorbneten 
Dr. Spahn, 

zum Stellvertreter bes Vorfigenben ben Herrn 
Abgeorbneten v. Normann, 

zum Schriftführer ben Herrn Abgeordneten 
Pauli (Oberbarnim). 


Bräfident: Ein Schreiben des Herrn Stell: 
vertreterd des Reichsſskanzlers bitte ich zu berlefen. 


Schriftführer Abgorbneter Rogalla v. Bieberftein : 
Berlin, ben 15. März 1907, 

Euer Erzellenz beehre ich mich mitzuteilen, 
daß die Einftellung des bei der Staatdanmwalt- 
{haft in Poſen ſchwebenden Strafverfahren gegen 
das Mitglied des Reichsſstags vd. Chrzanowski für 
bie Dauer ber gegenwärtigen Sitzungsperlode bes 

Reichſstags veranlaßt worben iſt. 

Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 
Graf v. Poſadowskhy. 


An 
ben Herrn Präfidenten bed Reichstags. 


Präfident: Ein Schreiben des Herrn Reichs— 
kanzlers — Reichsſchatzamt — bitte ich zu verlefen. 


Schriftführer Abgeorbneter Rogalla v. Bieberitein: 
Berlin, den 6. April 1907. 

Guerer Erzellenz beehre ich mich mitzuteilen, 

baß ber Bundesrat in ſeiner Sitzung vom 
14. 4 d. J. auf Grund ber Beftimmungen im 

8 18 Wbfag 1 der Reichsſchuldenordnung vom 
19. März 1900 (Reichögefegblatt Seite 129) zu 
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(Schriftführer Rogalla v. Bieberftein.) 
Mitgliedern ber Reichsſchuldenkommiſſion für das 
Selmuingb| abr 1907 
on —— Sächſiſchen Geheimen Rat 


2. De Fahr be lich en Staatsrat und 
Minifter — or Scherer, 
3. ben Königlich Pürttembergifen Minifterlal: 
bireftor v. Schneider 
4. den Großherzoglich Säãchſiſchen Staatsrat 
Dr. Paulßen, 
5. ben Herzogtich — — Geheimen 
Regierungsrat B 
wiebergepählt hat. 
Der Reichskanzler. 
In Bertretung: 
v. Stengel. 


An 
ben Herrn Präfidenten des Reichstags. 


Bräfident: Ich habe Urlaub erteilt den Herren Ab- 
georbneten: 
Sieverd für 2 Tage, 
Ged für 3 Tage, 
dv. Bayer, Stubbenborff für 4 Tage, 
Hug, Langerfeldt für 8 Tage. 
Es juhen für längere Bett Urlaub nach bie Herren 
Abgeorbneten: 
Dr. An ‚Dr. Hermes für 14 Tage wegen 


anfhe 
Seien, Dr Heim für 6 Wochen, ebenfalls wegen 
Krankfhei 
Graf v. Garmer + Zieferwig für bie Zeit vom 
10, bis 22. April wegen dringender Geſchäfte; 
Erbprinz zu HohbenlohesQangenburg für die Zeit 
bi8 Ende April wegen Krankheit in ber 


(B Familie. 
) Den Urlaubögefuhen wirb nicht wiberfproden; biefelben 
find bewilligt. 
Wir treten in die Tagesordnung ein. Der erfte 
Gegenſtand berfelben tft: 
erite und eventuell zweite Beratung des Ent⸗ 
wurfs eines ar betreffend den Gebühren 
tarif für den Kaifer Wilhelmsftanal (Nr. 216 
der Drudiadhen). 
Als Rommiffare bed Bundesrats find angemeldet 
bie Saiferlihen Geheimen Ober-Regierungdräte Herren 
Dr. Zewald und Dr. Kautz. 


Ich eröffue bie erfte Beratung. Das Wort hat ber 
Herr Abgeordnete Dr. Görck (Holftein). 


Dr, ®örd (Holitein), Abgeorbneter: Meine Herren, 
ald man feinerzeit die Erbauung eines Kanals von ber 
Nordſee nach der Oſtſee beſchloß, ging man davon aus, 
baß ber Tarif eigentlih durch Geht feftgelegt werben 
follte, und nur einfiweilen, für eine eng begrenzte An— 
fangdzeit, wurde es bem Kaiſer überlaflen, im Einer: 
nehmen mit bem Bundesrat den Tarif feftzufegen. Dies 
fanb auch in dem Gefet vom 16. März 1886 feinen Aus: 
drud. Wenn num ſchon breimal dieſe Frift verlängert 
worben tft, und fie jegt zum bierten Mal verlängert werden 
fol, vielleicht and) biedmal mwieber, daß fi ein 
grunbfägliher Widerſpruch dagegen erhebt, jo bürfte Dies 
ein Anzeichen bafür fein, daß das, was man fi urfprünglich 
nur als eine vorläufige Maßregel gebadjt hatte, Kt 
doch zu einer bauernden Einrichtung wird, Talſächlich 
find ja auch bie Arten, in benen fi der Schifföperfehr 
bewegt, bie fonftigen —— — Berhältnifle und 
bie finanziellen Biulscherungen, die wir an bad Kanal⸗ 
unternehmen a 1 allen, einem rt Wedel 
unterworfen, in abfehbarer Zeit wohl faum ein 
riet eintreten wird, ber es und ermöglichte, 





Reihätag. — 25. Sitzung. Mittwoch den 10. April 1907. 





in ber immerhin fchwerfälligen Form eines Geſetzes ben (0 


Tarif feftzulegen. Wir müffen bie3 jegt um jo mehr 
bedenken, als, wie in ber Begründung Schon hervorgehoben, 
eine Erweiterung bed Kanals bevoriteht, die wahrſcheinlich 
auch manche Anderung in ber Tariffeftfegung nötig maden 
wird. Es könnte höchſtens in Frage kommen, ob nicht 
ein Marimaltarif au beftimmen wäre, wie ſchon früher 
an biefer Stelle erörtert worden iſt. 

Im übrigen aber, meine Herren, werden wir gut 
tun, an dem ——— bisherigen Verfahren feſtzuhalten, 
bad ja bem Tarif bie —* Beweglichkeit verleiht, damit 
er jeberzeit den Bebürfniffen des Verkehrs angepaßt 
werben kann. Meine politiihen Freunde ſtimmen daher 
der Vorlage zu und haben insbeſondere auch nicht? ba- 
gegen zu erinnern, daß die Friſt auch biesmal wieder, 
wie bereits bas vorige Mal, auf 5 Jahre bemefjen wird. 

Aber, meine Herren, diefe Befriftung ber Ermäd- 
tigung hat ja aud) den Ziwed, dem Reichstage Gelegenheit 
au geben, bie Grundſätze, nad) benen ber Tarif aufge: 
ftellt worben ift, und überhaupt bie ganzen finanziellen 
BVerhältniffe des Kanalunternehmend nadhzuprüfen. Nun 
muß ich allerdings Pen baß bie Begründung, bie bem 
Entwurfe beigefügt in biefer Hinfiht recht wenig 
Material bietet, ganz im Gegenſatz zu den ausführlichen 
Dentichriften, von benen bie Vorlagen ber Jahre 1899 
und 1902 begleitet waren. Aber ih möchte doch immer: 
bin mit einigen Worten auf das eingehen, was in ber 
Begründung über bie finanzielle Geftaltung bed linter- 
— geſagt iſt. 

Es iſt mit Genu auge id ehoben mworben, daß 
ſeit dem Jahre 1903 — en Betriebsausgaben 
durch die Einnahmen nebedt werden, und daß fogar Über: 
ſchüſſe erzielt worben find. Der Überfchuß belief fih im 
Sabre 1905 fogar auf 310505 Mark. Aber, meine Herren, 
fo erfreulich die8 auch fein mag, fo bürfen wir doch 


natürlich nicht überfehen, daß von einer aud nur an- (D) 


nähernden Berzinfung ber aufgewanbten Kapitalien keine 
Rede fein lann. 

Es wird ja zweifellos noch manded zu erreichen 
fein zur Verbefferung ber Finanzverhältniſſe bes Kanal: 
unternehmend. Ich benfe nicht etwa an eine Erhöhung 
bed Tarifs, ſondern vornehmlich daran, daß gewiſſe Ber- 
kehrserſchwerungen und befchränfungen hinweggeräumt 
werben möchten, bie immer nod der GEntwidlung bes 
per de hemmend im 7 ftehen. Ih will 5.8. 
anführen, daß es äußerſt erwünſcht fein wirbe, wenn 
bie Schleppgeſchwindigkeit, bie jetzt 10 Kilometer beträgt, 
weiter ie würde. Die ee ber 
Dampfer beträgt 15 Kilometer, und e3 tft felbfiverftändlid 
eine Verlangfamung und damit eine Verteurung des Ber: 
fehr3 für bie Schleppzüge damit verbunden, wenn ihre 
Geſchwindigkeit auf 10 Kilometer in der Stunde befchränft 
ift, zumal ba fie noch — genötigt ſind, den 
begegnenden Dampfern auszuweichen 

Meine Herren, ich hoffe, daß " fpäteftens nah ber 
bevorftehenden Erweiterung bed Kanals in biefer Richtung 
fi Abhilfe wird Schaffen laſſen. Aber auch fonft 
Hagt man in Sciffahrtäkreifen, und nicht nur in biefen, 
über Eingriffe in bie Bewegungäfreiheit der Schiffe, ferner 
darüber, daß ben Verkehröintereffen und ben ſeemänniſchen 
Intereſſen nicht genügend Rechnung getragen wird, daß 
überhaupt bie Verwaltung zu fehr von einem, id) möchte 
fagen, etwa einfeitig jurifttfchen und ſiskaliſchen Stanb- 
punkte aus geführt wird. Ich will gleich dabei bemerken, 
daß ich bier nicht alle dieſe Beſchwerden vortragen kann 
und will, im bejonberen nicht die Beſchwerden, bie bon 
ben anliegenden Gemeinden 3. B. über bie Fährverhältniffe 
erhoben werben, aud nicht Beihwerben ber Beamten. 
Ich glanbe, ich würbe mich dann allzu weit von bem Gegen: 
ftand der Tagesordnung entfernen müſſen. 


Reichstag. — 25. Sigung. Mittwoch den 10. April 1907. 





be 





(Dr. Görd [Holitein].) 

Meine Herren, dieſe —— der Kanalverwallung 
iſt gerade in der letzten Zeit etwas peinlich hervorgetreten, 
in einem Prozeſſe, der auch das Reichsgericht beſchäfti 
hat. Die Betriebsordnung für den Kaänal beſtimmt 
* Abſatz 2, den ich wohl mit Genehmigung des Herrn 

üfibenten verleſen darf: 
Das Deutihe Reich übernimmt feinerlei Ber: 
—— zur Erſatzleiſtung für Schäden, welche 
die Schiffe im Kanal, auf den beiderſeitigen 
Reeden oder in den Vorhäfen oder auf den am 
ſtaual liegenden Schiffsliegeplätzen erleiden, ſelbſt 
wenn ein Verſchulden der Kanallotſen oder 
anberer Angeftellter der Stanalverwaltung babet in 
Frage kommt. 
Die Kanalverwaltung hat auch geforbert, daß bie Schiffer 
eine Erklärung unterfchrieben, in der fie fich biefer 
Beitimmung unterwerfen. Das Meichögeriht hat fich 
veranlaßt geiehen, fih mit der Trage ber Gültigkeit 
dieſer Erflärung zu befaflen. Es bat die Erklärung für 
zwilrechtlich ungültig erflärt und hat fogar geiagt, in 
einem foldien Verfahren der Kanalverwaltung müſſe auch 
ein Berftoß gegen die guten Sitten erblidt werben. 
(Hört! hört! Iints.) 
Meine Herren, wenn das höchſte Gericht des Landes ein 
ſolches Urteil über eine Behörde fällt, dann, glaube ich, 
das bod zum minbeften ein fehr bedenkliches Licht 
anf die ganze Geihäftsführung diefer Behörde. 
(Sehr richtig! Links.) 

Meine Herren, id glaube, ber Fehler liegt wohl 
baran, baß bie Kanalverwaltung zu wenig Fühlung mit 
ben wirtſchaftlichen Körperfhaften bat. Es wirb zu er- 
wägen fein, ob nicht eine nähere Verbindung mit biefen 
Körperſchaften, befonber3 mit den Hanbeldfammern und 
ber Landwirtſchaftskammer, im ber Weiſe zuftande gebracht 
werben Tann, baß der Stanalverwaltung eine Behörde, 


(8) etwa ähnli den preußifchen Bezirkdeifenbahnräten, zur 


Seite geftellt wird. 

Auf der anderen Seite werben fi auch zweifellos 
noch mande Erfparnifie in ber Kanalverwaltung bewert: 
ftelligen laffen. Bereits früher hat ber Herr Kollege 
Dr. Zeonhart darauf hingewleſen, daß die eigene Werft 
ber Stanalverwaltung ihr fehr teuer zu ftehen kommt. 
Weiterhin wird nad Anfiht von Sachverſtändigen eine 
erhebliche Erſparung nicht nur an Beamten, ſondern auch an 
Reiſekoſten zu ermöglichen fein, wenn bad Kanalamt von 
Kiel fort und an Ort und Stelle verlegt wirb. 

(Sehr richtig! links.) 

Der Herr Staatsſekretär bed Innern bat früher bereits 
biefen Gedanken bier erörtert und von einer eventuellen 
Berlegung nad Holtenau geſprochen. Ich möchte aller 
bings zur Erwägung geben, ob bad Stanalamt, wenn es 
einmal. verlegt werden follte, nicht richtiger nad) Brunds 
büttel verlegt wird, wo bie ſchwierigſten Verhältniffe vor- 
liegen und am häufigften ein unmittelbare Eingreifen 
bed Kanalamts erforberlich fein wird. Wir werben ja 
auch auf biefe Weile jelbftverftändlih niemals zu einer 
ausreichenden Berzinfung fommen; wir müffen und eben 
damit tröften, daß bie ftrategifche Bedeutung des Kanals 
die Millionen aufiwiegt, die wir jährlid bei dem Kanal⸗ 
unternehmen an Zinfen uſw. aufegen. 

Ih möchte aber aud aus einem anberen Grunde 
davor warnen, bad zu überfhägen, wad uns über bie 
giinftige Entwidlung des Samalunternehmend in ben 
esten Jahren mitgeteilt worben iſt. Es ift eine befannte 
Tatfache, daß der Schiffsverkehr bank der günftigen wirt: 
ſchaftlichen Konjunktur in ben legten Jahren in ber ganzen 
Welt bedeutend zugenommen bat, und daraus allein 
fan ſich ſchon ganz oder zum Teil die Steigerung bed 
Verkehrs erklären, von der bie —— ſpricht. 
Aber worauf es ankommt, das iſt doch, daß der Stanal 


in immer zunehmendem Maße den ge bon der Norb- 
fee zur Oftfee und umgekehrt an ſich zieht, fowelt ber 
Kanal nad) der geographiihen Lage der Abfahrt: und 
Beftimmungshäfen überhaupt für die betreffenden Schiffe 
in Frage kommen kann. Ob dies gefchehen iſt, ob alſo 
ber Anteil des Kanal am Nordfee-Oftfeeverfehr in ben 
legten Jahren gewachſen ift, das läßt fi auß ber Be— 
gründung nicht erfehen. Es wird fehr ſchwer fein, feft- 
zuftellen, wie groß der jew Verkehr von einem Meere 
zum anderen tft; unmöglich ift e8 aber nit. In ber 
Denkichrift, Die dem Gejegentwurf des Jahres 1899 bei- 
gefügt ift, ift ein derartiger Verſuch gemacht worden. 

Meine Herren, aus ber Begründung bed Gefeßentwurfs 
möchte ich weiter hervorheben, daß von 1902 bis 19056 
bie Zahl ber Schiffe fi um 3,5 Prozent, die Zahl ber 
Regiftertond fid) dagegen um 26,7 Prozent vermehrt hat. 
Es hat fi alfo offenbar bier dieſelbe Entwicklung fort- 
geiett, die man ſchon früher beobadten konnte, daß 
nämlid der Kanal in immer fteigenbem Maße von 
größeren Dampfern befahren wird. Aber es bleibt die 
Frage offen, ob nun nicht auf ber andern Seite ein Nüd- 
gang, wenn aud nur ein verhältnismäßiger Rüdgang, 
ber Segelſchiffahrt zu verzeichnen if. Es Itegen ja mande 
Umftände vor, welche gerade bie *6 rt im ſtanal 
trog ber verhältnismäßig billigen Schlepplöhne benad: 
teiligen. Ich habe bereitö vorhin auf bie geringe Schlepp= 
zuggeihwinbigfeit hingewieſen. Es wäre jelbftverftänblih 
äußerft bedauerlich, wenn ein folder Rüdgang ber Segel- 
ſchiffahrt eingetreten wäre, nit nur im Intereſſe der Be- 
teiligten felbft, fonbern auch nationalen Intereffe, ba 
ja befanntlih unfere Marine in erfter Linie auf den Erſatz 
aus unferer ſeemänniſchen Bevölkerung angewleſen ift. Nun 
läßt auch die Begründung wieber darüber nichts erkennen, 
wie fi in ben letzten Jahren bie ae iffahrt entwidelt 
Dat, und es würde beöhalb dankenswert fein, wenn bie ver- 
bünbeten Regierungen bei ber nächſten ſich bietenden Gelegen- 
heit weiteres Material über —2 und zugänglich 
machen würden, damit gegebenenfalls erwogen werden 
fann, was zur weiteren — und Erhaltung des Mittel⸗ 
ſtandes unferer ſeefahrenden Bevölkerung geftpehen fann. 
. (Bravo! bei den Nationalliberalen.) 


Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeorbnete 


Dr. Leonhart. 


Dr. Zeonhart, Abgeordneter: In ber Begründung 
zur Bene heißt e8, daß ber Reichſtag Gelegenheit er- 
hält, bei den Verhandlungen die Grundjäge ber Verwal: 
fung zu prüfen und etwaige Anderungen in Vorſchlag zu 
bringen. Meine Herren, das ift ein jehr beicheibenes 
Recht, welches hier dem Reichstag zuertellt wird. Dem 
Reichſtag wird hier lediglich eine degutachtende Rolle bei 
ber Tariffeftfegung zugewieſen. Meine politiſchen Freunde 
miffen baran fefthalten, daß wir nicht nur unfer Gut: 
achten bei —— Tarifen abgeben, ſondern daß auch 
ber Reichſtag bei ber Feſtſetzung der Tariſe eine be— 
ſchließende Stimme haben muß. Wenn wir trogdem dieſer 
Vorlage zuftimmen, fo tun wir es vor allen gen aus 
dem Grunbe, weil e3 fi um eine ganz befchräntte Reihe 
von Jahren — und weil vorausſichtlich in fünf 
Jahren, im Jahre 1912, die Verhältniſſe infolge ber 
Kanalverbreiterung wefentlih andere fein werben, und ba 
mit Notwenbigfeit ein ganz anderer Tarif beihloflen werben 
muß. Wir wollen aber durch unfere heutige Abftimmung 
unferer jpäteren Stellung in feiner Weife präjubizieren. 

63 heißt dann in der Begründung, dab ber Reichs— 
tag Gelegenheit haben folle, jeine MWünfhe zu äußern. 
Ih möchte mir erlauben, bier einige Wünſche vorzu— 
bringen, und id) Hoffe, gerade weil ber Reichſtag nur bie 
Gelegenheit hat, Wünſche —— daß der Herr 
Staatsſekretär den Wünſchen, bie hier vorgetragen werben, 
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(A) eine mwohlmwollende Behandlun 
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(Dr. Seonbart.) 
zuteil werben läßt, und 
jet bei ber befinitiven Feſtſezung ber Tarife aud 
die Wünſche aus dem Neihötag berüdjichtigt werben. 
Da heißt es 3. B. in ber Anlage A, daß während ber 
Monate Oktober bis einfhließlih März bie a 
um 10 ne erhöht werben. Als der Kaiſer Wilhelm: 
Kanal jeinerzeit vor ben Reichſtag gebradt wurde, dba 
hieß es in ber Begründung: 
Die Fahrt um das Kap Skagen gehört anerkannter: 
maßen noch heute m ben außergewöhnlidh ge: 
fährliden Seereifen. Es würde baher nit nur 
einen Gewinn in materieller Hinſicht, fondern 
auh in humanitärer Beziehung bedeuten, wenn 
biefe Fahrt durch die Sanalfahrt vermieden 
werden lönnte. 
Das iſt jehr richtig; aber wenn man in ber —— 
wo bie Betriebsausgaben für ben Kanal nad feiner 
Richtung Hin erheblihd höher find als im Sommer, bie 
Gebühren um 10 Prozent erhöht, fo nötigt man geradezu 
die Heinen, an fih wenig lohnenden Segelichiffe, ben 
meiteren, beichwerlicheren, gefährliceren Weg um Stagen 
herum zu nehmen, weil bie feinen Schiffe eine jo erheb- 
liche Gebührenbelaftung nit ertragen lönnen. 
S dr richtig! Tinte.) 
—— en möchte ih ben Herrn Staatsſekretär bitten, 
bänderung diefer Beltimmung wohlwollend fich 
——————— 

In der Anlage B wird dann ber Verkehr auf 
ber Strecke des Kaiſer Wilhelm-Kanals geregelt. Nun 
wird feit einer Reihe von Jahren, ſeit Beginn des 
Beftehend des Kanals, zwiſchen Kiel und Rends—⸗ 
burg eine Dampferverbindung unterhalten, zweimal 
täglich, welche aber, namentlich ſeitdem die Bahn Stiel: 
Rendsburg fertiggeftellt ift, nicht mehr reniabel ift, ſodaß 
die Stabt Rendöburg und ber Streis Zuſchuffe leiſten 


(B) müſſen, und bie Geſellſchaft vorausſichtlich den Betrieb 


nicht wird aufrecht erhalten fönnen, weil ber Verkehr 
zurüdgegangen ift, insbeſondere der Berfonenverfehr 
geringer mn ift. Es liegt aber gerade im Interefje 
der am Sanal mwohnenden Beamten und der lanbiwirt- 
ihaftlihen Bevölkerung am Kaiſer Wilhelm-Stanal, dab 
auch biefe Gebrigelgeet ben Bewohnern erhalten bleibt. 
(Sehr richtig! links.) 

Ih möchte ben Herm Staatöfekretär bitten, in erg 2a 
einzutreten, ob es nicht möglich tft, daß für dieſe Ber: 
bindung auf ber Sanalftrede bie —— oder gar 
der Erlaß der Gebühren in Freß e fommen kann. 

In der Anlage C werben die Schlepplöhne für ben 
ſtalſer Wilhelm-Stanal geregelt. Wie aus den Berichten 
ber Berwaltung berborgeht, ſetzt die Verwaltung bei dem 
Schleppen ber Segelichiffe jährlih 300 000 Mark zu. Es 
befteht befanntlih für ben Kaiſer Wilhelm-ftanal bas 
fogenannte Schleppmonopol, und wie Ste wiffen, haben 
meine politiihen Freunde im preußifchen yr gg 
haus bei der Beratung des Mittellandkanals fih mit aller 
—— gen das Schleppmonopol au —— 
und bie Entwicklung auf dem Kaiſer Wilhelm-Kanal gibt 
ihnen bier vollkommen recht. Es hat mir gerade dieſer 
Tage ein Schiffsreeder geſagt, daß mit den Sätzen, bei 
beuen bie Kanalverwaltung ein zu bat, ein Privat: 
unternehmen noch einen guten en nn erzielen würde. 
63 liegt das an der Schwerfälligleit des flaatlichen 
Betriebed, an der bureaufratiichen Verwaltung, wie auf 
anderen Gebieten auch. Wenn freie Konkurrenz beim 
Scleppen vorhanden wäre, würde ficher dieſes Defizit 
nicht vorhanden fein. Jedenfalls würben meine Freunde 
es bebauern, wenn bad Defizit baburd zum Verſchwinden 
gebracht würde, daß bie Preife für das Schleppen Heiner 
und mittlerer Segelichiffe erhöht würden. 

(Sehr richtig! Tinte.) 


Dann habe ih noch einen die Stadt Stiel betreffenden (©) 


Wunſch vorzutragen, die bekanntlich in dem Ausbau ihres 
Hafens * beengt iſt durch die Kaiſerliche Marine und 
in ſehr ſeldſtloſer Weiſe auf ihre Rechte an dem ne 
Dein verzichtet hat. Die Stadt Kiel beabfidti; 

am Kaiſer Wilhelm-Stanal einen kleineren Hafen gr 
ihrem Gelände auszubauen; aber fie wird fidh von biefem 
Hafen nur danıı Borteil und Augen veriprehen können, 
wenn bie Kanalgebühren für bie den Hafen aufſuchenden 
Schiffe wefentlih ermäßigt werben, ba ſonſt faum Schiffe 
in den meuen Stieler Hafen bineinfahren werben. 
hoffe, daß auch in biefer Frage ber Herr Staatsfefretär 
die Wünfche der Stadt wohliwollend behanbelt. 

Mein Herr ne ift bereitö darauf zu fprechen 

efommen, daß in ber Sanalverwaltung mandhmal ein 
ehr bureaufratifcher Geiſt herrſche. Diefer engherzige, 
bureaufratiiche Getit bat ja —* zu dem Wunſche Veran⸗ 
——n eben, daß man bie Stanalverwaltung berbaupt 
vom Reihsamt des Innern abtrenne und fie ber Reich» 
erde überweifen folle, weil der anal in 
erfter Linie doch ben Reichskriegintereſſen 3 fomme. 
Ich will darüber heute nicht fpredyen; aber ich hoffe, daß, 
entipredhend ben Anregungen des Herrn Vorrebnerd, bie 
Stanalverwaltung mehr als bisher Beziehungen zu bem 
andelskammern und den anderen wirtfchaftlichen 
— bie ein Intereſſe an dem Kanal haben, 
pflegt. 

Im übrigen werben meine politifchen Freunde ber 
Borlage zuftimmen und halten eine Kommiſſionsberatung 
nicht ir erforderlich. 

(Bravo! link.) 


Präfident: Der Herr Stellvertreter bed Reichskanzlers, 
Staatöfelretär des Innern, Staatsminifter Dr. Graf 
dv. Pojadomsty: Wehner hat dad Wort. 


Dr. Graf v. Pojadowäiys Wehner, Staatöminifter, 
Staatsſelretär des Innern, Stellvertreter bed Reichs⸗ 
fanzlerd: Meine Herren, ich will nur auf zwei Einwen- 
dungen, bie bon ben Herren Vorredniern gegen bie anals 
verwaltung erhoben worden find, fofort antworten, muß 
mir aber weitere Nußerungen vorbehalten, nicht bei biefem 
Gefegentwurf, fondern bei der Grörterung bed Xitels 
„sKanalverwaltung” im Spezialetat bed Reihsamts bes 


—— (Sehr rihtig) 
r ! 

63 ift ridtig, daß derartige Erfenntniffe ergangen 
find gegen bie Beitimmung des alre —— wonach 
die Haftbarleit für Schäden, bie inn es Kanals 
entſtehen, für die ———— ——— gt pe 
verbandle aber bereit3 mit analverwaltung 
Richtung, daß eventuell dieſe — Eee A 


(Bravo!) 
Damit würde biefe Bef ce wohl erledigt jein. 
? au — jr are z a fo werben 
e Herren a en Drudjachen, die ihnen ugegangen 
find, fehen, baß das Reich bei feinem Schleppbetrieb 
— 317000 Mark jährlich zuſetzt. Die Heine Schiff⸗ 
ahrt mit Schleppbetrieb kann überhaupt nur noch baburd) 
beftehen, daß dad Rei fo erheblide Opfer bei. diefem 
—— —— bringt und, glaube ich, mit volllommenem 
e 


Aber ih würde es — Ye na halten, den Weg 
jegt wieder zu verlaffen, den der Yteichätag dadurch ges 
billigt hat, dab er feinerzeit die Vermehrung ber. anal: 
Kieoviat genehmigt und die Mittel dazu beiilligt hat. 
Se mehr der Berkehr auf dem Kanal fteigt, defto prägifer 
muß ber Dienft fein, um Unglüdöfälle zu vermeiden, und 
defto mehr müflen wir über ben Kanal unbeb 
fügen. Da3 tun wir aber mır in außreichenbem 


(D) 








(Dr. Graf v. Bofabswötg-Tdehner.) 


(A) wenn bie Schleppbampfer von ber Sanalverwaltung felbft 


geftellt werben, und wir fomit über ihren Ein: und Aus 
g und über ihren Berfehr im Kanal alleinige Ber: 


sung haben. 
chließlich Hat einer der Herren Vorredner auch den 
Gedanken auögeiprohen, den Kanal an die Marine: 
verwaltung übergehen zu laffen. Meine Herren, ich bin 
ar nicht jagdneidiſch; ih würbe ber Marineberwaltung bie 
erwaltung biefed Kanals perfönlih don ganzem Herzen 
gönnen, — mein Reflort ift ſchon an fid groß genug; 
ob aber bie Hanbeldintereffen bamtt zufrieben jein würden, 
ben Stanal im milttärtiche Verwaltung gebracht zu ſehen, 
das ift mir ſehr zweifelhaft 
(Buftimmung), 

und beöhalb, glaube ih, wird aus dieſer Sade nichts 
werben. Soweit ich bie Berhältntffe kenne, iſt aud bie 
Marineverwaltung jelbft bisher nicht geneigt, ihrerſeits 
die ſtanalverwaltung zu übernehmen. 


Bräfident: Der Herr Abgeordnete Kirſch hat das Wort. 


Kiefch, Abgeordneter: Meine Herren, was bie letzten 
Angaben des Herrn Staatsſekretärs anbelangt, fo glaube 
id, daß es richtig ift, wenn bie Kanalverwaltung nicht 
ber Marineverwaltung unterftellt wirb, und zwar aus ben 
Gründen, die er angeführi hat, weil die Kaufmannſchaft 
unb die Großreederei keinesfalls bort ihre Jutereſſen beſſer 
wahrgenommen jehen würden als jeßt. 

haben wir zum erftien Male bei den verſchledenen 
Berlängerungen, bie hinſichtlich des Gebührentarifd ber 
Reichstag feitgejegt hat, die Freude, zu fehen, daß wenigitens 
die Koften ber linterhaltung des ſtanals dur die Ge: 
bübren gebedt werben. 

Bei ber Borlage vor fünf Jahren ift bie Frage, 
welche einer ber Herren Vorredner angefchnitten hat, be= 

Kali ber Delegierung des Gefeggebungdrehtd in 
(8) diejer Sade an ben Kaifer, nicht angejchnitten worben; 
dagegen bat bie frage 1899 zu fehr erheblichen 
Debatten geführt. Damald wurde — geſagt, es ſei 
—58 eine Vertrauensſache, ob man den ver—⸗ 

ünbeten Regierungen bie Feſtſetzung dieſes Tarifs über— 
laſſe; aber damals wurde auch ſchon entgegnet, namentlich 
von den Herren Gröber und Möller, welch letzterer damals 
noch nicht preußiſcher Miniſter, ſondern noch — national- 
liberaler Abgeordneter war, daß ba3 feine Vertrauensſache 
fe. Wenn es heute ald eine Vertrauensſache angejehen 
werben müßte, dann wirbe meine Partei jebenfalld nicht 
geneigt fein, zurzeit ein derartiges Bertrauendpotum zu 
erteilen. Man kann ja fagen: es ift gewiffermaßen ein 
Ausfluß des perſönlichen Regimes, wenn bem Kaiſer bie 
Feſtſetzung des Tarifs überlaffen wird; aber wenn das 
perfönliche Regime im Deutſchen Neiche nicht weiter geht 
als auf bie Feſtſetzung des Gebührentarif3 für biefen 
Kanal, dann werben wir und alle darüber wohl nicht 
beflagen bürfen. Tatſächlich finb wir — und das iſt ber 
Grund, weshalb wir auch für biefe Vorlage ſtimmen 
werben — gar nicht in ber Lage, im Reichſstag zu prüfen, 
nach welchen VBorausfegungen und in welchen Richtungen 
ber Tarif fehtzuftellen iſt. Deshalb iſt e3, wie aud in 
anderen Fragen — ich erinnere nur an bie betaillterten 
Eifenbahnfahrpreife —, Sache der Berwaltung unb deshalb 
bier Sache der verbiindeten Regterungen und bes Statfers, 
ben Ta eben. 
Aber auf einen Punkt muß ih nod kommen, ber 
in ber Begründung auch angezogen ift. Im Jahre 1899 
war eine Verlängerung auf abre vorgeſchlagen; ber 
Reichdtag hat aber damals nah dem Antrag Broemel bie 
Friſt wur auf 3 Jahre bemefien, weil man Tanke, 
die Gröffnung bed damals im Ausſicht geftellten Elb⸗ 
Zrape-Ranald Lönme auf bie Gebühren einen J erheblichen 
Einfluß haben, dab ſchon nad 3 Jahren eine Anderung 
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—“ 


notwendig werde. 
einer ähnlichen Lage, da nach ben Motiven und in Aus: 
ſicht geftellt ift, eö folle eine Erweiterung des Stanald 
borgenommen werben; — biefe würbe vorausſichtlich doch 
auch wieder eine andere Feſiſetzung bed Gebührentarifs 
* Folge haben. Es fcheint mir deshalb nicht unweſent⸗ 
id, wenn und bie verbündeten Regierungen jetzt ſchon 
einige Mitteilungen über biefe Sanalerweiterung machen 
würden. Nad den Zeitungdberichten fol es fih um ben 
Betrag von nicht — oe 3. Ulonen Mark handeln. 
ört! hört!) 
Ich will nicht verfennen, daß eine derartige Erweiterung 
beö Kanals und eime berartige Nahforberung die Mit: 
alieber des preuffifchen Landtags, bie für ben Kanal 
Rhein-Hannoper in Preußen geftimmt haben, er erabe 
freubig erregen wird. Dan ift ja gewohnt, daß b af 
bauten, Sanalbauten n. dgl. der Vorauſchlag regelmäßig 
— iſt, und regelmäßig hohe Nachforderungen entftehen. 
eine Herren, ih will in bem vorliegenden Falle 
von Beantwortung biefer Frage die Entiheibung über 
dad Zuſtandekommen des Geſetzes nicht abhängig machen. 
Meine politiſchen Freunde werden ſowohl in der erſten 
Lefung dafür ſtimmen, wie auch in bie Bien e zweite 
Beratung bed Geſetzes heute willigen. Aber ih habe 
den Wunſch, daß wir entweber heute oder bei ber 
dritten Leſung Mitteilung über bie Erweiterung bes 
Kanald und bie Höhe der babei in Betraht fommenben 
Koften erhalten. 


e — Der Herr Abgeordnete Dr. Hahn hat das 
ort. 


Dr. Hahn, Abgeordneter: Meine Herren, der Herr 
Vorredner hat ſoeben ausgeſprochen, daß es ihn inter⸗ 
eſſteren würde, durch bie Vertreter ber verbünbeten Re— 

erungen bei ber erſten ober zweiten Leſung des uns 
eſchüftigenden Geſetzentwurfs weitere Aus 
zu erhalten, wie hoch die often ber in Ausficht genom⸗ 
menen Verbreiterung bed Norboftfeefanald ſich belaufen 
würben. Es bürfte wohl niemanden im Haufe geben, ber 
micht denfelben Wunſch hätte, aber ich glaube, beim Gtat 
bed Reichſsamts bed Innern, bei ber Beratung bed Stanal- 
amt3, wird es noch Zeit genug fein, barüber weiteres zu 
erfahren, zumal ber Herr Staatäjetretär Graf Bojabowsty 
ausgeführt hat, daß das die geeignete —— * 
um eingehendere Mitteilungen über die neue Kanalvorlage 


zu maden. 

Daher will ich heute davon abjehen, eine Reihe 
von allgemeineren Darlegungen über ben Kanal an 
fih, über bie Rentabilität ober nicht vorhandene 
Rentabilität des Kanals, über fonftige geplante Kamal- 
bauten im Anfhluß an ben —32 uſw. 


heutigen Vorlage halten, und zwar an 
ichtlei 


die weitere Verz des —33 ür fünf 
Jahre hinfichtlich der Geb a a zu Gunften des 
ers und bed Bundesrats. Da möchte ich zunächſt 


Statj 

feftftellen, daß ber Herr Abgeorbniete Kirſch - ben 
genauen Wortlaut bed Gejegentwurfs im bem ment 
nicht vor Angen hatte, als er feine Ausführungen machte. 
Wir verzichten mit zu Gunften bes ers allein, 
fondern wir verzichten zu Gunften des Kaiſers und bes 
Bunbesratd, ſodaß wir, glaube ich, baburd ein erhöhteres 
Moment der Sicherheit haben, dab auch wirklih nad 
praftiigen Gründen und Rückſi abren werben wird, 
fodaß von einem „verfönlichen Regime“ deshalb bei 
diefer Vorlage nicht geiproden d 
nicht bie Lleinfte Atem 
beuten, daß in ihr ein fluß des perſö n Re 

füge. Auch meine e unter voller Wahrung 
bed Rechts bed Neichätags bo ber Meinung, daß man 


Vielleicht befinden wir und heute in (0) 


barüber (n) 
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bie Feſtſetzung der Gebührenordnung auf weitere fünf 
Sabre bem Kaiſer und bem Bundesrat —— 

um ſo mehr, als ſie mit dem Be n Abgabentart 

—5 — Hauptſache doch wohl das —* getroffen Haben 


Meine Herren, die Loyalität verlangt von mir, daß 
ih bier gegenüber früheren Ausführungen, bie ih an 
biefer felben Stelle, auf ber Tribüne bed Reichstags, 
vor längeren Jahren gemacht habe, etwas feftitelle, womit 
ih dem Bundesrat, bezw. dem Herrn Dezermenten 


nachträglich recht En 

Meine, Herren, im Gebührentarif wirb eine Inter: 
ſcheidung gemacht zwiichen zwei Arten ber Benutzung bes 
Norboftjeetanald. Es fommt einmal in Frage der allge: 
meine Durdgangsverfehr und —— der deutſche 
ser * Der allgemeine Durchgangsverkehr 
iſt der Verkehr von einem außerdeutſchen nach einem 
deutſchen Hafen, ber Küſtenfrachtverkehr ber Verkehr von 
einem beutihen Hafen nad einem amberen beutichen 
Hafen. Bezüglich des ng enthält ſchon 
ber bisherige Tarif eine ftigung für bie Heine 
Schiffahrt infofern, als bis zu Bo Regiftertond netto ur 
40 en e anftatt —— Pfennig per Regiſtertonne gezahlt 
werben. Dies iſt ein Privilegium Frag bie Rüftent hy 
und es ift nur zu bedauern, daß biejed Privilegium nich 
— ben allgemeinen Durchgaugsverlehr ausgedehnt ieh, 
Io bern nur ein Brivilegium für bie beutichen Keüften- 
chiffahrt iſt. Da babe ih nun vor Jahren, geſtützt 
auf Mitteilungen von Sachverſtändigen, bier ausſsgeſprochen, 
man möge diefe Grenze erweitern und alle Schiffe bis zu 
150 Regiftertond biefed Privilegiums teilhaftig machen. 
F * Vertretern der verbündeten Regierungen wurde 

eg ed würben bie holländifgen Konkurrenten 
—* eutſchen Küſtenſchiffer davon den re haben, 
beren Schiffe durchweg größer find als bie beutichen 


(8) Schiffe, — ſelten mehr als 50 Tons halten. Meine 


die Intereſſenten, die mich damals informiert 
n, bejaben gerade größere Schiffe, über 60 Tons, 
ar hatten beöhalb erflärliherweife den Wunſch, daß bie 
Grenze auf 150 Ton hinaufgerüdt werben möchte. Will 
man aber ben Kleinen deutſchen Schiffen einmal in ihrer 
Konkurrenz gegenüber ben Hollänbern, andererjeild gegen- 
über den Schuten und Beichtern ber größeren Ge elfdaften 
beiftehen, jo wirb man im ber Hauptjache bei Diejer Grenze 
bon 50 Tons bleiben müflen, wie ich jet bei meinen Nach⸗ 
fragen erfahren habe; 7er ur fie len um 15 Tons 
erweitern, auf 65 T meinen politiichen 
Freunden barüber = rn R- enbere 
— cht, und fie find mit mir der Meinung, daß es im 
ereffe ber Heineren Schiffahrt liegen würbe, wenn 
man F Privileglum * erweiterte, daß Schiffe 
mit 65 Regiſtertons für 40 Pfennig pro Regiſterton, 
durch den Kanal hindurchgefchleppt werben, zweitens aber, 
daß dies Privileg auf den allgemeinen Durchgangsber⸗ 
dehnt * Das ſind die beiden Wuͤnſche, 
& bier in * — mit meinen politiſchen 
Green Brig 


eine Herren, 1 u vielleicht einige wenige Namen 
bon ie aus bem Stüftengebiet nennen, bie bier in Frage 
fommen. Ich nenne bie Tjallen Wilhelm aus Oberndorf, 
Frida ans Niederftrih, die Galeaſſen Julius aus Hope, 
reciofa aus Warftabe, zu. a aus Geversdorf, bie 
ten Fortuna aus Marftade, Adele aus Barbed; biefe 
Schiffe haben eine Größe von 39 bis 65 R egiftertong. &3 
gi leins von biefen Schiffen über 65 Regiftertong hinaus. 
U man aber bie Grenze auf 150 Tons bemeffen, wie ih 
felber es früher beantragt habe, jo würde man bamit 3 
ben Hollänbern, fowie ben Schuten und Fr b ⸗ 
n ben letzten Jahren mehr und mehr in Aufn 
fommen find, Borteile zuwenden, bie man doch ediglid 


ri 


ellungen 
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unferen eigenen deutſchen Stüftenfchiffern zuwenden will. (C) 


Meine Herren, es iſt durchaus begrümbet, daß nur allein 
ben Heinen Küſtenſchiffern dieſes Privilegtum gewährt 
wird. Die Leinen Küftenfchiffer und bie üftenfildper 
ftelen uns aus ihren Reihen ben beften Teil des Marine- 


erſatzes. 
rechts.) 

Ich will BANG te e Kritil üben an dem Erfah, ber 
aus dem Binnenlande fommt. Es find barımter vielfach 
ibealiftifch — — * mit großen Borftellungen, 
mit viel Patriotismus an bie Küfte fommen, um Seeleute 

werben, ji zur Kaiſerlichen Marine melben ober —* 
ren Eltern davonlaufen. Ich babe es ſelber vor J 
als Student mit angeſehen, daß der Sohn me ne 
Wirte8 im Leipzig dabonlief, um Schiffsjunge rn 
werben. Ich unterfhäse biefe Elemente nicht, ich unter« 
laſſe aber auch nicht, auszuſprechen, daß bie Bewohner 
ber Küſtenorte doch fehr viel wertvoller für unfere 
Marine find ald die Elemente aus bem Binnenlande, 
und bin überzeugt, damit bei feinem der verehrten Herren 
aus bem Binnenlande irgendwie anzuftoßen. Wer aber 
der Marine biefen für fie nach meiner Anſicht beften Er- 
Int aus ber Fiſcherei und Schiffahrt benben * 
bevölferung fernerhin fihern und in verm 
zn. will, der muß bie wirtichaftliche Bag Diefer 
Streije verbeffern. Meine Herren, ſchon im letzten ober 
borlegten Bericht ber bes —— 
wurde uns nachgewieſen, über 19 000 Fahrten von 
Heineren Schiffen durch * Nordoſtſe in Frage 
kommen, von Schiffen bis zu 50 Regiſtertons, bie ben 
niebrigeren — bezahlen. Das macht für jeden 
einzelnen fleinen Schiffer im Jahre eine Erfpamis don 
ein paar hundert Marl. Würde er dieſe Erſparnis nicht 
maden —— fo wäre er nicht in ber Lage, bie Fon 
furrenz mit ben Leitern und Schuten auszuhalten, und 
bie beutiche —— würde zurüchgehen anſtatt (D) 
fich weiter zu entwickeln. Meine Herren, id bedaure 

aud nicht, daß, wie Herr Ger Poſadowsky uns gelagt 
bat, zurzeit 317 000 Mart beim — — a 
werben zu Gunften ber Kleinen Schiffe. 
das Deutfihe Reich bier ausgibt, ober — * Minder- 
einmahme, bie erzielt wird, läßt fid) wohl vertreten und 
ift —— gerechtfertigt. Es haudelt ſich hier um eine 
Ausgabe für unſere maritime Verteidigung; fie un 
in unſere ganze moderne Marine- und Seepoltitik 
Wir können dieſe Ausgabe ſe — rechtfertigen, —— 
wir —— daß wir heutzutage für ein einziges „grobes 
Panzerſchiff bis 30 Millionen Mark und mehr bewilligen 
müflen. 317 000 Mark aber find bavon nur 1 Prozent. 
Ih glaube, man wird beöhalb aus guten nationalen 
Gründen für bie ——— — und eiterung 
dieſes Privilegiumd ber deutſchen Küſtenſchiffer eintreten 
m 


üffen. 
Auf die Einzelheiten, bie weiter in ber Debatte vor: 
gebragt find, namentlih von bem Abgeorbneten Börd, 
balte ih mir vor nachher beim Kanglamt weiter ein- 
gehen. Der Herr Staatsjetretär hat a! * Buntte 
on geantwortet und bor allem erklärt, dab in Zukunft 
Erſatz Bee ge folle für bie Schäden, "hie durch 


den Schleppbetrieb auf dem Kanal —— werden. Ich 
babe dieſe Zuſicherung mit Freuden begrüßt und glaube, 
dab alle Stanalanlieger und alle Intereffenten am Kanal» 


verfehr von biefen Ausführungen bed Herrn Staatsſekretärs 


ebenfalls mit Freuden erfahren werben. Dad, was ber 
835 Abgeordnete Görd geſagt bat, tft im übrigen —* 

tig. Eine Reihe von Beſchwerden der 
—* enten und — * F kn Bu; nicht = 
—5 — — — 
p bezügl e etrie es er 
A des anal „Sa Waflerftand in ben 
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(Dr. Bahn.) 


(A) benachbarten Brunnen, bezüglih der Erſchwerung bes 


Verkehrs der Bewohner beider Sanalufer ufw. Aber 
ich verfage es mir, dieſe Dinge jegt bei einer Vorlage 
zu beiprechen, bet ber es fich Lediglich um bie Gebühren- 
ordnung für ben anal handelt. Die weitere Feſtſetzung ber 
Gebührenorbnung, glaube id, werben wir, indem wir bie 
Rechte des Neihätags prinzipiell babet wahren und auf: 
recht erhalten, ohne Bebenten Seiner Majeftät dem Kaifer 
und ben verbündeten Regierungen wiederum für 5 Jahre 
überlaffen können, um fo mehr, ba wir ja fehen, daß bie 
Grunbfäge, nah benen bie Gebührenfeftlfegung zurzeit 
geſchleht, in der Hauptiache zu billigen find. 

Ih babe in Übereinftimmung mit meinen Freunden 
nur die beiden befonberen Punkte geltend zu machen, 
dab man für Küftenſchiffe bie Grenze bed niebrigeren 
Schlepplohnes von 50 Tons auf 65 Tons erhöhen möge, 
und daß man ihnen dleſes Privilegium zubilligen möge, 
nicht nur für den Verfehr von einem beutfhen Hafen 
nad dem andern, fonbern aud für ben Durdgangäver: 
fehr von einem deutſchen Hafen nad einem außerbeutichen 
ober umgelehrt. 

Im übrigen ergibt ſich eine Berechtigung für biefes 
Privilegium auch baraus, dab tm allgemeinen großen 
Durchgangsverkehr die großen Schiffe einen enormen Bor: 
teil haben gegenüber den Heinen Schiifen, weil eine 
Staffelung "in der Gebührenerhebung eintritt, und zwar 
nicht eine Staffelung nad oben, wie wir fie bei ben 
Umfagfteuern winfchen, 3.8. bei ber Mühlenumfatftener, 
ber Warenhausfteuer ufw., ſondern eine Staffelung nad 
unten, ſodaß, je größer das Schiff tft, um fo ng 
Abgabe bezahlt wird, ſodaß ſchließlich die Schiffe über 
800 Regiftertond nur noch 20 Pfennig per Regiftertonne 
bezahlen. Hier haben wir es mit einem bedeutenden 
Privilegtum derl Großſchiffahrt * tun, und es würde 
ſchwer ſein, dafür ſtichhaltige Gründe beizubringen, es fel 


» (B) benn, daß man ben Gedanken vertritt, den Kanal möglichſt 


viel benugen zu laffen und durch bie niebrigeren Gebühren 
für große Schiffe gerade biefe —— Dagegen 
ſprechen, für das geringe Privileglum ber Meinen Schiffahrt 
wirklich gute und vertretbare Gründe. ch vertraue deshalb 
darauf, daß die Stanalverwaltung in Zukunft bie Wünſche, 
die ich Hier ausgeſprochen habe, berüdfichtigen wird. Sie 
wird fi den Dank weiter Streife, gerade ber Heinen 
Schiffer erwerben und auch bazu beitragen, daß das 
Smtereffe dieſer Kreiſe an unferm Staate und an ber 
Sache der Ordnung nicht weniger wirb, ſondern wächſt. 
Die Orbnungsparteien haben bamit zu fämpfen, daß bie 


————— auch in die Kreiſe der ſelbſtändigen 
Kleinſchiffer eindringen möchte. Zeigen wir aber dieſen 
Schiffern, daß 


das Reich und die ge Abge⸗ 
ordneten des Reichſtags für fie etwas übrig haben und 
ihmen zu helfen bereit find, jo werden wir aud) der Sache 
der Orbnung einen guten Dienft erweiſen. Das aber 
ſollie gerade in biefem neuen Reichstag maßgebend fein 
bei ber Stellungnahme zu jedem einzelnen Gefegentwurf, 
er möge einen Namen haben, welden er wolle, 
(Brabo! redht3.) 


Präſident: Der Herr Stellvertreter des Reichs— 
fanzlerd, Staatsſekretär des Innern, Staatämintfter Dr. 
Graf v. Pofabomwiy: Wehner hat das Wort. 


Dr. Graf v. Pofadowsiy. Wehner, Staatöminifter, 
Staatdfefretär des Innern, Stellvertreter bes Reichs— 
fanzlerd: Meine Herren, die Wünſche, die bier geäußert 
find im bezug auf bie Anderung bes gruen be: 
ei Kanaltarif3, werben jebenfalls bei ber erneuten 
* etzung des Tarifs einer ernſten und eingehenden 

ng unterzogen werben. 

Es iſt mir ber Wunſch ausgeſprochen, Heute ſchon 


Mitteilung zu machen über die Geſtaltung der Erweiterung (C) 


des Kalſer Wilhelm-Kanals und über die Koften berfelben. 
Der britte ** zum Gtat fir das Jahr 1907, in 
welchem die erfte Baurate für bie Erwetiterung dieſes 
Kanald angefordert wird, Liegt zurzeit bem Bundesrat 
bor, und ich glaube, ed würde verfrüht fein, jest ſchon, 
ehe das hohe Haus ſelbſt Kenntnis von dem Projekt ge: 
nommen hat, auf Einzelheiten dieſes a einzugeben. 
Zum Berftändnis desſelben tft unzweifelhaft audh ein 
befonberes Kartenwerk erforderlih, und auch biefes 
— wird demnächſt erſt dem hohen Haufe zu— 
ehen. 

Ih kann aber bezüglich ber Beſchwerden der Ans 
lieger, bie gegen bie Geichäftögebarung des Kanals 
erhoben werben, ſchon heute bemerken, daß biefe Be- 
ſchwerden zum Zeil in Verhältniffen wurzelm, bie zurzeit 
aus techniſchen Gründen des Kanalbetriebs volllommen 
unabänderlich find. In dem meuen Projekt zur 
Erweiterung des Statfer Wilhelm-Fanals iſt aber vor⸗ 
gefehen, daß ein Zeil ber Drehbrücken — aud eine 
Pontonbrüde — erſetzt wird durch fefte — 
Ddadurch wird meines Eradtens ein Teil ber Veſchwerden 
der Anlieger von ſelbſt beſeltigt werben. 

Sehr ee 

Außerbem wird der Fährbetrieb dadurch, dab ber Kanal 
eine breitere Oberflähe befommt, wefentlih anders und 
beffer organifiert werben können, inbem dadurch erft bie 
Möglichkeit gegeben wird, von Dampffähren Gebraud zu 
ma * für die jetzt der Kanal zum Zeil viel zu 


mal tft. 

. Endlich iſt das Projekt in der Richtung gearbeitet, 
dab die Entwäflerung der anliegenden Grunbftüde voll» 
fommen unabhängig von dem Pegelftande bed Kanals 
erfolgen kann. Gin großer Zeil ber Beſchwerden ber 
Anlieger rührt daher, daß jetzt bie —— ihrer 
Grundſtücke bon den Stauverhältniſſen des Kanals 
abhängig iſt. Dieſer Ubelſtand wird meines Erachteus 
durch das neue Projekt beſeitigt werden. 

ſlberhaupt, meine Herren, wird ſich durch die Er- 
weiterung des Kanals der ganze Betrieb des Kanals ſo 
weſentlich ändern, es werben jo weſentliche — 
eingeführt werben tm Intereſſe ber Anlieger, bie bisher 
auszuführen techuifch nicht möglih war, wenn man nicht 
den Sanalbetrieb weſentlich ſtören wollte, daß mahr- 
fcheinlich ein großer Teil der Beichwerben, bie jetzt aus 
ben Kreiſen der Anlteger Jahr für Jahr erhoben werden, 
ſich von felbit erlebigen wirb. 

Ich möchte aber zum Schluß bitten, es bei biefer 
Vollmacht von fünf Sahren, während welder Seine 
Mojeftät der Kaiſer und ber Bundesrat ben Kanaltarif 
ohne Zuziehung des Reichstags feftfegen können, gütigft 
zu belafien. Auf die Vollendung der Erweiterung können 
wir mit der anberweiten Regelung ber Feſtſetzung bes 
Tarifs nicht warten; denn wenn dad Projelt aud ganz 
programmäßig ausgeführt wird, fo iſt zur Ausführung 
biefer Erweiterung dod ein Zeitraum von acht Jahren 
erforderlich. 


Präfident: Ich ſchließe die erſte Beratung. 

Die Verweifung an eine Kommilfion ift nicht be- 
antragt; wir treten in bie zweite Beratung ein. 

Ich eröffne die Diskuffion über den Tert bes Geſetzes. 
— (63 meldet fih niemand zum Wort. nehme an, 
daß ber Tert des Gefegentwurfs in zweiter Leſung an- 
genommen if. — 

Dasielbe nehme ih an von Einleitung und Über: 
ſchrift. — Auch hier widerſpricht niemand; Einleitung und 
Dberfrift find angenommen. 

— iſt dieſer Gegenſtand ber Tagesordnung er: 
ledigt. 


D) 
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Bräfibent. 

Wir kommen zum zweiten Gegenftand ber Tages: 

orbnung: 
zweite Beratung des Entwurfs eines Geſetzes 
betreffend die Feftitellung des Reichshaushalts⸗ 
etats für das Redhnungsjahr 1907 (Nr. 9 der 
Druckſachen). 

Ehe wir in bie Beratung eintreten, meine Herren, 
ſchlage ih Ihnen vor, daß wir bei der Gtatöberatung 
wieber ben abgefürzten Verhandlungsmodus wie in früheren 
Jahren beobadten. Dana würde ich bie einzelnen 
Kapitel und Titel aufrufen, ohne jedesmal bie Diskuſſion 
zu eröffnen und zu fchließen, und, wenn dad Wort nicht 
verlangt und eine Abftimmung nicht geforbert wird, ohne 
Abftimmung Lonftatieren, daß die betreffenden Titel mit 
ben ausgeworfenen Summen und ben Bezeichnungen und 
Bemerkungen genehmigt find. — Damit tft ber Reichstag 
einverftanden. 

Wir beginnen nunmehr mit bem Etat für dad Reichs⸗ 
amt des Junern mit bem mündlichen Bericht ber Kommiſſion 
für den Reichshaushaltsetat. Berichterftatter ift der Herr 
Abgeordnete Freiherr v. Richthofen-Damsdorf. 

as Kommiffare des Bundesrats find für bie 
Beratung ber Refolution Albredt und Genoſſen — Nr. 210 
ber Drudjahen — angemeldet bie Königlich preußiſchen 
Geheimen Ober : Regterungdräte Herren Jaeger unb 
v. Meperen. 

Wir beginnen mit ben fortdbauernden Ausgaben, 
Kap. 7 Zit. 1: Staatöfelretär ufw., Seite 6, mit ben 
gr 199, 204, 207, 210, 212, 217, 224, 248, 


244, 245, 246, 
Das Wort hat ber Herr Abgeorbnete Trimborn. 
Zrimborn, Abgeorbneter: Meine Herren, bei Ge- 


legenheit der am 9. und 11. März d. I. verhanbelten 
ſozialpolitiſchen Interpellation habe ich ſchon herborge- 


(8) hoben, daß das Jahr 1906 für bie Sozialpolitif geieh- 


ebertih als volftänbig unfrudtbar fi erwieien hat. 

n biefem Jahre ift fein einziges —— Geſetz 
—— gekommen. Die Berufsbereinsvorlage verſchwand 

folge ber Auflöſung des Reichsſtags bald in ber Ber: 
fenkung. Diele totale fozialpolitifhe Unfruchtbarkeit bes 
verfloffenen Jahres im Verbindung mit der fait gleich 
großen linfruchtbarfeit ber Jahre 1904 und 1905 zeigt, 
wie lügnerifh das Gerede bon dem rafenden Automobil: 
tempo unferer Sozialpolitit ift. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

In Wirklichkeit herrfcht fett Jahren, nicht feit einem Jahre, 
fonbern feit mehreren Jahren auf dem Gebiet der Sozial⸗ 
polittt nad ber gefeggeberifchen Seite bin geradezu ein 
Stilftand. Es muß aber ebenſo entſchieden feftgeftellt 
werben, wie ich das auch bei der neuerlichen Interpellations⸗ 
verhandlung — habe, daß den Reichstag hier feine Schuld 
trifft. Herr Stollege Mugban, mit dem ich jegt ein Hühnchen 
zu rupfen habe — ab, ir Rn fommen Ste nur heran! 


(Heiterkeit) — 
ſchien geneigt zu fein, die Schulb aller parlamentarifdhen 
Unfruchtbarkeit auf fozialpolitiichem Gebiete dem Zentrum 
in bie Schuhe fhleben zu wollen. Er hat am 11. März 
bon DENE ag aus gejagt: 


r 
— dad heißt feine Freunde von ber TFreifinnigen Partei 
und bie mit ihm verbiinbeten Liberalen Parteien — 
wir werben und nicht begnügen, eine papierne 
Sozialpolitit zu treiben. Wir werben umfere 
foztalpolitifhe Tätigkeit nicht in ber Stellung von 
Anträgen und Iuterpellationen und Refolutionen 
erihöpfen; wir werben vielmehr verlangen 
— ein ftolges Wort —, 
daß bie ſozialpolitiſchen Leiftungen in der Gefep- 
gebung ſich mehren. 


Demgegenüber habe ich einfach feftzuftellen: wir im (@ 
Zentrum Haben in ber verfloffenen Legisla 
unfere ehrliche Arbeit auf ſozialpolitiſchem Gebiete geletitet. 
Das ift aud von Warteirihtungen und Parteimännern 
anerfannt worden, bie bem Herrn Kollegen Mugdan 
politiſch durchaus nahe fiehen. Ich weiß nicht, was Herr 
Mugdan mehr tun will, ald wir getan haben. Seine 
Reben find aud noch feine Taten 

(fehr richtig! in ber Mitte), 
und dann, verehrter Herr Kollege Muaban, meine ih auch, 
daß bie Herren von ber Freiſinnigen Bollöpartei eigentlich 
nicht ganz und voll Iegitimiert find, über bie Unfruchtbarkeit 
auf geſetzgeberiſchem Gebiete fo laute Anklagen zu erheben. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 
Das einzige bebeutende Geſetz, was ber verflofiene Reichs⸗ 
tag zuftande gebradt hat, das Geſetz betreffend die Kauf⸗ 
manndgerichte, ift gegen ben Widerjprud ber Freifinnigen 
Volkspartei erlaſſen worden. 

(Hört! Hört! in der Mitte.) 
Es muß im Nahmen biefer Rüdihau feftgeftellt werben, 
daß dieſes Geſetz fih als durchaus ſegensreich erwieſen 
bat, und daß die Kaufmannsgerichte ſich als eine Ein— 
richtung dargeſtellt haben, von der man heute ſchon ſagen 
lann, daß ſie ſich bewährt hat. Ubrigens muß ich an— 
erkennen, daß ber Herr Kollege Mugban perſönlich in einer 
feiner vorjährigen Neben biefem Gefeh feine — 
bat zuteil werben laſſen. Seine Freunde haben nid 
darnad) gehanbelt. 

Dann hatten wir im vorigen Jahre einmal in ber 
Heimarbeiterfrage einen Anlauf genommen und eine Reihe 
konkreter und ſachlich beachtenswerter Vorſchläge zur 
Regelung ber Heimarbeit gemacht. Eine ganze Reihe von 
bürgerlihen Parteien hatte ſich damals zu biefen Bor- 
[lägen zufammengefunden. Die Herren bon ber Frei- 
finnigen Volkspartei haben fit) damals ausgeſchloſſen. 

(Hört! hört! in der Mitte.) 
Sie waren auf dieſem Gebiete noch nicht weiter gelommen 
als zu dem Wunſche nach Erhebungen. Ich muß geftehen, 
von einer befonberen Anlage zu Tosiatpolitifcer Frucht⸗ 
barkeit zeugt dieſes Verhalten nicht. 
(Sehr richtig! in der Mitte und Heiterkeit.) 

Und num erft in ber Mittelftanböfrage, da haben bie 
Herren — bad kann man wohl ruhig fagen — bisher 
eigentlich jo ziemlich berfagt; und in ber Frage des fleinen 
Befähigungsnachweiſes haben fie erft zögernd, Togaiagen 
im legten Augenblid, und ich möchte nad; meinem s 
drud jagen: faft wider Willen, den Anſchluß gefunden. 

Alſo, verehrter Herr Kollege Mugdan, bei all meiner 
perfönlihen Wertihägung alaube ih Ihnen doch entgegen- 
rufen zu dürfen: nur nit übermütig werben! dem 

entrum gegenüber ſich jetzt ſchon auf das hohe Pferd 
egen, das ift doch etwas unborfidhtig! 

(Große Heiterkeit.) 

Die fozialpolitiiche Unfruchtbarkeit der legten Jahre 
auf dem Gebiete der Geſetzgebung habe gerabe ich wieber- 
holt von biefer Stelle aus fonftatiert, aulegt bei der Be— 
gründung ber mehrerwähnten Juterpellation. Ih babe 
damals ſchon feftgeftellt, was ich and heute wieberhole, 
dab am biefem beflagenswerten Mibftanb feiner einzigen 
Fraktion dieſes Hohen Haufe die Schuld beigemeffen 
werben kann, überhaupt nicht dem Reichsſtag, am aller: 
wentaften — das werben Sie aus meinem Munde felbft- 
verſtändlich finden — dem Zentrum. Die beflagte lin: 
frudhtbarfeit fällt auch nicht dem Herrn Staatsiefretär 
Grafen v. Poſadowsky zur Laſt. Das tft jo notoriſch, daß 
ich darüber gar fein Wort zu verlieren brauche und auch 
fein Wort verlieren will. Die Schuld tragen allein bie 
verbündeten Regierungen, und —— bertreten durch 
den Bundesrat und ben Herrn Reichskanzler 

(ſehr richtig! im der Mitte), 
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(Arimborn) 


(A) umb ich muß biefen Faktoren gerabezu jagen: was nützen 


uns allgemeine Bekenntniſſe zur Soztalpolitif und Sozial» 
reform, allgemein gehaltene Belenniniffe, wie wir fie nun 
fo oft im Thronreden, in Botihaften, in gelegentlihen 
Anſprachen, in Reben bier im Reichstag bon feiten bes 
Bundebrats umd bed Herrn Reichslkanzlers und einer noch 
höheren Stelle gehört haben? 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Diefe allgemeinen Belenntniffe verlieren nachgerade bei 
uns ben Wert. Wir wollen enblid einmal Vorlagen jehen! 
(Bravo! in ber Mitte.) 

Gharafterifiiih ift e8 auch, daß auf bem Gebiete ber 
bundesrätlihen Verordnungen das Jahr 1906 wenig er- 

ebig ſich geftaltet hat. Sch Habe nur eine einzige Be- 
anntmahung gefunden, die vom 23. Mat 1906, betreffend 
bie Sonntagsruhe in der Glasinduftrie. Dort wird die 
Arbeitözeit in einem gewiflen Umfang eingeſchränkt. 

Vor einigen Wochen, alfo im Jahre 1907, find dann 
noch zwei weitere Verorbnungen gefommen. Die eine 
datiert vom 17. Februar 1907; fie betrifft die Einrichtung 
und ben Betrieb ber gut Anfertigung bon Zigarren be= 
ſtiumten Anlagen. Diefe Verordnung ift im wefentlichen 
eine Wiederholung ber früheren bezüglichen Verordnungen 
bon 1893 und 1905; nur merben bie früheren Bes 
ftimmungen ſchärfer und flarer gefaßt. Dann find aud) 
einige Neuheiten aufgenommen, die ich aber hier nicht 
alle aufzählen will. Ich will nur eine nennen: für jeben 
Arbeiter muß in dem betreffenden Betrieben ber vorge: 
fchriebene Luftraum 10 Kubikmeter betragen, während 
biöher nur 7 Stubifmeter vorgeſchtieben waren. Dann ift 
borgeichen eine dreimalige Lüftung der Räume während 
der Arbeit jebesmal bon anderthalb Stunden Dauer, 
während biäher mur eine zweimalige Lüftung borgefehen 
war, unb ähnlide Vorſchriften. Ich Imüpfe hieran die 

Frage, warum nicht die Ausdehnung diefer Verordnung 
(8) auf diejenigen Anlagen erfolgt ift, in benen Ziga— 
reiten verfertigt werben, und warum bie Berorbnung 
nicht auf Diejenigen Anlagen ausgebehnt worden ift, in 
denen Rauch-⸗, Kau- und Schnupftabaf hergeftellt wird. 
Diele Beſchränkung iſt mir aufgefallen; ih babe eine 
Erklärung bafür vergeblich geſucht. 

Die zweite der vor einigen Wochen befannt geworbenen 
Berorbuungen — fie datiert vom 21. Februar 1907 — 
betrifft bie Ausdehnung der Arbeiterfhusbeftimmungen 
auf bie Werkftätten der Tabakinbuftrie. Bisher galten 
bie allgemeinen Arbeiterfhugbeftimmungen, die da be- 
ireffen die Arbeitözeit ber Frauen und ber Jugendlichen 
und bie Gewerbeauffiht, nur für bie Zigarrenfabrifen. 
Dieje Beftimmungen find jet ausgedehnt worben auf die 
MWerkftätten der Tabakinduftrie überhaupt; davon will ich 
hiermit Notiz genommen haben. 

Es foll nad) bem, was verlautet, unmittelbar bevor: 
ftehen: ein Geſetz betreffend bie Regelung ber Heimarbeit 
in der Zigarrentnbuftrie. Ich will jet feine Heimarbeit- 
bebatte entfeffeln, aber ih darf wohl eine Frage an ben 

ern Staatäfelretär richten: ſoll dieſes Gebiet bes 
rbeiterfchuges in der Hausinbuftrie aus der Gejamt:- 
regelung der Heimarbeit herausgegriffen und vorab geregelt 
werben, unb werben wir dann eventuell im Herbſte eine 
derartige Borlage bezüglich der Heimarbeit in der Zigarren: 
induftrie zu erwarten haben? Es wäre ja intereffant, 
barüber etwas zu hören. 

Ih wende mich nun bon der Vergangenheit zu einem 
kurzen Ausblid auf die Zukunft — db. 5. ich fage: kurz; 
es wirb noch fehr lange dauern. 

(Heiterfeit.) 

Unfere Wünſche nad) der ſozialpolitiſchen Seite haben 
wir in unferen ſozialpolitiſchen —— beim Zuſammen⸗ 
tritt des Reichſtags wieder einmal niedergelegt. Die 


Einbringung diefer Anträge bei Beginn der Legtölatur: 


12. &egsl.P. 1. Seſſion. 1907. 
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periode bebentet für Fraltion und Partei bie Vorlegung (C) 


eines betailierten fozialpolitifhen Programms. Wir be- 
—* uns vor, bei Beginn einer jeden Seſſion dieſes 
ozialpolitiſche Parteiprogramm durch Streichung oder 
Anderung bisheriger Anträge zu revibieren, durch neue 
Anträge zu ergänzen ober burd bie MWiebereinbringung 
alter Anträge zu beftätigen. Diefe Methode fchelnt und 
durchaus praftiih. Dieſe Bebeutung ber Anträge follte 
man nicht überfehen, wenn man über bie große Fülle der 
Snitlativanträge glaubt Stlage erheben zu jollen. 

Die am meiften aktuellen Punkte unferes fozial- 
polittiihen Programms find bereitö bei ber Interpellation 
bom 9. und 11. März zur Sprade gefommen. Ste be» 
trafen bor allem ba3 Vereins- und VBerfammlungsredt, 
bie Berufßvereine, die Arbeitäfammern, bie Herabfegung 
des Marimalarbeitötages für Frauen, ben Heinen Be— 
fählguugsnachweis und das Ausverkaufsweſen. Auf biefe 
Punkte fomme ich jegt nicht mehr zurück. Ich nehme an, 
baß auch die anderen Parteien diefe Bunkte bei ber gegen: 
wärtigen Debatte ausſchließen werben. Ebenſo wenig 
fomme id) auf die Regelung ber Arbeitöverhältniffe in 
ber Hausinbuftrie zurüd. Wir haben ja mit anderen 
‚Parteien gemeinfhaftlih einen be ** Initiativantrag 
eingebracht, und die Rückſicht al ie übrigen Parteien, 
bie fi zu der gemeinfchaftlihen Aktion mit uns ber: 
einigt haben, verlangt, baß biefe Materie aus der jegigen 
Debatte ausſcheidet und für eine befonbere Beratung 
referviert bleibt. 

Auf dem Gebiete der fozialen Berfiherungägejeh- 
gebung, zu dem ich mich jetzt zunächft wenbe, ftehen zwei 
pivbe Aktionen in Ausfiht: bie Zufammenlegung ber ver: 
hiedenen MWerfiherungdarten und bie HBitpen und 
Walfenverfiherung. Diefe Aktionen werben bie fon 
zentrierte Arbeit einer ganzen Geffion, wenn nicht 
mehrere Seffionen in Anfprucd nehmen, unb alles andere 


wird vor dieſen Aktionen demnächſt in ben Hintergrund (1) 


treten. Bei folder Bedeutung der bezüglihen Materie 
barf ih mir wohl an ben Staatsſekretär die Frage 
erlauben: in welhem Stadium befinden fi zurzeit bie 
Vorarbeiten für die Zufammenlegung ber fozialen Ber: 
fiherungen? Kann ber Herr Staatäjefretär ſchon nähere 
Angaben darüber machen, wie er in dieſer Angelegenheit 
weiter borzugehen gebentt? Kann erwartet werben, daß 
bie Grundzüge ber Zufammenlegung demnächſt beröffent- 
liht werben? Kann ber Herr Staatöfelretär darüber 
Angaben machen, ob und in welchem limfange ben unter: 
effentenkreifen, ben fozialpolttifchen Streifen. Gelegenheit 
ur Nußerung über bie ganze frage gegeben werben wirb? 

is wann wird wohl der Entwurf zur Vorlage gelangen? 
Sann über biefen Zeitpunkt heute überhaupt ſchon eiwas 
gefagt werben? Wenn ber Herr Staatöfefretär erklären 
würde: heute fann id einen Termin noch nicht angeben, 
— io würbe mich da3 weiter nicht wundern; ih will aber 
bod) einmal dieſe Frage — 

Jedenfalls möchte ich aber um Auskunft über folgende 
Frage bitten, ob die ſchon ſo m. projektierte und fo 
dringende Ausdehnung ber Krankenverſicherung auf bie 
landwirtfhaftlihen Arbeiter und bad Gefinde erft im 
Rahmen der Zufammenlegung erfolgen wird, oder ob fie 
borweggenommen und buch Spezialgefeg geregelt 
werben wird. 

Die Witwen: und Waifenverfiherung fol nad $ 15 
bes Zolltarifgefeges fpäteftend im Jahre 1900 ins Leben 
treten. Nun möchte ih, ba wir fchon im Jahre 1907 
ftehen und in einigen Wochen ja wieder nad Haufe gehen 
werben, doch barauf hinweifen, daß das Jahr 1910 fehr 
bald kommt, und daß nicht mehr viel Zeit zu verlieren i 
um bie Witwen» und Waifenverfiherung vollſtändig unter 
Dad und Fach zu bringen. Mit Nüdfiht darauf darf 
ih mir wohl aud die Trage erlauben: in welchem 
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(Xrimborn.) 





(4) Stabium befindet fi biefe Sacher wirb die Witwen- 


und MWaifenverfiherung im Rahmen ber Zufammenlegung 
ober vorweg durch Spezialgefek eingerichtet werben? 
Inzwiſchen hat ber Etat für 1906/07 für Zwecke ber 
Witwen: und Matfenverfiherung bereit3 22 Millionen 
und der Gtat für 1907/08 bereit3 48 Millionen vor—⸗ 
geiehen. Für biefed Gelb haben wir geforgt, und ba 
möchte ich Herrn Kollegen Mugban, ber jo verführerifch 
bier in meiner Nähe figt, fragen: iſt das papierene 
Soztalpolitit gewefen, Herr Kollege Mugdan? 
(Sehr gut! in ber Mitte.) 

Eine weitere Vorarbeit für die Witwen» und Watfen- 
berfiherung wird die Berufszählung im Juni d. J. leiſten, 
indem hierbei eine befondere Aufnahme ber Witwen und 
Walſen vorgefehen tft. 

Um Pi | dem Gebiet ber Verſicherungsgeſetzgebung zu 
bleiben, will ich noch erwähnen, daß ber Abgeorbnete 
Neuner eine Refolution eingebfaht bat betreffend Infall- 
Dacia: für freiwillige Feuerwehren. Der Neihstag hat 
chon am 13. März 1902 eine entiprehende Refolution 
angenommen. Die Überficht, die und über die Beſchlüfſe 
des Bunbedrat3 zugelommen ift, befagt mit bezug auf 
diefe Nefolution: die gefeßgeberiichen Vorarbeiten find im 
Gange. Iſt da num, frage ich den Herrn Staatsſekretär, 
eine Speztalgefeßgebung zu erwarten, ober ift die Regelung 
ps * tm Rahmen der Zufammenlegungsporlage 
geba 

Ih will dad Gebiet der Verficherungsgefeggebung 
nicht verlaffen, ohne dem befonberen Dank auszuſprechen 
für die audgezeichnete Denkſchrift, die wir über ben Stand 
der Frage ber Arbeitölofenverfiherung in den verſchiedenen 
Ländern Europas erhalten haben. Es ift das eine ganz 
außerordentlich wertvolle Arbeit gewejen, auf deren Grund 
ja bemnädft weiter gearbeitet werben wird. Ich für 
meine Berfon gebe mid) allerdings nichtder Hoffnung hin, daß 


(3) ih das BZuftandelommen einer Arbeitölofenverficherung 


nod) erleben werbe. 

Auf dem Gebiete bed Arbeiterfchuges, zu dem ich mid 
jetzt wende, ftelle ich feft, baß bie geſamte Traktion des 
Zentrums durch Einbringen des Antrags auf Nr. 108 fi 
wieberum im feierliher Form zum zehnftündigen Marimals 
arbeitätag für Fabriten und biefen gleichgeftellte Anlagen 
befannt hat. Darüber hinaus aber verlangen wir nod) 
eine weitere Verkürzung ber Arbeltszeit diejenigen 
rauen, die ein Hausweſen zu beforgen haben, und zwar 
allgemein auf höchſtens 9 Stunden und an Borabenden 
von Sonn: und Feiertagen auf 5 bis 6 Stunden. 

Weitere Reformen erfireben meine Freunde ſchon feit 
Jahren auf bem Gebiete ber gewerblichen Sonntagsruhe. 
Für Arbeiter verlangen wir bie Verlängerung ber Minimal⸗ 
für die Sonntagdruhe von 24 auf 36 Stunden und 

ei zwei aufeinander folgenden —— von 36 auf 
60 Stunden. Für bie —— n ben Kontoren 
wünſchen wir die Sonniagsarbeit auf höchſtens 2 Stunden 
beſchrünkt, und namentlich fordern wir mit andern Partelen 
die endliche Einführung der Sonntagsruhe auf dem Ge— 
biete der Binnenſchlffahrt. Für die letztere Forderun 
bat noch unfer Freund Dahlem am 6. Febrnar 1 
energiſch en ‚Der Beirat für Arbeiterftatiftit be 
ſchũ —* ſchon ſeit längerer Zeit mit den Verhältniſſen 
der Binnenſchiffahrt und Hat nicht nur Erhebungen über 
die Arbeitszeit, ſondern auch über bie Sonntagsruhe ver: 
anftaltet. r ſprechen bem A art Wunſch aus, baf 
biefe Angelegenheit beſonders —— wird. Im 
übrigen iſt umfer —— Verbeſſerung ber gewerb⸗ 
lichen Sonntagsruhe im März des Jahres 1905 von dem 
—— Abgeordneten Jiſchert eingehend begründet 
worben. 

Zum Sapitel der gewerblien Sonntagsruhe haben 
wir in biefem Jahre eine befonbere Reſolution eingebracht, 


eichetag — 2. Sthung. Mittwoch ben 10. April 1907. 








in ber wir eine umfaffende Revifion ber bisherigen Aus: (C) 


er verlangen. Herr Kollege Naden wirb 
dieſe Refolution näher begründen. Ich barf aber aud 
bier ſchon darauf hinweiſen, daß ber Herr Staatsſekretär 
und ſchon im vorigen Jahre eine berartige umfaffenbe 
Nevifion in Ausſicht geftellt hat. 

Eine weitere Refolution von uns verlangt das Ver: 
bot der Sonntagsarbeit in Gladhütten. Num tft ja eine 
Verordnung ergangen bezüglih ber Arbeitszeit ben 
Glashütten; aber foviel ich gefehen habe, befaßt ſich biefe 
Berorbnung nicht mit der Sonntagsruhe. 

Einen verftärkten Arbeiterihuß, insbefondere einen 
fanitären Marimalarbeitstag, verlangen meine Freunde 

egenwärtig für [elgerbe drei Snduftrien: in erfter Linte 
fie biejentgen Induſtrien, welche ſich mit der Verarbeitung 
giftiger und erplofiver Stoffe beihäftigen, zweitens für bie 
Glasinduſtrie — da ift ja zum Teil durch bie eben von mir er⸗ 
mwähnte Verordnung vom Maid. J. eine Befferung eingetreten, 
bie mir aber noch nicht Hinreichenb zu fein ſcheint — und 
brittend fir die Walz und Hüttenwerfe. Hier beſchränken 
wir und zunädft darauf, Unterſuchungen durch den Betrat 
für Arbeiterftatiftit zu beantragen, weil biefe Borarbeit 
abfolut notwendig if. Dagegen waren wir ber Auf: 
—55 — daß für die Glasinduſtrie und die Fabriken 
g ger unb erplofiver Stoffe ohne weiteres durch eine 
undesratöverordnung eingegriffen werben fünne ns 
zwifchen ift und in ber Ülberficdht über bie vom Bundesrat 
ergangenen Beichlüffe mitgeteilt worben, daß die Gewerbe- 
auffihtsbeamten beauftragt worben find, über bie hygle⸗ 
niſchen Zuftände in ber Glasinduſtrie und namentlich im 
den Glashütten und Glasfchleifereien für das Jahr 1906 
Sonderberihte zu erſtatten. Ih gebe zu, daß biefe 
Sonberberite zunächſt abgewartet werden müffen. Aber 
wenn fie eingegangen find, wird ber Bundesrat doch nicht 
umbin können, ber frage eines größeren Arbeiterfchuges 
in der Glasinduftrie endgültig näher zu treten. 

Bezüglich des Bauarbeiterſchutzes haben wir in biefem 
Jahre von einer Reſolution abgefehen und uns auf einen 
Inttlativantrag beſchränkt. Noch am 10. Dezember 1906 
hat ber Reichstag bei ber nr | ber Gewerbe» 
ordnungsnovelle zur Belämpfung unfolider Bauunter- 
nehmer eine Reſolution angenommen, in ber verlangt 
wird, daß befondere Beamte für die Baukontrolle in ge⸗ 
nügenber Zahl angeftellt werben, daß bei ber Stontrolle 
gr Arbeiter binzugezogen werben follen, und daß 

erordnungen zum Schuße ber Bauarbeiter erlaflen werben 
follen. Näch der wiederholt erwähnten, und mitgeteilten 
fiberfiht über die Beſchlüſſe des Bundesrats fteht bie 
Beſchlußfaſſung über biefe Refolution —* lich der Bau⸗ 
arbeiter noch aus. Wir werden die Beſchl fe bed Bundes⸗ 
rats über dieſe Materie abwarten müffen. Deshalb haben 
wir nicht eine Refolntion eingebradht, fonbern F 
Markierung unſeres Standpunktes und auf einen Initiatio- 
antrag beſchränkt. Im übrigen erwarten mir bom 
Bundesrat nad den wiederholten Erflärungen bed Herrn 
Grafen v. Poſadowsky bei Gelegenheit ber Verhandlungen 
über bie Bangewerbenovelle diesmal ein pofitives Ergebnis 
und zwar ein pofitive® Ergebnis in ber Richtung einer 
weſentlichen Erhöhung des Bauarbeiterſchutzes. 

Wieberholt haben der Herr Abgeordnete Hige und 
nad ihm ich bie fummarifhe Regelung der Arbeit in 
org he Betrieben für Frauen und Jugend» 
the verlangt. Damald haben wir darauf hingewleſen, 
wie man in Frankreich Verzeichniſſe über diejenigen 
Betriebe angefertigt habe, in denen bie Frauen⸗ unb 
Sinderarbeit generell Beſchränkungen unterliegt. Es hat 
im Jahre 1905 ber Herr Staatsſekretär auf eine Anfrage 
von mir im diefer Angelegenheit weiter folgendes erflärt: 

Was die ſummariſche Regelung in ben gefunb: 
heitsgefährlichen Betrieben für Frauen umb 


(D) 


(A) 


(B) 
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(Zrimborn.) 
— betrifft, jo habe ich bereits im der 
vorigen Tagung des Reichstags die Erflärun 
abgegeben, daß biefe ganpe Frage grundfägli 
neu geregelt werben fol. Aber man darf nicht 
nur bon gefundbheitögefährlichen Betrieben ſprechen, 
wie bad ber Herr Abgeorbniete Trimborn getan 
bat, fondern man muß eigentlih ſprechen von 
ben gefunbheitögefährlihen Manipulationen und 
Arbeitabteilungen in den Betrieben. Es gibt 
Betriebe, bie im großen und ganzen gar nicht 
gefunbbettägefäbrtic find, bei denen aber einzelne 
anipulationen bvorfommen, bie außerordentlich 
— — find, und es ſind andere 
etriebe, die im großen und ganzen ſehr geſund— 
heitögefährlih find, in bemen aber einzelne 
Betrieböabteilungen find, die nicht bie geringfte 
Gefahr für die Gefundheit mit ſich bringen. 
Die Regelung foll daher — und id) habe bereits 
eine Sachverſtändigenkonferenz einberufen zu dem 
Zwede — dahingehen, nicht bie Arbeitöverhält- 
niffe in den geſundheitsgefährlichen Betrieben als 
folden zu regeln, ſondern in ben gefunbheits- 
gef lien Abteilungen der Betriebe bort, wo 
an eine Gefährdung ber Gefunbheit ftatt- 
et. 

Das Hat ber Herr Staatsſekretär im Jahre 1905 
erllärt. Ich babe im vorigen Jahre überjehen, auf biefen 
Punkt zurüdzutommen; in biefem Jahre foll ber Herr 
Staatsſekretär mir aber nicht entgehen, und ich möchte 
ihn bitten, uns zu fagen, wie es mit diefer Angelegen- 
heit fteht; ich möchte fie nicht in Vergefienheit geraten 

en. 


Ehe wir bad Gebiet des Arbeiterfhuges verlaffen, 
babe ich eine erfreuliche Feſtſtellung zu maden. Es bat 
der Bunbeörat den Wünfchen, für bie einzelnen Induſtrien 
Verordnungen zu erlaflen, nit in dem Maße eutſprochen, 
wie wir ed gewünfcht haben; aber es ift doch im biefer 
Richtung etwas geichehen, was anzuerkennen bie Ge— 
rechtiglelt verlangt. find nämlich vom Reichs- 
geſundheitsamte nad vorheriger Anhörung von Sach— 


" verftändigen für einzelne Induſtrien eng Merkblätter 


herausgegeben worden, die alle bie a. Maknahmen 
aufzeichnen, bie borfihtähalber, vom Standpuntte ber 
ygiene und ber Unfallverhütung aus, von ber Arbeiter: 
haft zu beobachten find. Solche Merkblätter find 
biöher erſchienen für Feilenhauer, für Schleifer und für 
ben Ghromogewerbebetrieb. Es find biefe Merkblätter in 
ben Beröffentlihungen bes Reichsgeſundheitsamts publiziert. 
Id kann dad Neihdamt des Innern nur bitten, dahin 
& wirken, daß auf diefem Wege fortgefahren wird. Wenn 
eſe Merkblätter auch micht die Bedeutung von Verord⸗ 
nungen ri einen gewiffen Wert haben fie doch zweifellos. 
Auf bem Gebiet des Arbeiterrechts ſcheiden, wie ſchon 
erwähnt, für bie gegenwärtigen Verhandlungen aus: bie 
Materien des Koalitionsrechts, bed Vereins- unb Ber: 
fammlungsrechts, der Berufspereine und ber Arbeitds 
fammern. Auf unfere bieöbezügliden Anträge komme id 
daher nicht zurüd. Dagegen möchte wieder einmal 
in ben Borbergrund rüden den Antrag, wir bezüglid) 
ber Tarifverträge geftellt haben, und ber dahin lautet, 
einen Geſetzentwurf vorzulegen, welcher bezwedt bie 
Sicherung unb weitere Audgeftaltung der Tarifgemein- 
Ihaften zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern. Ih 
habe ſchon im vorigen Jahr auf bie große Bebentung ber 
Tarifverträge hingewieſen und will das nicht wieberholen. 
Wiederholen möchte ih nur ben Hinweis auf einen 
juriſtiſchen Notftand, der bezüglich der Tarifverträge befteht. 
Es find inzwiſchen Erfenntniffe der höheren Gerichte er- 
gangen, wonad bie Tarifverträge dem $ 152 Abſatz 2 
der Gewerbeordnung unterliegen. 





Nach biefer Geſetzesbeflimmun 
verabredungen feine Klagen * Schadenserſatz wegen 
Nichtbeobachtung derſelben angeſtellt werden. Wenn nun 
die Tarifverträge unter dieſen Abſatz fallen, kann wegen 
Ni —— eines derartigen Tarifvertrags feine 
chtliche Klage Platz greifen. Das iſt bei der großen 

ebentung, bem bie Tarifverträge haben, offenbar ein 
Notftand, dem abgeholfen werben muß. Es muß au 
feftgeftellt werben, daß die Zahl ber Tarifverträge fi 
außerorbentlih vermehrt hat. Ihr Segen wird immer 
mehr anerkannt. Mit Dant muß bei diefer Gelegenheit 
aud) erwähnt werben bie —— von ir 
bie wir vom felten bed Arbeitäftatiftifhen Amts * en 
ee Auch ber Deutihe Juriſtentag bat fih mit ber 

aterie ber Tarifverträge befaßt. Es ift, insbeſondere 
auch nad) ber juriftifhen Geite hin, bereitö eine große 
Ziteratur über bie a entitanden — alles Ver: 
anlafjung genug für bad Neihsamt bed Innern, nad): 
Er daran zu benfen, ber gejeglihen Regelung biejer 

aterie näher zu treten. 

Ich begebe mich nun auf bad Gebiet ber Hanb- 
werlerfrage. Auf den Heinen Befähigungsnahweis komme 
id nit mehr zurüd. Ih kann nur noch einmal meinem 
Bebauern darüber Ausdrud geben, daß wir eine bezüg- 
liche Vorlage nicht bireft beim Zuſammentritt des neuen 
Reichstags erhalten haben; ich bin überzeugt, ber neue 
Reihstag würde dieſe Vorlage fofort erledigt Haben, und 
wir hätten dann wentgftend ein pofitive8 Ergebnis in 
dem erften Seffionsabfchnitt au verzeichnen gehabt. Ich 
glaube, dad wäre gute Bolitif gewelen; f ift leider 
nicht befolgt worden. 

Nach der Denlſchrift über bie —— der Hand⸗ 
werlerenquete will id nicht fragen, weil der Herr Staats- 
fefretär uns im vorigen Jahr erklärte, fie fönne vor nel 
Jahren unter feinen Umftänben vorgelegt werben. Alſo 


die Not» und Gnabenfrift läuft nod bis 1908, und bie (m) 


will ich auch refpektieren. 
iterf 


(Heiterfeit.) 

Dagegen muß ich berühren die Frage der Abgrenzung 
wiſchen Fabrik und Handwerk, und zwar muß ich bie 
—* etwas eingehender behandeln. Inzwiſchen haben 
ch zu dieſer Frage im Reichstag der Herr Staatsſekretär 
Graf Pofadowäty und im Abgeordnetenhauſe der preußlſche 
ee gg Herr Delbrüd näher geäußert. Das 
gebnis der bißherigen Diskuffion über dieſe jchwierige 
Frage tft kurz folgendes. Man hat bei ber Abgrenzung 
zwiihen Handwerk und Fabrik zwei Gefihtöpunkte zu 
trennen. Man muß bie Materie anders behandeln für 
die Trage, ob die Arbeiterſchutzgeſetzgebung Anwendung 
finden fol oder nicht; und anders für bie Frage, ob ein 
beftimmter Betrieb a Handwerlskammer ober zur Hanbeld« 
tammer beitragspflichtig iſt. Handelt es ſich barum, bie 
Grenzen ber Wirkſamkeit ber Arbeiterfchuggefeggebung 
feftäutellen, dann wird jeder fozialpolitiid normal und 
vernünftig veranlagte Mann — und ba3 gilt von uns 


allen 
(Heiterkeit) — J 

die Tendenz haben, den Begriff „Fabrik“ möglichſt aus- 
ubehnen, um möglichſt vielen Arbeitern bie Wohltat ber 
—* erſchutzgeſetzgebung zuteil werden zu laſſen. Handelt 
es fi dagegen darum, ob ein einzelner Betrieb zum 
Handwerk und unter bie ————— gehört oder 
unter ben Handel und die Handelskammer, dann kommen 
ganz andere Geſichtspunkte in Betracht. Da handelt es 
ch darum, die Doppelbeſteuerung zu vermeiden; ferner 
arum, bie größeren handwerlsmähigen Betriebe beim 
andwert zu behalten; enbli darum, eine zwielpältige 

tſcheidung ber Verwaltungsbehörde und ber Verwal: 
tungögerihte zu vermeiden. In Preußen enticheibet 
über die Zugehörigkeit zur Hanbeldfammer das Ber- 

gar 


fönnen aus Stoalitions= (C) 


(A) waltungdgericht, 
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über bie 
werfstammer die Berwaltungdbehörbe; 
das Verwaltungsgericht bezüglih ber Handels— 
kammer mitunter anders als die Verwäaltungs— 
—— bezüglich der Handwerkskammer. Es find 
alſo zwieſpältige Entſcheidungen ſchon ergangen, was 
fiher mißlich iſt. Der preußiſche Herr Handelsminiſter 
hat nun erklärt, er wolle durch folgende Anderung helfen. 
Er fagt: er wolle zunächſt die Verwaltungsbehörden an— 
weiſen, dab fie an bie Entſcheidungen, bie die Ver— 
waltungsgerichte bezüglih der Handelskammern fällen, 
ebunden find; dann borfehen laſſen, daß in allen ben 
Fällen, wo die Zugehörigkeit zur Handelskammer bon ber 
Handelskammer behauptet, von dem betreffenden Betriebe 
aber mit dem Bemerfen beftritten wird, baß er zur 
Handwerkskammer sup die Handwerkskammer offiziell 
beigeladen werbe. Der Herr Handeldminifter ſchließt feine 
Darlegung mit dem Bemerken, es würde fid jedenfalls 
empfehlen, dieſe Brüde zu betreten. Num kann ich nicht 
leugnen: ich habe Zweifel, ob dieſe Abhilfe genügen wirb. 
Eine gewiſſe Beflerung wird ja zweifellos dadurch ein- 
treten; ob aber der Entziehung ber größeren Handwerks⸗ 
betriebe aus dem Handwerk und deren unberedhtigter Zu⸗ 
weine zum Handel gefteuert wird, ob diefem Schaden 
abgebolfen werben wird, darüber ur id doch Zweifel. 
Und dann ift es mir etwas bedenklich, daß das Handwerk 
nur dann beigeladen werben foll, wenn ber betreffende 
Zenftt nicht zur Handelskammer, fondern zur Handiwerkd- 
fammer zugerechnet werben will. Es wirb eine Neihe 
bon Fällen geben, wo ber Zenfit der Handelskammer 
zugewieſen wird, und bie Handelskammer ihn nehmen 
will, wo aber trogdem die Entſcheidung am fi unrichtig 
ift, und ber Betrieb an fi zur Hanbwerfätammer gehört. 
Hier fehlt jede Abhilfe. Wer fchreitet da ein? 
(Sehr richtig! im der Mitte.) 

Der Herr Hanbeldminifter hat im preußiichen Ab» 
georbnetenhaufe erklärt, man erörtere im Handelömintfterium 
die Möglichkeit, Hinfichtlid der Anwendung der Arbeiter: 
ſchutzbeſtimmungen den Begriff ber Fabrik überhaupt aus ber 
Gewerbeorbnung zu eliminieren und bie Anwendung ber 
Arbeiterfhugbeftimmungen nicht von dem Begriff „Fabrit”, 
fonbern von dem Borhandenfein gewiſſer anderer tat: 
ſächlicher, leicht zu findender Merkmale abhängig zu 
machen. Am Schluß führte ber Herr Minifter aus, man 
möge abwarten, ob dieſe Gliminterung des Begriffes 
„Fabrik“ möglich fe. Wenn hierbei die Tendenz obs 
waltet, ber Arbeiterſchutzgeſetzgebung den Bereich zu 
fihern, der ihr gebührt, jo kann man biefen Weg nur 
bilfigen. Ich ftelle anheim, ob der Herr Staatsſekretär 
auch feine perſönliche Auffafjung zu der gefamten Frage 
ber rn ir, angeſichts ber ärungen bed Herrn 
Handelsminiſters nochmals darlegen will. 

Im Jahre 1904 hat der Reichſtag den Hei Reichs⸗ 


Zugehörigkeit zur Hand— 
num entſcheidet 


kanzler in einer Reſolution erſucht, einheitliche Be— 
ſtimmungen über die Zuchthaus- und die Gefängnisarbeit 
in ben einzelnen Staaten durch Vermittlung ber Reichs— 
verwaltung herbeizuführen. Nah Ausweis der Überficht 
über bie Bunbesratöbefhlüffe find ftatiftifhe Ermitte⸗ 
fungen über bie Gefängnisarbeit —— worden, 
und haben wir ja auch eine bezügliche Denkſchrift ers 
halten. Ich frage num: was gebenft ber Herr Reichs— 
fanzler auf Grumd biefer ftatiftifchen Grmittelung weiter 
zu tun? Bei ber Statiftif allein kann es doch nit fein 
Bewenden haben! 

Wir verfolgen nad wie vor ben Gedanken, den ich 
im preußiſchen —— mit großem Nachdruck 
vertreten habe, nämli: bie Fabrikbetriebe mit hand⸗ 
werlömäßig_ außgebildetem Wrbeiterperfonal zu ben: 
jenigen Stoften heranzuziehen, welche ben Handwerker⸗ 
organtfationen fir die gewerbömäßige Ausbildung bes 
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Handwerkers erwadlen. Der Handelsminiſter von Preußen, (C) 


Herr Delbrüd, bat und am 27. Februar 1907 im 
preußiihen Abgeordnetenhauſe bie Mittellung gemadht, 
daß er in acht Regierungdbezirken probeweife Ermittlungen 
barüber angeftellt habe, wie viel von HandwertSmählg 
audgebilbeten Kräften tatfählih in ber Induſtrie tätig 
find; er hat ded weiteren mitgeteilt, das Material fet 
wider Erwarten fo erheblich geweſen, daß es im preußtfchen 
Handeldminifterium nicht habe bearbeitet werben Tönnen, 
und daß er gendttgt geweſen fei, bie Arbeit bes preußifchen 
Statiftiihen Landesamt in Anfprud zu nehmen. Der 
Herr Staatdminifter Delbrüd bat ſich aber aud bie enb- 
gültige Stellungnahme zu ber frage vorbehalten; ich 
nehme an, daß ber Herr Staatsjekretär des Innern fid 
auch 1% ber frage abmwartend verhalten wird, was ja 
nad Lage der Sade erflärlih if. Inzwiſchen werben 
wir die Sache nicht aus ben Augen verlieren; Sie finden 
daher einen entiprechenden Antrag unter Nr. 21 ber Drud: 
ſachen von uns eingebradt. 

In demjelben Antrage — unſerem fogenannten Hand⸗ 
werferantrag — kehrt auch wieder die alte Forberung 
nad einem Gejek zur Sicherung der Forderungen ber 
Bauhandwerker. Bor ber Neihätagsauflöfung haben wir 
ja eine diesbezügliche Vorlage befommen. Ich frage den 
Herrn Staatsſekretär: wird biefe Vorlage im nächſten 
Herbit wieberfonmen? 

Im Jahre 1905 brachte ih den Erlaß einheitlicher 
Submiffionsbedingungen fiir die Reichsbetriebe bier zur 
Sprade. Es hatte bereit3 im Jahre 1904 ber Reichstag 
eine bezügliche Refolution angenommen. Der Herr Staats- 
fefretär erflärte auf meine Anfrage, man müſſe ben Erlaß 
der preußtichen Beftimmungen abwarten. Die preußifchen 
Beftimmungen find am 23. Dezember 1905 ergangen. 
Und num lefen wir in ber Überficht über die Bunbesrats- 
beſchlüſſe (Drudfage Nr. 211) zu biefem Punkte das 
Folgende: 

Der Bundesrat hat den Reichstagsbeſchluß 
— nämlich einheitlihe Beftimmungen über die Vergebung 
—— und Lieferungen in den Reichsbetrieben zu 
affen — 
dem Reichskanzler überwieſen. Nachdem für 
Preußen unter dem 23. Dezember 1905 neue 
Beitimmungen über das Verbingungswefen erlaffen 
find, welche ben in der Refolutton ausgeſprochenen 
Wünſchen Rechnung tragen, find in ber Relchs— 
verwaltung im wefentlichen gleichartige Bor: 
fhriften zur Einführung gelangt. Im Geſchäfts-⸗ 
bereiche ber Heeres» und Martineverwaltung fteht 
die endgültige Entiheidung noch aus, ba es no 
weiterer Prüfung bebarf, inwieweit im Hinblick 
auf bie Eigenart der in Betradt kommenden 
Verhältniffe einzelne Beftimmungen ber Ab— 
änberung bebürfen. 

Wir entnehmen aus diefer Mitteilung, dab tatſächlich 
einheitlihe Beftimmungen getroffen worden find. an 
hat ums biefe Beftimmungen felbft nicht mitgeteilt, ob⸗ 
gleih der Reichstag fchon im re 1904 ausdrücklich 
um die Mitteilung gebeten hatte. Ich möchte ben Herm 
Staatöfetretär bitten, biefe Mitteilung der Submifftons: 
bedingungen noch nadträglih zu veranlaflen. 5— 
bat ſeine Bedingungen vom 23. Dezember 1 ber⸗ 
öffentlicht; es wird offenbar kein Bedenken — — 
dieſe Bed —. für die Reichsbetriebe ebenfalls bekannt 
u geben. Ich Iege Wert auf bie Veröffentlihung aus 
Iotgnben Gründen. Wir wünſchen, daß nit mur bei 

en Submiffionsbebingungen — und das betone id) aus 
brüdlih —, fondern überhaupt bei allen, auch bei ben 
freihändigen Vergebungen bon Arbeiten und Lieferungen 
u enbe drei Punkte beſonders berüdfichtigt werben. 

end muß bei biefen Submtifionen und den freir 


(Teimborn.) 


(A) hänbigen Vergebungen Vorſorge dafür getroffen werben, 


daß bon dem linternehmer bie für das betreffende Ge— 
werbe beftehenden Tarifverträge innegehalten und beachtet 
werben. Der zweite Gefihtäpunft ift ber: es ſolle bei 
ben Bergebungen und aud bei ben Submiffionen — 
natürlich) nur ceteris paribus — derjenige Handwerker bes 
borzugt werben, ber den Meiftertitel zu führen beredtigt 
—— Und drittens: wir wünſchen, daß den Behörden 
end zu empfehlen iſt, daß ſie die Genoſſenſchaften 
— —— von Lieferungen fördern. Nach ber 
— — bin tft in Ofterreich und Frankreich vieles ge 
—* und wir wiünſchen, daß bie deutſchen Reichs— 
ebe auf diefelbe Bahn gedrängt werben. Ich habe 
non ber Berüdfihtigung ber Genoffenihaften in 
buch die Minifterien reiches Material vor mir 
legen; ich will es bier nicht näher erörtern, ich behalte 
—* bei einem anderen Etat dieſe Frage wieder an— 
zuſchneiden. 

In unſerem mehrerwähnten Handwerkerantrag iſt 
bon neuem bie Anregung gegeben, ein Handwerkerblatt 
einzurihten. Im vorigen Fahre hat ber Herr Staats: 
fehtetär erflärt, er könne biefem Gedanken nicht eher näher 
treten, als bis bie Ergebnifie ber großen Handwerker: 
enquete vorlägen. Wir wollen denn auch einftweilen diefe 
Angelegenheit nicht weiter verfolgen. 

Bon ben ——— Ed Gunften des kaufmänniſchen 
Mittelftandes ſteht für Freunde im Vordergrund 
die Regelung des Mare Darüber haben 
wir neulid eingehend geſprochen, und ber Herr Staats- 
Kae hatte damals mitgeteilt, baß eine Stonferenz ftatt- 

gefunden habe, und daß weitere Erwägungen Plat greifen 
den. Eine Nefolution — id weiß im Augenblid 
nicht, welche Partei biefelbe beantragt hat — verlangt 
eine Denkſchrift über biefe Materie. Ich muß geftehen, 
ich bin faft der Meinung, will mich aber gern eines 
(B) andern —— laſſen, daß es hier wohl einer Denkſchrift 
nicht mehr bedarf, ſondern daß hier dad Reichsamt des 
Innern ohne weiteres zu einer geſetzgeberiſchen Altion 
übergehen könnte. 

In unferen Anträgen zu Gunften bed kaufmänniſchen 
Mittelftandes haben wir an dem Verlangen ber Handels⸗ 
infpeftoren fefigehalten und mir haben babei wiederum 
empfohlen, in — darüber einzutreten, ob und 
wie dieſe Auffihtsbeamten für bie Kontrolle bes Aus— 
verfauföwelend, der Wanderlager, ber Wanderverſteige— 
rungen fowie ber ee herangezogen werben 
tönen. Im vorigen — bat und ber Herr Staatd- 
fefretär bie Gründe mitgeteilt, weshalb ber Bundesrat es 
abge .. bat, auf bie Einführung von Hanbelsinfpektoren 
näher einzugehen. Ich muß heute aber ausdrüclich er- 
Här en daß meine u biefe Gründe nicht als berechtigt 
anerkennen. Es tit das aud) ſchon von anderen Parteien 
—* vorigen Jahre erklärt worden; insbeſondere hat der 

geordnete Mugdan in dieſem Punkte —— 

u jen den Herrn Staatsſekretär polemifiert. Es wird da an- 
ber Kaufmannsſtand dürfe nicht unter Boltzet- 
Auffiht fiehen. Aber bie Gebiete, um bie «8 bei 
Einführung von Hanbeldinfpeftoren handeln würbe, unter 
Itegen heute ſchon ber polizeilichen Aufficht; es würbe fid 
aljo im wefentlihen darum handeln, eine chaufficht 
ſtatt der allgemeinen polizeill Aufficht einzuführen. 
Weshalb wir bie Handelsinſpeltoren fo großen Wert 
legen, tft namentlich bie rwägung, baß eine ſachverſtändige 
Inftanz geichaffen werben muß, bie einmal ben großen 
— und Abelftänden im kaufmänniſchen Behrlings: 
wejen nachgeht. Der bloße Fortbilbungsunterriht fann 
biefe Mibftände micht befeitigen. Forthildungsunterricht 
und Lehrlingsweſen find pe getrennte Gebiete. Dem 
Lehrlingsweſen muß eine befondere Beauffichtigung zuteil 
werben, und dafür muß auch ein beſonderes Organ geichaffen 
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werben. Dab im Lehrlingäweien große Mißftäube vor: 
Htegen, ift aud von folden Politikern anerkannt, bie 
durchaus nicht auf einem zünftleriſchen Standpunkt ftehen, 
fondern in fozialpolitiihen Dingen einen mehr mandefter- 
lichen Standpunkt eirmehmen. 

Die fozialpolitifche —— der Prwatbeamten 
verfolgen meine Freunde ſeit Jahren mit vollſter Auf⸗ 
mertkſamkeit. Es iſt und nicht entgangen, daß ie Be: 
wegung im Laufe ber Zeit zu einer Reihe gan 
Forderungen an bie Gefeggebung geführt a u 
haben Diele Forderungen, foweit fie und reif und berechtigt 
erihienen, zu ben unferigen gemacht und in einem be- 
fonderen Antrage unter Nr. 44 niebergelegt.. Damit 
haben wir fir unfere Partei — ich betome: für unfere 
Partei — zum erften Male ein detailliertes Bro m 
für bie fozialpolttiihe Tätigkeit zu Gunften ber Privat- 
beamten aufgeftelt 

Der aktuellſte Punkt in diefem Programm ift natürlich 
die Penfiond- und Hinterbliebenenverfiherung. —— 
nunmehr während der Ferien bie Denkſchrift erhalten. 
diefer Denkſchrift haben zunächſt die Intereſſenten, ins 
fondere bie großen ” antjationen ber Privatbeamten, das 
Wort zu ergreifen; ich enthalte mich vor der Hand aud 
noch volftändbig einer rei 
Wenn es zur Zufamme ni ber ſozialen Ber- 
fiherung fommen follte, dürfte er bie —— —* 
die Wunſche ber Privatbeamten auf A 
Krankenverſicherung und ber rs in Bee ya 
ziehen und eventuell zu berüdfichtigen. Den bat- 
beamtenorganifationen En id) daher von —* Stelle 
aus dringend empfehlen, ihre Wumſche bezüglich ber 
Kranken: und Unfallverfierung frübzettig ſtanzilert 
geltend zu machen. Dazu iſt allerdings nötig, —9 je 
die intereffierten Sreife vorher mit der Materie 
gründlich befafjen. 

Da die Vorarbeiten für bie Arbeitöfanmern, tie 
der Herr Staatsſekretär und meulih mitgeteilt bat, 
ſchweben, will ich nicht unterlaffen, nochmals zu betonen, 
daß meine Freunde nicht nur bie eigentlichen Arbeiter, 
ſondern aud für die Privatbeamten eine Vertretung ihrer 
wirtfhaftlihen und ſozialen Sue en in gefehlt ein ⸗ 
erichteten Kammern verlangen bitten den Herrn 

atsſekretär ausdrüclich, a ber —— der Vor⸗ 
lage betreffend die Arbeitöfammern auch dieſen Geſfichts- 
puntt nicht außer acht zu laſſen. 

(Beifall in ber Mitte.) 

Wir haben fehr bedauert, daß bie Bemühungen bes 
vorigen Reichſtags betreffend die rechtliche Blei —* 
ber techniſchen Angeftellten mit ben kaufmänniſchen 
geftellten, — bie Auflöfung bes Reichstags — 
verlaufen Ein Kommijfiondbericht liegt ja vor umb 
tft immerhin wertvolle Grunblage für fpätere Arbeiten. 
Ich ſpreche den dringenden Wunfd aus, daß diefe Arbeit 
im Herbft wieder aufgenommen werden möge. - 
fachſten wäre es ja, wenn bie verbündeten * u. 
und auf Grund ber Peg 
ſprechende Vorlage machen würd ich bin ng 
Opttmift genug, etwas Derartige zu erwarten; 
Initiative wird wohl wieder vom ner —— 
müffen, und ich ſpreche für meine Perſon ben Wunſch 
aus, dab ſich doch bie Parteien zu einer gemeinihaft- 
lihen Aktion in diefem Punkte im Herbſt zufammenfinden 


möchten. 
(Beifall in ber u. 
Zu Gunften ber Angeftellten der Rechtsanwälte, ber 
Notare und ber eg rn ai haben wir unfere bereits 
im Sabre 1899 vom Reichstage rg? Refolution 


diesmal nicht —— —— — das aus 
folgendem 05 en. Gb Bu 
Betitionen, bie bie PN ** der — * en ber Anwälte, 


(©) 


(0) 


(») gefördert werben. 
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(A) Notare und Gerichtövollzieher, der Kranlenlaſſen ujw. zum 


Ausdrud brachten, dem Herrn Reichskanzler zur Berück⸗ 
tigung überwiejen worben, und es ift in ber Überſicht 

er die Bundesratsentſchließungen ausbrüdlich bemerft, 
und zwar an zwei Stellen, daß fid ber Gegenftand in 
Beratung befinde. Wir möchten nun zunädft abwarten, 
was aus biefer Beratung herauskommt. Es würde uns 
freuen, wenn ber Herr Staatsfetretär und etwas mäheres 
mitteilen fönute. Im vorigen Jahre Ben er und erklärt, 
bab dies nad feiner perfönlihen Auffafiung eine Ange: 
legenheit ſei, bie mit ber Umgeftaltung der Anwaltskammern 
zufammenbinge, und daß wohl am rictigften hier ein- 
gejeßt werde; aber eine nähere amtlihe Mitteilung über 
den Stand: der Sache hat er, ſoviel ich weiß, micht ge- 
madt. Im übrigen kann man aber auch ber Anſicht fein, 
daß bie Forderungen ber bier im Betracht kommenden 
Angeftellten nunmehr im Rahmen ber allgemeinen PBrivat- 
beamtengejeßgebung zu befriedigen find, unb daß man von 
befonberen Anträgen zu Gunften biefer Beamtenklaffen 
abjehen kann. Aber nichtödeftoweniger erfläre id, daß 
wir einem etwaigen Spezialantrage, der fi) auf die 
gie biejer befonderen Stlaffe von Brivatbeamten bezieht, 
wie biöher, zuftimmen wirben. 

Auch in biefer Seffion haben wir einen umfaflenden 
Antrag zur Wohnungsfrage eingebracht. Es ift bedauer: 
lid, daß der Neichdtag ſeit Jahren keine Gelegenheit 
mehr gehabt hat, fid) mit der überaus wichtigen Wohnungs: 
frage wieber einmal eingehend zu beihäftigen. Wie not 
ed täte, daß ber Reichſstag hier einmal wieder ftarf 
brängt, das beweift das fortwährende Ausbleiben bes 
preußifhen Entwurfs zur Wohnungsreform. 

Unter Nummer 213 ber Drudjahen haben wir 
eine Denlſchrift erhalten über bie wiſſenſchaftlichen 
und fünftleriihen Unternehmungen, die aus ben 
Eiteln des Etats für bad Reichsamt des Innern 
Der Neihstag Hat nun früher 
© ten, unter biefe Unternehmungen das internationale 
Inſtitut für Sozialbibliographie aufzunehmen. Diefen 
Punkt möhte ih noch einmal zur Berüdfihtigung 
empfehlen, da er eine foldje, wie ich weiß, bisher nicht 
—— er Der Zwed des Juftitutß ift die Förderung 

bliographifcher, jowie literarhiftorifcher und Fiterarkritifcher 
Studien auf dem Gebiete ber Sozialwiſſenſchaften, zweitens 
—— und dauernde Durchführung einer inter— 
nationalen Berichterſtattung über alle Neuerſcheinungen 
des ſozialwiſſenſchaftlichen Literaturmarktes, und brittens 
die Veröffentlichung der genannten Studien unb Berichte 
in einem periobifh erfheinenden Organ, fowie in ge— 
eigneten in zwanglofer Reihenfolge erſcheinenden Mono: 
graphien und Sammelwerfen. Das Inftitut will bamit 
der fozialpolitifhen Forfhung dienen. Es will aber auch 
nügen ber praftifchen fozialen Arbeit im weitelten Sinne 
bed Wortes, Das Imftitut befteht feit 1'/, Jahren. Das 
Inſtitut möchte eine Reihe Berbefferungen und Erweiterungen 
vornehmen. Dazu ift ed aber nicht in ber Lage, wenn 
ihm nicht reichlichere Mittel zur m geftellt werben. 
In ben anderthalb Fahren find 350 Mitglieder gewonnen, 
was erheblich ift, wenn Sie bebenfen, daß ber Jahres⸗ 
beitrag 25 Mark beträgt. Als Mitglieber haben fi 
namentlich angeſchloſſen ftatiftiiche Amter, Bibliotheken, 
Stabtmagiftrate, Univerfitäten, Handelshochſchulen, Hanbels- 
fammern, Banken, Inbuftriefirmen und Gewerkſchaften. 
Ich möchte den Herrn Staatöfelretär bitten, noch einmal 
zu erwägen, ob nicht bier doch eine Unterſtützung ein⸗ 
treten Tann. Ich glaube, biefelbe dürfte wirklich gerecht: 


fein, 

Ich habe jebes Jahr, folange ich die Ehre habe, zum 
Reichsamt des Innern eine Art einleitende Rede zu halten, 
auch ber hauptſächlichſten foztalpolitifhen Ereigniſſe des 
Berihtsiahres Erwähnung getan. In den legten Monaten 
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ftarben — das möchte ich in biefem Zuſammenhaug er: (C) 


wähnen — bald nadjeinander drei Männer, die fih um 
die deutſche Sozialpolitit ganz hervorragende Berbienfte 
erworben haben, nämlich ber Unterſtaatsſekretät v. Rotten- 
burg, der erfte Vorfißende der Kommiſſion für Arbeiter- 
ftatiftit, der dieſer Einrihtung bad Gepräge gegeben bat; 
Bödiker, der erfte Präfibent des Reichöverfiherungdamts, 
ber bei der Schaffung ber IInfallverfiherung beiporragenb 
mitgewirkt hat unb ber bei ber praftiihen Durchführung 
der Unfall- und Impvalidenverfiherung als erfter Vor— 
fitender bed Neihöverfiherungsamtd eine Wirkfamteit 
entfaltet hat, bie ſich alljeitig allgemeinfter Anerkennung 
erfreut, und zulegt der Staatöminifter Dr. v. Boetticher. 
Unter dem Bann feiner Nede, namentlich auf fozialpoliti- 
ſchem Gebiete, haben wir in biefem hoben Haufe fo NH 
geftanden, daß aud ihm ein Wort der Erinnerung wohl 
gebührt. Gr hat bie erften großen fozialen Verſicherungs⸗ 
gefege bier an biefer Stelle verireten und er bat aud an 
der Seftung des Handwerkerſchutzgeſetzes ganz hervor: 
ragend Anteil genommen. Mit dieſen Männern ift bie 
alte Garde aus der Zeit der Inaugurierung unferer 
ſozialpolitiſchen Gefeßgebung dahingeſchleden, und es barf 
ihnen an diefer Stelle gewiß ein banfbares Gebenten ges 
wibmet werben. 


(Bravo!) 

Das auffäligfie Ereignis fozialpolitiicher Natur 
während des legten Jahres war der große Mandatsverluſt 
ber Sozialdemotratie bei ber letzten Reichſtagswahl. Welche 
Lehren die Sozialdemokratie aus diefem Schlage ziehen 
will, ob fie hier im Haufe und —2* außerhalb des vr nd 
ihre Taktik ändern will, iſt Iebiglich ihre Sache; darüber 
zerbrehe ih mir dem Kopf nicht. Für bie anderen 
Barteien, und mamentlih aud für die verbünbeten 
Regierungen, ergibt fid) aber aus biefer neuen Situation 
bie ernfte Mahnung, num erft recht eine euergiſche Fort: 


führung der Soztalpolitit in bie Hand zu nehmen. Es (D) 


ift dad aud bei Beiprehung der ge Inlerpellation 
von dem verſchiedenſten Seiten des hoben Hauſes im 
energifher Weife zum Ausbrud gebradt worden, ind: 
beiondere auch — wie ich audbrüdlih anerfenne — bon 
bem Herrn Abgeorbneten Hieber. Wirb in dieſem Reichs⸗ 
tag, der nun neu zufammengetreten ift, kein erheblicher 
fozialpolitifcher Fortſchritt erzielt, dann wird daraus dem 
Allgemeinwohl zweifellos ber größte Schaden erwadien. 
(Sehr gut! in der Mitte). 
63 wäre bad ber ſicherſte Weg, bie Sozialdemokratie 
wiederum zu ihrer alten Mandatöziffer zu bringen, und 
dann erhält ber Einwand einen Schein von Recht, daß 
es ohne den Drud einer ftarten ſozialdemokratiſchen 
Bartei in diefem Haufe fozialpolitifch nicht vorwärts gebt. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Wenn bie verbiinbeten Regierungen — und damit fchließe 
ih — nunmehr nicht ernftlih voranmachen mit fozial 
politifher Tätigkeit, dann handeln fie meiner Überzeugung 
nad geradezu unverantiwortlich! 
(Bravo! in der Mitte.) 


Vizepräſident Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Baffermann. 


Baflermann, Abgeorbneter: Die legten —— 
des Re Hr Kollegen Zrimborn kann ich auch meinerjelts 
unterjhreiben und bie Hoffuung damit verbinden, daß 
biefer neue Reichstag eine Reihe Tosialpofitifcer Aufgaben 
löſen wird. Auch id ube, daß es eine große Ent- 
täufhung hervorrufen würde, wenn unter ber burdh bie 
Niederlage der Sozialdemokratie geänderten Sachlage ber 
biöherige Stillſtand in der Sozlalteform ſeitens ber ver⸗ 
bünbdeten Regierungen aufrecht erhalten würde. 

Der Herr Abgeorbnete Trimborn hat, wie alljährlich, 
eine Nberfiht über ben Stand ber fozialen Reform und 


(a) über bie Aufgaben 


(Baffermann.) 


egeben, bie und demnächſt ober in 
weiterer Zukunft befhäftigen werben. Seine Darlegım 
erweifen ben großen Umfang, ben bas fostalpofitife 
Geblet nah und nah gewonnen bat. Ich werbe bem 
Herrn Abgeorbneten Erimborn auf dem Wege, bie ein- 
zelnen Initiativanträge zu beſprechen, was er ja auch nicht 
vollſtändig Durchführen fonnte, nicht folgen; ich meine aber 
das eine: ſchon die Zahl der Imitiativanträge, bie in 
diefem Reichsſstag von all den verſchiedenen Fraktionen 
dieſes hohen Haufes —** worden find, bie gi wohl 
über anderthalb Humbert erftredt, erweiſt bie 1. 
des foztalpolitiihen Sn, und das kann ja aud 
jeder ohne weiteres beftätigen, ber in Wahlkämpfen, im 
politiſchen Leben überhaupt fteht. 

Es iſt mander angefeinbet worben ges im 

erlichen Bager wegen angeblich zu weitgehender Sozial: 
bol Der Herr Abgeordnete Sittart hat bei einer 
anderen Gelegenheit meinen Namen erwähnt in Ver— 
bindung mit den „Hamburger Nachrichten“. Es ift mir 
fehr wohl befannt, daß bort feit Jahren eine jehr wenig 
liebenswürbige Kritik an meiner foztalpolitifchen Tätigteit 
geübt wird, eine Kritik, bie, wie ber Herr Abgeorbnete 
Zrimborn und feine Freunde wiffen, mid fehr falt ge 
lafien hat. Ich bin den Weg, bem ich fiir richtig eradhte, 
trog dieſer Kritik weitergegangen umb werde es aud 
fünftig fo halten. 

(Bravo! bei den Nationalliberalen.) 

Ih will auf einzelne Refoluttonen eingehen, bie zu 
dem Gehalt des Herrn Staatäfetretärd bed Reichſsamts 
des Innern geftellt find. Es find im ganzen zehn, zum 
Teil alte Bekannte, was wiederum die Nichtigkeit des 
Satzes erweift, dab es zunächſt mwieberholter Verband: 
ungen in diefem hoben Haufe bedarf, bis die verbündeten 
Regierungen geſetzgeberiſchen Vorſchlägen kommen. 
Es ſind alte Bekannte, ſodaß man in der Beſprechung 
(8) und Stellungnahme ſich kurz faſſen kamn. 

Da at der Herr Abgeordnete Trimborn recht: 
wenn man das Reichsgeſetzblatt des Jahres 1906 durch— 
blättert — was id) auch getan habe —, ſtößt man auf 
ein ſozialpolitiſches Bat. Es ift feine einzige geſetz⸗ 
geberifähe Tat in diefen Jahrgang des Reichsgeſetzblatts 
zu verzeichnen, und das iſt eigentlich um fo eritaunlicher, 
wenn man auf bie Tage zurüdblidt, in bemen mir bie 
Interpellationen hier verhandelt haben, die fih anf bad 
foztalpolitifche Gebiet bezogen, einmal die Interpellatton 
des Zentrums über Berufövereine ufw., dann die Inter— 
pellation meines Freundes, des Freiherrn vb. Heyl über 
bie Privatbeamten. In ber Beiprehung biefer Inter— 
pellationen, bie über das engere ——— Gebiet 
hinausgehend auch er ee ee in ben Kreis ber 
Betrachtungen zogen, hat fih doch Fr ein communis 
consensus ber Fraktionen über mande Fragen heraus: 
geftellt, und ber Beweis ift im dieſer Diskuffton geliefert 
worben, baß alle Fragen fpruchreif find, und baß es leicht 
fein — mit dem Reichstag zu einer —— 
Einigung zu kommen. Bei anderen Fragen bat 
2* de berandgeftellt, daß eine fehr große Mehrhe ei, 
wenn aud nit vollftänbige Übereinftimmung, im Reihe: 
tag vorhanden ift. Dies gilt für bie Berufsvereine und 
Arbeitöfammern, ben Kleinen Befähigungsnachweis, für bie 
Reform des Ausverkaufsweſens ufw., aud für einzelne 

bed Brivatbeamtenreht3, den Marimalarbeitätag 
der frauen u. a. mehr. 

So ift in der Tat die Hritit berechtigt, die bon ver: 
ſchiedenen Nebnern, au von jelten bed Herrn v. Heyl 
in biefem Jahre über bie mangelhafte Initiative ber ber- 
bündeten Regierungen auf dem Gebiet der ſozialen Reform 
bier geübt worben ift. 

Nun Hat ber Herr GStaatäfelretär be3 Reichsamts 
des Innern am 9. März 1907 darauf folgendes erwidert: 
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Wir find ja bet Beginn ber Seffton mit einem (c) 
wahren Lawinenfturz von Anträgen überfchüttet. 
Wenn man aber praktiſche Politik treiben unb 
fahlih vorwärts fommen will, halte ich es für 
einen fchnelleren und deshalb befieren Weg, 
einzelne große Aufgaben herauszugreifen und ſich 
mit denen wirklich emft zu beihäftigen; dann 
fommt man eher zum Ziel. 
Das iſt gewiß eine an und für fi richtige Bemerkung; 
ich habe aber doch ben Eindrud, wenn man bie Hinter 
und liegenden Fahre fid anfieht, bat bad Neih3amt bed 
Innern zu wenig aus bem Stabtum ber Vorarbeiten zu 
air eiegebertjen Vorſchlägen übergeht. 
richtig! bei den Nationalliberalen.) 
Das gi ni für die Frage des Privatbeamtenrechts, 
bie Heimarbeiterfrage, bie ragen ber Berufsvereine und 
Arbeitäfammern, ben Martmalarbeitätag ber Arbeiterinnen, 
wo Denkſchriften und Ausarbeitungen vorliegen, wielleicht 
aud für einen Teil des Rechts ber Tarifverträg e; ferner 
für das Ausverkaufsweſen und ben Keinen Befähigungsd:- 
nachweis. 

Aber vor allem iſt doch eines in die Erſcheinung ge ger 
treten: wir haben über dad Recht ber Berufäpereine hier 
in diefem Haufe und lange unterhalten, und bie Stritif 
über dieſes Gejeg war, meines Erachtens mit Recht, eine 
abfällige nahezu von allen Seiten; es hat fi kaum irgend 
ein Verteibiger ber Befeesvorlage ber berbünbeten Re: 
gterungen gefunden. Eins ift aber flar geworden, daß 
die ganze Konftruftion eine unrichtige if. Es wäre 
jebentalls richtiger geweien, wenn man zunächſt bie Rege— 
lung bes politifchen Vereinsrechts ober body gleichzeitig 
bie Regelung be3 politifhen Vereins- und Verſammlungs⸗ 
rechts in bie Hand gemommen hätte. Dann konnte man 
dad Geſetz über bie Berufsvereine beihränfen auf bie 
Regelung ber zivilrechtlichen Berhältniffe 

(ſehr richtig! bei den Nattonalliberalen), 
und bann war mit bem Reichstag hierüber ſehr leicht eine 
re —— A möchte wünfchen und hoffen 
baß das nun balbi Ip nadjgeholt wird, wie ja au 
feitend bes Herrn Reichskanzlers in einer feiner Reben in 
biefem y ein Vereindgefet angekündigt worben if. 

Der Abgeordnete Trimborn hat heute bie Frage 
— * doch geſtreift, ob ben Herrn Staatsſekret 
bes Reihsamts des Innern eine Schuld in baß bie 
Initiative bed Reichs in ſozialpolitiſcher J. eſetzgeberiſcher 
Förderung eine zu geringe iſt. Ich glanbe das auch nicht. 
Ih komme zu denſelben Reſultalen wie ber Herr Ab— 

eorbnete Trimborn. Ich glaube, daß ber Herr Staats- 
Pekretär des Neihsamtd des Innern vielfach beengt ift 
dur Auffaſſungen, die bei einzelnen Staatäminifterien 
der Ginzelftaaten, vor allem der größeren Staaten, 


herrſchen 
(hört! hört! bei den Nattonalliberalen), 

und dab fi das befonderö gezeigt hat bei dem Gefek 
über bie Berufövereine und bei weiter zurüdliegenben 
— ja —* en und verſchollen find. 

— und barauf darf id) no mit einem 
rt * as kommen — ug die Schuld auch an 
einer nicht mehr vollſtändig zureichenden Organiſation des 
Reichsamts des Innern. Darauf bezieht ſich die von uns 
eingebrachte Reſolution, die ein Reichsarbeitsamt fordert. 
Ich habe ferner ben Eindruck, daß es im Reichsſsamt des 
—— an einem genau aufgeftellten rg ee 
jo Ich erinnere mid, und mit mir viele Mitglieder 
tefes Fa, beifptelöweife ber —5— die in dem 
Relchsjuſtizamt bei Schaffung des Bürgerlichen Geſetz— 
buchs und all der vielen Geſetze, bie ſich an das Bürger⸗ 
liche Geſetzbuch anſchloſſen, vorbereitet wurde; da haben 
wir Jahr für Jahr von dem Herrn Staatsſelretär ein 
genaned Programm befommen, in welcher Reihenfolge an 


(D) 


Neichdtag. -—- 25. Sigung. Mittwoch den 10. April 1907. 








(Baflermanı.) 
(A) bie Grlebigung - gefeggeberifhen Arbeiten 
eg folle, ımb im —* und ganzen iſt dieſe Reihen⸗ 
uch auch eingehalten worden. So wurbe benn auch bie 
e * ber Nenaufrichtung unſeres bürgerl * 
* in Deutſchlaud der Vollendung ent lid 
Wir haben en —* Eindruct, daß bei ber ſozialpoli 
Geſetzgebung ſchließlich — erſt eine Vorlage von * 
verbünbeten Regierungen . ei wenn bie 
Barteien einen fehr —— ruck auf bie Regierungen 
ausüben, wie es beiipielöweife bei ben Berufsvereinen 
unb bei ben —— Pag er über bie Einbringung 
eines Geſetzes über die Errichtung von Arbeitötammern 
der Fall war bezw. fein wird. Natürlich macht das Vor: 
gehen bed Reichſtags mit ben vielen En 
auch nicht ben Einbrud der Planmäßigkeit 
(Sehr — bei den Nationalliberalen en.) 
Als wir feinerzeit die Geſellſchaft für foziale Reform be- 
—— war es mit einer der Grundgedanken, daß wir 
dieſer Geſellſchaft, wie es denn auch tatfählih ge- 
ſchehen iſt, die Angehörigen der verſchledenen — und 
arteien vereinigen wollten, und es ſollte dort — 
— Programm he werben, in welcher eihenfolge bie 
einzelnen —— hen Aufgaben im Bearbeitu 0 ges 
nommen werben follen. Nun, die Ginwirkung auf biejes 
hohe Haus ift ja auch zum Teil nicht außgeblieben, bas 
will id anerfennen. Beifpielöweife haben wir in dem 
hinter und liegenden Jahren eine Reihe gemeinfomer 
er —— aber im großen und ganzen war 
die Entwidl en eine andere. Heute bringt jede 
Partei ihr ſozia lt ——— aufgelöſt in einzelne 
Initiativanträge, im Reichdtage ein, und es ift mir gar 
fein Zweifel, daß di Gepflogenheit, die in dieſer 
Intenſität erſtmals in biefem Sabre eingetreten hr in 
Zufunft nicht wieder verlaffen werben wird. Es ift 
ſchließlich auch gar fein —* wenn die Parteien ſagen: 
(8) bie und bie Punkte der ſozialpolitiſchen Geſetzgebung find 
fprucdhreif für und. Denn unter Umftänden erfparen wir 
Verhandlungen, wenn gleihlautende Anträge, Anträge, bie 
m leihartige Regelung einer Materie fordern, von ben 
erſch — ——— Parteien geſtellt werben; denn 
Fe um b erg ne — entnehmen, daß 
Ubereinſtimmung berricht 3 richtig iſt, im dieſer 
Seifton überhaupt kein — Geſetz einzubringen, 
iſt mir — * nach ſehr zweifelhaft geworden; es geht 
jedenfalls biel Zeit verloren, bie ſehr nützlich für Ktom— 
tee berwenbet werben fönnte. 
(Sehr richtig! bei ben Nationalliberalen.) 
Heute tagt nur bie audgetkommtf on; id hoffe, baß bie 
verbündeten Regierungen fi nicht von dem lleinlichen 
Gefihtöpuntt leiten laffen, dab daun wieber die Frage 
ber er er ftatt des Schluffes auftreten wird. 
ehr 5* bei den Nationalliberalen.) 
Denn 7 iſt wirklich ein kleinlicher Geſichtspunkt, und 
ob man es auf bie Dauer aufrecht ge kann, daß 
das geſetzgeberiſche Material, ſoweit es durchgearbeitet 
ift, unter den Tiſch fällt dadurch, daß der Reichstag 
fchließt, ift nah und nad doch recht firittig geworben. 
(Sehr richtig! bei ben Nationalliberalen.) 
Meine Herren, im Reihsamt des Innern liegt heute 
ber — der — Politik; das Hat ſich im 
Zauf der legten Jahre g gegeigt Die ganze hanbeld» und 
—— us jeßgebung tft auf biefed Amt übergegangen, 
während fie in früherer Zeit, zu Zeiten bed Herm Staats- 
fefretärd v. Marſchall, dem Auswärtigen Amt vorbehalten 
war. Es tauchen auf allen Gebieten immer neue Auf: 
gaben auf, die an bad Neihsamt des Innern herantreten, 
abgejehen davon, daß bie fozialpolitifchen Forberungen 
and allen Ständen und Berufsklaſſen und ans allen 
polittihen Partelen heraus ſich ftändig mehren. Dabei 
find die reinpolitifchen Aufgaben ftärker in ben Border: 


erangetreten 


grund getreten. Das bat fi ja 
erwähnten Bereind: und en gezeigt, 
beffen Ausarbeitung ja wohl aud in das Reifort be 
Reichſsamis des Innern fällt. 

Man könnte auch noch andere Fragen babei berühren. 

= ſcheint 3. B. am der Zeit, dab dad Neichsamt bes 

Innern fi) aud einmal intenfiv mit einer befferen 
Sicherung des Wahlgeheimniffes beſchäftigt. Ich weiß 
eigen nicht, worauf da noch gewartet werben fol. 

63 hat ſich Heute Heranögeftellt, baß mit den Gefäßen, in 
bie die Stimmzettel hineingelegt werben, zum Teil großer 
Unfu —— wird. Schließlich haben doch alle Barteien 
dasſelhe Intereife daran, daß eine Überwadhung nicht ge 
ſchleht, und daß man nicht durch das Aufeinanderlegen ee 
Bettel genau kontrollieren kann, wie der einzelne geftimmt 
bat. Diefem llebelftande zu. mit ben automatiſch 
funktionierenden Wahlurnen ein Enbe gemadt werben; 
es liegen ja aud in biefer Be ne — e auch von 
meiner Fraltion vor. In dasſe ebiet fällt aud) die 
nicht zu umgehende Frage ber — der —* ⸗ 
treiſe, die bei anderer Gelegenheit näher zu ne 

Wie bie —— wachſen, ergibt fih aus einer 
Dentichrift, die in Diefen Tagen an das A! — ift, 
über bie Errichtung eines gewerblich⸗techniſchen Reichsamts. 
Wenn man die Begründung bed Antrags Iteft, wenn man 
die Namen fih anfieht all ber techniſchen Korporationen, 
bie biefe Denkſchrift unterjchrieben haben, fo muß man 
anerkennen, daß bie jehige Organifation nicht mehr aus: 
reiht gegenüber der fländigen Zunahme der Bedeutung 
ber Dampftehnif, der Gieftrntechnit, gegenüber ber nn. 
welde heute das Enteignungdverfahren fpielt, — 
bem Waſſerrecht, dem Luftrecht njw., wo eine r sat 
lihe Regelung nit ausbleiben kann, dann muß man 
jagen, auch in biefer —— erwadhlen auf dem Gebiete 

ber Technik dem Heihdamt des Innern neue rn 
und es wird 58 — an bie Errichtung eines te ifch« (D) 
gewerblichen Reichſsamts herangetreten werben müflen. 

Unter biefer Denkfchrift finden Sie aud alle bie 
Sorporationen vertreten, die eine beffere Regelung ber 
gg ei ber gewerblid-techniihen Beamten ber- 
langen. Zrimborn bat bereits geſprochen von ben 
Snitatinaneägen, bie nach diefer Richtung hin vorliegen, 
und bie für biefe Brivatbeamtenklaffe eine ſehr große 
Bebentung Een. Wie notwendig eine Anderung in 
der Richtung ber Gleihftellung mit ben Handlungs: 
gehilfen nad den verihtedenften Richtungen iſt — ich will 
auf dad Detail nidt ** —, wie dringlich z. B. bie 
rn ber Stonkurrenzklaufel fir biefe Beamten ift, das 
ergibt die eine Tat — daß in der Kommiſſion bon 
14 Mitgliedern, bie über dieſe Initiativanträge im vorigen 
Jahre beriet, Einftimmigfeit in allen Fragen erzielt worden 
it. So fehr bat man bie Abänberungöbebürftigleit ber 
heutigen geſetzlichen Beftimmungen anerfannt. Ich möchte 
alfo —398 — daß die Regierung * — — 
und uns nicht wieder aut ben Weg verweiſt 
Initiativanträge umfererfeit3 zunächſt zu Beichlü 
fommen. Es ift ja ſehr ſchwierig, auch nur die ——— 
unſerer Initlativantrüge hier im Haufe zur Verhandlung 
zu bringen. Es haben an ben Beratungen ber Kom— 
miffion Regierungskommiſſare aus dem Reichsamt bes 
Innern, dem Reihsjuftizamt und bem preußifchen Handels⸗ 
miniftertum teilgenommen, alſo Beweis dafür, * 

tigteit auch bie verbündeten Regierungen auf d 
— dieſer Rechtsberhältniſſe legen. Ich hoffe, daß 
u im fommenben Herbſt eine Vorlage in biefer Beziehung 

ommen. 

Der Herr Abgeordnete Trimborn hat dann die 7 
geſtrelft der Heimarbeiter, der Zuſammenlegung ber Ber 
fiherungsgefege und ber Witwen: und Wat enberfidjerung. 
Ich will daranf meinerſeits and nicht weiter eingehen, 


a bereit bei bem bon mir (C) 


(B) verträge hervorgehoben. 
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Baſſermaun.) 


(A) namentlich da wohl Geneigtheit vorhanden iſt, an einem 


Schwerinstag die Heimarbeiterfrage zur Beiprecdhung p 
bringen. Wir haben vor Jahr und Tag es ſchon fü 
dringend erachtet, die Verhältniſſe der Heimarbeiter zur 
Beratung zu bringen, und diefe Beratung durch einen 
gemeinfamen Initiativantrag vorbereitet. Das ift aber 
infolge befonderer Umftände nicht möglich geweſen. Ich 
follte nun meinen, daß bie beteiligten reife ein Recht 
darauf haben, daß ber en jih bald und eingehend 
über dieſe Frage ausſprich 
Nun möchte ich dee ein Wort jagen über bie 
Tarifverträge. Ih bin der Anſicht, daß die Frage der 
Regelung des Rechts der Tarifverträge eine ._. iche 
wird. r erleben doch heute in ben wirtichaftlichen 
Kämpfen eine Eutwidlung dahin: an die Streils haben 
fi nad und nad angeichloffen die Ausfperrungen; bie 
Ausiperrungen erfolgen Han als Gegenwehr in großem 
Umfange.. Es haben fih angeſchloſſen an die Arbeiter- 
organtjationen bie Arbeitgeberorgantjationen, bie fid) viel— 
fach als ftärfer erweifen. Alſo der wirtichaftlice Kampf 
organifiert ſich hüben unb drüben, er greift teils zum 
Streit, teild zur Ausſperrung. In dem Augenblid, in 
dem die bürgesfiche —E dies klar erkennt, in dem 
dieſe Tatſache auch jedem im Parlament klar fein muß, 
werben biejenigen doch recht haben, die, ba fie dem wirt: 
ihaftlihen Kampf nicht befeitigen können, wenigſtens 
nad Friebendorganifationen rufen, und aus biefem Ge: 
fichtspunkte heraus haben wir bie Einrichtung von Arbeits- 
fammern befürwortet. Cine Friedenseinrichtung ift aud) 
ber Tarifvertrag. Darüber ift fein Zweifel, daß eine 
Menge von Streitigkeiten durch die Einrichtung der Tarif- 
verträge aus der Welt geihafft werden. Wenn man bie 
amtlide Zufammenftellung ber in Dentichland geltenden 
Tarifverträge, die erfchienen ift, durchlieſt, da find ſcharf 
und präzis von den Verarbeitern die Vorteile der Tarif: 
Es heißt da: 
Die Vorteile für Die Arbeiter befiehen in ber 
Verbeflerung der Arbeitäbebingungen, weil ber 
Arbeitgeber gegen Streit und Unterbietung durch 
Schmutzkonkurrenz gefichert, höhere Löhne zahlen 
und der Arbeiter “ ftändigere Arbeitsverhältniſſe 
felbft bei ſckwankenden Sonjunkturen rechnen kann. 
üÜberdied bedeutet der Tarifvertrag eine Weiter: 
bildung des Wrbeitövertrages und eine Aus— 
behnung des NArbeiterfichuges. Für den Arbeit- 
geber liegen die Vorteile darin, dab durch bie 
tolleftive Feftftellung ber Arbeitsbedingungen fiir 
bie Dauer der Geltung des Tarifpertrages bie Fern⸗ 
haltung bed Streifd erzielt wird; der Arbeitgeber 
erlangt bie Sicherheit, daß feine Konkurrenten 
nur unter gleihen Bedingungen arbeiten laſſen 
können on er, auch gibt der Tarifvertrag jener 
Geihäftsführung eine gehe Ruhe. 
In dieſer amtlichen Ausarbeitung ift hingewiejen “ 
die große Zahl von Tarifverträgen, die dort auf 3000 b 
4000 beziffert wird. Die Zahl der Arbeiter, —8 
Arbeitsbedingungen durch kollektive Vertragsſchließung 
get find, ſchätzt das Amt auf 700.000 bis 800 000. 
a3 find Ziffern, die in die Wagichale fallen, und wenn 
wir anbererfeitö in dem amtlihen Bericht leſen, daß bei 
ber gegen Big Rechtslage der Tarifvertrag hinſichtlich 
feiner führung in ber Zuft ſchwebt, daß jeine Durd)- 
fahrumg, * es bier beißt, letzten Endes eine Macht— 
ng bann tritt in der Tat an die Reichsregierung 
die U gabe heran, wenigfiens einmal bie Worarbeiten 
für bie. rechtliche Regelung der Tartfverträge in die Wege 
zu leiten, und id; glaube, daß ber Herr Reichskanzler 
dieſem veſtreben ja auch durchaus ſympathiſch gegenüber: 
ſteht. Wenigſtens ſcheint mir das aus dem Schreiben 
hervorzugehen, welches am 11. März 1907 der Herr 
Reichstag. 12. Legisl.P. I. Seſſion. 1907. 


Reichskanzler an bie Geſellſchaft für Sozialreform ge (C) 


ritet hat. Ih will alfo auch meinerfelts, konform mit 

den Darlegungen meines Herrn Borrebnerd, die Auf: 
merkjamfeit der verbiinbeten Regierungen erneut auf dieje 
Frage richten. 

Ich möchte ein kurzes Wort ſagen über bie 
Reſolutionen, die bezüglich der Glasinduſtrie vorliegen, 
indem ich einem weiteren Redner meiner Fraktion vor: 
behalte, hierüber noch eingehend ſich zu äußern. Es Liegt 
vor ein Antrag de3 Zentrums auf Nummer 199 der 
Druckſachen. Danadı ſoll der fanitäre Marimalarbett3: 
tag eingeführt werben und die Arbeit an Sonn- und 
Telltagen mit Ausnahme der erforderlihen Htlfsarbeiten 
zur Unterhaltung ber Gasöfen verboten werden. Dann 
liegen vor weitergehende Anträge ber Herren Albredit 
und Genoſſen, jozialdemofratiihe Anträge. Nach ben 
Erhebungen, die in meiner Fraktion gemacht worben find, 
find verfchiedene der Forderungen, Die in dieſen 
Nefolutionen erhoben worden find, aunehmbar und durch⸗ 
führbar. Ich darf kurz darauf verweiſen, was man mir 
bier geſchrieben Hat aus einer großen Glashütte. Da 
wird gejagt: 

Dadurch, dab zur Beförderung fertig geblafener 
Stüde in den Kühlofen junge Leute bon 14 bis 
16 Jahren gebraudt werden, ift für bie Hohl» 
glasbläfer die Arbeitözeit bereit3 auf 10 Stunden 
befhräntt, da nad 5 135 der Gewerbeordnung 
dieſe jungen Leute nur 10 Stunden täglich 
beihäftigt werden bürfen. 
— Eine Feitfegung eines Maximalarbeitstages von 10 
Stunden würbe demnach für berechtigt zu erachten ſein. — 
63 ift dann weiter gejagt, daß die Sonntagsruhe weiter 
als bisher ausgedehnt werden kann, allerdings mit dem 
einen Vorbehalt, daß, ſoweit die Herftellung von Zafel- 
er in Frage kommt, bier Annahmen zauläffig fein 
müfjen. 
weiter eingehen, da ein jpäterer Redner meiner Fraktion 
noch darauf zurüdtommen wird. 

Es liegt dann vor eine Reſolution ber Herren Raab 
und Niefeberg, die ſich auf den unlauteren Wettbewerb 
und das Ausverfaufswejen bezieht. Ich bin auch ber 
—— daß die Frage zur geſetzgeberiſchen Regelung 
ſpruchreif iſt, und daß es wohl weiterer Erhebungen nicht 
bedarf. Wir werden den Antrag übrigens annehmen. 
Wenn uns eine Denkſchrift über bie ur Erfahrungen 
mit bem Geſetz Auskunft geben will, jo tft das ja nüß- 
liches Material. Ich möchte den Wunſch Damit verbinden, 
daß Wir auch einmal eine genaue Auskunft befommen 
über die reichsgerichtlichen Erkenntniſſe, die in biefer 
Materie ergangen find, um beurteilen zu können, inwie⸗ 
weit die gegen dad Neihäögeriht erhobenen Vorwürfe, 
dab ed das Geſetz, wider die Abſicht des Gefehgebers, 
eingeengt habe, berechtigt find. Die franzöſiſche Recht⸗ 
ſprechung hat fi) hier ja bekanntlich viel larger entwidelt. 

Ich will nicht weiter eingehen auf ben Antrag, ben 
wir bezüglid der Handlungägehilfen und der Somntags- 
ruhe im Kontoren geftellt haben, da auch Hierauf ein 
weiterer Redner meiner Fraktion eingehen wird. Das 
eine möchte id) nur meinerfeit3 beftätigen, daß bie Er- 
fahrungen, die mit ben Saufmanmögerihten gemacht 
worden find, durchaus — * —— — 
natürlich ausgenommen. chnelligkeit und Billigkeit 
des Verfahrens und — die bon und voraus⸗ 
gejagte große Anzahl der Vergleiche, die vor den Kauf: 
manuögerichten erzielt werden, hat durchaus mohltätig 
gewirkt und Die — en ng warmen Anhẽ g 
dieſer Einrihtung gemacht. chnelligkeit des 
fahrens ſpielt ja eine große Kol, und dieſe Schnelligkeit 
des Verfahrens bei dieſen Spezialgerichten, die ja teilweife 


ans juriſtiſchen Streifen fehr lebhaft re werben, 


Ich will, wie gejagt, auf dieſes Thema nidt (m) 
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(Baffermann.) 


Aa) hat unter anderem auc) folgenden Grund. Der Borfitende 


des Gewerbegerichts und des Kaufmannsgerichts wird er— 
nannt vom Magiſtrat; laufen gegen feine Rechtſprechung 
Klagen ein, baß bie Klageſachen nit raſch erlebigt 
werben, dann hilft der Magiftrat ſehr raſch ab, und darauf 
ift zum Teil dieſe rajche, befriedigende Rechtſprechung 
zurüdauführen. 

Dann möchte ich ein Wort jagen iiber die Sonntags- 
ruhe in der Binnenfhiffahrt, in Rüdfiht auf die von uns 
bier beantragte Rejolution. Die Sonntags: und Nadıt- 
ruhe in der Binnenihiffahrt befhäftigt den Neihötag ſeit 
einer ar von Jahren. Als wir im Jahre 1895 das 
Binnenihiffahrtögefeg machten, da lagen ſchon Anträge 
bor wegen ber Betrieböruhe an Sonn: und Feiertagen 
auf Güterſchiffen. Dieſe Anträge find damals nicht ange- 
nommen worden; man hat darauf hingewieien, daß das 
nur gemadht werben kann entweder duch Beftimmurgen 
in ber Gewerbeordnung oder — in Rüdficdht vielleicht auf 
die zahlreihen Ausnahmen, die zugelaflen werben müfjen — 
im Wege eined Spezialgefeged. Immerhin bemerkt man, 
wenn man jene Verhandlungen von 1895 burchlieft, wie 
ion bamald der Ruf nah Sonntags und Nachtruhe 
ertönte, und zwar auffallenberweife viel weniger aus dem 
Kreifen des Dienftperfonald, ald von ben ——— 
Schiffern, ben ſogenannten Partilulierſchiffern. Dieſe 
Entwicklung hat ſich dann weiter vollzogen. Ich kann 
darüber aus eigener Erfahrung Mitteilung machen; 
ih bin ſeit, glaube ich, über 15 Jahren Vorſitzender 
rheiniſcher Schiffervereine. Während man im Jahre 1895 
und in den folgenden Jahren bie Forderung ber 
Naht: und Sonntagdruhe nur ſchüchtern erhob, fteht 
heute die Sade fo, dab feine Jahresverfammlung 
und beinahe aud) feine fonftige Vereinsperfammlung — 
eö finden ja außer ber Generalverfammlung nod eine 
Reihe von Bereinsverfammlungen im Laufe des Jahres 


(a) Statt — mehr vergeht, ohne daß immer Iebhafter, heftiger 


und unmwilliger der Ruf nad biefen Nuhezeiten erhoben 
wird. Und das liegt auch in der Natur der Sade. Der 
ganze Betrieb tft intenfiver, ift nerböfer geworden, er ftellt 
an den Menſchen immer größere Anforberungen, und 
darunter beginnen auch dieſe jelbftändigen Mittelftands- 
eriftienzen — benn das find dieſe Partikulierſchiffer — zu 
leiden. Wie vollzieht fi heute die Sade? Es wird 
bei modernen Einrichtungen wenigftens auf den weftlichen 
Strömen fehr raid; eingelaben, jei ed an ben Seepläßen, 
jet e8 unterwegs; dann beginnt die Fahrt. Es barf nad 
der Rheinſchiffahrtsordnung an hellen Nächten durchge— 
fahren werden, nur an dunkeln muß nad polizeilicher 
Vorſchrift die Fahrt ruhen. Kommt der Schiffer an, fo 
beginnt dad Ausladen. Als wir bad Binnenjchiff- 
fahrtögefeg machten, haben wir bie Beſtimmung 
hineingeſchrieben, daß der Binmenfchiffer und jeine 
atroten nicht verpflichtet find, am Ausladen und 
Einladen teilzunehmen; das ift aber in ber Praxis 
nit eingehalten worden, ſondern wird buch bie 
Konnofjemente und Labefcheine einfach abgeändert, und 
das Perſonal, welches die ganze Nacht gefahren tft, und 
der Schiffer jelbft müffen jofort an das Ausladen gehen. 
So fommt nad) und nad) biefer unbezwinglicde Wunſch 
nad Nachtruhe und aud nach Sonntagäruhe. 

Man hat bie Nachtruhe geforbert in jehr beſchränktem 
Umfange, nämlich in einem Umfange von 6 Stunden; barüber 
ſchweben jeit 6 Jahren een bei ber Kommiſſion 
für Arbetterftatiftit, heute bei der Abteilung des Statiftiichen 
Amts. Es wird heute wohl jo weit jein — ber Herr 
Staatsſekretär hat wohl bie Güte, darüber Auskunft zu 
geben —, daß demnächſt Auskunftsperſonen einvernommen 
werben über die Dienftverhältniffe in der Schiffahrt. Kurz 
und gut, es ift noch nicht abzufehen, wann diefe Regelung 
fommt, während bereit3 1897 Herr Graf Poſadowskh hier 





erklärte: wir werden weiter feitfielen die Arbeitöverhält: (C) 


niffe der Angeftellten in der Binnenſchiffahrt — alfo vor 
genau 10 Jahren! 

Nun, daran ſchloß fi das Verlangen nad Sonn: 
tagsruhe. Auch diefe Forderung wird nunmehr auf jeder 
Verſammlung von Sciffern erhoben. Ich kann mid da 
beziehen auf Ausführungen des Heren Grafen Bofadowäty 
— nicht über die Schiffahrt; aber er hat gelegentlich bei 
einer anderen Sache darüber geiproden: 

Wer englifhe Verhältniffe nicht kennt, ift wohl 
geneigt, über die engliihe Sonntagsordnung zu 
ipotten; allein andererſeits wiffen wir doch, 
welche unendliche Quelle des Segend für bie 
phuftihe Erhaltung des englifchen Volks und für 
die Geftaltung des engliſchen Familienlebens in 
ber engliihen Sonntagsruhe Liegt. 
Alſo einmal ein Ruhebedürfnis und dann ein religiöfes 
Bedürfnis der Schiffer, wie aud in ben an dad Reich: 
amt des Innern gekommenen Nefolutionen ſcharf hervor: 
ar worben it. Ich möchte wünfdhen, daß hier bie 
geleglihe Negelung bald kommt; denn es hat doch ſchließ— 
li feinen Zwed, die Fragen fo zu behandeln, dab nad 
und nad die Angehörigen eines folden Gewerbes immer 
ungehalterer werben, daß ihnen das Net vorenthalten 
wird, welches jie bei anderen Berufözweigen gewährt jehen. 
(Sehr richtig!) 
Wo Ausnahmen notwendig find, 3. B. bei Eiögefahr, 
bei niedrigem Wafler, bei Hochwaſſer, mun gut, da muß 
man eben — zulaffen; das wird fi auch ohne 
weiteres machen laffen. Aber ich möchte aud; bier hervor- 
> bie Leute, welche Nacht- und Sonntagäruhe ver- 
angen, find ſelbſtändig fahrende Schiffer, das ift nicht, 
wie ih das ab und zu zu lefen befomme, bon ben Herren 
Sozialbemofraten aufgeletes Perſonal — davon tft gar 
feine Rebe, Das Berfonal wünſcht natürlih die Ruhe 


auch; aber bie führenden und treibenden Elemente find (m) 


jelbftändig fahrende Schiffer, denen von den verſchiedenſten 
Leuten bei den verichiedenften Gelegenheiten auseinander: 
efegt ift, daß fie natürlich mit den Polizeibehörden bei 
egelung ber Arbeit3: und Betriebszeit unter Umſtänden 
rechte Scherereien befommen, und bie trogbem auch auf 
die Gefahr Hin, von der Polizei Strafmandate wegen 
Übertretung etwa ergehender Verordnungen zu erhalten, 
immer intenfiver die Nacht: und Sonntagdruhe verlangen. 
Meine Herren, ih möchte zum Schluß ein paar 
Worte über unfere Reſolution bezüglich ber Errichtung 
eined NReihsarbeit3amts fagen; dieſe Refolution befindet 
fi in ben Händen ber Herren. Wir benfen und barunter 
eine Spezialbehörbe zur Yentralifterung ber ſozialpolitiſchen 
Berwaltungsaufgaben. Ich möchte Hier verweilen auf 
die Gejehgebung der Auslandöftaaten, einmal J die 
Geſetzgebung Amerikas mit feinem ſelbſtändigen Arbeits- 
departement, das ſeit dem Jahre 1888 beſteht, mit einem 
Arbeilslommiſſar an der Spitze. Auch England hat ein 
Arbeitsbureau als Telbftändigen Zweig ded Hanbeldamts 
in London. Oſterreich Hat eine befonbere Abteilung im 
Handeldminiftertum für diefe foztalpolitifhen Aufgaben 
ausgebildet, die, wenn ich richtig orientiert bin, = 
funktioniert, und ber bie Anftelung münblicher und jchrift- 
licher Enqueten über erhebliche foziale Erfcheinungen zus 
fällt, ferner periobifh fortlaufende ftatiftifche WBeob- 
adhtungen und dann vor allen Dingen legislatoriſche 
Vorarbeiten, foztalliterariihe Sammelbeihaffungen uſw. 
Ahnlich ift es in Belgien, Dänemark und Spanien. In 
Tranfreih hat man befanntlih ein Arbeitsminiſterium 
errichtet, deſſen erfter Chef der Sozlalift Vipiant ift. 
Meine Herren, in Deutſchland hat man ſich mit der 
Frage einer anderen Organifation für biefe ſozial⸗ 
politiihen Aufgaben auch ſchon frühzeitig befaßt. Im 
Sabre 1901 hat die Gejellihaft für Soziale Reform bie 








(Baffermanı.) 


(A) Erridhtung eines Reichſsarbeitsamts geforbert. Referenten 


(B) 


für dieſe Frage waren damals Herr Kollege Dr. Pachnicke 
und ber Herr Staatöminifter Freiherr v. Berlepfh. Die 
Gefelichaft für Soztale Reform hat fi) damals nad 
langen und eingehenden Verhandlungen, an benen fi 
Politifer aus den verfchiedenften Fraktionen beteiligten, 
anf cine Reihe von Grundſätzen geeinigt. Ste finden fie 
in dem eriten Heft der Schriften der Geſellſchaft für 
Soziale Reform. So wichtig erjchien diefe Aufgabe diefer 
Geſellſchaft, daß es die eıfte fchrififtellerifche Arbeit war, 
bie bon ber Gejellichaft herausgegeben worben if. Wir 
aben ja num im Laufe ber Jahre eine Anderung erlebt. 
m Jahre 1903 ift die Errichtung einer Abteilung für 
Arbeiterftatiftif beim Statiftifchen Amte erfolgt, und ber Bei: 
rat ift im einer etwas geänderten Form beibehalten worben. 
Im Laufe der Jahre haben meine politifchen Freunde, aber 
auch —F anderer SFrafttonen, immer wieder darauf 
hingewieſen, dab e3 mot tut, im biejer Richtung im Reichs— 
amt des Innern eine organtlatorifhe Anderung vorzunehmen. 
Es war in ben Jahren 1905 und 1906, dab bieje An: 
regungen bier im Keichötage wiederholt worden find. Im 
Jahre 1904 ift eine Nefolution Paaſche-Heyl-Dr. Hieber 
zum Etat unerledigt geblieben. Im Jahre 1905 ift ein 
Inittativantrag meiner Fraktion nah diefer Richtung hin 
vom Reichſstage bereit3 angenommen worden, zu dem ſich aud) 
ber Herr Abgeordnete Trimborn zuftimmend erflärt hat. 
Meine Herren, was wir im einzelnen wollen, das er- 
gibt unfere Refolution. Wir wollen 
ein vom Neihdamt ded Innern reffortierendes 
ftändige8 Amt unter der Bezeichnung „Reichs— 
arbeilsamt“, auf weldes die Obliegenheiten und 
Befugniffe der arbeiterftatiftifchen Abteilung bes 
Statiftifhen Amts übergehen, und welchem die 
befondere Aufgabe obliegt, in Anfehung der 
Kohnarbeiter und anderen Angeftellten faufınän- 
nifcher und gewerblicher Betriebe 

a) bie Feltftellung und wiſſenſchaftliche Ber: 
arbeitung ihrer Arbeits-, Dienft: und Er: 
werböverhältnifje fowie fonftigen Lebens: 
bedingungen, 

b) die Anregung und Vorbereitung einer hierauf 
gegründeten fortfchreitenden und zufammens 
fafjenden fozialpolitifhen Geſetzgebung, 

ufw., wie bad in dem Antrage des näheren enthalten ift. 
Ich habe auch die Überzeugung, daß, wenn eine derartige 
jelbftändige Abteilung mit einem ſachverſtändigen Beirat 
beftanden hatte, wir das nicht erleben werben, was wir 
bei dem Geſetz über die Berufsvereine erlebt haben, daß 
ohne joe Fühlung mit den Bebürfniffen des Lebens 
eigentlich gegen die Meinung aller Parteien das Geſetz 
bann fo ausgeftaltet an den Reichſtag gelangt, wie Das 
damals ber Fall war. 
(Hört! hört!) 
Ich würde eine derartige Inftanz dann auch als Zentral: 
inftanz für nützlich balten, wenn die Arbeiterfammern 
eingeführt find. 
(Sehr wahr! bei ben Nationalliberalen.) 
In der „Sozialen Praris* ift auch diefe Forderung 
befproden. Da heißt es: 
Diefe Forderung, in der ſeit Jahrzehnten alle 
Spzialpolititer übereinftimmen, hat die Geſellſchaft 
für foziale Reform ufw. bereit3 im Jahre 1906 
geftelt. Wie lange fol es nod dauern, bis 
Deutſchland eine Inſtitution erhält, die ſich in 
Großbritannien, Frankreich, Ofterreih, Belgien, 
Stalien, Spanien, Vereinigte Staaten, Stanaba, 
den auftraliihen Staaten längft bewährt hat? 
Die Geſchichte dieſer Beftrebungen in Deutfchland 
ift aud ein Beitrag zu ber Legende bon dem 
Automobiltempo unferer Sozialpolitik! 
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Wenn man das Reihdamt bed Innern burchfieht im CC) 


feinen einzelnen Abteilungen, fommt man ohne weiteres 
iu dem Geſichtspunkt, dab für die wichtigften Aufgaben 
oh auch eine befondere DOrganifation, ein befonderes 
Amt gefhaffen werden fol. Wir finden Heute im 
Neihdamt des Innern ein Bundesamt für Heimats— 
wefen, das Statiftifhe Anıt, daS Geſundheitsamt, die 
Biologifhe Abteilung, das Patentamt, das Reichsvber— 
fiherungsamt, die Phnfitalifch » Tehnifhe Reichsanſtalt, 
da3 Kanalamt, das Auffiht3amt für enge arg 
— alſo alles durchgebildete Organifationen, während bieje 
großen ſozialpolitiſchen Aufgaben, die ſich von Jahr zu 
Jahr mehren, die einen immer größeren Umfang annehmen, 
auch die großen ſtatiſtiſchen Aufgaben, die immer wieder 
an und und an bie verbündeten Regierungen herantreten, 
body auch Ffonzentriert werben follten in einer eigenen 
Abteilung des Reichsamts bed Innern, welche fid fpäter 
ausgeftalten fönnte zu einem eigenen felbftändigen Staat$- 
fefretariat. Das find die Gedanten, bie und bei unferem 
Antrag geleitet haben. Ih meine übrigens auch, bie 
heutige Konftruftion — der Beirat, der heute bem Statiſtiſchen 
Amt angegliedert iſt — paßt gar nicht für das Statiftiiche 
Amt, und zwar aus dem einfadhen Grunde, weil bie 
Aufgaben, die diefem Beirat zufallen, fih zum größten 
Teil gar nicht auf dem Gebiet der Statiftit 
(ehr richtig! bei den Nationalliberalen), 
fondern auf allgemein fozialpolitiihem Gebiete bewegen. 
(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 

Ich möchte Ihnen alſo empfehlen, unfere Refolution 
anzunehmen. 

Meine Herren, der Herr Abgeordnete Trimborn hat 
damit geſchloſſen, daß er von der Verminderung ber 
fozialdemofratiichen Mandate in diefem Haufe ſprach. Ich 
meine, die Niederlage, die die Sozialdemokratie erlitten 
hat, räumt bas eine Argument aus, welches und vielfach 


entgegengehalten wurbe, wenn wir Jahr für Jahr mit (D) 


neuen fozialpolitifchen Forderungen kamen, nämlich das 
Argument, daß diefe foziale Neform doch feinerlei 
politifche Wirkung zu äußern vermag, daß die Mafle 
durd die Sozialreform doch nicht zufrieden geftellt werde. 
Der Gegenbeweis ift mit dieſen Wahlen geliefert. Wir 
haben heute bie Tatfahe zu verzeichnen, daß felbft in 
den reifen organifierter Arbeiter, auch ſozialdemokratiſch 
organifierter Arbeiter — das ift ums beftätigt worden 
durch bie ſozialdemokratiſche Preſſe ſelbſt — ſich gewifle 
MWandlungen vollziehen, und daß die Scharen, bie jo 
lange dem ſozialdemokratiſchen Banner folgten, doch 
nicht mehr jo fefiftehen, wie das früher der Fall war. 
Das macht matürlih die Aufgabe der verbinbeten 
Negierungen zu einer verantwortungsvolleren, als es 
biäher ber Fall war. Es iſt jüngft — von bem Ab» 
geordneten Hue war es wohl — hingewiefen worden 
auf bie große Zahl der organifierten freien Gewerkſchaften. 
Er hat gefagt: 1800000 find in biefen Gewerkſchaften, 
die wir fozialbemokratifch nennen, organtfiert gegemüber 
einer Zahl von 000, die in Hirih-Dunderfhen 
Gewerliaften und in hriftlichen Organifationen vereinigt 
find. Num, meine Herren, glaube id, gerade eine un 
Fortführung der Sozialreform, das han ur auf bie 
bereditigten Forderungen ber Arbeiterorgantfationen wird 
am beiten geeignet fein, bie Organifationen, die auf 
nationalem Boden ftehen, zu ftärfen und bie jozial- 
demofratifhen Organtfationen zu ſchwächen. 

(Sehr richtig! fehr gut! bei den Nationalliberalen.) 
In diefer Nichtung haben wir die Ankündigung der Thron- 
rebe begrüßt, daß die berbündeten Negierungen feft ent— 
ſchloſſen find, das foziale Wert in dem erhabenen Geifte 
Kaiſer Wilhelms fortzufegen, und ebenfo die Ausführungen, 
die der Herr Reichskanzler im Anſchluß an bie Ankündi— 
gungen der Thronrede demnächſt in diefem hoben Kaufe 
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(A) machte. Ich jollte glauben, daß bie Regierungen ernfilich 


(B) 








bemüht fein müffen, wenigftens Diejenigen Materien, über 
welde communis eonsensus in dieſem Haufe vorhanden 
tft, die ſpruchreif find, baldigft zur geſeßgeberiſchen Bor: 
lage zu bringen, und id; glaube weiter, daß, wenn dazu 
die gegenwärtige Organifatton des Neihsamts de3 Innern 
nicht zureichend ift, man herangehen müßte au die Er- 
rihtung eines bejonderen Reichsarbeitsamts, um durch 
biefen Ausbau bie Sozialreform fräftig zu fordern. 
(Lebhafter Beifall bei den Nationalliberalen.) 


Vizepräfident Kaempf: Das Wort hat ber Herr 
Abgeordnete Werner. 


Werner, Abgeordneter: Meine Herren, mit den Ichten 
Ausführungen des Herrn Vorredners betreffs Schaffung 
eines Reichsarbeitsamts kann ih mid einberftanden 
erflären. Wir haben wiederholt Beranlaffung genommen, 
bei Beratung des Etats des Reichsamts des Innern 
dieſe Forderung zu erheben, wie wir auch ſtets für eine 
ie der drei Verſicherungsgeſetze eingetreten 

nd. Wir wünſchen ferner mit dem Herrn Stollegen 
Trimborn eine weſentliche Erhöhung bes Bauarbeiter: 
ihuged. Ich will zunächſt einen Erlaß berühren, der 
vor dem preußiihen Minifter des Innern ſtammt. Nach 
biefem Grlafje ift es zwar jebem Beamten geftattet, ſich 
mit etwaigen Petitionen an das Abgeordnetenhaus zu 
wenden, es ſoll aber nicht gebuldet werben, daß fid Be— 
amte mit ihren Wünfchen, ſei es ſchriftlich, mimblich oder 
auf anderem Wege, direft an Abgeorbnete wenden. Diefen 
Grlaß halte ich Mir durchaus unzuläffig. Wenn man deu 
Beamten das Recht gewährt, Petitionen einzureichen, kann 
man ihnen auch das Recht nicht ftreitig machen wollen, 
mit den Abgeordneten zu verkehren, um ihnen die Wünſche 
der einzelnen Beamtenfategorien zu unterbreiten und biefe 
näher zu begründen. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Ih Hoffe, daß nicht ein ähnlicher Erlaß wie diefer, der 
in Beamtenfreifen großen Unwillen hervorgerufen bat, 
weil er ein unzuläffiger Eingriff in die ſtaatsbürgerlichen 
Nedte der Beamten ift, vom Herrn Staatöfelretär des 
Innern für bie Reichsbeamten erlaffen werde. Die „Be: 
amten-Zeitung“ jchreibt über dieſen Erlaß treffend: 

Daß Beamte, ohne vorher eine Petition an das 

zuftändige Parlament —— zu haben, ein- 

zelnen Abgeordneten Anliegen und Beſchwerden 

übermitteln, dürfte allerdings als Übergehung des 

Inſtanzenweges anzufehen jein. Daß aber Beamte 

nad Einreihung einer Betition einzelne Barla- 

mentarter, bon denen Died zu erwarten fteht, 

um en ber Petition in Plenum an: 

ar dürfte fein Disziplinargerihtshof als 

tenftvergehen anſehen. 
Mau kann den Beamten unmöglich verwehren wollen, dab 
fie neben ihrem Petitionsrecht aud den Abgeorbneten Die 
nötigen Unterlagen bieten; denn aus ben Petitionen allein 
fann der Abgeordnete fih nicht immer ein richtiges Urteil 
bilden, bamit die Beamtenkreife erfolgreid und wirkungs— 
voll in der Kommiſſion und im Plenum bon den Mb: 
geordneten vertreten werben können. 
(Sehr richtig!) 

Der jegige preußiihe Eifenbahnminifter, Herr Breiten: 
bad, bat neulich in einer Nede im Abgeordnetenhauſe 
beſonders hervorgehoben, daß es ihm erwünfcht fei, wenn 
fi) bie Beamten mit den Abgeorbueten in Verbindung 
fegten, dab er ferner gar nicht dagegen einzumenben 
habe, wenn die Wünſche der Beamten auch in den Tages— 
zeitungen befannt gegeben würben, damit er in bie Lage 
verfegt werde, die einzelnen Wünfche eingehend zu prüfen, 
um, wenn möglich, Abhilfe zu fhaffen. 

Nunmehr komme ih auf eine Nefolution, bie ber 


Zentralverband deutſcher Bäderinnungen „Germania” in (U) 


München am 9. Auguft 1905 angenommen hat, die ſich mit 

den Konfumbereinen befaßt. Diefelbe hatfolgenden Wortlaut: 
Der vierzehnte Bentralverbandötag beutfcher 
Bäderinnungen richtet an die Reichsregierung 
das dringende Grfuchen, eine Reform des 
Genoſſenſchaftsgeſetzes hinſichtlich der Konſuni⸗ 
vereine in die Wege zu leiten. Die Weiter— 
entwicklung der Stonfumbereine —— den 
ſchwer um ſeine Exiſtenz ringenden Bäckerſtand 
in dem Maße, daß es ein Gebot der Notwehr 
iſt, den Schutz und die Hilfe des Staates anzu— 
rufen. Dies um ſo mehr, als es namentlich die 
Sozialdemokratie verſtanden bat, die Vorteile 
des Genoſſenſchaftsgeſetzes in weitgehendem Maße 
für ihre Zwecke nußbar zu machen. Der Zentral: 
verband erblidt in der firengen Trennung von 
PBroduftivgenoffenihaften und Stonfumbereinen, 
in Verbindung mit dem Verbot ber Zahlung von 
Dividenden, ein Mittel, die fchäbigenden Aus: 
wüchſe zu befämpfen. 

Diefe Refolution des Bentralverbandes deutſcher 
Bäderinnungen läßt ji fchr gut berallgemeinern. Mas 
für das Bädergewerbe zutrifft, trifft aud) für den gefamten 
Mittelitand zu, der unter den Auswüchlen des Konſum— 
vereinsweſens ſchwer zu leiden hat. Ich Habe mehr als 
einmal von diefer Stelle aus im Nuftrage der Deutſchen 
Reformpartei betont, dab wir die ſchärfſten Gegner ber 
Konfumpereine einfchlichlih der Beamten: und Offtziers: 
vereine feien, die dem Meinen und mittleren Gefhäftsmenn 
das Leben unerträglich machen. Es muß daher Aufgabe 
fein, dem Mittelftand durch eine entiprechende Gefeßgebung 
au helfen nah dem Grundſatz: Schutz ben wirtidaftlidy 
Schwäderen. Das Neid) hat das größte Intereffe daran, 
ben Mittelftand in Stadt und Land lebensfähig zu erhalten; 
wenn man vernünftige Mittelftandspolitif treiben mill, 
muß man ſich in erfter Linie gegen die Auswüchſe bes 
Konſumbereinsweſens wenden. Auch find die Warenhäufer, 
wie dies mein Freund Bruhn im Vorjahre ausgeführt hat, 
minbeftens zu einer viel höheren Befteurung heranzuziehen, 
während der Mittelftand neue Steuern ——— unter 
feinen Umſtänden in der Lage tft. 

Im Wirtſchaftsleben find die Warenhäuſer Ktrebs— 
ſchäden, die es dem geſunden Mittelftande geradezu 
unmöglih wachen, biefe Konkurrenz auszuhalten. Man 
könnte allerdingd auf diefe großen Gtabliffements, was 
bie Waren anbetrifft, bie Worte anwenden „Biel Gejchrei 
und wenig Wolle*. Xeiber gibt es aber eine große Anz 
geb derer, die niemals alle werden. Namentlich find es 

te verehrten Frauen, bie infolge der Anpreifungen und 
ber ſchönen Ausftellungen in den Schaufenftern immer 
iwieber in bie Warenhäufer laufen und auf dieſe MWeije 
mit dazu beitragen, daß der Mittelftand ruiniert wird. 

(Sehr richtig!) 

Da ift ber mittlere Gefhäftsmann und ber Hanbwerfer 
vollauf berechtigt, den Schuß und bie Hilfe des Staates 
anzurufen. Ich hoffe, daß man bei einer neuen Steuer: 
vorlage, wie fie notwendig jein wird, die Warenhänfer 
nicht dergißt, die als aroßlapitaliftiihe Unternehmungen 
am beften in ber Lage find, hohe Steuern zu tragen. 

Ich fomme nunmehr zu dem Gaftwirtöftande, ber 
fehr häufig der Prügelknabe der Geſetzgebung geweſen ift. 
Im preußifhen Landtage hat Herr v. Schudinann eine 
Nebe gehalten, in der er einzelne Auswüchſe im Gaft- 
wirtögewerbe geißelte, leider aber dabei verallgemeinerte. 
Wenn Herr dv. Schudmann mit feinen Ausführungen nur 
die Animierfneipen getroffen hätte, jo würde er recht 
haben. Es gibt eine große Anzahl Gaftwirte, bie ein 
durchaus ehrſames Gewerbe treiben und die felbft wün- 
ihen, daß Auswüchſe in ihrem Stande ein fiir allemal 





(A) befeitigt werben. 
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(Merner.) 

Ih Habe vor mir eine Eingabe vom 

großen mitteldeutſchen Baftwirtöverband, in der gefagt ift: 
Mir fordern im Intereſſe des Vollswohls Kon— 
zeffionsentziehung aller fogenannten Animier— 
frreipen, deren Inhaber niemals vom organifierten 
Gaftwirtögewerbe als Berufögenoffen anerkannt 
worden find, vielmehr einen Schandfleck für das 
deutſche Gaſtwirtsgewerbe bilden. 

Die Regelung der Bebdürfnisfrage im Konzeſſtons— 
weien ift bringend anzuftreben. Es ift unbedingt not: 
wendig, dab bei Prüfung eines Konzeſſtonsgeſuches zum 
Betriebe einer Gaſtwirtſchaft das organifierte Gaſtwirts— 
gemwerbe gutachtlich gehört wird. Die Stonzeffionserteilung 
wird manden Leuten ſehr leicht gemadht und anderen 
wiederum fehr erichwert. 

(Sehr richtig!) 

Wenn jemand aus Ofterreih 3. B. nad) Berlin lommt, 
fo fann man feit überzeugt fein, daß er jehr bald bie 
Konzeifion erhält, während man fie einem Manne, ber 
lange in Berlin gewohnt hat, genügend befaunt und 
burhaus unbefcholten ift, oft lange vorenthält. Gin 
Gaftwirt fagte mir einmal, um in Berlin eine Konzeffion 
oder eine Verlängerung ber Feierabendſtunde raſch zu 
bekommen, müßte man eigentlich erft Ofterreicher werden, 
dann belommit man beides unter allen Umftänden. Wir 
haben es ſogar erlebt, daß ein Ausländer von fraglichem 
Rufe eine Konzeffion erhalten Hat, obgleich feine Frau 
eine Strafe zu verbüßen hatte, weil fie einem Herrn, ben 
fie erſt gründlich eingefeift, einen Tauſendmarkſchein aus 
der Taſche verſchwinden ließ; der Ehemann verbuftete 
dann eined Tages, nachdem er feine fämtlichen Lieferanten 
auf das ſchmählichſte hineingelegt hatte. Man follte alfo 
= = Stonzeffionserteilung bie Leute fi etwas näher 
anfehen. 

Sodann Tann id es nicht für gerechtfertigt erachten, 


: (B)baß man einem einzigen Mann in 40 bis 50 Lokalen 


Stonzeffionen erteilt, wie 3. B. ber Firma Afchinger in 
Berlin. 40 bis 50 jelbftändige Erijtenzen könnten ihr 
Ausfommen finden. Was iſt denn ber Zwed ber 
Stonzeffionderteilung? Wenn man einem Manne cine 
Konzeffion gibt, verlangt man doch, daß er auch eine 
Kontrolle ausübt und in feinem Lokal auf Zucht und 
Ordnung hält. Das ift aber dod; nicht möglid, wenn 
ein einziger 40 bis 50 Lolale hat; es iſt bedauerlic, 
daß das überhaupt bei uns möglich ill. 

Die Polizeifchifanen, die häufig foliden Wirten gegen: 
über angewendet werden, find geradezu erfiaunlid. Das 
Gaftwirtögewerbe lämpft feit Jahren gegen die leinlichen 
Bolizeifchtfanen, die immer und immer wieder aus dem 
Schatze von Verordnungen aus vorigen Jahrhunderten 
berausgegraben werben, 3.8. im ehemaligen Kurheſſen 
die Sonntagöheiligung, wonach Gaftwirte, bie, wenn fie 
während des Gotte&dienftes einheimischen Gäften Getränfe 
ober Speifen verabreichen, beftraft werben, während bie 
Abgabe an Fremde geitattet it. Was vor 100 Yahren 
vielleiht zwedmäßig und durdführbar gewefen fein mag, 
fann dody unmöglich für Die heutigen Zeitverhältniffe noch 
zutreffend fein. Die Handhabung der Feierabendſtunde 
geſchieht beſonders auf dem Lande und ben fleinen 
Städten von den untergeordneten Bolizeiorganen und 
auch oft bon Landräten in einer Welje, bie mit ben 
heutigen Verkehröverhälinifien feineswegs mehr in Ein: 
Hang zu bringen ift. 3.8. hält der Landrat des Ktreiſes 
Fulda, Herr Springorum, es unter allen Umſtänden fir 
geboten, daß in feinem Landkreife die Wirtshausbeſucher 
an Wochentagen nad) 10 Uhr abends nichts mehr im 
Wirtöhaufe zu fuchen haben. Wenn ausnahmsweiſe im 
Landkreiſe Fulda au Sonnabenden die Erlaubnis erteilt 
wird, die Wirtfhaft His */,11 Uhr offen zu Halten, fo 
beanſprucht der Herr Landrat hierfür 1 Mark Stempelgebühr 


pro Wirtshaus. Die Boltzeiftunde muß im liberaler Weile 
ben örtlichen Berhältniffen angepaßt werben. Namentlich 
folte man bei folden Fragen das organifierte Wirts: 
gewerbe hören. 

Su den Großftäbten, wie in Berlin, läßt man viele 
£ofale, namentlich) Animierkneipen, die ganze Nacht offen, 
aber auf dem platten Lande möchte man fie fehr früh 
ließen. In den Großftädten kommen jedenfalld viel 
mehr Ausichreitungen und Störungen in ben Reſtau— 
rationen vor ald auf dem flahen Lande. Wenn der 
Bauer in ber Sommeräzeit, zur Erntezeit, den ganzen Tag 
über angefirengt gearbeitet hat, dann fann man es ihm 
wohl gönnen, daß er in Frieden nach 10 Uhr nod fein 
Glas Bier trinkt; was dem Städter recht ift, ift ber 
Landbevölkerung billig. 

Kein Gewerbe iſt dur Sonder: und Konfumfteuern 
fo belaftet wie das Gaftwirtägewerbe. Bei meiterem 
Bebarf an Steuern muß daher das Gaftwirtögewerbe 
unbedingt geihont werben. Die Gaftwirte haben gerade 
genug Steuern zu zahlen und find unmöglich in ber 
Lage, noch weitere Steuern aufzubringen. Ich erinnere 
nur an die Bierfteuer, gegen bie meine Partei geftimmt 
hat, umb die wir mach wie vor als ungerechte Steuer 
anſehen müflen. Die Bierfteuer trägt nicht der Großbrauer, 
fonbern der eine und mittlere Wirt, dem das Bier zu 
einem höheren Preife vom Brauner aeltefert wird. Ih 
weiß nicht, ob es ber Herr Staatöjefretär des Reichs: 
amts des Innern war oder ber Herr Minifter v. Rhein: 
baben — id) glaube, ed war ber letztere —, der da fagte, 
die Wirte würden den Steuerauffhlag gar nicht merten. 
Diefen Aufihlag merkt aber der Wirt jehr wohl, wenn 
er pro Hektoliter 1 Mark bis 1,50 Mark mehr zu zahlen 
hat, wie e3 in ben meiften Gegenden der Fall tft. 

Die Gaftwirte verlangen weiter eine Anderung ber 
Bundesratsberordnung, betreffend die Ruhepauſen ber 
Angeftellten. Für die Arbeitgeber in mittleren unb 
Heineren Orten ift dieſe Bundesratsverordnung abfolut 
undurhführbar, wenn id) auch zugebe, daß fie für Groß- 
ftädte, wie 3. B. für Berlin, paffend jein mag Was 
treibt der Lehrling in feiner 24 ftündigen Auhepaufe, wo 
er aufſichtslos allen Gefahren der Verſuchung audgefegt 
it? Durhführbar ift eine unumterbrodene 18ſtümdige 
Ruhezeit fiir Erwachſene und für Lehrlinge eine ſolche 
zweimal wöchentlich des Nachmittags von 5—6 Stunden 
einſchließlich des Beſuches einer Fach- bezw. Fortbildungs: 
ſchule. Der Flaſchenbierhandel muß dem 33a ber 
Gewerbeordnung unterftellt und fomit fonzeffionspflichtig 
gemacht werben. 

Die Wünfche, die ich vorgetragen habe, find ſolche, 
die don weiten Streifen der ehrjamen beutjchen Gaſt— 
wirte gehegt werben. Man kann wohl im allgemeinen 
behaupten, daß der deutfhe Gaftwirtäftand ein durch— 
ans gefunder Beitanbteil des gefamten deutichen Mittel: 
ftanbe3 Auch bei den politiihen Wahlen jpielt 
gerabe der Gaftwirt eine ganz bebeutfame Rolle. Die 
meiften Gaftwirte, ſoweit ich fie kenne, ftehen auf jireng 
nationalem Boden; deshalb ſchädige man fie nicht materiell 
und in ihrem Anſehen, fondern komme ihnen nad Mög: 
lichkeit entgegen. Mir find ſtets für bie berechtigten 
Forderungen des Mittelftandes in Stabt und Land ein: 
getreten und werben dies auch fürberhin tun. 

(Bravo!) 


Vizepräfident Kaempf: Dad Wort hat der Herr 
Abgeordnete Lehemeir. 


Lehemeir, Abgeorbneter: Meine Herren, in betreff 
ganbbabung, ber Ausdehnung und ber Erweiterun 
Ilterd: und Invalidenverſicherungsgeſetzes möchte i 
Die Einführung 


ber 
des 
mir kurz folgende Bemerkung erlauben. 


* 


— 


— 


0) 


D) 
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(Zehemeir.) 


(A) des Alters- und Imvalidenverfiherungögefeted hat ja 


ihon fo viel Verbrießlichkeiten und Schwierigkeiten ver- 
urſacht, wie dies wohl bei feinem anderen Geſetze ber 
Fall war. Nicht nur bie Arbeitgeber, ſondern aud bie 
Arbeitnehmer wollten die Wohltat dieſes Geſetzes nicht 
anertennen, und e3 hatten beöhalb bie betreffenden Be: 
meinbebehörben in biefer Beziehung auch einen ſehr ſchweren 
Stand. Wenn die Arbeitgeber Tagen, dab fie Beiträge 
leiften müßten und dafür nichts befämen, jo ift dieſe Gegner: 
ihaft zwar nicht arbeiterfreundlih, aber doch begreiflich. 
Wenn aber bie Arbeitnehmer Gegner dieſes Geſetzes find, 
fo verkennen biefelben ihre eigenen Intereſſen, denn bie Alter: 
und — — iſt ja die denkbar beſte Kapitals— 
anlage und Sparkaſſe für die Verſicherungsberechtigten. 
Dieſes Geſetz hat ſich bis jetzt zwar etwas eingebürgert, 
aber es werben durch unrichtige Handhabung desſelben 
teils von den Verſicherten ſelbſt, teils von den Gemeinde— 
behörden, teils von den Arzten noch viele und große 
Fehler zum Nachteil der Verſicherten gemacht. Die Ber: 
fiherungspflitigen wiffen fih ſehr oft zu ihrem eigenen 
Schaden der Berfiherumgäpfliht zu entziehen, bie Ge— 
meinbebehörben laffen ed vielfältig noh an ber not: 
wendigen Belehrung und Ermahnung fehlen. Was bie 
Sirzte betrifft, So gebe ich ja recht gern zu, dab es ben: 
felben oft ſehr fchwer ankommen wird, bie richtige 
Diagnofe zu fielen und zu beurteilen, ob jemand nad) 
dem Sinne des Geſetzes invaltde ift oder nicht. Mber 
ich kenne fehr viele Fälle, wo die Arzte viel zu ftreng 
waren und bie Invalidenzeugnifie den dazu berechtigten 
Verfonen entweder gar nicht oder erit dann auöftellten, 
wenn ſich biefelben am äußerften Mande des Grabes 
befanden. 
(Sehr ridtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Die größten und ſchwerſten fehler aber werben in 

biefer Beziehung durch die Unterlaffung der freiwilligen 


(8) Weiterverfiherung und ber freiwilligen Selbfiverfiherung 


gemadt 

(fehr richtig! in der Mitte), 
fobaß durch dieſe Unterlaffungsfünbe den Verſicherungs— 
berechtigten — ih barf wohl fagen — Milltonen von 
Mark entgehen. Wenn 5. B. ein verfiherumgäpflichtiges 
Mädchen ſich verheiratet, * geht dasſelbe am erften ober 
weiten Tage nah ber Hochzeit ſchon zu der Gemeinde 
ehörbe, gibt fi zu Protokoll und verlangt bie einge: 
zahlten BerficherungSbeiträge zurüd, ober Wenn ein 
berfiherungspflictiger Mann felbftänbig wird, fo tritt er 
in ber Regel aus der Verfiherung aus, und zwar aud) 
dann tritt er aus, wenn feine — ſo magere 
ſind, daß derſelbe die ſeinerzeitige Reute recht notwendig 
brauchen könnte. In ſolchen Fällen, halte ich dafür, 
wäre es moraliſche Pflicht der Gemeindebehörden, ſolche 
Leute aufmerkſam zu machen und zu ermahnen, bei ber 
Verſicherung zu bleiben; denn geſunde und Fräftige Beute 
fönnen ja doch wöchentlich die 20 oder 30 Pfennig leiften, 
unb wenn bann die Tage bed Alter, der Gebrechlichkeit 
und ber Kränklichkeit herantreten, dann haben die Leute 
eine Nente. Ich gebe ja zu, da bie Nente nit groß 
ift, daß man davon nicht leben kann: aber beſſer ala 
gar nichts ift es doch. 

Meine Herren, da es nun immer noch Leute gibt, 
welche ihre eigenen Intereſſen nicht keunen und deshalb 
nicht wahren, jondern zur Annahme einer Wohltat ge— 
zwungen werben müffen, jo möchte ich empfehlen, daß 
bad Alters» und Invalidenverſicherungsgeſetz in ber Weife 
verbeffert werbe, daß alle jene Leute, melde ſich jebt 
freiwillig weiter verfihern und —— ſelbſt verſichern 
laſſen können, der Verſicherungspflicht, d. h. ber obliga— 
toriſchen Verſicherung übertielen werben follen. 

Menn num gefagt wird, daß mehrere 


anbiverfer- 
vereine und Storporationen bie obligatorifdhe 


erfiherung 


nicht wünschen, fo nebe ich ja zu, daß dies bis zu einem (Ü) 
gewiflen Grabe wahr ift; aber ebenfo wahr ift e, daß 
die Zahl derjenigen Handwerkerbereine und Korporationen, 
welhe eine obligatoriihe Werfiherung wünschen, viel 
größer tft. Die Alterdverfiherung, meine Herren, möchtt 
ch in der Weiſe verbeffert wiſſen — es wurde bie ja 
in biefem Haufe fhon oft gejagt —, daß die Alters: 
grenze bon TO auf 65 Jahre herabgeiegt werben foll. 
Wenn jemand fein ganzes Leben lang fleißig und freng 
gearbeitet hat, jo ilt er mit 65 Fahren im ber Segel fo 
gebrechlich, daß er einer Nente bebürftig ift. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Ferner möchte ih noch den Wunſch zum Ausbrud 
bringen, der ja auch in diefem Haufe ſchon öfters zum 
Ausdrud gebracht wurde, daß die obligatorifche Kranken-, 
Unfalls, Alterd: und Inpalidenverfiherung zufammengelegt 
und ein Gefeg daraus gemacht werde. Ich gebe ja recht 

erne zu, daß biefes cine fehr fchwierige und ſehr große 
rbeit iſt; ich halte aber dafür, daß ſich dieſe Arbeit 
auch lohnen und dem deutſchen Wolfe zum Helle ge: 
reichen würde. 

Bezüglich des Hauſierhandels und der Detailreifenden 
möchte ich noch kurz folgenbe Bemerkungen machen. Wenn 
alte gebredhliche oder kränfliche Leute, welche in anderer 
Weile ihren Lebensunterhalt nicht mehr verbienen können, 
den Haufierhanbel betreiben, fo ift ja die Sache gar nicht 
fo fhlimm. Wenn aber junge, gefunde, fräftige Leute, 
mitunter vier oder fünf oder ſechs Perfonen zuſammen 
reifen mit ganzen Wagen von Maren und das Bolt io 
lange beläftigen, bis ihre meiſt minderwertigen Waren als 
aute verkauft find, dann, meine Herren, ift ein folder 
Haufterhandel eine Plage für die Landbevölkerung und 
ein Ruin der anfäffigen Gewerbtreibenden. 

(Sehr richtig! in der Mitte und rechts.) 
Heute, wo ohnehin ſchon im jedem Dörflein ein oder 
mehrere Krämer fih befinden, ift ja ber Haufierhanbel 
überhaupt nit mehr notwendig, weil man alles in jebem 
Dörflein don dem eigenen Krämer beziehen kann und 
jedenfalls beffere Waren befommt ald vom Hauſierer. 

Auch in fozialer Beziehung, meine Herren, ift ber 
Haufierhandel ein Schaden des Volkes, weil viele junge 
unerfahrene Dienfiboten oder Finder des Haufes, wenn 
die Eltern nicht anwefenb find, burh die Hauſieren 
beranlaßt werben, Maren zu kaufen, die fie gar nid 


brauchen. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Ein folder Haufierhandel ift der Krebsſchaden für unfer 
anfälfigen Gewerbetreibenden und ſollte nad Möglichtei 
eingeſchränkt und befeitigt werben. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Noch fchlimmer aber, meine Herren, als die Hanficı 
händler, halte ich dafür, find die Detailreifenden. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Wenn einem der Haufterer zu läftig wird, zeigt man ih; 
die Fiir, und wenn er morgen wiederfommt, madht mc 
es wieder jo, und dann hat man feine Rube vor ihr 
Aber der Detatlreiiende kommt in der Regel in befler 
Kleidung als äußerlid feiner Mann, und mit einem 
feinen Herrn will man nit grob fein 
(Heiterkeit), 
und weil man das nicht will, darıım wird man bon if 
angefchmiert. 
(Sroße Heiterkeit.) 

Sodann find die Detailreifenden im der Regel diejenig: 
welde nur die beffere Kundſchaft auffuhen und fape: 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 

In Dörfern draußen gehen biefe Leute zum Geiftlich 
zum Lehrer, zu den Arzten und befier fituierten Baue 
In den Städten und Märkten kommen fie zu Den 2 

amten und fonftigen zahlungsfähigen Stunden, und 





(egemeir.) 


(A) Heinen Leute und bie Schuldenmacher bleiben dann noch 


ben anfäffigen Gewerbtreibenben übrig. 
(Sehr gut! und Heiterkeit in der Mitte.) 

Meine Herren, wenn es wahr iſt, daß in Deutjch- 
land 80000 Detailreifende konzeffioniert find, wie man 
lieft und hört — wenn das wahr ift —, und wenn man zu 
diefen 70: ober 80000 Detailretfenden noch das Heer von 
Haufierern rechnet, dann kann man fih ungefähr einen 
Begriff machen, weld großartigen Schaben dieſe Leute 
den anfäffigen Gewerbtreibenden zufügen. 

(Sehr richtig!) 
Und bod find es gerabe bie anfälligen Gewerbtreibenben, 
bie den Mittelftand bilden, die ja bie Stützen des Staates 
in erfter Linie find. Deshalb möchte ih doch fchon 
bitten, daß ber Haufierhandel nnd das Detailreifen jo 
— als möglich eingeſchränkt, wenn nicht ganz beſeitigt 
wird. 


(Bravo!) 
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Präfident: Ich jchlage dem Haufe vor, ſich nunmehr (1) 


zu vertagen. — Ih darf wohl annehmen, dab das 
Haus die Vertagung beichließt. — Das ift ber Fall. 
Ic ichlage vor, bie nächſte Sitzung zu halten 
morgen, Donnerstag den 11. April, nadmittags 1 Uhr, 
mit folgender Tagesordnung: 
Bortfegung der foeben abgebrodhenen Beratung. 
Gegen biefen Vorſchlag erhebt fi fein Widerſpruch; Die 
Tagesordnung fteht sel. 
Die Herren Abgeordneten Hagemann, Sulersti, 
Dr. Wiemer und Fiſcher wünfden aus ber Budget: 
bezw. Wahlprüfungstommiifton ausfheiben zu 
dürfen. — Ein Widerſpruch biergegen erhebt fih nidt; 
ich veranlaffe deshalb die 1., 2. und 5. Abteilung, heute 
unmittelbar nah der Sigung die erforberliden Erſatz— 
wahlen vorzunehmen. 
Ich ſchließe die Sitzung. 
(Schluß der Sitzung 5 Uhr 32 Minuten.) 


Drud und Verlag der Norddeutſchen Buchdruckerei und Verlags Anftalt, Berlin SW, Wilbelnftrafie 32, 


Reihötag. — 26. Siyung. Donnerstag ben 11. April 1907. 669 


(A) mit dem minblihen Bericht ber Fommiſſton (C) 
für ben Neihshaudhaltsetat (Nr. 198 ber 
Druckſachen). 
Berichterſtatter: Abgeordneter Freiherr 
v. Richthofen⸗Damsdorf. 
Anträge Nr. 199, 204, 207, 210, 212, 
217, 224, 243 bis 247, 256, 257, 259, 
260 


Denkichriften uſw. Nr. 213, 218. 

Die Distuffion über Kap. 7 Tit.1 der fortbauernden 
* mit den dazu geſtellten Refolutionen iſt wieder⸗ 
eröffnet. 

Das Wort hat ber Herr Abgeorbnete Raab. 


26. Sitzun 
:. Sitz g ˖ a nei ner age * ——  R dem 
t 11. il 1907. errn Staatsſekretär nicht gerade die liebſte Be um 
— —— a fein, unferen Darlegungen zu feinem Etat eg 
— Gilt: — rg * —* * gt ——— 
werden pflegen, außerorde groß, und laſſen N) 
Geichäftliches ..-.--....... 669B, 698B | auch babet gewiſſe Wiederholungen nicht ganz bermeiben. 


Fortjegung der zweiten Beratung des Reichs Aber ich glaube trogbem, es fei bier in vollem Umfange 


hanshaltsetats für das Rechnungsjahr 1907 — gg —— — a — 
— Reichsamt des Innern, Beſoldung 


en eb a glaube, an — * in —* 
er Beziehung nicht unbequem ſein, zu erfahren, welche 
bes Staatsſelretärs ufw., bezw. innere Seute umb SBarteien binter feinen jogialpolitifchen Yuf- 
Politik im allgemeinen (Fortjegung der gaben und Plänen ftehen, und wer bereit iſt, ihn barin 


Diskuffion) - 22 2222er 669 C | zu umterftügen. Haben wir bod gehört, daß er ſelbſt 
bon einer ſtarken Gegnerſchaft gegenüber feinen Toztal- 

EN nn ae 669 C polittichen Maßnahmen — bat. ſoz 
Dr. Mugdan (Fr.Vp.) ....... 677D Nun, meine Herren, bie großen Aufgaben, bie vor 


bem Neihsamt bed Innern Itegen, find geftern ſchon faft 
D. Naumann (Fr.V.) ....... 680C alles umfaſſend dargelegt worden. Auch meine Freunde 
Dr. Graf v. PBojadomwäty : Wehner, fließen fidh ber geſtern gegebenen Darftellung gern an, 

Staatsminifter, Staatsſekretär des daß wir bie Bufammenlegung der brei großen Arbeiter 


(B) — — — 684D, 697C gig R} — bedeutſamſte ſozialpolitiſche (D) 
DEE BEN 4-5. 0:0 690A (Sehr richtia!) 


; Sollte es dem Grafen Poſadowsty, was wir wünſchen, 
Feſtſtellung der Tagesordnung für die nächſte gelingen, auf dieſem Gebiete zuſammenfaſſend zu wirken, 
Sitmmggg 698 B | fo möchten wir glauben, daß das in gewiffem Maße einen 
— Vergleich vertrüge mit dem, was dem Fürſten Bismarck 
— —— — gear 8* ———— 
Die Sitzung wird um 1 Uhr 17 Minuten durch dem | Haube id, gern dem Grafen Bojabowaip Den Kamen 
— eines Bismard ber Soztalreform geben. Für fo ſchwierig 
Bräfidenten Dr. Grafen zu Stolberg-Wernigerode eröffnet. und umfaffend halten wir die Aufgabe, bie ihm auf biefem 


Präfident: Die Sitzung iſt eröffnet. Gebiete geftellt worden Ift. 

Aber bei aller Sozialreform wollen und follen mir 
bob vorausftellen bie Selbfihilfe ber foztal bebrängten 
Schichten. Dazu ift die Vorausſetzung ein freied Vereini⸗ 
gungs- und Verfammlungsreht. Was bann aus eigener 
Kraft fettens ber Arbeiter und Organtiationen nicht erreicht 
werben kann, was alio mit Notwendigkeit auf ben We 
der Gefebgebung verweift, das fol und dann aud be 
ern bie Ktlinke ber Geſetzſetgebung in die Hand zu 
nehmen. 

Der Herr Abgeordnete Trimborn hat geftern die Frage 
aufgeworfen, wer wohl bie Sculb daran trüge, daß es 
mit ben foztalpolitiihen Maßnahmen nicht überall fo 
raſch vorwärtd gegangen ſei. Der Herr Sollege meinte, 
daß bie Schuld wohl im befondberen beim Bundesrat läge. 
Meine Herren, ih glaube, wir follten doch nicht zu 
pharifätfh fein. Ich meine, wir bürfen ruhig zugeben, 
daß ein guter Teil ber Schuld auch uns ſelbſt, ben Reichs 
tag, trifft. Nicht etwa in dem Sinne, daß wir nicht 
genügend Anregungen gegeben hätten, ſondern vielmehr 
gerade weil wir wohl allzu viel und dazu auf einmal 
erwartet haben. Der Parlamentarismus, fo ſcheint es 
mir mandmal, verfagt nahezu —— ſehr großen und 
umfaſſenden Fragen. Man will dann alles gleich und 

9 


Das Protofoll ber vorigen Sitzung liegt zur Ein- 


ficht auf bem Bureau offen. 
Als Vorlage ift eingegangen 


9 
eine Denkſchrift: Die Eiſenbahnen Afrikas, Grund⸗ 
lagen und Geſichtspunkte für eine koloniale Eiſen⸗ 


bahnpolltik in Afrika. 
Die Drucklegung habe ich verfügt. 


An Stelle ber aus ber I. bezw. IH. Kommiſſion 
ausgefchtebenen Herren Abgeorbneien Dr. Wiemer, Hage- 
mann, Kulersfi und Fiſcher find burd die vollzogenen 
Erfagwahlen gewählt worden bie Herren Abgeorbneten: 

Hprmann (Bremen), Dr. Paaſche, Graf v. Brubzewo- 


Mielzynstt in bie Yubgeilommtifion; 
Geyer in die Wahlprüfungskommiffion. 


Ich habe Urlaub erteilt bem Herrn Abgeorbneten 


Guno für 5 Tage. 
Wir treten in bie Tagesorbnung ein: 


Fortjehung der zweiten Beratung des Eutwurfs 
eines Geſetzes beireffend Die Feſtſtelluug bes 
Reihshanshaltsetats für das Rehnungsjahr 1907 


(Nr. 9 der Drudfahen), und zwar: 


Etat für das Reichtamt des Innern (An⸗ 


lage IV) 
Reichstag. 12. Legisl.-P. I. Seffion. 1907. 


waren. 

Meine Herren, wir wollen barım nicht dem Bundes⸗ 
rate allein bie Verantwortung aufchreiben, fondern wollen 
und aud Mühe geben, dad Mefentlihe vom linwejent: 
lichen zu unterſcheiden und unfere Kraft dann auf bad 
Naheliegende, Dringlice und Erreichbare zu konzentrieren. 
Sm diefer Richtung hat ja aud mein Freund Schad ſchon 
nenlih gewiſſe Vorſchläge laut werben laffen, an die ich 
heute wohl mur zu erinnern brauche. 

Wenn wir mun bon bem Herm Staatäfelretär eine 
energifhe Förderung unſerer Sozialpolitit fordern, fo 
wird auch für ihn, wie für alle Verhältniffe, ber Sat 

elten, daß man zunädft im eigenen Haufe anzufangen 
Bat. In biefer Beziehung möchte ih bem Herrn Staats: 
fefretär nur empfehlen, fih noch einmal bie Petition 


anzufehen, bie von ben erpebierenden Sekretären bei ben 


(B) höheren Reichsbehörden ergangen if. Dort finden wir 


eine Reihe von Wünſchen, bie nad meiner Auffaffung 
als berechtigt anzuerkennen find. Ich wünſche gerabe 
bem Herrn Staatöfefretär unb den Reichsbehörden, daß 
fie mit einem Beamtenperfonal arbeiten, dad mit voller 
Berufsfreudigkeit an bie vielen und ſchweren Aufgaben 
herangeht. Dann bürfte aud bie Arbeit biefer Reichs— 
mter um fo befler von ftatten geben. j 

Noch eine anbere Gruppe bon Beamten möchte ic 
bier erwähnen deshalb, weil auch biefe auf fozial- 
polttiihem Gebiete beſonders tätig jein follen. Es find 
die Beamten ber Berufögenoffenfhaften. Ste wiſſen, daß 
die redtlihe Lage und bie Dienftobliegenheiten dieſer 
Beamten geregelt werben follen burd eine Dienftorbnung 
für fie. Diefe Dienflorbdnungen find überhaupt vielfad 
nicht ergangen, find untereinander außerorbentlid ver: 
fchieben, und vielfach beihweren fid) die Beamten ber Be- 
Fi ai darüber, daß fie bezüglich ihrer gegen: 
wärtigen und zukünftigen Qage ganz unfiher geftellt jeten. 
Wir wünſchen, daß beſonders biefen Leuten ihre Berufs: 
freubigfeit gewahrt werben möge; denn groß ift das Feld, 
das fie bearbeiten follen. 

Das zeigt und auch bie große Zahl der Anträge aus 
diefem Haufe, das zeigen und bie vielen Refolutionen, 
die allein zum Reichſsamt des Innern beantragt find, und 
das zeigt und ein Blid nahezu in jeden einzelnen Ver: 
banblungsgegenftand, ber unferen Reichstag beſchäftigt. 

Nur kurz will ih die wichtigſten Dinge aufzählen, 
die aud) von umferer Seite aus als hervorragend und 
bebeutiam anerfannt werben. 

Mir wünfchen bie fhleunige Schaffung von Arbeits: 
fammern zum Zweck ber Erledigung unb ber Berhinde- 
rung von Kämpfen auf dem Arbeitsgebiete; wir wünſchen 
dabei befonbere Abteilungen für Hanblungsgebilfen und 
Privatbeamte; wir forbern einen Ausbau des Arbeiter- 
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ſchutzes. Noch immer zwingt und bie große Zahl vom (C) 


Unfällen und Berufstranfheiten, nad) diefer Richtung bin 
mahnenb aufzutreten. Auf manden Gebieten muß eine 
Beihränkung ber Arbeitözeit durchgeführt werben, ins— 
beſondere in Fabriken und für Frauen. Eine Ausdehnung 
der Sonntagsruhe ift durchführbar und in hohem Maße 
erwünſcht. Die Tarifverträge, die fi je länger je mehr 
als ein gutes Friedensinſtrument ermweifen, bebürfen ber 
forgfältigften Förberung. Eines möchte ih heute in Ihr 
Gedächtnis und in das bed Herrn Staatöfelretärd zurüd- 
rufen, eine ernfte fozialpolttiihe Maßregel, nämlich bie 
Schaffung eines Paragraphen, der, ähnlich dem Arbeit- 
geberparagraphen aus ber fogenannten „lex Heinze“, 
namentlih die weiblichen Angeftellten gegen unfittliche 
Anfprühe und Zumutungen ihrer Arbeitgeber —* 
Auf dieſem Gebiete wird es je m je ärger, und id 
möchte nur wünfhen, baß bie Reichäregierung auf ihre 
Vorſchläge von ehemals bei Fürzefter Gelegenheit zurück⸗ 

eifen möge. Sceiterte bamald ber Arbeitgeberparagraph 


4 im befonberen an dem Widerſtand aud von freifinniger 


Seite, fo hoffe ih, daß inzwiſchen fi die Dinge etwas 
geändert und gebeffert haben. 

Der große Stand ber Privatbeamten verlangt — Sie 
alle wiffen es — mehr Sicherung für ih umb feine An- 
gehörigen. Die Hanblungdgehilfen haben in den mannig- 
faltigften Formen ber Neichöregierung und ums ihre 
Wiünfche unterbreitet und bürften wohl auf balbige Er: 
füllung berjelben rechnen können. Man wünſcht eine 
Regelung ber Arbeitözeit in dem Stontoren. Der Beirat 
für Arbeiterverfiherung bat bereit3 Anträge in biefer 
Richtung geftellt; im er. aber ift noch nichts weiter 
geſchehen. Man wünſcht bie allgemeine Einführung des 
Adhtuhrladenfchluffes, eine Anderung, die ich — als 
Angehöriger des ſelbſtändigen Mittelftande® durchaus 
unterſtützen möchte. Gerade uns im Mittelſtand tut es 


dringend not, daß auch wir einen Feierabend haben, ber (D) 


und in den Stand fett, und mit Berufsangelegenheiten 
zu befaffen. In keinem Stande ift bie Unklarheit über 
die eigenen ehe rn Ei gie fo groß wie gerabe 
unter und Gewerbetreibenden, unb leiber müflen wir uns 
nod immer jagen laſſen, daß gar zu viel Wirrwarr über 
unfere Wünſche in ben eigenen Reihen beftünbe, unb daß 
man darum nicht wiffe, wie und womit man helfen folle. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Aber auch im Intereſſe der Hanbeldangeftellten i 
ber Achtuhrladenſchluß durchaus zu befürworten. Die 
Gründe, bie früher bagegen borgebradt wurden, find 
immer mehr als bebeutungslos befunden worden. In 
großen und in feinen Gemeinden hat ber Adıtuhrlaben- 
ſchluß fih bewährt. Heute ift er in 295 Gemeinben 
durchgeführt, darunter befinden fih 62, bie mehr als 
50000 Einwohner haben, und als Heinfte Gemeinbe wäre 
rühmlihft zu nennen Allmenshofen bei Donaueſchingen 
mit 689 Einwohnern. Alſo allenthalben ift biefe Frage 
im Fluß, und wir wollen nur wiünfden, daß ihr aud 
regierungsfeitig die befte Förderung autell wird. 

Die ernfte Frage ber ſtonkurrenzklauſel muß ihre 
Erledigung finden, — das tft fo eine Reihe von Wünſchen 
aus den Neihen ber Hanbeldangeftellten. 

Für den felbftänbigen Mittelftand haben wir eben: 
fall3 gar vieles zu wünfhen auf Gebieten, auf benen 
auh und dad Neichdamt bed mern in hohem Maße 
helfen fanı. Über das Audverlauföweien, über bie Ab— 
ablungsgefhäfte, Submiffionen, Gefängnisarbeit, Be: 
bigungsnachweis n. dal. wird fich vielleicht noch im 
weiteren Berlauf ber Debatte einer meiner politifchen 
Freunde äußern. Im bezug auf bie 5* des gg 
nachweiſes möchte ih nur barauf hinweiſen, baß bie Er— 
lenntnis doch allenthalben im Wachſen begriffen ift, daß 
biefe ernfte fozialpolitifche Maßregel für ben jelbftändigen 
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(Raab) 


(A) Mittelftand durchgeführt werben muß. Noch vor kurzem 


erhielt ich eine Eingabe der Rechtskonſulenten, in welcher 
auch dieſe fi für einen Befählgungsnachweis für ihren 
Stand ausſprechen, in welcher fie wünfchen, daß für ihren 
Stand bie „Konzeſſion“ eingeführt, und daß es ihnen 
geftattet werde, einen Gebührentarif vorzufhlagen, ber 
offiziell Anerkennung finde. 
(Zurufe lints.) 

Nun, über bie Frage des Befähigungsnachweiſes werben 
wir und bod noch wieber in anderem Zufammenhange 
unterhalten können und müffen. 

Wenn wir fo eine energiſche Sozialreform verlangen, 
fo müflen wir bod darauf halten, daß die notwendigen 
Koften, die ja auch in Zukunft noch eine Steigerung er- 
fahren werben, in höherem Maße von benen getragen 
werben, die bazu am eheften imftanbe find. Die fchwere 
Belaftung wird vielfah ſchon heute empfunden, weil eine 
zu ſtarke Ungleichheit Hie und ba zutage tritt. Sch 
möchte bei biefer gr fragen, wie es mit ber 
Angelegenheit fteht, die ih ſchon vor zwei Jahren hier 
zur Sprache bradte, die bie Unfallverfiherung fir bie 
Heinen und kleinſten miebebetriebe betraf. Ich habe 
bamald darauf Hingewielen, daß bie zahlreichen Kleinen 
Nagelihmiede u. dal. Heute mit herangezogen werben 
ne ſchweren Infalltoften, obgleich in dieſen Betrieben 

fälle fo gut wie gar nicht vorkommen. 

(Sehr wahr! bei der Wirtſchaftlichen Vereinigung.) 
Hier haben wir die Tatſache, dab die allerfleinften 
Unternehmer — linternehmer, bie fi vielfah kaum noch 
über Waſſer halten können — Koſten mit tragen müflen 
für bie größeren Unternehmer, ja für die Großinbuftrie. 
Es ift damals gefagt worden, man wolle ber frage 
näbertreten, ob man nidt auf Grund bes Unfallber⸗ 
ſicherun — dieſe Betriebe von der Verſicherungs⸗ 
pflicht * laſſen könne. Das iſt zwei Jahre her. Ge— 


(8) ſchehen iſt ſeitdem nichts. Die kleinen Schmiedemeiſter 


—* die noch von Jahr u Jahr fteigenden Beiträge 
ten und ſehen doch nicht, daß irgend einem ihrer 
Berufsangebörigen irgend etwas mieber In Form einer 
Rente zuflieht. Das berbittert matürlih die Leute umd 
macht fie zu Gegnern ber Sozialreform überhaupt. 

IH glaube, aud) noch andere Berufe, fo 3.8. die 
Landwirtſchaft, —— ſich mit Recht über die Köſten und 
über die ungleichmäßigen Laſten, die ſie zu tragen haben. 
Nun, bei aller Fürſorge für die Sozialreform darf doch 
die Tragfähigkeit der einzelnen Berufäftände nit außer 
acht gelaffen werben, und wir werben und bemühen, auch 
biefen Gefichtspunkt nah Möglichkeit zu betonen. 

Wenn ih mich nun Äußern darf zu ben borliegenben 
Refolutionen, fo möchte ih das ſummäriſch tun, ſchon im 
Hinblick auf bie große Zahl der Entfhließungen, die wir 
faffen follen, und bie faft ohne Ausnahme ſehr dankens⸗ 
werte Anregungen enthalten. Meine — find bereit, 
ben meiften derſelben zuzuftimmen. Bedenken haben wir 
borerft nur gegen die Refolution 217, Albredt und Ge- 
noffen, die Glashütten betreffend. Wir glauben, daß bie 
Vorausfegung diefer Refolution doch vor ber Hand noch 
ala zu wenig begründet anzufehen fei, und daß mir 
über mehr Tarfadıen und Materlal verfügen müffen, ehe 
wir und auf den Boden dieſer Refolution ftellen können. 

Meine politischen Freunde bitten Ste, meine Herren, 
um Ihre Zuftimmung zu drei verfchtebenen Reſolutionen, 
die ih kurz beſprechen darf. 

Zunähft unter Nr. 259 wünſchen wir eine Ber: 
—— ber Sonntagsſsruhe im Handelsgewerbe. Ich 
möchte zur Begründung unſerer Entſchließung nur darauf 
hinweiſen, was bereits im Jahre 1899 in der XVI. oms 
miffion bes Reichsſstags von feiten bes Regierungsvertreters 
gefagt worben iſt. Da führte der Herr Vertreter der ber- 
bimbeten Regierungen aus: 


Bevor an Anberungen und Griweiterungen ber (C) 


Sonntagsrubebeftimmmmgen herangetreten werben 
könne, Helen umfangreihe Erhebungen über bie 
Notwendigkeit und Zwedmäßigkeit der angeregten 
Anderungen erfordberih. Auch ſei es durchaus 
nit angängig, die Anberungen von Punkt zu 
Punkt vorzunehmen, je nachdem Klagen hie und 
da und Wünſche mehr ober weniger lebhaft vor: 
gebracht würden, fondern es fie banıı das 
gefamte Gebiet ber Sonntagsruhebeftimmungen 
einheitlich auf feine etwaige Heoifiongbebiirftigfeit 
nachgeprüft werben. 

Im Anſchluß am diefe Ausführungen gab ber Herr Ber: 

treter der verbünbeten Regierungen die Zufiherung, daß 

Erhebungen über bie Repifionshebürftigkeit der Sonntagd- 

Ba er in bie Wege e- werben follen, 

nah deren Abſchluß dem Neihstag ein entſprechender 

Gefegentwunf zugehen würde. Diefe Erhebungen haben 

attgefunden. Später ift bie Frage auch noch vielfach 

m Reichsſtage und in Hommiffionen berührt worden; ber 

Geſetzentwurf ift und aber bis nicht unterbreitet 

worben. Das find nahezu 8 Jahre, 3 Jahre au, in 

benen wir jehr wertvolle Erfahrungen mit der Sonntags: 
ruhe haben fammeln können, und zwar in ber Richtung, 
baß wir und freuen dürfen, einen Teil ber —— 
ruhe geſchaffen au haben, Aber Mängel, Unzulänglid: 
keiten und Ungleichheiten beftehen noch vielfach, und barum 
wünfchen wir in umferer Refolution die Regierung dazu 
aufgeforbert zu fehen, daß fie uns dieſen Gefegentwurf 
bringen möge. Über die Einzelheiten besfelben werben 
wir uns dann noch fpäter außeinanderfegen und, wenn 
es notwendig fein follte, verftändigen können. 

Auf Nr. 260 der Drudfachen erbitten wir Ihre Zu⸗ 
ſtimmung zu einer Entfhließung, bie dem Gebanten der 

Einbeitähtenographie dienen fol. Grfreulicherweife haben 


bie vielfachen Bemühungen aus Streifen ber Stenographen (n) 


und ber Stenographiefreunde dahin geführt, daß Hoffnun 

auf eine Einigung gehegt werben kann. Dem gibt au 

Ausbrud der nationalliberale Antrag, der im preußifchen 
Abgeordnetenhauſe geſtellt ift, der fih ja bort allerdings 
an das SKultusminifterium, wie es natürlich und richtig 
ift, wenbet. Nicht aber bloß in Preußen unternimmt man 
neuerdings Schritte in dieſer Beziehung, fondern aud in 
anderen Staaten. Ich finde Hier in einer Zeitung bie 
Mittellung, dab bie Regierungen von Bayern, Sachſen, 
Sadjjen » Weimar, Oldenburg, Sachen » Koburg = Gotha 
ein gemeinſames Vorgehen in ber gen age be= 
ſchloſſen hätten. Daraus ziehen wir ben Schluß, daß ed noch 
beffer, noch umfaſſender ſei, wenn die Neihäregierung, 
alio das Reihsamt des Innern, diefe Frage mit angreifen 
möchte; fonft entſteht vielleicht wieder nur Stüdwerf, das 
nicht alle Bundesftaaten gleihmäßig befriedigen kann. 
Als es fih um bie Ein ng ber jest geltenden ein- 
heitlihen Rechtſchreibung handelte, da hat auch das Reichs⸗ 
amt des Innern biefer Konferenz und dieſem Gebanfen 
feine Förderung zuteil werben laſſen. Ebenfo denken wir 
uns, daß das Reichsamt bed Innen auch auf biefem 
Gebiete zufammenfaffend unb fürbernd eingreifen könnte. 
Wir glauben, daß fi dadurch wirklich Gutes, das ganze 
Reich betreffend, ſchaffen ließe. 

Metne Herren, eine dritte Refolution haben wir Ihnen 
vorgelegt, bie eine Denkſchrift ſeltens des Reichsamts bes 
Innern verlangt, worin wir Material zur Frage des ums 
lanteren Wettbewerb8 erbitten. Die Refolution fteht auf 
Nr. 212 der Drudjahen. Wir dürfen Ste um Ihre Zu- 
ſtimmung um fo eher erfucdhen, als biefe bereit3 von einer 
Partei geftern audgefproden wurde. Bon anderer Seite 
ift bie gern Re Gründe verlangt worden, aus benen 
heraus wir bie Refolution geftellt haben. 

Meine Herren, daß bad Geſetz gegen den unlauteren 
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(Raab,) 


(A) Wettbewerb reformbebürftig ift, wird allgemein anerkannt; 
ber Herr Abgeordnete Baſſermann nannte geftern die Frage 


ogar ſchon fpruchreif, und ähnlich fo äußerte ſich ber Herr 
bgeordnete Trimborn. Das Gefeh verjagt in vielen Bes 
ztehungen und wirft bamit geradezu als ein Anreiz, ftraf- 
lofen unlauteren Wettbewerb erfolgreich zu begehen. Die 
widerſprechendſten Gerichtſentſcheidungen haben dad An 
ſehen unferer Rechtſprechung vielfach geftört und Mißtrauen 
gegen bie Juſtiz entitehen laffen. Wir wünfchen, daß vor 
allen Dingen bie Reform dahin gehen möge, daß in weit 
mehr Fällen als heute der Staatsanwalt zum Zugreifen 
veranlaßt werbe. 
Wie heute bie Praxis mit dem Geſetz gegen ben 
unlauteren Wettbewerb liegt, dafür will ich nur ein einziges 
Beifpiel anführen, das aber, wie ich meine, vieljagend 


genug ift. 

In Flensburg hatten zwei Gewerbetreibende «3 
unternommen, klagbar vorzugehen gegen dad Warenhaus 
MWindler und Co. Das Warenhaus MWindier und Co. 
wurbe verurteilt, eine gewifle unlautere Reklame in Zus 
kunft zu unterlaffen. Die Stlageftellenden aber mußten, 
wenn dad Urteil überhaupt was nugen follte, es vorher 
bollftredbar erklären laffen. Dazu war nötig, ba jte 
1000 Mark Sicherheit dem Gericht ftelten für ben Fall, 
daß eine höhere Inſtanz etwa das Urteil des Landgerichts 
abändern ſollte. Den Anwälten ber Hagenden Partet 
wurde bon ben Anwälten ber berflagten Partei mit- 
geteilt, man ſolle ſich doch lieber auf einen Vergleich eins 
laffen, denn fofern das höhere Gericht fpäter das erfte 
Urteil abändern follte, würde dad Warenhaus von ben 
Slägern einen Schabenerfaß verlangen, den bie Kläger 
zu zahlen ganz außer ftande fein würben. So ungefähr 
verſuchte man den Klägern die Sadye zu erfchweren. Das 
Gericht verfügte auch die Publikation bes Urteils. Das Urteil 
erihien dann auch im —— Amtsdruck in den 
@®) —5— In ber gleihen Nummer aber war eine 

rtlärung ber verurteilten Firma enthalten in dieſer riefigen 
Anzeige mit didem, ſchwarzem Rand m. zeigt dieſelbe 
vor) — Sie alle fünnen dieſe Anzeige felbft aus ben ent: 
fernteften Winkeln des Saales deutlich erkennen. Darin tft 
ungefähr folgendes enthalten. Erftlic werben die Namen ber 
beiden klageerhebenden Lente genannt, und fie gewiffermaßen 
bed Brotneides Öffentlich beihuldigt. Zuzweit wird geſagt, 
biefe beiden hätten 1000 Mark Kaution ftellen müfjen, 
fonft wäre das Urteil noch nicht volftredbar. Zubdritt 
wird gejagt, daß in Zukunft bie billigeren Preife ebenfo 
maßgebend fein würden für bie Firma wie vorher, und 
ed jei ja zu begreifen, daß bie Konkurrenz über biefe 
billigen Preiſe ärgerlih und neidiſch geweſen fe. Und 
ſchließlich wird in dieſer Anzeige noch gefagt, daß 
natürlich gegen das ergangene Urteil die Berufung ein— 
— werden würde. Das alles ſteht in dieſer großen 

nzeige. Run, meine Herren, kann ich Ihnen aber mit⸗ 
teilen, eine Berufung ift — dieſes Urteil nicht ein- 
gekot worden. Man bat aljo gerabezu in einer großen 

nzeige bad Gericht einer irrtümlichen Urteilsfindung be- 
ſchuldigt, man hat geſagt, das Urteil werbe ja gar nicht 
aufrecht erhalten bleiben, — das würde fehr bald nach⸗ 
gewielen werben. Man verhöhnt alfo geradezu auf Grund 
des —*— gegen den unlauteren Wetibewerb das Gericht 
und fein Urtell. Ja, wenn fo etwas möglich iſt, dann 
it bie WMeformbedürftigkeit bes Geſetzes aufd aller: 
ſchageudſte nachgewieſen. 

Das beſtreitet ja auch nicht bad Reichſsamt bes 
Innern; im Gegenteil, mich freut, daß wir kürzlich leſen 
durften, im Neihsamt bed Junern hätten Erhebungen 
ſtatigefunden über die Erfahrungen mit dem Geſetz gegen 
ben umlauteren Wettbewerb. Gerade aber über biefe 
Erhebungen, über die Erfahrungen, über die laut gewor- 
benen Vorſchläge, über Gründe und Gegengründe wüßten 
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wir jehr gern etwas mehr als das, was wir barüber tı 
ben Zeitungen finden fonnten. Ginen möglichſt um 
faffenden Beriht hätten wir gerne, um fo. mehr, al: 
wir aus gewiffen Ginzelbeiten glauben ſchließen zı 
bürfen, ak die BZufammenfegung dieſer Sonferen 
nit in allen @inzelheiten eine gemügende und glüd 
liche geweſen ſei. Ich finde 3. B: im Hanbelstammer 
bericht der Stabt Stafjel folgendes. Da frägt ein Her 
Tripp au, ob die Hanbeläfammer eine Einladung zu be 
Beiprehung erhalten habe, die im Neihsamt ded Innerı 
über bte Frage bed unlauteren Wettbewerbs ftattfindeı 
folle. Es wird erwibert, daß das micht ber Fall ſei 
Herr Tripp führte dann barüber Beſchwerde, dab ihn 
troß feiner langjährigen Wirkſamkeit auf dieſem Gebiete 
und obwohl fein Borftand ben ausdrücklichen Wunſch nad 
Berlin geäußert habe, ihm eine Einlabung nicht zutei 
geworden fei. Nun tft ber bier erwähnte Herr Tripp elı 
—— verdienler und ſachverſtändiger Mann auf den 
Gebiete ber Bekämpfung des unlauteren Wetthewerbs 
Er iſt der Vorſitzende des Detailliſtenverbandes fü 
Heſſen⸗Naſſau, er ift Mitglied ber Kaſſeler Handelskammer 
Und ihm und feinen Freunden tft, wie ich meine, nid 
einmal eine Antwort auf ihre Wünſche zuteil geworben 
fiher aber hat man fie nicht hinzugezogen. — Nun genug 
wir wünfchen, daß die Regierung und in den Stand ſetze 
möglihft all das zu erfahren, was mit biefer Frag 
zufammenhängt, Wir find überzeugt, bie Regierung ha 
in ihren Aften noch mande Vorſchläge, noch mande Ge 
danken, bie ſich mit Nuten jpäter verwerten laffen. Darum 
meine Herren, wünfchen wir, daß wir im ben Befit bei 
Materials geiet! würden. Dahin zielt auch unfereRefolurion 
Gewiß, meine Herren, liegt uns aud ohmebied mandei 
Material vor. Ich weile 3. 8. auf die fehr verdienſtvoll 
Arbeit von Heinrich Poeſche hin, der ein Bud unter ben 
Titel: „Die Proris des Geſetzes zur Belämpfung dei 
unlauteren Wettbewerbs” gefchrieben bat. Aber, wei 
ih wünſche, daß wir ſchon bald an eine Abänderung bei 
genannten Geſetzes berantreten unb dann bon vornherei 
das ganze Material in Händen haben, deshalb wünſch 
ich aud, daß bie Regierung und das — Berfügung ftelle 
was fie in ihrer Mappe hat. Das wird nicht viel Arbei 
maden, fondern das fann, wie id die Sache beurteile, tı 
wenigen Wochen ober Monaten geihehen und wird deshall 
aud nicht dem Geſetzgebungswerk im Wege ftehen können 
Ih komme nun, meine Herren, mit Ihrer gütiger 
Erlaubnis, no zu zwei Fragen. Zunähft zu einer, 3ı 
beren Behandlung ih aus ug wg und perfönlicher 
Gründen vielleicht in gewiffen Maße berufen bin. Id 
möchte Ihre Aufmerlfamfeit Ienfen auf einige Dinge, bi 
unfere Seeleute und unfere Hafenarbeiter betreffen. Schoı 
geftern hatten wir furz mit einer Frage zu tum, bie au 
dies Gebiet Kinüberfpielte, mit ber Frage ber Sonntags 
ruhe in der Binnenſchiffahrt. Ih Habe mich ſchon do 
Jahren für diefe Sonntagdruhe ausgeſprochen und daran 
hingewieſen, daß im — he Yon eigen vo 
und Arbeiter in gleicher Weife biefe Forderung erhoben 
Die Arbeitgeber begründeten ihre damalige Eingab 
gerabezu bamtt, daß fie nicht mehr imftanbe feten, ge 
nügend brauchbare Leute zu befommen; jeder Arbeiter an 
Lande habe feine Erholungdzeit und Sonntagdrube, mu 
die Binnenfchiffer nicht. Freilich waren. bod nicht all 
Arbeitgeber mit ber Einführung ber — ein 
berftanden, unb zwar bie Arbeitgeber ber Arbetigeber, bi: 
Kaufleute, die Spebiteure, bie großen Neebereigefell 
ſchaften ufw. nicht. Diefe zwangen bie Zleinen Ärbeit 
eber des Binnenfchiffahrtögewerbes, auch Sonn- um 
Delete zu arbeiten, Solange einzelne fi folden An 
prüchen fügten, mußten aud bie anderen, wi end 
mittun. a. ift hier bisher nichts erreicht worden 
Möge bie Gejeggebung nun bald Orbuung ſchaffen! 


(A) 


(B): 
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(Raab.) 

Schon ge | jagte der Herr Stollege Baſſermaun, 
auf dem Schiffahrtägebiete herrſche heute eine jo nervöſe 
Haft, daß — bie ſozialen Pflichten leicht vernach⸗ 
läffi Sehr wohl: bas für die Binnen- 
ſchiffahrt, F meine ich, noch mehr die Seeſchiffahrt! 
Da herrſcht eine Haſt und Hetze, wie man ſie früher nicht 
kannie. Immer größer werden die Schiffe, immer größer 
das Kapital, das darin liegt, und immer größer ber Zins» 
veriuft, wenn ein Schiff nicht fährt und Gelb verdient. 
Deshalb arbeitet alle darauf hin, daß bie Neifen be- 
fchleunigt werben, und daß bie Unterbrechun —* der 
Fahrten, die notwendig Erholungspauſen ſein ſollten — 
die Seeleute, im Hafen immer kürzer werben. Das 
feine großen Gefahren für bie Geſundheit nicht nur, 
fondern aud fir das Beben ber —— und all = 
bie über bad Waſſer reifen. Ich babe ſchon früher, als 
wir bie vielen Unglücksfälle auf See beipraden, bemerkt, 
man müffe mit viel größerem Gruft darauf dringen, das 
Schnelfahren auf See, namentlih bei Nebel, zu ber- 
hindern. Nun, nicht beffer ift e8 bamit geworben, eher 
wohl nod ihlechter. Nur ein paar Entiheibungen beö 
u Seeamts aus allerlegter en 

a fand am 7. März ein Zufammenftoß Pan 
bem labampfer „Schillinghörn" mit dem engliſchen 
Dampfer „I. M. Smith” zur Verhandlung. de ſt dem 
erſten Offizier das Patent 5 rg feines Gewerbes 
entzogen worben, weil er in bichtem Nebel mit faft voller 
Kraft fahren ließ. Noch ſchlimmer Liegt der Fall beim 
Zufammenftoß des Hamburger Dampfers — mit 
dem däniſchen Dreimaftfhooner „Thella“; da bat am 
6. März in Hamburg der Reichskommiſſar folgendes aus⸗ 


geführt: 
Was nun die Schulbfrage anf fo Habe der 
Kapitän der „Rapallo“ fih eine ſchwere Schuld 
aufgeladen. Das Fahren mit voller Fahrt im 
Nebel jet —— und es A; e bem 
Gefege geradezu Hohn, wenn im Nebel, und dazu 
nod) im Re Stanal, ein ſtapitän mit einem 5000 Tons 
großen Dampfer in voller Fahrt gegen bie Ber- 
ordnungen handelnd, bie Schiffahrt im höchſten 
Grabe gefährbe. Es jet 
— unb = Sad bitte ich befonderd zu beachten — 
63 fei eine verwerflide Braris, wenn bem 
ra Folge * wird, ſo ge als mög- 
lich das Biel zu erreichen, Ohne bie beftehenben 
Vorſchriften der Seeftraßenordnumg zu befolgen. 
Iſt das Geſetz fo gröblich verlegt worden, jo muß 
ed aud für die Folge voll angewandt werden. 
Weiter ftellte ber Neihstommiffar den Antrag, bem 
— fein Batent zu entziehen. Das hat dad Seeamt 
aber nicht getan; es hat dem Kapitän bie Schuld an dem 
Zufammenftoß zugeiprohen, ihm aber fein Patent ges 
loffen. Warum bad wohl? Nun, biefe Richter und . 
aus ber Prarxis wifien, baß, Ay ur} man oft fagt, ber 
ei der unumfchränkte Herriher an Bord feines 
ch ſchließlich nur ber abhängige Beauftragte 
feiner Reederei ift, der daß bei Strafe ber Entlaſſung zu 
tum verpflichtet if, was bie Reederei von ihm fordert, — 
und bie forbert fchnelle Reifen von ihm und kümmert fid 
wenig barum, ob Nebel ift ober nicht. Nım hat man 
alfo wohl dieſem Kapitän jein Patent gelafjen, weil man 
fid) fagte: diejenigen, bie eigentlich ftrafbar find, müſſen 
wir ja zo. t Rreifee ausgehen laſſen. 
Seefahrtäbetriebe — i fagte das —— — 
gehts Breite hart: und rückſichtslos ber. Das W 
Navigare necesse est, vivere non necesse® ift, wie Er 
Üheint, den betreffenden Seifen etiwaß zeili In Teich 
Nun, meine Herren, will id gar 


und Blut. übergegangen: 
er Entrüftung über diefe Dinge machen. 


ar in geſchwo 


Im allgemeinen gefallen mir diefe harten und rückſichts⸗ 


63 





Iofen Beute recht gut, und ohne fie wäre wohl niemald aus (0) 


ber Schiffahrt was —5 — 
ehr 


—* Konflilt vor unſeren Augen ſich abfpielen 


haben wir aufzupafien, baß 
er ind Gebränge geraten. 
e Ausjperrung im Hamburger Hafen ift aud ein 
ehubringlicher Beweis bafür, dab wir joziale Vorſorge 
treffen jollen. Allerdings geht es in bie em Ie⸗ wie 
wohl auch bei ben meiften Konflitten in Ehen: die Schulb 
liegt auf beiden Seiten. Nicht bloß *2 — 
Reeder und Arbeitgeber find ſtarke, kraftvolle Naturen, 
auch unſere Hafenarbeiter find ed. Der Konflikt entſtand 
ſchon im vorigen Jahre und iſt weniger eine ee 
ald vielmehr eine Machtfrage von beiden. S e 
Arbeiterorganifation fühlte ſich ftark: es wurde Arbeits⸗ 
ruhe am 1. Mai durchgeführt. Darauf folgte die übliche 
Audfperrung der Arbeiter auf einige Tage. Die Arbeiter 


antworteten darauf, indem fie vom 28. Mai ab einfadh (m) 


bie Nachtarbeit verweigerten. Die eber waren 
Fr ee fie —5* es ſich vorläufig gefallen, rüfteten 
Zwiſchenzeit, und jest, da fie ich ftart 


* erſchienen, um ihrerſeits zum Schlage auszuholen, 
en ſie den Arbeitern einen Vertrag vor, von dem ſie 
ſehr wohl wußten, daß er nicht angenommen werben 
würde, und daß es fomit zur Ausfperrung ober zur 
a fommen würde. 

Meine Herren, in der frage ber —— die den 
ſpringenden Punkt in dem nun entbrannten Kampfe bar» 
ſtellt, hätte ſchon, wie ich meine, die ger eine bor- 
beugend wirken können. Wir haben in d s8⸗ 
ordnung darauf hingewirkt, daß bie 3.5 für 
Seeleute im Hafen bloß 10 Stunden betragen barf, ober 
vielmehr, daß ber Arbeiter nicht über 10 Stunden hinaus 
zur Arbeit verpflichtet if. Bon 8* Hafenarbeitern aber 
wurde ſehr viel mehr gefordert. Sm letzter Zeit erklärten 
ſich die Hafenarbeiter * 4 zu 16 Stunben, aber 
nit länger zu arbeiten. mit hatten fi) — 
bie nen bereits —— — — das 
ber Verein Hamburger Reeder in feinem Jahresbericht 
für 1905/06. Jetzt aber ift mit einem. Male bie Forde⸗ 
tung nn folt wieder ohne jede Ein⸗ 
ſchrůnlun — en, als e8 und, ben. Arbeitgebern 
nötig erfi B, icht blos 16, nicht bloß 830., jogar bis 
zu = ur > ie 2. Arbeit nahezu ohne jebe Unter: 

Hafenarbeit aber ift von bem 
Beuten & über —* —*—* Meine Herren, hier iſt 
eine Zuſamme ung, der ich durchaus Vertrauen — 
worte es heißt, daß auf den Dampfern ‚Gutenfels“ 
Tannenfels“ ber Bremer Hanfalinte in einer Mode = 
—* nicht a er als 1861/, Stunden Arbeits- 


** emutet worden 
(Hört! hört! bei A Wirtſchaftlichen Bereinigung.) 
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(A) Nun wollen Sie fih ausrechnen, dab eine Woche über: 


Dann! nur 168 Stunden bat. Wemn bavon für bie 
were Hafenarbeit 1361/, Stunden verlangt werben, fo 
geht daß weit über dad Maß ber Leiftungsfähigkeit aud) 
des robufteften Arbeiter3 hinaus. 
(Sehr richtig!) 

Da haben wir ihn zu ſchützen, ebenfo wie etwa bie Berg: 
u aan wenn jetzt die Selbfihilfe ver- 
agen follte. 

Gerade geftern find in Zune Einigungöver- 
banblungen eingeleitet worben. e fie verlaufen find, 
fteht, glaube ih, in dieſem Augenblid noch nicht feit; ich 
fürdte aber, daß bie Arbeiter fait bebingungslos nad. 
neben müſſen. Das würde id in hohem Maße bedauern. 
Wir haben bie Pflicht, dafür zu forgen, daß eine fo 
übermäßige Anfpannung ber Arbeitöträfte nicht ſtatt⸗ 
finden darf. 

Die Arbeiterausfperrung im ——— Hafen zeigt 
auch noch manches andere unerfreuliche. Sie wiſſen, man 
bat vielfach Streilbrecher aus England herübergeholt. 
Nun weiß ich ja, in einer amtlichen Denkſchrift find ein⸗ 
mal bie Streifbredher als „ſtaatserhaltende Elemente“ 
bezeichnet worden. Ich weiß nicht, ob man in ben wenig 
angenehmen * en Streikbrechern auch ſtaatserhaltende 
Elemente für Deutſchland erblicken möchte; ich erblicke ſie 
jedenfalls nicht darin und bedaure, daß ſogar inter⸗ 
nationale Unannehmlichkeiten durch ſolche Dinge herauf⸗ 
beſchworen werden können. In Nordamerika hat man 
weniger Arbeiterſchutz und Arbeiterverſicherung als hier in 

chland, aber die . von Rontraktarbeitern 
verbietet man bort, unb Äh mollte, wir hätten 
auch für ben vorliegenden Konfliktsfall ſoiche Beftimmun 
gehabt: Dann wäre ed nit möglih, dab fo manderle 

unbheitliche, fittliche, kriminelle und wirtfchaftliche 
ahr dur ein ausländiſches Streilbrecherelement zu 


(8) ung hereingelommen wäre. 


Die Hafenarbeit Ift zum Teil in einem Umfang ver- 
langt worden, baß bie —5 Hafeninſpeltion in 
Einzelfällen dagegen einſchreiten mußte, weil Unfälle im 
Hafen tatfählih geftiegen find. 

Meine Herren, noch eins! Heute werben vielfach 
unfere beutfhen Seeleute, bie Schiffslente, gezwungen, 
die Hafenarbeiten zu verridten. Sie müſſen das auf 
Grund der Seemanndorbnung und bed Heuervertrages, 
fie bürfen bie Arbeit nicht verweigern. Nun willen bie 
Zeute aber, daß fie eigentlih nur Streifbredherarbeit ver⸗ 
richten, und darum berüben viele bie jogenannte „paſſive 
Reſtſtenz“. Was Hafenarbeiter in 2 Tagen bewerf- 
ftelligen, daran arbeiten die Seeleute 14 Tage. Meine 
Herren, biefe „paffive Reſtſtenz“ untergräbt doch die Dis— 
ziplin auf dem Schiffe für Gegenwart und Zukunft aufs 
allerernfthaftefte. Was ber Hafenbetrieböverein, was bie 
Arbeitgeber jegt als Bebingung für ben Friedenſchluß von 
ben Arbeitern forbern, widerfpricht, meine ich, gerabezu 
bem Geſetze. Die Arbeiter follen einen Kontrakt für ein 
Jahr eingehen. Sie follen aus ihrem Arbeitslohn 
200 Mark jährlich in eine Sparfafje tun, bie ihnen ver- 
Ioren gehen, wenn ber Arbeitgeber fie entläßt, und er 
kann fie ſchon entlafien, wenn ber Arbeiter einmal zur 
Arbeit nicht erfheint. Ob dieſe Dinge ih mit dem Ges 
fege nod) vertragen, erſcheint mir jehr zweifelhaft. 

Darım, meine Herren: wir brauden auch Einigungs— 
Ämter, Arbeitsfammern für unfere Hafenarbeit, bamit auch 
bort Arbeitgeber und Arbeiter zufammenkommen können 
und müffen. Heute ftehen fih bie beiben Lager fremb 
und feindlid gegenüber, und baraus erklärt fich vieles 
von bem, was jet an SKampfesericheinungen zutage 
getreten ift. 

Aber, meine Herren, nicht bloß mit ben Arbeitern 
verfahren die Arbeitgeber aus bem Seebetriebe fo, ſondern 


aud mit ihren Beamten. Auch bie Kapitäne und Offiziere 
find durchaus nicht fo glänzend geftellt, wie es mandmal 
nad außen ericheinen mag. Beim Abſchluß ber See: 
manndordnung find biefe Gruppen am —— gu 
— Und dabei bilden Kapitäne und Dffiziere dod 
wohl fo einen beften Beſtandteil bes fogenannten „neuer 
Mittelftanded*". Bom neuen Mittelftand ift ja fo bie 
geiprogen und bavon, daß er einen guten Erſatz bilde für 
en untergehenben jelbftänbigen Mittelftand. Nun fehe 
wir einmal, wie es mit diefem neuen Mittelftand vielfad 


beſchaffen ift. 
Zunädft, wad man den Arbeitern nit zu nehme 
riöftert, bad verfagt man biefen Leuten ohne weitered. Da! 


Koalitlonsrecht für Kapitäne und J ere iſt tlluforifd 
— worden durch ben Ukas der Reedereien, wonad 
ieſe Beute ihrem Verein ber Kapitäne und Offiziere nich 
weiter angehören bürften. Daraufhin find zahlreiche Aus 
fritte aus biefem Vereine erfolgt. Meine Herren, das if 
feine foztalbemofratiihe Gewertfhaft! Im Verein fü 
Kapitäne und Offiziere find Leute enthalten, bie woh 
ohne Ausnahme der Sozialdemokratie durchaus fernftehen 
darunter auch viele Reſerbeoffiziere. Und doch hat maı 
ihnen das Koalitionsredt genommen. Man bat e3 ben 
Berein der Offiziere und Kapitäne übelgenommen, daß e 
Erhebungen veranftalten wollte über bie Logisberhältniſſ 
an Bord. Wenn man nichts zu verbergen —* lonnt 
man ſolche Erhebungen ruhig vor ſich gehen laſſen. Maı 
bat es biefem Verein übelgenommen, daß er feine Mit 
glieder darauf hinwies, daß auch auf See das Geſetz z 
achten ſei, das verlangt, daß ber Offizier, der bie Wa 
Fa bie Brüde nicht verlaffen darf. Heute werben noch viel 
ad bie Offiziere zu gewöhnlichen Mannfdaftsarbeiten ver 
anlaßt aud) in ber Zeit, wo fie bie Wache haben. Das bir 
große Gefahren für ben Seebetrieb in fih und widerſpri 
dem Geſetz. Ich weiß ja, daß bie Angaben bed Verein 
beftritten worben find. Ich habe aber hier den Abdru 
einer Anweiſung ber Meeberei von 9. GC. Hom it 
Schleswig an ihre Kapitäne, woraus Kar zu ut 
ift, baß nur nachts bie Brüde nicht verlaffen werben jollı 
baß aber am * ber Offizier made zu allen Arbeite 
herangezogen werden dürfe. Den Wiberfpruh bagege 
hat man dem Stapitän- und Offizierberein übelgenommer 
und darum bat man feine Mitglieber gezwungen, bei 
Verein ben Rüden zu kehren, ber für ben Stand vo 
hohem Nuten war. Da droht man, wenn dem Befehl 
nicht Folge geleiftet wird, mit Entlafjung, mit Arbeits 
lofigkeit, mit Hunger erfolgreich folden Leuten, die fon 
ben jchlimmften Gefahren mutig ind Auge zu bliden gi 
wöhnt find. Gerade, weil wir im unferem Kapitäns⸗ un 
Schiffsoffizierſtand einen fo fernigen und tapferen Stan 
vor und ſehen, ſchmerzt es mich befonberd, daß ma 
feinen Angehörigen das einfahfte Menſchenrecht ftreiti 
— Recht, ih mit den Berufsgenoſſen zufammer 
zuftellen. 

Wir erfahren oft mandes Rühmliche aus ben Kreiſe 
unferer beutfhen Kapitäne und Offizlere. Ih möch 
in biefem Zuſammenhang aud bier und heute noch einm« 
einer Tat eine deutſchen Seemannd gebenten, bie weni 
befannt geworben tft, wohl bloß deshalb, weil fold 
Taten in unſerem Seebetriebe gar oft vollbradht werde 
müffen. Ste betrifft ben erften Offtzter auf bem Dampfı 
„Ddenfeld*, Namen? Schmehl. Ich barf aus eine 
Briefe dieſes Mannes mit Erlaubnis des Herrn Präfidente 
einiges verlefen. Da heißt es: 

In ber Naht vom 9. zum 10. Februar, als w 
auf der Reede von Bombay Jagen, wurbe it 


Tunnel Raud) entbedi. Sofort wurde bie gan; 
Beſatzung alarmiert und bie Dampfpfeife j. 
ma 


Tätigkeit geſetzt. Der zweite Offizier 
ve Bcke far, während ich mich mit dem übrige 


(A) 


(B) 
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(Raab.) 

Teil ber Befagung nad ber Poop begab, wo 
120 Kiften mit 600 000 Dynamitzündern lagen. 
Im anliegenden Raume befanden ſich weitere 
20 Stiften mit 20 000 Zünbern unb 1200 Kiſten 
Dynamit. Außerdem befanden fi am Orte bes 
Feuers Kiſten mit Chemikalien, Spiritusbrums 
ufw. Stehen konnte man unten nicht. Ich leitete 
beshalb, auf ben Dynamttzünderliften lang aus: 
neftredt Tiegend, ben MWafjerftrahl in bie wenige 

uß bon dem Dynamit entfernten Flammen. 

n ben beißen Dedöbalten verbrannte ich mir 
ben Nüden. Die bremmenden Ghemifalien ge- 
ftatteten mir nur unter Äußerfter Anftrengung ein 
Atmen. Halb erftidt wurde ih an Ded gezogen, 
begab mich aber fofort wieber in ben Raum und 
verblieb dort, bis wir das Fener in unferer Ge- 


walt hatten. 
Weiterhin heißt es, daß ber Schiffsloch Brodftebt und 
anbere nicht von ber Seite des DOffizierd gewichen feten, 
und dann zum Schluß: 
Ih glaubte fiher, e3 wäre Matthät am legten, 
dachte noch einmal an Weib und Find und 
tröftete mih mit bem Gedanken, daß wir bei 
— Erplofion jedenfalls nicht lange zu zappeln 


en. 

So ſpricht ein Mann, der die furchtbarſte Gefahr beſtand, 
bie wohl manchen, ſelbſt mutigen Mann in die Flucht 
gejagt hätte. Eine Miefengefahr hatte er abgewandt; im 
Hafenberihhte aber war von biefer Sade bie Rebe unter 
ber Stichmarke: Kleinfeuer an Bord der „Ocenfels“. 

Meine Herren, warum erzähle ich hier biefen Bor: 
gang? Nicht, um bem einen Mann ben anderen voran— 
zuflellen — unſere deutſchen Seeleute und Offiziere tum 
alle in gleichem Falle ebenfo ihre Pflicht —, nein, um 
baran bie Mitteilung au Inüpfen, daß biefem Offizier 
Schmehl von feiner Neeberei dad Verlangen geftellt 
worben ift, aus dem Berein für Kapitäne und Offiiere 
aus zutreten. 


(Hört! hört! bei ber Wirtſchaftlichen Vereinigung.) 
Er ſchreibt an ben Berein: 
Auf Wunſch ber Neeberei erfläre ich hierburd) 
meinen Austritt aus bem Verein. Ih glaube, 
bie Direktion der „Hanſa“ if über Zweck 
und Ziel des Vereins falſch unterrichtet, und 
würde ich mich freuen, wenn es Ihnen gelänge, 
bie erftere bavon zu überzeugen, daß ber Verein 
nicht gegen, fonbern mit der Neeberei arbeitet. 
Der Mann ift alfo davon überzeugt, ber Verein 
erfirebe für ihn das befte, er arbeite auch micht gegen 
die Reederei, ſondern mit ihr. Und doch muß er aus 
Furt dor dem Hunger, aus Rüdfiht auf Weib und 
Kind biefen Schritt tun, ben er freiwillig wohl nie getan 
hätte. Das ift ein Ausſchnitt aus dem Beben bed neuen 
Mittelftanded, ben Sie, meine Herren, fo vielfach zu 
rühmen bereit find! 
(Sehr gut! bei der Wirtſchaftlichen Bereinigung.) 
Meine Herren, ich habe ſchon früher barauf hin: 
eiwiefen, bab auf bem Seebetriebögebiet manches nicht 
o if, wie wir es wünſchen müſſen. Es liegt auch 
nahezu außerhalb der menſchlichen Möglichkeit für unferen 
Staatdfelretär, dieſes Spezialgebiet mit ber gleichen 
Gründlichkeit zu bearbeiten, bie wir fo jehr an ihm oägen. 
Wir wiffen, der Herr Staatsſekretär beſitzt eine Arbeits: 
fraft von fo wunderbarem Umfange, wie fie wohl zum 
zweiten Male nicht wieber —— werden kann. Mag 
er darum noch heute ungefähr bie Dinge mitbeobadhten 
fönnen, bie bad deutſche Seeleben betreffen; aber das See- 
leben wächſt fih au, es wirb immer bebeutfamer. Der 
Herr Staatöfelretär wird, glaube ich, dem Gedanken all: 
mählic näher treten müfjen, dab für diefe Dinge und für 
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alles, was bamit noch zufammenhängt, ein befonberes (0) 


Reihsamt nötig if. Er felbft mag noch fo lingeheures 
leiften; baß aber ein etwaiger Nachfolger bereinft das 
Gleiche wirb Jeiften lönnen, beaweifle ich durchaus. 

Meine Herren, ih möchte jet noch einen Gegenftandb 
berüßren — es foll ber Iette fein, ben ich Ihnen bor- 
trage. Gr betrifft die Stonfumbereine.. Meine Herren, 
ben Konſumbereinen wirb ja vielfach ein lebhaftes Inter: 
eſſe enigegengebradt. Dad mag zu Zeiten berechtigt 
geweſen fein; heute, glaube ich, ift ber Wert der ſtonſum⸗ 
bereine nicht mehr jo groß, wie er wohl ehebem geweſen 
fein mag. Nachdem jetzt überall ber freie Hanbel aufs 
feinfte genliebert und eingerichtet if, nachdem allenthalben 
bie freie Konkurrenz außerordentlich wirkſam geworben iſt, 
nachdem faft im Eleinften Dorf ein paar Kramläben für 
Einkäufe zur Verfügung flehen, ba ift ber Konſumberein 
vielfah nicht mehr ein Bebürfnis, fonbern eine gut ent- 
behrliche und umliebfame Konkurrenz für das freie 
Grwerböleben geworben. 

(Sehr richtig! bei der Wirtfhaftlihen Bereinigung.) 

Meine Herren, bie Konſumbereine leiften auch heute 
nicht mehr, ala das freie Gewerbe leiſtet. Das tft 3.8. 
durh Erhebungen in ber hamburgiſchen Bürgerihaft 
zahlenmäßig jeigeßell worden. Ich gie {don bor 
längerer Zeit in Geſellſchaft für foziale Reform ge: 
beten, doch einmal dad vergleichende Material über Waren: 
preife und Qualitäten. in Konfumdereinen und in gut ge 
leiteten Detailgefhäften zufammenzuftelen. Dad ift bis 
heute nicht geichehen. Für mid ſteht aus einer Reihe 
von Privatunterfuhungen aber ſchon lange feft, daß das 
freie Gewerbe reihlih fo viel Ieiftet wie der Konſum— 
verein. Ih will auf bie Gründe, warum bad ber Fall 
ift, nicht eingehen, weil dad zu weit führen würde. 
babe hier aber das Preisverzeichnis eines großen ſo— 
genannten „ſozialdemokratiſchen“ Konſumbereins, ber 


„Probuttion” in Hamburg. Da Haben mir Gewerbe- (D) 


treibende in einem Preisverzeichnis neben ben bort 
ausgeworfenen Preiſen biejenigen eingetragen, bie fie 
für die Waren erheben, unb in einer ganzen Anzahl 
von Fällen find biefe Preife niedriger ald die in 
Konfumderein. 

(Zuruf bei den Sozialbemotraten: Kein Beweis!) 
— Nein, ich weiß, aus ben Preiſen allein tft noch fein 
ftiähaltiger Beweis zu Liefern; man kommt ba immer mit 
der „Qualität“, bie man ja nicht überall unter einander 
vergleichen kann. Aber mir ſcheint es ſchon ein gewiſſer 
Rüdzug zu fein, ben Ste antreten, wenn Sie mit biefen 
Dingen kommen. Aber, Herr Stollege, ih habe hier noch 
etwas von einem Ihrer Genoffen, der fih auch ungefähr 
in meinem Sinne andgefproden bat. Da hatte man 
nämlih dem Konfumberein in Hamburg bon 1856 daraus 
einen Vorwurf gemadt, daß er feine Großbezüge nicht 
bon ber Großeintaufsgenoffenihaft in Hamburg made, 
bie, wie Sie je wiffen, unter ber Leitung Ihrer Freunde 
fteht. Darauf antwortete ein Herr Demuth — nad bem 
Bericht bed „Hamburger Echo“ — alio eine unverbädtige 
und gar nicht a enge Quelle — 

eiterfe 


In bem Bericht heißt es alfo: 
Demuth iſt im großen und ganzen mit v. Elm 
einverftanden. Gegen Frau Steinbad) erwibert er: 
ber 1856er Verein habe bei ber Großeinkaufs⸗ 
geſellſchaft deshalb fo wenig gefauft, weil er 
feine Waren, weil Hamburg Handeldmetropole 
ift, ebenfo billig, wenn nicht noch billiger einkaufen 
kann und baburd bie Spefen ber Großeinfaufs- 
eſellſchaft ſpart. 

Sehen Sie, da haben Sie ſchon einen Beweis, daß man 

auch noch trotz Ires Syſtems und gerade gegen Ihr 

Syſtem Speſen erſparen kann. 


(8) tollektiviftifche 
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(Raab; 

Aber, meine Herren, ich Iege auf dieſe wirlſchaftliche 
Seite der Frage heute weniger Gewicht; wir würden fie, 
da wir nicht alle bie verſchledenen Mehl- und Zuder: 
beutel nebeneinander ftellen und den Anhalt mit einander 
vergleichen können, heute wahrſcheinlich doch nicht zum 
Austrag bringen. 

Eine andere Seite, die ich beſprechen will, bie viel⸗ 
leicht wichtiger noch als die wirtſchaftliche Bedeutung ber 
Konfirmdereine ift, tritt je länger je mehr in ben Borber- 

xund; bie polltiſche Selte der Konſumbereine. Meine 
Kerr, te Haben bereits ein Burtplel damals ehe, 
als ber freifinnige frühere Kollege Dr. Crueger f ge: 
—— ſah, zwiſchen feinen Konſumbereinen und den 
ozialdemotratiſchen reinen Tiſch zu machen. Damals iſt 
die Trennung zwiſchen dieſen beiden großen Gruppen bon 
Konfumbereinen durchgeführt worden, und Herr Dr. Crueger 
führte ein Jahr ſpäter in Danzig darüber nod 
folgendes aus: 

Daß bie Trennung im Allgemeinen Verbande 
vorgenommen werben mußte, haben felbft bie 
zugegeben, bie in Kreuznach noch aufs heftigfte 
gegen die Trennung auftraten. Wie notwendig 
biefe geweien, babe bie Geſchichte bed Konſum— 
verein während des Iekten Jahres gezeiat. Es 
habe 3.8. Peus in ben „Soz. Monatöheften* 
gang offen die Anfiht vertreten, dab bie Mit: 
lieber des Konſumbereins nur einen Sozial⸗ 
emofraten wählen können. Der Sozialdemokrat 
Kapenftein habe die Konſumvereinsbewegung 
ſowie die Gewerfihaftsbewegung als eine Er— 
gänzung der politiihen und foztaldemofratifchen 
ewegung in Anfpruch genommen. 
Sp welt, meine ‚Herren, der freifinnige Führer ber 
Konfumpereinsbewegung Grueger, der weiter jagt, gegen: 
über dem inbivibmaliftifchen Prinzip made ſich das 
a ber GSozialbemofratte auf bem 

Gebiet der Konfumdereine tagtäglich mehr bemerkbar. 

Wir wiſſen ja, meine Herren, daß die Außerung, bie 
unferem früheren Kollegen Pens in den Mund gelegt 
worden ift, kürzlich beftritten wurde. Nun, wenn man 
eine Außerung bon feiten eines Sozialdemokraten nicht 
ſchwarz auf weiß hat, dann tut man allerdings meift am 
beften, fie gar nicht erft anguführen 

(jehr richtig! bei der Wirtfhaftlichen Bereinigung); 
denn dann wird fie zweifellos beftritten. Darum gehe ich 
barin gerne etwas forgfältiger zu Werke. Ich habe hier 
aber 3.8. ein fozialdemofratiiches Flugblatt, das zur Wahl 
bon Sozialdemokraten in Mühlhaufen i. Eh. auffordert. 

Die Sozialdemokratie bemüht fi bekanntlich, be- 
fonber8 nad ben legten Wahlen immer ftärfer, ben 
Mittelftand ihre harte Hand und ihren Drud fühlen zu 
laffen. Hier werben jhon vor ben Wahlen allerlei 
Drohungen ausgefproden. In diefem Origtnalflugblatte, 


das ben Herren zur Verfügung fteht, heißt e8 — um nur 


den Charakter zu erwelſen — unter anberem: 
Wer dad will, wählt die Männer aus dem 
Volke, die Kandidaten ber Sozialbemofratie! 
Weiter heißt e8 dann aber: 
Sollte jebod wider Erwarten biefer ober jener 
Heine Bürger, Handwerker oder Gewerbetreibende 
unferem Kandidaten feine Stimme verfagen, jo 
muß aud er fi vn fein, dab umfererfeitö 
bon einer Unterſtützung ihm gegenüber auf bem 
Gebtete bes wirtihaftlichen Lebens fürderhin nicht 
mehr bie Rebe jein kann; denn wer nit mit 
und ift, ift wiber uns. 
(Hört! hört! rechts.) 
Alfo genau da8 nämliche, was man früher bem fogenannten 
„König Stumm” zum Vorwurf machte, dab er bie 
Arbeiter brotlos machte, die nicht fo wollten wie er, 
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enan dasſelbe geſchieht hier von ber Sozialdemokratie. 
er nicht ihre Pläne förbert, aber von ihr abhängig ift, 
foll brotlos gemadt werben. j 

Die ſozlaldemokratiſche Partei in Tuttlingen hal ein 

Flugblatt verbreitet; darin heißt e8: 
Kollegen, wir können und auch ald Konſumenten 
auf eigene Füße ftellen. Das Genoſſenſchafts— 
wefen bat ſich im ber legten Zeit mächtig ent- 
widelt; biefem miüffen wir mehr Beachtung 
ſchenken. Auch wir Haben bier die Erfahrung 
erleben müſſen, daß gerabe Geſchäftsleute, bie 
um unſere Gunft betteln, jeboch bei ben Wahlen 
geradezu im einer verwerflichen Welfe gegen uns 
waren, mit Hohn und Gpott gegen uns 
agitierten. .. . . Sjeber Kollege, ob lebig ober 
verheiratet, befümmere fi deshalb mehr um bie 
Konfumdereine, denn auch als Stonfumenten 
müffen wir und organifieren. Berfäume feiner, 
biefen notwendigen Schritt fofort zu tun! 

Meine Herren, in biefen Fällen ift do ber Zufammens 

bang zwifhen Soztalbemofratte und Konſumwereinen ganz 

Har gegeben. Darum jest au das Beftreben, nad dem 

für die Sozialdemokratie ungünftigen Ausfall der Wahlen, 
die Konfumvereine mit aller Gewalt zu fördern. Da 
fhreibt 3. B. bie fozialdemofratiihe „Brandenburger 

Zeitung” vom 21. Februar 1907, dab in ber General- 

verfammlung des KHonfumbereind „Vormwärts* ohne jeden 

Widerſpruch beſchloſſen worben fel, eine Vereinsbückerei 

zu gründen, und fie fügt damm biefem Berichte bei: 
Die verfloffene Reichſtagswahl mag nicht wenig 
dazu beigetragen haben, daß ber Antrag io glatt 
durchging. In ber Luckenwalder Arbeiterichaft 
berriht aber das Gefühl vor, daß ſämtliche 
Geſchäftsleute bei der Stichwahl dem konſervativen 
Junker ihre Stimme geneben haben müſſen. 

Dafür nun alfo die raſche Gründung einer Wereins- 

bäderet und bie SFörberung bes Konſumbereinsweſens. 

Das find aber politifche Ziele und Zwecke, bie bie Konſum⸗ 

vereine nicht verfolgen bürfen, auf Grund bes Genoffen- 
ſchaftsgeſetzes. Ste (nad links) müſſen fih Mar machen, 
daß in jedem Augenblid über Ihrem Hanpte dad Schwert 
ber Nuflöfung der Genoſſenſchaft ſchwebt. Darum, meine 

Herren, aud die meift fehr vorfichtige Ausdrudsweiſe bei 

Ihnen. Man muß ſchon ein bischen genau und recht viel 

nadılefen, wenn man bie urkundlichen Bewetfe dafür finden 
will, daß es fich bei Ihnen gar nicht mehr darum hanbelt, 
wie Ste vorgeben, ben einzelnen Mitgliedern wirtichaftliche 

Vorteile zuzumenden, fonbern daß es fi bei Ihnen um 

eine andere Form des Klaſſenkampfes zB ber be⸗ 
ftehenden bürgerlihen Geſellſchaft hanbelt. 

Ih babe hier einen Einladungszettel zu einer Volks: 
verſammlung. Danach fpriht umfer früherer foztal- 
bemofratifcher Kollege Herr vd. Elm über „Unfere Waffen 
im Klaſſenkampf“. Und eine der Waffen, bie er dort 
empfohlen bat, war: Anſchluß an den Konſumverein 


„Probuttton*. 
(Hört! Hört! recht.) 

Meine Herren, das find Dinge, die ſich nicht fo Teicht 
beftreiten Iaffen wie bie Ausführungen bes Herm Peus. 
Aber vielleicht werben Ste es doch beftreiten. err 
Stadthagen iſt ja anſcheinend nicht hier, über den ja einer 
Ihrer Genoſſen in Dresden ein etwas anzügliches Wort 
geſprochen hat, indem er ſagte: „Zuletzt wurden meine 
Darlegungen ja nur beſtritten von dem Genoſſen Stadt⸗ 
bagen, was bekanntlich feine Beftreitung ift.* 

(Heiterfeit rechts.) 
Sp ungefähr aber würbe auch ich Ihre Beftreitungen in 
biefem Augenblick auffaffen, wenn fie erfolgen follten. 

Nun dehnt man das Konſumsweſen noch anf nene 
Gebtete and. Neuerdings ift man dazu übergegangen, 


a 


c) 


(D) 


(A) befondere Sparkaffeneinrihtungen zu treffen. 
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(Raab.) 
Der fon 
erwähnte Konſumberein „Brobuftion” in Hamburg hat an 
Sparkaffengelbern bereit3 1782000 Mark eingenommen, 
von denen wohl der größte Teil in den eigenen Häufern 
ber Baugenoſſenſchaft — ſein dürfte. 
GGwiſchenruf linls: Schauberhaft) 

— Das iſt nicht ſchauderhaft, aber immerhin gefährlich, 
Herr Stollege Singer, dieſe großen Summen, bie Ars 
beitern ufw. gehören, in Unternehmungen anzulegen, bie 
wahriheinlih von anderer Seite nicht in gleicher Höhe 
als münbelficher beliehen werden dürften. Gerade Arbeiter: 
wohnungen find minbeftend eine ſehr unſichere Unterlage 
für Spareinlagen. Denten Sie 3. B. an eine Handels— 
frife in Hamburg, denken Sie an eine Wieberholung ber 
Tage aus dem jahre 1892, als wir die Cholera hatten, 
als zahlreiche Einwohner Hamburgs ihre Vaterftabt ver: 
ließen, als alles barniederlag — in einem folden Augen: 
blide wäre das Geld ber Arbeiter in ben Arbeiter: 
wohnungen auf das allerhöchſte gefährdet. Alſo nicht 
ihauberhaft, aber ein bißchen unſicher! Und gerabe weil 
es fih um das Geld einer Beute handelt, dürfte auch 
nad diefer Richtung Hin etwas Vorſicht geraten fein. 

Neuerdings wendet man nod) ein anderes Mittel an, 
um auch die Gegenden und Orte ben Stonfumdereinen 
oder, wie wir es jet gebört haben, dem Klaſſenkampfe 
bienftbar zu maden, in benen bis jetzt Verfauföftellen 
von Konfumvereinen micht errichtet werden konnten. Da 
ruft man fogenannte „Sonfumentenvereinigungen* ins 
Leben, ba — man Geſchäftsleute, Rabatimarken zu 
geben, mit barem Gelbe zu bezahlen, und bie Erträge 
dafür mwanbern zum Zeil wieber in die Konſumvereine, 
zur Unterſtützung des Klaſſenkampfes. Es ift bad eine 
Spezialfrage, über die wir und vielleicht mod jpäter 
einmal recht ausführlich werben unterhalten müffen. Es 
handelt fih dabei um eine raffinierte Ausdehnung des 


(B) Konſumbereinsweſens, gegen bie wir auf das entfchiedenfte 


Front machen müffen. 

Gegenüber ben Konfırnıvereinen fordern wir — und 
ba3 bürfen wir heute fordern —, daß die Bedürfnisfrage 
geprüft werde, che man Konſumvereine zuläßt. Hier ober 
da mag ja ein Bebürfnis beftehen, aber a. weiteres 
und allenthalben ift das nicht der Fall. Wir verlangen 
völlige Gleichheit der Konfumvereine in ſteuerlicher 
Beziehung mit ben freien Gewerbebetrieben; wir forbern 
Unterdrüdung der politifhen Abſichten in ber Konſum— 
vereinöbewegung, und wir glauben, daß es auch berechtigt 
fei, die Berteilung ber fogenammten „Dividenden“ zu 


unterfagen. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Gerade in dem Verſprechen, Dividenden zu verteilen, Liegt 
der Anreiz für viele kurzſichtige Leute, namentlich Frauen, 
recht große Bezüge beim Konſumberein zu maden. Da 
lauben wir, daß wir ben Konſumberein biefe Anreizmittel 
ehr wohl nehmen dürfe. Man foll eben feine Über: 
ſchüſſe maden. Hat man eine Weile zu hohe Preiſe er- 
hoben, jo mag man fie alsbald herabfegen, bis die Über: 
[Säle verfhiwunden find. Die Divibendenverteilung aber 
ft unberedhtigt. 

Natürlich find wir ebenjo wenig Freunde der Beamten: 
und Dffizierövereine. Heute erkennen wir eben ein 
Bebürfnid dafür in ganz mintmalem Maße an und find 
der Meinung, gerade die Beamten und Offiziere hätten 
alles zu vermeiden, was bie Hlaffen untereinander ftört 
und enifrembet. Gerade bie beffergeftellten Beamten, 
—** uſw. ſollten den übrigen Leuten mit gutem Bei— 
jpiel vorangehen. 

Mit dem für bie Sozialdemokratie ungünftigen Aus: 
ge ber Wahlen ift aud vielfach noch ein Bonfott von 

ewerbetreibenden verbunden worden. Uns allen ift bie 
Eingabe des Reichsſsverbands beutfher Gaſtwirtsverbände 
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zugegangen, bie gerabezu ungeheuerliche Beiſpiele ber 
Unterdrũckungsſucht ſeitens ber Sozialdemokratie enthält. 
Ich bin nicht jo kurzſichtig, anzunehmen, daß ber Boykott 
nur bon einer Seite ausgeführt wird. Nein, bon ben 
verſchiedenſten Seiten wird wegen ber politiſchen Gefin 

ber eine und ambere unterbrüdt. Wir möchten, ba 
ba3 allenthalben verhindert wird. Darum Haben mir, 
fo gut wir ben Boykott der Sozialdemokraten verwerfen, 
aud einen Initiativantrag eingebracht, worin bie ſchwarzen 
Liften ber Arbeitgeber gegenüber mißliebigen Arbeitern 
unterbrüdt werden follen. Wir halten e8 mit dem reiten 
Liberalismus, ber jedem Andersdenkenden feine politiiche 
Meinung, feine geiftige Freiheit Iaffen will, ohne ihn 
dafür mit wirtſchaftlichen Strafen zu bebrohen. 

(Bravo! fehr gut! rechts.) 
Diefe politifche Freiheit gerät je länger je mehr in @e- 
fahr, und auf ſolchen Gebieten, wo fie mit dem Mirt- 
ſchaftsleben ber Nation zufammenhängt, kann aud der 
Herr Staatöfekretär des Innern für fie wirken. Daß aud 
wir, bie wir nicht Sozialdemokraten find, daß auch wir, 
die wir einer politifhen Anfiht angehören, bie von 
mandem noch nicht anerkannt ift, daß auch wir unferen 
Anfhanungen Ausdrud geben können, ohne daß man uns 
bafür mwirtfhaftlih unglüdlih zu machen beftrebt ſein 
barf, verlangen wir mit gutem Recht. Die fogialen Auf: 
— greifen hinüber auf das geiſtige und politiſche Ge⸗ 
tet. Um auf geiftigem und polttiihem Gebiet gefunb zu 
werben, müflen auch bie fozialen Vorbebingungen geſund 
erhalten werden. Und das ift ja befonberd bie Aufgabe 
be3 Herrn Staatdfefretärd bed Innern, den wir feinen 
regften Eifer auf diefen Gebieten zu betätigen bitten. 
(Bravo! rechts.) 


Präftdent: Meine Herren, e3 tft noch eine Nefolution 
bon den Abgeordneten Pauli (Potsdam) und Genoffen 
eingebracht worben; biefelbe befindet fi gebrudt in Ihren 
Händen. Ich ftelle fie mit zur Diskuſſton. 

Das Wort hat ber Herr Abgeorbnete Dr. Mugban. 


Dr. Mugban, Abgeordneter: Dem Wunde, dem bie 
Herren Abgeordneten Baſſermann und Trimborn geitern 
Ausdrud gaben, dab bie Sozialreformbeftrebungen nad 
Möglichkeit in diefer Vegislaturperiobe gefürbert werben, 
ſchließen fich meine politifchen Freunde und bie mit ihnen 
verbünbeten freifinnigen Barteien durchaus an. Durd bie 
bor wenigen Wochen verhanbelte Interpellation Trimborn 
und durch die Beiprehung der Interpellation des Her 
Adgeorbnieten Freiheren Heyl zu Herms tft ®, ein 
großer Teil ber Angelegenheiten, bie f gewöhnlich bei 
dem Etat des Reihsamts bes Innern beſprochen werben, 
— genommen worden, und da ich bei dieſer Gelegen⸗ 
heit die Anſicht meiner politiſchen Freunde zum Ausdruck 
gebracht habe, ſo gehe ich auf alle dieſe Fragen nicht 
mehr ein, zumal über bie Seagen des Handwerks 
Herr Abgeordneter Wieland, über die Frage der — 
beamten Herr —— Dr. Potthoff und außerdem 
me | mir Herr Abgeorbneter D. Naumann noch ſprechen 
werben. 

Für und Freiſinnige ift die Vorbebingung für jebe 
Sozialreform 2 —* Koalitlonsrecht und ein freies 
en ug und wir haben deshalb auch von ben 
Anträgen, die wie zu Beginn ber Begislaturperiobe ge 
ftellt haben, den Antrag über das Stoalitionsredht bem 
Haufe ald Refolution wieder zur Beihlußfaflung vor: 
gelegt. Wir finb der Überzeugung, daß bie Ziffer 1 des 
* ber Gewerbeorbnumg geändert werben muß; wir 

nb ber Meinung, daß ben Arbeitern nicht nur erlaubt 

jein muß, fi zu koalteren, um in Zukunft befiere Be- 

dingungen zu erreichen, ſondern au um  beftehenbe 

Arbeitd- und Lohnverhältniſſe zu erhalten und wir meinen 

auch, daß die enge gefegliche Auffaffung, nad ber das 
% 


(C) 


(D) 


— 
( Dr. Mugban.) 





(A) Koalittondrecht nur zu Gumften der individuellen Intereffen 


der fid) Vereinigenden und nicht zu Gunften allgemeiner 
Arbeiterinterefien und nicht zum Zweck der Veränderungen 
der be aa ausgeübt werden biürfe, unbedingt zu 


vermwerfen 
(Sehr richtig! links.) 

Werner meinen wir, dab auch dem Mißbrauche einiger 
Arbeitgeber, die Arbeiter an ber Ausübung bed durch 
Geſetz gemwährleifteten Koalitionsrechtes zu Lan uns 
bebingt geiteuert werden muß. 

(Sehr rihtig! Links.) 
Das erfcheint ums in der heutigen Zeit um jo wichtiger, 
als wir ja nicht leugnen können, daß fich unter unſeren 
Augen die Arbeitgeber genau fo organifieren, wie bisher 
die Arbeiter. Infolgedeſſen hat der wirtſchaftliche Krieg 
ganz andere Formen angenommen, wie in den Jahren 
zubor. Der Streit fpielt nicht mehr diefelbe Rolle wie 
früper; an feine Stelle ift bie Ausfperrung getreten. Wenn 
in irgenb einem Beiriebe die Arbeiter einen Teilſtreil dor: 
haben, oder wenn fie in einem einzigen Gefamtbetrieb 
die Arbeit nieberlegen, jo ift es jegt ganz gewöhnlich, 
daß in dem ganzen Gewerbe ein großer Teil oder gar jämt- 
liche Arbeiter ausgeſperrt werben, und fomit unter Um— 
ftänden Sämtliche Arbeiter eine3 beftimmten Gewerbes in ganz 
Deutſchland fir einige Zeit ihrer gewohnten Beſchäftigung 
entzogen find. Nun leugne ih durchaus nicht, daß die 
Ausfperrung ein genau fo legaled Mittel der Arbeitgeber 
ift, wie der Stretf eines ber Arbeiter; aber die Wirkungen 
ber Ausfperrung find zweifellos wirtfhaftlih nod weit 
unangenchmer als die bed Streils. Denn während ber 
Streit gewöhnlid nur einen Betrieb oder vielleicht ein 
Gewerbe eine Ortes trifft, werben durch die Ausiperrung 
oft ganze Diftrikte unſeres Baterlandes in Müleidenſchaft 
gezogen: ed leiden bie Stleinbetriebe der ausfperrenden 
Smbuftrie und vor allem die Hleingewerbetreibenden und 


(8) die Handwerker, die auf die Kundſchaft der Arbeiter an— 


gewieſen find. 

Deshalb ift, glaube ich, Die Frage, wie man hier den 
wirtſchaftlichen Frieden herbeiführen kann, die Hauptfrage 
ber fozialen Reform. Man wird mir ohne weiteres 
angeben, baß es ba nur ein einziges Mittel gibt: die Ber: 
allgemeinerung ber Tarifverträge. Über die Vorteile ber- 
jelben für Arbeiter und Arbeitgeber brauche tch nicht viel 
Worte zu verlieren; beide Parteien befinden fid, wenn 
eine Tarifgemeinfhaft geichloifen ift, in gefiherter Bage: ber 
Arbeiter fann mit einem Lohn auf Fahre hinaus rechnen, der 
Arbeitgeber ebenfo, daß die Probuktionstoften durch Arbeits- 
lohn ſich nicht unvermutet erhöhen. Für bie Sleingewerbe: 
treibenden und Handwerker, bie fich in einer Tarifgemetn- 
Ichaft befinden, wird dadurch die Gefahr, von einer 
Schundkonkurrenz unterboten zu werben, in weite Ferne 
gerüdt; hier ift auch der Weg gegeben, wie die Regierung 
und die Kommunen ſich soztal betätigen Können, 
wenn fie nämlich bei Gelegenheit der Submijfionen darauf 
ſehen, daß biefe nı an foldhe Arbeitgeber vergeben werben, 
welche zu gewiflen Beftimmungen ſich bereit erklärt haben, 
wenn fie 3.8. Drudaufträge nur an tariftreue Drudereien 
geben, und wenn fie darauf halten, daß biejenigen Ge— 
werbetreibenben, welche die Submtffionen erhalten, auch 
tatſächlich den Arbeitern gegenüber ihre ſozialen Ber: 
—— bezüglich Lohn und Arbeitszeit u. dal. er: 
üllen. NY 

So hoch id aber aud den Wert ber Tarifverträge 
ftelle, fo will ich durchaus nicht leugnen, daß dabei doch 
eine Arbeiterfchuggefeggebung notwendig ift, zum Schuß 
von Gefundheit und Sittlichkeit der Arbeiter, damit eben 
biefe fragen aus ben Verhandlungen, die der Tarigemein: 
ihaft vorangehen müffen, volftändig ausgefchaltet werben. 
Dieje Arbeiterfhugbeftimmungen erfcheinen mir um fo not: 
wendiger ba, wo es fi um ftarke Induftrien und um wirt 
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ſchaftlich ſchwache Arbeiter handelt. Da kommen in Frage (C) 


Privatbeamte der großen Aktiengefellihaften, Handlungs: 
gebilfen derfelben, dann die weiblichen Arbeiter ins— 
gejamt, die Berg: und Hüttenarbeiter, die Gladarbeiter 
und vor allem diejenigen Arbeiter, die bet ihrer Arbeit 
mit Giften, wie Blei, Queckſilber, Arſen, Brom, Anilin 
u. dgl. in Berührung kommen. Wir haben und ſchon — 
ich glaube, vor zwet Jahren — für die Begrenzung ber 
Arbeitägelt der weiblichen Arbeiter erflärt. Ich konnte 
auch ſchon vor zwei Yahren mit bezug auf die Sonntags» 
ruhe der Sladarbeiter mid dem anſchließen, was he 
glaube ih, in einer Nefolution des Zentrums vorliegt, 
bie fo ziemli einer früheren Nejolution des Abgeord- 
neten Hom (Sachſen) entipriht. Was die Berg: und 
Hüttenarbeiter betrifft, fo hatten wir ja in ber Iehten 
Legislaturperiode fehr häufig Gelegenheit, darüber zu 
ſprechen. Wir find aud heute noch überzeugt, daß bie 
Löfung, die man in Preußen verſucht Hat, eine ums 
genügende if. Wir verlangen auch heute ein Reihäberg: 
geile, eine Trreizügigfeit der Knappſchaften untereinander 
und bor allem Die Zuziehung von Bergarbeitern zur 
Kontrolle der Bergwerk. Was die Giftarbeiter anbe— 
trifft, fo wäre es in ber Tat notwendig, daß bie ber: 
bünbeten Negierungen endlich auf die Anregung eingehen, 
die im Jahre 1904 bie in Bafel abgehaltene Delegierten: 
verſammlung der Juternationalen Bereinigung für geſetz— 
lichen Arbeiterihuß beantrogt hat. Ich halte es für 
unbebingt notwendig, eine gefeglihe Anzeigepflicht für 
gewerbliche Vergiftungen einzuführen 
(ehr richtig! Iint3) 
und aud den Unternehmern eine Anzeigepfliht für Er: 
zeugung und Verwendung gewerblicher Gifte aufzuerlegen. 
Ich Halte es für notwendig, die Arbeitözeiten nad) ber 
Schwere ber Vergiftungsgefahr zu regeln und mit ber 
fahmännifhen Beauffihtigung der Betriebe neben unab- 
hängigen Staflenärzten 
beamtete Arzte zu betrauen. 
(Sehr richtig! Links.) 

Leider hält ih ja die Großinduſtrie von dem Ab— 
ſchluß der Tarifverträge bisher fo ziemlich fern. Ich 
glaube, das allgemeine Intereſſe verlangt ſchließlich, die 
Großinduftrie auch zu zwingen, foldje Tarifverträge abzu— 
ichließen 

ehr richtig! 


(ieh )» 

ba fie notwendig find zum fozialen Frieden, und da das 
Intereſſe des einzelnen dem Mllgemeinintereffe nad: 
geben muß. 

über bie ag a ber Zarifperträge hat fi ja 
geftern aud Herr Trimborn ausgefproden. Er muß zu: 
geben, daß dieſe Tarifverträge nur möglich find bei einem 
bollſtändig freien Vereins- und Koalitionsreht. Haben 
wir fein freies Koalitions-, kein freies Vereinsrecht, fo 
werben Tarifverträge allgemein nicht abgeſchloſſen werben 
fönnen. Nun wird aud Herr Trimborn nicht leugnen 
fönnen, daß der Liberalismus der erfte war, ber bad 
Koalttiondreht den Arbeitern errungen hat 

(ehr richtig! Links), 

und bak der Liberalismus min feit 40 Jahren für eine 
freiere Geftaltung des Koalitions- und Vereinsrechts 


fämpft. 

(Sehr rihtig lintst) 
meines Erachtens darf bie foziale Reform jich nicht er— 
ſchöpfen nur in polizeilihen Maßnahmen 

(ſehr richtig! Links), 
bie ja jest fhon einen Teil bes Handwerks, der Heinen 
Gewerbetreibenben zu einem Feind ber Sozialreform ge: 


madt haben 

6* richtig! lints); 
auch bei der Sozialreform iſt es notwendig, dem freien 
Spiel der Kräfte, der Selbſthilfe der Arbeiter und des 


auch gewerbehygtenifh geſchulte (1) 


(8) partet jeit Jahren die beften Abſichten hat, 


(Dr. Mugdau.) 
(A) Mittelftanded Raum zu laſſen. Weil ich dieſer über: 
zeugung bin, habe id bie Hoffnungäfrenbigkeit, daß im 
biefem Neichötage die Soztalreform befler vorangehen 
wird, als in bem aufgelöften. 
(Sehr richtig! links. — Na! na! in ber Mitte.) 
Der Herr Abgeorbnete Trimborn, der ja mit mir 
neftern ein Hühnden gepflüdt hat — und wenn es 
liebenswürbige Hühnchen gibt, fo will ich zugeben, daß 
es ein fehr liebendwürbiges Hühnchen gewefen ift —, hat 
ja jelbft die linfruchtbarkeit der letzten Legtslaturperiode 
zugegeben. Meine Prophezeiung, die id vor ein paar 
Wochen machte, daß ber verehrte Herr bei der Ginleitung 
au ben Debatten bed Reichſsamts des Innern das 
Jahr 1906 für gänzlich unfruchtbar erflären würbe, ift ja 
eingetroffen. Fur 1904 und 1905 hat er dasſelbe Urteil 
nicht nur geftern, jondern ſchon vor ein paar Wochen ge: 
fält. Daraus folgt doch das eine, daß jedenfalls Die 
Möglichkeit, daß das Zentrum mit ber Sozialbemotratie 
und andererjeitö and mit der fonjervativen Partei eine 
foztalpolitiiche Mehrheit bilden könnte, die Sozialreform 
fehr wenig weiter gebradht ift. 
(Sehr richtig! links.) 
Daher hatte auch ber Herr Abgeorbnete Trimborn nicht 
die Berechtigung, aus der Tatſache, daß in diefem Reichs— 
tage die Bedeutung bes Liberalismus zweifellos eine 
weit größere ift, als im vorigen Reichötage, nun fofort 
eine Stodung ber Soztalreform vorauszuſagen, befonders, 
da ja bie Stodung zu einer Zeit eingetreten ift, in ber 
tatfählih die Zentrumspartei die foztalpolitiiche Führung 
in biefem Reichstage hatte. 
(Sehr richtig! links.) 
Ich kann auch nicht zugeben, daß das Zentrum an biejer 
Stodung jo ganz unfhalbig tft. 
(Zurufe aus der Mitte.) 
— Gewiß, ich gebe ohne weitered au, daß bie getan 
ozial⸗ 
refoxmatoxiſch tätig zu fein; ich gebe auch zu, daß ich 
vielfah den Anregungen 3. B. ber Herren Abgeorbneten 
Hige und Trimborn gern und willig gefolgt bin; aber 
ber fehler der Zentrumspartei war die ganzen Jahre 
hindurch, daß fie eine aroße Menge von Anträgen ftellte, 
aber nit auf ber Durchführung biefer Anträge bes 


ftanden hat 
(fehr richtig! links), 
obwohl fie bei den parlamentarifchen Machtverhältniſſen 
die Möglichkeit bazır hatte. 
(Sehr richtig! links. — Laden in der Mitte.) 
— Ja, meine Herren, Ste laden jest! Warum haben 
Sie ed nicht bei fozialen Fragen zur Auflöfung kommen 
laffen? Sie haben fih auf eine foloniale frage ver: 
bifjen! Wieviele Ihrer fozialpolitiichen Anträge, die Sie 
bier als höchſt ung 1 ausgegeben haben, haben Ste nicht 
ganz einfach ohne weiteres fallen Lafjen! Das iſt es eben, 
was ich bie „papierne” Sozialpolitik nenne. 
(Zuruf in ber Mitte: Wo denn?) 
— Denn bie Herren Erzberger und ler fragen: wo 
benn? — dann, glaube ich, gibt e8 fein befleres Beiſpiel, 
ald bie Haltung der Zentrumspartei in der Bergarbeiter: 


frage. 
(Sehr richtig! Ins.) 

— Wir haben wieberum jet bei bem Etat bes Reichs— 
amt3 bed Innern vom den Herren bed Zentrums eine 
große Anzahl Anträge zur Beflerung der Lage ber Hütten- 
und Bergarbeiter befommen, Anträge, die meine politifchen 
Freunde insgefamt unterfehreiben fönnen, Anträge, bie 
aber etwa nicht nen find, fondern ſchon feit Jahren das 
Haus bier beichäftigen. Und was hat bie Zentrumspartei 
im preußiihen Abgeorbnetenhaufe getan? Sie kr ohne 
weitered bie Anträge, bie ſte im Reichstage geitellt hat, 
vernadhläffigt. Die Zentrumspartei ift mit ſchuld daran, 
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da& wir auch heute noch nicht ein Reichſsberggeſetz haben, (C) 


dab das Bergwefen In Preußen geregelt worden ift 
(ehr richtig! lin); 
die Zentrumspartel ift ſchuld daran, daß all bie not: 
wendigen Berbefferungen im Bergwerksweſen biäher nicht 
erfüllt find. Und, meine Herren, ber Herr Abgeordnete 
Trimborn, der vor vier Wochen dem Liberalismus bor- 
warf, daß er ſozialpolitiſch doch nichts geleiftet habe, und 
ber ägriert ift, dab ich nun der Zentrumspartei den 
Spiegel vorhalte, follte doc) eigentlich bei biefer Debatte 
fih daran erinnern, daß er angefangen Hat; er ift das 
Karnidel geweien, nicht id). 
(Heiterkeit.) 
Er hat zuerit mit dem Liberalismus angebandelt. Er 
hat mich geftern an die Haufmannägerichte erinnert. Ich 
glaube, wer in einem Glashaufe fist, der ſoll nicht mit 
Steinen werfen; demm bie Geſchichte der Haufmannsgerichte 
ift auch einer der bunflen Punkte in der parlamentarifchen 
Geſchichte der Zentrumspartet. 
(Sehr richtig! links. Lachen in ber Mitte.) 
Ih möchte zuerft den Herrn Abgeorbneten Trimborn 
daran erimmern, daß mein freund Eickhoff und ich fiir 
das Gefeg in ber vorliegenden Form, allerdings mit 
ſchwerem Herzen, geftimmt haben, weil ich im Gegenſatz 
zu ber Mehrheit meiner Partei aud der Überzeugung 
war, daß es jebenfalld- befjer ift, ein ſolches Gefeg zu 
haben al3 gar fein Gefeh. 
(Na alfo! in der Mitte.) 
Aber wollen die verehrten Herren demm leugnen, daß 
ie es damals in ber Gewalt hatten, die Ungerechtigkeiten, 
ie in dem Geſetz über die Kaufmanndgerichte fid) gegen: 
wärtig befinden, auszumerzen? 
(Sehr richtig! Links. — Wiberfprud in ber Mitte.) 
— Sie fagen nein! Wenn Ste damals beftanden hätten 
auf der Wählbarkeit der Hanblungdgebilfinnen, wenn Sie 


beftanden hätten auf den Beihlüffen der Kommiffion in (m) 


bezug auf dad Wahlalter der Haufmannsgerichte — 

(Zuruf aus der Mitte: wäre bad Gefeg geicheitert!) 
— id hätte eine Regierung fehen wollen, die ein Geſetz 
beöwegen hätte ſcheitern laſſen! 

(Sehr richtig! linls. — Ganz fiher! in der Mitte.) 
Und wenn das ber Fall if, dann haben Sie, meine 
Herren (nach der Mitte), wahrhaftig nicht das Recht, dem 
Volke einzureden, daß Ihre Eriftenz für die en rung 
der jozialpolitiichen Reform irgend welchen Wert hat. 

(Sehr gut! links. — Laden in der Mitte) 
Wenn Sie beanpien, dab Sie damals in Ihrer Stärke 
nicht einmal die Macht — die Regierun 3 einer 
rg. zu zwingen, über beren Rehtmählg eit doch 
fein Zweifel tft 

(Zuruf aus der Mitte: kaudiniſches Joch), 
dann.haben Ste fein Net, ſich jo aufs hohe Pierb zu 


eben. 
(Sehr richtig! Links.) 

Unb nun noch eins, meine Herren, bie Witwen: und 
Waifenverfiherung! Da hat der Herr Abgeorbnete 
Trimborn gefagt: ift das auch papierne Sozialpolitit? 
Ach, mein verehrter Herr! Das Jahr 1910 ift noch nicht 
gekommen, und mir ift es höchſt zweifelhaft, ob die außer- 
ordentlich „ſchöne“ Faflung, die die Zentrumspartei bei 
Beratung des Zolltariid der Witwen: und Waiſenver⸗ 
fiherung mitgegeben hat, überhaupt haltbar if. Die 
Witwen: und Watfenverfiherung tft übrigens nicht etwa 
eine Erfindung ber Zentrumspartei. 

iderſpruch in der Mitte.) 
— Nein, foviel ich mich erinnere, war der Herr Abge- 
orbnete Freiherr v. ee ber erfte, ber bei 
jeber Gelegenheit auf die große Wichtigkeit der Witwen: 
und Waifenverficherung hinwies, unb id) glaube auch, 
daß ber verftorbene ‘Führer meiner Partei, Gugen 
9* 


680 
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(Dr. Mugban.) 


(A) Richter, bei vieler Gelegenheit gerade bie Witwen: und 


MWaifenverfiherung als das wichtigſte Glied unferer 
Arbeiterverfiherung bezeichnet hat. Wir haben damals 
gegen ben Antrag des Zentrums geftimmt, und, wie ich 
laube, aus guten Gründen. Denn nad dem Antrag des 
Sentrums werben bie Überfhüffe aus ben erhöhten 
Lebensmittel⸗ und Viehzöllen verwendet, um bie Witwen: 
und Waifenverfiherung in Gang zu bringen, fie zu 
fihern. Mit anderen Worten bat man alſo bamit bie 
jest beftehenden hohen Bebensmittelzölle eigentlich für bie 
Ewigkeit feitgelegt 
(fehr richtig! rt 
denn es wird ſchwer fein, biefe hohen Lebensmittelzölle 
‚ zu vermindern, wenn damit gleichzeitig bie Einnahmen 
für die Witwen- und Wallenperfihernng verminbert 
werben. 
(Sehr richtig! links.) 
Nun, meine Herren, bie Welt ift rumd und will ſich drehen 
(jehr richtig! in der Mitte — große Heiterkeit) 
— fehr richtig, meine Herren? — 
(große Heiterkeit), 
und vielleicht ift e3 nicht ausgeichloffen, daß aud; einmal bie 
Zeit kommt, in ber von lanbiwirtichaftlidher Seite bie 
jetzt beftehenben hohen Futtermittelzölle aufs äußerfte be- 
fümpft werben. ch kann es fogar als fiher annehmen, 
baß, wenn bie Viehzucht im unferm beutichen Vaterlande 
Sehe fo er ae 34. wie ſie hr pi —* 
ren gema ‚ 3 wahrhaftig unmög ein wird, 
die hohen Futtermittelzölle zu halten. 
(Sehr richtig! links.) 
Sie werben von der lanbwirtihaftlihen Seite unter 
Umftänden gezwungen werben, auf bie hohen Futtermittel⸗ 
zölle zu verzichten 
(jehr richtig"), 


und wird baun der Herr Abgeordnete Trimborn ſich auch 
nod fo ftolz hHinftellen und fagen: wir haben dod die 
Witwen: und Watfenverfiherung gemadt? Denn mit bem 
Moment wird ein außerordentlich großer Ausfall der Ein- 
nahmen erfolgen, bie gerabe für die Witiwen- und Watfen- 
verſicherung beftimmt And. 

Was haben denn bamald meine politifchen Freunde 
verlangt, vor allem Eugen Richter felbft? Eugen Richter 
verwarf bie Art und Weife der Verquickung der Witwen: 
und Walfenverfiherung mit ben Lebenämtttelzöllen; er ver: 
langte dagegen eine Herabjegung ber Berbrauhsabgabe 
für Zuder. Er führte an, daß ber Zuder ein notwendiges 
Ernährungdmittel ift, und baß bie hohe VBerbrauhsabgabe 
& Zuder doch niemals gerechtfertigt ſei. Und, Herr 

bgeorbneter Trimborn, fol ich jetzt micht ftolz fein, 
wenn ich fagen kann, daß von der äußerften Rechten ab 
alle —— Kreiſe jetzt Eugen Richter folgen, daß 
alle, wie wir es damals ſchon eingeſehen haben, jetzt ein⸗ 
ſehen, daß die hohe Verbrauchsabgäbe für Zucker bedeutend 
herabzuſetzen iſt, ſowohl im Intereſſe der konſumierenden 
Bebölkerung, wie auch im Intereſſe der Landwirt⸗ 


ſchaft ſelbſt. 
(Sehr gut! links.) 
Alfo gerade bie Geihichte der Witwen: und Waifenver- 
fiherung ift durchaus nicht geeignet, die ſozialpolitiſche 
Täligfeit ber Zentrumspartet fo hoch zu ftellen. | 
Gegenteil, es war feine fehr große Leiftung! Für ben 
Liberalismus ift es gerabe ein Ruhm, daß er ſchon ba= 
mals das einzige Mittel angegeben hat, womit wir unfere 
Neihäfinanzen wieder verbeflern können, — ein Mittel, 
über beffen Zweckmäßigkeit und Rechtmäßigfeit jet alle 
polittihen Parteien einig find. 
(Sehr richtig!) 

Über die Frage der Arbeiterverfiherung jelbft will 
ih mich bei einer anderen Stelle audlafjen. Ich wollte 
heute nur in großen Zügen bie Stellung meiner politiſchen 


freunde zur gejamten Sozialreform Tennzeihnen und (C) 


das Hühnchen mit dem Herrn Abgeorbneten Trimborn 
auspflüden.! 

Der Liberalismus ift fih der Verpflichtungen, bie 
ihm die Stellung in biefem Reichsſstag auferlegt, fehr wohl 
bewußt. Wir wiffen alle, baß e3 in der Tat darauf an— 
fommt, daß bie — der Mittelſtand ſowohl wie 
ber Arbeiter, zu dieſem Reichsſstag Vertrauen faſſen, daß 
fie der Überzeugung find, daß fie ihre Geſchicke dieſem 
Reichsſstag anvertrauen fünnen. Wir find deshalb gemwillt, 
alle berechtigten Forderungen ber Arbeiter zu erfüllen, 
und wir find auch gewillt, durch ſtaatliche Maßnahmen 
bem Mittelftande den Wettbewerb mit bem Großbetriebe 
zu ermöglihen. Wir Haben die Zuverſicht, daß bie 
bürgerlihe Freiheit, die alle Stände umfaßt, die feinen 
Unterfchieb zwiſchen arm unb rei, zwiſchen hoch und 
niedrig kennt, aud mit ber Zeit der Intereſſenkämpfe, 
die unferem Baterland fo außerordentlich ſchädlich ge: 
weſen tft, fertig werben wirb, daß diefe bürgerliche Frei« 
beit an die Stelle biefer Zeit der Interefienlämpfe bie Zeit 
des fozialen Friedens fegen wird, in der bie Gefamtheit 
bem einzelnen und das Intereſſe des Vaterlandes dem 
Intereſſe des einzelnen vorgehen wird. 

(Lebhafter Beifall links.) 


Bizepräfident Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete D, Naumann. 


D. Raumann, Abgeorbneter: Meine Herren, ber Herr 
Abgeordnete Trimborn und ebenfo ber Abgeorbnete Baſſer⸗ 
mann haben in ihren ausführlihen Darlegungen geftern 
über Spzialpolitif von der relativen Unfrüchtbarkeit ber 
vergangenen Periode geredet, unb ebenjo ift mein Herr 
Vorrebner und Parteifreund Mugdan auf dieſes jelbe 
Problem eingegangen: woher fommt es, daß in einer Zeit, 
wo bie Fülle fozialpolitifher Pläne, Ideen, Anregungen 


und Debatten Legion ift in der Bevölferung, wo in Gewerf- (D) 


ihaften, in Berufövereinen aller Art, in Literatur aller 
Weiſe bie fogialen Fragen in einer Fülle behandelt werben, 
wie kaum eins ber anderen großen geiftigen und kulturellen 
Brobleme — daß in berfelben Zeit der pofitive Zahres- 
eıtrag auf biefem Gebiet feit Jahren jo minimal ift, 
wie er durch eine einfache ——— der ſozial⸗ 
politiſchen Geſetzgebung des Deutſchen Neid ſich als 
vorhanden ergibt? Als Urſache dieſes Mißverhäliniſſes 
erſcheint in einer 5* Hinſicht, wie auch geſtern der 
Herr Abgeordnete Baſſermann geſagt hat, die unharmoniſche 
Art und Weiſe, in der ſozialpolitiſche Anträge und Wünſche 
bon ben Parteien an den Reichstag gebracht werben und 
nach Lage der Dinge wohl auch gebradt werben müffen. 
Es ift nicht zu bermeiben, daß biefe Anträge gleichzeitig, 
wie wir e8 eben erlebt haben, und wie e8 im ber Natur 
der Sadıe Liegt, zu einem gewiſſen MWettlampf ber 
Barteien unter fi führen. Dadurd aber wirb im ber 
Bevölkerung im ganzen eine Tatfahe verbedt, bie un: 
geheuer wichtig ift, nämlich, daß es trotz ber Verſchieden⸗ 
arligkeit der vielen Einzelanträge eine ſozialpolitiſche 
Mehrheit im vergangenen Reichsſtag gegeben hat und eben⸗ 
ſogut im jetzigen Reichsſstage gibt, bie in ihrer Weiſe 
ebenfogut geidloffen ift wie auf anderem Gebiete 
bie nationale Mehrheit fiir patriotifhe und ähnliche 
Dinge. Hinter allen biefen Gingelanträgen und 
Forderungen * ein genau zu formullerendes Quantum 
joztalpolitifhen Willend und fozialpolitiicher Tendenzen, 
das einheitlih formultert werben kann ald Majorttäts- 
wille jowohl des — wie dieſes Neichätags, 
wenn man all das wegſtreicht, worüber die foztalpolitiich 
vorwärts ſchreitenden Parteien unter ſich bifferieren. Es 
bat früher ſchon Herr Brofeflor Francke in der „Sozialen 
Praxis“ verfucht, jenes Quantıım gemeinfamer Wünfche 
feftzuftellen, für die eine Majorität im Neihstage unter 


(D. Raumann.) 

(A) allen Umſtänden vorhanden if. Wenn man jebt bie 
Anträge daraufhin durchſieht, jo ſcheint feftzuftehen, daß 
für ein freiheitliches Vereinsgeſetz, für ein Berufsbereins⸗ 
geſetz ohne Polizeicharakter, für eine geſetzliche Sicherung 
de3 Koalitionsrechts ber Arbeiter, für ben Zehnftunben- 
tag der weiblichen Arbeiterinnen in den Fabrifen und 
für ein Penſionsgeſetz für ivatbeamte unter allen 
Umftänden bie Majorität fozufagen auf demjzTifh bes 
Hauſes bereit Liegt. 

(Sehr richtig!) 


Außerdem fcheint kein Zweifel zu fein, daß bie Er: 
Örterungen zeigen werben, daß aud auf bem Gebiete ber 
—— und wahrſcheinlich auch auf dem Gebiete der 
ohnungsfrage ſich ein Mindeſtmaß von Forderungen 
ergibt, welches dieſelbe Majorität ihrerſeits gemeinſam 
vertreten wird. Wenn man deshalb im der Bevölkerung 
ben Reichstag fo vielfach beſchuldigt, daß er baran ſchulb 
ſei, daß wir ſozialpolitiſch keinen feſten Kurs haben und 
feine Fortſchritle machen, fo ſcheint demgegenüber bie 
Tatſache einfach feſtzuſtellen zu fein, daß es nicht ber 
Reichſstag iſt, der daran ſchuld iſt, ſondern daß ber 
ſchuldige Teil an dieſer Unfruchtbarkeit unſerer Sozial: 
polttit ber anbere Faktor der deutſchen Reichsgeſetzgebung ift 
i (jehr richtigh, 
nämlid der Bunbesrat; und wenn ber HerrzzAbgeordnete 
Trimborn in feinen entiprechenden Ausführungen jagt: ja, 
aber ber Vertreter des Reichſsamts bes Innern tft feiner: 
ſeits, wie wir wiſſen, nicht ſchuldig, fondern andere 
Faktoren! jo jage ih von meinem Stanbpunft and: das 
ift eine interne Angelegenheit des anberen Faktors ber 
Gefeßgebung, wie er feine perfönlihen Stellungen unter: 
einander regeln will. Die Tatſache, mit ber bie anf 
Sozialpolitik wartende Bevölkerung e3 zu tun bat, ift 
ad bie Tatſache, daß der Reichätag eine jozialpolitische 
Majorität hat, daß aber der Bundesrat nicht gefonnen tit, 
(8) auf ben Willen diefer foztalpolitiichen Mehrheit einzugehen, 
und fo ſehr wir alle geneigt fein werben, bie 
bon ben biöherigen Nebnern berborgehobenen hohen per: 
fünlihen Vorzüge bes Bertreterd bed Reichſsamts bed 
Innern bankbarft anzuerkennen, fo kann doch die Ans 
erfennung biefer hoben perfönlihen Vorzüge feine Ent- 
ſchädigung fein für unbeachteten Majorttätäwillen bes 


Parlaments 

(ehr richtig! Iint3); 
beun wenn man an irgend einer Stelle die Schwäche des 
Barlamentariömnd in Deutihland handgreiflih vor ſich 
haben will, fo it es eben in biefer —— 
Elementartatſache, daß es ſeit langem eine Majorität auf 
ee Gebiete gibt, und daß biefe Majorität von Jahr 
zu 
jelben Bunbesratötür fteht wie biäher. 

(Sehr richtig! links und in der Mitte.) 
Und zwar fieht man batan, wie bad Machtverhältnis 
Pr ben zwei Faltoren ber Geſetzgebung in Deutſch- 
and fo ungleich verteilt if. Wenn nämlich die Majorität 
bed Bundesrais ihrerieitd eine gewiſſe Geſetzgebung 
für lebensnotwendig hält, jo appelliert fie bon einem 
getvefenen Reichſtag an einen neuen Reichötag. 
(Sehr gut! und Heiterkeit.) 

Es tft aber der Majorität des Reichätags durch Ber: 
feflung und Geſchichte verfagt, wenn fie eine Geſetzgehung 
ihrerfeitö ebenfo für lebenänotwendig hält, von einem 
Bundesrat an einen anderen Bundesrat zu appellieren 

(ermente Heiterkeit), 
und einfach in dieſem grundſätzlichen Verſchiedenheitsver⸗ 
bältwis ber beiben Mächte liegt bad, woran bie Sozial: 
volitit in Deutfchland nicht vorwärts kommt, und was 
wir in biefer Hinſicht tum können, tft einfah, der Be— 
völferung dieſes Sachverhältnis jo eindringlich Llarzulegen, 
als es überhaupt möglich ift. 
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Wenn wir aber nun fragen, wo die Gründe liegen, (C) 
weshalb der Bundesrat in Deutichland einer fozialpolitiichen 
Mojorität des Reichſtags gegenüber fih im ganzen 
negierend, ablehnenb verhält, jo ift zunächſt gefagt worben, 
die Arbeitöfräfte des Reihsamts des Innern reiten nicht. 
Dad mag vom Standpunkt ber arbeitenden Einzelbeamten 
im Einzelfall durchaus richtig fein; aber als GErlebigung 
biefer Frage im ganzen ift dieſe Antwort ficher abjolut 
ungenügend, Wer wirb moiwenbige neue Sciffbauten 
auf die Dauer damit hinausſchieben, daß wir ımfererfeits 
nicht Arbeitäfräfte a hätten? Dann heißt es: ed muß 
eben gemacht werden; Werften müſſen erweitert, Anlagen 
müfjen vergrößert werden! Sind wir überzeugt, daß bie 
Thronreben und Waiferliden Erlaſſe, welde und bie 
Soztalpolitif ald notwendig und als bringlich bargeftelli 
haben, einen ernfthaften pofitiven Juhalt haben, bamı 
werben wir audh daran glauben, dab bie notwenbige 
Erweiterung ber bebörblihen Arbeitskräfte für biejes 
Gebiet fommen muß. Außerdem find im jener Quantität 
von Forderungen, die ald Einheitsbeſitz ber fozialpolitifchen 
Majorität des Hanfes au gelten bat, von ber id) vorhin 
ſprach, unb zu ber vielleicht auch noch etliche andere An— 
träge gehören, wefentlih Dinge, die längft feine große 
und neue Vorarbeit mehr brauchen. 

(Sehr ridtig! in ber Mitte.) 
Was beiſpielsweiſe das Reichsvereinsgeſetz betrifft 
(ſehr gut! Links), 

fo gibt es ein jehr einfadhes Mittel: den Bunbesratöver- 
treter von Württemberg zu bitten, das bortige Bereins- 
geſetz * vorzulegen. 

(Sehr gut! links und in ber Mitte. — Zuruf in ber 

Mitte: Gibt e8 nit! — Heiterkeit.) 
— Bitte, Ste haben eind, wollen Ste es gefäitigf an: 
fehen; es find wenige Paragraphen darin, aber es gibt 
es! Alſo dieſes Vereinsgeſetz würbe fertig vorhanden 
fein, und bie Majorität bafür würbe fertig vorhanden fein. (m) 
(Sehr richtig! linls.) 

Ebenſo, ſoweit es fih um bas Koalitionsrecht ber 
Arbeiter handelt, liegen die durchdachten und ziemlich 
gleihlautenden Entwürfe der fozialpolitifhen Parteien vor 
über bie Umarbeitung der 8 152 und 153 ber Gewerbe: 
ordnung und über bie jtrafrechtlicde Behandlung des 
Falles, wenn jemand einen Staatöbürger hindert, einem 
Berufsverein anzugehören. 

Es find wirklich formell einfache Dinge, die hierbei 

| zu erlebigen find. Umftändit find immer nur unliberale 


Gejeßgebungen. 

* gut! liuts.) 
Denn unliberale Geſetzgebungen haben ihrer Natur nad 
den Gharalter, daß bei ihnen Ausnahmebeftimmungen und 
Beſchränkungen übereinandergebaut und ineinandergeſchach⸗ 


telt werben 
(ehr gut! Links), 

' währenb liberale Beitimmungen ſolche Beftimmungen find, 
bie für jeden Stantöbürger gelten, und bie barum ihrer 
Natur nad) einen gewiffen Charakter der Durdfichtigkeit 
und Einfachheit a 

(Sehr richtig! links.) 
| Es ift aber fiherlih im legten Grunde nicht biejes 

i 

| 

| 

| 








formale Glement der notwendigen Beamtenarbeit, was 
den Bundesrat hindert, der fozialpolitifhen Majorität 
entgegenzufommen, ſondern es find ſachliche Gründe, bie 
mit dem Weſenscharakter ber ganzen joztalpolitifchen 
Periode zufammenbängen, in ber wir fiehben. Als ben 
' Charakter diefer Periode bezeichne ih meinerfeit3 das 
| Doppelverhältnis, das in einer Zeit eingetreten ift, wo 
| bie Großinduftete im ‚Deutfhland in ungeahnter Weiſe 
wöüchſt und fi ausbehnt, in einer Zeit, wo bie fyunbifats- 
ı mäßige YZufammenfaffung der großen und ſchweren 
| Sednftrien die gewaltigften Fortſchritte macht, wo bie 


(8) fahrenden Bevölkerung im die foztalpolitiiche Ge 


(D. Raumann,) 
ufionterung ber Großunternehmungen bie Führung bes 
beitsprozeſſes im immer weniger wirklich) führende 

Hände hineinbrängt, kurz im derſelben Zeit, wo Deutid- 

lanb erft eigentlih, vor allem in feinen Rohftoff: und 

Halbfabrikatinduftrien, ein großinbuftrielles Land wird: 

in dieſer ſelben Zeitepoche haben wir eine Soztalreform, 

bie zwar am ſich dankenswert, eifrig und gut ift, bie 
aber fid fogufagen faft immer auf den Außenforts diefer 

Volkswirtſchaft bewegt, denn bie eigentliche Zentral: 

frage der gegenwärtigen Sozialpolitif, bie Srage der 

Arbeitöverfaffung in dem großen Induſtrien ift es 

nicht, bie bon ber beutihen Sozialpolitit in Angriff 

genommen wirb. 

Als die Katferliden Erlaffe vom Su 1890 famen, 
wurde das Problem, daß es ſich um großinbuftrielle Ver: 
hältniſſe Handelt, zunähft Klar herausgehoben. Es war 
auch matürlid ber erfte große Ruck der Arbeiterſchutz⸗ 
geleßgebung eine gefeßgeberiiche Arbeit in das Gebiet ber 
großen Induſtrien hinein. Wollen wir aber von da an 
das regiftrieren, wa3 in den num faft 10 Jahren, in denen 
Herr Graf v. Vofadbowsiy dad Reichſsamt des Innern 
vertritt, foztalpolttifh geſchehen ift, fo ſcheint mir das 
MWefentliche dies zu fein, daß jene Grundlage der Ber- 
fiherungdgejeggebung und ber Arbeiterſchutzgeſetzgebung, 
die in den vorhergehenden Perioden gelegt ik, in einer 
durchaus erfreulihden und anerfennenäwerten Weiſe 
audgebehnt worben ift über bie Grenze berer hinaus, bie 
zuerft in dieſe Gefeggebung einbegriffen worben jind. 
Sodann handelte es fih im biefer Zeit um bie Ein- 
beziehung einiger wichtiger Gebiete, die vorher von ber 
2» ber Soztalreform nicht angefaßt waren, in bie 

ozialreform. Es dreht ſich jetzt bei biefer Ausſprache 
nicht darum, ob wir das einzelne Geſetz als ſolches für 

gut finden, fondern die Richtung der Gefehgebung im 

allgemeinen.. Diefe ging auf bie large sei fee- 

ebung, 
auf die Einbegreifung der faufmännifhen Angeftellten in 

Arbeiterihug und KHaufmannsgerichte, fie ging auf jo und 

fo viele einzelne Gebiete bis an die Grenze der Land- 

wirtihaft hinaus, ging zu ben Kindern umd brachte ihnen 
notwendige Anfänge des Schutzes ber Kinderarbeit, aber 
dad, wad bad eigentlihe Zentrum der Sozialpolitik ift, 
eben jene Fragen ber- Arbeitäverfaffung in ber zentrali- 
fierten Großinduftrie, das ift liegen geblieben in biefer 
Zeit. Dreimal, ſoviel ich fehe, iſt das Rab der fozial- 
polttifhen Arbeit an ber Großinbuftrie vorübergegangen 
in biefem Zeitraum: zuerft bei der Zuchthausvor— 
lage, dann bei ber frage, ob die Arbeiterausfchäfie 
in ben Berawerkdinbuftrien vom Reichstag oder bom 
preußifchen Landtag zu verhandeln feien, und zulegt bei 
ber frage ber Rechtsfähigkeit der Berufävereine, und das 

Gemeinjame im Charakter diefer drei Vorfommniffe, bei denen 

fi Entwürfe der Reichſsregierung beichäftigten mit bem 

eigentlichen Sernproblem ber Sozialpolitif, ift: zwei find 
verfloffen, und eines davon ift vom Landtag erledigt, 
und zwar alle brei aus bem Gefühl heraus, daß das 

Mißtrauen gegen die organiſatoriſche Kraft und Leiftung ber 

Arbeiter der eigentliche Ausgangspunkt der Erwägungen 

auf biefem Gebiete zu fein hat. Denn woher kommt jene 

überlabung mit polizeilichen und anderen belaftenden Bor: 
ſchriften in dem zuletzt vorgelegten Gefegentwurf über bie 

Rechtsfähigleit ber Berufsbereine, ald eben aus demſelben 

Mißtrauen heraus, aus bem feinerzeit die Formulierungen 

ber fogenannten Zuchthausborlage gekommen finb? 

(Sehr richtig!) 

Das ift alfo die Kernfrage jetzt, ob jenes tiefe 

ſachliche Mißtrauen, bad ber beutihe Bunbesrat offen: 

bar ber Organifationdfrage ber Arbeiter gegenüber hat, 
auf die Daner feftgehalten werben kann. Es hat 
fi die Organtfation ber Arbeiter, auch ohne daß bie 











Gefeßgebung den Weg eigentlich freigemadt hat, ganz (C) 


ieben 
fowohl im Handwerk wie in bem Kleinen und mittleren 
Subduftrien. In den Induſtrien ber feineren Syertig- 
fabrifationen eriftiert an fi bie gewerlſchaftliche Be— 
wegung als ein Faktor, der längft über bie 88 152 und 
153 durch fein Dafein praftifch hinmweggegangen if. Es 
haben fi auch unfere Handwerker längft daran gewöhnen 
müfjen, daß jie mit organtiierten Arbeitern verhandeln, 
und fie haben gelernt, daß es geht, und es werben 
ebenſo alle bie Induſtrien, bie auf begrenztem Umfange 
irgend eine fertigichaffende Gingeltätigfeit haben, fid 
an folden Zuftand, wenn auch oft unter Reibungen, 
ewöhnen und mit ben Schmierigfeiten, organifierte 
rbeiter zu beichäftigen, praftiih abfinden müflen. 
In Wirklichkeit fehlt heute bie freie Organifation ber 
Arbeiter nicht dort, wo ſchon jene zahlreihen Tarif: 
verträge vorhanden find, nicht im Gebiete der Heinen Be— 
triebe, fondern nur bort fehlt fie, wo bie eigentlidh 
mobernfte Form ber großen Mafleninbuftrien vorhanden 
it. Im Gebiete der größten Inbuftrien ift die Freiheit 
am geringiten. Dort, wo ber —— Unternehmer am 
erſten klagen könnte: wie halte ich es aus, mit den 
organiſierten Arbeitern mich zu verſtändigen? — da hilft ihm 
fein Menſch davor, da —FX es: fiehe bu ſelbſt zu, wie 
bu fertig wirft! Die ganzen Hemmniffe der Gefeggebung 
gegenüber der Organtjation der Arbeiter und Angeftellten 
helfen ben Heineren Unternehmern nichts und kommen 
in Wirklichkeit mır zum Ausbrud dort, wo große inbuftrielle 
und gewerbliche Anlagen und Machtverhältniſſe vorliegen. 
Wir haben vorhin von bem Herrn Abgeordneten Raab 
Darftellungen gehört über jene Abhängigkeit ber Angeftellten 
ber großen Reedereien und Schiffahrtsgeſellſchaften, Dar: 
ftellungen, in denen gezeigt wurde, wie ber einzelne Mann 
bei all feiner Tüchtigkett nit einmal — Herr Raab 


von felbft durchgedrückt in faft allen leineren Betri 


fagte mit Neht — das Menſchenrecht“ Hat, fi einem (0) 


Berufsverein anzuſchließen, jene wirtſchaftliche Grund⸗ 
reht bed modernen Menſchen, fi zu afjoztiere, 
um feine Lebensverhältniffe zu verbeffern. Dieſes ele- 
mentare Grundredit, anf bem ———— die ganze neuere 
Entwicklung aufgebaut iſt, wird verſagt in großen 
Reedereien, verſagt in den meiſten Bergwerken, verſagt 
vielfach im Gebiete des Stahlwerksbverbandes, auch o 
im Staatsbetriebe, im Gebiete ber chemiſchen Induſtrie, 
vielfach auch in großen Spinnereien und Webereien. Was 
fol man denn num ben Arbeitern ſagen vom Staate, ben 
Angeitellten und ben Arbeitern, die zwar das Ktoalittons⸗ 
recht formell haben, benen aber niemand hilft, wenn ihnen 
bas Roalitionsredt genommen wird? Die alte Theorie 
ber früheren liberalen Epoche nämlich: Einzelmenſch, bu 
bift ald Einzelmenſch ein Wirtihaftsfubjelt, als Einzel- 
menſch fannft du beine Arbeitöfraft verkaufen, fo gut es 
bir gelingt — bad war bie Grundlage der Gewerbe— 
ordnung bom Jahre 1869, 

(Sehr gut!) 
Wo ift denn aber heute der Einzelmenich, ber jeine Arbeit 
an ein Bergwerk verlaufen kann zu irgend welden per- 
Önlichen Bedingungen? Da heißt ed einfadh: ein Platz 
ft frei, ein Platz eine Nummer ift freil Der Dann 
fan überhaupt nit verhandeln, fondern er muß in bie 
Stelle hinein, fo, wie fie eben da tft. Das Liegt im Weſen 
ber Großbetriebe, das ift fein Vorwurf, fonbern das Liegt 
in der ganzen inbuftriellen Entwidiung als folder. Aber 
was bleibt denn dann übrig, was man heute als Mirt- 
ſchaftliches Recht diefem einzelnen Menfchen bieten kann, 
wenn man ihm nicht das elementare Recht der freien 
DOrganifation dadurch geſetzlich firtert, ſodaß ſich ber ſtraf⸗ 
bar macht, ber ihm ober irgend einem Staatöbürger 
dieſes Necht verkürzt? 

(Sehr gut!) 
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(D. Naumann.) 
(A) Solange bie Strafbarfeit ber Rechtsberletzung nicht bahinter 
fteht, ift es ein umfertiges Recht. 
(Sehr richtig!) 
Dann ift ed ein Recht, an dad man nicht appellieren 
fan, weil e3 verſagt in bem Augenblid, wo e3 für den 
einzelnen motwendig ift. Heute gibt es nicht mehr ben 
Arbeitöpertrag be3 einzelnen Mannes in der Großinduſtrie, 
fondern entweber es 8 ben Stolleftivvertrag, oder es 
gibt überhaupt feinen Vertrag. 
(Sehr richtig!) 
Und darum ift die Ermöglihung des Kollektivvertrages 
die einzige wirflidh pofitive Wirtfhaft3hoffnung, bie man 
innerhalb ber gegenwärtigen Gefellihaft denen machen 
farın, bie im Betriche der großen Induftrien darin find, 
und es fcheint, daß bad ganze Problem der Verfaſſung 
unb Organifierung der Arbeit in den großen Inbuftrien 
überhaupt an diefer Stelle anzufangen hat. Jeder Aufban 
einer Arbeitsverfaſſung von weiter oben wirb immer 
wieber an bem Mangel eines gefunden Unterbaues aus— 
einandergehen. Menn biefer Unterbau nicht vorhanden ift, 
gibt es feine Arbeiterausſchüſſe, Arbeiterfammern ober 
Arbeitöfammern. Wenn beiſpielsweiſe die Arbeitslammern 
verhandelt werben follen, fo find meine Barteifreunde und 
die meiften ber zu ber foztalpolitifchen Majorität gehörigen 
Parteien für die Arbellskammern durch Entwürfe einge: 
treten. Die Arbeitäfammer bebeutet aber doch im Aufbau 
einer gewerblichen Berfaffung bereit3 ein fehr fort: 
ejchrittened Glied, die Arbeitäfammer tritt dann in 
irflicfeit ein, wenn vorher bie Unternehmerfammer oder 
andeldfammer ober Handwerkerkammer auf ber einen 
te befteht, bie Arbeiterfammer aber auf der anderen Seite 
(ehr richtig! Tin), 
ſodaß jene vielfach erürterte Streitfrage, ob man Arbeiter: 
fammer ober Arbeitäfammer haben will, fih in meinen 
Augen einfach fo darftellt: zunächſt die Organifierung ber 
(8) Jutereſſengruppen für fi; don ba aus erjt tritt bie 
Möglichkeit ein, daß Berbindungsmöglichkeiten zwiſchen 
beiden engl geihaffen werben können. Wenn mir 
aber jest, ehe wir Arbeiterfammern haben, über Arbeits: 
fammern verhandeln follen, fo wird ſich vermutlich ergeben, 
dab ſchon die Frage ber Beſetzung und Herftellung biejer 
Kammern ſolche Komplikationen herbeiführt, daß bie 
Gefahr fehr groß ift, ein nächſter Winter verläuft mit 
einem Entwurf über Arbeilskammern ähnlih wie der vor: 
bergehende mit einem Entwurf über die Rechtsfähigkeit 
ber Bernfövereine, weil man nämlich Arbeitäfammern 
nit aufbauen fann ohne jeden Unterbau freier Organtfation 
ber Arbeiter. Dad, was man Mrbeiterlammern nennt, 
alfo die entfprehende Formation für den Arbeiter, wie 
fie in der Hanbeldfammer und in der Handwerkerkammer 
und in ber Yandwirtihaftsfammer für andere Vollsgruppen 
bereit8 vorhanden iſt, jeßt Do voraus, daß vorher ber 
Trieb und Geift, an der Geftaltung bed Gewerbes arbeiten 
u wollen, in ben einzelnen Subjelten biefer Gruppe 
ereitd gewedt worden if. Wenn Sie eine Arbeiter 
ſchaft in der Großinduftrie haben, die durch feine Ge— 
werkſchaft berührt ift — es iſt im biefem Zufanmenhange 
ganz gleih, ob es eine chriftlihe ober eine hie: 
Dunderfche oder eine ſozialdemokratiſche Gewertichaft it —; 
wenn Sie eine Arbeiterfhaft haben, die bon feiner Ge— 
mwerfihaftöarbeit berührt und burchorganifiert worben ft: 
mit der Lönnen Sie fozufagen alled, aber auch nichts 
maden, nämlid man fann %e in jeden Ausſchuß hinein⸗ 
fegen, man fann mit ihnen jebe Arbeiterfammer ober 
Arbeitöfamer füllen, aber bann tft auch tatfächlich nichts 
darin, wenn fie mit ihnen gefüllt if, nämlich feine 
Arbeitökraft, fein Verftänbnis, keine Glaftizität ift bor- 
handen, fondern alle dieſe Eigenfchaften, die den Formen 
überhaupt Inhalt geben, wachſen erſt durch bie freie 
DOrganifterung anf der Unterftufe, und barım gibt es für 








ben ganzen Aufbau der Jubuftrieverfaffung nichts anderes (C) 


als jened lIrelement, von dem Herr Dr. Mugdan eben 
eſprochen hat, daß man zu allererft jene Koalittonsfreiheit 
heit, die ed auch in ben Gebieten großer, ent: 
cheldender Induſtrien unmöglich macht, die Arbeiter- 
berbände überhaupt zu Hinbern oder auf einem fo 
niedrigen Entwidelungdniveau zu halten, daß aus ihnen 
pofitiv nichts —* herauskommt. Es entfteht alſo 
für uns die Notwendigkeit, den Aufbau einer nach oben 
ſteigenden Induſtrieberfaſſung von Grund auf zu er— 
arbeiten durch eine alte, liberale Forderung, die ber ein- 
fachen, wirffihen Sicherung des Koalitionsrechts 
(ſehr richtig! links), 

und von da aus Schrilt für Schritt in die Höhe, bis 
einem — nemen wir ed: Induſtrieparlamentarismus, bis 
y einem Syftem der Mitwirkung ber Angeftellten und 
rbeiter an ber Nrbeitöverfaffung der Induſtrien im 
ganzen durch Arbeiterausſchüſſe, Arbeiterfammern uſw. 
Denn babor, daß dieſes Problem der Arbeitsverfaſſung 
fommt, können wir doch nit dauernd die Augen ver: 
fließen; wir können nicht dauernd bloß GSozialreform 
auf den Stellen treiben, an denen nicht bie eigentliche 
Zukunftsentſcheidung ber beutfchen Nation in wirtſchaft⸗ 
liher Hinfiht Liegt, jo nützlich fie fonft auch fein mag. 
Die Zulkunftsentſcheidung liegt darin, ob wir jene große 
Produktionsſteigerung in Deutihland erreichen werben, bie 
barin befteht, daß aud) die großinbuftrielle Arbeit freubige 
und felbftgewollte Zeiftung und Eigenintereſſe ber arbeitenden 
Berfonen wird. Bi an dieſes ferne Ziel müflen wir bie 
Frage wenigftend durchdenken. So gut vor hundert Jahren 
bie Stein-Harbenbergiche Gefeggebung den Landmann — 
nicht fo weit, wie er wollte, aber doch einigermaßen — mit 
ber Parole befreite: bu mußt beine eigene Sade zu 
treiben haben, und dur wirft ein anderer Menfch fein, wenn 
du deine eigene Sache zu treiben haft! — fo befteht auch 
in ber Inbuftrie bie Frage, ob es in alle Zeit nur re (D) 
Arbeit ift, die von der Menge ber Arbeiter und Angeftellten 
etan werben muß, oder ob es bie ni gibt, ver⸗ 
—— im Laufe vieler Jahre einen Zuſtand her— 
beizuführen, wie er im Staaisweſen — vielleicht noch 
nicht vollſtändig, aber wie er dort doch im Laufe der 
letzten hundert Jahre entſtanden iſt, einen Zuſtand, wo 
aus Untertanen Bürger gemacht wurden. So gilt es auch 
für die Induſtrie, aus Induſtrieuntertanen Induſtriebürger 
Mr geftalten, und dieſes Problem in feinen erften Anfängen 
ft eben bie Koalitionsfreiheit. 

Hter ſetzen aber die Sorgen ein, von bemen id) 
noch mit wenigen Worten reben will, bie Sorgen ber 
induſtriellen Unternehmer auf ber einen und ber Staats⸗ 
regierung auf der anderen Seite. Die inbuftrielle Sorge 
heißt: die freie Koalition ber Arbeiter wirb uns bie not» 
wendige Orbnung und Disziplin und bamit bie Leiftungs- 
kraft und Probuftivität der Inbuftrie ſchädigen. Daß bie 
Organifatton ber Arbeiter nicht bie ——— des 
autoritären Prinzips an ſich fein kann, ergibt ſich ſchon 
daraus, dab aud die bemofratiih angelegten Organi— 
fationen ber Arbeiter felbit, und feien es Konſum— 
bereite, alle zu ber Form einer einheitlich bisziplinierten 
Verwaltung ihrem fen nad hindrängen. Es wirb 
alio, wie jeldft in Arbeiterorgantfationen, immer basfelbe 
Problem im Staate und aud in ber Induftrie vorhanden 
fein, daß Autorität und Mitwirkung aller ausgeglichen 
werben müſſen. Vorausſichtlich wird aber in ber 
Induſtrie basfelbe eintreten, wa3 wir im Staatäwefen in 
ber Vergangenheit erlebt haben, daß durch parlamentariſche 
Mitwirkung an Glaftizität der nationalen Kraft ungeheuer 
viel gewonnen wurbe, dadurch, daß e8 möglich geworben 
ift, das Imtereffe der einzelnen Bürger dem Staatöganzen 
zuzuführen. Weldes find denn jegt bie Staaten, beren 
GEriftenz am rubigften bahingehbt? Doch ſchließlich die, in 
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(D. Raumanı.,) 
(A) denen liberale Staatögefinnung am weitelten in Volksſitte 

und Berfaffung hineingegangen ift! 

(Sehr richtig! links.) 

Und welches find bie Staaten, wo die Staatsverhältniſſe 

am ſchwankendſten ftehen? Es find die, wo man biejes 

zweite Prinzip neben dem ber Autorität, die Mitwirkung 

der Bevölferung am Gemeinwefen, am wenigften be— 


achtet Bat. 
(Sehr richtig! links.) 

Diefe felben Grundfäge, die wir in ber Geſchichte ber 
Staatsweſen erfahren haben, gehören ebenfo hinein in die 
Geſchichte unſeres Wirtſchaftslebens. Von ba aus aber 
wird fi aud die Frage beantworten, ob ber Staat als 
Staat eine Gefährdung feiner Orbnung zu beforgen hat 
bei biefem Prinzip ber wachjenden Freiheit. Wer find 
denn in ben Staaten bie gefährliden Menfchen: bie 
hoffenden ober die, bie nicht3 zu hoffen haben? Die ge: 
fährlichften find und bleiben die, die nichts zu hoffen 
haben! Die Organifatton der Arbeiter auf dem Boden 
ber Freiheit öffnet die Tür dem geordneten Hoffnungen 
und wird unter Umftänden in nicht zu ferner Zeit dem 
Staat jelbft eine Hilfe werben bei einer großen und 
ſchweren Außeinanberfegung, der cr entgegengeht mit ber 
Macht der größten Shnbifate. 

Wenn ih vorhin fagte: das Charakteriftifum ber 
gegenwärtigen Epode ih bie BZufammenfaffung zu 
induftriellen Syndifaten, fo bat bie britte Ausgabe ber 
Denkichrift, die und jest von dem Reichsamt des Innern 
in die Hände gegeben worben tft über die Organifation 
des Stohlenfontord unb der Sohlenverfauföpereine in 
Deutihland, und einen neuen Beweis gegeben, in wie 
furzer Zeit fi bie größten inbuftriellen Quantitäten zur 
Mafle zufammenfügen laffen. Es entftehen Stellen, bie 
bie ganze vollswirtſchaftliche Produktion in viel höherem 
Grade regeln, als früher überhaupt jemand fir moglich 

(B) gehalten Dätte, daß eine ſolche Regelung eintreten könnte. 

(Sehr richtig! Iints.) 
Gerade in dieſen Tagen, wo ein Mitglied diefes Haufes, 
Ignaz Auer, aus feiner langen irbifhen Tätigkeit abge 
rufen ift — gerade in biefem Augenblid erinnern wir 
uns an Debatten in der Mitte ber neunziger Jahre, in 
denen ber jegt von uns gejchiebene Abgeordnete Auer eine 
auch anderen ald feinen Parteigenoſſen ag Age 
Rede gehalten Hat bei der Auseinanderjegung über bie 
Frage bes zufünftigen Staates. In jener Debatte hieß 
noch bie Frageſtellung: ift es überhaupt möglich, baf bie 
Produktion im ganzen geregelt wird? Den Sozial: 
bemofraten wurde entgegengehalten: das ift eine Illuſion 
an fih! Wo aber leſen wir heute das Wort „Regelung 
der Brobuftion“? In der Denkichrift des Reichsamts 
bed Innern über bie Sartelle! ir leſen es im jebem 
Bericht, foweit Berichte in die Öffentlichkeit kommen, in 
den Berhandlungen aller Synbilate und Kartelle. Das, 
was ald Marridmus früher teil als Illuſion und teils 
al8 brutaler Angriff gegen die gegenwärtige Geſellſchaft 
gebrandmarft wurbe 
(fehr richtig !), 
das ift heute verwirklicht ober vielmehr in ber Verwirf: 
lichung begriffen von benen aus, bie feinere Handſchuhe 
anhaben * 
e 


(Heiterfeit) 
al3 die Hände, bie zuerft meinten, fie feten berufen, dieſe 
Sache durchzuführen. 

(Sehr gut!) 


Was überhaupt an dem Marrismus geſchichtlich ver: 
wirkliht wird, fommt durch bie Herren ber en 
großen Induſtrien von Sohle und Eiſen mit Gewalt jett 
über und alle. Dort entftehen zentrale Machtftellen, die 
ihrerfeit8 eine Stenerfähtgkeit haben, bie über bie 
Steuerfähigfeit des Staatsweſens ſchon jetzt hinansgeht. 


63 wird dem Kohlenkartell verhältnismäßig leihter, (0) 
60 Millionen aufzubringen, als der beutfchen Reids- 


verwaltung 
(Heiterkeit), 

und es iſt dem Stohlenfartell unb dem Stahlwerls⸗ 
verbande verhältnismäßig leichter, hochbegabte Beamte 
fi) aus anderen und auch flaatlidhen Betrieben heraus 
anzugliebern, als es ber Staatöverwaltung gegeben ift, 
ebenfo hoch begabte Beamte ihrerfettö jenen induftrielen 
Betrieben zu entnehmen. Sturz, es entfteht ein Konkurrenz: 
beirieb der neuen induſtriellen Herrſchaft mit bem Staats: 
betriebe — nur wird die Machtfrage zwiſchen beiden vor: 
läufig in Freundlichkeiten und noch nicht Öffentlich erwogen. 
Aber diefe Machtfrage rüdt an I heran, und es ſcheint 
im Staatötnterejfe zu liegen, bie Kräfte, die im ſtandt 
find, die zentralifierte Herrſchaft jener großinbuftriellen 
fapitaliftiihen Minderheit in angemefjenen Grenzen zu 
halten, nicht zurüdzuftoßen, jondern zu ſtärken. Der 
Zeitpunkt kann geſchichtlich jehr leicht fommen, wo die 
Staatöregierung ihrerjeit3 gar nicht —— iſt, wenn 
ſie — der Syndikatsmacht Hilfsmächte hat, die 
gr gemeinfame Intereffen mit ihr haben, biefe neue 
Herrihaft nit übermädhtig werben zu laſſen. Jetzt 
heißt es im deutſchen Reihdamt bed Innern: Sozial 
reform überall, mur nicht dort, wo bie flärffte induftrielle 
Herrſchaft vorhanden tft! 


(Sehr gut!) 
Jetzt gilt es noch als Staatsweisheit, den Übergang vom 
Suduftrieuntertan zum Induſtriebürger, felbft wenn er 
einmal fommen follte, möglichſt in ferne Zukunft hinaus: 
zuſchieben, ba er in ber Gegenwart ohme Zweifel ſchwierig 
fein würde. Die Mehrheit des Reichstags für Sozial 
politif tritt aber ein für jene elementaren Grundforde— 
rungen, auf benen fi die freiere Arbeitöverfafjung auch 
ber ftärfitien Großinduftrien in der Zukunft aufbauen 
kaun. Die Majorität ift dat Was aber mit für dieſe (u 
Arbeit vorhanden ift, das it die Mitwirkung bed anderen 
Faktors in ber Gefeggebung! 
(Zebhafter Beifall linls und in ber Mitte.) 


BVizepräfident Dr. Paaſche: Das Wort hat ber Herr 
Bevollmächtigte zum Bundesrat, Staatöfekretär des Innern, 
Staatöminifter Dr. Graf v. Pofadowsty- Wehner. 


Dr. Graf v. Pofadowslye Wehner, Staatömintfter, 
Staatsſekretär des Innern, Benollmächtigter zum Bunbes: 
rat: Meine Herren, ich glaube, Sie werden ben Aus— 
m. eg Herrn BVorrebners mit dem größten Inter— 
effe gefolgt fein. 

(Sehr richtig! in der er und Ind. Widerſpruch 
re 


Es war ein philoſophifches Bil, ein philoſophiſches 
Programm 
(Rufe: Sitzen bleiben!); — 
Bizepräfident Dr. Paaſche: Ich bitte bie Herren, 


‚ihre Pläge einzunehmen. Es ift vielen ber Herren fonft 


unmöglich, etwas zu hören. 


Dr. Graf v. Pojadowsly » Wehner, Staatöminifter, 
Staatsſekretär bes Innern, Bevollmächtigter zum Bundes: 
rat: — aber, wenn man lange in der Praxis bes Veben: 
fteht, fehen die Dinge nüchterner aus. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Wenn wir die Beftrebungen auf dem Gebiete der Sozial 
politit, bie mit Neht von dem arbeitenden SRlaffe 
gefordert werben, praktiſch fördern wollen, müſſen mi 
aud; die Dinge mehr im einzelnen und müdterner aı 
fafjen und betraditen. 

„(Schr ritig! redit3.) 

Wenn cin Ausländer die Rede gehört hätte, die un® je 


(A) ber Herr Vorrebuer 


(Dr. Graf v. Pofabowäty Wehner.) 
— hat, ſo würde er zu dem 
Schluß kommen müſſen, daß Deutſchland gegenüber 
anderen Staaten, bie nad ber Auffaſſung des Herrn 
Borrebuerd eine weſentlich Jiberalere Verfaffung haben, 
weit zurüdfteht. 
(Zuruf Tin: Stimmt ja aud!) 

Dem will ich mir mit aller Schonung erlauben zwei 
Tatſachen aus ber neueften politifchen Geſchichte gegen— 
überzuhalten. In Frankreich, einer Republik, pe = man 
fi fett Sabrzehnten, eine Einfommenftener einzuführen. 

(Sehr richtig! rechts und bei den Nationalliberalen.) 
In Frankreich find aber über biefen Verſuch bereit3 eine Reihe 
von Minifterien geftürzt 

(fehr richtig! rechts), 
und franzöſtſche Blätter nannten wegen der gegenwärtigen 
Einfommenfteuerborlage ber Regierung ben — —— er 
den —— der Sozialiſten und Revolutionäre! 
In Preußen, meine Herren, und in Deutſchland be— 
trachten wir eine Einkommenſteuer, und zwar eine pro⸗ 
greifive Einkommenfteuer, die erhoben wird nad ber 
Größe des Einfommens, als eine ganz felbftverftändliche 


Einrichtung. 
(Sehr richtig! links. — Zuruf von den Soztalbemofraten: 
ür Deutfchland?) 
— In den meiften Staaten Deutſchlands! 
(Zuruf von den Sozialdemokraten: Für Deutſchland 
wahrhaftig nicht!) 
— In ben meiften Staaten Deutihlands, meine Herren! 
Ih könnte auf die Ausnahmen eingehen, will das aber 
der Kürze wegen unterlaffen. 

Terner ein zweites Beifpiel! In England, dem 
liberalen Mufterlande, will man jest eine Invaliden— 
penfion für die Arbeiter einführen. Man will ferner 
ungefähr da3 machen, was in der Stein-Hardenbergiſchen 
Periode in Preußen durchgeführt worden ift: man will 





(B) die Entoölferung Schottland® baburd heilen, daß man 


Staatömittel bereitftellt, um Meine Bauern anzufegen. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Da tritt aber ein Führer ber englifhen Liberalen, ber 
einft Minifterpräfibent in England war, auf und madt 
ber gegenwärtigen engliihen Wegierung den Vorwurf, 
daß biefe Maßregeln zur Revolution und zum Staats: 
ſozialismus führen. 
(Heiterfeit rechts.) 

Alfo, mein verehrter Herr Abgeorbneter, wenn Sie 
in bie vergleihende Geſchichte ber europäiſchen Staaten 
—— dann werden Sie finden, daß wir in Deuſch⸗ 
and noch immer recht günftig abſchließen. 

(Sehr richtig! rechts. — Zuruf von den Sozial: 

demofraten: Für Die da hinten!) 

Meine Herren, wie fol num Sozialpolitif getrieben 
werben? Ich habe wirklich dieſen Winter bei ben vielen 
Angriffen, die gegen mich gerichtet find, ſehr intereffante 
vergleihende Studien gemadt. Es hat mich faft erfreut, 
möchte ih jagen, biefe Gegenſätze der Auffaffung feit- 
zuftellen. Zunähft war in einem Artikel, ber in ber 
—5 dem Organ des Herrn Abgeorbneten Naumann, 
erſchien, geſagt worden, ich triebe eine „peinlih aus: 
gearbeitete Sozialpolitik der Bevormundung“. Nun, meine 

erren, frage ich Sie, wenn Sie geſtern bie Rede des 

errn Abgeordneten Trimborn gehört haben, wenn Sie 
die Rede des Herrn Abgeordneten Baſſermann, die Rede 
des Herrn Abgeordneten Raab gehört haben: was haben 
bie Herren alle gefordert? Sie haben geforbert, daß ber 
Staat jene Oberbormundichaft im Wege der Geſetzgebung 
geltend machen folle, um bie Schwachen zu ſchützen. Alle 
die geſetzgeberiſchen Eingriffe, die biefe drei Herren ges 
fordert haben, all die Jnitiativanträge, die hier im Reichs— 
tage geitellt worben find, find Eingriffe ber Gefeggebung 
in bie wirtſchaftliche Sphäre des einzelnen und tragen 
Reichätag. 12. Kegisl.-P. 1. Seffion. 197. 
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damit und müffen damit, wie jedes Gefeg, einen gewiſſen (C) 
Charakter der Benormunbung tragen. wäre jehr 
gejpannt geweien, gegenüber biefem Artikel bes Herrn 
Adgeorbneten Naumann, zu hören, wie er fi denkt, daß 
eigentlich bie Sozialpolitif im einzelnen, im praktiſchen 
Wege der Gefeggebung getrieben werben folle. 

(Sehr gut! rechts und bei ben Nationalliberalen.) 
Aus feiner heutigen Rede habe id dad noch nicht ganz 
herausgehört. Meine Herren, wenn wir alle fo eble 
Menſchen fein würben, wie bie Herren von ber Sozial: 
bemofratie borausfegen, daß fie ed im Zukunftsſtaat fein 


werben 
(Heiterkeit und fehr gut! —* 
Menſchen, die alles tun aus Liebe zum Nächſten, zum 


Bruder 
(Zuruf von den Sozialdemokraten), 
bie alle3 tun, um ber Gemeinfamkeit zu dienen, bie ihre 
gan Selbftfucht unterbrüden und nur bie allgemeine 
oblfahrt im eier fragen, — weine Herren, dann 
brauchten wir freilih feine Geſetzgebung ber Bevbor— 


mundung 

(ehr richtig! rechts), 
feine Gefeßgebung der Repreffion; dann würbe ſich alles 
wie in den erften chriſtlichen Gemeinfhaften im Wege 
ber gegenfeitigen Liebe, der gegenfeitig bienenden Unter— 
ordnung erledigen. 

(Schr richtig! rechts.) 

Meine Herren, aber lefen Sie, bitte, bie Berichte der 
Gewerbeinfpettoren, fehen Sie die Strafverzeihniffe nad, 
die jebe3 Jahr aufgeftellt werben wegen Webertretung ber 
Arbetterfchuggefege: dann wird fi auch der Herr Abge- 
orbnete Naumann und feine Befer überzeugen, dab, wenn 
man foztalpolitifche Ziele verfolgen will, eine kräftige 
Staatöhand da fein muß, um auch bie Geſetze durch— 
zuführen und babei Orbnung umb Ruhe im Lande zu 


erhalten. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Meine Herren, ein anderer Artikel, ben ich geleſen 
babe, fagte, meine Sozialpolitit — id muß das wörtlich 
vorlefen — „hätte nirgends ein Gefühl ber Freude und 
Erleichterung auögelöft*. Ih bin 22 Jahre praftifcher 
Verwaltungöbeamter geweien, babe ben verjchiebenften 
Verhältniffen mahegeftanden, und als folder ift man auch 
fehr häufig gezwungen, in privatrechtliche Sphären ein: 
ugreifen, ben Staatöbürgern Laften anfzuerlegen, bie 

nen unfympatbifh find. Ich Habe aber allerdings nie 
gefunden, felbft bei der Beranlagung ber Einfommenfteuer, 
daß ich Gefühle der Erleichterung und Befriedigung bamtt 


ausgelöſt Hätte. 

(Große Heiterkeit.) 
Bei einem Staatöbürger, dem Laften auferlegt werben 
zu Gunſten eines anderen Staatsbürgers, wird niemals 
un Gefühl ber Freude unb Grleidhterung ausgelöft 
werben. 


(Heiterkeit.) 

Nun noch eine dritte fozialpolitiiche Auffafiung, die 
mir auch fehr intereffant war. Im Verein ber Steuer: 
und Wirtihaftöreformer ift ein Redner aufgetreten, ber 
— bie Sozialpolitit der verbündeten Regierungen 
wie folgt: 

Unfere foztalpolitiiche Geſetzgebung erftrebt eine 
Hebung ber Arbeiter niht bon innen heraus, 
etwa auf bem Wege ihrer ölkonomiſchen Ber: 
jelbftändigung ober ber Berbefferung ihrer 
————— 

— Alſo, ber ökonomiſchen Verfelbftändiguug und ber Ver: 
beſſerung ihrer Probuktionsbebingungen! ga bitte das im 
Ange zu behalten. — 
Ste befaßt fi mit anderen Worten nicht mit 
dem Problem der Erproletarifierung ber 
3 
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(A) Mafien, fie beſchränkt fih auf bie Hellung ber 
äußeren Grfheinungsformen ber Not, inbem fie 
jedem Arbeiter gewifiermaßen einen Wechſel auf 
eine ftaatlihe Kaffe, eine Anwartihaft auf eine 
Benflon von Reichs wegen zuteil werben läßt. 

Diefer felbe Rebner, ber alfo bier eine Verſelbſtändigun 

der Arbeiter, eine Erproletarifierung ber Arbeiter dur 

die Regierung wünfcht, fagt fpäter: 

Anftatt den Maffen Gelb —— wenn ſie 
verunglückt, invalide, alt, verwitwet und verwaiſt, 
arbeitslos find, wäre es meines Erachtens rich⸗ 
tiger geweſen, ihnen nach und nach die eigenen 
Produktionsmittel wiederzugeben, bamit 
fie aus eigener Kraft gegen bie Wechielfälle bes 
Lebens ſich wappnen können. 

Alſo er will die Proletarier entproletarifieren, er will fie 

felbftändig maden, und er will ihnen bie eigenen Pro— 

duftionsmittel wiebergeben, was ſchon bebenflih an 


Kollektwwismus anklingt. 
ſchließt aber ſeine Erörterung dann 


Derſelbe Rebner 
damit, daß er ſagt: 
—* wäre ja nun vielleicht nicht möglich ge— 
wejen, 
— gefteht er zu, alfo bie Entproletarifierung — 
ohne dem Großkapitalismus entgegenzutreten, der 
die Wurzel unferer fozialen Zuſtände bildet. 
Dies aber ſcheint mir fiher: ehe wir nicht das 
bel an ber Wurzel faffen, wird eine Heilung 
nicht möglich fein. Ein Kampf gegen Symptome, 
wie unfere foztalpolitifche Geſetzgebung ihn führt, 
kann eine Erſchütterung auf die Dauer nit ab- 
wenben. 
Dann fährt er fort: 
Die Familie, die unterfte Wirtfchaftseinheit, be— 
ruht weientlih auf dem Zufammenihluß von 
Herrn und Knecht. Mit einem Worte: Herr 
und Knecht bilben eine 35 nicht bloß in 
wirtſchaftlicher, ſondern auch in ſozlaler Hinſicht. 
Ind er ſagt weiter: 
Und nun fam die fozialpolitifche Legislatur und 
gab diefem tm Gegenfa zur natürlihen Orbnumg 
erwachfenen Verhältniſſe auch noch bie gefegliche 
Sanktion. Die Sürforgenefehgebung löft rein 
mechaniſch aus jebem Betriebe bie Arbeitnehmer 
und fielt ihre Gefamtheit ber Gefamtheit ber 
Arbeitgeber gegenüber, ben einen neue Rechte, 
den anderen neue Pflichten zu diktieren. In ber 
induftriellen Sphäre hat biefe Gefehgebung zwar 
nur den borgefimbenen ‚Boden ber Gegenläße 
beibehalten, und es mag ihr daher für dieſes 
Gebiet nur vorgehalten werben, daß fie einen 
fehlerhaften Zuftand offiziell aboptiert hat. Auf 
dem Lande ift aber bie Auflöfung bes natür- 
lichen Berhältniffes zwiſchen Herrn und Knecht 
durchweg noch nicht zur Tatſache geworben. Hier 
bat fie zweifellos wefentlih bazu beigetragen, 
einen Gegenfag zwifhen bem Arbeitnehmer ımb 
bem Arbeitgeber zu ftabilieren und fo bie natür- 
lihen wirtſchaftlichen und fozialen Einheiten von 
innen heraus au fprengen. 
Alfo, meine Herren, auf der einen Seite: man foll den 
Arbeiter erproletarifieren, man fol ihm feine produftiven 
Mittel wiedergeben, und auf ber anderen Seite das 
Bedauern, dab bad Verhältnis zwiſchen Herrn und Knecht 
aufgelöft if. Dafür habe ich fein Verſtändnis: auf der 
einen Seite das Verhältnis zwifchen Herrn und Knecht 
zu ibealifieren und auf der anderen Seite die Maffen 
erproletarifieren zu wollen. Sie fehen alfo, wie ver: 
ſchleden bie fozialpolttiihen Auffaffungen find. Gegenüber 
diefen rein theoretifhen Grörterungen handelt es ſich für 


(B) 


bie verbünbeten Regierungen meines Erachtens barım, (C) 
Schritt für Schritt im Wege der Geedgebumg vorzugehen. 
Es iſt überraſchend, wie oft man in gewiſſen Streifen 
bie lage über das zu raſche Tempo ber —— Geſetz⸗ 
ebung hört — id habe mich vor kurzem im bielem 
hoben Haufe Hierzu geäußert: Woran Itegt das? Weil 
o außerordentlih viele Tozialpolitifche Forderungen zu: 
gleich geftellt wurden, jo weit gehend, daß fie er 
zeitig in feinem Staatöwejen realiftert werben konnen, 
ganz abgelehen von ber Zu der Urbeitäfräfte. So eiwas 
muß durchdacht und fozujagen innerlich verbaut werben 
innerhalb der Regierung, innerhalb ber öffentlichen Metnung 
und innerhalb der Barlamente. Man hört aber im Publikum 
fortgefegt von dieſen fozialpolitiihen Anträgen und ben 
langen foztalpolitiihen Debatten. Man wird dadurch 
nerbös und glaubt, daß ber Benölferung im Wege ber 
Geſetzgehung viel ſchwerere Opfer auferlegt werben, ala 
dies tatfählih ber Fall ift. Ich leſe fo En bon biefen 
fchweren jozialpolitiihen Zaften, die ber Bevölkerung 
auferlegt werden; aber ben Beweis bafür bleibt man 
ſchuldig. Daß der Bevölkerung neue fozialpolttifche Baften 
feit ben großen fozialpolittfchen Gefegen und ihrer Reform 
unter meiner Verwaltung auferlegt wurben, ift durchaus 
unrichtig. Durd die große Menge ber Anträge aber 
überfhägt man im Lande das, was fozialpolitifdh gefchieht, 
und daraus bildet fi zum Teil eine vollfommen ungerechte 
Gegnerſchaft gegen bie foztalpolitiichen Ziele der Regierung 
und bed Reichſtags. Ich meine, diefe vielfachen foztal- 
politiihen Anträge führen in hohem Maße zur Zeriplitterung, 
und am legten Ende der Rechnung find fie ein Hemmſchuh, 
fodaß wir auf manden Gebieten nicht ſchneller vorwärts 
fommen. Ich halte es deshalb Heute gegenüber den all: 
—— Ausführungen des Herrn Vorredners und gegen- 
ber ben vielfahen Ginzelfragen, bie geftern an mid 
erichtet find, und die ich bei anderer Gelegenheit Punkt 
fir Punkt beantworten will, für richtiger, Iediglih ein CD) 
Bild zu geben von ben, wa3 meines Erachtens im Laufe 
der nädjften Jahre geſchehen fol; bie Herren werben fich 
überzeugen, daß dieſes Neformprogramm fon ein fo 
weitgehenbes ift, daß es aller Anftren —— der ver⸗ 
bündeten Regierungen und des hohen Hauſes bedürfen 
wird, um dieſe geſetzgeberiſchen Pläne ebentuell ins Leben 
überzuführen. Ich möchte zunächſt daran erinnern, daß 
wir noch mit vier Geſetzen aus der vorigen Seſſion allein 
aus dem Reſſort des Reichſsamis bed Innern rückſtändig 
find. Da tft zunächſt bie Maß- und Gewichtsordnung, 
ferner zwei fozialpolitiihe Geſetze, nämlich das Gefek 
über ben Unterftügungsmohnfig, welches allerdings einen 
fehr wichtigen foztalpolitiichen Charakter trägt, unb das 
Geſetz über die Hilfskaſſen, was meine Erachtens eben- 
falls wiederfommen muß, weil es unbebingt notwenbig 
it, den Mißbräuden in ben Sutetafien mit fräftiger 
Hand enigegenzutreten. Ferner iſt ſchon fertiggeftellt 
und wird in ber mädhften Seffton vorgelegt werden das 
Geſetz, betreffend bie Herftellung von Zigarren in Der 
Hausarbeit. 
Ich will heute einer fpäteren Erörterung biefer 
nur mit wenigen Worten vorgreifen. Die Berhältnifie 
ber Hausarbeit find fo verfchieden, daß man fie burch ein 
einheitliches organifatoriihes Geſetz gar nidt gleichzeitig 
regeln kann. Diefe Verhältniffe können nur dureh Spezial- 
verorbnungen, eventuell auf Grund von Spezialgefegen 
eregelt werben. Die Verhältniffe der Hausinduftrie Der 
abafarbeiter find himmelweit verſchieden von ben Ver— 
hältniſſen der Hausarbeit in der Spielwareninduſtrie 
(ehr richtigh, 
und bie Hausarbeit in der Spielwareninduſtrie iſt wieder 
ganz verſchieden von der Hausarbeit in der Glasinbuftrie. 
Auf diefem Wege fol alfo Schritt fir Schritt durch 


trage 


Spezialanordnungen vorgegangen werben. 
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(Dr. Graf v. Poſadowoth · Wehner. 

Ferner iſt das Geſetz bereits fertiggeſtellt und wird 
im Herbſt vorliegen über den fogenannten kleinen Be— 
fähigungsnachweis. 

(Bravo! in der Mitte und rechts.) 
GEnblid, meine Herren, das große Gefeh, dad aud, wenn 
Sie wollen, eine wichtige joztalpolitiihe Bedeutung Hat, 
infoweit es fih um die Grmährung ber Bevöllerung 
nu betreffend Abwehr und Ilnterdrlidung ber Vieh— 
euchen. 

Ferner, meine Herren, ein —* betreffend die 
Regelung ber Bereind: und BVerfammlungsfreiheit. Der 
Herr Relchskanzler hat ein ſolches Geſetz angekündigt, und 
ſch beſchäftige mich damit, ein ſolches Geſetz auszuarbeiten. 
Man bat mir geſtern den Vorwurf gemacht, man hätte 
zunächſt das Vereins- und Berfammlungsreht ordnen und 
demnächſt erit das Gefe über bie Berufäpereine vorlegen 
follen; ich erinnere dem gegenüber daran, daß fortgefegt 
in den letzten Jahren gerade ein Gefe über bie Berufd- 
bereine gefordert wurde, und daß dieſes Geſetz, welches 

nen vorgelegt war, nur Ihren Wünfchen entgegenfam. 
Sie mögen an ben Gefek manches getabelt haben; es 
war aber eine jehr weitgehende Konzeſſion in vieler Be: 
jiebun bie vielleicht nicht genügend erfannt ift, und ich 

n feit überzeugt, wäre der Reichstag nicht aufgelöft 
worden, fo wäre ſchließlich dieſes Gefeg doch zuftande 
gelommen. 

Meine Herren, jebt hat fi allerdings bie Lage ver: 
—— Der Reichsſslanzler hat ein Vereins- und Ver— 
ammlungsrecht angekündigt, und ich bin jeßt bei biefer 
veränderten Sadjlage auch der Anſicht, daß es praftifcher 
ift, das Gefek über bie Vereind- und Berfammlungsfreiheit 
in ben Vordergrund zu fielen. Wenn biefes Geſetz bie 
Geſtalt befommt, die es meined Erachtens befommen muß, 
wenn ed, überhaupt auf Annahme in dieſem Haufe rechnen 
fol, dann wird e3 eine Kleinigkeit fein, hierbei burch einige 


(8) Baragraphen aud das Recht ber Berufövereine nad) ber 


privatredtlihen Seite zu regeln; denn bie öffeutlich- 
rechtliche Seite der Berufspereine wird ſchon durch das 
Geſetz über bie Vereins- und Berfammlungsfreiheit geregelt 


werben. 
(Sehr richtig! Links.) 

Meine Herren, ih muß da an eine Erfahrung aus 
früheren Jahren erinnern. Wir find in Diefen Dingen 
vielleicht zu ängftlih, eine Erbſchaft aus dem Rüſtzeug 
des alten Polizeiſtaals, ben wir nicht mehr beleben wer: 
ben. Der bverftorbene zmenen Fürſt Hohenlohe 
hatte jeinerzeit bei Grlaß des Bürgerliden Geſetzbuchs 
dagegen Einfprud erhoben, daß eine Beitimmung barin 
on enommen würde, woburd bad Verbindungsverbot 
tifchen politifhen Vereinen aufgehoben würde. hatte 
m aber verpflichtet, vor Inkrafttreten des Bürgerliden 
Geſetzbuchs ein entfprehendes Spezialgefeg dem Haufe 
vorzulegen. Bei diefer Sadlage war es meine Pflicht 
als Neflortchef, dafür zu forgen, daß das Gefek aud im 
Bunbedrat angenommen unb bem Reichstag zur Beichluß- 
foflung vorgelegt würbe, bevor dad Bürgerlihe Geſetzbuch 

Kraft trat, und ih habe bieje Verpflichtung eingelöft 
und mußte fie einlöfen. Aber melde Angriffe find 
damal3 gegen mich bieferhalb gerichtet worben in ber 

e, in bem hoben Haufe und auch nod an anderen 


en. 
(Große Heiterkeit. — Zurufe bei ben Sozial: 
bemofraten: An welden?) 
— Das ift eine ſehr neugierige Frage, Herr Abgeorbneter. 
(Große Heiterkeit.) = 
Auch noch an anderen Stellen! 

Melde Gefahren für Reih und Staat ſah man von 
biefem Gejege voraus! Nun frage ih Sie: was hat fi 
In aller Welt —* geänbert! 

(Sehr gut! Iinls und in ber Mitte.) 


Die politiſchen Vereine ftanden längſt durch Telephon, (C) 


Telegraph und Bolt miteinander in Verbindung. 
(Sehr richtig! links und in der Mitte.) 

Die Aufhebung bes Berbindungsperbot3 war nur noch 
bie — m eined ganz altınodifhen Dekorationsftüds. 
(Sehr richtig! lints und in der Mitte.) 

Und fo ift es aud mit unferem Vereins- und Ber: 
ſammlungsrecht. Dieſes arbeitet noch mit einer Reihe von 
überlebten — die tatſächlich gar nicht mehr 


auszuführen find 
(fehr richtig! en) 
bie der modernen Entwidlung gar nicht mehr entſprechen, 
bie gar feinen politifhen Zwed mehr haben und nur das 
Publikum verärgern. 
(Bravo! links und in der Mitte.) 

Meine Herren, man foll fid) nicht ber Hoffnung hingeben 
— ich halte mich troß aller Angriffe, die gegen nie ge: 
richtet find, noch immer für einen konſervallben Politiker. 


(Zuruf reis.) 
— Ja, gewiß, ich halte mid noch dafür. 
(Große Heiterkeit.) 

Man fol doch nit glauben, dab man gewiffe Volks: 
ftimmungen, gewifje Regungen ber öffentlihen Meinung 
totmadt, unterdrüdt durch die polizeilihen Vorſchriften 
eines DBereind- und Verſammlungsrechts. 

(Sehr wahr! links.) 
Die große Altionskraft unferer Nation —* von viel 
tiefer gehenden Gedanken und Gefühlen ab, als ſie erzielt 
oder unterdrückt werden können durch äußerliche polizeiliche 


Beftimmungen. 
(Sehr gut! links.) 
Deshalb bin ich allerdings der Anficht, müffen wir, wenn 
wir überhaupt ein Wer act erlafjen, zu einem ben 
mobernen Berhältniffen entſprechenden Vereinsgeſetz lommen. 
(Bravo! links und in ber Mitte.) 


Wil man aber ein Vereinsgeſetz auf biefer Grundlage (n) 


nicht aufbauen, meine Herren, dann tut man beffer, man 
unterläßt es ganz. 
(Sehr richtig! Ben) 

Nun hat der Herr Abgeorbnete Naumann gejagt, jo 
ein Vereindgefek zu machen, wäre eine ganz furze Sadıe. 
Der Anfiht bin ih nun doch nit. Ein Vereinsgeſetz 
für Württemberg zu maden, ift eine ganz andere Sadıe, 
als ein Vereiusgeſetz für — Deutſche Reich. 


(Sehr richtig! 
Im Deutihen Rei liegen die Verhältniffe fo verſchieden⸗ 
artig von ber franzöfifchen Grenze biß zur ruſſiſchen Grenze, 
daß bier ganz andere Gefihtäpunkte in Frage kommen als 
in einem Mittelftaat. Meines Erachtens liegen zwiſchen 
ben äußeren Grenzen für den Aufbau eines Vereinsgeſetzes 
zwei entſcheidende Gefihtäpunfte: erſtens, das Bereins- 
gefeg muß fo aufgebaut fein, daß unter allen Umftänben 
und zu allen Zeiten bie bürgerliche Orbnung und Sicher: 
heit aufrecht erhalten werben kann 
(fehr gut! —* 
das iſt eine Forderung des Staats Auges. 
(Heiterkeit bei ben Soztalbemofraten.) 
— Meine Herren, Sie laden darüber; Sie wollen ja 
aber alle Ihre Ziele auf frieblihem Wege erreichen! 
(Große Heiterkeit. 
Was kann Sie denn ein Geſetz ftören, bad nur bie 
bürgerlie Ordnung aufrecht erhalten will! 
(Sehr gut!) 
Die zweite Grenze ift, daß nicht bie Vereine Stätten 
fein dürfen, wo bverbrederifhe Handlungen vorbereitet 


werben. 
(Sehr richtig!) 

Das find die beiden notwendigen Gremzlinien. 
Innerhalb diefer feiten Grenzlinien fann man aber eine 
Reihe von polizeilihen Maßnahmen und polizeilichen 
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Kautelen, wie ber verftorbene Minifter Freiherr v. Hammer: 
fein * zugeſtanden hat, ohne weiteres fallen laſſen. 
erren, ich komme nun anf eine —— ra 
zur * iſt die Zuſammenlegung der ſozialpolitiſchen 
efe 


3 Snvafiditätsgefeg und bad Unfallverſicherungs⸗ 
gelet haben ja bor einigen Jahren eine grundlegende 
nberung erfahren, bad Krankenverſicherungsgeſetz tru 
nur den Charakter eines Notgefetes. Jede Reform mu 
beöhalb bei ber Reform bed Kranlenverficherungsgeſetzes 
anfangen, und in biefem Krankenverſicherungsgeſetz muß 
befonders auch bie Streitfrage der Stellung ber Arzte und 
ber Apotheker zu ben Krankenkaſſen erledigt werben. 
Diefes ganze Strankenkaffenwefen muß, wenn ich jo jagen 
barf, ein fefteres, Elareres Berippe befommen. Aber es ift 
ein Irrtum, zu glauben, baß man das Krankenverſicherungs⸗ 
gefeg in —— —— Weiſe reformieren kann, 
ohne auch gewiſſe Beſtimmungen ber übrigen beiden 
—— Geſetze zu ändern, weil die Beziehungen 
zwiſchen dem Krankenverſicherungsgeſetz einerfeit3 und dem 
Unfall- und Invaliditätsgeſetz andererſeits fo vielfache 
ſind, daß eine —— Anderung bed Ktrankenver⸗ 
—— gar nicht möglich iſt, ohne gleichzeitig 
tellweiſe auch die beiden anderen Geſetze einer Anderung 
zu 3 

Man hat vielfach geſprochen von einer Zuſammen— 
legung der drei großen Verſicherungszweige. Ich habe 
immer nur geſprochen von einer Zuſammenlegung der 
drei Geſetze, von einer Kodifikation der Geſetzgebung. 
Auf dem Papier kann man wohl dieſe drei großen Ver— 
ſicherungszweige zuſammenlegen, in der Wirklichkeit würden 
aber einer ſolchen automatiſchen Behandlung der Frage 
bie allergrößten Schwierigkeiten entgegenftehen. Da find 
große ſelbſtbewußte Korporationen, große Krankenkaſſen, 
oße Berufsgenoffenichaften mit eigenem Vermögen, ba 
*8 bie Knappſchaftskaſſen — das alles num bureaufratiſch⸗ 

hematifh in einen Topf zufammenwerfen, wäre fehr 
falſch. Wir müffen nicht umreißen, fondern wir müffen 
das Vorhandene entiprehend den Bebürfniffen auszubauen 
fuchen, und wir müflen bie ganze Befebgebung verein- 
fahen. Wenn wir beöhalb an biefe Reformen gehen, ift 
ed meines Erachtens zunächſt unbedingt nötig, den Unter: 
bau zu verbeffern. In dem en Funktionieren 
des Unterhaues — und dad muß ich Bier nochmals 
fagen — liegen ungeheure Gefahren für bie Fortführung 
be fozialpolitifchen Qelebgebung überhaupt, namentlich 
aud auf finanziellem Gebi 

Ich ** mich für verpflichtet, hier einmal auf dieſe 
Frage näher — und zwar auf eine Frage, die den 
Herren auf der rechten Seite nahe ſteht, auf die Frage der 
landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaften. Man hat ben 
Vorſchlag er im preußtfhen Abgeorbnetenhaufe, 
die feinen Renten bis 20 Prozent oder 25 Prozent zu 
bejeitigen. Der Herr Abgeordnete Schröder ift — 
zeit lebhaft F dieſe Beſeitigung der kleinen Renten 
im Abgeordnetenhauſe eingetreten; aber derſelbe Herr 
Abgeordnete Schröder iſt Landesrat und hat in ber letzten 
— der Landesräte ausdrücklich erklärt, er 

— daß dieſer Weg nicht gangbar, ja 

F ann fe au Gedanke müſſe volftändig auf: 

geben werben. Meine Herren, nur bie Toren unb bie 

Kenatifer haben einen eifernen Beitand unmwandelbarer 

Anfidten, * Leute ändern ihre Anſichten nach beſſerer 
Einficht in die Tatſachen 


und ich rechne es dem Herrn Abgeordneten Schröder — 

Ehre an, a er ben Mut ge) habt Hat, eine Anficht, 

* a? ie lebhaften Gründen im Parlamente —e— 
at, eits nachträglich für eine irrige zu erklären. 

Uber en eine Forderung auftaucht, die Heinen Renten 


zu bejeitigen, fo muß man fi dod fragen, wenn man (C) 


ereht und objektiv ift: woher kommt eine folde Be- 
frehung? Ih babe ſelbſt eine Berechnung aufftellen 
laffen, die mich außerorbentlih nachdenklich gemacht hat 
und die mich dahin führt, zu glauben, daß, wenn folde 
Fe wenn fie auch an fi durchaus unbegrindet 
nd, öffentlich geftellt werben, fie doch bis zu einem gewiſſen 
Grade irgend einen wirtfchaftlichen —— haben. 
Ich habe alſo feſtſtellen laſſen — natürlich nur eime 
vs — mie body fih, wenn die Nentenzunahme 
in ben landwirtſchaftlichen Berufögenofienfhaften weiter 
fo wädft, dann einmal bie Beiträge in den einzelnen 
ge en im PBebarrungdäuftande ftellen werben. 
a et fi, dat dann in Sachſen 63 Prozent von ber 
Grundfteuer, in der Provinz Schlefien 89 Prozent, in 
Poſen 133 Prozent 
(hört! Hört!), 


in Pommern 122 Prozent, im Rheinland 110 Prozent, 
in Weftfalen 133 Prozent 
(hört! Hört!), 
in Weftpreußen 143 Prozent 
(hört! hört!), 
in Brandenburg 136 Prozent, in Baupreuhen 170 Prozent 
bon ber Grumbdftener ot are müßten. 
(90 ) 
Im Durchſchnitt ſämtlicher lanbwirtihaftlichen Berufs: 
genoſſenſchaften Preußen? macht das im Beharrungd- 
uftande 105 Prozent der Grundftener aus. Es find das 
Belaftungen, die meines Erachtens nicht unbebingt nötig 
nd, fondern die — ich muß das bier jagen im Intereſſe 
Lanbwirtihaft — zum Teil aud darauf beruhen, 
daß die Rentenangelegenheiten nit mit ber Sorgfalt 
und Grünblichfeit bearbeitet werben, die nötig find, wenn 
man Staatöbürgern öffentliche Laften auferlegt. Ich 
berufe mid af das eigene Zeugnis von Landwirten. 
In dem Jahresbericht der badiſchen landwirtſchaftlichen 
Berufdgenoffenfhaft für dad Geſchäftsjahr 1905 heißt e8: 
Begünftigt wurden ſolche Beitrebungen 
— nämlich die Unfälle bes —— Lebens als 
landwirtſchaftliche Betriebsunfälle hinzuſtellen — 
durch die a jest noch nicht felten vorfommen- 
den mangelhaften und unvollſtändigen Erhebungen 
über bie Unfälle und die mangelhafte Beant- 
wortung der Fragebogen über bie ine 
Unterſuchung. Belonders jene fragen, wel 
fih auf die Erwerbsfähigfeit Verletzter vor dem 
Unfall beziehen, werden meiſt nur ſehr un— 
genügend beantwortet, und doch hängt gerabe 
bon ber richtigen Beantwortung biefer —* 
ſehr viel ab. Nah 830 des landwirtſchaftli a 
Unfallverfiherungsgejeßes ift nämlih ber Be- 
Bann ber Renten für Perſonen, welde bor 
dem Unfall bereit teilweiſe erwerbsunfähig 
waren, berjenige Teil des burchfchnittlichen Jahres» 
arbeitöverdienfted zu Grunde zu legen, welde 
bem Maße ber biäherigen Grwerböft ii eit ent: 
preden. Mit anderen Worten: es ift in biefen 
Fällen ber Jahresarbeitsverdienſt, welcher ber 
—— 4* Grunde zu legen iſt, um 
den Pr —— kürzen, um welchen ber Er⸗ 
a 33 Gelkefkeaben | vor 
dem ſchon durch andere Gebrechen, durch 
era Pe —* andere Unfallfolgen un. dal. herab⸗ 
geſe 
Und nun heißt * — und das iſt ſehr charakteriſtiſch — 
In geradezu unberantwortliher Weiſe wird Bier 
mandmal von Bürgermeifterämtern, aber auch 
bon einzelnen vorhandenen Arzten —— 
ber Berufsgenoſſenſchaft dadurch ee. änden 
ganz erheblicher gelblicher Schaben zugefligt. Es 


— 


D) 


(A) 


(B) 
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(Dr. Graf v. Boladbowety- Wehner.) 
kann deshalb nicht Scharf genug getabelt werben, 
wenn 3. B. bon demſelben Bürgermeifteramt 
und bon demjelben Arzt einem Werlegten, ber 
um Gewährung von Inbalidenrente nachſucht, 

Pntge oder faft völlige Erwerbäunfähtg: 

feit beiheinigt und dann kurze Zeit darauf 
bemfelben Antragfteller, der num im Genuß 
einer Inbalidenrente tft, im Unterfuhungdprototoll 
unb im Arztbericht anläßlich eines inzwiſchen er- 
littenen Unfalls völlig normale oder nur 
wenig geminberte Erwerbsfähigkeit bor 
bem nachträglich erlittenen Unfall bezeugt wird. 

(Hört! hört!) 

Berfehen kommen ja vor und find zu entſchul⸗ 
digen. Was fol man aber davon halten, wenn 
innerhalb nicht zu langer Frift drei Fälle dieſer 
Art bei bemfelben Bürgermeifteramt unter Bes 
teiligung beöfelben Arztes vorfommen? 

Meine Herren, das find nit nur Zuftände in Baden, 
ba3 find and) Zuftände und Borkommmiffe, die wo anders 
auch vorkommen fünnen, und daß dann allerdings bie 
Renten in biefer koloſſalen Weiſe wachſen, ift ganz natür- 
lich. Ih bin dafür, daß jedermann, ber eine Rente zu 
Recht fordert, fie fo Schnell wie möglich bezieht; aber 
e3 ift volllommen bemoralifierend, wenn Leute Renten er: 
halten infolge mangelhafter Unterſuchung in der unterften 
Inſtanz, bie fie ge =. nicht befommen bürften. 

(Sehr richtig! Tinte.) 
Nun ein weiterer Fall: 
Der SOflonomierat Steinmeyer — Danzig — 
ſprach auf ber Konferenz ber Borftänbe preubifcher 
Landwirtskammern am 1. Februar 1905 vom „ben 
oft —— haarſträubenden Zuſtänden“, die er 
12 Jahre lang bei Prämlierung bäuerlicher Wirt- 
ſchaften fennen gelernt Habe. „Die Leute wiſſen 
von Unfallverhütungsporfchriften abfolnt nichts“. 

Die Landwirtihaftstechnifer für das Königreich 
Sachſen haben 1905 etwa 7500 Betriebe erfimalig 
revidiert und 3338 nadhrebidiert. Bon den 7500 Betrieben 
find 448 als einwandöfrei anerlannt, die übrigen rund 
7000 murben bemängelt, 4000 allerdings nur wegen 
Nichtaushangs ber Unfallverhütungsvorſchriften. Bon ben 
3338 nadjrevibierten Betrieben find nur 601 als gut, 
2237 al3 mangelhaft bezeichnet. In ber bayrifchen Pfalz 

at ber techniſche Auffihtsbeamte 6242 landwirtſchaftliche 
auptbetriebe rebidiert und von biefen nur 2 in Ordnung 


befunden. 
Meine Herren, Sie fehen, einerſeits hängt das An- 
wachſen ber Renten, namentlich in den landwirtſchaftlichen 


Berufsgenoſſenſchaften, zufammen mit ber mangelhaften 
Vorbereitung der Anträge und andererſeits bamit, daß 
noch immer in einer Reihe von landwirtſchaftlichen Berufs⸗ 
enoffenfhaften Infallverhütungsporfchriften nicht einge: 
rt worden finb ober nicht beachtet werben. Alſo 
beffere Vorbereitung der Anträge, ein befferer Unterbau 
ber einen Seite, eine grümbliche, allerdings ben 
praftifhen Berhältniffen angepaßte — eg auf 
der andern e, das ift meines Gradtend bas Mittel, 
um zu verhüten, daß bie landwirtſchaftlichen Unfallrenten 
in dleſer erfchredenden Weiſe anwachſen, wie es hier für 
ben ge berechnet if. 
Ih komme num auf bie Zufammenlegung und auf 
bie Reform ber fozialpolitiihen Gefete. müffen bes 
innen mit ber Sranfenverfiherung; der Kernpunkt iſt bie 
eform ber Krankenverſicherung. Diefe Reform wirb aber 
auch in bie anderen Gefege übergreifen. Wir müſſen 
Mafregeln treffen, daß bie untere Inſtanz fo oder fo beffer 
organi wirb und in ber Lage ft, forgfältig alle An 
ſprüche zu prüfen. Wir müflen meines Gradten® bie 
Schtebögerichte anders geftalten und ben Inſtanzenweg 


weſentlich abkürzen. 
reformiert wird, läßt fi) meines Erachtens nicht u 
hinausſchieben, einerſelts auch die Heimarbeiter in 
ſtrankenverſicherung einzubeziehen, andererſeitz bie land⸗ 
wirtſchaftlichen Arbeiter und die Dienftboten. Das tft eine 
re bie felbft aus landwirtſchaftlichen Kreiſen ge⸗ 
ellt wird und bei einer Reform ber Krankenvberſiche 
meined Erachtens erfüllt werben muß. Sollte es möglie 
fein, mit dieſer Reform ber materiellen Beftimmungen 
ber Geſetze gleichzeitig eine Kodifikation ber gef 
ſozialpolifiſchen Geſetze herbeizuführen, fo würde bas 
außerordentlich nüglih fein. Die ganze Gefekgebung 
würde durchſichtiger, Marer werben, und eine Unmaſſe von 
Gründen zu Prozeflen und Streitigkeiten zwiſchen ben 
großen foztalpolitifhen Smftitutionen würde vermieden 
werben. Stobiftziert man aber gleichzeitig bie —* 
politiſche Gefetzgebung, dann wird man —328 in dieſes 
kodifizierte Geſez auch die Witwen- und Waifenverficherum 
—— müffen, bie nad dem Zolltarifgejeg bis 191 
n Kraft treten muß. Ich babe bier in biefem hoben 
Haufe erklärt, daß ih glaubte, diefe Arbeit im Laufe 
dieſes Jahres leiften zu fönnen, und ich habe bis heute 
feinen Grund anzunehmen, daß ich dieſes Verſprechen 
nicht halten werbe. Wie man nachher, wenn ber Entwurf 
fertiggeftellt ift, weiter bamit verfahren wird, das iſt eine 
Sade, die nod der Erwägung bebarf, und über bie ich 
mich heute zu äußern, feine Veranlaffung babe. 
eine Herren, was das weitere Programm ber 

fünftigen Arbeiten bes Reichstags betrifft, fo foll ferner 
eine Novelle zur Gewerbeordnung vorgelegt werben, bie 
auch ſchon sah fertig ift, betreffend ben Arbeiterfchug im 
der Hausarbeit — d. 5. inwieweit Die Schugbeftimmungen 
der Gewerbeordnung auf die Handarbeit Auwendun 
finden follen —, über bie Nachtruhe ber Frauen na 
—— der Berner Konvention, über ben zehnftünbigen 
Arbeitötag ber frauen, über bie Arbeitsberhältniſſe 
MWerkmeifter und Techniker, die gleichgeftellt werben jollen 
mit ben Handblungsgehilfen, jedoch mit einer Ausnahme: 
in bezug auf bie Konkurrenzflaufel, wo weſentlich ver- 
jchtedene Verhältniffe vorliegen. Es foll ferner im Herbſt 
borgelegt werben das Geſetz über die Arbeitälammern. 
Es wird mit Preußen beraten ein Gefe über bie Unfall 
—55— der im öffentlichen Dienft oder in gemeiner 
Gefahr tätigen Perſonen, ein Geſetz, bad von Lonfervativer 
Seite wiederholt beantragt if. Dann fol eine Rebifion 
ber Beſtimmungen über bie Sonntagsruhe ftattfinben, 
wobei ich allerdings ſchon jett augeftehe, daß eine Reihe 
von Ausnahmen, bie jest noch geftattet find, in Zukunft 
wahrſcheinlich nicht mehr notwendig fein werben. 

Das Apothelengefeg ift der Öffentlichkeit bereits be- 
fannt gegeben. Es fol ferner das a über bie See⸗ 
unfälle revidiert werben, und ich hoffe, daß aud ein 
Gefegentwurf über den unlauteren Wettbewerb vorgelegt 
werben kann. Die Beſchwerden, bite bier in bezug auf 
bie Bufammenfegung des Sachverſtändigenlolleglums ge= 
äußert find, treffen micht zu; es find Sachverſtändige aus 
allen Streifen gehört worben; aber bie Mm a ber 
Handelölammern haben fi die Herren Reffortminifter im 
Preußen ihrerfeitö vorbehalten, weil fie — meines Er- 
achtens mit Recht — fih als bie zuſtändige Stelle be- 
trachten, das Gutachten ber Hanbelöfammern einzuholen. 
Endlih ift ein Geſetz über bie Gehelmmittel und bie 
Kurpfufcherei in Vorbereitung. 

Meine Herren, wenn Ihnen auch mur biefe Geſetze 
aus dem Neffort des Reichſsamts bes Innern im nächſten 
Jahre vorgelegt werben, fo ift bad eine fo ungeheure 
Mafle der Gejehgebung 

(ehr richtig! rechts) 
daß ich mich außerorbentlich en werde, wenn es uns 
in gemeinfamer Arbeit in Plenum und Sommiffionen 


—— 


Menn aber bie Krankenverficherung (0) 


D) 


(8) wir feine 


De 
(Dr. Graf v. Voſadowoty · Wehner) 


ca) gelingen follte, zum Beften der arbeitenden Klaſſen und 


zum wirtichaftlichen Beften unferes ganzen Voltes dieſe 
Geſetzgebung zu verabſchieden. Ich würde es aber für 
außerorbentli nüglid halten, wenn man fich jet bet 
biefem Programm einmal berubigte, wenn man dieſe 
Gejege in Angriff nähme, möglichſt ſchnell verabſchledete 
und weitere Initiativanträge erft ftellte, wenn dieſes not- 
wendigfte, dringenbfte a erledigt ift. 
(Beifall. 


Präfident: Der Herr Abgeordnete Hoch hat das Wort. 


Hoch, Abgeordneter: Meine Herren, dem Gebanfen 
des Herrn Abgeordneten Naumann, daß ein wirkliches 
freied Koalitionsrecht die Grundlage für die Weiterführung 
unferer gegenwärtigen Sozialpolitif bilbe, ftimmen wir 
burdaus zu. Wir haben diefen Gedanken fchon früher 
wiederholt ausgeſprochen. Wir können uns freuen, baß 
jet auch ber Herr Graf v. Poſadowsty fo lebhaft für 
den Erlaß eined freien Vereins- und Berfammlungs- 
geſetzes eingetreten ift. Als ich ben Herin Grafen hörte, 
fragte ich mich zunächſt, weshalb er biefen Standpunft 
nicht Schon bisher vertreten hat, in feinen Neben unb in 
feinem Einfluß auf die Verwaltung, die mit dem freien 
Koalitionsrecht der Arbeiter durchaus nicht auf demjelben 
Standpunkt fteht wie ber Herr Graf v. Pofabomwäty. 
Als aber der Herr Graf weiter feine Gedanken entwidelte: 
unter allen Umftänden müſſe dafiir geforgt werben, daß 
bie bürgerlihe Ruhe, Orbnung und Sicherheit aufredt 
erhalten werben, — da mußte id) mir jagen: nun find wir 
gerade fo Hug wie zuvor! 

(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten.) 
Darüber, was man umter Aufrehterhaltung ber bürger- 
—* ——* Ruhe und Sicherheit verſteht, darüber 
gehen eben die Anſichten + weit auseinander. Wenn bei 
dieſer Gelegenheit ber Herr Graf v. Poſadowsky, weil 
merkungen nicht gerade mit großer Bes 
geifterung aufgenommen haben, die frage an und 
ee Sie wollen doch Ihre Beitrebungen in frieb- 
li Weiſe durchführen — ſo möchte ich den Herrn 
Grafen v. Poſadowsky fragen: haben Sie nicht gehört, 
daß man bie friedlichften und berechtigſten Beftrebungen 
ber Arbeiter befämpft hat unter bem Vorwande, es müffe 
bie bürgerlide Ordnung, Ruhe und Sicherheit gewahrt 
werben? Hat Herr Graf Poſadowsky nichts davon gehört, 
daß fein Kollege in Preußen eine Gefahr für die öffent: 
lihe Ruhe, Ordnung und Sicherheit darin erblidt hat, 
dat ein Soztaldemofrat Unterricht im Turnen erteilt hat, 
und ferner darin, daß bie Arbeiter bei Streit ihre Forde— 
rungen in durchaus ruhiger und angemeflener Weife ver- 
treten? Wir haben bie Überzeugung, daß, wenn das 
Geſetz jo gemacht wird, wie Herr Graf Poſadowsty es 
angefünbigt hat, der Zuftand derartig fein wird, daß bie 
befigenben Stlaffen jederzeit, wie auch jebt, ſchon freie 
Hand haben, fih zu bereinigen und in Berjammlungen 

ammenzulonmen, baß man aber ben Arbeitern gegen» 
er bei ihren berechtigten Beftrebungen erklären wird: 
bier ift bie bürgerliche Orbnung, Ruhe und Sicherheit 


geftört! — und es wird ihnen bann bie Hoalitionsfreiheit 
genommen. 
Nun drängt fi die Frage auf: weshalb haben wir 


eine wirkliche Koalittonäfreiheit bisher noch nicht beflommen? 
Der Herr Abgeordnete D. Naumann hat, wie auch bie Herren 
Abgeordneten Trimborn und Baflermann geftern, fich beeilt, 
feftzuftellen, daß ber Reichſtag nicht ber Schuldige ift, 
fonbern daß bie verbündeten Regierungen es find, melde 
bie Verantwortung bafür tragen, baß wir in der Sozial- 
politif noch nicht weiter find. Das ift aber nur bie halbe 
Wahrheit. Die Regierungen haben freilich ihr reblich 
Teil bazu beigetragen, bob wir nit weiter gelommen 
find. Es handelt fic jedoch nicht um eine Unterlaſſungs⸗ 
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fünbe don geftern auf heute, ſondern um eine 3 
ihleppungstaftit, die im Deutfchen ng feit jeE 
befolgt ift. Seit dem Jahre 1891 haben wir feine ın 
faffende Reform des gejeglihen Arbeiterſchutzes zuftan 
ebradt. Das konnte felbftverftändlih nur daburh gq 
eng daß aud) die bürgerliden Parteien im Reichste 
berjelben Berfchleppungstaftif gefolgt find. 
Wir haben fhon am 4. vorigen Monats von Herr 

Dr. Hertling gehört, daß bie liberalen Parteien durchau 
nicht immer s begeiftert für die Sozialpolitik wareı 
wie es heute der Fall if. Herr Dr. v. Hertling ci 
innerte an bad Jahr 1877, als ein von ihm unb feine 
— eingebrachter Antrag, der den Namen des Grafe: 

alen trug und hier in dieſem Hauſe verhandelt wurde 
mit Hohn und Spott begrüßt wurde. Hohn und Spot 
über Sozialpolitik iſt ja von jeher in dieſem Haufe üblid 
geweien. Ich erinnere mid eines Zwiſchenfalls bei Be: 
handlung des erſten fozialpolitifhen Geſetzes im Nord: 
deutſchen Reichſtage, des Geſetzes, betreffend Beſchlag— 
nahme des Arbelislohnes. Da ließ man in ber erſten 
* des Eutwurfs den ſozialdemokratiſchen Vertreter 
gar nicht zu Wort kommen; bei Wahl der Kommiſſion, 
an welde der Entwurf verwiejen worben war, bat ber 
fozialbemokratiihe Abgeordnete Schweiger, man möge bie 
Kommiffton verftärten und einen Arbeitervertreter "hinein 
wählen, weil bei bem Geſetz es fih um Intereſſen der 
Arbeiter drehe. Er wurde aber mit Hohn und Spott 
überfhüttet, genau wie fpäter der Antrag Galen; ihm 
wurbe geantwortet: es braude fein befonderer Arbeiter: 
bertreter in bie Kommiffion gewählt zu werben; wir find hier 
alle Arbeitervertreter! 

(Sehr gut! rechts.) 
Sp wurbe damals ſchon der Verſuch ber Sozialdemokraten, 
praftifche Arbeit zu leiften, zurückgewieſen. 
Inzwiſchen hat fid) äußerlih die Situation geändert: 

wir hören jetzt viel ſchöne Worte für bie Arbeiter; aber 4 
ber Neihdtag hat nod nie etwas getan, feine ſchönen 
Worte auch in Taten umzufegen. Der Herr Abgeordnete 
D. Naumann bat bebauert, daß ber Reichstag fo ohn— 
mädtig gegenüber ber Regierung ift. Ja, haben nicht bie 
bürgerlihen Barteten ihr volles Maß Schuld daran? 
Sie haben es fih gefallen laffen. Wenn bie Regierung 
den Reihätag rückſichtslos behandelt, fo —— dieſer 
damit, daß er ſich allen Wünſchen, die die Regierung mit 
ihrem brüsfen Vorgehen verfolgt, hübſch fügt. Weshalb 
fonmen wir fo wenig zur Behandlung ——— 
Anträge? Als das Zentrum feine — chen 
Anträge als — zur zweiten töberatung 
einreichte, beihloß ber Reichſstag, jede Materie fole 
beſonders beraten werben, fobald bie Gtatädebatte 
x Ende fe. Als biefe aber zu Ende war, machte der 

eihdtag auch mit feinen Beratungen ein Enbe, und er 
nahm fie fo fpät wieder auf, daß gleich feine Zeit blieb, 
bor dem Etat die fozialpolitiichen Reſolutionen zu beraten. 
Hätte ber Reihstag das nötige Rüdgrat gehabt, unter 
allen Umſtänden Einlöfung jenes Verſprechens verlangt 
und fi nicht eher an die Gtatöbebatte gemacht, als bis 
bie Refolutionen beraten waren, jo hätte fich bie Re— 
gierung dad ad notam genommen. Daburd, dab ſich 
ber Reichstag aber immer fügt, fommt es, daß bie Re 
gierung nah wie vor ben Reichstag fo fpät einderuft, . 
dab feine Zeit zur Behandlung foztalpolitiiher Saden 
bleibt. Dadurch kommt es aud, daß die Schwerindtage 
immer mehr außer Gebrauch fommen. Nur eimen Teil 
ber Energie, die ber Reichstag entwidelt hat beim Zoll: 
wuchergejeß, wo es fi um bie Intereſſen der befigenben 
FKlaſſen handelte, follten Sie zeigen, bann wäre ein folder 
Zuſtand nicht möglih. Auch viele andere Gelegenheiten 
zur Grlangung jozlalpolitifcher Fortſchritte hat ber Reihs- 
tag nicht ausgenutzt. Ich erinnere nur an das Verhalten 


(A) 


(B) 
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Doch.) 
ber Reichstagsmehrheit gegenüber dem Bauarbeiterſchutz. 
Die verfchiedenen Parteien haben wieberholt gewifle 
Schugbeftimmungen gefordert, ‚jo aud Ernennung bon 
Kontrollenren aus Arbeiterkreifen. Bei dem Gefek, durch 
welches bie jelbftänbigen Bauhandwerker der polizeilichen 
Kontrolle unterftellt worden find, hatte die Reichstags: 
mebrheit Gelegenheit, die Beftimmungen des Banarbeiter: 
ſchues in das Geſetz einzufügen und die Regierungen 
jo zu zwingen, es anzunehmen. Unſere Freunde im 
Reihätage find in biefer Weile vorgegangen: fie — 
bie Anträge fir und fertig eingereicht. Die Mehrheit 
des Neichdtagd hat die Anträge abgelehnt und damit 
gezeigt, dab fie es nicht ernft meint mit ihren ſchönen 
Verſprechungen. 

Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Die Verſprechungen werden hier nur gemacht, ſolange ſie 
unberbindlich find; wenn es aber gilt, die Worte in die 
Zat umaufeßen, verfagt die Mehrheit. 

Meine Herren, ebenfo bezeihnend iſt die Stellung 
des Reichſstags zu einem anderen Entwurf, der glüdlicher: 
weiſe im vorigen Reichstage nicht durch alle —— 
durchgebracht worden iſt, vor wenigen Augenblicken vom 
Grafen Poſadowsky wieder angekündigt worden iſt, ber, 
welder unter bem Borwande, die Schwindelkaſſen zu be- 
fämpfen, eingebracht worden if. In Wirklichkeit hat man 
ganz andere Mittel, die Schwindeltaffen zu bekämpfen, 
während ber Entwurf zur Bekämpfung der Shwinbeltaffen 
gar nicht geeignet if. Man hat das in der Kommiffton 
und in ber Fachpreſſe rg nachgewieſen. Weiter ift 
nadgewiefen, daß das Geſetz fo, wie es von ber Re: 
gierung vorgelegt ift, geeignet geweſen wäre, ben freien 
Hüfslaffen ihr Selbftverwaltungäreht zu nehmen. Bei 
ber erften Beratung haben fih, wenn ich nicht irre, faft 
alle Parteien — außer vielleicht einem Vertreter ber 
Redten — gegen den Geſetzentwurf ausgeſprochen, und 
ein Abgeorbneter ded Zentrums, der Herr Kollege Gies— 
bertö, erflärte: für uns ift das Geſetz unannehmbar, wir 
werben ben Berfuh machen, auf dem Boden des 
allgemeinen rg ae ii a bie Schwindel: 
faflen zu befümpfen. Und wie bat das Zentrum, wie 
bat ber Herr Mbgeorbnete Giesberts das Verſprechen 
gehalten? Es ift in ber Kommiffion — id weiß im 
Augenblid nicht, ob ber Herr Kollege Giesberts ihr an- 
gehört hat — nicht einmal ber Verſuch gemadjt worden, 
bom Boden bed Krankengeſetzes aus die Schwindelkaffen 
zu befämpfen. Aber bie Vertreter feiner Partei wie die 
Vertreter fämtlicher anderer bürgerlicher Parteien in ber 
Kommiffion haben für den Entwurf ohne irgend welche 
weſentlichen Anberungen geftimmt. 

(Zuruf aus ber Mitte: Mit fehr weſentlichen 

Anderungen!) 

— Nein, Herr Kollege Trimborn, das ift einfach nicht 
wahr! Der Entwurf ift im bezug auf bie Bevormundung 
ber Krankenkaſſen durch die Auffihtsbehörbe in feinem 
einzigen Punkte geändert worden — mir erben ja, 
wenn wir den neuen Entwurf befommen, weiter barüber 
en — —. Trotzdem hat bad Zentrum dafür 
geſtimmt. 


Alſo, meine Herren, Sie haben gezeigt, daß es Ihnen 
mit Ihrem ganzen ſozialpolitiſchen Eifer nicht ernft iſt. 
Sie haben nicht die Kraft, Ihre Beriprehungen burd- 
jufübren. Sreilih, wie Herr D. Naumann fid) das benft, 
ft die Sache fehr einfah: man muß bloß mit recht 
—— großer Begeiſterung an die Sache herantreten, 
ann wird ſich ſchon alles machen; man braudt bloß 
dem Großfapital zu predigen: bier muß Beflerung ge: 
Ihaffen werben, dann wird es ſchon werben. He . 
Herr D. Naumann, jo Liegen bie Verhältniſſe doch nicht, 
und was Herr Graf Poſadowstky gefagt Hat, trifft voll» 
ftändig für Sie zu: man muß nüchtern an biefe Sachen 
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herangehen, man muß die Tatſachen ein Hein —— ins (0) 
Auge fallen, um die es fih ba handelt. Weshalb hat 

denn ber Reichstag in fozialpolitiiher Beziehung fo ber: 
fagt, weshalb Hat er nit vermocht, die Intereſſen ber 
Arbeiter ber Großinbuftrie gegenüber zu vertreten? Weil 
bie bürgerlihen Parteien vollftändig unter dem Einfluß 
ber Großinbuftrie fliehen. Das hindert fie, ber Groß: 
inbuftrie zu Leibe zu gehen, genau fo wie bie Herren 
Minifter, die Herren in den Regierungen, bie bort figen. 
Ste möchten vielleicht, wenn fie ihrem guten Herzen 
folgen, ebenfo wie Serr D. Naumann, ben Arbeitern 
* aber der Einfluß der Großinduſtrie macht das 
unmöglih. Das Großkapital, die Großinduſtrie hat es 
bon jeher als ihr felbftverftänbliches Recht beanfprudt, 
bie Arbeiter ohne Rüdfiht auf ihre körperliche und geiftige 
Gefundheit auszubeuten. Solange das Großkapital 
aus eigener Kraft bie Zahl gefügiger Arbeiter nicht 
zufammenbringen Zonnte, wurde das von Grund und 
Boden gewaltiam exrpropriterte, berjagte umb zu Baga- 
bunden gemadte Landvolk durch Arbeiterzwangsgefege in 
eine dem Syſtem ber Lohnarbeit notwendige Disziplin 
bineingepeitfcht, gebraudmarkt, gefoltert. Die auflommenbe 
Bourgeotfie brauchte und verwendete die Staatögewalt, 
um den Arbeitslohn zu regulieren, db. h. innerhalb ber 
der Plusmacherei zufagenden Schranken zu zwängen, ben 
Arbeitötag zu verlängern und ben Arbeiter felbit im 
normalem Abhängtigfeitögrab zu erhalten. Nahbem aber 
die fapitaliftiiche Probuftion, namentlih dank ber Ein— 
führung der Mafchinen, fi weiter entwidelt unb bie 
moderne Lohnarbeiterflaffe herausgebildet hatte, eine 
Klafie, die eben gezwungen ift, zur Arbeit für bie 
Rapttaliften a gehen, und bie bie eg 
der Tapitaliftiihen Probuktionsweife als ein felbft- 
verftänbliches Naturgefeg anerkannte, ba wurden jene 
Arbeiterzwangsgefege für die Stapitaliften unnötig, ja 


nadtellig. Sie wurben nicht mehr beaditet und jdlieh- (m) 


lich aufgehoben, und fo entftand bie Lehre von dem 
freien Arbeitsvertrag. Im der Praxis bat fih ja fehr 
bald gezeigt, daß es mit bem freien Arbeitövertrag nicht gehe. 
Sp traurige Zuftände haben ſich en daß bie 
Geſetzgebung eingreifen mußte. Sowohl in England als 
auch in Deutfchland und anderen Ländern murben bie 
Kinder in fo fchredlihem Make ausgebeutet, daß an: 
ftedenbe Krankheilen entitanden und bie — ge⸗ 
zwungen war, die ſchlimmſten Mißſtände zu beſeitigen, 
damit nicht die Geſamtheit davon ergriffen werde. 

Unter dieſen Umſtänden ſah ſich die Geſetzgebung ge⸗ 
zwungen, hier einzugreifen, obgleich nach wie vor der 
Grundſatz herrſchte, daß der freie Arbeitsvertrag maß⸗ 
gebend fein ſollte, d. h. dab das Großkapital ſelbſtändig 
die Arbeit regeln müßte, und daß die Arbeiter ſich allem 
u fügen haben, was bie Großkapitaliſten verlangen. 
Die Arbelterſchutzgeſetze ſah und fieht das Großkapital 
nur als Ausnahmen von ber Regel an, als Ausnahmen, 
die unter feinen Umſtänden zu weit um fi greifen 
dürfen. Diefer Wibderftand ber Großfapitaliften gegen 
den Arbeiterfhug ift von dem Standpunkt ber Groß- 
fapitaliften durchaus begreiflid. 

Se mehr die Gefehgebung in biefe Verhältniffe ein- 
greift, je mehr Arbeiterſchutzgeſetze erlaffen werben, je mehr 
e3 dem einzelnen Unternehmer unterfagt wird, die Arbeiter 
nach feinem Belieben auszubeuten, je mehr ihm durch bie 
Gefeggebung die Richtlinie für jeine .. in feinem 
Betriebe vorgeſchrieben wirb, um fo mehr wird fein Herren- 
recht im der Fabrik beſchränkt, um fo weniger kann er 
feinem eigenen Intereſſe fo folgen, wie er ed für feine 
erjon notwendig hält. Nun haben wir, wie ber 
err Abgeordnete D. Naumann ganz *. gezeigt 

, in den lebten Jahren eine ganz gewaltige Ent- 
widiung des Großfapitald erlebt. Das Großlapital 
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(A) hat die Herrſchaft erlangt im unferem ganzen Erwerbs⸗ träge geftellt. reilih hat ber Herr Finft Bülow fic 
en, und ed denkt deshalb gar nicht daran, fid 97 gewaltig darüber entrüftet, daß wir in perfiber Weif 
bie Allmadht in feinen Betrieben von ben Arbeitern ſolche Anträge geftellt haben, die weit über das Zie 
wegnehmen zu laſſen. Aus biefem Grunde firäubt ſich binausgingen, ſodaß die bürgerlihen Mehrheitsparteien 
erabe unſer modernes Großfapital am allermeiiten | diefe Anträge nicht annehmen konnten. Demgegenüber if 
gegen, daß ber Arbeiter durch bie Gewerffhaften ober | e3 bon ntereffe, ſich der Stellung zu erinnern, welche bi: 
ber Staat durch feine Gefeggebung in biefe Verhältniſſe ——— he Reichſtagsfrakuon zu ber legten plan: 
eingreife. Daraus erflärt es ſich aud, daß bie Arbeiter» | mäßigen Reform des Arbeiterihuges im Jahre 1891 ein: 
fämpfe in ben legten Jahren einen anderen Charakter | genommen bat. Damald bemühte fi unjere Fraktion, 
befommen haben als früher. Früher bildeten die zer durch eine Reihe von Verbefferungdanträgen zu erreichen, 
ſtreils Die Regel; jetzt werben bie Abmwehrftreiftd immer | daß wenigftens die dringenbiten Forderungen der Arbeiter 
häufiger. Auch die Ausfperrungen ber Arbeiter haben | erfüllt würden. Unſere Anträge wurden aber nieber- 
immer mehr — und das Großkapital bemüht | geftimmt, und jo ſah ſich unſere Fraktion genötigt, gegen 
fi fogar, die Arbeiterorgantfationen volftänbig zu dere | Diefed Geſetz zu ftimmen. Am 5. Mai 1891 Hat ber 
nichten. Wenn ihm das nicht gelungen ift, jo liegt e8 | Abgeorbnete Joeſt ausführlid begründet, weshalb mir 
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nit an dem guten Willen bed Großfapitald, fondern 
einzig und allein daran, dab das Großfapital nicht ftark 
genug war, bie Arbeiter mieberzuringen. Den Grundſatz, 
dab Babrikbefiger Herr im Haufe fein müffe, verfolgt 
erabe das Großkapital mit allem Nahdrud. Deshalb 
iM e8 das Großlapital nicht zugelaffen, daß bie Arbeiter: 
Außgefege irgend weldje Ausdehnung gewannen; beöhalb 
wehrte es ſich bei jeber Gelegenheit gegen jedes Arbeiter: 
ſchutzgeſet, das in Frage fam. Jedes Arbeiterſchutzgeſetz 
iſt von dem Großkapital mit der Erklärung bekämpft 
worden: wir können das nicht zulaſſen, denn dann können 
wir das Riſtlo nicht mehr übernehmen, dann iſt unſer 
Profit in Gefahr. 

Die wu Sozialpolitif, meine Herren, ſteht 
nun auf bem Boden der bürgerlihen Gefellihaftdorbnung; 
fie will die heutige Profitwirtfchaft aufredht erhalten. Sie 
unterfcheidet fih baburh von ber foztaldemofratifchen 
Soztalpolitif, daß fie fagt: wir wollen nicht mur bie 
Intereſſen der Arbeiter vertreten, ſondern auch bie Inter 
effen ber Unternehmer; wir wollen zwar ben Arbeitern 
(B) Fake wir wollen aber nit ben linteruehmerprofit 

&mälern. Und bei jeder Frage, die auftaucht, zerbrechen 
4 die bürgerlichen Sozialpolitifer den Kopf, wie fie 
beibeö erreichen können. Sie kommen beöhalb feinen 
Schritt vorwärts, bis die Arbeiterbewegung einfegt und 
bie Soztalpolitifer zwingt, ben Forderungen ber Arbeiter 
ein ganz Hein wenig entgegenzufommen. Der gg ber 
em wirb, brebt fi) um die Art und Meife, wie bie 
rbeiterverhältniffe geregelt und verbeffert werben follen. 

ierbei zeigt es ih aud, was Herr Graf Poſadowsky 

zlich hier ausgeführt hat: daß gewiſſe Streife unferer 
—— fich zwar theoretiſch für dem Arbeiterſchutz 
erflären; aber jede einzelne Maßnahme, die im Intereſſe 
bes —— Arbeiterſchutzes vorgeſchlagen wird, be: 
lämpfen und hintanhalten. 

Wie weit wir bei dieſer Art der Sozialpolitik ge— 
fommen find, jeloen ja bie vielen eingebrachten Anträge. 
Meine Herren Borrebner haben daraus entnommen, daß 
bad Bedürfnis nad Sozialpolitit und nah wirkſamen 
Arbeiterfchutgefegen im weiten Streifen der Bevbölkerung 
vorhanden ift. Aber ebenfo ift es Mar, daß ber Reichstag 
nicht u u eweſen ift, dieſem Bebürfnis nachzulommen. 
Die große Zahl ber Anträge beweiſt, daß überall noch die 
ar Beſchwerden vorhanden find. In diefer Beziehung 

es interefiant, was ber Herr Graf dv. Poſadowsty und 
mitgeteilt hat, daß auch von militäriſcher Seite aus ber 
Wunſch ausgeſprochen worden ift, es ſolle mehr Sozial⸗ 
politit getrieben, bie Arbeiter ſollten mehr gegen 
bie heutige Ausbeutungswirtihaft geihügt werben, 
weil wir fonft befürdten müffen, daß die Mehrfraft 
darunter zu leiden hat. Wir Sozialdemokraten haben 
jeit jeher Ihnen vorgehalten, daß im Intereſſe ber 
weiteren Gntwidlung unferer Induſtrie und fr Gr: 
haltung der Ktraft des Volkes ein weiteres Cingreifen 
ber Geſetzgebung notwendig iſt. Wir haben unfere An: 


gegen das Gefeg ftinmen mußten. Wir forberten Damals 
dreierlei: erftend bie Sicherung ber Stoalitionsfreiheit, 
zweitens bie Fixlerung des Marimalarbeitötages und 
drittend Sonntagdruhe — alle8 beredtigte Forderungen, 
über deren Notwendigkeit heute gar fein Zweifel mehr 
befteht. Die legtere wurde aber nicht in dem Maße, wie 
es nötig war, erfüllt, und bie beiben anderen gar nicht. 
Ich erinnere Sie, wie in ben legten Tagen von allen 
Seiten anerlannt wurde, daß ohne bie Koalitionsfreiheit 
eine ernfthafte Weiterführung ber Soztalpolitif unmöglich 
ff. Aud die Feſtlegung des Marimalarbeitdtaged wurde 
damals erft zu ber Zeit gefordert, ald fhon in ber 

Schweiz ber Martmalarbeitötag geſetzlich feftgelegt war 

und fih durchaus bewährt hatte. Wir hatten und alfo 

damals ebenfalld bemüht, ben Arbeiterfhug auszubauen. 

Daß aber nichts Beſſeres geſchah, lag allein an ben 

bürgerlihen Parteien, die die Arbeiterintereffen im Stiche 

ließen. Heute ift ber Zuſtand unferer foztalpolitifchen 

Gefeßgebung ein fo trauriger, daß er auch nicht einen 

einzigen Menfhen auf der Welt befriedigt. 

Meine Herren, der Herr Graf v. Poſadowsty hat (D 
auf den Inhalt der Gewerbeinſpeltionsberichte hingemwiefen, 
und auch ich möchte mit einigen Worten hierauf eingehen, 
um Ihnen zu aeigen, in welder Weife noch dasjenige, 
was auf fozialpolitiihem Gebiet geleiftet wird, hinter dem 
zurüdfteht, was gebraucht wird. 

Zunädft gebt aus ben Gewerbeinſpeltionsberichten 
berbor, daß auch jet noch immer bie Ausnahmewirtſchaft 
bei ung in Blüte ſteht. Mir haben bei ung einige wenige 
Arbeiterſchutzgeſetze und diefe noch mit fo vielen Ausnahmen, 
dab die Ausnahmen bie Regel nicht nur felten, ſondern 
ſehr oft durchbrechen, und die Arbeiter eigentlich gar nicht 
wiffen, woran fie find. Nun Haben wir feit Jahren 
darauf eh daß die Bewilligung von Ausnahmen 
doch enblid geihränft werbe, daß bie Induſtrie fich 
daran gemwöhne, fih endlich mad ben vorhandenen 
Arbeiterihuggefegen zu richten. Wir fehen aber aus 
den Gemerbeinfpeftionäberihten, dab die Ausnahmen 
nicht zurüdgehen, daß auf den allermeiften Gebieten vom 
vorigen bis zu dieſem Jahre die Bewilligungen ber Aus: 
nahmen nicht geringer, ſondern häufiger geworben find. 
Sa, in einer Neihe von Fällen bat ſich jogar herand: 
geitellt, da& mehr Ausnahmen bewilligt worden waren, 
als fpäter gebraudt wurden. Die Fabrikanten haben ſich 
die Ausnahmen auf Vorrat bewilligen Lafjen für ben 
Fall, daß fie fie gebrauchen könnten, und fpäter hat ſich 
herausgeſtellt, daß die vielen Überftunden und bie * 
Sonntagsarbeit gar nicht gern wurden. Es wird 
einem Fall berichtet, daß ein Fabrikant die Verlängerung 
der Arbeitözeit für feine Arbeiterinnen bis auf 13 Stunden 
erlangt Hatte; die Arbeiterinnen weigerten ſich aber fo 
lange zu arbeiten, und ba ftellte ſich heraus, daß ber 
Fabrifant auch ohne eine jo lange Arbeitözeit feiner 
Arbeiterinnen ansfommen fonnte. 

Die Ausnahmen bezügli der Pauſen während der 
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Goch.) 


(A) Arbeilszeit ber Kinder von 14 bis 16 Jahren werben 


aud in einer Weiſe bewilligt, die durchaus nicht geeignet 
ift, bie Nüdfiht auf die Gefunbheit der Arbeiterkinder 
ochzuhalten. Es werben die Pauſen verlegt, es werben 
mbder zwiſchen 14 und 16 Jahren gezwungen, längere 
eit, 41/, Stunden, hintereinander ohne Baufen zu arbeiten. 
eine Herren, das ift eine Nüdfichtslofigfeit, die nicht 
gebulbet werben follte, gegen die möglichft bald ein- 
geſchritten werben follte. 

Ebenſo hat fich gezeigt, daß die Gerichte die aller- 
ößte Milde gegenüber denjenigen walten laſſen, melde 
je Arbeiterihuggefege nicht beachten. Einige folder 

Fälle möchte ih mir erlauben Ihnen kurz borzuführen. 
In ben Regierungöbezirfen Hildesheim und Koblenz 
nahmen e3 fi bie linternehmer heraus, ben Aufſichts- 
beamten den Gintritt zu ihren Betrieben zu berweigern. 
Im legteren Fall ließ fi ein Unternehmer jogar dazu 
Dinreißen, den Beamten zu beleidigen. Er wurde ange: 
zeigt und mit einer Gelbitrafe von nur 30 Mark belegt. 
Ebenfo wird in dem babifchen Bericht über die geringen 
Strafen gellagt, die wegen Übertrefungen ber Arbeiter: 
ſchutzgeſetze von ben Gerichten verhängt wurben. Der 
Befiger eines Sägewerls und ſein Sohn ließen brei nod) 
ſchulpflichtige Kinder im Alter von 11, 12 und 14 Jahren 
an ihren freien Nachmittagen in der Sägerei von Mittags 
1 Uhr bis Abends 7 Uhr arbeiten. Die Knaben wurben 
mit Bretterfräien und an ber Sreisfäge mit Arbeiten 
beihäftigt, bie jogar für Grwadjiene gefährlich find, 
zumal an Maſchinen, die nicht einmal mit den nötigen 
utzvorrichtungen verfehen waren. Für biefe Arbeit 
erhielten bie beiben jüngeren Knaben 25 Pfennig, bie 
älteren 30 Pfennig täglid. Der Sügemwerfäbefiger führte 
zu feiner Entfhuldigung an, er habe die Finder nur ein- 
eftellt, weil er feine anderen Arbeiter befommen habe. 
tefe Behauptung traf aber nicht zu; in Wirklichkeit wurbe 
(8) nad der Ginftellung jemer Kinder ein Mrbeiter, ber 
bis dahin in ber Sügerei beichäftigt geweſen war, 
als überflüffig entlaffen. Wegen dieſes groben Vergehens, 
wie ber Berichterftatter ausdrücklich und mit Recht herbor- 
hebt, wurbe der Sügewerköbefiger und fein Sohn zu je 
15 Mark Geldftrafe verunteilt. Wenn der Sägereibeſttzer 
fih ausrechnet, was er durch die ungefegliche Kinderarbeit 
verbient hat, und dem gegenüber die Strafe in Anſchlag 
bringt, dann wird er zu dem Nefultat kommen, baß er 
trog ber Gelbftrafe noch ein ganz gutes Geihäft ge 
madt hat. 
(Sehr richtig! bei den Sozialbemofraten.) 
In einem Steinbruch beichäftigte der Portier feinen 
Sohn vom 11. bis 12. Jahre mit Steinhauarbeiten, und 
ar in einem foldhen Maße, daß das Kind feinem Bater 
n 14 Tagen bis zu 28 Marl verdient hat. Der Ge: 
werbeaufſichtsbeamte brachte biejen Fall zur Anzeige. Das 
Urteil gegen den Betrieböleiter lautete auf 5 Mart Gelb: 
firafe. Diefe niedrige Strafe wurbe deshalb ausgeiproden, 
weil ber ſtnabe nicht mit ber Bearbeitung des gefährlichen 
ftanbverurfahenden Sandſteins, fondern mit dem Be— 
hauen von weißem Muſchelkalk beſchäftigt worden war, 
und weil bie gute Abfiht des Vaters, feinen Sohn von 
ru und Abwegen abzulenken, anerfannt werben 
te. 


(Hört! hört! bei ben Sozialdemokraten.) 
Wenn ber Richter fi genauer erkundigt hätte, hätte er 
ebört, daß auch die Arbeit, die das Sind leiften mußte, 
ür die Gefunbheit des Kindes im höchſten Grade gefähr— 
lich war, und daß es beöhalb als eine fchwere Pflicht: 
berlegung des Vaters angefehen werben müffe, daß er das 
Find in biefer Weiſe beſchäftigte. 

Meine Herren, bon ganz befonderen Jutereſſe gerabe 
für die Frage, bie durch die Rede deö Herrn Abgeordneten 
D. Naumann angeſchnitten worden ilt, find bie Mit- 
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teilungen in 
Arbeiterausfhüffe. Im Preußen find bie Gewerbe: 
infpeftoren veranlaßt worden, hierüber ganz beſonders zu 
berichten. Da hat ſich ergeben, daß die Arbeiteransichiiie 
praftiich jo gut wie gar feine Bedeutung haben. Wo fie 
vorhanden find, können fie doch nichts ausrichten. Des: 
halb haben auch die Arbeiter fein Intereffe daran. 

Blättert man die Berichte weiter dur, dann findet 
man, daß die vorhandenen Arbeiterfchugbeftimmungen in 
allen ihren Bunkten vollftändig ungenügend find. Dabei 
fommt in Betradht, daß noch immer nicht für bie nötige 
Zahl von Auffihtsbeamten geforgt worben ift. Auch jekt 
ift es nicht möglid, alle Betriebe mindeftens jedes Jahr 
einmal grümblich zu befichtigen, weil bie Anzahl der Be— 
amten zu gering ift. 

Dabei möchte ih mir eine Bemerkung erlauben be— 
züglih der Form ber Berichte. Ih kann mich erinnern, 
als ich vom Jahre 1898 bis 1908 dem Neichätage ange: 
hörte, daß damals verſchiedentlich mit den Herren vom 
Reichſsamt ded Innern darüber debattiert werben mußte, 
daß bie Berichte im Wortlaut herausgegeben würden, und 
wenn ich mich nicht irre, warf bei ber vorjährigen Beratung 
bes Etats des Staatsſekretärs Herr Graf d. Bolabomätt bie 
Frage auf, ob es zweckmäßig, ob es richtig wäre, daß die Berichte 
im Wortlaut den Reihstagsabgeorbneten zugängig gemacht 
werben. Sch ftehe auf dem Standpunkt, daß das aller- 
dings das richtige Verfahren it. Wir müffen unbedingt 
bie Berichte im Wortlaut haben, um und ein eigenes 
Urteil bilden zu fönnen, und deshalb ift e8 wünſchens⸗ 
wert, daß das Verfahren aud weiter beibehalten wird. 
63 ift auch anzuerkennen, dab das Inhaltsverzeichnis, 
das feinerzeit zu großen Bemängelungen Anlaß geoeben 
bat, allmählich befier geworben ift. Zu wünſchen ift aber 
noch, daß bie Berichte einmal möglichſt früh erfeheinen — 
fie erfheinen viel zu ſpät —, und zweitens, daß bie 
Preife, zu denen bie Berichte abgegeben werben, herunter: 
gejegt werben. Ich erinnere daran, daß in Amerika bie 
Berichte ber Arbeiterinfpektoren unentgeltlich an alle 
Intereffenten verteilt werden. So follte es auch bet uns 
gehandhabt werben; und wenn das für unfere WVerhält- 
niffe zu weit geht, dann follte man wenigſtens bie Be- 
richte zu einem ganz geringen Preis abgeben. Und für 
Preußen ganz befonderd wäre es wünfhenäwert, daß bie 
Berichte ber einzelnen Bezirke audgegeben werben, fobaß 
fie allen Arbeitern zugänglid werben. 

Der Eindrud aber, ben ber Inhalt der Berichte im 
allgemeinen macht, und ber auch hier beftätigt worben ift 
durch die vielen Anträge, die geftellt worben find, ift ber: 
e3 muß mehr geicheben, es muß nad verſchiedenen Seiten 
eingegriffen werden, um einen befleren Arbeiterſchutz zu 
erreihen. In den einfachſten Beſtimmungen find wir 
hinter dem zurüdgeblieben, was notwendig if. Ich 
möchte bier nur nebenbei eins erwähnen: wir haben in 
Deutichland noch immer nicht erreicht, Daß in den Betrieben, 
in ben Gruben, Fabriken ujw., wo Arbeiter befchäftigt 
werben, bie der beutfhen Sprade nit mächtig find, bie 
Arbeiterfhugvorfhriften und die Unfallverhütungsvor- 
ſchriften und andere Anſchläge auch in der Sprade ange: 
ſchlagen werben, bie bie Arbeiter beherrichen. 

(Sehr richtig! bei ben Sozialbemofraten.) 
Wir haben Bergwerke, wo der größte Teil der Arbeiter 
Polen find, die nicht deutſch verftehen, und trogbem hat 
man fi nicht dazu herbeigelaffen, bie Arbeiterſchutz- 
vorſchriften in polnifher Sprade gg Ih 
erinnere daran, daß in anderen Staaten, 3. B. in Benn- 
folvanien, die Beftimmung befteht, daß, wenn 10 Arbeiter 
in einer Grube beſchäftigt werben, bie die Landesſprache 
nicht verſtehen, dann aud; alle Anſchläge in der Sprade 
abgefaßt fein müffen, welche von ben betreffenden Arbeitern 
verſtanden wird. 
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(Soch.) 

Das iſt das eine, was gefordert werden muß. Viele 
andere Forderungen ſind uns in den verſchiedenen 
Anträgen zugegangen. Es wäre nur zu wünſchen, daß 
den Forderungen der Arbeiter Rechnung getragen wird. 

ir haben nun zu dieſem Etat eine Reihe von 
Reſolutionen vorgeſchlagen, in denen Ihnen Forderungen 
u werben, bie wir fiir ganz beſonders bringenb 
alten. 

Einmal haben wir Ihnen vorgeſchlagen, 

bie verbünbeten Regierungen zu erfuchen: 

1. auf Grund des 8 120e ber Gewerbeordnung 
eine Verordnung zu erlaffen, durch melde in 
Glashütten geeignete Schugborrihtungen an 
den Glas⸗ und Feuerungsöfen zu treffen find, 
bie ber Starbildung bei den Bläfern und 
Schmelzen entgegenwirken, ſowie durch aus» 
reichende Bentilattion (Aufſtellung von Exhauſtern) 
für die Arbeiter die Gefahr der Vergiftung 
durch Teerdämpfe, Kohlenoxydgaſe und Fluor⸗ 
waſſerſtoffſäͤure möglichſt verhindern; 

2. eine Verordnung zu erlaſſen, durch welche für 
bie in ber Glasinduſtrie beſchäftigten Arbeiter 
bie Dauer ber Arbeitsſchicht | 8 Stunden 
bes vo. beihränft, und in Glashütten bie 
Nahhtarbeit an den Glad- und Stredöfen be- 
dus Verarbeitung der Glasmaffe, jowie bie 

rbeit an Sonn und GeRtagen mit Aus: 
nahme ber erforderlichen Arbeiten zur Unter: 
haltung ber Gad- und Glasöfen verboten 
wird; an Glas⸗ und Stredöfen, bei denen 
Schichtwechſel eingeführt tft, die erfte Schicht 
nit vor 4 Uhr Morgens beginnt und bie 
zweite nicht nach 10 Uhr Abends beendet wird. 

Über bie Verhältniffe der Glasarbeiter ift in biefem 
Haufe ſchon öfter —— worden. Ich hoffe auch, 

ege von mir morgen in der Lage 
fein wird, dad nähere mitzuteilen und bie Tatſachen 
Ihnen borzuführen, welche es erforberlih erfcheinen Laffen, 
baß bier in ber von und borgefdlagenen Meife vor— 
—— wird, und ich bitte Ste deshalb, unſerer Re— 
ß tion Ihre Zuſtimmung zu geben. 

Dann haben wir eine Refolution Ihnen auf Nr. 210 
ber Drudfahen vorgelegt, die hinweift auf die Erplofion 
ber NRoburitfabrit bei Witten-Annen vom 28. November 
1906 und auf den Brand ber Zelluloibfabrit zu Geis- 
polöheim vom 10. Januar 1907 und vorſchlägt: 

ben Herrn Reichskanzler zu erfuchen, geſetz— 

geberiihe Maßnahmen und bumbesratliche Ber: 

orbnungen auf Grunb ber Gewerbeorbnung in 
die Wege zu leiten, wodurch berartigen Unglücks— 

— nad) Möglichkeit vorgebeugt, und eine wirk⸗ 

ame geſetzliche Entſchädigungspflicht zu Gunften 

aller Beichädigter aeaffen wird. 

Endlich haben wir Ihnen eine Refolutton vorgelegt 
auf Nr. 207 ber Drudfahen, die fih auf Maßnahmen 
um Schute ber in Walzhüttenwerken und Metall 
ÜGleiferelen beihäftigten Arbeiter bezieht. Zum Schutze 
biefer Arbeiter erfuhen wir auf Grund des 8 102 der 
Gewerbeorbnung bie notwendigen —— zu er⸗ 
laſſen. Wir erſuchen Sie, auch dieſer Reſolution Ihre 
re Ki geben, weil fie fi auf ſchwere Mißſtuͤnde 
—— werden von den Reſolutionen, welche die 

ern Parteien eingebracht haben, allen denen unſere 
Zuſtimmung geben, welche eine Förderung des Arbeiter: 
ſchutes bedeuten. 

So, meine Herren, haben wir auch jet wieber, wie 
noch ſteis uns bereit erflärt, mitzuarbeiten an dem Aus—⸗ 
bau des geſetzlichen Arbeiterfchuged. Aber wir können 
bie Befürdtung nicht unterbrüden, daß das, was uns in 
Wahrheit beſchert werben wird, nicht Fortſchritte bes 





Arbeiterfchußes find, fondern daß wir Arbeitertrußgefe 
zu erwarten haben von der Art und Weiſe, wie ber Eı 
wurf über die gewerblichen Beruföpereine. Derarti 
reaktionäre Beſtrebungen fehen wir auch Hinter be 
worum es ſich bei der Vereinheitlihung der Arbeiterv: 
fiherungsgefege handelt. Der Herr Staatsſekretär Gr 
dv. Poſadowsky hat darauf hingewieien, daß bie Bi 
einheitlihung der Wrbeiterverfiherungägefege jo gro 
Schwierigkeiten verurfade. Weshalb verurfadt denn t 
Vereinheitlihung der Arbeiterverfiherungdgefehe fo gro 
Schwierigkeiten? Ginzig und allein dadurch, weil dan 
ber Berfud verknüpft wird, den Arbeitern bad Selb 
verwaltungdreht in ber Mrbeiterverfiherung völlig 
entziehen. Die Arbeiter haben nur einen Teil des Selbito: 
waltungsrechts in den Krankenkaſſen. In ben Beruf 
ie rin haben fie gar nichts zu fagen. Da find t 
rbeitgeber die einzigen, die maßgebend find. In d 
Invalidenverfiherungsanftalten ift es bie Bureanfratie, t 
alles zu entſcheiden hat. Jetzt fol auch in den ſtrankenkafſ 
ben Arbeitern die Selbftverwaltung genommen werde 
Es ift bezeichnend für ben Standpunkt ber freifinnig 
Parteien, ba fie erklären: die Schwierigkeiten find E 
der Verſchmelzung aller drei Teile ber Arbeiterverfiheru 
u groß, darum wollen wir bei den Krankenkaſſen a 
a Praktiſch kommt das darauf hinaus, den Arbeite 
ihr Gelbftverwaltungsreht in ihren Krankenkaſſen 
nehmen unb die Kaſſen unter die Vormundſchaft d 
Bureaufratie zu ftellen; bie entſcheidende Stimme mi 
einem Auffihtsbeamten gegeben. Wir haben aber do 
wahrli Proben genug, wie unfähig die Verwaltung 
bebörben find, den VBebürfniffen der Arbeiter auf dieſe 
Gebiete Rechnung zu — 
Ein klaſſiſches Beiſpiel dafür iſt, was ſich Bier 
Berlin bezüglich der Zentraliſierung der Krankenlaſſen a 
gebiet! hat. Am 30. Dezember 1905 reichten bie hiefig 
anfenkaffen durch ihre Zentrallommiifion eine Einga 
an ben Herrn Oberpräfidenten ein, im der fie bie unhal 
baren ——— in den hieſigen Krankenkaſſen ſchilderte 
Es beſtehen nämlich in Berlin 55 Ortökrantentaffe 
54 Betrieböfranfenkaffen, 18 — — 16 
meindekrankenlaſſe und außerdem noch mehrere ei 
eſchriebene Hilfskafſen, welche zuſammen über TOO X 
tglieder umfaſſen. Endlich beſtehen in den nächſt 
Vororten von Berlin noch mehrere ſtrankenkaſſen. Gi 
zelne von biefen Kaflen aber haben eine fo geringe 30 
bon Mitgliedern, daß fie durchaus nicht Teiftungsfäh 
find. Daher beantragten die Krankenkaſſen, zu geftatte 
daß die Krankenkaſſen von Berlin und Bororten zu ein 
einheitlichen Zentralkrankenkaſſe unter Auflöfung der bish 
beftehenben Krankenkaſſen fih zuſammenſchließen könnte 
Am 30. Dezember 1905 ging dieſes Gefud) an ben Herrn Obe 
präfibenten ab, dann bauerte es Wochen, ohne daß eine Antwo 
eintraf. Am 24. März 1906 mahnte noch einmal db 
Zentrallommiffion den Oberpräfibenten, daß er do 
endlih einmal auf das Geſuch bed vorigen Jahres clı 
Antwort geben möchte. Darauf wurde vom Oberpräl 
benten am 27. März bie Antwort erteilt, die Sadıe | 
noch nicht fo weit, und erft am 6. Junt 1906 kam enbit 
die Antwort auf das Gefuh. Ste Iautete ablehnend ur 
zwar einmal beshalb, weil ber Oberpräfibent fürchtet 
die Krankenkaſſe würde zu groß fein, eine Krantentafi 
bie 700000 Mitglieder umfafle, würde nicht imftan 
fein, den an fie zu fellenden Anforderungen zu genüge 
Außerdem wurbe auch auf die geplante Bereinhettlichun 
ber Arbeiterverfiherung hingewieſen und gefagt, es fra 
fit, ob man dem vorgreifen könne. Nun traten db 
Kaſſen noch einmal zufammen, berieten bie Angelegenhe 
und ſchlugen vor, daß ſich bie Orts- und Innungskranker 
faffen zu acht Induſtriegruppenkaſſen zufammenfhließeı 
Darauf wurde vom Oberpräfibenten die Antwort erteil 
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(a) zu einer ſolchen Verſchmelzung müßte jede einzelne 
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Strantentaffe befonders ihre Zuftimmung ausbrüdlich bes 
ſchließen. ALS hierzu bie Krankenlaſſen ſich bereit er- 
Härten, fam am 17. November 1906 von bem Ober: 
präfibenten die Antwort, dad Geſuch wäre endgültig 
abgelehnt. Hier weigert fih bie Werwaltungäbehörbe, 
bie herborgetretenen Mißftände zu bejeitigen aus Gründen, 
die in feiner Weiſe ftihhaltig find. 

Die Bereinheitlichung der Krankenkaſſen wäre übrigens 
nad) meiner Überzeugung ſehr leicht durchzuführen, wenn 
man ben Arbeitern das freie Verwaltungsrecht gewähren 
würbe, und wenn man bie Laften ber gejamten Arbeiter: 


verfiherung verteilen würde auf die gelamte Bevölkerung, 


je nad ihrem Einfommen. Das find Vorſchläge, die wir 
bon jeher gemadt Haben. Wie unhaltbar die jegigen 
Zuftände find, hat Herr Graf v. Poſadowsky angedeutet, 
indem er auf das Anwächſen der Zahl der landwirtſchaft⸗ 
Itchen linfallrenten hHinwied. Ich habe aber bebauert, daß 
Herr Graf dv. Pojabowäty bei biefer Gelegenheit bie 
Stellung eingenommen hat, wie e8 eben ber Fall gewefen 
ift, daß er die Meinung ausgefproden hat, ed würden zu 
leichtfertig Infallrenten bewilligt. Ich gebe ja zu, daß 
aud) einmal ein folder Fehler vorlommen kann, wie ihn 

err Graf v. Poſadowsky angeführt hat, aber viel häufiger 
tft der entgegengefegte Fehler. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Viel häufiger fommt der Fall vor, daß Arbeiter mit ihren 
Anfprüchen —— werben, obgleich fie bei gründlicher 
Unterfuhung eine Rente befommen müßten. Die Arbeiter 
fönnen oft genug gar nit ihre Anfprühe fo geltend 
machen, wie ed notwendig ift, fie befommen bon ben 
Arzten gar nit die Gutadhten ausgeftellt. Die Berufs: 
genoffenihaften Haben ihre Vertrauensärzte, die werben 
befragt; dagegen ein anderes Gutachten abzugeben, 
wagen viele der anderen Arzte nicht. Das Schiebdsgericht 
und das NReihäverfiherungdamt weigern fi mur zu oft, 
ein anderes Gutachten einzuholen, und dann werben bie 
Arbeiter abgewiefen, obgleich nad) dem Gejeg ein Anſpruch 
auf Bewilligung der Rente vorlag. Daß der Herr Graf 
vd. Poſadowsty heute diefe Stellung eingenommen hat, 
halte ih für um jo bebauerlicher, weil er fon einmal 
eine ähnliche Stellung eingenommen hat in bezug auf die 
Invalidenrente und nach meiner Überzeugung bamals 
einen ſehr verberblihen Schritt getan hat, einen Schritt, 
ber ſehr fchlimme Folgen gehabt hat. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Damals hat Herr Graf v. Pofabowäty hier den Stand- 
punkt vertreten, es würden Inbalidenrenten bon Leuten 
beanfprucht, die nicht erwerbsunfähig find in dem Maße, 
wie das Inbalidenverficherungsgeſetz es borfieht, und ber 
Herr Graf v. Poſadowsty gab bamald ben Nat, es 
follten bie Arzte genauer nachſehen, genauer darauf hin- 
drängen, daß nur in ben Fällen Inpalibenrenten gewährt 
werben, in benen bie Vorausſetzungen des Geſetges für 
bie Bewilligung von Inpalidenrenten auch tatfählich er- 
er find. Was haben wir ba gefehen? Da hat das 

eihöperfiherungdamt Kommiffionen ind Land hinaus: 
geſchickt, Hat die Mentenempfänger ſcharenweiſe zufammen- 
trommeln und durch bie Vertrauensärzte unterfuchen 
laſſen, und zwar fo oberflächlich, daß gar nicht genau feit- 
genelt werben fonnte, ob ber Unterfuchte die Rente zu 

echt bezog ober nicht. Auf biefe gewaltſame Weiſe 
wurbe Hunderten von Leuten die Rente aberfannt! 

(Unruhe rechts.) 

IH erinnere nur an bie flanbaldjen Borgänge in Thü— 
ringen! Da wurben bie Leute gezwungen, zu unterfchreiben, 
baß fie freimillig auf die Rente verzichteten; fpäter haben 
fie dann dad Rechtsverfahren eingeleitet, und es mußte 
ihnen bier und dort bie Rente nachträglich wieber zu- 
erfannt werben. Mit derartigen Fällen haben wir in den 


Arbeiterjefretariaten genug unb übergenug zu tun, und id) (C) 


fann ben Herren vom Reichsverſicherungsamt nur dringend 
and Herz legen, die Berichte dieſer Sefretariate durchzu⸗ 
ſehen; ba würben fie eine Unmaſſe Belege bafür finden, 
daß ben Leuten durch diefe age em bie Rente 
aberfannt worden ift, obgleich fie arbeitäumfählg im Sinne 
beö Geſetzes waren. 
(Sehr wahr! bei den Sozialdemokraten.) 

Ih fürdte, das heutige Auftreten des Herrn Grafen 
v. Poſadowsty bezüglid der landwirtſchaftlichen Renten 
wird auch die bebauerlidhe Folge haben, daß gewiffe Arzte 
— bie Bertrauendärzte, die dazu angenommen werben — 
fi verpflichtet fühlen, um fo fchärfer nachzuſehen. Es 
gibt viele Fälle, in denen fein Arzt pofitio fagen kann, 
ob jemand noch ermwerböfähig ift oder nicht. Wenn 
num bon ber hödften Stelle, von dem maßgebenden 
Minifter, in der allgemeinen Form, wie e8 ber Herr Graf 
v. Bojadowsty getan hat, erflärt wird, es würben Renten 
zu leichtfertig bewilligt, man folle ba vorſichtiger fein, fo 
wirb das als ein Drud auf die —* wirfen, wenn irgend 
ein Zweifel baran, ob der Arbeiter arbeitsunfähig ift, 
möglich ift, die Notwendigkeit ber Gewährung ber Rente 
zu berneinen. Gin ſolches Vorgehen Halte ich für fehr 
bedenklich! Wir find ja auch entſchieden bagegen, daß 
Leute unberechtigterwetfe eine Rente befommen. Es 
fommt aber darauf an, bie Grenze richtig in stehen, unb 
bad kann nur gefchehen, wenn man ben Arbeitern das 
Selbftverwaltungsredht gewährt, ihnen bie Möglichkeit 
ibt, hier mit einzugreifen. Die Berufsgenoffenihaften 
2 — das ergeben bie Mißftände, bie ſich herausgebilbet 
haben — ben Befähigungsnachweis bafür erbradt, daß 
fie unfähig find, bie Organifation ber lnfallverfiherung 
allein zu berwalten! Sie verjagen hier vollftändig, und 
nur durch die Mitarbeit ber Arbeiter felbft fann richtig 
eingegriffen werben. Wie helfen fi denn bie ſtranken⸗ 


fafien? Sie bemühen fi, durch VBertrauensleute auf ihre (m) 


Mitglieder erzieheriih und kontrollierend einzumirken. 
Man muß die Arbeiter felbft an der Sade intereffieren, 
ihnen bie Gewißhelt geben, daß ihre eigenen Intereſſen 
auf dem Spiele ftehen. Man muß fie mit ber Einrichtung 
fo intim verknüpfen, daß fie freiwillig daran mitarbeiten, 
unlauteren Glementen entgegenzutreten, und daß fie 
* — Dingen ſelbſt keine unberechtigten Anſprüche 
erheben. 

So kommen wir dazu, daß wir das wirtſchaftliche 
und fittliche Niveau der Arbeiter heben müſſen. Gerade 
bier beweifen die Erfahrungen in ber erg 
daß unfere Arbeiterfchußgefeßgebung noch in weiten Ma 
binter den Anforderungen zurüdgeblieben ift, bie wir an 
fie ftellen müflen. Ein Blid auf bie große Summe, bie 
die Unfallverfiherung fir verlegte Arbeiter und beren 
Hinterbliebene ausgibt, zeigt, welche Bebeutung für unfer 
Erwerbsleben bie Unfälle heute haben. Wenn id mid) recht 
erinnere — ich habe bie Ziffern nicht genau im Kopfe —, 
find im legten Jahre fait 150 Millionen Mark — id 
glaube: 143 Millionen — für die unfallverlegten Perſonen 
auögegeben worden. Dabei ift aber ber allergrößte Teil 
de3 wirklich durch Unfälle verurſachten Schabend noch 
nicht dabei: der an der Fabrik, an ben Mafdyinen ber- 
urſachte, ſowie ber Schaden infolge ber ne 
—— exhält ein großer Teil der Arbeiter, die e 

ejundheit bei ber Arbeit eingebüßt haben, feine Ent» 
ſchädigung von ber lnfallverfiherung, weil fie nad dem 
Geſetz einen Anſpruch darauf nicht haben. Endlich bes 
fommen bie Arbeiter, welden wirflih eine linfall- 
entihäbigung bewilligt werben muß, aus ber linfall- 
berfiherung nichts während ber erften 13 Woden; aud 
umfaßt die Entſchädigung, bie fie erhalten, nicht ben 
ganzen Schaben, jonbern nur einen Teil. Wenn wir dem 
ganzen Schaben ber Unfälle berechnen könnten, fo würbe 
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wahrſcheinlich 
mehrere Milllarden jedes Jahr. 

Die Unternehmer freilich machen ein ſo großes Geſchrei 
darüber, welche koloſſalen Summen fie fir die Ent: 
ſchädigung der verunglüdten Arbeiter ausgeben müſſen. 
Das Entſcheidende aber tft, daß eine große Zahl Unfälle 
vorkommt. Es muß barauf bingewirft werben, fie zu 
bermindern. Das hängt in erfter Linie davon ab, daß 
eine mach jeber Beziehung leiftungsfähige Arbeiterichaft 
herangezogen wird. Wir braudyen heute Arbeiter, die ben 
Anforderungen ber Arbeit in unfern modernen Groß- 
betrieben gewachſen find. In ben fleinen Betrichen fällt 
ein leiſtungsunfähiger Arbeiter zunächſt nur ſich jelbft zur 
Saft. Im Großbetrieb ihädigen aber ſolche Arbeiter durch 
Unaufmerffamfeit, Unzuverläſſigkeit und fonftige unges 
nügende Leiftungen nicht nur fich jelbft, fondern führen 
auch ſchwere Unfälle herbei, gefährden das Leben ihrer 
Mitarbeiter und vernichten wertvolle Material. Deshalb 
müffen wir bie Arbeiter fo weit bringen, daß fie mit dem 
nötigen Nachdruck mitarbeiten Lönnen an der Berbefferung 
ber Arbeitämafchinen, ber Arbeitömethode und ber Ein- 
richtungen im Betrieb. Eine ſolche Arbeiterihaft können 
wir aber nicht befommen, wenn die Nusbeutung der 
Arbeiter jo weiter geht wie heute. Darum muß bie 
Urbeiterfhußgefeggebung vor allem einfegen mit Verkürzung 
ber Arbeitözeit, um die Arbeiter auf eine höhere wirt: 
ſchaftliche und kulturelle Stufe zu bringen. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemofraten.) 

Ferner muß die Selbftverwaltung der Arbeiter aud- 
gebaut werben, und endlich müflen die Arbeiter ein freies 
Koalitionäredht haben. Auf diefem Wege ift etwas Gutes 
zu erreihen; man darf aber nit ba anfeßen, wie Herr 
Graf Poſadowsky es tut, man darf nicht die Renten mit 
Gewalt kürzen. 

Nun, meine Herren, möchte ih zum Schluß auf eine 
Herr Graf Poſadowsky 
gegenüber einer Kritik gemacht hat, welche in dem Blatte 
des Herrn D. Naumann, ber „Hilfe“, geftanden bat. Ste 

ing darauf hinaus, dab unferem Arbeiterfhug das 

yſtematiſche, dad PWlanmäßige, dad Einheitliche fehle, 
baß fie fich im polizeilicher Bebormundung erſchöpfe. Ich 
glaube auch, daß die Art und Weife, wie bie Arbeiter: 
ſchußzgeſetzgebung im Laufe der Jahre ausgebaut worden 
ift, eine durchaus verfehlte ift. Freilich gebe ich die 
Schuld nicht einzelnen Perſonen, auch nicht den Re— 
gierungen aller, jondern der einfachen Tatſache, dab wir 
es bier bei ber Arbeiterſchutzgeſetzgebung tatſächlich mit 
einem Klaſſenrecht zu tun haben 

(jehr richtig! bei den Sozialdemokraten), 
mit einem Recht, da3 gegen das Profitintereffe der Inter: 
nehmer gerichtet ift und zum Zweck hat, die wichtigſten 
Lebendinterefien der Arbeiter zu ſchützen. Weil es ſich 
Der um ein Klaſſenintereſſe, um ein Stüd Klaſſenkampf 
andelt, haben aud; bie bürgerlihen Parteien bei diefer 
Geiehgebung veriagt. 
eine Herren, im Laufe ber Etatöbebatte wurde es 
und als ein Unrecht vorgehalten, daß wir die Arbeiter in 
ben Stlaffentampf hineintreiben. Wer treibt bie Arbeiter 
in den Klaſſenkampf hinein? Die bürgerliche Geſellſchaft 
ift e8, bie Stellung gegen bie Arbeiterflaffe genommen 
bat, und wir find es, welche das Ding nur beim richtigen 
Namen nennen. 
(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten.) 

Wir find es, melde zeigen, dab hier Klaſſengegenſätze 
beftehen. Die Erfahrung beweift, ba bei allen Arbeiter: 
ihußgejegen die bürgerlihen Parteien verfagt haben, und 
daß fie nur in dem Maße vorwärts gehen, wie der Drud 
ber Arbeiter auf fie einwirft. Meine Herren, id) möchte 
baran erinnern, daß in der Saiferlihen Botihaft vom 
Februar 1890, in der bie Notwendigkeit anerfannt worben 
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ift, daß die Gewerbeordnung revidiert werben fol, um 
Leben und Gefunbheit der Arbeiter zu ſchützen, daß do 
ausdrüdlich auf die Klagen und Beſchwerden ber Arbeiteı 
bingewiefen ift, auf bie Beichlüffe des internationalen 
Arbeiterfongrefied. Nachdem bie Arbeiter ber ganzen Fultur 
welt fi zufammengetan und vor aller Welt erflärt hatten 
wir müflen unter allen Umſtänden beffere Schutzgeſetze haben 
— da find auch die bürgerlichen Barteien und Regierunger 
nachgehinft mit dem unvollkommenen Geſetz, das wir be: 
fommen haben. Die bürgerlihen Parteien haben ſtett 
bie Taktik verfolgt, daß fie gegen jeden FFortichritt, aud 
gegen das Hleinfte Konzeffiünhen — um den Ausdruck zu 
gebrauchen, der feinerzeit bier gefallen ift — ſich fo langı 
fträuben, wie e3 irgend gebt. Wenn aber ſchließlich di 
Mißſtände auf das allerfchärffte zutage getreten find, went 
dad Drängen der Arbeiter fo nahdrüdlih geworben ift 
daß ein Aufſchub nicht mehr möglich tft, was fehen wi 
banı? Dann werben jo viele Wenn und Aber, fo viel 
Beihränktungen und Ausnahmen in bad Geſetz hinein: 
gebradit, dab nur ganz Minimales zuftande kommt; ce: 
wird fein allgemein umfaffendes Gejeg gemacht, fonder 
nur bereinzelte Beitimmungen, Spezialgejege für einzeln 
Induſtriezweige. Daher find wir feit 16 Jahren zu eine: 
planmäßigen, ſyſtematiſchen Neform der Gewerbeordnung 
nit mehr gefommen. In biefen 16 Jahren haben mt: 
eine Unmaſſe von Geſetzen und Verordnungen befommen 
die fich zum Zeil widerfpredhen, zum Teil aufheben, bi: 
zu Mißverſtändniſſen und Meinungsverſchiedenheiten Anlaj 
gegeben haben. Wenn das jo weitergeht, müſſen mi: 
allerdings befürdten, daß wir ſchließlich für jeden In 
bufiriezweig, ja für jeden Betrieb ein Spezialgefei 
befommen. Nein, meine Herren, id; bin ber Anſicht 
daß dieſer Weg nicht der richtige if. Wir Habeı 
allerdings in umferer Imbuftrie mit Mißftänden zı 
tun, die einzelnen Betrieben vielleiht eigentümlich find 
aber aud mit einer Reihe von Mißftänden, die aus be 
jegigen Ausbentungswirtihaft ſich ganz allgemein ergeben 
Daher haben wir aud eine Reihe bon Arbeiterihuß 
forderungen, bie für alle Betriebe ig Ara werbeı 
müffen. Die Grundlage eines richtigen Arbeiterſchutze 
ift demnach, daß allgemeine grundlegende Beftimmungen 
von ber Gejeggebung feitgelegt werben, eine Beſtimmun 
vor allen Dingen, welche bie Verkürzung ber Arbeitäzet 
für alle Arbeiter durchführt. Dadurch würde eine Reih 
von Differenzen verhindert werben. Jh erinnere mu 
daran, daß ber Streif in Hamburg, von bem heute bi 
Rede war, daburd provoziert worden ift, daß man bi 
Arbeitszeit bis auf 36 Stunden, eine gerabezu unmöglich 
Arbeitögeit, auögebehnt hat. 

Andere allgemeine Mißftände ergeben jih aus bei 
Einrichtungen ber Betriebe, der Anorbnung der Arbeit uſw 
Wie wir hierüber bereit in ber Gewerbeordnung ein 
allgemeine Beftimmung haben, jo muß nad biefer Richtun 
weiter borgegangen werben. Die GSpezialbeftimmungen 
für einzelne ——— und einzelne Betriebe feſt 
zuſetzen, das müßte Aufgabe ber beteiligten Ktreiſe, unte 
maßgebender Mitwirkung der Arbeiter ſein, die Mißſtänd 
im einzelnen zu beobachten Gelegenheit haben. Dasſelb 
gilt aud für bie kontrolle bezüglich der Durchführung dei 
geſetzlichen Arbeiterſchutzes. 

Bedenken gegen bie vielen Spezialverordnungen fin! 
aud, ſoviel id) weiß, dem Reihsamt bed Innern auf 
geftoßen. Im Januar 1905 wurde offiziell bekann 
gemacht, daß man bort der Meinung fei, bie Einzel 
berorbriungen auf Grund bed 8 120e können nicht meh 
fo planlos erlaffen werden; man ſei im Reichſsamt bei 
mern mit Sachverſtändigen zufammengetreten, um eine 
Plan für den Erlaß dieſer Verordnungen aufzuftellen 
Weiter wurde angeführt, man habe auch die Frage auf: 
geworfen, ob es zwedmäßig jet, in ber biöherigen Weifi 


(8) Nadjfrage einzugreifen, daß es töricht i 
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Goch.) 


(A) bier weiter vorzugehen, oder ob man nicht Arbeiter⸗ 


fhugverordnungen für weitere Gebiete der Induſtrie 
erlaffen folle. Diefe Bedenken find durchaus beredtigt. 
Ich wollte mir beöhalb die Frage erlauben, zu welchem 
Reſuliat die lUnterfuhungen im Reichſsamt des Innern 
geführt haben; wir haben bis jegt darüber nichts erfahren. 

Die Hauptſache ift und bleibt freilich, daß unter 
allen Umſtaͤnden ben Wrbeitern mehr Bewegungdfreiheit 
gegeben wird. Denn nur in der Organijation, in ber 
eigenen Kraft der Arbeiter Liegt die Hoffnung, liegt bie 
Möglichkeit, die notwendigen Fortſchritte im Intereſſe 
ber Arbeiter zu erreihen. Nun bat Herr D. Naumann 
eö fo bargeftellt, al3 ob bie Koalitionsfreihett der Arbeiter 
eigentlih bon feinem Menichen mehr beftritten wird. 
Er hat die Koalitionsfreiheit der Arbeiter für eine alte 
liberale Forderung erflärt, die dahin ging, baß man ben 
Arbeitern durch bie Koalitionsfreiheſt die Möglichkeit 

eben wollte, eine nene Organtjation ber Arbeit aufzu— 
auen, bei der aud fie mitzureben haben. Ad, Herr 
D. Raumann, fo liegen die Berhältniffe gar nit! Wenn 
Sie einmal in ber Geſchichte der SS 152, 153 ber 
Gewerbeorbnung nadblättern, werben Sie folgendes 
finden. Daß die Aufhebung ber damaligen Bes 
—— anf eine Anregung ber Liberalen a 
zuführen if, das ift richtig. Aber wie wurbe bieje An— 
regung bon den Liberalen begründet? Nicht bamit, daß 
man jet ben Arbeitern die Möglichkeit geben wollte, fi) 
ihre Rechte zu erfämpfen, eine —— Stellung den 
Unternehmern gegenüber zu gewinnen — das gerabe 
Gegenteil war der Fall. Trotz des Verbotes ber Koalition 
haben die Arbeiter, jo wurde von ben Antragftellern aus⸗ 
geführt, Koalitionen gebildet, fie haben Streits durchgeführt, 
und zwar nnüberlegte Streit; wir müſſen biefe Berbote 
aufheben, dann werden bie Arbeiter bald aus der Praris 
lernen, daß es töricht ift, in das Iran bon Angebot und 

‚ Rberhaupt biejes 
Gefeh zu beeinfluffen; alles wird das wirtſchaftliche 
Leben aus fi ſeibſt regeln. Aus dem Geſichtspunkt 
allein — bitte, Iefen Ste nur die Begründung nad! — 
ift der Antrag eingereicht umdb von biefem Geſichts⸗ 
punft aus das Geſetz ſpäter begründet worden. Alſo, 
meine Herren, baran Hatte man nicht — daß die 
Arbeiter mit Hilfe der Koalitionsfreiheit ſich eine 
Kampfedorganiiation herausarbeiten und durch Diefelbe 
ihr 1 Recht erzwingen würden. Zu dieſer Praris 
ber Soalitionsfreiheit haben die Verhältniffe die Arbeiter 
gebradit. Die Arbeiter haben gelernt, bad Geſetz in 
biefem Sinne anzuwenden, und find in biefer Wetfe mit 
dem Geſetz vorgegangen. Ind, meine Herren, wo bie 
gefamten bürgerlihen Parteien die Möglichkeit Hatten, 
der Stoalitiondfreiheit der Arbeiter Hinderniffe in ben 
Weg zu legen, ba ift es durchaus gelöchen. Sch erinnere 
Sie nur daran, daß man jfeinerzeit, als es beim Erlaß 
bes Bürgerlichen Geſetzbuches möglich geweſen wäre, bie 
Koalitionsfreiheit für das Gefinde unb für bie Ianbiirt- 
ſchaftlichen Arbeiter feftzulegen, das verweigerte. Ich 
erinnere daran, wie in Anhalt:Deffau gerade bon ben 
greiftunigen verhindert wurde, baß den landwirtſchaftlichen 
rbeitern bie Stoalitionsfreiheit gewährt wurde. 

Alfo mit der Liebe für bie Koalitionsfreiheit tft es 
bei den bürgerlihen Parteien fehr ſchlecht beftellt. Aber 
tie heute die Verhältniſſe Liegen, müffen auch die bürger: 
lichen Parteien einfehen, daß bie Soalitionsfreiheit den 
Arbeitern nicht mehr vorenthalten werben fann. Deswegen 
müffen Ste Zugeftändniffe maden, und es ift mur zu 
wünjchen, daß ber Drud ber Arbeiter auf biefen Reichstag 
derartig fein wird, daß hier etwas Ernſtliches erreicht 
werben wird. Meine Herren, id wünſche ed. Aber ich 

eftehe Ihnen ganz N id bin überzeugt, dab es nicht 
d tommen wird, Ich weiß, dab ber Einfluß des Groß: 
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denn doc zu mädhtig ift, und daß Ste die Verſprechungen, 
bie Sie jegt machen, daß der neue Reihätag ben Arbeitern 
enblich da$ gewähren wird, was ihnen fo viel verſprochen 
wird, nicht halten werben, nicht halten können, weil ber 
Einfluß des Großfapitald dagegen fteht, weil Ste nicht in 
ber Zage find, ben Einfluß des Großkapitals zu überwinden. 

Dann wird freili das eintreten, was Ste jelbft 
vorausſagen: dann wird bie Uberzeugung unter ben 
Urbeitern um jo mehr Platz greifen, daß nur in ihnen 
felbft ihre Kraft liegt. Sie werden um fo mehr ihre 
Organifationen ausbauen, um einen um fo größeren Drud 
auf bie herrſchende Klaſſe auszuüben. Das ift die fiherfte 
Gewähr fir den Ausbau des Arbeiterfchuggefehes. Wenn 
die Arbeiter fi aber auf ben Reichstag berlaſſen, dann 
find fte eben verlaffen. 

(Zebhafter Beifall bei den Sozialdemokraten.) 


Präfident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte 
zum Bundesrat, Staatäfekretär ded Innern, GStaatd- 
mintfter Dr. Graf v. Pofabowsty: Wehner. 


Dr. Graf u. Bojadowsty - Wehner, Staatöminifter, 
Staatsſekretär des Innern, Benollmäcdhtigter zum Bunbes- 
rat: Meine Herren, ih muß entjchieden Ginfprud 
erheben gegen die Ausführungen, bie ber Herr Borrebner 
zu meinen Erklärungen über bad Anwachſen der Renten 
ze bat. Was zunächſt bie Reviſtonen feitend bes 

eichsberſicherungsamis betrifft, fo erinnere ich daran, 
daß, während früher die Nentenlaft eine Propinziallaft 
war, burd) bie legte Nevifion des Invalibenverficherungs- 
geſetzes die Nentenlaft eine gemeine Reichslaſt wurde, 
und ſchon bei ber Beratung im Bundesrat wurde gegen— 
über dieſer Anderung ber finanziellen Grundlage ber 
Snvalidenrenten darauf hingewieſen, baß «3 dann 
notwendig fe, von einer amtlichen Sentralftelle 


aus dafür zu forgen, daß die Nenten nah gleichen (D) 


Grundſätzen in ganz Deutſchland bewilligt würben, bamtt 
nicht in einzelnen Landesteilen auf often anderer Landes— 
teile Renten bewilligt würden, bie gejeglich nicht begründet 
find. Ich bin bei der britten Lefung dieſes Geſeßes im 
Reichſstag ausdrüdlih darauf angefprohen worben und 
babe in der Sigung vom 14. Junt 1899 auf Wunſch des 
Reichſstags die Erflärung abgegeben, daß ich in Zukunft, 
um eine einheitliche Handhabung ber Rentenfeftfegung 
Deutihland herbeizuführen, nachdem bie NRentenlaft eine 
gemeine Reihslaft geworben ift, veranlaffen würde, baß 
pertobifche Reviſionen ber Nentenfeftfegungen durch das 
Neihäverfiherungsamt ftattfänden. Auf Grund ber Unter: 
ſuchungen an und fie fi, bie bie Kommiſſare des Reichs— 
berfiherungdamts an Ort und Stelle vorgenommen haben, 
find feine Rentenentziehungen erfolgt; aber es find bei ber 
Gelegenheit geradezu flagrante Falle feftgeftellt worden, 
daß weder die gefegliche Voraudfegung für Die Bewilligung 
ber Rente vorlag, noch der Grad ber Erwerbsunfähigkeit, 
ber notwendig ift, um eine Rente zu bewilligen. Darauf: 
bin ift jeder einzelne Fall eingehend von den Zofalbehörben 
unterfuht worden und ein Beſcheid erlaffen worden, ber 
im Wege des Verfahrens angefochten werben fonnte, und 
erit im Wege bed geordneten Verfahrens iſt bann in 
einer Neihe von Fällen bie Entziehung der Rente erfolgt, 
wo fie ganz unzweifelhaft zu Unrecht bewilligt worden war. 
Was die landwirtihaftlihen Nenten betrifft, fo finb 
doch bie Fälle, die ich hier aus dem Bericht ber babtichen 
landwirtſchaftlichen Berufsgenoffenfhaft zittert habe, fo 
flagrant, daß daran gar feine Kritik geübt werben Tann. 
Wenn es fi darum handelt, daß jemand eine Invaliden— 
rente befommen fol, jo beſcheinigt hier der Arzt, daß ber 
Mann ERRANG ift, unb wenn e3 fi barım 
—— daß derſelbe Mann ſpäter eine Unfallrente 
elommen ſoll, dann beſcheinigt derſelbe Arzt, daß ber 
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(Dr. Graf v. Poſadowsky · Wehner.) 


(Aa) Mann bis dahin vollkommen ober faſt bolltommen 


erwerbsfähig geweſen iſt. 
(Hört! hört! rechts.) 

Meine Herren, jolde Fälle können Sie doch nit ver— 
treten. Ich Pr e8 für einen Fehler, wenn ein Mamı 
bie Rente nicht befommt, ber einen gejestigen Anfprud) 
barauf hat; jold einen Fall werde ich mie verteidigen. 

& halte es aber auch für höchſt bebenklich in finanzieller 
Beziehung für die Genoffenihaften und in moraliſcher Be» 
jdn für unfere ganze Arbeiterfhaft, wenn e3 möglich 

‚ bab Renten erfhliden werben. 

(Sehr richtig! reits.) 

Deshalb babe ich gejagt: einerfeit3 muß eine viel forg- 
fältigere Bearbeitung der Anträge in ben unteren In— 
ftanzen eintreten, unb auf ber anderen Seite muß als 
Korrelat Hinzulommen, daß ftrenge Unfallverhütungs- 
vorſchriften getroffen werden. Das, Herr MAbgeorb- 
neter, babe ih beutlih ausgeführt, unb ich habe 
auch ausbrüdlih bedauert, daß in ber Landwirt⸗ 
fhaft in einer Anzahl bon Provinzen und Landes— 
tellen dieſe Unfallverhütungsvorſchriften noch nicht 
erlaffen find. Beides muß zuſammentreffen, eine forg- 
Ru gewiffenhafte Prüfung ber gr und bie Maß- 
regeln, die motwenbig find, um Anfälle zu verhüten. 
Ebenjo wie ich bebauere, daß Nenten nicht gewährt 
werben, bie berechtigt find, ebenfo wenig kann ich ver: 
teibigen, wenn Menten bewilligt werben, bie nicht be- 
redhtigt find. Aber, meine Herren, ein klares Geſchäfts— 
gebaren muß in ber Sadıe fein; fonft fann bie ganze 
Rentenbewilligung geradezu zu einer Boltöfrankheit werben. 


Präfident: Ich jchlage dem Haufe nunmehr vor, fi 


zu bertagen. — 
(Zuftimmung.) 
Die Bertagung tft beſchloſſen. 


Es if ein ſchleuniger Antrag eingegangen, ben (B) 


ich zu verlefen bitte. 


Schriftführer Abgeordneter elen: 
Der Neihdtag wolle beichließen: 
ben Herrn ge zu erfuchen, bad gegen 
dad Mitglied des Reichſtags Grafen Matthias 
d. Brubzemwo » Mielzynsfi bei dem Stöniglichen 
Landgericht zu Polen, Straflaumer I, ſchwebende 
Strafverfahren wegen Bergehend gegen 5 130 


SGB. (Attenzeichen 7. 7. 3. 1850 für die 


Dauer der laufenden Seffion einftelen zu laflen. 
Brandy und Genofjen. 


Bräfident: Ich ſchlage Ihnen vor, bie nädfte 
Sigung zu halten morgen, {Freitag ben 12. April, Nad): 
mittagd 1 Uhr, mit folgender Tagesorbnung : 

1. zu bed foeben verlefenen ſchleunigen Ans 

ags; 

2. Fortſetzung der heutigen Beratung. 

Gegen dieſen eg! erhebt ſich fein Widerſpruch; bie 
Tagesordnung fteht feit. 

Die 3. und 4. Abteilung berufe ih auf morgen 
bormittag 11 Uhr zur Vornahme von Wahlprüfungen. 

Die Herren Abgeordneten v. Liebert, Dr. Schaedler 
und Gröber wünfhen aus ber Budgetkommiſſion 
ausfhetden zu birfen. — Ein Widerſpruch hiergegen 
erhebt je nit; ich veranlaffe beöhalb die 1., 4. und 
7. Abteilung, heute unmittelbar nad) der Sigung bie er- 
forberlihen Erfagwahlen vorzunehmen. 

Ih ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Stgung 6 Uhr 10 Minuten.) 
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27. Situng. 


Freitag den 12. April 1907. 


Selte 
Geſchäftliches 699B, 724B 
Beratung des ſchleunigen Antrags Brandys 
und Genoſſen wegen Einſtellung eines 
gegen den Abgeordneten Grafen v. Brud— 
zero-Mielzynsfi bei dem Königlichen Land: 
gericht zu Poſen ſchwebenden Strafverfahrens 
für die Dauer der gegenwärtigen Seffion 
(Nr. 264 der Anlagen) 
Fortfegung der zweiten Beratung bes Neidjs- 
haushaltsetats für das Rechnuungsjahr 1907 
— Reichsamt des Innern, Bejoldung 
des Staatsſekretärs uſw., beziv. innere 
Politik im allgemeinen (Fortſetzung der 
Diskuffion) 
Pauli (Potsdam) (K.) 
BE 
Dr. Strefemann (NL). ....... 
Wermuth, Unterftaatsfetretär im 
Reichsamt des Innern 
Giesberts (Z.) 
Günther (Fr. Vp.) 
Dr. Frank (Mannheim) (8d.) — 
perſönlich 


6990 


De ee ee ee 


699 C 
699D 
704 C 
709 A 


De ee ee er Bee BE Be Ser ee ee Be er 


715B 
716B 
7214 


De 
. ee 


.... 


724B 


..»...„. r dd: an. 


Sitzung 


ET Tr Tr rn ne 


Die Sigung wird um 1 Uhr 16 Minuten dur ben 
Präſidenten Dr. Grafen zu Stolberg-Wernigerode eröffnet. 


Präfident: Die Sigung ift eröffnet. 

Das Protokoll der vorigen Sigung liegt zur Einficht 
auf dem Bureau offen. 

Als Vorlage ift einge * en: 

Denkſchrift betreffen Entwicklung des Kiaut⸗ 
ſchougebietes in der aut bom Oktober 1905 bis 
Oltober 1906. 

Die Drudlegung habe ich verfügt. 

An Stelle der aus ber — 7 aus⸗ 
geſchledenen Herren Abgeordneten v. Liebert, Dr. Schaedler 
und Grober find durch die vollzogenen Erſatzwahlen gewählt 
worden die Herren Abgeordneten Dr. Arendt (Mansfeld), 
Hoen und Dr. Will (Straßburg). 


Meichötag. 12, Legisl.:P. 1. Seſſion. 17. 





Es ſucht für längere Zeit Urlaub nad ber Herr (0) 


Abgeorbnete v. Schubert, für 14 Tage vom 15. d. M 
ab, wegen dringender Privat: und Familienangele ei 
beiten. — Dem HEUER wirb nicht wiberfproden; 
dasſelbe ift bewilligt. 
Wir treten im die Tagesordnung ein. Erſter 
Gegenftand ift bie 
Beratung bed fchleunigen Antrags Brandys und 
Genoſſen wegen Ginftellung eines gegen ben 
Abgeorbnieten Grafen v. Brubzewo- Mielsunsft 
bei dem Königlichen Landgeriht zu Bofen 
ſchwebenden Strafverfahrens für bie Dauer ber 
gegenwärtigen Seſſion (Nr. 264 ber Druckſachen). 
Ich eröffne bie Diskuffion; — id weg fie, ba fi 
niemand zum Wort meldet. Ich barf mit Ihrer 
ſtimmung annehmen, daß ber Reihätag bem Antrag 
tritt. — Der Antrag ift angenommen. 
Wir fommen munmehr zum zweiten Gegenftanb ber 
Tagesordnung: 
Fortſetzung der zweiten Beratung des gen 
eines Gefehes betreffend die Beftitellung 
Neichs haus haltsetats für das Rehnungsjahe 1007 
(Nr. 9 der Drudfadhen), und zwar: 
— I dad Reichdamt des Innern (Mn: 
age IV) 
mit dem minblichen VBeriht der Kommiſſion 
für den Neichöhaushaltsetat (Mr. 198 ber 
Drudiaden). 
Berichterftatter: Abgeorbneter Freiherr 
v. Richthofen-Damsborf. 
Anträge Nr. 199, 204, 207, 210, 212, 
217, 224, 243 bis 247, 266, 257, 269, 
260, 263, gr 
Denkſchriften 2c. Nr. 213, 218, 
Die Diskuffion über Kap. * Tit. 1 mit den en 
geftellten Refolutionen ift wieder eröffnet. 
Das Wort hat der Herr Abgeorbnete Pauli (Botsden). ” 


Banli (Potsdam), Abgeorbneter: Meine Herren, bei 
ber diesjährigen Debatte zu diefem Kapitel 18 er 
ganze Anzahl von ben Herren Borrebnern 
Idealiſten gezeigt. Ste werben mir geftatten, gen 
etwad Wafler in ben ge bed Idealismus gießen hart 

Meine Herren, ih möchte mih num zunähft mit 
meinem unmittelbaren Herrn Vorrebner, dem Abgeorbneten 
Hoc, beihäftigen. Der Herr Abgeorbnete Hod bat auf 
die Rede bed Herrn Staatsſekretürs Grafen *2 
bezüglich der Worte von der bürgerlichen Ruhe und 
Ordnung Anſichten bier geäußert, von denen ih und 
auch wohl eine ganze Neihe ber Mitglieder des hohen 
Haufes ſchon im voraus überzeugt waren, = fie fommen 
würden. ALS bie Worte des Herrn Staatsfelretärd 
gefprochen wurden, entftand auf ber äußerften Linten 
ein großer Widerſpruch. Der Herr Abgeordnete Hoch 
hätte es eigentlih gar nicht mötig gehabt, noch bes 
näheren barauf einzugehen und und beſonders zu ber- 
fihern, daß fie von Ruhe und Orbnung überhaupt nichts 


wiffen wollen. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Das war und — belannt, das —* er uns nicht 
auseinanderzuſetzen. 

Sehr richtigl rechts.) 

Dann meinte ber Herr Abgeordnete Hoch, ber Reichs— 
tag in feiner Mehrheit Habe noch nie etwas getan im 
Imterefle des Soriganges ber joztalpolitiihen Gefeßgebung. 
(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten.) 
Nun möchte th fragen, Herr Stollege Hom, was Sie 
eigentlich fon im Imterefie bes Fortgauges ber ſozial⸗ 
politiſchen Geſetzgebung getan haben? 
(Zuruf von ben EISEN). 


Wr — 
(Bauli [Potsbam].) 


(4) Ih braude Sie nur daran zu erinnern, dab Sie im 


Jahre 1903 — bamald war Herr Hoch noch Mitglieb 
dieſes hohen Hanfes, er hätte ſich alio betätigen können 
— nichts getan haben im Intereſſe des Fortganges der 
fozialpolitiihen Geſetzgebung. Es war bet ber Franken 
taffennovelle, die damals kurz vor Schluß ber Legiälatur- 
periode zum Abſchluß gebradit wurde. Da bat bie ganze 
foztaldemofratifhe Fraktion gegen biefe Krankenkaſſen⸗ 
novelle -geftimmt 
(fehr richtig! bei ben Sozialdemokraten), 

unb e3 tft das — Ste fagen: fehr rihtig! — um fo mehr 
au beriwunbern, als ber Varagraph, ber bei Ihnen ben 
geöbten Widerſpruch herborrief, im Intereſſe bes Zuſtande⸗ 

mmend bed Geſetzes ge wurde, und man 
annehmen mußte, daß Sie nunmehr fir biefe Kranken: 
tlaſſennovelle ftimmen würden, ba ja bamit immerhin eine 
beſſere Stellung bed Arbeiter im Krankheitsfalle ver: 
bunden war. Ste haben bad verſäumt; aus welchem 
Grunde, ift uns, tft mir micht far geworben. Mit den 
ollen Kamellen, bie Sie immer vorbringen: es war und 
nicht genug, — mögen Sie ung nicht mehr fommen! Wir 
wiffen ganz genau, wie die Sachen liegen! 

Nun fagt der Herr Abgeorbnete Hod: ja, dad Groß: 
fapital und bie Broßinbuftrien find biejenigen, bie ein 
Gegengewicht gegen das TFortfchreiten ber foztalpolitifchen 
Gefekgebun darftellen. Da muß man fi wieber fragen: 
t denn bad Großlapital 

(ſehr richtig! rechts) 
unb bie Großinbuftrie?r Sind wir es vielleicht, die das 
Großlapital unterftügen? Sind es bie anberen bürger- 
lien Barteien? Nein, gerade Sie treiben es bahin durch 
Ihre Anträge, duch Ihre fonftigen Anfihten, daß Groß— 
unternehmertum und Großindufirie gerabezu gezüchtet 


werben 
(jehr richtig! rechts), 


wer unter 


(8) daß ganze Iinternehmen in wenige Hänbe zuſammen— 


gebraht werben. Die Großinbuftrie, das Großlapital 
fönnen fi immer mehr bei Ihnen bedanken, wenn fie in 
jeber Beziehung einen Fortfchritt machen. 
(Zurufe von ben Sozialdemokraten.) 

Damit unterbrüden Ste ben gefamten Mittelftand, das 
Stleingewerbe vollitändig. Meine Herren, wenn fi alle 
Anfihten und Anihaunngen, bie geftern und borgeftern 
zum Audbrud gefommen find, verwirklichen follten, dann 
möchte ich fehen, was babei unter ben heutigen Berhältnifien 
aus bem Mittelftand und aus dem $tleingewerbe werben würbe. 
Ste Haben ja bei ben Wahlen von dem Mittelftand fo viel ge- 
ſprochen — alle Parteien ohne Ausnahme — und haben 
dem Mittelftanb —5* was Sie alles für ihn tun wollen. 
Meine Herren, wie iſt das in Einklang zu bringen mit 
ben Anfhaunmgen, bie in dieſen Tagen bier zum Aus— 
druck gelommen find? Iſt ber Mittelftanb überhaupt noch 
ertfiengfäblg, wenn ſolche Anſchauungen — id betone 
ausdrücklich immer: unter den heutigen Verhältniſſen — 
eingeführt werben? Damit untergraben Sie vollftändig ben 

telftand. Selbſt die Anfichten, bie der Herr Abgeordnete 
Frimborn bier zum Ausdruck brachte, würden es dahin 
bringen, daß der Mittelftand nicht mehr eriftenzfähig bleibt. 
Gerade der Herr Abgeorbnete Trimborn und bie gefamte 
Bentrumdpartet find es ja immer gewefen, bie wieder und 
wieber hervorheben, ber Mittelftand müffe erhalten werben, 
ber Mittelftanb müfje feine Eriftenz haben. 
5 At! in der Mitte.) 
— Sehr richtigl jagen Ste. Aber meine Herren, wenn 
das, wa3 der Herr Abgeorbnete Trimborn will, was 
auch Sie wollen, unter ben heutigen Zeitberhältnifien — 
ih muß das immer wieber betonen — eingeführt wirb, 
dann werben Sie es es erleben, daß es bahin kommen 
wird, daß ber Mittelftand zu Grunde geht, daß er nicht 
eriftenzfähig bleibt. Alfo auch in der Beziehung können 
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Ste von ber äußerften Linken ben bürgerlihen Parteter 
nicht den Vorwurf maden, daß fie mit der Sozialpoliti 
niht weit genug fortgeichritten feien, ebenjo wenig 
ben Borwurf, daß fie einfeitig Großinduftrie und Groß; 
fapital unterftügen und fördern. Das liegt und voll: 
ftändig fern. Ste find es gerade, bie durch ihre Maß 
nahmen es bahin bringen werben, — wir hoffen, e8 wir! 
nit dahin kommen, aber, wenn e3 ſich verwirklicht, ei 
bahin bringen werben, daß das gefamte Erwerböleben iı 
wenigen Händen vereinigt wird, dab nur wenige eim 
Unmenge von Arbeitern befchäftigen, unb baß ber Ber 
bienft, ber Profit, von dem Sie hier fo viel gefproden 
haben, in wenige Hänbe übergehen wird. Das $tlein 
gemwerbe wirb zu Grunde gehen, und Ste tragen bi 
Schuld daran. 

Nun, meine Herren, tft gefagt worben, wir follte 
die Arbeiterfhuggefege weiter ausbauen. Gewiß, dafü 
werben wir zu haben fein, namentlih nad der Richtun, 
bin, daß bie Unfälle fi vermindern. Es wird ja fe 
einziger im biefem hoben Haufe und auch außerhalb bei 
Haufed annehmen wollen, daß bie Unfälle ganz befeitig 
werben fünnen. Das if ein Ding ber Unmöglichkell 
Aber ihre Zahl herabzuſetzen, das wird unſer eifrigftei 
Beftreben fein, unb ba3 haben meine politifchen Freund 
und ich jeberzeit im Auge gehabt, um ba, mo es möglic 
ift, einzugreifen und bie Zahl ber linfälle zu vermindern 
Aber auf bem Wege, ben ber Herr Abgeordnete Hoc 
bier vertritt, ber einzig und allein das Mittel barin fiehi 
daß Arbeiterfontrolleure angeftellt werden, der haben wid 
daß Arbeiterfontrolleure allein maßgebend fein follen zu 
Begutachtung, werben wir ed fchwerlich erreichen, und 
meine Herren, folange die Sozialdemokratie noch hinte 
den Arbeitern Reh werben wir für Arbeiterfontrolleur 
im allgemeinen nicht zu haben fein. 

Im übrigen, muß ich fagen, ift wohl eine gan 
falſche Meinung über unfere Sozialpolitif eingetreter 
Die Ankündigung ber fozialpolitiihen Geſetze geſcha 
unter ganz anderen Kautelen, ald man heute im al 

emeinen annimmt. Sie geiüab aus ber Anficht heraus 
ab Geſetze geihaffen werben zur Verbefferung ber Lag 
ber Arbeiter und ihrer ganzen Griftenzbebingungen, abe 
auch gegen bie Sozialbemofratie. inter biefem Gefichte 
punft war bie Ankündigung ber fozialpolttifchen Geſetz 
damals in bie Wege geleitet worden. Und was jehe 
wir num beuter Heute Hat ſich bie Sozialdemokratie be 
ganzen Organtfatton innerhalb ber foztalpolitifchen Geſet 
gebung bemädhtigt, ſoweit ihr das möglid war. De 
dr Abgeorbnete Hoc hat ja gneftern verlangt, daß bi 
elbftverwaltung auch bei ber IInfallverfiherung und bi 
ber Alterd- und Imvalibitätöverfiherung eintreten ſoll 
analog wie bei ben ſtrankenkaſſen. Die Sozialdemofrate 
erwarten babon bie Befeitigung ber Beſchwerden dei 
jenigen, benen Pe mitunter Nenten verweigert werbeı 
Das glaube ih auch. Ich bim feinen Augenblick üı 
weifel, daß, wenn bie Selbftverwaltung auch bei biefe 
erfiherungsaweigen eingeführt würbe, dann nur no 
Sozialdemokraten Rentenempfänger fein mürben. Gi 
anderer würde überhaupt gar feine Rente befommen; ben 
e3 find dann nur Sozialdemokraten, die darüber zu em 
fheiben haben werben, wer Rente befommen fol ob« 
nicht. Wir müffen uns bier alio fehr borfichtig verhalte 
2 biefen Anſichten in ber jchärfften Weiſe entgeger 
eten. 

Meine Herren, ih mödte num no ein paar Wor: 
fagen zu ber Rebe beö Herrn Abgeorbneten Naumanı 
Der Herr Abgeorbnete Naumann behauptete, daß ei 
Stilftand in ber Sozialpolitif eingetreten ſei, und br 
bie Schulb daran ber Regierung in bie Schuhe geſchoben 
Ich will nicht unterfuhen — es ift auch gar nicht meir 
Aufgabe —, ob der Reichstag der fhuldige Teil iſt odı 
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(Aa) bie Regierung ober beide zufammen. ch gebe zu, daß 


man in ben legten Jahren befondere Fortſchritte in der 
Sozialpolitik nicht gemacht hat. Aber, meine Herren, be: 
benfen Ste auch, dab man in ben Jahren vorher Geſetze 
auf Gefege im dieſer Richtung geſchaffen hatte, ſodaß 
einmal, wenn auch nidt ein Schluß, fo bod eine Paufe 
eintreten mußte, damit man erft einmal wieder Atem 
holen tonnte.e Das mußte bie Regierung; das mußten 
and wir. Man muß doch erft fehen, wie denn num bie 
Gefege wirken, und erft bann kann man an der Hanb 
en Verbefferungen, Erweiterungen ufw. 
einführen. 

Im übrigen muß ich fagen: bie Mebe des Herrn 
Naumann war wohl ſehr ſchön; aber ich habe den Ein- 
drud, daß biefe Nebe wohl mehr in den Hörfaal einer 
Univerfität gehörte als hier in den Neihötag, wenigſtens 
zum großen Teile. Etwas Praktiſches wird dabei nicht 
heraustommen. Etwas Praktiſches hat ber Herr Abge: 
orbnnete Nauman auch nicht vorgebracht, fondern er hat 
bie Sache nur fo vom theoretifchen, vom hochgebildeten 
afabemifhen Standpunkte aus betrachtet. 

Nun möchte ih zur Sadje fommen. Man hat bier 
bie Aufammenlegung ber Gefege für erftrebendwert bes 
zeichnet. Der Herr Staatsſekretär Graf v. Pofabowäty 
bat fi} aber dagegen verwahrt und hat nur einen weiteren 
Austaufh und ein Ineinanbergreifen der foztalpolitiichen 
Gefete ald wünſchenswert bezeichnet. Das Gefek betreffend 
bie Witwen: und Waifenverjorgung, die bei der Beratung 
bed Bolltarif3 durch einen Antrag zur Annahme gelangte, 
ift ja noch nicht erſchlenen. Es if aber in Ausficht geftellt, 
baß es im abfehbarer Zeit dem Haufe zugehen werbe. 
Ein Teil ber Mehreinnahmen auß den auf Grund be3 
Zolltarifs abgefchloffenen Hanbelöverträgen foll ja für die 
Witwen: und Waifenverforgung Verwendung finden. 
Soviel mir bekannt ift, find bad 50 Millionen. Nach 


(B) Anfiht der verbünbeten Regierungen werben aber bie 


Geſamtkoſten, bie dieſes Befeg verurfachen, auf 225 Millionen 
geſchützt. Nun wollen aud wir ein Witwen: und Watfen- 
verſicherungsgeſetz. Es entftehbt aber da mun bie 
Srage: wer fol biefe Mehrloften von 175 Millionen 
tragen? Soll etwa wieder ber Mittelftanb hier ber Leib: 
tragende fein? Ih kann heute ſchon fagen, daß, wenn 
ber Geſetzentwurf dahin geht, daß ber Mehrbetrag wiederum 
bem Mittelftand und bem Handwerk auferlegt werben fol, 
wir für ein ſolches u nicht zu haben fein werben, 
fondern nur dann, wenn bie Koften auf eine andere Welfe 
aufgebracht werben. 
richtig!) 


(Se 

Nun find hier verfchiebene Refolutionen eingebradt. 
Unter anderem eine Refolution bed Herrn Abgeorbneten 
Neuner, betreffend bie Unfallfürforge für freiwillige 
Arbeiten bei der Rettung von Perſonen, die fi mit 
einem Antrag meines 8 rattionstollegen Dietrich auf 
Nr. 63 der Druckſachen dedi. Hieraus können Sie fehen, 
daß aud wir für eine Verbefferung und Erweiterung ber 
foztalen Reformen zu haben find. Weiter hat Herr Kollege 
Zrimborn den Martmalarbeitstag bier befonderd in ben 
Borbergrumd gefhoben, ebenfo wie der Herr Abgeordnete 
Hoch, der allerdingd noch etwas weiter geht — das find 
wir ja von biefer Seite gewöhnt. Herr Stollege Trimborn 
bat fi) darauf beichräntt, den Marimalarbeitstag fir Frauen 
und eine Regelung beöfelben beſonders —— eben, 
hervorzuheben, und ich gebe au, daß ein Maximalarbeitstag 
für Frauen von 10 Stunden — darin ſtimme ich mit 
dem Herm Kollegen Trtmborn überein — das Höchſtmaß 
tft, was man einer rau Überhaupt zumuten follte. 
glaube aud, meine Herren, daß bie verbünbeten 
Re en, namentlih ber Herr Staatsfelretär bes 
Innern, ie mit biefer Trage ſchon befichäftigt haben, und 
daß im abfehbarer Zeit wohl ein Marimalarbeitstag für 


Frauen von nicht über 10 Stumben eingeführt werben (C) 


wird. Aber, meine Herren, dabei muß man aud unter- 
fheiben, ob es fih um Fabrikarbeit oder Lanbarbeit im 
Freien handelt. Im Fabrikbetrieb geht die Arbeit jahraus 
jabrein ununterbrochen weiter fort, während in landwirt⸗ 
Ihaftlihen Betrieben bie Arbeit nur dann notwendig tft, 
wenn es bie Witterung, bie Jahreszeit uſw. bebingt, und 
bier einen Arbeitötag einzuführen, ber 10 Stunden nicht 
überfhreiten darf, dad halte ich für verfehlt. Wir fehen 
e3 ja heute ſchon, daß die Ernte auf ben Feldern vielfach 
nicht eingebracht werben kann und verbirbt. Ein Maximal⸗ 
arbeitötag für die Frauen würbe diefe Schwierigkeit noch 
bermebren. Die Folge bavon wäre eine Verteurung der 
Bebendmittel, von ber Sie auf ber linken Seite bod 
abfolut nichts wiffen wollen. 

Meine Herren, ein anderes ift ed mit dem Maximal⸗ 
arbeitötag für Männer. Ich gebe zu, dab in Betrieben, 
bie mit giftigen Stoffen arbeiten, aud in ben Glas: 
bitten — das intereffiert ja befonder8 ben Herm —* 
ordneten Horn — daß da, weil die Arbeit ungeſund iſt, 
und der lange Aufenthalt in —— Adumen ber 
Gefundheit der Arbeiter Ihädlih fein kann, wohl ein 
Morimalarbeitötag beſonders feſtgeſetzt werben müßte. 
über die Länge desfelben mich zu äußern, bin ich nicht 
in ber Bage, weil man dabei unterfheiden muß, inwie⸗ 
Diet bie TERN bet ben einzelnen Betrieben 

aß greift. 

Es ift weiter gefproden worben vom Schuß ber 
Arbeiter in Walz: und Hüttenwerfen und vom Schuß 
ber Arbeiter auf ben Bauten. Ich muß bier baran erinnern, 
daß wir im vorigen Reihätag vor der Nuflöfung eine 
Vorlage angenommen haben, wobei wir Gelegenheit Batten, 
und des langen und breiten über ben Schuß ber Arbeiter 
auf ben Bauten audzufprechen. Dabei tft ja alles zum Aus⸗ 
drud gelommen, was im Intereſſe der Bauhandwerker not: 
wenbig tft. Meine Herren, es wird darüber getlant, baß fo (n) 
viele Unfälle im Baugewerbe vorfommen, und daß ein Zurüd- 
gehen derfelben nur wenig zu bemerken jet, ja fogar hier und 
da eine Steigerung. Nach meinen Informationen, bie id 
au damals Hier vorgetragen habe, weiß id, daß im 
Intereſſe des Schutzes der Bauhandarbeiter auf ben Bauten 
von feiten ber Berufögenoffenfhaften, von feiten des 
Innungsverbandes des Baugewerfe, von feiten ber Bau: 
gewerköinnungen alles das getan wird, was überhaupt in 
diefer Beziehung zu tun übrig bleibt, um bie Unfälle bei 
ben Bauten zu vermindern. 

Meine Herren, aus ganz natürlichen Gründen, auch 
wenn wir von bem Intereſſe abjehen, das bie Baugewertd- 
meifter für ihre Arbeiter haben. Wenn wir biefes 
Antereffe im befonderen mal ganz beifeite laffen, fo 
müffen wir doch daran erinnern, daß, je mehr Unfälle im 
Bau vorlommen, defto höhere Beiträge bie Baugewerks⸗ 
meifter auch aufbringen müſſen, das fie es find, die für 
die Renten unb bie ganze Verwaltung aufzulommen haben. 
Alſo auch fie haben doch eim großes Intereffe baran, daß 
die Unfälle im Baugewerbe fi nicht vermehren, ſondern 
im Gegenteil zurüdgehen. 

Nun, meine Herren, * der Herr Abgeordnete 
Trimborn von der Tarifgemeinſchaft zwiſchen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer geſprochen, und auch ber Herr Abge- 
orbniete Hoch hat dieſer Tatfache Erwähnung getan. Solange 
bieArbeitnehmerverbände an die Arbeitgeber mit Forberungen 
bherantraten, bie noch im Rahmen beöjenigen lagen, was be- 
ar Amer konnte, ohne das Geſchäft, ohne bie Exiſtenz 
des Erwerbs zu untergraben, fo lange haben bie Arbeit⸗ 
geber nachgegeben; und namentlih wenn es fi darum 
banbelte, eine erhöhte Lohnforberung durchzuſetzen, waren 
es bie Arbeitgeber, die am allereriten biefer Forberung 
nachgaben. enn es ſich aber um andere Forderungen 
handelte, fo liegt die Sache anders. Ich brauche nur an 
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(Pauli [Potsvdam].) 
(a) eine Forderung zu erinnern, die man heute vom jener 
Seite vermünftigerweife nit mehr geftellt hat, eine 
Forberung, die mal vor länger als zehn Jahren bier im 
Holggewerbe in Berlin geftellt wurde, die nämlich da— 
ging, daß ber Arbeitgeber, der Meifter, während ber 
ftüds-, Mittagd- und Beiperpaufen bie Werkſtätte 
nicht betreten bürfe. Es war eime Forderung, bie feiten® 
ber Arbeitnehmer geftellt war. Dat bamit bie Arbeit- 
geber nicht einverftanden fein Lonnten, das IE doch Llar 
auf ber Hand; denn wenn man ſolche unfinnigen Forde— 
rungen ftellt, fo kann man doch nicht erwarten, baß fie 
bon feiten bed anderen Beteiligten angenommen werben. 
Hier muß ich erwähnen, meine Herren, daß namentlich 
im SHolagewerbe jetzt eine große Bewegung herrſcht, die 
ihren Urfprung bier tn Berlin genommen hat. Wir haben 
in allen Gewerben ja heute, Bott ſei Dank, Arbeitgeber: 
verbänbe; und daß diejelben notwendig waren, das lehrt 
ja ber Gang der Berhältniffe, wie biefelben fi in ben 
legten Jahrzehnten geftaltet haben. Früher beſtanden bie 
Arbeitgeberverbände nicht, und da war ed von feiten des 
Unternehmerverbandes leicht, die Gewerbe im einzelnen 
abzuſchlachten, namentlih nur gewiffe Betriebe —— 
zunehmen, womöglich mal auch nur einen einzelnen heraus: 
zunehmen, um ihre Tafche nicht befonberd zu belaften, 
und bann biefen mit Forderungen entgegenzutreten und 
fie allein abzuſchlachten. Meine Herren, dad geihah in 
Heineren und aud in größeren Städten; und ba, wie 
elagt, ein Arbeitgeberverband noch nicht vorhanden war, 
o war e3 für ben Arbeitnehmerverbandb ein leichtes, feine 
Barenmgen durchzuſetzen. Das bat mit ber Zeit dazu 
ühren müffen, daß and die Arbeitgeber fi nunmehr zu= 
fammenfhlofien, um diefen manchmal ungerechten Forde⸗ 
rungen —* entgegentreten zu können. 
Und fo iſt es auch im Holzgewerhe geſchehen. Meine 
Herren, bier in Berlin lief am 13. Januar der Vertrag, 


(B) ben ber Arbeitgeber: mit bem Arbeitnehmerverband im 


Holzgewerbe geihloffen Hatte, ab, und beide Teile 
fünbigten zu den vereinbarten Terminen vertragsmäßig 
ſchon ein Vierteljahr vorher ben Vertrag. Die Arbeit: 
nehmer verlangten eine Herabießung der Arbeitözeit, bie 
heute in Berlin pro Woche 52 Stunden beträgt, alſo pro 
Tag 8 Stunden 40 Mimuten; fie wollten nunmehr den 
Adıtftundentag durchgeführt wiffen. Dagegen mwehrten ſich 
bie Arbeitgeber, und die Arbeitnehmer re dann ihre 
Forderung etwas herab, indem fie ihre Forderung auf 
50 Stunden pro Mode ftellten. Auch damit war ber 
Arbeitgeberverband nicht einderftanden, und mit Recht. Im 
—* arbeiten die Leute alle in großen und luftigen 
äumen, die Arbeit iſt nicht geſundhelisſchädlich, und ber 
Arbeitgeberverband war daher ber Meinung, daß ber 
Iftündige Arbeitstag nicht zu hoch gegriffen ſei. Nun 
war in Berlin die Arbeitözeit ſchon geringer geworben, 
und trogbem verlangte ber Arbeitnehmerverband eine Herab⸗ 
[etung, ber Arbeitözeit. Es fam zu Auseinanderſetzungen, 
das Ginigungsamt trat in Funktion, aber ohne Erfolg. 
Der Arbeitnehmerverband fagte: wir wollen ja nicht 
ftreifen, laßt uns doch weiter arbeiten! Das fonnte ber 
Arbeitgeberverbandb aber nicht zugeben, unb zwar deshalb 
nicht, weil alsdann ber Arbeitnehmerverband zur Zeit ber 
Hodkonjunktur gelommen wäre und feine Forderungen 
durchzuſetzen verſucht hätte. Der Arbeitgeberverband 
ſtellte nun die Gegenforderung: entweder wir arbeiten 
mit Vertrag oder nicht. Damit war der Arbeitnehmer⸗ 
verband nicht einverſtanden, ein neuer Vertrag wurde nicht 
eſchloſſen, und fo fam es zur Ausfperrung in ben ganzen 
olagewerblichen Betrieben. 

Dabei ift beſonders bemerkenswert, daß von bem 
olzarbeiterverband, ber unter ſozialdemokratiſcher Zeitung 
ebt, es abgelehnt wurde, in die Sommiffion, bie ſeitens 
er Urbeitgeber und «nehmer zu gleicher Zahl eingefegt 


wurbe, einen Delegierten der Hirfh-Dunderfhen Bewer 
ſchaftstaſſe mit aufzunehmen. Ste wollten alfo mit eine 
anberen Arbeitnehmerverbande nicht verhandeln, fonde 
wollten den Hirſch-Dunckerſchen Gewerkſchaftsberein tal 
ftelen. Daran können Sie fehen, daß trotz ber Bi 
wiederholt geäußerten gegenteiligen Anfichten bie fozic 
bemofratifhen Gewerkihaften eine andere Organijatlı 
al3 bie ihrige nicht anerkennen wollen. 
Nun ift ja die Ausfperrung im Holzgewerbe weit: 
gegangen, und wie fie enbigen wird, bad müſſen u 
abwarten, darüber läßt ſich jet noch nichts jagen. Ab 
eins kann ich hinzufügen, daß, wenn bie Arbeitgeber fi 
zuſammenſchließen und zufammenhalten, die Arbeitnchm 
jedesmal dann unterliegen müffen, und das tft bie Fol 
ber umgerechten ——— die von den Gewerkſchaft 
geſtellt werden. Die Arbeitgeberverbände — und namentl 
der im Holzgewerbe — werben, ſoweit id davon Stenntr 
erhalten habe, feiner gerechtfertigten Forderung ſich entgege 
ftellen, ſondern fle jederzeit anerfennen. Das konn 
Sie nahprüfen an ben Verhandlungen, bie ſchon früf 
wiihen dem Mrbeitnehmer- und Wrbetigeberverban 
Kelehaden haben. Wenn es u nur um erhöhte Lot 
forderungen handelte, dann ließe ſich eher darüber ret 
al3 darüber, daß man gerabe in einem Gewerbe, weld 
durchaus nicht geſundheitsſchädlich ift, und wo bie Arbei 
in großen hellen Räumen arbeiten, die Arbeitszeit hert 
fegen will. Die Arbeitgeberverbände ſehen «3 heute 
an, baf bie fozialbemofratifihen Gewerkſchaften nur da 
ba find, das fozlalbemofratiihe Programm durchzuſetz 
und dagegen wehren ſich die Arbeitgeber mit Recht. 
Nun aber, meine Herren, nod ein anbered, w 
vielleicht den Herrn Staatsſekretär intereffieren wird: ı 
ft es denn mit ben Lehrlingdvereinen, die von ſozi 
bemofratifcher Seite errichtet werben? Ich habe hier ein 
Aufruf, dem ich mit Genehmigung des Herren Präftdeni 
verlefen möchte. Es heißt ba: 
ge tlinge, jugendliche Arbeiter und Arbeiterinr 
bon Steglig und Umgegend! Euer Los ift 
trauriges, und viele Lehrlinge konnten es fd 
längft nicht mehr ertragen. Ste haben ſich barı 
zu einem Verein zufammengefchloffen, um ſich 
Lage zu verbeffern, und ber Verein hat ed ſch 
getan. Doch, Stollegen und Kolleginnen, j 
will man biefe Eure Organtjation vernicht 
Das Recht, fih mit Euren Arbeitäbrübern 
bereinigen, will man Euch nehmen. 

Kollegen und Kolleginnen, Eure Organtjati 
werbet Ihr nit mifien können, fie, bie Gı 
einziger Hort iſt, die Euer Los erleidtert, Eı 
fhügt vor Ausbeutung und Mißhandlung, €: 
ausbildet zu guten, geichulten harafterfef 
Menihen, denen eine beffere Zukunft wir 
Diefe Organifation fol Euch genommen werd 
Das werdet und könnt Ihr Euch nicht gefal 
laſſen. Es ift Euer gutes Recht, wenn Ihr Eı 
vereinigt. Dieſes Recht werbet Euch ni 
nehmen laffen, denn Ihr feld feine Feiglin 
Auch Eure Väter werben bad mit bulben, 
bie gejamte Arbeiterſchaft wird nicht ſtillſchweige 
ufehen, wie den Jugenbliden, ihren Söhr 

re gefeglihen Rechte genommen werben. € 
werben dagegen energiſch auftreten. Mit ben ı 
glaublichſten, niedrigften Mitteln wirb der bief 
es ragen unterbrüdt. Gin jeber, go 
gleichgültig, wie er zu der Organifatton fteht u 
organifiert ober nicht, iſt entrüftet über. | 
Kampfesweiſe der Gegner. 

Um die Öffentlichkeit hiervon in Kenninis 
fegen, findet am Sonnabend, ben 7. April uf 
eine große Verſammlung ftatt. 


Reichstag. — 27. Sigung. freitag den 12. April 1907. 


— 





(Bauli Potsdam.) 

Nun, meine Herren, wenn Sie die Berichte ber 
Barteitage der Sozialdemofratie verfolgt haben, fo werben 
Sie gefunden haben, daß auf bem Barteitag in Bremen, 
auf dem gleihen Parteitag in Mannheim und auf dem 

arteitag in Jena von dem Nedtdanwalt Dr. Karl 
iebknecht — ber, nebenbei gejagt, ja ſchon ſeit mehreren 
Malen mein Gegner in meinem Wahlkreis ift — Anträge 
eingebracht wurden, bie dahin gingen, daß die Partei- 
leitung darauf Bedacht nehmen folle, daß bie Jugend 
ſchon vor dem Gintritt in dad Militär, vor dem Eintritt 
in die Armee durchſeucht werben folle von ben Lehren 
ber Sozialdemokratie. Gewiß, meine Herren, ift ja biefer 
Antrag bort auf den Barteitagen nicht angenommen 
mworben, und fogar ber Herr Abgeordnete Bebel war es 
in erfter Reihe, der aud) in Bremen dazwiſchen rief: „nur 
das nicht, das wäre eine große Gefahr für uns!” Alſo 
öffentlich; und offiziell ift das ja abgelehnt; aber im 
ftilen verwirklicht fi der Antrag bed Herrn Rechts- 
anwalts Liebfnecht, hier durch die Bildung von Lehrlings⸗ 
vereinen, durch bie Bildung bon freien Zurmbereinen, 
wie man fie nennt. Ich habe hier ein folches Lieberbud 
einer ſolchen turneriſchen Bereinigung, ber freien Turner, 
und ba finden Sie glei auf ber erften Seite ein Lieb, 
welches gefungen wird nad der Melodie der Arbeiter: 
marjeillatfe. Diefe felbft fommt erft jpäter auch im Text. 
Dann will ich noch hinweiſen auf ein anderes Lied, das 
überfchrieben tft: Wrbeiterlied — es find nämlid eine 
ganze Mafle Lieder darin, wo barüber fteht: Arbeiterlied, 
weil man wahrſcheinlich eine paſſende Bezeihnung nicht 
bafür finden kann —, unb da fteht: 
Bet’ und arbeit! — ruft die Welt, 
Bete kurz, denn Zeit ift Gelb. 
An der Türe pocht die Not, 
Dete kurz, die Zeit bringt Brot. 
Das fingt man den Arbeitern vor. 
(Zuruf von ben Sozialdemokraten. — Heiterkeit.) 
— Nein, meine Herren, bad überlajie ih Ahnen, Sie 
werben jhon Übung darin haben. — Das wirb gefungen 
nad der Melodie: Stille Nacht, Heilige Nacht. Aber aud 
nod andere fhöne Verſe finden Sie darin: 
Alles ift bein Werk, aber nichts für did, 
Und von allem nur allein, 
Die du ſchmiedeſt, die Kette bein. 
Stette, Die den Leib umftridt, 
Die dem Geift die Flügel knickt, 
Die am Fuß bes Kinds ſchon flirrt, 
Ohne Schub, das ift bein Lohn. 

Sie können fehen, welche Tendenz folde jugendliche 
Bereine haben, und wohin ed führen fol. 

&3 fommt noch ein anderes hinzu. In bemfelben Lieb ift 
ein Vers, ber auf ben bunten Rod und bad bunte Tuch 
Bezug hat — da meint man natürlich den Solbatenrod — 
aud in biefer Hinficht können Sie fehen, in weldyer Art und 
Weile man bie Jugend ſchon vorbereiten will, ehe fie in 
die Armee eintritt, und wie man fie mit den ſozialdemo—⸗ 
fratifhen Lehren befannt machen will, ſodaß fie als 
vollendete, überzeugungstreue, ober wie man fo fagt, 
burh und buch durchſeuchte und zielbewußte Sozial- 
bemofraten in die Armee kommen. 

Nun komme ich zu einem amnberen, zu ber Hanb- 
werBpolttif, und ba faun ich mich kurz faſſen, weil ja bie 
Hanbwerföpolitit jhon bei ber Suterpellation, bie bier 
von feiten ber Nationalliberalen, glanbe id, ein- 
ebraht wurde, zum Ausdruck gelommen if. Der 
Ser Staatsfetretär hat ja auch zugeſtanden, daß in 
der nächſten Seffion wir einen Gefegentwurf be— 
treffend den Heinen Befähigungsnahweis zu erwarten 
baben. Aber eines möchte ich doch gerne noch wiſſen 
— ber Herr Abgeordnete Trimborn bat bad ja 
auch im ansreichender Welfe betont —: wie fteht es mit 


der Abgrenzung zwiſchen Fabrif und Ganbwert? Der (C) 


Herr Abgeordnete Trimborn äußerte, wenn man bie Frage 
lebiglih vom ſozialpolitiſchen Standpunkte ans betrachte, 
dann wäre es aut, bie Grenze zwiſchen Fabrik und Hanb- 
werf recht weit nah unten, bis in bie Hleinften Betriebe 
inein, zu ziehen; wenn man aber im erfter Linie bie 
tereffien des Mittelftandes, bed Handwerks en 
wolle, bann müfle bie Grenze mehr oben gezogen werben. 
Meine Herren, id bin baflır, baß bie Base möglichft 
oben gezogen wird; denn wenn fie recht tief unten 
geavaen wird, was bleibt dann nod für dad Handwerk 
brig? Doch mur die ganz Kleinen Betriebe, die gar nicht 
mehr in ber Lage find, ſich zu organifieren, ſich zuſammen⸗ 
zufhließen und ihre Interefien in geeigneter Weiſe zu 
bertreten! Wenn wir bie Grenze oben ziehen, fo gehen 
wir damit auch nicht zu weit; wir nehmen da nicht Fabrik: 
betriebe in größerem Maßftabe auf, fondern wir wollen 
nur bie Betriebe, bie wirklih mit gelernten Arbeitern 
handwerlsmäßig arbeiten, ganz glei, welche Größe fte 
erlangt haben, nicht zu den Fabrikbetrieben, fondern zum 
Handwerk gerechnet wiſſen. Dad muß geihehen, wenn 
wir überhaupt noch eine beffere Eriftenz für das Hanb- 
werk erringen wollen. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Alfo in dieſer zn muß ber Bunbesrat eine 
nur in biefer Richtung Tann etwas Erſprießliches geleiftet 
werden! — Auf die Vorſchläge des Herrn Abgeordneten 
Frimborn hierzu will ich nicht eingehen; wir müfjen erft ein- 
mal abwarten, was bie verbünbeten Regierungen und bringen. 
Nur eined möchte ich nod) erwähnen: das Submiffions- 
weien. Dazu bat ber Abgeorbnete Ablab einen Antrag 
auf Nr. 135 der Druckſachen, ben er jet in eine Refolution 
umgewandelt hat, eingebradit, dem wir vollftändig zus 
ftimmen können. Es ift barin ausgebrüdt, was mir 
ſchon lange als erftrebenämwert gilt, und wir werben für 
biefe Nejolution ſtimmen. Eins möchte id 
aber ben berbünbeten Regierungen doch noch auf ben 
Weg geben: wenn man nicht enblih bazu übergeht, 
denjenigen, der bie billigfte Offerte eingereicht 
ganz auszufhalten und vielleiht ben Nächſtbilligſten 
zu berüdfihtigen, fo wird man im Submtiffionswejen fo 
leiht feine era erzielen. Sowie man aber auch 
nur den Billigiten ausfhaltet und ben Nächſthilligſten be» 
rüdfichtigt, wird man eine Beflerung herbeiführen, und 
zwar mur auf biefem Wegel Bei Antrag Ablaß 
— wonach 3. B. derjenige, der den Meiftertitel führt, bei 


ber Vergebung von Wrbeiten, bei Submiffionen ufw. 
vorweg berüdfichtigt werben ſoll — iſt aber bo, glaube 
id, eins außer acht bab man 


. worben, 

nämlid, analog dem Borgehen er preußiſchen —— 
bei der Vergebung von Arbeiten die Streilllauſel 
bie Bedingungen aufnimmt. Können Sie fi denn 
bei den heutigen Verhältniſſen dagegen fhügen, wenn ein 
Streit ausbricht, und Sie haben einen Vertrag, auf Grund 
deſſen Sie zu einem beftimmten Termin bie Arbeit fertig 
fielen müflen? Haben Sie es aldbaun noch in ber 
Hand? Sie können bad gar nicht tun. Und wenn baun 
ein folder Arbeitgeber wiederum auf Grund bed Vertrages 
—*2** wird zu den Verſäumnisſtrafen, da iſt es 
chlimm beſtellt auch in unſerem Submiſſionsweſen. Das 
Reich muß darauf Bedacht nehmen, daß die Streilllauſel 
in die Verträge eingefügt wird, dab aljo ein Termin um 
bie Dauer eines Streils hinausgeſchoben wird. Anders 
werben Sie für dad Handwerk im Submiffionäwejen nichts 
tun können. 

Her Graf *2 hat noch eine Reihe von 
Geſetzentwürfen für die nächſte Seſſion in Ausſicht geſtellt. 
Ich habe nur einen vermißt, den Entwurf über die 
Sicherung der —— 

(Guruf vom Bundesratstiſch.) 


babei (D) 
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(Bauli Polsdam.) 
(a) — Ad fo, das ift Sade des Neihsjuftizamts. — Die 

Entwürfe über den Unterflügungswohnfis und über Vogel: 
jhug werden wir wohl nody erwarten fünnen. 

Nun haben meine Freunde und ich eine Refolulton 
eingebradt, betreffend Abänderung des $ 34 des Unfall: 
ve oki ‚ruhen Wir wünſchen Wiederherftellung ber 
—— eſtimmungen über Anſammlung eines Reſerve— 

nds. Schon ſeit Inkrafttreten ber Novelle zum Unfall⸗ 
verſicherungsgeſetz, ſeit dem 5. Juli 1900, wird im ganzen 
Erwerböleben geklagt; man hält es durchaus nicht für 
nötig, jold) hohe Summen im Reſervefonds nieberzulegen. 
Wenn die früheren Beitimmungen wieder Platz ** 
geſchieht auch niemandem ein Schaden; ber Arbeiter, ber 
verfihert ift, muß feine Rente bekommen. Aber ber 
Arbeitgeber bat von biefem 8 34 einen Schaden. 
Man fragt im Handwerk: fir men fammeln mir 
denn biefe großen Summen im NReferbefonds? follen 
wir dad für bie künftige Generation tum? Das 
ganze Gewerbe hat jeberzeit gezeigt, daß, wenn es fid 
um Berbefferungen gefeggeberifher Art für die Stellung 
ber Urbeiter handelt, es auch leiftungsfä ni ift, trogbem 
ed mandem fauer und ſchwer fält. Aber d J Befttimmung 
belaftet ben Arbeitgeber und den Handwerker ganz befonbers, 
weil er erhebliche Mehrſummen im Jahre Hr bie Unfall⸗ 
verfiderung art bat, bon benen er überzeugt 
ift, a fie vorläufig heute überflüffigerwetfe ausgegeben 
werben. 

Meine Herren, es wirb ſehr viel dagegen petitioniert. 
In jedem Jahre haben wir uns in der Betitionstommiffion 
mit derartigen Petitionen zu befchäfttgen, in benen fo viel 
Material niedergelegt ift, daß, wenn man ein Refultat 
daraus zieht, man zu ber Überzeugung kommen muß, baf 
dem Handwerk, bem Gewerbetreibenden Unrecht geſchieht. 
Nun wollen wir biefe og abändern und ben Herrn 
Reichskanzler erſuchen, daß er darauf Bedacht nimmt, uns 


(B in abſehbarer Zeit einen Geſetzentwurf vorzulegen, ber bie 


ige er sr über bie Anfammlung des Reſerve⸗ 
onds wieder einführt. Damit würden Sie unferem 
ge GErwerböleben, unferem Handwerk einen großen 

efallen ermweifen; damit würden Ste zeigen, daß Sie 
auch für das Handwerk no etwas übrig haben. 

Darum, meine Herren, nehmen Sie bie Refolution 
auf Nr. 263 ber Drudiaden an. 

Im allgemeinen möchte ich noch folgendes anführen. 
Der Mittelftand hat bei den legten Wahlen gezeigt, daß 
er Berirauen zur Regierung bat; er hofft und wünſcht 
aber au, daß die Regierung dem Vertrauen Rechnung 
trage und endlih bazu übergehe, Geſetze zu ſchaffen, 
bie auch für bem Mittelftand Morteile bringen. Wille 
Forderungen, bie vom Mittelftande geftellt werben, können 
ja nit auf einmal erfüllt werben; aber wir wollen doch 
wenigftens fehen, baß einmal ein Anfang gemacht wird. 
Wenn wir heute mit Freuden Lonftatieren können, daß in 
abjehbarer Zeit ber Gefegentwurf bezüglih des Heinen 
Befählgungänachweifes wieberfommt, wenn wir erwarten 
tönnen, daß and) ber Geſetzentwurf betreffend Sicherung 
ber Bauforberungen unb auch vielleicht anbere Heine Ber: 
befferungen in ber nächſten Seffion in Ausfiht genommen 
find, fo find wir dafür jehr dankbar. Aber im allgemeinen 
zufe ich nochmald ben verbündeten Regterungen zu: machen 


Sie ſozialpolitiſche Geſetze zur Verbeflerung der Lage ber 


Arbeiter, wir werben mitgehen 
(fehr richtig! rechts), 
aber belaften Sie den Mittelftanb nicht weiter burdh bie 
Koſten, die dadurch verurfacht werden! Wenn ber Mittel: 
ftand ermeut belaftet wirb, muß er das Vertrauen zur 
Aegierung verlieren. Dann untergraben Sie die Exiſtenz⸗ 
fähigfett des Mittelftandes, beöjenigen Standes, der zur 
Erhaltung des Deutſchen Reiches jo notwendig if. 
(Bebhafter Beifall rechts.) 





Präfident: Der HerrAbgeorbnete Brejäfi hat das Wort. (C) 


Brejsfi, Abgeorbneter: Meine Herren, im Laufe 
biefer Diskuffion wurden hier allerlei ſoziale Mikftänbe 
gerügt. Ich darf wohl ohne Übertreibung fagen, daß alle 
diefe Mißſtände, die bier gerügt wurden, bei und in 
Polen preußifchen Anteild no in weit höherem Maße in 
Erſcheinung treten. Diefe Mißſtände haben bie foztale 
Lage bei uns gerabezu unbaltbar gemacht; es erifttert bei 
und im weiteften Sinne des Wortes foztale Not. Wenn 
in anderen Gegenden foziale Not bervortritt, werben 
fozialdemofratiihe Wollövertreter in den Reichsſtag ger 
fhidt, und bie bürgerlihen Parteien bieten alle 
Kräfte auf, um bie Sozialdemokraten rg 
Bei und in Polen hat bie preußiihe Regierung 
es übernommen, bie foztaliftiihen Ideale zu ver: 
wirflihen. Das Verfügungsreht über ben Privat- 
befig wird bei und immer mehr beſchränkt, alles wird 
verftaatliht; ber Grund und Boden wird zu horrenden 
Preiſen durch den Staat aufgekauft und als unfreier 
Beſitz koloniſiert oder in Staatsdomänen verwandelt. Der 
freie deutſche Bauer wird vom Staate dadurch abhängig 
gemacht, dak man fein Grumbftikk in ber Weiſe beleiht, 
daß ftaatlih unterftügten Srebitinftituten das Borlaufd- 
recht hypothekariſch gefihert wird. Infolgedeſſen hat ber 
Bauer bad Verfügungsreht über fein Grunbftüd verloren, 
er tft an die Scholle gebunden. Wenn es fo weiter geht, 
dann werben wir in 20 Jahren bei uns im Oſten feinen 
freien Grundbeſitz mehr haben, wenigftend feinen beutichen. 
Ob ber —— Grundbeſitz ſich noch wird er u 
fönnen, hängt davon ab, ob das famofe Enteignungsd- 
verfahren, welches von den ruſſiſchen Banditen mit 
folder Energie betrieben wirb, auch in ao Eingang 
findet. Aber auch ber ftädtiiche Grundbefig: bie Gefhäfts- 
bäufer werben dem freien Verkehr immer mehr entzogen, 


die ſtädtiſchen Grundſtücke werben durch Beleihung mittelbar (D) 


verftaatliht, vom Staate abhängig gemadt. Dazu gibt 
ber preußiihe Staat na Millionen ber, und wenn ein 
Hanbwerter, ein Kaufmann in der Stabt feine Unabhängig- 
feit bewahren, wenn er frei bleiben will, dann wirb er 
ruiniert dur ſtaatlich unterftügte Genoſſenſchaften, durch 
Beamtenkonfumdereine und auch durch ftaatlihen Boykott. 
Meine Herren, wenn man noch in Betracht zieht, daß in 
unferer Gegend auf allen andern Gebieten freie Be: 
tätigung des Bürgerd vom Staate immer mehr beſchränkt 
wird, wenn man erwägt, baß ber Staat in Schule und 
Kirche ſchaltet und waltet, wenn man nicht überfieht, daß 
ber Staat jogar in die Familie eingreift, bann muß man 
zugeben, daß ba8 Gefpenft, welches und ber Herr Reichs⸗ 
anzler vom ſozialdemokratiſchen Zuchthausſtaat bier fo 


oft ausgemalt hat, bet uns fir und fertig ſteht. 
Meine Herren, ber Tr Reichskanzler hat einmal 
den geihmadvolen Ginfall gehabt, die Polen mit 


Kaninchen und die Deutichen mit Hafen zu vergleichen. 
Er hat dad Bermehrungsvermögen im en gehabt, das 
aber individuell ift; da trifft der Vergleich nicht immer 
zu. Wollte man aber auf dem wirtjchaftlihen Gebiet 
ein tertium comparationis ſuchen, da wäre es vielleicht 
* finden; man fönnte da fagen: das ſtaninchen Kinn 
em Bauern ben Kohl, ben e8 verzehrt, mit feinem Fleiſch 
und ir während der Hafe bem Bauern nur den Kohl 
wegfrißt und nur bem —— Nutzen bringt. Am Ende 
bat aber ber Herr Reichsſskanzler die Verſuchskaninchen im 
Auge gehabt. Meine Herren, wir Polen find bad Ber: 
ſuchskaninchen bei ftaat3jogtaliftiichen Erperimenten. Wenn 
der Berfuch einigermaßen gelingt, wenn es ber Bureau: 
fratte geglüdt ift, den Grund und Boben bei und zu 
binden, wenn es ‚gan tft, der Bureaukratie bie Herr⸗ 
ſchaft in den polniſchen Landesteilen zu fihern, wird fie 


vielleicht daran benfen, auch im anderen Gegenden ber: 


(A) artige Berfuche zu machen. 


(Breijeti.) 
Wie man jet bei und ben 
Grund und Boden bindet, um ihn dem Polen zu ent» 
ziehen, wird man fpäter im MWeften den Boden verftaat- 
lichen, um das Zentrum zu ſchwächen, und es wird fo 
weiter geben, bis jchließlih die Konſervativen an bie 
Neihe fommen, die ja aud einmal gegen eine Stanal- 
vorlage geſtimmt haben. 

eine Herren, ber Herr Kollege Ortel hat an biefer 
Stelle bie Behauptung aufgeftellt, dab wir uns bei dieſen 
ſtaats ſozialiſtiſchen Erperimenten ber preußiſchen Bureau—⸗ 
kratie gang wohl fühlen. Das ift natürlich nicht zus 
treffend, denn ein Verſuchskaninchen fühlt fih doch 
niemal3 wohl. 

(Heiterfeit.) 

Wie können wir und wohl fühlen, wenn man und ben 
Broterwerb erſchwert, wenn man uns Luft und Licht ent» 
zieht, um zu verfuchen, ob vielleicht fpäter auch der Hafe 
ohne biefe Qurusartifel leben könnte. Da würde bann 
für die Bureaufratie mehr übrig bleiben. 

Meine Herren, nicht nur die polniſche, fondern auch 
bie deutſche Bevölkerung fühlt ſich im unferer Gegend nicht 
wohl, fühlt ſich vielmehr fehr ſchlecht. Dafür der befte 
Beweis die Maflenauswanderung aus ben Provinzen 
Weftpreußen umd Bofen. Im den Berichten ber Reichs— 
fommifjare für bad Auswanderungdwefen finden wir, daß 
ausWeftpreußen und Bofen allein weit mehr überfeeifhe Aub⸗ 
mwanberer feftgeftellt wurben als aus trgenb einer bebeutenb 
volfreicheren Provinz des preußiſchen Staates und auch aus 
anberen Bunbesftaaten. Wenn man ferner erwägt, daß aus 
Meftpreußen und Pofen Hunderttaufende Arbeiter, nicht 
bloß polnifche, fondern auch deutſche, nah dem Weſten 
abwanbern; wenn man in Betracht zieht, daß bie Groß—⸗ 
grundbbefiger und bie Bauern, welde auf ihrer Scholle 
derharten, e3 geradezu für einen Heroismus halten, daß 
fie ihren Poften nicht aufgeben, daß andere nur burd bie 


(8) Unterflügung bed Staated an Ort und Stelle zu halten 


find; wenn man dann auch bebentt, daß Millionen jährlich 
berwenbet werben, um bie deutſchen Kaufleute in unferer 
Gegend über Wafler zu halten; wenn ſchließlich fogar 
Beamte nur durch hohe Oftmarkenzulagen nad unſerer 
Gegend zu loden find: dann muß mar doch zugeben, 
baß bie hundertjährige preußiſche Wirtihaft in Polen 
ganz miferabel war. 
(Sehr richtig! bei ben Polen.) 

Meine Herren, jedenfalls bemweifen diefe Erſcheinungen, 
baß bie ftaatsfoztaliftiichen Erperimente bei und gründlich 
mißlungen find. Da follte man von bem Staatöfozialid- 
mus und bon bem Zentralismus Abkehr nehmen und ber 
freien Betätigung und Gntwidlung ber Vollskräfte 
freieren Spielraum geben; und wenn ber preußiſche Staat 
dies nicht tum will, wenn ber preußifhe Staat weiter bei 
biefem Staatsſozialismus verharren will, dann follte 
— deutſche Volk ben preußiſchen Staat zur Umkehr 
zwingen. 

Laſſen Ste ſich, meine Herren, nicht durch Redens— 
arten von „polniſcher Gefahr” irreführen! Wenn es Tat— 
ſache iſt, daß die Polen trotz behördlicher Behinderung 
durch eigene Kraft ſo ſtark geworden ſind, daß ſie der 
deutſchen Bevöllerung, welche doch vom Staate unterſtützt 
wird, mit Erfolg Konkurrenz bieten, fo iſt das ber befte 
Beweis, daß nur freie Entwicklung wirkliche Kraft ver— 
leiht, .. ftaatlihe Bevormundung dem Rüdgrat des 
Volkes bie Lebenskraft entzieht. 

(Sehr richtig! bei ben Polen.) 
Meine Herren, in dem Saale, in dem unfere Fraktion 
ihre Sigungen abhält, finde ich folgenden Ausfpruc des 
beutichen Patrioten Pfiher: 
Das heiligfte Recht einer Nation ift das, ala 
. Sole zu beftehen und anerfannt zu werben. 
Ich will nicht jagen, daß das deutſche Volt als ſolches 
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ben Polen bie Exiſtenzberechtigung abipricht; das tut nur (C) 


bie preußifche Bureaukratie aus jelbftfüchtigen Motiven. 
Ein Volk, dad feine Macht dazu mißbrauden wollte, um 
ein ſchwächeres zu vernichten, wäre fein Kulturbolf, wäre 
nit wiürbig, ein freied Bolt zu bleiben. Wir Polen 
find ein ru — Bolt, und wir wollen als ſolches be— 
ftehen und wirtichaftlih und auch kulturell fortfchreiten. 
Wir halten und in ben Schranken ber tatſächlichen 
politifhen Berhältniffe und der geltenden Geſetze. Wenn 
auch die Geſehze zu unſeren Ungunften immer mehr ber= 
ſchlechtert werben, jo fehen wir doch mit voller Zuverſicht 
in die Zukunft. Mir erhoffen nicht ein Unglück ber 
deutſchen Nation, wir bauen unfere Hoffnungen nicht auf 
ewaltiame Umwälzungen. Nein, wir bauen unfere 
offnung einzig und allen auf die Vorfehung, auf bie 
Naturgefege und auf umfere Arbeitäkraft. 
(Blode des Präfidenten.) 


Bräfident: Herr Abgeorbneter, dieſe Ausführungen 
haben mit bem Reichdamt des Innern nichts zu tum. 
(Zuruf des Abgeordneten Brejski.) 
— Dann fahren Sie bitte fort! Ich werbe mich über- 
zeugen. 


Brejsti, Abgeordneter: Meine Herren, fogar unfere 
Gegner ftelen und das Zeugnis aus, daß wir ein arbeit» 
fames Bolt find, und unjere Arbeitskraft ift unerſchöpflich. 
Wir unterfchreiben voll und ganz, was Ferdinand Spendfen 
en 5 ber Zeitfchrift „Natton* gefchrieben hat. Es 

eißt : 
Diefe Entwidlungdtenbenz zu immer größerer 
Probuftivität der menſchlichen Arbeit überwindet 
mit ihren Refultaten fchließlih alle törichten 
Geſetze, alle Schußzolltarife, alle fünftlichen und 
alle natürlichen Verkehrshinderniſſe. 

Mir find überzeugt, daß auch unfere Arbeit alle künſtlichen 


Hinderniſſe überwinden und über bie törichten Gefege den (m) 


Steg erfechten wird. 
(Sehr gut! bei den Polen.) . 

Im Anſchluß an obige Ausführungen möchte ich 
einige Einzelfälle aus unferer Gegend vorbringen, welche 
die fozialpolitifde Lage in unferer Gegend charakterifieren. 
Wie ſchon gefagt, ift die Lage miferabel. Es klagt mit 
Recht der Landwirt, ed Hagt mit Recht ber Hanbeld- 
mann und ber Handwerker, es lagen mit Recht auch bie 
Ürbeiter, und die Bureaufratie tut ihr Möglichftes, um 
ihre Lage zu verſchlechtern. Ste greift überall zur un— 
rechten Zeit und mit unrechten Mitteln ein. Man wollte 
3. B. ben Often inbuftralifieren, um baburd gleichzeitig 
das Deutſchtum zu fördern und das Polentum zu umters 
drüden. Da hat man in Danzig bie „Norbbeutichen 
Elektrizitäts- und Stahlwerke“ geichaffen. Das Protefto- 
rat über das Smftitut hatte der damalige Oberpräfident, 
frühere Minifter Dr. v. Goßler übernommen. Privates 
und ftaatlihes Kapital wurbe herangezogen. Man fegte 
große Hoffnungen auf das Unternehmen fomohl für bie 
Induſtrie, wie für dad Deutſchtum. Dem Herrn v. Goßler 
wurbe vorſchußweiſe ein Denkmal gelegt, indem man bie 


| Eifenbahnftation Jablonowo in Goßlerdhaufen umtaufte. 


Man war grade dabei, das linternehmen aud auf bie 
Provinz Pofen zu erweitern und hatte vor den Toren 
Bofens eine große Fabrik errichtet, bie beinahe fertig daſtand. 
Da fam ber Krach. Durch ftaatliches Eingreifen wurde 
das Hauptunternehmen in Danzig vorläufig gehalten. 
Aber die Fabrit in Pofen konnte nicht mehr in Betrieb 
gefegt werben. Meine Herren, wenn Sie einmal bon 
Berlin nach Poſen fahren, fo werden Sie rechts von ber 
Eifenbahnlinte einen Riefenbau mit hohem Schornftein, 
aber ohne Senfter fehen. Das iſt das Momument ber 
Induſtrialifierungz und Germaniſierungsverſuche im 


Oſten. Bielleigt wird man an ben Reichstag noch ein 
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(Aa) mal mit ber Forderung zur Hergabe von Mitteln zur 


Erhaltung dieſes Monuments herantreien. 

Aber auch das Hauptunternehmen in Danzig ift in 
ber legten Zeit in bie Brüche gegangen. Die Teilhaber 
baben ihre Ginlagen vollftändig verloren. Kaum bie 

ppothefengläubiger, darunter die preußifhe Seehandlung, 
aben ihre Kapitalien gerettet. 

Dabei beſtehen bei uns im Often, in Weftpreußen 
und Bofen, ganz bedeutende Fabriken in polniſcher mie 
in deutſcher Hand. Einzelne find in legter Zeit entftanden, 
halten fi ganz gut, maden gute Geſchäfte; aber fie find 
auch nicht künſtliche Produlte der Bureaufratie, ſondern 
der privaten Initiative entſprungen und den lokalen Ber: 
hältniſſen und Bedürfniſſen angepaßt. Die Unternehmer 
haben auch nicht politiſche, ſondern nur wirtſchaftliche 
Zwecke im Auge. Wenn alſo die Regierung den Oſten 
inbduftrialifieren will, möge fie vor allen Dingen die Hand 
bon der Induſtrie weghalten; denn wo die Regierung 
eingreift, da klappt es micht mehr, meil eben zu viele 
Leute mitreden wollen, die von der Sade nichts verſtehen, 
und fi auch bald Schmaroger einfinden, welde auf 
—— ber Allgemeinheit ihre verkrachte Exiſtenz retten 
wollen. 

Meine Herren, bie nationalen Gegenfäge, welche bei 
und hauptfählic durch bie Bureaufratie verſchärft werben, 
fhäbigen nicht nur bie polnische, ſondern aud) die deutſche 
Induftrie und insbeſondere auch den Hanbelsftand. Die 
Kaufleute, nicht mur bie polntihen, fondern and bie 
beutichen, leiden unter ftaatlihem Boykott. Wenn ein 
beuticher Kaufmann aud bie polniſche Ktundſchaft ſich 
erhalten und biefelbe nicht vor ben Kopf ftoßen will, wen er 
die polnische Fundſchaft polniich bedienen läßt, wenn er, 
um die polntihe Kundſchaft zu fi heranzuloden, einmal 
in den polniſchen Zeitungen eine Annonce aufgibt, wird 
er durch bie Bureaukratie boykottiert und umterdrüdt. 

Dazu fommt noch, daß die ſchon erwähnten ftaatlich 
unterftügten Konſumvereine und Genoffenfhaften unfere 
Stauflente, befonber3 die Kleinen, rıtinieren und zu Grunde 
richten. Außerbem ift die Lage umferer Kaufleute aus 
dem Grumbe jehr ſchwierig, weil berichtebene Berliner, 
Hamburger, Bremer und andere große Geſchäftshäuſer bei 
uns Filialen errichten, mit welchen bie einheimifchen, an: 
fäffigen Kaufleute in feiner Meife konkurrieren können. 
Deshalb tft es verſtündlich, daß dieſe Kaufleute, ſowohl 
bie polniſchen wie bie deutſchen, die Anderung ber Geſetz— 

ebung verlangen, welde fie in mander Beziehung 

Pädigt und benachteiligt. Sie verlangen aud eine ent- 
fprehenbe Reform des Steuer: und Srebitiyftemd; vor 
allen Dingen aber winfchen ſie, daß fie mit dem ftaat- 
lien Boykott verſchont werben. 

Was ich hier, meine Herren, über bie Beiben ber 
Kaufleute gefagt habe, bezteht fich im großen und ganzen 
auch auf bie Handwerker. Hinzu kommt noch, daß bad 
Handwerk, wie ich das bier ſchon bei früheren Gelegen- 
heiten hervorgehoben Habe, durch dad Submiſſionsweſen 
geihäbigt wird. Ich habe Hier ſchon früher Gelegenheit 
gehabt, die Yorberung aufzuftellen, daß ber Zuſchlag bei 
Submtifionen nit nad ber Höhe ber Forderung bemefjen 
werde, ſondern nad) den Löhnen, die ber Unternehmer den 
Arbeitern und Handwerkern zu zahlen ſich verpflichtet. 
Das wäre das richtige Mittel, das würde ſowohl bie 
Unternehmer vor Ruin fügen, als auch den Arbeitern zu 
Nu und Frommen jein. 

Eine große Kalamität für dad Handwerk bei uns tft 
bie Konkurrenz ber Gefängnisarbeit für Privatunternehmer. 
Wie kann z. B., meine Herren, in Thorn ein Schuhmacher 
beftehen, wenn in bem dortigen Gefängnis — das fehen 
Ste aus den amtliden Berichten über bie Gefängnis: 
arbeit — nod; immer 25 Gefangene mit Maſchinen Schub: 
wert berftellen. Ein Haudwerker, ber ſeine Geſellen ehrlich 
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entlohnt, der feine Miete bezahlt, kann mit dieſem Inter 
nehmer, für ben täglich tim Gefängnis gearbeitet wirt 
auf keinen Fall konkurrieren. Er muß zu Grunde gehen 
und tatfählih ift in Thorn das Schuhmacherhandwer! 
welches früher dort blühte, immer mehr im Rüdgen 
begriffen. Zahlreiche Handwerker, melde mohlhaben 
waren, find ruiniert, einzig und allen oder mwentgftens t 
erfter Linie durch die Konkurrenz dieſer Sefängnisfabril 

Meine Herren, wenn fon — beihäftig 
werden müſſen, fo ift unter allen Umſtänden zu fordern 
bat Maſchinen dabet nicht verwendet werben bürfer 
Nur Handarbeit follten die Gefangenen verrichten. E 
handelt fi nicht darum, daß dieſe möglichft wiel probu 
zieren; fie follen nur befcäftigt werben 

(fehr richtig! bei den Polen), 
und dazu find doch Mafchinen nicht notwendig. Dur 
diefe Mafchinen wird, wie gefagt, das Handwerk ruinier 
* bie Reglerung vorgibt unterftügen und förder 
zu wollen. 

Ja, meine Herren, die preußiſche Regierung unterftüt 
bet ums auch einzelne Handwerker materiell. Aber fi 
forrumpiert und bemoraliftert fie zugleich; denn fie läf 
ſich nicht durch mirtfchaftliche ſondern lediglich durt 
politiſche, germaniſatoriſche Motive leiten. 

(Sehr wahr! bei den Polen.) 

Gleichzeitig werben bie polniſchen Handwerker und Gı 
fchäftsleute vom den Behörden auf alle mögliche Wei! 
fhitantert und brangjaliert. Manchmal geht das bis in 
lächerlihe. So hat 3. B. In der Stabt Dirfhau di 
Kaufmann Warczynski ein Haus gekauft. Menfchen habe 
in dem Haus gewohnt, und es fiel niemandem ein, da 
Haus für baufälltg zu erflären. Kaum war es aber I 
polnifhe Hände übergegangen, da kam bie Pollzet um 
erflärte: das Haus ft baufällig, niemand barf in beı 
Haufe wohnen. Der Kaufmann betrat ben Beichtwerbeive 
und ber Sreisbaumeifter entfchieb, das Hans fet durchau 
nicht baufällig, e8 müßten nur einige Reparaturen vo: 
genommen werben. Als aber ber Saufmann an b 
Ausführung der Reparaturen ging, wurden ihm biefelb« 
polizeilicherfeit3_unterfagt. 

Meine Herten, der Herr Kollege Werner bat hi 
darüber Klage geführt, dab das Konzeſſtonsweſen t 
Schankgewerbe zu Berlin nicht immer zur Zufriedenhe 
ber Bürger gehandhabt werde. Wenn das in Berlin d 

al if, fo muß ih fagen: bei und if dad Scan 
onzeſſionsweſen zu einer politiihen Waffe gemorbe: 
Die Behörden bedienen fi der Berechtigung, Schan 
fonzeffionen zu erteilen ober ſte zu verweigern ober ; 
berfürzen, im ampfe gegen politiiche Parteien; polttifd 
Gegner werben vom Schankgewerbe ausgeſchloſſen, d 
Konzeffion wird ihmen verſagt. Es iſt in Thorn bo 
gekommen, daß in einem Haufe, in dem feit etn 
50 Jahren abwechſelnd durch Polen und Deutſche be 
Schanfgewerbe betrieben worden war, ald bad Haus 
polniihe Hände kam, dem Bewerber, ber bad Schan 
gewerbe erlernt hatte und ein ſolider, erfahrener Mar 
war — er war aber Pole —, die Konzeffion verweige 
twurbe, weil fein Bebürfnis borläge; ald das Haus ab 
wieber in deutſche Hände fam, ba ftellte ſich das Bedürfn 


wieber ein. . 
(Hört! hört! bei den Polen.) 

Faſt gleichzeitig aber Hat man zu bem vielen 
Thorn beftehenden Weiberfneipen ber ſchlimmſten Sorte ein 
neuen bie Konzeſſton erteilt, und bie Gaftwirte Thor: 
behaupten, daß bie Weiberfneipen befonderd bon b 
Polizei begünftigt würden und fich befonberer Freiheit 
erfreuten. Sie haben zwar nur bis 10 Uhr Konzefſio 
aber die Sachkundigen behaupten, daß man bort zu jeb 
Tageszeit and: und eingeht. Meine Herren, ih bin fe 
Freund vom Schanfgewerbe, und bie Schanfwirte fir 


(B) Arbeiterorganifationen vorhanden mären. 
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(Breiäti, 


(A) vielleicht auch auf mich nidht gut zu ſprechen, da ich in 


der Abſtinenzbewegung ftehe; aber ich kann es verftehen, 
daß anftändige e e3 für ein Unrecht halten und ſich 
seihädigt finden, wenn jie für jebe Kleinigkeit beftraft 
und wenn fie fchilaniert werden, während ihre ſchmutzige 
Konkurrenz ſich in biefer Weiſe ber Proteftion ber Bes 
hörde oder wenigftens ihrer Nachficht erfreut. In Thorn 
fagt man, baß bie vielen Weiberfneipen bon zuftändiger 
Seite damit entſchuldigt werben, daß dort fo viel Militär 
wäre. Sch will darüber fein Wort verlieren; aber wenn 
es jo weit gekommen ift, dann follte man entweder bie 
stuppeleiparagraphen abjhaffen ober dad Schanfgewerbe 
ganz freigeben. Der Schanklonzeffionäkrebit, wie er jett 
gehandhabt wird, hat keinen Zweck. 

Meine Herren, die Schilanen der Polizei empfinden 
inöbefondere diejenigen Wirte fehr unangenehm, welden 
wegen SHergabe von Sälen an oppofitionelle Parteien bie 
Ktonzeffion er en ober wenigftend verkürzt wird. Es 
ift mir ein Fall befannt, dab ein Gaftwirt Hr eine pol: 
nifhe MWählerverfammlung einen Saal bergab: die Ber- 
ſammlung hatte noch nicht ftattgefunden, ba hatte er ſchon 
ein Schreiben vom Landrat, daß ihm die Konzeſſion bis 
Abends 8 Uhr gekürzt würde. Das war bie Strafe bafür, 
daß er polnische Wähler bei fih aufnehmen wollte. Aber 
wicht nur im Often, fondern aud in andern Gegenden 
werben Wirte dbeöwegeu brangfaliert, weil fie fir Arbeiter: 
organifationen ihre Säle — Ich kann nicht ver— 
ſtehen, wie die Regierung dieſes Verfahren der unteren 
Behörden dulden kann. Es iſt doch bekannt, daß bie 
Arbeiterorganiſationen keineswegs ben ſozialen hr 
fiören, fonbern ihn im Gegenteil fördern, insbeſondere 
leichtfertigen Ausftänben vorbeugen. Jeder Sackundige 
weiß, dab 3. DB. die Arbeiterunruhen und leichtfinnigen 
Ausftände in Rußland nicht möglih wären, wenn dort 
feftorganifierte, auf gejegliher Grundlage bafierende 
Wenn bie 
Arbeiter eigene Führer aus ihrer Mitte hätten und feit 
organtfiert wären, wäre es nicht möglich, daß eine hyſte⸗ 
rifche Frau oder ein blutjunger Stubent mit dem Revolver 
ganze Maſſen von Arbeitern in ausfichtslofe Ausftände 
triebe. Wer die Arbeiter gut fennt, der wird zugeben, 
daß der Arbeiter dort am ruhigften ift, wo er feine Meis 
nung frei äußern fann und unter Führern aus feinen 
erg ftebt. Solde Arbeiterführer find gleich— 
zeitig die beiten und geredhteften Vermittler bei Streitig- 
feiten zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern. Anftatt 
die Bernfögenoffenihaften durch Polizeiſchilanen zu 
— ollte die Regierung alles tun, um ſie zu 

rdern. 
Dieſe Erwägungen haben unſere Fraktion bewogen, 
ftet3 für bie Freiheit der Berufsgenoſſenſchaften einzutreten, 
ce wie für bie Erweiterung des Koalitionsrechts. 
Insbeſondere hat unfere Fraktion, welde zum Teil aus 
—— beſteht und zum größten Teil durch 
ländlihe Wähler in dieſes hohe Haus geſchickt worden iſt, 
einen Antrag geftellt, welcher Die Gewährung der Koalition: 
freiheit an die ländlichen Arbeiter fordert. Wir verlangen 
die Stoalitionsfreihett für bie Ländlichen Arbeiter aus 
Opportunitãts⸗ und auch aus prinziptellen Gerechtigleits⸗ 
gründen. Wenn alle vor dem Geſetze gleich fein Allen, 
wenn alle bie Koalittonsfreiheit haben, wenn bie Landwirte 
und die Fabrikanten fich vereinigen Lönnen, wenn es dem 
induftriellen Arbeiter geftattet if, Berufsgenoſſenſchaften 
zu gründen, bann find wir ber Anfiht, daß aud bie 
ländlichen Arbeiter Koalitionsfreiheit erhalten müffen. 

Die Lage der landwirtihaftlihen Arbeiter habe ih 
bier in früheren Seffionen wiederholt behandelt; auf 
rund der amtlihen Berichte habe ih nachgewieſen, daß 
insbeſondere die Lage ber MWanberarbeiter eine fehr 
ſchlechte iſt. Ich habe auch hervorgehoben, daß ſelbſt das 
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Koalitionsrecht dem ländlichen Arbeiter wenig helfen kann, (©): 


Kr bie Arbeiter infolge behörblider Anordnungen 
politii den Urſprungs Hin» und hergetrieben werben 
ent woburd insbefondere bie Moral der Arbeiter 
eidet. 
„Meine Herren, das vielbellagte Nomabenleben ber 
ländlichen Arbeiter ift dadurch veranlaßt, daß die preußifche 
Regierung zwar geftattet, ausländiſche Arbeiter fiir bie 
Saifon zu beziehen, aber biefelben für zwei bis brei 
Wintermonate hinausweift. Das ift eine insbeſondere die 
Moral ſchädigende Maßregel. Wenn man fon die aus: 
ländifhen Arbeiter braudt, follte man fie fo lange im 
Bande behalten, wie fie eben nötig find, und folange fie 
fih ruhig verhalten, und das tun fie doch alle. Nur auf 
biefe Weife kann man gefchidte, eingearbeitete, treue und 
anhängliche Arbeiter haben. Die Lanbwirtihaft braucht 
folde Arbeiter in demſelben Maße wie bie Induſtrie, die 
aud nicht gerne ihre Arbeiter alle Jahre wechjeln möchte. 
Wenn aber die ausländifchen Arbeiter im Inlande find, 
bann müßte man ihnen auch volle es mit 
ben inlänbifhen Wrbeitern gewähren. Sekt it es fo, 
daß in Preußen eine Minifterialverfügung befteht, nad) 
welcher ausländifhe Arbeiter fofort auszuweiſen find, 
wenn fie mit tnländiichen Arbeitern in Verbindung treten; 
alfo wenn ein ausländiſcher Arbeiter einer Organifation 
beitritt, wird er fofort ausgewieſen. Das ift eine Un— 
gerechtigkeit. Wenn die ausländiſchen Arbeiter im Bande 
notwendig find, muß man ihnen aud bie Mittel an die 
Hand geben, ihre Rechte wahrzunehmen, und ohne Organt: 
fation fann der Arbeiter das nicht tum, insbeſondere wenn 
er bie Berhältniffe nicht kennt umd die Sprade bes 
Zanbes ihm fremd ift. 

An diefer Stelle möchte ich einige Beme en zu 
den geftrigen Ausführungen des Herrn Staatöfelretärd 
maden. Der Herr Staatsfelretär ſprach bier geftern über 


bad Bereind- und Verfammlungsredt; er fagte, es fel (m) 


ſchwierig, für das Deutſche Reich ein einheitliches Vereins 
und Berfammlungsreht zu fchaffen, weil die Verhältniſſe 
fehr verſchieden lägen, indbefonbere müffe man Rückſicht auf 
ben DOften und Weften, d.h. auf die Polen und Franzofen 
nehmen. Da jehen Sie, meine Herren, wozu die Annerion 
—F Damit die Polen nicht in der Sonne ſitzen können, 
ürfen Sie aud nicht in der Sonne figen; damit die Polen 
das erweiterte Vereins- und Verſammlungsrecht nicht 
erhalten, bürfen Sie es auch nicht haben. Wie es biäweilen 
mit dem Bereind- und Berfammlungsreht gehandhabt 
wirb in Preußen, bafür habe ich hier wieder ein Hafftiches 
Beifpiel. In Breußen murben wiederholt Verſuche 
gg Berfammlungen deswegen aufzulöfen, weil 
hen in polnischer Sprache verhandelt wurde. Das 
Kammergericht hat aber unendlich oft entichieben, daß bie 
polnifhe Verhandlungsſprache in —— Volls⸗ 
verſammlungen zuläffig fe. Auch in ber Provinz Sachſen, 
in Bitterfeld, find folde Verbote ergangen und bann bon 
den oberen Imftanzen aufgehoben worden. Da hat man 
ein anderes Mittel gefunden, um polntfche Berfammlungen 
u verhindern. Am 18. Januar 1907 mwurbe bon ber 
Bitterfelder ee folgenbed Dekret erlaflen: 

Die für den 20. d. M., Nachmittags 121/, Uhr, 

im Saale bed Herrn Ried, Reftaurant „Neue 

Melt“, Pr angemelbete Bolenverfammlung wird, 

ba bie hiefige polniſche Bevölkerung an und für 

fih ſchon aufgereizt iſt und befürdtet werben 

muß, daß bie offentlihe Ruhe und Orbnung iu 

erheblichem Maße geftört werben wird, hierburd) 


unterfagt. 
Meine Herren, weil alſo Polen an ber Berfammlung 
teilnehmen follten, und weil man annahm, bie Polen 
jeien ſchon aufgereizt, hat man bie Berfammlung einfach 


verboten! Gin foldhes Berbot ift wiederholt erlaffen 
39 


(A) worben. 


(B) fördern. 
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(Brejsfi.) 
Und was für eine gefährlihe Berfammlung follte 
das benn fein? Es follte eine Berfammlung des 
polnischen Berufsvereins fein! Die Mitglieder biefes 
Vereins, die Arbeiter, wurden zufammenberufen, um ſich 
über ihre Angelegenheiten zu beraten. Das paßte ber 
Polizei nicht; fie nahm an, die Polen feien ſchon genug 
aufgereizt — obgleich man fie gar nicht —5* 
wollte —, und verbot die Verſammlung. Alſo nicht bloß 
die polniſche Verſammlungsſprache, ſondern lediglich die 
Tatſache, daß Polen zuſammentreten ſollten, führte zum 
Verbot der Verſammlung! 

Der Herr Stantöfefretär ſprach geftern von Re— 
pifionen, die in Weftpreußen bei ber landwirtſchaftlichen 
Berufsgenoſſenſchaft jtattgefunben haben, um feftzuftellen, 
weshalb die Nenten dort fo zahlreich geworden ſeien. 
Der Herr Staatöfefretär hat biefe Repifionen bamit 
begründet, daß in Baben einmal ein Arzt nicht ganz 
autreffenbe Zeugniſſe ausgeftellt Habe; er hatte ſich viel: 
leicht verfehen oder war — wie der Herr Staatäjefretär 
anzunehmen ſchien — etwas leichtfertig ober gar gewiſſen⸗ 
108. Das beweift aber doch nicht, daß bei und im Oſten 
Nenten zu Unrecht gewährt würden, daß man bei uns 
eneigt fei, Renten ohne Berechtigung zu gewähren! 
Bietet t war der badiſche Arzt, ber ein ſolches Atteft aus- 
geitellt hatte, einer ber polittfch protegierten Arzte. Solde 
gibt es beſonders bei und im Often. Es ift mir geftern 
durch einen Arzt bier im Haufe Mitteilung gemacht worben 
über ein Vorkommnis, daß fefigenagelt zu werben ber: 
dient. Der Nrzteverein in Thorn hatte rg ben 
ländlihen Arbeitern zu geftatten, bei Unfällen jih an 
einen beltebigen Arzt zu wenden — aljo freie Arztwahl 
in der landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft. Wer 
wiberfprah dem? Der Herr DOberpräfident von Weſt— 
preußen, db. Jagow, und er begründete feinen Einfprud 
damit: burd) freie Arztwahl würde man ben Poloniſsmus 
Er meint, fogar die landwirtſchaftliche Berufs- 
— müſſe in den Dienſt der Germaniſation 
geſtellt werden. 

Meine Herren, aus dem Bericht des Reichsber— 
ſicherungßgamts erſehen mir, daß in Weſtpreußen und 
Poſen Konferenzen unter Zuziehung bon Kaſſenärzten 
abgehalten wurden. Die Folgen fieht man. Bei Durch⸗ 
ſicht des Berichts fällt der geradezu erfchredende Rüdgang 
der im lebten Jahre gewährten Renten auf. Ich ber 
fürchte, daß bie Vertrauensärzte der Berufägenofienfhaft 
und Berfiherungsanftalt bahin inftrniert wurden, nur im 
änßerften Falle Renten zu bemwillign. Das entſpricht 
doch durchaus nicht dem Zweck des Verſicherungsgeſetzes. 
In Weſtpreußen und im Poſen iſt der Unterfchied zwiſchen 
den Abgängen an Renten und zwiſchen den neugewährten 
Renten horrend groß. Wenn es fo weiter ginge, kann 
man fich denken, daß ſchließlich bei und kein Menſch mehr 
eine Rente befommt. 

Die Vorfihtömaßregeln aus finanziellen Rüdfichten, 
die geftern ber Herr Staatsſekretär anführte, gingen doch, 

aube ih, etwa zu meit. Die finanziellen Rüdfichten 
ollten doch in berlei Angelegenheiten nicht ausichlag- 
gebend fein. Es Hit immerhin ein fchönes Stapital, das 
die — — ſeit ihrem Beſtehen geſpart 
aben. Sie haben ſeit ihrem Beſtehen mit Einſchlüß des 
eichszuſchuſſes im ganzen 1162 Millionen an Verſicherte 
gezahlt, ihre Erfparniffe, betragen 1315 Miltonen; alfo 
es wurde bebeutenb mehr gefpart, als an die Berficherten 
gezahlt. Wozu diefe Unmaſſen von Geldern fammeln, 
wenn fo viele Arbeiter tatfählih der Nenten bebürfen? 
Wenn in der Tat bier und ba eine Rente zu Unrecht 
ng ift, fo beiteht das Unrecht nur infofern, ala 
ie Gewährung nicht den’Anfhauungen einzelner, im 
Dienfte der BVerfiherungsanftalten ftehender Arzte ent: 
fpriht. Aber der Gefundheitäzuftand der Arbeiter nad) 


bem 50, 60. Lebensjahre ift, wie mir einmwanbäfreie 
Arzte fagten, in der Regel fo ſchlecht, daß eigentlich jeder 
Arbeiter mit dem 60, Lebensjahre bie Rente erhalten 
müßte. Deshalb hat unfere Fraktion einen Imttiativ: 
antrag eingebradt, welcher die Gewährung ber Alters: 
rente ſchon mit dem 60. Lebensjahre fordert. Ich glaube, 
in dieſem hohen Haufe wird fid) eine Majorität für biefen 
Antrag finden. Die vorhandenen Mittel werden wohl 
dafür genügen. Hat ber Arbeiter das 60. Lebensjahr 
vollendet, taugt er in der Negel nicht mehr für Die Arbeit; 
die Arbeit ift für ihn eine Qual, jedenfalls kann er bie 
Arbeit nicht mehr fo verrichten, wie fie von ihm ber: 
langt wird. 

Meine Herren, nad diefer Abſchweifung möchte ich 
wieder zu ben ländlichen Arbeitern zurüdfehren. Die länd- 
lien Arbeiter empfinden es insbefondere fehr ſchwer, daß 
ihre Wohnungen zu eng, zu ungefund find. Bel uns in 
MWeftpreußen und Bofen und in den —— Bezirken 
ift es leider unmöglich gemacht, diefe Verhältniffe zu ver: 
beifern. Wil ein polnifher Landwirt eine Arbeiter: 
wohnung bauen, tritt ihm nur zu oft das Anſtedlungs— 
gefeg in den Meg; man fagt fi: das Arbeiterhaus wirt 
nur zu dem Zweck errichtet, um dad Grundſtück fpäteı 
einer Parzellierung zuzuführen Wenn es fo bleibt 
fönnen bei uns auch nad 20 und 30 Fahren die Woh 
nungsverhältuiffe der ländlichen Arbeiter nicht gebeſſer 
werden. Daburd; wird die Landflucht, der Arbeitermange 
und aud die fonftigen Kalamitäten ber Lanbwirtfchaf 
nur vergrößert. 

Meine af die Landwirte bei und Hagen nid 
über bie Vieh: und Getreidepreife.. Gin Landwirt hat mi 
fogar gun, daß er fih ſchäme, bie hoben Preiſe fü 
feine Schweine zu verlangen. Aber man muß erwägen 
daß den hohen Breifen ganz riefige, gerabezu unerſchwing 
lihe Gemeindelaften gegemüberitehen. Während man üı 
Berlin 3.8. 100 Prozent Gemeindeeinfommenfteuer zahl! 
gibt es in MWeftpreußen und Pofen kaum ein Dorf ode 
fleinere Stabt, wo die Gemeindbeeinfommenfteuer wenige 
als 200 bis 300 Prozent beträgt. In meinem Mahl 
freife, in Berent, zahlt man 280 Prozent Gemeinbeein 
tommenftener, in Dirſchau 290 Prozent, in Preuß.Stan 
gard ift es nicht befler, und in Borzno, Ktreis Straßburg 
bezahlt man an Gemeindeeinfommenfteuer fogar mn 
Das find Laften, bie die Landwirtſchaft doch zu eincı 
fehr wenig rentablen Betriebe machen, insbeſondere ar 
gefichtS der hohen Bodenpreiſe, bie fein Nenerwerber vo 
zahlen kann und infolgedeflen bis über die Obren ve 
fchuldet fein muß. Die Bobenpreife werben bei un 
namentlih durch die ftaatlihe Anfiebelungstommiffion i 
bie Höhe getrieben. Da fehen Sie, meine Herren, da 
auch an der Kalamität der Landwirtſchaft bei uns d 
preußifche Bureaufratie die Hauptfchuld trägt. 

Befler kann e3 bei und nur werden, wenn bollftändig 
Gleihberehtigung aller Bürger und Stände ohne Nüdfid 
auf Konfeffion und Abflammung wieberhergeftellt wir 
Bor allen Dingen muß die freiheit der inbipibuellen En 
widelung gefidhert werden. Es ift nicht angängig, mei 
Herren, baß die Regierung in bie Familie eingreift, w 
es bet und gefchieht; es ift nicht angängig, dab Kind 
gegen den Willen ehrbarer, adıtbarer Eltern ftaatlich: 
(Erziehungdinftituten nur deswegen überwiefen werben, u 
die Finder zu germanifieren oder auch oft zu proteftant 
fieren. Das tft ein Mißbraud, der nicht gebulbet werd: 
barf. Es ift auch nicht erträglich, meine Herren, wer 
das ſtaatliche Unterrichtsmonopol zu politiihen Zweck 
mißbrauht wird; es iſt nicht gerecht, es 
geradezu kulturwidrig, wenn Eltern, welche ſich de 
Staate nicht fügen wollen, dadurch beſtraft werde 
daß ihre Kinder aus höheren Schulen verwieſen werde 
daß den Kindern der Zutritt zur Kultur verſperrt wir 
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(Brejefi.) 


(A) Da müffen wir vollkommene Freiheit verlangen für bie 


Betätigung in ber Familie und aud die Freiheit auf 
Errihtung unabhängiger höherer nnd nieberer Schulen. 
Wenn bei und im gewiller Beziehung türfifhe Zuftänbe 
eingeführt werben, d. h. wenn andere Geſetze für bie 
Gläubigen und andere für die Ilngläubigen eingeführt 
werben, dann muß man doch wenigitend auf dem Gebiet 
de3 Schulweſens der türfiichen Negierung folgen. In 
der Türfei darf jede Stonfeffion und Nation ihre eigenen 
Schulen einrihten. Das verlangen wir aud: man fol 
und bie Freiheit laffen, mit eigenen Mitteln eigene 
Schulen zu gründen, eigene Gymnafien, folange die Re— 
glerung unfere Kinder von ftaatlihen Gymmaften aus- 
weift aus politifhen Gründen. Wir wollen zu Bildungs: 
zweden alle Opfer bringen, wir lafjen uns nicht den Weg 
zur Kultur verfchließen. Die Regierung, welche das tut, 
gehört unter bie Barbaren! 
(Bravo! bei den Polen.) 


Bizepräfident Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Strefemann. 


Dr. Strefemann, Abgeordneter: Meine Herren, bie 
GErörterungen über den Gtat des Reichſsamts des Innern 
haben ſich auch in diefem Fahre zu einer ſozialpolitiſchen 
Revue geftaltet und zu einem fozialpolitiihen Glaubens: 
befenntnid, das ſowohl feitend der einzelnen Parteien 
dteſes hohen Haufes ald aud; geflern durch die Erklärungen 
bes Herrn Staatäfefretärd für die Regierung in bezug 
auf die künftige Fortführung der Sozialpolitif abgegeben 
worden iſt. Der Herr Staatöfekretär hat dabei den 
Wunſch ausgefprocen, daß die Parteien nun aud) einmal 
diefed Programm entgegennehmen und bie Regierung in 


ber Durdführung ber von ihr angelündigten fozialpolitifchen- 


ie ihre 


Gelege in der Form unterfiügen möchten, daß N 
en 


auf anderen Gebieten liegenden Wünſche, die in 


(#3) vielfahen Imittativanträgen zum Ausdrud gelommen find, 


nun etwas zurückſtellen. Ich will meinerjeit3 dieſer An: 
regung auch baburd gern folgen, baß id) es mir verfage, 
in meinen Ausführungen auf einige Fragen des näheren 
einzugehen, die meinen politifchen —— ebenfalls ſehr 
am Herzen liegen, deren möglichſt baldige Durchführung 
wir aber auch wünſchen. Es bezieht ſich das namentlich 
auf die Ausgeſtaltung der Geſetzgebung für die techniſchen 
Angeſtellten und für die Privatbeamten; denn auf dieſem 
Gebiete gibt es verſchiedene Fragen, z. B. die Regelung 
ber Arbeltszeit in den Kontoren, die ſchon ſeit vielen 
Jahren das hohe Haus beſchäftigt haben, und deren Er— 
ledigung wir jedenfalls auch begrüßen würden. Ebenſo 
gilt dies von der Penfionsberſicherung der Privat: 
angeſtellten, wenn wir auch hier der Meinung des Herrn 
Kollegen Trimborn zuſtimmen, daß zunächſt abzuwarten 
ift, wie die Organiſativuen der Privatbeamten zu ber 
Dentihrift des Reichsamts des Innern fih äußern. Ich 
glaube, daß wir aud bier mit dem bon ben Privat: 
beamten eingefegten Ausſchuß, ber ſchon bet ber ... 
Behandlung ber Frage fo viel ſachliches, wertvolles 
Material, jo viele ſachlich vermwertbare Anregungen 
gr bat, aud in Zukunft werben zufammen arbeiten 
Önnen, um auf biefem Gebiete zu einer Erledigung ber 
brennenden Frage zu gelangen. j 

Wir haben aber bei dieſen Debatten nicht nur einzelne 
Detailfragen erörtert, fonbern es find namentlich auch 
burd bie Debatte des geftrigen Tages grunbfäglice 
Fragen in die Erörterung über die Sozialpolitif einge: 
flodhten worden. Der Herr Kollege Naumann hat geftern 
in biefem —— Hauſe vor allen Dingen die eine Frage 
des Verhältniſſes des Arbeiters in dem heutigen Induſtrie⸗ 
ſtaat behandelt. Er hat uns ein Bild gezeichnet der— 
jenigen Lage, in der ſich der Arbeiter angeſichts der Wirt- 
ſchaftsentwicklung in Deutfchland, namentlih angefidts 


der Alfumulation deö Sapitald, der Synbizierung ber (C) 


großen Rohſtoff- und Halbzeugverbände heute befindet. 
Ih glaube, dat die Grörterungen über derartig grund: 
fäglihe Fragen durchaus von hohem Werte für uns find; 
denn von ber Zuftimmung ober Verneinung biefer großen 
Tragen hängt fchließlih auch unfere Stellung zu ben 
einzelnen Detailfragen, zu ber einzelnen ſachlichen Arbeit 
auf dem Gebiete der Sozialreform ab. Ich möchte des— 
bald auch auf diefe Ausführung des Herm Kollegen 
Naumann im Laufe meiner weiteren Rebe zurückkommen. 

Zunächſt liegt mir aber daran, bier aud eine Auf: 
faffung zurückzuweiſen, bie im vorigen Jahre bei ber Be- 
ratung bes Etats des Reichſsamts bes Innern don bem 
Herrn Grafen Kanig geäußert wurde, und bie ich gerabe 
als Vertreter des Königreichs Sachſen nicht unwiberfprochen 
lafjen fann. Herr Graf Kanitz hat am 6. Februar v. 3. 
in einer Rede zum Etat bed Reichsamts des Innern feinem 
großen Peſſimismus Ausdrud gegeben über die Wirkung 
er Sozialpolitif in bezug auf die Ausföhnung der jozialen 
Gegenjäge. Er hat gegenüber dem Herrn Staatsſekretär 
Grafen Pofadowsty darauf hingewiefen, baß er nicht der 
Meinung jei, biefe Wirkungslofigkeit fei begründet in einer 
mangelnden Opferwilligteit ber höheren Klaſſen, fondern fie 
hänge aufs engfte —— mit dem Induſtrialismus, mit 
der fortſchreitenden induſtriellen Entwicklung in Deutſchland, 
und zum Beweiſe deſſen hat er angeführt, daß mehr und 
mehr die großen Städte, die Stätten bed Hanbeld- und 
Gewerbefleißes in die Hände ber Sozialdemokratie über: 
gingen, und bat beſonders hingewiefen auf das Königreich 
Sadıfen und dem hohen Haufe zugerufen: ſehen Ste fid) 
bie Bertretung diefes Inbuftrieftaates an, und wenn Sie 
bebenfen, daß von den 23 Abgeorbnieten des Königreichs 
Sadjen 22 der jozialdemofratiihen Partei angehören, jo 
werden Sie bielleiht auch über den — — 
zwiſchen der Wirkungsloſigleit der Sozialpolitit mit unſerer 


wirtſchaftlichen Geſeßggebung und unſerer wirtſchaftlichen (m) 


Entwicklung nicht mehr im Zweifel ſein können. 

Nun, meine Herren, bin ich der Meinung, daß eine 
berartig grumbfäglide Stellungnahme doch von Außerft 
weittragender Bedeutung ſein kann nicht nur in bezug auf bie 
Fortführung der Sozialpolitik jelbft, fondern aud in bezug 
auf die Fortführung unſerer deutſchen Wirtfhaftspofitif. 
Wir haben audy einmal aus dem Munde des Herrn Grafen 
Poſadowskh eine Rebe gebört, die doch in gewiſſe Beſorgniſſe 
ausklang dieſer induſtriellen Entwicklung gegenüber. Er hat 
es auch damals als gewiſſermaßen im Staatsinterefje liegend 
dargeſtellt, wenn durch die Geſetzgebung ein retardierendes 
Element in dieſe wirtſchaftliche Entwidelung hineingetragen 
würde. Ich glaube deshalb, daß wir diefen Peſſimismus 
des Herrn Grafen Kanitz in bezug ge] bie Wirkungs⸗ 
lofigkeit der Sozialpolitit wie auch feine Anſchauungen 
von der innigen Verbindung zwiſchen Sozialdemokratie 
und induftrieller Entwidelung auch von biefer Stelle aus 
zurüdweifen müſſen. f 

Wenn wir bie Grgebniffe des letzten Wahltampfes 
auf und wirken laſſen — micht nur die rein numeriſchen 
Grgebniffe —, fo werben mir viele ber Herren Kollegen 
zugeben, daß in der Wahlbewegung nicht nur das nationale 
Element es —— iſt, das uns diesmal den Sieg 
über bie Sozlaldemokratie er. hat. Ich bin der 
feften Überzeugung, daß eine große Anzahl von Aıbeitern 
fi bei der lebten Wahl von der Sozialdemokratie ab: 
gewandt bat, weil es auf fie nicht ohne tiefen Eindruck 
geblieben ift, daß wir barauf hinweifen konnten, wie dieſer 
deutſche Staat und wie bieje jo oft angegriffene bürger— 
lihe Mehrheit des Deutihen Reichſstags doch auf dem 
Gebiete der Sozialpolitit ungleich mehr getan hat al3 andere 
Staaten, und als in anderen Ländern Europas geſchehen ift. 

(Sehr rihtig! bei den Nationalliberalen. Widerſpruch 
bei den Sozialdemokraten.) 
99° 
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(Dr. Strefemann.) 


(4) Mit vollem Recht hat das geftern and Graf Poſadowskh 


hier nod einmal Zonftatiert. Je mehr aber biefer Ein- 
drud in weiten reifen ber deutſchen Arbeiterſchaft ein 
dßerer wird, um fo mehr verflüchtigen fi auch jene 
ebenten, bie Herr Graf Kanitz ausgeſprochen hat in 
bezug auf bie Förderung ber inbuftriellen Entwidelung 
in Deutſchland. 

Gerade das vom ihm angegebene Betipiel bes König: 
reichs Sachſen beweift bie. Wir find in Sachſen der- 
artig induſtriell durchſetzt, daß wir mit einer Ausnahme 
wohl feinen Wahlkreis haben, in dem ein Abgeorbneter 
Er werben könnte, ber nicht eine große Zahl von 

rbeiterftimmen auf ſich vereinigte. 

(Sehr wahr! bei den Nationalliberalen.) 

Wir alle, die wir biefem hohen Haufe als bürgerliche Ab- 
geordnete aus dem Königreich Sachſen angehören, finb re 
wählt von deutſchen Arbeitern, wir find in dieſes Haus hinein: 
eſchickt worben auf den Schultern eines großen Teils ber 
ähfiihen Arbeiterſchaft. Bon den 15000 Stimmen, 
bie in meinem Sreife, ber vielleicht einer der am wenigften 
wohlhabenden und wirtſchaftlich ftig entwickelten tft, 
in ber Stihwahl auf den nationalen Kandidaten entfallen 
find, ws minbeftens 4000 bis 5000 Arbeiterftimmen, und 
daß ih von biefen deutſchen Arbeitern im Königreich 
Sadjen, einer ber inbuftrtellen Hochburgen des beutjchen 
Wirtihaftsgebietd, in ben Reichstag entjandt worden bin, 
erfüllt mich mit größerer Genugtuung, ald wenn ich auf 
Grund bed Dreiflafienwahlrehts etwa Mitglied des ſächſi⸗ 
hen Landtags wäre. Je mehr aber dieſe Entwidlung 
fortfchreitet, je mehr wir hoffen können, daß die Arbeiter 
fi beffen gewahr werben, daß fie nicht der Sozialbemo- 
fratie anzugehören brauchen, um eine Vertretung ihrer be: 
rechtigten fozialpolittichen Forberungen zu erlangen, befto 
mehr follten aud bie StaatSmänner fd nit bon ber» 
gen Beweggründen beeinfluffen laſſen, daß fie glauben, 
man bürfe ber induftrielen Entwicklung feinen freien 
Spielraum laffen, weil damit gleichzeitig eine Stärkung 

ber Sozialdemokratie verbunden fet. 

Je mehr dieſe Entwidlung aber vorwärts geht, befto 
mehr wird auch derjenige Grundſatz Geltung gewinnen, 
den gie pe ber - Kollege Hoch als vollftändig 
unmdglich hinftellte, nämlih ba am legten Ende das 
Intereſſe des Arbeitgeberd und bes Arbeiterö fi ver- 
einen muß. Ih bin nicht nur der Meinung, daß man in 
der Sozialpolitif eine Mittellinie finden kann, melde 
diefen beiberfeitigen Intereſſen entſpricht, ſondern id b 
ber Meinung, daß man dieſe Linie finden muß, wenn anders 
man nicht dem Staatdtnterefje felbft zumiberhandeln will. 
Die Soztalpolitit kann und darf fi nicht darin erfhöpfen, 
lediglich einzelne Geſetze zu ſchaffen, welche bie Aufficht 
in einzelnen Betrieben feftfegen, welde Beftimmungen 
treffen über bie Arbeitöbebingungen und anderes, fondern 
es liegt auch im Lebensinterefie ber deutſchen Arbeiter, 
daß die Induftrie als ſolche in die Höhe kommt, und 
wenn id bei ber Beratung bed Etats einige Münfche 
außfpreche, welche gerade in den Streifen der deutſchen 
Inbuftrie in bezug auf bie Förberung der Induſirie 
durch bie Regierung gehegt werben, auf deren Erfüllung man 
hofft, fo glaube ich, daß auch dies Sozialpolitit im beften 
Sinne ded Wortes ift: denn biefelbe wirtſchaftliche Welle, 
die den Induftriellen in die Höhe trägt, ermöglicht eö 
auch dem Arbeiter, feine Lebenshaltung zu verbeflern und 
Forderungen zu ftellen, deren Erfüllung unmöglid ift, 
wenn wir uns in einer Zeit bed Niederganges befinden. 
Das zeigt Leine Periode beſſer als bie gegenwärtige Zeit 
der Hodkonjunktur, im ber bie deutſche Induſtrie fich 
augenblidiih noch befindet. 

Der Herr Staatdfetretär hat auf dem Feſtmahl des 
Deutihen Hanbeldtages eine Rede gehalten, in der er fi 
in bezug auf biefe gegenwärtige wirtſchaftliche Konjunktur 
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ſehr optimifttfh geäußert hat. Ich würde mich freuen, 
wenn es möglih wäre, jenen Hodftand, jene Imtenfttät 
ber Arbeit zu erhalten, bie gegenw zii unferer Snbuftrie 
und der wirtſchaftlichen Lage eigentümlich if. Ich glaube 
aber, daß es notwendig tft, Waller in ben Wein biefer 
Freude zu fchütten und jedenfalls fi nicht der Meinung 
hinzugeben, als wenn wir deſſen gewiß fein fönnten, dab 
bie yet Hochkonjunttur und erhalten bitebe. 
Diele Gewißheit fünnten wir nur dann haben, wenn bie 
ochtonjunttur Tediglich auf einer Stärkung des inländiſchen 
arktes beruhte. Nun ift gewiß durch bie Steigerung 
ber Stauflraft ber LandiwirtiKaft auch biefer inländifche 
Markt als ein Faltor in die Erfcheinung getreten für unfer 
wirtſchaftliches Leben, ber auch umferer Induſtrie zu gute 
gefommen if. Wir dürfen aber andererſeits nicht 
bergefien, daß ber Übergang in bie burd bie Handels: 
verträge geihaffene neue Lage zufammengefallen ift mit 
einer Reihe von Momenten, die jedenfall die beutfche 
Induſtrie im ihrer gegenwärtigen Lage außerordentlich 
ünftig beeinflußten, von denen wir aber nicht wiffen, wie 
ange fie fortwirten werben. Zunächſt war biefe beutiche 
ochlonjunktur ſchließlich bedingt durch eine Welttonjunktur. 
ch glänzende Ernten in anderen Ländern wurde bie 
Kaufkraft unferer Abnehmer in einer Weiſe gefteigert, daß 
biefe gefteigerte Kaufkraft jchließlih auch bie erhöhten 
ölle auf einige Zeit überwinden konnte. Die günftige 
ge, im ber fi das rufftiche Reich uns gegenüber be- 
findet durch bie neugeſchaffenen Zollverträge, kann es nicht 
audnugen, folange diefer Riefenkörper jenen revolutionären 
Zudungen andgefegt if, bie feine Entwidlung in 
den letzten Jahren kennzeichnen, unb anbererjeitö 
bat die Unſicherheit ber Handelsverhältniſſe mit ben 
Vereinigten Staaten bon Norbamerifa dazu bei- 
getragen, daß Aufträge von Norbamerifa in größerem 
abe zu und gekommen find, als dies unter normalen 
Berhältniffen der Fall geweſen ift, wentgftens in der Zeit, 
al man noch gar nicht wußte, ob bie Neuentwidlung 
fi zeigen würde im einer Verlängerung bes Provifortums, 
in dem Abſchluß von uenen Sanbelöverträgen ober gar 
auch in einem Zolltrieg mit Amerika. 

Wenn aber dieſe internationalen Bebingungen nicht 
mehr eintoirten, dann werben vielleicht aud) jeme Bedenken 
zur Tatſache werben, bie auch ber Herr Reichskanzler feiner: 
zeit infofern ausgeſprochen F als er ſagte: er hoffe von 
der Intelligenz ber deutſchen Kaufmannſchaft und ber 
deutfhen Induftrie, daß fie die immerhin erſchwerte Export: 
möglichkeit überwinden möchten. Ich Habe bei Gelegenheit 
der Beratung der Interpellatton über Die Lage ber Privat- 
beamten mir geftattet darauf Hinzumelfen, daß umjere 
Lage ald Exportſtaat durchaus nicht > glänzend ift, 
dag man in irgend einer Weife glauben könnte, jene 
Ausfuhr von mehreren Milliarden, auf der hente unfere 
Volkswirtſchaft mit beruht, jet im irgend einer Weile 

arantiert, daß wir au biefe Ausfuhr und dleſe 
Pelima tbebürfniffe für unſeren Erport uns jedes Jahr 
neu erobern müßten. Won biefem Geſichtspuntt aus 
möchte ih an bem Herrn Staatsſekretär des Innern bie 
Bitte richten, benjenigen enge der deutſchen 
Inbuftrie, die auf die Förderung des Außenhandels unter 
Mitwirkung bed Deutſchen Reſchs ausgehen, feinerfeits 
fetne Förderung nicht zu verfagen. Der Reichstag hat 
bereits im Jahre 1901 auf Grund eines Referats des 
Herrn Abgeorbneten Münch-Ferber eine Refolution ange 
nommen, welche dahin ging: 
die verbünbeten Regierungen zu erjuchen, bie 
Subventionierung einer Zentralauskunftftelle für 
Sragen der Landwirtſchaft, der Imbuftrie, des 
Handel und des Gewerbes in Grwägung zu 
ziehen und bie erforberlichen Mittel durch ben 
Neichshaushaltdetat refp. durch einen Nachtrags⸗ 


(D) 





(Dr, Strefemann.) 
etat für das Rechnungsjahr 1901 vom Reichstag 
au forbern. 

Der Herr Staatsſekretär Graf v. Pofabowsty hat 
damals in feiner Erwiderung baranf hingewiejen, baß er 
biefer Mugelegenheit erft mähertreten fönne, wenn ein 
fareö Programm vorläge, wenn weiter Handel und 
Induſtrie ein jo großes Interefie an ber Sache bezeugten, 
daß fie ben bei weitem größeren Teil ber Koſten beden, 
und er bat — ich mödte das wörtlich verlefen — am 
Schluß feiner damaligen Ausführungen gefagt: 

Eine ſolche Ginrihtung wird derartig frei in 
ihren Bewegungen jein müffen, Auskünfte fo 
delikater Natur geben müfjen, daß dafür bie 
Neichöregterung auf biplomatifhen ober inter: 
nationalem Gebiet nie irgenbiwie haftbar gemacht 
werben kann. Wirken Sie alfo zunädft bahin, 
daß biefe Einrihtung, wenn auch eventuell mit 
Unterftügung des Reichs, jo doch überwiegend 
aus der eigenen Kraft von Handel und Induſtrie 
hervorgeht und fo frei und fo unabhängig wie 
nur irgend möglih gegenüber den amtlichen 
Stellen organifiert wirb. 

63 ift mir nun privatim mitgeteilt worben, und es 
wirb eine offizielle Benachrichtigung jebenfalld in bem 
nähften Tagen in der Prefje hierüber kommen, baß 
unfere führenden deutfchen induftriellen Verbände genau 
im Rahmen ded Programms de Herrn Grafen dv. Bofa- 
dowstij beſchloſſen haben, eine ſolche Auskunftsſtelle, 
eine ſolche Zentralſtelle zur Förderung des deutſchen 
Außenhandels zu begründen. Sie geben ſich dabei der 
Hoffnung hin, daß das Reichsamt des Innern in der— 
ſelben Weiſe mit dieſem Privatunternehmen in Konner 
treten wird, wie dies durch das Entgegenlommen bes 
Herrn Staatsſekretärs bereits geſchehen iſt inbezug auf 
die von denſelben verbündeten induſtriellen Verbänden ge- 


(2) ſchaffene Ausſtellungskommiſſion für bie deutſche Induſtrie. 


Sie hoffen aber ferner, daß ber Herr Staatsſekretär ge— 
mäß bem Berfpredhen, das er im Jahre 1901 gegeben 
hat, werm er von dem Programm biefer Zentralftelle zur 
örberung bed Außenhandels Kenntnis nimmt und 
der Meinung ift, dab biefed Programm bie richtigen Ge: 
ſichtspunkte aufweift, um bie deutfhe Induſtrie und ihren 
Grport zu fürbern, — daß er dann auch Reihömittel zur 
Verfügung ftellen wird, bie als Beiträge zu den Gefamt: 
foften dienen. Den größeren Teil der Stoften jelbft auf: 
zubringen, ift die deutſche Induſtrie bereit; fie hofft aber, 
daß ihr eine Reihdunterftägung bei diefem Unternehmen, 
ba fie doch gemwiffermaßen ben Schultern des Reichs ab» 
nimmt — denn aud) in biefem hohen Haufe war jhon einmal 
die Forderung einer Reihshandelöftelle erhoben worden, — 
3 wird, daß fie Dabei nicht ganz ohne Unterftügung bleibt. 
Bielleicht würbe dies ſchon bei dem diesjährigen Etat möglich 
fein, in dem 50000 Mark eingejegt find, und zwar zur 
Förderung von Handel und Induſtrie und im jpeziellen 
zur Förderung ber Baummollanpflanzungen in ben 
deutfchen Kolonien. Wenn wir biefe Summe erhöhen 
und biefer neugegründeten Zentralftele 25000 Mart 
überweifen, fo würden wir dadurch jedenfall für bie 
Förderung unfered Außenhandeld etwas Gutes tun. 
Meine Herren, in ben weiteften Streifen der Induſtrie 
war biäher die Meinung verbreitet, daß dad, was das 
Reich für den Außenhandel tut, nur praktiſch wirken kann, 
wenn biefe einzelnen Stellen, bie hier arbeiten, nicht nur 
bureanfratifh arbeiten, fonbern wenn fie in lebendiger 
Wechſelwirkung ftehen mit den einzelnen Induſtriekreiſen. 
Gerade von jeiten der beutfhen Handelsattachés ift wieder: 
bolt der Wunfh ausgeiprohen worden, bod genau zu 
wiſſen, was die deutſche Induſtrie haben wolle, welche 
Iniereſſen ſie in dem betreffenden Gebiete habe, das ſie 
zu vertreten hätten, um fo zu wirken, wie, meiner Meinung 
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nah borbilblih, z. B. bie amerikanifhen Konſuln in co) 


Deutihland wirken, bie vom Standpunft des Amerilaners 
aus inı beiten Sinne bed Wortes kaufmänniſche Agenten 
für die Vereinigten Staaten von Nordamerika find. 

Ich möchte bei diefer Gelegenheit noch zwei An- 
regungen geben, bie bie „Nadrichten für Handel und 
Induſtrie“ angehen, und eine allerdingd mehr äußerliche, 
betreffend bie „Wertraulichen Mitteilungen für Förderung 
bes Außenhandel”. 

Meine Herren, bie „Nachrichten für Handel und In— 
duſtrie“, die Ihnen wohl allen befannt find, haben gegen- 
wärtig leider nur eine fehr Kleine Auflage. Wenn man 
bebentt, daß fie jedem Inbuftriellen und Haufmann, jebem 
Intereſſenten, der darum nachſucht, unentgeltlich und porto- 
frei zugefandt werben, fo follte man body meinen, baß bie 
beteiligten Streife hiervon —— Gebrauch machen 
müßten. Das ift nicht ber Fall, und ich glaube, das 
fommt vielleicht daher, daß in biefen Nachrichten das, 
was ben Kaufmann zuerft intereffiert, 3. B. ausgeſchriebene 
Lieferungen und Submiffionen im Auslande, zujanmen 
veröffentlicht wird mit einer Statiftit, bie jedenfalls im 
Zufammenhange mit der Gefamtftatiftit fehr interefiant 
ift, bie aber den Kaufmann nicht fo ſehr —— ber, 
wenn er in ben erften brei bis filnf Seiten nicht findet, 
was ihm von Wert ift, das Blatt weglegt und vielleicht 
nicht darauf zurüdfommt, es zu —— Wenn 
* eine Trennung ſtattfinden könnte, daß man ben Kauf⸗ 
euten in erſter Linie die Lieferungzs- und Submiſſions- 
bedingungen zuſendet, und zwar möglichft ſchleunig, dann 
würde man ihnen einen großen Gefallen erweiſen. Es 
wird auch gewünſcht — bie Handelskammer Chemnig hat 
kürzlich eine diesbezügliche Eingabe an bie kompetente 
Behörde gerichtet —, bat in dieſen „Nadrichten für 
Handel und Inbuftte* ebenfalls bie Lieferungsbedingungen 
bei Ausjchreibungen genau angegeben fein möchten, da es 


vorkommt, baß, wenn ber Kaufmann ſich um die betreffende (m) 


Lieferung bewirbt und fih die Bedingungen ſchicken läßt, 
er fie erit in dem Augenblid erhält, wo der Termin für 
die Einreihung der Offerte bereitö —* iſt 

Die äußerliche Anregung wäre bie, daß die „Nach— 
richten zur Förderung bed Außenhandels“ doch nicht 
gerabe in * rift auf blauem Papier gedruckt würden; 
denn es iſt außerordenlich ſchwer, wenn das mehrere 
Seiten hindurchgeht, ohne Ermüden des Auges dieſe 
Nachrichten“ zu leſen, und ſie würden ganz anders und 
leichter feſſeln, wenn dieſer kleine Wunſch erfüllt würde. 

Nun hat, meine Herren, bei der erſten Beratung des 
Etals des Reichſsamts des Innern Herr ge 
Baffermann bereit eine Anregung gegeben, doch auch 
diejenigen Beftrebungen zu berüdfichtigen, bie darauf 
binzielen, eine gewerbliche techniſche Reichsbehörde zu 
ſchaffen. Ih möchte aud im dieſer Beziehung, ba eine 
Antwort auf dieſe Anregung ſeitens bed Herrn Staatöfefretärs 
noch nicht erfolgt ift, bitten, der Denkfichrift, die der Re— 
en zugegangen ift, und bie demnächſft durch eine 

nzahl Spezialſchriften von hervorragenden Sachverſtän⸗ 
bigen ergänzt werben wird, Beadhtung zu ſchenken. 

Es handelt ſich hier um feine Augenblid3laune, viel- 
mehr auch um eine Angelegenheit, die fchon feit etwa 
20 Jahren bie deutſche Juduſtrie befhäftigt. Der Verein 
für Wahrung der Interefien ber chemiſchen Induſtrie hat 
Ihon im Jahre 1886 eine diesbezügliche Eingabe an ben 
Neichökanzler gefandt. Der Berein deutſcher Ingenieure 
bat im —— 1887 in einer in Leipzig gefaßten 
Refolutton feine Wünſche Hierzu ebenfall$ dargelegt. 

Man hofft ald Zweck dieſer gewerblichen techniſchen 
Reichsbehörde zu erreichen eine Vertretung und einheit- 
liche Durchführung von Reichsgeſetzen, deren Ausführungs⸗ 
beſtimmungen jetzt in der Hand der Einzelſtaaten liegen, 
und bie deshalb in dem verſchiedenen Landesteilen ganz 
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(A) verſchieden umd vielfach ohne gemügende Kenntnis der 
praftifchen Bebürfniffe gehandhabt werden. Man hat 
jeinerzeit geglaubt, daß die Phyſilaliſch-Techniſche Reichs⸗ 
anftalt zum Ausgangspunkt einer derartigen Behörde 
gemadyt werben fönnte. Das war aber bei dem rein 
wiſſenſchaftlichen Charakter dieſer Anftalt nicht möglich. 
In der Denkichrift des Ausſchuſſes zum Studium der 
Errichtung einer ſolchen gewerblichen techniſchen Reichs— 
behörde ift es offen gelaſſen, ob ein ſelbſtändiges Reichsamt 
oder eine beſondere Abteilung im Reichſamt des Innern 
hierfür geſchaffen werden fol. Jedenfalls würden wir es 
außerordentlih begrüßen, wenn dieſe Anregung auf 
fruchtbaren Boden fiele; denn je mehr die Technik 
fih entwidelt, je mehr fie ganz neue Gebiete ber 
Rechtſprechung Ihafft, an die man früher gar nicht 
gedacht hat, und die einheitliher Regelung bebürfen, 
um fo mehr fann die Induſtrie doch auch verlangen, 
daß dieſe Negelung eine wirklich einheitliche wird, 
daß fie fih micht wieder in bie Ausführung ber 
Landesbehörden, in verfchtedenartige Ausführungen auf: 
löft. Herr Kollege Baflermann hat ſchon darauf hin- 
gewiefen, wie verichiebenartig bie ragen find, wie groß 
unb von weldier Bedeutung fie find, die diefer Regelung 
bebürfen, und aus biefem Grunbe wird, wie ich hoffe, 
auch bie Forderung fo vieler induftrieller Verbände — man 
kann wohl jagen, daß Technik und Induſtrie ohne Aus» 
nahme bier bieje Forderung ftellen —, id fage, wirb 
biefe Forberung auch zu einem Grfolge führen. Ich 
glaube, daß derartige Maßnahmen nidyt nur der In— 
duftrie, fondem auch ben Mrbeitern nüßen und in 
biefem Sinne foztalpolitifch wirken werden. 

Dei allen fozialpolitiihen Vorlagen ift ſchließlich zu 
prüfen, ob fie nicht an ber Stelle praftticher Hilfe bureau- 
tratiſche Vorſchriften fegen. Ich möchte im dieſer Be— 

iehung erinnern an die Lohnzahlungsbücher für Minder: 
(B) hr e. Man Hat geglaubt, damit aud einen ethtfchen 

wed zu erreichen, und wenn Sie heute bie Berichte der 
ſächſtſchen Fabrikinfpektoren lefen, jo werben Sie finden, 
daß dieſe Einrichtung nicht etwa nur von Arbeitgebern, 
fondern ebenfjo einmü— ß auh don ben Arbeitern 
abgelehnt wird. Es ift beinahe unmöglich, dieſe 
Beitimmung durchzuführen. Die Arbeiter denfen gar 
nicht daran, dieſe Lohnbücher mit nah Haufe zu 
nehmen; fie bleiben entweder in ber Fabrik und verfehlen 
dadurd ihren Zived, oder aber fie werben oft — und 
daraus fieht man, wie wenig Wert man ihnen beilegt — 
in ziemlich beſchmutztem Zuſtande wieber vorgelegt, find 
immer neu zu erjegen unb werben eine Quelle ber 
Beratton für beide Teile. — Wenn man Hleined mit 
Großem vergleihen darf, möchte ich fagen, daß bei ber 
Regelung der Heimarbeit durch Geſetz gleihfalld bie 
Gelaht vorliegt, daß man anftatt praltiſcher Hilfe_biel- 
leiht nur bureantratiiche Borichriften fett, die dem Heim: 
arbeiter als ſolchem nichts nügen. 

Der Herr Staatsfetretär hat geitern ausgeführt, daß 
die Berbältnifie in der Heimarbeit ganz verſchiedenartig 
liegen, je nachdem es fih um den einen oder anberen 
Zweig der Heimarbeit handel. Ich habe bei dem 
Stubium der Gefegentwürfe, die von verſchiedenen Parteien 
dieſes Hauſes eingebracht find, und die die Grumdlagen 
enthalten, auf denen bie Regierung ihr Geſetz aufbauen 
fol, den Eindrud nit loswerden können, als wenn fie 
im wejentlihen auf ber Grundlage der Berliner Stonfeltions- 
induftrie mit ihrem Zwiſchenmeiſterſyſtem fußen, daß fie 
aber nicht anzuwenden find auf bie ganz anderen Ber: 
hältniffe mamentlih des ſächſtſchen Erzgebirged und des 
fächſiſchen Vogtlands. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen und Tinf3.) 
Menn man Wert darauf legt, zu erfahren, wie die Arbeiter 
felbft darüber denten, dann würde ich vorichlagen, daß 


x 


man prüft und im einer Enquete biefe Heimarbeiter fragt, (O) 


namentlich da, wo die Heimarbeit meift von frauen al3 
Ergänzung zur Arbeit ded Mannes ausgeführt wird, eine 
Arbeit, die einen ganz anderen Charakter trägt als die— 
jenige Heimarbeit, die als alleinige Erwerb: und Be: 
rufsarbeit ausgeführt wird. 

(Sehr I! bei den Nationalliberalen.) 

Das Poſitive diefed Gefegentwurfs ſehe ich im ber 
Ausdehnung der Krankenverſicherung auf bie Helmarbeiter. 
Auch diefen Ausführungen werben gewiffe Bedenken ent- 
gegenftchen; auch ein diesbezüglicher Gejeßentwurf hat ja 
bereit vielartige Umwandlungen aud ſeitens der 
Regterung erfahren; jebenfalö würde dad aber ein 
pofitiver Fortichritt in der Sozialpolitit und als folder 
zu begrüßen fein, während ich mir zweifelhaft bin, ob 
nicht nah anderer Richtung der Zweck, ber erreidht 
werben foll, gerade in das Gegenteil verkehrt werben würde. 

Es hat fih nun durch diefe Verhandlungen über den 
Gtat des Reichſsamis des Innern wie ein roter Faden 
das Verhältnis des Arbeitgebers zum Arbeiter hindurd- 
gezogen, und der Kollege Naumann hat geftern ein Bild 
—— der Verhältniſſe, wie ſie ſich angeſichts der 

onzentration des Kapitals in ber Großinduſtrie ent— 
wickelt hätten. Herr Kollege Naumann hat allerdings, 
ſoweit ich ſeine Rede gehört und heute in den aus— 
führlichen Berichten der Tageszeitungen verfolgt habe, 
ausbrüdlidh Hervorgehoben, daß in ber Fertiginduſtrie und 
in ber Stlein: und Mittelinbuftrie die Verhältniſſe anders 
lägen als in der Großinduftrie, bie er und bier zeichnete. 
Wenn man aber den Eindrud der Rede auf fi wirken 
läßt, bie Stimmung, die von einer folden Nebe ausgeht, 
und wenn man in Betracht zieht, daß diefe Neden in das 
Volt hinausgehen, nit etwa im Wortlaut des Steno- 
grammd des Deutfchen Reichötags, fondern iu dem 
Sefamteindrud, der im ihnen liegt, dann müßte man 


aus ihnen eninehmen, al$ wenn bie wirtſchaftlichen (1) 


Verhältniffe heute ſchon ganz allgemein zu einer 
folhden Zufammenfaffung des Stapitald, zu einer 
berartigen Konzentration der Arbeit im Großbetriebe ge- 
führt hätten, daß tatfächlich der Arbeiter feine Berfönlich- 
feit, fonbern nur noch eine Zahl wäre, nur noch etwas, 
was an ben freigeworbenen Pla gefielt würde. Diele 
Auffaffung halte ich für eine den allgemeinen Verhältnifjen 
nicht entſprechende. 
(Sehr richtig! Tints.) 

IH habe die Empfindung, daß man vielfach, wenn in den 
Kreiſen der angelehenften Sozlalpolitifer von deutſcher 
Induſtrie geſprochen wird, gewiſſermaßen hypuotifiert nad) 
Rheinland und Weſtfalen hinfieht und ber Meinung iſt, 
als wenn die ganze deutſche Induſtrie nur durch die 
Rieſenbetriebe der Stinnes und Thyſſen, durch große 
Sartellterungen, durch das Kohlenkontor und den Stahl⸗ 
werlsverband repräſentiert würde. Nun bitte ich Sie, 
doch einmal einen Blid nad dem Königreich Sachſen zu 
werfen, gewiß doch einem Induſtrieland katexochen. 
Wenn Sie einzelne Teile von Rheinland und Weftfalen 
entgegenhalten, wenn Sie einzelne Teile von Belgien nod) 
hinzunehmen, fo ift die Vergleichbarkeit erſchöpft mit irgend 
welden Wirtfhaftögebieten, die berartig induſtriell zu⸗ 
fammengefegt find mie bad Königreich Sadien. Wir 
haben im Stönigreih Sachſen auf Grund dieſer gewerb- 
lihen Entwidlung eine Bevölkerung, die 300 Menſchen 
auf ben Quadratfilometer ernährt. Wenn wir annehmen, 
daB bad ganze Deutſche Reich fih im ähnlicher 
induftrieler Weife emtwidelt, fo würde auf das 
Deutſche Reich eine Einwohnerzahl von 162 Millionen 
fommen, Dan fieht daraus, dab — und das wollte ich 
fagen — das Königreich Sachſen bereit eine Entwidlung 
antizipiert hat, die anbererfeits noch bei weiten nicht ein: 
getreten ift, daß es alſo ala ein fortgefchrittenes Induſtrie⸗ 
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tA) land angefproden werben kann, unb wenn Sie bie Ber: 


hältniffe des Arbeiter vom Standpunkte ber Betriebe ber 
fähfifhen Induſtrie anfehen, jo werben Sie von biefen 
Berhältniffen nicht fogen können, daß bier ber einzelne 
nicht mehr als Verfönlichkeit bewertet werbe, daß er bier 
nur noch eine Zahl ſei. 
Ste werben bier noch vielfach ein perſönliches Ver: 
ltnis zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitern finden, das 
o oft in jener Bebeutung für die Volkswirtſchaft unter: 
ſchätzt wird, weil es durchaus noch nicht fo weit zurüd: 
gegangen ift, wie man annimmt. Sie haben im Königreich 
Sadıfen heute noch eine Generation von Arbeitgebern, bie 
gefehen hat, wie ihre eigenen Betriebe aufgeftiegen find 
aus den Handwerfäbetrieben. Sie haben bei und eine Anzahl 
bon etwa 8000 induftriellen Betrieben mit einer Durd- 
ſchnittszahl von etwa 50 bis 100 Verfonen. Auch gerade das⸗ 
jenige Bild, das uns Herr Kollege Naumann zeichnete über die 
Truſts, bie bie Negelung ber Produktion anftrebten, ftimmt 
für und nidt. In der Fertiginduſtrie ift es überhaupt 
fehr viel ſchwieriger, fid) zu fartellieren bei dem vielen 
verfchiebenen Betrieben, als in ber Nobftofftnbuftrie, bie 
heute ſchon auf relativ wenige Betriebe beſchränkt ift. 
Wenn man aber bie Reihöftatiftil zur Hand nimmt, 
fo fteht man zwar, daß bie Zahl der Großbetriebe wächſt 
und beſonders aud die Zahl der Arbeiter wächſt, die in 
der Großinduftrie befhäftigt find, aber berartig ift bie 
Entwidlung noch nicht fortgefchritten, wie man geftern ans 
ber Rede des Herrn Naumann hätte vermuten können, und 
demgemäß glaube ic auch, daß die Debuftionen des Herm 
Kollegen Naumann heute noch nicht zutreffen auf bas geſamte 
Berhältnis der deutſchen Arbetterfchaft zur deutſchen Induſtrie. 
Ich möchte aber beſonders an einen Geſichtspunkt 
anfnüpfen. Herr Kollege Naumann hat davon geſprochen, 
daß man ben bdentfchen Arbeiter aus dem Zuftand des 
Induftrienntertanen zum Zuſtand des Inbuftriebürgers 


(B) emporentwideln mũſſe. Er hat dabei vergleichäweife hin: 


ewiefen auf die Stein-Hardenbergſche Geſetzgebung, bie 
o viele, namentlih ethiſche Sträfte losgelöſt habe, bie 
früher nicht vorhanden oder doch gemiffermaßen latent 
eye geweſen feien, die nun aber in biefem Augen- 
lid im Staatdintereffe, im Intereffe ber Förderung ber 
Produktion zutage getreten wären. Gewiß, ich bin der 
Meinung, dab wir bei allem, was mir in ber Gefeh- 
erg ſchaffen, die pſychologiſchen Momente in feiner 

eiſe umterfhägen follen. Ih habe mir gerade geftattet, 
anläßlich der Frage ber Penfiondverfiherung der Privat: 
angeftellten daranf hinzuweiſen, daß bie deutiche Induſtrie 
ein Lebensintereſſe daran Habe, biefe Verfiherung 
Be mitzufhaffen, um baburd; bie Berufsfreubigteit 
brer Angeftellten zu heben. Nun meine ich aber, bie 
Induſtrie befteht doch aus drei Faktoren: bemjenigen 
Arbeitern, bie ihre Körperkraft, denjenigen Angeftellten, 
bie ihre oe Fähigkeiten in ben Dienft des Unter— 
nehmens fellen, dann aber doch drittens aus ben linter: 
nehmern felber. Und wenn ich mir nun borftelle, jenes 
Wort des Induſtrieparlamentarismus fei in die Tat zu 
überfegen, — der Herr Kollege Naumanı bat das im 
einzelnen nicht ſo betailliert ausgeführt, daß man auf 
einzelne Detailvorfchläge eingehen könnte — wenn ich e3 
mir aber in die Tat umgeſetzt benfe als diejenige 
fonftitutionelle Fabrik mit demokratiſcher Verfaſſung, bie 
auch ihm wahrſcheinlich vorgeihmwebt hat, dann glaube 
ib, daß man babet doch einen Geſichtspunkt nicht außer 
acht laſſen darf. Wenn Sie dem Arbeitgeber, der das 
ganze Rifito des Unternehmens trägt, ber für ben Abfak 
der Probufte zu forgen Hat, bie Direltion im inneren 
Betrieb infofern nehmen, daß Sie 3. B. von einem 
Majoritätsbeſchluß der Arbeiter abhängig machen wollen, 
ob er Arbeit fparende Maſchinen anfchafft oder nicht, an 
welde Stelle er ben einzelnen Arbeiter fegt, wie er bie 





gene Direktion feines Betriebes fhafft, ih glaube, dann (0) 
rüden Sie ihn in feiner Stellimg herunter, fobak nun 
bet ihm diejenige Smitiative verloren geht, die er biäher 
in den Dienft der Sache geftellt hat 
(jehr richtig! bei den Nationalliberalen), 

und da, glaube ich, Könnte fehr Leicht ein Defizit in der 
BProdnttivität der deutfchen Induſtrie entftehen, für das 
id vorläufig noch feinen Erſatz ſehe. Denn ſchlleßlich tft 
e8 doch auch nicht nur ber Egoismus, der ben einzelnen 
antreibt, als Induſtrieller tätig zu fein, fonbern jeder 
—— — wir brauchen nicht bei der Induſtrie zu 
bleiben — wählt feinen Beruf ſchließlich auch banadı, 
ob er in ihm genug Freudigkeit zur Ausübung dieſes 
Berufes findet, und wenn man bei der großen Ent— 
wicklung, bie heute 10000 bis 15000 Arbeiter in einem 
Betriebe vereinigt fein Täßt, bier, wo ein perſönlicher 
Verkehr nicht mehr möglich iſt, Beſtimmungen trifft, die 
biefen weit vorgeſchrittenen Berhältniffen Rechnung tragen, 
fo fann man fie doch nicht übertragen auf am de 
——— und Induſtriebetriebe, weil fie ſonſt in Ber: 
ältniffe hineinkommen würden, auf bie fie der ganzen 
Natur der Sache nad) nicht pafien. 

Im übrigen glaube ich, daß diejenigen Ausführungen, 
bie ber en nr Naumann machte ſowohl in bezug 
auf den Fortſchritt der Sozialpolitit und der moraliſchen 
Verpflichtung bed Bundesrats, fi ben Majoritätsbeſchlüſſen 
be3 Reichstags nicht entgegen gußellen, als auch in bezug auf 
bie Feſtlegung und Feſtigung des Koalitionsrechts, durchaus 
die Zuſtimmung des Hauſes finden können. Ich bin auch 
mit ihm der Meinung, daß dieſes Recht, ſich zuſammenzutun 
mit ben dem gleichen Berufe Angehörenden zur Erringung 
befferer Lebensbedingungen, ein Lebensrecht ift, das bem 
einzelnen nicht unterbunden werben barf. Ich möchte 
aber bei biefer Gelegenheit auch am bie Herren ber 
äußeriten Linken eine Bitte richten. Die Gewerkſchafts- 


bewegung hat ſich heute zu einer ungeahnten Stärfe empor: (D) 


geihmwungen; nächſt der englifchen iſt e8 wohl bie deutiche 
Gewerkihaftöbewegung, bie relativ den größten Teil ber 
Arbeiter in fih vereinigt, die große Stapttalien, große 
Einnahmen aufgeftapelt hat. Wenn der Gewerkſchafts- 
gedanke, den Sie vertreten, eine derartige Anziehungäfraft 
bewiefen hat, daß Ihnen diefer Aufban möglich geweſen ift, 
bann be Sie aber aud) wenigſtens dem einzelnen Arbeiter 
bie SFreiheit, ſich derjenigen beruflichen Organtfation anzu: 
fließen, bie er für bie zwedmäßigſte —— 
Sehr gut! bei ben Nationalliberalen.) 

Es ließe fih das im einzelnen belegen; aber ich will hier 
nicht Hleinlih werben ımb etwa bas Material, das mir 
zur Verfügung fteht, im einzelnen verlefen, ſondern ich 
mödte nur ausſprechen, daß es heute eines großen Auf: 
wandes an perfönlihem Mut, ja ber flberwinbung aller 
möglihen Schwierigkeiten bedarf, um etwa in Dreöben 
nn Chemnitz als Hirfh-Dundertaner in einer Fabrik au 
arbeiten. 

(Sehr richtig! bei den Natiomalliberalen unb redt3.) 
Es ift — wie gerade diejenige Partei, die in 
den Wah u eg we fo oft jagt, daß fie dem Bolte 
bie —* ber Perſoͤnlichkeit gebracht Habe, bie dieſe 
Freihelt immer als eins ber — ihrer Welt: 
anſchauung Hinftellt, in dem Augenblid dieſe Freiheit 
niht mehr ald anerkennenswert empfindet, wo fie ſich 
nicht mehr in ſozialdemokratiſchem Sinne äußert! 

(Buftimmung bei den Nationalliberalen und redtö.) 

Der Herr Mbgeorbnete Bebel hat beim Hauptetat 
ausgeführt, daß er einen Terrorismus ober Boykott in 
feiner Weiſe unterftügen, ſondern burdaus mißbilligen 
würde. Nun hat er doch gewiß einen maßgebenden Ein- 
fluß in feiner Fraktion; wie iſt e8 denn da möglich, daß 
ein ſozialdemokratiſches Blatt, die „Mannheimer Volls— 
ftimme*, nad) den Reihötagswahlen einen Artitel brachte, 
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(Dr. ©trefemann.) 


(A) in dem fie 34 Namen von Straßenbahnarbeitern und 


:fhaffnern aufzählte, die es gewagt hatten, zu jagen, 
ba fie ben Herrn Dr. Frank nicht wählen würden? 
(Hört! hört! bei den Nationalliberalen.) 

Diefelbe Partei, die immer die Sicherung des Wahl: 
rg fordert, bamit ber einzelne nad eigenem 

illen und Gewiſſen wählen könne, erforſcht hier durch 
inquiſitoriſche —— wen der einzelne wohl wählen 
werde, und gibt ihn dann, ſagen wir, der allgemeinen 
Mißachtung in den Kreiſen feiner Arbeitskollegen preis, 
indem fie feinen Namen in bie Zeitung bringt! 

Wenn wir der Urſache nachforſchen, weshalb fo viele 
Arbeitgeber — und id; bebaure das — ſich noch nicht zur 
Anerkennung der Arbeiterorgantfationen bereit finben, fo 
iſt es, glaube id, nicht die Ablehnung de Grund- 
gedankens, daß der einzelne Arbeiter biefes Recht und 
diefe Freiheit habe, fonbern e# ift bie Form, in ber bie 
freien Gewerkfchaften dem Arbeitgeber entgegentreten als 
Anhängſel der ſozialdemokratiſchen Partei, in der er num 
doch nach Lage der Dinge einmal feine Todfeindin fieht, 
und es ift Die Form, in der von bem freien Gewerk— 
ſchaften an den Arbeitäftätten ein Terrorismus gegen alle 
geübt wird, die ihnen nicht angehören! 

(Lebhafte Zuftimmung bei den Nationalliberalen 

und rechts.) 

Ih babe hier verſchiedene Beifpiele, aus denen das 
hervorgeht. Gin jugendlicher Arbeiter, der ſich auf Wunſch 
—— Vaters der Gewerkſchaft nicht auſchloß, verlor 
eine Arbeit nach 14 Tagen. Er ging zum Meiſter und 
erllärte, daß es ihm nicht mehr möglich ſei, zu arbeiten. 
Der Arbeitgeber — ber doch fo oft al3 ein Großherrſcher 

egenüber den abhängigen Arbeitern hingeftellt wird — 
Dat in biefem Falle den Arbeiter entlaffen müflen, weil 
er ganz genau wußte, daß er in dem Augenblid, wo er 


gegen diejenigen vorging, die jenen beläftigt hatten, eine 
(B) 


rbeitöeinftellung zu erwarten habe! 
(Hört! hört! bei den Nationalliberalen.) 
Bor kurzem ift in einer Fabrik in Heidenau bei Dreöben 
ein Arbeiter mit einem Monat Gefängnis beftraft worden, 
weil er einen Nichtorgantfierten mit einer glühenben Zange 
geichlagen Hatte, als dieſer ans Feuer treten wollte, an 
dem fonft fünf Arbeiter arbeiteten, wo aber plößlich fein 
Platz mehr war, als ein Nichtorganifierter herantıat. 
Nun Hat der Arbeitgeber diefen Mann entlaffen. Man 
eg num meinen, baß die Gewerkſchaft erklärt hätte: 
as iſt ein Mißbrauch des Rechts; diefen Mann laſſen 
wir nicht mehr in unſere Organiſation, weil er unſer 
Prinzip der perſönlichen Freiheit durchbrochen hat! Das 
at fie aber nicht getan, fonbern fie hat bon dem 
brifanten geforbert, daß er ben Mißhandelten aus ber 
abrif hinauswürfe! 
(Hört! hört! bei den Nationalliberalen.) 

Derartige BVerhältniffe laffen es zum mindeſten 
pfychologiſch erflärlich erfcheinen, wenn ein Teil der Arbeit: 
geber ſich nur ſchwer zur Anerkennung ber Gewerkſchafts— 
bewegung entſchließen kann. 

Wenn man weiter lieſt, daß biefe politiſch unab- 
hängigen Gewerkſchaften jest Beſchlüſſe faſſen, wonach fie 
niemanden mehr aufnehmen, der einem Kriegerverein, 
Militärverein oder patriotiſchen Geſangverein angehört 

(hört! hört! bei den Nationalliberalen), 
fo muß man bob auch fagen, daß das eine Auslegung 
des Begriff3 ber perſönlichen Freiheit und ber Neutralität 
ift, bie man nur ſehr eigenartig finden kann. 

(Sehr gut! bei ben Nationalliberalen.) 
Ebenſo wie Herr Bebel fagte, daß alle diefe Fälle von 
Boykott und Terrorismus jeine Bill un nie finden 
werden, Hoffe ich, daß die Gewerkihaftsführer, welche 
eine große Autorität in ihren Gewerlſchaften genieken, 


einmal am ihrer Stelle darauf hinweiſen werden, daß 





diejenigen, welde fo bie perfünliche Freiheit nicht au= (0) 
erfennen, ein Grundprinzip ber Gewerlidhaften verlegen. 
Tun fie das nicht, fo können fie von uns nicht verlangen, 
daß wir glauben, es fei ihnen Ernſt mit der Freiheit ber 
Perſönlichkelt und des Gewiſſens, wenn fie da aufhört, 
fi Fin äußern, wo fie anfängt, nicht mehr ſozialdemokratiſch 
zur fein. 

Man Hat fo vielfah geiprodhen von ber wachlenben 
Organifation auf beiden Seiten. Ich ſehe in dieſer 
wachſenden Koalierung fowohl der Arbeiter wie ber 
Arbeitgeber niht eine Gefahr für ben fozialen Frieden 
in dem Sinne wie 3. B. ber Herr Stollege Dr. Mugban. 

(3 {ft bei den Beratungen über den Etat des Reichs— 
amts des Innern viel geiprodhen worden von dem Sean 
ber Tarifverträge; ber Herr Kollege Dr. Mugdan ging 
fogar fo weit, einen Zwang zum Abſchluß don Tarif- 
verträgen für die Arbeitgeber zu forbern. Diefer Zwang 
wird fich ſehr ſchwer durchſetzen laſſen. Sie können nicht 
jemandem durch dieſen Zwang der Erfüllung gewiſſer 
Lohnbedingungen einſeitig feinen Ausgabeetat belaften, 
ohne ihm eine Sicherheit zu geben, daß er auf dem 
Weltmarkt auch höhere Preiſe erhält. Ich hoffe — Id 
weiß mid da im Gegenſatz zu manchen Arbeitgeber: 
organifationen —, dab diefe Tarifverträge einmal ein 
Suftrument des fozialen Friedens werden. Man follte 
mit aller Energie dahin wirken, daß beide Teile jolde 
Tarifverträge abſchließen. 


(Sehr ridtig!) 

Aber dazu tft eine beiderfeittg ausgebildete Organijation 
unbedingt nötig. — Der Herr Kollege Naumann fagte 
geftern, mit nidhtorganifierten Arbeitern ließe ſich wenig 
anfangen. Mo wollen Sie benn aber einen Tarifvertrag 
abihließen, wenn Sie nidt Arbeitgeberorgantjationen 
beitgen, die berartig viele Prozente ber gefamten Induſtrie 
umfaflen, daß fie in ber Lage find, bindend für das ganze 
Gewerbe einen ſolchen Vertrag abzufhließen? Der Bud: 
drudertarif wäre nicht möglich geweien, wenn nicht auf 
beiven Setten eine Organijation beftanden hätte, melde 
eiwa 90 WProzent ber Betreffenden umfaßt. Die 
Organifation der Arbeitgeber, die jegt einfegt und viel- 
ad nad außen zum Ausbrud kommt in gewaltigen fozialen 
Kämpfen, bie dem einzelnen vielleiht das Bilb ent- 
rollen, ald wenn bier nur Streit und Unfriede berrichte, 
wird doch zum Schluß ebenfalld eine DOrgantfafion 
bed Friedens werden. Es on ſchließlich aud hier 
ber Sat, baß derjenige, der den Frieden mill, 
für den Krieg rüften muß. Ebenſo wie eö ein ungefunber 
uſtand ift, wenn einer großen Macht der Arbeitgeber 
ein gar nicht organifierter Arbeiterftand gegenüberfteht, fo 
iſt es auch umgelehrt; es werbenauch umgelehrt manchmal von 
den Gewerkſchaften unerfüllbare Forderungen ba geſtellt, 
wo fie wiſſen, daß fie einen einzelnen Ärbeitgeber zer⸗ 
fplittert angreifen. Je mehr fi dieſe Organtijationen 
ſtark auögebilbet gegenüberftehen, um fo größer wirb in 
ihnen auch bad Verantwortlichkeitsgefühl werden, um fo 
eher werben fie geneigt fein, den Weg bes Streites und 
Strieges, der ihnen beiden unermeßlide Opfer auferlegen 
fan, aufzugeben und den bes Friedens zu befchreiten, 
ber fchließlich für beide Zeile und bie gefamte Volk: 

wirtihaft der ſegensreichſte ift. 
Wenn ih an meine eriten Säge anſchließen barf, 


— 


fo möchte ih meine Hoffnung, dab bie jetzigen 
jozialen Kämpfe nicht ewig andauern, fonbern zu 
einer Berftändigung führen werben, barauf nben, 


dab die Sozialdemokratie derartig geſchwächt aus 
dem Wahlkampfe — iſt, daß wir heute einen 
großen Zeil von nationalen Arbeitern haben, ſodaß 
auch der Unternehmer in bem Arbeiterftande nicht mehr 
lediglih eine politiiche Vertretung der Sozialdemokratie 
fieht. Id glaube aud, und habe bie feite Überzeugung, 
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(Dr. Strefemann.) 


(A) baß unfere Soztalpolitif nit wirfung3los fein wird, wie 


e3 Herr Graf Kanitz meinte, fondern daß fie auch bazu 
beitragen wirb, wenn wir ums ihr zur Verfügung ftellen, 
wenn wir fie ausarbeiten, wenn wir fie fördern, dieſes 
letzte Wahlereignid nicht zu einer Epiſode, ſondern zu 
einem Wendepunkt unferer innerpolitiihen Lage und 
Barteifonftellation zu machen. Dies wird ganz beſonders 
ber Fall fein, weil wohl eine Partet, die auf bem Boben 
des Gegenwartäftaates fteht, eine derartige Nieberlage 
verwinden kann, aber nicht eine Partei der Illuſion, bie 
bisher vielfach ihre —— Haltung, ihre Nichtmitarbeit 
an der pofitiven fozialen Reform damit zu entſchuldigen 
verſucht hat, daß fie auf bie Auflöfung des Gegenwarts⸗ 
ſtaates hinwies durch ben von ihr geplanten Umſturz ber 
beftehenden Ordnung, durch die Nberführung bed Gegen: 
wartöftaates in den Lollektipiftiihen Staat, ben fie heute 
noch als das Ziel ihrer Wünſche anfteht. 
(Sehr richtig! bei den Nattonalliberalen.) 
Über ein berartiged Negteren konnte ber einzelne Arbeiter 
fi) Hinwegfegen, folange er ſah, daß bie Traktion groß 
wurde, wie fie wuchs von 6 auf 12, 36 unb 83 Ab- 
georbuete; ba fonnte er der Meinung fein, daB das Ziel 
dieſer Wünfche nicht mehr fern fei, und konnte aus biefer 
SHlufion heraus fih abwenden bon ben bürgerlichen 
Parteien und Gruppen, die Ihm fagten, baß wir auf bem 
Boden des Gegenwartöftaates fchrittweife Soztalpolitif 
zum Ausbrud bringen müßten. Ich glaube deshalb aud, 
daß die Sozialdemokratie wetter entfernt ift von ber Er— 
füllung ihrer Zufunftähoffnungen als jemald. Es ift aud) 
nicht anzunehmen, dab die Startelle und bie Begrenzung 
und Regelung ber Produktion durch jene großen fynbi- 
zierten Werke irgendwie eine Erfüllung der Träume ber 
Sozialdemokratie von einer rn. der Ind widualwirt⸗ 
ſchaft ſelen durch die ſtaatliche Organtfation; denn dazu iſt 
dieſe Entwicklung noch nicht ſo weit ausgedehnt — 
(Zurufe von den Sozialdemokraten) 
— geſtatten Sie, es iſt auch nur ein einziger Teil, die 
Rohſtoffinduſtrie; fie iſt noch gar nicht in die Fertig— 
induſtrie eingedrungen, die den größten Teil der deutſchen 
Arbeiter in ſich umfaßt! — ich ſage, ſie iſt nicht ſo weit 
vorgedrungen, daß wir eine Entwicklung hätten, die uns 
erkennen ließe, daß wir an ber Vortür des fozial- 
demotratiſchen Zulunftsſtaats ſtänden. Je mehr das 
Wort der Thronrede wahr gemacht wird, daß wir nun 
erft recht Sozialpolitik treiben, defto mehr werben wir die 
Sozialdemofratie als joldhe überwinden. Wir werben 
allerbingd in dieſer Beziehung, wie man es einmal von 
Sofeph II. gefagt hat, nicht mit ber Treibhaushige unferes 
Gemüt3 ben zweiten Schritt tun bürfen, ehe ber erfte 
etan wird. Aber wir werden uns jetzt beffen bewußt 
ein, daß wir damit pofitive Arbeit Ieiften, daß bie 
Soztalpolitif in biefer ganzen Umfaſſung ſchließlich, wenn 
fie auch fchrittweife erfolgt, was zunächſt reaftionär 
fingen mag, zu jener Arbeit gehört, von der man ein: 
mal gejagt bat: 
Daß fie zum Ban ber Ewigleiten 
war Sandkorn nur auf Sandkorn reiht, 
och bon der großen Schuld ber Zeiten 
Minuten, Stunden, Tage ftreicht. 
(Lebhafter Beifall bei ben Nattonalliberalen und rechts.) 


Bzepräfident Kaempf: Dad Wort hat der Herr 
Benollmädtigte zum Bundesrat, Unterſtaatsſekretär im 
Reichſsamt bed Innern Wermuth. 


Wermuth, Unterſtaatsſekreiär im Reichſsamt bes 
Innern, ftellvertretender Bepollmächtigter zum Bundesrat: 
Meine Herren, ber Herr Vorredner hat dad Wohlwollen 
des NReihsamtd bed Innern für die Entwidlung bes 
Außenhandel in Anfpruh genommen. Ich darf darauf 
erwibern, daß bie Reichsberwaltung ſelbſtverſtändlich 
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beftrebt fein wird, wie fie das ſeit einer geraumen Reihe (C) 


von Jahren in ganz befonderem Maße an ben 

gelegt hat, ben Einrichtungen und Neufhöpfungen, bie au 

diefem Gebiete entftehen, die nachdrücklichſte Förderung 

zuteil werben zu laſſen. 
(Bravo!) 

Wenn ber Herr Borrebner insbeſondere mitgeteilt hat, 
daß drei große Berbände ber deutſchen Inbuftrie fi dahin 
vereinigt hätten, eine Zentralauslunftsſtelle für den Handel 
ober, wie man ed früher nannte, eine Zentralhanbels- 
ftelle zu gründen, und daß fie zu biefem Behufe in den 
nächſten Tagen eine Eingabe an bad Reichsamt bes 
Innern richten würben, fo fann ich nur jagen, daß bie 
Reihsverwaltung dieſer u mit Spannung -entgegen- 
fehen und felbftrebenb beſonders gern mit einer derartigen 
Einrihtung ebenfo Hanb in Hand arbeiten wird, wie es 
bezüglich der Ausftellungsfommiffion bereits vielfadh ber 
Tal geweſen iſt. Wenn ber Herr Vorredner dabei 
erwähnt hat, bie Vorbedingungen, welche ber Herr Staatd- 
ſekretär des Innern für bie Unterftügung einer berartigen 
Einrichtung feitend des Reichs geftellt habe, feien von 
brei großen Berbänden erfüllt, fo wird fih ja bad an 
ber Hand ber näher barzulegenden Tatfachen des genaueren 
prüfen laffen. Namentlih wird es weſentlich darauf 
anlommen, welches are, feitumfchriebene Programm 

(ſehr richtig! Links) 
bie Zentralauskunftsftele und vorlegen wird, und vor 
allen Dingen, ob dieſes Programm gerichtet ift auf bie 
Erteilung allgemeiner Auskunft über die Hanbelöper: 
hältniffe, auf die Erteilung von Auskunft über bie Lage 
von Handel unb Induſtrie in bem Abfaglande im allge- 
meinen, auf bie Auskunft über Zollverhältniffe, über Zol- 
beſtimmungen, über GEifenbahnverhältniffe u. dal. mehr, 
oder aber ob es ſich, wie das vielfach als amım 
einer berartigen Stelle lebhaft befürtwortet ift, darum 


handelt, auch Auskunft zu erteilen über die unmittelbare (D) 


Anknüpfung beftimmier Geſchäftsverbindungen für be— 
ftimmte Firmen und Auskünfte einzuziehen über einzelne 
beftimmte Firmen des Auslandes. 
(Zurnf Int: Finger ug 

St das letztere der Fall, meine Herren, jo wirb es ja 
auch dann Aufgabe bes Reichs fein, alles, was eine ber- 
artige Stelle im Intereſſe ber förderung bed Ausfuhr: 
handel3 tut, nachdrücklich zu umterftügen. Aber bie um: 
mittelbare Beteiligung bed Reichs an einer berartigen 
Einrichtung, die dann body immerhin mit beftehenden Ver: 
—— unter anderem mit beſtehenden Auskunfts⸗ 
ureaus unter Umſtänden in einen ſehr kräftigen Wett- 
bewerb treten könnte, wird doch wohl mit 
Sorgfalt abzugrenzen fein. 

(Sehr richtig! Links.) 
Da ber Herr Vorredner dieſe Angelegenheit bier au 
Sprache gebradt hat, fo hielt ich mich fiir verpflichtet, 
bie Gefihtöpunfte, wie fie ſeltens des Herrn Staats- 
ſekretärs Grafen Poſadowsky ſchon entwidelt find, bier noch 
einmal darzulegen, um über bie weitere Behandlung ber 
Sache, die unter allen Umftänben eine entgegentommenbe 
fein wird, materiell feinen Zweifel zu Laffen. 

Was nun bie „Nahrichten anbel und Inbuftrie* 
anbetrifft, bon denen ber je: Vorredner geſprochen hat, 
ſo möchte ich hier auf die Einzelheiten nicht eingehen. Es 
iſt ſicher, daß eine Reihe von Wünſchen hinſichtlich ihrer 
Geſtaltung noch erfüllt werden kann und im e ber 
weiteren Entwidlung and erfüllt werben muß, obwohl ic 
fagen darf, daß bei allen dieſen Anregungen doch bie 
großen tehnifhen Schwierigkeiten und die Divergenz ber 
Wünſche, die an und berantreten und bei benen bie 
Erfülung des einen Wunſches fehr häufig zur gu 
bat, daß ein amberer, ebenfo beredtigter Wunſch 
aurüdtreten muß, nicht ſelten unterihätt werden. Nur 
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(Wermur.) 


(A) bas wollte ich mir erlauben berborzuheben, baß die An- 


fit, als ob bie „Nachrichten für Handel und Induſtrie“ 
eine geringe Verbreitung hätten, doch nicht ganz zutrifft. 
Die Verbreitung der „Nachrichten“ hat fich fehr erfreulich 
entwidelt. Die Auflage beitrug im Jahre 1899 nod 
2200, jeßt ift fie gemadjen auf 4300, und ich bitte jeben 
ber Herren, welder mit Handel und Induſtrie in Bes 
ztehung fteht und irgend welche Drudfacdhen für biefe Er- 
mwerbögruppen zu verbreiten hat, mir güttgft jagen zu 
wollen, ob er —* ein in Handels⸗ und Induſtriekreiſen 
geleſenes periobifches Werk kennt, bad eine mur an—⸗ 
nähernd fo große Auflage hat. Dann kommt aber ganz 
befonberd in Betracht, daß bie „Nadrichten” nit mur 
den einzelnen Firmen und nicht nur den Handelskammern, 
die doch auch für weitere Verbreitung forgen, fonbern baf 
fie auf Wunſch jedem Organ ber Preffe zugehen 
(jehr richtig! 


) 
und von ber Preffe in mweitgehendftem Umfange benust 
und verbreitet werben, wie ba3 gerabe ihr Zwed ift. 
Ich glaube, jeder Handeltreibende und jeder Induſtrielle, 
ber fi einigermaßen für den Gegenftand interefftert, 
braucht eigentlich mur feine Tageszeitung, er braucht ben 
Reichsanzeiger“, er braucht die Fachzeitung aufzufhlagen, 


und er wird basijenige, was aus den „Nachrichten für 
Handel und Induſtrie“ ihn von Bebeutung ift, barin 
wiebergegeben finden. 


Immerhin danke ih dem Herrn Vorrebner, daß er 
bei diefer Gelegenheit auf das * bingemwtejen hat. 
Ich bin auch der Meinung, daß e3 in manchen Induſtrie⸗ 
gruppen noch nicht genügend Würbigung findet, und freue 
mid, daß feine Anregung und bie heutige Beiprehung 
im NReichdtage bazu beiträgt, in biefen Gruppen eine 
_ Belanutfhaft mit der Veröffentlihung zu ber 


eln. 
Über bie gewerblich⸗techniſche Neihsanftalt und bie 
(8) Gemifhetehnifhe Reichsanſtalt möchte ih mich heute 
nit äußern. Ih bin überzeugt, baß ber Herr Staats: 
fetretär des Innern felbft barüber fih noch auslaſſen 
wird. Nur das möchte ich mitteilen, daß augenblidlid 
bie Erörterungen über bie trage, in welder Weiſe die 
Sjnbuftriellen bereit find, — Gründung einer chemiſch⸗ 
techniſchen Reichsanſtalt beizutragen, ganz beſonders 
lebhaft ſind. 


Vizepräſident Kaempf: 
Abgeordnete Giesberts. 


Giesberts. Abgeordneter: Meine Herren, bie aus— 
führliche Programmrede bed Herrn Staalsſekretärs in der 
gefirigen Sitzung wird, davon bin id überzeugt, nicht 
loß don meinen politifhen Freunden, fondern auch bei 
der gefamten Kriftlihnattonalen Arbeiterfhaft freudigft 
begrüßt werben und bei ihnen bie Zuverſicht ſtärken, daß 
—— unfer ſozialpolitiſcher Karren vom toten Punkt 
herunterfommt ımb nad * Reden praktiſche Taten 
zur Geltung kommen. Mit Ruͤchſicht auf dieſe Erklärung 
erübrigt fi) auch wohl für mid, noch ſehr auf Einzel— 
heiten einzugehen, auch ſchon mit Rückſicht auf bie aus: 
führlihe Rede unfered Herrn Kollegen Erimborn. Ach 
will nur eine einzige rag behandeln, und zwar bie von 
una eingebradte Refolutton bezüglih der Walz: und 
Hüttenwerfdarbeiter etwas näher begründen. 

Vorher jehe ih mich aber "veranlaßt, zu einigen 
Außerungen Stellung zu nehmen, bie in ben Debatten der 
legten Tage gefallen find. Mit dem Herrn Vorrebner bin 
ih vollftändig einverftanden in dem Wunſche, daß ber 
engen ber inbufiriellen Konjunktur, wie wir ihm heute 
aben, möglichſt lange dauern möge, ja vielleicht ein 
dauernder werbe. Aber ich habe nicht die Hoffnung, baf 
das deutſche Wirtfhaftsleben ftändig fid) auf diefer Höhe 
halten wird; ich möchte vielmehr die Aufmerkſamkeit auch 


Dad Wort hat der Herr 


des Herrn Vorrebnerd barauf hinlenfen, daß man € 
ſchon jest überlegen fol, welche Maßnahmen ı 
aud die Imbuftriellen zu treffen haben, um die W 
einer wirtichaftlihen Kriſe auf die Mrbeitöver 
möglichſt abzuſchwächen. Wenn foziales Verantwort 
gefühl bei unſeren Juduſtriellen vorhanden it — 
—— es iſt in weiten Kreiſen da —, dann muß 

ihrem Intereſſe liegen, möglichſt frühzeitig die W 
einer ſolchen wirtſchaftlichen Kriſe ins Auge zu fa 
nah Abhilfe zu ſuchen, um den Arbeiterſtand bi 
fhweren Schäden zu ſchützen. Bezüglid) bes Hein 
antrages bitte ih den Herrn Vorredner zu beben 
biefer Antrag gemeinfam von den verfchiebenften 
lihen Parteien eingebraht worden tft, und m 
Herr Vorredner Wert darauf legt, diefen Antrag 
beffern, wenn er glaubt, daß er zu fehr fhemat 
find zweifellos diejenigen Herren, bie damals zu 
getreten find, um ben Antrag zu beraten, aud 
mit ihm zufammen eine Verbefferung bed Antrag 


nehmen. 

Bezüglich der großinbuftriellen Verhältniſſe ſch 
Dr. Strefemann doch den Herrn Abgeordneten 9 
nicht fo ganz richtig verftanben zu haben. Ich mei 
brüdlich geftern gehört zu haben, daß Herr D. 9 
darauf bingewiefen bat, baß bie Mittelinbuftrie 
Kleininduftrie Tängft unter dem Einfluß ber gem 
lichen —— forporative Arbeitsverträ 
ſchloſſen hat, daß aber die Großinduſtrie — und 
denn doch ganz prägnant in den Vordergrund 
ſchaftlichen Entwidiung — ſich nicht bloß 
weigert, irgend welche Verträge abzuſchließen, ſond 
bie Verhandlungen mit den Arbeiterorganifatio 
irgend welde Fragen —— Art ſtrikte able 
ſcheint zwar, daß auch in ben ſtreiſen ber Metallint 
in jüngfter Zeit in etwa eine Anderung dieſes Staı 
eingetreten ift. Wie ich aus den jüngften Beri 
Tagespreffe — ich glaube, e3 ſtand geftern in ber „S 
Volkszeitung“ — erjehe, hat ſich ber Berbanb be 
tnbuftriellen bereit erflärt, wenigften® mit Kom 
welche die Arbeiter frei wählen, zu verhandeln, ı 
fogar zugegeben, daß biefe Kommlſſionen ben Bi 
mann ber Organifation zuziehen fünnen. Da 
ganz außerordentlich wertvolles Zugeſtändnis. 2 
darin vorläufig noch nicht bie ausdrückliche An 
der gewerkſchaftlichen —— liegt, fo ii 
ein Meg zum Frieden, ein Weg, ber ſchließli 
Standpunkt führt, den Herr Dr. Strefemann be 
bon Organifation zu Organifation bie Arbeitsv 
geregelt werben. 

Ih will auf die Vorwürfe bed Terroriäm 
über ber gain nit eingehen; d 
fönnen ſich felbft verteidigen. Ih möchte aber 
feftftellen, nämlich daß ber Terrorigmus ber In 

egen bie organifierten Arbeiter in ben lest 
oh aufßerorbentlih ſcharff in den Worber; 
treten iſt 
(fehr richtig! bei den Sozlalbemofraten 
daß Außfperrungen unb indtrefte Verrufse 
mittels der ſchwarzen Liften in einem Umfange PI 
daß fehr oft die Organifationen nidt einmal 
Rente finden, bie es wagen, borftellig zu werbeı 
ber Borbringung von Wünſchen uſp. Der Te 
ber nad bieler Richtung Hin geübt wird, ift ger 
werflich wie ber anbere. 
ch fomme zu einem anderen Redner. 
Kollege Hoch hat unferer Partei den Vorwur 
fie habe dem Hilfäkaffengefek ihre Zuſtimmun 
welches eine ganz außerorbentlihe Bebormu 
freien Hilfskaſſen enthalte. Ich glaube, daß 
Kollege Hoch nicht ganz genau unterrichtet tft 
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(Gieöberte) 


(A) Bang ber Berhandlungen über dieſes Geſetz. Allerdings 


—* wir und in der Kommiſſion mit den Vertretern der 
ozialbemokratifchen Partei nicht verftändigen können über den 
Weg, ber zu gehen ift, um ben Schwindelfaffen beizulommten, 
Wir haben aus dem amtlihen Material, dad uns bie 
Regierung auf ausbrüdlihen Wunſch beichafft bat, er: 
fannt, daß ein anderer Wen, den Schwindeltaffen beizu- 
fommen, nit gegeben iſt als bie Seaftung me 
ir Eine ſolche Auffichtsinftang ift um 
5** in dem Auffichtsamt für ———— 
eine Herren, der Mißbrauch mit dem Hilfskaſſengeſetz 
iſt allmählih jo groß geworden, daß hier unbedingt 
Wandel geihaffen werden muß 
(fehr richtig! in der Mitte), 
unb ich freue mic, daß ber Herr Staatöjelretär in Aus: 
fit geftellt hat, daß das Hilfskaſſengeſetz demnächſt 
wilederkommen wird. Wenn aber der Herr Kollege Hoch 
dad Geſetz und ben SKommiffionsberiht einmal genau 
— * eht, ſo wird er finden, daß darin alle diejenigen 
Wünſche, welche der freie Sitietaffentongreß feinerzeit 
253 bat, berückſichtigt worden find für ben Fall, 
daß bie Stellung der Hilfälaffen unter dad Privat- 
—— beſchloſſen werben ſollte. Wir find weit 
r binausgegangen und haben möglichft die Selb: 
Aändig ei und Freiheit der Kaſſen zu fichern verfucht. 
ch fomme nunmehr zu Herrn Dr. Mugban, ber 
auch diesmal nicht unterlaffen hat, unferer Partei einige 
ganz ungewöhnlich unfreundlihe Worte zu jagen, zu denen 
ein birefter Anlaß abſolut nicht vorla 
(Sehr richtig! in der itte.) 
Er hat fid) auch jegt wieder geäußert, bie Stodung in ber 
Spzialreform fet in der Zeit eingetreten, alö dad Zentrum 
ier im Haufe bie — „Führung“ gehabt habe. 
Sein Bartelfreund D. Naumann bat gleich darauf etwas 
anderes gejagt. Er hat durchaus anerlannt, daß bie 
Periode der Tätigkeit bed Herrn Staatsjetretärs Poſa⸗ 
dowsty die Periode geweſen ſei, wo bie Grundlage ber 
Verſicherungsgeſetzgebung erweitert und ber ſtreis für dem 
gg weiter gefaßt worben fei, und das ift aud) 
bie Zeit, wo, wenn man will, bie Zentrumspartei bie 
Führung gehabt hat, und dieſe Erfolge können wir doch 
zum guten Teil auf das Konto unſerer Mitarbeit ſchreiben, 
abgeſehen davon, daß auch vor dieſer Zeit kein ſozial⸗ 
3 Geſetz bier im Reichsſtag zu ſtande gekommen 
iſt, an dem nicht bie Zentrumspaärtei ausdrüdiih und 
ausſchlaggebend mitgearbeitet hat. Allerdings haben wir 
es nicht fo weit fommen lafjen, daß wir wegen Ber: 
welgerung einer BL ialpolitiichen Forderung den Reichstag 
haben auflöjen laſſen 
(Heiterkeit), 


ſchon aus bem einfachen Grunde nicht, weil wir bazu 
nicht in ber Lage find und wir aud nicht möchten, daß 
— Au ng ein ſolches „Laubinifches Joch“ anfgelaben 
enn ber Herr Abgeordnete Mugdan fo auf: 
Töfungsiuftig ift, fo können wir wohl erwarten, daß bie 
freifinnigen arg bie das Zünglein an ber Wage ber 
neuen —— ſind, nun ſchleunigſt das damals nicht 
zuſtande gelommene Reichsbera efeg — deſſen Scheitern 
er uns in, — Laſt legt, aber zu Unrecht zur Laſt 


legt — 
* gut! in der Mitte) 
und von ber Regierung verlangen, daß, wenn es nicht an⸗ 
genommen wird, fie ben Reichſstag nad Haufe ſchickt. Wir 
aber — die Berfiherung, wir werben bad Zuftandelommen 
des —— nad beſten Kräften unterſtützen. 
Im übrigen rate ih Herrn Dr. Mugdan, bie Aus- 
—— bed Herrn D. Naumann über ben „ziveiten 
tzgebenden Faktor” eiumal gründlich nachzuleſen und 
mit feinen eigenen Ausführungen zu vergleichen. Er wirb 
dann zu ber Einſicht fommen, daß es eine finblichnaive 


politiiche Anſchauung if, wenn man einer 
Vorwurf macht, fie habe durch Verweigerung eines fozial- 
politiſchen Geſetzes es nicht zu einer Reichstagsauflöſung 
—— an hg Bezüglih der Witwen- und Waiſenver⸗ 

herum a Dr. Mugdan dann ebenfall3 ei De 
“3 bie Tatſache feft: hätte umfere Partei bei 
Zollberatungen nicht daran feitge ** ſo hätten wir 
heute fein Witwen: und Waiſenvberſicherungsgeſetz in Auß: 
fit, und wir glauben, daß wir baburd, daß wir bie 
Notwendigkeit der Erhöhung der Getreidezölle im Intereffe 
des Schutzes ber Sandwirtiäaft einfahen, einen Att ber 
ausgleihenben Gerechtigkeit ausüben, wenn wir bie 
—— fließenden Mehreinnahmen zu dieſem Zwecke ver- 
wenden. 

Wenn Herr Dr. Mugdan bemängelt, daß damit der 
Witwen: und Waiſenverſicherung eine ſchwankende Unter⸗ 
lage gegeben iſt, fo irrt er ſich ſehr. — — on 
dab die Witwen: und Waiſ er —* 
auf dieſe Einnahmen baſiert werben foll? — 
a einmal fo weit — iſt, daß die neue Se 

ch verſtändigt hat über eine Herabminderung der Zölle, 
dann werben wir Ihnen recht fräftig helfen, neue Mittel 
und Wege zu fuhen und Einnahmen flüffig zu maden, 
um den Ginnahmeausfall zu deden, ben die Verfiherung 
daburd erleidet. 

(Sehr gut! in ber Mitte.) 

Bis bahin aber wollen wir ruhig bie Mehreinnahmen für 
diefen ſchönen, eblen Zwed regiftrieren und möglichſt jehen, 
daß auch weiterhin die Witwen: und Waiſenberſicherung 
gut fundiert wird. „Die Welt ift rund“, fagt Herr 
Dr. Mugban, „und bie Dinge drehen ſich“. Gut, wenn 
fie ſich jo weit gebreht haben, daß die nene Mehrheit die 
Bebensmittelzölle herunterfegt, werben wir mithelfen, neue 
Steuerquellen zu fhaffen, um die Witwen- und Waifen- 
a neu zu funbieren. 

Meine Herren, bie Rede des Herrn D. Naumann (m 
war für und, die im praftifchen Leben ftehen und bie 
kleine aragraphenarbeit maden müffen, geiftig erfrifchenb : 
man fühlte, e3 fprad der Mann, braußen geftanden 
hat, aus der Vogelperfpektive, und es war ganz gut, 
einmal in fo geiftreiher Weife das Thema behandelt zu 
fehen, an dem wir uns ſchon jahrelang plagen, in Heinen 
Erfolgen Praktiſches zu erreihen. Ich babe geftern aus 
ber Rebe bed Herrn D. Naumann aud eine eiwas freund- 
lihere Stellung zu dem Herrn Staatäfelretär heraus- 
gehört, als fie in bem Artikel in ber „Hilfe“ enthalten 
war, und freue mid, baß er den Finger an bie Wunde 
gele bat, an ber unſere ee Sozlalreform —— 

ich am Bundesrat. Es iſt ganz recht, was 
D. Naumann fagt: im Reichstag ift heute und war her 
eine gefchloffene Mehrheit für fortgefchrittene Soztalpolitit 
vorhanden, nicht bloß für bie Arbeiterverfiherungdgefeke, 
nit bloß für Mel Fi — Dr für 
—X heit, für Arbeuskammern, für Vereinsrecht 
ufw., und ich bin auch überzeugt, daß ber Herr En. 
fetretär den allerbeften Willen gehabt und noch hat; aber 
wenn bie Sade ſcheiterte, dann trägt ber Bundesrat 


bie Schuld 
gr richtigl in der Mitte), 
und ich freue mi ——— daß * von dieſer 
Seite einmal den see bom Bundesrat der Stanbpunft 
Har gemadt worben ift. 
(Heiterkeit.) 

Hoffentlich nimmt das ber Bundesrat ad notam und 
läßt enblih von feiner abwartenben Stellung ab, um bas 
verwirklichen zu ‚ee was und biefer Tage "hier ber: 
ſprochen worben i 


Meine Herren, ih komme num zu ben Fragen, mit 
denen ih mid hauptſächlich beſchäftigen wollte. Schon 
im vorigen Jahre hat das Hohe Haus eine Refolution 
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(Giesberte.) 


(A) angenommen, die vom der ſozialdemokratiſchen Partei ein- 


gebradjt war, welche Erhebungen über die Lage ber Walz- 
und SHüttenwerfdarbeiter verlangte. In biefem Jahre 
liegen uns brei verſchiedene Refolutionen vor, eine, Die 
von meinen Freunden eingebradt ift, eine, die von ben 
Sozialdemokraten eingebracht ift, und eine vom ber polni- 
ſchen Fraktion. Es zeigt das, daß die Frage ernft ift 
und Bedeutung hat. Bevor wir in bie Ferien gingen, ift 
und anßerbem vom Deutfhen Metallarbeiterverband eine 
Denkfrift zugegangen: „Beiträge zur Lage ber Metall: 
und Hüttenarbeiter in Deutſchland“, die ich jebes Mitglied 
des Haufe durchzuleſen bitte. Man wird vielleicht 
mandes einfeitig finden, aber vielleiht and manches 
Wertvolle zur Beurteilung der tatſächlichen Berhältniffe. 
Unfer Ehriftliher Metallarbeiterverband * ebenfalls eine 
olche Denkichrift in Vorbereitung. Dieſelbe wird wahr—⸗ 
cheinlich vor ber nächſten Seſſion dem hohen Haufe vöor— 
gelegt werden. 

Meine Herren, warum verlangen wir vorerſt voll» 
fändige Erhebungen über die Verhältniffe in der Metall: 
und Hitteninbuftrie? Wir verlangen fie beöhalb, weil 
gerade in biefer am weiteften aus * Großinduſtrie 
ed bisher nicht 2 geweſen it n Hares Bild über 
bie Urbeitöverhältniffe zu gewinnen, und aus dieſen 
Kreifen fortgefegt bie allerle ige Zune über lange 
Arbeitszeit, ſchlechte Arbeitsräume ufw. in bie eſſe 
kommen. Die Erhebungen des Statiſtiſchen Amts haben 
fih bisher im mefentlihen anf bie fleinen Induſtrien, 
auf bie handwerlsmäßigen Betriebe beſchränkt, Gaftwirts- 
Chem ufw., und ih Ieugne durchaus nicht, daß diefe 

ebungen abfolut notwendig waren. Mber, meine 
Herren, man foll auch bier, in ber Großinduſtrie, nicht 
vergeſſen, daß fi bort Mißſtände allmählich angehäuft 
haben, bie ber ernftlichen Unterfuhung bebürfen. 

Unfere beutihe Metallinduftrie hat fih glüdlicher- 


(B) weife fo entwidelt wie kaum ein anderer Induftriezweig 


in Deutichland. Die Metallindbuftrie ift das Rückgrat ber 
deutſchen Induſtrie. Die Metallinbuftrie wirft den Unter— 
nehmern ganz erhebliche Gewinne ab; aber fie zahlt auch, 
will ich Hinzufügen, im Verhältnis zu anderen Induſtrie⸗ 
jmeigen ganz erhebliche Löhne, erfordert aber von ben 
tbeitern auch ein ganz außerorbentlihes Riſiko an 
Geſundheit und Lebenöfraft, und darum ift ein gröberer 
Shut, eine größere Fürforge für die Metall- und 
Hüttenarbeiter ganz entſchieben am Plage und notwendig. 
wünſchen in unſerer Refolution zuerft einmal 
rg über die Wirkung ber Feuerarbeit auf bie 
Gejundheit und das Leben der Arbeiter. Wir wünfchen 
aufgebedt bie Urſachen ber außerorbentlih hohen Krank— 
heitsziffern unb lUnfallsziffern in ber Walz: umb Hütten- 
werldinbuftrie. Meine Herren, die Steigerung ber Unfälle 
in dieſem Imbuftriezweig tft jo groß wie in feinem 
anberen Zweige unferer ganzen Induftrie. In der Süd: 
weſtdeutſchen Eiſen⸗ und Stahlwerksberufsgenoſſenſchaft 
ſtieg die Zahl der entſchädigungsberechtigten Unfälle im 
Jahre 1 bon vorher 9,3 auf 10,4 und 1905 auf 
1034 auf je 1000 Bollarbeiter. Die Zahl ber ans 
gemeldeten Unfälle betrug pro 1000 Bollarbeiter 1901: 
97,0, 1902: 101,9, 1903: 102,5, 1904: 102,3, 1905: 
1036. Am —* iſt die Sache bei der Rheiniſch— 
Weſtfäliſchen Eiſen- und Stahlwerisberufsgenoſſenſchaft. 
Der — der BAUEN EEE He” Unfälle auf 
je 1 ollarbeiter betrug hier 1902: 13,6, 1903: 14,2 
unb 1904: 15,2. Im borvergangenen Jahre 1905 ift bie 
Zahl etwas geringer: 14,6. Noch erheblidier ftieg aber 
bie Zahl ber angemeldeten Unfälle, und zwar famen auf je 
1000 Mollarbeiter 1902: 183,3, 1903: 180,0, 1904: 
187,6 ımb 1906: 195 Unfälle. 
Meine Deren, das find Ziffern, bie zu denken geben. 
Man darf nicht von vornherein fagen, es liege an ber 


Schwere der Induſtrie unb an ber Art ber Arbeit. (C) 


Zweifellos liegt etwas an der Art diefer Induſtrie, bie 
leicht zu Unfällen neigt. Wer mit Eifen und Feuer ums 
gehen muß, hat Gelegenheit, fi zu verbrennen; hat Ge— 
legenheit, zu ftürgen; bat Gelegenheit, daß irgenb 
etwas auf ben Fuß fällt ufw. Aber biefe Höhe ber lin: 
fälle ift doch außerordentlich bedenklich. 

Ebenfo, meine Herren, fieht e8 aus mit den Sranf: 
heitöziffern. Es gibt kaum eine VBerufögruppe, wo an 
und für fih fo viel gefundes, ftarfes Menſchenmaterial 
beriwenbet wird, umb wo bie Strankheitäziffer in ben 
Krantentaffen fo groß ift wie gerade bei der Walz: und 
Hütteninduftrie. Ich will auf chen ber Kürze ber 
Zeit halber nicht eingehen. Ich wünſche, daß burd Er— 
hebungen die Sache geflärt wird und auf Grund ber 
Erhebungen natürlich entſprechende Verordnungen erlaffen 
werden. Ganz befonber3 möchte ih die Aufmerkfamfeit 
leiten auf die Zuftände in den —— Hütten: 
werfen, von been mir fo ſchlimme Dinge berichtet worden 
find, daß ich vorderhand nicht den Mut Habe, fie hier 
vorzufragen 

(hört! hört!), 
ohne die Sadje erft näher unterjucht zu haben. Ganz 
beſonders fol es bort in ben Spitälern fehr unfauber 
audfehen, und die Behandlung ber italienischen Arbeiter 
fol eine vollftändig unwürdige fein. 

Meine Herren, ed wird fih wohl im Laufe ber 
Tagung noch Gelegenheit finden, auf biefe Dinge im 
einzelnen näher einzugehen; aber ſchon jet made id 
darauf aufmerlfam, dab man leider in der Hütten und 
Walzwerksinduſtrie den Wünſchen ber Arbeiter nicht 
genügend in der Richtung entgegenfommt, daß man ihnen 
die Unfallverhütungsborſchriften in ihrer Mutterfpradhe zur 
Kenntnis bringt. Wenn man Italiener, Ruffen, Galtzter, 
Böhmen und Gott weiß was für Leute in die Juduſtrie⸗ 


gebiete hineinjchleppt und fie mit ben Infallverhütungs- (D) 


vorſchriften der Berufögenofienfhaften völlig unbekannt 
läßt, dann kann man fi nicht wundern, wein bie Unfälle 
außerorbentlich fteigen, und darum wünſchen wir, baß 
auch geſetzlich feftgelegt wird, daß ben Wrbeitern bie 
Unfallverhütungsvorfhriften in ihrer Mutterſprache zur 
Kenntnis gebradjt werben. 

Am limmnften liegen die Dinge in dem ober- 
ſchleſiſchen Induftriegebiet, welches ja bed öfteren bier 
ber Gegenftand lebhafter Kritil geweſen ift. Die Unfall- 
iffern übertreffen dort noch die von Rheinland und Weit: 
h en. Die ſchleſiſche Eifen: und ge rg 
hatte auf 1000 Bollarbeiter im Jahre 1 14,4 ent- 
\häbigungepflictige Unfälle, im Sabre 1903 15,18, 
1904 17,2 unb 1905 15,9, Das find Zahlen, die alles 
überfteigen, wa3 man bisher für möglich gehalten bat. 
Dazu kommt, dab im oberſchleſiſchen Induſtriebezirk bie 
Löhne am allerniebrigften find. Man weift ja gern auf 
die hohen Löhne Hin, die die Metall- und Hüttenarbeiter 
haben, und ich felbft habe auch ſchon angeführt, daß in 
biefen Induftriezweigen mit bie höchſten Löhne gezahlt 
werden. Nun haben mir feine zuverläſſige Lohnſtatiſtik, 
wir müfjen und begnügen mit den Berechnungen, die wir 
und auf Grund der Berichte der Berufsgenofjenihaften 
maden können, und nad) diefen Berichten, die nicht ganz 
zuberläfftig find and daher mit Vorſicht aufgenommen 
werben müffen, betrug im Jahre 1905 ber Durchſ 
lohn der Metalle und Hüttenarbeiter bei ber rheintjd- 
weſtfäliſchen Walzwerksberufsgenoſſenſchaft 1413 Mark, 
bei ber fübbeutfhen Eiſen- und Stahlberufsgenoffen- 
[haft 1010 Mark, im der norbbeutihen Gifenberufd- 
genofienfhaft 1051 Mark, in ber ſächſiſch-thüringiſchen 
Stahlberufsgenofienfhaft 1074 Markt, in ber norb- 
öftlihen 1085 Mark, in ber fübbentfhen 1141 Mark 
und in ber fdhleftihen 886 Marl. Der Bezirk Efien, 


(A) in dem bie Löhne wohl am höchſten in 


(8) Unterfuhungen 
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(Wiesberts.) 
Deutfchland 
fiehen, betrug der Durchſchnitislohn der Hütten- und 
MWalzwerköarbeiter 1557 Markt. Stellt man diefe Summe 
dem Lohn gegenüber, ber in Oberſchleſten gezahlt 
wird, fo findet man eine Differenz der Löhne, die 
in feiner Weife durch die Verſchiedenheit ber Lage ber 
Induſtrie berechtigt erichelnt. Dazu kommt der Ubelſtand, 
dab gerate in Oberfchlefien in reihem Maße Arbeiterinnen 
beihäftigt werben und zwar zu ganz geringen Tages 
löhnen. Wer etwa glaubt, daß die Frauen dort mit 
nebenſächlichen Arbeiten beichäftigt werben, irrt fehr. Ich 
babe bier einen Bericht aus Oberichlefier, ben ein Arbeiter 
geihrieben bat. Derfelbe jchreibt über dieſe Zuſtände 
unter anberem folgendes: 
Die Lebenöhaltung der meiften oberfchlefiihen 
Arbeiter ift einfach troftlo8 zu nennen. In feinem 
anberen Bezirk unſeres deutſchen Vaterlandes find 
die Frauen und Mädchen graimumgen, die ſchwere, 
überaus ungefunbe Arbeit in den Hütten:, Berge, 
Dlei: und Zinkwerken zu verrichten, wie in Ober- 
fchleften. rn gr werben in ben gefamten 
Merten beſchäftigt 12 268 Mäbchen und rauen, 
babon in ben Hüttenwerken 3214; ja fogar in 
ben geſundheitsſchädlichen Blei- und Zinkhütten 
wurden im 2. Quartal 1906 1715 Mädchen und 
Frauen beſchäftigt. Diefelben werben mit zu 
den fchwerften Arbeiten herangezogen, wie Aſche— 
fahren, Kolsfahren, Stohlenabladen, ja felbft die 
ſchweren Schladenwagen fieht man fie mit Auf: 
gebot aller ihrer Kräfte vor fich herfchieben, und 
das alles fage und ſchreibe zu einem Tagelohn 
bon 1 Mark bis 1,50 Mark. 

Das find Zuftände, die unbedingt der Klarſtellung 
und ber Abhilfe bedürfen. 

MWir verlangen im zweiten Teil unferer Refolutton 
ber bie Beihaffenheit der Arbeitsräume. 
Es ift ja erfreulich, feftzuftellen, daß allmählich unter dem 
Drud der dffentlihen Meinung und der Arbeiterorgani: 
fationen man auf den Hüttenwerten infofern fozialpolitifche 
Se trifft, al$3 man für gutes Trinkwaſſer forgt. 

ür bie ſchweren FFeuerarbeiten ift es bon außerordent- 
licher Wichtigkeit, daß bie Lente re Trinkwaſſer ober 
noch befier Kaffee oder ein ähnliches Betränf zur Ber: 
fügung haben. Nicht in allen Hüttenwerken ift man heute 
o weit, bab man in ben Sommermonaten den Leuten an- 
att Wafler, dad oft gefährlich ift, Sole gibt. Ich 
meine aber, bie Hütteninduſtrie wirft jo hohe Gewinne ab, 
baß biefelben gar nicht beeinflußt werden, wenn man 
— nad ber Seite Hin ein bißchen human handelt und 
en Arbeitern unſchädliche Getränte Rn Berfügung 
fiellt, die erfrifhenb wirken und vor allen Dingen bie 
—* ———— ableiten, der bie Leute aus⸗ 
gefe i 

Es fommen ferner in Betracht die Waſch- und Babe- 
einrichtungen, bie unbebingt nötig find, namentlich im 
Hüttenwerten, wo die Leute in Schmug und Dred arbeiten 
müffen unb von früh bis fpät ftarfen Schweißabfonberungen 
audgefegt find. Wenn man bedenkt, baß bie Beute fi 
höchſtens bie Hände und das Gefiht waſchen können um 
fo nad Haufe gehen, dann kann man fih ein Bilb machen 
bon ber Neinlichkeit, die in biefen Haushaltungen herrſcht. 
Wir müfen dahin fommen, baß ben Arbeitern im Berg: 
bau und in anderen fchmugigen Inbuftrien nicht bloß 
reichliche Gelegenheit zum Baben gegeben wird, fonbern 
baß bie Arbeiter auch angehalten werden durch Die Arbeitö- 
orbnung, biefe Babegelegenheit zu benugen. Ich war vor 
einigen Jahren einmal in einem großen Farbwerf, wo 
mir ala eine außerorbentlihe Wohlfahrtseinrihtung eine 
Anzahl Arbeiterbäber gezeigt wurde, bie zum Teil ſehr 
nett eingerichtet waren. Ich war natürlich darüber jehr 


erfreut; aber als ich die Arbeiter 2. bie rot, grün uf. (C) 
ausfahen, fonnte ich es nicht ald eime beſondere Wohl- 
fahrtseinrichtung anfehen, dab man den Leuten die Gelegen- 
beit zum Baben gab, ſondern einfah ald eine foztale 
Pflicht. Einen Menichen, der in der Probuktion ſich ber- 
artig beſchmutzt, darf man nit in einem folden Zuftand 
nad) Haufe gehen laffen. Deshalb follte man auch in 
Hüttenwerlen mehr Wert auf reihlihe Waſch- und Babe: 
einrichtungen legen. Vielfach find auf den Hüttenwerken 
nicht einmal Ankleideeinrichtungen vorhanden. Die Räum— 
lichkeiten, in benen ber ganze Probuftiondprozeß vor ſich 
geht, find zugig. Das läßt ſich nicht immer ändern; aber 
eins kann geändert werben, nämlich daß man zu gewiffen 
Beiten, befonderd im Sommer, für gemigende Lüftung 
und Bentilation forgt, um die ſchädlichen Gaje abzuziehen, 
bie fih vielfah bei dem Verhüttungsprozeß entwideln. 
Das ſchlimmſte in der Hüttenarbeit ift die Arbeits: 
ct. Ich made baranf aufmerffam, dab nad bem 
erihten ber Berufsgenoffenfhaften bei ben Berufs: 
genoffenihaften der Walz: und Hüttenwerle, ſpeziell 
bei der Nheinifch-weftfäliihen, die Zahl ber Bollarbeiter 
gi it ald die Zahl ber Verſicherten. Belannt- 
id} berechnet man einen Bollarbeiter auf 300 Arbeitd- 
tage, Nun findet man in ber Statiftil, bab z. B. 1904 
in ber Rheinifch-wertfältfhen Berufsgenoſſenſchaft 139 732 
Vollarbeiter angegeben werben, dagegen nur 136 961 Ber: 
fiherte, 1905 152500 Bollarbeiter und 149888 Ber- 
ſicherte, und daß bier ftet3 2700 reip. 2600 Bollarbeiter 
mehr da find als Verfiherte. Daraus refultiert allein, 
wie ungebührlih lang heute die Arbeitszeit für bie 
Hüttenarbeiter if. Denn wir müſſen annehmen, baß von 
der Zahl berBerficherten ein ganzer Teil im Laufe des Jahres 
durch Strankheiten und fonftwie eine Schicht fehlen müſſen, 
ſodaß im Durchſchnitt wohl auf jeben Verſicherten faum pl 
als 300 regelmäßige Schichten fommen. Aber bad Me 


tommt auf die Überftumben und Nadhtihichten, und da habe (m) 


ich bier einen fleinen —* machen fünnen aus bem 
reichhaltigen Fragebogenmaterial, welches mir der chriſt⸗ 
liche Metallarbeiterverband zur Verfügung geſtellt hat. 
Ih habe leider nicht die Zeit gewonnen, dasſelbe 
vollſtãndig u gig Ich will nur wenige Zahlen 
anführen, um Ste nicht zu langweilen. 

Diefe Fragebogen ergeben 3. B. für bie Gruppe 
eined Hüttenwerls, baß von 63 Mrbeitern 21 im einer 
vierzehntägigen Periode auf eine Arbeitsftundenzahl von 
170 famen, 17 auf 150 bis 160 Stunben. ziel . 
tft die Frage nad ber Zahl der Arbeitsſtunden erfegt 
durch folgende Bemerkung: ih arbeite 13 Stunden 
täglich und made 13 Schichten, 13 mal 13 Stunden 
in 14 Tagen. — Ich will weiteres BZahlenmaterial 
bazu nicht mehr geben. Es ift eine gar zu befannte 
Tatjache, daß gerade in ber Hütteninbuftrie vieles faul 
ift in bezug auf bie Arbeitözeit, und jebe Reform muß 
einfegen mit der Regelung ber Arbeltszeit, vor allen 
Dingen auch mit ber Regelung ber Sonntagsarbeit. 
Biellac fommt es bor, dab 3. B. die Nachtſchichten, 
bie Schidten, bie am Samstag Abend 6 Uhr an 
fangen und bis anderen Morgen 6 Uhr arbeiten, 
bis über Mittag zurüdgehalten werben für Neparatur- 
arbeiten; e3 kommen heute noch Fälle vor, wo Leute 
18—24 Stunden ununterbrochen arbeiten müffen. Die 
S6ftündigen Schiäten, die auch einmal ziemlih Sitte 
gewefen find in dieſer Induſtrie, kommen allmählich ab, 
eimerjeitö weil bie öffentliche Hritit aud auf diefe Befiker 
eiwad wirft, unb ambererfett3 weil bie Arbeiter ſich 
weigern, biefe übermäßige Arbeitözeit zu leiften. 

Das Ziel, dad wir in ber Hütteninbuftrie — 
müffen, iſt die Einführung des Achtſtundentages. 
Hüttentnduftrie, vor allen Dingen foweit bie Syeuerarbeiter 
in Beirat kommen, ift angewiefen auf eine fortgefette, 


(A) 


(B) 


(Giesberts.) 
ununterbrocheue Produltionstätigleit, fie kaun die Arbeits: 
eit nicht willkürlich regeln wie die Weberei, Spinnerei. 
enn e3 aber wahr iſt, daß bie Arbeit jo ſchwer, fo 
gerne fo unfallgefährlich ift, dann, meine 
ch, muß man ernſtlich überlegen, ob nicht der breiteiligen 
Shit ber Vorzug zu geben if. Wer 8 Stunden am 
Hodofen bei großer Hiße gearbeitet hat, hat Kräfte 


genug verloren. 
(Sehr ridtig!) 
Ich bin Speziell in diefen Hüttenbezirken befannt. Wenn 
man Sonntag Arbeiterverfammlungen abhält, fo trifft 
man häufig Arbeiter, die 24 Stunden gemadt haben, — 
was, um ben Schidhtwecjel herbeizuführen, ſehr bort 
Eitte if. — Diefe Leute fchlafen in ber Berfammlung 
ein und find kaum wach zu kriegen durch Anftoßen, fo 
total erſchöpft und ermübet find Die Leute von der ſchweren, 
harten Arbeit. Ich meine, es wäre alle Beranlaffung, 
biefe Dinge zu unterfuchen und Mittel und Wege zur 
nie zu jhaffen. Inſoweit füme unfere Refolution 
age. 


Ih habe Hier einige Eremplare von Fragebogen, bie 
ein Bild von ben Zuftänden in ber Hütteninbuftrie geben. 
Ih will von bemfelben nur zwei vorlefen. Das ift 
deöhalb intereffant, weil auf der Rückſeite dieſer Bogen 
die Leute ohne Aufforderung ihrem Herzen Luft maden, 
fobaß man erfährt, was fie perfönlih nicht zu Jagen 
wagen und auch in Berfammlungen nicht vorbringen. Da 
fchreibt ein Mann über die Behandlung in dem betreffenden 
Wert — einem ber bebeutenbiten und größten Hüttenwerke 
Deutihlands —: 
Die Behandlung in unferer Abteilung ift nicht 
vom beiten; unfer Chef will jeden herauswerfen 
und wirft mit Tintenfäffern nad ben Arbeitern 
und tut fi aller groben Ausbrüde bedienen, bie 
fich fir fo einen gebildeten Mann, wie ber Herr 
—* will, nicht geziemen. Gegen mir hat er 1 
o Ausdrücke bebient: „Sauferl*, „Dredierl” uſw. 
Der Chef hat zu meinem Kollegen gejagt, er will 
die ganze faule Brut ausrotten und will bie 
Arbeiter fo heranholen, daß das Blut ihnen aus 
beu 4 fommt. So bat er ſich ausgedrückt 
gegen bie Arbeiter. Der Wagenmeifter, der hat 
fih auch fo allerhand Worte gan mir bebient 
und gegen bie Gewerlidaft. fagte zu mir, 
er wolle mir Obrfeigen geben, daß mir die Zähne 
nur fo berauäfliegen, und aud gegen meinen 
Kollegen 

— den Namen des Betreffenden will ich verfchweigen — 
bat er ebenfo geſa 

Das find jo Stimmungsbilder! Ich will nicht jagen, daß 

alles fjubjeftiv wahr wäre; wenn aber bie Arbeiter fo 

etwas niederſchreiben, fo erſcheint es doch als Stimmungs- 

bild äußerft wertvoll. 

Ein Keffelwärter von einem großen Hüttenwerk ſchreibt 


folgendeö auf bem —— — war ſchon überfüllt mit 


Mißſtände. Jeder 
Waſſer, die Sicherheitsventile beſchwert mit 
ſchweren Eiſenſtücken. Es bat ſich ber Steflel- 
wärter, bei dem bie Mißſtände hauptſächlich bor— 
fommen, ſchon einmal ſelbſt darauf gelegl- Diefer 

. läßt es oft fo weit fommen, daß bie Steffel kein 
MWaffer mehr haben, ſodaß bie Feuer müſſen 
berauögerifjen werben. Der Keſſelrevlſor bat bie 
Heizer wegen ber Beihwerung ber Ventile ge 
warnt, bag im MWiederholungsfall Beftrafung ein- 
treten würbe. Bei biefem Keſſelwärter verbrauden 
bie Helzer 6—7 Tonnen Sohlen mehr als bei 
ben anderen. Er läuft im Steffelhaus herum und 
traßtiert die Heiger im der gemeinften Art und 
bedroht fie fogar mit Schlägen. Wenn er ſich 
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im Betrieb etwas zufchulden kommen läßt, daun (C) 


müfjen die Heizer dafür berhalten. Gr wird 
überall nur genannt: der Mörber unferer Jugend. 

Das tft wieder ein Stimmungsbild! Man mag nicht 
viel darauf geben; aber diefe Aufzeichnungen zeigen doch 
jedenfalls, wie fehr die Arbeiter, bie unter diefem Drud 
ftehen, ihn empfinden, wenn fie ihm auch draſtiſch zum 
Ausdrud bringen. Ich Stimme Herrn Naumann voll 
ftändig zu, wenn er jagt, daß gerabe für dieſe Groß- 
inbuftrie unbedingt Maßnahmen getroffen werben müſſen, 
bie bie Freiheit des Arbeiters ficherftellen. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
In feinem Inbuftriezweig iſt das Organifationsredt jo 
verfümmert, wie gerade in der Großetfeninduftrie. 

Herr D. Naumann hat die Frage über die Ge— 
währung einer gefeglichen Arbeitöverfaflung für die Sroß- 
inbuftrie. angefhnitten. Das Problem ift ja vor einigen 
Jahren auf der Generalverfammlung des Vereins 
Sozialpolitit erörtert worden. Ob und wie es praftifch 
burchgeführt werden kann, das lafje ich vorläufig bahin- 

eftelt. Ih möchte nur vor einer peſſimiſtiſchen Auf: 
afjung ber Dinge warnen, ald ob e3 mämlich nicht mög- 
lih wäre, ſchließlich auch in die Hüttenindbuftrie mit ber 
Organiſation Hineinzulommen. In den legten Jahren 
haben wir doc in verſchiedenen Fällen geſehen, daß auch 
die Hüttenwerle ſich jchließlih dem Gindringen ber 
Organifattonen nicht fo ganz entgegenfegen können. Mehrere 
Streifd, vor allen Dingen an der Saar, aber aud am 
Rhein, haben doch gezeigt, dab auch die Hüttenarbeiter 
allmähli den Mut gewinnen, fi zu organifieren. 

Wichtiger ald eine fogenannte Berfaffung für bie 
Großtnduftrie fheint mir dad, was ebenfalld D. Naumann 
betont hat: eine größere Sicherung des Stoalitions- 
rechts, damit der Unternehmer z 2. ungeftraft Die 
Leute aus den Drganifattonen fernhalten kann. Ju— 


wiefern dann jpäter eine gefegliche Verfaſſung — jagen (D) 


wir mal: obligatoriihe Arbeiterausfhüffe eingeführt 
werben können, lafje ich vorläufig dahingeftelt. Das 
Widtigfte ift für Die Arbeiter das Stoalitionsreht und 
das Aufräumen mit biefen fchauberhaften Zuftänden 
in ber Hütteninbuftrie. Wir können von diefen Arbeitern 
eigentlich gar nicht fo viel felbitändiges Denken verlangen, 
baß fie ben Mut zur Organifation finden, wenn fie unter 
fo jhrediihen Zuftänden leben müffen: fo lange Arbeits- 
zeit, foldhe ar u ihrer Gefundheit, dazu oft ein 
Lohn, der nicht im Verhältnis fteht zur notwendigen 
Lebenshaltung der Leute. Man muß bebenten, daß kaum 
eine Sategorie Arbeiter, um halbwegs ihre Arbeitäfraft 
zu erhalten, eine fo gute Lebenshaltung haben muß wie 
bie Berg: und Hüttenarbeiter. 
(Sehr richtig! in ber Mitte.) 

Ih wünfde nichts fehnlicher, ald daß bad, was ber 
Sekretär der engliſchen Mafhinenbauerorganifation ber 
Stubienfommiffion, welche neulid in England war, auds 
gerüftet von der Gefelihaft für ſoziale Reform, fagte, 
auh für Deutfchland wahr würbe. Er fagte nämlich: 
in feinem Gewerbe des Landes (Englands) find b 
Beziehungen zwiſchen Arbeiter und Arbeitgeber ſowie beu 
Vertretern berfelben fo gute und fo freunbidaftliche wie 
in ber Elfen: und Stahlinduftrie. Leider müffen wir für 
und in Deutſchland das Gegenteil behaupten: in keinem 
Induſtriezwe laſſen die Arbeitsberhältniſſe bezw. 
hygienlſchen Zuſtände, Unfallverhütung uſw. jo viel zu 
wünſchen übrig wie in ber großen Gifeninbuftrie Steine 
Induſtrie fegt den Organifationdbeftrebungen ber Arbeiter 
fo viel Widerftand entgegen wie gerabe bie Großeljen- 
induftrie, allerdings mit rühmlichen Ausnahmen. Wenn 
vor allem Herr Dr. Strefemann dahin in jeinen Streifen 
wirken will, daß bie Induſtriellen andere Bahnen ein- 
ichlagen, jo wird das niemand mehr begrüßen ald bie 
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(@ieöberts.) 


(A) Arbeiter ſelbſt, bie feine Luft an Kampf uund Streit 


haben, aber die fchlimmen Verhältniſſe beflern wollen, 
unter bemen fie jeßt zu leben haben. Darum follte das 
arbeiterftatifttiche Amt neben den Arbeiten, bie es bereits 
bat, eine Erhebung über bie Lage ber Arbeiter in ben 
Hütten und Walzwerken veranftalten, um auf beren 
Refultate ein geſetzgeberiſches Einjhreiten zur Befeitigung 
diefer Mibftände durch Bunbesratäverorbnung ober auf 
anderem Wege zu bafteren. 
(Bebhaftes Bravo in ber Mitte.) 


Bräfident: Der Herr Abgeordnete Günther hat 
das Mort. 


Günther, Abgeordneter: Meine Herren, ich möchte 
über eine Forderung fprehen, die ſchon feit einigen Jahren 
hier vertreten worden ift; aber zubor will ich einige 
Bemerkungen meines ſächſiſchen Landsmann? Herrn 
Abgeorbneten Dr. Strefemann richtigftellen. 

Er erwähnte auch die Wahlerfolge, die im König— 
reih Sachſen bei ber legten NReihdtagswahl für bie 
bürgerlien Parteien herbeigeführt worben find, und führte 
an, baß nicht allein die nationalen Fragen biefe Erfolge 
herbeigeführt hätten, fondern vielleicht auch die Einficht, 
daß auf bem Gebiete ber Soztalpolitif von ben u 
lichen Parteien in biefem hohen Haufe mehr geletftet 
worben jet al3 in andern Ländern. Soweit diefe Auf: 
faffung von meinem fähftfhen Landsmann, bem Herrn 
Abgeorbnieten Dr. Strefemann vertreten worben iſt, will 
ich ihm beipflicdhten; aber man foll fid) von jebem Opti— 
mismus freihalten. Wenn im Jahre 1908 bie Sozial: 
bemofratie in Sachſen mit großem Erfolge abſchnitt, jo 
war das ber Ausfluß eined Mißtrauens, das in weiten 
reifen, namentlih in der Arbeiterfchaft erwedt worben 
war durch bie verkehrten Maßnahmen der damaligen 
Kartellparteien und der fähftihen Staatäregierung. Wenn 


(8) diefes Mißtrauen in etwas gefhmwunden ifl, wenn man 


jest auch im Königreich Sachſen innerhalb ber Arbeiter: 
welt mehr Bertrauen zu ben biürgerliden Parteien ge- 
winnt, fo müſſen die künftigen Maßnahmen ber fähfifchen 
Regierung und ber bürgerlichen Parteien und nicht zulegt 
ber nationalliberalen Partei dahin gerichtet bleiben, das 
Mißtrauen aus ben Reihen ber Arbeiterfchaft zu ver— 
drängen. Die —— ber ſächſiſchen Arbeiter: 
ſchaft für dem bürgerlihen Gedanken tft nur Dann möglich, 
wenn, wie fchon erwähnt, an bem weiteren Ausbau ber 
Sozialpolitif gearbeitet wirb, und wenn man ben Stand- 
punkt bertritt, daß ber Arbeiter, und auch ber ſächſiſche 
Arbeiter, in politifcher Beziehung ein gleichwertiger und 
vollberedhtigter Staatsbürger ift. 
(Sehr richtig! links.) 

Diefer Geſichtspunkt ift bei ben Verhältniffen in Sachſen 
nicht mehr fo vertreten worden. Id möchte nur warnen 
vor jedem Optimismus unb auffordern, weiter zu arbeiten, 
wenn ich mich fpeziell an meine Freunde in Sadjen 
wende, damit auch ber ſächſtſche Arbeiter dad Vertrauen 
a 7 

eine Herren, id habe dann nod eine Bemerkung 
aus einer Rebe zu behandeln, die bereitö eine Erwiderung 
bon dem Mertreter ber verbündeten Regterungen gefunden 
hat: es trifft das bie „Nachrichten für Handel und In— 
duftrie*, die fett 1901, wenn ich nicht irre, vom Reichſsamt 
bed Innern herausgegeben werden. Won bem Herm Ber: 
treter ber verbündeten Megierungen haben wir gehört, 
daß ſeit dem Jahre 1901 die Zahl der einzelnen 
Empfänger von 2200, wenn ich bie Zahlen richtig gehört 
habe, auf 4300 geftiegen if. Ih habe im Laufe ber 
legten Fahre bie Beobachtung machen müflen, daß e3 noch 
weite reife — des kaufmänniſchen Erwerbslebens 
Fi bie ſehr wenig von ber Griftenz biefer „Nachrichten 
ür Handel und Induſtrie“ wiſſen. Daß diefes Fachblatt 
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große Vorzüge aufweiſt, wirb berjenige ohne weiteres (C) 


betätigen, ber Gelegenheit genommen hat, von dem Ju: 
alt diefer Nachrichten“ Notiz zu nehmen. Diefe Fach— 

rift unterrichtet uns nicht mur über den Handel und 
über inbuftriele und gemwerblide linternehmungen im 
eigenen Lande, fonbern fie —— auch im kürzeren ober 
längeren Abhandlungen Mittellungen über ben Waren» 
verkehr ber verfchtebenen Staaten, bie Ein- und Ausfuhr 
berfelben, fie zeigt und bie Fortſchritte auf dieſem Ge- 
biete. Dieſes Material ift nit nur eine weſentliche 
Unterftügung für den Kaufmann, für den Induſtriellen, 
um bie Verhältniffe in anderen Ländern auf bem Gebiete 
ber Voltöwirtfhaft zu beurteilen, nein, auch für jeben 
Volttifer geben fie ein vorzügliches Material, um fih auf 
dem ungeheuren Felde des Wirtſchaftslebens ber Völker 
und ber Staaten zu unterrichten. 

Meine Herren, wenn heute ber Vertreter ber ber- 
bündeten Regierungen darauf hingewieſen hat, daß biefe 
Nachrichten für Handel und Induſtrie“ der Preſſe angeben, 
die dann Gelegenheit bat, aus diefer Fachſchrift das 
MWefentlihe zu veröffentlichen und mitzuhelfen, diefe Mit- 
teilungen in den weiteften Streifen zu verbreiten, jo ift es 
doch vielleicht wichtiger, wenn ber Kreis ber einzelnen 
Empfänger außerhalb der Preffe erweitert wird, um ba- 
durch das Intereſſe dort, wo e3 eigentlich gewedt werben 
müßte, intenfiv zu weden. Diefe „Nachrichten“ find nicht 
zu vergleichen mit gleichwertigen Mittetlungen in ben 
Zeitungen. Die Zeitungen werben nad) einigen Tagen 
beifeite gelegt, während bie „Nachrichten für Hanbel und 
Induſtrie“ in einer Form erjcheinen, die es ermöglicht, 
fie fpäter in Buchform zu befiken. Die beigefügten alpha 
bettfhen Inhaltsregiſter, nad Ländern und nad ber Sadıe 

eorbnet, bieten leicht die Möglichkeit, fi über bie ver: 
hiebenen Gegenftände auf vollswirtſchaftlichem Gebiete 
zu unterrichten. 

Meine Herren, id 
wenigen Worten meine Anerkennung dahin auszufprechen, 
daß die „Nadrichten für Handel und Induftrie” auch ſeit 
Jahren eine beiondere Rubrit eingerichtet haben, in 
welder Ausschreibungen für Lieferungen und Arbeiten in 
anderen Staaten und fremblänbifhen Kommunen ver 
Öffentliht werben. Ich bin baranf aufmerkfam gemacht 
worben, baß es bielleiht doch ——— in dieſem 
hohen Haufe ſein dürfte, ob es nicht angängig wäre, 
gerade dieſe Rubrik in Zukunft mehr auszubauen, indem 
ihr ſeitens des Neihdamts des Innern und ber ſonſt in 
dieſer Beziehung maßgebenden Faktoren eine noch größere 
Aufmerkfamkeit zugewandt würde. E3 dürfte gerade im 
Intereſſe ber gewerblichen und Handelskreiſe Liegen, wenn 
man nad) dieſer Richtung hin eine größere Aufmerffamteit 
ben Ausfchreibungen, bie ich erwähnt habe, zumenden würbe. 

Meine Herren, im Cingange meiner re 
wies ich darauf hin, daß ich mur bie zen hätte, e 
Forberung zu beiprechen, bie feit einer Reihe von Jahren 
bier von verichtebenen Seiten vertreten worden tft: id 
meine dad Submiffionswefen. Meine Herren, das ift eine 
alte —— Forderung, die ſchon von meinen politiſchen 
Freunden bei anderen Gelegenheiten auch in dieſem hohen 
Hauſe in den Vordergrund geſtellt worden iſt. Es 
handelt ſich um Vergebung von Arbeiten und Lieferungen 
durch bie Neihöverwaltung. Es fehlt dabei, wie jchon 
in heren Seffionen von verſchiedener Seite hervor- 
gehoben worden ift, an einer Ginheitlichteit ber Sub- 
miffionsbeftimmungen in ben Reichsberwaltungen. Die 
früheren Verhandlungen und Beſprechungen über das 
Submiffionswefen im Reichdtage haben darüber gar feinen 
Zweifel gelaffen, daß bie bürgerlichen PBarteten wohl ohne 
Ausnahme diefen Langvertretenen, berechtigten Wunſch 
endlich der Erfüllung näher geführt wiffen wollten. Und 
daß die Abfiht bei den verbündeten Regierungen befteht 


abe nur noch bie Abſicht, mit (mw) 
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(Günther.) 
und früher beftanben hat, bie Erfüllung herbeizuführen, 
ba3 ging fhon aus einer Sigung vom 18. April 1904 
rei wo ber Herr Staatöfetretär Graf Pofabowäty 
w agte: 
kann aber auch verſichern, daß man in 
Preußen jetzt mit der Frage einer Reform bes 
Submiſfionsweſen bereits beſchäftigt iſt. Auch im 
Reihe beſchäftigt ſich die Neichöpoftverwaltung 
mit diefer Frage. Die Grumbfäge für die Sub- 
mifftonen fünnen natürlich in dem Bräfidialftaat 
Preußen nit anders fein als in der Reichs— 
verwaltung. Sind in Preußen die Verhandlungen 
abgefäjloffen, jo wird man auch im Reihe daran 
gehen, in eine eingehende Prüfung Ihrer Refolution 
und ber Anberungen einzutreten, bie etwa im 
Intereffe bes Mittelftandes und im an ber 
Arbeiter an dem bisherigen Submiffionsverfahren 
borzunehmen ſind. 
Diefe Frage fam aber bis zur nächſten Seffton nicht in 
Fluß, und auf eine Anfrage, bie aus ber Mitte biejes 
oben Hanfes an die Vertreter der verbiindeten Regierungen 
n der Seffion 1905 gerichtet wurbe, nahm wieder Herr 
Graf Pofadbowsty dad Wort und äußerte: 
Das Submiffionsweien ift aud im Reich Gegen: 
gt fortgejegter Aufmerkſamkeit. In Preußen 
ft bereit$ für bie Regelung des Submiffions- 
weſens eine ſehr eingehende Denkſchrift ausge: 
arbeitet worden. Es ift natürlich, da ja Preußen 
mit feinen großen Betrieböverwaltungen ein viel 
rößerer Arbeitgeber iſt als das Reich als 
olches, daß wir zunächſt abwarten müſſen, welche 
Geftalt die Regelung des Submiſſionsweſens in 
dem Bundesſtaate Preußen haben wird. Ich kann 
aber heute ſchon verfihern, daß in dieſen neuen 
Submiffiondbebingungen ausdrücklich vorgeſehen 
iſt, daß bie einheimiſchen Handwerker möͤglichſt 
vor den auswärtigen berückſichtigt werden ſollen. 
Meine Herren, ich habe zum Beweis deſſen, daß auch 
bon ben verbündeten Ne wg biefer Frage Schon in 
früheren Jahren bie erntiehe Aufmerkſamkeit zugewandt 
mworben tft, biefe beiben Außerungen bed Herrn Staats 
ſekretärs Grafen Poſadowsth wörtlich vorgetragen. 

Inzwiſchen iſt aber in Preußen die Regelung bed 
Submiffionsmwefens zu einem gewiffen Abſchluß gelommen. 
Im preußifhen Abgeorbnetenhaufe hat man im Frühjahr 
1905 die Anträge und Vorſchläge, welde in dem Bericht 
ber Handel» und Gemwerbefommiffton enthalten waren, 
zum Beſchluß erhoben. Ih Be nicht fehlzugehen in 
der Annahme, dab infolge dieſes Beſchluſſes dann ein 
Grlaß des Minifters der öffentlichen Arbeiten, batiert vom 
23. Dezember 1905, bad Verdingungsweſen betreffend, er- 
ſchien, und biefe Beftimmungen And bereit3 am 1. Januar 
1906 in Kraft getreten. 

Wie num die neuen —— des preußiſchen 
Miniſters der öffentlichen Arbeiten über die Vergebung 
bon Öffentlichen Arbeiten, feit fie in Kraft find, gemirkt 
haben, barüber müflen meiner Meinung nad nunmehr 
nach reichlich fünf Bierteljahren ſchon ganz beachtenswerte 
Erfahrungen vorliegen. enn man fi dieſen Zeitraum 
bergegenwärtigt und babei auch den ernſten Willen ber 
mabgebenen Faktoren im preußiſchen Abgeordnetenhauſe 

b in ber preußifchen Regierung berüdjichtigt, bie Wünſche 
fo zum Ausdrud an bringen und zu handhaben in dem 
herauögegebenen Erlaß des preußiſchen Minifterd ber 
Öffentlihen Arbeiten, dann müßten jedenfalld die Er— 
fahrungen genügen, um nun auch in der Reichdverwaltung 
ben weiteren Schritt borwärtd zu tun. Ich behaupte, 
meine Herren, daß biefe Frage im Sinne bed Herrn 
Staatsſekretärs Grafen Pofabowäty volftändig fpruchreif 
gewprben ift. 


Die freifiunige Refolution vom 10. April 1907 bedt (c) 
ſich fahlih und inhaltlih mit dem bon den vereinigten 
freifinnigen Parteien am 26. Februar d. J. eingebradten 
Antrag. Die freifinnige Refolution fordert Anlehnung an 
bie in Preußen erlaffenen Beftimmungen, fie fordert aber 
im befondern, daß bie ausgeſchriebenen Arbeiten und 
Lieferungen in tunlichſt Lleinen Loſen vergeben werben. 
Das tft ein ganz dringender Wunſch weiter ſtreiſe bes 
———— und des kleinen Gewerbeſtandes, und 

ei konſequenter Durchführung dieſer Forderung da, wo 
das in Anfehung der zu vergebenden Arbeiten und Liefe— 
rungen bentbar und möglich tft, werben meines Erachtens 
bie wohltätigen Folgen fir die Kleinen unb mittleren Be- 
triebe nicht ausbleiben fünnen. Wir wiflen, daß gerabe 
nenerbingd innerhalb ber Hanbwerkerfreife der Gedante 
mehr und mehr Raum gewinnt, dab aud in besug auf 
bie fahlihe Ausbildung in theoretiſcher und praftifcher 
Beziehung alle getan werben muß, um fi Leiftungs- 
fühiger zu maden im ſtampfe mit den Großbetrieben. 
Wir wiſſen ferner, daß bie Handwerksmeiſter in ihren 
Betrleben mehr und mehr die maſchinelle Kraft einführen 
und fomit geftärft werben im —— und be⸗ 
fähigt werden, das zu leiſten, was wir im Intereſſe der 
Erhallung des Handwerkerſtandes und des Mittelſtandes 
wünſchen müſſen. Die Beſtimmungen, die der —5 
Miniſier für öffeutliche Arbeiten erlaſſen hat, ſehen 
dieſer ng ſchon geeignetes vor. Er fagt: 
te ug r find tunlichit derart zu zer: 
legen, daß auch fleineren Gewerbtreibenden und 
Handwerkern bie Beteiligung an ber Bewerbung 
ermöglicht wird. Bei arößeren Arbeiten ober 
Lieferungen, die ohne Schaden für bie gleich- 
mäßige Ausführung getrennt vergeben werben 
fönnen, bat daher die Vergebung in ber —* 
ben verſchiedenen Gewerbs- und Handwerks- 


zweigen entſprechend zu erfolgen. Auch iſt in (m) 


— Fällen die Verdingung nach den 
rbeiten und den zugehörigen Lieferungen zu 
trennen. Bet ganz umfangreihen Ausfhreibungen 
find die auf bie einzelnen Gewerbd- und Hanb- 
merközweige entfallenden Arbeiten und Liefe— 
rungen in mehrere Zofe zu zerteilen. 
Wenn bie freifinnigen Parteien dieſen fpeztellen Wunſch 
in ber Refolution zum Ausdruck braten, fo ift damit 
durchaus nicht alles erihöpft, was wir durch eine geiet- 
lihe Negelung der Submiffionsbebingungen für b 
Reichsanſtalten eritreben. 
Ich mödte nur noch einige biefer Wünfche hervor: 
heben. Ich will nicht vergeffen, zu betonen, daß meine 
politiſchen Freunde, wie dad aud ſchon in anderen 
parlamentariichen Körperfchaften vertreten worden ift, aus⸗ 
reichende Bewerbungdfriften fordern. Auch bier hat der 
preußiſche Minifter der öffentlichen Arbeiten eine Beftimmung 
eingefügt, bie vielleicht auch als Beifpiel fir die Relchs— 
verwaltung dienen fönnte. Es heißt darin: 
Um ben Bewerbern bie notwendige Zeit zur fad)- 
gemäßen Vorbereitung ber Angebote zu gewähren, 
iſt — borbehältlih einer durch befondere Um— 
ſtände gebotenen größeren Beſchleunigung — der 
Zeitpunkt der Eröffnung bei kleineren Arbeiten 
und leicht zu beſchaffenden Lieferungen unter Be- 
fimmung eimer Friſt bon mindeftens 14 Tagen, 
bei größeren Arbeiten einer folden von mindeftens 
4 Wochen, vom Tage bed Erſcheinens ber Bekannt: 
machung in dem zuletzt zur Ausgabe gelangenben 
Blatte an gerechnet, feftzufegen. 
Aber die kleinen Gewerbetreibenden und Handwerler ver—⸗ 
langen auch, daß ihnen ausreichende Friſten für bie Yus- 
führung und Lieferung der Arbeiten eingeräumt werben. 
Man will damit in gewiſſer Hinſicht einen Ausgleich 


(A) 


(B) 
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(Günther.) 
Ihaffen, daß man auch die Arbeit in der fogenannten 
fiillen Geſchäftszeit ausführen fann. Man barf aber bei 
der Auswahl der Submittenten und bei gleicher Leiftungs- 
fähigteit nicht immer wieder biefelben berüdfihtigen, wenn 
aud noch andere Leiſtungsfähige fih um die öffentlichen 
Arbeiten und Lieferumgen bewerben, und bier ift e3 unfer 
dringender Wunſch, dab auch ein öfterer MWechfel unter 
den Submittenten bei Zuſchlag von Arbeiten und Liefe— 
rungen vorgeiehen werden möge. 

Eine heiß umftrittene Frage ift nun bie: wem foll im 
gegebenen Falle der Zuſchlag erteilt werben? überall 
dort, wo bie berufenen Störperichaften fih über bie 
wedmäßige Regelung ded Submiſſionsberfahrens beraten 
Baben, hat biele frage ben größten Teil ber Ausfpradhe 
eingenommen. Man verweift jo gern auf das fogenannte 
Mittelpreiöpverfahren, nad weldem bei Submiffionen der 
Zufhlag demjenigen Angebot zu erteilen ift, bad nad 
unten dem Mittelpreis, db. h. ber Durchſchnittsſumme aller 
eingereichten Angebote am nädjften kommt. Die Stadt 
Mannheim hat diefes Mittelpreiöverfahren feinerzeit ein: 
geführt. Im ben legten Tagen ift nun eine Arbeit des 
Kaiſerlichen Statiftifhen Amt3 erſchienen, die Regelung des 
Arbeit3verhältniffes bei Vergebung öffentliher Arbeiten 
betreffend. Dieſe Arbeit enthält alles, was bie ver— 
bünbeten Regterungen brauden, um von ihrem Geſichts— 
punkte aus unter gleichzeitiger Berüdfihtigung aller hier 
im Haufe feit Jahren geäußerten Wünfche dem Reichstag 
eine entiprechende Borlage zu machen. Mit Erlaubnis 
be3 Herrn Präfidenten werde id; mir erlauben, einiges zu 
Perg was auf Seite 7 biefer Arbeit gejagt it. Da 

eißt e8: 

In den letzten Jahren ift als ein neuer Verſuch 
da3 fogenannte Mittelpreißverfahren, nach welchem 
bei Submiffionen der Zufchlag demjenigen Angebot 
zu erteilen ift, das nah unten bem Mittelpreis, 
d. h. ber Durdichnittsfumme aller eingereichten 
Angebote am nächſten fommt, bei einigen Stabt- 
berwaltungen zur Anwendung gelommen. Die 
Stadt Mannheim hat mit Wirkung vom 1. Seps 
tember 1899, ſoweit befannt, als erfte deutſche 
Stabt zunächſt verſuchsweiſe auf die Dauer eines 
Jahres und nad) Anhörung der technifchen Amter 
bed Gewerbevereind und bed Handwerkerberbandes 
ein weitere Jahr (bis 1. September 1901) be— 
willigt. Die Gründe der Einführung waren bor: 
wiegend fozialpolitiiher Natur. 

Im übrigen wird angefügt, daß die Erfolge, wie aus 
bem Berwaltungäbericht des Stabtratö ber —**8— 
badiſchen Hauptftabt Mannheim hervorgeht, nicht in dem 
gewünſchten Maße eingetreten find. Man ift von biefem 
Mittelpreiöverfahren wieber abgelommen, und zwar hat 
man auch bezügli ber Preiäofferten üble Erfahrungen 
gemadt. Die Handwerker befürdten, baß fie, wenn fie 
billigere Preiſe einreichen, ausgefchteden werben, und ftellten 
daher bie Preife etwas höher. Die Mehrzahl der Meifter 
wußte amfcheinend nicht recht, mit welchen Preiſen fie 
rechnen follten, um gerade in bem Mittelpreis hinein- 
zufommen. Snfolgebe or: man aud) im Bürgerausfchuß 
mit erheblicher Majorität biefe Beitimmung wieder befeitigt. 

Der Herr Abgeordnete Pauli (Potsdam) bat in feinen 
Ausführungen gemeint, daß, wenn man nicht Dazu übergehe, 
ben billigften Submittenten auszuſchalten, dann könnte es 
nicht befler werden; nur wenn ber nächſt billigfte Bewerber 
berüdfihtigt würde, Lönnte es beffer werden. Meine 
Herren, id glaube nit, daß es ein einwanbäfreter und 
Be Weg wäre, ben man hier empfehlen könnte. 

ei Prüfung Dieter Frage hat man auch die Intereſſen 
ber Steuerzahler zu berüdfichtigen. Meine Herren, bei 
Vergebung bon Arbeiten und Lieferungen darf die Behörbe 
doch nicht nur bon einem einzigen Standbpunft aus vor: 
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gehen. Biweifellos ift ber Gedanke, bem Minbeftforbernden 
die Arbeit ober Lieferung zu übertragen, zunächſt richtig; 
aber es ift nicht zu verfennen, daß erfahrungsmäßig fid) 
ſehr viele Mißſtände dabet eingefhlichen haben. 

(Sehr richtig! beit den Sozialdemofraten.) 

Meine Herren, bie neuen Beftimmungen des preußi⸗ 
ſchen Miniſters ber öffentlichen Arbeiten jagen in bezug auf 
den, dem man ben Zuſchlag erteilen fol, folgendes: 

Im übrigen ift bei öffentlihen Ausſchreibungen 
ber Zufhlag demjenigen ber drei als Mindeft- 
fordernde in Betracht fommenden Bewerber zu 
erteilen, defjen Angebot unter Berüdfihtigung 
aller Umſtäude als dad amnehmbarfte zu 
erachten ift. 
Meine Herren, e3 haben e3 alfo bie Behörden doch noch in 
ihrem Ermeſſen, wen fie den Zufchlag erteilen follen; fie 
fönnen auf Grund ber übrigen Beftimmungen, bie in 
foztalpolttiiher Beziehung den Submiffionsbebingungen 
eingefügt find, prüfen, ob der Submittent biefen Be- 
ftimmungen entſpricht bezüglich jeiner Leiftungen gegen 
Arbeiter und Handwerker, und fie haben es in ber Hand, 
einen Bewerber vom Zuſchlag auszuſchließen, ber diefe 
Verpflichtungen nit erfüllt hat. 

Meine Herren, in den preußifchen Beſtimmungen ift 
ber fozialpolitifche Gedanke noch nicht richtig zum Ans» 
drud gelommen. Man jagt zwar bier: 

Es find nur folde Bewerber zu berüdfichtigen, 
welche für bie bebingungämäßige Ausführung 
ſowie für bie Erfüllung ihrer Verpflichtungen 
gegenüber ihren Arbeitern und Hanbiwerfern bie 
erforberlihe Sicherheit bieten, Bewerber, von 
denen ber ausſchreibenden Behörde befannt ift, 
baß fie ihren Beitragäperpflihtungen bei ber 
Sranfen:, Unfall-⸗, Invbaliditäts- und Witers- 
verfiherung nicht nachzukommen pflegen, find 
ausgeſchloſſen. 

Meine Herren, es handelt ſich hier nur um die be— 
fannten ſozialpolitiſchen Geſetze. Die Frage aber, ob ber 
Arbeitgeber, der ſich um Dffentliche Arbeiten und Lieferungen 
bewirbt, bie aus allgemeinen Mitteln bezahlt werben, auch 
auf dem Gebiete der — bie ortsüblichen Löhne 
ie > biefe Frage wird im biefen Beftimmungen nicht 

ehanbelt. 

Meine Herren, im preußifhen Abgeorbnetenhaufe 
wurde bon meinen politifhen Freunden Defer und 
Rofenow —— ein Antrag eingebracht, der eine 
darauf abzielende Beſtimmung enthielt. Ste lautete dem 
Sinne nad): 

Angebote folder Unternehmer follen unberüd: 
fihtigt bleiben, welche Löhne zahlen oder Arbeits» 
bedingungen ftellen, die Hinter ben in ihrem 
Gewerbe ortsüblichen Löhnen ober Arbeits: 
ir ma zurüdbleiben. 
Bei biefer Ge — hat man nun nachgewieſen, daß in 
England bezüglich diefer Srage ſchon eine Regelung ftatt- 
gefunden Hat. Der Gedanke ift von ber Londoner Schul: 
behörde nageoenden, wie das N in biefer trefflichen 
Arbeit des Statiftifhen Amts „Die Regelung des Arbeits- 
verhältniffes bei Vergebung von Arbeiten betreffend" auf 
Seite 17 ausgeführt wird. Die Londoner Schulbehörde war 
bie erfte öffentliche Körperichaft, bie dieſer Anregung Folge 
leiftete und durch Beſchluß vom 7. Februar 1888 ihren Hon- 
trakten eine Bebingung einfügte, durch welche bie Zahlung 
eines Minimallohnes geforbert wurbe. Jeder Submittent 
mußte eine Erklärung unterzeichnen, in ber er ſich ver: 
pflitel, den Arbeitern feinen geringeren Lohn zu zahlen 
als ben in feinem Gewerbe anerkannten, während Meiter- 
vergebung ber Arbeit verboten wurde. Ueberall, wo ber 
Londoner Tarif 72 — findet, ſoll der Submittent 
feinen Arbeitern Löhne zahlen, welche nicht niedriger find 
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(Güntper.) 


(A) als bie, bie jeinerzeit zwiihen bem Verband der Londoner 


auleiter und ben berſchiedenen Gewerbevereinen ver: 
einbart finb. 

Später, meine Herren, hat fih auch das englifche 
Unterhaus diefer Frage bemächtigt, und es ift die befannte 
Fair-wages-Refolutton, bie damals vom Unterhaus ans 
genommen worden ift, welche furz lautet: 

Das Haus hält es für eine Pflicht der Negierung, 
in allen ge Borfihtämaßregeln 
gegen bie Schäden zu treffen, bie kürzlich von 
der Schwigtommiffion zutage gefördert wurden; 
bie Bedingungen find allen Regierungdtontraften 
einzufügen, welche die Mißbräuche, die ſich aus 
Afterverbingungen ergeben, verhüten, und melde 
ben Arbeitern einen Kohn fihern, ber für —* 
Arbeiter in dem betreffenden Gewerbe allgemein 
als normal anerlaunt wird. 
Nun, meine Herren, wenn das in England möglich 
ift, fo glaube ich, daß ed auch möglich wäre, bei uns 
biefer Forderung näher zu treten und, wenn irgend 
möglich, auch bei Aufftellung ber für bie Reichsverwaltung 
in künftigen Zeiten maßgebenden Submtffionsbebingungen 
mit einzufügen. 

Meine Herren, meine Ausführungen erfhöpfen fi 
über die Regelung bed Submiffionsweiend durchaus nicht 
mit dem, was ich gefagt habe. Aber nachdem eine große 
Anzahl Städte und Bundesftaaten die Nenregulierung ber 
Vergebung öffentliher Arbeiten und Lieferungen zum 
Abſchluß gebracht haben und indbefondere auf biefem 
Gebiete weiter vorangefchritten find, fehlt es der Reichs— 
verwaltung ſicherlich, wie ich wiederholen will, nidt an 
vu Unterlagen, um unter Berüdfihtigung ber heute und 

ber bier im Haufe geäußerten Wünſche endlich biefe 
Wünſche ber Erfüllung entgegenzuführen. Ich fchließe 
deshalb meine Ausführungen mit ber Hoffnung, daß 
ber Herr Staatöfelretär Graf v. Pojabowäty veranlafien 
wird, daß dem Reichstag eine biesbezüglihe Vorlage 


zugeht. 
(Bravo! links.) 


Präfident: Meine Herren, ih ſchlage dem Haufe 
vor, fi nunmehr zu vertagen. — Das Haus iſt hiermit 
einverftanden. 


Das Wort zu einer perſönlichen Bemerkung hat der (B) 


Herr Abgeordnete Dr. Frank (Mannheim). 


Dr. Frank (Mannheim), Abgeorbneter: Meine Herren, 
ber Herr Abgeordnete Strefemann hat meinen Namen im 
Verbindung gebradht mit einer Notiz der „Mannheimer 
Vollsſtimme“. Er hat behauptet, es ſeien 34 Straßen- 
bahner, bie mir ihre Stimme nicht gegeben hätten, in: dem 
genannten Arbeiterblatt zur Strafe ober Belohnung mit 
Namen veröffentlicht worden. Ich will hier feftftellen, daß 
die Behauptung bed Herrn Abgeordneten Strefemann in 
Widerſpruch fteht mit der Wahrheit 
ört! hört!) 
— natürlih in objeftivem Widerſpruch. Ich habe bie 
betreffende Nummer ber „Bolköftimme* bier. Es wird 
ch jeber, ber fi bafür intereffiert, überzeugen lönnen, 
ab zwar 34 Straßenbahner mit Namen genannt worben 
find, aber Lediglich deswegen, weil fie nach Anficht des 
betreffenden Einſenders einer ſchädlichen Iokalen Straßen- 
bahnerorganifation angehört haben. In keiner Weife fteht 
bie Veröffentlihung im Zufammenhang mit ber Wahl, 
was aud daraus Eis eht, daß es fi um eine Nummer 
bom 24. Februar 1907 
Monat nad der Wahl. 
(Hört! Hört! links.) 


Präfident: Meine Herren, ich fchlage Ihnen vor, 
die nächte Sitzung zu halten morgen, Sonnabend ben 
= April, Vormittag 11 Uhr, mit folgender Tages: 
orbnung: 

Fortſetzung der jochen abgebrodenen Beratung. 
Gegen biefen Vorſchlag erhebt ſich fein Widerſpruch; die 
Tagedorbnung fteht feſt. 

Die Herren Abgeorbneten Dr. Badınide, Dr. Blaufen- 
born, Graf dv. Oriola, Hoen, v. lern und Dr. v. Chlapowo⸗ 
Chlapowski wünfhen aus ber I. bezw. II. Kommiffion 
ausiheiben zu bürfen. — Ein Widerſpruch hlergegen 
erhebt ſich nicht; ich veranlaffe deshalb die 1., 2., 4., 6. 
und 5. Mbteilung, heute unmittelbar nad) der Sitzung 
bie erforderlihen Erfagwahlen vorzunehmen. 

Ich ſchließe die Sigung. 


(Schluß der Sigung 5 Uhr 51 Minuten.) 


nbelt, alfo um eine Zeit einen 
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28. Sißung. 


Sonnabend den 13. April 1907, 


Seite 

Geſchäftliches 725B, 753D 
Fortſetzung der zweiten Beratung des Reichs- 
haushaltsetats für das Rechnungsjahr 1907 
— Neihsamt des Innern, Bejoldung 
bes Staatsfefretärd ufw., bezw. innere 
Politik im allgemeinen (Fortſetzung der 

Diskuffion) 

Schmidt (Berlin) (Sd.) 

Perſönlich 

Dr. Graf v. Poſadowsky-Wehner, 

Staatsminiſter, Staatsſekretär des 


De a ee er ee Er Be —⏑ 


u. 28 TR RT Tr nn Ten 


... 


NUMBER 1.0 5 2-8 a an 1734B, 752C 

Wieland VE 738C 
Rieſeberg (W. V.) ...... . ... 740A 

RE ee ee 742D 

Dr. Semler (N) ......... 747C 

Raab (W.V.) — perſönlich 752D 

Feititellung der Tagesordnung für die nächite 

EEE u ee ee 153B 


Die Sitzung wird um 11 Uhr 15 Minuten durch den 
Präfidenten Dr. Grafen zu Stolberg: Wernigerode eröffnet. 


Präfident: Ich eröffne die Sitzung. 

Das Protokoll ber vorigen Stgung liegt zur Eins 
fiht auf dem Bureau offen. 

Ein Verzeichnis neu eingegangener Borlagen bitte 
ih zu verlefen. 


Schriftführer Abgeorbneter Freiherr v. Thünefeld: 

ALS Vorlagen find eingegangen: 

1. aweite Ergänzung zum Entwurf des Reichs-⸗ 
haushaltsetat3 für das NRehnungsjahr 1907; 

2. Ergänzung zum Entwurf des Haußhaltsetats 
Ir F Schutzgebiete auf das Rechnungs: 
jahr ’ 

3. zweiter Nachtrag zu bem zwiſchen bem Reiche 
und der Deutih:Oftafrilalinie zu Hamburg 
unterm 9./21. Juli 1900 abgeichlofienen Ber: 
trag über bie Einrichtung und linterhaltung 
von Boftdampferberbindungen mit Afrika. 
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Bräfident: Die Drudlegung babe ich verfügt. 

An Stelle ber aud ber Budget: bezw. Petitions— 
fommiffion ausgeſchiedenen Herren Abgeordneten 
Dr. Pachnicke, Dr. Blanfenhorn, Graf v. Oriola, Hoen, 
b. Elern und Dr. v. Chtapowo Chlapowski find durch bie 
bollzogenen Erjagwahlen gewählt worben bie Herren 
Abgeordneten: 

Schrader, Dr. Arning, Hagemann, Kalfhof, 
Dietrich in die Bubgetlommiffion; 
Brandys in bie Betitionstommilffion. 
Wir treten in die Tagedorbnung ein: 
Bortfegung der zweiten Beratung des Entwurfs 
eines Gejehes betreffend die Feſtſtellung des 
Reihöhaushaltsetats für das Rechnungsjahr 1907 
(Nr. 9 der Drudfachen), und zwar: 
_ 8 das Reichtamt des Junern (An⸗ 
e . 
mit dem mündlichen Beriht ber Kommiffion 
für den Reichſshaushaltsetat (Nr. 198 ber 
Drudfachen). 
Berichterftatter: Abgeordneter Freiherr 
dv. Richthofen ⸗ Damsdorf. 
Anträge Nr. 199, 204, 207, 210, 212, 
217, 224, 243 bis 247, 266, 257, 259, 
260, 263, 265, 273. 
Denfihriften ufm. Nr. 213, 218. 

Die Diskuffion über Kap. 7 Tit. 1 ber fortbanernden 
Ausgaben mit den Nefolutionen ift wieder eröffnet. 
© Fa Wort bat der Herr Abgeordnete Schmibt 

erlin). 


Schmidt (Berlin), Abgeorbneter: Meine Herren, es 
bürfte faum eine günftigere Periode für bie Entfaltung 
einer weit umfaffenden Sozialpolitik gegeben haben, als 
bie legten 4 Jahre bed großen wirtſchaftlichen Aufſchwungs. 


Es ift gar nicht zweifelhaft, daß gerade in einer folden (D) 


Periode des großen wirtihaftlihen Aufſchwungs An: 
forderungen an die Induſtrie, ſoweit fie ben Arbeiter: 
ſchutz betreffen, viel leichter in ber Durchführung möglich 
find als in Zeiten bed mwirtfchaftlihen Niebergangs, 
two berartige Anforberungen mit größeren Schwierig⸗ 
felten zu FLämpfen haben. Dem Arbeiterſchutz ftellen, 
fih materiell Schwierigkeiten entgegen, bie in Zeiten des 
wirtihaftlihen Aufſchwungs leichter überwunden werben. 
Trotzdem ift, nad faft übereinftimmenbem lrteil bier im 
Reihätag, biefe Periode des wirtihaftlihen Aufſchwungs 
in ber Soztalpolitit bebeutungdlo8 an und vorüber: 
gegangen. Der Herr Abgeorbnete Naumann fanb bie 
Erklärung für biefe Erfcheinung in der Schwähe bes 
deutſchen Barlamentaridmus; denn im Reichstag ſei für 
beftimmte Forberungen tatfählich eine Mehrheit vorhanden, 
fogar fett langem vorhanden, ohne daß doch eine 
Nealifierbarteit fozialpolitticher Fyorberungen in naher 
Ausfiht fände oder möglich geweſen wäre. Demgegen- 
über hat ber Herr Staatöfefretär Graf Poſadowsth 
darauf hingewieſen, daß doch auch in anderen Länbern 
die Dinge nit allzu glänzend lägen, und daß ins— 
befondbere aud ba, wo ber Parlamentarismus eimen 
arößeren Einfluß, eine größere Bebeutung habe, wie in 
Frankreich und England, u a Mängel all: 


gemein politiſcher Natur bemerkbar machen. 
Ih bin ber letzte, ber leugnen mollte, daß 
auh in biefen Ländern ber Kapitallämus einen 


außerordentlich ftarfen Einfluß anf bie Geſetzgebung hat, 
und daß auch bort in foztalpolitifcher Hinſicht nicht ber 
Fortſchritt zu verzeichnen ift, ben man erwarten könnte. 
Immerhin aber fällt nad meiner Anficht ber Vergleich 
mit gem für dieſes Land fehr zu Gunften aus 
gegenüber Deutichland. Eine Politik, wie fie ee 
in Frankreich mit außerorbentliher Entſchiedenheit 
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(Schmidt (Berlin].) 


(A) mit großem Anhang in ber Bevölkerung geführt wird, ift 


in Deutihland faft undenkbar. Diefe großen gewaltigen 
politiihen Nuseinanderfegungen in Frankreich find nahezu 
ohne Beifpiel in ber deutſchen Politik. 

Noch viel unglüdlicher ift der Vergleich mit England. 
Dort hat die Arbeiterfhaft einen viel größeren Einfluß, 
als fie nad) ihrer politiichen Stärke beanſpruchen könnten. 
Dort ift man —— der Arbeiterſchaft, auf deren 
Erfüllung wir in Deutſchland noch lange zu harren haben, 
entgegengekommen. Wie glänzend hat das engliſche 
Parlament und die engliſche Regierung bie ſtrittige tage 
der gemwerkichaftlihen Organijation und des erg pm 
ber Arbeiter erledigt! Wir in Deutfhland haben feine 
Ausfiht, Ähnliches bei und eingeführt zu fehen und 
ähnlich entichteben die Stellung der Arbeiter in ber 
Gewerlihaft in ihrem Streikrecht geregelt zu fehen. 

Herr Abgeordneter Baffermann und andere haben bie 
Meinung ausgeiproden, daß es gerade im Intereſſe bed 
nationalen Blocks läge, eine frudtbare Sozialpolitif zu 
treiben; es würbe ba3 gerade eine Stüge der nationalen 
arg fein. Ich verftehe es, wenn Ste bei jeder Gelegen- 

eit Ihr Triumphgeſchrei über den Wahlaudgang ertönen 
laffen. Wir konnten jo oft nad) Wahlen Triumphe feiern 
und und bes Sieged freuen; dba nehme ich es Ihnen nicht 
weiter übel, wenn Sie das bei gegebener Zeit en tun. 
Aber daß Sie. bei jeber Gelegenheit davon reben, fcheint 
mir ein Beweis dafür, daß Ihr Glaube an die Feſtigkeit 
des nationalen Blocks doch etwas erſchüttert if. Denn 
es bedarf nicht jemanb der Troftredbe und der Immer 
wieberfehrenden Verfiherung, daß nun eine Wendung in 
der Sozialpolitit eintreten müffe, wenn er feine Bofition 
wirklich gefihert glaubt. Diefe Wiederholung beweift ınir, 
dab Sie fih den Glauben an bie unerſchütterliche Feſtig— 
feit des nationalen Blocks felbft einreben wollen. Was 
würde es und Eintrag tun, wenn wirflid die Sozial: 


(B) politif fruchtbare Bahnen wandelte? Sie glauben, und 


damit ben Boden abtragen zu können. Wir warten, ob 
wir nad Abſchluß der fünfjährigen Legislaturperiode jagen 
fönnen: der nationale Blod hat eine Sozialpolitik einge 
führt, die eine Ruhmesperiode für ben beutfchen Bar: 
lamentariämus if. Dann fönnten wir unjeren Verluſt 
fehr leicht verfchmerzen und fagen: unfer Berluft bei den 
Wahlen hat nach anderer Seite hin viel Gute? geldafen. 

Nun, wir fönnen und, wenn überhaupt bie Stärke 
der Sozialdemokratie mit ber Sozialpolitif, bie Ste 
befolgen, in enger Verbindung fände, auf die Einſichts— 
Iofigfeit der deutihen Negterungen verlaffen, bie und immer 
geholfen hat, und die auch weiter helfen wird; benn von 
einer Sozialpolitif, einer wirklihen Reform, will bie 
Regierung doch nichts willen. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Und aud) für die Zukunft wirb bie Regierung trog aller 
Verfiherungen von fozialpolitiihen Aufgaben, bie einen 
erheblichen Fortſchritt bebeuten, nichts wilfen wollen. Wir 
tönen unbeforgt fein, wenn und eine Gefahr von bort 
droht. Solange die Dinge in Preußen fo bleiben, wie 
gegenwärtig, wird bie Sozialpolitit nicht fruchtbar wirken. 
Sede fozialpolitifche Vorlage, die und die Regierung 
gebracht Hat, auch bie bed Herm Grafen PBofabowäty, 
bringt immer neben einem Stückchen ſozialpolitiſchen Wohl⸗ 
wollens aud eine ftarfe Dofiß linternehmertrug. Davon 
konnte fih aud der Herr Staatsſekretär nicht freimaden. 

Es iſt ſehr intereffant, meine Herren: ber Herr 
Staatsfekretär hat wiederholt geläftert über den kleinlichen 
Bolizeigeift, der bei und eine Rolle fpielt, und doch kann 
man immer wieber bei jeder feiner bebeutfamen Vorlagen 
biefen Volizeigeift fpüren; ber Herr Staatsſekretär kann 
fi) jelöft von dem Elinfluß dieſes Polizeigeiftes nicht frei 


maden. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 


J Reichstag. — 28. Sigung. Sonnabend ben 13. April 1907. 





Mer ift e3 nun, der ben —— immer wieder in (c) 
ſeine Vorlagen ua BVielleiht bie „anberen*, 
bon denen ber Herr Staatäfetretär ſprach? Auf unfere 
Trage, wer diefe „anderen“ feien, machte ber Herr 
Staatsfekretär bie Bemerkung: ja, das iſt eine fehr neu— 
pterige Frage. Meine Herren, bie Spatzen pfeifen es 
bon den Dächern, wer derjenige ift, der in Deutſchland 
bie a nit borwärt3 kommen läßt: das ift 
niemand anders als der Boltzeiftaat Preußen 

(ehr richtig! bei ben Sozialbemofraten), 
ber feine Macht immer wieder in dem Poltzeibüttel fieht 
und zu ihm feine Zuflucht immer wieder nimmt. 

(Wiederholte Zuftimmung bei den Sozialdemokraten.) 

Darunter leidet unfer ganzer politiiher und foztals 
politifcher Fortſchritt. Das ift der „anbere”, der unbe- 
kannte und doch allgemein Bekannte, von bem ber Herr 
Staatsfetretär ſprach. 

Nun hat der Herr Staatsſekretär und für bie nächte 
Beit fein Programm dargelegt. Er hat uns einen Zu: 
ſammenſchluß ber Arbeiterverfiherungsgefege in Ausficht 

eftellt. Ich muß jagen: nad dem, was ber Herr Staats- 
Pefretär und bort angekündigt bat, daß er Rüdfiht auf 
die alte Organifation der Berufsgenoffenfhaften nehmen 
will, auf die alten Einrichtungen der Landesverſicherungs⸗ 
anftalten, auf gewiffe Organifationseigentümlichkeiten der 
Krankenkaſſen, wird biefe Reform wohl wertlos fein. 

(Sehr richtig! bei den Soztaldemofraten.) 

Wenn ber Herr Staatsjetretär ſich auch noch fo viel Mühe 
bei biefer ſchweren Arbeit gibt, fo halte ih dod, wenn 
bie ganze Reform im iefentlihen nur ein Zufammen: 
faffen der Gefetedmaterien in ein einziges Geſetz fein fol, 
ben gegenwärtigen Zuftand für beffer als das, was er 
und für die Zufunft verfproden hat. 

Bezüglich des Hilfskaffengefeged muß ich fagen, daß 
biefe Frage nicht fehr eilt. Es ri wichtigere Dinge, 
bie im Vordergrunde ber fozialpolitif 
Aber es tft intereffant: wenn ed fih um Dinge banbelt, 
two eventuell ben Einrichtungen und Organtfationen ber 
Arbeiter Schaben zugefügt wird, ba haben bie Herren 
Geheimräte im Reichſamt des Innern immer Zeit; und 
ba tft bad Tempo wirflih manchmal ein Nutomobiltempo. 

Der Herr Staatöfefretär hat über ben Befählgungs: 
nachweis gefproden und gefagt, daß aud darüber eine 
Vorlage dem Reichsſstag zugehen wird. Meine Herren, 
th muß Ihnen fagen: ber große und ber Heine Be— 
fähigungsnachweis laffen mid und die Arbeiterfchaft 
außerordentlich gleichgültig; ob die Handwerksmeiſter ſich 
mit dem großen oder mit bem kleinen Befähigungs- 
nachweis berumplagen — fie nützen beide nichts. Diefe 
Dinge find feine Stütze des Hanbwerkerftandes, fonbern 
ein trügertfhes Hilfsmittel. 

Das Vereinsgeſetz — fehr angenehm, wenn ber Herr 
Staatöfefretär und eind bringt, dad unferen Wünfchen 
voll entipricht! Aber nah allen Andeutungen darf ich mich 
biefen Hoffnungen nicht hingeben. 

Un wichtigen fozialpolitifchen —— ſteht dann 
nur bie eine da: ber zehnſtündige Arbeitstag für Frauen, 
Das ift ein Meiner, aber unbedeutender Schritt vorwärts; 
e8 fehlt die weitere Folge, dem zehnftündigen Arbeitätag 
für unfere gefamte Induſtrie einzuführen mit einer Ab- 
ftufung bis herab zu einer noch geringeren Beſchränkung 
ber Urbeitözeit. Was mübt ed, ba gegenwärtig ſchon in 
einzelnen Gewerben durch jahrelange Kämpfe ber Gewerk⸗ 
haften dieſe Arbeitözeit von 10 Stunden feftgefegt ift, 
wenn nachträglich bie Regierung nur das befeitigt, was 
bie Gewerkſchaften längſt burdhgeführt haben? Der Herr 
Staatöfefretär fagte, das ſelen recht zahlreihe Bor: 
lagen, und es fcheine fraglich, ob der Reichstag biefe 
ganze Materie fchließlich zur gewünfchten Zeit verabichieden 


fünne. Num, meine Herren, wenn widtige ſozialpolitiſche 


hen Aufgaben ftehen. (D) 
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Schmidt [Berlin].) 
(A) Aufgaben zur —— ſtehen, dann —3 
Reichſtag beizeiten einberufen werben, dam 
zur Grlebigung hat. 
(Sehr richtig! bei ben Soztaldemofraten.) 

Die großen foztalpolitifchen Aufgaben laſſen fi nicht in 
einer fo kurzen Seſſion erledigen, wie fie ber Deutſche 
Reichstag faſt im der Regel in feiner Tagung zu ber: 
ve bat. Andere Parlamente, in Franfreih und 

ngland, haben eine viel längere Tagungsperiode und 
beraten aud nicht in Eile ſozialpolitiſche Geſetze. Aber 
es fehlt und nicht nur an fozialpolittichen Geſetzesvorlagen, 
es fehlt auch vor allen Dingen an Berwaltungsmaßnahmen 
in ſozialpolitiſcher Hinſicht, bie ohne bie Geſetzgebung 
durchgeführt werben können. Ich frage mich vergeblich: 
weöhalb hat die Regierung nicht ſchon Längft den Wünfchen 
entfprochen, bie bier im Reichſtag geäußert find, und bie 
Helmarbeiter der Invalibenverfiherung unterftelt? Dazu 
bebarf es feiner Gefege, fondern nur einer Berwaltungs- 
maßnahme. Ich frage fernerhin: warum iſt bis anf den 
heutigen Tag ber köpte beutfhe Bundesftaat Preußen 
derjenige, ber ſich > ubt, bie Stranfenverfiherung ber 
Bandarbeiter einzuführen 

(fehr richtig! bei den Sozialdemokraten), 
trogbem auch bazu fein gejeggeberifcher Akt notwendig ift, 
(fehr richtig!), 

fonbern wiederum nur eine Verwaltungämaßnahme, und 
trogdem andere Bundesſtaaten von dieſer Verwaltungs 
befugnis längſt Gebrauch gemacht haben? Nur umfere 
armen oftpreußifchen Landarbeiter müffen bis auf ben 
heutigen Tag im Falle der Ktrankheit ſich anf jene jämmer- 
lie Armenunterftügung verlaffen, die ihnen nur im 
äußerften Notfall gewährt wird, — einen Anfprud auf 
Sranfenverfiherung wie bie übrigen Arbeiter, beſonders 
bie der Induſtrie, haben fie nicht. Ich frage weiter, 
meine Herren, warum bie berbünbeten Regierungen nicht 


auch ber 
er Zeit 


(B) längft viel umfangreiher von & 120e der Gewerbeorbnung 


Gebrand gemacht und eine Beſchränkung der Arbeitszeit 
ba vorgenommen haben, wo gefundheitöigählige Folgen 
für die Arbeiter feſtgeſtellt ſind. Weshalb bebarf es erft 
großer Erhebungen über die Lage der Hüttenarbeiter, 
wenn burd bie Fabrikinſpektorenbetichte, wenn durch die 
GEnqueten der Gewerkichaften feftgeftellt if, daß in biefen 
groben, mächtigen, finanziell fo gut begründeten Inbuftrien 
beitözeiten bei Schihtwechfel von 24 und 36 Stunden 
borfommen 
(hört! hört! bei ben Sozialdemokraten), 
wenn bieje Arbeiter feine regelrechten Pauſen haben, 
fondern in ben Walzwerfen unter Schmutz und Rauch 
ihre Mahlzeiten einnehmen, wenn für dieſe Walzwerks— 
arbeiter nicht Wafhräume in genügender Zahl vorhanden 
find, wenn feine Antleiberäume ba find? | Sind bieje 
Dinge nicht längft befannt? Wenn fie auch dem Vertreter 
bed Wahlfreifes, wo gerabe bie Hüttenindbuftrie ihren Sit 
hat, dem Herrn Stoeder nicht belannt find, jo müßten fie 
ber NReichöregierung burch bie brifinjpeftorenberichte, 
durch bie Slagen, bie bie Arbeiter vorgebradt haben, 
längft belamnt ei 
(ehr richtig! bei den Sozialdemokraten), 
und es lag aller Anlaß vor, von ber Beftimmung bed 
$120e ber Gewerbeordnung Gebraudy zu maden und 
den Bundesrat zu veranlafien, bier einzugreifen. ine 
Arbeitöbauer von 24 und 36 Stunden kann nad außen 
nit ben Ginbrud erweden, daß wir foztalpolitifch Fort: 
ſchritte madhen, daß wir weit boran anderen Staaten 
egemüber ftehen, fondern wir vernadjläffigen hier wichtige 
flihten der Sozialpolitit Schon lange, die zu erfüllen 
und benen nahzulommen Pflicht der Regierung geweſen wäre. 
(Sehr richtig! bei den Soztalbemotraten.) 
Meine Herren, eime andere wichtige Frage, bie ber 
Herr Abgeordnete Raab beſprochen hat, iſt der Hafen: 


arbeiterftreif, der in Hamburg — ſich abſpielt. (c 
Ich bin genötigt, doch ein paar Worte darüber zu ſagen. 
Was tft ber Anlaß biefes Kampfes, der ſich mit jo großer 
Erbitterung abfpielt? Die Arbeiter verweigern zu einer 
Zeit die Nachtſchichten, vor allem in dem Ümfange, wie 
e3 üblih war. Da aber bei ben Arbeitern die Meinung 
borhanden war, es fönnte doch vielleicht eine Berechtigung 
befteben, unter gewiffen Vorausſetzungen Nachtarbeit zu 
verrichten, jo fragten fie bei dem Betriebsverband der 
Unternehmer an. Am 20. September 1906 ſchrieb der 
Vorftand der Schauerleute an den Hafenbetrieböverein, 
ob er nicht gewillt jei, wegen Wiebereinführung der Nadıt- 
arbeit in Verhandlungen zu treten. Darauf antwortete 
ber — in dem Herr Ballin der leitende 
Mann iſt: 
Auf Ihr Schreiben vom 20. September erwidert 
nen der Vorſtand ergebenſt, daß ihm keine 
Klagen von ſeinen Mitgliedern über die Be— 
ſchränkung der Nachtarbeit zugegangen find. 
Und der Verein Hamburger Reeder, deſſen Vorſitzender 
Ballin iſt, ſchreibt in feinem Jahresbericht fiir 1906: 
Die Schauerleute haben ſich dieſer Einrichtung 
— gemeint iſt bie Ummodelung des Maßregelungs— 
bureaus — 
gefügt, haben aber dann, als ihrem Verlangen 
nad Beteiligung an ber Verwaltung des Nach— 
weiſes nicht entfprodhen wurde, Nachtarbeit nad) 
10 Uhr verweigert. Hiermit haben ſich bie 
Arbeitgeber abgefunden und bie unverhältniss 
mäßig teure Nachtarbeit bedeutend eingefchräntt, 
da fi ne biefer Maßregel gezeigt hatte, daß 
bieje in weiterem Umfange, als bisher ange— 
nommen, durchführbar ſei. 
Meine Herren, bier geftehen bie Unternehmer jelbft zu: 
es ift die Einſchränkung der Nachtarbeit möglich, es ift 
nicht notwendig, daß dieſe Nachtarbeit fortgeführt wird, 
und wir haben * einen Nutzen von der Einſchränkung 
der Nachtarbeit. as iſt dieſer Kampf anders, der jetzt 
barauf hinausgeht, uneingeſchränkt die Nachtarbeit zu ver: 
richten, nah dem Willen ber Unternehmer bis zu 
36 Stunden bintereinander ſchwere körperliche Arbeit zu 
leiften, als eine Madtprobe? Die Unternehmer wollen den 
Arbeiterorganifationen zeigen: ihr Habt euch unjerem 
Willen zu beugen und unterzuorbnen. Meine Herren, 
wenn wir in Dentihland eine Regterung hätten, die ernft« 
baft Sozialpolitit treibt, dann hätte fie von bem $ 120e 
ber Gewerbeordnung Gebrauch gemacht und innerhalb 
24 Stunden eine Verordnung erlaffen, die es verbietet, 
daß Arbeiter verpflichtet werden, 36 Stunden hinterein- 
ander zu arbeiten. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Über e3 fehlt der Ytegierung an Entſchiedenheit und an 
Mut, gegen biefe mächtige Unternehmerklaffe der Reeder 
in Hamburg aufzutreten. Wie weit Diefe Storruption geht, 
wie fchließlich jelbft in Imftitutionen, Die fonft auch im 
ber Arbeiterfhaft Anfehen genießen, diefe Berquidung der 
Unternehmerinterefjen mit Berwaltungdbehörben und jelbit 
mit der Juftiz nicht zu umgehen ift, zeigt ein Urteil des 
Gewerbegeriht3 in Hamburg, das den Grundſatz aufftellt : 
ihr Arbeiter müßt euch verpflichten, 24 bis 36 Stunden 
dienftbereit Er fein und zu arbeiten; denn ein folder 
Vertrag verftößt nicht gegen die guten Sitten. Nah 
meiner Anfiht hatten die Arbeiter mit Necht eingewandt: 
auf Grund des Bürgerlichen Geſetzbuchs kann uns dieſe 
Verpflihtung nicht — werden. Meine Herren, wer 
nur ein wenig ſozialpolitiſches Empfinden hat, der muß 
fagen, baß eine ſolche Verpflichtung zu einer 36-ftündigen 
Arbeitögeit gegen bie guten Sitten und gegen alles menjd)- 
lihe Empfinden verftößt. 
(Sehr riätig! bei ben Sozialdemokraten.) 
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(Schmibt [Berlin].) 
(4) Dabei muß man auch bie ſchwere und gefahrbolle Arbeit 
berüdfihtigen, die die SHafenarbeiter zu verrichten haben. 
5 tft num auch wieber bezeihnend für ben foztalen 
Kurs in Deutfhland, daß die Regierung Ausländer, bie 
ih auch nur ein Wort auf gewerkſchaftlichem Gebiet 
erlauben, oder bie ald NRebakteure eine Gewerkſchafts— 
organd tätig find, wie es beiſpielsweiſe in chriftlichen 
Gewerkſchaften gegangen ift, binauswirft, baß fie aber bie 
Türen weit aufmadt und Leute, bie zu dem Abjchaum ber 
Menſchheit gehören, bie zufammen J find aus allen 
Gaffen und allen Winteln des Elends in England, herein- 
läßt in beutihe Häfen, um ben beutfchen Arbeitern 
Konkurrenz zu machen. Und bann ftellt fi der Mann, 
ber bie Verantwortung für eine derartige Wirtfchaft trägt, 
Herr Ballin, hin und bedauert, daß von feinen $tlafiens 
genoſſen nicht einer in ben Reichdtag gekommen ift. Faſt 
möchte ih es bebauern, daß ed uns nicht möglich ift, 
Auge in Auge mit einem bon biefen Herren hier und aus— 
einanberzufegen. 

Auh nad einer anderen Richtung Hin find außer: 
ordentlich intereffante Erſcheinungen in dieſem Ausftanb 
zu verzeichnen. Die Arbeiter haben ſich die „Dreiftigfeit* 
erlaubt, in die Generalverfammlung der Hamburg-Amerita- 
Linte bineinzugehen, um dort einmal mit den Intereffenten 
ber Hodfinanz Abrechnung zu halten und zu fehen, ob 
bier nicht ein menſchliches Empfinden für ihre Anſprüche 
und Forderungen erwedt werben könnte. Die Herren 
—* ſich darüber entrüſtet, daß bie Arbelter fie in ihren 

eiligften Intereſſen verlegen könnten. Da, wo fie bie 
Gewinne zufammenfharren wollten, wo fie immer unter 
fih waren, wo es galt, den Profit zu verteilen, ba kommen 
auf einmal aud die Arbeiter in ihrer „Frechheit“ und 
„Anmaßung* en und wollen mitſprechen und an bad 
Gewiſſen der Aktionäre appellieren. Ad, meine Herren, 
in Geldſachen hört nicht nur die Gemütlichkeit auf, fondern 
dba gibt es auch für gemiffe reife fein Gewiſſen und 
fein menſchliches Empfinden. Wie Herr Stinnes einft 
einem preußiſchen Mintfter fagte: wir machen mit unferem 
Eigentum, was wir wollen, da habt ihr nicht hineinzu- 
reden, — jo reden bie Herrru auch zu ben Arbeitern, und bie 
Höhe ihres geſellſchaftlichen Anftandes dokumentierten fte 
damit, daß fie vor ben Arbeitern audfpieen, damit fie bie 
ganze Beratung, bie fie als Unternehmer ihnen gegen- 
ber empfinden, zum beutlichften Ausdruck bringen. 

(Hört! hört! bei ben Soztalbemotraten.) 

IH habe nur den Wunſch, daß e3 unferen Arbeitern ge: 
lingen möge, mit biefen gewiffenlofen Hochfinanziers, mit 
biefen Induftrterittern auch fünftig ein ernftes Wort zu 
reben und alle ihre Machtmittel aufzubieten, um dieſen 
Hochmut und biefe Rüdfichtslofigkeit des Unternehmertums 
gegen ehrliche, anftändige Arbeiter durch eine gute und 
entichtedene Organtfation zu firafen. 

Ih babe —* aus den Reichstagsverhandlungen 
früherer Jahre beobachtet, daß nicht nur in ber Sozial- 
politif, ſondern auch in ber Beurteilung ber Arbeiter: 
organifationen hier im Haufe die Stimmung anber3 ge 
worden ift. Mit welcher Geringihätung hat man früher 
nit von den Gewertihaftsorganifationen geiprochen, und 
nur bie Unverbeſſerlichſten auf der reiten Seite ftehen auf 
dem niederen Standpuntt, daß fie glauben, die Gewerf: 
Ihaftöorganifationen feien bloß dazu da, Beamte anzu: 
ftellen und für biefe Nevenuen zu bringen. Died Häuflein 
ſchmilzt immer mehr zufammen, und biefe unverſtändige 
* ung kann auf die Dauer nicht aufrecht erhalten 
werden. 

Nunmehr komme ich zu einer Außerung des Herrn 
Abgeordneten Pauli, der wohl im Hinblid auf bie gegen- 
wärtige Ausſperrung der Holzarbeiter in Berlin über den 
Niedergang des Kleingewerbes flagt, veranlaßt durch bie 
Großtnduftrie und bie großen Raufmannögefepäfte, Wenn 
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irgend eine Taltik geeignet if, den Hanbwerferitand und (C) 


ba3 Kleingewerbe zu ſchädigen, dann tft e8 die Taktik 
ber Unternehmer, an ber der Herr Abgeordnete Pauli 
nit ganz unſchuldig iſt. Die Ausfperrung der Holz: 
arbeiter halten die Großunternehmer weit leichter aus 
als das Stleingewerbe. Die Großunternehmer hatten ihre 
Magazine voll, ald bie ng begann; jett haben 
fie ihre Magazine fo ziemlich geleert; aber ber kleine 
Handwerker hat fein Magazin und hat bie Kampfloften 
zahlen müſſen. Was fie in ihren Unternehmerorganifationen 
zufammengefochten haben, um ben Kleinmeiſtern nachher 
eine Entſchädigung zu bieten, iſt außerorbentlih gering. 
Die ganze Sache, Herr Abgeordneter Pauli, wäre längft 
in die Brüche gegangen, wenn Sie nit ben ſcharfen 
eg ausgeübt hätten, ben Sie und immer bor- 
werfen. 

(Sehr richtig! bei den Soztalbemofraten.) 
Keiner aus dem Holz: und Tifchlergewerbe barf ſich den 
Verpflichtungen delt ht die ihm die lnternehmer: 
organtfation auferlegt hat, jonft werben ihm am nächften 
Tage ſämtliche Gläubiger auf ben Hals geſchickt. 

(Zuruf reits.) 

— Die Arbeiter, Herr Kollege Bault, haben keine Gläubiger, 
weil die nicht pumpen können, bie haben feinen Kredit; 
alio das können Ste von und nicht lernen. 

Gin anderes, meine Herren: der Terrorismus, der in 
Unternehmerfreifen ausgeübt wird. Die Herren brauchen 
fich nicht Hinzuftellen und den Arbeiter, wie wir e3 genötigt 
find, abzufangen; nein, fie rüden ben Herrn Unternehmern 
direft auf die Bude unter Ausſchluß der Öffentlichkeit, ohne 
Bewachung ber Unternehmer 

(fehr richtig! bei den Sozialbemofraten) 

und fagen ihm: mein Lieber, wenn bu dich eben nicht 
fügft, geht e8 um beine Eriftenz! Das ift der Terrorismus 
nad jener Richtung. ch meine, wenn bon Nuten und 
Vorteil der Tarifverträge die Rebe ift, fo find Männer 
wie der Abgeordnete Banli, d. h. ſolche ag bie 
ungeeignetften Leute, Tarifverträge zuftande zu bringen. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Ein wenig mehr Entgegenfonmen, und ber große Konflikt 
im Holzarbeitergewerbe in Berlin wäre unmöglich geweſen. 
Meiner Anfiht nad) zeigt ed eine vollſtäudige Unkenntnis 
ber Berhältniffe im Zijchlereiberuf, wenn Herr Abge⸗ 
orbneter Pauli jagt: hier find geiunde, Luftige Räume, 
die Arbeiter haben ſich nicht zu beflagen. Jeder, der nur 
einigermaßen da3 Tiſchlergewerbe kennt, weiß, daß bie 
Staubentwidlung eine außerorbentlihe große tft, baß bie 
Technik erft jegt Abſaugevorrichtung erfunden hat, um ber 
ftarfen Staubentwidlung entgegenzumirken. Diefe Ein- 
richtungen ftehen erft im Beginn ihrer Entwidlung. Sie 
find noch fo wenig eingeführt, daß fie für bad gefamte 
Gewerbe gar nit in Betradt. fommen. Es barf dem 
Herrn Abgeorbneten Pauli, wenn er auch nur ein wenig 
Soztalpolitif treibt, nicht unbelannt ſein, daß bie Lungen⸗ 
erfrankungen bei ben Arbeitern ber Holzbrande außer 
ordentlich zahlreich find und feinen anderen Rüchſchluß 
aulaffen, ald daß bie Berufdarbeit bie Urſache für bie 
Erkrankung bietet. 

Meine Herren, ich bebaure — das fage ih an biefer 
Stelle ganz offen — ben Kampf im Holzarbeiterberuf in 
Berlin außerorbentlih; denn ich glaube, er fteht, mag er 
entſchieden werben, wie er will, nicht im Verhältnis zu ben 
außerordentlich hohen Koften, die dafür verausgabt werben 

(fehr —* rechts), 
ſowohl von Ihrer Seite wie vielleicht auch von unſerer 


Seite; aber es handelt ſich hier um bie ana und 
ge bie Arbeiter können fid rem  ftriften 
Gebot nicht unterwerfen, fondern Ste müffen aud au 


der anderen Seite dad Entgegenlommen zeigen, bad b 
Tarifverträgen notwendig ift. 
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(Schmidt [Berlin].) 

Dann bat ber Herr Abgeorbnete einigeö über bie 
Augendorganifationen gejagt. Ich will über bie Jugend⸗ 
—— nicht reden, weil das zu weit führen 
würde. Er bat Anſtoß an einem Gedicht genommen, das 
in dem Llederbuch ber —— ſteht, dem be⸗ 
fannten Gedicht: Bet' und arbeit’! ruft die Welt.“ Ich 
weiß nicht, inwiefern man ſich darüber entrüften kann; 
benn ich darf bem Herrn Abgeordneten Pauli verraten, 
daß ber Berfafler dieſes Gebichtes Herwegh ift, ein Mann, 
ber fih ald Dichter fihherlich einen größeren Namen er- 
worben bat, als ihn Herr Pauli ald Parlamentarier 
jemal3 verbienen wird 

(fehr gut! bet ben Sozialbemofraten), 
und es mutet mich etwas fonderbar an, wenn ber Herr 
Abgeordnete Pauli auch noch über bie Kompoſition ſich 
ausfpriht. Ich darf ihm weiter fagen, Hans v. Bülow 
hat dieſes Gedicht feinerzeit fompontert. e 

(Heiterfett bei den Sozialdemokraten.) 
Daß Hans v. Bülow lange nad) feinem Tode ſich nod 
ben Zorn bed Herm Pauli zugezogen hat, das, meine 
Herren, wirft etwas komiſch. 

(Heiterfeit.) 

Nun möchte ih einem anderen Redner, dem ber 
nationalen Partei mich zuwenden. Er hat an uns, an 
bie Gewerkichaftler die Aufforderung — laſſen Sie 
dem Arbeiter bie Freiheit der Organiſation. Wir laſſen 
bem Arbeiter die Freiheit ber Organifation. Wir fönnten 
nur an Herm Strefemann, einen Vertreter des Verbandes 
ſächſiſcher Induftrieller, die Aufforderung richten: laſſen 
Sie auch Ihrerſeits den Unternehmern die freiheit der 
DOrgantfation! Denn dab es ba immer mit ganz einwanb3- 
freien Mitteln abgeht, das glaubt niemand. Daß ba 
oftmal3 ein ſehr ſcharfer Drud ausgeübt wirb, um bie 
Unternehmer in bie Organifatton zu bringen, darüber fann 
meiner Anfiht nah für dem, der die Dinge kennt, fein 


(B) Zweifel beftehen. 


(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten.) 
Der Herr Abgeordnete hat dann wieder über den Ter- 
rorismus der Gewerkihaften geiproden und ums einen 
Fall vorgeführt, wenn ih nicht irre, daß ein Arbeiter 
einem anderen in einem Streit über die Organtfatton mit 
ber Zange über ben Kopf geichlagen hat. Meine Herren, 
ich habe bie in | gemacht, dab gegenwärtig jeber 
Streit in einer Werkftätte ald Terroriömus ber Gewerf: 
ſchaft angefehen wird. Srgend eine Prügelei, bie einmal 
borfommt, unb bie bei bem AZufammenarbeiten vieler 
Leute unvermeidlich ift, wirb einfach dem Gewerkichaften 
in die Schuhe geichoben, und wir haben feinerzeit ge- 
ſehen, daß in Deffau nad; der Wahl das Gerücht entftand, 
ein Arbeiter habe aus Unwillen über das Ergebnis ber 
Wahl einen Morb begangen. So iſt es aud bier in 
biefem falle. Über ben Terrorismus wird unendlich viel 
efabelt, wird unenblih viel Unwahres in die Welt 
Dinaus eſchleudert, natürlich nur zu bem Zwede um bie 
often zu biäfrebitieren. 
(Sehr riätig! bei ben Sozialdemokraten.) 
Meine Herren, ih will feine großen Borlefungen 
—* über einzelne Fälle, möchte aber — herausnehmen. 
er Terrorismus, der augeblich ausgeübt worden iſt nad 
einer Mitteilung ber „Neuen Zeit“, einem liberalen 
Organ in Charlottenburg, fjollte darin beſtanden haben, 
bat eim Fuhrwerksbeſttzer ganz elend verprügelt wurbe. 
Darauf erläßt nun der angeblich Werprügelte folgenbe 
furze ärung, die ih den Herrn Präſidenten bitte 
verlefen zu bürfen. Sie * nämlich alles, was 
ber anderen Seite von dieſem Manne behauptet worden tft: 
Der Fuhrherr Her Emil Müller aus ber 
— — teilt und mit, daß er nicht von 
ellenden Ziehleuten am Montag Vormittag 
überfallen und mit einem Bierfeivel geſchlagen 


Gewer 


wurde, auch nicht in einer Droſchke nah Haufe (0) 


gebradht wurde. Der Herr befindet fi im Gegen- 
teil wohl und munter. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemofraten.) 
Er bat am arg Vormittag in ber Zeit 
zwifhen 7 und 10 im Haufe Suarezitraße 42 
eine Möbelfuhre gelaben. Bon einer Ausfhreitung 
in der Suarezftraße tft ihm nichts bekannt. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Und dazu fügt die „Neue Zeit” Hinzu: 
Wir hatten von glaubwürbiger Seite die Nadj- 
richt erhalten. 
Wie glaubwürdig die Seite war, daß erfehen Sie aus ber 
Berichtigung. 

Eine andere Berichtigung, meine Herren, die ben Tat: 

beftand in dem Bericht ſchon von felbft bietet, lautet: 

Ich nehme bie in der Beilage des „Negulator* 
vom 9. Dftober 1906 wider ben Privatkläger 
Geſchäftsführer Großklaus ausgeſprochene Be- 
leidigung mit dem Ausdruck des Bedauerns 
zurück und erkenne an, daß bie dort aus— 
geſprochenen Beleidigungen unwahr find. Beſonders 
erfenne ih an, daß ber Keſſelſchmied Fritz 
Schulz von dem Deutfhen Metallarbeiterverband 
bie ihm zuſtehende Streifunterftügung erhalten 
hat. AZweitend: der Angellagte verpflichtet ſich, 
bie often zu tragen. 

Nun, meine Herren, wenn berartige Berichtigungen 
in ber Preſſe erfcheinen, dann kann man nicht folgern, baf 
bon und eim ftrenger Terrorismus geiibt wird; wohl aber 
wirb von Ihrer Seite mit außerorbentliher Schärfe und 
in Fällen, wo e3 am jeder Berechtigung fehlt, die rüd- 
——— Unterdrückung politiſch anberd Dentenber 
ausgeübt. 

(Seht richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Ih darf beijplelöweife auch an einen recht intereflanten (p) 
Boylott fatholifher Gefchäftslente erinnern. Die „Rheins 
und Ruhrzeitung“ fordert nit mehr und nicht weniger 
al8 den Boykott der ganzen Beichäftsleute, die im Ber: 
dacht ftehen, in der Stihwahl für unferen Parteigenoffen 
Hengsbach geftimmt zu haben, fowie die Maffenmaß- 
regelung ber Arbeiter. Weil nun aber bad Kartell im 
Duisburger MWahlkreife ebenfalls von ben „befleren“ 
Katholilen einen anfehnlihen Zuwachs erhalten hatte, 
fo fol ber Gefhäftöwelt gegenüber Vorficht geübt werben. 
Die „Rheins und Ruhrzeitung* fchreibt: 
Man würde durd) einen Boykott der fatholiichen 
Geſchäftswelt zum großen Teile fi bie Leute 
entfremben, bie in der Stunde ber Not mit ben 
nationalen Parteien Schulter an Schulter fämpften. 
In Privatfreifen muß man aljo fehr forgfältig 
Mufterung halten, ehe man die ſchwarzen Böde 
in bie Wüſte ftößt. Lieber ein ſolches ſchwarzes 
Schaf ungeftraft laufen laſſen, als taujenden 
unferer gut national gefinnten katholiſchen Mit- 
bürger Grund zu geben über politiſche Ungerechtig⸗ 
feiten zu Hagen. 

Andere Töne — allerdings das Scharfmacher⸗ 
organ gegen bie Arbeiter an: es empfiehlt, die ſchwarzen 
und roten Agitatoren überhaupt nicht mehr zu beſchäftigen. 
Ih fage: wenn bie Unternehmer über den Terroridmus 
der Arbeiter lagen, dann beffern Sie fi felbft zuerſt, 
dann werben aud wir anfangen, bei und eine Beſſerung 
einzuführen. 

(Sehr richtig! beit ben Sozialdemokraten.) 

Die freien Gewerkſchaften, hat nun Herr Strefemann 
gel nehmen jest jogar nit einmal mehr Krieger⸗ 
vereinämitglieder auf, jo weit geht der Terrorismus. Nun, 
das betrachte ich alö feinen jo großen Terrorismus. Ich 
halte es für ungeſchickt, Seriegervereinsmitglieber nicht auf⸗ 
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(Schmidt [Berlin].) 


(A) zunehmen, wenn überhaupt ein folder Beihluß gefaßt 


worben tft; aber auf ber anderen Seite barf ber Herr 
Abgeordnete Strefemann auch nicht vergefien, dab gerabe 
in Sachſen ed den Kriegervereinsmitgliedern verboten ift, 
Gewerlihaftsmitglieder zu werden, in Preußen auch. Da 
müßte aljo Herr Strefemann in den Seriegervereinen dahin 
wirken, daß bort Toleranz geübt wirb, und bie Leute nicht 
wegen ihrer Gefinnung ausgeſchloſſen werben und Ans 
rehte an bie Kriegervereine, deren Berluft ihnen redt 
ſchmerzhaft ift, verlieren. 

Es ift dann auch bon bem Herrn Abgeorbneten mit 
einer gewiflen Anerkennung von Zarifverträgen geiproden 
worden. Sa, was nußt und die Anerkennung, wenn ſich 
die große Zahl ber Unternehmer Tartfverträgen gegenüber 
ablehnend verhält. Mit großer Genugtuung bat das 
Organ ded Verbandes deutiher Induftrieller im Anſchluß 
an bie fehr intereffanten Beröffentlihungen des reichs— 
ftatiftifchen Amts über Tarifverträge daranf hingewiefen, 
daß es zum Glüd in der Großinduftrie feine Tarif: 
verträge gebe; und als die bayerifche Regierung feinerzeit 
verfügte, dab bei ber Vergebung von Aufträgen auf 
folde Unternehmer Rüdfiht genommen werden möge, bie 
Tarifverträge abgeſchloſſen haben, ba proteftierten bie 
Herren vom Zentralverbande deuiſcher Inbuftrieller: das 
wird ja immer jchöner, aljo aud die bayerifche Regierung 
will die Arbeiterorgantfationen anerkennen, aud ihr wollt 
—— und Unternehmer indirelt zwingen, Tarifverträge 

zuſchliehßen. Und der Gefamtverband deutſcher Metall- 
induftrieller hat erft vor kurzem den Beſchluß gefaßt: 
„Auf keinen Fall“ — fo heißt ed wörtlid — „ſoll der 
einzelne Wrbeitgeber mit der Organifation ber Arbeit- 
nehmer verhandeln. Auch die Merbanblungen von 
Organifation zu Organifation find zu vermeiden, bamit 
die unter a vorgeſchlagene Berhandlungsform zur all» 
gemeinen Einführung gelangen kann.“ 

Meine Herren, id) möchte aud) Ihre Aufmerkſamkett 
noch auf eine audere Erſcheinung hinlenlen, die im engen 
Zufammenhang mit der großen wirtſchaftlichen Entwidlung 
fteht, auf die Startell- und Synbilatsbildungen, bie wirt: 
ſchaftspolitiſch von außerordentlicher Bedeutung find. Der 

err Abgeordnete Strefemann bat zwar selagt, bie 

nbuftrieen im Rheinland und Weſtfalen find doch 
fhlteßlih nicht die einzig maßgebenden. Es gibt große 
Smduftriegebiete, die von der Kartell» und Synbilatsbildung 
nicht erfaßt werden. Ich behaupte demgegenüber: es gibt 
faft fein großes Gewerbe, das nicht heute auch in Kartell» 
und Synbitatöbewegung fi befindet. So tft bie Startell- 
bildung in der Zertilinduftrie heute faft allgemein üblich. 
Das gleiche ift in der bebeutfamen Induſtrie der Sohlen, 
der Hobel » und Halbzeugfabrifation zu fagen. Ich 
ſehe in dieſer Syndikatsbildung eine höhere Entwidlung 
der fapitaliftiihen Probuktionsmweife; mur tragen biefe 
Gebilde in fih aud in geReigerter Potenz alle Ubel des 
tapitaliftiichen Syftems. Allerdings werben manche Grund- 
pfeiler ber kapitaliſtiſchen Probuftionsweife erjchüttert; bie 
Syndilkate und Sartelle haben die freie Konkurrenz im 
Inlande aufgehoben. Noch eine andere außerordentlich 
wichtige wirithnftäpolitifche Anderung tft erzeugt. Durch 
die Konzentration der Betriebe, durch die Ausnugung 
techniſcher Hilfsmittel ift nicht die Ware dur Erfparung 
menfchlicher Arbeitätraft im Preife niedriger geftellt, und 
damit der Anreiz gegeben, ein großes und immer weiteres 
Abjahgebiet durch die Billigkeit der Produkte zu ermöglichen, 
ſondern die Syndilatöbilbung hat die Preiſe hinaufgeſchoben 
ohne Rüdficht auf die Herftellungstoften, und bei allen dieſen 
Spekulationen fpielen gerade Werte, die rein fpekulativer 
Aıt find, eine außerordentlich bedeutſame Rolle. Daß wir 
in den legten Jahren Hurdfteigerungen in unferen Aktien 
von 100 bis 150 Prozent gehabt haben, ift meines 
Gradtens ein ungeſunder Zuftand, dem auch ſchließlich 


die Schuld beizumeffen ift, daß bie Stapitalbeengung auf 
dem Geldmarkte eingetreten if. Nicht allein Die neuen 
Emiffionen der fommunalen und ftaatlichen Anleihen und 
bie neuen Emtffionen der Induſtrie find es, fondern auch 
bie außerorbentlihe Steigerung fingierter Werte, die 
ed nicht real vorhanden find, Die nur realifiert werben 
eim Umfag ber Aktien an der Börfe, bie veran—⸗ 
lafien, daß beim Kauf und Verkauf große Summen 
angelegt werben müflen für Inbuftriewerte, die in Wirk: 
lichkeit nur fpekulativ auf der Dividendenhöhe bafteren. 
Da fragt ed fih: was kann bie Megierung gegen biefe 
außerorbentlihe Machtentfaltung der Hochfinanz und der 
Großinbuftrte unternehmen? Wir haben ein Beifpiel an 
ber Hibernia. Als Die —— verſuchte, dort einzu⸗ 
greifen, um Sig und Stimme im Kohlenſyndikat zu haben, 
da ift bem Herrn Möller die Sache jehr verargt worden, 
und es barf wohl angenommen werben, baß gerabe feine 
Freunde in ber Großinduftrie dazu beigetragen Haben, ihm 
den Zaufpaß zu geben oder dazu zu verhelfen, baß er 
nit mehr im Amt if. Dann cine andere Erſcheinung, 
die wohl der Regierung auch zu ernften Erwägungen Anlaß 
gegeben hat, nämlich bie Entwidiung auf dem Gebiete ber 
oblenprobuftion. Wir haben bie Erfheinung, daß durch ba 
private Mutungdreht einige Geſellſchaften, fo die inter: 
nattonale Bohrgefelichaft, ganz wucheriſche Gewinne ein- 
gpaen haben, daß von biejer Geſellſchaft bis 500 Prozent 

widende verteilt wurben, und bad Bedenkliche bei 
der Sade ift, daß mit einem Nationalvermögen meiner 
Anfiht nad) gewuchert tft; denn bie Kohle oder dad Erz, 
bad im Innern der Erbe fi befindet, barf nidht ber 
Spekulation ber Hodfinanz überantwortet werden. Das 
gehört der gefamten Nation und nicht bem einzelnen Rn 
bager Spekulation. Nun fommt bie Regierung das zweite 
Mal und maht den Verſuch, im dieſe Intereffenfphäre 
einzugreifen und zu jagen: wir wollen dad Mutungsrecht 
verftaatlihen. Darauf antworten bie Herren vom 
preußifchen bergbaulihen Verein — und das ift außer: 
orbentli intereffant an diefer Eingabe —: ja, was wollt 
ihr denn, bie preußifche Regierung hat höhere Preiſe im 
Saarrevier alö wir vom Kohlenſyndikat, ihr bezahlt 
niedrigere Arbeitölöhne als wir; wenn alfo ber preußiſche 
Staat in dad Kohlenkartell eintreten will, dann wirb er 
wahrſcheinlich dafür forgen, daß bie Stohlenpreife in die 
Höhe kommen; ob er aber bafür forgt, dab die Arbeits- 
löhne in die Höhe gehen, — bie Frage wende ich ein 
ericheint allerdings ſehr fraglid. Mit einem berechtigten 
Hohn Hat das Stohlenkartell diefe Frage geftellt; 
einem berechtigten Hohn Hat das Stohlenkartell 
ben preußifhen Staat und bie preußifche Regierung auf 
diefe Dinge aufmerfiam gemadt. Denn es iſt Tatſache, 
baß bie Löhne im Saarrevter niedriger find, bie Kohlen⸗ 
preife höher find im Saarrevier, und daß bie preußifche 
Regierung gar feinen Anlaß hat, fih über bie hohen 
Preife bed Kohlenkartells zu entrüften; und am Schluffe, 
als bie Regierung in ber Begründung ber Vorlage 
barauf hinweiſt, wie groß bie Konzentration bes 
Kapitald im Stohlenbergbau ift, ba fagen bie Herren 
vom bergbaulihen Verein: die Angriffe auf das Groß⸗ 
fapital in ber verallgemeinerten Form gegen bie heutige 
geſellſchaftliche Ordnung in ihrer Gejamtheit werben 
nur noch von der Sozialdemokratie erhoben. Die kon— 
fervative preußifche Regierung kommt fomit fogar in 
Berruf, bei ihren Verftaatlihungsgelüften den Vorwurf 
einzuheimfen, fozialbemofratiihen Gefinmungen nachzu⸗ 
geben. Es ift nicht ganz unrecht, wenn ber bergbauliche 
erein biefen Vorwurf gegen bie preußiiche Regierung 
erhebt; es ift feine ſozialdemokratiſche Geftnnung, bie in 
biefem Vorſchlag zu finden ift, aber eine fozialiftiiche, eine 
vielleicht - ſtaatsſozialiſtiſche Idee wuchert allerdings in 
dieſem Vorſchlag fort, und da iſt es wieberum intereflant: 


’ 


(D) 


(B) Intereſſenkreiſe 
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(Schmidt [Berlin]) 


«A) wenn bie Regierung zu ernten, durchgreifenden Eingriffen 


in das kapitaliftiihe Syſtem ausholen will, bann muß fie 
bei der Sozialdemokratie eine Anleihe nehmen 

(ehr richtig! bei den Sozialdemokraten), 
und ihren Anſchauungen fund Ideen fi irgendwie an: 
bequemen, wenn aud in anderer Form, als wir bas 
wünſchen. Uber der entſchiedene Schritt, wirklich den 
kapitaliftiichen Einfluß zu breden, der müßte im ber 
Richtung geihehen, wie es hier bie Regierung bei dem 
Mutungsrecht vorhat. Es war außerordentlich intereffant, 
ben Einfluß des Großfapital® auch von einer Seite be: 
ftätigt zu fehen, bie biöher fi in ber fchroffen Meife 
nicht geäußert bat, ald es vor kurzem von einem Ber: 
treter ber preußiſchen Negterung geſchah. Ich Habe vor 
furzem einen Zeitungsbericht der „Norddeutſchen Allge— 
meinen Zeitung“ über eine Nebe des Herrn Mintfterial« 
bireftor8 Dr. Thiel im landwirſchaftlichen preußiſchen 
Mintfterium gelefen. Diefer Herr hielt in einem Früh: 
jahräfurfus der Vereinigung für ſtaatswiſſenſchaftliche 
Fortbilduug eine Einleitungsrede, in der unter anderem 
folgende bemerkenswerte Außerung borfam: 

Handel und Imbuftrie gewinnen immer” mehr 

Einfluß. Wenn auch der Landrat im DOften 

gleich nad) dem Hergott fommt, im Weiten bat 

er mit einem ſchweren Drud zu kämpfen, bevor 

er ii einer adhtunggebietenden Stellung gelangt. 

Selbſt mander Begierungspräfitent hat dort 

gegen die Nebenregierung eines Großinbuftriellen 

anzufämpfen. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten), 

Nicht uur meiner Anfiht nad der Regierungspräfident, 
fondern auch der Oberpräfibent hat jchliehlich gegen den 
Einfluß diefer kapitaliſtiſchen Kreiſe anzufämpfen, und in 
Iegter Linie and die Minifter! 

Meine Herren, nit ganz mit Unrecht jagen fi bie 
ber Großinduſtrie: wie kann ſich bie 
— den Einfluß der Großinduſtrie wenden, 
wenn fie kb die rüdfihtölofeften Unternehmerpraftiten 
übt? Daß daß zu einem großen Teil richtig ift, dafür 
ein Beifpiel, wie es in ber Privatinbuftrie in letzier Zeit 
wohl kaum in ähnlicher Schärfe vorgekommen tft! Auf 
einem ftaatlihen Werke im Saargebiet ift ein Arbeiter, 
ber 33 Jahrekin dieſem Betriebe gearbeitet hatte, entlaffen 
worden, weil er in einer Wirtſchaft ein ſozialdemokratiſches 
Fa rare Grforbern einem Eifenbahnbeamten hinüber- 

e 


gere 3 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Das war jein ganzes Vergehen! Nun hören Sie aber, was 
bie „Rheiniiche Zeitung“ über biefen Gemaßregelten fagt: 
Der,Bemaßregelte ift Bater von 15 Kindern, bon 
benen jest noch 11 am Leben find und einige 
feiner Stütze noch bebürfen. Von biefen Kindern 
dienten vorige Jahr 3 Söhne zu gleidher Zeit 
beim Milltär. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
uch er felbft hat dem Vaterlande gebient und 
dann 88 Jahre lang feine Arbeitäfraft dem 
Staate ald Bergmann geopfert. Beſonders 
hervorgehoben muß noch werben, baß er fidh bei 
den Bergungdarbeiten auf Reden mit befonberer 
Brabour und übermenfhliher Anſtrengung be— 


tätigt hat. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Seine Kameraben fagten übereinftimmenb, baß er 

die meiften Toten von allen herausgeihafft hat 
(hört! Hört! bei den Sozialdemokraten), 

und dann erneut bordrang, bis er vor Erſchöpfung 

aufammenbrad. Mit berfelben Bravour hat er 

fidh ſchon 1884 bei ber Nettungstolonne auf Grube 

„Gamphaufen” beteiligt. Damals wurde er fofort 


Reglerung 


um Sanktätsmann ernannt id ändgedilbet, und (C) 
bar er feit biefer Zeit manden Samariterbienft 
für feine Kameraden geleiftet. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Nach der Redenkataſtrophe haben Leute, bie mur 
die Kognalflaſche —— vder Die Kutſch⸗ 
pferde für hohe Herrſchaften gehalten haben, einen 

Orden erhalten; aber man wirft ben Arbeiter, den 
feine Kameraden wegen feines Opfermutes ald 
einen Helben feiern, auf die Straße! 

(Hört! hört! bei ben So —— 

Meine Herren, Ste reden heute in der Sozlalpolitit 
von der Undentbarten der Arbeiter. Dann bemeifen Sle 
erft einmal Dankbarkeit gegen die Arbeiter 

(jehr gut! bei den Soztaldemofraten) 

bie 38 Jahre lang Im Dienfte und In der Fron elnes 

ſchweren Berufs ſich gemüht und gequält haben, und die 

Sie dann mit einer Handbewegung auf bie Straße hin: 

auswerfen. 

Ich verweiſe weiter auf bie Kuffafung, die in Stagts⸗ 
betrieben über das Hoalitionsredht der Arbeiter herriät. 
Es iſt dem Arbeitern einfach verboten, fi an politiſchen 
Bereinen der Sozialdemokratie zu beteiligen. Wie kommt 
die Regierung, wie kommt bie Elfenbahnverwaltung, be 
ſonders auch bie preußtiche, dazu, ben Arbeitern fogar zu 
verbieten, Konſumbereinen anzugehören, und fogar ben 
Bene dies zu verbieten? So weit geht ber Terrorismus, 
0 weit geht die Bevormundung ber Arbeiter. Meine 

erren, bie landwirtſchaftlichen Genoffenfhaften haben 

ber ſolche Mißhandlung nicht zu Magen, da hat bie 

Regierung für den Bau ber Kornhäufer, für ben Ban 

bon Kornſilos Millionen hineingepulvert. 

Herr Raab hat fi darüber aufgehalten, daß 
bie SKonfumbereine, wie einige bon umferen Freunden 
geſagt haben, eine Organifation felen tm Intereſſe des 
Klaſſenkampfes ber Arbeiter. 
Meinung fein; nad meiner Anfiht haben die Konſum⸗ 
vereine mit dem Klaſſenkampf nichts zu tun. Bon Be: 
deutung fir die allgemeine politiiche Bewegung find fie 
nicht, aber ein kräftiges Hilfsmittel für bie Arbeiter, um 
zu mäßigen Preifen ihre Bebürfuiffe zu deden — und 
da3 liegt natürlid im Suterefie ber Arbeiter. Herr Raab 
fagte: bie Konſumvereine haben fogar höhere reife 
der Waren als andere Geſchäftsleute. Dann brauden 
Ste fih doch über die Konfumvereine nicht aufzuhalten. 
Wenn fie nicht durch Interbietung der Konlkurrenz bie 
Kundſchaft heranzichen, find fie doch Organtfationen, die 
als linternehmen, wie jedes ambere, dem freien Wett: 
bewerb ſich angliedern. e 

Ferner hielt fi) der Herr Abgeordnete Raab darüber 
auf, daß Sonfumvereine Sparkaſſen eingerichtet haben, 
und befonder8 bemängelte er die Verwendung ber Spar: 
gelber zum Bau bon Arbeiterwohnungen, weil bier feine 
münbelfichere Anlage vorliege. Nun, ich weiß, daß die 
Landesverfiherungsanftalten fehr viele Gelder zum Bau 
von Arbeiterwohnungen geben; bier muß man dod bie 
Anlage für eine fihere und auch vom Standpunkt ber 
Soztalpolitit empfehlenswerte Anlage halten. Wenn bie 
Arbeiter aus eigenen Kräften Gelber dazu ftellen, dann 
verbienen fie feinen Vorwurf — fie werden fih aud an 
diefen Vorwurf des Herrn Raab nicht kehren. Man 
follte und doch dankbar fein, wenn wir biefen Spartrieb 
fördern. Schon oft wurde gejagt, auch im Wahlkampf, 
bite Sozialdemokratie rede ben Arbeitern vor, fie jollten 
nicht fparen, fie fei überhaupt ein Feind alles Anſammelns 
bon Kapital, auch beffen in ber Hand bed Arbeiterd. Sie 
fehen, wie ungerecht diefer Vorwurf ift. 

(Sehr gut! bet den Sozialbemofraten.) 
erner fprach der Herr Abgeorbnete Raab feine große 


Mißbilligumg darüber aus, daß die Rabattiparbereine bie 


Man kann darüber geteilter (D) 


(A) Heinen Gefhäftsleute in Abhän 


IM. 
(Schmidt [Berlin].) 





giateit bringen. Dem kann 
ih mid nur anfhließen. Für bie Nabattiparvereine haben 
wir gar nichts übrig; fie find ungefunde Entwidlungen im 
Geſchäftsverlehr. Aber die Kleinen Geſchäftsleute find 
daran nicht unſchuldig; fie haben diefe Vereine felbft groß- 
gezogen. 
Als Trumpf fpielte fchließlih Herr Raab aus, ben 
Konfumbereinen müßte verboten werden, Dividende zu 
ablen. Wenn Ste dad ben Attiengefellfhaften auch ver: 
teten, bann läßt fich vielleiht barüber reben. 
(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) 

Aber ba werden wir wohl feine Zuftimmung finden, 
fondern auf einen umerfchütterlihen Widerſtand ftoßen. 

Nun ein paar Worte über bie Lage der Ianbiwirt- 
fchaftlihen Arbeiter. Man konnte glauben, nachdem bie 
Landwirtſchaft fi in einer glänzenden Lage befand, mie 
auch fchließlih von Ahnen anerkannt wird, dba bod in 
bezug auf die Preisbildung der Produkte ganz bedeutende 
Anderungen eingetreten find, daß nunmehr bie Arbeiter 
au einen Vorteil veripiren würden. Ich vermiffe voll: 
ftändig die Gegenleiftung. Bei ber FZolltarifberatung 
wurde von ben Herren ber äußerften Rechten auf unfere 
Kritif entgegnet: wir wollen Zuftände für bie deutſche 
Landwirtſchaft Haben, die es ihr ermöglicht, den Arbeitern 
befiere Löhne zu zahlen. Ich glaube, biefer Zuſtand ift 
gegenwärtig eingetreten, aber bie lung be8 Verſprechens 
nicht. Deshalb bat es mid außerordentlich befrembet, 
daß die weftpreußifhe Landwirtſchaftskammer in biefer 
Beriobe höherer Preiſe für landwirtſchaftliche 5* die 
Einwanderung von chineſiſchen Arbeitern im Jutereſſe der 
Landwiriſchaft fordert. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten. — 
Zurufe rechts.) 

Das wird in einer Zeit verlangt, wo Sie immer mit großer 
Emphaſe von nationalen Aufgaben reden! Dann erfüllen 


(8) Ste doch erft die großen nationalen Aufgaben, indem Sie 


im Often für umfere landwirtſchaftlichen Arbeiter erträg- 
liche Zuftände herbeiführen! 
(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten. — 
Laden rechts.) 
Das wäre eine nationale Aufgabe, durch deren Erfüllung 
Sie und Achtung abgewinnen könnten. 

Meine Herren, es ift auch noch eine andere fForberung 
aufgetaucht in neuerer Zeit, über die ich ein paar Worte 
verlieren möchte. Um dem Mangel an Landarbeitern zu 
begegnen, hat man geforbert, landwirtſchaftliche Heim— 
ftätten > gründen, aber e3 ſoll dabei vermieden werben, 
daß dieſen landwirtſchaftlichen Arbeitern in nennenöwerter 
Weiſe Bodenbefig gegeben wird; nur ein Kleines Stüd 
Gartenland follen fie zu einem eigenen Heinen Haufe 
erhalten. Wenn das durdgeführt wird, jo bedeutet das 
für ben landwirtſchaftlichen Arbeiter ein Wiederaufleben 
ber Hörigkeit; denn bann wäre ber Arbeiter natürlich 
gezwungen, Im Dienfte des Großgrumbbefiger8 tätig 


zu fein 

(jehr richtig! bei den Sozialdemokraten) 
unter Bedingungen, denen er fih nicht entziehen Tann, 
will er nicht einen Wechſel feines Befiktums ein- 
treten laffen. 

"Eine Reihe bon ——— über die Rechtſprechung 
in gewerkſchaftlichen Fragen will ich übergehen; ich glaube, 
ba bei anderer Gelegenheit fih Zeit finden wird, über 
bie einfeitige Beurteilung unb bie außerorbdentlichen Härten 
bei ſolchen Entſcheidungen kritifch zu beſprechen. 

Ih wende mid nunmehr zu einer Ausführung bes 
Herrn Grafen Poſadowsky über die landwirtſchaftlichen 
Berufögenoflenfhaften und zu einer Betradhtung über 
fein von ihm geftern angeführtes Beifpiel aus ber 
badiſchen landwirtſchaftlichen Berufsgenofienfhaft. Der 
Herr Staatöfefretär ift der Meinung, daß in den länd— 


Reichstag. — 28. Sitzung. Sonnabend den 13. April 1907. 





lichen Berufägenofienihaften fehr oft nicht die nötigen (0) 


—— für die Rentenbewilligung vorhanden find, bie 
Leute hätten oft gar feinen Anfprud auf Rente. Ich habe 
folde Beobachtungen gemadt, und ich glaube doch auch 
ein Urteil darüber abgeben zu können, weil ungefähr 
1500 Rentenanfprüde in bem legten Jahre burd meine 
Hände gegangen find. Es müßten mir auch foldhe Er: 
fahrungen —— fein. Der Herr Staatsſekretär hat 
und ein Beifpiel angeführt, daß ein Arzt einen Arbeiter, 
als die Bandeöverfiherungsanftalt ein Gutachten ein: 
forberte, für geſund erachtet, — als bie Berufsgenoſſenſchaft 
benfelben Arzt fragt, das Gutachten vollftändiger Erwerbs» 
unfähigkeit atteftiert.. Wenn das Beifpiel wirklich fo 
fraß liegt, dann möchte ih das Urtell bes ärztlichen 
Ghrengerichtähofes erſt fehen, vor ben ber betreffende 
Arzt unweigerlich fommen würbe, wenn er jo leichtfinnig 
und gewiſſenlos feine Amtes waltete. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Die Berufsgenoffenfhaft ſchenklt ihm das nit, meine 


Herren 
(jehr richtig!), 
fie zeigt ihm dem Ghrengeriht an, und wenn mir ber 
Herr Staatöfetretär das Urteil de Ehrengerichtshofs 
vorlegen und jagen mwürbe: ber Mann hat in bolofer 
MWeife bie einfettigen Imtereffen des Arbeiter bier ver: 
treten, dann könnte ih nur fagen: das iſt eine ber: 
ihwindende Ausnahme. Unſer deutſcher Arzteftand ver: 
dient nicht, daß man biefen einen Fall, felbit wenn er 
fih fo, wie geſchildert, abgefpielt hätte, verallgemeinert. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Wir haben oft berbe Angriffe genen bie Arzte am biefer 
Stelle ausgeſprochen, aber zu jolden Schlußfolgerungen 
ind wir nie gefommen. Wir haben uns Dagegen gewanbt, 
aß bie Ärzte, wenn auch nur fcheinbar, Direkt oder indirekt 
in Abhängigkeit bon den Berfiherungsanftalten oder 


Berufsgenofjenihaften fommen, und verlangt, baß banchen (D) 


ein freier, unabhängiger Arzt mit herangezogen werbe. 
Ih muß am biefer Stelle mit Entſchiedenheit Dagegen 
Proteſt erheben, daß ben Arzten im allgemeinen nad: 
gefagt werden könne, fie ftänden den Verlegten und Ber- 
fiherten allzu wohlwollend gegenüber. Ih habe immer 
ben Eindrud, daß fie mit außerorbentliher Gewiffenhaftig- 
— er einer Peinlichkeit und zuweilen mit einer Ein- 
eitigfeit 
(ſehr richtig! bei den Sozialbemofraten), 
bie fih wiederum aus ihrer engen Beziehung zur Ver: 
fiherung3anftalt erklärt, forgfältig vom wiſſenſchaftlichen 
Standpumft aus die Dinge prüfen. So hoch ih fonft dem 
Herrn Staatdfetretär v. Pofabowäty, was ſachliche Kennt: 
niffe feines Reſſorts anbetrifft, Shäge — und das wird 
auch allgemein in meiner Fraktion anerkannt, fo ſehr wir 
auch im Gegenfat zu feiner Auffaffung ftehen — auf bem 
Gebiet be3 Berfigerun ömelend müflen ihm ein paar 
Scharfmaher in den Ohren Itegen 
(fehr gutt bei den —— 
die ihm ein ganz falſches Urteil über unfere Verſicherungs⸗ 
efeßgebung und ihre Handhabung vorführen. Ich habe 
m borigen Jahre ſchon dem Herrn Staatöfefretär gefagt: 
fragen Sie aud) einmal ein paar Arbeiter; warum immer 
bie Kreiſe, bie ein Intereffe daran haben, daß bie Renten 
nicht fo Hod find? Das tun Sie eben nit, weil Sie 
glauben, Ste fompromittieren fih, wenn Ste einmal einen 
Arbeiter über dieſe Dinge befragen. 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Für Ste gibt's nur Ihre Geheimräte und bie engeren 
Intereſſenkreiſe, daher haben Ste Ihre ganze Wiſſenſchaft, 
das iſt das Uble. Die Nuffaflung bed Herrn Staatd- 
ſekretärs iſt nicht richtig. Der Herr Staatsſekretär jagt, 
bie untere Inſtanz in Nentenfahen fei nicht genügend 
gefeftigt, es ſei micht möglich, die Vorarbeiten fo ge 


(Aa) wiffenhaft zu erledigen, 
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(Schmidt [(Berlin].) 
daß daraufhin bie Renten⸗ 
bemefjung erfolgen könnte. Darauf will ih nur eins er 
widern. Die Berufägenoffenfhaft hat das Recht, nicht 
nur einen Arzt, fondern ein halbes Dutzend zu hören; 
fie hat dad Recht, von ber Behörde zu verlangen, daß 
fie Zeugen über Unfälle eidlich vernimmt. Was wollen 
Sie fonft noch für ger rg Wenn ich das 
Recht habe, eingehend alle dieſe Ding prüfen, auch 
vom mediziniſchen Standpunkt durch Anhören mehrerer 
Sadverftändiger, dann ift Ihre Schlußfolgerung, Herr 
Staats ſekretär, N et baß irgendwie er: 
er Mängel nad der Richtung, die Sie berührt haben, 
ch geltend gemacht haben. Meine Herren, unſere Ver— 
arg Mueiedgebung hat in anderer Beziehung gewiß 
mande Mängel; aber die Mängel, bie der Herr Staats- 
fefretär bier bor —— hat, {Ar fie nicht gezeitigt. 

Der Herr Staatöfefretär hat ferner in bezug auf bie 
Revifton der gg tage ee efagt, es habe 
io erandgeftellt, daß Leute Renten bet mmen haben, 

wo bie gefeglihen Vorausjegungen nicht vorhanden waren. 
Ih will es nicht beftreiten; wenn ber Herr Staatsſekretär 
e3 jagt, muß es jene. Aber ba möchte ich auch erft 
bie einzelnen Fälle kennen lernen. Es gibt eine Anzahl 
Landesverfiherungsanftalten, bie außerorbentlih wohl⸗ 
wollend find, dad will ich anerkennen, wie bei anderen 
ebenio große Rüdfichtölofigkeit zu finden iſt. Und wenn 
wirflih eine Lanbeöverfiherungsanftalt einem Arbeiter, 
ber ftatt 200 nur 198 Marken geflebt dat, bie Rente 
gewährt hat, — ift das wirklid ein Verbredhen? Darf 
man fi darüber wirklch aufhalten? Ich glaube nicht, 
und ich nehme an, es find aud nidt bie Gründe bes 
Herrn Staatsſekretärs. Der Einwand ſcheint mir nad 
ber abweijenden Bewegung bed Herm Staatsſekretärs 
nicht beredtigt zu fein. Alſo nad der Richtung liegen 
feine Bedenken vor. 

Dann bat der Herr Staatöfetretär gefagt: welche 
gejteigerten Laften haben die landwirtſchaftlichen Berufs: 
genofjenfhaften - zu tragen! Wir kommen ſchließlich zu 
einer Belaftung bon 105 Prozent der Grunditeuer. Ich 
kann —— nicht überſe Mi wie hoch fi) finanziell 
für ben einzelnen Grumbbefiger die Zaft ftellen würde. 
Aber das tft nicht der ausichlaggebende Gefihtäpunft. 
Ausſchlaggebend ift für und: wenn in der Landwirtſchaft 
fo viel Arbeiter un Unfall zu Schaden fommen, müſſen 
Mittel und Wege ben werben, ihnen auch bie Rente 
zu gewähren, BE wo fie berfommt 

(jehr richtig! bei den Sozialdemokraten); 
und Tann ber Heine Landwirt bie Laften nicht tragen — 
bie einen Landwirte find ja jelbft mit verfiert, das ift 
ja von Bedeutung für die Landwirtſchaft —, dann muß 
barüber geredet werben, und dann muß eventuell, wenn 
ber Nachweis geführt wird, baß ber Heine Landwirtfdaft- 
liche Belrieb bie Laften nicht tragen kann, ber Staat ein: 
ereifen, und ſchließlich die Geſamtheit die Laften tragen. 
tun möchte ich aber doch auch den Herrn Staats- 
fefrelär auf andere Dinge hinweiſen, bie viel wichtiger 
find bet ber Beurteilung ber landwirtſchaftlichen Berufs: 
genofjenihaften. Ih Habe immer ben Eindrud erhalten 
bon allen Rentenfadhen faft ohne ern daß bie 
landwirtfchaftlichen Berufsgenoſſenſchaften viel firenger in 
ber Handhabung ber gefeglihen Vorſchriften find als bie 
ewerbliden para Fan on Dinge, über bie man 
. bei ben — ichen Berufsgenoſſenſchaften gar nicht 
mehr zu ftreiten braucht, find fortgeſetzt Gegenftanb des 
Streites bet den landwirtſchaftlichen Berufsgenoffenfchaften. 
Sind Mängel bei ber Rentenfeftfegung vorhanden, dann 
tragen bie Verwaltungen ber Berufsgenoſſenſchaften bie 
Verantwortung dafür, dann forgen Sie bafür, daß beffere 
Verwaltungen —* werben! Kümmern Sie ſich nicht 
fo viel um bie Verwaltung ber ſtrankenkaſſen, ſondern 
Reichstag. 12, Zegisl-P. I Seffion. 1907. 


mehr um die Verwaltung ber Berufägenoffenfhaften —, (0) 


denn ich glaube, auch ba ift nicht alles gut beitellt. 

Was nun bie zeo- Nentenbeträge betrifft, denen 
immer fo außerorbentlicheS Lob geipenbet wird, fo liegen 
bie Dinge gerabe in ber Landwirtſchaft außerordentlich 
trübe. Wir haben in der Landwirtſchaft Arbeiter, deren 
Lohn auf 300 Mark dad Jahr bemeflen wird. 

(Hört! hört! bet ben Sozialdemokraten.) 
Davon befommt ein Arbeiter bei vollftändiger Erwerbs⸗ 
unfähigkeit die Rente mit zwei Dritteln, allo dad ganze 
Jahr 200 Marf. 


(Hört! hört!) 
Bei weiblichen Arbeitern finft bie Rente nad ben Feſt— 
fegungen ber Verwaltungsbehörbe bis zum Jahresverdienſt 
bon 180 Mart 
(hört! hört! bei den Sozialbemofraten), 
db. h. bie Vollrente beträgt 120 Mart das Jahr, pro 
Monat 10 Marl. Ich habe erft vor kurzem, Herr Staats» 
fefretär, einen Fall gehabt) wonach für eine alte, elenbe, 
ſchwache Frau, bie vollftänbig erwerbsunfähig tft, die durch 
Unfall 60 Prozent ihrer ha eingebüßt bat, 
diefe Rente monatlid 9 Mark —— 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Bon biefen 9 Mark hat die Armenbehörde noch die Hälfte 
abgezogen 
(hört! hört! bei ben Sozialdemokraten) 
eleiftete Armenunterftügung, ſodaß die rau, bis fie 
bi rmenlaft abgetragen hatte, monatlid 4,50 Mark ala 
Rente befommt. 
(Hört! hört! bet — ——— 
Meine Herren, ich bin der letzte — das ſage ich hier 
ausdrücklich —, der nicht die Wohltaten unſerer Ver— 
ſicherun zgeſetze anerkennt. Aber hüten Sie ſich auch 
—— vor allzu großen — ger! Es ſind 
doch auch Schwächen und ſehr große Mängel, und das 


Beiſpiel, das ich Ihnen hier gezeigt habe, erehtigt nicht (D) 


dazu, zu fagen, daß bie landwirtſchaftlichen Berufs- 
genoffenfchaften entlafte werben müflen, ſondern ich ftelle 
bie dringende Anforderung an den Herm Staatsſelretär, 
Anbderungen einzuführen, bamit ber Bohn ber Landarbeiter 
erhöht wird; benn das ift feine Summe, mit ber ein 
armes Weib ausfommen Tann, weldes feine Arbeitötraft 
vollftändig verloren hat. Die Invalibenrente — wenn 
Sie mid) danach fragen — war ber armen frau berloren 
ge wi weil ber Iinternehmer nit die Marten 


gelebt hat 
(hört! hört! bei den Sozialdemokraten), 

und weil wir ihn nad ber gegenwärtigen Rechtſprechung 
für biefe Unterlaffung nicht verantwortlich machen können. 

Damit möchte ich ent ein paar Worten auf einen 
anderen, hiermit in engem Zuſammenhang ftehenben 
Gegenftand kommen, nämlich die Privatverfiherung. Ich 
fordere eine Berftaatlihung der Privatverfiherung. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Die inländiſchen Unternehmungen Jaben nad) dem Bericht 
bes Auffihtsamts für Privatverfiherung im Jahre 1904 
eine Bruttoprämie eingenommen bon rund 663 Millionen 
und die ausländifhen Unternehmungen eine foldie bon 
74 Millionen. Diefe Summe verteilt fi auf bie Lebens: 
verfiherung mit 403 Millionen, die Haftpflitverfiherung 
mit 54 Millionen, bie Hagelverfiherung mit 22 Millionen, 
bie Viehverſicherung mit 11 Millionen, — Diebſtahl⸗ 
und Waſſerſchäden mit 164 Millionen, und ſonſtige Ver— 
ſicherungen mit 6 Millionen. Es iſt in Verſicherungs-⸗ 
ge efelfhaften ein Kapital inveſtiert, das die Summe weit 
berragt, die wir heute an deutſchen Anleihen auf ben 
Markt gebradt haben. Ein riefiged Kapital ift im biefen 
Unternehmungen feitgelegt, und biefe Unternehmungen 
werfen ganz exrorbitante Gewinne ab. Das tft ein Zuftand, 
ber meiner Anfiht nad bie Aufmerkfamkeit der Reglerung 
103 


(A) bringenb hervorrufen follte. 
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(Schmidt [Berlin].) 

Diefes Gebiet braucht nicht 
der privaten Spekulation unterworfen zu fein. Man kann 
dabei aud die Frage ber Viehverfiherung regeln. Ich 
weiß, die jähfiihe Regierung hat eine Viehverſicherung 
eingeführt und hat feine glänzenden Erfahrungen damit 
gemacht. Der Berfuh braucht nicht zu entmutigen; es 
würden bamit bie Opfer, bie die Seuchengefahr heute von 
ber Landiwirtfchaft fordert, bedeutend ermäßigt und bie 
Gewinne aud der Verficherung, die heute bem Privat- 
unternehmer zuflteßen, vom Staate im Intereffe der Ber: 
fiherten verwendet werben. 

Sch möchte tnäbefondere Ihre Aufmerkſamkeit auf 
einen Berfiherungszweig binlenten, der außerordentlich 
im Aufblühen it, die Vollsberſicherung. Dieſe hat einen 
großen Anklang in Wrbeiterfreijen und vielleicht noch 
größeren Anklang im Mittelftande gefunden, und bier 
wäre e3 möglich, bei einer fparfamen Wirtſchaft, die nicht 
auf Profit ausgeht, bei dem Ausſchluß aller Reklame und 
der vielen Spefen, die die Privatverfiherung tragen muß, 
die ftaatlihe Anftalt außerordentlich zu vereinfahen und 
Neveniten zu bieten, die weit hinausgehen über das, was 
die Privatverfiherung bieten fan; damit würden wir 
auch zu einem Stüd praftifher Mittelftandspolitif fommen, 
denn den Heinen Handwerkern, ben einen Stauflenten, 
den Heinen Qanbleuten wäre durch eine fo foltbe, mit der 
Autorität des Staates begründeten Berfiherung bie 
Möglichkeit gegeben, in ben Zeiten rüftigen Schaffens in 
ber Berfiherungsanftalt freiwillige Beiträge niederzulegen, 
bie fie dann erheben können in der Form ber Renten und 
Unterftügungen, wenn ihre Schaffensfraft nadläßt. Dieje 
freiwillige Art der Berfiherung würbe neben den Zwangs— 
verfiherungsanftalten fehr gut beſtehen und florieren 
fönnen. Allerdings, bie üllung dieſes Wunfches ift 
nicht leicht. Sie kommen da in fehr große Gegenfäge zu 
fapitaliftifhen Intereſſen, und es fragt fih, ob bie 
Regierung die Entjchiedenheit befigt, diefen Konflikten ins 
Auge zu hauen. 

Ih lomme nun zum Schluß. Sie verfündigen jebt, 
ernfte Soztalpolitit zu treiben, und der Herr Stollege 
Dr. Mugdan hat überlegen auf bie Unfruchtbarkeit ber 
Spzialpolitif des Zentrums hingewieſen. Ich laffe dahin: 
geftellt, ob das Zentrum allein die Schuld an biefer 
Unfruchtbarkeit trägt. Ob aber der Neichdtag, wenn er 
feine 5-jährige Legislaturperiode abſchließt, eine ruhm— 
reihe Periode der Soztalpolitif Hinter ſich Hat, müſſen 
wir heute fehr bezweifeln. Ginem Aufwärts in ber 
Sozialpolitik muß and eim politifcher Fortichritt folgen. 
Dem jteht aber in Deutfhland in Verwaltung, Yuftiz 
und Regierung ein öder Konfervativiämus entgegen. Bon 
biefen Seffelr muß das beutfche Wolf fi befreien. Erſt 
dann wird bie Bahn zu einem Aufwärts im politifchen 
und fozialem eben frei! 

Bebhaftes Bravo bei den Sozialdemokraten.) 


Vizepräfident Kaempf: Das Wort hat ber Herr 
Stellvertreter des Reichskanzlers, Staatäfetrelär bes 
Innern, Staatöminifter Dr. Graf v. Bofadowiy-Wehner. 


Dr. Graf v. Pofadowölys Wehner, Staatäminifter, 
Staatsſekretär bed Innern, Benollmädtigter zum Bundes⸗ 
rat: Ich babe von dem Herrn Vorredner eine Außerung 

ehört, die mic gefreut hat, weil er ald Mitglied ber 
oztaldemokratiihen Partei den Segen ber fozialpolitifchen 
Gefeggebung anerkannt hat; foldhe Außerungen haben wir 
bon den Vertretern ber ſozialdemokratiſchen Wartet bis 
jest meines Wiſſens nicht gehört. 

(Widerſpruch bei den Sozialdemokraten.) 

— Nun, dann werde ich ſolche Außerungen fammeln und 
fie bet nächſter Gelegenheit gern verwenden ald ein Zeichen 
befferer Erkenntnis. 
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Dann Hat ber Herr Abgeorbnete fih gegen eine (0) 


Außerung gewendet, die ih in bezug auf bie Renten 
bewilligung und in bezug auf dad Verfahren der Renten- 
feftftellung gemacht habe. Die Fälle, die ich hier im hohen 
Haufe mitgeteilt habe, waren einem amtlichen Berichte 
der landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft für das Groß- 
berzogtum Baden entnommen. Es ift mir nicht befannt 
eworben, daß bie bort feftgeftellten Tatſachen einen 

iderſpruch erfahren haben; ih muß alfo annehmen, daß 
biefe Mitteilung richtig tft. Ich glaube, darin wirb ber 
Herr Vorredner mit mir einig fein: bad Geſetz muß 
zutreffend und gewiflenhaft ausgeführt werben. 

Ein Teil der Ausführungen des Herm Vorredners 
bezog ſich aud auf die zukünftige Gefeggebung. Darüber 
läßt fi reden; bei der Reform der fozialpolitiichen Geſetz⸗ 

ebung wirb eine Reihe von Wünfchen, die im Laufe der 

arts ſich herausgeftelt haben, fiherlih berüdfidhtigt 
werden. Aber die beftehenden geſetzlichen Beltimmungen 
müffen bei ber Ausführung im einzelnen unbedingt maß- 
gebend fein; denn fonft verliert man jeden Boben unter 
den Füßen. Und wenn ber Herr Borrebner gefagt bat, er 
hätte Hunderte von Aktenftüden durchgeſehen und bie 
Bedenken, die ich geäußert habe, in bem Material ber 
Alten micht begründet gefunden, fo wirb er aud ben 
Grundjag kennen: Quod non est in actis, non est in 
mundo. Das ift eben ber Fehler meines Erachtens, daß 
jebr viele Dinge, bie im den Akten ftehen jollten, nicht 
arin ftehen; das Iiegt daran, daß vielfach die Renten- 
anträge in den unteren Inftanzen nit mit ber Gründ— 
lihfett und Sorgfalt behandelt werden, bie meines 
Erachtens im Intereffe ber ſozialpolitiſchen Gefeggebung 
aus moraliihen und finanziellen Gründen notwendig ift. 

63 fält mir gar nicht ein, einen unberechtigten Ein- 
fluß üben zu wollen auf ben Nüdgang der Renten; ich 
will nur einen Einfluß üben bahin, daß nur da Renten 
feftgefeßt werben, wo ber Anſpruch ein gefeglich, gehörig 
begründeter ift. Mein Beltreben geht deshalb auch feit 
jeher dahin, die Vorbereitungen der Anträge in ben 
unteren Inſtanzen wefentli zu verbeflern, und darin, 
meine Herren, follten Ste mid; unterftügen! Ich verfichere 
Ihnen, es ift dringend notwendig. Wegen folder $tleinig- 
fetten, wie ber Herr Vorredner erwähnt hat, find Renten 
nicht entzogen worden, fondern die Fälle, wo Renten auf 
Grund der Rebifion entzogen worden find, waren ſehr 
flagrante Fälle, wo die Bewilligung der Renten mit ben 
Vorſchriften des Geſetzes unbedingt unbereinbar war. 

Übrigens ift mir aud nicht eingefallen, einen Angriff 
gegen bie deutſche Arztefhaft zu richten; ih habe nur 
einzelne amtlich feftgeftellte Fülle hier mitgeteilt und freue 
mid) aud, daß, während biäher gerade von der Partei bed 
Herrn Borrebners ſehr heftige Angriffe gegen bie Arzteſchaft 
gerichtet worden find, er im Gegenteil heute für bie 
Arztefchaft eingetreten if. Ich Habe hier oft gehört, daß 
bie Herren gejagt haben, bie Arzte wären befangen, 
ftänden unter dem Drud des lUnternehmertums; heute 
bat er gerade eine Rede zu Gunften ber Arzte —— 
und ich kann ſeinen —RA en im allgemeinen nur 
bollfonmen beiftimmen. Daburd wird aber ber Wunſch 
nicht befeitigt, daß eine beffere Vorbereitung ber Anträge 
ber unteren Inſtanzen flattfinden möge. 

Ich möchte nun auf eine Anzahl von Fragen ein- 
eben, die an mich gerichtet worden find. Ich halte mich 
ir verpflichtet, auf * Anfrage, die im hohen Haufe an 

—* gerichtet wird, auch eine ſachliche Antwort zu er⸗ 
eilen. 

Was zunächſt die Sonntagsruhe in der Binnenſchiff- 
Br: anbetrifft, jo habe ich mich ja wieberholt geäußert, 
daß ih eime Anderung zu Gunften ber Binnenſchiffer in 
De Richtung für notwendig halte. Die Erhebungen bes 
Beirat für Arbeiterftatiftit über die Dauer der täglichen 
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(Dr. Graf v. Poſadowsth · Wehner.) 


A) Arbeitszeit in der Binnenſchiffahrt find aber bis jetzt noch 


nit beendet, und man kann ſelbſtverſtändlich aud in 
einer fo ſchwierigen Materie feine Vorfchriften über bie 
Sonntagsruhe in der Binnenihiffahrt treffen, wenn nicht 
gleichzeitig die Erhebungen über die tägliche Arbeitözeit 
in ber Binnenſchiffahrt beendet find. Ih will mir an— 
m. fein laſſen, darauf hinzuwirken, dab dieſe Er- 
ebungen bed arbeiterftatiftiihen Beirats mit möglichfter 
Beſchleunigung zu Ende geführt werben, da ich bie Dring: 
lichkeit, die Frage im Wege ber Verordnung zu regeln, 
mit bem Herrn Vorrebner aus der Mitte des Haufes 
durchaus anerfenne. 

Was ferner dad Verbot der Sonntagsarbeit im Ge- 
werbe betrifft, fo tft eine allgemeine Nebifion ber vom 
Bundesrat mit Bekanntmachung vom 5. Februar 1895 
—— Ausnahmen vom Verbot der Sonntagsarbeit 
n Angriff genommen. An Hand der von den Bundes— 
tegierungen angeftellten Erhebungen und auf Grund kom— 
miffariicher Beratung ift in ſämtlichen in der erwähnten 
Belanntmahung enthaltenen Gruppen ein vorläufiger Ent- 
wurf aufgeftelt und den Bunbeöregierungen mitgeteilt 
worden. Nach Verarbeitung der hierauf von ben Bundes: 
regierungen eingehenden Gutachten wird vorausſichtlich im 
fommenden Winter dem Bundesrat eine Vorlage zur Ab» 
änderung ber erwähnten Ausnahmebeftimmungen zugehen. 
Soweit ſich überfehen läßt, wird allerdings, wie td} bereits 
borgeftern —— habe, eine Reihe von Ausnahmen 
von der Verpflichtung zur Sonntagsruhe nicht mehr auf: 
rechterhalteu werben können. 

Wie bereit von einem ber Herren Borrebner aus» 
geführt worben ift, find bie Gewerbeinipeftionen ul. 
eforbert worden, über die Verhältniffe ber Glasinduſtrie 
m allgemeinen zu berichten. Den Anträgen, bie in biefer 
Beziehung vorliegen, wird erft bann ftattgegeben werben 
fönnen, wenn jene Berichte eingegangen find. Ich bes 


(8) merke aber, daß mit Rüdficht auf die Sonntagsruhe in 


ben Glashütten doch ſchon fehr einſchneldende Beftimmungen 
ergangen find, bie meines Erachtens eine weſentliche 
Beflerung des bisherigen Zuftandes bebeuten. Sobald bie 
Berichte ber Gewerbeinfpeftoren vorliegen, werben alle 
biefe Fragen, die bier im hohen Haufe und in ben vor— 
liegenden Anträgen angeregt worden find, zum Gegen: 
ftande ber Erwägung gemadt werben. 

Ich komme jegt mit einigen Worten auf die Submiffions» 
frage, die ja bereit ſehr eingehenb erörtert worben ift. 
Ich bemerfe zunächſt, daß bie preußiihen Beftimmungen 
im Reichöbienft bereit? Anwendung finden; mur in ber 
Heered: und Marineverwaltung find fie noch nicht ans 

ewenbet, weil dort eigenartige Verhältniſſe vorliegen. 
ch babe mich aber erneut an bie Herren Chefs ber Reichs⸗ 
marine: und ber Seereöverwaltung mit ber Bitte ger 
wendet, die Ginführung biefer neuen Submiffions- 
bedingungen möglichſt zu befchleunigen und mir auch die 
Anberungen mitzuteilen, bie fie gegen bie allgemeinen 
Submiffionsbedingungen einführen wollen. 

Ich möchte dazu bemerken, daß ein Teil der Wünſche, 
bie hier geäußert find, in bem preußiſchen Bedingungen 
bereit erfüllt it. So heißt es 3. 8.: 

Dei der Auswahl der Unternehmer ift nad 
Möglichkeit zu wechſeln. Auch find babei bie 
ortsangeſeſſenen Gewerbetreibenden vorzugsweiſe 
zu —— — 
(Bravo! rechts.) 
Es heißt ferner in den Submiffionsbebingungen, die alfo 
jegt aud für das Neid maßgebend fein follen: 
Bei ber *5* bon Bauten find im Falle 
gleicher Preisitellung die am Ort ber Ausführung 
oder beifen Nähe wohnenden Gewerbetreibenben 
borzugöweife zu berüdfichtigen, wenn fie bie 
Arbeit im eignen Betriebe ausführen. 





Ferner: 
Liegen don mehreren Handwerkern gleichwertige 
Angebote vor, jo find bei der Zuſchlagerteilung 
diejenigen Bewerber vorzugsweiſe zu berück— 
ſichtigen, bie berechtigt find, ben Metftertitel zu 


führen. 
(Sehr gut! recht.) 

63 find aber noch weitere Wünſche geäußert worben. 
Es ift zunädft eine Berückſichtigung ber Tarifverträge 
—— worden, die ſich allerdings in den preußiſchen 

eſtimmungen nicht findet. Jedoch, meine Herren, ſchüͤtzt 
gegen lnterbtetung ber Leiftung folgende Beftimmung ber 
preußiſchen Ausführungsbeftimmungen: 
Die niedrigfte Geldforderung als ſolche darf für 
die Entfheibung über den Zuſchlag keineswegs 
ben Ausichlag geben. Der Zuſchlag darf nur 
auf ein im jeber Beziehung annehmbdares, bie 
tüchtige und rechtzeitige Ausführung ber bes 
treffenden Leiſtung oder Lieferung gewährleiftendes 
Gebot erteilt werben. Ausgeſchloſſen von ber 
Berüdfihtigung find ſolche Angebote, die eine in 
offenbarem Mißverhältnis zu ber Leiftung ober 
Lieferung ftehende Preisforberung enthalten, 
fodbaß nad dem geforderten Preis an und für 
fi eime tüchtige Ausführung nicht erwartet 
werben fann. 

Weiter ift eine vorzugsweiſe Berüdfihtigung ber Ge- 
——— nicht vorgeſehen. Die Berüdfihtigung ber 
Heinen Gewerbtreibenben tft jebod durch folgende Be: 
flimmungen gewährleiftet: 

Die Ausihreibungen find tunlichſt derartig zu 
zerlegen, daß auch kleineren Gemwerbtreibenden 
und Handwerkern bie Beteiligung an ber Be— 
werbung ermöglicht wird. Bet größeren Arbeiten 
oder Lieferungen, bie ohne Schaden für die gleich— 
mäßige Ausführung getrennt vergeben werden 
fönnen, hat daher bie Vergebung in ber Regel 
in ben verſchiedenen Gewerbd- und Hanbiwerfö- 
aweigen entſprechend zu erfolgen; auch ift in ge 
eigneten Fällen die Verdingung nad) den Arbeiten 
und zugehörigen Lieferungen zu trennen. 

— Das ift auch eine beſonders wichtige Beftimmung. — 
Bet befonders umfangreihen Ausſchreibungen find 
bie auf bie einzelnen Gewerbs⸗- und Handwerfd- 
zweige entfallenden Arbeiten ober Lieferungen in 
mehrere Loſe zu teilen. 

Meine Herren, das find aber mur formale Beftimmungen. 
Ob indeß biejenigen Wünſche, die hier im hohen Haufe 
geäußert worden find im Imtereffe der Handwerker, und 
die ich volllommen teile, erfüllt werden, hängt davon ab, 
wie biefe Beftimmungen ausgeführt werben. Man muß 
ſich hierzu die Mühe nehmen, biefen Verhältniffen nachzu— 
gehen; folde Fragen müffen mit einer gewiffen Liebe, mit 
einem gewiſſen inneren Intereffe für den Zwed in Aus: 
führung gebracht werden, nidt rein bureaufratiih; man 
muß immer das eigentliche Ziel vor Augen haben, welches 
durch biefe Submiifionsbedingungen erfüllt werben fol. 
Es ift matürlih für bem, der die Arbeiten leitet, viel 
leichter mit einem großen Unternehmer j verhandeln, der 
die ganze Sache übernimmt, der alles beforgt, der einem 
feine Schwierigfeiten madt. Haben wir aber eine Reihe 
bon Heinen linternehmern, bei denen man dann bafür 
forgen muß, daß Lieferungen und Arbeiten rechtzeitig 
ineinander greifen, um aud die rechtzeitige Fertigſtellung 
des geſamten Werkes zu ermöglichen, hi bie Bauleitung 
wejentlich fchwieriger. Das macht dem einzelnen Beamten, 
ber bie Arbeit zu leiten hat, natürlich erheblich mehr Arbeit 
und verurfacht ihm viel mehr Sorge; aber, ich meine, ſozial⸗ 
politiſch tft eine liebevolle Detatlarbeit hier jehr wertvoll. 

(Sehr ridhtig!) 
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Solde Beitimmungen wie bie verlefenen können mur einen 
—— Charalter haben; bier fommt es eben barauf an, 
aß die Beftimmungen auch in dem Geifte ausgeführt 
werben, in dem fte gegeben find. 

Was bie Arbeitöperhältniffe des Bureauperſonals ber 
Rechtsanwälte und Notare betrifft, fo ift im Reichstage 
bereit3 in ber Sigung vom 3. Februar 1906 a 
worben, daß bie von dem Herrn preußifchen Iuftizminifter 
eingenommene Stellung den übrigen Bundedregterungen zur 
Kenntnis gebradht worden fei. Die dazu eingeforberten 
Außerungen der Regierungen liegen aber noch nicht voll» 
fändig vor; deshalb kann ich mid über bie Sade aud) 
noch nicht ge äußern. 

Es iſt au eine allgemeine Negelung der Beſchäfti— 
gung bon Arbeiterinnen und bon jugendlichen Arbeitern 
bei geſundheitsſchädlichen Arbeiten angeregt worden. Ih 

abe mich bieferhalb mit ben Bunbesregierungen, ind: 
eſondere mit dem preußiſchen Herrn Minifter für Hanbel, 
in Verbindung gejegt. Der Herr preußiſche Minifter für 
Handel erklärt aber, ein Bebürfnis für bie Negelung nicht 
anerkennen zu können. Much ift er der Anficht, es beftehe 
auch bei dem jetzt in Ausficht genommenen Borgehen bie 
Gefahr, daß Beihhäftigungen verboten würden, bie im 
einzelnen und nicht etwa nur in vereinzelten Fällen zus 
fäffig jeien. Das ift der Standpunkt, ben vorläufig der 
rg preußiſche Minifter für Handel eingenommen hat. 
ch werbe aber bie Frage nicht fallen Laffen, ſondern mic 
weiter mit bem Herrn preußifchen Minifter für Hanbel 
barüber unterhalten. 

Eine wichtige Frage, die bier im Haufe ſchon oft 
behandelt worben ift, ift bie Erhebung von Beiträgen 
einerfeitö wegen Zugehörigkeit zum Handwerk, anderer: 
ſeils wegen Zugehörigkeit zu ben Fabriken und ferner 
bie Anwendung ber Arbeiterfhugbeftimmungen 
ber Gewerbeorbnung auf bie Einzelbetrtebe. 

Was zunädft die Anwendung ber Arbeiterſchutz- 
beftimmungen ber Gewerbeorbnung betrifft, fo habe ich 
barüber fürzlich mit dem Herrn Hanbelöminifter mündlich 
verhandelt, und wir haben uns bis jetzt dahin geeinigt, 
daß es ber einfachſte gg ift, um biefen zahllojen 
Zweifeln entgegenzutreten, Die ftreitige Frage, ob ein 

ewerbebetrieb oder ein Handwerkbetrieb vorliegt, nad 
ber Zahl ber in dem einzelnen Betrieben beſchäftigten 
Gehilfen zu entſcheiden. Maßgebend würde noch jein, 
05 in den einzelnen Betrieben motorifche Kraft verwandt 
wirb, oder nit. Ich glaube aber, man wird zu einer 
befriebigenben Regelung dieſer Frage nur fommen, wenn 
man fi ſchließlich an äußere Merkmale hält, die jeber 
inbivibuellen Erwägung entzogen find. 

Nun weiter bie Frage der Beitra —— die noch 
erheblich ſchwerer zu — tft. In der Reichstags⸗ 
figung vom 3. Februar 1906 habe ic ausgeführt, dab es 
zur Befeitigung ber lagen über die zweifahe Heran- 
= einzelner Betriebe zu den Beiträgen, ſowohl ber 





wangsorganiiation bed Handels als derjenigen bes 

andwerkes, vielleicht ziwedmäßig fei, eine einheitliche 

chlußinſtanz zu fchaffen, bie ſowohl für bie Handels— 
fammer: wie für bie Hanbwerköfammerorgantfationen zu 
enticheiden habe. Grundzüge zu einer in dieſer Richtung 
fit) bewegenden Gefeßesporlage find ausgearbeitet. 

Eine inzwifhen bei den Bundesregierungen gehaltene 
Rundfrage hat aber ergeben, daß das Bebürfnid nad 
einer geſetzlichen Regelung nicht überall in gleihem Maße 
beſteht. Zunächſt werden nicht in allen Bunbeöftaaten 
Beiträge zur Handwerlslammer erhoben, ſodaß inſoweit 
in ben betreffenden Bunbesftaaten eine Doppelbefteuerung 
nicht vorfommen fann; in einer Neihe von anderen Bundes: 
ftaaten entſcheiden ſchon jetzt die nämlichen Behörben 
endgültig über bie Zugehörigkeit zu beiden Organtfationg- 
gruppen. Auch für Preußen, wo verfchiebene Behörden 
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entfheiben, kann ein bringenbed Bebürfnis nad) eimer (C) 


gefeglihen Regelung von dem Handelsminiſter zurzeit 
nicht anerkannt werden. Nach ber neueren Rechtſprechung 
be3 Oberverwaltungsgeriht3 können Handwerksbetriebe 
nicht aus bem Grunde allein für handelskammerpflichtig 
erklärt werben, weil fie in dad Handelsregiſter eingetragen 
find. Es muß vielmehr für die Handeläfammerpflicht 
noch die unabhängig von ber Eintragung in das Handels: 
regifter feftzuftelende Tatſache Hinzufommen, daß der 
Betrieböinhaber Kaufmann if. Die Kaufmanns» 
eigenfchaft ift jedoch zu verneinen, wenn bem Betreffenden 
mit Rüdfiht auf feine gefamten Betrieböperhältnifie bie 
Eigenfhaft eines Handwerkers zulommt. Auf diefe Recht— 
fpredjung werben die Handelskammern Hingewiejen, und 
es wirb ihnen bie Freiſtellung hiernach zweitellofer Hand: 
werföbetriebe anheimgeftellt werben. 

In anderen Fällen, in benen die Natur eines Betriebs 
es zweifelhaft ericheinen läßt, ob er zum Handwerke ober 
zu den Fabriken gehört, will der Handelsminiſter im Ver: 
waltungöwege eine Anorbnung treffen, wonach ein Ge: 
werbebetrieb, der durch rechtöfräftige Entſcheidung ber 
Bewaltungsgerihte ald Fabrik erklärt ift, von ber Herans 
ztehung zu ben Organifationen des Handwerks frei zu 
laffen ift. Gleichzeitig follen bie Regierungspräſidenten 
angewiefen werben, in allen berartigen zweifelhaften 
Füllen auf eine Betlabung der Handbwerdfammern 
burch die Verwaltungdgerihte hinzumirfen. Den 
Handwerfätammern wird damit Gelegenheit gegeben, beim 
Verfahren mitzuwirken und eventuell auch Rechtsmittel 
einzulegen. 

Endlich fommt in Betracht, daß bie hier in Rebe 
ftehenden Fragen kaum zu regeln fein werben, ohne daß 
man überfieht, wie weit gleichzeitig etwa die Wünſche ber 
Handwerker befriedigt werben fönnen, die bahin geben, 
bie TFabrifbetriebe, die handwerlsmäßig ausgebildete 


Arbeitäfräfte befhäftigen, anteilig zu ben Koften heran (D) 


zuziehen, bie die Hanbwerköfammern für das Gejellen- 
und Lehrlingsweſen aufgewendet haben. In biefer Be- 
alejung ſchweben ſtatiſtiſche Erhebungen, die noch nicht 
zum Abſchluſſe gelangt find. 

Meine Herren, auch die Frage der Gefangenenarbeit 
ift geftern berührt worben. ie der Staatsſekretär des 
Reichsjuſtizamts am 23. Februar 1906 im Reichstag 
erklärt hat, foll bem Neihstag eine Statiftif über Art 
und Umfang ber Gefangenenarbeit mitgeteilt werben. Die 
ftatiftifche Erhebung ni durh ein Rundſchreiben des 
Reichs juſtizamis an die Bundesregierungen vom 19. Juli 
1905 mit dem 1. Dezember 1 als Stichtag in bie 
Wege geleitet worden. Eine Zufammenftelung bes 
Materials ift dem Reichſtag und auch dem Reichsamte 
des Innern noch nicht zugegangen. Die Vertretung ber 
Sade im Reichstage wird bis auf weiteres bem Reichs—- 
juftizamte überlaffen fein. 

Auch bie Anderung der Gaftwirtöverorbnung ift 
wieberum angeregt. Ich fann nur wiederholen, daß kaum 
eine Verordnung des Bundesrats fo eingehenb aud von 
ben Iofalen Inftanzen in ben einzelnen Bunbesftaaten 
geprüft worben tft, wie gerade dieſe Gaſtwirtsverordnung, 
und wir fonnten zu einer anberen Regelung fchließlich 
nit fommen. Wie Sie wiffen, wurde auch im in 
Abgeorbnetenhaufe ein Antrag geftellt, eine Refolution zu 
faflen auf Anderung biefer Verordnung. Diefer Antrag 
* —— bie Zuſtimmung des Abgeordnetenhauſes nicht 
gefunden. 

Ich möchte num noch einige allgemeinere Fragen 
berühren. Es tft bier wieder über die Schäblichteit des 
Hauſierhandels geſprochen. ch geftehe ohme weiteres zu, 
daß ein Teil des Hauſiergewerbes, foweit es fi auf das 
Ungebot von Waren bezieht, a se A eine überlebte 
Einrichtung ift, ebenfo überlebt meines Erachtens wie ber 
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(A) allergrößte Teil der Jahrmärkte. Jahrmärkte und Waren— 


—* ftammen aus einer Zeit, wo das Land noch 
ehr ſchwach bevälfert war, wo wir wenige Verbindungen 
hatten; jegt kann man aber von jedem Teil des Deutichen 
Reichs in kürzefter Zeit nad) irgend einem Plag gelangen, 
wo wenigftend bie mittleren und unteren Vollsklaſſen alle 
ihre Bedürfniffe an Waren für das tägliche Leben be— 
friebigen können. Daß von den Hauſierern vielfach auch 
mangelhafte, minberwertige Waren verfauft werben, mag 
richtig fein. Aber andererfeitö glaube id, wenn bie ber: 
bünbeten Megierungen fih entfchließen follten, eine 
Anderung zur Gewerbeordnung einzubringen, wonad das 
Warenhaufieren mwejentlih erſchwert oder ganz verboten 
wird, würde fich faum eine Mehrheit in bem hohen Haufe 
für einen ſolchen Gejegeövorfhlag finden; beim Haufier: 
handel —* es eben auch, jeder muß die Augen auf— 
machen für die Waren, die er kanft. 

Es ſind hier zwei Fragen erörtert worden betreffend 
bie Errichtung neuer Reichsinſtitute, erſtens die Errichtung 
einer gewerblich-techniſchen Reichsanſtalt. Darüber kann 
ich heute feine Auskunft geben, weil dieſe Frage noch fo 
neu iſt, daß ſie noch nicht genügend vertieft werden konnte. 
Aber weitere Erörterungen haben ſchon geſchwebt über die 
Errichtung einer chemiſch-techniſchen Reichsanſtalt. Ich 
laſſe jetzt den Intereſſenten meine Anſicht zu der Sache 
ſchriftlich zugehen; da aber bie Frage auch in der Öffent: 
lichfeit fo vielfach erörtert ift, möchte ich heute einiges 
aus biefem Beſcheide mitteilen. Bet ſolchen wiflenichaft: 
lichen Anftalten liegt bei rein bureaufratifher Organtfation 
immer die Gefahr vor, daß die Perfonen, bie an folden 
Anftalten arbeiten und die wiſſenſchaftliche Forſchung im 
Intereſſe ber praftiihen Induſtrie fördern jollen, ihre 
Fühlung mit der Prorid und ber Induftrie verlieren, und 
daß daburd ihr Erforfchungstalent und ihre praktiſche 
Auffafjung ber Dinge, ihr Verſtändnis beflen, was bie 


(B) Induſtrie braucht, allmählich verblaßt. Nehmen Ste einmal 


an, wir würben rein bureaufratifcd eine chemiſch-techniſche 
Reichsanſtalt gründen; vergleihen Ste damit, welde An- 
regung ein Chemiler In einem großen inbuftriellen Betriebe 
al, wo er täglih auch bie Bedürfniſſe des Publikums 
ennen lernt, wo er täglid den wechſelnden Bebürfniffen 
ber Induſtrie aus eigeniter Anfchauung nahe tritt, wo er 
täglich neuepraftifche und technische Erfahrungen erwirbt. Nun 
wird fo ein Herr in da3 Laboratorium einer Reichsanſtalt 
verpflauzt. Zunächſt ift bei allen dieſen Dingen ein 
tleined Hindernis: herborragende Techniker, hervorragende 
(Shemiter befommen Gehälter in der Induſtrie, bie Sie 
nie bewilligen würben 
(ehr richtig!), 

und die wir ſchon mit Rüdficht auf die anderen Beamten- 
fategorien nicht bewilligen können. Alſo gerabe bie herbor- 
ragenbften Sträfte für dem Reichödienft zu gewinnen, bie 
man für ein foldes Inftitut braucht, wird außerordentlich 
ſchwer fein. Ich leide darunter, baß ich manchmal geradezu 
hervorragende Kräfte, bie ich mich bemühe für den Reichs— 
bienft zu gewinnen, nicht befommen fan, weil e3 mir 
nicht möglich ift, ihnen eine Entihäbigung für das, was 
fie ſchon befigen, auf Grund des Etat zu bieten. Sehr 
viele hervorragende Kräfte fonnte ich —— für den 
Neichsdtenft trotz langer Verhandlungen nicht gewinnen. 
Außerdem leide id) auch darunter, daß bisweilen fehr hervor- 
ragenbe Kräfte den Reichöbienft verlaffen, weil jih ihnen 
außerhalb desselben günftigere Ausſichten bieten. Alfo ſchon 
bie Berfonenfrage wirb ganz außerordentlich ya 
zu Iöfen fein. Ich habe den Imtereffenten, weil ich ja 
den Stern, ber in ihrer fForberung liegt, als berechtigt an— 
erfenne: nämlid gewiſſe Dauerunterfuchungen in einer 
öffentlihen Anftalt zu machen, befondere Dauerunter- 
—— bie fi) manchmal auf Jahre erſtrecken müſſen, — 
ch babe den Herren gefagt: wer eine folde Anftalt baut 


und bie Soften des Baues trägt, bad tit vorläufig eine (C) 


Trage für ih; man könnte auch erwägen, ob man bie 
Mittel: und Unterbeamten zu etatsmäßigen Reichsbeamten 
an folder Anftalt machte. Ich habe aber ben Beteiligten 
anheimgeſtellt — um namentli auch die Gehaltäfrage zu 
löfen, und zwar in einer Weiſe, wie fie durch ben Reichs— 
etat nicht geläft werben fann —, ob die Beteiligten nicht 
bereit wären, zunädft einen gewiffen größeren Stiftungs- 
fonds zu ſammeln. Die Befhäftigung von hervorragenden 
Shemifern in jener Hemifch-tehniten Anftalt könnte 
dann derart erfolgen, daß berborragende Ghemilfer 
aus ber Praxis nur vorübergehend in ben Reichs— 
dtenft berufen würben, daß fie nah Maßgabe des 
Etats ald zeitweilige Reichsbeamte, als Htlfsarbeiter 
zwar ein Gehalt aus einem allgemeinen Fonds des Etats 
befämen, daß ihnen eventuell aber, ſoweit e3 nicht möglich 
ift, diefe nur vorübergehend herangezogenen Techniker aus 
Reichsfonds angemeffen zu befolden, dann aus den Zinfen 
jenes Stiftungsfonds der chemiſchen Inbuftrie entſprechende 
Zulagen gemadt würden. Die ganze Anftalt würde 
dann, allerdings unter Auffiht des Staatsſekretärs des 
Innern, doch vorzugsweiſe unter ber ſachverſtändigen 
Leitung eines freigewählten ſachverſtändigen Kuratoriums 
ſtehen; mit anderen Worten: ich habe zur Erwägung ber 
Sntereffenten geftellt, ob es nicht möglih wäre, ein 
gewilfes Mittelding zwifchen einem Privatinftitut und 
einem Neichdinftitut zu fchaffen, bad aber bo bie 
Möglichkeit gewährte, jeme Beweglichkeit in feinem 
tehnifhen Berfonal zu gemwährleiften, bie unbebingt 
notwendig if, um eine derartige Spezialanftalt 
auf ber Höhe der wiſſenſchaftlichen Forſchung zu 
halten. Man könnte dann für einzelne Spezialfragen, 
die im dieſer Anftalt zu ftubieren wären, befonders 
geeignete Techniker auf beſchränkte Zeit berufen. Wenn 
bie betreffende Aufgabe erledigt wäre, fo würden dieſe 


Herren in ihre praltifche Tätigkeit zurüdfehren, und man (D) 


fönnte wieder andere Techniker für neue Aufgaben ein- 
berufen, Ein folder Stiftungsfonds, ber e3 alfo 
ermöglichte, mit freierer Hand hervorragende Kräfte auf 
kurze Zeit —— würde bie Schwierigkeiten 
befeitigen, die bei jedem unmittelbaren Reihöbeamten in 
ber etatsmäßigen Begrenzung ſeines Gehalts Liegen. 
Meine Herren, es ift dad ein erfted Projelt; aber ich 
alaube, daß man die frage auf biefem Wege in einer 
Weiſe regeln könnte, die einerfeitß mit ben allgemeinen 
Vorſchriften der Neihfinangverwaltung übereinftiimmte und 
die andererſeits doch bie Freiheit böte, ein Inſtitut zu 
ſchaffen, das fi in ſeinem Gelehrtenperſonal dauernd auf 
der vollen wiſſenſchaftlichen Höhe ber Forſchung hielte. 
Wir werben in ber zukünftigen Seſſion vielleiht noch 
Gelegenheit haben, diefe Frage eingehender zu erörtern. 

Es liegt auch der Antrag auf eine Enquete über bie 
Verhältniſſe der Metallinduftrie vor. Bisher war nur 
eine Engquete in der Eifeninduftrte beantragt. Ich habe 
mid; dieſerhalb an ben preußifchen Herrn Handelsminiſter 
gewandt, und diefer Hat fich bereit erklärt, die Berhält- 
niffe, die bier im Reichötage berührt wurden, feinerjeits 
einer eingehenden Erörterung zu unterziehen. Ich muß 
abwarten, welchen Erfolg biete Erhebungen bes preußiſchen 
Herrn Handelöminifterd haben werden. Neu ift jebt, daß 
fih der Antrag auf die gefamte Metallinduftrie bezieht, 
auch auf die Blei-⸗, Zinninduftrie uſp. Nun find für biefe 
Induſtrie feitens des Bundesrats bereit3 verſchiedene Ver: 
ordnungen zum Schutz von Leben und Geſundheit der 
Arbeiter ergangen. Auf Grund aber der jetzt zu meinem 
Etat geſtellten Reſolutionen will ich zunächſt das 
Reichſsgeſundheitsamt darüber hören und dann erwägen, 
inwieweit bie jetzt von dem preußiſchen Herrn Hanbels- 
* angeſtellten Erhebungen etwa zu ergänzen ſein 
möchten. 


(A 


(B) 


— 
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(Dr. Graf v. Pofadowety Wehner.) 

Zum Schluß geitatte ih mir noch eine Bemerkung. 
Man hat in der Debatte behauptet, e8 wäre bie Schuld 
des Bundesrats, daß die fozialpolitiiche Geſetzgebung 
nicht Schneller vorwärtd gehe; dann tft die Schuld wieder 
dem Herrn Reichskanzler als dem für bie gefamte 
Reichsberwaltung verantiwortlihen Beamten aufgebürdet 
worden. Ich glaube, im beiden Richtungen find bie 
Angriffe ſachlich nicht begründet. Zunächſt möchte ich 
eins verfihern: in bezug auf dad Tempo und den Inhalt 
ber ſozialpolitiſchen Gefeggebung befteht zwiſchen dem 
Herrn Reichskanzler und mir nidht Die i 
Meinungsverſchiedenheit. Wenn ich jetzt 
führungen über den Erlaß eines Vereinsgeſetzes gemacht 
habe, jo find das Ergänzungen zu der Erklärung, die der 
Herr Reichötanzler hier abgegeben hat; unb auf ſozial⸗ 
politiſchem Gebiete ift der Herr Reichöfanzler mit mir 
in bezug auf die Ziele und ben Umfang ber fozial- 
politifchen Geſetzgebung vollfommen einer Anficht. 

(Lebhaftes Bravo.) 

Wenn bie Langjamfeit des Verfahrens hervorgehoben 
worben ift, und daß im fetten Jahre nichts auf fozial- 
politiſchem Gebiete gejhehen jet, jo find doc verſchiedene 
Verordnungen erlaflen worben, melde erhebliche Vor: 
arbeiten erforberten.. Manchmal fieht das Ergebnis folder 
Erhebungen ſehr bürftig aus; aber alle ſolche Ber: 
ordnnungen greifen fo tief in daS gewerbliche Leben ein 
und erfordern eine ſolche eingehende Grörterung aller 
techniſchen Einzelheiten, daß fie jehr viel Zeit und Arbeit 
in Anfpruch nehmen, wenn auch die Verordnung, bie 
darauf begründet wird, bann einen ziemlich kurzen und 
einfachen Inhalt zu haben fcheint. 

(Lebhafte Zuftimmung.) 
Man muß boch auch bet der Sozialpolitik fehr vorfichtig 
fein, nicht Verordnungen zu erlaffen, die die beredhtigten 
Bebensbebingungen ber Induſtrie gerabezu gefährden. 

(Vebhafte Zuftimmung.) 

Und wa3 bie Beteiligung des Bundesrats betrifft, 
fo will id —558 daß in einem Einheitsſtaate unter 
Umſtänden die Geſetzgebung ſchneller arbeiten kann als in 
einem föderativen Staatsweſen. Aber in einem föderativen 
Staatöweien, bad aud einer großen Anzahl von 
Regierungen beftebt, hat jebe Regierung das Recht, die 
Sragen der Geſetzgebung, ehe fie ſich zu einer Borlage 
verbichten, ihrerfeit3 nad ihren befonderen Verhältniſſen 
eingehend zu prüfen. innerhalb der einzelnen Regierungen 
— und das ift nicht mur in Preußen, ſondern in jedem 
Bundesftaat ber Fall, aud im Heinften — will jeber 
Vertreter eines fpeztellen Reſſorts folde Borlagen aud) 
prüfen nad den befonderen Bedürfniffen und Verhältniffen 
feines Reſſorts. Daraus entfteht natürlich eine gewiſſe 
Verzögerung, die fcheinbar die Gefehgebung in einem 
Föberativftaat ein langfamered Tempo einnehmen läßt 
ald in einem Einheitsſtaat. Aber wenn Sie die Geſetz— 
fammlung einmal baraufhin prüfen wollten, an welden 
ungeheuren Gejehgebungsarbeiten in Gemeinfhaft mit den 
berbümdeten Negterungen und auf Grund ber Zuftimmung 
berfelben allein das Reichsamt des Innern beteiligt ift, 
dann würden Sie vielleicht doch anderer Anſicht fein über 
die Tätigfeit des Bundesrats. Sehen Sie ft, bitte, 
einmal die Gejegfammlung darauf an, was in ben lebten 
Fahren für eine Mafle von Verordnungen und (in: 
richtungen gerade im Reſſort des Reih3amts bed Innern 
getroffen find. 

Ih kann aljo diefe Angriffe, joweit fie ſich gegen 
den Bundesrat richten, ober ſoweit bon einer grundfäß- 
lihen Meinungsberſchledenheit zwiſchen den Anſchauungen 
des Herrn Reichskanzlers und meinen Anſchauungen auf 
jo talpolitifhem Gebiete die Rede tft, als berechtigt und 
ubaltlih begründet nicht anerkennen. 

Außerdem, meine Herren, babe ic Ihnen vorgeftern 


ein Programm beffen gegeben, wad im nächſten Jahre 
geichehen fol. Ein Zeil der Ausführungen des Pro— 
gramm beruht doc auf jehr umfangreichen geſetzgeberiſchen 
Vorarbeiten, die bereit ſchon gemadt find und bie 
Tätigkeit des Neich3amts des Innern und des Bunbes- 
rat3 eingehend in Anfpruch genommen haben. Ic glaube, 
wenn alle diefe Vorlagen Sn bei Beginn der nächſten 
Zagung zugehen, werden Sie aud dem Bundesrat gem 
das Zeugnis erteilen, daß er feine Pflichten gegemüber 
bem mirtihaftlihen und politiihen Bebürfniffen bes 
deutſchen Volkes volllommen erfüllt hat. 
(Beifall.) 


Vizepräfident Kaempf: Dad Wort bat der Herr 
Abgeordnete Wieland. 


Wieland, Abgeordneter: Meine Herren, in ber feit- 
herigen Beratung des Gtat3 für dad Reichsamt des Innern 
it ſchon fo viel geredet, find ſchon fo viele weitaus— 
ihauende Probleme und Anregungen nicht nur dem hohen 
Haufe, fondern auch dem Herrn Staatöfelretär des Innern 
nahe gelegt worden, baß ich mich hiermit nicht länger 
befafien und das hohe Hans nicht länger damit beläftigen 
will, zumal ja für die Erörterung Dieter, für die gejunde 
MWeiterentwidlung unferer wirtihaftlihen und ſozial— 
politiſchen Werhältniffe jo hochwichtigen Fragen berufenere 
Vertreter fih im Haufe befinden. 

Meine Herren, dagegen möchte ich mir geftatten, eine 
fpezielle Frage bier näher zu erörtern: das ift die Lage 
des Mittelftandes. Die Frage über die Wünſche und 
Bebürfniffe des Mittelftandes ift ja von verſchiedenen 
Nebnern Schon geftreift worden; nur will mich bedünfen 
daß biefelben über die materielle Seite ber Frage bo 
etwas zu leicht hinweggegangen find 

(jehr richtig! Links), 
daß fie dieſelbe zu vorfichtig behandelt Haben. Es be— 
finden ſich hier gewiß viele Abgeorbnete, welche in ihren 
Wahlverſammlungen in diefer Beziehung vieljeitige Wünſche 
und Anregungen zu hören gehabt und wahrfdeinlid auch 
mannigfache Berjprehungen gemacht haben. In ber Tat 
gibt es unter der großen Maffe des Mittelftandes weite 
Kreiſe, deren Lage keineswegs eine glüdliche ift, und doch 
erachten viele warme Freunde des deutfhen Volkes und 
Freunde einer gefunden und fihheren Entwidlung ber Ber: 
hältniffe desſelben e3 für dringend wünſchenswert, daß 
der Mittelftand als ausgleichendes Clement zwiſchen 
—— und Nrbeiterichaft unjerem Volke erhalten 
eibt. 


(Sehr richtig!) 

Meine Herren, für grobe Erwerbszweige in unferem 
Volke ift ja teild durch eigene Kraft, teild durch Reichs—⸗ 
hilfe geforgt. Die Großinduftrie befigt in dem MWelt- 
markte und in ben ihr zur Verfügung ftehenden großen 
Kapitalten ſchon an und für fi eine hohe Griftenzfähig- 
feit. Auf der andern Seite ift für bie Arbeiterjchaft durch 
bie foziale Gejeggebung, wenn auch nicht vollkommen, fo 
doch einigermaßen geforgt, und daneben hat biefelbe durch 
die gegenwärtige Lage der Berhältniffe, wie fie ſich ins— 
befondere im legten Jahrzehnt geftaltet haben, auch bie 
Möglichkeit, aus eigener Kraft ihre Exiſtenzverhältniſſe 
fiher zu geftalten. Ih möchte dabei betonen, daß ich, 
obgleih ich keineswegs ein bebeutenber Sozialpolitiker 
bin, doch aus meiner Senntnt3 der Lage ber Arbeiterihaft 
voll und ganz damit einverftanden bin, daß bie foziale 
Gejehgebung unter allen Umſtänden zweddienlich gefördert 


werden muß. 
(Bravo! links.) 
Meine Herren, aud für einige Kreiſe des Mittel 
ftandes ift ja ſchon geforgt worden. Ich möchte ind- 
befonbere auf die Landwirtichaft hinweiſen, deren Kleine 


und mittlere Betriebe fi nod vor Jahren keineswegs 


(C) 


(D) 
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(Wieland.) 


(A) in einer günftigen Lage befunden haben, und denen deshalb 


eine Beſſerung wohl zu gönnen war. Dieſe Beſſerung 
iſt ja auch durch bie — vom vorigen Jahre 
herbeigeführt worden. 

(Hört! Hört! und bravo! in der Mitte und rechts.) 
— Ta, meine Herren, ih bin damit einverftanden 

(oho! rechts; jehr gut! und Heiterkeit in ber Mitte 

unb rechts) 
und ih denke, daß dieſe Beflerung für unfere mittlere 
und Zleine Landwirtſchaft and anhalten wird. Meine 
Herren, ih kann das um fo mehr fagen, als ich von ben 
Verhältniſſen unferer Landwirtihaft wenigitend tm Süd— 
deutichland aud etwas zu erfahren Gelegenheit hatte. 
(Zuruf rechts: Iſt aber nicht demokratiſch!) 

— Das ift mir ganz eins, aber es ift fo! 

(Bravo! und Heiterkeit rechts und in ber Mitte.) 

And für eine große Anzahl ——— des Mittel⸗ 
ſtandes, Die bon manchen als ber neue Mittelſtand be- 
zeichnet werben, für bie Privatangeftellten, tft unter allen 
Parteien bed Hauſes die Neigung vorhanden, helfend und 
förbernd einzugreifen. Es ift das nicht mehr als billig, 
denn neben bem Sapital bilden fie ja das hauptfäclie 
treibende Glement in unferer Großinbuftrie, 

Allein, meine Herren, für einen weiteren Teil bes 
Mittelftandes, für dad Handwerk, ben Heinen Kaufmanns» 
ftand uf. — und bazu reine ich nicht bloß die Hleinften — 
ift bis jet herzlich * geſchehen 

chtig! rechts), 

und doch iſt a biejer Teil —— Volkes vielfach 

in einer keineswegs beneidenswerten Lage. 

(Sehr wahr! redht3.) 
Die GStaatöregierung und der NReichötag Maren bor 
Sahren bemüht, einen Teil berjelben, Hauptfählih alfo 
das Handwerk, durch die Handwerkergefeßgebung ſicherzu⸗ 
ftellen. Allein ic bin im Zweifel darüber, ob durch biefe 
(B) — — unſerem Handwerk wirklich materielle 
orteile geſchaffen worben ſind. Im Gegenteil ſind dadurch 
dem Handwerk nur noch weitere finanzielle Opfer auferlegt 
worben, und joldhe Opfer hat es fhon durch bie foziale 
Gefeggebung bor längeren Jahren und auch heute mod) in 
bebeutendem Maße auf ſich genommen. Es find aud) bon 
ben verfchiedenften Seiten Mittel und Wege gefucht worden, 
wie dem Handwerk au —— ſei. Allein, meine Herren, 
vielfach Zönmen dieſe Beſtrebungen und Pläne eben doch 
nur als platoniſche Liebe angeſehen werden. Dieſe Be— 
ſtrebungen bringen ja alle möglichen Vorſchläge zutage. 
In erſter Linie wird da immer wieder die Selbſthilfe 
enannt. Ich ſtehe auch auf dem Standpunkt, daß der richtige 
ann in erfter Linie berufen tft, felbft Mittel und Wege 
zu feinem Fortkommen zu finden; allein vielfah und 
Defonbers in ber Jetztzelt ift dies eben ſehr erſchwert. 
Wo ſoll die Selbſthilfe herkommen, wenn's eben an der 
Hauptſache für dad Weiterkommen, an dem nötigen 
Gelb Fehlt! 

63 wird unter anderem aud) von weiten Streifen, 
von ſolchen, die dem Handwerkern gern helfen mödten, 
vom Be äl gsnachweis gefproden. Ih als Hanb- 
werfer habe jehr lebhafte Zweifel, ob durch die Einführung 
dieſes Befählgungsnachweiſes wirklich unferem Handwert 
geholfen werben könnte. 

(Sehr richtig! links.) 
6 wird auch nah Einführung dieſes Befählgungs: 
nachweiſes unter ben befähigten Handwerksmeiſtern immer 
folde geben, bie bie Preiſe unterbieten und baburd) 
genötigt find, trotz ihrer Befähigung minderwertige Arbeit 
zu Hefern, um —— a Verluft auszugleichen. 
Sehr richtig!) 

Weiter wäre ed vielfach Schaan notwendig, aud) 
für dad Handwerk die Arbeitölofenverfiherung durchzu— 
führen; denn weite Arbeitögelegenheiten, bie ſeilher dem 


Hanbwert vorbehalten waren, find ihm burd die Ab- (C) 


zahlungsgeſchäfte, durch bie Großinduſtrie entzogen worden, 
ſodaß feine Konkurrenzfähigkeit immer mehr herab» 


gemindert ift 

(fehr richtig! rechts) 
und jedenfall in der Zukunft mod vielmehr herab» 
gemindert werben wird. 

Meine Herren, um Ihre Gebuld nicht Tänger In 
Anſpruch zu nehmen und zum Schluß zu fommen, beſonders 
da ja heut Sonnabend ift 

(große Heiterkeit), 
möchte id; mir noch geitatten, das hobe aus und auch 
ben Herin Staatöfefretär des Innern auf einige Maß- 
nahmen binzumeifen, die ganz beftimmt geeignet wären, 
bie Griftenzfähigkeit bed Hanbwerf3 zu fördern und 
feinen Verfall, der von fo vielen Seiten prophezeit wird, 
aufzuhalten. In eriter Linie fehlt es dem Handwerk 
an dem nötigen Stapital, um jeine Betriebsfähigkeit 
geeignet durchzuführen, es fehlt ihm an bem nötigen 
Kapital, um rechtzeitig feine Rohprodufte einkaufen zu 


fönnen. 

(Sehr wahr!) 
Da fage ich mir nun: wenn weite reife unfered Volles, 
die befigenden Streife, dem Staat und Reich ungezählte 
Millionen für ihre Staatsſchulden zu einem fehr billigen 
Zinsfuß darbieten, jo wäre es nur ein Akt ausgleichender 
Gerechtigkeit, wenn er anberfeit3 feinen Bürgern, bie in 
minder günftiger Lage find, mit Anlehen auch wieder 
unter bie Arme greifen würde, allerdingd gegen ent: 
ſprechende Sicherheit und jedenfalls gegen einen etwas 
billigeren Zinäfuß, als zu dem bad Handwerk bieje An— 
lehen gegenwärtig bei ven Banken zu erhalten vermag. Durd) 
biefe hohen Banfzinfen wird ja zum voraus dem Hands 
werk fein Nugen hinweggezogen, und deshalb kann es 
vielfah auch nicht vorwärt3 kommen. 

(Sehr richtig! in ber Mitte.) 

Meine Herren, auf einen weiteren Punkt möchte ich 
Ste hinweiſen, der hauptſächlich auch al3 ein Krebsſchaden 
im Handwerk angefehen werden kann. Das ift die Tat: 
fahe, dab der Bauhandwerker mit feinen Forderungen 
bet Neubauten in keiner Weiſe fichergeitelt it. Ich bin 
feſt überzeugt, daß dieſes doch jehr leicht zu erreichen 
wäre. Wenn ein leicdhtfertiger oder aud) ein folider Bau— 
unternehmer in eine jhlimme Lage kommt, dann erhält 
der Bauhandiwerfer vielfach nichts für feine Urbeitäleiftung 
und ebenfo nichts für das Kapital, dad er für die Be- 
ihaffung der NRohprodufte aufgewendet hat. Und doch 
bleibt der reale Wert biefer Neubauten, wenn fie aud 
vielletht im Konkursberfahren etwas billiger an ben 
Mann gebracht werden, immer derjelbe, und bie jpäteren 
Befiger haben den Nutzen von den Aufwendungen ber 
tleinen Handwerker. 

(Sehr richtig! in ber Mitte und rechts.) 

Und num ein weiterer Punkt: Meine Herren, bie Aus: 
dehnung der Verſicherungsgeſetzgebung auf ben Hand» 
werkerftand und unferen geſamten Mittelftand würde 
dazu beitragen, daß diefer Mittelftand mit etwas größerer 
Beruhigung in die Zukunft ſchauen könnte. Die Ans 
gehörtgen des Handwerkerſtandes find leiber vielfach nicht 
in der Lage, große Erfparniffe —— und wenn 
fie dann in Krankheit, in Unfall, in Alter und Invalidität 
fommen, jo find fie wahrlich in einer fehr bedauerns— 
werten Lage. Ju fpäterer Zeit wird man doch unter 
allen Umſtänden dazu kommen müflen, die Verſicherungs— 
gefeßgebung auch auf biefe Streife auszubehnen. 

Einen weiteren Punkt, der geeignet wäre, ben Hanb- 
werferftand beffer zu ftellen, hat —F ſchon mein Fraktions⸗ 
tollege Günther aus Sachſen erwähnt, und ber Her 
Staatöfetretär ded Innern hat joeben in eingehenber 
Weife darüber geiprodhen: das ift das Submilftons- 


(D) 


ww 
(Wieland.) 


(A) weſen. Preußen ift hier vorbildlich vorgegangen; das ift 


(B 


—⸗ 


auch einmal ein Vorzug, den man anerkennen muß. 
(Heiterfeit.) 

Ih möchte nur wünſchen, baß diefe preußtfchen Arbeits- 
berdingungsbeftimmungen auch in den anderen Bundes— 
ftaaten eingeführt würden. Dann würde bie Arbeitölofig- 
feit im Handwerkerſtande aufgehoben ober gemildert 
werben. Es wäre dann aud) ben Eleineren Handwerkern 
möglich, in die Konkurrenz einzutreten. Dadurch würbe 
ganz bejtimmt eine bebeutenbe Beflerung der Lage des 
Handwerks erzielt werben. 

Alle Kreiſe des Haufes wetteifern in dem Beftreben, 
bie ſozialpolitiſche Geſetzgebung weiter auszugeſtalten. 
Aber, meine Herren, ſorgen Sie auch für den Mittelſtand, 
ſorgen Sie auch für ben Handwerker, der ſeither gewiffer: 
—* der treueſte Träger des nationalen Gedankens 
geweſen iſt! Wenn Sie das nicht tun, wenn die Reichs— 
regierung und der Reichstag ſich dieſes Verſäumnis zu 
fhulden kommen laffen, dann könnte wohl ber Fall ein: 
treten, daß weite Kreiſe, Tauſende und aber Taufende 
ber Angehörigen des Mittelfianbes für die Zukunft ohne 
weiteres ber Sozialdemokratie in bie Arme getrieben 
würden, und das wirb wohl weber der Reichstag noch die 
Keichöregierung wollen. 

(Bravo! links, in der Mitte und rechts.) 


Bizepräfident Kaempf: Dad Wort hat ber Herr 
Abgeordnete Riefeberg. 


Riefeberg, Abgeorbneter: Meine Herren, ich bin fehr 
erfreut über die ſchöne Rede bed Herrn Abgeorbneten 
Wieland, denn man ift ſolche Außerungen von jener Seite 
gar nicht gewöhnt. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Wir begrüßen es deshalb mit großer Freude, daß auch 
bie Linke verſucht, in dieſer Weiſe pofitive Arbeit zu 
leiften für ben Itand. Hat man doch von jener 
Seite diefe Mittelftandöfrage immer in ber Weiſe be- 
handelt, daß man zwar ben Pelz mwafchen, fi babei 
aber niht naß machen will. Wir haben von ber jozial- 
politiihen Gefeggebung ja in biefem Haufe fehr viel 
gehört. Man konnte fi nicht genug daran tun, biefe 
joztalpolitiiche Geſetzgebung möglihft auszubauen. Auch 
meine politifhen Freunde und ich ftehen auf dem Stand» 
punkte, daß man verfuchen follte, das wieber wettzumachen, 
was man im vergangenen Jahre verfäumt hat, und daß 
man bejonderd aud einen anberen großen Stand mit 
hineinzuztehen verſuchen folte — ber Le Abgeorbnete 
Wieland hat das ja aud ſchon hervorgehoben —, nämlich 
ben Stand ber Handwerker und Heinen Landleute. Der 
fleine Landmann und Gewerbetreibende Hat heute für 
Weib und Sind ſchwer um die Erhaltung feiner Eriftenz 
zu kämpfen, um feinen Selbftand zu fichern. Diefer 
Selbftand wird aber gerabezu zum Merberben, wenn 
das Alter kommt, ober plöglih ein Unglüd in die Familie 
einzieht, weil bie Megierung und bie Parteien bis heute 
für biefen Stand noch nichts getan haben. Es ift zur 
Entſchuldigung angeführt worden, daß feine Gelber hier— 
für vorhanden wären. Nun, dann möge man doch dieſe 
Gelber aus ben Steuern auf MWarenhäufer, Aktiengefell- 
ihaften und Sonfumvereine, dieſen Xotengräbern des 
Mittelftandes, beſchaffen und hiervon einen Fonds bilden, 
aber nicht fie zu Iururidfen Staatsbauten verwenden. 

Ferner möchte ih auf die Inbalidenverfiherung hin— 
weifen. Man hat im Intereſſe der Rentenempfänger 
Heime errichtet, in bemen fie im Genuß diefer Rente einen 
angenehmen Lebensabend verbringen können. Das ift ja 
mit Freude zu begrüßen; aber nicht mit Freuden zu 
begrüßen ift es, wenn biefe großen Erträgniſſe aus der 
Inpalibenverfiherung verwendet werben, um ben Arditelten 
Gelegenheit zu geben, ihre großangelegten Pläne zu 
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verwirklichen und Lurxusbauten herzuftellen. In biefer (C) 


Hinſicht wirtſchaftlich ſparſamer arbeiten, das wäre zum 
Wohle dieſer feinen Leute bedeutend beſſer. Ich möchte 
bier nur ein einziges Beifpiel anführen. Das Heim bei 
Beelitz koſtet allein 9 Millionen, und die Anlegung der 
Kegelbahn dafelbft hat ſage und jchreibe: allein 18000 Mart 
gefoftet. Solde Maknahmen kann man nicht gutheißen, 
und es wäre im Intereſſe der Nentenempfänger an— 
gebradter, wenn man lieber die Negterung — 
die hohe Altersgrenze von 70 Jahren herabzuſetzen, daß 
auch der Arbeiter eine Wohltat nach dieſer Richtung 
empfindet. 

Nun iſt ſchon vielfach, meine Herren, auf das Sub- 
miſſtonsweſen hingewieſen worden. 

Es ift nad den Erklärungen des Heern Staats: 
ſekretärs mit Freuden zu begrüßen, dab Submiſſions— 
beftimmungen beftehen. Aber was nutzt das Beftehen 
aller Beftimmungen, wenn fie von ben Behörden nicht 
eingehalten werben? Meine Herren, das ift der große 
fehler, unter dem die Handwerker zu leiden haben, daß 
man über biefe Beftimmungen grundfäglih hinweggeht. 
Im Intereffe der Meinen Handwerker wäre zu wünſchen, 
wenn bie Vergebung von großen Arbeiten möglichit im 
Heinen Loſen erfolgte. Leider berüdfihtigt man heute 
noch immer mehr die großen Geſellſchaften als die kleinen 

andwerfer. (Grforberlid wäre aud, dab man in erfter 
inte denjenigen berüdfihtigt, ber ben Meiftertitel führt. 
Meine Herren, was helfen und alle Gejegeövorlagen, bie 
für die Handwerker gefdhaffen werben, wenn bie Regierung 
nicht felber bieje Gefege unterftügt? Wieviel könnte bie 
Regierung erfparen, wenn fie anftatt mit einzelnen Gejell- 
ſchäften Verträge abſchließt, einmal bireft Fühlung mit den 
andwerkern nehmen wollte. Ich möchte ba auf bie 
Irma Tippelskirch noch einmal zurüdtommen und bie 
Lieferung von Sätteln dur biejelbe erwähnen. Hätte 


die Regierung ben großen Sattlerverband berüdfihtigt, jo (D) 


hätte fie über zwei Millionen Mark eriparen fönnen, wovon 
die Hälfte wohl den Handwerkern zugute gelommen wäre. 

Ih möchte nun auf das Handwerkergeſetz vom 
28. Juli 1897 eingeben. Hat fi dieſes Handwerker: 
geſetz wirklich fo bewährt, wie es bie Negterung gebadt 
hat? Nein, meine Herren, das Handbwerfergefeg müflen 
wir, wenn wir es richtig bezeichnen wollen, ald ein Geſetz 
vom grünen Tiſch bezeichnen. Wirklich praktifche Leute 
find zur Mitarbeit nicht herangezogen worden. Die 
Trennung zwiſchen Zwangs- und freien Innungen ift viel 
u weitſchweifig; dieſe Zwangs- und freien Innungen 

ehen ſich ſo kraß gegenüber, daß man ſich nicht wundern 
braucht, wenn in einzelnen Kreiſen der Handwerker eine 
Abneigung gegen dieſes ir! beiteht.. &3 find barin 
den Zwangdinnungen nicht diejelben Rechte verliehen wie 
ben freien Innungen, und daran fcheitert bie ganze Maß— 
nahme. Man gibt in biefem Geſetz in feiner jeßigen 
Fafjung, welches dem Handwerk — gar keinen 
Schuß bietet, dem Pfuſchertum noch viel zu weiten Spiel⸗ 
raum zum Breitmaden. 

Ich möchte Sie bier an eine Petition des großen 
Verbandes der Barbierinnungen einmal erinnern, in 
welder berechtigte Stlage darüber geführt wird, daß gerade 
auf Grund dieſes Geſetzes es möglich ift, daß bie größten 
Pfuſcher Aufnahme in den Innungen finden. Das find 
die Pfufcher, die in den Gefangenenhäufern zu Barbieren 
ausgebildet werben, während fie vorher irgend einem 
anderen Berufe angehört haben, bie aber auf Grund 
diefes Geſetzes als Junungsmitglieder aufgenommen 
werden müſſen. 

Das ſind ſchwere Härten eines ſolchen Geſetzes, die 
wir doch verſuchen müſſen zu beſeitigen, und darum iſt es 
erforderlich, daß man im dieſes Geſetz einbeziehen möchte, 
nicht, wie es heute iſt, die fakultative Gefellenprüfung, 
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(Riefeberg.) 

(A) jondern die obligatoriſche, und — In obligatorifche 

Gefellenprüfung würde fih dann bie Meifterprüfum 
chliehen. Das wäre das Notwenbigfte, was man b 

a. Geſetz verlangen könnte, außer der Abänderung des 


a Freuden ift es zu begrüßen, daß ung bie Vorlage 
betreff3 des Heinen Belähigungänachiweifes in Ausſicht 
geftellt it. Wir wünſchen aber, meine Herren, daß bad 
ums heute in Ausficht Geftellte nicht vielleiht noch auf 
lange, lange Zeit hinaus vorbehalten bleibt, wie man’3 ja 
eigentlich in den Handwerkerkreiſen gewöhnt tft, nur durch 
Berfprediungen bingehalten werben, fonbern dab uns 
erabe biete Geſetzesvorlage betreffs des — Be⸗ 
R — recht bald zugehen möge. Dafür 
dem Herrn —————— außerordentlich 

a “Br ich glaube, wenn er verfucht, Maßnahmen 
Bi Hebung des Handwerks zu —— wird er das 
rtrauen, welches in ben Handwerkerkreiſen ſehr geſunken 

iſt, wiedergewinnen. 

Nun iſt von dem Herrn Abgeordneten Schmidt 
(Berlin) heute darauf hingewieſen worden, daß ber Be— 
fähigungsnachweis ein trügeriſches Hilfsmittel ſei, welches 
dem — nicht mehr könne. Ih will nicht 
nachprüfen, ob wirflih ber Herr Abgeordnete Schmidt ſo 
weit gegangen iſt, ſich einmal in Handwerkerkreiſen zu 
orientieren, ob es doch nicht möglich iſt, daß dem reell 
denkenden Haudwerker durch den kleinen Befähigungs-— 
nachweis etwas geholfen werden kann 

Es hat ja der Herr Stantöfehretär nah allen Hand⸗ 
werlöfammern feine Bertreter hiugeſandt, und dieſe haben 
genügend gehört, wie man in den Handwerkskreiſen über 
biefed ganze Handwerkergeſetz denlt. Es ift überall darauf 
hingewiefen worden, baß gerade bie Handwerkslammern 
heute eine zu —* und zu teure Wirtſchaft für ne 
und außerperfönlice often führen, und id möchte da 
auf einige Handwerkslammern ge und will wünſchen, 

daß die Handwerklslammern nun endlich einmal aus ben 

ſeinderſchuhen der Erhebungen herauskommen und ver— 
en zum Wohle bed Handwerks auch pofitive Arbeit 
zu leiten. 

Ih möchte hier einen Jahresbericht der Handwerks: 
fammer bon Duisburg anführen. Nach biefem Bericht 
haben die Handwerksmeiſter dort 88 900 Mark —— 
müffen an Beiträgen. Es find ausgegeben für perſönlich 
und ern Berwaltungstoften 54 090 Mark. 

rt! hört! bei ber Wirtfchaftlichen — 
—— von Binfen, Steuern, Repräfentationdgelbern 
find bad Handwerk nod 9860 Mark übrig —— 
Wenn von elner ſolchen Summe von 88 900 Mark zur 
Hebung des Handwerks noch 9860 Mark —* 
dann kann man ſich nicht wundern, daß eine Gegen— 
ſtrömung in Handwerkerlreiſen Platz greift. 
(Sehr richtig! 


g 
In dem Bericht * ndwerföfammer Berlin lautet es 
ebenſo; ba find von 70000 Mark allein für perſönliche 
Berwaltungsloften 55000 Mark audgegeben worben. 
Mit folden Ausgaben kann man dem Handwerk wirklich 
nicht auf die Beine helfen, und man follte bie großen 
Koften von jährlih 1 Milton Mark, die die preußiichen 


De 


(B 


Handwerker die Haudwerkslammern aufbringen 
müffen, lieber zur Hebung des Handwerks felbft zu ver⸗ 
wenden ſuchen. 


(Sehr richtig!) 

Nun möchte ih nod auf etwas hinweiſen, worauf 
auch bie Herren von der Sozialdemokratie hingewiefen 
haben: bad ift ber Boykott. Ih habe mid gefreut 
daß die Herren Abgeorbneten Bebel und Hue erfl 
haben, dab fie dem Bohlott nit hulbigen, — 
daß fie ed ſtreng verurteilen, wenn ftsleute 
uſw. boykottiert werben. 

Reichstag. 


12. Legisl.⸗P. J. Seſſion. 1907, 


Ich habe aber von dieſer Seite 


noch nicht gehört, daß man verſucht hätte, ben Bohkott 
unter Strafe zu ftelen. Ich ſtehe auf dem Standpunkt, 
daß ber Boykott, mag er von einer Seite fommen, bon 
welder er wolle, unter allen Umſtänden ftrafbar tft, denn 
er tft eine Handlung, bie unferem heutigen ——— 
leben völlig —— Ih Tann Ihnen 3. B. aus 
meinem Wahlkreiſe 3 Griftenzen nennen, bie burg 
Boykott von fo —E Seite vernichtet worden 
find. Was gint ed, wenn man bier von ben Führern 
der Sozialdemokratie fagen hört: wir verurteilen ben 
Boykott! — während man ihn in dem Lanbe draußen 
zuläßt! Sollten denn bie Führer ber —— 
Hit fo viel Einfluß Haben, um im Lande ein Mad: 
wort zu ſprechen unb ben — * unterfagen? Es 
wäre wirklich mit Freuden zu begrüßen, wenn die 
Regierung hier zu Hilfe käme, damit Giefer Terrorismus 
niht fo weit audgebehnt wird, daß ber Hand— 
— und Geſchäftsmann, der feine politiſche Frelheit 
ſich in Anfpruh nimmt, bon ber Sozlal— 
emofratie vollftändig dem Ruin entgegengetrieben —* 
Gegen Spitzbuben kann man ſich wehren, aber nicht 
gegen Leute, die im geheimen ben Boylott gegen 
Geihäftsleute BE weil von ihnen überhaupt Ha 
zu befommen tft, und fie auf dem niebrigften Standpunkt 
unſeres —— —— Lebens Beten. Nun ift gerabe 
bon fo — — Seite auf ben Schuß ber Streiken⸗ 
ben hingewieſen worden. Ja, fol biefer Schuh ber 
Streifenden nicht auch auf bie Arbeitäwilligen ausgebehnt 
werben? Dann müßte — > —— anders 
Fa rgeben, als er biäher vorge ._. Ich lann Ihnen 
e nennen, daß Leute, ie n- Arbeitswilligen drang- 
rg in feiner Weiſe zu faffen find. Es iſt ein 
früherer Gewerkſchaftsführer von bier, ber öffentlich er- 
Härte, baß er einen Arbeiter in einer Fabrik ſo weit be 
werbe, daß er bie Arbeit —— müſſe, ja, wenn 
Arbeiter nicht würde, baß alle anderen bie 
verlaſſen würden. Ich habe bier bie Seflanisempeittästt 
liche Entiheibung, Seide ich bitte verlefen au biürfen: 
—— aft hat ber Beſchuldigte Jaed den 
Maſchinenarbeiter Tafelski in ber Merkftatt- 
— ber Firma Grün & Hettwig am 
Mat 1903 einen „Streifbredher” per Ben 
* Tafelski während a bei biefer Firma 
ausgebrochenen Streils er gearbeitet bat. 
Jaeck hat dabei auch erflärt, dab er beöhalb den 
Tafeldfi aus jeber Arbeitäftelle herausbringen 
werbe. Jaeck hat dann auch ar bie ie De 
die Maſchinenarbeiter und T — würden 
Arbeit bei Grün & —— iR 
Tafelski nicht entlaffen würde, * 
* Tafelski bei ber — et r- 
30. Mat 1903 erzwun 
—— en ‚nen 1 Yard nicht ſtrafrechtlich 


geſchritt 
Iſt das ern fehr — — wenn ſich die Staatsan⸗ 
waltſchaft auf dieſen Standpunkt ſtellt? Wir werden jeben⸗ 
falls diejenigen fein, die dafür zu haben find, daß wir 
unſeren arbeitswilligen Arbeitern, die fi fern von biefem 
— halten wollen, Geſetze zu ihrer Sicherheit 
affen wollen. 

Mein Herr Kollege Raab hat ſchon auf die Konfums 
vereine hingemwiefen, und ber Herr orbniete Schmibt 
bat bejonder8 hervorgehoben, daß bie Konſumpereine fein 
laffenfampfmittel gegen bie Gefchäftsleute fein —— 
Aber in keinem Zeitpunkt erleben wir mehr Gründungen 
bon Konſumvereinen als gerabe jetzt nad ben MW 
Es haben fih —5— ſozialdemokratiſche ge⸗ 
— 4 —n gemacht, an allen Orten, mo 
bie —— nicht ſozialdemokratiſch gewählt 
— Konſumvereine zu gründen. Wenn wir aber 
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(Riefeberg.) 


(A) einmal bie Frage prüfen, ob die Gründung von Konfums 


vereinen namentlih in ben Kleinen und Hleinften Orten 
erforberlih ift, jo mödte ih auf Ludenwalde Hin: 
weifen. Im biefem Ort von 23000 Einwohnern ift ein 
Konfumderein mit fieben Filialen gegründet worden. Was 
das für die bortige Geſchäftswell bebeutet, wirb jeber 
einfehen, der bie Berhältniffe in einer ſolchen Heinen 
Stabt fennt. Nun geht man aber doch noch weiter und 
verfucht, eine SKonfumbereinsbäderet zu gründen. Da 
möchte ich doch einmal darauf hinweiſen, ob nicht bezüglich 
der Gründung von Konſumvereinsbäckerelen oder überhaupt 
von Genoffenihaftsbädereien bie ns geprüft 
werben müßte. In einem Orte von 23 000 Einwohnern, 
wo 46 Bäder biöher notbürftig ihre Griftenz ge abt 
haben, ift die Gründung einer onfumvereinsbäderei doch 
wirklich nicht nötig. Wieviele felbftändige Eriftenzen 
werben badurd dem Ruin entgegengeführt! Da möchte 
id) doch fragen: womit ift bem deutihen Staatsleben und 
bem Deutfhen Reihe mehr gebient: mit der Erhaltung 
vieler fleiner felbitändiger Exiftenzen oder mit ber Inter: 
ftügung eines folden genoflenfhaftlihen Unternehmens? 
IH glaube ganz entihieden, daß wir in biefer Weiſe ſolche 
Griftenzen zu unterftügen haben unb aud) von ber Re— 
gierung einmal verlangen, Maßnahmen zu ergreifen, 
wentgftend aber zu prüfen, ba bie Bebürfnisfrage eine 
große Rolle ſpielen fol bei Errichtung von Apotheten uſw., 
ob bier die Bebürfnisfrage vorliegt. Es wurde heute bon 
dem Herrn ——— Schmidt auf die Rabattipar- 
vereine hingewieſen, weldhe er als ganz ungejunde Ber: 
bältniffe heute hinſtellt. Kann es wohl noch ungefunbere 
Berhältniffe geben als die Konſumbereine? Hier bezeichnet 
ein Abgeorbneter, der diefe Konfumdereine für gut, richtig 
und Schon hält, die Nabattfparbereine, die fih als Abwehr: 
mittel gegen die Maßnahmen bed Konſunwereins gebildet 
aben, ald ungeſunde Berhältniffe; da, glaube ich, möchte 


(8) Herr Schmidt gerade einmal Umſchau Halten, ob wirklich 


ſolche ungefunde Verhältniffe in ben Nabattiparvereinen 
um fi gegriffen haben, daß er dieſe Rabattiparvereine 
in biefem hoben Haufe ald ungeſunde Verhältniſſe 
bezeihnen kann. Nur der Sozialdemokratie find biefelben 
ımangenehm geworben. 

on ben —— hat ja mein Kollege Raab 
ſchon eingehend berichtet; ich möchte aber noch hinzufügen, 
baß man biefe Warenhäufer in ihrer jegigen Verfaffung 
mit ben Schanffonzeffionen nit fo überreich bebenten 
möge, baß man bei der Erteilung biefer Schonlkonzeſſtonen 
an bie Warenhäufer mehr die Bedürfnisfrage einmal zur 
Anwendung bringen müßte zum Wohle unfered ehrſamen 
Gaftwirtögewerbed. Denn wer fi in biefer Sade ſchon 
orientiert hat, wird aud finden, daß dieſe Gaſtwirte, 
wenn fie die Konzeffion erlangen wollen, fehr ſchwer erit 
zu fänpfen haben, ehe fie jo weit fommen, aber den 
MBarenhäufern kann man ohne weiteres bie Konzeifion 
geben, ohne bie Bebürfniöfrage zu prüfen, und ich glaube, 
dab gerade für bie Warenhäufer eine Bebürfnisfrage 
überhaupt niemals vorliegt. 

Ferner iſt auf bie Kaufmannsgerichte bier ja fo viel— 
fach hingewiefen. Ginesteild tft in Frage gefelt baß biefe 
Kaufmanndgerichte jegendreih wirken, andernteils find fie 
wieder beſonders reg red Auch ich Habe mich eingehend 
in meiner Baterftabt mit biefen aufmanndgerichten befreun- 
ben können, benn fie wirken wirklich fegensreich zum Wohle 
be3 gejamten Kaufmannsſtandes. Aber ich möchte nod 
weiter gehen: wenn e8 in biefem hohen Haufe noch ein: 
mal fo weit fommen follte, daß die Arbeitöfammern ein- 
gerichtet werden, nun dann kommen wir aud dazu, bie 
Handlungsgebilfentammern einzurichten. 

(Sehr gut! links.) 
Ich glaube, died wäre für den Laufmännifchen Betrieb 
und zum Wohle des Kaufmannftanded ein großer Fort 





ſchritt, daß dieſen Angeftellten bed ftanfmannftandes bie 
Hanbdlungsgebilfentammern gefhaffen würben. 

Nun möchte ih noch auf einige Verordnungen und 
Grlafie hinweifen. Ich Iprehe bon meinem Standbpunft 
ald Bäder aud; gerade wir Bäder haben gan beionbers 
immer als bad Berfuchstarnidel ber einzelnen Maßnahmen 
bis heute bageftanden; gerabe unfere Bädereibetriebe ſind 
ftet3 bedacht, wenn neue Verſuchsobjekte geichaffen werben 
follen, und ih muß mich wirklich wundern, daß nicht aud) 
unfere Regierung ſchon einmal bie — —— hat, 
ob dieſe Bädereiverorbimungen zum Segen ber Angeſtellten 
und Bädereten wirken. elleiht fommt es einmal fo 
weit, daß man verſucht, biefen ig en in eine 
Marimalarbeitgruhe umzugeftalten, denn es wäre bies 
auch im Intereſſe beö kleineren gewerblichen Mittelftandes. 
Denn biefe Verordnungen treffen nicht bie Großbetriebe, 
fie treffen bie Stleinbetriebe, die heute vielleiht 8 Stunden 
zu arbeiten haben, und morgen natürlih haben fie 
14 Stunden zu arbeiten, und wenn man ba eine Marimal- 
rubezeit würde Pla greifen laſſen, dann würden biefe 
ungelunben Verhältniffe body in ber Beziehung and anders 
geregelt werben fünnen. 

Ih komme noch auf einen anderen Grlaß, der zwar 
von hygleniſcher Seite eigentlich fehr zu begrüßen ift, ber 
aber in feiner jetzigen Faſſung bie ganze Arbeit eines 
Menſchenlebens in Frage ftellen und ruinteren kann; das 
ift die Verorbnung, nad) ber biejenigen Bädereien voll⸗ 
ftändig ausgeſchaltet werden follen, welche fih noch in 
Kellereien befinden. Wir begrüßen es ja, wenn bon ber 
Regierung folde Maßnahmen ergriffen werben; aber man 
follte ihnen nicht direft rückwirkende Kraft verleihen und 
fie nicht ausdehnen auch auf jolde Bädereten, deren Raum: 
und Luftverhältniffe volftändig genügen, wie ed nad 
biefer Verorbnung gefchehen tft, fondern man follte eine 
ſolche Verordnung beſchränken auf die Neu: und Umbauten. 
Dann würden die beteiligten Sreife wohl zufrieben geftellt 
werden, während fie jegt — und zwar nicht nur bie 
Bäder, ſondern aud die Hausbeſitzer — durch ſolche 
Verordnungen Taufende und aber Tauſende mit einem 
Schlage verlieren. 

Es iſt in diefem hohen Haufe oft barauf hingewieſen 
worden, daß beſonders für bie Schichten bed Mittelftanbes 
etwas gefhehen müfle. Wir begrüßen bas, wie id ſchon 
anfangs ſagte. Ich möchte aber unfere Regierung darauf 
aufmerffam machen, daß bei den Wahlen diesmal gerabe 
ber Handwerker, der Heine Gewerbetreibende wieder Ber: 
traten zur Regierung gewonnen und fein treues beuifches 
Herz hat mitſprechen laſſen, und daß er bamlt einen 
großen Einfluß auf die Wahlen ausgeübt hat. Nun 
müffen wir und aber doch auch ber ſchönen Worte erinnern, 
bie wir — und zwar alle Parteien, felbft bie Soztal- 
demofratie — vor ben Wahlen für den Mittelftanb übrig 

ehabt haben. Die Sozialdemokratie hat uns bis jetzt 
eitic noch nicht verraten, womit fie bem Mittelftand 
helfen will; fie wollte nur bie Wähler für fich gewinnen. 
Ich bitte Ste aber alle, das Berfpreden, dad Sie bem 
Mittelftande gegeben haben, jest einzulöjen, dann wird 
auch in die Kreiſe bes Mittelftandes wieder Zufriedenheit 
Pe Vertrauen zu ben Parteien und ber Regierung ein- 
ehren! 

(Bravo! bei der Wirtfchaftlichen Vereinigung.) 


Präfident: Der Herr Abgeorbnete Irl hat das Wort. 


Irl, Abgeordneter: Der Herr Staatöfetretär hat und 
geftern eine Reihe von Borlagen — ih habe beren 17 
gezählt — namhaft gemacht, die dem Reichsſstag im ber 
nächſten Seſſion vorgelegt werben ſollen. Es wurbe bon 
verſchiedenen Parteien darauf hingewieſen, daß bie eine 
und bie andere Vorlage fo fpruchreif ſei, dab fie auch 
in dieſer Seffion hätten erledigt werben können. Bor 


(0) 


(D) 


(B) hinzieht, fo werben fid) 





Irl.) 


(A) allen Dingen intereſſieren mich nun diejenigen Vorlagen, 


die ben gewerblichen Mittelftand berühren. Ich will damit 
durchaus nicht fagen, daß ich für die anderen Vorlagen 
fein Jutereſſe hätte oder fie einfeltig beurteilen würde; 
aber diefe anderen Punkle wurben von anderen Nebnern 
— auch aus meiner Bartet — ſchon berührt, und unter 
ben 17 angelündigten Vorlagen find leider nur jnel, 
welche geeignet find, bem gewerblichen Mittelftanb wieder 
etwas mehr Hoffnung zu geben und das Gefühl bei ihm 
zu erweden, daß er nicht ganz von ber Regierung ber: 
nachläſſigt und vergeffen ſei, nämlich der fogenannte 
tleine Befähigungsnachweis und das Geſetz gegen ben 
unlauteren Wettbewerb. Aber wie viele reelle Kaufmanns⸗ 
geiwäfte werben wohl nod geihäbigt werben, bis das 

ejeg gegen den unlauteren Wettbewerb endlich einmal 
eingeführt ift! Und mit dem kleinen Befähigungsnach⸗ 
weis wird endlich wieber ein kleiner Schritt gelan, um 
in bie ganz zerfahrenen Berhältniffe des Handwerks 
Ordnung zu bringen. 

Unter ben angefünbigten Vorlagen vermiffen wir num 
anz bejonder8 den Geſetzentw zur Sicherung ber 
—8 der Bauhandwerker. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Über dieſe Frage iſt bier ſchon fo viel geſprochen, daß fie 
längft geflärt wäre. Wenn ber Herr Staatsſekretär 
warten will, bis barüber in allen Streifen Einigung erzielt 
8 daun werben wir dieſe Vorlage waährſcheinlich nie 
elonmen. 


(Sehr gut!) 

Auch bei andern Vorlagen ift ſolche Einigkeit nit bor- 
handen; man fann e3 nicht allen Intereſſenten recht machen. 
Ganz ähnlich ift ed bezüglich der Scheidung zwiſchen 
abrif und Handwerl. Wenn entgegen ber Hoffnung auf 
egelung biefer — die im vorigen re 
erweckt wurde, bie Regierung dieſe Frage noch länger 
viele Gefchäfte, die ſicher zum 
nbiwerf gehören, von ben Beiträgen zur Sanbwert3- 
fammer und zu ben Innungen brüden, und jo gehen bem 
Handwert die eigentlich lei ungsfähigen Betriebe vielfach 
verloren. Die beftehenden Arbeiterfchugbeftimmungen 
dürfen an fi nicht maßgebend fein, auf dad kommt es 
dem Handwerk nicht immer an, boransgefegt, daß dieſe 
Vorſchriften für den betreffenden Handwerlszweig über: 
haupt burhführbar find. Für mande MWerfitätten, 
namentlich ſolche mit Mafchinenbetrieb, eriftteren ja ge 
wiſſe Vorſchriften ohnehin. Auf die Zahl der Arbeiter 
barf es auch unter allen Umſtänden gar nicht ankommen. 
Es gibt Betriebe, die mit 2 oder 3 Arbeitern eine Fabrik 
fein können, und es gibt Betriebe, die mit 100 und 

viel mehr Arbeitern nod zum Handwerk gehören. 

SE richtig! in der Mitte.) 
Ich glaube, daß bie Handwerlskammern gerade zu biefer 
Frage ſchon viele praftiihe Vorfhläge gemacht haben, 
unb mödte bitten, daß ber Herr Staatsſekretär des 
Innern endlih auf diefe Frage eingehen möchte. Be— 
dauerlicherweiſe arbeitet bie Neihsregierung in feiner Art, 
a = feinem Gebiet jo langjam wie in ber frage der 
elſtandspolitil. Speziell gerade heuer macht es ben 
Eindruck, als ob die Regierung alles vermeiden wollte, 
was den einzelnen Parteien Gelegenheit geben würde, das 
vor den Wahlen dem gewerblichen Mittelftande verſprochene 
Wohlwollen in die Tat umauießen. 
(Sehr gut! in der Mitte.) 
Zu vorliegenden Gefegentwürfen Stellung zu nehmen, 
darauf fommt ed an. Solange das nicht der Fall if, 
—— alle Herren ſagen, fie ſeien mittelſtandsfreundlich 
gefinn 


(Sehr gut!) 
Beſonders hat mid; heute die Rede des Herrn Stollegen 
Wieland gefreut, aber and gewundert. Ich glaube, der 
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Herr hat den Platz verwechſelt, er würde eigentlich ba 
drüben nicht bingehören; und wenn es ihm ba brüben 
einmal nicht mehr gefallen follte bei feinen Freunden, fo 
labe ich ihn ein, als Hofpitant unferer Fraktion beizutreten. 
(Sehr gut! in der Mitte. Heiterkeit.) 
Ja mern bie Gegenfüte unter den Parteien dieſes 
Haufe nicht größer wären als zwiihen bem Herrn 
Kollegen Wieland und und, dann wären wir in ber 
ganzen Mittelftandspolitit ſchon viel weiter voran. 
(Sehr gut! in der Mitte.) 

Der Herr Kollega Erzberger glaubte im vorigen Jahr 
bei Beratung ded Etats des Reichsamts des Innern aus 
einer Außerung bed Herrn Staatsſekretärs fließen zu 
bürfen, daß er nunmehr auf bem Gebiet der Mittelftands- 
ve ebenfo energiſch tätig fein werbe, wie er es ic 
n ber Mgrar- und u Fre war. Vorerſt bat ſich 
biefe Hoffnung leider nicht erfüllt, obwohl gerade feit der 
legten Wahl Hr bie Reichöregierung um fo mehr Grund 
gegeben wäre, auf diefem Gebiete mehr zu tun. Sch 
möchte darauf hinweifen, daß diejenigen Parteien, welche 
nicht bloß Erhaltung, fondern aud wirkliche Sträftigung 
bes Mittelftandes in ihrem Programme haben, bei den 
legten Wahlen ganz bebeutend mehr Stimmen erhalten 
haben als früher. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Der Herr Reichskanzler darf ja nicht glauben, daß bie 
Wahlſchlacht bloß unter dem Zeichen der Stolontalpolitif 
geihlagen wurde. Ich glaube, daß fehr vielen Wählern 
auch im biefer Beziehung das Hemd näher liegt als der 
Rod. Ich verfenne gewiß nicht die Widhtigleit der Vor: 
lagen für Milttärzwede ufw. und für unfere Stellung 
nad außen; aber die Entwidelung unſeres wirtſchaftlichen 
Lebens in Deutſchland ift nicht weniger wichtig, und es 
ift fehr zu bedauern, daß wir in biefer Seifion bied- 
bezüglihe Vorlagen nicht mehr zu erwarten haben. 

Der Herr Staatsfetretär hat gemeint, man folle nicht 
fo viel Punkte auf einmal vormehmen; ich werde mid 
deöwegen aud nur auf einige wenige Punkte beichränten. 

In erfter Linie möchte ih ein Wort zu den Hanb- 
werläfammern jagen. Seit Einführung biefer Kammern 
ift es in manden wichtigen Fragen, fo vor allen Dingen 
in ber Regelung ber Lehrlingsverhältniffe, der befleren 
Ausbildung der Lehrlinge ufw., doch entihieben vorwärts 
gegangen. IH kann da dem Herrn Kollegen Rieſeberg 
nicht ganz beipflichten. Die Handwertätammern find eben 
vielfad das, was die Handwerker daraus madjen. 

(Sehr gut! in ber Mitte.) 
Wenn dad nicht überall fo iſt, wie es fein follte, fo find 
vielfah die Handwerker leider felbft daran ſchuld. 
(Erneute Zuftimmung in ber Mitte.) 

Die —— don unten 34 iſt gar nicht zu ver⸗ 
fennen ſelt dem Inslebentreten der Handwerkskammern. 
Es wäre nur zu wünſchen, daß bie Anregungen ber Hand: 
werlöfammern oben mehr Berüdiihtigung finden mwürben. 
Die Frage der Annahme der Höchſtzahl ber Lehrlinge 
3. 8. bürfte wohl dur die Kammern etwas einheitlicher 
u regeln fein. Richtig ift allerdings, dab man biefe 

age bei allen deutſchen Handwerlslammern ſchwerlich 
anz einheitlich regeln kann, weil die Verhältniffe zu ver: 
—34 find. In einzelnen Handwerkskammern wird 
aber Lehrlingdzüchterei wirflih zugelaſſen, und folde 
Kammern follten veranlaßt werben, er ihre Bezirke zu 
unterſuchen, ob es nicht befier wäre, daß fir ben ganzen 
gewerblihen Nachwuchs bie Vorſchriften über bie Er ⸗ 
zahl der Lehrlinge etwas ſtrenger gegeben würden. Es 
gibt eine Kammer in Norbbeutihland — ich weiß augen» 
biidlih nicht den Namen berfelben —, bie für jeben 
Meifter drei Lehrlinge zutäßt und außerdem noch für 
jeden Gefellen zwei Lehrlinge. Das tft entfhleben zu viel. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
104* 


(C) 


(D) 
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Fe) 


(A) Die endliche Einführung der obligatorifhen Gefellen: | Frage, wie weit denn die Sade bis jetzt gediehen ift. (C) 


prüfung halte ih auch für nüglih und möglich. 

Dann möchte ich anregen, baß es für bie Mitglieder 
unb für die Beauftragten der Handwerlslammern bon fehr 
großem Vorteile fein würbe, wenn fie nicht bloß über die 
wichtigften Beihlüffe der deutſchen Handwerkskammern 
immer auf dem Laufenden wären, ſondern auch über alle 
Maßregeln, welde in allen Ländern zum Schutze bed 
Handwerkerftande unb zur Förderung bed Handwerks 
erlafjen werden. Das würde ben Eier und das Ber: 
ſtändnis biefer Herren zum if ber Sache Sehr fürbern. 

(Sehr gut! in ber Mitte.) 
Teilmeife wirb dies durch das im Auftrage des deuiſchen 
Handwerld: und Gemwerbefammertaged herausgegebene 
„Hanbwerfsfammerblatt” und auch durch Kleinere Zentral: 
organe erreiht. Ob e3 num durch Interftügung dieſer 
Organe ober * Schaffung eines Handwerkerblattes 
oder auf andere Weiſe erzielt wird, das iſt ſchließlich 
Nebenſache. Die Hauptſache iſt, daß der Zweck erreicht 
wird: das iſt Auftlärung und Aneiferung derjenigen, bie 
berufen ſind, voranzugehen. 
(Bravo! in der Mitte.) 
In dieſem Punkte fehlt es leider, meine Herren, oft. 
Der von Haus aus fituierte Handwerker Tann fi 
freilich in allem viel leichter — ihn drücken die Sorgen 
bes Handwerks nicht jo ſehr, er bat auch oft nicht bie 
gleichen Intereſſen wie der Heine Handiwerlämeifter, oder 
er will aus fonft einem Grunde oft nicht vorn dran fein. 
Der Handwerlömeifter, der jelbft mit den Sorgen feines 
Standes zu kämpfen bat, bat aber oft nicht viel Zeit, 
Reifen zu machen ober teure Werke zu kaufen ober fi 
fonft in das Studium feiner Verhältniffe zu vertiefen. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Die Handwerkämeifter haben auch oft in der Regel nicht 
das Gelb, um ſich mehrere Zeitungen zu halten, und bie 


(8) beftehenben Handwerkerzeitungen haben auch oft nicht bie 


nötigen Mittel, um ganz auf der Höhe der Zeit zu fein. 
Ze wäre eine Art Zentraltorrefpondenz oder eine ähnliche 
nrichtung von großem Nuten. 

Nun möchte ich noch beſonders auf zwei Bunkte eins 
eben, bie ich für bie fernere Entwidlung des Gewerbe- 
andes für Äußerft wichtig halte. Einer tft bie ap ae 

des Gewerbebetriebed im lmberziehen, ben mein Freun 
Lehemeir ſchon berührt hat. ALS vor 11 Jahren die ge- 
jeglichen Beftimmungen über Detailreifende geregelt wurben, 
ba fnüpften manche Gewerbetreibende neue —72 an 
dieſe Vorſchriften. Leider wird es von Jahr zu Jahr 
ſchlimmer anftatt beſſer. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Wenn gefagt wird, die gefhäftlihen Verhältniſſe entwideln 
fih Halt jo, wie bad ber moderne Verkehr und bie 
moderne Zeit mit fih bringen, — fo tft das eine Icere 
Redensart. Die Verhältniſſe entwideln ſich fo, wie fie 
von ber Geſetzgebung begünftigt oder geftattet wurden. 
Man Hat von Reihe Br einen Schug für bie Lanbd- 
wirtihaft geihaffen, da fie nit von dem modernen 
Verkehr zu Grunde gerichtet wird — mit Recht. Man 
bat Schuhbeftimmungen für die Arbeiter gefhaffen, damit 
fie von ber Imbuftrie nicht bloß ausgenußt werben, 
fondern mit ihren Familien beftehen können — ebenfalls 
reht! Warum gibt man allein ben wirtſchaftlich ſchwachen, 
jelbftändigen gewerblihen Mittelftand dem freien Spiel 
der Kräfte preis ohne Rüdfiht darauf, daß Tauſende von 
felbftändigen Familienexiſtenzen damit ruiniert werben? 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 

In erfter Linie trägt dazu ber Gewerbetrieb im Umher— 
stehen bei. Bor zwei Jahren verlangten meine Freunde 
eine Statiftit darüber, und wenngleich der Herr Staatd- 
fefretär fih nicht viel bavon verſprach, fo wird, glaube 
ich, dieſe Umfrage doch veranftaltet. Ich geftatte mir bie 


Herr Kollege Erzberger wied bamald darauf hin, daß bie 
beftehenben Vorſchriften Häufig übertreten werben, daß mit 
manchen Artiteln haufiert wird, die vom SHanfterhanbel 
überhaupt ausgefchloffen wären 
(fehr richtig! in der Mitte) 
u. dgl. Einzelne Bezirke nehmen es in diefer Beziehung 
firenger, andere leichter. Auf Grund ber Erhebungen 
fünnte dieſe ungemein wichtige frage durch dad ganze 
Reich einheitlih geregelt werden. Wenn meine i 
gerade dieſer Trage beſondere Wichtigleit beilegt, fo 
handelt es ſich in erſter Linie nur um die Bekämpfung 
eines Auswuchſes unſerer Gewerbefreiheit, welche unſern 
Heinen Gewerbeſtand mehr ſchädigt als vieles andere; 
es handelt ſich nicht um eine unbequeme Konkurrenz, 
ſondern vielfach um die Exiſtenz des ſelbſtändigen Ktlein—⸗ 
handels im Lande überhaupt. Wenn der Arb feinen 
Verdienſt mehr findet, geht er anderswohin, wo er fi 
wieder einen Verdienſt juchen kann. Meine Herren, was 
int denn ber felbftändige Gewerbeftand, der feinen Haus: 
befig hat, wenn ihm das Geſchäft einfach weggenommen 
wird durch dad Mandergewerbe?r EB wurbe vom Herrn 
Staatöfetretär einmal behauptet, fo Heine Läden wären 
überhaupt überflüffig, es müßten nicht gerade in jeber 
Straße fo und fo viel fein. 
(Zuruf vom Bundesratstiſch.) 

— Ich meine, eine folde Außerung bed Herrn Staats- 
fefretärd gelefen zu haben; follte ih mich täufchen, bann 
it ja das Wort nicht. — Ih möchte nur babei 
emerfen, daß ſolche Läden fehr oft ein Nebeneinkommen 
für mande Familien bilden, bie ſich fonft nicht durchs 
Leben ſchlagen können, und baß gar mande Witwe babei 
ein, wenn auch mäßiges und mühſames, fo doch geordnetes 
Fortlommen im Leben findet. Wir dürfen auch diefe Verhält- 
niffe nicht allein vom Gefichtspunkt der großen Städte aus 


beurteilen, wo gewiſſe Artifel vielleicht weniger haufiert (D) 


werben; ba werben ja dieſe Durch bie —— hauptſäch⸗ 
lich hervorgerufen. Man muß mehr die Verhältniſſe der tleinen 
Gewerbetreibenden im Lande im Auge haben. Nach der 
Statiſtik Haben wir im ſtädtiſchen Gemeinden mit ar als 
20 000 Einwohnern in Deutſchland circa 16'/, ionen 
Einwohner, in Eleineren und mittleren Stäbten 14'/, und 
in Gemeinden unter 2000 Einwohner nahezu 26 Mil 
lionen Einwohner. Der Regierung kann es nicht gleich- 
gültig fein, ob der ——— Gewerbeſtand in der 
Provinz durch das Hinausſchicken der Agenten und 
Haufterer einzelner rückſichtsloſer Spekulanten zu Grunde 
gerichtet wird. Wenn 3. B. von einzelnen Firmen in 
großen Städten alle möglichen Lebensmittel, Kolontal- 
waren befonderd, alle möglihen Gebrauchsgegenſtände 
ben Leuten in ber Provinz alle 14 Tage dürch Fuhr- 
wert ins Haus geliefert werben, wie es jeht ganz 
kraß überhand nimmt, fo bedeutet das ben Ruin bes 
anfäffigen preise Mittelftanded. Herr Kollege Sir 
und Herr Kollege Schefbet haben mit mir vor kurzem 
ben Herrn Staatöfelretär gebeten, biefe Frage zu 
erwägen, und wir wären bereit geweſen, der Regierung oder 
bem Referenten ben wirklichen gefhäftlihen Zuftand Im 
Bande draußen Flarzulegen; wir haben leider bi8 jetzt 
feine Antwort erhalten. Bet ber großen Arbeitälaft bes 
Herrn Staatöfetretärd ift das ja begreiflih. Ih barf 
beöhalb wohl an diefer Stelle darauf hinweiſen, daß für 
ben jelbftändigen Gewerbebetrieb im ge bed Publi⸗ 
kums eine ganze Reihe Borfchriften erlaflen find, bie 
mandmal fogar * eine Laſt für den Gewerbetreibenden 
als einen Nutzen fir das Publikum bieten. Gewiß iſt 
ein großer Teil dieſer Vorſchriften nützlich und a 
Aber welche Borfchriften beftehen benn ba für bie 
Haufierer? Meines Wilfend gar feine. Lebensmittel, 
welde vor dem Genuß nicht gewafchen werben können, 
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(A) Brot, Würſte, Kolonialwaren ufw., werden von ſchmutzigen 


Händen, von Franken Berfonen durdeinander geworfen, 
berührt. Das macht alles nichts, weil babei jonft die 
Gewerbefreiheit ein Loch bekommen könnte. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Da braucht man feine Vifitationen und Feine Bebendmittel- 
polizei. Srantheitderreger und Bazillen eriftieren für das 
Wanbergewerbe nicht, da wird nicht die größtmögliche 
Sauberkeit in der Nahrungsmittelbrande gefordert wie 
bet ben feßhaften Kleinen Gejhäftsleuten, bie von ben 
großen Firmen erbrüdt werben. Das ift es, meine Herren, 
was wir vor allem befämpfen. 

Es wird von ben Anhängern des Hauſierhandels 
behauptet, daß auf diefem Wege bie jelbiterzeugten Waren 
armer Leute an ben Mann gebradt würden. Erſtens 
wollen wir dieſe Art des Hauſierens eigentlih weniger 
ober gar nicht treffen, und zweitens möchte ich darauf 
binweifen, daß biefe Leute, von benen behauptet wird, 
fie feien darauf angewiefen, auf andere Weile ihre Er— 
eugniffe auch verfaufen. In ber Gemeinde Faxenfeld in 

emberg werben z. B. wie mir mitgeteilt wird, jeit 
langer Zeit Korbwaren gemadt, welde früher auch ver- 
baufiert wurden. Gin einfihtiger Bürgermeifter hat bie 
Leute veranlaßt, ftatt ihre Korbiwaren zu haufieren, eine 
Genofienihaft zu bilden, und bie Leute bringen kei ihre 
Waren befier an den Mann als früher durch das Haufteren.— 
Auf den Einfluß auf dad Familienleben und bie Finder: 
erziehung will ich nicht weiter eingeben. Spielwaren, 
Holzwaren, Bürften und bergleihen könnten durch Ge— 
noffenfhaften ebenſo prattiih an den Mann umb auf den 
Markt gebradht werben, ohne daß der Nachwuchs einer 
Gemeinde immer wieder anf das Nomadenleben angewiefen 
würde. Wo übrigens ein wirkliches Bebürfnis befteht, 
—— immerhin dieſe Art des Gewerbebetriebs geftattet 
werben. 

Die bayerifche Regierung hat ſchon einmal im Bunbes- 
rat den Antrag geftellt, den Hauſierhandel von ber Be- 
Be nafrage abhängig zu maden. Das wäre das 
Richtige, um Auswüchſe zu befeitigen und Ordnung zu 
ichaffen. Diefe Ordnung fünnte man in erfter Linie er 
reihen durch Streichung ber Worte „in dem falle des 
> Ziffer 4* beim $ 57 Ziffer 5 ber Gewerbeorbnung. 

amit wäre bie Bebürfnisfrage gegeben. Über dad Be— 
bürfnis follten bann aber nicht einzelne Gemeindebehörben 
und nicht einzelne untere Verwaltungsbehörben enticheiben, 
fonbern Probinzialbehörden im Einvernehmen mit Ber: 
tretern der Hanbwerlöfammern und der Handeld: und 
Gewerbefammern. Meine Herren, auch der Betrieb einer 
Saftwirtihaft, dann die Mufilaufführungen, all 
ftellungen und bergleihen find ja biefer Beſchränkung 
unterworfen, und es wirb beöhalb doch fein Menfch be— 
baupten können, daß wir an folden Gewerben und Ber: 
anftaltungen einen Mangel hätten. 

Daß die Erteilung der Wanbergewerbeicheine an 
Ausländer ſchon auf Grund ber jegigen Beitimmungen 
verboten werben könnte, ift ja befannt. Die —— 
ber Gewerbeordnung darüber find allerdings etwas unklar. 
Klar iſt, daß durch ſchärfere Kontrolle ſchon jetzt viel ger 
beſſert werben könnte. 

Der Bollzug biefer Vorfchriften ift nun allerdings 
Sade ber einzelnen Bunbesregierungen. Aber bie Haupt: 
ſache ift eine eutſprechend are Fafjung ber Gewerbe- 
orbnung, unb darum bitte ich ben Herrn Staatsſekretär, 
dieſe e ernſtlich zu erwägen. Manches ließe ſich 
vielleicht ohne Anderung ber Geſetzgebung machen. Anträge 
werben wir uns vorbehalten, wenn die Erhebungen bor- 
legen. Das wiflen auch wir, meine Herren, daß man 
den Haufierhanbel mit Rüdfiht auf verſchiedene Ber: 
hältniffe nicht mit einem Federftrich befeitigen fanı. Man 
muß aber ernftlic daran gehen, ihn einzufchränfen. Wenn 
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ber Herr Staalsſekretär heute gemeint hat, er werde viel: (c) 

leicht in dieſem Haufe feine Mehrheit finden, wenn er 

eine ſolche Vorlage einbringen würde, fo möchte ih ihn 

bitten, er jolle einmal die Probe aufs Exempel machen 
(jehr gut! in ber Mitte); 

un vr für eine Beſchränkung findet er eine Mehrheit 

m Haufe. 

Eine andere Hauptfrage für ben jelbftänbigen Haub- 
werferftand ift bie Vergebung von Arbeiten feitend ber 
Staatöbehörben. Es ift das zwar ſchon von ein paar 
Borrebnern erwähnt worden, aber ich geftatte mir doch, 
auch etwas bazu zu bemerken, weil gerade biefe frage 
bon ganz befonderer Wichtigkeit it. Ich kann dem Anz 
trage Ablaß und Genofien auf Nr. 135 ber Drudjaden, 
wenn ich auch zugebe, dab er gut gemeint tft, micht zus 
ſtimmen. Der Antrag tft aud) zu unllar. Soll er ia 
nur auf Arbeiten beziehen, bie das Neich zu vergeben hat, 
oder fol durch die Reichsgeſetzgebung bie Vergebung bon 
Arbeiten und Lieferungen für Staatsbehörden in ganz 
Denifhland einheitlich geregelt werben? Das Iebtere 
wäre nicht möglich, weil fih 3. B. in Bayern die Staatö- 
regierung nicht einmal vom eigenen Landtage beftimmte 
bindende Vorſchriften machen läßt. 

Ih möchte babet erwähnen, daß bie bayerifhhe Re— 
gierung auf Anregung des Landtags ſchon eher als in 
Preußen Borfäririen erlafien hat 

(fehr richtig! in der Mitte), 
welche zum großen Teile beffer find als bie preußifchen, 
und — dad möchte ih ganz bejonberö bem 
Kollegen Wieland fagen — dab bie bayerifhen Hand⸗ 
werter ſich ſchönſtens bedanken würden, wenn fie durch 
eine reichögefeglihe Negelung wieder ſchlechter fahren 
würden, als fte jet daran find. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Auch die Intereffen ber Arbeiter find bei den bayeriſchen 


Submiffionsooriäriften viel beffer gewahrt als bei den (D) 


preußifhen. Aus dem Bud „Beiträge zur Arbeiter⸗ 
ftatiftif” Nr. 6, weldes geftern ber Herr Kollege 
Günther erwähnt hat, geht eritered freilich nicht hervor, 
weil bie el een Vorſchriften leider da nur auszugs⸗ 
weife mitgeteilt find und weil gerabe bad, was für bie 
—— am wichtigſten iſt, nicht enthalten iſt. 

ch hätte geglaubt, bei dem ſonſtigen Umfang des Buches 
wäre es auf bie paar Paragraphen auch nicht ange- 
fommen. Ganz befonderd wichtig für die Handwerker ift 
aber ber Schlußſatz des $ 7 der bayerlihen Vorſchriften, 
wo e3 heißt: an Hanbwerkerorganifationen unb ähnliche 
gewerblichen ——— können Arbeiten und Liefe- 
rungen auch freihändig vergeben werben. Darauf zn 
wir ein Hauptgewicht, und das fann man ohne geſetzliche 
Vorſchriften machen, denn das ift Verwaltungsſache. Es 
werben jährlih vom Reihe an fortdauernden Ausgaben 
wohl Hundert Millionen für Lieferungen bewilligt, au 
welchen ſchon jetzt die Handwerker ohne den Weg ber 
Genoffenihaft fi beteiligen fünnen. Ich glaube 1 
baß bie Handwerker davon feine 10 Prozent erhalten. 
Die Zentrumdpartei wird in der Bubgetlommiffion wohl 
einmal eine Statiftit darüber verlangen. Die Handwerker 
werben bon allen Seiten auf den Wert der Genoffen- 
ſchaften hingewiejen, auf den Wert ber Hilfsmaſchinen für 
das Leine Gewerbe ufw. Solange aber der Staat nicht 
das an und für fih unmoraliide Submiffionsweien 
abihafft, kann das nicht viel Erfolg haben. Wenn man 
die Bewilligungen in diefem hohen Haufe fi anfieht, fo 
ſcheint e3 mandmal, ald ob das Geld gar keine Rolle 
ipielt. Nur wenn ed fih um das Handwerk hanbelt, 
heißt e3 immer: wer macht ed am billigften? 

Sehr gut! in der Mitte.) 

Ic erinnere am bie Lieferungen von Handwerkserzeugniſſen 
für Militär und Kolonten. Andere Leute können ver: 


(A) langen, was fie wollen; 
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(Ze1.) 

wenn es fi aber um Ber: 
bandfungen mit Handwerkern handelt, wird auf einmal 
ber fistaliſche Stanbpunft allein in den Vordergrund 
geftellt, und von mander Seite wird bie Leiftungsfähigkeit 
des Handwerks von vornherein — Nun iſt es ein 
alter Erfahrungsſatz, daß die Leiſtungsfähigkeit eines 
Geſchäftsmannes oder eined ganzen Gewerbezweigs mit ber 
Menge der Aufträge ſteigt. Erft wenn ein Handwerker 
eine Anzahl Aufträge in Ausficht Hat, kann er fi 
entſprechend einrichten. Daß nicht ein jeber Heine Ge- 
werbetreibende fih mit Arbeiten für Neih und Staat 
befaffen fann, ift ja jelbftverftändlih; aber durch eine 
wirklich praktifche Unterftügung bed Geuoſſenſchaftsweſens 
im Handwerk fönnte bad Reih ungemein viel zur 
Erhaltung eines felbftändigen Mittelftandes beitragen. 
Frankreich, Belgien, Italien und insbeſondere Öfterreih 
find und da weit voran. Der Herr Minifter in Preußen 
bat neulich im preußtfchen Abgeordnetenhaus — ic) erwähne 
das beöhalb, weil bie maßgebenben Herren in Preußen 
zugleich vielfach ee im Reiche find — gejagt, aus 
dem Material von Öfterreih habe er ben Eindrud ge 
wonnen, baß bie Bedeutung der Berüdfitigung der Hand- 
— — exheblich überſchätzt werde, und 
daß mit den paar Genoſſenſchaften — er meinte Preußen 
— nicht viel Staat zu machen ſei. Wenn im Reichsamt 
des Innern eine ähnliche Auffaſſung herrſchen follte, fo 
möchte ich bemerken, daß bezüglich ber Kreditgenoſſen- 
[haften und bed Genoſſenſchaftsweſens überhaupt früher 
bie gleiche Anſicht beftand, daß aber mit Einführung ber 
Bentrallaffen in Preußen und insbefonbere in Bayern 
das errang gen bebeutendb in Fluß fam 
unb gefördert worben if. Das würde auch hier ber Fall 
fein. Wenn die Handwerker erft einmal wiffen, baß fte 
Fr ſolche —* Arbeit erhalten können, dann werden ſie 
ſich auch am den Genoſſenſchaften mehr beteiligen. Der 
(2) Hauptvortell ift weniger der Gewinn bei einer folden 
Arbeit, fondern ber, daß Gelegenheit gegeben tft, auf 
einige ftille Arbeitötage ſich bie Arbeiten vorteilhaft ein- 
teilen zu Lönnen. Beſonders fleinere Handwerker können 
dabei aud) in Betracht kommen, aber aud) größere Hands 
werfer, bie damit für ihre Arbeiter eine ftändige und 
ſichere Beſchäftigung haben. 

Meine Herren, es wurde vom Herrn Staatsſekretär 
heute erwähnt, daß die Submiſſtonsbeſtimmungen in 
Preußen and) für das Reich bei allen Behörden angewendet 
wirben mit Ausnahme von Milttär und Marine. Ja, 
meine Herren, dad wäre ja gerabe bie Hauptſache, um bie 
es fi im Reich handelt! 

, (Sehr richtig! in ber Mitte.) 

Ih möchte doch bitten, daß ber Herr Staatöfelretär 
feinen Einfluß dahin geltend machen möchte, daß aud) bie 
Militär-, die Marines und fonftigen Neihöbehörben, bie 
fi bis jest um eine Handwerker noch nicht gekümmert 
haben, auch einmal auf dieſe MWeife fi) des Handwerks 
annähmen. Wenn bad Reih ba mit gutem Beiſpiel 
— würde, würden bie Bundesſtaaten und alle 
i en Behörden wahrfheinlich nahfolgen. Schuhe, 
Kleider, Wäſche, Möbel, Korbwaren könnten auf biefe 
Weiſe wieder den Handwerkern bireft zur Lieferung über: 
geben werben, ebenjo auch viele Bauarbeiten. 

Dad Submiſſionsweſen, meine Herren, ift eigentlich 
immer eine Ausnügung bed Unverſtands, ber wirt⸗ 
ſchaftlichen Schwäche des Meinen ober ber ehrgeizigen 
und neibifchen Beftrebungen der größeren Geſchäftsleule. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 
Bei pegenfeitigen guten Willen könnte bie Vergebung ber 
Arbeiten und Lieferungen für ben Staat zum beider: 
feitigen Vorteil geregelt werden. In Bayern find bamit 
jest in vielen Fällen in den lebten ren gute Er: 
fahrungen gemacht worben; wenn e8 nicht in allen Fällen 


en, zer: (C) 
ahrenen Berhältuiffe im Handwerk ſchuld. Es Kb aber 
nicht immer nur bie Handwerker allein ſchuld; fonbern 
man barf jagen: bort, wo bie Behörden eutgegenfommen, 
wo fie für den Hanbwerferftand ein Herz haben, gelingt 
es ftet8, und es hat mich fehr gefreut, daß ber Herr 
Staatöfelretär ded Innern heute gerade dieſen Stand» 
punft geteilt bat. Möchte er ihn nur aud auf das 
Benoffenihaftöwefen anwenben! Ich möchte aber fpeziell 
nochmals darauf hinweiſen, daß dieſer Punkt eigentlich 
ohne Geſetz geregelt werben fünnte, durch entiprecdhenbe 
Einwirkung auf die Behörden auf bem Wege ber Ber- 
waltung. Diele Arbeiten werden jetzt bei und in Bayern 
vorerſt gar nicht zur Submtifion ausgeſchrieben. Es wirb 
mit den am Ort befindbliden Sunungen und Genoffen- 
ſchaften zu verhandeln gejudt, und erft, wenn ba eine 
Einigung nicht erzielt wird, wird die Sache öffentlich aus⸗ 
geſchrieben. Ich Tage, wenn es den maßgebenben Stellen 
im Reich Ernft ift mit Hebung und —— des Hand⸗ 
werks, empfehle ich dieſen Weg. Denſelben Vorzug ge— 
nießt eigentlich bie —— in Preußen durch 
R er bei Punkt 8 der preußtihen Beftimmungen. Es 

ort: 
Die Bebürfniffe an landwirtſchaftlichen Erzeug- 
niffen find, ſoweit dies ohne Schädigung fiäfa- 
liſcher oder allgemeiner Intereſſen und ohne 
nbfäglihe Ausſchließung des Handels aus—⸗ 
ührbar iſt, tunlichſt unmittelbar von ben Produ⸗ 
enten zu erwerben. 

Nun wollen auch wir durchaus nicht eine Schädigung der 
fiskaliſchen Intereſſen und auch keine Ausſchließung der 
Großinduſtrie; aber ich meine, was man dem Handwerk 

zuwenden könnte, ſollte man tun. 
Das Mittelpreisverfahren wurde 
beim Herrn Kollegen Günther nicht empfohlen. 


Kent, fo ſind eben bie zurzeit noch tief trauri 


eftern ſchon von 
& habe 


an biefer Zotterte auch feine Freude. Die Vergebung an (D) 


ben Minbeftforbernden oder an einen ber TH 
ben, wie e3 in ben preußiſchen Beftimmungen heißt, fällt 
unter das Wuchergeſetz oder ſollte barunter 
fallen. Es ift eine Ausnügung, wie fie im Wuchergeſetz 
verboten tft! 
(Sehr gut! in ber Mitte.) 

Das Auswählen feitend ber Behörden unter ben Wenigft- 
nehmenden riecht aud) fo etwas nad Broteftion und Ber 
vormundung. Die geredhtefte Arbeitövergebung würbe 
ftetö fein die Vergebung an Storporationen — boraus« 
ejegt, daß die Korporationen reelle Preiſe fielen und 
Pir gute Arbeitöleiftung garantieren und zu arantieren 
in ber Lage find. Das * ich ſelbſtverſtaͤndlich voraus. 

Nun, meine Herren, möchte ich noch eine kurze 
Bemerkung zu dem ig und Geuoſſen machen. 
Der Antrag bezwedt, bie Anfammlung von Reſervefonds 
bei den Berufögenofienfhaften wieder jo zu regeln, wie 
das vor dem Jahre 1900 der Fall war. So fehr ih 
wünfhen möchte, daß bie Belaftung des Heinen und 
mittleren Gewerbeſtandes durch bie lnfallverfiherung 
nicht fo drüdenb wäre, fo kdann ich doch in biefer Form 
dem Antrag nicht zuftimmen, weil er abjolut feine Aus- 
fiht auf Berwirklihung hat. Es war der $ 34 von An— 
fang an verfehlt, und noch verfehlter war der $ 30 bes 
— ——— durch welchen der 
Reichstag eigentlich den Kleingewerbeſtaud entlaſten wollte, 
weil dieſer Paragraph in der Praxis durchaus nicht 
durchführbar iſt. Richtig iſt aber, daß infolge der im 
Jahre 1900 beſchloſſenen Ausdehnung des Gewerbeunfall⸗ 
verficherungsgeſetzes und infolge bes ſchon von allem 
Anfang an verfehlten Grundfage® ber Berechnung ber 
Aufbringung ber Mittel bie Berufägenofjenfhaften nad 
dem Syftem vor 1900 nicht mehr auskommen können. 
Died wurde ſchon öfters rechneriſch nachgewieſen. Im 


(8) auch bie 


(Ze1.) 
(A) bayerifden Landtag wurbe u... Jahr dieſe Sa e ein- 
gehend erörtert, und ber Herr Minifter Graf Feilisih hat 
dort verfprodhen, bei dem Neihsamt des Innern zu be— 
antragen, dab bie Anfammlung bed Reſervefonds auf 
einen längeren Zeitraum hinaus verteilt werde. Das 
haben wir eigentlich gewollt, und damit würden fi aud) 
vielfach bie Handwerker zufrieden geben, weil fie fehen, 
es läßt ſich nicht mehr anders machen. 

Ich meine nun, nachdem es von ſeiten des Bundes— 
ſtaats Bayern inzwiſchen wohl geſchehen ſein wird, 
können wir von Stellung eines eigenen Antrags abſehen. 
Der Weg, die Anfammlung des notwendigen Nejerbe: 
fonds auf einen längeren Zeitraum zu verteilen, ift gangbar, 
und er belaftet die Gegenwart nicht zu ftarf. 

(Richtig! rechts.) 
Ich möchte aber dringend bitten, daß biefer Weg fehr 
bald beichritten werde, benn wenn nod einige Jahre zu: 
gewartet wird, bann macht es allerdings nichts mehr auß. 
(Heiterfeit.) 
Pr aber, wo ein fleiner Spenglermeifter mit ein paar 
Gejellen mehr ald 100 Mark zur Berufsgenoſſenſchaft 
zahlen muß, fünnte biefe Laſt merklid verringert werben. 

Am fühlbarften ift das, wie ſchon ein Herr Sollega 
bemerkt bat, bei ben Schmieben. Die kleinen Metiter 
find zwar, wie bei allen Berufögenoffenfhaften, bei 
denen bad Prinzip der Selbftverwaltung maßgebend ift, 
welches felbftverftändlih oft zum Scaben ber Stleinen 
fih in der Prarid auswächſt, eigentlich felbft ſchuld 
daran; aber fie find überrumpelt worben. 

Genau fo, meine Herren, wirb e3 nad) meiner An— 
fiht den Schloffern geben, welche zurzeit eine eigene 
Berufsgenoffenfhaft anftreben. Es iſt das zwar ureigenfte 
Sache ber Schloffer jeldft, wenn fie das wollen; aber 
wenn fie auch einen Reſervefonds bon ber Eiſen- und 
Stahlberufsgenofjenfhaft herausbekommen, fo werben fie 
entenempfänger übernehmen müffen, bie auf 
das Schlofferhanbwerf entfallen, und werden nad ben 
Grundfäßen ” Anfammlung des Refervefonds, welche 
jegt gelten, eigentlich iwieber bon born anfangen müſſen, 
weil fie eine —— Berufsgenoſſenſchaft bilden. Möchten 
ſich das bie Heinen Schloſſermeiſter ſehr überlegen! 

Meine Herren, von einer Zuſammenlegung der drei 
Verſtcherungsgeſetze erhoffe ich mir die Erſparung vieler 
Verwaltungskoſten und vieler Laſten, welche jetzt doppelt 
entrichtet werben müſſen, und bie Erſparnis vieler Prozeß⸗ 
foften, welche zwiſchen ben einzelnen Berufsgenoſſenſchaften 
immer entſtehen. Ich hoffe, es wird die Zufammenlegung 
bald erfolgen. 

Die Ausführung des Herrn Kollegen Schmibt (Berlin) 
über bie Privatverficherungen kann vollſtändig 
unt en. Durch munbfertige Agenten, meine Herren, 
werben ba bie Leute verleitet, ſolche Verträge einzugehen, 
und e3 werben ungeheure Summen aus dem Volt heraus: 


gezogen. 
(Sehr richtig!) 

Zum Schluffe nod eine Bemerkung. Die Berhältnifie 
bed jelbftänbigen Kleingewerbeſtandes find zurzeit ſchwieriger 
als bei allen anderen Ständen. Alle anderen Stänbe 
baben teild durch ihren Einfluß, noch mehr aber durch 
= Organifatton fehr viel fih erreiht. Den Heinen 

ewerbtreibenben wird allerdings biefe Organtfation auch 
empfohlen; aber es wirb dabei vergefien, baß kein Stand 
fi fo ſchwer organtfieren läßt wie ber Kleingewerbeſtand. 
Es ift eben bie gegenfeitige Konkurrenz baran ſchuld, bie 
bie Leute hindert, und wo einmal bie Konkurrenz in 
ze fommt, find oft anbere Stände auch ſchwer zu: 
ammenzubringen, nicht nur bie Handwerker unb Stlein- 
gewerbtreibenden. Wird es denn für ben Staat befler, 
wenn bie Stonfurrenz ber Sleinen rn wird und alle 
Geſchäfte in wenigen Händen Lonzentriert werben? 
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Die Gründe der Zerfahrenheit im Gewerbeftande (C) 


liegen aber auch darin, daß feit Beftehen des Reichs Fein 

anderer Stand bon der Geſetzgebung fo fehr vernachläſſigt, 

re * bireft geſchädigt wurde wie ber gewerbliche 
elftanb. 


(Sehr ridtig!) 
Und darum tft Hoffnungslofigtett und Gleichgültigkeit in 
vielen Streifen des Mittelftanbes eingetreten. Der gewerb⸗ 
liche Mittelftand und ber Stleingewerbeftand ift aber noch 
lebenäfähig und wird es bleiben, wenn ihm bie Geſetz⸗ 
gebung einigermaßen entgegentommt. Daß das im inter: 
effe des Staates ſelbſt gelegen ift, wurbe fhon oft be— 
wiefen. Selbithilfe allein kann den Handwerkerſtand * 
aufrechterhalten, weil die Waffen zu ungleich und die 
Gegner zu übermächtig find. Wenn aber ber Gewerbe— 
ftand durch Entgegenfommen ber Regierung neuerdings 
Vertrauen faflen kann, dann wird aud biefer Stand zur 
Selbfihilfe mehr angeregt werben. Er wird aber aud 
dadurch, wenn er gekräftigt ift, zum Wohle ded Staated 
fehr viel mehr beitragen. 
(Brabo !) 


Bräfident: Der Herr Abgeordnete Dr. Semler hat 
bad Wort. 


Dr. Semler, Abgeordneter;: Meine Herren, bon 
—5* Seiten ſind die Verhältniſſe des Hamburger 
Hafenſtreils in die Debatte gezogen worden. Ich habe 
mir von vornherein ſagen müſſen, daß dieſe Dinge hier 
im Reichstag erörtert werben würden, und ich bin daher 
beſtrebt geweſen, die Sache, ſoweit es ging, unbefangen 
zu beobachten. Ich lege Wert darauf, mitzuteilen, und 
en mit Nüdfiht auf die Zeit fo kurz, wie ed nad) 

ge ber Sache irgend möglich ift, wie in meinen Augen 
bie Angelegenheit fi darftellt. 

Daß von ben fozialdemokratifhen Rednern dieſe 
Dinge etwas einfeitig dargeſtellt worben find, iſt felbft- 
verftändlih gegenüber dem Umſtande, dab bie Führung 
des Streits tatſächlich in ſozialdemokratiſchen Händen liegt. 

um anderen hat Herr Kollege Raah die Sache 
behandelt, und ich muß anerkennen und will es gern und 
dankbar tun, daß er beſtrebt geweſen iſt, insbeſondere die 
Verhältniſſe im Schauerleuteſtreik ruhig zu würdigen. Der 
Herr Abgeordnete Raab iſt nicht ein alter Freund der 
Reeder, vielleicht bad Gegenteil, und das hat man auch 
am Schluß feiner Ausführungen gemerkt. Immerhin hat 
er, beſonders dadurch, daß er erflärt hat, e8 handle ſich 
bier um eine Madtprobe — die mitiative iſt aus— 
gegangen bei ber Maifeier, weil die Sozialdemokraten 
gewollt haben, dab bie Scauerleute die Arbeit am 
1. Mat nieberlegten —, und weiter dadurch, baß er mit: 
geteilt hat, daß barauf bie Antwort gegeben worben fet, 
daß bie Neeber zeitweilig bie Arbeiter auf einige Tage 
ausgeſperrt haben, kurz durch die Erkenntnis, daß es fi 
überhaupt um eine Madhtprobe handle, — ber Sadıe, wie 
ih glaube, die richtige Seite abgewonnen. Daß er 
hernach noch zu einigen weniger gerechten Außerungen 
gefommen tft, darauf will ich nachher näher eingehen. 

In feinen Anfhauungen über die Reeber hat Herr 
Kollege Raab aber vor diefen Ausführungen eine Be— 
Aalen die ih mic zumächft verpflichtet fühle 

uftellen. 

t fagte, bie Reedereien forderten fchnelle Reifen 
bei Strafe der Entlaffung von ihren Sapitänen, und 
daher würde aud im Nebel fchnell —— Gegen dieſe 
Behauptung muß ich auf Grund eigener Sachkunde ent: 
ſchieden Verwahrung einlegen. Es iſt nicht daran zu 
denken, daß irgend eine Reederei bie Verantwortung auf 
fich nehmen kann, direkt ober indirelt ihre Kapitäne dafür 
zu ſtrafen, daß ſie im Nebel ſtill liegen oder unter Signalen 
mit der Dampfpfeife langſam fahren, wie es verorduet 


— 


D) 


(8) die Schuld auf beiden Seiten. 








(Dr. Gemier.) 


(Aa) if. Es kann das mur in Frage kommen für Perfonen: 


dbampfer und für Schnelldampfer. Die Frahtdampfer 
haben ohnehin fein Intereſſe daran, fie eriparen ihre 
Kohlen, ob fie im Nebel ftil liegen oder fonft wo. Es 
muß auch ohne mweitered einleuchten, daß an Borb von 
Schnelbampfern viel zu viel fachkundige Leute find, bie 
ganz energiih proteftieren würden gegenüber dem Kapitän, 
wenn bie Dampfpfeife im Nebel ertönt und gleihwohl 
volle Kraft gefahren würde. Wer es einmal erlebt hat 
von ben Herren Kollegen — und einige haben c3 ja mit 
mir zufammen erlebt —, daß die Dampfpfeife ertönte bei 
Tage oder Nacht, ber wirb willen, daß man fofort aufs 
fteht, und wehe dem Kapitän, der ſich bon irgend einem 
gaflagier borwerfen laffen müßte, daß er mit voller 

aft bei Nebel gefahren habe. Ich weiß nit, ob Herr 
Raab eine folhe Fahrt mitgemadjt hat. 

Es kann weber bireft noch inbireft eine ſolche Order 
an bie Kapitäne gegeben werben, benn der Reeber würbe 
ja dadurch volftändig fih in bie Hand be Kapitäns 

eben. Berborgen kann das auch nicht bleiben, beun das 
ournal weiſt bie Fahrt und ben Nebel aus. Es läßt 
1 bad mit abfoluter Beftimmtheit noch hinterher fon: 
atieren, und wehe dem Kapitän und der Neederei, welche 
egen dad Geſetz eine ſolche Order gegeben hätte. Ber: 
Öhe gegen bie Gefege kommen natürlich überall vor; aber 
man darf doch nicht generalifieren, wie Herr Raab es 
getan bat, und einen fo fchweren Vorwurf gegen bie 
beutfche Reederei erheben, die fonft in der ganzen Welt 
od angejehen tft, insbeſondere gegenüber der ameri- 
fen und englifchen Konkurrenz. 

Und num zum Streit der Schauerlente in Hamburg. 
&3 handelt fih ba nicht um Seeleute. Seeleute laden 
und löſchen nicht, fondern das tun die Schauerlente, Die 
nichts mit den Seeleuten zu tun haben. Herr Raab hat 
dann in feiner Nichtliebe für die Reeder geſagt, es ſei 
Ich habe nit den Ein- 
brud gewonnen, daß Herr Naab ben Beweis für feine 
Behauptung zur Belaftung der Reeder geliefert hat. Bei 
allen Machtfragen muß man mit feinem Urteil befonders 
zurüdhaltend fein und vor allen Dingen danach fragen, 
wer bie Situation herbeigeführt hat. Wenn mn feftfteht, 
baß die Sache begonnen hat mit einer Maifeier, einem 
nichtgejeglichen Feiertag, dann wirb man berftehen können, 
wenn bie Antwort ſeitens ber Neeber darauf gegeben 
wird: jegt wird nicht nur am 1. Mai gefeiert, ſondern 
aud noch einige Tage mehr. Warum? Wir haben Ber: 
hältniffe im Hamburger Hafen, die befondere Würbigung 
verlangen. Die Statanlagen, die Hafenanlagen mit 
ihren Tiefenverhältniffen ufw. find nachgerade ein jo teurer 
und fomplizierter Apparat geworben, daß man ihn wohl 
vergleichen kann mit einer großen mafchinellen Einrihtung. 
Diefe kann auch nicht beliebig zum Stillftand gebracht 
werben, ohne daß es umgeheuer viel Gelb koſtet, am 
—— am 1. Mat, wo bie Hochkonjunktur in ber 
Erpebition aller Neebereien von Deutihland aus und 
nah Deutihland im Neebereibetriebe gegeben if. Daher 
wird ber Arbeiterſchaft, die umter ſozialdemokratiſcher 
Führung fteht, klargemacht werben müſſen, daß fie nicht 
durch ihre Theorie vom 1. Mai bie große Nährmutter, 
ben Hanbel, bon ber Arbeiter und Arbeitgeber leben, in 
Mitleidenſchaft ziehen darf. Das ift allerdings eine ſtraft⸗ 
probe; aber wer hat angefangen? 

Herr Raab hat dann jelbit gejagt, als Antwort 
hätten im Streif bie Arbeiter dann einen Punkt, bie 
Nactarbeit, herausgegriffen. Auch das ift wieder richtig. 
Aber er hat aud) behauptet, die Arbeitözeit jet zu lang, 
man habe fogar 36 Stunden gefordert, und Herr Raab 
hat bann einen all mitgeteilt, der Bremer Hanfalinie, 
wo auf 2 Dampfern in der Woche 136'/, Stumben Ir 
arbeitet worden fei. Aus der Sigung heraus habe ich 
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Veranlafjung genommen, ba mir ber Fall überrafhend (C) 


war, zu telegraphieren und nicht wetter zu telegrapbieren 
als inhaltlich: 
68 wirb eben von einer Seite mitgeteilt, daß 
auf 2 Dampfern der Hanfalinie wöchentlich 
Stunden gearbeitet fei, ich bitte um bie 
tails 


etails. 
Und das habe ich an die Inſtanz des Hafenbetriebsvereins 
nad) Hamburg gehen laſſen. Ich habe nur um Details 
gebeten, mich jeder Außerung in ber Sadje enthalten, um 
mir meine Unbefangenheit nicht nehmen zu laſſen. 
(Zuruf rehts: An den Hafenarbeiterberband !) 
— Nein, ich habe direkt an Herrn Ballin telegrapbiert und 
ne dann nit von Herrn Ballin, aber offenbar auf 
eine Veranlaffung, durch die Beranlaffung des Hafen: 
betriebövereind von ber Hanfalinie die Antwort befommen. 
Ich lege fie auf ben Tiih bes Haufes nieder für Herm 
Raab und bie anderen Herren. Ich will aus dem Brief, 
weil ih es nicht nr machen fann, mit Erlaubnid des 
Herrn Präfidenten bie eine Partie verlefen. Es wird da 
ugegeben, dab auf den Dampfern Guttenfels und Tannen- 
ar nad) ber nr und Arbeitölifte, die gleichfalls beigelegt 
find, und bie ih aud auf den Tiſch des Haufes lege, 
wie behauptet, gearbeitet if. Nicht erwähnt war, daß 
fein Arbeiter eine derartige Arbeit zu leiften gezwungen wird. 
Nun kommt dad GCharakteriftiiche: 

Im Gegenteil, e8 wäre und fehr angenehm, wenn 

fih die Leute ablöften, da wir mit Leuten bon 

frifchen Sräften weſentlich größere Arbeitsleiftungen 

erztelen würden. 
Der Brief ift für mich beftimmt, ich fehe feinen Grund, 
ihn zurüdzuhalten. 

Die Organtfation der Arbeiter geht dahin, daß 

derjenige, ber Arbeit auf einem Schiffe befommen 

hat, fie au zu Ende führen will und muß, 


nämlich nad ber alten Organifation; er braudte (D) 


nur nad) einer durdjarbeiteten Naht fih Morgens 
6 Uhr nicht wieder zu ftellen, und man würde 
einen anberen Mann nehmen. Dad wird jebod 
durch bie Organifation — Es melden 
ſich immer dieſelben Leute wieder, und fie müffen 
genommen werden, da ſich andere nicht dazu 
melden. Die Organifation der Schauerleute hat 
es verſtanden, in ben legten Jahren jeben neuen 
Zuzug fernzuhalten und bie ganzen Hafen- 
arbeiten für einen Heinen Kreis von Leuten zu 
referbieren, bie bann durch Überftunben verhältnis» 
mäßig fehr viel verbienen 

— id fomme auf den Punkt noch zurüd — —— 
und die Arbeitgeber terrorifieren. Wir fügen mit 
der Bitte um Nüdgabe nad Gebrauch eine Lohn- 
lifte des fraglihen Dampferd Guttenfelö bei, 
woraus Sie zu erjehen belieben, daß einzelne 
Leute in ber fraglichen Woche 50 bis 58 Mark 
berbient haben, und es geht daraus hervor, wie 
lange bie Beute gearbeitet haben. Wir erwähnen 
dabei zur Erklärung, daß es fich feinerzeit um 
größere Fallen, bie mon handelte 

— alfo in beiden Fällen, bie moniert worben find, und Die 

in ber Tat Ausnahmen geweſen find, auch nad) ben 

Bohnliften —, . 
um fo genannte Terminsverkäufe, bie bis zu 
einer beſtimmten Bertobe verlaben fein mußten, 
und mit denen wir durch die unberhältnismäßig 
lange Reife und das ſchlechte Wetter in Rüdftand 
geraten waren, ſodaß wir zu außergewöhnliden 
Anſtrengungen gezwungen waren, um unferen 
Verpflichtungen nadlommen zu fönnen. Im 
übrigen enthält die Aufftelung der gemachten 
Arbeitöftunden feine tendenziöfe Stellungnahme. 


(A) Ich bemerfe, bie 


(B) ift auch ebenfo Har von fetten ber 
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(Dr. Semiler.) 

erren haben gar nicht gewußt, dab es 

Herr Raab geweſen ift, ber das gefagt hat, ſondern in 

der Einleitung ſchreiben fie: 
von foztaldemofratiiher Seite. Die Arbeits- 
paufen find gar nicht in re gezogen. Wir 
fügen einen Lohntarif bet. ie angegebenen 
136 Stunden reduzieren fih danach auf 118 
Stunden. Wir wiederholen nodhmald, daß es 
unſer Beftreben if, gemügende Arbeitskräfte 
hierherzuziehen nnd das Arbeiten in Tag: und 
Nachtſchichten zu ermöglichen, ein Beftreben, das 
bie Arbeiterorgantfation ftet3 zu vereiteln fuchte, 
ba fie ben Heinen Kreis durch Überftunden gut 
verbienendber Leute naturgemäß beffer gegen bie 
Arbeitgeber bdirigieren kann. In der Hoffnung, 
daß biefe in ber Eile ufw. 

Ich wieberhole: dies gefamte Material lege ih auf den 

Tiſch des Haufes nieder. 

Und wie ftellt fich denn num nad meinen Beob— 
achtungen bie Sache in Wirklichkeit dar? Was nicht be> 
merkt worben tft von bem Herren Vorrednern, will ich hier 
an bie Spike meiner Beobadhtungen und —— 
ſtellen. Im Februar vorigen Jahres wurde zwiſchen den 
Stauereibetrieben — alſo ben Betrieben, bie dieſe Schauer⸗ 
leute beſchäftigen — und ber Organiſation der Schauer: 
lente, alio der foztaldemofratifhen Parteiorganifation, ein 
Ft rl vereinbart, welder bie Arbeitszeit und bie 
Lohnſätze geman regelte umd auch betreffs der im Ham: 
burger Hafen niemal3 beanftandbeten, zur Aufredterhaltung 
eines prompten Betriebes erforderlichen Nacht- und Sonn: 
tagdarbeit die nötigen Beftimmungen feſtlegte. Es 
handelte fi bier alfo gerade um das Vorhandenfein von 
Tarifverträgen, wie wir fie doch an fih im allgemeinen 

erabe vom jozialen Standpunkt für die Arbeiterſchaft an- 

eben. Das war ba; aber, meine Herren, der Vertrag 
rbeiter außer acht 
gelebt. Weil bie Schauerleute am 1. Mai diefe Demon 

ation gemacht haben, ift bie Gegenwirkung gefommen, wie 
id fie vorhin geſchildert habe, eine kurze, ſozuſagen: 
Antwort ber Neeber auf bie unfreiwillige Pauſe, und 
dann Verhandlungen eben mit ber Arbeiterorganifation, 
um zu einem Arbeitsnachweis zu gelangen und bie üble 
Arbeiterannahme in den Wirtſchaften zu befeitigen, bie 
er in Hamburg Sitte war, und bie auch heute noch 
eitens ber Arbeiter gewollt wird. Es ift damals eine 
aus Arbeitgebern und Arbeitern zuſammengeſetzte Bes 
ihwerbefommiffion eingefegt worden, und bie Arbeiter 
en biefe Einrihtung dur die Wahl ihrer Delegierten 
n biefe Kommiifion anerkannt; aber fie haben ebenjo, anf 
bie Anweifung ihrer Führer, bie fih dadurch in ihrer 
unbefhräntten Madt gefährbet ug ber Gründung 
dieſes Arbeltsnachweiſes vom vornherein wiberwillig gegen: 
über geftanden. Man bat bann eine Neihe von Ver— 
handlungen geführt, bie ich bier übergehen will, es fet denn, 
daß ich noch Veranlaffung befäme, abermals auf die Sache 
einzugeben. Insbeſondere aber ift, was biefen Streit anlangt, 
— nicht erft heute durch ben Herrn, ber geſprochen hat, 
es war wohl der Herr Kollege Schmidt, ſondern ſchon 
früher — bie öffentliche Meinung auf verkehrte Bahnen 
eraten, indem man ganz befonders betont — auch 

Raab hat es, beiläufig, irrig getan — es ſei den 
Arbeitern eine 36 ftünbige Arbeitszeit —— worden, 
und das ſei ber Grund des Konfliltes. Ich konſtatiere 
hier: die 36ſtündige Arbeitszeit, ſoweit davon überhaupt 
die Rebe fein farm — ich komme gleich darauf —, iſt gar 
nicht Gegenftand des Konfliltes und gar nicht ——— der 
Verhandlungen geweſen. Wie liegt es mit dieſer 36 ftündigen 
Arbeitszeit, wie findet fie ftatt? Es gibt eine Beſtimmung, 
wonad nicht über 36 Stunden gearbeitet werben darf 

(Guruf von den Soztalbemofraten: aljo do) 
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— ja, alfo doch! Sie werben gleich fehen, wie die Sache 
Tel err Kollege! —; aber bieje Beſtimmung ift mit 

diiht auf bie beſonderen Eigentüimlichkeiten des Schiff: 
abrtöverfehr8 getroffen worden, welcher in — 

llen — aber auch nur in Ausnahmefällen — eine ſchleunige 

edition der Schiffe erfordert. Die längſte Arbeitszeit 
iſt nur in Ausnahmefällen angewandt, und zwar im weſent⸗ 
lichen auf der Unterelbe, nämlich in Curhaven und Krautſand, 
alfo regelmäßig nicht im Hamburger Safen, davon ift 
nit bie Rebe. Dazu will ih bemerken: um nad 
Krautfand oder Gurhaven zu fommen brauchen bie Arbeiter 
eine mehrftünbige Beförderungszeit, welche ebenſo mie 
eine große Eß- und Ruhepauſe bei den 36 Stunden ein- 
gerechnet iſt — und biefe Zeit wirb mur zugelaffen, weil 
ein Schichtwechſel dorthin außerorbentlih ſchwierig iſt. 
Ich betone: ber Wechſel nad) Nacht und Taägſchicht wird 
von berfelben Arbeiterſchaft, die heute ftreift, nicht gewollt. 
Außerbem tft bei ben Ausnahmefällen von 36 Stunden 
behuf3 Erpebition von Dampfern mit Rüdfiht auf Ebbe 
und Flut und [onftge Schiffahrtsfchwterigkeiten jedem 
Arbeiter die Möglichkeit gewahrt, um 6 bezw. 10 Uhr 
Abends oder Morgend auszufdeiben. Es hanbelt ſich 
überall nur um Taglohn; wer ermübet ift ober nicht will, 
fann ausſcheiden. gran ur Nachtarbeit beftand ſonach 
für den einzelnen Arbeiter in ſolchen Fällen nicht. Da— 
gegen übt der von den Arbeiterführern veranlaßte Beſchluß 
einen direkten Zwang aus, indem er die Arbeitswilligen, 
wo zur hochgelohnten Nachtarbeit bereit waren, baran 
verhindert. Nur gegen dieſen Zwang finb die Arbeitgeber 
aufgetreten. 

Ich will, um nicht nur meine Bemerkungen zur Geltung 
zu bringen, berlefen, was ber Safenbetrieböverein ver— 
öffentliht Hat im „Hamburger Frembenblatt“ — das Datum 
weiß ich im Augenblid nicht, mir Itegt ein Auszug bor —: 

Gegenüber ber immer wieder von den Führern 
ber Schauerleute aufgeftellten Behauptung, bie 
Arbeitgeber verlangten eine S6ftünbige Arbeit, 
fann nicht oft genug betont werben, baß bie 
36 ſtündige Arbeitszeit, die generell niemals von 
ben Arbeitgebern verlangt worden iſt, gar nicht 
Gegenftand bes Konfliktes iſt. Diefer ift aus— 
gebrochen lediglich deshalb, weil bie Arbeiter: 
Dr ation unter Bruch bes Tarif bie Ver— 
weigerung jeglicher Nadtarbeit nah 10 U 
beſchloſſen bat. Es ift ferner wieberholt feft- 
eftelt worden, daß bie Nadhtarbeit in ihrer 
überen Form bei den Arbeitgebern minbeftens 
ebenjo unbeliebt war wie bei ben Arbeitern. Der 
Hafenbetrieböverein hat daher in feiner heutigen 
Sitzung auch beihloffen, dieſer Tatſache Rechnung 
tragend, fir diejenigen Arbeiter, bie bereit ſind, 
gemäß ber neul vom Hafenbetriebsverein 
erlaffenen Bekanntmachung in ein kontraktliches 
Verhältnis einzutreten, einen regelmäßigen Wechſel 
bon za und Nachtſchichten einzuführen. Diefer 
ſchließt bie Möglichkeit einer 36 ftünbigen Arbeit3- 
eit überhaupt aus. Damtt ift alſo auch biefer 
orwurf für bie Aufrechterhaltung des befannten 
nr ber Arbeiterorganifation hinfällig ge: 
worben. 

63 ift zu fragen, ob nad diefer Veröffentlichung bes 
Hafenbetriebövereind num etwa bie Arbeiter Beranlafjung 
—— hätten, von ihrem Streit Abſtand zu nehmen. 

as Gegenteil ift der Fall. Der Hafenbetrieböverein hat, 
wie jene Beröffentlihung zeigt, bie Einführung von Tag: 
und Nachtſchichten in Erwägung gezogen, aber dieſe 
fegensreihe Einrichtung haben die Arbeiterführer direkt 
verhindert. Es ift klar, baß bie Arbeiter bie Einteilung 
nad Schichten, bie eine größere Anzahl von Arbeitern 
verlangt, nicht wollen. Bisher war ber Hamburger 
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efordert, kaun aber nicht geliefert werden. Was tft die (0) 
Die Schiffe fommen für Order nad) dem Stanal. 





(8) aber nicht wollen. 


4,80 bi3 5,60 Mark verdiente und pro Nacht 6,20 bis 
6,60 Mark, gewohnt, im Laufe eines Jahres allein für 
die bi8 6 Uhr Abends dauernde Tagedarbeit circa 
1500 Mark einzunehmen. Um das nicht zu jchmälern, 
ift ſpeziell in den fozialdemofrattihen Blättern der Zuzug 
von Hamburg durch Warnungen immer wieder und wieder 
ferngehalten worden. Ich lege Wert darauf, das zu 
fonftatieren, weil es nicht meine Abſicht if, etwa ÖL ins 
Feuer zu gießen. Das Gegenteil ift meine Abfiht. Ich 
möchte nur, daß meine Darlegungen dazu beitragen, ben 
Arbeitern, wie dem hohen Haufe die Augen zu öffnen. 

Meine Herren, der Hamburger Betrieböverein hat 
beichloffen, etwa 2000 Mann im feften gg 
mit längerer er rn age anzunehmen. Auch das ift 
bon ben Arbeitern biöher verhindert worden, obwohl man 
doch meinen folte, daß ed allgemein im Sinne biefer 
fpeziel geſchulten Arbeiter Liegen follte, froh zu jein, 
wenn fie einen feiten — haben. Nein, das 
wollen fie nicht; das liegt nicht in ber herrſchenden 
Tendenz. — fo will ih mid mal ausdrücken. 

Durch die Tatfache, daß ih jeme Zahlen über bie 
Perg verlefen Zonnte, glaube ich fonftattert zu haben, 
daß ber regelmäßig arbeitende Schauermann in Hamburg 
durchſchnittuͤch 1900 bis 2000 Markt pro Jahr verdient. 
Durch diefe Tatſache allein wird Elargeftellt, daß es ſich 
in der vorliegenden Frage ernſtlich nicht um irgend 
welche berechtigte Lohnintereſſen handelt; denn auch in 
— iſt eine Jahreseinnahme von 1900 bis 2000 

art doch eine recht erhebliche. 

(Zuruf bei ben — Auf zweifache 

r 


e 
— Nein, nein, durchaus nidt. Die Nachtarbeit ift ja 
babei eingerechnet; aber das iſt gerabe bad, Herr Kollege, 
was Gie nicht verhindern, wad Sie wollen, die Reeder 
(Erneuter Zuruf bei den Sozialdemokraten: Ganz 
verkehrt, dann würden fie doch weniger verbienen!) 
— Meine Herren, ich möchte wünſchen, es könnte Ihnen 
bei biefer Frage der Mann Rebe und Antwort ftehen, 
ber in ber Tat heute, wie ich hinzufüge, glüdlicherweife 
biefe Aktion ber Reeder geiftig leitet, — das iſt ber 
Generaldirektor Ballin, einer jener Leute, von benen ber 
err Staatöjekretär feinerzeit mit Recht bebauerte, daß 
e nicht in dem Hohen Haufe find, um einmal Rebe und 
nitwort und zwar aus beflerer Sachlunde heraus, als 
ich, die Verhältniffe ſchildern zu köunen. Dad aber kann 
th fagen, es ift außerorbentlih glüdlich, daß bie Leitung 
biefer ganzen Frage gerade in ben Händen dieſes 
Mannes liegt; denn Herr Ballin ift ein abjolut moberner 
Mann, ein Mann mit vielem und weitgehendem fozial- 
politiicen Verſtändnis. Das gilt nicht — für 
alle ERBE: in Deutſchlaud, aber für Herrn Ballin 
ed. 


(Zurufe von ben Soztalbemofraten.) 

— Das ift Tatfache. Wer ihn befier kennt als Sie, 
weiß dad; nehmen Sie das ruhig als das Wort eines 
ehrlichen Mannes an. Bei ihm liegt ein rebliches Be- 
fireben vor, wirklichen Notitänden entgegenzufommen, 
freilich auch die für einen notwendigen Kampf notwendige 
Energie. Das ift ein Glüd; bemm baburd ift die Hoff 
nung berechtigt, daß es jetzt gelingt, die Anſprüche der 
Arbeiter auf ein vernünftiges Maß zurüdzufgrauben, 
daß fie nicht nur, um eine Machtprobe durchzuführen, eine 
Situatton ſchaffen werden, die hoch beflagenäwert if. 

Meine Herren, diefer Streit koſtet dem beutjchen 
Handel, der deutſchen Induſtrie, der beutihen Landwirt⸗ 
ſchaft täglich — Die Herren aus der Landwirt⸗ 
ſchaft wiffen, daß mir mit ben GSalpeterverlabungen 
außerorbentlide Schwierigkeiten haben; ber Salpeter wird 


Folge? 
Nun, glauben Sie, daß die an dem Streif beteiligten 
Leute große Woften liefern können? Der Hamburger 
Kanfmann fühlt fich identiſch mit den Schwierigkeiten, Die 
bie Reeder haben, und er ift entichlofien, ben Streif 
durchzuführen, coüte que coüte; aber ber Intereſſent 
im Inland, ber unter dieſen Belahli en ber Kaufmann— 
ſchaft nicht mitbegriffen ift, kommt mit Querelen. Was 
ift die Folge? Die Schiffe laufen ftatt in bie Elbe die 
Schelde hinauf, in Bremerhaven ift feine Gelegenheit 
gegeben, und nur zu Schnell gewöhnt ſich dad Geſchäft 
an andere Ablabepunfte. Das wäre ein nationales 
Unglüd; nidt allein der Reeder, ſondern auch ber 
Arbeiter wird davon — Das ſind gemeinſame 
Unglüdsfälle, wenn bie gemeinſame Nährmutter, die 
deutſche ———— in itleidenſchaft gezogen wird. 
Ich kann für meine Perſon nur den lebhaften Wunſch 
ausdrücken, daß auf beiden Seiten ein Beſtreben vor— 
—* möge, dieſem Konflikt nicht weitere Folgen geben, 
und bin dankbar, daß ich Gelegenheit habe, dies heute 
noch auszuſprechen. Der Streit der Schauerleute könnte 
fonft ganz gefährlihe Wellen weiter treiben und zu einem 
größeren Arbeiterausftand und einer Ausfperung aus 
wachſen. Das nad Kräften zu hindern, haben wir vom 
nationalen Stanbpunft, haben wir alle, bie Herren von 
ber äußerften Linken eingefchloffen, die Heilige Pflicht. 

Herr ſtollege Raab hat weiter an den Konflikt, ber 
zwiſchen ben Reedereien etnerfeit3 und dem Verein bon 
Schiffsoffizieren anbererjeit3 ftaatgehabt hatte, und ber 
num glüdlicherweife erledigt ift, eine ziemlich ſcharfe und 
wieberum für bie Reeder nicht freundliche Kritik geitbt. 
Bei feiner Stellung zu dem PBerein ber Schiffäoffiziere 
habe id) das vollkommen begriffen; aber er wolle geitatten, 
daß auch ich ein paar Bemerkungen dazu made. 


Meine Herren, dad Berhältnis zwifchen den Reebern (D) 


und ——— iſt ſo delikat und zart, daß es nicht 
durch müßige Reden geſtört werden ſollte, und ich für 
meine Perſon will nicht dazu beitragen. Aber nach einer 
Richtung, glaube ih, hat Herr Kollege Raab die Sache 
nicht richtig aufgefaßt. Er hat wörtlih geiagt: man 
abe es — „man“, das follen bie Schiffseigner, Die 
eeber jein — dem Berein übel genommen, daß ber 
Berein die Schiffe revibieren will; wenn man nichts zu 
verbergen hätte, hätte man e3 ja erlauben lönnen. Ferner 
fagte Herr Raab: die Offiziere würben zur Arbeit heran: 
gezogen, obwohl fie bie Brüde nicht verlaffen ſollten, und 
dadurch habe man jie zum Austritt gezwungen, und es 
ſchmerze ihn — Herrn Raab — ganz befonders, daß 
man damit ben Offizieren das einfachſte Menſchenrecht, 
nämlich zufammenzuftehen und zufammenzutreten, weg: 
nehmen wolle. Aus Furcht vor Hunger, wie er ſich aud« 
drüdte — etwas agitatorifh, Herr a. — habe 
fogar ein verbienter, ausgezeichneter Schiffsoffzier — 
einer bon ben Leuten, bon benen wir, wie id) 
Dinzufüge, glüdlicherweife fo viele haben, von dieſen 
opferwilligen und famofen Leuten — ſich fogar iiber: 
willig dieſem Beihluß fügen müffen. Meine Herren, wie 
liegt nad) meinen Beobadtungen — und zwar abermalö 
ald denjenigen eined völlig Unbeteiligten — biefe An- 
gelegenheit? Ich habe in meinem Leben mehr ald einmal 
Gelegenheit gehabt, mit Kapitänen und Schiffsofftzieren 
perfönlid in m zu kommen, und zwar nicht nur 
mit den wenigen Offizieren bie, weil fie juftament un— 
ee und vielleicht mit ihrem Schidjale nicht gerade 
aufrieben, De Lande und daher regelmäßig Bes 
fuer jened Vereins am Lande find 


(Buruf) 
— ja, Herr Kollege, da mögen wir darin eine Feine 
Unterſcheldung haben; Ste ftehen den Herren am Lande 


(Dr. Senler.) 


(A) näher, id den Herren, die an der Fahrt teilnehmen —, 


(B 


— 


und wenn man dieſe Herren, bie im Beruf auf hoher 
Fahrt find und nicht Zeit haben, für bie Vereindangelegen- 
heiten befonderd zu Torgen, bie auch nicht verftimmt find, 
weil fie beichäftigt find, fragt, befommt man doch ein 
erheblih anderes Urteil. Ich will Hier nit auf bie 
hiſtoriſche Entwidlung dieſes Konflikts eingehen — benn das 
würde die Sade wieder verfhärfen —, fondern ih will 
nur bei ber einen Frage ftehen bleiben, bie Herr Raab zu— 
nächſt aufgeworfen hat: war es beredtigt, daß eine Ver- 
einäleitung bon Schiffsoffizieren gegeniiber Reedern dem 
Anfpruh ftelt: wir wollen eure Schiffe revibieren 
daraufhin, ob eure Offiziere auch gute Koſt und Logis 


haben? 
(Widerfprud.) 

— Sawohl, das ift geſchehen; ich kann es jederzeit 
ſchwarz auf weiß Ihnen vorzeigen! — Unſere deutſchen 
Schiffe werden nachgerade durd) jo viel Landes- und Reichs— 
inftanzen fontrolliert und geprüft, daß es bem Meeber 
vielleicht mandhmal zu viel werden könnte, viel mehr ala 
in einer Fabrif. Aber was würden Ste beifpielömeife 
jagen, wenn — reden wir nicht von ben Arbeitern, ſondern von 
den höheren Beamten in einer Fabrik — ber Anſpruch aufs 
tauchte: wir wollen und in einem Verein Zonftituteren und 
unfer Mann, unfer Borfigender, unſer Vorſtand, ein 
reiner Privatmann, unfer Verein, ein reiner Privatverein, 
beanſprucht das Recht der Rebifion der Fabrik, anftatt 
fih an den Fabrikinſpeltor zu wenden unb bort bie 
Beſchwerden anzubringen! Das war body bort ber allein 
möglihe Weg, wenn der Verein Beſchwerden hatte, etwa 
wegen KHoft und Logis, daß er ſich beifpielähalber an bie 
and ihm außerordentlich naheftehende Seeberufägenoffens 
ihaft wandte. Das ift ae nur eine halbamtliche 
Snftanz, aber trogbem überholt fie die Schiffe und 
befihtigt fie. Aber eine Privatkontrolle zu fordern, das 
ift umbillig, Herr Raab, und mit Recht — nidt mit 
Unrecht, wie fie meinen — iſt es übelgenommen worben, 
baß ber Verein fih zufammentut und ber Vorſitzende 
fagt: unfer Mann foll das Necht haben, eure Schiffe zu 
repibieren. Das ift ein Mangel an Adtung vor bem 
Hausrecht, und ba hat der Verein ber Schiffsoffiziere — 
nicht bie Schiffsoffiztere in ihrer Allgemeinheit — fi in 
feiner Leitung einmal verfehen. Aber ich meine, es hätte 
befjer nit don Ihnen, Herr Kollege, gebedt werben 
follen, wenn bie Vorftands: und Vereinsmitglieder fi in 
ihren Beſchlüſſen einmal vergriffen haben. 

Meine Herren, ih mödte dann noch allgemein eine 
Demerlung machen. Das tft dad Charakteriftiiche dieſes 
a Berat ‚erledigten Konflitts, dab bie Bereinsleitung 
in ihren Befglüffen mit jebr glüdlich geweien if. Wenn 
fie 3. B. eine gewiſſe polittiche Stellung genommen haben 
durch Beihidung von PBerfammlungen mit ſozial— 
bemofratifchen Tendenzen, jo hat dad zwar weiter feine 
Konjequenzen gehabt; aber natürlih muß es in Reeber- 
treifen verflimmen. Es muß mit größtem Nadbrud 
betont werben: ber Schiffskapitän und feine Dffiziere 
find bie Vertreter bed Meeberd, und zwar nicht nur 
ber Privatrechte des Reeders, ſondern der Sapitän 
iſt in allererſter Linie der Vertreter der öffentlichen 
Pflichten des Reeders gegenüber dem Schiff, gegen- 
über ber Mannſchaft, gegenüber feinen Offizieren und 
nit zum minbeften gegenüber feinen Baflagieren. 
Wohin folte es führen, wenn bei einem Stonflikt 
unterwegd oder im Hafen die Offiziere, bergräßt ober ber- 
grält durch eine weniger glüdlihe Wereinsleitung, etwa 
den falihen Dreh nehmen würden. Ih gnlaube nicht 
daran. Bis auf weiteres bewahrt unfere Offiziere Ihr 
gefunder Sinn, ber offenbar noch immer herrſchend ift, in 
allen ſolchen kritiſchen Situationen, und es hat fi ja 
auch alles nachher zurecht gezogen. Mber ich möchte 
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glauben, daß mit befonderer Vorſicht, und zwar nicht nur (C) 


abfeiten der Offiziere, fondern auch abfeiten der Reeber 
— das will ih ausdrücklich betonen — biefed Vertrauens» 
verhältnis gewahrt und Wagen erhalten werben fol, und 
dieſes Verhältnis ift zum minbeften fo empfindlich wie 
irgend eine Blodpolitif, meine Herren. 
(Heiterkeit. — Zuruf: Es ift 1/41) 

— Ich bin gleich fertig. 

(Große Heiterkeit.) 

Herr Raab hat dann gelagt, es fei vorgelommen, 
daß die Schiffsoffiziere zu Arbeiten herangezogen worben 
jeien, während fie auf bie Brüde gehörten. Ich nehme 
an, wohl nicht mit Unrecht, Herr Stollege, daß damit ber 
Fall der Reederei Horn getroffen fein fol. 

ur 


— Na ja, dann Haben wir und ohne befondere Aus» 
ſprache verftanben. 

(Zuruf: Ich habe den Namen genannt!) 
— So, das habe ih nicht gehört, 

Diefer Fall ift allerdings jeinerzeit behandelt 
worden, und ih würde ihn nicht erwähnen, wenn er nicht 
ein allgemeines Interefie hätte. Wenn eine ſolche Ans 
orduung wirklich getroffen wäre, würbe fie unzwedmäßig 
und unridtig fein; bas iſt ganz unzweifelhaft. Aber 
alsbald, als biefe Sache befannt wurde, ziweifelte bie 
Firma Horn die Eriftenz jenes Rundſchreibens überhaupt 
an, weil fie feine Sopie davon unter ihren gefamten Ge- 
ga vorfand, und fie ſich nicht erinnerte, eine 
oldie SImformation gegeben zu haben. Alſo dieſes 
Schreiben ift etwas apokryph. 


(Zuruf rechts.) 
— Wenn e3 da ift, foll ed gar nicht berireten werden, 
und es wäre banfenöwert, wenn Sie es herausgeben, 
damit es der Firma unterbreitet werben könnte. Blisher 
ift die Firma Horn nicht im ber Lage geweſen, durch 


Umfragen bet fämtlihen Kapltänen feftzuftellen, ob einem (D) 


berfelben eine ſolche Inftruftion jemals zugegangen ift. 
Aber, meine Herren, was hat nun bie Bereinsleitung, bie 
ih da in Gegenſatz fielle zu dem, was bie Sciffsoffigiere 
wollen, aus der Sache gemht? — Meine Herren, ber 
Fall ift aus dem Jahre 1902 und iſt ———— 
worden, und daraus hat daun die Vereinsleitung folgende 
Reſolution gemacht: J 
Der Verein hält es für durchaus verwerflich, 
daß eine Reederei Vorſchriften erläßt, welche 
Kapitänen und Offizieren Auweiſungen geben, 
wie fie ihren Dienft auszuführen haben. Die 
Reederei hat ihre Aufträge über die Beftimmung 
bes Schiffs zu erteilen. Ein weiteres Gingreifen 
in ben Dienft an Bord bedeutet mitunter eine 
Gefahr für die Sicherheit der Schiffahrt und 
eine wirtfchaftliche —— der einzelnen 
Perſonen, wie durch ſeeamtliche Unterſuchung 1904 
zur Genüge dargelegt iſt. 
Meine Herren, es fan auf ſich beruhen bleiben, ob das 
Hornſche Rundfchreiben in ber Tat eriftiert oder nidt; 
denn dieſe Refolution löſt fih don dem Cinzelfalle 
völlig los und ftellt im gänzlich allgemeiner Form ben 
Grundfag auf, daß bie Meebereien nicht bad Recht 
haben follen, auf die Führung ihrer Schiffe, auf bem 
Dienſt an Bord, ja auf bad ganze Berhalten ihrer 
Angeftelten während ber Fahrt irgend einen Einfluß aus: 
zuüben. Diefer Grunbfag, ber von der Bereinäleitun 
vielleiht gar nicht fo beabfihtigt war, wie er aber bo 
in wenig glücklicher —** protlamiert tft, würbe in letzter 
Konſequenz einfach die Disziplin völig in Frage ftellen, 
bie prompte Beförderung von Gut und Perſon ohne jebe 
Garantie laſſen. Es ift ganz felbfiverftändlidh, daß ba, 
wo Pflichten vorhanden find, wie bie Reeder fie haben, 
auch bie entſprechenden Rechte vorhanden fein müſſen, 
105* 
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(Dr. &emiler.) 
(A) und biefe beftehen in der Einwirkung auf bie Dffiglert, 
baß fie bad zu tum Haben, was bie Meeberei in 
ihren allgemeinen Beftimmungen vorgeſchrieben hat. 
Das bedeutet nicht, dab die Meeberei eingreifen 
will in irgend eine notwendige Kommanbogewalt 
des Kapitänd ober ber Offiziere Ih bin aud 
überzeugt, wenn man bie Herren Offiziere dieſes Vereins 
über den Inhalt der Refolution zur Riede ftelen würde, 
jo würden fie antworten: das hat ja gar einer gewollt! 
Die Bereinsleitung hat das eben fchledht formuliert. Somit 
kann ich nur fonftatieren, daß auch dieſer Konflikt offenbar 
anders ausgelaufen wäre, wenn weniger durch die Vereind- 
leitung auf ben Umſtand zurüdgegriffen worden wäre, 
bab eine große Schar von Offizieren in jenem Verein 
vereint war. Ja, meine Herren, unter folden Mißver- 
ftändniffen und Vorgehen von Vereins wegen ift bann 
allerdings die Konſequenz herausgezeitigt, daß bie Reeder 
efagt haben: wir benfen gar nicht baran, euch eine 
ereinsbildung zu erfchweren — das will in Wirklichkeit 
fein vernünftiger Menſch unter den Reedern —, ſondern 
wir wollen nur nicht diefe Vereinsleitung; da müßt ihr 
entweder biefen Herren folgen und euch bon ihnen In— 
ftrufttonen geben laſſen, ober aber ihr müßt unferer 
Inſtruktion Es: ein Drittes gibt es nicht. 

Damit hätte ich die beiden Punkte erledigt, zu denen 

Außerungen ber Herren Vorredner ſpeziell mir Veranlaſſung 
gegeben haben. 
Idch habe jetzt noch eine ganz kurze Bemerkung gegen: 
über dem Herrn Staatsfekretär zu machen. Aud mir 
liegt vom Bunbe ber Induſtriellen ein Expof& vor über 
die Einrichtung einer gewerblich-tehnifchen Reichsbehörde. 
Ich hatte bie Abficht, zu fragen, ob on Erwägungen 
angeftellt worben find; aber die Ausführungen des Herrn 
Staatsſekretärs —— mich dieſer Frage. Ich kon: 
ftatlere dankbar, bat man an fih eine wohlwollende 
Stellung biefem Gedanken gegenüber eingenommen hat. 

Aber ich habe weiter ald zweites gehört, daß von feiten 
des Reichsamts eine Enquete veranlaßt ift bezüglich etiwatger 
gefundheitsfchädlicher Vorgänge in ben Düngerfabrifen. Das 
ift gefchehen, ohne daß, fopiel ich welß, die Berufs: 
— aften gefragt find ober in partes gezogen find. 

ine jede folde Enquete trägt jelbftverftändlih eine ge 
wiffe Beunruhigung in eine Induftrie hinein. Wenn fi, 
wie bier, eine Induſtrie gerade auf bie Unfallverhitungs- 
vorſchriften der Berufsgenoffenfhaften eingerichtet hat, und 
es kommt dann eine neue Enquete, dann fragt die In— 
buftrie unwillfürlih: Haben wir denn num unfere ganz neuen 
Einrihtungen richtig gemacht ober foll wieber etwas Neues 
fommen? Darum habe ich an den Herrn Staatsſekretär 
bie Bitte zu richten, daß das doch für die Zukunft berüd- 
fitigt werben möge, daß man eine ſolche Enquete und 
überhaupt folde Maßnahmen möglichſt nicht trifft, ohne 
vorher die Berufsgenoſſenſchaften gehört zu haben. Ich 
will dankbar anerkennen, daß fie nicht gleihmäßig vom 
Reichsamt ignoriert wird. ——* haben wir 
bezüglich der Seeberufsgenoſſenſchaft alle Urſache, 
dankbar zu fein für bie Behandlung der Dinge. 
Alſo in biefer Richtung Liegt zu einer Klage fein 
Grund, wohl aber zur Anerkennung Beranlaffung vor. 
Aber im biefem anderen Fall iſt basfelbe Prinzip nicht 
gewahrt. Man hat nicht auf die Berufsgenoſſenſchaften 
Rüdficht genommen, und ich wäre banfbar, wenn bas in 
Zukunft geſchehen möchte. 

Ih möchte num noch bie Frage ftellen: wie Itegt bie 
Sache bezüglich ded Ausfall diefer Enquete? — und id 
fann bie Frage verallgemeinern: wie liegt die Situation 
bezüglich derjenigen Fabriken, wo mit giftigen Stoffen 
gearbeitet wird? Ich würde bem Herrn Staatäfefretär 
bantbar fein, wenn er auch barüber nod eine kurze Mit- 
teilung machen könnte. 


B 


— 





Präfident: Der Herr Bevollmächtigte zum Bundes⸗ (C) 


rat, Staatöfefretär bed Innern, Staatdmintiter Dr. Graf 
v. Pofabowäty:Wehner hat bad Wort. 


Dr. Graf v. Pofadomwslys Wehner, Staatdminifter, 
Staatöfekretär des Innern, Bevollmädtigter zum Bundes: 
rat: Meine Herren, in einigen Fällen wird es durchaus 
richtig fein, die Berufögenofienfhaften zu hören; aber für 
benfelben Inbuftriezweig beftehen häufig ſehr verfchiebene 
Berufsgenoſſenſchaften. Daher ift e3 nicht immer möglich, 
biefe ſämtlichen Berufsgenoffenfhaften zu hören. Die Ans 
börung der Berufögenoffenfchaften würde aud nur geboten 
fein, wenn es fih um NAufllärung über techniſche Ver— 
u banbelt. 

ad ben Betrieb in ben Fabriken betrifft, bie mit 
giftigen Stoffen arbeiten, fo find bereits folde 
Fabriken eine Reihe von — — erlaffen 
worden, unb eine Reihe von anderen, 3. B. für ben 
Betrieb In den keramiſchen Fabriken, find in Vorbereitung. 
Die Erhebungen haben zu dem Ergebnis geführt, daß bei 
einzelnen derartigen Fabriken Berorbnungen nicht not= 
wendig find, fonbern daß es genügt, Merkblätter zu er: 
laſſen über dad Verhalten der Arbeiter bet ber Fabrilation, 
ba bier ber Schub gegen nadteilige Folgen der Fabrik: 


arbeit Iebiglih in dem perfönlicen Verhalten ber 
Arbeiter liegt. 
Mas fpegiett bie Superphosphatfabrifen betrifft, fo 


ift das eine Saifoninduftrie, in der nur einige Wochen 
im Frühjahr und Herbft Arbeit verrichtet wird. Das 
Superphosphat wird jest überwiegend in Maſchinen her: 
eftellt, bei denen ausreichende Vorrichtungen vorhanden 
nd, daß bad Ausftrömen von giftigen Gafen nicht 
erfolgen kann. Die erwähnten Grhehige haben ftait- 
gefunden und haben bei ben Superphosphatfabriten on 
geführt, daß der Erlaß einer befonderen Berorbnung für 
diefelben nicht notwendig if, um fo weniger, als bie (m) 
Fabriken unter bie Ronzelfionspfli t bes $ 16 der Reichs⸗ 


ewerbeorbnun a und in der Stonzeffionsurkunde 
Kon bie —3— n enthalten find, we ” notwendig 
find, um bie fhäblihen Folgen des Betriebes für bie 


Arbeiter zu bejeitigen oder möglichſt zu vermindern. 


Bräfident: Ih ſchlage dem Haufe vor, fih nunmehr 
zu vertagen. 
(Zuftimmung.) 
Das Haus befcließt dementſprechend. 
u einer perfönlihen Bemerkung hat dad Wort ber 
Herr Abgeordnete Raab. 


Raab, Abgeordneter: Meine Herren, ich habe natürlich 
bad Bedürfnis und, ih glaube, auch bie Pflicht, dem 
Herrn Abgeordneten Dr. Semler zu antworten. Nach ber 
Geſchäftslage bin ich aber heute dazu nicht imftande, und 
ih babe mic in die Nebnerlifte von neuem eintragen 
lafien. Nur in einem Punkte möchte ih doch ein Miß— 
verftänbnis ſchon heute aufklären. 

Herr Dr. Semler glaubte fagen zu bürfen, bei mir 
wäre eine gewiſſe Nichtliebe für ben Reederſtand vorhanden. 
Man fol ja vielleiht über fo zarte Dinge nicht vor aller 
Offentlichkelt reden 

Heiterkeit); 


( ); 
aber hier glaube ich doch barauf hinwetfen zu dürfen, daß 
ih borgeftern gejagt habe, in ber deutſchen rg 
ginge es zum Zeil hart und rüchſichtslos zu, aber tim 
ganzen gefielen mir die Leute recht gut; und dann habe 
ich hinzugefügt: ohne biefen harten Zug wäre vielleicht 
unfere beutihe Schiffahrt nicht das geworden, was fie 
geworben iſt. Stürmiſcher konnte ih meine Liebes- 
erklärung gegenüber ber Neeberet nicht gerabe fallen, ſchon 
deshalb nicht, weil id} befürchten muß, daß bon ber anderen 





(Raab,) u 





(4) Seite mir nit das gleihe Maß von Gegenliebe entgegen: 


gebradht wird. 
(Sehr gut! bei ber Wirtfhaftlihen Bereinigung.) 


Präfident: Dad Wort zu einer perfönlihen Be— 
merfung hat der Herr Abgeorbnete Schmidt (Berlin). 


Schmidt (Berlin), Abgeordneter: Der Herr Ab: 
eorbnete Dr. Semler hat behauptet, daß meine Dar: 
Rellung bed Hafenarbelterſtreils unrihtig jet. Ich ftelle 
bemgegenüber richtig, daß ich nicht behauptet habe, daß 
die 36-ftündige Arbeitäzeit bei den Hafenarbeitern bie 
Negel it — das iſt auch unmöglich. Sie ift bie 
Ausnahme. Aber fie genügt mir als Audnahme, um 
biefe Anforderungen an die Arbeiter als umerhört zu 
bezeichnen. 

Ih habe aud) ben Sireif — ei aller: 
dings ift zutreffend, daß die Arbeiter für bie Maifeier im 
Jahre 1906 im März des Jahres 1907 von den Reedern 
beftraft wurden, ein etwas eigentümliches und lang hin- 
gegogeneß Verfahren, dem meines Erachtens jede Be 
rechtigung fehlt. Über Löhne haben wir überhaupt nicht 
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eiproden, und um Löhne handelte es ſich nicht in dem (B) 


treif. Wenn Herr Ballin der fozialpolitiih moderne 
Mann ift, wie ihn Herr Abgeordneter Semler ſchildert, 
dann mag er nicht in ber ſchroffen Weife Verhandlungen 
mit den Arbeitern zurüdweifen; dann wird au eine Ber: 
ftändigung möglich fein. 


Bräfident: Meine Herren, ich ſchlage Ihnen vor, die 
nädfte Sigung zu halten Montag ben 15. April, Nach— 
mittags 2 Uhr, mit der Tagesordnung: 

Fortjegung der heutigen Beratung. 
Gegen biefen Vorſchlag erhebt fi fein Widerſpruch; bie 
Tagesordnung fteht felt. 

Die Herren Adgeorbnneten Schrader, Hormann (Bremen), 
Dr. Südefum und Stubbendorff wünfdhen aus ber I. 
bezw. I. Kommiſſion ausfheiden zu bürfen. — Ein 
MWiderfpruch biergegen erhebt ſich nit; ich veranlaffe 
deshalb bie 1. und 5. Abteilung, heute unmittelbar nad 
ber Situng bie erforderlichen Erfagwahlen vorzunehmen. 

Ich ſchließe bie Sigung. 


(Schluß der Sigung 3 Uhr 50 Minuten.) 
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Fortſetzung der zweiten Beratung des Reichs- 
hanshaltsetats für das Rechnungsjahr 1907 
— Reichsamt des Innern, Bejoldung 
des Staatöfefretärs uſw., bezw. innere 
Politit im allgemeinen (Fortſetzung der 
Diskuffion) 
Horn (Sachſen) (Sd.)........ 

v. Dirkſen (Rp.) 
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Dr. Graf v. Poſadowsky-Wehner, 
Staatsminifter, Staatsſekretär des 
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Die Sigung wirb um 2 Uhr 17 Minuten durch 
ben Bräfidenten Dr. Grafen zu Stolberg : Wernigerode 


eröffnet. 


Präfident: Die Sitzung ift eröffnet. 
Das Protokoll ift zur Einſicht aufgelegt. 


Ein Verzeihnis der von den Abteilungen weiter ge— 


prüiten Wahlen bitte ich zu verlefen. 
Reichstag. 12. Legisl.P. 1. Seſſion. 1W7. 
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Schriftführer Mbgeorbneter Rimpau: (C) 
Bon den Abteilungen find die Wahlen folgender 
Abgeordneten geprüft und —F gültig erflärt worden: 

Seyba, ller —— 

v. Bolko, * en, 

Wilckens, Euler, 

Freiherr v. Gamp, Dasbach, 

Witt (Marienwerder), Linz, 

Fritzen (Düffeldorf), Kirſch, 

Schmidt (Marburg), Buddeberg, 

Freiherr v. Wolff-Metter- Dr. Weber, 
nich, —* (Sachſen), 

Hamecher, Heinze, 

Bömelburg, * (Sachſen), 

Hue, Gäbel, 

Cuno, Haniſch, 

D. Stöcker, Dr. Wagner, 

Sittart, Dr. Gieje, 

Scheidemann, Dr. Junck, 

Sebering, Geyer, 

Dr. Marcour, Stüdlen, 

Dr. An Zehnhoff, Note, 

Dr. Bieper, Stolle, 

Dr, Hitze, Goldftein, 

Frigen (Nees), Zimmermann, 

Hengsbach, Dr. Streſemann, 

Giesberts, Merkel, 

v. Saviguy, Günther. 

Sielermann, 

Präfident: Als Vorlage iſt eingegangen: 

Vertrag zwiſchen dem Fislus des Schutzgebiets 
Südweſtafrika und der Deutſchen Kolontal-Gifen- 
bahn⸗Bau⸗ und Betriebs:Wefellihaft zu Berlin 
über den Bau einer Eifenbahn von Aus nad 
Feldſchuhorn ujw. (D) 


Die Drudlegung habe ich verfügt. 

An Stelle der aus ber I. bezw. II. Kommiſſion 
ausgeſchiedenen Herren Abgeordneten Schrader, Hormann 
(Bremen), Dr. Südekum und Stubbendorff find durd die 
polzogenen Erſatzwahlen gewählt worben die Herren Ab— 
geordneten: 

Dr. Dohrn, Dr. Wiener, Ledebour in die Budget: 
kommiſſion; 
Dr. Hoeffel in die Petitionskommiſſion. 
Ih habe Urlaub erteilt den Herrn Abgeordneten: 
Saempf für 2 Tage, 
Dr. Brunfiermann fir 3 Tage, 
Wiebeberg für 4 Tage, 
Müller (Iſerlohn) für 5 Tage, 
Dasbach für 8 Tage. 
Wir treten in die Tagesordnung ein: 
Fortſetzung der zweiten Beratung des Entwurfs 
eines Geſetzes betreffend die Feititellung des 
Reihöhnushaltsetats für das Rechnungsjahr 1907 
(Nr. 9 der Drudjadhen), und zwar: 
Etat für das Reihsamt des Innern (Arts 
lage IV) 
mit dem miünblihen Beriht der Kommiſſion 
für den Reichshaushaltsetat (Nr. 198 ber 
Druckſachen). 
Berichterſtatter: Abgeordneter Freiherr 
v. Richthofen⸗Damsdorf. 
Anträge Nr. 199, 204, 207, 210, 212, 
217, 224, 243 bis 247, 256, 267, 259, 
260, 263, 265, 273, 280, 282, 283, 
Denkſchriften 20. Nr. 213, 218. 

Die Diskuffion über Kap. 7 Tit. 1 mit den dazu 
geitellten Refolutionen iſt wieder eröffnet. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Horn (Sachſen). 
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Horn (Daten), Abgeordneter: Meine Herren, wäre 
ed wirklich Ernſt mit dem, was bie bürgerlichen Parteien 
tn diefem Haufe bezüglich der Fortführung der Arbeiter: 
fhußgefeggebung vorgebradjt haben, dann, glaube id, 
fönnte niemand mehr zufrieden fein, als die Soztal- 
bemofratie, weil das ein Beweis dafür wäre, daß ihre 
bisherige Tätigtelt es jo weit gebradit hat, daß bie Herren 
jet hier und insbefondere bei den Wahlen draußen im 
Lande Beriprehungen gemacht haben, die, wie ja offen 
augeftanden worden iſt, barauf beredinet waren, ber 
Soztaldemofratie zu zeigen, daß niemand mehr imftande 
fei, gute Geſetze zu Schaffen, wie die bürgerlichen Parteien. 
Wenn man jo etwas hört, wenn man insbeſondere jo 
etwas mit anhören mußte, wie Die Herren Liebert und 
Dr. Wagner, Heinze ufw. in ben MWahlverfanmlungen 
erflärt haben, was fie alled im neuen Neihötag zu fun 
gedenken, daß alles, was bisher im Reichstag geichehen 
ift, unzulänglich gewefen ift, dann muß man unbebingt 
zu der Anfhanung kommen, daß das, was biäher von 
ben bürgerlichen Parteien geleiftet worben ift, eben nur 
unzulänglid) gewejen ift, was ja aud) in der Tat ber Fall ift. 

(Unrube.) 
— Ih fann ja warten, bis die Herren ihre Privatgeſpräche 
auögeführt haben, — ja, id kann ja warten, bis bie 
Herren ihre Privatgeiprähe beendet haben. 


Präfident: Meine Herren, id) bitte um etwas Ruhe. 


Horn (Sachſen), Abgeorbneter: Nun wollen wir doch 
einmal fehen, was wirklich die bürgerlichen Parteien allen 
Ernſtes tum werden, wenn es fih um bie Durdführung 
ber Verſprechungen handelt, bie von ihnen gegeben worben 
find. Es wird geflagt, und mit vollem Recht, daß unfere 
ganze foziale Geſetzgebung in den letzten Jahren voll: 
ftändig ftile geftanden habe, daß fehr wenig gemacht 
worden fei zum Schuße der Arbeiter, zum Schutze ber 


(8) Unterdrüdten, zum Schutze gerade berjenigen, bie be3 


Schutzes am allernoiwendigften bedürfen. Das aber fann 
ich Tagen, daß bie Partei, die „niedergerittene* Wartet 
alle aufbieten wird, im jedem Augenblick die bürger— 
lichen Parteien vorwärts zu treiben, fie an ihre Ber: 
fprehungen zu erinnern, wenn es fich darum handelt, 
beſſere Geſetze zu fchaffen al3 bisher. Wenn Sie e8 nicht 
tun, meine Herren, dann werden wir dafür forgen, daß 
draußen im Lande befannt wird, wie Sie dem Volke 
während der Wahlen allerlei Verfprehungen gemadjt 
haben mit der Abficht, es nicht zu tun dort an ber Stelle, 
wo es gilt, fie zu erfüllen Wir werden Sie an Ihre 
Verfpredumgen erinnern und werben zeigen durch unfere 
Anträge, daß wir wie bisher auch in Zukunft gemwillt 
find, das Befte für das arbetienbe Volk zu fchaffen. 
(Sehr wahr! bei den Sozialbemofraten.) 

Mir werden zu gleicher Zeit zeigen, daß bie verleum— 
beriihen Behauptungen, die in Wort und Schrift gegen 
bie Sozialdemokratie in die Welt hinausgefchleudert 
wurden in dem Sinne, dab bie Sozialdemokratie feine 
ernfte Abſicht Habe, etwas wirklich Poſitives für bie 
Arbeiter zu ſchaffen, daß fie es mur darauf angelegt habe 
und nur deshalb gegen die Gefege geftimmt habe, um bie 
arbeitende Bevölkerung unzufrieden zu erhalten, eben nur 
verleumderifche Behauptungen gewejen find. Diefe ver: 
Ienmderifchen Lügen und Behauptungen werben wir zu 
entfräften juchen durch umfere Beweisanträge zu ben 
geſetzgebenden Vorlagen. 

Um men gleich eines borwegzunehmen: am vorigen 
Freitag hat der Herr Abgeordnete Pauli (Potsdam) mir 
auf einen Zuruf geantwortet: „Sie haben ja auch noch 
nichts geſchaffen!“ Freilich, ein einzelner Abgeorbneter 
kann Gejege nicht ſchaffen, es gehört dad Aufammen- 
wirken aller dazu, ſolche zu ihaffen! 

(Sehr richtig! rechts.) 


Aber, Herr Pauli, Sie haben in dem gleihen Atem- (C) 


zuge angefnüpft an die Schaffung des Krankenverſicherungs— 
geſetzes und haben erklärt, dab die Sozialdemokratie 
Dagegen geftimmt habe. 
(Sehr richtig! rechts.) 
— Gewiß, aber wenn jemand eine foldhe Behauptung 
aufftellt, dann hat er die Pfliht und Schuldigkeit, auch 
die Gründe anzugeben, weshalb man gegen dad Gefeh 
aeitimmt hat! Und wenn Sie dies nicht zu wiſſen feinen, 
Herr Abgeordneter Pauli (Potsdam), fo will id es Ihnen 
fagen: die ſozialdemokratiſche Fraktion Hatte zum Kranken— 
verſicherungsgeſetz Anträge geftelit, die das Geſetz zu 
einem für die Arbeiterfhaft braudibaren und nützlichen 
geftalten follten. Alle diefe Anträge find vom ben bürger: 
lichen Parteien niedergefiimmt worden, weil man dem 
Unternehmertum zu Gefallen ein Geſetz ſchaffen wollte, 
womit e8 die Arbeiter an feine Betriebe fefjeln konnte. 
(MWiderfprud rechts.) 

— a, Herr Pauli, Sie feinen gar nit zu wiffen, wie 
die fogenannten Betriebskrankenkaſſen auf die Geſundheits— 
verhältniffe ber Arbeiter einwirken. Ich babe es in 
meiner zehnjährigen Tätigkeit als Leiter einer freien Hilfs— 
kaſſe fennen gelernt, wie die Arbeiter gezwungen wurden, 
aus den freien Hilfäfaffen audzutreten und in die Bes 
trieböfranfenkaffen einzutreten. Ich habe Erfahrungen 
aefammelt, Herr Pauli, aus denen Sie aud lernen 


tönnen! 
(Zuruf rechts.) 
Ih habe die Erfahrung gemadt, daß bie fogenannten 
Vertrauendärzte ber Betrieböfrantenkaffen nichts find als 
die Vertrauendärzte des Unternehmertums 
(fehr richtig! bei den Sozialdemokraten), 

und daß biefe Vertrauensärzte angehalten wurben, ben 
Arbeitern nahezulegen, fih geſund melden zu laffen, wenn 
fie auch noch fo frank waren. Der Arbeiter wurde bor 


die Alternative geftellt: wenn er noch drei Tage länger (D) 


frant fei, fo könne er fein Bündel jchnüren, denn Tranfe 
Arbeiter könne man im Betriebe nicht gebrauden! Das 
ift der fogenannte Segen ber Betriebskrankenkaſſen, wie 
er durch jenes Geſetz geichaffen worden ift. Die freien 
Hilfstaffen dagegen werden vom Arbeiter verwaltet, und 
ba wird ben Bebürfniffen ber Arbeiter wirtlih Rechnung 


getragen. 

(Zuruf reits.) 
— Herr Pauli, wenn Ste glauben, mid, durch Ihre fort: 
währende Zwiſchenrufe aus dem Konzept bringen zu 
fönnen, fo find Sie auf dem Holzwege! 

Nun iſt am vorigen Freitag und Sonnabend auch 
fehr viel vom Terrorismus ber Sozialdemokraten ge— 
ſprochen worden — wie auch im Wahlfampf —, von 
einem Terroxismus gegen alle, bie angeblich ſich weigern, 
fih als Sozialdemokraten zu bezeichnen. Beſonders ſcharf 
fagte dad Herr Strefemann. Aber wenn es einen Terro— 
rismus gibt, der wegen feiner Ungerechtigkeit und Brutalttät 
u verurteilen ift, bann ift es ber, ben jegt Die Holzwaren: 
—5 gegen ihre Arbeiter ausüben. 

(Widerſpruch rechts.) 

— Herr Pauli, Sie wilfen, um was es fich hanbelt! 
Wenn ed wirflih nad) den Herrn eg ginge, 
fo wäre es natürlich um bie Holzarbeiter ſchlecht beftellt. 
Es iſt eine alte Erſcheinung: ſobald bie Mrbeiter 
Forderungen, und feien fie nod fo gerechtfertigt, ftellten 
und fi nicht blindlings den Unternehmern unterwarfen, 
greift man zu Ausiperrungen, und große Maflen ſelbſt 
ganz umnbeteiligter Arbeiter wurden in die Ausſperrung 
hineingezogen und dem Elend überlafjen. Das vollzicht 
fih auch heute bei der Tiichlerausfperrung, wie früher bei 
den Metall: und anderen Arbeitern. Das mag auch für 
Herrn Strefemann gelten, ber in dieſelbe Kerbe des Herrn 
Bauli gehauen hat. 


(B) gibt es feine Arbeit mehr in ben Fabriken. 
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(Horn [Sadılen].) 
Nur zwei Betipiele and allernenefter Zeit, um zu 
zeigen, wo der ſchlimmſte Terrorismus getrieben wird! 
Ich Habe bier ein Schreiben des Arbeitsnachweiſes der 
vereinigten deutſchen Flafchenfabrifen, datiert den 23. No: 
vember 1906. Ich möchte die Herren bitten, ein bißchen 
aufzupaſſen; das ift fehr intereffant für die Art, wie bie 
Unternehmer mit dem Mohl und Wehe ber Arbeiter um: 
ipringen. Diefer fogenannte Arbeitänachweis, der in 
Hamburg feinen Sitz bat, richtet an die Nftiengefellichaft 
für Gladinduftrie, vormals Friedrich Siemens, in ber 
Abteilung Wirges folgendes Schreiben: 
Wir erhielten Ahr heutiged Telegramm. Die 
Glasmacher 
— die Namen nenne ich aus beſtimmten Gründen nicht — 
jo und fo drahteten Ihnen, der eine früher 2a 
ufw., ber dritte alles und bisher nichts, was wir 
hiermit beftätigen. Hierzu bemerken wir ergebenft 
folgendes: 
Erſtens x, 
— das ift wieder der Name eines Arbeiterd — 
geboren an dem unb bent, 
— folgt noch ein weiterer Arbeiter — 
haben früher in Hörftel und Flensburg fowte in 
Deutoburg gearbeitet; ſie find uns wiederholt 
nad) $ 21a gemeldet und jcheint große Vorficht 
geboten. 
Zweitend der andere Arbeiter — geboren am 
23. 3. 78 — hat mit ben anberen in Hörſtel 
gearbeitet und ſcheint jehr dem Verbande zuzu- 
neigen. 
Und fo geht es weiter. Dieſe Arbeiter haben fi an ben 
fogenannten Arbeitsnachweis gewendet, um Arbeit nad) 
gewiefen zu erhalten. Das wurbe ihnen auf Grund 
dieſes Schreibens einfach verweigert: für ſolche Arbeiter, 
die dem Verbande zuneigen, die agitatoriſch tätig ſind, 
Aber für 
eine ſolche Mitteilung Iaffen fi bie Herren auch noch 
hübſch bezahlen. 

Weiter meine Herren! In Nahen, einem ſehr chriſt— 
lich = fatholiihen Orte ift eine Gladmanufaltur bon 
N. Kinon. Diefer Fabritant hat eine lange Lifte von 
Arbeitern — es find 71 oder 72 aufgezeihnet — an ben 
Verband der Glasinbuftriellen Deutſchlauds geſchickt, und 
biefer Berband, ber in Berlin W. 57, Billowftr. 47, 
feinen Sit hat, bat biefe Lifte mit einem Zirkular an 
fämtlihe Glaswerfe Deutſchlands mit folgendem Ans 
fchreiben geichidt: 

Anbei beehren wir und, Ihnen ein Verzeichnis 
folcher Arbeiter der Firma Kinon in Machen er: 
gebenft zu überfenden, deren Forderungen, erftens 
den Scleifmeifter und mehrere Vorarbeiter zu 
entlaflem, zweitens fir abfichtlich verurſachte Be— 
ſchädigung ber zu verarbeitenden Gläſer Abzüge nur 
dann zu maden, wenn bie betreffenden Mrbeiter 
direft überführt werden, und zwar 
— fügt dieſes Verbandöbureau Hinzu — 
die mit Recht vom dem betreffendem Betriebe ab» 
gelehnt worden find. 
Hochachtungungsvoll 
Der Vorſtand des Verbandes der Glasinduſtriellen 
Deutſchlands. 


(Name unleſerlich.) 

Aber um was handelt es ſich in dieſem Betriebe in 
Aachen? ES handelt fi) darum, daß die Arbeiter feit 
einer Reihe von Jahren auf das ſchlimmſte ſchikaniert 
worden find, daß ihnen Lohnabzüge gemacht worden find, 
die nad Meinung ber Arbeiter nicht gerechtfertigt find. 
Es geht dus der ganzen Forderung der Arbeiter hervor, 
daß «3 ſich nur darum handelt, daß, wenn bie Betriebö- 


leitung behauptet, es jeien Arbeiten bon den Arbeitern (C) 


berborben worden, fie auch ben pofitiven Nachweis dafiir 
erbringen muß. Es ift einfach ausgeſchloſſen, einfady un: 
benfbar, daß Arbeiter, bie im Alkord beichäftigt werden, 
die ihnen anvertrauten Waren verderben jollten, in ber 
Vorausfiht, daß fie dafür ja feine Zahlung erhalten, 
fondern unter Umſtänden noch Entihädigung zu leiften 
hätten. Wenn die Dinge fo Liegen, haben dann bie 
Arbeiter nit ein Recht, ſolche Forderungen zu ftellen? 
Wenn fie bie Gewißheit haben, daß alle diefe chikanöſen 
Dinge von den Vorarbeitern verſchuldet find, haben Sie 
bann nicht ein Recht, zu fordern, daß ſolche Vorarbeiter, 
wenn fie ben Arbeitern gegemüber ſich nicht gerechter 
zeigen, bejeitigt werden? Sollen in einem Betriebe mit 
712 Arbeitern alle diefe Arbeiter aufs Bflafter gejegt und 
bie fünf oder ſechs Vorarbeiter allein behalten werden? 

meine, wenn bie Unternehmer über ben 
Terrorismus ber Arbeiter lagen, dann follten fie erft 
einmal bet fich felbit anfangen und feinen Terroriömus 
gegen die Arbeiter ausüben; denn ber Arbeiter ift immer 
der ſchwächere Teil und ift unter Umftänden gezwungen, 
trog ber üblen Verhältniſſe im ˖ Betriebe, ſich diejen zu 
unterwerfer. 

Dad der Arbeiterſchutz befonders in der Glasinduſtrie 
eine größere Beachtung verdient, als er bisher beim 
Reihätage und beim Bundesrat gefunden hat, das ift ja 
auch dem Zentrum flar geworden. In dem Augenblide, 
wo bon feiten der Sozialdemokratie mehr Augenmerk auf 
diefe3 Gebiet gelenkt worben ift, hat ſich auch das Zentrum 
bemüht, einige Aufſchlüſſe zu erhalten über die Lage der 
Glasarbeiter. Ich möchte aber unter Verweifung auf die 
Akten früherer Legislaturperioben feftitellen, daß ber heute 
fo mangelhafte Arbeiterihug in den Glasbetrieben durch bie 
Haltung des Zentrums in herborragender Weiſe mit ver- 
ſchuldet worden tft. Alle Anträge, die darauf hinausliefen, 
in der Glasinduſtrie endlich einmal Ordnung zu ſchaffen, 
find mit Hilfe des Zentrums abgelehnt worden, und die Geſetze 
find mangelhaft geblieben. Nber im Augenblid wünſcht ja 
auch bad Zentrum, baß bie Regterung eine Verordnung erlafie, 
duch welche die Arbeit in den Glashütten beichräntt, 
ein Marimalarbeitötag geihaffen und die Sonntagsarbeit 
verboten wird. Eine ähnliche Nefolution wie die des 
Zentrums ift auch von unferer Partei eingebracht worden, 
nur daß biefelbe noch diel weiter geht. 

Nun ift mir aufgefallen, daß in der Mittellung des 
Bundesrat3 gejagt worden ift, die Refolutionen, wie fie vom 
Reichstag im vorigen Jahre angenommen worden find, haben 
fi) dadurch erledigt, daß inzwiſchen durch eine Verordnung 
de3 Bundesrats die Sonntagsarbeit in ben Glashütten 
verboten worden fe. Das ift jeboh noch nicht poll 
ftändig ber Fall, und am Sonnabend hat felbit Herr 
Graf dv. Pofabowsty zugegeben, daß noch Lüden vor: 
handen find, bie noch eventuell ausgefüllt werden jollen. 
Ih habe jhon vor zwei Jahren darauf hingewieſen, 
daß, wenn ber Bundesrat wieder dazu kommen jollte, 
nur eine lückenhafte Durdführung biefes Verbots 
zu beſchließen, dagegen Proteft einzulegen fei, weil nad 
unferer Überzeugung die Sonntagsruhe in den Glashütten 
ausnahmslos für alle Betriebe durchzuführen jet. Das ift 
bon feiten des Bundesrats nicht berüdfichtigt worden, und 
beöhalb habe ich ein Recht, zu jagen, daß dieſe Verordnung 
immer nod ein Stüd- und Flickwerk geblieben ift. 

Nun ift ja erfreulicherweife in bezug auf bie fanitären 
Verhältniffe in den Glaäbetrieben von den Bundes- 
regierungen eine Anordnung getroffen worden, Eonbder: 
berihte durd die Fyabrikinipektoren einzufordern und 
bie legteren aufzufordern, fih in ben Betrieben um— 
ufehen, um eventuell Anträge auf Befcitigung der vor: 

andenen Mißſtände zu ftellen. In dem vorliegenden 
Jahreöbericht der Gewerbeinfpeftoren, ber mir leider erft 
106* 
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(Horn [Sadfen),) 


(A) in der legten halben Stunde zugegangen tft, ift mandes 


angedeutet worden — doch war ed mir im der 
Kürze der Zeit leider unmöglich, alle diefe Dinge 
durchzugehen —, was in unferer, Refoluttion geforbert 
wird im bezug auf bie befieren janitären Ginrid)- 
tungen. Es wird in jehr vielen Bunften zugegeben, daß 
gefundheitihäblihe Zuftände aller Art beftehen; es werben 
auch Angaben gemacht, wie fie befeitigt werben können, 
während allerdingd von anderen Fabrilinfpeftoren wieder 
gejagt wird, daß es nicht notwendig jet, folde Schuß: 
mahregeln auf gefeglihem Wege herbeizuführen. Das 
erflärt fih einfach daraus, daß je nad der Art bes 
Betriebes die Schugmaßregeln verſchieden eingerichtet 
jind. Man kann ja ohne weiteres zugeben, daß eine 
Reihe von Glashütten, wenigftend die, die nad) moderner 
Bauart eingerichtet find, in hygieniſcher Beziehung viel 
größere Vorteile befigen als Die älteren Hütten aus 
der Zeit vor Hunderten bon Jahren. Aber trogdem 
müffen anf geſetzgeberiſchem Wege jene Betriebe ange: 
halten werden, im Intereſſe der Gejundheit der Arbeiter 
befiere janitäre Schugmaßregeln zu treffen. Im unferer 
Refolution iſt eine ganze Neihe von Andentungen 
gemacht, wad zum Schutze ber Arbeiter notwendig jei. 
Es ſoll die Starbildung, die Augenkrantheit, verhindert 
werben, die Übertragung von anftedenden ſtrantheiten 
bon einem Arbeiter zum andern. Es wird darauf hinge- 
wiefen, daß biefem Berufe, da er einer ber dem Körper 
anftrengendften und geſundheitsſchädlichſten ift, befondere 
DVerüdfihtigung von feiten ber gejeßgebenden Faktoren 
zuteil werben muß. Wenn man weiß, daß biefe Arbeiter 
lange Stunden des Tages in ber Hige, in Schweiß ge- 
badet, an überhigten Ofen und in einer unerträglichen 
Temperatur arbeiten müſſen, dann liegt es nahe, daß 
durch Kühlvorrihtungen, durch genügende Bentilation 
Erleichterung geihaffen werden muß. Wenn über folde 


(n) Betriebe felbft ein Sadperftändiger, Dr. Tiheufchner, ber 


in feinem Falle als Sozialdemokrat betrachtet werden 
fann, Anführungen madt über die Gefährlichkeit des 
Staubes, der in ben Bladfabrifen herrſcht, über bie Gaſe, 
die fih bei den Generatoren und im Ofenbetriebe ent: 
wideln, wenn er darauf hinwelft, daß Quedfilberbämpfe, 
Sluorwaflerftofffäure und andere Dämpfe bie Arbeiter an 
ihren Lungen, an ihrem ganzen Organismus ftören und 
vergiften, wenn er Abhilfe auf gejeglihem Wege ver- 
langt: jo liegt es um fo näher, daß die Gejeggebung 
bier endlich einmal energiih Hand anlegen muß. Auch 
in ben mir vorliegenden Fabrikinſpeltionsberichten iſt 
häufig auf die Schädlichkeit dieſes Fluorwaſſerſtoffes, 
diefer Gaje, diefer Dämpfe Hingemwiejen, und fogar 
eine Verkürzung der Arbeilszeit auf acht Stunden 
gefordert. Nun, wenn das deutſche Fabrikinſpeltoren für 
notwendig halten, fan man ohne weiteres jagen, daß es 
endlih an ber Zeit ift, ben Forderungen ber Arbeiter 
gerecht zu werben, und es iſt aud im bem Streifen der 
Arbeiterjhaft nicht ein einziger, der im Ernſt behaupten 
möchte, dab eine Verkürzung ber Arbeitözeit nicht not— 
wendig fei. Es gibt ja pe eine ganze Anzahl Inter: 
nehmer, bie ben Fabrifinfpeltoren gegenüber bie Verkürzung 
der Arbeitözeit auf 8 Stunden für angemeſſen erflären. 
Freilich gibt es auch ſolche, die jagen, durch bie Ver: 
fürzung der Arbeitözeit würde die Induſtrie geſchädigt, 
mit anderen Worten, e8 würde die Konkurrenz ber anderen 
Hütten nicht auszuhalten fein. Das ift ein Widerſpruch 
in fi, da man mil der Tatfache zu reden bat, daß, 
wenn durch geſetzgeberiſchen Alt eine achtftündige Arbeits- 
zeit eingeführt wird, fie für alle Betriebe gilt, fo daß die 
aͤchtſtündige Arbeitszeit zur Folge haben wird, daß bie 
Unternehmer ihre Betriebe dementſprechend einrichten müffen. 

Was und aber ganz beſonders veranlaßt hat, bei 
diefen Anträgen zugleich die Verkürzung der Arbeitözeit 
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nad einer anderen Richtung Hin zu fordern, das iſt das (co) 


Verbot der Nachtarbeit in den Glashütten. Auch das ift 
bon größter Bedeutung. Hanbelte es fi Iebiglihd um 
erwachſene Arbeiter, dann könnte man vielleicht zugeben, 
daß bie Nachtarbeit im diefen Betrieben bis zu einem ge= 
wiſſen Grade weiter beftchen fünnte. Aber wir haben 
erade in dieſem Induſtriezweig mit einer jehr großen 
ahl minderjähriger Arbeiter zu redinen. Gewiß, bie 
‚rauen: und Mädchenarbeit ift in den Glaöhütten ber: 
boten, und zwar infolge der immerwährenden und immer 
Ichärfer erhobenen Forderungen der Arbeiter. Aber im 
Lauf ber Zeit hat ſich die Arbeitäweife in ber Glas— 
induftrie jo verfhärft, daß es höchſte Zeit ift, aud) daran 
zu benfen, ben Minderjährigen einen größeren Schuß an— 
gedeihen zu laſſen al$ biöher. Man muß ſich vergegen— 
wärtigen, daß unter all den angeführten Mißftänden in 
den ungejunden Arbeitäräumen jugendliche Arbeiter von 
14 bis 16 Jahren gezwungen find, noch 10 bis 12 Stunden 
bed Nachts zu arbeiten 
(hört! hört! bei den Sozialdemokraten), 

daß es viele Betriebe und insbeſondere noch fehr viele 
Großbetriebe gibt, in denen die Arbeitözeit Abends um 
6 Uhr beginnt und Morgens um !/.6 beendet ift; babei 
findet in der Naht faum eine einftündige Ruhezeit ftatt. 
Die jugendlichen Arbeiter von 14 bis 16 Jahren find 
aljo auch Nachts gezwungen, in biefen Brutftätten ber 
Berufskrantheiten zu arbeiten, ihre Jugendzeit zu ver: 
fümmern — und für einen an fid ganz minimalen Zohn. 
Es tit in den neueſten Fabrifinfpeftionäberihten au 
manden Stellen darauf hingewieſen, dab zu einer braud)- 
baren fräftigen Arbeiterſchaft gute Einrichtungen ber 
Betriebe, gute Nahrung und verfürzte Arbeitszeit gehören. 
Es ift ſehr leicht möglich, daß infolge der techniſchen Ver: 
befierungen, bie in den Glasbetrieben eingeführt worden 
find und die ſich Te vervollkommnen lafjen, die Nacht: 
arbeit auf ein Mindeit 
langen ein Verbot nad) der Richtung, daß die Arbeitszeit 
nit vor 4 Uhr Morgens beginnen und nicht nad) 10 lihr 
Abends beendigt werden darf. Damit ift auch ben 
Betrieben Rechnung getragen, die etwa in dreiſchichtigem 
Betrieb arbeiten wollen. Es fommt nur auf die _ 
richtung an. Ich darf jagen, daß bie Nachtarbeit heute 
ſchon vollftändig bejeitigt werden kann ohne Gefahr für 
bie Induſtrie, und dies um fo mehr, als jelbft im Aus— 
land, 3. B. in Dänemark, Nachtarbeit in den Glashütten 
nicht geleiftet werden darf. 

Sch bin der Meinung, baß es unferem hochlöblichen 
Bunbesrat gar nicht [wer würde, mit den auswärtigen 
Mächten eine Vereinbarung nad dieſer Richtung zu treffen, 
Ih betone, dab man auch in Frankreich mit dem Ge— 
danken umgeht, bie Arbeitäzeit in den Glashütten zu be= 
ſchränken. Dasjelbe ift in Belgien der Fall. Allerdings 
find es auch hier bie gig rer die bie Sache 
dur ihre Anträge an die linternehmer und an bie 
Regierung in Fluß gebradht haben. 

Ganz befonderen Wert möchte ich darauf legen, daß 
die Reichöregierung aud im bezug auf bie Arbeit ber 
jugendlichen Arbeiter in den Glashütten ſich einmal biefe 
Frage vorlegt, und ben Reihdtag möchte ich erjuchen, 
unferer Rejulotion unter Nr. 217 die Zuftimmung zu er» 
teilen. Wenn bie bürgerlichen Parteien, worauf id ſchon 
eingangd bingewiejen habe, den Arbeiterihug als ihre 
Haupttätigfeit in biefer Vegislaturperiode betont haben, 
jo werden fie nicht umhin können, fi dieſe Nefolution 
zu eigen zu machen. Wir werben dann jehen, wie weit 
der Bundesrat diefer Sache entgegentommt. Durdführ- 
bar find alle diefe geforderten Mahregeln; das tft von 
Seiten ber organifierten Arbeiter ernft erwogen worden. 
Es ſollten diefe Forderungen grade in biefem Augenblid 
ihrer Erfüllung. entgegengebradjt werben, da es fi in 


maß beſchränkt wird. Wir ver: (D) 
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(Horn Sachſen)) 
(4) ber Glasinduftrie gezeigt bat, daß die Profperität in 


auf die Gelegenheit warten, unſeren Arbeitseifer zu be- (C) 
feiner Weife gelitten hat, daß gar feine Gefahr befteht, | tätigen. 


(#) nicht beſitze. 


daß dieſe Induſtrie irgend welche Nachteile davon haben 
wird. 

Und wenn man etwa ben Einwand erheben wollte, 
daß bei einer Kriſe die Unternehmer dann nicht in ber 
Lage jeien, dem Ausland gegenüber au fonfurrieren, fo 
wird das einfah Hinfällig durch die Tatlache, daß, wenn 
Kriſen im einem Lande entftehen, ihre Rückwirkung aud) 
auf die ausländifhen Staaten übergeht, und baß bei 
Anzeihen von folden Kriſen e3 exit recht —— ift, 
die Produktion durch Einfhränfung ber Arbeitszeit, durch 
Verbot ber Nachtarbeit zu befhränten und fo ben 
Arbeitern die Gewähr zu bieten, wenigftens unter ber- 
fürzter Arbeitszeit noch forteriftieren zu können. Es tft 
ein Miderjprud in fih, eine Schädigung der Arbeiter 
in&befondere dadurd, daß, wenn Kriſen eintreten, gleich 
viele Betriebe zur Hälfte eingeftellt, und bie Arbeiter ent: 
laffen werben, ohne danach zu fragen, was aus ihnen 
wird, und daß man nur einen verhältnismäßig kleinen 
Teil der Arbeiter beſchäftigt, um den Anſprüchen, bie auf 
dent Gebiete des Weltmarktö liegen, genügen zu können. 
Sch meine, durch eine Einſchränkung der Arbeitszeit wird 
zugleich die Produktion geregelt. Es wird eine größere 
Stabilität in Angebot und Nachfrage auf dem Weltmarkt 
erzeugt, und das kann für beibe Teile nur günftig fein. 

Aus allen diefen Gründen erſuche ich Sie, unfere 
Nefolution unter Nr. 217 anzunehmen. 

(Bravo! bei ben Sozialdemokraten.) 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeorbnete 
v. Dirffen. 


v. Dirkfen, Abgeorbneter: Metne Herren, bem Herrn 
Vorredner in feinen techniſchen Ausführungen zu folgen, 
ift mir unmöglid, ba id die nötige Sachkenntnis dafür 
Was feine generell ausgeſprochene Anſicht 
betrifft, daß die Ausſperrungen, die durch Arbeitgeber 
verſchuldet werden, viel bedenklicher ſeien als die Aus— 
ſtände der Arbeiter, ſo will ich mir vorbehalten, darauf 
ſpüter noch zurückzulommen. 

Meine Herren, wenn wir den Verlauf der jetzigen 
Debatte verfolgen, wenn wir erwägen, daß im Berlauf 
der Interpellationen Freiherr vd. Heyl und Trimborn 
wir und brei Tage auögiebig über fozialpolitiihe Auf: 
gaben unterhalten haben, und wenn wir endlich bie Flut 
der fozialpolitifchen Snitiativanträge anfehen, die auf das 
Haus herabgeregnet find, jo haben wir wohl alle bie 
Empfindung, a8 biejer neue Reichſtag mit einem Tropfen 
iozialpolitifchen Ols gefalbt ift, der mindeſtens fo groß 
ift wie der, welcher auf dem alten Neichätag geruht hat. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Wir find alle ber bergeugung, daß wir in bem Ausbau 
unferer Sozialpolitif nicht innehalten werben; und wenn 
ber Herr Abgeorbnete Trimborn bei der Beipredhung feiner 
Snterpellation damals etwas melancholiſch außrief, er be 
zweifle, ob wir genügende Arbeit wiürben leiften können; 
wenn er gewiflermaßen an ben Vers anknüpfte: 

Wer will künftig meine Kleinen lehren 

Speere werfen und bie Götter ehren? — 
jegt, wo dad Zentrum nicht mehr leitet: ich glaube, auch 
der Herr Abgeordnete Trimborn wird ſich davon über: 
zeugt Haben, daß Beforgniffe auf dieſem Gebiete zu hegen 


überflüffig ift. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Alfo es ift, glaube ih, unzweifelhaft nachgewieſen, baß 
eine Majorität beiteht, eine große Majorität für bie 
Löfung fozialpolittiher Aufgaben, eine Majorität, die ben 
Willen und die Kraft in fi fühlt, mitzuarbeiten, und es 
befteht eine Reihe von Materien, die nad unfer aller Auf: 
faffung im höchſten Grade ſpruchreif find, fobaß wir mur 


Diefe Tatſachen motivieren vielleicht etwas bie Ber: 
ftimmung, mit ber von einzelnen Parteien betont worben 
ift, dab don bem verbündeten Regierungen und nicht ge= 
nügende Gelegenheit zur Arbeit gegeben worden jei. 
Wenn aber die Herren Abgeorbneten Baflermann und 
Zrimborn unferen Arbeitdeifer dadurch anzufpornen verfucht 
haben, daß fie barauf hingewieſen haben, wir müßten ber 
Sozialdemokratie noch weiter Abbruch tun durch vertieftere 
und intenfivere foztalpolittice Arbeit; wenn ber Herr 
Abgeordnete Baffermann darauf hingewieſen dat, baß bie 
fozialdemokratiihe Organifation dadurch nicht geftärkt 
werben würde, wenn ber Reichstag fleißig arbeite: to ver⸗ 
fenne ich ja das Gewicht dieſer Erwägungen nicht. Aber 
ich möchte doch davor warnen, daß wir bei ber Verfolgung 
unferer Sozialpolitif ung zu fehr leiten Laffen durch irgend 
welde Ausblide und Nüdblide auf die Sozialdemokratie. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Wir müffen unfere Sozialpolitif treiben volllommen uns 
abhängig bon irgend welcher Rückfichtnahme auf die ertreme 
Partei. Darüber müffen wir uns klar fein: recht machen 
werben wir es ber Sozialdemokratie auf dieſem Gebiete nie. 
(Sehr —* rechts.) 
Die Sozialdemokratie hat betanntlich bie Weisheit auch 
auf dieſem Gebiete mit Löffeln gegeſſen; ſie wird nie 
zugeben, daß bie bürgerlichen Parteien ihr auf dieſem 
Gebiete den Wind aus den Segeln genommen haben, 
fie wird immer nod mehr verlangen, als wir ihr ge- 
währen wollen und gewähren können, und. fie wird, wie 
fie Fi biöher getan hat, ihre Mitarbeit anf diefem Gebiete 
berfagen. 
arum Halte ih es für durchaus untaktiich und 
unpolitifh, wenn wir uns immer umfehen und fragen: 
werben wir mit biefer ober jener Maßregel ber Sozial- 


bemofratie Anhänger von ihren Fahnen wegtreiben, werben (pn) 


wir die Sozialdemokratie nit mit und ziehen und fie 
dadurd in den Hintergrund drängen? Diefe Rüdfichten 
bürfen bet und nicht mitiprehen. Zur Begründung biefer 
Anfiht möchte ich auf Bene Auslaffungen in ber ſozial⸗ 
demokratiſchen Preſſe hinweiſen. 
Im Januar, noch vor ben Wahlen, ſtand im „Volks: 
willen” der Paflus: 
Der Gedanke, dab mit ber Verfchlechterung der 
foztalen Berhältniffe der Arbeiterbevölkerung bie 
Sozialbemofratie zunimmt und umgekehrt mit ber 
Berbefferung zurüdgeht, ift aber durchaus falſch 
und verftößt gegen alle Regeln der Pſychologie, 
gegen alle geſchichtlichen Erfahrungen der Arbeiter: 
bewegung. Die Erreihung eines höheren ſozialen 
Niveaus führt niemald zur Zufriedenheit, fondern 
erivedt immer neue — die einen ewigen 
Keim der Unzufriedenheit bilden. Nicht die 
gedrückteſten Schichten der Arbeiter, ſondern die 
—— bilden bad Rückgrat einer altions⸗ 
aftigen Organiſation. 
Das iſt die Anficht eines ſozialdemokratiſchen Organs, 
und das ſollte uns zur Lehre dienen. 
In ähnlicher Weiſe hat ſich bie —— Zeitung“, 
ein amtliches Organ, nad ber eriten Gtatsbebatte ge- 


äußert: 
Die Auslaffungen Davids find für die Politiker 
lehrreid, die ba meinen, bie Sozialbemofratie jet 
num halb überwunden, und um fie vollends zu 
zerfchmeitern, genüge es, immer mehr radikale 
Sozialpolitif zu treiben. Das wäre ein recht 
verfehrted Mittel, um der Revolutionspartei bei- 
zufommen. 

Das find doch gewik Mahnungen, bie und etwas vor- 

fihtig machen follten. Und ich möchte brittens darauf 
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(v. Dirtfen.) 


(A) hinweifen, daß, foweit wir auch vielleicht in unferen Auf: 


(B) 


fafjungen gehen, bie Sozialdemokratie und in ben 
Forderungen, bie fie mit der Bett ftellen wird, body immer 
noch übertrumpfen wird. In Diefer Beziehung ift lehrreid) 
ein Kongreß, der in Urnguah ftattgefunden hat und von 
ben ſozialdemokratiſchen Parteien der ſüdamerikaniſchen 
Staaten beididt worden ift. Dort ift — dieſe Notiz 
ftammt aus dem November 1906 — beſchloſſen worden: 
Der Nrbeitötag ift auf 6 Stunden zu bes 
fhränten, und dem Arbeiter ift in jeder Woche 
ein vollſtändig freier Tag zu bewilligen. 
(Hört! hört! rechts.) 
Perſonen unter 15 Jahren dürfen in Fabriken 
nicht befhäftigt werden, und alle Nadıt: und 
Akkordarbeit muß aufhören. Die Wohnungs: 
mieten find weſentlich herabaufegen, im andern 
Tale follen alle Arbeiter an einem befttmmten 
Termin Zahlung der Miete verweigern. 
Heiterkeit.) 
Das find Forderungen, denen gegenüber ja bon ber 
deutſchen Sozialdemokratie eingewendet werben wird, daß 
nicht fie dieſelben geftellt habe; aber ich möchte doch 
barauf hinweifen, daß bei dem Zuſammenhange ber inter: 
nationalen Sozialdemofratie wir offenbar im Laufe der 
Zeit und aud auf dieſe Forderungen gefaßt machen 
müſſen und früher oder fpäter vor die Entſcheidung geftellt 
fein werben: können wir noch weiter, oder geht es nicht 


mehr? 

(Zuruf bet den er) 
Ich meine, e3 ift immer intereffant, da die Soztalbemofratie 
ihren internationalen Charakter betont, das Auge offen zu 
halten und zu jehen, was fozialbemofratifche Organifattonen 
in anderen Rändern anftiften, denn man kann nicht wiſſen, 
ob bie deutſchen Sozialdemokraten nicht auch auf fo etwas 
hineinfallen unter Ihrer Führung. 

(Laden bei den Sozialdemokraten.) 
Alfo, meine Herren, id) glaube, daß wir auf dieſem 
Gebiete etwas vorfichtig fein müflen, aber — und barauf 
legen meine politiihen Freunde Gewicht — wir erklären 
hiermit unfere dolle Bereitwilligteit, bei einem weiteren 
Ausbau der Soztalpolitif unfere Mitwirkung in weiteſtem 
Umfange eintreten zu laffen. Das verbürgt bie Geſchichte 
und die Zufammenjtellung unferer Partei, die die Ehre 
gehabt hat, einen Mann wie dem Freiherrn d. Stumm 
in ihren Neihen zu zählen, der trog feiner anſcheinenden 
Schroffheit ein wahrer Vater feiner Arbeiter geweſen ift. 
Wir jehen es als ein nobile officium an, bei allen Beftrebungen 
auf diefem Gebiete mitzuwirken, wo es fi handelt um 
eine Hebung der geiftigen und materiellen Wohlfahrt des 
Arbeiterftandes, aber — und bas möchten wir aud auf 
dasſelbe Niveau ftellen — vor allen Dingen aud ber 
Hebung und des Schutzes des Mittelitandes, der nad) 
unferer Auffaffung dieſes Schuges mindeſtens ebenſo 
bedarf wie die Arbeiterſchaft. Daß wir mit nod) jo weit 
gehenden Mahregeln aber nie bie Befriedigung ber 
Soztaldemokratie erreichen werden, hat uns neulich wieder 
der Rebner der Soztaldemotratie, Herr Schmidt (Berlin), 
bewiefen, der zwar mit einem nafjen und einem trodenen 
Auge zugeftehen mußte, daß die deutſche Sozialpolitif 
doch aud ihre Vorzüge habe, der aber gleid daran at: 
tnüpfend jo weitgehende Forderungen ftellte, daß wir ung 
eigentlich ſchämen mußten, biöher jo wenig auf dieſem 
Gebiete getan zu haben. Ich will damit nur beweiſen, 
wie ſchwierig es ſein wird, die Sozialdemokraten zur 
Mitarbeit auf diefem Gebiete zu gewinnen. 

Aber gerade weil wir auf dem realen Boden ber 
Tatſachen ftehen, weil wir und bemühen, pofitive und 
gute Arbeit zu leiften, fo möchten wir bie eine Warnung 
ausſprechen, daß wir nicht zu viele und zu weitgehende 
Arbeiten ind Auge falten. Ih erinnere an das 





franzöfiihe Wort: qui trop embrasse, mal ötreint, — (C) 


d. h. derjenige, der zu viel umfaßt, hat nicht die Kraft, 
nachher wirklid zufammenzubrüden. Wir bürfen nicht 
das Befte des Guten Feind jein laffen; wir Dürfen nicht 
das nahmaden, was die Sozialdemokratie immer getan 
hat, daß fie nämlich die beitgemeinten Borlagen ablehnte, 
weil fie ihr nicht weit genug gingen. Wir müffen uns 
fonzentrieren und ung an die Aufgaben halten, die und 
ald die nittzlichſten, wichtigften und unumgänglichften 
erfcheinen. Ich meine, darum dürfen wir aud prüfen, 
ob die Vorwürfe, die der Herr Abgeorbnete Baſſermann 
und auch Herr Naumann gegen bie verbündeten Regie— 
rungen erhoben haben, ganz berechtigt find. Ich glaube, 
daß nad) den eindrudsvollen und dur das Maßvolle der 
Ausführung befonders eindrudsvollen Darlegungen des 
Herrn Staatsſekretärs Grafen dv. Bofadowsiy in zweien 
jeiner Reden wir wohl alle die Empfindung gewormen 
haben, daß bei ihm die Schuld an einem langjameren 
Tempo der Sozialpolitik jedenfall nicht liegt, und daß 
night nur im Reichsamt des Innern außerordentlich 
tüchtig gearbeitet worden tft, jondern daß aud bie ber- 
bündeten Regierungen es an ſich nicht haben fehlen laffen. 
Wir follten deshalb fo gerecht fein, zu fragen, ob nicht 
an uns, am Reichstag, auch am verfloffenen Reichstag, 
etwas Schuld Liegt, und das haben die Herren Naumann 
und Baflermann ſelber injofern zugegeben, als jie — 
hingewieſen haben, es wäre ein unfruchtbarer Wettkamp 
bei den Parteien und ein wenig planmäßiges Vorgehen 
zu beobachten geweien. 

Meine Herren, ein zweites aber noch. Ich meine, 
wenn wir mit umferer Zeit Haushälteriicher umgegangen 
wären, wenn wir, ftatt bier Wochen bei ben Gtat3« 
beratungen zu verweilen und und gegenjeitig Rekrimi⸗— 
nationen zu maden über unfer Verhalten bei ven Wahlen, 
der Mahnung des Fürſten Hapfeld folgend nadhaltige 


Arbeit geleiftet hätten, jo wären wir jegt in ber Tat mit (m) 


unferen Arbeiten weiter, ſehr viel weiter, und wir würden 
dann mit Recht an die verbündeten Kegierungen bie Auf: 
forberung richten: legt und neue Vorlagen vor, denn wir 
find mit unferem Penſum fertig. Statt deſſen haben wir 
nod nichts Poſitives zuftande gebracht und ftehen num 
vor der Gefahr, dab wir vor Pfingiten kaum die nötigften 
Aufgaben erledigen können. Alſo ich meine, die Vor— 
würfe gegen die verbiindeten Regierungen find in dieſem 
Umfange zu weitgehend. 

Aber ift denn der Vorwurf der Herren Baffermann 
und Trimborn, daß die legten Jahre vollftändig unfrucht- 
bar geweſen ſeien, an ſich überhaupt beveditigt? Auch 
da möchte ich body im Urteil zu einer gewiſſen Borficht 
raten. Herr Baffermann hat gejagt, er babe den Jahr— 
gang ber Gejegesfammlung von 1906 burdgeblättert — 
ein Vergnügen, um bad id ihn nicht beneide —, und 
habe abjolut nichts gefunden auf fozialpolitiihen Ges 
biete. Der Graf vd. Pojadowäly bat ihn bereit? etwas 
widerlegt und gejagt, es feien gewilfe Verordnungen er: 
gangen, denen man bad Quantum Arbeit gar micht 
anfieht, was im ihnen ftedt, die aber unter Umftänden von 
weittragender Bedeutung fein können. Der Herr Abge- 
ordnete Trimborn hat aud) vergeflen das Gejet, das er 
neulich bezeichnete ald das Geſetz zur Bekämpfung ges 
wiffenlofer Bauunternehmer, ein Geſetz auf dem Gebiete 
ber Mittelitandspolitif, das wir Doc nicht ganz tgnorieren 
fünnen. Aber zugegeben, daß in der Geſetzesſammlung von 
1906 in ber Tat feine pofitiven geſetzgeberiſchen Schöpfungen 
enthalten find, ift e8 denn das einzige Charatteriſtikum 
einer guten Sozialpolitit, daß eine Maffe von Gefegen 
und Verordnungen erlaffen wird? Ich meine, man ſollte 
doch erkennen, daß e3 wirklich nicht bloß darauf anfommt, 
dag im einem unendblihen Wettlauf nun fortgeiegt Geſetze 
und Verordnungen zuftande gebracht werden, jondern es 


ar Tr 





(A) lommt darauf an, daß wir bie vielen Verorbnungen und 


Geſetze, die auf bem Gebiete ergangen find, nun auch fich 
hinetnarbeiten laflen in das Bewußtſein des Volkes, daß 
die Organe, denen ihre Ausführung obliegt, mit ihnen 
fi) vertraut machen, und daß, wie der Herr Graf 
v. Voſadowsty mit Recht gefagt hat, wir zum Nach— 
benfen und Berbauen auch einmal etwas Zeit behalten. 
Wenn wir jehen, was fir Refolutionen und Anregungen 
alles ergangen find, auf welchen Gebieten Unterfuhungen 
und eingehende Ermittelungen angeftellt werden follen, 
die große Arbeitöfraft in Anfpruch nehmen, jo muß man 
ſich doch fagen, daß eine fleine Ruhepauſe in ber Tat 
vielleicht nicht ganz unberehtigt tft. Wir, die wir hier 
an der Geſetzgebungsmaſchine ftehen, wir, bie wir das 
Stlappern ihres Räderwerkes und ihre Rednerwerkes 
leider täglich über und ergehen laſſen müſſen 
a (ſehr richtig!), 

wir müſſen doch daran denken, wie das im Lande wirkt, 
und id kann verſichern, wenn man auf das Laud und 
die Wahltreife fommt, hört man ſehr F bie Bemerkung, 
daß auf biefem Gebiete ſchon jo viel und ſchnell gearbeitet 
würde, baß zu wünſchen fe, man möchte etwas einhalten, 
man möchte nicht auf bad Quantum, ſondern mehr auf 
die gute Qualität der gefeßgeberiihen Arbeit ſehen. Ich 
meine, wir dürfen uns nicht jagen laffen, daß bie Gefege, 
die wir hier fabriztert haben, nad) 2, 3 Jahren immer 
ſchon revifionäbebürftig jeten, und daß eine Maſſe von 
Verordnungen fehr nad) bem grünen Tiſch ſchmecke, fondern 
wir müffen erftreben, daß Die Arbeit, die gemacht wird, 
vorbilblich ift, und daß, wie bet früheren Generationen, 
die Geſetze jahrzehnte- und jahrzehntelang wirklich 
unverändert in Geltung bleiben lönnen, und nidt fo oft 
geändert zu werden brauchen. Wir müſſen aber aud) 
daran denken, daß mit der Grfüllung weiterer fozial- 
politifiher Aufgaben oft fchwermwiegende Gingriffe in 


(8) PBrivatverhältnifie,. in Fabrik und Gewerbebetriebe 3. B., 


verbunden find, dab auch die Einbeziehung ganzer Be— 
völferungöllaflfen in die Verfiherungsgeichgebung ſchwere 
Opfer erfordert. Es ift ja jehr mißlich, nicht in den all: 
gemeinen Enthufiasmus einzuftimmen, aber ich habe doch 
geglaubt, auh im Sinne meiner Freunde hanbelnd, 
e3 tum zu follen und gleichzeitig die Vorwürfe gegen die 
verbünbeten Negierungen in dieſer Beziehung etwas zus 
rüdweifen zu müſſen. 

Sehr banfenswert war die Anregung des Herm 
Abgeordneten Baffermann, die dem Herrn Grafen vd. Bofa- 
dowsty Gelegenheit gegeben hat, jein Programm zu ents 
wideln, woraus wir haben erjehen fünnen, wie groß die 
uns obltegende Arbeit noch ift. Solange eine Perfönlickeit 
wie die ded Herrn Staatöfelretärd im Reichsamt des 
Innen am Ruder fteht, wird aud der enragterteite 
—— die Beruhigung und Gewißheit haben, daß 
dort eine Arbeitskraft erſten Ranges ſteht, die das um— 
fangreicdhe Reſſort vollkommen beherricht, und daß in der 
Tat nicht zu befürchten ift, daß unfere Sozialpolitif jemals 
einfchlafen könnte. Aber das muß ich jagen, die hohen 
been, die Herr Naumann und entwidelt hat, bie zu er— 
reihen wird aud der Herr Graf v. Poſadowsky nicht 
fähig und, ich glaube, auch nicht willens fein. Ich habe 
nad ber ſehr interefjanten Rebe des Herrn Naumann 
begriffen, daß er in gewiffen Kreiſen jo viele Anhänger 
gewonnen bat, aber id; habe auch begriffen, daß es 
ihm fo lange fchwer gefallen if, die nötige Anzahl 
Mähler für den Reichstag zu finden; denn feine Dar- 
ftellungen und Anregungen waren zwar feijelnd, bon 
einem gewiflen Idealismus getragen, aber für ben 
praktiſchen Wolitifer ging doch hervor, dab fie — 
worauf auch der Herr Staatäfefretär jehr richtig hin— 
nemwieien hat — getwiffermaßen aus ber Vogelperſpektibe 
auf dieſe ſchwierigen Materien blidten und ihre wirkliche 
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materielle Ausführung denn doch auf einem ganz anderen (C) 


Blatte jteht. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Die Ideen de Herrn Naumann, daß er das Eonftitutionelle 
Syſtem in dad Arbeitöleben einführen, daß er aus In— 
duſtrieuntertanen Induſtriebürger maden, daß er bie 
linternehmerperfönlichkeit erfegen wollte durch die Kolleltiv— 
perjönlichkeit der Arbeiterberbände uf. — das find Saden, 
bie fih ſehr Schön leſen und anhören, bie aber, in bie 
Praxis zu übertragen, denn doch noch ganz andere -An- 
forderungen an unſer Staatöwefen ftellen würben, als 
diefes vorläufig zu leiften imftande iſt. Ich glaube, ber 
Beifall, den Herr Naumann befonderd auf ber äußerften 
Linken gefunden bat, wird ihn haben belehren können, 
daß er ein wenig bie Politik der Sozialdemokratie treibt, 
wenn er fo ertreme Forberungen ftellt. 

(Sehr wahr! recht.) 

Ich möchte mich jegt kurz au dem Programm wenden, 
ba3 und ber Herr Staatöjefretär Graf Poſadowsky vor» 
getragen hat. Ich muß darauf verzidten, in der Aus: 
führlichteit wie Herr Trimborn auf alle Fragen ber 
Sozialpolitit einzugehen; es ift das gemwilfermaßen ein 
„Brivilegium Trimborn*, ein Brivilegium, das ber verehrte 
Herr Kollege fih erworben hat durch jeine Sachkunde 
und die große Zähigkeit, mit der er fi feit Jahren mit 
biefen Materien beſchäftigt. Wir anderen Fraktionen 
fönnen es ihm mit Nüdfiht auf unfere Zeit in biefem 
Umfange niht nachmachen. 

Zunächſt hat der Herr Staatsſekretär in Ausficht geitellt 
ein Gefek zur Regelung ber Bereind: und VBerfammlungs- 
freiheit. Er hat damit eine Zufage erfüllt, die ber Herr Reichs— 
fanzler und ſchon im feiner Etatsrede erteilt hatte, und id) 

laube, er hat damit einem Wunſche weiter Kreiſe entſprochen. 
ch ftehe nicht an, auch namens meiner politifchen Freunde 
zu erflären, daß wir vollfommen auf bem Stanbpunft ber 


Negierung Stehen, wenn ber Herr Graf Poſadowsky mit (D) 


einer ganz hübſcheu Wendung fagte, daß die ganze jebige 
Geſetzgebung auf biefem Gebiet eine Erbſchaft aus ber 
Rüſtkammer des alten Polizetftaates fei, dab fie ganz 
altmodiſche Dekorationsftüde darftellten. Auf dem Gebiete 
des Vereins- und Berfammlungsreht3 find wir in ber 
Tat aud in Preußen rüdftändig, und ich glaube, es wird 
in ben weiteften Sfreifen mit Befriedigung begrüßt werben, 
wenn hier eine moberne Geſetzgebung Platz greift, die ben 
Anforderungen des modernen politiſchen Lebens Rechnung 
trägt. 

ragen möchten wir eins bei biefem Geſetze aus: 
geſchloſſen wiſſen: wir würden es nicht für rationell und 
politifch zu rechtfertigen halten, wenn aud die Minber- 
jährigen zu politifhen VBerfammlungen zugelaffen würben. 

(Sehr richtig! rechts.) 

63 war intereffant zu beobadten, wie es bei ben 
Ausführungen bed Herrn Staatsjekretär, die von liberalem 
Geiſte getragen waren, gewiffermaßen wie ein Frühlings: 
ahnen durch die Linke ging; als er es aber ſeinerſeits als 
felbftverftändlihe Vorausſetzung für das Zuftandelommen 
dieſes Geſetzes bezeichnete, daß garantiert werde, daß bie 
ftaatlihe Ordnung gefichert bleibe und daß verbrecheriſche 
Pläne nicht begünfligt würden, da fiel leider ein Neif in 
ber Frühlingsnacht bei der Linken, und man ſah einige 
lange Gefihter. Ja, das können wir Shnen nit ber: 
hehlen, daß wir allerdings nie bie Hand dazu bieten 
wirben, ein ſolches Geſetz zu fchaffen, wenn und nicht 
dieſe Sautelen vorher garantiert würben. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Meine Herren, wir jind bie erften, bie bereit find, 
bie Paarung, wie fie fo oft genannt worden ift, bes 
fonfervativen mit dem liberalen Geifte dadurch zu befiegeln, 
daß wir auf gewifle rüdjtänbige Geſetzgebungsalte ver: 


zichten. Ich habe jelber 3. B. mit meinen politifchen 


(8) Urbeitätag ber 
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(v. Dirkfen.) u 


(A) Freunden im Abgeorbnetenhaufe bie Anregung gegeben, 


daß wir bie Gefinbeorbnung über Borb werfen, ein Geſetz, 
das und ja von ber Linken fehr oft als rüdftändig vor: 
geworfen mworben ift. Sch meine, wir werben auch ba- 
dur unferen guten Willen beweifen, zu reaftionäre und 
zu rüdftänbige Sachen beizeiten über Borb zu werfen. 

Eine Außerung bes Herrn Staatsſekretärs in biefen 
Ansführungen hat mid) aber überrafht. Er fagte, daß 
ed ihm feinerzeit fehr verdacht worden jet, wie er bie 
reichögejehliche Aufhebung bed Verbot ber Verbindung 
politiſcher Bereine angeregt —* Ich glaube, er hat ſich 
ba in einem Heinen hiſtoriſchen Irrtum befunden; ber 
Erlaß diefed Geſetzes an ſich war es nicht, ber ihm ver- 
dacht wurde, fonbern ber Zeitpunkt, ben er bafür wählte. 
63 war bamald gerabe die Arbeitäwilligenvorlage vom 
Reichstag in einer kaum zu qualtfizierenden Weife be- 
—— worden, indem fie einfach in ber Verſenkung ber: 
wand, unb gewiffermaßen ald Antwort darauf wurde 
dann bie reichsgeſetzliche Aufhebung bes Verbots ber 
Verbindung politifher Vereine bewilligt. Man hatte 
bamals bie Empfindung, daß das ein Zurückweichen auf 
politiihem Gebiete vor der ertremen Linken fei, dad man 
für politiſch nicht zuläffig hielt. 

Eine weitere große Aufgabe, bie der Herr Staats» 
ſekretär ala —* bezeichnet hat, iſt die Zuſammen⸗ 
—* der drei Verſicherungsgeſetze. Auch hier ſtimmen 
wir Hm gern bei, wenn er jagt, daß ber Unterbau biefer 
brei Geſehe verbreitert werben müfle, dab man beginnen 
müfje mit der Neform ber Krantenberfiherung, bann dazu 
übergehen müſſe, bie Schiedsgerichte anders zu geftalten, 
ben Inſtanzenweg au verfürgen und vor allem hoffentlich 
zu erreichen, baß bie Koſten verringert werben. Auch bie 
verfhtebenen anderen Vorſchläge bed Herrn Staatd- 
fefretär8 werben bei und warme Aufnahme finden, fo» 
weit fie fih auf Arbeiterſchutz, Nachtruhe, zehnftündigen 

abritarbeiterinnen erftreden, ferner Die 
Geſetzgebung auf dem Gebiet bed Privatbeamtenrehts 
und der Wohnungsfrage. Das alles find Materien, an 
benen ii. mitzuarbeiten wir bereit find. 

Wenn ich nun zu ben beim Neihsamt bed Innern 
geftellten Reſolutionen übergehe, fo will ich fte nur Kurz 
nad ben verſchiedenen Gruppen ſtizzieren. Da kann id 
unächſt einige zufammenfafjen unter der Rubrik „Arbeiter: 
chutz“: die Anträge Giesberts auf Nr. 204, Branby3 auf 
Nr. 265, bie fi beziehen auf Unterfuchungen über bie 
Arbeiterverhältniffe in Walz: und Hütienwerfen. Weiter 
geht der Antrag Albredt auf Nr. 207, ber gleih Ber- 
ordnungen wünfcht pam Schutze ber Arbeiter in Walz: 
und Hüttenwerfen, Metalligleifereien ufw. Das würde 
und zu weit gehen. Wir glauben, ben Anträgen Giesberts 
und Brandys den Vorzug geben zu follen, die erft Unter 
fudungen barüber beantragen. Dann kommt ber 
Zentrumsantrag auf Nr. 199, betreffend Verordnungen 
für die Betriebe, welde giftige Stoffe verarbeiten; auch 
ba würben wir gern mitwirken, ebenfo bazu, Schutz⸗ 
vorrichtungen in Glas: und Fenerungsöfen zu treffen — 
Refolution Albrecht und Genoſſen Nr. 217 —. Aud ber 
Reſolution Albredt auf Nr. 210 werben wir zuftimmen 
fönnen, nad Möglichkeit Unglüdsfällen in Fabriken vor- 
—— welche Explo of berftellen, unb eine wirk⸗ 
ame geſetzliche Entſchädigungspflicht zu Gunften aller 
Gefhädigten zu jchaffen. 

Eine zweite Gruppe Refolutionen beſchäftigt ſich mit 
ber Sonntagärube: der Antrag Schad, betreffend all- 
gemeine ru ber Sonntagsruhe im Handelsgewerbe, 
auf Nr. 259; dann ber nationalliberale Antrag auf 
Nr. 244, betreffend bie Arbeitözeit und bie Sonntagsruhe 
ber Gebilfen, Lehrlinge in Stontoren ufw., bie nicht mit 
offenen Verkaufsſtellen verbunden find; endlich der Antrag 
Naden, betveffend Ausnahmen vom Verbot ber Sonntags: 


arbeit im Gewerbebetrieb, auf Nr. 224. In letzterer Be- 
ziehung hat ſchon ber Herr Staatöfekretär erflärt, er jet 
bereit, eine Reihe von Ausnahmen nicht aufrecht zu er: 
halten; es wird immerhin nicht ſchaden, wenn wir bieje 
Refolution annehmen. Ferner eine Refolutton Bafjermann, 
Nr. 246, betreffend Sonntagdrube in der Binnenjchiffahrt, 
eine Reſolution Albrecht, bie ih vorhin ſchon erwähnte, 
auf Nr. 217, die Dauer der Arbeitsfhicht an Sonn: und 
Feſttagen in Glas- und Stredöfen zu regeln. 
ierbet möchte ich die generelle Stellung meiner 

politiichen Freunde zur Frage der Sonntagsruhe J 
Wir find im Prinzip ſelbſtverſtändlich für eine verſtärkte 
eiligbaltung des Sonntags, wenn wir und aud gegen 

e eier, wie fie in England und Amerika üblich ift, 
verwahren möchten, weil fie dem beutichen Volksgefühle 
nicht entſpricht. Wir wünſchen eine Sonntagsrube, bie 
nit nur die Möglichkeit gibt, den Sonntag religiös zu 
begeben, fondern ben Sonntag auch wirklich zu einem 
Nubetag für bie arbeitende Bevölkerung macht nad) den 
ſechs Arbeitötagen. Aber hüten müflen wir und dabei, 
wenn wir aud) von ben beften Motiven befeelt find, vor 
zu großer Strenge; hüten müflen wir uns vor Auswüchſen 
und übertreibungn. Dan muß ftreng unterſcheiden 
wiſchen den verſchiedenen lofalen und eg Ber: 
Dältmiffen, zwiſchen Stabt und Land, und bei den Stäbten 
wieder zwiſchen großen, mittleren und Lanbftäbten. Jedem 
bon nen, ber auf dem Lande Beſcheid weiß, tft befannt, 
daß bie Sonntage dem Landmann, dem Knecht ufw. 
Gelegenheit geben, in bie nächſte Feine Stabt zu gehen 
und Einkäufe zu maden. Es wäre ſozial abfolnt faljch, 
wenn man durch eine zu firenge Sonntagsfeier den Leuten 
dieſe Möglichkeit nähme. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Deöwegen —** wir, daß bei weiteren Erlaſſen über 
bie Sonntagdruhe inbividnaltfiert wird und nichtgeneralifiert; 
wir wünschen, daß nicht über einen Kamm gefchoren wird, 
daß nicht Vorſchriften ergehen, vielleicht vom beften Geift 
befeelt, bon denen man jegen muß: „Vernunft wirb 
Unfinn, Wohltat Plage”. Aber bei diefer Gelegenheit ift 
bon meinen polittfchen Freunden noch auf ein anderes 
Moment hinzuweiſen. Es kommt nicht nur darauf an, 
baß auf geſetzgeberiſchem Wege bie Sonntagsrube gewährt, 
fondern aud darauf, dab den Betreffenben die Möglichkeit 
—— wird, von ber Sonntagsruhe einen praktiichen 
und guten Gebraud zu machen; ed fommt barauf an, 
baß ben Wrbeitenden unb ber ländlichen Bevölkerung 
Hüfsmittel an die Hand gegeben werben, um nun wirklich 
ben Sonntag auch praktiſch für fi zu verwerten, daß 
ihnen durch Kaſinos, —— eiten, Gemeindehäuſer, 
nicht im Wege der Geſetzgebung, aber durch die Tätigkeit 
der Gemeinden die Gelegenheit gegeben wird, ihren 
Körper zu ſtärken und zu üben, ihren Geiſt zu bilden 
und fi daher von den Wirtöhäufern fernzuhalten. 

Was fpeziell die Sonntagsruhe in der Glasinduftrie 
betrifft, jo ift und hier ein Bericht ber Gewerbeinfpeftoren 
in Ausſicht geſtell. Die Sonntagsruhe im Binnen: 
ſchiffahrtsgewerbe unterliegt auch noch einer Enquete. 
Aber nach den Ausführungen des Herrn Abgeordneten 
Baſſermann geht der Wunſch nach Sonntagdrube im 
Binnenfchiffahrtögewerbe nit nur von den Angeftellten, 
fonbern von ben Schiffern felbft aus; er ift micht durch 
fozialbemofratifche Agitation veranlaßt, fondern entipringt 
einem bringenben Bebürfnis aller dabei Beteiligten. Ich 
möchte baher meinen, daß die Ermittlungen barüber etwas 
fchneller vorgenommen werben follten, ba es ſich um eine 
Trage von Wichtigkeit handelt. 

Ih komme nun zu ber Nefolution des Herrn Abge— 
orbneten Baflermann und Genofien auf Nr. 243, die ſich 
mit einem Reichsarbeitsamt beihäftigt.. Wenn man von 
bem Herrn Staatsſekretär gehört hat, welche großen Auf: 


(0) 


(D) 


Reichstag. — 29. Sitzung. Montag den 15. April 1907. 


763 








(v. Diekfem.) 


(Aa) gaben bem Reichsamt des Innern geftellt find, fo wird 


(B 


—⸗ 


man zugeben müſſen, daß mit dem vorhandenen Stab 
von Beamten er Mühe haben wird, allen dieſen Aufgaben 
gerecht zu werben. Aus biefen Erwägungen heraus hat 
wohl bie mationalliberale Fraktion den Antrag auf 
Schaffung eines Reichsarbeitsamts geftellt. Wir ftehen 
biefer Anregung durchaus ſympathiſch gegenüber, wir haben 
feine grunbfäglichen Bedenken dagegen; aber wir wünschen 
einen zu ftarfen Bureaukratismus dabei vermieden zu 
fehen, wir wünſchen, daß Leute ber Praxis im Chren: 
amt in biefe Behörde Hineingenommen werben, nicht allein 
Beamte aus bem Neichdamt des Innern, fonbern auch 
Mitglieber des Bundesrats und des Reichstags. 

Ferner iſt noch zu erwähnen die Reſolution auf 
Nr. 247, Baumann, Dahlem, Dasbach ufiv., betreffend ben 
Verkehr mit Wein. Nah den Ausführungen des Herrn 
Dr. Roefide haben wir alle den Wunſch, wir, die wir nur 
als Konfumenten mitzufpredhen haben, daß bis zur ein- 
heitlihen Regelung der Beauffihtigung ulm. Maßregeln 
getroffen werben, bie einem ar; auf biefem Gebiete 
entgegentreten. Ich muß jagen, bie Art und Weiſe, wie 
die Weinhänbler Nordweſtdeutſchlands, glaube ich, gegen 
Herrn Roefide vorgegangen find, wie fie ihn im einer ganz 
unqualifizierbaren Weife angegriffen haben, muß eher gegen 
biefe eine Gruppe von Intereffenten einnehmen als für fie. 

(Sehr riditig! reits.) 

Was die Nefolution auf Nr. 263 der Drudjaden, 
Pault und Genoffen, betrifft, die den 8 34 beö Gewerbe- 
unfallgefeges aufheben und die Anfammlung eines Rejerbe: 
fonds wieder herſtellen will, fo entipricht fie einem Wunſch 
aus Intereffententreifen, ber bereit feit Jahren an bie 
Mitglieder der Parlamente gelangt tft. Meine politiſchen 
Freunde werben, foweit ich überfchen fann, feine Be- 
benten haben, biefer Refolution zuzuſtimmen. 

Meine Herren, die letzte Gruppe von Refolutionen 
betrifft die Mittelftandöpolitil. Wir haben bei allem 
Bertrauen, das wir dem Reichsamt des Innern entgegen- 
gebracht haben in bezug auf die fozialpolitifhen Maß: 
nahmen zu Gunften ber Arbeiter, nicht ganz dieſelbe 
Empfindung auf dem Gebiete der Mittelftandspolitil. Im 
Laufe der letzten Jahre find dieſe Gefühle dem Herrn 
Staatöfekretär zu verfdiebenen Malen enigegengetreten. 
Er hat darauf hingewieſen, daß verſchiedene Außerungen 
von ihm mißberftändlih aufgefaßt mworben find. Aber 
ih glaube, hier einem Gefühle Ausdrud geben zu 
follen, daß auf dem Gebiete der Mittelftandöpolitit Die 
Geſetzgebungsmaſchine bedauerliherweile zu langſam 
arbeitet, und daß hier ein ſchnelleres Tempo erwünfcht 


gewefen wäre. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Der Gejebentwurf, betreffend ben Zleinen Befähigung: 
nachweis, hätte und bei unferem Zufammentreten auf den 
Tiſch des Haufes niedergelegt werden follen. 
(Sehr richtig! rechts und tu ber —— 
Wir haben ſeit Jahren uns darüber unterhalten. Der 
Herr Staatsſelretär hat und einen ſolchen Geſetzentwurf 
verfprodhen; der Geſetzentwurf Itegt, fo weit ich glaube 
gehört zu haben, ansgearbeitet in feinem Schreibtiſch, und 
ich glaube, die Zeit hätten wir, die wir in einer fo 
großen Majorität hier Freunde des Handwerks find, immer 
noch finden können, um dieſen Gejegentwurf in wenig 
Kommiffionsfigungen zu beraten und zu berabidieben. 
(Sehr richtig! reis und in ber Mitte.) 
Es war und beöhalb eine ſchwere Enttäufhung, daß und 
biefer Geſetzentwurf nicht vorgelegt worben ift. Etwas 
Ahnliches war es mit dem angefünbeten Gejegentwurf 
über ben Schuß der Forderungen von Bauhandwerkern. 
Das war aud eine volllommen vorbereitete Materie, und 
ih glaube, ihre Behandlung Hätte in der Tat große Zeit 
nit in Anfpruch genommen. Meine Herren, wir haben 
Reichstag. 12, LegisL-P. 1. Seffion. 197. 





mit großem Intereſſe ben Verhandlungen des vorgeftrigen (CO) 


Tages beigewohnt, wobei Vertreter des gewerblichen 
Mittelitandes deifen Sache geführt haben, Wir freuen 
und außerordentlich, daß dieſe Gruppe ftärker in diefem 
Nethötag vertreten ift als im bisherigen. Wir freien 
und über jedes Mitglied des Handwerks, dad in unferen 
Kreis tritt, und jede Fraktion wirb Vertreter des Hanb- 
werks mit Freude in ihrem Streife begrüßen, denn wir 
brauchen dieſe Herren, damit fie und aus ihrer Sadı: 
kenntnis heraus technifh beraten, aber aud, damit fie 
fehen, wie ſchwer wir es haben, mit umferen Forderungen 


durchzudringen 

(ſehr richtig! rechs), 
und damit ſie, wenn fie ins Land und in ihre Wahl- 
freife hinauslommen, jagen können: es liegt nicht an ung, 
an den Neichätag, denn ich kann jagen, bis an bie Linke 
heran find wir alle Freunde des Handwerks in allen 
Fraltionen und haben es alle reichlich beiwiefen durch Reben 
und Raten und Taten. 

(Sehr —* rechts.) 
Darum freut es und, wenn bie Vertreter des Handwerks 
einmal bier auch jelber fehen, wie ſchwer es tft, die nötigen 
Mabregeln für fie durchzuſetzen. 

(Sehr richtig!) 

Was ſpeziell den fleinen Befähigungsnachweis 
anlangt, ſo darf ich darauf hinweiſen, daß meine Fraktion 
auf Nr. 116 der Druckſachen bereits einen Antrag ein- 
gebracht hatte, worin das Net zur Anleitung von Lehr: 
lingen nur folden Handwerkern gewährt werben foll, Die 
zur Führung des Meiftertiteld bereditigt find. Das genügt 
und aber nicht; wir wollen, baß ber geprüfte Meifter auch 
feinen wirklichen handgreiflichen Vorteil hat, um dadurch die 
Erwerbung des Meiftertitel3 als wünſchenswert und 
nützlich hinzuſtellen; wir wünſchen, daß er bei der Ver— 
gebung von Arbeiten und öffentlichen Lieferungen hevor— 


zugt wird, und wir wünfchen ferner, baß bei beichränften (m) 


Submilfionen nur ſolche Bewerber zugezogen werden, bie 
zur Führung des Meiſtertitels bereätigs nd. 
(Brabo! rechts.) 
Mit andern Worten: wir wollen ben Meiftertitel mit 
materiellen Vorteilen verbrämen, damit möglichſt viele 
Handwerker fi dazu drängen; denn auf den Titel allein 
fommt es ben Metitern nicht an, fie wollen materielle 
Vorteile haben. 
(Sehr richtig! rechts und in der Mitte.) 

Wir haben ferner auf Nr. 212 eine Refolution Raab 
und Miefeberg, betreffend ben unlanteren Wettbewerb. 
Auch das ift eine Materie, die abfolut fpruchreif ift. Ich 
gebe zu, daß ihre Erledigung in dieſer Seffton vielleicht 

übe gemadt hätte; aber wir geben ber beftimmten 
Hoffnung Ausdrud, daß wir beim Zuſammentritt in 
dieſem Herbfte bamit begrüßt werben. 

Enblid haben wir und ſchon unterhalten über ben 
Antrag Ablaß und Genofien, Nr. 257, betreffend das 
Submtjfionsverfahren, und ift es zu unferer Freude, glaube 
id, fogar von einem Vertreter der Soztaldemofratie an- 
erfannt worden, daß bie preußtfhen Vorſchriften auf 
biefem Gebiete durchaus nahahmenswert find. Der 
er Staatöfefretär hat und auch gelagt, da fie für das 

eich nachgeahmt werben follen. Charakteriſtich war aber 
hierbei allerdings, daß die beiden Behörden — das iſt 
neulich ihon hervorgehoben —, bie für dad Submiffions- 
weien bie wichtigften und ausſchlaggebendſten find, bie 
Marine: und die Militärverwaltung, bon biefer Frage 
noch nicht3 wiſſen wollen und bamit nicht befaßt find. 
Das find gerade biejenigen Behörben, auf bie es dem 
Hanbmwerterftand ankommt, und gerade beren Anfhluß an 
die Submiffionsbedingungen ift eine Notwendigkeit, bie 
wir nicht genug betonen können. 

(Sehr rihtig! rechts.) 


v 


107 


764 
(v. Dirkſen.) 








(A) Aber auf eine richtige Faſſung der Submiſſionsbedingungen 


allein fommt es nicht an, jondern ed fommt aud) an auf 
bie richtige Handhabung, und ba bürfen wir ba3 eine 
nicht vergeffen: unbequemer ift e8 ja für bie vergebenben 
Behörben, wenn fie, ftatt mit einer großen Firma, mit 
20, 30, 50 Heinen Lieferanten zu tun haben. Deshalb 
wird die Zentralftele ihr Augenmerf barauf richten 
müflen, daß die Tatſache der Unbequemlichkeit bie 
betreffenden Behörden nicht davon abhält, ben Intentionen 
ber Zentralftele auch wirklich nachzukommen; es muß 
direkt dafür geſorgt werden, daß bie Marine: und bie 
Militärverwaltung, wo es irgend möglich iſt, ihre Liefe— 
rungen wirklich an kleine Firmen begeben, und daß ſie 
ſich nicht durch die Meinen Unbequemlichkeiten, wie fie 
z. B. für die Kriegsverwaltung darin beſtehen, daß fie mit 
ben einzelnen Landwirten ſtatt mit einer großen Firma 
verhandelt, abhalten laſſen. Es kann natürlid Aus— 
nahmefälle geben, wo auch große Firmen heranzuziehen 
ſind, und ich meine, man hat der Firma Tippelskirch 
doch im dieſer Beziehung manchmal unrecht getan. Als 
ih im November v. J. in meinem Landtagswaählkreiſe in 
der Stadt Kalau war, die bekannt ift wegen ihrer großen 
Schuhfabrifatton, trat in einer Berfammlung einer der 
Schufter auf und fagte, fie hätten mit der Firma Tippeld- 
fir fehr gute Erfahrungen gemadit; bie Firma hätte ihre 
Aufträge wieder in bie leineren Städte weiter gegeben, 
und fie hätten von ihr fehr gute Preife befommen. Die 
ließen alfo auf die Firma Tippelskirch nichts kommen. — 
Meine Herren, id habe feine Geſellſchaftsanteile, ich bin 
alfo vollkommen unbeteiligt; aber ih halte es für ein 
Gebot der Gerechtigkeit, das auch bier mal hervorzuheben. 

Dann ift noch die Frage der Abgrenzung bon Fabrik 
und Handwerk berührt worden, bie Frage der Beiträge 
ber Hanbwerfer zu ben Handwerkskammern. Die Frage 
tft ſchwierig; der Herr Staatöfelretär hat e3 auseinander: 


(8) gefegt, unb wir fehen ed aud ein. Aber biefe Frage 


muß balbigft erledigt werben; denn es Hanbelt fih um 
eine große und berechtigte Beſchwerde des Handwerks, daß 
e3 durch biefe übergroßen und ſchweren Beiträge in ber 
Tat Laften aufgebürbet befommt, zu deren Tragung ed 
nit imftande ift. 

Meine Herren, biefe Beſprechung von Mittelſtands— 
fragen gibt mir VBeranlaffung, auf eine Rebe zurüdzufommen, 
die ich hier am 11. März gehalten habe, und bei der id) Ge- 
legenheit hatte, mich mit dem Verhalten ber Sozialdenofratie 
rn Handwerk und zum Mittelftand etwas zu befchäftigen. 
Ic hatte damals gefagt, es ſei notoriſch und befannt, daß 
bie Sozialdemofratie fein Herz für das Handwerk habe, 
und hatte Bezug genommen auf zwei Fälle. Der eine 
war ber Fall bes Herrn Peus, von bem ich gejagt hatte, 
daß er in meinem Wahlkreis in Kottbus aufgetreten fet 
unb bort einen Vortrag gehalten hätte, worin er gefagt 
hätte, eine außerorbentlihe Schabenfreube hätten namentlich 
die 145 Bädermeifter Deſſaus an den Tag gelegt, die auf 
ihn, den Nebner, nicht gut zu Sprechen feien, weil er bort 
mit Hilfe des Konfumdereind eine Zentralbäderei einge 
richtet habe, die ben Bädermeiftern eine außerorbentlidhe 
Konkurrenz bereite. Diefen Bädermeiftern gebe er zu ber: 
ftehen, daß fie im erfter Linte über feine, des Neferenten, 
MWahlniederlage traurig fein müßten; denn er reife nun 
bon Ort zu Ort und agitiere zum beften der Konſum— 
vereine, und er habe fi vorgenommen, „io viele ſelbſtändige 
Eriftenzen innerhalb der nächften fünf Jahre zu Falle zu 
bringen, als ihm Stimmen bei ber Reihötagswahl fehlten, 


nämlich 800*. 
(Hört! hört! rechts.) 

Nach mir ergriff der AUbgeorbnete Hue das Wort, ber 
fich in ſehr ftarfen Ausbrüden, wie es bei ben Herren von 
ber Linfen leider jegt Sitte zu werben fcheint, gegen mid 
wandte, indem er behauptete, ich hätte die Debatte über 
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Sozialpolitit auf ein tiefes Niveau herabgebrüdt, ich (C) 


hätte ſchwere lnterftelungen gemacht, und naher: 
Weiſen Sie mir in meiner ganzen Rebe vom 
Sonnabend eine einzige Stelle nad, tn welder 
ih einer ber anwejenden Parteien derartige un— 
anftändige Unterſtellungen gemacht habe. 
Meine Herren, diefe doch etwas hahmebüchenen Aus: 
brüde haben mich veranlaßt, ber Sache näher zu treten, 
und da er fpeziell fagte, das Zitat über Herrn Peus jet 
von biefem längft als erfunden nachgewieſen, jo bin ich 
der Sache nachgegangen, und ba hat fich herauögeftellt — 
und ich zitiere bier (für die Linke möchte ih das fagen) 
das „Bolföblatt für Anhalt-Defiau“ vom 19. Februar 1907, 
ih glaube, das Leibblatt bes Herrn Peus —, daß er 
ben Borgang felber folgendermaßen barftellt: 
In Deffan habe bie erft vor zwei Monaten im 
Betrieb gekommene Genoffenihaftsbäderei ſchon 
jest einen Umfag, der fird Jahr 300 000 Mart 
erwarten laffe, aljo einen Umſatz von minbeftens 
30 Heinen Bädermeiftern, die baburd freilich 
ihre Eriftenz einbüßten. Wenn ihn daher Bäder: 
meifter wegen feiner Wahlnieberlage hänſeln 
wollten, jo ei da3 —* töricht; unmöglich ſei es 
doch nicht, daß vielleicht gerade infolge der ihm 
jest weit mehr als biöher möglichen Agitatton 
ebenfo viele Bädermeifter durch Benoffentchafts: 
bädereien verdrängt würben, als ihm in ber 
Stichwahl Stimmen gefehlt hätten. 
Das find bie Worte des Herrn Peus. Er hat vielleicht 
nicht Damit gedroht; aber er hat gewußt, daß durch 
Kultlwierung der Genoffenfhaftsbädereten jo und fo viele 
Büdermeifter brotlos werben würden. Cr hat auf bie 
Möglichkeit hingewieſen, und er hat troßbem feine Ge- 
noffenihaft3bäderei weiter verfolgt und dafür agittert. 
Ob man das für fehr handwerkerfreundlich halten will, 
das überlaffe ich dem lirteil des Hohen Hauſes. 
Ih hatte dann darauf hingewieſen, daß ber frühere 
Abgeordnete Bod (Gotha) geiogt babe, ber Mittelftand 
olle banferott werben, weil er ben Arbeitern im Wege 
fl. Der Herr Abgeordnete Hue hat auch hiergegen Front 
gemadt und gefagt: 
Zufälligerweife war mein Parteifreund Bod, ber 
leider nicht wiedergewählt worben ift, der Ihnen 
aber ſchon wieber beichert werben wird, heute im 
Haufe, und ich ftelle hiermit feſt, daß das Zitat, 
weldes Herr v. Dirkſen als von meinem Partei- 
freund Bod ftammend hingeftellt hat, tatſächlich in 
ber Zeitung, bie von biefem herausgegeben wird, 
geftanden hat, aber unterzeichnet mit dem vollen 
Namen bed betreffenden Einſenders, alfo nicht 
von Bod ftammt. 

Darauf habe ih mir bie „Gothaiſche Zeitung“ vom 

14. Januar 1907 verjhafft, die über Herın Bold als 

Mittelſtandsfeind folgendes berichtet: 
Am Freitag hatte fih Herr Bod in feinem 
„Boll3blatt” dagegen verwahrt, daß ber Sat: 
„Der Mittelftand fol bankerott werben" von 
ihm berftamme. Die betreffende Außerung jet 
nur eim Eingefandt des Schuhmacherfachblattes 
(Redaktion Drud und Berlag von W. Bod) ge- 
weien, und bie „Bothaifche Zeitung“ wifle, daß 
ein Rebakteur die Verantwortung für Eingefanbt 
ftet3 ablehne. 

Die „Gothaiſche Zeitung“ fährt dann fort: 
Wir verihafften uns daraufhin eine Nummer bes 
„Schuhmaderfahblattes” vom 26. April 1903. 
Mer befhrieb aber unfer Erftaunen, als wir bei 
Durhfiht des Blattes bie Entdeckung machten, 
baß ber Artikel, in dem bie befagte Außerung 
bem Sinne nad vorfommt, gar fein Gingefanbt 


(v. Dirkfen.) 
ivar, 5** denn äußerlich als ſolches kennt: 
lich gemadt ift, 
— alſo aud feine Unterichrift hat. — 
In dem Artikel „Die Gewerfihaften und bie 
Konfumgenoffenihaften” Heißt es wörtlich: 
Uns als Arbeitern kann der lintergang bes 
—— Mittelſtandes gleichgültig ſein; 
m Gegenteil, je eher er verſchwindet, deſto 
beffer ift es. 
(Hört! hört! redht3.) 
Denn berfelbe tft ber größte Hemmſchuh in 
ölonomiſcher, fozialer, gewerkſchaftlicher und 
politifher Bewegung, überall tritt er uns 
hindernd in ben Weg, und barım können 
wir beffen Untergang nicht früh genug herbei: 
wünſchen. 
(Hört! hört! rechts.) 
Der Artikel ſtammt alſo nit von Bod, wie behauptet 
ift, aber er ift auch nicht als Eingeſandt charakteriftert; 
er bat in ber Zeitung geftanden, für bie Herr Bod 
verantwortlich ift, und in Bod hat es — ohne 
dagegen Stellung zu nehmen. Ich meine alſo, der Bor: 
wurf, daß ich Herrn Bod unrecht getan habe, ift abfolut 
unzutreffend. 

Su meiner Rede vom 11. März Hatte ich bann bie 
Antipathie ber ———— und ein ſehr lautes 
Interbenieren ihrerſelts dadurch provoziert, daß ich fagte: 

Wodurch unterſcheiden wir uns denn von Ihnen? 
Sie werfen und bor, daß wir bezahlte Agitatoren 
ind Land fchiden; werben denn von Ihnen nicht 
auch Beamte bezahlt, 3. B. bie Konſumvereins⸗ 
beanten, Gewerfihaftsbeamten ufw.? 
Daraufhin ift Herr Hue aufgetreten und hat gemeint, «8 
wäre unrecht, den Gewerkſchaftsbeamten vorzumwerfen, daß 
fie ſich von erpreßten Arbeitergroſchen bezahlen ließen; 
(B) er wäre mit einem ganz geringen Lohn —— ange⸗ 
ſtellt worden. Nun, meine Herren, ich babe die Gewerk⸗— 
ihaftsbeamten nur als ein Beifpiel angeführt; aber ba 
mir bon — und von Herrn Giesberts entgegengetreten 
wurde, habe ich mir die Mühe genommen, ——— 
wie hoch überhaupt die Gehälter der ſozialdemokratiſchen 
Angeftellten find. Diefes Studium an ſich ift weder 
amifant, noch Hatte ich fonft Veranlaffung, mid damit 
abzugeben. Aber nachdem bem Reichsberband borgeworfen 
worben war, daß er bezahlte Agitatoren ins Land fchide, 
wollte ih nachweiſen, daß bie Sozialdemokratie auch 
Deamte hat, bie fie bezahlt. Der Unterſchied ift nur 
ber, daß wir die Beamten von unferem eigenen Gelbe 
bezahlen, während bie Sozialdemokratie fie vom ben 
Beiträgen ber Arbeiter bezahlt. Es ift aber doch von 
Intereſſe, zu Sehen, wie bie Sozialdemokratie ihre 
Beamten, Nebakteure ufw. bezahlt. In Bremen bat ber 
Parteitag das Gehalt der PBarteifefretäre und Saffierer 
auf 4200 Mark feftgeieht. Im Stuttgarter Bureau für 
ben Deutſchen Metallarbeiterverband werben beſchäftigt 
Hilfsarbeiter mit einem Anfangsgehalt von 1920 Mart 
und einem Höchſtgehalt von 2500 Marf. Bezirksleiter, 
Nebakteure ufw. beziehen 2160 bis 3000 Marl. Es 
werben ferner —* It bie ſozialdemokratiſchen Arbeiter- 
fefretäre in Leipzig mit 2600 Mark, in Altona, Berlin, 
Hamburg, Kiel mit 2500 Marl, in Dortmund, Frankfurt, 
Lübeck, Mannheim, Stuttgart mit 2400 Marl. Das find 
doch ſchließlich Gehälter, die fi auch neben benen bon 
bürgerlihen Angeftellten fehen laffen können. Endlich ift 
no zu erwähnen, daß bie Gehälter ber Parteifefretäre 
von 8600 auf 4200 Mark erhöht worben find, und zwar 
auf bem Parteitage in Bremen auf Antrag diefer be— 
treffenden Herren jelber über bie Köpfe der Parteitags- 
belegierten hinweg. Das find Summen, bie wohl beweiſen 
werben, daß bie ſozialdemokratiſche Partei ihren Angeftellten 
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gute Gehälter zahlt. Und Sie werben nicht Teugnen (0) 


nnen, daß bie Mittel dazu aus den Taſchen der Arbeiter 
ftammen. 

Dann, meine Herren, möchte id nod einen Gewährs— 
mann dafür herbeifhafien, daß in der Tat die Arbeit 
eines fozialdemotratiihen Agitatord gut bezahlt wird. 
Das ift die Außerung des Fürften Bismarck im Reichs— 
tage am 9. Dftober 1878, alfo zu einer Zeit, wo von 
einer Entwidlung der Sozialbemokratie, wie wir fie jet 
leider haben, abjolut noch nicht die Rede fein konnte. Er 
hat damals gejagt: 

Heutzutage ift bie Stellung eines fozialiftifchen 
Agitatord ein ausgebildeter Gewerbszweig, wie 
jeder andere. Man ergreift dieſes Gewerbe unb 
fteht fi) dabei unter Umſtänden viel beffer, als 
wenn man bei dem urfprüngliden, ald Schmied 
ober Zimmermann, geblieben wäre, bat ein ans 
— unb freied, vielleiht aud angeſehenes 
eben in gemwiffen Streifen. Aber das hindert 
nicht, daß wir und gegen bie Herren, welche biefe 
Gewerbtätigfeit ergriffen haben, im Stande der Not: 
wehr befinden, und je zeitiger wir biefe Notwehr 
eintreten laffen, mit befto weniger Schaden für 
bie freiheit der übrigen und für bie freiheit 
und den inneren Frieden werben wir, glaube id, 
zu Ende fommen. ‘ 
Das ift der befte Gewährdmann, den ich für diefe Frage 
anführen konnte. 

Nun komme ich zu ber legten Behauptung, bie ich 
damals aufgeftellt habe, nämlich daß diefe Gehälter aus 
ben Tafchen der Arbeiter ftammten, und die Wendung, 
bie mir von ber ge damals fo verübelt 
wurde, war bie, baß ich fagte, baß fie ihre Angeftellten 
nicht von ihrem eigenen Gelbe, fonbern von dem Gelbe 
bezahlte, bad von den Arbeitern erpreßt werbe. Ich habe 
das nachher weiter definiert, indem ich Tagte: j 

Es unterliegt feinem Zweifel, daß eine Reihe 
bon Beiträgen, die bon den Arbeitern erhoben 
werden für ſozialdemokratiſche Zwede, von ihnen 
nicht freiwillig gegeben werben, fondern unter 


Zwang. 
Das war, glaube ich, eine jurtftifche Definition, gegen bie 
nicht viel zu fagen if. Ich möchte nur ein paar Beweife 
bafür, daß ich die Wahrheit geiprochen Habe, und daß bie 
Empörung ber Sozialdemokratie über meine Ausbruds- 
weiſe abfolut ungereht war, anführen und zwar Beweife, 
bie ich erft nächher bekommen habe. Der eine Beweis 
ftammt aus ber „Boft* vom 15. März. 
(Zurufe. — Lachen bei den Sozialdemokraten) 

— Nun, meine Herren, die „Poſt“ ift doch immerhin ein 
Blatt, welches von anftändigen Leuten gelefen und 
geichrieben wird; ich werbe Ihnen aber nachher vielleicht 
nod ben „Vorwärts“ zitieren. — Alfo bie „Poſt“ ſchreibt 
über den Monatsappell der Genoffen: 

Am bergangenen Mittwoch hielt die Sozial⸗ 
demokratie Berlind ihren allmonatliden Appell, 
3 genannt, ab. Es war das ber zweite 

ahlabenb nad der Reichſstagswahl, deren Aus— 
fall eine gebrüdte Stimmung bei den „Genoſſen“ 
und ftarfe Unzufriedenheit mit ihren Führern 
hervorgerufen hat. 

Die am vorigen Zahlabende angeregte Er— 
höhung ber Monatöbeiträge für bie fozialbemo- 

atifhe Kriegskaſſe bildete überall einen Haupt: 
punkt der Tagesordnung, obwohl bei ber Mehrzahl 
ber „Genoſſen“ feine Neigung vorlag, fi noch 
eine größere Kontribution für ben Molod Partei 
auferlegen zu laffen. Nichts defto weniger wurde 
beſchloſſen, daß ber Beitrag an bie Barteifafle um 
5 Pfennige pro Mann und Monat erhöht werben 

107* 
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(v. Dirffen,) 


fol. Der finanzielle en biefer neuen Partei: 
ftener läßt ſich leicht feſtſtellen. Es gibt in Berlin 
rund 50000 organifierte „Genoſſen“, eine Er- 
böhung des Beitrags um 5 Runge pro Monat 
oder 60 Pfennige pro Jahr gibt alfo ein Mehr 
an ſozialdemokratiſcher Kriegskontrihution von 
30 000 Mark pro Jahr. Diefe 30000 Marf 
werben nicht etiva für notleibende Berliner „Ger 
noſſen“, bet Krankheit, Familienunglück, Arbeits» 
Iofigfeit ufw. verwendet, fondern fie jollen haupt: 
fählth zur Agttatton dienen. 

Am vorigen Zablabende war vielfadh lage 
geführt worden darüber, daß durch die Ausgabe 
bon Sammelbond bie „Genoſſen“ zu fehr be: 
läftigt und vielfach audgeraubt wurden. Diefe 
Ausranbung fet um fo Schlimmer, als der Erlös 
ber Sammelbond erfahrungsgemäß Yrak in ſtark 
verminderter Höhe oder auch gar nicht abgeliefert 
werde. Es murbe befchloffen, dab man bie 
Sammelbons fortan Hauptfählih bet nicht: 
organifierten „Genoſſen“ unterzubringen ver: 
ſuchen ſoll. 

Das Defizit von 150 000 Mark, hervorgerufen 
burd bie Koſten des letzten Wahltampfes, Laftet 
nad) wie vor ſchwer auf den „Genoſſen“, beein- 
trädtigt ihre Stimmung und verftärft den Chor 
ber linzufriebenen. Es wurde allfeitig Stlage 
erhoben barüber, daß die begünftigten Bartei- 
beamten viel zu hohe Gehälter bezögen, baß bie 
Herren X und ) vom „Vorwärts* ein Eintommen 
von je 9000 Mart —— Ein ſolches Einkommen 
ſtehe in feinem Verhältnis zu dem Einkommen 
eines Proletariers und jet aud in feiner Weife 
mit den Parteigrundfäßen vereinbar. 

(Hört! hört! rechts.) 

Das ift ein Beitrag zu der Art und Weiſe, wie bie 
Sozialdemokratie ihre Angeftellten bezahlt, und bie in ber 
Tat beweift, daß bie Mittel reihlih vorhanden find. Nun 
banbelt es ſich noch barum, ob biefe Mittel wirklich freis 
willig gegeben werben oder nit. Am Tag nad meiner 
Reichstagsrede befam ich verſchiedene Zuſchriften, von 
denen ich nur zwei erwähnen will, die weder aus meinem 
Wahlkreis ſtammen, noch von Leuten, die mir befannt 
ſind. Das eine rührt von einem Herrn Dr. So und ſo, 
Weißer Hirſch bei Dresden, her und lautet: 

ei Ihrem Angriff auf die Sozialdemokratie, 
baß letztere ben Arbeitögrofchen dem Arbeiter 
abpregt — hätten Sie es ſehr leicht durch Belege 
beweifen können. Darnad bezahlt 3. B. ein 
Mitglied des Buchdruderverbandes circa 56 Mark 
an bie Barteifaffe, dann Metallarbeiter ufv. — 
abfteigend. Ein ſächfiſches Wahlblatt brachte 
einmal bie Überfiht. Die Abgaben find fait das 
Doppelte der Staatöfteuern, und bie Sozial 
demofraten würden jchreien, wenn ber Staat 
ſolche Abgaben forberte. 

(Unruhe und Zurufe bei den Sozialdemokraten: 

Unglaublich!) 

— Meine Herren, Sie tragen bier fo viele Sachen vor, die 
wir auch nicht glauben. — Das andere Schreiben tft bie 
Zufchrift eines Fabrikarbeiters aus einer Stadt der Mark, 
deſſen Namen ich auch nicht nennen will, um ihm nicht 
au —— Dieſer Mann ſchreibt folgendes: 

etreffs der Erpreſſung von Beiträgen haben Sie 
recht! Es iſt eine bodenloſe Unverſchämtheit, 
ſolche Tatſachen zu beſtreiten. Denn wenn fried— 
lie, ehrliche Arbeiter durch tüdifche, hinterliſtige 
Nichtswürdigkeiten gezwungen werben, der Organi- 
fation beizutreten, fo nenne ich dad Erprefjung. 
Und die geht fo weit, daß dem Gepreßten bie 





Nachtruhe, Ehre und Arbeit geraubt wird. Des: (C) 


halb ift es ein wohltuenbes Gefühl, wenn man 
heutzutagg — im Zeitalter der Phrafendredäler 
und Feiglinge — von jemand hörte, daß er ben 
Mut hat, die Dinge beim richtigen Namen zu nennen. 
Für meine Freunde von der Rechten fteht ber Brief zur 
Verfügung. Dann befam ich heute einen Brief aus meinem 
Wahlkreis, aus den Spreewald, und darin fchreibt ber 
Mann, ber gar nicht wußte, daß ich Hierzu ſprechen wollte, 
und ber fi darüber beflagt, dab bie Arbeiter, die aus 
dem Spreewald nad Berlin fommen, gleih unter dem 
Zwang ftehen, wenn fie überhaupt Arbeit befommen wollen 
— er ſchreibt alfo: 
1. Wenn einer von und auswärts in Berlin Arbeit 
haben will, wird er zuerft gefragt, ob er bem 
Arbeiterverbande jhon angehört oder beigetreten 
it. Wenn nidt, wird derielbe zurüdgewiefen und 
befommt keine Arbeit. Jufolgedeſſen ift er alfo 
ezwungen, bem Wrbeiterberband beizutreten. 
2. Bei Auszahlung der Löhne wird den Arbeitern 
oder Handwerkern pro Wode bie eine Stunde 
Lohn, ob es 50, 70 ober 80 Pfennig fein, nad 
dem wie bie Löhne gezahlt werden, kurzerhand," 
ohne zu jagen für was, abgenommen. 
Der Abzug für Hlebemarfen und Krankengeld 
findet beſonders ftatt. 
(Laden bei den Sozialdemokraten.) 
— Hier, meine Herren, ftehen nachher noch jedi8 Namen 
darunter. Alfo Ihr Lachen wird fidh, glaube ich, nicht 
aufrecht erhalten laſſen. — 
Bei biefer ganzen Sache in Berlin 
— ſchreibt diefer Bauer aus dem Spreewald — 
Itegt doch ein ungerechtfertigter Zwang und Er- 


preffung bor 
— das Wort, dad ich gebraudt habe —, 


ſolches doch nicht geduldet werben bürfte, weil (D) 


dieſe Sache immer weiter um ſich greift und die 
jungen Leute dadurch gleih bon Jugend ber- 
borben werben. Es tit doch höchſte Zeit, daß 
folder Zwang und Erpreffung befeitigt wird. 
(Sehr richtig! rechts. — Laden bei den 
Sozialdemokraten.) 
— Meine Herren, dad find Stimmen aus dem Bolte, 
gegen bie Ihr Lachen nicht ankommen Tann! 
(Zurufe von den Sozialdemokraten.) 

Das beweilt, dad in der Tat bad Gefühl, dem ich 
hier Ausdrud gab, in weiten Schichten ber Nation befteht. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Einen weiteren Beweis bringe ich bier in einem 
Flugblatt, daS betitelt it: „Recdtsfchugvereinigung für 
die Mitglieder des Deutihen Senefelberbundes* und 
battert ift: Frankfurt, den 9, Juni 1906. Es heißt: 

Werte Kollegen! 

Nahdem der Schutzverband ber deutſchen Stein- 
brudereibefiger infolge ber von dem GSenefelder- 
Bund geleiteten umd unterftüsten Einzelftveitö bie 
Ausfperrung fämtlicher Mitgliever der Gewerf- 
ſchaflskaſſe des Deutſchen Senefelder-Bundes be- 
ſchloſſen hatte und insbeſondere von dieſer Aus—⸗ 
ſperrung auch alle diejenigen Mitglieder betroffen 
werden ſollten, welche nur unter dem Zwange 
der Verhältniſſe gegen ihre Überzeugung bie 
Beiträge zur Gewerkſchaftskaſſe biäher geleiftet 
haben, haben wir e8 für unſere Pflicht gehalten, 
zum Schutze unferer bebrohten Intereſſen dem 
nunmehr fett faft Jahresfrift beftehenden Zwange 
des Borftandes des Senefelder-Bundes ein Ende 
zu bereiten. 

Werte Kollegen des alten Bundes, biermit 
haben wir euch eure Rechte und bie Freiheit 


(A) 


(B 


— 
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(0. Dirtfen.) 
eurer Entfhließung wieder erfämpft. Der Zwang, 
die Gefahr ber Ausſchließung, welche euch drohte, 
wenn ihr feine Beiträge zur Gewerkſchaftskaſſe 
leiftet, ift befeitigt. 

Meine Herren, was iſt das? Ich nenne dad Zwang, ich 

nenne bad Erpreffung, und ich meine: die deutſche Sprache 

tft dazu dba, um in dem Grenzen des Palamentarismus 
die Sache beim richtigen Namen zu nennen. 
(Sehr richtig! rechts. — Sehr unrichtig! bei ben 
Sozialdemokraten. — Heiterkeit rechts.) 

— Diejer Zuruf bewelit, daß bie ſozialdemokratiſche Partei 

nicht diefer Anſicht ift. 

(Zuruf von den Sozialdemokraten.) 

— Bon Ihnen verlange ih es nicht, und es ift mir 

ſchmeichelhaft, wenn Sie eine andere Anſicht haben! 

(Sehr gut! rechts.) 
Der „Vorwärts” beichäftigte ih am 12. mit meiner 

Rede vom 11. mit folgenden Morten: 
vb. Dirkſen, ein eifriger Gönner des Neichd- 
verbanded, ber aus befien Liügenblättern bie 
bidften Berlenmbungen gegen bie Sozialdemokratie 
borla® und durch Diele jelbftgefällige Weiter: 
verbreitung offenbarfter Unwahrheiten einen tiefen 
Blick in fein Inneres tum lieh, das durch loyale 
Bellemmungen nicht getrübt- wird. 

Das genügte aber dem „Vorwärts“ noch nicht, und 

8 Tage barauf erwied er mir und dem Frelherrn v. Heyl 

die Ehre, und nicht weniger als 3:/, Spalten zu widmen 

unter der Überfchrift „Zwei Annagelumgen*, worin er 
darauf hinwies, daß jegt ſehr ftark gegen bie Soztal- 
demofratie im Reichſtag angegangen werbe, und baß 
bie einzelnen Beute, bie bad täten, etwad mehr gekenn— 
—— werben müßten; ber Anfang ſei gemacht mit ben 
bgeorbneten v. Dirkfen und v. Heyl. Er befhäftigt ſich 
dann in Tiebevoller und freundlicher Weiſe zuerſt mit 
mir und fagt: 
Herr v. Dirkfen hat vor bem Wormfer Lederköni 
voraus, daß er, wie das Reichstagshandbu 
befagt, Geheimer Legationsrat a. D. 


if, alfo auch im Staatöwefen eine hohe Stellung 
inne bat, die ihn zu ganz beſonders anftänbigem 
Betragen verpflichten follte. 


— uſw 


(Heiterkeit.) 
Darauf wird nun ber fteno deu Wortlaut 
meiner damaligen Rebe mit ben * en der Sozial⸗ 
demokraten wiedergegeben und hauptet, daß ich 


abe: 
gelagt 5 * 


— nach links gewendet — 
werfen uns vor, daß wir bezahlte Agitatoren ins 
Land ſchicken, und Sie haben doch auch bezahlte 
Beamte, und nicht einmal von Ihren eigenen 
Gelbern, fondern von dem Gelbe, das Sie von 
den Arbeitern erpreffen. 
Das wurbe bamald von ben Herren und vom „Borwärts* 
fo ausgelegt, als ob ich perfünlich Mitglieder der Partet 
emeint hätte. Meine Herren, jo viel —— 
enntnis habe ich auch, nachdem ich ſeit 20 Jahren den 
Reichsſstag teils als Zuhörer, teils als Mitglied beſucht 
be, daß ich nicht irgend einem Mitglied dieſes hohen 
auſes borwerfe, er jet ein Erpreſſer. Wir gehen bier 
ja von der Fiktion aus, daß alle auf dem gleichen Niveau 
der Anftänbigfeit ftehen. 
(Heiterkeit rechts.) 
Der „Vorwärt3* führt dann, nachdem er biefe Szene 
wiedergegeben hat, fort: 
ir meinen, nicht dem Genoflen Haben, fonbern 
Herrn v. Dirkfen hätte der Ordnungsruf gebührt. 
Herr v. Dirkſen Hatte, wie ber ſtenographiſche 





Bericht zeigt, in ber Tat die im Haufe anwefenden (0) 


Sozialdemokraten periönli angegriffen und bes 
ſchimpft, und es war ein ſchmählicher Rüdzug 
von ihm, daß er aus Furcht vor bem wohl— 
verdienten Ordnungdruf des Herrn Präſidenten 
mit bemjelben Atemzug die ausgefprochene Be: 
leidbigung leugnete und etwas behauptete, was er 
nicht * er 

Meine Herren, ih bin wirklich fein Dann ber blafjen 
Furcht und glaube, ich made dieſen Eindruck nicht, und 
wenn ich auch einen Orbnungsruf des Herrn Präſidenten 
fhmerzlih empfinden würde, weil er beweilen wiürbe, 
daß ich den parlamentarifhen Anftand verletzt hätte, fo 
fan ich mir doch Fälle denken, wo ich, um Ihnen einmal 
befonder8 die Wahrheit u fagen, mir einmal einen 
Ordnungsruf auf das Gewiſſen laden würde. Alfo Angft 
habe ich nicht gehabt, ſondern ih habe damals gejagt, 
ih hätte nicht Mitglieder aus dem Haufe gemeint, und 
bin damit einer Anregung be3 Herrn Präfidenten gefolgt 
und wirklich feiner blaffen Furcht. 

Dann fagt der „Vorwärts“ noch weiter: 

Vielleicht kommt einer unferer Abgeordneten auf 
diefe8 Gebaren des chrenwerten Abgeorbneten 
für Hottbus-Spremberg zurüd und läßt ihm bie 
verdiente Züchttgung zuteil werben. 
(Heiterkeit rechts.) 
Und bann heißt es im Stil von Wilhelm Buſch: „dieſes 
ift ber erfte Streich“: „dieſes ift die erfte Annagelung“. 

In den nächſten Spalten a fi ber „Bor: 
wärts“ mit dem „Leberfönig“ v. Heyl, ber heute leider 
nicht bier ift. 

Es wurde alfo die Hoffnung ausgeſprochen, daß ich 
bie verdiente Züchtigung von einem — —* 
Abgeordneten befommen werde. Und, meine Herren, bie 
Strafe ſchreitet Schnell: Die Nummer bed „Vorwärts“ war 


vom 19. März, und am 19. März wurde mir das (nm) 


Furchtbare zu teil, daß ber Abgeordnete Bebel, offenbar 
doch angeregt durch biefen „Vorwärts“-Artikel des Ab: 
eorbneten Stadthagen, nunmehr mir die „verdiente 
ia ng“ zuteil werben ließ, indem er in einem Zeile 
einer längeren Rede fih mit dem Abgeorbneten v. Heyl 
und mir befhäftigte. Da feine Ausführungen leider einem 

Ordnungsruf entgangen find, fo muß ich Ihre Aufmerk- 

famteit no ein paar Augenblide in Anſpruch nehmen. 

Er hat gefagt, nachdem er diefen Vorfall geſchildert hatte: 
Meine Herren, das paffiert einem Manne bon 
Adel, einem Geheimen Legationsrat a. D. 

— jet kommen wieber bie Titel alle wie im „Vorwärts“ —, 
einem Manne von angeblich hoher Bildung und 
befonberö feinem Ehrgefühl, Meine Herren, ich 
habe mir längft abgewöhnt, unter dem Menſchen, 
ber e8 verfteht, in der Geſellſchaft fein gefchniegelt 
aufzutreten, nah allen Regeln Komplimente zu 
maden und all die Schönen Rebensarten papagei- 
mäßig Dergufagen, bie man in ber Geſellſchaft 
für notwendig eraditet, damit jemand als dar- 
manter Menſch gilt, — ich fage, ich habe ed mir 
längft abgewöhnt, einen Menſchen, ber biefe 
gefelfchaftlihen „Tugenden“ befigt, beöwegen für 
einen anftändigen und gebildeten Menfhen zu 
halten. Ich weiß, daß unter der äußeren Glätte 
ber Manieren fehr oft Roheit, Gemeinheit und 
Brutalität in allen Formen zu finden ift. 

Meine Herren, das geht denn body wohl über ben 
gewöhnlichen Spaß, den man ſich bier im Haufe erlauben 


arf, hinaus. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Der Herr Abgeorbnnete Bebel hat es vielleicht verftanben, 
einem Orbnungsruf dadurch zu entgehen, daß er e8 in 
eine Form brachte, die ben inneren Kauſalnexus zwiſchen 
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Es tft daher nicht Beer Men Bebel mit einem 
Ordnungsruf au treffen. Ich möchte mir aber doch 
erlauben, dieſes Glaborat bed Herrn Abgeordneten Bebel 
en Weg er zu hängen. 

Meine — wenn ein Mann, der ein Führer der 
Partei iſt, ein Mann, der ſeit 40 Jahren in dem 
parlamentariſchen Leben ſteht, ein Mann, der, ſollte man 
wohl glauben, ſeine Zunge in der Gewalt hat, zu einem 
ſolchen Ausdruck ſchreitet gegenüber einem Manne, ber, 
wie id, abfolut ſich nicht vorzumerfen bat, fo ift bad 
eine Verlegung des parlamentarifchen Anftands, die, wenn 
ir einem parlamentarifhen Orbnungsruf nicht unterliegt, 
ebenfall3 eine „Unnagelung“ durch mid) verdient. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Wir müſſen uns verbitten, bah ein —* Ton von ſeiten 
ber Sozialdemokratie in dieſes Haus eingeführt wird. 

(Sehr gut! reits. — Widerſpruch bei ben 

Sozialdemofraten.) 
Es wäre fehr traurig, wenn es Sitte wiürbe, dab man 
die perfönlichen Beziehungen, Berhältntffe, Titel uſw. bier 
in bie Debatte zieht. Es ift bisher nicht gefchehen, und 
ich vermute, Herr Bebel würde wenig Geihmad daran 
finden, wenn ih ſagte: bafür, daß Herr Bebel früher 
Drechſlermeiſter geweſen ift, hat er ſich mir gegenüber 
ir ungehobelt benommen. 
iterfett. — Widerſpruch bei den Sozialbemofraten.) 

Se will Ihnen nur fagen, baß Rn Ahnen auf dieſem 
Gebiet folgen fönnte, (Beert ich Aa 
Ih möchte dem Herrn ——* raten, wenn er ſich 
an mir oder anderen Mitgliedern des Hauſes reiben will, 
fi) nicht den Abgeordneten Stadthagen zum Muſter zu 
nehmen. Der Abgeordnete Stabthagen bat fid vielleicht 
(B) u geseigt bei @etreideipefulationen ober bei 

Aufftellung von Liquibattonen; aber für guten Ton ift 
Herr Stadbihagen und ber „Vorwärts“ nicht maßgebend. 

(Große Heiterkeit. — Zuruf des Abgeordneten 

Stabthagen: Ich bitte, dieſe — auszuführen!) 

Ich möchte ben Abgeordneten Bebel bitten, wenn er 
fid) mit mir in ein Duell einlaffen will, fich lieber zum 
— u nehmen jeinen Fraktionsgenoſſen Herrn Heine. 

den ge ne ift ein wißiger, unterrichteter, feiner Kopf mit 

inberftube, mit dem ein Duell auf ſcharfe Waffen 
F mit ſcharfer Klinge —— iſt als ein Duell mit 
errn Bebel mit Beſenſtlelen und einem Kübel von 


mutzwaſſer. 
Geiterkeit.) 


Meine Herren, nad dieſem unerfreulichen Zwiſchen— 
fall, den id Ihnen aber nicht erſparen konnte, geftatten 
Sie mir, von dem Thema abzugeben und zu einer weiteren 
Refolution zu kommen, bie und hier beim Reichsamt bed 
Innern no beihäftigt und ſich auf der Nr. 266 ya: 
Das ift bie Nefolution des Abgeordneten Dr, Ablaß und 
Genoffen, welder wünſcht, daß das Koalitionsrecht ver: 
fchlebenen Anberungen und Ginfhränfungen ober Aus» 
behnungen unterworfen werde. Wenn mir und jemals 
bazu bereit finden laſſen follten, auf eine Anderung ber 
88 152 unb 153 ber Gewerbeordnung einzugehen, dann 
würde ih, wenn benn doch einmal vom Koalitionsrecht 
bie Rebe ift, auch ben Wunſch haben, daß ber Koalitions— 
wang, der von ber Soztaldemofratie in fo unerfreulicher 

eife ausgeübt wird, endlich einmal ein Ende findet. 
(Bravo! rechts.) 

Eine Reihe von Herren ber fjozialdemofratiihen 
Partei und aud ber Herr Abgeordnete Horn, mein Vor: 
rebner, haben Gelegenheit genommen, zu verfihern, daß 
ja gar feine Rebe jein könne bon irgend einem Bang. 
Der Herr Abgeordnete Bebel hat allerdings am 26. Februar 


Boykott wegen politifher Geſinnung. — Ad, 
Herren, wenn ber Herr Abgeorbnete Behel das mißbiligt, 
dann muß er furdtbar viele umangenehme Momente in 
ber legten Zeit gehabt Haben; denn toto die erleben wir 
Momente des politiichen Terroridmus in Stadt und Land. 
Neulih Hat der Herr Abgeorbnete Strefemann, beffen 
Ausführungen in diefer Beziehung mir ſehr intereffant 
waren, darauf hingewiejen, daß man in Mannheim bie 
en, wegen ihrer politiihen Gefinnung 
aranguiert und verfolgt hat. Im ber Zeitichrift „Der 
Tag“ vom 3. April 1907 fand ich einen Artifel von einem 
ern, ber in ber Mark auf dem Lande lebt und eine 
Kilderung gibt, wie es bet ihm in einem Kleinen 
märtifhen Dorfe von knapp 1600 Einwohnern, zur Hälfte 
Koffäten, zur zn Arbeiter, die tn Berlin arbeiten, 
zugeht, und ba jagt er: 
Arbeiter, die bem hiefigen Krieger- und Landwehr—⸗ 
verein fowie anderen —E gefinnten“ Ver⸗ 
einen angehörten, wurden von „überzeugten“ Ber: 
bandögenofjen fo lange mit allen nur erdenklichen 
Drohungen (Ausihlug aus dem Verband, Ber: 
legung der Arbeitögelegenheit njw.) „getriegt“, 
bis fie nolens volens aus biejen Vereinen aus— 
fheiden mußten. Ih war Zeuge, wie ein 
Zimmermann in einer Verſammlung eines biefer 
Vereine aufftand und in bewegliden Morten 
darüber lage führte, daß er fih bem „Drud 
der Partei“ fügen müſſe, da diefe ihn und feine 
Familie fonft erbarmungslo8 um bie Exiſtenz 
bringen würbe. 
Er fagt dann weiter: 
Der hiefigen Mufiferfapelle wurbe eröffnet, daß 
fie auf Berbandsbällen, Tanzmufiten ufw. nicht 


mehr ſpielen bitrfe, wenn fie ihre Kräfte auch (D) 


weiterhin fir feſtliche Weranftaltungen ber 
patriotifhen Vereine hergebe. Dem Inhaber 
einer großen Berliner Brauerei wurde peremto- 
riſch — wenn er gärtneriſche Anlagen 
auf feinem hier in der Nähe gelegenen Gut in 
Zulunft noch weiter von einem biefigen, furcht⸗ 
108 für feine nationale Überzeugung eintretenden 
Bärtnereibefiter vornehmen laffen würde, bürfe 
ber Wirt des Verbandslofals kein Bier mehr von 
ihm beziehen. 
So weit geht ed, daß ber Brauereibefiger feine Garten- 
arbeit nit von einem nichtfoztaldemofkratifchen Gärtner 
machen laffen barf; fonft wird ihm das Bier nicht abge: 
nommen. Das ift boh wahrhaftig der Gipfelpuntt von 
allem, und dba wird immer nur bon Terrorismus ber 
Arbeitgeber geiproden. 
(Zurufe bet ben Soztalbemofraten.) 
— Sie fommen ja naher zum Wort, laflen Sie mid 
doch ruhig ausreden, es ſtrengt die Stimme furdtbar an. 
Es ift gefagt worben, die Ausfperrungen ber Arbeit» 
eber ſelen unmoraliih. Sind benn dieſe Ausſperrungen 
reiwillig erfolgt ?_ Bergeifen Ste nit, daß ed Not- 
wehrafte waren, daß bie Arbeitgeber nicht daran dachten, 
die Arbeiter audzufperren, daß die Arbeitgeber felber ben 
fhweriten Schaden von ben Ausfperrungen haben, die ja 
vom moraliihen und wirtihaftlihen Standpunkt aus fehr 
bebauerlich find, daß ſich aber dieſe Ausfperrungen nur 
ald Akte ber Notwehr barftellen, bie ben Mrbeit- 
ebern aufgebrungen find. Die ganzen Arbeitgeberber- 
ände beftehen ja überhaupt erft feit wenigen Jahren; 
bis dahin dachten bie Arbeitgeber nicht daran, ſich zu 
organifieren. Diefe Organiſation ift nur eine Antwort auf 
ben — — Terroriömus. 
(Sehr richtig! rechts.) 





(w. Dirkfen) 


(a) Alfo wir wollen doch wirklich mit offenen Starten fpielen, 


und nicht Sachen behaupten, bie fih hiſtoriſch abfolut 
anders verhalten. 

Ich darf aber noch drei Fälle von Terrorismus bor- 
führen, die fih im Laufe weniger Wochen in Sadjien, 
glaube ich, ereignet haben. 

In der „Leipziger Vollszeitung“ vom 22. Februar 
ftand folgendes: 

Adtung! Arbeiter! Parteigenofien und Ge: 
werkſchaften! 

Kontrolliert die Euch bedienenden Gaſtwirts— 
gehilfen ſowie das Büfettperſonal bei Verſamm— 
lungen, Vergnügen, ſowie in Eurem Stammlokal, 
ob dieſelben organtfiert find. Unſere Mitglieder 
find angemtefen, ihre Kontrollfarten, welde in 
diefem Quartal rofa mit ſchwarzem biagonalen 
ſtreuz find, bereitwillig vorzuzeigen. 

Alfo fogar ber Kellner wird fontrolliert, ob er gut ſozial⸗ 
bemofratifch organifiert ift. 
Ein zweiter Fall. Im „Hallefhen Volksblatt“ vom 
3. Februar war folgender Erguß zu lefen: 
Leider müflen wir felifteilen, daß ber Bagerhalter 
Hermann — — ſich umferer Agitation uiht an- 
ſchließt, trotzdem er mehrfach bazu len 
worben if. Der Mann jagt fih: id) bin Ge— 
ſchäftsmann und kann verfehren, wo id will. Er 
fcheint jelber nicht zu bedenken, burd wen er das 
geworben ift, was er ifl. Sollte es nicht anders 
werben, follte er unferen Verkehr auch ferner 
meiben, fo fteht und ja bad Recht zu, bei ber 
nächſten Generalverfammlung einen Antrag ein- 
zubringen, ber waährſcheinlich nicht zum Nutzen 
des „Herrn“ Bagerhalters ift. 

Alſo bloß weil der Mann nicht mit den Genoffen verkehrt, 

fol ihm die Stellung entzogen werben. 

Und dann ein britter Fall. Im den Holz⸗ 
arbeiter” vom 5. Februar ſteht folgender Brie 

Werter Kollege! Gebe Dir hiermit befannt, daß 
ih mit dem heutigen Tage aus dem chriftlichen 
Holzarbeiterverbande austrete; denn ich fühle mid) 
gezwungen, IR den anberen (gemeint ift ber ſo— 
enannte jozialdemofratiiche Holzarbeiterverband) 
überzutreten, wenn ich meinen Pla nicht ver: 
lieren will. Nehmt mir baber nit für übel; 
denn ich tat, was id geziwungenermaßen tum 
mußte. Aus Überzeugung geſchieht es ſicher nicht. 
Freundlichen Gruß N. N. 
Meine Herren, das find doc; documents humains, wie ber 
franzöſiſche Romanfcriftiteller jagen würde, Beweisftüde 
aus dem Leben, bie zeigen, wie flarf der Terrorismus 
der Sozialdemokratie ift, und ich meine, e8 wäre Zeit, 
daß dagegen von Staats und Geſellſchafts wegen etwas 


geihäbe. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Ih babe noch ein weiteres Blatt, den „Werraboten”“ 
bom 12. März db. J., in bem ber fozialbemofratifche 
Boykott in Saalfeld geſchildert wird. Dort haben F 
bie bürgerlihen Parteien zufammengeihloffen und fi 
gelant, a3 geht fo micht weiter, und haben folgende 

ufünbigung erlaffen. 


Die ſozialdemokratiſche Partei hat unter bem 
Borgeben, daß die Urſache ihrer Niederlage bei 
den letzten Neihstagdwahlen in dem Eintreten 
der Sleingewerbetreibenben für den SKanbibaten 
der vereinigten bürgerlichen Parteien zu fuchen 
jet, ihre Genofjen aufgefordert, dieſen ihre Kund— 
ſchaft zu entziehen und dem SKonfumverein, ber 
anz in ihren Hänben ift, beizutreten. Damit 
at fie ben Boykott über unferen Mitteltand, 
befjen Untergang fie übrigens nad den Worten 
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ihrer Führer anftrebt, und zwar wegen feiner (C) 


politiſchen Gefinnung, —— und bewieſen, daß 
ihre fo oft ausgeſprochene Behauptung, daß fie 
jede Beeinfluffung der Wahlen mißbiligt und 
jederzeit für ihre unbebingte Freiheit eintrete, 
nichts ald eine leere Mhrate tft. Unſere Pflicht 
ift e8, den uns aufgezwungenen Kampf aufzit 
nehmen, biefer Vergewaltigung entgegenzutreten 
und bem bebrängten Mittelftande zu Hilfe zu 
fommten. 

Meine Herren, das find männliche Worte, und ich wollte, 

daß bie Bürger von Saalfelb taufendbfah Nachahmung 

fänben in ben deutfchen Städten; denn es kann auf biefem 

Mege nicht weiter gehen. 

(Sehr richtig! rechts. 
Aber wenn wir bis jegt vom wirtihaftlichen Boykott 
geiprochen haben, fo ift noch viel ſchlimmer ber Terroris⸗ 
mus, der durch örperlihen Zwang, Mibhandlungen ufw. 
ausgeübt wird. Es ift neulih ſchon darauf hingewieſen 
worden bei bem Hamburger Hafenarbeiterftreitl, und Sie 
werben gelefen haben, zu welden häßliden Szenen bie 
Sache dort bereit3 geführt hat. Darüber berichtet 5. 2. 
—— Telegramm vom 30. März d. J. folgender⸗ 
maben: 
Geftern find verfchiedentlih Ausihreitungen Aus 
ftändiger gegen Arbeitöwillige vorgekommen, bei 
denen ein englifcher Arbeitöwilliger ſchwer ber: 
let wurde. Bet ber Überführung nah dem 
bannoverfchen Bahnhof wurde ein mit Arbeits⸗ 
willigen befegter Waggon mit Steinen boms 
barbiert, wobei bie Fenſter des Waggons zer- 
trümmert wurben. 

Ich erinnere an die ftarfen Ausfchreitungen bei dem 

Ausftande der Kohlenarbeiter im Rubrlohlenrenier vor 


zwei Jahren. Ich habe bamald Material gefammelt, 


verzichte aber, es hier Ihnen porzutragen, weil id) mobernere (D) 


Saden habe. 
Aus dem Kreiſe Schwetz wirb neuerdings nad) einem 
Privattelegramm berichtet: 
Im Dorfe Sprindt wurde der 47 jährige Kätner 
Friedrich Behrendt auf dem Heimwege aus dem 
Gafthaufe ermordet. Die Leiche wurde mit zer- 
fhlagenem Schädel und Mefferftihen Morgens 
auf der Landftraße gefunden. Als Täter ber- 
dächtig ift ein 18jähriger Arbeitöburfde, ber ſich 
an Behrendt rädhen wollte, weil biefer an einem 
Streik der Ziegeletarbeiter nicht teilnehmen wollte. 
Endlich ein leiter Fall aus Chemnig vom 23. Februar. 
Da berichtet die „Chemniger Zeitung“ von einem Werk— 
meifter, der fih nicht organifieren wollte und dem nun 
gezeigt werden follte: du follft und mußt beitreten, fonft 
geht e8 bir an den Fragen. Die „Genoffen“ haben ben 
MWerfmeifter gröblich mißhandelt, und als biefer ſich dann 
an bie Direktion wandte, und bie Entlaffung der Haupt: 
beteiligten zu erwarten war, fiel man wieder über ihn 
ber, drängte ihm gegen einen mit Gifenteilen belabenen 
Wagen, mißhandelte ihn mit Fauſtſchlägen und begann, 
Gußftüde und Elſenſtüde bis zum Gewichte von 40 Kilo⸗— 
gramm gegen ihn zu fchleubern. 
(Stier links.) 
Auch wenn die Stüde nur 10 Kilogramm ſchwer geweſen 
wären, hätte es genügt. J 
(Zwiſchenruf links: Iſt ſchon längſt ie ) 
— Das habe ich nicht geleſen; ich laſſe alſo dieſen Fall 
fallen, glaube aber, daß es dieles Falles gar nicht bebarf, 
fondern jeder von und eine Neihe ähnlicher Fälle in ber 
Praris gehabt hat. 
Nun fragt es fi: was kann gegen ſolchen Terroris: 
mus geihehen? Das Bebenkliche ift, daß eine volllommen 
falſche Auffaffung des Begriffs „arbeitswillig“ Platz ge 


770 


(v. Diekfen.) ; 
(A) griffen, daß bie völlige Verbrehung bed moralifhen und 
riſtiſchen Begriffs jegt dahin geführt hat, daß nicht ber 
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wenn bie Regierung dadurch, dab fie für die (0 


Streifende ald der Schuldige angefehen wird, fondern 
daß der Streifbredier, der Arbeitäwillige, der Verbrecher 
ift, gegen ben die Arbeiter glauben alles tun zu fönnen. 
In dem Stanton Bern in ber Schweiz ift ein Geſetz zur 
Vorlage gelommen, weldes mit der größten Strenge be— 
ftraft jebe Störung der Orbnung bei Streiks und jebe 
Beläftigung von Arbeitsiwilligen mit ſchwerer Gefängnis: 
firafe uſw. gierge en bat die „Berner Tagwächt“, 
ein fozialbemofra des Blatt, fih in fünf Artikeln er 
gangen und hat folgende Außerungen dabei getan: 

Wir geben zu, daß Prügeleien nicht zu unferen 

Argumenten gehören. Wenn aber von ber Ge: 

ichloffenheit der ausftändigen Arbeiter ihre ans 
ftändige Exiſtenz und Gmährung, dad Glüd 
ihrer Familie, Ihe ganze Griftenz und Kultur 
abhängt, fo find ein paar Obrfeigen, bie zu 
ihrer Erhaltung dienen, ein ebenfo gefegliches 
Mittel, wie die Verhaftung eined Raubmörders. 
Denn biefer und ber Streifbrecher find gleicher: 
weife Mitentäter auf Leben und Gigentum. 
Jener vergeht fi gegen ben einzelnen Befigenden, 
Beier gegen ben beſitzloſen Arbeiter und feine 


afle. 
Da iſt doch der Gipfel erftiegen; bier wird ber Arbeitd- 
willige der Streitbrecher, der Mann, ber, um feine Frau 
und Kinder zu ernähren, den Rummel nicht mitmacht, 
fonbern arbeitet, einem Raubmörder gleih geachtet und 
erflärt, mit dem kann alles geſchehen. Das ift eine 
Vermiſchung ber moralifhen und juriftifhen Begriffe, die 
in Deutſchland nicht länger jo bleiben Tann. 
(Sehr richtig! recht.) 
Und wie fielen fi) nun die ausländifchen Regierungen 
— einem ſolchen Fall? Ich habe Ihnen hier zwei 
(8) Beiſpiele anzuführen, das eine von Italien, das audere 
von Frankreich. Das von Italien datiert vom Februar 
1907 und gibt einige Ausführungen des Miniſterpräſi— 
benten Giolitti wieder, eine Rede aus Nom, bie er in 
ber Deputiertenfammer über das Verhalten der Regierung 
bet Konflikten zwiſchen Stapital und Arbeit gehalten hat. 
Er hat erklärt: 
die Regierung bürfe feine Slaffenregierung fein 
und in bem Stampfe feine der Barteien be- 
günftigen; die Regierung bürfe fogar nicht einmal 
vermitteln, außer wenn fie von beiden Partelen 
bazı aufgefordert würde. Aber wenn die Re- 
gierung niemals das Kapital begünftigen werde, 
jo werde fie doch die Freiheit ber Arbeit fichern 
und nicht vergeffen, dab das Recht des Arbeiters, 
der arbeiten will und ber oft Familienvater ift, 
eben fo viel gelte wie das Recht aller derjenigen, 
die firetfen wollen, weil das Recht auf Arbeit 
heilig jet wie das Recht zum Leben. 
(Sehr richtig! reits.) 
Das ift der Gefichtäpunft, den wir haben müffen, und 
den wir im bie Gefeggebung und in die Verwaltung eins 
führen müffen. 
(Zuruf von den Sozialdemokraten.) 
— Das tft nicht Unfinn, Herr Kollege! Der Minifterpräfident 
Giolttti, der Ihnen wohl eine beffere Autorität fein wird 
als ih, bat das jedenfalld unter dem Beifall ber ganzen 
italtenifhen Deputiertenfammer vorgetragen. — Das zweite 
Beiſpiel jpielt in Frankreich, wo ihre Partei parlamentarifc) 
eine ſehr viel andere Rolle fpielt wie hier. Sie entfinnen 
fid) des Streils der Glektrizitätsarbeiter; darüber hat vor 
einigen Tagen eine Interpellation ftattgefunden, und Herr 
Jaures hat bie Negierung angenommen wegen bes Gin: 
greifend in ben Ausitand und der Seranziehung bon 
Soldaten als Erſatz für die Ausftändigen. Er behauptete: 


Ausſtäudigen Erfag ſchaffe, der Macht der In— 
duſtrie Rechnung trage, ſo leugne ſie das Recht 
auf den Ausland und berleihe jomit ben 
Kapitaliften unzuläffige Rechte. 

Darauf hat Clemenceau ausgeführt: 

Die Hare Logik ſpreche für ihn und gegen Jaures. 

Ein Ausftand könne feine Berechtigung haben, 

dürfe aber nit auf Koften der Außenftehenden 

geführt werben. Die Regterung habe die Soldaten 
verwandt auf Grund bes Ynfpruds auf Selbſt⸗ 
erhaltung, den die menſchliche Gefellihaft habe; 

Pflicht der Regierung fet, dieſen Anſpruch zu wahren. 
Slömenceau fuhr fort: 

Das, was Jaureès als Freiheit bezeichne, jet die 
Vergewaltigung ber ganzen menſchlichen Gefell- 
fchaft durd einige Indibiduen. Man bürfe bie 

Arbeiter nit zu Sklaven, aber ebenfowenig auch 

zu Tyrannen machen. 

Das ift ein Standpunkt, den jelbft Ste wohl nicht ala 
Unfinn bezeihnen werben, und ich meine, daß ift ein 
Standpunkt, den wir auch für und und unfer wirtidaft: 
liches Leben in Anfprud nehmen müffen. Meine politiichen 
Freunde haben in der vorigen Seffion einen Antrag ein- 
gebracht, der bie Regierung erjudte um Borlage eines 
Geſetzes zum Schußge ber eg Ich war ber 
Berfaffer diefer Anregung und wurde in ber fozialbemo- 
fratiihen Preſſe entipregend gebrandmarkt. Ich habe 
diefe Anregung damals formuliert mit dem Idealismus 
eines Anfänger, ber da glaubt, die Sachen, bie er als 
notwendig erachtet hat, und bie ihm von vielen im Wahl- 
freife als notwendig bezeichnet worden find, würben fi 
im Parlamente durchſehzen laſſen. Ih bin — obglet 
ih in bem Alter, in dem ich ins —— eintrat, nicht 
viele ſolcher Ideale hatte — auch von dieſen Illuſtonen 
ſehr bald zurückgekommen und habe mich überzeugt, dab 
man mit ſolchen Saden bei noch fo illen nicht 
durdlommt. Wir haben verzichtet in dieſem Jahre wieber 
an dad Haus mit einer folden Anregung heranzutreten, 
obwohl bei den Gtatöberatungen jowohl im preußtfchen 
Abgeordnetenhaus wie hier von feiten verſchiedener Ab- 
eorbneter — ich nenne von den Konſervatiben nur bie 
eıren Winckler und Freiherr v. Richthofen-Damsdorf, 
meinen Fraltiondgenoffen von Zedlit, die Herren Maltew 
und Strefemann — neulich darauf hingewiefen wurbe, ba 
es gut wäre, Maßnahmen zum Schuge ber Arbeitäwtlligen 
oder zur Belämpfung der Bedrohung von Arbeitöwilligen 
zu inaugurteren. Ich habe Schritte nad dieſer Richtung 
unterlafien, weil id andrerfeits fo und fo viele Stimmen 
dagegen gehört habe und auch die Regierung nicht die Abficht 
zu haben jcheint, dieſen Weg zu betreten. Aber gerade beö- 
wegen, weil wir auf eine dahingehende Anregung verzichtet 
haben, habe ih e3 für meine Pflicht gehalten, die Anregung 
dem Haufe zu unterbreiten und zu fragen: wollen wir biefen 
Zuftand weiter ertragen? wollen wir, daß fo unb fo viele 
patriotifhe Männer, dem phnfiihen Zwange der Sozial- 
demofratie unterliegend, deren Organifation beitreten, ober 
wollen wir auf irgend einem Wege, dem ich zu bezeichnen 
allerdings nicht in der Lage bin, verfuchen, teils ver: 
mittelft der Selbfihilfe, teild im Berwaltungöwege folden 
Leuten, die patriotiih und königstreu find und bleiben 
möchten, zu helfen? Ich glaube, dieſe Frage gehört zu 
ben wichtigſten unſeres inneren politifhen Qebens, und es 
wäre Pflicht der Regierung, ihr etwas näher zu treten 
und auf ben Mahnruf zu hören, ber, mag er auch ſchon 
recht abgebrofhen flingen, bod bei biefer Gelegenheit 
wieder audgefprocden werben muß: Videant consules, ne 
quid detrimenti capiat respublica! Wenn wir noch lange 
warten, kann es leicht zu jpät werben! 
(Bravo! rechts.) 


(B) daß wir nit wünſchen, daß für ben F 
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(v. Dirtfen.) 

Geftatten Sie mir, daß ih am Schluß auf bie Aus: 
führungen bes Anfangs zurüdlomme Meine politifchen 
Freunde erklären dur meinen Mund, dab fie auf dem 
Boden einer gefunden, maßbollen Soztalpolitif ftehen, daß 
fie aber allerdings nicht gewillt find, durch did und dünun 
unerreichbaren Zielen mit nachzugehen, und daß fie auch 
nicht in der Lage find, dem Hohen Fluge Naumannſcher 
Ideologie oder dem jugendlichen Temperament des Herrn 
Trimborn fo ohne weiteres zu folgen 

(Zuruf aus der Mitte: ich danke Ihnen ſehrl — 

Heiterkeit 


— einem Temperament, dad in jo liebendwürbiger Form 
auftritt, daß es einen immer wieder von neuem gewinnt —, 
da fie alfo nicht in ber Lage find, in bem Tempo, wie 
es von manchen Seiten gewünſcht wirb, mitzugehen, daß 
fie aber den reellen Bebürfniffen entfprechend weiter Sozial: 
politik treiben wollen. Wir wiffen und babei volllommen 
fret von dem Wunfche, damit etwa bie Soztalbemofratie 
befämpfen oder ausftechen zu wollen. Mir haben vor allen 
Dingen nicht bie bee, und mit ber Sozialdemokratie 
irgendwie in eimen Wettlauf um bie Gunft der Maflen 
einzulaffen; barin tft fie und über, im Verſprechen leiſtet 
F mehr; im Halten bagegen, glaube ich, find wir es, 
ie mehr leiſten! 
(Zebhafte Zufttimmung rechts.) 

Unfere erfte foztalpolitifche Forderung iſt Die Sicherung 
von Leben und Gefundbeit ber Arbeiter, der männlichen, 
weiblihen und jugendlichen Arbeiter. Wir ftehen auf 
dem Stanbpuntt, daß bafür fein Opfer zu groß tft, das 
bon ber menfhlihen Geſellſchaft ber arbeitenden Be— 
völferung, bie ihr Brot im Schweiße ihres Angefihts 
verdient, gebracht wird; daß wir bann aber auch bie 
Pflicht haben, bie materielle Wohlfahrt bes Mittelftandes 
En ber nad unferer Anfiht minbeftens ebenſo 

ebrängt ift wie bie arbeitende Bevölkerung, und endlich, 

ortichritt ber 
Sozialpolitif die Riemen gefchnitten werden aus ber Haut 
ber Arbeitgeber. 

Meine Herren, wir wiffen, baß, folange ber gegen: 
wärtige Herr Staatdfefretär bed Innern an feiner Stelle 
fteht, die Soztalpolitif in ihm einen Förderer hat, wie er 
eifriger nicht gebadıt werben kann. Er hat fi mit Recht 
einen Staatsſekretär für Sozialpolittt genannt. Das tft 
ein Chrentitel, den ihm feiner abftreiten wird. Mir 
hoffen, daß er, ber — er möge mir bad verzeihen — 
vielleicht ein ebenfo warmes Herz, wie für bem Arbeiter, 
für das Handwerk und ben Mittelftand — ich will nicht 
fagen: nicht immer gehabt, aber nicht immer gezeigt hat, — 
daß er ed noch erleben wird, daß aud bie gefeh- 
geberifhen Maßregeln zu Gunften de3 Mittelftandes, bie 
uns in Ausſicht ftehen, noch unter feiner Leitung zu Ende 


eführt werben! 
eerih (Bravo redit3.) 


Wir hoffen weiter, daß er, der Staatdfekretär für 
Sozialpolitik, der ſich neulich erft al3 einen Konferbativen 
bezeichnet hat, auch ein Staatsſekretär fein möge gegen 
bie Auswüchſe der Sozialdemokratie. Wir verfpreden 
und aud in biefer Hinfiht von feiner Einſicht ſehr viel. 
Wir erinnern daran, daß der Herr Reichskanzler in feiner 
großen Rebe in dieſer Seſſion gefagt hat, er hoffe 
und erwarte beftimmt, daß bie Behörben alles tum 
würben, um biejenigen, bie arbeiten wollten — er 
hat ben Ausdruck: „Arbeitswillige“ nicht gebraudt —, 

fhügen. IH glaube, daß, wenn wir bad im 

ege ber Gefehgebung nicht erreihen fönnen, im 
Wege ber Berwaltung ſehr viel zu machen ift, inbem 
man 3. B. bie Rechtſprechung bed Reichsgerichts über bie 

152 unb 153 einmal ben Behörben vorführt und fieht, 
ob dieſe Beftimmungen genügend find ober nicht. Ad 
fage ausbrüdiih: wir jehen bavon ab, irgend welche 
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Anregungen zu einem Gef um Schutze ber Arbeits- 
willigen zu geben — ich will hier nicht ben Scharfinadher 
fptelen —; aber ih gebe dem Wunſche großer Bes 
völferungsflaffen Ausbrud, wenn ih fage: anf biefem 
Gebiete muß noch mehr Schuß geleiftet werben! 

(Sehr richtig! rechts 


.) 

Wir Hoffen, daß ber Herr Staatäfelretär bei ber 
Fortſetzung der Sozialpolitik, unbeirrt durch jeben Einfluß 
bon rechts und lints wie auch von ber Mitte, nur nad) 
feinem pflichtgemäßen Ermeſſen, bie Anregungen, die ihm 
aus dem Haufe zugehen, prüfen und nad ihrer Prüfung 
und Sichtung und in legislatorifher Form vortragen 
wird. Durch ſolches Zuſammenwirken bon Bundesrat, 
Reihsamt des Innern und Parlament wird — wir haben 

egrünbete Hoffnung, bies anzunehmen — in ruhiger und 
etiger Entwidlung, ohne jede merböfe Haft und über- 
eilung, das ftolge Gebäude ber Sozialpolitit, zu dem 
das Fundament gelegt worben iſt ohne Zutun der Soztal- 
bemofratie burh ben großen Staifer und ben großen 
Kanzler, weiter ausgebaut werben fünnen bon feinen 
Nahfolgern und von unferem Reichstag, ber eine Fülle 
von arbeitäwilligen Mitgliebern enthält, zum Wohle bes 
beutihen Vaterlandes! 
(Zebhafter Beifall rechts.) 


Dizepräfident Dr. Paaſche: Das Wort Hat ber Herr 
Bevollmächtigte zum Bundesrat, Staatöfelretär bes 
Innern, Staatöminifter Dr. Graf v. Pofabowäty- Wehner. 


Dr. Graf v. Pojadomwsth » Wehner, Staatäminifter, 
Staatöfetretär des Innern, Bevollmäcdtinter zum Bundes: 
rat: Ih möchte mur auf bie letzten Ausführungen bes 
Herrn Vorrebnerd kurz aniiworten unb rein ſachlich Har: 
legen, wie im einzelnen ber Schuß ber Arbeitäwilligen 
geftaltet werben Tann. 

Jeder rechtlich denfende Menſch, ber ben Grundſatz 
ber perfönlichen Freiheit im bürgerlichen Leben hochhält, 
muß es berurteilen, daß auf bem Gebiete bes Arbeits⸗ 
marktes Zwang geübt wirb gegen irgenb jemand, um ihn 
dadurch zu veranlaffen, gewiſſe Maßnahmen zu ergreifen 
ober gewiſſe Handlungen zu unterlaffen. Wenn man 
aber im befonberen alle biefe Fälle von unberechtigtem 
Zwang negen Arbeitöwillige, gegen Mitarbeiter, wie ſolche 
in ber Brefie und im Parlament jo Häufig vorgeführt 
werben, näher prüft, jo wird man immer finden, baß 
— ſchon jetzt meiſt unter das beſtehende Geſetz 

en. 


Eebhafte Zuftimmung links.) 

Daß ſie aber nicht verfolgt werden können — ich habe 
eine Reihe ſolcher Fälle aktenmähig vor Augen gehabt —, 
liegt in ben meiſten Fällen nit daran, daß bie gefeh- 
lihen Strafvorfhriften nicht ausreichend wären, fondern 
barin, daß fehr Häufig ſich ſchließlich fein Kläger findet 
und, was nod häufiger ift, fein enge 

(lebhafte Zuftimmung rechts — Wiberfprud von ben 

Soztalbemofraten), 

und daß, wenn folde flagranten Fälle, wie man fie 
Häufig in der Preſſe lieſt, und wie fie mir auch bisweilen 
anonym mitgeteilt werben, bon ben zuftänbigen Behörben 
—— werden, die ganze Sache unter den gern 
zerrinnt. 

(Zuruf von ben Sozialdemokraten: Weil es nichts 

il — Bebhalter Widerſpruch 
— Herr Abgeordneter, verzeihen Sie mir! Häufig babe 
ih allerbingd den Einbrud gehabt: weil ber Beihäbigte 
nit ben Mut hat, bie lage öffentlich aufrecht zu halten 
lebhafte Burufe), 
bann aber aud, weil bie Zeugen nicht ben Mut Hatten, 
fih zu melden und Zeugnis abzulegen — fo legt es. 
(Lebhafte Zufttimmung redts.) 
Daraus folgere ich aber jegt, daß auch nene gefehliche 
108 
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(Dr. Graf v. Pofadomaty Wehner.) 
(A) Maßregeln an ber Sadlage wahrſcheinlich nicht viel 
änbern würben. 


(Sehr richtig! — 
Es kommt vielmehr darauf an, daß fi bie Geſchädigten 
zuſammentun und gemeinſchaftlich gegen einen ſolchen 
ungeſetzlichen Zwang Front machen und die Hilfe in 
Anſpruch nehmen, die Staatsanwalt und Polizei ihnen 
gewähren muß, wenn bie Behanptungen des Verrufö, ber 
Nötigung, der Erpreſſung, ber Körperverlegung wirklich 
zutreffend find. Es mögen vielleicht auch noch ein paar Fälle 
anf der Grenzlinie Itegen, bie mit bem jegigen Strafgeſetz 
zu erfaſſen rechtlich ſchwierig iſt. Aber das Reichsjuſtiz⸗ 
amt ift ja im Begriff, den Entwurf eines neuen Straf: 
geſetzbuchs aufzuftellen, wie Ihnen ja allen bekannt ift; 
dabei wirb aud) die Frage zu prüfen fein, ob e& möglich 
und notwendig ift, die Paragraphen, die gerichtet find 
gegen —— gegen Erpreſſung, gegen Verruf 
juriftiſch klarer zu faſſen, als fie bisher gefaßt find. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Ih bin allerbingg — durch Erfahrung wird man Hug, 
und wenn man an einer jo beranmwortliden Stelle fte 
wie ich bier, dann lernt man, verſichere ih Ihnen, jeden 
Tag zu im öffentlichen Leben — der Anſicht: vielfache 
Vorgänge haben. ſich ereignet, bie fehr bebauerlich find 
und unzweifelhaft ben Charakter tragen, bie Freiheit des 
einzelnen auf dem Arbeitsmarkt ungejeglih und in einer 
Meife, bie in einem Rechtsſtaat unzuläfftg ift, zu be— 
ſchränken. Aber ih würde es troßdem fire fehr falſch 
halten — au biefer Anſicht bin ich gefommen —, jet mit 
anberen Maßregelm vorzugehen, al3 mit ſolchen, bie auf 
Grund eined allgemeinen Strafgefeged gegen jeden gelten. 
(Lebhafte Zuftimmung Link.) 

MWollen wir gegen ungeſetzlichen Zwang einfchreiten, fo 
müſſen wir da3 allgemeine Strafgejet, wenn e3 noch nicht 
gemügen follte, was mir aber perfünlich —— e⸗ 
(8) worben iſt, — jo müſſen wir das allgemeine Strafgefet 

zutreffender unb Llarer —* bei Beratung des Entwurfs 
eines neuen Strafgeſetzbuchs werben Sie reichlich Gelegen⸗ 
heit zu Sritit und Anträgen haben. Sade ber Ber: 
waltungsbebörben, ber Gerichtöbehörben muß es fein, die 
ftrafbaren Fälle, die zu ihrer Kenntnis fommen, aud) 
nachdrücklich zu verfolgen und demjenigen, der ſich nicht 
felbft wehren kann, den Schuß angebeihen laffen, auf ben 
jeder —— im Intereſſe ſeiner individuellen 
Freihelt unzweifelhaft Anfpruc hat. 

Menn aber häufig — und bamit ſchließe ih — 
‚Angriffe gegen die BerwaltungSbehörben, gegen bie Gerichte 
gerichtet werben, daß fie nicht gegen ſolche Beſchränkungen 
der perfünlichen Freiheit einfchreiten, fo liegl die Urſache 
nicht daran, daß ein Gefetz nicht ba tft, auch nicht darin, 
daß bie Behörben läffig find, ihre Pflicht nicht tum, ſondern 
die Urſache liegt dann daran, daß ſchließlich weder ein 
Kläger, noch ein Zeuge da iſt. 

(Beifall 


BVizepräfident Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Potthoff. 


Dr. Potthoff. Abgeordneter: Meine Herren, ih kann 
dem Herrn Vorredner, bem Abgeordneten d. Dirkfen, recht 
geben in bem Grundfag, den er an ben Eingang umb den 
Schluß feiner Rebe geftellt hat, daß nämlich ann A ſozial⸗ 
politiſche Tätigkeit möglichſt wenig von Parteirüdfihten 
beeinflußt werben ſoll, dab wir hier Sozialpolitik treiben 
um ihrer ſelbſt willen und nicht etwa in erfter Linie zu 
dem Verſuch, ber meines Erachtens mißglüden würbe, bie 
Sozialdemokratie zu befämpfen. Ich ziehe nur daraus 
eine andere Shlußfolgerung, nämlich, daß wir nicht weniger, 
fondern mehr tun müſſen ohne Rüdfiht auf die Sozial- 
bemofratie. Ich würde es jehr begrüßt haben, wenn Herr 
v. Dirkfen ſelbſt die Konſequenz aus feinen Grundfägen 
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gezogen und nicht über eine Stumbe feiner Rede dazu (C) 


berwanbt hätte, bier die Sozialdemokratie nad; feiner Art 
und Weile zu befämpfen. Wir ftehen beim Gtat bed 
Herrn Staatöfetretärd bed Innern und nicht beim Etat 
des Herrn db. Dirkien. 

(Sehr gut! links.) 
Ich meine, es war nicht nötig, daß er über eine volle 
Stunde und über feine Streitigkeiten mit ber Sozial- 
bemofratie unterhalten bat, und möchte Herrn dv. Dirkfen 
zur Grleichterung künftiger Reben jagen, daß wir, meine 
politifchen Freunde, bie Prefie ebenfalls fehr forgfälti 
lefen, daß all die Dinge, die er bier vorgelefen, uns län N 
befannt find. Gr hat uns nichts Neues geſagt. 
fennen noch viel mehr Fälle, aber mindeſtens ebenſo viel 
bon Terrorismus, Zwang, Boykott, die von feiten bes 
Bundes der Lanbiwirte, von Arbeitgebern, von feiten 
der SKonfervativen und anderen Richtungen borlommen. 
Ich meine, bier hat faft jede Partei ein Heined Sünden: 
regifter, und es hat feinen Zwech, baß einer dem andern 
ein paar Dutzend folder Fälle anführt, denn dieſer wird 
in ber Lage fein, mit doppelt jo viel Fällen zu antworten. 
Für die Sade hat das gar feine Bedentung. 

Ich gebe ferner Herrn dv. Dirkfen recht, daß es nicht 
bas firiterium eines geſetzgeberiſch fruchtbaren Jahres ift, 
wenn recht viele Gefege in einem Jahre im ‚Reichsgeſetz⸗ 
blati* ſtehen. Mir tft aud bie Qualität eined Geſetzes 
wichtiger als die Quantität; ich füge Hinzu: mir ift bie 
Rechtſprechung minbeftend ebenfo wichtig, wie die Geſetz⸗ 

ebung. Gerabe beöiwegen, weil bie Qualität der Geſetze 
n den legten Jahren zu wünſchen übrig ließ, weil Ber- 
waltungömaßregeln und Redhtiprehung viel zu wünſchen 
übrig ließen, finb die legten Jahre wenig frudtbar und 
befrtebigend geweſen. 

Ih gebe Herm v. Dirkfen auch darin recht, daß es 
nicht ganz ausſchließlich Schuld des Bundesrats tft, wenn 
wir in bem legten Jahren nicht fo weit gekommen find, 
wie wir gern gelommen wären. Wir haben auch hier im 
Reichſstage in dem Bubgetreht ein Mittel, mit dem wir 
einem wiberftrebenden Bundesrat einen fanften Zwang 
antım können, notwendig anerkannten Makregeln zuzu— 
ftimmen. Es ift vielleiht der Vorwurf nicht ganz um- 
berechtigt, dab mandje Parteien diefed hoben Haufes nicht 
biejenige Energie hinter ihre Wünſche geſetzt haben, wie 
e3 vielleicht notwendig geweſen wäre, baß fie fi zu viel 
mit einer Fülle von fefofutionen, Anträgen unb Fönen 
Neben begnügt haben. Zatfadhe ift aber, daß Hier im 
Reihstage, im vorigen, wie in biefem, für eine Reihe von 
wichtigen ſozialpolitiſchen Fortihritten eine Mehrheit vor: 
handen war, und Tatſache ift ferner, daß aud meine 
politifchen Freunde ſtets bereit — find, auf den 
parteipolitiihen Wettbewerb in fozialpolittihen Fragen zu 
verzihten, daß wir auch dieſes Mal uns auf ſehr wenige 
Anträge beſchränkt haben und ſtets bereit geweſen find, 
fpruchreife Fragen durch gemeinfame Anträge und Refolu- 
tiomen zu fördern. 

Die allgemeine Ülbereinftiimmung bed Reichstags, die 
ja auf manden wichtigen Gebieten vorhanden tft, erfiredt 
fih aud auf basjenige Gebiet, dad ih in den lebten 
Sahren zu meiner Speztalvertretung hier gemacht habe, 
nämlich auf die Frage ber Fürforge für Privatangeftellte, 
und es fcheint tatfächlich, als ob bie Forberung, bie ich 
fett Jahren hier vertreten habe, daß unfere Sozialpofitit 
rundfäglih aus eimer Arbeiterfürfoge zu einer Fürſorge 
fir alle Arbeitnehmer werden müßte, allgemeine Aner- 
fennung gefunden bat. Bor allen Dingen findet fi) diefe 
erfreuliche Übereinftimmung in derjenigen Frage, bie hente 
die Angeftellten jelbt am meiften bewegt, nämlich ber 
Frage einer ftaatlihen Penſions- und Hinterbliebenen: 
berfiherung. Ich gebe, dem Beiipiel verſchiedener Vor⸗ 
rebner folgend, im diefem Augenblid nicht auf die Frage 


— 


D) 


(A) ber 


(8) ih um meitere Geſetze handelt? 


(Dr. Potthoff.) 
enfiondverfiherung ein, weil es zwedmäßig if, zu⸗ 
nädft einmal abzuwarten, was auf die Denkſchrift des 
Reichsamts des Innern bie Angeftelltenorganifationen 
felbft antworten werben. Aber eines mu ich boch hier 
unterfireihen, nämlich baß ber Wert biefer amtlichen 
Dentihrift ſehr beſchränkt iſt. Die Statiftit, die durch 
156 000 Fragebogen gewonnen tft, gibt ein vom Zufall 
außerorbentlih beeinflußtes Bild, und wir müſſen bie 
Außenfiehenden dringend warnen, bie8 Bilb etwa al 
ein getreued Spiegelbild der wirklichen Zage aller Brivat- 
—— anzuſehen. Das iſt nicht der Fall; es iſt eine 
Statiſtik der orgauiſierten Angeftellten von Ptittel» und Weſt⸗ 
deutſchland, AIt aber ein allgemein gültiges Bild ſämtlicher 
Angeſtellten. Ebenſo find auch die Berechnungen über bie 
Raften einer Benfionsverfiherung fehr mit Vorſicht zu 
enteßen; denn nur burd eine Häufung von ungünftigen 
foren ift der Mathematiker des Neihdamts zu. dem 
gebnis ur dab 19 Prozent des Einkommens für 
eine ſolche PVerfiherung notwendig wären. Die Bered)- 
nungen an fich find natürlich richtig und follen nicht bon 
mir beftriiten werben; aber bie Grundlagen, von denen 
man auögegangen ift, find nicht jo günftig, iwie fie fein 
fönnten, wenn ber Berfaffer der Denkichrift die Ange— 
ftellten hätte ermntigen wollen, auf dem Wege fortzus 
gehen, ben ſie zuerſt ins —* gefaßt hatten. Mir iſt 
bor allem wertvoll die Übereinftimmung aller Parteien 
in biefer Frage, die ja aud eine Übereinftiimmung mit 
= ie taatsjefretär nad befien letzter Rebe ge: 
weſen 
Das gibt mir bie Hoffnung, daß auch bei ber 
Reform ber übrigen Berfiherungägefege, ber Kranken⸗ 
und Unfallverfiherung bie Wünſche der Angeftellten, 
namentlih der technifhen und Laufmännifchen, mehr 
ald bisher Berüdfihtigung finden. Aber werben 
fie bie gleihe Berädfihtigung num aud finden, wenn es 
Ind hat ber Herr 
Staatöfekretär angekündigt eine Novelle über den unlauteren 
Wetibewerb und bat bemerkt, dab die Sachverſtändigen— 


tommiffion, die er berufen hatte, aus Vertretern aller | 


Streife zufammengefegt war. Meines Wiſſens ift von ben 
faufmännifchen und techniſchen Angeftellten niemand zu 
biefer Beratung zugezogen mworben. Das 
daun für entihulbbar, wenn es ſich hier um eine ganz 
fpezielle Reform einzelner Punkte, etwa des Ausverkaufs⸗ 
weſens, handeln follte. Falls eine allgemeine Reform des 
Geſetzes über den unlautern Wettbewerb in Ausfidht ge 
nommen ift, jo ift ba eine Meihe von Punkten, bie aud 
bie Ungeftellten ſehr lebhaft intereffieren — ich erinnere 
an ben Verrat bon re an bas 
Schmiergelderweien, an Sontralibruh und Konkurrenz⸗ 
Uauſel —, und ich halte es für — daß in ſolchen 
Fällen auch die Vertreter ihrer Organifationen gehört 


werben, 

Wichtiger tft mir Die Frage, ob bei dem in Ausficht 
eftellten Geſetz über bie Arbeitöfammern auf die Ange: 
ellten Rüdfiht genommen werben joll. Das Gefe iſt 

mehrfach bereits an Fe aber über den Weg, ben 
es geben will, — noch das tiefſte Schweigen. Es 
iſt nad früheren Außerungen des Herrn Staatsſekretärs 
wohl zu bermuten, daß man die ſchiedsrichterliche und 
gutachtliche Funktion der Gewerbegerichte ausbauen, 
ebentuell verſelbſtändigen und auf dieſe Weiſe paritätiſche 
Arbeitstammern ſchaffen will. Dieſer Weg darf meines 
Eradtend mur beſchritten werden, wenn man gleichzeitig 
dazu übergeht, das Gewerbegerichtsgeſetz jelbit in ber 
Weile zu erweitern, wie es bie Anträge der Liberalen in 
dieſem Reichsſstag und bie Beichlüffe der XIV. ——— 
des vorigen Reichſtags gewünſcht * nämlich, daß 
man bie Gültigleit auf alle techniſchen Angeftellten bis 
zn. 5000 Markt Einfommen mindeſtens ausdehnt und 


halte ih nur 


{ vericiebenen 
Berufögruppen auseinandergerifien würben, und weil eine 
Fülle von Organtfationen entflände, bie ſich Häufig wider 
ſprechen würben. Diefelben Arbeitgeber würben im bem 
paritättihen Arbeitsfammern figen, fie würben aud im 
den paritätiichen Staufmanndlammern figen und würden 
aud bie nidyt paritätifchen Handelskammern, die ja viel 
richtiger Induftrie- und Handelskammern hießen, zu ihrer 
Vertretung haben; fie Lönnten aljo breimal ihre Wünfche 
zur Geltung bringen, und biefe Er und Gutachten 
würden ſicherlich mandmal tu Widerſpruch miteinander 
eraten und würden eim fehr berworrenes Bild geben. 
tel richtiger, einfacher und Harer wäre e8, wenn man 
die beftehenbe gefegliche Imtereffenvertretung, nämlich bie 
Handeldfanımern, von Reich wegen nen orbuete und burch 
Zufügung einer Angefteltenabteilung und einer Arbeiter: 
abteilung zu paritätifchen Kammern für fozialpolitifche 
Fragen ausbaute. Das hätte auch ben V daß man 
dieſelben Grundſätze anwenden könnte auf die Landwirt⸗ 
ſchaftslammern und auf bie Rechtsauwaltskammern, und 
dab man auf diefe Weife auch für bie landwirtſchaftlichen 
und einen Teil ber Bureanbeamten ben gleichen Gewinn 
erzielen tönnte. 

Mit großer Freude werben bie techniſchen Angeftellten 
bie Ankündigung bes Herrn Staatöfekretärd begrüßen, 
daß ein Geſetz nad ben Beſchlüſſen der XIV. Fommiſſion 
des vorigen Reichstags, nämlich eine. Gleichſtellung ber Ger 
werbeordnung mit dem Haudelsgeſetzbuch, demnüchſt ins 
Wert gejegt werben foll., Aber bedauern werben fie, baß 
eine Ausnahme bezüglich der Konfurrenzklanfel vom Herrn 
Staatöfefretär ſchon angekündigt wird. Allerdings ift ja (my 
diefe Ausnahme auch bon ber XIV, Kommiffon im 
vorigen Reichstag beſchloſſen worden, und fie findet ſich 
auch in den Anträgen, die meine polittfchen freunde und 
bie Nationalliberalen dieſes Jahr wieder eingebracht haben, 
die ja nur eine wörtliche Wiederholung der Kommiſſions- 
beſchlüſſe barftellen. Aber ich möchte doch bemerlen, daß 


| diefe Ausnahme in die Anträge nur aufgenommen war, 


weil man einen einftimmigen Beihluß erzielen wollte. 
Ih habe feinen Zweifel, daß ber jegige Reichsſstag 
bereit wäre, in biefer Frage über bie Beichlüffe ber 
Technikerkommiſſion des vorigen Berne 2 hinans⸗ 
zugehen, und ich bitte ben Herrn Staatsſekretaͤr dringend, 
möglihft aud bier eine Gleichftellung zu bringen; 
denn. bie Konkurrenzklauſel ift für die techniſchen 
und kaufmänniſchen Angeftellten eins der ſchliumſten Äbel, 
wird von ihnen als ſolches empfunden, und fie ift einer 
ber ſchärfſten Beweife für den unfozialen Charakter 
unſeres gejamten Rechts. Denn was bedeutet der Aus- 
druck „ſoziales Recht“ anbered, als daß eben ber Menſch 
und ſeine Perſönlichkeit das MWichtigfte für das Recht 
fein fol? Und was tft die Konkurrenztlauſel anderes 
ald eine Hemmung der Perfönlichkeit, eine Hinderung 
bes Fortlommens eines Menfchen im Bermögensinterefle 
eined anderen? Es bat der Herr Abgeorbnete v. Dirkien 
eben von einer Verwiſchung der jurtftiihen und moralifchen 
Begriffe bezüglih der Wrbeitöwilligteit geſprochen. Ich 
meine, gerade in feiner Auffaffung liegt eine ſolche Ver: 
wifhung vor; denn er bat bier bireft ausgeſprochen, daß 
einer, der bie Arbeit einftellt, der ſich weigert, eine Arbeit 
fortzufegen, ein „Schulbiger”, ein „VBerbrecdher” fe. Das 
ift eine volllommene Verkennung ber Nechtölage. Gerade 
diejenigen, die ben Schub ber Arbeiiöwilltgen, wie Herr 
v. Dirkien, jo. energiſch forbern, ſollten doch aud ben 
arbeitöwilligen Technikern und Stanfleuten die Möglichkeit 
108 * 
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(Dr. Potthoff.) 


(a) geben, eine ihren Fähigkeiten unb ihrer Borbilbung ent» 


prechendbe Stellung einzunehmen und bort ihre Arbeit3- 
fraft zu verwerten. Und biejenigen, bie dad Zuchthaus: 
e& bor einigen Jahren eingebracht haben und bie jetzt 
en Herrn Staatsſekretär zu ähnlichen Vorlagen au 
drängen verfuchen, follten doch nicht vergefien, bab e 
Arbeiter, der einen Berufögenoffen hindert, ihm bei feinem 
Griftenzlampfe in ben Rüden zu fallen, fih lange nicht 
fo ſchwer gegen bie Perfönlichkeit verſündigt wie ber: 
jenige Arbeitgeber, ber burd eine fcharfe Konkurrenz⸗ 
Haufe! feinen früheren Angeftellten auf Jahre hinaus 
binbert, in einer entiprechenden Tätigkeit zu arbeiten. 
Noch eind wird bei ben tedhnifhen Angeftellten 
fehr großes Bebauern erregen bei bem in Ausficht ges 
ftellten Geſetz, nämlih, dab es augenjheinlih nur 
für bie Werfmeifter und Techniker in ben fogenannten 
„gewerblichen“ Betrieben gelten wird. Es iſt ber 
Hauptfehler unferer ——— daß fie fo 
ftädweife gemacht wird, bat jebe einzelne Gruppe unter 
ein befonderes Recht geftellt wird, und es tft das Haupt- 
interefje der Angeftellten jelbft und auch vieler Sozial- 
politifer, daß wir bier enblih einmal zu größerer Ein- 
beitlichkeit fommen. Deswegen ift es dringend zu wünſchen, 
dab das in Ausſicht geftellte Geſetz den Fortſchritt nicht 
einfeitig auf bie Gewerbeordnung beſchränkt, ſondern aud) 
bie anderen techniſchen Angeftellten mit umfaßt. Ich er: 
innere an bie Seemanndordbnung, die nicht in allen Teilen 
mit ber — — an bie Bergrechte, 
bie, foweit es fih um Gljaß-Lothringen handelt, ja bon 
und bireft beeinflußt werben fönnen, an bie Verkehrs— 
ewerbe unb an bie Landwirtfaftlichen Nebenbetriebe. 
dier gilt allerdings Landesgeſetz. ES ift aber doch zu 
wünfhen, daß vom Neihsamt bes Innern ber Verſuch 
emadt wird, eine Ilbereinftimmung zwiſchen ben ver: 
hiebenen Bundesregierungen zu erzielen, bamit bie 
neuen Borfchriften aud in die Landesgeſetze Eingang 
nden. Ein Borftoß der im vorigen Jahre bezüglich des 
grechts von Intereffenten gemadt worben ift, I bet 
einer Reihe von Bundesftaaten wohlwollende Aufnahme 


efunben. 

Schließlich muß ich bei biefer Gelegenheit bie Auf: 
merffamteit bed Herrn Staatöfekretärd und des hoben 
Haufed noch auf eines Ienfen: das find die Verhältniſſe 
ber Privatangeftellten in öffentlichen Dienften. Es ift ja 
durchaus nicht richtig, wenn man glaubt, alle vom Staate 
beihäftigten techniſchen oder fonftigen Angeftellten jeten 
Beamte mit dauernder Anftellung, mit Benfionsberedhtigung 
und bergleihen, ganz abgefehen von bem Juſtitut ber 
Diätare, bad meines Erachtens ſchon längſt mißbraucht 
wird. Ich halte es direlt für einen Unfug, wenn in vielen 
Neihsämtern Beamte nicht nur vier bis fünf Jahre Ian 
biätarifc; beihäftigt werben, fondern, wie ich fürzlic 
aus einer Gingabe gefehen habe, in ber Gifenbahn: 
verwaltung ber Reichslande fogar 9, 12 unb 13 Jahre 
lang. Aber davon ganz abgefehen, Haben verfchiebene 
Reihsämter begonnen, Beamte auf Kündigung anzu- 
fielen. Auf bie —2* daß gerade in letzter Zeit 
auf ben Kaiſerlichen erften Kiel, Wilhelms: 
haven und a 9 biefe Beamten einfah Hinaus- 
ejegt und ihres Beamtencharakters entlleibet worden 

d, wird am anderer Stelle nod einzugehen fein. 
ch möchte Hier zur Spradie bringen die Ber: 
ältniffe ber techniſchen Beamten bei ben preußifch- 

ſtſchen Staatöbahnen. Die Direktionen ber Staatd- 
ahnen haben neben ben feftangeftellten mittleren Beamten 
noch etwa 1500 Ingenieure, bie bauptfählih bie Träger 
ber Bautätigkeit find. Da Staatöbetriebe doch in jeder 
Weiſe Mufterbetriebe fein follen, fo bürfte man erwarten, 
daß bie Anftellungdbedingungen diefer 1500 Ingenieure 
zum minbeften dem entſprechen würden, was bie Gewerbe- 





ordnung ald Regel für die Privatbeamten hinftellt. Das (C) 


ift leider durchaus nicht der Fall. Während bie Gewerbe- 
ordnung eine Kündigungsfriſt von ſechs Wochen vor einem 
Vierteljahrötermin ald Regel hinftellt, haben bie meiften 
Diretionen nur eine monatlihe Kündigung vereinbart. 
Während bad Bürgerlide Geſetzbuch ausprüdlih ben 
Fortbezug bed Gehalt3 für Angeftellte vorſchreibt, wenn 
fie während einer nicht erheblichen Zeit an ber Dienft- 
leiftung behindert find, während bie Gewerbeorbnung unb 
das Hanbelögejegbuh in Krankheitsfällen bie Verpflichtung 
ausſprechen, dab ſechs Wochen lang bad Gehalt fort- 
ezahlt werben muß, fo behalten fid) bie Direltionen ber 
ſenbahnen allgemein die Fortzahlung bed Gehalts vor 
für den Fall der Bewährung, und aud hier nur nnter 
ſehr erſchwerenden Bedingungen. Mir Itegt z. B. vor 
eine Berfügung ber Gifenbahndtreftion Köln vom 
16. Januar 1906, bie die Unterſchrift des jekigen Herrn 
Eifenbahnminiftere in Preußen trägt, und worin es heißt: 
Auf Antrag wird bie Ermädtigung erteilt, ben 
mittleren techniſchen Hilfsträften die Tages— 
vergütung und bie wiberruflihen Zulagen bei 
begrünbeten NUrlaubsanträgen und bei Er 
franfungen bis zu —— Tagen ig 
ren le für dad Belaffen ber Befoldung 
ift, daß Techniker fich bisher bewährt und tabel- 
rn haben, und daß Bertretungstoften nicht 
entftehen. 
In Königsberg iſt e8 noch ſchlimmer. Wer ba nicht 
ſechs Monate minbeftend im Dienft ift, befommt nicht 
einen Tag in Srankheitsfällen bezahlt, und auch fonft find 
mir mehrere Fälle bekannt, wo ben Beamten einzelne 
Krankhelistage oder fonftige Verfäumniffe, auch wenn es 
fih um Sonntage handelt, wo gar fein Dienft ift, direkt 
bom Gehalt gekürzt worden find. Die ag Arie 
find außerorbentlih ungünftige, und felbft bei Umzügen, 


bie im bienftlihen Imtereffe notwendig find, befommt, (D) 


während ber unterfte Beamte, ber Elſenbahnnachtwächter, 
eine Entfhädigung von 100 Mark bezieht, ber Angentenr 
ber Bureaus mur 50 Marl, und er fann außerbem unter 
bem Titel „Unterftügung für Arbeiter in bebrängter Lage“ 
noch um eine weitere Ilmzugöpergittung petitionieren. Das 
find doch Zuftände, die nicht ganz ber Würbe ber Behörben 
entiprechen. Und wenn hier der Herr Staatöfetretär ein- 
wenden follte, daß das Dinge find, bie vor das preußtiche 
Abgeordnetenhaus gehören, J möchte ich doch darauf auf⸗ 
merffam machen, daß er bier nur als Vertreter bed Herrn 
Reichslanzlers fteht, und daß der Herr Reichskanzler 
zugleih Minifterpräfident von Preußen ift und als folder 
auh Einfluß auf die Eiſenbahnbehörden hat. Ferner 
mödte ih barauf aufmerffam madhen, baß, wenn ein 
Vrivatunternehmer ſolche Vorfchriften in feinem Betriebe 
hätte, man mit Recht fagen würbe: bad ift ein außer- 
ordentlich Rüdftändiger, ein bireft fchofler Arbeitgeber. 
Ich meine, der Herr Staatöfekretär für Soztalpolitif hat 
doch ein jehr großes Intereffe daran, feinen uß babin 
geltend zu maden, daß nicht ſolche rüdftänbigen Arbeit: 
geber fih zur Verteidigung ihres Verhaltens auf bie 
preußiichen Staatöbehörden beziehen Lünen. 

Allgemein find Lücken in ber Verforgung ber ftaat- 
lichen Alngeftellten, namentlih bei Krankheits- und 
Anvalidenfälen, die auf Mängeln ber Benfiond- 
vorfäriften beruhen. Mir find Fälle bekannt, in 
benen 3. B. MWerfmeifter in fäbtiichen Dienften durch 
einen Betriebsunfall volllommen arbeitsunfähig geworben 
find und nur 10 ober 20 Prozent ihre Gehalts als 
Benfion beziehen, während fie im Privatdienft auf Grund 
des Unfallverſicherungsgeſetzes die Vollrente, alſo 
66°, Prozent ihres Gehaltes, beziehen würden. Ich 
meine, daß der Herr Staatsſekretär doch darauf hinwirken 
ſollte, daß die Angeſtellten im öffentlichen Dienſte 


(A) minbeftens bie 


(B) Herr u. b. Polabowäly fi 
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bie gie Fürforge erfahren follten, wie das 
Geſetz es für bie ———— vorſchreibt, und ich 
möchte A ber Gelegenheit noch eine gegenmwärti 
bremmende Frage anregen. Es find ben Arbeitern in fa 
allen ftaatlihen Betrieben Teurungdzulanen in ber Testen 
Zeit gewährt worden, und auf Beranlaflung des Reichs— 
tags et in Ausfiht genommen, eine ziemlich —— 
Teurungs zulage für alle Reichsbeamten einzuführen 
möchte mir nun bie Anfrage wer wie ftehen in bie 
Falle diejenigen techniſchen oder Bureaubeamten, bie weber 
Beamte nocd Arbeiter find? Sollen diefe hier ganz leer 
ausgeben, oder iſt auch für fie eine Teurungdzulage in 
Aus ſicht st 68 Handelt fi hier um eine ganze 
Anzahl * Ari eftellten ber verſchledenſten Reihsämter, 
ie 63 ae. wenn biefe Lente leer audgehen 
ollten. 

Auf eine Frage, bie mir auch jehr am Herzen liegt, 
nämlih bie Stellung ber Beamten ber Berufögenoffen- 
[haften will ich augenblidiih nicht näher eingehen. 
iſt vielleiht bei bem Neihöperfiherungsamt dazu ber 
—* Ort; aber ih möchte doch allgemein bitten, daß 

auch die Bureauangeſtellten etwas geihicht; benn 
nirgenb3 J die wiriſchaftliche und ſoziale Not fo groß 
wie bei der großen Mafle ber Bureauangeftellten in 
Deutichland. Ser err Staatöfelretär hat uns feit Jahren 
vertröftet mit dem Unterhanblungen, die er mit ben Juſtiz⸗ 
miniftern der Bundesftaaten pflege. Ich meine, fo furchtbar 
f wer können doch dieſe Verhandlungen nicht fein, daß fie 
nicht enblih einmal zu einem irgendwie befriebigenben 
Ergebnis kommen. 
Nun 4 F Herr Staatsſekretär einen großen und 
—— —— Vereinheitlichung unſeres Rechles 
gt, nämlih ein Geſetz über Vereins- und Ber- 
— Bern Hierauf haben wir Liberale mit Recht 
einen befonberen an gelegt, und ich hoffe, baß, trogbem 
als einen konſervativen 
olttifer befannt u er bo bei ber Abfaffung biefeg 
eſetzes das Wort „Lonferbativ in dem Sinne 
mancher fonjervativen Politiker NE Hauſes — Denn 
gerade bei ſolchen Geſetzen iſt der Wortlaut viel weniger 
end, als ber Geiſt, in dem es gehandhabt wird, 
und über das, was zur Aufrechterhallung der bürger⸗ 
lichen Ordnung“ und zur Hbmeht verbrecheriſcher Hand⸗ 
Inngen“ notwendig iſt, werben wir Liberale und mit 
einem Zonferbativen Lord in England viel leichter ver⸗ 
fändigen, als etwa mit Seren v. Dirffen oder mit 
einem preußifchen — 
gut! links.) 
e es für das Suleolätige im einem 
Sc * bie Beſugniſſe der Polizei nad Mögliceit 
chrünkt werben, und daß bor allem die Freiheiten 
er einzelnen Bundesſtaalen auf biefem Gebiete nicht 
durch das Reichsgeſetz befchränft werben. Wenn bas 
Vereinsgeſetz elwas von dem liberalen Geifte atmen wird, 
ben ber Herr Reichslanzler und nun ſchon mehrfad in 
Ausficht geftellt hat, jo wirb nit nur das verfehlte 
Geſetz übe bie Nechtöfähigkeit der Berufsbereine baburd) 
Abe, fondern wir werben aud einen erheblichen 
Schritt weiter kommen in einer anderen ſehr wichtigen 
Frage, nämlih der des Koalitionsrechts, und das iſt 
notwendig, weil eine Reform ber 88 152 und 153 ber 
—— und niemals genügen kann. Dieſe 
ben beſchrünken fich de auf bie gewerblichen 
Arbe er, und bie Roalitionsfreihelt, dieſes Grundrecht im 
entigen wirtſchaftlichen Leben, müflen wir für alle Staats- 
ger, nicht nur für bie induſtriellen Arbeiter forbern. 
Deöwegen müffen bie zwei Grunbfäße, nämlih daß er 
das Recht des —— hat, und daß derjenige, 
der ihn daran hind ſich ſtrafbar macht, in einem 
allgemein gültigen — — 2 werden. 





Dazu bietet das angekünd 
beſte Gelegenheit. Der Widerſtand gegen —* elemen⸗ 
tarſten Forderungen wird, glaube ich, vielfach durch das 
insg wer berporgern en, als o ' Roal onsrecht poll: 
tommen gleihbebenten Streit wäre. Wenn wir für 
alle Staatöbürger, auch für die öffentlichen Beamten ‚bie 
Koalitionsfreiheit verlangen, fo wollen wir damit jelbft- 
verftänblich ben Interfchleb zwiſchen einem banernd an- 
— Beamien und einem mit täglicher Kündig 
ngeftellten Arbeiter nicht aufheben. Mer b bauernb, nd 
Benfionsberehtigung, angeftellt if, kann felbftverftändlidh 
nicht jeben Tag nad Belieben feine Tätigkeit einftellen. 
Aber was wir für bie Staatöbeamten verlangen müſſen, 
ift bie volle Freiheit, fich zu Vereinen zuſammenzuſchließen, 
in Berfammlungen ihre 4 zu beſprechen, mit Petitionen 
an bie Parlamente un an bie einzelnen Ab- 
eorbneten zu wenden. Wenn — Minifter in letzter 
Bel verfucht haben, dieſe Rechte ihrer Beamten zu bes 
hränten, jo fan bad gar En ſcharf genug bon uns 
verurteilt werben, und ich bitte, d ern Staatöfelretär 
für Sozialpolitif dringend, feinen Ein uß dahin geltenb 
au maden, daß folde ee ftaatöbürgerlicher 
—* unterbleiben, und daß das neue Vereinsgeſet 
Ser ‚preubifäer Minifter unmöglich macht. 
vatangeſtellten handelt es ſich nicht 
um erreitnägt feit, wenn wir ihnen die Koalitions- 
freiheit ſichern —*— "Aber auch bier find neuerdings 
Verſuche bon Arbeitgebern gemacht worden, bie Ange: 
er zum Berlaffen ihres Berufsbereins 
—— in der Montan⸗ und Eifenin 
nlanb& wie Oberfchlefiend, haben feine g 
—— erlangt. Wichtiger iſt der Streitfall der Ham⸗ 
burger Reeder mit dem Verein ber Kapitäne und Gee- 
offiziere ber Hanbeldömarine, ber ja bier in ben lebten 
Tagen zu einer ———— *8 den aa 
Abgeorbneten Raab und Dr. S geführt 
gehe auf bie Einzelbetten Die uf nicht * weil 
ich glaube, daß es darauf gar nicht ankommt. b vr 
Kapitänverein einmal einen Beſchluß gefaßt de der n 
zwedmäßig war, ober ob der Ton einer Refolution ni : 
ganz richtig war, das tft vollkommen gleihgültig. Worauf 
es ankommt, ift einzig das: bie Reeder in Hamburg haben 
durch Androhung wirtihaftliher Nachteile die Kapitäne 
und Offiziere gezwungen, aus einem Verein außzutreten, 
in dem Be eine gute und richtige Vertretung ihrer Berufs: 
intereffen ichen. Wenn Arbeiter fih erlauben ** 
mit einem ſolchen Drude ihre Berufsgenoſſen in bie 
Drganifation Hineinzubringen, fo würden fie awetfellos 
zu ganz erheblichen Freſheitsſtrafen verurteilt werben. 
Wenn Herr v. Dirkfen vorhin eine Neibe folder Fälle 
angeführt und in fchärfiter Weile als —— — 
brandmartt bat, dann bitte ich ihn, 


eine Herr ch "Behmiänfende von 
—* beit Reihstagswahlen nicht mit ben 


* 


| 
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(A) leuten gehen, fondern mit bem Bund der Landwirte, fo 


find meines Erachtens bie Kaufleute durch ihren Mangel 
an fozialem Verſtändnis zum grogen Teile felber ſchuld 


daran. 
== richtig! lints.) 

Wenn Induſtrie und Handel zu einem ihrer Bebeutung 
entiprechenben Gin he boten Leben Deutichlands 
fommen wollen, wir zu einer bermünftigen 
taufmännifchen —E— fommen wollen, jo ift 
eine Vorbedingung dazu, daß bie Unternehmer aud volles 
Berftändnis bie wirtſchaftlichen und fozialen Be: 
ftrebungen ihrer kaufmänniſchen und techniſchen Angeftellten 
haben. Und wenn fie dad nit haben, jo muß bie 
Geſetzgebung einem ſolchen mangelnden Berftändnifie nad» 


en. 

Auf diefe wenigen te über bie Lage ber 
Ungeftellten möchte ih mid heute mit Nüdfiht auf bie 
Geihäftslage befchränten, aber nod eine Stleinigkeit vor⸗ 
bringen re des fogenannten alten Mittelftandes. 

in ben legten Tagen und ja bier bon ber 
— Seite mit einem gewiſſen Erſtaunen beſcheini 
worden, daß auch Mitglieder unſerer Seite für die Wünſche 
bed Haudwerks- und Kaufmannsſtandes Verſtändnis 
—— Das iſt ein Irrtum. Wir haben das Verſtändnis 
mmer gehabt und wir haben es auch mehr als einmal 
—* unſere Abſtimmungen und durch unſere Anträge 
ewleſen. 

Es iſt hier vielfach die Rede geweſen vom Hauſier⸗ 
handel, und ich möchte mir erlauben, im Intereſſe des 
Hauſierhandels, der gerade in meinem Wahlkrels eine 
erhebliche Rolle fpielt, den Herrn Staatsſekretär auf eine 
fleine Ungleichkeit aufmerffjam zu mahen. Im 5 57a 
ber Gewerbeorbnung beißt es: der Wandergewerbeſchein 
ift in der Regel zu veriagen, wenn ber Nadı — * 
25. Lebensjahr noch nicht vollendet hat. An dieſe Re— 


<B) halten. die Behörden im Fürſtentum Walded und, 9 


darf wohl annehmen, im übrigen preußiſchen Staate fi 
ziemlih ſcharf und bewilligen, natürlich außer in Aus— 
nt 6 da feine Wanbergewerbeiheine an Leute, bie 
. t 25 Jahre alt find. nn ndeöftaaten, nament- 
bie bayeriſche aben andere — cs 


doch w 
a ge Staatöfetretär in ber 
Lage, hier oa use, Übereinfommen der 
a 1 Abhilfe zu ſchaffen. 

A Msn ift dann in ber 
legten ek ebpafte Klage geführt worben über bie 
befannte Bundestalöoerorbnung von 1902 über bie Ruhe⸗ 
zeit ber re gung Bi Gaftwirtögewerbe. Ich glaube, 
ih ftehe nicht im Verdacht, daß i ben Wunſch habe, 
ee | gings wieder rüdgängig zu machen. 

meige aber aud zu ber Anficht, daß Diele Bundes: 
—— nicht 4 den ** ang sie im 
aſtwirtgewerbe = ereht wird. Einmal muß man berüd» 

ea en, daß im Sur» und Babeorten mit furzer Saifon 
die Verhältniſſe anders liegen als an Plägen, bie ein 
eihmäßiged Jahresgeſchäft haben, dab man nicht beide 


inge über ben hen Leiſten jchlagen fann. Gerabe 
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aus Sur: und Babeorten auch meines ae er 1* (C) 


mir ganz erhebliche Klagen zugekommen, baß dieſe B 

orbuung einfach nicht durchführbar if. Im übrigen tollen 
ja die Hotel- und Gafthauöbefiger nad ihrer Verfiherung 
gar feine re Nuhezeit ihrer Gehilfen, fonbern 
nur eine andere teilung. Ste erflären fih fogar 
bereit, eine weſentlich größere Gejamtruhezeit zuzugeftehen, 
wenn nur der Zwang zu einer 24ſtündigen umunter⸗ 
brodenen Ruhezeit alle 14 Tage gemülbert wird. Unter 
ber Vorausſetzung, daß eine B ng ber Angeftellten 
auf keinen Fall eintreten fol, daß die Ruhezeit nicht ver- 
mindert, fondern vermehrt und mur etwas anders ber= 
teilt wird, unter biefer Vorausſetzung möchte ich bie 
Reviſion der —— —— befürworten. Wie 

r 


—— kann ja näherer wägung überlaſſen 
eiben. 
(Brabo! links.) 
Präfident: Es ift mir gegenüber mehrfach der Wunſch 


ausgeiprochen worden, entgegen unferer fonftigen Gewohn: 
ie diesmal ſchon im der zweiten dich über bie 

efolutionen — zu laſſen. Da dieſe —— 
ſehr zahlreich ſind, ſo halte ich es auch 46 zweckmäßig, 
—* über dieſelben unmittelbar nah Schluß ber Diskufſſion 

— wird. Ich habe deshalb dieſe Reſolutionen 
in ber Reihenfolge, wie ih fie zur Abſtimmung bringen 
will, zufanmenftellen und nochmals an bie Herren ber- 
teilen laſſen. 

= Wort hat der Herr Abgeorbnete Dr. Junck. 


Dr. Jund, Abgeorbneter: Meine Herren, bie Not- 
wenbigfeit, daß wir am Schlufle unferer Beratungen, ber 
ia doch einmal eintreten werben muß, abzuftimmen haben 
werben über eine ganze Anzahl Reſolutionen, veranlaßt 
mid, im Namen meiner politiihen Freunde zu eingelmen 
ber Refolutionen Stellung zu nehmen. 


Ich beginne mit ber Refolution Raab und Riefen- (D) 


berg zu dem Geſetz über den umlauteren Wettbewerb, eine 
—— bie eine Denkihrift fordert über Die Er⸗ 
fahrungen, die man mit dem Geſettze bisher gemacht hat, 
über die Abänderungsvorſchläge dazu ſowie über bie Ber: 
—— die jüngft im Reichsamt des Innern durch 
eine Kommiſſion von Sachverſtändigen ftattgefunden 
haben. Ich kann nicht finden, daß biefe Hommiifion uns 
günftig zuſammengeſetzt ge ift; im Gegenteil, ich habe 
es lebhaft begrüßt, daß neben Bertretern bed re 
Lebens auch Juriften, namentlih auch ein Mitglied 
höchſten Gerichtshofs und zwar gerade des Senats —* 
Reichsgerichts, ber ſpeziell über Diefe Materie zu ent- 
ſcheiden hat, den Verhandlungen beimohnte..e em 
technifhe und kaufmännische Angeftellte gefehlt haben 
follten, fo dann dies buch Befragen nadgebolt werben. 
Die Kommilfion hat das Ergebnis ihrer Beratungen nicht 
veröffentlicht, eS ift aber doch durch einen Artilel ber 
„KHölnifhen Zeitung“ befannt geworben, und ih kann 
ieran bie Hoffmung knüpfen, daß es ohne eine nochmalige 
orlegung einer Dentiehrift möglich fein wird, dem Reichs⸗ 
tag ſofort einen Geſetzentwurf vorzulegen. Die Materie 
ift reif, und ich glaube nicht, daß es durch weitere Er⸗ 
bebungen gelingen wirb, wejentlich Neues ans dem bereits 
vorliegenden Material binzuzufügen. - Wenn man bie 
Rechtſprechung auf dem Gebiete des unlauteren Wett⸗ 
bewerb$ verfolgt, barf man jagen: das Gefek hat ſich 
im allgemeinen bewährt, es hat fi minbeftens bewährt 
ber Weg, ben man befchritten hat — was ja natürlich micht 
ausſchließt, daß man hier und da noch zu Verbeſſerungen 
gelangen kann. Bon vornherein muß man natürlid den 
Gebanfen abweifen, ald fönnte man auf burd) eine ber- 
artige Spezialgefeggebung das Übel, gegen bad: man 
fämpft, gänzlich auörotten. Meine Herren, die Unwahr: 
heit wird demjenigen, ber fie bekämpft, immer einen 


(A) Schritt voraus ſein. 





(Dr. Jund.) 








Die befte Gewähr gibt eine Recht: 
fpredung, bie ſich an ben Geiſt des Geſes hält, und ſo— 
viel ich ſehe, geſchieht das von ſelten unſerer höheren 
Gerichte, namentlich bon ſeiten des Reichsſsgerichts, wenn 
auch das Reichsgericht gerade hier durch das Erfordernis 
der Revifionsſumme einigermaßen behindert iſt. Es gibt 
ſehr viele Fälle des unlautern Wettbewerbes, wo der 
Anwalt ein Reviſionsintereſſe von über 2500 Mark nicht 
nachweiſen fann. Aber hiervon abgefehen, hat das Reichs— 
—— durch ſeine Rechtſprechung vorbildlich und nützlich 
gew 

Die Sachverſtändigenkommiſſion hat erwogen, ob es 
fih nicht empfehle, eine Generalllauſel gegen ben un— 
lauteren Wettbewerb einzuführen. Es iſt mir nidt 
erfihtlih, ob fie zum age des ganzen Geſetzes oder 
nur zu einer Ergänzung dienen ſollte. Man wirb befler 
daranf verzichten, dad ganze Geſetz dur eine General: 
Haufel zu erjegen, eiwa durch eine Beitimmung, wie fie 
bad franzöfihe Recht Kennt, an die ber franzöftiche 
Nichter befanntlih die ganze Nechtiprehung über den 
unlauteren Wettbewerb gekrüpft Hat. Wir werben anf 
gemwiffe Spezialbeftimmungen unſeres Geſetzes nicht ver: 
ern bürfen, namentlich auf bad Stlagerecht ber 
Intereſſenverbände und bie Erleichterung ber einftweiligen 
Berfügungen. Auch befiten wir ja ſchon eine General: 
Haufel in 8 826 des Bürgerlichen Gefegbuches, ber be— 
fanntlih denjenigen zum Schadenserſatz verpflichtet, 
der in eimer gegen bie guten Sitten berftoßenben 
Weife einem anderen Schaden zufüg. Ih kann 
verfihern, daß bad Meichögeriht gerade dieſe Be: 
ftimmung ſehr energifh zur Ergänzung des Gefehes 
veriwenbet, wie überhaupt ſich am dieſen —— eine 
weitreichende Redtipredumg 3. B. auch auf dem Gebiete 
be3 Koalitionsrecht3 angelnüpft hat, iiber die ex professo 
zu handeln einer fpäteren Beipredhung vorbehalten bleiben 


(B) darf. Ich habe bie Beobachtung gemacht, dab bie oft 


ungünftige Kritik unferer Rechtſprechung ſich hauptſächlich 
richtet gegen bie Rechtſprechung der Strafgerichte und 
bie außerordenilidh ſegensreiche Tätigkeit der Zivilgerichte 
faft überfieht. Letzteres gilt namentlich für das foztale 
Gebiet. Ich werbe mir erlauben, bei einer anderen Ges 
legenheit darauf zurückzukommen. 

Eine Sa: Aufregung, bas läßt ſich nicht beftreiten, 
bat ein Urkeil eines StrafjenatS des Neichögerichtö her: 
borgerufen, welches fi mit bem Ausverkaufsweſen be— 
ſchäftigt. Das Reichsgericht hat einmal bezüglih des 
Nachſchubes von Waren bei Ausverkäufen ein Urteil 
gefällt, weldjes, wie fehr häufig Urteile, die fih mit ganz 
Tonfreten Tatbeftänden befaflen, mißverftanden worden tft, 
mißverftanden bahin, al3 habe das Reichsgericht ben Nach⸗ 
ſchub von Waren für im allgemeinen geitattet bezeichnet. 
Das ift nicht richtig; aber es mag zugegeben werben, daß fich 
an dieſes lirteil eine große Beumruhtgung, wie faum zuvor 
gegenüber einer Entiheidung, gefmüpft hat, umd ich möchte 
beöhalb hervorheben, dab das Reichsgericht fpäter ein 
Urtell gefällt hat, welches hiermit aufgeräumt hat. Hier 
bat das Reichsgericht den Nahihub von Waren für 
prinzipiell unzuläffig erflärt. Es verträgt ſich aud tat: 
jählih nit mit dem Begriffe des Ausverkaufs, weil 
bann das befonberd günftige Angebot der billigen Ware, 
das eben bem Ausverkauf eigentümlich ift, nad) und nad) 
teilweife oder ganz verſchwindet. Trotzdem meine ich, 
und meine politiichen freunde flimmen durchaus bei, daß 
das Nachſchieben von Maren beim Ausverkauf überhaupt 
or verboten werben follte. Dieſer Schritt ift ent- 
hieden notivendig, da man mit Recht jchärfere Waffen 

genüber dieſer Spezies bed unlauteren Wettbewerbs 
orbert. Man könnte fogar fragen, ob nicht noch durch 
Präventivvorjhriften dem unlanteren Ausberkaufsweſen 
begegnet werben fünnte, etwa im Sinne bes öſterreichiſchen 
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Rechts, welches den Ausverkauf an eine polizeiliche Ge— 
nehmigung Mmüpft. Allein Hierzu würben wir nidht bereit 
fein, ans prinzipiellen Gründen und auch beöwegen, well 
die Polizei nicht die Verantwortung tragen kanu, bie fie 
dadurch anf fih nimmt, baß fie einen Ausverkauf ge- 
nehmigt und ihm dadurch eine höhere Bedeutung aibt 
auh in den Mugen bed Publikums, woburd. unter 
Umftänden der lauteren Konkurrenz gar fein Gefallen 
getan wäre. 
(Sehr richtig! aus der Mitte.) 

Aber man könnte wohl vorfchreiben, daß derjenige, 
ber einen Ausverkauf veranftalten will, gemau und ohne 
Verfhleierung den Grund zum Ausverkauf angibt und 
Waren, die er ausverkaufen will, genau inbentarifiert, 
ſodaß ein Nachſchub ohne Kontrolle, ohne daß er fofort 
nachweisbar wäre, nit möglich if. Außerdem verträgt 
dad Mettbeiwerbögefeg unbedingt eine Verfhärfung der 
Strafandrohung. Für den umlanteren Wettbewerb gilt 
jet, und zwar aud fir ben fchwinbelhaften Ausverkauf, 
eine Belbftrafe bis zu 1500 Mark. Diefe Strafandbrohung 
tft von einer ganz auffallenden Laxheit. Dan bebente, 
daß ein fhmwindelhafter Ausverkauf die Eriftenz ber Ge— 
werbetreibenben einer ganzen Straße, eines Orttelld ver- 
nichten kann. Hier ift eine viel härtere Geldftrafe am 
Plate. Weiter muß der Richter bon vornherein auf Frei⸗— 
heititrafe erfennen können. MWenn das geſchieht, werben 
= bem unlauteren Wettbewerb viel wirkſamer begegnen 

nnen. 

Da3 Gefeh gegen ben unlauteren Wettbewerb foll 
wefentlih ben Mittelitanb ſchützen, umb ich barf wohl 
bet dieſer Gelegenheit für meine politifchen Freunde bie 
Erklärung abgeben, daß wir durchaus bereit find, mit- 
zuarbeiten für unferen beutfhen Mittelftand, umb daß wir 
und feiner vernünftigen Geſetzgebung zu Gunften bes 
Mittelftandes verichließen werden. Denn wir find babon 
durchdrungen, baß derjenige Staat am fefteften fteht, bei 
bem bie Schicht zwiſchen Neihtum und Befiblofigteit 
möglichſt breit ift, und daß derjenige Staat verloren iſt, 
der feinen Mittelitand verloren hat. 

(Sehr richtig!) 

Wir wollen nicht vergeflen, daß bie legte Wahlſchlacht, 
bie zu einem fo ſchönen Siege ber ftaat3erhaltenden 
Barteten geführt hat, hauptſächlich geſchlagen worden ift 
vom deutſchen Mittelftand, und daß mir gerabezu ver: 
pflihtet find, gerabe wir Liberalen, für ben Mittelftand 
zu forgen, foweit es mit umferer Überzeugung nur irgend 
verträglich if. 


(Bravo!) 

Im übrigen tft natürlich dem Mittelftand mit bloßen 
Sympathiefundgebungen Be gedient. fiber einen 
Mangel an Sympathie in diefem Haufe Tann er fi 
übrigend nicht beflagen. Am vorigen Sonnabend haben 
drei Redner über die Mittelftandsbefrebungen geſprochen, 
und zwar Redner fpeziell aus bem gewerblichen Mittel: 
ftande: wenn ich recht unterrichtet bin, ein Bädermeifter, 
ein Schreinermeifter und ein Glajermeifter. 

Eine gewiſſe Gefahr für bie Mittelftandsbewegung 
ltegt darin, daß ber Begriff bed Meittelftandes zu weit 
erfaßt wird, daß man ihm zufchreibt Elemente, beren 

ntereffen miteinander follidieren. Ih erinnere mur 
daran, baß fich zum Mittelſtande rechnet der ſtädtiſche 
Haudbefiger einerſeits und der ſtädtiſche Mieter anderer: 
ſeits. Wer aber nur einige Erfahrungen auf fommunalem 
Gebiete hat, ber weiß, daß die Intereffen der Hausbeſttzer 
und ber Mieter ftark miteinander follibieren; man denke 
nur an die gemelnnügigen Baugefellihaften. Zum Mittel- 
ftande gehört ferner einerfeit3 der öffentlihe und private 
Beamte, ambererfeitd ber Gewerbetreibende; der Beamte 
winfht Wareneinfaufsgenoffenfchaften, ber - Gewerbe: 
treibende mißbilligt fie. Ich verweiſe ferner anf deu 


(©) 


(D) 
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(Dr. Jund.) 
(A) ländlichen umb ftäbtifchen Mitteltand; wir haben geichen, 

wie ſehr ihre Intereſſen bei ber Frage ber Fleiſchleurung 
—— —* find. Wirklich faßbar und greifbar 
ift ber gewerblide Mittelftand, für ben das ſchöne Wort 
gilt, daß berjenige zu ihm zählt, der ber Inhaber feiner 
Beirieb3mittel und zugleich fein erfter Arbeiter if. Diefem 
zu belfen, gibt ſich mannigfache Gelegenheit. Ich ver: 
weife auf den feinen Befähigungsweis und auf das Gefek 
zur an der Bauhandwerker. Wenn der Mittelftand 
glaubt, daß ihm dieſe Gefege wirklich weſentlichen Nutzen 
bringen können, fo find meine Freunde durchaus bereit, 
ihnen zuzuftimmen, weil wir es durchaus gerecht finden, 
baß berjenige, der an einem Bau beteiligt ift, auch eine 
Anwelfung auf ben Wert befommt, dem er durch feiner 
Hände Arbeit und feine Lieferungen erft hervorgebracht 
bat, und weil wir e3 durchaus nicht für illiberal erachten, 
wenn bie Unterrichtung ber gewerblihen Jugend nur bem 
geftattet wird, ber ben Nachweis erbradt hat, daß er bon 
feinem Gewerbe etwas verfteht, alfo dem Meifter. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 

Auf diefem Gebiete mitzuarbeiten, find wir mit ben 
bereit, und wir verfolgen mit großem ntereffe bie Bes 
ftrebungen wi Hebung des Mittelſtandes, die allerdings 
in dad Gebiet ber Landesgeſetzgebung gehören, und bie 
gipfeln im gewerblichen Unterrichtsweſen. Wir find über- 
zeugt, daß auf biefem Gebiete fein Opfer zu groß if. 
Möge nur der Mittelftandb nit das Vertrauen zu fid 
felber verlieren; wir wollen ihn nicht verlaffen; möge ber 
Mittelftand mehr und mehr erfennen, daß in dem ſchweren 
Kampfe der Zeit, in dem Kampfe gegen bie Großinbuftrie 
— bie aber, nebenbei bemerkt, auch immer wieber Ge— 
legenheit für neue Mittelftandseriftenzen ſchafft — ber: 
jenige fiegen wirb, ber fih am tüchtigften erweift. Ich 
habe bie große Freude gehabt, vor wenigen Tagen in 
Leipzig in einer Ausftelung von Gefellen- und Lehrlings⸗ 


(B) ftüden die Rede bes Obermeifterd einer Innung zu hören, 


ber ausſprach, daß fi bie Handwerker beffen wohl be- 
wußt feien, daß, wenn fie Gefellen und Lehrlinge aus- 
bilden, ihnen dieſe jungen Leute felbft wieder einmal 
Konlurrenz bereiten werben, daß fie aber troßbem nicht 
ablaffen würden, Gefellen und Lehrlinge zu unterrichten, 
fo gut fie könnten, weil fie glaubten, damit Dem Gewerbe 
und feiner Ehre am beften zu bienen. Bei folder Ge- 
finnung wird unfer Mittelftandb nicht untergehen. 

Daß die erwähnten Gefehe zu Gunſten bes Mittel- 
ftandes und andere Gefehe dem Neichätage bei feinem 
Zufammentritt nicht wieder voegelegt worden find — ich 
erinnere auch an bie Gefehgebung, die fih an $ 63 be 

andelsgeſetzbuchs anfnüpft —, haben wir Jüngeren Ieb- 
aft bedauert. Ih habe auch weder von bem Herrn 
Neihökanzler noch bon dem Herrn Slaatsſekretär einen 
Grund gehört, warum und das am fidh fertige Gefekes- 
material nit wieber vorgelegt worben if. Wir find 
hierhergelommen nad) einem Wahltampfe ohnegleihen und 
ſehen uns jet barauf beichräntt, den Fleiß und die Sad): 
funbe unferer älteren Kollegen, bie täglich in die Budget⸗ 
fommiffion gehen, zu bewundern, während es uns verjagt 
ift, praktiſch zu arbeiten. 

Zu dem fozufagen fertigen Gefegesmaterial gehört 
bad BVereind- und Berfammlungsreht. Ein gewifler Fort- 
ſchritt ift ja bemerkbar. Der Herr Reichskanzler hat im 
Eingang der Seffton erflärt, er denke an ein liberales 
BVereind- und Verſammlungsrecht, während vor wenigen 
Tagen fein Herr Stellvertreter erklärte, er beſchäftige ſich 
mit einem Vereins⸗ und Verſammlungsgeſetz. Ich glaube 
aber, einer längeren Beihäftigung mit diefer Materie wird 
e3 faum noch bebirfen; fie ift durchaus fpruchreif, namentlich 
ba wir wertvolle Vorbilder haben, worauf neulich ſchon 
Herr Naumann hinwies. 

(Zuruf von ben Sozialdemokraten: Sadfen!) 


— Ich bebaure, das ſächſiſche Vereins: und VBerfammlungs- (C) 


recht nit als wertvolles Vorbild bezeichnen zu lönnen. — 
(Heiterfeit.) 

Herr Naumann wied auf bie Gefeßgebung Würtembergs 
bin. Ih will an Baben erinnern, mamentlih aber an 
Heffen. Heſſen beichräntt fi auf die Beftimmung: 

Das Recht der Berfammlung zur Beratung über 

allgemein politifhe ober Brivatintereffen kann 

frei ausgeübt werben; gegenmwärtiges Geſetz fteht 

unter den Garantien ber Verfaſſungsurkunde. 
Und was das Vereinsweſen anlangt, fo gibt es im Groß: 
berzogtum Heffen ein Gefeg überhaupt nit. Es bürfte 
nicht allzu ſchwer fein, auf ben Boden einer berartigen 
Geſetzgebung zu treten. 

(Heiterfeit.) 
Die Beſchränkungen, die dad allgemeine Recht, namentlich 
bad Strafrecht, enthält, bleiben ja jelbfiverftändlih aud 
bem Vereins- und Berfamlungsreht gegenüber beftehen, 
alfo die 88 128 und 129 bes Strafgeſetzbuchs, ferner die 
NReihämilitärgefege, endlich das Recht des Kalſers, bei 
Gefährdung ber Sicherheit ganze Gebiete des Reichs in 
Kriegszuſtand au erflären. Namentlich werben neben bem 
Bereind: und Verfammlungdredht immer beftehen bleiben 
müffen bie allgemeinen Polizeigefege, was eigentlich jelbft- 
verftändlih if. Warum foll bie Tätigkeit der Polizei, 
bie ber Privatperfon gegenüber geübt wirb, gerade Halt 
machen bor Berfammlungen oder Vereinen? Es muß 
nur ber Glaube ſchwinden, als ob fpeziell das Vereins— 
und Berfammlungdreht eim Gebiet ſei, auf dem eine 
eifeige Tätigkeit zu entfalten, eime beſonders ſchöne und 
banfbare Aufgabe ber Polizei fei. 
(Sehr gut! links.) 

Deshalb empfiehlt es fich, polizeiliche Beſchreibungen aus 
bem Spezialgeſetze zu entfernen und das Nötige bem 
allgemeinen Polizeirecht, bem allgemeinen Strafredt zu 
überlaffen. 

Bor allem muß man für ein berartiges Geſetz Ein- 
fachhelt und Klarheit wünſchen. Das bürfen wir nad 
den Erflärungen des Herrn Staatäfelretärd auch mohl 
erwarten. Mlberhaupt kann ich nicht umhin, bem, was 
und nenlih ber Herr Staatöfefretär über ben Inhalt 
eined Reichsvereinsrechts gefagt hat, aus vollem Herzen 
zuzuftimmen und ihm zu banken, daß er einmal aus: 
geiprohen hat, dak man Meinungen nicht auf dem Wege 
der Polizeimaßregeln befämpfen kann 

(jehr —* 
daß, wenn wir überhaupt ein Reichsgeſetz belommen ſollen, 
es ein durch und durch liberales Geſetz ſein muß, und 
daß, wenn dies nicht durchzuſetzen iſt, — ſo darf man 
feine Ausführungen wohl verſtehen, — überhaupt davon 
er or werben fol, und ein Vereins⸗ und Berfammlungs- 
te 


t vorzulegen. 
(Sehr richtig!) 
Im übrigen gilt es bier, gan 
nehmen zu einzelnen fragen. Ich 
Freunden einen Entwurf borge 
ih mir etwa ein Reichsvereinsgeſetz borftelle. 
fi auf ganz wenige Paragraphen befchränfen. 
(Sehr richtig!) 

Ich glaube, daß man von vornherein verzichten kann auf 
die Verpflichtung, Berfanmlungen ber Volizei anzumelben. 
(Emeute Zuftimmung.) 

In Verfammlungen, bie öffentlih einberufen find, Tann 
die Polizei ohne Anmeldung erfcheinen, wenn fie es für 
notwendig erachtet, und wenn wirflid einmal eine Ber: 
fammlung der Polizei unbekannt bleiben follte, fo ift bas 
auch fein Unglüd, und wir brauchen deshalb bie allgemeine 

Anmelbepfliht nicht zu ftatuteren. 
Ebenfo halte ich nicht für notwendig bie Beſchränkung 
von Verfammlungen unter freiem Himmel. Wir haben 


präzife Stellung zu 
abe meinen —— 
‚um zu zeigen, wie 
Man fol 
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(Dr. Jund.) 
(A) 3 jet noch in Prenßen bie Beftimmung, daß zwei 

eilen bon ber Reſidenz bed Königs und bon dem je 
weiligen Site des Landtags VBerfammlungen unter freiem 
Simmel nicht abgehalten werden dürfen, — eine ganz 
unnötige Beitimmung, unter deren Segen, wenn ich recht 
unterrichtet bin, übrigens auch ber Neihätag fteht. Es 
ift aber nicht nötig, derartige Berfammlungen anderen 
Beſchränkungen zu unterwerfen, als fih aus bem all 
gemeinen Verkehrsintereſſe ergibt. Es wirb ferner, was 
die Zwede ber Vereine anlangt, genügen, wenn man aus: 
ſpricht, daß fie den Strafgefeg nicht zumiberlaufen dürfen. 
Bor allen Dingen folle man unbeſtimmte unb bdehnbare 
Begriffe vermeiden, wie: Gefährdung ber Sittlichkett, 
Gerährbun ber Orbnung und der Sicherheit. Es genügt 
bie Verweiſung auf bie Straigeiete. 

(Sehr richtig! Links.) 
Damit ift dad Staatöintereffe vollfammen gewahrt. 
(Erneute Zuftimmung Iinl3.) 

Man wird ferner Stellung nehmen müſſen zu ber 
Frage, ob Minderjährige von Berfammlungen und Ver: 
einen ausgeſchloſſen fein ſollen. Unter meinen politiiden 
Freunden berrfchte hierüber zunächſt Meinungsberſchleden⸗ 
beit; aber bei weiten bie Mehrzahl würde entichloffen 
fein, bie Beſchränkung der Minderjährigfeit fallen zu 
lafien. Man fol die Infektion, bie eventuell dadurch 
eintreten kann, daß ein Minderjähriger in Verſammlungen 
Dinge hört, über bie er kein ſelbſtäudiges Urteil hat, 
doch micht zu body anſchlagen. Der Minderjährige wird 
in der Berfammlung dod auch die Gegenmeinung hören. 
Gerade ungerecht wäre ed, etwa Studenten prinzipiell von 
Berfammlungen auszufchließen oder Arbeitern, bie ſelb—⸗ 
ſtändig Arbeitöverträge eingehen können, den Beſuch von 
Berfammlungen zu verfagen, die fi jpeziel mit dem 
Arbeiterrecht beichäftigen. Die Nachteile eined allgemeinen 
Berbot3 ber ae von Minderjährigen an Ber: 
(8) fammlungen find größer als bie Vorteile, die man etwa 

durch eine derartige Beſchränkung erreihen könnte. Ich 
weife darauf hin, daß in dem dem vorigen Reichstag 
vorgelegten Entwurf über bie Berufsvereine bie Alters- 
an von 16 Jahren aufgeftellt war. Dann möchte man 

effer reine Bahn machen und es ben Verfammlungen 
und Beretnen felbft überlaffen, Kinder auszuſchließen; fie 
werben daburd ihrem eg und ihrer Autorität felbit 
am beften dienen. Daß bie Teilnahme von rauen an 
Berfammlungen und Bereinen gänzlich freigegeben werben 
foll, dazu find wohl alle Parteten bereit, und es beiteht 
in biefer Beziehung fein Bedenten mehr. 

Folgt man dieſem Gebanfen, fo wird es möglid 
fein, ein Vereins: und Berfammlungsreht dem Reichstag 
borzulegen, welches gegenüber dem jetzigen Stande ber 
—— — man benfe nur an das preußiſche und 
das ſaͤchſiſche Vereinsgeſetz aus dem Jahre 1850 — von 
einer gr verblüffenden Einfachheit if. Hoffentlich 
wirb die ſchoͤne liberale Blüte, die aus dem Neben bed 
Herrn Reichskanzlers und bed Herrn Staatsſekretärs über 
die Geftaltung eines Reichs-Vereins- und Berfammlungs- 
rechts hervorging, nicht gefnidt werden, bevor ſich daraus 
eine Frucht entwidelt. Hoffentlich fällt fein Reif im ber 
rer ger darauf. Möchte dad Reichsgeſetz nicht das 
Schidjal des Geſetzentwurfs über die Rechtsfähigkeit ber 
Beruföpereine teilen, welcher wohl aud anders an ben 
Bundesrat gelangte, als er aus ihm zurüdkehrte. Herr 
Graf Poſadowskh hat zwar wieberholt verfichert, daß er 
biefen Gejegentwurf nah wie vor für braudhbar halte. 
Ich muß zu meinem Bedauern dem wiberfpreden. Ich 
fan ald Meinung ber vielen Kreiſe, mit denen man doch 
in der Wahlbewegung in Berührung kommt, verfichern, 
dab man über diefed Geſetz allgemein enttäufht war, und 
daß feine vielfahen Heinlichen polizeilichen Beflimmungen 
den Zweifel herborriefen, ob denn bie NReichäregierung 
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wirklich entſchloſſen war, ben Bernföpereinen diejenige (C) 


Selbjtändigkeit zu geben, bie ber Titel des Geſetzes an- 


fünbigte. 
(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 
Alfo muß der dringende Wunſch ausgeſprochen werben, 
bat das Bereind- und Verſammlungsrecht fih bon der— 
artigen Beichränfungen freihalte. Wenn es und gelingt, 
ein wirklich liberale Bereind: und Verſammlungsrecht 
zu ftande zu bringen, bann ift ja ein Geſetz über bie 
Rechtsfähigteit der Berufävereine bei weitem nicht mehr 
fo dringend. Es Handelt fih dann mur noch um bie 
Regelung ber privatrechtlichen Seite ber Berufsvereine. 
In diefer Hinficht mache id) aufmerkſam auf bie fort: 
ſchreiltende Rechtſprechung, namentlih auch des Reichs- 
gerichts, die die nicht rechtsfähigen Vereine immer mehr 
zu vollem Beben ausgeſtaltet. Insbeſondere iſt neuerdings 
entſchieden worden, daß ſich die Haftung der Mitglieder 
eines nicht rechtsfähigen Vereins, die doch an ſich dem 
Geſellſchaftsrecht folgt, ſehr wohl ſchon durch dad Statut 
beſchränken läßt auf das Vereinsvermögen, und daß eine 
derartige Beſchränkung ſogar ſtillſchweigend im Statut 
ausgeſprochen ſein kaun. Es folgt aus ihm oft ohne 
weiteres, dab die Vereinsmitglieder nur die Haftung des 
Vereinsvermögens gewollt haben. Die paffive Prozeß: 
fähigkelt befigen bie micht rechtsfähigen Vereine fchon, es 
fehlt ihnen eigentlih nur die aktive Prozeßfähigkeit, 
namentlich gegenüber ihren eigenen Mitgliedern, und bie 
Entbehrlichteit be3 Vertrauensmannes, auf den jegt noch 
bad Vermögen, namentlih der Grunbbefig, geftellt werben 
muß. Aber das find nur privatrechtliche Defiderien. Der 
Schwerpunkt liegt auf ber öffentlich-rechtlichen Seite, und 
dieſe gehört in das Vereins- und BVBerfammlungsredt. 
Die Regelung des Bereind- und Berfammlungsredts 
ift auch aus einem anderen Grunde außerordentlich wichtig: 
weil dieſes Recht der eigentliche Sit tft des ſogenannten 
Koalitionsrehtd. Ih Tage ausbrüdlich 
Koalitionsrechts“, weil id — ih will niemand zu nahe 
treten — doch bie ——— gemacht habe, daß, jo 
häufig man das Wort auch gebraucht, doch recht felten 
eine völlige Klarheit des Begriffes damit verbunden iſt. 
(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 

Es handelt fi um bie befannten 88 152 und 153 
ber Gewerbeordnung. $ 153 fagt weiter nichts, al3 daß 
gewiſſe partifularrechtlihe Beftimmungen, bie fih gegen 
das Stoalieren an ſich richteten, befeitigt fein folen, Straf: 
beftimmungen, wie fie 3. B. das ſächſiſche —— ee 
nnd bie preußiihe Gewerbeordnung aufwiefen. Nun hat 
aber bie Redtiprehung $ 152 jehr eng seele, wohl 
mit Recht — id will das hier nicht Fritifieren —, und 
zwar dahin, daß fih $ 152 mur beziehe auf bie Ber: 
befierung imbividneller Lohnbedingungen, nicht aber auf 
bie allgemeinen Lohn: und Arbeitöverhältniffe, alſo nicht 
auf das, was wir Sozialpolitif nennen. Wenn alfo eine 
Koalition ſich beſchäftigt mit Soztalpolitit, fo unterfteht 
fie den Beichränfungen, bie eben das jetige Vereins- umd 
Verſammlungsrecht der Behandlung politiiden Gegen- 
ftänden auferlegt. Es ift hiernach Uar, daß, wenn wir 
ein freicd Vereins⸗ und —— — ſchaffen, wir 
dann auch das Koalitionsrecht freier geſtellt Haben werben. 

Weiter kommt $ 153 in Frage, eine außerordentlich 
ſchwierige und intrifate Materie, mit der ſich bie Refolution 
ber Herren Ablab und Genoffen auf Drudjahe Nr. 256 
unter II beſchäftigt. Ich habe troß aller langen Debatten 
eine ausführlihe Ausſprache darüber vermißt, was benu 
eigentlich mit biefem Antrag gemeint it. Seine Biele 
feinen mir nicht ohne weiteres Klar zu fein. Man würbe, 
wenn man ihn ganz burchbenkt, vor Konſequenzen geftellt, 
bie vielleicht mande, bie im übrigen durdaus für die 
Sreiheit des Koalltionsrechts find, ablehnen. Wir haben 
in $ 153 eine befondere Strafbrohung zu Gunften des- 

109 


„ſogenannten (D) 
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(Dr. Jund.) 


(A) jenigen, ber ſich nicht koalieren will. Im allgemeinen 


ftebt jeder, ob er ſich koalteren will ober nicht, unter dem 
Schuß der Strafgefege, aljo namentlih unter bem Schutze 
ber Strafbrohung gegen Nötigung und Erpreffung. Nun 
geht aber | 153 wefentlich weiter. Der ftellt unter Strafe 
auch bie bloße Drohung, nicht etwa nur bie Drohung mit 
einem Vergehen oder Verbrechen, bie Nötigung im Sinne 
bes Strafgeſetzbuchs, ſondern jede Drohung. Es tft alfo 
ftrafbar, wenn 3. 8. ein ge anberen jogt: wenn 
du did nicht mit und orgamifierf, jo erden wir 
dich verachten, werben bi in B erflären ufw. — 
bie Drohung mit irgend welchem UÜbel ift unter Strafe 
geftellt. Nun fommt aber gi Schub, wie bemerkt, mur 
— en zugute, der ſich nicht koalieren will. Es ſoll 
nich wang ausgeübt werben auf benjenigen, ber 
entweber ablehnt, der Koalition beizutreten, oder ber aus 
der Koalition austreten will. Dagegen fehlt das Gegen- 
ftüd, nämlih bie Strafbrohung gegen bemjenigen, ber 
einen anberen verhindern will, Ein u foalieren. 
(Lebhafte Zuftimmung in ber Mitte, links und bet 
ben Soztalbemofraten.) 
68 fehlt alfo — man muß die Mar und unerbittlich 
ausfprehen — die Strafdrohung gegen ben Arbeitgeber, 
ber durch irgendwelche Mittel verhindern will, daß feine 
Arbeiter fi Toalieren, 
(lebhafte Zuftimmung); 
ber etwa zu feinem Arbeiter jagt: wenn bu nicht aus ber 
Koalition, aus ber Organtfation austrittft, dann fünbige 
id bir, dann verlierft bu beine Arbeit bei mir. Diele 
Imparität bes Gefeges tft ſchlechterdings nicht hinweg⸗ 
uleugnen. Sie wird übrigen nicht nur von ben Sozial» 
emoftaten beflagt, fondern auch bon ben Aa 
Dunderfhen Gewerkſchaften und von ben chriſtlichen 
Gewerkſchaften 
(ehr richtig!) 


(8) und auch von namhaften Sozialpoiitikern. 


(Zuruf: Leider nicht von den Nationalliberalen!) 

— Ig beihäftige mid gerade mit dieſer Frage; alſo ift 
Ihr Einwurf durchaus unberechtigt. — 

Es fragt ſich nun, meine Herren, ob man ben letzten 
Schritt machen fol, der allerdings ein außerorbentlich 
bedeutender ift und ber, wie ih ohne weiteres augebe, 
eine gar nit abzufehende ——— der Beſtre⸗ 
bungen ber organifierten Arbeiter bringen würde. 
Es ſcheint, daß bie Reſolution ber Herren Ablaß und Ge- 
noffen unter II biefen Gedanken verfolgt. Ste lautet: 
es fol ber 8 153 dahin erweitert werben, daß zugleich 
mit dem Mißbrauch bes Koalitionsrechts auch die rechts⸗ 
wibrige Verhinderung am gefegmäßigen Gebraud unter 
Strafe geftellt wird. Ich bebaure wiederholt, daß ich die 
geflung biefe Antrags nicht für ganz Mar erachten Tann. 

enn bie rechtswidrige Verhinderung am gefegmäßigen 
Gebraud if jest ſchon unter Strafe geftellt. Was rechis⸗ 
wibrig ft, kann man doch nur nad) dem Strafgefegbud 
beurteilen, und dieſes gilt jelbfiverftändlih auch gegen ben 
Arbeitgeber. Dasjenige, was der Antrag will, tft, genau 
befehen, daß nicht nur bie rechtswidrige Verhinderung 
unter Strafe geftelt werben fol, fonbern aud bie 
nicht rechtswidrige, daß alfo unter Gtrafe — 
werben ſoll, wenn der Arbeitgeber, von feinem Rechte 
aus dem Arbeitövertrage Gebrauch machend, bie Kündigung 
anbroht für ben Fall, daß ber Arbeiter einer Koalition 
beitritt ober nicht austritt. Man wird alfo der Materie 
nicht gerecht, wenn man immer forbert, daß bie reditö- 
widrige Verhinderung unter Strafe geftellt wird; man 
muß —* was man unter „reditöwibrig“ pen 68 
bürfte allerdings eine Frage fein, die ber eingehenbften 
Erwägung bebarf, ob man jenen legten Schritt tum fol. 
So ſehr ih perſönlich geneigt fein würbe, ihm zu tum, 
muß ich doch vor jeber Übertreibung warnen. Es müßte 


minbeftend erft ber deutſche Arbeitgeber gehört werben, (C) 


ber bet einer berartigen Ausbehnung der Strafanbrohung 
bes 5 153 einen großen Teil feines Hausrechts ber: 
lieren würbe; benn er würde dann allerbings nicht 
in ber Lage fein, von feinem Arbeiter zu verlangen, 
daß er einer beflimmten Organifation nicht angehöre, nnd 
er würde nidht den Audtritt aus ber Organifation er: 
zwingen können durch bie Androhung einer Kündigung, 
obwohl er andererfeit$ zweifellos in ber Lage tft, bem 
AUrbeiter ohne Angabe von Gründen zu fünbigen. Alſo, 
meine Herren, jebenfalld eine ſehr meittragenbe geſetz⸗ 
gebertihe Frage. Ich habe deshalb die Ausführungen 
des Herrn Staatdjefretärd mit Freuden begrüßt. Er bat 
bad eine anerkannt, daß eben auf bem Gebiete bes 
Koalitlonsrechts und feines Schutzes zurzeit eine ent- 
ſchiedene Imparttät befteht; er ift aber der Anficht, daß 
ed wohl beffer fein würde, biefe Frage nicht durch ein 
Spezialgefeß, ſondern bei ber allgemeinen NRevifion unferes 
Strafgejeged zu regeln, und in biefer Beziehung kann 
man fih feinen Ausführungen durchaus anfchließen. 
Jedenfalls bebarf die frage noch ber allerreiflichften 
Erwägung und Prüfung und, wie ih nochmals wieber- 
hole, aud einer Ausſprache von feiten ber Arbeitgeber 
darüber, ob fie e8 überhaupt für möglich erklären, mit 
einer derartigen Ausdehnung des Schuged audzulommen. 

Ich möchte nod erwähnen, daß die Imparität auch 
dadurch aus ber Welt geihafft werben könnte, dab & 153 
überhaupt geftrihen würde. Much diefer Wunſch iſt viel- 
fach laut geworden. Dann würde man eineß befonberen 
Schutzes auf beiden Seiten entbehren, bann würden mur 
die allgemeinen Strafgefege für das Soalitionsrecht 
gelten. Vielleicht wäre dies ber befte und gangbarfte Weg. 

Im übrigen will id noch einmal unterftreihen, was 
neulih Herr D. Naumann ausgeführt hat, daß eben bas 
nefamte Arbeiterreht in der Koalition gipfelt. Durch die 
Koalition wird basjenige erftrebt, worin das Int 
Arbeiter fi konzentriert, der möglichft hohe Arbeitslohn. 
Ich gebe aber aud) meinem PBarteifreunde Herrn Dr. Streſe⸗ 
mann burhaus recht unb bin ihm banfbar, daß er einem 
möglichen Mißverftändnis der Naumannihen Rebe vorge⸗ 
beugt Hat, ald wäre in Deutſchland ber Arbeiter gegen- 
über bem linternehmertum überhaupt nur eine Nummer, 
für die eventuell ein Plag frei iſt. An ſich iſt 
bie Rede des Herm D. Naumann wohl gar nit fo 
ger geweien. Gr er eben nur im Auge Kane 
te großen Betriebe der ſchweren Inbuftrie, wo tatfählich 
taufende von Arbeitern einem Unternehmer e enüber- 
ſtehen. Es ift aud bankbar zu begrüßen, a Herr 
Dr. Strefemann dem möglihen Irrtum entgegengetreten 
ift, ald gäbe es in Deutihland überhaupt nicht mehr ein 
Verhältnis von Wrbeitgebern nad 
weldem ber Arbeitnehmer für ſich und ohne Soalition 
—— Arbeitsbedingungen ſtellen und auch hoffen konnte, 
aß fie vom Wrbeitgeber bewilligt werben. gi 
babe ih mic gefreut, daß Herr Dr. GStrefemann bie 
Auffaffung befämpft hat, als ob das Ziel unferer Soztal- 
a fein müßte, baß das Unternehmertum als felbftändig 
trigterende8 Moment ausgeſchaltet werde gegenüber 
einem Inbuftrtebürgertum aus Arbeiter. Der Unter: 
nehmer muß doch derjenige bleiben, ber das Ziel und 
auch bie Mittel angibt, mit welchen nad) diefem Ziele zu 
ſteuern ift. 

Ih will num mit ganz —— Worten noch auf den 
Antrag zurückkommen, ben meine Parteifreunde geſtellt 
Fa ben auch ich unterfchrieben habe, unb ber da be: 
chäftigt mit ber Schaffung eines befonderen Reichsarbeits⸗ 
amts im Rahmen bed Neihsamtd des Innern. Daß 
große und ——* Aufgaben auf dem Gebiete der 

ozialpolitik zu löſen find, erlennen wir alle an. Der 
Erkenntnis dieſer Tatſache entipringt unfer Antrag. Der 


u Arbeitnehmern, 


erefle des (D) 


(A) 


(B 
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(Dr. Jund.) 
ge at Age” ge id) gehört habe, zu 
m noch nit geäuße 5 liegt und baran, jeben 


Schein zu befeitigen, nis 34 ber Antrag irgend⸗ 
welde perfönlihe Spigen gegen ben Herrn Staalsſekretär. 
Gegenteil, wir erbliden mit ben anderen Parteien in 
dem Herrn Staat3felretär den Minifter für Sozialpolitit, 
bon bem wir nod Großes auf biefem Gebiete fir das beutiche 
Volt erwarten. Aber wir halten es doch für angemeflen, 
wenn einem weiteren, bon vielen Seiten betonten Stoden 
ber Sozialpolitit dadurch vorgebeugt wirb, daß bei * 

een en geſchaffen werben, die ganz ſpezie 
ber — olitit dienen ſollen, und wir würden —— * 

San reube begrüßen, wenn gerabe ber jeßige Herr 

ce: bes Reihsamt bed Innern einem fo 
arbeitsamt bie Organiſation geben unb feine 
5* lelten fönnte. 

um Schluß geftatte ih mir nod auf ein abjeits 
ber biöherigen Grörterungen liegendes Gebiet zu fommen: 
die Schiffahrtdabgaben. Welche Stellung nimmt ber Herr 
Reichölanzler ein ——— den Beſtrebungen Preußens, auf 
Strömen, bie auch andere deutſche Staaten und außerdeutſche 
Staaten berühren, Schiffahrtdabgaben einzuführen? Hier- 
über tft ja eine befonbere Snterpellation eingebracht worben. 
Die Herren Interpellanten werden es hoffentlich nicht als 
einen Aft unlauteren Wettbewerbs betradhten, wenn id 
F Frage ganz kurz berühre. Ich will nicht —— 
auf ihre wirlichaftliche Seite, nicht erörtern, ob es denn 
weife von Preußen 5 ewejen tft, jeine Stanalpolitif mit ber 
Erhebung * Abgaben auf Strömen zu verquicken, die 
ihnen nicht allein zugehören; ich will auch nicht von der 
Tendenz der Einführung von a Arne ſprechen, 
nicht — ob fie bloß ber Schiffahrt als folder 
oder etwa auch ber Berteurung bed Waflerweged bienen 
ollen, und ob wir nicht befler tun, die ſchwer errungene 
— — deutſchen Ströme mit allen Mitteln aufrecht 
erhalt Ich will aud nicht eingehen auf bie 
Sit, bie fih an biefe Frage genüpft at, und bie 
verbunden ift mit dem Namen eines Mitg edes eined 
eußifchen Minifteriums, eine Publizifttt, die wenig Bel« 
— efunden bat, bie ich bedaure als Juriſt, weil ich fie 
alih halte, und als — fagen wir einmal — 
Batriot, m weil ich unfere Neihöverfaffung nit für ein 
—— Gebiet juriſtiſcher Interpretationskünſte er- 


achten kann. 

(Sehr richtig! links.) 
Aber, meine Herren, es wäre doch intereflant, zu hören, 
welches Ergebnis denn die Verhandlungen gehabt haben, 
bie doch offenbar ber Herr Reichskan e mit dem preußtichen 
Herrn Minifterpräfibenten em 


darüber, ob benn basjenige, was Preußen tut, mit unferer 
Reihöverfaffung vereinbar if. 

Es ift unwiberiprocden geblieben, daß in nmeufter Zeit 
ein Gutachten des Neihäiuftizamts eingeholt worben ift; 
auffallend fpät! Man follte meinen, bat bie ganze Aktion 
bamit hätte beginmen follen, dab man ſich erft bergemiflerte, 
ob denn nicht die Reichsverfaſſung entgegenftehe. Es ift 
auch unwiderſprochen geblieben, daß das Reichsjuftizamt 
die Erhebung von Schi ahrt3abgaben als unvereinbar mit 
ber R —9 Ar — 5 — fie jene * bezeichnet hat. 


Trotzdem RN, zu —— hg dus Hare Bekenntnis 
in diefen Räumen, daß dem Reiche gegeben werben fol, was 
des Reiches if. Wir vermiffen das flare Bekenntnis, daß 
bie Frage, ob Schiffahrtsabgaben zuläffig fm, nur im 
Bundesrat ausgetragen werben — — a be 

Beftimmung bed Art. 78 der Neid a Munp und bann 
bier im Deutſchen Reichstag, a feib erſtuͤndlich feine 
Zuftimmung geben müßte, wenn die Reichsberfaſſung ge: 
ändert werben follte. Stati deſſen hören wir fortwährend 


ir 





von Berhandlungen, hu mit einzelnen Bundesſtaaten, (C) 


wohl en Staaten geführt werben. 
Man hat das Gefühl, ald ob. wir nicht in einem Bundes⸗ 
ftaat, jondern in einem Staatenbund wären. eben Tag 
lieft man Neued. Namentlich knüpfen fih an die Namen 
Württemberg, Baden, Heſſen und Sachſen die lebhafteſten 
Kontroverſen. Heſſen und Sachſen ſcheinen ja feſtzu⸗ 
ſteh bin übrigens nicht unterrichtet über bie näheren 
Abſichten der Regierung meined engeren Heimatlandes. 
Württemberg ſcheint eine Säule au eh bie über Nacht 
geborften ift, alſo wohl fürgen wir 


(Heite X 
Über Baden hört man bald dies bald jenes, wie Ktriegs⸗ 
berichte. Einmal heißt es: Baden ſteht noch feſt, — das 
en | abe Mal: e3 fällt, tft ſchon gefallen —, nein, e3 fteht 
Gene Herren, ich glaube nicht, daß biefe Behand⸗ 
lung ber Sade gerade im Intereffe bed Reichdgebantens 
liegt und fürchte, —* mehr ibealer Schaden angerichtet 
wird, als ſich auf dem Wege wirklicher Sqhffahrts- 
abgaben wieber bereinholen läßt. Ich halte bie Frage 
für außerorbentlih ernft und geftatte mir in biefer Ber- 
bindung, wenige Worte aus * Broſchüre des Leipziger 
Profeſſors Dr. Otto Mayer über die Schiffaprtsabgaben 
borzulefen, der folgendes fagt: 
Wenn man fih diefe Zufammenhänge richtig 
berge —— om wird man auch geneigt 
fein, mit dem mötigen Ernft zu be 
—*— y ift fein ur 8 — unzweifel⸗ 
afte Interpretationskünſte; auch nicht, 
daß geſchickt und selbemuft fa chriebene Mono» 
graphien ein — ſtiſches — 
liefern. Im ——* re ji emben 
Nationen mag bad am Platz Hier aber 
anbelt es fi um —— — — und 
undestreue. 


auch mit außerdeutſch 


Meine Herren, ich ſchließe mit der Bemerkung, daß 


nad meiner Erinnerung Fürſt Bismard ein außerordentlich 
eined Gefühl in fir bie Empfindungen ber Hleineren 


besftaaten 
(Brabo!) 


Vizepräfibent Dr, Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Abgeorbnete Götz v. Dlenhufen. 


Götz v. Olenhuſen, Abgeorbneter: Meine Herren, 
Fr möchte —— mit wenig Worten auf die Rede des 
Herrn Kollegen — eingehen, die er am erſten —* 
der rg we m Haufe son bie Hauflerer gehalten 
at. Es richtig | daß in Bayern bie Ver: 
ältniffe — als in” anderen Gegenden Deutſch⸗ 
8; man barf aber die Sache nit verallgemeinern. 
68 gibt doch Gegenden im Deutſchen Reiche, wo bie Be- 
wohner auf ben Haufierhandel angewiefen find, um —* 
ſelbſt angefertigten Waren zu vertreiben, hauptfächlich im 
preußifchen und im hannöverſchen —— he möchte 
en, bie Angriffe auf bie Hauſierer nicht au ber- 
allgemeinern, ſondern Unterſchiede beftehen en zu lafien für 
biejenigen Beute, bie diefem ehrlichen Gewerbe nachgehen, 
indem fie —— Icio — Waren umhertragen. 
zu u breite eit Die Me —— Sn —— 
u unterbreiten, ern aud) auf fozialpo em 
Gebiete liegt. Es — — um un ehe he ur 
bie in meinem W 
bie ich bei ber ———— Ges see nur 2 sad 
vortragen werbe, iſt folgende. Der Betreffende hat mir 
bad Material erft in den Ofterferien gebradt; ſonſt hätte 
ih mir erlaubt, ſchon damals bei der Wahlbebatte = 
Oftern bad bier = Sprade & bringen. Es ift ber 
—— — chneider in Göttingen, ein Mann, der 
jetzt 47 Jahre im Bahnbetrieb gearbeitet m: MM. wohnt 


D) 


(A) in Göttingen. 


(B) Schneider penfioniert. Er hat mir 


1832 

(G58 v. Olenhufen.) 
Gr hat nah 25 Jahren Dienfizeit eine 
Prämie von 30 Mark und nad 86jähriger Dienftzeit 
abermals eine folde von 60 Mark befommen und hat 
nah 45jähriger Dienftzeit wieder die Prämie bon 
100 Markt erhalten und tft am 26. Februar 1894 von 
Seiner Majeftät dem Kaiſer mit dem Allgemeinen Ehren: 
zeichen ausgezeichnet worben. 

Der Mann hat mir gejagt, dab er mir feine Stimme 
jegt Schon dreizehnmal gegeben hätte. Mit den Stich: 
wahlen zufammen geredhnet ift das aud ganz richtig. 
Er fagt, daß bie Arbeiter im Jahre 1903 in der Werf- 
ftatt, als ich mit einem Sozialdemokraten in ber Stich— 
wahl ftand, fogar aufgefordert worden wären, für meine 
Berjon die Stimme abzugeben. Diefed Mal ift die Sache 
etwas anders gehandhabt, dieſes Mal ftand ich mit einem 
Nationalliberalen in der Stihwahl, und nad ben be— 
fannten Reben bed Herrn Reichskanzlers ſcheint es, als 
ob ber Vorgeſetzte dieſes Betreffenden dadurch auch etwas 
konfus geworden iſt, ſodaß er nun den anderen Tag, 
den 6. Februar, nachdem ich geſiegt hatte über meinen 
Gegner, ihn kommen läßt und ihm ſagt, er möchte feine 
Penfionierung einreichen, er wäre krank. Schneiber 
erividert, er wäre nicht frank und wilrde ſich ärztlich unter: 
ſuchen laſſen; er fönnte feine 3 ober 2 Jahre nod 
herauöholen, weil er fih dann bei der Venftonterung nad 
50 jähriger Dienftzeit beffer ftehen würde. Das hat alles 
nichts geholfen; er ift zum Arzt gefchidt worben, und ber hat 
ihn unterfucht. Was der Arzt geſagt hat, weiß er nicht, 
er glaubt aber, daß ber Arzt ihn nicht krank geichrieben 
hat; denn er hat ji aud) von einem Privatarzt unter: 
ſuchen laffen, ber ihm ein Atteſt ausgeftelt hat, daß er 
bollftändig gefund fe. Der Mann wurde feit langen 
Jahren damit befääftigt, dab er Bahnwagen nachſieht 
und repariert; das ift aljo ein Zeichen, dab er ganz 
arbeitsfähig und brauchbar im Dienft if. Trotzdem ift 

elagt, baß er baburd) 
geihädigt wäre, denn er würde ſich demnächſt im ber 
Höhe der Benfion befler ftehen und aud) nod eine Prämie 
befommen haben nah 50 jähriger Dienſtzeil. Ich habe 
ihn gebeten, das Material, das er mir bamald mündlich 
mitgeteilt hat, zufammenzuftellen. Da3 hat er mir jegt 
überreicht, und ich werbe mir erlauben, dasſelbe dem Herrn 
Staatöfekretär zu überreichen. 

Dann möchte ih nur nod ganz kurz bem Herrn 
Kollegen Barenhorft bitten, bei künftigen Gelegenheiten 
doch feine Angriffe auf die Welfen zu machen. Ich weiß 
nicht, wie er dazu gekommen ift, dba er im Eingange 
jeiner Rede fagte, fie ftänden feinem Herzen befonbers 
eg Zu: feiner Entſchuldigung kann id nur annehmen, 
daß Herr Kollege Varenhorft, weil er erft fo Kurze Zeit 
hier tft, vorläurig noch ben Reichſtag mit einer Wahl- 
verfammlung verwechlelt hat. 


Vizepräfident Dr. Paafhe: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Schiffer. 


Schiffer, Abgeorbneter: Meine Herren, bie große 
Zahl der fozialpolitifhen Anträge — ein Rebner hat fie 
jogar „Legton* genannt — wird in ber Hauptſache zwei 
Sründe haben. Einmal ift e8 eine unleugbare Tatſache, 
daß die fozialpolittihe Geſetzgebungsmaſchine in ben 
legten Jahren nicht allzu viel Bedeutungsbolles produziert 
hat, und daß man auf ber anderen Seite im Volfe eine 
fräftige Förderung ber Sozialpolitik verlangt und vom 
neuen Neichätage und auch vom Bunbesrat erwartet. 
Der zweite Grund wird wohl ber fein, daß unſer Reichd- 
fanzler und auch mod ein Höherer nad dem Ausgange 
der biesjährigen nr. gan erflärt hat, daß nun erft 
recht mit der Soztalpolitit und mit der Fortführung ber 
Sozlalreform Ernft gemadt werben foll. 





Reichstag. — 29. Sigung. Montag den 15. April 1907. 


Meine Herren, wir hriftlicdmational gefinnten Arbeiter, (C) 


bie wir auch eine energiihe Fortführung unferer Sozial» 
politit erhoffen, erfennen dankbar das, was biöher auf 
biefem Gebtete geleiftet worben ift, au. Wir haben in 
Deutihland eine Arbeiterverfiherungsgefeggebung, wie fie 
tatfählih in der Welt beifpiellos bafteht; wir haben eine 
Arbeiterichuggefeßgebung, welde zwar — ebenjo wie bie 
Verſicherungsgeſetzgebung auh — noch recht reform: 
bebürftig und vielfach unvolllommen ift, bie fih aber, im 
manden Teilen wenigftens, ſehen laffen kann, und ich 
möchte, ohne bie Herren von ber äußerften Linken bireft 
angreifen au wollen, doch als Arbeiter fagen, daß es in 
ben weiteften Streifen umferer Arbeiter, ja his tief in bie 
Reihen der Sozialdemokratie hinein, als nicht richtig 
empfunden worden ift umb namentlih heute vielfach ver: 
urteilt wird, daß die fozialdemofratifche Fraktion biefen 
zum Teil großen und wichtigen ſozlalpolitiſchen Geſetzen 
nicht ihre Zuſtimmung gegeben bat. 
(Zuruf bei den Sozialdemokraten: 
Das Zentrum aud)!) 
— Nm, Herr Kollege Bömelburg, dad Fentrum hat 
jedenfall an dem Zuſtandekommen diefer Gefeßgebung 
praftifh und pofitiv mitgewirkt, wad Ste von Ihrer 
Fraktion nicht jagen können. 
(Buruf bei den Sozialdemokraten: O bo!) 
— Sie haben zwar immer behauptet, Sie felen deswegen 
dagegen gewefen, weil Ihnen dieſe Geſetze nicht weit 
enug gegangen wären; aber id meine — ba Gie biefen 
—— — gemacht haben, will ich etwas weiter auf 
dieſe Frage eingehen — ich meine, wenn Sie konſequent 
fein wollten, wenn Sie wirklich damals der Meinung 
waren und hente noch find, daß diefe Geſetze zu ſchlecht 
waren, um angenommen zu werben, bann hätten Ste doch 
alle Urſache gehabt, Anträge auf Abihaffung diefer Ge— 
fege zu Stellen, und außerdem follten Ihre ig auch 
nicht jo ikonſequent fein, jetzt dieſe Geſetze zu benutzen, 
z. B. bei den Srankenkaffenwahlen ſich um die Beamten—⸗ 
poften zu bewerben, bei den Gewerbegerihtöwahlen bie 
Belfigerftellen zu beſetzen ujw. Sie legen ſich ba gen 
in ein Bett, das von anberer Scite gemadjt worden ift. 
(Zadhen bei den Sozialdemokraten.) 
Denken Sie fih doch einmal den Zuftand, der — 
indem fie biefe Geſetze ablehnten — eigentlich Ihren 
Wünſchen und Abfihten entſprochen hätte, denken Sie 
fi, wir hätten in Deutſchland bei bem gegenwärtigen 
Stande bed Wirtihaftslebens keine Krantens, feine Unfall» 
verfiherung, feine Invalidenberſicherung, feine Arbeiters 
ſchutzgeſetze, keine Gewerbegerihte — das wäre ein Zu⸗ 
ftand, den Sie doch eigentlich gewollt haben, da Ihre 
weitergehenden Wünſche nicht berüdfichtigt worben find. 
Ich glaube, Ste können mit ber Laterne juchen gehen im 
Lande, Sie werben feinen vernünftigen Arbeiter finden, auch 
feinen vernünftigen Sozialdemokraten — es gibt ja auch 
vernünftige Soztalbemolraten — 
(Heiterkeit), 
ber einen ſolchen Zuſtand herbeiwünſchen wiürbe Ein 
folder Zuftand würbe zwar ben Arbeitern unenblich 
ſchädlich fein, aber ber Weizen ber Sozialbemofratie 
würde dabei blühen. 
rt richtig!) 


(Seh 8 

Die Tatſache läßt ſich nicht aus ber Welt ſchaffen, daß 
die Sozialdemokratie ald Arbeiterpartei jedenfalls in 
—— Beziehung ihre Pflicht und Schuldigkeit gegen⸗ 
ber ben Arbettern nicht getan bat. Wenn heute allein 
auf Grund der Berfiherungägejeßgebung unferen Arbeitern 
an Krankengeldern und Renten täglich faft 1:/, Millionen 
Mark u er werben, fo find bie Herren bon ber 
foztalbemofratifchen Partet daran unſchuldig. 

Wenn man alio biefe Anerkennung ımferer bis- 
berigen Gejeggebung nicht verfagen kann, eine Anerkennung, 


Ce} 


D) 
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ie) 


ta) wie fie ja aud am Sonnabend noch ber ſozialbemokratiſche 


Abgeordnete, Herr Schmidt, audgefproden hat, fo barf 
man doch anbererjeit3 jagen, daß eigentlich umfere foziale 
Geſetzgebung jo beſchaffen fein müßte, daß fie en 
modernen Berhältniffen und Bebürfniffen entipräcde. Wenn 
man aber bie Dinge von biefem Geſichtspunlte aus bes 
tradtet, dann fommt man zu dem Refultat, daß nod recht 
vieles fehlt, recht vieles unvollkommen if. Es hat zwar 
in anerfennenöwerter Weile der Herr Staatöjelretär Graf 
v. Poſadowsky eine ganz ſchöne Lifte ſozialpolitiſcher Be: 
feßeßvorlagen, bie im Bundesrat vorbereitet werben, an- 
geführt; darunter find and, einige jehr wichtige Materten, 
wie bad Vereindgefeg, das Geſetz über bie Arbeitätammern, 
dad Gefeg über den zehnftindigen Morimalarbeitstag fir 
Arbeiterinnen ufwm. Aber id; bin durchaus der Meinung, 
ba biefe Neuerungen zwar auch bon umferer Arbeiter: 
ſchaft freudig begrüßt werben, daß aber aud; noch einiges 
anbere —* früher hätte geſchehen ſollen, zumal wir nicht 
fagen können, daß wir im jeber Beziehung mit anderen 
Nationen auf fozialpolitiihen Gebiet konkurrieren können. 
Auch ber Herr Abgeordnete Naumann, beffen Rebe ja viel 
erörtert worden tft in ber legten Zeit, hat meiner Meinung 
nad) ben finger an die richtige Stelle gelegt. Herr 
Naumann hat zwar eine hohe Sprache geführt; er bewegt 
fih ja überhaupt in ber Negel nur in den höheren Re— 
atonen; aber bet fetner Rede habe ich auf ber Rechten ben 
Zwiſchenruf gehört: „adj, das find ja lauter Phrafen!* 
Diefe hohe Sprade ſei zugegeben; aber durch bie Ge: 

en, bie Herr Naumann ausgeſprochen hat — und in 
ſachlicher sn rg waren fie durchaus nicht ganz nen —, 
hat er eigentlich ben Stier bei ben Hörnern gefaßt. Der 
Ausbrud „Bhrafen“ war jedenfalls ſehr beplaciert. Herr 
Abgeordneter Naumann hat zweierlei feftgeftellt: einmal, 
dab eine große Reichdtagämehrheit für eine Anzahl not 
wenbiger jehr wichtiger jogtalpolitifcher Belege vorhanden fei; 


(B) er bat ferner gewicht, daß in ber Großinduſtrie eine Art 


Berfaffung über das Arbeitöverhältnis geſchaffen werben 
möge tm Laufe der Zeit, und hierfür — fo fügte er aus— 
führlicherweife bei — jet bie Grimblage ein gutes 
Koalitionsrecht, ein Koalttionsreht, dad die heute noch 
vielfach beitehenden jchreienden reaftionären Zuſtände auf: 
bebt, ein Koalitionsrecht, das auch bie zum Teil dor- 
andene Klaſſenjuſtiz und Stlafiengejehgebung aus ber 
elt ſchafft. Es hat vorhin Herr v. Dirkfen auch ges 
meint, bat eine große Majorttät im Reichsſstag vorhanden 
jet Fortführung ber Sozialpolitit. Wenn aber bie 
Sozialpolitit, die der Herr Abgeorbnete v. Dirkſen fi 
„auch nur einigermaßen den Münfchen unferer 
Arbeiter entiprehen ſoll — id benfe bier nicht an bie 
ſozialdemotratiſchen Wrbeiter, ſondern an bie national- 
gefinnten, hriftlichen Arbeiter —, daun, glaube ih, muß 
man zu biefer Reichstagsmehrheit vor allen Dingen aud 
die Zentrumspartei rechnen; denn im ber Mehrheit, bie 
aus ben konjervativen und liberalen Parteien befteht, 
e ich nicht, namentlich nicht nah ben Ausführungen 

ed Herrn v. Dirffen, dab man ba eine ſo weitreichende 
Soztalpolitif getrieben wiffen will, daß biefe ben berechtigten 
Wunſchen unferer Arbeiter entfpriht. Denn in biefer Mehr⸗ 
a fit ja auch bie Reidhspartel; und wenn Herr d. Dirkſen 
ogar den berfiorbenen Freiherrn v. Stumm als einen der 
erken Sozlalpolittfer bezeichnet hat, ba muß ich doch fagen, 
daß man in Arbeiterfreifen über ben verftorbenen Freiherrn 
-d. Stumm ald Goztalpolititer dach eine ganz ambere 
Auffafiung gehabt hat. Herr dv. Stumm hat eine Soztal- 
politif getrieben und treiben wollen — unb das mollen 
mande Herren auf ber Rechten auch — bie nichts welter 
bebeutet ald ein Ausbauen bes Patrlardalismus, eine 
Soztalpolitif der Bevormundung, bei ber es wenig Frei: 
heit und Selbftbeftimmungsredht für umfere Arbeiter gibt. 
Der Patriarchalismus bat fi denn doch überlebt, umb 


wenn man in Ihren Streifen — um mit Herrn v. Dirkſen (0) 


zu reden — bie fire Idee hat, daß das bie richtige Sozial- 
politik jet, jo wird damit doch ben berechtigten Wünfchen 
der national gefinnten Arbeiter keineswegs entſprochen. 
Meine Herren, ein gutes Koalitionsrecht, hat Herr 
D, Naumann gelagt, muß bie Grunblage bilden. Jawohl! 
Wie fieht es aber damit aus? Wir haben ba bie 88 152 
und 153 der Gewerbeordnung. Aber ber 5 152 regelt 
bad Stoalitiondreht ber Arbeiter einerfeit3 total unzu— 
reihend, und zweitens überhaupt nur in negativer Form, 
in einer Form, die ed ben Behörben unb Arbeitgebern 
ermöglicht, die Urbeiter vielfach nah Gnade und Willfür 
zu behandeln. $ 153 ſchräntt bie Soalitionäfreiheit 
wieder ſehr bedeutend ein. Sie alle wiffen, welche harten 
lirteile auf Grund biefed Paragraphen gegen Arbeiter 
gefällt find. Ih will von ben vielen befannten 
Fällen nur einen einzigen aus ber füngften Zeit erwähnen. 
In ihrer Nummer vom 28. März 1907 berichtete bie 
a ne Praxis“, dab in Nugöburg eine Anzahl Bau: 
arbeiter einen Strafbefehl auf 5 Tage Haft erhalten 
haben wegen groben Unfugs. Diefer wurde darin erblidt, 
daß fich jeber einzelne von biefen Arbeitern im Wirtshaus 
an einen beionberen Tiſch geſetzt hatte. An biefe Tiſche 
fam hinterher eine Stolonne Streitbrecher zum Frühftüd. 
Die Lente haben ſich ganz ruhig verhalten, fie haben mit 
feinem Wort bie anmwejenden ober hinzugelommenen 
Arbeitswilligen, vulgo: Gtreifbrecher, beleidigt ober 
beläſtigt. Dennoch mwurben fie zu 5 Tagen Haft ver: 
urteilt wegen groben Unfugs. 
Hört! Hört! in der Mitte und bei ben 
Soztaldemokraten.) 
In ber lirteilöbegründung heißt ed: „Trotzdem bie 
Streilbrecher in feiner Weiſe beläfigt oder beſchimpft 
wurden, und trotzdem das Geſpräch der Streifenden mit 
den Arbeitswilligen ſich richtig abgewickelt habe, ſei ſchon 


dad Vorgehen der Streilenden an ſich grober Unfug; deun (m) 


ſchon bad Sehen an ben Tiſch, um die anderen zu — 
ſich am denſelben Tiſch zu jegen und fie anzuhören, fi 
grober Unfug!“ Ahnliche Urteile auf Grund bes 8 153 
find bugenbweife erfolgt und haben großes Aufſehen 
erregt. Wenn man bie Arbeiter burd eine harte, um 
nicht zu fagen: rigorofe Aumwenbung biefer Beftimmung 
fo ſchwer beftraft, weil fie angeblih Mißbraud) mit bem 
Koalitionsrecht trieben, bann, verehrter Herr Dr. Jund, 
müffen nad meinem Empfinden und nach ber Überzeugun 
ber ganzen beutfchen Ar! haft — es gibt dba ber, J 
wenig Ausnahmen — auch diejenigen, und zwar in ber- 
elben Weiſe beſtraft werben, welche den Arbeitern oder ſonſt 
gend welchen Staatsbürgern das Koalitionsrecht rauben. 
(Sehr — in der Mitte und bei den 
oztaldemofraten.) 
Es gibt heute noch gahlreihe Unternehmer, Die dad tun. 
Bon Dutzenden von Fällen, bie mir befanmt find und ich 
zum Teil miterlebt habe, will ih nur einen vortragen. 
Der Kriftliche Tertilarbeiterverband hat im vorigen 
Jahr in Hüttenheim i. E. eine Zahlitelle gegründet nad) 
Abhaltung einer Verfammlung, in ber einer unferer aller: 
rubigften und bemünftigften Beamten einen anerkannt 
fahlihen Bortrag hielt. Etwa 50 his 60 Arbeiter traten 
bort bem Berbande, dieſer jungen Zahlftelle, bei. Was 
geihahr?. Kaum hatte die Direktion der dortigen einzigen 
großen Tertilfabrit bas erfahren, da wurde innerhalb und 
außerhalb des Etabliſſements eine Bekanntmachung ange: 
ſchlagen, wonad alle, die e8 wagen würben oder gewagt 
ätten, bem Verband beizutreten ohne auszutreten, ober 
rbeiterverfammlungen beizumohnen, ohne Gnabe entlaffen 


würben 

(Hört! Hört!) 
Unb bie Direktion bat etwa 30 biefer Leute auf das 
Bilafter geworfen, alle, die treu geblieben find. Aber 


(A) weiter! 
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(Schiffer, 
Um ja bie Gefahr für bie führenden Leute nicht 
beſonders groß werben zu laflen, hatten wir einen ehe: 
maligen Zertilarbeiter, ber zurzeit dad ehrſame Handwerk 
eined Barbierd ausübte, mit ber Führung ber Geſchäfte 
beauftragt. Was tat die Direktion? Ste verbot burd) 
einen weiteren Ulas ihren Arbeitern bei Strafe der Ent: 
laſſung, ſich bei diefem Barbier rafieren zu laſſen. 

(Lebhafte Rufe: Hört! hört!) 
Eine ältere Arbeiterin, die wohl circa 30 Fahre in ber 
Fabrik zur Zufriedenheit ihrer Vorgeſetzten tätig geweſen 
war, wurbe mit Entlaffung bebroht, weil fie Sonntags 
bei dem Wirt, wo bie Berfammlungen ftattgefunben 
— Aushilfsdlenſte leiſtete. Ste werben vielleicht 
— dieſer Fall ſtehe — da; aber ich wiederhole: 
ſolche Fälle ſind durchaus nicht vereinzelt. 

(Hört! hört!) 

Ste paffteren in jebem Fahr zu Dutzenden. Die Gewerf- 
ſchaften, einerlei, welcher Richtung, wiffen ein Lied davon 
zu fingen, daß ... Arbeiter nur beöhalb gemaß: 
regelt werben, weil fie von ber Roalitionsfreiheit Gebraud) 


maden. 
(Sehr rihtig)) 

Taufende von Mark müſſen wir aljährlih an linter- 
ftügungen für Gemaßregelte zahlen. Ich frage: wenn 
der Arbeiter, ber burd ein vielleicht umiüberlegted und 
nicht allzu verlegenbes Wort mit Gefängnis beftraft wird 
auf Grund bed S 158 der Gewerbeorbnung wegen Mib- 
brauchs bed Koalitionsrechts, gehört dann nidht auch ber 
Unternefmer ind Gefängnis, ber den Arbeitern durch 
Drohung und — das Koalitionsrecht raubt? 


(Sehr gut!) 
Ich meine: vor bem Geſetz follen alle Staatsbürger glei 
fein, Unternehmer wie Arbeiter. Und wenn Herr v. Dirkfen 
fo fehr über ben Terrorismus der Sozialdemokraten ge= 

Hagt bat, de leiden wir, die Angehörigen ber chriftlichen 
(8) Gewertihaften, manchmal recht fehr darunter. Es läßt 

ch nicht Teugnen, dab die Anhänger der fogenannten 
eien Gewerkſchaften auf bem Gebiete des Terroriämus 
ſchon hin und wieber etwas leiſten. 
(Zuruf von ben Sozialdemokraten.) 

— Gewiß, wir finb aud) feine Engel, das gebe ich zu. 
Aber dad kann ih ansprechen, daß mir fein un. 
Fall von Terrorismus and unferen Kreiſen befannt if, 
wo etwa Arbeiter von unferen Mitgliebern verfolgt ober 
aus der Arbeitäftätte verbrängt worben wären, weil fie 
einer Organtfalion Ihrer chlung (ju ben Sozial⸗ 
demofraten * örten. 

(Zurufe bei den Sozialdemokraten: Doch, doch!) 

— Herr Hue, wenn Ste Fälle kennen, teilen Ste fie mir 
mit; wir werben mit aller Eutſchiedenhett dagegen Front 
maden. — Alſo biefen Terroriämus verurteilen wir ganz 
entfchieben, einerlei, ob unfere Anhänger auf diefem Ge- 
biete fündbigen oder Sozialdemokraten, einerlei, ob es 
Unternehmer ober Arbeiter find. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Wir wollen gleiches Recht für alle. Mag ed au — um 
auf Herrn Dr. Jund zurüdzulommen — juriſtiſch ſchwlerig 
erfcheinen, entſprechende Gejegesparagraphen genau fo zu 
formulieren, wie es nüglid und wünſchenswert erſcheint, 
es —*— nad den Empfindungen unferer deutſchen Arbeiter⸗ 
ſchaft diefe himmelſchrelende Ungerechtigkeit, dieſe Ungleich- 
heit aus der Welt geſchaffen werden. 
(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten.) 

Wir meinen, bad Deutfhe Reich müßte feinen 
Staatäbürgern wohl das wichtigſte Staatsbürgerrecht 
— neben dem Wahlrecht — ſichern. Warum ſchweigt 
man fortwährend vom Bundesratstiſche, wenn über dieſes 
Kapitel bier von ber Tribüne aus gerebet wird. Die 
Arbeiter find doch gewiffermaßen aud Staatöbürger, und 
in einer fo eminent wichtigen Frage, wo es ſich um ein 





fundamentales Menden: und Staatöbürgerredht handelt, 
da follte doc endlich zugegriffen werben. Dan follte es 
doch Schon aus Gerechtigkeitsgründen tun. Aber es gibt 
auh nod andere Gründe. Ih weiß nit, ob ber 
Grundfaß, den Herr dv. Dirffen empfohlen bat, allgemein 
befolgt wird, nämlid, daß man Sozialpolitik — 
Rückſicht auf die parteipolitiſchen Jutereſſen en 
ſfoll, eine Sozialpolitik, die ſich nicht ſpeziell gegen 
die Sozialdemokratie richtet. Nun, mag dem ſein, 
wie ihm will: die Dinge liegen ſo, daß in den 
Großſtädten, in den Bezirlen, wo die Induſtrie 
weit verbreitet iſt, wo man auch im dem ſtreiſen ber 
Unternehmer fortgeichrittener bentt, es bod bie jr 
bemofratifhen Organiſationen find, melde in biefen 
Diftritten und Städten ihre Domänen, vor allen Dingen 
aber die übergroße Majorität haben, und daß ber linter- 
nehmerterroriämu8 in ber Regel in den reaktionären 
Gegenden geübt wird, in Schlefien, in Elfaß-Lothringen, 
in einigen fübbentfchen und in einigen preußifhen Bezirken. 
Hier handelt es ſich aber in ber Hegel um kleinere Orte, 
wo bie linternehmer dad Heft in der Hand haben, wo 
bie Sozialdemokratie weder politiih noch — 
eingedrungen if. Da find wir es, bie chriſtlich⸗national⸗ 
gefunten Arbeiter, welde unter dem Zerroridmus ber 
nternehmer fo fürchterlich zu leiden haben. Es Itegt 
und aud, wenn ich nicht irre, eine Nefolution Ablaß und 
Genoffen vor, bie in ähnlicher Weile, wie wir es im Jahre 
1903 auf dem Kongreſſe der riftlich-nattonalen Arbeiter: 
ſchaft in Frankfurt a. M. gewünſcht haben, Abhilfe ſchaffen 
wil. Der Antrag Ablaß und Genofien ift genau das⸗ 
felbe, faft wörtli von unferen Kongrebbeiät en über- 
nommen. Möge man alfo nad) biefer Richtung bin enblich 
auch einmal jeitend des Bundesrats vorgehen, aber bad 
Koalitionsreht nicht nur für bie gewerbliden unb 
induftrielen Arbeiter ausbanen, fonbern auch fir umfere 
Unterbeamten jeber Art. Auch ben Beamten, vor allen 
Dingen ben Unterbeamten darf man e3 grundfäglich nicht 
verweigern, fich zu — 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Was tn biefer ai ginn in Heinliher Weife gefünbigt 
wird, ift manchmal horrend. Wenn man in ben lebten 
Tagen hören unb Iefen mußte, daß ber preußtfche 
Minifter ded Imern einen Erlaß veröffentlicht hat, wö—⸗ 
nah es ben Beamten zwar geftattet ift, ſich mit ge 
Betitionen an das Abgeordnetenhaus zu wenden, T 
nicht gebulbet werben foll, daß fie fi mit ihren Wünfchen, 
fei es fchriftlih oder mündlich ober auf einem en 
Wege, direlt an Abgeorbnete wenden — wenn man bas 
im 20. a 1 noch in Breußen-Deutfland er- 
leben muß, jo bört fchlteßlich verichtebenes auf! 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Streifredt, Organiſationsrecht, Koalitionsrecht nr 
verſchiedene Dinge fein, aber man ui tan grundfät — 
nicht ben Unterbeamten verwehren, daß fie, einerlei, o 
fie Beamte des Reichs, des Staates ober ber Gemeinden 
find, das uneingefhräntte Organiſationsrecht alten, 
damit fie Ioyal ihre Intereſſen wahrnehmen und ſt⸗ 
hilfe üben können; fie müſſen unbehindert fein in ber 
Ausübung bed Petitiond- und Beſchwerde- wie beö Ber: 
rg erg Der freie und frieblide Ausdruck 
hrer Wünfhe den Verwaltungen gegenüber durch bie 
Organifation und aud durch jelbftgewählte Vertrauens 
männer muß den Beamten unbedingt geftattet jein. Man 
folte noch einen Schritt weiter geben und für bie Bes 
amten, namentlih aud für bie vielen Unterbeamten im 
Reiche, in ben Einzelftaaten und in ben Gemeinden, auch 
fogenannte Ausfchüffe errichten 

(bravo! in der Mitte) 

als Gegenftüd zu den Arbeiterausfchüffen, wie wir fie 
vielfach in größeren Fabritbetrieben haben. 


(C) 


(D) 


(A) 


(B) 





(Schiffer.) 

Meine Herren, bezüglih bes Koalitionsrechtes ber 
Landarbeiter bin ih — das barf ih wohl von allen 
Mitgliedern der chriſtlich⸗ nationalen Arbeiterorgantfationen 
fagen — genau ber Meinung, bie mein Freund Giesberts 
im borigen Jahre bier zum Ausbrud gebradt hat. Ih 
will baranf nicht weiter eingehen, aber, bevor ich dieſes 
Gebiet des Koalitionsrechts derlaffe, noch zwei Gebanten 
kurz Ausbrud geben. 

Meine Herren, einmal ift es notwendig, zu jagen, 
daß die Arbeitgeber, namentlih in fleineren Orten, mo 
fie gegen das Roalitionäreht der Arbeiter Front maden, 
unterftügt werben von ben Behörben, von Bürgermeiftern, 
bon Amtmännern, von Bolizeibehörben ufm. Auch bier 
Htegt mir Material in Hülle und Fülle vor; ich will aber 
twieberum nur einen einzelnen Fall vortragen. Der 

entralverband dhriftliher Steramifarbeiter — alfo kein 
oztaldemokratifher Verband, obwohl das vollfommen 
eih ift — hat in der Gegend bon Andernach am Rhein 
ber legten Zeit verſucht, Fuß zu faſſen und bort ein- 
—— und ba ift es der Bürgermeiſter von Andernach⸗ 
anb geweſen, der ſich bazu an bat, ben Arbeitern 
die Berfammlungslolale abzutreiben. 
(Hört! hört! in der Mitte.) 
Er bat ba unter dem 4. April an einen Braumeifter 
Neft im Königsbach bei Koblenz folgenden Brief ge 


ſchrieben: 
Im letzter Zeit iſt im hiefigen Bürgermeiſterel⸗ 
bezirle wiederholt verſucht worden, Verſamm⸗ 
lungen —— Tendenz abzuhalten 


— meine Herren, die chriſtlich-nationalen Arbeiter werben 
vielfach als — von Behörden und Unter⸗ 
nehmern angeſehen — 
welche den Zwed haben, 
— heißt es in bem Brief weiter — 
bie Arbeiter gegen ihre Arbeitgeber aufzuhegen. 
(Hört! hört!) 
Dis jet hat zwiſchen den letzteren ein gutes Eins 
vernehmen befanden. Sm Hinblid darauf haben 
bie biefigen Wirte den Agitatoren ihr Lokal auf 
biedjeitiged Erſuchen nicht zu überlaffen. 
(Oört! hört! in der Mitte.) 
In Saffig jelbft 
— einem feinen Banborte im Kreiſe Andenah — 
—— bie Wirte Zäck und Strings, bei welchen 
erfammlungen angefagt waren, ebenfalls bie 
gabe ihrer Lokale verweigert. Nunmehr ift 
ne Berfammlung auf nädften Sonntag im Lokale 
Ihres Herrn Brubers 
— Bruder des Briefempfängers — 
in Saffig beabfidtigt. Lebterer hat nad Angabe 
bes Gemeindevorfteherd erklärt, daß er ſich nicht 
an bie Wünſche der Bolizeiverwaltung kehren 
(Bravo! in der Mitte) 
und bie Berfammlung zulaffen werbe. 
(Brabo! in der Mitte.) 
Ih möchte bied ergebenft mitteilen mit dem An- 
heimgeben, auf Ihren Bruder entiprechend ein- 


Jude 
(Hört! hört! in der Mitte und bei ben Sozial: 
bemofraten.) 
Der Bürgermetfter Adams bon 
Andernach⸗Land. 
(Zuruf von ben —— Paſſiert und 
alle 


ge!) 
Ja, ich wieberhole auch hier, daß das keine Einzelfälle 
find, fonbern ähnliche — fommen ſehr oft vor. So 
ift unter anderem früher in Gronau in Weftfalen von bem 
bortigen Bürgermeifter ebenfalld auf diefem Gebiete uns 
gegenüber gefünbigt worben. 


Reichstag — 29. Sigung. Moniag den 15. April 1907. 


Nun, meine Herren, kurz noch 
Gedanken. Dan hat ſeitens mancher Arbeitgeber in ber 
legten Zeit, namenilih in Süddeuntſchland, in Bayern, 
zum Teil auch in Mitteldeutihland, damit begonnen, fo- 
—— nationale Arbeiterbereinigungen zu gründen. In 

ugsburg blühen dieſe nationalen Arbeiterbereine. Leider 
blühen fie! Denn fie find nicht? anderes, um bas gleich 
borweg zu jagen, als er Reg gelbe Gewerkſchaften 

(ehr richtig! in der Mitte), 

als DOrgantjationen, bie dazu beftiimmt find, ber loyal 
fir ihre Iutereffen wirkenden und für ihre Sinterefien- 
bertretung tätigen Arbeiterfhaft gegebenenfalld in ben 
Rüden zu fallen. Ih war geftern und vorgeftern in 
Neuß j. 2. und Reuß ä. L. Da habe ich in Gera gehört, 
daß man da nicht nur einen nationalen, fondern ſogar 
einen „reichſtreuen“ Mrbeiterverein begründet bat. Und 
wer find bie Grimber? Tertilfabritanten, und der Reichs— 
verband zur Belämpfung der Sozialdemokratie hat dem 
Bernehmen nad) auch kräftig mitgearbeitet. Meine Herren, 
bie Arbeitgeber haben einen Teil ihrer techniſchen und 
faufmännifhen Beamten veranlaßt, in biefe Bereinigung 


einzutreten 
(hört! Hört! in ber Mitte), 

und bie Beamten find matürlih beauftragt worben, 
Arbeiter heranzulotſen. Diefe Bereinigung wirb mit 
Gelb unterftügt von feiten ber Arbeitgeber; fie tft, an— 
eblich wenigftens, aud mit Gelb unterftügt worben vom 
eihöverband. Da muß id doch fagen, baß bie Arbeit: 
geber, bie in biefer Weife Arbetterpereinigumgen gründen, an 
den Arbeitern eine himmelſchreiende Ungerechtigkeit verüben. 
Was man den Arbeitern doch laffen muß, das ift ihr 
freies Selbftbeftimmungsreht und in ftaatöbürgerlicher 
Beziehung ihre volle Imabhängigkeit und Freiheit. Was 
würden bie linternehmer wohl jagen, wenn bie Arbeiter 
fommen und ſich in die Internehmerorgantfationen hinein⸗ 


mifhen wollten! Ebenſo verbitten wir uns aber, baß die (D) 


Unternehmer kommen unb uns, wie fie fagen, „beiftehen“ 
wollen. Meine Herren, biefed „Beiſtehen“ kennen wir; 
wir bebanfen und bafür. Wenn e3 nicht gelingt — das 
mögen fi namentlih bie Herren vom Reichsbperband 
merken! —, eine große, mächtige, einflußreihe, aber vor 
allen Dingen auch jelbftändige qhriſtlich-nationale Arbeiter- 
bewegung zu ſchaffen — meine Herren, fie wächſt ja 
erfreulicherweife immer tros aller Schwierigkeiten —, 
dann wird ber Meichöverband nur ab und zu fleine 
Erfolge und Scheinerfolge gegenüber der Sozialbemofratte 
haben. Ich bin weit davon entfernt, zu behaupten, daß 
wir unfere Organifationen ge ündet haben zu bem Zwede, 
die Sozialdemofratte zu befämpfen. Nein, wir wollen 
freie, Neihftänbige DOrganifationen zur loyalen Ber: 
tretung ber bereditigten Intereffen bes Arbeiterftandes, 
und bazu brauden wir bie Iinternehmer nicht. Wir 
brauden aud dazu ben Neihönerband nicht. Die Herren 
mögen vielleicht hier und da durch Wohltaten und Wohl- 
fahrt8einrichtungen und Gelbunterftügungen etwas tum. 
Aber im 20. Jahrhundert will der deutſche Arbeiter, auch 
ber nichtfozialdemokratif he Arbeiter, etwas mehr als 
Almofen; er verlangt fein Recht, er verlangt vor allen 
Dingen fein ftaatsbürgerliches Recht. Alfo, meine Herren, 
etwad mehr Luft und Freiheit für die Berufs- und 
Stanbedorganifationen! 

Der Herr Staatöfelretär hat angekündigt, daß uns 
in der nachflen Seffion ein Gefegentwurf zugehen wird, 
woburd ber zehnftündige Martmalarbeitstag für Arbeite⸗ 
rinnen eingefihrt werden fol. Das ift immerhin ein jehr 
anerfennenömwerter Fortſchritt. Aber ich möchte fragen: 
warum bat man fi noch nit an eine Beftimmung über 
bie Arbeitögeit fir umfere männlichen Arbeiter gewagt? 
Auch das ift ein Gebiet, wo und andere Staaten längfi 
überholt haben. Wir müfjen heute den zehnftündigen 


ein paar andere (C) 
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(Schiffer.) 


(A) Marimalarbeitötag für fäntlide Inbuftriearbeiter ver: 


langen. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Ich will bei der vorgerüdten Zeit auf dieſe Materie 
Dat allzu weit eingehen, will nicht ausführlich darlegen, 
daß befonberd hygieniſche Gründe für dem zehnftündigen 
Martimalarbeitstag fpreden. Ih will nur anführen, daß 
wir tm chriftlichen ZTertilarbeiterverband in ben legten 
6 Fahren möglihft genaue Erhebungen alljährlich darüber 
veranftalten, wie viele Mitglieber bed Verbandes fterben 
und an welchen Krankheiten. Da haben wir im biejen 
6 Jahren feftgeftellt, daß im Durchſchnitt im etwa 
44 Prozent aller Sterbefälle bei unjeren verftorbenen 
Mitgliedern Lungenſchwindſucht die Todesurſache ges 


bildet hat. 
(Hört! hört! in ber Mitte.) 

Wenn 1a nun auch nicht verallgemeinern will und darf, 
fo barf ich doch fagen, daß biele ae doch fein 
befonder3 günftiges Zeichen für ben gejunbheitlihen Zuftand 
in ber Zertilinduftrie bedeutet. Ebenſo fteht e8 in ber 
Tabak: und in der Montaninduftrie. Der Herr Abgeorbnete 
Trimborn hat ſchon früher die Frage des Zehnftunben- 
tages ausführlih behandelt und baranf hingewiefen, daß 
bie Arbeiter aud Zeit haben müſſen, ihre Standesintereſſen 
und ihre ftantöbürgerlihen Rechte wahrzunehmen. Im 
Jahre 1902 waren nah den Erhebungen ber Gewerbe- 
auffihtöbeamten bereitd 53 Prozent aller induftriellen 
Arbeiterinnen 10 Stunden und weniger täglich beichäftigt, 
in 65 Prozent aller Betriebe, und damals haben ſich aud 
bon 84 Gutachten ber Gewerbeinipeftoren 66 für ben 
Zehnftundentag, wenigftend für bie Arbeiterinnen aus- 
geiproden. Dann denke man einmal an Belgien, bie 
Schweiz, Ofterreih und vor allem an Frankreich, wo es 
gefeglihe Beſtimmungen über die Martmalarbeitözeit auch 
der männlichen Arbeiter gibt. Die Franzoſen haben heute 


(8) ſchon den zehnftündigen Marimalarbeitätag, Da tft es 


ja natürlih, daß unſere Arbeiter fragen: warum fann 
und bie deutſche Gefeggebung das nicht auch bieten? 
Was die Arbeitgeber angeht, To fei offen und freubig 
anerkannt, daß mande auf bem Gebiete der Arbeits- 
berfürzung freiwillig Entgegenftommen gezeigt haben. Viele 
bon biefen Arbeitgebern find allerbingd nur dadurch auf 
bie zehnftündige Arbeitszeit — weil ſie die 
Arbeiterinnen nicht länger beſchüftigen durften, bezw. weil 
bie Gewerkſchaften ſie zum Nachgeben gebracht haben. 
Die Unternehmer, bie ſich weigern, den Zehnſtundentag 
einzuführen, werben aber jelbft von ihren eigenen Berufs— 
*2— betklagt. Man frage einmal unſere Tertil- 
buftriellen am Rhein, die eine zehnſtündige und nod 
fürzere Arbeitözeit eingeführt haben, wie bdiefelben über 
bie Zertllinduftriellen anderer Bezirke denken, bei benen 
noch 11, 11'/, bis 12 Stunden gearbeitet wird. Ich 
felbft will fein hartes Wort ausſprechen, aber ih will 
den Ausſpruch eines Fabrikanten zitieren, der uns Arbeiter: 
vertretern gejagt hat: ſchafft und erft einmal dieſe Schmup: 
fonfurrenz vom Leibe! In der Regel findet man ja, daß 
bie Unternehmer, welche die längſte Arbeitszeit haben, 
auch bie geringften Löhne zahlen 
ſehr richtig!), 
wodurch fie ben fortfchrittlich gefinnten Unternehmern mit 
fürzerer Arbeitözeit eine jehr empfindliche und fehr uns 
berechtigte Konkurrenz machen. Hier einmal einzugreifen, 
wäre bie Pflicht ber Reichsgeſetzgebung. Alio, meine 
Herren, bie frage ift reif. Selbfiverftändlich müſſen bie 
Arbeiter in den Glashütten, namentlid wenn alles zu: 
trifft, waß der Herr Abgeorbnete Horn heute hier bor: 
etragen hat, — und id) glaube das gerne, ich babe aud 
on einen Einblid in die Verhältniſſe der Glasinduſtrie 
tum fünnen; e8 muß unbedingt die ächtſtündige Arbeitö- 
zeit eingeführt werben, ſelbſtverſtändlich die Nachtarbeit 


Reichdtag. — 29. Sigung. Montag den 15. April 1907. 


ber jugendlichen Arbeiter nah Möglichkeit eingeſchränkt, (C) 


wenn mit ganz verboten werben. Dasfelbe gilt für bie 
euerarbeiter, fiir beren Intereffen bereits mein ſtollege 
iesberts geſprochen hat. Meine Herren, wenn man be: 
dent, daß biefe Leute an den Hodöfen, in ben Walz: 
werfen geisifiermaßen in einer Höllenglut arbeiten und 
babei nicht 10, jondern 11 bis 14 Stunden fogar be- 
Ihäftigt werben, fo muß man Tagen, bad tft gerabezn 
unerhört. Man ſehe ſich felbit einmal dieſe Arbeit an 
und frage fi, ob man es aushalten würde. Diefe Leute 
find in der Regel mit 35 bis 40 Jahren verbraucht, und ba 
ſage ih: man foll mit ber Arbeitäfraft bed deutſchen 
Arbeiterd nicht geradezu Raubbau treiben. Auf biefem 
Gebiete muß die Geſetzgebung ganz energiſch eingreifen. 
Was wir von jeiten unferer Fraktion und bon 
felten ber chriftlichenationalen Arbeiterihaft beſonders 
wünſchen, das ift eine ganz erhebliche Verkürzung ber 
Arbeitszeit für die in Fabriken beſchäftigten verheirateten 
frauen. Ich will nur einige Zahlen aus ber Tertil- 
induftrie anführen. Die beutiche Tertilinduftrie befhäftigt 
indgefant etwa 400000 Arbeiterinnen. Bon biefen find 
mindeftend 135» his 140000 verheiratete Frauen; das 
ift der dritte Teil aller beihäftigter Arbeiterinnen. Da 
frage ih num: weldhe Summe von Elend unb Familien- 
unglüd ftedt im diefen Zahlen? Darum mwünjcdhen wir 
für die verheirateten Frauen — abgefehen natürli von 
den Witwen und den frauen, die eine Familie zu er: 
nähren haben, bie mit den anderen Arbeiterinnen gleich— 
geftellt werben können — bie Einführung bed neun— 
ftündigen Marimalarbeitötages, ber aber nad) franzöſiſchem 
Beiſpiel allmählich, etwa alle zwei Jahre verkürzt werben 
könnte, und zwar jo lange, bis fchließlih bie Halbtags- 
befhäftigung eingeführt ift. Meine Herren, jedenfalls ift 
bie große Zahl der in ber Inbuftrie beſchäftigten ver: 
heirateten Frauen fein günftiges Zeichen für den Stand 


unferes Wirtſchaftslebens in fultwreller Beziehung. Hier (D) 


muß Abhilfe gefhaffen werben. 

Meine Herren, es läge nahe, auf bie Frage ber 
Tarifverträge und ber gewerbliden Einigungsinftitutionen 
einzugehen; aber id umterlaffe es. Ih will nur den 
Wunſch ausipreden, daß umfere Gefeggebung mit ber Zeit 
einmal Vorſchriften erläßt, wonach die Arbeitgeber ber: 
pflichtet werden, fo weit ald irgend möglih in ihren 
Betrieben detaillierte Lohnliſten auszubängen. Das läßt 
fih faft überall machen. Die Arbeiter müſſen wifien, 
wie viel Lohn fie für eine beftimmte Arbeit erhalten; viel- 
fach wiſſen fie nicht, zu weldem Lohn fie biefe ober jene 
Arbeit zu verrichten haben, und, meine Herren, daß biefer 
Suftand nicht gerabe zum Nuten ber Arbeiter ift, bas 
i 


ar. 

Mir find ſolche Fälle gerade aus der Textilinduſtrie 
befannt. Es fommt bor, daß ein Unternehmer, 3.8. ein 
MWebereibefiger, irgenb einen neuen Artikel einführt, der 
eine Verwandtſchaft mit einem anderen bisher fabrizierten 
Artikel hat; er gibt biefem neuen Artikel aber einen neuen 
Namen, und mit diefem Namen bekommt ber Arbeiter für 
eine ganz ähnliche oder die gleiche Arbeit einen — 
Lohn als bei früheren Arbeiten. Und da ſage ich: es iſt 
eigentlich nicht mehr als gerecht und billig, daß eine ſolche 
gefehliche Vorſchrift fommt, auch aus dem Grunde, weil 
fie eine große foztalpolitiiche Bebeutung erlangen würde. 

Meine Herren, wenn überall Lohnliften eingeführt 
würden, dann füme man bald bazu, zu vergleichen, wie 
ed in dem einem ober anderen Betriebe ausſieht unter 
gleihartigen Berhältniffen; man käme allmählich dazu, in 
ganzen Diftriften die Sache gleihmäßtg zu maden; kurz, 
man käme auf dieſe Weiſe dazu, den Abſchluß von Tante 
verträgen in jeder Beziehung zu fördern. 

Sodann, meine Herren, nod einen anderen Punkt. 
Wir haben das Schöne Inſtitut ber Gewerbegerichte. 


(A) Diefe können, 





(Schiffer.) 
wenn ernfthafte Streitigkeiten zwiſchen 
Unternehmern und Arbeitern ausgebroden find, als 
Einigungsamt fungieren, und ba ift für bie Parteien 
unter gewiffen Borausjegungen der Erſcheimmgszwang 
borgefehen. Wie fteht die Sache nun aber ba, wo man 
fein Gewerbegericht hat, das infolgebefien auch nicht ala 
Einigungdamt fungieren kann? Meine Herren, in ſolchen 
Bezirken, wo wir noch feine Gewerbegerichte haben, 
müßten bie Gewerbeinfpeftoren berechtigt fein, die Funktion 
des Einigungdamtd auszuüben, und da mühten fie aud) 
bevollmädtigt werben, den Erſcheinungszwang berftreitenden 
Barteien u verlangen. 

Im in meine Herren, mödjte ich noch folgendes 
bemerfen. enn ih auch bier in meinen Ausführungen 
fehr für die Rechte und Freiheiten der Arbeiter eingetreten 
bin, jo vergeffen wir chriſtlich-national gefinnten Arbeiter 
doch nicht, daß ed außer ben Intereffengegenfägen zwiſchen 
Unternehmern und Arbeitern, auch eine Intereſſengemein⸗ 


ſchaft gibt 

(jehr richtig! in ber Mitte), 
und th ſtehe perfünlih auf bem Standpunkt, daß 
ed, fozufagen, feine Intereſſen ber Induſtrie gibt, 
die nicht zugleih auch Intereſſen ber betreffenden 
Arbeiter find 


(ehr richtig! in der Mitte), 
und beöwegen find wir — Sie werben es auch in ber 
Zukunft bier in biefem hohen Haufe erfahren — ſtets 
gern bereit, mitzuwirken für bie Förderung ber Intereffen 
unferer Anbuftrie, und wenn wir ba mit Arbeitgebern 
— Hand in Hand gehen können, ſo wird uns das 
eſonders freuen. 

Meine Herren, in ähnlicher Weiſe liegen die Dinge 
egenüber den anderen Ständen, gegenüber der Landwirt⸗ 
haft, gegenüber dem Mittelftand, vor allen Dingen ben 
Handwerkern ufm. Man fol doc nicht glauben, daß wir 


(B) Arbeiter etwa fcheel zufehen, wenn 3. B. unfere Zentrums: 


fraftion, in der Angehörige aus ben verſchiedenſten 
Ständen zufammenfigen, eine mittelftands- oder hand» 
werferfreunblihe Bolitit befürworten wird. Meine 
Herren, ba3 fällt und gar nidt ein; wir find vielmehr 
der Meinung, dab aud Mittelftandb und Arbeiterftand, 
Se a und Arbeiterftand mande gemeinfamen 
ntereffen mit einander haben, daß fie feine Urſache 
haben, ſich gegenfeitig zu befehden und zu befämpfen 
(fehr richtig! in der Mitte), 
fonbern viel Hüger tum, wenn fie in allen Fragen, wo es 
nur angeht, und wo fie beide davon profitieren würden, 


Hand in Hand gehen. 
Brapo!) 


Zum Schluß nur nod einige wenige Worte. Ich 
möchte winfhen — und mit mir wünfchen e3 jebenfalld 
meine Frafttondfreunde und vor allen Dingen die hriftlich- 
nattonale Arbeiterfhaft —, daß eine großzügige Soztal- 
politit getrieben wird, bie, wie ih ſchon fagte, ben 
modernen Berhältniffen und Bedürfniſſen entfpricht, und 
ba fommt man aud nicht daran vorbei, in die Verhältnifie 
ber Großinduftrie einzugreifen. 

Meine en, den Reichsſstag möchte ich gewiſſer⸗ 
maßen bergleichen mit einem neuen Dampftefjel, mit einem 
Dampffeffel ganz moderner Ronftruftion 

(große Heiterkeit), 
und biefer Dampftefiel ift überheizt, er ift fo ſehr mit 
foztalpolitiihem Dampf gefüllt und gepreßt, daß ſich hier 
bon der Tribüne aud ab und zu das Sicherheitöpentil 
vernehmbar macht 


(Heiterkeit), 
und anbererfeitö ben Bunbesrat möchte ich vergleichen 
mit einer Betriebsmaſchine, aber einer Betriebsmaſchine 
veralteten Syſtems 

(Heiterkeit), 
12. Legisl.⸗P. I. Seffton. 
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mit einer Betriebsmaſchine, bie eigentlich nicht zu dem (C) 


modernen Dampfteffel paßt 
(Zuruf bei den Sozialdemokraten: altes Eiſen! — 


Heiterkeit), 
unb ba wäre e3 doch an ber Zeit, daß der Bundesrat 
fi) befferte 

(Heiterkeit), 


bat wir ba eine Mafchtne moderner Konftruktion befämen; 
und wenn daun bie beiden gejeggebenden Faktoren in bezug 
auf die Sozialpolitit harmoniſch zufammenarbeiteten, dann 
würde zweifellos etwas GEriprießlihes herauskommen. 
Nicht nur einfeitig für Die Arbeiter, nein, meine Herren! 
eine großzügige Sozialpolitik in volksfreiheitlichem Sinne, 
eine energifche —— ber Sozialreform, eine Sozial: 
politit, wie wir fie heute brauchen für alle Stände des 
Wirtſchaftslebens, bie vor allem aber ben unteren Ständen 
Gerechtigkeit wiberfahren läßt. Eine ſolche Sozialpolitit 
würbe zur Ehre gereihen der beutihen Nation, fie würde 
auch zur Ehre gereihen unjerem Bundbesrate, fie würde 
zum Borteil ee bem Deutihen Reihe und ben 
Einzelftaaten, ſie würde auch nicht zum Nachteil gereichen 
bem Anfehen des größten unferer Bunbeöftaaten, des 
Königreich Preußen. 
(Brabo!) 


Bizepräfident Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Raab. 


Raab, Abgeorbneter: Meine Herren, bie Umſtäude 
veranlaffen mic, heute einen großen Teil beffen zurid: 
—— und für eine ſpätere Gelegenheit aufzuſparen, was 
ch ſagen wollte und was ich ſagen muß. Ich muß dem 
Herrn Kollegen Dr. Semler auf einiges antworten über 
Hamburgiſche Schiffs- und Hafenangelegenheiten. Ich 
weiß aber, daß in dieſem Augenblick eine umfaſſende und 
gründliche Beſprechung der Dinge nicht möglich iſt. Ich 


will darum nur einiges hervorheben und das andere, wie (D) 


gefagt, bei anderer Gelegenheit vorzutragen ſuchen. 

Der Herr Kollege Dr. Semler hat feine Anfhauungen 
bargelegt zunächſt über bie Urſachen des Konflikte zwiſchen 
ben Meebereien und ihren Offizieren. Es ſteht für mid 
abjolut feſt, ba bie Neeber in ihren fozialpolitifchen 
Anfhauungen fo ziemlih die rüditändigften Leute in 
unferem ganzen Baterlande find. Das Wort, dab man 
unumfchräntter „Herr im Haufe“ fein wolle, wird in allers 
ſchärfſter Ausprägung gerade in dieſen streifen ausgeſprochen. 
Andererfeitö fehen wir, daß ber Stand unferer Sciffd- 
offiziere zurzeit ein moberner, ein fortgefchrittener und 
leiftungsfähtger, dadurch aber aud) mit Recht anfpruch3- 
boller geworden tft als früher. Herr Dr. Semler jagte, 
das Verhältnis zwifchen den Reedereien und ihren Offizieren 
fei ein fehr belifates, und man müſſe ſich hüten, hier mit 
grobem — mit gröberen Gedanken operieren zu 
wollen. Ic hätte gewünfdt, daß auch bie Reeder dieſer 
Rede des Herrn Dr. Semler zugehört und aus ihr für 
fi eine ——— gezogen Däiten. Denn bis heute 
kann man nicht gerabe fagen, daß bie Herren Reeber das 
Verhältnis zu ihren Offizieren als ein ſehr „belifates“ 
behandeln. 

(Sehr richtig!) 
Ich —* ſchon am Sonnabend geſagt, daß, was man 
den Arbeitern abzuſtreiten und —— gar nicht 
mehr riskiert, bis m legten Reſt den Offizieren fort- 
nehmen will: das Stoalittonsredt. Man ftellt den Satz 
auf, daß der Schiffsoffizter nichts anberd fein könne und 
bürfe als ber Vertreter der Reederei gegenüber der Diann- 
ihaft. Das tft bis zu einem gewiſſen Punkte richtig. 
Andererjeit hat aber and ber Geſetzgeber dem Offizier 
Verantwortung und Pflichten auferlegt, bie er jelbft dem 
Reeder gegenüber mit aller Kraft durchſetzen muß. Und 
weiter hat ber Offizier, ber Angeftellter und Beamter ber 
110 


(A) Neeberei if, dad Recht, feine befonberen 
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(Raab.) 
atintereffen 
gegenüber Der Reederei zur Geltung zu bringen. Tut er 
ba8 aber, fo wirb das ſehr übel genommen. sr ſoll ſich, 
meint man wohl, in feinem Punkte gegen bie Reederei 
wenden, auch wenn es fi um bie ber eigenften 
Intereſſen des Offizierftandes handelt. Bis vor einiger 
Zeit find benn auch kaum Wünſche lebendiger geäußert 
worben. Dad lag meined Erachtens daran, daß ben Schiffs: 
offizteren eine Organtfation fehlte. Erſt in ben leßten 
Jahren ift fie entitanden. Aber jehr bald —— dieſe 
Organiſation dem Widerſpruch, den Unterdrü gelüſten 
vieler Reeder. Schon etwa im Jahre 1900 haben wir 
ein Vorſpiel zu dem Bilde geſehen, das ſich in letzter Zeit 
abermals zeigt. Damals verlangten die Reeder, daß der 
Verein feinen verdienten, allerdings auch ſehr pflihtbewußten 
und tüchtigen Vor —— entlaſſe, weil man ſonſt veran⸗ 
laſſen —* daß die Kapitäne und Offiziere aus dem Vereine 
ausſchieden. 33 at der Verein den Reederanſprüchen 
das ſchwere Opfer gebracht. Man hat den Vorſitzenden 
entlaſſen und einen andern Mann angeſtellt, mit dem 
ſich anſcheinend vorläufig die Reeder zufrieben gaben. 
Je en und je länger aber diefer Mann in feinem 
Deruf arbeitete, um fo mehr empfanb aber auch er bie 
eigentlichen Aufgaben feines Amtes. Ob er num wollte 
ober nicht, — ich kenne dieſen Herrn und weiß, daß eine 
verftänbige, gemeflene Zurückhaltung fein ganzes Weſen 
ausmacht — je länger er aber in ber Arbeit ftand, um 
ß dringender wurden auch die Aufgaben, die er vor fi 
ab, wenn er nicht feine Auftraggeber geradezu um bad 
Gehalt bringen wollte, das fie ihm für feine Arbeit zahlen. 
Viel nötiger noch als für jeden andern Stand i 
nad meiner wohlgegründeten Anfiht für die Stapitäne un 
Dffiztere bie in jedem Augenblid vorhandene und leiſtungs⸗ 
äbige, Organiſation unter einer guten Ba en Zeitung. 
Hapitäne und Offiziere befinden fih faft fortwährend 


(8) außer Bandes, nur ganz kurze Zeit bringen fie einmal im 


Hafen zu. Diefe fnapp bemeffene und immer knapper 
werbenbe Zeit haben fie dringend nötig für die Erlebigung 
von Familienangelegenheiten u. de. Da können fie 
nicht viel an ihre beruföftändifchen Fragen, an die Durd- 
un af ihrer Wünfche denken. Deswegen ift diefer Stanb 
Fr — darauf, ſich eine ſtändige Ge— 

ande zu ſichern, I alles beobachtet, 

ne : inf fihtet, begründet und durchzuſetzen be- 


le faft in demſelben Augenblid, wo ber ins Leben 
gerufene Verein und fein Vorfiender mit Wünſchen ber- 
bortrat, da war es vorbei mit der Dulbung. 

Der Konfitkt, der fih urzeit abſpielt und durchaus 
noch nicht friedlich beigelegt ft, wie Herr Dr. Semler 
—— möchte, entwickelle ſich denn auch ſchon vor 
ängerer Zeit. Und ſofort begegnen wir der Wahrnehmung, 
daß in den Augen ber —— Herren Reeder in 
—— jedes Beſtreben der Angeſtellten nach Beſſerung 

ihrer Lage ohne weiteres als ein —— 
Unterfangen erſcheint. Dieſer Anſchauung hat in der 
offenften Weiſe Herr Woermann Ausdruck gegeben, ber 
fein gang unbegründete3 Urteil auf die Anteilnahme bes 
Borfigenden bed Vereins deutſcher Kapttäne und Offiziere 
am beutfchen —— ſtützte. Schon vorher, 
am 1. Januar 1904, Hatte Herr Ballin in einer Ans 
fprade an bie Offiz iere und Stapitäne feiner Linie 
darauf bingemwiefen, N bie Paketfahr —— zwiſchen 
ſich und ihre Offiziere eine fremde Vertretung nicht ſtellen 
laſſen wolle, denn das habe „einen fozialdemokratifchen 
Beigeihmad”. Mit dem Hinwels, daß man es bei ben 
Wünfhen der Offiziere und Stapitäne eigentlih mit 
fozialdbemofratifhen Außerungen und Anſprüchen zu tum 
babe, verſuchte man von vornherein, biefe Anfprüde zu 
bisfrebitieren. Ich fagte ſchon, in ber denkbar gröbften 


Meife 
Er wurde aber vom Verein aus erfucht, ſich ein anberes 
und grünblicheres Urteill zu bilben. Er wollte bas nicht. 
Darauf wurde er vom Verein der Kapitäne unb Offiziere 
auf linterlaffung feiner Behauptung verflagt und bom 
bamburgifhen Landgeriht zu 500 Mark Gelbftrafe für 
jeben Hiederholungsfal Serie für ben Fall alio, daß 
er noch einmal fagen würbe, ber Verein ber Kapitäne und 
Offiziere huldige —— — Anſchauungen. 
eit jener Zeit und ſchon länger wartete man, wie 

ich feſt überzeugt bin, auf eine Gelegenheit, von neuem 
geoen ben Berein vorzugehen, und man glaubte einen 

rund rg en zu haben, als im Berein ber Sapitäne 
und Off ere eine Nefolution angenommen wurde, die 
ernftlich — dringt, daß die in unſeren Seegeſetzen 
verlangte Sicherſtellung des Seebetriebs die Sicherung 
von Leben und Geſundheit aller Leute, die ſich auf den 
Schiffen befinden, auch wirklich vorhanden fei. Da hatte 
die Reederei Hom in Schleswig ih habe ben 
Namen bier angeführt — eine Iuftrultion an ihre Kapi-— 
täne und Offiziere ergehen lafien, woburh bie Be— 
flimmungen für bie Pilichterfüllung ber Offiziere ganz 
erheblich eingefhränft wurden. Während verlangt werben 
muß, daß fi ber wachthabende Offizier in jedem ne. 
blid auf ber Brüde befinde, hat die Reederei Horn 
anders zu orbnen für gut befunben. Darauf wies der 
Berein der Kapitäne und Offiziere in einer Refolution hin, 
auch aus bem Beweggrunbe heraus, baß er fagte: wenn irgend 
ein Unheil geliehen tft, nimmt man und Kapitänen und Offi- 
zieren unſer Patent, unfer Brot, währenb bie Reederei faft 
immer ſtraflos ausgeht. Die Dffiztere wünſchten, daß 
man ihre Ehre, ihre Exiſtenz und Menſchenleben nicht 
in ſolche Gefahr bringen bürfte. 

Nun bat Herr Dr. Semler die von mir erwähnte An- 
weifung der Reederei Horn ald apokryph bezeichnet. Ur—⸗ 
ring bat die Neeberei Horn überhaupt beftritten, eine 
olche Anweiſung verfandt zu haben. Nachher hat fie — 2 
entnehme das den Worten des Herrn Dr. Semler — ſich 
darauf zurüdgezogen, fie könne in ihrer Sorrefponbenz 
eine folde Anwetfung nicht finden. Schon jeit Monaten 
ift die Reederei darüber in Klarheit verfegt worden, baf 
fie eine folde Anweiſung hat ergehen laſſen. Der Verein 
deutſcher Kapitäne und Offiziere hat in YFalfimilebrud 
biefe Verordnung erfheinen laffen, hat fie jeiner Zeitung 
beigelegt und in zahlreichen Eremplaren verbreitet. 
lege hiermit einen Abdrud dieſer Anweifung auf ben Tiſch 
de Haufes zu Ihrer Verfügung nieder und barf darauf 
binweifen, daß bis zu dieſem Augenblid bie Echtheit 
biefer Anweifung feitend der Firma Horm in Schleswig 
nicht befiritten worden ift. 


(Hört! hö 
Manchem ericheint es ja fehr merfwürbig, daß 
oße Reederei, die viele Schiffe befigt, an zahlreiche 
ere ernſtlich eine Anmwelfung ergehen läßt, bie ber 
Se erfülung des Offizierö entgegenwirkt, und zweitens, 
daß fie dann die Exiſtenz ſolcher Anweifung mit bürren 
Worten beftreitet. Aber wer fi ein bißchen mit diefen 
Dingen befaßt hat, mit den Verhältniffen in ber See- 
—— überhaupt, der iſt darüber nicht ſo entſetzlich 
erſtaun 
Herr Dr. Semler war jo freundlich, mir am Sonn— 
abend zuzugeben, daß ih in einem Zeil meiner Aus: 
führungen verhältnismäßig ge geredt geweſen ſei. Ich ne — 
dad auch für den anderen Teil meiner Ausführungen in 
ſpruch. Ich bin Davon überzeugt, daß ich infofern aud) — 
urteilen werde, weil ich das ernſtlich will und weil ich alle 
Mittel benuge, um mir ein gerechtes Urteil bilden zu können. 
Ich erfahre nicht nur das, was bon der einen Seite 
fommt. So bin id ein eifrig er und banfbarer Vefer ber 
„Hamburger Hlacriten”, bie fi über die Ausführungen 


a 


— 


ab Herr MWoermann biefem Gedanken Ausdruck. (C) 


D) 
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(Raab.) 


(A) be8 Herrn Dr. Semler vom Sonnabend ſehr gefreut 


haben; andererfeit3 leſe ich ebenfo regelmäßig, was von 
ber anderen Seite fommt. Wie ih in ber Trage bes 
Hafenarbeiterftreilö 3. B. gefagt habe, nad meiner Auf- 
fafjung liege bie Schuld auf beiden Seiten, fo will ih 
hier auch zugeben: ber Wortlaut ber erwähnten Refolution, 
bie im Anfhluß an ben Vorgang Horn (Schledwig) ge 
faßt mworben tft, war wohl ein wenig glüdlicher. Das 
haben aud fpäter die Dffiziere zugegeben. Aber wie 
fommt man benn, nachdem bie Tatſachen erwieſen 
waren, und bie Form ber Entichließung bereit3 als eine 
wenig glüdliche bedauert worden war, bazu, mit ber 
bärteften Strafe, die in dieſem Falle möglich erſchien, 
borzugehen? Man verweigert nämlid ben Offizieren, 
indem man .. das Verbleiben in dem genannten 
Berein unmöglich machte, damit das Koalitiondrecht über- 
haupt. Cine foldje Organifation läßt fih nit im Hand— 
umdrehen bon neuem berftelen; dazu find große Vor: 
arbeiten, große Opfer materieller und perſönlicher Natur 
notwendig. Und vor allen Dingen: wenn e3 gelang, bie 
beftehende Organiſation zu erbrüden, jo würbe Päter 
faum jemand ben Mut und das Vertrauen gehabt haben, 
etwas Leiftungsfähiges neu ind Leben rufen zu können. 
Außerbem verfügt dieſe Kapitänd: und Offiziersorgantfation 
über mande fegendreihe Einrihtung, die die wirticaft- 
lichen Intereſſen der Mitglieder ficherftellen; fie verfügt 
über Staffenbeftände, über wertvolle Einrichtungen und 
Materialien. Das alles joll durch den Ukas wertlos 
gemacht, erheblihe Werte follen den Eigentümern ver: 
nichtet werben. Es ift eine lahme Ausrede, wenn bie 
Reedereien jagen: dadurch, daß wir bie Mitgliebihaft in 
dieſem einen Verein unterfagen, nehmen wir doch unferen 
Angeftellten nicht das Koalitionsreht! Das nimmt man 
ihren aber doch; denn man nimmt ihnen jede Hoffnung, 
daß fi einmal irgenb eine Koalition durchſetzen und 


(B) gegenüber ben Reebern einen Erfolg haben könne. 


Mie abhängig und bebrüdt Offiziere und Kapitäne 
fi) fühlen, geht aus einer Reihe von Darlegungen und 
Beichlüffen des Vereins Deutiher Kapitäne und Offiziere 
hervor. Und verfchiebene Schiffsunfälle wurden feitens 
diefer Leute barauf zurüdgeführt, daß die Schiffe entweder 
nicht mit den vorgefchriebenen Offizieren beſetzt waren 
oder aber, baß bie Offiziere r anberen Arbeiten heran 
gepngen wurben, als bie fie in bem betreffenden Augen: 
blick pflihtmäßig hätten erfüllen follen. Allenthalben — 
ih babe barüber ein fehr reihe Material — tritt die 
Bekundung hervor: nicht aus eigener Entſchließung ver: 
fänmen wir bier und dort unfere Pflicht, fondern nur, 
weil Hinter und die Reederei fteht, bie natürlich genan 
darüber Statiftif führt, welche Kapitäne, welche Offizier: 
befagung die jchnellfte, billigfte und ertragreichſte Reife 
gemacht haben. 

Wir haben eine große Zahl von Schiffäoffizteren, 
bie gerne Kapitän werben möchten. Die Zahl ber Schiffe 
verringert ih, nimmt jedenfalls it Me ber Andrang 
zu bem Beruf aber fteigert fi. Darüber können wir 
aus verfdiebenen Gründen froh fein. Aber nun ftehen 
inter jedem Kapitän, ber heute felbftändig ein Schiff 
ührt, brei oder fünf, die auch dazu befähigt umb bes 
rechtigt wären, bie aber für lange Zeit, vielleicht über- 
haupt nicht darauf reinen können, einmal das zu werben, 
was jedem beutfchen Seemanne vorfhwebt: Kapitän eines 
Schiffe. Das Ülberangebot aber bewirkt, daß in den 
Kreifen der Kapitäne eine jehr weitgehende, oft ſicher viel 
u weitgehende Rüdfihtnahme auf bie Reederwünſche 
ttfinder Das tft bebauerlih und birgt gewifle Ge- 
fahren in fi. Ich muß bei anderer Gelegenheit auf 
biefe Dinge zurückkommen, nachdem ich geftern und —* 
das in den letzten 3 zurückgelegte Material angeſehen 
habe. Ich wurde hierdurch zu der Uberzeugung ge— 


zwungen, es ſei wieder einmal hohe Zeit, umfaſſend die (0) 


ernften Seiten unſeres Seefahrtbetriebes zu beſprechen. 

Wenn Herr Dr. Semler am Sonnabend wenig 
freundlich ſagte: ah was, die Beſchlüſſe im Verein 
deutſcher Kapitäne und Offiziere werden gefaßt von ein 
paar Leuten, die kaum noch zur See ** und von den 
Dingen keine richtige Vorſtellung mehr haben —, ſo 
erinnere ih ihn an folgendes. Als die Reedereien das 
Unterſchreiben eines Reberſes über den erfolgten Austritt 
aus dem Verein forderten, verfammelten ſich bie gerabe 
in Hamburg anweſenden Sapitäne und Offiziere ber 
Hamburg-Amerifa-Linie unter fi, bloß biefe Mäuner aus 
den praftiichen Dienft — es waren nicht weniger als 63. 
Die 63 tagten unter dem VBorfig eines ber Reederei 
befonderö ergebenen Kapitäus, des Herrn Gronmeyer. 
Und biefe Verſammlung beſchloß, ihre Reederei zu bitten, 
das Unterſchreiben des Reverſes nicht zu fordern, da das 
nicht im Einklang ftehe mit ber Ehre des ———— 
Sp liegen auch in Wahrheit die Dinge. an burfte 
biefen tapferen und berbienten Männern ein folches 
Zufreuzetriehen nit zumuten. Man bat alfo Herrn 
Generalbireftor Ballin, auf die geforderte Umterfchrift zu 
verzichten. Herr Ballin aber, biefer moderne, fozial- 
politiſch aufgeflärte Mann, wie Herr Dr. Semler fagte, 
antivortete den Lenten troden, ed müfle bei feinen Be— 
ſcheide bleiben. Iſt das eine Behandlung eined Standes, 
der auf Wertihägung auch feitens feiner Arbeitgeber vollen 
Anſpruch hat? Nein, man bat hart und unfozial bie 
Offiziere behandelt, gar nicht mobern, gar nicht delikat 
die Fragen erledigt, fonbern ganz aus bem brutalen 
Arbeitgeberftandpunft, ber von dem Gedanken ausgeht: 
hinter dem Mann, ben ih hinauswerfe, ftehen brei ober 
fünf, die feine Arbeit aufnehmen werden. Ich fagte früher, 
wir hätten allen Anlaß, unfer gutes Offiziermaterial fo 
intakt zu erhalten, wie es fich gezeigt hat, und wofür ich 
einen herzerfrifhenden Beweis noch 
geführt Habe. Das ift bei rüdfichtSlofer und ehrberlegenber 
Behandlung folder Männer unmöglid. Darum ift meine 
Bitte um eine andere Behandlung biefer Leute und Aner: 
fennung ihres Koalitionsrechts durchaus berechtigt. 

Nun wäre es wohl aud meine Aufgabe, nochmals 
auf den Hafenarbeiterausftand einzugehen. Ich will das 
heute nicht fun. Am Sonnabend fand eine Verhandlung 
ftatt zwiſchen Vertretern der Reedereien und der Arbeiter 
organtfationen. Da haben ſich bie Neeber zum erften 
Male auf den Standpunkt geftellt, mit bem Vertretern 
der Nrbeiterorgantfationen zu verhandeln. Das freut 
nid. Aber dem Vorſitzenden und dem Vorſtande des 
Bereind deutſcher Kapitäne und Dingen bat man nidt 
etwa nur jede Einmifhung in den Inneren Betrieb ver: 
wehrt, die aud von feiner Seite geplant worden ift, 
fondern man hat auch geantwortet, man habe feine 
Neigung, ben Vorfigenden ober Beauftragten beö Vereins 
zu empfangen; nicht einmal gehört hat man bie Beute. 
Darum wünſche ich, die Herren Reeber möchten erſt mal 
bad, was fie jeßt den Hafenarbeitern zugeftanden haben, 
aud ihren Offizteren gewähren. Dann bürfen wir auch 
mit größerer Freubigfeit und Ruhe auf die Entwidlung 
unſerer Schiffahrt hinfehen. 

Meine Herren, wir wünfden alle ei ? baf 
unfer ar wachſen unb blühen möge. Herr Dr. Semler 
und id), wir beide ald Söhne der Hanbelöftabt Hamburg, 
werden und fiher nie unterfheiben in unferer Zuneigung 
u allem, was mit umferer Wafjerfante zufammenhängt. 

babe mid aud bemüht, für die Auffaffung foztal- 
politiiher Fragen in Reederkreiſen die ude zu er 
fennen. Ih glaubte, feftftellen zu follen, daß man 
an ber Wafierlante und in ber Seeſchiffahrt die volle 
Tatkraft bed einzelnen im ganz befonderen ſchätzt, und 
daß man bon ber Fürſorge bes einem für ben anderen 
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am Sonnabend an= (m) 


(A) ei nicht viel Hat wiſſen wollen. 
an 


(B) 
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(Raab.) 
Das ift ein 
guter featifcher Gefichtspuntt. Er kann aber zu fehr 
befolgt werben und Zuftände gelten, wo wir ald Geſetz⸗ 
geber einzugreifen haben. o wir bie Sicherheit des 
Seefahrtbetriebes, wo wir Leben und Geſundheit unferer 
Seeleute als bedroht erachten, ba follen und wollen 
wir eingreifen. Die Bereitwilligfeit hierzu wollte ich für 
meine politifhen Freunde und mid am Sonnabend 
markieren. 

Es ſollte mi freuen, aud wenn wir heute biefe 
Fragen nicht völlig klären können, wenn in Sreifen, bie 
ihnen bislang nicht viel Aufmerkſamkeit gefchentt haben, 
angeregt durch dieſe Debatte, für die Folge größere Auf: 
merffamkeit und die wohlverbiente Liebe unferer deutſchen 
Seeſchiffahrt zugewenbet wird. 

(Bravo!) 


Vizepräfibent Dr. Paaſche: Es liegt mir ein Antrag 
bed Herrn Abgeordneten Singer vor, bie Verhandlungen 
zu bertagen. Der Antrag bebarf ber Unterſtützung von 
30 Mitgliedern. Ich bitte Diejenigen, die den Antrag 
unterftügen wollen, fi zu erheben. 

Geſchieht.) 
Die Unterſtützung reicht aus. 

Nunmehr bitte ich diejenigen Herren, welche die Ver— 
tagung beſchließen wollen, ſich zu erheben bezw. ſtehen zu 
bleiben. Geſa 


eſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; die Vertagung iſt beſchloſſen. 
Das Wort zu einer perfönlihen Bemerkung hat der 
Herr Abgeordnete Stabthagen. 


Stadthagen, Abgeorbneter: Meine Herren, ber Herr 
Abgeorbnete von Dirkfen hat in bezug auf mich, ber ich 
ja zu biefem Titel nicht geſprochen hatte, erflärt, daß id) 
für ben guten Ton nicht maßgeblid fei. Ich habe bem 
Herrn —— vd. Dirlſen gegenüber den Verſuch 
zurückzuwelſen, mir zu fagen, welder Ton angemeffen ift. 
Dadjenige, was ich für guten Ton halte, ift: offen und 
rüdhaltlod insbeſondere dem Gegner, der es verbient, 
bie Antwort zu geben, wie fie ber Wahrheit entſpricht. 

Aber das würde mid nicht veranlaßt Haben, das 
Wort zu einer perfünlichen Bemerkung zu nehmen, um 
ben Herrn Abgeordneten Dirkfen zurüdzumeifen, mir 
irgend einen Maßftab, wie ih mich zu verhalten habe, 
zu geben. Er hat aber ferner gefagt: der Abgeordnete 
Stadthagen hat fih fehr muftergültig bei Getreide: 
fpefulationen ober ber Aufftelung von Liquidationen 
gezeigt. Darauf habe ih ihm fo, daß er es hat hören 
müffen umb auch gehört hat, zugerufen: er möge bie 
Güte haben, fih mäher darüber auszulaffen, damit an 
Stelle diefer vagen unfaßbaren Behauptung klare 
deutliche Behauptungen vorhanden find. Das hat 
dv. Dirffen nicht getan. Ich nehme an, daß biefe feine 
leider allgemein gehaltenen Ausführungen nicht zu meinem 
Lobe gefagt fein follten, fondern daß er damit irgend 
etwas ausſprechen wollte, was nicht zu meinem Lobe, 
nicht zu meinem Vorteil ausgelegt werden könnte. Wenn 
er, aufgeforbert, Tatſachen hierfür anzugeben, diefelben 
nicht angibt, fo ift das allerdings etwas, was mit dem 
guten Ton, wie ich ihn für notwendig halte, nicht über: 
einftimmt. Es ift eine unoffene, feige Verdächtigung, die 
freilich der Art und Welfe des Herrn v. Dirkſen durchaus 
entſpricht. Ich forbere ihn auf, die Tatfahen anzugeben, 
auf die er biefe allgemeine Verdächtigung bier aus: 
geiprochen hat. 

(Sehr gut! bei ben Sozialdemokraten.) 


Bizepräfibent Dr. Paaſche: Herr Abgeordneter, Sie 
ze nicht das Recht, einem anderen Abgeorbneten „feige 
erdächtigung“ vorzuwerfen. Selbft wenn Sie e8 nur in 








fo bedingter Form fagen, entſpricht es nicht dem Zone, (C) 


ber in biefem Haufe üblich if. Ih muß Ste deshalb zur 
— rufen. 

(Gravo! rechts. — Abgeordneter Stadthagen: 

ur Geihäftdorbnung!) 

—* kann Ihnen das Wort zur Geſchäftsordnung nicht 
geben. 

Das Wort zu einer perſönlichen Bemerlung bat ber 
Herr Abgeordnete Hue. 


Sue, en Meine Herren, der Herr Ab— 
georbnete v. Dirffen hat fih in feiner Nebe heute wie 
aud) am 11. März fehr viel mit meiner Berfon beichäftigt. 
Ih bin nicht in der Lage, im Rahmen einer perſönlichen 
Bemerkung alles das zu ftreifen oder zurüdzumetien, was 
er mir gegenüber behauptet bat. Ich empfinde e3 per- 
ſönlich ald eine große Ehre, wenn fih eined ber Mitglieder 
dieſes hohen Haufes in feinen Reben mit mir befdhäftigt, 
fofern dies Mitglied foztalpolttifches Verſtändnis befigt. 
Eachen redht3.) 

Herr Präfident, ich will vorbeugenb bemerken: es ift 
wirklich ſchwer — ich perfönlich habe das empfunden —, 
gegenüber dem Herrn Abgeorbneten dv. Dirkfen die Formen 
des parlamentarifchen Anſtandes zu wahren. 

(Schr richtig! bei ben Sozialbemofraten.) 
So hat ſich audy der Herr Abgeordnete v. Dirkſen — 
id war nit während jeiner ganzen Mebe hier, habe 
alfo die Mitteilungen bon meinen Freunden befommen — 
gegen mich gewandt hinſichtlich des fogenannten Gewerk— 
— —————— und hat dabei bezüglich meiner Perſon 
ber ben Ruhrgebietöftreit im Jahre 1905 Ausführungen 
emacht, die dahin ausflangen, als ob dort mit meiner 
uftimmung, wenigftend ohne daß ich bagegen einge: 
ſchritten, Vergewaltigungen der Arbeitswilligen vorge- 
fommen wären. 30 fann mid hinſichtlich dieſer Ans 
gelegenheit auf einen ſehr kompetenten Zeugen berufen, 
auf ben Herm Staatöjefretär Grafen Poſadowsky, ber 
bier anläßlich des Ruhrgebietsſtreils ausdrücklich erklärte, 
daß die Meldungen aus dem Streifgebiet über Aus- 
——— gegen Arbeitswillige ſehr ſtark übertrieben 
ſelen, und daß in verſchledenen Fällen von der Polizei 
feſtgeſtellt worden wäre, dieſe Meldungen über Beläſtigungen 
bon Arbeitswilligen feten von der Unternehmerpreſſe bezw. 
ihren Berichterftattern erfunden. 
(Sehr richtig! im der Mitte.) 

ferner hat ber Herr Abgeorbnete v. Dirkſen mid 
wiederum in Beziehung gebradt mit einem Artikel, ben, 
wie er aud am 11. März behauptete, mein PBarteifreund 
Bod im Schuhmacherfachblatt veröffentliht Haben foll. 
Ih hatte damals, am 11. März, ertlärt, daß mein ei⸗ 
genofſe Bod dieſen Artikel nicht geſchrieben habe; ich habe 

efagt, dab es ein „Eingefandt” geweſen wäre, und daß 
n einer fpäteren Nummer die Erklärung der Rebattion 
erfolgt fei, daß fie mit der Faflung dieſes Artikels, fo 
ru ih mid ungefähr ausgebrüdt, nit einverftanden 
et. Heute hat der Herr Nbgeorbnete v. Dirkfen dieſe 
Sade abermald aufgegriffen, wiederum in Beziehung auf 


meine Perfon. Ich tele darum {eft, baß ber Herr Abge⸗ 
orbnete d. Dirkſen am 11. März d. I. in biefem hoben 
Haufe erklärte: 


Herr Bod (Gotha), ber frühere Abgeorbnete, hat 
in feinem Schuhmaderblatt geichrieben ... . 
Alſo damald behauptete der Herr Abgeordnete birekt, 
Bot Habe den Artikel geichrieben. Darauf habe ich 
erflärt, daß das unrichtig Fi. Jetzt hat Herr v. Dirkfen 
wieder den Berfuh gemacht, den Artikel tm Schuhmacher: 
fahblatt gegen den Mittelftand audzunugen; aber er 
mußte dabei zugeben, baß feine Quelle nicht ber —— 
artikel iſt, ſondern daß er als Quelle ein bürgerliches 
Blatt aus Gotha benutzt hat. Trotzdem hat er dieſelbe 


— 


D) 
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(Sue.) 
(A) DEN bie ih damals richtig geftellt habe, wieder⸗ 

holt. Ich weiß nicht, ob es bier geftattet if, dies Ber: 
fahren mit den Ausdrüden zu belegen, wie wir es im 
Bolte gewohnt find. 

Meine Herren, ber Herr Abgeorbuete v. Dirlſen hat 
dann in bezug auf meine PBerfon wieder von den Gewerk— 
erg ri geſprochen und auf einen Zuruf 
von mir auch beftritten, daß er damals einen Rüdzieher 
gemacht habe, nicht mutig gemug gewejen wäre — Feigheit 
ift ja ein Ausdrud, den man hier nicht gebrauchen kann —, 
um zu feinen Worten zu ftehen. Er bat wiederum, auf 
meine Perfon bezug nehmend, gefagt, dab bie Beamten: 
gehälter, die id Damals angefü rt hätte, ſich nicht fo ver- 
hielten. Er hat ausgeführt, eS jet wirklich jo, daß bie 
GErpreffung ftattfände ufw. Darauf fommt es ja nun an. 
Was hat damals Herr dv. Dirkfen gefagt? Er behauptete 
in feiner Rede, es habe fih nicht um Mitglieder des 
hohen Haufes gehandelt. Ih empfehle den Herren 

ar des je Haufed, dad Stenogramm vom 

ärz — en. Da heißt es ausdrücklich — 
de des Präfidenten.) 


— * Paaſche: Herr Abgeordneter, Sie 
fünnen er * en Ihre Perſon oder Mißverſtändniſſe 
in bezug auf Ihre Ausführungen abweiſen, aber Sie haben 
nad bem ausbrüdlichen Ufus, wie er nad der Geſchäfts— 
orbnung feftgeftellt ift, nicht das Recht, in einer perjön- 
lichen Bemerkung Ihre Anfihten jahlih zu begründen. 


Hue, Abgeorbneter: Ganz gewiß nicht, Herr Präfident! 
Die fahlihe Begründung meiner Anſichten werbe ich bei 
anberer Gelegenheit ſchon nachholen. Ich habe alſo heute 
perſönlich feftzuftellen, daß Herr dv. Dirkien damals, wie 
aus der ganzen Faſſung bed Stenogramms, bad er ja 
forrigiert hat, hervorgeht, mid und meine Parteifreunde 
hier im Haufe als „Erpreffer” Hingeftellt, daß er heute 


(8) ben Ausdrud wiederholt bat, und baß er babet Beleidigungen 


fe hat, die id im Augenblid aus den Gründen, 
te ih damals ſchon angab, nämlih aus Anſtandsrück⸗ 
fihten, nicht zurüdgeben will. Gr hat mir auf meine 
damalige Rebe ermwibert, id habe bie Dinge falſch bar- 
geftellt, e3 würde wirflich „ refjung* borgenommen, es 
würden wirklich Beiträge erbre ‚wie fie bon der Steuer» 
behörbe uf. nicht erhoben würden. Herr v. Dirkſen hat 
fid) dabei ausdrücklich unter —*— auf meine Perſon 
auf den Buchdruckerverband berufen und gejagt, es würden 
bom Buchdruckerverband jährlich 56 Mark pro Mitglied 
an bie Parteilaffe abgeführt. Es zeugt von dem ſozial⸗ 
politiſchen Unverſtändnis des Herrn, daß er die Gewerk— 
ichaftöbeiträge des Buchbruderverbandes als „erprchte 
Barteibeiträge* bezeichnet. 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Herr Abgeordneter, Sie 
gehen ſchon wieder auf fahlihe Dinge ein. Ich muß 
ie bitten, das nicht zu tum. 


Sue, Abgeorbneter: Gewiß nicht, Herr Präfibent! 
Ich gehe nicht auf —— Dinge ein, ſondern wiederhole 
nur bad, was Herr v. Dirkſen gegen mich polemiſierend 
ausgeführt h at. Ich ſtelle nur feſt, daß ich damals wie 
heute u ſcharfen Unterſchied geangen habe aljchen 
Gewerkſchaftsbeiträgen und Warteib eiträgen. Ich ftelle 
ferner feit, baß Herr dv. Dirkfen bad, was er gegen mid 
beweifen wollte, nicht im geringften bewiejen bat, nämlich, 
daß irgenb welche Erprefjung von Gewerkſchafismitgliedern 
ober —— ausgeübt würde. Wenn Herr 
vd. Dirkſen mich perſönlich in dieſer Weiſe bekämpfen will, 
fo fann ich ihn ja daran nicht hindern. Aber jedenfalls 
habe id das Empfinden, unb bie große Mehrheit diefes 
Daufed, glaube ich, ebenfalls, wie es aus ben Worten 

errn Abgeorbnieten Botthoff heute ſchon herausklang, 
bob eute abermald Herr v. Dirkſen in perfönlicher Weite 


gefprochen, wiederum dad Niveau der Debatte auf einen (C) 


jehr tiefen Stand herabgebrüdt hat. 
(Sehr richtig! bei den Sozialbemofraten.) 


—— Dr. Paaſche: Meine Herren, ich halte 
es im Intereſſe der Sache für wünſchenswert, wenn ich 
eine —F Erklärung vorleſe, die in dem Handexemplar 
der Geihäftsorbnung des — Präſidenten über bie 
perſönlichen Bemerkungen —S net iſt. 


(Sehr richtigh 
Es iſt vielleicht ganz gut, wenn ich das einmal in Er— 
innerung bringe: 
unier einer perſönlichen Bemerkung tft eine Be- 
merkung zu verftehen, burd welche ein Mitglied 
entweder bie Abwehr eines Angriffs gegen feine 
Berfon, ber in ber Debatte vorgenommen ift, ver: 
” t ober ein Mißverftändni feiner Worte be- 
* aber kein Eingehen auf Debuftionen, 
—* iderlegung deſſen, was ein anderer Redner 
ur Widerlegung des erſten beigebracht hat. 
Ich glaube alſo, ich habe dem Herrn Vorredner einen ſehr 
weiten Spielraum in 8 re Bemerkung gelafien. 
T 
Das Wort zu einer ———— Bemerkung hat der 
Herr Abgeordnete Bebel. 


Bebel, Abgeordneter: Meine Herren, leider bin ich 
ber britte Rebner meiner Fraktion, der genötigt ift, gegen 
Ausführungen des Herrn Abgeorbneten v. Dirkien Heute 
Stellung zu nehmen und eine Richtigftellung — 
Herr v. Dirffen hat mit Bezugnahme auf Außerungen 
in meiner Rede vom 19. März d. J. über Außerungen, 
bie er in feiner Rede vom 11. März gemacht hatte, ſich 
bitter barüber beſchwert, baß mir an jenem Tage fein 
Orduungsruf zuteil geworben jet. Um dieſe Anflage zu 
begründen, fü er wörtlich die Ausführungen an, die 


ih damals gegen ihn machte, wobel er dann aud Aus- (m) 


een hereinzieht, die für jeben, ber biefe Aus— 
rungen Fieft, noch keineswegs beweifen, dab fie auf 
ihn perfönlid) angelbigt waren, die er aber heute anwenden 

e, um bie Beihulbigungen, bie er gegen mid er 
hoben hat, einigermaßen reditfertigen zu fünmen. Im 
weiteren führte er Dann gegen mid) wörtlich aus — ih bes 


‚ziehe mich auf fein Stenogramm — 


Der Herr Abgeordnete Bebel bat e3 vielleicht 
berftanden, einem Ordnungsrufe dadurch zu ent- 
geben, daß er es in eine Form brachte, die ben 
neren Kauſalnexus zwiſchen den Begriffen „Be: 

meinheit, Brutalität und Roheit“ und mir" für 
den Herrn Bräfidenten nicht erfennen ließ. Es 
tft daher nicht gelungen, Herrn Bebel mit einem 
Orduungsrufe zu treffen. Ich möchte mir aber 
doch erlauben, dieſes Elaborat des Herrn Abge— 
ordneten Bebel etwas niedriger zu hänge en 
Meine Herren, wenn ein Mann, der ein Führer 
der Partei ift, ein Mann, der feit 40 Jahren in 
dem parlamentarifhen Leben fteht, ein Mann, 
der, follte man glauben, feine Zunge in ber 
Gewalt hat, zu einem ſolchen Nusprud fchreitet 
gegenüber einem Manne, ber, wie ih, abjolnt 
fi nichts vorzumwerfen hat, fo tft das eine Ber: 
legung des parlamentarifhen Anftandbs, bie, wenn 
fie einem parlamentariihen Ordnungsruf nicht 
unterliegt, jedenfald der Annagelung burd mid 
unterliegt. Wir müflen uns berbitten, daß ein 
folder Ton von feiten der Sozialdemokratie in 
diejes Haus eingeführt wird. 

Und, indem er fih nun weiter beſchwerte, daß ich ihn 

in feiner Rede auch mit einigen feiner Titel genannt habe, 

führte er weiter ans 
Herr Bebel würbe wenig Gejchmad daran finden, 


(A) 


(») und — 
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(Bebel.) 
wenn id jagte: bafür, daß Herr Bebel früher 
Dredhflermeifter geweſen ift, hat er ich mir gegen: 
über jehr - obelt benommen. Sch will Ihnen 
nur jagen, daß ich ng auf diefem Gebtete folgen 
tönnte, wenn ich 
Herr d. Dirkſen iſt uf 5 Bebiete mir nicht gefolgt, 
fonbern er tft mir borangegangen 
(fehr richtig! bei den Sozialdemokraten), 
und das war bie Urſache, weshalb ich mid veranlaft 
ſah, feine Ausführungen in feiner Rebe vom 11. März 
zurädzumelfen. Herr v. Dirkfen führte damals aus: 
Sie werfen und vor, baß wir bezahlte Agitatoren 
ind Land ſchicken. Werden benn von Ihnen 
nicht auch Beamte bezahlt, 3. B. Konfumdereind- 
beamte, Gewertihaftöbeamter unb nicht einmal 
von Khren —*— Geldern, ſondern von dem 
Gelbe, das Ste von den Arbeitern erprefien? 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten. Zuruf recht.) 
Herr v. Dirkſen ſchüttelt mit dem Kopfe; bier im 
Stenogramm iſt das Wort „Sie“ groß gefchrieben, und 
es fann fid) darnach nur auf uns bezogen haben. 
nun zu beweiſen — — 
(Glode des Präfidenten.) 


Vizepräftbent Dr. Paaſche: Herr Abgeordneter, Sie 
—— nichts — beweiſen in einer berföniſchen Bemerkung, 
onbern nur Angriffe zurüdzumwelfen. 


Bebel, Abgeordneter: Als dann, ald Herr v. Dirkfen 
biefe Beſchuldigung ausſprach, auf dieſer Seite des Haufes 
allgemeine Entrüftung losbrach und verlangt wurbe, daß 
Herr d. Dirffen zur Orbnung gerufen würbe, erklärte der 
amtierende Herr — ch weiß nicht mehr, welcher 
ber Herren e8 war —: wenn ber Rebner von ben Sozial- 
demofraten bier im Haufe das gefagt hätte, jo würbe es 
unzuläffig fein. Darauf wurde gerufen: „Jawohl, er hat 
Darauf fagte nunmehr Herr v. Dirkſen — 


— babe ich mich an fein Mitglied 
ber ſozialdemokratiſchen Partei im Haufe ge- 
wandt, ſondern id Habe gejagt: befanntlie 
werben bie Gelber, die bie sinibemokratie für 
ihre Zwede braudt, aus ben Arbeitern zum Zeil 
erpreßt 

hatte. 


— was er vorher nit gejagt 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemofraten.) 
Dieſe ie usführungen waren bie Beranlaffung, daß 
ih zu meinen Ausführungen gegen ihn in meiner Rede 
vom 19. März kam. Ich glaube, daß Herr v. Dirkfen 
weber damals noch hente im irgend einer Weiſe ben Be: 


Im 


hören S 


fühi —— erbracht hat, daß er ſich in dieſem 
Hauſe Mentor für den — Anſtand 
— — darf. 


(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) 


Bizepräfident Dr. Haan Zu einer perfönlichen 
— hat das Wort der Herr Abgeordnete 
pen 


Dr. Strefemann, Abgeorbneter: Meine Herren, ber 
Herr Abgeorbnete Dr. Frank hat in eimer perjönlichen 
—— am legten Freitag eine Behauptung von 


—Gsblode des Bräfibenten.) 


Vizepräfibent Dr. Paaſche: Das geht nicht, Herr 
—— Ste dürfen nur auf Bemerkungen zurück⸗ 
tommen, bie in ber heutigen Sitzung gefallen 

a u einer perſönlichen Bemerkung hat das Wort ber 
Herr Abgeorbnete Dr. Semler. 


Dr. Semier, Abgeordneter: Meine Herren, ic bin 
nicht in der Lage, im Rahmen einer perſönlichen Ber 


merfung, wie fie von bem Herrn Präſtdenten 
auf die ſachlichen Ausfü Fr bes Narr Kollegen Raab 
bon heute einzugehen. Ich habe mich gleich zur Sache 
zum Worte gemeldet, glaube allerdings nicht, daß ich bei 
ber Lage ber Geſchäfte noch in der Lage fein werde, auf 
bie Dinge zurüdzulommen, fondern muß mich auf einige 
perfönlide Bemerkungen beſchränken. Wenn ber Herr 
Kollege Raab gefagt hat, und zwar unter Nieberlegung 
eines Schreibens auf den Tiſch des Haufed, von bem ich 
fonftatiere, baß es nicht adreſſiert, dab es nicht erpebiert 
ift, daß es nicht origtnaliter untergeldnet tft, das über- 
haupt fein Originalſchreiben iſt — 
Glocke des Reaſidemen.) 


Vizepräſident Dr. Paaſche: Das iſt auch nicht 
erſönlich. 


Geiterkeit.) 


Dr. Seuler, Abgeordneter: Unter Niederlegung dieſes 
Schreibens hat ber Herr Abgeorduete Raab meine Aus— 
führungen, in denen ich dieſes Schreiben als apoktyph 
bezeichnete, angezweifelt. Ich will kurz wiederholen, was 
ich geſagt habe. Dieſes Schreiben von 1902 einer 
Heineren Reederei in Schleswig, gezeichnet von einem 
Herrn Hom — fo habe = —— geſagt 


gab nicht die — —— für eine Reſolution 
eines D gg aus bem Jahre 1906, eines Vereins, 
deſſen * und ausgezeichnete —*8 Herr Stollege 
Raab = 5 gleichermaßen zu ſchätzen bereit find. Ich 
babe keineswegs gelagt, daß es fih ba um ein abficht- 
liches, verfehrte8 Vorgehen ber Pan banbele, 
fonbern (ei ih, daß es m bier in der Refolution um 
ein wenig geſchicktes Vorgehen ber Leitung jenes Offiziers⸗ 
bereind gehandelt habe. 


Blzepräſident Dr. Paaſche: 
perſönlichen Bemerlung hat 
v. Dirkſen. 


v. Dirkſen, Abgeordneter: Meine Herren, ich be— 
dauere, Ihre Zeit in Anſpruch nehmen zu müſſen; aber 
da ich au dr Angriffe zu antworten habe, müffen Sie 
mih ſchon einige Augenblide anhören. Der Herr Ab- 
—— Bebel hat gemeint, ich eignete mich nicht zum 

entor des parlamentariſchen Tones. Das gebe ih voll: 
fommen zu. Ich erkenne niemandem ber Herren das 
Recht zu, jemanden über den parlamentarifdhen guten Ton 
aufzuklären, das ift lebiglid Sache des Herrn Präfidenten. 
Aber wenn ber Herr Abgeorbnete Bebel im Zufanınens 
bange mit meinem Namen in der Sitzung vom 19. März 
ausdrücklich Nußerungen wie: Gemeinhett, Brutalität und 
Nohheit gebraudht hat, fo wird er mir wohl 
fönnen, daß id) ihm darauf antworten Du um fo mehr als 
aus bem Zufammenhang hervorging, daß biefe Ausdrücke 
gemünzt waren auf Herrn v. Biebert und mid. Gr wird ſich 
2 o nicht wundern, daß ich gegen ihn Front mache. linjere 

Differenz beruht lebiglih darauf, daß ich in ber Siguug 
vom 11. März, von ber ya ig ea fpredend und 
nad der Linken gewendet, gela babe: „Sie werfen uns, 
dem Reichsſsverband zur mpfung ber Lügen ber 
—— vor, daß F bezahlte Redner ent⸗ 
—————— haben fein Recht dazuz denn Sie haben 
a auch bezahlte Beamte, die von dem Gelde bezahlt 
werben, bad Sie von ben Arbeitern erprefien. Ich kann 
dem Herrn Bebel auch heute noch jagen, daß nad ben 
Gepflogenheiten eines Parlaments, defien Verhandlungen 
ich nicht nur als er ſondern auch als Regierungs- 
fommiffar einige 20 Jahre beigewohnt habe, bei ber- 
artigen Angriffen, nie bie perſönlich anweſenden Mitglieder 
einer Partei, fondern die Partei als ſolche gemeint iſt.“ 
Ih erimmere Sie — und Herr Abgeordneter Bebel 


Das Wort zu einer 
der Herr Abgeordnete 


— 


zziert ift, (0) 


D) 


(B) ber 
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(v. Dieffen.) 


(A) wird fi beflen aud erinnern —, baß er neulih in 


einer Rebe, zur Rechten gewandt, gejagt hat: Sie, 
die Sie nah Orden und Titeln ftreben, Sie, beren 
Vorfahren bie Bauern gelegt haben — und ähnliches. 
Selbftverftänbli haben wir da auch angenommen, daß 
Ste auch in diefem Falle nit die perfönlih anweſenden 
Mitglieder ber Traktion, ſondern die Partei gemeint 
haben. Wenn aber trotzdem ein Zweifel er gewefen 
wäre, jo wäre biefer gehoben burd bie nachher auf Ber: 
anlaffung des Herrn Wräfibenten bon mir gegebene 
Deklaration, daß nicht die perfönlih anweſenden Mit: 
glieder der Fraktion, fondern bie Partei gemeint fei. 
(&lode bes Präfidenten.) 


Vizepräfitent Dr. Paaſche: Das ift nicht mehr 
perſönlich, Herr Abgeorbneter. 


v. Dirkfen, Abgeorbneter: Das liegt body für jeden 
mit der parlamentarifhen Sitte Vertrauten auf der Hand. 
63 fällt mir nit ein, dab id bie einzelnen Herren 
Grprefier genannt habe. Ih kann dem Herrn Abge— 
orbneten Bebel mur antworten, daß hier ein Mißverftänbnis 
obwaltet, bahin, daß er die anweſenden Mitglieder ber 
Fraktion mit ber Partei verwechlelt. 

Dem Herrn Abgeorbneten Hue möchte ich erwibern, 
baß ich bebaure, daß er im Rahmen einer perfönlichen 
Bemerkung Saden von ſich abgewehrt hat, bie er perſönlich 
nicht angehört hat, und an bie ich nicht gebacht habe. Ich habe 
bei Erwähnung der Mißhandlung von Arbeitswiliigen aus 
Anlaß des Ruhrgebletsſtreils feinen Namen nicht genannt, 
an ihn überhaupt nicht gebadjt, fondern habe nur darauf 
Rüdfiht genommen, daß feinerzeit dort fehr ftarfe Ber: 
legungen von Arbeitöwilligen ftattgefunben haben. Die Rolle, 
bie der Herr Abgeordnete Hue im dem Streit gefpielt 
bat, ift mir nicht erinmerlich, und es hat mir ferngelegen, 
ihn damit in Verbindung zu bringen. Ich glaube wirklich, 
err Abgeordnete Hue tft in biefem Falle etwas zu 
empfinblihd geweien. Was ben Fall mit bem Herrn 
Abgeordneten Bod betrifft, fo habe ih ihn hier ganz 
loyal an ber Hand der „Gothatihen Zeitung“ vom 
14. Januar 1907 vorgetragen. Das find feine Erfindungen 
bon mir, jondern bad ſtammt aus ber genannten Zeitung. 
Der Herr Abgeorbnete Hue hai in feiner Rede neulich 

efagt, ber Abgeordnete Bod habe behauptet, die betreffende 

ußerung ſei al3 Eingefanbt durch eine Namensunterſchrift 

in der Zeitung darakterifiert geweſen — ich bitte ben 

Herrn Abgeorbneten Hue, fein Stenogramm bom neulich 

nachzuleſen —, und id; habe das widerlegt, indem ich aus 

* — Zeitung“ vom 14. Januar zitierte, 
e fagte: 

Wer befchreibt unfer Erftaunen, als wir bei 

Durchſicht des Blattes die Entdedung machten, 

daß ber Artikel, in dem bie befagte Äußerung 

dem Sinne nad vorkommt, gar fein Eingefanbt 

war, geſchweige dem äußerlich ald ſolches kenntlich 


gemacht iſt. 
Weiter habe ich nichts geſagt. 
Ich wende mid, da un wg zulest kommt 
e 


zu Herrn Stadthagen. Wenn ih Herrn Stadthagen 
recht verftanden babe, hat er das beftritien, was ich 
anfpielungsweife vom ihm fagte, daß er vorbildlich ſei 
auf dem Gebiete ber Getreidefpefufation und ber Auf— 
ftelung der Gebührenliquibation. Es ift mir jehr 
ſchmerzlich, daß Herr Stabihagen etwad von mir bes 
ftreitet. Nur ein Troft ift mir geblieben, nämlich eine 
Außerung auf dem Dredbener PBarteitage von 1903, wo 
Herrn Stadthagen gejagt worben ift: beftritten find biefe 
Bemerkungen zulegt nur von Stabihagen, was befanntlich 
feine Beftreitung if. 
(Große Heiterfeit.) 
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Der Urheber dieſes Wortes ift ber Fraktionsgenoſſe des 
Herrn Stadthagen Herr Richard Fiider-Berlin. 
(Hört! hört! Be 
Was mun bie —— etrifft, daß Herr 
Stadthagen in bezug auf die Gebührenliquidation dor: 
bildli er ſo — — — 
(Glode bed Präfibenten.) 


Bizepräfident Dr. Paaſche: Das geht über ben 
Rahmen einer perfünlicen Bemerkung hinans. Sie haben 
* Angriffe in einer perſönlichen Bemerkung zurückzu⸗ 
weiſen. 


v. Dirffen, Abgeordneter: Dann bin ich leider nicht 
in ber Lage, die Behauptung, die Herr Stadthagen von 
mir bewiefen zu fehen wünſcht, Hier darzulegen. Ich 
mödte Herrn Stadthagen nur hinweiſen auf die Nummer 
ber „Boft”" vom 22. Januar 1907. 


Vizepräfident Dr. 
Bemerfung bat ba3 
Dr. Barenhorft. 


Dr. Barenhorft, Abgeorbneter: Der Herr Abgeordnete 
b. Dlenhufen hat mir vorgeworfen, id Hätte hier im 
Haufe vor einigen Tagen bie Welfen beleidigt. Das tft 
durchaus nicht richtig. Ich habe niemals die Welfen als 
ſolche beleibigt und werde das nte tum, weil ich mit ben 
Gefühlen der Hannoverfhen Welfen wohl zu rechnen 
weiß. Ih Habe hier nur behauptet und wiederhole es, 
daß bie Barteileitung bei ber Stihwahl zwiſchen einem 
Sreifonfervativen und einem Sozialdemokraten die Parole 
ausgegeben hätte: für bie Sozialdemokratie gegen ben 
Sreifonferbativen — nämlid im Wahlkreis ———— 
burg, und ich habe ferner die Behauptung daran ee 
und iieberhole das hier, daß bie Welfen ber Partei— 
leitung nicht gefolgt find, ſondern daß unfere konfervativ 
* n Welfen die Parteileitung im Stich gelaſſen und 
k einftimmtig ben freifonfervativen gewählt haben. Ich 
habe ben Welfen bafür meine Anerkennung ausgeſprochen. 
Wenn eine Beleidigung der Welfen vorliegt, fo Liegt fie 
in ber Zumutung ber Partelleltung, daß die Welfen in 
Hannover einen Sozlaldemotraten wählen follten. 

(Sehr richtig! reits.) 


Bizepräfitent Dr. Paaſche: Dad Wort zu einer 
perfönlihen Bemerkung bat der Herr Abgeorbniete Raab. 


Raab, Abgeorbneter: Meine Herren, Herr Dr. Semler 
muß mich vorhin mißverftanden haben, wenn er geglaubt 
bat, id würbe ein Originalfhreiben der Firma Horn auf 
den Tiſch des Haufes nieberlegen. Ich glaube beutlich 
genug gefagt zu haben, daß ed fih um einen Fakſimile— 
abbrud bes Originalſchreibens Handle, und dieſen Abdruck 
habe ich ihm gegeben. Ich babe auch nicht gejagt, daß 
bieſes Schreiben mit einer beftimmten Datierung und 
Adreffierung verfehen ſei. Diefe Teile des Schreibens 
find wohl aus fehr erflärlihen Gründen in dem Abdrud 
allerdings nicht mitenthalten, weil man ſonſt gar zu leicht 
wüßte, wem man bie Mitteilung an ben Verein ber Kapi— 
täne unb Offiziere verbanft. 

(Heiterfeit.) 

ert Dr. Semler hat aud geja t, daß es fih um bie 

ußerung einer Heinen Reederei handle. Ich fürchte, Die 
Neederei H. E. Horn in Schledwig wird Herrn Dr. Semler 
für biefe ber Verteidigung nicht fehr bankbar fein. 
Der Brief, den ich ihm zeigte, enthält nämlich erfichtlich 
zu Meflamezweden Ungaben über nit weniger als 
15 Dampfer biefer „Kleinen“ Neeberei mit einem Gehalt 
bis zu 4000 Tonnen. 

(Slode bed Präfibenten.) 


aaſche: Zu einer perfünlichen 
ort ber Herr Abgeordnete 


(c) 


(D) 


(A) 


(B 


u 
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Vizepräfident Dr. Paaſche: Herr Abgeorbneter, das 
find wieder jahlihe Bemerkungen. 
(Sehr richtig! und Heiterkeit.) 


Raab, Abgeordneter: Meine Herren, Herr Dr. Semler 
hat aud heute wieder nichts ald Angriffe auf die Reeder 
aus meinen Worten herausgehört. Er ſcheint mich wieder 
ähnlich jo mißverftanden zu haben, wie ſchon am Sonnabend. 
Darauf babe ich ihm ſchon geantwortet: lieb habe auch 
id) Die Reeder. Aber blind macht mich die Liche nid. 
Das ſcheint bei Herrn Dr. Semler der Fall zu fein. 

(Heiterfelt.) 


Vizepräſident Dr. Paaſche: Das Wort zu einer per: 
fünligen Bemerkung hat der Herr Abgeordnete Bebel. 


Bebel, Abgeorbneter: Menn ber Herr Abgeorbnete 
vd. Dirffen die allgemeinen Bemerkungen, bie ich in meiner 
Rede vom 19. März machte, allerdings anfhliekend an 
die Ausführungen gegen feine Perfon, auf fih perſönlich 
bezog, jo iſt das feine Sade. Ih kann nur lebhaft 
bedauern, daß er bie Ausführungen, bie ich damals ge: 
macht habe, nicht heute im folder Weile beherzigt hat, die 
mir möglicherwetje Gelegenheit gegeben hätte, meine Aus- 
führungen bon damald gegen ihn zurüdzunehmen. Der 
Herr Abgeorbnete v. Dirkfen hat aber aud heute wieder: 
olt beftritten, daß er am 11. März bie fchwere Be- 
eldigung bireft gegen meine Fraktion ausgeſprochen habe. 
Meine Herren, e3 ift mir ſchier unbegreiflih, wie er an- 
ve e5 bier vor mir liegenden offiziellen Berichts, 
er Herrn vd. Dirkfen zur Korrektur vorgelegen hat, noch 
eine Ausführung wie die heutige machen konnte. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Denn danach ift es ganz zweifellos, daß er jeine Be— 
I@ulbigung, es wiürbe bon ben Arbeitern Gelb erpreßt, 
Bun * hier anweſende ſozialdemokratiſche Fraktion ge: 
ma at 
(ehr ng bei ben Sozialdemokraten), 

und feine fpäteren Ausführungen, al ber Herr Präfibent 
gegen und bemerkte, Herr v. Dirkffen habe nicht die an- 
wejenden Sozialdemokraten gemeint, können, wie fie 
egeben find und ganz außer Zufammenhang mit feinen 
Frilberen Aufftelungen ftehen, gar nicht anders — 
werden, als daß er das tat, was der Student „kneifen“ 


(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Herr v. Dirkjen behauptet ferner, ich hätte in eimer 
Nede gegen die Herren bon der Rechten vom Bauernlegen 
u. dgl. geiproden. 

(Glocke des Präfidenten.) 
— Er hat mirhente in ber perſönlichen Bemerkung das gejagt. 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Er hat in der perfönlichen 
Bemerkung gefagt: ald Ste damals von biefer Sache ge- 
ſprochen haben, haben wir angenommen, daß dies nicht 
auf und perfönltc ſich beziehe. 


Bebel, Abgeorbneter: Dem gegenüber habe ich feftzu- 
ftellen, daß ich während der ganzen Seffton ben Vorwurf 
des Bauernlegend überhaupt nit erhoben habe. Wie 
Herr v. Dirkien heute darauf kommt, bie mir vorzu— 
werfen, verftehe id nicht. 

(Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 





Bizepräfident Dr. Paaſche: Dad Wort zu einer (C) 


er Bemerkung hat der Herr Abgeorbuete Stadt: 
agen. 
Heiterkeit.) 


* Stadthagen, Abgeorbneter: Meine Herren, der Herr 
Abgeordnete dv. Dirkien hat behauptet, foweit er mich ber: 
ftanden habe, hätte ich jeine Anfptelungen, die er gemacht 
hat, bie Behauptung, durch bie er anfpielte auf gewiſſe 
Tageszeitungen, beftritten, um barauf eine Bemerkung zu 
machen, auf die ich nicht eingehen werde. Es ift unwahr, 
daß ich beftritten ar — ich konnte es nicht beftreiten —, 
was ber Herr gejagt hat, weil er feine Tatſache be— 
hauptet hat. 
eiterfeit.) 


( 

Ich habe vorhin das hier ausdrüdlid ausgeführt; ich 
habe ihn ferner aufgefordert, Tatſachen anzuführen. Da 
Herr d. Dirkſen dad nicht getan bat, hat er eben etwas 
getan, wa3 mein Freund Bebel fneifen nannte. Er hat 
die Tatſachen nit angegeben. Gr behauptet alſo jet 
u unrecht, dab ich feine Tatſachen irgendwie beftritten 
* Ih habe ihn aufgefordert, Tatſachen anzugeben. 

Nun hat er im Rahmen einer perfönlihen Bemerkung 
ferner gefagt, er habe das gemeint, was in ber „Poft“ 
bom 22. Januar d. J. über mid) ſtehe. Ich Habe bie 
„Boft* vom 22. Jannar d. 9. nicht hier; ich glaube aber 
nicht zu irren, wenn ber Herr Abgeorbriete damit ben 
Artikel meint, von dem ich bezüglich der „Poſt“ und des 
Herrn, deſſen Ausführungen barin wibergegeben find, eines 
gewiffen Rechtsanwalts Herder, in öffentlider Verfamm: 


lung erflärt habe, daß bie Behauptungen, die da aufge: (m) 


ftellt find, eine freche, unverfhämte Berleumbung find, jo 
fred, daß ich bitten möchte, ber Beireffende möge mid) 
beöwegen verflagen. Sch halte fie, führte ich aus, nicht 
für wert vor Gericht zu fordern, nicht einmal fir wert, 
ind Geficht geipteen zu werben. 


(Unrube.) 
Meine Herren, id; habe ferner erflärt, daß bie Be- 
hauptungen, die da aufgeftellt find, aftenmäßig hier aus 
ben Reichötagdaften als unwahre freche Verleumdung fi 
ergeben. Wenn Herr v. Dirkfen fi zum Kolporteur dieſer 
Verleumbungen gemacht hat: ihm fteht es an. 
(Sehr gut! Dei den Soztalbemofraten.) 


Bizepräfident Dr. Paaſche: Ih ſchlage Ihnen num: 
mehr bor, die nädfte Sitzung zu halten morgen, Diens— 
tag ben 16. April, Nachmittags 1 Uhr, mit der Tages- 
orbnung : 

Fortſetzung der heutigen Beratung. 
Gegen dieſen Vorſchlag erhebt fich fein Widerſpruch; bie 
Tagesordnung fteht feh. 

Die Herren Abgeorbneten Liebermann v. Sonnenberg, 
Sped, Miller (Sierlofn), Stamm und Dr. MWiemer 
wünſchen auß ber I. reſp. II. und VI. Sommiffion 
ausfheiden zu bürfen. — Ein MWiberfpruch hiergegen 
erhebt fih nicht; ich veranlaffe beshalb bie 3., 4. und 
7, Abteilung, heute unmittelbar nad) ber Sitzung bie 
erforberlihen Erfagwahlen vorzunehmen. 

IH ſchließe die Sigung. 


(Schluß der Sigung 8 Uhr 11 Minuten.) 
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30. Sigung. 


Dienstag den 16. April 1907. 


Geſchäftliches 7964, 
Fortſetzung der zweiten Beratung des Reichs 
haushaltsetats für das Rechnungsjahr 1907 
— Reichamt des Innern 
Beſoldung des Staatsſekretärs uſw., 
bezw. innere Politik im allgemeinen 
(Fortſetzung und Schluß der Dis- 
kuffion): 
Sachſe (Sd.) 
Dr. Beckmann, Kaijerlicher Geheimer® 
Regierungsrat 
(B) v. Staudy (K.) 
Dr. Graf v. Poſadowsky-Wehner, 
Staatsminister, Staatsſekretär des 
JJJJ ENFRSENE 
Trimborn (Z.) 
Dr. Müller (Meiningen) (Fr.Vp.): 
Singer (Sd.) — zur Geſchäftsordnung: 
v. Strombed (Z.) — beögl. ... . 
Korfanty (P.) — desgl. ...... 
Abftimmung über Rejolutionen..... . . 
v. Dirfjen (Rp.) — zur Geichäfts: 
ordnung 
Dr. ®iemer (Fr.Vp.) — deögl.:813D, 
Trimborn (Z.) — desgl.. ..... 
Dr. Pachnide (Fr.V.) — desgl. . . 
Baflermann (N) — deögl. .... 
Schaft (W.V.) — besgl. 
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(A) Präfident: Die u Er eröffnet, — das Protokoll 
der borigen Sigung zur Einſicht aufgelegt. 
Ein Verzeihnid ber neuen Vorlagen bitte ih zu 


verleſen. 


Schriftführer Abgeordneter Hagemann: 

Als Vorlagen find eingegangen: 

1. Bericht des ſtellvertretenden Direftord der 
Kolonialabteilung vom 13. April d. J. über 
bie Ergebniffe der Unterſuchung ber in ber 
Öffentlichkeit erörterten Fälle in der Kolonial- 
verwaltung durch die damit beauftragten 
preußiſchen richterlihen Beamten; 

2. ein am 11. Februar d. I. zu Berlin unter» 
zeichneter Vertrag zwiihen dem Deutſchen 
Reiche und den Niederlanden über bie gegen: 
jeitige Anerkennung der Nftiengejellihaften ufw. 


Bräfident: Die Drudlegung babe ich verfügt. 

In der Brivatllageiahe des Mitgliedes des Reichs— 
tags Garftend wider das Mitglied des Reichsſstags Zubell 
wegen öffentlicher Beleidigung wird von dem Bevoll— 
mächtigen des Klägers die Genehmigung zur ftrafredt- 
lihen Verfolgung des Abgeordneten Zubeil beantragt. 
Meine Herren, ih fchlage vor, das betreffende Schritt. 
ftüd der Kommiſſion für die Geſchäftsordnung zur Be: 
richterftattung au überweifen. — Ein Widerſpruch erhebt 
ſich nit; die Überweifung tft beichloffen. 

An Stelle der aus der I. refp. IL. und VII. om: 
mifjion ausgefchiedenen Herren Abgeordneten Liebermann 
v. Sonnenberg, Sped, Müller (Iſerlohn), Stamm und 
Dr. Wiener find durd die vollgogenen Grfagwahlen ge- 
wählt worben bie Herren Abgeorbneten: 

Schad, Engelen in die Budgetkommiſſion; 

Dr. Müller (Meiningen) in die Wahlprüfungs- 
tommiffion; £ 
Freiherr v. Freyberg, Dr. Stengel in die VIL. Kom: 

miffion. 

Ich babe Urlaub erteilt den Herren Abgeorbneten: 

Graf dv. Oriola für 4 Tage, 
Langerfeldt für 8 Tage vom 18. d. M. ab. 

Wir treten in die Tagedordnung ein. Gegenftand 
berjelben ift: 

Fortſetzung der zweiten Beratung des Entwurfs 
eines Gejebes betreffend die Feftitellung des 
NReihshaushaltsetats für das Rechnungsjahr 1907 
(Nr. 9 der Drudfahen), und zwar: 
Etat für das Reichſsamt des Junern (An: 
lage IV) 
mit dem mündlichen Bericht der Kommiffion 
für den Neihshandhaltäetat (Nr. 198 ber 
Drudfaden). 
Beriäterftatter: Abgeordneter Freiherr 
v. Richthofen⸗Damsdorf. 
Anträge Nr. 199, 204, 207, 210, 212, 
217, 224, 243 his 247, 256, 257, 259, 
260, 263, 265, 273, 280, 282, 283. 
Denkſchriften ufw. Nr. 213, 218. 

Die Diskuffion über Kap. 7 Tit. 1 ber fortbauernden 
— mit den dazu geſtellten Reſolutionen iſt wieder 
eröffnet. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Sachſe. 


Sachſe. Abgeorbneter: Meine Herren, ber Herr 
Kollege Schiffer hat geftern es wieder für nötig gehalten, 
meiner Wartet Frog zu machen barüber, daß fie 
gegen bie verichtedenen jozialen Geſetze geftimmt habe. 
Ich möchte dem Herrn Kollegen Schiffer folgendes darüber 
jagen. Es ift richtig, daß umfere Partei gegen ver: 
ſchiedene Verſicherungsgeſetze geftimmt hat, aber bas ift 
ja aud bei feiner Partei. der Fall gewefen; ja, feine 


(B) 


Partei hat ſich am eifrigften gegen das Inbaliditätsgeſetz (C) 
gewandt. Herr Stollege Schiffer möge doch einmal bie 
Neben des früheren Abgeordneten Windthorft nachleſen, 
ba wirb er einen durchaus prinzipiellen Standpunkt gegen 
das Invaliditätögefeh finden, und Ende 1890 hat feine 
Bartet fogar ben Antrag geftellt, das Invaliditätsgeſetz 
wieder aufzuheben. Herr Schiffer wird aber nicht nad: 
weifen können, daß die fozialdemofratiihe Partei jemals 
den Antrag geftellt hätte, ein ſoziales Verſicherungsgeſetz 
wieder aufzuheben. So weit haben wir und alfo nie ber- 
ftiegen, wie dad von feiner Partei ber Fall ift. Aber 
ber Herr Stollege Schiffer hat auch verſchwiegen, baß mir, 
als die Geſetze 18399 unb 1900 reformiert worden find 
— id erinnere an das Unfall- und Invbaliditätsgeſetz —, 
für diefe Geſetze geſtimmt haben, weil wir eine nennends 
werte Reform darin gefunden haben. 

Dann hat der Herr Kollege Schiffer barüber geklagt, 
daß bie chriſtlichen Arbeiter ebenfalld unter dem behörd— 
lien Terrorismus zu leiden vn er bat alſo dasſelbe 
Lied anftimmen müflen wie wir, daß nämlich die Polizei: 
behörben, Arbeitgeber u. dgl. alles mögliche aufbieten, 
um den Arbeitern, bie fid; verfammeln wollen, um 
ihre Rechte und Intereſſen zu vertreten, die Säle abzu— 
treiben. Er hat fih auf mehrere Ginzelfälle bezogen; 
ih will heute feine Ergänzung vornehmen, aber das eine 
möchte ih Herrn Kollegen Schiffer bemerken: dad, was 
er bon den dhriftlihen Arbeitervereinen gejagt bat, ift 
noch gar nichts gegen ben Terrorismus, unter dem wir 
zu leiden haben. Deshalb haben wir aud nie baran 
glauben können, wenn in Arbeitgeberfreifen von jo großen 
Sympathien für die wirtfchaftliche Arbeiterbewegung ober 
aud für die gewerkihaftliche Arbeiterbewegung gelpraien 
wird. Mk Gegentell, wir wiffen, daß gerade bei den Saal« 
abtreibungen dieNrbeitgeber aller Parteien, außer ben Sozial- 
bemofraten natürlich, dahinter iteden, und daß bie bafür 
forgen, baß bie Arbeiter feine Säle bekommen können. Bet (D) 
und geht e3 fo weit, daß wir in unferer Großftabt Bodum 
jegt nit einmal einen Saal befommen fonnten, um bie 
Generalveriammlung unſeres Verbandes dort abzuhalten. 
Der Saal, den wir in Ausficht hatten, wurbe ung feitens 
der Polizei abgetrieben, und deöhalb mußten wir unfere 
Generalverfammlung nah Dortmund verlegen. Ferner 
möchte ich den Herrn Kollegen Schiffer bitten, ſich auch 
einmal in feinem MWahlkreife umzuſehen. Ich habe ſchon 
früher gejagt und betone e3 heute wieber, daß es gerade 
im Kreiſe Redlinghaufen, im fogenannten Miünfterland, 
am allertraurigften ausſieht, daß wir in feinem Bezirk 
bon Polizei und Wrbeitgebern fo fchofel behandelt 
werden wie gerade dort. Herr Schiffer wirb jeben- 
falls auch unſere Barteiprefie in feinem Mahl: 
freife verfolgen, und barin wirb er in ber vorigen 
Woche einen Vertrag ded dortigen Polizeikommiſſars 
und ber dortigen Wirte gefunden haben, worin bie Wirte 
fid) gegen eine Konventionalſtrafe verpflichtet haben, den 
ſozialdemokratiſchen Gemwerlihaften und der ſozial— 
demokratiſchen Bartei feinen Saal zu Berfammlungen zu 
überlafien. Die Herren Wirte, die wohl meift bem 
Zentrum und, wenn nicht dieſem, fo der liberalen Partei 
angehören, haben ſich fozufagen unter Suratel des PVoltzei- 
kommiſſars geftellt, tanzen nach feiner Pfeife und befolgen 
einen Vertrag, den ihnen diefer Bolizeilommiffar biktiert. 
Die Herren follten lieber etwas mehr auf ihre Ehre halten, 
ftatt fih don einem rechtswidrig handelnden Polizei— 
fommiffar fo ins Maujelod jagen zu laſſen! 

Der Kollege Schiffer hat erfreulicherweife zugeftanben, 
daß die chriftlihen Gewerkvereine auch feine Engel find, 
und daß, wenn Heibungen vorgekommen find, es meift 
immer an beiden Seiten lag Wir haben von 
diefer Stelle aus wiederholt verfidert, daß mir 
irgend welche terroriftiige Maßnahmen feitens ber 
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ESachſe.) 
(A) freien Gewerkſchaften gegen Andersdenkende nicht gut— 
heißen. Aber der Herr Kollege Schiffer wirb zugeben, 
daß aud in den hriftlihen Gewerkichaften, genau jo wie 
bei uns, nicht jedes Mitglied am Gäugelbande geführt 
werden kann, und daß, wo Kampf ilt, Späne fliegen. 
Wir können das bedauern, aber wir find nicht bafür ber— 
antwortlih zu machen. Wenn jedoh in dem eigenen 
Wahlkreis des Herrn Mbgeorbneten Schiffer folder 
Terrorismus, wie ich ihm ſchilderte, gegen bie freien 
Gewerkſchaften ausgeübt wird, fo heißt feine Parteipreſſe 
das meift e und freut fi darüber. Daß es ferner bei 
ben Ghriftlichen mitunter nicht ohne Ausfchreitungen ab- 
geht, ergibt fih aus dem Kölner Fall, wo bie hriftlichen 
Holzarbeiter den freien SHolzarbeitern Pfeffer in bie 
Augen warfen, weil fie Streitigkeiten mit ihnen hatten. 

Damit will id Herrn Schiffer verlaffen und mich zu 
Herrn v. Dirffen wenden, ber geftern wieder gehörig 
gegen und Iodgezogen iii. Ich muß mid heute etwas 
länger mit feinen Ausführungen befchäftigen. Einleltend 
hat er fih als Nachfolger Stumm vorgeftellt und biefen 
ald großen Soztalpolitifer Hingeftellt. Ja, wenn Herr 
v. Stumm fein Vorbild if, dann braudt man fi über 
verichiebene feiner Redewendungen nicht zu wundern; benn 
gerade Herr v. Stumm bat ja ſtets bie völlige Rechts— 
lofigteit der Arbeiter angeftrebt und ihnen nicht einmal 
geftatten wollen, ohne feine Erlaubnis zu heiraten. Wenn 
das allerdings das Zukunftsideal if, wenn bad in 
fonjervativen Streifen als Ziel ber Arbeiter oder Sozial: 
politit angefehen wird, dann allerdings bedanken wir 
und und bie gefamte Arbeiterfchaft für eine ſolche Sozial- 
politit. Denn das ift feine foziale Fürforge, ſondern 
joziale Entrechtung. 

(Sehr wahr! bei den Soztaldemofraten.) 

Herr v. Dirkſen hat dann weiter anögeführt, um zu 

beweijen, wie unverſchämt bie Sozialdemofratte fei, daß im 


(B) Ausland — ich habe den Ort nicht verftanden, finde ihn 


auch in ben Zeitungsberichten nicht — ſozialdemokratiſche 
Arbeiter fogar die ſechsſtündige Arbeitszeit verlangt 
hätten. Das ift ja nichts Neues, man muß nur bie 
Nebenumftände kennen; es wird jebenfall3 ein befonbers 


eſundheitsgefährlicher Betrieb fein, wo fechsftünbige. 


rbeitözeit ger: it. Ih kann ja Herrn v. Dirkſen 

verraten, dab wir in Deutſchland ſchon Geſetze haben, die 

die ſechsſtündige —— vorſchreiben. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Ih erinnere nur an das Berggeſetz, in weldem für 

heiße Orte, wo über 28 Grab Celſius Wärme berrichen, 

bente jhon die ſechsſtündige Schichtzeit vorgeichrieben ift. 

Zeiber ſteht auch dieſe Beltimmung metft mur auf dem 

Papier; aber notwendig wäre, daß bie Bergbehörde auch 

feft darauf brängte, daß bie ſechsſtündige Schichtzeit ein- 

ehalten würde. Abnlih wird es nad meiner Auf: 

aflung auch bet biefer Forderung im Ausland liegen, daß 

bejonderd gefährliche, geſundheitsſchädliche Betriebe in 

Stage kommen. 

(Zuruf von den Sozialdemokraten: Was weiß 

Herr v. Dirffen davon!) 

— Das weiß er allerdingd nicht, ihm ift die achtftündige 

Arbeitszeit ſchon ein Greuel, und wenn er gar bon ſechs— 

ftünbiger Hört, wird ihm ganz übel. 

Dann bat aber auch Herr v. Dirkſen fi bei feinen 
Ausführungen ald Mufterbild des guten Tones vorgeftellt 
und hat da meinem Barteigenoffen Bebel Vorwürfe gemacht, 
daß er damals im März auf feine Rede geantwortet und 
die Millionen des Herrn v. Dirkſen erwähnt habe. 
dv. Dirkfen bat fich geftern darüber beſchwert, dab das in 
biefem hohen Haufe nit Sitte jet, die perſönlichen Be- 


stehungen des Abgeorbneten einer Sritit zu unterziehen. ; 
Ja, wenn Herr v. Dirffen in biefer Weiſe vorgehen will, 
ober wenn. er ba anderen Borfchriften machen will, banıt 


Herr 


follte er auch nur felbft mit gutem Beiſpiel ga (0) 
Wie fteht aber denn bier die Angelegenheit? Der Abges 
ordnete Bebel, mein Barteifreumd Bebel, hat allerdings 
damals dieje Redewendung gebraucht, aber was er geſagt 
hat, iſt doch wenigftend wahr; was aber ber Herr 
Abgeorbnete dv. Dirkjen damals und geftern gefagt hat, ift 
eben nicht wahr 

(ehr richtig! bei den Sozialdemokraten), 
und was er gefagt hat, bezieht fid) ebenfalld auf die Ab: 
geordneten, denn er hat geftern allerding3 eine vorfichtigere 
Redewendung gebraudt als am 12. März, bat aber 
damals — es war damals bie Auffaflung im ganzen 
Haufe fo — keine Ausnahme gemadt und hat die an- 
weſenden Abgeorbneten und Gewerfichaftler im Haufe 
genau jo gemeint wie bie außerhalb des Hanfes, die ihre 
Gehälter von den Arbeitern erpreßten. Ja er hat gefteru 
fogar nad) dem Bericht der „Hreuzzeitung* in anderen Wen 
dungen dieſe Behauptungen wieder angeführt, daß die 
Arbeiter gezwungen würden, biefe Gehälter zu zahlen. 
Dad ift eine Iinwahrheit, die wir zurückweiſen, und ich 
muß ebenfall3 zurückweiſen, und im biefer Beziehung im 
bezug auf ben guten Ton bon Herm v. Dirkien Bor: 
ſchriften machen zu laſſen. 

(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten.) 

Er hat dann, wie ſchon bemerkt, geftern wieder bie 
Gehälter der Gewerkſchafts- und Barteibeamten geftreift und 
hat den Borführungen meines Freundes Hue vom 12. und 
13. März gegenüber behauptet, daß die Gehälter nicht jo 
gering felen, wie mein Kollege angegeben habe, und führte 
aus Parteitagäprototollen und aus Generalverſammlungen 
ber Gewerkſchaften die Gehälter der Arbeiterführer an. 
Ich habe keine Urſache, das abzuftreiten; was er da an— 
führte, wird jedenfalls ftimmen. Aber mein Parteifreund 
Bebel hat bei ber Debatte über Mahlbeeinfluffungen 
gegenüber Herrn v. Liebert und den Reichsverbändlern 


gelagt, es ſei unwahr, daß bie „Vorwärts“-Redakteure (m) 


7000 Mark bekämen, nur 4500 erhielten ſie, und üher 
5000 überhaupt feiner in ber Partei. Herr v. Dirfien 
führte die Hohen Gehälter an, aber nicht die niedrigen, 
die er in ben Gewerkſchaften ımb in der Partei finden 
kann. Trotzdem nun bag bier vom meinem Parteifreunde 
Bebel richtiggeftellt ift, wird branken bei ber Agitatton 
immer noch bon den 7000 Mark weiter geiprodhen. Mir 
bat fogar ein Agent bed Reichsberbandes nachgeredet, id; 
berftenerte 7000 Mark Einkommen. Jeder weiß, daß das 
Höchfigehalt bei und mur 2640 Mark beträgt. 

Sodann fprah Herr v. Dirkfen wieber von ben hohen 
erpreßten Warteibeiträgen und führte ihm zugegangene 
Briefe an. Geftern wurde ihm ſchon in perjönlihen Be— 
merfungen entgegengebalten, daß er da neben das Biel 
geſchoſſen hat. Ich will nur unterftreichen: er kann nicht 
unterjheiden zwiſchen Partei: uud Gewerkſchaftsbeiträgen. 
Bei dem Buchdruderverband wird wohl die von ihm geitern 
angegebene Beitragshöhe flimmen; aber er muß aud 
wilfen, daß der Buchdruderverband, um den es fid) 
handelt — nicht um die Parteifaffe —, für feine Mit: 
glieder nicht nur Streifunterftügung und Rechtſchutz ge 
währt, fondern alle möglichen Ilnterftügungen bet Stranf: 
beit, Arbeitlofigteit, Meilen ufw. Wenn Herr dv. Dirkfen 
die vorzügliche Rede meined Freundes Legien bei Be- 
ratung des Geſetzes über bie Rechtsfähigkeit ber Berufs: 
vereine bier im Hanfe angehört hätte — da hat Legien 
detailliert angegeben, welche Beiträge die Gewerkſchaften 
erheben, und was fie bafür leiften —, fo lonnte er fid) 
bie geftrige Blamage eriparen. 

Sodann Hagte Herr v. Dirkſen auch über die Berliner 
organifierten Arbeiter; er gab etwas wieder aud einem 
Brief, den er aus feinem Wahlkreis im Spreewalb er- 
halten bat. Darin beißt es, wer mad) Berlin komme, 
müſſe ſich erft organifieren, jonft befomme er feine Arbeit 

I11* 


7198 


(Sachfe.) 
(A) und werbe nicht gebulbet. Ob der Inhalt bes Briefes 
in biefem Umfang wahr ift, kann wohl ernfthaft beftritten 
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arbeitslos gelaffen; erft jet haben fie wieber Arbeit (0) 
gefunben. 


werben. Jedenfalls Liegt e8 bier wie überall: neu ein: 
tretende werben zur Organtfation angehalten. Niemand 
bier wird das bem Arbeitern verübeln. Wenn bie Berliner 
Arbeiter verfhiebener Berufe im Lohn beffer geftellt find 
als die auswärts, fo haben fie das einzig und allein ihrer 
Organifation und ihrer Opferfreubigfeit zuzuſchreiben. 
(Sehr richtig! bei den Sozialbemokraten.) 

Und wenn auswärtige Arbeiter fommen unb als Son: 
furrenten auftreten, dann follen wir ihnen die Vorteile, 
die andere erfämpft haben, ohme jede Gegenleiftung ein- 
räumen? Ich möchte den Herrn aus bem Haufe bier 
fehen, der biefen Stanbpunft vertreten will! Ich fage 
nochmals: wir heißen in keiner Weiſe den Zwang gut; 
aber wenn die organifierten Arbeiter in ben Indufirie⸗ 
zentren, bie fi einen beſſeren Lohn erkämpft haben, 
darauf bringen unb alle bereditigten Mgitationdmittel an- 
wenden, um bie zumandernben Arbeiter auch zu organi« 
fieren, dann find fie jebenfalls volftändig in ihrem Recht. 
Sollen denn bie Ben Arbeiter mur das ernten, 
was andere gejät haben? Kann man einem folden 
Arbeiter Wr geben, der bon auswärts in bie Stabt 
fommt, bie höheren Löhne mitverbienen will, aber zu ben 
Drganifationskoften nichts beitragen will? Herr v. Dirkſen 
hätte fi jagen müffen, daß er mit feinen Ausführungen 
nicht den Rechtsſtandpunkt vertritt; jedenfalls Hat er ſich 
damit nicht als Arbeiterfreund aufgeſpielt. 

Dann hat der Herr Abgeorbniete v. Dirkſen über ben 
Koalitions en. ber Sozialdemokratie geſprochen, aber 
über den Stoalitiondzwang ber Arbeitgeber fein Sterbend- 
wörtdhen verloren. Ja, er > fogar bie Ausfperrungen, 
bie die Arbeitgeber gegen bie Arbeiter vornehmen, gut: 
geheißen und fie ald eine Notwehrmaßregel pin eftellt. 
Jeder Menſch, ber fi um die Ausfperrungen befümmert 


(») hat, weiß, daß, wenn bon gegnerifcher Seite vielfah von 


olen Streifö geſprochen wird, wir als Arbeiter auch 
— ſind, von ganz frivolen Ausſperrungen zu 
prechen. 

„(Sehr — bet den Sozialdemokraten.) 

Da hätte Herr v. Dirffen, wenn er geredt fein wollte, 
aud gegen ben Terrorismus ber Arbeitgeber, gegen bie 
Ausſperrungen ber Arbeiter jcharfe Worte fagen müſſen. 

Herr v. Dirkfen bat es auch nicht fir mötig gehalten, 
ein Wort über das Syftem der ſchwarzen Liften und bie 
Verrufderklärungen ber Arbeitgeber gegen die Arbeiter zu 
ſprechen. Ih will da einige Fälle vorführen, um zu 
beweifen, daß jebenfal8 bie Arbeitgeber feine rfade 
haben, über ben Terrorismus der Arbeiter zu reben. In 
dem Wahlfreife des Herrn Kollegen Dr. Flelſcher eriftieren 
Bergwerke, bie dem früheren Zentrumsabgeordneten Grafen 
dv. Magnis gehören. Dort hatten im vorigen Jahre die 
Arbeiter Forderungen auf höhere Löhne geftellt, die auch 
bon ber fatholiihen Fachabteilung zum Teil vertreten 
worben find; bie Kohnforberung war nicht als unverfhämt 
zu bezeichnen, ſondern ber Xebenämittelverteurung ent: 
ſprechend. Die Arbeiter wurden zum größten Teil bamit 
nicht nur abgewiefen, ſondern es wurben aud) ſechs Mit- 
glteber des Arbeiterausſchuſſes nebft acht anderen Arbeitern 
von ber Grubenderwaltung rückſichtslos entlaffen unb auf 
das Plafter geworfen; fie konnten dann in dem ganzen 
Kreife Neurode und bem ganzen niederſchleſiſchen Gebiet 
nirgenb8 Arbeit mehr befommen. Die nieberfchlefiiche 
Grubenverwaltung hat fogar Agenten nad alen 
geihidt, um die ausgewanderten fchlefifhen Arbeiter nad 
Schleſten —— aber die im Kreiſe ſelbſt 
anweſenden Arbeiter, bie ſich erlaubt hatten, Lohnforderungen 
zu bertreten, bie —— fie nicht gebraucht, haben fie 
unbarmberzig gemaßregelt und herumgefdhidt. Sturz und 
gut, man bat bie Mrbeiter fait drei Vierteljahre 


(Zuruf aus der Mitte: Aber der Terrorigmus ber 
Spztaldemokraten!) 
— Herr Kollege Dr. Fleiſcher, Sie können uns nicht 
nachweiſen, daß wir gegen bie Bergarbeiter Ihrer Richtung 
im dortigen Bezirk irgend welchen Terrorismus auögeübt 
haben, am allerwenigften bei ber angeführten Gelegenheit. 
Wir haben mit Ihren Anhängern vor dieler Lohnbewegung 
En, feinen Streit gehabt, geſchweige, dab von unſerer 
e irgend ein Drud ausgeübt worden wäre. Seht 
ehen bie Arbeitgeber auch wieder gegen unfere Organi- 
Fationen in der Weiſe vor, daß fie auf Grumb ber Mit- 
glieberliften, bie fie angeblih befigen, namentlih anf 
einigen Gruben in Niederfchleflen, jeben Arbeiter aus dem 
Verband heraudzutreiben verſuchen; wer nicht austritt, 
dem wirb mit Entlaffung gebroßt. Auf der Meldior- 
grube in Ditterdbah waren kürzlich zwei Überſchichten in 
einer Woche angefegt, während in ber Arbeitäorbnung 
nur eine Schicht vorgeſehen if. Ein Ausihußmitglied 
fah fi gemüßigt, im Auftrage feiner Stameraben gegen 
die zweite Überfchicht Proteft zu erheben. Was war bie 
Antwort? Obwohl er mur feine Pfliht gegen feine 
Kameraden erfüllt hatte, befam er bie Kündigung. Ihm 
wurbe gelagt: „Wenn Ste nicht aus bem Verband aus: 
treten, wenn Sie ferner fih gegen ſolche Saden aus- 
ſprechen, werben wir bie Kündigung nicht zurüdnehmen.* 
Als er dann den Außtritt erflärte, wurde die Kündigung 
erft wieber aufgehoben. Aber gegen berartige brutale 
Fälle von Arbeiterunterbrüdung hat Herr v. Dirkjen nichts 
enden, fonbern er hat nur Fälle im Auge, wo bie 
Arbeiter fih mal da und bort etwas haben zu Schulden 
fommen laflen. 
Meine Herren, aber nicht 
organifationen ae treiben die 
no 


nur den Arbeiter: 
Arbeitgeber 
Terrorismus, 
beitgebern gegemüber, bie nicht ben Arbeitgeberverbänden 
beitreten. 5 erinnere an ben Zwang, ben bie Arbeit- 
geber gegen andere Arbeitgeber ausüben, wenn fie nicht 
dem Syndikat beitreten wollen. Es find ſchon früher 
—— Sachen bier im Reichstage mn en worben. 
Einmal — fo wurbe audgeführt — wurden jogar Arbeit- 
gebern der Tapetenbrande die Materiallteferungen abge: 
trieben, damit fie badurrd) gezwungen würben, bem Tapeten- 
verband beizutreten. Ich möchte Ihnen aber nod Dei 
neue Fälle vorführen. Wir haben ja gegenwärti 
Deutihland eine Holzarbeiteransfperrung, und dabei üben 
nit nur die Arbeitgeber einen Drud dadurch aus, daß 
fie alle in der Holzbranche vorhandenen Arbeiter mit aus: 
jperren, fondern es werben aud bie Holzlieferanten dafür 
gewonnen, daß fie benjenigen Arbeitgebern ber Holz: 
branche, die nicht mit außgefperrt haben, kein Holz *2* 
liefern. Als Beweis d möchte ich ben Bertrag an- 
— ber ſeitens ber Arbeitgeber mit den Holzhändlern 
terüber abgeſchloſſen worben if. Gr Hat folgenden 
Wortlaut: 
Die Unterzeichneten verpflichten fich, während ber 
Ausiperrung ber Holzarbeiter und —— 
in Berlin und in Vororten an ————— 
und Holzinduſtrielle, ſoweit ſolche Möbel und 
Bauarbeiten, Kontormöbel, Labeneinrihtungen 
und Imenausbau anfertigen, deögleihen an 
Angehörige ber Zelephonbrande, keine Waren 
irgend welcher Art zur fofortigen Lieferung zu 
verfaufen. 
(Hört! Hört! bei ben Sozialdemokraten.) 
Alfo die Holzhändler find hier durch Vertrag gezwungen, 
feine Waren mehr an bie Arbeitgeber ber Holzbrande, 
die nicht außfperrten, zu liefern, folange die Ausiperrung 
in Berlin und Umgebung dauert. Herr Abgeordneter 


chlimmer wirb es getrieben ben Ar: (m) 
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(Sachſe.) 


(A) v. Dirkſen, ſind das nicht auch terroriſtiſche Maßnahmen 


ber Arbeitgeber? Warum hat Herr v. Dirkſen da kein 
Wort des Tabeld gefunden? 

Bei und in Weſtfalen herrſcht jeht die Ausſperrung 
ber Maler und Anftreiher. Da hat mir ein Anftreicher- 
meifter erzählt, daß fein Farbenlieferant angebeutet habe, 
ed jei verfucht worben, daß an biefenigen Meifter, welche 
ihre Gefellen nicht ausfperren, von ben Yarbenlieferanten 
feine Farbe mehr geliefert und fein Kredit mehr gewährt 
werbe, wenn fie nicht bie Ausfperrung mit vollziehen. 

(Hört! Hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Sie fehen aud bet diefer Gelegenheit, daß bie Urbeit- 
geber rüdfichtölos gegen Kollegen vorgehen, die ſich nicht 
an ben Iinternehmerverbänden und an ben Ausiperrungen 
beteiligen. ch erinnere ferner an den ſtampf, ber gegen- 
wärtig im Kaliſhndikat audgefochten wird. Da weigern 
fih auch einige Kaliwerlsbeſitzer, fth dem Synbifat an- 
uſchließen, und deshalb find in ben Berfammlungen ſchon 
te birefteften Drohungen gegen biejenigen Werke aus— 
geſprochen worben, die nicht beitreten wollen. 

Ferner haben aber die Arbeitgeber jeben möglichen 
Drud gegen bie Arbeiter ausgeübt, die fi weigern, fiber: 
ſchichten zu verfahren oder Überfiunden zu maden; bie 
werben ebenfalld gemaßregelt, fie werben gelündigt, und 
es wirb jeber mögliche Terrorismus gegen fie geübt. Ich 
bemerkte ſchon, daß in Niederfchleften die Arbeitgeber im 
Bergbau es ſogar fertig gebracht haben, in bie Arbeitd- 
ordnung Hineinzufchreiben, daß, wer fi) weigert, wöchentlich 
eine Nberfchicht zu verfahren, mit einer Geldftrafe belegt 
werben kann. Deutſchland ſoll ja in der Welt voran 
fein, hat ber Herr Reichskanzler einmal gejagt. Nun, 
unfere Bergbehörben find es in biefer Beziehung nicht, 
fonbern fie find jo rüditändig, daß fie fi nicht einmal 
getrauen, einer derartigen brutalen Arbeitöorbnung bie 
Zuflimmung zu verfagen. 

Daß die Arbeiterausihüffe bireft und inbireft ge- 
pe werben, dieſe Arbeitorbnungen anzuerkennen, 
ft fo befannt, daß ich als Beweis dafür wohl kein Wort 
vorzutragen brauche. Ebenfo ift es aber auch, wenn z. B. 
bie Bergarbeiter fi über die Schichtzeiten vor heißen 
Orten beichweren. Wie ich fchon bemerkte, befteht bie 
Vorſchrift, daß vor heißen Orten, wo mehr ald 28 Grab 
Wärme ift, nur ſechsſtündige Schichten verfahren werden 
dürfen. Wenn nun die Arbeiter melden: hier find über 
28 Grad, wir wollen nur ſechs Stunden arbeiten, — und 
auf Einhaltung der geſetzlichen Vorſchrift bringen, werben 
fie, wie es aus bem Zwickauer Revier berichtet wird, 
fofort gemaßregelt und arbeitslos gemacht. Das ift doch 
aud) ein ganz ungeheurer Terrorismus, von dem allerdings 
der Herr Abgeordnete v. Dirkfen nichts weiß oder nichts 
wiſſen wollte. 

Ferner möchte id) baran erinnern, daß bie Arbeiter 
gezwungen werben, die in ber Arbeitsorbnung vorgefehene 
Arbeitözeit ganz ruhig verlängern zu laffen. Da fann 
ih aus dem Zwickauer Bergrebier berichten, daß vor 
wenigen Monaten von bem „Erzgebirgiſchen Steinlohlen- 
bauverein“, wo biöher bie zehnftündige Schichtzeit durch 
die Arbeitöorbnung feftgelegt war, man durch Anſchlag 
verfügt bat, dab von jetzt ab elfflünbig — wird. 
Als die Arbeiter Dagegen Einſpruch erhoben, kam ein 
Anfhlag: wer nit mit der Maßregel einveritanben fet, 
ſolle fi in einer ausliegenden Lifte unterfchreiben. Eine 
Anzahl haben dann unterfchrieben und find fofort entlaffen 
worden ohne Kündigung. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Das ift ein Terrorismus, der gun Himmel ſchreit. Aber 
davon weiß natürlich Herr v. Dirkſen nichts, er hat nur 
bon bem Terrorismus der Arbeiter gelefen und davon vor: 
etragen; bad andere hat er verſchwiegen, Terrorismus ber 
rbeitgeber eriftiert bei ihm nicht, legtere find die reinen Engel. 





Leider find nun bie Privatgruben in der Lage, fid 
in dieſer Beziehung auf den Fiskus berufen zu können. 
Die fiskaliſche Bergwerksverwaltung in Oberfchlefien und 
im Saargebiet geht den Privatunternehmern leider mit 
ſchlechtem Beifpiel voran. Hinweiſen möchte id) auch noch 
auf den Terroridmus, ber in Lothringen auf ben Gruben 
ber firma be Wendel ausgeübt wird, ferner beim Fiskus 
in Saarbrüden und auch bei ben nieberfchlefiihen Gruben. 
Auf den Gruben des Herzog v. Pleß find Arbeiter ent- 
laffen worden, bie es gewagt haben, auf eine Arbeiter: 
zeitung zu abonnieren. 

(Hört! hört! bei den Sozialbemofraten.) 

Sm bezug auf die ſchwarzen Liften ift ze. ein 
Gerichtsurteil gefällt worden. Im elſaß-lothringiſchen 
Bezirt hatte fih ein Bergmann dadurch, daß er im 
Sntereffe der Organtfation gewirkt hatte, das Mißfallen 
fetner Bergbehörbe zugezogen. Er wurbe nit nur ent: 
laffen, —— auch auf die ſchwarze Lifte geſetzt und 
konnte ganzen Bezirk keine Arbeit mehr finden. Er 
hat ſich veranlaßt ge einen Prozeß anzuftrengen, 
und bad Gericht hat ihm recht gegeben und hat das 
Wert verurteilt. In ber Urteilsbe 
Präfident wird wohl geftatten, 
heißt es: 

Die betreffende Maßregel lief vielmehr offen- 
fihtlih einzig und alletn darauf hinaus, dem 
bereitö beftegten und wehrlos geworbenen Gegner 
gerabe innerhalb bed Gebietd, wo er anfäffig 
war und jenen Hausftand zu unterhalten hatte 
(db. 5. auf ben Marken in La Houves Um caend)., 
jedwede Arbeitögelegenheit abzuſchneiden, ihm mit 
einem Wort brotlod zu mahen. Von dem Ge: 
fihtspunfte der Ausſöhnung der Klaſſengegenſätze 
aus und ber Herftellung des fozialen Friedens 
müffen aber, wie das Neichögeriht ſchon zu 
wiederholten Malen entſchieden Hat, berartige 
gehäffige, ſchwerwiegende Eingriffe in die Be— 
tättgung ber Arbeitöfraft des Gegners, aud) wenn 
fie in Verfolgung fonft erlaubter Zwede geichehen, 
auf das jhärffte mißbilligt werben. Stellte fid) 
aber hiernach das von ben Bellagten gebrauchte 
Kampfmittel als ein allzu hartes, unbilliges, wider 
die guten Sitten veritoßenbes bar, fo tft Bellagte 
bem Kläger gemäß 8826 des Bürgerlichen Gejek- 
buchs für den ihm hierdurch verurſachten Schaben 
erfagpflichttg, fobald feftfteht, daß dieſes ihr rechts⸗ 
wibriged Berhalten die Entlaffung des Klägers 
bon ber Grube Saar und Mofel zur Folge gehabt 
bat. Dies muß aber nad den Zeugenausſagen 
werben. 
Ste fehen alſo, es wird hier gerichtsnotoriſch feftgeftellt, 
daß Arbeitgeber ihre Arbeiter nit nur rückſichtslos maß: 
regeln, fondern auch auf die Schwarze Lifte jegen, um ihnen 
jede Exiſtenz unmögli 
gegen den Stadel zu löden. Das tft ein Xerrorid- 
mus, der mit aller Schärfe verurteilt werden muß. Aber 
dagegen verlangt Herr v. Dirkſen fein Ausnahmegeſetz; 
er verlangt das mur gegen die Arbeiter für die Arbeits: 


willigen. 

Wetter möchte ih fragen, ob Herr v. Dirffen nicht 
auh in dem Milttärbonkott einen Terrorismus findet. 
Was iſt denn der Milttärboplott weiter als eim Mittel, 
um bie Wirte zu zwingen, ben Arbeitern zu ihren Wer: 
fammlungen feine Lokale herzugeben? Alſo dieſes Zwangs— 
mittel müßte von Herrn d. Dirkfen ebenfo verworfen 
a jedes andere Zwangsmittel, wenn er gerecht 
ein will. 

Ferner bat ber Herr Abgeorbniete v. Dirkfen von 
Ausschreitungen gegen Arbeitöwillige gefprocdhen. Er war 
jo vorſichtig, fih auf Zeitungsberichte zu beziehen. Was 


nbung — ber Herr 
das zu verlefen — 


(©) 


(m) 


zu machen, wenn fie ed wagen, - 
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(Sadıje.) 


(A) folde Zeitungsberichte in der Regel wert find, dafür will 


(B 


u 


ich einige Beifpiele anführen. Ich erinnere an das Urteil, 
was nenlic in Ingolitadt gefällt worden iſt. Durch bie 
chriſtliche Gewerkihaftäpreffe ging damals bie Schauer: 
nachricht, daß eine —— freiorganiſierter Maurer das 
Baugerüft fo durchſchnitten hätten, daß es zuſammen— 
brechen mußte, wenn bie chriftlichen Arbeiter ſich auf das 
Gerüft begaben, und ed wurde dies Hingeftelt als ein 
Racheakt gegen bie hriftlicen Arbeiter, weil fie nicht dem 
freien Maurerverband beitreten wollten. Die Sache ift vor 
Bericht gelommen, und ba hat ſich folgendes heransgeftellt: 
Die Verhandlung ergab bie völlige Unhaltbarteit 
ber ſchweren Anſchuldigung. Der Redakteur war 
von feinen chriſtlichen Gewährdmännern, wie ſich 
herausftellte, in ber erbärmlichften Weiſe ange: 
logen worden. Deshalb ließ auch der Vertreter 
ber jo fchwer verleumdeten Arbeiter, Rechts— 
anwalt Dr. Bernheim: Münden, Gnabe vor Recht 
ergehen und kam bem hereingelegten Redakteur 
mit folgendem Bergleih entgegen: „Rebaktenr 
Baumer nimmt die aufgeftellten —— 
mit dem Ausdrucke des größten Bedauerns zurück, 
ühernimmt ſämtliche —* des Verfahrens, ein⸗ 
ſchließlich der ben Privatklägern erwachſenen 
Auslagen, ſowie die durch die Publikation dieſes 
Vergleichs in den beiden am Orte erſcheinenden 
Zeitungen erwachſenden Koſten.“ 
Ste ſehen alfo, wie bei ſolchen Zeitungsnachrichten oft 
das ganze Lügengebäude zufammenbricht, und jo werden 
auch die Zeitungsnachrichten, die ber Herr Abgeorbnete 
dv. Dirkſen vorgetragen hat, vr größten Teil auf Unwahrheit 
beruhen. Das läßt fi) leider heute nicht nachweiſen; aber 
in einigen Punkten kann ih Heirn v. Dirkſen doch Be— 
weiſe bringen. Er bat in bezug auf den letzten Ruhr— 
bergarbeiterftreit gejagt, daß die bamald vorgefommenen 
Audfchreitungen bewieſen, daß für die Arbeitäwilligen ein 
befierer Schuß geiöefien werben müſſe. Leider Herr 
v. Dirkſen den Beweis ſchuldig geblieben, daß damals in 
der Tat viele folder Ausſchrettungen vorgekommen ſeien. 
Nicht nur unſere Preſſe, die Preſſe der freien Verbände, 
ſondern auch bie der chriſtlichen Vereine hat damals nach— 
—— daß zu feiner Zeit im Ruhrgebiet eine ſolche 

e geperrieht hat, als während des großen Streils. 
Selbft die Polizeiorgane haben damals anerfannt, daß 
während des Streif3 weniger Ausfchreitungen vorge: 
fommen find al3 fonft, felbft in ben ——— wilden 
Bezirken, als dort, wo bie fremden Maſſen zuſammen— 
ſtrömen. Damit iſt wohl der Beweis geliefert, daß dieſe 
—— des Herrn v. Dirffen vollſtändig der Unterlage 
entbehrt. 

ch will aber noch einige Zeitungsnachrichten von 
damals erwähnen. Es iſt allerdings — daß 
in den Zeitungsberichten die größten ——— 
über die Vorkommniſſe im Ruhrkohlengebiet verbreitet 
mworben find, daß Arbeitäwillige fehr malträtiert worden 
feien, daß Fenſter eingeihlagen, Zehen demoliert worden 
feien, und alles mögliche noch. In dieſer Beziehung hat 
fih die ‚Rheiniſch-Weſtfäliſche Zeitung“ ausgezeichnet; 
fie hat feinerzeit berichtet, daß in Oberhaufen eine Zeche 
faft vollftänbig demoliert und große Ausfchreitungen bor: 
getommen feien. Die Bolizei hat aber von Ausschreitungen 
nichts gemerkt und bat damals fogar bie „Rheiniſch-Weſt- 
fäliſche Zeitung“ gezwungen, eine Berichtigung zu bringen. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemofraten.) 
Alſo hat die „Nheintich-Weftfältfhe Zeitung“ feinerzeit 
mehr gelogen, als die Polizei erlaubt. 

Ahnlih lag es mit dem Fall in Bodum. Won 
Bodum hat die „Rheiniſch-Weſtfaliſche Zeitung“ feinerzett 
auch ran Ausihreitungen berihtet. Da follte ge— 
ſchoſſen, Fenſter auf der Straße nad Engelöburg ein: 


geworfen worben fein. Als wir bei der Polizei anfrugen, 
war an ber ganzen Sache fein wahres Wort. Das dürften 
wohl die Gefhichten fein, die Herrn v. Dirkfen vor: 
fhwebten, und weshalb er von — Ausſchreitungen 
bei dem Ruhrkohlenbergarbeiterſtreik ſprach. 

In einem anderen Fall wurde auch in den Zeitungen 
eihrieben, daß man jogar einen Bertrauendmann des 
erbandes abgefangen, als er Streitbrehern bie Fenfter 

eingeworfen habe. Und was ftellte fih heraus? Unſer 
Bertrauendmann in Maflen hat allerdings an bie Fenſter 
eworfen, aber in feiner Wohnung, weil er nad Haufe 
am und nicht hinein konnte und feine Frau weden wollte. 

(Heiterfeit bei den Sozialdemofraten.) 

Das war das „Fenftereinwerfen”, von bem bie Beitungen 
berichteten. So ift gelogen und enmtftellt worden, und 
berartige Dinge werben wahrſcheinlich im Reichsverband 
zur Berleumbung ber Sozialdemokratie heute noch warn: 
gehalten und in der Agitation gegen und benußt. 

Zum Schluß nod einen Fall. Damals haben die 
Streitbrecher Loloffal gelogen, um fi herauszuwinden. 
Als fie nämlich eines Tages nicht auf die Grube kamen, 
wurben fie zur Rebe geftellt, warum fie nicht gefommen 
feten. Da bat nun eine Anzahl don Streifbrechern in 
Herne ihren Beamten vorgelogen, fie hätten nicht auf bie 
Grube kommen können, weil fie von Streifenden ver: 
gewaltigt und geichlagen worden ſelen und umkehren 
mußten. Was ftellte fich heraus? Um bie Zeit, wo fie 
auf der Grube hätten fein jollen, haben fie Hochzeit ge: 
feiert, waren vor Bierfäffern geſeſſen und haben dann die 
Beamten angelogen. 

Solde und ähnlihe Lügen find überall verbreitet 
worden. Auf folde Zeitungsnachrichten hat ber Herr 
Abgeordnete v. Dirkſen feine ganze Rede über bie 
Ausfhreitungen von Streitenden gegen Arbeitswillige 
aufgebaut. Das ift aud ein Grund, wie id fchon be: 


merkte, weöhalb ih dem Herrn Grafen v. Poſadowsty (n) 


nicht recht geben fann, als er geftern fagte, daß zu den 
meiften derartigen Prozeſſen ſich entweder feine Kläger 
finden, ober, wenn ein Prozeß eingeleitet ſei, fein Zeuge. 
Die Sade liegt jo wie ih anführte: es wird irgend 
etwas folportiert, ein Zeltungäberichterftatter fängt es 
auf, ein Genbarm zeigt e3 au, und wenn bie „Eoloffalen 
Malträtierungen” und der „Terrorismus der Streifenden“ 
egen bie Arbeitäwilligen vor Gericht bewieſen werben 
ollen, dann ftellt ſich die Haltlofigleit der Anklage heraus, 
dann kann fein Zeuge gefunden werben, weil die ganze 
Sade aus der Luft gegriffen, nur auf Zeitungsgewäſch 
und unfontrollterbaren Gerüchten aufgebaut tft. 
(Sehr richtig! bei dem Sozialdemokraten.) 

Nun hat der Herr Abgeorbnete v. Dirkfen ein Schub: 
gefek für Arbeitöwillige gefordert. Was aber biefe Arbeits- 
wiligen für Heilige mitunter find, das möchte ih Herrn 
dv. Dirkſen jest einmal vorhalten, und dba beziehe ich mich 
niht auf Unfihten aus der fozialdemokratifhen Prefle 
ober aus der chriſtlichen Gewerkſchaftspreſſe — denn bie 
wird in diefer Beziehung ja auch ſchon nicht mehr als 
Beweismaterial angejehen, wenn fie jo etwas bringt —, 
fondern beziehe mich bei dieſer Gharakterifierung von 
Arbeitswilligen auf bie „Norbbeutihe Allgemeine Zeitung” 
und auf die „Sclefifhe Zeitung“, bie beide doch 
mindeftend Herm db. Dirkfen nahe ftehen und feiner 
Barteifhattierung werben eingereiht werben lönnen. Die 
„Scleffhe Zeitung“ ift am fi Fonfervativ und die 
„Norddeutihe Allgemeine Zeitung“ ift auch berfelben 
Richtung angehörig, und dieſe Zeitungen haben borige 
Mode folgende Gharafterifierung über Arbeitöwillige 
gebradt. Der Herr Präfident wird mir geftatten, das zu 
verlefen. Die Stelle lautet: 

Die Arbeitslofen melden ſich als Arbeitäwillige 
in den verfchiedenften Betrieben und laſſen ſich 


( 


(6) 
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Sachſe.) 
fo bald wie möglich von ben Streilpoſten ab» 
fangen unb unter ber Bedingung, baß fie unter: 
ftüßt werben, überreden, bie Arbeit einzuftellen. 
(Hört! hört! bei ben Sozialdemokraten.) 
Auf Koſten der Streiftaffe leben fie bann veranügt 
und beffer als mander fleißige Arbeiter. Wird 
ihnen feine Unterftügung gewährt, gehen fie an bie 
Arbeit, und dann fommt es ihnen gar nicht darauf 
an, ftatt 9 au 12 und 14 Stunden zu arbeiten. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Das ift bie GCharakteriftit von Arbeitswilligen, bie ber 
Herr Abgeorbnete v. Dirkfen und mit ibm eine ganze 
Anzahl von Scharfmahern und von politiichen Männern 
auf der rechten Seite dieſes Haufes umb biefer Parteien 
vertreten wollen. Fir ſolche Leute wird ein beſonderes 
Schutzgeſetz verlangt. 

Diefe Arbeitöwilligen find wahrhaftig oft Subjekte, 
die Sie, meine Herren, jebenfalld feinen Anlaß nehmen 
ſollien in Schuß zu nehmen. Bei wie viel Arbeitäwilligen 
bat fih ſchon herausgeſtellt, daß fie eine ganze Mafje 
Vorſtrafen aufzuweiſen —* und wahrhaftig feine Muſter⸗ 
beutfhen waren, die durch Geſetze beſonders geihügt 
werben müßten! Der Herr Abgeorbnete v. Dirkfen follte 
fo gerecht fein, auch das zu beherzigen, und follte mit ben 
Scharfmahern von dem Verlangen abftehen, daß für ſolche 
Leute noch ein ganz befonbered Vorrecht geichaffen werben 
ſollte. Ih Hoffe, daß bie Regierung fi nicht auf dieſes 
Glatteid drängen laffen wird. Läßt fie fi — 
drängen, dann wird fie jedenfalls ſehen, daß dadur 
nichts gebeſſert, ſondern alles noch verſchlechtert wird. 

Dann hat der Herr Abgeordnete v. Dirkſen ſich auch noch 
über das Vereinsgeſetz ausgeſprochen, und da ich auch 
gegen ihn gerecht bin, will ich auch geſtehen, daß ich mich 
rest habe, daß er wenigftend einen vernünftigen Ge— 
danken hier vorgebradht bat, nämlich baß er offen zu— 
(8) gegeben bat, daß das Vereinsgeſetz veraltet ift unb den 

——* Anſprüchen nicht mehr genügt, daß das preußiſche 
Vereinsgeſetz unbedingt reformiert werben müfje. Er ber: 
langte aber, daß in dem neuen Geſetz minbeftens bie 
Beftimmung eingefügt werden folle, dab bie jugendlichen 
Arbeiter den Verſammlungen nit beimohnen follen. 

Nun, meine Herren, bad ift nicht nur an und für ſich 
ſchon ungerecht, fonbern die Herren aus Sachſen werben 
mir wohl beftätigen, daß fie mit biefer Maßregel, bie 
jugendlichen Arbe aus den Berfammlungen hinaus: 
zumeifen, gar nicht3 gewonnen haben, daß trogbem nicht 
nur die gewerflihe Organijation, ſondern auch bie politifche 
Organifation in Sachſen zuwächſt, daß die Maßregel, bie 
in Sadjfen, wenn id; nicht irre, ſchon 8 Jahre befteht, 
in biefer Beziehung nicht dem geringften Vorteil für 
bie Reaktion und für ſcharfmacheriſche „Arbetterfreunde” ge- 
bradt hat. Alſo ich meine, man follte ſchon aus Gerech— 
tigkeitöfinn bon dieſer Maßregel abfehen, aber aud) beöhalb, 
weil es nicht gut ift und nichts müßt, wenn bie Minber- 
jährigen aus den Berfanmlungen ausgewieſen werben. 

en möchte ich dabei erwähnen, dab, wenn bad 
BVereindgefeg geändert wird, wir unbedingt darauf bringen 
müffen, daß der Volizetwilltür endlich einmal ein Riegel 
vorgeihoben wird. Ich erinnere nur an das, maß bie 
Arbeiterbewegung, namentlich bie freien Gewerkſchaften, 
die fozialdemofratifchen Vereine unter der Poltzeimillfür 
bet der jegigen Vereinsgeſetzgebung zu leiden haben. Da 
wird, wie ich ſchon vorhin ausgeſprochen, von Amisvpor—⸗ 
ftehern, von ber Polizei des Verbandsſitzes bie Mit: 
glieberlifte Fommen gelaffen und bem Arbeitgebern im bie 
Hände gefpielt, und e8 wird dann barauf los gemaßregelt. 
Viele Polizeibehörden, namentlid) Amtsvorſteher, genieren 
fih gar nicht, offen einzugeftehen, daß fie bie Arbeiter 
ſchikanieren wollen. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 


Ih kann 3. B. unter Beweis ftellen, daß ber Amtsvor⸗ (C) 


fteher von Fellhammer in Niederfchlefien gejagt hat: Ich 
werde felbft in die Verfammlung kommen und jeden, der 
da fpricht, der Grubenverwaltung mitteilen. 
(Hört! hört! bei den Soztaldemofraten.) 

Das iſt auch geſchehen; es find Maßregelungen erfolgt. 
Frech und frei wird aljo darauf hingewieſen, daß bie 
Arbeiter, bie in ben Berfammlungen den Mund auftım, 
Mipftände kritifieren, dem Arbeitgeber bemungiert und dann 
—— und mundtot gemacht werden. So geht es 
und übrigens auch bei Abhaltung en. einfacher Ber- 
gnügungen. Da wird alled mögliche in Bewegung gelebt, 
daß bie freien Verbände nit einmal ein Vergnügen ab» 
—— können. Dieſe Materie iſt ſchon öfter hier 
ehandelt worden, ſodaß ich fie heute nur anzudeuten 
hrauche. In dem neuen Vereinsgeſetz muß alſo die Be— 
ſtimmung, daß bie Polizeibehörde die Aufſicht über bie 
Bee zu führen bat, forifallen, und bie gan 
Boltzeiwillfür enblih aus dem Geſetz verſchwinden, fie 
muß unmöglih gemadt werben. 

Nun will ich Herrn v. Dirkfen verlaffen unb mid 
noch zu einigen anderen Gegenftänben wenden. 

unächſt möchte ih ben Herrn Staatsſekretär erfuchen, 

bei ber Zujammenlegung ber Verſicherun ee: bon ber 
ja jetzt fo viel geſprochen worben ift, bafür zu jorgen, daß 
dad Inbvaliditälsgeſetz fo geftaltet wird, daß es mit ben 
Knappſchaftseiurichtungen übereinftimm. Wir in ben 
Bergbaubezirten haben ſehr lebhafte Klagen über bas 
Invaliditätsgeſetz deshalb zu führen, weil bie Bergarbeiter 
nur old Knappſchaftsrentner anerkannt werben, wenn fie 
mehr als 50 Prozent ihrer Arbeitsfähigfeit verloren haben. 
Wenn fie nun als Knappſchaftsrentner anerkannt find, 
dann find fie brotlos, dann können fie größtenteild auf 
ben Zehen feine Arbeit mehr finden. Der Teil bon 
ihnen aber, ber weiter beihäftigt wird, muß auf bie 
Sranfenverfiherung verzichten, un 
feine Beihäftigung mehr finden Tann, gerät dadurch in 
die allergrößte Notlage. Bei den Bergleuten kommt es 
ja ſehr häufig vor, baf fie im 46. 50., 54. Lebensjahre 
ſchon über 50 Prozent ihrer Arbeitöfraft verloren haben 
und Juvaliden werden. So liegt jegt dem hohen Haufe 
eine Petition aus meinem Wahltreife vor, bie ſchon 
wiederholt eingereicht, aber leider noch nicht zur Er— 
lebigung gebracht ift, in welder die Knoppfhaftsälteften 
auffordern, daß enblic Remedur geichaffen wird, und daß 
dad Impaltbitätsgefeg dem Knappſchaftsgeſetz angepaßt 
wird, damit jeder, fobald er bie Knappſchaftsrente 
bezieht, auch bie Reichſsrente beziehen kaun und nicht 
mehr ber öffentlichen Armenpflege oder feinen Kindern 
zur Laſt fällt. Ich möchte ben Herrn Staatsſekretär 
bitten, dieſen Wünſchen —— zu tragen. 

Nun noch einige Worte über die Unfälle. Sie 
wiſſen, daß auch im vergangenen Jahre die Zahl 
ergbau ganz gewaltig ge- 


der linfälle im deutſchen 
wachſen ift, bie entihäbigungspflicdtigen Unfälle wie 
die tödlichen Unfälle. Wir werden ja in ben nädjften 
Tagen Gelegenheit haben, auf bie Maſſenunglücke in dieſem 

re einzugehen. Deshalb will ich Heute nur ganz furz 
anführen, daß bie Unfallzahl zunächſt dadurch gewachſen 
ift, daß man noch nicht der FForberung ber Arbeiter nach⸗ 
nelommen ift, Arbeiterfontrollenre einzuführen, bie zum 
Zeil die Verantwortung mit zu tragen haben unb barauf 
zu fehen haben, daß die Grubenbeamten ihren Pflichten 
tm besug auf Verhütung von Unfällen beſſer nachkommen. 
Denn biefe Häufigkeit der Unfälle ift wahrhaftig nicht auf 
bie Nadhläffigkeit und Fabrläffigkeit der Arbeiter zurüd- 
ia fonbern bie — Statiſtik der Knappſchafts- 
erufsgenoſſenſchaft — die amtliche wird wohl damit 
übereinſtimmen — weiſt nach, daß in den letzten zehn 
Jahren, von 1895 bis 1905 — 1906 wird Daslelbe 


ber andere Tell, ber (D) 
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Sale) 


(A) wieder zum Vorſchein kommen —, baß in ben 10 Jahren, 


(B) 


für welche die Berichte vorliegen, die durch bie Arbeiter 
und die Mitarbeiter verfchuldeten oder durch bie 
Schuld ber Berlegten und. ihrer Mitarbeiter veranlaßten 
Unfälle um 10,74 Prozent zurüdgegangen find. Damit 
ift Doch ber Beweis geliefert, daß bie Arbeiter nicht fahr: 
läffiger geworden find, fondern vorfidhtiger werben und 
nicht mehr fo häufig fchulb an ben Unfällen find wie 

über. Aber anders lient es bei der Gefährlichkeit des 
Betriebd. Dur die Gefährlichkeit des Betriebs find in 
bemfelben Zeitraum Die Unfallgahlen um 10,73 Prozent 
—— Damit iſt, wie geſagt, der Beweis erbradt, 


- dab bie Arbeiter viel vorfichtiger geworben find; trotzdem 


aber häufen ſich die Unfallzahlen mehr und mehr an. 
Wenn man die Nachgiebigkeit beobachtet, die die Berg- 
bebörben zeigen, wenn es gilt, bie Unfallvorjchriften zu 
beachten, und wenn es gilt, den Bergwerföperwaltungen 
mehr auf bie Finger zu fehen, braucht man ſich nicht u 
wunbern, daß die Unfälle mehr und mehr anfteigen. Ich will 
bei biefer Gelegenheit nur baran erinnern, wie bie vom ber 
Regierung eingefegte Stein: und Kohlenfalllommiffion 3. 8. 
gearbeitet hat, welden Zeitraum fie gebraudit hat, um 
nur zu einem Nefultat zu gelangen, und id will Ihnen 
mitteilen, zu weldem Refultat fie dann ey“ ift. 
Zunächſt möchte ih dann bemerken, daß im ber lebten 
Sitzung ber Stein- und Kohlenfalltommtiffion, vom 
20. Dezember 1905, wo wir die ganze Stimmung kennen 
lernen, bie in Bergwerköfreifen herrſcht gegen jebe Unfall: 
verhütungsvorſchrift, jede Woltzetvorfchrift, wie fie es 
nennen, der Bergwerfädireftor Morsbach aus bem weft: 
fältfhen Gebiet bei dieſer Gelegenheit eine Rede hielt, 
worin er folgendes jagt: 
Sie können mir glauben, es befteht in Weftfalen 
ein tiefes Sträuben gegen eine bergpolizeiliche 
Regelung, ohne die e3 bisher gegangen ift und 
ohne die ed aud) weiter gehen wird. In Meft- 
falen ift man es leid, daß binter allem bie 
Polizei fteht. Wir haben bon Natur den Drang, 
und felbft zu betätigen; man follte den weft: 
fäliſchen Herren ruhig ben Verſuch überlaffen, wie 
weit wir fommen. Wir leiden unter der polizet: 
lien Bebormundung und Beauffihtigung. Dafür 
ſprechen viele Beifpiele. 
Diefe Rede bed Herrn Morsbach ift zwar getabelt worben, 
aber im Enbdrefultat ift fie doch beadjtet worden. Er 
fagte an einer anderen Stelle noch: 
Wir haben den fehnlihen Wunſch, daß bie Flut 
bon Bolizeiverordnungen, Anordnungen und Ber: 
fügungen ufw. aufhören, und man und geftatten 
möge, felbftändig tätig zu fein. 
Mit anderen Worten, die Herren wollen ungeftört fein, 
fie wollen nicht mehr von der Bergbehörbe überall fo be» 
läftigt fein. Das Endrefultat diefer Beratung war, daß 
ber Geheime Oberbergrat Meißner verlangt hat, daß das 
Refultat diefer Unterſnchungen ber Stein und Kohlenfall⸗ 
fommiffion dazu führen fol, daß bon ber Bergpolizei 
Vorſchriften getroffen werben follen. Das wurde von 
einigen nur gutgeheißen, aber von ben verfchiebenften 
Herren aufs eifrigfte befämpft, und am Schluß ift dann 
eine Refolution angenommen worden, welche ben einzelnen 
Bezirken bie —— und Ausgeſtaltung der bergpolizei⸗ 
lichen Vorſchriften vollſtändig freiläßt. Ich meine, wenn 
die Herren von der Regierung, die bei dieſer Sitzung der 
Stein und Kohlenfallkommiſſion am 20, Dezember 1905 
zugegen waren und, wie id ganz offen anerkennen 
will, zunächſt aud ihren Stanbpunft verteidigt haben, 
id am Schluffe etwas mutiger gezeigt hätten und 
nicht fo leicht zurüdgewichen wären, wäre vielleiht bie 
erite Reſolution, wie fie ber Gehelme Oberbergrat Meißner 
wünfchte, angenommen worden. Aber fie find fo ſchnell 





zurüdgegangen; ald bie milde, nichtsſagende Refolution (C) 


vorgeichlagen wurde, Haben weder bie Herren Ilnter- 
beamten nod ber Herr Oberbergrat v. Belfen ein Wort 
des Widerſpruchs gejagt; dann ift diefe milde Nefolution 
angenommen worden, und bis heute bat man noch nicht 
gehört, baß fett 1905 irgend ein Oberbergamt eine Ber: 
hütungsvorſchrift gegen Stein- und Kohlenfall erlaffen 
hat. Von 1897 bis 1906 hat dieſe eingefegte linter- 
fugungstommiffion zugebradt, um zu einem Refultat 
zu kommen, und mun bad traurige Refultat, das 
nicht zu pofitiven Vorſchlägen führt. Sie Sehen, 
auch hieraus, daß bie Bergwerfäbefiger meift nicht geneigt 
find, Unfallverhütung3vorfcriften zu befommen ober über 
fih ergeben zu laffen, fondern daß fie nah bem alten 
Schlendrian fortwurfteln möchten. Ich möchte bier noch 
anführen, wie bie Grubenverwaltungen fofort tätig waren, 
um etwaigen Vorſchriften der Bergbehörben vorzubeugen. 
Ih habe bier aus dem Geheimſchrank der oberſchleſiſchen 
Grubenverwaltung ein Schreiben — ih will ed nicht 
wörtlich verlefen —, worin, unter dem 4. Auguſt 1906, 
mitgeteilt wird, die Stein: und Kohlenfallkommiſſton habe 
Bolizetvorfchriften in Ausfiht geftelt; man folle ſich aber 
auf nichts einlaflen, ſondern alles in Bewegung fegen, 
um ben Bergbehörben gegenüber feine entgegengejegte 
Stellung zu wahren. Man fteht hieraus wieder, wie bie 
Bergwerlöperwaltungen ben — ame fofort entgegen- 
arbeiten, fowie Maßregeln zum utze ber Arbeiter in 
Ausfiht ftehen. 

Meine Herren, ih babe vorhin angebeutet, wie leider 
weber bie Neichöregierung nod die Landesregierungen fid) 
dazu aufgerafft haben, ber Forderung der Bergarbeiter 
nachzukommen, daß Arbeiterfontrolleure aus den Reihen 
der Arbeiter gewählt und vom Staate bezahlt werben 
follen. Die se werben mir erwibern, man habe bie 
Einfahrer geihaffen, und fpeziel ber Herr Vertreter 


Sachſens im Bundesrat wird mir erwibern, man babe (1) 


die Sicherheitgmänner geſchaffen. Da, alles gut und 
ſchön, aber dieſe legteren in Arbeit ftehenden Leute können 
wenig leiften, weil fie nicht jelbftändig genug, fonbern 
abhängig find. Die Einfahrer find ja gemiffermaßen 
felbftändig, gemügen aber nicht; aber was fönnen bie 
Arbeiterausfhußmitglieder ausrichten, wenn fie einmal 
den Herren von der Verwaltung auf bie Finger Zlopfen 
wollen? Der bekannte Prozeß in Saarbrüden hat 
nezeigt, in welcher Weife die Arbeiterausſchüſſe tätig 
find, und mie ihnen, wenn fie Eintragungen über 
Mißſtände in dad Zechenbuch machen ſollen, mit 
GEntlaffung gedroht wird. Sturz: biefe Mahregeln 
find nicht durchgreifend — Es iſt doch auffallend, 
daß überall im Auslande — in Belgien, Frankreich und 
England — bie Unfallzahlen niedrieger find als in Deutfch- 
land, ja, daß fie bort in ben legten Jahren fogar zurüd- 
gegangen find. Dies Refultat des Auslandes tft jebenfalls 
zum guten Zeil auf bie Eimichtung ber jogenannten 
Grubentontrollenre zurückzuführen. Es ift in dieſem hohen 
Haufe aud von Pegierumgävertretern ſchon anerkannt, 
welches Lob die engliſche Megierung biefer Einrichtung 
erg bat. Dort haben fie allerbingd die organifierten 
rbeiter in der Hand. Wir verlangen, baß e aus 
den Arbeitern heraus gewählt und vom Staate bezahlt 
werben, bie auf bie Sicherheit der Gruben adten und 
namentlich den Beamten auf die Finger fehen, damit bie 
Unfallverhütungsvorfhriften auch eingehalten werben. Es 
gibt ja Bergpolizeworſchriften in Hülle und Fülle; 
aber fie werden nicht beachtet. Daß bie Sicherheit: 
männer und Ausfhußmitglieber nichts ausrichten können, 
dafür kann id mid auf einen Ausſpruch bes 
früheren Minifter v. Brefeld berufen, ber bei einer 
Beratung dieſes Stoffes fagte, bie Grubenbefiger würben 
jebem, der ihnen unbequem wird, bie Abkehr geben, und 
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(Sadje.) 


(A) e8 fei eine unliebfame Agitation der Arbeiter davon zu 


befürdten; das ſei ber Grund, weshalb man bißher von 
der Einrichtung abgefehben habe. Ich möchte demgegen- 
über behaupten, daß bie Arbeiter eine ſolche Einrichtung 
nicht zur Agitation ausnutzen wollen, fonbern nur dazu, 
um linfälle zu verhindern, um bie Unfallgefahr mehr und 
mehr zu befeitigen. Daß dieſe Einridtung nicht zur 
Agitation audgenugt werben könnte, dafür forgt ſchon bie 
Konkurrenz ber vielen Verbände. Daß aber diefe Maß: 
regel in anberen Branchen fegensreich gewirkt hat, ſehen 
wir in Bayern. Dort bat bie Regierung zugegeben, daß 
wenigftend? auf ben Bauten von ben Mrbeitern ge- 
wählte Infpektoren funktionieren. Da konnte jetzt der 
betreffende Rebner auf dem Maurerverbandötag, Heinke, 
darauf hinweifen, daß feit der Mitwirkung ber Arbeiter- 
tontrolleure die Unfallziffern, die tödlichen Unfälle, 
ganz gewaltig zurüdgegangen find, fie betrug nämlich 
im Sabre 1903 auf 1000 ®ollarbeiter 17,16 und im 
Fahre 1905 nur nod) 11,85. Alſo wo biefe Einrichtung 
getroffen tft, ging die Zahl der tödliden Unfälle ges 
waltig zurüd. Die Bergbehörbe würde fiherlid auch in 
Bergwerköbetrieben biefelbe Erfahrung maden mit Ein: 
führung biefer Maßregel. Aber leider ſtößt man ba im 
preußiihen Minifterium auf ftarlen Wiberftand; der 
Minifter Delbrüd ſprach ſich erſt am 23. Februar im 
Bandtage wieder firifte dagegen aus. Er meinte, biefe 
Einrichtung könne erft getroffen werben, wenn fi bie 
Arbeiter das Vertrauen ihrer Arbeitgeber erworben hätten. 
a, wenn wir fo lange warten follen, bis bie Arbeiter 
fi) das volle Vertrauen ihrer Arbeitgeber erworben 
haben, um Grubentontrolleure zu befommen, dann können 
wir warten bi3 zum Sanft:Nimmerleinstag. Wie bie frete 
Ausſprache ber Arbeiter gegenüber ber Bergbehörbe unter: 
drückt wird, damit den Bergherren nicht zu viel geichehe, 
dad zeigt ein Fall auf Grube Viktoria, einem ſächſiſchen 


(B) Braumntohlenbergwert. Dort hatten fih Arbeiter an bie 


Berginipektion gewandt um Mbhilfe von Mibftänden. 
Darauf I bie Bergwerfäperwaltung in Lobftebt fofort 
einen Anſchlag veröffentlicht: wer fih nochmals an bie 
Berginfpeltion wendet und fie auf Mißftände aufmerkfam 
ie befommt feine billigeren Kohlen mehr und fein 
Gartenland zur Bewirtfhaftung — aljo offen wird gefagt, 
er würbe dann gemaßregelt. 

Bor wenigen Jahren bat ber oberſchleſiſche Berg- 
infpeftor berichtet — und das fteht im legten Bericht bon 
1905 auf Seite 474 wieder —, bie Arbeiter hätten nicht 
den Mut, in Gegenwart eined Infpektionsbeamten Miß— 
ftänbe —— 

Wie traurig es mitunter mit ber Berginſpektion aus: 
fieht, geht aus folgendem hervor. Nach dem 8 80k des 
preußifhen Berggeicheh muß, wenn bie Arbeit nad) dem 
Maßinhalt oder nah der Zahl der geleifteten Sohlen: 
wagen bezahlt wird, der Wagen geeicht fein. Aber das 
fteht nur auf dem Papier. Bet einer Engquete im vorigen 
Jahr haben wir 124 Zehen gefunden, welche verſchiedene 
MWagengrößen hatten, die aber trogdem nicht geeicht 
waren; nur 17 von bem 124 bezahlten ben Arbeitern 
eine Heine Mehrentihäbigung für die größeren Wagen. 

(Hört! hört! bei den Sozialbemofraten.) 
Alſo um die Durdführung biefer feit 1892 beftehenden 
Vorſchrift kümmert ſich fein Berginfpektor, fein Einfahrer; 
bie Bergwerlöverwaltungen wirtihaften barauf los und 
betrügen die Arbeiter, indem fie nah und nad) immer 
größere Wagen einführen, ohne dafür höheren Lohn zu 
zahlen. Alſo von 124 haben 107 den Arbeitern feinen 
Pfennig mehr bezahlt, trogdem die Wagen mitunter bis 
1 Sceffel oder 1 Zentner mehr Inhalt haben. Es ift 
traurig, wenn bie Berginfpeftionsbeamten auf Durd- 
führung folder Vorſchrift nicht achten umd ben Bergwerls⸗ 
verwaltungen ruhig die Verlegung geſetzlicher Vorſchriften 
Reichstag. 12, Legisl-P. 1. Seffion. 1907. 





geftatten. 
fontrolleure vorhanden, fo wäre jo etwas ohne weiteres 
unmöglid. In Anbetracht der vorgerüdten Zeit will ich 
eine lange Reihe ſchwere Berftöße gegen Unfallverhütung: 
vorſchriften Heute nicht vortragen; behalte mir das für 
eine andere Gelegenheit vor. 

Meine Herren, zum Schluß möchte ih darauf auf: 
merkſam maden, daß ſowohl unjere Fachpreſſe wie die 
ber chriſtlichen —— immer wieder darauf auf: 
merljam macht, daß auf fehr vielen Gruben koloſſaler 
Holzmangel herrſcht, dab die Gruben nicht fo ausgebaut 
werben, wie es notwendig il. Das wird und aus 
Sadjen, aus Schleſien, aus Weftfalen, kurz und gut, aus 
allen Bergbaubezirfen berichtet. Durch diefen Mangel an 
Holz wird eine große Anzahl von Grubenunfällen herauf: 
beihworen. Das würde alles vermieden werben, wenn 
Urbeiterfontrolleure vorhanden wären. Ju Nr. 4 umferer 
Fachzeitung, ber Bergarbeiterzeitung, ift ein Fall enthalten 
von ber Grube „Neuglüd“, wo ber Steiger einen Arbeiter 
mit GEntlaffung bebroßt bat, weil er den Jnuſpektions— 
beamten darauf aufmerkſam machte, dab Holzmangel vor: 
handen fei. Der Steiger fagte dem Arbeiter: wenn etwas 
darauf kommt, können Ste ſich darauf gefaßt machen, — 
mit anderen Worten: weil du eine Anzeige gemadt haft, 
wirft du beim Schlafitthen genommen und fliegft hinaus. 

Dann befteht noch ein großer Mangel, daß in den 
Gruben in Weftfalen, wo ein — Prozentſatz polnischer 
Arbeiter iſt, die bergpolizeilichen Vorſchriften wie die 
Unfallperhütungsvorſchriften nur in deutſcher Sprache an: 
geſchlagen werden und nicht auch in der Mutterſprache 
ber fremdſprachigen Arbeiter. Wir haben auch eine große 
Anzahl italienifcher Arbeiter in Weftfalen, wie auch andere 
frembdipradige Arbeiter. Alle dieſe Leute verftehen von 
ben in beutjher Sprache angeſchlagenen bergbolizeilichen 
Vorſchriften kein Wort. Hier müßte die Bergbehörde 
Abhilfe Schaffen. 

Meine Herren, Ste jehen aus dieſen Tatſachen, daß 
jebenfall3 die Bergarbeiter alle Urſache haben, mit biefen 
Zuftänden unzufrieden zu fein, daß fie ein Recht haben, 
an bie Regierung zu abppellieren und zu verlangen, daß 
zur Befeitigung der Unfallsgefahren und zum befferen 
Schub für Beben und Gefundheit Grubenfontrolleure aus 
ben Arbeiterfreifen angeftellt werben. 

(Beifall bei ben Sozialdemokraten.) 


Präſident: Das Wort hat ber Herr Kommiſſar 
- — Kaiſerliche Geheime Regierungsrat Dr. 
edmann. 


Dr. Bedmann, Satjerliher Geheimer Regierungsrat, 
Kommiffar bed Bundesrats: Meine Herren, ber Herr 
Abgeordnete Pauli (Potsdam) bat in der Reichätagd- 
figung vom 12. d. M. dem hoben Haufe die Annahme 
ber von ihm auf Nr. 263 der Drudjahen eingebradten 
Reſolution empfohlen. Die Refolution lautet: 

Der Reichstag wolle befäließen: bie ver— 
bünbeten Regierungen zu erſuchen, einen Gejfeg- 
entwurf bem Reichstage vorzulegen, durch welchen 
ber 8 34 des Gewerbeunfallberſicherungsgeſetzes 
vom 5. Juli 1900 aufgehoben und bie früheren 
Beitimmungen über Anfammlung eines Reſerve— 
fonds wieder hergeftellt werben. 

Meine Herren, bie Bejeitigung der Beſtimmungen über 
die Berftärfung des Refervefonds im 834 des Gewerbeunfall- 
verficherungsgeſetzes ift Schon wiederholt im Reihstage und in 
ber Betitionslommtiffion des Reichſstags verhandelt worben, 
bisher aber ohne Erfolg. Die neue Vorſchrift hat den Zweck, 
ben gewerblichen Berufögenofienihaften eine weſentlich 
beffere finanzielle Grundlage zu geben, als fie bisher 
hatten. Ste will bie Schäden, die bem bei ieh des 

2 


Bären bie bon und geforderten Gruben: (C) 


(D) 
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(Dr. Beckmanu.) 


(A) Unfallverſicherungsgeſetzes zur Aufbringung ber Laften 


angenommenen Imlageverfahren anhaften, mögliäft ab- 
ſchwächen. Nah bem IUmlageverfahren wachen 
die Beiträge von Jahr zu Jahr; denn zu ben 
aus dem Vorjahre übernommenen Rentenempfängern 
treten im jedem Jahre meue Hinzu. Mit ber Zahl 
der Nentenempfänger fteigen bie für Entihäbigungen 
auszugebenden Beträge. Da dieſe durch bie Bei: 
träge aufzubringen find, jo müſſen naturgemäß bie 
durch Diviſion der Entſchädigungsbeträge und ber Zahl 
ber Mitglieder fid) ergebenden Beiträge von Jahr " Jahr 
fteigen. Die Steigerung ift bisher —5* der ſehr er⸗ 
heblichen Zunahme der Verſicherten nicht jo ſehr fühlbar 
geworben, gleichwohl Hat fie im legten Jahrzehnt vielfach 
zu Klagen Anlaß gegeben. Im Jahre 1896, alſo vor 
10 Jahren, betrug ber Beitrag im Durchſchnitt der 
gewerblichen Berufägenoffenfcjaften pro Kopf ber Ber- 
ſicherten noch 6,76 Mark; im Jahre 1905 ftieg er bereits 
auf 11,26 Mark oder um rund 70 Prozent des Beitrags 
für 1905. Ich bemerfe, daß dieſe Beiträge nur bie 
reinen Entihädigungäbeträge umfaflen, Verwaltungs und 
fonftige Untoften jebod nicht enthalten. Meine Herren, 
auf bie Dauer wird bieje Steigerung der Beiträge 
unbequem; fie wirb aber bedenklich und gefährlich werben, 
fobald nicht mehr mit einer Zunahme ber Verficherten zu 
rechnen ift, fondern ein Stillftand oder gar ein Rüdgang 
tin ber Zahl der Verfiherten eintritt, der in Zeiten wirt: 
ſchaftlicher Kriſen nicht ausbleiben wird. Wenn beifpield- 
weife im Jahre 1905 ftatt ber Steigerung ber 
Verfihertenzahl ein Nüdgang von nur 20 Prozent 
eingetreten wäre, würden die Beiträge von 1904 auf 1905 
um 34,3 Prozent ober ftatt auf 11,26 Mark auf 14,96 Mark 
gefttegen fein. Derartige für die Arbeitgeber recht un 
bequeme und bedenkliche Beitragsfteigerungen will bie 
neue Vorſchrift über die Rejervefondöverftärfung tunlichft 


(8) befeitigen; fie will dazu führen, daß allmählich zu einem 


bauernd gleichen Beitrag übergegangen werden kann, ber 
bon wirtihaftlichen Kriſen ufw. völlig unabhängig ift, und 
der feinen unficheren Faktor für dem Unternehmer bei Ber: 
anfchlagung feiner Preife mehr bildet. 

Meine Herren, die neue Vorſchrift verdankt ihre Ent: 
ftehung der einmütigen Entfchließung des Reichstags; die 
damald dem Reichstag zugegangene Regterungövorlage fah 
bie Beftimmungen über die Refervefondöverftärfungen nicht 
vor. Kurz nad; dem Inkrafttreten der neuen Vorſchrift ift 
wohl infolge nicht richtiger Information in den Streifen 
ber Beteiligten eine lebhafte Agitation zur MWiederher: 
ftellung ber alten Vorſchriften ind Leben gerufen. 
Dem Reichsſtage und dem Bundesrate gingen damals 
völlig gleihlautende dahingehende Petitionen in großer 
Anzahl zu, fobaß mein Herr Chef Anlab nahın, bem 
Reihötag unterm 17. März 1903 eine ausführliche Denk 
ſchrift mitzuteilen, in welder die Angriffe gegen bie 
einmütigen Reichstagsbeſchlüſſe über die Reſervefonds— 
verftärkungen widerlegt und die Notwendigkeit, Zweck— 
mäßigfeit und das Ziel der Refervefonbäzufhläge bar- 
gelegt worben tit; ich kann im biefer Beziehung auf bie 
Dentichrift verwelſen. 

Die inzwiſchen gemachten Erfahrungen haben bie 
damals fehr heftig beitrittenen Ausführungen biefer Denk: 
ſchrift beftätigt. Wenn Sie die Nechnungdergebniffe ber 
Berufsgenofjenfhaften jeit Erſcheinen dieſer Denkichrift ver- 
folgen, werben Ste alle Zahlen, bie über bie vorausſicht⸗ 
lihen Ergebniffe mitgeteilt worden find, beftätigt finden. 
Namentlid auf ben gewerblihen Berufsgenofjenihaftstagen 
ift die Denkſchrift befonderen Angriffen ausgeſetzt geweſen, 
und zwar infolge eines Referats, das der Geſchäftsführer 
ber Chemiſchen Berufögenofienfhaft, Herr Direltor Wenzel, 
bort erftattete, der ſcheinbar nicht genügend informiert 
war. Treffend harakterifiert ift dieſes Neferat bier im 





hohen Haufe durch die Rebe bes 
Herrn Schmidt (Elberfeld) in der Neihstagsfigung vom 
11. Februar 1904. Ih möchte mir geftatten, auf biefe 

Verhandlungen des Reichstags befonber3 hinzuweiſen. 
Die Angriffe find eingeftellt, und es haben ſich in- 
wifhen bie gewerblihen Berufsgenofienihaften von ber 
otwendigkeit der Nefervefondöverftärfung überzeugt. Ich 
möchte als Beleg hierfür aus einer Berhandlung, bie im 
Reichſsamt des Innern über biefen Gegenftand mit Ver: 
tretern ber gewerbliden Berufögenoffenihaften ſtatt— 
gefunden hat, da3 Folgende anführen. Es waren ans 
weiend aus dem Neihsamt bed Innern Herr Direktor 
Caspar und ich, bon den Berufögenoffenfhaften bie Herren 
Baumeifter Gerhardt, Vorfigender bed Verbandes der 
beutichen Berufögenoflenfhaften, Kommerzienrat Jacob, Pro⸗ 
feffor Grämer, Otto Wenzel, Gefhäftsführer der chemiſchen 
Berufögenoffenichaft und Neferent über 534 des Gewerbe- 
unfallverficherungögefeged auf den Berufsgenoſſenſchafts⸗ 
tagen, und Landmann, Geihäftsführer der Süddeutſchen 
Tertilberufdgenofjenfhaft. DieNiederfchrift beſagt folgendes: 
Bei ber in le ben nebenbezeichneten Ber: 
tretern der fögenofjenihaften ftattgehabten 
Grörterungen über die neuen Reſervefondsvor— 
ſchriften für Die gewerblichen Berufsgenoſſenſchaften 
($ 34 bed Gewerbeunfallverfiherun SgeledeB) 
wurbe ſeitens berfelben bie Notwendigkeit ber 

Refervefondsverftärfung nicht mehr beftritten. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Man bat indeſſen, einen ben befonderen Ber- 
bältniffen der einzelnen Berufsgenoſſenſchaften 
ſich tunlichft anpafienden Bemefjungdmaßftab ges 
ſetzlich feftzulegen und zu erwägen, ob fich micht 
ein langſameres Tempo in der Anfammlung ber 
Fonds einführen laſſe. 

Meine Herren, was ben letzteren Punkt, ein lang: 


famere8 Tempo in ber Anfammlung der Fonds ein- (D) 


zufchlagen, betrifft, fo, glaube ih, wird dieſem MWunfche 
ber gewerblihen Berufsgenoſſenſchaften nicht entſprochen 
werben können. Ih will Ihnen nur 4 Zahlen hierfür 
anführen, bie, glaube id, wohl ben Beweis für meine 
Anfiht erbringen. Nah ben früheren Vorjhriften über 
die Anfammlung des Refervefonds — Sie finden biefe 
in $ 18 des Geſetzes von 1884 — follte der Referve- 
fonds bis zum boppelten Betrage ber Umlagen an Ent: 
ſchädigungen und Verwaltungsfoften angeiammelt werben. 
Nun haben wir im Jahre 1905 eine Umlage für Ent- 
ſchädigungen und Werwaltungstoften der gewerbliden 
Berufdgenofjenfhaften von 107930 236,30 Mark ge— 
habt; der boppelte Betrag beziffert fih fomit auf 
215 860 472,60 Marl. Diefer Betrag hätte alio 
nad; den alten Reſerbefondsvorſchriften, bie ber Herr 
Abgeordnete Pauli (Potsdam) wieberherftelen will, 
nad bem Stande der Berhältniffe zu Ende 1905 ange: 
er werben müffen. Wie groß war nun ber Referbe- 
onds Ende 1905 nad ben neueren Vorichriften? Sie 
finden den Betrag hierfür in dem Überfichten über bie 
Rechnungsergebniſſe, bie dem Reichdtage unter Nr. 205 
ber Drudfahen zugegangen find. Nah Seite 55 biefer 
Drudfahe Hatte der Neferbefonds eine Höhe von 
203 972 144,79 Mark. Es fehlen aljo, obwohl die neuen 
Vorſchriften für die Zuſchläge zu ben Reſervefonds ſeit 
1901 angewandt worden find, gegenüber dem Soll nad 
den alten Borjchriften noch 11888 327,81 Marl. Die 
Reſervefonds weiſen hiernach trotz ber neuen Vorſchriften 
bei weiten noch nicht den Beſtand auf, ben fie nad) den 
alten Vorſchriften haben müßten. Allerding würde ber 
Reſervefonds nad) ben alten Vorſchriften bis Ende 1905 
noch nicht auf den genannten Betrag gebracht worden 
fein; es hätten 2 biejem Ziwed noch jahrelang die Zinfen 
des jeweiligen Beſtandes zugeichlagen werben müſſen. 


überen Abgeorbneten (C) 


@) bie Befürdtung 


(Dr. Beckmann.) 

Meine Herren, Ste fehen aber aus den angeführten 
Zahlen, dab man, um überhaupt zu dem geftedten Ziele 
zu gelangen, ein weniger rafches Tempo in ber Ans 
fammlung wohl faum wird anſchlagen können. Es haben 
hierüber ſchon bet Beratung bed Geſetzes in ber Neichs— 
tagäfommiffton die eingehendften Unterfuchungen und 
Bahlengrupptierungen ftattgefunden, und man hat ſchließ— 
lid einmütig der jeßigen Vorſchrift zugeftimmt. 

Meine Herren, über den zweiten Wunſch ber Ber- 
treter der gewerblihen Berufögenoflenfhaften, einen den 
beionderen Berhältnifien ber — erufsgenoſſen⸗ 
ſchaften ſich tunlichſt anpaſſenden Bemeſſungsſtab gefetzlich 
feſtzulegen, werben im Reichsamt des Innern verſicherungs— 
techniſche Unterſuchungen angeſtellt, die aber bisher aus 
dem Grunde nicht abgeſchloſſen werben konnten, weil bie 
Erfahrungen über die Wirkung ber Erweiterung ber 
Fürſorgevorſchriften feit Inkrafttreten bed jegigen Gewerbe- 
unfallverfiherungdgefeges, die nicht außer Betracht bleiben 
dürfen, nod einen zu engen Zeitraum umfaflen, um 

enügend fihere Schlüffe zuzulaflen. Die Unterfuhungen 
Dierüber werben fortgeſetzt. 

Aber, meine Herren, dieſer zweite Wunſch ber ge: 
werblichen Berufsgenoſſenſchaften tft hauptſächlich aus der 
Befürchtung hervorgegangen — und das Hang aud) aus ben 
erg des Herrn Abgeordnieten Paull heraus —, 
baß die Berufögenoffenfchaften überhaupt zu viel an 
Reſervefonds aufbringen würden. Diejer Fall könnte ein- 
treten, wenn ber Reſervefonds einer Berufsgenoſſenſchaft 
jemals eine Höhe erreihen würbe, baß mehr, Mittel vor- 
handen wären, alö zur Dedung ber bereitö entftandenen 
Verpflichtungen jeweild notwendig find. Diefer Fall ift 
jest und in Zukunft ausgeſchloſſen. Ich bin bereit, ben 
Beweis hierfür in jedem bon mir verlangten Einzelfalle 
zu erbringen. Wenn alſo ber Herr Abgeordnete Pauli 
mir irgend eine Berufsgenofſenſchaft nennt, für melde er 
hegt, dab bie linternehmer tatjächlich 
mehr aufbringen, ald zur Dedung ber in ber Ber: 
gangenheit entitandenen Laften nötig ift, bann bin ich 

eit, ben Beweis bed Gegenteild für biefen Fall zu 


ber 
führen. 

Nun, meine Herren, geftatten Ste mir noch, mit 
wenigen Zahlen die gegenwärtige und bie wahricheinliche 
künftige Lage ber ———— Berufsgenoſſenſchaften zu 
beleuchten, um damit zu zeigen, daß eine —— der 
Reſervefonds nötig iſt, die ja auch von den gewerblichen 
Berufsgenoſſenſchaften jetzt auerkannt wird. Ich will dabei 
ausgehen von den Rechnungsergebniſſen des Jahres 1906, 
bie in der Reichsſstagsdruckſache Nr. 205 veröffentlicht 
find. Ich jeße aljo voraus, daß in Zukunft bie Zahl 
ber Verſicherten, bie anrehnungsfählgen Löhne und bie 
Unfallgefahr fi nicht erhöhen, ſondern biefelben wie im 
Sabre 1905 bleiben. An Entihäbigungen find im Jahre 
1905 gezahlt 92260 989 Marl, Diefe Entihäbigungen 
bilden — darüber wird wohl faum eine Meinungsverſchieden⸗ 
heit entftehen können — eine Belaflung, welde ber Ber: 
—— angehört, alſo der Zeit vor dem 1. Januar 1906. 

elche Summe iſt nebſt Zins und Zinſeszins nötig, um 
dieſe Zahlungen bis zum Ausſterben des letzten Be— 
rechtigten beftreiten zu fünnen? Dieſe Summe läßt ſich 
nad meinen Berechnungen auf 783 728200 Marf ver: 
anſchlagen. Ich habe bereits angeführt, daß der Referves 
fonds nad) den neuen FFeftftellungen zu Ende bed Jahres 
1905 mit 203 972 145 Mart ——*— wird. Wenn 
hierzu die übrigen Barbeträge der gewerblichen Be— 
rufögenofienfhaften an Betriebsfondß ufw., bie mit 
30270 848 Mark angegeben find, binzugefügt werben, 
fo fommt man auf eine Summe von 244 044 988 Mark. 
Es fehlt alfo zur Dedung ber fämtlichen eingegangenen 
Verpflichtungen, alſo berjenigen Laſten, bie vor dem 
1. Janıtar 1906 entftanben find, ber Betrag von 549 683 270 
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Mark, dad find 70 Prozent der Geſamtlaſt. Meine (C) 


Herren, Ste dürfen auch durchaus nicht erwarten, daß die 
Berhältniffe etwa ohne Nefervefondöverftärkung in Zukunft 
befler werben. Aus ben Erfahrungen läßt fi nachweiſen, 
daß die Entihädigungsbeträge, bie in einem Jahre aus: 
zugeben find, bis zum Beharrungäzuftande allmählich 
anfteigen auf 2,525 Prozent der anrehnungsfähigen Löhne. 
Die Summe ber letteren hat im Jahre 1905 6959009239 
Mark betragen. Hält man biefen Betrag feit, läßt man 
alſo Lohnfteigerungen außer Betracht, jo ergibt fih für 
ben fogenannten Beharrungdzuftand ald Jahredausgabe für 
Entihäbigungen — alfo nur für Entfhädigungen ohne Ver- 
waltungs= und fonftige Stoften — ber Betrag bon 175634540 
Mark gegen 92 260489 Mark im Jahre 1905. Die ge: 
werblichen Berufögenoffenihaften Haben hiernad) noch eine 
Steigerung der Entihädigungsausgaben von 90,4 Prozent 
ber im Sabre 1905 gezahlten Beträge zu erwarten. 
Stellt man für die Summe von 175 Millionen bas 
Dedungdlapital feit, d. h. alfo benjenigen Betrag, ber 
mit Zind und Binfeszinfen nötig it, um bie fälligen 
Entſchädigungsbeträge bis zu dem Auöfterben bed legten 
Kentenempfängerd zahlen zu können, fo ergibt ſich 
hierfür die Summe von 1633401200 Marl. Stellt 
man biefem Betrage ben Nefervefondd nad ber alten 
Vorſchrift gegenüber, ber fi auf 382248 940 Mark be- 
rechnen würde, fo ergibt ſich ein Defizit von 1 251 152 260 
Marf. Angeſichts biefer Zahlen wird man zugeben 
müffen, daß der Referbefonds nicht nah ben alten Vor: 
friften weiter angefammelt werben ann, fondern daß 
man dazu —— muß, beſſere und geſundere finan—⸗ 
zielle Verhältniſſe für bie gewerblichen Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften zu ſchaffen. 

Die neuen Reſervefondsvorſchriften verlangen einen 
almählih anzufammelnden Reſerbefonds von 100 Mark 
pro Kopf der Verſicherten. Diefem Referbefondd werben 


im fogenannten Beharrungdzuftande an Belaftung pro Kopf (D) 


ber Berfiherten rund 200 Mark gegenüberftehen, ſodaß 
auch nad) ben neuen Vorfchriften die Hälfte ber aus ber 
Vergangenheit herrührenden Laften ungebedt bleibt. Da 
kann man nicht behaupten, daß die Gegenwart zu Gunften 
ber Zukunft belaftet wird, wie ber Herr Abgeordnete Bault 
(Votödam) ausgeführt hat; ed findet immer noch eine 
anz erheblihe Abwälzung von ber Gegenwart auf bie 
—2 ſtatt, und Sie werden aus meinen Ausführungen 
entnommen haben, daß die Reſervefondsvorſchriften nicht 
überflüſſig, ſondern dringend notwendig ſind. Ich möchte 
das hohe Hans deshalb bitten, zunächſt bie Weiter⸗ 
entwidiung abzuwarten Bat > Reſolution abzulehnen. 
(Beifall.) 


Bizepräfident Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete dv. Standby. 


v. Staudy, Abgeorbneter: Meine Herren, es ift offen- 
bar in biefem hohen Haufe viel Neigung bafür vorhanden, 
daß wir und auf dem breiten Wege weiter beivegen, der bie 
nunmehr rung Debatte beherrſcht hat. Das ift das 
gute Recht ber Betreffenden; aber ebenfo berechtigt ift 
man, zu fragen, ob es nod; notwendig ober aud mır 
nüglih if. Ich glaube, daß mit meinen politiſchen 
Freunden bie große Majorität dieſes Haufes der Anficht 
ift, daß wir nun gut tun würden, und unferen übrigen 
recht dringenden Arbeiten zuzuwenden. 

(Sehr richtig! reits.) 
Ich will deshalb Furz fein, und ic kann dies um fo mehr, 
als ich mich in vielen Beziehungen den vortrefflihen Aus» 
führungen anſchlleßen kann, bie wir von feiten bes Herrn 
Abgeordneten dv. Dirkjen gehört haben. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Ih Habe, wie ich glaube, im Namen vieler Mitglieber 
dieſes hohen Haufe, an ben Herrn Bertreter ber ver« 
112* 





(v. Staudy.) 


(A) bünbeten Regierungen eine Frage zu richten auf einem ſehr 


(B) 


wichtigen Gebiete. Das Gebiet ift aber zugleih ein außer- 
orbentlih jchwieriged, bad eine ganz ungewöhnliche 
Arbeitöfraft erfordert, und ich glaube —*2* zunächſt dem 
Herrn Vertreter ber verbündeten Regierungen gegenüber 
ausbritden zu follen, daß wir bie Angriffe, welche dahin 
gingen, daß ber Weg in ber Soztalpolitif ein unbe: 
rechtigt langſamer ſei, für recht unberechtigt erachten. 
Ich bin der Auffaſſung, daß der ger Staatöfefretär 
Graf v. Pojadowäfy diefe Angriffe in begrünbeter 
und ſtaatsmänniſcher Weife widerlegt Hat. Sie ihnen 
nod einmal vorzuführen, würden Sie mir berargen. 
Ich nehme aljo davon Abftand, Ich will dasjelbe tum 
bezüglih ber geſetzlichen Mabnahmen, welde und vom 
Herrn Reichſskanzler und auch von bem Herrn Staatd- 
jefretär auf dem Gebiete, auf dem wir und bewegen, in 
Ausſicht geftelt worden find. Aber ein Bedenken kann 
ich dod dem Herrin Staatsſekretär gegenüber nicht unter: 
drüden; das ift, dab es nach meiner Anficht recht ſchwer 
fein wird, bei dieſer Geſetzgebung überall den Standpunkt 
feftzubalten, welcher von der Reichsregierung und aud) von 
meinen politifchen Freunden bisher tefigehallen worden ift. 

Meine Herren, von allen, weiche fi über ben 
langjamen Weg, den unfere Soztalpolitif gebe, beflagt 
haben, hat dies niemand eingehender getan ald der Herr 
Abgeorbnete Naumann. Ich hoffe, daß der Herr Abgeorbnete 
Naumann nunmehr nad den Außerungen des Herrn Staatd- 
fetretär zu einer anderen Auffaffung gefommen ift. Meine 
Herren, bie Darlegungen bed Herrn Abgeorbneten Naumann 
über feinen uns im allgemeinen ja wohlbefannten Gedanken⸗ 
gang find, das erfenne ih an, unanfechtbar in der Form 
gewejen. Gr war aber den verbündeten Regierungen 
gegenüber, wie ich eben fagte, nicht gerecht. Ich möchte 
aud) glauben, daß er auch fonft ſich nicht überall bemüht 
hat, gerecht zu fein. Meine Herren, der Herr Abgeorbnete 
Naumann hat ausgeführt, daß der Weg, ben wir in ber 
Soztalpolitit weiter gehen follten, fein ſchwieriger jet, 
weil bier eine fihere Majorttät —* Er hat aber ge⸗ 
fliſſenilich immer nur von einer Majorität innerhalb 
dieſes Hauſes geiproden. Meine Herren, wenn wir ihn 
vielleicht auch nicht mißverftanden haben, fo werben feine 
Ausführungen —— dieſes Hauſes doch wahrſcheinlich 
ben Eindrück hinterlaſſen haben, daß es bier Parteien 
gebe, welche dieſen Weg nicht mitmachen wollen. Meine 
Herren, das wiſſen ſie alle, das iſt völlig ungerechtfertigt; 
es gibt in dieſem Hauſe keine Partei, welche nicht eine 
Be unferer Sozialpolitik für nötig hält, welche 

e nicht wünjchte. 

Ih möchte aud) darauf zurüdtommen, dab der Herr 
Abgeordnete Naumann jogar fo weit gegangen ift, zu fagen, 
beim Bundesrat Schiene ein Mißtrauen gegen bie Arbeiter 
zu herrſchen. Wenn das ber Herr Abgeordnete Naumann 
bom Bundesrat fagt, fo läßt ſich ohne meiteres auch 
ber Schluß ziehen, namentlih nad der Faſſung, von 
der ich vorhin ſprach, von der Betonung einer Majorität, 
daß er dies aud auf Mitglieder dieſes hohen Haufes 
bezieht; denn bas wäre ja traurig, wenn bie Majorität 
des Bundesratö bier feinerlei Zuflimmung nach irgend 
einer Richtung hätte. Gegen foldes Mißtrauen verwahre 
ich jedenfalls mich und alle, die mir politifch nahe ftehen. 
Bon einem Mibtrauen gegen bie Arbeiter ift gar feine 
Rebe; wir fehen fie TB part beburfte es wirflich der 
Ausführungen des Herm Abgeordneten Naumann nidt — 
als vollberechtigte Mitbürger mit gleihen Rechten an, 
wie wir fie genießen wollen. 

(Sehr rittg! rechts.) 
Aber wogegen allerdings, wie ih annehme, bei ben 
verbindeten Regierungen und jebenfalld bei mir und 
meinen polittichen Freunden ein Mißtrauen vorhanden tft, 
das ift gegen bie Perſonen, welche in underantwortlicher 





Weiſe niedrige Inftinkte bei den Menfhen zu beleben (C) 


ſuchen, welche Leute, die ihnen nicht folgen können, betören 
wollen, welde alles nieberreißen wollen, was ftaatli 

erforderlich ift, und außerbem alles, wa und — und i 

weiß, auch dem Herrn Abgeorbneten Naumann — lieb 
umd teuer ift. Gegen ſolche Perfonen ift Mißtrauen be— 
rechtigt, und daß mir ihmen ſchroff gegemüberftehen zu 
müffen glauben, um und ihnen gegenüber zu wahren, das 
beftreiten wir bem Herrn Abgeorbneten Naumann nidt. 

Meine Herren, außerdem — das wolle mir ber Herr 
Abgeordnete Naumann, wenn er bier ift, nicht etwa übel 
nehmen — ſcheint mir, ald ob fein Gedanfengang ein 
einfettiger tft. Ich habe von ihm immer nur davon gehört, 
daß er Nechte ımd Freiheiten für eine Seite verlangt, in 
einer Weife, die fehr wohl dazu führen kann, daß für 
andere Schichten weder Rechte noch Freiheiten vorhanden 
find. Das ift felbfiverftändlich etwas ganz Unzuläffiges; 
und wenn er mit fcharfer Betonung von einem zu 
ſchaffenden Unterbau geſprochen hat, jo möchte ih ihn 
darauf aufmerffam machen, daß e3 bei einem Gebäube 
nit allein auf den Unterbau anfommt, ſondern auch 
darauf, ob bie anderen Stodwerfe bewohnbar find; aud 
bin ich der Anficht, dab Herr Abgeordneter Naumann 
nad feinen Ausführungen den Unterbau nit einmal fo 
fonftruieren kann, daß er auch nur in fi als ein Halt- 
barer ſich erweiſt. 

Der Herr Abgeordnete Naumann bat unter anderem 
mit gewifler Befriedigung davon gejprodhen, dab aud 
Mitgliever des Mittelftandes — er nannte ausdrücklich 
den Handwerker — genötigt feien, fi nunmehr mit 
organifierten Arbeitern abzufinden. Ich glaube, es wäre, 
da befannt ift, unter welden ſchweren Berhältniffen ber 
Mittelftand und mamentlih der Handwerker gegenwärtig 
um feine Exiſtenz ringt, billig gewejen, wenn er aud) 
etwas über die Pflichten bes Arbeitnehmers dem Arbeit: 
geber gegenüber geſprochen hätte. 
meiner Anficht um jo mehr eg als wir 
ja gerabe auf dieſem Gebiete die traurigften Erſchelnungen 
von Tag zu Tag jehen, Erſcheinungen von einer Gewalt: 
tätigfeit, von einer Noheit, wie fie anderweitig kaum 
borfommt, wie man fie ſchwer bezeichnen fann, wenn man 
nit noch kraſſere und häßlichere Worte gebrauchen will, 
als ich e3 getan habe. 

Nun, meine Herren, tin dem Bauwerk, dad Herr 
Naumanır aufrichten will, müßte doch 3. B. auch für bie 
fih abfondernden Urbeitöwilligen Pla fein. Das ift 
doch eine ganz natürliche Folge der Nechte, bie er für bie 
andere Seite verlangt. Kein Wort fagt er davon. Ich 
will auch hierauf nicht näher eingehen, will nur auf bie 
geftrigen Ausführungen des Herm Staatsſekretärs nad) 
diefer Richtung kurz zurückkommen. 

Der Herr Staatsſekretär hat dem Herrn Abgeorbneten 
v. Dirkjen gegenüber geltend gemacht, daß bie gegen- 
wärtige Gefeggebung gemüge zur Nieberbaltung folder 
—3 — ſolcher Roheiten. Ih will in dieſem Stabium 
der Debatte nicht auf die geſetzlichen Beſtimmungen in 
dieſer Beziehung eingehen; ich will die Frage, ob ſie ge— 
nügen, offen laſſen. Es iſt ja bekannt, daß bie ver— 
bündeten Regierungen der Anſicht geweſen find, ſie genügten 
nicht. Ich laſſe alſo dieſe Frage offen; aber das will 
ich doch dem Herrn Staatsſekretär und den ſonſtigen 
Herren Vertretern der verbündeten Regierungen ſagen, 
daß ich nicht der Anſicht bin, daß die Reglerungsgewalt 
mit der —* Aufmerlſamleit und Energie gegen dieſe 
ſcheußlichen Vorgänge auftritt. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Die Dinge ſpielen fich vielfadh fo Öffentlih ab, baß bei 
einiger Aufmerkfamkeit und feftem Willen ſolche as 
gegen bie Arbeitgeber unb gegen bie Arbeitötwilligen nicht 
vortommen bürften. 


Dazu hätte er nad) (D) 
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(vb, Stauby,) 

Nun, meine Herren, ih habe mich für verpflichtet 
gehalten, einige Worte auch allgemeiner Natur an Sie 
zu richten. 

Nun will ich zu dem Thema kommen, bad mic ver: 
anlaßt hat, heute noh um Ihr Gehör zu bitten. Meine 
Herren, es ift in dieſem hohen Haufe jeit vielen Jahren 
darüber geflagt worden, baß die drei großen fozial- 
politiihen Maknahmen, das Invaliditätsgeſetz und bie 
Gefeggebung über die Hrankenfaffen und die lnfallver- 
fiherung, getrennt marſchieren, daß fie nicht einheitlich 
verwaltet werden. Auch der hochverehrte Herr Staatd- 
fetretär des Innern hat fid) dahin ausgefproden, daß, 
wenn bie Sadje res integra wäre, fein vernünftiger Menſch 
baran denken könnte, dieſe Dinge einzeln für ſich zu 
organifieren. Ich glaube, der Herr Staatöfelretär hat 
bor einigen Jahren fi etwa dahin ausgedrüdt, daß bad 
ein Unfinn wäre, jedenfall war ber Ausdruck ein außer: 
ordentlich ſcharfer. Nun hörten wir im Jahre 1903 namens 
ber verbündeten Regierungen eine Anſicht ausfpreden, die 
für und in hohem Grabe erfreulich war. Der Herr Staatd: 
jefretär fagte am 27. Februar 19035 — ich muß bitten, 
anf jedes Wort zu adten —: 

Im übrigen muß man ben Zujammenhang 
zwifhen Invaliden- und Krankenverſicherung 
anerkennen, und ich erkenne auch ohne weiteres 
an, daß bie Verbindung noch eine engere, eine 
foftematifchere fein jollte, als fie ſelbſt durch bie 
Novelle bergeftellt werden wird. Ich glaube 
aber, die Richtung, in ber fid) bie joztalpolittiche 
Gefeßgebung in Zukunft bewegen muß — und 
ich habe das bereitö in einer früheren Rede an— 
edentet —, wirb bie fein, daß man alle drei 
ozialpolitiihen Gefete in ein Arbeiterfürforges 
geſetz verſchmilzt. 

Was tft daraus geworden? Die verbündeten Regierungen 


(8) find widerholt daran erinnert worden. Im vorigen Jahre 


fragten die Herren Abgeordneten Trimborm und Graf 
Kanig: wo bleibt die Sacher joll fie ad calendas 
graecas berfhoben werden? Darauf erhielten wir von 
dem Herrn Staatdjefretär des Innern die Antwort, daß 
von einer Vernachläſſigung diefer Angelegenheit, nämli 

ber Vereinheitlichung diefer Gefete feine Rede jet, und da 

man hoffe, Ende 1907 foweit zu fein, daß das Haus bamit 
beihäftigt werben fünne. Meine Herren, es wird mandem 
von und zweifelhaft geweien fein, ob dies durchzuführen fei. 
Denn es find jehr viele Wiederſtäude zu überwinden und bte 
geiftige Arbeit, die mit einem ſolchen Werle verbunden ift, 
muß eine eminente ſein. Das haben wir niemals ver- 
kannt, und wenn im vorigen Jahre gejagt worden wäre, 
daß nicht dad Jahr 1907, fondern etwa das berühmte 
Jahr 1910 auf biefem Gebiete bie Anderung bringen 
folle, dann hätten wir, die wir die Materie kennen, und 
wahrlich nicht gewundert. 

Nun hat der Herr Staatsſekretär am 11. April dieſes 
Jahres eine Außerung getan, die lebhafte Zweifel in mir 
und anbern hervorgerufen hat, und id) würde jehr erfreut 
fein, wenn der Herr Staatöfefretär mir mitteilen könnte, 
daß unfere Befürchtung eine faliche if. Der Herr Staatd- 
fefretär ſagte nämlich: 

an hat vielfach geſprochen von einer Zuſammen⸗ 
Iegung ber brei großen Verſicherungszweige. Ich 
babe immer nur gefproden bon einer Zufammert- 
legung ber drei Gejege, von einer Kodifikation 
ber Gefeggebung. Auf bem Papier fann man 
wohl dieſe drei großen Verſicherungszweige zu: 
fammenlegen, in ber Wirklichkeit würben aber 
einer folhen automatiihen Behandlung ber Frage 
die allergrößten Schwierigkeiten emtgegenftehen. 
Da find große jelbftbewußte Horporationen, große 
ſtrankenkaſſen, große Berufsgenofienfhaften mit 


807 


eigenem Bermögen, ba find bie Snappichafts: (C) 


kaſſen — das alles nun bureaukratiſch-ſchematiſch 
in einen Topf zuſammenwerfen, wäre ſehr falſch. 
Auf da3 weitere gehe ich nit ein. Ja, meine Herren, 
das Wort „Kodifilation“ ift jedem, der Juriſt ift ober 
ig ift, fehr wohl befannt. 
et einer Kobififation, kann davon, daß man bie 
drei Gejege zufammenlegen will in ein Arbeiterfürforgegefeg, 
gar feine Rebe fein. Die Kodifikation ift eigentlich etwas 
Medantiches, wenigftend vom rein juriſtiſchen Stunbpuntt 
aus. Der Herr Staatöfefretär jagt jegt, ih habe immer nur 
nicht nur don einer Kobififation, von einer Zufammen- 
legung der drei Geſetze geſprochen. Ja, meine Herren, eine 
Vereinheitlihung, eine lmwanblung in ein Arbeiter: 
fürforgegefeg wäre dies alfo nicht mehr, und ber Herr 
Staatsjefretär Graf v. Poſadowsky wirb es baher nicht 
ungütig aufnehmen, wenn ich bitte, uns eine Aufklärung 
über den Stanbpunft ber berbünbeten Regterum zu 
geben, und wenn ich bie lebhafte N ausjpredhe, 
daß dieſe Aufllärung eine unferen Wünſchen entfprechende 
ſei. Ih babe zu dem Imvalipitätögefeg einige Male 
in biefem Hohen Haufe zu ſprechen die Ehre ge- 
abt; ih erkenne — an, daß auch damals 
ein gewaltiger Schritt geſchah, eine große Geiſtes— 
arbeit vorlag. Aber wogegen id mit vielen anderen bon 
vornherein einen ganz energifchen Widerſpruch erhoben yr 
war bie Art der Aufbringung ber Beiträge; biefe muß ich 
vom Standpunkt ber geiftigen Arbeit aus als eine geradezu 
rohe bezeichnen; mit bem moraliihen Stanbpunft hat 
dies natürlich nichts zu tun. Es beruht die Aufbringung 
der Laſten hauptfählih barauf, wie viele Arbeiter 
Ran werben. Daß baburh bie größten Unge— 
redhtigkeiten herborgerufern werben, wenn man fidh nicht 
einigermaßen aud um bie Probuftion und um die Vers 
mögenöverhältniffe ber Arbeitgeber kümmert, das liegt zu- 
tage. 
mit dem Großinduftriellen vergleiche, der Handwerker für 
eine minimale Zeiftung eines Arbeiter dasſelbe bezahlen 
muß, was in der Induftrie für einen Arbeiter mit viel⸗ 
facher Probuftion verrichtet wird; eine nähere Bezeichnung 
dieſes Vielfachen tft natürlich nicht möglih. Nehmen Sie 
ferner einmal bie verfhiedenen Gegenden unfered Vater: 
landes in Betracht; in Oſtpreußen brauden Sie zu ber- 
felben Produktion, wie fie in Sadfen geſchieht, oft bie 
breifahe Arbeitskraft. Ich beſchränke mid darauf, 
Ihnen diefe wenigen Beijpiele aufzuführen. Die Art 
der Aufbringung der Beiträge ift von Anfang an jehr 
angefeinbet worben, aud) von mir. 

Mas ich weiter als durchaus unpraktiich erachte, das 
ift das fogenannte Markenſyſtem. Ich will auf * viel» 
fahen Mängel, bie Schwierigkeiten der Kontrolle heute nicht 
wieder des näheren eingehen; aber die Stoften, bie durch 
dieſes Syſtem hervorgerufen werben, find bod ganz under: 
a riefige Häufer müſſen für bie Verwaltung 

ergerichtet werben, ein Heer von Beamten wird bamit 
beihäftigt. Diefe Art der aan | gewöhnlid auch das 
Klebeſyſtem genannt — ich braude den Ausbrud bewußt, 
es ift nicht etwa ein lapsus linguse, — ift in einem ſehr 
großen Teile unſeres Vaterlandes gerabezu verhaßt 

ſehr richtig! rechts); 

man kann bie Aufmerkſamteit einer politiſchen Ver— 
ſammlung in gewiſſen Gegenden kaum ſo feſſeln, als 
wenn man auf dieſes Gebiet kommt. Ich meine, 
daß ber Herr Vertreter ber verbünbeten Regierungen 
es begreiflih finden wirb, wenn weite Sreife ben leb- 
haften Wunſch äußern, baß die Hoffnung, die wir hatten, 
daß burd bie Schaffung eines Arbeiterfürforgegefeßes bie 
ganze Fürforgeverwaltung viel billiger werben würbe, ımb 
daß namentlich die von mir durchaus verworfene Art ber 
Aufbringung der Mittel für die Impaltbitätöverficherung 


(63 liegt jo, dab, wenn 3. 8. ih den Handwerker (D) 


(A) 


(B) 
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(v. Stauby.) 
aufhören würde, nicht fehlgehen wird. 
dieſer Richtung eine befried 


können. 
(Bravo! rechts.) 


Dizepräfident Dr. Paafhe: Das Wort hat der Herr 
Benollmächtigte zum Bundesrat, Staatöfefretär des Innern, 
Staatömintfter Dr. Graf v. Poſadowsky-Wehner. 


Dr. Graf v. Poſadowsky⸗Wehuner, Staatömtniiter, 
Staatöfekretär des Innern, Bevollmädhtigter zum Bundes- 
rat: Meine Herren, ich habe in ber Rede vom 11. April 
Fr ein allgemeines Bild zu geben, wie ich mir bie 
Reform der brei großen fozialpolitiihen Geſetze bente. 
Wenn biefe Reform zuftande fommt, dann wird meines 
Erachtens eine außerordentlich große Anzahl von Reibungen 
zwiſchen ben verichtebenen fozialpolitiihen Gefegen auf: 
hören, die ganze Inftitution wird einfacher wirken, und 
e3 erben meined Erachtens auch fachliche Koften, bie 
jet unberechtigt verausgabt werben, gejpart werben können, 
weil eine beſſere Berwaltung in ber unteren Inſtanz eins 
treten wird. Aber den Schritt zu tum und zwar auf 


Möge er nad) 
gende Aufklärung uns geben 


einmal zu tum, bie großen Berufsgenoſſenſchaften, 
die fih aufbauen auf gewaltigen deutſchen In— 
buftrien, bie ein großes Mermögen angefammelt 


aben, bie eine eigene große, burdigearbeitete Verwaltung 
efigen, aufzuldjen, und ebenfo bie großen landwirtſchaft⸗ 
lichen Berufsgenoffenfchaften, die wieder eine ganz andere 
Grundlage der Verwaltung haben als die inbuftriellen 
Berufögenofienfhaften, befeitigen, bie Krankenkaſſen 
aufzuheben, und die Invaliditätsbverſicherung zu ver: 
ſchmelzen mit ben Berufögenoffenihaften und den Kranken— 
faffen in einen Vermögens- und Verwaltungsorganismus, 
bad halte ich für eine Aufgabe, die, wenn fie überhaupt 
zu löſen tft, in abſehbarer Zeit nicht gelöft werben kann, 
und bie nur in einer Reihe von Gtappen, in einem 
längeren Zeitraum, gelöft werben könnte. Ich bin zwar 
ber Anſicht, daß biefe großen fozialpolitifhen Einrichtungen 
in engere Verbindung miteinander treten müſſen, das 
ganze Berfahren vereinfacht und befchleunigt werden muß; 
aber biefe groben jelbftändigen vermögensrechtlichen Kor: 
porationen in eine Korporation zufammenzumerfen, wiirde 
zunächſt ben Nachteil haben, daß bie Sachkenntnis, die 
jest in den inbuftriellen Berufsgenoſſenſchaften, in 
den landwirtfhaftlihen Berufsgenoſſenſchaften, in ben 
Serantenkafien, in der Invalidenverfiherung vorhanden ift, 
bie ſich aufgefpeichert hat in ben einzelnen berwaltenben 
Organen, bolltommen verloren gehen oder weſentlich aus— 
gefaltet würde, und gerade biefe Sachkenntnis ift fo 
außerorbentlich wichtig, weil die Art der Verwaltung jehr 
eng zufammenhängt mit der Art des Betriebes, auf ben 
fie fih eritredt. fann alſo eine ſolche radikale Um— 
formung, bie etwa für dad ganze Reich ober gange 
Staaten ober Provinzen einen großen burcaufrat 

hen Organismus ſchaffen wollte, der nun bon 
einer Zentralftelle aus die gefamten foztalpolitiichen Eins 
richtungen in letzter Inftanz verwaltete, in abfehbarer Zeit 
nicht in Ausficht ftellen und kann ihn, wie bie Dinge 
liegen, and) nicht einmal empfehlen. Ich glaube, darin 
würde jegt nicht ein Fortſchritt, ſondern ein Rückſchritt 
ber Verwaltung liegen. Bei ber jozialpolittiichen Geſetz— 
gebung iſt eine Dezentralifation im Hinblid auf bie Ber: 
ichtebenartigfeit der Verhältniſſe unbedingt notwendig, und 
diefe Dezentralifatton findet in ben Berufgenoffenfeaften, 
in den Krankenkafſen, in ben Landesverfiherungsanftalten 
und ben Provinzialanftalten ber nvalidenverfiherung 
einen an fi durchaus geeigneten Ausdruck. Meine Herren, 
id) her gewiß — ber Herr Abgeordnete v. Staudy hat 
durchaus richtig zitiert — gefagt: würbe man heute noch 
vollfommen freie Hand haben, fo würde niemand 
daran benfen, bie brei getrennten Organifationen zu fchaffen, 


dann würde man vielleicht auf ein für alle drei Ver: (0) 


fiherungözmweige gemeinfames territortale3 Syftem 

abfommen. Nachdem aber ein paar Jahrzehnte dieſe ſozial— 

politiſchen Einrichtungen beftehen, ſich in der Bevölkerung ein- 
gelebt haben, nachdem fie eigene Grundfäße aufgeftellt, eigene 

Bermögensmaffen angefammelt, eigene Rentenlaften zu tragen 

haben, wirb es unmöglich fein, jest nod zur Verwirk⸗ 

lihung des Gedanken: zuridzufehren, der feinerzeit viel 
leicht ein richtiger, praltiſcher und auch durchführbar ges 
weien wäre. Ich hoffe aber, aud Herr v. Staudy wird, 
wenn dies Arbeiterfürforgegefeg zuftande fommt, fidh 
überzeugen, daß ed einen fehr weſentlichen Fortſchritt 
gegenüber dem heutigen Zuftand bedeutet. Ich will da— 
mit keineswegs beftreiten, daß es in ferner Zukunft 
möglich fein wird, wenn man erjt einmal biefen erſten 

Schritt getan hat, noch einen weiteren Schritt in ber 

Bereinfahung der fozialpolitiichen Einrichtungen zu tun. 

Ich fomme num auf dad Markenſyſtem. Ich kann Herrn 
v. Stauby verfigern: ic) habe mit meinen Herren Referenten 
fehr eingehend darüber gefproden, ob «3 nit möglich 
fein follte, dad Markenſyſtem durch eine andere Art der 
Einziehung der Beiträge zu erſetzen; aber bei ben vielen 
Eröterungen mit ben beften Kennern der Sade find wir 
immer dahin gefommen: fein Einziehungsſyſtem kann bie 
Marke erjegen bei unſerer fortgeſetzt wachſenden Be: 
völkerung, bei unferen verſchledenen Lohnſtalen und in 
Hinblid darauf, daß bie Rente im Berhältnis zur 
Arbeitsdauer und zur Lohnhöhe ftehen muß, daß bei 
unferer flugfandartig wechfelnden Bevölkerung nur durch Die 
Mare Diet beiden für die fünftige Rente wichtigen Fak— 
toren richtig ergriffen werden können. Sch erkenne ohne 
weiteres an, dat das Markenſyſtem aud feine Schwächen 
und feine Beläftigungen für die Beteiligten hat. Sollte 
irgend jemand ein beffered Syitem vorichlagen, jo fünnen 
Sie fid) darauf verlaffen: ich werde mid dagegen nicht 
ablehnend verhalten. Aber ich befürchte: jedes Syſtem, 
das man wählen würde, und das geeignet wäre, bie 
Marte u erfegen, wirb mit ws läftigeren Kontrollen 
und mit nody größerer Arbeit für bie Arbeitgeber ver- 
bunden fein. 

Ich bitte alfo Herrn dv. Staudy und alle, bie ſich 
für eine Verbeſſerung ber ſozialpolitiſchen Geſetzgebung 
intereffieren, gegenüber biejem Miefenwert Geduld zu 
haben. Schon dad, was id) vorhabe, ift eine gewaltige 
Arbeit; und wenn die Herren feinerzelt diefe Arbeit jehen 
werben, jo werben fte fich überzeugen, daß ich nicht über- 
trieben habe. 

Id möchte noch auf zwei andere Gegenftände hin— 
weifen. Herr v. Dirkſen fagte, meine Ausführungen über 
die Aufhebung des Verbindungsberbots berubten auf einem 
hiſtoriſchen Irrtum. Ich vermag ihm die Richtigkeit dieſer 
— leider nicht zuzugeſtehen. Ich halte es, da 
dieſe Auffaſſung auch in der Preſſe wiedergekehrt iſt, für 
wichtig, hier doch einmal ex profundo die Tatſachen auf: 
zuflären. Bei Gelegenheit des Bürgerliden Geſetzbuchs 
war ber dringende Wunſch ausgefprohen worben, das 
Verbinbungdverbot der Vereine innerhalb bed Rahmens 
bed Bürgerlichen Geſetzbuchs aufzuheben. Dazu erklärte 
ber Reichskanzler Fürſt Hohenlohe am 27. Juni 1896: 

ch dann auf Grund der inzwifchen unter den be= 
teiligten Regierungen gepflogenen Grörterungen 
biefe Erflärung dahin ergänzen, 

— aljo frühere Erklärungen vom Bundesratstiſche — 
daß es in ber Abficht der Regierungen liegt, bie 
Befeitigung des durch das Verbot geihaffenen 
Rechtszuſtandes herbeizuführen. Geſchieht dies 
aber — und ich zweifle nicht daran, daß es ge 
{heben wird —, fo wird es in Zukunft auch in 
ben gegenwärtig noch unter bem Verbot ftehen- 
den Staaten zuläffig fein, dab auch politiiche 


(D) 


(A) 
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raf v. Poſadowotky · Wehner.) 
Vereine untereinander in Verbindung treten, und 
zwar wird dieſer Erfolg unter allen Um— 
ſtänden früher eintreten, als dies durch 
eine Aufnahme des Antrags Auer in das 
Bürgerliche Geſetzbuch der Fall ſein 
würde, weil das letztere erſt mit dem Be— 
ginn des nächſten Jahrhunderts in Gel: 
tung geſetzt werden ſoll. 

Der Reichskanzler hatte alſo hier unzweifelhaft ſein Wort 

verpfändet, daß die Aufhebung des Verbindungsverbots 

der politiſchen Vereine vor Inkraftreten des Bürgerlichen 

Geſetzbuchs von den verbündeten Regierungen beſchloſſen 


werden ſollte 

(ehr richtighh, 
und er hatte mit dem Verſprechen das erreicht, daß dieſe 
Beſtimmung nicht in das Bürgerliche Geſetzbuch auf— 
genommen wurde. 

Meine Herren, auf Grund dieſes Verſprechens wurde 
unter dem 11. Dezember 1899, alfo faft über 3"/, Jahre 
ipäter, das Reichsgeſetz betreffend bie Aufhebung bes 
Berbindungäverbot® der politifhen Vereine untereinander 
im Neichögejegblatt erlafien. Mit dem Arbeitäwilligen- 
geſetz ftand dieſe Aufhebung des Verbindungsverbots 
politiſcher Vereine in gar keinem zeitlichen und in gar 
feinem inneren Zuſammenhange. Das Arbeitöwilligen- 
gejeg war vorgelegt am 26. Mai 1899, alio etwa brei 
Jahre nad der von mir verlefenen Erklärung des Reichs- 
fanzlerd Fürſten Hohenlohe, und war im Neihätage abge: 
lehnt am 20. November 1899. Alſo bad Verfprechen, dad 
der Reichslanzler Fürft Hohenlohe gegeben hatte, war 
drei Jahre früher gegeben, ald das Arbeitäwilligengeiet 
vorgelegt wurde, und dieſes Verſprechen wurde eingelöft, 
nahdem das Arbeitöwilligengefet vorgelegt worben war, 
und zwar kurz vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs. Dad Bürgerlide Geſetzbuch if am 


(Dr. 


(8) 1. Januar 1900 in Straft getreten, das Geſetz über das 


Berbindungsverbot am 11. Dezember 1899 veröffentlicht, alfo 
fur; vor dem Zeitpunkt, zu welchem fich ber Reichskanzler 
ausdrüdli verpflichtet hatte, ein ſolches Reichsgeſetz in 
ii x feßen. 

eine Herren, früher war es immer Grundſatz, und 
namentlich auch Grundſatz ber fonjervativen Parteien, nie 
Geſetze, die keinen inneren Zufammenhang miteinander 
haben, miteinander aus taftifchen oder politiichen Gründen 
zu verfoppeln. Das Gefet betreffend die Aufhebung des 
Verbindungsverbots hatte feinerlet inneren Zufammenhang 
mit bem Arbeitiwilligengefeg, es find ganz verſchiedene 
Gebiete. Nachdem der Reichskanzler bier von biefer 
Stelle aus unter Zuftimmung der verbünbeten Regierungen 
fein Wort gegeben hatte, bar por dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs dieſes Verbindungsverbot ber 
politiſchen Vereine aufgehoben werden würde, mußte er 
ſelbſtverſtändlich und mußten felbjiverftändlih auch bie 
verbündeten Regierungen dieſes Wort einlöſen. Man ſoll 
vorſichtig in Verſprechungen fein. Wenn aber eine Re— 
gierung ein Verſprechen gibt, muß ſie es auch unter allen 
Umſtänden einlöſen 

(jehr richtig !), 


wenn fie ſich das Vertrauen bed Volkes und das Ber: 
trauen des anderen Teiles ber Gejeggebung erhalten will. 
(Erneute Zuftimmung.) 

Meine Herren, daß meinerfeitö alfo ein hiſtoriſcher 
Irrtum vorgelegen hätte, muß ich entſchieden beftreiten. 
Ich glaube, wenn dieſes Geſetz feinerzeit auf Grunb einer 
vorherigen Zufage bes Fürften Hohenlohe von ben ver: 
bündeten Regierungen angenommen worden ift, jo haben 
bie maßgebenden Inſtanzen nur fo gehandelt, wie man in 
ber inneren Politik handeln fol und muß. 

Nun die andere Frage. Ach Hatte in der Debatte 
am 11. April nachzuweiſen verfucht, daß Deutſchland an 





Liberalismus in bezug auf foztalpolitiihe Gefege hinter (C) 


anderen Staaten nicht zurüdftehe, und hatte zum Beweiſe 
namentlich darauf bingewiefen, daß, während wir ſeit 
langem, ſchon jeit ber Stein-Hardenbergſchen Periode, 
Anfiedlungspolttik im Interefie bes Bauernftandes betreiben, 
während wir feit Jahrzehnten ſchon dad Syſtem ber 
Anpalidenpenfionen eingeführt haben, man bon liberaler 
Seite in England bie jegige Liberale Regierung heftig an- 
gegriffen habe, weil fie mit Mitteln des Staated mwieber 
einen Bauernitand ſchaffen und weil fie nad deutſchem 
Vorbilde Alteröpenftonen einführen wollte. Meine Herren, 
ih Hatte diefe Ausführungen gemaht mit Bezugnahme 
auf eine Rebe, bie der herborragende Führer ber englifchen 
Liberalen, Lord Rofebery, in ber Liberal League in London 
am 26. März des Jahres gehalten hatte. Lord Rofebery 
hat auf meine Rede hin in der „Times“ vom 13. April 
1907 eine Erklärung veröffentlicht, in ber unter anberem 
folgendes fteht — und das tft das wefentlihe —: 
Ih babe in meiner Rebe in bezug auf bie 
Urbeiterrenten feine Anbentung gemadt, noch 
habe ih in irgend einer Weile die Anfieblung 
feiner Grumbbeiiger mit Hilfe öffentlicher Mittel 
abgelehnt. Was in biefer Rede von mir ab- 
gelehnt war, tft die Einführung des iriſchen Land⸗ 
ſyſtems mit feinem doppelten Gigentum, eines 
Spitems, welches fo mannigfahe jchwere Folgen 
mit ſich gebracht hat. 

Meine Herren, der Vergleich, den id mit engliſchen 
Verhältniffen im Hinblid auf die gegenwärtige innere 
Politit der engliihen Wegierung hier gezogen hatte, 
betraf die Rede des Lord Rofebery vom 26. März bed 
Jahres, in der feine Lordſchaft gefagt hatte: 

ch wage zu prophezeten, baß bie liberale Partei 
infolge der Eigentumsfeindihaft in nicht ferner 
Zeit zwiſchen Sozialismus und Konſervatismus 


zerqueticht fein wird. Der Sozialismus hat denen (0) 


mit Näuberinftinkten viel mehr zu bieten; ber 

Konfervatismus flößt denen größeres Vertrauen 

ein, bie die Dinge erhalten wollen, wie fie find. 

Wenn bie liberale Partei 
— und, meine Herren, das tft nad) bem parlamentartichen 
Syſtem eigentlich jegt die Regierung! — 

wenn bie liberale Partei fi für eine General« 

attade auf das Gigentum in allen Formen 

erlärt, dann hat jie feinen Raum mehr in ber 

politiihen Arena. 

(Sehr —— rechts.) 
Wenn Lord Roſebery alſo dieſer ſeiner Rede vom 
26. März, die er in der liberalen Liga in London ge— 
halten hat, weder die Maßregeln auf dem Gebiete der 
Alteröpenfionen noch die Maßregeln auf dem Gebiete der 
Anfieblung gemeint hat, fondern nur das in Irland an- 
gewandte Syſtem, dad man and für bie Bauern» 
anfteblungen in Schottland anwenden wolle, daun jelbft- 
verftänblih fält meine Beziehung auf feine Rede vom 
26. März d. J. als nicht zutreffend fort, und dann kann 
ein Widerſpruch zwiſchen melner Yuffefiun über bie 
foztalpolitiihe Stellung Deutihlands im Verhältnis zu 
derjenigen Englands und den Auffafjungen Seiner Lord» 
ſchaft des Lord Roſebery nicht beftehen. 
(Sehr richtigh 2 
Ih glaube, damit dürfte dieſes Mißverſtändnis 

erlebigt fein. 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Das Wort hat ber Herr 
Abgeordnete Trimborn. 


Teimborn, Abgeorbneter: Meine Herren, id babe 
lediglich die Aufgabe, Ihnen kurz mitzuteilen, wie meine 
Freunde ſich zu den einzelnen Refolutionen ftellen, über 
die wir am Schluffe diefer Verhandlungen — und, foniel 


(A)ich weiß, noch heute — abftimmen müffen. 


(B) allgemeine Regelung ber Sonntags 


— 


Reichstag. — 30. Sitzung. Dienstag ben 16. April 1907. 





(Trimborn.) 
63 ift uns 
geftern ein Verzeichnis biefer NRefolutionen überreicht 
worden. In ber Debatte haben wir nicht Gelegenheit 
gehabt, uns über jebe einzelne Nefolution eingehender 
audzufpreden, und deshalb möchte ich hier zu dem ein- 
zelnen Refolutionen kurz unfere Stellungnahme prägifteren. 
Ich Habe mid ſehr maßgebenden Faktoren in biefem 
hohen Haufe gegenüber verpflichtet, mich lediglich auf 

ze ärungen, wie ſie deut folgen werben, zu bes 
ſchränken und feine weitere Debatte herborzurufen. Ich 
werbe mich auch ganz treu daran halten. 

Die Refolutionen, welche die Arbeitöperhältniffe in 
ben Walz: und Hüttenwerfen angehen, bie NRefolutionen 
Nr. 204, 207 und 266 werben, wie ich höre, für dieſe 
Etatöpofition zurüdgezogen werben, werden dagegen beim 
Reihdgefundheitamt wieder eingebracht werben. Es fol 
das beöhalb gefchehen, um eine Gelegenheit zu bieten, zu 
diefen wichtigen Punkten noch das eine oder andere nad: 
zutragen. Alfo bei ber Abftimmung, bie gleich folgen 
wird, werben diefe Refolutionen nicht in Betracht kommen. 

Den Refolutionen Nr. 210, betreffend die Unglücks— 
fälle, und Nr. 199, betreffend bie PVerhältniffe in ber 
Gladinbuftrie und in den Fabriken für die Verarbeitung 

er unb erplofiver Stoffe, werben wir zuftimmen; 
ebenſo der Refolution Nr. 27, ferner der Refolution 
Nr. 224, die vom und ausgegangen ift; ebenfo der Refo- 
Iution Nr. 244, behanbelnd die Sonntagsruhe der Gehilfen 
in den Sontoren. Auch werben wir guftimmen ber 
Refolution, bie ber Herr Abgeorbnete Schack mit feinen 
Freunden unter Nr. 269 eingebracht hat. Dagegen habe 
id bier —— einen Vorbehalt zu erllären. In 
dieſer Reſolution wird verlangt eine „allgemeine“ Regelung 
der Sonntagsruhe. Wir ſind mit dieſem — ng 
durchaus eſnverſtanden, betonen aber dabei ausdrücklich, 
daß wir als felbftverftändlih annehmen, daß eine ſolche 
ruhe auch Ausnahmen 
vorjehen muß. Es läßt fih ja nicht alles über einen 
Leiften ſchlagen; aud auf bem Gebiete der Sonntags: 
ruhe wird Feibhverftänbfich Raum bleiben müfjen fü 
Differenzierung. Unter biefem Vorbehalt werben wir auch 
biefer Refolution zuftimmen. 

ür bie Refolution Baffermann Nr. 246, betreffend 
bie Sonntagsruhe in ber Binnenfhiffahrt, werben wir 
felbftverftändlih eintreten, ebenfo für die Refolution, 
welche die Schaffung des Reichsarbeitsamts betrifft. Es 
ift das ja ein Munfd, ber bon mehreren Parteien dieſes 
hohen Haufes geteilt worben ift, und ber früher auch 
ſchon von anderer Seite, unter anderen aud vom unjerer 
Bartei bereitö bier in Form von Anregungen und An- 
trägen zur Sprade gebracht worben ift. 

Der Refolution Nr. 256, Dr. Ablaß und Genoffen, 
fönnen wir nur mit einem mejentligen Worbehalt zu: 
ftimmen, melde die Nr. II betrifft. Unter II heißt e3 
in der Refolution: 

Den $ 153 ber Gewerbeordnung dahin zu er 
weitern, daß zugleih mit dem Mißbrauch des 
Koalitionsrechts auch bie „rechtswidrige“ Be: 
hinderung am rechtmäßigen Gebrauch unter Strafe 
geſtellt wird. 

Meine Herren, wörtlich genommen, iſt dieſe Reſolution 
= ag nicht nötig. Sie ift nicht ganz forreft abgefaßt. 
Die „rechtöwibrige* Verhinderung am Gebraud des 
Koalitionsrechts fteht heute ſchon unter Strafe, wie das 
geftern ber Herr Abgeorbniete Jund mit Recht —— 
hat. „Rechtswidrig“ iſt die Unterdrückung ber Koalitions— 
freiheit heute nur fo weit, als fie eben unter Strafe ſteht. 
Die Antragfteller wollen offenbar etwas anbered, etwas 
Weitergehendes, fie wollen die mißbräuchliche Unterdrückung 
ber Koalitionsfreiheit unter Strafe ftellen. Der Grund: 
gebanfe ber Refolution ift offenbar ber, ben befonderen 


Shut, den nad) $ 153 der Gewerbeordnung die Arbeit- (C) 


willigen haben, aud) zuteil werben zu laffen ben Koalitions— 
willigen, denen, bie jich foalieren wollen. Diefer Grunb- 
gebante ift durchaus berechtigt, er ift von meinen Freunden 
Jahr für Fahr vertreten worben und fchon feit langer 
Zeit in einer Neihe von Anträgen niedergelegt worben, 
und deshalb wollen wir aud der Refolution in biefem 
Punkte zuftimmen. Wir wollen aber nit unterlaffen, 
vor ber Abftimmung auf die nicht ganz forrefte Faflung 
bier aufmerffam zu machen, bamit jpäter feine böfen 
Konſequenzen daraus gefolgert werden können. 

Nicht zuftimmen können wir der Nefolution unter 
Nummer 212, Raab und Niefeberg, worin eine Denkichrift 
verlangt wird über die Erfahrungen, die bisher bei ber 
Anwendung bed Geſetzes über den umnlauteren Wettbewerb 
gemacht worden find. Wir find ber Auffaffung, dab es 
au der Zeit ift, eine Gefegeöporlage einzubringen. Würben 
wir jetzt erft noch einmal eine Denkichrift verlangen, dann 
würden wir die Gefegeöporlage, bie wir wünſchen, und 
die fih namentlih auf das Ausverkaufsweſen erftreden 
fol, wieder weit hinausſchieben. Das wollen wir nicht, 
und deshalb berwerfen wir dieſe Refolution. 

Es ift dann wieder eingebradht worden bie Reſolution 
unter Nummer 245 unter 9, betreffend die Unfallfürforge 
bei ben Arbeiten der freiwilligen Feuerwehr. Diefer 
Refolution werben wir zuftimmen Der Reichstag hat 
fhon früher eine derartige Nefolution angenommen, und 
der Herr Staatsſekretär hat und wiederholt erklärt, daß 
die bezüglichen Vorarbeiten bereit3 in der Schwebe feien. 
Eigentlih wäre alfo die Refolution unnötig. Aber wir 
wollen ihr doch zuftimmen, damit nicht etwa der Gebante 
entfteht, als ob wir jet dieſe Angelegenheit nicht mehr 
verfolgt wiffen möchten. 

Mir werben nicht zuftimmen der Reſolution Pauli 
unter Nr. 263, welche die Abihaffung des S 34 bes 
Gewerbeunfallverficherungsgeießes be Die wieber- 
holten Diskuffionen über dieſen Gegenftand haben meine 
Freunde früher ſchon — nicht erſt jetzt — überzeugt, dab 
eine Rücklehr R bem früheren Umlageverfahren heute 
nicht mehr möglich if. 

Wir werden aud nicht zuſtimmen bem freifinnigen 
Antrage Ablaß unter Nr. 257, der die Regelung des 
Submiſſionsweſens im Wege ber Gefeggebung verlangt. 
Es ſcheint und dad eine unglüdliche Idee zu * Das 
Submiſſionsweſen iſt eine jo flüſſige Materie; man muß 
babei ber wechſelnden Entwidlung der verſchiedenſten 
Gewerbe und Verhältuiffe in einer Weife Rechnung 
tragen, daß dafür ber Burg. ber Gejeggebung zu ſchwer⸗ 
fällig, überhaupt ungeeignet tft; bie Regelung muß Iediglich 
auf dem Wege ber Verordnung geſchehen. 

Zuftimmen werben wir der Refolution, betreffend bie 
Vereinheitlihung der deutſchen Stenographie.- Unter 
meinen Freunden bürflen die Anhänger bes Syſtems 
Gabelöberger überwiegen. Wir werben aber alle Be- 
firebungen unterftügen, bie eine VBereinheitlichung anftreben. 

Zum Schluß tft eingebradht eine Refolutton Dr. Ablaß 
und Genoffen unter Nr. 273, betreffend die Einführung 
eines einheitlichen Vereins- und Verſammlungsrechts. 
Diefe Refolution erſcheint und völlig überflüffig; denn ber 
Herr Reichskanzler und der Herr Staatöfetretär haben fo 
bindende und verhältnismäßig eingehende Erklärungen zu 
biefem Gegenftand abgegeben, daß die verbündeten 
Regierungen an der Einbringung eines Vereins- und Ber: 
fammlungsgefeges abfolut wicht mehr vorbeitönnen. Im 
Laufe ber Verhandlungen find doch Verſprechungen ab» 
gegeben worden, bie ebenjo feierlich und bindend gewefen 
find wie diejenigen, von benen der Herr Staatöjelretär 
eben geſprochen hat, und die fetnerzeit bezüglich der Auf- 
bebung bed Verbindungsberbots gegeben worden find. 
Nun hat der Herr Staatsſekretär mit Recht betont: eine 


Le) 


D) 
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(Trimborn.) 


(A) Regierung, die etwas auf fi halte, müſſe derartige Ver— 


iprehungen prompt einlöfen. Das wird zweifellos aud) 
bezüglich dieſes Gegenftandes geſchehen. Wir wollen der 
Refolution aber trogdem zuftimmen, damit nit nad) 
außen hin ber Einbrud erwedt werde, als ob wir nun 
nichts mehr von dem Neichsgeſetz bezüglich der Bereings 
und Berfammlungsfreiheit wiffen wollen. Im Gegenteil, 
wir erwarten auf diefem Gebiet fofort bei Wieberzufammen: 
treten des Reichſstags eine Vorlage, biehoffentlich gut ausfällt. 

Das find die Erklärungen, die ich für die einzelnen 
Refolutionen abzugeben habe. Ste werben mir bas 
Zeugnis ausſtellen, dab id mic korrelt an das gehalten 
babe, wa3 ih als Thema meiner Ausführungen von born» 
herein Hingeftellt habe. 

(Bravo! in der Mitte.) 


Vizepräfident Dr. Paafhe: Dad Wort hat ber Herr 
Abgeordnete Dr. Müller (Meiningen). 


Dr. Müller (Meiningen), Abgeordneter: Meine Herren, 
zunächft kann ich die Bedenken ded Herrn Vorredners be- 
züglih unferer Refolution wegen der SKoalitionäfreiheit 
($ 152, 153 ber Gewerbeordnung) als gerechtfertigt an— 
erfennen. Er hat recht, daß das Wort „rechtswidrig“ unter 
Umftänden zu Mißverftändniffen Anlaß geben könnte. Er 
hat recht, wenn er dad Wort „rehtöwidrige” gleich „mißs 
bräuchlihe Verhinderung der Koalitionsfreiheit“ auslegt. 
Ich möchte die Herren aber bitten, daß fie unter biejer 
Auslegung auch dieſe Refolution annehmen. 

ad nun die anderen Re. anlangt, jo babe 
th namend ber brei freifinnigen Gruppen zu erklären, 
daß wir ben Antrag anf Nr. 204, Giesberts und Genoffen, 
bezüglich der Arbeiterverhältniffe in den Walz- und Hütten- 
werfen annehmen. 
(Zurufe: IR zurüdgezogen!) 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Herr Abgeorbneter, id; 


(B) parf vielleicht zur Aufklärung Hinzufügen: es Iiegt von 


den Herren — ſoviel ich weiß, bereit3 gebrudt — ein 
Antrag vor auf 291 bis 293 ber — daraus 
können Sie erſehen, daß die Anträge 204, 207 und 265 
zurüdgezogen find. 


Dr. Müller (Meiningen), Abgeorbneter: Wir werben 
dann weiter zuftimmen der Refolution Albredt und Ge— 
noffen bezüglich der Verhinderung und Vorbeugung von 
Unglüdöfälen, ebenfo ber Reſolution auf Nr. 199 ber 
Drudiahen bezüglich der Arbeit an Sonn und Feſttagen 
in der Gladinduftrie; ferner werden wir zuſtimmen Der 
Refolution Naden auf Nr. 224 der Drudjahen; der Ne: 
folution Schack und Genofien bezüglid ber allgemeinen 
Regelung der Sonntagsruhe; der Rejolution Baffermann 
auf Nr. 246 ber Drudjahen bezüglih ber Sonntagsruhe 
für die in der Binnenſchiffahrt beihäftigten Perſonen; 
auch ber Refolution auf Nr. 243, besüglic eined Reichs⸗ 
arbeit3amtd, dann in Nr. 212 dem Antrag Raab und 
Rieſeberg, bezüglih der Bekämpfung des unlauteren 
Wettbewerbs, obwohl ih auch in dieſer Beziehung ber 
Meinung des Herrn Kollegen Trimborn bin, daß wir 
eigentlih einen Schritt weiter gehen und bireft eine 
Reform des Geſetzes dom 26. Mai 1896 verlangen könnten. 

(Zuftimmung lints.) 

Ferner ſtimmen wir aud zu dem Antrag des Herrn Ab- 
geordneten Neuner bezüglih der Unfallfürſorge bei 
Arbeiten, welche freiwillig zur Rettung von Berfonen, 
zur Bergung von Gegenftänden borgenommen werben; 
endlich bem Antrag bezüglich ber Vereinheitlihung ber 
Stenographie. 

eine Herren, jehr erftaunt bin ich über die Schluß: 
worte bes Herrn Kollegen Trimborn; er meinte nämlich, 
daß unfer Antrag auf Nr. 273 bezüglid eines Reichs— 
vereind« und Verſammlungsgeſetzes, d. h. bie neuerliche 
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Anregung, vollkommen überflüffig jet. 
Auſchauung; wir wollen mit dem Antrag vor allen dem 
Bundesrat gegenüber, der geftern ja bon einem Bartei- 
genoffen des Herrn Trimborn als eine Maſchine bezeichnet 
worben tft, die ausgebeſſert werben müßte, die volllommen 
unfähig jet, ihre Arbeit zu leiften 


z j (Heiterkeit), 
— th jage, wir wollen gegenüber dem fo bon einem 
Parteigenoffen des Herrn Trimborn gekennzeichneten 


Bundesrat ausiprecdhen, dab aud heute noch die große 
Mehrheit des Reichstags Hinter dem leitenden Staatd- 
mann fteht, wenn dieſer al3 erſte Forderung des Tages 
die Schaffung eines den mobernen Anforderungen ent— 
ſprechenden Reichſsvereins- und Verſammlungsgeſetzes an- 


erkennt. 
(Lebhaftes Sehr richtig! links.) 
Wir find alle vollfommen einig darüber, dab ohne ein 
ſolches Geſetz, das mit dem Gerümpel ber einzelftaatlidhen 
Beitimmungen über dad Vereins» und Berfammlungsredt 
gründlich aufräumt, bie Koalitionsfreiheit weiter nichts iſt 
ald ein leeres Schlagwort. 
(Sehr richtig! Linke.) 

Ih muß dem Herrn GStaatöfelretär des Innern 
egenüber doch ausjprehen, daß es einigermaßen bes 
emdet hat, daß er von dem Schutze bes Stoalitions- 
rechts in feinen verſchiedenen Reden fein Wort ge: 


ſprochen hat. 

(Sehr richtig! links.) 
Der Antrag, den wir —— aben, würdo im nächſten 
Jahre fein 35 jähriges Jubiläum ſeit dem Antrag 


Wiggers feiern. 
(Hört! hört! Links.) 
Wir hoffen, daß dieſes Jubiläumsjahr zugleid) auch das 
Jahr der endlichen Erfüllung dieſes älteften Wunſches 
des beutfhen Parlaments jein wird. 
(Zebhafte Zuftimmung links.) 

Die Rede des Herrn Staatöfetretärd dom 11. April 
war vielleicht die ſchärfſte, zu gleicher Zeit aber auch bie 
gerechtefte Kritik, die jemald in diefem hohen Haufe geiibt 
worden ift an der feit 35 Jahren beobachteten, geradezu 
philifterhaften Angitmeieret auf bem Gebiete des Bereind- 
und Verſammlungsrechts. 

(Sehr gut! links.) 

Wir begrüßen es jehr, daß ber Sie Staatsſekretär bie 
Argumente, die vor allem bon jeiten der Redner ber 
nationalliberalen Bartei und ber freifinnigen Partei ſeit 
Dezennien bier vorgetragen wurben, in feiner verdienft- 
vollen Rede vom 11. April vollfommen fih angeeignet 
det; wir freuen ung auch barüber, daß er bie taktifche 

ehandlung dieſer Frage jetzt von dem Geſichtspunlt 
auffaßt, ben wir ſelbſt im vorigen Frühjahr hier vertreten 
haben, und den ber Herr Staatsjefretär damals abgelehnt 
bat. Wir haben damals bereit ben Standpunkt ver: 
treten, dab zuerft ein Reichsvereins- und Berfammlungs: 
gejeg kommen müſſe, und daß dann bie . ber 
rein zibilrechtlichen Frage der Berufsvereine viel Leichter 
burdzuführen ſei. Damals Hat ber Herr Staatöfefretär 
gelagt, das ginge nicht; erft müßte Die Berufsbereinsfrage 
geordnet fein. Ich freue mich, daß ein „Anftoß bon 
einer anderen Seite” bei bem Herrn Staatsſekretär jegt 
dieſe ern, feiner Anſicht bewirkt hat. 

Unzweifelhaft hat Herr Graf dv. Poſadowsky ganz 
reht, wenn er jagt: „Wir, db. 5. bie verbündeten 
Regierungen, jind in dieſen Dingen zu ängftlih: eine 
Erbfhaft aus dem Rüftzeuge des alten Polizeiftaates, ben 
wir nicht mehr beleben werben.“ Das finb goldene 
Worte, Herr Staatöfekretär; fie find wert, daß fie nicht 
bloß über manchem deutſchen Parlamente, jondern auch 
über mandem deutihen Staatsminifterium ftünden. 

(Sehr gut! links.) 
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(Dr. Müller [Meiningen].) 

Es handelt fich hier mehr ober weniger um eine 
Vertrauensſache feitend ber verbünbeten Negierungen 
gegenüber dem deutſchen Volke. Wir find ja nicht gerabe 
gewohnt, daß das beutjche Volk ein befonberes Vertrauen 
bei den verbündeten Regterungen findet; aber ich follte 
dod meinen, daß gerade die Ereigniffe der letzten Monate 
er auf Ihrer Seite etwas aufräumen follten mit biefem 


Miptrauen 

(ehr richtig! Links), 
und daß vor allem bei der Faſſung ber einzelnen Bes 
ftimmungen dieſes Neichävereind: und Verfammlungd- 
geſetzes das Mißtrauen etwas in ben Hintergrund ge- 
drängt wird. 

Meine Herren, ih will auf die Materie felbft in 
diefem Stabtum nicht mehr eingehen. Nur zwei ganz 
furze Bitten möchte ih vor allem an bie Herren bom 
Bundesrat heute fchon richten, damit wir jpäter feine 
großen Debatten über diefe Punkte haben. 

err Graf Poſadowsky jagte: im Reiche Liegen bie 
Berhältniffe fo verichtedenartig, von der franzöfiſchen bis 
zur ruſſiſchen Grenze. Wir bitten num heute bereitö bie 
ae ber Neichäregierung und bed Bundesrat, daß 
e bei der Regelung dieſer Angelegenheit mehr an bie 
Nähe der franzöfifhen Grenze denfen 

(Heiterkeit) 
als an die Nähe ber ruſſiſchen Grenze 
(ehr wahr! links), 

vor allem bezüglich all der Fragen der polizeilichen 
Schikane, der Anmeldung, der Anzeige, ber de De J 
furzum al derjenigen Punkte, die die kleinen Nadel— 
ſtiche gegenüber dem Publilum gebildet haben und 
geradezu Waſſer auf die Mühle der Sozialdemokratie 


gewefen find. 
(Sehr richtig! links.) 2 
Das unterftreihe ih auch, daß unter feinen Umftänben 





(8) bei diefem Vereins- und Verfammlungsgefek eine Rechts- 


verſchlechterung eintreten darf bezüglid der biöherigen 
Rechte in den einzelnen Bundesſtaaten. Wenn bas ftatt- 
finden würde, fo wäre von Anfang am nad) meiner Über: 
— — das Zuſtandekommen eines derartigen Geſetzes 


gef 
(Zuftimmung links.) 

Und ein zweites. Der Staatsſekretär hat geſagt: 
entweber ein modernes Gefeg oder feines! Wenn bad 
nicht ein bloßes Schlagwort fein ſoll — und das glaube 
ih nit nah den Erklärungen, bie foeben der Herr 
Staatsſekretär wiederholt abgegeben hat —, dann müſſen 
wir mad) meiner Überzeugung vor allem baran benten, 
daß wir nad all den Erklärungen in den legten Jahren 
— und e3 find barüber fat alle Parteien mit Ausnahme 
ber äußerften Rechten einig geweſen — bie Ehrenpflicht 
auch gegenüber der beutihen rau und beſonders ber 
erwerbötätigen Frau abzutragen haben. 

: (Sehr richtig! links.) 
Völlige Gleichftelung der Frau im Vereins- umb Ber: 
ſammlungsweſen! Mit den Kleinen Schikanen gegen bie 
Frau und beſonders gegen bie erwerbstätige Frau muß 
unter allen Umftänden aufgeräumt werben! 

Es ift bebauerlih, daß ſcheinbar feine communis 
opinio beim Bundesrat in biefer Beziehung vorhanden ift. 
Sch entnehme das daraus, baß Herr Graf Bofabowäfy zwar 
über bie angeblid notwendigen Einfhränfungen ber Frei— 
heit geiproden hat, aber über biefe beinahe wichtigfte 
Frage — vor allem aud vom fozialpolitiihen Stanb- 
puntt aus — fein Wort bier gejprochen hat. Ich glaube, 
daß es bei allen Liberalen Parteien eine conditio sine 
qua non fein müßte, daß die beutfche Frau nit aud 
fürberhin behandelt wirb glei dem Lehrjungen, gleich 
dem Berfhwender und Narren. 

(Sehr richtig! Links.) 
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Das ift bie deutſche Volfvertretung fi felbft und ber 
beutfchen Frauenwelt ſchuldig! 

Es iſt ja höchſt verdienſtlich, meine Herren, einmal 
an die Beſeitigung ganz altmodiſcher Detorationsſtücke 
—— ugehen, wie es der Herr Staatsſekretär ganz richtig 
ezeichnet hat. ES gibt jehr wichtige Aufgaben für ben 
leitenden Staatömintfter im dieſer Beziehung mod zu 
leiften, unb zwar nicht bloß auf dem Gebiete des Reichs— 
amt3 des Innern, jondern auch auf dem Gebiete ber 


Juſtizpflege. 
(Sehr richtig! links.) 

Vom Kultus will ich hier gar nicht ſprechen. Wenn der 
2 Reichskanzler und fein Stellvertreter hier als moderne 

taatSmänner auftreten, fo würben fle fi ben bleibenden 
Dank ber großen Mehrheit des deutſchen Volles fihern. 
Meine Herren, wir bitten Sie dringend, und zwar im 
Sinne einer Zuftimmungserflärung zu ben allgemeinen 
Motiven, die der Herr Staatsſekretär des Innern am 
11. April d. 3. bier entwidelt hat, unferen Antrag auf 
Nr. 223 anzunehmen. 

(Bravo! links.) 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Meine Herren, es Liegt 
mir ein Antrag auf Schluß der Diskuffion vor, geftellt 
bon ben Herren Abgeordneten dv. Normann, Baljermann, 
v. Dirkſen, Werner, Graf dv. Hompeſch, Dr. Müller 
(Meiningen), Dr. Pachnicke. Der Antrag bedarf der 
Unterftügung von 30 Mitgliedern des Hauſes. 

Ic bitte diejenigen Herren, bie dieſen Antrag unters 
ftügen wollen, fi von ihren Plägen zu erheben. 

Geſchieht.) 


Die Unterſtützung reicht aus. 

Ich bitte, daß diejenigen ſtehen bleiben bezw. ſich 
bon ben Plätzen erheben, die den Schluß der Döluſſion 
beſchließen wollen. 


—— 

Das iſt die große Mehrheit; die Diskuſſion iſt geſchloſſen. 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Ab— 

geordnete Singer. 


Singer, Abgeordneter: Meine Herren, ich möchte 
mitteilen, daß, wie ſchon der gebrudte Antrag, der vor— 
liegt, befagt, wir den Antrag Nr. 207 zuritdziehen und 
ihn beim Reichögefundheitsamt wieder einbringen werben. 

(Unruhe. — Glode des Bräftdenten.) 


BVizepräfibent Dr. Paaſche: Ich bitte, etwas lauter 
zu ſprechen. 


Singer, Abgeordneter: Gleichzeitig möchte ih meinem 
Bebauern darüber Ausdrud geben, daß es buch ben 
Schluß ber Disfuffion nit mehr möglih geweien ift, 
in derſelben Weiſe, wie bie legten Herren Vorredner es 
getan Haben, die Stellung meiner Fraktion zu ben 
einzelnen Nefolutionen zu ſtizzieren. Durch den Schluß 
ber Diskuſſion ift uns das nicht möglid geworden. 
Nachdem das aber ben anderen Fraktionen möglich ge— 
madt wurde, * ich dem Bedauern Ausdruck zu geben, 
daß wir nicht in die Lage gelangt find, kurz auseinander: 
zufegen, welde Stellung wir ben einzelnen Rejolutionen 
egenüber nehmen werben, und müſſen und daher au ber 
bftimmung genügen laſſen. 


Bizepräfident Dr. Paaſche: Ich bitte um etwas Nube. 
Zur Gefhäftsorbuung hat dad Wort der Herr Ab: 
georbnete v. Strombed. 


v. Steombed, Abgeorbneter: Meine Herren, id) war 
zum Worte gemeldet, um — Schutz ber Hauſierer aus 
meinem Wahlkreiſe, Die in ſehr ehrlicher Weiſe ihr Gewerbe 
treiben, einige Worte zu jagen. Ich erlaube mir zu be— 
merlen, daß ich zu meinem großen Bedauern durch ben 


(C) 


(D) 
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(v. Strombed.) 


(A) Schluß der Diskuffion heute gehindert bin, die von ber- 


ſchiedenen Seiten —— Hauſierer in Schutz zu 
nehmen. Ich behalte mir vor, das bei geeigneter Gelegen⸗ 
heit nachzuholen. 


Vizepräſident Dr. Paaſche: Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort der Herr Abgeordnete Korfanth. 


Korfanty, Abgeordneter: Meine Herren, namens 
meiner politifchen Freunde habe ich zu erflären, baß wir ben 
Antrag auf Nr. 264 der Druckſachen zu diefem Titel zurüd- 
ziehen und ihn zum Kaiſerlichen Gefundheit3amt, Kap. 12, 
wieber einbringen, und zwar tum wir dad beöwegen, weil 
wir diefen Gegenftand für fo wichtig halten, daß eine 
eingehende Diskuffion nötig ift. 

(Glode des Präfidenten.) 


Bizepräfident Dr. Paaſche: Der Antrag liegt bereits 
gebrudt vor, und es ift bom mir bereit verfünbigt worben, 
daf er zum Geſundheitsamt geftellt ift. 

ir kommen zur Abftimmung. 

Tit. 1, Gehalt des Staatsſekretärs uſw. ift nicht anu⸗ 
gefochten worden; ber Titel ift bewilligt. 

Wir fommen dann zu ben Refolutionen, bie Ihnen 
auf einer beſonders gebrudten Zufammenftellung vorliegen. 

Wie bereit3 gelagt, find die erften drei Refolutionen 
Nr. 204, 207 und 265 zurückgezogen und bie Nefolution auf 
Nr. 204 in etwas veränderter Form, bie anderen Reſo— 
Iuttonen unverändert beim Geſundheitsamt wieder ein- 
gebracht worden. 

Mir fommen aljo zunächſt zur Abftimmung über bie 
Refolution Albrecht und Genofien auf Nr. 210 ber Drud- 
fahen. Die Herren erfparen mir wohl die Verlefung ber 
Nefolution, da fie feit einigen Tagen — in Ihren 
Händen iſt. — Ih fonftatiere, daß mir die Verleſung 


(B) eripart wird. 


Dann bitte ich, daß diejenigen Herren fi von ihren 
Plätzen erheben, die der Nefolution Albrecht und Genoflen 
auf Nr. 210 zuftimmen wollen. 

(Geſchieht.) 
Das iſt die große Mehrheit; die Reſolution iſt an— 
genommen. 

Wir kommen zu dem Antrag auf Nr. 199 der Druck⸗ 
fadhen, dem Antrag Graf v. Hompeih, Dr. Scaebler, 
Dr. Spahn, Gröber, Prinz dv. Arenberg. Der Antrag 
zerfällt im zwei Teile; es ift mir der Wunſch unterbreitet 
worben, über biefen Antrag bie Abftimmung zu teilen, 
und zwar zunächſt abzuſtimmen über die Nr. 1 und dann 
nachher getrennt über bie Nr. 2. Wenn feitend ber 
Herren Antragfteller und aus dem Haufe fein Widerſpruch 
erfolgt, dann werde ich die Abftimmung in diefer Weiſe 
vornehmen. — Die Abitimmung wird alfo getrennt vor⸗ 
genommen über bie Nr. 1 und bie Nr. 2. 

Ich bitte, daß diejenigen Herren, welde bie Nr. 1 
des Antrag 199 annehmen wollen, fid von ihren Plägen 


erheben. 
(Gefchieht.) 
Das tft die große Mehrheit. 
(Rufe: Etnftimmig!) 

Es ift feine Einftimmigkeit; aber wenn mir erflärt wird, 
daß es Einftimmigfeit gewefen ift, fo konſtatiere ich gerne, 
daß ber Antrag einftimmig angenommen ift. — Es erfolgt 
fein Wiberfprud). 

Dann bitte id; diejenigen Herren, welche ber Nr. 2 
des Antrags die Zuftimmung geben wollen, fid von ihren 
Blägen zu erheben. 


Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit. Damit iſt der Antrag 199 in 
feinen beiden Teilen angenommen. Die Gefamtabftimmung 
wird mir wohl erlafien. 


Wir fommen zu Nr. 217, Antrag Albrecht und Ge= (C) 


nofjen. Aud da iſt mir der Wunſch nahegelegt worben, 
über bie beiden Nummern getrennt abftimmen zu lafien. — 
Es erfolgt fein Widerfprud) ; ich werbe fo verfahren. 
Ich bitte alfo diejenigen Herren, welche ber Nr. 1 
des Antrags 217 zuftimmen wollen, fih bon ihren 
Plägen zu erheben. 
Geſchieht.) 


Das iſt die große Mehrheit. 

Dann bitte ich, daß —— Herren, welche auch 
ber Nr. 2 dieſes Antrags zuftimmen wollen, ſich bon 
ihren Plägen erheben. 


(Geichteht.) 
Das Bureau ift zweifelhaft ; ich bitte um bie Gegenprobe. 
(Diefelbe erfolgt.) 
Das Bureau iſt einig, daß gegenwärtig die Mehrheit 
fieht. Die Nr. 2 des Antrags 217 ift abgelehnt. 

Nr. 224, Antrag Naden und Genofien. — Ich bitte 
um etwas Ruhe, meine Herren. — Die Verlefung wird mir 
auch wohl hier erſpart. — 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abge— 
orbnete v. Dirkſen. 


b, Dirkſen, Abgeordneter: Meine politiſchen Freunde 
ſtellen den Antrag, daß die Abſtimmung über dieſen 
Antrag in zwei Teile geteilt wird, und zwar, daß ein 
Abſchnitt gemacht wird, Hinter „beſchleunigen“ in ber 
5. Zeile. Wir können den erſten Teil annehmen, während 
wir den zweiten Teil ablehnen. 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Es ift der Antrag geftellt 
worben, die Abftimmung in der Weiſe vorzunehmen, daß 
über beide Süße bis „beſchleunigen“ und Hinter „bes 
——— getrennt abgeftimmt wird. — Da bon feiten 

er Antragfteller fein Widerſpruch erfolgt, ſteht dem nichts 
entgegen; id werbe alfo fo verfahren. 
& bitte diejenigen Herren, welde für ben erfien 
Teil des Antrags, den ich wohl lieber verlefe: 
ben Herrn Reichskanzler zu erfuchen, bie in 
Ausfiht geftelte Repifion der Bekanntmachung 
betreffend Ausnahmen bon dem Berbot ber 
Sonntagsarbeit im Gewerbebetriebe ($ 1054 ber 
6.D.) zu beichleunigen, 
find, ſich von ihren Pläben zu erheben. 
Geſchieht.) 


Dieſer Teil iſt einſtimmig angenommen. 
Dann werde ich bitten, daß diejenigen et ſich 
bon ihren Plätzen erheben, die auch den Schlußſatz; 
und tunlichſt im Sinne einer fchärferen Durch» 
führung der Sonntagsruhe und insbeſondere des 
vollen Schutes ber Weihnachts, Ofter- und 
Pfingftfeiertage auszugeitalten, — 
annehmen wollen. keht) 


Geſchieht. 

Das iſt die Mehrheit. Damit iſt der geſamte Antrag, 
darf ich wohl annehmen, auf Nr. 224 der Druckſachen 
unverändert angenommen. — MWiberfprud erfolgt nicht. 

Dann fommen wir zu Nr. 244, Antrag Ballermann, 
Freiherr geil IF Herrnöheim. 

Zur Geihäftsorbnumg hat das Wort der Herr Abge- 
orbniete Dr. Wiemer. 


Dr. Wiemer, Abgeorbneter: Herr Präfident, bie 
Refolutionen 244 und 259 betreffen beide die Sonntags: 
ruhe im kaufmänniſchen Geſchäft. Die letztere wünteht 
Vorarbeiten. Ich glaube, es e zweckmäßig ſein, wenn 
wir über die letztere zuerſt abſtimmten. Diejenigen, bie 
Vorarbeiten wünſchen, wie wir, würden für dieſe ſtimmen 
können, aber dann nicht für den Geſetzentwurf, der in 
ber Reſnlution Nr. 244 verlangt wird. 
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Pizepräfident Dr. Paaſche: Zur Geſchäftsordnung hat | genau befannten Antrag Baffermann auf Nr. 244 zu⸗ (0) 


(A) 


(B) Darlegungen bed Herrn Abgeorbneten 


bas Wort der Herr Abgeordnete Trimborn. 


Trimborn, Abgeorbneter: Ich glaube, der Herr Vor: 

redner befinbet fi in einem Irrtum. 
(Sehr richtig! in der Mitte und rechts.) 

Die Nefolution Nr. 259 beſchäftigt fih nicht allein mit 
ber Sonntagdruhe im Hanbeldgewerbe, ſondern im allge: 
meinen mit der Regelung der Sonntagsrube; ſie hebt nur 
die Regelung berfelben im Handelögewerbe befonderd her: 
vor. Deshalb geht bie Nefolution Nr. 259 entſchieden 
weiter ald die Nefolution Nr. 244. Ich bin baber ber 
Meinung, daß wir über beide getrennt abzuftimmen haben 
und * die Abſtimmung über die eine der über die 
andere nicht präjudiziert. 


Bizepräſident Dr. Paaſche: Der Herr Abgeordnete 
Dr. Wiemer wünſcht auch, daß über beide Reſolutionen 
abgeſtimmt werbe; nur möchte er zuerft abgeftimmt wifjen 
über Nr. 259 und dann erft über Nr. 244. 

Zur Geſchäftsordnung hat dad Wort der Herr 
Abgeorbnete Dr. Pachnicke. 


Dr, Pachnicke, Abgeorbneter: Ih kann die Anregung 
bes Herrn Follegen Dr. Wiemer nur unterflügen. Es 
wird in dem Antrag Nr. 259 ausbrüdlich auf bie Ver: 
bältniffe im Handelögewerbe Bezug genommen, unb wer 
Vorarbeiten nad) dieſer Richtung wünſcht, ber kann nicht 
wohl fofort den Gefegentwurf wünfden, der in Nr. 244 
verlangt wird. Entweder Vorarbeiten ober gleid ben 
Gejegentwurf. Demgemäß ift Wert darauf zu legen, daß 
zuerft über Nr. 259 abgeftimmt wird. 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Zur Gefhäftdorbnung 
bat bad Wort der Herr Nbgeorbnete Baflermann. 


Baffermann, Abgeorbneter: Ih fchließe mich ben 
Frimborn ar. 
Die beibe —— behandeln ganz verſchledene Dinge: 
ber Antrag Schack die allgemeine Regelung der Sonntags: 
rube, der von und geftellte Antrag die Regelung ber 
Arbeitözeit an Werktagen und bie Sonntagsruhe ber Ge: 
bilfen, Lehrlinge und Arbeiter in Kontoren. Der bon 
uns geftellte Antrag geht infofern weiter, als er nicht 
mtr bon ber Sonntagärube, ſondern überhaupt bon ber 
täglichen era a redet. IH halte es infolgebefien 
für vollftändig gleichgültig, tr welcher Reihenfolge ab» 
gefttimmt wird, ob zuerſt über unferen ober über 
den Antrag Schad. Wir werben für beide Anträge 
fiimmen; ber eine präjubiziert den anderen nid. 


Vizepräfident Dr. Paafche: Das Wort zur Gefhäfts- 
orbnung hat ber Herr Abgeordnete Schad. 


Schad, Abgeorbneter: Ih kann mih den Aus: 
führungen des Herrn Kollegen Baffermann nur anſchließen. 
Es find zwei verſchiedene Dinge; die Angelegenheit auf 
Nr. 244 kann in jedem Augenblid erledigt werben, weil 
da die Vorarbeiten bereit abgeſchloſſen find. 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Zur Geihäftsorbnung 
hat dad Wort ber Herr Abgeordnete Dr. Wiener. 

Dr. Wiemer, Abgeorbueter: Um iu verhindern, daß 
biefe Gefhäftsorbnung3bebatte noch weiter geht, und bevor 
darüber eine Abftimmung erforderlich wird, ziehe ih meine 
Anregung zurüd 


bravo!), 
da ohnehin Hargeftellt if, um was es ſich bei dieſen 
Anträgen für und hanbelt. 


BVizepräfident Dr. Paaſche: Ich bitte alfo, daß bie 
jenigen Herren, die dem nunmehr wohl allen Mitgliedern 


mmen wollen, fi bon ihren Plägen erheben. 
Geſchieht.) 
Ich darf wohl auch hier die einſtimmige Annahme kon— 


ſtatieren. 
(Widerſpruch.) 

— Es erfolgt Widerſpruch; der Antrag iſt alſo mit großer 
Mehrheit angenommen. 

tr kommen nun zu Nr. 259. Ich bitte, daß bie- 
jenigen Herren, bie biefer Reſolution Schad und Genoſſen 
zuftimmen wollen, fi von ihren Plägen erheben. 

(Gefchteht.) 

Das ift bie große Mehrheit; der Antrag iſt angenommen. 

Wir fommen nunmehr zu Nr. 246, der Refolution 
Baflerınann: 

bie verbünbeten Regierungen zu erfuchen, tunlichft 
bald einen Gefegentwurf vorzulegen, durch welden 
für die in der Binmenfhiffahrt beſchäftigten Per— 
u Beitimmungen über Sonntagsruhe getroffen 
werben. 

Ich bitte diejenigen Herren, die diefem Antrage zus 
ſtimmen wollen, fid) von ihren Plätzen zu erheben. 

(Befcieht.) 
Das ift die große Mehrheit; der Antrag tft angenommen. 

Wir kommen nunmehr zu dem Antrag auf Nr. 248, 
Baffermann, Freiherr Heyl zu Herrnsheim, Dr. Hieber, 
Being zu Schönaich-⸗Carolath, Dr. Jund. Die Verlefung 
des Antragd wird mir wohl erlaffen. — 

Ich bitte, daß diejenigen Herren, welde biefem An— 
trage in feiner Gefamtheit — ein Antrag auf Teilung 
liegt nit dor — zuftimmen wollen, ſich erheben. 

—— 
Das iſt die große Mehrheit; ber Antrag iſt angenommen. 

Wir fommen zu Nr. 256, Refolution Dr. Ablaß und 
Genofien, welde zwei Abſätze enthält und im erften 
Abfag ein a und einb. Es ift m 
erpronen worden, getrennt abftimmen zu laſſen, zunächſt 
alfo über Ia, dann über Ib und fchließlih über IL 
Widerſpruch dagegen erfolgt nicht; wir werden alfo fo 
abftimmen. 

Ich bitte demnach diejenigen Herren, welche — außer 
natürlich der Einleitung — ber Nr. Ia zuſtimmen wollen, 


fi zu erheben. (Geiäteht) 
€ 5 
Das ift die probe Mehrheit. 
Dann bitte ich diejenigen Herren, ſich zu erheben, die 
ber Nr. Ib zuftimmen wollen. 


GGeſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit. 
bitte num diejenigen Herren, bie ber Nr. II 
ihre Zuſtimmung geben wollen, ih von ihren Plätzen zu 


erheben. 
(Geſchieht.) 
Auch das iſt die Mehrheit. 

Dann darf ih wohl annehmen, daß mit derſelben 
Mehrheit der geſamte Antrag unter Nr. 256 der Drud: 
ſachen vom Haufe angenommen ift. — Ich konftatiere das. 

Wir kommen zu Nr. 212, Antrag Raab-Riejeberg, 
betreffend Belämpfung des unlauteren Wettbewerbs. 

Ich bitte diejenigen, welche diefem Antrage zuftimmen 
wollen, fi von ihren Plätzen zu erheben. 

(Geideht.) 
Ich bitte um bie Gegenprobe. 
(Diefelbe erfolgt.) 
Das Bureau bleibt umeinig; wir müſſen zählen. 

Ich bitte bie Herren, ben Saal zu verlaffen, und 
biejenigen, bie für den Antrag ftimmen wollen, buch die 
Ja⸗Tür, — diejenigen, die dagegen ftimmen, durch bie 
Nein⸗Tür wieder in den Saal einzutreten. 

(Die Abgeordneten verlaffen den Saal.) 


ber Wunſch and- (D) 
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(Biepräfibent Dr. Paaſche.) 
Die Türen bed Saaled mit Ausnahme der beiden 
Abftimmungstüren find zu Schließen. 
(Geſchleht. — GBlode.) 
Die Abſtimmung beginnt; ich bitte, den Eintritt zu 
bewirken. 
(Der Wiedereintritt der Mitglieder und die 
Zählung erfolgt.) 
Die Abſtimmung iſt geſchloſſen. Die Türen bes 
Saales find wieder zu öffnen. 
(Geſchieht.) 
Ich bitte, auf dem Bureau abzuſtimmen. 


Schriftführer Abgeordneter Hagemann: Ja! 
Schriftführer Abgeordneter Rimpau: Ja! 
Schriftführer Abgeordneter Engelen: Nein! 
Schriftführer Abgeordneter Rogalla v. Bieberftein: Ja! 
BVizepräfident Dr. Paeite: Ja! 

uſe 


Pauſe.) 

Das Reſultat der Abſtimmung, meine Herren, iſt: 
es haben mit Ja geſtimmt 163, mit Nein 121; ber 
vn. tft alfo angenommen. 

eine Herren, wir kommen nunmehr zu Nr. 245, 

Antrag Nemner: 
Der Reichstag wolle beſchließen: 

bie verbündeten Negierungen zu erjudhen, bem 
Neihätage tunlichft bald einen Geſetzentwurf vor: 
zulegen, betreffend bie Unfallfürforge bet Arbeiten, 
welche freiwillig zur Nettung von Perfonen und 
zur Bergung von Gegenftänden vorgenommen 
werben, unter befonderer Berüdjichtigung ber 
bei folder Tätigkeit vorfommenden Feuer-, Waffer- 
unb anderen Sefahren. 

Ich bitte, daß diejenigen Herren fi) von ihren Plätzen 
erheben, bie biefem Antrage des Herrn Abgeordneten 


(2) Neuner auf Nr. 245 der Drudjahen zuftimmen wollen. 


Geſchieht.) 
Das iſt die große Mehrheit; der Antrag iſt angenommen. 
Wir gehen über zu Nr. 263, Antrag Pauli (Pots- 
dam) und Genofien. Der Antrag liegt Ihnen ges 
drudt vor. 
Ich bitte, daß diejenigen Herren, die dem Antrag 
zuftimmen wollen, fi von ihren Plätzen erheben. 


Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit; der Antrag iſt abgelehnt. 
Wir kommen zu Nr. 257, Antrag Dr. Ablaß und 
Genoffen, betreffend das Eubmiffionsverfahren. 
Ich bitte, daß diejenigen Herren fid von ihren Plägen 
erheben, bie dem Antrage zuftimmen wollen. 
Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit; der Antrag iſt angenommen. 
Wir gehen über zu Nr. 260, Antrag Schack und 
Genoſſen: 
die verbündeten Regierungen zu erſuchen, den 
ren gr zur Bereinheitlihung ber deutſchen 
Kurzſchrift (Stenographie) ihre Mitwirkung, jeden: 
fall3 aber tumlichite Förderung zuteil werben zu 


laſſen. 
Ich bitte diejenigen Herren, ſich zu erheben, die ihm 
auftimmen wollen. 
Geſchieht.) 


Das iſt die große Mehrheit; der Antrag iſt angenommen. 

Wir kommen nunmehr zu Nr. 273, Antrag Dr. Ablaß 

und Genofien, den ich verlefen will, weil aud hier ein 
Antrag geftellt ift, ihn in der Abftimmung zu teilen: 

die verbündeten Regierungen zu erfuchen, in Aus— 

führung des Art. 4 Abfat 16 der Reichsverfaſſung 

dem Reichdtage balbigft einen Geſetzentwurf be— 

treffend bad Vereins- und Verſammlungsrecht 

vorzulegen, nach welchem alle Deutſchen ohne 


Unterſchied des Geſchlechts berechtigt ſind, friedlich 
und unbewaffnet Verſammlungen — und 
zu Zwecken, die den Strafgeſetzen nicht zuwider⸗ 
laufen, Vereine zu bilben. 

Es ift mir ber Antrag unterbreitet worden, ben legten 
Sat: „nad welchem“ ufw., befonderd zur Abftimmung zu 
bringen. — Wiberfpruc dagegen erhebt ſich nicht; wir 
ftimmen fo ab. 

Ih bitte alfo, daß biejenigen Herren, bie bem 
erften Abſatz des Antrags 618 zum Worte „vorzulegen“ 
ihre Buftimmung erteilen wollen, fi von ben Pläben 


erheben. 
(Geichteht.) 
Das ift die große Mehrheit. 
Ih bitte, daß diejenigen Herren ftehen bleiben oder 
ſich erheben, die aud dem Schlußfak des Antrags ihre 
Zuftimmung erteilen wollen. 


Geſchieht.) 
Auch das iſt die Mehrheit; der Antrag iſt in ſeiner 
Geſamtheit angenommen. 
Damit find die Reſolutionen zu dieſem Tit. 1 erlebigt. 


Ich rufe weiter auf: Tit. 2, — 3, — 4, —5, — 
6, — 7, — 7a, — 8, — 9, — 10, — 1, — 2 — 
und erkläre alle dieſe Titel des Kap. 7 für bewilligt. 


Wir gehen über zu Kap. Ta, allgemeine Fonds. Ich 
rufe uf: Tit. I — 2, — 3, — 4, a, — 4b 
5,6, — 6Ga, — 6b, — 7, — 8, — Ba, — dh, — 
8e, — 8d, — 9, — 9a — und erkläre alle dieſe Titel 
für bewilligt. 

Mir geben über zu Tit. 9b, zur Förderung ber 
deutſchen Schiffsklaſſifikation, und ich eröffne die Diskuffton 
mit der dazu geftellten Reſolution Held und Genoſſen auf 
Nr. 290 der Drudjaden. 

Ich erteile das Wort dem Herren Abgeordneten Held. 


Held, Abgeordneter: Meine Herren, ich hatte im ver- 
gangenen Jahre hier zur Sprade gebracht, daß es außer: 
ordentlich wünſchenswert wäre, bie Verhältniffe der Heinen 
Segelfhiffahrt feitens de3 Reichs zu fördern. Ich Habe 
feit der Zeit außerorbentlih viel Zufchriften aus biejen 
Kreiſen befommen und mich perfönlich davon überzeugt, 
baß bie Zage ber Eleinen Segelfchiffahrt in Deutſchland 
außerorbentli traurig if. Wenn man in die Heinen 
Hafen- und Küftenpläge fommt, fieht man bie Segelichiffe, 
welche früher lohnenden Verbienft hatten, liegen und ver: 
fommen; man ficht die Vente fi herumbrüden, ohne daß 
fie lohnende Arbeit hätten. Das iſt von außerordentlich 
großer Tragweite zunüchſt in wirtichaftlicher Beziehung; 
benn wir haben bafür zu forgen, daß gerade aud an 
biefen kleinen Küftenplägen die Bebölkerung einen lohnenden 
Erwerb bat, und zwar den, welden fie aus bem Hiftorifchen 
Berhältniffen der Vergangenheit Heraus beanjpruchen 
barf. Ich Habe im vorigen Jahre ſchon bie Neichd- 
regierung gebeten, ihr Augenmerk hierauf zu richten, und 
ich möchte heute nochmals bringendb darum bitten. 

Meine Herren, wir fehen in biefen Städten, daß 
eine gerabezu — er Flucht der jungen Bevölkerung 
ftattfindet. Früher fand die jüngere Generation dort 
Arbett. Die Segelichiffe, vor allen Dingen bie kleineren 
Schiffe, hatten bei Fahrten nad England, nad Dänemart, 
nah Schweden von den veridiebenen Küftenplägen aus 
lohnenben Erwerb, während heute alles ftagntert. Die 
—— Depreſſion in dieſen Städten ift geradezu 
unheimlich. 

Dann kommt noch ein Geſichtspunkt hinzu, und das 
iſt ein nationaler Gefihtspuntt: wir haben vor allen 
Dingen aud) dafür zu Jorgen, daß wir eine feemänntich 
auögebilbete Bevölkerung in ausreihendem Mae haben, 
um unferen Marineerfag zu beſchaffen. Wie ficht es 
jegt in biefer Beziehung aus? ES wird ja jeltens bes 


(C) 


(D) 


(A 
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(Helb.) 
Reich alles möglihe getan durch Unterſtützung der Sce: 
fifherei, ber Heringäftjcherei; außerorbentlih viel junge 
Beute werben dadurch in die Schiffahrt hineingebradt, 
und wir befommen ja daburd einen fehr guten Erjat für 
unfere Marine. Aber er reicht nicht aus, und wir müſſen 
infolgebeffen au aus biefem Grunde die kleine Segel- 
ſchiffahrt unterftügen, damit wir eine fahmännifd, ſee— 
männtjch ausgebildete Bevölkerung in ausreihendem Make 
haben; denn die Ausbildung auf den Dampffchiffen uſw. 
reicht nicht aus, nicht einmal dazu, um bie Prüfung als 
Steuermann, ald Kapitän ufw. abzulegen. Im Jahre 
18380 lieferte bie feemänifhe Bevölkerung zum Martine- 
erſatz 1418 Perſonen, bie Landbevölkerung 735. Das 
bat fi nun von Jahr zu Jahr zu Ungunſten ber fee 
männtihen Bevölkerung verfchoben. Im Jahre 1890 
haben wir aus ber jeemännifhen Bevölterung 1806 Mann 
eingeftellt, au8 der Lanbbevölferung 1536; tm Jahre 
1905 aber haben wir aus der feemännifchen Bevölkerung 
nur 3221 Mann einftellen können und mußten aus ber 
Zandbevölferung 5536 Mann nehmen. 

(Hört! hört!) 
Meine Herren, dad zeigt doch ganz elementar, daß ein 
Manko in der feemännifhen Bebölkerung beſteht. Was 
das für große, ſchwere Gefahren nad fih ziehen kann, 
das brauche ich Ihnen hier nicht auszuführen. Ich ver: 
mweife bloß auf das, was im ruffiih-japanifhen Kriege 
mit der ruffifchen Flotte paffierte, welche hauptſächlich mit 
ländliher Bevölferung bemannt außrüdte. 

Wir müſſen alfo auch aus biefem nationalen Grunde 
bafür forgen, daß bie Kleine Segelſchiffahrt leiſtungsfähig 
erhalten wird, daß fie nicht wirtſchaftlich ruiniert wird, 
unb fo vor allen Dingen einen entjpredenben und fi 
nügenden Grfa für unfere Marine ſchaffen. Meine 
Herren, in anderen Staaten madht man — dieſelben 
Erfahrungen wie bei und, tft aber bemüht, Abhilfe zu 
(8) ſchaffen. So in England, Schweden, Norwegen, Däne— 
markt und Frankreich. 


Präfident: Meine Herren, ich bitte um etwas Ruhe. 


Held, Abgeorbneter: In Frankreich werden ganz 
erhebliche Beifteuern gezahlt. Dort wirb nad ber Zahl 
ber Tonnentegifter und ber Anotenzahl, welde bie Schiffe 
urüdlegen, eine Entſchädigung gewährt, und zwar in fehr 
ee etrage. Dad madt z. DB. in Frankreich für e 
Schiff von 2000 Regiftertons, welches eine Reife bon 
12 000 Knoten macht, eine Zulage don 40 000 Franken. 
Wir find zwar nicht in ber Lage, in biefer Weiſe einzu- 
greifen; aber immerhin könnten wir in irgend einer Weiſe 
diefen Beruf unterftügen. Soweit id —9 orientiert 
habe, würde die Segelſchiffahrt in der Lage ſein, weiter 
zu exiſtieren, wenn man ihr einen Zuſchuß zu ben auszu- 
bilbenden Schiffsjungen Hr würde, und id) glaube, das 

e 


— 


iſt ein Weg, ber dazu führen würde, daß wenigſtens eine 
Griftenzmöglichtett geihaffen würde, und wir mehr 
Leute für die Marine befümen. Ich möchte bie Staatd- 
regierung bitten, doch ihr Augenmerk hierauf zu richten 
und Erhebungen eintreten zu laſſen, welche darüber Slar- 
beit ichaffen, wie geholfen werben faun. 
Meine politifhen Freunde und ih Haben nun bie 
vorliegende Reſolution eingebracht, welche 
bie verbündeten Regierungen erjudt, Maßregeln 
zu ergreifen, woburd der fi immer mehr boll- 
giehenbe Niedergang der Heinen Segelſchiffahrt 
m Intereſſe der deutſchen Küſtenorte und der für 
ben Marineerfag dringend notwendigen fee 
männifhen Bevölkerung befeitigt wird. 
Meine Herren, dad kann geſchehen, wenn richtig ein- 
egriffen wird. Es find gar nicht —— große 
— erforderlich, aber Unterſtützung und Hilfe ift nötig, 
und ich bitte deshalb im wirtſchaftlichen wie auch im 


nationalen Intereſſe dringend, daß die Negierung ihr (C) 


Augenmerk hierauf richtet, damit diefer wirtſchaftliche und 
nationale Schaden befeitigt wird. 
(Bravo! bei ben Nationalliberalen.) 


Präfident: Der Herr Stellvertreter bed Reichskanzlers, 
Staatsjefretär des Innern, Staatömintfter Dr. Graf 
v. Poſadowsky-Wehner Hat das Wort. 


Dr. Graf v. Pofadowsly- Wehner, Staatäminifter, 
Staatöfekretär des Innern, Benollmädtigter zum Bundes— 
rat: Meine Herren, ich erkenne die wirtichaftlide, ſee— 
männifche und nationale Bedeutung der bon dem Herrn 
BVorrebner angeregten Frage vollfommen an. Ich bemerfe 
indes, daß das Neid, bisher ſchon ziemlich Erhebliches 
für die Küſtenſchiffahrt geleiftet hat. Wir ſetzen, wie ich 
vor Tırrzem ſchon diefem hohen Haufe mitzuteilen bie 
Ehre hatte, bei der Schleppfchiffahrt im Kanal jährlich 
317 000 Mark zu; wir haben ferner für die Seefiſcherei, 
die doch auch der Heinen Fahrt zu gute kommt, im Jahre 
1905 440 000 Mark aufgewendet. Das find zuſammen 
faft °/, Millionen, bie wir jetzt ichon ausgeben, um bie 
Heine Küſtenſchiffahrt zu unterſtützen. er Nautifche 
Berein, der dieſe wichtige Trage kürzlich ebenfalls be- 

anbelte, hat fich gegen direkle Subventionen ausgeſprochen. 
ch will aber von neuem, aud in Verbindung mit dem 
Nautiſchen Verein, prüfen, welche Mittel und Wege anzu- 
wenden wären, um bie Kleine Küftenfchiffahrt, die die 
hauptſächliche Grundlage des Erfages für unfere Marine 
bildet, auch in Zukunft Iebensfähig zu erhalten gegenüber 
ber wachſenden ar,’ ber — Leichter. 
ravo! 


Präſident: Der Herr Abgeordnete v. Treuenfels hat 
das Wort. 


v. Treuenfels, Abgeordneter: Meine Herren, auch 


meine politiſchen Freunde erkennen die großen belſtände (D) 


an, die mit dem Niedergang der Segelfhiffahrt verbunden 
find, inöbefondere die bedrängte Bage, in welche die ärmere 
Küſtenbebölkerung gebradt wird, weil es derjelben durch 
ben Niedergang ber Segelichiffahrt von Jahr zu Jahr 
ſchwerer wird, ihre Söhne auf Segelſchiffen unterzubringen, 
damit fie bort bie Worbereitungdzeit, welche für das 
Schiffer- und Steuermannderamen verlangt wird, ab- 
folvteren. Befonderd die Oftfeelüfte wird fehr hart 
betroffen. So 3. B. waren früher auf ber Strede ber 
DOftfeeküfte von Ribnitz bis Zingſt, hauptfählih in bem 
fogenannten medlenburgifhen Fiſchlande, ungefähr 
220 Kapitäne anfällig; jetzt find es vielleicht 30. Die 
Schiffbauftellen find verſchwunden, bie zahlreihen Hand⸗ 
werlern, Segelmadern, Zimmerleuten ufw. Nahrung 
gaben. Nun iſt es in Deutihland laut Bunbesratö- 
verorduung erforberlid, baß jeder, der dad Eramen als 
Schiffer oder Steuermann für Dampfer für große Fahrt 
mahen will, 24 Monate ald Mollmatrofe, 10 bis 
12 Monate ald Leichtmatroſe und 12 Monate ala Schiffs: 
junge auf einem Segelichiffe dient. Wie ich ſchon ſagte, 
ift es ber ärmeren Bevölkerung ſehr ſchwer, bie Koſten 
zu erſchwingen, ihre Söhne als Schiffsjungen unter: 
aubringen, denn es ift in ber Regel fhon an die Heuer: 
bafe eine Summe von 500 Mark pro Kopf und mehr zu 
ablen. In England hat man bieje Forderung bereits 
bei 1881 fallen laſſen; dort genügt es, die Aus— 
bilbungszeit auf Dampfihiffen zu abjolvieren. Auf 
Dampfihiffen wird den GScdiffsjungen in ber Regel 
fogar nod eine gewiffe Löhnung, bis zu 25 Marf 
monatlih, gegeben. Dad war früher auch ri ben 
Segelfhiffen der Fall, wohingegen bort jebt ein ziemlich 
hohes Kofigeld von dem Schiffsiungen verlangt wird. 
eute werden bie wenigen Schiffäjungenftellen auf ben 

gelichiffen vielfah von Leuten aus bem Inlande_ in 
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(v. Treuenfels.) 


(A) Anſpruch genommen, bie ihre Söhne nicht gut auf ber 


Schule und jonftwie vorwärts bringen fünnen. Das find 
zum gen Teil wohlhabende Leute, die dieſe Koſten mit 
Leichtigkeit aufbringen können. Hierdurch entoölfert ſich 
bie Hüfte immer mehr und mehr. Die ärmeren lüften: 
bewohner find gezwungen, ihre Söhne andere Berufe 
ergreifen zu lafjen, und daburd werden fie der Seefahrt 
entzogen. Wenn man nun einwenben wollte, es jeien ja 
die Schulichiffe da, fo ſchaffen die Schulichiffe uns fehr 
wenig Abhilfe. Einmal find zu wenig Pläße vorhanden, 
und außerbem ift bie Sache mit erheblichen Koſten ver: 
bunden. Wenn ich recht informiert bin, ſo foften biefe 
Stellen pro Jahr ungefähr 700 Mark. Ferner find bie 
Stellen nicht leicht zu befommen; es gehören befonbere 
Verbindungen dazu. Wenn nun bie SKüftenbevölferung 
immer mehr dem Berufe entfrembet wird, den ihre Väter 
betrieben haben, jo geht bamit, wie Herr Abgeorbneter 
Held ſehr richtig bemerkte, ſehr wertvolle Erjfagmaterial 
für umfere Kriegsmarine verloren. Die Leute werben zum 
Teil ihre Heinen Landftellen bewirtihaften, bie an ber 
Küfte teilweife aus fehr ſchlechtem Boden beftehen; bort 
fönnen fie nur eine kümmerliche Griftenz friften. Die 
Hochjeefiicherei und bie Küſtenſchiffahrt bietet auch nicht 
genügend Verdienſt, um den Nüdgang der Bevölkerung 
aufhalten zu können. Ich möchte deshalb au bie ber: 
bündeten Regierungen bie dringende Bitte richten, doch 
Mittel und Wege in Erwägung zu ziehen, um biefem 
übelftande abzuhelfen; denn wie mir ein befreundeter 
Kapitän fhreibt, hält er die Füftenbevölferung, die fozu- 
fagen mit ber Steuerpinne in ber Hand geboren 
tft, für weit brauchbarer für die Marine als bie 
Leute, die aus dem Inland herbeigezogen werben, weil 
die Stüftenbevölferung von Jugend an gegen Wind und 
Metter abgehärtet ift und eine große Paſſion für ben 
Beruf im Blute bat. Auch hier handelt es fi um ein 
(8) Stüd Sozialpolitik für den Mittelſtand. 

Ich möchte auch noch darauf hinweiſen, daß aud Nor: 
wegen und and unfere Ktriegsmarine die Vorbildung auf 
Segelihiffen nicht verlangen, fondern nur unfere Hanbeld- 
flotte. Wenn ein Volt, welches ein jo eminentes Intereſſe 
an ber feemänntihen Ausbildung hat wie England, die 
Beſtimmung der Vorbildungszeit auf Segelfchiffen ſeit 1881 
bat fallen laffen und fi daraus feine Übelftände für bie 
ſeemänniſche Tüchtigleit ergeben haben, fo dürfte doch wohl 
zu erwägen fein, ob berartige Beftimmungen bei uns 
nicht aud am Platze find. Es handelt ſich bier wirklich 
um ein Lebendintereffe der Schiffahrt treibenden Küſten— 
bevölferung, und th möchte deshalb nochmals dringend 
bitten, daß bie verbündeten Regierungen Mahregeln in 
Erwägung ziehen, unferer braven Süftenbebölferung au 
ermöglichen, bei dem Beruf zu bleiben, den fie von ihren 
Vätern übernommen hat, umd dem fie bom ganzem 
Herzen anhängt, um unfere Hüften vor Emtvölferung 
und wirtfhaftlihem Niedergang zu ſchützen. 

(Bravo! rechts.) 


Präfident: Dad Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Hahn. 


Dr. Hahn, Abgeordneter: Meine Herren, ich möchte 
mit einigen Worten meine Zuftimmung außipreden zu 
der Nefolution der Abgeordneten Held und Genojfen. 
Die Herren bitten um Maßnahmen zur Bejeitigung bes 
weiteren Niedergang ber Heinen Segelſchiffahrt und 
geben dafür zwei Gründe an, einmal das Intereſſe der 
deutſchen Stüftenorte und dann das Intereſſe ber fee 
männifhen Ausbildung ber Benölferung, vergefien aber 
Dinzuzufügen — ich bin überzeugt, die Herren werben es 
in Gebanfen nachholen — aud das Sinterefie ber ganzen 
Schiffahrt treibenden Bevölkerung, der Schiffer jelbft und 
aller derjenigen, bie mit ber Schiffahrt eng zufammen- 
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ange; bad aber bürfte mehr ober weniger bie ganze (C) 
evölferung ber Gegenden fein, im der bie iffer zu 
Haufe find. Die glüdlihen Zeiten Tiegen weit Hinter 
und, in denen bie fleine Schiffahrt dem Verkehrs— 
bebürfnid genügte, in denen fie auch in engerer Be: 
ziehung zu der Landwirtihaft an ber Küſte ſtand, bie 
Zeiten, in denen 3. B. ber Bauernfohn aus den ſchleswig⸗ 
holſteiniſchen Marſchen nur dann in vollen Ehren auf 
dem väterlihen Hof figen fonnte, wenn er einmal eine 
Grönlandsfahrt mitgemadt hatte, bie Zeiten, in denen bie 
Bauern Anteile an ben Schiffen Hatten. Die Bauern in 
ben ſchleswig-holſteiniſchen, hannoverſchen und volden- 
burgiſchen Marſchen der Norbfeeküfte, teilweife auch die 
Per Beſitzer an der Oftfee, waren mehr ober minder 
an ber Schiffahrt beteiligt. 

Nun will ich nicht verfennen, daß eine naturgemäße 
Entwidlung dahin geführt hat, dab bie kleine Schiffahrt 
durch die große überholt worben ift, und es würde Tor: 
heit fein, von der Regierung zu verlangen, baß fie dieſe 
Entwidlung rebreffiert; e8 kann höchſtens unfere Aufgabe 
fein, auf Grund der Erfahrungen, die wir felber machen 
und im beteiligten Publitum ſammeln, den verbündeten 
Regierungen einige Fingerzeige zu geben, in welder 
Weiſe nad ber Meinung der Bevölkerung geholfen werben 
fönnte. Da ſpreche ich nun mit Befriedigung aus, baf bie 
Erbauung des Nordoſtſeekanals den Heinen Schiffern 
im ganzen Nord: und Oftleegebiet neue Frachten ermöglicht 
hat: es hat fi ein bedeutender Austaufh bon Gütern 
entwidelt, an den man früher nicht denen Zonnte; 
ih erwähne da den Verkehr in Granit und 
andererſeits in Ziegelfteinen, in Holz ufw. zwiſchen 
dem Norbfee- und dem OÖftfeegebiet, einen Verkehr der 
nur möglich wurbe durch die Erbauung des Nord-Oſtſee— 
fanald. Jede Mafregel aber, die den Verkehr auf dem 
Kanal zu erleichtern beftimmt if, fommt der gefamten 


deutſchen Küftenfchiffahrt, das ift der Heinen Segelidiff- (D) 


fahrt zu gute. Ich meine, infofern wird bad Reichsamt 
ded Innern als vorgejegte Behörde des Kanalamid «3 
wohl verantworten können, und wir im Haufe beögleichen, 
baß die drei DWiertelmillionen Mark zu Gunften ber 
Heinen Schiffahrt, die ber Herr Staatdfefrelär Graf 
v. Poſadowskh foeben herausrechnet, auch weiterhin beim 
Nord:Oftfeefanal zugeſetzt werben. Ich will auch dieſe 
Gelegenheit nicht ungenügt vorübergehen laſſen, ohne noch 
einmal zu betonen, daß es nur der wirtſchaftlichen Ge— 
rechtigfeit entfprechen würde, wenn man dad Privilegium 
ber billigeren Benutzung ber Schleppeinrichtungen aus» 
behnen und bie Schiffe von 50 bis 65 Tons einbezichen 
würde. Ich nehme die Gelegenheit wahr, dem MWohl« 
wollen de3 Herrn Staatöfekretärd biefen Wunſch ber 
Heinen Küſtenſchiffer noch einmal zu unterbreiten. 

Weiter möchte ich heute darauf hinweiſen, daß 
die Konkurrenz der Holländer eine Haupturſache 
die mißlihe Lage weiter Kreiſe der Küſtenſchiffer ift. 
Die Holländer haben auf verſchiedenen Gebieten 
eine ganz andere Gefehgebung ald wir in Deut: 
land in der Reichsgeſetzgebung und in der einzelftaatlichen 
Gefehgebung. Unſere Verfiherungsgefege mit dem Laften, 
die dem einzelnen Arbeitgeber aufgelegt werben, find in 
Holland unbelannt. Gin „Sleben* für den Schifferknecht 
an Borb gibt e in Holland nit; ein Schulzwang, wie 
in Preußen, ift dort unbelannt. Der holländifhe Schiffer 
fann feine Familie mit an Bord nehmen und ben ganzen 
Sommer über, wenn er fi nad) Frachten an ber deutſchen 
Küfte umfieht, an Bord behalten. Nun liegt e8 mir fehr 
fern, an ber deutſchen fozialpolitifhen Geſetzgebung hier 
Kritik zu üben; ich meine aber: wenn biefe Geſetzgebung 
einem Zeil ber beutfchen Arbeitgeber Laften auferlegt, die 
bie —— im Auslande nicht kennt, ſollten bie ber- 
bündeten Negierungen nad Mitteln und Wegen ſuchen, 
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(Dr. Hahn.) 
(A) um biefe linterfchiede im ber Konkurrenzlage einigermaßen 
auszugleichen. 
(Seh? richtig! rechts.) 

Ich habe mit Freuden bavon Ktenntnis erhalten, daß bei 
Vergebung von Frachten, bie von Staat und Reid) erfolgte, 
bei Bauten ber Marine, bei Mferbefeftigungen uſw. bie 
deutſchen Küſtenſchiffer vor ben Holländern möglichft 
bevorzugt worden find. Ich möchte die Bitte ausſprechen, 
bei dieſer Praxis beharren zu wollen und jede Fradt, 
bie ein Deutſcher verdienen kann, ben Deutichen zu belafien. 
Ih bin ein großer Freund ber Holländer, ftamme aus 
einer Gegend Deutihlands, bie von Holländern folonifiert 
wurde, meine aber, baß ber Wunſch nicht unberedhtigt ift, 
daß unſere beutfchen SKHüftenfahrer den Holländern in 
Deutſchland vorangehen. 

Leider werde ich wohl feinen Erfolg haben, wenn 
ih bon neuem eine Forderung hier vorbringe, bie in 


den Streifen der SKüftenfchiffer erhoben wird, daß 
das Neid die freie Küſtenſchiffahrt Holland und 
Dänemark gegenüber nicht aufrecht erhalten möge. 


Die Schiffer unferer Nachbarſtaaten haben allein den 
Vorteil davon, die beutihen Schiffer ben Nach— 
teil. Ich erkenne an, es ift ein weitgehendes Betitum, 
wenn wir bie Forderung erheben, daß man bie freie 
Küſtenſchiffahrt der Ausländer in unfern Gewäſſern be- 
feitigen möge. Aber ich betone auch, daß bei der jegigen 
freien Küſtenſchiffahrt angeſichts der fozialpolitifchen Be— 
laftung ber Deutſchen die deutſchen Schiffer gegenüber 
dem Auslande ftarf benadteiligt find. 

Meiter, meine Herren, würde ih mich freuen, wenn 
ber Betrieb ber Leichter und Schuten, die mit den Segel- 
Ichiffen in Konkurrenz ftehen, möglichſt ſcharf überwacht 
würde. Es ift vorgefommen, daß Srgeikeine in offenen 
Schuten verfradtet worden find vom Elbgebiet bis nad 
Esbjerg in Jütland. Das hättte nicht gelitten werden 


(8) dürfen und ift, wie ich nachher erfahren habe, durch Ein- 


greifen ber Behörden fpäter verhindert worden. Man 
jollte, wo Schuten und Leichter mit Segelſchiffen in 
Konkurrenz ftehen, beſonders fcharf aufpafien, daß das 
Leben der Mannſchaft nicht gefährdet wird. 

Aber auch die Einzelftaaten fönnten mehr für bie 
Schiffahrt tun, vor allem der größte Einzelftaat, Preußen. 
Ich weiß fehr wohl, daß ich nicht im der Lage bin, mid 
an diejer Stelle mit meinen Wünfchen an die preußifche 
Regierung biveft zu wenden. Aber cine Stleinigfeit glaube 
id erwähnen zu jollen in der Annahme, daß die Neich- 
regierung bvielleiht die Sache bei Preußen vertreten wird. 
Sp, meine Herren, trete ich ein für Iinterftügung ber Ver: 
fiherungsverbände der Stüftenfchiffer durch Preußen, wenn 
angängig, duch das Neid, und würde eine ſolche mit 
Freuden begrüßen. Ih hörte vorhin den Zwiſchenruf 
eines bochgeftellten Herrn, aus dem hervorzugehen jchien, 
baß der Herr der Meinung war, dad Subvbentionsweſen 
würde hier nicht am Plage fein. Daß man Subventionen 
bireft vom Reiche gibt, um die Keine Küftenfchiffahrt zu 
fördern, das | nicht richtig fein. Aber man kann in 
Form bon Unterftügung ber bon ben Schiffern ſelbſt ing 
Leben gerufenen Berfiherungsgeielichaften eine dankens— 
werte Hilfe gewähren, namentlih in Jahren, wo bie 
Heine Schiffahrt durch Unbilden ber Witterung große 
Verluſte erlitten hat, wie im verfloffenen Winter. Ih 
hoffe hiermit feine Fehltritte zu tun. 

Aber, meine Herren, es wäre auch noch weiter 
möglih, der fleinen Segelſchiffahrt aufzuhelfen badurd, 
daß man für entſprechende Unterkunft für ihre Schiffe 
forgt. So fehlt e3 an einem Interfunftähafen für ſolche 
Schiffe zwilden Hamburg und ber Elbemündbung, und 
dafür würde bie Inſel Srautfand der geeignetfte Punkt 
fein, um einen Winterhafen für Küſtenſchiffe zu ſchaffen. 
Wenn dies auch eine preußiiche Angelegenheit ift, die ich 


im Abgeordnretenhaufe, dem ich angehöre, borzutragen (C) 


babe, jo unterlaffe ih doch nit, auch bier darauf auf: 
merffam zu maden, bamit die Wünſche der KHüftenichiffer 
bei der preußifchen Regierung um fo cher Gehör finden. 

Meine Herren, ih muß gegenüber dem allgemeinen 
Rüdgange ber Heinen Segelihtffahrt doch eins konſtatieren: 
bie allerfleinfte Schiffahrt ift in vieler Hinſicht — id 
fan das eventuell durch Zahlen beweifen — nicht —— 
gegangen: 63 gibt eine Menge Wafferläufe, in bie nur 

eine Schiffe bis 50 Tonnen hineinfahren können. Da 
wird eine Konkurrenz größerer Schiffe nit zu befürchten 
fein. Solange an diefen MWafjerläufen eine größere 
Produktion, landwirtſchaftlicher oder gewerblicher Art, 
befteht, die Trachten zu vergeben — ſolange wird 
Arbeitsgelegenheit für die Kleinſchiffahrt vorhanden ſein. 
So hat ſich der Verkehr in Obft, in Futtermitteln, Korn 
in Biegelfteinen ufw. an der ganzen linterelbe von Jahr 
au Jahr gehoben, und bie kleinen Schiffer, meine Herren, 
find fehr erfreut darüber, dab die landwirtſchaftliche und 
gewerbliche Produktion dort blüht und gebeiht baß eine 
Menge Waren ein- und audgeführt werben, und daß fie 
babei Berbienft haben. 

Schließlich hängt das Wohlergehen ber Kleiuſchiffahrt 
zufammen mit bem Wohlergehen der ganzen Produktion, 
der ganzen Ortihaften, aud, meine Seren, mit ber 
Leiftungsfähigkeit der Häfen, Die bie Kleine Schiffahrt 
anläuft. Auh da fanır ich wicht unterlaffen, vor dem 
Reichstag bie eg zu werte hi um barauf hinzu⸗ 
weifen, daß die Koniglich preußifhe Staatäregierung bie 
Intereſſen der preußiſchen Meineren Häfen gegenüber ben 
größeren hanjeatiihen Häfen meiner Meinung nad) feit 
längerer Zeit nicht in genügendem Maße vertritt. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Sie vertritt nit genügend die Intereſſen von Harburg 
gegenüber Hamburg, nicht genügend bie Intereſſen von 
Geeftemünde gegenüber Bremen. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Meine Herren, ih bin Preuße und bin ftolz darauf, 
Preuße zu jein; aber ich fage Ihnen: das Gefühl, ein 
Preuße zu fein, kann mid der Pflicht nicht entheben, bie 
preußiſche Staatäregierung, wo ed fein muß, auch vor 
dem Reiche, natürlich in maßvoller Weife, anzugreifen 
und darauf hinzuweiſen, daß die preußiſche — ihre 
Pflichten gegenüber den preußiſchen ib nicht erfüllt, 
vielmehr ben Hanjeaten Vorteile der verichtebenften Art ein- 
räumt. Es würde zu weit führen, wenn ich darlegen 
wollte, wie in ber Höhlbrandfrage die preußiſche Regierung 
die Intereffen von Harburg nur mangelhaft gegenüber 
Hamburg vertreten hat, wie fie die Intereffen von Geeſte— 
münde nur mangelhaft gegenüber Bremen wahrgenommen 
hat, wie Hamburg und Bremen Privilegien auf weltere 
Vertiefung des Flußlaufes eingeräumt find, ohne daß bie 
preußiſche Regierung die Gelegenheit benugte, um gleich⸗ 
wertige Bertehräbosteile für den Handel und Verkehr der 
preußifhen Häfen und namentlich für die Heine Schiffahrt 
herauszufchlagen. Die Kleinere Schiffahrt hat davon 
Nachteil wenn Preußen bie Intereffen feiner fleineren 
Häfen gegenüber ben Hanfefläbten nit genügend wahr: 
nimmt. ir gebe der Hoffnung Ausdruck, daß bad mit 
ber Zeit anders werben wird, baß namentlich bei den zur: 
zeit ſchwebenden Verhandlungen zwiihen Hamburg und 
Preußen die preußifhe Regierung mit allem Nahdrud bie 
preußifchen Intereſſen vertreten, vor allen Dingen, aber 
darauf dringen möge, daß der Köhlbrand, bie große 
Waſſerſtraße nah Harburg, dieſelbe Tiefe erhält, die ber 
nörblihe Lauf ber Elbe hat. Ahnliches kann ich bezüg- 
lich Geeftemündes gegenüber Bremen fagen. Damit hängt 
au das Wohl und Wehe der Heinen Schiffahrt zufammen. 

Ich will mih auf diefe wenigen Worte beſchränken 
und der Hoffnung Ausdrud geben, daß die Refolution Helb 


— 


Reichstag. — 30. Sigung. Diendtag ben 16. April 1907, 





(Dr. Hahn.) 


(A) tatträftige Vertretung bei den Herren Bertretern ber ver- 


bünbeten Regierungen finden möge. 


Präfident: Dad Wort hat der Herr Bevollmächtigte 
zum Bundesrat, Direltor im Neihdamt des Innern 
vd. Jonquieres. 


v. Jonquieres, Direktor im Reihsamt bed Innern, 
ftellpertretender Bevollmäditigter zum Bundesrat: Meine 
Herren, die legten Ausführungen des Herrn Abgeorbneten 
Dr. Hahn wären wohl, nad meiner unmaßgeblichen 
Meinung, richtiger im preußiſchen Landtage angebradt; 
denn bie Reichsverwaltung wirb fi wenigſtens auf 
feinen Appell kaum dazu verftehen können, auf Breußen 
einzumirten, daß es bie preußtichen Intereffen gegenüber 
den hanſeatiſchen Intereſſen beffer wahrnehme. In biefer 
gs muß bie Neichäregierung einfach die Hände in den 

oß legen. Aus den Ausführungen bed Herrn Abge- 
orbneten werden Ste aber erfehen haben, baß e3 ſich bei 
ber Angelegenheit, die zu ber Nefolution Beranlaffung 

egeben hat, um eine außerordentlich ſchwierige und 
omplizterte Frage handelt. Nachdem im vorigen Jahre 
bie Anregung gegeben war, hat bie Neichäregierung es für 
richtig gehalten, zunähft nicht felber die Initiative 
zu ergreifen, weil auch die Intereffenten die Frage mit 
nroßer Lebhaftigkeit aufgegriffen haben und im Nautifchen 
Verein ſehr eingehend im Mlenum und in einer 
Kommtffion barüber verhandelt haben. Ich möchte nur 
fonftatieren, daß bei ben verſchiedenſten einzelnen Bor- 
fchlägen, die dort von ber Kommiſſion gemacht find, man in 
einer ganzen Reihe zu einem non liquet gelangt ift. 
Jedenfalls glaube ich betonen zu müffen, baß der Gedanke 
einer direkten NReihöfubvention aus grundfägligen Er— 
mwägungen von den nautifchen Streifen abgelehnt iſt. Das, 
was in Öfterreih, Frankreich, Stalien, Japan und anderen 
Staaten Rechtens iſt, bie Interftügung der Seefdiffahrt 


(8) buch Fahrtprämien, Bauprämien ufw.,, wollen unfere 


nautiſchen Kreiſe nicht, und beneficia non obtruduntur. 
Das ſchließt ja nicht aus, daß fpäter die Frage für Die 
fleine Segelihiffahrt eine andere Beurteilung erfährt, 
ebenfo wie das bei der Seefiſcherei der Fall geweſen ift, 
für bie man einen lUnterftügungsfonds in den Etat ein- 
geftellt Hat. 

Died vorausgeſchickt, möchte ich mid) zur Beantwortung 
ber pofitiven Frage wenden, bie Herr v. Treuenfeld geftellt 
bat. Herr v. Treuenfels betrachlet es bei den geltenben 
Vorſchriften al3 unmöglid, daß unſere ſeemänniſche Bes 
bölferung in ber Lage fein wird, dem Berufe ihrer Väter 
nachzugehen, da bie Vorichrift nicht erfüllt werben könne, 
bag 12 Monate als Bollmatrofe auf Segelidiffen zus 
gebracht werben. Das ift eine Frage, die auch die Reichs— 
regterung ſeit Jahren beichäftigt ur Es iſt nicht zu 
verfennen, daß durch dieſe Vorſchrift den Seeleuten ins: 
befonbere an der Oflfee bie Erfüllung der Bedingungen, um 
Steuermann oder Sapitän zu werben, fehr erſchwert if. 
Mir können aber dieſe Vorſchrift nicht aufgeben, wenn 
wir nicht auch die Qualität unferer Schiffsführer preis- 
geben wollen, die eben darin Liegt, daß fie eine Ausbildung 
auf Segelihiffen erhalten. Bisher find unfere nautifchen 
Kreiſe — ich ſage ausdrüdlih bisher — nod beinahe 
einmütig der Meinung, daß es feine wirflihe Seemann: 
ſchaft gibt bei Leuten, bie Iebiglih auf dem Dampfer 


audgebilbet find. 
— (Sehr richtig!) 


Sie wollen ben Vorzug ber Segelihiffdausbilbung nicht 
preiögeben, folange die Vorfchrift irgend wie erfüllt 
werben fan, und auch angefiht3 ber Erkenntnis, daß 
die Bebingung ſehr ſchwer zu erfüllen ift, haben alle, bie 
berufen waren, hier mitzurebden, beinahe einmütig dahin 
botiert, man möge es babei laffen, daß ber deutſche 
Kapitän und Steuermann genötigt werde, eine Anzahl 
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von Monaten auf Segelihiffen au fahren. Und fo ift e8 (©) 


auch nod bei ber Satferlihen Marine. Wir haben ba 
zwar feine richtigen Segeliiffe mehr, haben aber bie 
Schulſchiffe; diefe find als Fregatten getafelt und erſetzen 
einigermaßen das, was wir für bie Hanbelsihiffahrt in 
ben Segelihiffen haben. Ich kann mich dahin zufammen- 
faffen: wir erkennen die Schwierigkeiten im biefer Frage 
an, wir können aber, folange ed fih irgendwie durch⸗ 
fegen läßt, umfere Leute auf Segelihiffen auszubilden, 
nit bie Hand dazu bieten, daß unfer feemännifcher 
Stand, inöbefondere bie Qualifitatton unferer Schiffsführer 
verſchlechtert werden. Wenn bie bloße Dampferand- 
bildung in England und Norwegen eingeführt ift, müſſen 
bie Engländer und Norweger wiffen, wie fie bamit fahren. 
Wir haben vorläufig noch feine Veranlaſſung und feine 
Luft, dieſem Beifpiel nachzuahmen. 
(Bravo!) 


Pröfdent: Das Wort hat ber Herr Abgeorbnete 
Dr. Semler. 


Dr. Semler, Adgeorbneter: Ich kann bem Herrn 
Kommiffar nur dankbar fein für biefe Erklärung; in jebem 
Punkte kann ih mich ber Auffaffung anſchlleßen. Ich 
möchte indbefondere aber and noch fonftatieren, daß bie 
Stellungnahme der nautifhen Bereine, die dahin geht, 
wo es irgend möglich tft, feine Subvention zu verlangen, 
nur die allgemeine Billigung finden kann, nämlich foweit 
die Hauptintereffen bed mantiichen Vereins in Frage 
fommen, die Großſchiffahrt. Durch künſtliche Subbention 
wirb mur zu leicht eime künſtliche Schiffahrt großgezogen, 
bie innerlich nicht in der Lage ift, zu beftehen. Aber im 
Gegenfat a bem, was da ba3 eigentliche treibende Moment 
ift, liegt die Sache ganz und gar anders bezüglich jener 
Kleinſegelſchiffahrt, von ber Herr Helb geſprochen Hat, und auf 
bie ſich die Refolution bezieht. Ich kann aus eigenem Wiffen 
nur beftätigen, baß biefe Schiffahrt fih in einer außer: 
ordentlich ſchwierigen Lage befindet, und auch id kann 
nur dringend bitten, daß ber Herr Direktor Yonqutöres 
ſich doch recht eingehend um biefe Dinge kümmert. Wenn 
eine Equete veranſtaltet wirb, würde ich bitten, ba man 
bie oftfriefifhe Segelſchiffahrt aus den Fehnkanälen dazu 
beranzieht und den Verſuch macht, Kenntnis zu befommen 
bon dem Notftande derfelben. Es ift ganz riditig, was 
Herr Dr. Hahn gejagt bat, daß die Lebensbedingungen 
ber hollänbifhen Schiffahrt, bie Hier in Konkurrenz fteht, 
ganz andere find, und daß auch bie Verproviantierung ber 
Holländer — das muß ich Herrn Dr. Hahn fagen —, was 
Fleiſch und Brot betrifft, eime fehr viel billigere ift. 

(Zuruf rechts.) 
Ih kann es mir erfparen, ich habe felbft für ben Zoll: 
tarif geftimmt, ich will das nicht zu fehr in ben Worber- 
rund ftellen; aber wahr ift es und bleibt e8, bie Preiſe 
ür —— find in Holland fo viel billiger, daß 
bie holländiſche Schiffahrt weſentlich auf biefen Gefichts- 
pımkt bin bie Konkurrenz gegen die beutfhe Schiffahrt 
durchführen kann. 
MWiberfpru 


(Widerfprud;.) 
— a, das ift Tatſache. — Aber ich glaube, bie Refolution ift 
um fo mehr innerlich berechtigt, als wir alle Veranlaffung 
haben, die inländiſche Schiffahrt zu fräftigen und ihre 
Kraft gegenüber ber bollänbiichen Konkurrenz zu ftärken. 
Ih bin aber ber Anfiht, daß aud bier feine Maß— 
nahme getroffen werben follte, welche bem einen gibt und 
ben anderen nimmt; es muß baber barauf Hinausfommen, 
baß ber Gebende das Neih fein muß. Man barf nicht 
Beitimmungen treffen, bie bie einen beutfchen Imtereffenten 
gegen bie anberen ausfpielen. 


Präfident: Der Herr Abgeordnete Schwark (Lübed) 
bat das Wort. 
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Schwartz (Lübeck), Abgeordneter: Meine Herren, es 
ſteht mit der kleinen Schiffahrt genau ſo wie mit dem 





(A) Wir müflen und beöhalb auf umferen Segelidiffen heute (C) 


(8) die Reeder ihr Verhalten gegenüber den Sch 


Heinen Handwerk: fie iſt nicht mehr zu retten, fie geht 
ihrem Untergang entgegen. 
(Unruhe.) 


Präfident: Ich bitte um etwas Ruhe! 


Schwark (Lübech), Abgeordneter: Das ai eben 
an ber ganzen Entwicklung in ber Seeſchiffahrt felbft. 
Nun bin ih aber ber Meinung, daß eine GSubpention 
ber Zleinen Schiffahrt durchaus nicht am Plage ift, und 
es ift bier ja auch ſchon gefagt worden, bak bad in 
Neederkreifen gar nicht gewünfcht wird. Es hat einmal 
eine Zeit gegeben, wo aud in unferen deutſchen Reeber- 
freifen das Verlangen nad Subventionen vorhanden war; 
aber dieſes Verlangen ift —* bald —— worben, 
ala fi in England bie Schädigung der Subventionierung 
der Schiffahrt gezeigt hatte. Seitdem hat feine Stimme 
in Reeberfreifen me ubvention verlangt. 

Nun ift bier von ber ganz Heinen, fogenannten Yluß- 
ſchiffahrt gefproden worden. Man hofft, dab bieje Meine 
Flußſchiffahrt, wenn man ihr Hilfe Leiftete, imftande wäre, 
das nötige Material an Menſchen für bie Handeld- wie 
aud für die Kriegsmarine zu liefern. Das ift ein Irrtum. 
Die kleine Flußthifahrt ift grundverſchieden von ber 
Seeihiffahrt; wenn fie aud in etwas mit ihr verwandt 
fein mag, b werben doch bie ſtenntniſſe, die auf ber See 
bon bem Manne verlangt werben, auf Flußſchiffen nie 
verlangt werben. Es ift ja nun leider eine nicht au 
beftreitende Tatſache, daß umfere Schiffsbevöllerung in 
Deuifhland immer mehr und mehr zurüdgeht. Ich habe 
immer auf dem Stanbpimft geftanden und ftehe noch heute 
auf ihm, daß es nicht nötig geweſen wäre, daß unfere 
Schifföbendlferung zurädging; wir hätten fie ganz gut 
halten können, wenn wir unfere Gefeggebung unb wenn 

ffsleuten in 
den Grenzen gehalten, wie fie hätten gehalten werben 
müffen. ri En ſchon bei der Beratung der Seemanns— 
ordnung gelagt, baß biefe viele junge Leute umferer küften- 
ftäbtifchen rg von bier wegireiben würde. Das 
ift tatfählich der Fall geweſen, und wir haben ja in ben 
legten Jahren gejehen, wie bie Gerichte die Seemanns- 
orbnnung, bie Re unter fo ſchweren Umſtänden bad Licht 
ber Welt erblidte, zerpflüdt und zu Schanden gemadjt 
haben, wie die Seeleute, bie fi auf die Paragraphen 
gerade unferer Seemanndorbuung geftügt haben, bon 
den Gerichten zu ſchweren Gefängnis: und Gelb- 
firafen verurteilt worden find. Glauben Sie ben, 
daß unter biefen Verhältniffen der Mann, der im einer 
Küftenftabt wohnt, ber vielleicht jelbft zur See gefahren 
ift und feinen a ge auch gern hinausfhiden möchte, 
ihn nun gerade auf einem beutihen Schiffe fahren läßt? 
Ihm bietet fi ja Gelegenheit genug in England, Holland, 
Dänemark und überall, wo Schiffe fahren. Ich habe ja 
auch bei fremden Nationen gefahren, ich Habe auf bäntichen, 
hollänbtihen und englifhen Schiffen gefahren, und ich 
weiß, welder Unterſchied zwiſchen diefen Schiffen und 
unferen Schiffen vorhanden tfl. Sie hätten es damals 
in ber Hand gehabt, eine Seemannsorbnung zu ſchaffen, 
bie —— für bie Meine wie auch für die große Schiff: 
fahrt geeignet gewefen wäre. 

(Sehr richtig! bei ben Sozialdemokraten.) 
Ih habe damald gefagt, man möge lieber zwei See: 
manndorbnungen ſchaffen, eine für die große Schiffahrt 
und eine fir bie Meinere unb mittlere. Das wäre das 
allerriitigfte gewefen. Die jegige Seemanndorbnung, bie 
nur auf die großen Llohd- und Hamburg-Amerilabampfer, 
auf bie großen Reebereien zugefchnitten ift, paßt nicht für 
unfere Heinen und m egelſchiffe. 
Gört! hört! bei den Sozialbemokraten.) 


mit ausländiſchem Volke behelfen. Unſere Matroſen find 
PET in ben Hafenftäbten als Schauerleute u. bgl. be— 
chäftigt, fie fahren nicht mehr auf der See, fie haben ber 
See Valet gejagt. Finnen, Schweden, Norweger, Ruſſen 
und bergleihen Völker fahren heute auf unferen Schiffen, 
und fein beutfcher Water gibt feinen Sohn mehr auf ein 
ſolches Schiff, dad mit einer fo wilden Beſatzung be— 
* iſt. Deshalb iſt es heute gar nicht möglich, der 
mittleren und kleinen Schiffahrt noch zu helfen. 

Was die ganz Heine Schiffahrt anbelangt, jo wurbe 
2. ausgeführt, daß fie Je nit zurüdgegangen ift. 

ber biete kann unferer Marine nichts nützen, obgleich 
unfere Marine heute ihre Bedienungsmannſchaft — und 
das iſt auch charakteriſtiſch — 34 aus der Fiſcher⸗ 
bevölkerung ber Binnengewäſſer bezieht. Noch charak⸗ 
teriſtiſcher iſt es aber, daß der deutſche Matroſe in der 
Marine den letzten Platz einnimmt und als Obermatroſen 
einen Fiſcherknecht über ſich hat. 

Deshalb wird die Annahme der Reſolution zu nichts 
führen; ich glaube auch, die Reſolution wird ſchwerlich 
die —— bes Hauſes finden. Wollen wir etwas 
machen, fo muſſen wir unfere Seemanndorbnung bon 
Grund aus umänbern. 

(Beifall bei den Sozialdemokraten.) 


Präfident: Der Herr Abgeordnete Dr. Delbrüd hat 
das Wort. 


Dr. Delbrüd, Abgeordneter: Ich möchte die Refolutton 
elb warm unterftügen. Es find zwar ſchon bon vielen 
eiten der Regierung Mittel und Wege genannt worden, 

wie man bie Segel ir unterftügen fünne. Ich bin 
ebenfalls nicht dafür, daß man bas in Form ber Sub: 
vention macht; aber ber Heinen Segelſchiffahrt könnte 
man Erleichterungen ſchaffen, 3.8. bei den Hafenabgaben, 
die manchmal recht hoch 
ließen ſich für bie kleine Segelſchiffahrt vielleicht herab⸗ 
ſetzen. Ferner werden im Vermeſſungsweſen vielfad 
Schwierigkeiten gemacht nicht nur den Segelſchiffern, 
ſondern auch den Kahnſchiffern, welche bie Binnengewäſſer 
und befonderd bie Haffe befahren. Jedes Jahr muß 
Vermeſſung der Fahrzeuge ftattfinden; dazu müſſen bie 
Kahnſchiffer nah einem beitimmten Pla kommen und 
en en nieberlegen. Das liche fih vielleiht ab» 
affen. 

Ih komme noch kurz auf bie Ausführungen bes 
legten Herrn Redners. Es ift fehr übertrieben, wenn er 
meinte, daß unfere deutſchen Seeſchiffe im weſentlichen 
mit Ausländern bemannt find. Ich kenne einen großen 
Tell unferes deutſchen Küſtengebiets, habe aber bie Er- 
fahrung gemacht, daß auf den deutſchen Segelſchiffen 
borzugdweife beutihe Bemannung tft. 

enn bie Mannfhaften auf größeren Dampfern 
vorher bie Ausbildung auf Segelſchiffen erhalten haben 
müffen, fo ift biefe Verorbnung nad; meiner Meinung ein 
roßer Vorteil; benn die Leute werben auf Heinen Segel- 
hiffen viel beſſer ausgebildet als auf Dampfern. Es 
täme alſo eime Unterftügung ber Heinen Segelſchiffahrt 
aud) unferer Kauffahrteiflotte zu gute, bie beffer ausgebildete 

Nat befäme. 
Ih empfehle Ihnen alfo die Refolution Held zur 


(Beifall Int.) 
Präfident: Der Herr Abgeorbnete Dr. Barenhorft hat 
3 Mort. 


Annahme. 


ba 


Dr. Barenhorft, Abgeordneter: Die Ausführungen 
bes Jen Kollegen Dr. Hahn über die Großkonkurrenz 
ber Seehäfen Hamburg und Bremen gegenüber ben 
übrigen niederſächſiſchen Handelsſtädten und Häfen, be« 


find. Aud bie Lotfengebühren (D) 


(Dr. Barenhorft.) 








(A) ſonders benen ber Provinz Hannover, kann id nur voll 


unterſchreiben. 
(Hört! Hört! rechts.) 
Das gehört auch nad) meiner Anfiht nicht allein ins 
preußiſche Abgeorbnetenhaus. In ber Provinz Hannover 
herrſcht große Mißſtimmung barüber, daß gerade bie 
preußifhen Häfen mehr als Stieflinber behandelt werben 
gegenüber den großen Seehäfen. 
(Sehr richtig!) 

Es ift allerbingd im preußiihen Abgeorbnetenhaufe und 
auch in ber Preffe herporgehoben worden, ben Hamburgern 
und Bremern wohnte ein beſonders großer hanfeatijcher 
Zug inne, und fie wären befjer geeignet, bie Kultur in 
frembe Länder zu tragen und auch beffer ben Hanbel- 
ftand zu vertreten. Das ift aber nicht richtig. Den 
nieberfähfifhen Städten ber Provinz Hannover hat ber- 
felbe große Zug innegewohnt und zeichnet ihre Bewohner 


noch aus. 

(Brabo! rechts.) 
Selbft die fleineren Orte an ber Unterweſer unb Elbe 
haben fich ſtets als befondere Pioniere beutfcher Kultur 


bewiejen. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Sie waren bie beften Mitglieder der Hanfa, die Deutſch— 
lands Ruhm weit und breit verkündet haben und bie 
deutſche Flagge mit Stolz führen. 

Erneute Zuflimmung rechts.) 

Wenn aber jetzt 3.2. —“ und Wilhelmsburg, in 
denen fi eine große wertvolle Induſtrie donzentriert hat, 
nicht konkurrieren können gegenüber ber Großftabt Ham- 
burg, fo liegt ber Grund barin, daß ihren Schiffen bie 
Flügel und Segel beichnitten find. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Durch den Köhlbrandvertrag iſt beftimmt worden, baß ber 
Köhlbrand ohne Zuftimmung Hamburg nicht über 


(B) 6 Meter vertieft werben darf. 


(Hört! hört! rechts.) 

Infolgedeſſen können die großen Seeſchiffe nicht im ben 
Harburger Hafen hinein nnd fönnen deshalb mit ber 
Hamburger Seefchiffahrt nicht Lonkurrieren. Es tft daher 
dringend wünſchenswert daß biefer ge eine Abände- 
rung erfährt, und es ift nicht Sache allein bed Abge- 
orbnetenhaufes, ſondern auc bes Reich, dafür zu forgen, 
daß einige Glieder des Reichs gegenüber anderen, bie zu 

oß werben, feinen Schaben erleiden. Es handelt ſich 
ier um ben Lebensnerb der Stadt Harburg, deren weit— 
ſichtige Bürger mit großen Opfern berborragende Hafen- 
anlagen geichaffen —— Das Wohl und Wehe dieſer 
he der Stabt Harburg und —— großen 

interlandes hängt aber ab bon einer unmittelbaren, uns 
beſchränkten Verbindung mit ber See. Deshalb muß ber 
Köhlbrand fo weit vertieft werben, daß er aud) für bie 
größten Seeſchiffe paffierbar tft. 

(Sehr richtig! reits.) 

Wir haben auch ein nationales Intereſſe daran, daß uns 
die beutiche feemänniiche Bevölkerung voll erhalten bleibt, 
und das Neid, feine Not barunter leidet. 

Es liegt mir fern, mid bier einzumifhen in ben 
Streit der Hamburger Schauerleute und Reeder; aber ih 
möchte beſonders hervorheben, daß die Needer viele 
Taufende von Engländern herangezogen und die beutjchen 
Arbeiter durch fie erjegt haben. Kr mödte in ganz 
befcheibener Weiſe bie Herren Reeder darauf aufmerkſam 
maden, daß es im mationalen Intereſſe nicht gut 


fein kann 

(jehr ya rechts), 
wenn wir, bie wir mit ben Engländern erheblich kon— 
furrieren müflen, auf englijche Arbeiter angewieſen finb 
und bie deutſchen zurüdjegen. Ich möchte daher den 


Reedern dringend and Herz legen, bab fie bier Maß 
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alten und die deutſchen Intereſſen in den Borbergrund (0) 


ellen. 
(Bebhafted Bravo redt3.) 


Präfident: Der Herr Abgeordnete Hormann (Bremen) 
bat das Wort. 


Hormann (Bremen), Abgeorbneter: Meine Herren, 
ih möchte der Meinung entgegentreten, als ob die kleineren 
Häfen burd bie großen Seehäfen Hamburg und Bremen 
benachteiligt würben. Gerade das Gegenteil ift ber Fall. 
Wenn die großen Häfen — id) weile da namentlich auf 
Bremen hin — nidt in folder Weiſe aufgeblüht wären, 
fo wäre an bie Heinen Häfen an ber Unterweſer gar nicht 


zu denken. 
(Sehr richtig! Infs.) 

Ebenfo tft es mit Hamburg und feinen Nachbarhäfen. 

Meine Herren, wenn Ste ſich vergegenwärtigen, welche 
Opfer beifpielöweife Bremen hat aufbringen müffen, um 
bie Unterweſer zu vertiefen und bie Außenweſer zu 
regulieren, wenn Sie fi vergegenwärtigen, welche 
Schuldenlaft diefer Heine Staat Hat auf ſich —— müſſen, 
um ſich gegenüber der Konkurrenz der großen Seeplätze 
aufrecht zu erhalten, dann werden Sie ſolche Außerungen, 
wie fie eben von ben Herren Vorrednern gemacht worden 
find, zu würdigen wiſſen. Die Schulbenlaft des kleinen 
Staated Bremen beträgt 225 Miltonen Mark; dad macht 
auf ben Stopf ber Bevölkerung 900 Mark. Dieſe Schulden: 
laſt tft entriert worden durch bie Verbeflerungen unferer 
Schiffahrtöwege und Verkehrsanlagen. Gerade durch bie 
Regulierung und Vertiefung ber linterwefer und ber Außen: 
weſer profitieren bie Hafenplätze Oldenburgs wie aud 
Preußend am ber Unterwefer ganz koloſſal. Wenn bie 
—— Gerechtigkeit üben wollen, müßten ſie das in vollem 


aße anerkennen. 
(Sehr richtig! nks.) 

Ich kann nur noch einmal wiederholen: wenn Bremen 
und Hamburg nicht bie foloffalen Opfer gebracht hätten, 
wiürben bie ihnen benachbarten kleineren Häfen längft nicht 
mehr —— fondern auf ein ganz niedriges 
Nivean zurüdgebrängt worben fein. 

(Bravo! links.) 

—— Der Herr Abgeordnete Dr. Hahn hat 

ort. 

Dr. Hahn, Abgeordneter: Meine Herren, = muß 
ben Ausführungen bed Herrn Vertreter bed Staates 
Bremen, des Herrn Abgeordneten Hormann, mit einigen 
Worten entgegentreien, damit ſich nicht irrige Auffaffungen 
bon bier aus im Lande verbreiten. überall ba, wo 
Hamburg und Bremen in Konkurrenz mit dem Auslande 
bie u ber deutſchen Flagge, das Intereſſe des —— 
Vaterlandes vertreten, ſtehen wir, bie ganze Nation, rüd- 
haltlos hinter den Hanfeftädten. 

(Zuruf links: Na u. 
Das kann aber die preußifhen Mitglieder bes Haufes 
nicht davon abhalten, bie Intereſſen preußifher Häfen 
gegenüber ben hanſeatiſchen Häfen " vertreten, wo biefe 
Gelegenheit ſich bietet, nicht allein Abgeorbnetenhaus, 
ben Parlament des Einzeljtaates, ſondern auch bier im 
Reichstag. 

Da, meine Herren, möchte ich nun, was die Weſer 
anlangt, eins feſtſtellen. Gewiß, Bremerhaben iſt eine 
Gründung Bremens; Bremerhaven iſt Die Tochter, Bremen 
bie Mutter. Ob die Mutter immer fo überaus liebens⸗ 
würbig ergenäer ihrer aufblühenben, jugendlichen Tochter 
gewejen iſt, biefe Frage bürfte verjchieben beantwortet 
werben. Kommen Sie nad) ber Unterwejer, jo wird man 


das 


meinen, die Frau Mutter Habe doch manchmal bie Kon— 
furvenz ihrer Tochter nicht mit allzu erfreuten Augen ge— 
114* 
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(Dr. Hahn.) 
(a) ſehen, wie das ja aud auf Bällen wohl zuweilen einmal 
vortommen fol. 


(Heiterkeit.) 
Natürlich, kommt man nad ber Stabt Bremen, jo be- 
baupten fämtlihe „tagen baren” Bremer, db. h. alle in 
Bremen Geborenen und bort Großgezogenen, zu benen 
ja aud Herr Hormann meines Wiſſens gehört, dab bie 
Mutter Bremen ihrer Tochter Bremerhaven —— 
nicht bie mindeſte Schulb auf ſich geladen hat. Das aber 
mag immerhin als lokal-bremiſche Angelegenheit be: 
trachtet werben. 

(Sehr richtig!) 


Nun kommt aber bie Nachbarſchaft. Die ift preußiſch, 
und ba möchte ich feftftelen: der Hafen Geeftemünde tft 
eine Gründung ber vormals Königlich hannoverſchen Ne: 
gierung, bie —* dadurch hohen Ruhm und hohe Ehre 


erworben hat 
(Laden linfs) 

und bie Hanbelsinterefien bed vormaligen Königreichs 
—— pflichtgemãß gegenüber den bremiſchen — 
ntereffen gewahrt hat. Preußen hat bad Erbe ber 
bannoverfhen Regierung angetreten; ed hat bamit aud 
bie Piliht zu übernehmen, die hannoverſchen Intereffen 
ausreihenb gegenüber ben bremifchen Iutereffen und ebenfo 
au ber Unterelbe die Interefjen Harburgd — aud eine 
Gründung ber hannoverfhen Regierung — gegenüber 
Hamburg zu vertreten. Es ift feine Frage, daß nicht 
allein die Mitgliever ber beutich-hannoperfhen Partei in 
meiner Heimatprovinz, fonbern aud Männer, die bis in 
bie Knochen national und nicht welfiſch gefinnt find, doch 
ber Meinung find, daß bie preußifche Regierung bier nicht 
in bie Fußftapfen ber hannoverſchen Regierung getreten ift, 
daß fie ben Hanfeftäbten gegenüber ein viel zu weitgehenbes 
Entgegentommen gezeigt hat. 

Ih würde wahrideinlih die Sympathien bier im 


(u) Hauſe verlieren, wenn id in die Detaild eingehen wollte. 


(Sehr richtig! und Heiterkeit.) 
— Sie ſehen, wie richtig ich geurteilt habe! — Deshalb 
foll eö mir aud fern liegen, auf dieſe Details einzugeben. 
Ich mil nur eins feftftellen. Die Hanfeftäbte find in 
allen ihren Maßnahmen am lnterlauf ber Ströme ab- 
bängig von der Zuftimmung Preußens. Preußen follte 
in jedem Ginzelfalle feine Zuftimmung nur dann geben, 
wenn- die Intereffen feiner eigenen lintertanen, feiner 
Uferanlieger, jeiner Hafenftäbte, feiner Neebereien aus: 
reihend beim Abſchlüß biefer Verträge wahrgenommen 
werben. Das ift nad Meinung der Gntereffenten aber 


nicht ber Fall. 
el rechts: Doch!) 
— Es ift nit reſtlos der Fall! Ih könnte felber ein 
Bieb davon fingen. Ich habe im preußiſchen Abgeordneten: 
hauſe, ald das Abkommen verhandelt wurde zwiſchen 
Preußen und Bremen wegen des Ausbaues ber Fahrbahn 
in ber Unterweſer, von dem Herrn NRegierungdvertreter, 
ber leider ſchon verftorben ift, dem Herrn Geheimrat 
Scähwedenbied, das Verſprechen erwirkt, daß ber status 
quo erhalten werben folle, und daß, wo er geändert 
werde, Preußen auflommen wolle für alle Schäden, bie 
durch dieſe Bauten entftehen würden, bezw. daß Bremen 
angehalten würbe, biefe Schäden wieder gutzumachen. 
Meine Herren, in einer Neihe von Fällen haben die 
Intereffenten, bie durch Uferäbbruch geihädigt worden 
find, den Weg des Rechtsſtreites beſchreiten müffen, anftatt 
daß A; fih darauf hätten verlaffen können, daß bie 
preußiiche Regierung ihre Interefien gegenüber Bremen 
ausreichend wahrgenommen hätte. Das hat bie preußiiche 
Regierung nicht getan. 
Nun, meine Herren, fpridht der Herr Abgeorbnete 
—— immer davon, daß bie Hanſeſtädte wohl bie 
fer gebracht hätten für ben Ausbau ber großen Wafler- 





läufe, daß aber die Heinen preußifchen Häfen ben Vorteil (C) 


davon gehabt hätten. Die Sache liegt in mander Hin- 
fit anders. Das Denifche Reid 3.9. hat 150 Millionen 
Markt für den Norboflieefanal audgegeben, Breußen 
50 Millionen, Hamburg noch nicht einen roten Heller. 
(Hört! hört! rechts. — Widerſpruch links.) 
— Ich bitte, mich eined anderen belehren zu wollen. 
Nicht einen roten Heller! Wer hat ben Vorteil vom 
Nordoftfeefanal®? Ganz allein Hamburg. 
(Widerfprud und Zurufe links.) 
Preußen bat 50 Millionen ausgegeben, um preußiſche 
Häfen im Effelt — natürlich nit in der Abfiht — damit 
zu Shädigen. Infolge davon war der Bau des Kanals von 
Kübel zur Elbe, der Elb-Trave-Sanal, eine Notwenbig- 
feit geworben, weil der Norboftfeefanal den Handel von 
Lübeck ſchädigte; war bie Erbauung des Großſchiffahrtsweges 
bon Berlin nach Stettin notwendig, weil die Erbauung des 
Norboftfeefanald den Properhandel von Stettin mehr und 
mehr nah Hamburg übergeben ließ. Ich rufe bie 
ponmerfchen Herren bier zu Beugen auf, ob das nicht 
der Wahrheit entipriht. Woher rühren bie Kanalwünſche 
von Siel, dad einen bireften Wafferweg zur Mittelelbe 
haben möchte? die Wünſche der medienburgifhen Häfen 2c.? 
Alles vom Norboftfeefanal. Wir haben in Preußen unfere 
50 Millionen für den Norboftfeefanal fchließlich für bie 
Hanfeftadt Hamburg ausgegeben. 
(Zuruf Iinf3.) 
— Ich könnte auf die Marine zu fprechen kommen, wenn 
Sie es wünfchen; aber ich glaube, bad Haus wünfdt es 
nicht, und id; werbe es deshalb laffen. 

Ich ftelle feit: Preußen hat für das Wohl ber Hanfe- 
ftädte Ausgaben im Betrage von Millionen gemadt, unb 
e3 ift demgegenüber durchaus berechtigt, von ben Hanfe- 
ftäbten zu verlangen, daß beim Abſchluß neuer Verträge, 
bie fih auf Tieferlegung von —5*— beziehen, die 
preußiſchen Intereſſen von den Hanſeſtädten 
berückſichtigt werden, daß vor allen Dingen Hamburg 
feine Zuftimmung gibt zur Aufhebung des Köhlbrand- 


bertrages 
(ehr richtig! rechts), 

um bie Parität zwiſchen Hamburg und Harburg herzu— 
ſtellen. Ich freue mich der Worte eines bewährten 
lüneburgifch-hannoverihen Patriotismus, bie ber Ber: 
treter für Harburg, Herr Dr. Barenhorft, foeben aus» 
geſprochen hat, denen ich mid, rückhhaltslos anſchließe. 

Zum Schluß no ein Wort an bie Adreſſe des Herrn 
Kollegen Semler. Ih weiß nicht, ob ber Herr ya 
orgnete Semler in Holland geweien iſt. — Na, id höre 
noch fein Ja — auch jetzt u. nid. 


(9 it.) 
Vielleicht in Holländiihen Befigungen im Auslande. 
Aber ob Sie in Holland felbft geweien find und bort 
Vergleiche angeftellt haben über die Kaufkraft von Gulden 
und Mark, das weiß id nit. — Herr Kollege, Sie 
fagen immer noch nicht: ja; Ste find alſo nicht dageweſen. 
(Heiterfeit.) 


Ich nehme es an. Ich aber bin bort geweſen unb habe 
fonftatiert, daß ber Gulden in ber Hauptſache bort daß» 
felbe ift wie bei und die Reihämarf. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Ih habe dort Fonftatiert, daß bie Bedarfsartikel ein- 
ſchließlich Brot und Fleifh in der Hauptſache nicht billiger 
find al3 in Deutſchland. 


Guruf.) 
Sie haben, Herr Kollege Semler, zugegeben, daß bie Küſten⸗ 
ſchiffahrt der Deutſchen durch die Konkurrenz der Holländer 
beeinträchtigt wird. Das haben Sie zugegeben, und als 
Vertreter eines Wahlfreifes an ber See konnten Sie nicht gut 
anderd. Aber die Löfung der Frage, die Sie gefunden 
haben, nad) bem Woher, ift doch eime recht billige. Daß 


enügenb (D) 


Reichstag. — 30. Sigung. Dienstag ben 


(Dr. Sahn) 


(a) ber Bolltarif an den höheren Fleiſch- und Brotpreifen in 


(B 


— 


Holland ſchuld iſt, das glaubt Ihnen der ſtärkſte Mann 
unter ben Küſtenſchiffern nicht. Aber ih könnte Ihnen 
um Schluß wenigſtens einen Grund bafür angeben. Die 
rtifel, die die deutſche Induſtrie nad Holland liefert, 
aus denen in Holland bie Schiffe gebaut werben, find 
allerbingd durch die Vergünftigungspolitif für die großen 
Syndikate in Deutſchland ganz außerordentlich vertenert 
mworben, ſodaß es heute viel billiger ift, in Groningen 
ein eiferned Schiff zu bauen als an ber linterelbe und 
am 


Rhein. 
(Sehr richtig! links.) 
Alfo, wenn Ste Gravanıina geltend machen mollen, 
wenden Sie fih an bie große und ſchwere Induſtrie, und 
laſſen Ste lieber die Herren Agrarler in Ruhe, Herr 
Kollege Semler; e8 könnte Ihnen ſchlecht befommen. 
(Bravo! rechts. Heiterkeit.) 


Bräfdent: Der Herr Abgeorbnete Hormann (Bremen) 
bat bad Wort. 


Hormaun, Abgeorbneter: Meine Herren, ich will es 
dem Herrn Abgeordneten Hahn ja micht übel nehmen, 
wenn er ald Vertreter für Geeftemünde eine Lanze für 
dleſen Hafen briht. Aber meine Ausführungen, daß bie 
Hleineren Unterweſerhäfen fämtlih von den großen Anlagen 
profitieren, die von Bremen geihaffen mworben find, hat 
er in feiner Weiſe widerlegt. Meine Herren, es ift eine 
Tatſache, dab Geeſtemünde aufgeblüht ift nach ber Be: 
gründung von Bremerhaven durch den bremifchen Bürger: 
meifter Smidt, und, meine geehrte Herren, daß bie 
olbenburgifchen Unterweferhäfen einen ganz bebeutenden 
Aufſchwung genommen haben feit ber Unterweſer⸗ 
regulierung, ift eine offenkundige Tatſache und insbeſon⸗ 
bere auch bon einer ganz fompetenten Stelle, von St. 
Königlihen Hohelt dem Großherzog von Oldenburg noch 
in allerlegter Zeit anertannt worden. Alfo wir dürfen 
auf die Ausführungen be Herrn Dr. Hahn in biefer 
Beziehung doch wohl bei bdiefer Frage nicht allzu viel 


Gewicht legen. 
(Sehr richtig! links.) 

eft fteht bie Tatſache, dab die beiben großen Häfen 

mburg und Bremen Zoloffale Opfer gebradt haben 
ohne Zufhüfle des Reichs oder gar Preußens. Ins— 
befonbere nehme ih das für Bremen in Anſpruch, das 
bie ganze Unter: und Außenweferforreftion auf eigene 
Koften übernommen hat. 

(Bravo! Iint3.) 


Bräfident: Ich ſchließe die Diskuffion. Wir fommen 
zur Abftimmung. 

Meine Herren, bie Nefolution iſt uns foeben erft 
augegangen. Ich würde über fie nur dann abftimmen 
lafien können, wenn niemand wiberfpridgt. — Es wider: 
ſpricht niemand. 

Ich bitte alfo zunächft, daß diejenigen Herren, welche 
ben Tit. 9b annehmen wollen, fih von ihren Plätzen 


erheben. (Geiäkkt) 
e 
Tit. 9b iſt angenommen. 
Dann bitte ich, daß diejenigen Herren, welche ber 
Refolution zuftimmen wollen, fih bon ihren Plätzen 


erheben. 
Geſchieht.) 
Die Reſolution iſt ebenfalls angenommen. 

Tit. 9c, — 10 — angenommen. 

Ich ſchlage Ihnen vor, die Diskuſſion über Tit. 100 
und Tit. 10b zu verbinden. — Der Reichstag ift bamit 
einverftanden. 

Der Herr Berichterftatter hat das Wort. 


16. 





Freiherr v. Ridhthofen-Damsdorf, Abgeordneter, Be: 
richterftatter: Meine Herren, die „Nahrichten für Hanbel 
und Inbuftrie” Haben ſchon in den legten Tagen ben 
Gegenftand der Erörterung im hoben Haufe gebilbet, 
ſodaß id darauf nicht näher einzugehen brauche. Ich 
fann nur erklären, daß bie Kommiffion alle bie Punkte, 
welche hierbei geltend 5* worden ſind, gleichfalls 
gründlich erwogen hat. Die Kommiſſion iſt davon aus⸗ 
gegangen, daß die von allen Seiten gelobten, vielleicht 
nicht in gleichem Umfang von allen Seiten geleſenen 
Nachrichten für Handel und Induſtrie“ in jeder Weiſe 
ber Vervollkommnung wert find. Sie iſt aber auch ber 
Meinung, dab die Neichsregterung in biefer Beziehung 
bag ee getan hat. Es waren im Sabre 1901 
30 000 Mark, im gi 1903 40000 Marf dafür 
etatifiert, und man Hat jegt fhon mehr auögegeben, als 
tatſächlich im Etat fand. Das war bie En, 
bie Erhöhung bed betreffenden Titels auf 50000 Mark 
zu beantragen. Die Kommiſſion bat dies für gerechtfertigt 
erachtet und empfiehlt Ihnen die Bewilligung. 

Die Kommiffion hat aber befonberd anerkennen zu 
müffen geglaubt, daß aud bie Landbwirtihaft bei ben 
„Nachrichten fir Handel und Induſtrie“ in ber letzten 
Zeit mehr Berüdfihtigung gefunden bat und in Zukunft 
noch mehr finden fol. Die Kommiffion bat es dankbar 
anerkannt, daß bie betreffende Abteilung weiter aus—⸗ 
geitaltet worben tft, und fie hat es befonberö begrüßt, 
daß im nädften Titel 10b aud die Herausgabe beſonderer 
Berichte für die Landwirtſchaft in Ausſicht genommen 
mworben tft, in welchem längere Artikel im Imtereffe ber 
Landwirtſchaft Aufnahme finden follen. 

Die Kommiffion hat mid) beauftragt, nad) Hervor- 
ms dieſes Umſtandes bie Bewilligung ‚beider Titel zu 
eantragen. 


Präfident: Ich ſchließe die Diskuffion. Die Titel 
10a und 10b find bewilligt. 

Ih rufe auf Tit. 11, — 11a, — 1b, — 12. — 
Bewilligt. 

zu Tit. 12a Hat ber Herr Abgeordnete Erzberger 
dad Wort. 


Erzberger, Abgeordneter: Meine Herren, dieſer 
Titel verlangt für bie Subvention ber SOftafrifaltnie 
1 850 000 Marl. Weshalb ich biesmal beim Etat bed 
Neihsamts bed Innern die Sache zur Sprade bringe, ift 
ein formeller Grund und ein materieller Grund. Ein 
formeller Grund: weil die Summe bier im Etat aus: 
—— iſt und das Reichsamt des Innern und einen 

ertrag unterbreitet bat rejp. bie Abänderung eines 
Vertrags, gegen den ich doch ſehr gewichtige ſtaats— 
rechtlihe Bedenken äußern möchte. In diefer Form, wie 
ber Vertrag abgeändert worben ift, fcheint er meines 
Dafürhaltend dad im Jahre 1900 beicloffene Geſetz 
doch tatſächlich abzuändern. Im 4 1 des Subventions⸗ 
geſetzes von 1900 hat ber Herr Reichskan bie Er: 
mädtigung erhalten, Verhandlungen einzuleiten bezüglich 
der Einridtung und Erhaltung „einer —— igen Poſt⸗ 
bampferverbindung mit Oftafrifa und einer vierwöchigen 
Voftdampferverbindung mit Südafrika” auf bie Dauer von 
15 Jahren gegen einen jährlihen Subventionsbetrag von 


1 350 000 Marl. DerBertrag ift im Jahre 1900 finngemäß 
abgeichloffen worden. Es ift und banı im Jahre 1901 ein 
Nachtrag bem Vertrage zugegangen, ber biefen Teil 


u 
bes 81 nicht berührt. un haben wir vor zwei Tagen 
eine weitere Abänderung bed Mertragd 5 en, in 
welchem allerdings bie Regterung ermächtigt wird, gewiſſe 
Abänderungen zu treffen, welde fih im Rahmen ber 
Vorſchriften des Gefeges von 1900 Halten umb bie Ge- 
famtleiftungen des Unternehmens gegenüber dem Vertrag 
bon 1900 nicht beeinträchtigen. wohl ih ſchon Be: 


(C) 
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(Erzberger.) u 


(A) benfen babe, eine fo weitgehende Vollmacht zu ‚geben, fo 


wächft dieſes Bedenken, wenn man fi im weiteren Ber: 
lauf ber Denkichrift (Nr. u] barüber flar wird, was 
bier eigentlich geändert werden fol. Das Geſetz fpricht 
von einer l4tägigen Fra Diefelbe 
ift feit 1900 auch tatſächlich eingeführt worben. Die Ab- 
änberung geht aber darüber hinaus bahin, daß ftatt der 
14tägigen Poftdampferverbindung eine dreiwöchige Ber: 
bindung auf der Hauptlinie eingeführt werben joll, und 
daß bie Zwiſchenlinie nur ale & Wochen fährt, während 
biöher die Hauptlinie alle 4 Wochen zweimal gefahren 
ift, einmal durch den Suezlanal alle 14 Tage und dann 
alle 14 Tage um bie Südſpitze von Afrika. Wenn auch fo bie 
Gefamtleiftung nicht geringer geworden ift, fo iſt doch 
derjenige Zeil ber fubbentionierten Linie, ber auf bie 
Verbindung mit Oftafrifa fällt, geringer geworben gegen: 
über der Leiftung, die 1900 feitgelegt war. Ich will auf 
diefe Frage in der vorgerüdten Stunde nicht weiter ein- 
gehen, ba ich glaube, daß auch bei einem anberen Etats— 
titel die Sache beſprochen werden kann; aber ich glaube, 
daß es niht Sache ber verbünbeten Regierungen fein 
kannt, durch einen ſolchen Bertrag eine klare Geſetzes— 
beftimmung fo behnbar auszulegen. Ih will nicht in 
eine Debatte darüber eintreten, ob bie Abänderung zum 
Borteil oder Nadel für das Reich iſt. Mau kann 
vielleicht darüber verſchiedener Anficht fein. Aber mir find 
aus den Sreifen bon Staufleuten Stlagen barüber zu—⸗ 
egangen, daß ber Enbzwed dieſes Vertrags nicht im 
Intereſſe unferer befferen Verbindung nah Oſtafrika 
liegt, fondern im Intereſſe bed beteiligten Reeders. 
Wenn ih mid) aud num über dieſes Bedenken, daß 
bier durch einen einfeitigen Alt des Bundesrats eine klare 
Geſttzesbeſtimmung — Id} will mich fehr zurücdhaltend aus- 
drüden — verbunfelt wird, noch hinwegſetzen könnte, fo 
möchte ich die Gelegenheit doch benugen, einige Klagen, 
bie ich früher teild beim Reichspoſtamt, teild bei ber 
Kolontalabteilung borgebradt habe, und bei denen mir 
nicht bie nötige —— zugeſagt wurde, Diet bors 
zubringen, wo bie Summe in den tat eingeftellt ift. Der 
Hauptbeihwerbepunft geht dahin, baß die Tarife für 
diefe Linie fo hoch find, wie — das kann man rubig 
fagen — fie wohl faum im folder Höhe auf einer Linie 
ber ganzen Welt bezahlt werben. ährend bie unterfte 
Giüterflaffe pro Tonne 20 und 22 Mark durchſchnittlich 
bezahlt, jo findet man bier Tarife bis zu einer Höhe bis 
u 60 Markt. Auffallend aber ift, daß für das viele 
eilen füblicher gelegene portugteftiche Beira die Tarife 
billiger find ober waren als für das näher liegende Oft- 
afrifa. Als ih dieſe Tatſache vor — Jahren zum 
erſten Mal bier feſtſtellte, iſt im offiziellen Tarif noch 
ber Tarif für Beira angegeben worden. Wohl infolge 
meiner Sritif, daß mir feine Veranlaffung hätten, daß 
wir für England und Portugal die Tarife billiger als 
für die deutihen Kolonien anfegten, ift ber Tariffag für 
Beira einfah and dem offiziellen Tarifhandbuch ver: 
ſchwunden. 


Guruf.) 

Nun möchte ich darüber ekunft haben, wie er jeßt 
ift. Wenn dieſes Mißverhältnis fortdauern follte, dann 
muß gejagt werben, daß das ein ganz unbaltbarer Zu- 
ftand jein würde. Jufolge ber legten it tft e8 ja 
etwas befjer geworden: während man früher für Tanga, 
Daaredfalam, Bangani und Kilwa ſehr verfchtebene 
Tariffäge hatte, find jetzt die Tariffäge für bie ganze 
Dftafritaltnte einheitliche geworben. Das erfenne ich als 
einen Fortſchritt am, der in den legten 2 Jahren erzielt 
worben tft. Es ift auch beffer geworben bezüglich ber 
Begünftigung, die Sanfibar bisher immer gehabt hat. 
Ale Kenner Oſtafrikas — ich gehöre nicht zu benfelben, 
maße mir aud das nicht an — Hagen übereinftimmend, 





dab Sanfibar eine Monopolftellung im Handel einnehme, (C) 


bie zum Scaben Deutſchlands ausſchlägt. Wenn man 
fragt, woran das liegt, wird man verſchiedene Urſachen 
finden; aber eine ber wichtigften ift, daß bie deutſche Oft: 
afritalinte für Sanfibar ganz befondere Vorzüge im Tarif: 
weien eingeräumt hat, die fie im Daredjalam nie und 
nimmer gegeben hat. Wenn man diefe Monopolftellung 
Sanfibard breden will — und fie muß im beutfchen 
Intereſſe gebrochen werben —, bann hat bie Reich» 
verwaltung alle Beranlaffung, dahin zu wirken, baß biefe 
Bevorzugung Sanfibard unterbunden wird. 

Nun habe id vorhin gefagt, daß die deutſche Dit- 
afritalinie annähernd die höchſten Tarifjäge der ganzen 
Welt hat. Ih will zum Wergleih eine jubventionierte 
Linie, die deutſche Oftafrikalinie, und eine nicht fubpentio- 
nterte Linie, 3. B. bie Hamburg-Amerifalinie, die Firma 
Diebrihfen in Hamburg, gegemüberftellen. Ich nehme 
zwei raten, die eine von Hamburg nad Daredfalam 
mit 7217 Seemetlen, Reiſedauer circa 38 Tage; neben 
diefe jubventionierte Linie ftelle ih bem freien Verkehr von 
Hamburg nad) Japan mit einer Entfernung von 12681 See⸗ 
meilen und einer Neifebauer von 52 bis 67 Tagen, wo 
alfo die Arbeitäleiftung nahezu das Doppelte if. Was 
koften num auf unferer fubventionierten Linie Baummoll- 
waren von Hamburg nad) Oftafrita? Die Tonne 50 Mart, 
bon Hamburg nad Japan dagegen nur 42 Mark 50 Pfennig, 
bei Wollwaren ganz dasſelbe; Porzellanwaren von Ham: 
burg nad Daresjalam auf der fubventionierten Linie 
50 Mark, von Hamburg nad Japan auf der nidtjub- 
ventionterten Linie 30 Mark; Blehwaren von Hamburg 
nad Daredfalam auf der fubventionierten Linte 40 Matt, 
auf der nichtfubventionterten Linie 27 Mark 50 Pfennig. 
Alſo faft durchweg finden wir — was auffällig ift — 
im freien Verkehr billigere Tariffäge, als fie auf biefer 
feitend des Reichs fubventionterten Linte vorhanden find. 


Die Berechnung ber Hafengelber muß vollftändig babei (D) 


ausfhelden; denn bie Hafengelber find In ben einzelnen 
äfen fehr verſchleden. Es handelt fich nur um bie reinen 
rachtkoſten. 

Nun ſagt man, dafür wird auf den ſubventionierten 
Linien ben Verfrachtern eine Vergümſtigung bon 10 Prozent 
—— Gewiß, die wird gewährt; aber unter Be— 

ingungen, gegen die bie Köonkurrenz abſolut nicht auf: 

fommen kann. Ih kann ba ein Schreiben ber deutſchen 
Oftafrikalinie verlefen, wo es heißt: 

Bezugnahme auf die Ihnen befannt- 

egebenen Rabattbebingungen teilen wir Ihnen 

Böicht mit, daß, falls Sie eine Verladung mit 

den Dampfern des Oſterreichiſchen Lloyds vor: 

— Ste ben Ihnen auf bie Verladung mit 

unjeren Dampfern gutgefchriebenen Rabatt ver- 


lieren. 
Deutid : Oftafrifa» Linie. 
Woermann. Herb. 
MWoermann — er tft ja ber betreffenbe deutſche Unter⸗ 
nehmer — gibt nur dann bie 10 Prozent Rabatt, wenn 
mit ihm ausfchließlih verfradhtet wird und mit dem 
Oſterreichiſchen Llohd nicht weiter verfrachtet wird. Ich 
will nicht unterfuchen, ob die Anfiht, die in Deutfch- 
Dftafrita allgemein verbreitet iſt, * iſt, daß 
ein Übereinkommen befteht, durch welches der Ofterreichtiche 
Lloyd in Daresjalam überhaupt nicht anlegen dürfe. Das 
würde mit ber Hanbelöfreiheit volllommen unvereinbar 
fein. Ich kann aud) hier nur beflagen, daß durch Aus- 
Ihluß einer Konkurrenz wir unfere Kolonie Oſtafrika 
folhen meines Dafürhaltend unhaltbaren Zuftänden aus— 
liefern. Wenn bad Neid eine Subventton ** muß 
unter allen Umſtänden als Gegenleiſtung ber Subbention 
gefordert werden, daß die Waren nah Oſtafrika ebenſo 
billig verfrachtet werben wie auf nicht fubventionterten Linien. 


(4) 


(B) 
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Erzberger.) 

Auf das Kapitel der Rückracht will ich nicht eingehen. 
Intereſſant ift, daß für bie Rückfracht von Oftafrifa nad 
Hamburg ein Tarif überhaupt nicht veröffentlicht ift mit 
Ausnahme der für lebende Tiere. Es merben gan 
borrende Summen für die Rüdfraht verlangt. Ich wi 
nicht weiter auf bie Einzelheiten eingehen, bie im Kolontal- 
handelsabreßbuch niedergelegt find. 

Man könnte mir vieleicht gegenüber meinem Wunſche 
auf Herabiegung ber Tarife für Oftafrita entgegenhalten, 
baß biefe Linie Fehr wenig Dividende verteile. Eine ſolche 
Entgegnung tft abfolut nicht fiichhaltig; denn es kommt 
bei Le Bilanz darauf an, wie fie aufgeftelt wird, und 
wie bie Gewinne verteilt werden. Ih will nicht bie 
zahllofen lagen der „Deutſchen ERIC DRNEIE. wieber- 
geben, bie jeit dem Jahre 1900 immer wieder eine 
Herabfegung der Tarife von Hamburg nah Oftafrita 
angeftrebt hat. Ich will nur eine * —— 
bie dieſe Begünſtigung bon Sanſibar in ganz kraſſem 
Lichte erſcheinen lẽ * Ich möchte hier anführen: während 
für Häute, wo eine ſtarke Ausfuhr beſteht in Oft 
afrita, für die Fracht von Daresſalam nah Hamburg 
100 Mark pro Tonne bezahlt werben, finb eine Reihe 
bon Fällen befannt geworben, wo biefelbe Waare bon 
Sanfibar nah Hamburg nur 38,75 Mark Fracht gefoftet 
bat. 9a, wenn ber ortenr, der von Sanfibar aus 
verfradtet, eine ſolche riefige Preisermäßigung erhält, 
dann darf man fi nicht wundern, wenn Sanfibar ber 
Mittelpunkt bes oftafritantfhen Verkehrs iſt, und wenn 
Daresfalam feinen jolden Auffhwung nimmt, wie man 
ihn erwarten müßte, nachdem fo viel @eld bort dafür ver: 
ausgabt wirb. 

Wenn man entgegenhält, daß die Gewinne ber 
Neeberei niebrig feien, fo erinnere ih daran, daß 3.9. 
im Jahre 1902 die Geſellſchaft mit einem Kapital von 
10 Milltonen Mark einen Bruttogewinn von 1850000 Mart 
erzielt hat, daß fie bei einem Aktienkapital von 10 Millionen 
Mark die gewiß fehr hohe Abfchreibung von 1!/, Mil: 
Ionen Marf verredjnet, alfo 16 Prozent des Kapitals. 
Dann find allerdings nur noch 2'/, Prozent Dividende 
übrig geblieben; aber bei anderen Bilanzen fennt man 
ähnliche Abfchreibungen nicht. 

Kurz, ich fomme zu bem Schluß, daß nad meinem 

Dafürhalten, wo jett eine Abänderung des Vertrags in 
Ausfiht genommen tft, bie bereitd im Mat in Sraft 
treten fol, es Aufgabe der Neichöverwaltung fein follte, 
auf eine Ermäßigung des Tarifd ——— Wenn die 
Linie erklärt, daß ſie das nicht leiſten könne, wenn ſie in 
eine Löſung des Vertrags einwilligt, ſo bin ich feſt über— 
eugt, fo wenig es bisher in Weſtafrika Schaden gebracht 
at, daß wir zwei Linien hatten, ebenſo wenig wird 
Schaden eintreten, wenn noch bier eine zweite Linie ſich 
beteiligt. Es wirb an ber oſtafrikaniſchen Hüfte fih ein 
Verkehr entwideln, und dann wird für mehr Linten Pla 
fein. Aber das Prinzip wird man ald richtig anerkennen, 
daß für fubventionierte Linien im deutfchen Häfen nicht fo 
hohe Frachttarife verlangt werben, wie das für deutſche 
Maren von Hamburg nah DOftafrita geichteht, ein Tarif, 
ber höher ift al für Waren von Hamburg nad) Japan 
— id fprehe immer nur bon ber Hinfradht, nicht von 
der Rückfracht. 

Ich bitte deshalb den Herrn Staatöfetretär bed Reichs⸗ 
amts des Innern, mit der Linie in Verhandlun F treten, 
um biefen bereditigten Wünſchen ſowohl ber Slantagen- 
befiger wie der Kaufleute Rechnung zu tragen und zu 
einem zufriebenftellenden Refultate zu gelangen. 

(Bravo! in der Mitte.) 


Präfident: Der Herr Stellvertreter des Reiche: 
fanzlerd, Staatöjelretär des Innern, Staatöminifter 
Dr. Graf dv. Pofadbowsty: Wehner hat bad Wort. 


„3 





Dr. Graf v. Pofadowsig- Wehner, Staatöminifter, (CO) 


Staatsfetretär bes Reichſsamts bes Innern, Bevollmächtigter 
zum Bımbesrat: Meine Herren, der Herr Borrebner hat 
Zweifel darüber geäußert, ob ich befugt wäre, auf Grund 
bes Gefegentwurfd, ber einen fürzeren Termin für bie 
Fahrten vorfieht, biefen Vertrag mit ber Oftafrifalinte 
abzufchließen. Ich bemerke demgegenüber, daß es ſich 
—— um eine vorläufige verfuchsſsweiſe Einrichtung 
handelt, und baß es aus biefem Grunde bebenflich ge- 
weien wäre, jegt ſchon eine Anderung der Geſetzgebung 
herbeizuführen. Würde eine Anderung ber Geſetzgebung 
herbeigeführt fein, unb würde bie neu getroffene Ein- 
richtung ſich bemnäcdhft als nicht praktiſch herausſtellen, fo 
würbe fofort wieder eine Unſtimmigkeit vorhanden fein 
zwiſchen dem formalen Buchſtaben bed Geſetzes und 
feiner tatſächlichen Ausführung im Wege des Ber: 
tragd. Für umfere oftafrifanifhe Line find felbit- 
verftändlih lediglich Intereſſen ber Stolonien maß» 
gebend. Diefe jekt vorgefehene Einrichtung, welche, 
wie ber Herr Worrebner felbft zugeftanden bat, feine 
materielle Minberleiftung, fondern fogar noch eine mate- 
rielle Mehrleiftung tft, entſpricht ben Imtereffen unferer 
Kolonien, und die Kolonialverwaltung bat fih mit biefer 
neuen Vereinbarung einberftanden erflärt. Sollte biefe 
Einrihtung fi dauernd bewähren, jo wirb meines Gr- 
achtens in fo mannigfachen Beziehungen ber ganze *5 
abgeändert werden müſſen, daß dann allerdings zunäch 
der Weg der Geſetzgebung beſchritten werden müßte. 
ſtann aber der Reichslag über bad von dem Herrn Vor: 
rebner geäußerte Bedenken hinwegkommen mit NRüdficht 
barauf, daß es fih nur um eine verſuchſsweiſe Ein- 
—— handelt, ſo, glaube ich, könnte wohl der Vertrag 
bon mir mit Wirkung vom 1. Mai bis auf weitered ge⸗ 
ichloffen werden. Würbe ber Reichstag alſo nidt einen 
ausbrüdlihen Antrag ftellen, dieſe Srage im Wege ber 
Gefeggebung zu Löfen, fo würde id m 

befugt erachten, dieſe Vertragdänderung mit ber Firma 
Moermann und ber Oftafrikalinie vom 1. Mai ab in Kraft 
treten zu laſſen. Aus praftiihen Gründen empfehle ich 
Ihnen dringend, es vorläufig bei biefem ——— ohne 
Anderung ber Geſetzgebung zu belafien. Hat indes ber 
Reichstag in feiner Mehrheit Bedenken, jo würde ich 
felbftverftändlih aucd bereit fein, eine Minderung bes 
Geſetzes durch Bundesrat und Reichstag befchließen zu 
laſſen. Es ift mir nur zweifelhaft, ob es bann möglich 
wäre, bied für die Kolonien durchaus erwünſchte und 
meined Erachtens vorteilhafte Arrangement ſchon bom 
1. Mat ab In Kraft treten zu laſſen. 


Präfident: Das Wort hat ber Herr Benollmächtigte 
zum Bundesrat, Diretor im Reichsamt des Innern 
d. Jonquieres. 


v. Ionguieres, Diretor im Reichſsamt des Innern, 
ftellpertretender Bevollmädtigter zum Bundesrat: Meine 
Herren, ih kann zunächſt darauf aufmerffam machen, daß 
ber Vertrag zwifchen dem linternehmer und bem Neidhö- 
kanzler dem Neihstage nach Maßgabe des Geſetzes nur 
zur Kenntnisnahme vorzulegen ift, daß ben Vertrag zu 
genehmigen hat der Bundesrat, und baß alſo auch ber 
rımdlegende Vertrag, der bier umgeänbert worben ift, 
eineswegs etwa in allen feinen Einzelheiten vom Reichs⸗ 
tage feftgeftellt worben if. Das ift eben nad ben grund» 
.. Geſetzen Sache bed Bunbedratd, Nun haben 
‚um eine Abänderung herbeizuführen, von feiten ber 
Reichsberwaltung eine Genehmigung des Bundesrats ein- 
holen müffen zu einem Nactrage, und biefer Nachtrag 
wird dem Neichdtag wiederum als ein quaft ſelbſtändiger 
Vertrag zur Kenntnisnahme vorgelegt. Es ift ihm eine 
Erläuterung beigegeben, bie die Pläne, welche mit biefem 
Nachtrag verfolgt werden, barlegt. Wenn Sie aber ben 


ch bemgemäß fir (D) 


(B) linie eine erheblih höhere Geſchwindigkeit 
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(v. Jonquieres.) 


(A) Nachtrag, wie er vorſichtig formuliert ift, prüfen, jo wirb 


nicht behauptet werben Tönnen, daß er irgendbiwie gegen 
bie Beftimmumgen des Geſetzes verftohe; denn er lautet 
in bem entſprechenden Teile — ich laffe ben Anfang und 
dad Enbe fort —: 
——— können in ber Einrichtung ber 
Linie folde Anderungen getroffen werben, melde 
eh im Rahmen bed Geſetzes vom 25. Mat 1900 
alten 
ufw. Damit ift von vornherein ausgefproden, daß bie Maß- 
nahmen, die wir mit dem Bertrage verfolgen, nur unter 
der. Vorandfegung zur Durdführung gelangen können, 
wenn fie fih im Rahmen bes Geſehes halten. Damtt 
der Reichſtag in ber Lage ift, biefe Frage zu prüfen, 
re wir mit bloß den Wortlaut bed Vertrages, 
onbern in ben Grläuterungen aud ben m Grunde 
x ri Plan zur Kenntnisnahme vorgelegt in der aus— 
drüdlihen Abſicht, durch die heutige Eröterung uns 
barüber zu vergewiffern, ob and ber Neichätag ber 
— iſt, daß es einer Abänderung bed Geſetzes nicht 
ebürfe. 

Nun hat ber Herr Abgeorbnnete Erzberger gerabe 
nad diefer Richtung hin ein Bedenken aufgeworfen, was 
ja vielleicht nicht ganz unberechtigt ifl, wenn man eine 
fehr * und —— Interpretation des Geſetzes ein- 
treten läßt. Es handelt ſich darum, ob man noch eine 
14 tägige Verbindung im Sinne bed Geſetzes als vor—⸗ 
handen anſehen kann, wenn eine Haupilinie alle 3 Wochen 
bon zwei Seiten eine Rundfahrt um Afrika ausführt und 
dazu eine Nebenlinie ale 6 Wochen fährt. Bei dem 
grunblegenben Bertrag war die Sache jo gedacht, daß bie 
beiden Hanptlinten ale 4 Wochen fuhren unb bie 
Zwiſchenlinie, biefe Ergänzungslinie, ebenfalls alle 
4 Wochen, wodurch eine 14 tägige Verbindung hergeſtellt 
wurde. Nun muß man aber beachten, daß die gen 
als bie 
Zwiſchenlinle hatte, und ed war die natürliche Folge, daß, 
wenn aud bie Abfahrten von Hamburg regelm 1 alle 
14 Tage ſtattfanden, dad, worauf e3 ankam, die Ankunft 
im beutihen Schubgebiet, in Daresfalam, unmöglich 
alle 14 Tage erfolgen konnte. Die Regelmäßigfeit ber 
Berbindbung liegt hanptfählih im Sntereffe der Poft. 
Wir haben ed uns jet ſchon als eine l14tägige Ber: 
bindung gefallen laſſen müſſen, wenn innerhalb 4 Wochen 
die Boft in Daredfalam antam in Zwiſchenräumen bon 
19 Tagen und 9 Tagen, zufammen 28 Tagen, oder in 20 und 
8 Tagen. Eine größere Negelmäßigteit herzuftellen, war 
unmdglid geweſen. Diefe Verbindung hat aber biäher 
ftet3 als eine 14stägige im Sinne des Geſetzes gegolten, 
bie Pofiverwaltungen und and die Intereffenten in 
Deutſch⸗Oſtafrika find damit zufrieden. Nun wird gerabe 
in dieſer Hinfiht durch die neue Kombination ungefähr 
etwa gleiches erreiht. Wir befämen innerhalb ſechs 
Wochen Abftände von 21, 10, 11 Tagen, bie Unregel⸗ 
mäßigkeit gegenüber einer firengen 14-tägigen Verbindung 
ift nicht größer, ald wenn wir 28, 8, 19, 9 Tage haben. 

Mir haben geglaubt, daß wegen biefer geringen Ab» 
ei. ir nicht gendtigt fein würden, zu einer 
probifortfhen Maßnahme den Weg der Geſetzgebung zu 
befäreiten, zumal es fih um einen WVerfuch handelt, ber 
mögfichermeite nad brei oder ſechs Monaten wieber auf: 
gegeben werden muß, nämlid dann, wenn bie Einrichtung 
ſich als nicht rentabel erweifen jollte. In den Erläuterungen 
tft ganı offen dargelegt, daß bie Veranlaffung zu biefer 
Veränderung gegeben hat bie Ginftelung ber Fahrten 
feitend des öterreichifchen Lloydkonkurrenzunternehmens. 
Daß man in dieſem Falle zugreift und ſchnell handelt, iſt 
faufmännifch richtig, und in dem Punkte haben auch wir, 
bie Reichsberwaltung, kaufmänniſch —— und gejodt, 
wir wollen ſchnell den Bertrag abſchließen und den Reichs 


tag auf ſchnellſtent Wege in bie Lage ſetzen, wohlwollend (C) 


au prüfen, ob er daS Vorgehen ratihabieren fan; benn 
eine ſolche Ratihabition dadurch, daß fein Widerſpruch 
erhoben wird, wünſchen wir durch die heutige Erörterung 
zu erzielen. Ich glaube, bei einer freien Beurteilung und 
namentlih bei einem Wergleih mit bem gegenwärtigen 
Zuftand wird ein ernfter Wiberfpruh dagegen wicht 
erhoben werben können, daß unfer Plan mit dem Gefeh, 
das eine 14-tägige Verbindung vorſchreibt, fi vereinigen 
läßt. Gerade mit Rückſicht auf die lnficherheit ber Dauer 
bed Verſuchs wäre e3 gerabezu unmöglih, den Weg ber 
Gefeßgebung zu beichreiten, es bliebe und einfach nichts 
übrig, als den Verſuch überhaupt aufzugeben, und das 
kann dod nicht der Wunſch bed Reichstags fein. Daß 
bie Rechte bes Reichſstags in jeder Beziehung gewahrt 
werben follen, fehen Sie aus unferer Vorlage. So viel 
zu biefer Vorlage. 

Nun möchte ich auf einige Beſchwerden eingehen, bie 
Herr Erzberger bier vorgebracht hat, und bie zunächſt 
dabon audgingen, daß auf der Oftafrifalinie bie Frachten 
überhaupt zu hoch feten. Der Grundfag, von bem Herr 
Grzberger ausgeht, auf einer fubventionterten Linte bürften 
die Frachten nicht höher fein ald auf einer Linie im 
freien Verkehr, oder auf ber Linie in Oftafrifa bei ber 
geringen Seemeilenzahl dürften die Frachten nicht teurer 
fein ald nad Japan, das viel weiter ift: mit bem Grundſatz 
kann man nicht arbeiten 

(iehr rihtig!), 
das ift kaufmänniſch ganz unmöglich. Die Tarife müſſen 
fo kalkuliert fein, daß fie bei bem zu erwartenden Verkehr 
unter Berüdfihtigung ber vom Reiche gewährten Sub» 
vention für das Internehmen eine mäßige Verzinfung 
laſſen. Wenn das nicht der Fall ift, dann gibt ſich mie- 
mand zu einem foldhen Unternehmen ber, und damit müffen 
Sie ernftlih rechnen. Die deutihe Oftafritalinte hat im 


legten Sabre fo ſchlechte Geihäfte gemadt, dab auf ber (D) 


legten Generalverfammlung ber Antrag geftellt wurde, bie 
Geſellſchaft möge liquibieren, und nur mit Rüdfiht auf 
das Verhältnis zum Neid hat man von feiten des Bor- 
ftand8 biefen Antrag a limine abgewiefen. 

Nun wirb gelagt, bie —— Erträgniſſe ſeien 
ſozuſagen künſtlich durch bie Art der Buchführung hervor: 
gerufen worden. Ja, meine Herren, wir haben aber im 
Vertragsartikel 36 eine ganz genaue Vorſchrift, wie dem 
Reiche Rechnung gelegt wird. Da gibt es keine 16 Prozent 
Abſchreibungen, dba tft die Abſchreibung auf 7 Prozent 
vom Anfchaffungswerte der Schiffe Iimitiert, und das 
wird bei dem maßgebenden Inftanzen im Reichſsamt des 
Innern und Neihspoftamt an der Hand der jährlich vor: 
aelegten eingehenden Abrehnung ganz genau kontrolliert. 
Wir laffen und nicht 16 Prozent in die Rechnung ein- 
ftelen, wo nur 7 Prozent eingeftellt werben bürfen. Alfo 
ih möchte nicht anerkennen, daß bier etwa burd eine 
fimftliche Schtebung ein mangelhafte Erträgnis herbor- 
gerufen würde. 

Dann ift materiell zu berüdfichtigen, daß dieſe Linie 
nad Oſtafrika an fi ein ſchweres Leben Hat. Und 
warum? Meil es eine fo lohnende Rückfracht gibt wie 
3. B. von Japan und China einerjettö und im Verkehr, 
will ih einmal fagen, mit Amerika andererſeits. Ich 
glaube, ed bebarf wirklich feiner Worte, um zu erflären, 
warum ber Verkehr zwiſchen jo hochkultivierten Staaten, 
wie Deutfhland und ben Vereinigten Staaten, erträglicher 
tft, als ber Verkehr von Deutſchland nad) den afritantichen 
— und nad den übrigen afrikaniſchen Küften- 
plägen. 

Nun Hat ferner der Herr Abgeorbnete den Wunſch 
geäußert, bei einer Reviſion ber Tarife möge baranf Hin- 
gewirkt werben, daß bie Bevorzugung von Sanfibar und 
bon Beira wegfalle. Auf einen Zuruf von mir bat er 


827 











(v. Ionquiere) — 


(A) bereitö anerkannt, daß Beira nicht mehr bevorzugt wird. 


Ich gebe offen zu, durch gewiſſe Verfchiebungen in ben 
Tarifen, bie allmählich eingetreten find, war es vorüber: 
ehenb vorgekommen, daß Beira begünftigt wurde. Sowie 
aö aber bemerkt wurde, wurbe die Sade abgeftellt. 
Wir haben gerabe infolge der Anregungen, die, wenn td) 
nicht irre, der Herr Abgeorbnete Erzberger und nod) 
einige andere Herren in ber Bubgetlommilfton zum 
Kolonialetat gegeben hatten, mit der Kolontalverwaltung 
und ber Finanzverwaltung barauf hingemirkt, daß bie 
DOftafrilalinie eine genaue Reviſion der Tarife vor: 
genommen bat, und wir haben darauf gebrungen, daß 
alle diejenigen Beichwerbepuntte abgeftellt wurben, bie in 
ber Budgetlommilfion vorgebradjt waren. Dazu gehörte 
vor allem bie damalige Begünftigung von Beira. Wenn 
ber Herr Abgeordnete jet aber annimmt, es werde noch 
Sanfibar vor Daresjalam begünftigt, jo möchte ich ihn 
auf Seite 40 des Handbuchs verweilen, das bie maß— 
gebenden Tarife enthält, wonach die Tarife von Hamburg 
ufw. nah Bagamoyo, Daredfalam, Sanfibar ulm. — e3 
find noch fünf andere Häfen — identifh find. Nur 
trägt biefer Tarif in einer Anmerkung den Zuſatz: 

* Güter nad) Tanga, Bagamoyo und Daresſalam 

nbet eine Vergütung von 3 Prozent auf obige 

Frachtſätze ſtatt. 
Wir haben uns alſo nicht damit begnügt, daß Sanſibar 
nicht bevorzugt werde, ſondern darauf gedrungen, daß bie 
deuntſchen Häfen vor den nichtdeutſchen einen dreiprozentigen 
Vorzug befommen. 

Weiter wirb gejagt, e3 würde zwar eine zehnpro— 
zentige Nüdvergütung gegeben, aber unter folden Be: 
dingungen, die nicht zu erfüllen jeien; wenn nämlich ber 
Betreffende nicht ausſchließlich bei der Oftafrifalinie oder 
bet gewiffen anderen Stonferenzlinien verfrachtete, dann 
gäbe es feine Rüdvergütung. Das iſt ganz richtig; das 


(B) ift aber allgemein lfus. Ob Sie diefe Konferenzen nehmen, 


bie die Dftafrifalinie abgeſchloſſen Dat, ober ob Sie bie 
Konferenzen nehmen, bie bie engliihen Südafrikalinien 
ober Chinas und Japans, die P- and O⸗Linie oder bie 
Meflageries maritimes geihloffen haben, überall finden Sie, 
daß diefe zehnprozentige Nüdvergütung nur gezahlt wird, 
wenn bie Verſchiffung der Waren ausſchließlich durch bie 
Stonferenzlinten erfolgt. Und das hat faufmännifch feinen 
guten Grund: die Reedereien betrachten e3 als fehr viel wert, 
einen feiten Kontraft mit beftimmten Verladern zu haben; 
darauf bafteren fte ihre Kalkulationen, ſodaß fie bie zehn: 
prozentige Vergütung geben können, wenn ber Betreffende 
feine Waren nur mit ihren Schiffen verfendet. Daher 
erflärt ſich dieſe Beftimmung, die eben abfolut nichts Be: 
fonberes für die Oftafrifalinte barftellt, fondern bei allen 
Dampferlinten Ufus if. 

Ih glaube hiermit dad Nötige gelagt zu haben, 
um and bie Bejchwerben, welche bezüglid der Tarife 
vorgebracht find, ala nicht berechtigt hinzuſtellen. Ich 
möchte da3 hohe Haus nochmals bitten, die rechtlichen 
Bedenken, bie etwa am bie Trage ber I4tägigen Fahrt 
anzuknüpfen wären, im Intereffe ber Sade zurüdtreten 
zu lafien. Daß es fih bier um eine Maßnahme allein 
im Spntereffe der Oftafrikalinie handle, davon iſt keine 
Nede. Aus der Begründung gebt hervor: aud bie 
Kolonialverwaltung hat ausbrüdlid anerkannt, daß biefe 
——— dem deutſchen Schutzgebiete zugule kommen 
wird. 


(Brabo!) 


BPräfident: Der Herr Abgeordnete Dr. Semler hat 
ba3 Wort. 


Dr. Semler, Abgeordneter: Wir haben im Intereffe 
ber Kolonie Oftafrifa ben gg Wunſch, diefe Linie 
zu fördern. Ich möchte zufäglicd zu dem, was der Herr 
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is gern ar in überzeugenber Welfe gejagt hat, (C) 
noch eine Bemerkung gegenüber Herrn 5* er machen. 

63 {ft unmöglich, daß die Kolonie O — bie Oſt⸗ 
afrikalinie, deren gute Dampfer Ste kennen, allein zu er—⸗ 
halten vermag; dieſe Linie iſt darauf angewieſen, englifche 
Häfen anzulaufen — fie läuft übrigens auch Kapſtadt und 
fonfttge Häfen auf bem Wege um Afrika herum an. 
Wenn ander wir nicht nur eine Fradtverbindung, fondern 
aud eine Roft: und Perfonenverbindung haben wollen, 
bie tatſächlich dieſe Linte gewährt, fo Haben wir alle 
Urſache, dankbar zu begrüßen, daß fie aud auf eng. 
liſchen Plägen Nahrung findet. Ich bitte Herm Erzberger 
wiederholt, zu bedenken: bie deutſche Kolonie allein kann biefe 
Linie nicht erhalten. Es können leicht Mißverftänbnifje 
entftehen aus Ihren Worten, Herr Kollege, wenn Sie jagen: 
ja, eine Bilanz kann nad) Belieben bezüglich Getwinnverteilung 
und Abichreibungen aufgemadht werben. Glauben Sie 
denn wirklich, daß eine Geſellſchaft wie die Oftafrikalinte 
eine Bilanz aufmahen kann nad ihren Neigungen, ohne 
Nüdfiht auf die Notwendigkeit der Abſchreibungen? Das 
fann doch nur zu leicht in Ihren Worten gefunden werden 
und hat body gewiß und Hoffentlih nicht darin Liegen 
jollen. So etwas erzeugt notwendig Berftimmungen, 
welche außerordentlid) leicht dazu führen, daß bie Reeber 
fi auf den Stanbpuntt ftellen — und ber —* ſchon 
vor, wie ich ausſprechen muß —: um Gotteswillen, nur 
nicht ein Geſchäft, wo wir irgend etwas mit dem Deutſchen 
Reihdtag und den verbündeten Regierungen zu tum haben! 
Was haben wir im legten Ende davon, wenn wir alle 
Unternehmer und das Kapital zurüdihreden? Den 
Kolonien dienen wir wirklich bamit nidt. 

(Sehr gut!) 


männifchen Sinne mit auch nur u Verzinfung ift (D) 
es, wie ber Herr Negierungsvertreter eben bemerkte, nicht. 
63 ſchließlich dahin zu bringen, daß auch biefe jelbft- 
ftändige Linie zu Kreuze Triehen muß vor ber großen 
| a rag reiche oder irgend melden großen eng- 
lichen Linien, kann ber Reichstag doch nit wünſchen. 
Damit würden wir ja bie monopoliftiihen Beftrebungen 
verftärten, anftatt fie zu ſchwächen. 

Aus meinem Tonfall ift wohl zu erkennen, daß i 
feine ſcharfe Kritik üben will; ich will biefe Dinge au 
nur zur ernften Erwägung geben. Es ift wirflih hoch— 
bebentlih, wenn wir im Reichstag gar zu fehr dieſe Ge— 
fhäfte zu erfhweren fuchen. 

(Bravo!) 

Vräfident: Der Herr Mbgeorbnete Dr. Arendt 

(Mansfeld) hat das Wort. 


Dr. Arendt (Mandfelb), Abgeorbneter: Meine Herren, 
ich hoffe, dab die mehr formalen Bedenken bed Herrn 
Abgeordneten Erzberger durch bie Erklärung bed Herrn 
Staatöfetretärd und bed Herrn Regierungskommiſſars 
beſchwichtigt worden find. Ich wenigftend muß jagen, ba 
es fih um einen vorläufigen Verſuch handelt, und ba für 
ben Fall einer befinitiven Annahme be3 nenen Planes 
eine gejegliche Regelung in Ausſicht geftellt if, daß bie 
formalen Bebenten zurüdtreten fünnen, wenn die Maß— 
regel an ſich eine begründete tft. Die Maßregel an fi 
halte id) für eine begrünbete und für eine im Intereſſe 
der Kolonie außerordentlich wichtige. 

Nah diefer Richtung möchte ih namentlih eines 
no berborheben, was im Laufe der Debatte noch nicht 
ausgefproden ift. Diefe Zwiſchenlinie, bie jet alle vier 
Moden den Verkehr vermittell, war außerordentlich 
unbeliebt. &3 handelte ſich um Heine und veraltete 
Schiffe, die nur im Notfalle noch benußt wurden, beren 
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(Dr. Srende [Mansfelt]) 


(A) Außerbienfiftelung wir fehr begrüßen müffen. Der Grund, 


ber bie Neeberei hauptſächlich veranlaßt hat, eine Anderung 
des Bertragäverhältniffes zu wünſchen, ift anbererfeitö ein 
überaus erfreuliher. Er befteht barin, daß bie Rüdfracht 
aus Deutih-Oftafrifa in hohem Steigen begriffen ift, fobaß 
die Dampfer gegenwärtig bie Rüdfradht nicht mehr be- 
wältigen kännen. 

(Hört! Hört!) 


- Darüber hinaus wiſſen wir, daß bie im Betriebe be- 
findlichen Pflanzungen für bie nächſte Zukunft eine folche 
Steigerung des Rückverkehrs in Ausſicht ftellen, daß bie 
Neeberei notwendig ſchon jegt Vorkehrungen dafür treffen 
muß. Ich babe tm ben letzten Tagen Einfiht genommen 
In Ausmwelfungen, wonad man im Hafen bon Tanga auf 
eine Zunahme bed Ausfuhrverkehrs um 32000 Tonnen 
und des Einfuhrverkehrs um 7000 Tonnen rechnet. Es 
wurbe das geltend gemacht in Ausführungen, die bie 
Delspe nl: betreffen, bie eine Berbeflerung bes 

afens in Ausficht nehmen wollen. Wenn das aber ber 

U if, muß eine Schiffahrtögefelihaft ſchon jegt darauf 

dfiht nehmen. Das tft ber weſentliche Zweck dieſer 
Anderung. Die großen Dampfer ber Hauptlinie fahren 
fünftig anftatt alle vier Wochen alle brei Wochen, fie 
fahren alfo Hänfiger, und es wird neu eingeführt eine 
Fradtbampferlinte von großen Fradhtbamprern. Auf 
biefe Weife werben wir davor behütet, daß eine Stodung 
des Rückfrachtverklehrs aus Deutſch-Oſtafrika eintritt. Ich 
halte alſo dieſe Anderung nicht nur für eine ſehr nützliche, 
fondern für eine abſolut notwendige und hoffe, daß fie 
fi) fo bewähren wird, baß ein enbgültiger Zuftand nad 
diefer Richtung erreicht wird. 

Die übrigen Ausführungen bed Herrn Abgeorbneten 
Erzberger find ja bon dem Herrn Vorrebner und vom 
Regierungstiſch aus widerlegt worden. Ich möchte nur 
bad eine jagen: man kann bei bein Scifföverlehr doch 


(B) unmöglih nad Entfernungen allein die Fracht berechnen; 


e3 handelt fih vor allen Dingen auch darum, wie viel 
verfraditet wird, ob fidh die Geſamtfracht lohnen wird 
oder nidt. Da meine ich, daß eine Reedereigeſellſchaft 
ihre eigenen Intereſſen außerorbentlih fchleht wahr: 
nehmen wiürbe, wenn fie zu hohe Tarife einſetzt. Nach 
biefer Richtung hin fallen bie Intereſſen bes Neeberd und 
bed Berfrachterd zufammen; namentlich bei einem auf: 
wärtöftrebenben Verkehr, wie bei ber Kolonie, liegt es auf 
der Hand, daß bie Neeber fi in ihr eigenes Fleiſch 
ſchneiden würben, wenn fie zu hohe Tarife anfegen und 
ben Verkehr fo hemmen würben, anftati ihn durch niedrige 
Tarife zu förbern. 
Die Konkurrenz des Oſterreichiſchen Lloyb Hat auf: 
gehört, er hat feine Fahrten eingeftelt. Das können wir 

Intereſſe der deutſchen Schiffahrt nur begrüßen. Aber 
was Zanzibar anbetrifit, jo muß man da berborheben, 
baß die Stellung Zanzibard glüdlicherweile nit mehr 
bie alte iſt. Die großen beutihen Häufer legen ihren 
Haupiſttz nad dem Stontinent; bie ganze Frage fteht nicht 
mehr auf bemfelben led wie früher, ſeitdem auf bem 
Feſtlande Eifenbahnen gebaut worben find, ſeitdem ba= 
durch bie feſtländiſchen Häfen ein folches Übergewicht über 
Zanzibar befommen haben, dab wir Zanzibar nicht mehr 
zu fürdten brauden, um fo mehr, ald es eine offene 
Reede hat, während auf dem Feſtlande ausgezeichnete und 
ſichere Häfen find. 

Nun, meine Herren, muß ich fagen, baß unter Um— 
ftänden es fein Unrecht und auch kein Unglück if, wenn 
eine ſolche Linie wie die Deutſch-Oſtafrilalinie, die auch 
ausländiſche Häfen anläuft, durh die Konkurrenz ver: 
anlaßt, nad ausländifhen Häfen billiger befördert. Das 
kann in faufmännifhen Verhältnifien begründet fein; das 
braucht man nicht als Unrecht oder als eine Schädigun 
der beutfchen Kolonien aufzufaffen, denn es fommıt je 
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ber beutfchen Stolonie zu gute, wenn der Verkehr nach ben (C) 


ferneren Häfen Afrikas durch dieſe Linie Iebhafter ge- 
fürbert wird. Gerade bie Oftafrifalinie bringt in ſteigendem 
Maße aus den englifhen Kolonien aus Südafrifa Touriften 
und Reifende nad den deutſchen Küftenplägen, bie zum 
Teil zur Belebung des Verkehrs bort weſentlich —— 
Gerade während wir in Uſambara waren, waren ſolche 
ao. aus Sübafrifa dort, die bort erhebliche Antäufe, 
aud) an Land, madten und zur Hebung ber Vollkswirt— 
ſchaft wefentli beitrugen. Alfo man muß biefe Dinge 
bon einem Höheren Standpunkte anfehen ald von bem 
rein falfulatortichen, daß num hier oder dort bie Frachten 
im einzelnen nicht hoch genug oder zu hoch find. 

Meine Herren, bie Klagen, bie in ber Kolonie laut 
werben, richten fih zum größten Teil weniger gegen bie 
Sciffsverhältniffe als gegen die Hafenverhältnifie, und 
wenn nad biejer Richtung eingewirkt, eine Verbefferung 
ber Hafen, der Leichterverhältniffe geihaffen werden fann, 
wenn die Häfen fo eingerichtet werben, baß das Landungs⸗ 
monopol aufhört, dab SKatanlagen gefhaffen werben, an 
benen bie Dampfer anlegen, und dadurch die Verfrachtun 
der Einfuhr und Ausfuhr billiger geftaltet wird, fo i 
das von außerordentlich großem Intereffe. Meine Herren, 
ih hoffe, daß die Einrichtung, die hier vorliegt, und gegen 
bie ih nicht das minbefte Bedenken habe, ſich praktiich 
bewähren wird, und ich hoffe außerdem, daß ber Verkehr 
wiſchen ber deutſch⸗ oſtafrikaniſchen Kolonie und Deutſchland 
o anwachſen wird, daß die Linie mehr und mehr im eigenen 
Intereſſe Die Tarife herabfegen kann, und daß wir, wenn wir 
zur Erneuerung ber Subvention kommen, bann nad) dieſer 
Richtung hin Zugeftändniffe werben erhalten können. Ich 

aube aber, meine Herren, daß ber Herr Abgeorbnete 

zberger nicht im Recht ift, wenn er annimmt, dab, 
wenn bier die Subvention aufhört, bann zwei, brei Linien 
nad Deutih-Oftafrifa gehen werden wie nad) Weftafrika. 
Der wefentliche Unterſchied lie 
Suezfanal verteuert mit feinen Hohen Gebühren bie 
Schiffahrt fo außerordentlich, daß es mir fehr zweifelhaft 
ift, ob ohne die Subvention eine freie Schiffahrt hier ein» 
treten würde, ift doch die ganze Subvention, bie das Reich 
auszahlt, nicht höher, als die von der Oſtafrikalinie an 
bie Suezfanalverwaltung zu zahlenden Beiträge für bie 
Benutzung des Kanals. Unter folden Umftänden, meine 
Herren, wollen wir wirklich froh fein, daß wir rechtzeitig 
bie Subvention bewilligt und dadurch eine Verbindung 
mit ber Kolonie geihaffen haben, und wir wollen hoffen, 
daß mir biefe Verbindung auch in Zukunft aufrecht 


erhalten. 
(Bravo! rechts.) 
Präfident: Der Herr Mbgeorbnete Erzberger hat 
das Wort. 


Erzberger, Abgeorbneter: Der Herr Staatsſekretär 
Graf Poſadowsky hat meine Bedenken auf ſtaatsrechtlichem 
Gebiete anerkannt. Er hat auögeführt, baß fehr wohl 
auf Grunb bed Gejeges, was ich gegenüber feinem Herrn 
Kommiffar bemerken zu bürfen bitte, folde Bedenken 
zuläffig find und vorgebradht werben fünnen. Der Herr 
Staatsſekretär hat auch zugefagt, dab, wenn es ſich um 
eine bauerndbe Abänderung ber vierzehntägigen Dampfer: 
verbindung handelt, dann ber Schrüt, zur Anberung bes 
Gefeßed erfolgen werde. Damit ift mein Bebenten 
zurüdgeftellt. Ih will die Sache nit erſchweren, hielt 
mid aber für verpflichtet, bie —— bier vorzu⸗ 
bringen, weil nicht ohne weiteres bie verbündelen 
Regierungen ben klaren Wortlaut eines Geſetzes dadurch 
umgehen können, daß durch den Vertrag am Schluß etwas 
anderes herauskommt, als ber Geſetzgeber beflimmt hat. 
Liegen auf dem Gebiet der Schiffahrt ſolche flüſſigen 
Zuftände vor, dann darf eben ein ſolches Gejek nicht fo 


bier im Suezlanal. Der (D) 


(A) em 
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(Grjberger.) 
efaßt werben, wie das Geſetz bon 1900 talſächlich 
gefaßt if. Solange aber der Wortlaut befteht, muß 
man ih auch an ihn halten. Wenn ein gewöhnlicher 
Staatöbürger gegen den Wortlaut eined Geſetzes verftößt, 
wirb er ebenfo beftraft, wie wenn er fi gegen den Sinn 
des Geſetzes vergeht; höchſtens werben ihm milbernbe 
Umftände zugebilligt. Durd die Darlegung bes Herrn 
Staatsſekretärs bin ich zufrieden geftellt. 

Nun bat aber fein Herr KHommiffar gegen etwas 
polemifiert, was ih gar nicht gefagt habe. Wo habe 
Ih denn im meiner Rebe irgendwie behauptet, ich 
wünfhte bie Vorlegung des Bertragd an den Reichs— 
tag zur Genehmigung? Das ift mir gar nicht eingefallen. 
Ih findiere das Gejeg felbft, ehe ich hier Neben halte. 
Ih Habe nur hervorgehoben, wenn MAbänderungen in 
Betracht kommen, die ben Wortlaut bed Geſetzes berühren, 
müßte bie Genehmigung des Reichstags nachgeſucht werben. 
Das hat ber Staatdfefretär zugegeben. Deshalb habe ich 
gegenüber dieſen Ausführungen auch weiter nichts zu 
bemerfen. 

Weiter eninehme ich aber aus feinen Darlegungen 
die bon meinem Standpunkt aus höchſt erfreuliche Mit- 
teilung, baß gerade infolge ber Kritik des Reichstags bie 
Tarife verbilligt worden find. Das möchte ich gegenüber 
deu Ausführungen bed Herrn Stollegen Semler wie bes 

ern Sollegen Arendt bemerten —: hätte ich mit biefer 
tie nicht eingeſetzt, fo tft es mir höchſt fraglich, ob Die 
Tarife bezüglich der füblih gelegenen oſtafrikaniſchen 
Häfen ermäßtgt worden wären. Das ift ber Grund, we3- 
halb id} heute wieder auftrete, um nahezulegen, ob nicht 
eine weitere Ermäßigung angezeigt tft. Wenn wir jährlich 
1350 000 Mark Subvention bezahlen, dann we id 
für den Neihätag und für jedes einzelne Mitglied des 
hohen Haufes das Recht in Anſpruch, ſolche Wünſche und 
Beſchwerden aus Intereffentenkreifen vorzutragen, damit 


(8) fie an zuftänbiger Stelle geprüft und erwogen werben. 


£ (Sehr richtig! in der Mitte.) 

Als ih das im Jahre 1905 tat, ift man dem Wunſche 
nachgegangen, und id) freue mid, daß meine Anregung 
ben Erfolg gehabt hat. Ih bin aud heute überzeugt, 
daß, wenn weitere Verhandlungen eingeleitet werben, es 
ebenfo möglid ift, daß eine Ermäßigung eintritt, befonders, 
wenn das zutrifft, was ber Herr Stollege Arendt im 
Gegenfag zum Herrn Regterungstommtffar ausgeführt 
at. Der Herr Kommiſſar des Bundesratd ſagte, es 
eien keine Nüdfrachten vorhanden, — der Herr Abge- 
orbnete Dr. Arendt fagt, die Dampfer könnten die Rüd- 
frachten nicht mehr bewältigen. 

‚(Heiterkeit in der Mitte.) 
Ih will jest mal fo optimiftifch fein und mich auf den 
Standpunkt bed Herrn Dr. Arendt ftellen. Aber dann 
ift doch mein Wunfh auf Herabjegung der Tarife erft 
recht begründet. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Dann begreife ich erſt recht nicht, wie man mir borwerfen 
fann, daß ih ſolche Wünſche im Reichstag vorge- 
tragen * 

Ich möchte gegenüber dem Herrn Kommiſſar folgendes 
bemerken. Gr bat eine Auffaſſung meinerſeits an efochten 
und zurüdgewiefen, bie ich gar nicht gemadt habe. Der 
Herr ſtommiſſar des Bundesrats fagte, ih hätte bes 
mängelt, daß Zanzibar ne Tarife hätte ald Dar- 
eöfalam, und er Sat zur Widerlegung die Tarife von 
Hamburg nad Yanzibar angeführt. Diefe aber habe ich 
gar nicht genannt, die find mir aud tm Kolonialhandels⸗ 
adreßbuch zugänglid. Ich habe die Rückfrachtlarife ges 
nannt und beutlid gejagt, dab ein Hauptartifel von Dft- 
afrifa über Daresfalam nah Hamburg zum Sabe von 
100 Mart und über Zanzibar fin 33,75 Mark zurüd: 
verfrachter worden ift. Der Herr Sommiffar hat biefe 


Rückfrachttarife nicht — fo intereſſaut es für bie (0 
ganze Kaufmanuſchaft und für alle Beute in Oſtafrika fein 
würde, wenn man fie einmal erfahren könnte. Diefe werben 
jedesmal nur für ben Einzelfall mitgeteilt, und ba * 
eben der betreffende Intereſſent: mein Konkurrent hat dieſe 
—— Tarife, die Firma Hanfing und Go. zahlt fo viel 
weniger al3 ih. Gerade um biefe Klagen in den Streifen 
der Sntereffenten von DOftafrifa zu befeitigen, wäre e8 
höchſt erfreulich, wenn die Rüdfradhttarife im allgemeinen 
ebenfo publiziert würden, wie die Hauptfrachttarife jedes 
Jahr im ſtolonialhandelsadreßbuch publiziert worben find. 

Ich will auf diefe Dinge nicht weiter eingehen; ber 
fpringenbe Punkt, den ich angeführt habe, war: die hohen 
Tarifläge fonnten nicht geleugnet werden. Ih wollte 
nicht fagen — wenn id das hier getan habe, ift e8 ein 
lapsus linguae —, daß auf jeder fubventionterten Linie 
unter allen Umſtänden billiger verfrachtet werben müſſe 
al3 auf nichtfubventionterten. Das weiß ich aud, denn 
id) habe mich mit biefer Frage bezüglich der Oftafrifalinie 
ſehr eingehend befaßt. Aber Ich begreife bie Ausführungen 
des Herrn ſtommiſſars des Bunbesrat3 tatfählih nicht, 
angefiht3 der nicht wegzuleugnenden Tatfache, daß ra 
ber Bejettigung des Monopold für MWeftafrifa jetzt bie 
Tarife zunächſt um 10 Prozent ermäßigt worben find und 
danı eine weitere Ermäßigung um 40 Prozent eingetreten 
ift, fodaß wir heute nad) Swakopmund um 50 zent 
billiger verfrachten als unter ber Herrihaft des Monopol3. 
Diefe Tatfahen müfjen doc) anerfannt werden, und, id bin 
überzeugt, das wäre nicht eingetreten, wenn nicht bie Kritik 
und die Wünſche dieſes hohen Haufes fich geltend gemacht 
hätten. Ich glaube, ih habe mit dem, was ich gegenliber 
der Oftafrifalinte zum Ausbrud gebradt habe, mich äußerft 
zurüdhaltend verhalten. Ich bin bei weitem nicht mit bem, 
was aus ben Neihen der Anfiebler, der Plantagenbeftger 
und ber Staufleute im der Kolonie mitgeteilt wird, was 
faft in jeder Bo die aus Oftafrika zu und kommt, ent» (D) 
halten ift, aufgetreten. Ich will auch jet nicht einge en 
auf das, was fo vielfach in der „Deutſch-Oſtafrikanſſchen 
Zeitung” an Klagen darüber vorgebradt wird, Es wird 
mir jeber beftätigen — unb meine Kollegen aus ber 
Bentrumsfraltion, die in Oftafrifa waren, haben mir das 
au perjönlih beftätigt —, daß biefe Wilnfche und 
—— vollauf berechtigt find. Ich habe nicht den Aus: 
drud „Bilanzverjchleierung* gebrauht ber Geſellſchaft 
—— wie mir der Herr Abgeordnete Semler zum 

orwurf machte. I ſagte nur, man dürfe nicht die Gewlun ⸗ 
ſumme zu Grunde legen, um ein Urteil über bie Rentabilltät 
des linternehmend zu fällen. Der Gewinn kann fo verteilt 
werben, daß Hohe Abichreibungen vorgenommen werben, 
und daß ein ge —* Gewinn verteilt wird, und dann 
fagt man in der Öffentlichkeit: wir haben nur 2 ig 
verdient, alſo ift das Geſchäft ſchlecht geweſen. Das 
wollte ich zum Ausdruck bringen. 

Ich kann nur meinen Wunſch wiederholen, daß die 
Reichsberwaltung ſich angelegen fein laſſen möge, in 
neue Verhandlungen einzutreten gerade angeſichts des bon 
dem Herrn Kollegen Dr. Arendt behaupteten er wungs 
Ag Kolonie und der beginnenden Maffenausfuhr von 


afrika 
Geiterkeit), 

ob es nicht möglich ſein wird, ſowohl billige Hinfracht 
wie billige Rückfracht zu erzielen. Vielleicht wäre es 
auch nicht unangebracht, daß, wenn das hohe Haus einmal 
dazu übergeht, ein ſelbſtändiges Staatsſekretariat für bie 
Kolonien m ihaffen, dann auch zu erwägen, ob man 
dann nicht die ganze Bofition in den Kolonialetat bringen 
fönnte, wohin fie nah meinem Dafürhalten überhaupt 
gehört. Ich habe den Wunſch fhon früher ausgefproden. 

eim Kolonialetat werden immer eine Anzahl Fragen 
beſprochen, bei denen man und ſtets entgegenhält: wir 
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(Erzbergen) 


(Aa) fönnen nicht über alle Fragen Auskunft geben und 


befinttiv dazu Stellung nehmen, weil das Reichsamt bes 
Imern bie Verträge abſchließt und deshalb gehört werben 
muß. Ich glaube, dab der Herr Staatöfetretär des 
Reichſsamts ded Innern nicht erzürnt fein würde, wenn 
ihm dieſe Arbeitslaft abgenommen mwürbe. 
(Bravo! in der Mitte.) 

Bizepräfibent Dr. ſche: Die Diskuffion ift ges 
ſchloſſen, da ſich Fuck an a zum Worte melbet. 

zit. 12a iſt nicht angefochten; id barf wohl an— 
nehmen, baß er bewilligt it. — Da3 ilt der Fall. 

Ich rufe weiter auf it. 13, — 14, — 14a, — 
15 — und erlläre diefe Titel für genehmigt. 

Ich eröffne die Diskuffion über Tit. 16. Das Wort 
bat ber Herr Abgeordnete Noske. 


Roske, Abgeordneter: Meine Herren, im Etat wird 
als Zufhuß des Reichs zu den Nenten, die auf Grumd 
bed ng my zu zahlen find, ein 
Betrag von 49 820 000 Mark gefordert. Das ift, wie 
ih ohne weiteres anerfenne, eine recht bedeutende Summe. 
Trogdem halte ich es für angebracht, darauf hinzuweiſen, 
daß es nicht gerechtfertigt iſt mit den großen Summen 
zu proßen, bie für bie Arbeiterberfiherung gezahlt würben. 
Um zu einem rechten Bilde zu gelangen, muß man aud) 
berüdfichtigen, was bie Arbeiter bafür opfern müffen. 
Aus a Gefihtöpuntte heraus haben wir ſchon oft 
darauf hingewieſen, daß das, was auf fozialpolitifchem 
Gebiete * worden iſt, doch noch ganz außerordentlich 
geringfügig iſt und ber Berbefferung bebarf. Daß ed 
mit der Sozialreform keineswegs beſonders e fteht, 
geht daraus hervor, daß im diesjährigen tat ber 

eichszuſchuß geringer eingejedt it als im vorigen, 
nämlid um 827250 Mark. Die Aufwendungen des 
Reichs für Inbalidenrenten werben aljo in biefem Jahre 

eblih geringer fein, ald in dem vorigen Jahre. Das 
zeigt, bon einem Fortſchritt in der Soztalreform 
faum gefprochen werben kann. Soviel NRefolutionen hier 
vorhin auch einftimmig oder mit großer Majorität ange- 
nommen worden find, fo bedeutet dies gar nichts gegen: 
über der Tatſache, daß in dieſem Etat nicht fo viel aus 
Reihämitteln gegeben werden joll wie im Vorjahre, ſodaß 
Ihr Wohlwollen tatfählich von keiner Bedeutung für die 
Arbeiter if. Die Opfer, mit bemen die Arbeiter fich ihre 
Renten erfaufen müflen, find riefengroß. Dafür ganz 
nebenfählih nur einige Beweisziffern. Die Unfallberufs: 
genofienfhaften haben im vorigen Jahre allerdings eine 
gewaltige Summe an Renten gezahlt. Aber dem ift 
gegenüberzuhalten, dab biefe Renten gezahlt werben 
mitffen an nicht weniger ald 854 680 Berleßte, an 73 599 
Witwen Getöteter, 103 564 Kinder und Enkel Getöteter 
und weiter 3882 Berwanbte Getöteter. Wenn man alio 
von bem großen Summen auf fozialpolitifhem Gebiet 
rebet, fo jollte man biefen Summen auch gegemüberftellen 
dad Meer von Blut und den Niefenberg von Arbeiter: 
leibern auf dem Schlachtfelde der Arbeit. 

(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) 

Die Empfänger ber Invalidenrenten find zu eimem erheb— 
lihen Zeil ebenfalld Opfer ber Arbeit. Die Unfall 
berfierung gewährt nur Renten bei wirklichen Unfällen. 
Diele Arbeitszweige find aber beshalb nicht weniger 
gefährnih und mörderiſch, wenn and die Bahl der 

ohenbrühe und etwa ber Abftürzge bet ber Arbeit 
ne ft. Bei einer großen Anzahl von Arbeiter 
ategorten, wie bei ben Tertilarbeitern, ben Tabatarbeitern, 
den Steinmegen, ben Korbmachern ufw., werden bie 
Arbeiter ſchwindſüchtig. Hüttenarbeiter fallen frühzeitig 
dem Siechtum und einen ſchleichenden Tode — 
Dieſe Leute find hauptſächlich die Empfänger der In— 
balibenrente. Nebenbei ſei bemerkt, daß das Gelb für 


die Renten in der Hauptfahe bon ben Arbeitern auf (C) 


ebradht wird. Die Summe von faft 50 Millionen, die 
n den Etat für Renten eingefet ift, entftammt zu einem 
nicht geringen Zeile den Beträgen, die in die Reichs— 
fafie aus ben Erträgen der Zölle und indirekten Steuern 
fließen. Die Summe im Ctat müßte ganz naturgemäß 
größer fein, wenn wir einen FFortichritt in ber 
Spzialreform zu verzeichnen hätten. Es hätte 3. B. 
dafür geforgt werben müſſen, baß ber Kreis berjenigen 
Berfonen, denen heute die MWohltaten der Invaliden⸗ 
verfiherung nod nicht zuteil werben, erweitert worden 
wäre. Ich verweiſe nur auf den abſolut unhaltbaren 
Zuftand Hin, daß bie zahlreichen Orceftermufiter, bie ja 
ihrer gangen Lage nach Proletarier find, und deren wirt: 
ſchaftliche VBerhältniffe ſchlimmer find als bie einer ganzen 
Reihe anderer Arbeitergruppen, noch nicht der Inbaliditäts- 
berfiherung unterftellt find. In einzelnen Bezirken wird 
geklebt, in anderen wieder nit. Meines Erachtens müßte 
das Reich auch diefe Leute in die Verficherung einbeziehen. 
Wenn bie Ausgaben des Reichs für die Nenten nicht ge— 
fitegen find, fondern um fait eine Million niebriger in den 
Etat eingeftelt worden find, fo tft da darauf zurück⸗ 
zuführen, wie ja auch in ben Grläuterungen im Etat her- 
borgehoben wir, daß einfach Die Zahl ber Rentenempfänger 
gewaltfam berabgebrüdt wird. Nach dem Jahre 1900 ift 
die Zahl der Renten infolge ber Anderung des Geſetzes 
raſch in die Höhe gegangen. Die Ausgaben find erheblich 
geftiegen. Man hat eine zeitlang bamit gerechnet, daß 
eine Erhöhung der Beiträge notwendig werben könnte. 
Das hat nad dem Bericht des Reichsberſicherungsamts 
für dad Jahr 1906 in ben Streifen der Unternehmer leb> 
babe Bennruhigung berborgerufen. Die Unternehmer 
aben gefürchtet, dat ihre Leiftungen für die Invalibitäts- 
verfiherung größer werben fünnten. Meine Herren, biefe 
Furcht der linternehmer vor größeren Beiträgen ift doch 
ganz außerordentlich bezeichnend angeſichts ber Tatſache, 
dab und verfichert wird, im dem bürgerlihen Streifen 
erfenne man allgemein die Notwendigkeit an, ben Arbeitern 
auf fozialpolittihem Gebiet entgegenzufommen. Wenn 
die Unternehmer ſchon fo fehr davor zurüdgefchredt find, 
ee Beiträge für bie Invalibitätsverfiherung zu zahlen, 
o fann man fid) ungefähr ein Bild davon machen, mit 
welder Begeifterung dieſe Streife fih dafür ins Zeug 
legen werben, damit nun die Verfiherung auf weitere 
Kreife ausgedehnt wird, 3. B. auf die Privatangeftellten. 
Meine Herren, die Rente müßte allgemein eine Er- 
höhung erfahren angefihts ber Zatfache, daß in bem 
legten Jahren die Kaufkraft des Gelbed eine geringere 
geworben ift. Eine Anzahl von Arbeitern zahlt ja gegen: 
wärtig in den höheren Berfiherungsklaffen, fobaß ein 
geringer Ausgleich eingetreten ift. ALS befriedigend kann 
derjelbe aber nicht angejehen werben. 
Meine Herren, die Regierung hat für Die Sorge ber 
Unternehmer, daß fie höhere Beiträge zahlen müßten, ein 
anz außerorbentlid) liebevolle Verftändnis gehabt. Sie 
On gemeint, es notwendig zu Haben, ſich eifrig im ber 
Richtung zu betätigen, dab bie befürchtete Beitrags⸗ 
erhöhung vermieden werden konnte. Die Zahl der Renten 
ift nicht nur nicht geftiegen, ſondern es ift, wie immer 
betont werben muß, gelungen, bie Zahl ber Renten: 
empfänger herabzubrüden. Wie biefed fehr wenig er» 
firebenöwerte Ziel erreiht worben ift, wird in bem 
Erläuterungen auf Seite 15 bed Etats nur recht verfhämt 
angebeutet. Es heißt da: 
Das Anwachſen der Renten habe ber Reichöver- 
waltung Anlaß gegeben, feit 1901 alljährlih in 
den Bezirken ber mit hohen Steigerungdziffern 
beſonders hervortretenden Berfiherum —— 
örtliche Erhebungen über bie Gründe ir ie 
große Zunahme der Zahl der neu bewilligten 


S 
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(Roste.) 
Snvalidenrenten vornehmen zu laffen. Die Er: 
hebungen haben dazu geführt, dab allmählich 
wieder normale Zahlen Pla gegriffen haben. 

Ih muß jagen, dab man ſich vorſichtiger faum ausdrücken 

fann. Durch bloße Erhebungen konnten natürlich nur die 

Urfahen für dad Anwachſen der Rentenzahl ermittelt 

werben; auf die Renten ſelbſt konnte durch Erhebungen 

eine Wirkung nicht ausgeübt werben. — Man hat fid 
zu helfen gewußt und einfach eine recht erheblihe Zahl 
von Renten, die den Leuten ſchon zuerfannt waren, wieder 
aberfannt. Es ift klar, daß biefe Aberlennung ——— 

Renten bei den Betroffenen außerordentlich viel böſes 

Blut gemacht haben muß. Dem Herrn Staatöfefretär ift 

ohne weitere? zu glauben, daß es ihm abjolut fern Liegt, 

unbillige Härten bulden zu wollen. Aber es ift eine alte 

Erfahrung, daß von dem großen Maß von Wohlwollen, 

das bei ben höheren Verwaltungäftelen zu finden fein 

mag, eine ganze Menge fi verflüchtigt bis zu dem unteren 

Verwaltungsinſtanzen, und nad) ben Tatſachen, die befannt 

geworben find, muß gejagt werben, daß in einer großen 

Zahl von fällen mit ganz außerorbentlicher Härte ver: 

fahren worden ift bei Aberfennung der Renten. 
(Sehr richtig! bei den Sozlaldemofraten.) 

Das Bebauerlihe tft num, daß in den Erläuterungen 
on Stat —— wird, daß bei dieſer Praxis, die in den 
etzten paar Jahren geübt worden iſt, auch in der Zukunft 
feſtgehalten werden ſoll. Es heißt in den Erläuterungen, 
daß die —— auch künftig fortgeſetzt werden 
ſollen. Da die Erhebungen nun bisher dazu geführt haben, 
daß die Zahl der bewilligten Renten geringer geworden 
iſt, da die ſogenannten Erhebungen weiter dazu geführt 
haben, daß Anweiſungen erlaſſen worden find, bei der 
Zuerkennung bon Renten vorfichtiger, ſtrenger zu verfahren, 
haben wir bamit zu rechnen, daß auch in Zukunft bei der 
——— viel ſchürfer verfahren wird, als es früher 
der Fall geweſen iſt. 

Meine Herren, es iſt au ugeben, daß eine birelte 
Verlegung bes Geſetzes bei db 2 Verfahren nicht erfolgt. 
Herr Graf Poſadowsly hat in den legten Tagen einmal 
betont, bei der Auslegung ber Sozialgefege müfle jo ber: 
fahren werben, baß ber Geift der Geſetze reſpeltiert 
werde. Das ift ganz felbftverftändlih; aber, meine 
Herren, wir wilfen, daß bie einzelnen Geſetze, bie hier 
im hohen Haufe beidloffen werben, - durch die Richter, 
durch die Berwaltungsbehörben eine Auslegung erfahren. 
Diefe Auslegung kaun natürlich eine ganz außerordentlich 
verichiedene fein. Sie kann eine liberale fein, fie fann 
aber aud in der Weile vor fi gehen, daß fie das 
Gegenteil von Liberalität bedeutet. Man muß fagen, 
daß bei der Auslegung der Beltimmungen über den 
Rentenbezug in den legten Jahren ganz und gar nicht 
liberal verfahren worden ift, fonbern daß man da das 
Geſetz fo ſcharf anmwenbete, wie das nur möglich ift. 

Den Leuten, denen ſchon Renten zuerlannt geweſen 
find, wird natürlich dadurch, daß man ihnen biefe Renten 
wieder nimmt, die verlorene Arbeitsfähigfeit nicht wieber- 
gegeben. Die Aberfennung ber Rente muß ganz natur: 
notwendig zur Folge haben, daß ber weitaus größte 
Teil Diefer bisherigen Rentenempfänger der Armenpflege 
zur Laſt fällt. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Das fann natürlich mit einer weitſichtigen Sozialpolitif 

nicht in Einklang gebracht werben. 

Wie and dem Bericht des Reichsverſicherungsamts 
hervorgeht, wird jett bei ber Zuerfennung bon Menten 
mit großer Schärfe darauf gefehen, daß ein linterfchied 
— wird zwiſchen ſogenannter Berufsinvalidität und 
olcher, die dem Sinne und dem Geiſte des Invaliditäts- 
geſetzes entſpricht. Es iſt anzuerkennen, daß eine Ver— 
legung des Geſetzes auch durch dieſe Praxis nicht erfolgt. 


Aber, meine Herren, in der Praxis liegen doch die Dinge (0) 


fo, daß, wer in feinem Berufe nicht mehr als ein Drittel 
des ortSüblihen Lohnes verdient, in den allerfeltenften 
Fällen noch irgend eine andere Arbeit befommen Tann, 
fodaß die Berufsinvalidität in der Regel tatfächlic 
gleihbebeutend ift mit der Unmöglichkeit, andere Arbeit 
zu befommen, und dadurch mit ber Unmöglichkeit, irgend 
einen Berbienft zu erlangen, ſodaß dieſe fcharfe Inter: 
ſcheidung zwiſchen Berufsinvalibität und Invalidität im 
Sinne des Geſetzes dazu führt, daß eine ganz erhebliche 
Anzahl von Leuten, die wirklich invalid find, mit ihren 
Anſprüchen auf Invalidenrente abgewiefen werben. 

Aus dem Grumde muß auf das allernahbrüdlichfte 
dem Bebauern barüber Ausdruck gegeben werben, daß ber 
Betrag, der von bem Reiche für Inbalidenrenten gezaht 
wird, nit eine Erhöhung, fondern eine Verringerung 
erfahren dat. Das ift im Augenblid nicht zu ändern. 
Aber ih meine, daß mir hier ber Erwartung Ausbrud 
geben müflen, daß in Zukunft mit größerer Sorgfalt bei 
ber Rentenbewilligung baranf geachtet wird, daß jede 
unbiliige Härte vermieden wird. 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Die Diskuffion ift ge 
ſchloſſen. Der Titel ift nicht angegriffen; ich fonftatiere, 
daß er bemilligt ift. 

Tit. 17. — Ih erfläre au biefen für bewilligt. 

Fit. 18. Ich eröffne die Diskuffion. 

Dad Wort hat der Herr Berichterftatter. 


Freiherr v. Richthofen-Damsdorf, Abgeorbneter, Be: 
richterſtatter: Die biöherige Summe, die ausgeworfen ift 
zur Veranftaltung für allgemeine Intereffen des deutſchen 
Hanbel3 und Gewerbes, wirb beantragt genau zu ber- 
doppeln, und zwar ausſchließlich im Intereſſe der Baum: 
wollfultur. Wir Haben und mit ber Sadje grünblid) 
beihäftigt. Ich will nicht alles wiederholen, was gejagt 


worden ift; ich will mur betonen: bier hanbelt ſichs in (m) 


feiner Weiſe unmittelbar um Förderung ber Baumwoll- 
fultur in unferen Schußgebieten im Sinne ber Beichlüffe 
bon Züri, fonbern ed Handelt fih ausſchließlich um 
befjere Verwertung ber Baummolle im Inlande, wozu in 
einigen heimiſchen Fabriken ein ſchätenswerter Anfang 
gemadt ift. Dazu jollen eine Reihe Einrichtungen ge= 
troffen werden nad vorgängigen Verhandlungen mit den 
Intereffenten. Es fol aber auch das Gelb nur dann 
bewilligt werben, wenn bie Intereffenten in größerem lim 
fange ſich dazu auch ihrerfettö bereitfinden. Sole Ber: 
handlungen haben in allerlegter Zeit in größerem Umfange 
mit dem Rejultate ——— daß man * eine um⸗ 
faſſende Bereitwilligkeit der Intereſſenten rechnen darf. 
Ich glaube, daß wir unſere Freude darüber ausſprechen 
tünnen, fodaß ich gerade im Hinblid auf die neuen Ver— 
bandblungen doppelt Urſache Habe, ben Antrag ber Kom: 
miffion zu befürworten, welder dahin geht, die Summe 
zu berboppeln. 


Vijepräfident Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Günther. 


Günther, Abgeordneter: Meine Herren, mid ver— 
anlaffen bie Darlegungen, bie in ben Grläuterungen zu 
zit. 18 angeführt find, dab die Beihaffung des Roh— 
material der beutfchen Bansıwoleninbufre erleichtert 
werben fol, und baß bie außerordentlichen, zum Keil 
fünftlih hervorgerufenen Schwankungen im Preiſe der 
Baumwolle eine ernfte Gefahr für die deutſche Tertil- 
induftrie bilden, mich mit einigen Worten Darüber zu 
äußern. Ih gebe ohne weiteres zu, baß biefe Dar: 
ftellung, foweit von einer Gefahr für die deutſche Tertil- 
induſtrie die Rede iſt, ftimmt. Nicht allen die künftlich 
hervorgerufenen Schwankungen in dem Preife ber Roh— 
baumwolle bilden eine ernfte Gefahr, ſondern auch noch 


(a) andere Erfheinungen. 
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(@ünther.) 

Ich will nicht ableugnen, daß 
biefe bebauerlihen Spekulationderfcheinungen die hohen 
Rohbaummollpreife zum Teil mitverfchulbet haben. Aber 
nur zum Zeil! Im Testen Jahre hat man nad) ber 
graphtichen —— der Preisbewegung der Roh— 
aumwolle doch den Beweis geliefert, daß die Preis— 
ſchwankungen der amerikaniſchen Rohbaumwolle nicht 
allein maßgebend waren für die Preisbildung der 
Baumwollgarne, und um nicht eine falſche und 
irrige Auffaflung in das Land hinausgehen zu laffen, 
glaube ih doch feftftelen zu müſſen, daß im 
März vorigen Jahres die amerikanische er 
benfelben Preis motierte wie im März biefed Jahres, 
und baß, um nur ein Beifpiel herauszugreifen, im März 
biefes Jahres für ftarffädige, gezwirnte Baummwollengarne 
20 bi8 25 Prozent höhere reife angelegt werden mußten, 
obwohl der Rohbaumwollenmarkt in Bremen für mibbling 
amerifanifche Qualität nicht höher notierte als im —— 
Jahre. Das iſt jedenfalls eine Tatſache, die doch nicht 
unbeſprochen bleiben darf. Ob nun biefe Preisbildung 
bei den Garnen ſich durch eine beſonders geſtiegene Nach— 
frage nach Baumwollengarnen herausgebildet hat, oder 
ob etwa die hier im Frage kommenden Spinnereien viel- 
leiht alle oder zum größeren Teil gewifle einheitliche 
Verkaufspreiſe feftgeftellt haben, oder ob die Qualität der 
Marte mibdling amerikaniſch, bie in Bremen zu gleichen 
Preifen wie im Borjahre notiert wird, in der Qualität 
zurüdgegangen ift, daS zu beurteilen, will ich mid) ent- 
halten; jedenfall aber begrüße ich alle diejenigen Maß— 
nahmen, bie barauf hinauslaufen, ber Baummwollgarne 
verbraudenden Induſtrie zu Hilfe zu kommen. Purzeit 
leidet die Baummollgarn verbrauchende Induftrie jehr ftark 
unter ben hohen Baummwollgarnpreifen, wie wir fie feit 
Jahren nicht gehabt haben, und wenn es Maßnahmen 
geben follte, die einer Berbilligung diefed hohen Baum: 


(B) wollpreifes das Wort reden könnten, jo würden fie auch 


meine Zuftimmung finden und, wie ich hoffe, aud bie 
Zuftimmung ber großen Mehrheit dieſes hohen Hauſes. 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Bevollmädtigte zum Bundesrat, Unterſtaatsſekretär im 
Reihsamt des Innern Wermuth. 


Dermuth, Unterſtaatsſekretär im Neichsamt bes 
Innern, ftellvertretender Gevollmädtigter zum Bundesrat: 
63 ift natürlich nicht meine Aufgabe, bie Spinner bier 
zu verteidigen und auf beren Preisbilbung einzugehen. 
Der Herr Borrebner wird mir aber zugeben, daß in ben 
Preifen der Rohbaumwolle, dieſes ungeheuren Stapel- und 
Bedarfsartikels, Schwankungen eintreten, wie fie faum bet 
irgend einem fonftigen Bedarfsartikel der deutſchen Induſtrie 
fi zeigen, Preisſchwankungen, bie fi auch fortfegen auf 
die Eonfumierenden Gruppen. Demnach wirb ber Herr 
Borrebner bereit fein, anzuerkennen, von wie hoher Be- 
deutung unfere Beftrebungen find, biefe Schwankungen, 
bie fih ja hauptfählih naturgemäß in bem den Baum: 
wollmarkt beherrihenden Amerifa zeigen, dadurch abzu— 
ihwäden, daß mir bie —— für Baumwolle 
erweitern. Ih würde mir nicht geſtattet haben, dies noch 
hervorzuheben, wenn mir nicht baran läge, die Bemerkung 
be3 Herrn Referenten ausbrüdlich zu beftätigen, daß bie 
Bertreter ber Tertilinduftrie fih in einer mit ihmen 
abgehaltenen Verhandlung ausdrücklich bereit erflärt haben, 
in ihren Vereinigungen umb Verbänden bahin zu wirken, 
dab ihre Mitglieder zu ben Beftrebungen diefer Art 
— für die Jahre 1907, 1908 und 1909 Beiträge 
eiften, welche einem Satze von mindeſtens 10 Prozent 
der Beiträge zur Berufsgenoffenihaft entiprehen. Damit 
ift, wie ich glaube, die Vorausfegung erfüllt ober der 
Erfüllung nahe, welde in den Erläuterungen zu biefem 
Etatsanſatz ausdrücklich aufgeftellt worben ni 


* 


Bizepräſident Dr. Paaſche: 
weiter verlangt; bie Diskuſſion iſt geſchloſſen. Der Titel 
iſt nicht angeſochten; ich erkläre ihn für bewilligt. 

Ich eröffne bie Diskuffion über Tii. 19, 

Das Wort hat der Herr Abgeorbniete Wallenborn. 


Ballenborn, Abgeordneter: Meine Herren, e3 bat in 
weiten Kreiſen der deutfchen Obftzüchter große Freude 
erregt und dankbare Anerkennung gefunden, baß aus bem 
zur Beratung ftehenden Tit. 19 dem deutfhen PBomologen- 
verein eine Beihilfe gewährt worben ift. Sie finden das 
ja auch angegeben im ber Beilage A. Ih möchte dem 
Herrn Staotlehretär dringendft bitten, dieſem Bereine 
für die Fortführung feiner Arbeiten, welde allen beutfchen 
Obftzüchtern gleihmäßig zugute kommen, in dem 
laufenden Etatsjahre eine ben vermehrten Arbeiten ent 
ſprechende Erhöhung biefer Beihilfe gewähren zu wollen. 
Der deutfche Pomologenverein ift ohne eine folde höhere 
Beihilfe nicht imftande, dieſe umfaffenden und ſehr 
wichtigen Arbeiten weiterzuführen. Dieſelben follen 
fi erfireden auf die Einrichtung bon praftifhen Zehr: 
gängen für Obftbau, Obftverwertung und Obſthandel, auf 
die Obftfortenkunde, wiſſenſchaftliche Zwede auf obftbau- 
lihem Gebiete, auf den Obſtnachrichtendienſt, Obſthandels⸗ 
zwecke, Ausbildung von Obftfortierern und Mufterpadern, 
endlih auf die Obftverwertung im großen. Alle diefe 
Aufgaben, auf die ich bei der Geſchäftslage dieſes hohen 
Haufes nicht im einzelnen eingehen will, find von ſehr 
grober Wichtigkeit; wenn fie durchgeführt werben, fann 
er deutſche Obftbau die ihm zukommende Bedeutung 
auch wirklich erreichen, kann der deutſche Obftbau auf bier 
jenige Höhe gebradt werden, welde — iſt im 
Intereſſe der en und aud ber Sonjumenten, 
um ben deutſchen Markt mit inländifhem Obft aus: 
reichend zu verforgen. Ich wollte nicht verfehlen, bieje 
Angelegenheit dem Herrn Staatdfefretär noch einmal in 
empfehlende Erinnerung zu bringen. 


Bizepräfident Dr. Paaſche: Das Wort wirb nicht 
weiter verlangt; ich fchließe bie Disfuffton und erfläre 
ben Titel für bewilligt. 

Ih rufe weiter auf Tit. 20, — 2, — 2 — 
und erfläre auch biefe für genehmigt. 

Ich rufe auf Tit. 23. 

Das Wort hat der Herr Berichterſtatter. 


Freiherr v. Ridthofen » Damsdorf, Abgeordneter : 
Die Kommiffion hat fih mit der Denkſchrift beichäftigt, 
welde als Beilage B auf Seite 66 dem Gtat beigefügt 
ift, und hat fi davon überzeugt, daß, nachdem man 
einmal angefangen hat, ſich intermational in dem land- 
wirtihaftlien Yuftttut in Rom mit Förberung der Band» 
wirtſchaft zu beichäftigen, e3 volllommen ben ae en 
Anſchauungen und Beftrebungen entipriht, es in ber 
Form zu tun, wie es bie Denkichrift vorichlägt, wie es 
etattfiert ift. Deshalb beantragt die Kommijfion die An- 
nahme der Poſition. 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Das Wort wird widt 
weiter verlangt ; bie Diskuffion ift geſchloſſen. Ih barf 
wohl annehmen, dab das Haus fi bem Antrage feiner 
Kommiſſion anfchließt. — Das iſt der Fall. 

Wir gehen über zu Kap. Tb, Reichskommiſſariate. 
Ich rufe auf Tit. 1 — und erkläre ihn für bewilligt. 

Ich rufe auf Tit. 2. Im ber eröffneten Diskuſſion 
hat das Wort der Herr Abgeorbnete Kulerski. 


Kulersti, Abgeordneter: Meine Herren, angeſichts der 
fpäten Stunde will ih Sie nit mit langen Ausführungen 
hinhalten. Ich kann aber im Sntereffe unſeres Bolfes 
und unferer Fraktion an biefem Titel nicht fchweigend 
borübergehen. 


Das Wort wirb nicht (C) 


(D) 
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(Kulerafi.) 

Die Aufgabe der Schultommiffion iſt, wie —X 
allen bekannt iſt, dafür zu ſorgen, daß bie Einjährig- 
Freiwilligen eine entſprechende Bildung erhalten. Nun 
hat, wie Sie aus der Beſprechung unſerer Interpellation 
von neulich wohl wiſſen, Preußen in vielen Fällen ver- 
ſucht, Schülern durch ihre Relegierung von ben Gymnafien 
aus dem Grunde, weil ihre Geſchwiſter am Schulſtreil 
teilgenommen haben, bie Erlangung ber fir ben einjährig- 
freiwilligen Dienſt erforderlihen Bildung unmöglich zu 
maden. Das BVerfahren Preußens ift ja feinerzeit bier 
in entfprehenber Welfe kritiſiert und in das rechte Licht 
gerüdt worden. Ich will mich daher nicht wieder ein- 
gehend damit beſchäftigen; wir haben aber die Pflicht, jebe 
Gelegenheit wahrzumehmen, um dieſe Handlungsweiſe 
Preußens entfpredhenb niedriger gu hängen. 

Schlimmer aber noch als dieſe ift ein weiteres Ber: 
fahren, welches Preußen anzuwenden beliebt hat. Es 

enügt Preußen nit, die polnifhen Schüler. wegen 
older ungenügenden Gründe aus feinen eigenen Gym: 
nafien zu entfernen, es ſucht ſogar zu bewirken, daß dieſe 
—— Schüler auch in den Gymnaſien anderer Bundes» 
ftaaten feine Aufnahme finden. 

(Hört! hört! bei ben Polen.) 

ALS feinerzeit bie Maffenrelegierungen polnifher Schüler 
bon Preußen infzeniert worden find, habe id; mich bemüht, 
in Erfahrung zu bringen, wie ſich einzelne andere Bundes» 
ftaaten zu dem eventuellen Gintritt der von preußifchen 
Gymnaſfien relegierten Schüler in ihre Gymnaſien ftellen 
wirden. Insbeſondere habe ih duch freundliche 
Vermittelung eines bayeriſchen Herren Sollegen zu 
erfahren verſucht, wie ſich eventuell ber bayerifche 
Kultusminifter zu bieferr Frage ftellen würde. 
Sener Herr Kollege teilte mir nun nah einiger 
Zeit mit, daß auf feine Anfrage ber bayeriſche Kultus: 
minifter ihm mitgeteilt hätte, daß Bayern gegen bie Auf: 


(B) nahme einzelner relegierter polntiher Schüler in bayerifche 


Gymmafien nichts einzuwenden haben würde. Nach 
einiger Zeit erfuhr ich num aber zu meinem größten Er: 
ftaunen durch die Preffe, daß einzelne in Preußen rele- 
gierte Gymnafiaften, die um die Erlaubnis nachgeſucht 
hatten, in bayerifhe Gymnaſien einzutreten, eine ab» 
lehnende Antwort erhalten hätten. Hier ift alfo augen: 
fcheinlich wieber die Hand Preußens tätig geweſen. Sie 
bat ihren freundnachbarlichen Einfluß auf das bayerifche 
Kultusminifterinm wirken laffen und diefe gar nicht bor- 
auszuſehende ablehnende Antwort veranlaßt. Meine Herren, 
ih bin ber Anficht, daß biefe Handlungsweiſe Preußens 
eine fo unerhörte ift, daß fie verdient, noch niedriger ge: 
hängt zu werben al3 bie Nelegierung der Schüler von 
preußiſchen Gymnaſien jelbft! 
(Sehr richtig! bei ben Polen.) 
Ih glaube aber aud, die anderen Bundeöftaaten follten 
fi nicht in diefer Weiſe beeinfluffen laſſen. Preußen ift 
es allerdings ſehr erwänfcht, nicht allein vor ber gefamten 
Sulturwelt das Odium feiner abſcheulichen Handlungs— 
weiſe zu —* es bedarf der Teilnehmer. Aber die 
anderen Bundesſtaaten ſollten ſich nicht zu Teilnehmern 
an Preußens Vergehen gegen bie ſtultur bergeben, fie 
follten an biefem unfulturellen Beginnen Preußens nicht 
teilnehmen, biefer preußiſchen Unkultur feinen Vorſchub 
leiften. Meine Herren, bad Beftreben Preußens, polni- 
ſchen Gymmaeftaften bie Erlangung der nötigen Bildung 
auch in en anderer Bunbesftaaten unmöglih zu 
maden, iſt für und ein weiterer Beweis bafır, daß 
Preußen überhaupt beftrebt ift, ben Nachwuchs ber In— 
telligenz bei und zu verhindern. 
(Oho! bet den Nationalliberalen.) 

Ja, gewiß, meine Herren, wenn Preußen biefe Gymnaſiaften 
nicht nur aus feinen eigenen Gymnaſien relegtert aus un: 
zureichenden Gründen, fondern ihnen aud noch bie Gr: 


—— der nötigen Bildung auf anderen Gymnaſien 
unmöglich macht, jo, wieberhole ich nochmals, beweiſt das, 
daß Preußen ben Nachwuchs von Intelligenz bei uns 
Bolen verhindern wil. Man ficht das Beftreben, und bie 
Bildungsmöglichkeit fo”viel als möglich zu beſchränken, ja 
auch auf dem Gebiet der Volksſchule. 

Die Kompetenz der Reichsſchulkommiſſion ift ja leider 
fehr beichränft; fie fol nur darüber wachen, daß bie Ein- 
jährig-Freiwilligen eine genügenbe Bilbung erhalten. Diefe 
Kompetenz ift heute entichieden ungenügend. Schon mehr: 
fach ift ihre Erweiterung angeregt, auch bon mir bor 
brei Jahren. Angeſichts befien, was heute in den Volls— 
ſchulen der polnifhen Landedteile Preußens geſchieht, liegt 
ein Grund mehr bazu vor. Es müffen gewiſſe Grund« 
füge für bem öffentlihen Unterriht und bie Erziehung, 
nit mur im Gymnaſien, fonbern auch in Volksſchulen, 
aufgeftellt werben, die fir das ganze Reich bindenb wären; 
biefe wiürben verhindern, dab berlei monftrdfe Dinge 
pajfieren, wie dies heute in ben Vollsſchulen ber polni- 
ſchen Landesteile der Fal if. Wenn hier die wichtigſten 
Grundfäge der Pädagogik, die doc gewiffermaßen Blüten 
auch der deutſchen Kultur find, vor der ganzen Welt mit 

Ben getreten werben und das Anfehen des gefamten 
eutſchlands dadurch in beiſpielsloſer Weile herabgewürdigt 
wird, fo iſt dad doch mohl ein Anlaß, Remedur E 
haften. Ich möchte alfo nochmals anregen, dab Grund: 
ätze aufgeftellt würden, welche für das ganze Reich 
bindend wären für dem Unterricht und bie Erziehung nicht 
nur ber Gymnaſiaſten, ſondern aud der Vollsſchüler. 
(Bravo! bei den Polen.) 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Die Diskufftion ift ge: 
ſchloſſen, da fi niemand mehr zum Wort gemelbet hat. 
Der Titel it bewilligt. 

Ich rufe uf Tit. — 4 — b, — 6 — 1 — 
und erkläre alle dieſe Titel für bewilligt. 

Mir geben über zu ap. Te: Bundesamt für ba 
Heimatwefen. 

Ih rufe auf Tit. 1. Das Wort in der eröffneten 
Diskuffion hat ber Herr Abgeordnete Brühne. 


Brühne, Abgeordneter: Ih möchte nur einige Worte 
verlieren iiber dad Heimatweſen. Es bürgert fi, fo 
ſcheint es, in Preußen leider die Meihobe ein, Aus: 
länder, die lange in Deutfhland wohnten und guten Ber: 
dienft hier hatten, abzulehnen, wenn fie fi zur Naturali- 
fation anmelbeten. Das tft bei und im Regierungsbezirk 
Wiesbaden mit Öfterreihern und Schweizern paſſiert ohme 
Angabe von Grimden. Diefer Zuftand ſchafft Schwierig- 
feiten beſonders in ber Armenpflege großer Stäbte. 
Denken Sie fi in die Lage einer Famtlie, deren Ernährer 
10, 15, 20 Jahre in einer Großftabt feine Arbeitäkraft 
geopfert hat! Die Kinder müffen, wenn fie Solbat werben, 
nad Oſterreich oder ber Schweiz zum Dienen. Die Leute 
tommen in die fchlimmfteBerlegenheit, wenn fie inNotgeraten 
und Unterftügung in Anſpruch nehmen müffen; ba weift man 
fie einfach auf Grund des Geſetzes aus. Das find Härten, 
wie man fie fi nicht ſchlimmer denken kann. Großenteils 
heiratet ber Ausländer eine deutſche Frau, und nun kann 
u das Unglüd paffteren, daß der Mann aus irgend 
einem Grunde ausgewieſen wird, unb bie Frau mit ihm. 
Ih bin 12 Jahre ald Armenpfleger tätig gewefen, und 
ed find da Dugende Fälle von berartigen Ausweifungen 
borgefommen. Die Leute werden dann einfach über bie 
Grenze geihoben. Man follte von feiten ber Regierung 
darauf bringen, daß man Leute, die fett zwanzig Jahren 
in Deutihland, in Preußen fi gut geführt haben, benen 
auch im politifcher Beziehung nichts Nachteiliged nad: 
gewiefen werben Tann, nicht ausweiſen darf. Das iſt ein 
ihren ungeheuerliher Zuftand. Man muß enblidy bie 

egterung3präfidenten anweiſen, wenigftend Gründe an- 


(C) 


(D} 


— 
(Brüßne.) 





(A) zugeben, warum man die Aufnahme foldjer Leute in ben 


Staatsverband ablehnt. Es find, wie gefagt Härten, bie 
nur derjenige erfährt, ber jahrelang in der Armenpflege 
zu tum gehabt hat. &3 wäre baher bringenb zu winfcen, 
daß die Regierung barauf dringt, daß dieſe Härten endlich 
befeitigt werben. 

(Bravo! bei den Sozialdemofratern.) 


Bizepräfident Dr. Panfhe: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Brejski. 


Brejsti, Abgeordneter: Meine Herren, den Aus— 
rumgen bed Herrn Vorredners über Ausweifungen von 
uslänbern kann ih mich nur voll und ganz anfchließen. 
Die Ausweifungen find bei und gerabezu an ber Taged- 
ordnung, und bon Grteilung des Heimatsrechts an aus: 
ländiſche Polen ift bei uns überhaupt feine Rede. Ach 
fann mir ja benten, daß die preußifche Regierung bie 
F ſo läſtigen Polen nicht noch vermehren will; aber es 
iſt haarſträubend, wenn Fälle vorkommen wie ber folgende. 
Ein gewiſſer Rafalski iſt in Lubucz, Kreis Thorn, un— 
mittelbar vor den Toren der Stadt Thorn geboren. Er 
iſt dort aufgezogen, kam als Arbeiter nach Berlin und 
wurde hier zum Militär eingezogen. Er meldete, ſein 
Vater ſei in Ruſſiſch-Polen geboren, und man halte ihn 
einen Ausländer. Er wurde zwangsweiſe in die 
Milttärkutte geftedt 
(Heiterkeit), 


biente zwei Jahre beim Militär, und nachdem er bie 
zwei Jahre abgebient hatte, wurde er über bie ruffifche 
Grenze transportiert. 
— hört! bei den Polen.) 

Die Ruffen haben ihm nicht aufgenommen; fie fagten: 
Sie find Preußen geboren, haben bem preußitchen 
Könige Treue geihworen, mir können Sie nicht 
brauden. Er mwurbe wieder nad) Preußen ausgewieſen, 


(B) wurde in Preußen von preußtfhen Gendarmen aufgefangen 


und in da3 Landesgefängnis geftedt. Das ift eine weft: 
preußifche Spezialität; in dieſes Gefängnis werben Aus— 
länber eingefperrt, bei denen man nicht weiß, was man 
mit ihnen maden fol. Rafalski wurde alio in dieſes 
Gefängni eingefperrt, kam dann wegen unerlaubter Ein— 
wanberung auf bie Anklagebanf, wurde aber vom Schöffen: 
gericht freigefproden und dann wieber nah Rußland 
ausgewieſen. Die Ruſſen ſchoben ihn wieder zurüd, und 
ba blieb dem Manne nichts weiter übrig, ald nad Amerika 
auszuwandern. Gr hat fih an ben Kriegsminiſter und 
an andere Behörben gewandt, um bie Naturalifierung zu 
erlangen. Aber dieſe wurde ihm verfagt. Alſo zwei 
Jahre wurde er in Preußen in ber Militärkuite gehalten 
und nachher über bie Grenze geihoben. Das find doch 
unhaltbare Zuftänbe. 
(Sehr richtig! bei ben Polen.) 

Man müßte doc denjenigen Leuten, welde in Preußen 
als Soldaten gebient haben, ohne weiteres das Heimats— 
recht gewähren! 

Die Ausweifungen, die der Herr Vorredner gerügt 
bat, find bei und beſonders Häufig. Die Leute find feit 
Jahrzehnten im Lande ſeßhaft, Vater und Großvater find 
in Preußen geboren, aber es wird feftgeitellt, daß ber 
Urgroßvater, daß die Großmulter oder eine Großtante in 
Ruſſtſch-Polen geboren tft, und ba wirb fonftruiert, daß 
ber betreffende Ausländer ſei, und ihm die Ausweiſungs⸗ 
orbre zugeftellt; zum minbeften wirb er aber bei der Wahl 
and der Wählerlifte geftrihen. Daher müßte ber Reichstag 
daran gehen, daß auch an Perfonen, welche feit Generattonen 
im Lande wohnen, dad Heimatsrecht bewilligt werde. 

(Sehr richtig! bei ben Polen.) 
Das iſt dom großer Bedeutung, beſonders auch in den— 
jenigen Landesteilen, welde an ber Grenze liegen. Bei 
und fpeziel hat aud das Hoheitsrecht oft gewechſelt. 
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Thorn 5.8. war preußiſch, dann kam es an das Herzogtum (C) 


Warſchau und nachher wieder an Preußen. Da find die 
Leute hin- und hergezogen über bie Grenze als preußifche 
Untertanen; tatfählih waren fie preußiiche Untertanen, 
wenn fie auch jenſeits ber jeßigen preußiſch-ruſſiſchen 
Grenze wohnten, weil bamald Preußen bort bie Hobeits- 
rechte beſaß. Aber wenn nachgewieſen wird, baf ber Groß- 
vater bort in ber Zeit geboren wurde, obgleih damals 
Preußen jenſeits ber ruffifhen Grenze bie Hoheitörechte 
befaß, als die Herrfhaft noch auf beiden Seiten gemein- 
Ihaftlid war, und nad Thorn fam, — werben fie als Aus- 
länder betrachtet und aus dem Lande verwieſen. 

Das find umerträglihe Zuftände, und ih muß noch 
einmal wiederholen, daß ber Reichdtag ein Geſetz in An— 
regung bringen folte, durch welches die Erteilung des 

eimatrechtes an folche feit Generationen im Lande ans 
fäffigen Perſonen erleichtert wird. 
(Sehr richtig! und bravo! bei den Polen.) 


BVizepräfibent Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Bebel. 


Bebel, Abgeordneter: Meine Herren, ein Tell ber 
Verfammlung hat bei ben Musführumgen ded Herrn Bor: 
rebnerd geladt. Ih muß geftehen, daß feine Aus- 
führungen nicht? weniger als heiter waren, baß fie viel- 
mehr ein Bild unferer Zuftände geſchildert haben, das 
tief traurig ftimmt, und wir yo alle Urfache, dafür zu 
forgen, daß fo bald wie möglich dieſem traurigen Zuftande 
ein Ende bereitet wirb. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten 
und Bolen.) 
Es ift dringend notwendig, daß eine Neform des Geſetzes 
über den Erwerb und den Berluft der Staatdaugehörigteit 
hier im Neichötage zur Verabſchledung gelangt. Ein der— 
artiged Verlangen ift ja vor Jahren — ich erinnere 


ipeziel an den früheren Abgeorbneten Haſſe — jehr nach- (D) 


drüdlich geftellt worden. Es ift auch einmal, foviel id 
mid erinnere, bor Jahren vom Bundesratstiſch eime 
Zufage nah der Richtung bin gemacht worden. Aber 
feitbem ift über allen Wipfeln Ruh’, wir haben feitdem 
nicht das geringfte mehr gehört, obwohl von Tag zu Tag 
Zuftände in die Erſcheinung treten, bie gyir zum 
Himmel freien, — nidt nur Fälle, wie fie bier von 
den beiben Herren Vorrebnern angeführt find, fondern ich 
will noch auf einen anderen ſehr häufig vorfommenben 
Umftanb aufmerfjam machen. 

Meine Herren, Deutſchlands Bevölkerung ift be: 
fanntermaßen wanderluftig. SHunderttaufende und Mil: 
lionen deutſcher Staatdangehöriger find im Laufe ber 
Jahre nad dem Auslande gewandert, und zwar nad) allen 
Ländern ber Erbe. Die meiften biefer Leute haben in 
bem Augenblid, wo fie audwanberten, auf lange Zeit 
vielleicht, gar nicht daran gedacht, daß fie nachher wieder 
das Verlangen belommen könnten, nah ber Heimat 
zurüdzufehren, oder daß eine Notwendigfelt dazu bor- 
handen wäre. Die meiiten haben auch feine Ahnung, daß 
fie fih die beutihe Staatsangehörigkeit, wenn fie Die 
fremde nicht erlangen, dadurch fichern können, daß fie 
innerhalb eines Zeitraumd bon 10 Jahren fih einmal 
beim nächften deutſchen Konſulat in die Matrifel ein- 
— laſſen. Die Staatsangehörigkeit geht ihnen fonft 
verloren. Nach 20 bis 30 Jahren fommen fie nad bem 
Helmatlande zurüd; fie find oftmald in guten Verhält- 
niffen, verlangen wieder die Aufnahme in ben Staatd- 
verband, — aber ich kenne eine ganze Reihe von Fällen, 
wo fie ihnen verweigert worben ift 

(fehr richtig! bei den Sozialdemokraten), 
wo fie alio heimatlos in der Welt ftehen und ſogar 
fürchten müffen, wenn fie beim geringften Verſehen mit 
den Behörden Bekanntſchaft machen, wenn fie eine Kleine 
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(Bebel.) 


(Aa) Strafe befommen und ein paar Tage ind Gefängnis 


(B 


— 


wandern, ſofort ausgewieſen 4 werben. Das ift ein Zu- 
ftand, der dem Deutfchen Reiche nichts weniger als zur 
Ehre gereidt. 
er richtig! bei den Sozialbemofraten.) 

Wo follen biefe Leute, bie aus ihrem Heimatlanbe ver- 
trieben werben, nun Hin? Es braucht fih jemand nur 
diefe Frage vorzulegen, um fi zu jagen, daß biefer Zu— 
ftanb unmöglich echt erhalten werben famı. Er hat 
Kon viel zu 5 gedauert, und längſt hätten wir 
hn, namentlich bei dem Eifer, mit dem beſtändig bie 
deutſche Nationalität und dad GErhabene ber beutidhen 
Nationalität in den Borbergrund gefhoben wird, befeitigen 


miürffen. 
(Sehr richtig! bei den ——— und 
bet ben Bolen.) 

Was ben Deutſchen jeden Tag pafftert, kann weder bem 
Schweizer, noch bem Engländer, nod dem Amerikaner 
paffteren. Für fie tft ein folder Zuftand ganz undenkbar! 

Ich möchte alfo dringend die Herren von der Regierung 
erfuchen, biefer Frage ernent ihre Aufmerkſamkeit Au chenlen 
und dafür —— daß jo bald wie möglich dieſem 
Zuſtande ein e gemacht wird. 

(Bravo! bei ben So — und bei den 

olen. 


Vizepräſtident Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Bevollmädhtigte zum Bundesrat, linterftaatöfetretär im 
NReihsamt des Innern Wermuth. 


Bermuth, linterftaatöfelretär im Neichdamt bes 
Imern, fiellvertretenber Bevollmächtigter zum Bundesrat: 
Meine Herren, das Bundesamt für das Heimatweſen iſt die 
endgültig entſcheidende Berufungsinſtanz in Streitigkeiten 

wiſchen Armenberbänden über bie öffenlliche Unterſtützung 
Si Sbebürftiger; ba3 Bundesamt wirb aljo ſchwerlich 
fompetent fein, irgendwie in bie Verhältniſſe einzugreifen, 
bie von ben Herren Borrebnern geſchildert worden 
find. Was die Bemerkungen anlangt, bie bie beiben 
erften Herren Rebner gemacht haben, jo muß ich hinzufügen, 
daß überhaupt bie Reichſsverwaltung nicht zuftändig He 
wiürbe, biefen Fragen nachzugehen, wie ihr denn eine ſteuntnis 
ber betreffenden Tatfachen nicht beiwohnt. Ich habe auch 
aus den Neben ber beiden Herren nicht entnommen, daß 
eine Abänderung des Geſetzes über die Staatdangehörigfeit 
für die von ihnen behaupteten Mibftände von Wirkung 
fein würde. Dagegen er ber Herr Abgeorbnete Bebel 
eine folche Anderung ausbrücklich angeregt, und ich erlaube 
mir beöhalb, hervorzuheben, dab die Erwägungen über 
bie Abänderung jenes Geſetzes fortbauernd im Fluſſe 
—— find, mwenngleih bie entgegenſtehenden großen 

wierigfeiten bisher nicht völlig haben überwunden 
werben können. Soviel mir erinnerlich ift, ift ein eigener 
Antrag über dieſe Materie eingebracht worben, und bei 
ber Gelegenheit wird man fi) hierüber des näheren zu 
unterhalten in ber Lage ſein. 


Bigepräfident Dr. Paaſche: Das Wort bat ber Herr 
Ubgeorbnete Ged. _. ’ v 


Gel, Abgeorbnneter: Meine Herren, wir bürfen nad 
ben Ausführungen, bie und eben bom Regierungstiſch 
geworben find, erwarten, baß die Erwägungen, bie jett 
noch im Fluffe find, doch endlich einmal aus dem Fylufie 
berausfommen und ſich zu einem Geſetzesvorſchlage ver: 
dichten werben. 

(Sehr richtig! bei den Soztalbemokraten.) 
Ich kann bie Ausführungen ber Herren Vorrebner aus 
dem Abgeorbnetenkreife noch nad zwei Richtungen bin 
ergänzen, nad ber materiellen und nad ber moraliſchen. 
IH will Ihnen das an zwei Beiſpielen zeigen. Wenn 
Reichstag. 12. Legisl.P. T. Seffion. 1907, 


ich nicht irre, hat das eine im vorigen Jahre audh ben (0) 


badiſchen Landtag beihäftigt; — denn foldhe Fälle er- 

eignen fih aud im Mufterlande des Liberalismus, im 

Bande Baben. 

Es banbelt ſich um einen Italtener, ich glaube, in ber 
Gegend von Waldshut, der fi verhetraten wollte und um 
bie Naturalifterung nachſuchte. Der Mann war fo günftig 
rap baß bie a gegen bei ihm zutraf: er 

atte eine Exiſtenz. Allein er wurde fchließlih doch ab⸗ 

—— Seine Bemühungen zogen ſich ſehr lange Hin, 
ber Yahresfrift, glaube ih, bis die Entſcheidung kam. 

Und, meine Herren, die materielle Seite ift bie, daß ber 

Mann ungefähr 75 bis 100 Mark Speſen, Koften und 

eg hatte und ſchließlich abgewieſen worben ift, 

ohne daß man ihm auch nur einen plaufiblen Grund 
angeben fonnte, warum das geſchah. 
(Hört! hört! linke.) 

Nun die moralifhe Seite bei ber er. 63 iſt ja 
äufig ber Zwed eines folden Vorgehens bie Ber- 
eiratung, und nicht jelten fommt es vor, daß bie Ver- 
eiratung gewünfdt wirb auß Gründen, bie ich zunächft nicht 

zu erörtern brauche. fann e3 ja fagen: es war bier 

die Ausſicht auf Nachkommenſchaft 


a 
und bie Abſicht, ba 


eiterteit) 
b a verforgen. Nun, meine 
Herren, hat der weiblide Te u 
zu tragen 
fehr richtig!), 


babet bie ſchwerſte Seite 
und nicht zum minbe zumeift dur dad Verſchulden 
ber Herren von ber Geiſtlichkeit. Mir ift gerade im ben 
legten Tagen ein Fall befannt geworben, ber durch bie 
Preſſe eine, daß einer der Herren Geiftlihen in gan 
unverftänblicher Weiſe das Mädchen dafür verantwortli 
madıte, daß es mit einem Italiener fo lange umberzieht 
und nicht m eim georbnetes ehelihed Verhältnis eintritt, 
wo tatfächlich die Aeglerung, 
unfere Gefeggebung Schuld trägt, weil berjelbe Mann 
unmöglih zur Naturaltfatton gelangen konnte. 
tefe beiden Beifpiele wollte ich anführen — fie 
tönnten durch Dutzende andere ergänzt werben —, um ben 
Herren von der Regierung zu zeigen, wie bringenb not: 
wendig es ift, daß die Sade aus dem Fluß herauskommt 
und fi zu einer gejepaehertigen Vorlage berbichtet. 
(Brabo! bei den Sozialdemokraten.) 


Vizepräſtdent Dr. Paaſche: Dad Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Müller (Meiningen). 


Dr. Müller (Meiningen), Abgeorbneter: Meine Herren, 
nur eine ganz kurze Bemerkung! Ich muß leider auf Grund 
meiner Erfahrungen in Bayern bolllommen das unter 
ſchreiben, was von feiten der äußerften Linken hier vor: 
pas worben if. Erſt im vorigen Jahre hatten wir 

ber bayertihen Abgeorbnetentammer einige traurige 

er bon Leuten, bie durch den Ablauf der zehnjäh 
agungdfrift in die Matrikel ihre Staatsangehörigfeit 
verloren hatten. In einem Falle, dem id) dort vorbrachte, 
war ein Mann zurüdgefehrt, nachdem er in ganz —* 
Jahren nach Amerifa ausgewandert war. Er hatte feine 
(eltern in Deulſchland, bie in Not unb Elend waren; er 
fehrte nad; etwa 11 Jahren zurüd, aud um biefe zu er- 
halten. Der Mann mar in fehr gute Verhältnifie ge: 
lommen. Die Ortöbehörbe erllärte, fie habe alles Intereffe 
baran, daß ber Dann bier bleibe, nicht bloß, weil fie einen 
jehr guten Steuerzahler hatte, ſondern meil er bie Familie 
ernähren konnte. Obwohl Bürgermeiſter, Getftliche, 
ver ei uf. bafür waren, haben das —— und die 
anderen vorgeſetzten Behörden erllärt, der Mann bürfe 

nicht dableiben, er müffe wieber hinaus aus Bayern. 

(Hört! Hört! Tinte.) 
116 


wo unfere Berhältuiffe, wo (n) 
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(Dr. Müller (Meiningen).) J 

ca) Der Mann ſtand vor feiner Heirat mit einer Baherin. 
Was wurde mir num, als ich mich wiederholt um bie 














Wir gehen über 7 ſtap. 8: Entſcheidende Disziplinar: (0) 
behörden. — Ich erfläre auch dieſes Kapitel für bewilligt. 


Sade bemühte, hinter den Kuliſſen gefagt? Die Militär: 
behörde jet es, bie bier dem firengen Tom angebe. 
(Hört! hört! Iint3.) 

63 ſcheint alſo, daß alle biefe Schwierigkeiten bei ben 
Milttärbehörden liegen. Ich möchte deshalb das unter: 
flügen, was vor allem Herr Stollega Bebel Hier bor- 
etragen hat, nämlid, daß möglichſt bald dieſem flbel: 
ande, ber in feiner drakoniſchen Ausführung vor allem 
bon der Militärbehörde geftügt wird, möglihft bald ein 
Ende gemacht wird, indem eine ber Gerechtigkeit ent- 
ſprechende Anderung bed Gefeged vom Jahre 1870 über 
ben Erwerb und ben Berluft ber Staatsangehörtgfeit uns 
— wird. Bei gutem Willen wäre das ſehr bald 
möglich! 


Vizepräfident Dr. Paaſche: Das Wort hat ber Herr 
Abgeordnete Brühne. 


Brühne, Abgeordneter: Meine Herren, bie Erwägungen 
dauern bei ber Regierung allerdings jehr lange. Ich 
erinnere mich noch fehr lebhaft, daß ‚ri m Sahre 1894, 
als das Unterſtützungswohnfitzgeſetz geändert wurde, hier 
das Verſprechen abgegeben mwurbe, dafür zu forgen, daß 
biefen Zuftänden ein Ende gemacht werbe. Aber nichts 


ift bis jet geichehen. j 

Was bie Erwerbung ber preußifhen Staats- 
angehörigfeit betrifft, fo biefe überhaupt ſehr ſchwer 
ober ganz unmöglich, wenn jchon ein Kind ba if. Ich 
babe n Frankfurt a. M. berartige Fälle erlebt, und ich 
abe ben Leuten gejagt: wenn ihr willens ſeid, in Preußen 
zu bleiben, bann erwerbt die preußifche Staatsangehörigkeit, 
ehe ihr euch verheiratet; denn fonft befommt ihr fie 
überhaupt nicht mehr. 

Früher fagte man immer, bad Ginfommen eines 
(B) Arbeiterd von 1100 bis 1200 Mark genüge nicht, bie 
Beute könnten fpäter doch im bie Lage kommen, bie 
Öffentliche Unterftügung in Anfprucd zu nehmen. Wenn 
man biefen Grundfag gelten laſſen wollte, dann müßte 
man das ja von allen Beuten in Preußen fagen, bie unter 
1200 Marf Einkommen haben, und das ift doch bie 
große Mehrzahl. 

Ich babe kürzlich wieder einen Fall in Frankfurt a. M. 
erlebt; dba war ein Arbeiter 18 Jahre in Arbeit, war 
tüchtig und fleißig und Hatte einen WVerbienft angegeben 
bon 1600 Marl. Als er um bie Aufnahme in ben 
preußifchen Staatöverband erfuchte, fam nad bier Wochen 
die Antwort zurüd: „Ihr Aufnahmegefuh wird abgelehnt. 
Der Regiexungspräſident.“ Und fertig war bie ganze 
Geſchichte. Man gibt einfach) gar feine Gründe an. Ich meine, 
wenn ein Arbeiter heute 1600 his 1800 Marl Einkommen 
bat, dann kommt feine Familie nicht fo Leicht in bie Lage, 
die Öffentliche Unterftügung im Anfpruch zu nehmen. Nm 
hatte dieſer Mann erwerbsfähige Kinder; in mehreren 
Jahren müſſen die Söhne nad Öfterreih, um bort zu 
bienen. Die Frau war eine Deutjhe. Der Mann war 
mit feiner Pr en Familie unglüdlih über die Nicht: 
aufnahme Hreube, Ih meine, bie Regierung follte 
die Erwägungen mehr befchleunigen. Ich habe mid ge- 
wundert, Daß es nod Leute bier im Haufe gibt — ber 
Herr Abgeorbnete Bebel hat ſchon darauf aufmerkſam 
gemacht —, bie bei fo ernften Fragen noch lächerliche 
Mienen machen können. 


Vizepräfident Dr. Paafhe: Die Diskuffion ift ge 
ſchloſſen. Der Titel ſelbſt ift micht —— Ich er⸗ 
Häre ihm für bewilligt. Ebenſo ben Titel 2. 

Wir gehen über zu Kapitel 7d, Schiffsvermeſſungen, 
Tit. , — 3, — 3, —4,— 5. — Ich erfläre dieſe Titel 
für bewilligt. 
































Wir gehen über zu Kap. 9: Behörden für die Inter: 
ſuchung bon Seeunfälen. 
In ber eröffneten Diäfuffion über Tit. 1 hat das 
Wort der Herr Abgeorbnete Hormann (Bremen). 
Hormann ggg Abgeordneter: Meine geehrten 
Herren, bezüglih der Seeunfäle hat am Donnerdtag 
boriger Woche der Herr Abgeorbnete Raab hier Be- 
hauptungen aufgeftellt, denen ich entſchieden entgegentreien 
muß. Nah den Erkundbigungen, die id am zuftändiger 
Stelle eingezogen babe, nämlih beim Zentralbureau 
des Norbbeutichen Lloyd, find die Angaben des Herrn 
Abgeorbneten Raab nicht zutreffend. Ich erlaube mir 
eine kurze Stelle aus feiner Mebe zu verlefen. Er bat 
zunächft gie: — 
ch Habe ſchon früher, als wir bie vielen 
Unglücksfälle auf See beſprachen, bemerkt, man 
müſſe mit viel größerem Ernft barauf bringen, 
das Schnelfahren auf See, namentlich bei Nebel, 
zu verhindern. Nun, nicht beffer ift es damit 
geworben, eher wohl noch ſchlechter. 
Dann hat er zwei Fälle von Schifföverluften angeführt. 
Danach ift im erften Falle bem erften Offizier das Patent 
zur Ausübung feines Gewerbes entzogen worden, weil er 
im dichten Nebel mit faft voller Straft fahren ließ. Bei 
bem zweiten Falle hat er gejagt, baf einem Stapitän, der 
auf dieſe Weife einen Unfall berbeiführte, das Patent 
nit entzogen wurbe, und babei bemerkt der Herr Ab: 
geordnete Raab: 
Nun, biefe Richter und Leute aus ber Praris 
wiflen, daß, obgleid man oft jagt, der Kapitän 
fei ber unumfchränfte Herrfher an Bord jeines 
Schiffes, er doc ſchließlich nur ber abhängige 


Beauftragte feiner Reederei if, der das bei (m) 


Strafe der Entlaffung zu tum verpflichtet 
was bie NReeberei bon ihm forber, — ımb 
fordert jchnelle Reifen von ihm und Zümmert 
fi wenig darum, ob Nebel ift ober nicht. 

Meine geehrten Herren, das ift eine gang ımerhörte 

—— die hier den deutſchen Reedereien gemacht 

wird, und dieſer Unlerſtellung möchte ih auf das aller⸗ 

entſchiedenſte entgegentreten. Dieſe Angriffe ſind ja nicht 
nen, fie find im der Preſſe ſchon verſchledentlich gemacht 

worden. Um fo bebauerlidher tft e8, daß das bier im 

Reihstage geſchieht, wo man durch Nüdfrage bei ben 

Reedereien ſich fehr leicht En rar nnen, daß 

berartiged einfah unmöglich ift. en Kapttänen des 

Norddeutſchen Llohds wird die denkbar größte Vorſicht 

empfohlen und ihmen biefelbe, unbefümmert um alle 

weiteren Rüdfihtnahmen als ihre erfte und größte Pflicht 


an Herz gelegt. 
j (Hört! Hört! links.) 
In einer Anftelungsurkunde, die vor mir liegt, heißt es — 
und baraus werben Sie fehen, wie jehr e8 dem Reedereien 
Emft damit ift —: 
Ihre Ernennung zum Stapitän Iegt Ihnen fowohl, 
was bie Wahrnehmung des allgemeinen Dienftes, 
als namentlih bie Sicherheit von Schiff und 
Paflagieren anbetrifft, eine grobe und ernfte Ber: 
antwortlichteit auf. Es wird Ihre Aufgabe fein, 
fi) biefer Stellung gewachſen zu gegen. Bor 
allem machen wir Ihnen bie unbebingtefte Bor- 
fiht bei der Navigierung des Ihnen anbertrauten 
Schiffes zur Pflicht, welche Sie unter allen Um— 
ftänden allen anderen Erwägungen voranzuſtellen 
haben und für welde Sie und perfünlih in 
vollem Umfange verantworlich bleiben. 
(Hört! Hört! Links.) 


ift, 
bie 


(Hormann [Premen).) 

Und, meine Herren, wenn man num fagen wollte, das 
ſei ein Schreiben, das ſchließlich ja an die Öffentlichkeit 
komme, jo bin id in der Lage, ein weiteres mir zu— 

age Schreiben, welches vertraulihen Charakler 
ht bier vorzulegen. Dasjelbe ift aus Anlaß eines ganz 
eftimmten alles ben Herren Hapitänen der Dampfer 
bes Norddeutſchen Lloyds zugegangen und lautet am 
Schluß wie folgt: 
Wir fehen und baher auch veranlaßt, Ihnen aus 
Anlaß dieſes Falles hiermit nochmals die aller: 
größte BVorfiht bei der Napigierung Ihres 
Schiffes namentlih im englifhen Kanal und in 
engen Gewäflern nahbrüdlihit zur Pflicht zu 
maden, wobei Ste fi) unbekümmert um etwaige 
Zeitverlufte unter allen Umſtänden lediglich von 
der Rüdfiht auf bie unbebingte Sicherheit ihres 
Schiffes leiten laſſen wollen. 
(Hört! Hört! links.) 
Sie fehen, meine Herren, das fteht im firikten Gegenjag 
zu bem, was ber Herr Abgeorbnete Raab gejagt hat, und 
übrigens kommen doch bei der Beurteilung von Schiffs- 
unfällen nicht die Reedereien in erfter Linie in Frage, fondern 
e3 tft das Seeamt, eine unparteitfche Inſtitütion, die das 
Urteil über ſolche Fälle abzugeben hat. 
(Sehr richtig! lints.) 
Dann iſt es doch eine Talſache, meine —— Herren, 
daß ein Kapitän, ber etwa leichtſinnigerwelſe die Nabi— 
terung vornehmen würde, ſich einfach um feine Exiftenz 
ringen würde. Tatſache ift, baß 3. B. der Lloyd feinen 
Kapitän unter feinen Schiffäoffizieren duldet, der je ein 
Schiff verloren ober auch mur erheblich gefährbet hätte, 
felbft dann nicht, wenn ein perfönliches Verſchulden nicht 
unmittelbar nachgewieſen werben kann. Das alles geſchieht 
im Intereſſe der Sicherheit umdb zur Beruhigung bes 
reifenden Publikums. 
(Hört! —* lints.) 

Diefe Mitteilungen, die mir aus dem Zentralbureau 
be3 Lloyd geworben Find, gewinnen an Bedeutung dadurch, 
baß der Norddeutſche Lloyd diefelbe Gewilfenhaftigteit auch 
für bie anderen Reedereien in Anſpruch nimmt. Es heißt 
in dem mir gewordenen Schreiben: 

Daß auch nur eine einzige deutſche Reederei eine 
fo wahnmwigige Vorſchrift ohme Rüdficht auf Leben 
— acmngei ber ihr anvertrauten Menjchen, 
bei jeder Witterung die Fahrzeiten inmezubalten, 
an ihre Kapttäne erlaffen könnte, halten wir von 
vornherein für vollkommen ausgefchloffen. Eine 
folde Anwelfung würde feinen Augenblick unbekannt 
bfeiben und fir die betreffende Reederei einfach 
ihr eigenes Todesurtell bedeuten. 
(Hört! hört! und fehr richtig! Links.) 

Meine geehrten Herren, der Herr Abgeordnete Raab 
hat fi) dann aud über die —— ber Ozean⸗ 
dampfer ereifert; er ſprach von „Haft und Hetze“. Was 
ift denn auf dieſem Gebiete eigentlich gefchehen? Die Fort⸗ 
ſchritte der Schiffsbautechnik find ganz einfach nah Mög: 
lichkeit — worden, — und das iſt alles. Daß unfere 
deutſchen Neebereien auf der zurzeit möglichen Höhe find, 
wird aud) ber Herr Abgeorbnete Raab nicht beitreiten wollen. 
Und welde Dampfer benugt denn das reifende Publikum? 
Es find eben bie fchnellften ne und auf Wunfch bes 
Publikums muß eine immer größere Gefhwinbigkeit der 
Dampfer zu erreichen geſucht werben. Das ift genau 
jo wie bei den Eiſenbahnen. Übrigens hat fi bie 
Zunahme ber Danpfespehätetnbigtei nur allmählich voll: 
zogen. Wenn wir berüdfichtigen, daß früher die ſchnellſten 
Poftbampfer bei einer Größe von 6000 bis 8000 Tonnen 
und einer Maſchinenſtärle von 5000 Pferbekräften eine 
Geihwindigkeit von 14 Meilen befeflen haben, während 
die heutigen Schnelldampfer bei 20000 Tonnen Raum: 
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gehalt und einer Mafchinenftärfe von über 40 000 Pferde: (C) 


fräften und einem SKohlenverbrauh bon 700 Tonnen pro 
Stunde etwa 23 Knoten per Stunde erreihen — das tft 
die halbe Schnellzugsgeihwindigfeit —, fo kann diefe 
Geſchwindigkeit nichts Auffälige® haben. Dazu kommt 
noch, daß die neuen Schiffe durch verbeflerte Konftruftion 
in Berbindung mit ben fonftigen Sicherheitsvorrichtungen 
eine weit — Sicherheit bieten, als das früher der 


Fall war. 
(Sehr richtig! links.) 

Meine geehrten Herren, wenn behauptet wurde, daß 
von den Kapitänen auf alle Fälle ber Termin eingehalten 
werben müßte, fo muß bem gegenüber konftatiert werden, 
daß es im Poſt⸗- und Schuellbampferverfehr beftimmite 
Termine für die Ankunftszeiten überhaupt nicht gibt 
und der Natur ber Sade nad nicht geben kann. 
Daß man im allgemeinen gewiſſe Ankunftszeiten, die 
rubig um Stunden bifferieren können, —— geichteht 
fhon im Imtereffe und auf Verlangen des reijenben 


Publikums. 
(Sehr richtig! links.) 

Meine geehrten Herren, wenn Sie es nun nach biefen 
Darlegungen aud für bollftändig ausgeſchloſſen halten 
fönnten, daß bei denjenigen, bie über bie Berhältnifie 
des überfeetihen Dampferberfehrd unterrichtet ‚ aud 
nur ber Gedanke auftauchen könnte, ald wenn bie großen 
Reedereien ed in dieſer Beziehung an — etwas 
fehlen ließen, habe ich es doch meine Pflicht gehalten, 
dieſen Außerungen des Herrn Abgeordneten Raab auf 
das entſchiedenſte entgegenzutreten, zumal dieſelben bon 
ſo hervorragender Stelle, von der Rednertribüne des 
Reichſstags aus, gemacht wurden. 

(Bravo! links.) 


Bizepräfideni Dr. Paaſche: Das Wort wird nicht 


weiter verlangt; bie Diskuſſion iſt geſchloſſen. Tit. 1 ift (m) 


bewilligt. 
rufe auf Tit.2 — und 3. — Ich erkläre biefe 

Titel fi en. 
Wir gehen über zu Kap. 10, Statiſtiſches Amt. Ich 
rufe auf Tit. 1, — Tit.2. — Ih erfläre bie Titel für 
bewilligt. 

Ih rufe auf Tit. 3. Ich eröffne die Diskuſſion. 

Das Wort hat ber Herr Abgeorbnete Werner. 


Werner, Abgeorbneter: Meine Herren, ih will aud) 
in biefem Jahre, wie alljährlich, eintreten für bie 
erpebierenben Sefretäre ber en Reichsbehörden, die 
fett dem 1. April 1897 angeftellt find. Es ift möglid, 
daß man mir feitens ber Regierung entgegenhält, baß num 
die allgemeine Gehalt3aufbeflerung im nädften Jahre 
ftattfinden folle, und daß dabei auch biefe Beamten- 
kategorien bedacht werben würden. Es hanbelt ſich aber 
nicht um eine Gehaltsaufbeflerung, ſondern um eine Gleich— 
ſteluung mit den vor dem 1. April 1897 angeftellten erpe: 
dierenden Sekretären und um die Befeitigung einer einzig 
baftehenden Härte. Es gibt wohl feine andere Beamten: 
fategorie, in der Beamte, die die gleihe Funktion haben, 
verſchieden bezahlt werden. Auch im vorigen Jahre habe 
ich in biefem hohen Haufe betont, dab man nun endlich 
einmal den wiederholt zur Berüdfihtigung überwiejenen 
Petitionen feitens der verbündeten Regierungen Rechnung 
tragen möge. 

Es iſt auch nicht unwahriheinlid, daß mir jeitens 
ber verbünbeten Negterungen eriwidert wird, wie es all: 
jährli der Fall ift: wir können dieſe Beamten nicht auf: 
beffern, weil jonft bie preußtihen Provinzialbeamten 
fommen unb aud eine Aufbeflerung verlangen. Aber 
biefe Konſequenzen können meines Erachtens nicht gezogen 
werben; denn der Wirkungskreis der preußtfchen Provinzial: 
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Werner) 


(A) behörden erſtreckt ſich doch nur über bie entſprechende 


(B) 


Provinz, während ber ber hier in 
Neichöbehörben fi über das ganze Deutfhe Reich er: 
ftredt. Die Reihöbehörben, wenn fie auch in 
fragen dem Reichſsamt des Innern unterftellt find, 
doch im ihrer Amtstätigfeit völig ſelbſtändi g 
dem ihnen zugewiefenen Gebiete — 3. 


Sue fommenden 


erjonal: 
ſtehen 
da, unb anf 
im Patents 
weien, im Unfallverfiherungsweien uſw. — bilden fie bie 
oberfte Inftanz. Sie find alfo nah ihrem Wefen und 
rem Wirkungskreiſe im wirklihen Sinne des Wortes 
entralbehörden und nit etwa auf bie gleidhe Stufe zu 
tellen 3. B. mit ben Ober: Poftdire 
als Zwifdeninftanz 
lotalen Boftämtern 


nen, bie im Reiche 
— dem Reichspoſtamt und den 
n ber Tat ben preußiſchen Mittel 


odbere Reicadehörden⸗ 







































behörden entſprechen. Dieſe zentrale Stellung der höheren 
Reichsbehörden, um die es ſich hier handelt, iſt auch wohl 
bei der Abmeflung ber Gehälter der oberen Beamten aus: 
ſchlaggebend geweſen. Denn die Gehaltsfäge biefer Herren 
find ganz andere, höhere ald bie der preußiſchen 
Proptnzialbehörben. Außerdem ergänzt fi bie Beamten: 
Ihaft der höheren Reichsbehörden aus ben ſämtlichen 
Bundesftaaten, und e3 ift Grunbfag, bie Beamten ber 
Bundesftaaten durch höhere Befoldung im Reichsdienſt 
zum Übertritt in diefen zu bewegen. 

Ich erlaube mir baher einen Vergleich der Gehälter 
ber Beamten der Höheren Reichsbehörden und der 


preußiſchen Provinzialbehörden dem hoben Haufe zu 
unterbreiten: 













 Breußifche Bropinzlalbehörben: ag ae 














































| I | alt 
\ Gehalt * Gehalts: \ Gehalt !Die Gehalts-| gzwiſchen 
Stand | nach bem | ergögung Stand nad dem | erhöhung | Preußen 
1. 897 etrug 1. 4. 1897 unb 
| bem Reich 
ERBEN: Kanıss 
| Me 
ãſidenten. „| 16000 Negierungspräftdenten | 12000 _ — 3000 
ivrelioren . . . | 7500 — 10000 Oper-Präfidialräteufw. | 7500 —9300 — — 700 
Regterungdräte. . . 4500-7500 Regierungsräte . ‚ 4200-7200 + 600 — 300 
Techniſche Hilfsarbeiter  2400—4800 + 600 | — — 
—— MEER 4200 Bureaubeamte | 4200 
. vor dem 1. 4. 2100- [800 + 600 1. vor dem 1. 4. 1800- + 600 + 600 +0 
1897 angeftellt ulage unter 1897 in Berlin | Zulage) unter Fort: 
ortfall der angeftellt fall der 
| elhnachts⸗ —* nadts- 
gratififation or 
2. nad dem 1. 4. ' 2100-4200 | — 150 2. bie übrigen . . | 1800-4200 +0 
1897 angefellt äbrl.) durch — 
ortfall der 
ts· 
gratifilation 
Stanzleifefretäre 18003000 | +300 | anzleifetretäre — 300 
Im wg Jahre hat der Referent der Bubget= | bürfen. Da muß man fi doch fragen: warum ift bem 
fommiffion im Reihstag bad Wort ergriffen und unter | Wunſche der Petenten und dem dieſes hohen Haufes im 


anderem erklärt, dab es abſolut notwendig erfcheine, num 
einmal einen Ausgleich zu ſchaffen, und daß daher ve 
Beſchluß bed Reichſtags von den verbünbeten Regierungen 
ebührend zu beachten je. Muh der Herr Staatö- 
Pefvetär bed Innern Graf dv. Pofabowsty hat fi im 
vorigen Jahre in dieſem Haufe babin geäußert, 
daß es auch in feinem Imtereffe läge, wenn ben 
hier vorgetragenen Wünſchen eublih Rechnung getragen 
würde. Man follte doch meinen, daß, wenn jelbft ber 
Herr Staatöfekretär bie Notwendigkeit ber Berüdfichtigun 
diefer Wünſche anerkennt, dann auch endlich einmal na: 
langem Hangen und Bangen dieſer Ausgleih geſchaffen 


würbe. 

Ich bemerfe nod einmal: es Handelt ſich nicht um 
eime Gehaltserhöhung, ſondern um einen Ausgleich, mit 
dem die in Ausficht genommene allgemeine Gehaltäauf: 
beflerung gar nichts zu tun hat. Gm Vorjahre iſt bie 
Petition nicht allein bon ſondern auch von den 
Rehnern ber ne. Parteien bringend befürwortet worben. 
Ich weile 3. B. auf die Erflärungen der Herren Kollegen 
Patzig, v. Kichthofen und v. Oldenburg hin. Auch die 
Reihäfinanzverwaltung hat zugeben müſſen, daß bier 
Zuſtände vorherrſchen, die —— einer Beſeitigung be- 


biesjährigen Fr nicht endlich Rechnung getragen? Ich 
belle das bie Kommiſſton bei Beratung ber Petition das 
Grforberlihe veranlaßt. Ste können ji wohl denken, 
daß es mir fein beſonderes Vergnügen —— alljährlich 
dieſelben Wünſche bier vorzutragen; aber ih halte es 
für meine Pflicht, dies zu tun. g * e8 — 
übernommen, und id meine, ba > 
biefem Jahre vor der allgemeinen Gehattserhägn a 
denn je notwendig erfcheint, auf biefe Ling! eichheit 
uweiſen und einen gerechten —n bringenb zu 


verlangen. 
(Beifall.) 


Vizepräfibent Dr. Paaſche: 
ſchloſſen; der Zitel tft bewilligt. 

Ih rufe auf Tit. 4 — 5, — 6, — 7, — 8 — und 
erfläre alle biefe Titel für beiwilligt. 

Wir fommen zu Kap. 11, — — 
Id rufe auf Til. 1, — 2 — 3, — 4 — B, — 6, 

— und erfläre alle diefe Titel für bewilligt. 

Meine Herren, ich ſchlage Ihnen nunmehr vor, fi 
zu bertagen. — Das Haus tft mit dem Vorſchlage ein- 
verftanden; bie Vertagung tft beſchloſſen. 


Die Diskuffion ift ges 


(C) 


(D) 








— —“”eichstag — 30. Sihung. Dienstag ben 16. April 1907. _........889 
(Büepräfibent Dr. Baafche.) — — — 
(A) Ih ſchlage Ihren * die nächſte Sitzung zu Die 2. und 4. Abteilung berufe id auf morgen (B) 
halten morgen, Mittwoh ben 17. April, Nahmittags | Vormittag 11'/, Uhr zur Bornahme von Wahlprüfungen. 

1 Uhr, mit ber Tagesordnung: Die Herren Abgeordneten v. Staudy, Will (Stolp), 





1. d tu Graf dv. Oppersdorff, Kölle und Dr. Miller (Meiningen) 
5 56 Dei "ber zuce f änzung zum Dingen aus ber I. refp. I. und II. Kommiifion 
Reihshaushaltsetat für 1 ausfheiden zu bürfen. — Ein Widerſpruch biergegen 

in Verbindung mit = ch * —— we * 6. 2 und 
atuna b eilung, heute unmittelbar nad der Sigung bie er: 
—— für 1907 ee forberlihen Erfagwahlen vorzunehmen. 


Gegen biefen Vorſch et fich fein Widerfprud; bie Ih ließe die Sieung. 
Tagesordnung fteht Dich. (Schluß der Sigung 7 Uhr 47 Minuten.) 








Drud und Verlag der Norddeutſchen Buchdruckerel und Verlags-Anftalt, Berlin SW, Wilhelmftraße 32. 
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